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Dormwort. 


un 


Bas vorliegende, ‚zunächft für den praftifchen Juriſten beftimmte 
Buch enthält nebft dem Texte des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, 
der Legalordnung folgend, chronologiſch aneinandergereiht, alle auf den 
Inhalt der Normen bes. Gefegbuches ſich beziehenden, denfelben er- 
läuternden Rechtsſprüche aus den bisher publicirten Entſcheidungen des 
RE oberften Gerichtshofes, ferner bei jedem Paragraph die Eitate 
fänumtficher daranf Bezug habender Goſetzesſtellen des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches, Gejege und Verordaungen. 

Saunmnlungen von oberſtgerichtlichen Entſcheidungen überhaupt und 
zu einzelnen Geſetzen insbeſondere find ein lüngſt gefühltes Bedürfniß 
ber praktiſchen Rechtspflege, welchen bisher in verſchiedenſter Weile zu 
eapeechen verfucht wurbe. 

mDie hohe Bebentung der oberftrichterlichen Ausſprüche für bie 
tichtige Auwendung des Gefeges und Heranbildung einer gleichförmigen 
Praris bei ſämmtlichen Gerichteftellen bes Reiches“ ſowie ber Umftand, 
bag diefelden nur in vielen Bänden zerfirent vorkamen, veranlaften 
zuerſt dent E. Landesgerichtarath Yranz Peitler zur Herausgabe einer 
Sammlung von Entſcheidungen zum allgemeinen bürgerlichen Geſet- 
buche, welche 1860 bei. Manz in II. Auflage erſchien. Jeden⸗ 
falls hierdurch augeregt, wenn auch nicht von denſelben Grundfägen 

* 


IV Vorwort. 


geleitet, Kam 1859 der erfte Band „Sammlung von civilvechtlichen 
Entſcheidungen des k. k. oberften Gerichtshofes“, Herausgegeben von 
Dr. Glafer, Dr. Unger und Joſeph v. Walther auf den Markt, 
Schon weitergehenden Anforderungen entſprach in höherem Maße 
diefe das ganze Gebiet des Civilrechtes umfaflende Sammlung; anderer- 
ſeits aber Hatte fie den von Peitler eingefchlagenen Weg ber ffte- 
matifchen (dev Legalordnung angepaßten) Aneinanderreihung verlaffen. 
Diefe legterwähnte Sammlung, deren Vorzüglichkeit gewiß außer Zweifel 
ſteht, ift nun zu einer Heinen Bibliothek angewachfen, bie Benützung der- 
felben im concreten Fall trog angefügtem Regifter ſchon ihres Umfanges 
wegen zu einer oft zeitraubenden und mühevollen Arbeit geworben, 
Hat man fi in den Regiftern zurecht gefunden, fo gilt’, die lau⸗ 
fenden Nummern zu notiren, worauf die zugehörigen Entſcheidungen 
erft in den verfchiedenen Bänden aufgefchlagen, durchgelefen oder doch 
durchflogen werden müflen, um, fei e8 einen Ueberblick über bie Spruch⸗ 
praris unferes supremum tribunale im Ganzen, fei es ein neues 
Argument, einen neuen Geſichtspunkt für die Beweisführung in einer 
beftimmten Richtung zu gewinnen. : 

Diefe Arbeit, die nicht felten mit einem ganz fterilen Reſul⸗ 
tate endet, abzulürzen, hat Schimkowsky („Die Rechtsgrimbfäge 
ber Entfcheidungen bes k. k. oberften Gerichtshofes zum allgemeinen 
öfterreichijchen bürgerlichen Gefegbuche”) auf die urfprüngliche Peitler’fche 
dem Suftem bes Geſetzbuches folgenden Unorbnung zurückgegriffen 
und zugleich durch die. geiftige Verarbeitung ber in den einzelnen Ent«- 
ſcheidungen bezüglich eines Nechtsinftitutes manifeftirten oberfigericht- 
lichen Auffaſſung zu kurzen Rechtsſprüchen nicht nur das Materiale 
fehr bedeutend vereinfacht, fondern auch dem Benüger feines Werkes 
das Gefuchte fozufagen mundgerecht ſervirt. 

Schimkowsky's Werk reicht jedoch nur bis Enbe 1867, iſt in 
vielen Partien durch bie neue Gefeggebung unpraktiſch geworden und 
in faft allen Theilen ohne die ergänzende und berichtigende Judicatur 
aus den folgenden Jahren für den Praktiker kaum mehr ausreichend. 
Eine neue, bis in bie Gegenwart fortgejegte Sammlung oberſtgericht⸗ 
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licher Entſcheidungen zum allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche dürfte 
daher nicht unzeitgemäß kommen. 

Auch in dieſem Werke iſt die von Peitler eingeſchlagene und 
von Schimkowsky adoptirte Methode befolgt. Diefe Methode allein 
ermöglicht es, daß nicht nur ein Nachfchlagebuch, fondern zugfeich in 
gewiſſem Sinne ein Commentar geboten werde, welcher in ber Zu- 
ſammenfafſung der Spruchpraris unferes oberften Tribunales den jer 
weiligen Nieberfhlag der Anfchauungen unferer hervorragendſten Richter 
zum Ausdrud bringt und dies gerade in jenen Richtungen, bie den 
proftifchen Juriſten faft ausſchließlich intereffiren, d. h. ein Bud, 
welches in ben meiften Fällen aud) das Nachſchlagen eines Eommen- 
tars entbehrlich madht.*) 

Das vorliegende Werk berüdfichtigt alle feit dem Beſtehen des 
oberften Gerichtshofes bis 1879 publicirten Entſcheidungen besfelben. 
Es wurden nur jene älteren Entfcheibungen übergangen, welche durch 
neuere Gefege in der That ganz gegenſtandslos geworben find, Hin 
gegen viele felbft auf die Zeit der „oberften Juſtizſtelle“ bis 1812 
zurüdreichenden Judicate (legtere zumeift aus der Peitler'ſchen Samm- 
kung) und and die — leider oft — widerſprechendſten Ausfprüde 
vollftändig aufgenommen, wodurch dieſes Buch namentlich für die 
„Jurisprudentia militans“ an Brauchbarkeit gewinnen dürfte. Die 
zeitraubenben Berweifungen an andere Stellen des Buches find 
dadurch faft ganz vermieden, daß einzelne Rechtsjäge, die zur Exläute- 
zung mehrerer Gefegesftellen von Bedeutung ſchienen, wiederholt ab- 
gedrudt wurden. 

Wenn dergeſtalt diefes Werk in den (weit aus) meiften Fällen 
ben Bebürfniffen des Richters und Rechtsfreundes, fich bezüglich der 
Materien des bürgerlichen Gefegbuches über die maßgebendften Rechts 


Unbeſchabet bes Strebens nach möglichfter Kürze wurde das Hauptaugenmerk 
des Berfaffers auf treue Wiedergabe gerichtet, hierzu auch das ſchon gefammelte Materiale 
anter Benützung aller zugänglicyen Quellen genau vevibirt; in den Ouellenangaben aber 
gleichwohl den Werten von Peitler und Glajer-Unger- Walther bes bequemeren Rac- 
ſchlagens halber ber Vorrang gewahrt. 
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anſchauungen und die ſpecielle Caſuiſtik umfaſſend und ohne viel Zeit⸗ 
verluſt zu orientiren, genügen mag, darf andererſeits darauf hingewieſen 
werden, daß dasſelbe durch gewiſſenhafte Quellenangaben und durch 
bie reichhaltigen Citate einſchlägiger Geſetzesſtellen auch in den ſchwierig⸗ 
ſten und verwickeltſten Cauſen den Schlüſſel zu eingehenderem Studium 
bieten und einen Wegweiſer abgeben wird in die Folianten der Juſtiz 
Geſetz⸗ Sammlung, der politischen a Sammlung, des Reichs⸗ 
Gefeg- Blattes 2c. 

Ob und wie der Verfaſſer diefen Aufgaben entfprochen habe, bar» 
über mag das Buch felbft Aufſchluß geben. 


Der Berfafer. 


Abkürzungen. 


Abh. Bat.” — kaiſſl. Patent vom 9 Anguft 1854, Nr. 208 X. G. 2. 
„Aehnl.“ — Aehnlich. 

„B. G* — allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 

„D.“ — Dienſtbarkeit (Servitut). 

„Egth.“ — Eigenthum, — „Egthr.“ — Eigenthümer. 

„Erbl.“ — Erblafſſer. 

„Entſch. v.“ — Eutſcheidung des k. k. oberſten Gerichtshofes vom. 

„Reicheg. Eutſch.“ — Reichegericht ⸗Eutſcheidung. 

„Berw. Gh. Entſch.“ S Berwaltungsegerichtshof -Entſcheidung. 

„G.“ = Geſetz. 

„G. G.“ = Grundbuchsgeſetz. 

„8.9.“ = Gerichtshalle 

„a. G. O.“ — allgemeine Gerihtsorbnung. 

„8. U.” = Glafer-Unger-Balther, Sammlung civilrechtlicher Entſcheidungen. 

„G. 3tg.” — Allgemeine öſterreichiſche Gerichte- Zeitung. 

S. G.“ — Handelsgeſetzbuch. 

J. B.“ — Iurifiihe Blätter. 

„J. G. S.“ = Juſtiz · Geſetz Sammlung 

„Bfor.” = Pfandrecht 

„P. S.“ = Peitler's Sammlung von Entfpeibungen zum allgemeinen öſterreichiſchen 
bürgerlichen Geſetzbuche. 

„Br = Re. 

„R. G. B.“ — Reihe-Gefeg: Blatt. 

„Sä. I—-IV” — Schimkowsky. Die Rechteſprechuug des k. k. oberſten Gerichtöhofes. 
LIV. Jahrung. 

Gchlußfolgerung)“ = Aus der oberſtgerichtlichen Beſtätigung beziehungsweiſe Berwerfung 
tines Urtheiles ber I. ober II. Inſtanz gefolgerte Rechtsauſchauung bes oberſten 
Gerichtshofes. 

„Sis.“ = Berjührung. 

"Big." = Bertrag 

Bſchft.“ = Berlaffenfchaft. 

"Bf." = Berfahren, 

"Burgn.” = Bermögen. 

„W. O.“ — allgemeine Wechſel⸗Ordnung. 

Wdſpr“ = Wiberfpregend. 
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Kundmacjungspafent 


zum 


allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuche. 


(Für jene Länder, welche im Jahre 1811 den Beftand des Kaiſerthums 
Defterreich bildeten, mit Ansnahme von Ungarn und deflen damaligen 
Nebenländern.) 


(Kaifl. Pat. v. 1. Juni 1811, Mr. 946 I. G. ©.) 


Ans der Betrachtung, baß bie bürgerlichen Gelege, um ben Bürgern 
volle Beruhigung Über den geficherten Genuß ihrer Privatrechte zu verfchaffen, 
nicht nur nach den allgemeinen Grundfägen ber Gerechtigkeit, fonbern aud - 
nach den befonderen Verhältniſſen der Einwohner beftimmt, in einer ihnen 
verftändlichen Sprache befannt gemacht, und burd eine orbentliche Sammlung 
in ftetem Anventen erhalten werben follen, HAben Wir fett dem Antritte Unferer 
Regierung wnansgefegt Sorge getragen, daß bie ſchon von Unferen Vorfahren 
beſchloſſene und unternommene Abfafjung eines volfftändigen einheimifchen 
bürgerlichen Gefegbuches ihrer Vollendung zugeführt werde. 

Der währen Unferer Regierung von Unferer Hofcommiffion in Geſetz⸗ 
ſachen zu Stande gebrachte Entwurf warb, ſowie ehedem ber Entwurf bes 
Geſetzbuches über Verbrechen und ſchwere Polizetübertretungen, ben in ben 
verichiebenen Provinzen eigens aufgeftellten Commiffionen zur Beurtheilung 
mitgetheilt, in Galizien aber inzwiſchen ſchon in Anwendung geſetzt. 

Nachdem auf folche Art die Meinungen der Sachverftändigen, und bie 
aus ber Anwendung eingeholten Erfahrungen zur Berichtigung dieſes fo 
wichtigen Zweiges ber Geſetzgebung benügt worben find, Haben Wir num 
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beſchloſſen, dieſes B. ©. für Unfere gefammten Deutfchen Erbländer Fund 
zu machen und zu verorbnen, daß basfelbe mit dem 1. Jänner 1812 zur An- 
wenbung kommen folle. 

Dadurch wird das bis jet angenommene gemeine Recht, der am 
1. November 1786 kundgemachte erfle Theil des B. ©., das für Galizien 
gegebene B. ©., fammt allen auf die Gegenftände dieſes B. R. ſich bezichenden 
Gefegen und Gewohnheiten, außer Wirkſamkeit geſetzt. 
— — Som: a; BE a an > 22. Huguft 1896, Ar. 153, 9. ©. ©. und G. v. 17. De 

Wie Wir aber in dem Gefegbuche felbft zur allgemeinen Vorſchrift auf- 
geftelit Haben, daß die Gefege nicht zurüchoirfen follen, fo ſoll auch dieſes 
Geſetzbuch auf Hantlungen, die dem Tage, an welchem e8 verbindliche Kraft 
erhält, vorhergegangen find, und auf die nach den früheren Gefegen bereits 
erworbenen Nechte feinen Einfluß Haben; biefe Hanblungen mögen in zwei 
feitig verbindlichen Rechtsgeſchäften, oder in ſolchen Willenserffärungen be - 
ftehen, die von dem Grflärenden noch eigenmächtig abgeändert, und nad) 
den in bem gegenwärtigen Gefegbuche enthaltenen Vorſchriften eingerichtet. 
werben Könnten. 


Entſch. v. 15. April 1863, Nr. 2367 (1694 ©,-U.). Das fpätere 
Geſetz (8. ©.) ift bezüglich eines im früheren Verträgen begründeten dinglichen 
Rechtes (weltewiged Rücktaufsrecht) nur infolange nicht anwendbar, als kein 
weitered für Dritte rechtsbegründendes Moment während feines Beſtandes 
dazwiſchen tritt. Ein aus öffentlichen Gründen als unftatthaft bezeichnetes Recht 
Kann durch Parteiwillen weder fortbehauptet nody neu begründet werben. 

Bot. (ciikwirtende Kraft des B. ©.) Pat. p. 20. April 1818, Ar. 1148 9. ©. ©.; v. 28. November 
1316, Nr. 1189 9. ©. ©.; v. 29 März 1858, Mr. 79 R.©. 8, und ©. v. 25. Mai 1868, Ar. 478. ©. 8,; 
Hofd. v. 8, Jänner 1811 Kr. 1408 9. ©. S.; B. v. 14. März 1849, Ar 181 8. ©. 8.; Hofd. v. 18. Nor 
vember 1817, Nr. 18% 9. G. ©.; Hofd. v. 16. November 1814, Ar. 111 I. G. ©. 

Daher tft auch eine ſchon vor der Wirkſamkeit dieſes Gejegbuches 
angefangene Erfigung oder Verjährung nad den älteren Gefegen zu beur: 
thetlen. Wollte fih jemand auf eine Erfigung oder Verjährung berufen, bie 
in dem neueren Geſetze auf eine kürzere Zeit ale in ben früheren Ge- 
fegen beftimmt ift; fo kann er auch dieſe kürzere Friſt erft von bem Zeit: - 
punkte, am welchem das gegenwärtige Geſetz verbinbliche Kraft erhält, zu 
berechnen anfangen. 

Entf. v. ? (PB. ©. 282). Der Erwerb einer Servitut, deren Erfigung 
vor 1812 begonnen hat, ift nach dem römischen R. zu beurtheilen. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzbuches find zwar allgemein verbindlich; 
doch beftehen für den Militärftend und für bie zum Militärförper gehörigen 
Berfonen befondere, auf das Privatrecht ſich beziehende Vorfchriften, welche 
bei den von, ober mit ihnen vorzunehmenden Rechtsgeſchäften, obſchon in 
dem Gefegbuche nicht ausbrücklich darauf Hingewiejen worben ift, zu beob⸗ 
achten find. 

Fi das f. 1. Militär wurbe das B. ©. durch Hoffrieger.- Eirc. v. 17, Juni 
1811,.Circ. 1015, lundgemacht. 

Entfh. v. 15. März 1859, Nr. 2900 (©. H. 1863, Nr. 13), 
Durch das Hofd. v. 25. Iuni 1795, I. ©. ©. Nr. 237, iſt es unter 
fagt, Militärperfonen vom Feldwebel abwärts ohme militärbehördlichen Confens 
ihe Vermögen auszuzahlen; baraus folgt aber nicht, daß ein folder Mili- 
tärift über fein Immobilarvermögen nicht beliebig verfügen könne (88. 356 u. 
865 ©. ©.). ; 

Handels- und Wechſelgeſchäfte werden nach den befonderen Handels⸗ 
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mad Wechſelgeſetzen, infoferne fie von ven Vorfchriften dieſes Geſetzbuches 
abweichen, beurtbeilt. 


Elete Die m. W. D. d. 35. Ynner 1850, Re. 51 R. @. @, im I Vde. 8. Heft der Mani’ 
Eu. ve GL wir Decmaber 1009, Ar 1. 8.0. fit 180, Im Kr. Bor, Darlehen Ole 0 


Auch bleiben die über politifche, Cameral⸗ oder Finanz⸗Gegenſtände fund 
gemachten, die Privatrechte befchränfenden, oder näher beftimmenven Verord⸗ 
nungen, obfchon in diefem Gefegbuche ſich darauf nicht ausdrücklich bezogen 
würde, in ihrer Kraft. 

Reichsg.-Entſch. v. 25. October 1878, Nr. 217. Zur Entſcheidung 
über die Unfprüde der Gemeinde gegen den früheren Bürgermeifter aus deſſen 
autlicher Gebarung mit dem Gemeinbevermögen oder Vermögen einer Gemeinde 
corporation bleiben die Gerichte competent. 

Entfd. v. 19. Jänner 1859, Nr. 439 (713 G.⸗U.). Die Gerichte find 
wit competent zur Entſcheidung von Mählbauftreitigkeiten, 

Entfd. v. 23. Mei 1855, Nr. 4695 (91 ©.-U.). Reſervatwälder 
Runen nicht erfeflen werben. 

JIusbeſondere find die auf Gelbzahlungen fich beziehenden Rechte und 
Berbindlichleiten nach dem, über das zum Umlauf und zur gemeinen Qandes- 
(Biener-) Währung beftimmte Geld, bereits erfaffenen Patente vom 20. Hornung 
1811, oder nad) ben uoch zu erlafjenden bejonderen Gefegen, und nur bei 
deren Ermanglung, nad den allgemeinen Vorfchriften des Geſetzbuches zu 
beurtheilen. 

Siehe die geltenden Borſchriften über die Beldwährung im Anhange l bes 11. Bd. der Manz’fhen Sig. 

Wir erflären zugleich den gegenwärtigen Deutfchen Tert des Gefegbuches 
als den Urtert, wornach die veranftalteten Ueberfegungen in bie verfchieenen 
Landesſprachen Unſerer Provinzen zu beurtheilen find. 

Durch Bat. v. 27. December 1852, Nr. 260 R. ©. B., und I. M. Bpg. v. 
19. März 1853, Nr. 51 R. ©. 8., dann ©. v. 10. Juni 1869, Nr. 113 R. ©. B. 
wurde auch rüdfichtlich det nahe glihen Berorbuungen zum B. G. ber Deutiche Tert als 
der ot authentifche erfläft. Ueber amtliche Berichtigungen mehrerer in ben Aus- 
23 * , &. vorgefundener Drudfehler vgl. I. M. Vog. v. 27. Mai 1860, Nr. 133 


Beginn der Wickfamkeit des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches. 


Am 1. Jämer 1812 in Böhmen, der Bukowina, Galizien und Lodo— 
merien, im Klagenfurter Kreis, in Mähren und Schleften, Defterreich ob und 
unter der Eund, Steiermark und beim f. k. Militär; 


am 1. Mai 1815 tim Moelsberger, Laibacher, Neuftäbtler und Bil- 
Iacher Kreife; 

am 1. Juli 1815 in Nordtirol und Vorarlberg; . 

am 1. October 1815 in Görz und Gravisfa, Iſtrien, Südtirol und 
Trieſt; 

am 1. November 1815 in den Bezirken Podgorze und Wieliczla; 

am 1. Jänner 1816 in Dalmatien; 

am 1. Februar 1816 in der Tarnopoler Landſchaft; 

! ı* 
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am 1. October 1816 auf ven Inſeln Eolometia, Curzola, — 
Lagoſta, Liſſa, Meleda, Mezgo; 
am 1. gänner 1817 im Brixenthal, Zillerthal und Vils; 


am 1. Auguft 1817 im Innviertel, der früher Bairifehen Barzelle des 
Hausruckkreiſes und Salzburg; 
am 20. April 1852 in Krakau, rüdfichtlich der Eheſachen; 
am 29. September 1855 in Krakau nach feinem ganzen Inhalte. 

(In Ungarn ſammt Nebenländern ne zufotge 8 8. 1 u, 21 der a. h. fanctionirten 
Juder · Curial· Conferenzbeſchlüſſe v. J. 186 mit Ausnahme jener Auord- 
wungen, welche bie Arf ber Eriverbung uud ee einer ein — — bilden⸗ 
den Sache beftimmen, wieder außer Kraft. “a egteren A 
— — — 444, 445, 451, 468, 454, 468, 1095, 1 1396, 1446, 1487. "1469, 

; Aura des Bflerreichifchen Kaiſerſtaates gilt für die im Beiden Reiche Ka, 
den Gierseichlhen Unterthanen und Schußgenoffen zufolge kaiſ. Vog. v. 29. Jänner 186: 
Nr. 23 R. ©, B., gleichfalls das B. ©.) 


\ 


Allgemeines bürgerlihes Befehbud. 


Einleitung. 
Bon den bürgerlichen Gefesen überhaupt. 


Inhalt: Begriff des bürgerlichen Rechtes (88. 1 u. 2). Anfang ber Wirffamteit ber 
Sc (8. 3). Umfang des Geſetzes (89. 4 u. 5). Auslegung (88. 6—8). 
Daner des Geſetzes ($. 9). Andere Arten ber Borfchriften ale: a) Gewohn- 
beiten ($. 10); b) Provinzialftatuten (8. 11); c) richterlihe Ausſprüche (8. 12); 
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‘ Begriff des bürgerlichen Rechtes. 


8. 1. Der Jubegriff der Geſetze, wodurch die Privat Hechte und Pflichten der Einwohner 
des Staates unter fich beftimmt werben, macht das bürgerliche Recht in demſelben aus. 


Reichsg.-Entſch. v. 25. October 1878, 3. 217. Zur Eniſcheidung 
über die Anfprüche der Gemeinde gegen den Bürgermeifter aus der Gebarung mit 
dem Gemeindevermögen find die k. k. Gerichte competent. 

Eutſch. v. 13. Yänner 1874, Nr. 289 (5223 G.⸗U.). Ueber den 
Anſpruch auf Steuerräüdvergütung vom Fisfus haben im Allgemeinen nicht die 
Gerichte zu entſcheiden; wohl aber über die condictio indebiti auf Rüdver- 
gätung von auf Grund eines mit dem Fiskus gefchloffenen Bürgſchaftsvertrages 
gezahlten Steuern. 

Entſch. v. 24. September 1867, Nr. 6815 (2859 ©.-U.). Der Rechts⸗ 
befand und die Rechtswirkſamkeit eines Actes der geſetzgebenden Gewalt (Eifen- 
baha-Eonceffionsurkunde) find fein Gegenftand civilrechtlicher Verhandlung und 
Eutfpeidung. 5 


(8. 2. Bol. 08. 826, 368; 1431, 1434; 874, 875, 876; 573 ©. ©.) 
u 3. Gobald ein Gefeg gehörig kundgemacht worden tft, kann fich niemand damit entſchuldigen, 
daß ihm dasfelbe nicht befannt geworben fel. 


Entf. v. 11. October 1876, 3. 6222 (©. Ztg. 1876, Nr. 98), Der 
Eoncwrögläubiger, der nad geſchloſſenem Zwangsausgleiche die Wedel, welde 
feiner Forderung zu Grunde lagen, weiterbegibt, ift den von Dritten belangten 
Vechſelverpflichteten zum Erſatz des indebite Gezahlten verpflichtet; er kann 
Ad mit der Unkenntniß der Vorſchriften der 88. 226 u. 233 C. O. nicht 


entſchuldigen. 
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Entſch. v. 18. Auguft 1872, Nr. 8315 (4684 ©.-U.). Unter vor⸗ 
ſtehende Beftimmung fält aud die Verlautbarung der Bormundfgaftsverlängerung 
in der Amtszeitung. 

Entſch. v. 4. Auguft 1868, Nr. 7840 (3106 ©.-U.). Die Befeges- 
untenntniß hindert nit die mit bem Eintritt einer Rechtshandlung cder Unter« 
laſſung gefeglih verbundenen Rechtsfolgen; ebenfowenig aber die Bewilligung 
der Wiedereinfegung gegen die Nachtheile einer unwillfürlihen Verſäumniß 
einer Frift. 

Entſch. v. 27. Februar 1866, Nr. 1511 (2398 G.⸗U.). Die Un 
erlaubtheit der Leiftung muß eine unter allen Umftänden vorhandene, für beide 
Contrahenten erfennbare fein. 

Entſch. v. 12. September 1861, Nr. 5526 (1386 ©.-U.). Der Kund⸗ 
madung ber Bormundfgaftsverlängerung kann die Wirkung der Publication der 
en nit beigelegt werben. Woſpr. der Entſch. Nr. 1815 ex 1872.] 

Entf. v. 13. Yuli 1859, Nr. 7571 (833 ©.-U.). Mit der Unfenutniß 
eines gehörig publicirten verbietenden Geſetzes kann Niemand eine durch felbes zur 
ungiltigen geftempelte Handlung dem dadurch Beſchädigten gegenüber entſchuldigen. 

Entjd. dv. 22. Yuni 1858, Nr. 6842 (585 ©.-U.), Der Irrthum, 
daR allein wegen bed Beſtandes ver Ehe eine ae ae beftehend ans 
genommen wird, fällt unter kie Beftimmung des $. 2 


Anfang der Wirkfameit der Geſetze. 
(8. 3, abgeändert durch das ©. dv. 10. Juni 1869, Ar. 119 R. G. 8.) 
83. Die Wirkſamkeit eines Gefeges und bie daraus entfpringenden rechtlichen Folgen 
nehmen glei nach der Kundmachung ihren Anfang; e8 wäre denn, daß in dem kund gemachten 
Geſetze ſelbſt der Zeitpunkt feiner Wirkſamkeit weiter hinaus beftimmt würde, 


ld des Gefebes. 

Bl. 86-37; a 655, I, 878, 189, 486, 668, 847, 950, 1379 . .; aif. 

Wannen 1836, Ar. ERO.8; — en el er Fon 8X 
. 18, Da FH und Ed. polit, navigazione v2. ont ae 

84. Die RR Geſetze verbinden alle Staatsbürger der Länder, = welche fie kund· 
gemacht worden find. Die Staatsbürger bleiben auch in Handlungen und Geſchäften, die fie 
außer dem Staatögebiete vornehmen, an biefe Gefege gebunden, infoweit als ihre perſönliche 
Fähigkeit, fie zu unternehmen, dadurch eingeſchränkt wird, und als diefe Handlungen und Ge- 
ſchafte zugleich in diefen Ländern rechtliche Folgen hervorbringen follen. Inwiefern bie Fremden 

an diefe Geſetze gebunden find, wird in dem folgenden Hauptftüde beftimmt. 


Entſch. v. 15. Jänner 1879, Nr. 12701 ex 1878 (9. 3. 1879 Nr. 8). 
Die von den ſiebenbürgiſchen mnitarifhen Kirchenbehörden durch ben in ben 
ungarifchen Staatöverband und die unitariſche Kirchengemeinſchaft übergetsetenen 
bishin dfterreihifchen katholiſchen Ehetheil erwirkten Exfenntniffe, daß feine im 
Oeltungsgebiete des B. ©. geſchloſſene Ehe getrennt werbe und er zur Ein« 
gehung einer neuen Ehe berechtigt fei, find in Defterreich wirkungslos; eine im 
Hinblide auf diefe Exrkenntniffe, wenn auch im Inlande, eingegangene Ehe ift 
nidtig; doch Tann den Ehegatten dießſalls kein Verſchulden beigemeflen werben. 

Entf. dv. 9. November 1875, Nr. 8287 (5904 ©.-U.). Giltigfeit 
und Rechtsfolgen einer von einem Inländer im Yuslande gefchloffenen Ehe find 
nah den öſterreichiſchen Geſetzen zu beurteilen. (Ehe eines zur griech.-orient. 
Kirche übergetretenen röm.-fath, Priefters in Ungarn). 

Entſch. v. 21. October 1874, Nr. 8901 (5510 ©.U.). Das Finanzpat. 
von 1811 fann von Beflgern einer im Hausrudviertel gelegenen Hypothek nicht 
geltend gemacht werben, weil es bafelbft nicht kundgemacht wurde. 

Entfd, v. 31. Detaen 1871, Nr. 13025 (4290 Lane Aud wenn 
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bie materielle Rechtöfrage gemäß 98. 4 und 37 B. G. nad) auswärtigen Geſetzen 
beurtheilt werben muß, bleibt die formelle Brage des Beweifes nach öſterreichiſchem 
vroceßrecht zu benrtheilen. 

Gatſch. v. 17. Yänner 1871, Nr. 9759. (4018 G.-U.).. Die Ehe- 
hinderniffe ofterreichiſchen Rechtes binden Oeſterreicher auch im Auslande; durch 
die Berehelichung mit einem Ausländer wird die Inländerin nur dann ausländifche 
Staatsbürgerin, wenn diefe Ehe, deren folge erft der Wechſel ver Staatsbürger 
ſchaft wäre, giltig zu Stande gelommen ift. 

Entjd. v. 20. Auguft 1870, Nr. 7310 (3849, G.-U.). Ein nad) 
öfterreichifchen Geſetzen nicht eigemberedtigter Defterreiher kann auch im Aus- 
lande fich night wirffam verpflichten. Dieß befreit jevoh nah $. 1362 B. ©. 
deſſen Solidarſchuldner nit von feiner Verpflichtung. 

Eutfd. v. 8. Mai 1861, Nr. 2507 (1320 ©.-U.). Geſetze, welde in 
Abſchließung gewifler Gefchäfte die Defterreiher im Inlande befchränfen (Zwangs⸗ 
arspat. v. 2. Yuni 1848, Nr. 11579. ©. ©.), find nicht als folde an- 
zuichen, welde überhaupt die perfönlihe Fähigkeit zu ſolchem Geſchaftsabſchluß 
(auch im Auslande) einfhränten. 


(8. 5. Bol. Kundım. Bat. Abf. V, 6. 8788. ©.) 
8. 5. Gefege wirken nicht zurüd; fie haben daher auf vorhergegangene Handlungen und auf 
vorher erworbene Rechte Keinen Einfluß. 


Entf. v. 22. September 1875, 3. 1081 (5862 ©.-U.). Die Rechte 
fertigung der nach dem früheren Grundbuchsrecht erwirkten Pränotation durch die 
vor Wirkſamleit des G. ©. v. 25. Yuli 1871 rechtskräftig gewordenen 
Wechſelzahlungsauſlage ift nad) F. 453 B. ©. zu beurtheilen. 

Entjd. v. 18. September 1873, Nr. 9229 (5088 G.⸗U.). Die Bor« 
ſchrift des ©. ©. v. 25. Yuli 1871, Mr. 95 R. ©. B., bezügli ber 
üffermäßigen Feſtſtellung der einzutragenven Auſprüche findet Anwendung 
auf vie Entſcheidung der Klage zur Rechtfertigung einer vorher erwirkten 
Pränotation. 

Entfd. v. 23. April 1873, Nr. 3157 (4948 G. U.). Die Pfand- 
rehtevormerfung für eine dann and noch vor Wirkfamteit ded neuen ©. ©. 
erfiegte Forderung befteht auch ferner zu Recht. 

Entſch. v. 4. Februar 1873, Nr. 551 (4863 G.-U.). Das I. Haupt- 
Rüd des neuen ©. ©. über das Vf. findet aud bezüglich ver Rechtsmittel 
gegen Eintragungen Anwendung, welde vor ber Wirffamfeit diefes Geſetzes 
vorgenommen wurden. 

Entf. v. 9. October 1872, Nr. 9950 (4729 ©.-U.). Ueber den 
fon "unter der Herrfchaft des neuen ©. ©. angebrachten außerordentlichen 
Kevifionsrecurs gegen, nad bem alten ©. ©. erfloffene, untergerichtlihe Be⸗ 
ſcheide ift in merito zu entfLheiden. — Worſpr. der Entſch. v. 4. Februar 
1873, Ar. 551.] 

Entf. v. 6. Auguft 1872, Nr. 8052 (4678 G.⸗U.). Aehnl. der 
Entſcht. v. 9. October 1872, Nr. 9950. 

Entſch. v. 19. Zum 1872, Nr. 6291 (4637 G. U.). Aehnl. ber 
Entf. v. 9. October 1872, Nr. 9950. 

Entſch. v. 24. April 1872, Nr. 3346 (4586 ©.-U.). Bezüglih des 
anzuwendenben Erbrechtsgeſetzes iſt der Zeitpunkt des Erbanfalles entſcheidend. 

Entſch v. 27. Februar 1872, Nr. 9821 (4488 ©.-U.). Redtöverhält- 
nifte ans Berträgen, welche vor Wirkſamkeit des B. ©. abgeſchloſſen wurden, 
müflen nach dem zur Zeit. ihrer Entſtehung geltend gewefenen Rechte beurteilt 
werben (Servitut, Gejellihaftsertrag oder Kauf?). 

Entd. v. 30. November 1870, Nr. 10371 (3975 ©.-U.). Bor Wirt 
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famteit des ©. v. 14. December 1866, Nr. 160 R. ©. B., vereinbarte Con⸗ 
ventionalftrafen können nah 8. 995 B. G., foweit fie das Maf der geſetzlichen 
Zinfen überfteigen, nicht gefordert werben, 

Entſch. v. 24. Mai 1870, Nr. 5954 (3797 ©.-U.). Die dee princi- 
piellen Tendenz bes B. ©. „baldmöglichſte Befreiung des Güterverkehr von 
dem Eimzelnwillen des Teſtators“ congruente Vorſchrift des 8. 635 gilt aud 
gegen Beſtimmungen älterer Fideicommißerrihtungsurfunden, weil vor dem B. ©. 
feine diefe Verhältniſſe regelnde Vorſchrift beſtand, und das B. ©. feinem Haren 
Sinne nad an die Stelle der früher aDein geltenden Privatbeftimmungen trat; 
— und weil hierbei weder eine vorhergegangene Handlung noch ein früheres R. 
in Frage ſteht. 

Eniſch. dv. 29. März 1870, Nr. 2899 (3765 ©.-U.). Die Auflds- 
barfeit einer unter der Herrfchaft des Pat v. 8. October 1856, Nr. 185 R. G. B., 
geihloffenen Ehe ift auch nab dem ©. v. 25. Mai 1868, Nr. 47 gemäß 
erfterem Pat. zu beurtheilen (päpſtliche Nachſichtgewährung relevant). 

Entſch. v. 28. Jänner 1869, Nr. 8158 (3264 G.-U.). Die Ber 
theilung des Nachlaſſes richtet fih nad den zur Zeit der Einantwortung gelten« 
den Geſetzen (Bauernerbfolge in Krakau). — [Wprfpr. der Entſch. v. 24. April 
1872, Nr. 3346.| 

Entſch. v. 13. Mai 1868, Nr. 10047 (Sch. II. 1). Die Beſtimmungen 
bes H. ©. haben, infoferne fie Competenzfragen entſcheiden, aud auf früher bes 
gründete Rechtsverhältniſſe Anwendung zu finden. 

Entfd. v. 22. October 1867, Nr. 8831 (2887 ©.-U.). Die Bor- 
fhrift des 8. 5 B. ©. bat auf Geſetze, melde die Gerichtsbarkeit und das ge- 
richtliche Verfahren normiren, keinen Einfluß. 

Entf. v. 12. October 1864, Nr. 7361 (1986 G.-U.). Das 9. ©. 
findet nicht auf Rechtsverhältniffe Anwendung, die auf einem vor feiner Wirkſam⸗ 
keit gefchloflenen Big. bafiren. i 

Entf. v. 7. Jänner 1864, Nr. 28 (1850 ©.U.). 8. 5 8. ©. 
findet auf das Bf. feine Anwendung, weil dur das Proceßgefeg nicht Das R. 
feloft erworben, fondern nur die Form der . Geltendmachung desſelben ber 
ftimmt wird. 

Entſch. v. 8. September 1863, Nr. 6188 (1783 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. v. 7. Jänner 1864, Nr. 28, 

Entſch. v. 2. September 1863, Nr. 6199 (1780 ©.-U.). Das fpätere 
befchräntende Geſetz (I. M. Vog. v. 19. September 1860, Nr. 212 R. ©. 8.) 
wirkt auf die durch früheres Urtheil erworbenen Erecutionsredgte nicht zurück. — 
¶Theilweiſe woſpr. der Eniſch. v. 7. Jänner 1864, Nr. 28.) ü 

Entſch. v. 15. April 1863, Nr. 2367 (1694 ©.-U.). Das fpätere 
Geſetz (B. ©.) ift bezüglich eines in früheren Berträgen begründeten binglichen 
Rechtes (meltewiges Rückkaufsrecht) nur infolange nicht anwendbar, aid fein 
weitereß für Dritte vechtsbegründendes Moment während feines Beſtandes ba- 
zwifgen tritt. Ein aus öffentlihen Gründen als unftatthaft bezeichnetes Recht 
ann durch Parteiwillen weder fortbehauptet, noch neu begründet werben. 

Entfd. v. 8. Februar 1860, Nr. 341 (1079 G.-U.). Spätere Be 
ſchränkungen bes Zinfennehmens hindern nicht den Fortbeſtand des höheren 
Zinsfußes nach einem früher geſchloſſenen Vertrage. 

Entſch. v. 80. März 1869, Nr. 2616 (764 ©.-U.). Die nad dem 
früßeren. dispoſitiven Gefege einmal begonnene Gütergemeinſchaft dauert fort, 
wenn auch das fpätere ©. eine andere dispoſitive Verfügung trifft. 

Entſch. v. 29. December 1858, Nr. 14308 (694 ©.-U.). Aehnl. ber 
Entſch. v. 30. März 1859, Nr. 2616. 
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Entf. v. 14. Mai 1858, Rr. 3197 (565 G.⸗U.). Das Erbrecht muß 
uch den zur Todeszeit des Erbl. geltenden Geſetzen beurtheilt werben. 

Eutſſich. v. 17. Juni 1867, Rr. 4854 (389 G.-U.). Spätere Befchrän- 
fangen des Zinſennehmens wirkten auch auf Rechtsverhältniſſe aus früher ge- 
en Darlehendverträgen. — [Wtrfpr. der Entf. v. 8. Februar 1860, 
Rr. 341. 

Eniſch. v. 12. April 1855, Nr. 13965 (78 G.-U.). Die Regel, daß 
Teftamente, Form und Inhalt anlangend, nah den Gefegen zur Zeit ihrer Er- 
richtung zu beurtheilen find (Hoſd. v. 16. November 1814, Nr. 1111), hindert 
nicht die Anwendung der durch ſpäteres ©. grundſätzlich eingeführten Beichrän- 
fung der Privatrechte (8. 612 B. ©.). 

Entid. v. 27. September 1854, Nr. 9627 (40 ©.-U.). — Aehnl. der 
Eutſch. v. 8. Februar 1860, Nr. 341. — Worſpr. der Entf. v. 17. Juni 
1857, Nr. 4854.] 


Auslegung. 
G. e — vgl 6.7 u. 8, $. 655; 17. Hauptft.: Bon Verträgen überhaupt, 88. 914 u. 015 ©. G.) 
8 6. Einem Gefege darf in der Anwendung kein anderer Verftand beigelegt werben, als 


welcher aus der eigenthümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zufammenhange und aus ber 
Haren Abſicht des Geſetzgebers hervorleuchtet. 


Entf. v. 22. April 1875, Nr. 4186 (©. Ztg. 1876 Nr. 88). Bor Einigung 
über Object und Preis ift fein Miethvertrag gefchloffen und fann naher nicht ger 
tünvet (fondern nur auf Räumung geflagt) werden (88. 6, 863, 1090 B. ©.). 

Entf. v. 1. Mai 1872, Nr. 2036 (4592 G.-U.). Die Worte des 
8. 1270 B. ©. „hatte der gewinnenbe Theil von dem Ausgang Gewißheit und 
verheimfichte er fie dem anderen Theile, jo macht er fi einer Arglift ſchuldig 
amd die Wette ift ungiltig“ müffen im Zufammenhange erfaßt werden; die Wette 
iR alſo nur dann ungiltig, wenn, wer Über ven Ausgang Gewißheit hatte, dieß 
dem Andern verheimlicht. 

Entfd. v. 14. Mai 1867, Nr. 4098 (2798 ©.-U.). 8. 813 B. ©. 
rämmt den Erben nur dad R. ein, mit ber Befriedigung ver Gläubiger bis 
nad Ablauf des Anmeldungstermines innezubhalten, wodurch, wie 8. 815 zeigt, 
den Erben nur die Möglichkeit werden fol, mit Sicherheit Schulden und Legate 
auszuzahlen. Hiezu genügt die im $. 814 erwähnte Wirkung; nicht aber kann 
daraus gefolgert werben, daß bie Erwerbung neuer Pfandrechte unzuläffig fei. 

Entſch. v. 7. März 1865, Nr. 1626 (2132 ©.-U.). Die Beftimmung 
des 8. 150 8. G., daß Einkünfte eines Vermögens der Kinder, bezüglich deſſen 
dem Bater der Fruchtgenuß eingeräumt ift, von den Öläubigern nicht in De 
flag genommen werben Können, gilt analog auch für die Mutter. 

Entfd. v. 3. December 1861, Nr. 7752 (1425 ©.-U.). Zur richtigen 
Auslegung eines Teflamentes muf nad Analogie des $. 6 B. ©. auf ben ganzen 
Inhalt, die eigenthümliche Bedeutung der dafeldft gebrauchten Worte in ihrem 
Zufammenhang nad der Haren Abficht des Teſtators gefehen werben. 

Eutſch. v. 5. November 1861, Nr. 6695 (1412 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entf. v. 3. December 1861, Nr. 7752. 

Eutſch. v. 1. December 1858, Nr. 13299 (676 ©.-U.). Bei Auslegung 
von Berträgen find zunächft die Borfchriften der 88. 914 u. 915 8. ©. maßgebend. 

Entf. v. 17. December 1856, Nr. 11614 (251 ©.-U.). Aehnl. den 
Entf. v. 3. December 1861, Nr. 7752 und v. 5. November 1861, Nr. 6695. 

Entſch.v. 2. September 1858, Nr. 7495 (©. Zig. 1854, Nr. 6, P. S. 2). Bei 
ber Auslegung einzelner Paragraphe muß immer voransgefegt werden, daß keine 
darin vorkommende Stelle beventungslos fei und übergangen werben könne. 
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G 7 — val. 38. 6 u. s B. 68) 
88. Läßt fich ein Rechtöfall weder aus den Worten noch aus dem natürlichen Sinne eines 
Gefeges entfcheiden, fo muß auf ähnliche, in den Gefegen beftimmt entfchievene Fälle, und 
auf bie Gründe anderer damit verwandten Geſetze Rüdfiht genommen werben. Bleibt der 
Rechtsfall noch zweifelhaft, fo muß folder, mit Hinficht auf die forgfältig gefammelten und 
veiflih erwogenen Umftände nad den natürlichen Rechtsgrundſätzen entfchieben werben. 


Entſch. v. 3. October 1877, Nr. 10846 (©. Zig. 1877, Nr. 94). Dem 
für eine infolvente Geſellſchaft gerichtlich beftellten Kurator ad actum gebührt 
ber — feiner Vorauslagen aus den Staatsihage (5. 16 u. 18 Adv. O. und 


8.7 

rare v. 4. Yuli 1876, Nr. 16765 (©. H. 1877, Nr. 76): Es if 

zwar richtig, daß in den 88. 367 u. 456 B. ©. der Fall einer erecutiven Pfändung 

nicht auedrüdtich vorgefehen if; unterliegt aber feinem Anftande, viefelben hierauf 
analog anzuwenden ($8. 7 B. ©. und 437 a. ©. D.), weil es fih um ben 
Schuß der erworbenen Rechte des Befigers handelt, welcher demfelben auch bei 
einer zwangsweilen Pfändung zu Theil werden muß. 

Entf. v. 22. Juli 1874, Nr. 6906 (6423 G.⸗U.). Auf den Fall, daß 
ber Wieberfauf nicht dem Verkäufer, ſondern einem Dritten vorbehalten wird, ift 
bie im $. 1070 B. ©. für ven dem Verfäufer vorbehaltenen Wiederfauf normirte 
Unübertragbarfeit des Wieberfaufsredyted per analogiam anzuwenden. 

Entjd. v. 2. Juli 1873, Nr. 6347 (5024 ©.-U.). Der Auſpruch auf 
Nüdgabe des doppelten Angeldes ift im Falle bloß unvollftändiger Erfüllung des 
Vertrages unſtatthaft (per analogiam ber 88. 909 u. 910 B. ©.). 

Entſch. v. 25. Mai 1871, Nr. 3172 (4182 ©.-U.). Die Beftimmungen’ 
ber a. ©. D. und des Art. 92 W. O. (Ausgang ber Frift am dem nächſien 
Werktage, wenn ber legte Tag nach dem Kalender auf einen Sonn« ober eier- 
tag fält) Tann auf Zinszahlung oder Kündigung aus Miethverträgen nicht analog 
angewenbet werben. 

Entfd. v. 8. März 1864, Nr. 1438 (1879 ©.-U.). Spätere, für andere 
Geltungsgebiete ergangenen Gefege, dienen zur analogen ergänzenden Interpre⸗ 
tation (262 Civ. Pr. O. für Ungarn zur Auslegung ver öſterr. Eiv. Pr. O.). 

Entſch. v. 5. Mai 1863, Nr. 1853 (1703 ©.-U.). Dur Uebernahme 
einer Kaufſchillingsreſtforderung ſeitens des neuen Käufers ohne Intervention des 
früheren Verläufers entſteht ein der Aſſignation fo ähnliches Verhältniß, daß 
nah 8. 7 8. ©. die dießbezüglihen Vorſchriften wolle Anwendung finden. 

Entſch. v. 24. December 1861, Nr. 7112 (1443 ©.-U.). Daß die Auf 
fündigung und Einmahnung eines ſchuldigen Capitals auch mittelft einer bie 
Auffündigung ausbrüdlih enthaltenden Klage gefchehen könne, ergibt fih aus 
88. 1334 u. 1335, vermöge $. 7 8. ©. 

Entfd. v. 20. Auguft 1861, Nr. 4191 (1374 ©.-U.). In Analogie des 
A. 92 W. D., wornad die am Sonntag fällige Zahlung aud am nädften 
Werktage geichehen Tann und 88. 378, 380 u. 382 a. ©. D. tritt der ſtipulirte 
Termindverluft nicht ein, wenn, ftatt am Sonn« oder Feiertage, am nächſten Werl» 
tage die fällige Rate gezahlt wurde. [Worfpr. ber Entih. Nr. 3172 ex 1871.] 

Entſch. v. 30. November 1859, Nr. 12976 (917 ©.-W.). Beglaubigte 
Abſchriften find beweisfräftig, insbefonders, wenn noch nnterftügende Momente 
binzutreten (8. 7 B. ©. und 8. 437 a. ©. O.). 

Entſch. v. 26. Mai 1858, Nr. 4588 (575 ©.-U.). Die im 8, 568 
8. ©. verfügte Beſchränkung der Teftirfreiheit für erflärte Verſchwender darf, 
angefihts der Regel des 8. 569 B. ©. nicht auf dem verſchiedenen Fall des $. 173 
B. ©. (der Berlängerung der Vormundſchaft) ausgebehnt werben. 

Entf. v. 7. Februar 1855, Nr. 13830 (973 G.-U.). Die Priorität 
des Pfandrechtes auf Werthe in öffentlichen Caſſen richtet ſich nach ber Zeit ber 


Einleitung. Bon ben Geſetzen Überhaupt. 88. 7—11. 11 


Verftändigung der betreffenden Caſſen; eine analoge Anwendung des ©. ©. kann 
Yer nicht ſtattfinden, weil diefes anf unbeweglihe Güter fi bezieht und weil 
dieſe Fälle durch 88. 452 B. ©., 342 u. 312 a. ©. O. und Hof. v. 12. Nor 
vember 1782, Nr. 102 3. ©. ©. austrüdlich behandelt find. 

Entſch. v. 6. Auguft 1853, Nr. 7843 (3615 ©.-U.). Die Klage ift 
vom Zeitpunfte der in contumaciam erfolgten Inrotulirung an als Urkunde an« 
zufchen im Sinne des 8.130 a. ©. D. und nach Analogie des $. 437 ibid, 


— a a gap man es 

8 8. Rur dem Geſetzgeber ſteht die Macht zu, ein Beleg auf eine allgemein verbindliche 

Urt zu erflären. Eine folde Erklärung muß auf alle nod zu entfcheidende Rechtsfaͤlle anges 

wendet werben, bafern ber Geſetzgeber nicht hinzufügt, daß feine Erklärung bei Entfcheidung 

ſolcher Rechtsfälle, welche bie vor der Erklärung unternommenen Handlungen und angefprochenen 
Rechte zum Gegenftande haben, nicht bezogen werben folle. 


Entfd. v. 18. April 1855, Nr. 3646 (P. ©. 4). Bloße Auslegungen 
des Geſetzes haben auch auf voransgegangene Fälle Anwendung. 


Daner des Geſetzes. 
G. 9 — vgl 8. 868 u 5.108.) 


8. 9. Gefege behalten fo lange ihre Kraft, bis fie von dem Gefeiggeber abgeändert, ober 
ausbrüdlih aufgehoben werben. 


Andere Arten der Yorfäriften, als: 


a) Gewohnheiten; } 
C 10 — vgl. 58. 501, 549, 1109; 889, 390 D. &.; kaif. Bbg. v. 29. Jänner 1855, Ar. 233 R. G. B., unb 
M. Bbg. v. 31. März 1855, Ar. 58 R. G. B. [Eomfulargerichte)) 
S 10. Auf Gewohngeiten Tann nur in den Fällen, in welchen ſich ein Gefeg darauf beruft, 
Rüdfiht genommen werben. 
Siehe die obeitirten Bogn. im VI. Vbe, der Marg’ihen Sig. 


Entf. v. 15. März 1876, 3. 11481 (©. Ztg. 1877, Nr. 9). Wenn 
nach 8. 70 der böhm. Gem. D. bezüglich der Gemeindenugungen ſich nad bis⸗ 
heriger unangefochtener Uebung zu benehmen ift, muß im Streit mit Dritten 
die hieraus begründete Berechtigung erft der Gemeinde gegenüber ausgetragen werben. 

Entfd. v. 20. Juli 1871, Nr. 2866 (4231 ©.-U.). Auf den Gebraud, 
wornach in der Ausfähnung einauder feindfelig gefinnter Perſonen der Verzicht auf 
von denfelben geftellte Entſchädigungsanſprüche liegen ſoll, iſt kein Bedacht zu nehmen. 

Entfd. v. 7. Yänner 1870, Nr. 14656 (3650 ©.-U.). Aus der Be 
flelung des Begräbniffes allein kann nicht gefolgert werben, daß ber Befteller flatt 
der Berlafienfhaftsmaffe die Koften zahlen wolle, da vie hierfür geltend gemachte 
Gewohnheit nicht zu berüdfictigen if. 

Entfd. v. 27. Februar 1866, Nr. 1586 (2402 ©.-U.). Bei Bemeflung 
der Mäfferentlohnung eines Privatmällerd für ein Nichthandelsgeſchäft können 
weder die Mäflergebührentarife, nody die Gewohnheit Anwendung finden. 

Entfd. v. 26. Juni 1860, Nr. 677 (1154 ©.-U.). Einer Gewohnheit, 
daß das Mahlgeld immer am Orte der Mühle gezahlt werve, kann nad 8. 10 
B. G., keine Geſetzeskraft eingeräumt werben. 


. b) Provinzialfktatuten; 

@ 11 — vgl. Hofe. v. 18. Juli 1811, 4. 288, 289, 1149, 1146 u. 1135 ©. @.) 
$. 18. Nur jene Statuten einzelner Provinzen und Landesbezirke haben Geſetzeskraft, welche 
nah Auudmachung diefes Gefegbudes von dem Lanbesfürften ausdrüclich beftätigt werben. 


ı 
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c) richterliche Ausfprüde; 


&. 12 — vgl. Hofd. v. 15. Jänner 1787, $$_ 647; 442, 931 ©, G. $. 59 a. G. D.; 6. 36 bes Pat. v. 7. Augun 
1850, Nr. 335 9. ©. 8.) 


8. 12. Die in einzelnen Fällen ergangenen Verfügungen und die von Richterſtühlen in be» 


fonderen Rechtsſtreitigkeiten gefällten Urtheile haben nie die Kraft eines Geſetzes, fie Finnen 
auf andere Fälle, oder auf andere Perfonen nicht ausgedehnt werben. 


Entf. v. 15. März 1876, 3. 11481 (©. tg. 1877, Nr. 9). 
Das Urtheil im Streite mit einem Dritten, gegen welchen ver Anſpruch aus 
der Berechtigung gegenüber der Gemeinde begründet ift, kann auf die Ent— 
ſcheidung des Rechtöftreites mit der Gemeinde keinen Einfluß üben. 

Entid. v. 4. November 1874, Nr. 11193 (5527 ©.-U.). Der Be 
weiß der Forderung wird gegen den Creditbürgen durch das rechtskräftige Ur⸗ 
theil, welches wider den Hauptſchuldner erwirkt wurde, hergeftellt. 

Entf. v. 21. October 1874, Nr. 8901 (5510 ©.-U.). Das reditd- 
kräftige Urtheil Über die Hhpothefarflage aus einem Schuldverhältniffe gegen den 
früheren Hypothelarbefiger ift in feinem das zu Grunde liegende Berpflihtungs- 
verhältnig berührenden Ausſpruch auch entſcheidend gegen ben fpäteren Hypothek- 
eigenthümer. 

Entf. v. 21. Februar 1871, Nr. 1865 (©. Big. 1871). Auf Grund 
bes von einem Satgläubiger wider den Schuloner erwirkten Urtheils, wornach 
die Löfhungsquittung gefälfht war, Tann nicht zum Nachtheile eines inzwiſchen 
fihergeftellten Gläubigers die Wieberherftellung des Pfandrechtes im der ur- 
ſprünglichen Rangordnung bewirkt werben. 

Entfd. v. 7. Mai 1868, Nr. 3231 (3064 ©.-U.). Die Anorbnung 
des 8.12 B. ©. tifft nicht den Fall eines Urtheils über dasſelbe Rechtsverhältniß 
zwiſchen denſelben Parteien. 

Entſch. v. 16. Auguſt 1866, Nr. 5748 (2580 ©). Die geridt- 
"tie Einführung des intabulirten Erftehers in da® von einem Dritten bejefjene 
Grundſtück iſt unzuläffig. 

Entſch. v. 6. März 1866, Nr. 2004 (2412 G.⸗U.). Die executive 
Pfändung von Gegenftänden in der Wohnung der Erecuten ift vorzunehmen, 
wenn aud dem Dritten mit Urtheil inter alienos das Cigenthumereht darau 
zuerfannt wurde. 

Entf. v. 21. September 1864, Nr. 7167 (2709 ©.-U.). Die execu- 
tive Einführung in den Befit gegenüber dem Eigenthümer kann nicht im posses- 
soris summarissimo dem im ruhigen Beſitz befindlichen Pächter eingewendet werben. - 

Entf, v. 11. December 1860, Nr. 14383 (1245 G.-U.). Das gegen 
einen Mitbefiger erwirkte Urtheil bezüglich einer Realſervitut ift für alle von 
Bedeutung. 

Entſch. v. 31. Jänner 1860, Nr. 655 (1071 G.⸗-U.). Auf Grund 
eines Urtheiles gegen ben Perſonalſchuldner fann die Execution nicht gegen ben 
Dritten bewilligt werben, der die Hypothek für bie Forderung bes Geklagten 
ſelbſt beftellt hat. 

Entf. v. 9. December 1858, Nr. 12980 (931 G.-U.). Statthaftig- 
feit der Erecutionsführung wider einzelne Gemeindemitgliever auf Grund des 
gegen die Gemeinde erwirkten Urtheils. 

Blen.-Entfd. v. 29. September 1857 (438 ©.-U.). Auf Grund des 
Urtheils wider den Perſonalſchuldner, welder das Pfand beftelt hat, ift die 
Execution zuläffig gegen den dritten Vefiger des Pfandes, welder ar in · 
zwiſchen erwarb. 

Entſch. v. 16. Juni 1857, Nr. 5915 (1024 G.-U.). Die Berfonal- 
Hage ift gegen biefelben Perfonen zutäffig, gegen welche durch die Hypothelar⸗ 
Mage ciu Urtheil bereits erwirkt wurde. 


Einleit. 98. 12—14. — 1. Thl. 1. Hptſt. Rechte a. perf. Eigenſchaften ꝛe. 8.15. 18 


Entf. v. 4. September 1855, Nr. 7452 (130 ©-U.). Urtheile, 
wornach im Rechteſtreite der heſebůchen und Teſtamentserben das Teftament 
umgeftoflen und für die gejegliche Erbfolge entſchieden wurde, lönnen den am 
Streite unbetheiligten Legataren nicht eingewendet werben. 

Entſch. dv. 8. Februar 1854, 3. 878 (P. ©. 5). Es geht nidt 
an, fih anf Präjudicate zu berufen, wenn in benfelben nicht ge- 
radezu allgemeine Grunbfähe, mit unzweifelhafter Beſtimmtheit, ausge⸗ 
ſprochen wurden.“ 


d) Privilegien. 
@. 13 — gl. . 162; 170-186; 697 ©. @.; taiſ. Pat. v. 15. Auguſt 1868, Pr. 184 0. 6. ©.) 


8. 18. Die einzelnen Berfonen oder auch ganzen Körpern verliehenen Privilegien und Be: 
freisugen find, infofern hierüber die politifhen Berordnungen keine befondere Beftimmung 
enthalten, gleich den übrigen Rechten zu beurtheilen. 

Siehe die Privilegiengeſete im 1. Bde. ber Mang’icen Slg. 


Sanpteintfeitung des bürgerlichen Rechtes. 


$ 14. Die in dem bürgerlihen Geſetzbuche enthaltenen Vorſchriften Haben das Perfonen- 
Recht, das Sachen ⸗Necht und bie denſelben gemeinſchaftlich zukommenden VBeftimmungen zum 
Gegenſtande. 





Erſter Theil. 
Von dem Perſonen-Rechte. 


Erſtes Hauptſlück. 


Bon den Rechten, wel önlihe E d 
on den Rechten eh dog igenfchaften un 


Inhalt: —— (8. 15). 1. Aus dem Charakter der Perfönlichkeit. Angeborene 

Rechte ($. 1 Rechtliche Bermuthung besfelben 1 17). Erwerbliche Rechte 

($. 18). Berfolgung der Rechte (58. 19 m. 20). II. Perfonen - Rechte aus der 

ei enſchaft des Alters ober mangelnbeu — — (88. 21 — 23). 

. Aus dem Verhättniffe ber Abwefenheit 188. 24 , 25). IV. Aus dem Ber- 

— einer moraliſchen Perſon (56. 26, 27). V. Aus dem Berhältniffe eines 

Stantebürgere ($. 28). Wie bie Staatsbärgerfchaft erworben (88. 29 — 31), 

wie fie verloren — 32). Rechte ber Freinden (88. 33—38). VI. Ber- 

fonen-Redhte aus dem Religionsverh, Itniffe (8. 89). VIL Yus dem amilien⸗ 
verhãltnifſe. — Familie, Berwandtſchaft und Schwägerſchaft (85. 40 48). 


(Bel; —— al. Reit der Gtnattbüsger n. 21, Deormder 1987, Ar. 1498. ©. B.; Stoats- 


— lerungs» und Boljugkgemalt o. 21. Desember 1867, Rt. 145 #. @. B.; 
* Ei 32 Sonsnbe 181, 184 RG. ©.; ©: über bad Berfamml —— — 
ER ReR, u 27 Daher 1608, Rt. 868, @, ©, mim Ohuge deb Kanbıehtet; @ 

17. Deinber jaoy 3. 87 5. @, My Guge der pefönligen ien Freigeit.) 


Ferſonen · Reqhte. 
8. 125. Die Berfonen-Rete beziehen fich theils auf perſönliche Eigenſchaften und Verhält- 
nifle, theils gründen fie fi in dem Familienverhältnifſe. . 
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I. Ans dem Charakter der Yerfönligkeit. Angeborene Rechte. 


— gef. v. 21. December 1867, Nr. 142 R. ©. B. 3. 1 5 19 1836; 

an Te den x. 10. uæß 

8. 16. Jeder Menſch Hat angeborne, ſchon durch die Vernunft ae Rechte, und iſt 

daher als eine Perfon zu betrachten. , Sclaverei oder Leibeigenfhaft und die Ausübung einer 
darauf fi} beziehenden Macht, wird in dieſen Ländern nicht geftattet, 


jeder Eelave wird in dem Xugenblide_frei, ald er das £. 8. Gebiet ober ein E. T. Sehiff betritt, ober 
Sa a a STEHE 
Ne A N i 

Entſch. v. 21. November 1876, Nr. 11435 (©. Big. 1877, Nr. 20), 
Das R. des unehelihen Kindes wider den Erzeuger nad) 88. 166—171 3. ©. 
ift fein angeborenes natürliches R. im Sinne des $. 16 ibid. [Schlußfolgerung.] 


Rechtliche Permuthuug desfelben. 
@. 17 — vgl. IE, II. u. IV, Hauptftüd; 33. 80-o2; 47, 828, 828, 355, 366, 381, 538, 1996 ©, G.) 


8. 19. Was den angeborenen natürlichen Rechten angemeffen ift, dieſes wird fo lange als be» 
fiehend angenommen, als die gefegmäßige Beſchränkung biefer Rechte nicht bewieſen wird. 


Entf. v. 21. November 1876, Nr. 11435 (©. Ztg. 1877, Nr. 20). 
Die Vorfchrift des 8. 17 B. ©. berechtigt zu feiner Präfumtion bezüglich aus⸗ 
läntifcher Geſetze. 
; Entf. v. 28. Zuli 1868, Nr. 7388 (3101 ©.-U.). Nah den Be- 
fimmungen der 88. 17 u. 33 8. ©. (und 88. 14 u. 46 Jur.⸗N.) iſt das 
Eingehen in die meritorifhe Entſcheidung über ein Geſuch einer Ausländerin 
gegen einen Ausländer, welche beide Inlands nicht anfälfig find, auf Bewilligung 
bes abgefonberten Wohnortes, nicht gerechtfertigt. 


Erwerbliche Rechte. 
G. 18 — vgl, 3. 21; 86. 866, so. 188; 61, 08, 170, ——— 388, 885 ©. G.; Conc. D. 
8. 18. Jedermann ift unter ben von den Geſetzen vorgeſchriebenen Bebingungen fähig, 
Rechte zu erwerben. 


Berfolgung der Kehte. 

@.19 — 8. Yinner 1796, Br. 218, u. 18. Detober 1818, Rr. 1187, © . 5. October 1816, Rr. 1285 
und v · Fr 1880, "Ar. 1669 3. 8.6. — Reihögeriät; 98. 819, 320, 339, Su; an, 797, 1109, 1338, 1971; 
345, 1464; 7 1881, 1822 ©. @.; . sk. g Strafg.) 

8. 19. Jedem, der fi in feinem Rechte gefräntt zu fein erachtet, ſteht es frei, feine Be 
ſchwerde vor der durch die Befege beftimmten Behörde anzubringen. Wer fi aber mit Hint- 
anfegung berfelben der eigenmädtigen Hilfe bebienet, ober wer die Grenzen ber Nothwehr 
überfchreitet, ift dafür verantwortlich. 


Entſch, v. 3. April 1873, 3. 3030 eingetragen in’s Spruch⸗ Reper⸗ 
torium Nr. 46: Das R. zur Rlageerhebung ift nit durd eine vor⸗ 
andgegangene Rehtöverlegung bebingt; es kann aud bei lediglich 
drohendem Streite die urtheilsmäßige Feftftellung eines concreten 
no ninle verlangt werben. 

Entf. v. 2. November 1870, Nr. 12336 (3933 G.-U.), Der Regel 
bes 8. 19 3. ©, gegenüber ftellt fi das in den 8$. 270—274 a. ©. D. begrün- 
dete Inſtitut der Schiedsrichter als Ausnahme dar. Daſelbſt find aber Schieds⸗ 
richter immer als Dritte den Parteien entgegengefegt; eine felbft vertragsmäßige 
Beftimmung, wornach der eine Contrahent zugleich Schiedsrichter fein fol, if 
daher wirkungslos, 


L Theil. 1. Hauptf. Rechte aus perſönlichen Eigenfchaften ꝛc. 8.16—2. 15 


Entf. v. 1. Yuli 1869, Nr. 7124 (3462 ©.-U.) Die gewaltfame 
Einführung des nenen Miethers feitens des Egthrs. ift gegenüber dem noch im 
factiſchen miethweifen Befige befinplihen früheren Miether ein Act unzuläffiger 
Selbſthilfe. 

Eutſch. v. 14. Jänner 1869, Nr. 6722 (3245 ©.-U.). Der Dienft- 
herr ift gegenüber feinem Bedienſteten auch nad erfolgter Kündigung nicht ber 
tehtigt die Räumung der mit ber Dienfteöftelung. verbundenen Naturalmohnung 
eigenmãchtig zu veranlafien. 

Entf. v. 11. Auguft 1868, Nr. 6459 (3634 ©.-U.). Dex in feinem 
Befitze Geftörte ift außer dem Falle des 8. 344 B. ©. nicht befugt, vor Ab- 
lauf der zur Erhebung der Befigftörungsflage offenen Frift von dreißig Tagen, mit 
Umgehung der richterlihen Hilfe, ſich felbft Recht zu verſchaffen. 

Entſch. v. 17. März 1868, Nr. 2530 (©. Ztg. 1869). Die eigen. 
mächtige Selbfthilfe im Sinne des $. 19 B. ©. begründet noch feine firafbare 

Um 


ng. 

Entf. v. 1. Mai 1866, Nr. 4011 (©. 9. 1867, Nr. 23). Die 
Entfernung eines Bebienfteten aus der Naturalmohnung ohne Kündigung ift 
unznläffig. 

Entfd. v. 21. Mai 1862, Nr. 3228 (1523 G.-U.). Die eigenmächtige 
Berpachtung an einen anderen als den bisherigen Pächter und Einführung des 
nenen Pächters ift unerlaubte Selbſthilfe. 

Entfd. v. 2. Mai 1855, Nr. 4272 (©. Zig. 1855, Nr. 66, P. ©. 6). 
Der 8. 19 B. ©. muß feiner Natur und Stellung nad nur auf eine Verant- 
wortlichkeit vor dem Civilrichter bezogen werben. 

Entſch. v. 1. März 1854, Nr. 1801 (P. S. 7). Der 8.19 B. G., 
wenn er auch ſtrafrechtlich zu verantwortende Eigenmacht mit umfaßt, bezieht ſich 
doch nur auf die civilrechtliche Sphäre. 

Entſch. v. 28. October 1852, Nr. 10248 (©. Ztg. 1853, Nr. 11): 
chul. der Eniſch. Nr. 1801 ex 1854). 


@. 20 — vgl. 58. 1473 u. 1485 ©. @.; Hofb. v. 10. December 1819, Rr. 1885 J. 6. S., und v. 29. Juni 1820.) 

$- 30. Auch folche Rechtsgeſchäfte, die das Oberhaupt des Staates betreffen, aber auf befien 

Privateigentfum oder auf die in dem bürgerlicden Rechte gegründeten Erwerbungsarten fi 
beziehen, find von den Gerichtöbehörden nach den Gefegen zu beurtheilen. 


Entſch. v. 13. Jänner 1874, Nr. 289 (5223 ©.-U.). Rechtöverhält- 
hiltniſſe auf Grund eines mit dem Finanzirar eingegangenen Bürgſchaftsver⸗ 
tages, womit ſich zur Zahlung fremder Steuern verpflihtet wurde, find im 
Eivitrechtöwege zu beurtheilen. 

Entid. v. 23. Mai 1855, Nr. 4695 (91 ©.-U.). Regalien (Refer- 
datwälder der I. k. Cameralherrſchaft Quedfilberbergwert Idria) und deren Er- 
werbung find nicht nach dem Privatrechte zu beurtheilen (vgl. VII. Abſ. des 
Runtın.-Pat.). 


D. Serfonen-Kedte aus der Eigenfgeft des Alters oder mangelnden 


Berflaudesgebrandes. 
e.n— II. ». IV. Sauptftüd 1472—1496 ®. ®. — — 1408 Go 
- zn dr » 14. Februar 1849, eu a Kg ne nad früheren @ Geiepen errei ® erreichten 
of ig! 


8. 31. Diejenigen, weile wegen Mangels an Jahren, Gebrechen.des Geiftes, oder anderer 
Berhältniffe wegen, ihre Angelegenheiten ſelbſt gehörig zu beforgen, unfähig find, ftehen unter 
vom befonderen Schutze der Gelege. Dahin gehören: Kinder, die das fiebente; Unmündige, 
die Das vierzehute; Minderjährige, die das vieruubzwanzigfte Jahr ihres Lebens noch nicht 
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surüdgelegt Haben; dann: Rafende, Wahnfinnige und Blöpfinnige, welche des Gebrauches 
ihrer Vernunft entweder gänzlich beraubt oder wenigftend unvermögend find, die Folgen ihrer 
Hanblungen einzufehen; ferner: diejenigen, welchen der Richter als erflärten Verſchwendern 
die fernere Verwaltung ihres Vermögens unterfagt hat; endlih Abweſende und Gemeinden. 


Entf. v. 15. Mär, 1877, Nr. 14011 (©. Big. 1877, Nr. 29). 
Blöpfinnige find nah $. 21 B. ©. Unmündigen gleichzuachten, und daher gemäß 
Hofo. v. 31. Auguſt 1798, Nr, 430 I. ©. ©. nicht eidesfähig. ‘ 

Entf. v. 27. Februar 1877, Nr. 2094 (©. Ztg. 1877, Nr. 74) 
Aus der Minderjährigkeit kann fih nur eine Procegeinwendung für den Minder⸗ 
jährigen ergeben; die Anzeige, daß der Proceßgegner minderjährig fei, kann 
überhaupt nicht, geſchweige dann Anlaß zur Aufhebung des Verfahrens fein, 
wenn der Minderjährige inzwifchen vie Selbftvertretungsfähigteit erlangt hat. 

Entſch. v. 25. Auguft 1874, Nr. 5525 (5454 ©.-U.). Die Clauſel, 
„nad; erlangter Grojährigkeit“, ift Feine bloße Zeitbeftimmung, fondern eine 
Bedingung. 

Entſch. v. 12. Jänner 1869, Nr. 356 (3244 G.⸗U.). Da Minder- 
jährige unter dem befonderen Schu des Gefeges ftehen, hat das Gericht, wo 
eine Unterlafjung der aus dem Familienrechte entipringenden Pflichten gegen 
Minderjährige eintritt, von Amtöwegen einzufcreiten ($. 178 a. ©. O., II. Hptſt. 
d. Ah. Bat. — 8. 143 3. ©.) 

Entf. v. 19. November 1863, Nr. 8087 (1832 ©.-U.). 8.21 8. ©. 
flatuirt drei Altersftufen der Kinder, welden vie im $. 166 ibid. bezeichneten 
dreifachen Rechte auf Verpflegung, Erziehung, Verſorgung entſprechen. 

Entſch. v. 23. December 1857, Nr. 13001 (491 ©.-U.). Nad 8. 21 8. ©. 
ſtehen auch überhaupt Perfonen, melde, ohne irgend des Gebrauches ver Ver⸗ 
nunft ganz beraubt zu fein, wenigſtens außer Stande find, ihre Angelegenheiten 
felöft zu beforgen, unter dem befonderen Schu des Gefeges, und ift ihnen daher 
ein Curator zu beftellen. 

Entſch. v. 21. Iuli 1857, Nr. 6183 (419 ©.-U.). Perfonen, die unter 
Euratel ftehen, find deßhalb nicht ſchon teftirunfähig (88. 568 u. 569 8. ©.). 


@. 28 — vgl. $. 974; 6. 681; $$. 798, 768, 778; 188, 165, 168 B. @.) 
$ 28. Selbſt ungeborene Kinder haben von dem Zeitpunkte ihrer Empfüngniß an, einen 
Anfpruh auf den Schut der Gefege. Infoweit es um ihre und nicht um die Rechte eines 
Dritten zu thun iſt, werden fie als Geborene angefehen; ein tobtgeborenes Kind aber wird in 
Rüdfiht auf die ihm für den Lebensfal vorbehaltenen Rechte fo betrachtet, als wäre es nie 
empfangen worben. 


Entſch. v. 19. März 1862, Nr. 372 (1498 ©.-U.). Die Bälle, daß 
naseituri den ſchon Lebenden gleichgeftellt werben, find Ausnahmen von ber allge 
meinen Regel; im 8.681 B. . wird fein weiterer folder Ausnahmsfall feftgeftellt. 

Entſch. v. 5. Auguft 1857, Nr. 7345 (423 ©.-U.). Ein Schenkung 
vertrag zu Gunſten Ungeborener Tann, wenn perfect geworden, nicht zum Schaden 
verfelben widerrufen oder durch Big. befeitigt werden. 


8. 23, Im zweifelhaften Falle, ob ein Kind Iebenbig ober tobt geboren worben ſei, wird 
das Erftere vermuthet. Wer das Gegentheil behauptet, muß es beweifen. 


1. Ans dem Berhältniffe der Abweſenheit. 
G. 24 — gl. 88. 377 u. 978; 112 8. ©.) J 
8. 34. Wenn ein Zweifel entfleht, ob ein Abweſender oder Wermißter nad am Leben fei 
oder nicht; fo wird fein Tod nur unter folgenden Umſtänden vermuthet: 1. wenn feit feiner 
Geburt ein Zeitraum von achtzig Jahren verſtrichen und der Ort feines Aufenthaltes feit seht 
Jahren unbelannt geblieben iſt; 3. ohne Rüdfiht auf den Zeitraum feiner Geburt, wenn er 


‚ 
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durch dreißig volle Fahre unbelannt geblieben; 3. wenn er im Kriege ſchwer verwundet worden; 
oder, wenn er auf einem Schiffe, ba es fheiterte, oder in einer anderen nahen Todesgefahr 
geweſen ift und feit der Zeit durch drei Fahre vermißt wird. In allen biefen Fällen ann bie 
Zodeserfiärung angefucht und unter den ($. 277) beftimmten Vorſichten vorgenommen werben. 


Giehe das Verfahren bei Tobeberflärungen im III. Mbe., 1. Heft der Rany'khen Sls 


Enıfd. v. 6. October 1874, Nr. 10396 (5494 G.-U.). Wer ven Tod 
einer Perfon einwentet (wider die Klage des Bevollmächtigten des Ausnehmers 
auf Ausnahmoleiſtung), bat den Beweis des Todes zu erbringen Lebensver⸗ 
wutkung im 8. 24?]. 

Entf. v. 12. Mai 1872, Nr. 5227 (4608 G.U.). Theilnahme an 
einer notoriſch blutigen Schlacht (Stalig 23. Juni 1866) iſt nahe Todesgefahr. 

Entf. v. 14. Mei 1871, Nr. 5892 (4168 ©.-U.). Die Theilnahme 
au der Schlacht von Königgräg ift nahe Tonesgefahr, wenn aud nicht vorliegt, 
daß der Bermißte damals ſchwer verwundet wurde. ur 

Entf. v. 13. December 1870, Nr. 14625 (3988 ©.-U.). Die Be 
ſcheinigung des Eintritte6 der im $. 24 B. ©. erwähnten Boransfegung, ges 
legentlich eines Procefies, genügt nicht zur Bermuthung des Tores; es müflen 
auch die im $. 277 ibid. angebenteten Vorſichten erfüllt fein. (Die von dem 
Verſchollenen vorlängft ertheilte Vollmacht ift zu refpectiven.) 

Entfd. v. 17. Auguſt 1870, Nr. 2997 (3847 ©.-U.). Bon einem 
Menfchen, der von Trübfinn befallen, ven Entſchluß, aus dem Leben zu ſcheiden, 
erufhaft äußerte und durch geeignete Schritte bethätigte, darf gejagt werden, daß 
er in naher Todesgefahr ſich befunden habe. 

Entfd. p. 8. Yuni 1869, Nr. 5522 (Sch. I, 24). Die nahe Tobes- 
gefahr ift ide wenn zwei Zeugen den feither Bermißten anf einem Kahn 
remanfrärts treiben und bald darauf den Kahn leer zurückſchwimmen, baneben 
aber einen Mann auftauchen und ſodann verfhmwinden jahen, welchen einer ber 
Zeugen beſtimmt wieber erfannte. 

Entf. v. 30. December 1864, Nr. 9872 (2042 ©.-U.). Ein Abweſen ⸗ 
der oder Bermißter ift nah $. 24 B. ©. folange als lebend anzufehen, als nicht 
einer der daſelbſt angeführten Umftände auf die in den 88. 277 u. 278 ibid. 
nermirte Weiſe dargethan und die Zobeserflärung ausgeſprochen worben ift. 

Entid. v. 14. December 1859, Nr. 10125 (929 G.-U.). Nahe Tobes- 
gefahr iſt fichergeftellt, da nady den Erhebungen in unzugängliher Gegend Klei⸗ 
dungeftäde, mit welhen der Vermißte ſich entfernt hatte, halbverbrannt nebft 
Ueberreften menſchlicher Gebeine gefunden wurden. 


(8. 25 — vol. 58. 596; 830 ©. ©.) 


8.235. Im Zweifel, welche von zwei oder mehreren verftorbenen Perfonen zuerft mit dem 

Tode abgegangen ſei, muß derjenige, welcher den früheren Todesfall des Einen ober des Anderen 

behanptet, feine Behauptung beweifen; kann er dieſes nicht, fo werben Alle als zu gleicher 

Zeit verflorben vermuthet, und es kann von Mebertragung der Rechte des Einen auf ben 
Anderen keine Rede fein. 


IV. Aus dem Verhaltniſſe einer moraliſchen Yerfon. 


8 — vgl. ii. 646 u. 647, 878, 1174, 589, 1478, 1485; 861, 828 B. @.; Wereinägeiehe v. 26. November 
Hezn Sr. Ass ind m 36, November 2. mn & ge ® %5 dem. D. o. 20. December 1869, 


36. Die Rechte der Mitglieder einer erlaubten Geſellſchaft unter fih imerben burd ben 

Berteag oder Zweck unb bie befonderen für biefelben beſtehenden Vorſchriften Heftimmt. Im, 

Berhättuiffe gegen Andere genießen erlaubte Geſellſchaften in ber Regel gleiche Rechte mit den 

eingelnen Perfonen. Unerlaubte Gefelligaften haben als ſolche keine Rechte; weber gegen bie 
Kl, bürgl. Geſetb. el. 2 
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Mitglieber, noch gegen Andere und fie find unfähig, Rechte zu erwerben. Unerlaubte Gefell- 
ſchaften find aber biejenigen, welche durch bie politifchen Geſetze iusbeſondere verboten werben, 
oder offenbar der Sicherheit, öffentlichen Orbnung oder den guten Sitten wiberftreiten. 


Siehe Bereindgefeg und Gew. D. im I. Vde., 1. u. 2. Heft ber Manz'ſchen Sig. 


Entſch. v. 12. October 1870, Nr. 11292 (3904 ©.-U.). Ein Vertrag, 
wodurch ein Theil unter Befchränfung feiner perfönlichen Freiheit ſich verpflichtet, 
etwas zu unterlaffen, was zu thun er fonft berechtigt wäre, Tann an ſich nicht 
den guten Sitten wiberfprechend angefehen werben, wenn nicht bie Vertragsbe— 
fimmung ſelbſt einem Gefege ober den gnten Sitten wiberftreitet. 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 12537 (3577 ©.-U.). Der Ber- 
trag, gegen eine Geldſumme fi nad Zulaß der Str. P. D. der Ausſage gegen 
Jemand zu entſchlagen, ift ungiltig, weil den guten Sitten wiberftreitend. 

Et sag Dim ——— 


aciniigen Gemeinden —E — . December 1867, Ar. 142 R. G. 8., Art. 16; Gmb. @. v. 
März 1868, Nr. 18 R. G. 8. — und bie für bie einzelnen Länder erlafienen befonberen Gemeindegelete.) 


8. 22. Inwiefern Gemeinden in Rüdficgt ihrer Rechte unter einer beſonderen Vorſorge der 
öffentlichen Verwaltung ftehen, ift in den politiſchen Geſetzen enthalten. 

Reichsg. Entf. vom 25. October 1878, Nr. 217. Die Anfprüde ver 
Gemeinde gegen ben früheren Bürgermeifter aus deſſen Gebarung mit dem Ge- 
“meindevermögen find vor bem Gerichte audzutragen. Der „politifhe Rech— 
nungsproceß“ ift nur ein Informativverfahren. 

Entf. v. 19. Iuli 1865, Nr. 5900 (©. Ztg. 1867, Nr. 57). Zur 
Entſcheidung über die Klage eines Gemeindefunctionäre auf Bezahlung einer ihm 
gebührenden Honorarfumme find die Gerichte nicht competent. 

Entf. v. 16. December 1862, Nr. 8459 (1615 G.-U.). Der Bürger 
meifter ift nicht and zur Bertretung von Corporationen innerhalb der Ge« 
meinde Tegitimirt. 


V. Aus dem Berhältniffe eines Staatsbürgers. 

(#. 38 — vgl. . 35, 192; 166 ®. G.; Staatögrundgef. v. 21. December 1867, Rr. 142 R. G. B., Art. 1.) 
8. 38. Den vollen Genuß der bürgerlichen Rechte erwirbt man durch die Staatsbürgerſchaft. 
Die Staatsbürgerſchaft in diefen Erbſtaaten ift Kindern eines öſterreichiſchen Staatsbürgers 

durch die Geburt eigen. 
Siege IX. Bd. ber Bang’fcen Sg. . 
Entſch. v. ? (P. ©. 8). Das von einem Defterreicher mit einer Aus- 
länberin außer der Ehe erzeugte Kind ift Ausländer und nnterfieht nicht ber 
inlãndiſchen Vormuudſchaftsbehoörde. 


Wie die Hlaatsbürgerfhaft erworben; 


— bei ——“ bed 1. u. 2. Abſates, aufgehoben durch Tail. Whg. v. 27. April 1860, Ar. 108 R. G. B. und 
u jgrundgeſ. v. 21. December 1867, Nr. 18 R. @. B.; — vgl. 9. 38 8. @.; Hofd. v. 
23. Februar 1838, Nr. 2595 J. ©. ©.) 

8. 39. Fremde erwerben bie öſterreichiſche Staatsbürgerfhaft durch Eintretung in einen 

öffentlichen Dienft; durch Antretung eines Gewerbes, beffen Betreibung bie ordentlihe An- 

fäffigfeit im Lande nothwendig macht; durch einen in biefen Staaten vollendeten zehnjährigen 

ununterbrochenen WBohnfig, jedoch unter der Bedingung, daß ber Fremde diefe Zeit hindurch 
ſich wegen eines Verbrechens keine Strafe zugezogen habe. 


4. 80 — vgl. bei 8.89 cit.) 
8. 39. Auch ohne Antretung eines Gewerbes oder Haudwerkes, und vor verlaufenen gehn 
Jahren, Tann die Einbürgerung bei den politifhen Behörden angeſucht, und von benfelben, 
nachdem das Vermögen, die Erwerbfähigkeit und das fittlihe Betragen des Anſuchenden be« 
ſchaffen find, verliehen werben. 
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831. Durd die bloße Inhabung oder zeitfiche Benligung eines Lanbgutes, Gaufes oder 

ocrudſtũcdes; durch die Anlegung eines Handels, einer Fabrik, oder die Teilnahme an einem 

son beiden, ohne perſonliche Anfäffigkeit in einem Lande diefer Staaten, wird die äfterreichifche 
Staatsburgerſchaft nicht erwerben. 


wie fie verloren werde. 


538. Der Berluft der Staatsbürgerſchaft durh Auswanderung oder durch Berehelichung 
einer Etaatöbürgerin an einen Ausländer, wird durch die Answanderungsgefege beftimmt. 


Eiche die einihlägigen Voriäriften im IX. Bde. der Ranj'ſchen Slg. 


Entid. v. ? 1828 (P. ©. 9). Cine Defterreiherin wird durch Berehe- 
lichung mit einem Türken türkiſche Unterthanin, wenn aud die Berehelihung nur 
wit dem entgegengefegten Vorbehalte obervormundſchaftlich genehmigt worden if. 


Rechte der Fremden. 


.3— vol Etaatävertzäge, 6. Du. 2 25. December 1 Mr. ı R. 8. m. 1.1000; Hof. u. 28. Ocieber 
NR 06.0) 
5 33. Den Fremden kommen überhaupt gleiche bürgerliche Rechte und Verbindlichkeiten mit 
ven Eingebomen zu, wenn nicht zu dem Genuße diefer Rechte ausdrücklich die Eigenfchaft 
ame8 Staatsbürger erfordert wird. Auch müffen die Fremden, um gleiches Recht mit den 
Eingebsrnen zu genießen, in zweifelhaften Füllen beweiſen, daß der Staat, dem fie angehören, 
die hierfändigen Staatsbürger in Rückſicht des Rechtes, wovon bie Frage ift, ebenfalls wie 
die feinigen behandle. 

F Br Sorſchriſten über bie Volſtrecung auslänbifcher Urtfeile in Deſterreich im VI. u. XVL Be. 
— 7 — Rumänien, —— Zalie, 
cn ‚Srelsäeiateliiverträge befichen mut I. Grl. 0. &% Eepienber 1868, Fr. 104 9. ©. B, mit far 

— 65 Ag sn ber Reciprocität abgenommen werben (Staatsgrundgeſ, vom 

Entf. v. 29. April 1875, 3. 3897 (5704 ©.-U.). Das ansländifche 
Urtpeil gegen einen Inländer ift hierlands nicht zu vollftreden, wenn das aus⸗ 
landiſche Gericht weder nad öfterreichifhem Geſetze, noch nad allgemein aner- 
lanntem internationalen Rechte competent war, worüber das Ermeflen des öfter- 
reichiſchen Gerichtes entfcheidet. 

Entfd. v. 3. Jänner 1873, Nr. 12612 (4828 ©.-U.). Der Mangel 
bes Nachweiſes der in Preußen geltenden Reciprocität flieht dem Eingehen auf 
die Baternitätsflage einer Preußin gegen einen in Oeſterreich wohnbaften Franzoſen 
wiht entgegen, da es nicht zweifelhaft if, daß vor preußifchen Gerichten Oeſter⸗ 
reicher bei ber Geltendmachung privatrechtlicher Anſprüche den Inländern gleich⸗ 

gehalten werden und eine auf die Klägerin zutreffende Ausnahme vom Beklagteu 
hätte bewieſen werden müſſen. 

Eutſch. v. 4. Jänner 1870, Nr. 14725 (3642 G.-U.). Die öfler- 
reichiſchen Gerichte find zur Entfeidung ald Obervormundfhaftsbehörven für in 
Oeſterreich begüterte Ausländer nicht competent. 

Entſch. v. 28. Yuli 1868, Nr. 7388 (3101 ©.-U.). Die öſterreichiſchen 
Gerichte find zur Entſcheidung Aber das Geſuch einer im Imlande lebenden Ans- 
linerin um Bewilligung eines abgefonderten Wohnortes nicht competent (88. 29 
146 Zur. R.). 

Entf. v. 11. September 1862, Nr. 6040 (3207 ©.-U.). Die Execution 
iſ auf Grund des rechtöfräftigen Urtheils eines preußifhen Schiedsgerichtes zu be 
wiligen, da ein ſchiedsgerichtliches Urtheil auch nach öſterreichiſchen Gefege voll- 
frefbar iſt und daher keine Eompetenzbeventen eintreten (Hfd. v. 4. Auguft 1840, 
%. 460 9. ©. ©.). i 

2* 
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Entfd. v. 21. April 1858, Nr. 3473 (547 G.-U.). Die öſterreichiſchen 
Gerichte find competent zur Entſcheidung über bie Hechtfertigung eines Verbote auf 
eine im Inland geltend gemachte Forderung eines ausländiſchen Cridatars. Aus⸗ 
wärtige Geſetze, ſowie im Zweifel, ven Beweis ber Reciprocität, hat die Partei 
zu erweifen, die ſich barauf beruft; das äfterr. Gericht ift nicht befugt, gegen 
eine ausländiſche Firma auf Zahlung einer Forderung zu erlennen, bloß weil be 
züglich derfelben im Inlande ein Verbot erwirkt wurbe. 

Entf. v. 10. Sänner 1854 Nr. 13040 (P. ©. 10). Im Zweifel ift 
nad inländifchen Geſetze zu entſcheiden; bie öſterreichiſchen Gerichte find daher 
competent, wenn eine an einen Ausländer verheirathete geborene Deflerreicherin 
ohne den Gatten nach Oefterreih zurüdkehrt und über die ehelihe Geburt ihrer 
fodann im Smlande geborenen Kinder Zweifel erhoben werben. 


. 34 — gl. 9. 8. ©.; kaiſ. Big. . 1855, Nr. 28 R. G. B., 8. 9; Hofb. v. 19. At 
(4 — vgl. 4 u. 16 if, — en 8. 9; Hofb. v. uguft 
8. 34. Die perſonliche Fähigkeit der Fremden zu Rechtsgeſchäften iſt insgemein nad den Ge 
fegen des Ortes, denen der Fremde vermöge feines Wohnfiges, ober wenn er Leinen eigent- 
lichen Wohnfig Hat, vermöge feiner Geburt als Unterthan unterliegt, zu beurtheilen; infofern 

nicht für einzelne Falle in dem Gefege etwas anderes verorbnet iſt. ‘ 


Entſch. v. 6. März 1878, Nr. 9743 (9. B. 1878, Nr. 27). Die 
perfönlihe Fähigkeit eines Ausländer zur Eingehung einer Ehe mit einer Aus- 
länderin im Auslande, ift nach den Geſetzen des Drtes, denen ber Fremde als 
Unterthan unterliegt, zu beurtheilen. 

Entſch. v. 21. November 1876, Nr. 11435 (©. Ztg. 1877, Nr. 20). 
Der Grundſatz des $. 34 ©. ©. muß auch auf jene Perfonen angewendet _ 
werden, melde im Namen minberjähriger Ausländer deren Rechte in Oeſterreich 
verfolgen wollen, 

Entfd. v. 3. Jänner 1873, Nr. 12612 (4828 ©.-U.). Die Ber- 
führung einer Frauensperfon und die Zengung find Thatfahen; in der Be 
urtheilung der Folgen derfelben ift die Frage nah der Hanvlungsfähigkeit für 
Rechtsgeſchäfte belanglos. 

Entſch. v. 14. Juni 1867, Nr. 4221 (G. H. 1867, Nr. 84). Der 
in Ungarn wohnende Vertragstheil iſt bezüglich bes im Oeſterreich geſchloſſenen 
und hier zu vollziehenden Rechtsgeſchäftes an das öſterreichiſche Gefe gebunden. 


(8. 35 — vgl. bei 5. 24 cit. . v. 19. Juli 1816, Rr. 1266 J. 6. ©. 

q dgl. bei $. ; Kofb. v. PR Aubgeerigten 5 (Gutigkeit einer von einem Ausländer 

8. 35. Ein von einem Ausländer in dieſem Staate unternommenes Gefchäft, wodurch er 

Anderen Rechte gewährt, ohne diefelben gegenfeitig zu verpflichten, ift entweder nach biefem 

Geſetzbuche, ober aber nad. dem Geſetze, dem der Fremde als Unterthan unterliegt, zu bes 

urtheilen; je nachbem das eine ober das andere Geſetz die Giltigkeit des Geſchäftes am meiften 
begünftigt. 


. 36 — vgl bei 5. 34 cit., all. v. 20. 1855, Rr. 28 . 
“ vgl % f. Vog. v. Fr 1. 28 8. 8. 8. (Rechtageſchäfte in der 


8. 36. Wenn ein Ausländer hierlands ein wechſelſeitig verbindendes Gefhäft mit einem 

Staatsbürger eingeht, fo wird es ohne Ausnahme nad diefem Geſetzbuche; dafern er es aber 

mit einem Ausländer fließt, nur dann nad demſelben Beurtheilet, wenn nicht bewiefen wird, 
daß bei der Abfpliefung auf ein anderes Recht Bedacht genommen worden ſei. 


Entſch. v. 11. April 1865, Nr. 2049 (2148 ©.-U.). Die von einem 
Defterreicher im Anslande geſchloſſene Civilehe mit einer Ausländerin iſt giltig; 
aber bezüglich der dadurch begründeten Rechtsverhältniſſe nach öfterreidifcgem und 
nur, infoweit ausbrüdlih auf das ausländifhe R. VBeradht genommen wurde 
nad) Tegterem zu beurteilen. [Schlußfolgerung.] x 
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Se 800, Re den 4. @. 63. 3. Wbg, D, 10. Detsder 1887, Ar. 100 8. @. 0) "2 

3. 37. Benn Husländer mit Ausländern, oder mit Unterthanen dieſes Staates im Auélande 

Rehtögeihäfte vornehmen, fo find fie nach den Geſetzen des Drtes, wo das Geſchäft abge 

jqlofſen worden, zu beurteilen; dafern bei ber Abſchließung nicht offenbar ein anderes Recht 

is Grunde gelegt worden ift, und die oben im $. 4 enthaltene Borſchrift nicht entgegen ſteht 


Entf. v. 15. Jänner 1879, Nr. 12701 ex 1878 (I. B. 1879, Nr. 8). 
Die von ven fiebenbürgifhen unitariſchen Kirchenbehörden durch den in ben 
ungerifchen Staateverband und die unitarifche Kirchengemeinſchaft übergetretenen 
bisbin öfterreichifchen katholiſchen Ehetheil erwirften Erkenntnifie, daß feine im 
Geltungegebiete des B. ©. gefchlofiene Ehe getrennt werde und er zur Ein- 
gebung einer neuen Che berechtigt fei, find in Defterreih wirkungslos; eine im 
Hmblide auf diefe Erkenntniffe, wenn auch im Inlande, eingegangene Che ift 
nichtig; doch kann den Ehegatten dießfalls fein Verſchulden beigemeſſen werden. 

Entſch. v. 19. April 1876, Nr. 13536 (©. Zig. 1876, Nr. 89). Die 
in England geltenden Rechtögrundfäge können aus ber Erflärung zweier bei bri⸗ 
tigen Gerichtshöfen in Praris ftehenden Rechtsanwälte, ſowie aus veröffent- 
listen Werten über die Gerichtöpraris entnommen werben. 

Entſch. v. 29. April 1875, Nr. 3897 (5704 ©.-U.) Das ausländische 
Urtheil gegen einen Inländer ift hierlands nicht zu vollfireden, wenn das aus⸗ 
lündifde Gericht weber mac öſterreichiſchem Geſetze, noch nad allgemein aner- 
fauntem internationalem Rechte competent war, worüber das Ermeſſen des öfter 
reichiſchen Gerichte entſcheidet. 

Entſch. v. 13. Mai 1873, Nr. 4893 (4971 ©.-U.). Die zur Bor- 
nahme in Ungarn bewilligter Executionen requirirten öſterreichiſchen Gerichte 
find zur Entſcheidung über die Oppofitionsklage nicht zufländig (8. 71 Jur. N, 
Seh. v. 22. Juni 1836, Nr. 145 9. ©. ©.), — bezüglich des Ste 
cutiondrechtes die ungarifchen Gefege maßgebend find (9. M. Erl. v. 23. Sep⸗ 
tember 1862, Nr. 9267). 

-Entfd. v. 31. October 1871, Nr. 13025 (4290 G>U.). Wen auch 
die Rechtsfolgen der Zeugumg gemäß 8. 37 8. ©. nad ausländiſchem Gefete 
zu beurtheilen find, ift doch die formelle Frage des (Vaterſchafts.) Beweiſes in 
der Pegel nad) öſterreichiſchem Geſetze zu beurtheilen. 

Entſch. v. 12. October 1870, Nr. 11292 (3904 G.u). Ein nach 
artlãndiſchem Geſetze zu beurtheilender Vertrag iſt doch bezũglich der Frage, ob 
die Vertragsbeſtimmungen erlaubt ſeien und nicht gegen die guten Sitten ſtreiten, 
nach öſterreichiſchem Geſetze zu beurtheilen. 

Tutſch. v 24. April 1863, Nr, 1854 (1611 G. uU.). In der Ber 
laflenfhaftsabhandlung über in Defterreidh liegende Immobilien von Ausländern 
find deren Rechte und Anſprüche, fie mögen auf Vertrag, Teſtament oder Geſetz 
beruhen, nur nad) öſterreichiſchem Geſetze zu beurtheilen; fei es, daß fie im Ab- 
Yandlungs- oder im Proceßwege geltend gemadt werben. Heber. vie Biltigkeit 
des Teftamentes, foweit fie von der äuferen es abhängt, iſt nad) ben Gefehen 
des Ortes der Errichtung zu entfcheiden, ' 

Entf. v. .8., Mai 1861, Nr. 3507, (1330 eu) De Dr des 
Vertragsabſchluſſes iſt bei Verträgen mit Ausländern. für die Befimmung ber 
Salnta entfcheidend. 

Entf. v. 1. Mai’ 1865,’ Nr. 2537 {82 ©.-U.). Auch ein nadı öſter⸗ 
rtichiſchem Gefege ungiltiges Geſchaͤft iſt als giltig ahzufehen, wenn das ©. bes 
Orte des Geſchäftsabſchiufſes es nicht verbietet. 


vol. 8. 4 u. 905 8, Se a: . @. ©.; — 4. Juni 1888, 
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G. 88 — vgl 98.36 u 4 ©. ©,; 86. 28 u. 29 Zur N; Hofd. v. 7. Februar 1834, Nr. 2641, und v. 2. Sep⸗ 
tember 1839, Pr. 375 3. ©. &.; 3 M. Erl. v. 30. März 1875, 8. 487.) 


8. 38. Die Gefandten, die öffentlichen Gefchäftsträger und bie in ihren Dienften ftehenden 
Perfonen genießen bie in dem Bolkerrechte und in ben öffentlichen Verträgen gegründeten 
Befreiungen. 

Siehe bie obeitixten Wogn. im VI. Bde. ber Mam'ſchen Sig. 


Entf. v. 10. Jänner 1854, Nr. 18040 (G. Big. 1854, Nr. 48 u. 49). 
Im Zweifel if} ein NRechtögefhäft nad inlänbifchen und nicht nach ausländiſchen 
Geſetzen zu entſcheiden. 


VI. Verſonen ⸗Rechte aus dem Religionusverhaliniſſe. 
L r 168, 76 t; Etaatögrund; Devembı Re. R. G. B., 
Re xi 
8. 39. Die Verſchiedenheit der Religion hat auf die Privat-Rechte keinen Einfluß, außer 
infofern dieſes bei einigen @egenftänden durch die Geſetze in&befondere angeorbnet wird. 


Entſch. v. 6. März 1878, Nr. 9743 (9. B. 1878, Nr. 27). Das 
im Auslande (Ungarn) beftehende dem 8. 64 B. ©. entiprechende Ehehinderniß 
der Religiondverfchiedenheit beinhaltet immer aud eine im 8. 39 ibid. vorge- 
fehene Einfhräntung der perfönlichen Fähigkeit, weßhalb ein ungarifher Nicht- 
chriſt au in Preußen, wo jenes Ehehinderniß nicht befteht, mit einer Chriſtin 
feine hierlandes giltige Ehe ſchließen Tann. 


VII. Aus dem Familienverhäftniffe. — an Berwandtfgaft 
und Shwägerfhaft. ß 


@&- 40 — vgl. 98. 44, 91, 109, 273, 750; 161, 166; 41; 65; 125, 766, 779, 780, 781, 961 8. G.) 

8. 40. Unter Familie werden die Stammeltern mit allen ihren Nachkommen verftanden. 

Die Verbindung zwifhen diefen Perfonen wird Verwandtſchaft; die Verbindung aber, welche 

zwiſchen einem Ehegatten und den Verwandten des anderen Ehegatten entfleht, Schwäger- 
ſchaft genannt. 


G. 41 — vgl. bei 8. 40 cit.) 
8. 41. Die Gradeper Verwandtſchaft zwiſchen zwei Perfonen find nach der Zahl der Zeug: 
ungen, mittelft welder in der geraden Linie eine verfelben von ber anderen, unb in ber 
Seitenlinte beide von ihrem nächſten gemeinfhaftlihen Stamme abhängen, zu beftimmen. In 
welcher Linie und in welchem Grade jemand mit dem einen Ehegatten verwandt ift, in eben 
der Linie und in eben dem Grabe ift er mit dem anderen Ehegatten verſchwägert. 
& 42 — ygl. # 160 — 162 8. @.; — (Huönaßemen) $$. 754, 1220, 1921; 65, 80, 140, 144, 145, 151, 160 biö 
168, 166, 170, 171, 188, 271, 711, 731, 735— 739, 742, 758, 786; — (Regel?) 58. 28, 44, 102, 105, 106, 108, 


117, 121, 197146, 148, 150—158, 186168, 165174, 177, 178, 183, 186, 195, 209, 218, 255, 271, 700, 731 
biß 787, 739, 740, 752—756, 954, 1094, 1327, 1928 ®. ©.) 


8. 48. Unter dem Namen Eltern werben in der Regel ohne Unterfhich des Grades alle 
Verwandte in der auffteigenden, und unter dem Namen Kinder, alle Verwandten in ber ab» 
fteigenden Linie begriffen. 

Entſch. v. 24. September 1874, Nr. 8511 (5477 G.U.). Der im 
$. 1327 8. ©. (Entfhädigung der Angehörigen des Getöbteten) gebrauchte Aus- 
drud „Kinder“ begreift nad SS. 42 u. 165 ibid. nicht auch uneheliche Kinder, 
weil dieje von ber Verwandtiſchaft ausgeſchloſſen find. 

Entſch. v. 8. Jänner 1862, Nr. 6860 (1453 ©.-U.). Unter dem in 
einem Ehe⸗ und Erbvertrag gebrandten Ausorud „Kinder“ können uneheliche 
nicht mitverftanden werben. 


9. 43. Die befonderen Rechte der Familienglieder werben bei den verſchiedenen Rechtsver⸗ 
hältniffen, worin fie ihnen zukommen, angeführt. 


1. Theil. 1. Hptſi. Perf. Rechte sc. 58. 38—43. — 2. Hptſt. Eherecht. 8.4. 23 


Zweites Hauplſlück. 
Von dem Eherechte. 


Die tun taiſj. Pat, v. 8. October 1856, Ar. 185 R. ®. B., für bie Ehen der Katholiken auf, 
ı ded IL Hauptfiildes B. G. wurden burd @. v. 25. Mai 1868, Nr, 47 R. ©. ———— 
er RN 
mod für während Seren Geltung gefhloffene Chen maßgebend. 


Inhalt: Begriff der Che ($. 44) und bes Gheverlöbnifies ($. 45). Rechtliche Wirkung 
tes Rüdtrittes vom Gheverlöbniffe ($. 46). Regel über bie Säbigfeit zur 
Schließung einer Ehe ($. 47). Hinberniffe ber Ehe: 1. Abgang der Einwilligung: 
a) aus Mangel des Vermögens zur Einwilligung (89.48—5H, b) aus Mangel 
ber wirklichen Einwilligung (88. 55— 59). Il. Abgang des Vermögens zum 
Zwede: 2) bes phyſiſchen Bermögens (8. 60); b) bes fittfihen Bermdgens: 
wegen Berurteilung zu einer ſchweren Criminalftrafe ($. 61); wegen Ehebandes 
($- 62); wegen Weihe oder Geiübdes ($. 63); Religionsver[hiebenheit (8. 69; 
Verwaundtſchaft (3. 65); oder Schwägerſchaft ($. 66); wegen Ehebruches (8. 67); 
oder Gattenmorbes (8. 68). Il. Abgang ber weſentiichen Beierligfeiten. Solde 
find ($. 69): a) das Aufgebot ($$. 7TO— 14); b) bie feierliche Erflärung ber 
Simwilligung (88. 75-821. Diöpenfation von CEhehindernifien (56. 83—88). 
Wirkung ber giltigen Ehe: Rechte und Verbindlichkeiten der Ehegatten ($. 89); 
gemeinfchaftliche (3. 90); befonbers des Chemannes (8. 91); ber Chegattin 
(8. 92). Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (8. 98). I. Scheinbare durch 
Erffärung ber uriprünglihen Ungiltigfeit. Art ber Einleitung ($$. 94-96) 
und ver Berhanblung ı$$. I7— 99), insbefondere wegen Unvermögens (88. 100 
bis 102). II. Wirküche Aufhebung: a) zeitliche Scheidung; mit Einverftändniß 
(88. 103 — 106). Ohne Einverftänbniß ($$. 107 — 109). Art” der Wiedere 
Bereinigung (8. 110). b) Gänzlige Trennung; kei Katholiken durch ben Tod 
(8. 111), und die Todeserflärung (58. 112—114); bei andern chriſtlichen Reli 
gionsverwandten (88. 115 u 116). Auseinanderfegung des Vermögens ($. 117). 
Art der Wiebervereinigung (9. 118). Beſchränkung und Vorſichten in Rüdficht 
der Wieberverehelihung (88. 119—122). Ausnahmen bei ber Judenſchaft (8. 128): 
3) in Rüdficht der Thehinderniſſe (88. 124 u 125;; b) der Berfünbigung ($. 126) ;' 
ec) der Trauung (88. 127—131); d) der Scheidung (8. 132); e) der Trennung 
(88. 183 - 136). ’ 
Sel @. ©. 25. Mai’1868, Pr. 47 R. G. ©. (Miederberftelung des ©. G.); G. v. 90. December 1868, Rr. 4 
1869 (Ehe jwiſchen Anverögläubigen); G. v. 9. April_ 1870, Yır. 51 R. G. B. (Sheſchliehumg ywiſchen 
Eosteifionälofen); 3R. bg. o. 1. Juli 1868, Nr. 80 und v. 20. Detober 1870, #r. 128, @. d. 10. Juli 1988, 
—X jatriten der Ziraeliten); ©. v. 31. December 1868, Pr. 3 R. S. 8. für 1869 (Eheſcheidung); 
& 2 25 Mel 1068, Sr. 40 und n. 20. Dei 1076, Mr. 68. MO, D. (interconfefioneie Gelepe); M. Bogn. v- 


Yiner 1869, @r. 18, und v. 15. April 1879, Nr. 57 R. ©. B. (Form, Erfordernifſe und Beurkundung ber 
* Eifenbahnbeamten, weiche in Eacfen bienftlich verwendet werben). 


Begriff der Ehe, 


“u mach 700; — — be IL en 0 1 be Cbegefepes für ——— (Bat. 
5 44. Die Samilienverhältniffe werden durch den Ehevertrag gegründet, In dem Ehever- 
trage erflären zwei Perfonen verſchiedenen Geſchlechtes gefegmäßig ihren Willen, in unzer⸗ 
trennlicger Gemeinfhaft zu leben, Kinder gu zeugen, fie zu erziehen, und fi gegenfeitigen 
Briſtand zu leiften. x 

Entſch. v. 28. Jänner 1874, Nr. 12119 (5225 ©.-U.). Der im 
8. 44 befinirte bürgerliche Ehevertrag ift mit dem Sacramente. der Ehe nicht 
identiſch. Den zur bürgerlichen Ehe erforderlichen wefentlihen Förmlichkeiten 
wird durch die Eonfenderflärung vor dem Drgan einer nicht gefeglich anerkannten 
Refigionsgenoffenfchaft (Altkatholiken) nicht genügt; dieſelbe begrfndet keine Ehe 
vor dem ſtaatlichen Geſetze. 


) Ju ver Folge wird die Berufung diefer beiden Gefege blog mit „Eheg.” nnd unw.“ geſchehen. 
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Entfd. v. 13. Juni 1870, Nr. 12976 (3665 ©.-U.). Die Verabredung 
auf abgefonderten Wohnort, während der Anhängigleit des Scheidungsproceſſes, 
if in diefer Befchränfung giltig (arg. 8. 107 B. ©.). 

Entid. v. 25. April 1867, Nr. 3158 (4386 G.-U.). Der Gerichts⸗ 
fland des Mannes ift auch jener der von ihm nur factifh getrennt lebenden 
En (88. 92 u. 93 8. ©.). 

Entf‘. v. 3. Mai 1864, Nr. 2349 (1910 ©.-M.). Aus 8.44 B. ©, 
kann nicht gefolgert werben, daß tro der Beſtimmung des $. 796 ibid. auch bie - 
aus ihrem Verſchulden geſchiedene Ehegattin den mangelnden nothdärftigen Unter 
halt anzuſprechen habe. 


und des Eheverlößniffes. 


45 — mol. . 0865 008, 009, 1947, 1986; 1481, 1498; 1028 D. @.; 1. 500 Gr. &.; 6. 770 MI. Ci. ©; 
4. 2 Ehes· 8. 2—8, 57, 107— 113 Anw.) 
8. 45. Ein Eheverlöbniß oder ein vorläufiges Verſprechen, ſich zu ehelichen, unter tyas für 
Umftänden oder Bedingungen e8 gegeben oder erhalten worden, zieht Leine rechtliche Berbin- 
bung nach fi), weder zur Schließung der Ehe felbft, noch zur Leiftung besjenigen, was auf den 
Fall des Rüdtrittes bedungen worben ifl. 

Entf. v. 15. December 1870, Nr. 8063 (4419 ©.U.). Ein nad 
Form und Inhalt erwirkter Schenkungsvertrag, welcher aber nach allen Umſtänden 
in Wahrheit als ein Eniſchãdigungsverſprechen für den Fall des Rücktritts vom 
— berausftellt, iſt ein Scheingeſchäft und unverbinblich (88. 916 
u. 46 8. 

EL v. 28. Mai 1865, Nr. 5274 (3074 ©.-U.). Sowie aus dem 
Berlöbnig kein Recht auf Erzwingung ber Ehefchliegung erwächſt, ift auch pie 
Geltendmachung der Interefien wegen Nichterfüllung des Eheverſprechens unzu- 
läffig. Nur der Erfag des durd den Nüdtritt vom Verlöbniß erlittenen wirk- 
lichen, d. i. pofitiven Schadens, kann gefordert werben; im Einflange mit $. 45 
deutet in $. 46 B. ©. das adjectiv wirklich auf den Gegenfag des eigentlichen 
Schadens zum Gewinnentgang ($. 1293 ibid.) hin. 

Entf. v. 5. Mai 1863, Nr. 2465 (1704 ©... Ein für den Fall 
des Rücktritts vom "Eheverlöhnig gemachtes Verſprechen ift unverbindlich, auch 
wenn die Summe bei einem Dritten hinterlegt, und die Urkunde dem anderen 
Verlobten eingehändigt wurde. 

Entſch. v. 19. April 1859, Nr. 4198 (773 ©.-U.). Da 8. 45 B. ©. kein 
Klagerecht auf Schließung der Ehe gewährt, hat ber Gefeggeber durch die Ber 
flimmungen des $. 506 Str. ©. und $. 1325 B. ©. einem Mißbrauch diefes 
Verſprechens begegnen wollen. 


Rechtliche Wirkung des Rücktrittes vom Eheverlöbniſſe. 
46 — vgl. bei 8. 45 cit.; 89. 1247; 699, 897; 30. Kauptft. des II. Theils V. ©.) 


8. 46. Nur bleibt dem Xheile, von defien Seite keine gegründete Urfache zu den Rüdtritte 
entftanden ift, der Anſpruch auf ven Erfa des wirklichen Schadens vorbehalten, welchen er 
aus biefem Rücktritte zu leiden beweiſen kann. 


Entſch. v. 5. September 1872, Nr. 7338 (4700 G.⸗U.). Die Erſatz⸗ 
pflicht des Nüdtretenden tritt nur ein, wenn ihm ſelbſt ein Berſchulden zur Laſt 
fällt (arg. 8. 1215 B. G.). Das Verſchulden Liegt im Rücktritt ohne gegrän- 
dete, nicht fhon vor dem Verlöbniß befannte Urfache. Die Koften der Ver- 
padung und Berfendung der Ausflattung, des Aufgebotes, der Hochzeitstafel und 
der Anfhaffung ter Ausftattungsfachen, infoweit Iegtere nur unter dem An« 
Ihaffungspreife veräußert werden könnten, find ein pofttiver Schaden, 


I. Theil. 2. Haupt. Eherecht. 66. 4552. 25 


Entfd. v. 3. December 1867, Nr. 10310 (©. H. 1868, Nr. 10). 
Der vom Berlöbniß Zurüdtretende hat auch das zum gemeinfamen Haushalt 
Berandgegebene zu erjegen. 


Regel üßer die Zaͤhigkeit zur Saliehuug einer Ehe. 


War ol 8 5 Bien —— In 1 0 0 Bm. v. 39. Juli 1800, Hoftrgor. Ciec. v. 25. November 

ius, 3.3000, Gefe. m. 31. Boril 1009 Sr, 5; Bed o, 5 Danke 1868, Re. 151 unb M. Bbg. 

g 48. Cinen Ehevertrag kann — ſchließen, inſofern ihm kein geſetzliches Hinder⸗ 
niß im Wege ſteht. 


Sinderniffe der Ehe: 1. Abgang der Einwilligung: 
a) aus Mangel des Vermögens zur Einwilligung; 


273,28 8.8.8.5 Et. , Re G. S. — 
“oh * — BD — — 1814, Re. 1099 3. 
8- 46. Rafende, — * Blödfinnige und Unmündige find außer Stande, einen giltigen 

Ehevertrag zu errichten, 
@ 49 — vgl. 86.152, 244, 365; 174, 252; 178, 173; 279, 273; 1222, 12891 ©. G.; of. v. 21. Detober 1814, 
Nr. 1105 I. G. ©.) 
549. Winderjägrige, oder auch Volljährige, welche aus was immer filr Gründen für fi 
«fein keine gültige Berbindlichkeit eingehen Eönnen, find aud unfähig, ohne Einwilligung ihres 
ehelichen Baters fi) giltig zu verehelichen. Iſt der Vater nit mehr am Leben ober zur Ber» 
tretung unfähig, fo wird, nebft der Erflärung des ordentlichen Vertreters, auch die Einwilligung 
der Gerichtsbehörde zur Giltigkeit der Ehe erfordert. 


Entf. v. 4. Februar 1876, Nr. 1166 (©. Big. 1876, Nr. 52). 
Die Einholung der Zuftiminung des Vaters zur Berehelihung ift an feine - 
beftimumte Form gebunden. 

Entf. v. 17. November 1875, Nr. 7656 (©: Ztg. 1876, Nr. 6). 
And bezüglich des Ehehinderniſſes der Minderjährigkeit ift die Vorſchriſt des 
8. 96 B. ©. maßgebenp, wonach mur der ſchulbloſe Theil die Ungiltigertlärung 
ter Ehe verlangen fann. Die Minderjährige, welche gegen ben ausdrücklichen 
Billen der Eltern durdy auferordentlihe Mittel ihre Verehelichung durchſetzt, ift 
nicht ſchuldlos. 

(6. 50 — val. 88. 209, 273 8. ©.) 
% 50. Minderjährige von uneheliher Geburt bedürfen zur Giltigkeit ihrer Ehe, mebft der 
Erklärung ihres Bormundes, die Einwilligung der Gerihtöbehärbe. 


(# 51 — vgl. Hoffe. v. 28. December 1814. Ar. 1118 J. ©. S, und v. 21. December 1815.) 
8. 51. Einem fremden Minderjägrigen, der fi) in diefen Staaten verehelihen will, und die 
erſorderliche Einwilligung beizubringen nicht vermag, ift von dem hierländifchen Gerichte, unter 
weies er nad feinem Stande und Aufenthalte gehören würde, ein Vertreter gu beftellen, ber 
feine Einwilligung zur Ehe oder feine Mißbilligung biefem Gerichte zu erklären hat. 


(6. 52 — vgl. Hofd. v. 17, Juli 1813, Ar. 1065 J. @. ©.) 

8. 32. Bird einem Minverjäprigen oder Pflegebefoplenen bie Einwilligung zur Ehe verfagt, 
aan halten ſich die Ehewerber dadurch beſchwert, fo haben fie das Recht, die Hilfe des orbent- 
lien Richters anzufuchen. 

— v. 23. Mai 1878, Nr. 2196 (©. Ztg. 1878, Nr. 57). Der- 

an - defien Zuftimmung bertragsmäßig bei fonftiger Befhräntung ver- 
——— Dispofitionsbefugniß bie Verehelichung mit einem Dritten ge⸗ 
bunden iſt, kann, wenn-er die Zuſtimmung verweigert, nicht nach $. 52 B. ©. 


kelangt werden. 
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u. 53 — 16.008. 8. — 86. 5-0, 88 und $. 68 Anm. 190-1, v. 9. Auguft 1854, 
= EN Aa 


8. 33. Mangel an dem nöthigen Eintommen; erwiefene oder gemein bekannte ſchlechte Sitten; 
anftedende Krankheiten oder dem Zwecke der Ehe hinderliche Gebrechen vesienigen, mit bem 
bie Ehe eingegangen werben will, find rechtmäßige Gründe, die Einwilligung zur Ehe zu verfagen. 
e Entſch. v. 4. Februar 1876, Nr. 1166 (©. Ztg. 1876, Nr. 52). Wenn 

der Bater ohne Angabe eines Grundes die Zuftimmung zur Berehelihung ver- 

weigert, ift bie Bereheligungsbewilligung fofort auch gegen feinen Willen zu 
ertheilen, nicht erft eine Tagfagung zu feinem Einvernehmen anzuorbnen. 

— ygl. 1868; EntfgL. 

DE mr Su a Be LEST 


8. 782 Mil, Str. ; ©. ». 26. Februar 1876, Ar. ee . [Genödarmerie]; M. Dog. v. 
15. April 1879, Rr. 57 R. ©. 8.) 


8. 54. Mit welgen Militärperfonen oder zum Dilitärförper gehörigen Perfonen ohne ſchrift⸗ 
lie Erlaubniß ihres Regiments, Corp&, oder Überhaupt ihrer Vorgeſetzten kein giltiger Ehe- 
vertrag eingegangen werben könne, beftimmen die Militärgefetge. 


b) aus Mangel der wirklidyen Einwilligung. 
@. 55 — vgl. 9. 508 allg. und 5.782 Mil. tr. ©. — 9. 18 Aw.) 
8. 55. Die Einwilligung zur Eye ift ohne Rechtskraft, wenn fie durch eine gegründete Furcht 
erzwungen worden iſt. Ob die Furcht gegründet war, muß aus der Größe und Wahrſchein⸗ 
lichteit der Gefahr, und aus der Leibes- und Gemüthsbefgaffenheit der bedrepten Perſon be- 
urtheilt werden. 


Entfd. v. 22, December 1870, Nr. 14913 (3998 ©.-U.). Die Klage 
auf Ungiltigfeit einer Ehe ift trotz anfdeinend mangelnder Xctivlegitimation 
(Zwang, nicht vom Gezwungenen geltend gemacht) nit a limine zurädzumeifen. 


(8.56 — vgl. $8. 18, 126, 178 Arm.) 
8. 56. Die Einwilligung ift au dann ungiltig, wenn fie von einer entführten und noch 
nicht in ihre Freiheit verfegten Berfon gegeben worden. 


8. 37. Ein Irrthum macht die Einwilligung zur Ehe nur dann ungiltig, wenn er in ber 
Berfon des künftigen Ehegatten vorgegangen ift. 


Entf. v. 9. December 1874, Nr. 7205 (5555 G.⸗U.). Wenn feitend 
eines ftedbrieflid verfolgten Verbrechers der vormundſchafiliche Conſens unter 
dem Taufnamen des unbejholtenen Bruders erwirkt wurde, ift die Ehe ungiltig 
(8. 58 8. ©.) 


@. 58 — vgl. 88. 170, 121 8. G. — $. 78 Cheg.) 


8. 56. Benn ein Ehemann feine Gattin nad) der Ehelichung bereits von. einem Anderen ge- 
ſchwängert findet; fo Tann er, außer dem im $. 121 beftimmten Falle, forbern, daß die Ehe 
als ungiltig erflärt werbe. 


Entfd. v. 10. Februar 1875, Nr. 867 (6626 ©.-U.) Im Falle des 
8. 58 8. ©. obliegt nicht -vem Ehemanne der Beweis, daß er bie Schwanger 
Schaft der Frau von einem Dritten nicht ſchon vor Verehelihung gewußt babe; 
fonbern dem Gegentheil der Beweis der Poſitive. 

Entfd. v. 9 März 1858, Nr. 1572 (524 ©.-U.). Die Ausnahme 
im Falle des 8. 121 B. ©. ift im Intereſſe der öffentlihen Moral normirt, 
unabhängig von beſonderen concreten Verhältniſſen. 

Entſch. v. ? (P. S. 14). Dem Ehemann kann im Falle des $. 58 B. ©. 
nicht der Beweis des Nichtwiflens der Schwangerſchaft aufgebürbert werben. 


*) Zu der Folge mit „Abh. Pat,“ citirt. 
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@. 50 — vgl. 58. 51-55 u. 117 Anm.) 
539. Ulle übrigen Irrthümer der Ehegatten, fowie auch ihre getäufgten Erwartungen ver 
seraußgefeigten oder auch verabredeten Bedingungen, ftehen der Giltigleit des Ehevertrages 
nicht entgegen. 


U. Abgang des Bermögens zum Zwecke: 
8) des phyſiſchen Vermögens; 

G. 60 — vgl 88. 878, 44; 100 8. G. — $. 16 Anw., a. h. Entſchl v. 25. Februar 1887.) 

5 60. Das immerwährende Unvermögen, bie eheliche Pflicht zu leiften, ift ein Epehindernig, 

wenn es ſchon zur Zeit des gefhlofienen Ehevertrages vorhanpen war. Ein bloß zeitliche, 

oder ein erft während der Ehe zugeftoßenes, felbft unheilbares Unvermögen kann das Band 
der Ehe nicht auflöfen. 

Entfd. v. 31. October 1876, Nr. 12378 (©. H. 1877, Nr. 18). 
9a ten 15 Jahre hiedurch fortgefegten Acten der, wenn aud nur verfudten 
Beiwehnung liegt die Fertfegung der Ehe. Ungeachtet des Sachverſtändigen⸗ 
gutahtens auf abfolute Impotenz der Gattin war daher dad Begehren um Un- 
giltigleitserlärung der Ehe abzuweifen (88. 60, 94, 96 und 99 8. ©.): 

Entfd. v. 4. November 1875, Nr. 11610 (5902 ©.-U.). Der anläß- 
lich eines Epefheitungsprocefies aufgenommene Sunftverftändigenbeweis zum 
asigen Gedãchtniſſe, wobei die relative Impotenz erwiefen wurde, gilt aud für 
ven Ehetrennungeproceh als Conftatirung des Chehinvernifjes bes $. 60 8. ©. 

Entfd. v. 22. Februar 1870, Nr. 14864 (5966 G.-U.). Durch den 
Kunftbefund, mit welchem die Impotenz (in Folge durch habituelle Onanie in den 
Satwidiungsjahren bedingter Schwäche und Atrophie der Genitalien) als ſchon 
yar Zeit der Eheſchließung beftehend, fowie der Zuftand der Jungfräulichkeit der 
Gattin ausgeſprochen wurben, ift bad Vorhandenſein des Ehehinderniſſes des 
8. 6083. ©. erwieſen. 

Entf. v. 22. Anguft 1851, Nr. 5210 (G. Big. 1852, Nr. 62). Iſt 
das Unverinögen von den erzten als mittelft einer leicht ausführbaren Opera» 
tion heilbar erklärt, fo ift dasfelbe, trotz Verweigerung der Operation, als ein 
nur zeitliches zu betrachten. x 
b) des ſitilichen Vermögens: wegen Verurtheilung zu einer ſchweren Eriminalfirafe ; 

@. 61 — aufgehoben durch ©. ©. 15. November 1867, Ar. 131 R. ©. 8.) 

% 62 Ein zur ſchwerſten oder ſchweren Kerferfirafe verurtheilter Verbrecher kann von dem 
Tage des ihm angekündigten Urtheiles, und fo lange feine Gtrafzeit dauert, keine giltige Ehe 
eingehen. 

Entf. v. 27. Jänner 1874, Nr. 622 (5234 G.U.). Durch 8. 5 des 
©. v. 15. November 1867, Nr. 131 R. ©. 2. ift nicht nur 8. 61 8. ©. 
aufgehoben, fondern find auch die mit der ſtrafgerichtlichen Berurtheilung ver⸗ 
bunden geweſenen Beſchränkungen der bürgerl. Handlungsfähigkeit des Berur- 
theilten behoben worden; daher auch der Grund zur Euratelbeftellung entfallen. 

Entf. v. 27. Jänner 1874, Nr. 621 (5233 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Kr. 662 ex 1874. 

Entſch. v. 22. November 1870, Nr. 13779 (3958 ©.-U.). Aehnl. der 
Eutf. Rr. 622 ex 1874. 


wegen Ehebandes; 
U e — vgl 88.9 u 160 B. G.; Hofb. v. 10. Mai 1820, v. 11. Juli 1817, Nr. 1845 % G. ©. — 88. 206 
biB 208 bed allg. u. #5. 511—513 be Mil. Str. ©, $. 22 Eheg. und 5. 20 Anm.) 
568. Ein Mann darf nur mit Einem Weibe, und ein Weib darf nur mit Einem Manne 
wm gleiger Zeit vermäplet fein. Wer ſchon verehelicht war, und fidh wieder verehelichen wi, 
ma die erfolgte Trennung, d.i., bie gänzliche Auflöfung des Ehebandes, rechtmäßig beweiſen, 
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Entſch. v. 15. Jänner 1879, Nr. 12701 ex 1878 (9. B. 1879, Nr. 8). 
Die von den ſiebenbürgiſchen unitarifhen Kirchenbehörden durch ben in ben 
ungarifhen Staatsverband und die unitarifhe Kirchengemeinſchaft Übergetretenen 
bishin Öfterreihifchen Tatholifchen Ehetheil erwirkten Erkenntniſſe, daß feine im 
Geltungegebiete tes B. ©. geſchloſſene Che getrennt werbe und er zur Ein» 
gehung einer neuen Che beredhtigt fei, find in Deſterreich wirlungslos; eine im 
Hinblicke auf dieſe Erkenntniſſe, wenn auch im Inlande, eingegangene Ehe iſt 
nichtig; lann den Ehegatten dießfalls kein Verſchulden beigemeſſen werden. 

. dv. 8. Mai 1877, Nr. 3376 (J. B. 1877, Nr. 13). Die, von 
einem Ir ge Lebenszeit geſchiedener fatholifhen Ehegatten, nach dem Uebertritte 
‚zum Proteſtantismus in Ungarn nad bortigem G. rechtswirkſam geſchloſſene 
zweite Ehe, ift in Oeſterreich ungiltig ($$. 62, 33 und 34 B. ©.). 

Entſch. v. 17. Jänner 1871, Nr. 9759 (4018 ©.-U.). Die von einer 
geſchiedenen Tatholifhen Gattin, nach ihrem Uebertritt zum Proteftantismus, vor 
dem Tode des von ihr gefchiedenen katholiſchem Gatten, im Auslande, mit einem 
Proteftanten gefhloffene Ehe iſt nah 8. 62 8. ©. ungiltig. Bgl. 88. 4, 
33, 34, 36 u. 37 8. ©. 


wegen Weihe oder Gelübdes; 
@. 68 — vgl. 96. 24, 58 Anm.) 
8. 683. Geiſtliche; welche ſchon höhere Weihen empfangen; wie aud Orbensperfonen von 
beiden Geſchlechtern, welche feierliche Gelübde der Ehelofigteit abgelegt haben, Tönnen keine 
gültigen Eheverträge fließen. 


Entfd. v. 9. November 1875, Nr. 8287 (5904 G.-U.). Der Ueber 
tritt des römiſch⸗ katholiſchen Priefters zu einer anderen Confeffion Be: 
orientaliſch) ändert nichts an dem Beſtande des Ehehinderniſſes des $. 63 B 
welcher, ohne die verſchiedenen Kirchendisciplinen zu unterfcheiden, dem Geiſtüchen 
die yon zur Eheſchließung benimmnt. 

Entf. v. 23. December 1853, Nr. 13065 (©. Ztg. 1854, Nr. 70). 
Durd den Austritt aus dem Orden und ben Uebertritt zur evangelifcien Eon» 
feffton erlangt ein Ordensgeiftlicher noch nicht die Fähigkeit zur Eheſchließung. 
” 
. Religionsverfhiedenheit; 
(6 64 — vgl. 33. 23, 25, 66 Anm.) 
8. 64. Cheverträge zwiſchen Chriſten und Perfonen, welche fi nicht zur chriſtlichen Keligion 
bekennen, Können nicht giftig eingegangen werben. 


Entſch. v. 6. Mai 1878, Nr. 1743 (9. B. 1878, Nr. 27). Das 
Ehehinderniß der Religionsverfchievenheit fließt eine im 8. 39 B. ©. vorgefehene 
Einfhräntung der perſönlichen Fähigkeit in fi, welche Fähigkeit auch bezüglich 
der Ehen von Ausländern im Auslande nah den Geſetzen ihres Staates be- 
urtheilt wird, 

Entfd. v. 30. Jänner 1877, Nr. 14247 (©. Big. 1877, Wr. 87). 
Das Ehehinderniß der Religionsverfdiedenheit nah 8. 64 B. ©. ann durch 
nachfolgenden Religionswechſel nicht mehr behoben werben; die Ungiltigfeit ſolcher 
Ehe ift von Amtswegen auszufpreden. 


derwandtſchaft; 
(65 — vgl. ss. 181 u. 501 Er. G., 98. 410 u. 774 Mil. Str. G.; 36. 179 — 188 B. G. — . c 
x 518 89 Anm.) 


8. 65. Zwiſchen Verwandten in auf und abfteigender Linie; zwiſchen voll- und halbbürtigen 
Gefgwiftern; zwiſchen Geſchwiſterkindern; wie auch mit ven Geſchwiſtern der Eltern, nämlich 
mit dem Oheim und ber Muhme väterliher und mütterliher Seite, kann Leine giltige. Ehe 
geſchloffen werden; es mag die Bermandtidaft aus ehelicher ober unehelicher Geburt entftehen. 


1. Tpeil. 2. Hauptſt. Eherecht. 98. 68—71. 29 
oder Schwãgerſchaſt; 


G. 66 — ogl. 88. 30-85 Anw.) 
568. Aus der Schwãgerſchaſt entficht das Ehehinderniß, daß der Mann die in dem $. 65 
awähnten Verwandten feiner Ehegattin, und bie Gattin bie daſelbſt erwähnten Verwandten 
ihres Mannes nicht ehelichen kann. 


wegen Ehebrudes; \ 
a. ca — us; a —2 G.; Hoft. Erl. vom 
zes Eine Ehe zwiſchen zwei Perfonen, die mit einander einen Ehebruch begangen haben, 
iR ungültig. Der Ehebruch muß aber vor der geflofienen Ehe bewiefen fein. 


sder Gattenmordes. 
(8. 68 — vgl. 8. 134, 140 (N), 158 (1) Etr. ©. — 9. 37 Unw.) 
5.66. Wenn zwei Berfonen, auch ohne vorhergegangenen Ehebruch, fich zu ehelichen ver- 
fprodden haben, und wenn, um die Abficht zu erreichen, auch nur eine von ihnen dem Gatten, 
der ihrer Ehe im Wege fland, nad dem Leben geftellt Hat; fo Tann zwiſchen denſelben auch 
dann, wem ber Mord nicht wirklich vollbracht worden ift, eine giltige Ehe nicht geſchloſſen werden. 


IL Abgaug der weientligen Seierligkeiten. Solche And: 
(5. @ — vgl. 8. 14 Ehe. und 36. 60, 65 Anw.; M. Bog. v. 15. April 1879, Ar. 57R. G. 8.) 


. Zur Giltigkeit der Ehe wird auch das Aufgebot und die feierliche Erklärung der Ein- 
willigung gefordert. 


Entf. v. 9. Mär; 1875, Nr. 2422 (5654 ©.-U.). Der delegirte 
Parrer iſt nur nach Maßgabe der Vollmacht zur Entgegennahme der Eonjens- 
eflürung berechtigt; wenn diefe bedingt war (Nachweis des empfangenen Sacra- 
mented der Buße), daher nur nach erfülter Bedingung. — Die Eonfenser 
Härung vor einem, deren Entgegennahme verweigernden Seelſorger ift unwirkſam. 

Entf. v. 9. December 1874, Nr. 7205 (5555 ©.-U.). Ein Aufgebot 
(mb die nachfolgende Ehe), wobei auch nicht ein einziges Mal der rechte Name 
(Bait des Tanfnamens des ftebrieflih Verfolgten, jener des unbefholtenen Bru- 
ders) verkündet wurde, ift ungiltig. 


a) das Aufgebot; 


.n vsol 6. v. 2. a et san. ae Juli a Ar. 4 R. G. B. für 1889, 

510. Das Aufgebot befteht in der Verkündigung der bevorftehenden Ehe mit Anführung 

des Bornamens, Familienuamens, Geburtsortes, Standes und Wohnortes beider Verlobten, 

wit ver Erinnerung, baß jedermann, dem ein Hinderniß der Ehe bekannt ift, felbe® anzeigen 

feolle. Die Anzeige iſt ummittelber oder mittelft des Seelſorgers, der bie Ehe verflinbiget Hat, 
bei demjenigen Geelforger zu machen, dem die Trauung zuſteht. 


Entſch. v. 9. December 1874, Nr. 7205 (5555 G. U.). Die Ehever- 
tũndigung hat nicht nur den Zwed, etwaige Ehehinderniffe zur Anzeige zu bringen, 
fondern auch allgemein befannt zu machen, taß beftimmte Perfonen fi zu ehe⸗ 
lien beabfidhtigen, und dadurch auch fonft Ordnungswidrigkeiten vorzubeugen. 


an- 15 und 99.61, 62, 66 Anm.; Bet, Lu. 9. 0. B1. Dromnber 1808, Ar, RO, 
vgl, $. 15 Eheg — 

8.74. Die Berkündigung muß an drei Sonn» oder Feſttagen an die gewöhnliche Kichenver- 

ſaralaug des Pfarrbezirkes, und wenn jedes ber Brautleute in einem anderen Bezirke wohnet, 

beider Pfarrbezitke gefchehen. (Bei Ehen zwiſchen nicht katholiſchen chriſtlichen Religiondge- 

ucfien muß das Aufgebot nicht nur in ihren gottesdienftlihen Berfammlungen, fondern auch 
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in jenen katholiſchen Pfarrkichen, in deren Bezirken fie wohnen; und bei Ehen zwiſchen Tatho- 

liſchen und nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsgenofien ſowohl in der Pfarrkirche des fatho- 

liſchen und in den Bethauſe des nicht katholiſchen Theiles, als auch in der katholiſchen Pfarre 
Tirhe, in deren Bezirke der Ieitere wohnt, vorgenommen werden.) 


Das Gingelammerte von $. 71 if aufgehoben. 


(4. 72 — vgl $. 16 Eheg. und 6. 63 Auw.) 


8. 38. Wenn die Verlobten oder eines von ihnen in dem Pfarrbezirke, in welhem die Ehe 
geſchloſſen werben fol, noch nicht durch ſechs Wochen wohnhaft find; fo ift das Mufgebot and 
an ihrem legten Wufenthaltsorte, wo fie länger als die eben beftimmte Zeit gewohnt haben, 
vorzunehmen, oder bie Verlobten müffen ihren Wohnfig an dem Orte, wo fie fi) befinden, 
durch ſechs Wochen fortfegen, damit die Verkündigung ihrer Ehe dort hinreichend fei. 


6. 73 — vgl 8. 17 @feg. und 5. 64 Anm.) 


8. 18. Bird binnen ſechs Monaten nad dem Aufgebote die Ehe nicht geſchlofſen, fo müffen 
bie drei Verkündigungen wiederholt werben. 


@. 74 — vgl. Cult M. Erl v. 20. Februar 1872, 8. 98, und M. Dig. v. 15. April 1879, Rr. 67 R. ©. 8) 


8. 34. Zur Giltigleit des Aufgebotes und der davon abhängenden Giltigkeit der Ehe ift es 
zwar genug, daß die Namen der Brautleute und ihre bevorftehende Ehe wenigftend einmal fo- 
wohl in dem Pfarrbezirke des Bräutigams als der Braut verkündiget worden, und ein in der 
Form oder, Wahl der Verkündigungen unterlaufener Mangel macht die Ehe nicht ungiltig; 
es find aber theils die Brautleute oder ihre Vertreter, theils die Geelforger unter angemeffener 
Strafe verpflichtet, dafür zu forgen, daß alle Hier vorgefchriebenen Verkündigungen in ber ge⸗ 
hörigen Form vorgenommen werden. 
———— Nr. 100 R. G. ®., wurde das Recht der Führung von Eher 
Entf. dv. 9. December 1874, Nr. 7205 (5555 ©.-U.). Die Bor- 
nahme des Aufgebotes unter falfhem Taufnamen ift unter Umftänven ein wefent- 
liches Gebrechen, nicht bloß eine Unförmlichkeit nah $. 74 B. ©. 


b) die feierliche Erklärung der Einwilligung. 


75 — vgl, Art, 14-16 € 1, Desembe ner, 348, v. 9. April 1i r. 51, 0.25. Rai 
—X Ar. vr ©. 8; ee 15, en. & S, PN da 0, Ge km; 9 
8. 75. Die feierliche Erklärung ber Einwilligung muß vor dem ordentlichen Seelſorger eines 
der Brautleute, er mag nun, nad) Berfchiedenheit der Religion, Pfarrer, Paftor oder wie fonft 

immer heißen, ober vor deflen Stellvertreter in Gegenwart zweier Zeugen gefchehen. 
&tebe die theilweife abänbernben Boriäeifen des G. v. 25. Mai 1868 und ber M. Bbg. v. 1. Juli 

1868 im Anhang III des 2. BbB. der Mam'fgen Elg. 

Entfd. v. 9. December 1874, Nr. 11442 (5556 ©.-U.). Die Con« 
fenserflärung vor dem Seelforger einer nicht anerfannten Religionsgenoſſenſchaft 
(Alttatholiten) begründet feine vor dem flaatlichen Forum giltige Ehe (Art. 14 
bis 16 Staategrundgef. v. 21. December 1867, Nr. 142, 8. 1 des ©. v. 
9. April 1870, Nr. 51 R. ©. 3,8. 758. ©.) 

Entf. v. 20. Jänner 1874, Nr. 12119 (5255 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 11442 ex 1874. 


6. 76 — gl. 8. 90 Ebeg. und $. 50 Anw.; Hofd. v. 11. Juni 1818, Ar. 1053 I. G. ©.) 


8. 36. Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe kann mittelft eines Bevollmädtigten 

geſchehen; doch muß hiezu die Bewilligung der Landesftelle erwirkt und in der Vollmacht bie 

Berfon, mit welcher die Ehe einzugehen ift, beftimmt werden. Die ohne eine ſolche beſondere 

Bollmacht gefgloflene Ehe ift ungiltig. Iſt bie Vollmacht vor der abgefhlofienen Ehe wider · 

rufen worden, fo ift zwar die Ehe ungiltig, aber der Machtgeber für den durch feinen Wider- 
ruf verurſachten Schaden verantwortlich. 


I. Theil. 2. Hauptſt. Eherecht. 66. 72-82. 81 


6.77, aufgejeben darch Art. II u. II des ©. v. 31. December 1868, Rr.4 R. G. B. f. 1800 — vgl $. 10 Eheg 


5. Benn eine katholiſche und eine nicht katholiſche Perſon ſich verehelichen, ſo muß die 

Cimwilligung vor dem katholiſchen Pfarrer in Gegenwart zweier Zeugen erflärt werden; doch 

ksun auf Berlangen bes anderen Theile® auch der nicht katholiſche Seelſorger bei biefer feier- 
lien Handlung erfheinen. 


47 — vgl M. Bbg- v. 1, Juli 1868, Ar. 80, Fi 5 Juli 1872, Ar. 111 R. 8. 9.; 8. 31 Eheg. und 
je inw. 


8.18. Benn Berlobte das ſchriftliche Zeugniß von der vollzogenen ordentlichen Verkündigung; 

wer, wen die im den $8. 49, 50, 51, 52 und 54 erwähnten Perſonen die zu ihrer Verehe⸗ 

Bing erforderliche Erlaubniß; wenn ferner diejenigen, deren Boljäprigkeit nicht offenbar am 

Tage liegt, den Taufſchein oder das ſchriftliche Zeugniß ihrer Volljährigkeit nicht vorweifen 

Bauen; oder werm ein auderes Ehehinderniß rege gemacht wird; fo iſt es dem Geelforger bei 

kiwerer Strafe verboten, die Trauung vorzunehmen, bis die Verlobten die nothwendigen Zeug- 
niffe beigebracht nnd alle Anftände gehoben haben. 


@. 79 — vgl. G. v. 25. Mai 1868, Rr. 47 R. G. ©. — U. 105, 106 Anm.) 


8. 19. Finden die Verlobten ſich durch die Berweigerung der Trauung gekränkt, fo können 
fe ihre Beſchwerde ber Laudesftelle und in ben Orten, wo feine Sandesftelle if, dem Kreis- 
amte vorlegen. 


— dgl M. Big. li 1868, Sr. 80, und ©. 20. Detober 1870, Ar. 128 R. G. B.; 9,10. gulı 
128,26. 8. der Siraeliten); 9. 112 At. f a. &. O., 8. 180 lit. f weiigal. © 

= 3. Schrmar 1784; Hofb. D. 31. Nugufl und 21. ent öl, m da Ba 1 im I. Bra 
iv a Em) 

360. Zu einem dauerhaften Beweiſe des gefchlofienen Ehevertrages find die Pfarrvorſteher 
vertunben, denfelben in das beſonders dazu beſtimmte Trauungsbuc eigenhändig einzutragen. 
&& mu der Bor- und Samilienname, das Alter, die Wohnung, fowie aud der Stand der 
egatten, mit der Bemerkung: ob fie fhon verehelihet waren oder nit; ber Bor- und 
Semiliememe, dann der Stand ihrer Eltern und der Zeugen; ferner ber Tag, an weldem 
die Ehe geichleffen worden; endlich auch der Name des Seelforgers, vor welhem die Einwillis 
sung feieztich erflärt worden ift, deutlich angeführt, und die Urkunden, wodurch die vorge 

tonımenen Anftände gehoben worden, angebeutet werden. 


= — D0: Sinner 1809, St 10% 8 8,0 Biete 
————— Erding, van —— Be pen re 

* ves Fu Se nella eier Isar, —A wi — 
Entſch. v. 23. Jänner 1874, Nr. 12119 (5225 ©.-U.). Unter „Pfarr⸗ 

“ in 8. 80 8. ©. find nur jene Priefter einer im Staate anerkannten 
Reigionsgefellfgaft verftanden, welhe vom Staate mit der Führung der Ma- 
trifen ꝛc. ausdrũdlich, oder nach den beftehenden organifhen Beftimmungen felbft- 


derſtãndlich, betraut erſcheinen. 


& 81 — vol. nieder·dſterr. Rggs. Vds. v. 18. Juni 1825 — $ 18 Eheg. und $. 77 Anw., — bei. 80 cit.) 


881. Soll die Ehe an einem dritten Orte, dem keine ver verlobten Perfonen eingepfarret 

i, geſchloſſen werden, fo muß der ordentliche Seelſorger gleich bei der Ausfertigung der Ur- 

tuze, wodurch er einen anderen zu feinem Stellvertreter benennet, biefen Umftand mit Be 

eumung bes Ortes, wo und vor weldem Geelforger die Ehe gefchlofien werden fol, in das 
Trauungsbuch feiner Pfarre eintragen. 


88 — vgl. 8. 30 Cheg.; M. Whg. v. 16. Mpril 1879, Ar. 87 9. ©. 8.) 


5 88. Der Eeelforger des Ortes, wo bie Ehe eingegangen wird, muß bie gefchehene Ab- 

Miefung der Ehe in das Trauungsbuch feiner Pfarre mit dem Beilage, von welchem Pfarrer 

@ am Gtellvertreter ernannt worben, ebenfall® eintragen, und die Abſchließung der Ehe dem 
Pfarrer, von welchem er berechtigt worden iſt, binnen acht Tagen anzeigen. 
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Dispenfation von Eheßinderniffen. 


4.88 — Em. er; ——— 3-14. Apell 1880; — WG, u. 3. Mpril 1815, E. 2788 — 
%. 36, 97 und 8. 79-81 Anm, Seite, o 0. December 1807 und v. 27. Mai 1840; frgör. M. Wog 
Er — E. 3788.) 
3. 83. Aus wichtigen Gründen kann die Nachficht von Esepinderniffen bei der Fanbesftelle 
angeſucht werden, welche nach Beſchaffenheit der Umftände fi in das weitere Bernehmen zu 
fegen hat. 


Nah $. 2 der M. Gbg. v. 1. Jull 1868, Nr. 80 R. G. B. gehört die Entſgeldung in oberfter Inſtanz 
Über die Nachficht von Epehinberniflen zum Wirkungdfreife bed teriumd bes Innern. 


@. 84 — ugl. $. 507 Str. G.; ob. n ie Be de 6. Juni 1819 unb 1. December 1823; 
8. 84. Bor Abſchließung der Ehe ift die Nachficht über Epehinderniffe von den Parteien ſelbſt 
und unter eigenem Namen anzufuhen. Wenn fi aber nach ſchon geſchloſſener Ehe ein vor« 
her unbelanntes auflöslihe® Hinderniß äußern follte, können fi die Parteien auch durd ihre 
Seelſorger, und mit Verſchweigung ihres Namens, an bie Landesftelle um Nachficht wenden. 


0.8 — vol I, Big. m. 20. 128 und 
15. April 1879, Rr. 67; @, v. 4. Juli 1878, Ar. 111 R. G. 8. — 6. 38 Ebeg.) 

8. 85. In den Orten, two keine Landesftelle ift, wird den Kreisämtern bie Macht ertheitet, 
aus wichtigen Urfachen die zweite und dritte Berklindigung naqhzuſehen. 


. 6 — Ib. v. 23. September 1817, Ar. 1878 I. @. ©.; — $. 59 und 4. 88, 88, 85 Unmw.; 
S sk Ge Sell Sea‘) — 
8. 86. Unter dringenden Umſtänden kann von ber Landesftelle ober dem Kreisamte, und 
wenn eine beftätigte nahe Todeögefahr feinen Verzug geftattet, auch von der Ortsobrigleit 
dae Aufgebot gänzlich nachgefehen werden; doch müſſen die Berlobten eidlich betheuern, daß 
ihnen fein ihrer. Ehe entgegenfiehendes Hinderniß befannt fei. 
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8. 88. Die Rahfigt von allen brei Berkündigungen ift gegen Ablegung des erwähnten Eides 

and dann zu ertheilen, wenn zwei Perfonen getraut werben wollen, von: denen ſchon vorhin 

allgemein vermuthet warb, baß fie mit einander verehelihet feien. In diefem Falle kann bei 

der Zandesftelle die Nachfiht von dem Seelſorger, mit Verſchweigung der Namen ber Parteien 
angefuchet werben. 


G. 88 — vgl. 9. 73, 74, 75 (9); 122; 96, 96 8. @. — If. 88-94 Anm.) 
8. 88. Benn von einem bei Schließung der Ehe beftandenen Hinderniffe die Nachficht er- 
theilt wird, muß, ohne Wiederholung des Aufgebotes, abermals die Einwilligung vor dem 
Seelſorger und zwei vertrauten Zeugen erfläret und bie feierliche Handlung in dem Trauungs- 
buche angemerkt werden. Iſt diefe Vorſchrift beobachtet worden, fo ift eine folde Ehe fo zu be- 
trachten, als wäre fie urſprünglich giltig gefchloffen worden. 


Wirkung der giftigen Ehe: Rechte und Berbindlihkeiten der 

Ehegatten; 

(89 — vgl. 8. 44; u. oi u. 1481; 38. pn: Bon en — 48. 260, 669, 767- 760, 796, 808, 1495 
2. 8.;— 8. 31 @heg.) 

8. 89. Die Rechte und Berbindlichkeiten der Ehegatten entftehen aus bem Zwecke ihrer Ber- 

einigung, aus dem Gefege und den gefchlofienen Verabredungen. Hier werden nur die Per⸗ 

ſonenrechte der Ehegatten; Hingegen die aus den Ehepacten entipringenden Sachenrechte in 

dem zweiten Theile beſtimmt. 


geneinſchaftliche; 


6. oo — vgl. 86. 409, 496, Str. G.; #. 878, 1889 ©. @.; 68. 67, 69, 75, 120, 806; 152, 906, 289, 288, 
| * Bas 354, 466 St.) Ä EN Rn 


8. 90. Bor Allem haben beide Theile eine gleihe Verbindlichkeit zur ehelichen Pflicht, Treue 
und anftändigen Begegnung. 
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befonders des Ehemanues; 
2.175898 Se TE Rn Se re 19. Nos 
senber 1819, Rr. 1028 und © —— 850 J. G6. ©.; —— 1841, Rr. 531 J. G. S. 
aut) bei beiderfetigem Berichulben bewilligt Ba; 3m; 
©, %, 1260, 1264; 1243; 1084 u. 1008); si re 175, 260; 1333, 1337 8. G.; 


gs». Der Mann ift das Haupt ber Familie. In diefer Eigenſchaft ſteht ihm vorzüglich 

dad Recht zu, das Hausiweien zu leiten; es liegt ihm aber auch die Verbindlichkeit ob, ver 

egattin nad feinem Bermögen den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, und fie in allen 
Borfällen zu vertreten. 


Entf. v. 4. December 1877, Nr. 9202 (©. Ztg. 1878, Nr. 74). Die 
von ihrem Manne verlafjene Gattin kann ſofort von ihm die Alimentation 
verlangen. 

Entfd. v. 8. März; 1876, Nr. 2789 (©. Zig. 1876, Nr. 88). Es ift 
eine Confequenz der rechtskräftig verfügten proviforifhen Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft während des Scheidungsproceſſes, daß der Richter zugleich den zur 
Bertreitung des Unterhaltes im abgefonverten Wohnorte nöthigen Beitrag bes 
Mannes beflimme. 

Entjd. v. 6. October 1874, Nr. 9802 (5491 ©.-U.). " Gegen ten 
Ehegatten ift fo lange die ehelihe Gemeinſchaft nicht aufgehoben wurde, die 
(Befigftörungs-) Klage wegen eigenmächtiger Weberführung von Mobilien nicht 
Ratthaft, auch wenn der Scheidungeprocek anhängig und die anvertraute Ver» 
mögensverwaltung widerrufen worden ift, weil tadurd die dem Manne gefeglic 
mfiehende Leitung des Hausweſens nicht befeitigt werden Tann. 

Entfd. v. 21. October 1873, Nr. 10225 (5110 ©.-U.). Die bloß 
factiſch getrennt lebende Gattin hat auch, außer dem Falle des nad) 8. 107 B. ©. 
benilligten abgefonderten Wohnortes, und in&befondere wenn für die Dauer des 
Skeinungsprocefied ihr der abgefonderte Wohnort vom Manne freiwillig zuge» 
Banden wurde, Alimente zu fordern; die im $. 91 ibid. feitgefegte Alimentationd- 
pflcht des Mannes ift, fo lange nicht über die Aufhebung ver ehelichen Gemein. 
haft das Urtheil in Rechtskraft erwuchs, eine unbedingte. 

Entſch. v. 24. September 1873, Nr. 9530 (5090 ©.-U.): Aehnl. ver 
Ent. Ar. 10225 ex 1873. 

Entſch. v. 22. April 1873, Nr. 3990 (4946 ©U.). 8. 91 B. ©. 
Met der Beftellung der Ehefrau zum Sequefter nicht entgegen, weil es derſelben 
freifteht, fi der dem Manne obliegenven Vertretung zu entichlagen. 

Entf. v. 19. Februar 1873, Nr. 1460 (4882 ©.-U.). Das R., auf 
den anfländigen Unterhalt, auf welchen die Frau bei einverftändlicher gerichtlicher 
Scheidung verzichtet hat, wird durd die dem Gerichte nicht angezeigte factifche 
Wiedervereinigung, nicht wieder erworben. 

Entſch. v. 31. Mai 1872, Nr. 5247 (4623 ©.-U.). Bei Bemeffung 
der, der ſchuldlos geſchiedenen Ehegattin gebührennen Alimente ift auf veren 
Bugn. keine Rüdfiht zu nehmen (8. 1264 B. ©.). Der Unterſchied zwifchen 
dem „angemefienen“ Unterhalt des 8. 1264 cit. und dem „anftäntigen“ des 
8. 91 ibid. ift unmefentlih (88. 108 u. 117 ibid.). Die Zuerkennung eines 
den dritten Theil des Einfommens des Mannes nicht erreichenden Unterhaltes 
iR keinesfalls unangemeflen. 

Entfd. v. 30. April 1872, Nr. 4420 (4590 G.-U.). Das von der 
nicht gerichtlich gefchievenen getrennt lebenden Ehegattin über den Unterhalt ge⸗ 
treffene Uebereintommen ift giltig (arg. 88. 91, 103 u. 105 B. ©.). 

Entfd. v. 3. April 1872, Nr. 3122 (4545 ©. U). Die Alimentationd- 
pflicht des Ehemannes dauert feton der thatſächlich getrennt lebenden Frau gegen- 
über fo lange fort, als nicht durch Urtheil Über den flreitig gewordenen Anſpruch 
Anderes feflgefegt wird. 

Richt, bürgl Seiegb. erl. 8 \ 
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Entſch. v. 5. September 1871, Nr. 4077 (4258 ©.-U.). Die Elaufel 
im Alimentationsvertrag, daß ber vertragsmäßige Anfprucd im Falle einer 
barauf geführten Execution erlöſche, ift zuläffig, weil fie dem im 8. 91 8. ©, 
dem Ehemanne nicht benommenen freien Ermeſſen, in welder Art er ven Unter 
halt leiſten wolle, entſpricht. " . 

Entf. v. 1. September 1870, Nr. 3352 (3860 ©.-U.). Ein Unter 
ſchied zwiſchen „anſtändigem“, „angemeſſenem“ und „nothdürftigem“ Unterhalt 
iſt im ©. nicht begründet. Die 88. 44 u. 91 B. ©. ſetzen ven Beſtand der ehelichen 
Gemeinfhaft voraus. Der blos aus ihrem Verſchulden gefchiedenen Ehefrau 
kommt fein Alimentationsanfprud) zu (arg. 88. 795 u. 796 B. ©.). 

Entf. v. 11. Jänner 1870, Nr. 14859 (3653 ©.-U.). Der Alimen- 
tationsanfpruh nah $. 91 B. ©. und jener aus $. 796 ibid. find weſentlich 
verfchieden; legterer ift ein Surrogat des Pflichttheilsrechtes, nicht aber des RE. 
aus $. 91 ibid. 

Entf. v. 10. März 1869, Nr. 2613 (3335 G.-U.). Die Verpflichtung 
zur Zahlung der Alimente an die Ehegattin dauert fort, bis legtere freiwillig 
oder von der Behörde gezwungen zum Gatten zurückkehrt (die im Alimentations« 
proceß abgegebene Erklärung, die Gattin wieder bei fi aufnehmen zu wollen, 
fann in dieſem Proceffe nicht zur Beſchränkung der Alimentationsverpflihtungs- 
bauer berüdjichtigt werden). ; 

Entfd. v. 6. Mai 1868, Nr. 4563 (3063 G.-U.). Die von der Gattin 
eines Staatsbeamten erbetene Execution zur Hereinkringung der Alimente auf 
die Penſion des Gatten ift dur die Hofd. v. 16. Yänner 1786, Nr. 4518, 
14. März 1788, Nr. 796 und 15. Mai 1818, Nr. 1455 I. ©. ©. nit 
beſchränkt und darf auch nicht, aus Rückſicht für die Subfiftenz des Gatten 
(8. 91 8. ©.) beſchräult werben, weil diefer fhon bei Bemeflung der Alimen- 
tation Rechnung zu tragen war (Hof. v. 19. April 1799, Nr. 467, 14. Sep 
tenber 1805, Nr. 748, 19. November 1819, Nr. 1626 und 30. November 1844, 
Nr. 850 I. ©. ©.). 

Entf. v. 24. März 1868, Nr. 2750 (3021 ©.-U.). Die nur factifh 
gefhiedene Ehegattin hat feinen Anſpruch auf Alimente [Wbrfpr. der Entſch. 
Nr. 2613 ex 1869.] 

Entf. dv. 17. December 1867, Nr. 10426 (2947 ©.-U.). Die ohne 
ihr Berfchulden gefchievene Ehegattin Tann Aufhebung der Ehepacte und man« 
genden Unterhalt begehren ($. 1264; arg. $. 91 B. ©.). 

Entſch. v. 11. December 1866, Nr. 10917 (2677 G.U.). Die durd 
Verſchulden des Gatten geſchiedene Ehegattin fann, nebft Rädftellung des Heiraths⸗ 
gutes, den fohin durch die Zinfen besfelben nicht gededten nod mangelnden Unter 
halt fordern, (Aehnl. d. Entſch. Nr. 10426 ex 1867). 

Entf‘. v. 23. October 1866, Nr. 8322 (2646 ©.-U.). Die dur ihr 
Verſchulden geſchiedene Ehefrau hat feinen Anſpruch auch nur auf den noth- 
wendigen Unterhalt,‘ wie aus dem Zufammenhange der 88. 91, 92 u. 1264 
B. ©. ſich ergibt, welde bei anderer Auslegung einander widerfpräden. 

Entſch. v. 10. October 1866, Nr. 7417 (2636 G-U.). Die bloß 
factifch geſchieden lebende Gattin hat Anfprud auf Alimentation, fo lange bie 
Wiedervereinigung aus dem Grunde ber Weigerung des Gatten nicht erfolgt. 
[Worfpr. der Entf. Nr. 2750 ex 1868.] 

Entſch. v. 11. September 1866, Nr. 7919 (2606 G.-U.). Die aus 
ihrem Berſchulden geſchiedene Ehegattin hat auch nicht auf Erftattung des provi⸗ 
ſoriſchen nothwendigen Unterhaltes (für die Dauer des Alimentationsproceffes) 
Anfprud). 
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Entf. v. 11. April 1865, Nr. 2049 (2148 G.U.). Der Gatte, 
weiher feiner Ehefrau die Wiederanfnahme zu ſich verweigert, ift, infolange nicht 
die Scheidung oder Trennung bewirkt wurde, proviforifh zur. Alimentation ver« 
pflichtet, bis er fie wieder in die Gemeinfhaft aufnimmt (Civilehe). [Aehnl. ver 
Erijch. Nr. 7417 ex 1866.] 

Entich. v. 6. April 1864, Nr. 2386 (1896 ©.-U.). Der Gatte (Ifraelit), 
ver jeme Grau ohne Scheidung verläßt, ift bis zur thatfähliden Wiederherftel- 
lung der ehelichen Gemeinfhaft oder der rechtöfräftigen Trennung der Ehe pro- 
riſoriſch a" Alimentation der ‚Ehefrau verpflichtet. Aehnl. der Entf. Nr. 7417 
ex 1866. i 

Entf. v. 2. September 1863, Nr. 6013 (1779 ©.-U.). Zu dem 
bloß Sich⸗ fügen (Anerkennungserflärung auch Namens der Gattin[?]) in das, bereits 
vom Redyts- (Befig-) vorgänger gefchehene Aufgeben eines Rs., bedarf ver Mann 
feiner befonderen Vollmacht der Gattin. 

Entſch. v. 12. Mai 1863, Nr. 3249 (1712 ©.-U.). Die bloß ſactiſch 
gefchieven Lebende Gattin hat nur den Anſpruch auf den nöthigen Unterhalt für 
die Dauer ber. factifhen Trennung, wenn fie aus gegründeter Urfache das Haus 
des Gatten verläßt. ſWorſpr. der Entſch. Nr. 7417 ex 1866 und der Entſch. 
#r. 2750 ex 1868.] 

Entſch. v. 14. inner 1863, Nr. 8343 (1639 ©.-U.). Die Begünftigung 
des 8. 1243 B. ©. (ſechswöchentliche Verpflegung), als auf die, im $. 91 ibid. 
dem Manne auferlegte Verpflichtung ſich gründend, wird durch den, nad dem 
Tode des Gatten über deſſen Nadlafvermögen ausgebrodhenen Concurs, der 
Bitwe nicht entzogen. 

Entf. v. 7. October 1859, Nr. 10377 (889 ©.-U.). Die Unterhalis- 
püdt des Mannes nach $. 91 B. ©. ift durch die in 88. 105, 106, 1264 u. 796 
ibid, dann der a. 5. Entſchl. v. 12. September 1840 enthaltenen Beftim- 
mungen abgegrenzt; nad einmal bei der freiwilligen Scheidung getroffenem 
vermögensrechtlihen Webereintommen ift eine auf noch andere als bie ver- 
fragsmäßigen Leiftungen gerichtete lage — einfeitiger Rüdtritt vom Bertrage — 
wznläf 


Entjd. v. 21. September 1859, Nr. 9682 (867 ©.-U.). Iſt das bei 
der freiwilligen Scheidung getroffene vermögensrechtliche Uebereinkommen annullirt 
worben, fo muß der geſchiedenen Ehefrau die begehrte Alimentation durch Urtheil 
jerlannt werben. 

Entf. v. 31. März 1857, Nr. 2973 (PB. ©. 21). Wenn ohne 
vorheriges Einverftändnig ded Mannes. defien Ehegattin in ein Spital aufge 
zommen wird, hat die politifche Behörde über die Frage feiner Verpflichtung 
ver Bezahlung ver Berpflegdfoften zu entfcheiden. 

Entfd. v. 10. Februar 1857, Nr. 797 (290 ©.-U.). Auch beim Fort 
beſtande der ehelichen Verbindung ift das Streitverfahren über den Anfprud ber 
Ehegattin auf Alimentation zuläffig. 

Entf. v. 17. Jänner 1857, Ne. 5243 (390 G.U.). Die Ehegattin 
iR (anbeſchadet der SS. 1239 u. 1240 B. ©.) verpflichtet, über die für ihren 
Gatten geführten Geſchäfte Rechnung zu legen, 

Entſch. v. 21. April 1820, Nr. 1501 (P. ©. 17). Das Bertretungs- 
har des Ehemannes erftredt fih nicht auf das Contrahiren von Darlehens- 


Entfd. v. ? (PB. ©. 19). Die Größe des Beitrages zum anftänbigen 
Unterhalte ann auch durch Kunftverflänbige eriviefen werben. 
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der Ehegattin, 
(8. 98 — vol. $. 25 bed ©. v. 4 Geptember 1861 und 1. Jult 1869, $8. 1360, 1243; 89; 1034, 1288, 1020, 
—— 1237, 1241; 165, er @.; 8.1 Hofb. v. 23. Auquft Ha Nr. 1695 I. @. S. $. 2 Jur. R. a 21 
22 weitgal, ©. D,, Wut. Heirathänormale mu ee 6 5 8. 6. Eheg. u. 98. 7, 8 Unw.; M. Cal. 
8. 92. Die Gattin erhält den Namen des Mannes und genießt die Rechte feines Standes, 
Sie ift verbunden, dem Manne in feinen Wohnfig zu folgen, in der Haushaltung und Er- 
werbung nad Kräften beizuftehen, und foweit es die häusliche Ordnung erfordert, die von 
ihm getroffenen Maßregeln ſowohl felbft zu befolgen, al8 befolgen zu machen. 

Siehe die Zur. N. im VI. Boe. der Many'ſchen Elp. 

Entſch. v. 9. Iuli 1878, Ne. 7702 (9. ©. 1878, Nr. 50). Bezüglih 
des, der Ehegattin unbeftritten zuftehenden Wohnungsrechtes, ift die wider ven 
Ehemann allein gerichtete negatorifhe Servitutsllage unzuläffig ($$. 481 und 
92 2. ©.). 

Entf. v. 28. December 1875, Nr. 10761 (©. Big. 1876, Nr. 61). 
Die Ausübung der einem Manne vor feiner Berehelihung eingeräumten Woh- 
nungsferoitut fteht nur ihm, und wicht aud feiner Gattin und den Kindern zu. 

Entf. v. 10. December 1873, Nr. 11926 (5166 ©..U.). 8. 92 B. ©. 
enthält die allgemeine Regel (daB die Frau dem Wohnfig des Mannes zu folgen 
habe); die hievon im $. 107 ibid. normirte, im Falle des anhängigen Schei⸗ 
dungsproceſſes, zugelaflene Ausnahme, ift als folhe nicht auf “andere Fälle 
auszudehnen. 

Entfd. v. 14. Juli 1872, Nr. 6762 (4664 ©.-U.). Nah 8. 92 
2. ©. und $. 19 Zur. N. iſt zur Entſcheidung der Klage auf Ehetrennung, wenn 
die faktifh getrennt lebende Ehefrau im Auslande wohnt, der Gerichtshof des 
np Domizild des Ehemannes zuftändig. 

Entſch. v. 3. Juli 1872, Nr. 6849 (4650 ©.-U.). Das Erecutions· 
begehren des Ehemannes, auf Grund des, die Scheidung verweigernden Urtheils, 
auf Rückkehr der Gattin aus dem ihr während des Scheidungsprocefies bewil- 
ligten abgefonderten Wohnort, ift abzuweifen, über den Wiebereintritt der im 
8. 92 8. ©. beftimmten, inzwiſchen fuspendirten Pflicht kann ohne vorherige Ber 
nehmung beider Theile nicht entſchieden werden. 

Entfd. v. 29. Mai 1872, Nr. 5504 (4621 ©.-U.). Nah $. 1 des 
Hofd. v. 23. Auguft 1819, Nr. 1595 I. ©. ©. ift über die Frage der Zu- 
fländigkeit im Scheidungsprocefie nah $. > der Zur. N. v. 20. November 1852 
zuerſt die Klage anzunehmen; dann aber nadı den im citirten 8. 1 des Hofd. 
ausdrücklich berufenen 88. 21 u. 22 weftgal. ©. O. weiter zu verfahren. 

Entſch. v. 4. Mai 1871, Nr. 441 (4152 ©.-U.). Zur Beurtheilung 
des Verdienſtentganges ꝛc. im Schavenerfagprecefje bezüglih einer feinem be= 
ftimmten Gewerbe obliegenden Ehefrau, ift auf die ihr nad 8. 92 B. ©. auf« 
exlegten Verpflichtungen Rüdfiht zu nehmen. 

Entſch. v. 13. Jänner 1870, Nr. 12976 (3665 G.⸗U.). Die Berab- 
redung über die Bewilligung des abgefonderien Wohnortes während des Schei« 
dungsprocefies, bleibt für veflen Dauer bindend (Analogie des die Beſtimmung 
bes 8. 92 B. ©. monificivenden $. 107 ibid.). 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 8536 (3576 ©.-U.). Durd das 
Uebertragen der Mobilien ver Gattin in die Wohnung des Gatten werben ihm 
diefe noch nicht anvertraut ($$. 1101 u. 367 B. ©.). Die Gattin erfcheint 
nicht als Aftermietherin ihres Mannes. 

Entf. v. 9. October 1867, Ni. 8888 (2869 G.-U.). Zur Fortfegung 
der ehelichen Gemeinſchaft lönnen wider bie Gattin, auf Grund des Urtheils, 
nur Zwangsmittel im Bereiche der Amtöwirkfamfeit der Civilgerichte bewilligt 
werden; nicht aber Einlieferung mittelft gebundener Marſchroute oder Escor⸗ 
tirung u. dgl. 
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Entfd. v. 25. April 1867, Nr. 3158 (4386 ©.-U.). Der jeweilige 
verfönliche Gerichtsftund des Mannes ift jener feiner von ihm nicht gerichtlich 
er Sheyatıin (88. 44 u. 92 B. 

Entſch. v. 23. October 1866, Nr. 3 (2646 ©.-U.). Die Obliegen« 
keiten der Ehegattin nad $. 92 B. ©. find Gegenleiftungen, welchen ſich die 
Ehegattin nicht entziehen darj, wenn fie ihrerfeit vom Manne den Unterhalt 
begehren will. [Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 10. October 1866, Nr. 7417 (2635 ©.-U.). Aehnl. der 
Euch. Nr. 8322 ex 1866. 

Entf. v. 15. Jänner 1864, Nr. 4206 (1931 ©.-U.). Ehepacte find 
jweifeitig verbindliche Verträge, auch wenn vie Braut dem Bräutigam nichts 
zubringt (F.92 B. ©.), weil fie dadurch Pflichten auf as nimmt. 

Entfd. v. 31. Zuli 1861, Nr. 5017 (1363 ©.-U.). Der Dann ift 
zur VBenügung der Wohnung feiner Ehefrau berechtigt. 

Entſch. v. 24. Auguft 1858, Nr. 8702 (609 ©.-U.). Die Gattin ift 
nicht verpflichtet, dem Gatten aud in jenen Wohnort zu folgen, welchen er uner- 
Isubter Weile aufgefhlagen hat (f. das Auswanderungepatent). 

Entſch. v. 11. März 1853, Nr. 2420 (©. Ztg. 1853, Nr. 92). Die 
Ehegattin ift nicht verbunden, ihrem in Armuth geraihenen Manne den Unterhalt 
3a verſchaffen. 

Entſch. v. 31. Mai 1850, Nr. 4346 (P. ©. 22). Die Gattin 

‘ fann fi für die Dienfte, die fie im Haufe leiftet, feinen Lohn vom Manne 
bedingen. 


Aufhebung der ehelichen Gemeinfdaft. 


(8. 98 — vgl. 96. 9102, 103—109, 132, 111—117, 183—186; $. 96 8. @.) 
8.88. Den Ehegatten ift keineswegs geftattet, die cheliche Verbindung, ob fie gleich unter 
fi darüber einig wären, eigenmächtig aufzuheben, fie mögen num die Ungiltigleit der Ehe 
bebenpten, oder die Trennung der Ehe, oder auch nur eine Scheidung von Tifh uud Bett 
* vornehmen wollen. 


Entf. v. 4. December 1877, Nr. 9202 (©. Ztg. 1878, Nr. 74). Die 
von ihrem Manıte verlafiene Gattin fann fofort von ihm die Alimentation fordern. 

Entf‘. v. 11. Mai 1877, Nr. 8793 (I. B. 1877, Nr. 33). Wenn 
die Eheleute factiſch getrennt leben, ohne daß ein Uebereinkommen befleht, welches 
einen Theil hindern fol gegen den Willen des anderen die ehelihe Gemeinſchaft 
wieder fortzufegen, fo ift die für die Daner ſolchen Zuſtandes getroffene vermögend- 
rechtliche Vereinbarung keine nad 88. 93 u. 878 B. ©. unerlaubte, 

Entſch. v. 5. November 1873, Nr. 10495 (5125 ©.-U.). Die Alimen⸗ 
tation gebührt der Ehegattin vom Tage der Ueberreihung ber Scheidungsklage. 
und nicht erft vom Tage der Rechtskraft des den abgefonderten Wohnort bewillie 
genden Beſcheides an, weil durch die einmal ausgefprodhene Bewilligung des 
abgefonderten Wehnortes und der Alimentation auch anerfannt ift, daß die Ehe- 
gattin genöthigt war, den abgefonderten Wohnort zu fuchen. 

Entfd. v. 29. October 1872, Ne. 8303 (4750 G.-U.). Die Beſtim⸗ 
mung des 8. 93 B. ©. (und jene darauf bezugnehmende Vorſchrift des der 
Trennung vorhergehenden Scheidungsverſuches 8. 115 ibid.) hindert nicht, daß 
anf Grund der Thatfache einer feit vielen Jahren factiſch beftehenden Scheibung, 
fefort über die Trennung entidiecen werde. 

Entfd. v. 29 Mai 1872. Nr. 5504 (4621 ©.-U.). Die, beim Ge 
richte des fetten gemeinfcaftliben Wohnortes (verſchieden vom gegenwärtigen 
Behnorte des geflagten Ehemannes) überreichte RR SE ift anzunehmen. 

Entſch. v. 30. April 1872. Nr. 4420 (4590 G.⸗U.). Aus dem Ber 
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bote des 8. 93 B. G. folgt nit die Ungiltigkeit des über die Unterhaltsleiftung 
getroffenen freiwilligen Uebereinfommens (88. 103 u. 105 ibid.). 

Entſch. v. 30. November 1871, Nr. 8302 (4343 G.-U.). Der dem 
Ehemanne im $. 1227 B. ©. eingeräumte Fruchtgenuß der Dos, wird durch 
die nur factifhe Scheidung nicht aufgehoben ($$. 93 u. 103 ibid). 

Entſch. v. 21. April 1870, Nr. 4182 (3782 G.U.). ‚Die Gattin, 
welcher die gefahrlofe Fortfegung ber ehelihen Gemeinſchaft unmöglich gemacht 
wird, iſt ungeachtet der Beſtimmung des $. 93 B. ©. die Gemeinſchaft aufzue 
heben beredhtigt; der abgefonverte Wohnort und Unterhalt ift — wenn überhaupt 
— von ber Zeit der wirflihen Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft an, zu 
bewilligen. 

Entfd. v. 13. Yänner 1870, Nr. 12976 (3665 ©.-U.). Die Berab- 
redung des abgefonderten Wohnortes während des Scheidungsprocefles ift giltig 
für deſſen Dauer, wenn die Ehegattin laut pfarrämtlihen Zeugniffes bereits ven 
Weg zur Scheidungsflage eingejchlagen bat. 

Entfd. v. 5. Juni 1868, Nr. 5251 (3076 ©.-U.). Die Ehegattin ift 
auch dann nicht beredtigt, den gemeinfamen Haushalt eigenmächtig zu verlafien, 
wenn der Mann fie faft täglich fortſchafft (— hat alfo keinen Anſpruch auf Ali- 
mentation). 

Entſch. v. 24. März 1868, Nr. 2750 (3021 G.U.). Die freiwillige 
Trennung begründet feinen Anſpruch auf den Unterhalt. 

Entf. v. 9. October 1867, Nr. 8888 (2869 G.-U.). Die Vorſchrift 
des $. 93 B. ©. begründet weder eine Ausnahme von der Regel, daß der 
Civifrihter nur über Anfuchen, und foweit dieſes Anſuchen reicht, vorzugehen 
hat, noch das Begehren um befondere Zwangsmittel. 

Entſch. v. 25. April 1867, Nr. 3158 (4386 ©.-U.). Nach SS. 44, 
92 u. 93 B. ©. theilt auch die factifd getrennt lebende Gattin den Saicte- 
fand des jeweiligen Wohnortes ihres Mannes. 

Entf. v. 10. October 1866, Nr. 7417 (2635 G.-U.). Die Wieder 
vereinigung zum gemeinfamen Haushalt darf nicht von autonomen Bedingungen 
gemacht werden. 

Entſch. v. 12. Mai 1863, Nr. 3249 (1712 ©). Die Alimens 
tationspflicht des Ehegatten erftredt ſih nicht auf die Pflicht zur Erhaltung einer 
Ehefrau, welche ohne gegründete Urſache fein Haus verläßt ($. 93 B. ©.). 


1. Scheinbare, duch Erklärung der urſprüuglichen Angiltigkeit. 


Art der Einleitung 


94 — vgl. 8. 119; 88. 58, 62-68, 7 g ;ofb. v. 11. Juli 1817, 

® EN @. 6.; so © ei —— voll, Pre Si en we 8 = 

8. 94. Die Ungiltigleit einer Ehe, welcher eine® der in den SS. 56, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 

68, 75 und 119 angeführten Hinderniffe im Wege fteht, ift von Amtswegen zu unterfucen. 

In allen übrigen Fällen muß das Anfucher derjenigen, welche durch die mit einem Hinder- 
niffe gefhloffene Ehe in ihren Rechten gekränkt worden find, abgewartet werben. 


Entſch. v. 30. Jänner 1874, Nr. 12119 (5225 ©.-U.). Der Mangel 
ber Feierlichkeit des Eheabſchluſſes vor dem orbentlihen Seelforger (d. i. dem 
Seelforger einer ſtaatlich anerkannten Eonfeffion) ift nah $8. 75 u. 94 8. ©. 
ein Öffentlich rechtliches Ehehinderniß. 

Entſch. v. 20. Mai 1873, Nr. 4706 (4974 ©.-U.). Die mit bem 
Privathinderniffe der Minderjährigkeit gefchlofiene Ehe Tann aud "von dem in 
der Folge großjährig gewordenen Ehegatten felbft beftritten werben. 

Entf. v. 22, December 1870, Nr. 14918 (3998 ©.-U.). Ob Jemand 


L Xheil. 2. Hauptfl. Eherecht. 88. M—98. 39 


dat R. zur Beftreitung der Giltigleit einer Ehe zulomme, Tann ohne das gefeglich 
vergefchriebene Bf. nicht entjchieden werben. 

Entf. ? (PB. ©. 24). Auf die Ungiltigkeit einer Ehe wegen Bigamie 
faın nah dem Tode der erften Ehegattin nur über Berlangen der gefräntten 
jeeiten exlanut werben. 


5 - 49-53, 54; M4 u. 246, 1444 8. @. und Hofd. v. 23. Geptember 1881, Rr. 1802 I. ©. ©; 
\ — —— 0. 38. November 1887, ie he $ 


5-95. Der Ehegatte, welcher den unterlaufenen Irrthum in der Perfon, ober die Furcht, in 

wege der andere Theil geſetzt worden tft, gewußt; ferner, ber Gatte, welcher den Umftand, 

dab er nach den 88.49, 50, 51, 52 u. 54 für fi allein keine gültige Ehe fchließen kann, ver« 

ſchwiegen, oder die ihm erforderlihe Einwilligung fälſchlich vorgewendet hat, kann aus feiner 
eigenen widerrechtlichen Handlung die Giltigkeit der Ehe nicht beftreiten. 


8% — vol 88. 49 u. 158; 60, 51, 45 ©. G.; Hoſd. v. 17. 1825, Rr. 9112 und v. 29. September 1881, 
3. 1902 I @. ©.; Hoftmeb. 0. 28. November 1897, gi ©. 8b. 65, ©. 582; 98. 116, 117, 120; 681, 


8. 96. Ueberhaupt Hat nur der ſchuldloſe Theil das Recht, zu verlangen, daß der Ehevertrag 

mngiltig erflärt werde; er verliert aber diefes Recht, wenn er nach erlangter Kenntniß des 

Hinterniffes, die Ehe forgefegt Hat. Eine von einem Minderjährigen oder Pflegebefohlenen 

eigenmächtig geſchlofſene Ehe Tann von dem Bater oder der Bormundfcaft nur in folange, als 
die väterlihe Gewalt oder Bormandfchaft dauert, beftritten werben. 


Entf. v. 17. Novenhber 1875, Nr. 7656 (©. Ztg. 1876, Nr. 6). 
Auch bezüglich des Ehehinderniſſes der Minderjährigkeit ift die Vorſchrift des 
8. 96 B. ©. maßgebend, wornach nur der ſchuldloſe Theil die Ungiltigerflärung 
der Ehe verlangen kann. Die Minderjährige, welche gegen den ausprüdlichen 
Bilen ver Eltern durch auferordentlihe Mittel ihre Berehelihung durchſetzt, ift 
nicht ſchuldlos. 

Entſch. v. 20. Mai 1873, Nr. 4706 (4974 ©.-U.). Ein minderjährig 
Berehelichter, welchem feine Minderjährigkeit beim Eheabſchluß befannt war, fann 
[end wenn er im Rechtsirrthum ſich befand ?] nicht als ſchuldioſer Theil angefeyen 
werden. Durch die Fortfegung der Ehe nah erreihter Großjährigkeit erliſcht 
das Beftreitungsrecht wegen des Ehehindernifjes der Minderjährigfeit. 

Entſch. v. 9, November 1869, Nr. 12594 (4399 G.-U.). Die Aus 
nahme des eine. ungiltige Ehe vorausfegenden 8. 96 B. ©. (Erlöſchung des Bes 
freitungsredhtes durch Fortfegung ber Ehe), kann nicht auf den Fall noch be- 
ſtehender ehelicher Verpflichtung, ausgedehnt werben. Die Gewährung bes Beir 
ſchlafes nah Überreihter Scheidungsklage Kegründet feinen Berziht auf diefelbe 
(8. 110 ibid.). 


und der Verhandlung, 


97 — DgL $. 14 Mit. a und 8. 87 Yur. R. v. 20. November 1852, Nr. 251 R. G. B.; $. 18, Abf. 3 des Bat. 
22. Decccaber 1851, Ar. 35 R. G. B.; Hoſd. v. 8. Juli 1808, Ar. 564, Hoftalb. v. 28. November 1837, 
49885, Hofb. d. 23. Drtober 1801, Nr. 542 und v. 23. Auguft 1819, Ar. 1695 3. ©.6.; M. Erl, v. 18. Auguf 

1851, Rr. 108 und v. 2. October 1851, Pr. 251 R. @. ©.) 

8 99. Die Verhandlung über die Ungiltigkeit einer Ehe fteht nur dem Landrechte des Be- 
zitles zu, worin die Ehegatten ihren orbentlihen Wohnfig haben. Bon dem Landrechte ift das 
Siscalamt, ober ein anderer verfländiger und rechtſchaffener Mann zur Erforfhung der Um- 

Rinde und zur Vertheibigung der Ehe zu beftellen, um bie wahre Beſchaffenheit der Sache 

felöft dann, wenn auf Begehren einer Partei die Berhandlung vorgenompien wird, von Amts⸗ 

wegen zu erheben. 


Eiche die abandernde Borjchrift des 9. 14 Jur. N. im VI. Bde. der Manjz'ſchen Slg. 


ra 


($. 98 — vgl. Hofd. v. 28. Auguſt 1819, Nr. 1895 J. G. ©.) 
& 98. Benn das Hinderniß gehoben werden ann, ſoll das Laudrecht trachten, durch die 
Yiegu nothwendige Einleitung und das Einverftändniß der Parteien es zu bewirken; wenn 
aber dieſes nicht möglich ift, fo ſoll das Landrecht über die Biltigleit der Epe erkennen. 
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8 99. Die Bermuthung ift immer für die Giltigkeit ver Ehe. Das angeführte Cpepinber- 

nig muß alfo vollftändig bewieſen werden, und weber das übereinfiimmende Geftänbniß beider 

Ehegatten hat hier die Kraft eines Beweifes, noch kann darüber einem Eide der Ehegatten 
flattgegeben werben. 

Entſch. v. 4. November 1875, Nr. 11610 (5902 G. U.). Der an 
täglich eines Ehefheidungsprocefies aufgenommene Kunftverftändigenbemeis zum 
ewigen Gedächtniß, wobei die relative Impotenz erwiefen wurde, gilt aud für 
ven Ehetrennungsproceß als Conftatirung des Ehehinderniffes des 8. 60 8. ©. 

Entf. d. 17. November 1875, Nr. 7656 (©. Big. 1876, Nr. 6). 
Durch pfarrämtliche Zeugniffe, wornach das Aufgebot bei der Kirche, wo es hätte 
erfolgen follen, nicht in den Pfarrbüchern erſcheint, nod au über etwaige Did 
pens ſich daſelbſt etwas findet, Tann der Beweis, daß das Aufgebot fehlte, im 
Sinne des $. 99 B. ©. nicht erbradt werten. 

Entf. v. 12. November 1867, Nr. 9951 (©. 9. 1868, Wr. 13). 
Die von einem Inländer im Auslande eingegangene Civilehe ıft als bürgerlicher 
Btg., aber nicht ald Ehe von Wirkung. . 

Entſch. v. 5. Mai 1858, Nr. 4038 (657 ©.-UM.). In der Ausfchliegung 
des Geſtändniſſes ift auch bie Ausfchliegung des minderkräftigen Beweismittels 
durch Haupt» (oder Erfühunge:) Eid enthalten. 8. 99 8. ©. ift dießbezüglich 
analog bei Interpretation des $. 158 ibid. (ehelihe Geburt) anzuwenden. 

Entſch. v. 25. November 1854, Nr. 4978 (©. Big. 1855, Nr. 39). 
Der Haupteid ift im Eheungiltigkeitsprocefie dann zuläffig, wenn es nit bie 
Begründung, fondern vie Behebung des Ehehinderniſſes gilt. I: 

Entſch. v. 22. December 1858, Nr. 13071 (6 ©.-U.). Der Haupteid ift 
im Poternitätsftreite zuläffig (arg. a contrario 8. 99 B. ©.). [Schlußfolge⸗ 
tung; worſpr. der Eniſch. Nr. 4038 ex 1858.] 


insbefondere wegen Unsermögens. 
($. 100 — vgl. Kofb. v. 8. Mai 1793, Ar. 12 und v. 28. Auguſt 1819, Ar. 1695 3. &. ©.) 
8. 100. Inebeſondere ift in dem Falle, daf ein vorhergegangenes und immerwährendes Un 
vermögen, bie eheliche Pflicht zu leiſten, behauptet wird, der Beweis durch Sadverftändige, 
nämlich, durd erfahrene Herzte und Wundärzte, und nach Umſtänden auch dur Hebammen 
zu führen. 


@. 101 — val. $. 9.) 
3. 101. Laßt fi mit Zuverläffigkeit nicht beftimmen, ob das Unvermögen ein immerwähren ⸗ 
des oder bloß zeitliches fei, fo find die Ehegatten noch dur ein Jahr zufammen zu wohnen 
verbunden; und hat das Unvermögen diefe Zeit Hindurd angehalten, fo iſt die Ehe für un« 
gültig zu erflären. 
(8. 108 — vgl. $. 507.6tr. ©. und 6. 781 Mil. Str. &.; 68. 192; 1295, 1824; 1285; 160 ©. @.; fatf. Bbg- 
v. 3. Juni 1858, Ar. 92 R. ©. ©.) 
8. 102. Zeigt fi aus der Verhandlung bes Streites über die Giltigleit der Ehe, daß einem 
Theile, oder daß beiden Theilen das Ehehinderniß vorher befannt war, und daß fie es vor⸗ 
ſätzlich verſchwiegen haben, fo find die Schuldigen mit der in dem Gtrafgefege iiber ſchwere 
Boligelübertretungen beftimmten Strafe zu belegen. Iſt ein Theil ſchuldlos, fo bleibt es ihm 
anheimgeftellt, Entſchädigung zu fordern. Sind endlich in einer folhen Ehe Kinder erzeugt 
worden, fo muß für dieſelben nad jenen Grunpfägen geforgt werden, welche in dem Haupt. 
ftüde von den Pflichten der Eltern fefigefegt find. 


N. Wirkliche Aufhebung: 


a) zeitliche Scheidung; mit Einverſtündniß. 


(6. 108 — vgl. $$. 99, 106; 138, 158; 175, 260; 88. 759, 796, 1363, 1264 ©. ©.; Hofb. v. 93. Auguſt 1819, Ar. 1596 
J. G. S.; 5. 17 u. 87 Jur. R. v. 20. November 1862, Ar. 351 R. G. 8.) 


3. 108. Die Scheidung von Zifh und Bett muß den Ehegatten, wenn ſich beide dazu ver⸗ 
ftehen, und über die Bedingungen einig find, von dem Gerichte unter der nachfolgenden Bor 
ficht geftattet werben. e 
Eiche Zur. R. im VL Bde, ber Many’igen Slg. 


1. Theil. 2. Hauptfl. Erbrecht. 98. 99—105. 4 


Entib. v. 30. April 1872, Nr. 4420 (4590 G.⸗U.). Aus der Anord⸗ 
mm der 88. 103 u. 105 8. ©. ergibt fid, daß ein Uebereinfonmen der bloß 
thatfählich getrennten Ehegatten über den Unterhalt der Gattin geftattet ift. 

Entid. v. 30. November 1871, Nr. 8302 (4313 ©.-U.). Der dem 
Ehemanne im $. 1227 B. ©. eingeräumte Fruchtgenuß der Dos wird durch die nur 
factiſche Scheidung von feiner Gattin im Sinne der 88. 93 u. 103 ibid., nicht 
aufgehoben. 

Entſch. v. 30. December 1853, Nr. 13102 (8 ©.-U.). Jede Ueberein- 
bauft der Gatten, welche auf ihre Scheidung, ihre Güter, die Behandlung der 
Kinder u. f. w. Bezug hat, ift an fih ungiltig und unwirkſam, wenn fie nidt 
durch bie Mitwirkung des zufländigen Gerichtes beſtärkt wir. 


es ai 100 Mr, a Sei, eher 1808. He ER DR fr Bo; Tıın 8. 
9. April 1870, Ar, 51 R. G. B.; " Gofo. 5.89. Mugufi 1819, Fr. ee 
8. 104. Den Ehegatten liegt zuerft ob, ihren Entichluß zur Scheidung fammt den Beweg ⸗ 
gräuden ihrem Pfarrer zu eröffnen. Des Pfarrers Pflicht ift: die Ehegatten an das wechſel 
heitig bei der Trauung gemachte feierliche Berfprehen zu erinnern, und ihnen die nachtheiligen 
delgen der Scheidung mit Nachdruck an das Herz zu legen. Diefe Vorſtellungen müſſen zu 
deri verfijiedenen Malen wiederholt werden. Siud fie ohne Wirkung, fo muß der Pfarrer den 
Yerteien ein fhriftlihes Zeugniß ausftellen, daß fie, der dreimal gefchehenen Vorſtellungen 
ungeachtet, bei dem Berlangen, fi zu ſcheiden, verharren. 


Entſch. v. 29. April 1874, Nr. 3274 (5351 G. U). Nah $. 2 des 
G. v. 30. December 1868, Nr. 3 R. ©. B. für 1869, ift der Richter, nur 
im Falle des ſchon angebrachten, aber mit dem Zeugniffe des Eeelforgere, über 
dee fruchtlos unternemmenen Berföhnungsverfuhe, nicht verjehenen Sceitungs- 
geaches, angewiefen, felbft die im $. 104 B. ©. vorgeſchriebenen Vorſtellungen 
an die Ehegatten zu richten. 

Entf. v. 14. December 1869, Nr. 13995 (3602 G.-U.). Die Sühn- 
verfade müfjen mit beiden zugleich unb perfönlid) anweſenden Ehegatten vorge- 
nommen werben. 

Entſch. v. 12. September 1867, Nr. 8045 (©. Ztg. 1868, Nr. 8). 
Das Zeugniß über die fruchtloſe Vornahme der Verföhnungsverfuhe muß von 
dem Seelferger des Wohnortes des Mannes ausgeftellt fein. 


C 106 — vgl. bei gg. 103 u. 104 cit.; 68. 199-164 B. @.; Sofd. d. 23. Auguſt 1819, Ar. 1695 3. G. ©.) 

$. 105. Beide Ehegatten haben mit Beilegung dieſes Zeugnifles das Scheidungsgefuh bei 
igrem erbentlichen Gerichte anzubringen. Das Gericht fol fie perſönlich vorrufen, und wenn 
fe vor demfelben beftätigen, daß fie über ihre Scheidung ſowohl als über die Bedingungen 
in Abſicht auf Bermögen und Unterhalt nıit einander verftanden find, ohne weitere Erforfhung, 
die verlangte Scheidung bewilligen und felbe bei ven Gerichtsacten vormerken. Sind Kinder 
vorhanden, fo ift das Gericht verbunden, für diefelben nady den in dem folgenden Hauptftüde, 

enthaltenen Vorſchriften zu forgen. 


Entfd. v. 22. Juli 1874, Nr. 7729 (5426 ©.-U.). Ueber (auch 
gegen den Willen des anderen Theil) erfolgte einfeitige Zurädziehung des ein- 
verfländlichen Scheidungsgeſuches ift das Bf. nad $. 105 B. ©. einzuflellen, 
md der auf der Scheidung beharrende Theil anzuweiſen, das Scheidungsgeſuch 
nah $. 107 ibid., resp. ©. v. 31. December 1868, N. 3 R. G. B. für 
1869, anzubringen. 

Entſch. v. 7. October 1859, Nr. 10377 (889 ©.-U.). Durch $. 105 
8. ©. in Verbindung mit 88. 106, 1264 u. 796 ibid, und der a. 5. Entſchl. 
®. 12. September 1840, wird beflinmt, in welchem Maße die Alimentations- 
ist des Ehegatten, zu Folge $. 91 ibid., auch nad der Scheidung fort- 
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beftehe. Das bei der einverflänplihen Scheidung vereinbarte Uebereinlommen 
bleibt auch bezüglich des Alimentationsanſpruches unabänderlich. 

Entfd. v. 21. September 1859, Nr. 9682 (867 ©.-U.). Wenn ber. 
bei einverftändliher Scheidung geichloffene Vergleich fpäter annulirt wurde, ift 
über den Alimentationsanfprud ber. Ehegattin nad Analogie der 88. 108, 117 
u. 1264 ®. ©. zw eutſcheiden. 


(8. 106 — vgl. 85. 189, 244, 288, 865; 158, 176, 233 ©. @.) 
8. 106. Ein minderjähriger oder pflegebefohlener Ehegatte kann zwar für fich ſelbſt in die 
Scheidung einwilligen; aber zu dem Uebereintommen in Abſicht auf das Vermögen der Ehe- 
gatten und den Unterhalt, forvie au in Rüdfiht auf die Berforgung der Kinder, ift die Ein- 
willigung des gefeglichen Bertreter8 und des vormundfcaftlihen Berichtes nothwendig. 


ohne Einverkändniß. 


6. 107 — vol. ©. v. 31. December 1868, Ar. 3 RB. ®. für 1869 nr 37, Sunl 1er, Ir u m © 
Zur. R. v. 20. November 1853, * si R. ©. 8.; 66. 109, 1264, 1481 ®. ei u oo. 23. Huguft 1819, hr. 1008 
3 December 1819, Ar. 1639 3. &. ©.) 
8. 108. Bill ein Theil in die Scheidung nicht einwilligen, und bat der andere Theil wecht- 
mäßige Gründe, auf diefelbe zu dringen; fo müflen auch in diefem Halle die gütlihen Bor» 
ftellungen des Pfarrers vorausgehen. Giud fie fruchtlos, oder weigert fich ber beſchuldigte 
Theil bei dem Pfarrer zu erfcheinen, dann ift das Begehren mit des Pfarrers Zeugniß und 
den nöthigen Beweifen bei dem ordentlichen Gerichte einzureichen, welches bie Sache von Amts- 
wegen zu unterfuggen und darüber zu erfennen hat. Der Richter kann dem gefährdeten Theile 
auch noch vor der Entſcheidung einen abgefonderten anfländigen Wohnort bewilligen, 


Entf. v. 21. December 1875, Nr. 13962 (©. Zig. 1876, Nr. 48). 
Der abgefonderte Wohnort während des Scheidungsprocefies ift zu bewilligen, 
wenn befceiniget wird, daß der andere Ehetheil mit, die Anftedungsgefahr invol- 
virenden Xeibesgebrechen, behaftet ift. Im biefem Incivenzftreite ift das Vorlegen 
neuer Beweismittel auch noch im Inſtanzenzuge zuläffig. 

Entſch. v. 22. Yuli 1874, Nr. 7729 (5426 ©.-U.). Wenn nad Ueber 
reihung des einverftändlichen Eheſcheidungsgeſuches ein Theil von der Eheſcheidung 
zurüdtritt, if} der andere anzuweifen, das Scheidungsgeſuch nad $. 107 8. ©. 
anzubringen. 

Entf. v. 29. April 1874, Nr. 3274 (5351 ©.-U.). Bor Einbringung 
bed Scheidungsgeſuches find gerichtliche Verſöhnungéverſuche unzuläffig. 

Entſch. v. 4. März 1874, Nr. 1923 (5288 G.-U.). Das Scheidungs- 
begehren betrifft die Geltendmachung eines höchftperfönlihen Rs.; wenn ein Gatte 
vor der Entſcheidung ftirbt, ift das weitere Bf. von Amtswegen einzuftellen. 

Entfd. v. 10. December 1873, Nr. 11926 (5166 ©.-U.). 8. 107 

. ©. flatuirt von der Regel des 8. 92 ibid., wornach die Fran in den Wohn- 
ig des Mannes zu folgen hat, eine Ausnahme; 8. 14 lit. a der Jur. N. vom 
20. November 1852, Nr. 251 R. ©. B. hat hierin keine Aenderung getroffen. . 
Bor Anbringung der Scheidungsklage ift die Bewilligung eines abgejonderten 
Mohnortes für die Frau unzuläffig. 

Entf. v. 21. October 1873, Nr. 10225 (5110 G.-U.). Der Dann 
ift während des Eheſcheidungsproceſſes, auch wenn er der Gattin den abgefon- 
derten Wohnort freiwillig zugeftanden hat, verpflichtet, ihr den Unterhalt zu 
gewähren, 

Entf. v. 30. April 1872, Nr. 4420 (4590 ©.-U.). Das von ben 

Ehegatten getroffene Uebereintommen über den Unterhalt der thatſächlich getrennt 
lebenden Gattin ift, fo lange nicht eine gerihtlid, genehmigte oder ausgeſprochene 
Scheidung vorliegt, giftig. (Unzuläffigfeit ausdehnender Interpretation ver 88. 108 
u 107 8. G.) 
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Entf. v. 13. Yänner 1870, Nr. 12976 (3665 ©.-U.). Das über 
ben abgefonderten Wohnort während des Eheſcheidungsproceſſes getroffene Ueber- 
aukumen ift giltig. 

Entf. v. 14. December 1869, Nr. 13995 (3602 ©.-U.). Bei den 
mit den gleichzeitig perfönlih anmwefenden Ehegatten vorzunehmenden Sühnever- 
fahen ift die Ausfühnung, durch an fie zu richtende Vorftellungen und Ermah« 
auugen, nady Vernehmung beider Theile, anzuftreben. 

Entſch. v. 14. September 1869, Nr. 10180 (©. H. 1870). Das Bf. 
wegen mittiermeiligen abgefonderten Wohnorts und Unterhalts ift fein contra» 
ticteriſches, fondern durch dad Gericht von Amtswegen einzuleiten. 

Entid. v. 3. Auguft 1864, Nr. 5793 (1954 ©.-U.). Die Bewilligung 
des abgefonderten Wohnortes Tann nur ertheilt werden, wenn die Scheidungsklage 
bereit überreicht ifl. 

(8. 108 — ogl. $. 117 8. @.) 
$ 108. Streitigkeiten, welche bei einer ohne Eintwilligung des anderen Ehegatten angefuchten 
Gheivung über die Abfonderung des Vermögens oder die Verſorgung der Kinder entftehen, 


mn nach der nämlihen Borfärtft zu behandeln, welche unten im $. 117 in Rüdficht auf die 
Trenunng ber Ehe, ertheilet wird. 


Entf. v. 24. September 1873, Nr. 9530 (5090 ©.-U.). Die 8$. 108 
2 117 8. ©. find auf vie Entfheidung der Frage der proviferifhen Alimen- 
tation während des Eheſcheidungsproceſſes analeg anzumwenden;eder Chegattin 
gebührt der prowiforifhe Unterhalt während des Scheidungsproceſſes. 

Entſch. v. 31. Mai 1872, Nr. 5247 (4623 ©.-U.). Mit Rüdfiht auf 
8. 108 u. 117 B. ©., welde den Richter Im Falle der Scheidung anweifen, 
ver Sattin inzwifhen den anfländigen Unterhalt auszumeſſen, erfheint der Untere 
ſchied zwifhen „anfländigem“ und „angemeffenem" Unterhalt als unweſentlich. 

Entf. v. 1. September 1870, Nr. 3352 (3860 G.-U.). Ueber die 
Anfpräce einer geſchiedenen Gattin find, mit Ausflug der Beflimmungen ber 
85. 44 u. 91, jene der 88. 108, 117, 1263 u. 1264 B. ©. maßgebend. 

Entf. v. 24. März 1868, Nr. 2750 (3021 ©.-U.). Die Vorſchriften 
ber 88. 108 u. 117 8. ©. erleiden feine Anwendung auf ben Fall, da bie 
Scheidungsllage nicht anhängig ift und die Gatten bloß factifch getrennt leben. 

Entſch. v. 4. Juni 1867, Nr. 4777 (2806 ©.-U.). Das Geſuch der 
Ehefran um Aufftellung eines Vermalters, der ihr und ihrem Ehemanne gemeinfam 
webörigen Realität, ift nad Analogie der 88. 108 u. 117 8. ©. auf ben 
ordentlichen Rechtsweg zu verweifen. 

Entf. v. 3. Mai 1864, Nr. 2349 (1910.©.-U.). Durd bie in ben 
88. 108 u. 117 8. ©. enthaltene Verweifung auf die über die Ehepacte ger 
gebenen Beftimmungen ($. 1264 ibid.) ift die Anwendung der Beftinmungen 
ver 88. 44 (u. 91) ibid. bei Scheidungsprocefien abgegrent. 

Entfd. v. 30. April 1863, Nr. 3042 (1702 ©.-U.). Die (früher 
beſtandenen) geiſtlichen Chegerichte können über vermögensrechtlihe Fragen nur 
«8 erwãhlie Schiedsgerichte entſcheiden. — 

Entſch. v. 21. September 1859, Nr. 9682 (867 ©.-U.). Nach Analogie 
ber 88. 108 u. 117 8. ©. muß vorgegangen werben, wenn ber bei einverftänd- 
licher Scheidung geſchloſſene Vergleich fpäter annulirt wird. 

Entfd. v. 10. Februar 1857, Nr. 797 (290 ©.-U.). Das ordentliche 
Gtreitverfahren ift zuläffig über den Alimentationsanſpruch der Ehegattin beim 
Fertbeſtande der ehelihen Verbindung. [Woripr. der Entf. Nr. 2750 ex 1868.] 
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(8. 109 — vgl. $. 115, 58; 178, 191, 251, 886 8. G.; 88. 608, 511, 5 u. 8 Str. G.; Nrgb, M. Refer. vom 
10. Mal 1848, F. 670; Yoftjlb. v. 6. März 1821, Nr. 1743 J. ©. ©.) 


8. 109. Wichtige Gründe, aus denen auf dic Scheidung erfannt werden kann, find: wenn 
der Gellagte eines Ehebruches oder eines Verbrechens fehuldig erklärt worden iſt; wenn er 
ven Hagenden Ehegatten bo8haft verlafien oder einen unordentlichen Lebenswandel geführt hat, 
wodurd ein beträchtlicyer Theil des Vermögens des klagenden Ehegatten ober die guten Sitten der 
Familie in Gefahr geiegt werden; ferner dem Leben oder der Gefundheit gefährliche Nach⸗ 
ftellungen; ſchwere Mißhandlungen, oder, nah dem Berhältniffe ver Perfonen, fehr empfind- 
liche wiederholte Kränkungen; anhaltende, mit Gefahr der Anftedung verbundene Leibesgebrechen. 


Entſch. v. 27. Februar 1878, Nr. 68 (©. 5. 1878, Nr. 72). Die 
Scheidungsgründe find in $. 109 B. ©. nur beiſpielsweiſe, nicht tarativ, aufe 
geführt. Die Zurüdlegung des den werthvollſten Theil des Vmgns. der Gattin 
bildenden Wirthsgewerbes durch den Ehemann zu Gunſten des gleichen Gewerbes 
feiner Eltern ift ein Scheidungsgrund. 

Entſch. v. 10. November 1875, Nr. ? (©. Zig. 1876, Nr. 69). Durch 
abermalige Gewährung des Beiſchlafes (8. 93 3. ©.) geht das R., wegen 
wiederholter früherer empfindlicher Kräntungen, auf Scheivung der Ehe zu bringen, 
nidt verloren. Eine foldhe Kränfung im Sinne des $. 109 8. ©. iſt der 
Borwurf: die Frau lebe mit ihrem Schwiegerfohne. 

Entf‘. v. 3. März 1875, Nr. 1729 (5650 ©.-U.). Die Klage auf 
Scheidung aus Gründen, die fon zur Zeit eines vor den geiftlihen Ehegerichten 
geführten Schejdnngsprocefies beftanden, ift über exceptio rei judicatae abzumeifen. 

i Entid. v. 13. Mai 1874, Nr. 4860 (5366 ©.-U.). Gecſchlechtliche 
Exceffe (drei- und viermalige Beiwohnung in einer Nacht, Einführung des männ« 
lihen Gliedes in den Mund) find als das Schamgefühl gröblich verlegend, Edel 
und Widerwillen hervorrufend, ein Scheidungsgrund im Sinne des $. 109 B. ©. 

Entf. v. 9. Jänner 1872, Nr. 14841 (4432 ©.-U.). Die ſchwere 
Mißhandlung nah $. 109 B. ©. muß nicht den Charakter der ſchweren körper 
ligen Beihädigung im Sinne des Strafgeſetzes, oder fihtbare Merkmale und 
Bolgen nad ſich gezogen haben; das Vorhandenſein des Scheivungsgrundes ift nach 
dent fpeciellen Fall zu beurtheilen. Der Scheidungsllage einer Bäuerin, vie ihr 
Mann geohrfeigt, mit dem Ochſenziemen mißhanvelt und vor einem Dritten brutal 
geſchlagen hatte, wurde ftattgegeben. 

Entf. v. 3. Jänner 1872, Nr. 10226 (4421 ©.-U.). Ehebruch als 
Trennungd- oder Scheidungegrund muß durch ſtrafgerichtliches Erkenntniß be— 
wiefen werben. - 

Entf. v. 28. November 1871, Nr. 9554 (4337 G.-U.). Der Ehe 
bruch kann auch durch gerichtliches Geſtändniß ohne Strafurtheil erwiefen werben. 
(Worſpr. der Entf. Nr. 10226 ex 1872.] Wegen beiderſeits eingeftandenem 
Ehebruch ift tie Scheidung aus beiderfeitigem Verſchulden auszufpreden. 

Entf. v. 1. März 1571, Nr. 2288 (4077 ©.-U.). Leidenſchaftliches 
und hohes Rartenfpiel, ſowie das Börfefpiel, fann, mit Rüdfiht auf hierbei 
erlittene den Vermögensverfall verurſachende Berlufte, ein Scheidungegrund im 
inne des $. 109 B. ©. fein. 

Entſch. v. 31. Jänner 1865, Nr. 9740 (2105 ©.-U.). Die Aufzählung 
des 8. 109 B. ©. ift nicht tarativ. Epilepfie ift, abgefehen von der ftreitigen 
anſteckenden Eigenſchaft und Unheilbarkeit, weil mit Abfcheu erfüllenn, und fo 
den wefentlihen Zweck der Ehe (Zeugung) unmöglih machend, ein Scheidungs- 
grund; die Scheidung findet flatt ohne Verſchulden eines Theile. 

. Entf. v. 24. Jänner 1865, Nr. 517 (2102 ©.:U.) 8. 109 8. ©. 
fett nicht nothwendig ein ftrafgerichtliches Erkenntniß über den Ehebruch voraus 
(8. 9 Hofd. v. 23. Auguft 1819, Nr. 1595 9. ©. S., arg. $. 115 B. ©, 
8. 107 a. ©. O.). Derfelbe kann auch durd das Geſtändniß erwieſen werben. 
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Entf. v. 12. October 1864, Nr. 7850 (1987 ©.-U.). Durch die 
ätere gerichtliche Scheidung aus Verſchulden eines Theile wird der früher bei 
amerftändlicher Scheidung geſchloſſene Vergleich nicht alterirt. 

Entſch. v. 11. Juli 1861, Nr. 4591 (1356 G. U.). Gefährliche Nach- 
Relungen, Kränfungen over Mißhandlungen können ald Grund zur Sceitung 
geltend gemacht werten ($. 109 B. ©). Für Iraeliien ift die Anwendung 
des 8. 109 ibid. ausgeſchloſſen (88. 133— 135 ibid.). 

Entſch. v. 5. December 1857, Nr. 14829 (P. ©. 27). Unter ſchweren 
Mißhandlungen und Kränfungen nah $. 109 B. ©. können nur Realinjurien 
verflanden werben, welche das fernere Zujanmenmwohnen der Eheleute unthunlich 
and gefährlich erſcheinen laſſen. 

Entf. v. 12. Februar 1838, Nr. ? (P. ©. 26). Eine ſyphilitiſche 
Kianlheit ift ein Scheidungsgrund. 


Art der Wiedervereinigung. 
4.110 — vgl. $. 87 Jur. N. v. 20. November 1862, 6. 106, 138 8. G; 8. 12 des Hofb. v. 23. Auguſi 1819.) 
8 190. Geſchiedenen Ehegatten flieht es frei, ſich wieder zu vereinigen; doch muß bie Wer- 
äsigung bei dem ordentlichen Gerichte angezeigt werden. Wollen die Ehegatten nad einer 
Ilgen Bereinigung wieder geſchieden werben; fo haben fie eben das zu beobachten, was in 
NRüdficgt der erften Scheidung vorgefchrieben ift. 
Eiche Zur. R. im VI. Bbe. der Manz’ihen Sig. 


Entf. v. 9. December 1874, Nr. 13072 (5560 ©.-U.). Nad (von 
geiſtlichen Ehegerichten) ausgeſprochener Scheitung für fo lange, bis der Ehe-- 
mann feine Bereitwilligfeit zur Erfüllung ver ehelichen Pflichten hinlänglic be» 
währt haben werde, genügt, um dieſes Erkenntniß wirkungslos zu maden, nad 
8.110 8. ©. nit die thatſächliche Wiedervereinigung. 

Entf. v. 19. Februar 1873, Nr. 1460 (4882 G.U.). Durch die 
blog factifche nicht gerichtlid angezeigte Wiedervereinigung werden weder das 
Scheidungserlenntniß, noch aud die zur Zeit der Scheidung erfolgte Berzicht- 
leiſung auf die Alimente, ungiltig; alſo die Rechte nah $. 91 B. ©. nicht 
wieder erworben. 

Entf. v. 9. November 1869, Nr. 12594 (4899 ©.-U.). Das während 
tes Eheſcheidungsproceſſes geftellte Begehren un abgefonderten Wohnort ift, trog 
dortſetzung der ehelihen Beimohnung, zu bewilligen (arg. a. majore ad minus 
1108. 


b) gänzliche Srennung; bei Ratholiken durch den Tod, 
d ui —gLR Er a zu ja, en — (ie umam; us; un un, 183-186; 116; 117, 
5 118. Das Band einer giltigen Ehe kann zwiſchen katholiſchen — nur durch den 
Ted des einen Ehegatten getrennt werden. Ebenſo unauflöslih iſt das Band der Ehe, 
wernu auch nur Ein Theil ſchon zur Zeit der gefchloffenen Ehe der katholiſchen Religion 
augethan war. 

Entf. v. 15. Jänner 1879, Nr. 12701 ex 1878 (3. B. 1879, Nr. 8): 
Die von den fiebenbürgifchen unitariſchen Stirhenbehörden durch den in den un» 
garifhen Staatsverband und die unitarifche Kirchengemeinfhaft Übergetretenen 
biehin äfterreihifchen katholiſchen Ehetheil erwirkten Erkenntniſſe, Duß_feine im 
Geltuugsgebiete des B. ©. geſchloſſene Eye getrennt werde und er zur Eingehung 
einer neuen Ehe berechtigt fer, find in Deiterreid) wirkungslos, eine im Hinblicke 
auf dieſe Erkenntniſſe, wenn aud ım Inlande eingegangene Ehe ift nichtig; doc 
fan den Ehegatten dießfalls fein Verſchulden beigemefjen werben. 

Entf. v. 23. Juli 1873, Nr. 7022 (5047 G-U.). Katholiken, im 
Einne des 8.111 8. G., find aud die Angehörigen der griechiſch-unirten Kirche. 
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Entſch. v. 17. Jänner 1871, Nr. 9759 (4018 G. U.). Die im Aude 
lande mit einem evangelifhen Auelänver geſchloſſene Ehe einer von ihrem fatho- 
lichen Gatten gefhiedenen, hinterher zum Proteſtantismus Übergetretenen Oeſter⸗ 
reicherin ift ungiltig (ver, erſt durch die giltige Ehe, zu bewirkende Wechſel der 
Staatsbürgerfcaft, faun auf den Zeitpunkt der Ehefchliegung nicht zurüdbezogen 
werden). 

Entfd. v. 29. März 1870, Nr. 2899 (©. H. 1870). . Auf Grund 
der, im Zuge eine® nod bei dem geiftlihen Gerichte anhängig gewordenen Pro- 
cefles, erwirkten päpftlihen Dispens zur Auflöfung eines matrimonium ratum 
non consummatum fann die Trennung einer Ratholifen-Ehe nicht bewilligt werben. 


und die Todeserklärung; k 
GE. 118 — vgl. 88. 24, 62 8. G.; 6. 88 Jur. R.) 


8. 112. Der bloße Verlauf der in dem $. 24 zur Todeserflärung beftimmten Zeit, binnen 

welcher ein Ehegatte abwefend ift, gibt zwar dem anderen Theile noch fein Recht, die Ehe für 

aufgelöft zu halten und zu einer anzeren Ehe zu fehreiten; wenn aber biefe Abweſenheit mit 

folhen Umftänden begleitet ift, welche keinen Grund zu zweifeln übrig laſſen, daß der Mb- 

weſende vorftorben fei, fo kann bei dem Landrechte des Bezirkes, too der zurlidgelafiene Ehe 

gatte feinen Wohnfig hat, die gerihtlihe Erklärung, daß der Abtvefende für tobt zu halten 
und die Ehe getrennt ſei, angefucht werben. 


x 113 _ Fr Hoſd. v. 17. nor, 1osn, Es 2369 J. G. S.; M. Bbg. v. 20, Drtober 1851, Ar. 251, tal, 
jovember 1848, 468.0. 8; 8. — R.; Soft. v. 4. Detober 1808, Ar. 628 I. @. ©. 

—* PR — 270, 277 8. ®.; Hofd. 0. 97. Anguft 1817, Ar. 1807 und v, 29. Detober 1818, Ar. 1616). 8. 6) 

9. 118. Nach diefem Geſuche wird ein Eurator.zur Erforfhung des Abweſenden aufgeſtellt, 

und der Abwefende dur ein auf ein ganzes Jahr gefteltes, und dreimal den öffentlichen, 

nad Umftänden auch den auswärtigen Zeitungsblättern einzurüdendes Ediet mit dem Bel 

fage vorgeladen, daß das Gericht, wenn er während biefer Zeit nicht erfcheint, oder ſelbes auf 
andere Art in die Kenntniß feines Lebens fegt, zur Todeserklärung fchreiten würde. 


(8. 114 — vgl. bei * 112 cit,, u bftıge. 2; v. 19. November 1822, M. Vog. v. 18. Kuguft isst, Pr. 188 ab 
». 2. October 1851, Rr. 251 R. . Gab. Schr. v. 25. Februar 1818, a. h. Einſchl. 30. November 
1849; 98. 978, 94 8. ©.; Iuft. M. Crl. Pr 8 Februar 1860, 8. 2012, — ©. v. 25. Mai 1868, Fe 478.08. 
— 88. 23-27 Cheg. — 9. 88 Zur. R.) 
9. 118. Iſt diefer Zeitraum fruchtlo® verftrihen, fo ift auf wiederholtes Anſuchen des ver⸗ 
laſſenen Ehegatten das Fiscalamt ober ein anderer rechtſchaffener und fachverftändiger Mann 
jur Vertheibigung des Ehebandes zu beftellen, und nach gepflogener Verhandlung zu ertennen, 
ob das Geſuch zu verwilligen fei oder nicht. Die Bewilligung ift der Partei nicht ſogleich 
tund zu machen, fondern durch das Obergericht zur höchſten Schlußfaſſung vorzulegen. 


Blenar-Entfd. v. 5. Jänner 1859, Nr. 14479 (P. ©. 28): Die 
Vorſchrift des $. 114 B. ©. wegen Aufftellung eines Vertheidigers des Ehe 
bandes wurde durch das Concordat aufgehoben. [If nunmehr aber reftituirt.). 


bei anderen chriſtlichen Religiousverwandten. 


(8. 115 — vgl. Hoftzld. v. 20. November 1820; 6. 14 Zur. R.; 68. 116, 98, 133—135; 109, 868, 326, 328, 67%, 
777, TB; 67, 84, 88, 104, 105, 117; 142 ©, @.; 8. 18 bed Hold. v. 29. Auguft 1819, Mr. 1895 5. @. S.; Hold 
v. 17. März 1817; 8. 2 deö @. ©. 9. April 1870, Ir. 51 R. @. ©.) 

9. 115. Nicht katholiſchen chriſtlichen Religionsvertvandten geftattet das Gefeg nad ihren 
Religionsbegriffen aus erhebligen Gründen die Trennung der Ehe zu fordern. Solche Gründe 
find: Wenn der Ehegatte fich eines Ehebruches oder eines Verbrechens, welches die Berurthei- 
tung zu diner wenigftens fünfjährigen Kerkerftrafe nad fih gezogen, ſchuldig gemadt; wenn 
ein Ehegatte den anderen boshaft verlafien hat, und falls fein Aufenthaltsort unbekannt if, 
auf öffentliche gerichtliche Borladung innerhalb eines Jahres nicht erſchienen ift; dem Leben 
oder der Gefunpheit gefährliche Nachftelungen; wiederholte [were Mißhandlungen; eine un- 
überwinbliche Abneigung, welcher wegen beide Ehegatten bie Auflöſung der Eye verlangen; 
doch muß in dem legten alle die Trennung der Che nicht ſogleich vermwilliget, fondern erſt 
eine Scheidung von Tiſch und Bett, und zwar nach Beſchaffenheit ber Umftänne, auch zu wie⸗ 
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dechelten Malen verfuchet werden. Webrigens ift in allen biefen Fällen nad) eben ben Bor- 
Meüten zu handeln, welde für die Unterfuhung und Beurtheilung einer ungiltigen Ehe ge- 
geben find. 


Entf. v. 23. Yuli 1873, Nr. 7022 (5047 ©.-U.). 8. 115 B. ©. 
findet auf Angehörige der griechiſch-unirten Kirche, als melde zu den Katholiken 
gehoren. feine Anwendung. 

Entſch. v. 29. Detober 1872, Nr. 8803 (4750 ©.-U.). Die wegen 
mãberwindlicher Mbneigung begehrte Ehetrennung zweier feit fünfzehn Jahren 
erwiefen factifch getrennt lebenven Gatten ift, ohne vorläufigen Verſuch ber 
Säeivimg, zu bewilligen — da etwas feit fünfzehn Jahren beftehendes nicht erſt 
a „verfuchen“ ift. 

Entf. v. 3. Jänner 1872, Nr. 10226 (4421 ©.-U.) Ehebruch als 
Tramungs- (oder Scheitung®-) grund muß durch ftrafgerichtlihes Erkenntniß be⸗ 
widen fein. 

Entfd. v. 3. October 1865, Nr. 8326 (2283 G.-U.). Keineswegs muß 
in jedem Falle der Trennung wegen unüberwindliher Abneigung eine Scheidung 
verhergehen; 8. 115 B. ©. ermädtigt nur das Gericht hierzu; wenn die unüber— 
wirtlihe Abneigung anderwärtd genügend conftatirt ift, kann fofort auf Trennung 
ter Ehe erkannt werden. 

Entſch. v. 24. Jänner 1865, Nr. 547 (2101 ©.-U.). Chebrud als 
Trennungsgrund kann auch durd Geſtändniß erwiefen werden (8. 9, Hofb. vom 
33. Augufi 1819 und $. 107 a. ©. O.). 

Entf‘. v. 11. Juli 1861, Nr. 4591 (1356 ©. br Die jüdische 
Gattin if nicht zur Eperrennungsflage legitimirt. 

Entf‘. v. 10. März 1858, Nr. 1625 (525 ©.- U). Ehetrennung 
proteftantifcher Gatlen ohne Berfäulden eines Theiled nad vorheriger fehsmonat« 
ler Scheidung. 

Entf. v. 13. September 1853, Nr. 9113 (©. Ztg. 1855, Nr. 113), 
Die gegenfeitige unüberwindlihe Abneigung alatholifher Perfonen muß als Tren- 
nungegrund, glei) auderen, mit Ausſchluß von Eid und Geſtändniß, vollftändig 
erwiefen werden. 

Entfd. v. 28. Jänner 1853, Nr. 12109 (PB. ©. 30). Der Scheidungs⸗ 
verfuch nach 8. 115 B. ©. kann im Falle vorausgegangener, fünfjähriger factiſcher 

ibung — womit die unüberwindliche ‚Abneigung genügend bargethan ift — 
auterbleiben. 


G. 116 — vgl. bei. 116 cit. — 88. 4447, 66-68, 71 Cheg.) 


5 116. Das Geſetz geftattet dem nicht katholiſchen Ehegatten aus den angeführten Gründen 
die Trennung zu verlangen, obſchon der andere Theil zur katholiſchen Kirche übergetreten ift. 


Anseinanderfeßung des Bermögens. 
@. 117 — vgl. M 21, 178, 1217; 142, 148, 179; 44; 148; $. 1286 ©. &.; Abb. Pat. — B. 47, 70, 71 Ehen.) 


% 113. Benn fi bei einer Trennung der Ehe Streitigkeiten äußern, welche fih auf einen 
Weiter geſchlofſenen Vertrag, auf die Abfonderung bed Vermögens, auf den Unterhalt der 
Rinder, oder auf andere Forderungen und Gegenforberungen beziehen, fol ber ordentliche 
Ridter allezeit vorläufig einen Verſuch machen, biefe Streitigkeiten durch Vergleich beizulegen. 
Cind aber die Barteien zu einem Bergleiche nicht zu bewegen, ſo hat er ſie auf ein ordentliches 
Berfabren anzuweiſen, worüber nad) den in dem Hauptſtücke von den Ehe-Pacten enthaltenen 
Serkgriften zu entſcheiden, inzwiſchen aber der Ehegattin und ben Kindern ber ——— 
Unterhalt auszumeſſen iſt. 


Entſch. v. 26. September 1877, Nr. 10750 (©. H. 1878, Nr. 14). 
Unter allen Umftänden gebührt während des anhängigen Eheſcheidungsproceſſes 
ver Gattin der cin ſweilige Unterhalt vom Manne. 
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Entf. v. 24. September 1873, Nr. 9530 (5090 ©.-U.). 88. 108 
u. 117 8. ©. find bei Streitigfeiten über die proviſoriſche Alimentation der Gattin 
im Eheſcheidungsproccſſe analog anzuwenden. 

Entjd. v. 31. Mai 1872, Nr. 5247 (4623 ©.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 9530 ex 1873 

Entſch. v. 1. September 1870, Nr. 3352 (3860 ©.-U.) Durch 88. 108, 
117, 1263 u. 1264 B. ©. wird die Anwendung der Beflimmungen der 88. 44 
u. 91 ibid. auf Beurtheilung. des Anſpruches geſchiedener Ehegatten ausgeſchloſſen. 

Entſch. v. 21. April 1870, Nr. 4152 (©. H. 1870). Die Ehegattin 
kann die previforiihe Alimentation von dem Zeitpunfte an fordern, da bie ehe⸗ 
lihe Gemeinſchaft thatfählid aufgehört hat. 

Entf. v. 12. Yänner 1869, Nr. 356 (3214 ©.-U.). Auch über die 
Alimentationsflage der ven ihrem Gatten verlaflenen Kindesmutter gegen ven 
Bater ihres Gatten ift nad Analogie des $. 117 B. ©. zu verfahren (Pat. 
v. 9. Auguft 1854, 88. 21 u. 178 B. ©.). 

Entf. v. 24. März 1868, Nr. 2750 (3021 ©.-U.). Die VBeftimmung 
des $. 117 B. ©. über Alimentation ift auf die ohne gerihtlihe Intervention 
beftehende factiihe Trennung nicht anwendbar. 

Entſch. » 4. Juni 1867, Nr. 4777 (2806 ©.-U.). Die 88. 108 u. 
117 3. ©. (Berweifung auf das ordentliche Verfahren nach erfolglofem Ber- 
gleihsverfuche) find analog anzuwenden auf das Gefuh des. einen Gatten um 
Beſtellung eined Verwalters der gemeinfamen Realitäten. 

Entſch. v. 29. December 1863, Nr. 9257 (1842 G.-U.). Nah 88. 6:1 
u. 117 2. ©. ift der Ehegattin bis zur definitiven Entſcheidung über ihren 
Alimentationsanſpruch inzwifhen der anftändige Unterhalt auszumefien, ob nun 
der Proceß über die definitive Alimentation anhängig ift, oder nicht, ob nun der 
Ehegattin der nothbärftige oder anftändige Unterhalt zuzuſprechen ſei; daß auf 
Sceidung aus’ beiderfeitigem Verſchulden erfannt wurde, fommt dabei nicht in 
Betracht. 

Entſch. v. 10. Februar 1857, Nr. 797 (290 G.U.). Die im 8. 117 
B. ©. enthaltene Verweifung auf den orbentlihen Rechtsweg gilt auch für den 
Alimentationsanfprud der Gattin beim Fortbeftande der ehelihen Verbindung. 


Art der Wiedervereinigung. 
6. 118 — vgl. $. 110 8. @.) 


8. 118. Wenn die getrennten Ehegatten fih wieber vereinigen wollen, fo muß die Bereini- 
gung als eine neue Ehe betrachtet und mit allen zur Schließung eines Ehevertrage® nach dem 
Geſetze erforderlichen Yeierlicgkeiten eingegangen werben. 


Belhränkung und Borfihten in Rückſicht der Ziederverehelihung. 
@. 119 — vgl, Hoſd. v. 26. Auguft ver, u 1099 ımb BR u 2 gu 1885, Nr. 61 3. G. S.; Hofllb. 
Auguit 1814, — $. 28 
8. 1419. Den Getrennten wird zwar Überhaupt geftattet, fich wieder zu verehelichen; body 
tannn mit denjenigen, welche vermöge der bei der Trennung vorgelegenen Beweife durch Ehe- 
brud, durch Berhegungen, oder auf eine andere fträfliche Art bie vorgegangene Trennung ver- 
anlaffet haben, keine giftige Ehe gefchlofien werben. 
G. 190 — vgl. M. Big. v. 1. ST Dh 5* G. — 8.70 &.— G. v. — 
8. 120. Benn eine Ehe für ungiltig erflärt, getrennt, ober durch des Mannes Tod aufge» 
töfet wird, fo kann die Grau, wenn fie ſchwanger ift, nicht vor ihrer Entbindung, und, wenn 
über ihre Schwangerfchaft ein Zweifel entfteht, nicht vor Ablauf des fechften Monate, zu 
einer neuen Ehe ſchreiten; wen aber nad den Umfländen oder nad) dem Zeugniffe ber Sad 


1. Theil. 2. Hauptſt. Eherecht. 36. 118—125, 49 


verfändigen eine Schwangerſchaft nicht wahrſcheinlich ift, fo kann nach Ablauf breier Monate 
in der Hauptſtadt von der Landesftelle, und auf dem Lande von dem Kreisamte bie Dispen- 
fation ertheilt werben. 


Entf. v. 9. März 1858, Nr. 1572 (524 ©.-U). 8. 120 8. ©. 
vnterſcheidet zwei Fälle; daß die Schwangerfhaft im Augenblide des Todes des 
Bannes 1) gewiß, 2) daß fie zweifelhaft fei, und orbnet für den zweiten Ball 
en, daß die Witwe nur mit Dispens ver politifchen Behörde vor Ablauf von 
ſechs Monaten ſich wieder verehelihen dürfe. 


u — 58; 120; $$. 1230, 1288, 1284, 1249 (706, 1418), 1249, 1855; 1) 796, 167 — 760 ; 
& vel . s Per 3 Me ce a ey ; 1266, 1966, 706, 769 


$ 121. Die Uebertretung diefes Geſetzes ($. 130) zieht zwar nicht bie Ungiltigkeit der Ehe 
noch fid, allein die Frau verliert bie ihr vom bem vorigen Manne durch Ehe-Pacten, Erbver- 
trag, legten Willen ober durch das Uebereintommen bei ber Trennung zugewendeten Bortheile; 
der Raun aber, mit dem fie die zweite Ehe fhließt, verliert das ihm außer biefem Falle durch 
ven 5. 58 zulommende Recht, bie Ehe für ungiltig erklären zu Iaflen, und beide Ehegatten 
And mit einer den Umftänden angemefienen Strafe zu belegen. Wird in einer folden Ehe 
ein Kind geboren, umb ift e8 wenigftens zweifelhaft, ob es nicht von dem vorigen Manne ge 
sengt worden fei; fo iſt demſelben ein Eurator zur Vertretung feiner Rechte zu beftellen. 


Entſch. v. 9. Mär; 1858, Nr. 1572 (524 ©.-U.). Die Beftimmungen 
ber 88. 120 u. 121 8. ©. gehören dem Bffentlihen R. an und liegen im allge- 
meinen Iuterefie der öffentlihen Moral. Die Sanction des 8. 121 tritt in 
jedem Falle einer Verlegung der Vorſchrift des $. 120 ein, aud wenn that 
ſachlich fein Zweifel beftand, daß die Witwe nicht ſchwanger war. 


(& 128 — vgl. 6. 116 3. 8. ; Hofb. v. 30. Juli 1808, Rr. 866 umb v. 11. Juli 1817, Nr. 1866 I... ©. — 
8. 53 Gig) 


5 133. Benn eine Ehe für ungiltig erfannt, ober für getrennt erflärt wird; fo ſoll biefer 

Erfolg in dem Trauungsbuche an ber Stelle, wo bie Trauung eingetragen iſt, angemerkt, und 

m dem Ende von bem Gerichte, wo die Verhandlung fiber die Ungiltigkeit oder Trennung 

vor ſich gegangen ift, bie Erinnerung an bie Behörde, welche für bie Richtigkeit des Trauungs⸗ 
buches zu forgen hat, erlaflen werden. 


Ausnahmen bei der Judenſchaft: 

128 — vll Pat. v. 21. Min 1791, Ar. 180 3. ©. S.; M. Bbg. 0. 29. Mai 1876, Ar. 76 8. 0. 8.) 
5 138. Bei der Judenſchaft Haben, mit Rüdficht auf ihr Religionsverhättniß, nachſtehende 
Abweichungen von dem in biefem Hauptſtücke allgemein beftehenden Eherechte ftatt. 

Siche die M. Bg. v. 29, Mai 1876, Ar. 76 R. &. ©., im Anhange III des IL BbB. der Manziihen Sig. 


Entf. v. 11. Iuli 1861, Nr. 4591 (1356 ©.-U.) In der Be . 
jchrãntung der Trennbarkeit der Judenehen auf die Fälle beiverfeitigen Einver- 
Ränpnifies und wider Willen der Fran liegt eine dem Eherechte der Iſraeliten 
gene befondere Beftinimung, melde die Berufung auf die Vorfchriften des all- 
gemeinen Eherechtes ausſchließt ($. 123 B. ©.). 


a) in Rückſicht der Ehehinderniffe; 
Seit, 8. . 29. November 1839, Nr. 217 R. ©. B. — vgl. Art, II u. XIV ves 
@ 124, aufgehoben us f. —* Ar — Bike Sen) gl. Art u 
8 124. Zur Schließung einer giltigen Ehe müffen die Verlobten die Bewilligung von dem 
Rreisamte bewirken, im deſſen Bezirke fih bie Hauptgemeinde befindet, welcher ein und ber 
* andere Theil einverleibt iſt. 


(6 125 — vgl. Hi. 65, 668.8) 


8 125. Das Ehehinderniß der Berwandtſchaft erſtrecket fi unter Seitenverwandten bei der 
Irdenſchaft aicht weiter, als auf die Ehe zwiſchen Bruder und Schweſter, dann zwiſchen ber 
Rich, kirgl. @denb. al. 4 
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Schweſter und einem Sohne oder Enkel ihres Bruders ober ihrer Schweſter; das Ehehinder⸗ 

niß der Schwägerſchaft aber wird auf nachſtehende Perſonen beſchränket: Nach aufgelöſter Ehe 

iſt der Mann nicht befugt, eine Verwandte ſeines Weibes in aufe und abſteigender Linie, noch 

auch feines Weibes Schwefter; und das Weib ift nicht befugt, einen Verwandten ihres Mannes 

in auf» und abfteigender Linie, noch auch ihres Mannes Bruber, noch einen Sohn oder Enkel 
von ihres Mannes Bruder oder Schweſter zu ehelichen. 


.  Entfd. v. 27. Iuli 1875, Nr. 4947 (5807 ©-U.). Durch das B. ©. 
und insbefondere den $. 125 find bie mofaifhen Ehegefege und ift die Leviratsehe 
(ammt Chalizza 2c.) außer Kraft getreten, vie Chalizza ift nur noch eine rechtlich 
zweckloſe religiöfe Handlung, als zu welder nah Art. 14 des Staatsgrundgef. 
v. 21. December 1867, Nr. 142 R. ©. B., Niemand gezwungen werden barf, 
felbft wenn er fih dazu duch Vtg. verpflichtete, 


b) der Verkündigung; 
(8. 186 — vgl. @. v. 10. Juli 1868, Ar. 12 R. ©. ©.; 98. 85-88; 0748. ©.) 
8. 126. Die Verkündigung der Judenehen muß in der Synagoge oder in dem gemeinfchaft« 
lichen Bethaufe; wo aber kein ſolches befteht, von ber Ortsobrigkeit an die Haupt» und ber 
fondere Gemeinde, welcher ein oder der andere verlobte Theil einverleibt if, an brei nach ein- 
ander folgenden Gabbath- oder Feier ⸗Tagen, mit Beobachtung der in den 88. 70-78 ertheilten 


Borſchriften gefhehen. Die Rachfiht von dem Berkündigungen iſt nad ben Vorſchriften ber 
88. 88—88 gu erlangen. 


©) Der Trauung; 
(8. 137 — vgl. Hofb. v. 11. Juni 1818, Rr. 1088 I. @. &.M) 
8. 183. Die Trauung muß von dem Rabbiner oder Religiond-Lehrer (Religions. Weifer) der 
Hauptgemeinbe des einen oder andern verlobten Theiles, nachdem fie fih mit den erforder. 
lien Beugniffen ausgeiwiefen haben, in Gegenwart zweier Zeugen vollzogen werden. Der 
Rabbiner oder Religious-Lehrer kann auch den Rabbiner oder Religions-Lehrer einer anderen 
Gemeinde zur Trauung beftellen. 


Entf. v. 20. Jänner 1874, Nr. 12119 (65225 G.-U.). Unter ordent- 
liher Seelforger ift mit Hinblid auf die Beftimmungen ver 88. 30, 81 u. 
127 8. ©. und 8. 1 de ©. v. 9. April 1870, N. 51 R. G. B., der unter 
Öffentlicher Autorität beſtellte, mit der Führung der Eheftandsmatrifen betraute 
Seelforger jenes Pfarrſprengels ober jener kirchlichen oder confeffionellen Gemeinde 
einer ſtaatlich anerkannten Kirche oder Religionsgeſellſchaft zu verfiehen, welcher 
Einer oder der Andere der Brautleute incorporixt iſt. 


RE DEE DE De 

8. 128. Die vollgogene Trauungshandlung hat ber ordentliche Rabbiner ober Reltgion&-Lenrer 

in der Landesſprache in das Trauungsbuch auf bie in den 85. 80-82 vorgefchriebene Weiſe 

einzutragen, bie von ben Verlobten beigebrachten nothwendigen Beugniffe mit ber Reihenzahl, 

unter welcher bie Getrauten dem Zrauungsbuche einverleibt worden find, zu bezeichnen und 
dem Trauungsbuhe auzuheften. 


G. 129 — vol. Hofd. v. 33. Auguſt 1819, Rr. 1696 und v. 18. Rovember 1816, Ar. 1396 I. ©. ©) 
8. 129. ine Judenehe, welche ohne Beobachtung ber geſetzlichen Borſchriften geſchloffen wird, 
iſt ungiltig. 
G. 180 — vgl. $. 807 Str. G., 9. 790 Mil. Str. ©.) E 


8. 180. Berlobte, ober Rabbiner und Religions-Lehrer, welche ben erwähnten Vorſchriften 
zuwider handeln, dann diejenigen, welche ohne bie ordentliche Beftellung eine Trauung vor- 
nehmen, werben nach dem $. 262 des zweiten Theiles des Strafgeſetzes beftraft. 


1. Theil. 2. Hauptf. Ehereht. 66. 126-135. 51 


G. 181 — vgl. 8. 897 ©tr. G.) 


8181. Die Rabbiner oder Religions-Lehrer, welche die Trauungkbücher nicht nach ber Bor- 
Wrift des Gefeges führen, find mit einer angemefienen Geld- oder Leibesftrafe zu belegen, 
von ihrem Amte zu entfernen, und für immer al® unfähig zu bemfelben zu erffären. 


d) der Scheidung; 


— G.; G. v. 81. December 1 A. ER... ®. für 1869; . 10. 
12 — sol 8. 104-110 8. G.; ©. v. Pe G. B. für 1869; Hofb. v. 10. Auguſt 1821, 
% 132. Bei der Scheidung von Tiſch und Bett gelten auch in Rüdficht der jüdiſchen Ehe 
satten die allgemeinen Borſchriften; fie haben fich daher gleihfall® an den Rabbiner oder 
Religiens-Lebrer zu wenden, und diefer bie oben ertheilte Anorbnung zu beobachten (8. 104—110). 


Entid. v. 12. September 1867, Nr. 8045 (2854 G.⸗U.). Die Schei⸗ 
dangsflage einer Iſraelitin if, wenn nicht das Zeugniß des zufänbigen Rabbi- 
ners Über die erfolglofe dreimalige Ermahnung vorliegt, a limine zurüdzuweifen. 


e) der Trennung. 


8 133. Eine giltig geſchloſſene Ehe der Juden Tann mit ihrer wechfelfeitigeu freien Ein» 
wiligung vermittelft eines von dem Manne der Frau gegebenen Gcheidebriefes getrennt 
werden; jedoch mrüffen ſich die Ehegatten zuerft ihrer Trennung wegen bei ihrem Rabbiner 
eder Religions-Lehrer melden, welcher die nachdrücklichſten Borftellungen zur Wiebervereini- 
gung gu verſuchen, und nur dann, wenn der Berſuch fruchtlos iſt, ihnen ein fchriftliches 
Zeugniß auszuftellen hat, daß er bie ihm auferlegte Pflicht erfüllt, ungeachtet aller feiner Be- 
wmühungen aber, die Parteien von dem Entfhluffe abzubringen nicht vermocht habe. 


Entf. v. 11. Juli 1861, Nr. 591 (1356 ©.-U.). Yubenehen können 
niemals gegen den Willen bed Mannes, und gegen den Willen des Weibes nur 
im Falle des wider fie erwiefenen Ehebruches getrennt werben. 


u. ua — ots Ir Be; Seh. m — 1808, a land Re. 1058, 0. 19. Mai 1827, 
8 134. Mit diefem Zeugniffe müflen beive Ehegatten vor dem Landrechte des Belirkes, in 
weichen fie ihren Wohufitz haben, erfcheinen. Findet diefe Behörde aus den Umſtänden, daß 
sa der Wiedervereinigung noch einige Hoffnung vorhanden ift, fo fol fie die Eheſcheidung 
nicht fegleich bewilligen, fondern die Ehegatten auf ein oder zwei Monate zurüdweifen. Nur 
wenn auch dieſes fruchtlos oder glei anfangs keine Hoffnung zur Wiebervereinigung wäre, 
fell das Landrecht geftatten, daß der Mann den Scheibebrief der Frau Übergebe, und wenn 
fi} Heide Theile nochmals vor Gericht erflärt haben, daß fie den Scheidebrief mit freier Ein⸗ 
wiligung zu geben und zu nehmen entfchlofien find; ſoll der Scheidebrief für rechtsgiltig ger 
halten und dadurch die Ehe aufgelöfet werden. 

Entſch. v. 23. Iuli 1878, Rr. 7961 (I. ©. 1878, Nr. 38). Die 
Ucbermittlung des Sceibebriefes kann nad dem ganz allgemein lautenden Hofd. 
v. 19. Mai 1827, Nr. 2277 9. ©. S., auch durch hiezu Bevollmächtigte 
geſchehen. 

@. 185 — vgl, bei g. 184 cit.) S 
8.135. Wenn die Epegattin einen Ehebruch begangen hat, und bie That erwieſen wirb, fo 
ſteht dem Manne das Recht zu, fie auch wider ihren Willen durch einen Scheidebrief von ſich zu 
entloffen. Die auf die Trennung der Ehe gegen die Frau geftellte Klage aber muß bei dem Land⸗ 
rechte des Bezirkes, in welhem die Ehegatten ihren ordentlichen Wohnfig haben, angebracht, 
und glei einer anderen Streitfache behandelt werben. 


Entfd. v. 9. Yuli 1867, Nr. 5878 (4387 ©.-U.). Die Eheirennungs- 
Mage der jüvifchen Chegattin ift a limine abzumeifen. 
Entf. v. 11. Yuli 1861, Nr. 4591 (1356 ©.-U.). Die Trennung 
einer Judenehe ift nicht wider Willen des Mannes zuläffig. 
4* 
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(108 — malagh. 128 108 D.C; Gofb. 29. Juni 1008, Ma. TI wm m 20. Kuga 1681, Sr Ir 
I.8.©.; @. El. o. 8. Kuguft ich A. Lofnie Februar 1887, Rr. 168 9. . 6; 
». 111 u. 116 8. —8* 


8. 136. Durch den Uebertritt eines jüdiſchen Ehegatten zur chriſtlichen Religion wird bie 
Ehe nicht aufgeldfet, fie kann aber aus den eben ($$. 188—135) angeführten Urfachen aufge 
löſet werden, 


Kur Trennung ber Ehe ift nad) Hofd. v. 28. Juni 1806, Nr: 771 I. @. &., au) in diefen Fällen ein 
erichtlicher Epruch erforderlich; und es muf die im $. 133 B. G. vorgeidriebene an uerft von * 

Geiflihen Seelforger geichehen, welchem es freifteht, ven jübiih gebliebenen Gatten dazu laben ( 
rg Auguft 1821, Nr. 1789 I. ©. ©). — Wenn beide Theile zur Seifligen Religion übertreten, —X 
jen wegen Tennung ber "he oder Scheidung von Tiſch und Bett nad ben Grunbfägen jened Bekennt⸗ 
beurtheilen, au welchem ber Uebertritt erfolgte (M. Erl. v. 8. Wi 1858, Ar. 100 R.8.8) — 
durch ben neuen Seelforger einfegnen, zu laſſen, ift nad) dem Hoſb. v in Ai —— Nr. 1 

den Ehegatten freigeitellt. — Das Verbot der Berebelihung mit Fathol 

BR d. 4, gebruar 1887, Nr. 168 J. ©. ©., auf fraeliten, die jur em —— been 
find und fi) bei Lebzeiten bes getrennten jübifch gebliebenen Ehegatten wieder verebelihen wollen, feine 


— 











Drittes Hauptſlück. 


Bon den Rechten zwiſchen Eltern und Kindern, 


Juhalt: Urſprung bes Rechtsverhältniſſes zwiſchen ehelichen Eltern und Kindern (8. 187). 
Geſetzliche Beftimmung ber eigen Geburt (8. 138). Gemeinſchaftliche Rechte 
und Pflichten ber Eltern (88. 139 —146). Beſondere Rechte bes Vaters : Bäter- 
liche Gewalt ($. un: Solgen re a) in Rüdfiht ber Standeswahl ber 
Kinder ($. 143); b) bes Bermögens (88. 149 — 151); c) ber Verpflichtung ber 
Kinder (88. 152—154). Retsverhältnig zwiſchen umehelihen Litern und Kin 
bern. Nähere Berimmung bes Begriffes von ımehelichen Kindern (88. 155—159). 
Legitimation ber unehelihen Kinder: a) burd Hebung bes Ehehinderunifſes ober 
ſchuldloſe Unwiſſenheit ber Ehegatten ($. 160); b) burd bie nachfolgende Ehe 
8.161); c) durch ‚Berglinfigung des Lanbesfürften (8. 162). Beweis der Bater- 
haft zu einem unehelichen Kinde (88. 163 u. 164). Beſchaffenheit des Rechts⸗ 
verhättniffes zwiſchen unebelichen Eltern und Kindern (88. 165—171). Exlöfhung 
ber väterlichen Gewalt Über bie Kinder (88. 172 — 178). Dem Verhäliniſſe 
zwifchen Eltern und Kindern ähnliche Verbindungen: 1. Annehmung an Kindes- 
ſtatt (8. 179); Erforberniffe (85. 180 u. 181). Darans entfpringenbe Rechte 
(88. 182 — 184). Erlbſchung berfelben (8. 185). 2. Uebernahme iu bie 
Blege ($. 186). 

v. 8. A 
* —X Fr @.®.; gt ; 88. 162, 282, 846 Etr. P. D.; Pat. vo. — — = 


; Bolt CWTETTL 
Knmefung Hlegu ae Aha — — Ar — ich der Kinber von in 


Arſprung des Rechtsverhaältniſſes zwiſchen ehelichen Eltern und 
Kindern. 


8. 189. Wenn aus einer Ehe Kinder geboren werben, fo entftehet ein neues Rechteverhäft- 
niß; es werden dadurch Rechte und Verbindlichkeiten zwiſchen den ehelihen Eitern und Kindern 
gegründet. 


Geſetzliche Zeſtimmung der ehelichen Geburt. 


1 1835, N. 30 17, 161, 165-188; 278 
($. 188 — vgl. Hofb. v. 15. Junt i re ve 168; B. G.; Entſchl. vom 


8. 138. Für diejenigen Kinder, welche im ſiebenten Monate nach geſchloſſener Ehe ober im 
sehnten Monate, entweder nach dem Tode des Mannes, oder nad gänzlicher Auflöfung des 
shelihen Bandes von der Gattin geboren werden, ftreitet die Bermuthung der ehelichen Geburt. 


Entf. v. 29. September 1875, Nr. 8486 (©. 9. 1876, Nr. 27). 
Ungeachtet des Beweifes, daß die Mutter feit vielen Jahren mit ihrem Ehewanne 
nicht mehr zuſammenkam, kann, wenn der Ehegatte die eheliche Geburt nicht 


1 Theil. 2 Hpift. Eher. 9.186. — 3. Hptft. R. zw. Eltern u. Kindern. 89. 137139. 58 


wöerfprah ($. 156 B. ©.) Niemand als auferehelicher Bater bes während ber 
Dauer ber Ehe geborenen Kindes angefehen werben. 

Entf. v. 4. Februar 1875, Nr. 695 (5620 G.-U.). Für das im 
vierten Monat der Ehe geborene Kind flreitet die Bermuthung der Unehelichkeit, 
wenn ber Gatte binnen 3 Monaten nad erhaltener Nachricht feine Vaterſchaft 
gerichtlich wiberfpricht, gefchche bieß in was immer für einer Form; nicht dem 
Gatten obliegt der Beweis, daß ihm vor ber Verehelihung bie Schwangerfchaft 
nicht befannt war, fondern dem Gegentheile der Beweis ber Poſitive. 

Entſch. v. 3. April 1873, Nr. 3030 (4928 G.-U.). Die Zuläffigteit 
felher Klagen, melde nicht auf eine Leiftung oder Unterloflung, fondern zunädft 
bleß auf eine Anerkennung oder Aberfennung gerichtet find, ergibt fi unter 
Anderem aus 88. 138, 439, 453, 1366, 1487 u. 1499 B. ©. 

Blenar-Entid. v. 6. December 1870, Nr. 5806 (4416 ©.-U.). Das 
6. wollte in den 88. 138 u. 163 B. ©, nicht einen ſchwankenden Zeitraum auf 
Rellen; unter dem dafelbft gebrauchten Ausdrude „Monat“ ift ein firer Zeitraum 
von 30 Tagen zu verfiehen (8. 902 ibid.) fomit wenn ber Geburtstag des 
Kindes ber 1. Auguft 1864 ift, bie Zeit vom 6. October 1863 bie 1. Fe⸗ 
bruar 1864. 

Entf. v. 7. October 1870, Nr. 8059 (8895 G.⸗U.). Die eheliche 
Geburt (8. 138 B. ©.) fann im Sinne der 88. 158 u. 159 ibid, nit im 
Bege der exceptio angefochten werben. 

Entf. v. 15. October 1867, Nr. 8677 (2881 ©.-U.). Nah Ablauf 
ter im 8. 159 B. ©. den Erben gewährten breimonatlihen Frift if beren 
Mage auf Beftreitung der ehelichen Geburt, wenn diefe nad $. 138 ibid, 
vermuthet wird, a limine abzuweifen. 

Entfd. v. 5. October 1864, Nr. 5804 (1981 ©.-U.). Die Vermuthung 
ber ehelichen Geburt nady 8. 138 B. ©. beftcht für das von einer gerichtlih 
gefhiedenen Ehegattin geborene Kind mur dann, wenn bewiefen wird, daß die 
Gatten zur kritiſchen Zeit ($. 138 ibid.) in die vorige Gemeinfhaft zuräd- 
getreten waren. 

Entf. v. 31. Mai 1864, Nr. 3916 (1926 G.-U.). Ein während bes 
Beflandes einer weber getrennten noch geſchiedenen Ehe geborenes Kind ift, felbft 
wenn die mehrjährige Abwefenheit des Gatten bewiefen wurde, infolange für ein 
cheliches zu halten, al® es nicht Über Veftreitung der ehelichen Geburt von dem 
hiezu nah 88. 158 u. 159 B. ©. Legitimirten durch Urtheil wider den beftellten 
Enrator unehelich erflärt if. 5 

Entfd. v. 11. Februar 1863, Nr. 381 (1651 ©.-U.). Der Curator 
iR legitimirt, die Ehelichleit der von der Oattin feines Curanden geborenen Kinder 
da beftreiten. 


Gemeinfhaftlige Rechte and Yflichten der Eltern. 


arte uber ie ont: ee lee: 3 — "king 
"IR. 0g. 2.15. April’1670, Rr. 67. ©. 8.) 
139. Die Eltern haben überhaupt die Verbindlichkeit, ihre ehelichen Kinder zu erziehen, 
iR, für ihr Leben und ihre Geſundheit zu forgen, ihnen den anftändigen Unterhalt zu 
verfaffen, ihre korperlichen und Geiftesträfte zu entwideln, und durch Unterricht in der 
Retigion nnd in nüglichen Renntniffen den Grund zu ihrer Fünftigen Wohlfahrt zu legen. 


Entf. v. 22. Februar 1871, Nr. 1757 (4061 ©.-U.). Durch die 
im Teflamente der Mutter, „weil der Bater dem Trunke ergeben ift und 
wieberholt Anfälle von Säuferwahnfinn gehabt hat,“ erfolgte Ernennung eines 
Curators für. das von ihr hinterlafiene Vmgn., bleibt die väterlihe (als elter⸗ 


uso — 
BERG 


»- 


gr 


54 Allgemeines bilrgerliches Geſetzbuch. 


liche) Gewalt des Vaters, bezäglih R. und Pflicht der Erziehung und Beftim- 
mung bes Aufenthaltes, folange nicht einer ber Fälle der 88. 176 u. 1778... 
eingetreten ift, unberührt. 


Entf. v. 19. Jänner 1871, Nr. 9903 (4024 ©.-U.). Ungeachtet ber 
Beſtimmung des 8. 139 B. ©. find die Eltern, welde ſich das R. unentgelt- 
licher Mitbemohnung der gemeinfamen Stube ausbebangen, nicht berechtigt, auch 
ihre erwachſenen minderjährigen Kinder in die Wohnung mit aufzunehmen. 


Entf. v. 28. Mai 1869, Nr. 1371 (3426 ©.-U.). Dem Arzte, welcher 
über Beftellung des Dienftheren den Diener heilte, ift, unbeſchadet ver Regreß- 
pfliht nah 8. 139 B. ©., nicht der Vater des Geheilten, fondern deſſen Dienft« 
berr als Beſteller zahlungspflictig. 

Entfd. v. 10. October 1866, Nr. 8076 (2636 ©.-U,). Durch den 
Uebergang der Alimentationspfliht ber Eltern auf die Großeltern wegen Mittel- 
loſigkeit der erfteren (8. 143 B. ©.) erliſcht nicht das R. der Eltern auf Pflege 
und Erziehung, fondern une die Pflicht zur Beftreitung der Koften hiezu wird 
übertragen. 3 


Entſch. v. 27. October 1858, Nr. 11224 (646 ©.-U.). Der Bater 
ift nicht verpflichtet, dem. Großvater feines Kindes, welches gegen feinen (des 
Baters) Willen bei demſelben wohnt, bie Unterhaltsfoften zu erfegen. 


Entf. v. 4. März 1857, Nr. 1743 (307 G.⸗U.). Die Erziehung 
begreift aud den Unterricht in nüglihen Kenntniffen (88. 139 u. 672 3. ©.); 
"die Berforgung ift durch die Sorge für den Unterhalt nod nicht gegeben. 


100 — Dal. bei. 189 it, Gm. 25. Mal.äton, Dun TI und M. Big. v. RG 1889, 

8. 140. In was für einer Religion ein Kind, defſſen Eltern in dem Religionsbekenntniſſe 

nit übereinftimmen, zu erziehen, und in welchem Alter ein Kind zu einer anderen Religion, 

als in ber es erzogen worben ift, fidh au bekennen berechtiget fei, beftimmen die politifchen 
Borſchriften. 


Das G. v. 25. Mai 1868, Nr. 49 R. G. B., befagt: „Art. 1. Eheliche oder ben ehelichen gleichgehal= 
tene Kinder folgen, jofern beide Eltern demſelben Belenntnifje angehören, der Religion ihrer Eltern. Bei 
gemifchten Ehen folgen die Söhne der Religion des Vaters, die Töchter der Neligion der Mutter. Doc) Tonnen 
die Ehegatten vor oder nad Abſchluß der Ehe durch Vtg. feftjegen, dab das umgekehrte Verhältniß ftattfinben 
folle, oder daß alle Kinder der Religion des Vaters oder alle der der Mutter folgen ſollen. Uneheliche Kinber 
folgen der Religion der Mutter. Im Falle feine der obigen Veftimmumgen Play greift, hat berjenige, weldem 
das Recht der Erziehung bezüglich eines Kindes zufteht, das Religionäbefenntniß für ſoiches zu beftimmen. 
Noverfe an Vorſteher oder Diener einer Kirche oder Neligionsgejelihaft oder an andere Perfonen über das 
Religtonsbefenntnig, in weldem finder erzogen und unterrichtet werben jollen, find wirfungslos. Urt. 9. Das 
nad) dem, vorhergehenden Artikel für ein Rind beftinmte Religionsbelenutnig darf in ber Negel folange nicht 
verändert werben, bis basfelbe aus eigener freier Wahl eine ſolche Veränderung vornimmt. Es khnnen jedoch 
Eltern, welche nad) Art. ı da Neligiondbefenntniß der Kinder vertragsmäßig zu beitimmen berechtigt find, 
basjelbe bezüglid jener Kinder ändern, welde no nicht das fiebente Lebensjahr zurüdgelegt haben. Im 
Falle eines Religionswecfeld eines oder beiber Elterntheile, beziefungsmweife der unehelihen Mutter , find 
jebodh, bie vorhandenen Kinder, welde das fiebente Lebensjahr mo nicht vollendet Haben, in Betreff des 
Religionäbefenntnifjes ohne Nüdficht auf einen vor dem Religionsmechfel abgeſchloſſenen Btg. fo zu behandeln, 
als wären fie erft nach bem Religionswechſel der Eltern, beziehungsweije der unehelihen Mutter, geboren 
worden. Wirb ein Kind vor zurüdgelegtem fiebenten Jahre legitimirt, fo ift e8 in Betreff des Religions. 
betenntniffes nit) Art. 1 zu behandeln. Art. 3. Die Eltern und Wormünder, fowwie vie Neligionsbiener 
find für die genaue Befolgung der vorftehenden Vorſchriften verantwortlid, Für den Fall der Verlegung der— 
jelben fteht den nächſten Verwandten ebenfo wie ben Oberen der Kirchen und Neligionsgenofienihaften das 
Nedht zu, bie Hilfe der Vehörben anzurufen, welche bie Sache zu unterfuchen und das Gefeplice zu verfügen 
haben. Wirt. 4. Nach vollendetem viergehnten Lebensjahre hat Jedermann ohne Unterfchied des Geſchlechies 
bie freie Wahl ded Neligionsbetenntniffes nad feiner eigenen Vebergeugung und ift in biefer freien Mahl 
nöthigenfallö von ber Behörde zu fügen. Derfelbe darf ſich jedoch zur Zeit der Wahl nicht in einem Geiftes- 
ober Gemüthszuftanbe befinden, welcher bie eigene freie Neberzeugung ausfglieft. Urt. 5. Durch die Neliz 
gionsveränberung gehen alle gemoffenjhaftlihen R. ber verlafienen Kirche oder Neligionsgenofienfhaft an 
den Auögetretenen cbenfo wie bie Anjprüce dieſes am jene verloren. Urt, 6. Damit jebod ber Austritt 
aus einer Kirche oder Aetiglondgeno fen haft feine gejeglihe Wirkung Habe, muß ber Auötretende benfelben 
der politifhen Behörbe melden, welche dem Zorfteher oder Seeljorger ber verlafienen Kirche oder Religionss 
genoffenſchaft bie Anzeige übermittelt. Den Eintritt in die neugewählte Kirche oder Neligionsgenofjenichaft 
mm ber Eintretende bem betreffenden Vorſteher oder Seelforger perfönlich erklären.“ 


. 


(8. 141 — gl. 88. 155, 166 8. G) 
8. 141. Es iſt vorzüglich die Pflicht des Vaters, fo lange für den Unterhalt der Kinder zu 
forgen, bie fie ſich felbft ernähren können. Die Pflege ihres Körpers und ihrer Gefundheit 
iſt Hauptfächlich Die Mutter auf fi zu nehmen verbunden, 


1. Theil. 3. Hauptſt. Rechte zwiſchen Eltern und Kindern. $$. 140-142. 5b 


Entfd. v. 7. März 1878, Nr. 15608 (©. Big. 1878, Nr. 63). Die 
Bahl des Standes des unehelihen Kindes kommt deſſen Mutter in Berein mit 
ver Bermmmdfchaft zu; die Klage des unehelichen Vaters, daß feine Alimentations- 
pfigt an das vierzehnjährige Kind erlofchen fei, da felbes in anderem als dem 
don der Mutter und ber Vormundſchaft gewählten Berufe fi ſelbſt verforgen 
Ianse, it unbegräinbet, - 

Eutſch. v. 21. December 1871, Nr. 11137 (4373 ©.-U.). Berforgung 
uud Verpflegung find nicht identiſch; die Pflicht der Berforgung tritt erſt nad 
vellendeter Erziehung und erlangter Selbfternäprungsfähigkeit des Kindes ein, 
mit welcher die Pflicht der Verpflegung aufhört. i 

Entfd. v. 26. September 1866, Nr. 7437 (2619 ©.-U.). Der Bater 
eines wehelihen Kindes hat infolange für dasfelbe zu forgen, al es nicht fich 
ſelbſt erhalten kann. (Bufammenhalt ver 88. 141, 166 u. 155 B. ©.) 

Entf. v. 27. October 1858, Nr. 11224 (P. ©. 34). Der Bater if nur 
verpflichtet, feinen eheligen unnzünbigen Kindern ben Unterhalt im eigenem Haufe 
za lei Wer einem aus dem väterlihen Haufe entwichenen Rinde Unterfland 
gewährt, iſt daher nicht berechtigt, nach 88. 1042 u. 1358 B. ©. Erſatz zu 


@. 142 — vgl. Abh.Pat.: 86. 108, 117, 198; 178; 165—171 8. ©.; 9. 19 Zur. R.) 
& 148. Wenn die Ehegatten gefchieden oder gänzlich getrennt werben, und nit einig find, 
von welchem Theile die Erziehung beforgt werben fol, hat das Gericht, ohne Geftattung eines 
Reqteſtreites, dafür zu forgen, daß bie Kinder des männlichen Geſchlechtes bie zum zurüdge- 
legten vierten; bie des weiblichen bis zum zurüdgelegten fiebenten Jahre, von der Mutter ge 
Heget und erzogen werben; wenn nicht erhebliche, vorzügli aus der Urſache der Scheidung 
er Trennung hervorleuchtende Gründe eine andere Anorbnung fordern. Die Koften der Er⸗ 
siehung müſſen von dem Water getragen werben. 


Entf. v. 17. November 1874, Nr. 12110 (5535 ©.-U.). Die Ent- 
ſqeidung Hinfichtlich der He. ber Kinder, im Sinne des 8. 142 B. G., fleht 
md 88. 183 u. 219 Abh. Pat. und 88. 13, 20 u. 83 Jur. N. auch be= 
Anl des Kindes eines Ausländer dem Bezirksgerichte des Wohnortes bes 
daters zu, zumal im alle ſtillſchweigender Unterwerfung unter deſſen Competenz. 

Entf. v. 24. September 1874, Nr. 8511 (5477 ©.-U.). Nach 8. 42 
8. ©. find in den 88. 141—146, 148, 149, 154, 681 u. a. ibid. wo der Aus- 
diud Kinder ohne Beifag vorkommt, nur die ehelichen Kinder gemeint. 

Entf. v. 24. December 1872, Nr. 13048 (4814 G.-U.). Die Erecutiv- 
Mage auf Grund bes bei der einverfländlichen Scheidung geſchloſſenen Vergleiches 
über den Aufenthalt der Kinder zc., ift a limine zurückzuweiſen. 

Entf. dv. 26. Iänner 1869, Nr. 663 (3262 ©.U.). Das Begehren 
det gefdiedenen Ebemannes auf Herausgabe der Kinder ift Gegenftand amtlicher 
Unterfuhung und Verfügung des Gerichtes, daher zufländig die Perfonalinftanz 
des Mannes (und der Finder). 

Entf. v. 9. Mai 1866, Nr. 8507 (2492 ©.-U.). Zwiſchen geſchie⸗ 
denen und bezüglidy der Kindererziehung uneinigen Ehegatten, ift ein Rechtsſtreit 
nicht geſtattet. 

Entſch. v. 29. März 1866, Nr. 2468 (2146 ©.-U.). Die Ungelegen- 
keit der Unterbringung der Kinder ift — erft nachdem beftimmt wurde, wann 
ud wie die Abjonderung betrefjs der Wohnung flattzufinden habe — nad 
8.142 8. ©. zu regeln. ; - 

Entf. v. 8. Mai 1860, Nr. 5332 (1130 ©.-U.). Bei der Entſchei⸗ 
dung über bie Erziehung ber Kinder nah 8. 142 B. ©. ift ausſchließend das 
geifige umd leibliche Gebeihen des Kindes maßgebend. Die von der verflorbenen 
Vutter teſtamentariſch zur Erziehung beftimmte Schwefter if, auch nad ihrer 
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ſpãteren Berehelichung mit einem anftänbigen Manne, den ſiebenzigiährigen Groß 
eltern als Erzieherin vorzuziehen. 

Entfd. v. 4. Yänner 1860, Nr. 14976 (1050 G.-U.). Auch zum Ent- 
ſcheidung über die Erziehung der Kinder der noch durch das geiftliche Ehegericht 
—— Gatten find ausſchließend die Gerichte competent. 

Entſch. v. 5. October 1859, Nr. 8354 (881 ©.-U.). Aehnl. der Eutſch. 
Nr. 14976 ex 1860 [in allen früheren Eutſcheidungen gleichfalls feftgehaltener 
Grundſatz)]. 


(6. 148 — vgl. 68. 189, 211, 218; 731, 764, 766, 768, 1820, 1981, 221; 21, 178 8. @.; Mbh.-Pat.) 
8. 143. Wenn ber Bater mittellos ift, muß vor Allem bie Mutter für den Unterhalt und, 
wenn der Bater ftirbt, überhaupt für bie Erziehung der Kinder forgen. Iſt die Mutter auch 
nicht mehr vorhanden, oder iſt fie mittellos, fo füllt die Sorge auf die väterlichen Großeltern, 
und nad diefen auf die Großeltern von der mütterlihen Seite. 


Entfd. v. 23. Mai 1872, Nr. 3779 (4613 ©.-U). Der Anſpruch 
auf Erfag ber Koften der Verpflegung eines unehelihen Kindes auß deſſen ihm 
fpäter erworbenen Bmgn. ift unzuläffig. 

Entf. v. 12. Jänner 1869, Nr. 356 (3244 ©.-U.). Ueber bie even- 
—— Alimentationspflicht der Großeltern vãterlicherſeits greift das außerſtreitige 

. Plap. 


Entid. v. 10. October 1866, Nr. 8076 (2636 ©.-U.). Das R. ver 
Eltern auf Pflege und Erziehung Bleibt benfelben gewahrt, aud wenn nach 
8. 143 9. ©. die Großeltern wegen Ulehan der Eltern für bie Koften 
aufzulommen haben. 


(4 144 — vgl, 88. 1495, 91, 92, 178 8. &.; 86. 535, 418, 414— 416 &tr. G.) 


8. 144. Die Eltern haben das Recht, einverfländli die Handlungen ihrer Kinder zu leiten; 
die Kinder find ihnen Ehrfurcht und Gehorfam ſchuldig. 


Entſch. v. 24. September 1874, Nr. 8511 (5477 ©.-U.). Nach $. 42 
B. ©. find in 8. 144, dann 88. 141—143, 145, 146, 148, 149, 154, 681 u.a. 
ibid., wo ber Ausdruck Rinder ohne Beifog vortommt, nur bie "ehelichen Rinder 
gemeint, 

@. 145 — vgl. 85. 96, 418—416 des allg. unb 88. 684—687 Mil. Etr. ©.) 
8. 145. Die Eitern find berechtigt, vermißte Kinder aufzuſuchen, entwichene zurädyuforbern, 
und flüchtige mit obrigkeitlichem Beiſtande zurückzubringen; fie find auch befugt, unfittliche, 
ungehorfame ober die Häusliche Ordnung und Ruhe flörende Kinder auf eine nicht übertriebene 
und ihrer Geſundheit unſchädliche Art zu züchtigen. 


Entſch. v. 10. April 1878, Nr. 3998 (©. H. 1878, Nr. 52). Dem, 
wenn aud nicht in 88. 305 u. 310 a. ©. D. begründeten Begehren, um zwange- 
weile Herausgabe eines Kindes in die väterlihe Gewalt, ift auf Grund der in 
8. 145 B. ©. enthaltenen Anorbnung ftattzugeben. 

Entf. v. 2. Februar 1871, Nr. 1757 (4061 ©.-U.). Die väterliche 
(als elterlihe) Gewalt befteht fort, wenn auch teftamentarifh ein Eurator zur 
Bermögensverwaltung, wegen Trunfenheit des Vaters, von der Mutter der Kinder 
beftellt wurde, fo lange nicht die Vorausfegungen der 88. 176 u. 177 8. ©. 
eintreten. 


(8 146 — vgl. 9. 80 Jur. R.; $. 6 beB Heimatgef. v. 8. December 1888, Ar. 105 R. 8. B.; Hofkzlb. v. 5. Juni 
1816; Era e @; v2 si 0) 


8: 140. Die Kinder erlangen den Namen ihres Vaters, fein Wappen und alle übrige nicht 
bloß perfönliche Rechte feiner Familie und feines Standes. 


1. Seil. 3. Hanptfl. Weite zwiſchen Eltern und Pinbern. 98. 143-149. 57 
Befondere Rechte des Baters: Bäterlige Gewalt. 


(8. 147 — »gL 66. 91, 141, 178 2. ©.) 


28. Die Rechte, welche vorzüglich dem Bater als Haupt der Familie zuſtehen, machen 
die vaterliche Gewalt aus. 


Solgen derfelben: 
a) in Ruͤckſicht der Standeswahl der Rinder; 


(6 168 — sel 6. 20 December 1868, Kr. 151 R. S ©,, und $& 114 u. 117 ur. Sand. 
Gm EL E10. mTern, 8, 00oT une ad. Suoenbe 1070, re. 3. Bel 101. aunb 
x 6. 2.; Hofe. ». 1844, Rr. 780 


16. Juli 1885, Ar. 60, ». 8. Rovemier 1837, 248 unb 9. 36, Jänner 1844, 
3.9.6) 


3.148. Der Bater Tann fein noch ummündiges Kind zu bem Stande, welchen er für das⸗ 

ſelbe angemeffen findet, erziehen; aber nach erreichter Mündigkeit ann das Kind, wenn es 

fein Berlangen ned einer anderen, feiner Reigung und feinen Fähigkeiten mehr angemefienen 

Verufsart dem Bater fruchtlos vorgetragen hat, fein Geſuch vor das orbentliche Gericht bringen, 

ciches mit Rüdfiht auf ben Stand, auf das Vermögen und bie Einwendungen des Baters 
von Amtsivegen darliber zu erkennen hat. 


Entf. v. 24. September 1874, Nr. 8511 (5477 ©.-U.). Rad $. 43 
8.6. find in 88. 141—146, 148, 149, 154, 681 u. a. ibid., wo ber 
Ansond Kinder ohne Beiſatz vorkommt, nur bie ehelicen Kinder gemeint, 

Entf. v. 22. Februar 1871, Nr. 1757 (4061 ©.-1.). de vãterliche 
(und elterliche) Gewalt beſteht im Befentlichen fort, wenn auch wegen Trunfen- 
keit des Baters, von der Mutter teftamentarifh ein Eurator zur Verwaltung 
det befondern, ven min. Kindern hinterlaſſenen mätterlihen Exbes, ernannt wurbe, 
fo lange nicht die Boransfegungen ber 88. 176 u. 177 B. ©. eintreten. 

Entf. v. 26. Jamer 1869, Nr. 528 (3260 ©.-U.). 88. 148 u. 149 
2. ©. fielen zuſammen den Inbegriff der Rechte und Pflichten dee Vaters bar, 
welde vemfelben im Bollbefig der elterlichen Gewalt zufommen. Nur dem, im 
Bollbeſitz der väterlichen Gewalt befindlichen Vater fleht nach 8. 174 ibid. das 
X. ver Entlafjung des Sohnes aus der väterlihen Gewalt zu. 5 


b) des Yermögens; 
..— s 169, 238, 865, 810; 21; 8* „178, 176 u. 177, 609, 897; 19719, 20; 48. 106, 1219, 12% ©. &.; 
6 123 ed Bat. o. 28. Jumi 1858, Rr. 256 und Rrg. I. Big. v. 1. Mai 1861, Rr. 180 9. @, 8.) 
8 249. Hlles, was die Kinder auf was immer für eine gefegmäßige Art erwerben, ift ihr 
Eigentium; fo lange fie aber unter ber väterlihen Gewalt fiehen, kommt dem Bater die Ber⸗ 
waltung zu. Rur wenn ber Bater zur Verwaltung unfähig, oder von denjenigen, bie feinen 
Rindern das Vermögen zugewendet haben, von berfelben ausgefchloffen worden ift, ernennt 
das Gericht einen anderen Verwalter. 


Entſch. v. 3. November 1874, Nr. 11557 (©.-U.). Die, von bem 
Bater des Min. für veufelben abgefeoffenen Ehepacten bedürfen, infoweit bamit 
nit über ein fchon früher dem Min. kigenthümlich geweſenes Vmgn. verfügt: 
werde, zu ihrer Giltigleit, nit der Genehmigung der Bormundfhaftsbehörbe 
(88. 152, 149, 233 ®. ©.). 

Entf. v. 24. September 1874, Nr. 8511 (5477 ©-1). Mm 8. 149 
8. ©. (dann 88. 141—146, 148, 154, 681 u. a. ibid.), wo der Ausbrud 
Kinder ohne Beiſatz vorlommt, find damit nad 8. 42 ibid. nur bie ehelichen 
Kinder gemeint. 


— v. 19. März 1872, Nr. 2317 (4525 G.-U.). Die Einſetzung 
eines befonderen Eurators bezüglich eines letzwillig den Min. hinterlaſſenen Ber- 
mögens, mit Ausſchluß deſſen Vaters, ift auch bezüglich des Pflichttheils giltig, 
da fie feine Belaftung, Beſchränkung oder Beeinträchtigung in Beireff der Sub- 
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ſtanz Bilvet, und zubem: durch ausdrückliche Geſetzesvorſchriſt (8. 149 8. ©.) dem 
Erblaffer vorbehalten ift. ‘ 

Entf. v. 13. April 1870, Nr. 14624 (3777 ©.-U.). Zur Uebergabe 
des Curandenvermögens ift der Vater als Curator feines großjührig geworbenen 
Kindes, ohne Rüdfiht auf feine erhobenen Gegenanfprüde, auf Grund feiner 
aus der geführten Verwaltung fid ergebenden Verpflichtung, im officiofen Wege 
anzubalten. 

Entf. v. 22. April 1868, Nr. 4003 (3050 ©.-U.). Der Erblaffer 
ift (arg. a majore ad minus $. 149 B. ©.) beredhtigt, in Anfehung des von ihm 
einem Rinde binterlaflenen Vermögens, einen Abhandlungspfleger mit Ausſchluß 
des Vaters zu beftellen. 

Entfd. v. 10. Mai 1859, Nr. 4082 (788 ©.-U.). 88. 149 u. 150 B. ©. 
finden auf jeden auch nur bedingten Erwerb (fiveicommifjarifche Subftitution) des 
Kindes Anwendung. 

. Entf. v. 31. December 1856, Nr. 12524 (269 ©.-U.). Der Vater 
muß fo Tange als Aominiftrator der feinen Nachkommen legirten Befigungen 
gelten, als er nicht einen pofitiven Umftand erweift, der ein gefeglihes Hinderniß 
feiner Verwaltung bildet; es iſt feine Pflicht, fi in den Genuß ber legirten 
Befigungen zu fegen. - ; 


(8. 150 — vgl. 88. 141—148, 288248, 511-517 8. G.; Hofb. v. 18. December 1817, Nr. 1891 I. 8. S.) 
8. 150. Bon den Einkünften des Vermögens find, foweit fie reihen, bie Erziehungskoſten 
zu beftreiten. Ergibt ſich dabei ein Ueberſchuß, fo muß er angelegt, und darüber jährlich Rech⸗ 
nung gelegt werben. Nur bann, wenn biefer Ueberſchuß gering wäre, kann ber Water von 
Legung einer Rechnung freigeſprochen, und ihm derfelbe zur freiwilligen Verwendung über» 
lafien werben. Wird dem Bater von demjenigen, dem das Kind das Vermögen zu verdanken 
hat, die Fruchtnießung verwilliget; fo haften bie Einkünfte do immer für den ftandesmäßigen 
Unterhalt des Kindes, und fie können zum Abbruche desfelden von ben Gläubigern bes Bater® 

nicht in Beſchlag genommen werben. 


Entſch. v. 7. November 1876, Nr. 1554 (©. H. 1877, Nr. 75). Auch 
die Einfünfte des der Mutter von dem Bmgn. ber Kinder zu kommenden Frucht⸗ 
genuffes haften, den Gläubigern gegenüber, zunächft für den ftandesmäßigen Unter« 
halt der Kinder, 

Entſch. v. 23. Mai 1872, Nr. 3779 (4613 ©.-U.). Die Koften der 
Erziehung und Verpflegung eines unehelichen Kindes find zunächft aus den Ein- 
fünften feines eigenen Vermögens zu beftreiten (88. 150, 220, 221 ®. ©.); nicht 
aber dürfen diefe Einkünfte geſchweige denn das Capital felbft zur Beſtreitung ſchon 
vor Erwerb diefes Vermögens aufgelaufener Berpflegstoften verwendet werben. 

Entf. v. 2. November 1870, Nr. 12027 (3985 ©.-U.). Durd die 
executive Einantwortung des Frudtgenußredhte® des Baterd werben bie Rechte 
der Kinder desfelben nad) 8. 1896 B. ©. nicht berührt; über den Beftand oder 
Nichtbeſtand der cebirten Re. gegen die Kinder muß im Proceßwege entſchieden 
werben. 

Entfd. v. 13. April 1870, Nr. 14624 (3777 ©.-U.). Ungeachtet feiner 
Segenanfprühe ift der Bater als Curator des Vermögens feines geoßjährig 
geworbenen Kindes zur Heransgabe besfelben im officiofen Wege zu verhalten. 

- Entfd. v. 8. März 1870, Nr. 2565 (3744 G.U.). Der Gläubiger, 
welcher die — aud ohne befondere Privatbeftimmung — für den Unterhalt der 
Kinder haftenden Nutznießungsrechte des Vaters am Vmgn. berfelben in Execution 
ziehen will, Hat zu beweifen, daß nad Abzug ber Koften für den flanbesgemäßen 
Unterhalt der ehelichen Kinder noch ein Theil von den Bermögenseinkünften über 
bleibt (worauf die Execution beſchränkt wäre), pber daß alle Kinder des Crecuten 

„ geftorben find, 
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Entfd. v. 24. Februar. 1869, Nr. 1955 (Rot. Big. 1869, ©. 225). 
Tie Überlebende Gattin ift nur verpflichtet, den nad Abzug der Exrhaltungs- und 
Sriehungsloften erübrigenden Theil der Intereſſen des. väterlichen Erbtheils der 
is ihrer Berpflegung befindlichen Kinder in der Waifentafle zu erlegen. 

Entſch. v. 7. März 1865, Nr. 1626 (2132 G.-U.). Der Schlußſatz 
"88. 150 B. ©. gilt aud bezüglich eines Vermögens ber Kinder, von dem ber 
Rutler ver Fruchtgenuß eingeräumt wurde. 

Entjd. v. 10. Mai 1859, Nr. 4082 (788 ©.-U.). 8. 149 u. 150 
8. 8. finden auch auf einen nur bedingten Erwerb (fiveicommiflarifche Subſtitu⸗ 
fen) ver Kinder Anwendung. 

Entf. v. 4. September 1855, Nr. 7247 (129 ©.-U.). Die Erecntions- 
führemg auf den an dem Bmgn. der Finder dem Bater eingeräumten Frucht⸗ 
gef ift in dem Umfange und infolange flatthaft, als ber Bater den flandes- 
wäßigen Unterhalt ver Kinder aus feinem eigenen Bmgn. beftreiten kann. 


8 181 — vgl 68. 310, 805; 246, 296, 301, 984, 367 ©. G.: 88. 471 u. 478 Gtr. ©.) 
& 151. Leber das, was ein obgleich minderjäpriges, jedoch außer der Verpflegung der 
Etern ſtehendes Kind durch feinen Fleiß erwirbt, ſowie aud über Sachen, die einem Kinde 
uch erreichter Mündigfeit zum Gebraud übergeben worben find, kann es frei verfügen. 


ec) der derpflichtung Der Rinder. 

412 — bei $. 151 cit., 8. 10 be G. v. 97. , 3 . DB. atell 3 * 

BE —— 
. 122. Die unter der väterlichen Gewalt ſtehenden Kinder Finnen ohne ausdrückliche oder 
deqh ſtillſchweigende Einwilligung des Baters keine giftige Verpflichtung eingehen. Auf folde 
Berpfiiätungen if Aberhaupt dasjenige anzuwenden, was in dem nächften Hauptſtücke über 
Ne verbindlichen Handlungen der unter ber Vormundſchaft ſtehenden Minderjährigen beſtimmt 
wird, Dem Bater ſteht au die Verbindlichkeit zu, feine minderjährigen Kinder zu vertreten. 


Entſch. v. 3. November 1874, Nr. 11557 (6523 G.-N.). Die von 
dem Bater des Minderjährigen für benfelben abgeſchloſſenen Ehepacten bebürfen, 
infoweit Damit nicht über ein, ſchon früher demfelben eigenthümlich gemefenes Vmgn. 
rieponirt wird, zur Giltigkeit nicht der wormundfchaftsbehörblihen Genehmigung. 

Entf. v. 29. April 1873, Nr. 2781 (4953 ©.-U.). Das Ueberein⸗ 
lommen des Vaters der min. Verführten mit dem Berführer auf Zahlung einer 
Summe, von welder ein Theil dem Kinde der Verführten zukommen fol, ift 
ash ohne vormunpjcaftsbehörbliche Genehmigung giltig (88. 865 u. 152 8. ©.). 
Die Frage, ob das Kind der Verführten oder dieſe felbft den Betrag ſchließlich 
erhalte, if unentſcheidend. : z 

Entf‘. v. 17. Mai 1871, Nr. 2627 (4171 G.U.). Auch Darlchens- 
geihäfte des Min, dem der Bater eine Liegenſchaft zum Betriebe übergeben, find 
nd 8. 152 B. ©. ungiltig ($..252 ibid. und Hof. v. 28. October 1829, 
Rr. 2477 9. ©. ©.). ' 

Entf. v. 8. Iänner 1868, Nr. 11657 (2963 ©.-U.). Die Haftung 
des Mitcontrahenten erliſcht, wenn die Vormundſchaftobehörde den Big. nicht zu 
genehmigen erflärt hat; der Big. Tann durch Genehmigung bed großjährig ge- 
werbenen nur dann verbindend bleiben, wenn der Mitcontrahent nadträglih 
erlärt hat, noch am fein Verſprechen gebunden fein zu wollen (88. 152, 233, 
244, 865 8. G.). 

Entf. v. 17. März 1868, Nr. 1750 u. 1845 (1676 ©-U.). Das 
&f,, welches wider einen Min. felbſt, ftatt wider ihn durch feinen gefeglihen Ber- 
freier, eingeleitet wurde, iſt wichtig; Dod muß nad dem Hofd. v. 4. Juni 1789, 
Kr. 10157 3. &. ©. vie Sache in das orbentlide Bf. geleitet werden, was 
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durch Beiziehung des geſetzlichen Vertreters geſchehen kann; die Pfändung iſt 
daher als pfandweiſe Beſchreibung aufrecht zu erhalten. 

Entſch. v. 27. April 1858, Nr. 3621 (550 ©.-U.). Der Vater iſt 
au ohne vormundfchaftsbehördliche Genehmigung Namens feiner Kinder zur 
Klage beredtigt und verpflichtet, wenn es fih bloß um Geltendmachung ihrer 
Rechte handelt und keiner der im $. 253 B. ©. angeführten Fälle vorliegt. 

Entſch. v. 5. Auguft 1857, Nr. 7345 (423 ©.-U.). Die Annahme 
einer Schenkung eines ganzen Vermögens unter ber Auflage zu Gunften ber dem 
Beſchenkten fubftituirten min. Kinder des Befchenkten Tann aud Namens ber Kinder 
nur durch den befchenkten Vater gejchehen, ba eine Collifion zwiſchen dem R. 
tes Vaters und der Finder erft nad ber Annahme und fohin Perfection der 
Schenkung entftehen Tann. 

Entfd. v. ? (P. ©. 37.). Dem Bater - kann die curatelsbehördliche 
Legitimation zur Führung eine® Rechtaſtreites für feinen in einem ftrittigen Tefla- 
mente eingefegten Sohn nicht ertheilt werden, er hat biefen Proceß auf eigene 
Gefahr zu führen. 

(8. 158 — vgl. 98. 49-53 ©. ©.) 


8. 158. Die Vorfchriften, welche zur giltigen Ehe einer minderjährigen Perfon beobachtet 
werben müffen, find in dem vorhergehenden Hauptftüd enthalten (88. 49 ff.). 


(5. 154 — vgl. 88. 199, 150, 1451, 1488; $. 42, Analogie bed 9. 148 (9); 68. 673, 295, 891, 896 ©. ©.) 
8. 154. Der auf die Erziehung ber Kinder gemachte Aufwand gibt den Eltern keinen An» 
fpru auf das von den Kindern nachher ertvorbene Vermögen. Berfallen aber die Eitern in 

Dürftigkett, fo find ipre Kinder fie anftändig zu erhalten verbunden. 


Eutſch. v. 28. Februar 1877, Nr. 484 (9. B. 1878, Nr. 14.). Im 
der Pflicht des Sohnes zur Erhaltung feiner Mutter ift aud die Berpflihtung 
gegründet, den hierzu von einem Dritten gemachten Aufwand diefem zu erfegen. 
Es ift umentfcheidend, ob der Sohn biefen Erfag nun auf einmal zu leiften im 
Stande fei, wenn feffteht, daß er feinerzeit den Unterhalt der Mutter hätte 
beftreiten Tönnen. - 

Entſch. v. 27. September 1874, Nr. 8511 (5477 ©.-U.). In g. 154 B. ©. 
(88. 141—146, 148, 149, 681 u. a. m. ibid.); wo ber Ausprud Rinder ohne 
Beiſatz vorkommt, find damit nur ehelihe Kinder gemeint. 

Entſch. v. 29. October 1872, Nr. 8707 (4749 ©.-U.). Nah 8. 154 
B. ©. hat aud die dürflige Mutter des unehelichen Kindes den feinem Vmgn. 
angemeffenen Unterhalt von ihm zu fordern. ; 

Entſch. v. 20. November 1866, Nr. 10194 (©. Big. 1871). Der in 
Dürftigfeit gerathene Vater ift beredtigt, von feinen minderjährigen Kindern 
Alimentation zu forbern, wenn auch deren Vmgn. ausſchließlich aus dem Erbtheil 
vom möütterlihen Großvater ftammt, welcher ihn nur unter der Bedingung, daß 
ber Bater fich jeder Einfihtnahme enthalte, hinterließ. 


Rechtsverhaltniß zwiſchen uneßeligen Eltern und Kindern. Häßere 
eflimmung des Begriffs von unehelichen Kindern. 
($. 155 — vgl. 98.198; 168, 44, 165; 187, 186, 159, 58; 1481 B. G.; Kofd. v. 15. Juni 1885, Ar. 89 3. ©. ©.) 
8. 155. Die unchelihen Kinder genießen nicht gleiche Rechte mit den eheliden. Die recht“ 
liche Bermuthung der unehelihen Geburt hat bei denjenigen Kindern flatt, welche zwar von 
einer Chegattin, jedoch vor ober nad) dem oben ($. 188) mit Rüdfigt auf bie eingegangene 
oder aufgelöfte Ehe beftimmten geſetzlichen Zeitraum geboren worden find. 
Entſch. v. 27. Jänner 1870, Nr. 897 (8692 ©.-U.). Der nad 8. 156 
B. ©. rechtzeitig eingebradgte von dem Curator bes indes nicht beſtrittene 


D 
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gerihtliche Widerſpruch der ehelichen Geburt genügt für fid allein, um die recht⸗ 
be Bermuthung der unehelihen Geburt zu begründen, und biefe berechtigt auch 
sine vorgängigeS gerichtliches Erlenntniß die Berichtigung der Taufmatrilen zu 
frdern. Um die Anweifung hiezu an das Pfarramt hat das Gericht bie poli- 
tie Landesftelle zu erfuchen. 

Entſch. v. 15. December 1869, Nr. 8637 (3605 ©.-U.). Der Ber 
tretet des Kindes Hat, wenn die eheliche Geburt wiberfprochen wird, das Nichte 
vorhandenfein der Boransfegungen, woranf die Bermuthung ber ehelichen Geburt 
gegründet wird (dem Umfland, daß dem Manne die Schwangerfchaft feiner Gattin 
ſchon vor der Verheirathung befannt war), zu erweifen. Die Bermuthung ber 
Unehelichkeit entfällt auch bei dem Rachweiſe der Legitimation nad $. 1618. ©. 

Entf. v. 26. September 1866, Nr. 7437 (2619 ©.-U.). Die im 8. 166 
DB. ©. erwähnte Berforgung gebührt umehelichen Kindern gegenüber dem Bater 
nue jo lauge, bis fie ſich felbft ernähren Lönnen (88. 141, 166 u. 155 ibid.). 


8.158 — ngl. 1.58, 159; 166, 902; 168; 1481, 188, 165 ©, @.; Hofb. v. 15. Juni 1885, Rz. 9 I. 6. 6.) 
$. 156. Diefe rechtliche Bermuthung tritt aber bei einer früheren Geburt erfl dann ein, 
wenn der Mann, bem vor ber Berehelihung die Echiwangerfchaft nicht befannt war, längftens 
binnen drei Monaten nad erhaltener Nachricht von der Geburt des Kindes bie Baterſchaft 

gerichtlich widerſpricht. 


Entſch. v. 29. September 1875, Nr. 8486 (5867 ©.-U.). Das während 
einer, wenn auch factifch getrennten, Ehe geborene Kind muß als ehelich betrachtet 
werben, wenn nicht nach SS. 156 ober 158 B. ©. durch den Gatten die Vater- 
ſchaft widerſprochen wurde. Die Baternitätsflage gegen einen Dritten iſt deßhalb 


en. 

Entf. v. 4. Februar 1875, Nr. 695 (5620 ©.-U.). Für das im vierten 
Monate der Ehe geborene Kind ftreitet die Vermuthung der Unehelichkeit, wenn 
der Gatte binnen brei Monaten nach erhaltener Nachricht feine Baterfchaft gerichtlich 
widerfpricht, geſchehe dieß in mas immer für einer Form. Das Zengniß ber 
Gattin (fowie der Haupteid) find im Proceſſe über tie nad $. 158 8. ©. 
erhobene lage unznläffig. Nicht dem Ehemanne liegt ber Beweis ob, daß er 
nit fon früher um bie Eyiftenz des Kindes gewußt, fondern dem Gegentheile 
der Beweis, daß ter Ehemann darum früher erfahren habe. 

Entf. v. 13. September 1872, Nr. 8998 (4704 ©.-U.). Durd die 
Unterlofjung des rechtzeitigen gerichtlichen Widerſpruches der ehelichen Geburt 
erwãchſt die Bermuthung der ehelichen Geburt zu einer praesumtio juris et de 
jure, vie feinen Gegenbeweis zuläßt. Die Paternitätslinge des Kindes, welches 
ſonach als eheliches zu gelten hat, gegen einen Dritten ift daher unbegrändet. 

Entf. v. 27. Jänner 1870, Nr. 897 (3692 G. U.). Der rechtzeitig 
gerichtlich erhobene Widerfprud der ehelichen Geburt im Falle des $. 156 B. G. 
begründet, wenn nicht in gehöriger Frift beftritten, für ſich allein die Bermuthung 
der unehelichen Geburt, in Folge deren die Veridtigung ber Taufmatriten im 
Wege des Erſuchens des Berichtes an bie politifche Behörde behufs Anweiſung 
au dad Pfarramt, geforbert werden Tann. 

Entf. v. 15, December 1869, Nr. 8637 (3605 ©.-U.). Der Um» 
ſtand, daß dem Manne vie Schwangerfhaft feiner Gattin ſchon vor der Ber- 
chelichung belaunt war, fließt die Vermuthung der unehelihen Geburt aus. 
Der BWiderfprud der ehelichen Geburt hat die Natur der Aufforderung; gleiche 
wohl iR es Aufgabe des Vertreter des Kindes, dad Nichworhandenſein ber in 
88. 155 m. 166 B. ©. erwähnten Borausfegungen der Bermuthung der unche- 
Ishen Geburt (das Wiſſen des Mannes von der Schwaugerſchaft vor der Trauung) 
zu beweifen. 
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Entfh. v. 14. September 1858, Wr. 9129 (615 ©.-U., P. S. 40). 
Die von beiden Ehegatten einverftändlich innerhalb der 3 Monate nad ber im 
vierten Monate der Ehe erfolgten Geburt eines Kindes gegen einen Dritten über 
reichte Vaterſchaftsklage und darin enthaltene Negation der ehelichen Geburt des 
Kindes erfegt nicht den gerichtlichen Widerſpruch nad 8. 156 B. ©. Der ge 
richtliche Widerſpruch der Vaterfhaft muß, wenn ſchon nicht durch Klage, fo doch 
gerichtlich wider den nad 8. 271 ibid. beftellten Eurator bes Kindes erfolgen, 
und lkann nidt durch concludente Handlungen erſetzt werben. 

Entſch. v. 28, Februar 1851, Nr. 1843 (©. Ztg. Nr. 155). Weber 
die vom Ehemanne bei der Taufe des vor Ablauf des fechften Monats nad 
der Trauung geborenen Kindes abgegebene Erflärung, er fei nicht der Vater des 
Kindes, noch die demgemäß im Taufbuch erfolgte Eintragung des Kindes als 
unehelich, noch auch das viekfällige Geftänbniß der Mutter erfegen den gericht- 
lihen Wiverfpruch des Ehemannes. 


G. 187 — vgl. bei 8. 188 eit.) 
8. 157. Die von dem Manne innerhalb biefes Zeitraumes rechtlich widerſprochene Recht- 
mäßigleit einer früheren oder fpäteren Geburt kann nur durch Kunftverfländige, welche nad 
genauer Unterfuchung ber Beſchaffenheit des Kindes und der Mutter bie Urfache des außer- 
ordentlichen Falles beutlih angeben, beiwiefen werben. 


Entſch. v. 29. September 1875, Nr. 8486 (5867 G.-U.). Das während 
einer, wenn auch factiſch getrennten Ehe geborene Kind muß als eheliches be⸗ 
trachtet werben, wenn nicht nach 88. 156 ober 158 B. ©. durch den Gatten 
die Vaterſchaft widerſprochen wurbe, Die Paternitätsflage gegen einen Dritten 
ift deßhalb abzumeifen. 

WE RIESE 
8. 158. Wenn ein Mann behauptet, daß ein von feiner Gattin innerhalb des geſetzlichen 
Zeitraumes geborenes Kind nicht das ſeinige ſei; ſo muß er die eheliche Geburt des Kindes 
längftens binnen drei Monaten nach erhaltener Nachricht beſtreiten, und gegen den zur Ber⸗ 
theidigung der ehelichen Geburt aufzuftellenden Eurator die Unmöglichkeit der von ihm erfolgten 
Zeugung beweifen. Weber ein von der Mutter begangener Ehebruch, noch ihre Behauptung, 
daß ihr Kind unehelih fei, Können für fi allein demſelben bie Rechte der ehelichen Geburt 
entziehen. 2 


Entfd. v. 21. März 1878, Nr. 825 (©. H. 1878, Nr. 64). Durch 
das erft am neunten Tage nach der Geburt erholte Gutachten der Sachverſtändigen, 
daß das 6 Monate 22 Tage nad der BVerehelihung geborne Kind mindeftens 
35 Wochen im Mutterleibe getragen wurde, ift ein ſirilter Beweis der Un- 
möglipfeit der Erzeugung bes Kindes durch ben nunmehrigen Gatten nicht er— 
bracht, wenn aud als erwiefen angenommen wird, ba der Gatte erft 7"/, Mo- 
nate vor Geburt des Kindes mit deffen Mutter in Berührung kam. Das von 
der Mutter abgelegte Geſtändniß ber außerehelihen Schwängerung durch einen 
Dritten iſt belanglos. 

Entſch. v. 8. Februar 1877, Nr. 3109 (©. H. 1877, Nr. 38). Der 
(von den Erben im Streite über bie Unehelihleit des Poſthumus angebotene) 
Beweis über die außereheliche Geburt bes Kindes durch dem der Mutter hierüber 
aufgetragenen Haupteid ift unzuläffig. 

Entf. v. 29. September 1875, Nr. 8486 (5867 ©.-U.). Das während 
einer, wenn auch factifh getrennten, Ehe geborene Kind muß als eheliches be= 
trachtet werden, wenn nicht nah $. 156 oder 158 B. ©. durch den Gatten 
die Vaterſchaft widerſprochen wurde. Die Paternitätöliage gegen einen Dritten 
ift deßhalb abzuweifen, 
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Entſch. v. 17. Mär, 1875, Nr. 664 (5662 ©.-U.). Das Zeugniß 
der Gattin fowie ber Haupreid find im Procefle über die nad 8. 158 ©. ©. 
erhobene Klage unzuläffig, — Nicht dem Ehemanne liegt der Beweis, daß er 
nicht ſchon früher um die Eriftenz bes Kindes gewußt, ſondern dem Gegentheile 
ber Beweis ob, daf ber Ehemann davon früher erfahren habe. 

Entf. v. 4. Februar 1875, Nr. 695 (5620 ©.-U.). 8. 158 2. ©. 
betrifft ine Gegenfag zu 8. 156 ibid. das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Kinde 
amd dem Ehegatten der Mutter. Nur in biefem nicht fhon im falle des 
$%. 156 ibid. wird die Erhebung einer förmlihen Klage gefordert. 

Entid. v. 19. März 1872, Nr. 12666 (4523 ©.-1.). Die im Te- 
Rumente ausgeſprochene Enterbung von Kindern, „melde von ber Ehegattin 
nah ihrer factifhen Trennung geboren wurden, als unehelihen,“ benimmt 
deufelben nicht das R., den Pflichttheil zu forbern, wenn nicht ihre eheliche 
Geburt nad 88. 158 u. 159 B. ©. vom dem Teſtator oder feinen Erben 
beſtritten wurde. 

Eutſch. v. 3. März 1871, Nr. 15301 (4080 ©.-U.). Die Delation 
des Haupteides an bie Mutter zum Beweiſe ber außerehelichen Zengung ift 
unzuläffig. Beugenbemeife über eine bie ehelihe Zeugung nicht völlig aus- 
ſchließende thatfählige Scheidung find felbft in Verbindung mit Angaben der 
Kindediuntter und anderen Inpicien unzureihend, bie Unmöglichkeit der ehelichen 
Zengung nad) $. 158 B. ©. zu erweifen. 

Entf. v. 7. October 1870, Nr. 8059 (3895 ©.-U.). Die eheliche 
Geburt kann nicht im Wege der Einrede angefochten werben. 

Entfd: v. 24. Februar 1869, Nr. 1142 (3810 ©.-U.). Weber nach 
8. 158 des gegenwärtig beftchenden B. ©., noch nad 8. 2 des IV. Hanpt« 
ſtüdes des B. ©. von 1786 bat Jemand anderer als der Ehemann, die Mutter 
und feine Erben das R., die eheliche Geburt feines Kindes anzufehten. Auch 
nach 8. 2 des IV. Hauptftüdes ibid. ift der Mann anders nicht zu hören, als 
wenn er feine Abweſenheit vor der Geburt umd den Ehebrucd der Mutter Iand- 

i ig darthut. 

Eutſch. v. 6. Auguſt 1867, Nr. 6814 (G. Ztg. 1867, Nr. 95). Nach 
dem Hofd. v. 6. October 1783, Nr. 197 b und der Reſol. v. 31. Dec 
tober 1785, Nr. 489 t ift die Klage der Mutter auf Beſtreitung ber ehelichen 
Geburt ihres nach dem Tode bes Gatten geborenen Kindes nicht a limine 

ifen. 

Entf. v. 19. Februar 1867, Nr. 525 (2745 ©.-U.). Die Zeugen- 
ſchaft der Ehegattin ift im Falle des 8. 158 B. ©. ausgefchloffen. 

Entfd. v. 31. Jänner 1867, Nr. 98 (2727 ©.-U.). Durch den erft 
4 Monate nad der Gebt des Kindes aufgenommenen Kunſtbefund und das 
hierauf und auf die unbeeivete Ausfage der Hebamme gegründete Gutachten, 
das Kind fei volllommen reif geboren, fann ein Beweis über den Zeitpunkt der 
Zengung und ſonach der Vaterſchaft nicht erbracht werben. 

Entf. v. 5. October 1864, Nr. 5804 (1981 ©.-U.). Der Anfang 
der breimonatlichen Friſt ($. 159 B. ©.) zur Beſtreitung der ehelihen Geburt 
eines Kindes durch bie Erben bes verftorbenen Ehemannes fällt in den Zeitpunft 
der erlangten Kenntniß von ber Geburt. Die eheliche Geburt kann auch mittelft 
Einrede beftritten werden. Worſpr. ber Entf. Nr. 8069 ex 1870.] Durd 
die Erfiredung der Einrebefrift wird auch die dreimonatlihe Frift zur Beſtreitung 
der ehelichen Geburt verlängert. Die Unehelichleit des Kindes wird durch die Un- 
möglicleit der Zeugimg in Folge Abgeſchiedenheit des Ehemannes im Irrenhaufe 
und beffen Geiftesfrankyeit bewiefen. Diefem Beweife gegenüber müßte nad) Ana- 
Isgie der a. h. Entſchl. v. 20. Mai 1835, Nr. 39 I. ©. ©., die Rüdtehr in 
die cheliche Gemeinſchaft zur kritiſchen Zeit (8. 138 ibid.) bewiejen werben, 
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Entf. v. 31. Mai 1864, Nr. 3916 (1926 &.-U.). Die eheliche 
Geburt eines Kindes Tann nach 88. 158 m. 159 B. ©. nur von dem Manne 
und befien Erben beftritten werben. * 

Entſch. v. 11. Februar 1863, Nr. 381 (1651 G.-U.). Der Curator 
furiosi ift zur Beſtreitung ber ehelichen Geburt legitimirt. 

Entfd. v. 5. Mai 1858, Nr. 4038 (557 ©.-U.). Im Procefie wegen 
Beftreitung der ehelichen Geburt ift die Auftragung bes Hanpteides an bie 
Mutter unzuläffig. 

Entid. v. 4. Mai 1858, Nr. 3143 (554 ©.-U.). Dem die ehelide 
Geburt beftreitenden Ehemanne obliegt nicht der Beweis, daß er nicht ſchon früher 
ale 3 Monate vor Erhebung der Klage von ber Geburt Kenntniß erhalten 
babe. Der dießfalls aufgetragene Haupteid, dag dem Ehemanne bie Geburt des 
Kindes früher bekaunt geweſen fei, ift unzuläffig. . 

Entf. v. 10. Jänner 1854, Nr. 13040 (P. ©. 41). Au der un- 
eheliche Vater, einverftändlich mit der Kindesmutter (feiner nachmaligen Gattin), 
welche von ihm viele Jahre nad factifher Trennung der erften Ehe und in 
Ungemwißheit, ob ihr erſter Gatte (der ohne Wieberherftellung der ehelihen Ge⸗ 
meinf&haft in Amerika ftarb) noch lebe, Kinder gebar — find legitimirt zu dem 
Begehren, daß dieſe von ihm erzeugten Kinder außer der erften Ehe geboren und 
ithre (der nunmehrigen Ehegatten) auferehelihen Kinder fein. — [Wprfpr. allen 
obeit. Entſcheidungen.] ö 

G. 169 — vgl. bei 8. 168 cit.) 
8. 159. Stirbt der Mann vor dem ihm zur Beftreitung ber ehelichen Geburt verwilligten 
BZeitraume, fo können auch die Erben, denen ein Abbruch an ihren Rechten gefchähe, innerhalb 
drei Monaten nach dem Tode bed Mannes aus dem angeführten Grunde die eheliche Geburt 
eines ſolchen Kindes beftreiten. 


Entſch. v. 19. März 1872, Nr. 12666 (4523 G.-U.). Die Enterbung 
von Kindern, „welche von der Gattin nad ihrer factifhen Trennung außerehelich 
geboren wurden,“ benimmt denfelben nicht das R., als eheliche den Pflichttheil zu 
fordern, wenn ihre ehelihe Geburt nicht vom Teftator oder befien Erben be- 
flritten wurde. 

Entf. v. 7. October 1870, Nr. 8059 (3895 ©.-U.). Die eheliche 
Geburt Tann nicht im Wege der exceptio beftritten werben. 

Entf. v. 24. Februar 1869, Nr. 1142 (3310 ©.-U.). Außer dem 
— und ſeinen Erben hat Niemand das R. der Beſtreitung der ehelichen 

eburt. 

Entſch. v. 15. October 1867, Nr. 8677 (2881 ©.-U.). Der Vormund 
der Erben des Ehemannes ift ohne obervormundſchaftsbehördliche Klagsermäch- 
tigung nicht zur Beſtreitung der ehelichen Geburt eines ‚Kindes Iegitimirt. Eine 
Zurüdweifung der Veftreitungsklage a limine wegen verfpäteter Einbringung ift 
unzuläffig. j 

Entf. v. 5. October 1864, Nr. 5804 (1981 ©.-U.), Die Frift des 
8. 159 8. ©. läuft von dem Zeitpunfte der Kenntniß von ber Geburt bes 
Kindes. Die ehelihe Geburt kann auch mittelft Einrede befiritten werden. Durch 
Berlängerung ber Einrebefrift wird auch die Beftreitungefrift verlängert. [Worfpr. 
der Entſch. Nr. 8059 ex 1870.] 

Entſch. v. 11. Februar 1863, Nr. 381 (1651 ©.-U.). Auch ber 
Curator furiosi ift zur Beftreitung ber ehelichen Geburt legitimirt. * 

Entſch. v. 10. Jänner 1854, Nr. 18040 (P. ©.41). Auch der uneheliche 
Bater und nachmalige zweite Gatte der Kindeömutter iſt zur Beſtreitung ber 
Geburt feines außerehelihen Kindes aus ber erften Ehe unter Umfländen legiti« 
mirt, — Worſpr. allen obigen Eutſcheidungen.] 
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Segitimation der unehelichen Kinder: 
3) duch Zebnug Des Ehehinderniffes oder ſchuldloſe Unwifenkeit der Ehegatten; 
2.100 — sg. Beil. ee re Aa AS 86; 758; MB. — 
1. 169. Kinder, die zwar aus einer ungiltigen, aber aus keiner ſolchen Ehe ergeugt worden 
fd, ver die im den 88. 62 —64 angeführten Hinderniſſe entgegenſtehen, find als eheliche an⸗ 
wiegen, wenn das Ehehinderniß in der Folge gehoben worden iſt, ober, wenn wenigſtens 
Einen ihrer Eitern die ſchuldloſe Unwiſſenheit des Ehehir.derniſſes zu Statten kommt; doch 
lleiben in dem letzteren Falle ſolche Kinder von Erlangung desjenigen Bermögens aus 
seiälofien, welches durch Bamilienanorbnungen ber ehelichen Abſtammung beſondere vor⸗ 
behalten ft. 


b) * die nachfelgende Ehe; 
N Te BE BE RESET 
= u. Kinder, welche außer ber Ehe geboren und durch die nachher: erfolgte — 
ter Eltern in die Familie eingetreten find, werben, ſowie ihre Nachkommenſchaft, unter die 
chelich erzeugten gerechnet; nur können fie ben in einer inzwiſchen beftandenen Ehe erzeugten 
qelichen Kindern die Eigenſchaft ber Erftgeburt und andere bereit erworbene Rechte nicht 
flreitig machen. 

Entf. v. 15. December 1869, Nr. 8687 (3605 ©.-U.). Die redit- 
liche Bermuthung ber Unehelichleit ‚entfällt mit dem Nachweiſe von Thatſachen, 
werauß die Legitimation nah $. 161 8. ©. folgt. 

Eutſch. v. 5. Februar 1867, Nr. 11432 (©. Zig. 1867, Nr. 26) 
Die Anerkennung ber Legitimation per subsequens matrimonium Luͤens der 
peluiſchen Behörben iſt auch für die Gerichte maßgebend. 

„Entf. v. 4. März 1862, Pr. 10774 (©. Big. 1868, Nr. 118). Die 

i per subsequens matrimonium muß fi in ber Regel auf Geburts- 
und Tranungsbuch gründen, deren Berichtigung und Vernollftändigung in bie 
Competenz ver politiihen Behörde gehört. 

Entf. v. ? (P. ©. 44). Auch im Ehebrud erzeugte Kinder können 

durch nachfolgende Berehelihung ihrer Eitern legitimirt werden. 


e) durch Begüufigung des Tandesfürken, 
ES Braun. Beaimberiaier 8 iz) nn Domat 
5 163. Die unehelihe Geburt Kann einem Kinde an feiner bürgerlihen Achtung und an 
keinem Fortkommen keinen Abbruch thun. Zu diefem Ende bedarf es feiner befonderen Be- 
gänftigung des Landesfürften, woburh das Kind als ein eheliches erklärt wird. Nur bie 
Eltern Binnen um ſolche anfuhen, wenn fie das Kind glei einem ehelichen der Standes- 
vorzäge oder des Rechtes an dem frei vererblihen Vermögen theilhaft machen wollen. In 

Ruckſſicht auf die Übrigen Bamilienglieder Hat diefe Begimmftigung feine Wirkung. 


Beweis der Yaterfhaft zu einem uncheligen Ainde. 


— re 2. — 7 1786; — B. Pr — AR 18. 283 u 
Sat. ». 16. Detaber 1787, Rr. * ©. — 38. 09, 138, 156, 158 ®. @.; 88. 125, 197, 128, 181, 188, 
501,'508, 506, 606 606 ©tr. @.; 8. 110 0. @. D.) 
8. 163. Wer auf eine in der Gerichtsorbnung vorgefchriebene Wet überwieſen wird, daß er 
der Mutter eines Kindes innerhalb des Zeitraumes beigewohnt habe, von welchem bis zu 
per Entbindung nicht weniger als ſechs, nicht mehr als zehn Monate verſtrichen find; oder, 
wer viefes auch nur außer Gericht gefteht, von dem wird vermmihet, daß er das Kind 
erzeugt habe. 

Entfd. v. 20. März 1878, Nr. 8037 (9. B. 1878, Ar. 20). Die 
bes fententionirten Haupteibes. gegenüber dem a Inforwiation 

Richl, büngl. eejetb. erl 
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der inzwiſchen geſtorbenen Mutter angebotenen, dahingehend, daß der Zeitraum, 
innerhalb deſſen die Beiwohnung ſtattgefunden habe, „vom 19. Juni“ ftatt „vom 
Anfang Juni” firirt wurde — ift unweſentlich. 

Entfd. v. 29. September 1875, Nr. 8486 (5867 ©.-U.). Das während 
einer, wenn aud factiſch getrennten, Ehe geborene Kind muß als eheliches bes 
trachtet werben, wenn nicht nah 8. 156 oder 158 B. ©. durch den Gatten 
die Baterſchaft mwiderfprohen wurde. Die Paternitätsklage gegen einen Dritten 
ift er unzuläffig. 

ntfd. v. 4. Februar 1875, Nr. 695 (5620 ©.-U.). Die Einwendung 
des — — innerhalb der kritiſchen Zeit Geſtändigen, daß das Kind 
in der Ehe geboren ſei, iſt ohne Gewicht, es obläge ihm der Beweis, daß das 
Kind für ein eheliches zu halten iſt, rückſichtlich, daß der Gatte des im vierten 
Monate der Ehe geborenen Kindes, der die Vaterſchaft gehörig gerichtlich wider⸗ 
ſprach, * der Schwangerſchaft feiner Gattin ſchon vor der Verehelichung ges 
wußt babe. 

Entid. v. 15. April 1874, Nr. 3184 (5388 ©.-U.). In dem Ge 
ſtändniß, die Kindesmutter mehrmals „gebraudt“ zu haben, liegt das Geſtändniß 
der Beiwohnung im Sinne des $. 163 B. ©.; wenn auch dieſes , Gebrauchen“ 
angeblich fo eingerichtet war, daß daraus eine Schwängerung (wegen des apli⸗ 
cirten Condons) nicht erfolgen Konnte, denn auf die Letzteres anlangenden Beweiſe 
kann nicht erfannt werden. Die Bermuthung der Baterfhaft des Geflagten 
wird durch das Geſtändniß der Baterſchaft feitens eines ungerechtfertigter Weife 
dem Rechtsſtreit als freiwilliger Vertretungsleifter beigetretenen Dritten nicht 
entkräftet, noch auch buch einen von ber Kindesmutter gemeinfam mit ihrem 
Bater in dieſem Sinne ansgeftellten Revers widerlegt. 

Entf. v. 17. Februar 1874, Ar. 1423 (5269 ©.-U.). Die Beſtim⸗ 
mung des 8. 902 8. ©., wornach dreißig Tage 1 Monat gleihgehalten 
werben, muß auch bei ver "Berechnung des im 8. 163 ibid. erwähnten Zeit- 
vaumes vom nicht weniger ale 6 und nicht mehr als 10 Monaten vom Tage 
des Beiſchlafes bis zur Geburt des Kindes in Anwendung kommen. 

Entf. v. 5. Februar 1873, Nr. 354 (4872 ©.-U.). . Der Beweis ber 
Beiwohnung ift dur das Geſtändniß erbracht, daß Geklagter in ber kritiſchen 
Zeit mit der Kindesmutter „gekost“ habe und daß hiebei feine und ihre Ge— 
ſchlechtstheile „in äußere Berührung” gelommen fein — obwohl mit dem Bei— 
fage, fein Geſchlechtstheil fei aber nicht in bie Scheibe eingebrungen, noch 
feinerfeits ein Verſuch hiezu gemacht worden. Auf den biernah über die Un«- 
möglichkeit, daß durch dieſen Vorgang der Beiſchlaf vollzogen worben fei, 
angebotenen, aber gerichtSorbnungswidrigen Haupteid (al® den eines Sad- 
verfländigen über fein Gutachten) war nicht zu erkennen. 

Entſch. v. 24. Yänner 1871, Nr. 675 (4028 ©.-U.). Bei Berehnung 
der kritiſchen Zeit find 30 Tage — 1 Monat zu rechnen ($. 902 8. ©.). Da 
das Kind am 17. Jänner 1869 geboren wurde, fällt der am 20. Yuli 1868 
Rattgefundene Beifhlaf, da fomit volle 180 Tage [179 7, 181? Tage] abge- 
laufen waren, nod in die fritifche Zeit. 

Eutſch. v. 14. Jänner 1871, Nr. 5654 ex 1870 (©. 9.1871). Der 
Erſatz der Alimentationstoften pro praeterito gebührt der Mutter nur wenn 
fie beweift, daß der uneheliche Vater feinerzeit in der Lage gewefen wäre, felbe 
zu beftreiten. 

Entf. v. 6. December 1870, Nr. 5306 (4416 ©.-U.). Unter „Monat“ 
ift ein firer Zeitraum von 30 Tagen zu verfichen (8. 902 B. ©.): bei Geburt 
des Kindes am 1. Auguft 1864 hatte die Fritifche Zeit den Umfang vom 6. Oc⸗ 
tober 1863 bis 1. Februar 1864 (119 Tage). 

Entf. v. 6. September 1870, Rr. 6687 (3862 G.-U.). Die kritiſche 
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Zeit iſt micht nach Tagen, fondern nah Monaten zu 30 Tagen zu bereuen. 
Bei Geburt des Kindes am 23. April 1869 fällt der 23. Juni 1868 unter 
die fritifche Zeit (vom Monat Juni 7 Tage, von Yuli bis Ende December 1868: 
180 Tage, vom Jänner bis März 1869: 90 Tage und vom April 23 Tage 
[Tag der Geburt des Kindes, nicht aber der Beimohnung mitgerechnet)). — 
[Boipr. ſammtlichen übrigen Entſcheidungen.] 

Entfd. v. 24. Auguft 1870, Nr. 9286 (3854 ©.-U.). Um bie Ber 
wuthung des 8. 163 B. ©. zu begründen, bebarf es eines amsbrüdliden 
Geſtãndnifſes; der Umftand, daß Vellagter über Befragen der Kindesmuiter 
ver Zeugen, „ob er ſich nicht erinnere, was fie zwei . . . . in der Feitifchen 
Zeit... . auf der Wiefe gemacht hätten,“ lediglich gefragt habe, „ob fie nicht 
wüßte, was eine ſtumme Sünde ſei?“ beinhaltet fein Geftänpnig im Sinne bes 
8. 163 ibid. 

Entid. v. 16. Yuni 1869, Nr. 6596 (3348 &.-U.). Die Beſtimmung 
des 8. 163.8. ©. fließt die Einwendung der mehrfachen Beiwohnung ans; 
and wenn bie Mutter einen Dritten vor Ueberreihung der Klage als Vater 
bezeichnet und diefen andy als uuehelihen Vater in das Taufbuch einfchreiben 
ließ, muß ber ver Beiwohnung in der kritifchen Zeit überwieſene (geftänbige) 
Gegner ats maeheliher Kindes-Bater vermuthet werben. 

Entf‘. v. 14. April 1869, Nr. 1734 (3373 ©.-U.). Die Monate, 
in welche nad $. 163 B. ©. die kritiſche Zeit des Beiſchlafes fällt, find nicht 
nady dem Kalender, fondern nad 8. 902 ibid. mit je 30 Tagen zu berechnen. 

Entfd. v. 2. December 1868, Nr. 10645 (8182 ©.-U.). 8. 168 8. ©, 
ſqleßt dem Gegenbeweis, daß das Kind im Folge Beimohnung eines anderen 
Mannes als vesjenigen, gegen welden ber Beiſchlaf im der fritifchen Zeit er- 
wirfen wurde, geboren worben fei, ans, indbefonbere auch den dießfalls über bie 
Neife des Kindes erbotenen Kunftverfländigenbemeis. 

Entf. v. 22. September 1868, Nr. 9488 (3132 ©.-U.). Der Haupt- 
eid über die Beinehnung in einer beflimmten Zeit ift nicht zuzulafien, wenn 
darch ein fpäter heroorgelommenes Beweismittel die Beiwohnung zu einex anderen, 
aber and im kritiſchen Zeitraume gelegenen Zeit erwiefen werben will. 

Entf. v. 30. October 1867, Nr. 7174 (2897 ©-U.). Der Beweis 
ber wirklich) flatigefundenen Beiwohnung wird nicht burd den Beweis der Ges 
Rattung des Beiſchlafes feitens der Kindesmutter erfegt. 

Entih. v. 25. Iuli 1867, Rr. 4536 (3698 ©.-U.). Der Yunfiver- 
Händigenbeweis auf Grund der phyſiſchen Beſchaffenheit des Kindes Kat, wenn 
die thatfächlichen Vorausſetzungen der gefetlihen Vermuthung des 8. 163 B. ©. 
vorhanden find, feine Bedeutung, da er felbft nur eine Bermuthung begründet. " 

Entf. v. 9. Iänner 1867, Nr. 11536 (2723 ©-U.). Durch den 
Taufſchein, in welchem ver Bater bes unehelichen Kindes genannt ift, erſcheint 
als erwiefen, daß der Bater in Gegenwart zweier Zeugen fi) dem Seelſorger 
«is Bater des Kindes bekannte und dieß im Taufbuch nach Vorſchrift der 
Hoftzld. v. 21. October 1813 und 27. Juni 1886 eingetragen wurde. 

Entfd. v. 7. November 1866, Nr. 9671 (2660 ©.-U.). Der Gegen- 
beweiß gegen die rechtliche Vermuthung des Se 163 B. ©. durch das außer⸗ 
gerihtlihe Geftändnig der Mutter über den Zeitpunft der Beiwohnung, und 
durch den Kunſtbefund über die Beſchaffenheit des Kindes ift unzuläffig. 

Entf. v. 30. Jänner 1866, Nr. 499 (2376 ©.-M.). Der Nachweis 
der Beiwohnung Mehrerer innerhalb der kritiſchen Zeit und das Geſtändniß des 
im diefer Zeit betriebenen Schandgemerbes fteht ber gefeglichen Bermuthung bes 
& 163 8. ©. nicht entgegen. 

Entſch. v. 18. April 1865, Nr. 3338 (2157 ©.-U.), Bei Berechnung 
ber hitifhen Zeit iſt wicht nach dem Kalender, fondern nah 8 903 8. ©. ' 

5* 
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der Monat zu 30 Tagen zu berechnen, weil nur fo flet ber gleiche Zeitraum 
entſcheidet. 

Entſch. v. 14. April 1864, Nr. 2556 (1899 G.U.). Das zu gericht⸗ 
lichem Protokoll gegebene Vergleihsanerbieten über Einräumung des vollzogenen 
Beiſchlafes ift im Sinne des $. 163 B. ©. eine Anerkennung der Pflicht zur 
Leiftung der Alimente überhaupt; biefes Tagfagungsprotofoll ift pränotationsfähig. 

Entfd. v. 4. December 1861, Nr. 7197 (1426 ©.-U). Aus vem 
Geftänpnifle der Vaterſchaft folgt auch ohne befonvere Anerkennung nad) 88. 162, 
166 und 167 B. ©. die Alimentationspflicht; der noch während ber Minder⸗ 
jährigfeit ohne Intervention bed Vormundes abgefchlofiene Bergleih ber die 
Alimentation könnte daher von dem fpäter großjährig Gewordenen nur ımter 
Umſtänden bezüglich ber Höhe angefochten werben (88. 246, 247 ibid.). 

Entſch. v. 26. Februar 1861, Nr. 1237 (1278 ©.-U.). Das aufer- 
gerichtliche, der Kindesmutter gegenüber abgelegte Geftänbnig der Baterſchaft (in 
fih das Geſtändniß der Beiwohnung zur kritiſchen Zeit enthaltend), muß nicht 
aud ben Erforbernifien des 8. 110 a. ©. D. entſprechen, weil fonft ber zweite 
Sa des 8. 163 B. ©. etwas Meberflüffiges befagen würde. 

Eutſch. v. 24. Mai 1860, Nr. 3897 (1136 ©.-U.). Durch den Taufe 
fein wird die Abſtammung bewiefen; die Anerkennung der Mutterfhaft ſeitens 
der Mutter ift nach Analogie des $. 163, Abf. 2 ibid. beweismachend. 

Entf. v. 28. September 1859, Nr. 7485 (875 G.-U.). Die Ein- 
wenbung, daß bie Kindesmutter im kritiſchen Zeitraume auch von anderen Männern 
gebraucht wurde, ift belangloß. — 

Entſch. v. 31. Auguft 1859, Nr. 9709 (852 G.U.). Da von dem 
Tage der Beimohnung (31. October 1857) bis zum Lage der Geburt 
bes Kindes (29. April 1858) felbft dann ermiefenermaßen nicht 6 Mo- 
nate verftrihen find, wenn aud der Monat zu 30 Tagen gerehnet 
wird, zumal bie Stunde ber Beimohnung und ber Geburt nidt be- 
tonnt find, fo tritt die im $. 163 B. ©. beftimmte gefeglihe Ber> 
muthung nicht ein. 

Entf. v. 12. October 1858, Nr. 8782 (634 G.-U.). Die erfolgte 
Beiwohnung kann auch durch Imbicien (Weußerungen bes Beklagten, „daß 
er zwar ein Liebesverhältniß mit der Kindesmutter unterhalten habe...5 
daß er .... doch immer im Auge gehabt habe, fte nicht zu ſchwängern“) im 
Zufammenhang wit dem Nachweis oftmaliger mehrftändiger nähtliher Zufammen- 
tünfte erwiefen werben. 

Entſch. v. 21. Auguft 1857, Nr. 7627 (1029 ©.-U.). Dem Erfordernig 
ver Angabe des Zeitpunttes der flattgehabten Beimwohnung wird genügt, wenn 
über die während des kritiſchen Zeitraumes erfolgte Beimohnung der Beweis in 
der Mage geführt wird; eine batenmäßige Anführung ift nicht erforberlic. 

Entf. v. 29. Juli 1857, Nr. 6946 (420 ©.-U.). Es if, felbft wenn 
die Behauptung richtig wäre, daß das „anger Gericht Geftchen“ des $. 163 B. G 
nicht dem außergerichtlichen Geſtändniß nad 8. 110 a. ©. O. gleihlommen mäffe, 
der Zeugenbeweis über das aufergerichtlihe Geftändnig nicht aud ohne Weis. 
artilel darüber, daß das Geſtändniß auf Befragen einer daran intereffirten Perſon 
und ernſtlich geſchah, hinreichend ($. 154 ibid.). 

Entfd. v. 31. März 1857, Nr. 3041 (326 ©.-U.). " Zur Baterfafts- 
klage ift aud für im Findelhaus aufgenommene Kinder ber befonbere Bormund 
legitimirt, zumal über obervormundſchaftsbehördliche Ermächtigung. Aus dem im 
Tauſſchein beigefegten Worte „angeblich“ folgt nicht, daß die Angabe falſch war. 
Gegenüber dem der Beiwohnung Geftändigen fann der Mutter nicht auch eim 
weiterer Beweis der Ipentität des Kindes auferlegt werben. 

Entfd. v. 12. September 1855, Nr. 8337 (138 ©-U.). Die Bei— 
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wohnung iR durch Ausſage von Zeugen erwiefen, welde bie Erzeuger im Bette 
m einer Stellung gefunden haben, bie über ben vollzogenen coitus feinen 
Zweifel auflommen ließ, zumal wenn auch ambere Nebenumflände auf bie 
Saterſchaft des Geklagten hinweiſen. 

Entſch. v. 22. December 1858, Nr. 13071 (6 ©.-U.). Zum Beweis 
der Baterfchaft ift auf ben anfgetragenen irreferiblen Haupteid über das Factum 
ber Beimohnung zu erkennen. 

Plenar- Entfd. v. 13. Februar 1852, Nr. 873 (B. ©. 49). Das 
außergerichtliche Geſtändniß ber Baler ſchaft iſt auch ohne die Er— 
forderniſſe des $. 110 a. G. O. beweisſsmachend. 


@. 166 — vgl. bei 8. 168 cit.; Bat. v. 16. Detober 1787, Rr. —— eye Den 


si —— 21 Däober 1018, Wr 1185 mb v. 19, 1080, Nr. 1650 
>. Jebrmar 1784, polit. ©. ©. Joief II, 4. Bb., Ar. 113; Hoftzle, Er gun 6. 
& 21, ®. 27. Sprül 1820, A. jir7o unb n. 12 Hug 1a, mr jean —32 v. 20. Februar 
978, 3. 98 3. Rovember 1877, Rr. 100 a 


$ 164. Die auf Angeben der Mutter erfolgte Einſchreibung des väterlihen Namens in das 

Tauf- oder Geburtebuch macht nur dann einen vollftändigen Beweis, wenn bie Einfhreibung 

nach der gefeglichen Borfrift mit Einwilligung des Bater& gefhehen und biefe Einwilligung 

ru das Zeugniß des Seelſorgers und des Pathen mit dem Beiſatze, si er ihnen von 
Berfon bekannt fei, beftätiget worden if. 

Eutſch. v. 5. Februar 1867, Nr. 11432 (2729 ©.-U.). Die von der 
gelitifchen Behörde in Uebung der Auffiht über vie Taufbücher 2c. vorgenom- 
menen Erhebtingen und in Gemäßheit der bezüglien Berorbnungen geſchehenen 
Eintragungen find bemeisträftig. 

Entf. v. 9. Yänner 1867, Nr. 11536 (2723 ©.-U.). Der Taufſchein 
(a6 öffentliche Urkunde) verdient vollen Glauben. 


Reſchafenheit des —— zwiſchen nuehelichen Eltern 


(#165 — wel. 6. 162; Be —— Fe 29. December 1848, Ar. 39 


$ 165. Uneheliche Kinder find überhaupt von den Rechten ber a unb ber Verwandt» 

Heft ausgefchtofien; fie Haben weder auf den Familiennamen des Vaters, noch auf den Adel, 

das Bappen und andere Vorzüge der Eltern Anſpruch; fie führen den Geſchlechtsnamen 
der Mutter. 

Eutſch. v. 20. März 1872, Nr. 15326 (4529 G.-U.). Die Erbein- 
fegung der Tochterkinder begreift nicht auch die Erbeinſetzung ber unehelichen 
Kinder ber Tochter (88. 165 m. 754 B. ©.) in ſich, ungeachtet dem Teſtator 
nah Teftamentserrihtung bekannt wurde, daß feine Tochter außer der Che 
Kinder geboren habe. 

Entjd. v. 12. September 1855, Nr. 8327 (133 ©. U). Die un. 
ehelichen Kinder einer öſterreichiſchen Staatsbärgerin werben ber öfterreichifchen 
Staatebärgerfäaft theilhaftig. 

977) #8. 19, 21, 187, 218, 916; 100, ee, 291; 109,1 ın; sum 1042; 1481. 1480; 1m, ar 198. 6.; 

un. 1. Auguft 1796, Rr. @. .; Art. I de @. o. £6. Mai 1868, te 
—XX u 17. Juni 1888, Rr. 1948, ER — FE . 5. Gebruar 1796 a en m Alu 1828, 

5 166. Aber auch ein uneheliches Kind hat das — von feinen Eltern eine ihrem Ber⸗ 

mögen angemeffene Verpflegung, Erziehung und Berforgung zu forbein, und die Rechte der 

Etern über dasfelbe erftreden fi fo weit, al& e8 der Zweck der Erziehung erfordert. Uebrigens 

Wet das uneheliche Kind nicht unter der eigentlichen väterlihen Gewalt feines Erzeugers, 

fondern wirb von einem Vormunde vertreten. 


Entſch. v. 19. Jänner 1876, 3. 11681 (G. Big. 1876, Mr. 34). 
Uns dem Umflande, daß, die Mutter ihr unehelihee Kind durch geraume Zeit 
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verpflegte, ohne vom unehelichen Vater die Erfüllung der Baterpflichten zu ver⸗ 
langen, Tann geſchloſſen werben, daß bie Mutter anerkannt habe, fie fei nad 
der Sachlage felbft Hiezu verpflichtet. Wenn aud) die Leiftung eines monatlichen 
Unterhaltsbeitrages dem Vater auferlegt werden kann, gilt dieß nicht von ber 
ex praeterito zu einem Capital angewachſenen Summe. 

Entſch. v. 20. Mai 1875, Nr. 4096 (5727 ©.-U.). Die Anforderung 
von 12 und 16 fl. monatliche Alimente für den Unterhalt eines Kindes, das bisher 
mit 4 fl. 20 fr. monatlich verpflegt wurbe, gegenüber einem Schloſſer in Wien, 
ber nur zwei Gefellen und einen Lehrling hat, ift offenbar überſpannt und wurde 
mit Recht im Contumacialurtheil auf 8 und 12 fl. herabgefegt. 

Entfd. v. 24. September 1874, Nr. 7827 (5476 G. U.). Das Rind, 
welches vom außerehelihen Vater Berforgung begehrt, hat nachzuweiſen, taß ber 
Anlaß und das Bedürfniß hiezu eingetreten find; wenn ber verlangte Capitald- 
betrag als Heirathögut dienen foll, fteht dem Begehren 8. 1220 B. ©. in fine 
entgegen. — Anläglic, dieſer Entfcheidung wurde in das Spruch⸗ Reperterium 
unter Nr. 74 der Rechtsſatz eingetragen: Wenn ein unehelihes Kind auf 
Grund des 8. 166 B. ©. gegen feinen unehelihen Bater einen Klage⸗ 
anfprud auf Zahlung eines Gelvbetrages behnfs feiner Berforgung 
ftellt, fo liegt dvemfelben ob, nadzumeifen, bag der Anlaß und das 
Bedürfniß hierzu eingetreten fei, 

Entſch. v. 15. April 1874, Nr. 3184 (5338 G.-U.). Durd einen 
Revers zwifhen der Kindesmutter umd dem Vater einerſeits und dem auferehe 
lichen Bater des Kindes andererfeits Tann den Rechten des unehelichen Kindes 
gegenüber feinem Vater nicht präjubicirt werben. 

Entf. v. 1. April 1874, Nr. 1945 (5820 ©.-U.). Ein vechtegiltig 
geſchloſſener Bergleih über bie, von dem außerehelihen Vater zu zahlenden Ali- 
mente, wird hinfällig, wenn in der Folge die Vermögensverhältniſſe des Baters 
ſich entſchieden gebeſſert haben. 

Entſch. v. 27. Jänner 1874, Nr. 107 (5231 ©.-U.). Der einmal 
rechtsgiltig geſchloſſene vormundfcaftsbehärbli genehmigte Bergleih über vom 
außerehelihen Vater zu leiftende Alimente bleibt unanfechtbar, wenn auch in der 
Bolge A Berhältniffe fih geändert haben. — Worſpr. der Entſch. Nr. 1945 
ex 1874. E 

Plenar⸗Beſchluß v. 17. December 1873 ad Nr. 66 (5177 ©.-U.) 
präsid.: — Jubicatenbuch Nr. 81: a) Die von der außerehelicen 
Diutter oder von einer dritten PBerfon, welche das außerehelich ge- 
borene Kind während der Zeit, da es ſich ſelbſt zu erhalten unver» 
mögend war, verpflegie, an ben Erzeuger desſelben geftellte For⸗ 
derung auf Erſatz der bezügliden Unterhaltstoften ift nad ben 
Grundſätzen bes Civilrehte® in Angelegenheiten fremder Geſchäfts— 
führung und insbeſondere des $. 1042 B. ©. zu beurtheilen; unter 
liegt demnach nur der orbentlihen Big. nad $. 1479 ibid. und nidt 
der vom $. 1480 oder 1489 ibid. vorgefehenen fürzeren Big. b) For⸗ 
derungen anf Leiftung von, durch legtwillige Erflärung, Bertrag, 
Bergleih oder richterlichen Ausſpruch zur Verpflegung eines außer- 
ehelid geborenen Kindes, dem Erzeuger desſelben oder defſen Erben 
auferlegten, beftimmten, periodifh in Jahres- oder fürzeren Raten 
zu berigtigenden Geld» oder Naturalienbeiträgen unterliegen der 
vom 8. 1480 ibid. vorgefehenen fürzeren Big. — Es handelt ſich nach 
8. 1042 ibid. immer darum, ob für einen Anderen ein Aufwand gemacht wurde 
und um die zu Tage gelommene Abſicht ſtatt des Waters einzutreten. 

Entſch. v. 22. October 1873, Nr. 8543 (5111 G.U.). Die Mutter 
fann für den Aufwand, welden fie, in Gemäßkeit der ihr nad 8, 166 8. ©. 


1. Theil. 3. Hauptf.- Rechte zwiſchen Eitern und Rindern. $. 166. 71 


wi obliegenden Berbindlichkeit, auf ſich nimmt, von dem außerehelichen Bater keinen 
Oleg fordern, wenn biefer wohl im Stande geweien wäre, munatlidge Raten 
p leiten, nicht aber jegt in der Lage ift, ein Capital zu zahlen. h 

Entf. v. 3. Jänner 1873, Nr. 12612 (4828 ©.-U.). Die Reciprocität 
bepäglihh Oeſterreich und Preußen ſteht im Paternitätsprocefie mit Nüdficht auf 
vie Stanisverträge v. 4. Auguft 1840, Nr. 460, 13. September 1844, Nr. 828 
mb 10, October 1835, Nr. 897 I. ©. ©., außer Zweifel; der Anſpruch 
einer Auslãnderin auf Erſatz der Verpflegskoſten ift, da es bier nicht um bie 
verfönlihe Fähigkeit fi handelt, auch gegen einen in Oeſterreich bomizilirenden 
Kutländer verfolgbar. Ein Erfag für bereits geleiftete Alimente gebührt der 
Matter wicht; hätte fie nicht nur eine ihr mitobliegende Pflicht erfüllen wollen, 
fo wärbe fie die Klage früher haben eindringen müfjen. 

Entf. v. 29. October 1872, Nr. 8707 (4749 ©.-M.). Sowohl das 
uncheliche als das eheliche Kind ift verpflichtet, die bürftige Mutier feinem Bmgu. 
angemeflen zu alimentiren (arg. 88. 166, 754, 756, 763,.1220, 1231 ®. ©.). 

Entſch. v. 25. Juli 1872, Nr. 7209 (4668 ©.-U.). Der außereheliche 
Bater ift verpflichtet, die von Dritten einftweilen geleifteten Koften der Beerdigung . 
des Kindes zu erfegen. Anlaͤßlich diefer Entſch. wurde eingetragen in’s Spruch⸗ 

Ar. 10: Der unehelihe Bater ift nah Maßgabe und 
mährenp der Dauer feiner Alimentationspfliht aud verbunden, die 
Kofen ver angemeffenen Beftattung feines mit Tod abgegangenen 
Kindes zu beftreiten. 

Entf. v. 19. Juni 1872, Nr. 4482 (4636 ©.-U.). Der außereheliche 
Bater hat auch die Koften der Beerdigung feines Kindes zu erfegen; das Klage 
Iegeheen Tann hierauf auch noch während bes Proceſſes erweitert werben. 

Entſch. v. 23. Mai 1872, Nr. 3779 (4613 ©.-U.). Ein Anſpruch 
gegen das aufßerehelihe Kind auf Erfag der Koften feiner Verpflegung aus dem 

Mäter erworbenen Vmgn. befteht für Niemand. 

Entf. v. 21. December 1871, Nr. 11137 (4373 ©.-U.), Die Ber- 
fergung ift nicht identiſch der Verpflegung. Unter Berforgung iR nad $. 220 
B. G. ver Aufwand zu verfichen, durch welchen das Kind in einen fortbauernden 
Nahrungsſtaud verfegt werben fol. Die Berforgungspflicht des unehelihen Vaters 
trat nach vollendeter Erziehung und eingetretener Selbfterhaltungsfähigkeit bes 


ein. 

Entf. v. 31. October 1871, Nr. 13025 (4290 G.-U.). Die Beweis- 

frage im Paternitätöprocefie ift auch, wenn im der materiellen Rechtöfrage aus 

iges R. zur Anwendung kommt, ſtets nad) öſterreichiſchem R. zu beurtheilen: 

Der anferehelihe Bater hat der Mutter feines Kindes den Aufwand für deſſen 
erfegen. 

Entfd. v. 30. März 1871, Nr. 1205 (4115 ©.-U.). Die Mutter 
kaum den Erſatz der Verpflegskoſten des Kindes gegen deſſen außerehelichen Bater 
and, compensando geltend machen, und ohne Intervention des Vormundes; bie 
Einwendung der Trienalverjährung hiergegen ift unbegründet. 

Entih. v. 6. December 1870, Nr. 6477 (4417 ©). Nicht die 
Guißehung des Rechtes des unehelichen Kindes anf Verpflegung, fondern eine 
die Geltendmachung der dieſem R. emſprechende Berbinplichkeit ift durch den 
Bermögensfaud des Baters bedingt. Die Leiftungsunfähigkeit des Baters hebt 
fee Verbindlichkeit nit auf. Die Mutter, die nme wegen Unvermögenheit bes 
Berers deſſen Berbinplichkeit auf fid) nahm, resp. der Vormund, können daher 
Erjatz für die bereits geleifteten Alimente und für die Zukunft Alimentation bes 
Ries von deſſen anferebelihem Bater verlangen. 

Eutfd. v. 23. März 1870, Nr. 14811 (8758 ©.-U.). Für eim im der 
t. L Sindelanftalt verpflegtes Kind hat der uneheliche Bater nah Maß feines 
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Vermögens Aufbeſſerungobeiträge zu leiſten; es muß auch bie Zeit, ba das Kind 
aus der Berpflegung der Finbelanftalt getreten fein wird, ſchon gegenwärtig in 
ea gezogen werben. 

y Entf. v. 20. Jänner 1870, Nr. 14768 (3676 ©.-U.). Trotz des 
Bergleiches über die Koften der Berpflegung ift die Mage anf Beftreitung der 
Koften der Erziehung gegründet. 

Entf. v. 16. December 1869, Nr. 7062 (©. H. 1870). Die erlangte 
Fähigkeit eines Min., ſich felbft zw erhalten, hat ver fie behauptende alimentationg- 
pflichtige Bater zu erweiſen. 

Entfd. v. 21. October 1869, Nr. 8433 (3541 ©.-U). Wenn ein 
beſonderes Webereinfommen nicht getroffen wurde, fo Tann nah 88. 166, 167 
n. 170 8. ©. mit Rückſicht darauf, daß die Kindesmutter auch felbft mit zur 
Alimentation verpflichtet ift (8. 1042 ibid.) ihr ver Erfag der Verpflegskoſten 
des unehelichen Kindes, ven fie während ber Verpflegszeit nicht angefprohen hat, 
nicht zugefproden werben. 

Entf. v. 29. April 1869, Nr. 4456 (3400 G.-U.). Das · Kind hat 
von dem unehelihen Bater vom Tage feiner Geburt an Alimente zu fordern, 
wenn aud die Klage erft fpäter eingebracht, der Bater erft fpäter zu Bmgn. 
gekommen iſt. 

Entſch. v. 5. Jänner 1869, Nr. 10461 (3227 ©.-U.). Der außer- 
eheliche Vater beftreitet aud die Begräbnißkoften. 

Entf. v. 6. Februar 1867, Nr. 891 (2735 G.U.). Auf die Vater 
haft muß bei Borhanvenfein ber Boransfegungen des 8. 163 3. ©. erkannt 
werden, aud wenn die Alimentationsanfprüce nicht zu R. beſtehen. Wenn bie 
Mutter der ihr nad 88. 166, 167 u. 171 ibid. mit obliegenden Alimentations- 
pflicht freiwillig nachlommt, hat fie dafür feinen Erſatz zu fordern. 

Entf. v. 26. Septensber 1866, Nr. 7437 (2619 Su). Nah dem 
Zufammenhange der $$. 141, 166 u. 155 B. ©. gebührt die im $. 166 eit. 
erwähnte Verforgung nur jenen unehelichen Kindern, welche, ſich ſolche felbft zu 
verſchaffen, unfähig find. 

Entfd. v. 30. Auguft 1865, Nr. 7074 (2268 ©.-U.). Das uneheliche 
Kind ift berechtigt, als Notherbe die Hälfte des Vermögens feiner Mutter, deſſen 
dieſelbe, gleichwiel ob durch eine ober mehrere Schenkungen oder legtwillige An- 
orbnungen ſich entäußerte, von dem nod im Befige befindlichen Schentnehmer 
zurädzuforbern. 

Entfd. v. 23. Auguft 1865, Nr. 6560 (2262 ©.-U.), Ee ift anzu« 
nehmen, daß nad) erreihtem 18. Lebensjahre fi der uneheliche Sohn ſelbſt er- 
“halten könne, er bat daher im Widerfpruchefalle das Gegentheil zu beweifen. 

Entſch. v. 10. November 1863, Nr. 8087 (1832 ©.-U.). 8. 166 B. ©. 
flatuirt den brei Altersſtufen des 8. 21 ibid. gemäß ein breifaches R. ber 
außerehelihen Kinder: Verpflegung, Erziehung, Verſorgung; bie uneheliche Tochter 
iſt nach erreichter Mündigkeit, auch wenn ſich noch feine unmittelbare Gelegen⸗ 
heit zur Verheirathung ꝛc. ergab, eine Verſorgung zu fordern berechtigt. 

Entf. v. 4. December 1861, Nr. 7197 (1426 ©.-U.). Aus dem 
Geſtändniß der Vaterſchaft feitens eines Min. folgt audy ohne befondere Anerkennung 
die Baterpflicht. Die gefegliche Unfähigfeit ber Min. zum Bertrage- (Bergleihe-) 
Abſchluß ift in diefem Falle nur tie relative, nach 88. 246 u. 247 B. ©. zu 
beurtheilende. 

Entſch. v. 18. December 1860, Nr. 10927 (1248 u). Wenn nähere 
Anhaltspunkte zur Bemeſſung der Unterhaltsgelver fehlen, muß im Zweifel mehr 
auf das Schidfal des Kindes als des Waters Rüdficht genommen werden, ind- 
befonbere wenn fonft dem Finde nicht dasjenige gewährt würde, mas es noth⸗ 
wendig zum Leben braucht. 
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Entſch. v. 19. April 1859, Nr. 4198 (773 G.-U.). Die Mutter if 
dem Kinde (nicht dem Bater) gegenüber nur fubfiviarii für deſſen Unterhalt 


Entf. v. 22. Februar 1859, Nr. 1577 (733 ©.-U.). Die vorzüglich 
dem Bater feinem außerehelichen Kinde gegenüber obliegende Unterhaltöverpflihtuug 
wirt? varch die Leiſtung feitens der Mutter nicht aufgehoben; Ietterer gebührt 
neh $. 1042 B. ©. der Erſatz. Diefer Erfoganfprud unterliegt nit ber 
Big. mach $. 1480 ibid., nod auch mad $. 1489 ibid., iſt kein Schabenerfag, 
fonbern ein Anfpruc auf Rücvergäturg des in Vertretung Geleifteten; unterliegt 
daher nur der orbentlihen Big. 

Entid. v. 31. März 1857, Nr. 3041 (326 ©.-U.). Der Bormund ift 
zer Boternitätslloge für das in der Findelanftalt befindliche Kind legitimirt (un 
defcadet mach Hofd. v. 17. Yuguft 1822, Nr. 1888, und Hoftzld. v. 17. Juni 
1823, Wr. 1948 9. ©. ©. die Findelhansbirection Bormundöflelle vertritt). 
Die Alimentation ift erft von bem Tage ab zu zahlen, da das Kind aus ber 
Serpflegung der I. i. Findelanſtalt entlafen werben follte ($. 168 B. G.). 

Entſch. v. 4. März 1867, Nr. 1743 a G.⸗U.). Der Bater genügt 
der Pflicht, feinen außerehelihen Sohn zu verjorgen, nicht ſchon damit, daß er 
ihm eim Handwert lernen läßt, als weldes in ber, Erziehung mitbegriffen ift 
(88. 139 u. 672 ©. ©.); er muß ihm behilflich fein, ſich eine Lebensftellung 


grünen. Ä 

Extfd. v. 11. December 1855 [fiche Plenarbeihluß v. 17. December 1873]: 
Bei Einflagnng der Alimentationsloften für die vergangene Zeit 
von Seite jener Berfon, welde das Kind in diefer Zeit verpflegte 
uud daher für den Vater einen biefem nad $. 167 B. ©. obliegen- 
den Aufwand machte, liegt ber Rechtstitel im $. 1042 ihid. uud biefer 
Anfpıud) verjährt nad 8. 1479 ibid, erfi nad 30 Jahren. 

Entſch. v. 8. November 1854, Nr. 11410 (46 ©.-U.). Der außereheliche 
Bater if auch verpflichtet, dem Rinde Erſatz für Koſten ber ihm von Dritten 
unentgeltlich geleifleten Berpflegung zu leiften. 

Entf. v. 21. October 1853, Nr. 10028 (P. ©. 54). Wer mit einer 
Eyegattin ein Kind erzeugt, iſt zu beffen Verpflegung und Erziehung nicht ver» 
plichtet, wenn ber Chemann bie veditzeitige Beſtreitung ber ehelichen Geburt 


@& 167 — vgl. bei 6. 166 cit.; 98. 150, 380, 281, 1043; 1418; 1478, 1481, 1489, 1480 ©. ©.) 
$ 163. Zur Verpflegung iſt vorzüglich der Vater verbunden; wenn aber biefer nicht im 
Stande ift, das Kind zu verpflegen, fo fällt dieſe Verbindlichkeit auf bie Mutter. 


Entſch. v. 7. Mär) 1878, 8. 15608 (©. Zig. 1878, Nr. 63). Keiner 
der 88. 141, 167 m. 168 B. ©. enthält die Befimmung, daß die Alimen- 
tationepflit des Vaters mit erreichten 14. Lebensjahre des unehelichen Kindes 
erlöſche; die Wahl des Standes des unchelihen Kindes konnnt befien Mutter 
im Verein mit der Bormunbfhaft zu; die Klage des unehelichen Vaters, daß 
feine Alimentationspflicht an: das vierzehnjährige Kind erloſchen fei, da ſelbes in 
anderem als dem ven der Mutter und der Borummbicheft gewählten Berufe fidh 
ſelbſt verforgen konne, if unbegründet. x 

Entfä. v. 19. Jänner 1876, 3. 11681 (©. Zig. 1876, Nr. 34). Aus 
dem Umflande, daß bie Mutter ihr mueheliches Kind vurch geraume Zeit ver- 
pflegte, she vom ımehelihen Vater die Erfüllung ber Bateröpflichten zu verlangen, 
kun gefchlofien werben, daß bie Mutter anerfannt habe, fie fei nah ber Sach- 
lage felbft hiezu verpflichtet. Wenn and die Leiftung eines monatlichen Unter» 

ebeitrages dem Bater auferlegt werben kann, gilt bieß nit ven der ex 
praeterito zu einem Capital augewachſenen Summe. 
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Entſch. v. 20. Mai 1875, Nr. 4096 (5727 ©.-U.). Die Anforderung 
von 12 und 16 fl, monatliche Alimente für den Unterhalt eines Kindes, bas 
bisher mit 4 fl. 20 fr. monatlich verpflegt wurde, gegenüber einem Schloffer in 
Wien, ber nur zwei Gefellen und einen Lehrling hat, ift offenbar überfpannt 
und wurde mit Recht im Contumacialurtheil auf 8 und 12 fl. herabgefegt. 

Entfd. v. 7. Mai 1875, Nr. 2338 (5719 G. U.). Zur Klage auPin- 
erfennung der Baterfhaft ift zwar zunächft dad Kind (resp. fein Bormund) be» 
rechtigt, infoferne aber zur Begründung der Mage auf Alimentationderfag bie 
Frage der Baterfchaft vorher entfchieden werben muß, kann nicht eingewendet 
werden, daß bie Klägerin, Großmutter des verftorbenen Kindes, hierzu nicht 
legitimirt fei, weil ihr fonft die Geltendmahung ihres Anſpruches unmöglid 
würde. Um nach 8. 1042 B. G. Erfag der Koften der Berpflegung eines unehelichen 
Kindes von deſſen Bater fordern zu können iſt der Beweis entbehrlid nur die 
Pfligt des Geflagten erfüllen gewollt zu haben. 

Eutfch. v. 15. April 1874, Nr. 3184 (5338 G.⸗U.). Durd den von 
der Mutter und deren Bater dem unehelihen Bater des Kindes ausgefellten 
Revers kann dem R. des letzteren gegen feinen unehelichen Vater nicht präjubi« 
eirt werden. 

Entſch. v. 27. Jänner 1874, Nr. 107 (8231 ©U.). Ein mit vor- 
mundſchaftsbehördlicher Genehmigung geſchloffener Vergleih zwiſchen Kind und 
Bater hat die volle Wirkung eines nad $. 1380 B. ©. abgefhloflenen Ber» 
gleihes und kann wegen ber geänderten (Bermögend-) Berhältniſſe nicht ange- 
fochten werben. 

Plenar⸗ Beſchluß v. 17. December 1873, ad Nr. 66 präsid. (5177 
©.-U.). Judicaten⸗Buch Nr. 81: a) Die von der außerehelichen 
Mutter oder von einer britten Berfon, welde das außerehelich ge- 
borene Kind während der Zeit, da es ſich ſelbſt zu erhalten unver⸗ 
mögend war, verpflegte, an den Erzeuger desfelben geftellte For- 
derung auf Erfag der bezüglihen. Unterhaltstoften iſt nah ben 
Grundfägen des Civilrechtes in Angelegenheiten fremder Gefhäfts- 
führung und insbefondere des 8. 1042 B. ©. zu beurtheilen und 
unterliegt demnad nur der ordentlihen Big. nad $. 1479 ibid. und 
nicht ber von den 88. 1480 oder 1489 ibid. vorgefehenen kürzeren Big. 
b) Forderungen auf Leiftung von, dur legtwillige Erklärung, Ber- 
trag, Bergleid oder rihterlihen Ausfprud zur Verpflegung eines 
außerehelich geborenen Kindes, dem Erzeuger desſelben oder deſſen 
Erben auferlegten, beflimmten, periodiſch in Jahres- oder kürzeren 
Raten zu berichtigenden Geld- oder Naturalienbeiträgen unterliegen 
der vom 8. 1480 ibid. vorgefehenen kürzeren Big. — Es handelt ſich 
nah $. 1042 ibid. immer darum ob für einen Anbern ein Aufwand gemadt wurde 
und um die zu Tage gelommene Anſicht ſtatt des Vaters einzutreten. 

Entfd. v. 22. October 1873, Nr. 8543 (5111 ©.-U). Der außerehe- 
fie Bater iſt der Mutter des Kindes nicht erfapflichtig für die Koften ber 
Verpflegung des Kindes, welche diefelbe als hiezu mitwerpflichtet auf fi nahm; 
es muß hierbei erwogen werden, daß der uneheliche Vater zwar monatlihe Raten 
zu leiften im Stande gewefen wäre, nicht aber in ber Lage ifl, gegenwärtig ein 
Capital zu erflatten. 

Entf. v. 12. Nov. 1872, Nr. 9168 (4770 ©.-U.). Nah 88. 167 
u. 1042 B. ©. ift der uneheliche Vater nur dann nicht ſchuldig, ber Mutter 
(und Dritten) die Koften für Verpflegung feines Kindes zu erfegen, wenn er zu 
jemer Zeit außer Stande war, felbft die Verpflegung zu beftreiten. 

Entſch. v. 25. Yuli 1872, Mr. 7209 (4668 ©.-U.). Der aufereheliche 
Vater ift verpflichtet, die von Dritten einfiweilen geleifteten Koften ver Beerbi- 
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ug bes Kindes zu erfeßen. — Anlaßlich diefer Entf. wurde eingetragen in's 

m Nr. 10: Der unehelihe Bater iſt nah Maßgabe 
and während der Dauer feiner Alimentationspfliht aud verbunden, 
die Koften der angemeffenen Beftattung feines mit Tod abgegangenen 
Kindes zu beftreiten. 

Entf. v. 19. Juni 1872, Nr. 4482 (4636 ©.-U.). Der außereheliche 
Vater dat auch die Koften ber Beerdigung feines Kindes zu erſetzen; das lage 
begehren kann hierauf auch noch während des Proceſſes erweitert werben. 

Ent ſch. v. 8. November 1871, Nr. 4762 (4306 ©.-U.). Der unche 
fie Bater ift dann zum Erfa ber Verpflegungsfoften an die Mutter verpflichtet, 
wen diefe nachweiſt, jene Kofen nur vorſchußweiſe flatt feiner getragen zu 
haben, vorausgeſetzt, daß der Vater damals im Stande geivefen wäre, bie Ber- 
plegung zu leiften. Die Beweislaft, bag dem Vater die Leiftung möglich war, 
teifft jenen, der den Erſatz vom unehelihen Bater anfpricht; pro futaro hat der 
Bater zu beweifen, daß ihm die Leiftung nicht möglich fei. 

Entf. v. 31. October 1871, Nr. 13025 (4290 ©.-U.). Die Beweis- 
frage im Baternitätprocefie ift au, wenn in ber materiellen Rechtsfrage aus- 
wörtiges R. zur Anwendung Tommt, ſtets nad Öfterreihifhem R. zu beur- 
teilen. Der außereheliche Bater hat der Mutter feines Kindes den Aufwand 
für deſſen Verpflegung zu erſetzen. 

Entſch. v. 30. März 1871, Nr. 1205 (4115 ©.-U.). Die Mutter fann 
ben Erfa der Berpflegstoften des Kindes gegen deſſen außerehelihen Vater auch 
compensando geltend machen, und ohne Intervention des Vormundes; die Ein- 
wendung ber Trienalverjährnng hiergegen ift unbegründet. 

Entf. v. 16. März 1871, Rr. 10556 (4096 ©.-U.) Der uneheliche 
Bater hat bie Koften für die von der Mutter geleiftete Verpflegung zu exfegen, 
wenn ee nicht beweift, daß fie hierauf verzichtet (oder zur Erfüllung ber eigenen 
Berpfihtung geleiftet) habe. Die einmonatlichen Wlinientationsbeträge find nur 
de Raten, in welchen die Schuld bezahlt werden muß, nicht aber eine Rente im 
Same des 8. 1480 B. ©.; auch die Forderung der einzelnen Alimentations- 
taten verjährt Daher erft in 30 Jahren. [Wofpr. der Entf. Nr. 66 praes. ex 1878.] 

Entf. v. 4. Yanner 1871, Nr. 5654 (4004 ©.-U.). Wer den Er- 
fap der Berpflegätoften vom unehelihen Bater anfprieht, hat zu beweifen, daß 
verfelbe zu jener Zeit leiftungsfähig war. 

Entf. v. 6. December 1870, Nr. 6477 (4417 G.U.). Nicht die Ent- 
Rehmg des RE. des unehelien Kindes auf Verpflegung, fondern eine bie 

Geltendmachung der dieſem R. entſprechenden Verbindlichkeit, ift durch den 
Vermõgensftand des Vaters bedingt. Die Leiſtungéunfähigleit des Vaters hebt 
feine Verbindlichleit nicht auf. Die Mutter, die nur wegen Unvermögenheit des 
ıBaters deſſen Berbinplichleit auf fi nahm, resp. ver Vormund, können daher 
Erſaß für Die bereits geleifteten Alimente und für die Zukunft Alimentation 
des Lindes von beffen außerehelichen Bater verlangen. 

.. Entf. v. 30. November 1870, Nr. 9146 (3974 ©.-U.). Nicht das 
Kind oder deſſen Mutter, fondern nur, wer wirklich ten Aufwand für bie Ver⸗ 
— des Kindes beſtritt, kann dafür den unehelichen Water auf Erſatz 


en, 

Entſch. v. 23. März 1870, Nr. 14311 (3758 &.-U.). Für ein in ber 
Et. Sindelanftalt verpflegtes Kind hat der uneheliche Vater nach Maß feines 
Sugns, Aufbefferungsbeiträge zu leiften; es muß and bie Zeit, da das 
Kind ans der Verpflegung der Findelanftalt getreten fein wird, ſchon gegenwärtig 
in Vetracht gezogen werben. 

Entfd. v. 20. Yänner 1870, Nr. 14937 (3677 ©.-U.). Der Anfprud 
uf Erfag der Koſten der Verpflegung eines vaterlofen unehelichen Kindes gegen 
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deſſen Mutter unterliegt nicht der kürzeren Big. nach 8. 1489 B. G., fonbern, 
als in $. 1042 ibid. begründet, der regelmäßigen Big. 

Entſch. v. 21. October 1869, Nr. 8433 (3541 G.-U.). Da bie 
Kindesmutter wit zur Alimentation verpflichtet ift, kann ihr ber Erſatz, der von 
ihr nicht fhon während der Zeit der Verpflegung angefprodenen, ſondern freis 
willig aufgemenbeten Berpflegungsfoften, nicht zuerfannt werben (8. 1042 8. ©.). 

Entſch. v. 29. April 1869, Nr. 4456 (3400 ©.-U.). Der umehelide 
Bater ift zur Alimentation des Kindes von feiner Geburt an verpflichtet und 
baftet hierfür auch mit feinem fpäter erſt erworbenen Vmgn. 

Entſch. v. 14. April 1869, Nr. 4026 (3378 G.-U.). Fruchtgenuß 
an fremdem Vmgu. fällt nicht unter den Begriff Bmgn., als welches vielmehr 
im Gegenſatz zur Rente erfcheint [8. 167 ©. ©.?]. 

Entſch. v. 8. April 1869, Nr. 1461 (3869 G.-U.). Die Butter, 
welde wegen Bermögenslcfigfeit des unehelihen Vaters freiwillig felbft das 
Kind verpflegte, hat keinen Anfprud auf Erfag der Koften diefer Verpflegung 
gegen den nachträglich zu Vmgn. gelonmenen Kindesvater. 

Entfd..v. 2. December 1868, Nr. 9617 (3181 ©.-U.). Der außer⸗ 
eheliche Vater kann, fo lange das Kind in ber k. k. Findelanftalt untergebracht 
ift, nicht zur vollen Alimentation verhalten werden, wohl aber zur Aufbefjerung 
auf eine Verpflegung, wie fie außerhalb der Auftalt als angemefien zuerkannt 
werben müßte. i 

Entſch. v. 18. December 1867, Nr. 9801 (2951 ©.-U.). Die Bar- 
pflegung des Kindes im k. k. Findelhaus befreit den unehelihen Vater nicht von. 
jeber Leiftung; er hat jenen Betrag beizuftenern, welder zur Aufbeflerung auf 
einen nad) feinen Bermögensverhältnifien angemefienen Unterhalt nöthig if. 

Entſch. v. 6.- Februar 1867, Nr. 891 (2735 ©.-U.). . Wenn bie 
Mutter der ihr mitobliegenden Alimentationsverbindlichkeit freiwillig nachlommt, 
iſt fie nicht berechtigt, für bie Erfüllung diefer Verbindlichkeit einen Erſatz zu fordern. 

Entf. v. 26. September 1866, Nr. 7437 (2619 ©.-U.). Die im 
8. 166 B. ©. erwähnte Berforgung ift der außerebelihe Vater nur jenem 
Kinde zu leiſten verpflichtet, weiches fich ſolche felbft zu verſchaffen unfähig ift. 

Entſch. v. 28. Auguſt 1865, Nr. 6560 (2262 ©.-U). Mit dem er 
reichten 18. Lebensjahre ift in der Regel Feder felbfterhaltungsfähig; wer ben 
Unterhalt von dem unehelihen Vater noch weiter in Anfprud nehmen will, 
bat zu ee: daß bei ihm biefe Fähigkeit, ſich zu erhalten, noch nicht einger 
treten iſt. 

Entfd. v. 29. März 1864, Nr. 1911 (1889 ©.-U.). Die Anſprüche 
nad $8. 166 u. 167 B. ©. unterliegen nicht der Big. nah 88. 1480 ober 
1489 ibid. Die Mutter hat von dem außerehelihen Vater Teinen Erſatz ber 
Koften für die ihe mitobliegende Verpflegung zu beanfpruden, wenn nad ber 
Sachlage angenoumen werben muß, daß fie dieſe Verpflegung nicht im befien 
Vertretung, fondern als ihr obliegenve, auf fi genommen hatte. 

Entfd. v. 25. Iumi 1862, Nr. 3367 (1534 ©.-U.). . Der Umftand, 
daß ber geffagte, außereheliche Vater nach der Entſch. in I. Inftanz geſtorben 
if, muß in höherer Inftanz infofern berüdfictigt werben, als nunmehr das in 
feiner Arbeitskraft gelegene Capital nicht mehr in Anſchlag gebracht werben fann. 

Entſch. v. 4. December 1861, Nr. 7197 (1426 ©.-U.). Der von 
einem Min. abgefchloffene Vergleich auf Anerkennung der Vaterſchaft und Zahlung 
beſtimmter Alimente if nur bann wegen ber Beſtimmung über bie Höhe ber 
Alimente anfechtbar, wenn mit Ruckſicht anf beffen eigenes Vingn. ſich Zweifel 
über die Angemeffenheit des Betrages ergeben. ‚ 

Entf. v. 20. Auguft 1861, Nr. 5486 (1875 ©.-U), eingetragen in das 
Iubisatenbuch Nr. 19. Das uneheliche Kind hat von feinem Vater 

% 
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niht au die Berpflegung zu fordern, welde «6 von Dritten ſchon 
ahalten hat, die hierfür nad 8$. 167 u. 1042 B. ©. Erfay zu fordern 
berehtigt wären. 

Entf. v. 18. December 1860, Nr. 10927 (1248 ©.-U.). Mangels 
kekimmter Anhaltspunkte muß bei Bemeſſung der Alimentation, namentlih mo 
fh um ein Ausmaß nahe dem Eriftenzminimum handelt, mehrere Rädficht 
af das Schidjal des Kindes genommen werben. ; 

Entf. v. 22. Februar 1860, Nr. 1727 (1089 ©.-U.). Der außer 
cheliche Bater ift zur Mlimentation des Kindes vom Tage der Geburt an ver- 
licstet; die Aüdftände der Berpflegungs- und Erziehungsraten verjähren, auch 
wenn fie von Dritten für ven fanmfeligen Vater vorgefhoflen wurden, nicht 
binnen 3, fondern binnen 30 Jahren (8. 1042 8. ©). Es ift für den 
Grfapanfprudy pro praeterito irrelevant, ob derſelbe von der Mutter behalten 
oder ihrem Kinde überlafien wirb. 

Entf. v. 31. Auguft 1859, Nr. 968 (851 ©.-U.). Die Mutter, 
weihe gemeinfam mit ihrem außerehelichen Kinde deſſen Vater klagt, ift be 

igt, den Erfah der von ihr aufgemendeten Alimentationsfoften zu fordern 
(88. 167 u. 1042 B. ©.). 

Entf. v. 19. April 1859, Nr. 4198 (773 G.-U.). Die Mutter ift 
tem Kinde (nicht aud dem Vater desfelben) gegenüber nur fubfidiär alimen- 
tatienspflichtig. 

Entſch. v. 2. März 1859, Nr. 2049 (2054 ©.-U.). Die Alimentations- 
pflicht Übergeht nur in dem alle auf die Mutter, wenn der außereheliche Bater 
fe zu erfüllen außer Stande if. Die Horberung der Mutter auf Erſatz der 
von ihr geleifteten Alimentation ift fein Entſchädigungsanſpruch, fondern nad 

8. 1042 B. ©. begründet. Die Klage ift eine erft in 30 Jahren verjährende 
actio de in rem verso. 

Entf. v. 22. Februar 1859, Nr. 1577 (733 G.U.). Die, vorzüglich 
dem auferehelihen Vater, obliegende Alimentationspfliht wird durch die factifche 
Leifumg der Alimente feitens der Mutter nicht aufgehoben; verfelben gebührt 
uch 8. 1042 ®. ©. der nicht der Verjährung nad) 88. 1480 oder 1489 ibid. 
unterworfene Erſatz des in Vertretung Geleifteten. 

Eutſch. v. 24. Februar 1858, Nr. 1684 (517 ©.-U.). Das R. des 
Kindes, Alimente zu fordern, ift fein Gegenftand der Big. (8. 1481 B. ©.). 
Die Alimentationen für die Vergangenheit, welde von men immer bereit ge- 
feiflet wurden, können von dem unehelichen Bater nicht feitend des Kindes. ge⸗ 
fordert werden. — 

Eutſch. v. 21. Auguft 1857, Nr. 7627 (1029 ©.-U.). Der anfer- 
eheliche Bater iſt zu ver feinen Bermögendverhättnifien entfprechenden Verpflegung 
des Kindes und Erfüllung der fonfligen Baterpflichten zu verhalten. 

Entſch. v. 31. März 1857, Nr. 3041 (326 &.-U.). Der außereheliche 
Bater ift zur Zahlung von Alimenten nur von dem Tage an verpflichtet, da 
das Kind aus der k. k. Findelanftalt entlaffen werden folltte. 

Entf. v. 8. November 1854, Nr. 11410 (46 ©.-U.). Der außer 
cheliche Vater ift dem Linde (oder fonft Jemand) nicht erſatzpflichtig für die 
Koſten der von Dritten unentgeltlich gewährten Verpflegung des Kindes. 

Entfd. v. ? 1827 (P. ©. 52). Die Koften der Erziehung und Ver 
pflegung eines uncheliden Kindes müſſen zuvdrderſt aus den Einkünften feines 
agenen Buugns. beftritten werden, da das G. den ımehelihen Kindern feines“ 
als einen Borzug vor ven ehelichen einräumen wollte. 


\ 
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(8. 168 — vgl. bei 8. 106 ci£.; 88. 150, 220, 2815167; 1043 ©. @.) 
8. 166. Golange die Mutter ihr uneheliches Kind, der Fünftigen Beſtimmung gemäß, 
felöft erziehen will und Tann, darf ihr dasſelbe von dem Bater nicht entzogen werben; beflen- 
ungeachtet muß er die Verpflegstoften Geftreiten. 


Entfd. v. 7. März 1878, Nr. 16608 (©. Zig. 1878, Ar. 68). Die 
Wahl des Standes des unehelihen Kindes kommt deſſen Mutter im Verein mit 
der Bormundfchaft zu; die Klage des unchelihen Vaters, daß feine Alimentations- 
pflicht an das vierzehnjährige Kind erlofchen fei, da ſelbes in anderem, ald dem von 
der Mutter und der Vormundſchaft gewählten Berufe ſich felbft verforgen könne, 
iſt unbegrändet. 

Entf. v. 22. October 1873, Nr. 8543 (5111 G.-U.). Die 88. 167 
u. 168 8. ©. gewähren dem unehelihen Finde — jedoch nur pro futuro — 
das R., die Verpflegung zunächſt von feinem Bater zu fordern und verpflichten ven 
legteren, au) wenn das ind bei der Mutter oder von ihr beftellten Dritten in 
Pflege ift, die Koften zu beftreiten, wobei e8 ben Eltern lediglich freifteht, über 
Unterhalt, Erziehung und Berforgung fih nad $. 170 ibid. zu vergleichen. 

Entid. v. 20. Auguft 1872, Nr. 8411 (4689 ©.-U.). Für die Art 
der Erziehung ift das Wohl des Kindes entfcheidend; wenn die vom Bormund 
— Pflege anerkannt ſehr gut, eine Verbeſſerung durch die Uebernahme von 
ber tter aber nicht zu erwarten ift, der Vormund biefer Veränverung nicht 
zuftimmt, fo hat da® Gericht nicht auf Grund des $. 168 B. ©. einzufcreiten. 

Entſch. v. 23. März 1870, Nr. 14311 (3758 G.-U.). Wenn aud 
das Kind mit Zuftimmung ber Mutter in ber Finbelanftalt untergebradt if, hat 
doch der Bater — zwar nicht die Differenz mit dem Softenbetrage einer gleich- 
werthigen externen Verpflegung (8. 168 B. ©.) — aber eine feinen Vermögene« 
verhältniffen entſprechende Aufbefjerung zu leiften. : 

Entſch. v. 9. October 1862, Nr. 6372 (1571 ©.-U.). $. 1688. ©. 
handelt: nur von der Beziehung zum unehelihen Vater und berührt nicht die 
FPfliht des Vormundes, Für die entſprechende Erziehung des Kindes zu forgen. 
Es kann daher nah $. 218 ibid, nad Umftänden die weitere Erziehung ber 
herangewachſenen Tochter in anderer Weile, als durch deren unehelihe Mutter 
ſelbſt, für erſprießlich erkannt werden. 

Entſch. v. 31. März 1867, Nr. 3041 (326 ©.-U.). Das Kind kann 
nad 8. 168 8. ©. nur mit Zuftimmung der außerehelihen Mutter in bie 
Sindelanftalt fommen. 5 


(8. 169 -— vgl. 68, 918; 148; 189, 140, 144-148 B. G.; Art. I u. IV beB G. v. 35. Mal 1808, Rr.49 R. G. 8.; 
Unter, M. @rL v. 18. Detober 1878, 8. 4608.) 


8. 169. Läuft aber das Wohl des Kindes durch die mütterlihe Erziehung Gefahr, fo ift 
der Vater verbunden, das Kind von der Mutter zu trennen, und foldes zu fih zu nehmen, 
ober anderöiwo fiher und anſtändig zu unterbringen. 


Entſch. v. 20. Auguſt 1872, Nr. 8411 (4689 ©.-U.). Für die Art 
der Erziehung ift das Wohl des Kindes entfheidend; wenn bie vom Bormund 
gebilligte Pflege anerkannt fehr gut, eine Verbeſſerung durch bie Uebernahme von 
der Mutter aber nicht zu erwarten ift, der Vormund biefer Veränderung nicht 
zuftimmt, fo hat das Gericht nicht auf Grund des $. 168 B. ©. einzufdreiten; 
es Tann dabei nicht auf die eine Ausnahme von der Regel des 8. 168. ibid. 
ſtatuirende Anordnung bed $. 169 ibid. ankommen. 


G. 170 — vgl. bei 8. 169 cit.) 
8. 186. Cs fieht den Eltern frei, fi) iiber den Unterhalt, die Erziehung und Verforgung 
des unehelihen Kindes mit einander zu vergleihen; ein folder Vergleich kann aber dem 
Rechte des Kindes einen Abbruch thun. 
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Eutſch. v. 15. April 1874, Nr. 3184 (6338 ©.-U.). Durch den von 
ver Mutter und deren Vater dem nnehelihen Vater des Kindes ausgeflellten 
Rwers kann dem Rechte des legteren gegen feinen unehelichen Vater nicht 
yäjubicirt werben 

Entf. v. 1. April 1874, Nr. 1945 (5320 ©-U.). Es if, in Eon 
ſequenz des $. 1708. ©, unzuläffig, einen zwifchen der Vormundſchaft des un-, 
ehelichen Kindes und deſſen Bater geſchloſſenen Vergleich, als unter allen Um- 
fländen über das Maß der Verpflichtung entſcheidend, aufrecht zu halten. Wird 
der Vater bedentend wohlhabender, fo iſt ber fräher geſchloſſene Vergleich hinfällig. 

Eutſch. v. 237. Jänner 1874, Nr. 107 (5281 ©.-U.). Ein mit vor- 
muudſchaftsbehördlicher Genehmigung geſchloſſener Vergleich zwiſchen Kind und 
Later hat die volle Wirkung eined nad $. 1380 B. ©. abgeſchloſſenen Vergleiches 
und fanın wegen ber geänderten (Bermögens-) Berhäftniffe nicht angefochten werben. 

— [Borfpr. der Entjh. Nr. 1945 ex 1874.) 

Entſch. v. 22. October 1873, Nr. 8543 (5111 G.⸗U.). Die 88. 167 
u. 168 B. ©. gewähren dem unehelihen Kinde — jeboh nur pro futuro — 
das R., die Berpflegung zunächſt von feinem Vater zu fordern und verpflichten 
den letzteren, audy wenn das find bei der Mutter oder von ihr beftellten Dritten 
in Pflege iſt, die Koften zu beftreiten, wobei es den Eltern lediglich freifteht, über 
Unterhalt, Erziehung und Berforgung ſich nah $. 170 ibid. zu vergleichen. 

Entf‘. v. 21. December 1871, Nr. 11137 (4373 ©.-U.). Durd den 
Bergleich der Eltern über Unterhalt, Erziehung und Berforgung des unehelichen 
Kindes Tann dem R. desſelben, eine Berforgung zu forbern, fein Abbruch ger 
than werben. 

Entfch. v. 21. October 1869, Nr. 8433 (3541 ©.-U.). Aus dem Zw 
ſanmenhang der Beflimmungen ber 88.170, 167 u.1042 8. ©. ergibt fi, daß bie 
Mutter, welche ohne ausdrückliches Uebereintommen und ohne den außerehelichen 
Bater ma feine Beihilfe anzugehen, das Sind verpflegte, die Koften biefür ohne 
Erſatzanſpruch anf fih genommen habe. 


6. ır1 — vgl. bei 8. 166 cit.; 68. 691, 548; 788, 760 [M] ©. ©.) 
s 182. Die Berbindlicgleit, unehelige Kinder zu verpflegen und zu — geht, gleich 
einer anderen Schuld, auf die Erben der Eltern über. 

Entſqh. v. 6. Februar 1867, Nr. 891 (2735 G-U.). Aus 88. 171, 
166 u. 167 8. ©. ergibt ſich, voß die Mutter felbft mitverpflichtet ift, zur ai. 
mentation bes Kindes, und ihr für das von ihr auf Grund diefer Verpflichtung 
Geleiſtete fein Erſatz gebührt. 

Entjd. v. 30. Auguft 1865, Nr. 7074 (2268 G.-U.).: Die querela 
in officiosae donationis ſteht auch dem unehelichen Kinde in Bezug auf das Bmgn. 
und ben Nachlaß der Mutter zu. 

Entjd. v. 25. Juni 1862, Nr. 3367 (1534 ©.-U.). Der Umſtand, 
daß der als außerehelicher Bater Belangte, nach Schluß des Beweisverfahrens 
geſtorben iſt, muß in letzter Zuſtanz inſoferne berluicſichtiget werben, als nun das 
in der Leiſtungsfaͤhigleit desſelben gelegene Capital außer Anſchlag kommt. 


Erlöfgung der väterfiden Gewalt Ader die Kinder. 
(8. 178 — vgl. Wbh-Pat. und M. Bbg. v. 28, November 1855, 8. A112; 88. 184, 121 0, ©.) 

& 192. Die väterlihe Gewalt hört mit der Großjährigkeit des Kindes fogleih auf, wofern 
nicht aus gerechter Urfache die Fortdauer derfelben auf Anfuchen des Vaters von dem Gerichte 
verwilliget und öffentlich bekannt gemacht worden ift. 

Entf. v. 17. Mai 1871, Nr. 2627 (4171 ©.U.). Durch bie Ueber- 
faflung eines Wirthſchaftsbetriebes wirb der Sohn nicht emancipirt & 2528. G. 
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und benfelben einſchrünkende Beſtimmung des Hof. v. 28. October 1829, 
Nr. 2437 I. G. ©.) . 5 
: Entf. v. 29. September 1870, Nr. 2517 (8891 ©.-U.). Perfonen, 
über welche wegen Verſchwendung die Euratel verhängt wurbe, find fo zu behan- 
deln wie jene, fir welche aus gleichen Gründen vie väterlihe Gewalt verlängert 
wurde; auch bezüglich des Gerichtsſtandes (8. 20, 13 u. 15 Jur. N.). 


G. 178 — 46. 278; 851, 988; 6 u. 60 ©. @.) £ 

s. 183. Gerechte Urfachen, die Fortdauer der väterlichen Gewalt bei Gericht anzufuchen, 

find: Wenn das Kind, ungeachtet der Volljährigkeit, wegen Leibes- oder Gemüthegebrechen 

fich felbft zu verpflegen, oder feine Angelegenheiten zu beforgen, nicht vermag, oder, wenn es 

fi während ver Minderjäprigkeit in beträchtliche Schulden verwidelt, oder folder Bergehungen 

ſchuldig gemacht hat, wegen welcher es noch ferner unter genauer Aufficht des Vaters gehalten 
bu werben muß. G 

Entſch. v. 29. September 1870, Nr. 2517 (3891. G.U.). Perfonen, 
über welde wegen Berfhwendung die Euratel verhängt wurde, find. fo zu behan« 
deln wie jene, für welde aus gleihen Gründen die väterlihe Gewalt verlängert 
wurde; audy bezüglidy des Gerichtsſtandes ($. 20, 13 u. 15 Jur. N.). 

Entfch. v. 26. Mai 1858, Nr. 4588 (575 ©.-U.). Die Verlängerung 
der Bormundfhaft nah $. 173 B. ©. involvirt nicht aud eine Beſchraͤnkung 
der Teſtirfreiheit (Gegenfag zwiſchen 88. 273 u. 173, bann 568 u. 569 ibid.). 
a a FE u En 
8. 194. Rinder können aud vor Zurüdiegung des vierundzwanzigſten Jahres aus ber 
väterlichen Gewalt treten, wenn ber Bater mit Genehmigung bes Gerichtes fie ausdrücklich 
entläßt, ober wenn er einem swangigiährigen Sohne die Führung einer eigenen Hauspaltung 

geftattet. . - 

Entſch. v. 6. Mai 1874, Nr. 4375 (5360 G.-U.), Durch Geftaltung 
ber abgefonderten Haushaltung treten Söhne mit erteihtem 20. Jahre aus der 
väterlihen Gewalt und find vom zurüdgelegten 20. Jahre ab großjährig. 

Entſch. v. 17. Mai 1871, Nr. 2627 (4171 ©.-U.). Durch die Ueber- 
laffung eines Wirthichaftsbetriebes wird der Sohn nicht emancipirt (8. 252 8. ©. 
und benfelben einjchränfende Beſtimmung des Hofd. v. 28. October 1829, 
Nr. 2437 I. ©. ©.). 

Entſch. v. 26. Jänner 1869, Nr. 528 (3260 ©.-U.). Die Befugniß 
des Vaters, feinen Sohn aus der väterlihen Gewalt zu entlaflen, bat zur Vor— 
ausfegung, daß ber Vater im Vollbeſitze berfelben fid befindet (88. 148 und 
149 8. ©.). Wurde dem Vater die Bermögensverwaltung abgenommen und 
feinem Sohne hierzu ein Curator beftellt, fo ift über die Aufhebung ver Enratel 
nad Analogie des $. 252 ibid. zu entſcheiden. 

Entſch. v. 3. December 1867, Nr. 10595 (3937 ©.U.). Die Eman- 
cipation des Sohnes durch Geflattung der Führung eines eigenen Hanshaltes 
wird nicht ſchon durch die in einem Vertrage dahin ausgeſprochene Beſtimmung 
feitens des Vaters bewirkt. 

Entfd. v. 12. November 1867, Nr. 9530 (5965. ©.-U.). Der Wider 
ſpruch des Vaters gegen die Großjährigkeitserkllärung feines zweinndzwanzigjährigen 
Sohnes, welder mit Wiſſen des Vaters ein Gewerbe felbfiftäntig betreibt, ift 
belanglo®, da der Sohn nad 8. 174 B. ©., als durch Geſtattung eines eigenen 
Haushaltes, aus ber väterlichen Gewalt entlaffen angefehen werden muß. — Das 
Geſuch des zweiundzwanzigjährigen Sohnes um Altersnachſicht, welchem ber eigens 
beftelte Eurator zuftimmt, ift trotz Widerfprud des Vaters zu beiwilligen, wenn 
durch Erhebungen die tadellofe Aufführung und genügende Selbfterhaltungsfähig 
keit des Sohnes, welche ver Vater negirte, — erwieſen wurden. 
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Entf. v. 26. Februar 1856, Nr. 1202 (989 G.-U.). Das Hofo. 
®. 28. October 1829, Nr. 2437 9. ©. ©., wornach die Bewirtbfhaftung eines 
Dauerngutes die Volljährigkeit des unter Vormundſchaft ſtehenden Min. nicht zur 
Öelge hat, ift auf den unter wäterlicher Gewalt ftehenden Sohn nicht anzuwenden. 

Entſch. v. 7. Juli 1853, Nr. 4968 (©. Ztg. 1855, Nr. 4). Es if 
au Emancipation ded Sohnes nicht hinreichend, daß derfelbe auf einige Zeit 
abgefondert vom väterlichen Haufe lebt oder ihm das Egth. einer Grundwirth⸗ 
ſcaft übertragen wird. 


@. 176 — vol. 68. 91 u. 9%; 260, 176, 198 8. @.) 
5195. Benn eine minderjährige Tochter fich verehelichet, fo kommt fie zwar, in Rüdficht 
ker Perfon unter die Gewalt des Mannes ($$. 91 und 92); in Hinfiht auf das Bermögen 
aber hat der Bater bis zu ihrer. Großjährigkeit die Rechte und Pflichten eines Curators. 
Girbt der Mann während ihrer Minderjäprigkeit, fo kommt fie wieder unter bie väterliche 
Gewalt. 

Entf. v. 23. Yuni 1874, Nr. 6520 (5400 ©.-U.). Nur dem Bater 
ber min. verehelichten Tochter ſteht das R. zu, die Aufhebung des gegen biefelbe 
tingeleiteten Verfahrens, wegen Minverjährigleit, zu veranlaflen, da dem Che- 
name die Vertretung der min. Gattin nicht ſchon ex lege, ſondern nur durch 
Übertragung der Vermögenscuratel nah 8. 260 B. ©. zuſteht. 

Entjd. v. 5. April 1870, Nr. 3655 (3769 ©.-U.). Da eine min. Frauens⸗ 
herſon nah 88. 175 u. 260 B. ©. durch die Verehelihung nicht die Eigen« 
berechtigung in Betreff der Vermögensverwaltung erlangt, fo kann die Verehelichungs⸗ 
bwilligung auf die Frage der zu ertheilenten venia aetatis feinen Einfluß üben. 

Entf. v. 14. Yuli 1869, Nr. 7673 (3469 ©.-U.). Im Erwägung, 
deß tie Weigerung des Baters, fein Kind vor dem 24. Jahre aus der väter- 
fihen Gewalt zu entlaffen, dasſelbe nicht hindern kann, nad $. 252 B. ©. 
Alietexachſicht zu erwirken, if die felbfiverwaltungsfähige, verehelichte Tochter nur 
über Allersnachſicht für großjährig zu erflären. 

Entf. v. 21. Auguft 1857, Nr. 6409 (1028 ©.-U.). Der Ehemann 
iR ohne Einwilligung des Baterd feiner min. Fran nicht berechtigt, deren Effecten 
A verpfänden. 


& 176 — gl. 98. 187, 270, 273, 250, 283 8. @.; 96. 128 u. 304 Str. G.; M. Erl. v. 9. Mai 1869, 8. 7058.) 
8.136. Benn ein Vater den Gebrauch der Vernunft verliert; wenn er als Berſchwender 
eflärt; ober, wegen eines Verbrechens auf längere Zeit als Ein Jahr zur Gefängnißftrafe 
verurteilt wird; wenn er eigenmädtig auswandert; oder, wenn er über Ein Jahr abweſend ift, 
ohne von feinem Aufenthalt Nachricht zu geben; kommt die väterlihe Gewalt außer Ayılfam- 
keit, und es wird ein Bormund beftellet: hören aber diefe Hinderniffe auf, fo tritt der Vater 
wieder in feine Rechte ein. 
Eiche 8. 122 u. 304 Str. ®. und M. Vog. v. 5. April 1859, Nr. 63 R. ©. B., im IV. Vde. ber 
Bar ſqen Sig. 
Entid. v. 2. Februar 1871, Nr. 1757 (4061 G.U.). Die väterliche 
(und elterliche) Gewalt befteht fort, wenn auch teftamentarifh ein Curator zur 
Bermögensverwaltung wegen Trunfenheit des Vaters, von der Mutter der Rinder 
beſtellt wurde, fo lange nicht bie Borausfegungen der 88. 176 u. 177 8. ©. 
tintreten. 
Entſch. v. 12. Jänner 1869, Nr. 356 (Sch. I. 3). In Fällen des 
8. 176 ©. ©. hat das Vormundſchaftsgericht auch bezüglich der nun ſich erge- 
benden Alimentationspflicht ber Großeltern von Amtswegen und ohne vorherige 
Aage einzufchreiten. 
Eutſch. v. 14. December 1858, Nr. 11961 (685 ©.-U.). Mehrjährige 
imgeredhifertigte Abweſenheit im Auslande, trotz ergangener Requifition, ift ein 
zur Suspenflon der väterlichen Gewalt, 
Be, bürgl Gefegb. erl. 6 
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G. 177 — vgl. bei 8. 176 cit.; “ 139, 769 8. ©.) 
8. 199. Büter, welde die Verpflegung und Erziehung ihrer Kinder gänzlich vernachläſſigen, 
verlieren die väterliche Gewalt auf immer. 

Entf. v. 4. Februar 1876, Nr. 1166 (©. Ztg. 1876, Nr. 52). Der 
Berluft der väterlihen Gewalt ift auszuſprechen, wenn ver Bater ſich um die 
Erziehung und Berpflegung feiner — obwohl in Pflege ver Großmutter ſtehenden 
— Tohter gar nicht fürhmert; zumal wenn biefelbe ohnehin bezüglich ihrer Perfon 
in bie Oewalt des Mannes kommt. 

Entf. v. 2. Februar 1871, Nr. 1757 (4061 ©.-U.). Die väterliche 
(und elterliche) Gewalt befteht fort, wenn auch teftamentarifh ein Curator zur 
Bermögensverwaltung wegen Truntenheit bes Baters, von der Mutter der Kinder 
beftellt wurde; fo Tange nicht die Vorausſetzungen der 88. 176 u. 1778. ©. 
eintreten. 

(8. 178 — vgl. 88. 414, 415 u. 416 Str. G., 68. 684687 Mil, Str. &.; 88. 540 u. 770 8. 8.) 
8. 198. Gegen den Mißbrauch der väterligen Gewalt, wodurch das Kind in feinen Rechten 
gefräntet wird, oder gegen die Unterlaffung der damit verbundenen Pflichten, kann nit nur 
das Kind felbft, fondern Jedermann, der davon Kenntniß hat, und befonders die nächſten An« 
verwandten, den Beiſtand des Gerichte® anrufen. Das Gericht Hat den Gegenftand der Be- 
ſchwerde zu unterſuchen, und die den Umftänden angemefienen Berfligungen zu treffen. 

Entſch. v. 8. April 1874, Mr. 3362 (5322 ©.-U.). Nur dem requi—⸗ 
tirenden, nicht dem (um zwangsweiſe Uebergabe des Kindes) requirirten Gerichte, 
fleht es zu, Über den Vollzug oder Nihtvollzug der Erecutionsmaßregel aus dem 
Grunde, daß dadurch perfönlihe Rechte verlegt würden, zu entſcheiden. 

Entf. v. 26. Jänner 1869, Nr. 528 (3260 ©.-U.). Die Entlaffung 
aus ber wäterlihen Gewalt durch einen Bater, dem die Bermögensverwaltung 
abgenommen ift, muß nad Analogie des 8. 252 B. ©. behandelt werben. 

Entf. v. 12. Yänner 1869, Nr. 356 (3244 ©.-U.). Das Gericht 
hat, wo eine Bernadläffigung der aus dem Familienrechte entjpringenden Pflichten 
gegen Min. eintritt, von Amtswegen einzufchreiten. 


Dem Rechtsverhaltniſſe a 2 — und Kindern ähnliche Yer- 


1. Annehmung an Rindesfatt; 


179 — vgl. 8.258, Al. 2,5, 8, 10 Abh.⸗Pat; 88. 183; 160-168 ©. ©.; Hoffjlb. v. 21. April 1890, Ar. 1659 
“ * mb Hof, 98 Shner isı6, Im 1206 9. ei ” ü 


8. 199. Berfonen, welche den ehelofen Stand nicht ER angelobet und feine eigenen 
ehelihen Kinder haben, können an Kindesftatt annehmen; die annehmende Perſon heißt 

0) Wahlvater oder Wahlmutter; die angenommene Wahlkind. 

Entſch. v. 19. Auguſt 1874, Nr. 8567 (5449 G.⸗U.). Auch wenn 
das vorhandene eheliche Kind huſummt, fann bie Adoption nach $. 179 B. ©. 
nicht bewilligt werben. 

Entf. v. 21. Yuli 1871, Nr. 7328 (4206 ©.-U.). Nicht wer adoptiren 
will, Hat den Nachweis zu erbringen, daß er keine ehelichen Kinder habe, fondern 
das Gericht hat, wenn ſich Bedenken ergeben, von Amtswegen Erhebungen hier⸗ 
über zu pflegen und ſodann nach Vorſchrift des Geſetzes zu entſcheiden. 


Erforderniffe;, 
@. 180 — vgl. Hoflzlb. v. 21. October 1820, Ar. 1669 3. @. ©.) 
8. 189. Wahlväter oder Wahlmütter müſſen das fünfzigfte Jahr zurüdgelegt haben, und 
ein Wahlkind muß wenigſtens achtzehn Jahre jlinger fein, als feine Wahleltern. 
Entſch. der Gefeggebungs-Hofconmiffion v. 6. April 1820 (P. ©. 71). 
Ein fünfzigiähriger Ehegatte ann adoptiren, obgleih ber andere Ehegatte diejes 
Alter noch nicht erreicht hat. 
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— “bp . 5 . Di. Bog. D. 1. , Mt. .6.B.; . dv. 28. Juni 
Cisi — ugL Ubh Bat. $. 257 u. ff. a A Pe ær. d4 R. G. B.; Hoftzle. v. 28. Juni 


5191. Die Annahme an Kindeeſtatt kann, wenn das Kind minderjährig iſt, nur mit Ein⸗ 
wllizung des ehelichen Vaters, oder in deſſen Ermanglung, nur mit Einwilligung der Mutter, 
“8 Bernunde® und des Berichtes zu Stande kommen. Auch wenn das Kind großjährig, 
aber fein ehelicher Water noch am Leben ift, wird desſelben Einwilligung erfordert. Gegen 
Die opne hinteichenden Grund verfagte Einwilligung kann bei dem ordentlichen Richter Ber 
ſawerde geführt werben. Die mit der erforberlihen Eintoilligung verfehene Annahme an 
Kindesfiatt ift der Landesftelle zur Beftätigung und dem Gerihtöftande der Wapleltern und 
des Wahlkindes zur Eintragung in die Gerichtsacten vorzulegen. 

Eiche —— a an Borfäriften Über das Werfahren in Mdoptions « und 

Entf. v. 3. October 1866, Nr. 6875 (2627 G.-U.). Unter „Rinder* 
find auch Adoptivlinder zu verftehen. 

Entſch. v. 8. Juli 1862, Nr. 4187 (1539 ©.-U.). Die in einer Ber 
abredung, einen Dritten zu aboptiren, für den Fall des Nüdtrittes ausbebungene 
Eumme, ift fein Reugeld; weil ver Adoptionsvertrag ber Genehmigung bes 
Gerichtes 2c. bedarf. 


Daraus entfpriugende Rechte. 
(6. 182 — vgl. Hofflb. v. 14. December 1825, 8. 37252 [Hbelsübertragung).) 
3.168. Eine wefentlihe, rechtliche Wirkung der Annahme an Kinbesftatt ift: daß tie an- 
genommene Perfon den Ramen des Wahlvater8 oder den Geſchlechtsnamen der Wahlmutter 
apält; fie behält aber zugleih ihren vorigen Familiennamen und den ihr etwa eigenen 
damilien · Adel bei. Wüunſchen die Wahleltern, daß der ihnen eigene Adel und das Wappen 
auf das Wahlkind übergehe, fo muß die Bewilligung des Landesfürften angefucht werden. 


Entf. v. 21. Yuli 1871, Nr. 7328 (4206 G.-U.). Die Vereinbarung, 
daß das Adoptivfind nicht auch feinen bisherigen Familiennamen fertführen folle, 
iſt mzalaſſig. Dem Gerichte fteht nicht zu, eine Aenderung in ber Namens 
führung zuzulaſſen. 


@. 183 - 991. 9.17 Wehrgel. v. 5. December 1868, Nr. se bes G. v. 3. December 1863, Ar, ios R. G. 8; 
8.768 8. @. ; 


8. 183. Zwiſch en den Wahleltern und dem Wahlkinde und deffen Nachkommen finden, in- 

feneit das Geſetz feine Ausnahme macht, gleiche Rechte, wie zwiſchen den ehelichen Eltern 

und Kindern fiatt. Der Wahlvater iibernimmt die väterliche Gewalt. Auf die Übrigen Mit 

glieder der Familie der Wahleltern hat das Verhältniß zwiſchen den Wahleltern und dem 

Beahlliade feinen Einfluß; dagegen verliert das Wahltind aud die Rechte feiner eigenen 
Familie nit. e 


(6. 184 — 2gl. . 182; 971 0. ©.) « 
8. 184. Die Rechte zwiſchen Wahleltern und Wahlkindern Können burd Vertrag anders 
beſinmt werben, infofern dadurch die im 8.182 augeführte wefentliche Wirkung der Annahıne 
an RKindesftatt nicht abgeändert, noch dem Rechte eines Dritten zu nahe getreten wird, 


Erlöfchung derfelben. 


Ki8s. Das rechtliche Berhättnig zwiſchen den Wahleltern und dem Wahlkinde kann, in» 

fetauge das Bopikind minderjährig ift, nur mit Einwilligung ber Vertreter des Minder- 

Üpkigen und des Gerichte aufgehoben werben. Nah Erlöfhung des Rechtsverhältnifſes 

Wilgen dem Wahlvater und dem Wapltinde kommt das minderjährige Kind wieder unter die 
Gewalt des ehelichen Vaters. 


2. Hebernahme in die Pflege. 


8186 — vgl 45. 176 u. 188 ©. 8. Hoftzld. v. 1. April 1813, polit. G. S. 40. Bo.; Circ. v. 16. Februar 
1837, 88. 947, 948, 99 8. G., Vvorſchriſten für Findelanftalten.) 

B186. Die Rechte and Berbindlichteiten der Wahleltern und Wahltinder laſſen fih auf 

ner, die nur im Pflege genommen werben, nicht anwenden. Diefe Pflege fteht jedermann 

i; wollen aber die Parteien hierliber einen Vertrag fließen, fo muß er, infofern die Rechte 
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des Pflegelindes geſchmälert, oder demfelben befondere Verbindlichkeiten auferlegt werben follen, 
gerichtlich beftätiget werden, Auf ben Erfag der Pflegeloften haben die Pflegeeltern feinen 
ö Anfprud. 

Entf. v. 23. Mai 1872, Nr. 3779 (4613 G-U.). Der Bormund, 
welder bie Verpflegung des damals vermögenslofen unehelichen Kindes ohne 
vorgängiges Uebereinlommen übernommen hat, erſcheint nicht als Pflegevater 
(8. 186 8. ©.) [Schlußfolgerung]; in feinem Falle aber gebührt ihm ein Erfag- 
anfprud gegen den fpäter erft zu Vermögen gekommenen Mündel. 

Entſch. v. ? 1839 (B. ©. 72). Das Reclamationsrecht fteht den Eltern 
eines unehelihen, duch nachfolgende Ehe Tegitimirten Finbellindes nur gegen . 
Vergütung der Pflegekoften an vie Pflegeeltern zu, da ber lebte Abſatz bes 
8. 186 8. ©. nur gegenüber dem Pflegelinde keinen Erſatzanſpruch zuläßt 
(& 1042 ibid.). 


Bierfes Hauplſlück. 
Bon“ den Vormundſchaften und Cnratelen. 


Inhalt: Befimmung ber Vormundſchaft und Euratel (8. 187). LUnterfchieb geiden ber 
Vormundſchaft und Euratel ($. 188). I. Bon der Vormundſchaft. Beranlaffung 
zur Beftellung (8. 189). Wer den Vormund zunächſt beftelle (5. 190). Noth- 
wenbige Entjhufdigung von einer Vormundſchaft überhaupt (88. 191 u. 192); 
ober von einer beftimmten Vormundſchaft (88. 193 u. 194). Freiwillige ‚Ent- 
ſchuldigungsgründe ($. 195). Arten ber Berufung zur Vormundſchaft: 1. tefla- 
mentariſche (88. 196 u. 197); 2. geieglihe ($. 198); 3. gerichtliche ($. 199). 
Form der wirklichen Beftellung des Vormundes ı$. 200). Form, die Beftellung 
abzulehnen (8. 201). Berantwortlichfeit bes Vormundes und bes Gerihtes in 
Ruͤckſicht dieſes Gegenflandes (88. 202 u. 203), Antritt ber Vormuundſchaft 
(8. 204). Angelobung (8. 205). Urkunde bierliber ($. 206). Sührung ber 
Vormundſchaft. Vorläufige gerichtliche Borficht (55. 207 u. 208). Vereinigung 
ber vormundſchaftlichen Hauptpflichten, ber Erziehung und Vermögensverwaltung, 
in Einer Perjon (88. 209 u. 210). Unterftügung einer Vormünderin durch einen 
Mitoormund (8. 211). Pflichten und Rechte bes Mitvormunbes (88. 212—215). 
Befondere Pflichten und Rechte des Bormunbes: a) in Rückſicht der Erziehung 
ber Berfon ($. 216). Entſprechende Berbinbfichteit des Pflegebefohlenen (8. 217). 

Wer zunächſt bie Erziehung beforge ($. 218). Beftimmung ber Quantität und 

der &uelen ber Erziehungskoften (88. 219—221). Befondere Pflichten der Vor- 

2 mundſchaft: b) in Rückſicht der Vermögensverwaltung. — Erforſchung und 

Sigerftellung bes Vermögens ($. 222); durch bie Sperre und Inventur ($. 223): 
dann buch die Schägung bes Vermögens entweber unmittelbar von bem vor» 
mundſchafilichen Gerichte (8.224), oder mittelft der Realbehörde (65. 225u.226). 
Wohin das bewegliche Vermögen gehört ($. 227). Allgemeine Vorſchrift im 
Rückſicht auf die Vermögensverwaltung ($. 228). Befonbere Vorfchriften: in 
Adfiht der unmittelbaren ara infonderheit in Rückſicht der 
Koftbarkeiten ($. 229); des baren Geldes ($. 230); bes übrigen beweglichen Ber- 
mögens ($. 231); in Nüdficht des unbeweglichen ($. 232); bei vorzukehrenden 
widtigen Veränderungen ($. 233); bei Einhebung der Capitalien ($. 234); bei 
weiterer Verwendung berfelben ($. 235); ze Sicherſtellung unbebedter Forde⸗ 
rungen (5. 236). Caution ($. 237). Berbindiichkeit zür Rechnungslegung 
(8. 238). Zeit der Rechnungslegung ($. 239). Ort, wo die Rechnung zu legen 
($. 240). Art der Rechnungserledigung ($$. 241 u. 242). Befondere Bor- 
ſchriften fir den Vormund bei ber mittelbaren Bermögensverwaltung. Infon« 
derheit bei Vertretungen (8. 248). Bei Verträgen bes Üflegebefohtenen (88. 244 
a. 245). Im welden Fällen der Minderjährige ohne Einwilligung bes Vor— 
munbes verbunden werde (88. 246— 2481. Endigung ber Vormundſchaft: a) durch 
ben Zob ($. 249); b) nach geyobenem Hinderniß der Ausübung ber väterlichen 
Gewalt ($. 250); 0) durd die wirkliche Volljährigkeit ($. 251); d) durch bie 
vermittelſt ertheiiter Nachficht rechtlich angenommene Volljährigkeit (8. 252); 
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e) durch die ämtliche ober angefuäte et bes Bormundes (8.253). Fälle 
der ämtlihen Entlafjung (89. 254 le ber vom Bormunbe (88. 257 
u. 258) oder der von Andern angefuchten en Entlafjung (88. 359 u. 260). 
Bedingungen zur Entlaffung bes Bormundes: a) gewöhnlicher Zeitpunft ($. 261); 
b) S —S (8. 262); e) Uebergabe bes Bermögens (8. 268). Haftung 
des Bormundes aus fremdem Verſchniden (8. 264). Subſidiariſche Haftung 
des vormundſchaftlichen Gerictes (3. 265). Belohnung des Vormundes: a) jähr- 
Tiche (8.266); b) ober bei dem Austritte (8. 267). Rechtsmittel des Bormundes 
bei Beläwerden (8. 268). II. Bon der Curatel. Begriff der Euratel ($. 269). 
älle der Euratel (8. 270): a) fir Minderiährige (88. 271 u. 272); b) für 
m- und Blödfinnige; c) für Verſchwender ($. 273); d) für Ungeborene 
(8. 274); e) für ſtumme (8. 275); f) für Abmwefende und fir unbelannte 
Zheilnehmer an einem Gefchäfte (88. 276 — 278); g) für Sträflinge 9 279). 
Bepelumg ber Curatel (8. 280). Gutfgubinngserfigen (8. 281). Rechte 
nnd Berbinblichkeiten e sa), en berjelben (8. 288). dene in 
Rüdfiht des Bauernſtaudes ($. 284) 


3. Gaumen. D. &, Unb, u Bo. über , bie im IEI. Bde. ber Mi enthaltenen 
en er Findel-, BWaife s —8 Base dienen Ränder. — M. an ur 1879, 


Beflimmung der Bormundfhaft und Curatel. 
(8. 187 — vol. 88. 205, 216; 6. 288 8. @.; Abh Bat.) 
1. 187. Berfonen, denen die Gorge eines Baters nicht zu Statten kommt, und bie noch 
uinverjärig oder aus einem anderen Grunde ihre Angelegengeiten ſelbſt zu beforgen unfähig 
find, gewähren die Gefege dur einen Vormund ober durch einen Curator befonderen Schutz 


A: bie ae er Büheung um id Ueberwachung ber Bormunbigaften unb Guratelen, bann bie Bebar: 
—* der Bupilen u und Suranden X beſtehenden Gefege und Verordnungen im IL. Be 


Aulerſchied zwiſchen der Pormuundſchaft und Curalel. 
G. 188 — vgl. 86. 389 u. 370; $$. 51, 149, iai, 158; 197, 209, 225, 271, 2728. G.) 
8- 188. Ein Bormund hat vorzüglich fr die Perfon des Minderjährigen zu forgen, zugleich 
aber deffen Bermögen zu verwalten. Ein Eurator wird zur Beforgung der Angelegenheiten 
derjenigen gebraucht, welche biefelben aus einem anderen Grunde als jenem der Minderjührig« 
Teit, feloft zu beforgen unfähig find. 

Entf. v. 6. Juni 1877, Nr. 5453. (©. H. 1877, Nr. 96). Einer 
Bitwe, welder die Verwaltung des Bmgns. ihrer min. Stieffinder — unter An» 
Drehung alfogleiher Abnahme bei vorkommenden Unzukömmlichkeiten — übergeben 
werben war, wurde biefe Verwaltung abgenommen, da fi die Witwe wieber 
vereheliht und die Erziehung der Stieffinder, Taut wiederholter Anzeigen des 
— derart vernachlaſſigt hatte, daß der Vormund ſelbſt die Erziehung 
übernahm. 


L Bon der Bormundfhaft. Beranlaffung zur Befellung. 
189 — vgl. Hofd. v. 17. Auguft 109, Ar. 1888 und v. 22. — 1815, Ar. 1144 J. G. S.; Voftzld. vom 
April 1828, Rr. 88 Jur. R.) 
8.169. Wenn der Fall — daß einem Minderjährigen, er ſei von ehelicher oder un⸗ 
heliger Geburt, ein Bormund beftellt werden muß, find die Verwandten des Minderjährigen 
eder andere mit ihm in nahem Verhältniffe ftehende Perſonen unter angemeflener Ahnbung 
derbuuden, dem Gerichte, unter befien Gerichtsbarkeit der Minderjährige fteht, die Anzeige zu 
moden. Auch die politifhen Obrigfeiten, die weltlichen und geiftlihen Borfteher der Ger 
meinden müffen forgen, daß das Gericht hievon benachrichtiget werde. 


Wer den Bormund zunächſl beſſlelle. 


IL 180 — opt. Gofb. v. 17. EUR 102, Re. 1008 3. ®.©.:; M. Bbg. v. 21. Auguſt 1888, Nr. 160 9. ©. 8.; 
5.183 Abi Bat.; yl M. Erl. v. 4. Yunt 1859, Nr. 7808; Rn dv. 31. November 2 Ar. 889, Juſt. Kofd. 
8. Juli 1848, Ar. 722, Sofb. v. 28. April 1815, Nr. 1144 X. ©. ©.) 


#190. Das Gericht muß, ſobald e8 zur Kenntniß gelangt ift, von Amtswegen bie Be- 
flelung eines tauglihen Bormundes vornehmen. 
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Rothwendige Entſchuldigung von einer Bormundſchaft aberhaupt; 


. 191, abgeändert ung, 5540. v. 15. Robember 1867, Ar. 181 R. ©. B. — ogl. 88.417 u. 418 Er. ©.; 
688 u. 689 Mil. Str. G.; 58. 254 u. 281 8. ©.) 


8. 194. Untauglih zur a überhaupt find diejenigen, welche wegen ihres minder» 

jährigen Alters, wegen Leibes- oder Geiftesgebrechen, oder aus anderen Gründen ihren eigenen 

Gefhäften nicht vorftehen Können; die eines Verbrechens ſchuldig erfannt worden find, oder 

von denen eine verftändige Erziehung des Waifen ober nützliche Verwaltung des Bermögens 
nit zu erwarten ift. 


6. 198 — $. 573 8. ©.; Hofe. v. 23. März 1809, Wr. 887 und v. 27. April 1816, Rr. 1235 3. &. &.; vom 

13, Juni 1799, Krovaticet ©. d. Geſ Franz II, Bd. 2, ©. 461; v. 21. April 1876, Rr. 542 3. ©. ©. (jänmt- 

lie über Dispofitionzfähigteit von Geil on); " 113 des Pat. v. 28. Juni 1840, Nr. 461 I. ®. ©. (deutfger 
Orden) und v. 29. Juli 1768 (Malıpeier).) 


8. 192. Auch Perfonen weiblichen Geſchlechtes, Ordensgeiftlihen und Einwohnern fremder 

Staaten, fol in der Regel ($. 198) feine Vormundſchaft aufgetragen werben. 

Entſch. v. 30. November 1871, Nr. 6446 (4342 ©.-U.). Nur 88. 192 
u. 573 B. ©. enthalten einzelne Beſchränkungen der Privatrehtsfähigkeit von 
Ordensperſonen, die ber allgemeinen Regel gegenüber ſtricte zu interpretiven 
find. Ordensperſonen in felbftftändiger Stellung als Pfarrer, Capläne :c., 
welche von ter Veftimmung des Hofo. v. 23. März 1809 u. 27. April 1816, 
Nr. 887 u. 1235 9. ©. S., und v. 13. Juni 1793 ——— 
Franz IL, 2. Bd., ©. 451), dann v. 21. April 1786, Nr. 142 9. © 
ausgenommen Bleiben, find daher biöpofitionsfähig. 


oder von einer beſtimmten Bormundfdaft. 
8. 193. Zu einer beflimmten Vormundſchaft find diejenigen nicht zuzulaſſen, welde ber 
Bater ausdrücklich von der Bormundfchaft ausgeſchloſſen hat; die mit den Eltern des Minder- 
jährigen ober mit ihm feloft bekanntlich in Feindſchaft gelebt, oder Die mit dem Minderjährigen 
entweder fhon in einem Proceffe verwidelt find, oder wegen nod nicht berichtigter Forde⸗ 
rungen, in einen vertwidelt werden könnten. 


Entfd. v. 9. Juni 1863, Nr. 4078 (1742 G.-U.). Der Umftand, 
daß Jemand zugleich Schuldner bes Min. iſt, ſteht feiner Vormundſchaft über dieſen 
entgegen, auch wenn die Schuld ſichergeſtellt wird, oder bereits iſt; der Vormund, 
welcher des Mündeld Schuldner iſt, muß entlaffen werben. 


(8. 194 — vgl. 98. 216, 238, 43 ©. ©.) 
8. 194. Perfonen, die in der Provinz, zu welcher der Minderjährige der Gerichtsbarkeit 
nach gehört, ſich entweder gar nicht aufhalten, oder doch länger als Ein Jahr von derfelben 
entfernt fein müffen, find in der Regel zur Vormundſchaft nicht zu beftellen. 


Sreiwilige Entfäuldigungsgrände. 
@. 195 — vgl. 88. 168, 22, 188, 148 ©. ©.) 
8. 195. Wider ihren Willen können zur Uebernehmung einer Vormundſchaft nicht angehalten 
werben: Weltgeiftliche, wirfich dienende Militärperfonen und öffentliche Beamte; ebenfo der⸗ 
jenige, der ſechzig Jahre alt ift; dem bie Obforge über fünf Kinder oder Enkel obliegt, oder, 
der fon Eine mühſame Vormundſchaft oder drei Meinere zu beforgen hat. 

Entf. (ohne Datum und Nummer mitgetheilt in der ©. Ztg. 1878, 
Nr. 34). Wer bereit8 Bormund eines Mündeld und Mitvermunb über ſechs 
andere Münvel ift, hat noch feinen Orund, fi einer ihm neu übertragenen 
Vormundſchaft zu entſchlagen. 


Arten der Berufung zur Vormuudſchaft: 
1. teſtamentariſche; 
(8. 196 — vgl. $$. 165, 166, 168—171 8. ©.) 
8. 196. Bor Allem gebührt die Bormundfchaft demjenigen, welchen ver Vater dazu berufen 
Hat, wenn bemfelben feines der in ven $$. 191—194 angeführten Hinderniffe im Wege fteht. 
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(8. 197 — vgl. 96. 149, 168-171 ©. G.) 

%.193. Hat eine Mutter oder eine andere Perfon einem Minderjährigen ein Erbtheil zuge⸗ 
vr, und zugleich einen Vormund ernannt, fo muß biefer nur in ber Eigenfchaft eines 
Eurators für das hinterlaffene Vermögen angenommen werben. 3 
Eutſch. v. 19. März 1872, Nr. 2317 (4525 ©.U.). In der Be 
Relung eines befonderen Bermögenscurators bezüglich des von der Mutter ihrem _ 
Rinde hinterlaffenen Vmgns. liegt keine Befhränfung oder Belaftung des Pflichte 
theile; zudem ift durch 88. 149 u, 197 B. ©. diefe Ernennung eines befonderen 

Carators ausnahmolos geftattet. 

Entſch. v. 16. November 1865, Nr. 9232 (2318 G.-U.). Die Ent⸗ 
bebung des teftamentarifch eingefegten Eurators zur Verwaltung eines befonderen 
Bngns. Tann nicht über Geſuch der Vormundſchaft des Min. von Amtswegen, 
fontern nur im ordentlichen Rechtswege entfchieden werben. 


2. geſetzliche; 
(6. 198 — vgl. 88. 41, 210, 258; 8. 165 B. ©.) 
8. 198. Wenn der Bater feinen oder einen unfähigen Bormund ernannt hat, fo iſt die 
Bormundſchaft ver allen dem väterlichen Großvater, dann ber Mutter, fofort der väterlichen 
Großmutter, enblih einem anderen Verwandten, und zwar demjenigen anzuvertrauen, welder 
männlichen Geſchlechtes, der nächſte, oder aus mehreren gleich nahen der ältere iſt. 

Entf. (ohne "Datum und Nummer mitgetheilt in der ©. Big. 1878, 
Rr. 34). Die Beflellung eines Dritten zum Vormunde, obgleih männliche 
Verwandte, die zur Vormundſchaft geeignet wären, vorhanden waren, verftoßt 
nit gegen die Borfchrift des $. 198 B 


3. gerichtliche; 


W109 — pol. Hof. o- 28, Junl 1a, Br. a. 38: Juſt. M. Erl. v. 6. Februar 1865, 8. 29895 


5 199. Kann eine Bormundſchaft auf die angeführte Art nicht beftellet werden, fo hängt 
es von dem Gerichte ab, wenn es mit Rüdfiht auf Fähigkeit, Stand, Bermögen und An- 
fäffigteit zum Vormunde ernennen will. 


Form der wirklichen Beflellung des Bormundes. 


(6 200 — vgl. 96. 18-35 Inſir. v. 28. Juni 1850, Ar. 256 R. G. 8. 
8. 209. Jeden ernannten Bormund, ohne Unterfhied, hat das vormundfcaftlihe Gericht 
ſegleich anzuweiſen, daß er die Bormundfchaft übernehme. Der Bormund, ob er gleich für 
feine Perſon unter einer anderen Gerichtsbarkeit fteht, ift ſchuldig, die Vormundſchaft zu über⸗ 
nehmen, und wird in Rüdfiht auf alle zu diefem Amte gehörige Angelegenheiten der vor» 
mundſchaftlichen Behörde unterworfen. 

Entid. v. 29. September 1870, Nr. 2517 (3891 G.-U.). Der Ge- 
richtsſtand des Curators in diefer feiner Eigenfhaft und aljo aud ver bes 
Enranden ift tie Euratelöbehörde (reſp. der Gerichtshof I. Inftanz, 88. 14, 
15, 20, 88, 86 Yur. R.). 


SIorm, die Befleflung abzulehnen. 
G. 201 — vgl. #6. 191—194; B. 195, 268 ©. G.; 88. 9—18 Abh.-Pat.) 
5 201. Glaubt derjenige, welden das Bericht zur Vormundſchaft berufen hat, daß er gu 
dieſen Amte nicht geſchidt fei; oder daß ihn das Geſetz davon freiſpreche; fo muß er fi inner- 
$alb vierzehn Tagen, von der Zeit des ihm befannt gemachten gerichtlihen Auftrages, an das 
vermundfcaftliche Gericht, oder wenn er demſelben für feine Perfon nicht unterworfen if, an 
feine perfönlihe Gerichtsſtelle wenden, welde feine Gründe mit iprem Gutachten begleiten 
und dem vormundſchaftlichen Berichte zur Entſcheidung vorlegen foll, 
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Berantwortligkeit des Yormundes und des Gerichtes in Rückſicht 
diefes Gegenflandes. 
(8. 208 — vgl. #8. 1824, 1295, 1298; 6.2 8. @.) 
8. 292. Wer feine Untauglickeit zur Vormundſchaft verhehlet, hat, fowie das Gericht, das 
wiffentlich einen nad dem Gefege untauglichen Bormund eruennet, allen dem Minderjäyrigen 
dadurch entftandenen Schaden und entgangenen Nugen zu verantworten. 


(8. 908 — vgl. 8. 19 Abh.⸗Pat.) 
8. 293. Diefer Verantwortung fegt fih auch derjenige aus, welcher ohne gegründete Urfache 
fi weigert, eine Bormundfhaft gu übernehmen, und er fol überbieß durch angemeflene 
Zwangsmittel dazu angehalten werben. 


Antritt der Formundſchaft. 


(6. 204 — vgl. 6. 1824 8. G.) 
8. 294. Man kann das vormundfchaftliche Amt nur nach einem von dem gehörigen Gerichts- 
ſtande dazu erhaltenen Auftrage übernehmen. Wer fi eigenmädtig in eine Vormundſchaft 
eindrängt, ift verbunden, allen dem Minderjäprigen dadurch erwachfenen Schaden zu erfegen. 


Angelobung. 
(8. 205 — vgL KHofb. v. 19. April 1787 [Angelobung]; $. 198 8. ©.) 
3. 205. ever Vormund, mit Ausnahme des Großvater, der Mutter und ber Großmutter, 
muß vermittelt Handſchlages angeloben: daß er den Minderjäprißen zur Rechtſchaffenheit, 
Gottesfurcht und Tugend anführen, daß er ihn dem Stande gemäß als einen brauchbaren 
Bürger erziehen, vor Gericht und außer temfelben vertreten, das Vermögen getreulih und 
emfig verwalten, und fid) in Allem nach Vorfchrift des Geſetzes verhalten wolle. 


Arkunde hierüber. 


($. 206 — vgl. $. 10% 8. ©.) 
8. 296. Einem auf diefe Art verpflichteten Bormunde hat das Gericht eine förmliche Ur- 
Kunde darüber auszufertigen, damit er in Anfehung feines Amtes beglaubiget fei, und fih in 
vorkommenden Fällen rechtfertigen könne. Uebernimmt ein Großvater, eine Mutter ober Groß- 
mutter eine Bormundfcaft, fo muß ihnen eine ähnliche Urfunde zugeftellet, und derſelben das⸗ 
jenige, was andere Bormünder angeloben, eingefchaltet werden. 


Zührung der Bormundfhaft. Borläufige gerichtliche Borfipt. 
J G. 207 — vgl. Abh.Pat. u. $. 186 bafelbft.) 
8. 203. Gedes vormundſchaftliche Gericht ift verbunden, ein fogenanntes Bormunbfhafte- 
oder Waiſenbuch zu führen. In diefes Bud müſſen die Vornamen, Familiennamen, das Alter 
der Minderjäprigen, und Alles, was fi) bei der Uebernahme, Fortdauer und Eindigung der 
Bormundfhaft Wichtiges ereignet hat, eingetragen werden. 
(8. 908 — vgl. bei $. 207 cit.) 
8. 208. In diefem Buche fol auch auf alle Belege dergeftalt hingewieſen werden, damit fo« 
wohl das Gericht ſelbſt, als auch in der Folge die volljährig gewordenen Waifen Alles, was 
ihnen zu wiſſen nützlich ift, in beglaubigter Form einfehen Lönnen. 


Bereinigung der vormundfhaftligen Hauptpflichten, der Grjießung 
und Bermögensverwaltung, in Einer Yerfon. 


(6. 200 — vgl. $$. 198, 863; 228, 356, 1022; 89. 388 u. 254 8, ©.) 
8. 299. Sowie ein von dem Vater ernannter Vormund nicht nur fiber die Perſon des 
Minderjährigen, fondern auch über deffen Vermögen zu forgen hat; ebenfo wird vermuthet, 
daß der Vater Jemanden, den er zum Eurator Über das Vermögen ernannt hat, zugleich‘ die 
Aufſicht Über die Perfon habe anvertrauen wollen, Hat aber der Vater einen Bormund nit 
für alle Kinder, oder einen Eurator nicht für das ganze Vermögen ernannt; fo Itegt dem Ger 
richte ob, für die anderen Kinder einen Bormund, ober für ven Übrigen Theil des Vermögens 
einen Curator zu beftellen. 


1. Theil. 4. Hauptſt. Vormundſchaften und Curatelen. 8$. 202—216. 89 


Entfd. v. 16. November 1865, Nr. 92932 (2318 ©.-U.). Ueber bie 
jeifhen den Parteien flreitige Wuslegung ber Teftamentsbeftimmung bezüglich 
hr Verwaltung des Nachlaſſes ift im ordentlihen Rechtswege zu entſcheiden 
(arg. $$. 197, 209, 228, 256 u. 1622 B. ©.). 


(8. 210 — vgl. 98. 198; 218, 228; 891 u. 896 8. ©.) 
8.210. Eind mehrere Bormünder ernannt worden, fo können fie zwar das Vermögen bes 
Rinterjäprigen gemeinſchaftlich oder theiltweife verwalten. VBerwalten fie es aber gemeinfchaft- 
lid, ever teilen fie tie Verwaltung ohne Genehmhaltung des. Berichtes unter fi; fo haftet 
jeder Einzelne für den Ganzen dem Minderjährigen erwachſenen Schaden. Immer muß auch 
das Gericht veranftalten, daß die Perfon des Minderjährigen und die Hauptführung der Ger 
ſchäfte nur von Einem beforget werden. 


Anterflügung einer Bormünderin durh einen Mitvormund. 
@. 211 — gl. $. 215 8. ©.) 
s. 214. Müttern und Großmüttern, die eine Bormundfchaft Übernehmen, muß ein Mitvor- 
mund zugegeben werten, Bei der Wahl desfelben ift vor Mllem auf den erflärten Willen des 
Baters, dann auf den Borfchlag der Vormünderin; endlich auf die Beriwandten des Minder- 
jährigen Rüdfiht zu nehmen. 


Yflihten und Rechte des Mitvormundes. 
. G. 212 — vgl. 86. 1297, 1299, 1330; $. 214 8. ©.) 
8.212. Auch der Mitvormund muß eine Beglaubigungsurfunde vom Gerichte erhalten, unb 
angeloben, daß er das Beſte des Minderjährigen befördern wolle, und er muß zu biefem Eude 
ter Bermünderin mit feinem Rathe beiftehen, Sollte er wichtige Gebrechen wahrnehmen, fo 
maß er ſich beſtreben, denſelben abzuhelfen, und nöthigenfall® dem vormundſchaftlichen Gerichte 
Anzeige davon zu machen. 

Entf. v. 27. April 1869, Nr. 4525 (Sc. I. 17). Eine bloß wider 

den Mitvormund gerichtete Klage ift a limine zurüdzumeifen. 


(8. 218 — vgl. 9.233 8. G.; 6. 88 Jur. R) 
8313. Eine andere weſentliche Pflicht des Mitvormundes ift, daß er bei vorfallenden Ge⸗ 
fdäften, zu deren Giltigleit die Einwilligung des vormundſchaftlichen Gerichte nothwendig 
iR, da6 Geſuch der Bormünderin mit unterzeichne, ober feine befondere Meinung beilege, fowie 
tt auch auf Verlangen des Gerichtes über ein foldes Geſchäft unmittelbar fein Gutachten zu 
erftatten hat. 

Entſch. v. 6. Auguft 1867, Nr. 6657 (2833 ©.-U.). Die, Genehmi⸗ 
gung eines Immobilaröverkaufes, ohne vorher das Gutachten des Mitoormundes 
abzuverlangen, ift ein gefegwidriger Vorgang, für welchen das Gericht ver- 
antwortlih gemacht werben kann; bie Aufhebyng tes folder Art genehmigten 
Vertrages ift im ordentlichen Rechtewege zu begehren. 

& 214. Ein Mitvormund, welcher diefe Pflichten erfüllet hat, bleibt von aller ferneren Ber- 
autwertung frei; ift einem Mitvormunde aber zugleich die Verwaltung des Vermögens aufge 
wagen worden, fo hat er mit dieſer Verwaltung alle Pflichten eines Eurators übernommen. 
G. 215 — vgl. 98. 2555 249, 254, 256, 257; 89. 196, 195; 200, 206, 919; 205 ©. ©.) 
Ls15 Benn eine Bormünderin von der Vormundſchaft austritt, fo ift die Vormuudſchaft 
in der Regel bem gewefenen Mitvormunde aufzutragen. 


Befondere Yfligten nnd Rechte des Bormundes: 
a) in Ruckſicht der Erziehung der Perfon. 
(8. 216 — vgl. #6. 148-153; 218; 219-221 8. ©.) 
LG. Ein Bormund Hat gleich dem Vater die Berbindligkeit und das Recht, für die Er- 
Vefung des Minderjährigen Sorge zu tragen; doch muß er in wichtigen und bedenklichen An⸗ 
Siegenheiten erſt Die Genehmigung und die Borſchriften des vormundſchaftlichen Gerichtes 
einholen. 
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Entſprechende verbindlichkeit des Pflegebefohlenen. 


@. 217 — ap. 88. 145, 191 8. ©.;_$8. 417, 418, 122, 304; 525 Etr. ©.; 86. 688, 689; 799 Mil Str. 6.; 
Zuf, R. rl. v. 24. Mat 1859, 3. 7058; ©. v. 10. Mai 1873, Nr. 108 R. &. 8. [Awangsarbeiti-nftalten); 
KHofb. v. 19. April 1811, Ar. Mo J. G. S. M.) 
8. 217. Der Minverjäprige ift feinem Vormunde Eprerbietung und Folgſamkeit ſchuldig; er 
ift aber auch berechtigt, fich bei feinen nächſten Verwandten, oder bei der gerichtlichen Behörde 
su befhweren, wenn ber Bormund feine Macht auf was immer fiir eine Art mißbrauden, 
oder die Pflichten der nöthigen Obforge und Pflege hintanfegen würde. Auch den Verwandten 
des Minderjäprigen und Jedem, der hievon Kenntniß erhält, flieht die Anzeige bevor. An 
diefe Behörde Hat fi au der Bormund zu wenden, wenn er den Vergehungen des Winder- 
jährigen durch die zur Erziehung ihm eingeräumte Gewalt Einhalt zu thun nicht vermag. 


Wer zunüchſt die Erziehung beforge. 
(6. 218 — gl. 4. 142, 143, 168, 169; 255; 221 8. ©.) 
8. 218. Die Perſon des Waifen fol vorzüglich der Mutter, felbft dann, wenn fie die Bor 
mundſchaft nit übernommen ober fih wieder verheirathet hat, anvertraut werden; es wär 
denn, daß das Veſte des Kindes eine andere Verfügung erheifchte. 


Entſch. v. 9. October 1862, Nr. 6372 (1571 ©.-U.). Nach 8. 218 2. ©. 
bat ſtets die Nüdfiht für das Befte des Kindes den Ausfchlag zu geben; die . 
erprobte Erziehung in der vom Bormund veranlaften Weife ift gegenüber dem 
bloß allgemein gehaltenen Erbieten der Mutter, die Erziehung felbft beforgen zu 
wollen, beizubehalten. 

Entfd. v. 8. Mai 1860, Nr. 5332 (©. H. 1860, Nr. 23), Bei 
Entſcheidung über die Erziehung des Kindes ift let? auf das wahre Wohl 


des Kindes zu fehen, aber immer auch auf den Willen der Mutter Rädſicht 
zu nehmen, 


Berimmung der Quantität und der Quellen der Erziehungskofen. 
(8. 219 — vgl. $. 235 8. 8.) 
8. 219. Die Unterhaltungsfeften beſtimmt das vormundſchaftliche Gericht, und nimmt bei 
der Beftimmung auf die Anordnung bes Vaters, auf das Gutachten des Bormundes, auf dab 
Vermögen, auf den Stand und auf andere Berhältniffe des Minderjährigen Rüdfiht. 


Entfd. v. 23. Mai 1872, Nr. 3779 (4613 ©.-U.). Zur Erfagforderung 
für Berpflegstoften an den fpäter zu Vmgn. gelommenen Münvel fehlt dem 
Bormunde jeder Rechtstitel. Nah 8. 219 B. ©. ift es Sache des Vormundes, 
die Unterhaltöfoften aus dem Vermögen des Mündels beftimmen zu tafien; 
biefe bilden einen Gegenftand der Vormundſchaftsrechnung und Tönnen nicht im 
Wege directer Einflagung erfegt verlangt werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 19. April 1859, Nr. 4198 (773 ©-U). 8. 219 2. ©. 
ift nicht analog auf die Beftimmung der Unterhaltstoften gegenüber dem un 
ehelichen Vater anwendbar. ; 


(4. 220 — vgl. Hofb. v. 29. September 1789, Ar. 1054 J. 8. ©.) 
8. 229. Benn die Einkünfte zur Beſtreitung diefer Koften oder zur Beftreitung eines Auf 
wandes, wodurch ber Minderjährige in einen fortdauernden Nahrungsftand verfegt werben foll, 
nit zureichen, fo darf mit Genehmhaltung des Berichtes auch das Hauptvermögen ange 
griffen werden. 


Entf. v. 23. Mai 1872, Nr. 3779 (4613 G.U.). Wenn auf 
bie Koften der Erziehung und Verpflegung eines uneheligen Kindes 
zunädft von den Einkünften feines eigenen Vermögens zu beftreiten 
find (88. 150, 220, 221 B. ©.), jo können doch zweifellos nit die nicht 
einmal für die laufenden Ausgaben hinreihenden Eindünfte, noch 
weniger aber das Capital felbft für die Berpflegskoften, welche zu 


D 
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einer Zeit erwachfen fein ſollen, als ber Geklagte noch Fein Ber- 
mögen hatte, verwendet werben. 

Entf. v. 21. Dezember 1871, Nr. 11137 (4373 ©.-U.), Unter 
Serforgung ift nad $. 220 8. ©. der Aufwand zu verftehen, durd 
melden das Kind in einen fortdauernden Nahrungsſtand verjegt 
werden ſoll. 

(8. 221 — vgl. 6. 143, 142 8. G.) 
3. 224. In dem Falle, daß die Waifen ganz mittellos find, fol da® vormundſchaftliche Ge- 
richt die bemittelten nädjften Verwandten zu deren Verpflegung, dafern fie nah dem $. 143 
hierzu nicht ohnehin rechtlich verbunden find, zu beivegen ſuchen. Außerbem hat der Bormund 
auf öffentliche milde Stiftungen und beftchende Armenanftalten fo lange einen gerechten An- 
lptuch, bis der Minderjährige im Stande ift, fich durd eigene Arbeit und Verwendung ſelbſt 
zu ernähren. 

Entſch. v. 23. Mai 1872, Nr. 3779 (4613 G.-U.). Unbeſchadet 
der Borfhrift der 88. 150 und 220 B. ©. fünnen zweifello8 die nicht ein. 
mal für die laufenden Ausgaben binreihenden Einfünfte nicht, und kann noch 
weniger aber das Capital felbft für Verpflegskoſten verwendet werden, melde 
einer Zeit erwachſen fein follen, als ver Geklagte noch fein Vermögen hatte, 
Dieß ergibt ſich aus ver ſtricten Anordnung des 8. 221 ibid. 

Entſch. v. 10. October 1866, Nr. 8076 (2636 G.-U.). Die Ber 
pflichtung der in den 88. 143 n. 221 B. ©. erwähnten Verwandten iſt eine nur 
fubfiviare, nur dann eriftente, wenn PUR bie zunächſt Berpflichteten dafür auf 
zalemmen haben. 


Befondere RYſſichten be Bormundfhaft: 


b) im Würkficht der Vermögensuerwaltung. — Erforſchung und Sicherfellung des 
Vermögens; 

6 22 — gl. 98. 36-60; 98—113 Wi.T0L;; 328 Ar Fi Inſtr. für Gemeinbevorfteher v. 28. Juni 1850, 
8. 222. Die dem vormundfhaftlihen Gerichte fiber das Vermögen bed Waifen anvertraute 
Obſorge fordert, daß es zuerft desſelben Vermögen zu erforfhen und es durch Sperre, durch 

« Inventur und Schägung ficher zu fielen fuche. 


Entf. v. 7. November 1876, Nr. 1554 (G. H. 1877, Nr. 75). Die 
Bermundidaftsbehörbe iſt auch zur Erfaffung von Bahlungsaufforderungen an 
tie Schuldner von Minderjährigen berechtigt. 


durch die Sperre und Inventur; 
($. 228 — vgl. bei $. 222 cit.) 
3. 223. Durch die gerichtliche Sperre werden nur dann, wenn es zur Sicherſtellung noth⸗ 
wendig ift, die Geräthfchaften in Bertvahrung genommen; tie Inventur aber, das iſt, ein ge» 
neues Berzeichniß des fänmtlichen, dem Waifen gehörigen Vermögens, muß flets, ſelbſt ohne 
Rüdfiht auf das Verbot des Vaters, oder eines anderen Erblaffers, errichtet werden. 


dann Durd die Schäkung des Vermögens entweder unmittelbar von dem vormmnd- 
Ihaftlichen Gerichte, 
@. 22 — vgl. N. 43-49 u. 92-118 Abh.⸗Pat.) 
1. 284. Das Berzeihniß ded Vermögens und die Schätzung der ˖ beweglichen Sachen müſſen 
ohne Zeitverluft, allenfalls auch vor Beftellung eines Bormundes, vorgenommen werden. Das 
Jureutarium wirb bei den Berlafienfhaftsacten aufbewahrt, und dem Vormunde eine beglaubigte 
Arfrift Davon mitgetheilt. Die Schägung des unbewweglihen Vermögens muß, fobalb es 
anti iſt, vorgenommen erben; fie kann aber au, wenn der Werth fi aus anderen zu ⸗ 
verläffigen Quellen darftellet, ganz unterbleiben, 
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oder vermittelt der Realbehörde. 
(6. 225 — vgl. 6. 94 Mb5.-Bat.; 66. 50, 51 u. 90 Jur. R.; $. 240 8. G.) 
8. 285. Liegt ein unbewegliches But des Minderjährigen in einer anderen Provinz oder gar 
in einem fremden Staate, fo muß die vormundſchaftliche Behörde den ordentlichen Gerichte⸗ 
ftand der anderen Provinz ober bes fremden Staates um die Inventur und Schägung und um 
die Mittheilung berfelden angehen, dieſem Gerichtsſtande aber die Beſtellung eines Curators 
über dieſes Gut überlaffen. 


Entſch. v. 28. März 1867, Nr. 1390 (©. Big. 1867, Nr. 54). Wenn 
ein Curand in verfhiedenen Provinzen, von verfehiedenen Perfonen unter Aufficht 
verfdiedener Gerichte verwaltete Güter befigt, fo find demjenigen Gerichte, 
weldem die Perfon des Curanden unterfteht, Ausweife über vie Einkünfte aus 
allen Provinzen, wo ſich ein Vmgn. dieſes Curanden befindet, ie 


(4. 226 — vgl. bei $. 225 cit.) 
8. 226. Liegt das unbewegliche Gut in der nämlichen Provinz, aber unter einer anderen 
Behörde, fo gebühren zwar biefer alle auf das Gut fich begiehende Rechte, folglich aud die In- 
ventur und Schägung; allein fie muß der vormundfchaftlichen Behörde auf Verlangen nicht 
nur eine Abfhrift davon mittpeilen, fondern auch dem Vormunde die freie Verwaltung des 
Gutes überlaſſen, ohne ſich Über feine vormundſchaftlichen Handlungen einer Art von Gerichts» 
barkeit angumaßen. 


Wohin das Beweglihe YBermögen gehöret. 
6. 287 — vgl. 86. 298, 209, 300 ©. G.) 
8. 223. Diejenigen Mobilien, welche fih auf einem unbewegligen Gute befinden, um be» 
ftändig auf demfelben zu bleiben, find als Teil dieſes Gutes anzufehen; alle übrigen Mo— 
bilien, auch Schuldbriefe und ſelbſt die auf einem unbeweglichen Gute haftenden Eapitalien, ger 
hören unter die vormundfchaftlihe Gerichtsbarkeit. 


Allgemeine Borfärift in Rückſicht auf die Bermögensverwaltung. 

(8. 228 — vgl, 30. Hauptft. bed IT. Theile; 68. 210, 264, 1137; 229-242; 248-248 8. G.) 

8. 2286. Sobald ein Bormund oder Eurator das Vermögen übernimmt, hat er e8 mit aller 
Aufmerfamteit eines redlichen und fleipigen Hausvaters zu verwalten, und für fein Verſchulden 
x su haften. 

Entſch. v. 16. November 1865, Nr. 9222 (2318 ©.-U.), Ueber vie 
zwiſchen den Parteien ftreitige Auslegung ber ZTeftamentsbeftimmung ‚bezüglich 
der Verwaltung des Naclaffes ift im orbentlihen Rechtswege zu entſcheiden 
(arg. 88. 197, 209, 228, 256 u. 1022). 

Entid. v. 29. September 1863, Nr. 7128 (1804 G.⸗-U.). Das R. 
der Erbserklärung bat, wenn dem finde teftamentarifh ein Curator beftellt 
wurde, biefer und nicht der Vater. 

Entſch. v. 14. September 1858, Nr. 8092 (613 ©.-U.). Der Eurator 
(Landmann), welder laut Kaufvertrag die Einverleibung des Eigenthumsrechtes 
ohne gleichzeitige des Pfandrechtes wegen des Kauffchilingsreftes zugefteht, und 
auch nach inverleibung des Eigenthumsrechtes der Käufer und Ablauf bes 
Termines zur Zahlung der erfien Rate feine Anftalten zur Sicherung trifft, 
ift für den nad Maß des erecutiven Berkaufes fohin fid, ergebenden Ausfall 
verantwortlich. 


Reſondere Borfäriften: in Abfiht der unmittelbaren Bermögens- 
verwaltung, 
infonderheit in Rürfiht der Kofbarkeiten; 
(4. 229 — vgl. Inſtt. für die Waifencaffen v. 16. November 1850, Nr. 448 R. G. 8.) 
8. 229. Juwelen, andere Koftbarkeiten und die Schulpbriefe kommen, fowie alle wichtigen 
Urkunden in gerichtliche Verwahrung; von den erfteren erhält der Vormund ein Verzeichniß; 
von den letzteren die zu feinem Gebrauche nöthigen Abfchriften. 


Siehe die Inſtr. Über die caflenmäßige ra des Waiſenvermögens v. 16. November 1860, 
Nr. 448 N. ©. B., im IM. Vde. der Rany’ihen SI; 
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des baren Geldes; 
(5 239 — ugL 55. 199 — 203 Abd. » Pat.; und Pat. v. 9. November 1868, Ar. 205 9. G. B. lcumulative 
. Baifencafle].) 
8230. Bon barem Gelde fol nur foviel in den Händen des Vormundes verbleiben, als 
zur Erziehung der Waiſen und zum ordentlichen Betriebe der Wirthfchaft nöthig iſt; das übrige 
mn vorzüglich zur Tilgung der etwa vorhandenen Schulden oder zu einem anderen vortheil« 
haften Gebrauche verwendet, und wenn fein vortheilhafterer Gebrauch zu machen if, auf Zinfen 
in öffentlichen Caſſen oder gegen gefegmäßige Sicherheit auch bei Privatperfonen angelegt 
werden. Die Sicherheit ift aber nur dann gefegmäßig, wenn durch bie Sicherſtellung, mit 
Einrednung der etwa vorgehenden Zaften, ein Haus nicht Über die Hälfte, ein Landgut oder 
Grundftüc aber nicht Über zwei Drittheile feines wahren Werthes beſchwert wird. 
Eiche die obeitirten Vorſchriften im III. Bde. der Manj'ſchen Slg. 


Entf. v. 7. October 1873, Nr. 9859 (5097 G.U.). Der Erwerb 
emittizter Actien auf Grund des das Bezugsredt in ſich fchließenden Befiges 
des Mündels von Actien älterer Emiffion ift nicht eine neme Capitalsanlage, 
fondern bie Ausübung eined dem Pupillen als Beſitzer von Actien zuftehenden 
Rechtes, wogegen fein gegründete Bedenken obwaltet. 

Entf. v. 23. Februar 1869, Nr. 2037 (3309 G.-U.). Die geſetz⸗ 
mäßige Sicherheit, rüdfihtlich der wahre Werth, wird nicht durch dem erecutiven 
Verkauf, wohl aber durch die gerichtlihe Schägung erhoben. 


des Übrigen beweglichen Vermögens; 


(6. 231 — vgl 66. 305; 674,.804 8. ©.) 
8.231. Das übrige beivegliche Bermögen, welches weder sum Gebrauche des Minderjährigen, 
uch zum Andenken der Familie, oder nach Anordnung bes Vaters aufzubewahren ift, noch auf 
eine andere Urt vortheilhaft veriwendet werden Tann, muß im allgemeinen öffentlich feilge- 
boten werben. Das Hausgeräthe kann man den Eltern und den Miterben in dem gerichtligen 
Shägungspreife aus freier Hand überlaſſen. Gtüde, die bei der öffentlichen Berfteigerung 
nit veräußert toorben find, fann der Bormund mit Bewilligung des vormundſchaftlichen Ge: 
richtes auch unter dem Schägungspreife verkaufen. 


in Rühfiht des unbeweglichen; 
@ 332 — ugL N. 208, 848, 220 8. ©.; Jul. M. bg. v. 18. September 1857, 8. 30886; $. 27 Wbh.-Bat.) 
8 282. Ein vnbewegliches Gut Tann nur im Nothfalle oder zum offenbaren Bortheile des 
Rinderjäprigen mit Genehmigung des vormundfcaftlihen Berichtes und in der Regel nur 
mittelſt öffentlicher Verſteigerung veräußert; aus twichtigen Gründen aber kann aud eine Ber- 
äußerung aus freier Hand von dem Gerichte bewilliget werden. 


Entf. v. 19. September 1867, Nr. 8148 (©. H. 1868, Nr. 8). Auch 
bei Veräußerung von Immobilten, welde noch nicht im Beſitze der Mundel find, 
fondern zu einer Verlaſſenſchaft gehören, worauf diefe Auſpruch haben, hat der 
Gerichtehof I. Inftanz nad $. 83 Jur. N. die Genehmigung zu ertheilen, 

Entfd. v. 4. Juni 1857, Nr. 5177 (P. ©. 73). Wenn eine maj. 
mb min. Rindern gemeinfame Realität unter der Hand verfauft werden fol, 
das Gericht aber mit dem Vormunde (der zugleih Gläubiger eines Pupillen 
iſ) hierin nicht einverftanven ift, fo Hat es zur Weuferung über bie Verkaufs. 
bedingnifſe einen Curator ad actum aufzuſtellen. 


bei vorzukehrenden wichtigen Veränderungen; 


(6. 239 — 2ꝛ. 1034 1009; 1090, 1091; 236; 1392; 1380, 551, 805, 800, 802, 689; 234, 1008, 801 u. 649 

8.6. 53.93, 187—189 Mbb.-Bat.; a. 5. Entihl. v. 12. Juli 1819, Mel. v. 11. September 1784, Nr. 336, Gofd. 

3% Revember 1789, Rr. 1096, v. 31. Huguft 1798, Rr. 430 [Haupteid), und o. 6. December 1882, Ar. 1011 
I. 8. &. [Compromiß].) 

L232, Ueberhaupt Kann ein Bormund in allen Geſchäften, welche nicht zu dem ordentlichen 

Bitgfcaftsbetriche gehören, und welde von größerer Wichtigkeit find, nichts ohne gerichtliche 

igung vornehmen. Er kann alfo eigenmächtig keine Erbfhaft ausſchlagen over unbe» 
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dingt annehmen; Feine Veräußerung der feiner Verwahrung anvertrauten Güter vornehmen; 

feinen Pachtvertrag abfchließen; kein mit gefegmäßiger Sicherheit angelegtes Capital auf 

kündigen; feine Forderung abtreten; keinen Rechtöftreit vergleichen; Leine Fabrik, Handlung 
und Gewerbe ohne gerichtliche Genehmigung anfangen, fortfegen wer aufpeben. 


Entſch. v. 3. November 1874, Nr. 11557 (5523 ©.-U.). Die von 
dem Vater der min. Braut für dieſelbe geichloffenen Ehepacte, in welden 
nicht über etwa früher der Min, gehöriges Vmgn. verfügt wurde, bevürfen 
zur u nit der Genehmigung der Vormundſchaftsbehörde (88. 152, 149, 
233 8. ©.). 

Blenar- Entf. v. 31. December‘ 1873, Nr. 11570 (5195 SU), ' 
eingetragen in das Indientenbuh Ar. 85. Der zweite Abſatz des $. 83 
8. ©. der Zur. N. findet feine Anwendung, wenn das einem Mündel 
oder Pflegebefohlenen im Erbrechtswege angefallene und noch nidt 
eingeantwortete unbewegliche Gut nod im Zuge der Berlafjenfdafts- 
abhandlung verkauft oder durch Erbtheilung auf einen Miterben 
übertragen werben foll. 

Entfd. v. 15. Sänner 1873, 12730 (4842 ©.-U.). Zur Erklärung 
über Annahme oder Zurüdidiebung eines aufgetragenen Haupteides bedarf «6 
nicht der vormundfaftlihen Ermächtigung; dieſe ift nad $. 233 nur zur Ber- 
gleihung eines Nechtöftreites für nothwendig erflärt. 

Entſch. v. 8. November 1871, Nr. 4444 (©. H. 1872). Die vor 
mundſchaſtabehördliche Genehmigung ift zur Wirkfamkeit der Schuldanertennung 
durch die Vormünderin nicht unbedingt erforderlich. 

Entf. v. 20. Februar 1868, Nr. 1567 (3003 &.-U.). Zur Aenderung 
in der Apminiftration des Mündelvermögens (Selbftbeforgung der bisher von 
Dritten verfehenen Adminiſtration eine® Haufes) ift die Zuſtimmung her Bor 
mundſchaftobehörde einzuholen. 

Entfd. v. 8. Jänner 1868, Nr. 11657 (2963 ©.-U.). Die einfeitige, 
nachträgliche Genehmigung eines von der Bormundfchaftsbehörde verworfenen 
Bertrages, durch den feither großjährig Gewordenen, ift unwirkſam. 

Entfd. v. 15. October 1867, Nr. 8677 (2881 ©.-U.). Zur Anftellung 
einer die Eivilftandöverhäftnifie des Mündels betreffenden Klage ift ver Vormund, 
nur über vormundſchaftsbehördliche Ermächtigung, legitimirt. Mangels diefer ift 
die lage a limine zurücdzuweifen. 

Entſch. v. 20. November 1866, Nr. 9945 (2666 G.⸗U.). Der Prodi⸗ 
galitätscurator Tann ein Vermädtniß, beflen Beltand zweifelhaft if, nicht ‚ohne 
Genehmigung der Curatelsbehörde als giltig anerkennen. 

Entf. v. 29. September 1863, Nr. 7128 (1804 G.-U.). Die Erbs⸗ 
erklärung des Vermögenscurators ift anzunehmen, die des, dur bie Erblafſerin 
von der Verwaltung audgefhloffenen Vaters des Erben, zurüdzumeifen. 

Entſch. v. 6. Mai 1863, Nr. 2978 (1706 ©.-U.). Darlehensfculden, 
welche der Vormund ohne Genehmigung der Vormundſchaftébehörde contrahirte, 
fallen nur ihm zur Laft und begründen keine Haftung des Pupillen (88. 233, 
1008, 234, 1108 3. ©.). 

Entf. v. 24. December 1861, Nr. 8471 (1445 G.-U.). Der Ber 
laſſenſchaftscurator als Beklagter braucht fi nicht mit der curatelsbehördlichen 
ar: zur Annahme oder Zurückſchiebung des Haupteides — 

Entfd. d. 24. Mai 1860, Nr. 6013 (1139 ©.-U.). $. 83 Dur. N 
(8. 78 Tomb. „venet, Jur. N.) unterftellt nur Beräußerungen, nicht aud Ber- 
taufhungen unbewegliher Sachen, noch aud die übrigen —— Geſchäfte des 
8. 233 B. G., der. Genehmigung des Gerichtshofes (vgl. 8. 187 Abh. Pat.). 

Entſch. v. 20. September 1859, Nr. 10735 (866 '©.-u). Die ger 
wöhnliche Verpachtung gehört zum ordentlichen Wirthſchaftsbetriebe, nicht aber 
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jene auf längere, als die ortsüßliche Zeit, befonders auf mehrere Jahre ($. 189 
Anh. Bat.); zur letteren bedarf es der vormundſchaſtsbehördlichen Genehmigung. 

Entſch. v. 9. December 1858, Nr. 13626 (682 ©.-U.). Vergleiche 
über ein durch Teſtament begründetes Anrecht auf unbeweglihe Sachen bedürfen 
aiht ver Genehmigung des Gerichtshofes, welche nur bei Veräußerung unbeweg 
lichet Sachen felbft erfordert wird. 

Eutſch. v. 18. November 1858, Nr. 12770 (B. ©. 78). Der Schägungs- 
eid lanu auch von einem Qurator oder Borınund abgelegt werben. 

Entf. v. 27. April 1858, Nr. 3621 (550 ©.-U.). Der Vater bedarf 
m Geltendmachung ver Rechte feiner Kinder außer dem Falle des 8. 253 B. ©. 
lines gerichtlichen Eonfenfes. 

Entf. v. 11. November 1857, Nr. 9780 (466 ©.-U.). Eine ausdrücklich 
beſtimmte Submittirung der Wideicpmmißcuratel unter das Slagebegehren Tann 
wirfem ohne curatelsbehörblihe Genehmigung nicht erfolgen, 

Entfd. v. 4. Inni 1857, Nr. 3768 (371 ©.-U.). In der vormundfchafts- 
behördlichen Legitimation zur Klageführung auf Anerkennung ver Vaterfchaft ꝛc. 
Gegt nad) der Natur dieſes Procefjes auch die Ermädtigung zur Auftragung des 
Haupteides. 

Entſch. v. 20. Mai 1867, Nr. 5053 (362 G.-U.). Zur Klageſührung 
anf Aufhebung der Gemeinſchaft (des Immobilareigenthuins) iſt die vormund- 
ſchaftsbehördliche Genehmigung erforderlich. Mangels derſelben iſt deren Nach— 
bringung, nicht aber die Annullirung des inrotulirten Proceſſes, zu verfügen, 

Entſch. v. 20. Mai 1857, Nr. 4894 (361 ©.-U.). Die Anſchließung 
von Miethverträgen aud auf längere Dauer gehört zum ordentlichen Wirthfchafts- 
beriebe; da $. 233 B. ©. zwar Pacht-⸗ nicht aber die fo nahe verwandten 
Mieihvertrãge ansprädtih der vormundfhaftsbehörblihen Genehmigung vorbehäft, 
fo erfeint, wenn aud die Aufzählung des $. 233 ibid. Feine tarative iſt, biefe 
Anslafjung als beabfidtigte. Der Ausdruck von größerer Wichtigkeit ift von 
Tal zu Fall mit Rüdfiht auf die concreten Berhältniffe zu beurteilen. 8. 189 
des Abh.-Pat. enthält keine Beſchränkung des 8. 233 ibid. [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 31. März 1853, Nr. 3133 (©. Ztg. 1855, Nr. 118), ein- 
getragen in das Indicatenbuch Ar. 19. Der Bormund bedarf keiner ge- 
tihtlihen Genehmigung, um einen ihm anfgelragenen Haupteid an» 
janehmen oder zurüdzufdieben. 

Entf. v. 18. Jänner 1852 (Gaz. dei trib. 1852, Nr. 18). Pachtungen, 
bie dad Gefeg zu den Haubelsgefhäften zählt, unterliegen ber vormundſchafts . 
behörblihen Genehmigung. 

Entf. v. 5. September 1851, Nr. 5688 (©. Big. 1855, Nr. 118). 
Sobald eine Handlung fortgeführt wurde, ift für Dritte die ſtillſchweigende Zu« 
Rimmung der Bormundfcaftsbehörde zu vermuthen, daher gegen die im Betriebe 
derfelben abgefchlofienen Geſchäfte dıe Einwendung, daß die Fortführung ohne 
vormundfchaftsbehördlihe Genehmigung geſchah, nicht ftatthaft ift. 

Entfd. der Gefeßgebungs-Hofcommilfien v. 17. October 1822 (P. ©. 76). 
Eempromifje Lönnen aud in Ungelegenheiten von Min. und Pflegebefohlenen 
sehhloffen und vom Vormundſchaftsgericht ohne Anfrage genehmigt werben. 


bei Einhebung der Capitalien; 
(6. 334 — vgl. 88. 236; 1424, 1425 3. G.) 
8. 238. Ein Bormund Tann für ſich allein kein Capital des Minderjährigen, wenn es 
wrüdgezaplt wird, in Empfang nehmen. Der Schuldner, dem ein folhes Capital aufgefündiget 
Bir, muß fi zu feiner Sicherheit von dem Vormunde die gerichtliche Berwilligung zur Er- 
hebang des Capitals vorzeigen laflen, und fi nicht mit der Quittung des Bormundes allein 
beguügen; auch ſteht es ihm frei, die Zahlung unmittelbar an das Gericht ſelbſt zu leiſten. 
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Entf. v. 10. December 1867, Nr. 9316 (2942 ©.-U.). Die Klage 
bes Vormundes auf Sicherſtellung des bedingten Rentenlegates oder entſprechenden 
Capitals gegen die Erben ift begründet. 

Entfg. v. 6. Mai 1863, Nr. 2978 (1706 ©.-U.). Aus 88. 238, 
234, 1008 u. 1108 B. ©. ergibt fih, daß die Aufnahme von Darlehen zu 
den Geſchäſten großer Wichtigkeit zählt. Aus der Contrahirung einer Darlehens 
ſchuld ohne vormuntfhaftsbehörblihe Genehmigung wird nur der Vormund, nicht 
der Bupille obligirt. 


bei weiterer Verwendung derfelben; 


(6. 235 — vgl. 68. 290, 234 Abh.⸗Pat.) 
8. 285. So oft der Fall eintritt, daß ein ausſtehendes Capital eingehen ſolle, Hat der Bor 
mund für deffen vortheilhafte Verwendung die Anftalt zu treffen, und gu ber wirklichen Ber 
wendung die Genehmigung des Berichtes einzuholen. 


zur Sicherſtellung unbederkter Forderungen. 


(6. 236 — ugl. 66. 199 u. 208 Mbh.-Bat.; 66. 449, 280, 1975 3. 6.) 
8. 236. Weber Schuldforderungen, gu deren Beweiſe Leine Urkunden vorhanden find, mu 
der Bormund fi Urkunden verfchaffen, und diejenigen, welche nicht ſicher geftelit find, fo viel 
möglich ſicher zu ftellen ſuchen, oder zur Berfallszeit eintreiben. Doch fol den Eitern das 
Eapital des Minderjährigen, wenn es aud nicht gefegmäßig verfidhert, der Minverjäprige 
jedoch wahrſcheinlicher Weife keiner Gefahr des Werluftes audgefegt if, nicht aufgekündet 
werben, wofern ihnen bie Zurüdbezahlung ohne Veräußerung ihres unbeweglichen Gutes ober 
Abtretung von ihrem Gewerbe ſchwer fallen würde. 

Entf. v. 14. September 1858, Nr. 8092 (613 ©.-U.). Ein Bormund 
(Eurator) ift zum Erſatze des feinem Pupillen dadurd, daß er bei Veräußerung 
einer Realität die Sicherftelung der Kauffhillingsforderung und nachdem ber 
Käufer im Rüdftand war, die rechtzeitige Pränotation zu erwirken, unterließ, zu 
gezogenen Schadens — zu verhalten. 

Entf. v. 4. Februar 1858, Nr. 759 (509 G.U.). Für den Fall ber 
Sicerftellung der Forderung eines Minderjährigen, liegt in der Anorbnung ded 
8. 236 B. ©. der Rechtstitel. 


Eantion. 
@. 237 — vgl. 68. 191, 204, 229, 280, 239; 1873 8. G.; Hofb. v. 30. September 1785, Ar. 474 3. 6. €) 
8. 239. Der Bormund ift bei Antretung der Vormundſchaft nicht ſchuldig, Caution zu 
leiſten. Er bleibt auch in der Folge von der Eaution befreit, fo lange er die durch das Gelch 
zur Sicherheit des Vermögens beftehenden Vorſchriften genau beobachtet und zur gehörigen 
Zeit ordentlih Rechnung legt. 


Berbindlichkeit zur Kehnnngslegung. 


(8. 2838 — vgl. 88. 1039; 210 8. &.; 96. 19, > er Abh.⸗Pat. Hofb. v. 8. Februar 1826, Rr. 2188 


8. 236. In ber’ Regel ift jeder Bormund und jeder Eurator verbunden, über bie ihm an 
vertraute Verwaltung Rechnung zu legen. Bon der Redhnungslegung kann zwar der Erblafier 
in Anfehung des von ihm freiwillig vermachten Betrages den Bormund losſprechen; auch das 
vormundſchaftliche Gericht Kann diefes, wenn das Einkommen die Auslagen für den Unterricht 
und die Erziehung des Minderjährigen wahrſcheinlich nicht überſteigt; allein das in der In- 
ventur aufgenommene Hauptvermögen und Eapital muß ein Bormund in allen Fällen aus 
weifen; aud von dem Zuftande feines Pflegebefohlenen, wenn darin eine wichtige Veränderung 
vorgeht, Bericht erftatten. 


Entf. v. 28. December 1871, Nr. 2259 (4376 ©.-U.). Der Bor 
mund, ver laut nach beenbeter Vormundſchaft erwirktem Urtheil eine dem Miündel 
gehörige Realität als die feine bewirthſchaftete, ift als früherer Vormund und 
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als Geihäftsführer ohne Auftrag zur Ablage der Rechnung über das verwaltete 
Gut verpflichtet (88. 238 u. 1039 B. ©.). 

Entſch. v. 7. März 1865, Nr. 1626 (2132 ©.-U.). Die Vorſchrift des 
8.150 B. ©. ift im ©egenfage zu jener des 8. 238 ibid. aufzufaflen; fie 
gilt unter fonft gleihen Umſtänden aud von der Mutter. 


Zeit der Rechnungslegung. 


(239 — vgl. 85. 19; 206, 207; 203, 204, 205 Abb.» Pat.; Hofb. v. 15. December 1789, Nr. 321 (befondere 
tee ten» Wemang)- v. 97. en und dv. 26. April 1790, Ar. 173.8. ©; 
a. G. 


5.239. Die Rechnungen müſſen mit jedem Jahre oder längſtens Innerhalb zwei Monaten 
ach deſſen Berlauf mit allen erforderlichen Belegen dem vormundfchaftlicden Gerichte über⸗ 
geben werden. In diefen Rechnungen muß die Einnahme und Ausgabe, der Ueberfhuß oder 
die Berminderung des Capitals genau beftimmt werden. Iſt unter dem Bermögen des 
Rinderjährigen eine Handlung begriffen, fo bat fih das Gericht mit dem vorgelegten be- 
glaubigten Rehnungsabfeluffe, oder mit der fogenannten Bilanz, zu begnügen und ſolche 
geheim zu halten. Gegen einen Bormund, welcher in ber beftimmten Zeit die Rechnung zu 
legen unterläßt, müflen die den Umftänden angemeffenen rechtlichen Zwangsmittel ange 
wendet werden. 


Entſch. v. 7. Juni 1859, Nr. 6387 (804 ©.-U.). Der Vormund kann 
Forderungen an feine Mündel nur nad gelegter Bormundfhaftsrehnung geltend 
machen, wenn aud eine Protocollarertlärung dießfalls vorliegt. 


Ort, wo die Rechnung zu legen. 
1. 20 — vgl. 58. 228, 226, 240 ©. G.; Hofb. v. 19. Drtober 1838 und v. 30. Juni 1785, Ar. 48 I. @. ©.) 
5210. Bonn der Minderjährige in verfhiebenen Provinzen unbewegliche Güter befigt, 
deren Berwaltung einem Bormunde allein anvertraut ift, fo muß ber Bormund für jede 
Prewinz eine befondere Rechnung führen und der dortigen Behörde vorlegen; allein es bleibt 


ihm freigeftellt, zum Beften des Minderjährigen den Ueberfhuß des in einer Provinz gelegenen 
Vermögens in einer anderen zu verwenden. 


Art der Rechnungserledigung. 
& 21 — ul $ 262 ©. ©.; 68. 200 214 Abb.-Pat ; gr D. 15. December 1783, Rr. 381 und v. 9. Mai 
1785, Rt 425 3. 8. ©. [Bergwert).) 
5. 241. Das vormundfcaftlihe Bericht ift verbunden, die Rechnungen des Bormundes nach 
den befonderen Vorſchriften durch Rechnungs» und Sachverftändige prüfen und berichtigen zu 
laſſen, und die Erledigung darüber dem Vormunde mitzutheilen. 


Entfd. v. 7. Jänner 1859, Nr. 6387 (804 ©.-U.). Der Bormund 


laun Forderungen an fein Münvel nur nad gelegter Vormundſchaftsrechnung 
geltend machen, wenn auch eine Protofollarerflärung dießfalls vorliegt. 


@. 242 — vgl. bet 4. 241 cit.) 


8. 242. Iſt in den Rechnungen etwas vergeffen worden, oder fonft was immer für ein 
Berftoß untergelaufen, fo kann dieſes weder dem Vormunde, noch dem Minderjährigen zum 
Nachtheile gereichen. 


Entf. der Befeugebungs- Hofcommifflon v. 21. März 1822 (PB. ©. 82): 
Gegen die Schlußrechnung des Bormundes können nur in den Fällen der 88. 242 
=. 262 8. ©. auch Mängel, melde fih auf die Fehler früher bereits gericht⸗ 
lid erlevigter Rechnungen beziehen, geftellt werben. 
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Defondere Borſchriften für den Bormund Bei der mitteldaren Ber- 
mögensverwaltung. 


Infsnderheit bei Vertretungen. 
Lit. b « Junt 1780, Sr. 1015 u. 6 04 a . G. D.; 98. 151, 246, 97; 1014, 1017, 244; 
G 8.0 ano, Se Ef. 614 „gs, CN 666, 782, 88 a , 836 Gef. Str. ©.; M. Erl. 
vs un 2850, Br. 19,81 Se Sr . 37. Wpril 1873, Rt. 66 (Ba, —— 4 5 —8 14. Dei 
9, Ar. 6ER... B. (Öemwerbegerichte); ‚KHofd. v. 17. Auguft 1832, Ar. 1888 I. G. ©.) 


8. 243. Ein Minderjähriger kann weder als Kläger, noch als Gellagter vor Gericht er⸗ 
feinen; es muß ihn der Bormund entweder felbft vertreten, oder durch einen anderen ver- 
treten laſſen. 

Entfd. v. 5. December 1878, Nr. 13481 (©. H. 1879, Nr. 39). 
Die Klage des Ehemannes, womit die ehelihe Geburt des von der Gattin, 
während der Ehe geborenen, in die Taufregifter als außerehelid) eingetragenen, 
Kindes beftritten wird, ift nicht gegen die Gattin oder ben unrihtiger Weife für 
das Kind beftellten Vormund, fendern, der Borfchrift des $. 158 B. ©. ent« 
fprehend, gegen den zue Bertheibigung ber ehelichen Geburt aufzuftellenden 
Eurator zu richten. Der Rückerlag einer dem widerſprechenden Klage ift daher 
gerechtfertigt. 

Entf. v. 28. Auguft 1872, Nr. 8785 (4693 ©.-U.). Dem Anfuchen 
des Min. um Erxecution zur Vollftredung eines firafgerichtlihen Erkenntniffes 
(8. 373 Ste. P. DO. — $. 244 B. ©.) ftehen $. 64 a. ©. O. und 8. 243 
8. ©. nicht entgegen. 

Entf. v. 19. November 1868, Nr. 9195 (3168 ©.-U.). Das kriegs- 
rechtliche Urtheil, wornad ein Erfaganfpruc gegen einen Min. zuerfannt wurde, 
ımterliegt nicht der Prüfung des Civilgerichtes. Die Unfähigkeit des Min. vor 
Gericht zu erſcheinen, erfiredt fi nicht auf Straffälle (8. 248 B. ©.). 

Entf. v. 18. December 1867, Nr. 10291 (G. H. 1868, Nr. 12). 
Auch bei nad gefhöpftem Urtheile ſich herausftellenner Minverjährigteit kann von 
ber höheren Inflanz das Urtheil und Bf, caffirt werben. 

Entſch. v. 10. Yuli 1866, Nr. 6377 (©. Ztg. 1866, Nr. 64). Wider 
die vor erreichter Großjährigkeit begonnene und nad erreichter Großjährigfeit 
ſtillſchweigend fortgefegte und gefchloflene Verhandlung findet die Einwendung der 
Minverjährigkeit nicht flat. 

Entf. v. 17. März 1863, Nr. 1750 u. 1845 (1676 ©.-U.) In 
dem mit den Min. gepflogenen Bf. und gegen fie ermirkter Execution liegt eine 
offenbare Nulität. Die Sache ift in die Orbnung zu Lringen, indem ber gefeß- 
lie Berireter der Min. beigezogen, .da® Bf. Über die Klage neuerlich gepflogen 
und die Pfändung als pfandweife Beſchreibung aufrecht erhalten wird, 

Entſch. v. 31. März 1857, Nr. 3041 (326 G.⸗U.). Wenn aud nad, 
Hofd. v. 17. Auguſt 1822, Nr. 1888 I. ©. ©. die Findelanftalt Bormundftelle 
zu vertreten hat, bleibt doch ver vom Gerichte beftellte befondere Vormund zur 
Unftrengung der Paternitätsllage legitimirt. Die Legitimation” des gerichtlich 
beftellten Bormundes Tann niemald durch Proceßgegner angefodhten werden. 


- Bei Verträgen des Pflegebefohlenen. 


bei $. 248 cit.; 6. 2838 8. G.; Softeger., A a ee ‚Charge X 
— tal 1842, Rr. 614 J. G. ©. Mrivile ——— 


8. 244. Ein Minderjähriger iſt zwar berechtiget, durch erlaubte —— ohne Be, 
feines Bormunbes etwas für fi zu erwerben; allein er kann ohne Genehmhaltung der Bor- 
mundſchaft weder etwas von dem Seinigen veräußern, noch eine Verpflichtung auf fih nehmen. 

Entf. v. 28. Auguft 1872, Nr. 8785 (4693 G.-U.). Dem Anſuchen 
bes Min. um Execution zur Vollſtreckung eines ftrafgerichtlichen Erkenntniſſes (8. 373 
Str. P. O. — 8. 244 B. ©.) fichen $. 64 a. ©. O. und $. 243 B. ©. 
nicht entgegen. 
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Entf. v. 13. October 1869, Nr. 7755 (3635 ©.-U.). 8. 248 B. ©. 
ds eine Ausnahme von der allgemeinen Regel des 8. 244 ibid. bildend, muß 
frenge interpretirt werben; dem Gläubiger obliegt der Beweis, daß ber Min. ſich 
für maj. ausgegeben habe und er nicht in der Lage war, fich darüber Ueber 
wugung zu erholen. - 

Entf. v. 19. November 1868, Nr. 9195 (3168 ©.-U.). Das kriege 
etliche Urtheil, wornad ein Erfaganfpruch gegen einen Min. zuerfannt wurde, 
unterliegt wicht der Prüfung des Civilgerichtes. Die Unfähigfeit des Min. vor 
Gericht zu erfcheinen, erftredt fih nicht auf Straffäle (8. 248 B. ©.). 

Entſch. v. 12. Februar 1868, Nr. 332 (2991 G.-U.) Das Vorgeben 
ver Eigenberedhtigung, feiten® eines unter verlängerter vormundſchaftlicher Gemalt 
Rehenden Bolljährigen, kann au, wenn das Edict Über die Verlängerung der 
Bormundſchaft gehörig verlautbart wurde, unter Umftänden nad) Analogie des 
8. 248 Abſ. 2 3. ©. ihm haftbar machen [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 8. Jänner 1868, Nr. 11657 (2963 ©.-U.). Der von ber. 
Bormundfhaftsbehörde abgelehnte Big. kann durd die fpätere einfeitige Geneh⸗ 
migung Seitens des maj. Gewordenen nicht mehr aufleben. 

Entf. v. 4. December 1861, Nr. 7197 (1426 ©.-U.). Die vom Ger 
fee normirte Unfähigfeit Min. zur Vertragsabſchließung ift theils eine abfolute, 
teils eine relative; bei Abſchluß eines gerichtlichen Vergleiches über die Bater- 
ſchaft mit dem Kindesvormund Tann nur von legterer die Rede fein. Diefe an- 
langend fann nach 88. 246 u, 247 B. ©. vie Fähigkeit zum Abſchluſſe unter 
Umftänden allerdings vorhanden fein, der Mangel würde dur bie ſtillſchweigende 
Genehmigung nad (20 Tage fpäter) eingetretener Großjährigleit behoben. 

Entfd. v. 15. März 1859, Nr. 2900 (©. 5. 1863, Nr. 18). Durch 
Hofd. v. 25. Juni 1795, Nr. 237 9. ©. ©. ift es unterfagt, Militärperfonen 
vom Feldwebel abwärts ohne militãrbehördlichen Conſens ihr Vmgn. auszuzahlen; 
daraus folgt aber nicht, daß ein ſolcher Militäriſt über ſein Immobilarvermögen 
a“ — verfügen könne. (Abſ. 7 des Kundm. Pat. und 88. 356 u. 865 


ne v. 11. Jänner 1854, Nr. 13240 (10 ©.-l.). Die Unfäpigfeit 
des Min. zum Bertragsabſchluß nah 8. 244 B. ©. ift eine bloß relative, es 
iR daher in conereto zu beurtheilen, welche Sorgfalt uud Einfiht der Min, 
wirklich entwidelt habe. Der Btg., wornach eine in ihrem Beſtande und lauteren 
Motive zweifelhaſte Schenkungeforderung mit Rüdfiht auf den guten Ruf und 
die Ehre der Min. von ihr um geringes Entgelt cedirt wurde, befteht zu R. 


5 — gl. . 0-51 ©. ©; Mi. 5 u. 6. Ehes.) 
8. 345. Inkbeſondere Tonnen Minderjährige ohne Einwilligung der Vormundſchaft Beine 
gültige Ehe eingegen (88. 49-51). 


In welden Säflen der Minderjäßrige ohne Einwilligung 20 Bor- 
mundes verbunden werde. 


G 20 — ol ie 5, Desenber 1 1888, Ar. 151 R. ©. ©., und 6. — Inte, biegu; San. Bet 8. 
Rele e. 1871, a "6087 und v. 8. Nosember 1871, 8. 12921; 9.2 26. Februar 1876, 
R.19R ©. Re a Tann 184. Rr. 780 J. ©. ©; Par ei. —* 28. December 1812, 
r. 1010; ra 2. December 1889, Rr. 137°. ©. ©. 9. Mär) 1860, 3. 8718.) 


8. 246. Het der Minverfäfrige au ohne Einwilligung feines de fi zu Dienften 

verbungen, fo kaun ihn der Bormund ohne wichtige Urſache vor der geſetz oder vertragsmäßigen 

Frift wicht zurückrufen; was er auf diefe ober auf eine andere Art durch feinen Fleiß erwirbt, 

darüber kann er, ſowie mit jenen Sachen, die ihm nad) erreicgter Mündigkeit zu feinem Ges 
brauche eingehändigt worden find, frei verfügen und fidh verpflichten. 


Entf. v. 4. December 1861, Nr. 7197 (1426 G.-U.). Die Un- 
fähigkeit Min. zum Vertragsabſchluß if theils eine abjolute, theils eine relative; 
7* 
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bei Abſchluß eines gerichtlichen Vergleiches Über die Vaterfchaft mit dem Sindes- 
vormund kann nur von legterer die Rede und daher nad SS. 246 u. 217 B. ©. 
die Fähigkeit zum Abſchluß unter Umſtänden allerdings vorhanden fein; ber 
Mangel derfelben würde durch die ſtillſchweigende Genehmigung nad (20 Tage 
fpäter) eingetretener Großjährigfeit behoben. 

Entſch. v. 11. Yänner 1854, Nr. 13240 (10 ©.-U.). Die Unfähigfeit 
Min. zum’ Vertragsabſchluß ift eine bloß relative, es ift daher im einzelnen Falle 
zu beurtheilen, welche Sorgfalt und Einſicht der Min. wirklich entwidelt habe. 


(8.247 — vgl. bei $. 248 cit.; 88. 187, 282; 865, 866, 877, 1295, 1447 8. @.) 
8. 249. Einem Minderjäprigen, der da® zwanzigſte Lebensjahr zurüdgelegt hat, Tann die 
Obervormundſchaft den reinen Ueberfhuß feiner Einkünfte zur eigenen freien Verwaltung 
überlaffen; über diefen feiner Verwaltung anvertrauten Betrag ift er berechtiget, eigenmächtig 
fih zu verbinden, 

Entſch. v. ? 1879 (I. B. 1879, Nr. 27). Ein von einem wegen Wahn 
feines unter Curatel Geftelten, welchem monatlich zur Beftreitung feiner Be- 
bürfniffe 100 fl. verabfolgt werden, gefhloffener, den ortsüblihen Miethen ent- 
ſprechender Miethvertrag if, zumal der Curand über Anweifung des Curators 
ſolche Gefchäfte gewöhnlid ſelbſt abſchloß, rechtsgiliiz; denn, nachdem $. 866 

©, ſagt, daß, wenn von einem Curator abhängige Perſonen etwas 
verfpreden, die Giltigleit des Btgs. nah den in dem 3. und 
4. Hauptflüde des I. Theiles ibid. gegebenen Vorſchriften „in der 
Regel“ von der Einwilligung bed Vertreters „oder“ zugleid bes 
Gerichtes abhänge, folgt daraus, daß diefe Kegel auch Ausnahmen 
zulaſſe, wie folde in den 88. 247, 248 u. 866 ibid. auch wirklich 
enthalten find. Da nun nad 88. 187 und 282 ibid. Min. und Pflege 
befohlene in ihren Ren. und Pflihten und in der Führung ihrer 
Geſchäfte gefeglih einander gleihftehen, fo muß die Veftimmung 
des 8. 247 ibid., nad welder ein Min. über den feiner Verwaltung 
anvertrauten Betrag feiner Einkünfte fih eigenmädtig verbinden 
Tann, au für den Euranden gelten. 

Entſch. v. 29. März 1871, Nr. 527 (9.8. 1872). Ein Min., weldem 
nad $. 247 8. ©. die reinen Ueberfhüffe feiner Einkünfte zur eigenen freien 
Berwaltung überlaffen werten, ift beredtigt, ſich eigenmächtig zu verbinden und 
daher nah Art. 1 der W. DO. v. 25. Yänner 1850, Nr. 51 8. ©. B. aud 
wechſelfähig. 

Entſch. v. 15. Februar 1870, Nr. 12751 (3713 G.-U.). Wenn ber 
Eurand Gegenflände, welde er in Folge eines — Mangels curatelöbehörblicher 
Genehmigung — ungiltigen Kanfvertrages erlangte, benütst oder veräußert, fällt 
ihm ein Verſchulden zur Laſt, welches den Kläger berechtigt, Erfa des hiedurch erlit- 
tenen Schadens anzufprehen (8. 1295 B. ©.). 

Entf. v. 4. December 1861, Nr. 7197 (1426 ©.-U.), Nah 88. 246 
u. 247 3. ©. Tann die Fähigkeit Min. zum Bigs. «Abflug unter Umftänden 
allerdings vorhanden fein; der Mangel derſelben würde durch bie ſtillſchweigende 
Genehmigung nad) bald daranf eingetretener Großjährigkeit behoben. 


G. 218 — vgl. 66 — — eo re Fa * = ul dk % * 269 — 275 Gtr. G. 

8. 248. Ein Minderjähriger, welcher fih nach zurüdgelegtem zwanzigſten Jahre bei einem 

Geſchäfte für großjährig ausgibt, it für allen Schaden verantwortlich, wenn der antere Theil 

vor Abſchließung des Geichäftes nicht wohl erft Erkundigung über die Wahrheit des Vorgebens 

einholen konnte. Ueberhaupt ift er auf in Hinficht auf andere verbotene Handlungen und den 

durch fein Verſchulden verurfachten Schaden, ſowohl mit feiner Perfon, als auch mit feinem 
Vermögen verantwortlich, 
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Entfch. v. 20. December 1876, Nr. 11469 (9. B. 1877, Nr. 21). 
Der Einwenbung der Minderjährigfeit kann nicht flattgegeben werben, wenn ber 
Min. nahe 24 Fahre alt war und ſich durch feine Handlungsweife den Schein 
der Gigenberechtigung gab. Die ift der Fall bei wiederholten und fo bedeutenden 
Baarenbeftellumgen, daß aus diefen Quantitäten auf einen ſelbſtſtändigen Gefchäfts- 
betrieb des Beſtellers gefchloffen werden mußte. 

Entf. dv. 20. Februar 1872, Nr. 1456 (4884 G.-U.). Nah dem 
Jahalte eines Briefes, wornad der in Wahrheit Min. das Handelsgeſchäft feines 
Bruders übernommen und fidy verpflichtet hat, die Forderung an ben Adreſſaten 
zu bezahlen, mußte dieſer den Brieffchreiber für eigenberechtigt halten und konnte 
bei dem Umftande, als ver Verkehr brieflih von Ort zu Ort flattfanb, wohl 
wicht erft Erfundigungen einholen über beflen Alter. 

Entf. v. 15. Februar 1870, Nr. 12751 (3713 ©.-U.). Wenn der 
Curand vie, in Folge (Mangels curatelöbehörbliher Genehmigung) ungiltigen 
Kaufvertrages, erlangten Gegenftände benügt oder veräußert, fällt ihm ein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt, und iſt daher der Kläger berechtigt, Erſatz des hiedurch erlit- 
tenen Schadens anzuſprechen (8. 1295 8. ©.). 

Entſch. v. 18. October 1869, Nr. 7755 (3535 ©.-U.). 8. 248 B. G., 
als Ausnahme von ber allgemeinen Regel des 8. 244 ibid., muß flrenge inter- 
pretirt werben; dem Gläubiger obliegt der Beweis, daß ber Min. ſich für maj. 
ausgegeben habe, und er nicht hierüber ſich Ueberzeugung erholen kounte. 

Entfd. v. 7. October 1869, Nr. 7763 (Sch. I, WR Die von einem 
min. Handelsgeſellſchafter orbnungsmäßig abgeſchloſſenen Geſchäfte find für bie 
Geſellſchaft rechtsverbindlich. 

Entſch. v. 19. November 1868, Nr. 9195 (3168 ©.-U.). Das kriegs⸗ 
rechtliche Urtheil, wornach ein Erfaganfpruc gegen einen Min. zuerfannt wurbe, 
muterliegt nicht der Prüfung des Civilgerichtes. Die Unfähigkeit de® Min. vor 
Gericht zu erfcheinen, erfiredt ſich nicht auf Straffälle (8. 248 B. ©.). 

Entf. v. 12. Februar 1868, Nr. 332 (2991 ©.-U.). Das Borgeben 
ber Eigenbereditigung feitend eines unter verlängerter vormundfhaftliher Gewalt 
ſtehenden Volljährigen, Tann aud, wenn das Evict über die Verlängerung ber 
Bormundſchaft gehörig verlantbart wurde, unter Umftänden nad Analogie bes 
8. 248 Abſ. 2 3. ©. ihn haftbar machen [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 16. Mai 1866, Nr. 4186 (2497 ©.-U.), Um aus dem 
Bmgn. eines Min. für einen wirklich erwieſenen Schaden ſchadlos gehalten zu 
werten, bat ber Kläger nad) 8. 248 B. ©. nachzuweiſen, daß der Min, entweder 
fih bei Abfchluß für maj. ausgegeben hat, ohne daß Mläger darüber Erkundigungen 
einhofen fonnte, ober daß dem Min. eine verbotene Handlung ober ein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt falle; ein Verſchulden ift in der Aufnahme des Darlehens ohne 
Erwähnung des Alters nicht gelegen, wenn nicht andere falfhe Vorfpiegelungen 
hinzulommen. 

Entf. v. 31. Jänner 1865, Nr. 732 (2106 G.-U.). Es kann auch 
eine nicht felbft verwaltungsfähige Perfon eine richtige Schuld rechtmäßig ab- 
tragen; Bormund oder Eurator find nur dann das Bezahlte rüdzuforbern be- 
rechtigi, wenn die Schuld noch ungewig war (8. 1421 B. ©.). Letzteres haben 
Bormumb oder Eurator zu erweifen. Der 2. Abf. des 8. 248 ibid. fordert nicht 
wie der 1. Abf. das zurüdgelegte 20. Jahr zur Haftungspfliht des Min. 

Entfd. v. 17. März 1863, Nr. 1750 (1676 ©.-U.). In dem mit 
dem Min. gepflogenen Bf. und ber gegen ihn erwickten Erecution liegt eine 
effenbare Nullität. Die Sache ift in die Ordnung zu bringen, indem ber gefeß- 
lie Vertreter des Min. beigezogen, das Bf. über bie Klage neuerlich gepflogen 
md die Pfändung als pfanbweife Beſchreibung aufredterhalten wird. 

Entf. v. 12. September 1861, Nr. 5526 (1386 ©.-U.). Die Bor 
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mundſchaft, welche Mangels der Einwilligung der (phyſiſch maj.) Curanden, über 
welche die Vormundſchaft verlängert wurde, die Aufhebung eines Vtgs. verlangt, 
muß nad 88. 877 u. 1447 B. ©. zurüdfiellen, wa8 jene aus dem Vtg. erhalten 
haben. Den Euranden, welche über 30 Yahre alt und in Berüdfihtigung auf 
anderer Nebenumftände von dem Dritten für eigenberechtigt gehalten werben 
mußte, trifft, da er verfchwieg, daß er nicht handlungsfähig fei, ein Verſchulden 
(Analogie des 8. 248 B. ©.), welches ihn indeß nicht zur vollen Genugthuung, 
fondern nur zum Erfage des eigentlihen Schadens verpflichtet. 

Entſch. v. 13. Juni 1861, Nr. 4157 (©. H. 1869, Nr. 7). Ein über 
20 Sabre alter Min., welder in Gegenwart des Vaters ein Darlehen aufnimmt, 
iR zur Zahlung verpflichtet, weil es dem Vater und nicht dem Darlehensgeber 
oblag, die vormundfhaftsbehördlihe Genehmigung einzuholen. 

Entſch. v. 7. März 1860, Nr. 2624 (1101 ©.-U.). In ber Ueber 
nahme einer Verpflichtung turd den Min., ohne ven Irrthum des Dritten über 
das Alter aufzuflären, liegt noch fein Verſchulden im Sinne des 8. 248 B. ©. 

Entſch. v. 6. Mai 1857, Nr. 4215 (P. ©. 80). Ein Min., welder 
eıne ihm geliehene Sache veräußert, bat den dadurch verurſachten Schaden zu erfegen. 


Endigung der Bormundfhaft: 
a) dur den Tod; 


(6. 249 — vgl. 96. 196, 198; 199, 210, 211, 215; 98. 378, 1032, 262; $$. 531, 1085, 548; 253-261 ©. 6.) 
8.249. Eine Vormundſchaft endigt fih gänzlich durd den Tod des Minderjährigen, Stirbt 
aber der Bormund oder wird er entlaffen, fo muß nad der Vorfchrift des Geſetzes ($$. 198 

und 199) ein anderer beftellt werben. 


b) nach gehsbeuem Mindernifi der Ausübung der väterlichen Gewalt; 
($. 250 — vgl. 66. 176, 187; 160-162, 188 8. ©.) 


8: 250. Die Vormundſchaft endigt fih auch, wenn der Vater bie durch einige Zeit gehemumte 
Ausübung feiner Gewalt wieder übernimmt ($. 176). 


c) durdy die wirkliche Volljährigkeit; 
(8. 251 — vgl. bei 9. 172 cit.; Hofb. v. 8. Juli 1898; $. 184 Abh--Pat.) 
8. 251. Die Bormundfgaft erlifcht auch fogleich, als der Pflegebefohlene die Großjäprigkeit 
erreiht hat; doch Tann das vormundſchaftliche Bericht auf Anfuchen oder nach Bernehmung 
des Vormundes und der Verwandten, wegen Leibes- oder Gemüthégebrechen des Pflege 
befohlenen, wegen Berfhwendung ober aus anderen wichtigen Gründen bie Fortdauer der 
Bormundfaft auf eine längere und unbeftimmte Zeit anorbnen. Diefe Verordnung muß 
aber in einem angemefienen Zeitraume vor dem Eintritte der Volljährigkeit öffentlich befannt 
gemacht werben. 


d) durch die vermittelk ertheilter Rachfiht rechtlich angenommene Volljährigkeit; 


(8. 268 — vgl. 8. 174 B. ©.; Pat. v. 3. Mai 1858, Ar. 81 R. G. ©.; Adv. D., Rot. D., $. 4 Gew. D. vom 

80. December 1859, Nr. 297 2%. 0. B., und I. M. Erl. v. 19. März 1860, 8. 3718 lb. o. 11. Mat 1842 

und v. 28, Drtser 1829, Ar. 2437 5. &. 5, (Betrieb von Erfindungsprivilegien, Wirthf ftöbetrieb); Hofd. vom 
15. Jünmer 1885, Nr. 38 9. @. ©. (Gewerbebetrieb) und o. 37. September 1815.) 


8. 252. Einem Minderjährigen, welcher das zwanzigſte Jahr zurüdgelegt hat, Tann das 

vormundſchaftliche Gericht nach eingeholtem Gutachten des Bormundes und allenfalls auch ber 

nädhften Verwandten, die Nachſicht des Alters vermwilligen und ihn volljährig erflären. Wird 

einem Minderjäprigen der Betrieb einer Handlung oder eines Gewerbes von ber Behörde 

verftattet; fo wird er dadurch zugleid für volljäprig erklärt. Die Erklärung der Bonjäprigkeit 
hat gang "gleiche rechtliche Wirkung mit der wirklich erreichten Boljäprigkeit. 


Entf. v. 23. Mai 1872, Nr. 2713 (4612 ©.-U.). Das im Alter 
von über 20 Yahren feitens des Emancipirten gefchlofiene Gefhäft wird durch 
fpäteren Widerruf des, die PISTEN gewährenven gerichtlihen Decreied, 
nicht hinfällig, 


I. Zheit. 4. Haupifl. Vormundſchaften und Enratelen. 88. 249252. 1083 


Entſch. v. 16. November 1871, Nr. 8691 (4321 ©,-U.), Die durch 
Erreichung des Großjährigfeitsalters einer Perſon bedingten Re. Dritter werden 
durch Ertheilung der Altersnachſicht nicht berührt, ſondern nur dem Volljährigen 
jene Re. ertheilt, welche fonft nody bie Erreihung der Volljährigkeit begründet. 

Entid. v. 17. Mai 1871, Nr. 2627 (4171 ©.-U.), Die Vorſchrift 
des 8. 252 B. G., gemäß weldyer der Min. dem von der Behörde ver Betrieb 
eines Gewerbes verftattet wird, dadurch volljährig erflärt ift, kann nach Hof. 
v. 28. October 1829, Nr. 2437 I. ©. ©. nicht auf Ueberlaffung eines Wirtb- 
ſchaftsbetriebes ausgedehnt werden. Das zurüdgelegte 20. Lebensjahr ift feine 
maerläßlihe Bedingung zur Entlaſſung aus der väterlihen Gewalt (Hofo. v. 
15. Inni 1835, Nr. 38 9. ©. ©.). Die Entlaffung aus der väterlihen Ge- 
walt faun nur durch ausdrückliche Erllärung des Vaters und mit Genehmhaltung 
bes Gerichtes erfolgen (8. 174 ibid. und Hofb. v. 15. Iuni 1835). 

Eniſch. v. 5. April 1870, Ne. 3655 (Not. 3. 1870, ©. 225). Auch” 
eine über 20 Jahre alte mit vormundfchaftstehörblicher Genehmigung verehelichte 
Min. darf nad $. 252 B. ©. nur wenn bie genauen von Amtswegen gepflo- 
genen Erhebungen dieß vortheilhaft erſcheinen laffen, unter Altersnachſicht maj. 
eflärt werben. 

Entfd. v. 23. Februar 1870, Nr. 1809 (3723 ©.-U.). Das zurüds 
gelegte 20. Lebensjahr ift feine unerläßlihe Bedingung fir die Bolihrigerlltung 
durch Bewilligung eines ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebes. 

Entſch. v. 14. Juli 1869, Nr. 7673 (3469 ©.-U.). Die Weigerung 
des ehelichen Vaters, fein Kind vor Zurüdlegung des 24. Jahres aus ber väter ' 
lichen Gewalt zu entlaffen, hindert nicht, aus erheblihen Gründen die Alters- 
nachfiht dem Min. zu ertbeilen. 

Entfd. v. 26. Jänner 1869, Nr. 528 (3260 ©.-U). Das R. ber 
Entlaffung aus ber väterliden Gewalt fteht nur dem im BVollbefig derſelben 
befindlichen Bater zu (88. 148 u. 149 8. ©.). Diefe Vorausfegung trifft 
nit zu, wen dem Bater die Bermögenscuratel abgenommen worden ift; es 
muß dann die Aufhebung ber Vermögenscuratel wie bie in $. 252 ibid. nor« 
mirte Ertheilung der Alterönachficht behandelt werben. 

Entf. v. 20. Jänner 1869, Nr. 664 (3254 ©.-U.). Die teftamentarifhe 
Verfügung, welche von dem Eintritte der phyſiſchen Großjährigfeit Rechtsfolgen 
abhängig macht, wird durch die Ertheilung ber venia aetatis nicht beeinflußt. 

Entf. v. 10. Yuli 1866, Nr. 6377 (2545 ©.-U.). Im der Fort 
fegung des Vfe. nach erlangter Grofjährigkeit liegt der Verzicht auf die Geltend- 
madhung mangelnder Handlungsfähigkeit wegen Minberjährigleit (88. 243 u. 252 
8. ©. arg. relative Handlungsunfähigfeit?). 

Entfd. v. 19. Juni 1865, Nr. 4807 (©. H. Nr. 18). Die thatſächliche 
Ausübung eines Gewerbes genügt noch nicht zur Emancipation nad $. 252 ®. G.; 
es ift Hierzu die behördliche Oeftattung im Sinne der M. Vog. v. 19. Miy- 
1860, Nr. 2712 erferderlich. 

Entf. v. 27. Mai 1862, Nr. 3617 (Tribüne 1862). Bei Orckjährig- 
feitserflärungen behufs Berehelichung ift auch das Heirathöproject zu prüfen und 
hierzu die Aeußerung der nächſten Verwandten zu hören. 

Entfd. v. 26. Februar 1861, Nr. 1529 (©. Big. 1861, Nr. 105). Der 
Betrieb eines freien Gewerbes emancipirt. 

Entfd. v. 29. September 1858, Nr. 10900 (©. Big. 1858, Nr. 138). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 1529 ex 1861. 

Entf. v. 2. Yuli 1857, Nr. 6336 (PB. ©. 81). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 1529 ex 1861. 

Entf. v. 26. Februar 1856, Nr. 1302 (989 ©.-U.). Der Sohn, 
weihen vom Bater durch Geftattung der felbftftändigen Bewirthſchaftung eines 
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Bauerngutes, bie Führung einer eigenen Hanshaltung eingeräumt wurbe, ift nad 
zurüdgelegtem 20. Jahre maj.; bie Beflimmung des Hofd. dv. 28. October 1829, 
Nr. 2437 ſchränkt die Anordnung des 8. 252 B. ©. mur bezüglich eines 
unter Vertretung eines Vormundes ftehenben Min. ein. 


e) durch die ämtlide oder angefuchte Entlaffung des Vormundes. 
G. 253 — vgl. 86. 254—256; 257, 258; 259, 260; 196, 215; 198, 199, 249 ©. ©.) 


8.258. Die Entlaffung des Bormundes verordnet daB Gericht in einigen Fällen von Aıntk 
wegen, in anderen, wenn darum angefucht wird. 


Fälle der ämtlidyen Entlaffung. - 


$. 254, abgeändert burdh $. 5 bed @. v. 15. November 1867, Ar. 31 R. ©. B. — vgl. bei 6. a; 86-20; 
191, 198, 271, 254; $$. 1024, 256, 257, 288; a S; 1 LK; Ru Tum 


8. 254. Bon Amtöiwegen muß ein Bormund entlaffen werden, wenn er die Vormundſchaft 

pflichtwidrig verwaltet; wenn er als unfähig erfannt wird; ober, wenn fi im Anfehung » 

feiner ſolche Bedenklichkeiten Außern, welde ihn kraft des Gefeges von Uebernehmung ber 
Bormundſchaft ausgeſchloſſen haben würden. 

Entf. v. 16. November 1865, Nr. 9222 (2318 ©.-U.). Bei ftreitiger 
teftawentarifher Anerbnung über die Vormundſchaft kann die Entlaffung eines 
Vormundes außer dem alle der 88. 282 u. 254 B. ©. nicht von Amtswegen 
verfügt werden, fondern ift darüber im ordentlichen Rechtewege zu entfcheiden. 

Entfd. v. 9. Juni 1863, Nr. 4078 (1742 ©.-U.). Die Erklärung, 
gegen Belafjung, in der vormundfcaftlihen Verwaltung die Schuld an ben 
Mündel unverzüglid) fiher ftellen oder zahlen zu wollen, genügt nicht, um bie 
Bedenken wegen des Intereffenconflicte® zu beheben; der Vormund, welder 
Schuldner des Mündels if, muß enthoben werben. 

Entſch. v. 9. April 1863, Nr. 1793 (©. 5. 1863, Nr. 33). Anh 
wenn aus anderen Gründen der Vormund bereitd ſuspendirt worden iſt, muß 
im Falle eines gegen den Mündel eingeleiteten Proceſſes der Bormund nad 
$. 254 8. ©. entlaffen werben. 


6. 255 — vgl. 68. 215, 218 8. ©.) 
8. 255. Wenn eine Mutter, welche die Bormundfchaft ihre Kindes führt, ſich wieder ver- 
ehelihet, fo muß fie ſelbſt, oder der Mitvormund e8 dem vormundfchaftlihen Gerichte zur 
Beurtheilung anzeigen, ob ihr die Fortfegung der Vormundſchaft zu beivilligen fei. 


Entf. v. 6. Juni 1877, Nr. 5453 (©. H. 1877, Nr. 96). Einer 
Witwe wurde die Verwaltung des Bnigne. ihrer min. Stieflinder abgenommen, 
da fie ſich wieder verehelicht und die Erziehung der Stieftinder laut wiederhelter 
Anzeigen des Bormundes derart vernadläffigt hatte, daß der Vormund felbft bie 
Obforge über die Kinder übernahm. 


G. 266 — vgl. N. 191—194 8. ©, und bei 9. 264 cit.) 
8. 256. Hat der Erblaffer oder das Gericht einen Bormund nur auf eine Zeit veftent, ober 


ihn auf einen beſtimmten Ereignungsfalt ausgefchlofien, fo muß er entlafien werben, fobald 
diefe Zeit verfloffen, oder der beftimmte Fall eingetreten ift, 


Entſch. v. 16. November 1865, Nr. 9222 (2318 ©.-U.). Bei frei 
tiger teftamentarif—her Anordnung über die Vormundſchaft Tann die Entlaffung 
eines Bormundes außer dem Falle ver 88. 282 u. 254 B. ©. nicht von 
“Amtswegen verfügt werden; fondern ift darüber im orbentlihen Rechtswege zu 
entſcheiden. 


1. Zeil. 4. Hauptft. Vormundſchaften und Enratelen. 98. 253—262. 105 


Fülle der vom Yormunde 
E (4. 257 — vgl. 88. 195, 258; 201 8. ©.) 
3 259. Benn während der Vormundſchaft ſolche Gründe eintreten, die den Bormund kraft 


ig Geſetze von Uebernehmung derfelben befreit, oder ausgefchloffen Hätten, fo ift er in dem 
erſteren Falle berechtiget, in dem leteren aber verpflichtet, die Entlaffung anzuſuchen. 


(6. 858 — vgl. 68. 196, 109, 259 8. ©.) 
8. 2358. Cinem Bormunde, bem man als vermeintlichen nächften Verwandten des Minder- 
jährigen die Bormundfcaft aufgetragen Hat, fteht es frei, einen fpäter entvedten, näheren und 
tauglihden Berwandten an feine Stelle vorzufhlagen; allein der nähere Verwandte hat kein 
Recht, zu fordern, daß ihm ein minder naher Verwandter eine bereits angetretene Vormund⸗ 
ſchaft abtrete; er wäre denn früher fi zu melden verhindert worden. 


oder der von Andern angefurhten rechtlichen Entlafung. 
G. 289 — og. $. 1478 ©. G.) 
5 259. Die Mutter oder der Bruder können, wenn fie zur Zeit der beftellten Bormund- 
ſqheft ſelbſt noch minderjäprig waren, nach erreichter Boltjäprigkeit auf die Vormundſchaft 
Auſpruch machen. Auch ficht jedem Verwandten frei, wenn das Gericht einen Nichtverwandten 
wur Bormundſchaft berufen hat, fih binnen Zapresfrift um die Uebernahme der Vormundſchaft 
zu melden. 


6 3%0 — vol Hofb. v. 4. Juni 1789, Ar. 1015 lt — 1803, Rr. 629 J. G. ©.; $$. 175; 91, 98, 


3 260. Wenn ein Minderjäpriger fich verehelicht, fo Hängt e8 von ber Beurtheilung des 
Gerichtes ab, ob die Euratel dem Ehegatten abgetreten werben foll (8. 175). 
# Entfd. v. 23. Juni 1874, Nr. 6520 (5400 ©.-U.). Dem Ehemann 
Reht nach Ableben des Baters feiner min. Ehegattin nicht ſchon ex lege, fondern 
wur in Folge gerichtlicher Uebertragung die VBermögenscnratel über felbe zu. 
Entjd. v. 5. April 1870, Nr. 3655 (3769 ©.-U.). Die vormund« 
ſcaftsgerichtlich ertheilte Bewilligung zur Berehelihung if für die Frage ber 
einzuräumenden Berechtigung zur freien Bermögeneverwaltung im Sinne der 
88. 175 u. 260 3. ©. irrelevant. 


Bedingungen zur Entlaffung des Bormundes: 
a) gewöhnlicher Beitpunkt; 
(8. 361 — vgl. 85. 339 u. 254 B. ©.) s 
8.201. Ein Bormund kann in der Regel nur am Ende des vormundſchaftlichen Jahres, 
nachdem fein Nachfolger die Verwaltung des Bermögens ordentlich übernommen bat, die Bor« 


muudſchaft niederlegen. Findet aber das Gericht es zur Sicherheit der Perfon oder des Ber 
wmögens nothwendig, fo kann e8 ihm felbe auch ſogleich abnehmen. 


b) Schlußrechnung; 


(#262 — vgl. 98. 288--242 8. ©.; a. 5. Entichl. v. 11. November 1826 und 19. Juni 1885; Hofd. v. 1. Juli 
1835, Ar. 497, v. 25. Mai 1886, Nr. 144 und v. 11. Juni 1839, Nr. 360 J. &. S.; 9. 215 Abb.» Bat.; Prot. 
Aus; v. 21. Mär, 1892; Pratobevera Mat. Bd. 7, ©. 368) 


3 268. Ein Bormund if verbunden, längftens innerhalb zwei Monaten nach geendigter 

Bermundfcaft, dem Gerichte feine Schlußrehnung au libergeben, und erhält von demſelben 

nech gepflegener Ricptigkeit-eine Urkunde fiber bie redliche und ordentlich geführte Verwaltung 

feines Aıntes. Diefe Urkunde ſpricht ihm aber von der Verbindlichkeit aus einer fpäter ent« 
deckten argliftigen Handlung nicht frei. 


Entfd. v. 12. April 1877, Nr. 496 (G. Ztg. 1878, Nr. 53). Ein 
duch den Mündel, nachdem er maj. erflärt war, von der Rechnungslegung ent 
bmdener Bormund Tann nicht mehr im Rechtswege auf Legung der Rechnung 
über die von ihm geführte Verwaltung belangt werden; er haftet nur in Folge 
eines Irrihumes oder Betruges. 
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Entſch. der Gefepgebungs- Hofconmiffion v. 21. März 1822 (P. ©. 82). 
Gegen bie — des Vormundes können nur in dem Falle der 88. 242 
u. 2628. ©. auch Mängel, welche ſich auf die Fehler früher bereits gerichtlich 
erledigter Rechnungen beziehen, geftellt werben. 

e) Webergabe des Vermögens. i 
( 1. 98. 251, 253, 2 Pre 254, 286 — 8. @.; 86. 217 u. 218 ab Pat.; — Erl vom 
—EXE RR GE n.AR. Aoomber an, 3. Aiae i — 1852, Rr. 105 8.9. B.; 

Referveftat. v. 31. Juli 1858, Rr. 153 R. ©. 
8. 263. Am Ende 2 ae iſt es die Pflicht des ne das Bermögen 
dem volljährig geiworbenen, oder dem neu beftellten Bormunde gegen Empfangsfein zu über- 
geben, und fi) darüber bei Gericht auszumweifen, Das aufgenommene Verzeihniß des Ver⸗ 
mögens, und die jährlich genehmigten Rechnungen dienen bei ſolchen Uebergaben zur Richtſchnur. 

Entſch. v. 13. April 1870, Nr. 14624 (3777 G.U.). Die Ber- 
pflichtung des (Vaters als) Eurators zur Uebergabe des Vermögens an den 
maj. gewordenen Curanden ift ftetö eine Folge der geführten‘ Berwaltung, weß- 
bald der Eurator Hierzu im officiofen Wege, ohne Rüdfiht auf einen Gegen- 
anſpruch, angehalten. werden muß. 


Haftung des Bormundes ans fremdem Berſchulden. 
(8. 264 — vgl. 43. 298; 1913-1315 v. @.) 
8. 264. Insgemein hat ein Bormund nur für fein Berfhulden und nicht für das Verſchulden 
der ihm Untergeoroneten zu haften. Hat er aber wiſſentlich unfähige Perſonen angeftellt, hat 
er ſolche beibehalten, oder nicht auf den Erfag des von ihnen verurfachten Schadens gebrungen, 
fo ift er auch diefer Nachläffigleit wegen verantwortlich. 

Entſch. v. 14. September 1858, Nr. 8092 (613 G.-U.). Der Eurator 
(Landmann), welder im Kaufvertrage die Sicherflellung des Kaufſchillings nicht 
bebang und auch nachdem bes Käufers Eigenthumsrecht einverleibt und die erfte 
Kaufſchillingsrate fällig war, nichts that, um die Kaufſchillingsforderung ficher zu 
fellen, ift für den, im Folge vorausgelommener Pfandrechte dem Mündel er- 
wachſenen Schaven verantwortlich. 


Subſidiariſche Haftung des vormundfhaftlihen Gerichtes. 


G. 266 — vgl. $$. 1295 u. 1896 8. &.; Tail. Bog. v. 12. März 1859, Ar. 46, und @. v. 12. i 1872, 
ve rel : * 


8. 265. Selbſt das vormundſchaftliche Gericht, welches ſein Amt zum Nachtheile eines Minder- 

jährigen vernachläffiget bat, ift dafür verantwwortlih, und wenn andere Mittel zum Erfage 
-  mangeln, den Schaden zu erfegen verbunden. 

Siehe bie Vorfchriften über bie Haftung für das Verſchulden der Gerigtäbeamten im VI. Bde. ber 

Danpihen Sig. 

Entſch. v. 3. November 1863, Nr. 7969 (1824 ©.-U.). Der Gerichts⸗ 
vorftand, welder zur Fructificirung des Waiſengeldes keine Friſt gefegt, die Ber 
folgung des Auftrages nicht überwadt, die Rehnungsprüfung und Genehmigung 
dem Kanzliften überlaffen und die Rechnungsgenehmigung fignirt hat, ohne den 
Depofitenftand felbft zu vergleichen, ift, wenn ex nicht nachweiſt, daß dadurch der 
Schaden nicht erwuchs, zum Erſatze inſoweit verpflichtet, al8 von dem Kurator 
derfelbe nicht geleiftet wird. 

Entſch. v. 8. Auguft 1860, Nr. 6343 (1171 ©.-U.). Der Staat 
haftet nicht unmittelbar für Erſatzanſprüche aus, durch Vernachläſſigung der gefeß- 
lihen Normen, bezüglich der Fructificirung von Waifengelvern entftehenden Schäben. 

Entf. v. 6. December 1851, Nr. 10868 (P. ©. 83). Zum Erkenntniß 
auf Erfagleiftungen der ehemaligen Patrimonial- Gerihts- Inhaber aus der Ber- 
waltung der Waifen- und Depofitengelver find bie Oberlandesgerichte competent. 


1. Theil. 4. Hauptſt. Bormuntſchaften und Curatelen. 58. 263-269. 107 


Relohnungen des Bormundes: 
a) jährlide; 


@. 286 — og! Hofb. v. 9. Juli 1808, Ar. 568 J. @. S.; 66. 198, 210, 314 8. ©.) 

4206. Emfigen Bormündern kann das Gericht ans den in Erfparung kommenden Ein- 

fünften eine verhältnigmäßige jährlige Belohnung zuerkennen; doch darf diefe Belohnung nie 

mehr ale fünf von Hundert der reinen Einkünfte betragen, und fi höchſtens auf viertaufend 
Gulden jäprlih belaufen, 

Entf. v. 24. März; 1858, Nr. 1688 (531 ©.-U.). Die Vormundſchaft 
maß unentgeltlich beforgt werben, nur im Sinne ver 88. 266 u. 267 B. ©. 
iR eine Remuneration zuzuerkennen; nicht aber find befondere Arbeiten, bie der 
Boranmd felbft machen fann oder zu welden er in ver Kegel feines Rechts⸗ 
fteundes bevarf, zu honoriren. 


b) oder bei dem Austritte. 


3.269. Wenn das Vermögen des Minderjährigen fo gering ift, baß fi wenig ober nichts 

in jährliche Erfparung bringen läßt, fo kann einem Bormunde, welder das Bermögen unver- 

nindert erhalten, oder dem Minderjährigen eine anftändige Berforgung verfchafft hat, wenig- 

Rens am Eude der Bormundſchaft eine ben Umftänden angemefjene Belohnung ertheilt 
werben. 

Entid. v. 24. Mär; 1858, Nr. 1688 (531 ©.-U.). Der Bormund bat 
außer ver Remuneration nad) $. 266 ober $. 267 B. ©. weiter feine Ent- 
lehnung für Arbeiten, die er ſelbſt, ohne Beihilfe eines Rechtsfreundes, bewerk⸗ 
ſtelligen Tonnte, anzuſprechen. 


Rechtsmittel des Vormundes Bei Reſchwerden. 
6.288 — val. 86. 9-11, 12, 16 abb · per DM Ei — —X 1860, Rx. 05 R. G. B.; Hofb, vom 
5 268. Ein Bormund, welder fih duch eine Verordnung des vormundſchaftlichen Berichtes 
befwert zu fein erachtet, foll bie Befchwerbe zuerſt bei dem nämlihen Gerichte, und nur, 
wenn biefe fruchtlos war, den Recurs bei bem höheren Gerichte anbringen. 
Entfd. v. 26. Jänner 1869, Nr. 528 (3260 ©.-U.). Auch der Eurator 
iR in allen Fällen Iegitimirt, Recurs zu ergreifen. 


I. Bon der Enratel. Begriff der Euratel. 
(6. 269 — vgl. 6. 276 8. 8.) 

8 369. Für Perfonen, welde ihre Angelegenheiten nicht ſelbſt beforgen, und ihre Rechte 
nicht ſelbſt verwahren können, hat das Gericht, wenn bie väterlihe ober vormundfchaftliche 
Gewalt nicht Play findet, einen Eurator oder Sachwalter zu beftellen. 

Entfd. v. ? 1879 (9. B. 1879, Nr. 27), Ein von einen wegen 
Bahufinne unter Euratel Geftellten, welchem monatlich zur Beftreitung feiner 
Bebärfniffe 100 fl. verabfolgt werben, gefchlofiener, der ortsüblichen Miethe ent 
ſprechender Miethvertrag ift, zumal der Curand über Anmweifung des Curators 
felge Geſchãfte gewöhnlich felbft abſchloß, rechtegiltig; denn, da 8. 865 B. ©. 
fagt, daß, wenn von einem Eurator abhängige Perfonen etwas ver- 
ſprechen, die Giltigleit des Vtgs. nad den in dem 3. und 4. Haupt- 
Rüde des L Theiles ibid. gegebenen Vorſchriften „in der Regel“ 
von der Einwilligung des Vertreters „oder“ zugleich des Gerichtes 
abhänge, folgt, daß diefe Regel auch Ausnahmen zulaffe, wie folde 
in den 88. 247, 248 u. 866 ibid. auch wirflid enthalten find. Da 
uuu nah $. 187 u. 282 ibid. Min. und Pflegebefohlene in ihren 
Ren. und Pflihten und in der Führung ihrer Geſchäfte geſetzlich 
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gleihftehen, fo muß die Beſtimmung bes 8. 247 cit. nad welder ein 
Min. über den feiner Verwaltung anvertrauten Betrag feiner Ein« 
ar fi eigenmädtig verbinden fann, aud für ven Euranden gelten. 

Entſch. v. 5. Septeniber 1866, Nr. 6193 u. 6194 (©. 9. 1866, 
Nr. 98), Der Rechtefreund einer Partei, über melde die Curatel verhängt 
wurde, darf auch in dem bereits obſchwebenden Rechtsſtreite ohne vorherige Er⸗ 
mädhtigung des Curators nicht mehr Rede und Antwort geben. 

Entſch. v. 3. Mai 1865, Nr. 2552 (©. 9. 1865, Nr. 82). Auch 
wegen Leibeögebrechen ift die Curatelsverhängung zuläffig. 

Entf. v. 11. Februar 1863, Nr. 381 (1651 ©.-U.). Bei ver all« 
gemeinen Faflung des 8. 269 B. ©. iſt der Eurator (furiosi) auch legitimirt, 
bie das Familienrecht betreffenden Re. ſeines Euranden (Beflreitung der ehelichen 
Geburt) geltend zu machen. 

Entf. v. 21. Auguft 1862, Nr. 5189 (1554 ©.-U.). Die Beftellung 
eines Curators für Abweſende ift nur zuläffig, wenn teren Re. durdy Verzug ges 
fährbet oder die Re. eines Anderen in ihrer Geltendmachung gehemmt würden. 


Zalle der Euratel: 


(. 27 1. G. v. 16. November 1867, Ar. 131 R. ©. B., 68. 5 u. 10; 6. 225; (weitere Säle der Guratel:) 
8. es, "6008 811, 812 B. ©.; 6. 182 Abh.-Bat.; ferner: &. v. 24. Aprit 1874, R 48 Pfandbriefe), Nr. 49 
(Inhabeꝛ wapierch v. 19. Mai 1874, Ar. 70 R. G. ©. (Eiſenbaim-Prioritäten.) 


8. 330. Dieſer Fall tritt ein: bei Minderjährigen, bie in einer anderen Provinz ein unbe» 
wegliches Vermögen befigen ($. 225); oder, die in einem befonderen Falle von dem Bater 
ober Vormunde nicht vertreten werden Können; bei VBolljährigen, die in Wahı- oder Blödſinn 
verfallen; bei erklärten Verſchwendern; bei Ungebornen; zuweilen auch bei Taubſtummen; bei 
Abwefenden und bei Sträflingen. 
Siehe die obeit. G. 2c. im Anhang IV des IL. Bb8. der Mam'ſchen Slg. 


Entſch. v. 22. November 1870, Nr. 13770 (3958 ©.-U.). Nachdem 
dur das ©. v. 15. November 1867, Nr. 131 R. ©. B., aud) bezüglich der 
früheren Verurtheilungen bie ftrafrechtliche Verurtheilung nicht den Verluft oder 
die Beſchränkung der Hantlungsfähigfeit nach ſich ziehen fol, und hierdurch bie 
dießbezüglichen Verfchriften des B. ©. mit ausdrücklicher Berufung der 88. 61, 
574 u. 868 ibid. außer Kraft gefegt wurden, Tann aud nicht mehr die Vor- 
fhrift der SS. 270 u. 279 ibid. über die Veftellung eines Curators für einen 
Sträfling Anwendung finden. 

Entf. v. 23. December 1857, Nr. 13001 (©. 9. 1858, Nr. 37). 
Die Aufzählung des 8. 270 B. ©. ift nicht taxativ. — Curatel „wegen cons 
—— Unfähigkeit zur Wahrung des Intereſſes“. 

Entſch. v. 21. Juli 1857, Nr. 6183 (©. Ztg. 1868, Nr. 8). Die 
—— des 8. 270 B. G. if nicht tarativ, 

Entid..v. ? 1849 (P. ©. 84). Die Fälle der Eurateld-Verhängung 
find in $. 270 8. ©. nicht tarativ aufgezählt; in jenen Fällen aber, welde 
bargelegt find, ift die betreffende gefeglihe Norm ftrenge auszulegen. 


a) für Minderjährige; 
(8. 271 — vgl, 65. 158, 243, 344; 183 ©. G) 

8 271. In Gefhäften, welche zwiſchen Eitern und einem minverjäprigen Rinde, oder zwiſchen 
einem Bormunde und dem Minderjährigen vorfallen, muß da® Gericht angegangen werben, 
für den Minverjährigen einen befonderen Eurator zu ernennen. 

Entf. v. 5. December 1878, Nr. 13481 (G. H. 1879, Nr. 39). Die 
Klage des Ehemannes, womit bie eheliche Geburt des von der Gattin, während 
der Ehe geborenen, in die Taufregifter als auferehelich eingetragenen, Kindes be- 
firitten wird, ift nicht gegen die Gattin oder den unrichtigerweiſe für das Kind 
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beſtellten Vormund; fondern, der Vorfhrift tes 8. 158 B. ©. entſprechend, 
gegen den zur Vertheidigung ber ehelichen Geburt aufzuftellenden Curator zu 
rühten. Der Rüderlag einer dem widerſprechenden Klage ift daher gerechtfertigt. 

Entſch. v. 28. Februar 1878, Nr. 295 (©. H. 1878, Nr. 77). Dem 
Begehren des mutterlichen Großoaters um Curatelöbeftellung nad $. 271 8. ©. 
muß fattgegeben werben, weil der Bater ter Min. das Eigenthum an .vem 
Heirathögute ihrer Mutter anſpricht, daher es fih um eine ftreitige Vermögens⸗ 
verwaltung und die Austragung eines Geſchäftes zwifchen Vater und Kind handelt. 

Entf. v. 29. September 1863, Nr. 7128 (1804 ©.-U). Wenn ber 
Bater ausprädlih im Teflament von der Bermögensverwaltung ausgeſchlofſen 
wurde, ift der zur Verwaltung des freien Nachlaſſes beftellte Curator zur Erba— 
erlärıng Namens des min. Kindes legitimirt, 

Entf. v. 9. April 1863, Nr. 1793 u. 2480 (©. H. 1863, Nr. 33). 
Sobald ein Bormund mit feinem Pupillen in einen Rechtsſtreit verwidelt wird, 
muß er gänzli von der Vormundſchaft entfernt werden. 


G. 3978 — ul. .288 8.6) 
8. 272. Fallen gwifchen zwei oder mehreren Minderjährigen, welche einen und denfelben Bor- 
mm haben, Rechtsſtreitigkeiten vor, fo barf diefer Bormund keinen ber Minderjährigen ver- 
treten, fondern er muß das Gericht angehen, daß es für jeden in#befondere einen anderen 
Eurator ernenne. 

Entf. v. 23. Februar 1869, Nr. 1714 (3308 G.-U.). Sobald fid 
bei der Verlaßabhandlung eine Intereffencollifion zwifhen zwei Mündeln ergibt, 
unen diefelben von ber Vormundſchaft nicht weiter vertreten werben; ein bie- 
gegen gepflogene® Bf. kann unbeſchadet der Dritten bereits erworbenen Re. gegen 
die dadurch gefährbeten Min. nie in Kraft erwachſen. 


b) für Wahn- und VBlödfinnige; 
co) für derſchwender; 


& 973 — vgl. $$. 17; 225; 173, 261; 49, 176, 191, 281, 568, 773, 865, 1810 ©. @.; Hofthid. v. 21. Juli 1835, 
Borna, el Big 2. De 1858, 9.9 R.®.2.; gr. v. 28. Auguft 1837, Nr. 220 und v. 23. Jänner 
3.708 3.8. &.; M. Big. v. u em. des 8. 1. Öftere. Dberlandesgerichteß 


14. Mai 1874, 9. 71 
v. 25. Jänner 1874, 
8.333. Für wahn- oder blöpfinnig kann nur derjenige gehalten werben, welder nad ge- 
naner Erforſchung feines Betragens und nah Einvernehmung ber von dem Berichte ebenfalls 
da verorbueten Aerzte gerichtlich dafür erflärt wird. Als Verſchwender aber muß das Ge- 
Kit denjenigen erklären, von welchem nach ber vorgelommenen Anzeige und ver hierüber ge 
egenen Unterfuchung offenbar wird, daß er fein Vermögen auf eine unbefonnene Art durch ⸗ 
kringt, und fi) oder feine Familie durch muthwillige oder unter verberhlihen Bedingungen 
seigleflene Borgverträge künftigen Nothftande Preis gibt. Im beiden Fällen muß die gericht- 
liche Erklärung öffentlich befannt gemacht werben. 
Eiche die obeit. Borfchriften liber das Irrenweſen im XXI. Bde der Manz’igen Elg. 


Entf. v. 18. Februar 1879, Nr. 1942 (9. B. 1879, Nr. 24). Die 
Berhängung der Euratel nad $. 273 8. ©. darf nur auf Grund 
einergepflogenen amtlichen Unterfuhung erfolgen. Eine folde Unter- 
ſachung ift aber infolange weſentlich unvollftändig, als der Beſchuldigte 
sit über die gegen ihn erhobenen Anfduldigungen vernommen 
worden ifl. Cine mit Umgehung dieſes wefentlihen Erforderniſſes ver Unter 
ſachung verhängte Curatel muß als ungeleglich behoben werden, und 
taan auch nit proviſoriſch bis zur Nachholung der noch nöthigen 
Beruehmungen und Erhebungen aufredht erhalten werden, 

Entf. v. 9. Yuli 1872, Nr. 6968 (4653 G.-U.). Wenngleih bie in 
den Zeitraum von 6 Wochen fallenden Belaftungen der Hälfte einer mit 19,100 fl. 
beneriheten Realität, durch Wechſelſchulden per 2577 fl. nicht erheblich find, ift 
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bo dieſe Schulvencontrahirung mit Rückſicht auf den fehr hohen Zinsfuß, die 
nuglofe Vergeudung der entlehnten Summen, den lüderlichen Lebenswandel, eine 
unter dem Begriff des Schuldenmachens unter verberblihen Bedingungen, welde 
nothwenbig den Bermögensverfall und die Gefahr des künftigen Nothftandes 
herbeiführen, zu fubjumirenve, daher die Verhängung ber Probigalitätcuratel 
gerechtfertigt, obwohl feither längere Zeit hindurch feine neuen Einverleibungen 
fattfanden. 

Entfd. v. 26. Mai 1858, Nr. 4588 (575 ©.-U.), Aus der Ber 
gleihung der SS. 273 u. 173 B. ©. geht hervor, daß zwifchen der Prodiga- 
litätserflärung und Vormundſchaftserllärung ein weſentlicher Unterſchied ſei. Nah 
8. 568 ibid. ift die Beſchränkung der Teflirfreipeiten mit ber Prodigalitätserkli- 
rung verbunden. 

Entſch. v. 23. December 1857, Nr. 13001 (491 G.-U.). Ein Menſch, 
von dem außer Zweifel ift, daß ex feine eigenen Intereſſen zu wahren unfähig 
fei, if auch nicht als geiſteskrank (mahn- oder blöpfinnig) nad $. 273 B. G., 
wohl aber gemäß 88. 521 u. 271 ibid., unter Curatel zu ſetzen. 

Entſch. v. 19. September 1850, Nr. 4805 (P. ©. 89). Der Beweis, 
baß Jemand in einer vergangenen Zeitperiode irrfinnig gewefen ift, kann auch 
durch Zeugen erbracht werden, 

Entf. v. ? (P. ©. 91). Gegen eine gefegwidrig verhängte Curatel 
kann der Recurs auch von dem Curanden felbft nach Ablauf der Friſt einge 
bracht werben; die inzwifhen gefegmäßig geſchloſſenen Verträge x. find jebod in 
jedem falle aufrecht zu belafien. 


d) für Ungeborene; 
(8. 374 — vgl. 88. 28, 28, 188, 168; 619, 618, 630 ©. @.; Hofb. v. 99, Mat 1845, Ar. 888 I. &. ©.) 
8. 234. Im Rüdfiht auf Ungeborene wird ein Sachwalter entweder für bie Nachkommenſchaft 
überhaupt, oder für eine bereits vorhandene Leibeefrucht ($. 22) aufgeftellt. Im erften Halle 
hat der Sachwalter dafür zu forgen, daß die Nachkommenſchaft bei einem ihr beftiimmten Nach⸗ 
lafſe nicht verfürget werde; im zweiten Falle aber, daß die Rechte des noch ungeborenen Kindes 
erhalten werben. 

Entf. v. 5. Auguſt 1857, Nr. 7345 (423 ©.-U.). Das von ber 
Bedingung des Ueberlebens abhängige R. der Kinder ift denfelben body ſchon 
erworben und fie müflen in ihrem Anſpruche nad 88. 22 u. 274 B. ©. daher 
gefhägt werben; dieſer Anſpruch kann burdy nachträgliches Uebereintommen zwifchen 
Dritten nit zu ihren Ungunſten alterirt werden. 


e) für Taubſtumme; 

(6. 276 — vgl. 68. 178, 251, 273 u. 883 B. ©.; 8. 1 des G. v. 25. Juli 1871, Ar. 76 0. 8. B.; Rot.Dbg.) 
8. 295. Taubfiunme, wenn fie zugleich blödfinnig find, bleiben beſtändig unter Bormund- 
ſchaft; find fie aber nach Antritt des fünfundzmwanzigften Jahres ihre Gelchäfte zu verwalten 
fähig, fo darf ihnen. wider ihren Willen ein Eurator gefeigt werden; nur follen fie vor Ge 

richt nie ohne einen Sachwalter erfcheinen. 
Entid. v. 29. Mai 1866, Nr. 4843 (2506 G.-U.). Die Vorſchrift 


bes 8. 275 8. ©. bezieht ſich nicht auf das Erfceinen der Taubflummen vor 
einem Notar. 


N) für Abwefende nnd für unbekannte Sheilnehmer an einem Geſchäfte; 
(8. 376 — vgl. 8. 391 0. G. D.; 88. 1454, 1475, 1496; 283 ©. G.; Hof. ©. 11. Mat 1898, Ar. 2012 I. 8. 6.) 
8. 276. Die Beftellung eines Eurators für Abwefende, ober für bie dem Gerichte zur Zeit 
noch unbelannten Theilnehmer an einem Geſchäfte findet dann ftatt, wenn fie feinen ordent ⸗ 
lien Sachwalter zurüdgelafien haben, ohne folden aber ihre Rechte durch Verzug gefährdet, 
oder die Rechte eines anderen in ihrem Gange gehemmt würden. Iſt der Aufenthaltsort eines 


u 
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Astsefeuben bekannt, fo muß ihn fein Eurator von der Lage feiner Angelegenheiten unter- 
richten, umd diefe Angelegenpeiten, wenn feine andere Verfügung getroffen wird, tie jene 
eines Minderjäprigen beforgen. 


Entf. v. 28. April 1874, Nr. 4245 (5350 ©.-U.). Für ben (er 
territorialen) Gefandten, welder die Annahme ber duch das Oberfthofmarfhalls 
amt an ihm verfuchten gerichtlichen Zuftellung beharrlich verweigert, ift in Er» 
manglung beftehender, ausprüdliher Geſetzesvorſchriften, da die Rechtshilfe der 
Gegenpartei nicht verweigert werden darf, nach Analogie des 8. 276 B. ©, ein 
Curator zu beftellen. 

Eutſch. v. 28. Finner 1873, Ar. 738 (4856 ©.-U.). Behufs Ein- 
leitung des Berfahrens über die gegen ven Min. gerichtete Klage if, wenn 
deſſen gefetzlicher Bertreter unbekannten Wohnortes weilt, ein Curator des ab» 
weſenden geſetzlichen Vertreters nah 8. 276 B. ©. zu beitellen. 

Entfd. v. 23. Juni 1868, Nr. 4166 (3084 G.-U.). Wenn der Auf. 
enthaltsort im Auslande befannt ift, hat das Gericht dem Abwefenden feinen 
Curator zu beftellen. 

Entſch. v. 22. April 1868, Nr. 3563 (8048 ©. -1U.). Der Curator 
absentis hat feinen Anfpruc auf Erfag der Euratelstoften gegen die Procekpartei; 
bie Euratelöbeftellung nad 8. 276 B. ©., „wodurch R. eines Andern in ihrem 
Gange gehemmt würden,” geſchieht doch zunächft im Intereſſe des Abweſenden 
[Schiußfolgerung). 

Entfä. v. 23. Juli 1867, Nr. 6733 (2828 ©.-U.). Die über bie 
Löfhungsflage für den abweienden Gellagten erfolgte. Beftellung eines Curators 
geihah im Jutereſſe des Löſchungswerbers, welder daher die Curatelskoſten zu 
beftreiten hat. 

Entſch. v. 24. April 1866, Nr. 3781 (2465 ©.-U.). Der nach 8. 276 
B. ©. zunähft im Mägerifchen Intereſſe beftelte Curator hat bie Intereſſen 
feines Enranden zu wahren und ift demnach zur Ueberreihung von Einwendungen 
(gegen vie Wechſelzahlungsauflage) legitimirt [? Schlußfolgerung). Das Gericht 
bat nicht von Amtswegen die Legitimation bes Curators absentis zu einzelnen 
Acten zu prüfen. 

Entſch. v. 26. April 1865, Nr. 3451 (©. Zig. 1865, Nr. 98). Sobald 
vem für den Legatar beftellten Curator deſſen Aufenthaltsort befannt geworden 
iR, erlifcht feine Proceplegitimation. 

Entf. v. 28. December 1864, Nr. 10034 (2038 ©.-U.), Die Zu- 
Rellung einer Klage gegen einen Belangten, deffen Aufenthaltsort 
im Auslande belannt ift, an den für denfelben beftellten Eurator if 
nur dann von Wirkung, wenn nad Verlauf einer angemeffenen Frift 
feine Befheinigung über die an den Belangten felbft gefhehene Behän- 
digung der Klage eintrifft, und im Folge deſſen über Einſchreiten 
des Klägers der Geklagte auch mittelft Edict vorgeladen wurde, 

Entfd. v. 22. October 1863, Nr. 7634 (©. 9. 1863, Nr. 66). Die 
mahe Gefahr der wechſelrechtlichen Big. ift ein hinlängliher Grund zur Beftellung 
eines Curators ad actum; von der Edictalvorladung des beflagten Curanden 
laun in ſolchem Falle abgejehen werben. : 

Entf. v. 21. Auguft 1862, Nr. 5189 (1554 ©.-U.). Für den feit 
vielen Jahren (1842) abweienden Egthr. eines verpadteten Aders, wofür ber 
Vachtſchilling von ven nädften Verwandten des Abweſenden geteilt wird, ift 
nd 8. 276 B. ©. die Beflellung eines Curators bloß aus dem Grunde, weil 
tise der Schweſtern behufs Verfügungen zur beſſeren Bewirthſchaftung und weil 
fie die Amvartfchaft auf ven Nachlaß habe, die begehrt — unzuläffig. 
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Entſch. v. 13. März 1860, Nr. 2797 (1105 ©.-U.). Ueber die Lage 
gegen den unbefannten Egthr. der Schießftätte, die im langjährigen Befige ber 
Kläger ſich befindet, ift nah 8. 276 8. ©. ein Curator zu beftellen. 

Entf. v. 8. Februar 1857, Nr. 1320 (©. tg. 1857, Nr. 60). Der 
zum Behufe der Löſchung einer indebite haftenden Sagpoft beftellte Curator ad 
actum fann nur von dem unterliegenden Kläger Koften anſprechen — nad 
Analogie der Armenvertretung. 

Entf. v. 7. December 1854, Nr. 11188 (52 ©.-U.). Der über 
Begehren einer Partei, deren Re. fonft gehemmt wären, 3. B. für die allfällige 
Nachtommenſchaft beſtellte Eurator Tann den Erſatz der von feinen Curanden 
nicht einbringlihen Koften dur die die Curatelöbeftelung veranlafiende Partei 
fordern. 

Entf. v. 10. Juni 1853, Nr. 5416 (P. ©. 94). Bei dringender 
Gefahr (ter Big.) kann ein Curator ad actum aud) für Jemand beftellt werben, 
deſſen Aufenthaltsort zwar bekannt, aber foweit entfernt ift, daß die Zuftellung 
an ihn nicht mehr rechtzeitig erfolgen könnte, 


6. 877 — gl. 95. 9; 119-114 8. 6) 

8. 2319. Sucht jemand bei Eintretung der durch das Gefeg in dem 8. 34 beftimmten Er⸗ 

forderungen die gerichtliche Todeserklärung eines Abmwefenden an, fo hat das Gericht für diefer 

Abwefenden vor Allem einen Curator zu ernennen; dann wird er durch ein auf ein ganzes 

Jahr geftelltes Edict mit dem Beifage vorgeladen, daß das Gericht, wenn er während ber 

Zeit nicht erſcheint, ober das Gericht auf eine andere Art in die Kenntniß feines Lebens feht, 
ß zur Todeserklärung fepreiten werde. 

Entf. v. 13. December 1870, Nr. 14625 (3988 ©.-U.). Die auf 
auf den Todesfall lautende Vollmacht des Verſchollenen ift, fo lange nidt 
die Todeserflärung erfolgte, zu refpectiven (88. 1022 u. 277 8. ©.) und für 
denfelben fein Eurator zu beftellen. a 

Entfd. v. 8. Juni 1869, Nr. 5522 (Sc. I, 24). Die Todeserflärung 
wurde bewilligt, da zwei Zeugen den Berfchollenen in einem Kahn die Denau 
ſtromaufwärts treiben, bald darauf den Kahn leer zurüdjhwimmen und vor dem⸗ 
felben einen Mann auftauden fahen, ben ver eine der Zeugen beſtimmt als 
den feither Berfchollenen erfannte un welcher, da foweit ihr Auge reichte, Nie 
— ihn rettete, nach ihrer Meinung überhaupt nicht mehr gerettet worden 
ein kann. 

Entſch. v. 30. December 1864, Nr. 9872 (2042 ©.-U.). Nach 8. 24 
B. ©. muß ein Abweſender oder Vermißter fo lange als lebend angefehen werben, 
bis nicht einer der bafelbft aufgeführten Umflände auf die in den 88. 877 
u. 278 ibid. normirte Weife dargethan und die Todeserflärung ausgeſprochen 
worden iſt. 

@. 978 — vgl, $. 328 8. @.) 
8. 298. Der Tag, an welchem eine Todeserklärung ihre Rechtskraft erlangt hat, wird für den 
rechtlichen Sterbetag eines Abweſenden gehalten; doch fchließt eine Todeserffärung den Beweis 
nicht aus, daß der Abweſende früher oder fpäter geftorben; oder, daß er noch am Leben fei. 
Kommt ein folder Beweis zu Stande, fo ift derjenige, welder auf den Grund der gerichtlichen 
Todeserklaärung ein Vermögen in Befig genommen hat, wie ein anderer redlicher Befiger zu 
behandeln. 


g) für Sträflinge. 
(8. 279 — vgl. 88. 5 u. 10 bed G. v. 16. November 1847, Nr. 131. R. ©. B.; 8. 16 Str. @.; 96. 24 u. 25 
BU. Str, ©.; Hoffglo. v. 27. Februar 1818, Nr. 1423 I. @. ©.) . 
8. 239. Cinem zur fhwerften oder ſchweren Kerkerſtrafe verurtheilten Verbrecher if ein 
Eurator zu beftellen, wenn er ein Vermögen befigt, welches durch die länger fortbauernde 
Strafe einer Gefahr ausgefegt fein würde, 
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Entf. v. 27. Jänner 1874, Nr. 622 (5234 G.-U.). Da mit ©. 
2 15. Rovember 1867, Nr. 131 R. G. B. (8. 58. ©.) die mit der ſtraf⸗ 
mötlihen Berurtheilung verbunden gewefenen Folgen auf die bürgerliche Hanblungs- 
higleit behoben wurden, entfällt der gejeglihe Grund zur Curatelsbeſtellung 
für den Abgeurtheilten. 

Entf. v. 27, Jänner 1874, Nr. 621 (5233 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Rr. 622 ex 1874. A 

Entſch. v. 22. November 1870, Nr. 13770 (3958 G.-U.). Nachdem 
derch das G. v. 15. November 1867, Nr. 131 R. ©. B. auch bezüglich der 
fräßeren Berurtheilungen die ſtrafrechtliche Verurtheilung nicht den Berluft oder 
die Befchränkung der Handlungsfähigkeit nad ſich ziehen fol, und hierdurch bie 
vießbeziglichen Borfhriften des B. ©. mit ausprüdlicher Berufung der 88. 61, 
574 u. 868 ibid. außer Sraft geſetzt wurden, kann auch nicht mehr die Vor⸗ 
ſchrift ver 88. 270 u. 279 ibid. über die Beftellung eines Eurators für einen 
Sträfling Anwendung finden. 


Beflellung der Euratel. 
2.290 — vol. $. 88 Zur. R.; M. Vdg. v. 21. December 1855, Ar. 2 R. @. B. für 1856.) 


3. 280. Das Geriht, welhen die Ernennung eines Bormundes zufteht, bat in ber Regel 

water der nämlichen Borfiht und nach den nämlichen Grundſätzen auch den Eurator zu beftellen. 

MM er aber um bie Beriwaltung einer Sache oder eines Geſchäftes zu thun, welche zu einem 
auberen Gerichteſtande gehören, fo hat diefer Gerichtsſtand auch den Eurator zu ernennen. 


Siehe $. 83 Zur. R. im VI. Bde. ber Ram'ſchen Sig. 


Entfäufdigungsurfaden. 
21, theerti des @. d. 15. November 1867, Fr. 131 R. &. B. — ngl. 
sm & Prime or af. o- — gli ir BE S. Gag vl. —X Fra 


5 361. Ber die gehörigen Eigenfhaften zum ee Amte befigt, Tann auch 
eine Curatel Übernehmen. Auch finden bei der Euratel bie nämlichen Entfhuldigungsgründe 
und Borzugsrechte wie bei der Vormundſchaft ftatt. 


Rechte und Berbindfigkeiten. 


G. 293 — vgl. 16. 20-348; 216-291; 8. 258 u. ff. IM 8. 6) 

8 282. Die Rechte und Berbindlichleiten der Euratoren, welche entweder nur für die Ber- 
waltung des VBermögen®, oder zugleich für die Perſon des Pflegebefohlenen zu forgen haben, 
find aus den, den Bormündern hierüber ertheilten Vorſchriften zu beurtheilen. 

Entſch. v. 29. September 1870, Nr. 2517 (3891 ©.-U.). Der Eurator, 
gegen welden ber Anſpruch wider den Euranden einzuflagen ift — unterfteht 
als folder immer ber Euratelsbehörde (88. 200 u: 282 B. ©.). 

Entfd. v. 16. November 1865, Nr. 9222 (2318 ©.-U.), Ueber bie 
Extlafiung eines Eurators von Amtswegen find die dießbezüglichen für den Vor⸗ 
wm gegebenen Beftimmungen maßgebend [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 29. September 1863, Nr. 7128 (1804 ©.-U.), Der tefla- 
mwentarifch beftellte Curator zur Vermögensverwaltung ift auch zur Einbringung 
der Erbserflärung (mit Ausſchluß des Vaters) legitimirt. 

Entf. v. 11. November 1857, Nr. 9780 (466 G.-U.). Der Curator 
Yan ohne ausprädliche curatelsbehördliche Genehmigung nicht in das Klagebegehren 
Iakmitticen. 

Kehl, bürgl. Gelegb. erl. 8 
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, Grlöfgen derſelben. 
(8. 283 — vgl. 6. 88 Sur. R.; 69. 249,_264, 256-259 ©. @.) 

8. 288. Die Curatel hört auf, wenn die dem Eurator anvertrauten Geſchäfte geendigt find, 
oder, wenn die Grlnde aufhören, die dem Pflegebefoplenen an der Verwaltung feiner Ange» 
legenpeiten verhindert haben. Ob ein Wahn oder Blöpfinniger den Gebrauch der Bernunft 
erhalten Habe; oder ob der Wille eines Berfchwenbers danerhaft und gründlich gebeffert ſei; 
muß nad einer genauen Erforfhung der Umſtände, aus einer anhaltenden Erfahrung, und im 
erften Falle sugleih aus den Zeugniffen der zur Unterfuhung von dem Gerichte beſtellten 

Aerzte entſchieden werben. 

Entf. v.? (3. 8. 1879, Nr. 27). Ein von einem wegen Wahn« 
ſinns unter Curatel Geftellten, welchem monatlih zur Beftreitung feiner Bebürf- 
niffe 100 fl. verabfolgt werden, geſchloſſener, den ortsüblihen Miethen ent- 
fprechender, Miethvertrag ift, zumal der Curand folhe Geſchäfte gewöhnlich 
ſelbſt abſchloß, rechtsgiltig; denn nachdem 8. 865 B. ©. fagt, daß, wenn 
von einem Qurator abhängige Perfonen etwas verjpredhen, die 
Giltigleit des Btgs. nah den in dem 3. und 4. Hauptfüde des 
I. Theiles ibid. gegebenen Borfhriften „in der Regel" von der Ein- 
willigung des Vertreters „oder“ zugleich des Gerichtes abhänge, 
folgt daraus, daß diefe Regel aud Ausnahmen zulaffe, wie folde in 
den 88. 247, 248 u. 866 ibid. au wirklich enthalten find. Da nun 
nach 88. 187 und 282 ibid. Min. und Pflegebefohlene in ihren Ren. 
umd Pflihten und in ber Führung ihrer Geſchäfte gejeglih gleich- 
fliehen, muß die Beftimmung des 8.247 cit., nah welder einMin. über 
den feiner Verwaltung anvertrauten Betrag feiner Einkünfte fi 
eigenmädtig verbinden kann, au für den Curanden gelten. 

Entfd. v. 26. April 1865, Nr. 3451 (©. Ztg. 1865, Nr. 98). Sobald 
der Aufenthaltsort des Legatars dem für denfelben beftellten Eurator bekannt ge» 
worben ift, erliſcht die Proceklegitimation des Curators. 


Ansuaßme in Rückſicht des Raueruflandes. 
Gegenflandalos geworben durch bie mit Pat. v. 7. —“ Rr. 1180 J. G. S., verfügte Aufhebung des 


8. 284. Die befonderen Borfichten bei der Vormundſchaft und Guratel des Bauernftandes 
find in den politifhen Gefegen enthalten. 





11. Theil. Sachenrecht 88. 286287. 115 


Dweiter Theil, 
Bon dem Sachenrechte. 





Bon Sachen und ihrer rechtlichen Eintheilung. 


Inhalt: Begriff von Saden im rechtlichen Sinne ($. 285). Eintheiluug der Sachen nach 
Berfchiebenheit des Subjectes, dem fie gehören ($. 286). reiftehende Sachen; 
öffentliches Gut und Staatsvermögen (8. 287). Gemeinbegut; Gemeinbever- 
mögen ($. 288). Brivat-Gut des Landesfärften ($. 289). Allgemeine Vorſchrift 
im Nüdfiht diefer verſchiedenen Arten ber Güter ($. 290). Cintheiluug ber 
Sachen nad dem Unterfchiebe ihrer Befchaffenheit (8. 291). Körperlihe und un- 
Brperlihe Sachen ($. 292); bewegliche und unbewegliche ($. 298). Zugebör 
überhaupt ($. 294); insbelonbere ve GSrundftüden und Teichen (88. 295 u. 296); 
unb bei Gebäuven ($. 297). Rechte find insgemein als bewe Sachen an- 

uiehen (8. 298); aud bie vorgemerkten Forderungen (8. 29: Nach welhen 

egen bie unbeweglichen, und nach melden bie beweglichen "Sagen zu beur- 
theilen find ($. 800). Berbrauchbare und unverbraudbare Sagen IR 301). 
Geſammtſache (universitas rerum) ($. 02). Schätzbare und unichäßbare 
(8. 303). Mafftab ber gerichtlichen Schägung (8. 304). Ordentlicher und 
außerorbdentlicher Preis ($. 305). Welcher ift Bei erichtfigen Söhägungen zur 
Richtſchnur zu nehmen (8. 306). Begriffe vom binglichen und perfönlicen 
Sadentedhte ($$. 307 u. 308). 


Begriff von Sachen im rechtlichen Sinne. 


@ 28 — vgl. 86. 14, 307, 308; 66. 291 u. 292; 89. 308, 865; 83. 292, 298 u. 299; (im einem engeren Sinne:) 
ũ 658, 921, 1173, 1176, 1360, 1481; 68. 340, 538, —* 784, 825, 849, 1099, 1455, 1460, 1478, 1498, 


5 2385. Alles, was von ber Berfon unterfchieden ift, und zum Gebraude ber Menfchen 
dient, wird im rechtlichen Sinne eine Sache genannt. 


Eintheitung der Sachen nah Berfhiedengeit des Subjectes, dem fie 
gehören. 


8.286. Die Sagen in dem Staatsgebiete find entweder ein Staats. ober ein Privat ⸗ Gut. 
Das letztere gehört einzelnen oder moralifhen Perfonen, kleinern Geſellſchaften oder ganzen 


Gemeinden. 
ra — öffentlides Gut und Staalsvermögen. 
1 * — nl. — Mr. 325 (Deben in Tirol find Staatseigenthum); Yin. M. ei vom 
I A 


1869, Nr. 93 R. ©. B.; Landeögefege Über das Baflerregt (XVII. Wh. ber 
en 2 ); 8. 1456; 86. 288, 297, B11, 381, 407410, 422; $. 385; 8. 878 8. ©.) 


5287. Gaden, welche allen Mitgliedern des Staates zur Zueignung überlaffen find, heißen 
freiftehende Sachen. Jene, die ihnen nur zum Gebrauche verftattet werden, al: Landſtraßen, 
Crime, Flüffe, Seehäfen und Meeresufer, heißen ein allgemeines oder öffentliches Gut. Was 
wm Bededung der Staatsbedürfnifſe beftimmt ift, als: das Münz- oder Poft- und andere Re⸗ 
salien, Kammergüter, Berg- und Salzwerke, Gteuern und Zölle wird das Staatövermögen 
genannt. 
Entf. v. 12. Auguft 1868, Nr. 7927 (3109 ©.-U.). Durch die Ber- 
deadung zum Bau der Eifenbahnftrage wird die privatrechtliche Eigenfchaft eines 
des verloren, 


8* 
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Entſch. v. 18. September 1860, Nr. 10589 (1194 ©.-U.). Der im 
8. 287 B. ©. ausgefprodene Grundfag, daß Ströme, Flüſſe, Sechäfen und 
das Meeresufer öffentliches Gut feien, gilt auch nad dem vor dem B. ©. in 
Wirkfamkeit gewefenen ©.; die den ehemaligen Herrihaften mitunter verlichenen 
Re. an Flüſſen können nicht im Sinne des Egths. derfelben gedacht werben. 

Entf. v. 17. December 1857, Nr. 11422 u. 11423 (488 ©.-U.). 
Servituten können an Refervat« (Bergregal-) Wälvern nicht erfeflen werben. 

Entf. v. 16. December 1857, Nr. 10273 (488 G.-U.). Aehnul. der 

‚ Entf. Nr. 11423 u. 11422 ex 1857. 


Gemeindegut; Gemeindenermögen. 
(6. 288 — vol. Gem. ©. v. 17. Mär) 1849 und v. 5. Mär) 1868, Pr. 18 R. G. ®.; bie eisygelnen Sanbeigefehe) 
8. 268. Auf gleiche Weiſe machen die Sachen, welche nach ber Landesverfaſſung zum Ge 
brauche eines jeden Mitgliedes einer Gemeinde dienen, das Gemeindegut; diejenigen aber, 
deren Einkünfte zur Beftreitung der Gemeindeauslagen beftimmt find, das @emeinbever 
mögen aus, 

Entſch. v. 19. Mai 1858, Nr. 4348 (573 ©.-U.). Nah 88. 287 u. 
288 9. ©, bilden die Straßen und Gaflen einer Stabt ein Gemeindegut und 
nah $. 311 ibid. keinen Gegenſtand bes vechtlichen Verkehrs. (Kein Erſatz 
wegen durch Tieferlegung einer Straße herbeigeführten Hauseinfturzes.) 

Entſch. v. 22. Jänner 1819, Nr. 9512 (P. ©. 98). Kleinhäusler 
find nicht unter die Ganze, Halb- nnd Biertel-Lehner, aus melden eigentlich bie 
Gemeinde befteht, zu rechnen, fonbern find bloß Anflebler, welchen nicht gleihe 
Re. an dem Gemeindegute mit den gebachten Lehnern zuſtehen. 


Frival ˖ Gut des Sandesfürfen. 
G. 289 — vgl. $. 20 B. ©.) 


8. 289. Auch dasjenige Vermögen des Landesfürften, welches er nicht als Oberhaupt dei 
Staates befigt, wird als ein Privat-Gut betrachtet. 


Allgemeine Borfärift in Rückſicht diefer verſchiedenen Arten der Güter. 
— Papa 
8. 290. Die in biefem Privatrechte enthaltenen Vorſchriften über die Art, wie Sachen reht- 
mäßig erworben, erhalten und auf andere Übertragen werben können, find in ber Kegel auf 
von den Bermwaltern der Staats- und Gemeindegliter, ober des Staats- und Gemeindever⸗ 
mögens zu beobachten. Die in Hinficht auf die Verwaltung und ben Gebrauch biefer Güter 
fich begiehenden Abweihungen und befonderen Vorſchriften find in den politifcden Berord⸗ 
nungen enthalten. 

Entf. v. 12. November 1872, Nr. 11438 (4774 ©.U.). Die Ab 
weifung der Egthr. von ihren Grundſtücken, wegen ber Vornahme militäriſcher 
Sciegübungen ift nad $. 290 B. ©. wie ein anderes Vefigftörungsfactum in 
merito zu beurtheilen. 

Blenar-Entfd. v. 3. Jänner 1872, Nr. 12705 (4422 G.-U.). Der 
Big. mit der k. k. Militärverwaltung über Ausführung von Befeftigungsarbeiten 
unterliegt der Cognition der Gerichte. 


Eintheilung der Sachen nah dem Auterſchiede ihrer Jeſchaffenheit. 
(6. 291 — vgl. 6. 302; ib. 840844, 889, 890; 98. 656-659, 660 u. 061 3. G.) 
8. 291. Die Sachen werben nah dem Unterfchiede ihrer Beſchaffenheit eingetheilt: in Körper 
liche und unlörperlie; in bewegliche und unbewegliche; in verbrauchbare und unverbraud- 
bare; in fhägbare und unſchätzbare. 
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Körperlide und unkorperliche Sachen; 
(& 398 — vgl. 96. 656-660; 86. 1276, 1276 8. ©.) 


5 392. Körperliche Sachen find diejenigen, welche in die Sinne fallen; fonft heißen fie un⸗ 
Lörperlicde; 3. B. bad Recht zu jagen, au fifchen, und alle anderen Rechte. 


Entf. v. 22. April 1879, Nr. 1872 (9. B. 1879, Nr. 20). Der 
Stattgebung der Aufforberungsffage fleht Das Hofd. v. 15. Jänner 1787, Nr. 621 
nit hindernd im Wege, weil, wenn aud in den Händen ber fi be- 
rähmenden Partei eine Urkunde (Wechfel), worauf fie ihre Forderung 
fügt, ji befindet, es fih doch Hier nit um den Befig der Urkunde, 
fondern nur um den Befig des gerühmten R8., d. i. der Forderung 
feld handeln könnte; von einem Befig der Forberung aber feine 
Rede fein kann, da bie Annahme eines folhen den gejeglihen Be— 
griffsbefimmungen über ven Befig wiberftreiten wärbe, 

Entf. v. ? April 1879, Nr. ? (9. B. 1879, Nr. 22). Die Frage, 
ob nach öſterreichiſchem bürgl. R. es einen Befig obligatorifher Ne, gebe, ift 
wit Rüdfiht auf die Vefimmungen ver 88. 292 u. 809 3. ©. zu bejahen 
und daher der Befiger der Schuldurkunde infolange als im Befige des durch 
fie gemährleifteten Rs. ſtehend anzufehen, bis ihm gegenüber das Erlöſchen 
dieſes Rs. erwiefen wird. [Schluffolgerung; — worfpr. der Entſch. Nr. 1872 
@ 1879.] 

Eutfd. v. 16. Auguft 1866, Nr. 7285 (2582 G.⸗U.). Die Natur des 
Beſtandrechtes ſchließt deſſen Pfändumg nicht aus. , 

Entf. v. 19. April 1859, Nr. 2000 (771 ©.U.). Ein Sig in ber 
Synagoge, auf welchen eine beftimmte Perfon ein R. hat, unterliegt dem Ver⸗ 
fchr, fa im Execution gezogen werben. 


bewegliche und unbewegliche. 


dm — 5 4. 426 — 437, 1061, — G. Gewegliche St Sgiffmuhlen); 
⏑ 
. Yımer 1854, Nr. 10 (Martihütten) und v. 3. No 1855, Nr. 190 R. ©. ©. (Ruze); 3. 140, Beast. vom 
2. Rot 1854, Ar. 146 (Pertinenzqualität der Srubentafungsahfinbungn) ,. Juſt. M. vVoß. v. 80. Juli 1880, 
Rt. 517 R. G. 8.) 
8.203. Sachen, welche ohne Verlegung ihrer Subſtanz von einer Stelle zur anbern verſetzt 
werben Bunen, find beweglich; tm entgegengefeten Yale find fie unbeweglih. Sachen, bie 
u ih Beiveglich find, werben im rechtlichen Sinne für unbeweglich gehalten, wenn fie ver- 
Möge des Geſetzes ober ber Beftimmung des Eigenthümers das Zugehör einer unbeweglichen 
Sache ausmachen. 


Entſch. v. 19. Mai 1876, Nr. 10988 (©. H. 1876, Nr. 91). Die 
in einem eigens hierzu errichteten Gebäude im Walde des Executen anfgeftellte, 
mit dem Gebäude banernd verbundene Dampfbretterfäge, melde vom Egthr. zur 
Erhöhung der Ertragsfähigkeit des Gutes aufgeftellt wurde, gehört zu ben un 
beweglichen Sachen. 

Entf. v. 22. April 1873, Nr. 3890 (4943 ©.-U.). Die Behauptung, 
daß eine Liegenfchaft deßhalb, weil fie feinen Grundbuchskörper bildet, eine be⸗ 
degliche Sache fei, ift unrichtig und widerftreitet der Maren Definition des & 293 
8.8. Die Feildietung folder Liegenſchaft ohne Einreifung des Edictes in die 
Äntlie Zeitung ift daher nichtig. 

Entf. v. 22. Jänner 1862, Nr. 261 (1462 ©.-U.). Da bewegliche 
Sachen nur vermöge der Beflimmung des Egthrs. ein Zubehör unbeweglicher 
Sachen Hilden, find Dampfleffel und Gasröhren, obwohl in bie gemietheten 
* eingemauert, doch dem Miethvertrage gemäß als bewegliche Sachen zu 

hten, 


= 
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Entfd. v. 12. Iunt 1861, Pr. 3699 (1343 ©.-U.). Aehnl. der Eniſch. 
v. 22. Jänner 1862, Nr. 261 [Sctuffolgerung]. 

Entſch. v. 11. Mai 1858, Nr. 4699 (559 G.-U.). Die durch Pat. 
v. 7. September 1848 an bie Stelle des Zehentrechtes getretene Entſchädigung 
ift eine Pertinenz des unbeweglichen Gutes. 

Entſch. v. ? (BP. ©. 100). Die Maſchinen einer im Gange befindlichen 
Fabrik find ein Zugehör diefes unbeweglichen Gutes. 


Bugehör überhaupt; 
8. 294 — vgl. Hof. 7, April 1826, Rr. 9178 @ S. 1047, 686 ; jubehör in chiedenem Sinne:) 
‘ 8. 457 7; 8. gm 20, 3 2397, 330, 404, 406, 3* 6.; Arc? 118 u. A v. * Mat 1864) 


8. 294. Unter Zugehör verſteht man dasjenige, was mit einer Sache in fortdauernde Ver⸗ 

bindung gebracht wird. Dahin gehören nicht mur der Zuwachs einer Sache, fo lange er von 

derſelben nicht abgefondert ift; ſondern aud die Nebenſachen, ohne welche die Hauptſache nicht 

gebraudht werden kann, oder die das Gefeg oder der Eigenthümer zum fortdauernden Ge⸗ 
braude ber Hauptfache beſtimmt hat. 


Entf. v. 22. Februar 1877, Nr. 1840 (©. H. 1877, Nr. 79). Die 
weder zum Gebraud der Güter als Nebenfachen unentbehrlichen, noch zum Wirth- 
—— — derſelben gehörigen Möbel und Hausgeräthe, find fein Zugehör 
des Gutes, 

Entf. v. 11. April 1877, Nr. 14912 (©. Zig. 1878, Nr. 64). Durch 
den Bau und Fortbefig eines auf fremden Nachbargrund ſich erſtreckenden Kellers 
wird das Eigenthumsrecht des Nachbars verlegt, nicht aber dem SKellerbefiger 
ein R. auf den fremden Grund erworben, 

Entf. v. 23. November 1876, Nr. 9357 (©. Zig. 1878, Nr. 72). Der 
exiftent gewordene Branbfchadenverfiherungsanfprud ift als Nebenſache der durch 
den Brand entwertheten Realität anzufehen und die Brandſchadenvergütung, wenn 
es nit zum Wiederaufbau der Gebäude fommt, zunähft zur Befriedigung der 
Hypothelsgläubiger nach ihrer bücherlichen Rangerbnung zu verwenden. 

Entfd. v. 29. April 1875, Nr. 4337 (5705 G.⸗U.). Unter Zugehör 
eines Eiſenwerkes kann niemals der zum Betriebe desjelben und zur Beftreitung 
damit verbundener Vorauslagen nöthige Barfond verflanden werben. 

Entf. v. 7. April 1875, Nr. 3232 (6683 ©.-U.). Gegeuflände, 
welde nad Ausſage der Sachverftändigen zur Fortfegung des ordentlichen Wirth 
ſchafisbetriebes erforderlich find, müſſen als unbeweglihe Sachen und Befland- 
theile des Gutes felbft betrachtet werben, Können daher nicht abgefonvert in Exe⸗ 
cution ‚gezogen und nad) den für Fahrniſſe ertheilten Vorfchriften behandelt werben. 
Für bie Ausſcheidung des fundus instructus ift von Amtswegen zu forgen. 

Entſch. v. 29. November 1874, Nr. 12528 (5547 ©.-U.). Die Bor 
räthe am Getreide, Holz, Futter u. f. w. find, fofern fie zur Fortfegung bes 
orbentlihen Wirthfchaftsbetriebes gehören, Zugehör des Gutes und unbemeglidhe 
Sachen; der Meiftbieter des Gutes hat fie alfo mit erſtanden. 

Entf. v. 28. October 1874, Nr. 11262 (6519 ©.-U.). Die ſtehenden 
Früchte find ein Zugehör des Grundes, auf dem fie ſich befinden, können baher 
abgefondert nicht in Execution gezogen werben. 

Entſch. v. 18. September 1873, Nr. 9180 (6087 ©.-U.). Durch Ein- 
mauerung eines Waſchkeſſels wird derfelße in fortbauernbe Berbindung mit dem 
Haufe gefegt und ift, wenn ihn der Hauseigenthümer einmauern ließ, nicht zu 
zweifeln, daß er ihn zum fortvauernden Gebrauche des Haufes widmete; dieſer 
Waſchkeſſel ift daher von der Mobilarerecution auezufceiden. 

Entf. v. 27. Juni 1872, Nr. 5354 (4646 ©.-U). Thüren und 
Defen, welde der Miether auf feine Koflen in ber Wohnung anbringen ließ, 
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ib kein Zubehör des Haufes, weil die VBorausfegungen ber 88. 294 u. 297 
2.9., daß die Saden mit dem Haufe in fortvauernde Verbindung gebracht 
weben, und nah bem Willen des Egthrs. immer babei bleiben follen, 
Ahlen, das Egth. einer Sache nad) 88. 414 n. 415 ibid. dadurch, "daß fie 
wit der Sache eines Andern in Verbindung gebracht wird, aber nicht fon ver 
Iren geht. 

Entf. v. 22. Imi 1871, Nr. 7458 (4208 ©. -U.). Die Geld⸗ 
atihäpigung für das unter polizeiliher Anordnung (Contumaz) getödtete Vieh 
tun, ebenfowenig wie ver Berlaufspreis vesjelben, als Zubehör des Gutes 
aufgeführt werden. Das Berbot auf bie dießſalls angewieſene Geldſumme ift zu 


I. ‘ 

Entf. v. 13. October 1870, Nr. 2337 (8906 ©.-U.). Der nod vom 
Serfänfer auf den Ader geführte umd dadurch für denſelben gewidmete Dünger 
ij als Zubehör des Aders mit biefem verkauft. 

Entf. v. 14. Jänner 1868, Nr. 11879 (Sch. I). Ob eine Realität 
im Grundbuch als „Haus“ oder „Fabrik“ eingetragen erjheint, ift für die Be⸗ 
urtheilung der Pertinenzqualität der Fabrilseinrichtung nicht maßgebend; biefe 
kan auch durch Sadhverfländigenbeweis feftgeftellt werben. 

Entſch. v. 3. Yuli 1866, Nr. 6146 (2534 ©.-U.). Sel&gerüft, eiferne 
Dfenthären, Herde, Winterfenfter, Spalettläven, am Dachboden aufbewahrte Ja» 
loufien find Zubehör des Hauſes. 

Entfd. v. 11. Mär; 1862, Nr. 1889 (1496 ©.-U.). Ob Borräthe zum 
fundus instructus gehören ift quaestio facti des Bedarfs zur Bewirthihaftung 
tes Gutes. 

Entf. v. 21. Auguft 1860, Nr. 9419 (1178 ©.-U.). Bei Beftimmung 
ber Bertinenzqualität muß auf die Grundbuchseinlage („Wafhanftelt") ſWorſpr. 
der Entſch. Nr. 11879 ex 1868.) und das Gebäude Rüdfiht genommen werben. 
Segenflände (Dampfmaſchine, Rollen, Röhren) daſelbſt, welche die Sachverftän- 
digen für den Betrieb der Gebäude zu dem beftimmten Zwecke nothwendig fanden, 
find deren Zubehör, menn auch das Gebäude noch andere Benützung zuließe. 

Eutſch. v. 22. Juni 1859, Nr. 6955 (817 ©.-U.). Wenn im Grund- 
buche die Realitäten, welde nicht ſchon zu dem befonderen Yabrifationszwed 
erbaut find, bloß als „Häufer“ bezeichnet und aud bei den Pfandrechtseinver- 
libungen der Zabrifsqualität Feine Erwähnung geſchieht, Können nicht Sachen 
als Zugehör zu den Gebäuden zählen, melde bloß auf das Gewerbe des Be- 
ſwers ſich beziehen, nicht zum anhaltenden Brauch der Gebäude nöthig und 
— amobil find. — Die Maſchinen find am ſich nicht Pertinenz bes 


—X v. 19. Jänner 1859, Nr. 14439 (711 ©.-U.). Der Dampf 
keffel ift als Zugehör des Keſſelhauſes anzufehen. 

Entſch. v. 1. Yuli 1858, Nr. 6147 (588 &.-U.). Die Fabrilseinrichtung 
# ein Zugehör des Babrilögebäudes [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 24. Yuni 1857, Nr. 8844 (392 G.⸗U.). Auch ein Grund» 
ME (Bald) kann Zubehör eines "anderen Grunpftüdes (Wiefe) fein [Schluß- 


era. v. 6. Iuni 1855, Nr. 3990 (96 ©.-U.). Srüdte hören im 
Ungenblide der Trennung von Grund und Boden auf, ein Zubehör desſelben 
und in deren Pfandnexus zu fein (fandus instructus?). 

Eutſch. v. ? (P. ©. 100). Maſchinen find ein Zugehör ver im Gange 
beſiudlichen Fabritsrealitäten, 
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insdefondere Bei Grundflühen und Feichen; 


(&. 295 — vgl. bei $. 294 cit.; 6. 380 8. @.) 

8. 295. Gras, Bäume, Früchte and alle brauchbaren Dinge, welche die Erde auf ihrer Ober- 

flache heruorbringt, bleiben fo lange ein unbewegliches Bermögen, als fie nit von Grund 

und Boden abgefondert worden find. Selbſt bie Fiſche in einem Teiche, und das Wild in einem 

Walde werden erfl dann ein beivegliche® Gut, wenn ber Teich gefifhet oder das Wild gefangen 
ober erlegt worben iſt. 


Entſch. v. 28. October 1874, Nr. 11262 (65519 ©.-U.). Die ſtehenden 
Früchte find ein Zugehör des Grundes, auf dem fie fi befinden; können baher 
abgefondert nicht in Execution gezogen werben. 

Entſch. v. 31. Jänner 1872, Nr. 756 (4463 ©.-U.). Wenn die Feld⸗ 
früchte vom Pächter geſchnitten find, kommen fie als felbfftändiges WVefigobje 
in Betracht [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 22. Imi 1871, Nr. 7458 (4208 ©.-U.). Die Geldent- 

ſchädigung für das unter polizeiliher Anorbuung (Contumaz) getöbtete Vieh lam 
gleich dem Verfaufspreis besfelben nicht ala Zubehör des Gutes aufgefaßt werben. 
Das Verbot auf bie dießfalls angewiefene Geldſumme ift zu bewilligen. 

Entfd. v. 3. October 1860, Nr. 11172 (1201 ©.-U.). Der Pädter 
des Teiches, der das während ber Pachtzeit daſelbſt gewachſene Schilfrohr nidt 
innerhalb der Pachtperiode abfchneibet, verliert die Re., die durch die Pachtung 
ihm an dem Schilfrohr erwuchſen (8. 295 B. ©.). 

Entf. v. 24. Jänner 1860, Nr. 270 (1064 G.U.). Die nad ber 
erecutiven Berfteigerung und vor der thatſächlichen Vefigerwerbung des Erecutord 
geſchehene Verpfändung der zur Zeit der Ficitation uod hängenden Früchte if 
ungiltig. 

Entfd. v. 30. Juni 1858, Nr. 6588 (687 G.-U.). Im 8. 295 8:0. 
find umter bezogenen Früchten aud bie Civilfrüchte mitverftanden (8. 330 ibid.). 


(6. 398 — vgl. Hof. v. 7. April 1986, Ar. 2178 I. ©. S.; 8.60 8.6.) 
8. 296. Auch das Getreide, das Holz, das Biehfutter und alle übrigen, obgleich ſchon ein; 
gebrachten Erzeugniffe, fowie alles Bieh und alle zu einem liegenden Gute gehörigen Wert 
zeuge und Geräthichaften werden infofern für unbewegliche Sachen gehalten, als fie zur Hort: 
fegung bes ordentlichen Wirthfchaftsbetriebes erforderlich find. 


Entſch. v. 7. April 1875, Nr. 3232 (5683 ©.-U.). Gegenſtände, welche 
nad Ausfage der Sachverſtändigen zur Fortfegung des ordentlichen Wirthſchafts- 
betriebes erforderlich find, mäflen als unbeweglihe Saden und Beſtandtheil ded 
Gutes ſelbſt betrachtet werben, können daher nicht abgefonbert in Execution ger 
zogen und nach den für Fahrniſſe ertheilten Vorſchriften behandelt werben. Für 
die Ausſcheidung des fundus instructus ift von Amtswegen zu forgen. 

Entf. v. 29. November 1874, Nr. 12528 (5547 ©.-U.). Die Bor 
räthe an Getreide, Holz, Futter u. f. w. find, fofern fie zur Fortfegung des 
ordentlichen Wirtbfhaftsbetriebes gehören, Zugehör des Gutes und unbewegliche 
Sadıen; der Meiftbieter des Gutes bat fie alſo miterftanden. i 

Entf. v. 22. Juni 1871, Nr. 7458 (4208 ©.-U.). Die Gelbent- 
ſchädigung für das unter polizeilicher Anorvnung (Contumaz) getöbtete Vieh Tann 
ebenfowenig, als der Verkaufspreis dem Zubehör des Gutes beigezählt werben. 

Entjd. v. 23. März 1869, Nr. 2965 (©. Ztg. 1869). Auch nod un 
mittelbar vor der Mobilarfeilbietung kann geltend gemacht werden, daß einzelne 
Fahrniſſe zum fundus instructus der Wirthfchaft gehören, worüber ſodann vor- 
erft der Ausfprud der Sachverſtändigen eingeholt werden muß. 

Entfd. v. 11. März 1862, Nr. 1389 (1496 ©.-U.), Ob Boräthe 
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zum fundus instruetus gehören, iſt quaestio facti bes Bedarfs zur Bewirth⸗ 
ſchaftung des Gutes. 


und Bei Gebäuden. 
(4. 297 — vol 36. 404 u. ff, 417 u. 419 8. BSR. v. 7, April 1836, Pr. 2178 3.@.6.; 4 191 sel. 
»2. Hoi 1854, Rr. 146 R.@. 8.; 96. 399, 422 ©. G.; — @. v. 30. März 1879, Ar. 60 R.@. 8, bi 
bie (Umpulätfigteit' der) Tpeilung von nad) materiellen Antheilen.) 

9208. Ebenſo gehören zu ben unbeweglichen Sachen diejenigen, welche auf Grund und 
deden in der Abficht aufgeführt werden, daß fie ſtets darauf bleiben follen, als: Häufer und 
were Gebäude mit dem im ſenkrechter Linie darüber befindlichen Luftraume; ferner nicht nur 
alt, was ‚erd», mauer⸗, niet- und nagelfeft ift, als Braupfannen, Branntweinkefſel und ein» 
geinmerte Schränte, fondern auch diejenigen Dinge, die um anhaltenden Gebrauche eines 

Ganzen beftimmt find, 3. ®. Brunneneimer, Geile, Ketten, Löſchgeräthe u. dgl. 

Entfd. v. 11. April 1877, Nr. 14912 (©. Ztg. 1878, Nr. 69). 
Bean ein Keller zum Theil in fremden Grund bona fide erbaut und befeffen 
wird, ift zwar das Egth. des Nachbars verlegt, nicht aber dem Kellerbefiger ein 
Bft, Eigenthums⸗ oder Servitutsredht erworben (88. 297 u. 418 B. ©.). 

Entſch. v. 22. Februar 1877, Nr. 1840 (©. H. 1877, Nr. 79). Möbel 
mb Hansgeräthe find fein Zugehör des Landgutes. 

Eniſch. v. 19. Mai 1876, Nr. 10988 (©. 5. 1876, Nr. 91). Die 
im hierzu eigens errichteten Gebäude zum Zwecke ber befieren Bewirthſchaftung 
des Öutes von deſſen Egthr. aufgeftelte mit dem Gebäude feft verbundene Dampfe 
bretterfäge gehört mit zur unbeweglichen Sache. 

Entf. v. 14. September 1875, Nr. 5601 (©. H. 1876, Nr. 29). 
Dem bona fide an den Tabularbefig des Grundes gelangten Egthr. ift aud das 
Hans mit erworben, weldes vorher mit Wiffen des frühern Egthrs. dee Grundes 
don einem Dritten darauf erbaut worden war. 

Entfch. v. 11. Yımi 1875, Nr. 6544 (5761 ©.-U.). Der Luftraum 
oberhalb des Grumpftücdes ift ein Zugehör besfelben; durch vie Vermiethung 
einer Planke zur Anbringung von Annoncen ift wicht auch der Luftraum oberhalb 
der Blante mitvermiethet. 

Eutfd. v. 18. September 1873, Nr. 9180 (5087 ©.-U.). Ein Waſch⸗ 
teflel, welcher durch Einmanerung in fortbauernde Verbindung mit dem Haufe 
gelegt wurbe, if, wenn ver Hamseigenthämer ihn einmauern ließ und daher 
nicht gezweifelt werben kann, dag er ihm zum fortauernden Gebrauche des 
Hanfes widmete, Zugehör des Haufes. 

Entf. v. 2. April 1873, Nr. 3067 (4926 ©.-U.). Die ſenkrechte 
Luftfänle über einem Grundftüde gehört, foweit eine Herrſchaft darüber möglich 
iR, zum Grund und Boden. Der Beflger eines Gefimfes im dieſer Luftfäule 
iR als ſolcher im Befige derſelben, für welden befondere Befighandlungen, außer 
jenen des Beſitzes des Gutes, nicht nachzuweiſen find. 

Entf. v. 27. Juni 1872, Nr. 5354 (4646 ©.-U.). Thüren und 
Defen, welche ver Miether auf feine Koften in der Wohnung anbringen ließ, 
find fein Zubehör des Haufes, weil die Vorausfegungen der 88. 294 u. 297 
2. G., daß die Saden mit dem Haufe in fortdauernde Verbindung gebracht 
wurden und nach dem Willen des Egthrs. immer dabei bleiben follen, fehlen, 
das Egth. einer Sache nad) 88. 414 u, 415 ibid. aber nicht ſchon dadurch, daß 
fe mit der Sache eine® Anderen in Verbindung gebracht wird, verloren geht. 

Entf. v. 30. Jänner 1872, Nr. 810 (4457 ©.-U.). Eine im Grund» 
Inge miteingetragene Breiterhütte (in der Brigittenau in Wien) iſt nicht Zugehör 
des Grumbes und nicht unbeweglihe Sade, gleihwohl [Schlußfolgerung] find 
8 derem Erlöſe Realfteuern als Borzugspoften zu berichtigen, fobald durch die 
wa der Steuerbehörde erfolgte Vorſchreibung ſelbe ald Object ber Realbeſteuerung 
erkannt iſt. 
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Entſch. v. 20. Yuli 1871, Nr. 2952 (4232 ©.-U). Die auf dem 
zur Erbauung der Schmiede geſchenkten, wenn auch nicht bücherlich übertragenen 
Grunde erbaute Schmiede ift Egth. des Beſchenkten, der fih im thatſächlichen 
Beſitze befindet. 

Entf, v. 2. November 1870, Nr. 12989 (3936 G.⸗U.). Wenn ein 
Gebäude wegen feuergefährlicher Beichaffenheit in der Nähe des Bahnförpers 
nicht belaffen werben Tann, ift unbeſchadet des in 8. 297 B. ©. begründeten 
Zufammenhanges des Gebäudes mit dem Baugrund zur Ermittlung der Ent⸗ 
ſchädigung nur das Interefie des Egthrs. an der Abtragung und Neuherſtellung 
an anderem Orte zu ſchatzen. 

Entſch. v. 28. September 1869, Nr. 10518 (3517 ©.-U.). Im ver 
Anbringung von Fenfterläven, welche, wenn fie geöffnet würden, in ven Luftraum 
des Nachbar hineinragten, liegt feine Beſitzſtörung. 

Entf. v. 3. Juli 1866, Nr. 6146 (©. H. 1866, Nr. 73). Der 
Erfteher einer Realität kann fhon als folder den noch bücherlich eingetragenen 
früheren Egthr. mit der Beflgftörungsflage wegen Hinwegräumung bed Zugehörs 
belangen. Solches find auch Selchgerüſte, Herde, Winterfenfter, Läden, am 
Boden aufbewahrte Jalouſien. 

Entf. v. 4. December 1861, Nr. 8048 (1427 ©.-U.). Die Theilung 
bes Haufes derart, daß ein Egth. ſenkrecht Aber dem anderen zu ftehen fomme, 
ift unzuläffig logl. ©. v. 30. März 1879, Nr. 50% ©. ©]. 

Entſch. v. 21. Auguft 1860, Nr. 9419 (1178 ©.-U.). Bei Beftim- 
mung der Pertinenzqualität muß auf die Orundbuchseinlage („Wafhanftalt“) 
und bie Widmung des Gebäudes Rüdfiht genommen werden. Gegenftände 
(Dampfnafhine, Rollen, Röhren) daſelbſt, welde die Sadverftänbigen für den 
Betrieb der Gebäude zu den beftimmten Zwecken nothwendig fanden, find deren 
Zubehör, wenn auch das Gebäude noch andere Benügung zuließe. 

Entfd. v. 22. Juni 1859, Nr. 6965 (817 ©.-U.). Wenn im Orund« 
buche die Realitäten, welche nicht ſchon zu dem befonderen Fabrikationszwed 
erbaut find, bloß als „Häufer“ bezeichnet und aud bei den Pfandrechtseinver⸗ 
leibungen der Fabrilsqualität keine Erwähnung geſchieht, Können nicht Sachen 
als Zugehör zu ben Gebäuden zählen, welche bloß auf das Gewerbe des 
Befigers fih beziehen, nicht zum anhaltenden Gebrauche der Gebäude nöthig 
und jeven Moment amobil find. — Die Maſchinen find nicht Perlinenz des 
Gebäudes. 

Entſch. v. 18. Mai 1859, Nr. 5259 (3618 G.⸗U.). Die Beforgniß, 
daß durch die Aufpflanzung einer lebenden Wand dicht an der Grenzmauer bes 
Nachbarn, diefe in Folge Beſchattung und Feuchtigkeit beſchädigt werben könnte, 
fann das Verfügungsrecht über den oberhalb des rundes befindlichen Luftraum 
nicht hemmen. 

Entfd. v. 19. Jänner 1859, Nr. 14439 (711 ©.-U.). Der Dampf 
keſſel ift als BZugehör des Keffelyaufes anzufehen. 


Rechte find insgemein als bewegliche Sachen auzuſehen; 


G. — vgl. ab. 300, 448 (unbewegliche Sur. 8. 473 * G.; $. 1 Jagbpat. v. 7. März 1849, Nr. 184; 
8. 169, Beragel, dv. 23. Mat 1854, Nr. 146 R. 
Pr N 32 iſcherei Srinomiatunge;niänigung: ofb. ©. 12. Juli 1793 und 20. Februar 1708, 
— — 5 — v. ne 1824 und 12 Jumi 1i , Dat. >% März 1849, RM. ri, v. 80. Juli 
1850, 38 A ; Zuft. ger * urn September 1881; Hofd. v. 8. Sul 1836, Rr. 146, v. 2. U 
1840, Nr. 464, AT 2.8. An 1848, Ar. 720, v. 5. Februar 1841, Fe 503 und v. 4. Jänner 1842, Ir. 686 
J . GGS.; Rp. os. Detober 1856, Rr. 204 R. @. 8.) 


8. 298. Rechte werben den beweglichen Sachen beigezählt, wenn fie nicht mit dem Beſitze 
einer unbeweglichen Sache verbunden, ober durch die Randesverfaffung flir eine unbewegliche 
Sache erklärt find. 


er 


} 





U. Theil. Soden und ihre rechtliche Eintheilung. 85. 298—300. 123 


Entf. v. 10. Februar 1874, Nr. 1038 (5256 ©.-U.). Das mit bem 
Befige des Branntweinhaufes verbunden gewefene Propinationsreht und das 
nach erfolgter Aufhebung des Propinationsrechtes an deſſen Stelle getretene Ent ⸗ 
ſchãdigungscapital bilden nah $. 298 B. ©. einen Beſtandtheil des Reale ſelbſt 
Schlußfolgerungſ). 

Eniſg. v. 16. Auguſt 1866, Nr. 5741 (©. 9. 1866, Nr. 101). Das 
Erbrecht auf eine Realität ift eine unbeweglihe Sache. 

Emid. v. 16. Mai 1855, Nr. 4833 (90 ©.-U.). Rauf-) Re., wenn 
auch nicht (im Grundbuch) uehunlich erfitlih, find im comercio; lünnen in 
Ereastion gezogen werben. 


and die vorgemerkten Forderungen. 
(8. 290 — vgl. bei $. 298 cit.) 


5. 299. Schuldforderungen werden durch bie Sicherftellung auf ein unbewegliches Gut nicht 
in ein unbewegliche® Bermögen verwandelt. 


Entf. v. 29. Mai 1874, Nr. 4370 (6377 ©.-U). Ein R. wird 
dadurch nicht unanfehtbar, daß es auf einen Dritten übertragen würbe, welcher 
das Bertranen in bie Öffentlihen Bücher für fih geltend macht. Sobald aus. 
geſprochen ift, daß Forderung und Pfor. niemals zu R. beftanden, Tann auch 
der Geffionar folhe für fih nicht in Anfprud nehmen; die Borfhrift des 
8. 469 8. ©. findet hier feine Anwendung. 

Entf. v. 11. October 1866, Nr. 8739 (©. 9. 1867, Nr. 82). 
8. 32 ver Juſt. M. Vog. v. 25. Yänner 1850, Nr. 52 R. ©. B., findet 

auch im Falle der Eintragung des Afterpfandredtes für eine Wechſelforderung 
Anwendung. 


Ya welchen Geſetzen die unbeweglichen, nnd nah welchen die Beweg- 
lichen Sachen zu beurtheilen find. 
wo ⸗ u i. 200, BB, ABI. MA, a, . 00, 140, 1467 8.8; — 
3 309. Unbewegliche Sachen find den Gefegen des Bezirkes unterivorfen, in welchem fie 
legen; alle übrigen Sachen hingegen fliehen mit der Perfon ihres Eigenthümers unter gleichen 
Geſetzen. 

Entſch. v. 21. October 1874, Nr. 8901 (5510 G.-U.). Wenn das 
unbeweglihe Gut — nach $. 300 B. ©. der lex rei sitae unterworfen — erft 
nach der Publication eines ©. öſterreichiſches Territorium wurde und biefes ©. 
daher für ſelbes nicht publicirt, noch auch fpäter darauf ausgedehnt wurde, fo 
lann dieſes ©. bezüglich jenes Gutes auch nicht in Anwendung gebracht werben, 

Entf. v. 20. Mai 1863, Nr. 3375 (1719 ©.-U.). Der Erbrechts⸗ 
freit über ben unbeweglichen Nachlaß eines Ausländers in Oeſterreich ift vor 
dem forum rei sitae auszutragen. 

Entfb. v. 21. April 1858, Nr. 3473 (547 ©.-U.). Die im 8. 300 
B. ©. aufgeftellte Regel, vermöge welcher beweglihe Sachen mit der Perfon 
ihres Egthrs. unter gleihen ©. ftehen, findet hinſichtlich des Verbotes auf die 
in den Händen eines Dritten befinplihen Güter feine Anwenbung: — daß 
öfterreichifche Gericht ift zuftändig zur Entſch. über die Redtfertigung eines Ver⸗ 
botes, welches auf eine im Inland geltend gemachte Forderung eines ausländiſchen 
Cridatars erwirkt wurde, 
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Verbrauchbare und unverbrauchbare Haken. 


(8. 301 — vgl. 88. 984 u. 992; 9. 971, 989, 986, 959; 8. 510; $. 1090; 8. 1183; 88. 1237, 1228 ©. @.) 
8. 301. Sachen, welche ohne ihre Zerfiörung ober Berzehrung ben gewöhnlichen Nugen nicht 
gewähren, heißen verbrauhbare; bie von entgegengefegter Befcaffenheit aber unverbraude 

. bare Saden. 

Entfd. v. 29. Yuli 1869, Nr. 5885 (3476 ©.-U.). Auf ven Ueber- 
bringer lautenbe Staatsobligationen find verbrauchbare Sachen. N 

Entſch. v. 24. October 1867, Nr. 8554 (2894 ©.-U.). Dadurch, daß 
bei Hingabe der Caution eine 6 percentige Verzinfung bedungen wurde, ift ber 
BVerwahrungsvertrag ausgefchloffen, weil damit ein nur durch die Confumtion 
möglicher Gebrauch eingeräumt wurde. 

Entf. v. 9. Yänner 1855, Nr. 15081 (59 ©.-U.). Möbel, Wäfce, 
Kleider find feine verbrauchbaren Sachen im Sinne des 8. 301 B. ©. 


Geſammtſache (universitas rerum). 
(6. 308 — vgl. 98. 497 u. 453 8. G.) 

8. 302. Lin Inbegriff von mehreren befonderen Sachen, wie als Eine Sache angefehen, und 
mit einem gemeinfaftlihen Namen bezeichnet zu werben pflegen, macht eine Geſammtſache 
aus, und wird al® Ganzes betrachtet. 

Entfd. v. 24. Februar 1872, Nr. 12497 (4487 G.U.). Der Amts- 
biener, welcher über bemilligte pfanpweife Befchreibung eines Wanrenlagers „nach- 
ftehende Gegenftände in pfandweiſe Befchreibung genommen hat”, Hat nicht das 
Waarenlager als Gefammtfahe, fondern nur die einzelnen aufgeführten und be= 
ſchriebenen Gegenſtände gepfändet. 

Entſch. v. 11. März 1862, Nr. 1389 (1496 ©.-U.). Ob Vorräthe 
zum fundus instructus gehören, ift quaestio facti des Bedarſs zur Bewirth- 
ſchaftung des Gutes. 

Entf. v. 3. Jänner 1856, Nr. 12703 (P. ©. 101). Ein Paar Zug- 
pferde ift als ein Ganzes im Sinne des $. 302 B. ©. anzufehen, fo baß bie 
Tehlerhaftigkeit des einen Pferdes das R. auf Gemwährleiftung rüchſichtlich Auf- 
hebung des Kaufes der beiden Pferde begründet. 


Schatzbare und unſchatzbare. 
G. 303 — vgl. 99. 222-226, 764 V. ©.) 
8. 303. Schägbare Sachen find diejenigen, deren Werth durch Bergleihung mit anderen im 
Berkehre befindlichen beftimmt werben ann; barunter gehören auch Dienftleiftungen, Hand- 
und Kopfarbeiten. Sachen hingegen, deren Werth durch Feine Vergleichung mit anderen im 
Berkehre befindlichen Sachen beſtimmt werben kann, heißen unfchägbare. 

Entſch. v. 13. Mai 1857, Nr. 4499 (Entſch. des oberften Gerichtshofes 
in Civilſachen — Manz 1879). Die verlorene Ehre ift nad $. 303 B. ©. 
unfhägbar, ein in biefer Beziehung wirklich erlittener Schaven murbe nicht nadı- 
gewiefen. — Anläßlich diefer Entf. wurde eingetragen in das Judicatenbuch 
Kr. 32: Eine verführte Weibsperfon, welde Mutter geworden, hat 
in Gemäßheit des 8. 1328 B. ©. keinen Anfprud auf Entfhäpigung 
aus dem Grunde der verlorenen Ehre oder der verminderten Aus- 
fit auf eine künftige Verehelihung. 


Maßflab der gerichtlichen Shäkung. 
G. 306 — vgl. 5. 662 8. G.; 8. 4 des G. v. 30, März 1879, Ar. 608. G. B.) 


8. 304. Der beftimmte Werth einer Sache heißt ihr Preis. Wenn eine Sache vom Gerichte 
zu fhägen ift, fo muß die Schägung nad einer beftimmten Summe Geldes geſchehen. 


I. Theil. Sachen und ihre rechtliche Eintheilung. 88. 301-307. 1265 


Entf. v. 31. October 1878, Nr. 9219 (©. 9. 1879, Nr. 32). 
Bechfel haben, weil als Privaturfunden nad Hofd. v. 27. October 
1797, 3. 385 3. ©. S. nit fhäßbar, im Sinne des 8. 304 8. ©. 
keinen beftimmten Berkh, daher aud vom Finderlohn, ber nad 
8. 391 ibid. vom gemeinen Werthe zu berechnen if, feine Rede 
fein kann. 

Entſch. v. 1. März 1870, Nr. 14038 (3728 ©.-U.). Der beftimmte 
Werth einer Sade Heißt ihr Preis. Der Kaufpreis ift alfo der Werth, ven 
dae Kaufsobject für Käufer und Verkäufer hat, daher es zwiſchen biefen eines 
weiteren Beweiſes über ben Werth des Kaufobjectes nicht mehr bevarf [Schluß- 
felgerung]. 


Ordentlicher und anßerordentliger Preis. 


— ngl. 58. 378, 835, 1331, 1068; 88. 1986, 378, as; s. r u, 1015 8. &.; Hofb. ð 17. Juni 
—— 2106 und v. 25. Ropember 1839, Rr. 391 I. G. S.; Juſt. N. Erl. v. 26. Mir 1856, Nr. 6038.) 


5 305. Bird eine Sache nad dem Mugen gefhägt, den fie mit Rüdfiht auf Zeit und Ort 

gewöhnlich und allgemein Leiftet, fo fällt der ordentliche und gemeine Preis aus; nimmt man 

aber auf die beſonderen Verhältniffe und auf bie in zufälligen Eigenfhaften der Sache ge 

gründete befondere Vorliebe desjenigen, dent der Werth erfegt werden muß, KRüdficht, fo 
entfteht ein außerorbentlicher Preis. 


Entſch. v. 24. November 1869, Nr. 13162 (3581 ©.:U.). Das 
Gericht hat fih in bie Prüfung der von den ſachverſtändigen Schägleuten zu 
Srunde gelegten Principien nicht einzulaflen [?]. 


Delcher iſt Bei gerichtlichen Shägungen zur Richtſchnur zu nehmen. 
(8. 306 — vgl. bei $. 805 cit.) 
8. 306. In allen Fällen, wo nichts anderes entweder bebungen, ober von bem Gelege ver⸗ 
srnet wird, muß bei der Schägung einer Sache der gemeine Preis zur Richtſchnur ge- 
nommen werben, 


Entſch. v. 10. Auguft 1869, Nr. 8746 (3485 G.-U.). Schätzleute, 
melde gegen bie Regel des $. 306 B. ©., wornach ber gemeine Preis, ber 
nad) dem Reinertrag zu ermitteln ift, zur Richtſchnur dienen muß, den Brutto 
ertrag veranfdlagt haben, find als wegen Mangel gehöriger Sachkenntniß ober 
gehöriger Unparteilicleit im Sinne ver Hofb. v. 17. Juni 1825, Nr. 2106 

I. ©. ©., und 25. November 1839, Nr. 391 9. ©. ©., dann des Juſt. 
F Erl. v. 26. Mär; 1856, Nr. 6056, ungeeignet, zu entlaffen und es ift 
die Schäßung mit neuernannten Experten vorzunehmen, 


Begriffe vom dinglichen und perſönlichen Sachenrechte. 
6 807 — 5.148. 6) 
5307. Rechte, welche einer Perſon über eine Sache ohne Rüdfiht auf gewiffe Perfonen zu⸗ 
Regen, werden bingliche Rechte genannt. Rechte, welche zu einer Sache nur gegen gewiſſe 
vderſonen unmittelbar aus einem Geſetze, oder aus einer verbindlichen Handlung entftehen, 
heißen perſönliche Sachenrechte. 


Entſch. v. 9. April 1878, Nr. 15229 (©. H. 1879, Nr. 23), Wenn 
durch pfandweile Befchreibung das executive Pfandrecht auf ein feinem Grund⸗ 
buche einliegendes Grundſtück früher erworben wurde, als die Erwerbung des⸗ 
felben durch den neuen Egthr. perfect geworben ift (8. 861 B. ©.), muß deſſen 
Ereinpirungsllage nady 88. 307 u. 308 ibid. abgewiefen werben. 

Entſch. v. 20. Juni 1877, Nr. 1118 (©. Big. 1877, Nr. 57), ein 
getragen in das Sprudprepertsrium Ar. 93: Die Klage auf Zuhaltung 
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eines um eine unbeweglide Sache gefchloffenen mündlichen Kauf 
vertrages, Ausfertigung der intabulationsfähigen Urkunde und 
Uebergabe des Kaufsgegenftandes ift keine Realklage und findet 
8. 52 Iur. N. auf derlei Klagen feine Anwendung. 

Entf. v. 21. September 1875, Nr. 9998 (5856 ©.-U.). Das Pacht- 
er ift fein reinperſönliches R., fondern ein perfönlihes Sachenrecht ($. 307 

. ©). Die vom Schuldner gepachteten ONE Können durch 
he in Erecution gezogen werben. 

Entf. v. 25. November 1874, Nr. 9794 (8549 G.⸗U.). Die Klage 
aus dem Kaufvertrage auf Erfüllung, Serausgabe ber Liegenfchaft, Ausftelung 
und bücherliche en ber bezüglihen Urkunde gehört nicht vor die Real- 
Inſtanz ($. 307 3. ©.). 

Entſch. v. 22. April 1874, Nr. 3459 (6347 ©.-U). Das kaufmän- 
niſche Retentionsrecht ift nach feiner gefeglichen Definition (2. Sag des Art. 315 
H. ©.) ein dem Gläubiger an einer Sade ohne NRüdfiht auf gewiſſe Per- 
fonen zuftehendes, fomit ein dinglihes R.; daß es auch an beweglichen Saden 
ausgeübt werben Tann, ändert nichts an feiner dinglichen Eigenfchaft. 

Entſch. v. 9. December 1858, Nr. 13627 (683 ©.-U.). Ueber Klagen 
auf Löfhung des Pfor. wegen Ablauf der Frift, für melde dasſelbe eingeräumt 
wurde, ift die Realinftanz zuläffig. 


& ne a ‚88. 1070, 1078, 1008, 1120; 96. 281, 431, 451, 458, 481; 86. 354, 447, 472, 631, 819; 98. 309, 
, und über ben Drudfehler „bed Erbrechtes“ flatt „das Erbregit“ Pfaffsgofmann, Gomin.) 
8. 308. Dinglihe Sachenrechte find: das Recht bes Beſitzes, bes Eigenthumes, des Pfandes, 
der Dienftbarkeit und des Erbrechtes. 


Entf. v. 22. October 1862, Nr. 6964 (1579 ©.-U.). Auch das 
Beſtandrecht kann zu einem binglihen R. werben (88. 1095 u. 1120 8. ©.); 
— die Pränotation desfelben ift zuläffig. 

Entfd. v. 13. Juni 1861, Nr. 4057 (1344 ©.-U.). Nur, wenn von 
Seite des Pfandgebers die Eimwiligung zur Einverleibung des Beflandvertrages 
in das öffentlihe Buch vorliegt, Tann die Pränotation des Beſtandrechtes nad 
Art eines dinglihen R. gemäß $. 308 B. ©. bewilligt werben. 

Entf. v. 5. Jänner 1858, Nr. 13015 (495 ©.-U.). Bon dem Be- 
fige der Arbeitskraft eines Menſchen kann nicht die Rede fein, weil biefe mit 
bem Befige des Menſchen zufammenfallen würde; Befig aber nur an Sachen 
möglich ift. Das BVerlaffen eines Dienftes begründet feine Beſitzſtörung. 


U. Theil. Sachen ıc. 9. 808. — 1. Hanptft. Beſitz. $. 309. 127 


Erfte Abtheilung des Sachenrechtes. 
Vor den dinglihen Kehten. 


Erſtes Saupfftück. 
Bon dem Befige. 


Subalt: Imhaber. Beſitzer ($. 309). Erwerbung bes Befitzes. Hähigteit der Perfon zur 
Beflgermerbung (8. 310). Gegenftände des Beſitzes (8. 311). Arten ber Befik- 
erwerbung (8. 312); in&befondere von einem bejahenden, verneinenden ober einem 
Berbotsrechte (8. 313). Ummittelbare und mittelbare Erwerbungsart bes Beſitzes 
($. 314). Umfang ber Erwerbung ($. 315). Rechtmäßiger, unrechtmäßiger 
Befit ($. 316). Yaupttitel des rechtmäßigen Befiges (8. 7, Der Inhaber 
bat noch feinen Ztel ($. 318); und ann ihn nicht eigenmädtig erlangen ($. 319). 
Wirkung bes bloßen Titels (8. 320). Crforderung zum wirklichen Beſitzrechte 
(88. 321 u. 322). Der Befiger laun zur Angabe des Rechtsgruudes nicht auf- 
geforbert werben ($$. 323 u. 324). Ausnahme ($. 325). Redlicher und un- 
rebliher Befiger ($. 326). Wie ein Mitbefiger zum unveblichen oder unrecht 
mäßigen Befiger werbe (8. 327). Entſcheidung über die Redlichkeit des Befges 
($. 328). Fortdauer des Beſitzes. Rechte bes reblichen Befigers: a) in Rüd- 

fiht der Subflanz ber Sache ($. 329); b) der Nutungen ($. 830); c) des Auf- 

wanbes (88. 331 u. 332). Anfprud auf ben Erjap, bee reifes (85. 333 u. 

334). Verbindlichkeit des umreblichen Beſitzers (88. u. 886). Beurtheilung 

der Redlichkeit des Befiges einer Gemeinde ($. 337). Inwiefern durch bie 

Klage der Beſitz unredlich werbe ($. 338). Rechtsmittel bes Befitzers bei einer 

Störung feines Befiges (8. 339), bejonders burch eine Bauführung (88. 340, 

341 u. 342) und bei ber Gefahr eines vorhandenen Baues (8. 343). Rechts⸗ 

mittel zur Erhaltung bes Befigftaubes: a) bei bringender Gefahr (8. 344); 

b) gegen beu unechten Befiger (88. 345 u. 346); c) beim Zweifel über die Echt» 

heit Des Beſitzes g AT). Berwahrumgsmittel bes Inhabers gegen mehrere 

zufammentrefiende Befigwerber (8.348). Erlöjhung des Befitzes: a) törperlicher 

Sachen (8. 349); b) ber in bie Öffentlichen Bücher eingetragenen Rechte ($. 350); 

©) andere Rechte (88. 351 u. 852). 


Pat 4 DERpiRäi.bep LIT. BON: Bon Di Eopyang, uah Di Melle Derophpie —— 


Zuhaber. Befiger. 
( 309 — vgl. 8. 854, 862; 58. 312, 818, 814, 350, 851 8. G.; $. 14 Zur. R) 
3. 309. Ber eine Sache in feiner Macht oder Bewahrfam Hat, heißt ihr Inhaber. Hat der 
Inhaber einer Sache den Willen, fie als die feinige zu behalten, fo ift er ihr Befiger. 

Eutſch. v. 22. April 1879, Nr. 1872 (9. B. 1879, Nr. 20). Der 
Stattgebung ver Aufforberumgsflage fteht das Hofd. v. 15. Sänner 1787, Nr. 621 
nicht hindernd im Wege, weil, wenn auch in den Händen der ſich be- 
tühmenden Partei eine Urkunde (Wechſeh), worauf fie ihre Forderung 
Rügt, ſich befindet, es fih doch hier niht um dem Befig der Urkunde, 
fondern nur um den Befig des gerühmten Rs., d. i. ber Forderung 
felot handeln könnte, von einem Befig der Forderung aber feine 
Rede fein kann, da die Annahme eines folhen den gejeglihen Be— 
grifſsbeſtimmungen über den Befig wiberftreiten würde, 

Eutſch. v. ? April 1879, Nr, ? (9. 8. 1879, Nr. 22), Die Frage, 
ob nad, äfterreihifhem bürgl. R. es einen Befig obligatorifher Me. gebe, ift 
mit Rüdfiht auf die Beſtimmungen der 88. 292 u. 309 B. ©. zu bejahen, 
und daher der Befiger der Schuldurkunde infolange ald im Beſitze des durch fie 
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gemährleifteten Rs. ftehend anzufehen, bis ihm gegenüber das Erlöſchen dieſes 
NE. erwiefen wird. [Schlußfolgerung; worfpr. der Entf. Nr. 1872 ex 1879.] 

Entf. v. 29. November 1876, Nr. 13376 (©. Big. 1877, Nr. 67). 
Der Miether ift nicht Befiger, fondern Innehaber im Namen bes Egthrs. Mit 
Auflöfung des Beſtandverhãltniſſes gebührt dem Miether auch kein proviſoriſcher 
Schutz in dieſem Verhältniß. 

Entſch. v. 2. Juni 1874, Nr. 5008 (5379 ©.-U.). Aus ben von dem 
Gatten zur Bewirthfhaftung und Benägung der feiner Gattin gehörigen Realität 
vorgenommenen Handlungen, als im Namen feiner Gattin vorgenommen, fan 
derfelbe feinen Beſitz für ſich ableiten; die zum Bedürfniß feiner Perſon benügte 
Wohnung hingegen hat er befeflen und muß in diefem Befige gegen Eigenmadt 
gefhügt werben. 

Entſch. v. 13. Iänner 1874, Nr. 10 (5219 ©.-U.). Wer die Schupfe 
verfperrt gehalten und den Hausbeſorgern die Herausgabe des ihnen anvertrauten 
Schlüſſels verboten hat, muß nad $. 309 B. ©. als Befiger der Schupfe an- 
gefehen werben. 

Entf. dv. 7. Juni 1871, Nr. 6760 (4192 ©.-U.). Die Beeinträd: 
tigung eined Privaten in dem Benügungsrechte eines öffentlichen Weges Tann nicht 
als Befigftörung im Sinne der 88. 309, 312 u. 339 B. ©. angejehen werben. 

Entfd. v. 25. April 1871, Nr. 5065 (9. B. 1872). Wenn über vie 
Bitte der Miethpartei ihr der Hauseigenthümer die Anbringung eines Aushäng- 
ſchildes geftattete, jo ift deren fpätere Befeitigung durch den Hauseigenthümer 
teine Befigftörung, weil nad $. 309 B. ©. die Ausübung mit dem Willen, 
fein Recht auszuüben, weſentlich iſt. 

Entf. v. 20. März 1870, Nr. 13666 (3757 ©.-U.). Um die Anfe 
bebung der Execution aus dem Grunde des badurd verlegten Befiges bewirken 
zu Können, fönnte mit Rüdfiht auf ven im $. 309 B. ©. aufgeftellten Begriff 
des Beſitzes das Vorhandenſein ber gepfänbeten Fahrniſſe in der der $tlägerin 
und ihrem Gatten gemeinfamen Wohnung und die durch die eheliche Gemeinſchaft 
begründete factifhe Inhabung und Benügung nicht genügen, fondern müßte ihr 
Alleinbefig dargethan werben. 

Entf. v. 14. November 1866, Rr..8972 (2665 ©.-U.) Sachen, 
beren Rücdftellung nur retentionsweife verweigert wird, find nicht im Befige, 
fondern mur in der Innehabung des die Rüdgabe Verweigernden. 

Entf. v. 7. Auguft 1866, Nr. 6399 (2569 ©.-U.). Der Umftand, 
daß Iemand Urkunden in feinem Gewahrfam Hat, macht an und für fi ihn 
nit zum factifhen Befiger derſelben. 

Entſch. v. 16. September 1863, Nr. 6607 (1797 ©.-U). Das 
Mertmal des 8. 309 B. ©., daß der Inhaber dann zum Befiger 
werde, wenn er den Willen zur Behaltung der Sade habe, ift auf 
den 8. 14 Jur. N. nicht anwendbar — der Pfründner (Fruchtnießer?) ift 
als Befiger ver Pfräinde zu betrachten, 

Entſch. v. 16. Februar 1858, Nr. 960 (511 G.-U.). Der Egthr. 
bleibt trog der Verpachtung Befiger der Pachtzüter; der Pächter, welcher die 
Beſtandſache gegen die Vorſchrift des $. 319 B. ©. als fein Eigenthum erklärt, 
Tann mit der Aufforberungsflage wegen biefer Berühmung belangt werben. 


Erwerbung des Weſitzes. Fähigkeit der Ferſon zur Befiberwerbung. 
G. 310 — vgl. 88. 21-27, 387; 98. 152, 244, 866, 355, 356, 538 ©. G.) 
8. 310. Perfonen, die den Gebrauch der Vernunft nicht haben, find an fi unfähig, einen 
Befig zu erlangen. Sie werden durch einen Bormund und Eurator vertreten. Unmündige, 
welde die Jahre der Kindheit zurückgelegt haben, können für fi allein eine Sache in Be- 
fig nehmen. 


11. Theil. 1. Haupt. Beſitz. 99. 810-312. 128 


Eutſch. v. 14. Rovember 1866, Ar. 8972 (2665 G.U.). Der Schuldner, 
velcher die Schuld noch nicht getilgt hat, kann nur als im Namen bes Gläu⸗ 
bigers die Schulddocumente innehabenb, gelten. 

Entf. v. 11. März 1868, Nr. 1610 (G. 9. 1863, Nr. 52). Wem 
en Weg von einzelnen Gemeinbemitglievern als ſolcher benügt worden ift mub 
die anderen nicht insbeſondere ausgefchloffen waren, fo ift die Gemeinde im 
jactiſchen Befige der Wegfervitut. 


Gegenkände des Aeſttzes. 

mi — 356; 88. 358, 1455; 9. 1488: 84. 447, 483 8.6. — @. v. 30. 1879, Nr. 
. u  Nirgeliifgteik I Gehäyben mad) materichen Kup) \ 
8. 311. Ulie körperliche und untörperlihe Sachen, welche ein Gegenftand des rechtlichen Ber- 

ar find, können in Beflg genommen werben. 
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Entſch. v. 27. März 1878, Ar. 15529 (G. 9. 1878, Nr. 54). Ge- 
werbeconceſſionen find fein Gegenftand des Berkehrs, haben alfo einen Ver⸗ 
taufswerth und die Forderung ans dem per abusum erfolgten Berlaufe einer 
Eonceiflon iſt nicht Magbar. 

Entſch. v. 22. — 1875, Rr. 10280 (5861 G.⸗U.). Kirchenſitze 
find Gegenſtand des reihtlichen Verkehrs und if daran ein Befig möglich. 
Streitigkeiten hierüber find der gerichtlihen Competenz nicht entzogen. 

Entfch. v. 1. Yuli 1869, Nr. 7124 (3462 ©-U). Auch Miethrechte 
tönnen nach SS. 311—813 B. ©. in Befig genommen werben. — Die eigene 
wädtige Störmg im Befige des Miethrechtes durch den Egthr. der vermielheten 
ocalität ift eine Beſitzſtörung. 

Entſch. v. 5. Auguft 1858, Nr. 8522 (604 G.-U.). Die wörtlihe und 
thätliche Hinderung an der Leiftung der Dienfte feitens des Dienftherrn ift feine 
Befisförung, weil im 26. Haupift. 8. ©. nirgends beftimmt ift, daß der Be- 
ſtellte berechtigt fei, dem Piapiere feine Leiftung gegen deſſen Willen aufe 
iunötbigen. * 

Entfch. v. 19. Mai 1858, Rr. 4348 (573 ©.-U.). Daraus, daß bie 
Straßen einer Stadt ein Gemeindegut bilden (88. 287 u. 288 8. 6), folgt, 
daß fie als folhe nicht Gegenftand des rechtlichen Verkehrs, nicht erfigbar und 
der Gemeindevertretung volllommen frei verfügbar find (88. 362, 1455 ibid.). 


Arten der Reſitzerwerbung; 
(8. 318 — vgl. $$. 831, 427; 10178. G.) 
8 202. Körperliche, beweglihe Sachen werben durch phiſiſche Ergreifung, Wegführung oder 
Berwahrung; unbewegliche aber durch Betretung, Berrainung, Einzäunung, Begeihnung oder 
dearbeitung in Befig genommen. In den Befig unörperliher Sachen oder Rechte kommt 
man durch den Gebrauch derfelben im eigenen Namen. 


Entfd. v. 18. Februar 1879, Nr. 800 (©. H. 1879, Nr. 66).. Der 
jactiſche Befig des Miethrechtes — fowie der Sachbeſitz des Vermiethers — 
gehen durch die aus polizeilichen Gründen verfügte Räumung einer Wohnung 
nicht verleren. 

Entſch. v. 28. Jänner 1879, Nr. 483 (©. H. 1879, Nr. 44). Die 
bloße Fenftererbffuung im Haufe des Klägers, welche der Geklagte, weil außer- 
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halb ſeiner Beſitzſphäre gelegen, wirkſam zu verhindern nicht in der 
Rage war, iſt keine Handlung, bie ſich als Beſitzergreifung und Ge— 
brand eines Unterfagungsrehtes im Sinne ber 88. 312 u. 313 B. ©. 
erkennbar mahen würde; das Aufſchlichten ven Holz im Eigenthumsbereich 
des Gellagten, wodurch dem Kläger Luft und Lit von jenem Fenfter abgehalten 
worben, ift daher noch feine Beſitzſtörung. 

Entſch. v. 10. September 1878, Nr. 9752 (9. B. 1879, Nr. 10). 
Das bloße Betreten eines verpachteten Grundſtückes, deſſen Pacht abgelaufen ift, 
von Seite des Verpächters und Egthrs., und bie einfeitige, wenu auch vor Zeugen 
abgegebene Erklärung, daß er das verpadhtete Grunbftüd wieder übernehme, iſt 
als eine (für Andere erkennbare) Beſitzſtörung nicht zu betrachten; der Pächter, 
welcher demungeachtet das Grundſtück wieder bearbeitete, muß in dem ununter- 
brochenen factiſchen Beſitze gefchügt werben. 

Eutſch. v. 26. Juli 1876, Nr. 3543 (G. H. 1877, Nr. 13). Die 
Behauptung der fymbolifchen Uebergabe ift belanglos, fobald in der Urkunde 
feloR hiervon feine Erwähnung gefchieht, da wmbeweglihe Saden, von ber 
Eventualität, daß eine bücherliche Eintragung nothwenbig wäre, abgefehen, nur 
durch Betretung, Berrainung, Cinzäunung, Bezeihnung oder Bearbeitung in 
Befig genommen werben. 

Entfd. v. 3. November 1875, Nr. 11849 (©. Big. 1876, Nr. 63). 
Im der Veränderung ber Lage des an einer Berglehne gelegenen Grunpftüdes, 
welches bisher durch eine Boſchung von 45 Grad das höher gelegene Feld 
fügte, dur; Abgrabung, fo daß an der Grenze das Nivea ſenkrecht abfällt 
und dadurch bad Erdreich zc. abgeſchwemmt wird, liegt eine Störung bes bis- 
herigen Befigftandes (88. 312, 313, 329, 339 u. 864 B. ©.). 

Entſch. v. 10. September 1875, Nr. 9732 (5849 ©.-U.), Wer auf 
der Wieſe Gras und Grummet mäht und damit in der Hauptſache den Beſitz 
der Wiefe ausübt, gilt auch für den Befiger der ein Zugehör der Wiefe bildenden 
Grenze fammt den daranf ſtehenden Bäumen, wenn aud ein Anderer biefe 
gefält hat. 

Entſch. v. 2. März 1875, Nr. 2046 (©. Zig. 1876, Nr. 63). Eine 
den Nachbar erwiefenermaßen benachtheiligende Ausübung des Eigenthumsrechtes 
(Stall an die Orenzmauer ftehend) begründet feine Befigflörung. 

Entf. v. 23. Iuni 1875, Nr. 5576 (5771 ©.-U). Der Befig von 
Rechten wird durch den Gebrauch derſelben im eigenen Namen erlangt und nur 
folhe Handlungen können als Anwendung einer fremden Sache zum eigenen 
Vortheil angefehen werden, weldhe ein Maciverhältnig über biefelben in vie 
Sinne fallend offenbaren; dieß tritt aber nicht ein, wenn die fremde Sache 
einem Andern, der fi zur felben ganz paſſiv verhält, ohne bie geringfte Ber- 
änderung in ihrer Subftanz einen zufälligen Nugen gewährt, die Anmaßung 
eines Rs. daran fich gar nicht manifeflirt. (Örenzmauer, welde den Anbau 
bes Nachbar ohne baulihe Verbindung lediglich duch ihre Nachbarſchaft ftägt.) 

Entf. v. 15. Yuni 1875, Nr. 6544 (5761 ©.-U.). Der Miether 
ber Außenfeite der Einplanfung wird durch die oberhalb der Einplanfung auf 
feparate Pfoften geftügt angebrachte Tafel in feinem Benützungsrechte (Annoncen) 
nit gehintert, da er buch biefe Ausübung in den Beſitz des Rs. oberhalb 
ber Einplantung Ankündigungen anzubringen, nod nicht gelommen war. 

Entfd. v. 29. Mai 1873, Nr. 5175 (4988 ©.-U.). Das Anshängen 
von Wäſche zc. und Deffnen der Fenſter in vie Luftfäule des Nachbars erfcheint 
zur Erwerbung des Rechtsbeſitzes des Fenſterrechtes geeignet. 

Entfch. v. 22. Auguft 1872, Nr. 8362 (4691 ©.-U). Wenn auch 
nah 8. 312 B. ©. fhon die einmalige Ausübung an fi den factifhen Befig 
des betreffenden Rs. begründet, fo kann do, wenn nicht jede im nachbarlichen 
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Berhältwig natürliche, gegenfeitige Gefälligfeit ſchon Grund zum factifhen Befig- 
erwerb geben foll, aus dem bloß einmaligen unſchädlichen Befahren eines Geh⸗ 
weges, der Teine Spuren von Bfterem fahren aufweist, weber der Wille bes 
Rchtäbefiges, noch die Dulbung der Redgtsansühung gelolgert werben. 

Entf. v. 6. Yali 1871, Rr. 5031 (4220 ©.-U.). Durch das bie 
Erfigungszeit hindurch geftattete Oeffnen der Fenſter in die nachbarliche Luftfänle 
ift der Beſitz des Fenfterrehtes, resp. das R. felbft erworben. 

Entf. v. 7. Suni 1871, Nr. 6760 (4192 ©.-U.). Das Bauen, woburd 
ein Privater in der VBenägung eines öffentlichen Weges beeinträchtigt wird, if 
keine Störung des Beſitzes dieſes Privaten. 

Entf. v. 3. Februar 1871, Nr. 10940 (4044 ©.-1l.). Die Gemeinde 
bat dadurch, Daß die Gemeindemitglieder während der ganzen Erfigungszeit eine 
Realität (Mühle) zum Durchgang benägten, ohne daß deren Beflger je einen 
Emmand erhoben, ven Befig ber Servitut und das R. felbft erworben. Zur 
Erwerbung des Rechtsbeſitzes ift nicht erforderlich, dag bie Gemeinde den Fuß⸗ 
weg ald ein R. beanfprudt nad der Befiger dieſes anerfanut hat. 

Entfd. v. 19. November 1870, Nr. 13594 (3952 ©.-U.). Der Befitz⸗ 
Rörungsgellagte hätte bemeifen mäflen, daß das Anftreihen der Mauer mit Ger 
fattung des Klägers geſchehen fei, da nicht vorliegt, daß von dem früheren 
Anftrihe ver Mauer berfelbe als von einer angenfäligen Thatſache Kenntniß 
gehabt habe. 

Entſch. v. 1. Yuli 1869, Mr. 7124 (3462 G.. U.). Auch Miethrechte 
Bunen nach 88. 311—313 B. ©. in Befig genommen werden. — Die eigen» 
mãchtige Störung im Befige des Miethrechtes durch den Egihr. der vermietheten 
Lecalitat ift eine Beſitzſtörung. 

Entſch. v. 10. Sinne, 1865, Nr. 33 (2090 ©.-U.). Das Durchgehen 
tn Hof und Garten, fo oft felbe offen find, ohne daß deren Offenlaflen hiezu 
gefordert wurde, ift noch nicht die Ausübung einer Servitut. 

Entſch. v. 18. April 1864, Nr. 1484 (1897 ©.-U.). Die Aufrichtung 
einer Bretterwand auf eigenem Grunde, wodurch Licht und Luft von ben Senflern 

des Rahbarhaufes abgehalten werben, ift feine Befigflörung, weil burd die Er⸗ 
— und Bewohnung des Hauſes noch nicht bie bezügliche negative Haus- 
ſerviint erworben war. 

Entf. v. 23. Februar 1864, Nr. 1259 (1867 G.-U.).. Durch Ein- 
zaunung wird ein Play in Befig genommen. 

Entf. v. 80. November 1858, Nr. 13419 (2050 ©.U). Daburh 
allein, daß das Wafler Jahre hindurch von dem fremden Brunnen geſchöpft 
wurde, ift noch nicht die Ausübung einer Servitut dargethan. Die Sperrung 
des Brunnens ift daher feine Beſitzſtörung. — Eine andere Anffaffung 
wärde den Egthr. nöthigen, Teine, felbft nicht die unbedeutendſte Öe- 
fälligkeit zu geflatten. Dieß liegt nicht im Sinne des Geſetzes. 


insBefondere von einem MEINER: ———— oder einem Ber- 
botsrechte. 
@. 813 — vgl. 7. Hauptſt. dieſ. Theils; 88. 821; 427; 5. 801 B. G.) 
8. 318. Der Gebraud eines Rechtes wird gemadt, wenn Jemand von einem Andern etwas 
als eine Schuldigkeit fordert, und dieſer e8 ihm leiftet; ferner, wenn Jemand bie einem Anbern 
gehörige Sache mit defien Geftattung zu feinem Nugen anwendet; endlich wenn auf fremdes 
Berbot ein Auderer das, was er fonft zu thun befugt wäre, unterläßt. 

Entfd. v. 28. Jänner 1879, Nr. 483 (©. H. 1879, Nr. 44). Die 
bloße Eröffnung eines Fenſters im Haufe des Klägers ift feine REN 
fein Gebrauch eines Unterfagungsredtes nad) 88. 312 u. 813 8. 

* 
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“ Entf, v. 7. Mai 1878, Nr. 15611 (©. Ztg. 1879, Wr. 4). Der 
Ufucapionsbefig der Seroitut des Fahrrechtes ift für die Geklagten verloren, da 
fie über das vom Kläger an ihren Pächter ergangene Berbot des Fahrens zwar 
berichtet wireden, ihre Befigrechte aber nicht Magend geltend machten (88. 351 
u. 148 8. ©.); weder die Aeußerung gegen den Pächter: er ſolle uur fort über” 
das Feld fahren, noch das zeitweilige heimliche Fahren bes Pächter Können als 
Acte der Befigausübung angefehen werden. - 

Entf. v. 9. April 1878, Nr. 15229 (©. 9. 1879, Nr. 28). Wenn 
durch pfandweife Beſchreibung das executive Pfandrecht auf ein, keinem Grund 
buche einliegendes, Grundſtüd früher erworben wurde, ald die Ermerbung des⸗ 
felben durch den neuen Erſteher perfect geworben ift (8. 861 8. ©), muß 
beffen Exeindirungsiage nah 88. 307 u. 308 ibid. abgewiefen werben. 

Entfd. v. 1. Mat 1877, Nr. 5297 (©. H. 1877, Rr. 74). Eine Aus 
übung von Befigacten, welche nie zur Kenntniß vesjenigen lam, gegenüber welchem 
ein Beſitz dadurch erworben fein will, ift rechtsunwirkſam. 

Entjd. v. 14. März 1877, Nr. 262 (©. 9. 1878, Nr. 2). Die Störung 
im Befige einer Reallaft (R., auf der Gemeinvefäge unentgelilih Breiter ſchneiden 
zu laſſen) ift nad den Grundſätzen für ven Befig unlörperliher Sachen zu 
beurtheilen. 

Entſch. v. 28. Juni 1876, Nr. 1287 (©. Ztg. 1876, Nr. 91). Damit, 
daß 30 Jahre hindurch die Fenfter in den Luftraum bes niebrigeren Nachbar⸗ 
hauſes geöffnet wurden, iſt weber ber Beſitz ber servitus non altius tollendi, 
noch des Fenfterredhtes erworben worben; erfterer nicht, weil fi nie einem foldyen 
Berbote gefügt wurbe, letzterer nicht, weil nicht nur die bloße Thatfache als ſolche, 
fondern die Ausübung al8 ein R. erfordert wird. Die Ermwerbung des Beſitzes 
einer affirmativen Servitut iſt von ber Anerkennung dieſes Rechtbeſitzes abhängig, 
wofür das bloße Unterlaffen des Widerſpruches nicht gelten Tann. 

Entf. v. 3. November 1875, Nr. 11849 (©. Big. 1876, Nr. 63). 
In der Planirung bes an einer Berglehne gelegenen Orunpftüdes, welches bisher 
durch eine Böfhung von 45 Grad daß höher gelegene Feld flügte, wodurch an 
der Grenze das Niveau ſenkrecht abfällt und das Ervreih vom obern Grunpftäd 
abgeſchwemmt wird, liegt eine Störung bes biöherigen Befigftandes (88. 313, 
313, 329, 339, 364 B. ©.). 

Entfg. vd. 28. Yuli 1875, Nr. 7318 (5811 ©.-U.). Bei dem Umſtande, 
als alle Bewohner der oberhalb liegenden Häufer den fraglichen Fußfteig als Weg 
benägten, kann von einem precarium nidt bie Rebe fein. Da man nad 8. 313 
2. ©. durd ein Verbot fih in Beſitz fegen, alfo einen Andern entfegen kann, 
liegt in einem qualiftcirten Berbote (vor der Oemeindevorftehung in der Gemeinde» 
kanzlei) eine Störung des Rechtsbeſitzes. 

Entſch. v. 23. Juni 1875, Nr. 5576 (5771 G.⸗U.). Der Befitz von 
Rn. wird durch den Gebrauch derſelben im eigenen Namen erlangt, und nur 
ſolche Handlungen können als Anwendung einer fremden Sache zum eigenen Bor- 
theil angefehen werben, welde ein Mactverhältniß über diefelbe in vie Sinne 
fallend offenbaren; dieß tritt aber nicht ein, wenn bie frembe Sache einem Andern, 
der fih zur felben Zeit ganz paffiv verhält, ohne die geringfte Aenderung in 
ihrer Subftanz, einen zufälligen Nugen gewährt, die Aumaßung eines Rs. daran 
ſich gar nicht manifeſtirt (Orenzmauer, welche den Anbau des Nachbars ohne 
bauliche Verbindung —- lediglich durd ihr Beſtehen ne 

Entfd. v. 15. Juni 1875, Nr. 6544 (6761 G.-U.). Der Miether der 
Auenfeite der Einplankung wir durch die oberhalb der Einplanfung auf feparate 
Pfoſten geftügt angebrachte Tafel in feinem Benützungsrechte (Annoncirung) nicht 
gehindert, da er durch diefe Ausübung in ben Beſitz des Rs., oberhalb ver Su 
planfung Ankündigungen anzubringen, nod nicht gelommen i. 


II. Teil. 1. Hauptſt. Beſitz. $. 313. 133 


Eutſch. v. 2. März 1875, Nr. 2046 (5646 ©.-U.). In dem Einftellen 
einer Kuh in den an die hierdurch verjauchte Grenzmauer foßenden Stall, wozu 
vie Egthr. nad) $. 862 B. ©. berechtigt find, Liegt keine Beſitzſtörung; da ber 
Befig eines eniſprechenden Verbotsrechtes durch den bloß thatjählihen bisherigen 
Zuſtand nicht erworben werben fonnte. 

Entf. v. 29. Februar 1874, Nr. 732 (5276 ©.-U.). Die auf Grund 
eines Btgs. üÜbernommene Leitung einer Theaterunternehmung begründet einen 
Rechtabeſitz; bie eigenmächtige Abnahme diefer Leitung und Wegnahme der Theater- 
requifiten ift eine Störung jenes Beſitzes. 

Entf. v. 29. Mai 1873, Nr. 5175 (4988 ©.-U.). Das Aushängen 
von Wäſche zc. und Definen. der Fenfter in die Luftſäule des Nachbars ift zur 
Enwerbung des Rechtsbeſitzes des Fenſterrechtes geeignet. 

Entf. v. 20. Februar 1872, Nr. 1573 (4488 ©.-U.). Das Ab- 
ſchneiden der in den eigenen Luftraum ragenden Theile der Gerüſthölzer ift feine 
Beſitzſtörung, da der Nachbar nicht in den ruhigen Beſitz des Rs. gelommen ift, 
feine Ballen zc. in den fremden Luftraum hineinragen zu laflen. 

Entſch. v. 26. October 1871, Nr. 12188 (4287 ©.-U.). Die Ablage» 
rung von Schutt und Kehricht dur die Gemeinde, wodurch die Ausübung bes 
Birthegewerbes des Nachbars beeinträchtigt wird, wäre nah 88. 354 u. 313 
B. ©. nur dann eine Befigftörung, wenn der Nachbar fih in den Befig des ent- 
ſprechenden Unterſagungsrechtes gefegt hätte — inwiefern die Gemeinde durch biefe 
Berügungsweife ihres Feldes die rechtlichen Schranken ihrer Eigenthumsbefugnifie 
($$. 364 u. 1305 ibid.) überſchritten babe — kann nicht in possessorio sum- 
mariissimo entſchieden werden. 

Entf. v. 6. Yuli 1871, Nr. 5031 (4220 ©.-U.). Durch die Geftat- 
tung, daß die Fenſter in den fremden Luftraum geöffnet werben, um von da Luft 
und Licht .einzulafien, ift der Beſitz der servitus luminis erworben. o 

Entf. v. 23. Februar 1871, Nr. 10117 (4066 ©.-U.). Das Argument, 
daß der behauptete Weg auch Über tie Grundſtücke anderer Egthr. führt, ift ohne 
Belang, weil das gegen Dritte erworbene R. auf dad Rechtsverhältniß zwiſchen 
Mäger und Beklagten keinen Einfluß äußern kann. 

Entf. v. 3. Februar 1871, Nr. 10940 (4044 ©.-U.). Darin, daß die 
Gemeindein ſaſſen mit Vorwiſſen der früheren Befiger der Mühle felbe zum Durd- 
gang benüßten und der Mühlbefiger dieß ohne Einwand duldete, liegt nad 
88. 312 m. 313 B. ©. ver Erwerb des Rechtsbeſitzes für die Gemeinde, wozu 
nicht auch erforderlih war, daß die Gemeinde den Durchgang als ein R. in 
Anſpruch nahm und die Mühlbefiger ihn als folhes anerfannt haben. 

Entſch. v. 23 November 1870, Nr. 13806 (3968 G.U.). Durch die 
Unterzeichnung des Circulars, wornach die Unterzeichner fi) verpflichten, an Sonn- 
und Feiertagen um 4 Uhr ihre Verlaufsläden zu fperren, wurde eine nach dem 
G. (88. 313, 351 n. 1459 B. ©.) zuläffige Verbindlichkeit übernommen. 

Entſch. v. 16. November 1870, Nr. 13594 (3952 ©.-U.). Der Beflt« 
Rörungsgeklagte hätte beweifen müflen, daß das Anftreihen ber Mauer mit Ge- 
Nattung des Klägers gefchehen fei, da nicht vorliegt, daß von dem früheren An« 
“ frihe der Mauer derſelbe, ald von ziner augenfälligen Thatfahe, Kenntniß 
gehabt habe. 

Entf. v. 27. Sänner 1870, Nr. 658 (3691 ©.-U.). Der Beflg des 
RE. der Benügung der Orenzmauer bes Nachbars ift dadurch, daß ſchon bie 
Befigvorgänger, gleich dem jegigen Beſitzern des Nachbargrundes, Weinranfen 
taver zogen, erworben; der Egthr., der die Maner um 3 Schub abtragen lieh, 
bat dieſen Rechtsbeſitz geftört. 

Entſch. v. 13. October 1869, Nr. 11519 (3536 ©.M.). Der Beſitz 
WERE, die Sperrumg des Hausthores bes mit ber Servitut bed offenen Durd)- 
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ganges belafteten Haufes zu verbieten, ift nur erworben, wenn ber Egthr. des 
dienenden Hanfes fi einem ſolchen thatfächlic, gegebenen Verbote gefügt hat. — 

„Dffener Zugang“ involoirt nicht, daß das bienende Haus — was auch aus 
öffentlichen NRüdfichten unzuläffig wäre — felbft in der Nacht unverſperrt bleibe. 

Entf. v. 6. October 1869, Nr. 11292 (3528 G.⸗U.). Die (in dem 
Miethvertrage ausprädlih dem Egthr. vorbehaltenen) Ansbefjerungen (8. 1118 
B. ©.) flören den Miether nicht im R. auf (durch angebrachte Gerüfte) unge 
fhmälerten Genuß von Lit und Luft, weil ein ſolches erft als Verbotsrecht 
erworben worben fein müßte, 

Entf. v. 1. Juli 1869, Nr. 7124 (3462 G.-U.). Auch Miethrechte 
Ünnen nad 88. 311—313 B. ©. in Veflg genommen werben. — Die eigen» 
mädtige Störung im Beſitze bed Miethrechte® durch ven Egthr. ver vermietheten 
" Rocalität iſt eine Beflgftörung. 

Entſch. v. 3. December 1868, Nr. 9587 (3184 G.-U.). Der Umftand, 
daß am Kingange des Fahrweges ein nur zeitweilig verfperrter Falter angebradt 
War, wozu ber Schlüfiel immer erft gehelt wurde, läßt ein bloßes precarium 

in der über breißigjährigen Benügung des Weges noch nicht erkennen. — Der 
neue Befiger der im Grundbuche unbelaftet erſcheinenden Realität hat die Weiter» 
ausübung ber Servitut zu dulden. 

Entſch. v. 7. October 1868, Nr. 9035 (3135 ©.-U.). Wider die Gas⸗ 
geſellſchaft, welche fih der aus polizeilihen (?) Gründen erlaflenen „Verfügung, 
vor Aufreißung des Straßenpflafterd (mozu der Gefellihaft vertragsmäßig das 
R. zuftand) einen Melpzettel zu Löfen, fügte, hat die Gemeinde noch fein private 
vechtlicheß Verbotsredht erworben. Das Aufreißen des Pflafters zu Gasleitungs- 
zweden ohne vorherige Einholung des Meldzettels ift keine Beſitzſtörung. 

Entf. v. 10. Jänner 1868, Nr. 11539 (2969 ©.-U.). Wen ber 
Beweis fehlt, daß die Geflattung des Wendens des Pfluges auf den Nachbar 

gründen als eine Schuldigkeit gefordert wurde, fo fann von einer Servituts⸗ 
erwerbung durch Erfigung nicht die Rebe fein. 

Entſch. v. 24. October 1867, Nr. 8192 (2893 G.-U.). Das Aus- 
brechen eines Fenfters im eigenen Haufe ift nicht die Ausübung der servitus ne 
luminibus officiatur — gegen den Nachbargrund. - 

Entſch. v. 16. April 1867, Nr. 2921 (©. H. 1867, Nr. 68). Wer von 
der Benügung feiner Sache wifjen wußte und fie nicht hinderte, muß als bie Be- 
nügung geftattend angefehen werben. 

ntſch. v. 27. Februar 1867, Nr. 1010 (2748 G. U.). Aehnl. der 
Entſch. v. 24. October 1867, Nr. 8192. 

Entf. v. 10. April 1866, Nr. 3260 (2449 ©.-U.). Die bloße Nichte 
ausübung eines Rs. ift noch nicht der Ausübung des correfpondirenden Unter 
ſagungsrechtes durch den Gegner gleichzuhalten. 

Entſch. v. 24. Jänner 1866, Nr. 432 (2373 G.⸗U.). Die durch deren 
Egthr. erfolgte Befeitigung einer Waſchbank, welche von Dritten fortwährend 
benägt wurbe, ift feine Befigflörung, weil e8 an dem Befige des Verbotsrechtes 
ber Dritten mangelt. 

Entf. v. 29. Auguft 1865, Ne. 7150 (2267 G.-U.). Aus dem Um⸗ 
fand, daß der Egthr. dei Fahren über feinen Grund wiederholt ſich widerſetzte, 
nit aber dem fortwährenden Gehen und PViehtrieb, muß auf den Beflgerwerb 
ber legteren Servituten geſchloſſen werben. 

Entfd. v. 4. Yuli 1865, Nr. 5419 (©. 9. 1866, Nr. 41). Das 
Liegenlaſſen von Steinen auf fremdem Grund begründet nicht die Ausübung 

eines Servitutsrechtöbefiges. 

Entſch. v>22. Februar 1865, Nr. 1907 (©. Ztg. 1866, Nr. 201). 
Dem intabulirten Befiger gegenüber ift zum Nachweis der Erfigung bes Egthrs. 
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— daß Handlungen erwieſen werben, welche ausſchließlich dem Egthr. 


ik. v. 14. Februar 1865, Nr. 830 (2118 G.U.). Handlungen, 
wede nur von einzelnen Gemeindeglievern ohne Wiſſen ver Egthr. vorgenommen 
wurden, begründen feinen Servitutsbefig der Gemeinde, 

Entf. v. 1. Februar 1865, Nr. 529 (2107 ©.-U.). Aus der Be 
mehnung einer Localität ohne Nachweis, baß deren Einräumung vom Egthr. 
gefordert wurbe, kann auf die factifche Ausübung bes Beſitzes eines Wohnungs. 
rechtes nicht gefolgert werben. 

Entf. v. 10. Jänner 1865, Nr. 33 (2090 ©.-U.), Das Durchgehen 
durch Hof und Garten, fo oft felbe offen find, ohne daß deren Offenlafjen hierzu 
gefordert wurde, ift noch nicht die Ausübung einer Servitut. 

Entſch. v. 13. April 1864, Nr. 1484 (1897 ©.-U.). Wer nit im 
Befige des Unterfagungsrechtes ift, wird durd Errichtung einer Wand auf dem 
Nachbargrunde nicht in einem R. geftört, Licht und Luft durch eine Deffnung 
in der eigenen Maner zu ſich einftrömen zu laſſen. 

Entf. v. 29. October 1862, Nr. 6499 (©. H. 1864, Nr. 36). Der 
Erwerb des Servitutöbefiges hängt ven ber gegnerifchen Anerkennung ab; durch 
bloße Unterlaffung des Widerſpruches wird feine Verpflichtung zur Duldung 
begränbet 


Entf. v. 12. September 1860, Nr. 10191 (1193 ©.-U.). Durch 
den auch nach Ablauf der urfprünglihen Vertragsvauer weit über 30 Jahre 
unmmterbrochenen Bezug der Teputatnaturalien für gleiherweife fortgefegte Gegen- 
leiftung iſt die Schule in den Beſitz des fortwährenden Bezugsrechtes des Deputats 
gelangt. 

nie. v. 20. April 1859, Nr. 4349 (2057 G. U.). Eine das Nachbar⸗ 
feld gefährdende Unlage eines Baflergrabens iſt nah $. 413 8. ©. unftatthaft; 
die Grundnachbarn haben nicht erft den Erwerb des Unterſagungsrechtes (8. 313 
ibid.) zu erweifen. 

Eutſch. v. 30. November 1858, Nr. 13419 (2050 ©.-U.). Dadurch 
allein, daß das Wafler Jahre hindurch von dem fremden Brunnen geſchöpft 
wurde, iſt noch nicht die Ausübung einer Servitut dargethan. Die Sperrung 
bes Brunnens ift daher keine Befigftörung. — Eine andere Auffaflung würbe 
den Egthr. nöthigen, felbft nicht die unbedeutendſte Gefälligkeit zu geftatten. 
Dieß liegt nicht im Sinne des ©. 

Entſch. v. 5. Jänner 1858, Nr. 13015 (495 ©.-U.). Der Beflg des 
RE. hat mit dem Augenblide aufgehört, als der Belangte das als Schuldigkeit 
Seforberte nicht mehr leiftete, 

Entf‘. v. 12. Mai 1857, Nr. 4074 (345 G.-U.). Der Pächter 
— Inhaber ($. 313 B. G.). — einer Gemeindejagd ift für den in 
dem verpadteten Jagdbezirke etwa entfiehenden Wildſchaden ver- 
antwortlid. 

Eutſch. v. 18. Februar 1857, Nr. 1178 (8300 ©.U.). Aus der Nicht 
ansübung des auftſchließlichen Ro., in einer Ried Steine zu breden, Tann nit 
das Aufhören des Befiges des Unterfagungsrechtes gegen Undere, daſelbſt Steine 
zu brechen, gefolgert werben. 

Entf. v. 8. Yuli 1856, Nr. 5140 (208 ©.-U.). Wer Arbeiten an 
den Ableitungsgräben vornehmen ließ und den Beſtand des Waſſerabfluſſes auf 
feinen Grund, gegenüber ven Hinberungsverfuhen bes Egthrs. des Nachbar⸗ 
grundes, behauptete, ift im Beſitze des Rs. des MWaflerabfluffes, 


’ 
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Anmittelbare und mittelbare Erwerbungsart des Aeſttzes 


G. 814 — vgl. 68. 831, 707-624 B. G.) 


3. 314. Den Befig fowohl von Rechten, als von körperlichen Sachen erlangt man entweber. 


unmittelbar, wenn man freiftehender Rechte und Sachen, oder mittelbar, wenn man eines 
Rechtes ober einer Sache, die einem Andern gehört, habhaft wird. 


Amfang der Erwerbung. 
G. 815 — vgl. 89. 497, 321 8. 6.) 
8. 815. Dur bie unmittelbare und durch bie mittelbare eigenmächtige Befigergreifung er- 
hält man nur fo viel in Befig, als wirklich ergriffen, betreten, gebraucht, bezeichnet oder in 
Bertwahrung gebracht worden iſt; bei der mittelbaren, wenn uns der Inhaber in feinem ober 
eines Andern Ramen ein Recht ober eine Sache überläßt, erhält man Alles, was der vorige 
Inhaber gehabt und durd deutliche Zeichen übergeben hat, ohne daß es nöthig iſt, jeden 
Theil des Ganzen befonders zu übernehmen, 


Entfd. v. 17. November 1870, Nr. 13495 (Prawuik 1871, ©. 94). 
Durch bie Befigergreifung von Grund und Boden wird auch der Beſitz ver 
barauf befinblihen Gebäude erworben; Iegtere bürfen daher nicht in bie wider 
einen Dritten geführte Erecution einbezogen werben. 

Entf. v. 3. Juli 1866, Nr. 6146 (2534 ©.-U.). Der Erficher eines 
executiv verkauften Hauſes erwirbt, fobald er in den phyſiſchen Befig bes Haufes 
kommt, alle darin befindlichen zum Haufe gehörigen Gegenſtände. 

Entſch. v. 28. December 1864, Nr. 9994 (©. H. 1865, Nr. 48). 
Auch der durch Uebergabe eines unbeweglichen Gutes erworbene factifhe Beſitz 
muß gefhügt werben. 

Entfd. v. 16. Februar 1860, Nr. 951 (1085 G.⸗U.). Durd bie 
mittelbare Befigergreifung von Realitäten werden biefe nidt laftenfrei, fondern 
nur fo mit Hypothek belaftet überfommen, wie der Berkäufer fie inne hatte und 
übertragen lonnte ($$. 315 u. 442 B. ©.). 


Rechtmaßiger, unrechtmãßiger eb. 
G. 816 — vgl. . 381, 1461, 841, 842; z. 202; 86. 879, 1462 B. ©.) 

8- 316. Der Beflg einer Sache heißt rechtmäßig, wenn er auf einem giltigen Titel, das iſt, 
anf einem zur Erwerbung tauglichen Rechtsgrunde beruhet. Im entgegengefegten Balle heißt 
er unrechtmäßig. 

Entſch. v. 12. November 1867, Nr. 9544 (2912 ©.-U.). Der factiſche 
Servitutsbefiß iſt durch das rechtskräftige, die actio confessoria abweiſende 
Urtheil ein offenbar unrechtmäßiger geworden, da nun rechtskräftig entſchieden iſt, 
daß dieſer Beſitz des RS. entbehrt. 


Haupttlitel des rechtmaͤßigen Reſitzes. 
@&. 817 — val. Bei 5. S16 cit.) 
8. SAU. Der Titel liegt bei freiftehenden Sachen in der angebornen Freiheit zu Handlungen, 
wodurch die Rechte Anderer nicht verlegt werben; bei andern in dem Willen des vorigen Be⸗ 
figers, oder in dem Ausſpruche des Richters, oder endlich in dem Geſetze, wodurch Jemanden 
das Recht zum Vefige ertheilt wird. 


Entſch. v. 27. Mai 1878, Nr. 4106 (4981 ©.-U.). Im dem Ber 
gleiche, durch welden der Wafferbezug auß dem nachbarlichen Grunde eingeräumt 
wied, liegt nicht der Titel zum R.: das Graben eines neuen von bem bis⸗ 
herigen Brunnen über 100 Schritte entfernten Brunnens zu unterfagen. 


I. Theil. 1. Hanptft. Beſitz. 88. 814-319. "137 
Der Zußaber Hat noch Reinen Bitel; 


(6. 818 — vgl. 98. 809 u. 816 ©. &.) 
% 318. Dem Inhaber, der eine Sache nicht in feinem, fondern im Namen eines Andern 
inne Hat, konmt noch Tein Rechtögrund zur Beflgnahme dieſer Sache zu. 

Entf. v. 29. November 1876, Nr. 13377 (©. Big. 1877, Nr. 67). 
Nah Ablauf der Miethzeit ift der bisherige Miether, welder als folder nicht 
Beſitzer, fondern bloß Inhaber der gemietheten Kocalitäten im Namen des Ber- 

i wäre, gegen bie eigenmächtige Delogirung nicht zu ſchützen (8. 309, 
318, 319 B. ©.). { 

Entf. v. 2. Juni 1874, Nr. 5008 (5379 ©.-U.). Die zum Zwede 
der Bewirthſchaftung der Realität vom Ehegaiten der Cigenthümerin unter 
nemmenen Handlungen ftellen fi nur als im Namen feiner Gattin vorgenommene 
Befigacte dar, aus welchen fein Befig für den Gatten ſich ableiten läßt (88. 309 
n. 318 B. ©.); die zum Bedürfniß feineg Perfon benützte Wohnung hingegen 
bat der Ehegatte jedenfals befefien (8. 309 ibid.) und muß alfo in diefem Be— 
fige gegen Eigenmacht feiner Gattin und ihrer Rechtsnachfolger gefhügt werden. 


und Rann ihn nicht eigenmächtig erlangen. 
(& 319 — vgl. 98. 809, 816, 371, 471 8. &.) 
& 819. Der Inhaber einer Sache ift nicht berechtiget, den Grund feiner Gewahrſame eigen- 
möhtig zu verwechſeln, und fi dadurch einen Titel anzumaßen; wohl aber kann derjenige, 
welcher bisher eine Sache in eigenem Namen rechtmäßig befaß, das Befigreht einem Anbern 
überlaffen und fie Fünftig in deſſen Namen inne haben. 

Entf. v. 13. December 1877, Nr. 5518 (©. 9. 1878, Nr. 65). 
In der nachgewiefenen Erflärung des Erbls., „er habe bereits früher von feiner 
Grundwirthſchaſt feiner Tochter 3 Parcelien in deren Egth. und Beſitz über 
geben,” Liegt die Betätigung, daß er jene Parcellen im Namen feiner Tochter 
imme gehabt habe, weßhalb letztere nad) 88. 428, 319, 320 u. 425 B. ©. 
als Befigerin und Eigenthümerin anzufehen ift. 

Entſch. v. 29. Rovember 1876, Nr. 13377 (©. Big. 1877, Nr. 67). 
Der bisherige Miether, welcher als folder nicht Beſitzer, fondern bloß Inhaber 
ter gemietheten Localitäten im Namen des Vermiethers war, ift nicht berechtigt, 
den Grund feiner Gewahrſame eigenmächtig verwechſelnd, das Zimmer nun im 
eigenen Namen in Befig zu nehmen (88. 309, 318, 319 u. 1425 B. ©.). 

Eutſch. v. 14. November 1866, Nr. 8972. (©. Zig. 1867, Nr. 56). 
Einem Dritten anvertraute Schuldpocumente können mit der Beſitzklage auch von 
befien Exben zurüdverlangt werden. 

Entfd. v. 28. Yänner 1863, Nr. 605 (1645 G.-U.). Der Berwahrer 
iR nicht berechtigt, den Grund feiner Gewahrfame bezüglich des ihm anvertrauten 
Geldes zu verwedfeln. A 

Entf. v. 11. März 1862, Nr; 1389 (1496 ©.-U.). Die nicht als 
fandus instructus im Schägungsprotofoll aufgeführten Fruchtvorräthe, melde 
dem Erſteher des Gutes mitübergeben wurden, find ein ihm anvertrautes Gut; 
er darf den Grund feiner Gewahrfame nicht verwechſeln und ſich eines Titels 
ammaßen, noch daran ein Retentionsrecht ausüben. 

Entf. v. 16. Februar 1858, Nr. 960 (511 ©.-U.). Der vermuthliche 
Egthr., der die Grundſtücke gepachtet hat, ift nicht berechtigt, die Pachtobjecte 
als ihm gehörig zuchdzubehalten. Dem Verpächter ſteht die Aufforderungsklage 
gegen ben Pächter zu, welder bie Beſtandſache für fein Egth. erklärt. 





\ 
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Wirkung des bloßen Fitels. 
($. 3% — vgl. Mi. 316-819 8. @.) 
8. 320. Dur einen giltigen Titel erpält man nur das Recht zum Beſitze einer Sache, nicht 
den Befitz felbft. Wer nur das Recht zum Befige hat, darf fi im Bermeigerungsfalle nicht 
eigenmäcdhtig in den Befig fegen; er muß ihn von dem ordentlichen Richter mit Anführung 
feines Titels im Wege Rechtens fordern. 

Entfd. v. 17. Juni 1877, Nr. 7452 (9. B. 1879, Nr. 29). Die 
Erbserllärung des Oemeinerben für den ganzen Nachlaß und der angemeldete 
Anſpruch auf Ausfcheidung einzelner Sachen aus dieſem Nachlaß als angebliche 
Subftitutionsmaffe find nicht collivirende Erbanfprüde im Sinne des $. 125 
Abh.Pat. Letzterer Anſpruch ift daher gegen die Verlaſſenſchaft im Klagswege 
zu en (8$. 320, 323 u. 324 B. ©.). 

Entf. v. 10. März 1874, Nr. 2109 (5292 ©.-U.). Da die Ueber 
gabe des mit Erkenntniß der Srunfaftenablöfungs- und Regulirungscommiffion 
der Gemeinde zugeſprochenen bisherigen Religionsfondswaldes zu Egth. der bisher 
Holzbezugsberechtigten noch nicht geihah, war der einzelne Servitutsberechtigte 
umfoweniger berechtigt, ſich eigenmädhtig in den Beſitz des auf ihn entfallenven 
Parcellentheils zu fegen, als das Erkenntniß nicht zu Gunften der Gemeinde 
mitglieder, fondern zu Gunften der Gemeinſchaft ver dortigen Servitutsberechtigten 
ergangen if. 

Entf. v. 28. Jänner 1873, Nr. 12937 (4850 ©.« u). Auch der 
grundbücherlihe Beſitz Tann rechtmäßig ober unrechtmäßig, redlich oder unredlich 
fein, und ift gleich dem rechtmäßigen Befige von Sachen, die feinen Gegenſtand 
des Grundbuches bilden, von der Partei, die ein flärferes R. zum Befige dar⸗ 
thun fann, aus dem Geſichtspunkte nachweisbarer Unredlichkeit des Beſitzes nad 
88. 320, 326, 328 u. 335 B. ©. anfechtbar. 

Entfd. v. 16. Auguft 1866, Nr. 5748 (©. H. 1867, Nr. 7) Der 
phyſiſche Beſitzer einer, in Folge wider den Tabularbeſitzer durchgeführter Ere⸗ 
eution, einem Dritten eingeantworteten Realität kann nur durch richterlihes Er—⸗ 
— ſeines Beſitzes entſetzt werden. 

Eniſch. v. 22. März 1859, Nr. 9 (©. H. 1859, Nr. 24). Durch 
den Kauf bei öffentlicher Feilbietung wird nur das R. zum Befige, nit aud 
ſchon der factifhe Beſitz erworben. 

Entf. v. 5. Mai 1858, Nr. 3156 (556 G.⸗U.). Dem Käufer, ber 
zuerft kaufte und factifh im Befige der Liegenſchaft ift, muß der fpätere Käufer 
weichen, der von dem früheren Verkaufe mußte; wenn er auch in ben bücherlichen 
Beſitz der Realität gelangte. 

Entfd. v. 16. Februar 1858, Nr. 960 (511 ©.-U.). Wer die Grund 
ſtücke gepachtet hat, ift nicht befugt, fie als vermeintlicher Egihr. zurüdzubehalten 
feine Erklärung, deren Egthr. zu fein, ift eine Berühmung. 


Srforderung zum — KReſitzrechte. 


(8. 821 — vgl. Soſd.v. 15. Jänner 1787, Nr. 621 J. u “u — 88. 431, 451, 453, 481, 684, 
819, 130, 1487, nano; 88. 309, 312, 1468, 1470, 1, sich, ‚Sofb. v. 18. November 1812, Fr’ 1018 
(ohafifiger Bei), und d. 11. Detober 1821, Ar. 1809 9. @. ©.; —X v. 97. Detober 1849, Ar. 18 R.@. ©.) 


s. 21. 80 fogenannte Landtafeln, Stadt- oder Reise oder andere dergleichen öffent- · 
liche Regifter eingeführt find, wird der rechtmäßige Befig eines dinglichen Rechtes auf unbe 
wegliche Sachen nur durch die orbentliche Eintragung in diefe öffentlichen Bücher erlangt. 
Entfd. v. 26. Jänner 1876, Ar. 8406 (©. Ztg. 1877, Nr. 8). Die 
Aufforderungsflage des phyſiſchen Beſitzers gegen den Tabularbefiger ift unzuläffig. 
utfd. v. 14. September 1875, Nr. 5601 (5850 ©.-U.). Gegenüber 
dem gutgläubigen intabulirten Singularnachfolger des Grundeigenthümers kanu 
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fi ver Bauführer nicht auf den Schlußſatz des $. 418 B. G. (der Egthr., 
welher die ihm kundgewordene Bauführung nicht fogleih unterfagt, Tann nur 
den gemeinen Werth des Grumdes fordern) berufen. 

Entf. dv. 30. December 1874, Nr. 12872 (©. H. 1877, Nr. 44). 
& lann bem Beklagten nicht aufgebürdet werben, bie von ihm behauptete Mangeil⸗ 
hftigkeit der Führung der Grundbücher zu erweifen, 

Entſch. v. 28. Jänner 1873, Nr. 12937 (4850 ©.-U.). Auch der 
srundbücherliche oder Eivilbefig fann, fowie ber natürliche Befig, 
tehtmäßig oder unrechtmäßig, redlich oder unrebli fein, und da 
das ©. feinen Unterfhien macht, ift auch der rehtmäßige grund- 
tügerlihe oder Civilbeſitz, gleih dem rehtmäßigen Befige von 
Saden, die keinen Gegenftand des Grundbuches bilden, von Seite 
der Partei, die ein ſtärkeres R. zum Befige darthun fann, aus dem 
Gefihtepunkte der etwa nachweisbaren Unredlichkeit des Befiges 
fräherer nicht intabulirter gegen den fpäteren intabulirten Käufer) 
im Sinne der $8. 320, 326, 328 u. 335 ®. ©., anfechtbar. 

Entf. v. 22. September 1870, Nr. 1545 (3883 ©.-U.). Die 
mangelnde bücherlihe Abtrennung und Umfchreibung einiger Parcellen gibt dem 
Käufer das R., Gewährleiftung zu fordern; nicht aber das R., den Big. felbft 
siht zu erfüllen. ; 

Entfd. v. 24. Mei 1870, Nr. 6255 (©. Ztg. 1870). Auch neben 
dem Tabularbefig behält der jehlerfreie Naturalbefig rechtliche Bedeutung. [Achnt 
der Entſch. Nr. 12937 ex 1873.] 

Entſch. v. 29. October 1868, Nr. 6861 (Not. Ztg. 1869, ©. 87). 
Dewjenigen, welcher im Bertrauen auf das öffentliche Bud) von dem daſelbſt 
eingetragenen Befiger ein unbewegliches Gut erwirbt, Können Mängel des recht- 
lichen Befitges feines Vormannes nicht eingewendet werben, wenn nicht erwiefen 
wird, daß er vor der Erwerbung darum wußte. . 

Entfd. v. 19. December 1866, Nr. 10380 (2678 ©.-U.). Die factiſche 

bung der Käufer hindert nicht, daß das wider die nod im bücherlichen 
Befige befindlichen Verkäufer erwirkte Pfr. auch gegen die Käufer der abzu⸗ 
frennenden Grundtheile wirke; — durch die Einverleibung des Vtgs. über die 
nech behördlicher Genehmigung vorzunehmende Abtrennung einzelner Grundſtücke 
im Laflenbfatte ift dieje auch gegen nachfolgende Gläubiger wirkjam. 
Entf. v. 26. Juli 1865, Nr. 6339 (©. Big. 1866, Nr. 12). Wiber 
die Eigentyumsklage bes intabulirten Käufers findet die Einwentung nicht ftatt, 
dab dem Berfäufer das Kaufobject wieder abgetreten worden fei. 
Eutſch. v. 16 September 1863, Nr. 6607 (1797 ©.-U.). Der Pfründner 
im Sinne des 8. 14, lit. c Jur. N. als Befiger der Pfründe anzufehen. 
8. 309 u. 321 B. ©. ftehen -diefer Auffaffung nicht entgegen. 

Entſch. v. 25. November 1856, Nr. 9073 (1008 ©.-U.). Das Uriheil, 
"mit auf Theilung eine® gemeinfamen. Gutes erkannt wurde, begreift nad) 
8.321 0. 431 B. ©. die Berbindlichfeit in fih, Alles zu leiften, wodurch 
der bücherfiche Alleinbefig an den heilen erworben wird. x 


@. 382 — gl. bei 9. 891 cit.; 85. 246, 873, 578 ©. @.) 
% 088. A eine bewegliche Sache nach und nad mehreren Perfonen übergeben worden; fo 
webähret das Befigreit derjenigen, welche fie im ihrer Macht hat. Iſt aber bie Sache unbe 
“elih, und find öffentliche Bücher eingeführt; fo fteht das Befigrecht ausſchließlich demjenigen 
su, welcher als Befiger derſelben eingeſchrieben ift. 
Entf. v. 36. Februar 1873, Nr. 1599 (4892 ©.-U.). Die Gemeinde, 
wide von jeher auf dem Theile eines Grundflüdes Koth und Steine ablagerte, 
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an deſſen Beſitz im Grundbuche ein Privater angefhrieben iſt, macht ſich durch 
Abplankung dieſes Theiles einer Beſitzſtörung ſchuldig. 

Entſch. v. 16. Mai 1871, Nr. 2162 (4170 eu). Die Berpfänbung 
des Haufes feitens des Verkäufers nach vollzogener, aber noch nicht im Grund» 
buche durdgeführter Uebergabe ift nichtig, — auch der Pfantnehmer konnte nicht 
giltig das Pfor. an dem Haufe erwerben, weil ihm befien Verlauf und Tradition 
befannt re find. 

tſch. v. 5. Mai 1868, Nr. 3156 (556 ©.-U.). Es unterliegt mit 
Ruaſi auf 88. 322 u. 1498 B. ©. keinem Zweifel, daß es bezüglich un⸗ 
beweglicher Sachen nebft dem bücherlichen aud einen factifchen Beſitz geben Tann, 
und daß beide rechtmäßig und reblih, oder unrechtmäßig und unredlich fein, 
daher zu R. beftehen können oder nicht. Durch einen giltigen Titel erhält man 
nur das R. zum Beflge einer Sache, nicht ven Beftg felbft. Wer nur das R. 
zum Befige bat, barf fi im Verweigerungsfalle nicht eigenmächtig in den Beftg 
fegen; er muß ihn von dem orventlihen Richter mit Anführung feines Titels 
im Wege Rechteus fortern. 

Entſch. v. 9. December 1857, Nr. 12573 (484 G.-U.). Das Egth. 
unbeweglicher Sachen, das in den öffentlichen Büchern eingetragen if, kann auch 
gegen bie begünftigten Perfonen durch den Beſitz von 40 Jahren erworben 
werden (88. 1472 B. ©.), und diefer Erfigung fteht die Vjg. des einverleibten 
RE. gegenüber, weil die Einverleibung nur ein Mittel, die Ausübung des RE. 
zu fihern, nicht aber die Ausübung ſelbſt if. Es kann daher aud demjenigen, 
der durd die Eintragung im öffentlihen Buche das ausfchließende Beſitzrecht hat 
(8. 332 ibid.), von dem, welcher im unzweifelhaften phyſiſchen Beſitz der Sade 
if, deren Abtretung ber Intabulixte fordert, die durch Vig. jenes Befigrechtes, 
rüdfihtlih durch die Erfigung von Seite des nichtbücherlihen Beſitzers erfolgte 
Erwerbung im Wege der Einwendung entgegerigeftellt werben. 


Der Befiger kann zur Angabe des Recqhtsgrundes nicht aufgefordert 
werden. 


(6. 838 — vgl. 58. 878, 878, 874, 824 ©. &.; Hofb. v. 15. Sinner 1787, Nr. 62 J. G.S.; 33. es u. a. G. D.) 
8. 323. Der Befiger einer Sache bat die rechtliche Bermuthung eines giltigen Titels für 
fi; er kann alfo zur Angabe desfelben nicht aufgefordert werden. 

Entſch. v. 7. Mai 1878, Nr. 3912 (©. Ztg. 1879, Nr. 43). Die 
Eigenthumsklage auf eine, wiewohl mit Giro in bianco in den Mägerifchen Beflg 
Übergegangene Grundentlaftungsobligation ift auläffig, weil die Obligation nicht 
als ein auf den Ueberbringer lautender Schulofchein im Sinne Fe 8.3718. 6. 

. angefehen werden kann (©. v. 3. Mai 1868, Nr. 35 R. ©. B.). — Der 
Kläger Tann nit verhalten werben, fein Egth. an diefer Obliga- 
tion nachzuweiſen, weil er dieſelbe befeifen und fie als Kaution 
beim Steueramte erlegt hat, fomit nah 8. 323 ibid. die Vermuthung 
bes geſetzlichen Titels für ihn ſpricht. [Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 17. Juni 1877, Nr. 7452 (9. B. 1879, Nr. 29). Die 
Erbserflärung des Gemeinerben bezüglich des ganzen Nachlaſſes, und ber ange» 
meldete Anfprud auf Ausſcheidung einzelner Sachen aus dem Nachlaß als an⸗ 
gebliche Subſtitutionsmaſſe find nicht collidirende Erbanſprüche im Sinne bes 
8.125 Abh.⸗Pat. Letzterer Anſpruch ift geen die Verlaſſenſchaft im Klagswege 
zu erweifen (88. 320, 323 u. 324 B. G.). 

Entfd. v. 27. März 1877, Nr. 3620 (9. 8. 1877, Nr. 22), Ein 
— wenngleich auf den Namen des Erbis. lautendes — im Befige eine Dritten 
befindliche Sparcaffebudh Tann nicht ohne weiters in die Imventur eingeftellt 
werben, fonbern es haben bie Erben ihre Re. hierauf mit Rüdfiht auf 8. 328 
D. ©. im Proceßwege zu erweifen. 
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Entf. v. 23. Mai 1876, Nr. 6191 (©. H. 1877, Nr. 9). Der 
factifche Befitzer einer Realität Kann ſich dem Tabularbefiger gegenüber nicht auf 
die rechtliche Vermuthung des $. 323 B. G. berufen. 

Entic. v. 26. Jänner 1876, Nr. 8406. Die Aufforderungsklage des 
phyfiſchen Beſitzers gegen den Tabularbefiger ift unzuläffig. 

Entf. v. 14. September 1875, Nr. 5601 (5850 ©.-U.). Gegenüber 
tem gutgläubigen intabulirten Singularnachfolger des Gtundeigenihümers, Tann 
fd der Banführer nicht auf den Schlußſatz des 8. 418 B. ©. (ver Egthr., 
welcher die ihm kundgewordene Bauführung nicht fogleih unterfagt, lann nur den 
Werth des Grundes fordern) "berufen. 

Entfd. v. 27. Yuli-1875, Nr. 7158 (5809 ©.-U.). Der vorgeblich 
im Befige des Unterfagungsredtes, nicht höher zu bauen, "befindliche Nachbar, hat 
über die Anfforderungsflage, anläßlid; des vorzunehmenden Höherbaues, die aufe 
geforderte Klage einzubringen; er Tann nicht auf 8. 324 B. ©. und das Hofb. 
». 15. Yänner 1787, Nr. 621 9. ©. ©. fi berufen, weil er nicht zu be- 
haupten vermag, im Befige des Grundes und Bodens zu fein, auf welchen gebaut 
werden fol. 

Entfd..v. 23. Juni 1875, Nr. 6513 (5772 ©,-U.). Nicht dem Tabulare 
gläubiger, der den Grundbuchsſtand und außerdem bie 88. 323, 824 u. 469 
B. ©. für fih hat, fondern dem Execaten ift, wenn er bei der Meiftbots- 
vertheilung das Erloſchenſein ver Forderung behauptet, die Verpflichtung zur 
Magsanftellung aufzubürden. 

Entf. v. 23. Yuni 1875, Nr. 5576 (65771 ©.-U.). 8. 323 8. ©. 
iR dahin aufzufafien, daß der Befiger niemals gendthigt werben kann, als Kläger 
aufzutreten und ben Titel nachzuweiſen, keineswegs aber dahin, daß berfelbe feinen 
Titel auch dann nicht nachzuweifen hätte, wenn von einem Dritten ein ſtärkeres 
R. zum Befige, nämlich das Egth., dargethan wird. 

Eutſch. v. 9. Februar 1875, Nr. 1225 (5623 ©.-U.). Dem Provocaten, 
welcher geltend machen will, daß durch den Bau in feinen Beſitz eingegriffen 
wird, ift durch F. 72 a. ©. D. nicht verwehrt, die Aufforderungsklage mittelft 
Einrede zu beftreiten ($. 323 B. ©.). R 

Entf. v. 12. Jänner 1875, Nr. 134 (5597 ©.-U.). Der geflagte 
Befitger genügt feiner procefinalen Verpflichtung gegen den Eigenthumsfläger durch 
eine and) bloß ablehnende Haltung. 

Entf. v. 26. Auguſt 1874, Nr. 6857 (5455 ©.-U.). Die Berufung 
auf 88. 323, 3234 u. 328 B. ©. fpridt nit für den im Befig des Schuld⸗ 
feines befindlichen Beklagten, weil nad 8. 1428 ibid. der Befig des Schuld» 
feines an ſich allein die Vermuthung der geleifteten Zahlung noch nicht begründet. 

Entſch. v. 21. Anguſt 1874, Nr. 8668 (5452 G.U.). Durd die In 
ventirung ber im Befitze des Dritten befindlichen Sachen für die Eoncursmafle 
nnd bie damit verbundene Weifung, bie Eigenthumsanſprüche im gefeglihen Wege 
zur Concursmafle anzumelden, ift dieſen Dritten zuwider 8. 323 9. ©. eine 
ihm nicht obliegende Beweislaſt aufgebürbet worden; 8. 92 €. D. Tann nur von 
Segenfländen verftanden werben, die in Händen des Cridatars getroffen wurden. 

Entſch. v. 24. März 1874, Nr. 2628 (5306 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
v. 21. Auguft 1874, Nr. 8568 (Immobilien). 

Eniſch. v. 23. October 1872, Nr. 5633 (4745 ©.-U.). Dur 8. 328 
B. ©. wird der Befiger nur gegen die Aufforderung geſchützt, als Kläger einen 
giltigen Titel feines Befiges nachzuweiſen, welcher Fall, wo ber Befiger vom 
Egthr., deſſen Titel ftärfer if, belangt wird, nicht eintritt (actio negatoria) — 
eingetragen in’s Spruchreperisrium Rr. 27: Im Galle der negatorifhen 
Servitutsflage hat der Bellagte das rechtliche Dafein ber Dienft- 
barkeit und nicht der Kläger vie Breiheit feines: Egths. zu beweifen. 
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Entfd. v. 25. Juli 1872, Nr. 1962 (4666 ©.-U.). Wehnl. der Eutſch. 
v. 23. October 1872, Nr. 5633. 

Entid. v. 30. April 1872, Nr. 871 (4589 ©.-U.). Dem Befiger muß 
unverwehrt bfeiben, die Aufforverungsllage nach 8. 72 a. ©. O. felbft dann 
mittelft Einrede zu beftreiten, wenn fein Befig mit ver rechtlichen Vermuthung, 
die dem Aufforderer bezüglich des Bauobjectes zu flatten kommt, unvereinbar wäre. 
[Worfpr. ver Entf. Nr. 7158 ex 1875.?] 

Entſch. v. 6. Yuli 1871, Nr. 5031 (4220 ©.-U.). Gegen den Beflger 
eine® Rs. (servitus luminum) ift die Aufforderungsklage unzuläffig. \ 

Entid. v. 6. Juli 1871, Nr. 4587 (4219 ©.-U.). Der mit der ber 
Eigenthumsklage analogen negatorifchen Servitutöllage belangte Befiger kann fih 
nicht mehr auf feinen Beſitz allein berufen, ſondern muß deſſen Titel nachweifen. 

Entſch. v. 14. Yuli 1871, Nr. 7130 Kae ©.-U.). Die Wegnahme 
einer vom Miether angebrachten Ankündigungétafel durd den Bermiether ift Feine 
Befigftörung; der Miether kann fi in diefem Streite nicht auf 8. 323 B. ©. 
berufen, weil nad) der Sachlage die Anbringung ber Tafel feitens des Miethers 
nicht als Befigergreifung eines Rs. erſcheint. 

Entfd. v. 20. April 1871, Nr. 1608 (4134 ©.-U.). Die Angabe 
eines vehtmäßigen Titels wird im Falle des $. 1477 B. ©. nicht gefordert; 
nad $. 323 ibid. flreitet bie Bermuthung für die Rechtmäßigfeit des Befiges 
bis zum Beweiſe des Gegentheils [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 26. Yänner 1871, Nr. 12001 (4039 G.-U.). Durch 
8. 323 B. ©. wird ber Befiger nur gegen die Aufforderung geſchützt, 
als Kläger einen giltigen Titel feines Beſitzes nahzumeilen; wenn 

er aber von dem. Egthr. mit der negatorifgen Servitutötlage belaugt 
wird, fo muß er dem unbeſchränkten Egthr. gegenüber nachweiſen, 
daß die Dienftbarkeit ihm zuſtehe. 

Entf. v. 13. December 1870, Nr. 8616 (3985 ©.-U.). Die Berufung 
auf $. 323 B. ©. ift gegen bie actio Publiciana unzuläſſig, nweil der Kläger 
demjenigen gegenüber, der einen Beſitztitel auszuweiſen vermag, einen im Ber- 
gleich mit ber Bermuthung des 8. 323 ibid. jedenfalls ſtärkeren Titel ausge 
wiefen hat.“ 

Entſch. v. 4. November 1870, Nr. 11254 (4412 ©.-U.). Der Mär 
gerin liegt der Beweis ob, daß ber Betrag, welcher im ftrafgerichtlichen Wege 
anläßlih der Beruntrenung buch ihren Gatten bei ihr beanftändet und in ge 
tichtlihe Verwahrung genommen wurde, thatſächlich ihr Egth. fei, da nach $. 1237 
B. ©. die Vermuthung für das Egth. ihres Gatten ſtreitet. 

Entf. v. 29. December 1869, Nr. 14326 (3614 G.⸗U.). Der 8. 72 
a. ©. D. normirt das Vf. für die Aufforderung bei einem vorzunehmenden Bau, 
ohne dadurch die Beſitzrechte zu befchränfen, zu welden nach $. 323 B. ©. das 
R. des Befigerd gehört, zur Angabe feines Titels nicht aufgefordert werden zu 
önnen. — Die Aufforderungsklage ift zur Beantwortung oder zur Anftellung 
der aufgeforderten Klage zu verbeſcheiden. 

Entfd. v. 31. März 1869, Nr. 3338 (3357 ©.-U.). Die Beflreitung 
der Zuläffigteit ver nah $. 72 a. ©. D. angebrachten Anfforberungsfage im 
Sinne des 8. 323 B. ©. mittelft Einrede, kann dem Geklagten nicht verwehrt 
werben. 

Entf. v. 17. December 1868, Nr. 9627 (3641 G.-U.). Der bloße 
Befig der Polizze begründet feinen gefeglihen Tıtel zum Behalten des ftatnten- 
gemäß zu Handen des Ueberbringerd auebezahlten Verſicherungscapitals gegenüber 
den Erben des Verſicherten. 

Entf. v. 11. October 1867, Nr. 7879 (2877 ©.-U.). Da ſelbſt kei 
der Eigenthumsklage der Kläger nur fein Egth. und nicht aud) den Nichtbeftand 
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eines Veſitzrechtes des Inhabers zu beweiſen braucht, Lnnen auch bei der nega« 
toriſchen Servitutsklage die 88. 323 u. 324 B. ©. nicht dahin verftanden 
werden, daß der Kläger etwas Mehreres als eine fein Eigenthumsrecht befchrän- 
lende Eervitutdausübung zu beweiſen habe, wornach ſich diefe Ausübung von felbft 
als eine Anmaßung darſtellt, ſobald der Geklagte die rechtliche Erwerbung nicht 
u erweilen vermag. 

Entf. v. 17. Jänner 1866, Nr. 10947 (2366 G.⸗U.). Gegen ten 
Sauftpfandgläubiger ift die Aufforderungsflage unzuläffig. Die Darlehensfor⸗ 
derung bildet ven Titel zum Beſitze des Pfandrechtes (88. 451 u. 323 ©. ©.). 

Entfd. v. 5. December 1865, Nr. 10258 (2332 G.-U.). Die Vor⸗ 
fürift des 8. 323 8. ©. muß aud im alle der Aufforderungskiage nah 8. 72 
a. G. O. berüdfihtigt und daher eine bloße Beantwortung der Aufforderunge- 
Hage darch Einrede zugelafien werben, wenn vorher auszutragen iſt, ob gegen den 
Provocaten als Befiger eine Aufforderung überhaupt ftatthaft ift. 

Entid. v. 17. Mai 1864, Nr. 3601 (1917 ©.-U.). Im Falle der 
Regatorienklage, welche im 8. 354 B. ©. ihren Rechtsgrund bat, obliegt dem 
Kläger nur der Beweis feines Egths. und bes fremden Gingriffes in basfelbe; 
dem Geklagten der Beweis, daß er ein ihm zuftehendes R. ausübe. Durch 
8. 323 ibid. wird ber Befiger nur gegen bie Aufforderung geſchützt, als Kläger 
eimen giltigen Titel feines Beſitzes nachzuweiſen; er Tann ſich auf diefen Paragraph 
nicht berufen, wenn er mit der Eigenthums⸗ oder negatorifhen Servitutöflage 
vom Egthr., deſſen Titel ftärker ift als ber feine, belangt wird. 

Entfd. v. 21. December 1859, Nr. 14107 (935 ©.-U.). Gegen bie 
auf 8. 372 B. ©. geftügte Eigenthumsklage (actio Publiciana) kann fi nicht 
af $. 323 ibid. berufen werden, 

Entfd. v. 18. Mai 1859, Nr. 5518 (795 ©.-U.). Nachdem die Herr 
ſchaft durch 5Sjährige Nichtausäbung des Unterfagungsredtes gegen das Bierbrauen 
der Gemeinde diefen Rechtsbeſitz verloren, und die Gemeinde ſich alfo im factifhen 
Befig der unbeſchränkten Ausübung des Braurechtes befindet [Worte der beflätigten 
oberger. Entſch.], liegt der Herrſchaft ob, vie Wiederermerbung des verlorenen 
Befiges und ihr flärferes R. zu erweifen. 

Entf. v. 16. Februar 1858, Nr. 960 (511 ©.-U.). Der Aufforderungs- 
Mage des Verpächters gegen den bisherigen Paãchter, welder die Srunvftüde ale 
Egihr. zu befigen erklärt, ift flattzugeben, weil der Pächter nur Inhaber inı 
Namen des Verpächters und nicht beredtigt ifl, den Grund feiner Gewahrſame 
eigenmädhtig zu verwechſeln. 

Entſch. v. 24. December 1857, Nr. 12924 (1044 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. v. 17. Mai 1864, Nr. 3601. 

‚Entf. v. 11. Februar. 1857, Nr. 1026 (294 G.U.). Die Heußerung 
m die Aufpebung des Verhältniffes, wornad eine fremde Obfigation als Dienfted« 
caution dient, nicht willigen zn wollen, ift ebenfowenig eine Berühmung als bie 
Beigerung des Schuldners, vor dem Fälligfeitötermine zu zahlen. 

Entſch. v. 8. Yuli 1856, Nr. 5140 (208 ©.-U.). Der Negatorien⸗ 
fläger hat gegenüber dem im Rechtsbeſitz der Servitut Befinvlihen nah $. 523 
2. ©. die Anmaßung auf Seite des ©ellagten, d. i. dominium cum sua liber- 
tate zu beweifen, da die Vermuthung dee Freiheit des Egths. durch jene des 
$. 323 ibid. aufgehoben wird, Worſpr. den neueren Entid.] 

Entfd. v. 25. September 1855, Nr. 9485 (©. Zig. 1856, Mr. 18). 
Begen bloßen Verdachtes, der GEribatar ſtehe mit dem angeblihen Käufer im. 
beträgerifchen Einverſiändniß, dürfen die im Befige des Letzteren befindlichen 
Segenflände nit in die Erida-Inventur aufgenommen werden, und es barf ber 
Läufer nad 8. 323 B. ©. nicht zur Angabe und Nachweiſung feines Titels 
gendthigt werben. 
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Entfd. v. 3. Juli 1855, Nr. 6427 (10 ©.-U.). Aehul. der Eutſch. 
Nr. 9485 ex 1855. 

Entſch. v. 14. März 1854, Nr. 2185 (14 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 5140 ex 1856. 

Entfd. dv. 18. März 1853, Nr. 2584 (958 ©.-U.). Wenn aud über 
die Anfforderungsffage nach 8. 72 a. ©. D. demjenigen, welcher dagegen Wider- 
fpruch erhoben hat, geradezu aufzutragen ift, daß er fein R. dagegen ausführe, 
widrigens ihm das ewige Stillſchweigen auferlegt werde und in der Regel von 
dem Aufgeforderten unmittelbar die Klage zu erftatten ift, fo muß doch bie Ein- 
rede in dem alle angenommen werben, wo ber Bauunternehmer ganz ober theil« 
weife auf dem im Befig des Uufgeforberten befindlichen Grund zu bauen, gedenkt 
(Hofb. v. 15. Jänner 1787, Nr. 621 I. ©. ©. und 88. 323 u. 324 B. ©.). 
Hierzu wurde eingetragen in's Juditatenbuch Mr. 1: Gegen eine Auffor- 
derungsllage wegen eines Baues iſt die Einrebe der Unftatthaftig- 
teit der Aufforderung nur dann zuläffig, wenn ber Aufforkerer den 
Bau ganz oder zum Theil auf einem Grunde auszuführen. Willens 
if, in deffen Befig der Aufgeforderte ſich befindet. 


(&. 824 — vgl. bei 8. 388 cit., 88. 1477, 1498. ©.) 

8. 324. Diefe Aufforderung findet auch dann noch nicht ftatt, wen Jemand behauptet, daß 

der Befig feines Gegners mit anderen rechtlichen Bermuthungen, 3. B. mit der Freiheit bes 

Eigenthumes, fi nicht vereinbaren laſſe. In folhen Fällen muß der behauptenbe Gegner vor 

dem ordentlichen Richter Magen, und fein vermeintliches ftärkeres Recht darthun. Im Zweifel 
gebührt dem Beſitzer ber Vorzug. 

Entſch. v. 27. Yuli 1875, Nr. 7158 (5809 ©.-U.). Der vorgeblich 
im Befige des Unterfagungsrechtes, nicht höher zu bauen, befindliche Nachbar, 
ann über die Aufforderungsliage anläßlih des vorzunehmenden Höherbaues 
nicht auf 8. 324 B. ©. und das Hofd. v. 15. Jänner 1787, Nr. 621 9. ©. ©. 
ſich berufen, weil ex nicht zu behaupten vermag, im Beſitze des Grundes und Bo— 
dens zu fein, auf welchem gebaut werden fol. 

Entſch. v. 23. Juni 1875, Nr. 6513 (5772 ©.-M.). Nicht dem Tabular- 
gläubiger (88. 323, 324 u. 469 B. ©.), fondern dem Eyecuten ift, wenn er 
bei der Meiftbotsvertheilung das Erloſchenſein der Forderung behauptel, bie 
Klagsanftelung aufzubürben. h 

Entſch. v. 30. April 1872, Nr. 871 (4589 ©.-U.). Dem Befiger muß 
unvermwehrt bleiben, die Aufforberungeflage nah 8. 72 a. ©. O. felbft dann 
mittelft. Einrede zu beftreiten, wenn fein Befig mit der rechtlichen Vermuthung, 
bie dem Aufforderer bezüglich des Bauobjectes zu ftatten kommt, unvereinbar wäre. 

Entfd. v. 11. October 1867, Nr. 7879 (2877 SU). Die 88. 323 
u. 324 8. ©. können nicht dahin verftanden werden, daß der Negatorienkläger 
etwas Mehreres als eine fein Eigenthumsrecht bejhräntende Servitutsausübung 
zu bemeifen habe. 

Entf. v. 24. December 1857, Nr. 12924 (1044 ©.U.). Der Orund- 
fag, wornad der Befiger zur Angebung des Titels feines Befiges 
nicht aufgefordert werden kann, ifl dahin zu verfiehen, daß der Be— 
figer nur nit genöthigt werden kann, als Kläger aufzutreten unb 
ben Zitel nahzumweifen, feineswegs aber den Sinn hat, als ob der— 
felbe feinen Titel auch dann niht nachzuweiſen hätte, wenn er mit 

„ber Eigenthbumsflage belangt und -von dem Kläger das flärkere R. 
zum Befige, nämlid das Egth. dargethan hätte... . Dieß gilt auch 
von dem Quaſibeſitz eiues der im Egth. enthaltenen Re., weil, was von dem 
Ganzeu gilt, auch yon einem Theile des Ganzen gelten muß. 

Entſch. v. 8. Juli 1856, Nr. 5140 (208 ©.-U.). Der Negatorienkläger 
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hat gegenüber dem im Rechtsbeſitz der Servitut Befindlichen nad 8. 523 B. ©. 
die Anmaßung auf Seite des Gellagten, d. i. dominium cum sus libertate”zu 
beweifen, da die Vermuthung der Freiheit des Egths. durch jene des 8. 323 
ibid. aufgehoben wird. Worſpr. den fpäteren Entſch.] 

Entf. v. 30. December 1854, Nr. 13109 (971 G.-U.). Die bloße 
Rihteintragung der Dienftbarkeit in das äffentlihe Buch ift noch nicht der nad) 
8.523 B. ©. dem Rläger obliegende Beweis der Anmaßung der Servitut, 
Das bloße Widerfprechen des Servitutderwerbes ift noch fein Beweiß der An« 
mafung der Servitut, aljo auch noch keine Nöthigung, daß der Servitutöbefiger 
den Titel feines Befiges nachweiſe; eine ſolche auf bloße Wiberfprehungen und 
auf die Freiheit des Egths. geftellte Klage ift alfo nichts als eine maskirte nad) 
88. 324 u. 523 ibid. unflatthafte Klage. 

Entf. v. 14. Mär; 1854, Nr. 2135 (14 G.-U.). Aehnl. der Entf. 
Rr. 5140 ex 1856. 

Entf. v. 18. März 1853, Nr. 2584 (958 ©.-U.), eingetragen in's 

i Wr. 1: Gegen eine Aufforderungsklage wegen eines 
Banes ift die Einrede ber Unftatthaftigleit der Aufforderung nur 
dann zuläffig, wenn der Aufforberer den Bau ganz oder zum Theil 
auf einem Grunde anszuführen Willens if, in beffen Befig der 
Aufgeforderte fich befindet. 


Ausnaßme. 
(5. 325 — vgl. 8. 811 8. G.; Zol+ u. Staats⸗Mon. D. v. 11. Juli 1886, 9. Hauptft.) 
8.323. Inwiefern der Befiger einer Sache, deren Verkehr verboten; oder die entwendet zu 
fein ſcheint, den Titel feines Befitzes anzuzeigen verbunden ſei, darüber entſcheiden die Straf- 
oder politifhen Gefege. 


Redlicher und unredlicher Reſitzer. 


(6 336 — vsl. s. 316; 9. 321; 68. 879, 528, — 1477, 1498; $. 440; 88. 17, 1017, 1453, 1460, 
1 . @.) 


3.326. Wer aus wahrfheintihen Gründen die Sache, die er befigt, für die feinige Hält, 

iR ein redlicher Befiger. Ein unreblicher Befiger ift derjenige, welder weiß oder aus den Um⸗ 

Ränden vermuthen muß, daß die in feinem Befige befindliche Sache einem Andern zugehöre. 

Aus Irrthum in Thatſachen oder aus Unwiſſenheit der gefeglihen Vorſchriften kann man ein 
unrehtmäßiger (8. 316) und doch ein rebliher Befiger fein. 


Entf. v. 13. October 1874, Nr. 9401 (5499 ©.-U.). Allerdings 
fommt es nad; dem im $. 1101 B. ©. cit. $. 367 ibid. aud auf dem guten 
Stauden des Vermiethers an, aber nah 8. 367 ibid. wird das einmal bona 
fide erworbene Por. durch das nachfolgende Hervorfommen des Umftandes, daß 
die Pfandobjecte nicht Egtih. des Miethers feien, nicht vernichtet. 

Entf. v. 28. Jänner 1873, Nr. 12937 (4850 ©.-U.). Das Vorrecht 
des fpäteren intabulirten Käufers vor dem früheren nicht intabulirten ift an vie 
Vedingung der bona fides im Zeitpunfte des Kaufsabſchluſſes geknüpft. 

Entſch. v. 30. Jänner 1866, Nr. 110 (2374 ©.-U.). 8. 440 8. ©. 
fegt voran®, daß derjenige, weilder die Eintragung im Grundbuche 
früher erwirkt hat, e8 auch redlicher Weife gethban habe ..... 
(8. 326 ibid.). 

Entf. v. 3. Februar 1859, Nr. 1018 (720 ©.-U.). Der Erwerb 
des Egths. der erſtandenen Sache ift an die auflöfende Bedingung gefnüpft, daß 
die Feilbietung micht für nichtig erflärt werde. Nachdem dieß gefchehen, kann 

Kehl, bürgl, Geſetb. erl. ä 10 
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fi der Erſteher auch nicht auf den $. 326 B. ©. berufen, und die Nutzungen 
für das früher vom Erecuten gepachtete Grundſtück, an beren Stelle das obwohl 
durch gerichtlichen Vergleich feftgeftellte Entgelo trat, nicht als in fein Egth. 
übergegangen anfehen. 

Entf. v. 21. Auguft 1857, Nr. 6409 (1028 ©.-U.). Der Pfand» 
nehmer, welder aus dem Inhalte der auf andern Namen lautenden Obliga- 
tionen vermuthen mußte, daß ber Berpfänder nicht deren Egthr. fei, erfcheint 
nah 88. 326 u. 368 B. ©. als unrebliher Vefiger und muß nad $. 456 
ibid. dem Egthr. weichen. 

Entfch. v. 17. uni 1857, Nr. 4824 (©. Big. 1857, Nr. 121). 

Wenn der Befiger eine Bauerngutes, wovon er die Hälfte im 
Heirathövertrage feiner Ehegattin verfhrieb, basfelbe ohne ihre 
Zuflimmung an einen Dritten, welder vom Inhalte des Heiraths- 
vertrages Wifjenfhaft hat, verkauft, fo ift ein folder Kaufvertrag 
ungiltig. ; “ 
y Wiſq. v. 4. Juni 1857, Nr. 4472 (373 ©.-U.). Der Pfandnehmer, 
der aus den Umftänden in der Lage gewefen ift, gegründete Zweifel an der 
Redlichkeit des Anerbietend des Pfandbeſtellers zu hegen, muß bie Folgen feiner 
Leichtgläubigkeit fo tragen, al® wäre er im böfen Glauben geweien, da ihm 
gegenüber ter beftohlene Egthr. des verpfändeten Sparcaſſabuches ohne jedes 
Berfchulven if. 

Eniſch. v. 12. Mai 1853, Nr. 4094 (©. Ztg. 1863, Nr. 88). IR 
der Befiger aus wahrſcheinlichen Gründen der Meinung, daß er auf rechimäßige 
Art in den Beſitz gelangt fei, h ift fein Befig ein redlicher. 

Entfh. v. ? (Haimerl's Mag. Br. XV, ©. 50—65, P. ©. 104). 
Wenn in einem Erbvertrage ein Ehegatte dem andern das Miteigentfum einer 
Realität überläßt, dieſelbe jedoch früher als diefer fih am den bücherlichen Befig 
ſchreiben läßt, an einen Dritten verkauft, fo ift der Käufer, wenn er hiervon 
Kenntniß hat, ungeachtet der ermirkten büderlihen Einverleibung als ein un⸗ 
redlicher Befiger anzufehen und der Kauf nichtig. 

Entf. v. ?°(G. Ztg. 1852, Nr. 87). Der unredliche Befiger eines 
verpfändeten Sparcafjebücheld ift zur umentgeltlihen Zurüdftellung desſelben an 
den Egthr. verpflichtet. 


Wie ein Mitbefiter zum — oder unrechtmaßigen Reſitzer 
werde. 


@. 887 — vgl. bei $. 838 cit.) 
8. 327. Befigt eine Perfon die Sache ſelbſt, eine andere aber das Recht auf alle oder auf 
einige Nugungen diefer Sache; fo kann ein und biefelbe Berfon, wenn fie sie Grenzen ihres 
Rechtes Überfchreitet, in verfhiedenen Rücfichten ein redlicher und unredlicher, ein rehtmäßiger 
und unrehtmäßiger Befiger fein. N 


EntfGeidung über die Medlihkeit des Aeſttzes. 
(&. 828 — vgl. 8. 867, 456; 88. 1459, 1460, 1468; $. 397 ©. G.; 8. 37 0. 6. D) 

8. 328. Die Redlichkeit oder Unredlichkeit des Befige® muß im Halle eine® Rechteſtreites 
durch richterlichen Ausſpruch entfhieden werden. Im Zweifel ift bie Bermuthung für bie Red⸗ 
lichkeit des Beſitzes. 

Entſch. v. 13. November 1861, Nr. 6949 (1417 ©.-U.). So lange 
die Unredlichkeit des Befiges nicht ftrenge nachgewiefen ift, muß nad) $. 328 B. ©. 
bie Redlichkeit des Befiged vermuthet werden (Berfagzettel, welhe von dem mit 
der Auslöfung betrauten Sohne als Fauftpfand gegeben wurden, 88. 456, 
367 ibid.). 
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Zorldauer des Yefiges. Rechte des redlichen Befikers: 
a) in Ruckſicht der Subflanz der Sache; 

@& 839 — vgl. N. 519, 867, 456, 1101; 68. 369, 1895; 33. 443, 1188; $$. 468, 627 ©. ©.) 

% 329. Ein redlicher Befiger Tann ſchon allein aus dem Grunde des reblichen Befitzes bie 
keqhe, die er befigt, ohne Verantwortung nad Belieben brauchen, verbrauden, auch wohl 
vertilgen, 

Entf. v. 3. November 1875, Nr. 11849 (©. Big. 1876, Nr. 63). 
In der ben Befig bes Nachbars beeinträchtigenden Veränderung ber thatſächlichen 
Lage der benachbarten Orundftüde zueinander durch Abgraben der Ad grabigen, 
8 obere Grundſtüdck ſchützenden Böſchung liegt eine Befigftörung (88. 312, 
329, 339, 364 u. 1305 ®. ©,, $. 2 poss. summ.). 

Entſch. v. 16. November 1870, Nr. 13594 (3952 G.-U.). Da der 
Egthr. der Mauer nad) 88. 329 u. 354 B. ©. allein berechtigt if, darüber 
ach Willkür zu fchalten, ift das Anftreihen der Mauer durch den Nadbar 
eine Störung in dem ruhigen Befige derfelben. 

Entfd. v. 21. März 1865, Nr. 2047 (2141 G.-U.). Die Erben der 
teflamentarifchen Fruchtnießerin, welche ven Micaelizins der einer Stiftung ver« 
abten Häufer einhoben, haben ven Zheilbetrag des Zinfes, ber auf die Zeit 
vom Todestag der Fruchtnießerin bis zum Ablauf der Zinsperiode entfält, der” 
Stiftung heranszugeben. 

Entf. v. 17. September 1861, Nr. 6068 (6. H. 1864, Nr. 17 u. 18). 
Die Rage auf Erfülung der Propinationdverbindligleiten Tann, fowie gegen 
Piter und Nugnieher, auch gegen den Naturalbefiger erhoben werben, 


b) der Nutzungen; 
@. 330 — vgl. 8. 519; 88. 204, 404, 405; 88. 912, 915; 8. 511; 9. 888 B. ©.) 
8. 380. Dem redlichen Befiger gehören alle aus. der Sache entfpringenden Früchte, ſobald 
fie von der Sache abgefondert worden find; ihm gehören auch alle anderen fhon eindehobenen 
Rugungen, infofern fie während des ruhigen Beſitzes bereits fällig geweſen find. 


Entf. v. 20. März 1872, Nr. 13046 (4527 ©.-U.), Dem Pächter, 
defien Beflandvertrag der Erfteber der executiv veräußerten Realität nicht nad 
88. 1120 u. 1121 B. ©. „gehörig“, das ift mit Beobachtung der geſetzlichen 
Friſt, auffündigte und welcher, indem er die von ihm gefäte Weizenernte weg« 
führte, feinen Scharen duch fein Verſchulden anrichtete, Tann mit Hinblid auf 
88. 330 u. 1305 ibid. die Leiftung eines Erſatzes für feine bezogene Fechſung 
au den Erfteher wicht auferlegt werden. 

Entf. v. 7. Juni 18717 Nr. 4777 (4190 ©.-U.). Die Klage des 
Epthre. der mehreren Antheile gegen jenen der geringeren Antheile auf Räumung 
der Wohnung im gemeinfanen Haufe und Zahlung des Wohnungszinfes ift nad) 
88. 329, 330 u. 833 B. ©., weil der Kläger nicht nachwies, daß er nad 
8. 836 u. 837 ibid. als Verwalter des Hauſes zu betrackten fei, abzuweifen. 

Entf. v. 12. März 1868, Nr. 1014 (3013 G. M.). Der Erfteher 
eins Haufes bat keinen Anfpruh auf die vor dem Erftehhngstage fällig ge- 
wordenen Miethzinſe, welche, obwohl aud für die Zeit nad) den Erftehungstage 
ber demfelben fchon eingeheben wurden. 

Entfh. v. 21. März 1865, Nr. 2047 (2141 ©.-U.) „Aus dem 
1.4. des 8. 519 B. ©. folgt nicht, daß der abtretende Fruchtnießer in 
Betreff des Bezuges der Nutungen einem vermeintlichen redlichen Beſitzer ber 
Sehe gleihzuadyten ſei und bemnah $. 330 ibid. auf ihn Unmwendung 
finde..." — Gegenfaß des $. 519 in fine und $. 330 ibid. in fine, 

10* 
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Entf. v. 3. Februar 1859, Nr. 1018 (720 ©.-U.) Der ‚Erwerb des 
Egths. der erflandenen Sache if an die auflöfende Bedingung geknüpft, daß bie 
Feilbietung nicht für nichtig erklärt werde. Nachdem dieß geſchehen, Tann ſich 
der Erſteher auch nicht auf den F. 326 B. ©. berufen, und die Nugungen für 
das früher vom Egecuten gepachtete Grundftäd, an deren Stelle das obwohl durch 
gerichtlichen Vergleich feftgeitellte Entgeld trat, nicht als in fein Egth. übergegangen 
anjehen. 
i Entſch. v. 30. Juni 1858, Nr. 6588 (587 ©.-U.). Nah $. 457 
B. ©. erfiredt fih das Pfor. auch auf die noch nicht abgefonderten oder be- 
zogenen Früchte und da das ©. hierbei zwiſchen natürlichen und Eivilfrächten 
nicht unterfceidet, vielmehr unter bezogenen Früchten an anderer Stelle ſogar 
ausdrücklich die Eivilfrüchte darin begreift ($. 295 ibid. in Verbindung mit 
8. 330 ibid.), jo muß angenommen werben, daß das Plor. auf Immobilien ſich 
auch auf die Beftandzinfe erſtrecke. 


c) des Aufwandes. 
G. 881 — vgl i. 1811, 613, 1042 9. ©.) 
8. 381. Hat der redliche Befiger an die Sache entweder zur fortwährenden Erhaltung ber 
Subſtanz einen nothiwenbigen, oder zur Vermehrung noch fortdauernder Nugungen einen nüg- 
lien Aufwand gemacht, fo gebührt ihn der Erfag nad dem gegenwärtigen Werthe, infofern 
er den wirklich gemachten Aufwand nicht überſteigt. 

Entf. v. 29. Mai 1872, Nr. 14137 (Sch, IV, 448). Der redliche 
Befiger ift nicht berechtigt, den Erſatz eines außer Verhältniß zum Werth ber 
Sade gemachten Aufwantes zu begehren. In keinem Falle gebührt ein ben 
gegenwärtigen Werth der Sache überfteigender Erfag des, fei es aud zur fort» 
währenden Erhaltung derſelben notywendigen oder zur Vermehrung der Nugungen 
dienlichen Aufwandes. Der redliche Beſitzer hat daher im Zweifel ven jegigen 
Werth ber Sache zu erweifen. 


(8.883 — vgl. 5.1085 u ff.) 
8. 382. Bon dem Aufwande, welcher nur zum Vergnügen und zur Berfäönerung gemacht 
worden iſt, wird nur fo viel erſetzt, al® die Sache dem gemeinen Werthe nach wirklich dadurch 
geroonnen bat; doch hat der vorige Vefiger die Wahl, alle für ſich wegzunehmen, was davon 
ohne Schaden der Subftanz weggenommen werden kann. 


Aufprud auf den Erfah des Preifes. 
(8. 338 — vol. #8. 406, 1086; $- 1085 u. ff.) 
8. 338. Selbſt der redliche Beſitzer kann den Preis, weichen er feinem Bormanne für die 
ihm überlaffene Sache gegeben hat, nicht fordern. Mer aber eine fremde Sache bie der Eigen- 
thümer fonft ſchwerlich wieder erlangt haben würbe, redlicher Weife an fih gelöfet, und ba- 


durch dem Eigenthümer einen erweislihen Nugen verfhafft hat, kann eine angemeflene Ver⸗ 
gütung fordern, 


(8. 334 — vol. 6 71 8. ©.) 
8. 384. Ob einem redlichen Juhaber das Recht zuftche, feiner Forderung wegen bie Sache 
zurückzubehalten, wird in dem Hauptftüde vom Pfandrechte beftimmt. 

Entſch. v. 11. Yänner 1872, Nr. 13749 (4439 G.U.). Der Kläger, 
ber feine Forderung auf Rüditelung des Weines auf das Depofitum fügt, 
muß diefen Rechisgrund beweifen, widrigens er trotz des qualıficırten Geftänd- 
niſſes des Geklagien, wornad Kläger Eythr. des Weines ift, ihm felben aber 
als Pfand übergab, mit der Klage abgewiefen wird — 88. 334, 335 u. 366 
2. ©. können hier nicht Anwendung finden, weil die Klage ausdrüdlich nicht 
auf das Egth. geſtützt ift [Schlußfolgerung]. 
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@. 385 — vgl. 85. 1908, 1811, 1328; 88. 1324, 328; 9. 1086 ff.) 
5385. Der unredliche Befiger if verbunden, nicht nur alle durch den Befitz einer fremden 
Soße erlangten Bortheile gurüdzuftellen; fondern auch diejenigen, welche der Berfürgte erlangt 
haben würde, und allen durch feinen Beflg entftandenen Schaden zu erfegen. In dem alle, 
deß der unredlihe Befiger durch eine in den Ötrafgefegen verbotene Handlung zum Veflge ger 
langt ift, erfiredt fi der Erſatz bis zum Werthe der befonderen Vorliebe. 


Entf. v. 28. Jänner 1873, Nr. 12937 (4850 ©.-U.). Das Vorrecht 
bed fpäteren intabulirten Käufers vor dem früheren nicht intabulirten ift an bie 
Bedingung der bona fides im Zeitpunfte des Kaufsabſchluſſes geknüpft. 

Entf. v. 17. Iuli 1872, Nr. 6405 (4659 ©.-U.). Der Befcent- 
nehmer, welchem wegen gröblicher Injurie die Schenkung widerrufen wird, ift 
nd $. 335 B. ©. zur Zahlung von Verzugezinfen vom Klage» (Widerrufs) 
tage verbunden. — Anläßlich diefer Entſch. wurde eingetragen in das Gprud- 
reperterium Rr. 6: Wenn und foweit ein entgeltlihes Redhtsgeihäft 
eine Schenkung enthält, fann es aus den in den 88. 947 u. 955 ibid. 
begeihneten Gründen angefohten werden. 

Entf. v. 11. Jänner 1872, Nr. 13749 (4439 ©.-U.). Der Kläger, 
ber feine Forderung auf Rüdftelung des Weines auf das Depofitum fügt, 
muß dieſen Rechtsgrund bemweifen, widrigens er, troß des qualificirten Geftänd« 
mfled des Geklagten, wornady Kläger Egthr. des Weines ift, ihm felben aber 
als Pfand übergab, mit der Klage abgewiefen wird — 88. 334, 335 u. 336 
2. ©. lönnen bier nicht Anwendung finden, weil die Klage ausdrücklich nicht 
anf das Egth. geftägt ift [Schlußfolgerung). 

Entf. dv. 28. April 1869, Nr. 1912 (3394 ©.-U.). Die Gläubigerin, 
welhe die Herausgabe der Pfandfahe dem die Zahlung anbietenden Schuldner 
verweigert, ıfl zur Reftitution der Früchte der Pfandſache vom Tage des geſetz⸗ 
lichen Erlages des Schulpbetrages angefangen verpflichtet. 

Entf. v. 7. Mai 1868, Nr. 4271 (3065 ©.-U.). Nugungen der 
geſchenlten Sache kommen dem Beſchenkten zu Gute, aud bezüglich der Zeit nad 
dem Widerruf der Schenkung (condictio ob causam datorum) bis zur Rechts⸗ 
kraft des Urtheils, welches den Echenkungswiderruf für giltig erflärt, weil ber 
Beſchenlte nicht Befiger, fondern Egthr. it (8$. 338, 335 B. ©.). 

Entf. v. 30. Jänner 1866, Nr. 110 (2374 G.-U.). 8. 440 8. ©. 
fett voraus, daß, wer die Eigenthumseinverleibung früher erwirkte, dieß auch 
redliher Weife that. Andernfalls ift der intabulirte Befiger als unredlicher 
(ah 88. 335, 346, 373 uw. 1477 ibid.) verpflichtet, den vorigen Stand 
berzuftellen und dem früheren Käufer das Reale zufchreiben zu laflen. 

Entf. v. 11. Februar 1857, Nr. 114 (293 ©.-U.). Die zur Zuräd- 
forderung des Heiruthögutes Berechtigten haben Verzugszinfen vom Tage der 
Arflöfung der Ehe an zu fordern. 


($. 836 — vgl. 4. 1086 u ff., 598 8. ©.) 
% 336. Hat der unrebliche Befiger einen Aufwand auf die Sache gemacht, fo iſt dasjenige 
arzuwenden, was in Rüdfiht des von einem Gefhäftsführer ohne Auftrag gemachten Auf- 
wandes in dem Hauptflüde von der Bevollmächtigung verorbuet fl. 

Entf. v. 11. Mai 1871, Nr. 5252 (4167 G.-U.). Der Verpächter 
dat Anfpruch auf Erfag des Aufwandes, melden er auf den, obwohl widerrechtlich 

Pächter entzogenen Ader, machte; ba der Anbau mit Gerfte jedenfalls zum 
Bertheil des Pächter geſchah, ſei e8 au, daß biefer den Ader noch vortheil- 
hafter benügt hätte (88. 338, 336 u. 1037 B. ©.). 
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Benrteilung der Redlichkeit des Zeſttzes einer gemeinde. 
(. 887 — vgl. 6. 893; 68. 838, 1011, 1057, 1190; 68. 1994, 1205 8. @.) 
8. 38%. Der Befig einer Gemeinde wird nad ber Redlichkeit oder Unreblichfeit der im Namen 


der Mitglieder handelnden Machthaber beurtheilt. Immer müflen jedoch die unredlichen fo- 
wohl den redlichen Mitgliedern, als dem Eigenthümer den Schaden erfegen. 


Inwiefern dur die Klage der Reſitz unredlih werde. 
(&: 888 — vgl. $. 1811; 5. 87%; 98. 885, 886; 9. 1497; 66. 347, 348 ©. @.) 
8. 336. Auch der redliche Befiger, wenn er durch richterlichen Ausſpruch zur Zurückſtellung 
der Sache verurtheilt wird, iſt in Rückficht des Erſatzes der Nutzungen und des Schadens wie 
aud in Rüdficht des Aufwandes, von dem Zeitpunkte der ihm zugeftellten Klage gleich einem 
unredlichen Befiger zu behandeln; doch haftet er für den Zufall, ber die Sache bei dem Eigen- 
thüner nicht getroffen hätte, nur in dem alle, daß er die Zurückgabe durch einen muth- 
willigen Hechtöftreit verzögert hat. 


Entf. v. 27. März 1877, Nr. 14576 (9. B. 1877, Ar. 20). Auch 

die auf den Erfag der bezogenen Früchte gerichteten Anſprüche find nad $. 824 

. G. nad den allgemeinen im Hauptftüd vom Befig enthaltenen Orund- 
fägen zu beurtbeilen. Die Unterlaflung der Erfüllung des im Teſtamente er» 
theilten Auftrages genügt aber nidt, um anzunehmen, daß vie Gellagten ſich 
im böfen Glauben: befunden haben; es war daher $. 338 ibid. in Anwendung 
zu bringen. 

Entf. v. 10. April 1872, Nr. 652 (4570 .-U.). Die Verurtheilung 
zur Zahlung von Berzugszinfen feit dem Klagstage au im falle des Obfiegens 
mit der Rehnungsbemänglungsflage entfpriht dem im $. 338 B. ©. aufge- 
ftellten Principe. 

Entſch. v. 7. Mai 1868, Nr. 4271 (3065 ©.-U.). Nutungen ber 
geſchenkten Sache kommen dem Beſchenkten zu Gute, auch bezüglich der Zeit nach 
bem Widerrufe der Schentung (— condictio ob causam datorum) bis zur Rechts⸗ 
kraft des Urtheils, welches den Schentungswiverruf für giltig erklärt, weil ber 
Beſchenlkte nicht Vefiger, fondern Egthr. ift (88. 338, 335 B. ©.). 

Entf‘. v. 27. November 1867, Nr. 9701 (2933 ©.U.). Ein Erfag 
des durch bie Sequeftrationserwirkung zugefügten Gewinnftentganges findet auch 
im Falle die Sequeftration nach 8. 388 weftgal. ©. D. nur wegen böswilliger 
Procepführung ftatt (8. 1324 B. ©.); eine ausgevehntere Rückwirkung bed Ure 
theils ift in 88. 388, 824 u. 1334 ibid. nicht begründet [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 7. October 1864, Nr. 7703 (1984 ©.-U.). Da im Falle 
des Obſiegens mit der rei vindicatio dem Kläger auch die Nugungen des Waldes 
vom Klagstage gebühren, fo ift mit der Gefahr, daß inzwifhen Holz gefchlagen 
werde (wenn aud nad forftwirthichaftlihen Turnus), die Bedingung der Seque- 
ſtrationsbewilligung nach 8. 388 weſtgai. ©. O. vorhanden. 

Entf. v. 7. Yänner 1863, Nr. 8810 (1628 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 7703 ex 1864. 

Entfd. v. 22. October 1862, Nr. 7061 (1580 &.-U.). Die 88. 338 
n. 1311 ®. ©. finden feine Anwendung auf den Fall, da während des bie 
theilweiſe Wieberherftellung des Streitobjectes auftragenden Urtheild das Object 
ſelbſt zufällig ganz untergegangen ift. 

Entfd. v. 11. Hebrnar 1857, Nr. 114 (293 ©.-U.). Die zur Zurüd- 
forderung des Heirathsgutes Berechtigten haben Verzugszinſen vom Tage ber 
Auflöfung der Ehe zu fordern. 
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Hedtsmittel des Befigers Dei einer Störung: feines Zeſttzes, 


ss — BOT Bon, » 15. Nannn 17er, me et 9.0.6; uam» 14 September 1880, Br. 288.0. ©; 
4. 345, 346; 55 418, 828, 340, $ der M. Bbg. v. 14. September 1884, Mr. 238 
L.2.;8.2u5be ge, Sn. (über dab ®f. In Piesessorio gummartiscimo) S 27. Detober 1849, Nr. 18 
R. 8. 8.; Hofb. v. 26. Rovember 1824, Ar. 2061 J. 6 
8. 339. Der Beflg mag von was immer für einer Befchaffenpeit — ſo iſt niemand be⸗ 
fugt, denſelben eigenmächtig zu ſtören. Der Geſtörte hat das Recht, die Unterfagung des Ein⸗ 
griffes und den Erfag des erweislichen Schadens gerichtlich zu fordern. 


Entfd. v. 26. März 1879, Nr. 3239 (9. B. 1879, Nr. 18). Wenn 
der Bermiether während bereits beftehenven Zinsrüditandes, wiewohl nod vor 
Einbringung der Zinsflage und vor der Pfandbeſchreibung, die Entfernung der 
Fahrnifje des Miethers hindert, ift das nod feine Befigitörung, weil er, da bie 
richterliche Hilfe zu fpät käme, Gewalt mit angemefjener Gewalt abzutreiben be» 
rechtigt ift (88. 1101 u. 344 8. ©.) [Schlußfolgerung). 

Entid. v. 18. Februar 1879, Nr. 800 (©. 9. 1879, Nr. 66). Der 
Befig des Miethredtes geht durch die aus polizeilichen Gründen verfügte Räu- 
zung ber Wohnung dem Mieter nicht verloren. 

Entfd. v. 3. December 1878, Nr. 13375 (©. 9. 1879, Nr. 20). In 
der Umänderung der Wiefe, Über welche der Beklagte biehin fuhr, in einen Wald 
lag nody feine Störung im Befige des Fahrrechtes des Geklagten, weil diefer, 
wenn er auch Feine Einſprache erhob, durch diefe Aenderung der Eultur nicht ger 
hindert wurde — fei es auch mit Beſchädigung der Neuppflanzung, wie biehin zu 
führen. — Dadurch, daß der Gellagte über erlangte Kennınig von der Aenderung 
der Eultur Feine Befigftörungsklage angeftrengt bat, wurde ex feines Rechtsbeſitzes 
alfo nicht verluftig ($. 351 B. ©.); das abermalige Fahren des Oellagten über 
den nunmehrigen Mägerifhen Wald ift daher feine Störung des Cigenthumd- 
beſitzes des Klägers, fondern eine Fortſetzung des bisher ausgelbten Beſitzes des 
Fahrrechtes. 

Eutſch. v. 20. November 1878, Nr. 12203 (9. B. 1879, Nr. 19). 
Dadurch, daß der Egthr. dem Pächter die Aushebung von Gräben auf dem Padhte 
grunte unterjagt, wird noch nicht der Pachibeſitz geflört, mag auch dadurch der 
Bächter in der Erfülung feiner Vertragspfliht gehindert worden fein. Der 
Pãchter hat daher den Pachtbeſitz nicht verloren. 

Entſch. v. 4. Juni 1878, Nr. 6414 (©. Ztg. 1879, Nr. 59). Das 
Einfchreiten des Gerichtes gegen befigftörende Handlungen (Abfperrung eines 
wwiſchen zwei Häufern liegenden Grundes durch einen Zaun) ift dadurch nicht 
a priori ausgeſchloſſen, daß dieſelben auf Grund einer Ermächtigung der Ver⸗ 
waltungsbehörde (Bewilligung des Bürgermeifteramtes, jedoch nicht aus Öffentlichen 
Rädfigten ertheilt) vorgenommen wurden. 

Entſch. v. 3. April 1878, Nr. 11652 (©. H. 1879, Nr. 4). Das 

Begehren um Wiederherſtellung des Beſitzes und Unterfagung jeden weiteren Ein- 
griffes im Sinne des 8. 339 8. ©. kann, obfhon Kläger die nad dem 
Bf. in Befigförungsfällen zur Einbringung der Beſitzſtörungsklage 
feſtgeſetzte Friſt von 30 Tagen verfäumt bat, nicht lediglich in dem 
oberwähnten fummarifhen Befigftörungsproceffe, ſondern auch mit: 
teiR Der ordentlichen Beſitzllage geftellt werden (8. 2 des kaiſ. Pat. v. 
27. October 1849, 3. 12). Allein hieraus, fowie aus 8. 5 des Be- 
ke a und den 88. 344—354 u. 373 B. ©. ergibt 
fig auch, daß der Beſitzer (Kläger) zur Begründung nicht lediglich 
wie im fummarifhen Befigftörungsprocefie, auf ven vor ber Störung 
der Entfegung erlangten und ausgeübten factifhen Befig fi be- 
tufen kann; daß er vielmehr, um obzufiegen, gehalten if, fein R. 
zum Befige Ranphaft darzuthun. 
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Entſch. v. 20. November 1877, Nr. 13694 (G. Big. 1878, Nr. 8). 
Ueber die Frage, ob Kläger im Befige fi befinde, und in biefem Befige 
geftört worden fei, haben bie Gerichte auch bann zu entſcheiden, wenn fei- 
tend des Belangten das Object bes Streites als Gemeinbegur declarirt wird 
(8. 339 3. ©.). R 

Entf. v. 4. April 1877, Nr. 3799 (©. Ztg. 1877, Nr. 54). Nach 
8. 75 (und 16) bes oberöfterreihiichen Lanbesgefeges v. 28. Auguft 1870, 
Nr. 32 8. ©. B. gehören alle Angelegenheiten, welche ſich auf Benügung, Lei- 
tung und Abwehr ver Gemäfler beziehen, in ben Wirkungskreis ber politiihen 
Behörden. 

Entſch. v. 16. Jänner 1876, Nr. 8406 (©. Big. 1877, Nr. 3), Da 
es nah $. 339 B. ©. und Hofd. v. 15. Jänner 1787, Nr. 621 9.6. ©. 
auf die juriſtiſche Dualität des Beſitzes hierbei nicht anfommt, Tann weder der 
Aufforderungeflage des phyſiſchen Beſitzers gegen den reditlihen (intabulirten) 
noch jener des legteren gegen ben erfteren ftattgegeben werben [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 14. December 1875, Nr. 13489 (5943 G.-U.). Die Vefig- 
ſtörungsklage gegen den Generalbirector der Eifenbahn, ſtatt gegen die Geſell- 
haft, hat die Perſon des Geflagten verfehlt; die Frage der Berechtigung ber 
Generaldirection aus eigener Ynitiative im gegebenen alle einzufchreiten, ift 
zwifhen biefer und ver Eifenbahngefelfhaft auszutragen, nah $. 1017 8. ©. 
aber Dritten nur letztere verantwortlich. 

Entſch. v. 3. November 1875, Nr. 11849 (©. Big. 1876, Nr. 63). 
In der den Befig des Nachbars beeinträchtigenden Veränderung der thatſächlichen 
Lage der benachbarten Grundſtücke zu einander durch Abgraben der Adgradigen, 
das obere Grundſtüd fhügenden Böſchung liegt eine Befigftörung ($$. 312, 329, 
339, 364, 1305 ®. ©. $. 2 poss. summ.). 

Entf. v. 28. Juli 1875, Nr. 7318 (5811 ©.-U.). In dem öfteren 
und vor dem Gemeinftevorftand wiederholten Verbot der Benütung eines Weges 
ift für fi allein fhon der Thatbeftand der Störung des Rechtsbeſitzes ber Ser⸗ 
vitut des Fußſteiges gelegen; zur Begründung des Störungefactum war e8 nicht 
nöthig, daß der Berechtigte einen gemaltfamen Widerſtand hätte hervorruſen follen. 

Entfd. v. 7. Yuli 1874, Nr. 7141 (©. 9. 1876, Nr. 3). Nicht in 
der Aeußerung, daß der Wagen oder die Räder dem Geklagten gehören, wohl 
aber darin, daß er vie Räder unftreichen ließ, liegt eine Befigftörung. 

Entſch. v. 13. Jänner 1874, Nr. 10 (5219 ©.-U.). Das eigenmädtige 
Auffperren einer angeblich mitgemietheten Scheuer ift fein Act der Befigergreifung, 
wohl aber eine Befigftörung. 

Entfh. v. 27. Mai 1873, Nr. 4206 (4981 ©.-U.). Das Graben 
eined neuen Brunnens im praedium serviens, welder von jenem, aus dem bie 
Waflerbezugsberechtigten bisher das Wafler holten, beträchtlich entfernt ift, be⸗ 
gründet noch feine Rechtsbeſitzſtörung. 

Entſch. v. 29. October 1872, Nr. 11121, eingetragen in's Spruch⸗ 
repertorium Nr. 25: Auch die vom Richter bewilligte Einführung in 
den Befig einer Sache berechtigt den, von der Befigeinmweifung nicht 
berührten Dritten, welder durd deren Vollzug in feinem bisherigen 
ruhigen Befig beeinträdtigt worden ift, dagegen das fummarifde 
Befisftörungsverfahren zu veranlaffen. 

Entf. v. 26. September 1872, Nr. 8781 (4714 ©.-U.). Der Haus- 
herr, welcher alle gejeglihen Schritte (Gefuh um pfandweiſe Beſchreibung) bereits 
gethan hatte, um fein Pfandrecht an den Fahrniſſen des Miethers nah $. 1101 
B. ©. zur Geltung zu bringen, hat ſich feiner Beflgftörung ſchuldig gemacht, 
indem er am Tage vor der Vornahme ter pfandweiſen Befchreibung ſich ber 
Wegführung der Fahrniſſe aus feinem Haufe widerfegte, weil darin ein eigens 
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— Eingriff nicht gelegen iſt. [Imbirect worſpr. der Entſch. Nr. 3239 
ex 1879. 

Entfd. v. 3. Jänner 1872, Nr. 15509 (4424 ©.-U.). Die Benägung 
eines Weges über erwirkte Verorbnung der Bezirfehauptmannfhaft, in welder 
die Mitbenägung des Weges geftattet wird, ift feine eigenmädhtige, alfo feine 
Befigflörung. ; 

Entſch. v. 28. December 1871, Nr. 15214 (4379 ©.-U.). Der Kellner, 
welchem von feinem Lohnherrn Keller und Gemölbe unterorbnet wurden, ift nur 
Jahaber, aber nicht Befiger, mithin die Abnahme der Schlüffel und Berfperrung 
ber genannten Localitäten eine widerredtlihe Störung feines „Beſitzes“ (88. 309 
u. 339 B. ©.). i ; 

Entſch. v. 7. Juni 1871, Nr. 6760 (4192 ©.-U.). Die Beeinträchtigung 
eines Privaten in dem Benügungsrechte eines öffentlihen Weges (Dammbauten 
der Bahn, wodurch das Einfahren in den Zufahrtöweg zur Liegenſchaft des Pri⸗ 
voten erſchwert wird) ift feine Befigftörung im Sinne der 88. 309, 312 u. 339 
8. ©. — Dem Beihädigten bleibt unbenommen, ven Schavenerjag im Grunde 
des 8. 10 lit. b, e und d der M. Bog. v. 14. September 1854, Nr. 238 
R. ©. B. anzuftreben. 

Entf. v. 10. Jänner 1871, Nr. 250 (4008 G.-U.). Die gerichtliche 
Pfandung ift keine eigenmädtige Störung. Die Gefegmäßigfeit der Pfändung 
angeblich nicht dem Erecuten gehöriger Sachen fann aber eben deßhalb auch nicht 
von Dritten in possessorio summarissimo angefochten werben. 

Entfd. v. 28. December 1870, Nr. 15327 (©. Big. 1871). Eine bloße 
Drohung, fih mit Gewalt in ven Befig zu fegen, ift noch keine Befigftörung. 

Eutſch. v. 14. December 1870, Nr. 7737 (8991 ©.-U.). Der Orund- 
Gigenthümer, der ohne die Borausfegungen des 8. 1321 B. ©. zur Privat- 
pländung des auf flreitigem Orunde getroffenen Viehs ſchreitet, macht ſich einer 
Befitzſtörung ſchuldig und ift zum Erſatze des Schadens (abgeforberte Caution) 
zu verhalten ($. 339 ibid.). 

Entſch. v. 16. November 1870, Nr. 13594 (3952 ©.-U.).. Da ber 
Egtht. der Mauer nad) 88. 329 u. 354 B. ©. allein berechtigt iſt, darüber 
nach Willkur zu falten, iſt das Ausbrechen der Dauer burdy den Nachbar 
eine Störung in tem ruhigen Befige desſelben. 

Entfd. v. 13. September 1870, Nr. 10732 (Not. Ztg. 1870, ©. 201). 
Die von der Gemeinde in Handhabung der Ortspolizei getroffene Verfügung 
(Auftrag zur Wegräumung einer zwei öffentliche Wege trennenden Planke) ift 
fein als Befigftörung der Ingerenz der Gerichte unterliegender Act. 

Entf. v. 27. Iuli 1870, Nr. 8762 (Sc. II, 763). Der Befigftörunge- 
Aläger hat zu bemweifen, daß der unbeftritten früher im Befig geweſene Geklagte 
feinen Befig verloren habe. 

Entf. v. 27. Juli 1870, Nr. 8513 (©. H. 1870). Die von der 
Stadtgemeinde polizeilid verfügte Baueinſtellung ift — aus was immer für 
Motiven fie ergangen fein mochte — keine Vefigftörung. [Aehnl. der Entſch. 
®. 10732 ex 1870.] 

Entfd. v. 22. März 1870, Nr. 3053 (©. H. 1870). Im Befig- 
Röumgöftritte handelt es fi ausſchließlich um den legten factiſchen Beſitz und 
deſſen erfolgte Störung. Die geftdrten Beſitzer haben — ihr Beſitz mag wie 
immer befchaffen fein — das R., die Unterfagung jeder eigenmächtigen Störung 
zu fordern. ? 

Entf. dv. 27. Jänner 1870, Nr. 658 (©. Big. 1870). Die durch 
den Egthr. erfolgte Abtragung einer Dauer, an welcher ber Nachbar bisher ofne 
ensprädliche Geftattung des Egthrs. mittelft in der Mauer durch Nägel befeftigten 
Staleten Weinreben zog, ift eine Störung des Rechtsbeſitzes. 
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Entſch. dv. 24. November 1869, Nr. 13154 (3582 ©.-U.). Die Eijen- 
bahn iſt zur Befigergreifung des erproprürten Grundſtückes berechtigt, ſobald fie 
ven feflgeftellten Entſchädigungsbetrag zu Gerichtshanden erlegt hat (8. 9, Abf. c 
der M. Bog. v. 14. September 1854, Nr. 238), daher in diefer Befigergreifung 
keine Befigftörung gefunden werben fann. 

Entf. v. 10. November 1869, Nr. 12684 es U, 757). Aud das 
über Beſchluß der Gemeindevertretung ergangene Verbot der ferneren Benützung 
ber Gemeindehutweiden durch bie bisherigen Nutznießer ift eine Beſitzſtörung. 

Entf. v. 6. October 1869, Nr. 11292 (©. 9. 1869). In der Aufe 
ftelung von Baugerüften zum Zwecke der Reparatur des Haufes liegt feine 
Störung der allein durch ven Mierhvertrag beflimmten Miethrechte ver Parteien. 

- Entf. v. 1. Juli 1869, Nr. 7124 (3462 ©.-U.). Die eigenmädjtige 
Delogirung, obgleih nad Ablauf der Miethdauer, ift eine Befigftörung im Sinne 
des 8. 339 8. ©. 

Entjd. v. 11. Mai 1869, Nr. 3057 (©. H. 1869). Die Benügung 
eines im Mitbefige der Gemeinve befindlichen feloweges mit Zuftimmung eines 
Gemeindemitgliedes ift feine Beſitzſtörung. 

Entf. v. 17. Februar 1869, Nr. 1534 (©. H. 1869). Schon in der 
Berpachtung eines fremden Grundes liegt eine VBefigftörung. 

Entid. v. 27. Jänner 1869, Nr. 657 (Sc. I, 112). Darin, daß bie 
Ausnehmerin in die ihr unbeftritten zum Gebrauche eingeräumte Ausnahmswoh- 
nung dritte Perfonen zu ihrer Pflege aufnimmt, Tann eine Beflsftörung nicht 
gefunden werden. 

Entſch. v. 20. Jänner 1869, Nr. 386 (3252 ©.-U.). Die auch nur 
einmalige Benügung eines nicht verpadhteten der Gemeinde gehörigen Synagogen- 
figes ift eine Befigftörung, da der Geklagte felbft angibt, ſich hierzu berechtigt zu 
halten, „weil nicht verpachtete Sige von Jedermann benügt werben könnten.“ 

Entf. v. 22. Aprit 1868, Nr. 3670 (3049 ©.-U.). Die Handlung 
des Beklagten (Ablaven von Erbe) ftellt ſich nicht als Beſitzſtörung bar, weil bei 
deſſen offener Erklärung keinerlei VBefigergreifung zu beabfichtigen, eine Beein⸗ 
trächtigung des Mägerifchen Beſitzes nicht vorhanden ift (8. 2 der kaiſ. Bog. v. 
27. October 1849, Nr. 12 R. ©. B.) und nicht jede vorübergehende Verlegung 
bes Eigenthumsrechtes fogleih als Befigftörung aufgefaßt werden fann. 

Entf. v. 14. Jänner 1868, Nr. 198 (2971 ©.-U.). Der Umſtand, 
ob der Kläger proprio noe, oder als Mandatar factifh befige, iſt im Beſitz⸗ 
ſtörungsſtreite unentfheidend (8. 339 B. ©.). Die Beftreitung der activen Klags- 
legitimation aus dieſem Grunde daher unftihhältig. 

Entſch. v. 19. März 1867, Nr. 2199 (©. Ztg. 1867, Nr. 44). Ein 
bloßes Verbot begründet noch keine Beſitzſtörung. [Worſpr. der Entſch. Nr. 12684 
ex 1869. 

Entid. v. 4. Jänner 1867, Nr. 11362 (2722 ©.-U.). Die Bollziehung 
eines im früheren Beſitzſtörungsproceſſe erwirkten Erkenntniſſes ift feine eigen- 
mächtige Störung im Sinne des 8. 339 B. ©. 

Entſch. v. 16. Auguft 1866, Nr. 5748 (2580 ©.-U.). Die gerichtliche 
Einführung bes intabulirten Erſtehers in dag von einem Dritten factiſch befeflene 
Grundſtück ift unzuläffig, weil der Zwangsverkauf nicht zugleich gegen biefen 
Dritten von Wirkung ifl. 

. Entfd. v. 18. Mai 1866, Nr. 5259 (©. Ztg. 1870). Das Ziehen 
von Schlingpflanzen am eigenen dicht an ber fremden Mauer angebraditen Gitter 
ift keine Befigftörung, wenn auch die Mauer hiedurch in Folge fi anfammelnder 
Feuchtigkeit Schaden nimmt. 

Enig, v. 20. Iuni 1865, Nr. 5044 (2204 G.-U.). Der mit Geflat- ” 
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tung auch nur eines Miteigenthümers verübten Beſitzhandlung fehlt das jeber 
Befigflörung weientlihe Merkmal der Eigenmächtigkeit. 

Entſch. v. 30. Mai 1865, Nr. 4368 (©. H. 1866, Nr. 37). Eine 
von ven Leuten des Egthrs. in deſſen Intereſſe, wenn aud ohne fein Wiffen, 
begangene Befigftörung, ift ald vom Egthr. ausgehend anzunehmen. 

Entſch. v. 30. Mai 1865, Nr. 4264 (©. H. 1865, Mr. 79). Aehnl. 
ver Entſch. Nr. 5748 ex 1866. 

Entid. v. 25. October 1864, Nr. 8083 (2000 ©.U.). Es ift für die 
paſſive Sadlegitimation unentſcheidend, ob der Gemeindehirt aus eigenem An» 
triebe oder auf Geheiß des Gemeindevorftehers das Bich des Klägers wegtrieh, 
da nad $. 339 B. ©. Niemand befugt if, den Beſitz eigenmädtig 
zu flören und der Geflörte das R. bat, gegen Jedermann die Unter- 
fagung des Eingriffes gerichtlich zu fordern... 

Entf. v. 28. September 1864, Nr. 10518 (©. H. 1869). Das An« 
bringen von Fenſterläden an der eigenen Maueröffnung ift an ſich — fo lange 
diefelben nicht in ben fremden Luftraum ragen — keine Beflgftörung. 

Entfd. v. 27. April 1864, Nr. 2838 (1905 ©.-U.). Das wider aus- 
drũckliche Verwahrung erfolgte Ausgraben eines Steines, mn zu fehen, ob nicht 
darumter ein fogenannter Weiſel (Örenzzeichen) fei, ift feine Beſitzſtörung, weil 
feine Veränderung bes bisherigen Befigftanves [?] ; 

Entſch. v. 23. Februar 1864, Nr. 1259 (1867 ©.-U.). Das Beginnen 
bes Baues nach eingetretener Rechtskraft des Bauconfenfes ift Feine Vefigftörung, 
weil es nicht eigenmädtig im Sinne des 8. 339 B. ©. erfolgte. 

Entf. v. 27. October 1863, Nr. 7603 (©. H. 1864, Nr. 67). Auch 
gegen jenen, welder im Auftrage eines Dritten fld einer Störung des Befiges 
ſchuldig machte, findet die Klage flatt. 

Entfd. v. 21. Mai 1862, Nr. 3228 (1523 ©.-U.). Das Beflgftörungs- 
verfahren dient aud zum Schutz des Rechtöbefiged. Der Klage des Pächters 
gegen ben Verpächter ift bei dem Vorhandenfein der fonftigen VBorausfegungen 
Rattzugeben. 

Ä Entf. v. 12. Iuni 1860, Nr. 5444 (1146 ©.-U.). Kein Theil hat 
wirflich Kaltfteine gebrochen, keiner alfo fih im factiſchen Beſitzſtande des Kalt- 
ſteinbrechens befunden, bie Frage aber, ob bie Pächter oder Verpächter hierzu 
berechtigt feien, ift nicht im Befigfiörungsverfahren auszutragen. 

Entfd. v. 9. December 1859, Nr. 13593 (925 ©.-U.). Der Miteigen- 
thümer der Weide war beredhtigt, den Dritten als einen ihm. nicht bekannten 
eg —— von der Weidebenlitzung auszuſchließen (88. 339, 344, 
1365 B. ©.). 

Entf. v. 20. April 1869, Nr. 4349 (2057 ©.-U.). Die Gellagten, 
melde, ohne die Vorſchriſt des $. 340 B. ©. zu beobachten, auf ihrem Felde 
einen Woflergraben hart an ber Grenze unter theilweifer Abgrabung des Feld⸗ 
rains bes Nachbars aushoben, find nicht nur ſchuldig, den Feldrain wieder herzu⸗ 
Rellen, fondern auch verpflichtet, den Waflergraben zuzuwerfen (88. 413, 340, 
339, 346, 364 ibid.). " 

Ent. v. 18. Febrnar 1857, Nr. 1178 (300 ©&.-U.). Das Steinbreden 
auf einem Territorium, bezüglich defien ein Unterfagungsredht erworben ift, welches 
— nad 8.351 8. ©. durd bloßen Nichtgebrauch nicht erlöfhenn — wiederholt, 
wenn auch bezüglich anderer Grundtheile zur Geltung gebracht wurde, iſt eine 
Befigflörung. 


Entſch. v. 4. Juli 1854, Nr. 6917 (26 ©.-U.). Es ift nad 88. 839, 
35 u. 346 ibid. nicht ftatthaft, die Befipftörungsflage nur gegen diejenige 
Berfon zw richten, welde lediglich im Auftrage besjenigen handelte, von ben bie 
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Störung wirklich ausgeht, und ber fie nicht ermächtigt hat, ihn vor Gericht zu 
vertreten. ” 

Entſch. v. 7.⸗Janner 1853, Nr. 12991 eingetragen in’s YIubientenbud 
Ar. 3: Auch der im factifhen Befige des Beftanvobjectes geflörte 
Beftanpnehmer ift berehtigt, gegen ven Egthr. das fummarifhe Be- 
figftdrungsverfahren einzuleiten. 

Entf. v. 5. Februar 1852, Nr. 1134 (©. H. 1864, Nr. 24): Der 
Beftandnehmer, da er nur im Namen des Beftandgebers befist, kann gegen den 
Legteren mit der Befigftörungsfiage nicht auftreten. ſWorſpr. ber Entſch. 
Nr. 12991 ex 1853]. 


befonders dur eine Banführung, 


(8. 340 — vgl. 8. 343 .; Kofjlb. v. 28. October a, nieberöfterr. Iron. € @. — su; Er 
1787, Nr 61 3. ©. ei Sehne Te. u. 1. februar 1838, 3. 018 nieberäfterr. often * 
28, Detober 187 unb u. 80. September 1848, —* 2 Er 71, &. 222; Hof. d. ve. Gr 1841, Ar. 8308 


3. @. ©.; Bauorbg. ber eingeinen Länder und Stäbe.) 

8. 340. Wird der Befiger einer unbeweglichen Sache oder eines dinglichen Rechtes durch 
Führung eines neuen Gebäudes, Waſſerwerkes, oder anderen Werkes in feinen Rechten ge⸗ 
fährdet, ohne daß fih ber Bauführer nach Borfchrift der allgemeinen Gerichtsorbnung gegen 
ihn gefchligt Yat, fo ift der Gefährdete berechtiget, das Werbot einer folhen Neuerung vor Ge⸗ 
richt zu fordern, und das Gericht ift verbunden, die Sache auf das fchleunigfte zu entfcheiden. 

Entf. v. 19. Jänner 1875, Nr. 597 (5605 ©.-U.). Dem Miether 
ſteht fein Befigtitel nady den 88. 340 u. 342 B. G. an ber Sade felbft zu 
[Schlußfolgerung). 

Eniſch. v. 2. October 1872, Nr. 10098 (4721 ®-U.). Nach 8. 340 
3. ©. bat derjenige, der fih durh eine Bauführung in feinem R. 
befhwert eradtet, nur dann ein R. zur Befhwerdeführung und zur 
Forderung des Bauverboted, wenn der Bauführer ſich gegen ihu nit 
nah den Vorſchriften der a. G. D. gefhügt hat; dem Klagebegehren 
kann weder in possessorio ordinario, nod in summariissimo ſtatt- 
gegeben werben und es ift gar nicht zu unterfudhen, ob Kläger das R. 
des Fahrweges beſitze ...., nachdem er bie Extheilung der Baubemilli- 
gung unwiberfproden ließ. 

Entf. v. 25. Jänner 1871, Nr. 728 (4035 ©.-U.). Der nad voll- 
endeter Demolirung angeftellten Befigflage wurde flattgegeben, weil im Sinne 
ber 88. 340 u. 342 B. ©. der Befiger einer unbeweglihen Sade in 
dem dort vorausgefegten Fall wohl beredtigt if, die Unterfagung 
bes ihm drohenden Eingriffes gerichtlich zu fordern; allein daraus 
nit folgt, daß die unterlaffene Anwendung folder Redtsmittel 
den Befiger des Anfprudes auf den gefeglihen Schug verluftig 
madt..-.. und $. 346 ibid. bei der ordentlihen Befigflage die 
Zurüdverfegung in den vorigen Stand vorfhreibe Die zur Her— 
ftellung des Haufes offenbar unzulänglide Frift von 14 Tagen mußte 
erweitert werben, 

Entf. v. 27. Juli 1870, Nr. 8734 ‚(4835 ®.-U.). Die 88. 840 
u. 341 B. ©. betreffen bloß den Fall einer bereits eigenmächtig be⸗ 
nennenen Bauführung ...., und da den Redtsmitteln, welde bie 
88. 340 u. 341 ibid. feitfegen, nur die durdh eine Bauführung ver- 
urfahte Befigftörung zu Grunde liegt, fo kann die Borfhrift des 
$. 341 ibid. bezüglid der Fortſetzung des Baues gegen Cautions— 
beftellung auf den Fall, in weldem es fih um einen erſt vorzu» 
nehmenden Bau handelt, eine analoge Anwendung nit finden. 

Eutſch. v. 20. October 1869, Nr. 11615 (3540 ©). Nach 8. 340 
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B. ©. iſt nur der Befiger einer unbeweglichen Sache ober eines dinglichen Rs. 
berechtigt, falls er fih in feinem R. gefährdet erachtet und der Bauführer ſich 
gegen ihn nad Vorſchrift der a. ©. O. nicht geihägt hat, das Verbot der 
Bauführung zu fordern. 

Entf. v. 6. October 1869, Nr. 11292 (3528 G.-U.). Zum Schuge 
des RE. des Mieters kann die Beſitzſtörungsklage nicht auf Grund der 88. 340 
u. 342 B. ©. — da die Miethe nicht den Befig einer unbewegliden Sade 
oder ein jus in re verleiht — mohl aber im Sinne des $. 2 der faif. Bong. 
v. 27. October 1849, Nr. 12 R. ©, B., angebracht werden, wornad fie jeden 
zufteht, der im Befige eines Rs. beeinträchtigt wird. Durd die Aufftellung von 
Bangeräften, welde den Zutritt von Luft und Licht bloß beſchränken, wird eine 
Störung des Beſitzes der Mierhrechte nicht begründet und fann hier von einem 
Unterfagungsrehte nach ter Schlußbeflimmung des 8. 1118 ibid. nidt bie 
Rede fein. 

Entid. v. 9. März 1869,.Nr. 2444 (3331 ©.-U.). Dem Miether 
ſteht das R., ein Verbot nad 8. 340 B. ©. gegen ven Bermiether zu er- 
wirken, nicht zu. 

Entſch. v. 1. Mai 1866, Nr. 3875 (2475 G.-U.). Zur Entſch. über 
vie Befigftörungslfage nad) 8. 340 B. ©. wegen Verbreiterung eine® Weges, 
wodurch der die Grenze bildenre Bach eingeengt und das gegenüber liegende 
Ufer bedroht wird, find, da es fih um tie Störung des Betriebes eines Wafler- 
werles handelt, die Gerichte nicht competent. i 

Entſch. v. 7. Jänner 1863, Nr. 8025 (1626 G.-U.). Die Benügung 
der Rachbarmaner durch Kinfügen von Balken zu einem Neubau in gleicher 
Beiſe, als dieſe früher benügt wurde, ift feine Befigflörung, fondern eine 
Wiederherſtellung des früheren Zuftandes. 

Entf. v. 25. Juni 1862, Nr. 4323 (1535 ©.-U.). Die 88. 339 
bis 344 B. ©, fegen nicht nothwendig den Beſitz eines dinglichen Rs. voraus, 
weßhalb auch bei geftörtem Befige des Miethrechtes das Bf. nad ber kaiſ. Vog. 
v. 27. October 1849 ftatt hat. 

Entfd. v. 20. April 1859, Nr. 4349 (2057 ©.-U.). Die Gellagten, 
welche, ohne die Vorſchrift des $. 340 B. ©. zu beobadten, auf ihrem Felde 
einen Waſſergraben hart an der Grenze unter theilweifer Abgrabung des Feld⸗ 
rains des Nachbars aushoben, find ſchuldig, den Feldrain wieder herzuftellen, und 
den Waſſergraben zuzuwerfen (88. 413, 340, 339, 346, 364 ibid.). 

Entf. dv. 19. Yänner 1859, Nr. 439 (713 ©.-U.). Die Gerichte 
find zur Entſch. von Mühlenbauftreitigkeiten nicht competent. 

Entſch. v. 13. Mai 1857, Nr. 4413 (©. Zig. 1857, Nr. 113, 
$. ©. 109). Wenn die Anrainer bei den commiffionellen Verhandlungen ihre 
Einwendungen gegen den Bau anzubringen unterliegen, können fie ſpäter bie 
Befeitigung des plangemäß geführten Baues nicht verlangen. 

Eutſch. v. 2. Auguft 1854, Nr. 8249 (©. Big. 1855, Nr. 31). 
Wurde ber politifhe Conſens nicht erwirkt, fo kann die Zurüdverfegung in den 
vorigen Stand, ohne in die Erörterung des wirklich entflandenen Schavens ein- 
zugehen, verlangt werden. 


($. 241 — vgl. 98. 839, 1833 ©. ©.) 
G. 244. Bis zur Entſcheidung der Sache ift die Fortſetzung des Baues von bem Gerichte in 
der Regel nicht zu geftatten. Rur bei einer nahen, offenbaren Gefahr, oder, wenn der Bau- 
führer eine angemeffene Sicherheit Leiftet, daß er Die Sache in den vorigen Stand fegen, und 
den Schaden vergüten wolle, der Verbotöleger dagegen in dem legteren Kalle Keine ähnliche 
Siqerfiellung für die Folgen feines Verbotes leiftet, iſt die einftweilige Bortfegung des Baues 
zu bewilligen. 
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Entf. v. 13, Mai 1873, Nr. 4626 (4968 ©.-U.). Die Gerichte 
ſind zur Einſtellung eines von den Verwaltungsbehörden en Waſſer⸗ 
baues nicht zuftändig (©. dv. 28. Auguſt 1870, Nr. 512. G. B., für Schleſien, 
88 17 u. 75 ibid.). 

"Entf. v. 10. April 1872, Nr. 3645 (4572 ©.-U.). Dem Geſuche 
um Bewilligung ver Banführung während des Bauaufforderungsproceſſes wurde 
auch in IL Saftanz nicht flatigegeben, weil hierzu eine oder die andere ber 
Bedingungen bed im $. 14 ber Bauordnung für Böhmen v. 11. Mai 1864 
angezogenen 8. 341 B. ©. vorhanden fein müßte, der Mangel einer Caution 
aber, durch die in II. Inftanz beigefügte Beſchränkung, daß ber Beginn des 
Baues auf Befahr des Bauführers gefchehe, nicht befeitigt wird, da es fi von 
ſelbſt verfteht, daß der Bauführer, wenn er in bem durch bie Aufforberungsflage 
anhängig gewordenen Proceß unterliegt, die daraus entfpringenden Folgen, d. i. 
Herftellung des vorigen Standes und Schadensvergütung treffen, die Sicherheits- 
leiftung aber, die der 8. 341 ibid. fordert, eben die Garantie dafür geben 
fol, daß diefen eventuellen Verpflichtungen auch wirklich nachgekommen wird. 

Entfd. v. 97. Juli 1870, Nr. 8734 (3835 ©.-U.). Die 88. 340 
u. 341 B. ©. betreffen bloß den Fall einer bereits eigenmächtig be— 
gonnenen Bauführung ...., und da den Rechtömitteln, welde die 
88. 340 u. 341 ibid. feftfegen, nur die durch eine Bauführung ver« 
urſachte Befigftörung zu Grunde liegt, fo Tann die Vorſchrift des 
8. 341 ibid. bezüglich der Fortſetzung des Baues gegen Cautions— 
beftellung auf den Fall, in welchem es fih um einen erſt vorzu= 
nehmenden Ban handelt, eine analoge Anwenbung nit finden. 

Entſch. v. 20. October 1869, Nr. 11615 (3540 ©.-U.). Wider den 
Bau, welden bie Behörde mit dem Beifage, daß bie Streitenden bezüglid der 
vom Kläger erhobenen Eigenthumsanſprüche auf den Rechtsweg vermwiefen werben, 
bewilligte, ift die Klage auf Verbot nad 88. 340—342 B. ©. nicht zuläffig, 
weil diefe nur dem Beſitzer einer unbeweglichen Sache oder eines dinglichen 
Re. zufteht. 

Entfd. v. 25. Iumi 1862, Nr. 4328 (1535 ©.-U.). Die 88. 339 
bis 344 8. ©, fegen nicht nothwendig den Beſitz eines dinglichen Rs. voraus, 
weßhalb aud bei geftörtem Befige des Miethrechtes das Bf. nach ber faif. Vog. 
v. 27. October 1849 ftatt hat. 

Entf. v. 19. Jänner 1859, Nr. 439 (713 G.U.). Die Gerichte 
find zur Entf. von Müplbauftreitigfeiten nicht competent. 


(8. 342 -- vgl. 66. 389, 840; 9. 1805 ©. G.) 

8. 348. Was in den vorhergehenden Paragraphen in Rüdfiht einer nenen Bauführung ver» 
ordnet wird, iſt auch auf die Nieverreifung eines alten Gebäudes, oder anderen Werkes an- 
dutenden, 

Entſch. v. 19. Iänner 1875, Nr. 597 (5605 ©.-U.). Dem Miether 
ſteht kein Vefigtitel nad den 88. 340 u. 342 B. ©. an ber Sage ſelbſt zu 
[Sclußfolgerung]. 

Entſch. v. 25. Jänner 1871, Nr. 728 (4035 G.U.). Der nach voll» 
enbeter Demolirung angeftellten Befigflage wurbe fattgegeben, weil im Sinne 
der 88. 340 u. 342 ©. ©. der Befiger einer unbewegliden: Sade in 
dem dort vorausgefegten Fall wohl beregtigt if, die Unterfagung 
des ihm drohenden Eingriffes gerihtlih zu fordern; allein daraus 
nit folgt, daß die unterlaffene Anwendung folder Rechtsmittel 
den Beſitzer des Anfpruhes auf den gefeglihen Schug verluftig 
madt.... und 8. 346 ibid. bei der ordentliden Befigflage die Zu- 
tüdverfegung in den vorigen Stand vorfKreibe. 
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Entf. v. 6. October 1869, Nr. 11292 (3528 ©.-U). Zum Schutze 
bes R8. des Miethers kann die Beſitzſtörungsklage nicht auf Grund ber 88. 340 
n. 342 8. G. — da die Miethe nicht den Befig einer unbeweglihen Sade 
oder ein jus in re verleift — wohl aber im Sinne des 8. 2 ver Tail. Dog. 
dv. 27. October 1849, Nr. 12 8. ©. B., angebracht werden, wornad fie Jeden 
aufteht, der im Beſitze eines Rs. beeinträchtigt wird. Durch die Aufftellung von 
Bangeräften, welde den Zutritt von Luft und Licht bloß beſchränken, wird eine 
Störung des Befiges der Miethrechte nicht begründet und Tann bier von einem 
ra ie nah der Schlußbeftimmung des $. 1118 ibid. nicht bie 

eve fein. = 


und Bei der Gefahr eines vorhandenen Yanes. 

(4. 843 — vgl. 6. 363; 6. 887; 89. 468, 482, 483, 514, 518, 516 ©. G.; 6. 881 Str. ©.) 
3. 343. Kann ber Befiger eines dinglichen Rechtes beweiſen, daß ein bereit8 vorhandener 
fremder Bau oder eine andere fremde Cache dem Einfturge nahe fei, und ihm offenbarer 
ESchaden drohe, fo ift er befugt, gerichtlich auf GSicherftellung zu dringen, wenn ander# die 

politifche Behörde nicht bereits hinlänglich für bie öffentliche Sicherheit geforgt Hat. 

Entf. v. 25. Juni 1862, Nr. 4323 (1535 © -U.). Die 88. 339 
bis 344 B. ©. fegen nicht nothwendig den Befitz eines dinglichen Re. voraus, 
weßhalb auch bei geflörtem Beſitze des Miethrechtes das Bf. nad) ver kaiſ. Vog. 
v. 27. October 1849 ftatt hat. 


Rechtsmittel zur Erhaltung des Feſitzſtandes: 
a) bei dringender Gefahr; 

. 244 t. i0 8.; R. ». 19, Jänner 1858, Mt. A Nr. 10 RS. D. 68. 2, 88 u. 84 Str. G.; 
Selb. o. 30. (ber 1806, u. 26. Wovember 1894, Ar. 3061, v. 8. Märg 1707, Ar. 34% und v. 14. Februar 
1811, Ar. 997, Hoftglb. v. 5. December 1818, Ar. 1018 J. ®. ©.) 

8. 344. Bu den Rechten des Beſitzes gehört auch das Recht, fih in feinem Befige zu ſchützen, 
zur in dem alle, daß die richterlihe Hilfe zu fpät kommen würde, Gewalt mit angemeffener 
Gewalt abzutreiben ($. 19). Uebrigens hat die politifche Behörde für bie Erhaltung der öffent- 
lien Ruhe, ſowie das Gtrafgeriht für die Beftrafung öffentlicher Gewaltthätigkeiten zu forgen. 


Entf. v. 26. März 1879, Mr. 3239 (9.8. 1879, Nr. 18). Darin, 
daß der Bermiether bereits fälligen ausfländigen Zınfed wegen, wiewohl nod vor 
Einbringung der Zinsklage, die Entfernung der invecta et illata des Miethers 
verhindert, kann noch fein Befigftdcungsfactum erfehen werden, meil er, da bie 
richterliche Hilfe zu fpät käme, Gewalt mit angemeflener Gewalt abzutreiben be= 
rechtigt ift (88. 1101, 339 u. 344 B. ©.) [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 20. November 1878, Nr. 12203 (I. B. 1879, Nr. 19). 
Die vom Egthr. an den Pächter erfolgte Unterfagung, Gräben im Padtgrunde 
anszuheben und ber Umftand, daß der Pächter fi diefem Verbote fügte, invol- 
virt nicht den Verluſt des Pachtbefiges. Die weıtere Bewirthſchaftung des Padıt- 
grundes gegen den Wıllen des Egihrs. geſchah in fortgefegter Ausübung bed un« 
verlorenen Pachtbeſitzes. 

Entf. v. 3. April 1878, Nr. 11652 (©. H. 1874, Nr. 4), Aus 
88. 2 u. 5 poss. summ., dann $$. 339, 344—354 u. 372 B. ©, ergibt ſich, 
daß der Befiger, welder nach verfäunter Friſt zur fummarifhen Befigftörungs- 
Bage das Begehren um Wiederherftellung feines Beſitzes und Unterfagung jeder 
weiteren Störung mittelft der allerdings dießfalls ftatthaften ordentlihen Beſitz- 
Mage flellt, zur Begründung nit lediglih, wie im poss. summ., auf 
den vor ber. Störung oder Entfegung erlangten und ausgeübten 
fectifhen Befig fih berufen kann; vielmehr gehalten ift, fein R. 
sum Befige ftanphaft darzuthun. 
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Entf. v. 29. November 1876, Nr. 13415 (©. Big. 1877, Nr. 70). 
Der Umſtand, daß eine Beſitzſtörung, wenn eine ſolche überhaupt vorliegen würde, 
durch öffentliche Beamte (emeindecommiffion) in Ausübung ihres Dienftes be= 
nangen worden fein müßte, ſteht der Einleitung und Durchführung des Befig- 
flörungsverfahren nicht entgegen (8. 344 3. ©.). 

Entf. v. 29. November 1876, Nr. 13377 (©. Zig. 1877, Nr. 67). 
Die Beſitzſtörungsklage des Miethers, der nach abgelaufener Miethzeit wegen 
einer Burgſchaftsforderung an den Bermiether das Beſtandobject nicht zurüdftellte 
und unter Intervention des Ortsvorſtandes delogirt wurde, ift nah 88. 309, 
318 u. 344 B. ©. nicht begründet. 

Entſch. v. 18. Mai 1876, Nr. 5649 (©. 9. 1877, Nr. 17). Daraus, 
daß der Waflerleitungsbefiger das ihm nicht gefährbende Weiden des Viches auf 
dem Wafjerleitungspamme duldete, kann auf einen Befigerwerb feitens des Vieh⸗ 
eigenthümerd nicht gefchloffen werden; da8 Weghauen der auf dem Damme von 
Letzterem geſetzten Erlen ift feine Befigftörung; zudem fonnten die Erlen dem 
Befiger der Wafferleitung ſchädlich werden (Sachverftändigen- Gutadten) und 
durch deren Abhauen bat daher der Egthr. der Waflerleitung nur von feinem 
R. zum Schuge des unbeftrittenen eigenen Beſitzes Gebrauch gemacht. 

Entid. v. 27. April 1875, Nr. 3474 (©. 9. 1876, Nr. 15). Der 
Kläger bat ſich dadurch, dag er jebesmal von dem ua 8. 344 B. ©. jenem 
Beſitzer zuftehenden Re, Gewalt mit angemefjener Gewalt abzutreiben, Gebraud 
machte, indem er nad "jebesmaliger Einaderung eines Theiles feines Feldes die 
Exofchollen wieber auf feine Seite umaderte, bis zur legten Störung im phyſiſchen 
Beige erhalten und ift die dreißigtägige Friſt, alfo von ber legten Störung an, 
zu berechnen. 

Entf. v. 25. Jänner 1871, Nr. 718 (4035 G.-U.). Die Anſchauung, 
baß der Mitbefiger des demolirten Haufes, weil das Object der Beſitzſtörung 
nicht mehr befteht und er nicht nad) 88. 340 u. 342 B. ©. gerichtlich eine 
geſchritten ifl, mit der ordentlichen DBefittlage abzuweiſen fei, ift falſch, weil der 
Befiger einer unbeweglichen Sade wohl zur Anwendung der Mittel des $. 344 
ibid. berechtigt war — aus ber unterlaffenen Anwendung verfelben aber nicht 
folgt, daß er feiner Beſitzrechte verluflig werde ($. 346 ibid. u. 8. 5 der laiſ. 
Bog. v. 27. October 1849, Nr. 12 R. ©. B.). 

Entfd. v. 11. Auguft 1868, Nr. 6459 (3634 ©.-U.). Der am 
20. April durch Vollendung der Umfriebungsmauer erworbene thatfählihe Beſitz 
durfte nicht am 15. Mai (vor Ablauf der 30 Tage) durch Abreißen der Mauer 
eigenmächtig geflört werben, indem wohl das Recht in possessorio sum- 
mariissimo zu Elagen, auf den Zeitraum von 30 Tagen beſchränkt, 
der in feinem Befige Geftörte aber — außer dem Falle des 8. 344 
2. ©. nicht befugt if, vor Ablauf jener Frift mit Umgehung der 
rich terlichen Hilfe ſich ſelbſt R. zu verfhaffen. 

Entf. v. 25. Iuni 1862, Nr. 4323 (1535 ©.-U.). Die 88. 339 
bie 344 3. ©. fegen nicht nothwendig den Befig eines binglihen Rs. voraus, 
weßhalb auch bei geftörtem Befige des Miethrechtes das Bf. nad ber faif. Vdg. 
v. 27. October 1849 flatt hat. 

Entf. v. 9. December 1859, Nr. 13593 (925 G.-U.), Der Mit« 
eigenthümer ber Weide war berechtigt, den Dritten als einen ihm nicht befannten 
Pächter, Nichtbefiger, von der Weivebenügung auszufgliegen (88. 339, 344, 
1365 2. ©.). 


II. Zei. 1. Hauptft. Beſitz. $. 845, 161 


b) gegen den unechten Befiker; 
G. 345 — vgl. $ 1464; 8. 819; 88. 346, 347; 323; 372, 1460, 1498 ©. ©.) 
8. 345. Wenn fi) jemand in den Befig eindrängt, ober durch Lif oder Bitte heimlich ein» 
fjleicht, und das, was man ihm aus Gefälligteit, ohne fih einer fortdauernden Verbindlich“ 
teit zu unterziehen, geftattet, in ein fortiwährendes Recht zu verwandeln fucht, fo wird der an 
ſich unrechtmäßige und unredliche Befig noch überbieß unecht; in entgegengefegten Fällen wird 
der Befig für echt angefehen. 

Entfd.v. 29. März 1871, Nr. 2998 (4107 ©.-U.). Der, unter dem 
Borwand, den Ring nur auf 24 Stunden in Commifflon zu nehmen, liſtig er- 
ſchlichene Beſitz ift nad $. 345 B. ©. unecht; die fonady gemäß $. 346 ibid. 
plaggreifende Zurädverfegung in ven vorigen Stand konnte nah $. 2 der kaiſ. 
Big. v. 27. Det. 1849, Nr. 12 R. ©. B. im Wege des daſelbſt vorge» 
ſchriebenen Vfs. begehrt werben und 8. 5 ebenba ſteht dem nicht entgegen, da⸗ 
gegenüber der Lifiigen Störung der Kläger ald im factiſchen Beſitze befindlich, 
lediglich in demfelben gefhügt zu werden begehrt. 

Entfd. v. 2. März 1870, Nr. 529 (3729 ©.-U.). Der Umftand, bag 
der Gegner nie in dei ungeftörten factifchen Beſitz des Fahrrechtes kam, weil 
er auch früher ven Weg nur mit Gewalt erzwang — daher fein neuerlihes 
Fahren nicht Ausübung des Nechtöbefiges it — muß aud in possessorio 
summariissimo berüdfihtigt werden [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 20. Jänner 1869, Nr. 386 (3252 ©.-U.), Die auch mur 
einmalige Benügung eines nicht verpachteten der Gemeinde gehörigen Synagogen- 
fies ift eine Beſitzſtörung, da der Geklagte felbft angibt, ſich hiezu berechtigt 
va halten. 


Entf. v. 8. Mai 1866, Nr. 4138 (2485 G.-U.). Der Beſitzſtörungs⸗ 
Hage des Egthrs. des Grundſtückes, in beflen Beſitz der Erſteher einer Liegen- 
jchaft durch ein Verſehen des Gerichtes mit immittirt wurbe, ift flattzugeben; 
da die Immiſſion nur dem Executen gegenüber wirkſam ift, nicht aber gegen ben 
Egthr. dieſes Grundftüdes, von dem nicht bewiefen ift, daß er von dem Acte 
Kenntniß gehabt oder ihn geduldet habe. 

Entf. v. 29. Anguf 1865, Nr. 7150 (2267 G.-U.). Dem Beflg- 
Körungsffäger obliegt nicht nachzuweiſen, daß fein Beſitz ruhig und echt fei 
[Schtußfolgerung]. — Erörterungen über ben rechtlichen Befig find im Befit- 
Rörungsproceile nicht zu berädfichtigen. 

Entfd. v. 25. October 1864, Nr. 7229 (1997 ©.-U.). Die früher 
praeeario Servitutgaugübenden, welche unberedtigter Weife bie erhaltene Be⸗ 
wiligung in ein R. ummanbeln wollen, erfceinen als unechte Befiter, aus 
welchem Grunde fie, fobalb diefer Umftand vorliegt, von ©. nicht zu ſchützen find. 

Entf. v. 23. December 1856, Nr. 10828 (257 ©.-U.). Die Servitut 
iſt von denjenigen, welde länger ald während des gefetlihen Zeitraumes ſtets 
offen und ohne zu fragen, alſo in der Abſicht, ein R. geltend zu machen, deſſen 
Befig ausübten, erworben, wenn auch erwiefen vorliegt, daß deren Befigvor- 
gängern nur aus Gefälligfeit einmal einen Winter über die Benügung bes 
Pruanens zur Tränfe des Viehes geftatfet worden fei. 

Entfd. v. 4. Yuli 1854, Nr. 6917 (26 ©.-U.). Die Befizftörungs- 
Mage iſt gegen .... denjenigen zu richten, von welchem mit Erfolg die Wieber- 
kerfiellung des früheren Zuftandes verlangt werben kann und wider welchen bie 
agehende Entih. wirlſam fein fol, nicht gegen diejenigen Perfonen, welde 
lediglich im Auftrage jene® handelten, von dem bie Störung wirklich ausgeht 
und der fie nicht ermächtigt hat, ihn vor Gericht zu vertreten. 

Wiehl, bürgl. Gefehb. ext. 1 


. 
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EEE CHE EHEN 

für Tirol; kaif. Se v. 37. Dctober 1849, Ar. a u. is R. 8 Ei ae die übrigen Sünder.) 

8. 346. Gegen jeden unechten Befiger kann fowohl bie Zurüdfegung in die vorige Lage, 

als aud die Schadloshaltung eingellagt werden. Beides muß das Gericht nad rechtlicher Ber- 

Handlung, felbft ohne Rüdficht auf ein ſtärkeres Recht, welches der Geklagte auf die Sache 
haben könnte, verorbnen. 

Entf. v. 24. October 1877, Nr. 3401 (G Zig. 1878, Nr. 4). Der 
unechte Beflger wird, indem er die Sache eines Dritten überwacht, von der im 
8. 346 B. ©. ihm auferlegten Verpflichtung zur Rüdftellung derfelben nicht 
entbunden. 

Entf. v. 14. Juni 1871, Nr. 7130 (4203 ©.-U.). Wenn aud für 
den Befig die Vermuthung des giltigen Titels ftreitet (nach $. 323 B. ©.), und 
felbft der unechte Befiger nah $. 346 ibid. nur im gerichtlihen Wege zur 
Nüdverfegung in die vorige Lage angehalten werden fann, es fei denn, daß bie 
richterliche Hilfe zu fpät Fame; — finden doch diefe Gefegesftellen keine Anwen, 
bung, wenn ein Act der Befigergreifung eines Rs. gar nicht vorliegt [Schluß- 
folgerung]; die Entfernung einer vom Mietyer am Haufe angebradyten An- 
fündigungstafel durch den Hauseigenthümer fann als Störung eines (— nie 
erlangten —) Rechtsbeſitzes nicht betrachtet werden. 

Entſch. v. 27. März 1871, Nr. 2998 (4107 ©.-U.). Der unter dem 
Borwande, ben Ring nur auf 24 Stunden in Sommiffion zu nehmen, liftig 
erſchlichene Befig ift nad $. 345 B. ©. unecht; die ſonach gemäß $ 346 ibid. 
platgreifende Zurüdverfegung in den vorigen Stand konnte nad $. 2 der kaiſ. 
Bog. dv. 27. October 1849, Nr. 12 R. ©. B., im Wege des daſelbſt vor⸗ 
geſchriebenen Vfs. begehrt werden uud $. 5 ebenda fteht dem nicht entgegen, 
ba gegenüber der liftigen Störung der Kläger, als im factifchen Befige befindlich, 
lediglich in demfelben geihügt zu werden begehrt. 

Entfd. v. 25. Jänner 1871, Nr. 728 (4035 ©.-U.). Die Anfhaunng, 
daß der Mitbefiger des demolirten Haufes, weil das Object der Befigftörung 
nicht mehr befteht und er nicht nach SS. 340 u. 342 B. ©. gerichtlich eingefchritten 
ift, mit der ordentlichen Beſitzklage abzuweiſen fei, ift falſch, weil der Befiger 
einer unbeweglichen Sache wohl zur Anwendung der Mittel des $. 344 ibid. 
berechtigt war, aus ber unterlaffenen Anwendung berfelben aber nicht folgt, daß 
er feiner Beſitzrechte verluftig werde ($. 346 ibid. u. $. 5 der faif, Bag. 
v. 27. October 1849, Nr. 12 R. ©. B.). 

Entſch. v. 2. März 1870, Nr. 529 (3729 ©.-U.). Der Umftand, daß 
ber Gegyer nie in den ungeftörten factifhen Beſitz des Fahrrechtes kam, weil er 
auch früher den Weg nur mit Gewalt erzwang — daher fein neuerliches Fahren 
nicht Ausübung des Rechtsbeſitzes iſt — muß aud in possessorio summariissimo 
berückſichtigt werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 16. Jänner 1866, Nr. 302 (2364 ©.-U.). Der Befig- 
förungsllage des Rechtsnachfolgers des im früheren Beftgftörungsprocefie be⸗ 
züglich vesfelben Objectes fiegreich gewefenen gegnerifchen Auctore — fteht die 
BVitiofität des Hägerifchen Beſitzes entgegen. 

Entſch. v. 2. April 1862, Nr.-2053 (©. 9. 1863, Nr. 6). Gegen 
Ienen, welder gerichtlid in den Beſib eingeführt wurde, iſt die Beſitzſtörungs⸗ 
Mage unzuläffig. 

Entfd. v. 20. April 1859, Nr. 4349 (2057 G.-U.). Die Gellagten, 
welde ohne die Vorſchrift des 8. 340 B. ©. zu beobadıten, auf ihrem Felde 
einen Waffergraben hart an der Grenze unter theilweifer Abgrabung des Feld⸗ 
raind des Nachbars aushoben, find nicht nur fhuldig, den Feldrain wieder her⸗ 
zuftellen, ſondern aud verpflichtet, ven Waffergraben zuzuwerfen. 

v 





II. Theil. 1. Hanptfl. Befig. 86. 346348. 168 


Entſch. v. 27. Imi 1855, Nr. 6152 (106 G.⸗U.). Nur der legte 
edle Beſitzer kann in possessorio summariissimo geſchützt werden. 

Entſch. v. 4. Yuli 1854, Nr. 6917 (26 ©.-U.). Die Befigflörungs- 
tlage ift nit gegen Perfonen zu richten, welde lediglich im Aufs 
trage jenes handelten, von dem die Störung wirklich ausgeht und 
der fie nicht ermächtigt bat, ihn vor Gericht zu vertreten. 


c) beim Bweifel Über die Echtheit des Beſttzes. 
& 7 — vgl. 56. 850 —858 ©. G.; “1 —— Are Dat 197 Mbh-Bat.; Doſd. v. 86. November 
& 343. Zeigt e8 fich nicht gleich auf der Stelle, wer fi in einem echten Befige befinde, 
und inwiefern der eine ober der andere Theil auf gerichtliche Unterftügung Anfprud habe, fo 
wird die im Streite verfangene Sache fo lange der Gewahrſame des Berichtes oder eines 
Dritten anvertraut, bis ber Gtreit Über den Befig verhandelt und entſchieden worben ifl. Der 
Sachfallige kann aud nach diefer Entſcheidung die Klage aus einem vermeintlich ſtärkeren 
Rechte auf die Sache noch anhängig machen. 

. Entf. v. 3. April 1878, Nr. 11652 (©. H. 1879, Nr. 4), Ber 
nach verfäumter Friſt zur fummarifchen Befigftörungsklage mittelſt ordentlicher 
Befigllage Wieverherftellung feines VBefiged und Unterjagung jedes weiteren Ein- 
griffes begehrte, hat aud fein R. zum Beſitze zu erweilen. 

Entf v. 31. März 1874, Nr. 2968 (5317 ©.-U.). Das Gefuh um 
Grenzberichtigung wurde auf ben orventlihen Rechtsweg verwiefen, in der Er- 
wägung, daß bereitö die Weigerung des Gegners ber Einfhreiter zur 
Erneuerung der Grenzen vorliegt, daher im officiofen Wege nicht ' 
mehr vorgegangen werden kann (Citation des $. 347 3. ©. im $. 851 ibid,, 
and mist auch im $. 850 ibid.). 

Entf. v. 24. October 1871, Nr. 11097 (4280 ©.-U.). Wenn der eine 
Streittheil (indem er den Weingarten bewachte und Jedermann die Ingerenz in 
benfelben verwehrt) thatfächlicher und ausſchließlicher Befiger ift, bleibt die Seques 
fration nach $. 387 weftgal. ©. D. (und 8. 347 B. ©.) ausgeſchloſſen. 

Entf. v. 5. September 1867, Nr. 7839 (2848 ©.-U.). Die Sequeftration 
neh $. 347 B. ©. kann nicht bewilligt werden, wenn zwar das R. zum Beſitze 
ſtreitig, der Beſitz des einen Streittheiles aber erwieſen iſt. 

Eutſch. v. 7. Yuli 1857, Nr. 6770 (1026 ©.-U). Es iſt ſtreitig, 
wer im echten Befige fi befindet, weil die Klage gegen ben thatſächlich das 
Streitobject innehabenden Theil bereits eingebracht wurde. 

Entfd. v. 27. Juni 1855, Nr. 6152 (106 ©.-U). Nur der letzte 
este Befiger Tann in possessorio summariissimo geſchutzt weroen. 


Berwaßrungsmittel des Inhabers gegen mehrere zuſammentreffende 
Reſitzwerber. 
G. 48 — vgl. 8. 876 ©. G.; und bei 88. 846 u. 847 cit. 
8. 368. Wenn der bloße Inhaber von mehreren Befigwerbern zugleich um bie Uebergabe der 
Seche angegangen wird, und fi Einer darunter befindet, in beffen Namen die Sache aufbe- 
wart tourde, fo wird fie vorzüglich diefem libergeben, und die Uebergabe den Webrigen be- 
kannt gemacht. Kommt diefer Umftand einem zu Gtatten, fo wird die Sache der Gewahr⸗ 
fawıe des Nichter® ober eines Dritten anvertraut. Der Richter hat bie Rechtsgründe der Be- 
figwerber zu prüfen, und darüber zu entſcheiden. 

Entf. v. 8. Februar 1859, Nr. 68 (723 G.U.) Die von der Erb» 
lafierin felbft, dem Kläger übergebenen Obligationen, weldye derfelbe mit Vorbehalt 
feiner Re. der Sperrcommiffion übergab, müflen, obwohl letztere fie für die Bere 
iuſſenſchaft deponirte, nach 88. 348, 372 u. 958 B. ©. dem Berlafienfchafts- 
anator ab⸗ und dem Kläger zuerkannt werben. 

11? 
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Entſch. v. 13. Mai 1857, Nr. 3809 (346 ©.-U.). Die Eigenthums- 
klage gegen jene, welche im Namen eines Dritten die Sache in Verwahrung 
haben, muß nad) 88. 348 u. 375 ®. ©. abgewiefen werden, da unter ben 
Parteien feitfteht, daß die Gellagten nur im Namen eines Dritten (vefien Ipen- 
tität fraglich if) die Sache innehaben; ein entgegengefegtes Urtheil würde indirect 
den Ausſpruch enthalten, daß bie Rüdftellung an den Vormann nicht gefchehen darf. 


Erlöfänng des Reſitzes: 
a) körperlicyer Sachen; 
(8. 349 — vgl. 98. 811, 868; 6. 547 B. G.) 
8. 340. Der Befig einer körperlichen Sache geht indgemein verloren, wenn biefelbe ohne 


Hoffnung, wieder gefunden zu werben, in Verluft geräth; wenn fie freiwillig verlaffen wird, 
oder in fremden Befig kommt. 


b) der in die Sffentlihen Bücher eingetragenen Rechte; 
(6. 360 — vgl. #5. 469, 626, 1499, 1500 8. G.; Grunbbucägel. v. 25. Juli 1871, Ar. 96 R. @. ©.) 

8. 350. Der Befig derjenigen Rechte und unbeweglichen Sachen, melde einen Gegenftand 
der öffentlichen Bücher ausmachen, erlifcht, wenn fie aus den landtäflichen, Stadt. ober Grund⸗ 
büchern gelöfeht, oder, wenn fie auf ven Namen eines Andern eingetragen werben, 

Entf. v. 12. December 1866, Nr. 10861 (G. Ztg. 1867, Nr. 16). 
Berfällt nach vollzogener Feilbietung der Execut in Concurs, fo bat die oncurs- 
maſſe nır auf den Ueberfhuß des Feilbietungserlöfes Anſpruch, da Erecut durch 
die vollzogene Feilbietung einer Realität den rechtlichen Beſitz berfelben verliert. 

Entf. v. 14. Auguſt 1866, Nr. 7144 (©. Big. 1867, Nr. 7). Nah 
erfolgter ezecutiver Rentfeilbietung Tann in keinem Halle mehr ein Pfanprecht 
wider den Erecuten einverleibt werben. 

Entf. v. 13. März 1866, Nr. 2157 (©. Big. 1866, Nr. 43). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 10861 ex 1866. 

Entf. v. 11. April 1860, Nr. 3366 (©. Big. 1860, Nr. 118). Auch 
nad) erfolgter Feilbietung ift die Einverleibung des executiven Pfandrechtes wider 
den Executen in locum ber bereit erwirkten Bormerkung zuläffig. 


c) andere Rechte. 
G. 351 — vgl. 8. 347; 3. 467, 525, 1444, 1447 ©. ©.) 
8. 351. Bei anderen Rechten hört der Vefig auf, wenn ber Gegentheil das, was er fonft ge- 
leiftet bat, nit mehr leiften zu wollen erflärt; wenn er bie Auslübung des Rechtes eines 
Andern nicht mehr duldet; ober, wenn er das Verbot, etwas zu unterlaffen, nicht mehr achtet, 
der Befiger aber in allen diefen Fällen e8 dabei bewenben läßt, und die Erhaltung des Be- 
figes nicht einklagt. Durch den bloßen Nichtgebrauch eines Rechtes geht der Befig, außer den 
im Gefege beftimmten BVerjährungsfällen, nicht verloren. 

Entfd. v. 18. Februar 1879, Nr. 800 (©. H. 1879, Nr. 66). Der 
factiſche Befit des Miethrechtes — fowie der Sachbeſitz des Vermiethers — gehen 
durch die aus polizeilihen Gründen verfügte Räumung der Wohnung nicht 
verloren. 

Entf. v. 3. December 1878, Nr. 13375 (©. H. 1879, Nr. 20). In 
der Umänderung der Wiefe, über melde der Bellagte bisher fuhr, in einen Wald 
lag noch feine Störung im Befige des Fahrrechtes des Geffagten, weil dieſer, 
wenn er aud feine Einſprache erhob, durch diefe Aenderung der Eultur nicht ges 
bindert wurde, fei es auch mit Beſchädigung der Anpflanzung, wie bisher, zu 
fahren. Dadurch, daß der Geklagte über erlangte Kenntnig von der Aenverung 
der Eultur feine Beſitzſtörungsklage angeftrengt hat, wurde er feines Rechtsbeſitzes 
nicht verluftig (8. 351 B. ©.). Das abermalige Fahren des Gellagten über 





IL Zeil. 1. Hauptſt. Beſitz. 88. 349—351. 165 


den nunmehrigen Tlägerifhen Wald ift daher Feine Störung des Eigenthums- - 

befitges des Klägers, fondern eine Fortſetzung des bishin ausgeübten Beſitzes bes 

Fahrweges. 

Entſch. v. 7. Mai 1878, Nr. 15611 (©. Ztg. 1879, Nr. 46). Der 
Ufucapionsbefig der Servitut des Fahrrechtes ift für bie Geklagten verloren, da 
fie von dem feitend des Klägers an ihren Pächter ergangenen Verbot des Fah- 
tms zwar Kenntniß erlangten, nicht aber ihre Befitrechte hierüber klagend geltend 
machten ($$. 351 u. 1488 B. ©.); weder die Aeußerung gegen den Pächter: 
„er ſolle nur fort Über das Feld fahren,“ nody das zeitweilige heimliche Fahren 
des Pächters können ald Acte der Befigausübung angefehen werben. 

Entf. v. 5. April 1872, Nr. 1470 (4559 ©.-U.). Der Umftand, daß 
der neue Realitätöbefiger fofort die Benügung des Weges vermehrte, bemeilt 
nicht den Berluft des Rechtsbeſitzes, weil nur erwiefen vorliegt, daß zwiſchen den 
Proceßgegnern barüber befländiger Streit war, nicht aber daß ſich der Geflagte 
bem Verbote des Klägers geſügt habe. 

Entf. v. 23. November 1870, Nr. 13806 (3968 ©.-U.). Die Uebers 
nahme der Verbindlichkeit, an Sonn. und Feiertagen fein Gewölbe zu fchließen, 
it nadı 88. 313, 351, 861 u. 1459 B. ©. zuläffig. 

Entſch. v. 2. März 1870, Nr. 529 (3729 ©.-U.). Der Umftand, daß 
der Gegner nie in den ungeftörten factiihen Beſitz des Fahrrechtes fam, weil er 
auch früher ven Weg mit Gewalt erzwang, daher fein neuerliche Fahren nicht 
Ausübung des Rechtsbeſitzes iſt, muß aud) in possessorio summariissimo berũd- 
fihtigt werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 13. October 1869, Nr, 11519 (3536 ©.-U.). Der Servi⸗ 
Antebefiger hat fi, da der Hausherr troß des Berbotes das Hausthor um 9 Uhr 
Abends jperren ließ, wohl im Beige des RS. des freien Durchganges auch bei 
Nachtzeit erhalten, ift aber nicht im Beſitze des Rs., zu unterfagen, daß ber Haus- 
herr das Haus des Nachts verfperrt halte. 

Entfd. v. 2. November 1864, Nr. 8312 (2002 ©.-U.). Der in 
| Ppossessorio summariissimo zum einftweiligen Beſitzesſchutz geſchloſſene Vergleich 
verliert feine Kraft mit dem Aufhören des Befiges; wer den Befig ſtets nur 
durch feine Miethsleute ausübte, muß den Umftand, daß diefe durch 5 Jahre bie 
Ausübung des Befiges unterliegen, gegen fid) gelten laſſen und befindet fi dem⸗ 
nach nicht mehr im factifchen Befige, in welchem man fi nit — wie im rechte 
ligen — durch deu bloßen Willen erhalten Tann. 

Entid. v. 18. Mai 1859, Nr. 5518 (795 G.⸗U.). Wenn aud im 
8. 351 3. ©. die Frift, innerhalb welder die Klage zur Erhaltung des Befiges 
angebracht werben muß, nicht beftimmt wird, fo erfheint doch im Geifte des ©. — 
da nad) $. 1488 ibid. felbft das R. der Dienftbarkeit, wenn fi der Berpflichtete 
der Ausübung wiverfegt, innerhalb 3 Jahren verjährt, und nad) $. 1459 ibid. 
der Beſitz des Unterfagungsrechtes fogar in dem Augenblide anfängt, als ſich der 
Andere dem Verbote gefügt hat — die Annahme gerechtfertigt, daß der Rechtsbeſitz 
des Propinationsrechtes verloren fei, nachdem bie Stadtgemeinde durch 5 Yahre 
keinen Zind mehr zahlte und ohne Beſchränkung braute. 

Entf. v. 5. Jänner 1858, Nr. 13015 (495 ©.-U.). Der Befig, welcher 
mar im Gebrauche des RE. auf nad dem Lohnvertrage zu leiftende Dienfte 
beſtehen könnte, würde mit dem Augenblicke aufgehört haben, als ver Belangte 
daB Geforderte nicht mehr leiftete —: ein Beſitzſtand ift nicht möglich; das Ber- 
laffen des Dienftes begründet feine Beſitzſtörung. 

Entſch. v. 18. Februar 1857, Nr. 1178 (300 ©.-U.). Wenngleich ber 
Beſitz des Rs. ausſchließlich am Fifhauberg Steine zu brechen (viele Jahre hin⸗ 
durch) nicht ausgeübt wurde, Tann daraus nad 8. 851 B. ©. nicht der Berluft 
dieſes Rechtsbeſitzes gefolgert werben, 


= 





166 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


(8. 352 — vgl. 9. 386; 68. 340851 ©. ©.) 
8. 358. So lange nod Hoffnung vorhanden ift, eine verlorne Sache zu erhalten, kann man 
fih dur den bloßen Willen in ihrem Befige erhalten. Die Abweſenheit des Befigers ober 
die eintretende Unfähigkeit, einen Befig zu erwerben, heben ven bereits erworbenen Be- 
fig nicht auf. 

Entf. v. 7. Auguft 1866, Nr. 6399 (2569 ©.-U.). Den Beſitz der 
Wechſel, welche der Egthr. einem Dritten zur Eincaffirung übergab und welde 
alfo nur im deſſen Sunehabung waren, bat der Egthr. durch feine Abwefenheit 
nicht aufgegeben; durch die Wegnahme beim Dritten wurden die Wechſel dem 
Egthr. weggenommen. 


Zweiles Hauplſluck. 


Von dem Eigeuthumsrechte. 


Inhalt: Begriff bes Eigenthums. Eigenthum im objectiven Sinne ($. 353); im fub- 
jestiven (8. ). Objective und fubjectise Möglichfeit der Erwerbung des 
Eigenthumes ($$. 355 u. 356). Eintheilung des Eigenthumes in volltäudiges 
und unvollftänbiges (88. 857—360). Miteigenthum (8. 861). Rechte des Eigen- 
thümers (8. 362). veſchränkung besfelben (89. 363—365). Klagen aus dem 
Eigenthunisrechte: a) Eigentliche Sigentgumdtiege; men umb gegen wen fie ge- 
bühre (88. 366—368). a8 dem Kläger zu beweifen obliege ($$. 369371). 
b) Eigenthumsklage aus dem rechtlich) vermutheten Eigenthume bes Klägerö. 
Gegen welchen Befiger biefe Bermuthung eintrete (88. 372 — 375). Geſetzliche 
Folge: a) der Abläugnung bes Befiges ($. 376); b) bes vorgegebenen Beſitzes 
(8. 377); ©) bes aufgegebenen Befies ber freitigen Sache ($. 378). Was ber 
Befiger dem Eigenthlimer erflatte ($. 379). 

Bgl. Art, V u. VI de Stantsgrundget. ©. 21. December 1867, Nr. 142 R. ©, B.; @. v. 7. Mai 1874, Ar. 60 

R. 8. 8. (firliged Bermögensret ber Ratholifen), @. v. 30. März 1879, Nr. 50 R.@ B. (Tbeilung von Ge 

bäuben nad materiellen ; v. 19. October 1846, Nr. 993 J. 8. ©. (literarijes ) und 
Stantäverträge; Wafler-, Berge, dos ZJagb-, Gewerbes, Zabritd-, —E vamier ſchute 2c. Oeleke. 


Begriff des Eigenthums. Eigenthum im obiectiven Sinne; 

(6. 363 — vgl. $$. 385, 886-200; 68. 292, 307, 308, 311; 85. 857860, 484; 8. 531; $$. 14561450 ©. @.) 
8. 353. Alles, was Jemanden zugehört, alle feine körperlichen und unkörperlichen Sachen, 
heißen fein Eigenthum. 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 4026 (3378 ©.-U.). Der Begriff 
„Vermögen“ wird nirgends befinirt, aus der Terminologie des B. ©. ergibt 
fi aber, daß Vmgn. im Gegenfage zu wiederkehrenden Einkünften zu denken fei. 

Entf. v. 4. März 1869, Nr. 1385 (3325 ©.-U.). Der Wedel 
bildet nad $. 353 B. ©. einen Beſtandtheil des Vmgs. 

Entf. v. 18. September 1860, Nr. 10589 (1194 Bu). An Flüffen 
(Elbe) ift fein Eigenthumsrecht möglich. 


im fubjeckiven. 
(6. 854 — vgl. 8. 364 B. G, und bei 8. 863 cit.) 
8. 354. Als ein Recht betrachtet, ift Eigenthum das Befugniß, mit der Subſtanz und ben 
Nugungen einer Sache nah Willkür zu ſchalten, und jeden Andern davon auszufchließen. 
Entf. v. 3. April 1878, Nr. 11652 (©. 9. 1879, Nr. 4). Aus 
88. 2 u. 5 poss. summ., dann 88. 339, 344— 354 u. 372 B. ©. ergibt 
ſich, daß der Vefiger, welcher nach verfäumter Frift zur fummarifhen Befig- 
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ſtörungsllage das Begehren um Wieverherftellung feines Befiges und Unterfagung 
jeder weiteren Störung mittelft der allerdings dießfalls ſtatthaften ordentlichen 
Befitzklage ftelt, zur Begründung nit Iedigli, wie im poss. summ., 
auf den vor der Störung oder Entfegung erlangten und ausgeübten 
factiſchen Befig fih berufen kann; vielmehr gehalten ift, fein R. zum 
Befig ſtandhaft darzuthun. 

Entſch. v. 15. September 1874, Nr. 8512 (5467 ©.-U.). Durch den 
Eebens⸗) Berfiherungevertrag hat der Erbl., fomit aud feine Vſchft., 
nur das R. erworben, ven der Berfiherungsanftalt die Erfüllung 
ter übernommenen Verbindlichkeit zur Auszahlung der Berfiherungs- 
fumme an ven Bezugsberehtigten (Erbe des Erbl.) zu fordern; ein 
R. auf diefe Summe hatte der Erbl. fowenig wie feine Bfhft., und 
tonnte daher auch fein Gläubiger nit erwerben..... Der Erbe..... 
allein bat die Berfiherungefunme zu befommen, nit weil fie zur 
Bſchft. gehört, fondern weil (..... er) im Btg. als Bezugsberechtigter 
bezeichnet und die Berfiherungsanftalt zur Zahlung an ihn ange- 
wiefen wurde. Mit dem Tode des Erbl. wurde für feine Erben die 
Forderung der Berfiherungsfumme wirkſam; nit auf Grund des 
Erbrechtes, fondern auf Grund des Affecnranzvertrages..:.. 

Entſch. v. 26. October 1871, Nr. 12188 (4287 G.-M.). Eine Stö- 
tung des flägerifhen Befiges in der Lack- und Firnißerzeugung und 
im Betriebe des Schantgewerbes könnte in der Benügung bes ans 
grengenden Feldes der Gemeinde durd diefelbe zur Kehrichtablage- 
tung nah SS. 354 u. 313 B. ©. nur dann gefunden werden, wenn 
der Kläger fi in den Befig des correlaten Unterſagungsrechtes ge- 
fest hätte. 

Entfd. v. 16. November 1870, Nr. 13594 (3952 G.-U.). Das Anftreihen 
der den eigenen Hofraum abgrenzenden Mauer des Nachbars (zu Berfchönerungs- 
zweden) ift eine Beeinträchtigung deſſen ausfchließlihen Verfügungsrechtes. 

Entf. v. 27. Februar 1867, Nr. 1010 (Nr. 2748 G.-U.). Durch 
das dreißigjährige Beſtehen ver Fenſter ift eine Servitut noch nicht erworben, 
denn der Nachbar konnte nicht hindern oder unterfagen, daß der Egthr. des 
Hauſes damit beliebig ſchalte, und nicht verlangen, daß er die Fenſter vermauere. 
(8. 354 3. © 

Entſch. v. 28. Juni 1865, Nr. 5275 (2212 ©.-U.). Durch die Servi« 
tutsausũbung wird nur ein R. Des Inhalts erworben, als durd die Ausübung 
die Erſitzungszeit hindurch thatſächlich befefien wurde; in ber Servitus itineris 
liegt nicht auch das Unterſagungsrecht, auf dem dienenden Grundſtück zu bauen. 

Entſch. v. 17. Mai 1864, Nr. 3601 (1917 G.-U.). Die Negatorien- 
tlage hat in $. 354 8. ©. ihren Rechtsgrund; es obliegt dem Kläger nur fein 
Eigenthum zu erweifen. 

Entid. v. 26. Mai 1863, Nr. 2609 (G. H. 1863, Nr. 36): Der 
Regatorienfläger hat bloß fein Eigenthumsrecht und ven Rattgefundenen Eingriff 
in jelbes zu erweifen. 

Entf. v. 13. Jänner 1863, Nr. 8398 (1634 ©.-U.) Der Egthr., 
welcher den fürzeren und bequemeren Weg freiließ, ift nicht bemüßigt, den Fuß⸗ 
wegberechtigten bie Benägung feiner Wiefe zum Darübergehen an noch anderen 
Tpeilen freizulafien (88. 354, 362, 484 B. ©.). 

Enıfd. v. 30. November 1859, Nr. 12479 (916 G.-U.). Das Woh- 
aungsrecht, weldes vertragsmäßig im Ausgedinge eines Stübela, einer Kammer 
and eines Kellers beftcht, kann troß breizehnjähriger factifher Mitbenügung eines 
Vedens nicht auf das R. zu letzterer ausgedehnt werben ($. 354 B. ©.). 

Entf. v. 18. Mai 1859, Nr. 5259 (3618 ©.-U.). Durch die Bejorgniß, 
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daß durch die Beſchattung der nahbarlihen Grenzmauer biefe (eive, wird dem 
Egthr. nicht verwehrt, nad) 88. 297 u. 354 B. ©. mit jeiner Sade nad Be 
eben zu falten und in feiner Luftfäule am eigenen Stafettenzaun Schling- 
pflanzen zu ziehen. 

Entfd. v. 10. Mai 1859, Nr. 4082 (788 G.-U). Wenn..... 
8. 613 B. ©. auch dem eingefegten Erben ein befhränftes Eigen- 
thumsrecht beimißt, damit bis zum Eintreten des Subftitutionsfalles 
die Beziehungen der Berfon zur Sache auf eine der juriftiiden Ter- 
minologie entfprehende Weife beflimmt feien, fo ändert dieß doch 
nit die wahre Sachlage, vermöge welder die Re. der eingefegten 
Erben auf die eines Fruchtnießers eingefhränft find, wie dieß 8. 613 
ibid. aud ausſpricht, und ſchon daraus hervorgeht, daß er die Sade 
weder veräußern noch verpfänden fann, — eine Beſchränkung, melde 
nur geftattet, an das im $. 509 ibid. deſinirte R. des Fruchtgenußes, 
nit aber an ein Eigenthumsrecht im Sinne des $. 354 ibid. zu 
denken. 

Entſch. v. 24. December 1867, Nr. 12924 (1044 G.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 3601 ex 1864. 


Obiective und ſubjective Möglichkeit der Erwerbung des Eigenthnmes. 


a. 366 — ugl. 46.510 u. 911 8. @,; Bet. VE get Glaniägrunbge, ». 21. December 1807, Rr. 152 9. 0, B.; 
= 00.0. arg 107, Mr. 09 Den oe 5 


8. 355. Alle Sachen And insgemein Gegenftände des Eigenthumsrechtes, und jedermann, 
den die Geſetze nicht ausdrücklich ausfhließen, ift befugt, dasſelbe durch ſich felbft, oder durch 
einen Andern in feinem Namen zu erwerben. 

Entſch. v. 25. Mai 1869, Nr. 5721 (©. 9. 1869). Das Gefuh der 
Eiſenbahn um Cigenthumseinverleibung auf erpropriirte Grundftüde wurde abge- 
wiefen, weil diefe nach Hof. v. 8. November 1842, Nr. 664, 15. October 
1845, Nr. 904, 30. October 1846, Nr. 996 und v. 18. Februar 1847, 
Nr. 1036 I. G. ©., dann Min. Vdg. v. 8. December 1855, Nr. 213 und 
27. April 1859, Nr. 71 R. G. B. ihre privatredtlihe Eignung verloren haben 
kein Grundbuchsobject mehr find, und alfo nur von ihrer Extabulation die Rebe 
fein könnte [ogl. jevoh ©. v. 19. Mai 1874, Nr. 70 R. &. 8. über Eifen- 
bahnbücher]. 

Entſch. v. 7. Jänner 1857, Nr. 12809 (©. Big. 1857, Nr. 30). Die 
Mitglieber eines geiftlihen Ordens find aud nad der Einführung des [feither 
aufgeh.] Eoncorbats erwerböunfähig. — Die Fragen nach der rechtlichen Natur 
bes Kirchenvermögens Erwerb, Befig desfelben gehören ausfchlieglih dem Privat- 
rechte des Staates an. 


(8. 356 — vgL bei $. 355 cit., und Gtaatöverträge; A. Beat ber Er ber Ermerböunfähigteit von ©: onen: 
dv. 98. October 1778, 3. Mai 1774, 80. Ma: Dal ı 1780, 1, Ar. 80, 30. zu 1783, 73, 
23. Mi 1809, Nr. 887, 27. 1816, Wr. 1235 unb Er — 1838, ae 31 = —* R —* für 
Nitterorden, © ——— barmberzige tern, engli Ihe len, ) Bat. v. 
1781, Ar. 30, Hofd. v. 26. Jänner 1810, Nr. 898, dv. 17. Aug: — —— 2. 38. December i8ss, Nr. 111, 
Bat. v. 28. — 1840, Ex 451 .G. ©; M. Bbg. v. 31. Bomber 60, Bi. *⁊ R.®. B. für 1867; Pragm. 
Sankt. v. 5. September 1767; fd. 7. 1774, v ie UA 24. Mär) 1831 
Nr. 2508, : ‚18 ner 1832, Ar. 3545, v. 9. Jänner 1 m. 670, 2. + —X Su Nr. — v. 13, Aug 
1845, Rr. 901 unb v. 17. Juni 1846, Rr. 971%. 8. ©; — 3. in . Februar 
1816, Wr. 18 nn >. 14. Jänner 1846, Nr. 922 3. ©. ©.; S- weierteuren u ann — — —— 
un: un, ar 1848, Rr. 599, Pat. v. — Nr. 2557 I. ©. . 10 0, ee 
At. ı 


bes a v. 21. December — — an ee 
8. 356. Wer alfo behauptet, daß ber Perfon, die etwas erwerben will, in Rüdfigt ihrer 
perſönlichen Fähigkeit, oder in Rüdficht auf die Sache, die erworben werben foll, ein gefet- 
liches Hinberniß entgegenftehe, dem Liegt der Beweis ob- 


Das ©. v. 0. 1879, Pr. bo R. 6.8, „ Ib bie on Gebäuden nach materiell 
Pr Re) ‚betreffend bie Theilung v ach len 
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. 4._ Ant materiellen Theilen eines @ebäubes, welche nicht fo beicaffen find, daß fie als ſelbſtſtändige 
—— 
e en erworben und zu ine @intre, in 
* — — Raun chließliche \ weite SEE 
an jebäu! ober Räumen aus und zur weiteren gung ges 
eignete Berrügungsredhte begründet und in das Grundbuch eingetragen werben können, ift nach den ms 
mungen des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches und bed allgemeinen —— zu beurtheilen 
8. 2. Rechtsverhältnifſe, welche vor dem Beginme der Wirkſamkeit dieſes Gel durch Theilungen be⸗ 
gründet wurden. die mit ber Keſtimniung des erften Abſatzes des * 1 nicht im Einklange ſtehen. werben durch 
genonen Rab, Torku den &rgenfanb ver Giniropung In ad Grmabug, {one 
01 Ind, an I and Äntragung in rum! 
weiterer grumbl Tücher Weber tragungen bilden. en & 
Eine weitergehende Herftücdung von in folder Art entftandenen Theilm kann aber in Zukunft nicht 


8. 3. Benn eine Bereinigung der im $. 3 bezeichneten Theile zu Stande ommt, fo Tann eine Trens 
* ES er Da en ae Vereinigung erworbened Recht 
aa lung bed Raufpreifeb erforberlih AR, bie einelnen 
Anteile abgejonbert zu jhäfen. $ 

Entfd. v. 9. December 1870, Nr. 12417 (3983 ©.-U.). Nach 8. 356 
B. ©. oblag dem Kläger — Ordensgeiſtlichen — nicht, ſchon in der Klage den 
Beweis zu führen, daß feinem Klagerecht fein gefetliches Hinderniß entgegenfteht. 
Die über Einwendung des Gegners replicando vorgelegten Behelfe find daher 
wicht eine unzuläffige Neuerung. 

Entid. v. 28. Juni 1864, Nr. 4427 (©. H. 1865, Nr. 64). Eine 
Anmerkung ver Klage auf Beſchränkung des freien Egths. an Satzforderungen 
findet nicht ftatt [ogl. and neues ©. ©.]. 

Entfd. v. 15. Yuni 1864, Nr. 4353 (©. H. 1866, Nr. 4). Dur 
die 1846 ſeitens der Grundherrſchaſt erfolgte Ueberlafiung eine® bereits ruftica- 
Kifirten früheren Dominicalgrundes an einen weiteren Grundwirth gegen Leiftung 
der Frohne 2c. ift das Eigenthumsrecht des früheren erften Rufticalbefigerd noch 
nicht verwirkt worden. 

Entſch. v. 15. März 1859, Nr. 2900 (©. H. 1863, Nr. 18). Das 
Berbot, den Mannfhaften vom Felowebel abwärts, ihr Vmgn. ohne militärbehörb- 
lichen Conſens auszubezahlen kann nicht im Sinne einer Beſchränkung der freien 
Dispofition mit dem Immobilarvermögen ausgedehnt werben. 

Entfd. v. 2. Zuli 1857, Nr. 6464 (B. ©. 13). Türken find unfähig, 
in Oeſterreich Realitäten zu befigen. 


Eintheilung des Eigenthumes in vollfländiges uud unvollfländiges. 
(8. 357 — vgl. 88. 509, 1128, 1125; 95. 608, 613, 696 ©. G., Colonats und Lehenrechte.) 
8. 35%. Benn das Recht auf die Subſtanz einer Sache mit dem Nechte auf die Nutzungen 
in einer und derfelben Perfon vereinigt if, fo ift das Eigenthumsrecht vollſtandig und unge» 
theilt. Kommt aber Einem nur ein Recht auf die Subftanz der Sache; dem Andern dagegen 
mebft einem Rechte auf die Subſtanz, das ausfchließende Recht auf derſelben Nuyungen zu, dann 
iR das Eigenthumsrecht getheilt und fiir beide unvollftändig. Jener wird Obereigenthümer; 
3 diefer Nugungseigenthümer genannt. 

Entfd. v. 12. December 1867, Nr. 10423 (©. H. 1868, Nr. 16). 
Der Wirthshausbeſitzer darf wegen Mangelhaftigfeit der vom Propinationsberech- 
tigten ihm gelieferten Getränke felbe nicht von Anderen beziehen. 

Entfd. v. 4. Yuli 1860, Nr. 7686 (Tribüne 1861, Nr. 12 u. 13). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 12111 ex 1854. 

Entfd. v. 25. November 1856, Nr. 11534 (238 ©.-U.). Das in den 
öffentlichen Büchern einverleibte Veräußerungs- und Belaftungsverbot zu Ounften 
Dritter begründet noch nicht den Beftand einer Eigentyumstheilung; es entzieht 
die perfönlice Fähigkeit zur Verſchuldung des Hausantheiles, ohne daß den Gläu- 
bigern verwehrt werden fann, daraus Sicherftellung und Befriedigung zu fordern. 

Entfd. v. 23. Mai 1855, Nr. 4695 (P. ©. 120). Regalforfte find 
kein Gegenftand des Verkehrs und der Erfigung. 
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Entid. v. 6. December 1854, Nr. 12111 (P. ©. 125). Ob Propine- 
tionsrechte ehemaliger Herrſchaften — infofern fie nicht bloß auf ver beftandenen 
Landesverfaffung beruhen — noch fortbeftehen, ift nidt mad) dem Pat. v. 7. Sep» 
tember 1848, fondern nur nad) jenem vom 4. März 1849 zu beurtheilen. 


(8. 388 — vgl. 68. 860, 448, 608 ©. ©. und bei $. 857 cit., 88. 610, 613, 629 8. ©.) 
8. 358. Alle andere Arten der Befhränkungen durch das Gefeg oder durch den Willen bes 
Eigenthümers heben die Bollftändigkeit des Eigenthumes nicht auf. 

Entſch. v. 5. December 1877, Nr. 14476 (©. Big. 1878, Nr. 46). Die 
mit einem bücherlich einverleibten Beräußerungeverbote belaftete Realität ift fein 
Object der Erecutionsführung wider den dadurch beſchräukten Egthr. 

Entſch. v. 25. Yänner 1876, Nr. 12494 (©. Big. 1876, Nr. 67). 
Ein Beräußerungs- oder Belaftungsverbot ift aud, wenn es grundbücherlic ein» 
verleibt wurde, nur gegenüber der mit demſelben beſchränkten Perfon, nicht aber 
aud gegen deſſen Oläubiger wirlſam (8$. 358, 360, 448 B. ©.). 

Entfd. v. 22. Yuli 1857, Nr. 5867 (P. ©. 136). Ein intabulirtes 
Beräußerungsverbot ift giltig, wenn dem berechtigten Theile ein bevingtes Eigen- 
ihumsrecht auf die Realität, worauf es haftet, vertraggmäßig eingeräumt wurde, 

Entfd. v. 25. November 1856, Nr. 11534 (238 G.-U.). Das in den 
öffentlichen Büchern einverleibte Veräußerungs- und Belaftungsverbot zu Gunften 
Dritter begründet noch nicht den Beftand einer Eigenthumstheilung. 

Entf‘. v. 23. October 1855, Nr. 10300 (©. Ztg. 1856, Nr. 14). 
Die dem Erben auferlegte und intabulirte Beſchränkung, die Berlaflenfhafte- 
realität nicht zu belaſten, enthält feine Subftitution nad F. 610 B. ©. oder 
Eigentyumstheilung; es wird daher dur felbe nur dem Erben eine perſönliche 
Befähigung, die Realität zu verpfänden, nicht aber auch feinen Gläubigern das 
R., diefelbe in Execution zw ziehen, entzogen. } 

Entſch. v. 25. Juli 1855, Nr. 7068 (116 ©.-U.). Das teftamentariiche, 
auf der Realität einverleibte Veräußerungsverbot ift fein Grund, jenen Gläu- 
bigern, welde ihre Re. nicht aus dem Schuldner unterfagten, baher ungiltigen 
Berträgen herleiten, die Sicherſtellung und Befrierigung aus diefer Realität zu 
verweigern. 

Entſch. v. 20. Mai 1853, Nr. 4796 (©. Ztg. 1855, Nr. 130). Das 
‚ den Erben auferlegte Verbot, das Nachlafvermögen zu veräußern, zu verpfänden 
oder auf was immer für eine Art zu belaften, enthält keine Eubftitution. 

Entſch. v. ? (P. S. 130). Durch eine intabulirte Eigenthumsbeſchränkung 
wird das R. des Gläubigers auf die executive Veräußerung der Realität nicht 
gehemmt. 

G. 359 — vgl.I.Gos, 613, 696; 35. 1128—1160; Abſ. LV Kurbm. Bat. ©. G.; Zehent: Hofb. v. 15. Mai 1799 
und v. 19. Juli 1792.) 
8. 359. Die Abfonderung des Nechtes auf die Subſtanz von dem Rechte auf die Nutzungen 
entfteht theils duch Verfügung des Eigenthümerse; teils durch geſetzliche Verordnung. Nach 
Verſchiedenheit der zwiſchen dem Ober⸗ und Nutzzungseigenthilmer obwaltenden Verhältnifſe 
werden die Güter, worin das Eigenthum getheilt iſt, Lehen⸗, Erbpadt:, und Erbzinsgüter 
genannt. Bon dem Lehen wird in dem befonders beftehenden Lehenrechte; von den Erbpacht ⸗ 
und Erbzinsgütern aber in dem Hauptftüde von Beftandverträgen gehandelt. 

Entſch. v. ? (P. ©. 138). Den fogenannten Mantelkindern, d. i. den 
per subsequens matrimonium legitimirten Söhnen eines Lehenbeſitzers, gebührt 
das Sueceſſionsrecht in die Manneslehen. 

Entſch. der oberſten Juſtizſtelle v. 6. November 1824 (Wagner's Zeit- 
ſchrift 1826, Bd. I, S. 12-19). Succeffion, der weiblichen Nachkommenſchaft 
in die lehenbaren Beſtandtheile eines Fideicommiſſes nach dem Erlöſchen des 
Mannes ſtammes. 


1. Theil, 2. Hanptfl. Eigenthumsrecht 88. 358-561. 171 


(8. 360 — vgl. 96.1367 u. 358 8. G.) 
8. 369. Aus der bloßen Abführung eines fortbauernden Zinfes, oder jährliher Renten von 
einem Grundftüde, fann man nod nicht auf die Theilung des Eigenthums folgern. In allen 
Fällen, in welchen die Trennung des Rechtes auf die Subftang von dem Rechte auf die Ru- 
gungen nicht ausprüdtih erhellet, iſt jeder redlicher Vefiger als vollftändiger Eigenthümer 
anzufehen. 

Entſch. v. 5. December 1877, Nr. 14476 (©. Big. 1878, Nr. 46). 
Die mit einem bücherlich einverleibten Veräußerungsverbote belaftete Realität ift 
fein Dbject ver Erecutionsführung wider ten dadurch beſchränkten Egthr. 

Entf. v. 11. Juli 1877, Nr. 6951 (©. 9. 1878, Nr. 2). Auf die 
Lage um Aufhebung des Pachtverhältniffes, weldes von dem Gellagten als 
ſolches befttitten wird, ift 8. 360 8. ©. nicht anwendbar; die Folgen der unter- 
laſſenen Pachtzinszahlung find verſchieden von den Folgen der Nichtbezahlung bes 
Grundzinſes. 

Entſch. v. 26. Jänner 1876, Nr. 12494 (G. Zig. 1876, Nr. 67). Ein 
Beräußerungsd: oder Belaſtungsverbot iſt auch, wenn es grundbücherlich einver⸗ 
leibt wurde, nur gegenüber der mit demſelben beſchränkten Perſon, nicht aber auch 
gegen deren Gläubiger wirkſam (88. 358, 360, 448 B. ©.). 

Entſch. v. 3. März 1863, Nr. 1085 (1662 ©.-U.). .... Es ift über- 
hanpt dem Geifte des B. ©. entſprechend, der Freiheit des Egthrs. 
in der Verfügung mit feinem Egth. keine engen Grenzen zu fegen 
wie 3. B. die 88. 360, 384, 614 ibid. zeigen. Demnad ift and eine 
sweifelbafte Stelle in einer Urkunde fo auszulegen, daß die gedachte 
Freiheit des Egthrs. fo viel möglich gewahrt bleibe, was mehr der 

Ball bei einer widerruflicen Erbeinfegung, als bei einem Erbver- 
trage if, welder die Partei hindert, über mehr als ein Biertheil 
ihres reinen Nadlaffes eine legtwillige Anorbnung zu maden. 

Entfd. v. 25. November 1856, Nr. 11534 (238 ©.:U.). Das in den 
Öffenttihen Büchern einverleibte Beräußerungs- und Belaftungsverbot zu Gunften 
Dritter begründet nod nicht den Beftand einer Eigenthumstheilung, es entzieht 
Die perfönfiche Fäbigfeit zur Verſchuldung des Hausantheiles, ohne daß den Gläu- 
bigern verwehrt werben fann, daraus Sicherftellung und Befriedigung zu fordern. 

Entſch. v. 25. Yuli 1855, Nr. 7068 (116 ©.-U.). Das teftamentarifche 
auf der Realität einverleibte Beräußerungsverbot ift fein Grund, jenen Gläubigern, 
welde ihre Re. nicht ans dem Schuldner unterfagten, daher ungiltigen Vigen. 
herleiten, vie Sicyerftellung und Befriedigung aus diefer Realität zu verweigern. 


Miteigenthum. 

(8.361 — vgl. 16. Qauptfl. (5%. 825-868); 9.868; $. 862; 8 13 ©. G.; G. v. 30. Märy 1879, Nr. bo R. ©. 8.) 
8. 381. Benn eine noch ungetheilte Sache mehreren Perfonen zugleich zugehört; fo entfteht 
ein gemeinfcaftlies Eigentpum. In Beziehung auf das Ganze werden die Miteigenthümer 
für eine einzige Perfon angefehen; infoweit ihnen aber gewiſſe, obgleich) unabgeſonderte Theile 
angewielen find, hat jeder Miteigenthümer das vollſtändige Eigenthum des ipm gehörigen Theiles. 

Entfd. v. 11. December 1860, Nr. 14383 (1245 ©.-U.). Das rechts⸗ 
kräftige Urtheil, wodurch der Geklagte berechtigt erklärt wurde, den Waflerlauf in 
ben Weiher abzufiellen, muß aud wider die jegige Klägerin geltend angeſehen 
werben, weil fie und ihr Gatte gemeinfame Befitzer des Weihers, daher Dritten 
gegemüber als eine Perfon anzufehen find ($. 361 B. ©.) und weil dieſes R. 
fowie die Berpflihtung des Waflerlaufes ſchon der Natur der Sache nad un- 
teilbar find — zumal ihr Einverfländniß mit dem Gatten nicht bezweifelt werden 
tann (88. 828 n. 863 ibid.). 

Entf. v. 26. Mai 1867, Nr. 3898 (863 ©.-U.). Die von einem 
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Miteigenthümer begehrte, von ben übrigen verbetene Feilbietung des gemeinfamen 
Haufes, ift nah $. 843 B. G., mit welden $. 829 ibid. feineswegs collibirt, 
zu bemilligen. [In ven fpäteren Entſch. feftgehaltener Grundſatz.] 


Rechte des Eigenthümers. 


(8. 362 — vgl. 8. 368, ; 88. 886 — 388, 413; $. 387 8. G.; G. v. 7. Mai 1874, Pr. 50, 
wu. — Fr or —8 * gr 162 u. 175, dann v. 23. Jänner 1868, Sir. 58. ®. 2; — 
1784; Pat. v. 17. April 1784 (Aufgeben von Grundeigenthum), und bei $. 358 cii. 
8. 3682. = des Rechtes, frei über fein Eigentum zu verfügen, kann der vollftändige 
Eigentpümer in der Regel feine Sache nad Willkür benügen oder unbenügt laſſen; er kann 
fie vertifgen; ganz oder zum Theile auf Andere Übertragen, oder unbedingt fi derfelben be» 
geben, das ift, fie verlaffen. 


Entf. v. 3. Jänner 1878, Nr. 15225 (©. 9. 1879, Nr. 26). Der 
Umftand für fih allein, daß über eine Sache Streit geführt wird wegen deren 
Egth., hindert nicht die freie Dispoſition mit derſelben, folange der Eigenthums- 
Hläger nicht den Beftand eines Pfand-, Berbots« oder fonftigen die Dispofition bes 
Beſitzers hindernden Rs. nachgewieſen hat. Die gilt auch von Kapitalien, die 
zu Gunſten einer beftimmten Perfon bei Gericht erlegt werden, bezüglich bes 
ren biefer Perfon. 

Entſch. v. 2. März 1875, Nr. 2046 (©. Zig. 1876, Nr. 63). Eine 
den Nachbar erwiefenermaßen benachtheiligende Ausnägung des Eigenthumsregytes 
(Einftellung von Kühen, wodurch die Jauche in die Grenzmauer einbringt) be= 
gründet feine Befigftörung und beredtigt nicht zum Verlangen ber Unterfagung - 
jener Ausnügung. 

Entf. v. 22. Februar 1871, Nr. 8836 (4059 G.-U.). Daraus, daß 
der Egthr. duch 30 oder 40 Jahre einen Zaun an feinem Grunde erhielt, 
tonnte dem Kläger dad R., deflen Fortbefland zu fordern, nicht erwachſen, weil 
der Egthr. die nah $. 1459 8. ©. unverjährbare Befugniß hat, feine Sade 
nah Willfür zu benüten ober zu zerflören. 

Entf. v. 3. März 1870, Nr. 10984 (3736 ©.-U.). Aus der That- 
ſache, daß der Kläger die Obligation als Dienflescaution für den Notar erlegte, 
ſomit unter ſtaatliche Autorität mit den künfligen Glaubigern des Notars einen 
Pfandvertrag abſchloß, wozu nach 88. 1349, 1368, 460 u. 362 B. ©. nur 
der Egthr. ober deſſen Stellvertreter berechtigt iſt, und daß demſelben die Talons 
zur Herbeiſchaffung neuer Couponsbogen ausgefolgt wurden, muß auf ſein Egth. 
an den Obligationen geſchloſſen werden. 

Entſch. v. 7. Mai 1868, Nr. 4271 (3065 G.U.). Die Beſchenkte war 
bis zum rechtskräftigen Widerruf der Schenkung ber Stute Eigenthümerin der. 
felben, konnte daher nach 8. 362 B. ©. auch mit dem von diefer Stute inzwifchen 
geworfenen Fohlen frei verfügen und ift, da hier nicht der Fall des 8. 328 ibid. 
zutrifft, auch nicht verpflichtet, die nach Überreichter Klage geworfenen Thiere oder 
deren Werth zurüdzuftellen. 

Entf. v. 13. Jänner 1863, Nr. 8398 (1684 G.-U.). Der Egthr., 
welder den fürzeren und bequemeren Weg freiließ, ift nicht bemüßigt, ven Fuß⸗ 
wegberechtigten die Benügung feiner Wiefe zum Darübergehen au nod anderen 
Theilen freizulafien (88. 354, 362, 484 B. ©.). 

Entſch. v. 2. November 1859, Nr. 7402 (897 ©.-U.). Der Bellagte 
bat, indem er in der Mauer feines Haufes ein Fenſter auf den Hof 
des Nahbars eröffnete, von feinem Egth. einen Gebraud gemadt, 
wozu er nad 8. 3628. ©. durchaus berechtigt war, und der Anfprud 
bed Klägers auf die Vermauerung ift daher rechtlich ungegründet. 
Seinem Begehren war aber dennod infofern Rehnung zu tragen, 
als der Vellagte die Bewilligung zur Deffnung bes Fenſters von 
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ihm nicht erhalten hatte und ber Kläger zur Duldung einer Servitut 
nit angebalten werden kann. Es mußte daher nad 8. 488 ibid. 
entfhieden, resp. dem Bellagten die Bergitterung des Fenſters auf- 
getragen werben. 

Entf. v. 20. April 1859, Nr. 4349 (2057 ©.-U.). Die Anlage eines 
Bafferabzugsgrabens ohne Beobachtung der Vorfhrift des 8. 340 B. ©. an 
der Grenze des Nachbarfeldes, wodurch dieſes weſentlich benachtheiligt wird, ift 
md 88. 362—364 ibid. dem Egthr. nicht geftattet. 

Entfd. v. 19. Mai 1858, Nr. 4348 (673 ©.-U.). Für die buch 
Tieferlegung der Straße feitend der Gemeinde herbeigeführte Beſchädigung eines 
Hanfes ift diefelbe nicht erfagpflichtig, denn die Straße bilvet nach 8. 287 u. 
388 B. ©. ein Gemeinvegut, ift nad $. 311 ibid. nicht Gegenftand des recht⸗ 
Üihen Verkehrs, nicht erfigbar; die Gemeinde ift daher nad 88. 862 u. 1305 
Did. berechtigt, darüber völlig frei zu verfügen. Ein Fall des 8. 865 ibid. 
(Enteignung) liegt nit vor [Schiußfolgerung]. j 

Entjg. v. 3. Mai 1851 (©. Big. 1856, Nr. 114; P. ©. 142). Die 
Bindicationsklage des Vefigerd eines unterthänigen Bauerngutes, welder basfelbe 
freiwillig aufgegeben — verlaflen hat, gegen ben neuen Befiger ift wicht zuläffig, 
wenn and dasfelbe ohne Beobachtung ber für Abftiftung beftehenden politifhen 
Vorſchriften an einen neuen Befiger gelangt if. 

Entſch. (P. ©. 141). Der Tabularbefiger ift berechtigt, ſein mit Hy⸗ 
pothel belaftetes Egth. zu verlaflen und die Löfhung im Grundbuche zu begehren. 


Belgränkuugen derfelden. 
(8. 863 — vgl. 5. 857— 860 8. ©.) 


6. 363. Eben diefe Rechte genießen auch unvollſtündige, ſowohl Ober- als Nutzeigenthümer; 
ar darf der Eine nichts vornehmen, was mit dem Rechte des Andern in Widerſpruch ſteht. 


G.81 — vol. 9. 1206 8. @.; 25. November 1844; Bauorbe. für bie ch übte unb Lander 
— — ISorbn.; Hof amd 16 Aoane der Nähe von 


. 26. et 
jerbn., Stromipoli |, Staatömonopolsorbn. ten in 

); Straßen» und Ei , Berge, Jagde, Forts, Fiihereigei.; @. v. 30. 1879, Rr. 50 (Unzus 

— —— PL der Beihälung 
8. 364. Ueberhaupt findet die Ausübung des Eigenthumsrechtes nur infofern ftatt, als da⸗ 
durch weder in die Rechte eines Dritten ein Eingriff gefhieht, noch die in den Gefegen zur 
Erhaltung und Beförderung des allgemeinen Wohles vorgefchriebenen Einfchränfungen fiber 

treten werben. 

Entfd. v. 5. December 1877, Nr. 14422 (©. Big. 1878, Nr. 46). 
Die Anlegung eines Brunnens auf eigenem runde, wodurch die ven Nadbar- 
brumnen fpeifende Duelle aufgefangen wird, ift nah 88. 3, 4—10 Waflergef. 
für Böhmen v. 28. Anguft 1849, Nr. 12 R. ©. B. und 8. 364 B. ©. eine 
Veſitzſtörung; — die Competenz der Gerichte if, da es ſich lediglich um ftreitige 
vrivatrechte handelt, begründet. 

Entfd. v. 2. März 1875, Nr. 2046 (©. Big. 1876, Nr. 63). Eine 
den Nachbar erwiefenermagen benachtheiligende Ausnägung des Egths. (Einftel- 
Ing von Kühen, woburd die Jauche in die Grenzmauer einbringt) begrändet 
kine Befitzſtbrung und berechtigt nicht zum Verlangen ver Unterfagung jener 


ung. 

Entid. v. 8. November 1875, Nr. 11849 (5898 G.-U.). Im der Ab» 
mabung der Boſchung, wodurch das an der Berglehne höher gelegene Nadıbar- 
grandftüc, zwar noch nicht beſchädigt ift, aber deſſen Erdſchollen nach Natur- 
gefepen bei nächfter Gelegenheit zum Theile abrutſchen müßten, ift eine nad 
8. 364 B. ©. umzuläffige Störung des ruhigen Beſitzes bes Nachbars. 

Entf. v. 19. Mai 1875, Nr. 5210 (5722 ©.-U.). Die Berbauung 
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von Gründen, auf welden fi) eine Brunnftube und Waflerleitung befinden, kommt 
deren Gaffirung glei. Zur Entſcheidung der hieraus ſich ergebenden Streitige 
keiten find die Verwaltungsbehörden competent. 

Entf. v. 27. Mai 1873, Nr. 4206 (4981 G.-U.). In der Grabung 
eines Brunnens, welher von dem bißherigen feitens der Waſſerbezugsberechtigten 
benügten, beträchtlich entfernt ift, liegt keine Befigftörung. 

Entf v. 9. April 1873, Nr. 3482 (4937 G.-U.). Da nad $. 364 
.B. ©. die Ausnügung des Egths. nur infofern ftattfindet, als dar 
durch weder in die Re. eines Dritten ein Eingriff geſchieht, noch vie 
in den Ön. zur Erhaltung und Beförderung des allgemeinen Wohles 
vorgefhriebenen Einfhräntungen übertreten wurden, nad den Aus« 
fprude der Sadverftändigen aber ber Keller des Nahbars gefährdet 
ift, mithin in deſſen R. ein Eingriff gefhab — muß dem in possessorio sum- 
mariissimo geftellten Begehren auf Befeitigung des Waſſerbehälters ftattgegeben 
werben. 

Entf. v. 26. October 1871, Nr. 12188 (4287 ©.-U.). Ob durch 

‚ bie Verwendung eined Feldes zur Kehrichtablagerung der Nachbar in der Aus- 
übung feines Gewerbes beeinträchtigt und die Schranken der Eigenthumdbefugnifie 
nad) $$. 364 u. 1305 B. ©. überſchritten wurten, ift nicht in possessorio 
summariissimo, fondern auf dem ordentlichen Proceßwege zu entfcheiven. 

Enkſch. v. 19. Juli 1865, Nr. 5799 (6. H. 1866, Nr. 2). Der gegen- 
wärtige Egthr. muß fih die Vornahme der gegen feinen Vormann durch rechts⸗ 
kräftiges Urtheil bewilligten Schägung nicht gefallen laſſen. 

Entfd. v. 21. November 1861, Nr. 6844 (1421 ©.-U.). Auch das 
(Eifenbahn-) Aerar ift nicht berechtigt, ohne Verantwortung an einem öffentlichen 
Gewäſſer over Bache Anvere- in ihren Ren. ftörende Veränderungen vorzunehmen 
(8. 364 B. ©.) [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 19. Mai 1858, Nr. 4348 (573 ©.-U.). Für die durch Tiefer- 
legung der Strafe feiten® der Gemeinde berbeigeführte Beſchädigung eines Haufes 
ift biefelbe nicht erfatpflichtig, denn die Straße bildet nach 88. 287 u. 288 ibid. 
ein Gemeindegut, ift nach $. 311 ibid. nicht Gegenftand des rechtlichen Verkehrs, 
nicht erfigbar ($. 1455 ibid.); die Gemeinde ift daher nah 88. 362 u. 1305 
ibid. berechtigt, darüber völlig frei zu verfügen. [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 28. Auguft 1854, Ni. 8372 (P. ©. 145). Die mate 

rielle — eines Haufes iſt nach Hofd. v. 19. November 1812, Nr. 1015 
3. an ., und 6. März 1829 ungiltig [vgl. ©. v. 30. März 1879, Nr. 50 
R. ©. 2). 
Entſch. v. 19. Auguft 1852, Nr. 8042 (©. Ztg. 1862, Nr. 118). Die 
Klage gegen das Aerar auf Erfa wegen der Entwerthung ber Markthätte durch 
Verlegung des Marktes ift, als zur gerichtlichen Behandlung nicht geeignet, an 
die politiihe Behörde zu verweilen. — Eine Entjhädigung wegen Beſchränkung 
des Egths. aus öffentlichen Nüdfichten findet nicht ſtatt. 


(6. 365 — vgl. Art. V des — v. 21. — — Mr. un ®. v. 29. März 1878, Nr. 39 ımb 
DM. Bog. v. 5. September 1 NR. 8. B., über Gompetenz —— Bei de Eepraprintion zu 
Eifenbahnzweden; Sen: v. 10. Februar 1884, polit, ® 5. 82. B.; — eirah ang. v.19. 

1853, Ar 10 R. ©. fammt Ka B.; Softziv. v. 27. September 1793, el * Bd, um * 


16. Hetober 1835, polit. &. ©. 88. Bb.; Bauordn.; — Eifenbahnbau: Hofd. v. 8. — 1838, Nr. 288, 
Hoftzlo. v. 6. Serien er 1842, Rr. 654 3.0. S.; M. Bbg. vo 14 der 1884, Ser 228, @. d. 18. Iprül 
1870, Nr. 68 8. G. 8.; — Waflerban: G. v. 80. Mai 1869, Ar. 93 X. G. B. 5 Gamindtsmefen: ofd. vom 
38. September 1838, Ar. 2508 9. ©. ©.; @. v. 29, Juni 1868, r. 118. R. ©. ®.; M. @bg. tember 
1856, Rr._ 164, a . 8. am —— —* RG, a ‚ferner Serunel, v. 28. Mat 1854, Wr. ns R®.®.; 
olls u. Staats: D. Kataj a Hofd. v. 19. Jumi 1824, Schulbau M. Erl, v. 14. Zebruar 
. 81980, v. = Lin, tom: Fe Fon ir * ‚der ti. — potitfigen ‚obörben v. 14. April 1850, Ar. 15 
‚41248. 8; 9 30. April 1841 unb o. 28. guni 1837.) 


8. 365. — es das allgemeine a erheifcht, muß ein Mitglied des Staates gegen eine 
angemeffene Schadloshaltung felbft das volftändige Eigenthum einer Sache abtreten. 
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Entf. v. 24. Juni 1873, Nr. 6277 (5016 G.-U.). Die Einfegung 
des Erproprianten in den Befig red Grundes ann, troß Anfechtung der Schägung 
feinerfeits, fofort nad) gerichtlihem Erlag der von ihm angefochtenen ee 
jumme geichehen (8. 1 des ©. v. 29. März 1872, Nr. 39 R. ©. 

Eutſch. v. 29. Iuni 1873, Nr. 6220 (8014 G.⸗U.). Eine sale 
Ergänzung der Schägung durch Feſtſtellung der durch die Wirthſchaftserſchwerung 
bemirtten Werthverminderung ift dann zuläffig, wenn bei der urfprängliden 
Shägung diefe Fellſtellung vorbehalten wurde [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 37. März 1873, Rr. 2777. (Manzihe Sig. von Entfdh.) 
Eingetragen in das Sprudreperterium Nr. 45: Dur den 8. 2 des ©. 
v.29. März 1872, Nr. 39 R. G. B. ift der Revifionsrecurs nit aus- 
geihloffen, wenn in Bollfttedung eines Erpropriationsertenntniffes 
in Eifenbahnangelegenheiten die von ber IL Inflanz vorgenommene 
Shägung von derfelben zu Gericht angenommen wurde, dieſe An- 
nahme jedoch vom DOberlandesgerichte behoben wird. 

Entfd. v. 5. September 1871, Rr. 10908 (4259 ©.-U.). Welde 
dolgen vie Erpropriation für bie Grundpäcter habe, berührt die Expros 
prianten nicht. 

Entid. v. 24. Noverber 1869, Nr. 13162 (3681 G.-U.). Dem aus 
Anlaß eines Privareifenbahnbaues Exproprürten bleibt unbenommen, im Redts- 
wege eine höhere Entſchädigungsſumme in Anfprud zu nehmen; aber es ift un- 
wläffig, die im Erpropriationsverfahren gepflogene Schäßung, wenn ihr ein gefet- 
widriges Gebrechen nicht anhaftet, aufzuheben. 

Entf. v. 11. April 1869, Nr. 1698 (©. 9. 1869). Die Eifenbahn 
erwirbt durch Zahlung oder gerichtlihen Erlag des nah rechtskräftigem Expro- 
prürmgserfenntnifje feſtſtehenden Schägwerthes das Egth. des Gutes und ift 
ohne Rüdfichtnahme auf weitere —— — des Erpropriirten in den Beſitz 
einzuflhren. 

Entſch. v. 4. April 1866, Nr. 2955 (2443 G.U.). Gegen einen aus 
Gründen ver örtlichen Reinlichleitspolizei von Seite der Gemeindevorftehung er- 
folgten Eingriff in das Eigenthumsrecht, iſt die Beſchwerde an die Berwaltungs- 
inſtanz zu richten (Abweifung einer Befipftörungsklage). 

Entſch. v. 20. Yuli 1864, Nr. 5237 (1948 G.-U.). Die Frage, ob 
und welhe Entfhävigung für die durch den Eifenbahnbau zerftörte Brunnenleitung 
gebähre, kann nady den Schlußworten des Art. c, 2. Abſ. des $. 9 der Vog. 
v. 14. September 1854, Nr. 238 R. ©. B. und $. 365 B. ©., nur von ben 
Gerichten entfchieden werben. 

Entf. v. 28. October 1862, Nr. 6190 (Manz’ihe Sig. von Entſch.) 
Eingetragen in’ Inbicatenbuh Ar. 49: Ueber Erfaganiprüde an Eifen- 
bahnunternehmungen wegen des Schadens, welcher durch den Eifen- 
bapnbau an dffentlihem oder Privatgut verurfaht wurde und wo— 
für den Gifenbahnunternehmungen im $. 10, lit. b der Vdg. des 
dandelsminifteriums v. 14. September 1854, Nr. 238 R. G. B., 
die Haftung auferlegt ift, haben die competenten Gerichtsbehörden 
in entfcheiden. 

Entf. v. 21. November 1861, Nr. 6844 (1421 ©.-U.). Auch das 
(Eifenbahn-) Werar ift nicht berechtigt, ohne Verantwortung an einem öffentlichen 
Gemäfler oder Bade, andere in ihren Ren. förende Veränderungen vorzunehmen 
(8. 364 B. ©.). Der Umſtand, daß das Aerar im öffentlichen Intereſſe baute, 
lann nur die Wirkung haben, daß Niemand fi vem Bau zu widerfegen berech⸗ 
figt war, nicht aber, daß ein alljälliger Schaden nicht zu erfegen wäre (8. >65 
2. ©.) [Schlußfolgerungen]. . . . . nur der Nugen, den bie (Waffer-) 
Rraft ſchafft, könnte hier in Anſchlag gebracht werden und nit im 
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Berluft des Waffers und feiner Kraft, fondern in der Schmälerung 
des Nugens, den die Kraft fhaffen könnte... . fofern erwiefen würbe, 
daß der Ban ihn verurfaht, wäre ber Schaden gelegen. Hieräber fehlten die 
Beweife, 

Entfd. v. 19. Mai 1858, Nr. 4348 (573 ©.-U.). Die Beflinmung 
bes $. 365 8. ©. ift auf den Fall nit anwendbar, daß durch Tieferlegung 
einer Straße durch die Gemeinde — ohne Zuhilfenahme fremden Grundes — 
ein angrenzendes Haus beſchädigt wird [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 19. Auguft 1852, Nr. 8042 (©. 3. 1858, Nr. 118). Die 
Klage gegen das Aerar auf Erſatz wegen der Entwerthung der Marfthütten durch 
Verlegung bes Marktes ift, als zur gerichtlichen Behandlung nicht geeignet, an 
die politiihe Behörbe zu verweiſen. Eine Entſchãͤdigung wegen Beſchrünkung des 
Egths. aus äffentlihen Rüdfichten findet nicht ftatt. 

Entfd. des Reichsrathes v. 15. März 1852 (P. ©. 151). Auf bie 
bei der Einnahme Wien's durch die k. k. Truppen im October 1848 erlittenen 
Beſchädigungen ift der $. 365 B. ©. nicht anwendbar. 


Klagen ans dem Eigenthumsrechte. 


a) Eigentliche Eigenthumsklage. Wem und gegen wen fie gebühre? 

(8. 366 — vol. 6 369, 1494; 85. 344 346, 867—871, 372—374, 889, 628, 841, 850 - 853; $. 879; 8. 1017 
.; Sin. M. Dig. v. 14. Mai 1874, Nr. 69 und v, 16. Februar 1860, Ar. “ur. %. 8) 

» — Mit dem Rechte des Eigenthümers, jeden Andern von dem Beſitze feiner Sache 

auszuſchließen, ift auch das Recht verbunden, feine ihm vorenthaltene Sache von jedem In⸗ 

haber durch die Eigenthumsklage gerichtlich. zu fordern. Doc fteht diefes Recht demjenigen 

nicht gu, welder eine Sache zur Zeit, da er noch nicht Eigenthiimer war, in feinem eigenen 
Namen veräußert, in der Folge aber das Eigentyum derfelben erlangt hat. 

Entfd. v. 9. Mai 1878, Nr. 12690 (©. H. 1879, Nr. 6). Wenn- 
glei es richtig ift, daß zur Begründung der Bindicationsklage der 
Nachweis hinreiht, daß der Geklagte den flreitigen Öegenftand inne 
babe, und daher vem Kläger ein Beweis darüber, daß der belangte 

- Theil die zurüdgeforderte Sahe im eigenen Namen befige, nit 
aufgelaftet werden kann (88. 369 u. 366 ®. ©.), e8 vielmehr dem 
Inhaber obliegt, um der im $. 877 ibid. beftimmten Haftungspflict 
zu entgehen, ven von ihm vertretenen eigentlihen Befiger deö Streit 
objecte® namhaft zu machen und auszuweifen ($. 375 ibid.), fo muß 
doch die Klage abgewiefen werden, fobald der Inhaber den Nachweis liefert, daß 
er bad GStreitobject im Namen eines Dritten befige. 

Entſch. v. 22. März 1877, Nr. 11097 (©. H. 1877, Nr. 54). Der 
Egthr. einer auf feinen Namen lautenden Schuloverfchreibung ift in allen Fällen 
berechtigt, fie von jedem dritten Inhaber zurädzufordern. Die Staatöverwaltung 
anerkennt bei folden Obligationen nur jenen als den Egthr., auf deſſen Namen 
die Obligation lautet (Fin. M. Bong. v. 15. Februar 1860 und 14. Mai 
1874, Nr. 599 R. ©. 2.) 

Entfd. v. 20. Juli 1876, Nr. 5512 (©. Big. 1878, Nr. 78). Der 
Procurift, welcher fih ermädtigt hielt, die Waare in ein ihm zur Verfügung 
ſtehendes Magazin gegen lagerzinsfreie Rüdftellung, falls der Kauf nicht zu Stande 
täme, in Verwahrung zu nehmen, kann den Mangel ver Legitimation zur Aus⸗ 
folgung dem Eigenthumskläger nicht entgegenhalten ; — bie dem $. 369 8. ©. 
entnommene Einwendung ber dießfalls den Kläger treffenten Beweislaft ift gegen 
die auf $. 961 ibid. (Depofitum) geftütte Klage unzuläffig. 

Entſch. v. 22. December 1875, Nr. 10084 (©. Ztg. 1876, Nr. 65). 
Mit dem Nachweiſe, daß ein Dritter am einer ihm wicht gehörigen Sache Re, 
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ausgeübt Habe, die nur dem Egthr. zuftehen, ift auch bes Legteren Beſchä⸗ 
Digung nachgewieſen und obliegt daher dem Beklagten zu erweifen, baß ihm 
ber Egthr. jene Ausübung geftattet ober biefelbe genehmigt habe (88. 366 u. 
1333 8. ©.). 

Entf. v. 22. Jänner 1873, Nr. 11523 (4848 G.U.). Die Einwen- 
dung, die vinbicirte Sache nicht inne zu haben, weil vie Mitbenlgung der Woh- 
nung lediglich von dem darin bloß precario modo belafienen Dritten geftattet 
wurde, ift unftihhältig; die Duldung des Dritten gibt dem ellagten auf eine 
gleiche Duldung ohne Einwilligung des Egthrs. fein R. 

Eutſch. v. 9. Yuli 1872, Nr. 6174 (4652 ©.-U.). Die Thatfache, daß. 
der Lläger die Gegenftänbe gefauft, geſchenkt erhalten habe, genügen nicht zur 
Begründung der Excindirungsklage, weil nicht angeführt ift, für wen die Sachen 
gefauft worden find, ferner weil, da nur Saden in der Wohnung des Erecuten 
gepfändet werben können, eher anzunehmen ift, daß Kläger, falls er einmal das 
Egth. der Sache erworben Hätte, jegt nit mehr Egthr. fei, diefelben vielmehr 
dem Erecuten gehören. 

Entſch. v. 28. October 1870, Nr. 5312 (3931 ©.-U.). Die Klage 
wider den Erfteher des Waldes auf Herausgabe des vorenthaltenen Holzes, welches 
der Mäger mit der Berechtigung zur Yällung und Ausbringung in beftimmter 
Friſt gekauft haben wil —, oder Zahlung des Werthes ſtellt fi ihrem Wejen 
nach zugleich als Eigenthumsllage im Sinne des $. 366 B. ©. dar und ift als 
ſolche durch die Exforbernifie der 88. 369 u. 370 ibid. bedingt, welde indeß 
der Mäger nicht erfüllte, weil er die reclamirte Sache nicht jo beſchrieb, daß 
fie von anderen gleicher Gattung unterſchieden werben könnte, noch auch bewies, 
daß der Gellagte fie in feiner Macht habe. 

Entfch. v. 3. März 1870, Nr. 10984 (3736 ©.-U.). Aus ber That- 
ſache, daß der Kläger die Obligation als Dienftescaution für den Notar erlegte, 
fomit unter ſtaatliche Autorität mit ben tünftigen Oläubigern des Notard einen 
Pfandvertrag abfhloß, wozu nad 88. 1349, 1368, 450 u. 362 B. ©. nur 
ber Egthr. oder defien Stellvertreter berechtigt ift, und daß bemfelben die Talons 
zur Herbeiſchaffung neuer Couponsbogen ausgefolgt wurben, muß auf fein Egth. 
an den Obligationen gefchloffen werden; es wäre Sache ver Beklagten geweſen, 
ihr Egth. zu beweifen, weil bie Klage auf Rüdftellung ver für einen Dritten 
beftellten Dienftescaution nicht eine Eigenthumsklage im Sinne der 88. 366 u. 
372 ibid., fondern eine perſönliche Pfandklage nad) 8. 1369 ibid. ift. 

Entfd. v. 29. Zuli 1869, Nr. 5885 (3476 ©.-U.). Wenn die De- 
vinenlirung der zum Cautionserlag Übergebenen Obligationen erfolgt ift, findet 
nicht die Eigenthumsklage, fondern die Klage aus dem Geipverirape auf Erfüllung, 
beziehungsweife Rüdftellung flatt, wobei die Schickſale der geliehenen Stüde tas 
Forderungsrecht nit beeinflußen (88. 366, 979 B. ©.) [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 17. Mai 1864, Nr. 3601 (1917 ©.-U.). Gegenüber der 
der Eigenthumsklage nach 8. 366 B. ©. analogen negatorifhen Servitutsklage 
(8. 523 ibid.) genügt die Berufung auf $. 323 ibid. nit; dem Kläger obliegt 
une der Beweis feines Egths. und des fremden Eingriffes in dasſelbe. 

Entf. v. 28. Jänner 1863, Nr. 605 (1629 ©.-U.). Der mit ber 
Mage nad 8. 366 B. ©. belangte Verkäufer ift ſchuldig, dem an den bücherlichen 
Befig gelangten Käufer auch die phyſiſche Innehabung zu verfchaffen. 

Entfd. v. 4. März 1852, Nr. 1111 (©. Big. 1856, Nr. 130). Der 
Legatar fan, wenn ber Erbe, flatt die legirte Sache ihm zu übergeben, fie einem 
Dritten veräußert, Legteren mit ber Bindicationsflage verfolgen, wenn er mala 
Gde handelte. 


Kehl, bzgl. Beiehb. eri. 12 


178 Allgemeines bürgerfiches Geſetzbuch. 


6. 97 — ee Urt. 306-308 9. G. B.; 8. 167 Gef. Etr. @.; ” 458 u. 1101; 415420, 82% ©. G.; Ht.d 

der Börf. D. v. a Juli a —— — — sollt Ar ©. en *. 8 
16. 786, . @. extember v fuguft 1. 

ie O. v. Fuli 1786, 260 Hoher) 


8. 369. Die Eigenthumsklage findet gegen ben redlichen Befiger einer beweglichen Sache 

nicht ſtatt, wenn er beweifet, daß er diefe Sache entweder in einer öffentlichen Werfteigerung, 

oder von einem zu diefem Verkehre befugten Gewerbsmanne, oder genen Entgelt von Jemanden 

an fi gebracht hat, dem fie der Kläger felbft zum Gebrauche, zur Verwahrung, oder in was 

immer für einer anderen Abficht anvertrauet hatte. In diefen Fällen wird von den redlichen 

Befigern das Eigenthum erworben, und dem vorigen Eigenthümer ſteht nur gegen jene, die 
ihm dafür verantwortlich find, das Recht der Schabloshaltung zu. 


Plenar-Entid. v. 5. Februar 1879, Nr. 557 u. 586 (©. H. 1879, 
Nr. 26; 9. B. 1879, Nr. 13). Die Eitirung bes $. 367 8. ©. im 
8. 1107 ibid. fann, da fie dem Worte „anvertraut“ beigefügt ift, nur 
die Bedeutung haben, daß das hierdurd bem Bermiether eingeräumte 
gefeslihe Pfandrecht aud gegen Jedermaun, welcher die eingebradten 
Fahrnifſe dem Miether anvertraut hat, wirtfam if. Mit viefer und 
weiterer auf die 8 a 456 ibid., 88. 340, 342, 343 a. G. O., 88. 453 
bis 455 gal. ©. D., I. Hofd. v. 10. April 1837, Nr. 189 und v. 5. November 
1819, Nr. 1621 9. ©. ©., Bezug nehmender "Begründung wurde einzutragen ' 
befchloffen in's Judicatenbud Br. 105: Das gefegliche Pfandrecht des Ver⸗ 
miethers aus dem 8. 1101 B. ©. auf die eingebragten Einrihtungs- 
ſtücke und Fahrniſſe hat den Vorzug vor den vor ber Einbringung 
in das Miethlocale auf diefelben erworbenen Pfandredten, infofern 
dem VBermiether nicht bie Beſtimmung des $. 456 ibid. entgegenfteht. 

Entfd. v. 7. Mai 1878, Nr. 3912 (©. Ztg. 1879, Nr. 43). Die 
Eigenthumsklage bezüglich einer auf einen beftimmten Namen lautenden Grunt- 
entlaftungsobligation, welche von dem burd Giro in bianco in deren Befig 
Gelangten im Steueramte ale Caution deponirt, vom betreffenden Beamten einem 
Geldwechsler und von diefem weiter verpfändet worden war, ift wider den Geld- 
wechsler begründet, weil bie Obligation nit dem Beamten, fondern dem Amte 
anvertraut war (8. 367 B. ©). Art. 307 9. ©. erftredt ſich nicht auf 
Grundentlaftungschligationen; aud wenn die Obligation ein Inhaberpapier fein 
würde, nad 8. 370 8. G., weil bie Obligation von jeder anderen unterſcheidbar 
befchrieben ift [Schlußfolgerung]. Die Klage ift wider den dritten Pfandinhaber 
zuläffig, weil feines Autors (de8 „Geldwechélers“) Geſchäftskreis fih nicht auf 
den Verkehr mit öffentlichen Creditpapieren erftredt haben kann, da er nur eine 
Iahreöfteuer von 3 fl. 15 fr. zahlt. 

Entſch. v. 4. Yuli 1876, Nr. 16765 (©. H. 1877, Nr. 76): Es ift 
zwar richtig, daß in den 88. 367 n. 456 B. ©. der Fall einer egech- 
finden Pfändung nicht vorgefehen ift, e8 unterliegt aber feinem An- 
ſtande, diefelben hierauf analog anzuwenden (8. 7 ibid. und $. 437 
a. ©. D.), weil es fih um den Schuß der erworbenen Re. eines red⸗ 
lichen Befigers handelt, welder demfelben aud bei einer zwangs- 
weifen Pfändung zu Theil werden muß. 

Entfd. v. 4. Februar 1875, Nr. 12741 (6619 G.-U.). Die (Pfän- 
bung oder) Verpfändung eines Bedfels, welcher, wie durch Strafurtheil feftfteht, 
nur zum Scheine ausgeſtellt worden ift, durd einen Dritten unter Mißbrauch 
des in ihn gefegten Vertrauens, ift unwirkſam; 8. 367, beziehungsweiſe $. 456 
8. ©. finder hier feine Anwendung, . weil ber Ansfteller nit als Egthr. der 
Wechſelforderung angefehen und nicht gefagt werden fann, daß er die Wechſel⸗ 
forderung tem bolofen Berpfänder anvertraut habe, 

en v. 13, October 1874, Nr. 9401 (5499 gr: Nach dem im 
8. 1101 B. ©. citirten 8. 367 ibid. kommt es aud im falle des geſetzlichen 
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Pfandrechtes des Vermiethers anf deſſen guten Glauben an, aber ber 8. 367 
ibid. darf nicht in dem Sinne ausgelegt werben, als ob das der Geltendmachung 
bes bona fide erworbenen Pfandrechtes nachfolgende Hervorfommen des Um— 
Rondes, daß die gepfändete Sade fremdes dem Miether anvertrautes Egth. ift, 
das ſchon erworbene Piandrecht des Vermiethers vernichte. 

Entſch. v. 29. Mai 1874, Nr. 4370 (6377 ©.-U.). Auf Grund eines 
laut Strafurtheil gefälſchten Schuldſcheines wird auch für den im Vertrauen auf 
bie öffentlichen Bücher übernehmenden Eeifionar feine Forderung erworben; durch 
die Einverleibung ift das eingetragene R. nicht unbeftreitbar geworben, fo lange 
die geſetzliche Berjährungsfrift nicht —— (88. 1467, 1469 B. ©. und 
Hojd. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 

Entjd. v. 16. April 1873, Nr. A — G.⸗U.). Die Vorſchriften 
det 88. 367 u. 456 B. ©. finden im Falle gerichtliher Pfändung keine An- 
wendung — insbefondere, wenn ber Egthr. der gepfändeten Mobilien fein Eigen- 
thumsrecht ſchon bei ver Pfändung angemelvet hat. — [Theilweiſe worfpr. der Entſch. 
Kr. 1676 ex 1876.] 

Entſch. v. 21. März 1872, Nr. 14812 (4534 G.-U.). Der Pächter, 
welcher dem früheren Verpädhter, von bem er wußte, daß ihm nur ein zeitliches 
R, aus der Pachtſache zuftehe, Vorauszahlungen geleiftet hat, kann dieſe dem 
Anfpruhe des neuen Verpächters nicht entgegenfepen. 

Entfd. v. 10. Jänner 1872, Nr. 9449 (4437 G.⸗U.). Die Vorſchrift 
des $. 456 (m. 367) B. ©. findet auf den Fall einer gerichtlichen Pfändung 
keine Anwendung, weil diefer Paragraph vorausfegt, dag ein Dritter 
eine fremde beweglihe Sadhe ohne Einwilligung des Egthrs. bver- 
pfändet hat. — [Worfpr. ver Entſch. Nr. 1676 ex 1876.] 

Eniſch. v. 27. Juli 1871, Nr. 7527 (4235 ©.-U.). Die fpätere 
gerichtliche Einantwortung aus dem Teftamente fann wider dad bona fide gegen 
den vermeintlichen Erben, weldem früher ex lege bie Erbſchaft eingeantwortet 
wurde, erworbene Pfandrecht nicht geltend gemadt werben. Die biepfalls 
maßgebende Beftimmung des 8. 824 ®. ©. beruht auf ber gleichen 
ratio legis wie die Anorbnung der 88. 367 u. 456 ibid. uub hat bie 
Begänfiigung des redlichen Befigers jogar noch weiter als im $. 367 
ibid, ausgedehnt.... fie muß baher per analogiam auch auf ben Fall der 
Einränmumg eined Pfandrechtes angewendet werben. 

Entſch. v. 23. Februar 1871, Nr. 1024 (4069 G.-U.). Un den im 
Befitze des Gatten der Eigenthümerin vorgefundenen Effecten ift das gefegliche 
Pfandrecht des 8. 1101 B. ©. wirkfam, au wenn die Klägerin ihr Egth. er 
wiefen hätte, weil vem Manne die Effecten nad 88. 788, 1231 u. 1228 ibid. 
jedenfalls im Sinne der 88. 1101 u. 367 ibid. übergeben worden fein mußten. 

Entf. v. 16. Februar 1871, Nr. 10093 (4055 G.-U.). Das Pfand- 
recht iſt gegenüber dem gutgläubigen Käufer der Pfandſache unwirkſam; denn es 
laun nicht im Geifte des ©. (8. 367 B. ©.) liegen, daß das R. des Pfand⸗ 
gläubiger® beſſer geſchützt, fein fol, al® das des Egthrs.; es wäre Sade des 
Pfandglãubigers gewefen, ſich dur Sperre und Trangferirung zu fhügen oder 
u erweifen, daß dem Käufer die vollzogene Pfändung leicht erkennbar geweſen fei. 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 8536 (3576 ©.-U.). Das in 
88. 1101 n. 367 B. ©. erwähnte „Anvertrauen“ Tiegt fhon in dem Einbringen 
der Ausftattimgäftäde in die vom Gatten gemieihete Wohnung. 

Entf. v. 17. Juni 1869, Nr. 4326 (3448 ©.-U.). Der Umſtand, 
daß der Bermietber wußte, in die Wohnung mitgebrachte Sagen feien nit Egth. 
bes Miethers, ift von entſcheidender Bedeutung für die Ereindirungsllage des 
Egihrs. [Shlußfolgerung]. Die innere Thatſache des Wiſſens iſt kein Gegen⸗ 
Raud des Haupieides. 

12* 
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Entf. v. 15. April 1869, Nr. 1698 (G. H. 1869). Der im voraus» 
gegangenen Strafverfahren auf den Civilrechtsweg gewieſene Egthr. einer von 
dem Diebe auf Öffentlihem Markte verkaufte Sache kann weder deren Rüdftellung 
noch Entſchaͤdigung vom Käufer verlangen. 

Entf. v. 24. März 1868, Nr. 1115 (3019 ©.-M.) 8. 367 B. ©. 
if, wo es fih um die Neibenfolge gerihtliher Pfandrechte handelt, nicht an« 
wendbar, da er von der Bindication des Egths. ſpricht, und aud der 
8. 456 ibid. nur von einer fremden beweglichen Sache handelt, die 
ohne Einwilligung ihres Egthrs. verpfändet wurde, 

Entjd. v. 4. December 1867, Nr. 9146 (2939 ©.-U.). Sowie nad) 
8. 367 8. ©. nicht die Eigenthumsklage fatifindet, weil die gepfändeten Sachen 
dem Erecuten anvertraut waren, ift auch bie Klage auf Unwirkſamkeit ver daran 
vollzogenen Pfändung ungegründet, weil der $. 456 ibid. diefe Klage mit 
Beziehung auf $. 867 ibid. ausſchließt. 

Eutſch. v. 14. Movember 1867, Nr. 8249 (2917 ©.-U.). Die Klage 
auf Herausgabe einer durch polizeiliches Einfhreiten aus dem Beflge des Klägers 
in den Befig des Geklagten übergegangenen Sade wurde nicht flattgegeben, weil 
der Kläger bie Sade als Geſchenk, ſonach ohne Entgelt und nidt auf 
eine Art, die ihn nad $. 367 B. ©. gegen den Eigenthumsanfprud 
des Beklagten fhüßt, übernommen hatte, 

Entfd. v. 9. October 1867, Nr. 7742 (2867 G.⸗U.). Der erfie Pfand- 
gläubiger, welder das Pfand dem Erecuten belafien hat (ihm „anvertrante“), 
konnte nach 88. 456 u. 367 B. ©. jelbft, wenn der Erecut die Sache in's Egth. 
des Geflagten übertragen hätte, fie nicht zurüdforbern und müßte, fogar wenn er 
Egthr. wäre, den Gellagten als redlichen Pfandinhaber ſchadlos halten, weßhalb 
er im analoger Anwendung der 88. 456 u. 367 ibid. dem fpäteren Pfand- 
gläubiger nachſtehen muß. 

Entf. v. 13. Februar 1866, Nr. 1072 (2389 ©.-U.). Die After 
pfandgläubigerin kann fi gegen die Einwendung des Nichtbeftandes ber Hypo- 
thelarforderung nit auf Ausnahmen von der Kegel des 8. 442 B. ©, indbe- 
fondere nicht auf 88. 456 u. 367 ibid. berufen, weil ihr das Pfandredt nicht 
durch den Pfandbeſitzer übertragen wurde, fonvern fie basfelde auf Grund des ©. 
zu erwerben beftrebt war; auch nicht auf ben $. 469 ibid., weil zur Zeit ihres 
Anfuhens um Pränotation das Pfandrecht für den Hypothekargläubiger noch gar 
nicht haftete, ſondern erſt gleichzeitig bie Einverleibung angeſucht wurde. 

Entf. v. 13. November 1861, Nr. 6949 (1417 ©.-U.). Der Beweis 
der Unreblichfeit des Beflges im Falle ber 88. 367 u. 456 B. ©: obliegt dem 
Ereindirungsffäger. In diefer Richtung find feine ſolchen Umſtände dargethan, 
welche nad 8. 368 ibid.- den Befig des Gellagten ald einen unredlichen geſetzlich 


‚ begründen können, da weder aus der perfönlihen Eigenſchaft des Verpfänders, 


noch aus der geforderten Darlehensſumme, nod aus dem Umſtande, daß Berfag- 
zettel, auf welche bereits 120 fl. vargelichen waren, als Pfand beftellt wurden, 
der Gellagte gegründeten Verdacht gegen bie Redlichkeit des Befiges feines 
Pfandgebers fhöpfen mußte (8. 328 B. G.). Daß Umftände, welde dem 
Verpfändungsacte nachfolgten, den urſprünglich rebligen Befit des 
Geklagten nicht in einen unreblihen umgeftalten, bedarf feiner 
Erörterung. 

Entfd. v. 3. Jänner 1860, Nr. 14458 (1047 ©.-U.). Der Gläubiger 
des Notars, welder fih die Coupons von deſſen Cantionsobligationen im Ber- 
trauen auf das Depoſitenbuch executiv erfolgen ließ, ift durch 8. 367 B. ©. 
wiber bie lage der Egthr. der Papiere, melde es unterließen, ihre Eigenthums⸗ 
rechte vormerken zu laflen, geſchützt. 

Entſch. v. 21. December 1859, Nr. 14419 (986 ©.-U.). Das bona 
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fide erworbene geſetzliche Pfandrecht des Vermiethers geht dem erecutiven Pfand⸗ 
rechte, welches vor Einbringung der Effecten in die neue Wohnung erworben 
wurde, voraus. [Aehnl. den Eutih. Nr. 557 u. 586 ex 1879.] 

Entfd. v. 5. Mai 1858, Nr. 3156 (556 ©.-U.). 8. 367 8. ©. iſt auch 
auf Orundbuchslörper anwendbar. 

Plenar⸗Entſch. v. 7. Jänner 1858, Nr. 12304 (498 G.-M.), einge 
tragen in das Judicatrubuch Nr. 24: Das geſetzliche Pfandrecht bes 
Verpächters auf das Vieh des Pächters erfiredt fi ebenfo wie das 
geſetzliche Pfandrecht des Vermiethers aud auf die dem Beftand- 
nehmer anvertrauten Stüde 

Entſch. v. 21. Auguft 1857, Nr. 6409 (1028 ©.-U.). Der Pfanpnehmer, 
bem eine auf fremden Namen lautende Obligation ohne Vorweifung der Ceffions- 
urkunde verpfändet wird, mußte vermuthen, daß der Verpfänder nidt Egthr. fei 
uud muß nach 8. 326 B. ©. als unredlicher Befiger die Obligation dem kla⸗ 
genden Egthr. herausgeben. 

Entf. v. 4. Juni 1857, Nr. 4472 (373 ©.-U.). Es mußte auffallen, 
daß der Käufer ein Sparcaſſabüchl in höherem Betrage als Pfand gab, da er es 
doch früher hätte realifiren Können, und dag er — ein ganz unſcheinbarer, fi 
als Haufirer ausgebender Menſch — einen fo bebentenden Einkauf machte. " 
Dagegen ift ber Egthr., dem das Spareaſſabuch geftohlen wurde, ohne Ber 
ſchulden. 

Entſch. v. 16. März 1854, Nr. 2512 (G. Ztg. 1854, Nr. 66). Durch 
Katafterauszüge, wornach ein Grund als Hausgrund zu einer Wirthſchaft gehört, 
tann weder das Egth., noch auch das ftärkere R. des Hauseigenthümers dem 
phufiichen Beſitzer des Grundes gegenüber bewieſen werben, 

Entſch. v. 22. Februar 1854, Nr. 1213 (©. Ztg. 1854, Nr. 68). 
Wenn der Eigenthumskläger die Sache durd abgeleiteten Erwerb an ſich brachte, 
ohne nach $. 367 B. ©. von dem Beweiſe des Egths. feines Vormannes be= 
freit zu fein, fo ift die Klage, fobald das Eigenthumsrecht des Bormannes be 
feitten wird, nur als auf $. 372 ibid. baſirt anzufehen. Die im $. 367 ibid. 
enthaltenen Worte „von einem zu biefem Verkaufe befugten Gewerbsmanne“ find 
nur auf einen kraft feines Gewerbes zum Handel mit den fragliden Gegen- 
Ränden beredtigten Kaufmanne anzuwenden. 


(8. 368 — vgl. bei 8. 367 cit.; 88. 473-477 Str. @. und 88. 746750 Mil, Str. ©.; M. Bhg. v. 16. December 
1868, Str. 238 9. ©. ©.; 56. 367 u. 368 Str. Pr. D.; MR. Bbg. v. 98. September 1864, Rr. 346 R,@. 8. [ebers 
bringer der Obligation des Tomb. »venet. Anlehens von 1850 wird als ber @igenthilmer angefehen].) 

8. 368. Wird aber bewiefen, daß der Beſitzer entweder ſchon aus ber Natur ber an fich ge> 
braten Sache, oder aus dem auffallend zu geringen Preife dverfelben, oder aus den befannten 
perſonlichen Eigenſchaften feines Bormannes, aus deffen Gewerbe oder anderen Berhältniffen 
einen gegründeten Verdacht gegen die Reblichkeit feines Befitzes Hätte ſchöpfen können; fo muß 
er als ein unreblicher Befiger die Sache dem Eigenthümer abtreten. 

Entfd. v. 17. Juni 1869, Nr. 4326 (3448 ©.-U.). Der Umftand, 
daß der Vermiether wußte, in die Wohnung mitgebrachte Sachen feien nicht Egth. 
bes Miethers, ift von entfcheidender Bedeutung für die Exeindirungsffage bes 
Egthro. [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 11. Juli 1866, Nr. 6268 (2549 G.⸗U.). Der Wechsler 
welcher die geftohlene Obligation vom Diebe gelauft, in feinem Schaufenfter 
andgeftellt hat, und nach den abgeführten ftrafgerichtlihen Erhebungen ſich feiner 
Unredlichkeit ſchuldig machte, kann nad 8. 371 B. ©. mit der Eigenthumsklage 
nicht belangt werben. 

Entid. v. 13. November 1861, Nr. 6949 (1417 ©.-U.). Im Falle 
ber 88. 367 u. 456 B. ©. obliegt dem Ercindirungsfläger der Beweis der Un⸗ 
teblichleit (88. 328 u. 368 ibid.). Umflände, welche dem Berpfändungsacte 
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nadfolgten, innen den urfprünglic redlichen Befig des Geklagten nicht in einen 
unredlichen umgeftalten. 

Entſch. v. 5. Mai 1858, Nr. 3156 (556 G.⸗U.). Die fpäteren Käufer, 
welche von dem früheren Kaufvertrag und ber bemgemäß erfolgten factifchen 
— —— hatten, find, obwohl zuerſt intabnlirt, unredliche Beſitzer 

. 367 8. ©.). 


Was dem Rläger zu beweifen obliege? 


(4. 869 — vgl. 68. 870, 871, 880; 68. 338, 878, 876; 88. 414, 415; $. 442, 1495 8. ©.; 8. 322 0. ©. D. 
88. 26 u. 37 €. D. v. 26. December 1868, Ar. IR. G. B. für 1869; $$. 367 u. 368 Str. P. D.) 


8: 369. Wer die Eigenthumsklage übernimmt, muß den Beweis führen, daß der Geklagte 
die eingeffagte Sache in feiner Macht habe, und, daß dieſe Sache fein Eigenthum fei. 

Entf. v. 3. Auguft 1878, Nr. 8668 (I. B. 1879, Nr. 12). Die 
bloße Erwerbungsart gibt in Bezug auf unbewegliche Güter bloß einen Titel 
zum Egth. (88. 424, 425, 431 B. ©), und Tann daraus allein die Ver- 
pflichtung des Beſitzers zur Herausgabe der Sache nicht abgeleitet werben. Auch 
nad) 8. 372 ibid. müßte ber Kläger die rechte Art ber Befigerlangung, d. i. 
zum Mindeſten nachweiſen, daß die Sache in feinem Beſitze war. 

Entſch. v. 9. Mai 1878, Nr. 12690 (©. H. 1879, Nr. 6). Wenn- 
gleich es richtig ift, daß zur Begründung der VBindicationdllage der 
Nahmweis binreiht, dag ber Geflagte das Streitobject inne habe, 
und daher dem Kläger ein Beweis darüber, daß ter belangte Theil 
bie zurüdgeforvderte Sache im eigenen Namen befige, nicht aufge» 
laftet werben fann (88. 369 u. 366 B. ©.), e8 vielmehr dem Inhaber 
obliegt, um der im $. 377 ibid. beftimmten Haftungspfliht zu ent» 
sehen, den von ihm vertretenen eigentlihen Befiger des GStreit- 
objecte® namhaft zu mahen und auszumeifen ($. 375 ibid.) —; muß 
durch die Klage abgewiefen werden, fobald der Inhaber den Nachweis liefert, 
daß er den Gegenftand des Streites im Namen eines Dritten befige. N 

Entſch. v. 19. September 1877, Nr. 5728 (G. 9. 1878, Nr. 22). 
Durch den Nachweis der gefchehenen Zuaderung wirb ber unreblihe ober un- 
echte Befig des Gegners nicht bargethan. Die lage auf Herausgabe eines 
Grundſtreifens, um welden ver Vetter mehr ſich zugeadert habe, als nach ver in 
ber großväterlihen Erbfolge ihm zuftehenden Hälfte des vormaligen Ganzen auf 
ihn entfiele, ift eine Eigenthumsflage und als ſolche ſowohl gemäß 8.369 8. ©. 
als 8. 372 ibid. ungenügend funbirt. 

Entſch. v. 20. Juli 1876, Nr. 5512 (©. Big. 1878, Nr. 73). Der 
Procurift, welcher fi ermächtigt Bielt, die Waare in ein ihm zur Verfügung 
ſtehendes Magazin gegen lagerzinsfreie Nüdftellung, falls der Kauf nicht zu 
Stande käme, in Verwahrung zu nehmen, Tann der Mangel der Fegitimation zur 
Ausfolgung dem Eigenthumskläger nicht entgegenhalten; — die aus $. 369 8. ©. 
entnommene Einwendung der bießfalld den Kläger treffenden Beweislaſt ift gegen 
die auf $. 361 ibid. (Depofitum) geftütte Klage unzuläffig. 

Entf. v. 15. März 1876, Nr. 11481 (©. Zig. 1877, Nr. 9). Das 
Begehren auf Anerkennung, daß Kläger einen Antheil an einem dem Geklagten 
gegen einen Dritten zuftehenden Anſpruche habe, ift unzuläffig, wenn nit der 
Beftand diefes Anfpruches in objecto nachgewieſen wird. 

Entſch. v. 5. April 1872, Nr. 1470 (4559 ©.-U.). Der nach 8. 369 
B. ©. dem Negatorienkläger obliegende Beweis feines Egths. wird durch Vor⸗ 
lage von Kataſtralauszügen nicht erbracht. 

Entf. v. 5. Jänner 1872, Nr. 13522 (4428 ©.-U.). Die Klage 
aus bem Kaufvertrag auf Herausgabe von bemweglihen ſchon trabirten, dann 
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aber vom Käufer beim Berfäufer belaffenen beweglichen Sachen, iſt als Eon 
tractöflage ungegrändet, — Als Egthr. müßte Kläger die Innehabung des Bes 
Hagten erweifen. 

Entid. v. 4. November 1870, Nr. 11254 (4412 ©.-U.). Demjenigen, 
welder eine gelegentlid) der ſtrafgerichtlichen Unterfuhung wider einen Dritten in 
Berwahrung genommene Gelofumme zurüdfordert, liegt ver Beweis feines Egths.; 
nicht dem Aerar der Beweis ob, daß biefelbe einen Theil des veruntreuten 
Geldes bilde 

Entfd. v. 10. September 1869, Nr. 1806 (G. H. 1870). Eigenthums⸗ 
freitigfeiten, woräber bereit von der Örundlaftenablöjungs- und Regulirungs- 
Landescommiffton entfhieden wurde, Können nicht mehr bei den Geridten an- 
bängig gemacht werben. 

Entfd. v. 29. Juli 1869, Nr. 5885 (3476 G. U.). Die Klage auf 
KRüdftellung zum Zmwede der ollectantencaution übergebener Inhaberpapiere 
ift feine Eigenthums-, fondern eine Eontractöllage (8. 971 B. ©.); daher ven 
Kläger nicht die Beweislaft nah 88. 369—371 ibid. trifft. 

Entfd. v. 2. April 1868, Nr. 2348 (3032 ©.-U.). Die Revindication 
von Parzellen, die der angebliche Egthr. als Beftandtheile des in Execution ge» 
zogenen Reales anerkannte, ift nah $$. 875 u. 876 B. ©. unzuläffig. 

Entfd. v. 15. Yuli 1863, Nr. 4779 (1759 ©.-U.). Durch den Ums 
fand, daß Realitäten einer Gemeinde bülcherlich zugefchrieben find, ift nicht aus- 
geſchloſſen, daß diefelben einer beflimmten mit der gegenwärtigen Gemeinde nicht 
identifhen Corporation (Urhausbefiger) gehören. 

Entſch. v. 11. März 1862, Nr. 1889 (1496 ©.-U.). Gegenüber dem⸗ 
jenigen, welder bei der Relicitation das Gut nah dem Schätzungsprotokoll er- 
landen hat, in welchem die vinvicirten Vorräthe nicht unter dem fundus in- 
structus mit aufgeführt find, ift, da dem Erſteher diefe Borräthe lediglich in 
feine Berwahrung übergeben wurden, dem Kläger nicht die volle Beweislaft nach 
8. 369 aufzubürden ($$. 319 u. 471 8. ©.). 

Entſch. v. 15. October 1861, Nr. 6010 (1400 ©.-U.). Die für 
Dedungswecfel eincaffirten Beträge können im Concurs nicht als Egth. zurüd« 
gefordert werben. 


(& 370 — vgl. bei 9.869 cit.) 


8 300: Wer eine bewegliche Sache gerichtlich zurüdfordert, muß fie durch Merkmale be= 
ſchreiben, woburd fie von allen ähnlichen Sachen gleicher Gattung ausgezeichnet wird. 


Entfd. v. 7. Mai 1878, Nr. 3912 (©. 3. 1879, Nr. 43), Die 
Eigenthumsklage bezüglich einer auf einen beftimmten Namen lautenden Grund« 
entlaftungsobligation, welche von dem burd Giro in bianco in deren Beſitz ges 
langten Egthr. im Steueramte als Caution beponirt, vom betreffenden Beamten 
einem Geldwechsler“ und von dieſem weiter verpfändet worden war, ift wider 
den Geldwechsler begründet, weil die Obligation nit dem Beamten, fonbern 
dem Amte anvertraut war (8. 367 B. ©.), und Art. 307 9. ©. fih nicht 
auf Grundentlaftungsobligationen erftredt, — und weil dieſe Obligation, felbft 
wenn fie für ein Inhaberpapier zu halten wäre, der Vorſchrift des 8. 370 B. ©. 
entfprechend von jeder anderen unterfcheiobar befchrieben ift [Schlußfolgerung). 

Entfd. v. 28. October 1870, Nr. 5312 (3931 ©.-U.). Mit der An« 
gabe, „Holz von einem beftimmten Walde, welches vor X Jahren am Stamme 
gelauft und bezahlt wurde,“ ift die veclamirte Sache nicht fo befchrieben, daß fie 
von anderen Sachen gleicher Gattung unterfcieden werben könnte (88. 369 u, 
370 3. ©.). 
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(. 371 — Bol al. 36.5 37. 8 De. 26 . December 1868, Nr. 1 R. @. B. fir 1869, 6. 1898 ; Borfcheiften über 
Binculirung : ran. 6. November 1783 und v. 29. Detober inne RUE @. ve 88. 86 u. 46 der Inflr. 
für Waiſen⸗ Depofitenämter v. 16. — 180 —— 586-867 u 368 Str. Br. D.; 3.286, 


8. 394. Sachen, die fih auf diefe Art nicht unterſcheiden laſſen, wie bares Geld mit andern 
baren Gelde vermenget, oder auf ben Ueberbringer lautende Schulpbriefe, find alfo in der 
Regel kein Gegenftand ber Eigenthumsklage; wenn nicht folhe Umftände eintreten, aus denen 
der Kläger fein Eigenthumsrecht beweifen kann, und aus denen ber Beklagte wiffen mußte, 
daß er die Sache ſich zuzuwenden nicht berechtigt fei. 
Siehe die 6. D. im VI. Bbe. der Man’fcien lg. 

s Entſch. v. 21. Februar 1878, Nr. 10521 (I. B. 1878, Nr. 22). An 
Sr buch den Machthaber Abernangmenen Gelde, erwirbt der Machtgeber das 

Egth. — Wenn bei dem Machthaber das Geld noch nit mit anderem Gelve 
—— (in der Brieftaſche abgeſondert verwahrt) vorgefunden wird, fo kann ber 
Excindirungsklage des Machtgebers 8. 371 B. ©. nicht entgegengehalten werden. Es 
iſt unentſcheidend, daß ber Gerichtsvollzieher das Geld übernahm und dasſelbe 
in's Depofitenamt überbracht wurde, weil es nur auf den Zeitpunkt der Pfän- 
dung noch ankommt. 

Entſch. v. 3. März 1868, Nr. 641 (3005 ©.-U.). Die auf dem Ueber- 
bringer lautende Lebensverfiherungs«-Polizze Tann nach 88. 371 u. 1393 B. ©. 
von der Bſchft. des Verſicherten nicht vindicirt werben, 

Entf. v. 11. Yuli 1866, Nr. 6268 (2549 ©.-U.). Inhaberpapiere 
find fein Gegenftand der Eigenthumsklage, wenn aud der Inhaber (Wechsler) 
fie — bona fide — vom Diebe gefauft hat. 

Entf. v. 15. October 1861, Nr. 6010 (1400 ©.-U.). Die für 
Dedungswecfel eincaffirten Beträge können im Comcurswege nicht als Egth. 
zurüdgefordert werben. 

Entf. v. 3. Jänner 1860, Nr. 14458 (1047 (G.U.). Der Gläu- 
biger des Notare, welcher fi die Eonpons von deſſen Cautionsobligationen im 
Bertrauen auf das Depoſitenbuch erecutiv erfolgen ließ, ift dur $. 367 B. ©. 
wider bie Klage des Egthrs. der Papiere, welcher es unterlieh, feine Eigenthums- 
rechte anmerken zu laſſen, geſchützt. 

Entſch. v. 29. März 1859, Nr. 362 (760 ©.-U.). Nachdem thatfäch- 
lich das in die hiezu beftimmte geſellſchaftliche Caſſe eingefloffene Bargeld mit 
anderem Gelve des Bellagten bafelbft verwahrt wurde, ohne daß hervorgeht, daß 
der Bellagte wiffen mußte, es fei ihm nicht geftattet, geſellſchaftliches Gut gegen 
feinerzeitige Rückerſtattung besfelden Betrages zu verwenden, — bildet dieſes 
Bargeld feinen Gegenftand der Eigenthumsklage, 

Entfd. v. 4. Yuni 1857, Nr. 4472 (373 ©.-U.). Sparcaſſabüchel, 
obgleich als Schuldſcheine auf ben Inhaber bezüglich Uebertragung und Berkehr 
ber Regel des $. 1393 B. ©. unterliegend, können doch vinbicirt werben, weil fie 
dur Nummern, Serien und Namen von einander unterſcheidbar find ($. 326 ibid.). 


b) @igentyumsklage ans dem rechtlich vermutheten Eigenthume des Alägers. 
Gegen welden Befiger diefe Vermuthung eintrete? 
G. 378 — vgl. 88. 1460, 828; 9. 346; 6. 368 ©. @.) 
$. 398. Wenn der Kläger mit dem Beweiſe des erworbenen Eigenthums einer ihm vorent- 
haltenen Sache zwar nicht ausreicht, aber ben giltigen Titel, umd bie echte Art, wodurch er 
su ihrem Befige gelangt iſt, dargethan Hat; fo wird er doch in Rückſicht eines jeden Befigers, 
der keinen, oder nur einen ſchwächeren Titel feines Befiges anzugeben vermag, für den wahren 
Eigenthümer gehalten. 
Entf. v. 3. Auguft 1878, Nr. 8668 (9. B. 1879, Nr. 12). Die 
bloße Erwerbungsart gibt in Bezug auf unbewegliche Güter bloß einen Titel 
zum Egth. (88. 424, 425 u. 431 8. ©.); es ann alfo hieraus allein bie 
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Verpflichtung des Befikers zur Herausgabe der Sache nicht abgeleitet werben. 
Da Kläger aber auch nicht bie erſte Art der Befigerlangung, d. i., daß er jemals 
im Befige der Realität geweſen fei und venfelben verloren hätte, nadweift, fo 
— bie Klage auch nicht nah $. 372 ibid. aus dem vermutheten Egth. 


Entf. v. 19. September 1877, Nr. 5728 (©. H. 1878, Nr. 22). 
Durch ven Nachweis ber gefchehenen Zuaderung wird der unrebliche oder unechie 
Befitz des Gegners nicht bargethan. Die Klage auf Herausgabe eines Grund» 
ſtreifens, um welden ber Better mehr ſich zugeadert habe, ald nach ber in ber 
großvãterlichen Erbfolge ihm zuſtehenden Hälfte des vormaligen Ganzen auf ihn 
entfiele, iſt eine Eigenihumsklage und als ſolche gemäß 88. 369 u. 372 B. ©. 
ungenũgend fundirt. 

Entfd. v. 3. Mai 1876, Nr. 1837 (G. H. 1876, Nr. 58). Da der 
— zugeſteht, daß der Rläger das Srunpftäd getauft habe, fo ift es Sache 

des Belangten, feinen Befigtitel, wodurch jener des Kläger® aufgehoben würde, 
darzuthun. Der Nläger kann zu bem Beweiſe nicht verhalten werben, daß ber 
Bellagte einen Befigtitel habe. 

Entſch. v. 9. Yuli 1872, Ar. 6174 (©. H. 1872). Dem Exeindirungs- 
Möger liegt auch ver Beweis ob, daß er die beim Executen angetroffenen Effecten 
für fih gelauft und fein Eigenthumsrecht daran nicht wieder aufgegeben habe. 

Entfd. v. 19. März 1872, Nr. 704 (4524 ©.-U.). Das Grundſtück, 
welches durch zwei verfchlebene Einantwortungsurkunden an bie verfhiebenen Erben 
zweier vom felben Urbefiger ihre Re. ableitenver Erbl. zugewieſen ift, bleibt 
kraft des DBefiges jenem Streittheile, welcher es befist (88. 373 u. 374 B. ©.). 
Da jeder gefegliche Anhaltspunkt fehlt, vie fpätere Einantwortungsurkunde des⸗ 
ſelben Gerichte, welche diefe frühere Einantwortung ausdrücklich beruft, ald allein 
zu R. beftchend anzunehmen, fo Tann die Klägerin nicht begehren, daß fie im 
Sinne der 88. 372 u. 373 ibid. als wahre Eigenthümerin angefehen werde. 

Entfd. v. 13. December 1870, Nr. 8616 (3985 ©.-U.). Obwohl nit 
bewiefen wurde, daß ber Gellagte eigenmächtig fih in den Beſitz des Nachlafſes 
gelegt habe, kann ſich derſelbe dod nicht mit alleiniger Berufung auf 8. 323 

G. (Bermuthung des Titels des Befigers) im Befige erhalten, weil die Klä- 
gerin durch die mit dem Einantwortungsdecret erwiefene Befugniß zur Uebernahme 
der Realität einen im Bergleih mit der erwähnten Bermuthung jedenfalls ſtärkeren 
Titel ausweift, 

Entf. v. 9. December 1870, Nr. 12418 (3984 G.-U.). Im Sinne 
des $. 372 B. ©. genügt es nicht, bloß dreißigjährige Dauer des Naturalbefiges 
zu erweilen; es muß dad Yactum des Befigerwerbes und die Bethätigung des 
Eigeuthämerwillend dargethan werden. — Der für vie Klagsbehauptung angebotene 
Haupteid ift unzuläffig, weil zur Eigenthumserwerbung nicht nur bie gefeßliche 
Zeitdauer, fondern aud beſondere Rechtsverhältniſſe erfordert werden, welche durch 
Haupteid oder bloße Folgerung aus dem ungeftörten Ann nicht dargethan 
werben können (Hofo. v. 18. Februar 1846, Nr. 935 9. ©. S.). [Schluß- 
folgerung). 

Entid. v. 3. März 1870, Nr. 10984 (3736 G. U.). Es wäre Sade 
ber Beklagten gewefen, ihr Egih. zu beweifen, weil bie Klage auf Rüdftellung 
ver für einen Dritten beftellten Dienftescaution nicht eine Eigenthumsllage, im 
Sinne der 88. 366 u. 372 B. ©.; fonbern eine perſonliche Pfandklage nad) 
8. 1369 ibid, ift. 

«Entf. v. 3. Februar 1869, Nr. 321 (3268 G.-U.). Die Klage deſſen, 
welcher Titel, Exwerbsart und legten factifhen Beſitz für fich hat, wenn auch 
Die Erwerbstitel nur mit generellen Angaben des Rechtsgeſchäftes bezeichnet wurden, 
erſcheint der Concursmaſſe gegenüber, die weder Titel noch Erwerbsart oder Befig 
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auf Seite des Cridatars behauptet, und Beſitz fowie Eigenthum bloß durch die 
Aufnahme der Effecten im Concursinventar behaupten will, nah $. 372 8. G. 
begründet. x 

i Entfd. v. 23. Juni 1868, Nr. 3512 (3083 G.-U.). Gegenüber ver 
für den beflagten Befiger ftreitenden Vermuthung des vechtlichen Titels, umd nad- 
dem ber Bellagte widerſpricht, daß der Erbl. zur Todeszeit die fraglichen Par⸗ 
zellen befefien habe, vielmehr angibt, fie feien mit anderen Gründen von zufammen 
feftftehenten Flächenmaß ihm vom Erbl. mitverfauft worden —, oblag dem publis 
cianifhen Kläger der Beweis, daß nicht die fraglichen fondern andere Parzellen 
damals verkauft wurden. Der Umfland, daß Kläger für die ftrittigen Parzellen ° 
die Steuern entrichtet, iſt unerheblich. 

Entf. v. 14. November 1867, Nr. 8249 (2917 ©.-U.). Der Lage 
auf Herausgabe einer durch poligeiliches Einſchreiten aus dem Beſitze des Klägers 
in den Beſitz des Geklagten Üdergegangenen Sache wurbe nicht flattgegeben, „weil 
der Kläger die Sache als Gefchent, ſonach ohne Entgelt und nicht auf eine Art, 
die ihn nah $. 367 B. ©, gegen ben Eigenthumsanſpruch des Beklagten ſchütt, 
übernommen hatte.“ 

Entf‘. v. 15. Juli 1863, Nr. 4779 (1759 G.-U.). Durd den Um 
ftand, daß Realitäten einer Gemeinde bücherlich zugefchrieben find, ift nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß viefelben einer beftimmten mit der gegenwärtigen Gemeinde nicht 
iventifchen Corporation (Urhausbefiger) gehören. 

Entſch. v. 28. Jänner 1863, Nr. 605 (1645 ©.-U.). Die Hypothelar- 
forberung, melde ber Mandant mit dem Gelve des Mandaiars in defſen Auf 
trage erwarb und ohne deſſen Wiſſen anf feinen Namen ſchreiben lie, ift Eyib. 
des Mandatars (8. 372, 373, 1017 8. ©.). 

Entf. v. 21. December 1859, Nr. 14107 (935 ©.-U.). Bei der 
Actio Publiciana cbliegt es dem Geklagten, einen Titel anzugeben und venfelben 
mit vem Titel des Klägers zu vergleichen. 

Entf. v. 8. Februar 1859, Nr. 68 (723 ©.-U.). Der Promiſſat 
wird, wenn ihm der mortis causa gefcyenfte Gegenſtand vom Promittenten feltft 
ober in deflen Auftrag von Dritten vor dem Tode des Promittenten übergeben 
wurbe, fofort Egthr. der empfangenen Sache ($. 956 B. ©.). : 

Entid. v. 8. Juli 1857, Nr. 6157 (412 ©.-U.). Dem Kläger liegt 
ob, zu erweifen, daß er durch Erfüllung der Bedingungen des eine laesio enor- 
mis beim Gutsverkauf erfennenden Urtheild den Kauf aufrecht erhalten habe; dad 
vorerwähnte Urtheil wirkt ungeachtet der Beftimmung des 8. 12 B. ©. aud auf 
die beiderfeitigen daran intereffirten Rechtsnachfolger. Dem bellagten Erben ger 
bührt, da der Titel des Klägers ungiltig erflärt wurde, der Vorzug. 

Entſch. v. 1. Juli 1857. Nr. 5832 (403 ©.-U.). Der: Ereindirangs« 
age muß flattgegeben werden, wenn der Klaͤger erweist, daß er dem erecutiv 
gepfändeten Wagen bei vem Wagnermeifter beftellt und übernommen, fohin dem 
Executen vermiethet habe, weil hiernach giltiger Titel und echte Befigerwerbsart 
dargelhan find. — $. 456 B. ©. ift im Falle gerichtliher Pfändung nicht ans 
wenbbar. 

Entf. v. 31. December 1856, Nr. 12337 (268 ©.-U.). Durd bie 
von dem Bormann des Bellagten mitgefertigte Inventur ift ein giltiger Titel 
bed Klägers erwiefen, wogegen Beklagter über Widerfprud einen rechtmäßigen 
Titel feines Beſitzes insbefondere auch nicht durch die breigigjährige Erfigung 
erwiefen hat, weil er in dieſe den unreblihen Befig feines Vormannes nicht 
einrechnen darf. : . 

Entf. v. 15. März 1854, Nr. 2512 (©. Ztg. 1854, Nr. 56). Durch 
Kataſtralauszüge kann der volle Bemeis darüber nicht hergeftellt werben, ob eine 
Parzelle ein Hanegrund oder Überhaupt ein (früher nicht wegtrennbarer zc.) Ber 
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flanbtheil eines Grundbuchskörper fei; fie können daher aud nicht das flärkere R. 
des Egthrs. gegenüber dem phyfiſchen Beflger der Parzelle im Sinne des 8. 372 
B. ©. beweifen. 

Entf. v. 232. Februar 1854, Nr. 1213 (©. Big. 1854, Nr. 68). 
Wenn ter Eigenihumsfläger die Sache (Hund) durch Schenkung, Kauf, Taufch 
an fih bradte und nit nah 8. 367 B. ©. von dem Beweife des Egths. 
feines Bormannes befreit ift, muß er nicht bloß feinen Titel und Erwerbsart, 
fondern auch beweifen, daß fein Bormann Egthr. war, witrigens feine Klage 
au auf $. 372 ibid, fundirt erfcheint. 

Entſch.? (P. ©. 164). Ein nur ber Gattung nad fahrennes Gut 
(„Erdäpfel*) kann nicht durch Eigenthumsklage zurädgefordert, fondern deßhalb 
nur die Entſchädigungsklage ($. 1323 B. ©.) angebracht werben. 


(4. 378 — vol. 9. 868 8. 8.) 
8. 308. Wenn alfo der Gellagte die Sache auf eine unredliche oder unrechtmaßige Weiſe 
befigt; wenn er keinen oder nur einen verdächtigen Bormann anzugeben vermag; ober, 
wenn er bie Sache ohne Entgelt, der Kläger aber gegen Entgelt erhalten bat, jo muß er bem 
Kläger weichen. 


Entſch. v. 14. November 1867, Nr. 8249 (2917 ©.-U.). Die Klage 
auf Rüdfellung eines Hundes, welcher ver Beflagten, die ihn geſchenkt crhielt, 
vor 6 Monaten abhanden kam, in der Zwiſchenzeit dem Kläger geſchenkt, dieſem 
aber dur die Polizei afgenommen und der Bellagten übergeben wurde, ift abzu- 
weifen, ba bei gleichflartem Titel dem Beſitzer der Vorzug gebührt. 

Entf. v. 30. Jänner 1866, Nr. 110 (2374 ©.-U.). 8. 440 B. ©. 
fegt voraus, daß, wer vie Intabulation früher erwirtt hat, dieß redlicher Weife 
that. Der fpätere Käufer, welcher die Mägerifche Behauptung nit widerſprach, 
daß er bei Abfchluß feines Kaufvertrages von dem thatſächlichen und rechtmäßigen 
Befige des früheren Käufers wußte, ift unredlicher Beftger, daher nach 88. 335, 
346, 373, 1295 u. 1323 ibid. zu condemniren. 

Entſch. v. 4. Yuni 1857, Nr. 4472 (373 ©.-U.). Sparcafjebücel, ob» 
gleih als Schuldſcheine auf den Inhaber bezüglich Uebertragung und Berfehr 
der Regel des 8. 1393 B. ©. unterliegend, können vindicirt werben, weil fie 
durch Nummern, Serien, Namen voneinander unterſcheidbar find ($. 326 ibid.). 

Entfd. v. 31. December 1856, Nr. 12337 (268 ©.-U.). Durd die 
von dem Bermanne des Bellagten mitgefertigte Inventur ift ein giltiger Titel 
des Klägers erwiefen, wogegen Bellagter über Widerſpruch einen rechtmäßigen 
Titel feines Befiges insbefondere auch nicht durch die breißigjährige Erſitzung 
erwiefen bat, weil ex im dieſe ven redlichen Beſitz feines Vormannes nicht ein- 
rechnen darf. 


G. 574 — vgl. fi. 828 u. 860 ©. 6.) 


8. 384. Haben ver Geklagte und der Kläger einen gleichen Titel ihres echten Befiges, fo ge- 
bührt dem Geklagten kraft des Befitzes der Vorzug. 


Entſch. v. 17. Iuni 1877, Nr. 7452 (9. B. 1879, Nr. 29). Die 
Erbserflärung des Gemeinerben für den ganzen Nadlaß und der angemeldete 
Aufpruch auf Ausfcheidung einzelner Sachen aus diefem Nachlaß als angebliche 
Subfiitutionsmaffe find nicht collivirende Erbanfprüdhe im Sinne des $. 125 
Abh.⸗Pat. Letzterer Anſpruch ift daher gegen bie Bſchft. im Klagswege zu er- 
weifen (88. 420, 323, 324 u. 374 B. ©.). 

Entjd. v. 19. März 1872, Nr. 704 (4524 ©.- u). Das Grundftüd, 
welches durch zwei verfchievene Einantwortungsurkunden an die verfhievenen Erben 
zweier vom felben Urbefiger ihre Re. ableitender Erbl. zugewiefen ift, bleibt kraft 
des Befiges jenem Streittheile, welcher es befigt (88. 373 u. 374 B. ©. 
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Entſch. v. 3. November 1867, Nr. 15362 (G. H. 1869). Ein Erb⸗ 
pächter übergab als folder zuerſt vem Schwiegerfohn B */,, dann dem Schwieger« 
john A !/, eines Grundſtüdes. Durch Aufhebung des Unterihänigkeitsverbandes 
Egthr. geworben, übergab er das Egth. des ganzen Grundes vertragsmäßig 
zuerſt dem A, dann vem B —. Die Klage des A auf Herausgabe ber %/, von 
B wurde abgewiefen. 

Entfd. v. 26. Februar 1856, Nr. 1759 (165 ©.-U.). Eine Schenkungs- 
urkunde, welche unter Intervention des nachherigen Teflamentserben errichtet, 
von dem Beſchenkten aber nicht ſchriftlich angenommen wurde, iſt kein Btg. und 
da die phyſiſche Uebergabe nicht erfolgte, muß nach 88. 884 u. 943 B. G. 
dem zufolge ſpäteren Teſtamentes in den Beſitz gelangten Beklagten nach 8. 374 
ibid. der Vorzug eingeräumt werben. 


(6. 875 — vgl. 9. 348; 66. 1395, 376 u. 877 8. ©.) 


8. 395. Wer eine Sache in fremdem Namen befigt, Bann fi gegen die Eigenthumsllage 
dadurch fügen, daß er feinen Bormann namhaft macht, und ſich dariiber ausweiſet. 


Entf. v. 9. Mai 1878, Nr. 12690 (G. H. 1879, Nr. 6), Wenn- 
gleich e8 richtig if, daß zur Begründung der Vindicationsklage der 
Nachweis hinreiht, dag der Geklagte den flreitigen Gegenſtand inne 
babe, und daher dem Kläger ein Beweis darüber, daß der belangte 
Theil die zurüdgeforderte Sahe im eigenen Namen befige, nicht 
aufgelajtet werden Tann (88. 369 u. 366 B. ©.), es vielmehr dem 
Inhaber obliegt, um der im $. 377 ibid. beflimmten Haftungspflicht 
zu entgehen, den von ihm vertretenen eigentlihen Befiger des 
Streitobjectes namhaft zu machen und auszumweifen (8. 375 ibid.), 
fo muß dod vie Mage abgewiefen werben, fobald ber Inhaber den Nachweis 
liefert, daß er das Streitobject im Namen eines Dritten beſitze. 

Entſch. v. 18. September 1873, Nr. 8990 (5085 ©.-U.). Der Pächter 
iſt nicht ermächtigt, mit Rechtswirkſamkeit eine Servitut zum Nachtheile des Pacht ⸗ 
gutes aufzugeben nnd die freiheit des Egths. eines Andern zu defien Gunſten 
anzuerfennen, er ift daher nah 8. 375 B. ©. als mit der actio negatoria 
Bellagter nicht legitimirt [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 13. Mai 1857, Nr. 3809 (346 G. u). 8. 375 8. ©. 
findet Anwendung, obwohl Mäger und Gellagter über die Perfon des Bormannes 
des Leteren Divergirendes angeben, da gleihwohl rechtlich gewiß if, daß bie 
Geklagten in frembem Namen befigen. Unter „Bormann“ ift auch ein Depofitar 
zu verftehen. — Der bloße Inhaber einer Sache ift weder berufen, noch berechtigt, 
die Re. desjenigen, in deſſen Namen er befigt, zu vertreten. 


Gefeglige Helge: 
a) der Abläugnung des Beſitzes; 
(6. 376 — vgl. $. 375 8. @.) 


8: 396. Wer den Befig einer Sache vor Gericht läugnet, und defien überwiefen wird, muß 
dem Kläger deßwegen allein fon den Beſitz abtreten; doch behält er das Recht, in ber Folge 
feine Eigenthumsklage anzuftellen. 


b) des vorgegebenen Befikes; 


(4. 377 — vgl. 30. Haupt. 8. ©.) 
8. 399. Wer eine Sache, die er nicht befitt, au befigen vorgibt, und ben Kläger dadurch irre 
füpet, Haftet für allen daraus entftehenden Schaden. 


D. Theil. 2. Haupt. Eigenthumsrecht. 88. 375—879, 189 


e) des anfgegebenen Befes Der Areitigen Sache. 
G. 578 — vgl. $. 888; 4. 1295; 68. 306, 1884; $. 1435 8. ©.) 

8. 306. Ber eine Sache im Befige Hatte, und nad zugeftellter Klage fahren lieh, muß fie 
dem Kläger, wenn biefer fi nicht an den wirklichen Inhaber halten wid, anf feine Koften 
zurückverſchaffen, oder den außerordentlihen Werth derfelben erfegen. 

Entf. v. 19. April 1871, Nr. 4905 (4133 ©.-U.), Wenn die Seque- 
ration ſtreitiger Saden bewilligt wird, ift damit and die Verpflichtung zur 
fofortigen Herausgabe verfelben, woflir der Geklagte nah 8. 378 8. ©. haftet, 
begründet. Der Umftand, dag der Gellagte „ohnehin nah $. 378 ibid, haftet”, 
hindert wicht, daß nach der Kegel des Hof. v. 31. October 1800, Nr. 512 
3. ©. ©. durd den Recurs die Sequeftration nicht gehemmt werde und fann 
nicht als ein Ausnahmsfall im Sinne des Hoſd. v. 2. März 1799, Nr. 459 
3. ©. ©, betrachtet werben; die angebrohte Geloftrafe if — wenn auch durch 
Einbringung des Revifionsrecurfes die Rechtskraft des Beſcheides aufgejchoben 
wurde, verfallen. 

Entf. v. 14. October 1862, Nr. 6101 (1574 ©.-U.). 8. 378 B. ©. 
zeigt, daß eime Streitfache keineswegs ausnahmelos nach dem Stande zur Zeit 
ver Klage ohne Berüdfichtigung fpäterer Ereigniſſe beurtheilt werden müfle. Der 
wegen nicht rechtzeitiger Lieferung einer in Verftoß geratbenen Waare auf Erfat 
geflagte Spebiteur, ifl, da nad Anftellung der Klage die Waaren ſich wieder 
fanden, nur zur entſprechenden Quote erfagpflichtig. 

Entf. v. 18. November 1858, Nr. 11228 (666 ©.-U.). Der auf 
unentgeltliche Herausgabe “einer Realität Belangte ift aud für die nach der Klage 
erfolgte Belaftung verantwortlich. 

Eutſch. v. 23. December 1852, Nr. 12762 (©. Ztg. 1853, Nr. 157). 
Die drei Magen, welche nad 8. 378 B. ©. dem Eigenthumsfläger gegen jenen 
zuſtehen, ver die flreitige Sache im Befige hatte, nach zugeftellter Kiage aber 
fahren ließ — können gleichzeitig angebracht werden und felbft die lage auf den 
außerorbentlihen Werth, ift nicht von der’ früheren Entſch. des gegen den nun- 
mehrigen Inhaber anhängig gemachten Procefies bebingt; doch fann das Klage⸗ 
begehren nur auf die Eoentualität geftellt werden, daß die Sache weder vom 
wnnmehrigen Inhaber zurüderlangt, no von dem, der den Beſitz gefegwibrig 
anfgab, zurüdverfchafft werde. 


Was der Yefiger dem Gigenthümer erflatte. 
(8. 379 — vgl. 98. 331 — 334, 336 ©. &.; 21. Hauptft. der Str. Pr. D.) 


8. 389. Was fowopl der redliche als unredliche Befiger dem Eigenthümer in Anfehung des 
entgangenen Rugens, oder des erlittenen Schadens zu erfegen habe, ift in bem vorigen Haupt- 
ſtücke beftimmt worden. & 
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Drittes Hauplſlück. 


Bon der Erwerbung des Eigenthumes durch Zueignung. 


Inhalt: Benin Erforbernifle ber Erwerbung ($. 380). Titel und Art ber unmittel⸗ 
baren N grmerbung Bar areignung (88. 381 u. 382): 1. durch ben m hierfang 
(85. 383 u. 384); 2. ch das Finden u Saden (88. 385 — 3871. 
Vorſchriften über das Ale a) verlorner Sachen ($$. 388 — 394); b) ver⸗ 
ber ener Gegenflände (88. 395 — 397); 0) eines Schates (88. 38 — — 401). 
on ber Beute (8. 402). Bon dem Rechte aus ber Rettung einer fremben 

Kein Sade (8. 403). 


Bol. 133 18,38 8. ©,; jgrundgef. v. 21. December 1867, Nr. 142, Zagbpat. v. 7. Märy 1849, Nr. 154 
; Bolle u. er Do ni. Juli 1885; $. 760 ©. G.; Stantöverträge; Civ. u. MU. Str. G. 


Rechtliche Erforderniffe der Erwerbung. 
(6.380 — vol. 66. 438, 424; Mi. 381, 05 8. 6.) 
8. 360. Ohne Titel und ohne rechtliche Erwerbungsart kann Fein Eigentum erlangt 
werben. 


Entſch. v. 23. Mai 1878, Nr. 2394 (©. H. 1878, Mr. 70). Für 
die Excindirungsklage ber Ehegattin iſt der Notariatsact, worin der Ehemann 
ihr Egth. anerkennt, a priori belanglos, weil nur den Gatten gegenüber beweis- 
machend. unenijheidend iſt weiter der Beweis, gewiſſe Effecten in die Ehe ein- 
gebracht zu haben und ungenügenb die Behauptung, einen anderen Theil ber ge: 
pfändeten Effecten mit eigenem Gelde gekauft und übergeben erhalten zu haben, 
weil weder der Zeitpunkt des Erwerbes, noch der Preis und die Perfon der Ber- 
Käufer bezeichnet wurden, — Ueber fo unbeftimmte Umſtände ift die Auftragung 
des Haupteides unzuläffig. 

Entf. v. 14. December 1876, Nr. 9661 (©. Big. 1877, Nr. 9), 
Der Ercindirungsflage der Ehegattin auf Orund eines Notariatsactes, worin der 
nachher exequirte Gatte beftätigt, daß ſämmiliche Fahrniſſe von feiner Gattin beir 
geftellt, von ihrem Gelde bezahlt worden und daher ihr volles Egth. find, muß 
gegen Identitatsbeweis flattgegeben werden, weil es fid hier niht um den — 
allerdings nicht gemäß $. 380 B. ©. erbrachten [Schlußfolgerung] — Beweis 
des Eigenthumserwerbes des Klägers, fondern darum handelt, daß bie Vermu⸗ 
ihung des $. 1237 ibid. für den Erwerb durch den Mann nicht Play greife. — 
[Worſpr. ver Entfh. Nr. 2394 ex 1878.) 

Entſch. v. 26. März 1874, Nr. 2445 (5310 ©.-U.). Die Angabe, den 
Wechſel durch Blancoindoffament erworben zu haben, iſt uneniſcheidend, weil nad 
8.380 B. ©. ohne Titel und rechtliche Erwerbungsart kein Egth. erlangt wird, 
hiezu bezüglich des Wechfels, für welchen eine Ausnahme nicht flatuirt ift, nad 
$. 426 ibid. bie Körperliche Uebergabe erfordert wird, dieſer aber beim Executen 
gefunden wurde. 

Entf. v. 5. April 1872, Nr. 1470 (4559 G.-U.). Durch den ledig⸗ 
Gi zu Beſteuerungszwecken angelegten Stenerkatafter kann das Egth. nicht er · 
wiefen werden. 

Entſch. v. 30. December 1864, Nr. 1231 (©. Big. 1865, Nr. 30). 
Im gerichtlichen Vergleich liegt der Titel, aber noch nicht die darch executive 
Einantwortung -zu erweifenbe) Erwerbungsart, 

Entf. v. 18. Februar 1863, Nr. 380 (©. Big. 1863, Nr. 47). 
8. 380 8. ©, gilt auch vom Egth. am Wedhfel. 
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Titel und Art der unmittelbaren Grwerbung. Die Zueignung: 
(8. 881 — vgl. 88. 18, 33; 95. 287, 886; 399, 407, 410 B. @.; bei $. 388 cit.) 
8. 3814. Bei freiftehenden Sachen befteht der Titel in ber angebornen freiheit, fie in Befig 
zu nehmen. Die Erwerbungsart ift die Zueignung, woburd man fid einer freiftehenden Sache 
bemächtiget, in ber Abficht, fie als bie feinige gu behandeln. 


(6. 382 — og. bei 8. 881 eit.; Werggef. v. 3. Mai 1854, Rr. 146 9. ©, B.; Staatämon. D.) 

8. 382. Freiflehende Sachen können von allen Mitgliedern des Staates durch die Zueignung 
erworben werden, infofern diefes Befugniß nicht durch politiſche Geſetze eingefhränft iſt, oder 
einigen Mitgliebern das Vorrecht der Zueignung zuſteht. 

Eutſch. v. 10. Februar 1857, Nr. 1092 (1014 G.-U.). Die klagende 
Gemeinde, welde die zwiſchen ihren Uferbefigungen entflandene Imfel ſich nicht 
zugeeignet bat, eıwarb nad $. 380 B. ©. aud nicht das Egth. an der Hufel. 
Der gegenwärtige Befiger, welder durch feine Anftalten zur Erhaltung und Ber- 
größerung der Inſel ſich diefelbe zueignete, ift der Egihr.; 8. 407 ibid. ſteht 
nicht entgegen, weil er ein Entftehen, d. i. ein bloß durch Naturereigniffe be- 
dingtes Werben, vorausfegt; die Infel aber durch den Wehrbau und die An- 
pflanzung des Bellagten entflanden iſt. - 


1. durch den Shierfang; 


(6. 388 — vgl. 86. 1391, 1339, 388 — 39; $. 354 ©. G.; kaiſ. (Jagd«) Pat. v. 7. Mry 1049, M. Bog. vom 
15. December 1852, Rr. 857 R.8.8.; —— meift aus dem J. 1870 zum Schuge ber kleinen Bögel; $3. 174, 


178, 179 u. 460 Etr. G.; x Fiſchereirechte: Erl. v. 81. er 1858, 3. 480; Hoflrgär. 
* a ea le 


8. 363. Diefes gilt in&befondere von dem Thierfange. Wem das Recht gu jagen oder zu 

fiigen gebühre; wie der übermäßige Anwachs des Wildes gehemmet, und der vom Wilde ver- 

urſachte Schaden erfeget werde; wie ber Honigraub, ber durch fremde Bienen gefchieht, zu ver- 

hindern fei: ift in den politifhen @efegen feſtgeſetzt. Wie Wilddiebe zu beftrafen feien, wird 
in den Gtrafgefegen beftimmt. 

Entf. des Min. des Innern v. 10. Juni 1854, Nr. 1324 (PB. ©. 
167). Der Bogelfang ift fein Befanptheil des Jagdrechtes. Jedermann kann 
auf eigenem oder mit bed Egthrs. Bewilligung aud auf fremden Grund einen 
Bogelherd errichten. 


(6. 384 — vgl. Pat. v. 8. April 1775.) 
8. 384. Häusliche Bienenfhwärme und andere zahme gder zahm gemachte Thiere find kein ' 
Gegenſtand des freien Thierfanges, vielmehr Hat der Eigenthlimer das Hecht, fie auf fremden 
Grunde zu verfolgen; doch fol er dem Grunpbefiger den ihm etiva verurfachten Schaden er» 
fegen. Im Falle, daß der Eigenthlimer des Mutterfiodes den Schwarm durch zwei Tage nicht 
verfolgt Hat; oder, daß ein zahm gemachtes Thier durch zweiundvierzig Tage von felbft aus⸗ 
geblieben ift, kann fie auf gemeinem Grunde Jedermann; auf dem feinigen der Grundeigen- 
thlimer für fi nehmen und behalten. 

Entſch. v. 3. März 1863, Nr. 1085 (1662 ©.-U.). In ben 88. 384, 
360, 614 u. a. fpricht fi die Tendenz des B. ©. aus, der Freiheit des Egthrs. 
in der Berfügung mit feinem Egth. keine engen Grenzen zu fegen. 


2. durch das Finden freiſtehender Sachen. 


6. 585 — $. 760; bei 8. 882 eit.; 88.881 u. 402 der Boll» u. Staatsmon. D.; Pat. v. 81. März 1858, Ar. 90 
‘ . hrs 20 Detober 1000, Der Ga R GR: Berggei. 8. 3.) — 


8. 885. Reine Privatperſon iſt berechtigt, die dem Staate durch die politiſchen Berorbnungen 
vorbehaltenen Erzeugniffe fi zuzueignen. 
(8. 886 — vgl. 8. 862 8. ©.) 


8. 386. Bewegliche Sachen, melde der Eigentümer nicht mehr als die feinigen behalten 
will, und daher verläßt, kann fich jedes Mitglied des Staates eigen machen. 
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. 387 — t. dv. 17. april 1784; . D. 1. Juli 1786 und o. 14 1818, Rr. 1410 3. ®. ©.; 
% u em. D. v. 20. —S—— Saar, 3.39 X ten») Bat. dv. 15. 23 1858, 
Nr. 184 R. G. B.; Bauorbn.) 

8. 383. Inwiefern Grundftüde wegen gänzlicher Unterlaffung ihres Anbaues, oder Gebäude 


wegen ber unterlaffenen Herftellung für verlaſſen anzufehen, oder einzuziehen feien, beftimmen 
die politifhen Gefege. 


Vorſchriften Über das Finden: a) verloruer Baden; 
(4. 388 — vgl. 9. 869 und bei $. 387 cit.; über bie Aufhebung des Gtrankreihteß; Steatänerträge.) 
8. 388. Es ift im Zweifel nicht zu vermuthen, daß Jemand fein Eigenthum wolle fahren 
laſſen; daher darf kein Finder eine gefundene Sade für verlaſſen anfehen und fich dieſelbe zu-· 
eignen. Noch weniger darf fih Jemand des Strandrechtes anmaßen. 

Entf. v. 18. Februar 1874, Nr. 1320 (5274 G.-U.). Eine Hand» 
taſche, weldhe in dem Wagen eined an der Enbftation angelommenen Zuges ver- 
geffen wurde und bei der vorfcriftsmäßigen Nachſchau durd einen Bahnbevienfteten 
wahrgenommen wird, ift von dem Bahnbevienfteten ebenfowenig gefunden, als eine 
in einem Haufe im Gewahrfam des Hausherren zurüdgelafiene Sache, von dem 
Dienftboten des Letzteren. Nur für das Ausliefern einer außer jedem Gemwahr- 
ſam gefundenen Sache kann ein Finderlohn beanfprucht werben. 

Entf. v. 19. Mai 1857, Nr. 4697 (©. Big. 1857, Nr. 115; P. ©. 
169). Der Finderlohn gebührt auch dem Finder einer geflohlenen und vom 
Diebe verftedten Sache. 

Entf. v. 11. Jänner 1854, Nr. 130 (©. Zig. 1854, Nr. 20; P. ©. 
168 u. 172). Verloren nennt man eine Sache, wenn dem Egthr. der Ort, wo 
diefelbe fich befindet, unbefannt ift; vergeſſen, welde der Egthr. ohne jede Ob- 
forge an einem zwar ihm, aber nicht den Entveder befannten Orte ließ. Als 
verloren und fohin gefunden Tann eine in einem Gaft- oder Caffeehauſe von 
einem Gafte auf dem Tiſch, wo er faß, zurüdgelaflene Sache nicht betrachtet 
werben; wohl aber eine am Boden bafelbft, ohne Hinveutung auf den Egthr. 
angetroffene, wenn auch dem Gaſte gehörige Sache. 

N enbapmnbekteb)s Yoffeger. Sic or 5. Mat Did, BLEIT: He BrbB7B Er Ar RD 

8. 369. Der Finder ift alfo verbunden, dem vorigen Befiger, tvenn er aus den Merkmalen 

der Sache, oder aus anderen Umftänben deutlich erfannt wird, die Sache zurüczugeben. Iſt 

ihm der vorige Vefiger nicht bekannt, fo muß er, wenn das Gefundene einen Gulden am 

Werthe überfteigt, den Fund innerhalb acht Tagen auf die an jedem Orte gewöhnliche Art bes 

kannt machen laffen, und wenn bie gefundene Sache mehr ale zwoölf Gulden werth if, ben 
Borfall der Ortsobrigkeit anzeigen. 

Entſch. v. 7. September 1870, Nr. 3654 (3864 G.-U.). Das dem Poft- 
fuhrmanne unterwegs abhanden gelommene Padet ift als eine verloren gewefene 
Sache anzufehen, weil ihm bei der Entvedung des Abganges der Drt, wo das 
Packet wegfam, nicht befannt war. Dem finder gebührt der Finderlohn, ob⸗ 
wohl das Padet abreffirt war; der 8. 389 B. ©. fpricht auch von dem Finden 
einer Sache, deren Borbefiger befannt ift, nach Analogie des $. 396 ibid. Daß 
8. 391 ibid. nur des Finderlohnes, ben der unbelannt gewefene Inhaber zu zahlen 
bat, ausbrüdlih erwähnt, fteht dem nicht entgegen. Die Vorſchrift des Hofe. 
v. 24. Februar 1818, Nr. 1410 9. ©. S., kann als, für auf Namen Iautende 
Obligationen, ftatuirte Ausnahmöbeftimmung auf den vorliegenden Fall nicht an⸗ 
gewendet werben. 

Entf. v. 10. December 1852, Nr. 12319 (©. Big. 1854, Nr. 19). 
Der Anfprud auf den Finderlohn wird nicht aufgehoben, wenn der Egthr., ehe 
nod die in 88. 389 u. 390 angeordnete Belanntmahung des Fuudes gefchehen 
Tonnte, ſich gemeldet hat. 
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(8. 390 — vgl. bei 8. 889 dit.) 
5.390. Die Obrigkeit hat die gemachte Anzeige, ohne bie befonderen Merkmale der ge- 
fandenen Sache zu berühren, ungefäumt auf bie an jedem Orte gewöhnliche Art; wenn aber 
der Eigenthümer in einer den Umftänden angemefienen Zeitfrift fih nicht entvedt, und ber 
Berth der gefundenen Sache fünfundzwanzig Gulden überſteigt, dreimal durch die öffentlichen 
Zeitungsblätter bekannt zu machen. Kann die gefundene Sache nicht ohne Gefahr in den 
Händen des Finder gelafien werden, fo muß die Sade, ober, wenn biefe nicht ohne merk- 
lichen Schaden aufbewahrt werden könnte, der buch öffentliche Feilbietung daraus gelöfte 
Berth gerichtlich hinterlegt, oder einem Dritten zur Berwahrung übergeben werden. 

Entfd. v. 10. Juni 1863, Nr. 4079 (1745 ©.-U.). Durd die im 
8. 390 B. ©. angeorbnete Hinterlegung bleiben eben ſowohl vie Re. des Fin- 
vers, als jene des Berlufiträgers gewahrt. Dur die an die Stelle des Rs. 
bes Berluftträger8 tretenden Re. des Finders werben bie Heimfallsrechte ber 
Pfandleihanſtalt ausgefcloffen. Die Inftruction für das Leihamt v. 27. Februar 
1875 Tann dem nicht entgegengehalten werben; ber nad Ablauf des Evictal- 
termins buch Berfauf des Pfandes erzielte Mehrerlös ift dem Finber auszufolgen. 

Entid. v. 13. Mai 1863, Nr. 3388 (1716 G. N.). Ob das R. der 
Benügung der gefundenen Gelofumme, aud die Berechtigung, deren Ausfolgung 
zur Verwahrung und beliebige Verwendung ohne Sicherftellung zu fordern, in 
fi fchließe und ob der über den Zinfengenuß hinausreichende Anſpruch des Fin- 
ders im Gefetze begründet fei, kann nicht von Amtswegen entſchieden werben. 
PER MEERE SIE En BEFORE 3 
8. 391. Benn fi der vorige Inhaber oder Eigenthümer der gefundenen Sache in einer 
Jahresfriſt, von der Zeit ber vollendeten Kundmachung, meldet, und fein Recht gehörig dar⸗ 
thut, wird ihm die Sache oder das daraus gelöfte Geld verabfolgt. Er ift jedod verbunden, 
die Auslagen zu vergüten, unb dem Finder auf Verlangen Zehn von Hundert des gemeinen 
Berthes als Finderlohn zu entrichten. Wenn aber nad biefer Berechnung bie Belohnung eine 
Summe von taufend Gulden erreicht hat, fo ſoll fie in Rückficht des Uebermaßes nur zu Funf 

von Hundert ausgemeflen werben. 


Entf. v. 7. September 1870, Nr. 3654 (3684 G.⸗U.). Die Vorſchrift 
des 8. 391 B. G. über den Finderlohn gilt auch, wenn der Inhaber oder Egthr. 
dem Finder befannt war, weil $. 389 ibid, ausdrücklich auch dieſen Fall erwaͤhnt, 
nach Analogie des $. 396 ibid. (Finderlohn des bekannten Egthrs. einer ver- 
foren gewefenen Sache an den Entveder). Das Hofd. v. 24. Februar 1818, 
Ar. 140 I. ©. S., wornah das Finden von auf Namen lautenden Obliga- 
tionen fein Finderlohn gebührt, muß ſtricte interpretirt werden und iſt auf das 
Finden eines abreffirten Poftpadetes nicht anwendbar. 

Entſch. v. 2. April 1856, Nr. 2895 (©. Ztg. 1856, Nr. 79). Bon 
gefundenen öffentlihen Obligationen ift der Finberlohn nach deren Nennwerth zu 
bemeffen, "fofern der Egthr. nicht den mit Rüdfiht auf die Zeit des Fundes 
geringeren, conrömäßigen Werth erweift. 

Entf. v. 11. Jänner 1854, Nr. 130 (P. ©. 172). Der Finder hat 

. auf den Finderlohn nur dann Aniprud, wenn er den Egthr. des Fundes nicht 
fogleih aus den Merkmalen der Sache oder anderen Umftänden erfennen Tonnte. 
(8. m02 — vol. Seid. B01 ci. 4: 1086-1088; 08: BET, BER; AB. BOB, DO0; Mi. 1400, 14805 08. 1006, 1077 

®. G.; Hof. v. 3. Yämer 1818, Ar. 1410 3. @. ©) 
5. 398. Wird die gefundene Sache innerhalb der Iahresfrift von Niemanden mit Recht an« 
geſprochen, fo erhält der Finder das Recht, die Sache oder den daraus gelöften Werth zu be⸗ 
nügen. Meldet fih ber vorige Inhaber in der Folge, fo muß ihm nach Abzug der Koften und 
dee Finderlohnes die Sache oder der gelöfte Werth ſammt ben etwa daraus gezogenen Zinfen 
virüdgeftellt werden. Erſt nad) der Berjäprungsgeit erlangt der Finder, gleich einem redlichen 
Befiger, das Eigenthumsrecht. 
RiehL, barel. Beiehb. erl 13 
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Entf. v. 18. Februar 1874, Nr. 1320. (5274 G.-U.). Eine Hand- 
taſche, melde in dem Waggon eines an ver Enpftation angelommenen Zuges 
vergeflen wurde und bei e S oefehriftemägigen Nachſchau durch einen Bahnbes 
dienfteten wahrgenommen wirb, ift von dem Bahnbevienfteten ebenfowenig gefunden, 
als eine in einem Haufe im Gewahrfam des Hansheren zurückgelaſſene Sache 
von dem Dienfiboten des Letzteren. Nur für das Ausliefern einer außer jedem 
Gewahrfam gefundenen Sache fann ein Finderlohn beanfprudt werben. 

Entf‘. v. 10. Juni 1863, Nr. 4079 (1745 G.-U.) Die Vorſchrift 
des 8. 392 findet aud auf den Finder eines Berfagzetteld Anwendung. 


(4. 398 — vgl’. 200 u. 201 Str, G.; 98. 964, 965; 86. 1308, 1818 8. ©.) ” 
8. 393. Ber immer die in den $$. 388892 angeführten Borfchriften außer Acht läßt, haftet 
für alle ſchädlichen Folgen. Läßt fie der Finder außer Acht, fo verwirkt er auch den Finder 
lohn, und macht fi aufolge des Gtrafgefegbuches noch überdieß nach Umftänden des Be- 
truges ſchuldig. 

Entſch. v. 31. October 1878, Nr. 9219 (©. H. 1879, Nr. 82). 
Wechfel haben, weil als Privaturtunden nah Hofd. v. 27. October 
1797, 3. 385 3. ©. S., nidt ſchäzbar, im Sinne des $. 304 8. ©. 
feinen beftimmten Werth, baher aud vom Finderlohn, der nad $. 391 
ibid. vom gemeinen Werthe zu berechnen if, nicht die Rede fein 


t . 393]. 
a (8. 894 — gl. 8. 839 8. &) 


8. 394. Mehreren Berfonen, welde eine Sache zugleich gefunden haben, Tonımen in Rüd- 

ficht derfelben gleiche Berbindlichkeiten und Rechte zu. Unter die Mitfinder wird auch derjenige 

gesählt, welcher zuerfi die Sache entdeckt, und nach derſelben geſtrebt hat, obgleich ein Anderer 
fie früher an fi gezogen hätte. 

Entf. v. 7. September 1870, Nr. 3654 (3864 ©.-U.). Die Ein- 
wendung des auf Finderlohn Gellagten, daß ein Dritter das Padet auf ber 
Straße erblidte und aufheben wollte, aber vom Kläger zurückgeſtoßen wurde, ift 
unentſcheidend, weil dann ber Kläger noch immer nah $. 394 B. ©. als Mit- 
finder anzufehen wäre, und ber erwähnte Dritte keinen Anſpruch erhoben hat. 


b) verborgener Gegenfände; 
G. 895 — vgl. 8. 888 u. ff.) 

8. 395. Werben vergrabene, eingemauerte ober fonft verborgene Sachen eines unbekannten 
Eigenthümers entdedt; muß die Anzeige fo, wie bei dem Funde überhaupt, gemacht werben. 

Entf. v. 19. Mai 1857, Nr. 4697 (356 G.-U.). Es ift unentſchei⸗ 
dend, daß die gefundene Sache geftohlen war, weil fie von bem Diebe ver- 
borgen und für den Egthr. als verloren betradtet werden muß, da ihre Wieder⸗ 
gewinnung nur dem Zufall zu danken war; auch ift es unentſcheidend, daß bie 
Finder im Dienfte der Behörde (Stadtgemeinde) ſich befinden, weil fie vie Sache 
nit aus Anlaß einer ihnen aufgetragenen Amtshandlung gefunden haben: Den 
Findern gebührt der Finderlohn. 

Entſch. v. 11. Jänner 1854, Nr. 130 (P. ©. 168). Verbargen heißen 
Sachen, von deren Borhandenjein der Egthr. eine Kenntniß bat. 


(8. 896 — vgl. 98. 889; 301 8. &.) . 
8. 396, Wird der Eigenthlimer aus den Außerlihen Merkmalen oder anderen Umftänben 
entdedt, fo iſt ihm die Sache zuzuftellen; er muß aber, wenn er nicht beweifen kann, ſchon 
ehe Renntniß davon gehabt zu haben, dem Finder den in 8. 891 ausgemeffenen Finderlohn 
“entrichten. 
Entſch. v. ‚7. September 1870, Nr. 3654 (3864 ©.-U.). Bezüglich des 
Finderlohnes ift bie ratio legis bei vergrabenen und verlornen Sachen biefelbe; 
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ver Inhaber ober Egthr. hat den Finderlohn zu zahlen, wenn ihm aud ber 
Finder aus was immer für Umfländen als folhen ertannt hat. 


(6. 397 — vgl. 66. 890-392 8. ©.) 


8. 39%. In dem alle, daß fi ner Eigenthümer nicht fogleich erkennen läßt, muß bie 
Obrigkeit nach den Vorſchriften der SS. 890-892 verfahren. 


c) eines Schakes. 
@. 398 — vgl. 55. 381, 383, 386; 85. 899, 1145, 11478. ©.; Goffztb. v. 14. Auguft 1846, polit. @. ©. Bb. 74.) 
8. 396. Beſtehen die entvedten Sachen in Geld, Schmuck, oder anderen Koftbarkeiten, bie 
fo lange im Berborgenen gelegen haben, daß man ihren vorigen Eigenthümer nicht mehr 
erfahren Tann, dann heißen fie ein Schag. Die Entdedung eines Schatzes iſt von ber Obrig« 
teit der Landesftelle anzuzeigen. 


399, das Drittel des Staates Ift ._ d 16. 1846 auf — vol. 5.8945 96. 1148, 1147, 
am, Nur) Goftan. m 10 gun 1 fgegeben — vgl. 6 s 


8 399. Bon einem Schage wird ber dritte Theil zum Staatsvermögen gezogen. Bon ben 

zwei übrigen Drittheilen erhält eines der Finder, das andere der Eigenthümer des Gruudes. 

Iſt das Eigenthum des Grundes getheilt, fo fält das Drittpeil dem Ober- und Nutzungs⸗ 
eigenthümer zu gleihen Theilen zu. 

Entf. v. 5. December 1872, Nr. 12204 (4802 ©.-U.). Dem Egthr. 
des rundes (Haufes), der als ſolcher den Antheil an einem Schatze anfpricht, 
obliegt der volle Beweis feines Eigenthumsrechtes, wozu ber Beweis des bücer- 
lichen Vefiges unerläßlich ift. 

@. 400 — vgl bei 5. 399 cit.; $ 301 Str. ©.) 
8. 400. Wer fi dabei einer unerlaubten Handlung ſchuldig gemacht, wer ohne Wiflen und 
Witlen des Nutzungseigenthümers den Schatz aufgelucht; oder, den Fund verheimlicht hat; 
deflen Antheil foll dem Angeber; ober, wenn Kein Angeber vorhanden ift, dem Staate gufallen. 
@. 401 — vgl. $. 1009 8. @.) 


8. 401. Finden Arbeitöleute zufälliger Weife einen Schatz, fo gebührt ihnen als Yindern 
ein Drittel davon. Sind fie aber von dem Eigenthümer ausprüdti zur Aufſuchung eines 
Echatzes gedungen worden, fo müffen fie fi mit ihrem orbentlihen Lohne begnügen. 


3. Yon der Vente, 
(8. 408 — vgl. Militäx-Dienftreglement.) 
8: 403. lieber das Recht der Beute und der von dem Feinde zurück erbenteten Sachen find 
die Borſchriften in den Kriegägefegen enthalten. 


Yon dem Yehte aus der Rettung einer fremden beweglichen Jade. 


6. 408 — vol. 68. 1086-1041; $. 338; 89. 362, 386 ©. ©.) 


8. 408. Wer eine fremde bewegliche Sache von dem unvermeidlichen Verluſte ober Unter 
gange rettet, iſt berechtigt, von dem rückfordernden Eigenthümer ben Erſatz feines Aufwandes, 
und eine verhältnigmäßige Belohnung von höchſtens Zehn von Hundert zu fordern. 


13* 
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Viertes Hanpfftück. 
Bon Erwerbung ded Eigenthumes durd Zuwachs. 


Inhalt: — (8. 404). IJ. Natürlicher Zuwachs: a) an —— b) Werfen 
der Thiere (88. 405 u. 406); 6) Infeln (66. u. 408); d) vom verlaffenen 
Wafferbette (88. 409 u. 410); e) vom onen (@. 411); f) vom abgerifjenen 
Lande (88. 412 u. 413). u. Künftliher Zuwachs durch Verarbeitung ober 
Bereinigung überhaupt (38. 414416); imsbefonbere bei einem Baue (88. 41T 
bis 419). IN. Vermiſchter Zuwachs ($. 420—422). 


Bol. 68. 881 u. er a 294 — 297, 830, 335; PR 912, 913; . 405 — 413; 414— 419; 420 - 423 8. 8. 
begef. über Wafferrecht, Reihägel. v. 30. Mat 1869, Fr. 98 9. @. ©. 


Zuwachs. 


G. 404 — vgl. 66. 295, 296, 912, 918; $$. 581 u. 382 8. G.) 

8. 464. Zuwachs Heißt Alles, was aus einer Sache entfteht, oder meu zu derſelben kommt, 
ohne daß es dem Eigenthümer von jemand Anbern Übergeben worden iſt. Der Due 
wird duch Natur, dur Kunft, oder durch beide zugleich bewirkt. 

Entſch. v. 20. Juli 1871, Nr. 2952 (4232 ©.-U.). Die 88. 404 u. ff. 
B. ©. normiren durchgehende, daß der Egthr. der Hauptſache auch Egthr. des 
Zuwaches verfelben fei. Ein Gebäude bildet auch nad 8. 297 ibid. Bugehör 
von Grund und Boben. 

Entfd. v. 22. Yänner 1856, Nr. 514 (156 G.-U.). Da der auf das 
Grundſtück geſchwemmte Sand, um es bebauen zu können, vom Pächter wegge 
räumt werden mußte, entfallen vie Gründe des Anſpruchs des Verpächters auf 
Erſatz des Kaufſchillings für den Sand mit Rüdfiht auf ven Grundſatz über 
den Zuwachs. 


1. Ratürliher Zuwachs: 
a) an Waturprodurten; 
b) Werfen der Thiere; 


(6. 405 — vgl. 58. 295 u. 296, 918 u. 918; 99. 381 u. 882 8. ©.) 
3. 405. Die natürlichen Früchte eines rundes, nämlich folhe Nugungen, bie er, ohne br 
arbeitet zu werden, bervorbringt, als: Kräuter, Schwänme und vergleichen, wachen bem 
Eigenthümer des Grundes, fowie alle Nugungen, welche aus einem Thiere entſtehen, dem 
Eigenthümer des Thieres zu. 

Entſch. v. 7, Mai 1868, Nr. 4271 (3065 ©.-U.), Der Zuwachs ber 
geſchenkten Sache bleibt Eigenthum des Beſchenkten, wenn aud die Hauptſache 
wegen giltigen Widerrufs der Schenkung herausgegeben werden muß. 


@. 406 — vgl, 6. 864 8. @., und Bbg. o. 15. Mai 1874, Rr. 76 R. ©. 8.) 


8. 406. Der Eigenthümer eines Thieres, welches durch das Thier eines anderen befruchtet 
wird, ift diefem Leinen Lohn ſchuldig, wenn er nicht bebungen worden iſt. 


c) Bnfeln; 
($. 407 — vol. 35. 850, 855 8. @.; Hof. v. 28. December 1842, Ar. 608 I. G. ©.) 
8. 409. Wenn in der Mitte eines Gewäflers eine Inſel entſteht, fo find bie Eigenthümer 
der nach der Länge derfelben an beiden Ufern Legenden Grundſtücke ausſchließend befugt, bie 
entftandene Juſel in zwei gleihen Theilen fi zugueignen und nad Maß der Länge ihrer 
Grundſtücke unter ſich zu vertheilen. Entfteht die Infel auf der einen Hälfte des Gewäſſers, 
fo Hat der Eigentümer des näheren Uferlandes allein darauf Anſpruch. Infeln auf ſchiff ⸗ 
baren Flüſſen bleiben dem Staate vorbehalten. 


II. Zeit. 4. Hanptfl, Eigenthumserwerbuug durch Zuwachs. 35. 404-412. , 197 


Entfd. v. 10. Febrnar 1857, Nr. 1092 (1014 ©.-U.). 8.407 8. ©. 
fegt voraus, daß die Infel „entflanden“ fei, d. i. ſich nicht bloß durd Natur 
ereigniffe von felbft gebilvet habe. Auch eine entftandene Inſel ift nicht ſchon 
an fi Egth. der Uferbefiger, diefelden find vielmehr bloß mit Ausſchluß Dritter 
berechtigt, ſich die Infel zuzueignen; das ©. gewährt daher nur den Titel fup« 
plirt, aber nicht aud die Erwerbungsart. 


(8. 408 — vgl. 8.287; #6. 409”u. 410 ©. ©.) 

S. 498. Werden bloß durch die Austrodnung des Gewäſſers, oder durch desfelden Theilung 
im mehrere Arme, Infeln gebildet, oder Grundſtücke überſchwemmt; fo bleiben die Rechte des 
vorigen Eigenthumes unverlegt. 

Entf. v. 1. März 1864, Nr. 1454 (1873 G. U.). Auf ein nicht 
verlaflenes Flußbett und das Gewäfler vafelbft finden die 88. 407—410 3. ©. 
feine Anwendung. 

Entid. v. ? (B. ©. 173). Wenn durch Vornahme eines Durchſtichs an 
einem ſchiffbaren Fluffe ein Arm desfelben troden gelegt wird, fo gehört das 
trodengelegte Uferbett nicht den Uferlandbefigern; denn $. 2878. ©. erflärt bie 
Ströme und Flüffe als äffentlihes Gut, mithin als Egth. des Staates. Hier- 
aus folgt, daß auch das Bert derfelben Staatseigenthum fei und ein folches bleibe, 
wenn es auch troden gelegt worben if. 


d) vom verlaffenen Waſſerbette; 
8- 409. Benn ein Gewäfler fein Bett verläßt, fo haben vor Allem die Brundbefiger, welche 
durch den neuen Lauf des Gewäſſers Schaden leiden, das Hecht, aus dem verlaflenen Bette oder 
- defien Werthe entfchädiget zu werben. 

Entſch. v. 4. Februar 1857, Nr. 495 (287 G.⸗U.). Der durch das 
Berlofjen des alten Flußbettes und Erſtehung eines neuen Flußbettes vom Ges 
wäfier verurfachte neue Zufland wird allen Bellagten gegenüber beweisträftig 
durch die commiffionellen Erhebungen ber politifhen Behörde conftatirt. Das 
©. fegt voraus, daß durch die Ueberfluthung dem Egthr. des überflutheten Grundes 
kein Bortheil, fondern ein Schaden erwachſe; nur wenn bieß zutrifft, erwächſt ein 
Anfprud auf Entſchädigung. 

(8. 410 — vgl. 58. 407 u. 408 8. G.; ©. v. 19. Februar 1878, Nr. 32 R. G. ©.) 
8. #10. Außer dem Falle einer folhen Eutſchädigung gehört das verlafiene Bett, ſowie von 
einer entftandenen Infel verorbnet wird, den angrängenden Uferbefigern. 
Siehe die fümmtlichen Sandeögefehe im XVIII. Bde. der Ram'ſchen Sig. 


e) vom Anfpllen; 
®. a14. Das Erdreich, welches ein Gewäfler unmerklich an ein Ufer anfpült, gehört dem 
Eigenthlimer bes Ufers. 

Entf. v. 12. Mai 1857, Nr. 4029 (1021 ©.-U.). Der unbeſchränkte 
Egthr. der an den Bad, angrenzenden Gründe hat die Bermuthung für fih, daß 
auch die Ufer des Bades fein Egth. feien. - “ 

Entſch. v. 22. Jänner 1856, Nr. 514 (P. ©. 174). Die Ablagerung 
von (eine Handelswaare bildenden) Sand auf verpadteten Grundſtücken durch 
Austreten des Fluffes ift nicht al8 ein Zuwachs anzufehen; der Pächter daher 
beredhtigt, den Sand wegzuſchaffen und zu verkaufen. 


N som abgerifenen Kande. 
(6. 412 — vgl. 4. Hauptfl. de III. Theile ©. G.) 


% 442. Wird aber ein merkliher Erdtheil durch bie Gewalt des Fluſſes an ein frembes 
Ufer gelegt; fo verliert der vorige Befiger fein Eigenthumsrecht darauf nur in dem Galle, wenn 
er es in einer Jahresfriſt nicht ausübt. 
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(8. 413 — vgl. 68. 362, 364 8..; N. Vbg. v. 19. Jänner 1853, Ar. 10 R. G. B.; Bbg. v. 15. October 1789.) 

8. 413. Jeder Grundbefiger tft befugt, fein Ufer gegen das Ausreißen des Fluſſes zu be- 

feftigen. Allein Niemand darf folde Werke oder Pflanzungen anlegen, die den ordentlichen 

Lauf des Fluffes verändern, oder die der Schifffahrt, ven Mühlen, ver Fiſcherei ober anderen 

fremden Rechten nachteilig werben Könnten. Ueberhaupt können ähnliche Anlagen nur mit 
Erlaubniß der politifhen Behörden gemacht werden. 


Entſch. v. 18. September 1860, Nr. 10589 (1194 ©.-U.). Dem Egthr. 
der vormaligen Herrfhaft, mit weldher aud ber Fluß in ver im fiebenzehnten 
Jahrhundert ausgefertigten landesherrlichen Schenfungsurkunde mitverliehen wurde, 
fteht fein R. zu, gegen die Anlage von Waflerwerken feitens des Ufereigenthilmers 
Einfprud zu erheben, da e8 Egth. an Flüffen nicht gibt, nod gab. 

Entf. v. 20. April 1859, Nr. 4349 (2057 ©.-U.). Die eigenmädjtige 
Anlage von Wafferabzugsgräben ift aud auf eigenem Grunde dann nicht geftattet, 
wenn durch felben dem Nachbarfeld eine Benachtheiligung entftehen würde. 

Entf. v. 19. Yänner 1859, Nr. 439 (713 ©.-U.). Ueber die von den 
angrenzenden Waflerberechtigten gegen die Errichtung eines neuen Wafferwerkes 
erhobenen Einwendungen, wenngleich privatrechtliher Natur, find bie politifchen 
Behörden zur Entfheidung competent. 

Entſch. v. 12. Mai 1857, Nr. 4029 (1021 ©.-U.). Der unbefchränfte 
Egthr. der an den Bad) grenzenden Gründe hat bie Bermuthung für fih, daß 
aud die Ufer des Baches fein Egth. feien. 


D. Künſfllicher Zuwachs durch BerarBeitung oder Vereinigung 
ũberhaupt; 
(6. 414 — vgl. 88. 354, 368, 80. Hauptft. des II. Theils, 55. 207, 443 ©. ©.) 
8. 414. Wer fremde Sachen verarbeitet, wer fie mit den feinigen vereinigt, vermengt, ober 
vermifcht, erhält dadurch noch feinen Anfpruc auf das fremde Eigentum. 

Entfd. v. 27. Juni 1872, Nr. 5354 (4646 ©.-U.), Bom Miether 
angebrachte Thüren und Oefen werden nicht Egth. des Vermiethers, weil die 
Borausfegungen ber 88. 294 u. 297 B. ©., daß die Sade mit: dem Haufe 
in fortbauernde Verbindung gebraht wurde und mit dem Willen des Eigen⸗ 
thümers immer dabei bleiben folle, fehlt; durch bie bloße Verbindung mit 
dem Haufe aber das Egth. an Thüren und Defen nicht verloren geht (SS. 414 
u. 415 ibid.). 


G. 415 — vgl. 56. 348, 880, 833, 830; 88. 1264, 1294; 88. 1824, 1881, 1833 ©. @.) 

8. 415. Rönnen dergleichen verarbeitete Sachen in ihren vorigen Stand zurüdgebracht; ver- 
einigte, vermengte oder vermiſchte Sachen wieder abgefondert werden; fo wird einem jeden 
Eigenthümer das Seinige zurlidgeftellt, und demjenigen Schabloshaltung geleiftet, dem fie ge- 
bührt. ft die Zurüdfegung in den vorigen Stand, oder die Abfonderung nicht möglich, fo 
wirb die Sache den Theilnehmern gemein; doch fteht demjenigen, mit befien Sache ber Andere 
durch Berſchulden die Vereinigung vorgenommen bat, die Wahl frei, ob er ben ganzen Gegen⸗ 
ftand gegen Erſatz der Verbefferung behalten, oder ihn dem Andern ebenfalls gegen Vergütung 
überlaffen wolle. Der Schuld tragende Theilnehmer wird nad Befchaffenpeit feiner redlichen 
oder unredlichen Abficht behandelt. Kann aber keinem Xheile ein Verſchulden beigemeflen 

werben, fo bleibt dem, defien Antheil mehr werth ift, die Auswahl vorbehalten. 

Entf. v. 9. Februor 1870, Nr. 11941 (3705 ©.-U.). Der Anfprud 
bed Klägers, ber über Erfuchen den Lottoeinfag beforgte, das Doppelte ber ger 
wünſchten Summe fegte, den Scontro der Geklagten übergeben ließ, auf Theilung 
des Gewinnes, ifl, da bie Geklagte der Ueberbringerin den Mehreinfag ausbe 
zahlte und damit ihrem nah $. 415 B. ©. ihr zuftehenden Re. gemäß das 
etwa vom. Kläger gemollte Gefellihaftsverhältnig ablehnte — ungegränbet. 
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@. 416 — vgl. 56. 418, 40 8.8.) 
5 A116. Werden fremde Materialien nur zur Ausbefferung einer Sache verwendet, fo fällt 
die fremde Materie dem Eigenthiimer der Hauptfadhe zu, und biefer ift verbunden, nad Be- 
fchaffenheit feines redlichen oder unredlichen Verfahrens, dem vorigen Cigenthlimer der ver- 
braudten Materialien den Werth derfelben zu bezahlen. 


insBefondere Bei einem Yane, 
(8. 417 — gl. $. 867; 9.297 8. ©.) 
8. 413. Benn Jemand auf eigenem Boden ein Gebäude aufführet, und fremde Materialien 
dazu versendet bat, fo bleibt da8 Gebäude zwar fein Eigenthum; doch muß felbft ein red⸗ 
Tiger Beuführer dem Befchädigten die Materialien, wenn er fie außer den im 8. 367 ange- 
führten Berhättniffen an fich gebracht hat, nach dem gemeinen; ein unreblicyer aber muß fie 
nach dem hoͤchſten Preife, und überdieß noch allen anderweitigen Schaden erfegen. 

Entfd. v. 20. Yuli 1871, Nr. 2952 (4232 G.-U.). Die vom Kläger 
mit eigenem Materiale auf dem von. ihm dem Bellagten gefchenkten Grunde 
erbaute Schmiede, ift dem Kläger gegenüber als ein Egth. des Bellagten, wenn 
er andy no nicht im bücherlichen Beſitze des Grunpftädes ift, anzufehen. 


G. 418 — vgl. $$. 1097, 1038; $. 1264 8. ©.; (Eifenb.-Egpropriationd«)®. v. 29. Mär) 1872, Ar. 39 R. G. 8.) 
8. 418. Hat im entgegengefegten Falle Jemand mit eigenen Materialien, ohne Wiffen und 
Billen des Eigenthümers auf fremden Grunde gebaut, fo fällt das Gebäude dem Brundeigen- 
thũmer zu. Der redliche Bauführer ann den Erfag der nothwendigen und nüglicgen Koften 
fordern; der unredliche wirb glei einem Gefhäftsführer ohne Muftrag behandelt. Hat der 
Eigenthũmer des Grunde die Bauführung gewußt, und fie nicht ſogleich dem redlichen Bau⸗ 
führer umterfagt, fo kann er nur den gemeinen Werth für den Grund fordern. 
R Entfd. v. 5. Auguft 1878, Nr. ? (©. H. 1879, Nr. 70). Gebäude 
bilden der Regel nad) (8. 297 B. ©.) ein Zugehör des rundes und Bodens 
und Tunen als foldes nicht abgefondert von Grund und Boden in Execution 
gezogen werben. Wer behauptet, daß das Gebäude nady 8. 418 ibid. in fine 
ein Egth. des Bauführers ſei, hat, um die Erecutionsbewilligung barauf zu er⸗ 
langen, den Nachweis biefes Umftandes zu erbringen. — Eine Beweisaufnahme 
dießfalls durd Erhebungen im Zuge des Erecutionsverfahrens ift unzuläffig 
[Schiußfolgerung]. 

Entid. v. 11. April 1877, Nr. 14912 (©. Ztg. 1878, Nr. 64). Durch 
vie factifhe Benätung eines Kellers, welchen der gutgläubige Erbauer zum Theil 
unter einer fremden Parzelle hinführte, wird zwar das Eigenthumsrecht des Nach 
bare verlegt, nicht aber ein R. des Kellerbefigers bezüglich des Nachbargrundes 
erworben. Ueber die nah $. 418 8. ©. aus biefer Sachlage entjpringenben 
Re. kann im Streite Über die negatorifche Servitutsflage nicht entſchieden werben 
(88. 294, 297 u. 418 ibid.), 

Entf. v. 23. November 1876, Nr. 10622 (©. Big. 1877, Nr. 12). 
8. 418 8. ©. fegt voraus, daß auf fremdem Grunde ohne borläufiges Ueber⸗ 

mit dem Egthr. des rundes gebaut wurbe, und ift daher nicht an⸗ 
wenbbar, wenn ein foldes vorliegt. 

Entf. v. 14. September 1875, Nr. 5601 (©. H. 1876, Nr. 29). 
Der buͤcherliche Egthr. des Grundes ift auch Egthr. des darauf, mwiewohl mit 
Einwilligung des früheren Egthrs. vor dem Verlauf an den gegenwärtigen Grund» 
eigenthümer von einem Dritten erbauten Hauſes, wenn er bona fide in ben 
Tabularbefitz gelangte (88. 418, 431, 297, 366 B. ©.). 

Entf. v. 16. Juni 1874, Nr. 6197 (5397 ©.-U.). Die zur Erlaffung 
des Bauverbotes, welches auf Grund des 8. 418 B. ©. wider eine Eifenbahn 
augefucht wurde, erforderten gefetglichen Bedingungen, find nach dem ©. v. 29. März 
1872, Nr. 39 R. ©. B. nicht vorhanden, wenn auch bie Eiſenbahngeſellſchaft 
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verabfäumte, das Erpropriationsverfahren einleiten zu laſſen — es ift nicht Auf- 
gabe der Gerichte, den Parteien gehörig kundgemachte Ge. zu intimiren, 

Entſch. v. 20. Juli 1871, Nr. 2952 (4232 G.-U.). Die vom Kläger 
mit eigenem Materiale auf dem von ihm dem Bellagten geſchenkten Grunde 
erbaute Schmiede ift dem Kläger gegenüber als ein Egth. des Bellagten anzu 
fehen, wenn er aud noch nicht im bücherlichen Beſitze des Grunpftüdes if. 

Entf. v. 15. April 1868, Nr. 2235 (3084 ©.-U.). Durch eine re 
liche Bauführung, wobei die Zuftimmung des Grundeigenthümers vermuthet wird, 
erwirbt man fofort und unmittelbar das Egth. Der rebliche Bauführer ift lediglich 
zum Erſatz des gemeinen Werthes des Grunbftüdes verpflichtet, wozu bei ver- 
zögerter Zahlung die Verzugszinſen treten. 

Entf. v. 22. October 1867, Nr. 9138 (©. 9. 1868, Nr. 9). Die 
von dem Pächter am Pachtgrunde errichteten Gebäude können von ber Execution 
auf das Pachtgut nicht ausgefhieven werben... [Aehnl. ver Entf. v. 5. Auguft 
1878. 

ati, v. 9. September 1857, Nr. 8848 (P. ©. 175). Der reblide 
Bauführer braucht dem Egthr. des Grundes das daſelbſt errichtete Gebäude nur 
gegen Vergütung des Schägwerthes abzutreten. 


@. 419 — gl. 58. 417 u. 418 8. 8.) 
8. 419. Iſt das Gebäude auf fremden Grunde und aus fremben Materialien entftanden, ſo 
wächft auch in diefem Falle das Eigenthum besfelben bem Orundeigenthümer zu. Zwiſchen 
dem Grundeigenthümer und bem Bauführer treten die nämlihen Rechte und Verbindlichkeiten, 
wie in dem vorftehenden Paragraphe ein, und der Bauflhrer muß dem vorigen Eigenthümer 
der Materialien, nach Beſchaffenheit feiner reblihen oder unredlichen Abficht, den gemeinen 
ober ven höchften Werth erfegen. 


IL Bermifgter Zuwachs. 
(& 0 — vgl. #8. 417-419; aia u. 15 8.6) 
8. 480. Was bieher wegen ber, mit fremden Materialien aufgeführten Gebäude beftimmt 
worden ift, gilt auch für bie Fälle, wenn ein Feld mit frembem Samen befäet, ober mit fremben 
Pflanzen befegt worden ift. Ein folder Zuwachs gehört dem Eigenthlimer bes Grundes, went 
anders die Pflanzen fhon Wurzel gefchlagen Haben. 

Entſch. v. 19. April 1859, Nr. 2974 (772 ©.-U.). Der Pächter hat 
Erſatz für diejenigen der von ihm abgehauenen Bäume zu leiften, welde er ale 
Nachbau für ältere fegte, aber er war im R., wenn er die außerdem von ihm 
gepflanzten Bäume wieder entfernte, vorausgeſetzt, daß dieß ohne Beſchädigung 
des Grunbflüdes und nicht gegen ausdrücliches Verbot im Pachtvertrage geſchah. 


G. 481 — vgl. 6. 889 und 16. Hauptſt. des IT. Tpeils ®. @.) 
8. 421. Das Eigenthum eines Baumes wird nicht nach den Wurzeln, die fi in einem an⸗ 
grängenben Grunde verbreiten, fondern nad dem Stamme beftimmt, der aus bem Grunde 
hervorragt. Steht der Baum auf den Gränzen mehrerer Eigenthümer, fo ift ihnen ber 
Baum gemein. 


Entſch. v. 20. Mai 1875, Nr. 5825 (5729 G.-U.). Nach 8. 421 
B. ©. wird das Egth. eines Baumes nad dem Stamme beftimmt, 
der aus dem Grunde hervorragt. Daraus folgt, daß das dem Nad- 
bar in 8. 422 ibid. eingeräumte R., die Wurzeln eines fremden 
Baumes aus feinem Boden zu reißen und dahin überhängende Aeſte 
abzuſchneiden oder fonft zu benägen, für ihn nicht Miteigenthum ober 
Mitbefig des Baumes felbft begründet, — in der Füllung der Bäume 
durch deren Egthr. Liegt daher keine Störung eines Mitbefiges des Nachbars. 
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(8. 423 — vgl. $. 397; 58. 828, 829; 85. 475, 929, 967 9. 6.) 
5 438. ever Grundeigenthümer Tann die Wurzeln eines fremden Baumes aus feinem 
Besen reißen, und bie über feinem Luftraume hängenden Aeſte abſchneiden oder fonft benügen. 


Entſch. v. 20. Mai 1875, Nr. 5325 (5729 ©.-U.). 8. 422 8. ©. 
begründet weder Miteigentyum noch Mitbefig des Nachbars an den Bäumen, 
deren Wurzel oder Aefte in feinen Eigenthumsbereich hinüberlangen. 

Entſch. v. 28. October 1869, Nr. 7917 (3549 ©.-U.). Ein Erfag 
des Schadens, welcher durch das Ueberhängen der Aeſte eines fremden Baumes 
erlitten wurde, findet nicht ftatt, weil e8 nad $. 422 B. ©. Sache des Be- 
fhädigten gewefen wäre, die in feinen Luftraum ragenden Aeſte zu befeitigen, 
der Egthr. des Baumes aber nicht verpflichtet ifl, ven Baum zu entfernen, oder 
das Dad des Nahbarhanfes gegen den Blätterfall zu befhügen. 

Entfd. v. 6. October 1869, Nr. 11093 (3527 ©.-U.). Im dem Ab- 
ſchueiden ver überhängenven Kronen vem Nachbar gehöriger Bäume liegt Feine, 
Befigflörung, weil ein rechtlicher Befig des Baumeigenthämers in dieſen Theilen 
nicht vorlag. Der Schaden, welder aus dem Gebrauche des im 8.422 B. ©. 
eingeräumten Rs. entitand, ift nah $. 1305 ibid. nicht zu verantworten. Es 
macht feinen — ob der Egthr. oder Nutznießer die überhängenden Aeſte 
abgeſchnitten hai 

Entſch. ei 21. Yuli 1858, Nr. 7868 (600 ©.-U.). Aus 8. 422 3. ©. 
folgt das R. des Beſitzes der überhängenden Aeſte; eine auch noch fo lange von 
dem Egthr. ver vertragsmäßig die Grenze bildenden Bäume fortgefegte Be⸗ 
nägung der in ben Luftraum des Nachbars überhängenben Aefte, ift daher nur 
er I modo gejchehen und nicht als ein Beſitz gründendes Factum auf 
zufafſen 


Funftes Hauptſlück. 
Bon Erwerbung des Eigenthumes durch Uebergabe. 


Inhalt: Mittelbare Erwerbung (5. 423). Titel derſelben (5. 424). Mittelbare Erwer⸗ 
bungsart ($. 425). Arten der Uebergabe: 1. bei beweglichen Selm: a) Körper» 
liche Mebergabe ($. 426); b) Uebergabe durch Zeichen (8. 427); c) durch Er- 

8. 428). Bolge in Rüdficht ber überſendeten (8. 429); ober an Mebrere 
veräugerte Saden ($. 430). 2. Webergabe unbeweglicher Saden mittelft Ein- 
werleibung in bie öftentlihen Bücher ($. 431). Bedingungen nalen 8. 432). 
Insbeſondere bei einer Erwerbung: a) durch Vertrag (98. 438—435); b) — 
Urtheil und andere — Urtunden (5. 436); ober c) durch Bermägtnil 
& FR —— —— in das öffentliche Buch, ober Vermerkung (88. 488 

Vorſchrift über bie Eollifion ber re (8. 440). Folge der Er» 
Being: a) in ig bes Befiges (8. 441); b) ber damit verbundenen Rechte 
); ©) Laften (8. 443). — es Eigentfumsrechtes (8. 444). 
— dieſer Berigrifen auf andere dinsliche Rechte (8. 446). Form’ 
und Borfihten ber Einverleibungen (8. 446). 


Bel 96. 329, 327, u 20, 365, 968, 307, 804, 809, 1400; Mi, 905, 1 420 8. @. 
©». 2. Juli 1871, Wr. 2 talf. 8 . 16. März 1861, Nr. 67, G. v. 6. Februar 1869, Nr. * Juli 
18m, Rx. 9, v. 37. Ale 1 1868 Ei), Mr "hr. nn. 9. Wär 1878 Bäinstem) m. 79 und (ber "Citenbahns 


9. Mai 1874, Kr. 70 


Mittelbare Erwerbung. 
(8. 433 — vgl. 68. 380, 1121 8. ©.) 


& 428. Gaden, die ſchon einen Eigenthümer Haben, werden mittelbar ertvorben, indem fie 
auf · eine rechtliche Art von dem Eigenthümer auf einen Audern übergehen. 
\ 


202 Allgemeines bürgerlichen Geſetzbuch. 


Entſch. v. 20. März 1877, 3. 13881 (©. H. 1877, Nr. 52), Bei 
Uebertragung des Egths. einzelner Sachen find biefelben im Btg. genau zu bes 
zeichnen. Wenn der egenftand eines zwiſchen Eheleuten gefchloffenen Bige. 
nicht übergeben wird, fo muß das Gefchäft in Form eines Notariatsactes er- 
richtet werden, mag der Big. eine Schenkung oder ein Schulpbelenntniß fein. 

Entid. v. 26. Jänner 1876, Nr. 11967 (©. Ztg. 1876, Nr. 31 u. 32). 
Die Bindication von „19 Thlr. 25 Sgr. und 30 Er.“ wurde abgewiefen, weil 
Geld nur, wenn eine genaue Bezeichnung möglich ift, zurückgefordert werden Tann, 
die Gelvforten im gegebenen Falle aber nicht durch Merkmale beſchrieben wur 
den, vermöge welder fie von allen ähnlihen Sachen gleiher Gattung ausge 
zeichnet werden. 

Entfd. v. 3. März 1868, Nr. 641 (3005 ©.-U.). Der Umftand, daß ber 
Klägerin die auf den Ueberbringer lautende Xebensverfiherungs-Polizze „zugeftellt“ 
wurde, ift gleichgiltig, weil damit nicht bewiefen wird, daß Klägerin biefelbe von 
dem urfprünglihen Egthr. auf rechtliche Art überfommen habe ($. 213 B. ©.). 


Titel derfelben. 
G. 424 — vgl 58. 380, 354, 868; 48. 329, 365--867, 824, 841, 1460; 3. 1181 B. ©.) 
8. 424. Der Titel der mittelbaren Erwerbung liegt in einem Bertrage; in einer Berfügung 
auf ven Todesfall; in dem richterlihen Ausfprude; oder in ber Unordnung des Geſetzes. 

Entſch. v. 31. Yuli 1878, Nr. 3358 (9. B. 1879, Nr. 19). Die 
bloße Erwerbungsart — Schenkung durch die ausgewiefenen Erben des bücherlich 
Einverleibten mittelft intabulationsfähiger Urkunde — gibt in Bezug auf eine 
Realität nur den Titel zum Egth.; es fannn daraus die Verpflichtung des Befikers 
zur Herausgabe der — wenn auch nicht in feinem bücherlichen Beſitz befind- 
lichen — Realität nicht abgeleitet werben (88. 424, 425 u. 431; 825, 902; 
372 B. ©.). 

Entfh. v. 25. November 1875, Nr. 10872 (5921 G.⸗U.). Das 
Erpropriationgerfenntnig zu Ounften einer Eiſenbahn gewährt nur ven nad 
$. 424 8. ©. erforberlihen Titel, verpflichtet aber nicht zur wirklichen Erwer⸗ 
bung bes Egths., weldes vielmehr nad $. 9, lit. c des Eiſenb. Eoncefl. ©. 
dv. 14. September 1854, Nr. 238 und $. 1 de8 ©. v. 29. März 1872, Nr. 39 
R. ©. B., erſt durd Zahlung oder gerichtlichen Erlag des durd die gerichtliche 
Schätzung ermittelten Werthes, erworben wird, 

Entſch. v. 22, März 1859, Nr. 9 (756 ©.-U.). Das Erſtehen bei 
der gerichtlichen Feilbietung gibt den Titel, das R. zum Beſitze; keineswegs aber 
den factifchen Befig (88. 327 u. 424 ®. ©.). 

Entſch. v. 30. März 1858, Nr. 1002 (533 ©.-U.). Bon dem Tage 
ber (in der Replit) erklärten Annahme des in der Einrede geftellten 
Anerbietens, war der Titel zur angebotenen Lieferung, im Sinne 
des ©. (8. 424 B. ©.), für den Kläger bereits vorhanden. 


. Mittelbare Erwerbungsart. 
8. 425 — vgl. 88.'390, 380; 96. 398, 407-421; Hi. 430, 481 8. @.) 

8: 425. Der bloße Titel gibt noch kein Eigentum. Das Eigentyum und alle dinglide 
Rechte Überhaupt Fönnen, außer den in dem Geſetze beftiimmten Fällen, nur durch die rechtliche 
Uebergabe und Uebernahme erworben werden. 

Entf. v. 20. Februar 1879, Nr. 11991 (9. B. 1879, Nr. 19). Erft 
mit der Einverleibung geht das Egth. einer im Executionswege erworbenen Rea- 
lität auf den Erfteher Über. Bor derfelben können die Oläubiger der Erecution, 
wenngleich die Einantwortungsurkunde bereitd ausgefertigt iſt, Erecutionsacte er⸗ 
wirken, ohne daß der Erfteher fie felbft mittelft Klage anfechten kann, 
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Entf. v. 13. December 1877, Nr. 5518 (©. H. 1878, Nr. 65). 
Durch das Geſtändniß, eine geſchenkte Sache bereitd übergeben zu haben, if, 
falls die Uebergabe thatſächlich nicht flattfand, die Innehabung im Namen des 
Befchentten erwieſen. 

Entf. v. 14. December 1876, Nr. 9861 (©. Big. 1877, Nr. 9). 
Der Excindirungsklage der Ehegattin auf Grund des Notariatdactes, worin ber 
an beflätigt, daß fämmtlihe Gegenftände von feiner Gattin beigeftellt worden 

und ihr Egth. feien, muß flattgegeben werben, weil es fich bier lediglich um bie 
Eutkräftung der Bermuthung des $. 1237 ®. ©. handelt, daher den Beweis 
der Uebergabe (8. 425 ibid.) zu erbringen nicht nöthig war. 

Entfd. v. 14. September 1875, Nr. 5601 (5850 ©.-U.). Die Ge 
meinde hat durch die bona fide erwirkte bücherliche Cinverleibung das Egth. 
des Grundes gegen Jedermann erworben; alfo and gegen den Bauführer, der 
mit Einwilligung der früheren Egthr. ein Haus auf dem nachher verkauften 
Grunde erbaute. 

Entfd. v. 20. März 1867, Nr. 1218 (2762 ©.-U.). Die Ueber 
reihung der Geffionsurkunde bei dem Depofitengerihte Tann einer vechtlichen 
Uebergabe oder Uebernahme des Depofitums nicht gleichgeftellt werden, als welde 
nad $. 425 B. ©. zur Eigenthumsäbertragung nöthig ift; dieß ergibt ſich aus 
der Analogie des 8. 6 der Juſt. M. Bog. v. 9. Mai 1860, Nr. 125 R. G. B., 
wornach ſelbſt die gerichtliche Executionsverorbnung bezüglich einer in einer öffent: 
lichen Eafle erliegenden Barſchaft erft vom Zeitpunkte ber Zuftellung an bie 
Caſſa Dritten gegenüber wirkſam if. Das mittlerweile erwirkte Verbot gilt 
Daher trog der früher geſchehenen Ceſſion. 

Entf. v. 16. September 1863, Nr. 6681 (1801 ©.-U.). Die executiv 
veränßerte Realität ifl, wenn auch die Einantwortung an den Erſteher noch nicht 
erfolgte, doch nicht mehr Egth. des Executen und kann in die Concurömaffe des 
über des Erecuten Bmgn. nach der Ficitation eröffneten Koncurfes nicht einbe⸗ 
jogen werben. 

Entſch. v. 28. Juni 1859, Nr. 7530 (824 ©.-U.). Die Berfäufer 
find nicht legitimirt, um Einverleibung des Eigenthumsrechtes der Käufer (behufs 
gleichzeitiger Sicherftellung der Kaufſchillingsreſiforberung) anzufuchen (Hofd. vom 
26. Februar 1819, Nr. 1548 9. ©. ©.). 

Entf. v. 19. Jänner 1859, Nr. 14439 (711 ©.-U.). Der Dampf- 
teffel, welcher, „um denſelben zu probiren,“ in das Keſſelhaus eingemauert wurde, 
iſt gleichwohl nad) 88. 294 u. 297 B. ©. ein Zugehör des unbeftritten dem 
Beklagten gehörigen Keſſelhauſes. 


Arten der Aebergabe: 1. bei beweglichen Sachen: 
a) körperliche Mebergabe; 
($. 426 — vgl. 88. 312, 871, 431; 96. 427, 428; 98. 453, 481, 797, 058 8. ©.) 


B. 426. Bewegliche Sachen können in der Regel nur durch Törperliche Uebergabe von Hand 
su Hand an einen Andern übertragen werben. 


Entſch. v. 8. Mai 1879, Nr. 3764 (G. Ztg. 1879, Nr. 65). Die 
ercinbirende Ehegattin des Erivatars, welche mit demfelben zufammen wohnte, 
hat den durch Uebergabe (in Folge "nachgewiefenen Titels) erlangten Beſitz der 
Streitgegenftände infolange nicht als no zur Zeit der Concursinventarsauf⸗- 
uahme beſtandenen zu erweiſen, als nicht der Concursmaſſevertreter Thatſachen 
einwendet und erweiſt, welche den Fortbeſtand des Beſitzes der Klägerin noch zur 
Zeit der Inventursaufnahme widerlegen; denn durch das Concursinventar iſt 
bereits feſtgeſtellt, daß bie Gegenſtände beim Cridatar, dem bie Gattin in feinen 
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Wohnfig zu folgen verpflichtet ift, alfo aud in ihrem Befige angetroffen wurden, 
ihr ſonach auch übergeben worben fein müflen. 

Entfd. v. 26. März 1874, Nr. 2445 (5310 G.-U.). Die Anführung, 
bie excindirten Wechfel durch Blanco-Indoffament erworben zu haben, ift belang- 
les, weil das Egth. beweglih® Sachen, wie dieß auch für Wechfel gilt, durch 
die förperliche Uebergabe erworben werden muß, Kläger aber wicht bewies, daß 
ihm die Wechſel von dem Inboffanten übergeben wurden, biefelben vielmehr laut 
Pfändungsprotofoll bei dem Erecuten gefunden worden find. 

Entſch. v. 20. März 1872, Nr. 698 (4530 ©.-U.). Der Begriff der 
„Uebergabe” ift, wie fih aus 88. 426, 459, 481, 797 u. 958 B. ©. ergibt, 
keineswegs überall ein und berfelbe. Effecten von Reifenden, welche in ba6 
Hotelzimmer gebracht wurden, find, ba ver Schlüffel des damit verſperrten Zim ⸗ 
mers dem Portier bes Hotels eingehändigt wurde, als dem Hotelier in feine 
Verwahrung übergeben anzufehen. 

Entſch. v. 5. Jänner 1872, Nr. 13529 (4428 ©.-U.). Die Erflärung 
des Geklagten, daß der Kläger nad feiner Rücktehr fih das Kalb aus bem 
Stalle nehmen möge, ift feine Tradition im Sinne der 88. 426—428 B. ©. 

Entfd. v. 12. Jänner 1871, Nr. 6751 (4015 ©.-U.). Wenn auf 
das Geſetz in 88. 426— 428 B. ©. verſchiedene Arten von Uebergaben anführt; 
bleibt doch die geichehene Uebergabe beweglicher Sachen jedenfalls ein -thatfähs 
licher Umftand, über welchen — aud ohne nähere Angaben — der Haupteib 
aufgetragen werden kann, weil es gleichgiltig ift, auf welche biefer Arten die 
Uebergabe erfolgt. 

Entſch. d. 30. December 1858, Nr. 13468 (696 ©.-U.). Unter „eine 
Obligation ceffionsweife übertragen“ kann nad gejeglichem und allgemeinen 
Sprachgebrauche nur das Webergeben einer Obligation und der Eeffionsürkunde 
über felbe verflanden werden. 

Entfd. v. 6. Auguft 1856, Nr. 6660 (P. S. 176). Die Einlegung 
eines Frachtgutes beim Zollamte auf den Namen des Aorefjaten kann als körper: 
liche Uebergabe an den Lehteren nicht angefehen werben. 

Entſch. v. 23. December 1853, Nr. 11400 (7 ©.-U.). Durch den 
im Epecutionsverfahren erwirkten, im Depofitenhauptbuche angemerkten Beſcheid, 
mit welchem im Depofitenamte erliegende Pretiofen der Erecuten dem Egihr. 
zugewieſen wurden, iſt nicht nur ein Titel erworben; fondern, da die Zumeilung 
an Zuhlungsftatt erfolgte, unmittelbar das Egth. der Pretiofen auf den Gläu- 
biger übergegangen [Schlußfolgerung]. 


b) Mebergabe durch Zeichen; 

= ; ; . 6, Juli 
te rn u 
8. 429. Bei ſolchen beweglichen Sachen aber, melde ihrer Befchaffenheit nach Leine körper⸗ 
liche Uebergabe zulafien, wie bei Schuldforderungen, Frachtgütern, bei einem Waarenlager ober 
einer anderen Geſammtſache, geftattet das Gefeg die Mebergabe durch Zeihen; indem ber 
Eigenthiimer dem Uebernehmer die Urkunden, wodurch das Eigenthum dargethan wird, ober 
vie Werkzeuge übergibt, durch die ber Mebernehmer in den Stand gefegt wird, ausſchließend 
den Befig der Sache zu ergreifen; oder, indem man mit ber Sache ein Merkmal verbindet, 
woraus Jedermann deutlich erkennen kann, daß die Sache einem Andern überlaffen worden iſt. 

Siehe W. D. und Art, 417 9. G. im XI. Bde. der Mam'ſchen Sig. 


Entſch. v. 1. Iuli 1879, Nr. 149 praes. (©. Ztg. 1879, Nr. 263). 
Es bedarf keiner näheren Begründung und genügt wohl die Hin- 
weifung auf 8.448 8. G., daß aud auf Fiegenfhaften, welde grund- 
bücherlich nicht eingetragen find, ein Pfandrecht erworben werden könne. 
Auch wird nad der bei allen galizifhen Gerichten unbezweifelten 
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Rechtsanſicht das Pfandrecht auf verlei Liegenfhaften im Erecutions- 
wege eingeräumt und nad der allgemein herrſchenden Praris dieſer 
Erecntionsact durch Vornahme der pfanbweifen Beihreibung ber 
betreffenden Liegenfhaft von einem hiezu delegirten Gerichtscom— 
miffär vorgenommen, wornad über die Annahme oder Nichtannahme 
zu Gericht des dießfälligen Protokolles ein Beſcheid erfließt und 
hiedurch nad Genehmigung dieſes Protololles die Erwerbung des 
gerihtlihen oder erecutiven Pfandrechtes conftatirt und erfichtlid 
gemadt wird. Diefer Vorgang ftellt fih im Hinblide auf die Be- 
fimmungen der 88. 448 u. 449 ibid. und die Analogie ber 88. 451, 
452, 427, 428 ibid., wie aud $. 455 der weflgal. ©. O. als geſetzlich 
gerehtfertigt dar. "Mit diefer und weiteren Motivirung wurde eingetragen in's 
Iubicatenbuch Rr. 104: a) Das Pfandrecht auf Liegenſchaften, welde 
in einem Grundbuche nicht eingetragen find, wird aud außer dem 
Falle einer Erecutionsführung durc pfandweiſe Befhreibung der- 
felben erworben. b) Die redhilihe Wirkung einer folden, auf Grund 
einer außerhalb der Erecntion erfolgten Pfandredtseinräumung be⸗ 
wirkten Pfandbeſchreibung kommt jener der executiven Pfandbe— 
fhreibung gleich. e) Die Realgerichte find im Falle der erfolgten 
Berpfändung ſolcher Liegenſchaften für ein bei einem begünſtigten 
Creditinſtitute aufzunehmendes Darlehen die pfandweiſe Beſchrei— 
bung des verpfändeten Objectes auf Anſuchen der Intereſſenten vor— 
zunehmen verpflichtet. d) Die von einem begünſtigten Creditinſtitute 
zur Geltendmachung bed ihm vertragsmäßig eingeräumten Pfand» 
vehtes bei dem Realgerichte erwirkte pfandweife Befhreibung des 
Bfondobjectes Tann als erecutive Pfanpbefhreibung für die Erecu- 
tionsfährung anderer Gläubiger nicht gelten. 

Entf. v. 13. December 1877, Nr. 5518 (©. 9. 1878, Nr. 65). 
Durch das Geflänpniß, eine gefchentte Sache bereits Übergeben zu haben, iſt, 
falls die Uebergabe thatſächlich nit ftattfand, die Innehabung im Namen des 
Beſchenkten erwiefen. 

Entfg. v. 22. März 1877, Pr. 11097 (©. H. 1877, Nr. 54). Der 
Esthr. einer auf feinen Namen lautenden Obligation, iſt in allen Fällen berech⸗ 
tigt, fie von jebem Dritten zurädzuforbern (Fin. M. Bog. v. 15. Februar 1860 
wu v. 14. Mai 1874, Nr. 59 R. G. B.). 

Entf. v. 11. Februar 1875, Nr. 624 (5631 G.-U.). Bei beweg- 
liden Saden, die nad ihrer Befhaffenheit eine törperlihe Ueber- 
gabe nicht zulaffen, namentlih bei Schulpforberungen, kann bie 
Uebergabe im Sinne des $. 427 8. ©. nur durch folde Zeichen ge» 

- heben, welde die Leberlaffung der Sache aud für dritte Perſonen 
erfihtlih mahen, — und wenn die Uebergabe folder Gegenflände 
durd die Einhändigung einer Urkunde gefhehen foll, ift Hierzu eine 
Urkande erforderlih, woburd der Uebernehmer in die Lage verfegt 
wird, mit der unbeweglihen Sade zu verfügen. Durd die Einhän- 
digung der Schuldurkunde allein, wenn aud der urfpränglihe Oläu- 
biger als Fordernngsberecht igter aufgeführt iſt, kann die Uebergabe 
einer Fordernng im Sinne des 8. 427 ibid. nicht als vollzogen an- 
gefehen werben. 

Entf. v. 16. April 1873, Nr. 3277 (4938 (G.U.). Die Uebergabe 
des Mobilars ift durch die in dem Kaufvertrag aufgenommene Erklärung, felbes 
fortan nunmehr im Namen des Käufers innehaben zu wollen, gemäß 8. 428 
2. ©. md, indem die dieſe Erklärung enthaltende Vertragsurkunde übergeben 
wurde, auch fymbolifc gemäß $. 427 ibid. erfolgte [Schlußfolgerung]. 


206 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


Entf. v. 21. März 1872, Nr. 11861 (4534 ©.-U.). Zur Ueber 
tragung des Egths. einer cebirten Forderung ift nad 88. 427 u. 1398 
B. ©. die Mebergabe und zwar auf eine der im 8. 427 ibid. bezeichneten 
Arten nöthig. 

Entſch. v. 24. Februar 1872, Nr. 12497 (4487 ©.-U.). Wenn im 
Pfändungsbefcheide zwar die Pfändung „des Waarenlagers“ bewilligt, im Pfän« 
dungsaete aber e8 bloß heißt, „in Folge deflen wurden heute nachſtehende Gegen- 
ftände gepfändet,“, fo find nur die ausdrücklich genannten und befchriebenen 
Gegenftände als gepfänbet anzufehen; 8. 455 weftgal. G. O. fleht dem nicht 
entgegen [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 7. März 1871, Nr. 1918 (4081 G.U.). Nachdem das 
Privilegium auf einer befonderen im $. 18 bes Priv. ©. vorge- 
fehenen Berleihungsurtunde beruht, welde im Falle der Nichtig- 
erflärung oder Erlöfhung abzunehmen ift, jo war nad ber geltenden 
Norm für Erecutionsacte auf unkörperlihe Bermögenfhaften, welde 
beurkundet find, und mit Hinblid auf die Beftimmungen ber $$. 314 
u. 342 a. ©. DO. und der 8$. 427, 449, 450 u. 452 B. ©. durch die 
vom Gerihtövollzieher vorgenommene Zuftellung des Pfändung s- 
befheides an den Erecuten in Verbindung mit Ser, fofort nad be« 
werfftelligter Abnahme und der Transferirung der betreffenden Pri— 
vilegiumsverleihungsurfunde in die Gewahrfam des Vertreters des 
Gläubigers und mit der Errihtung der diefe Acte...... barftels 
lenden, dem Gerichte vorgelegten Relation — abgefehen von dem 
Zeitpuntie der Anmerkung im Regifter bes Privilegiumsardive — 
eine genügende Erwerbungsart des Pfandrechtes bereits begründet. 

Entſch. v. 12. Jänner 1871, Nr. 6751 (4015 ©.-U.). Wenn auch bas 
©. in 88. 426—428 B. ©. verfchievene Arten von Uebergaben anführt, bleibt 
doch die gefchehene Mebergabe beweglicher Sachen jedenfalls ein thatſächlicher Um⸗ 
ftand, über welhen — aud ohne nähere Angaben — ber Haupteid aufgetragen 
werben fann; weil es gleichgiltig ifl, auf welche dieſer Arten die Uebergabe 
erfolgte. 

nid. v. 28, October 1870, Nr. 4697 (4410 ©.-U.). Damit die 
Ceſſion das Egth. an der Nachnahmeforberung übertrage und der inzwiſchen 
erfolgten Pfändung entgegengehalten werben könne, ift nöthig, daß auch vor ber 
Pfändung noch das Aufgabsrecepifje und der Legitimationsfhein übergeben worben 
feien; wogegen die Unterlafjung der Verſtändigumg des Ceſſionars nur die Folge 
des 8. 1395 8. ©. nad ſich ziehen Könnte (8. 427 Far) 

Entf. v. 15. Juni 1870, Nr. 12614 (©. H. 1870). Die Mebergabe 
der Schenkungsurkunde ift feine fombolifche Uebergabe des geſchenlten Gegenſtandes 
an ben Schenfnehmer im Sinne des $. 427 B. ©. 

Entf. v. 4. Februar 1870, Nr. 10001 (3695 ©.-U.). Bei Schen⸗ 
fung einer Schuld, über welche keine Urkunde befteht, ift eine andere Uebergabe 
als durch Erklärung unmöglih. — Die Erklarung, die Schuld unentgeltlich er⸗ 
laſſen zu wollen, iſt in dieſem Falle zugleich auch eine Uebergabe. 

Entſch. v. 31. März 1868, Nr. 2884 (3030 &.-U.). Art. 1607 des 
Code Napoleon ftimmt mit $. 427 B. ©. darin überein, daß Sadıen, die nad) 
ihrer Beſchaffenheit eine Körperliche Uebergabe nicht zulaflen — wohin auch Re. 
gehören — durch Zeichen, nämlich Urkunden zu übergeben find; und doch wirb 
Niemand behaupten wollen, daß durh eine folge Urkunde allein, 
ohne hinzutretende Ausübung des Rs. ein Belig gefhaffen wird, 
ber als Örundlage ber Verhandlung in possessorio summariissimo 
dienen könnte. 

Entf. v. 16. Mai 1867, Nr. 3687 (2800 ©.-U.). Eine bloß fym- 
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bolifche Mebergabe im Sinne des $. 427 B. ©. genügt auch zur Conftituirung 
eines Berwahrungsvertrages über beweglihe Sachen [Schlußfolgerung]. 

Entjd. v. 20. März 1867, Nr. 1218 (2762 ©.-U.). Die Ueberreihung 
einer Ceffionsurkunde über die gerichtlich deponirte Barſchaft kann einer rechte 
lichen Mebergabe umd Uebernahme des Depofitums nicht gleichgeftellt werben. . 

Entfd. v. 11. Juli 1866, Nr. 5441 (2547 ©.-U.). Die ſymboliſche 
Uebergabe eines fehr viele Stüde umfaflenden Mobilars, deſſen körperliche Ueber⸗ 
gabe füglich nicht geſchehen konnte, ift durdy die Behändigung des Kaufvertrages 
erfolgt, worin alle Gegenſtände verzeichnet find und conftatirt wird, daß diefelben 
vem Käufer verfauft und „überlafien* werden. Es iſt nicht nothwendig, in der 
Urkunde ausprüdlid zu erwähnen, daß deren Aushändigung zu dem Zwecke ge- 
ſchehe, damit die fumbolifche Uebergabe zu vollziehen. 

Entſch. v. 8. October 1863, Nr. 6847 (Yuriftifhe Ztg. 1870, ©. 7). Bor 
Rotification an ben Schuldner ift durch die Ceffion ein R. Dritten gegenüber 
nit erworben; wenn baher die Forderung erecutiv gepfändet und dieſes Pfand⸗ 
recht am der vom Schuloner gerichtlich veponiten Summe angemerkt wire, fo 
wird das Pfandrecht erworben, obgleih bie Forderung von dem Erecuten ſchon 
cebirt worden war ($$. 427 u. 1368 B. ©.). 

Entic. v. 8. Yuli 1862, Nr. 4588 (©. H. 1863, Nr. 29). Im Walde 
liegendes Holz wird aud durch bloße Bezeichnung und Anweifung übergeben. 

Entſch. v.1. Mai 1861, Nr. 1647 (1312 G. U.). Die Behändigung 
der Pfandbeſtellungsurkunde, worin das Waarenlager nicht einmal nad, feiner 
Beſchaffenheit im Allgemeinen bezeichnet if, kann ber Uebergabe von Urkunden 
im Ginbe des $. 427 8. B. nicht gleichgehalten werten. Die Uebergabe ver 
Schlüffel des Wanrenlagers ift feine fymbolifhe Tradition, weil diefelben noch 
am gleichen Tage behufs Realifirung des Waarenlagers retournirt wurben. 

Entſch. v. 6. Dec. 1859, Nr. 13843 (922 ©.-U.). Der Gerichtsſtand 
des Btgs. ift nicht begründet, weil im Btg. kein Erfüllungsort genannt, als 
folder aber mit Rüdfiht auf 8. 427 B. ©. bezüglich einer Realität nicht der 
loeus rei sitae gedacht werben muß. 

Entfd. v. 26. März 1857, Nr. 2696 (324 ©.-U). Durch den Beſitz 
auf beftimmte Namen lautender Privaturkunden, wird für den Dritten, welcher 
fie verwahrt, weder ein Beſitz⸗ noch Eigenthumsrecht begründet; Egthr. des 
Reutenfcheines, ven der Bater für den Sohn bei irgend einer Berforgungsanftalt 
begabt, ift der Sohn; weil ſchon durch die Einzahlung die Uebergabe des Ge- 
ſchenles factiſch erfolgte. 

Entſch. v. 6. Auguſt 1866, Nr. 6660 (P. S. 176). Bei Ueberſendung 
von Waaren geſchieht die ſymboliſche Uebergabe durch Einhändigung des Fracht-· 
briefes, wicht aber durch die bloße Einlagerung in den zollämtlihen Magazinen. 

Eutſch. v. 20. Februar 1856, Nr. 1103 (163 ©.-U.) Die Einhändi- 
gang der Factura ift bei Frachtgütern vie fymbolifche Uebergabe; der Einfender 
daher nicht mehr zu anbermeitiger Dispofition berechtigt. 

Entjd. v. 23. December 1853, Nr. 11400 (7 ©.-U.). Auch ſchon duch 
die egecutive Einantwortung gerichtlich deponirter Gegenflände an Zahlungsftatt 
und Anmerkung des Beſcheides im Depofitenhauptbuche (noch vor der Erfolg. 
laffung) wird das Eigenthum berfelben erworben. 

Entſch. v. 20. März 1852, Nr. 1202 (P. ©. 182). Die Uebergabe 
von Frachtgütern Tann auch durch Uebergabe des Frachtbriefes und die Mauth« 
bollette au den Spebitent gefchehen. 

Entfg. v. 30. Auguft 1828, Nr. 3676 (P. ©. 178). Die ſymboliſche 
Ucbergabe durch Einhändigung bes Schulvbriefes ift bei Schulpforderungen un⸗ 
Ratipaft. Die münblige Schentung einer Forderung ohne wirkliche Uebergabe 
begründet daher nach 8. 948 B. ©. kein Klagerecht. 


. 
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ce) durch Erklärung. 
(8. 428 — vgl. 88. 948, 1381, 1444; 8. 868 ©. &.; bei $. 437 cit.) 
8. 426. Durch Erklärung wird die Sache übergeben, wenn der Beräußerer auf eine erweis⸗ 
liche Art feinen Willen an ben Tag legt, daß er die Sache künftig im Namen bes Ueber- 
nehmers inne habe; oder daß der Uebernehmer bie Sache, welche er bisher ohne ein dingliches 
Recht inne hatte, Fünftig aus einem binglihen Rechte befigen folle. 


. Entf. v. 13. December 1877, Nr. 5518 (G. 9. 1878, Wr. 65). 
Durch das Geſtändniß, eime geſchenkte Sache bereits übergeben zu haben; ift, 
falls die Uebergabe thatſächlich nicht ftattfand, die Innehabung „im Namen des 
Beſchenkten erwiefen. 

Entſch. v. 16. April 1873, Nr. 3277 (4938 ©.-U.). Die Uebergabe 
des Mobilars iſt durch die in den Kaufvertrag aufgenommene Erklärung, felbes 
fortan nur mehr im Namen des Käufers innehaben zu wollen, gemäß $. 428 
B. ©. erfolgt [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 10. Jänner 1873, Nr. 12476 (4836 ©.-U.). Im der über 
die Bitte des Geklagten, ihm die Uhr zu leihen, erfolgten Zuftimmung des Klägers, 
liegt, da die Uhr bereitd im Zimmer des Geklagten ſich befand, eine nach $. 428 
B. ©. zur Uebergabe genügende Erklärung und ift baher ber Peihvertrag nad) 
8. 971 ibid. perfect geworben. 

Entf. dv. 18. April 1872, Nr. 1547 (4581 ©.-U.). Die Erklärung, 
einen Theil der Schuld aus dem zugezählten Darlehen zu erlaſſen, mit Bor- 
behalt der Entrihtung 5%/,iger Zinfen auf Lebenszeit des Erlaſſenden, ift eine 
nah SS. 901, 907 u. 710 8. ©. im Hinblid auf $. 428 ibid. rechtswirkſame 
giltige Schenkung. 

Entſch. v. 5. Jänner 1872, Nr. 13529 (4428 ©.-U.). Die Erflärung 
bes Gellagten, daß der Kläger nach feiner Rüdtehr fi das Kalb aus dem Stalle 
nehmen möge, if feine Tradition im Sinne der 88. 426—428 B. ©. 

Entſch. v. 4. Februar 1870, Nr. 10001 (3695 ©.-U.). Bei Schenkung 
einer Schuld, über welde feine Urkunde befteht, ift eine andere Uebergabe, als 
durch Erklärung, unmöglich. — Die Erflärung, die Schuld unentgeltlich erlaflen 
zu wollen, ift in viefem Falle zugleich aud eine Uebergabe. 

Entf. v. 8. November 1864, Nr. 7646 (2010 G.⸗U.). Der Bevoll« 
mädhtigte beider Theile war zur Eeffion der Uccepte des einen feiner Mandanten 
an ben andern berechtigt und hat biefe Eeffion im Sinne des 8. 428 B. ©. 
vollzogen, indem in feinem Nachlaſſe das Padet mit den Accepten ꝛc. unter einem 
Couvert gefunden wurde, worauf er „Eigenthum des B” gefchrieben und dadurch 
ausprädlich erflärt hat, dieſe Papiere von nun an nur im Namen des B inne 
zu haben. 

Entſch. v. 13. Mai 1863, Nr. 3140 (1714 ©.-U.). Gemäß Neuerungs- 
vertrag, wornach die ala à Conto Baufdilling gezahlte Summe nunmehr als 
Darlehen weiter belaffen wird, ift eine brevi manu traditio der Darlehensfumme 
anzunehmen. 

Entfd. v. 23. December 1862, Nr. 8632 (1620 ©.-U.). Die in dem 
Kaufvertrage enthaltene Erklärung, die verkauften Sachen künftig nur als Ber- 
"wahrer inne zu haben, gilt als Webergabe im Sinne des 8. 428 B. ©. 

Entſch. v. 13. October 1857, Nr. 10361 (445 G.-U.). Auf die For 
berung konnte der Gläubiger nad) F. 1444 8. ©. aud mündlich verzichten; ber 
dadurch begänftigte Schuldner hat mit der Erklärung des Gläubigers, indem er 
den Schulverlaß annimmt, fowohl den Titel als die Uebergabe des gefchenkten 
Objectes im Sinne des 8. 428 ibid. erreicht, und es ift baher bie Ausftellung 
einer Urkunde zur Begründung eines Klagerechtes aus dieſer Schenkung ($. 943 
ibid.) nicht erforderlich, 
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G. 489 — val. Bei ff. 487 u. 488 cit.; 98. 108-1061 ©. G.; 9. ©. ©.) 

8- 439. u der Regel werben überſchickte Sachen erft dann für übergeben gehalten, wenn 

fie der Uebernehmer erhält; es wäre denn, daß biefer die Neberfhidungsart ſelbſt beſtimmt 
ober genehmigt hätte, : 

Entſch. v. 30. December 1873, Nr. 12558 (5193 G.-U.). Der Kläger 
ſelbſt führt an, daß die Milh in Wien abgeliefert und dort andy das Kaufgeld 
auf die Poſt gegeben; alfo ihm durch diefes von ihm beſtimmte Transportmittel 
zugeſendet werden follte; es ift alſo Wien als Ort der Vertragserfüllung anzufehen. 

Entfd. v. 30. März 1871, Nr. 1112 (4114 ©.-U.). Durd die That 
ſache der Poſtſendung der 150 fl. an den Kläger und die Pofträdfendung von 
1 fl-Rote an den Bellagten, welche Note nach defien Angabe auch wirklich am 
Poſtamte noch erliegt, ift außer Zweifel, daß die Parteien die Ueberfendungsart 
per Poft vereinbart haben, daher bie Gulvennote ald von dem Kläger trabixt 
angejehen werben muß. 

Entſch. v. 18. Yuli 1861, Nr. 4934 (1359 G.-U.). Die Verabredung, 
Waaren gegen Nachnahme des Preifee zu fenden, ſchließt in ſich die vertrags- 
mäßige Uebergabe am Abfendungsort, und die Feftftelung des Abjendungsortes 
als jenes der Zahlung; fie begründet daher das forum contractus des Abfen- 
dungsortes [ogl. jedoch bezüglich dieſer und nachfolgender Entſcheidungen das allg. 
H. ©. v. 17. December 1862, Nr. 1 R. ©. 8. f. 1863]. 

Entſch. v. 7. November 1860, Nr. 11137 (1222 ©.-U.). 8.429 8. ©. 
fegt voraus, daß die Sache auch ſchon wirklich abgefendet worben fei; ift daher 
nicht anwendbar, wenn die Abfendung noch gar nicht erfolgte. 

Entſch. v. 25. Mai 1859, Nr. 4563 (P. ©. 186). Durch die Aufgabe 
auf die Poft wird nur dann die Zahlung auch ſchon wirklich geleiftet, wenn ber 
Stäubiger die Ueberfendung durch Poſt felbft beſtimmt hat oder genehmigte. 

Entſch. v. 3. November 1858, Nr. 10388 (651 ©.-U.). Hat ber 
Käufer beſtimmt, dag die Waare an einen beftimmten Drt unter feiner Adreſſe 
abgefhidt werde, der Verkäufer aber biefelbe an einen Dritten geſendet, fo if 
die Waare im Sinne des $. 429 B. ©. nod nicht übergeben worden. 

Entſch. v. 1. Juni 1858, Nr. 5351 (578 ©.-U.). Wenn vertragsgemäß 
der Spediteur als Repräfentant des Käufers über deſſen Auftrag Waaren in 
Empfang nimmt, fo ift der Wohnort bes Spediteurs als Uebergabd« und Er» 
füllungsort anzufehen. 

Entſch. v. 7. April 1858, Nr. 2907 (538 ©.-U.). Der Dienſtknecht, 
welher zur Uebernahme der Waaren beredtigt war und an welden bie Ueber 
gabe, jedoch unvollftändig, geſchah, ift zur Klage auf Nachlieferung des zu wenig 
Uebergebenen nad) 88. 1009 u. 429 8. ©. Iegitimirt. 

Entf. v. 26. Jänner 1858, Nr. 13385 (503 ©.-U.). Der $. 429 
B. ©. enthält in Beziehung auf die Competenz (ober Incompetenz) gar feine 
Beflimmung ... bezeichnet alfo nur die Bedingungen, unter welchen die Sache 
als übergeben anzufehen if. — [Wprfpr. den jüngeren Entf] 

Entſch. v. ? (P. ©. 188; ©. 9. 1859, Nr. 19). Wenn der Frächter 
— die Eifenbahn — dem Aorefjaten den Frachtbrief umd das Frachtgut über- 
gibt, ſteht diefem gegen den Frächter ein Klagerecht auf Ablieferung oder Erſatz 
der abgängigen Waare zu. : 

Entſch. v.? (P. ©. 187; ©. Ztg. 1856, Nr. 148). Beflimmt ber 
Definatar dem Frächter die Meberfendungsart, und fügt ſich der Abſender Diefer 
Weiſung, fo wird der Deftinetar fogleih vom Momente ber Uebergabe ber Waare 
an den Frächter, noch vor dem Empfang des Frachtbriefes, Befiger der Fracht. 

Sic, bürgl. Beferb. exl E 14 
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oder an Mehrere veränßerten Sachen. 
(8. 480 — vgl, 68. 380, 425; $8. 867, 868, ge 627, 1438, 1443, 828; 68. 443, 928, 1095, 
8. 439. Hat ein Eigenthümer eben diefelbe bewegliche Sache an zwei verfhiebene Berfonen, 
an Eine mit, an bie Andere ohne Mebergabe veräußert; fo gebührt fie derjenigen, welder fie 
vorerfi übergeben worden ift; doch hat ber Eigenthümer dem verlegten Theile gu haften. 

Entſch. v. 28. Jänner 1873, Nr. 12937 (4850 G.-U.). Die Beftim- 
mungen ber 88. 440 u. 430 B. ©. find nur ein Corollar der 88. 320—322 
ibid.; der rechtmäßige grundbücherliche, fowie ber rechtmäßige Beſitz beweglicher 
Saden, find im Sinne der 88. 320, 326, 328 n. 335 ibid. anfechtbar. 

Entf. v. 5. Jänner 1872, Mr. 13529 (4428 G.-U.). Der Anſpruch 
des erften Käufers auf Herausgabe-eines Kalbes, welches er gekauft hatte und 
nad Aeußerung des Berfäufers fi nach feiner Nüdtehr aus dem Stalle holen 
Tonne, ift unbegründet, weil das Kalb nicht übergeben war, und felbft, wenn eine 
rechtliche Uebergabe vorläge, der Beweis, daß ber Bellagte die vindicirte Sache 
in feinee Macht habe, nicht erbracht iſt. 

Entſch. v. 8. November 1867, Rr. 15362 (©. 5. 1869). Ein Exb> 
pächter übergab als folder zuerft vem B %/,, dann dem A */, des Grunpftüdes. 
Dur Aufhebung des Unterthämigfeitöverbandes Egthr. geworben, übertrug er 
das Egth. des ganzen Grundes vertragsmäßig zuerft dem A, dann vem B. Der 
Klage des A wider B auf Herausgabe der */, wurde nicht flattgegeben. 

Entſch. d. 11. October 1865, Nr. 8031 (2292 ©.-U.). $. 430 8. ©. 
ift auch auf die mehrmalige Eeffion einer Forderung anzuwenden; das Civilver- 
fahren ift wegen Verdachtes einer beträgerifchen Hanblungsweife des Cedenten 
nicht zu fiftiren. 


2. Aebergabe unbewegliger Sachen mittelfi Einverleibung in die 


Öffentligen Bäder. 
31 — 812, 815 432, 445, 451, 481; 1070, 1071, 1073, 1085; ans 1252, 1256, 1498, rel 
are pe ana ER " 2u 3 be @nm db. ©. o. 36. Juli 1871, — 


@.; 4 
——— —* — a) = = Bruce Sie 
®. [Mnquläffigteit der materiellen Häufertpeilun, 
8. 431. Zur — des Eigenthumes unbeweglicher es vr das Erwerbungs- 
geſchaft in die dazu beftimmten öffentlichen Bücher eingetragen werben. Diefe Eintragung 
nennt man Einverleibung (Intabulation). E 
Siehe die Vorſchriften über das Grundbuch im XVILL Bd. ber Mam'ſchen Sig. 


Entſch. v. 20. Februar 1879, Nr. 11991 (9. 8. 1879, Nr. 19). Erſt 
mit der Einverleibung geht das Egth. einer im Erecutionswege erworbenen Rea⸗ 
lität auf den Erſteher über. Bor berfelben können die Gläubiger der Execution, 
wenngleid die Einantwortungsurkunde bereits ausgefertigt ift, Crecutionsacte er- 
wirken, ohne daß der Erſteher fie felbft mittelft Klage anfechten kann ($$. 380, 
425, 431 3. ©.). 

Entſch. v. 31. Juli 1878, Nr. 3358 (9. B. 1879, Nr. 12). Die 
bloße Erwerbungsart — Schenkung durch die ausgewieſenen Erben bed bücherlich 
Einverleibten mittelft intabulationsfähiger Urkunde — gibt in Bezug anf eine 
Realität nur den Titel zum Egth.; es fann daraus bie Verpflihtung des Befitzers 
zur Herausgabe ber‘— wenn auch nicht in feinem bücherlichen Beſitz befind- 
a Er nicht abgeleitet werben (88. 424, 425 u. 431; 825, 902; 
872 

Entſch. v. 14. September 1875, Nr. 5601 (5850 ©.-U.). Die Ge- 
meinde hat durdy bie bona fide erwirkte bücherliche Einverleibung das Egth. des 
Grundes gegen Jedermann erworben, alfo auch gegen den Banführer, der mit 


. 
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Entſch. v. 7. Mai 1873, Nr. 4351 (4961 ©.-U.). Der Anfprucd bes 
Erſtehers auf den Mehrerlds aus ber wider ihn erwirkten Relicitation ver erecutiv 
verfanften Liegenſchaft ift unbegründet, weil dem Erſteher erſt nach Erfüllung der 
Licitationsbedingnifle das erftandene Gut in fein Egth. übertragen werden und 
er erfi auf Grund der gerichtlichen Uebergabsurkunde zum bücherlihen Befig ge- 
langen fonnte (88. 838 u. 339 a. ©. O. und 8. 431 B. ©. Wegen Nichte 
erfüllung der Ricitationsbedingnifle ift fein Kaufvertrag nicht rechtswirlſam geworben 
and das Gut bleibt Egth. des Executen. Es ift Mar, daß der Erſteher durch 
die angeblige Melioration der Realität Eigenthumsrechte an diefer nicht er- 
langen fonnte. 

Eutſch. v. 5. December 1872, Nr. 12204 (4802 ©.-U.). Der Nadıe 
weis bes bücherlichen Egths. der Realität, auf welder der Scha gefunden wurde, 
iR eine Bedingung der Geltendmachung des Anſpruches des Vermiethers auf bie 
Hälfte des von dem Mieter gefundenen Schages ($. 431 B. ©.). 

Entſch. v. 26. November 1872, Nr. 11990 (4787 ©.-U.). Dem Ge 
fuhe um Pränotation des im Erecutionswege erworbenen Egthe. einer Liegen⸗ 
ſchaft auf Grund des Feilbietungsprotokolles kann nicht flattgegeben werben, 
weil dem Säufer auf Grund des Licitationsprotofolles noch nicht das Egth. 
zufteht, da dieſes erſt gemäß den Beftimmungen bes $. 339 a. ©. O. 
und 8. 431 8. ©. erworben werben muß, woran burd die Beflimmun- 
gen ber 88. 26 u. 27 de8 ©. ©. nichts geändert wurde, indem dieſe 
Baragraphe barüber, wie das Egth. an einer unbewegliden Sade 
erworben wird, nichts enthalten; aber aud zur Vormerkung bes 
Egthe. nad $. 35 ibid. eine den allgemeinen Erforderniffen der 
88. 26 u. 27 ibid. entfprehende Urkunde über das Erwerbungsgeſchäft 
beigebradt werden muß. 

Entſch. v. 20. Yali 1871, Nr. 2952 (42382 G.-U.). Wenn aud ber 
Bellagte wegen nit vollzogener Intabulation der Erwerbung nad 
8. 431 B. ©. noch nicht Egthr. des ihm ſchenkungsweiſe vom Kläger 
abgetretenen Grundſtückes geworben ift, fo hat er doch den Titel und 
die reblihe Erwerbungsart für das Egth. daran erwieſen, iſt über- 
dieß auch im Beſitze der Schmiede, und dem Kläger, der fi bes 
Egths. des Terrains durch Btg. an den Beklagten entäußert hat, 
Reht aud kein R. an der darauf erbauten vom Bellagten befeffenen 
Schmiede zu. [Schlußfolgerung. — Worfpr. der Entf. Nr. 11990 ex 18727] 

Entjd. v. 16. Mai 1871, Nr. 2152 (4170 G.-U.). Durch den Big, 
in weldem der Bellagte vor feiner bücherlichen Änſchreibung feine 
Re. anf dem Haufe dem” Kläger übertrug, und durd bie Tradition 
desfelben au den Kläger, hatte der Beklagte jedes Dispofitionsredt 
verloren und war zur Verpfändung des wenn aud nod nit grund- 
bäderlih an den Kläger übergegangenen Haufes nicht mehr berechtigt 
ß. 431 2. ©.2]. — Auch der Pfandnehmer konnte von dem Bellagten 
(weldye beide in dem hierüber eingeleiteten Strafproceß freigeſprochen 
‚wurden)bas Pfandrecht an dem Haufe nicht erwerben, weil ihm die Ab— 
tretung des Haufes befannt war. 

Entſch. v. 22. September 1870, Nr. 1545 (3883 ©.-U.). Die wegen 
mangelnder bücerliher Abtrennung einiger der vertaufchten Parzellen von dem 
Befige des Vormannes des Autors nach 88. 1047, 821, 341 und 432 B. ©. 
erhobene exceptio non adimpleti contractus ift unzuläffig, weil dieſe Parzellen 
nur ein Zugehör ber eingetaufchten Hauptfache bilden, alſo lediglich ein das R. 
auf Gewährleiftung begründender Mangel in der Eigenſchaft der vertaufchten Sache 

14* 
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vorliegt [Schlußfolgerung], und weil die Klagsſeite an dem Irrtum über ben 
Grundbuchsſtand nur felbft Schuld trägt, da fie durch Einfiht in den Grund- 
und Satafterftand fi hätte unterrichten können. 

Entf. v. 25. Mai 1869, Nr 5721 (6. H. 1869). Das Gefud der 
Eifenbahn um Einverleibung ihres Eigentums auf erproprürten Realitäten war 
abzumweifen, weil diefe nad Hfd. v. 8. November 1842, Nr. 654, 15. October 
1845, Nr. 904, 30. October 1846, Nr. 996 und 18. Februar 1847, Nr. 1036 
I. ©.©.; dann M. Vog. v. 8. December 1855, Nr. 213 und 27. April 1859 
Nr. 71 R. G. B. die privatrehtlihe Natur dur die Expropriation verlieren 
und alfo nur um deren Ertabulation die Frage fein kann. [Bgl. indeß das ©. 
v. 19, Mai 1874, Nr. TOR. ©. B., über Eifenbahnbüdher.] 

Entſch. v. 23. Jänner 1868, Fr. 528 (2979 ©.-U.). Der Berläufer 
if zur Ausftellung der behufs bücherlicher Uebertragung des verkauften Grundes 
erforderlihen Urkunde verpflichtet; vor Austellung derſelben ift der Käufer nad 
8.1052 B. ©. zur Zahlung des Kauffchillingäreftes- nicht verbunden, wenn auch 
die Zahlungsfrift ohne Rüdfiht auf den Zeitpunft der bücherlichen Webergabe 
vereinbart wurde. 

Entfd. v. 25. Juni 1867, Nr. 5247 (©. tg. 1868, Nr. 20). Die 
nad der erecutiven feilbiefung gegen den Erxecuten erwirkte Pfandrechtseinver- 
leibung bat gegen den erft fpäter angefchriebenen Erfteher feine Rechtswirkung. 

Entf. v. 9. Jänner 1867, Nr. 66 (Not. Big. 1867, Nr. 47). Die 
Pfandrechtsvormerkung Tann auch nach der erecutiven Feilbietung, fo lange des 
Erftehers Eigenthumseinverleibung nicht erfolgt ift, erwirft werben. 

Entſch. v. 8. Februar 1865, Nr. 947 (2115 ©.-U.). Die Execution kann 
auf ein liegendes Gut nur bewilligt werden, wenn das Egth. des Erecuten 
darauf einverleibt ift. 

Entjd. v. 16. September 1863, Nr. 6681 (1801 ©.-U.). Die fchon vor 
der Concurderöffnung erecutiv derfaufte, aber dem Erſteher noch nicht eingeant- 
wortete Realität, Tann nicht mehr als ein Vmgn. der Concursmaſſe des Erecuten 
angefehen werben. 

Entfd. v. 15. Juli 1863, Nr. 4779 (1759 ©). Aus der Grund« 
buchseintragung läßt ſich nicht entnehmen, ob unter „Gemeinde A“ die gegen- 
wärtige Oefammtgemeinde oder nicht vielmehr die zu biefer politiſch vereinigten 
Dominicaliften over Rufticaliften zu verftehen find. 

Entſch. v. 7. Jänner 1863, Nr. 8855 (1629 G.-U.). Der Berkäufer 
ift außer zur bücherlichen auch zur phyſiſchen Uebergabe verpflichtet. 

Entſch. v. 28. Juni 1859, Nr. 7530 (824 ©.-U.). Der Berfäufer ift 
nit berechtigt, um Cigenthumseinverleibung für ven Käufer anzuſuchen [vgl. 
88. 77 u. 78 des neuen ©. ©.]. 


Bedingungen derſelben. 
(8. 482 — vgl. bei 8. 481 cit, 9. 442; 88. 1898, 1998 ©. @.; 58. 2125, 77 u. 78 @. ©.) 
8 438. Bor Allem ift zur Einverleibung in das öffentliche Buch nothwendig, daß derjenige, 


von dem das Eigenthum auf einen Andern übergehen fol, felöft fhon ale Eigenthlimer ein» 
verleibt fei. 


Entſch. v. 28. Yuli 1875, Nr. 8020 (5812 ©.-U.). Der 8. 78 des 
G. ©. behandelt nur den Fall, wenn 2 bemjenigen, an welden 
eine Liegenfhaft oder ein büderlides R. (fomit ein im Grund» 
bude bereit eingetragenes 8.) augerbüderlid gelangt ifl, einem 
Anderen ein R. barauf eingeräumt worden ifl. Diefer Fall ift aber 
nit identifh mit jenem, wo ein büderlihes R., um es mit einer 
Superpränotation belaften zu können, erſt begründet werben foll. 
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Entf. v. 7. Jänner 1875, Nr. 9721 (5591 G.-U.) Zur bücherlichen 
Uebertragung eines Rs. genügt das Eingetragenfein des bücherlichen Vormannes. 
De die Erblafferin als Alleineigenthümerin ber Forderung intabulirt ift, kann 
bie bücherliche Uebertragung ber Forderung ihrem außgewiefenen Alleinerben nicht 
verweigert werben, wenn aud materiell nachgewieſen ift, daß die Forderung ber 
Erblafſerin zur Todeszeit nicht mehr in ihrem Vmgn. war; die Entſch. in lehterer 
Richtung muß dem ordentlichen Rechtswege vorbehalten bleiben. 

Entſch. v. 5. Februar 1874, Nr. 848 (5247 G. U.). Das Begehren 
des Erecntionsführers um Einverleibung des Egihs. feines Schuldners und fohin 
feines ezecutiven Pfandrechtes ift in 88. 77 u. 78 ©. ©. und 88. 21-25 ibid. 
wb SS. 432 u. 435 B. ©. nicht begründet, weil der Erecut dem Executions⸗ 
führer keinerlei Re. an der Realität eingeräumt hat. 

Entſch. v. 24. Februar 1870, Ar. 2046 (Not. Zig. 1870, ©. 217). 
Ohne abhandlungsbehördliche Genehmigung kann der Erbe vor erfolgter Ein. 
autwortung das Erbgut nicht verlaufen und bücderlid übergeben. Der Mangel 
des Erfordernifies des $. 432 B. ©. kann durch Juſtificirung nicht erfett werden. 

Entſch. v. 5. September 1866, Nr. 7973 (2604 ©.-U.). Die Pfändung 
der Früchte einer Realität, die noch einen ungetrennten Beſtandtheil einer anderen 
Realität bildet, Tann ebenfo gefchehen, wie bie Pfändung der Realität felbft tort 
zu volljiehen ift, wo noch feine Grundbücher beftchen. 

Eutſch. v. 29. Auguft 1866, Nr. 7825 (2593 ©.-U.). Die Pfändung 
eines im Grundbuche nicht eingetragenen Kaufrechtes kann auch nicht Gegenfland 
einer büderlihen Anmerkung fein. 

Entfd. v. 27. December 1860, Nr. 14922 (1254 ©.-U.), Wenn ein 
Srundbuhstörper in kurzer Zeit auf verfchiebene Perfonen übergehen fol, fo 
tanu unmittelbar das Egth. des letzten Uebernehmers mit Berufung auf die vor 
hergehenden Uebertragungen einverleibt werden und if hierzu nur ber urkundliche 
Nachweis der ununterbrodhenen Rechtsnachfolge, nicht aud die Eigenthumsrechts⸗ 
einverleibung für alle Bormänner erforderlich [vgl. 88. 21—25 des feither er⸗ 
gangenen neuen ©. ©.]. 

Entſch. v. 28. December 1859, Nr. 14734 (941 ©.-U.). Auch bie 
Imtabulation einer VBermögensübertragungdgebühr Tann nit mehr ftatthaben, 
wenn bereitd Dritte als Egthr. einverleibt find (M. Exl. v. 13. December 1862, 
Wr. 256 und v. 3. Mai 1850, Nr. 181 R. ©. B., 88.432 u. 451 8. ©.) 


SIusbefondere Bei einer Erwerbung: 
a) durch Vertrag; 
($ 483, durch Aufhebung des Unterthanäverbanbes —X geworben — vgl. 8. 856 B. G.; JuR. M. Erl. 
©. 5. Juni 1852, 8. 6440.) 
$- 438. Zur weitern Webertragung vermittelfi Vertrages iſt es bei Bauerngütern genug, 
wenn ber Uebergeber und Nebernehmer, oder aud nur ber Uebergeber allein, vor der Grund» 
obrigkeit erſcheint, und die Einverleibung bes Erwerbungsgefhäftes in das Bffentliche Buch 
bewirkt. 
Entſch. v. 5. Mai 1857, Nr. 3153 (336 ©.U.). Die 88. 433 u. 
884 B. ©. find eine Beftätigung der fhon vor dem B. ©. beftandenen Praxis, 
wornach Eonfenfualcontracte, wenn nicht irgendwie eine urkundliche Vereinbarung 
beabſichtigt wurde, auch ohne ſolche rechtswirkſam find und im Zweifel anzu. 
mehmen ift, dag die Aufſchreibung nur des Beweiſes wegen hinzukomme. 
a EN RER 
8. 484. Wenn aber der Uebergeber nicht perſönlich erfheint, und in allen, ſtädtiſche oder 
landtäftige Giter betreffenden Fällen, muß über das Erwerbungsgefäft eine ſchriftliche Ur- 
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kunde aufgefegt, und ſowohl von ben Vertrag ſchließenden Teilen, als von zwei glaubtwärbigen 
Männern als Zeugen gefertigt werben. 
Eiche bob neue G. G. im XVII. Bbe. ber Ranzifchen Slg. 

Plenar-Entfd. v. 28. December 1875, Nr. 8600 (5956 ©.-U.), ein 
getragen in's Judicatenbuch Ar.97: Die im 8. 114 a. ©. O. zu dem Ende, 
damit einer allographen Schuldverfhreibung voller Glaube beige- 
meffen werben könne, vorgefhriebene Mitfertigung von zwei Zeugen 
auf einer folhen nah Beginn der Wirkfamteit des neuen ©. ©. zu 
einer büderlihen Eintragung beigebraditen Schuldurkunde, iſt aud 
nah Art. IV und nad den $. 26, 27 u. 31 ibid. v. 25. Juli 
1871, Nr. 95 R. ©. B. zur bloßen Vormerkung gar nicht, und zur 
Einverleibung dann nidht mehr erforberlih, wenn bie Unterſchrift 
bes Ausſtellers gerihtlih oder notariell beglaubigt ifl, mag bie 
Ausftellung und Legalifirung vor oder nah Beginn ber Wirkfamteit 
bes neuen ©. ©. erfolgt fein. 

Entfd. v. 16. Yuli 1875, Nr. 7517 (7596 ©.-U.). Aehnl. ver Entf. 
"Nr. 8600 ex 1875. (Dur die Legalifirung wird der Urkunde der Charakter 
einer Öffentlihen im Sinne des 8. 111 a. ©, O. verliehen.) 

Entf. v. 11. Mai 1875, Nr. 4939 (5715 ©.-U.). Der Mangel 
ber Zeugenunterfhrift Tann burd bie beigefegte notarielle Beglau— 
bigung der Namensunterfhrift auf dem allographen Schulpfgeine 
nit erfegt werben, weil die Legalifirung nur die Echtheit der 
Namendunterfchrift beſtätigt und folglih nur jene Zeugenfertigung 
die im $. 434 B. ©. zu gleihem Zwede behufs Einverleibungsfähig- 
keit der Urkunde feftgefegtift, keineswegs aber die nad 8. 124. G. O. 
zur Giltigkeit eines allographen Schuldſcheines erforberliche Zeugen 
entbehrlih madt. — Worſpr. ven Entjdh. Nr. 8600 u. 7517 
ex 1875. 

Entfd. v. 4. Mai 1875, Nr. 4808 (5708 ©.-U.). Der nad ven 
88. 434 u. 435 B. ©. zur Einverleibung des Erwerbungsgeſchäftes erforberliche 
Rechtstitel ift in der Aufſandungsurkunde dur die Berufung auf. bie „verab- 
redete Gütergemeinſchaft“ als für die Bormerkung nad $. 438 ibid. hinlänglich 
beſcheinigt anzufehen, 

Entfd. v. 22. Juli 1874, Nr. 7429 (5425 ©.-U.). Auf Grund der 
Intabulationdclaufel in einem erecutionsfähigen Notariatdacte, ift von ber — 
— wenngleih zur Executionsbewilligung in dieſem Falle nicht competenten — 
Realinftanz gemäß SS. 31 u. 32 ©. ©., und da die fehlende Unterfehrift von 
zwei Zeugen ($. 434 B. ©.) durch die notarielle Errichtung der Urkunde erfegt 
if, in Rückſicht auf 8. 96 ©. G., die einfache Einverleibung des Pfandrechtes 
zu bewilligen. JAehnl. der Entih. Nr. 8600 u. 7517 ex 1875; — worfpr. 
ber Entih. Nr. 4939 ex 1875.] j . 

Entſch. v. 27. Auguft 1873, Nr. 8478 (5063 ©.-U.). Auf Grund des 
Erkenntniſſes auf Abtretung der Grundwirthſchaft und Ausftellung einer intabu- 
lationsfähigen Urkunde hierüber, dann der von dem gerichtlid, beftellten Curator 
bes fäumigen Erecuten unterfertigten Webergabsurfunde, iſt das Geſuch des execu⸗ 
tionsberechtigten Klägers um Einverleibung feines Eigenthumsrechtes nach $. 302 
a. ©. D. zu bewilligen. — $. 434 B. ©. ſteht dem nicht entgegen, weil das 
Geſuch ein Erecutionsbegehren enthält. 

Plenar-Entfb. v. 7. Mai 1872, Nr. 4596 (4600 ©.-U.). Die im 
$. 434 B. ©. vorgefhriebene Mitunterfertigung von zwei Zeugen ift fein Er⸗ 
fordernig der Giltigkeit, fondern nur der Einverleibungsfähigfeit der Urkunde, 
Das neue ©. ©. führt num flatt diefer eine andere genügende Cautel, die Le 
galifirung, ein, Da von maj. Perfonen angenommen werden muß, vaß fie 
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auch wifien, was fie unterfchreiben, fo kann bezüglid wann immer errichteter Ur» 
hmden nicht auch noch die Cautel des 8. 434 ibid. mehr gefordert werden. Mit 
diefer Begründung wurde eingetragen in's Jubicatenbud Ar. 74: Die in dem 
8. 434 B. ©. vorgefhriebene Zeugenfertigung auf einer nad Beginn 
der Wirkſamkeit des nenen ©. ©. zu einer bücherlichen Eintragung 
beigebradten Urkunde ift nad Art. IV. und den 88. 26, 27 u. 31 ibid. 


v. 25. Yuli 1871, Nr. 95 R. ©. B. nit mehr erforderlih, wenn bie 


Unterfchrift des Ausſtellers gerichtlich oder notariell Legalifirt iſt — 
und zwar ohne Unterfhied, ob bie Ausftellung und Legalifirung 
ver oder nad Beginn des neuen ©. ©. (15. Februar 1872) erfolgte. 
[Achnl. ver Entſch. Nr. 8600 ex 1875; werfpr. jener Nr. 4939 ex 1875.] 

Entſch. v. 2. März 1871, Nr. 8752 (4078 ©.-U.). Die bei mündlich 
vereinbartem Realitätenlaufe getroffene Verabredung nach Herftellung der bücher⸗ 
lichen Ordnung eine ſchriftliche Urkunde auszufertigen, muß, wenn auch Anzahlungen 
an den Kaufſchilling bereits geleiftet wurben; als Verabredung eines ſchriftlichen 
Bertragsabſchluſſes aufgefaßt werben, weil dem Vertragsabſchluß über ein Orund- 
buchsobject außer Vereinbarung des Kaufpreifes auch noch die Bereinbarung über 
die Ordnung des Grundbuchsſtandes zc. wefentlih if. Mangels der Errichtung 
diefer Urkunde ift daher der Big. zufolge $. 884 B. ©. nicht als gefchloflen zu 
betrachten [?]. 

Entf. v. 6. November 1866, Nr. 9900 (2656 ©.-U.). Der Mangel 
bed Beiſatzes „als Zeuge“ bei den Zeugenunterſchriften ift fein Grund zur Ab- 
weifung des Imtabulationsbegehrene, weil aus dem Conterte der Urkunde ſich 
ergibt, daß die fraglichen Unterfchriften jene von Zeugen find und fomit ber 
Borfhrift des $. 434 B. ©. genügt ift. [Siehe indeß neues ©. ©.] 

Entſch. v. 3. Auguft 1865, Nr. 5831 (2245 ©.-U.). Wenn die Paw 
teien ihren wahren Willen in der Urkunde gar nicht nieberlegten und durch deren 
Anstellung nur der in 8. 434 B. ©. geforderten Form genügen wollten, findet 
$. 887 ibid. feine Anwendung; denn aud einer Urkunde gegenüber ift ein Be- 
weiß zuläffig, daß Verſprechen und Annahme in anderer Weife gefhah, als die 
Urkunde beftätigt "[Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 15. März 1865, Nr. 1870 (2139 G.-M.). Das Erforderniß 
einer über das Erwerbungsgefchäft ſchriftlich errichteten, von ben Contrahenten 
gefertigten Urkunde (8. 434 B. ©.) gilt bloß von den Fällen, in welchen ver 
Big. Überhaupt nur feriftlich zu Stande kommen Tann, wozu indeß nach 88. 983 

u 1392 ibid. weber Darlehens» noch Eeffionsverträge gehören; die zum Bemeis 
der Geffion einer Forderung errichtete Urkunde bedarf daher zur Intabulationd« 
fähigkeit nicht aud der Mitfertigung des Eefflonars. 

Entf. v. 14. Februar 1865, Nr. 1069 (2119 G.⸗U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 1870 ex 1865. 

Entſch. v. 5. Mai 1857, Nr. 3153 (336 ©.-U.). Die bei einem münd⸗ 
Üben Kaufvertrag getroffene Vereinbarung, daß an einem beflimmten Tage bie 
zur Intabulation nöthige Kaufurkunde ausgefertigt werben foll, reditfertigt noch 
nit die Anwendung des 8. 884 B. G., womit $. 433 ibid. im Gegenfage zu 
8. 434 ibid. übereinftimmt. — Worſpr. der Entſch. Nr. 8752 ex 1871.] 


6.485 — vgl bei 8. 484 cit;; $8. 1001, 1426 ©. @.; 96. 11 u. 74 G. G.; G. ©. 6, Februar 1889, Pr. 18 
R. G. 8. [Xrenmung).) 


8.435. Ju einer folden Urkunde müſſen bie Perfonen, welde das Eigentum übergeben 

und Üsernehmen; bie Sache, welche übergeben werben fol, mit ihren Gränzen; ber Titel der 

Erwerbung; ferner ber Ort und die Zeit des geſchloſſenen Geſchäftes beftimmt angemerket, und 

8 muß von bem Webergeber in diefer, oder in einer befonderen Urkunde die Bewilligung er- 
tgeilet werben, daß der Uebernehmer als Eigenthiimer einverleiht werben könne. 
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Entſch. v. 30. Juni 1875, Nr. 6888 (5777 ©.-U.). Die Abjubications- 
urfunde, in welcher nebft Anderem, mit ausprüdlicher Bezugnahme auf das Schä⸗ 
Sungsprotofoll, die dort in Erecution gezogenen 815 [_]Rlaftern einer 2 Joch 
835 Rlaftern mefjenden Parzelle eingeantwortet werden, ohne Angabe ber 
Orenzen des Antheils und ohne Theilungsplan, entfpricht nicht den Erforberniffen 
des 8. 435 B. G., der 88. 11 u. 74.6. ©. und bes ©. v. 6. Februar 1869, 
N. 18ER G. B. 

Entfd. v. 4. Mai 1875, Nr. 4808 (5708 G.-U.). Der nad ven 
88. 434 u. 435 B. ©. zur Einverleibung des Erwerbungsgeſchäftes erforderliche 
Rechtstitel ift in der Auffandungsurkunde durch die Berufung auf die „verabs 
redete Gütergemeinfchaft“ ale für die Vormerkung nad $. 438 ibid. hinlänglich 
befcheinigt anzufehen. ; 

Entſch. v. 10. Februar 1869, Nr. 1290 (3283 ©.-U.). Die Angabe 
ber causa debendi iſt durd fein ©. allgemein für Urkunden erforberlih; viel- 
mehr bezeichnet das Gefetz z. B. in 88. 436, 1001 u. 1426 ibid. ausdrücklich 
die Fälle, in melden dieſe Angabe zu daſelbſt gedachten Zmeden nöthig ift 
Schlußfolgerung). 

Entfch. v. 23. Jänner 1868, Nr. 528 (2979 ©.-U.). Bon der Aus⸗ 

ſtellung der nad 88. 431 u. 435 B. ©. beim Verkaufe von Grundbuchsobjecten 
wefentlihen Urkunde ift der Verkäufer dadurch, daß die Yälligfeit der Sauf- 
fhillingsreftforderung nicht von der Anſchreibung des Käufers abhängig gemacht 
wutde und der Verkäufer felbft im phyſiſchen Befize war, nicht entbunden, und 
daher vor der Erfüllung zur Forderung des Kauffcillingsreftes nah 88. 1062 
u. 1062 ibid. nicht beredtigt. 
& Entfd. v. 6. Juni 1867, Nr.-4543 (2808 ©.-U.). Im Sicherſtellungs ⸗ 
wege bei der Realinſtanz kann ein Schiedsſpruch nad 88. 432 u. 435 B. ©. 
und nad Analogie des Hfb. v. 24. December 1798, Nr. 446 9. G. S., nidt 
als intabulationsfähige Urkunde angefehen werben. 

Entf. v. 30. December 1863, Nr. 9273 (1845 ©.-U.). Die Einver- 
leibung der gegen den Perſonalſchuldner erwirkten Juſtificirung der Pfandrechts⸗ 
vormerkung ift zuläffig, wenn auch die Hypothek inzwiſchen auf einen neuen Egthr. 
überging, weil taburd bie Hypothel mit keinem neuen Pfanpredte bes 
laftet wird, baher weder der M. Erl. v. 19. September 1860, Nr. 312 
R. ©. B., nod die 88. 435 u. 451 oder 432 B. ©, hier anwendbar 
find und der Einverleibung im Wege flehen ($. 443 ibid.). 

Entf. v. 23. October 1861, Nr. 6640 (1406 ©.U.). Ein Pfand- 
recht kann aud für künftig entftehende Forderungen, welche noch nicht ziffermäßig 
erwiefen find, beftellt werben. R 

Entf. v. 30. Auguſt 1860, Nr. 10342 (1186 ©.-U.). Nach erfolgter, 
vechtöfräftiger Erledigung der Meiftbotsvertheilung können die zum Zuge ge 
langenden Hppothefarpoften nur auf Grund clafjenmäßig geftempelter Duittungen 
gelöfcht werben; Über das Borhandenfein der Ausnahmebedingungen des $. 1425 
8. ©. fann nur im ordentlichen Rechtswege entſchieden werben. 

Entid. v. 29. Februar 1860, Nr. 1942 (1096 ©.-U.). Die Schentungs- 
urfunde, welche die Bewilligung enthält, „feinerzeit” felbe einverleiben zu laflen, 
iſt fofort intabulationsfähig, wenn auch einige auferlegte Gegenleiftungen noch 
nicht erfüllt find. 

Entfd. v. 4. November 1859, Nr. 12405 (901 ©.-U.). Die Intabu- 
Iation eines Urtheils ift auch bezüglich der daſelbſt zugeſprochenen erſt in Zukunft 
verfallenten Leiftungen zur Erlangung des unbedingten (nicht erecutiven) Pfand⸗ 
rechtes zufäffig. 
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Entſch. v. 3. Imi 1856, Nr. 12954 (153 G.-U.). Bon Amtöwegen 
verfügte Aufhebung eines bereits in Rechtskraft erwachſenen Intabulationsbeſcheides 
[fiehe jedod das neue G. ©.]. 


b) durch Urteil und andere gerichtliche Urkunden; 

330 0. G. D. 24. December 1798, Nr. 446, v. 10. Rovember 1804, Rr. 708, 

ee Eh de ne 1ers, Pr. 1061 9.6. @.6.; neu 500 106 8, G,‘n. 
28. December 1668, Re. 1R. G. 2. für 1869; 68. re her Bat.) 

8. 436. Wenn das Eigenthum unbeweglier Sachen, zufolge eines nee Urteiles, 
gerichtlichen Tpeilungsinftrumentes, oder einer gerichtlihen Weberantwortung einer Erbſchaft 
übertragen werben fol; fo ift ebenfall® die Einverleibung biefer Urkunden erforderlich. 

Siehe allg. &. D. tm VL, 6. D. tm XVL Bbe. der Mam'ſchen Sig. 


Verw.⸗Gh.-Entſch. v. 6. Februar 1877, Nr. 322 (9. B. 1877, 
Nr. 13). Die phyſiſche Theilung bishin gemeinſchaſtlicher Realitäten ift ein 
Tauſch; dieß ergibt ſich insbeſondere aud aus der nach 8. 436 B. ©. erforverten 
bũcherlichen Einverleibung des Tauſchvertrages, bar deren Erwirkung feiner ber 
Eontrahenten die nach derfelben ihm eigenthümlichen beftimmten realen Antheile 
ie beſeſſen hat. 

Entfd. v. 16. December 1869, Nr. 14301 (©. H. 1870). Erkennt» 
niffe der Orunplaftenablöfungs- und Regulirungslandescommifftonen find intabu- 
lationsfähige Urkunden im Sinne des 8. 436 B. ©. 

Enid. v. 28. Februar 1866, Nr. 1535 (2406 ©.1). 8. 436 2. ©. 
Reht der mit der Beſchränkung des 8. 822 ibid. bewilligten executiven Einver- 
leibung bes Pfandrehtes, auf das dem Erben zuftchende R. auf die der Erb» 
lafferin gehörigen Realitäten nicht entgegen, weil ein executives Pfandrecht nicht 
unmittelbar auf die Realitäten der Erblaſſerin angefucht wird; fondern nur das 
— wenn auch noch fraglihe — Erbrecht das Object bildet, auf welches die exe⸗ 
cutive Pfandrechtseinverleibung 'erbeten wird. 

Entf. v. 2. October 1862, Nr. 5839 (1567 ©.-U.). Da ber Erbe, 
um dad Egth. an einem unbeweglichen Erbgut zu erlangen, nah 88. 819 u. 
436 B. ©. die Einverleibung des Einantwwortungöbecretes zu erwirken bat, muß 
$. 822 ibid. auch nod nad erfolgter Einantwortung Auwendung finden; diefe 
Eintragung wird jedoch erft vom Tage * Einverleibung der Einantwortungẽ⸗ 
urkunde an wirkjam. 


oder c) durch — 
8. 497 — vgl. Aa, 583; 68. 797, 819; 69.812 u.aas B.G.: 8.83, lit.d ©. &.; 98. 177 u. 178 Abh.Pat.) 
B 480. Ebenfo it e8, um das Eigenthum eines vermachten unbeweglichen Gutes zu er- 
werben, nicht genug, daß bie Anordnung bes Exblaffers überhaupt ben öffentlichen Büchern 
einserleibt worben ſei. Wer eine Forderung diefer Art hat, muß bei der Behörde noch bie be⸗ 
fondere Einverleibung des Bermädhtniffes auswirken. 


Entfd. v. 19. Mai 1869, Nr. 5526 (3417 ©.-U.). Die Pränotation 
eines Rs. aus einem undeutlichen Codicill kann nicht bewilligt werben, weil der 
Grundbuchsrichter nicht befugt if, das einzutragende R. erſt durch Deduction 
and der Urkunde zu entnehmen, — und [?] aus dem Grunde ber 88. 436 u. 
437 8. ©. [Schlußfolgerung]. 


Redingte Aufzeichnung in das öffentliße Bud, oder Bormerkung. 


@. 438 — vgl $- 439 8. &.; 68. 35-51; U 26, 27, 20; —— 3 8. 8.; Hofb. v. 21. Juli 
1797, Fr. 860, v. 8. Ynmer 1706, Rr. 219, v. 24. December iR 2.166, © 30. Km R 1818, Rr. 1488, dom 
3 juni 1690, Sr. 806, 0, 20. Jumi 1819, Me. 1489, o- 80. Sum 1808, Mr, 74 9. 1. Quli 1880, I & 
> D. 14 Febrnar 1804, Nr 653, Hoftjlb. v. 10. März 1840, I. v. 18. September 1786, Rr. 577 3. © 
8.438. Wenn derjenige, welder das Eigenthum einer unbeweglichen Sache anfpridt, = 
über zwar eine glaubwürdige, aber nicht mit allen in den $$. 434 und 485 zur Einverleibung 
dorgeſchriebenen Erforberniffen verfehene Urkunde befigt; fo ann er doc, damit ihm Niemand 
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ein Vorrecht abgetwinne, bie bebingte Eintragung in das öffentliche Buch bewirken, welche Bor- 
merkung (Pränotation) genannt wird, Dadurch erhält er ein bebingtes Eigenthumsrecht, und 
er wird, fobald er zufolge richterlichen Ausfpruches die Bormerkung gerechtfertigt hat, von ber 
Beit des nach gefegliher Ordnung eingereichten Bormerkungsgefuches, für den wahren Eigen- 
thümer gehalten. 
Siehe bad neue G. G. im XVIII. Bde. ber Mam'ſchen Sig. 


Entfch. v. 5. October 1875, Nr. 9361 (5871 ©.-U). Das Pfand- 
rehtslöfhungsgefuh des Erſtehers wurde bewilligt, obwohl die Anmerkung der 
executiven Berfteigerung erſt nach der Pfanprechtseinverleibung erfolgt war, weil 
die Rangorbnung einer Eintragung ſich nad) der Einreihungszahl richtet, mit 
welder die Eingabe bei der Grundbuchsbehörde verfehen worben und ber Zeit- 
punkt des Einlangens der Gefuhe für deren Veurtheilung maßgebend if; das 
Feilbietungsprotofol aber nod vor dem Pfandrehtseinverleibungsgefuhe erhibirt 
worden ift (88. 29 u. 93 ©. ©.; 88. 438 u. 440 B. ©.). 

Entf. v. 4. Mai 1875, Nr. 4808 (5708 (G.-U.). Der nad den 
88. 434 u. 435 B. ©. zur Einverleibung des Erwerbungsgefchäftes erforder⸗ 
liche Rechtstitel ift in der Auffandungsurfunde durch bie Berufung auf die „ver- 
abredete Gütergemeinfchaft“ als für die Bormerkung nad 8. 438 ibid. hinläng- 
lich beſcheinigt, anzufehen. 

Plenar⸗Entſch. v. 18. Februar 1874, Nr. 734 (5272 ©.-U.), einge 
tragen in's Iubieatenbud) Ar. 87: Wenn vie Löfhung einer vorgemerkten 
Borterung bewilligt wird, findet die gleichzeitige Löfhung ber 
mittlerweile hierauf bewilligten Eintragungen ebenfo ftatt, wie im 
Falle der Löfhung der Vormerkung des Eigentbumsrehtes ($. 49 
©. ©.) und im Falle der erfolgten Rechtfertigung der Vormerkung 
ber Löfhung (8. 50 ibid.); — denn die Anwendung ver Norm des $. 51 
ibid. auf die Loſchung bloß vorgemerfter Forderungen ift mit den Vorfchriften 
ber 88. 442, 454, 438 u. 445 B. ©. unvereinbar; aud enthalten bie auf bie 
Löſchung der Vormerkung ſich beziehenden 88. 45 u. 46 ©. ©. einen berartigen 
Vorbehalt nicht; umfomehr find die analogen Anoronungen ver 88. 49, 50 u. 
65 ibid. bier maßgebend. 

Entf. v. 14. September 1873, Nr. 8868 (5077 G.⸗U.). Da auf 
die Vormerkung, wenn ſie gerechtfertigt wird, das Pfandrecht vom Tage des Bor- 
merkungsgeſuches an wirkſam macht (8.438 3. ©.), fo findet auch bezüglich des 
bloß vorgemerkten Pfandredhtes ver $. 12, Nr. 2 C. DO. Anwendung und es ift 
auch bezüglih der von dem Pfanpnerus mitbetroffenen Früchte die lediglich Die 
Sicherung des Pfandrechtes an bem legteren bezweckende Sequeftration zuläffig. 

Unter die hier weiter folgenden Entsch. sind nur solche aufgenommen, 
welche — wenngleich durch das neue G. G. zum Theil unpraktisch geworden 
— noch Interesse bieten. 

Entf. v. 14. Juni 1871, Nr. 6799 (4201 G.-U.). Für den Bor- 
rang der Ceffionen von Theilbeträgen eines gerichtlichen Depofitums iſt nad 
Analogie des $. 438 B. ©. der Zeitpunkt maßgebend, zu welchem die Geſuche 
um bepofitenämtlihe Anmerkung bei dem Gerichte des Depofitenamtes präfentirt 
wurden. 

Entſch. v. 24. Jänner 1871, Nr. 793 (4031 G.-U.). Die Erlaſſung 
des Zahlungsmandates kann auf Grund einer nur mit der grundbuchsämtlichen 
Vormerkungselanfel verſehenen Urkunde nicht bewilligt werben, weil bei ben 
nad) 88. 438, 439 u. 453 B. ©. zwifhen ven Rehtöwirtungen ber Einver- 
leibung und Vormerkung beftehenden wefentlihen Unterfhieden die Vormerkung 
ber Einverleibung im Sinne des $. 1, lit. c der Dog. v. 18. Yuli 1859, 
Nr. 130 R. ©. B., nicht gleichgeftellt werben darf. 

Entf‘. v. 25. Jänner 1870, Nr. 640 (3682 ©.-U.). Da 8. 438 
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B. ©. die bevingte Eintragung in die dffentlicgen Bücher geflattet und gemäß 
$. 445 ibid. fih nad. den Über die Einverleibung des Egths. unbeweglicher 
Sachen gegebenen Vorſchriften aud bei den übrigen auf unbewegliche Sachen fich 
beziehenden binglihen Ren. zu halten ift, erfcheint die augeſuchte Bormerkung ber 
Servitut als Sicherflellung, gemäß 8.295 a. ©. O. auf Grund des noch nicht 
rehtöfräftigen Urtgeils, zuläffig — und zwar auch bloß bezüglic des ideellen 
Renlitätenauiheils des Beflagten. 

Entfd. v. 25. Auguft 1869, Nr. 9487 (3495 ©.-U.). Auf Grund ber 
eine Errungenſchaftsgemeinſchaft feftfegenden Ehepacte muß die Cinverleibung 
des Miteigenthumd der Ehegattin auf das während ver Ehe in ben bücherlichen 
Befig des Ehemannes gelangte Haus bewilligt werben [fiche jedoch $. 32 des 
neuen ©. ©.]. 

Entfd. v. 23. März 1869, Nr. 2963 (3350 ©.-U). Nach erfolgter 
Bormerkung der Ceſſion ift die Fortfegung der Execution durch den Cebenten 
unzuläffig. E 

Entf. v. 24. Februar 1869, Nr. 1975 (©. H. 1869). Auch wenn 
die Bormerkung felbft zur Löſchung gelangt, bleiben die fuperpränotirten Gebühren 
des k. f. Aerars haften. 

Entſch. v. 11. Februar 1868, Nr. 1195 (2988 ©.-U.). Bei der glaub- 
würdigen Form bes Vtgs. farm fein Anftand obmalten, die Bormerkung einer Ser- 
vitut (des Waflerbezugsrechtes) auf den ideellen Antheil des die Servitut vere 
tragsmäßig einräumenden Miteigenthbümers, gemäß 88. 438 u. 445 B. G., zu 
bewilligen, wodurch keineswegs eine nah 8. 485 ibid. unzuläffige Veränderung 
oder Theilung der Servitut felbft herbeigeführt wird. 

Entf. v. 11. September 1866, Nr. 8667 (©. 9. 1867, Nr. 18). 
Sobald die Forderung rechtskräftig aberfannt ift, muß dem Begehren um Löſchung 
ver Forderung flatigegeben werben, wenn and) die Nechtfertigungsfrift nod offen 
A 


Entſch. v. 7. Auguft 1866, Nr. 6645 (2570 ©.-U.). Durch das gegen 
ben früheren Befiger der Hypothek erwirkte Pränotationsrechtfertigungderfenntniß 
ft die Pränotation auch gegenüber dem inzwiſchen einverleibten neuen Hypothek⸗ 
igenthümer gerechtfertigt. Die Nichtigkeit der Forderung — worin die Recht» 
fertigumg befteht — ift immer gegen ben Perſonalſchuldner nachzuweiſen; bie 
Berfchrift der M. Vdg. v. 19. September 1860, Nr. 212 R. ©. B., bezieht 
ſich nicht auf diefen Fall, 

Entfd. v. 7. März 1866, Nr. 1718 (2413 ©.-U.). And der mit dem 
Verſonalſchuldner nicht identifche Hypothefbefiger ift legitimiri, um Löſchung einer 
nicht juftificirten Superpränotation anzufuchen. 

Entf. v. 8. Auguft 1865, Nr. 5620 (2247 ©.-U.). Da die Präno- 
tationsrechtfertigung nach 8. 458 B. ©. durch den Beweis der Richtigkeit der For⸗ 
derung geihieht, kann fie aud vor der Fälligfeit der Forderung erwirkt werben, 

Entid. v. 13. September 1865, Nr. 7765 (©. Big. 1867, Nr. 36). 
Bezüglich einer Bormerkung können auch mehrere Yuftificirungsklagen eingebracht 
werden. 

Entf. v. 12. Yuli 1865, Nr. 5520 (2222 ©.-U.). Die Pränotation 
wurde auf Grund eines notariell beglaubigten Hanvelsbuhanszuges bewilligt, 
weil ber Auszug nad 88.438 u. 453 B. ©. zur bebingten Eintragung 
im die öffentlihen Bücher geeignet, und nah den 88. 19 u. 21 des 
Einf. ©. zum H. ©. im vorliegenden Falle die Bormerfung aud zu- 
läffig if, nnd aus der Erwägung, daß die Frage über die Be— 
weiskraft eines folgen Auszuges nah Art. 34 H. ©. nur bei 
Streitigkeiten und nit von Amtswegen zu erörtern und zu ent 
[Heiden if. 


. 
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Entſch. v. 23. Juni 1864, Nr. 4552 (1934 G.-U.). Durch die Concurd- 
eröffnung nad erwirkter Vormerkung wird die Rechtfertigungsfrift ipso facto bis 
zum Ausgange des Anmeldungstermines verlängert. Sobald die Forderung durch 
Urtheil zuerkannt wird, ift die wenn auch erſt nach dem Urtheil bewilligte Prü- 
notation gerechtfertigt. 

Entſch. v. 23. December 1863, Nr. 8914 (1840 G. U.). Durch die 
Rechtfertigung der älteren Eigenthumsvormerfung wird bie inzwifchen von einem 
Dritten erwirfte Eigenthumsredhtseinverleibung aufgehoben. 

Entid. v. 8. October 1863, Nr. 7185 (1810 ©.-U.). Ueber den Ein- 
fluß der bereits intabnlirten Clauſel des teftamentarifchen Belaftungsverbotes kann 
nur im ordentlichen Rechtswege entfchieden werden; gleichwohl ift die Pfandrechts⸗ 
bormerfung zu bewilligen, da ber Erbl. nod als Egthr. eingetragen und dem 
Schuldner das Erbe angefallen if. 

Entfd. v. 6. Mai 1863, Nr. 3018 (1707 ©.-U.). Das Anſuchen um 
Streitanmertung iſt zuläffig, fobald die perfönliche Klage auf Zuhaltung des 
mündlichen Kaufvertrages bezüglich einer Realität, überreicht worden ift. 

Entſch. v. 25. Februar 1863, Nr. 1115 (1661 ©.-U.). Die Eigen 
thumspränotation wurde unter der Bedingung für gerechtfertigt erfannt, daß zu⸗ 
glei mit der Einverleibung der Rechtfertigung die Einverleibung des Pfand⸗ 
rechtes für. die (noch nicht fällige) Kaufſchillingsreſtforderung erfolge. 

Entſch. v. 18. September 1861, Nr. 6134 (1387 G.-U.). Der an ven 
Sequefter ergangene gerichtliche Auftrag, Rechnung zu legen, ift nicht zur Prä⸗ 
notation geeignet. 

Entſch. v. 18. December 1860, Nr. 14510 (1249 ©.-U.). Die zur 
Sicerftellung eines eventuellen Gewinnantheiles erwirkte Pfandrechtsvormerlung 
ann nicht durch die Pfandbeſtellungsurkunde allein, fondern muß auch durd ven 
Nachweis des Beftandes eines wirklichen Gewinnes und des noch beftehenden 
Anſpruches daran gereditfertigt werden, da nad 88. 438 u. 453 B. ©. bie 
Rechtfertigung in dem Nachweis ber Richtigkeit (des Beſtandes) der For⸗ 
berung liegt. 

Entjd. v. 21. April 1859, Nr. 4814 (775 ©.-U.). Ungeachtet der 
noch fhmebenven Superpränotation muß auf Anlangen des Hypothelbeſitzers tie 
urſprüngliche Pfandrechtsvormerklung gelöſcht werden, wenn ber unmittelbare 
Pfandredhispränotant die Pränotationgfrift nicht offen hält. 

Entfd. v. 21. Jänner 1858, Nr. 13272 (502 ©.-U.). Auf Grund 
einer intabulationdfähigen Urkunde muß die Vormerkung des Egths. bewilligt 
werden, wenngleich zur Zeit des Anfuchens das pactum de non alienando bereit 
angemerkt ift; erſt im Zuſtiſicirungsproceſſe ift über bie rechtliche Wirkſambeit 
dieſer Vormerkung zu entfceiben. 

Entſch. v. 25. April 1854, Nr. 3777 (©. H. 1862, Nr. 29). Unter 
einer glaubwürdigen Urkunde, deren die 88. 438 u. 445 B. ©. erwähnen, kann 
nur das Driginal der Urkunde felbft verftanden werden, daher zur Pränotation 
weder eine einfache Abjchrift noch eim grundbücherliches Deſumt genägt, inden 
durch legteres bloß dargethan wird, daß eine Urkunde dieſes oder jenes Inhalts 
in ben Grundbüchern eingetragen ift ($. 445 ibid.). 

Siehe weitere oberstgerichtliche Entsch. (zu $$. 38, 41 u. 45 G. G. v. 35. Juli 1871, Nr. % 

R. @. B.) bei 9. 439 am Schlusse, 
(8. 439 — vgl. bei 8. 488 cit.; 88. 40-51, 115 G. G.) 
8. 439. Die geſchehene Bormerfung muß fowohl demjenigen, der fie bewirkt hat, als aud) 
feinem Gegner durch Zuitellung zu eigenen Handen befannt gemacht werben. Der Bormer⸗ 
tungswerber muß binnen vierzehn Tagen, vom Tage ber erhaltenen Zuftelung, die ordent⸗ 
liche Klage zum Erweife des Eigenthumsrechtes einreichen; widrigenfalls fol die bewirkte Bor 
merkung auf Anſuchung des Gegners gelöfht werben, 


\ 
[) 
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Entf. v. 23. April 1873, Nr. 3157 (4948 ©.-U.). Ein Löoſchungs⸗ 
gend wurde abgewiefen, weil in Betreff ber im September 1871 vollzogenen 
Handrehtspränotation nad den Grundfähen, melde vor ber am 15. Februar 
1873 begonnenen Wirkſamkeit des neuen G. ©. in Geltung waren, der Nad- 
weiß der Richtigkeit der Forderung und um bie Bormerkung in Schwebe zu halten, 
die Anftellung der Klage genügte, welche noch am 15. October 1871 einge 
bracht wurde. 

Entſch. v. 3. April 1873, Nr. 3030 (4928 G.-U.). Die Zuläffigfeit 
von Hagen, die nicht auf eine Leiftung oder Unterlaffung, fondern zunächft bloß 
anf feine Anerkennung oder Aberfennung gerichtet find, ergibt fih aud aus ben 
88. 138, 439, 453, 1366, 1678 u. 1499 B. ©. 

Entf. v. 16. October 1872, Nr. 9926 (4736 ©.-U.). Die Erecutions- 
führung zur Sicherſtellung im Sinne tes ©. v. 21. Mai 1855, Nr. 95 und 
vom 18. Juni 1859, Nr. 130 R. ©. B., ift ein von ber Pränotation nah 
88. 438, 439 u. 453 B. ©. verſchiedenes Rechtsinſtitut. 

Entf. v. 25. October 1870, Nr. 12668 (3920 ©.-U.). Die Sicher 
Relung von Ren. durch Ertheilung des Pfandrechtes an Liegenihaften des Be⸗ 
llagten, gemäß Hofd. v. 18. September 1786, Nr. 577 9. ©. ©., ift ein 
ven der Pränotation wohl zu unterfcheidendes Rechtsmittel, auf welches die 
8. 438 u. 439 8. ©. und die darauf ſich beziehenden Vorſchriften keine Anmen- 
bung finden. 

Im Nachfolgenden sind nur Entsch. a: ommen, welche — obgleich 
durch das neue G@. G. zum Theil unpraktisch geworden — noch Interesse 
bieten dürften. 

Entf. v. 3. December 1867, Nr. 10594 (©. H. 1868, Nr. 24). Die 
Eigentfumörechtövormerkung ift bei mangelhafter Bezeichnung des behaupteten 
8. unuläffig. 

Entſch. v. 8. Mai 1866, Nr. 4263 (2489 G.-U.). Das Geſuch um 
Eimerleibung ver Pränotationsrechtfertigungsfrift muß von einem Advocaten fignirt 
fin (F. 140 a. ©. O.). 

Entſch. v. 7. März 1866, Nr. 1718 (2413 ©.-U). Der Hypothek 

ift zu dem Gefuh um Löſchung der Superpränotation wegen nicht er 
flgter Juſtificirung legitimirt. 

Entf. v. 8. Auguft 1865, Nr. 5620 (2247 ©.-U.). Da die Bor« 
werfungsrechtfertigung nad 8. 453 B. ©. durch den Nadweis der Richtigkeit 
der Forderung geſchieht, kann die Pränotation auch noch vor Fälligkeit der For⸗ 
derung juflificiet werben. 

e Entſch. v. 25. Februar 1863, Nr. 1115 (1661 ©.-U.). Auf Juſtifi ⸗ 
Armg der Eigenthumsrechtövormertung kann aud mit der Bedingung gleichzeitiger 
Einverleibung des Pfandrechtes für die Kaufſchillingsreſtforderung erfannt werben. 

Entfd. v. 27. Februar 1861, Nr. 1533 (1279 ©.-U.). Der Erecut 
larn bie Löſchung einer vor der Feilbietung eingetragenen Bormerlung Mangels 
tehtgeitiger Juſtificirung nicht erwirten, wenn der Erſteher bie Forderung ohne 

ehnung in den Meiftbot mitübernommen hat. 

Entſch. v. 3. October 1860, Nr. 9000 (Tribüne 1861, Nr. 27). Erſatz⸗ 
afprähe Können nur auf Grund von Urkunden, welche einen ganzen ober einen 
halben Beweis liefern, fihergeftellt werben. 

Entf. v. 5. Jänner 1859, Nr. 5373 (802 ©.-U.). Die Pränotations- 
"ötfertigungsfrift wirb nur durch die rechtzeitige Ueberreichung der Rechtfertigungs⸗ 
Rage bei dem eampetenten Gerichte offen gehalten. 

Entfd. v. 2. December 1856, Nr. 10673 (243 ©.-U.). Die Vormer- 
hang laun nicht gelöfcht werden, wenn der Pfandgläubiger die Rechtfertigungd- 
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Mage bei einem anderen als dem Tabulargerichte überreicht und lediglich unter 
laſſen hat, bei der Tabularbehörbe ſich hierüber auszumeifen. — Worſpr. der 
Entſch. Nr. 5373 ex 1859.] 


Entscheidungen su $$. 38 41 u. 45 6. &. v. 25“Juli 1871, Nr. 95 B. @. B., womit 
die 55. 438 u. 489 B. &. sammt Nachtragsgesetsen und Verordnungen thellwelse 
abgeändert wurden. 

a) 3. 238 6. 6. 

Die Bormerkung findet ſtatt: 

a) auf Grund gerichtlicher Erkenntniſſe erſter oder höherer Inſtanz, durch welche das 
dingliche Recht zwar unbedingt zugeſprochen oder abgeſprochen wird, welche aber noch 
nicht in Rechtskraft erwachſen find; 

b) auf Grund gerichtlicher Verfügungen, wodurch die Vormerkung als Execution zur 
Sicherſtellung bewilligt wird; 

e) auf Grund des Einſchreitens öffentlicher Behörden in Fällen, in welchen dieſe uad 
ihrem Wirkungsfreife berufen find, von Amtswegen die pfandweife Sicerftellung von 
Anfprlihen des Staateſchatzes oder jener Fonde oder Anftalten, die unter der Ber- 
waltung des Staates, eines Landes oder einer Gemeinde fliehen, fowie von Erfag- 
anſprüchen aus der Verwaltung von Vermögenſchaften, welche fih unter gerichtlicher 
Obſorge befinden, zu verfügen. 

. Entf. v. 20. November 1877, Nr. 13714 (9. 8. 1878, Nr. 9). Die 
Vormerkung des Eigenthumsrechtes an einer intabulirten Forderung ift aud) auf 
Grund eines von bem pränotationswerbenden Dritten gefchehenen, mit rechts⸗ 
kräftigem Beſcheide genehmigten Erlages der Schuldſumme, zuläffig. 

Entſch. v. 10. October 1877, Nr. 11760 (©. Ztg. 1878, Nr. 6). Wenn — 
auf Grund eines über Auftrag der k. k. Statthalterei von der k. k. Finanzprocu- 
ratur überreichten Gefuches um Einverleibung des Patronates auf ein auch bisher 
mit dem Patronate factifch behaftetes Gut als Reallaſt — auch nicht bie Ein- 
verleibung bewilligt werden Tann, weil der Auftrag der politifchen Behörde nicht 
einem gerichtlich vollziehbaren Ausſpruch gleihlommt, fo ift doch die Vormerkung 
zu bewilligen (88. 33 d, 38, 41 b und 85 ©. ©.). 

Entſch. v. 13. März 1877, Nr. 2968 (©. H. 1877, Nr. 39). Ueber 
das anläßlid einer anhängigen Gefällsftrafunterfuhung von der Finanzbehörde 
gemäß Hofd. v. 23. April 1839, Nr. 18707 und v. 1. April 1844, Nr. 8212, 
dann 8. 567 Gef. Str. ©. und 8. 38, lit. c ©. ©. geftellte Anſuchen, um 
pfandrechtliche Sicherſtellung einer eventuell zu verhängenden Geldſtrafe im Höchft- 
betrage von x fl., muß die Vormerkung gemäß Hofd. v. 18. September 1786, 
Nr. 577, v. 24. October 1806, Nr. 789 9. ©. ©. und $. 567 Gef. Str. G. 
wonach bie Sicherftelung fhon durch die vießfälligen Verordnungen von felbft 
gerechtfertigt wird, umd da biefe Specialgefege durch Art. IV und 8. 40 
©. ©. nicht behoben wurden — ohne den Beifag „gegen Rechtfertigung“ bewil⸗ 
ligt werben. 

Entfd. v. 31. Mei 1876, Nr. 6976 (©. Zig. 1877, Nr. 13). Auch 
ünftige Forderungen und umfomehr die noch nicht fälligen urtheilsmäßigen Alimen- 
at find Gegenftand der Vormerkung (88. 33 d, 34, 38 G. ©.). [Schluß ⸗ 
folgerung. 

Entſch. v. 23. März 1875, Nr. 3066 (5669 ©.-U.). Das Vmgn. 
einer ber öffentlichen Gemeinde incorporirten „Vürgergemeinde“, welches unter 
Berwaltung der Gemeinvebehörben fteht, kann den Sonden des 8. 38, lit c nicht 
gleihgeftellt werden. 

Entf. v. 24. Novenber 1874, Nr. 12416 (5545 ©.-U.). Das im 
8. 259 a. ©. D. der Partei eingeräumte R. zur Siderftellung pendente 
appellatione bleibt auch im falle einer bloß perfänlihen Forderung und zwar 
nad 88. 4 u. 12 der Yufl. M. Vdg. v. 18. Yuli 1859, Nr. 130 R. G. 8, 
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ſelbſt ohue Nachweis einer Gefahr, audy bei dem Beſtande des 8. 38 ©. G., 

unberührt. 

Entſch. v. 17. November 1874, Nr. 12233 (5537 ©.-U.). Das Pfand- 
recht zur Sicherſtellung nad F. 259 a. ©. O. kann, wenn eine nur perfönlidhe 
Sorberung zugeſprochen wurde, nah 88. 36 u. 38 ©. ©. nit vorgemerkt 
werden. — Worſpr. der Entf. Nr. 12416 ex 1874.] 

Entid. v. 17. Juni 1874, Nr. 6287 (5399 ©.-U.). Eine auf Grund 
eines Schiedsſpruches begehrte Pfanbrechtseinverleibung kann, wenn bie Erforder- 
nifje ver 88. 36 u. 38 ©. ©. fehlen und nicht ausdrücklich das Begehren um 
bloße Sicherftellungsezecution vorliegt, auch nicht ald Bormerkung bewilligt werben. 

Entid. v. 10. April 1874, Nr. 2377 (5325 ©.-U.). Der abhandlungs⸗ 
behörblihe Beſcheid, womit dem Qurator abweſender Erben aufgetragen wird, 
um bie Vormerkung der Forberung berielben auf eine beftimmte Liegenfchaft des 
Schuldners anzufuchen, ift feine Urkunde im Sinne des $. 38 ©, ©. 

Entſch. v. 5. Februar 1874, Nr. 950 (5248 ©.-U.). Die Pfandrehts- 
vormerkung als Execution zur Sicherftellung fann für die Proceßtoften pendente 
appellatione nicht bewilligt werden. Diefe Pfandrechtsvormerkung lann nur bes 
züglich der flreitigen Forderung felbft und nur über Verfügung des Erkenntniß⸗ 
gerichteß nad 8. 259 a. G. D. und $. 12 der Juſt. M. Dog. v. 18. Yuli 
1859, Rr. 130 8. ©. B. bewilligt werden. — Worſpr. den Entjd. Nr. 12416 
u. 12233 ex 1874?] 

Entſch. v. 7. Jänner 1874, Nr. 12715 (5213 ©.-U.). Die Erecution 
zur Sicherſtellung pendente appellatione ift nad $. 259 a. ©. D. und $. 38, 
ht. b ©. ©. aud bezüglich der Proceßkoſten zuläffig. — Worſpr. der Entſch. 
Nr. 950 ex 1874] 

Entfd. v. 26. October 1873, Nr. 11450, eingetragen in’® Spruch ⸗ 

Kr. : Die Bormerkung des Pfandredtes kann auf 
Grund einer Privaturlunde, welche den Erforderniffen ber 88. 26, 
27 u. 36 de8 ©. ©. entſpricht, auh dann bewilligt werden, wenn 
biefe Urkunde die genaue Angabe ver Liegenfhaft, in Betreff welder 
die Bormerfung erfolgen foll, nicht enthält. 

Entf. v. 8. October 1873, Nr. 2657 (5102 ©.-U.) Auf Grund 
eines noch nicht rechtskräftigen Zahlungsbefehles ift die Pränotation nad 88. 36, 

.38 u. 75 ©. ©. unzuläffig. — Wöorſpr. der Entf. Nr. 12416 ex 1874.] 

Entſch. v. 27. Auguſt 1873, Nr. 8382 (5062 ©.-U.). Durch das 
behördliche Einfcreiten gegen einen Sparcaffaverein wegen flatutenwibriger Ge» 
barung wird das Vereinsvermögen nit zu einem ber in 8. 38, lit. c ges 
dachten Fonde. 

Entſch. v. 26. Anguft 1873, Nr. 8533 (5060 ©.-U.). Auf Grund des 
Einfchreitend des k. k. Bezirkscommifſärs muß die Pränotation des behördlich 
erhobenen Erſatzanſpruches wider die Verwaltung der Vorfchußcaſſe im Sinne 
bes 8. 6 lit, ce ©. ©. bewilligt werden. — Worſpr. der Entſch. Nr. 8382 
ex 1873. 

Entf. v. 4. Februar 1873, Nr. 866 (4864 G.-U.). Das Pfandrecht 
für Befigveränderungsgebühren ift auf Grund des Zahlungsauftrages, da Man- 
gels des Zahlungsansweifes die Einverleibung unzuläffig erſcheint, nach 88. 85 
u. 38 ©. ©. vorzumerfen. 

Entſch. v. 29. October 1872, Nr. 11121, eingetragen in’s Spruch⸗ 

Ar. 25: Die Bormerkung des Pfandrechtes auf Grund von 
Handelsbuchauszügen kann — felbft wenn die Borausfegung des 
8. 21 des Einf. ©. zum H. ©. v. 17. December 1862 eintritt — nad 
8. 86 des ©. ©. v. 25. Yuli 1871 nur dann bewilligt werden, wenn 
auch der Rechtsgrund zum Pfandrecht beſcheinigt iſt. 
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Entf. v. 3. September 1872, Nr. 9183 (5208 ©.-U.). Die Bräno- 
tation zur Sicherſtellung der Aimentationsforderung muß auf Grund eines noch 
nit rechtokräftigen Urtheild nah $. 259 a. ©. O., Hofd. v. 24. December 
1798, Nr. 446 9. ©. ©. und 8. 38, lit. b ©. ©. bewilligt werben. [Aehnt. 
der Eniſch Nr. 12416 ex 1874; worſpr. den Entſch. Nr. 12233, 950 ex 
1874 und Nr. 657 ex 1873.] 


B) 8.416. 6. 
Die Rechtfertigung erfolgt: Le 

3) auf Grund einer zur Einverleibung geeigneten Erklärung desjenigen, gegen welchen 
bie Vormerkung bewirkt wurde; 

b) in den Fällen des $. 88 durch den Ausweis über ven Eintritt der Erecutionsfäpigteit bes 
vorgemerkten gerichtlichen Erkenntnifſes oder durch das rechtskräftige Erfenntniß der 
zuſtändigen Behörde, welche über den Beftand des fihergeftellten Anfprucdes zu ent- 
ſcheiden hat; 

6) durch ein gegen denjenigen, wiber welchen die Vormerkung erwirkt wurde, von ber 
auftändigen Gerichtsbehörde im Proceßwege gefälltes Erkenntniß. 

Entfd. v. 23. Mai 1878, Nr. 1016 (©. Zig. 1878, Nr. 58). Wenn 
für eine Wechfelforderung eine Pfandrechtsvormerklung erwirkt wurde und bie 
Forverung als wechſelrechtliche rechtskräftig aberfannt worden ift, kann gleich- 
wohl die Rechtfertigung der Vormerkung des Pfandrechtes für die Forderung als eine 
gemeinrechtliche erfolgen. 

Entf. v. 20. Mär; 1877, 3. 3045 (©. Zig. 1877, Nr. 57). Auch 
ber Nachfolger im Befige der als Pfand beftellten Realität ift zu dem Anſuchen 
um Löſchung der gegen feinen Beſitzvorgänger erwirkten Vormerkung wegen nicht 
erfolgter Juſtificirung legitimirt (88. 21, 41, 45 ©. ©., 8. 443 B. ©.). 

Entf. v. 13. Yuli 1875, Nr. 7394 (5791 ©.-U.). Wenn die Redt- 
fertigungsflage bloß gegen den gegenwärtigen Hhpothefbefiger und nicht auch 
gegen deſſen Vormann und zugleid) Perſonalſchuldner überreicht wurde, kann das 
von Letzterem einverftändlih mit dem gegenwärtigen Hypothekbeſitzer überreichte 
Löfhungsgefuh niht a limine abgewiefen werben, fonbern iſt darüber nach 
8. 46 ©. ©. eine Tagſatzung anzuordnen. 

Entſch. v. 26. Mai 1875, Ni. 4399, eingetragen in's Judicatenbuch Ar. 95: 
Die auf Grund eines Bedfels erwirkte Pfandrechtsvormerkung wird 
durch den Zahlungsauftrag allein im Sinne bes 8. 41, lit e und 
8. 42 ©. ©. nicht gerechtfertigt. 

Entf. v. 13. April 1875, Nr. 3816 (5687 ®-u). Die Ereeution 
auf die Hypothek Tann gegen deren Befignachfolger nur dann ertheilt werben, 
wenn bie Klage wider bie Perfonaljhulpner — angemerkt oder gemäß 
8. 2 der Dog. vom 19. Sept. 1860, Nr. 212 R. ©. B., auch mit gegen ben 
Dr enen gerichtet war, 

ntſch. v. 6. April 1875, Nr. 3466 (5679 G.U.). Die gegen ven 
ne gerichtete, vor Wirkſamkeit deg neuen ©. ©. vechtöträftige 
Zahlungsauflage hat aud ohne befonderen dahin lautenden Ausfprud dic Recht- 
fertigung der vor Wirkfamkeit der neuen Grundb. D. erwirkten Pfandrechtsuor- 
merfung gegenüber bem Hypothelbeſitzer zur Folge, denn dieſe bei Wirkſam⸗ 
werden des G. G. bereits eingetretenen rechtlichen Folgen wurden nach Art. IV 
ibid. durch dasſelbe nicht berührt. 

Eniſch. v. 24. Februar 1875, Ne. 1859 (5644 G.⸗U.). Durch bie 
nad Veräußerung der Hypothek von dem Schuldner auögeftellte Juſtificirungs⸗ 
erklärung wird dem neuen Egthr. gegenüber weder bie Bormerkung gerecht. 
rin noch die Frift hiezu offen gehalten. 

Entf. v. 12. Jänner 1875, Nr. 245 (5598 ©.-U.). Durch die wider 
ben Acceptanten und zugleich Hypothekbefitzer rechtskräftig geworbene wechfel- 
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rechtliche Zahlungsauflage wird aud ohne darauf lautendes Erkenntniß die Pfand- 
rechtsprãnotation gerechtfertigt, weil der Wechſel die Pfanbbeftellung enthält, in 
der Wechſelllage fih ausbrüdlih auf die gefchehene Pränotation bezogen und in 
feiner Richtung wider diefelbe eine Einwendung erhoben wurde. — [Worfpr. der 
Entſch. Nr. 4399 ex 1875.] . 


Entſch. v. 23. Juni 1874, Nr. 6473 (5401 ©.-U.), eingetragen in’s 
Sprudrepertorium Rr. 72: Die zur Sicherſtellung einer Wechſelforde⸗ 
rung erwirkte Bormerkung des Pfanprehies wird durch die gegen 
den Wechſelſchuldner, gegen welchen dieſe Bormerlung erwirkt worden 
if, ergangene und in Rechtskraft erwachſene wechſelrechtliche Zah⸗ 
Iungsanflage nah Maßgabe der dur bie letztere aufgetragenen 
Zahlung an Capital, Zinfen vom Berfallstage und Klagskoſten ge- 
rechtfertigt, ohne daß es eines weiteren Ausſpruches, daß die Bor- 
merkung des Pfandrechtes für gerehtfertigt zu halten fei, bedarf. — 
[Ageändert duxch Nr. 4899 ex 1876.]. 

Eutſch. v. 23. December 1873, Nr. 12302 (5183 ©.-U.). Eine Ana» 
Iogie der Borfrift des ©. ©. über die Vormerkung für die Bedingungen der 
Fortführung einer zur Sicherftellung begonnenen Execution befteht nicht, und eben- 
fomenig ein ©., welches bei dem Vorhandenfein der Bedingungen ver Erecntions- 
fortfegung erft noch ein beſonderes Bf. zur Umwandlung ber ſicherſtellungsweiſen 
im die unbebingte Execution anorbnen würde, 

Entſch. v. 9. Juli 1873, Nr. 6760 (5036 ©.-U.). Aus dem Zufammen- 
hange der 88. 38 u. 41 ©. ©, ergibt fid, daß die Pfandrechtspränotation für 
Erfaganfprühe (Reiervefond des aufgelöften Vorſchußvereines, welcher flatuten- 
mäßig einer humanitären Stiftung zufällt), deren Beftand nur im orbentlichen 
Rechtswege feftgeftellt werben Tann, aud nicht über Einfchreiten einer Bermaltungs- 
behörde guläffig ift, da es nicht angeht, die nur die Sicherung bes Fiscus be- 

den Beftimmungen bes Hfb. v. 18. September 1876, Nr. 577 93. G. S. 
mit Berufung auf das fpätere ©. ©. v. 25. Juli 1871 ausdehnend auf nicht 
fiscalifhe Forderungen zu interpretiren. 

Entfd. v. 2. Juli 1873, Nr. 6648 (5030 ©.-U.). Eine vor der Wirk- 
famfeit des neuen ©. ©. erwirkte Pränotation kann nad) 88. 41 u. 42 ibid, 
nicht durch den bloßen Zahlungsbefehl juftificirt werden, 


9.006. 

Unterbleibt die Rechtfertigung, fo Tann derjenige, gegen weichen bie Vormerkung bewilligt 
wurde, um deren Löſchung anſuchen. 

Liegt dem Grundduchsgerichte vor, daß bie Rechtfertigungsklage rechtzeitig erhoben oder 
die Friſt zur Rechtfertigung am Tage der Meberreihung des Löſchungsgeſuches offen ge- 
halten iſt, fo Hat es das Löſchungegeſuch abzuweiſen. Liegt dieß nicht vor, fo iſt eine Tag- 
fahrt auf kurze Zeit anzuordnen, bei weldher der Vormerkungswerber den Beweis, daß die 
Frift zur Rechtfertigung offen gehalten oder die Klage rechtzeitig erhoben wurde, zu liefern 
Hat, wibrigens die Löſchung der Vormerkung zu bewilligen ift. 

Die Rechtfertigungéklage ift als rechtzeitig erhoben anzufehen, wenn fie, obgleich nach 
Ablauf der fr diefelbe beftimmten Friſt, doch noch vor Neberreihung des Löſchungsgeſuches 
oder doch an dem nämlichen Tage mit bemfelben erhoben worden iſt. 

Eutid. v. 5. März 1878, Nr. 2498 (G. 9. 1878, Nr. 43). Das 
Bormerkungslöfhungsgefucd ift ungeachtet der Anmerkung der Klage nicht a limine 
abzumeifen, weil aus der bloßen Anmerkung der Klage nicht beurtheilt werden 
tann, ob dieſe ben gefeglichen Anforderungen ber 88. 42 u. 45 ©. ©. ent 
ſpricht und geeignet fei, zur Pränotationsrechtfertigung zu führen. 

Entjd. v. 20. März 1877, 3. 3045 (©. tg. 1877, Nr. 57). Auch 
der Nachfolger im Befige der als Pfand beftellten Realität ift zu dem Anſuchen 

Richl, bürgl. Beiepb. er. 15 
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um Loſchung der gegen feinen Befigvorgänger erwirkten Bormerkung, wegen nicht 
erfolgter Juſtificirung legitimirt (88. 21, 41, 45 ©. G., 8. 443 B. ©.). 

Entf. v. 9. März 1875, Nr. 2456 (5655 ©.-U.). Nach $. 45 bes 
G. ©. kann nur derjenige, wider welchen die Bormerkung bewilligt wurde, wegen 
unterbliebener Rechtfertigung eine Löſchung anſuchen; im gegebenen Falle war 
aber bie Recitfertigungsffage wider den hiernach allein zum Löſchungsanſuchen 
Berechtigten rechtzeitig angebradht worben. 

Plenar-Entfd. v. 18. Februar 1874, Nr. 734 (6272 ©.-U.), einge- 
tragen in's Jubicatenbud Ar. 87: Wenn vie Löfhung einer vorgemerlien 
“ Forderung bewilligt wird, findet die gleichzeitige Löſ hung der mittler- 
weile hierauf bewilligten Eintragungen ebenfo flatt, wie im Falle 
ber Löjhung der Vormerkung des Eigenthumsrechtes ($. 49 ©. ©.) 
und im alle der erfolgten Rechtfertigung der Vormerkung der 
Löſchung ($. 50 ibid.). 

Entid. v. 4. November 1873, Nr. 10698 (5121 ©.-U.). Wenn das 
Geſuch um Erfredung ber Bränotationsrechtfertigungefrift und jenes um Löſchung 
an einem Tage zufammentrefien, ift das Löſchungsgeſuch abzumeifen, weil ver 
Umſtand, daß an vemfelben Tage das Friftgefuh nad dem Löſchungsgeſuch in’s 
Einreihungsprotofell eingetragen wurde, nah Wortlaut und Sinn des $. 45 
G. ©. nit entſcheidend fein kann. 

Entfd. v. 24. Jänner 1873, Nr. 6245 (5015 ©.-U.). Weber das 
—— — des Ehegatten der des Pränotaten iſt nad 

. 443 B. G., 88. 77 u. 45 ©. ©. die Tagſatzung anzuordnen. — Worſpr. 
ber Entſch. Nr. 2456 ex 1875.]. 


Borfrift über die Colliſion der Einverleibungen. 


(8. 440 — vgl. 58. 820, 822, 385, 867, 368; 56. 480, 431; 56. * 346, 373; 1477, 1498 v. 
1888, Ar. 81 8. S —* ; (für Tirol:) Kofb. ©. 12, März 1798, Rr. 5 9. ©, Seit, o 7. Dill ice, ao 
24. December 1814, Ar. 6817, circ. vo. November 1829, Rr. 787. 


8. 440. “ der Eigenthlimer eben —** unbewegliche Sache zwei — Berfonen 
überlaffen; fo fänt fie derjenigen zu, welche früher die Einverleibung angefucht hat. 

Entfd. v. 5. October 1875, Nr. 9361 (6871 ©.-U.). Die Rangord- 
nung ber Anmerkung ber vollzogenen Feilbietung richtet ſich nad) der Einreihungs« 
zahl des exhibirten Feilbietungsprotokolles. Die fpäter angeſuchte, wenngleich 
früher vollzogene pe muß daher über Anfuchen des Erſtehers 
gelöſcht werden (88. 438 u. 440 B. ©., 88. 29, 72 u. 93 ©. ©.). 

Entſch. v. 19. November I Kr. 11294 (5145 G.-U.). Da nad 
8. 440 3. ©. die Realität, melde der Erftcher zwei verſchiedenen Perfonen 
überlafien bat, derjenigen zufäht, welche früher die Einverleibung nachſucht, fo ift 
der verlegte Theil nicht berechtigt, auf Erfüllung des Vertrages und die unmög⸗ 
lich gewordene Uebergabe zu Hagen, ſondern hat lediglich den Anſpruch auf Ent- 
fgädigung. 
Entſch. v. 23. October 1873, Nr. 8489 (5114 G. U.)- Es geht nicht 
an, die Normen über unredlichen Befig in den 8. 440 hineinzuinter- 
pretiren, nad welchem feftfteht, daß beide Käufer vor der bücherlichen Eintragung 
eben nur ein perfünliches R. haben, welches der mit der Anſchreibung zuvorkommende 
erſt zu einem binglichen erhebt, fi das Eigenthum und damit eine ausſchließende 
Berechtigung verſchafft. Anläßlich diefer Entf. wurde eingetragen in’s Spruch⸗ 
repertorium Nr. 59: Der 8. 440 B. ©. fetzt nicht voraus, daß ber bie 
Intabulation erwirtende Erwerber von der fräßeren Ueberlaffung 
berfelben Sade an einen anderen keine Kenntniß habe. 

are v. 7. Mai 1873, Nr. 4335 (4960 ©.-U.). Der Grundfag bes 
8. 440 B. ©., daß bei der Eollifion von Eigenthumsrechten und analog bes 
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Eyenthunsrechtes mit dem Pfandrechte das frühere Anfuchen entſcheide, gilt auch für 
nel, da nach dem Hofd. v. 24. Deceniber 1814, Nr. 587 nur diejenigen Ver⸗ 
flgungen des B. G., welde bie Eriſtenz der Grundbuchs⸗ und Lanbtafelverfaflung 
betreffen, in Tirol feine Wirkſamleit haben und deßhalb ſchon das Appellations- 
circulare v. 20. November 1829, Nr. 787 die Anmerkung der Einreihungs- 
ſtunde auf dem Berfachgefuche anorbnete. . 

Entſch. v. 28. März 1873, Nr. 2790 (4919 ©.-U.). 8. 440 8. ©. 
iR auf die Erwerbung des Pfandrechtes an Mobilien nicht anwendbar. 

Entſch. v. 28. Jänner 1873, Nr. 12937 (4850 ©.-U.). Die Be- 
Rimmung des 8. 440 8. ©. (im Einklang mit $. 430 ibid.) iſt nur 
ein Eorollar ver 88. 320— 322 ibid.; auch der grundbücherliche 
oder Civilbefig Tann, fowie ber natürlihe Befig rehtmäßig ober 
unrehtmäßig, redlich oder unrebli fein, und da das ©. feinen 
Unterſchied madt, iſt auch der rehtmäßige grundbücherliche oder 
Civilbeſitz, gleih dem rechtmäßigen Befige von Sachen, die feinen 
Gegenſtand des Grundbuches bilden, von Seite der Partei, die ein 
ſtärkeres R. zum Befige darthun kann, aus dem Gefihtspunfte der 
etwa nadhmweisbaren Unreblichleit des Befigers im Sinne der 88. 320, 
326, 328 u. 335 ibid. anfehtber. — Wöorſpr. ver Entf. Nr. 8489 ex 1873]. 

Entid. v. 16. Mai 1871, Nr. 2152 (4170 ©.-U.). Die, nach factiſch 
aber nicht bücherlich vollzogenem Eigenthumswecfel durch den Verkäufer erfolgte 
Hypot helsbeſtellung ift nichtig, weil der Verkäufer nicht mehr dispoſitionsberechtigt 
war, und weil ber Öläubiger, da ihm die Abtretung des Hauſes befannt war, 
ein Pfandrecht daran von dem Berfäufer nicht giltig erwerben konnte. — [Wbrfpr. 
der Entſch. Nr. 8489 ex 1873.] 

Entf. v. 10. Juni 1870, Nr. 2904 (3810 G.-U.). Der Anſpruch 
des Käufers einer Realität, zu welcher, wie ihm befannt war, aud eine ſchon 
früher einem Dritten verfaufte aber nicht bücherlich in deſſen Egth. übertragene 
Parzelle gehörte, auf Herausgabe auch dieſer Parzelle, ift ungegrändet, denn 
8. 440 8. ©., auf welden ſich Kläger beruft, fegt voraus, daß der Erwerber, 
weldyer feine Eintragung im Grundbuche erwirkte, reblicher Beflger geworben fei, 
was bei dem Kläger nicht der Fall if. — Worſpr. der Entſch. Nr. 8489 ex 
1873, ähnl. jener Nr. 12937 ex 1873.] 

Entſch. v. 17. Februar 1870, Nr. 13764 (3717 ©.-U.). Abgefehen von 
der Frage ver Legitimation des erften Käufers zur lage auf Herausgabe des 
Kaufobjectes wider ben zweiten intabulirten Käufer, ift deſſen Klage abzumeifen, 
da der zweite Käufer nad 8. 440 B. ©. nicht verpflichtet war, fi) vor dem 
Vertragsabſchluß die Meberzengung zu verfchaffen, ob ber Berfäufer zum Ab- 
flug des Btgs. mit ihm berechtigt fei. „Auch unter Annahme der Nothwendig- 
teit des guten Glaubens des Gellagten® wäre bie Klage abzuweiſen, weil die 
Redlichleit des zweiten Käufers vermuthet wird und ein firenger Beweis ber 
Unredlichkeit desfelben nicht erbracht wurte. [Mittelmeinung.] 

Entfd. v. 2. Mai 1866, Nr. 3598 (2480 G.-U.). Der lage auf 
Austellung einer intabulationsfähigen Urkunde kann nicht jtattgegeben werben, 
weil nach dem bereitd am Tage der Klagsüberreihung abgefchloflenen Kaufvertrag 
die Realität an ven zweiten Käufer bereits bücherlich Übertragen wurde, die Er⸗ 
Füllung des erften Kaufvertrages daher nicht mehr möglich und die Ausftellung 
der Urkunde zwecklos ift. 

Entfch. v. 30. Jänner 1866, Nr. 110 (2374 G.-U.). Der $. 440 
B. G. fegt voraus, daß derjenige, welder vie Eintragung im Örund- 
bude früher erwirkt hat, es aud redliher Weife gethban babe und 
es kann die Anwendung dieſes Paragraphes in Verbindung mit den 
allgemein giltigen Grundfägen über Befig und Eigenthum, bie in 

15* 
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dem vorangehenden Hauptftüde bes B. ©, enthalten find, nur dem 
redlichen Befiger zugeflanden werden... 88. 326, 335, 346, 373, 
1477 ibid. — [Wbrfpr. der Entſch. Nr. 8489 ex 1873.] 

Entf. v. 12. December 1865, Nr. 9884 (2338 G.-U.). Wenn bie 
bücerlihe Eintragung eines Rs. aus Verfehen des Grundbuchsamies unterblich, 
muß fie in der nach dem Zeitpunfte der Ueberreihung ber betreffenden und ber 
collidirenden Intabulationsgefuche fi ergebenden Rangorbnung nachgetragen werben. 

Entſch. v. 7. Auguft 1861, Nr. 5023 (1369 G.-U.). Dem früheren 
Käufer gebührt vor dem in den büderlihen Befig gelangten jpäteren aber uns 
reblichen Käufer der Vorzug, weil 8. 440 B. ©. vorausſetzt, daß derjenige, 
welcher früher die Einverleibung nachſuchte, redlich gehandelt hat; im fraglichen 
Falle aber hatte der fpätere Käufer den Kaufvertrag mit dem erſten Käufer als 
Zeuge mitunterfchrieben. — [Wdrfpr. der Entſch. Nr. 8489 ex 1873; ähnl. den 
älteren Entſch.] 

Entfd. v. 23. März 1659, Nr. 3087 (758 ©.-U.). Für den Alters⸗ 
vorrang der Pfandredte an gerihtlihen Depofiten ift nach Analogie des für die 
Erwerbung des Eigentyums und Pfandrechtes an Immobilien beftehenden Rs. 
nur das frühere Einbringen des Geſuches um executive Einantwortung als maß- 
gebenn anzunehmen. 

Entfb. v. 26. Dectober 1858, Nr. 11030 (Eco dei Tribunali 1859, 
Nr. 418). Wo keine öffentlichen Bücher beftehen, ift auch auf unbeweglihe Sachen 
die Beftinmung des $. 430 B. ©. anzuwenden. 

Entſch. v. 5. Mai 1858, Nr. 3156 (556 G.-⸗U.). Mit Rüdficht auf 
88. 322 u. 1498 B. ©., wornach es bei Immobilien nebft dem büderlichen 
auch einen factifhen Beſitz gibt und beide redlich oder unredlich zc. fein Können, 
fowie nah dem im B. ©, durchgreifend feftgehaltenen Grundſatze, daß der un- 
redliche Befiger nicht gefhügt werde, muß die Eigenthumsklage des fpäteren an 
den bücherlichen Befig gelangten Käufer wider bie im phyfifchen Befig befindlichen 
früheren Käufer abgewiefen werben, wenn feſtſteht, daß die zweiten Käufer ſchon 
zur Zeit ihres Bertragsabfchluffes von dem früheren Kaufabſchluſſe Kenntnig 
hatten, und ſonach beide Eontrahenten bes fpäteren Vtgs. mala fide contrahirten. 
Aehnl. der Entfd. Nr. 5023 ex 1861.] 

Entſch. v. 17. Yuni 1857, Nr. 4824 (©. Ztg. 1857, Nr. 121). Aehnl. 
ber Entf. Nr. 8156 ex 1858.) 


Jolge der Erwerdung: 
a) in Ruͤckſicht des BVefikes; 

BT RE SRE ETERERETE ENTER TRANS 
8. 441, Gobald die Urkunde über das Eigenthumsrecht in das Öffentliche Buch eingetragen 
ift, tritt der neue Eigenthümer in den rechtmäßigen Befig. 

Entſch. v. 14. September 1875, Nr. 5601 (5850 ©.-U.). Die Ge- 
meinde hat durch die bona fide erwirkte bücherliche Einverleibung das Egth. des 
Grundes gegen Jedermann erworben — alfo aud gegen den Bauführer, der mit 
— — des früheren Egthrs. ein Haus auf dem nachher verkauften Grunde 
erbaute. 

b) der damit verbundenen Rechte; 


(8. 448 — vgl. 68. 205297; 69. 686, 1047; 5. 1893; 88. 1448, 507, 1070, 1071, 1074; B. 367, 456, 4638. & ; 
Pat, d. 19. Auguft 1795; Hofd. v. 3. Jumi 1819, Rr. 16718.) 
8. 442. Ber das Eigenthum einer Sache erwirbt, erlangt auch die damit verbundenen Rechte, 
Nechte, die auf die Perfon des Uebergebers eingeſchränkt find, kann er nicht übergeben. Ueber- 
haupt kann Niemand einem Andern mehr Recht abtreten, als er felbft Hat. 
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Entf. v. 29. Yuli 1875, Nr. 5891 (5816 ©.-U.). Die Concurs- 
mofle ver Geſellſchaft, in welche ein Geſellſchafter vertragswidrig bie ihm per⸗ 
. Ralih gelichenen namentlich bezeichneten Obligationen einbrachte, ift ſchuldig, felbe 
der Eigenthümerin heranszugeben und fie von dem Cautionsbande zu befreien 
(88. 442, 1017, 1041 u. 1394 8. ©,, 8. 27 €. O©.). 

Entfd. v. 15. Juni 1875, Nr. 3764 (5755 ©.-U.). Eine bereits ver- 
jãhrte, intabulirte Forderung lebt durch bie Ceſſion nicht wieder auf; die Big. 
wird durch inzwifchen worgefallene Geffionen nicht unterbrochen; bie Einwenbung 
bes Ermwerbes im Bertrauen auf die öffentlichen Bücher ift grundlos, wenn im 
Gruundbuche der Verfallstag, von welchem an bie Big. läuft, erfihtlih gemacht 
it (88. 442, 1451, 1479, 1500 8. ©.). 

Entſch. v. 25. Auguft 1874, Nr. 5525 (5454 ©.-U.). In ber Be 
fimmung, daß der ältefte Sohn „nad; erlangter Großjährigkeit” die Wirthſchaft 
de6 Baters gegen Hinauszahlung der Geſchwiſter übernehmen könne, liegt eine 
Bedingung. Die Bedingung iſt nicht erfüllt, ta biefer Altefte Sohn vor erreichter 
Srogjährigfeit ſtarb und feinen Erben fteht daher nicht das R. zu, die Uebergabe 
der Wirxthſchaft zu fertern (88. 547 u. 442 B. ©.). 

Blenar-Entjd. v. 18. Februar 1874, Nr. 734 (6272 ©.-U.). Die 
fung eines bloß vorgemerkten Pfandrechtes nur mit bem Beifage (8. 51 
G. ©.), daß ihre Rechtswirkung bezüglich der Afterpfandrecte erft mit deren 
Loſchung eintrete, zu bewilligen, ift mit den Vorſchriften ber 88. 442, 454, 
438 u. 445 B. ©. unvereinbar und im ©. ©. nicht begründet. Es wurde 
anläßlich diefer Entſch. eingetragen in's Judicatenbuch Rr. 87: Wenn die 
Löfhung einer vorgemerften Forderung bewilligt wird, findet bie 
gleichzeitige Löſchung ber mittlerweile hierauf bewilligten Ein— 
tragungen ebenfo ftatt, wie im Falle der Löfhung der Bormerkung 
des Eigenthbumsrehtes (8. 49 G. ©.) und im Falle der erfolgten 
Rechtfertigung der Vormerkung der Löſchung (8. 50 ibid.). . 

Entf. v. 5. Yuni 1873, Nr. 3829 (4996 ©.-U.). Aus der eine Des 
fränfung der mit Urkunde vom felben Tage beftellten und intabulirten Servitut 
feſtſtellenden Gegenerflärung des Egthrs. des herrſchenden Grunbftüdes, ift, da 
bie Gegenerflärung nicht einverleibt wurbe, dem bermaligen Egthr. nur ein per- 
Tonlihes R. erwachſen. Die Beſitznachfolger am praedium serviens find daher 
nicht beredhtigt, von jenen am praedium dominans die Einverleibung dieſer Gegen- 
aflärung zu fordern (8. 442 B. ©.). 

Eutfb. v. 11. Jänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©.-U.). Der Oläu- 
biger, welchem eine Hhpothelarforberung feines Schuldners executive eingeantwortet 
wurde, kann von dem Hypothekarſchuldner die Zahlung verlangen, wenn berfelbe 
auch ſchon früher feinem urfprünglihen Gläubiger gezahlt hat, denn dem Exe⸗ 
entionsführer war bie gefchehene Zahlung unbelannt; ihm fällt feine Unredlichkeit 
zur Laft, da er Fraft eigenen Rs. einfchritt. Die SS. 442, 1394 u. 1395 B. ©. 
mb 8. 314 a. ©. O. ſtehen damit nit im Widerſpruche, da fie mur 
die perſönlichen Re. des Ueberträgers einer Forberung betreffen, 
während der $. 469 ibid. fi auf dinglie, in den dffentlihden Bü- 
Gern eingetragene, Ne. bezieht, die im gegenwärtigen Falle aus einem 
onerofen Zitel auf einen Dritten übergegangen find. — Publicitäts- 
princip im B. ©. ä 

Entſch. v. 19. November 1868, Nr. 10133 (3637 ©.-U.). Das Pro- 
pinationsreht gehört nady dem Pat. v. 19. Auguft 1795 und dem Hofd. vom 

3. mi 1819, Nr. 16713 zu den mit bem Beſitze eines Ianbtäflihen Gutes 
verfnäpften Gerechtfamen, es wirb daher mit dem Egth. des Gutes mitübertragen. 
Wenn auch ein früherer Gutsbefiger dem Egthr. einer Rufticalrealität einen Theil 
des Propinationsrechtes überlieh, fo hätte body dieſe Abtretung der theilmeifen 
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Ausübung nur dann für den Gutsnachfolger bindend fein fönnen, wenn er fie 
als eine auf dem Gute haftende Laft mitäbernommen hätte, während dieſe Ein- 
ſchränkung des Propinationsrechtes in der Landtafel nicht eingetragen ift. 

Entſch. v. 18. Juli 1866, Nr. 6192 (2550 ©.-U.). Das, von der, 
durch ein Scheingeſchäft an's Egth. des Haufed gelangten Mutter, dem min. 
Kinde, unter Vertretung feines im betrügerifchen Einverſtändniß befinblihen Ba- 
ters, eingeräumte Pfandrecht ift gleichfalls nichtig, meil die Mutter, melde das 
Egth. des Haufes nie rechtmäßig erwarb, daran auch nah $. 442 B. ©. Nie- 
mandem ein R. ertheilen konnte. 

Entſch. v. 7. Februar 1865, Nr. 596 (G. H. 1865, Nr. 55). Ueber 
die Giltigfeit eines früheren mündlichen Kaufvertrages muß in befonderem zwiſchen 
den Eontrahenten diefes früheren Vtgs. durchzuführenden Proceſſe erfannt werden. 

Entf. v. 3, October 1861, Nr. 6163 (1395 G.⸗U.). Der Klage des 
Eeffionars auf Zahlung einer Hypothekarſchuld, welche ſchon vor der Ceſſion be⸗ 
zahlt worden fein fell, wurde unbedingt ftattgegeben, weil bie vorgeblihe Zah⸗ 
lung bei ber abgetretenen Forderung nicht erſichtlich gemacht ift und hier $. 442 
B. ©. nicht Anwendung finden kann ($. 1443 ibid.). 

Entf. v. 16. Februar 1860, Nr. 951 (1085 ©.-U.). Die Verjährung 
ber Hypothekarforderung wird aud dem Hypolhekarſchulduer gegenüber durch bie 
N bes Perſonalſchuldners unterbrogen ($8. 315, 442, 1478 u. 
1479 8 

Entſch. v. 16. Auguft 1859, Nr. 9018 (843 G.-U.). Der Erbe des 
Gläubiger fannı fi gegenüber der, Einrede der Verjährung auf den $. 1500 
B ©. nit berufen (88. 547 u. 1462 ibid.). Dasfelbe gilt auch rüdfiht- 
lid der Abtretung eines Forberungsantheiles an einem Miterben, weil das frag- 
liche Forderungsrecht für die Cedentin zur Zeit ber Uebertragung bereits erlofhen 
war, nah 88. 1394 u. 442 ibid. 

Eutſch. v. 9. December 1858, Nr. 12980 (679 ©.-U.). Da rechts- 
kräftig erkannt ift, daß ber Gemeinde ein Cigenthumsrecht an den fraglichen 
Aeckern nicht zuftand, fo konnte das von der Gemeinde bezüglich einzelner tiefer 
Aecker an Dritte übertragene R. nad) $. 442 B. ©. ebenfalls fein Eigenthume⸗ 
recht fein [Umfang der Rechtskraft des Urtheils $. 12 ibid.?]. 


c) Kaften. 


(8. 443 — vgl. 98. 928, 10; Kr ‚est, 481, 1070, 1071, 1078, 1086 8, eß. v. 19. Rovember 1818, 
7 und v. 97. April 1820, Rr. 1660 J. es 

8. 443. Mit dem Eigenthume unbewegliher Sachen werben auch 5 darauf haftenden, in 
den öffentlichen Büchern angemerkten Laften übernommen. Wer biefe Bücher nicht einfieht, 
leidet in allen Fällen für feine Nachläſſigkeit. Andere Forderungen und Anfprüche, die Jemand 

an den vorigen Eigenthlimer hat, gehen nicht auf den neuen Erwerber über. 

Entfd. v. 20. Februar 1879, Nr. 11991 (9. B. 1879, Nr. 19). Erſt 
mit ber Einverleibung geht das Egth. einer im Executionawege erworbenen 
Realität auf den Erſteher über. Bor derſelben können die Gläubiger der Exe⸗ 
euten, wenngleich die Einantwortungsurfunde bereits ausgefertigt if, Erecutions- 
acte erwirken, ohne baß der Erſteher fie felbft mittelft Klage anfechten kann. 
(88. 380, 425 u. 431 8. ©.). 

Entſch. v. 23. Jänner 1879, Nr. 12317 (©. Big. 1879, Nr. 58). 
Bis nicht Über die den Beflimmungen des Grunbentlaftungspat. v. 5. důi 1853, 
Nr. 130 R. ©. B., unterliegenden Re. das Erkenntniß der Örundfoften- Ab- 
löſungs· und Regulirungs-Landescommiffion in Rechtskraft erwuchs, kann die 
Rage auf die Bezüge aus dieſen Ren. nicht angeftellt werden und die Big. .der- 
felben alfo nicht beginnen (8. 1478 8. ©.). Die von den genannten Landes» 
Tommiffionen zuerfannten Re. haften zwar auch ohne bücherliche Einverleibung 
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auf der betreffenden Realität; der jeweiltge Befiger haftet aber dann nur für 
vie während feines Befiges fällig geworbenen Bezüge ($. 443 ibid.). 

Entſch. v. 22. Jänner 1879, Nr. 14246 (3. B. 1879, Nr. 10). Wenn 
ver Käufer einer Realität unter Anrechnung in den Kaufpreis eine anf derſelben 
fichergeftellte Hhpothelarforderung zur Zahlung und Verzinfung übernimmt, ohne 
daß eine vollftändige Affignation zu Stande kam, fo ift der Käufer dem Gläubiger 
genenäber — und zwar ſchon nad Gefegesbeftimmung — Hypothekarſchuldner, 
nicht aber auch Perſonalſchuldner (8. 443 B. ©.). 

Entfd. v. 17. October 1878, Nr. 7581 (9. B. 1878, Nr. 48), Der 
wegen Anerkennung der Priorität eines an einem Depot erwirkten Pfandrechtes 
Sellagte ift zur Beftreitung der dem Pfandrechte des Klägers zu Grunde lie- 
genden Forderung nicht berechtigt, wenn deren Richtigkeit durch den Pfandſchuldner 
beflätigt wird. i 

Entſch. v. 22. November 1877, Nr. 10349 (G. Ztg. 1878, Nr. 25). 
Der Gerichtsſtand des Vtgs., und überhaupt die ſchuldſcheinsmaͤßigen Bebingungen, 
gelten aud gegen den Hypothekargläubiger, wenn aud mit der Beihränkung, 
daß er nur mit der Sache hafte; der Hypothekarſchuldner muß ſich derfelben 
fügen, wenn er verhüten will, daß der Gläubiger aus der Sache feine Befrie- 
digung nehme (SS. 443 u. 461 8. ©.). 

Entfd. v. 20. März 1877, Nr. 3045 (©: Big. 1877, Nr. 57). Da 
der Erſteher einer Hypothek nad $. 443 B. ©, folgerichtig als Rechtsnachfolger 
aud der Pränotaten erfceint, if er zum Begehren um Löſchung ber Bormerkung 
wegen unterbliebener Rechtfertigung legitimirt (88. 21, 41 u. 45 ©. ©.). 

Entf. v. 22. April 1875, Nr. 3133 (5696 G.-U.). Die Re. der 
Logenbefiger eines Theaters, welche bücherlich eingetragen find, haben die Natur 
einer Reallaft; fie gehen auch beim executiven Verlaufe des Theaters auf den 
neuen Egthr. über (SS. 443 n. 445 3. ©.). Dieß gilt ebenfo für Tirol, weil 
die dafelbft über Verfachbücher — beftehenden dießbezüglichen Vorſchriften (Publis 
citätöprincip) jenen bes ©. ©. analog find. 

Entſch. v. 24. März 1875, Nr. 12009 (5670 ©.-U.). Der Ceffionar, 
welder fi eine Hypothelarforberung von bem früheren Egthr. cediren ließ, nach⸗ 
dem der neue Egthr., der die Hypoihek im Erecutionswege erſtanden hat, darauf 
bereit8 einverleibt war, hat fein Forderungsrecht wider den legteren, wenngleich 
bisher verfäumt worden war, die Löſchung jenes Pfandrechtes zu bewirken, ba 
er aus den öffentlichen Büchern hätte erfehen können, daß fein Cedeut zur Ueber 
tragung der Hypothekarforderung nicht mehr berechtigt war. 

Entſch. v. 29. März 1874, Nr. 4370 (6377 ©.-U.). Das auf Grund 
eines gefälſchten Schuldſcheines einverleibte Pfandrecht bleibt nichtig und ber 
dritte veblihe Erwerber fann ſich dagegen nicht auf das Publicitätsprincip be⸗ 
rufen. — Es iſt gleichgiltig, ob dad Strafgericht über die civilrechtlichen An- 
ſprũche entſchieden hat oder nicht, fobald aus dem Strafurtheil fi das Factum 
der Fälſchung des Schuldſcheines ergibt. , 

Entſch. v. 24. Juni 1873, Nr. 6245 (5015 G⸗U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 3045 ex 1877. 

Entſch. v. 5. Februar 1873, Nr. 13271 (4871 G.⸗U.). Der Umſtand, 
daß die Nechtfertigungsflage bezüglich der pränotirten Depurationsverpflihtung 
in nod) unbeftimmtem Betrage nicht bücherlich angemerft war, als der neue Hhypo- 
thefarbefiger die Realität erwarb, hindert die jofortige Executionsführung wider 
den Hypothelarſchuldner, ſteht aber der Geltendmahung bed Forderungsrechtes 
im Klagswege wider den Iasteren nicht entgegen; die Pränotation ift gegen ihn 
in dem Umfaug wirkjan, als fie wider bie perſönlichen Schuldner erwiefen ift 
(88. 443, 453, 466 8. ©.). A 

Entf. v. 30. Auguſi 1872, Nr. 3248 (4696 ©.-U.). Die Verpflid- 
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tung zur Leiftung von Beiträgen behufs Meſſenleſung an einer Kirche ift nicht 
im öffentlichen R. begründet; fie kann daher nur durd Eintragung in den Laften« 
Rand eines Grundbuches zur dinglichen Laſt — Reallaft — werben. Gegen 
den neuen Beflger der Realität befteht ſonach kein Anſpruch der Kirche, wenn 
auch die früheren VBefiger mehr als 30 Jahre hindurch die Leiftungen fortge- 
fest hatten (88. 443 u. 1500 B. ©.). 

Entſch. v. 13. Auguft 1872, Nr. 8315 (4684 G.-U.). Wenn auch vie 
Bormundfchaftsverlängerung im Grundbuche nicht angemerkt wurte, fteht fie doch 
der Erwerbung von Hypothekarrechten auf Orund der Erklärungen des Curanden 
im Wege, febald die Verlautbarung vorſchriftemäßig im Amtsblatte ftattgefunden 
bat [8. 1500 8. ©.?]. 

Entſch. v. 18. April 1872, Nr. 15298 (4579 G.-U.). Der Hypothekar⸗ 
ſchuldner, welder nad) 8. 443 B. ©. mit der Realität auch die darauf bücherlich 
eingetragenen Laften übernahm, Tann ſich nicht auf den Umftand berufen, daß 
fein Auctor, der Perſonalſchuldner, nur gegen eine Gegenleiftung verurtheilt 
worden if, weil jene Gegenverbindlickeit des Klägers nur dem Per- 
fonalfguldner zu Statten kommt, bei dem Pfandrechte des Klägers 
im Orundbude niht angemerkt und der Pfandſchuldner gegen den 
Gläubiger überhaupt uur zu jenen Einwendungen beredtigt ift, vie 
aus der Hypothek felbft oder aus Berhältniffen entfpringen, welde 
die Erlöfhung des Pfandrechtes in fih fliegen. Die Berufung auf 
8. 1358 'ibid. entfällt, weil die eingeflagte Schuld noch —— bezahlt iſt. 

Entſch. v. 31. Jänner 1872, Nr. 762 (4464 G.-U.). Die beim 
Tabulargerichte angefuchte Intabulatien, erfheint dadurch, daß nod vor der 
Pränotationsrehtfertigung das Pfandgut in eine zweite Hand über- 
ging, nicht behindert, weil auf diefe Frage nit die M. Vdg. vom 
19. September 1866, Nr. 212 R. ©. B., fondern der 8. 443 B. G. 
Anwendung findet. 

Entſch. v. 21. Juni 1871, Nr. 5844 (4205 ©..u.). Durch bie Ueber- 
nahme einer verpfänbeten Sache wird in der Regel nur die Pfandlaſt, nit auch 
die Pfandſchuld übernommen (88. 443 u. 928 8. ©.), weßhalb der Erbe Per⸗ 
ſonalſchuldner ver Forderung bleibt, für melde die legirte Sache verpfänbet if, 
wenn ber Erbl. Perſonalſchuldner war. Der Regreßanfpruh (8. 1358 ibid.) 
des Legatars gegen den Erben ift daher im ©. begrünbet, 

Entf. v. 17. Mai 1871, Nr. 5655 (4173 G.-U.). Auf Grunb des 
Notariatsactes und des den Eigenthumslbergang ber Hypothek auf den Gellagten 
ausweifenden Auszuges aus den öffentlichen Büchern, ift der Zahlungsbefehl nad) 
Bog. v. 21. Mai 1855, Nr. 95, und v. 18. Juli 1859, Nr. 130 R. G. B., 
zu erlaflen. Der im $. 1 erfterer Bog. gebraudgte Ausprud „perſönliche Ver⸗ 
bindlichkeit· Tann im Zufammenhang ber beiden Vdgn. und nad 88. 443 u. 
466 B. ©. nit als der Erlaflung des Mandats entgegenftehend interpretirt 
werben. 

Entfd. v. 16. Mai 1871, Nr. 2152 (4170 G.-U.). Die nad factifd, 
aber nicht bücherlich vollzogenem Eigenthumswechſel durch ven Verkäufer erfolgte 
Hypotheksbeſtellung ift nichtig, weil der Verkäufer nicht mehr dispoſitionsberechtigt 
war, und weil der Gläubiger, da ihm die Abtretung des Haufes befannt war, 
ein Pfandrecht daran von dem Verkäufer nicht giltig erwerben konnte. 

Plenar-Entfd. v. 8. November 1870, Nr. 9820 (3943 ©.-U.). Wenn 
das Vorkauferecht auf eine Realität büderlih eingetragen if, Können aud nicht 
Theile der Realität mit Umgehung ber in 88. 443, 1072, 1075 u. 1079 8. ©. 
begründeten Re, bücyerlich abgetrennt werden, mag aud bie betreffende Parzelle 
fon vor ver Intabulation des Vorkaufsrechtes verkauft und thatſächlich über- 
geben worden, und bie Geltendmachung des Vorkaufsrechtes felbft für bloß ein 
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sine Theile der Realität nicht ausbrüdlich eingeräumt fein; denn buch bie 
bicyerliche Eintragung wirb das Vorkaufsrecht ein dingliches R. 

Entſch. v. 28. October 1870, Nr. 4557 (3929 ©.-U.). Wenn bie 
zwiſchen ten Ehegatten errichtete allgemeine Gütergemeinidaft, im Sinne des 
8. 1236 B. ©. im Laftenblatte eingetragen wurde, ift der Ehemann, wenngleich 
feine Gattin mit Rüdfiht auf 88. 1234 u. 1236 ibid. noch nicht Miteigen- 
thämerin geworben war, weder berechtigt, die Hanfeshälfte zu alieniren, noch auch 
fie zu befaften. Der Pfandgläubiger, welcher das Grundbud nicht eingefehen 
hat, muß fich felbft vie Folgen zufcreiben (8. 443 8. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Blenar-Entfd. v. 7. October 1870, Nr. 9320 (3896 ©.-U.). Aehnl. 
der Entf. Nr. 9320 ex 1870; anläßlich diefer Entſch. wurde eingetragen in’s 
Judiratenbuch Rr. 68: Auf ein in das Bffentlihe Bud eingetragenes 
(Bingliches) Vorkaufsrecht hat das Grundbuchsgericht von Amtswegen 
Bedacht zu nehmen. 

Entſch. v. 26. April 1370, Nr. 4844 (3785 G.-U.). Eine abermalige 
Berfteigerung derfelben Realität gegen den urfpränglichen Erecuten ohne Rüd- 
fiht anf den erften Executionsact ift unzuläſſig; Vorzugs berechtigten und Saß« 
gläubigern ift, außer dem Falle einer ansdrüdlihen Rechtsbegebung ſämmtlicher 
Interefienten, nad) $. 338 a. ©: D. nur das Mittel der Relicitation gegeben 
(8. 443 3. ©. und Refol. v. 31. October 1785, Nr. 489 9. ©. ©.). 

Entfd. v. 15. März 1870, Nr. 98 (©. Ztg. 1870). Wer im Erecutions- 
wege eine hypothecirte Realität erfteht, haftet vom Zeitpunfte ver Zuweifung ber 
Satforberung zur Selbftzahlung dem Gläubiger als Perſonalſchuldner. 

Eutſch. v. 19. November 1868, Nr. 10133 (3637 ©.-U.). Das Pre- 
pinationdrecht gehört nady dem Pat. v. 19. Auguft 1795 und dem Hofb. v. 
3. Juni 1819, Nr. 16713 zu den mit dem VBefige eines landtäflichen Gutes 
vernüpften Gewahrfamen, es wird daher mit dem Egth. des Gutes mitüber- 
tragen. Wenn auch ein früherer Outsbefiger dem Egthr. einer Aufticalrealität 

einen Theil des Propinationsrechtes überließ, fo hätte doch dieſe Abtretung der 
Iheifweifen Ausübung nur dann für den Gutsnachfolger bindend fein Können, 
wenn er fle als eine auf dem Gute haftenre Laſt mitübernommen hätte. 

Entf. v. 15. October 1868, Nr. 8758 (3139 ©.-U.). Da in dem 
allein maßgebenden jhriftlihen Kaufvertrag alle übrigen Sappoften aufgeführt 
find bis auf eine per 400 fl., da die Eontrahenten den Preis genau beftimmt 
haben und alfo ein Irrthum nur darin unterlief, daß zu wenig an übernommenen 
Sagpoften von dem bar zu zahlenven Kaufſchillingsreſte in Abzug gebracht 
wurden, hat ver Käufer, va er auch dieſe 400 fl. dem Berfäufer zahlte, das R. 
zu fordern, daß der Berläufer nicht durch feinen Schaden ſich bereichere. 

Entfd. v. 12. Februar 1868, Nr. 496 (2993 ©.-U.). Dem Hypo⸗ 
theforfhulener fteht die" Einwendung der nicht zugezählten Valuta nicht zu, denn 
durch den Ankauf des Haufes hat der Erwerber nad 8. 443 B. ©. die Laften 
mitäbernommen und durch ben Kaufvertrag nur dem Verkäufer gegenüber das R. 
erworben, zu fordern, daß der Verkäufer die Löſchung erwirke. Der Käufer ift 
nicht legitimirt zu Einwendungen aus dem perfönlihen Obligationsverhältniß bes 
Glaͤubigers zu dem Perſonalſchuldner. 

Entſch. v. 19. December 1867, Nr. 8916 (2953 ©.-U.). Die be» 
fchränfte Haftung, welche den neuen Egthr. einer Realität nad ven 88. 443, 
447 u. 466 B. ©. bezüglid der einverleibten Laflen trifft, wird durch Big. 
erweitert und der neue Egthr. als Perſonalſchuldner haftbar, wenn er mit Zus 
ſtimmung des Berkäufers die hypothecirte Schuld auf Rechnung des Kauſpreiſes 
übernommen hat ($. 1345 ibid.). Die ſtillſchweigende Einwilligung der Sap- 
glänbiger zu der hierin liegenden Aſſignation erfolgt mit der Anftellung der 
Klage gegen den nenen Schuldner (88. 863, 1402 u, 1404 ibid.), 
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Entf. v. 31. October 1867, Nr. 9232 (2905 ©.-U.), Mit der 
büderlih ausgezeihneten Anerkennung der Schuld iſt aud ein Rechts— 
titel für diefelbe vorhanden, und der Beklagte als Nahfolger im 
Befige der Realität hat daher nah $. 443 8. ©. die Pflicht zur 
Zahlung, ohne daß es eines weiteren Beweifes für den rehtmäßigen 
Urfprung der Schuld bedarf. 

Entſch. v. 14. Juni 1867, Nr. 4622 (2810 ©.-U.). Die Bermögens- 
übertragungsgebühren haften fhon fraft des ©. ($. 72 Pat. v. 9. Februar 1850, 
Nr. 508. ©. 8.) auf der Sache, haben nad der M. Vdg. v. 3. Mai 1850, 
Nr. 181 R. ©. B. für die Dauer von drei Jahren vor allen Hhpothefar- 
forderungen den Vorrang und gehen taher im Einne des 8. 443 B. ©. auf 
jeden neuen Egthr. über, auch ohne intabulirt zu fein. — Die Rubricirung des 
Erecutionsgefuhes gegen den neuen Egthr., während ber Zahlungdauftrag dem 
früheren augeftellt worden ift, entſpricht dem M. Erl. v. 27. December 1859, 
Nr. 236 R. ©. 2. 

Entf. v. 3. Auguft 1865, Nr. 6431 (©. H. 1866, Nr. 59). Wenn 
aud) das Ausgedinge im Kaufvertrage nicht näher bezeichnet und im Grundbuche 
nicht ausgetragen ift, muß der Mebernehmer der Realität dieſes Ausgedinge doch 
leiften, wenn nachgewiefen wird, daß es auf der Realität wirklich haftet. 

Entfd. v. 3. November 1864, Nr. 8310 (2006 G.-U.). Der Werth 
einer Seroitut am praedium serviens kann nicht veranfchlagt werben, wenn fie 
nur auf eine Unterfaffung von Seite des Beſitzers hinausläuft: Eine nur im 
Laften-, nicht auch im Befigftandsblatte einverleibte Servitut, muß, wenngleich fie 
in den Zeilbietungsbedingniffen nicht berüdfichtigt wurde, ohne Abrechnung vom 
Kaufſchilling als Reallaft mitübernommen werben. 

Entſch. v. 10. Auguft 1864, Nr. 5655 (1960 ©.-U.). Das wider den 
Nugungseigenthümer erworbene intabulirte Pfandrecht bleibt beitehen, wenn auch 
die Realität an den Obereigenthümer zurüdfält. 

Entſch. v. 21. Juni 1864, Nr. 4574 (1933 ©.-U.). Die Erecutiond- 
maffe des Eyecuten haftet nur für die aus der Periode feines Beſitzes aushaftenden 
Steuern und Orunbentlaflungsraten, keineswegs aber für das Grundentlaftungs- 
capital. 

Entſch. v. 24. Eeptember 1861, Nr. 5269.(1390 G.-U.). Der Ber 
fäufer ift nicht ſchuldig, die Löſchung einer Sagpoft zu erwirken, die erſt nad 
dem Zeitpunkte, da ver Käufer feine Eigenthumseinverleibung bewirken kounte, 
büderlih eingetragen worben ift. 

Entf. v. 18. October 1859, Nr. 9759 (891 ©.-U.). Das auf einer 
Realität haftende Grundentlaſtungscapital ift als eine büderlihe Schul, nidt 
aber als eine dem Reale anflebende Grundlaſt anzufehen. Wurde daher im 
Kaufcontracte bedungen, daß der Käufer alle Laſten übernimmt, und daß er von 
dem Rauffdillinge die bücherlichen Schulen und etwaige Interefien zu beridtigen 
hat, ohne daß ausbrüdlich beftimmt wurde, daß dad Orundentlaftungscapital nicht 
in Abzug zu kommen hat, danı muß fi der Verfäufer die Abrehnung des Grund» 
entlaftungscapital® vom Kauffcillinge gefallen laſſen (8. 914 2. ©.). 

Entſch. v. 31. Auguft 1859, Nr. 3742 (850 ©.-U.). Der Käufer, 
welder die Realität über ausprüdliche Zufage des Verkäufers, daß keine Laften 
darauf haften, übernahm, hat nad $. 443 u. 928 B. ©. den Gläubigern mit 
dem Werth der Realität zu haften und kann nach gefhehener Deduug den Ge- 
währleiftungsanfprud wider den Verkäufer geltend mucen; daraus folgt aber 
fein gegenwärtiger Anſpruch gegen ven Berläufer, da ein folder eben nur 
möglicherweife entftehen könnte. 

Entfd. v. 30. November 1858, Nr. 13517 (©. Ztg. 1859, Nr. 15). 
Da nad) $. 443 B. ©. mit dem Befige unbemegliher Sachen aud die darauf 
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haftenben, in ven öffentlichen Büchern erſichtlichen Laften übernommen werben 
mäfjen, und zufolge Pat. v. 5. April 1782, Nr. 40 9. ©. ©., die Ueber- 
laſſung eines mit einem Pför. behafteten Gutes an einen Dritten dem Pfand⸗ 
glänbiger nicht nachtheilig fein fol, kann dieſem fein bereits erworbenes Exe⸗ 
cutionsrecht durch eine nachträglich erfolgte Beſitzabtretung nicht entzogen und er 
nicht gemöthigt werben, eine neue Klage gegen ven Beſitznachfolger zu überreichen, 
aut muß der neue Hüpothefbefiger von den weiteren Erecutionsfchritten verſtän⸗ 
digt werten. 

Entſch. v. 24. Rovember 1858, Nr. 12845 (672 ©.-U.). Wenn eine 
dinglibe Laft der Realität zwar nicht im Laftenblatte erfichtlih, aber dod im . 
Beligftande ausgezeichnet if, muß fie auch ohne Vereinbarung mit den Borbe- 
figern von ven Beſitznachfolgern der Realität mitübernommen werben. 

Entfd. v. 14. Yuli 1858, Nr. 7803 (595 ©.-U.). Der Realitäten 
befiger haftet nicht für Uebertragungsgebühren aus früheren Uebertragungen, wenn 
fie nicht grundbücherlich erfictlid) gemacht werten find. 

Entf. v. 13. Yuli 1858, Nr. 6879 (593 ©.-U.). Der Egthr. einer 
Simultanhypothel, welcher als Hypothekarſchuldner zahlte, ift nicht berechtigt, als 
Ceſſionar des bisherigen Gläubigers gegen die Egthr. der anderen Gimultan- 
hypothelen die Forderung einzuflagen. 

Entſch. v. 15. November 1857, Nr. 11305 (PB. ©. 194). Aehnl. ber 
Entf. Nr. 9759 ex 1859. 

Entid. v. 6. Mai 1857, Nr, 4340 (P. ©. 192). Unter Reallaften, 
welche mit dem Befige einer Realität verbunden find, werden nur allein öffentliche 
Saben, Grundfervituten, Militäreinguartierung u. dgl, verftanden, nicht aber auch 
Naturalauszug u. ſ. f. 

Entſch. v. 26. November 1856, Nr. 11394 (241 ©.-U.). Der Pfand⸗ 
glänbiger fann aus dem Meiftbote für den erecutiv verfauften iveellen Theil der 

Hypothek die vollſtändige Befriedigung verlangen. 

Entf. v. 16. Mai 1855, Nr. 3551 (PB. ©. 190). Der durd das 
RR Bat. v. 29. October 1849, Nr. 439 R. ©. B. angeordnete Drittelzuſchlag 
zur Grund» und Häuferfteuer trägt nicht die Natur einer Grundſteuer an ſich; 
fondern ift als eine wahre Einkonmenfleuer anzufehen, kann alfo jenem, weldyer 
nur die auf Grund und Boden haftenden Steuern zu tragen übernommen hat, 
nicht aufgebürdet werben. 

Entfd. v. 29. December 1853, Nr. 8735 (P. S. 189). Der Käufer 
äberninumt nidt nur die im Kaufvertrage, fondern aud die im Grundbuche ein» 
getragenen Laſten. 

Enti. v. 20. Auguſt 1852, Nr. 8361 (P. ©. 191). Das Natural» 
ausgedinge gehört nicht zu den Laften im Sinne des 8. 443 B. ©., dem Käufer, 
welcher viefelbe Leiftet, ohne fie zur Zahlung übernommen zu haben, gebührt daher 
nad) 88. 928 u. 1042 ibid. ver Rüderfag vom Verläufer. 


Erlöfgung des Eigenthumsrechtes. 


(8. 444 — vgl. 88. 362, 886, 424, 426; 8.365; 8. 884; 99. 367, 371, 398, 397, 414429; 1451, 1488; 85. 841; 
880; $. 1447; 31. 432, 440 B. @.; 98. 99101 ©. ©.; Hold. v. 87. Kuguft 1819, Re. 1000 J. ®. ©.; allg. 
u. Gr. Str. @.; Waffenpat. ; Haufirpat.) 

5 144. Dos Eigeunthum überhaupt kann dur den Willen des Eigenthümers; dur das 
Geſetz; und durch richterlichen Ausfpruc verloren geben. Das Eigenthum der unbeweglichen 
Sachen aber wird nur durch die Löſchung aus den öffentlichen Büchern aufgehoben. 

Entfd. v. 11. Jänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©.-U.). Der Gläu- 
biger, welchem eine Öypothefarforberung feines Schuldners erecutiv eingeantwortet 
murde, kaun von dem Hypothekarſchuldner die Zahlung verlangen, wenn biejelbe 
auch ſchon früher feinem urfpränglichen Gläubiger gezahlt hat, denn dem Execu⸗ 


236 Allgemeines, bürgerliche Geſetzbuch. 


tionsführer war die gefchehene Zahlung unbelannt; ihm fällt feine Unredlichkeit 
zur Laft, da er kraft eigenen Rs. einfchritt. Die 88. 442, 1394 u. 1345 
B. ©. und 8. 314 a. G. O. ftehen damit nit im Widerfprude, da fie 
nur die perſönlichen Re. des Ueberträgers einer Forderung betreffen, 
während der 8. 469 B. ©. fih auf dingliche, in den Öffentliden 
Büchern eingetragene Re. bezieht, die im gegenwärtigen Falle aus 
einem onerofen Titel auf einen Dritten übergegangen find. — Publi« 
citätöprincip. — $. 444 ibid. 

Entſch. v. 19. Auguft 1862, Nr. 3984 (1550 ©.-U.). Der rechtmäßige 
Tabularbefiger braudt zur Begründung feiner Eigentyumsflage gegen den phy ⸗ 
fiihen Befiger der Realität keinen Ermwerbstitel anzuführen. 


Ausdeßuung diefer Borfhriften auf andere dinglie Rechte. 
(8. 445 — vgl 88. 321, 451, 481; 33. 1070, der 1078: * 88. 1938, 1252, 1266; 1408, 1499 ©. G.; 
. a . D. 


8. 445. Nah den in dieſem Hauptftüde über die Erwerbungs⸗ und Erlöſchungsart des 
Eigenthumsrechtes unbewegliher Sachen gegebenen Borichriften Hat man ſich auch bei ben 
übrigen, auf unbewegliche Sachen fi begiependen dinglichen Rechten zu verhalten. 

Entfch. v. 22. April 1875, Nr. 3133 (5696 G.U.). Die #e. der 
Logenbefiger eines Theaters, melde bücherlich eingetragen find, haben die Natur 
einer Reallaſt; fie gehen aud beim erecutiven Verkaufe des Theaters auf den 
neuen Egthr. über (8. 443 u. 445 B. ©.) Dieß gilt auch für Tirol, weil 
die dafelbft über Verfachbücher beftehenden dießbezüglichen Vorſchriften (Bublici- 
tätsprincip) jenen des ©. ©. analog find. 

Entfd. v. 7. Jänner 1875, Nr. 9721 (5591 ©.-U.). Die bücherliche 
Uebertragung muß bem Alleinerben des bücherlich als Egthr. erſcheinenden Erbls. 
nad 88. 482 u. 445 B. ©. bewilligt werden, wenn auch offenbar wäre, daß 
die Forderung materiellrechtlich nicht mehr Egth. der Erblin. war; denn über 
letztere Frage kann nur im ordentlichen Proceßwege entſchieden werden. 

Plenar⸗Entf ch. v. 18. Februar 1874, Nr. 734 (6272 G.-U.). Die 
Löſchung eines bLoß vorgemerkten Pfandrechtes nur mit dem Beifage ($. 51 ©. ©.), 
daß ihre Rechtswirkung bezüglich der Afterpfandrechte erfi mit deren Löſchung 
‚eintrete, zu bewilligen, iſt mit ven Vorfchriften der 88. 442, Ab4, 438 u. 445 
B. ©. unvereinbar und im ©. ©. nicht begründet. Es wurde anläßlich biefer 
Entf. eingetragen in's Judicatenbuch Rr. 87: Wenn die Löfhung einer 
vorgemerkten Forderung bemilligt wird, findet die gleichzeitige Lö— 
[hung der mittlerweile hierauf bewilligten Eintragungen ebenjo 
fatt, wie im Falle der Löfhung der Bormerkung des Eigenthumd- 
rechtes (8. 49 ©. ©.) und im Falle der erfolgten Redtfertigung ber 
Bormerlung ber Löoſchung ($. 50 ibid.). 

Entſch. v. 5. Februar 1874, Nr. 848 (5247 G-U.). Der Gläubiger des 
Erben ift nicht legitimirt, gegen beffen Willen defien Eigenthumseinverleibung auf 
eine ihm eingeantwortete Nachlaßrealität (88. 77 u. 78 ©. ©.), und alfo auch 
nit legitimirt die Eintragung feines Va Glänbigers) erfiegten Pfandrechtes da⸗ 
ſelbſt anzuſuchen (88. 432 u. 445 B. ©., 88. 21—25 ©. ©.). 

Entfd. v. 25. Iänner 1870, Nr. 640 (3682 ©.U.). Da 8. 438 
B. ©. die bedingte Eintragung in die öffentlichen Bücher geftattet und gemäß 
8. 445 ibid. fih nad ven über die Einverleibung des Egths. unbeweglicher 
Sachen gegebenen Vorſchriften andy bei den Übrigen auf unbewegliche Sachen ſich 
beziehenden dinglichen Ren. zn halten ift, erfcheint die angefuchte Vormerkung der 
Servitut als Sicerftellung gemäß 8. 295 a. ©. O. auf Grund ver noch nicht 
rechtskräftigen Urkunde zuläffig — und zwar aud bloß bezüglich des ibeellen 
Realitätenantgeils des Beflagten. 
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Entf. v. 13. April 1869, Nr. 3963 (3372 ©.-U.). Durch das Ur- 
theil, daß das gemeinſchaftliche Haus gerichtlich feilzubieten fei, hat ver Kläger 
ein auf ein unbewegliches Gut fid, beziehendes alfo dingliches R. erlangt, welches 
fohin nach $. 445 ®. ©. und $. 304 a. G. O. zur Eintragung in das Orund⸗ 
buch geeignet iſt. 

Entf. v. 11. Sebruar 1868, Nr. 1195 (2988 ©.-U.). Ueber orb« 
nungsmäßig vorliegende Beſtellung der Waſſerbezugsſervitut durch einen Mit- 
eigenthümer der Realität muß nah $. 438 u. 445 B. ©. die Eintragung auf 
deſſen Antheil bewilligt werden, wodurch keineswegs eine nad 8. 485 ibid. 
unzuläffige Veränderung oder Theilung der Servitut felbft herbeigeführt wird. 

i Entf. v. 23. October 1861, Nr. 1640 (1406 G. U.). Die Eintra- 
gung des Pfandrechtes muß auch für eine künftige noch unbeftimmte Forderung 
bewilligt werben [fiehe jetoh F. 14 ©. ©. v. 25. Yuli 1871, Nr. 95 R. ©. 8. 


Jorm und Borfiäten der Einverleibnugen. 


21, ir S. @. v. 25. Yult 1871, Rr. 96, Rot. D. v. 25. Juli 1871, * — 
1872, Rr. 5, kail. Bbg. v 16 März 1861, Ar. 67, G. v. 6. Februat 1869, Ar. 1 

= St. e 5 Ba 8. 8008, @. v. 25. — en: a Er — — 

7. Wär in Tirol); @. v. 2 

ia in Demand > 

8 446. Auf was für eine Art und mit welchen Borfichten überhaupt bei Einverleibung 

dinglicher Nechte vorzugehen fei, ift in den Über die Einrichtung der Landtafeln und Grund- 

bücher beftehenden befonderen Anordnungen enthalten. 


Entſch. v. 25. April 1854, Nr. 3777 (©. 5. 1862, Nr. 29). Auf 
Grund einer Abſchrift aus der grundbuchsämtlichen Urkındenfammlung kann aud 
nicht die Bormerkung bewilligt werden (88. 438, 445 u. 446 B. ©.). 





Sechsles Haupiſluck. 


Von dem Pfandrechte. 


Inhalt: Begriff von dem Pfandrechte am am Plane (8. 447). Arten des Pfandes (8 448). 
Zitel bes Pfaudrechtes (88. 449 u. 450). Erwerbungsart bes Pfandrehtes: 
a) durch Förperliche Uebergabe; b) dur Einverleibung in bie öffentlichen Bücher 
8 451); c) durch fimbolifche Uebergabe (8. 452); d) burd bie Bormerkung 

8. 453). Erwerbung eines Afterpfandes (88. 454 u. 455). Berpfändung einer 
se Sade (8. . DObjectiver Umfang bes Pfandrechtes (8. 457). Rechte 
unb Bertinblifeiten des Pfandgläubigers: a) bei Entdedung eines unzureichen- 
den Pfaudes ($. 458); b) vor dem Berfale (88. 459 u. ); 6) nad dem 

Berfalle der Forberung (95. 461 — 466). Erlöjchen bes Pfandrechtes (88. 467 
bis 469. Bom — der Pfaudglãubiger (ß. 470). Bon dem Reten⸗ 
tionsrechte (8. 471). 


BE. 1. u. 3. Hauptſt. bed IIT, Theild; 88. 307, 308, u 861, 869; 9. 1848; 55. 1871, 1872; 98. 855, 356; 
#4. 150, 237, 282, 848, 409, “ir, 458, 620, 688, 692, 812, 822, 884, Ha 1101, 1108 1245, 1260, 1381, * 
—I—— Se. Ye 1000, 9. 18 4.0.0, 63 For . December 1858, Ar. 


1365, 1438 

REB;C.D, sol: & ‘450 cit.; @.@, ». 88. Null ie7t, Nee 9 Rat vom 
3. Jul 1871, Ar. 7 De — — ——— 
6. Februar 1869, Ar F .G. ©. (Trennung); I, R, &l. v. 16. April 1871, 3. 3003, @. v. 5, Jul je. 
Rt. 96.R. @. B. (Grundbuch Anlegung) ; @el. v. Dias 1060, Sı Re Ten jrol) ; 
&.». 2. März 1873, Ar. OR 8.8. omotheirmeht in Dal atien) ; . 19. Mat 1874, Rt. 70.8. @. 8. 
«ei d; 0 ©. D, Beil, D, al. u. Ge. Si. &; 0. ». Sn ko in 1ero, pr. 50 B.0- ©. Age 

lälfigteit der materlellen Gäufertpeilung). 
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Begriff von dem FYfandrechte und Yfande. 
(6. 447 — vol. 86. 461, 466; 8. 469; 68. 307, 808, 447; 8. 1348 ©. ©.) 
8. 443. Das Pfandrecht ift das dingliche Recht, welches dem Gläubiger eingeräumt wird, 
aus einer Sache, wenn die Verbindlicgkeit zur beftimmten Zeit nicht erfült wird, die Be- 
friebigung zu erlangen. Die Sache, worauf dem Gläubiger dieſes Recht zufteht, heißt lber- 
haupt ein Pfand. 

Plenar-Entſch. v. 1. Yuli 1879, Nr. 149 praes. (©. Ztg. 1879, Nr. 63). 
Es ift unzweifelhaft, daß auf grundbüderlih nicht eingetragenen 
Liegenfhaften aud außerhalb einer Erecutionsführung mittel Btg. 
ein Pfor. eingeräumt werben könne (8. 449 B. ©.) und daß die Er- 
werbung eines vertragsmäßigen Pfors. durch ein gleihes Vf., näm- 
lid durd die Pfanpbefdreibung der betreffenden Liegenſchaft erfolgt. 
Daraus ergibt fih von ſelbſt, daß die rehtlihe Wirkung eines auf 
eine im Grundbuche noch nit eingetragene Liegenfhaft außerhalb 
der Ereention erworbenen Pfdre. der eines erecutiven gleichkommt, 
indem ver Gläubiger in beiden Fällen bas dinglihe R. erwirbt, aus 
der verpfändeten Sade, wenn die Berbinplichleit zur beftimmten 
Zeit nicht erfüllt wird, die Befriedigung zu erlangen (8$. 447 und 
449 B. ©). — Mit diefer und weiteren Motivirung wurde eingetragen in’ 
Judicatenbuch Nr. 104: a) Das Pfor. auf Fiegenfhaften, welde 
in einem Grundbuche nit eingetragen find, wird aud außer dem 
Falle einer Erecutionsführung durch pfandweiſe Beſchreibung ber- 
felben erworben. b) Die rechtliche Wirkung einer folden, auf Grund 
einer außerhalb der Erecution erfolgten Pfanprehtseinräumung be- 
wirkten Bfanpbefhreibung kommt jener ber erecutiven Pfandbe- 
ſchreibung glei. c) Die Realgerihte find im Falle der erfolgten 
Berpfändung folder Liegenfhaften für ein bei einem begänftigten 
Ereditinftitute aufzunehmendes Darlehen die pfandweiſe Beſchrei— 
bung des verpfändeten Objectes auf Anfudhen der Intereffenten vor⸗ 
zunehmen verpflichtet. d) Die von einem begänftigten Ereditinftitute 
zur Öeltendmahung des ihm vertragsmäßig eingeräumten Pfand— 
rechtes bei dem Realgerichte erwirkte pfandweiſe Befchreibung des 
Pfandobjectes kann als executive Pfanpbefhreibung für Die Erecu- 
tionsführung anderer Gläubiger nicht gelten. j 

Entſch. v. 5. September 1878, Nr. 9996 (©. Ztg. 1879, Nr. 69). 
Die iveellen Realitätenantheile der Käufer haften folidarifh für die anf bie 
ganze Realität einverleibte Kaufſchillingsreſtforderung, wenn auch nicht die So— 
livarzahlung bedungen wurde ($. 457 B. ©.), da gemäß $. 1368 ibid. das 
Pfor. aud auf eine Sade, welche nicht dem Perfonalfhuldner ger 
hörte, erworben werden fann, und nad 8. 447 ibid. aus einem folden 
Pfande gleihfalls die Befriedigung zu erlangen ifl. 

Entf. v. 29. Mai 1878, Nr. 4079 (©. Ztg. 1879, Nr. 70). Die 
von dem Perſonalſchuldner erhobene Einwendung der an den Cedenten erfolgten 
Zahlung einer noch nicht bücherlich gelöſchten vom Ceffionar ünentgeltlih erwor⸗ 
benen Hypothekarforderung wirkt aud für die Hypothekarſchuldner ($$. 1394 u. 
1396 8. ©.); denn das Pfor. befteht nur, infolange die Verbindlichkeit nicht 
erfüllt worden ift (88. 447 u. 449 ibid.); 8.469 ibid. aber bezwedt bloß die 
Wahrung des Vertrauens in die öffentlichen Bäder, kann daher in diefem Falle, 
nachdem Kläger laut Ceffionsurtunde die Forderung durch Schenkung erhalten 
hat, nicht Anwendung finden. 

Entfd. v. 5. Februar 1878, Nr. 11402 (©. Ztg. 1878, Nr. 23). Die 
Vorſchrift des 8. 37 €. O. ift weder auf die Realerecution im Concurfe, noch 
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auf die gleichzeitige Execution aller fimultan haftenden Güter befchränft, und das 
dort mormirte Regreßrecht fteht den poftlecirten Gläubiger audy gegen bie in bie 
Execution nicht inbegriffenen Vefiger der fimultan haftenden Realitäten zu. — 
„Realcorrealität.” 

Entf. v. 9. Mai 1877, Nr. 5287 (©. Ztg. 1877, Nr. 49). Bei der 
Meiftbotvertheilung ift, bezüglid der Zuweiſung einer ob mehreren Antheilen 
einer Realität ſolidariſch fihergeftellten Forderung, die Vorſchrift des 8. 37 C. O. 
analog anzuwenden (88. 447, 806 1359, 1360 B. ©. [Schlußfolgerung.]. 

Entſch. v. 25. Jänner 1876, Nr. 12494 (©. Big. 1876, Nr. 67). 
Ein — wenngleich intabulirte® — Belaftungs- und Veräußerungsverbot ift nur . 
gegen die dadurch beſchränlte Perfon, nicht aber gegen den Gläubiger wirkfam, 
daher der Erwerbung bes executiven Pfor. nicht hinverlih (8S. 358, 360, 447 
u. 448 B. ©.). 

Entf. v. 28. Auguft 1874, Nr. 8012 (5460 ©.-U.). Eine — wenn 
auch über drei Jahren unwiberfproden haftende — Hypothek ift gleihwohl nichtig, 
im alle die Ungiltigkeit der Forderung erwiefen iſt, weil das Pfor. als ein 
blos accefforifhes R. für fid allein eine Forderung nit begründen 
taun, vielmehr der Pfandvertrag gemäß $. 1343 B. ©. nur eine recht⸗ 
lihe Art der Sicherſtellung einer zu R. beftiehenden Verbindlichkeit 
and die Befeftigung eines eriftenten Rs. ift, und weil das Pfor. nad 
8. 449 ibid, immer eine giltige Forderung vorausfept. 

Entf. v. 3. März 1874, Nr. 1268 (5284 ©.-U.). Das ©. vom 
29. April 1873, Nr. 68 R. ©. B. kann, wenn das Pfor. auf die Dienftber 
züge des Schuldners vor defien Wirkfamfeit erworben wurde, bezüglich aller vor 
Adlanf des 30. Juni 1873 jälig gewordenen Bezüge keine Anwendung finden. 

Entf. v. 26. November 1873, Nr. 11450 (5153 G.⸗U.). Die Er- 
Märung, die pfandrechtliche Sicherftellung einer giltigen Forderung „auf feinen 
ſämmtlichen Realitäten” zu bewilligen, leidet an feiner ſolchen Unbeftimmtheit, 
daß darin ein Titel zum Pfore, fich nicht erfennen ließe. Mit dieſer Begrün- 
dung wurde einzutragen beſchloſſen in's Spradrepertorium Nr. 64: Die Bor- 
aerlung des Pfors. fann auf Grund einer Brivaturlunde, weldhe den 
Erforderniffen ver $8. 26, 27 u. 36 ©. ©. entipridt, aud dann be— 
willigt werden, wenn dieſe Urkunde die genane Angabe der Fiegen- 
Ihaft, in Betreff welder die Bormerkung erfolgen folf, nit enthält. 

Entf. v. 12. December 1872, Nr. 12587 (4807 ©.U.) Wenn für 
bie urfprünglich unverzinsliche (Wechfel-) Forderung allein das Pfor. vorgemerkt 
wurde, fo kann witer den Hypothekarſchuldner auf Grund tes über Klage wider 
den Berfonalfgulpner aud die Berzugszinfen und Koften zuſprechenden Urtheils 
das R. der Befriedigung aus dem Pfor. nicht auch auf diefe Verzugszinfen und 
Koften ausgedehnt werden. 

Entjd. v. 16. Yuli 1872, Nr. 7308 (4657 ©.U.). Bei dem Mangel 
von directen Borfchriften Über ven Borgang bei der Bertheilung erecutiv ver- 
Reigerter Realitäten ift die Anwendung des $. 37 C. O. per analogiam gemäß. 
8.437 a. ©. D. gerechtfertigt, zumal $. 37 cit. weber dem 8.447 B. G. noch 
dem 8. 15 ©. ©. derogirt. Demgemäß wurde einzutragen beſchloſſen in's 
Eprnäreperterium Nr. 4: Die Borfhrift des 8. 37 €. O. vom 
25. December 1868 findet analoge Anwendung bei der Vertheilung 
des Meiftgebotes für erecutiv verfteigerte, mit Simultanhypothefen 
belaftete Liegenſchaften. 

Entſch. v. 3. Yuli 1872, Nr. 2132 (4649 ©.-U.). Wenn ber in ber 
Schuldurkunde angegebene Schuldtitel unrichtig if, ift deßhalb nicht ſchon die 
auf Grund diefer Urkunde beftellte Hypothek ungiltig (SS. 447, 449, 871, 1368, 
1388, 1487 B. ©.). Dem Schuldner bleibt unbenommen, die Berichtigung ber 
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Schuldurkunde rüdfichtlih des falfhen Titels (Darlehen flatt Schulvübernahnte) 
zu verlangen [Schlußfolgerung]. 

Entjd. v. 23. Mai 1871, Nr. 6425 (Sc. II, 25). Das Pfor. kann 

fi feinem Begriffe nad) nur auf Forderungen beziehen, die durch Verkauf ber 
Pfandſache realifirt werden können. 
R Entf. v. 11. Mai 1871, Nr. 3081 (4165 ©.-U.). Gemäß 8. 469 
B. ©. bleibt die Realität dem Gläubiger, der, bona fide im Vertrauen auf das 
Öffentliche Buch, die Pränotation auf eine thatfächlid) bereits bezahlte Satzfor⸗ 
derung erwirkte, verhaftet. Die Anorbnung des 8. 469 B. ©. mobificirt die 
Beftimmungen der 88. 447 u. 449 ibid. unter gewiſſen Bedingungen im Ju⸗ 
terefie des Realcrebits, 

Entfd. v. 31. Auguft 1870, Nr. 10327 (©. Big. 1870). Nur Gelb- 
forderungen, nicht auch andere Rechts anſprüche können Gegenftand des Pfors. ein. 

Entid. v. 20. Yuli 1870, Nr. 8529 (3832 (G.⸗U.). Da als Pfand 
nur eine Sade dienen Tann, die im Verkehr fteht und frei veräußerlic ift, das 
R. Iemandes, für feine Perfon und nad, feinem perfönlihen Bebürfnig lebens⸗ 
lang im gefunden und kranken Zuftande von einem Dritten verpflegt gu werben, 
aber ohne Zuftimmung des Dritten nicht auf Andere übertragen werben kann, — 
ift die Execution auf Verpflegungsanfprüde unzuläffig. 

Entſch. v. 13. Juli 1870, Nr. 8314 (3830 G.-U.). Auch bie durch 
rechtokraͤftigen Schiedsſpruch mitauferlegte Verbindlichkeit zur Tilgung der eigenen 
Forderung gegen gewille Leiftungen, kann Gegenfland des erecutiven Pfors. fein 
und ift von einer Confolidation im Siune bes 8. 1445 B. ©, nidt die Rebe, 
weil dem Öläubiger die Zahlung an fi felb und aus Eigenem ale 
einer übernommenen Schuld im Namen und in Bertretung des Schulb- 
ners auferlegt wurde; der Schuldner nod immer Hauptverpflichteter 
bleibt, fo lange ihm nicht quittirt wurde, mithin durd deu Schiebs- 
ſpruch das unbeftreitbare R. erworben hat, behufs feiner Befreiung 
von der, möglicher weife auf einen Dritten, gegen welden er durch 
den Schiedsſpruch nicht geſchützt ift, Übergehenden Forderung: das 
Pfor. für diefen gegen feinen Gläubiger ihm zuftehenden Anfprug 
nad 88. 447 u. 450 ibid. und $. 426 weſtgal. ©. D. und dem erwähnten 
Abfage des Schiedsfprudes im Erecutionswege zu erwirten. 

Entfd. v. 28. Juni 1870, Nr. 7084 (3822 ©.-U.), Die Erecutiond- 
führung auf einen eventuellen Fruchtgenuß iſt unzuläffig (85. 447, 448 u. 
461 8. ©). Ä 

Entſch. dv. 9. März 1870, Nr. 2554 (3746 ©U). Eine Sache, die 
als Pfand dienen fol, muß nad 88. 447 u. 461 B. ©. fo beſchaffen fein, daß 
der Öläubiger durch deren Feilbietung feine Befriedigung erlangen kann, weßhalb 
die Einverleibung des Pford. auf ein Ausgedinge, als ein höchſt perſönliches nicht 
veräußerliches R., unzuläffig erſcheint [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 3. März 1870, Nr. 10984 (3736 ©.-U.). Wenn der Zwed 
der Beftellung der Notariatscaution weggefallen it, hat ver Egthr. das R., die 
Ausfolgung der nur zur Cautionsbeftellung gegebenen Effecten zu verlangen (mit 
der im $. 27 ver Not. O. v. 21. Mai 1855, Nr. 94 R. ©. B., normirten 
Beſchräntung. Da num bie Beklagten feine aus ter Amtsführung des Notars 
entjtandene Forderung erwiefen haben, fo haben fie wider den Egthr. der Cau⸗ 
tion fein R. auf Befriedigung aus verfelben. 

Entf. v. 13. April 1869, Nr. 3963 (3372 ©.-U.). Das R. aus 
dem Erkenntniß, „es fei das genieinihaftlihe Haus gerichtlich feilzubieten,“ ift 
zur Pfandrechtserwirkung nicht geeignet, wohl aber als ein dinglihes R. nach 
8. 445 8. ©. und $. 304 a. ©. O. zur Eintragung in bie öffentlichen Bücher. 

Entſch. v. 1. April 1869, Nr. 3315 (8358 ©.-U.). Die executive Ein- 


IL Theil, 6. Haupt. Pfaudrecht. 9. 447. 241 


antwortung verleiht ein dingliches R., befien Gellendmachung durch fräher er⸗ 
wirkte Verbote nicht beirrt wird. 

Entf. v. 2. März 1869, Nr. 2246 (©. H. 1869). Wenn die Eigen 
thumseinverleibung auf Grund eines biefelben nur gegen gleichzeitige Einverleibung 
bes Pfors. für den Kauffgillingsreft bewilligenden Vtgs. angefucht wird, iſt von 
Amtswegen zugleich dieſes Pfor. einzutragen. a 

Entf. v. 24. Februar 1869, Nr. 1013 (©. H. 1869). Das für eine 
wechfelrechtliche Berpflihtung einverleibte Pfor. ift aud für Zinfen und Koſten 
erworben, obgleich es für dieſe nicht ausdrüdlid mit einverleibt wurden. 

Entfd. v. 9. Juli 1868, Nr. 6747 (3095 ©.U.). Die 88. 447 m. 
466 B. ©. enthalten keine Beftimmung über die büderlihe Rang- 
ordnung. 

Eutſch. v. 26. Februar 1867, Nr. 3285 (©. Zig. 1867, Nr. 59). Jeder 
Theil des verpfändeten Gütercomplexes haftet für die ganze Hhpothef. 

Entſch. v. 28. December 1866, Nr. 11363 (2681 G.U.). Um die 
Befriedigung aus der Sache im Sinne bes 8. 447 B. ©. zur Wahr- 
heit werben zu laffen, muß and) den Koften der Formaliſirung des RE. die 
Priorität der Hauptforderung zuertannt werden. — Zahlreiche diefer worſpr. Entſch. 
find durch das nene ©. ©. mpraltiſch geworben.] 

Entſch. v. 4. Juli 1866, Nr. 5824 (2635 G.⸗U.). Wenn die Befrie- 
bigung der Pfanpgläubiger aus dem zu Gericht erlegten Meiftbote geſchieht, hat 
der Öläubiger auch auf den Erſatz der Berwahrungsgebühr Anfprudy, ſelbſt wenn 
biefe noch nicht ziffermäßig feſtſteht. 

Entf. v. 7. Februar 1866, Nr. 864 (2385 ©.-U.). Der Gläubiger 
kann aus dem Pfande, nebft ver Befriedigung für Capital und Zinfen, nur bie 
Zahlung jener Koften fordern, die zur Geltendmachung bes Pfors. aufgewendet 
werden mußten, was fi aus ber im $. 447 B. ©. bezeichneten Natur bes 
Pford. ergibt. — Mobilarerecutionskoften fommen aus dem Meiftbote für bie 
verpfänbete Realität nicht zum Zuge. 

Entfd. v. 10. Auguft 1864, Nr. 5889 (1961 ©.-U.). Den Koften der 
egecutiven Schägung und Feilbietung, in Folge deren die Realität erecutiv ver⸗ 
kauft worben ift, gebührt das unbebingte Vorzugsrecht der Befriedigung aus dem 
Meiftbote (88. 447, 1042 B. G., $. 11 des Hofd. v. 19. November 1839, 
Nr. 388 I. ©. ©.). 

Entf. v. 7. Auguft 1861, Nr. 4912 (1368 ©.-U.). Die Priorität 
des Pfors. auf gerichtlihe Depofiten hängt nad Analogie der Tabulargefege von 
dem Zeitpunfte der Ueberreihung des Geſuches um bepofitenämtlihe Auszahlung 
des Pfore. ab. 

Entfd. v. 2. October 1860, Nr. 11419 (1200 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. v. 26. Februar 1867, Nr. 3285. 

Entſch. v. 6. December 1859, Nr. 11940 (918 ©.-U.). Den Klags- 
proceß- und Einverleibungsfoften muß das Pfor. zuerkannt werden, fobald für bie 
Forderung jelbft das Pfor. erwirtt war und zwar in gleicher Rangorbnung. 

Entſch. v. 8. Yuli 1857, Nr. 6326 (413 ©.-U.). Das gefegliche Por. 
des Bermiethers ift auch bezüglich der zur Zeit der pfandweifen Beſchreibung noch 
nicht fälligen Zinfe wirkfam, denn das Pfdr. ift der Natur der Sache nad 
befimmt, künftig fällig werdende Zahlungen während der ganzen 
Daner der Verbindlichkeit fiherzuftellen und d a8 Pfor. des Beftand- 
gebers ift von der Pfanpbefhreibung und Sequeftration unabhängig. 
Nur die mit dem Pfdre. ſelbſt nicht zu verwechſelnde thatfählihe Ausübung des 
Rs. wird nady 8. 1101 B. ©. auf die zur Zeit der Klage noch im Hanſe be- 
findligen Gegenſtände eingefhränft; die Haftung ber illata und invecta Des 
Mieters erliſcht daher aud dann, wenn die Saden, vor Anftellung ber Klage 

Riehl, bürgl. Geſeib. el. 16 
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wider den Miether, von Dritten gepfändet und fortgefchafft werben, der Ber- 
miether aber dazu geſchwiegen hat. 

Entfd. v. 31. März 1857, Nr. 3018 (1017 ©.-U.; P. S. 199). Die 
nicht vollftändige Erfüllung eines von Seite des Verpflichteten durch bare Cau⸗ 
tion fiyergeftellten Vtgs., begründet für den Cautionsnehmer nit das R., zu 
seiner Dedung die ganze Caution zurüdzuhalten, ſondern beredtigt ihn blos, ſich 
mit feinen aus dem Btg. herrührenden Forderungen aus der Caution mittelft 
Abrechnung zu befriedigen. 

Entf. v. 18. März 1852, Nr. 1469 (©. Ztg. 1856, Nr. 119). Das 
Pfor. befteht im Wefentlihen darin, daß ein beflimmter Theil des 
Vmgnus. des Schuldners in folder Weife ausgefhieden, und ber 
Siherftellung einer beftimmten Forderung gewidmet wird, daß ter 
Gläubiger durch fpätere Verfügungen bed Schuldners oder durch 
Erecutionsführungen anderer Gläubiger an der Durdführung bes 
ihm eingeräumten R8. nicht gehindert werden fann. Durch bloßee Ber- 
ſprechen ohne Uebergabe (Einverleibung) kommt kein Pfor. zu Stande. 

Entſch. v. 10. Yänner 1852, Nr. 11788 (P. ©. 909). Die von dem 
Hypothekargläubiger zwar nach erecutiver Pfändung für den dirografifhen Gläu⸗ 
biger aber noch vor dem Berfgllstage und der Einhebung der Miethzinfe erwirkte 
Sequeftration, hat den Borzug. 


Arten des Pfandes. 


($. 448 — vgl. 66. 855, 356 8. G.; 81. Haupfft. a. G. D. — % * aädgn, bafelih, — u 
». 29. Aprıl 1873, Nr. 68 und v. 30. März 1879, Nr. 50R. G. ©.; 5 [3 
Bogn. über bie Gebarung mit bem Kirchenvermögen, Salomon —8* "8. Juli 1828 (Brandfchei en 


dergunpocn ãc —— ) Sb 5 BR December 1834, Nr. 775 —* dv. 25. Detober 1798, Nr. 436, Hof. 
1799, Wr. 468, v 1889, Mr. 356, v, 21. Juni 1840, Ar. 450, dv. 24. December 1840, 
Mr, 1er, v. 17, September 105, I Rs a v. 3. Juli 1801, Nr. 632, 9. 29 Pat. o. 5. November 1837, Nr. MO 
15% a 12 :) kaif. Bog © 22. December 1865, Rr. 142, G. v. 27. December 1875, Nr. 158 
©. 8.; Hold. o. 14. 1788, Ar. 796, v. 1. Juli 1 839, Nr. 868, D 11. Mpril 1789, Sr. 1008 und vom 
lt 1784, Ar. 313 J.8. S.; dgl. Bogn. bezüglich der Facıttätsfortetäten und der Berlonalgemerbebetugeifie; 
— u. 461, 454; 8. 299; 8}. 457, 4, 621; 68. 610, ss 618, 629; $. 823 ®. ©. ; Hofb. v. 19. Jul 


1792, Rr. 88, o. 3. Juni 1816, Nr. 968, . Wai 1798, Pr. 108, d. 13. Mai 1814, Pr. 1088 und vo. 15. gt- 
—— 1816, Ar. 1132 J. G. S.; —  Bebie Gewerbe :) Hof. v. 12. ul —D v. 2 jebruar 1795, vom 
7. April 1800 und v. 9. December 1: Hoftjlo. v. 12. int 1835, polit. G. S.; ®. v. 29. il 1873, Rr. 68 
ng auf Bezüge über 600 fl.].) 


8 418. Ale Pfand kann jede Sache dienen, die im Berkehre fteht. Iſt fie beweglich, fo wirb 
fie Handpfand, oder ein Pfand in enger Bedeutung genannt; ift fie unbeweglich, fo heißt fie 
eine Hypothek oder ein Grundpfand. 

Eiche die a. G. D. im VL u XVI Bbe. ber Mam'ſchen Sig. 


Entfd. v. 11. Iuli 1878, Nr. 7067 (©. H. 1879, Nr. 1). Unbe⸗ 
ſchadet ver Vorfchrift des Hofd. v. 27. October 1797, Nr. 385 9. ©. ©,, 
önnen nicht audy Forderungen des Executen an den Erecutionsführer in Erecu- 
tion gezogen werden, weil burd die Veräußerung einer Forderung eine Cefficn 
im Sinne des $. 1392 B. ©. bewirkt wird; $. 1438 ibid.; eine folhe Sicher⸗ 
ftelung aber bei dent beabfichtigten Vorgange, wodurch ter Erecutionsführer 
Eefius und Eeffionar in einer Perfon wurde, nicht eintreten Fönnte; daher dieſe 
Forderung des Erecuten an den Erecutionsführer als eine im Ber- 
tehr befindlihe Sade, deren Feilbietung der Erecutionsführer im 
Sinne der 88. 447, 448 u. 461 ibid. zu verlangen beredtigt: ift, nicht 
angefehen werden Tann. 

Entſch. v. 26. October 1876, Nr. 2322 (©. Ztg. 1876, Nr. 77). Eine 
Mehrheit von —— — welche zuſammen nur einen Grundbuchskörper bilden, 
önnen gemäß 8. 13 ©. ©. nur als ein Ganzes mit Pfandrecht belaſtet und 
alfo auch nur ale Ganzes executiv veräußert werben. (Bgl. ©. v. 30. März 
1879, Nr. 50% ©. 8.) 

Entſch. v. 25. Sänner 1876, Nr. 12494 (©. Ztg. 1876, Nr. 67). Das 
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bũcherlich einverleibte Beräußerungs- und Belaftungsverbot ift nur gegenüber der 
mit demſelben belafteten Berfon, nicht aber gegen den Gläubiger wirkſam (88. 358, 
360, 447, 448 B. ©.). 

Entſch. v. 9. December 1875, Nr. 13337 (5939 ©.-U.). Auf Grund 
des Bigs., worin bie Einverleibung der Pachtrechte „auf dem verpachteten Grund⸗ 
ſtũcke“ vereinbart iſt, muß, wenn der Verpächter das Grundflüd als zur Grund⸗ 
buchseinlage feiner Realitäten gehörig bezeichnet, obgleih es daſelbſt nicht einge- 
tragen ift und obgleich die Einverleibungsbewilligung nicht auf die ganze Einlage 
lautet, bie Eintragung auf bie ganze Einlage bewilligt werden. 8. 13 ©. ©. 
ſteht dem nicht entgegen. 

Entſch. v. 21. September 1875, Nr. 9998 (5856 ©.-U.). Nach 88. 307, 
1090 u. 1099 B. ©. unterliegt es keinem Zweifel, daß die Pachirechte des 
Pãchters der Propinationsgerehtfame — unbefhadet der Re. des Verpächters — 
im Sinne des $. 448 ibid. nad 8. 442 weftgal. ©. O. durch Sequeftration 
in Execution gezogen werben können, weil der Sequefter ald Sachwalter die Stelle 
des Pächterd vertritt, woburd ein Eingriff in die Re. des Verpächters nicht 
geſchieht. 

Entſch. v. 23. September 1874, Nr. 7528 (5474 ©.-U.). Die Seque⸗ 
fration, d. i. die Geltendmachung des Pfor. an den Früchten des unbeweglichen 
Gmes, kann nach 8. 13 ©. ©. nicht auf einzelne Beftandtheile eines Grundbuchs⸗ 
törperd bewilligt werden, weil auch das Pfor. nicht auf folde eingetragen 
werben kann. — 

Entſch. v. 19. Auguſt 1874, Nr. 8473 (5447 G.⸗U.). Die Erwerbung 
bes Afterpfandredtes ift nur immer bezüglich einer ganzen Forderung ober eines 
quoten- oder ziffermäßig beflimmten Theiles zuläffig, dagegen iſt bie executive 
Supereinverleibung eines ziffermäßig feftftehenden Anfpruches deßhalb nicht unzu- 
läffig, weil vie als Pfand dienende Forderung noch zweifelhaft if, da aud 
zweifelhafte Forderungen in Erecution gezogen werden Tönnen, unabhängig von 
ter Frage, ob dieß für den Executionsführer von Erfolg fein werde. 

Entid. v. 26. November 1873, Nr. 11450 (5153 ©.-U.). Aud auf 
Grund einer, das Pfandrecht „an feinen fämmtlihen Realitäten” einräumenden 
Erflärung, ift die Vormerkung zuläffig. Anläßlich diefer Entſcheidung wurde ein 
getragen in's Sprudhrepertorium Nt. 64: Die Bormerlung des Pfore. 
kann auf Grund einer Privaturfunde, welde den Erforderniffen der 
88. 26, 27 u. 36 ©. ©. entjpridt, au dann bewilligt werden, wenn 
tiefe Urkunde die genaue Angabe der Liegenfhaft, in Betreff welder 
die Vormerkung erfolgen foll, nit enthält. 

Entid. v. 20. März 1873, Nr. 2100 (4912 ©.-U.). Mit dem Ueber 
tritt des Schuldners in den Civilftantsdienft erlifht das an dem Militärgager 
brittel erwirfte Pfor., da nach Pat. v. 25. October 1798, Nr. 436, Hofo. 
v. 5. April 1799, Nr. 465 und Hoſd. v. 5. März 1838, Nr. 260 9. ©. ©. 
bei öffentliben Civilbeamten weder eine freiwillige Abtretung, noch eine Berpfän« 
dung von Befoldungen Giltigteit hat; es konnte daher ein auf die Militärgage 
erwirktes Pfor. nicht auf den fpäteren Penfionsbezug des zu Civilſtaatsdienſten 
Ueberfegten übergehen. 

Entf. v. 27. Juli 1871, Nr. 9072 (©. Ztg. 1872). Auf den Unter 
halt, als ein höchſt perfönlihes R., kann das Pfor. nicht erworben werben. 

Plenar⸗Entſch. v. 23. November 1870, Nr. 13266 (3966 ©.-U.). Die 
im 8. 822 3. ©. dem Gläubiger des. Erben eingeräumten Schugmittel gebühren 
andy jenem des Legatard (SS. 684, 690, 726, 812 ibid. und $. 178 des ©. 
v. 9. Auguft 1854, Nr. 208 R. ©. B.), da vie Me. der Erben fewie des 
Legatars dem Berkehre nicht entzogen find (8. 448 B. ©.) und die Anordnung 

16* 
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bes 8. 822 ibid. nur deßhalb erforderlich ift, weil fonft die Vorfehriften der 

88. 432 u. 451 ibid. dem Pfanvderwerb entgegenftünden. 

Entf. v. 28. Juni 1870, Ne. 7089 (3822 G.-U.). Die Anwartfcaft 
auf das Vermäctniß des Fruchtgenuſſes (aus dem Erbvertrage und wechſelſeitigen 
Teftamente) kann nicht Gegenftand des Verkehrs und ber erecutiven Veräußerung 
und ebenfo auch nicht Gegenftand des Pfors. fein ($$. 447, 448 u. 461 B. ©.). 

Entf. v. 23. März 1870, Nr. 3133 (3759 ©.-U.). Die angefuchte 
Anmerkung der vertragsmäßigen Verpfändung des Pflichttheildanfpruches bei dem 
gerichtlich deponirten Nachlaß muß auf Grund des 8. 822 B. ©. bewilligt 
werben, weil das Notherbrecht jedenfalls eine Forderung begründet, deren Pfän- 
dung, gerade wenn fie auf Geld geht, nach $. 448 ibid. nicht ausgefchloffen fein 
tann, und unter ber Befchränkung des $. 822 ibid. durch vorgängige Liquidftellung 
nicht bedingt iſt. 

Entſch. v. 13. April 1869, Nr. 3885 (3370 ©.-U.). Die Verpfändung 
einer mit dem -Subftitutionsbande behajteten Liegenſchaft ift giltig und wirkſam 
für die Eventualität des Nichteintrittes des Subftitutionsfalles. 

Entf. v. 17. October 1867, Nr. 8245 (©. H. 1867, Nr. 102). Auf 
Beueraffecurang-Polizzen kann kein Verbot erwirkt werden. 

Entſch. v. 12. September 1867, Nr. 8043 (2853 ©.-U.). Die bloß 
eventuellen Re. aus einer bücherlich eingetragenen Subftitution find fein Gegen» 
fand bücherlicher Belaftung. 

a Entf. v. 9. Juli 1867, Nr. 5712 (©. 9. 1867, Nr. 84). Eine mit 
dem Belaftungsverbote behaftete Realität kann nicht in Execution gezogen werten. 
— [Worfpr. den Entf. Nr. 12494 ex 1876 u. Nr. 3885 ex 1869.) 

Entf. v. 5. März 1867, Nr. 1791 (©. Ztg. 1867, Nr. 29). Eine 
periodifche Druchſchrift ann nicht als folhe in Execution gezogen werben. 

Entfd. v. 29. Auguft 1866, 3. 7825 (©. H. 1867, Nr. 3). Das 
Kaufrecht desjenigen, welcher eine Realität im Lizitationswege erftanden hat, Tann, 
fo lange e8 im Grundbuche nit eingetragen ift, nicht Gegenſtand einer grund« 
bücherlichen Anmerkung bilden. Die ungefegliche, im Grundbuche erſichtlich ge⸗ 
machte Anmerkung der Pfändung eines folden nod nicht eingetragenen Kaufrechtes 
begründet fein hypothekariſches Vorrecht. 

Entf. v. 16. Auguft 1866, Nr. 7285 (2582 ©.-U.), Auch Beftand- . 
rechte können verpfändet werden. 

Entf. v. 28. December 1865, Nr. 10831 (©. 9. 1866, Nr. 100). 
Gegenftände, welde in einem mit der Bezeichnung „Agentichaft” einer Anz 
ftalt verfehenen Lokale angetroffen werden, find als im Befige jener Anftalt 
befindlich anzufehen, und lönnen daher der wider diefelbe erwirkten Pfändung unter- 
zogen werben. 

Entf. v. 20. April 1865, Nr. 2904 (G. 9. 1865, Nr. 92). Der 
Ermwerbung des erecutiven Pfors. auf eine Realität fteht das darauf einverleibte 
Beräußerungs- und DBelaftungsverbot nicht entgegen. — Woſpr. der Entſch. 
Nr. 5712 ex 1867.] 5 

Entſch. v. 27. October 1863, Nr. 7855 (1820 ©.-U.). Angefallene 
Legate find ein Gegenftand des Pfandredtes, wenn auch die Vſchft. noch nicht 
eingeantwortet ifl. E . 

Entfd. v. 20. Mai 1863, Nr. 3226 (1718 ©.-U.). So lange die bes 
hörblihe Genehmigung des Verkaufes eines Fiveicommißgutes nicht erfolgte, find 
bie Ne. des Käufers kein Gegenftand des, Pfors. ‚ 

Entfd. v. 2. October 1862, Nr. 6336 (1569 ©.-U.). Bor gefeglicher 
Conftituirung eines Fideicommiſſes hindert die in Rüdficht darauf intabulirte Er⸗ 
Härung des Egthrs. weder ihn felbft, noch die Gläubiger an der Verpfändung 
des zum Fideicommiß befiimmten Gutes. 
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Entſch. v. 19. April 1859, Nr. 2000 (771 G.U.). Auch Synagogen 
fige find Gegenftand des Pfors. 

Entfd. v. 9. December 1857, Nr. 11155 (PB. S. 200). Auch eine 
verzinsliche Pachtcaution ift als ein Pfand anzunehmen; nad Aufldfung des Be- 
ſtandvertrages ift die Caution zurädzugeben, und eine diefer im $. 1366 8. ©. 
— Borſchrift entgegengeſetzte Verabredung muß daher ber Verpächter 
trweiſen. 

Entſch. v. 22. September 1857, Nr. 9622 (P. ©. 197). ine teſta⸗ 
mentarifche Anorbnung, welche verfügt, daß jemand über ein ihm hinterlaſſenes 
Hypethelarcapital erft nad feinem Mbleben zu disponiren berechtigt fein foll, 
bindert den Befiger nicht einem Dritten mit ausdrüclicher Berufung hierauf ein 
nad) feinem (des Berpfänders) Tode zu venlifirendes Pfor. aus dem Capitale 
einzuräumen. — [Xchnl. der Entſch. Nr. 2904 ex 1865.] 

Entf. v. 11. März 1857, Nr. 3018 (P. ©. 199). Die nidt voll» 
Rändige Erfüllung eines vom Pächter durch Barcantion fihergeftellten Beſtand⸗ 
vertrages beredtigt den Verpächter nicht; die ganze Caution zurädzubehalten, der⸗ 
ſelbe ift verpflichtet, nad) aufgehobenem Beftanbverhältnig den nad Abrechnung 
feiner auß dem Beftanbverhältniß ergebenen Forderungen noch erübrigenven Theil 
ber Eantion dem Pächter zurüdzuftellen. 

Entfd. v. 8. Jänner 1857, Nr. 12782 (©. Ztg. 1857, Nr. 38). Eine 
dem Gläubiger in Verwahrung gegebene Barcaution ift ein Handpfand, foferne 
dem Gläubiger nicht deren Gebrauch geflattet wird. — [Worfpr. der Entf. 
Nr. 3018 ex 1857?] 

Entf. v. 16. Mai 1855, Nr. 4833 (P. ©. 38). Auch das bloße, 
aus dem Kaufvertrage dem Käufer zuftehende — nicht bücherlich eingetragene” — 
R. ift ein Gegenftand des Pfors. 


Titel des Yfandrechtes. 


@. 449 — vgl. 88. 879, 1861; 6. 1868; 95. 1488, 469, 1413; $$. 531, 582, 668, 669 8. @.; 9. 7 DM. Bbg. vom 
18, Juli 1889, Rr. 180; 48. 14—17 @. @. v. 25. Juli 1871, Rr. 96 R. ©. 8.) 
5. 449. Das Pfandrecht bezieht fi zwar immer auf eine giltige Forderung, aber nicht jede 
Forderung gibt einen Titel zur Erwerbung bes Pfandrechtes. Diefer gründet fih auf das Ge⸗ 
feg; auf einen richterlichen Ausſpruch; auf einen Bertrag ober ben legten Willen bes 
Eigenthümers. 


Plenar⸗Entſch. v. 1. Juli 1879, Nr. 149 praes. (©. Ztg. 1879, Nr. 63). 
Es bedarf feiner näheren Begründung und genügt wohl bie Hin- 
weifung auf 8.448 8. G., daß aud auf Liegenfhaften, welche grund- 
bügerlich nicht eingetragen find, ein Pfor. erworben werben könne. 
Auch wird nad der bei allen galizifhen Gerichten unbezweifelten 
Rehtsanfiht das Pfor. auf derlei Liegenfhaften im Erecutions- 
wege eingeräumt und nad) der allgemein herrſchenden Praris biefer 
Srecutionsact duch Bornahme der pfandweifen Beſchreibung ber 
betreffenden Liegenfhaft von einem hiezu belegirten Gerihtöcom- 
miffär vorgenommen, wornad über die Annahme oder Nihtannahme 
zu Gericht des dießfälligen Protokolles ein Beſcheid erfließt und 
hiedurch nach Genehmigung dieſes Protokolles die Erwerbung des 
gerichtlichen oder executiven Pfandrechtes conſtatirt und erſichtlich 
gemacht wird, Dieſer Vorgang ſtellt fich im Hinblicke auf die Be- 
Rimmungen der 88. 448 u. 449 ibid. und die Analogie der 88. 451, 
452, 427, 428 ibid., wie auch 8. 455 der weſtgal. ©. D. als geſetzlich 
gerechtfertigt bar. Es ift aber zugleich unzweifelhaft, daß auf grund- 
büderlih nicht eingetragene Xiegenjhaften auch außerhalb einer 
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Erecutionsführung mittelft Btgs. ein Pfor. eingeräumt werben könne 
(8. 449 8. ©.) und daß bie Erwerbung eines vertragsmäßigen Pfors. 
durch ein gleihes Vf., nämlih durd die Pfandbeſchreibung der be— 
treffenden Liegenschaft erfolgt. Daraus ergibt ſich von felbft, daß 
die rechtliche Wirkung eines auf eine im Grundbuche noch nidt ein- 
getragene Liegenfchaft außerhalb der Erecution erworbenen Pfdrs. 
der eines erecutiven gleidlemmt, indem ter Gläubiger in beiden 
Fällen das dinglihe R. erwirbt, aus der verpfändeten Sade, wenn 
die Verbindlichkeit zur beflimmten Zeit nicht erfüllt wird, die Be» 
friedigung zu erlangen (88. 447, 449 ibid.). — Die hiermit und unter 
Berufung des $. 426 gal. ©. O. motivirte Eintragung in's Judicatenbuch 
Nr. 104 — fiehe oben bei 8. 447, 

Entfd. v. 20. Februar 1879, Nr. 11991 (9.8. 1879, Nr. 19). Bor 
Einverleibung des Egths. des Erſtehers auf die erecutiv vweräußerte Realität, 
und felbft nah Ausfertigung der inantwortungsurfunde, können von ben 
Gläubigern des Erecuten noch Eprecutionsacte erwirkt werden (88. 380, 425, 
431, 443, 449—451 B. ©). Daß den Gläubigern der geſchehene eyecutive 
Verlauf befannt war, ift ($. 441 ibid.), fowie der Umftand, daß bie egecutive 
Berfteigerung angemerft war (8. 72 ©. ©), — ven dem Einfluße auf die 
en ber Pfandrechtöeintragung abgeſehen — unerheblich [Schluß- 
jolgerung]. 

Ba Entf. v. 29. Mai 1878, Nr. 4079 (©. Ztg. 1879, Nr. 70). Die 
von dem Perfonalfchulpner erhobene Einwendung der an den Cedenten erfolgten 
Zahlung einer noch nicht bücherlich gelöſchten vom Ceffionar ‚unentgeltlich erwor— 
been Hypothelarforderung wirkt auch für die Hypothekarſchuldner (88. 1394 u. 
1396 8. ©.); denn das Pfor. befteht nur, infolange die Verbindlichkeit nit ere 
füNt worden ift (88. 447 u. 449 ibid.); $. 469 ibid. aber bezwedt bloß die 
Wahrung des Bertrauens in bie Öffentlichen Bücher, kann daher in biejem Falle, 
nachdem Kläger laut Ceffionsurkunde die Forderung durch Schenkung erhalten hat, 
nicht Anwendung finden. 

Entf. v. 4. Juni 1878, Nr. 12491 (©. Ztg. 1878, Nr. 23). Daß 
das blos für das Capital wirklich erworbene Pfor. aud für die Zinfen gelte, 
wird im B. ©. nicht gefagt und die 88. 14—18 ©. ©. ſchließen dieſe Anficht 
geradezu aus; mit der Hypothekarklage künnen daher bie Zinfen nicht angefproden 
werden, wenn aud im Schuldſcheine die Berzinfung mitberungen ift ($ 1394 B. ©.). 

Entf. v. 4. Auguft 1875, Nr. 4204 (5824 ©.-U.). Nah 88. 4 u. 6 
des Eifend. ©. ©. v. 19. Mai 1874, Nr. 70 R. ©. B. müſſen wegen ver 
nah $. 449 B. ©, und $. 16 u. 48 des cit. ©. intabulationsfähigen 
Prioritäten verfchiedener Emiffion, für welche verſchiedene Linien fpeciell verhaftet 
find, für die Eifenbahn fo viele vorläufige Einlagen eröffnet werden, als ver« 
fhiedene Belaftungen vorhanden find. 

Entſch. v. 7. April 1875, Nr. 3503 (5684 ©.-U.). Nur die Befland- 
rechte des Pächters auf dem Pachtgute felbft können, ohne Angabe einer Summe 
zur Sicperftellung der allfälligen Erfaganfprühe des Pächters, eingetragen werden 
(8. 19 ©. 9.); die Sicherſtellung des Verpächters auf eine Liegenſchaft tes 
Pächter aber ift nur für eine ziffermäßig beftimmte Geldſumme zuläffig (8. 14 
ibid.) [Schluffolgerung). 

Entfd. v. 16. December 1874, Nr. 1261 (5569 G.-U.). Das Geſuch 
ber Finanzprocuratur, um Eintragung des erecutiven Pfors. für aus Urtheilen in 
Wechfelprocefien zu entrichtende Gebühren, ift abzumeifen, weil zufolge $. 72 
des kai. Bat. v. 9. Februar 1850, Nr. 50 R. G. B. die fahlihe Haftung 
für eine unmittelbar zu entrihtende Gebühr nur bei Vermögens. 
Übertragungen und Eintragungen in Öffentlihe Bücher zur Ermer- 
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bung dinglicher Ne. eintritt, an diefer Gefegesbeftimmung durch die 
din. M. Vdg. vom 1. December 1853, Nr. 37060 und v. 27. November 
1854, Nr. 47988 nichts geändert wurde und nichts geändert werben 
konnte, 

Entf. v. 28. Auguft 1874, Nr. 8012 (5460 ©.-U.). Eine wenn auch 
über drei Jahre unwiderſprochen haftende Hypothek ift gleichwohl nichtig, im Falle 
die Ungiltigkeit ver Forderung erwiefen iſt. 

Entfd. v. 28. April 1874, Nr 3637 (5349 ©.-U.). Die nachfolgen⸗ 
den Satgläubiger können bei der Meiftbotvertheilung nur den Rechtsbeſtand 
and die Priorität des Pfors., nicht aber die Liquidität ber Forderung beftreiten 
Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 27. Auguſt 1873, Nr. 8382 (5062 G.-U.). Das von dem 
fiber Einſchreiten der Verwaltungsbehörde beſtellten Curator des Vmgs. eines 
wegen ſtatutenwidriger Gebarung aufgelöſten Sparvereines nach Ergebniß einer 
ämtlihen Unterſuchung geſtellte Begehren, um Pfandrechtspränotation ber Erfaß- 
forterung an die Ausſchußmitglieder, auf deren Realitäten, entbebrt des hinläng⸗ 
lich befheinigten Rechtsgrundes zum Pfor. (8. 449 B. ©. und 8. 36 ©, ©.) 
und diefe Vormerkung kann aud nicht nach $. 38, lit. c ibid. bewilligt werden, 
weil es fih um Sicherſtellung privatrechtlicher Anſprüche über Anſuchen des Ver- 
treters der Partei handelt. 

Enſtſch. v. 8. Juli 1873, Nr. 6783 (5035 ©.-U.). Um auf Grund 
eines Schiedsſpruches das executive Pfor. zu erwerben, muß deflen geſchehene Zu- 
Rellung erwiefen (8. 363 weſtgal. ©. D.) und darin ber Titel der Forderung 
erfichtlich ſein (88. 449 u. 1351 B. ©.) [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 3. Juli 1872, Nr. 2132 (4649 ©.-U.). Wenn der im ber 
Schuldurkunde angegebene Schuldtitel unrichtig ift, iſt deßhalb nicht ſchon 
die auf Grund dieſer Urkunde beſtellte Hypothek ungiltig (88. 447, 449, 871, 
1368, 1388, 1487 3. ©.); dem Schuloner bleibt unbenommen, die Berichtigung 
der Schuldurkunde rüchſichtlich des falſchen Titels (Darlehen ftatt Schulpübernahme) 
zu verlangen [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 17. Mai 1871, Nr. 2627 (4171 G.-U.). Das von einem 
Min. (welcher durch Uebergabe der Liegenfchaft .umd Ueberlaſſung des Wirthfhafts- 
betriebe8 nicht emancipirt erſcheint) contrahirte Darlehen, ift ungiltig und konnte 
daher auf Grund desſelben fein Pfr. erworben werden. 

Entfd. v. 11. Mai 1871, Nr. 3081 (4171 ©.-U.). Gemäß $. 469 
B. ©. bleibt die Realität dem Gläubiger, ver bona fide im Vertrauen auf das 
öffentliche Buch die Pränotation auf eine thatſächlich bereits bezahlte Satzforde⸗ 
tung erwirkte, verhaftet. Die Anordnung des $. 469 B. G. mobiflcirt die Be- 
fimmungen der SS. 447 u. 449 ibid. unter gewiſſen Bedingungen in Intereffe des 
Realcredits. 

Entſqh.v. 7. März 1871, Nr. 1918 (4081 ©.-U.). Bezüglich des Bor- 
rangs von Pforen., welche nicht auf Grundbuchskörper erworben werden, hat in 
der Regel die Priorität des Vollzuges einer hierzu geſetzlich geeig- 
neten Erwerbungsart und nit die Priorität der Meberreihung des 
bezüglichen Gefuhes, noch die Priorität des bemwilligten Beſcheides 
oder des Öelangens desfelben in das betreffende Bollzugsamt zu ent- 
ſcheiden. Die für Erecutionsführungen auf öffentliche Obligationen 
oder Forderungen an den Staat oder andere Öffentlihe Fonde in der 
M. Vog. v. 2. Fuli 1859, Nr. 120 und v. 9. Mai 1860, Nr. 125 R. G. B. 
in der gedadten Beziehung angegebenen, befonveren Beſtimmungen 
find als Ausnahmebeftimmungen zu betrachten. Da das Privilegium.... 
nad $. 18 des Priv. ©. v. 15. Auguft 1852, Nr. 184 R. ©. B. und 
8.53 der Vollzugsvdg. v. 5. October 1852.... auf einer befon- 
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deren Urkunde beruht, fo war, nad den geltenden Erecutionsvor«- 
fhriften...... and mit Hinblid auf die Beflimmungen der $. 314, 
342 a. ©. D. und der 88. 427, 449, 450, 452 B. ©., die Zuftellung 
des Pfändungsbefheides an den Erecuten in Verbindung mit ber 
Abnahme der Privilegiumsurfunde, worüber die genaue Relation 
erftattet worden ift, das bewilligte executive Pfor. erworben. 

Siehe bezüglich der folgenden Entsch. das neue G. G. 

Entfd. v. 26. October 1869, Nr. 12133 (3544 G.-U.). Der Schuld» 
fein, in weldem der Schuloner lediglich belennt, einen „berechneten Betrag“ 
(nicht iventifh mit „durch gegenfeitige Verrechnung eniflanvenen Betrag”) zu 
ſchulden, ermangelt der zur Erwerbung eines unbedingten Pfors. nad 88. 449 
u. 1001 B. ©, erforberlihen Angabe eines Rechtsgrundes. 

Entf. v. 21. October 1869, Nr. 10196 (3542 ©.-U.). Dem Ber: 
miether kommt das gefegliche Pfor. auch an den Effecten des Aftermiethers zu, 
da aber nady 8. 449 B. ©. das Pfandrecht ſich immer auf eine giltige 
Forderung bezieht, fo ift Har, daß das ©. dem Vermiether ein R. 
gibt, vom Aftermiether, wenn er aud mit ihm keinen Big. geſchloſſen 
bat, feine Befriedigung zu erlangen. 

Entſch. v. 13. April 1869, Nr. 3885 (3370 ©.-U.). Die Berpfändung 
einer mit dem Subftitutionsbande behafteten Liegenſchaft ift giltig und wirkſam 
für die Eventwalität des Nichteintrittes des Subftitutionsfalles. 

Entſch. v. 23. Februar 1869, Nr. 1271 (3307 G.-U.). Die auf eine 
getilgte, wenn auch nicht bücherlich gelöfchte Forderung unter Keuntniß tiefes 
Sachverhaltes erwirkte Vormerkung befteht nach 88. 449, 1394—1396 B. ©. 
nit zu R., und muß daher auf deren Löſchung erkannt werben. 

Entf. v. 19. December 1866, Nr. 10380 (2678 G.-U.). Wenn der 
Big. über die, mit Genehmigung der politifhen Behörde vorzunehmende Abtren- 
nung einzelner Barzellen von einer Grundbuchseinlage im Grundbuche eingetragen 
ift, erwirbt ein nachfolgender Gläubiger auf diefe Parzellen ein nur bei Nichtge⸗ 
nehmigung diefes Vtgs. wirkſames Pfor. i 

Entf. v. 4. October 1866, Nr. ? (Not. Big. 1867, Nr. 5). Die 
Bormerkung einer eventuellen Erfagforderung ift unzuläffig. 

Entfd. v. 30. Mai 1866, Nr. 4973 (2512 G.-U.). Auch das für 
eine Forderung in noch unbeftimmten Betrage erworbene büderliche Pfor. kann 
cedirt werben, und zwar auch bezüglich eines Theiles daran, wenn gleichzeitig 
der Betrag ber Forderung ziffermäßig feftgeftellt worben ift. 

Entſch. v. 29. Mai 1866, Nr. 4788 (2505 G.-1.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 4973 ex 1866. 

Entf. v. 1. Mai 1866, Nr. 3961 (2477 ©.-U.). Die Vormerkung 
des Pfore. für eine eventuelle Regreßforderung ift, weil das Pfor. immer eine 
giltige, wenn audy noch nicht fällige Forderung vorausfegt und zur Vormerkung 
— über den Rechtsbeſtand erforderlich iſt, welche hier fehlt — une 
zulãſſig. 

Entſch. v. 13. Februar 1866, Nr. 1072 (2389 G.-U.). Einwen- 
dungen gegen ben Beſtand ber Hypothekarforderung find gegen ben Aſterpfand⸗ 
gläubiger zuläffig, welchem ein pignus voluntarium vom bloßen Pränotanten ber 
ftellt wurde. k 

Entſch. v. 17. Jänner 1866, Nr. 10947 (2366 ©.-U.). Gegen ben 
(Fauft-) Pfandgläubiger ift die Aufforderungsffage unzuläffig, wenn auch nad 
8.449 8. ©. die Forderung ohne das Pfor. beſtehen kann, denn dieß gilt nicht 
auch umgelehrt. 

Entf‘. v. 8. Auguft 1865, Nr. 5620 (2247 ©.-U.). Die Reätfer- 
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tigung einer Pfandrechtsvormerkung kann auch vor Fälligkeit ber Forberung bes 
wirft werben (88. 449 u. 453 8. ©.). 

Entf. v. 24. Mai 1865, Nr. 4348 (©. Big. 1866, Nr. 75). Ein 
für beftimmt bezeichnete künftige Forderungen pfandrechtlich fichergeftellter Credit 
kann auf andere als die beftimmt bezeichneten Forderungen nicht ausgedehnt werden. 

Entſch. v. 1. September 1863, Nr. 5491 (1778 ©.-U.). Die Zahlung 
einer nicht bücherlich gelöfchten Sagpoft, ift einem fpäteren Afterpfandgläubiger 
gegenüber unwirffam, denn wenngleidh zu Folge 8. 449 B. ©. jedes Pfor. 
anf eine giltige Forderung fid) bezieht und nad $. 1412 ibid. jede 
Berbindlikeit dur die Zahlung aufgelöfet wird, fo erflärt dod 
ber $. 469 ibid,, welder im $. 1412 ibid. ausbrädlid bezogen wird, 
baß eine Hypothek ausnahmsweiſe dur die Tilgung der Schuld 
nicht aufbört.... 

Entf. v. 28. October 1862, Nr. 7066 (1586 ©.-U.). Auf Grund 
eines bedingten Urtheil® kann die Pfandrechtevormerkung nicht erwirkt werben. 

Entſch. v. 15. October 1862, Nr. 6943 (1577 ©.-U.). Die Erwirkung 
ber Pränotation für eine eventuelle Forderung ift unzuläffig. 

Entſch. v. 7. October 1862, Nr. 6713 (1570 ©.-U.). Aehnl. ber 
Entf. Nr. 6943 ex 1862. 

Entf. v. 23. October 1861, Nr. 6640 (1406 ©.-U.). Auch für künftige, 
ber Ziffer nad) noch unbeftimmte Forderungen, kann ein Pfor. beftellt werden. 

Entſch. v. 19. September 1861, Nr. 5265 (1388 G.-U.). Nach 88. 453 
u. 458 B. ©. ift der Anſpruch aus dem Ausgedingsvertrage auf Erwerbung 
bes Pfors. auf eine andere, als die urſprüngliche (erecutive verkaufte) Realität, 
wegen Entfallens der bisherigen Sicherſtellung begründet. 

Eutſch. v. 1. Mai 1861, Nr. 1647 (1312 ©.-U.). Weber 88. 449 
u. 1351 8. ©., noch fonft eine geſetzliche Vorſchrift, ftehen der Erwerbung des 
Pers. für eine Fünftige Forderung im Wege. 

Entf. v. 10. Jänner 1860, Nr. 14398 (1051 ©. -U.). Einem nad 
folgenden Hüpothefargläubiger fteht das R. nicht zu, die Richtigkeit der Forderung 
eines früheren Hhpothelargläubiger8 zu beftreiten, wenn dieſe Forderung vom 
Schuldner ſelbſt nicht beanftändet wurde, er ift nur befugt, gegen den Befland 
und bie Priorität des Pfors. Einwendungen zu erheben (Bat, v. 11. April 1851, 
Nr. 84 R. ©. 8. und 8. 558 der prov. Civ. Pr. O. für Ungarn, 88. 469, 
526, 1443 u. 1446 8. ©.). 

Entſch. v. 4. November 1859, Nr. 12405 (901 ©.-U.). Auf Grund 
eines rechtöfräftigen Urtheils, worin Alimente pro futuro zugeſprochen werben, 
fann nicht das executive, wohl aber ein unbebingtes Pfor. aud bezüglich der 
ünftigen Raten erlangt werben. 

Entſch. v. 15. Yuli 1857, Nr. 5344 (415 G.-U.). Wenn eine eventuelle 
und unbeflimmte Verantwortlidfeit in das Hhpothelarbud eingetragen wird, fo 
genießt eine derfelben entſprechende beſtimmte Erſatzforderung, wenn fie auch erft 
fpäter (durch Randanmerkung) zur Eintragung gebradt wirb, die gleihe Priorität, 
wie die früher eingetragene unbeftimmte Verpflichtung. 

Entf. v. 18. November 1853, Nr. 11045 (©. Ztg. 1856, Nr. 111). 
Auf Grund eines Strafurtheils, mit weldem der Privatbetheiligte auf den Civil» 
rechteweg verwiefen wird, Tann fein Pfor. erwirkt werden. 

Entf. v. 23. Auguft 1851 ? (P. ©. 213). Der Pfandvertrag kann 
auch durch Bevollmächtigte und auch durch ftillfehweigende Willenderflärung (88. 863 
B. ©.) zu Stande fommen. 

Entf. v. 20. Juni 1820, Nr. 3144 (P. ©. 215). Das gefegliche 
Pfor. Tann durch das Öffentlihe Buch weder gegeben noch genommen werben; 
durch die gleihwohl erfolgte Einverleibung wird zu den geſetzlichen auch noch ein 
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conventionelles Verzugsrecht erlangt, welches von Nutzen wird, wenn mit der Ein- 
bringung der Schuld länger als die gefeglihen drei Jahre gezögert worden iſt. 


(8. 450 — vgl. Duelen de gef. Wfanbreätes (A. im ®. @.): 88. 150, 287, 288, 848, 409, — 458, 620. 688, 
692, 818, 823, 834, 1101, 1136, 1245, 1260, 1821, 1964, 1885, 14288. @ ; — (B. in "Blnanagel, und Bin. 5 
Hofd. ©. 15. April’ 1826, Nr. 2089, v. 16. September 1825, Rr. 2138, v. 4. November 1831, fr. 2558 3. @. 6. 
Erwerbfteuer: Bat. v. 31. December 1812, polit. G. S. 89. ®b.; Hofo. v. 14, aan a Ar. 3507 I. @. ©. 
68. 200, 244 Sol: u. Staatömon. D.; $. 20 t. 0.27. Jönner 1840, Fr. 404 9. ©. ; faif. Cbg. v. Fu 
1858, Nr. 17 8.8. 8.; 98. 158, 162 &ef. Etr. G.; Hofb. v. 1. December 1884, Nr. 2 und v. 11. Km ter 1836, 
Rr. 115 9. ©. ©; Pat. o. 9. bruar und 2. Auguft 1850, Rr. 60 u. 329 R. G. B.; Abh.Wat: Bat. vom 
23. Jänner 1853, Rr. 18 R. 9 B.; Hofd. v. 4. Jänner 1836, Rr. 118 J. 8. ©., v. 21, ai YroS und 80. Juni 
1837; Pat. v. 4. März 1849, Nr. 15%, v 15. Auguft 1849, Wr. 361, v 12. März 1851, Ar. 89 und v. 28. Detober 
1858, Ar. 234, M. Erl. v. 29, September 1852, Nr. 198 und v. 19. Mai 1856, Nr. 88ER. 8.8; — (U. Bes 
— Gel. Gr Bon :) ®.D. dv. 25. Jänner 1850, Wr. 51 R. G. B. Art. 25: Hofb. v. 7. Detober 1844, 
19%. 8. ©; 6.20 RM. Erl. v. 20. Mi 10,5 Ar. 36 und ©. 6. November 1855, Mr. 186 8. ©. B.: 
“ 1. 160, 268 Berggel. v. 23. Mat 1864, Nr. 146 R. @. ©.; geuerlöicordgn., Seftraer. Gire. v. 27. April 
* H. 432; et, dv. 7. Februar 1817, Ar. 1818 I. @. ©; "Pat. v. 10. Februar 1853, Ar. 26, M. Eri. vom 
6. Juli 1854, Rr. 163, 86 16, 17 M. Vba. v. 30. mer 1860, Nr. 28, ©. 28. 9 uni 1880, Rt 248 unb vom 
23. Wäry 1869, Str. 48, Mb. D. v. 28. Juli 1871, At. 75, 6. 25 @ @, v. 25. Juli 1871, Sir. 98, Si. 16, In 2 
— Mai 1874, Rr. 51, 66. 2, 8 Gel. v. 24. April 1874, Wr. 48, 8. 47 @. v. 19. Mai 1874, Nr. 90 und 
v. 30. Mai 1869, 31.93 R.@. ©.; 98. 81-40 G. D. D. 95. Devember 1868, Rr. 1 R.@. ®. für 1869; — biverk 
Zandeögefege; Umlagen auf Realfteuern.) ,. 
8. 450. Die Fälle, in welden das Gefeg Jemanden das Pfandreht einräumt, find am ger 
bhörigen Orte diefes Geſetzbuches und bei dem Verfahren in Concursfälen angegeben. Inwie- 
fern das Gericht ein Pfandrecht einräumen könne, beflimmt die Gerichtsordnung. Sol durch 
die Einwilligung des Schuldners oder eines Dritten, ber feine Saden für ihn verhaftet, das 
Pfandrecht erworben werben; fo dienen bie Vorſchriften von Verträgen und Bermächtnifien 
jur Richtſchnur. 
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Entf. v. 25. Februar 1879, Nr. 2095 (©. Ztg. 1879, Nr. 63). Bei 
der Meiftbotvertheilung bezüglich einer Realität kommt nur den auf das be 
trefiende Reale entfallenden, nad; befonderer Bemeſſung nad dem Werthe eben 
diefer Realität fih ergebenden en ein Vorzugsrecht vor ven 
eingelragenen —— — zu ($. 72 ©. G.; Fin. Din. Erl. v. 3. Mai 
1850, Nr. 181 R. © 

Entfd. v. 7. — 1878, Nr. 7694 (J. B. 1878, Nr. 62). 8. 466 
B. G. iſt auch auf das richterliche Pfand anzuwenden; denn es ift unrichtig, taß 
nad $. 450 ibid. die Vorſchriften über das richterlihe Pfand lediglich in der 
a. ©. O. normirt werben, wofelbft nur feftgeftellt wird, unter welden Boraus- 
fegungen der Richter ein Pfor. ertheilen dürfe und alfo turd Ausſcheidung der 
Vorſchriften deßs B. ©. eine von Geſetzgeber nicht beabfihtigte Rüde entſtünde; 
auch ift ganz unzweifelhaft, daß bezüglich aller Fragen des objectiven Umfanges 
des Pford. u. f. f. die 88. 454, 455 u. 457 B. G., welches auch das fpätere 
Geſetz ift, anzuwenden find. — Eine Einſchränkung der Beftimmung des 8. 456 
ibid. auf tag vertragsmäßige Pfand Tann nicht aus dem Ausbrude „verpfänden“ 
geſchloſſen werden [Schlußfolgerung]. 

Plenar-Entfd. v. 6. Februar 1878, Nr. 15250 (9. B. 1878, Nr. 9). 
Der in's Eprudirepertorium Nr. 83 eingetragene Rechtsſatz wurde befeitigt und 
einzutragen beſchloſſen in’® Zubicatenbuh Nr. 102: Der Eintommenfteuer, 
welhe nad den Finanzgefegen von dem reinen Jahreseinfommen aus 
den, die Befreiung von der Hauszinsftener im Ganzen oder theil- 
weiſe genießenden Gebäuden zu entrichten ift, fommt das im Hoſd. 
v. 16. September 1825, Nr. 2132 und im $. 31 C. O. den von einem 
unbewegliden Gute zu entritenden Steuern eingeräumte gefeßliche 
Pfor. auf diefes unbeweglihe Out nicht zu. 

Entſch. v. 9. Mai 1877, Nr. 5287 (©. Ztg. 1877, Nr. 49). Die 
Gemeindemietbzinsumlagen find als öffentliche Abgaben anzufehen, und als foldye 
gebührt ihnen nad Hoſd. v. 25. September 1825, Nr. 2132 9. ©. S., und 
8. 31 €. D. die privilegirte Rangortnung vor allen Pfantgläubigern. — Die 
Einfommenfteuer von dem Erträgniß eines fleuerfreien Neubaues ift nad Art. IV 
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va 5m. ©. vom Yahre 1874, 1875 u. 1876, Nr. 159, 42 u. 147 R. G. B. 
als eine an die Etelle der Hauszineftener des von den Steuern zeitlich befreiten 
Neubaues tretende und daher von dem unbeweglichen Gute ſelbſt zu entrichtenve 
Steuer — fie muß demnach als Vorzugs poſt aus dem Meiſtbote berich⸗ 
tigt werden. — Worſpr. der Entſch. Nr. 15250 ex 1878.] 

Entſch. v. 30. Jänner 1877, Nr. 370 (Mütheilungen des deutſchen 
Suriftenvereins in Prag 1877, I. Heft). Der, nicht nad Maß der laufenden 
Steuern veranfhlagten Miethzinsumlage, ficht kein gefeglihes Pfor. an ber 
Realität zu. — [Worfpr. ver Entſch. Nr. 5287 ex 1877.) 

Entfd. v. 30. Jänner 1877, Nr. 1094 (Mittheilungen des deutſchen 
Yuriftenvereines in Prag 1877, I. Heft). Nach dem Hof. v. 16. September 
1825, Nr. 2132, genießen nur die von dem unbeweglichen Gute felbft zu ent 
tihtenden Abgaben ein Vorzugsrecht; die Einkommenftener (au bie vom Er⸗ 
trägniß fteuerfreier Neubauten) ift aber keine folde Realfteuer. — Worſpr. der 
Eniſch. Nr. 5287 ex 1877.) 

Entfd. v. 31. Auguft 1875, Nr. 7549 (5842 ©.-U.). Die Lebens. 
verſicherungs⸗Polizze ift fein Beſtandiheil des Nachlaßvermögens des Verſicherten 
und es Tonnten daher die Erbfdaftsgläubiger niemals rechtsgiltig ein richterliches 
Bor. daran erlangen (8. 450 B. ©. und 8. 1 des Hofv. v. 29. Mai 1845, 
Ar. 889 I. ©. ©.). 

Entf. v. 16. December 1874, Nr. 1261 (5569 ©.-U.). Das Geſuch 
der Finanzprecuratur um Eintragung des erecutiven Pfors. für aus Urtheilen in 
Wechſelproceſſen zu entrichtende Gebühren ift abzuweifen, weil zu folge $. 72 
des Taif. Pat. v. 9. Februar 1850, Nr. 508. © B, die fachliche 
Haftung für eine unmittelbar zn entrihtende Gebühr nur bei Ber- 
mögensübertragungen und Eintragungen in öffentliche Bücher zur 
Ermerbung dinglicher Re. eintritt, an diefer Gefegesbeftimmung 
durch die Fin. M. Vdg. v. 1. December 1853, Nr. 37060 und 27. No— 
vember 1854, Nr. 47983, nichts geändert wurde und nichts geändert 
werden konnte. 

Plenar-Entfd. v. 25. September 1872, Nr. 9473 (4713 ©. -1.). 
Mit Hinweis auf die im 8. 450 B. ©. enthaltene Berufung und auf bie ratio 
legis des 8. 1101 ibid. wurde beſchloſſen einzutragen in's Judicatenbuch 
Mr. 71: Der Bermiether oder Verpächter, welder zur Sicherung 
des eingellagten Mieth- oder Badhtzinfes die Sequeftration ber auf 
Grund des $. 1101 ibid. verpfändeten Fahrniſſe oder Früchte be- 
gehrt, ift zur Nahmweifung ber Erforberniffe des $. 293 a. ©. O. 
nicht verpflichtet. 

Entid. v. 13. Februar 1872, Nr. 1332 (4477 ©.-U.). Nah Hofd. 
vd. 16. September 1825, Nr. 2132 und v. 4. Jänner 1836, Nr. 113 9. ©. ©, 
muß der Einkommen- und Erwerbfteuer, fowie ben Handelsfammer- und Fluß- 
concurrenzbeitrãgen, melde nur von dem Erträgnifle der Realität bemeffen werden, 
das Borzugsrecht der Befriedigung aus dem erecutiven Meiftbote vor den Satz⸗ 
re zuerfannt werben. — [Theilweife worfpr. der Entf. Nr. 15250 
ex 1878. 

Entf. v. 10. Juni 1872, Nr. 9449 (4437 G.⸗U.). Die Vorſchrift 
des 8. 456 B. ©. iſt auf den Fall einer gerichtlichen Pfändung nicht anwendbar. 
— [Borfpr. ver Entſch. Nr. 7694 ex 1878.] 

Entf. v. 1. Auguft 1871, Nr. 7630 (4237 ©.-U.). Die Erwerb- 
und (Berfonal-) Eintommenfteuern find feine Realftenern und kommen daher nicht 
als Borzugspoften aus dem Meiftbote für die erecutive veräußerte Realität zur 
Befriedigung. [Schlußfolgerung.] — [Worfpr. der Entſch. Nr. 1332 ex 1873 
und ähnl. jener Nr. 1094 ex 1877. 
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Entſch. v. 16. Februar 1871, Nr. 10093 (4055 G.U.). Die An- 
orbnung des 8. 450 B. ©., daß die ©. DO. beftimme, wiefern das 
Gericht ein Pfor. einräumen könne, ift nidt in dem Sinne zu ver 
Neben, daß die Norm des B. ©. über die Bedingungen der Geltend- 
mahung des erworbenen Pfors. nicht auf das prätorifhe Por. zn 
beziehen feien. $. 456 ibid. ift auch auf das gerichtliche Por. anwentbar. 
[Aehnt. der Entf. Nr.. 7694 ex 1878, worfpr. jener 9437 ex 1872.] 

Plenar-Entfd. v. 13. December 1870, Nr. 13836 (3987 ©.-U.). Nah 
Hofd. v. 16. September 1825, Nr. 2132 9. ©. ©., 8. 16 €. O., Hofe. v. 
4. November 1831, Nr. 2533 I. ©. S., Erwerbfteuerpat. v. 31. December 
1812, Hof. v. 12. Juli 1842, Nr. 19555 und 8. 31 des Einfommenfteuerpat. 
v. 29. October 1849, Nr. 439 R. ©. B., find Eintommen- und Erwerbfteuern 
ale Vorzugspoft aus dem Meiftbote erecutiv veräufßerter Realitäten zu behan- 
deln. — [Worfpr. der Entf. Nr. 1094 ex 1877 und 7630 ex 1871, ähnl. 
jener Nr. 1332 ex 1872.) 

Plenar-Entfd. v. 23. November 1870, Nr. 13266 (3966 G. U.). Die 
im $. 822 3. ©. den Öläubigern der Erben eingeräumten Schugmittel gebühren 
auch jenen des Legatars (&8. 684, 690, 726, 812 ibid. und 8. 178 ©. v. 
9. Auguft 1854, Nr. 208 R. ©. B.), da die Re. der Exben ſowie ber Legatare 
dem Verkehre nicht entzogen find, und 8. 448 B. G., fowie bie Anordnung des 
$. 822 ibid. nur deßhalb erforderlih ift, weil fonft die Vorſchriften ver 
88. 432 u. 451 ibid. dem Pfanderwerbe entgegenftänden. 

Entfd. v. 13. Juli 1870, Nr. 8314 (3830 ©.-U.). Auch die durch 
rechtstkräftigen Schiedsfpruch mitauferlegte Verbindlichkeit zur Tilgung der eigenen 
Forderung gegen gewiſſe Leiftungen, kann Gegenfland des erecutiven Pfors. fein 
und ift von einer Conſolidation im Sinne des $. 1445 B. ©. nicht die Rebe, 
weil dem Gläubiger die Zahlung an ſich felb und aus Eigenem als 
einer übernommenen Schuld im Ramen und in Vertretung bes Schulb- 
ners auferlegt wurde; da Schuldner nod immer Hauptverpflidteter 
bleibt, jo lange ihm nicht quittirt wurde, mithin durd den Schiebs- 
fprud das unbeftreitbare R. erworben bat, behufs feiner Befreiung 
von der möglicherweiſe auf einen Dritten, gegen welden er burd 
den Schiedsſpruch nit gefhügt ift, Übergehenden Forderung: das 
Pfor. für diefen gegen feinen Oläubiger ihm zuftehenden Anſpruch 
nad) 88. 447 u. 450 ibid. und 8. 426 weftgal. ©. D. und nad der er- 
re Beſtimmung des Schiebsfpruhes im Erecutionswege zu er» 
wirlen. 

Entf‘. v. 23. März 1870, Nr. 3133 (3759 ©.-U.). Die angefuchte 
Anmerkung der vertragsmäßigen Verpfändung des Pflichttheilsanfpruches bei dem 
gerihtlih deponirten Nachlaß muß auf Grund des 8. 822 B. ©. bewilligt 
werden, weil das Notherbenrecht jedenfalls eine Forderung begründet, deren Pfän- 
dung, gerabe wenn fie auf Geld geht, nad $. 448 ibid. nicht ausgeſchlofſen 
fein kann, und auch die Beſchränkung des $. 822 ibid. durch vorgängige Liquid⸗ 
ſtellung nicht bedingt ift. 

Entfd. v. 3. März 1870, Nr. 10984 (3736 G-U.). Auf das bona 
fide erworbene executive Pfor. ift die Vorſchrift des 8. 456 B. ©. nicht an- 
wenbbar [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 14. Juni 1867, Nr. 4621 (©. 9. 1867, Nr. 93). Ueber⸗ 
tragungsgebühren können innerhalb ter dreijährigen Frift auch gegen dritte Egthr. 
der Realität intabulirt werben. 

Entf. v. 15. März 1867, Nr. 1949 (©. 9. 1867, Nr. 90). Die 
Elaufel in den Licitationsbedingniffen, daß ber Erſteher die k. k. priv. Boden⸗ 
crevitanftalt Der ber Meiftbotvertheilung zu befrievigen habe, ift unzuläffig. 
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Entf. v. 27. Iumi 1865, Nr. 5384 (©. Big. 1867, Nr. 100). Den 
Eöncurrengbeiträgen kommt das Borzugeredit der l. f. Steuern zu. 

Entfd. v. 18. März 1863, Nr. 1644 (3211 ©.-U.). Die gefeglichen 
3 Jahre, von welchen ben Binfenrüdftänden die Priorität des Sagcapitals bei 
der Meiftbotvertheilung zugeftanden werden muß, zählen vom Tage der Rund» 
machung des Feilbietungsedictes zuräd, weil von da aud die Wirkung eintritt, 
daß gerichtliche Schritte anderer Pfantgläubiger theils unzuläffig, theils über- 
fläffig wären. 

Entf. v. 23. Jänner 1862, Nr. 117 (1464 ©.-U.). Auch eine rechte- 
keäftige richterlihe Abweiſung ver Einverleibung von Uebertragungsgebühren gibt 
bem jeweiligen Befiger einer Realität nicht das Recht auf Befreiung des Gutes 
von aller Haftung dem Staatsfhate gegenüber. 

Entid. v. 15. Jänner 1862, Nr. 18 (1464 ©.-U.). Die Uebertragungs- 
gebühr Tann aud nad) Ablauf der dreijährigen Frift gegen den Erſteher -einer 
cxecutiv veräußerten Realität geltend gemacht werben, felbft wenn fie bei der 
Meiftbotvertgeilung nicht liquivirt wurde, 

Entid. v. 29. Mai 1861, Nr. 3703 (1335 ©.-U.). Ueber 3 Jahre 
vom Abſchluß des Uebertragungsgefchäftes hinaus haftet die Realität für die nicht 
intabulirte Uebertragungsgebühr daun nicht, wenn fie inzwifchen auf einen neuen 
Befiger überging. 

Entfd. v. 25. Februar 1860, Nr. 1590 (1091 ©.-U.). Unter „öffent 
lichen Laften und Abgaben“ find nur Staats nicht auch Gemeinde-Laften zu 
verftehen. 

Entf. v. 6. December 1859, Nr. 11940 (918 ©.-U.). Die executive 
Bfandrechtseinverleibung für Zinfen und Koften geſchieht in der Priorität des be⸗ 
reits einverleibten Pfors. für das Capital. 

Entſch. v. 15. Juni 1859, Nr. 6383 (811 ©.-U.). Gemeindeumlagen 
und Berzehrungsfteuern tommt kein Vorzugsrecht vor den Sapforberungen zu. 

Entſch. v. 28. April 1859, Nr. 4579 (P. S. 207). Eine gegen einen 
früheren Befiger einer Realität erwachſene Ueberiragungsgebühr kann gegen den 
fpäteren, der weber aus dem Grundbuche noch auf andere Weiſe von dieſem Ge- 
bührenrücftande Kenntniß hatte, nicht intabulirt werden (8. 450 B. ©.). 

Entf. v. 2. November 1858, Nr. 10625 (648 ©.-U.). Grundent⸗ 
laftungsbeiträge find eine ſchon aus dem ©. auf ber Realität haftende Grundlaſt. 

Entfa. v. 24. Yuli 1857, Nr. 5379 (P. ©. 201). Das geſebliche 
Borzugsreht gebührt nah 8. 18 des Erwerbfteuerpat. und 8. 31 des Pat. 
dv. 29. October 1849, Nr, 439 aud der Erwerb: und Einkommenftener, 

Entfd. v. 18. November 1856, Nr. 10152 (236 ©.-U.). Die Priorie 
tät des geſetzlichen Pfors. des Bermiethers ift von dem Zeitpunfte der erwirkten 
pfandweifen Beſchreibung unabhängig (Hofkzld. v. 13. April 1826). 

Entfd. v. 2. December 1852, Nr. 11883 (P. ©. 203). Den drei 
jährigen Erwerbfteuerrüdftänden fteht gemäß $. 18 des Ermerbftenerpat. vom 
31. December 1812 und Hfo. dv. 16. September 1825, Nr. 2132 9. ©. ©. 
anf den Kauffchilling für executive verfteigerte Fahrniſſe des Steuerpflichtigen das 
geſetzliche Pfand- und Vorzugsrecht zu, auch vor den durch andere Gläubiger 
früher erwirkten executiven Pfdren. 

Entſch. v. 23. Auguſt 1851 ? (P. ©. 213). Der Pfandvertrag kann 
auch durch Bevollmächtigte und auch durch ſtillſchweigende Willenserklärung (8. 863 
B. G.) zu Stande kommen. 

Entſch. v. 20. Juni 1820 (P. S. 214). Auf bewegliches Bingn. kann 
ein Pfdr. nur als Fauſtpfand erworben werben. 
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Erwerbungsart des Yfandrechtes: 
a) durch körperliche Aebergabe; 
b) durch Einverleibung in die öffentlichen Sücher; 


gl. 48. 380, 425, aas, 447; 66. 150, 409, 1101 ©. G. 88. 13—18, 8·s 108107 ©. 8. vom 
* — 1971, 9. 95, ©. v. 19. Mat 1874, * [@iienbapngriortten] und v. 30. Wär 1879, Wr. 
lung ber Häufer nad materiellen en Anthellen), M. Bog. v. 2. Juli — Ar. 120 R. G. B.; of, u. Apr 

1838, Urt, 808 u. 310 8. © 
8. 451. Um das Pfandrecht wirklich zu erwerben, muß der ar einem Titel verfehene Gläufiger, 
die verpfändete Sache, wenn fie beweglich ift, in Verwahrung nehmen; und wenn fie unbe 
weglich ift, feine Forderung auf bie zur Erwerbung des Eigenthums liegender Güter vorge ⸗ 
ſchriebene Art einverleiben Iaffen. Der Titel allein gibt nur ein perfönliches Recht zu der 
Sache, aber Fein dinglihes Recht auf die Sache. 
Siehe G. G. v. 3. Juli 1871, Nr. 95 R. G. B. im XVIIL. Bde. ber Manz'ſchen Slg. 


Entſch. v. 20. Februar 1879, Nr. 11991 (9. B. 1879, Nr. 19). Bor 
Einverleibung des Egths. des Erfteherd auf die executiv veräußerte Realität und 
felbft nad Ausfertigung der Einantwortungsurfunde können von den Gläubigern 
noch inmer Erecutionsacte erwirkt werden (88. 380, 425, 431, 443, 449—451 
2. ©.). Daß den Oläubigern der gejchehene executive Verlauf befannt war, ift 
(8. 441 bis) fowie der Umftand, daß die executive Verfteigerung "angemerkt war 
(8. 72 ©. ©.), — von dem Einfluße auf die Rechtswirkung der Pfanpredhts- 
eintragung abgefehen — unerheblih [Schlußfolgerung). 

Entfd. v. 16. Mai 1878, Nr. 15596 (©. Ztg. 1879, Nr. 54). Zur 
Löſung der Frage, ob das Pfor. durch Big. erloſchen ifl, fann das 
nur für die Länder, wo das Grundbuch- oder Landtafelfpftem in 
Kraft beftand, gegebene Hofb. v. 15. März 1784, Nr. 262 9. ©. S., 
welches die Einrihtung des Berfahbudes nicht berüdfichtigt, allere 
dings nicht herangezogen werben. Wohl aber hat auch die Vorſchrift 
des 8. 469 B. ©., infofern es fih um ein Pfor. handelt, welches zur 
Eintragung in das Berfahbud erworben wurde, und deßgleichen aud 
8. 451 ibid. in dem Sinne für Tirol Oeltung, daß das Pfor. auf 
unbeweglihe Güter nur durd die VBerfahung erworben wird und der 
Befig fo lange dauert, als das Pfor.. nicht durch Berfahung einer 
Quittung oder einer anderen Erlöfhungsurtunde gelöfht wird. Beim 
Pfor. handelt es fih einerfeits um den Befig der Pfandſache zur 
Siderung des eventuellen Befriedigungsrehtes, welder fi beim 
Bauftpfande dur die Innehabung, bei der Hypothek durch den Be— 
ftand der Eintragung in die Öffentlihen Bücher äußert — und an« 
dererfeits um die Realifirung des Pfors. durch die Pfanphypothelar- 
age; hierdurch unterſcheidet es fid von den Ren. des 8. 1479 ibid,, 
welde eine wiederkehrende Ausübung vorausfegen und bei denen der 
Nihtgebraud während der Berjährungszeit die Erlöfhung des RE. 
felbft und zugleich feiner dinglichen Eigenjhaft zur Folge hat, ebenjo, 
wie die Big. einer durch Pfand verfiherten Forderung ben Pfand- 
fhuldner zur Anbringung der Löſchungsklage beredtigt. Eine Er» 
figung der Freiheit vom Pfande kann nicht eintreten, infolange die 
Forderung befteht und eine Löſchung nicht erfolgt ift; fomit ift das 
Pfor. an und für fih unverjährbar, wie dieß im $. 1483 ibid. vom 
Fauſtpfande ausprädlic gejagt ifl. Die Klageberjährung könnte erft mit 
der Fälligkeit der Forderung beginnen. Die bebungene vierteljährige Kündigung 
ift aber nicht erfolgt. Eine Erfigung der Freiheit der Hypothek von der Pfand« 
laſt fand nicht ftatt, weil die Zinfen regelmäßig bezahlt worden find (8. 449 ibid.). 

Entfd. v. 11. Juli 1876, Nr. 8265 (©. Ztg. 1876, Nr. 100). Die 
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ſchriftliche Befcheinigung der Verpfändung der dem Schuldner zum Verkaufe ber 
laffenen Baare reicht unter Kaufleuten zur Begründung der Erhaltung des Fauft- 
pfandrechtes nicht aus (66. 451 u. 452 8. ©., Art. 309 u. 310 9. ©.). 

Entf. v. 26. Jänner 1876, Nr. 734 (G. H. 1876, Nr. 54). Zu der 
behufs Erwerb des Pfors. für eine Darlchensforderung angeſuchten Bewilligung 
ver freiwilligen pfandweiſen Befhreibung einer feinem Grundbuche inliegenden 
Realität, iſt die gemeindeämtliche Beſtätigung, daß der Schuldner ſich im Befige 
derfelben befinde, hinreichend. 

Entfd. v. 20. Mai 1875, Nr. 5355 (5730 ©.-U.). Zur Eonfli« 
tuirung eines Fauftpfandes genügt nicht die bloße körperliche Neber- 
gabe....; der Gläubiger muß nad $. 451 B. ©. die Saden in feine 
Berwahrung nehmen und fid daher zu denfelben in ein ſolches fae— 
tiſches Verhältniß fegen, daß er jeterzeit darüber bisponiren ann. 
Dieß ift aber in dem vorliegenden Falle nit geſchehen, da bie 
Saden zwar bem Öläubiger übergeben, allein von ihm den Schuldner 
zur-Benügung in feinem Oefhäfte gegen Entfhädigung für die Ab» 
näßung wieder überlaffen worden find. 

Entfd. v. 16. December 1874, Nr. 1261 (5569 G.-U.). Das Geſuch 
ber Finanzprecuratur un Eintragung des erecutiven Pfors., für ans Urtheilen 
in Wechſelproceſſen zu entrichtende Gebühren, ift abzumeifen, weil zu Folge 
8. 72 des kaif. Pat. v. 9. Februar 1850, Nr. 60 R. G. B. die fahlide 
Haftung für eine unmittelbar zu entrihtende Gebühr nur bei Ber- 
mögensübertragungen und Eintragungen in öffentliche Bücher zur 
Ermwerbung binglider Re. eintritt, an dieſer Gefegesbeftiimmung 
durd die Fin. M. Vdg. v. 1. December 1853, Nr. 37060 und vom 
27. Rovember 1854, Nr. 47988 nichts geändert wurbe und nichts ger 
ändert werden fonnte.... 

Entf. v. 11. November 1874, Nr. 10831 (5534 ©.-U.). Die auf 
Grund nit als Geſetz publicirter Statuten von Ereditanftalten angefuchte Dele⸗ 
girung von Notaren, zur Vornahme erft anzuſuchender, pfandweifer Beſchreibungen 
feinem Grundbuche inliegender Realitäten, ift unzuläffig, weil es in jedem ein« 
zelnen Falle dem Gerichte oblag, die pfanbweife Beſchreibung zu bewilligen und 
nah 8. 451 8. ©. dad Borhandenjein der gefeßlihen Borausfegungen zu prüfen. 

Entjd. v. 11. November 1874, Nr. 10493 (5533 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 10831 ex 1874. 

Entſch. v. 22. April 1874, Nr. 3459 (5347 ©.-U.). Zur Entſch. über 
die Klage auf Anerkennung des Retentionsrechtes an Waaren, die im Befige des 
Klägers find (Art. 113 H. G.), ift die Realinftanz competent ($. 54 Jur. N.), 
weil das kaufmänniſche Retentionsrecht ein dingliches R. ift, auc fofern e8 an 
beweglichen Sachen ausgeübt wird; es ſtimmt aud hierin mit dem Pfor. 
überein, zu deſſen Erwerbung nad $. 451 B. ©. ebenfalls erforder» 
lich ift, daß der Öläubiger die Sache, wenn fie beweglid if, in Ber» 
wahrung nehme. 

BPlenar-Entfd. v. 25. Septeniber 1872, Nr. 9473 (4713 ©.-U.). 
Die zur Ermwerbung des Pfors. an Mobilien erforderlihe Uebergabe (F. 451 
8. ©.) wird bei dent erecutiven Pfor. dadurch erfegt, daB nad) erfolgter Bes 
fhreibung und Anshändigung des Pfändungsbefcheides der Pfandſchuldner nun« 
mehr Berwahrer wird, wenn beren Transferirung nicht verlangt wurde. Anläß 
li diefer Entf. wurde eingetragen in's Judicatenbuch Ar. 77: Der Ber« 
miether oder Verpächter, welder zur Sicherung des eingellagten 
Mierh- oder Pachtzinſes die Sequeftration der anf Grund des 8. 1101 
ibid. verpfände®n Fahrniſſe oder Früchte begehrt, ift zur Nach— 
weifung der Erforberniffe des 8. 298 a. ©. D. nit verpflichtet. 
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Plenar- Entf. v. 23. November 1870, Nr. 13266 (3966 ©.-U.). 
Die im 8. 822 B. ©. den Glänbigern der Erben eingeräumten Schugmittel 
gebühren auch jenen des Legatars (88. 684, 690, 726, 812 ibid. und $. 178 des 
©. v. 9. Auguft 1854, Nr. 208 R. ©. B.), da die Re. der Erben fowie der 
Regatare dem Verkehre nicht entzogen find (8. 448 B. ©.) und die Anordnung 
des 8. 822 ibid. nur deßhalb erforderlich ift, weil fonft die Vorſchriften der 
88. 432 u. 451 ibid. dem Pfanberwerb entgegenftünden. 

Entfd. v. 2. Yuni 1870, Nr. 5987 (3806 G.⸗U.). Bor bücherlicher 
Pfandreditsübertragung ift der Eeffionar zur Anftellung der Hypothekarklage nicht 
berechtigt, weil er das Pfor. noch nicht im Sinne des $. 451 B. ©. erworben 
hat, zur Ausftellung einer einverleibsfähigen Quittung (nah $. 1426 ibid.), 
noch nicht legitimirt iſt. 

Entſch. v. 22. December 1868, Nr. 12616 (3198 G.-U.). Das geſetz⸗ 
liche Por. des Vermiethers (8. 1100 B. ©.) wird allerdings von der Zeit ber 
Einbringung der Effecten des Mieter an begründet, jedoch nur, wenn fie zur 
Zeit der Einbringung der Zindflage no in der Wohnung vorhanden find. Die 
Anmeldung des Zinsauſpruches bei ber Feilbietungscommiffton Tann aber die Ein- 
Eringung der Klage nit erfegen. Nur dem durch Beſchreibung in Folge der 
Zinsklage wirklich erwarbenen Pfor. räumt das Hofd. v. 10. April 1837, 
Nr. 189 3. ©. ©. den Vorrang vor allen feit der Einbringung erworbenen ein. 

Entſch. v. 29. October 1867, Nr. 9532 (©. Ztg. 1867, Nr. 99). Die 
Imtabulation „zur Sicherſtellung einer Grenzregulirung“, wenngleich im Btg. be⸗ 
willigt, ift unzuläffig. S 

Entf. v. 15. October 1867, Mr. 18969 (Not. Ztg. 1867, Nr. 45). 
Wenn bereitd von Dritten Intabulationen erwirkt find, muß das Geſuch um 
nachträglichen Vollzug einer aus ämtlihen Verſehen nicht durchgeführten Eintra- 
gung in der urfpränglichen Rangordnung abgewieſen werben. [Siehe jedoch bee 
züguch diefer und nachfolgender Entf. das neue ©. ©.] 

Entſch.v. 30. October 1866, Nr. 9239 (2650©.-U.), Wenn eine Forderung 
im Grundbuche als unverzinslid erfcheint, dürfen — felbft wenn die Executin 
die Berzinslichkeit zugefteht — nicht zum Nachtheile der nachfolgenden Sapgläu- 

biger Zinfen liquibirt werben. 

Entſch. v. 5. September 1866, Nr. 7973 (2604 ©.-U.). Die Pfändung 
ter Früchte von einer den noch ungetrennten Beftandtheil einer anderen Realität 
bilvenden Liegenfhaft Tann aud ohne bücherlihe Eintragung ebenfo geſchehen, 
wie dort, wo feine Grundbücher beftehen, die. Pfändung ver Realität ſelbſt zu 
vollziehen wäre. 

Entfd. v. 29. Auguft 1866, Nr. 7825 (2593 ©.-U.). Die Anmerkung der 
Pfändung noch nit im Grundbuche erſichtlich gemachter Kaufrechte ift unzuläffig. 

Entſch. v. 17. Juni 1866, Nr. 10947 (2366 G. U.). Das Pfor. bes 
ginnt nit erft mit der Befriedigung aus dem Pfande, fondern ſchon mit deffen 
rechtswirkſamer Beftellung; beim Fauſtpfand alfo mit der Uebergabe in den Ge- 
wahrſam bes Gläubiger (8. 461 B. ©.); daher ift nad) 88. 323 u. 449 ibid, 
gegen den Fauftpfandgläubiger die Aufforderungsffage unzuläffig. 

Entſch. v. 12. December 1865, Nr. 9884 (©. Ztg. 1866, Nr. 21). 
Auch eine erſt jahrelang nach dem Anfuchen vollzogene Eintragung hat vor allen 
feitherigen den Vorzug. 

Entf. v. 24. October 1865, Nr. 8866 (2399 G.U.). Nah 8. 457 
B. ©., und da unter den bezogenen Früchten die Eivilfrüchte ausdrüclich inbe- 
griffen find (8. 330 ibid.), muß angenommen werden, daß das gemäß 8. 451 
ibid. erworbene Pfor. audy anf bie noch nicht percipirten Civilfrüchte einer Reali- 
tät fi erſtrecke und dieſes erworbene R. durch keinerlei HanWung eines fpäteren 
Glaͤubigers aufgehoben oder befhränft werben kann [Schlußfolgerung]. 
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Entf. v. 2. Auguft 1865, Nr. 6165 (©. 9. 1865, Nr. 96). Die 
Eintragung bes Pfors. auf eine im Executionswege veräußerte Realität kann 
wider den Erecuten infolange ftattfinden, als derſelbe grundbücherlich als Egthr. 
angefchrieben ift. 

Entſch. v. 15. März 1865, Nr. 1870 (2139 ©.-U.). Die Urkunde, 
welche über die durch Btg. gefchehene Eeffion an den Eeventen des Ceſſionars 
auögefertigt wirb,-bebarf, um intabulationsfähig zu fein, nicht der Mitfertigung 
des Ceffionars (88. 983, 1392 B. ©.); denn die 88. 434 u. 451 betreffen 
nur Fälle, in welden überhaupt cin fohriftliher Vtg. erfordert wird, was bei 
Darlehen und Eeffion nicht zutrifft. 

Entf. v. 14. Februar 1865, Nr. 1069 (2119 ©.-U.). Aehnl. ver 
Eutſch. Nr. 1870 ex 1865. 

Entſch. v. 31. October 1863, Nr. 7599 (©. Ztg. 1864, Nr. 3). Auf 
Grund einer ämilich beglaubigten Abſchrift kann die Imtabulation des Pfors. 
gegen Nachtrag der Driginalurlunde bewilligt werben. 

Entid. v. 18. Februar 1863, Nr. 888 (©. H. 1863, Nr. 14). Iſt 
das Pfor. für die aus einem Trevitvertenge entftehenden Forderungen bis zu 
einer beftimmten Höhe bereits einverleibt, fo ftellt fih die Supereinverleibung 
der auf Grund jenes Big. innerhalb des bezeichneten Maximums entflandenen 
Forderungen nicht als Erwerbung eines neuen oder Erweiterung eines beftehenben 
Pfors. dar. 

Entid. v. 30. Iuli 1862, Nr. 5191 (©. H. 1862, Nr. 47), Mit 
dem Pfor. für das Capital einer verzinslihen Forderung wird eo ipso auch das 
BPfor. für die Interefien erworben. 

Entfd. v. 15. Jänner 1862, Nr. 8610 (1458 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. 5191’ ex 1862. 

Entfd. v. 19. September 1861, Nr. 2671 (Sch. I. Den durch Ur- 
theil zuerlannten Verzugsinſen und Eintragungsfoften gebührt die Priorität des 
Eapitals der Pfandſchuld nur dann, wenn das Pfor. für dieſelben gleichzeitig 
ausdrücklich eingetragen wurde. 

Entſch. v. 1. Mai 1861, Nr. 1647 (1312 ©.-U.). Weber 88. 449 
und 1351 8. ©., noch fonft eine gefeglihe Vorſchrift fteht der Ermerbung des 
BPfors. für eine künftige Forderung im Wege, 

Entſch. v. 28. März 1860, Nr. 3417 (1110 ©.-U.). Schon durch 
die gerichtliche Beſchreibung und Bezeihnung ver in Pfand gezogenen Güter ift 
das Pfor. conftituirt und kann durd die fpäter erfolgte Ausfertigung des Ere- 
cutionsprotofolles nicht mehr beirrt werben (mittlerweile ausgebrochener Concurs). 

Entf. v. 22. Mär} 1859, Nr. 3087 (758 ©.-U.). Ueber vie Rang- 
orbnung von, am felben Tage überreihten Bormerkungsgefuhen auf gerichtliche 
Depofiten, entfcheitet die Einreihungszahl des — at v. 12. October 
1755, Nr. 503 und 22. April 1794, Nr. 171 9. 

Entf. v. 30. December 1857, Nr. 13569 er ©). Die execu⸗ 
tive Pfändung in feinem Grundbuche intiegender Realitäten geſchieht nad Ana» 
logie der S$. 340 u. 342 a. ©. O. 

Entid. v. 16. December 1857, Nr. 12249 (©. Ztg. 1858, Nr. 29). 
Nach dem kaiſ. Pat. v. 16. März 1851 können nur die im CEinverleibungs- 
Bewilligungsbeſcheide ausdrücklich angeführten Rechte einverleibt, und es fann 
nur für dieſe ein Pfor. durch die Einverleibung erworben werden. 

Entjd. v. 31. März 1857, Nr. 2474 (©. Btg. 1857, Nr. 85). Die 
bũcherliche Erfihtlihmahung des im 8. 72 des Bat. v. 9. Februar 1850 den 
GSebührenrüdftäncen zuftehenden gefeglichen Pfors. hat nur im Wege der Inta- 
bulation oder Pränotation, keinesfalis aber mittelft bloßer Anmerkung in ven 
Öffentlihen Büchern zu gejhehen. 

Wiehl, bürgl. Belehb. erl. : 17 
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Entſch. v. 11. Februar 1857, Nr. 1266 (Haimerl's Mag. XV, ©. 213). 
Wenn nad Hofd. v. 18. September 1786, Nr. 77 und 24. Octeber 1806, 
Nr. 789 I. ©. ©. für Steuerrüdftände die Intabulation erwirkt wird, fo ge- 
ſchieht fie in der Vangordnung des gefeglihen Vorzugsrechtes ..... vor allen 
privatrechtlichen Saßpoften. . 

Entf. v. 4. März 1856, Nr. 12598 (168 ©.U.). Ein Pfor. kann 
auch bezüglich erſt fünftig entſtehender Forderungen giltig eingeräumt werden, 
und es iſt zur Erwerbung des Pfors. für eine im der Folge entſtandene Forde⸗ 
tung in der Priorität der einverleibten Verpfändungsurkunde nicht nothwendig, 
daß die Verbindlichkeit auch noch fpeciell bei der Verpfändungsurkunde „per 
juxta® ober fupereinverleibt werbe, gleihgiltig, ob das Pfand für alle 
Forderungen aus einem bereits abgefchloffenen Gefhäfte oder für 
Forderungen aus erft künftig einzugehenden Geſchäften beftellt 
wurde, voraudgefegt, daß letztere aus Geſchäften hervorgehen, melde in der 
Pfandverſicherung vorgefehen find. 

Blenar-Entfd. v. 7. Februar 1855, Nr. 18830 (973 G.⸗U.). Für 
die Rangordnung der Pfdre. an gerichtlichen Depofiten entſcheidet der Zeitpunkt 
der Zuftellung des Verbots, reſp. Pfändungsgeſuches an die Caſſe. (Eingetragen 
in’s Judicatenbuch Rr. 11.) 

Entfd: v. 16. October 1853, Nr. 10671 (P. ©. 220). Aehnl. ver 
Entf. 3087 ex 1859. 

Entfd. v. 29. October 1850, Nr. 6028 (©. Ztg. 1852, Nr. 139). 
Wenn aud die Pfandbeftelungsurkunde für alle künftigen Wechfelforderungen 
intabulirt wurde, erlangt dod der Gläubiger hierdurch nod fein Pfor. bezüglich 
ber fpäter entftandenen Wechfelforberungen. 

Entf. v. 20. Juni 1820, Nr. 3144 (PB. ©. 215). Das gefegliche 
Pfor. kann durch das öffentliche Bud) weder gegeben noch genommen werben; 
durch die gleichwohl erfolgte Einverleibung wird zu dem gefeglichen aud noch ein 
conventionelled Vorzugsrecht erlangt, welches von Nuten wird, wenn mit ber 
Einbringung der Schuld länger als die gefeglihen 3 Jahre gezögert worden ifl. 

» Entſch. v. 20. Yuni 1820, Nr. 3120 (P. ©. 214). Auf bewegliches 
. Vermögen kann ein Pfor. nur als Fauſtpfand erworben werben. 


ce) dur ſymboliſche Webergabe; 


G, —— aaa ss. as, 427, we; 8. 457; 88. 481, 797, 968 ®. ©.; 88. 31-343 a. ©. D. ; 809, ©, 6 Van 
309 9. @.; Sofd. v. 26. gimer 1833, At. 1921 3.0. €; M. Ei, v. 9, Mai 1 100, 

re ger Arge vs. —E Nr. 100 R. ©. en v. 6, gut 1800, = 720 IJ. G. S.; ũ. Bds.· vom 

9. Juni 1866, Ar. 86 Y 2. und bei $. 

8- 452. Bei Berpfändung derjenigen beweglichen Sachen, welche keine Körperliche Uebergabe 

von Hand zu Hand zulaffen, muß man fi, wie bei der Webertragung des Eigenthumes ($. 427), 

fother Zeichen bedienen, woraus Jedermann die Verpfändung leicht erfahren kann. Wer dieſe 
Borſicht unterläßt, haftet für die nachtheiligen Folgen. 


Plenar⸗Entſch. v. 1. Yuli 1879, Nr. 149 praes. (©. Big. 1879, 
Nr. 63). Mit Berufung auf 88. 448, 449; Unalogie der 88. 451, 452, 
427, 428; 447, 449 B. ©.; — 88. 426 u. 455 weftgal. ©. O. wurde ein⸗ 
getragen in’s Judicatenbuch Nr. 104: a) Das Pidr. auf Liegenfdaften, 
welde in einem Grundbuche nit eingetragen find, wird aud außer 
dem Falle einer Erecutionsführung durch pfandweiſe Befhreibung 
derfelben erworben. b) Die rechtliche Wirkung einer folden, auf 
Grund einer außerhalb der Erecution erfolgten Pfandrechtseinräu— 
mung bewirkten Pfandbeſchreibung kommt jener ber erecutiven Pfand- 
befhreibung glei. c) Die Realgerichte find im Halle der erfolgten 
Berpfändung folder Liegenſchaffen für ein bei einem begünftigten 
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Ereditinftitute aufzunehmendes Darlehen die pfandweife Beſchrei— 
bung des verpfändeten Objectes auf Anfuhen der Intereffenten vor- 
junehmen verpflichtet. d) Die von einem begänftigten Creditinſtitute 
jur Geltendmachung des ihm vertragsmäßig eingeräumten Pfore, 
bei dem Realgerichte erwirkte pfandweife Beſchreibung des Pfund» 
objectes kann als executive Pfanpbefchreibung für die Erecutions- 
führung anderer Gläubiger nicht gelten. 

Entf. v. 23. November 1876, Nr. 9357 (©. Zig. 1878, Nr. 72). 
Selbſt wenn in Folge fpecieller Ge. (in Tirol) die allgemeine Vorſchrift, daß 
Brandſchadenvergütungen als dem Zwede ber Wieverherftellung abgebrannter 
Gebäude dienend, Fein Object der Ceffion oder Execution fein follen, nicht gilt, 
ift doch der erxiftent gewordene Verfiherungsanfprud als Nebenſache ber ent- 
wertheten Realität anzufehen und, falls es nicht zum Wiederaufbau kommt, die 
gebührende Vergütung vorerft zur Befriedigung ber Hypothekargläubiger zu ver- 
wenden (88. 294, 452 B. ©. und Hoſd. v. 20. Yuli 1828, Nr. 2354). 

Entſch. v. 11. Yuli 1876, Nr. 8265 (©. Ztg. 1876, Nr. 100). Die 
ſchriftliche Beſcheinigung der Berpfänbung, der dem Schuldner zum Verlaufe be- 
laſſenen Waare, reiht unter Kaufleuten zur Begründung und Erhaltung des 
Fouſtpfandrechtes nit aus (SS. 451 u. 452 B. ©., Art. 309 u. 310 9. ©.). 

Entf‘. v. 20. März 1872, Nr. 698 (4530 ©.-U.). Der Begriff 
„Ücbergabe“ ift, wie aus der Bergleihung der 88. 426, 452, 481, 797 u. 958 
2. ©. fi) ergibt, keineswegs überall derſelbe, daher ift feine zwingende Nothwen⸗ 
digfeit vorhanden, ihn auf den Heinften Umfang einzuſchränken [Schlußfolgerung]. 
— In das Gafthofzimmer eingebradgte Effecten find, wenn ver Paflagier beim 
Beggehen rem Gafthofportier den Schlüffel des verfperrten Zimmers, weldes 
nur mittelft dieſes und des dem Stubenmäbden übergebenen Nebenſchlüſſels zu 
eröffnen war, einhändigte, als vermöge ſtillſchweigender Uebereinfunft dem Gaft- 
bofbefiger in feine Verwahrung übergeben, zu betraditen. 

Entjd. v. 7. März 1871, Nr. 1918 (4081 ©.:U.). Da das Privi« 
legium .. .. nad 8. 18 des Priv. ©. v. 15. Auguft 1852, Nr. 184 R. G. B., 
und $. 53 ver Boll, Vog. v. 5. October 1852 .... auf einer befonberen 
Urkunde beruht, fe war, nach den geltenden Executionsvorſchriften ..... und mit 
Hinblick auf die Veftimmungen der 88. 314, 342 a. ©. O. und ter 88. 477, 
449, 450 B. ©., dur die Zuftellung des Pfändungsbeſcheides an ven Executen 
in Berbindung mit ver Abnahme ver Privilegiumsverleihungsurkunte, worüber bie 
genaue Relation erflattet worden ift, das bewilligte executive Pfor. aud erwerben. 

Entf. v. 16. Februar 1871, Nr. 10093 (4055 ©.-U.). Die Bor 
fhrift des 8. 452 B. ©. ift aud) im alle des prätorifhen Pford. anzuwenden, 
infofern fie Bedingungen der Geltendmachung des erworbenen Pfors. normirt, 
ta 8. 450 ibid. nur bezüglid der Vorausfegung der Ertheilung des richterlichen 
Pfors. auf die a. ©. O. verweift. Wenn der Erecutionsführer auf die Trand- 
ferirung der Schiffsmühle oder fonftige Erſichtlichmachung feines daran erwor- 
tenen Pfors. verzichtete, fo ift es fein Verſchulden, daß er nun gegenüber dem 
gutgläubigen Käufer der Schiffsmühle fein Pfor. nicht geltend machen kann. 

Entf‘. v. 11. März 1862, Nr. 1389 (1496 ©.-U.). Der naturgemäße 
und zwedentjprecdende Wechſel in den einzelnen Beſtandtheilen jener Vorräthe, 
welde zum ordentlichen Wirthichaftsbetriebe als ein Zugehör ber unbeweglichen 
Sache gehören, ändert nicht den Pfandverband, weil dad Pfor. fih auf die an 
Stelle der verbraudten Stüde neuhinzugelommenen erfiredt [Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 7. Auguft 1861, Nr. 4912 (1368 G.-U.). Die Rangord- 
nung des Pfors. auf rüdjtändige Raten eines Orunbentlaftungscapitales richtet 
fi nad) dem Zeitpunkte der Weberreihung des Pfändungsgeſuches. 

Entf. v. 1. Mai 1861, Nr. 1647 (1312 ©.-U.). Die Behändigung 
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der Pfandbeſtellungsurkunde, worin das in den Händen des Chefs ber verpfän- 
beten Firma verbliebene Waarenlager nicht einmal nach feiner Beihaffenheit im 
Allgemeinen bezeichnet if, Tann der Uebergabe von Urkunden im Sinne bes 
8. 427 B. ©. nicht gleichgehalten werben; die Webergabe der Schlüffel, obſchon 
an fi hierzu geeignet, ift feine Uebergabe des Waarenlagers, weil diefelben noch 
am nämlihen Tage vetournirt wurden. 

Entf. v. 24. April 1860, Nr. 4447 (1123 G.-U.). Zur Pfändung 
im Sinne des 8. 452 B. ©. genügt die Zuftellung des Pfändungsbeſcheides an 
die Rottodirection, bei welcher die zu verpfändende Collectantencaution erliegt, 
ſchon für fi alein, weil dadurd dem Executen bie freie Dispofition gänzlich 
entzogen und fonft der Erfolg einer körperlichen Uebergabe erreicht war. Da es 
fih um eine öffentlihe Caſſe handelt, bei der Jedermann von der erfolgten Bin- 
culirung Kenniniß erhalten Tonnte, war die Anmerkung der Pfändung auf der 
über den Cautionserlag ausgeftellten Urkunde entbehrlich. 

Entſch. v. 28. März 1860, Nr. 8417 (1110 ©.-U.). Schon burd die 
gerichtliche Beſchreibung und Bezeihnung der in Pfändung gezogenen Güter ift 
das Por. conftituirt und kann durch die fpäter erfolgte Ausfertigung des 
Erecutionsprotofole8 nicht mehr beirrt werben. (Mittlerweile ausgebrochener 
Concurs). 

Entſch. v. 7. Februar 1855, Nr. 13830 (973 ©.-U.), eingetragen in's 
Judicatenbuch Ar. 11: Wenn von mehreren Barteien un bie Pfändung, 
die Eeffion oder Erfolglaffung von Effecten, welde bei einer öffent- 
lichen Eaffe oder einem Depofitenamte erliegen, oder umrin Verbot 
auf diefelben angefucht wird, fo entfheidet über das Vorrecht weder 
die Zeit der Ueberreihung des bezüglihen Geſuches, nod jene ber 
Erlaffung des bewilligenden Befcheides, fondern nur jene der Zu— 
ftellung dieſes Beſcheides an die betreffende Kaffe. 

Entſch. v. 14. Auguft 1851, Nr. 6823 (P. S. 218). Zur Berpfän- 
bung eined dem Legatar noch nicht außgefolgten Vermächtniſſes ift die Uebergabe 
einer das Pfand und die Forderung genau bezeichnenden Urkunde und bie ge 
richtliche Berftändigung des Erben, welchem die Auszahlung des Legates obliegt, 
binreihend und die Anmerkung des ertheilten Pfbrs. auf der letziwilligen An« 
ordnung oder im Inventar entbehrlich. 

Entſch. v. 20. Juni 1820 (P. ©. 214). Auf beweglihes Bmgn. kann 
ein Pfor. nur als Fauftpfand erworben werden. 


d) durch Die, Bormerkung. 
(8. 458 — vgL_$$, 8, 9, 13—18, 26, 27, 29, 31—34, 3551, 6171, 85, 96, 97, 115 G. ©. v. 25. Juli 1871, 
Nr. 95 R. G. B.; 56. 498 u. 489; $. 463, 458, 822 ©. ©.; Hofb. v. 29. Auguft 1818, Ar. 1488 I. 8. ©. — 
und bet 98. 451 u. 452 cit.) 
3. 453. Findet die Einverleibung einer Forderung in die öffentlichen Bücher wegen Mangels 
gefegmäßiger Förmlichkeit in der Urkunde nicht ftatt; fo kann fi der Gläubiger vormerken 
(pränotiren) laffen. Durch diefe Bormerkung erhält er ein bebingtes Pfandrecht, welches, wenn 
die Forderung auf die oben 88. 488 und 439 angeführte Art gerechtfertigt worden ift, von dem 
Zeitpunkte des nad gefesliger Ordnung eingereichten Bormerkungsgefudes in ein unbe» 
dingtes zübergeht. 

Siebe hierzu auch die bei 5. 400 eingeſchalteten Entſch. zu 33. 38, 41 u. 45 G. G. v. 25. Juli 1871, 

Nr. ER. 8.8. 

8. 36 G. G. v. 28. Juli 1871, Nr. 95 R. G. B. lautet: 

Die Bormerkung zur Erwirkung des Pfandrechtes findet nur dann ftatt, wenn ſo⸗ 
wohl die Forderung, als auch der Rechtögrund zum Pfandrechte hinlänglich beſcheinigt find. 


Entſch. v. 31. Iänner 1878, Nr. 14732 (©. Ztg. 1878, Nr. 36). Die 
Rechtfertigung einer vor ber Wirlſamkeit des G. ©. erwirkten Pränotation ift 
nur nad) den Beſtimmungen des 8. 453 B. ©. zu beurtheilen. 
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Entf. v. 20. November 1877, Nr. 13770 (©. Ztg. 1878, Nr. 98). 
Der als Gläubiger des Erben anzufehende Legatar kann (88. 822 u. 688 B. ©.) 
die Pfandrechtspränotation nur gegen die im $. 36 ©. ©, geforderte Befcheinigung 
des Rechtsgrundes zum Pfbr. erwirken. 

Entf. v. 20. November 1877, Nr. 13714 (9.9. 1878, Nr. 9). Auf 
Grund des rechtskräftigen Erlagsbeſcheides und der Amtöbeftätigung über den 
wirtlih gefchehenen Erlag der Forderung ſammt Nebengebühren, ift die Vor⸗ 
merlung des erfolgten Erlages der Kauffdillingsreftforderung zum Zwecke ver 
Uebertragung der für bie Berfäufer haftenden Hypothekarforderung an den Bitt« 
fleller zu bewilligen, weil es fih bier allerdings um die Sicherſtellung eines 
Egths. resp. Pfors., alfo eines dinglichen Rs., handelt und den Erforberniffen 
der Bormerkung genügt wurde (88. 9 u. 39 ©. ©.). 

Entf. v. 9. Auguft 1876, Nr. 8508 (©. H. 1876, Nr. 99). Auf 
Grund der einem Wechſel auf ver Rücdfeite beigefügten „Pfanbbeftellungserflärung * 
fann die Bormerkung der Wechjelforderung nicht bewilligt werben, weil einerfeits 
der Wechſel andere Zufäge ausſchließt, andererfeits die Pfanpbeftelungserflärung 
für fi nicht pränotationsfähig iſi. 

Entf. v. 11. Juli 1876, Nr. 7906 (©. 5. 1876, Nr. 91). Auf 
Grund der letztwilligen Anordnung (in welder eine Einverleibungsbemilligung 
nicht enthalten if) fann der Regatar bie Pränotation auf der erblafjeriihen Realität 
erwirlen (88. 649 u. 822 8. G. 88. 12 u. 36 ©. ©.). 

Eniſch. v. 29. März 1876, Nr. 8390 (©. Big. 1876, Nr. 47). Auf 
Grund eines im Mahnverfahren ergangenen Zahlungsbefehles kann vor Ablauf 
ber vierzehntägigen Wiverfpruchsfrift oder nach rechtzeitig eingebrachtem Wiber- 
ſpruche die Pfandrechtsvormerkung weder nad 8. 36 B. ©., noch nach $. 38 
0. ©. D. bewilligt werben (8. 9 des ©. Über das Mahnverfahren v. 27. April 
1873, Ar. 67 8. ©. 2.). } 

Entſch. v. 6. März 1876, Nr. 3763 (©. Big. 1876, Nr. 43). Auf 
Grund des mit der Pfandbeftellungserflärung verfehenen Wechſels ift die Vor— 
mertung des Pfors. zu bewilligen, weil durch den Wechſel die Forderung und 
der Rechtsgrund zum Pfor. durch bie Erflärung dargethan wird. — Wöorſpr. 
der Entſch. Nr. 8508 ex 1876.) 5 3 

Entf. v._1. Februar 1876, Nr. 795 (©. 9. 1876, Nr. 46), Die 
Lormertung bes vertragsmäßigen Pfors. Tann nur auf Grund folder Urkunden 
bewilligt werben, welche außer dem Rechtsgrunde zum Pfr. aud die individuelle 
Bezeichnung der verpfändeten Realität enthalten (nicht bloß „beweglihes und un⸗ 
bewegliches Bmgn.*). 

Entf. v. 29. December 1875, Nr. 13677 (©. Big. 1877, Nr. 24). 
Auf Grund eines Wechſels, auf welhem der Pränotat bloß die Stempelmarten 
überfprieben hat, aber nicht unterfertigt ift, fann die Sicherftellungsvormerkung 
nicht bewilligt werben. 

Entf. v. 14. December 1875, Nr. 13686 (5944 ©.-U.). Die Pfand- 
tehtövormerfung ift auf Grund einer, bie Pfanbrechtseinverleibung im Allgemeinen 
ohne Bezeichnung einer beftimmten Hypothek einräumenden Urkunde, zu bewilligen. 
— [Borfpr. der Entjdh. Nr. 795 ex 1876.] 

Enifch. v. 29. September 1875, Nr. 10475 (©. Big. 1876, Nr. 7). 
Auf Grund eines mit der Pfanbbeftellungserflärung des Mitacceptanten auf ber 
Monge verfehenen Wechſels if die Pfandrechtsvormerkung nicht zu bewilligen. 
Aehni. der Entſch. Ar. 8508 ex41876, wbrfpr. jener Nr. 3763 ex 1876.) 

Entſch. v. 28. October 1875, Nr. 11869 (5896 ©.-U.). Die Präno- 
tation eines eine Pfandrechtsbeſtellung und ein Zinsberſprechen enthaltenden 
Wechſels ift zuläffig (88. 26, 27, 36 ©. ©.). — [? Vereinzelt.] 

Eutſch. v. 4. Auguft 1875, Nr. 8478 (©. H. 1876, Nr. 9). Auf 
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Grund einer Urkunde (vor der politiſchen Behörde geſchloſſener Vergleich), worin 
beide Theile Leiſtungen auf ſich nehmen und ſich gegenſeitig pfandrechtliche Sicher: 
ftellung auf je ihren Realitäten einräumen, Tann, wenn aud die Gleichzeitigkeit 
der Eintragung nit ausdrücklich bedungen erſcheint, eine einfeitige bücherliche 
Sicherſtellung nicht bewilligt werden ($. 97 ©. ©.). 

Entſch. v. 29. September 1875, Nr. 10475 (©. 9. 1876, Nr. 8). 
Auf Grund einer in Wechfelform miterflärten Pfandbeſtellung Tann aud die 
Pfandrechtsvormerkung nicht bewilligt werben. — [Worfpr. der Entf. Nr. 3763 
ex 1876; ähnl. ver Entf. Nr. 8508 ex 1876.] 

Entſch. v. 22. September 1875, Nr. 10281 (5862 ©.:U.). Die Recht 
fertigung einer vor Wirkfamteit des neuen ©. ©. erwirkten Vermerkung, if, da 
die Zahlungsauflage gleihfals vor Wirkſamkeit des neiten ©. ©. rechtskräftig 
wurde, nad den früher geltend gewefenen Borfchriften zu beurtheilen. 

Entf. v. 16. Juli 1875, Nr. 7530 (©. 9. 1876, Nr. 3). Die 
Pfandrechtsvormerkung muß auf Orund eines mit der Pfandbeſtellungserklärung 
verfehenen Wechſels bewilligt werben, weil der giltige Nechtögrund der Forderung 
nad Art. 23 W. O. in der Annahme liegt und die Pfanpbeflellung hinreichend 
befcheinigt it. — [Worfpr. der Entf. Nr. 8508 ex 1876, ähnl. jener Nr. 3363 
ex 1876 und Nr. 10475 ex 1875.] 

Plenar-Entid. v. 26. Mai 1875, Nr. 4399 (5737 ©.-U.) eingetragen 
in's Judicatenbuch Nr. 95: Die auf Grund eines Wechſels erwirkte 
Pfandrechtsvormerkung wird durd den Zahlungsauftrag allein, im 
Sinne des 8. 41, lit. c und 8. 42 ©. ©., nicht geredhtfertigt. [Hiemit 
wurde zugleich der in's Spruchreperterium Nr, 72 eingetragene Rechtsſatz (Entſch. 
Nr. 6473 ex 1874) befeitigt.] 

Entf. v. 12. Jänner 1875, Nr. 245 (5598 ©.-U.). Die auf Grund 
eines Wechſels erwirkte Pfandrechtspränotation wird durch die, wenngleich, lediglich 
auf Zahlung der pränotirten Summe gerichtete Zahlungsauflage allein ſchon 
gerechtfertigt. — Worſpr. der Entf. Nr. 4399 ex 1875.] 

Entf. v. 25. November 1874, Nr. 12508 (5552 G.-U.). Das An 
ſuchen -unı Pfandrehtspränotation auf Grund einer wechſelrechtlichen Zahlungs- 
auflage bei dem Grundbuchsgerichte ift unzuläffig. 

Entfd. v. 23. Juni 1874, Nr. 6473 (5401 G..U.). Uehnk. der Entſch. 
Nr. 245 ex 1875, eingetragen in's Spruchrepertorium Kr. 72: Die zur 
Sigerftellung einer Wechſelforderung erwirkte Vormerkung bes 
Pfors. wird durd bie gegen den Wechfelfhulpner, gegen welden 
diefe Vormerkung erwirkt worden if, ergangene und in Rechts— 
kraft erwadfene wechfelrehtlihe Zahlungsauflage nad Maßgabe der 
durd die legtere aufgetragenen Zahlung an Capital, Zinfen vom 
Verfallstage und Klagskoſten gerechtfertigt, ohne daß es eines wei- 
teren Ausfprudes, daß die Bormerkung des Pfors. für gerehtfertigt 
zu halten fei, bedarf. — [Worfpr. ver Entf. Nr. 4399 ex 1875.) 

Entſch. v. 28. Mat 1874, Nr. 4852 (5376 ©.-U.). Die in einer 
Collectiveingabe von allen im Codicill nur der Kategorie nad, nicht nament⸗ 
lich bezeichneten Honorirten angefuchte Pränotation ihrer Anfprüde auf ben 
Nachlaßgütern ift nad 88. 822 u. 1373 B. ©., welde durch $. 36 ©. ©. 
nicht tangirt werben, zu bewilligen. — Worſpr. der Entf. Nr. 13770 
ex 1877.] 

Entf. v. 18. März 1874, Nr. 2577 (5303 G.-U.). Die Vormerkung 
ift auch auf Grund einer ven Titel zum Pfor. nur bedingt gewährenden Urkunde 
zu bewilligen, wenn der Rechtsgrund zum Pfor. hinreichend beglaubigt wurde. 

Entjd. v. 11. December 1873, Nr. 11104 (5168 ©.-U.). Auf Grund 
einer Urkunde, worin das ganze bewegliche und unbeweglihe Vmgn. verpfändet 
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wird, if die Pfandrechtsvormerkung zu bewilligen. — [Wbrfpr. der Entſch. 
Nr. 795 ex 1876, ähnl. jener Ar. 13686 ex 1875.] 

Eniſch. v. 26. November 1873, Nr. 11458 (5154 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 11104 ex 1873. 

Entf. v. 26. November 1873, Nr. 11450 (5153 ©.-U.). Mit der 
Motivirung, daß die Erklärung, die Pfandredtseinverleibung „auf feine fämmt- 
lien Realitäten“ zu bewilligen, nicht an einer ſolchen Unbeftinnmtheit leidet, daß 
darin ein Titel zum Pfor. ſich nicht erkennen ließe, wurde die Pränotation bes 
miligt und einzutragen beſchloſſen in's Spruchrepertsrium Rr. 64: Die Bor- 
merfung des Pfors. Kann auf Grund einer Privaturkunde, welche den 
Erforderniffen der 88. 26, 27 u. 36 ©. ©. entfpridt, auch dann 
bewilligt werben, wenn diefe Urkunde bie genaue Angabe ver Liegen- 
fhaft, in Betreff welder die Bormerkung erfolgen foll, nit ent= 
hält. — [Worfpr. der Entf. Nr. 795 ex 1876; ähnl. Nr. 13686 ex 
1875 und Wr. 11458 ex 1873.] 

Entfd. v. 4. November 1873, Nr. 10690 (5120 ©.-U.), eingetragen 
in's Spruchrepertorium Nr. 61: Die Bormerkung anderer binglidher 
Re. als des Pfors. kann auf Grundlage von Privaturfunden, welde 
mit den Erforderniffen ber 88. 26 u. 27 ©. ©. verfehen find, er- 
folgen, ohne daß es — wie im $. 36 ibid, für die Bormerfung des 
Pfors. angeordnet ift — einer weiteren befonderen Befheinigung 
des Rechtsgrundes zu dem fraglichen dinglihen R. bedarf. 

Entf. v. 25. September 1873, Nr. 9429 (5092 ©.-U.). Die Pfand- 
tehtönormerfung muß auf Grund eines mit der Pfanpbeftellungserflärung ver« 
fehenen Wechſels bewilligt werden, weil der giltige Rechtsgrund der Forderung 
nah Art. 23 W. D. in der Annahme liegt und die Pfandbeftellung hinreichend 
beſcheinigt iſt. [Aehnl. den Entſch. Nr. 7630 ex 1875, 3363 ex 1876 und 
10475 ex 1875; worfpr. jener Nr. 8508 ex 1876.] 

Entjd. v. 11. September 1873, Nr. 8935 (5078 ©.-U.). Die Pfand- 
rehtövormerkung auf eine dem Berpfänder bücherlich zugefhriebene Realität wurde, 
anf Grund einer Urkunde, in welder die Einverleibung des Pford. auf eine bem 
Berpfänder nicht bücherlich zugefchriebene Realität eingeräumt worden if, bemil- 
ligt, weil die Einverleibung auf die beſtellte Hypothet unmöglih unb durch die 
Urkunde im Hinblid auf die Beftimmung des 8. 458 V. ©. der Rechtsgrund 
zum Pfor. im Sinne des 8. 36 ©. ©. genügend bejherrigt iſt. 

Entſch. v. A. Juni 1873, Nr. 5494 (4994 ©.-U.). Das Anfuhen um 
Pandregtspränotation auf Grund eines die Pfandbeftellungserflärung nidt mit 
enthaltenen gerichtlichen Vergleiches ift nicht bei dem Tabulargerichte anzubringen. 

Entſch. v. 23. April 1873, Nr. 3157 (4948 ©.-U.). Wenn fowohl 
die Pfandrechtsvormerkung als die Rechtskraft der Zahlungsauflage bezüglich der 
pränotirten Forderung in einen Zeitpunft vor Wirkſamkeit des neuen ©. ©. 
fallen, ift die Rechtfertigung nad) der früher in Geltung geweſenen Vorſchrift zu 
beurteilen, [Hehnl. der Enifd. Nr. 10281 ex 1875.] 

Entſch. v. 3. April 1873, Nr. 3030 (4928 G.⸗U.). Die Zuläffigkeit 
von Klagen, die zunächft bloß auf Anerkennung oder Aberfennung gerigtet find, 
ergibt fh insbeſondere auch aus 88. 138, 439, 453, 1366, 1487 u. 1499 B. ©. 

Entf. v. 28. Jänner 1873, Nr. 675 (4853 G.-U.). In Erwägung, 
daß die im Concurfe gemachte Anmeldung nad der 2. Alinea bes 
$.109 C. O. fi nur auf das perſönliche Forberungsredt beziehen 
tdaun, daher bie Liquidirung diefes Anfprudes nit geeignet ift, 
um der Hereinbringung der Forderung aus dem Pfande ald Grund- 
lage ja dienen... . und auch nicht als ein Bergleid Über die For— 
derung, foweit fie mit Pfand bededt if, angefehen werden fann, 
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das Concursgericht, ba es in diefem Falle nit Erkenntnißgericht ift, 
zur Bewilligung der Erecution auch nit zuftändig wäre, ift die vor 
Wirkſamkeit des neuen ©, ©. erwirkte Pfandreditspränotation für 
die liquidirte Forderung nod nicht als gerehtfertigt anzufehen. 

Entſch. v. 12. November 1872, Nr. 10857 (4771 ©.-U.). Bei Redt- 
fertigung einer Vormerkung, welche auf Grund einer Urkunde bewilligt wurde, 
in Folge welder die fofortige Einverleibung anſtandslos hätte bewilligt werben 
fönnen, wenn der Schuloner bereit3 Egthr. geweſen wäre, und nur deßhalb tie 
Pränotation mit dem Borbehalte des 8. 822 B. ©. angefucht und bemilligt 
wurde, weil die Bfchft., auf welche der Schuldner als Univerfalerbe Anfprud 
hatte, nody nicht eingeantwortet war, Tommt es bloß auf die Nachweiſung an, daß 
in Bezug auf den Vorbehalt des 8. 822 ibid. fein Anftand obwalte und es ift 
eine ſolche Vormerkung in Anfehung ihrer Juſtificirung nicht der auf Grund des 
8. 453 ibid. Mangeld geſetzlicher Förmlichkeit der Urkunde erwirkten gleich zu 
achten. Ueber Nachweis der erfolgten Einantwortung ift daher die Pränotatien 
gerechtfertigt. 

Entf. v. 29. October 1872, Nr. 11121 (4753 ©.-U.), eingetragen 
in's Spruchrepertorium Ar. 25: Die Bormerkung des Pfdre. auf Grund 
von Handelsbuchauszügen fann — felbft wenn die Vorausſetzung des 
8. 31 Einf. ©. zum 9. ©. v. 17. December 1862 eintritt — nad 
8. 36 ©. ©. v. 25. Juli 1871 nur dann bewilligt werden, wenn aud 
der Rechtsgrund zum Pfdr. befgeinigt ift. 

Entſch. v. 16. October 1872, Nr. 9926 (4736 G.U.). Die Erecw 
tionsführung zur Sicherſtellung im Sinne der Bogn. v. 21. Mai 1855, Nr. 95 
und 18. Juli 1859, Nr. 130 R. ©. 8., ift ein von der Pränotation mit 
den Rechtsfolgen der 88. 438, 439 u. 453 B. ©. ganz verſchiedenes Inſtitut. 
Anlaßlich diefer Entf. wurde eingetragen in's Gprudreperterium Ar. 33: 
Der mit einem durch Big. beftellten Pfand verfehene Gläubiger ift 
auf Orund des nad den Gen. v. 21. Mai 1855, Nr. 95 und v. 18, Juli 
1859, Nr. 130 R. ©. B., erwirkten Zahlungsbefehls beredtigt, bie 
Erecution zur Siderftellung auf das beftellte Pfand mittelfi ere- 
cutiver Pfändung und Schägung und au mittelfi Sequeftration zu 
führen, ohne zum Behuf der letztgedachten Erecutionsart bie Unzu— 
länglidleit der durch das beftellte Pfand erlangten Dedung glaub- 
würdig barthun zu müſſen. 

Entf. v. 15. October 1872, Nr. 10675 (4733 ©.-U.). Rad 8. 35 
©. ©. müſſen Urkunden, auf Grund deren eine Bormerkung bewilligt werben 
foll, mindeftens mit den allgemeinen Erforderniſſen der 88. 26 u. 27 ibid. ver⸗ 
fehen fein, was bei einer nur von dem Ausfteller unterfchriebenen und nidt von 
zwei Zeugen mitgefertigten Urkunde (8. 114 a. ©. D.) nicht der Fall if. — 
Die Bezeichnung der verpfändeten Grundſtücke nur mit ben Grundbuchsfolien ger 
nügt zur Vormerkung [Schlußfolgerung). 

Entfd. v. 24. Jänner 1871, Nr. 793 (4031 ©.-U.). Bei dem wefent- 
lichen Unterſchiede, welcher nach ven 88. 438, 439 u. 453 B. ©. in den Rechts⸗ 
wirkungen zwifchen der Einverleibung und Vormerkung befteht, Tann die Präno- 
tation nit im Sinne des $. 1, lit. c der Vdog. v. 18. Juli 1859, Nr. 130 
R. ©. 2. der Einverleibung gleichgeftellt werben. 

Entſch. v. 21. Decenber 1870, Nr. 6478 (3996 ©.-U.). Die „der- 
zeitige“ Abweiſung einer Klage auf Pränotationsrechtfertigung verflößt gegen den 
Wortlaut und Sinn der 88. 439 n. 453 B. ©. [Schlußfolgerung]. . 

Entſch. v. 21. Iuli 1870, Nr. 7140 (3817 G. U.) Ein Urtheil, in 
weldem der Anſpruch von dem Erfolge eines dem Gegner aufgetragenen Haupt« 
eides abhängig gemacht wird, ift feine im Sinne bes $. 453 B. ©. nur wegen 


N. Theil. 6. Hauptft. Pfandrecht. 8. 453. 265 


Mangels gefetzlicher Förmlichkeit (Rechtskraft des Erkenntniſſes) zur Intabulation 
utaugliche; ſondern eine Urkunde, woraus fi bei Eintritt gewifler Ereigniſſe 
eine Forberung gar nicht ergibt; weßhalb auf Grund eines bedingten Enburtheils 
bie Pränotation nicht zuläffig ift. ; 

Entf. v. 10. Mai 1870, Nr. 5517 (3792 ©.-U.). Die Pränotation 
für jenen, von zwei Bis auf ein einziges unmefentliches Wert gleichlautenden 
Wechſeln, „bezüglich deſſen die Rechtfertigung nicht erfolgte,“ ift unzuläffig, weil 
auf das Löſchungsgeſuch, in welchem nit beftimmt der Wechſel bezüglich deſſen 
bie Bränotationslöfhung erfolgen fol, bezeichnet ift, ein beftimmter Auftrag an 
das Grundbuchsamt nicht erlafen werden kann und aud in bem Befcheid, zufolge 
defien die Rechtfertigungsflage angemerkt wurde, bie präcife Unterſcheidung fehlt 
[S$tußfolgerung]. 

Nachstehend sind nur Entsch. aufgenommen, die — wenngleich durch 
das nene G. G. zum Theil unpraktisch geworden — noch von Interesse bleiben. 

Entſch. v. 16. Mai 1871, Nr. 5952 (Sc. II). Dur) die Präno- 
tation der Kaufrechte im Laftenftande einer Realität wird die Nangorbnung für 
das fpäter erlangte bebingte Egth. nicht falvirt. 

Entfd. v. 18. October 1870, Nr. 12308 (©. Ztg. 1870, Nr. 100). 
Die Sormerlung „zur Erfihtlihmadung von Ren.“ iſt unzuläffig. 

Entf. dv. 27. September 1870, Nr. 11446 (©. Ztg. 1870). Nach 
erfolgter Eigenthumsübertragung ift die Anmerfung einer wider den früheren 
Hypothelbeſitzer erwirkten Friftermeiterung zur Rechtfertigung der Pfandrechtövor⸗ 
merfung unzuläfftg. 

Entſch. v. 25. Mai 1870, Nr. 5696 (©. H. 1870). Die Pfandrechts⸗ 
vormerkung auf Erbrechte iſt zuläffig. ä 

Entid. v. 15. März 1870, Nr. 2769 (Not. Ztg. 1870, ©. 217). 
Benn in der Urkunde bereits eine längere Frift zur Pränotationsrechtfertigung 
dem Gläubiger ertheilt ift, kann er ſich nicht zudem die gefegliche Frift einrechnen. 
— Auch der frühere Egthr., welcher im Berfaufsvertrage ausprüdlih vie Ber» 
— zur Löſchung der Satzpoſten übernahm, iſt zum Geſuche um Löſchung 

gitimirt, 

Entſch. v. 8. März, 1870, Nr. 2535 (©. H. 1870). Auf Grund einer 
ven dem Ausſteller nur mit Kreuzzeichen unterfchriebenen und von nur einem 
Zeugen gefertigten Urkunde ift bie Bormerkung unzuläffig. 

Entf. v. 25. Yänner 1870, Nr. 460 (Sch. IL). Die Bormerkung, 
auch einer Servitut, ift zuläffig. — Die auf die ganze Realität begehrte Bor- 
merfung muß eventuell auf einen iveellen Theil bewilligt werben. 

Entf. v. 11. Jänner 1870, Nr. 181 (©. Big. 1870). Die Bor- 
merkung Tann nur auf Grund folder Urkunden bewilligt werben, welche entweder 
an fih glaubwärbig find, oder durch welche wenigftens eine erfte halbe Probe 
bergeftellt wird. . 

Entfd. v. 10. December 1869, Nr. 13469 (©. 9. 1870). Außer im 
Erecntiongwege Tann die Pfandredtsvormerfung auf eine mit dem Einfchuldungs« 
verbote behaftete Realität nicht bewilligt werben. 

Entfd. v. 13. October 1869, Nr. 11149 (Sch. I), Die Vormerkung 
von Beſtandrechten ift unzuläffig. 

Entſch. v..25. Auguft 1869, Nr. 9487 (Not. Big. 1870, ©. 128). 
Auf Grund der unbefchränkte Gütergemeinfhaft begründenden Ehepacte kann 
ein Gatte wider ben anderen die Vormerkung des Miteigenthums erwirken. 

Entf. v. 8. Juni 1869, Nr. 5875 (©. 9. 1870). Ein bebingtes 
(anf den Eid erfennendes) Enburtheil ift nicht pränotationsfähig. 

Eutſch. v. 27. April 1869, Nr. 4473 (©. 9. 1869). Die Pfandreditgs 
vermerlung auf ein Subftitutionserbredht iſt unzuläffig. 
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Entſch. v. 20. April 1869, Nr. 4254 (3385 G.- U.). Auch für die 
Pränotation von Zahlungsaufträgen über VBermögensübertragungsgebühren 'ift bie 
gefchehene Zuftellung der Zahlungsauflage an den Egthr. ver Realität im Sinne 
der Bogn. v. 3. Mai 1850, Nr. 181, 8. 14, v. 13. December 1852, Nr. 256 
und v. 27. December 1859, Nr. 236 R. ©. B., unerläßlihe Vorbedingung. 

Entfd. v. 13. April 1869, Nr. 3965 (G. 9. 1869). Auch das Por. 
für fünftig fällig werdende Alimentationsraten kann vorgemerkt werben. 

Entf. v. 31. März 1869, Nr. 3310 (©. Ztg. 1870). Die Vormer- 
kung des Pfors. für eine bedingte Forderung fann nur Über erbrachten Nachweis 
der Erfüllung der Bedingung bewilligt werben. 

Entſch. v. 16. Mai 1869, Nr. 11649 (G. Zig. 1872, Nr. 2). Die 
Pränotationsrechtfertigung befteht nad 88. 453, 438 u. 439 B. ©. in ber 
Liquidirung der pränotirten Forderung gegenüber dem Perſonalſchuldner; dieſe 
muß, wer die Realität bereitd mit der Pränotation behaftet erwirbt, daher auch 
wider fi gelten laſſen. 

Entjd. v. 19. Jänner 1869, Nr. 527 (3251 G.-U.). Auf Grund 
eines bedingten Urtheils ift ohne Nachweis des Eintrittes der Bedingung auch 
nit die Vormerkung zu bemilligen. 

Entid. v. 16. December 1868, Nr. 12161 (©. Ztg. 1869). Aehnl. 
der Entf: Nr. 11149 ex 1869. 

Entſch. v. 10. November 1868, Nr. 11037 (3155 G.-U.). Ueber bie 
Einſprache des Berkäufers gegen Superpränotation zu Laften des Käufers, mo- 
durch das Pfor. für die Kaufjcillingsreftforderung auf den zweiten Pla zurück- 
gedrängt wird, ift nur im Proceßwege zu entſcheiden. 

Entf. v. 21. October 1868, Nr. 10515 (©. Ztg. 1869). Aehnl. ver 
Entfh. Nr. 11149 ex 1869. 

Entfd. v. 14. Dectober 1868, Nr. 10291 (Sch. 1.). Die Pränos 
tation einer das R. des Satzgläubigers beſchränkenden Erklärung desſelben ift 
nach erfolgter und bei der Sagpoft angemerkter Eröffnung des Concurjes über 
das Bnign. diefes Gläubigers unzuläffig. 

Entf. 0, 21. April 1868, Nr. 3634 (3047 ©.-U.). Auf das dem 
Schuldner, nur mit der Beſchränkung, es zu einem Fideicommiß zu wibmen, in 
der Landtafel eigenthünilich zugefchriebene Gut, ift die Pfandrechtsvormerkung 
unzuläffig. 

Entſch. v. 21. April 1868, Nr. 3632 (3046 G.-U.). Die Pfandredts- 
pränotation auf ein zu einem Samilienfiveicommiß laut bücherlicher Eintragung 
beftimmtes Gut, ift aud nur mit dieſer Beſchränkung dem Fideicommißnachfolger 
unnachtheilig zu bewilligen. — Worſpr. der Entſch. Nr. 3634 ex 1868.] 

Entf. v. 6. Juni 1867, Nr. 4543 (2808 ©.-U.). Außer im Execu- 
tionswege Tann ein Schiedsſpruch als intaßplationsfähige Urkunde nicht ange 
fehen werben. 

Entf. v. 7. Mai 1867, Nr. 3800 (2793 ©.-U.). Für die Regreß- 
forderung des zur Zahlung früherer Uebertragungsgebühren verhaltenen Egthrs. 
der Realität kann auf Grund der ftenerämtlihen Zahlungsauflage ꝛc. die Bor- 
merkung nicht bewilligt werden. 

Entf. v. 8. Jänner 1867, Nr. 44 (Not. Ztg. 1868, Nr. 6). Damit 
ber notariell beglaubigte Handelsbuchauszug pränotationsfähig fei, muß auch das 
Eertificat über die ortnungsmäßige Führung der Handelsbücher beigebracht werden. 

Entf. v. 7. November 1866, Nr. 9781 (2662 ©.-U.). Auf Grund 
des leviglid” die Scheidung aus einfeitigem Verſchulden des Pränotaten aus» 
ſprechenden Urtheils Tann eine Pränotation von Alimentationsanfprüden nicht 
bewilligt werben. 
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Entf. v. 7. November 1866, Nr. 9776 (2661 G.-U.). Durd das 
bloße Blanco-Indeffament wird keine glaubwärdige Tabularurkunde hergeftellt. 

Entf. v. 7. November 1866, Nr. 9669 (2659 ©.-U.). Die Ertheir 
lung der Pfandredtspränotatien für Forderungen gegen den Erben ift durch ben 
Nachweis des Erbaufalls bebingt. g 

Entf. dv. 7. November 1866, Nr. 9637 (2658 G.-U.). Da durch 
die Rechtfertigung das mit der Bormerkung erworbene bedingte Pfor. in ein un⸗ 
bedingte8 vom Zeitpunfte ver Pränotation an verwandelt wird, kann eine auf 
Grund einer unechten Urkunde erwirkte Pränotation nicht durch andere die Richtig. 
fit der Forderung erweiſende Mittel gerechtfertigt werben. 

Entf‘. v. 17. October 1866, Nr. 9177 (2645 ©.-U.). Auf Grund 
eines äußerlich fehlerlofen Wechſels muß die Pfandrechtsvormerkung, trog Mit 
theilung des Unterſuchungsrichters, daß die Unterfuhung wegen Fälſchung bes 
Wechſels anhängig fei, bewilligt werben umd bleiben die Einwendungen gegen 

«vie Rechtsgiltigkeit dem Rechtfertigungsſtreite vorbehalten. 

Entf. v. 26. Septeniber 1866, Nr. 8683 (2621 ©.-U.). Bewilligung 
ber Pränotation auf Grund eines Blanco: Indoffamentes. — [Worfpr. der Entſch. 
Nr. 9776 ex 1866.] 

Entf. v. 5. September 1866, Nr. 7830 (2602 ©.-U.). Auf Grund 
eines bedingten Endurtheils ift die Pränotation nicht zuläſſig. — [Aehnt. der 
Entf. Nr. 527 ex 1869.] 

Entſch. v. 16. Auguft 1866, Nr. 5860 (2581 ©.-U.). Ungeachtet der 
Einwendung gegen den Beftand und Umfang der Forderung ift die Pränotation 
zu bewilligen, da diefe Einwendungen dem Yuftificirungsprocefje vorbehalten bleiben. 

Entf. v. 14. Auguft 1866, Nr. 7281 (2579 ©.-U.). Die Pränotation 
auf ein bücherlich eingetragenes fideicommiſſariſches Subftitutionsredht ift nad 
88. 703, 704, 879 8. ©. [Schlußfolgerung], und weil ein Eigenthumsreht 
den fubflitnirten Erben erft, wenn fie den Fiduciar erleben, anfallen würde — 
unzufäffig. 

Entſch. v. 7. Anguft 1866, Nr. 6645 (2570 G.-U.). Die Rechtfer⸗ 
tigung der Pränotation gegenüber dem perjönlichen Schulpner ift ausreichend. — 
Die in der M. Bong. v. 19. September 1860, Nr. 212 R. ©. B., entſchiedene 
Brage: im welden Fällen die Execution eine® Erfenntniffes gegen den neuen 
Egthr. der Pfandfache bewilligt werden Tann, fteht in feinem nothwendigen Zu— 
ſammenhange mit jener Frage: gegen wen die Rechtfertigung einer Vormerkung 
zu gefchehen habe. 

Entf. v. 18. Juli 1866, Nr. 6373 (©. Ztg. 1866, Nr. 69). Unter 
Forderung (8. 453 B. ©.) find aud) Forberungen auf Anderes als Geld zu 
verftehen. 

Euntſch. v. 10. Inli 1866, Nr. 6373 (2544 ©.-U.). Die Verpflichtung, 
„die Schuld von x fl. damit abzutragen, daß“ die Schulvübernehmer „Pferd 
und Wagen zu Fuhren nad ben bereits früher vereinbarten Preifen beiftellen 
und je die Hälfte des Fuhrlohnes zur Abtragung ter Schuld zurüdlaffen,“ ift 
zur Pfandrechtseinverleibung geeignet, weil allerdings eine beftimmte Geldſchuld 
übernommen wurde und die Art und Weife, wie die Abtragung der Schuld ver- 
abrebungsgemäß gefhehen fol, ver mittlerweiligen Sicerftellung nicht hinderlich 
fein kann [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 4. Yuli 1866, Nr. 6053 (2538 ©.-U.). Die Bormerlung 
des Pfors. für eine bloß eventuelle Forderung ift unzuläffig. 

Entf. v. 3. Juli 1866, Nr. 6143 (2532 ©.-U.). Auf Grund der 
Erflärung, eine Zahlung dem Giranten rüderflatten zu wollen, für ven all der 
Einbringung des Betrages von dem Acceptanten, ift die Pränotation zuläffig. _ 

Entid. v. 27. Iuni 1866, Nr. 5869 (©. 5. 1866, Nr. 69). Die 
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Prãnotation des Pſdrs. zur Sicherſtellung einer Forderung iſt auch auf rund 
einer im Grundbuche bereit8 erliegenden, ämtlih vivimirten Abſchrift einer Ur- 
kunde zuläffig. 

Entſch. v. 24. Mai 1866, Nr. 4622 (Not. Ztg. 1866, Nr. 6). Aus 
dem Budauszug muß erfihtlich fein, in welder Zeit die zu pränotirende For⸗ 
derung entftand. 

Entſch. v. 15. Mai 1866, Nr. 4312 (2494 ©.-U.). Durch ven Erlaß 
des Unterſuchungsrichters, wornach die Specialunterfuhung eingeleitet und der 
Pränotat dringend des Mordes verrädtig ift, find bie eventuellen Erfaganfprüche 
der Witwe des Ermordeten hinreichend befcheinigt, um für die eventuelle Erfag- 
forderung die Sicherſtellung zu begehren. 

Entfd. v. 1. Mai 1866, Nr. 3961 (2477 ©.-U.). Die Pränotation 
eines eventuellen Regrehanfprudjes iſt unzufäffig. 

Entfd. v. 11. April 1866, Nr. 3207 (2453 G.-U.). Die Pränotation 
gemeinrechtliher Erfaganfprühe auf Grund eines verjährten Wechſels ift unzu- 
täffig, weil der Wechfel als folher nicht mehr beweiskräftig ift, die gemeinrecht- 
lien Erfaganfprühe aus der Wechſelurkunde aber nicht hervorgehen. 

Entfd. v. 21. März 1866, Nr. 2220 (2422 G.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 3961 ex 1866. 

Entfd. v. 6. März 1866, Nr. 1769 (2410 G.U.). Die Vormerkung 
einer Wechfelforderung auf einer mit ben Velaftungsverbote zu Gunften eines 
Dritten behafteten Realität, ift mit dem Beifage zu bemwilligen, daß biefelbe auch 
gegen jenen Dritten zu rechtfertigen fein wird. 

Entf‘. v. 31. Yänner 1866, Nr. 506 (2379 ©,-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 3207 ex 1866. 

Entfd. v. 21. November 1865, Nr. 9190 (2320 ©.-U.). Die Präno- 
tation eines Pfors. als directe Sicherftellung für die Erfüllung der Verpflich- 
tungen des Verpächters widerftreitet dem Wefen des Pfors. Zur Erlangung 
eines Piors, für Schadloshaltungsanſprüche, melde nod nicht erworben find, 
müßte aber eine befondere Verpflichtung der Beſtandgeber, hierfür im Voraus 
Eaution zu leiften, dargethan fein. 

Entf. v. 8. Auguft 1865, Nr. 5620 (2247 ©.-U.). Die Pränotation 
Kann aud vor Fälligkeit der Forderung gerechtfertigt werben. 

Entfd. v. 19. Juli 1865, Nr. 6006 (©. H. 1866, Nr. 45). Auch 
auf Grund einer vidimirten Abſchrift eines Wechſels kann die Pränotation des 
Pfors. bewilligt werden. 

Entſch. v. 12. Yuli 1865, Nr. 5520 (2222 ©.-U.). Da die Frage 
ber Beweiskraft des Handelsbuchauszuges nah Art. 34 H. ©. nur bei Strei« 
tigfeiten und nicht von Amtsmwegen zu entſcheiden ift, muß auf Grund des notariell 
beglaubigten Buchauszuges bie Pränotation bewilligt werben. — [Wdrfpr. der 
Entſch. Nr. 44 ex 1867.) 

Entid. v. 21. Yuni 1865, Nr. 5211 (2207 ©.-U.). Für eine redht- 
lich noch nicht eriftente, bloß möglicherweife entftehende Zorderung. Tann bie 
Pfandrechtsvormerkung nicht bewilligt werden. 

ntfd. v. 24. Mai 1865, Nr. 4235 (2187 ©.U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 5211 ex 1865. 

Entfd. v. 16. Mai 1865, Nr. 3670 (2177 ©.-U.). Durch die Liqui⸗ 
birung ber Forderung im Oantverfahren ift die Pfandredhtsvormerkung für die- 
felde anerfannt worden und kann vom Gläubigerausfhuß daher nicht mehr Man« 
geld Rechtfertigung um Vormerkungslöſchung augeſucht werden. 

Entſch. v. 26. April 1865, Nr. 3360 (©. H. 1865, Nr. 71). Auf 
Grund einer Urkunde, durch welche bloß die Möglichkeit eines Erfaganjprudyes 
befheinigt wird, fann die Pränotation nicht bewilligt werben. 
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Entf. v. 20. April 1865, Nr. 2545 (2158 ©.-U.). Die Pränotation 
eventueller Wechſelregreßanſprüche ift unzuläffig. 

Entf. v. 12. April 1865, Nr. 3032 (2153 ©.-U.). Auf Grund eines 
bedingten Endurtheiles kann die Pränotation nicht erwirkt werben. 

Entid. v. 7. März 1865, Nr. 1627 (2133 G.U.). Die Pränotation 
der aus einem Handelsbuchauszuge über Edcomptirung von Wechſeln zu bes 
ſcheinigen verfuchter Anfprüde ift unzuläffig, weil wohl die Wechfel, nicht aber 
die bücherlihe Berzeihnung berfelben, als Beweisurkunden erfcheinen [Schluß 
folgerung 

. ea dv. 20. December 1864, Nr. 9805 (2033 ©.:U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 5211 ex 1865. 

Entjd. v. 10. Mai 1864, Nr. 3220 (1916 ©.-U.). Die Pränotation 
iſt zu bewilligen, da in der Kaufurkunde der Käufer zur Zahlung des Kauf. 
f&illingsreftes gegenwärtig verpflichtet ift und dieſe Verpflichtung nur refolutiv 
dadurch bedingt ift, daß nicht die Schulven der Verkäufer in gleicher Höhe bes 
zahlt werben; bis dahin alfo fortbefteht. 

Entjd. v. 30. März 1864, Nr. 2336 (1892 G.-U.). Die Pränotation 
des Anſpruches auf Verzugszinfen aus einer Wechſelſchuld ift unzuläffig, weil in 
der Urkunde — bem Wechſel — die Berpflihtung der Zahlung von Berzugs- 
zinfen nicht ausgeſprochen ift. 

Entſch. v. 23. Februar 1864, Nr. 1319 (1868 G.-U.). Auf Grund 
des Urtheild, womit die Klage auf Uebergabe des gelauften Hauſes abgewiefen 
wird, ift die Pränotation des Anſpruches auf Rüderftattung des Laut Raufver- 
trag und Quittung bereit gezahlten Kaufſchillings zuläffig. 

Entid. v. 8. October 1863, Nr. 7185 (1810 ©.» u). Die Pfand⸗ 
rechtsvormerlung iſt ungeachtet des im Grundbuche eingetragenen Einſchuldungs - 
verbotes zu bewilligen, weil über den Einfluß dieſer Clauſel nur im ordentlichen 
Rechtswege entſchieden werden kann. 

Entſch. v. 13. Mai 1863, Nr. 3140 (1714 G.⸗U.). Durch den 
Nenerungsvertrag, womit die Berauszahlung, bezüglich welcher das Por. ſchon 
vorgemerkt war, in ein Darlehen umgewandelt und für dasfelbe die Pfandrechts⸗ 
einverleibung bewilligt wurde, ift die urfprängliche Pränotation gerechtfertigt, denn 
das Yen. befleht fort (8. 1378 B. ©.). 

Entfd. v. 7. Mai 1863, Nr. 3111 (1710 ©.-U.). Die Pränota- 
tion des Pfors. auf die Reakitäten bes Teftamentserben ift unzuläffig. 

Entſch. v. 11. März 1863, Nr. 1534 (1674 ©.-U.). Auf Grund 
eines verjährten Wechſels kann aud bezüglich des gemeintechtlihen Anſpruches 
(Art. 83 W.-D.) eine Pfandrechtsvormerkung nicht erwirkt werben. 

Entid. v. 31. December 1862, Nr. 8491 (1624 G. U.). Die Pfand- 
rechtsvormerkung auf eine ftreitige Satzpoſt ift unzuläffig. 

Entfd. v. 22. November 1862, Nr. 7067 (©. Ztg. 1867, Nr. 34). 
Auch für Regreßforderungen kann die Pfandrechtsvormerkung erwirkt werden. 

Entfd. v. 28. October 1862, Nr. 7066 (1586 ©.-U.). Aehnl. ber 
Eniſch. Nr. 3032 ex 1865. 

Entfd. v. 22. October 1862, Nr. 6964 (1579 G.⸗U.). Die Bormer- 
tung von Beſtandrechten ift zuläffig. 

Entfd. v. 7. October 1862, Nr. 6713 (1570 ©.-U.). Auf Grund eines 
traffirten Wechſels kann die Bormertung gegen die Bormänner und den Ausfteller, 
außer in den Fällen der Art. 29 u. 41 W. D., nicht erwirft werten. 

Entſch. v. 2. October 1862, Nr. 6231 (1568 ©.:U.). Wenn in einem 
Urtheile die Koften überhaupt zugefprochen werden, fo find darunter aud bie 
Sicherſtellungs⸗ und Einverleibungstoften verſtanden. 

Entf. v. 2. Septeniber 1862, Nr. 4085 (2690 ©.-U.). Auf Gruud 
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eined gerichtlichen Sachverſtändigenbefundprotokolles if die Vormerlung des da- 
fetoR erhobenen Beſchädigungsanſpruches nicht zuläffig. 

Entf. v. 19. Auguft 1862, Nr. 5616 (1652 ©.-U.). Auf Grund 
eines ausländifhen Urtheils kann die Pränotation infolange nicht bewilligt werden, 
als über die Competenz des ausländifhen Gerichtes zur Urtheilsfälung wider 
den hierlands begüterten Geklagten nicht entſchieden worden ift. 

Entf. v. 12. Juni 1862, Nr. 3781 (1532 ©.-U.). Sobald eine 
Bormerkung gelöfcht ift, ift deren Rechtfertigung unmöglich. 

Entſch. v. 27. December 1861. Nr. 8643 (1446 G.-U.). Auch die 
Pränotation auf ein dem Erben (Tegatar) bereitd eingeantwortetes Gut ift zuläffig. 

Entſch. v. 8. October 1861, Nr. 6601 (©. H. 1863, Nr. 6). Nach den 
für die Grundbuchsinſtanz allein maßgebenven formellen Vorſchriften muß die 
Bormerlung aud) auf Grund des Wechſels und Securitätsproteftes unbefchadet 
der Beſtimmung bes Art. 29 W. O. bewilligt werben. r 

Entf. v. 19. September 1861, Nr. 2565 (1388 ©.-U.). Das Au 
gedinge ift feine Servitut, fondern ein gegen ven Käufer zuſtehendes R. Die 
Pränotation ver Ausnahmsrechte auf eine zweite Realität der Käufer ift daher 
zuläffig. 

Entf. v. 7. Auguft 1860, Nr. 9397 (1170 ©.-U.). Bon einer Ber 
hörde über vor ihr geſchloſſene Vtge. den Parteien intimirte Protolollarauszüge 
find pränotationsfähige Urkunden. 

Entjd. v. 18. Mai 1858, Nr. 4404 (569 ©.-U.), Wenn den Exben 
die Sicherftelung eined Legates teftamentarifh erlaflen wurde, kaun vor bem 
Berfallstage defien Pränotation nicht bewilligt werden. 

Entfd. v. 14. Mai 1858, Nr. 4881 (568 G.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 6713 ex 1862. 

Entfd. v. 14. Mai 1858, Nr. 4806 (567 ©.-U.). Dem Hhpothef- 
befiger gegenüber, welcher im Kaufvertrag mit dem Perfonaljchulpner die präno- 
tirte Forderung zur Alleinzahlung übernimmt, bedarf es keiner Rechtfertigung. 

Entfd. v. 24. März 1857, Nr. 2449 (321 G.-U.). Auch die ver- 
tragsmäßige Beſchränkung einer Servitut kann auf dem praedium dominans 
vorgemerkt werben. 

Entf. v. 3. Februar 1857, Nr. 116 (283 ©.-U.). Re, deren 
rechtliche Exiſtenz fragli if, können nicht vorgemerkt werben. 

Entſch. v. 23. December 1856, Nr. 12483 (260 ©.-U.). And auf 
Grund eines Grundbuchauszuges Tann die Pränotation ber Forderung bewilligt 
werben. i 

Entfd. v. 17. November 1854, Nr. 12344 (©. Zig. 1855, Nr. 123). 
Auf Grund eined BiancosIndofjamentes kann die Pränotation nicht erwirkt werden. 

Entf. v. 17. Jänner 1854, Nr. 419 (963 ©.-U.). Für eine bereits 
pränotirte Forderung kann die Sicherſtellung auf eine zweite Realität des Exe⸗ 
cuten nur bewilligt werden, wenn ein euft fpäter zu Tage getretener Mangel 
oder eine dur den Schuldner verurfachte Werthverminderung der erften Hypo⸗ 
thet erwieſen ift. 

Entfd. v. 4. Jänner 1852, Nr. 5707 (©. Ztg. 1856, Nr. 111). 
Für nod nicht verfalene Pachtzinfe kann eine Pfandrechtöpormerfung nicht er 
langt werben. 


Erwerbung eines Afterpfandes. 
(8. 464 — vgl. 88. 442, 448, 449; 8. 461 ©, G. und bei 58. 451 —458 cit.; 89. 13, 50, 51, 106—114 ©. ©. 
v. 25. Juli 1871, Ar. 95 R. @. 8.) 
8. 454. Der Pfandinhaber kann fein Pfand, infoweit er ein Recht darauf hat, einem Drütten 
wieber verpfänden, und infofern wird es zum Afterpfande, wenn zugleich letzterer ſich dasſelbe 
übergeben, ober die Afterverpfändung auf das Pfandrecht in die öffentlichen Bücher eintragen läßt. 
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Plenar- Entf. v. 18. Februar 1874, Nr. 734 (5272 ©.-U.), einge- 
tragen in's Judicatenbuch Ar. 87: Wenn die Löfhung einer vorgemerkten 
Forderung bewilligt wird, findet die gleichzeitige Löſchung der 
mittlerweile hierauf bewilligten Eintragungen ebenfo ftatt, wie im 
Galle der Löfhung der Vormerkung des Eigenthumsrechtes (8. 49 
©. ©.) und im Falle der erfolgten Redtfertigung der Bormerkung 
der Löfchung (8. 50 ibid.). 

Entjd. v. 2. Yuli 1873, Nr. 6473 (5025 ©.-U.). Die auf Grund 
des Todtenſcheines angefuchte Löſchung lebenelängliher Bezugsrechte, worauf 
Afterpfandrechte einverleibt wurden, iſt nur mit dem Beiſatze des $. 51 ©. ©. 
(vaß die Rechtswirkung in Anfehung der Afterpfandrechte erft mit der Löſchung 
einzutreten habe) zu bewilligen, weil auf die materiell-rechtliche Beftimmung des 
8. 468 B. ©. von Amtswegen feine Rüdfiht genommen werden kann und bie 
den Vorgang bei der Löſchung einer Hypothekarforderung normirende Vorſchrift 
des $. 51 ©. ©. davon nicht berührt wird. 

Entf. v. 11. Jänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©.-U.). Dem fter- 
pfandgläubiger, welcher bona fide das executive Afterpfandrecht auf eine Hypes 
thefarforberung erwarb, kann, da biefelbe nicht bücherlich gelöfcht worden ift, 
deren Erlöſchung durch Zahlung nicht entgegengehalten werben. 

Entf. v. 11. December 1866, Nr. 10947 (©. H. 1867, Nr. 75). 
Die Erwerbung des Afterpfandrechtes ift von der Zuftimmung des Hypothek- 
befiger8 unabhängig. 

Entf. v. 13. Februar 1866, Nr. 1072 (2389 ©.-U.). Der After 
pfandgläubiger, welder das Afterpfandrecht nicht durch Big. erwarb, kann ſich 
gegenüber der Regel des $. 442 B. ©. nicht auf die 88. 456 u. 367 ibid. 
berufen, und nicht auf $. 469 ibid., da zur Zeit des Anſuchens um Eintragung 
de8 Afterpfandrechtes dad Pfr. für den Schuldner noch gar nicht haftete, fon» 
dern erſt gleichzeitig eingetragen wurde, daher dad Afterpfandrecht nicht im Ber- 
trauen auf die Öffentlihen Bücher erworben worden iſt. Auch wider einen folden 
Aterpfandgläubiger find daher die Einwendungen des Hypothekbeſitzers wider 
den Superpränotaten wirkfam. 

Entſch. v. 31. Mai 1865, Nr. 4486 (2196 ©.-U.): Solange bie Lö» 
[hung des Pfors. nicht erfolgte, haftet der Egthr. nad 8. 454 8. ©. aud für 
bie fuperintabulixten Forderungen. Das Rechtsverhältniß eines After- 
pfandgläubigers iſt zwar von jenem eines Ceſſionars verſchieden; 
allein auch beim Ceffionar, der eine büderlihe Forderung über- 
nommen bat, erhält der Grundſatz, daß Niemand mehr Re. über- 
tragen kann, als er felbft hat, aus ber Fürſorge, den öffentlichen 
Bädern allgemeines Zutrauen zu verfhaffen, die im $. 469 ibid. 
ausgenrüdte Beſchränkung. 

Entſch. v. 1. September 1863, Nr. 5491 (1778 ©.-U.). Wenn- 
gleich zu Folge 8. 449 B. ©. jedes Pfor. auf eine giltige Forderung 
fig bezieht und nad $. 1412 ibid. jede Verbindlichkeit durch die 
Zahlung aufgelöft wird; fo erflärt doch $. 469 ibid., welder im 8.1412 
ibid. ausprüdlich bezogen wird, daß eine Hypothek ausnahmsweiſe 
durch die Tilgung der Schuld nit aufhört... ., fondern fo lange 
verhaftet bleibt, bis die Schuldurkunde aus den öffentlihen Büchern 
gelöſcht iſt. Die Zahlung ift daher dem gutgläubigen Afterpfandgläubiger 
gegenüber unwirkſam. 
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(6. 455 — gl. 5. 14258. @. und bei $. 454 cit.) 
8. 455. Wird ber Eigenthümer von der weiteren Berpfänbung benachrichtiget; fo Tann er 
feine Schuld nur mit Willen defien, der das Afterpfand hat, dem Gläubiger abführen, ober er 
muß fie gerichtlich hinterlegen, fonft bleibt das Pfand dem Inhaber des Afterpfandes verhaftet. 

Entf. v. 28. December 1875, Nr. 10543 (©. Ztg. 1876, Nr. 75). 
Auf den (min.) Hypothekeigenthümer, welchem bie Forderung zugleich für feine 
Anfprühe wegen etwaiger ſchlechter Bewirthſchaftung der Realität burch ven 
Pfandgläubiger afterverpfändet ift, findet $. 455 B. ©. keine Anwendung. 

Entfd. v. 14. October 1875, Nr. 8136 (5883 ©.-U.). Das in 88. 455 
u. 1425 3. ©. dem Schuldner eingeräumte R. des Erlages der fälligen Schuld 
involoirt das entſprechende R. des Gläubigers, wem ſchon nicht die Zahlung 
an ihn verlangt werben kann, diefen Erlag zu fordern; denn die Abficht des 
Geſetzgebers geht offenbar dayin, den Gläubiger in der Öeltend- 
madhung feiner bereits fälligen Forderung nur infoweit und info 
lange zu befhränten, als e8 die obwaltenden Intereffen des Schuld⸗ 
ners oder Dritter erheifhen [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 7. November 1872, Nr. 10843 (4767 ©.-U.). Wenn bie 
Schuld fälig, aber afterwerpfändet und der Gläubiger daher nit in der Lage 
ift, die imtabulationsfähige Quittung auszuftellen, können die Schuldner nicht zur 
Zahlung, müſſen aber zum gerichtlichen Erlag verurtheilt werden (88. 455 u. 
1425 B. ©). [Aechnl. ver Entſch. Nr. 8136 ex 1875.] 

Entf. v. 24. Februar 1869, Nr. 1975 (©. Ztg. 1871). Pränotationen, 
weldhe mit dem Afterpfandredgte für Gebührenforderungen des Aerars behaftet 
find, können nicht gelöſcht werden, fo lange nicht die Gebühren bezahlt find und 
das Pfor. für felbe erloſchen ift. 

Entſch. v. 13. Auguft 1867, Nr. 6604 12837 ©.-U.). Das auf ber 
Realität einverleibte Capital zur Sicherftellung einer lebenslänglihen Rente ift 
nicht als eine zu Gunften des Hypothekeigenthümers haftende Satzpoſt, fondern 
ald ein zu Gunften des Nentenbezugsberedtigten der Dispofition des Egthrs. 
entzogener Theil des Realitätenwerthes anzufehen, welder einen Theil des Meiſt ⸗ 
botes bilvet und alfo nah Erlöſchen des Rentenbezuges nicht deren früheren 
Egthr. auszuzahlen, fondern zur Befriedigung der Gläubiger zu vermenden if. 
Die von dem Gläubiger des Hypothekeigenthümers erwirkte executive Einant- 
wortung biefes Bebedungscapitald bleibt daher bei der Meiftbotvertheilung un⸗ 
berüdfichtigt. 

Entf. v. 21. Auguft 1866, Nr. 7470 (2584 ©.-U.). Die Beflreitung 
des Termindverluftes durch Oppofitionsflage iſt ...... aud deßhalb unge- 
gründet, weil ber zur. Zeit des erecutiven Einfhreitens auf dem 
Eapital haftend gewefene Superfag nit hinderte, die fällige Rate 
nadı 88. 455 u. 1425 B. ©. gerichtlich zu erlegen. 

Entſch. v. 13. Juli 1865, Nr. 5683 (2225 ©.-U.). Das Mandat auf 
gerichtlichen Erlag der Schuldſumme ift gemäß M. Vog. v. 18. Juli 1859, 
Nr. 130 R. ©. B., bei im Uebrigen vorhandenen Bedingungen zu erlaffen, da 
die Re. des Afterpfandgläubigers im Sinne der 88. 455 u. 1425 ibid. bereits 
ee find und obige Berorbnung bie Faftenfreiyeit der Forderung nit vor⸗ 
ausjegt. 

Entf. v. 25. September 1862, Nr. 6472 (1564 ©.-U.). Die Löſchung 
des Pfors. Über Ausweis des nad SS. 455 u. 1425 B. ©. gefchehenen Er- 
lages ift unzuläffig, weil nur ein rechtmäßig gefchehener Exlag die Stelle der 
Zahlung vertritt, worüber der Nachweis durch Erklärung des Oläubigerd ober 
gerichtliches Erkenntniß vorliegen muß, nicht aber der Tabularrichter abſprechen 
kann [vergl. auch $8. 49 —51 des ©. ©. v. 25. Yuli 1871, Nr. 95ER. ©. 3.]. 
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Entid. v. 6. März 1860, Nr. 1419 (1097 ©.-U.). Die Klage auf 
Equidhaltung des Afterpfanprechtes ift gegen die Concursmaſſe des Hypothel- 
beſitzers zuläffig, weil $. 455 B. ©. eine Verbindlichkeit dem Befiger der Pfand- 
fahe gegen den Afterpfandgläubiger auferlegt und Legterem ein R. an der Pfand- 
fahe einräumt. 

Entf. v. 26. Jänner 1859, Nr. 264 (716 ©.-U.). Der Egthr. einer 
mit Afterpfandrechten belafteten Satzpoſt ift berechtigt, von dem Hypothekarſchuldner 
den gerichtlihen Erlag ver fälligen Forderung zu begehren, 

Entfd. v. 8. Juli 1858, Nr. 7278 (592 ©.-U.). Durch 8.455 2. ©. 
wird dem Gläubiger nicht benommen, auch ohne Zuftimmung des Afterpfand- 
glänbigers die Zahlung zu begehren, welche jedoch durch gerichtlihen Erlag zu 
gefhehen hat. . 

Entjd. 0.09. December 1857, Nr. 12727 (485 ©.-U.). Auf Grund 
einer Urkunde, worin die Löſchung einer Satzpoſt „nad Ertabulirung bes darauf 
baftenden Superfages“ bewilligt wird, fann die Saglöfhung nicht' erfolgen. . 

Entſch. v. 24. März; 1857, Nr. 1422 (318 ©.-U.). Der Hypothelar- 
gläubiger hat das R., auf Zahlung der Schuld gegen unter Mitwirkung des 
Afterpfanpgläubigerd auszuftellende Löfhungsquittung oder gerichtlichen Erlag 
zu Magen. 


Berpfändung einer fremden Sache. 


6 — , 867, 1101; 881; 4. 460, 1868; 863; 8. 548 8. ©.; Bat. v. 5. April 1782, Nr. 40, 
v. 2. 1845, Ar. 889 und vo. 10. April 1837, Nr. 189 J. ©. ©.; (Ueber den Gegenfag der Aus⸗ 
„verpfänben”, „pländen”:) 93. 461, 458, —— 8 460, 632, 839, 1128, 1348; $8. 832, 1186, 1821, 


8. 456. Wird eine fremde bewegliche Sache ohne Einwilligung des Eigenthümers verpfänbet, 
fo Hat diefer in der Regel zwar das Recht, fie zurüctzufordern; aber in folhen Fällen, in 
wegen die Eigenthumsklage gegen einen redlichen Befiger nicht ftatt hat (8. 367), iſt er ver- 
bunden, entweber den reblihen Pfandinhaber ſchadlos zu halten, ober das Pfand fahren zu 
laffen, und fi mit dem Erfagrechte gegen den Verpfänder zu begnügen. 

Blenar-Entfd. v. 5. Februar 1879, Nr. 557—586 (9. B. 1879, 
Nr. 13). Nach eingehender Interpretation der 88. 367 u. 1101 B. ©. und 
mit Berufung auf die ratio legis des geſetzlichen Pfors. des Vermiethers, welder 
dard die Aufländigungsfriften gebunden, das Miethverhältniß nicht 
ſogleich, als der Miethzins nicht bezahlt wird, zu löfen und fid in 
den Befig der vermietheten Wohnung zu fegen vermag, und faum in 
der Lage ift, fih vor Abſchluß des Miethvertrages über ven allfäl- 
ligen Beftand früherer Pfdre. Kenntniß zu verfhaffen, und ſich fo- 
dann plöglih der ibm vom ©. zugefiherten Dedung verluftig fehen 
würde da andererfeitd aber dem früheren Vermiether durd bie 
Transferirung vom ©. ſelbſt die Mittel geboten find, feine Re. wirf- 
fam zu wahren, wogegen wider ein bolofes Vorgehen bes jpäteren 
Bermiethersd die Vorſchriften der 88. 367, 368 u. 456 ibid. genügen 
den Schuß geben, wurde einzutragen befchloffen in’s Judicatenbuch Rr. 104: 
Das gefeglihe Pfor. des Vermiethers aus dem $. 1101 ibid. auf die 
eingebradten Einrihtungsftüde und Sahrniffe, hat den Vorzug vor 
den vor der Cinbringung in das Miethlocale auf diefelben erwor- 
benen Pfdre., infofern dem VBermiether nit tie Beftimmung bes 
8. 456 ibid. entgegenfteht. f 

Entfd. v. 7. Mai 1878, Nr. 3912 (G. Big. 1879, Nr. 43). Die 
Eigenthumsklage bezüglich einer auf einen beftimmten Namen lautenden Grund» 
emlaflungsobligation, welde von tem durch Giro in bianco in deren Beſitz ge- 
langten, im Öteneranıte als Caution deponirt, vom betreffenden Beamten einem 
Geldwechsler und von biefem weiter verpfändet worden war, ift wider den Geld» 

wich, bzgl. Geſetb. el. 18 
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wechſler begründet, weil die Obligation nicht dem Beamten, fondern dem Amte 
anvertraut war ($. 367 B. ©.); Art. 307 H. ©. erftredt fi nicht auf Grund- 
entlaftungsobligationen, — begründet au, wenn die Obligation ein Inhaber: 
papier fein würde, nah $. 370 B. ©., weil vie Obligation von jeder anderen 
unterſchiedbar beſchrieben ift [Schlußfolgerung]. Die Klage ift wider den dritter 
Pfandinhaber zuläffig, weil feines Autors, des Geldwechslers Gefchäftstreis fih 
nicht auf den Verkehr mit öffentlihen Cretitpapieren erftredt haben kann, da er 
nur eine Jahresſteuer von 3 fl. 15 fr. zahlt. 

Entf. v. 21. Februar 1878, Nr. 10521 ex 1877 (I. B. 1878, Nr. 22). 
An dem durch den Machthaber übernommenen Gelde erwirbt der Machtgeber 
das Egth.; das Geld kann, wenn es bei der Vornahme ber erecutiven Pfändung 
noch unvermengt mit anderem Gelde vorgefunden wurde, auch execindirt werben, 
ta 8. 456 B. ©. auf das prätorifche Pfr. keine Anwendung fintet. 

Entſch. v. 7. Februar 1878, Nr. 7694 (I. B. 1878, Nr. 52). 8. 456 
B. ©. ift mindeſtens dann aud auf das gerichtliche Pfor. anwendbar, wenn ver 
Erecut, dem fremde Sachen anvertraut waren, bei der Vornahme der Pfändung 
derfelben anmejend war, ohne bieffalls eine Einwendung zu erheben und fih 
dadurch eines Vertrauensmißbrauches ſchuldig gemacht hat [Schlußfolgerung — 1]. 

Entſch. v. 8. November 1877, Nr. 7481 (©. Ztg. 1878, Nr. 86). 
Die Beftimmung des $. 456 B. ©. findet auf das erecutive Pfor. 
feine Anwendung, da diefer Paragraph von berpfünbeten im Gegen- 
fage von dem durch das Geriht mit Pfand belegten oder gepfänbeten 
Saden handelt. Die Ausnahmsbeſtimmung des $. 367 ibid. tritt 
nur dann ein, wenn der Vertrauensmann des Egthrs. felbft dem 
Dritten eine Sache gegen Entgelt überlaffen oder verpfändet hat 
und fann nicht auf den Fall ausgedehnt werden, wo die Sade vom 
Gerichte einem Dritten überantwortet oder für ihn gepfändet wor: 
den ift. Der Excindirungsklage ift ftatizugeben. [Aehnl. der Entſch. Nr. 10521 
ex 1877; worſpr. der Entſch. Nr. 7694 ex 1878.] 

Entſch. v. 29. Yuli 1875, Nr. 5891 (©. 9. 1876, Nr. 83). Der 
Nüdforderungsanfpruh des Egthrs. von Papieren, welche vertragsmäßig an einem 
Geſellſchafter perfönlic zu beftimmten Zwecken geliehen, von biefem aber vertragd- 
widrig in die Geſellſchaftscaſſe eingebracht und verpfändet wurden, iſt begründet 
in 8. 1041 ®. ©. und die Geſellſchaftsconcursmaſſe Tann ſich hiergegen nicht 
auf den 8. 456 ibid. berufen, weil dieſer nur die Collifion des Egths. umd 
Pors. normirt, daher nur gilt, weun der Egthr. feine Sache unmittel- 
bar von dem Pfanpgläubiger fordert, nicht aber für den Fall, wenn 
ein Contrahent von dem andern die Erfüllung des Btgs. begehrt, 
wobei e8 des Letzteren Sade bleibt... den gemäß Btgs. zurüdzu- 
ſtellenden Gegenftand fi evident zu verfchaffen, falls er ſich des⸗ 
felben, der Verabredung zuwider, entäußert hätte. Das wider die 
Klage aus 8. 27 €. O. erhobene Bedenken ift nit begründet. 

Entſch. v. 4. Februar 1875, Nr. 12741 (5619 ©.-U.). Die Pfändung 
oder Berpfändung eines fimulationshalber acceptirten und übergebenen Wechſels 
ift unwirkſam; die Pfandgläubiger können fi nicht auf 88. 367, resp. 456 DB. ©. 
berufen, weil der Acceptant eines Wechſels nicht als deſſen Egthr. erfcheint 
und daher nicht geſagt werden kann, daß die Wechſel von dem Egthhr. dem 
Pfandſchuldner anvertraut worden ſeien. 

Entſch. v. 13. October 1874, Nr. 9401 (5499 ©.-U.). Auch zur Be⸗ 
gründung des gefeglihen Pfors. des Vermietherd nah $. 1101 B. ©. kommt 
es nad) dem bort citirten $. 367, welcher aud in 8. 456 ibid, berufen wir, 
auf den guten Glauben des Vermiethers an, da nur dem redlichen Pfandnehmer 
nad $. 456 cit. das Pfor. nicht entzogen werben; aber das nach der Einbringung 
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in die Wohnung und damit erworbenem Pfor. erfolgende Hervorfommen des Um⸗ 
Rantes, daß die Effecten fremdes dem Miether anvertrautes Egth. feien, das 
bereitö- bona fide erworbene Pfor. nicht berühren kann. 

Entſch. v. 16. April 1873, Nr. 3277 (4938 ©.-U.). Die Vorſchrift 
bes 8. 456 B. ©. ift auf das erecutive Pfor. nicht anwendbar, zumal wenn 
der nachherige Ereindirungsffäger feinen Eigentbumsanfpruh an den Mobilien 
bei der Pfändungsvornahme angemelvet hat. 

Entſch. v. 21. März 1872, Nr. 11861 (4534 ©.-U.). Dem bona fide 
erworbenen erecutiven Pfor. Tann die erft fpäter erfolgte Notification der vor 
der Pfändung geſchehenen Eeffion der gepfändeten Forderung nicht eingewendet 
werben, weil vor ber Notification durch Ceſſion nur zwiſchen Cedent und Eeſſionar 
eine Verbindlichkeit beſteht; Dritten gegenüber aber bie cedirte Forderung als 
duch Unterlafjung der Notification vom Geffionar dem Cendenten anvertraut 
erſcheint, und es ift unentſcheidend, ob biefe Forderung vom Cedenten verpfänbet 
oder. ihm erecutiv gepfänbet wurbe. 

Entſch. v. 10. Jänner 1872, Nr. 9449 (4437 ©.-U.). 8. 456 B. ©. 
if anf die gerichtliche Pfändung unanmwenbbar, weil er, wie das Wort „Ber- 
pfänden“ zeigt, vorausfegt, daß ein Dritter eine fremde bewegliche Sache ohne 
Einwilligung des Egthrs. verpfänbet hat, nicht aber diefelben gerichtlich gepfündet 
worben find. 

Entſch. v. 27. Yuli 1871, Nr. 7257 (4235 ©.-U.). Die Beftim- 
mung bes 8. 824 B. G., welche den britten redlichen Befiger ber 
vom vermeintliden Erben erworbenen Erbfhaftsftüde gegen den 
wirklichen Erben fhüßt, beruht auf der gleihen ratio legis wie die 
Auordbnung der $$. 367 u. 456 ibid. und hat die Begänftigung des 
tepfihen Befigers fogar noch weiter als im $. 367 ibid. ausgedehnt; 
e8 entſpricht daher fiher dem Geifte des ©8., den 8. 824 cit. nicht 
auf den Fall der Eigentbumsübertragung einzufhränfen, fondern 
per analogiam aud auf den Fall der Einräumung eines Pfors. an- 
zuwenden, welches die eventuelle Beräußerung der Pfandſache in 
fi fließt. 

Entf. v. 18. November 1869, Nr. 8536 (3576 ©.-U.). Daraus 
allein, daß die Gattin ihre Fahrniffe in die Wohnung des Gatten gebracht hat, 
dem fie dahin zu folgen verpflichtet ift, der allein die Wohnung miethete und 
als deſſen Aftermiether fie nicht angefehen werben Tann, folgt nicht, daß fie diefe 
Effecten ihrem Manne anvertraute im Sinne des $. 367 B. ©. [Schlußfolgerung). 

Entfd. v. 17. Yuni 1869, Nr. 4326 (3448 G. U.). Der Haupteid 
darüber, daß dem Pfandglänbiger das Eigenthumsrecht des Exeindirungsklägers 
bekannt geweſen fei, ift unzuläffig. 

Entf. v. 24. März 1868, Nr. 1115 (3019 ©.-U.). Bei mehrmaliger 
Mobilarpfändung gebührt ter Vorzug umbebingt dem älteren Pfandgläubiger, 
weil der 8. 367 B. ©. wo es ſich um die Reihenfolge geridtlidger 
Bidre. handelt, niht anwendbar ift, da er von der Vindication des 
Egths. fpriht und aud ber $. 456 ibid. nur von einer fremden be- 
weglihen Sade handelt, die ohne Einwilligung ihres Egthrs. ver- 
Pfändet wurde. 

Entf. v. 4. December 1867, Nr. 9146 (2939 ©.-U.). Der Käufer, 
welcher die fpäter gepfänbeten Objecte im Gewahrſam des Erecuten belaffen hat, 
iR zur Mage auf Umwirkfankeit der daran vollzogenen Pfändung nicht berechtigt 
(88. 456 u. 367 8. ©). 

Entf. v. 9. October 1867, Nr. 7742 (2867 ©.-U.). Der Pfand» 
glänbiger, welcher die gepfänbete Sache beim Erecuten belaflen hat, muß nad 
Analogie der 88. 456 u. 367 B. ©. dem fpäteren vertragsmäßigen Pfand⸗ 
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gläubiger weichen, da er ja felbft, wenn er Egthr. und nicht bloß Pfand- 
gläubiger wäre, ven reblihen zweiten Pfandgläubiger ſchadlos hal- 
ten müßte. — [Worfpr. der Eutſch. Nr. 1115 ex 1868 (?)]. 

Entſch. v. 13. Februar 1866, Nr. 1072 (2389 G.-U.). Der After 
pfanbgläubiger, welcher das Afterpfandrecht nicht durch Vtg. erwarb, kann ſich 
gegenüber der Regel des $. 442 B. ©. nicht auf die 88. 456 u. 367 ibid. 
berufen, und nicht auf $. 469 ibid., da zur Zeit des Anfuchens um Eintragung 
des Afterpfandrechtes das Pfor. für den Schuldner noch gar nicht haftete; ſon- 
bern erſt gleichzeitig eingetragen wurbe; baher das Afterpfandrecht nicht im Ber- 
trauen auf die öffentlichen Bücher erworben wurde. Auch wider einen ſolchen 
Afterpfanbgläubiger find daher die Einwendungen des Hypothelbeſitzers wider die 
Superpränotaten wirkfam. 

Entſch. v. 22. September 1863, Nr. 6521 (1803 ©.-U.). Das Pfor., 
welches bona fide auf eine Realität erworben wurde, worauf die Schuldner durch 
Fälſchung eines Kaufvertrages ihre Eigenthumseinverleibung erwirkten, muß nad) 
88. 456 u. 469 B. ©. aufreht erhalten werden. — Worſpr. den meiften 
übrigen dießbezüglihen Entſch.] 

Entſch. v. 13. November 1861, Nr. 6949 (1417 G.-U.). Die Ber- 
pfändung eines verhältnißmäßig fehr werthvollen Objectes ift fein Umftand, 
woraus gegründeter Verdacht gegen die Redlichkeit des Beſitzes des Verpfänders 
geſchöpft werben Tann. 

Entſch. v. 21. December 1859, Nr. 14419 (986 ©.-U.) Das ge 
jegliche Pfor. des Vermiethers geht aud dem richterlihen ober vertragsmäßigen 
Pfore., welches bar Einbringung der Effecten in die Wohnung an denfelben er- 
worben wurde, voraus, denn das Hofd. v. 10. April 1837 läßt nur den Zweifel, 
ob Gläubiger, welche das Pidr. nah Einbringung der Effecten aber bar Ueber⸗ 
reihung der Zinsklage erwarben, demſelben nicht vorgehen; es wäre wider- 
finnig, wenn jener, welder dem Miether Effecten geliehen bat, 
ungeadtet feines Eigenthumrechtes dem Vermiether weihen muß, 
und biefes nicht aud von jenen gelten follte, dem nur ein Pfor. zu⸗ 
ſteht, welder aber die Sachen gleihfalls in der Innehabung bes 
Schuldners (Miethers) läßt. 

Plenar-Entid. v. 7. Jänner 1858, Nr. 12304 (498 ©.-U.), einge 
tragen in's Iudientenbuh Nr. 24: Die im erften Sage des 8.1101 8. ©. 
enthaltene Beftimmung, daß das dem Bermiether eingeräumte ge- 
feglihe Pfor. fih audh auf die dem Miether von einem Dritten an» 
vertrauten Einrichtungsſtücke und Fahrniffe erftrede, ift auh auf 
Vieh und auf Wirthfchaftsgeräthfchaften anwendbar, auf welde dem 
Berpädter nah dem Schlußfage desfelben Paragraphes das Pfor. 
zufteht. — Hinfihtlid der dem Miether oder Pächter von einem 
Dritten anvertrauten Oegenflände der angezeigten Art wird das ge- 
feglihe Pfor. des Bermiethers oder Verpächters nur dann audge- 
ſchloſſen, wenn viefelben nah den Vorſchriften der 88. 367, 368 u. 
456 ibid. von dem Miether oder Pächter nit wirkſam veräußert 
oder verpfändet werden konnten. 

Entſch. v. 21. Auguft 1857, Nr. 6409 (1028 G-U.). Der Pfand- 
nehmer, welchem eine auf Namen eines Dritten lautende Obligation ohne Vor⸗ 
weifung der Ceffion verpfändet wird, muß als unrebliher Pfanpbefiter dem 
Egthr. weichen. 

Entſch. v. 1. Yuli 1857, Nr. 5832 (B. ©. 226). Der 8. 456 8. ©. 
bezieht fi) nur auf bie freiwillige Verpfändung; nicht auf die gerichtliche Pfän- 
dung einer fremden Sache. 

Entfd. v. 4. Iuni 1857, Nr. 2472 (373 G.-U.). Wer von einem 
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hanſtrenden Leinwandhãndler für einen ungemöhnlich hohen Kaufpreis ein auf noch 
köheren Betrag lautendes Sparcaffabühel in Pfand nahm, kann dem Egthr. 
genÄber, dem es geftohlen wurde, nicht bona-fide-Erwerb vorſchützen. 

Entſch. v.? 1844 (B. ©. 224). Der Nationalbank (öflerr-ungar. Banf) 
gebührt das Vorzugsrecht auf die bei ihr verpfändeten Effecten im Falle des 
Concurſes über den Berpfänder nur infoferne, als dieſe nicht erweislid Egth. 
eines Dritien find. 

Entſch. v. ? 1833 (B. ©. 225). Im Falle einer erecutiven Pfändung 
ber von einem Dritten dem Schuldner anvertrauten Sachen findet auch gegen den 
redlichen Crecutionsführer die Excindirungsklage ftatt. 


Obijectiver Amfang des RYfandrechtes. 


re 


457 — gl. 6. 302; 88. 889, 1138; 96. 294, 296, 206, 404, 405; 66. 466, 1872; 98. 1102; 642 ©. @.; Hofb. 
7. Hpril 1798, Rr. 407, v. 27. Juni 1791, Wr. 170, v. 6. Mai 1814, Nr 1086 und v. 18. October 1790, 
Nr. 63 3. 8. S.; Hoffzlb. v. %0. Jänner 1834, Mr. 2688; Hefb. v. 8. März 1888, Ar. 2600 I. 6. &.) 

3 A458. Das Pfandrecht erftredt fi auf alle zu dem freien Eigenthume des Berpfänders 
sehörigers Theile, auf Zuwachs und Zugehör des Pfandes, folglich auch auf die Früchte, info- 
lange fie noch nicht abgefondert und bezogen find. Wenn alfo ein Schuldner einem Gläubiger 
fein Gut, und einem andern fpäter die Früchte desfelben verpfänbet; fo ift bie fpätere Pfän⸗ 

bung nur in Rüdfiht auf bie fhon abgefonderten und bezogenen Früchte wirkſam. 

Entſch. v. 20. Auguft 1878, Nr. 9052 (©. Ztg. 1879, Nr. 69). Die 
ideellen Theile einer Realität find für die auf ber ganzen Realität einverleibten 
Zorderung folidarifh verhaftet, wenn auch in dem Pfanbvertrag die Solidar⸗ 
haftung nicht ausdrüclich bedungen if (8. 457; 1368 u. 447 B. ©.). 

Entſch. v. 16. April 1878, Nr. 4337 (©. Big. 1877, Nr. 38). Da 
durch die executive Feilbietung an den Men. der auf der verfteigerten Realität 
figer geftellten Glänbiger, fefern fie durch den Meiftbot gededt find, nichts ver- 
indert wirb (SS. 443, 928, 1089 8. ©., $. 328, lit. b a. ©. D.); muß, 
wenn nicht über Einverftänpnig der Intreſſenten die Feilbietungsbedingniffe andere 
Beſtimmungen enthalten, bie Ansgebingsleiftung jährlih in matura fo lange der 
Veiftbot ſammt 6%/,igen Zinfen unter Beranfchlagung der jährlihen Ausnahms- 
leiſtung nach gerichtlihem Schägwerth zulangt, vom Erfteher an die Ausnehmer 
erfolgen. Erſt ver nad Ableben der Ausnehmer eventuelle erübrigte Reſt kommt 
dem nachfolgenden Satzgläubiger zu; denn für das Wusgebinge dient nad 
$. 457 ibid. die erequirte Realität felbft, und nit bloß das Erträg- 
nik derfelben als Pfand, daher hier and die Vorſchrift bes $. 39, 
af. 2 © O. v. 25. December 1868, Nr. 1 R. ©. B. für 1869 
analoge Anwendung findet [Schlußfolgerung]. 

Eutſch. v. 8. Anguft 1877, Nr. 6245 (©. 9. 1878, Nr. 12). Der 
Fortfegung der dem Pfanpgläubiger „bewilligten Execution fteht der Umftand nicht 
entgegen, daß das mittlerweile (beim Brande der Stadt, wobei auch die Grund» 
bũcher verbrannten) eingeäfherte Haus auf zum Theil noch anderen nit ur« 
fpränglicy mitverpfändeten Parcellen neu erbaut wurde, weil das Pfor. nad 
8. 457 3. ©. fi auf alle zu dem freien Egth. (der Grundbudsein- 
lage) des Berpfänders gehörigen Theile und auh auf Zuwachs und 
Zugehör des Pfandes erfiredt. 

Entf. v. 9. November 1875, Nr. 12176 (5906 ©.-U.). Der De 
ponent zur Abwendung der ficherſtellungsweiſen Erecution gerichtlich erlegter 
Obligationen hat fein R., die Ausfolgung der fällig gewordenen Coupons zu 
verlangen, weil das Pfor. auch auf die Coupons der vorbehaltlos erlegten Pa- 
piere zufteht; dieſes Pfor. aber dem Gläubiger nicht ohne feine Zuflimmung 
durch die Erfolglaffung entzogen werben darf. 

Entf. v. 17. December 1874, Nr. 12279 (5571 ©.-U.). Nach ter Natur 
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des Verfachbuchſyſtems kann in Tirol zwar ohne Verfachung das 
Pfor. an einem unbeweglichen Gute nicht erworben werden; nachdem 
aber der Richter eine Prüfung über den Befland des RE, welches 
durch Berfahung erworben werden foll, nit vorzunehmen hat, folgt 
aus der Berfahung einer Urkunde nicht, daß damit au wirklid das 
Pfdr. begründet werde. Es kann daher einem Sequefter nit zuge- 
muthet werden, für die Bezahlung der Intereffen der im Berfad- 
buch eingetragenen Poften Sorge au tragen... . und fann aud dem 
Hofd. v. 6. Mai 1814, Nr. 1085 I. ©. ©., weldes ausdrücklich von 
grundbüderligen und landtäflihen Forderungen fprict, für Tirel 
in diefer Beziehung eine Wirkſamkeit nit zuerlannt werden. Es 
muß daher in Tirol dem Gläubiger vorbehalten werben, fih im 
Valle einer Sequeftration.... rechtzeitig den Zinfenbezug zu fihern. 

Entfd. v. 10. November 1874, Nr. 11918 (5532 G. U.). Der Be- 
willigung der Sequeftration der noch vor der Concurseröffnung erworbenen Hypo: 
thef fteht 8. 12, Abf. 2 C. D. nicht entgegen, vielmehr kann die Erecution und 
alfo aud die Sequeftration nah dieſem Paragraph und nad 8. 457 B. ©. 
da ſich das erworbene Pfor. auch auf die Früchte der Pfandfache erftredt, ſelbſt 
nad} der Concurseröffnung erwirlt und fortgefegt werden. 

Entfd. v. 7. Juni 1874, Nr. 7046 (5410 ©.-U.). Die im $. 4 ber 
M. Bdg. v. 18. Yuli 1859, Nr. 130 R. ©. B. angegebene Art der Erecution 
zur Sicherſtellung durch Pfändung und Schägung und durch Sequeftration muß 
mit Rüdfiht auf $. 7, Alinea 2 der kaiſ. Vog. v. 21. Mai 1855, Nr. 95 
R. G. B. und $.6 ber erfteren Bog. im vollen Umfange bewilligt werden, auch 
ohne Nachweis der Unzulänglichleit des bereits beftellten Pfandes, weil fonft ver 
vertragsmäßige Pfandgläubiger ſchlechter geftellt wäre als derjenige, der erft ein 
executives Pfor. erwerben will und weil nad $. 457 B. ©. das Pfor. auch auf 
die noch nicht abgefonderten oder bezogenen Früchte ſich erftredt. 

Entfd. v. 6. Mai 1873, Ar. 2116 (4957 ©.-U.). Mit Berufung auf 
die in 88. 1412 u. 1413 B. G., dann 88. 32 u. 34 C. D. normirten Grund» 
fäge und da nad $. 457 B. G., welcher aud für das Ausgedinge Anwendung 
findet, zu deſſen Berichtigung als Pfand die Realität felbft und nicht nur das 
Erträgniß derfelben dient — murde einzutragen befchloffen in’s Spruchreper⸗ 
torium Nr. 49: Der Erfieher einer erecutiv feilgebotenen Realität 
bat ein hierauf haftendes Ausgedinge aud dann, wenn über die Art 
der Leiftung desfelben in ven Weilbietungsbedingungen keine fpe- 
cielle Beftimmung getroffen ift, auf die durch bie dießfällige Tabular- 
poft bezeichnete Weife in Natur zu leiften und iſt der Umfang feiner 
Haftung begrenzt durch die Zulänglichleit des auf den Meiftbot 
gänzlid ober nur zum Theile gewiefenen für dad Ausgedinge er- 
mittelten Bededungscapitales. 

Entſch. v. 16. October 1872, Nr. 9926 (4736 G.-U.). Mit ähnlicher 
Begründung wie sub Nr. 7046 ex 1874 wurde eingetragen in's Sprudreper- 
torium Ar. 23: Der mit einem durch Btg. beftellten Pfand verſehene 
Gläubiger ift auf Grund des nad den Gen. v. 21. Mai 1855, Ar. 95 
und v. 18. Juli 1859, Nr. 130 R. ©. B. erwirkten Zahlungsbefehle 
beredtigt, die Erecution zur Sicerftellung auf das beftellte Pfand 
mittelft erecntiver Pfändung und Schägung und aud mittelft Seque- 
Rration zu führen, ohne zum Behuf der letztgedachten Erecutionsart 
die Unzulänglichkeit der durch das beftellte Pfand erlangten Dedung 
glaubwürdig darthun zu müffen. 

Entſch. v. 3. April 1872, Ar. 3459 (4548 ©.-N.). Aehnl. der Entſci. 
Nr. 7046 ex 1874. 
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Entf. v. 7. December 1871, Nr. 14619 (4354 ©.-U). Im Sinne 
des $. 457 B. ©. haftet jeder Theil der Pfandſache ſolidariſch für 
die ganze Pfandſchuld, und da burd bie fpäter erfolgte Veräußerung 
von !, der Realität daran nichts geändert wurde ($. 466 ibid.); fo 
folgt im Hinblid auf den $. 891 ibid., daß der Pfanpgläubiger be- 
rechtigt ift, aus dem Kaufpreis der in Execution gezogenen °/, feine 
ganze Forderung hereinzubringen. 

Entf. v. 14. März 1871, Nr. 2680 (4088 G. U.). Der Pfand» 
gläukiger ift zur Berzichtleiftung auf das Pfor. an beflimmten Antheilen der 
Pfandſache und ausfchlieglihen Geltendmachung bezüglich der anderen Antheile, 
wenn felbe verihiedenen Egthrn. gehören, bereditigt, da nah $. 457 B. ©. 
alle Theile der Pfandſache folivarifch haften. Den hiedurch befhädigten (? $. 37 
€. D.) Hypothefnabfolgern, welche erfteren Antheil im Erecutionswege erftanden, 
legteren gegen Laftenübernahme gefauft haben, fteht hiergegen feine Cinwendung 
zu [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 8. März 1871, Nr. 9958 (4084 ©.-U.). Nah 88. 457, 
1479 u. 1482 B. ©. verjährt das Forderungsreht auf keiner ber dafür fimultan 
verpfänteten Realitäten durch Nichtgebrauch des Rs., fo lange von den Befigern 
einer Simultanhypothef die Leiftäng fortgefegt wird; die Beſchränkung müßte 
dur Erwerbung oder Erfigung des Hinderungs- oder Unterfagungsredhtes bes 
wirkt werben. 

Entſch. v. 26. Yänner 1869, Nr. 542 (3261 ©.-U.). Die fiher- 
ftellungsweife Execution eines für diefelbe Forderung bereits verpfänbeten Gutes 
duch Sequeftration ift zuläffig, weil .... die Sequeftration in der Be— 
Rimmung des 8. 457 8. ©., nad welder das Pfor. fih auf die noch 
nit abgefonderten oder bezogenen Früdte ver verpfändeten Sade 
erfiredt, begründet wird. 

Entfd. v. 6. Auguft 1868, Nr. 6743 (3107 G.⸗U.). Da in bem 
Dienftivertrage ausdrücklich die alljährliche Berzinfung der Caution bebungen ift, 
fann vie Deutung, daß auch die Interefien der Caution mit für den Erfagan- 
ſpruch haften, nicht verfucht werben 5 914 B. ©.); es erſcheint vielmehr die 
Ausrehnung ter Haftung auf die Zinjen (8. 457 ibid.) durch Vtg. ausgeſchloſſen 
Schlußfolgerungſ. 

Entſch. v. 16. April 1867, Nr. 6896 (G. Ztg. 1867, Nr. 58). Auch 
ein auf eine noch nicht abgetrennte Parzelle erbauted, einem anderen Egthr. ger 
hörige8, zweites Haus ift in die Erecution einzubeziehen. 

Entf. v. 12. Februar 1867, Nr. 747 (2739 ©.-U.). Die Bertheilung 
von Simultanpoften auf die einzelnen Realitäten zum Zwecke ver Meiftbotver- 
teilung lann nur eine ibeelle fein, und ohne Einwilligung der Simultangläubiger 
nit derart durchgeführt werden, daß an Stelle des Simultaupfandrechtes neue 
PBore. für einzelne Theilbeträge treten. 

Entſch. v. 25. September 1866, Nr. 8743 (2618 ©.-U.) Das 
Por. auf die Früdte kann, wenn die Re. mehrerer Gläubiger in frage 
tommen, nur durch Sequeftration,, nit durch executive Einantwortung geltend 
gemacht werben. 

Entfd. v. 24. October 1865, Nr. 8866 (2299 ©.-U.). Die nod vor 
Soncurseröffnung bewilligte executive Einantwortung erfi nad der Eoncurseräff- 
nung fällig geworbener Miethzinfe ift der Concursmaſſe gegenüber wirkungslos, 
weil eine Borauszahlung nad 8. 1102 B. ©. nur dem fpäteren, im öffentlichen 
Bude eingetragenen, Oläubiger entgegengefegt werben kann und auch Gläubiger 
eingetragen waren, deren ven Betrag der Miethzinfe weit Überfteigende Forde⸗ 
rungen ein Pfor. geniehen, das auch auf den noch nicht fällig geweſenen Mieth- 
zins ſich erſtreckte — daher durch bie Erecutionsführung eines Gläubigers, der 
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früher fein Pfor. hatte und dem die erecutive Einantwortung nur früheren Ren. 
unbeſchadet bewilligt wurde, nicht beirrt werben kann. 

Eniſch. v. 10. Mai 1865, Nr. 3879 (©. H. 1865, Nr. 51). Eine 
am herrſchenden Grunde nfht eingetragene Servitut kann von defien Egthr. auch 
ohne Zuftimmung der Sapgläubiger aufgegeben werten. 

Entfd. v. 18. Februar 1862, Nr. 868 (1488 ©.-U.). Die Sequeftration 
eines unbeweglichen Gutes ift von den im 8. 822 B. ©. erwähnten Nedhte 
mitteln nicht ausgeſchloſſen, weil fie nah 8. 320 a. ©. O. und 8. 457 3. ©. 
nur als eine Art der Pfändung erfceint. 

Entf. v. 2. October 1860, Nr. 11419 (1200 ©.-U.). Die Veräußerung 
eines Theiled der Hypothek Tann an der Sollvarhaftung aller Theile derſelben 
nichts ändern. 

Entf. v. 21. Auguft 1860, Nr. 9419 (1178 ©.-U.). Es hat nad 
88. 297 u. 457 8. ©. durchaus feine Berechtigung zwifchen den urfprünglid 
beftandenen Bauftellen unb dem hadıher darauf aufgeführten Gebänve hinſichilich 
ber Re. der Hypothelargläubiger einen Unterſchied zu machen. 

Entf. v. 15. Februar 1860, Nr. 1140 (1082 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 11419 ex 1860. 

Entf. v. 5. Auguft 1859, Nr. 8798 (837 G.-U.; P. ©. 239): 
Wenn zwei Häufer, worauf eine Satpoft fimultan haftet, im Erecutionswege 
veräußert werden, und bei der Vertheilung bes Kaufſchillings um das eine Haus 
die Tabularforderung zur Zahlung aus dem Meiftbote für dasſelbe angewieſen 
wird, der Gläubiger aber aud Bei der Tagfatung über die Kaufihilingever- 
theilung um das andere Haus feine Forderung liguidirt, fo iſt diefe aud zur 
Zahlung aus dem Ficitationserlöfe für das zweite Haus anzuweifen, jedoch mit 
der Beſchränkung, daß der hierauf entfallende Betrag im Falle ihrer Bezahlung 
aus dem Meiftbote um die erfte Realität und fohin Erlöfhung der Simultan- 
Haftung der zweiten Realität für bie nächſt leer ausgehenden Gläubiger vorbe 
halten wird. 

Entfd. v. 2. November 1858, Nr. 10625 (643 ©.-NU.). Die Grund 
entlaftungdquote ift feine gewöhnliche Schuld, ſondern eine Reallaft, auf melde 
die Grundfäge des Pfors. nicht ohne weiters angewendet werben dürfen [Echluf- 
folgerung]. 

Entid. v. 30. Juni 1858, Nr. 6588 (587 ©.-U.). Nach dem Grund- 
fage tes 8. 457 8. ©. ift die fpätere Berpfänbung ber Früchte einer Hypothel 
nur bezüglich der ſchon abgefonderten und bezogenen Früchte wirkſam. 

Entf. v. 26. Mai 1858, Nr. 6588 (576 ©.-U.). Aehnl.-der Entſch. 
Nr. 6588 ex 1858. 

Entfd. v. 19. Mai 1858, Nr. 4912 (574 ©.-U.). Der Sequefter 
hat aus dem Exlöfe der Früchte einer Realität zunächſt die Zinfen der Pfand- 
ſchulden nad deren Rangordnung auszubezahlen. 

Entf. v. 15. April 1857, Nr. 2965 (330 ©.-U.). Der Grundfag, 
daß der auf ein Pfandobject gemachte Aufwand — welchen die Pfandgläubiger 
nicht felbft hätten maden müflen — (8. 1042 B. ©.) ihnen eine Erjagpflicht 
auferlege, widerfpriht nicht nur den Anoronungen des 8. 457 ibid., wornad 
Veränderungen an ber Pfandfahe den Pfanpnerus nicht beirren, fondern würde 
zu den wiberfinnigften Confequenzen führen, da jeder Bauunternehmer auch auf 
einer ſchon verſchuldeten Realität auf Koften der Pfandgläubiger Toftfpielige 
Bauten vornehmen könnte x. Ein Fall des $. 1041 ibid. liegt hiebei nicht 
vor, da nad) ben Begriffen des Pfors, niemals behauptet werben fann, daß eine 
auf Anordnung des Pfandeigenthümers unternommene Melioration der Pfandfache 
im eigentlihen Sinne zu Nugen ber Pfanbgläubiger unternommen worben fei; 
das Pfer. erhält durch folde Verordnungen feinen weiteren Inhalt; die Pfand» 
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glänbiger Tönnen nie mehr als die Befriedigung ihrer voraus beftimmten Forde⸗ 
rung verlangen. 

Entf. v. 9. December 1856, Nr. 10319 (246 ©.-U.). Das durch 
bie executive Sequeftration der Naturalfrüdte einer Realität erworbene Pfor. 
bezieht fih auch auf die aus einem fpäteren Beftandvertrag herrührende Padıt- 
ſchillinge. 

Entſch. v. 26. November 1856, Nr. 11394 (241 ©.-U.; P. ©. 235). 
Aehnl. der Entf. Nr. 11419 ex 1860. 

Entſch. v. 11. Juni 1856, Nr. 5556 (995 ©.-U.; P. ©. 234). Wenn 
der Egthr. einer Hypothek felbe am zwei Perfonen verfauft, fo wirb durch bie 
ideelle Theilung der Realität nicht auch das Pfor. getheilt. 

Entſch. v. 5. Iumi 1855, Nr. 3990 (96 ©.-U.). Der Gläubiger, 
welcher bloß die executive Pfändung der Realität und nicht aud deren Sequeftra- 
tion erwirfte, fteht bezüglich der Pachtzinfe demjenigen, welchem dieſe abgetreten 
wurden, nad, aud) wenn er nachträglich die Sequeſtration erwirkt. 

Entf. v. 31. Mai 1354, Nr. 574 (P. ©. 236). Der Gläubiger ift 
nicht berechtigt, auf das Pfor. bezliglic einiger ven verſchiedenen Egthrn. (Mit- 
erben) gehörigen ideellen Antheile einer Hypothek zu Schaden der anderen zu 
verzihten. — [Worfpr. allen neueren Entſch.] 

Entſch. v. ? (©. Zig. 1852, Nr. 18; B. ©. 2237). Die Entfhäbigung 
für die durch Einführung der allgemeinen Verzehrungsftener aufgelaufenen Con- 
fumtionsgefälle, welche fih im Privatbefige befinden, nämlich: die jährlihen Be⸗ 
träge der Taz⸗ und Umgeldentſchädigungen find als ein Zugehör tes Gutskörpers, 
fomit al8 eine unbeweglihe Sache anzufehen. 


Weste und BerBindfigkeiten des Yfandglaäubigers: 


a) bei Entderkung eines unzureichenden Pfandes; 


6.458 — vol. 6. 150 1.407; 3. aan, 17; 96. 923, 928, 928, von; $, 19; 1874; #. 871 — 875 8.G.; 
298 allg. und $. 388 gal. &. D.; $. 3 X -%) 


3.456. Wenn ber Bath eines — durch Berſchulden des Pfandgebers, oder wegen 

eines erſt offenbar gewordenen Mangels der Sache zur Bedeckung ber Schuld nicht mehr zu⸗ 

reichend gefunden wird; fo ift der Gläubiger berechtigt, von bem Pfandgeber ein anderes an- 
gemefienes Pfand zu fordern. 

Entf. v. 11. September 1873, Nr. 8935 (5078 ©.-U.). Auch bei 
Unmöglichfeit der Verwirklichung einer vertragsmäßig eingeräumten Berpfändung, 
weil das vwerpfändete Object bücherlich nicht als Egth. des Verpfänders erſcheint, 
ft nah $. 458 B. ©, die Pfandredtsvormerkung auf eine dem Berpfänder 
bücherlich zugefchriebenen Realität zu bewilligen. 

Entfd. v. 10. Mai 1871, Nr. 5403 (4160 ©.-U.). Das inehie 
mit dem Geſuche um Vormerkung einer Forderung nad) 8. 822 B. ©. geftellte 
Begehren um Sequeftration der Erbihaftsrealität ift unzuläffig, weil nicht einmal 
behanptet wurde, daß die Sicherftelung durch Vormerkung unzureihend fei. 

Entſch. v. 10. September 1870, Ar. 14694 (©. 9. 1871). Die Pfand» 
tehtsvormerfung auf andere al die vertragsmäßig beftellten Pfänder ift nur 
über gelieferten Nachweis des Borhandenfeins der Bedingungen des $. 458 
2. ©. zuläffig. 

Entfd. v. 26. Yuli 1870, Nr. 8745 (©. H. 1871). Aehnl. ber Entſch. 
Rr. 14694 ex 1870. 

Entſch. v. 30. December 1869 (Sch. II.). Aehnl. der Entf. Nr. 14694 
& 1870. 

Entfd. v. 13. October 1868, Nr. 10244 (8188 ©.-U.). Der vom 
vertragemãßigen Pfand handelnde 8. 458 B. ©. findet im Executionsverfahren 
feine Anwendung. 


282 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


Entſch. v. 30. Jänner 1866, Nr. 341 (2375 ©.-U.). Nach rechtskräftig 
erwickter Pränotation kann die Yuftificirung berfelben nicht deßhalb verwehrt 
werben, weil dem Gläubiger ein anderes zur Dedung ausreichendes Grunpftüd 
bereitö verpfändet war; es können hier nicht die 88. 449 u. 458 B. ©., fondern 
muß die Vorſchrift des $. 455 ibid. Anwendung finden, wornach der Beweis 
bes Beſtandes der pränotirten Forderung genügt [neues ©. ©.?]. 

Entſch. v. 5. Yuli 1864, Nr. 4330 (3213 G.-U.). Nach 8.458 B. ©. 
muß die Unzulänglichkeit des bereits beftellten Pfandes nur dann vorliegen, wenn 
ein neues Pfand beftelt werben fell, was jedod nicht der Fall ijt, wenn bie 
bereitö gepfändete Sache fequeftrirt werden fol, weil dadurch mur ein bereits 
beftehendes Pfand in Bezug auf die Früchte wirffam gemacht wird. 

Entfd. v. 27. April 1864, Nr. 2911 (1907 ©.-U.). Auf die zum 
Nachweis der Unzulänglichkeit des Pfandes begehrte Schägung desſelben kann 
nur durch befondere® Urtheil über die nah $. 458 ibid. eingebracdte Klage 
erfannt werten. 

Entſch. v. 15. October 1862, Nr. 6898 (1578 ©.-U.). Der Käufer 
fann die Vormerkung einer Depurationsverbindlicleit des Berläufers, wofür eine 
Hypothek bereit beftellt wurde, auf noch eine zweite Realität verlangen, bat 
aber im Juftificirungsproceffe die Unzulänglichkeit des erften Pfandes nachzuweiſen. 
— [®orfpr. ver Entſch. Nr. 341 ex 1866]. f 

Entfd. v. 13. Juni 1860, Nr. 6761 (1150 ©.-U.). Wenn im Pfand« 
beftellungövertrage der Laftenftand der beftellten Hypotheken geringer angegeben 
wurde, als ter Wahrheit entſpricht, fo kann der Gläubiger weitere Sicherſtel⸗ 
lung fordern. 2 

Entfd. v. 26. Jänner 1859, Nr. 264 (©. Ztg. 1860, Nr. 50). Wenn 
die Forderung, bezüglich welcher eine über das vertragemäßige Pfand hinaus- 
gehende Sicherſtellung gefordert wirb, bereits fälig if, fo kommt nicht 8. 458 
B. ©., fondern $. 465 ibid. zur Anwendung und der Öläubiger ift ſchon nad 
ber Vorſchrift der a. ©. O. beredhtigt, auch auf andere Bermögenfchaften feines 
Schuldners zu greifen. 

Entf. v. 3. December 1856, Nr. 11261 (245 ©.-U.). Die Bormerkung 
bes Pfors. auf eine zweite Realität, kann, wenn die erfte Pfandbeftellung ver« 
tragsmäßig geſchah, nur dann bewilligt werden, wenn einer der im $. 458 B. ©. 
angeführten Gründe, weßhalb das vertragsmäßige Pfand nicht mehr hinreicht, 
erwieſen wird. . 

Entſch. v. 25. November 1856, Nr. 11534 (238 ©.-U.; B. ©. 134). 
Außer den im ©. beftimmten Fälen Tann fein im Berkehre befindliches Vmgn. 
eines Schuldners den Anfprüden feiner Gläubiger entzogen werben. — Die 
Verzihtleiftung des Egthrs. auf die Beräufierung und Einſchuldung feines Egths. 
fann daher nur ihm die perfönlihe Befähigung entziehen, dasſelbe einzuſchulden, 
nicht aber feinen Gläubigern verwehren, daraus ihre Siherftellung und Befriedi⸗ 
gung zu fordern. 

Entf. v. 17. Jänner 1854, Nr. 419 (963 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 11261 ex 1856. 

Entf‘. v. 11. März 1853, Nr. 2359 (P. ©. 240). Achnl. ver Entſch. 
Nr. 11261 ex 1856. 


b) vor dem Berfalle; 
(8. 459 — vgl. 8. 447; 8. 1872; 88. 961, 1296, 1811; 1440; $. 461 8. ©.) 
8. 459. Ohne Bewilligung des Pfandgebers darf der Gläubiger das Pfandſtück nit be» 
nügen; er muß es vielmehr genau bewahren, und, wenn es durch fein Verſchulden in Berluft 
geräth, dafür haften. Geht es ohne fein Berſchulden verloren, fo verliert er beßwegen feine 
Forderung nicht. 
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Eutſch. v. 1. Yuli 1874, Nr. 6282 (5406 ©.-U). Das Uerar haftet 
für die bei einer Finanzdirection als Pfand für Verzehrungsſteuercredite hinter⸗ 
legten und von einem Steuerbeamten veruntreuten Werthfachen, weil burd bie 
Uebergabe verfelben ein Pfandvertrag zu Stande fam, weldem gemäß 
ver Staatsfhag als Gläubiger das übernommene Pfanpflüd genau 
zu bewahren und für den durch fein Verſchulden entftandenen Ber- 
uf zu haften hat (88. 459 u. 461 B. ©.). 

Entf‘. v. 1. October 1868, Nr. 6666 (3130 ©.-U.). Der Gläubiger, 
welcher eine Lebensverfiherungd- Polizze als Pfand naym, ift nur dann nad 
8. 459 B. ©. zur Zahlung der Prämienbeträge (— gegen Erfag —) verpflichtet, 
wenn ex fid hierzu ausdrücklich verpflichtet hat. 

Entſch. v. 24. October 1867, Nr. 8554 (2894 ©.-U.). Wenn bie 
Pachtcaution dem Pächter zu verzinfen war, fo liegt nach 88. 301 u. 959 B. ©. 
kein Berwahrungs-, fondern ein Darlehensvertrag vor und nad 88. 459 u. 1372 
ibid., wornad die Gebrauhsüberlaffung an den Gläubiger zuläffig ift, kann ver 
Beftimmung als Caution nur die Wirkung beigelegt werden, daß nun der Ber- 
pãchter aus tem Darlehen zur Nüdftelung verpflichtet, aber berechtigt fei, feine 
etwaige Erfapforderung abzurehnen. 

Entf. v. 23. October 1867, Nr. 9273 (©. Ztg. 1868, Nr. 4). Der 
Oläubiger, welcher die Pfandſache eigenmächtig gebraudt, ift noch nicht wegen 
Beruntreaung ftrafbar. 

Entſch. v. 8. Jänner 1857, Nr. 12782 (271 ©.-U.). Wenn dem Gläu- 
biger der Verbrauch der ala Pfand gegebenen Sache geftattet wird, liegt fein 
Pfandvertrag mehr vor, fondern e8 entfteht ein Darlehensvertrag, bei welchen 
jetoh der Schuloner berechtigt bleibt, fih mit dem durch die Darlehensfunme 
fihergeftellten Vertragsanſpruch aus der Valuta zu befriedigen. 


@. 40 — it. 48. 454, 1305; $ 965; 1111 B. ©.) 
d. 400. Hat der Gläubiger das Pfand weiter verpfändet; fo haftet er ſelbſt für einen folgen 
Zufall, wodurch das Pfand bei ihm nicht zu Grunde gegangen oder verſchlimmert worden wäre. 
Entfd. v. 31. Mai 1865, Nr. 4486 (2196 ©.-U.)., Das Rechtsver⸗ 
hältnig eines Afterpfandgläubigers ift von dem eines Ceſſionars verfdieben. 


c) nach dem Berfalle der Forderung. 


@. 461 — vgl 8. 1371; — An 447, 462; 85. 328, 824 8. G.; Jur. N.; Art. 3I0— als 2% ey 882, 
—418 9- 8. —8 . @. ii RB; 


ben 
gen, — lich ide die Gupergeriätliche 15 Dirt EN a ) * 2.3. Iurd 
1948, Ar. 588 .G. ©; tanıten Öfterr.sungar. Ban, ber Bobencrebitanftalt, böhm. Hı en a 
er, Ban, Teritantat, Wiener —— vn Lfopämter und Gparcafien, = hits 

Ociobet 1865, Rr. 110 und $. 80. März 1879, Ar. 50R. G. B. 

8 181. Be der Pfandgläubiger nad — ve beftimmten Zeit nicht —— ſo iſt 
er befugt, die Feilbietung des Pfandes gerichtlich zu verlangen. Das Gericht hat dabei nach 
Vorſchrift der Gerichtsordnung zu verfahren. 

Siege bie a. ®.D. im VL u. XVI. Bde. der Manyſchen Slg. und dab G. v. 80. Mai 1879 bei $. 866, 


Entfd. v. 11. Yuli 1878, Nr. 7067 (©. H. 1879, Nr. 1). Unbeſchadet 
der Borfchrift des Hofd. v. 27. Octeber 1797, Nr. 385 9. ©. S. können 
niht aud Forderungen des Erecuten an den Erecntiondführer in Eyecution ge» 
zegen werben, weil durch bie Veräußerung einer Forderung eine Ceſſion im Sinne 
des 8. 1392 B. ©. bewirkt wird; 8. 1438 ibid.; eine folge Wirkung 
aber bei dem beabfictigten Borgange, wodurch ber Ereeutionsführer Ceſſus und 
Geffionar in einer Perfon würde, nicht eintreten könnte; baher biefe Forde- 
tung des Erecuten an den Erecutionsführer als eine im Verkehr 
befindlihe Sache, deren Feilbietung der Erecutionsführer im Sinne 
der 88. 447, 448 u. 461 ibid. a verlangen berechtigt if, mit ange- 
fehen werden Tann. 
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Entſch. v. 22. November 1877, Nr. 10349 (G. Ztg. 1878, Nr. 25). 
Die von Seite bed beim forum contractus belangten Hypothekarſchuldners er- 
bobene Einwendung der Incompetenz if ungegrünbet, weil ver Bellagte, als 
Schuldner der auf feiner Realität haftenden Forberung, wenn auf 
mit der Beſchränkung, daß er nur mit der Sade haftet, anzufehen 
ift, und als folder, wenn er vermeiden will, daß der Gläubiger aus 
der Sade feine Befriedigung nehme ($. 461 2. ©.), in Rädfidt, 
daß er mit der Sade aud die darauf haftende Laſt übernahm 
(8. 443 ibid.), die Zahlung unter den Bedingungen leiften muß, wie 
fie in der Urkunde, melde der Einverleibung des Pfors. zu Grunde 
liegt, beftimmt find, und aud diefe Bedingungen zu dem Umfange 
der burd die Berpfändung befeftigten Forderung gehören. 

Entſch. v. 7. December 1876, Nr. 5818 (9. B. 1877, Nr. 4). Ob 
der Kläger mit Rüdfiht auf tie Beftimmung bes $. 461 B. ©. zur Realifirung 
ber in Koft gegebenen Effecten ohne gerichtliche Intervention — und wegen ber 
Infolvenz des Beklagten — aud ohne vorherige Anweiſung berehtigt war . .. 
kann nit in Frage kommen, da... die Außeradhtlaffung der gefegmäßigen 
oder vertragsmäßigen Verpflichtungen bei Ausführung des Verkaufes höchſtens 
eine Verbindlichkeit des Klägers zum Erfage eines hierdurch — mit Hüdfigt 
auf die feitherigen Curswerthe jedoch nicht erwiefenen — Schadens begründen 
tönnte ($. 1295 ibid.). [Schlußfolgerung.] 

Entfd. v. 1. Yuli 1875, Nr. 7060 (5782 ©.-1.). Nah $. 461 
B. ©. befteht die Ausübung des Pfors. allerdings in dem gericht— 
ligen Verlaufe der Pfandſache. Allein diefe gefeglihe Beftimmung 
normirt nur den Regelfall von Pfänvdern, die erfi in Geld umgefegt 
werben mäjfen, um ben Glänbigern die Befriedigung zu gewähren, 
und ift dadurch die Realifirung des Pfors. mittelft der gerichtlichen 
Einantwortung des Pfandobjectes nicht ansgefgloffen, wenn dieſes 
in barem Gelde oder in einer Forderung befteht, die der Gläubiger 
im vollen Nennwerthe anzunehmen bereit ift (8. 314 a. ©. O. und 
Hofd. v. 27. October 1797, Nr. 385 9. ©. ©.). 

Entſch. v. 3. Februar 1875, Nr. 994 (5616 ©.-U.). Wenn bereits 
über Einfhreiten bes Eoneursmaffeverwalters die cridamäßige Veräußerung ber 
Pfandſache rechtskräftig bewilligt ift, Tann dem Pfandgläubiger die neuerliche 
Beräußerung unter anderen Bedingungen nicht mehr bewilligt werben. 

Entſch. v. 1. Juli 1874, Nr. 6282 (5406 G.-U.). Das Aerar haftet 
für die bei einer Finanzdirection als Pfand für Verzehrungsfteuercredite hinter 
legten sr von einem Steuerbeamten. veruntreuten Wertbfahen (88. 459 u. 
461 8. ©.). 

Entfch. v. 8. Jänner 1874, Nr. 12787 (5917 ©.-U.). Die An 
orbnung des 8. 461 B. G., wornach der Richter überhaupt nad) Vorſchrift ver 
a. ©. O. zu verfahren angewiefen ift, bringt nur allgemeine Grundſätze zum 
Ausorud. Es wurde demnach beſchloſſen einzutragen in's Gprudgreperterinm 
Nr. 67: Die im 8. 340 a. ©. D. und $. 453 weftg. ©. O. hinſichtlich 
einiger Objecte normirte Erecutionsbefreiung findet auch bei ber 
pfandweifen Beſchreibung zur Geltendmadhung des gefeglihen Pfors. 
des $. 1101 B. ©. Anwendung. 

Entſch. v. 20. Yuli 1370, Nr. 8529 (3832 ©.-U.). Da als Pfand 
mar eine Sade dienen kann, bie im Berfehre ſteht und frei veräußerlich if, 
wurde die Execution auf ein Ausgedinge verweigert. 

Entfd. v. 28. Juni 1870, Nr. 7089 (3822 ©.-U.). Die Erecutiond- 
fügrung auf einen eventuellen Fruchtgenuß ift unzuläffig. 
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Entf. v. 9. März 1870, Nr. 2554 (3746 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 8529 ex 1870. 

Entf. v. 15. Juli 1869, Nr. 6449 (©. Ztg. 1870). Wenn bie 
Klagsanmerkung erwirkt worden ift, fo iſt das Erecutionsgefuch gegen den jewei- 
ligen Hypotheleigenthümer zu richten, wenn auch feither die Hypothek an einen 
neuen Egthr. übergegangen wäre. 

Entſch. v. 31. Juli 1867, Nr. 6151 (©. Ztg. 1868, Nr. 3). Das 
dem Hüpothefarglänbiger zuftchende R., die Nelicitation zu begehren, wirb weder 
durch Annahme des Erſtehers als Perſonalſchuldner, noch durch deſſen Erflattung 
des Kaufſchillingsausweiſes gehindert. 

Entſch. v. 7. November 1866, Nr. 9934 (2663 G.-U.). Eine aus 
mehreren Grundbuchskörpern beftehenve Fabrilsrealität Tann von der Concurd« 
maffeverwaltung als Ganzes verkauft werden, troß Einſpruch eines auf einen 
der mitverbanten Grundbuchskörper fichergeftellten Gläubigers, wenn nur durch 
den Gefammtverkauf ein beflerer Erlös zu erwarten ift und andernfalls die 
Mehrzahl ver übrigen Hhpothelargläubiger benachtheiligt wurde, insbeſondere 
da biefer Gläubiger in Kenntniß der obwaltenven Verhältniſſe das Por. er- 
worben bat. 

Entf. v. 29. Auguft 1866, Nr. 7828. Wehnl, ver Entf. Nr. 6151 
ex 1867. 

Entf. v. 30. Mai 1865, Mr. 4462 (©. H. 1866, Nr. 1). Zur Yus- 
Übung des privilegirten Pfors. der Erebitanftalt ift nicht bie factifhe Innehabung, 
fondern nur die ſymboliſche Webergabe der Effecten erforberlich. 

Entf. v. 10. Yänner 1865, Nr. 119 (©. H. 1865, Nr. 63). Jeder 
Sapgläubiger Tann wegen Nichtzuhaltung der Feilbietungsbedingniffe die Reli- 
citation begehren. 

Entf. v. 10. Auguft 1864, Nr. 5889 (1961 ©.-U.). Den Koften 
der executiven Schägung und Zeilbietung "gebührt fowohl aus dem Real⸗ als 
Mobilorerecutioneerld8 der Vorrang, aud wo dieß nicht dur das Hof. vom 
19. März 1839, Nr. 388 I. &. S. ausdrücklich normirt iſt, weil biefe Koften 
im Intereſſe aller Gläubiger aufgemendet wurden. 

Entid. v. 7. Juli 1864, Nr. 4934 (1945 ©.-U.). Nur der Execut 
und der Erecutionsführer können die Relicitation begehren. — Worſpr. der 
Entſch. Nr. 119 ex 1865.) 

Entſch. v. 14. April 1864, Nr. 2499 (1898 ©.-U.). Das Geſnch des 
Gläubigers um Sequeftration der Hypothek iſt nur im Falle einer Gefahr für 
die Sache felbft zu bewilligen, da weder ein Anſpruch auf dieſe Realität ſelbſt 
(8. 293 a. G. O.), no‘ ein Streit über den Beftand der Hypothel vorliegt. 

Entfd. v. 23. September 1862, Nr. 6469 (1560 ©.-U.). Die nad 
der M. Vog. v. 19. September 1860, Nr. 212 R. ©. 8. ftatthafte Fortſetzung 
ter Erecution wider den Hypothelarſchuldner findet nicht flatt, wenn bloß eine 
zur Exrecutionserwerbung geeignete Urkunde gegen den Vorbefiger der Hypo⸗ 
thek vorlag. 

Entfd. v. 19. December 1861, Nr. 7395 (1438 ©.-U.). Durch eine 
verhältnigmäßige Theilung des Meiftbotes für mehrere Simultanhypothefen kann 
den Gläubigern das R. der vollen Befriedigung aus ter Pfandfahe nicht ent» 
zogen werben. 

Entſch. v. 15. Mai 1861, Nr. 3079 (1824 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Rr. 6469 ex 1862. 

Entid. v. 9. December 1858, Nr. 18397 (681 G.-U.). Das in 
der a. h. Entſchl. v. 12. März 1852 den Sparcaffen eingeräumte R. außer 
gerichtlichen Verkaufes von Erebitpapieren ift auch gegen die Concursmaſſe ter 
Schuldner wirkſam. 
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Entf. v. 10. Auguft 1858, Nr. 8784 (605 ©.-U.). Die Einbringung 
einer Klage wider verfchiedene Perſonalſchuldner und den Hypothekarſchuldner bei 
der Berfonalinftanz eines der Perſonalſchuldner ift nah 88. 41, 47 u. 49 
Jur. N. und der wefentlihen Verſchiedenheit der Hypothekarklage (88. 447, 461 
und 466 B. ©.) von ber Eontractöflage unftatthaft. 


(4. 462 — vol. 56. 464, 469; 1358, 1422, 1428; ig 1426 B. G.; Hofb. v. 6. Mai 1847, Nr. 1068, v. 29. Mai 1845, 


Nr. — v. 31. sh 1798, Nr. 43, v. 18. er 1798, d. 7. April 1785, Nr. 403, dv. 18. April 1788, 
Ar. 812 J. G. S. Pa 7 8 513 u 318 ga. 0. D.; 591 u. 392 a. ———— Mal, 
Pr. 38, 0. 4 Juli 1794, Rr. 183 und v. 20. Juli 1810, Rr. 609 $. & 


8. 462. Vor ber —— des Gutes iſt jedem darauf eingetragenen EEE die 
Einlöfung der Forderung, wegen welcher die Feilbietung angefucht worben, zu geftatten. 

Entſch. v. 25. Jänner 1876, Nr. 369 (©. Ztg. 1876, Nr. 37). Der 
Sypothelargläubiger, welder bei der erecutiven Feilbietung auf die verpfändete 
Realität mitbietet und fie erftcht, übt dadurch das ihm im $. 462 B. ©. ge- 
wahrte R. aus. — Wenn bei der Feilbietung mehrerer bezüglic, einiger Pfore. 
fimultan haftenden Realitäten zuerft diefe einzeln ausgerufen und dann zufammen 
um einen die Summe der Einzelnmeiftbote etwas überfteigenven Betrag veräußert 
werben, fo find die Einzelnmeiftbote und nit die Schägungsmwerthe als Baſis 
für die auf die einzelnen Realitäten entfallenden Quoten bei ver Meiftbotver- 
theilung anzunehmen. 

Entf. v. 21. November 1871, Nr. 14023 (4330 G.-U.). Die Ver 
ändigung der Sapgläubiger hat den Zwed, fie in die Lage zu bringen, bie 
exequirende Forderung einzulöfen und fo die Licitation hintanzuhalten ($. 462 
8. G.). In Unalogie des 8. 438 weftgal. ©. D., wornach eine Feilbietung 
ungeadptet nicht ausgewiefener Verftändigung eines Gläubigers giltig bleibt, wenn 
der Erfteher die Poſt zur Selbftzahlung übernimmt, muß daher der Feilbietungs- 
act aufrecht erhalten werden, wenn der Betrag der Forderung eines nicht ver⸗ 
ſtändigt geweſenen Hhpothelargläubigers über deſſen Annahmsverweigerung gericht» 
lich erlegt wurde. 

Entid. v. 28. März 1866, Nr. 2526 (G. H. 1866, Nr. 43). Auch 
im Falle der von der Nationalbank (öfterr. ungar. Bank) felbft eingeleiteten Ere- 
cution find die vorangehenden Hhpothefargläubiger über die Licitationsbebingniffe 
einzuvernehmen. 

Entjd. v. 21. März 1866, Nr. 2474 (©. 9. 1866, Nr. 40). Durch 
das Erſcheinen eine® nicht verfläntigten Hypothekargläubigers beim Feilbietungs- 
termine wird der Mangel der an ihn nicht erfolgten Intimation behoben. 

Entf. v. 19. October 1865, Nr. 8639 (2297 ©.-U.). In der Er- 
wägung, daß nad allgemeinen Rehtögrundfägen die Erecution nur 
nah Maßgabe der Forderungen durchzuführen ift und daß ber Ere- 
cutionsführer, welder — aus der erecutiven Veräußerung von 
Simultanhypotheten — bereit einen Kaufpreis erzielt hat, der vor- 
ausfihtlid zu feiner Befriedigung hinreicht, nicht mehr berechtigt ift, 
ohne alle Rüdfihtnahme .... die Veräußerung aud anderer Güter 
zu verlangen und .... nad klarer Analogie des Hofd. v. 29. Mai 
1845, Nr. 889 3. ©. ©. aud Dritte Einfprade erheben können gegen 

die Fortfegung gewiffer Erecutionsacte, wodurd fie in ihren Ren. 
gekränkt würden und daß bei hinreichend befcheinigter Gefahr fonft 
unwiderbringlider Nachtheile eine Siftirung der Erecutionsacte zuläffig er- 
fheint, wurde Über Einſprache der Gläubiger der noch nicht weräußerten anderen 
Simultanhypothel die Vornahme des dritten Feilbietungstermines bezüglich der⸗ 
ſelben ſiſtirt. 

Entſch. v. 12. December 1865, Nr. 10424 (©. H. 1867, Nr. 17). 
Iſt ein Hhpothelargläubiger, fei e8 auch, daß er aus dem Seilbietungserlöfe 
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volle Befriedigung erhalten würde, nicht von der Feilbietung ber Realität ver- 
Rändigt werben, fo ift die Feilbietung nichtig. 

Entſch. v. 27. September 1865, Nr. 7978 (9. 9. 1866, Nr. 12). 
Eine die Rechte der Tabulargläubiger gefährbende Bebingung kann bei der Ber- 
äußerung der Hypothek ohne ihrew Zuftimmung nicht feitgefegt werben. 

Entf‘. v. 20. April 1865, Nr. 2881 (2159 ©.-U.). Wenn ber Ere- 
eutionsführer von dem Erecuten mit dem Beifage um Belanntgabe der ganzen 
Forderung erſucht wurde, daß ein Dritter mit feiner (des Executen) Einwilligung 
Alles bezahlen wolle; der Erecutionsführer aber dieß aus ungegrändetem Einwand 
ablehnt, fo ift der von dem Dritten gefhehene Erlag nad $. 1425 B. ©. rechtmäßig 
gefchehen nnd es muß die Execution einftweilen fuspendirt werden (88. 1425, 
1422 ibid.; wenn aud, da der Oefammtbetrag der Forderung und das Zureihen 
des Erlages noch nicht völlig feftfteht, doch eventuell ein Grund zur Wieveraufs 
nahme der Execution gegeben: fein fann. 

Entſch. v. 25. Februar 1857, Nr. 1423 (305 G.U.). Aehnl. der 
Entfdy. Nr. 10424 ex 1865. 


(8. 468 — vgl Kofb. v. 27. Märg 1793,jNr. 95 I. ©. ©.; $. 449 gal. G. D.) 

8. 463, Schuldner haben kein Recht, bei Berfteigerung einer von ihnen verpfänbeten Sache 

mitzubieten. 

Entſch. v. 15. September 1875, Wr. 6150 (5853 ®.-U.). Ein Ueber 
eintommen, welches darauf binausläuft, dag die Schuldner durdy eine Mittels. 
perfon in Umgehung der Borfchrift des $. 463 B. ©. bei der executiven Ber- 
äußerung der Hypothek mitbieten, ift geſetzwidrig und die hieraus ſich ergebenden 
Anſprũche eines Contrahenten können nicht geihügt werden [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 16. October 1872, Nr. 10340 (4738 ©.-U.). Der joli« 
darifh haftende Mitſchuldner des Erecuten ift gleihwohl als Mitlicitant zuzu« 
laſſen, weil eben nicht fein Bmgn. Gegenftand der Feilbietung ift, der» 
felbe die feilzubietende Realität nicht verpfändet hat, daher die Be— 
flimmungen des Hofd. v. 27. März 1793, Nr. 95 I. ©. ©. und 8. 463 

©. gegen ihn nit geltend gemacht werden können. Auf feine 

Eigenfhaft als präfumtiver Erbe des Erecnten fann, da er ſich nod 

nit erbsertlärt hat, feine Rüädfiht genommen werden. 

Entf‘. v. 4. Juni 1857, Nr. 5405 (P. ©. 242). Der Hypothefbefiger 
bat, wenn er nicht zugleich Perſonalſchuldner if, das R. mitzubieten, ta ſowohl 
8. 463 B. ©. als aud $. 436 ital. ©. O. ($. 449 weſtg. ©. O. vgl. 
Hoſd. v. 27. März 1793, Nr. 95 I. ©. ©.) den Schuldner von dem 
Mitbieten offenbar nur deßhalb ausfhließen, weil, wenn er das 
Out erfteht, die ganze Sachlage diefelbe bleibt wie vor ber Feil- 
bietung; jedoch .... diefe Anordnung auf den dritten Befiger der 
Hypothel nit paßt, da der Befiger eines über feinen Werth hinaus 
mit — ihm fremden — Schulden belafteten Gutes allerdings ein 
Intereffe haben kann, es frei von den übermäßigen Laften wieder zu 
erfiehen [P]. . 

@. 464 — vgl. $6. 447, 1412 8. G.; 5.338 a. ©. D.; 3. 436 al. ©. D.;_YXofb. v. 15. Jänner 1787, 
Nr. 621, Hi. s und v. 28. October 1704, tr. 19 3.@. S. lt. b; Hof. v. 25. Groruar 1840 (Graduationd- 
verfahren in Zirol); Hofb. v. 11. Auguft 1887, Ar. 2800 J. ©. ©.) 

8. 464. Wird der Schulpbetrag aus dem Pfande nicht gelöft, fo erfegt der Schuldner das 
Fehlende; ihm fällt aber auch das zu, was liber den Schuldbetrag gelöft wird, 

Entf. v. 24. Juni 1873, Nr. 4923 (5011 ©.-U.). Daß die ange- 

führten mit Vorbehalt des Wiederverkaufrechtes verkauften Actien thatſächüch 

verpfändet waren, ergibt fih aus... „ allen näheren Umſtänden insbeſondere 
daraus, dag die Actien bis zu einem beftimmten Termine um eine beftinmte 





288 Allgemeines bürgerliche Geſetzbuch. 


Summe eingelöft, anderenfalls aber dem Käufer diefelben an der Börfe zu ver⸗ 
taufen berechtigt fein fole — d. i. fih aus dem Pfand für feine Forderung 
bezahlt zu machen; denn ber Vorbehalt des Wiederfaufs ift bei beweglihen 
Saden unzuläffig ($. 1070 ®. ©.) und e8 muß nad $. 916 ibid. das Ge 
ſchäft nad feiner wahren Beichaffenheit beurtheilt werden. Die Behauptung des 
angeblichen Verkäufers resp. Verpſänders, durch Geftattung des börfenmäßigen 
Berkaufes feine Berbindlicpkeit zum Erſatz des Schadens oder Gewinnentganges 
übernommen zu haben, ift daher der Beflimmung des $. 464 ibid. entgegen und 
der Käufer, in Wahrheit Gläubiger, allerdings berechtigt, da er keineswegs für 
eigene Rechnung die Actien verkaufte, das nad Abzug des Erlöfes zu feiner 
vollen Vefriedigung mit der Darlehensforverung noch Fehlende vom Schuldner 
‚(Berkäufer) zu begehren. 

Entf. v. 10. Juni 1869, Nr. 5334 (Not. Ztg. 1870, Nr. 65). Durch 
einen executiven Verlauf der Hypothek erlangt der Tabulargläubiger wider ven 
Erfteher nah Maß feiner eventuellen Befrievigung aus dem erzielten Meiftbot 
ein perfönliches Forderungsrecht, welches dadurch wicht erlifcht, daß der Erſteher 
bie Realität einem Dritten weiterveräußert und biefer in den büderlihen Befig 
gelangt. 

Entfd. v. 6. Februar 1866, Nr. 504 (2381 ©.-U.). Der Darlchens- 
ſchuldner einer Pfandleihanftalt ift nad $. 464 B. ©. verpflichtet, das nad Abe 
zug des für die Pfandſache erzielten Erlöfes auf die Schuld nod Fehlende zu 
erjegen. Das Aufgeben des perfünlihen Forderungsrechtes feitene der Pfand» 
leihanftalten darf nicht vermuthet werden und geht aus dem Umftante, daß bie 
Pfanpfcheine auf den Ueberbringer lauten und darauf bloß bemerkt wird, daß ein 
etwaiger Mehrerlös dem Inhaber des Pfanbfcheines erfolgt würde (inclusio 
unius, exclusio alterius) feineöweg8 hervor. 

Entfd. v. 18. April 1860, Nr, 3243 (Not. Ztg. 1860, Nr. 24). Wenn 
ber Erſteher den Meiftbot bar erlegt, ift die Löſchung aller auf ber Realität 
eingetragenen Sagpoften zu bewilligen und ber ganze bücherliche Schulvenftand 
wird auf den deponirten Kaufſchilling übertragen. 

Eutſch. v. 10. Jänner 1860, Nr. 14398 (©. Big. 1860, Nr. 79). 
Gegen die Richtigkeit der Forderung Tönnen nur von bem Schuldner gegen den 
Beftand und die Prierität des Pfors. aber auch von jedem nachfolgenden Pfand⸗ 
gläubiger Einwendungen geltend gemacht werden. 

Entſch. v. 31. März 1857, Nr. 3018 (1017 ©.-U.). Nach gelöftem 
Pachtverhältniß muß nad) SS. 464, 468 u. 469 B. ©. bie bar erlegte Padht- 
caution nach Befriedigung der mit felber fichergeftellten Anfprüde im erübrigenpen 
Hefte zurüdgegeben werben ($. 447 ibid.). 


@. 465 — vgl. $. 811 a. G. D.; $. 411 weſtgal. G. D.) 

. 465. Inwiefern ein Pfandgläubiger fih an fein Pfand zu Halten ſchuldig; oder auf ein 
anderes Vermögen feined Schuldners zu greifen berechtigt fei, beftimmt die Gerichtsordnung. 

Entſch. v. 14. April 1864, Nr. 2499 (1898 ©.-U.). Die Sequeftration 
der verpfändeten Liegenſchaft Tann nad 8. 293 a. ©. D. bei Nachweiſung einer 
Gefahr der Entwerthung des Pfandgutes nur dann bewilligt werden, wenn ber 
Kläger die Sache felbft in Anſpruch ninmt. 

Entſch. v. 9. November 1859, Nr. 11652 (907 G.⸗P.). Da nad 
88. 547, 548 und nach $. 802 B. ©. im Falle der mit ver Rechtswohlthat 
des Inventars angetretenen Erbſchaft eine beſchränkte Haftung der Erben eintritt, 
$. 802 ibid. aber bie Frage offen läßt, ob ber Erbe für dieſe be-. 
ſchränkte Berbindlidkeit nur mit dem Vmgn. bes Berfiorbeneu oder 
aud mit feinem eigenen Vmgn. einftchen müffe, jo kommi dießfalls die 
in $. 465 ibid. une $. 411 weitgal. ©. O. feflgefegte allgemeine Regel zur 
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Anwendung, wornach der Schuldner mit feinem ganzen Bmgn. haftet 
nur mit der Beſchränkung, daß der Beneficiarerbe den Berlafien- 
fHaftsgläubiger nur in dem Maße (deſſen Befhräntung, wenn bar» 
über geftritten wird, er zu beweifen bat) haftet, als fie ihre Befrier 
digung and der Vfhft. erhalten haben würden. 

Entſch. v. 17. Yänner 1854, Nr. 419 (963 ©.-U.). Die Pfandredts- 
vormerfung auf noch andere als die bertragsmäßig beftellten Hypotheken ift nur 
bei Rachweis der nachträglich hervorkommenden Unzulänglichleit des vertrags« 
mäßigen Pfandes zu bewilligen. 

Entſch. v. 11. März 1858, Nr. 2359 (P. ©. 240). Aehnl. der Entſch. 
„Wr. 419 ex 1854. 


1. 466 — vgl. 85. 1848, 362; 367; 88. 1368, 1898,- 1400-1408; 69. 807, 442, 448; 8 928 ©. @.; M. 40 
851 8. @. v. 26. Juli 1871, Nr. 95, G. (Über Bertheilung von — v. 6. Februar 1869, Ar. 18, 
R. Big. v. 16. Eeptember 1860, Ar. 2128. ©. B. 6. 2 v. 5. April 1788, Rr. 40 J. G. ©.; Hof. vom 


B 33. Mal 1897; kaif. Bbg. ©. 16. 1851, Rt. 67%. @. ©.) 

8. 466. Hat der Schuldner während der Berpfändungszeit bad Eigenthum der verpfändeten 
Sache auf einen Andern Übertragen; fo fleht dem Gläubiger frei, erft fein perfönliches Recht 
gegen ben Schulbner, und dann feine volle Befriedigung an ber verpfändeten Sache zu ſuchen. 


Entf. v. 4. Jänner 1878, Nr. 12491 (©. Zig. 1878, Nr. 23). 
Benn auf Grund eines Kaufvertrages, worin für die berzinslige Kaufſchillingä- 
reſtforderung ein Pfor. eingeräumt wurbe, nur das Pfor. für das Capital ein- 
verleibt (aljo erworben) wurbe, fann gegen ben Hypotheknachfolger nicht auf Zah» 
lung von Zinfen geflagt werden; denn daß das für das Capital erworbene Pfor. 
auch für die Zinfen gelte, wird im B. ©. nicht gefagt und bie 88. 14 u. 16 
G. ©. fließen dieß gerabezu aus (8. 1394 ibid.). 

Entf. v. 13. April 1875, Nr. 3816 (5687 G.-U.). Die executive 
Einverleibung des Pfors. für eine pränotirte Forderung Tann, wenn die bücher⸗ 
ie Anmerkung der nur wider den Perfenalfgulpner rubricirten Klage nidt ers 
folgt ift, nad $. 6 der Bog. v. 19. September 1860, Nr. 212 R. ©. B., 
nur auf Grund eines wider den Egthr. erwirkten rechtskräftigen Erlenntniſſes 
-ertheilt werben. — Es war bem Kläger freigeftanden, die Rechtfertigungsklage 
nach 8. 2 der cit. Big. und 8,42 ©. ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 95 R. G. B. 
zugleich gegen den zur Zeit der Fälligkeit der Forderung bereits im Beſitze ver 
Hypothet gewefenen Hypothekarſchuldner zu richten. 

Entfd. v. 6. April 1875, Nr 3466 (5679 G. U.). Die Rechtfertigung 
einer vor Wirkfamkeit des neuen ©. ©. erwirkten Pränotation ift auch gegen- 
über dem Hypothekarſchuldner nach den früher geltend gewefenen Gen. als erfolgt 
anzujehen, wenn die Zahlungsauflage wider ben Perſonalſchuldner vor der Wirk 
fomteit des neuen ©. ©. in Rechtskraft erwuchs, ob zwar noch vor Ueber 
teihung der Stage die Realität vom Scultner veräußert wurde; denn nur zur 
Erecutionsführung wider den Hypothekarſchuldner ift nothwendig, daß entweder 
bie wider den Perſonalſchuldner gerichtete lage angemerkt oder gegen ben neuen 
Vefiger ein Urtheil erwirkt wurde [Schlußfolgerung]. 

Ent ſch. v- 5. Febrnar 1873, Nr. 13271 (4871 G.U.). Die auf einer 
Realität vor deren Erwerb durch den gegenwärtigen Beſitzer pränotirte noch un— 
bezifferte Depurationsverpflihtung ift gegen denfelben in jenem Umfange wirkſam, 
in weldem das Forderungsrecht des Pränotanten gegen ben perfönlihen Schuloner, 
fei es durch Urteil oder gerichtlihen Vergleich, erwiefen wird (88. 443, 453, 
466 8. ©.). [Bgl. jedoch 8. 14 des neuen ©. ©. 

Entf. v. 12. December 1872, Nr. 12587 (4807 G.-U.). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 12491 ex 1878. 

Entf. v. 7. December 1871, Nr. 14619 (4354 G.-U.). Im Sinne 
des 8. 457 B. ©. haftet jeder Theil der Pfandſache folidarifh für 

Mehl, bürgl. Gejegb. etl. . 19 
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die ganze Pfandſchuld, und da durd die fpäter erfolgte Beräußerung 
von !/, der Realität daran nichts geändert wurde ($. 466 ibid.), fo 
folgt im Hinblid auf den 8. 891 ibid., daß der Pfanpgläubiger be- 
rechtigt ift, aus dem Kaufpreife der in Execution gezogenen 2, feine . 
ganze Forderung hereinzubringen. 

Entſch. v. 17. Mai 1871, Nr. 5655 (4173 ©.-U.), Der Erlaffung 
des Zahlungsmandats wider den Hypothekarſchuldner ſteht 8. 1 der kaiſ. Vog. 
v. 21. Mai 1855, Nr. 95 R. ©. B. nicht entgegen, weil der dort gebrauchte 
Ausdruck „perfönlice Verbindlichkeit“ im Zufammenhalt mit den übrigen Beftim- 
mungen diefer Brg. und der Min. Boy. v. 18. Juli 1859, Nr. 130%. G. B., 
fowie mit 88. 443 u. 466 ®. ©. nicht dahin verftanden werden kann, daß das 
Mandatsverfahren gegen den Hypothekbeſitzer Überhaupt nicht flatthabe. 

Entf. v. 16. Februar 1871, Nr. 10093 (4055 ©.U). Wenn im 
8. 466 B. ©. gefagt wird, daß im Falle der Uebertragung des Egths. 
der Pfandfahe an einen Dritten dem Pfandgläubiger nod immer 
freiftehe, feine Befriedigung an der Sade zu ſuchen, fo ift dabei 
offenbar worausgefegt, daß nit nad den vorausgehenden Beſtim— 
mungen die Geltendmachung des Pfors. ausgefchloffen fei. Wenn ſelbſt 
der Egthr. der von ihm einem Andern anvertrauten Sade fein R. 

. gegen den gutgläubigen Erwerb derfelben nit verfolgen kann (8. 367 
ibid.), fo kann es nicht im Geifte des ©8. liegen, daß das R. des 
Pfanpgläubigers beffer gefhäügt fein foll. 

Entf. v. 4. Mai 1869, Nr. 4701 (3401 ©.-U.). Der Bertragsbürge 
für die Einbringlichteit einer Hhpothelarforberung lann erft dann zur Zahlung 
herangezogen werben, wenn nad ungünftigem Reſultat des Pfanbverlaufs auch 
der Perſonalſchuldner vergeblidy belangt wurde. 

Entfd. v. 18. Februar 1869, Nr. 61 (3301 © -U.). Der auf mehreren 
Realitäten verfhiedener Egthr. fimultan fichergeftellte Gläubiger iſt berechtigt, 
aus dem wiewohl zureihenden Erlds einer Realität nur mit einem Theil ber 
Forderung ſich Befriedigung zu verfhaffen und um ben Forderungsreſt die beiden 
anderen Hypothekbeſitzer zu belangen (arg. a majore ad minus bes $. 891 B. G.). 

Entſch. v. 9. Yuli 1868, Nr. 6747 (3095 ©.-U.). Aus 88. 447 u. 
466 ®. ©. kann über die bücherliche Rangorbnung nichts gefolgert werben. 

Entſch. v. 19. December 1867, Nr. 8916 (2953 ©.-U.). Die auf die 
Pfandſache befchränfte Haftung des Uebernehmers einer Hypothek Tann durch Big. 
erweitert werben. 

Entf. v. 26. Yuni 1867, Nr. 3772 (©. Big. 1867, Nr. 65). Die 
nad) dem licitatorifhen Zufhlage bis zur wirklichen Beflganfhreibung des Er⸗ 
ftehers, wider den noch formell als Befiger erfheinenden Executen, erwirkte Exe» 
cution fann nie die Wirkung haben, aus einer neuerlichen Feilbietung des Gutes 
Befriedigung zu verfchaffen. 

Entf. v. 4. September 1866, Nr. 8083 (©. Ztg. 1866, Nr. 99). 
Die auch für „laufende Executionskoſten“ erwirkte erecutive Pfanbrechtdeinver- 
leibung ift nicht als aud auf die Mobilarerecutionskoften ſich erſtreckend anzu⸗ 
nehmen. 

Entf. v. 4. Juli 1866, Nr. 5829 (2535 ©.-U.). Die Erfolglaffungs- 
toften und die Verwahrungsgebühr fielen fih gleich den Gerichts⸗ und Grecu- 
tionsfoften als nothwendige Anslagen dar, um aus dem Pfande zur vollen Be- 
friebigung zu gelangen; weßhalb felbe gleichfalls ans dem Meiftbote liquidirt 
werden möffen. 

Entſch. v. 30. Mai 1866, Nr. 4421 (2510 ©.-U.)., Wenn der Käufer 
vertragämäßig mur einen Theil ber auf ber Realität fiergeftellten Forderung 
zur Selbftzahlung übernimmt, fo haftet er bezüglich bes anderen Theiles der 
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Forderung mır als Hypothelarſchuldner und letzterer Theil lann daher im Falle 
des Concurſes nur bei der Specialmaffe liquibirt werben, 

Entfd. v. 20. Juni 1865, Nr. 4757 (©. Big. 1865, Nr. 69). Im 
Falle der Relicitation haftet der Erſteher auch bei einer freiwilligen Feilbietung 
für die Differenz des Meiftbotes. 

Entſch. v. 3. September 1863, Nr. 6138 (14783 G.-U.). Auf Grund 

de8 gegen den Perſonalſchuldner erwirkten Urtheild Tann die Juſtificirung der 
Pfandrehtövormerlung aud gegen den neuen Hypothekbeſitzer erwirlt werben. 
[Sgl. jedoch bezüglich diefer, fat ſämmtlichen älteren gleihlautenden Entſch. vie 
88. — des neuen ©. ©. und M. Bog. v. 19. September 1860, Nr. 212 
R. ©. 2... 
Entf. v. 13. Auguft 1862, Nr. 5481 (1548 ©.-U.). Sofern turd 
die M. Bog. v. 19. September 1860, Nr. 212 R. ©. B., das Berfahren 
bezüglich der Executionsführung gegen den neuen Egthr. geregelt wird, findet 
diefelbe auch auf vor ihrer Kundmachung vorgelommene File Anwendung. 

Entfd. v. 14. Juni 1859, Nr. 6020 (806 ©.-U.). Der Erftcher einer 
executiv veräußerten Realität wird für den ganzen Meifibot und die daraus zum 
Zuge gelangenden Forderungen Perſonalſchuldner. 

Entf. v. 13. Yuli 1858, Nr. 6879 (593 ©.-U.). Der Befiger einer 
Simultanhypothek, welder über die Hypethekarklage zahlt, fuccebirt nicht aud) 
in bie übrigen Pfore. des Gläubigerd und ift nicht berechtigt, dritte Beſitzer der 
übrigen rei mit der Hüpothelarflage zu Belangen (88. 443 u. 
469 8. ©.) 

Entſch. v. 18. Mai 1858, Nr. 4423 (570 G.⸗U.). Der Erbe haftet 
auch für die auf einer ihm fegirten Realität fichergeftellten Forderungen. . 

Entſch. v. 28. December 1856, Nr. 11961 (258 ©.-U.). Wenn ein 
fpäterer Saggläubiger die Verjährung ber feit mehr als 3 Jahren rädftän- 
digen Intereſſen einer ihm vorgehenden Satzpoſt einwendet, fo find, wenngleich 
im Urtheile auch ältere Iuterefienrädflände zuerfannt wurden, aus bem Meift- 
bote nur dreijährige Zinfen zu liquidiren. a 

Entf. v. 11. Juni 1856, Nr. 5556 (995 ©.-U.). Durd die fpätere 
Theilung einer Hypothel wird das Pfor. nicht berührt und es kann die Forde⸗ 
rung aus jedem Theile der Realität ganz gefordert werben. 

Entſch. v. 9. April 1856, Nr. 2051 (P. ©. 248). Wenn der Fällig- 
feitötermin im Grundbuche erfidtlich gemacht ift, lann die Klage wider den neuen 
Befiger .ver verpfändeten Realität ohne vorherige Auftündigung erheben werten. 

Entf. v. 2. December 1852, Nr. 12687 (P. ©. 246). Die Liquir 
birung der Schuld gegen ven Perſonalſchuldner wirft auch wider den Hypothekar ⸗ 
ſchuldner; Letzterer kann die Fiquibität nur im Falle einer nachzuweiſenden Colli- 


fion noch beftzeiten. 
Erlöfgung des Yfaudrechtes. 


“— MAT; 5. 489; 91. 448, 880; 56. 868, 881; 1860, 1906 9. @.; Gofb. v. 18. Juli 1828, Ar. 2864 
“ N ’ 3. @.'6. und o. 81. Märy 1831.) — — 


8. 467. Wenn die verpfändete Sache zerſtört wird; wenn ſich der Gläubiger feines Rechtes 
darauf gefegmäßig begibt; oder wenn er fie dem Schuldner ohne Vorbehalt zurüdftellt; fo er- 
liſcht zwar das Pfandreht, aber die Schuldforderung befteht no. 

Entſch. v. 20. Mai 1875, Nr. 5355 (6730 ©.-U.). Zur Eonfi- 
tnirung eines Fauſtpfandes genügt nicht die bloße körperliche Ueber- 
gabe...., ver Gläubiger muß nad $. 461 B. ©. die Saden in feine 
Berwahrung nehmen und fid daher zu demſelben in ein ſolches fac- 
tifhes Berhältniß fegen, daß er jederzeit darüber visponiren fann. 
Dieß if aber in dem vorliegenden Falle nicht geſchehen, da die 
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Sachen zwar dem Gläubiger übergeben, allein von ihm, dem Schuld- 
ner, zur Benäügung in feinem Gefhäfte gegen Entſchädigung für die 
Abnütung wieder überlaffen worden find. 

Entfd. v. 20. März 1873, Nr. 2100 (4912 ©.-U.). Das auf tie 
Gage erwirkte Pfand erlifdt, wenn der Schulpner zum ivilftantsdienfte Über 
tritt (Pat. v. 25. October 1798, Nr. 436, Hofd. v. 5. April 1799, Nr. 465 
und v. 5. März 1838, Nr. 260 I. ©. ©.). 

Entf. v. 4. September 1866, Nr. 8084 (2596 ©.-U.). Dem Erfolg- 
laſſungsgeſuche des Erecutionsführers kann fo lange nicht ftattgegeben werben, als 
der Rechtsſtreit über Anerkennung eines älteren Fauflpfandes zwifchen ben älteren 
Gläubigern und dem Erecuten ſchwebt. 

Entſch. v. 28. December 1865, Nr. 10829 (©. Zig. 1866, Nr. 18). 
Auf Grund des über die Hypothelarklage ergangenen Urtheild kann die Mobilare 
execution auch nicht wider den Perſonalſchuldner bewilligt werden. 

Entf. v. 14. April 1864, Nr. 2499 (1898 G.-U.). Die Sequeſtra⸗ 
tion der verpfänbeten Liegenfhaft fann nad $. 293 a. ©. O. bei Nachweiſung 
einer Gefahr der Entwerthung des Pfandgutes nur dann bewilligt werden, wenn 
der Kläger die Sache jelbft in Anſpruch nimmt. 

Entſch. v. 28. März 1860, Nr. 2471 (1109 G.-U.). Nach) erfolgter, 
wenn aud noch nicht einverleibter Ceſſion, ift die Einwilligung des Cedenten zur 
Vfhung der Hypothelarforberung unwirkſam. 

(6. 468 — vgl. 66. 1445, 1446, 1449; 88. 897, 696; 88. 1478, 1479, 1488, 1499, 1500; 88. 707, 618, 632, 1068, 
1083 ®. @.; $$. 118—181 @. @.; Refol. v. 11. Eeptember 1784, Nr 836 und ger. v. 16. Jänner 1787, Ar. 621 
3. ®. ©.; 6. 57 der Infte. 0. 98. Mpril 1794, 

8. 468. Das Pfandrecht erlifcht ferner mit der Zeit, auf melde e8 eingeſchränkt war, folg« 
lich auch mit dem zeitlichen Rechte des Pfandgeber& auf die verpfändete Sache, wenn anders 
biefer Umftand dem Gläubiger bekannt war, oder aus den öffentlichen Büchern bekannt fein konnte. 

Entfd. v. 2. Yuli 1873, Nr. 6473 (5025 G.⸗U.). Die anf Grund 
des Todtenſcheines angefuchte Löſchung lebenslänglicher Bezugsrechte, worauf 
Aſterpfandrechte einverfeibt wurden, ift nur mit dem Beifage des 8. 51 ©. ©., 
daß die Rechtswirkung in Anſehung der Afterpfandrechte erft mit deren Löfhung 
eintrete, zu bewilligen, weil auf die materiell rechtliche Beſtimmung des 8. 468 
2. ©. von Amtswegen keine Rüdficht genommen werben kann und die den Bor» 
gang bei ver Löſchung einer Hhpothefarforberung normirende Vorſchrift des 8. 51 
©. ©. davon nit berührt wird. 

Entf. v. 9. Juli 1867, Re. 5712 (©. 9. 1867, Nr. 84). Durch 
das vom Schuldner ausgehende Einfhuldungsverbot wird dem Gläubiger das 
R. der Befriedigung and dem bereit3 erworbenen Pfande nicht entzogen, e8 muß 
aber diefe Beſchränkung, wenn daran zugleih Re. dritter Perfonen gelnüpft er- 
en fpäteren Eintragungen gegenüber gleich jeder anderen Belaflung gewahrt 
leiben. 

Entſch. v. 4. April 1866, Nr. 2604 (2438 G.-U.). Ein im Grund⸗ 
bude, wenn auch (urfprünglihb nur wegen Mangels eines Grundbuches) nicht 
eingetragenes Wieberfaufsreht umb überhaupt die rechtliche Beihränfung des 
Egths., fofern fie aus dem öffentlichen Buche nicht erfichtlich iſt, bleibt dem Gläu⸗ 
biger gegenüber, welcher bona fide das Pfor. erwarb, wirkungslos. 

Entſch. v. 18. November 1858, Nr. 11228 (666 ©.-U.), Wer zur 
unentgeltlihen Abtretung einer Realität verurtheilt wurde, ift auch verpflichtet, 
bie Realität frei von zu feinen Gunſten darauf haftendem Pfande zu übergeben. 

Entf. v. 31. März 1857, Nr. 3018 (1017 ©.-U.). Nach gelöftem 
Pahtverhältnig muß nad 88. 464, 468 u. 469 B. ©. die bar erlegte Pacht⸗ 
caution nad Befriedigung der auf felber fihergeftellten Anſprüche im erübrigen- 
den Reſte zurlegegeben werben (447 ibid.). 


1. Theil. 6. Hauptſt. Pfaudrecht. 86. 468, 469, 293 


8. 469 — vgl. 95. 449, 1418, 1414, 1444, 1435, 1878, 1438, 1454, 1447-1449, 1488; 68. 1369, 406423, 443 
DB 444, 454, 468, 596, 928, 1394, 1412, 1443, 1467, 1469, 1500; $. 365 ®. .; $. 328 allg., 6. 436 weit 
a 61 3.8.5. 6.D.; 


» al, 
.; Halb. Do. , hie, 118-131, 188 
» 1885, Rr. 2090 g 1483 ©. @. und 





3. Jul 1871, [ 

I elelıg ber Berjodäher DR Eng. m. 33. Ayrıl 106 Ar, 101 9, ©.0J 
8 469. Durch Tilgung der Schuld Hört das Pfandrecht auf. Der Pfandgeber ift aber bie 
Schuld nur gegen dem zu tilgen verbunden, dag ihm das Pfand zugleich zurückgeſtellt werde. 
Zur Aufpebung einer Hypothek ift die Tilgung der Schuld allein nicht hinreichend. Ein Hypo» 
tfefargut bleibt fo Lange verhaftet, bis die Schuldurkunde aus den öffentlichen Büchern ges 

loſcht if. 
Siehe das 8. G. v. 25. Juli 1871 im XVIIT. Wbe ber Ranzſchen Sig. 


Entſch. v. 29. Mai 1878, Nr. 4079 (©. Ztg. 1879, Nr. 70). Der 
vom Perſonalſchuldner erhobenen Einwendung der an den Cedenten erfolgten 
Zahlung einer noch bücherlich aushaftenden bam Cefflonar unentgeltlich erwor- 
benen Sagpoft muß auch zu Gunften der mitbelangten Hypothekarſchuldner flatt- 
gegeben werben ($$. 1394, 1396; 447, 449 B. ©.). $. 469 ibid. bezwedt 
nur die Wahrung bes Vertrauens in die Öffentlihen Bücher, während im gege- 
benen Falle der Kläger die Forderung zufolge Ceffionsurkunde im Wege ber 
Schenkung erworben hat. 

Entſch. v. 23. Mai 1878, Nr. 15547 (©. H. 1878, Nr. 94). Im 
Sinne des Hoft. v. 15. Februar 1833, Nr. 2593 und da für die Zahlungs» 
pflicht des Erſtehers nur das rechtöfräftige Meiftbotvertheilungserkeuntnig maß- 
gebend if, wird die Verbindlichkeit, ein Darlehen in effectiver Silbermünze zuräd- 
zubezahlen, durch die rechtokräftige Anmweifung eines dem Silberdarlehen gleichen 
Betrages in Noten nebft angemelvetem Agio (Curs vom Erftehungstage) auf den 
Meiftbot — aufgehoben. 

Entſch. v. 4. December 1877, Nr. 6318 (©. Zig. 1878, Nr. 97). Wenn 
auf Grund eines bebingten Endurtheiles nach unbenütter Eivesfrift die Einver- 
feibung des ezecutiven Pfors. erfolgte und die pfandbebedte Forderung fobin 
am einen Dritten Überging, fo kann dem neuen Gläubiger nad) $. 469 B. ©. 
nicht eingewendet werben, daß mittlerweile über erwirkte Neftitution und abge- 
legten Haupteid bie Forderung als nicht zu R. beftchend ſich herausftellte, 

Entſch. v. 30. October 1877, Nr. 7643 (©. Big. 1877, Nr. 98). 
Die Vorſchrift des 8. 469 B. ©. findet aud auf die Verfachbücher (Tirol) An- 
wendung. — Durch die Affignation wird wohl eine Umänderung in 
ber Perſon des Perſonalſchüldners, keineswegs aber eine Tilgung 
der Schuld bewirkt und es bleibt daher das dem Affignatar zur 
ſtehende accefforifhe Pfor., wenn er hierauf nicht ausdrücklich ver— 
sihtet hat oder die Hypothek gelöfcht wurde — unberührt. R 

Entf. v. 23. Iuni 1875, Nr. 6513 (5772 G.U.). Bei der Meift- 
botvertheilung hat nicht der Sapgläubiger, für welden der Grund- 
buchſtand und 88. 323, 324 u. 469 B. ©. ſprechen, das Beftehen 
feiner Forderung und das ihm freitig gemachte Pfor. zu beweifen 
und zu dem Ende den Rechtsweg zu betreten, ſondern es ift Sade 
des Erecuten, welcher ihn von der Betheiligung aus dem Meiftbote 
ausgefhloffen ſehen will, das Erlöfhen der Forderung unb ben 
Nichtbeſtand der Hypothek für dieſelbe darzuthun. 

Entſch. v. 16. December 1874, Nr. 8493 (65564 G. -U.). So lange 
der Berpäcter die Pachtcaution in Händen hat, kann das Pfor. nicht wegen 
Big. der Forderung des Bermiethers erlöfchen und der 8. 469 B. ©. Anwen- 
dumg haben, vielmehr ift durd F. 1483 ibid. die Einwendung der Big. wider 
die duch das Pfand bevedten Erfapanfprüce ausgeſchloſſen. 

Entf. v. 29. Mai 1874, Nr. 4370 (5377 ©.-U.). Wenn fih aus 
dem Strafurtheile — ohne ausbrädlih dahin lautenden Spruh — ergibt, daß 
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ver Schuldſchein, auf Grund deffen das Pfor. einverleibt wurde, gefälicht ift, 
Kann der Egthr. der Hypothek innerhalb der Berjährungsfrift ver 88. 1467 u. 
1469 B. ©. (und Hof. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 I. ©. ©.) au 
wider den Geflionar die Löſchung des Pfors. begehren. 8. 469 ibid. findet 
bier feine Anwendung, befonders wenn der Kläger ohne unndthige Säum- 
niß und ohne die Klage des Ceffionars abzuwarten, einſchritt, der 
Ceffionar aber mit bevenlliher.Haft die kurz vorher erft entftandene 
Forderung ſich übertragen ließ, ohne irgend welche Erkundigungen 
über ven Beftand ſich zu erholen. 

Plenar-Entfd. dv. 18. Februar 1874, Nr. 734 (5272 ©.-U.) einge. 
tragen in's Judicatenbuch Ar. 87: Wenn vie Löſchung einer vorgemerkten 
Forderung bewilligt wird, findet die gleichzeitige Löſchung ber mittler- 
weile hierauf bewilligten Eintragungen ebenfo ftatt, wie im Falle 
der Löſchung der Bormerfung bes Eigenthumsrechtes (8. 49 ©. ©.) 
und im Falle der erfolgten Nedtfertigung ber Vormerkung ber 
Löſchung (8. 50 ibid.). } 

Entfd. v. 18. September 1873, Nr. 8484 (5084 ©.-U.). Wenn aud 
die Eeffion einer ſchon getilgten Forderung, für welche das Pfor. indeß nod nicht 
gelöfht wurde, als Scheinvertrag (8. 916 B. ©.) beurtgeilt werben fann, fo 
iſt doch der nachfolgende Hhpothelargläubiger zur Anfechtung der Priorität des 
Eeffionars nicht legitimirt, weil ihm nad} 8. 469 ibid. ein R. aus der bücherlich 
nicht erfihtli gemachten Zahlung nicht erwuchs, das vorgehende Pfor. aber auf 
eine giltige Forderung fid bezieht. Dem Schuldner kann die Aufnahme eines 
Darlehens mit Einräumung der Hypothek, die auf dem Gute noch haftet, über- 
haupt nicht verwehrt werben, weil das ©. den nadfolgenden Hypothekar— 
gläubigern ein Vorrückungsrecht ipso facto in der Priorität in Folge 
Tilgung einer voraudgehenden Poſt, oder das R. deren Löſchung zu 
verlangen, nicht zugefteht, aus dem $. 469 ibid. vielmehr das Gegen— 
theil zu folgern ift. 

Entf. v. 11. September 1873, Nr. 7250 (5076 ©.U.). Wenn der 
Beftandvertrag büdperlidy einverleibt ift, muß die gegen den Egthr. der Fadıt- 
güter angeftellte Kiage auf Entfhädigung aus dem Pachtverhältniß ald cine 
Hypothelarklage angefehen werden und ift deren Anmerkung nah $. 59 ©. ©. 
zuläffig. Der Umftand, daß die Klage auf Löſchung biefer Pfand- 
GBeſtand-) rechte fhon angemerkt ift, fann als ein Hinderniß der be- 
gebrten Streitanmerkung nit angefehen werben, weil die Intabu- 
ie bio zur wirklichen Löfhung derfelben aufrecht bleibt ($. 469 

PlenarEntſch. v. 18. Februar 1873, Nr. 1523 (4880 ©.-U). Da 
nichts vorgebracht wurde, moraus heroorginge, daß die Cefflonare mala fide 
gehandelt hätten, fo kann aud ven Ceffionaren, welden, wiewohl unentgeltlich, eine 
in Wahrheit bereits getilgte, micht bücherlich gelöfchte Hypothekarforderung über- 
tragen wurde, nicht diefe Zahlung und nod weniger eine bucherlich nicht einver- 
leibte Gegenforberung eingewenvet werden (88. 469 u. 1443 B. ©.). 

Entf. v. 14. November 1872, Nr. 10749 (4777 ©.-U.). Der Käufer, 
welder die Hypothekarſchulden übernonmen, aber nur unvollftändig bezahlt hat 
und deßhalb nad vertragsmäßiger Beſtimmung nicht an den bücherlichen Beſitz 
(— zur Verfahung des Kaufvertrages) gelangt, fuccedirt mit den gezahlten Be- 
trägen nicht in bie Hypothek ber dort getilgten Forderungen (8. 1401 3. ©.). 
Er ift weder Rechtsnachfolger der befriedigen Gläubiger, noch nach $. 469 ibid. 
zur Anftelung der Hhpothefarflage berechtigt. 

Entf. v. 9. Juni 1872, Nr. 9167 (4430 ©.-U.). Der Hypothekar⸗ 
Mäger, welder ſich eine urfprüngli auf zwei Realitäten fimultan verfiherte 
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Forderung erecutiv einantworten ließ und bamit an Gtelle des früheren Gläu—⸗ 
bigerd trat, muß die von bemfelben ausgeftellie Köfhungsquittung gegen ſich 
gelten lafjen und fann fid auf $. 469 B. ©. nicht berufen, weil die eine ber 
Simultanhypothelen bereits gelöfht war und er fonad bei gehöriger Aufmerk- 
ſamleit ſchon aus ven öffentlichen Büchern erfehen mußte, daß die Forderung, 
für welde das Pfor. auf der anderen Realität noch haftete, nicht mehr zu 
R. beftche. 

Entfd. v. 10. Jänner 1872 (Sch. IV). Die wider den Cedenten 
erwirkten Urtheile auf Ungiltigleit des Pferd. Können wider den Dritten, an 
welchen mittlerweile der Geklagte die hypothezirte Forderung cebirt hat, nicht 
geltend gemacht werben, wenn bie Erwirkung der Klagsanmerkung verfäumt 
worben ift. 

Entfd. v. 11. Mai 1871, Nr. 3081 (4165 G.-U.). Die Schlußfäge 
tes $. 469 B. ©. enthalten keineswegs eine nur formelle Beſtimmung, fondern 
find eine im Intereſſe des Realcredites zum Schuge der im Vertrauen auf das 
öffentlihe Buch ein Egth. oder Pfor. Ermerbenden nothwendige, die 88. 447 
u. 469 ibid. bei Borhandenfein der gefeglichen Bedingungen mobificivende An⸗ 
ordnung. ; 
Entſch. v. 4. Mai 1871, Nr. 1198 (4158 ©.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Rr. 3081 ex 1871. 

Entfd. v. 11. Jänner 1871, Nr. 152339 (4012 ©.-U.). Die in den 
zwei legten Sätzen des $. 469 B. ©. ausgefprohene Rechtsregel, 
wornadh zur Aufhebung ver Hypothek die Tilgung der Schuld allein 
nit hinreiht und die Pfandſache bis zur büderlihen Läfhung der 
Schuldurkunde verhaftet bleibt, ift zur Erhaltung des Vertrauens 
in die Öffentlihen Bücher unbedingt nothwendig und findet volle 
Anwendung, weil der Kläger zur Zeit, als die Pränotation auf 
die noch intabulirte Forderung und beren erecutive Einantwortung 
erfolgte, noch nicht gewußt hat, daß davon etwas gezahlt war, ihm 
überhaupt eine Unredlichkeit nicht zur Kaft gelegt werden fann und 
er nit als eine im juriſtiſhen Sinne mit dem früheren Berechtigten 
identifhe Berfon, 3. B. als fein Erbe, jondern als Gläubiger des— 
felden kraft eigenen R8, einfhreitet. Die 88. 442, 1394 u. 1395 B. ©. 
und $. 314 a. ©. D. fiehen damit nit im Wiperfprude, da fie nur 
die perfönligen Re. des Ueberträgers einer Forderung betreffen, 
während der 8. 469 B. ©. fih auf dinglide, in den Öffentlichen 
Büchern eingetragene Re. bezieht, die im gegenwärtigen Falle aus 
einem onerofen Titel auf einen Dritten übergegangen find; bie 
88. 1443 u. 1500 ibid. und das Hofb. v. 27. März 1846, Nr. 951 
3. ©. ©. werben badurd fo wenig überflüffig, ale die 85. 443, 444, 
454, 468, 526, 928, 1070, 1120, 1142, 1398, 1446, 1467, 1469 und 
andere Stellen des B. ©., wo das ©. den Grundfag der Publicität 
der Öffentlihen Bücher auf befondere Berhältniffe anwendet. 

Entſch. v. 7. September 1870, Nr. 10130 (3865 ©.-U.). Nach ge 
ſchehener Intabulation eines Afterpfandredtes kann die Löſchung der Hypothel 
auf Grund einer wiewohl vor ter Einverleibung des Afterpfandrechtes ausge 
ſtellten Quittung nidt bewilligt werden ſogl. indeß $8. 50 u. 51 des neuen ©. ©.]. 

Entfd. v. 4. Auguft 1870, Nr. 9024 (3842 G.-U.). Mit der Beer 
bung des Hhpothelargläubigers durch einen der mehreren Solidarſchuldner tritt 
legterer an Stelle des Gläubiger, ohne daß die Verbindlichkeit der anderen Mit 
ſchuldner aufgehoben würde (88.896 u. 1446 B. ©.), da bücherlich eingetragene 
Re. ſelbſt im Falle der Bereinigung in einer Perfon nach 88. 469 u. 1446 ibid. 
nur durch die Löſchung aufgehoben werden, zum Begehren einer Löſchung aber 
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aus dem Grunde der Bereinigung von Schuld und Forderung nur ber ven Gläu- 
biger beerkende Schulbner legitimiert wäre [Schlußfelgerung]. 

Entf‘. v. 1. Yuni 1870, Nr. 693 (3803 ©.-U.). Der gutgläubige 
Eeffioner, einer laut Strafurtheil nicht zu R. beftandenen Hypothelarforderung 
kann nad 88. 1393—1396 B. ©. als folder, da er nit mehr Me. erwarb, 
als der Cedent hatte, fih auf 8. 469 ibid. nicht berufen, weil $. 469 ibid. 
nur den Fall einer giltig beflandenen aber getilgten Forderung betrifft, nicht 
jedod jenen einer von Anfang ungiltigen Forderung. 

Entf. v. 24. Februar 1870, Nr. 14201 (3725 ©.-U.). Die wider 
die Hhpothefarflage des Ceffionars erhobenen Einwentungen des Ceſſus wider 
den Beltand der Forderung find belanglos und zwar 1. die ber Unechtheit der 
Eeffionsurkunde, weil der dem Ceſſionar hierüber obliegende Beweis nicht erbracht 
wurde; 2. jene der Vig., weil aus dem Umftande, daß das Pfor. vor der Ceſſion 
ſchon über 30 Jahre haftete, für ſich alein (vgl. Hfv. v. 27. März 1846, 
Nr. 951 9. ©. ©.) nicht die Big., noch auch fi erkennen läßt, daß der Er- 
werber nicht bona fide gehandelt habe; 3. die Einwenvung der Tilgung der For⸗ 
derung: nad 8. 469 B. ©. 

Entf. v. 4. November 1869, Nr 8088 (3557 ©.-U.) Sowie es 
keinem Zweifel unterliegt, daß ein Pfr. für eine fünftige Forderung 
erworben werden fann, ebenfo ift es mit dem ©. vereinbar, das Pfr. 
für eine erlofgene Forderung fortbeftehen zu laffen und legtere durch 
eine ſchon beftehende oder nem entflandene zu fubflituiren (8. 4698. ©.). 
Ein beftehendes Pfor. ift eine im Verkehre ſtehende Sache; da nad 
88. 469 u. 1446 ibid. der Schuldner die bezahlte Forderung ſich 
cediren laffen und fohin mit oderohne Pfand einem anderen abtreten 
Tann, fo ift nicht einzufehen, weßhalb die Uebertragung bes Pfors. für 
bie noch nit gelöſchte und nit quittirte Forderung niht unmittel» 
bar von Seite des noch intabulirten Oläubigers auf den neuen Gläu— 
biger follte gefhehen können, wenn biefe und der Tabularſchuldner 
damit einverftanden find. Boftlocirte Gläubiger haben fein R., 
eine vorausgehende Tabularpoft zur Löſchung zu bringen ober einem 
ſolchen Uebereintommen entgegenzutreten. 

Entf. v. 28. Mat 1869, Nr. 5171 (©. Ztg. 1869). Wenn die Theil 
zahlung nit bücherlich geldfcht worden ift, fo lebt durch den neuerlichen Credit 
das Pfor. wieder auf, ſobald Schuloner und Gläubiger fid) dahin vereinbaren. 

Entf. v. 28. April 1869, Nr. 2097 (3395 ©.-U.). Der Ceſſionar 
einer Hypothekarforderung kann ſich wider die Einwendung der erfolgten Tilgung 
ber Forderung nicht auf 8. 469 B. ©. ftügen, wenn (jedoch nicht duch ben 
hierüber. unzuläffigen Haupteid) erwiefen wird, daß er fhon vor Abſchluß ber 
Eeffion von dem Nichtbeſtand der Forderung gewußt hat [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 23. Februar 1869, Nr. 1271 (©. Big. 1869). Nur wer 
Pen fide das indebite haftende Pfor. erwirbt, ann fid auf den 8. 469 B. ©. 
erufen. 

Entf. v. 11. Februar 1869, Nr. 12237 (3288 ©.:U.). Die Bor- 
fohrift des $. 1394 B. ©. fann auf die Ceffion einer Hypothekarforderung nad 
8. 469 ibid. nicht angewentet werben. 

Entf. v. 20. Mai 1868, Nr. 3591 (3070 ©.-U.). Der Erbe kann 
gegen den Legatar bie der Erblafferin auf der dem Legatar legirten Realität vor- 
male zugeftandenen und nicht gelöſchten Hypothekarforderung nicht geltend machen, 
und der Ceffionar des Erben gleichfalls nicht, wenn ihm der ganze Vorgang und 
bie Beftrittenheit des Beſtandes der Forderung aus der Einantwortungsurfunde 
und fenad aus dem Grundbuche und deſſen Urkundenſammlung bei einiger Auf- 
merffamfeit befannt fein fonnte. 


1. Theil. 6. Hauptft. Pfandrecht. 9. 469. 297 


Entſch. v. 14. Mai 1868, Nr. 3861 (3067 ©.-U.). Zum Begehren 
um Löfhung eines Pfors. find nachfolgende Glaubiger nicht berechtigt. — Aus 
dem Umftande, daß bei einer Satzpoſt — von welder nachträglich Theilbeträge 
an britte Perſonen cedirt und die Ceffionen einverleibt wurden — das erecutive 
Bfor. bezüglich eines als „Reft” bezeichneten Theilbetrages ausgezeichnet ift, folgt 
nicht, daß die Forderung als bezüglich tes Mehrbetrages durch Zahlung erloſchen 
angefehen werden müfle. Im feinem Falle aber fteht ben poftlocirten Gläubigern 
gegen bie Ceſſion einer vorhergehenden nicht gelöſchten Hypothek eine Einwendung 
zu ($. 469 B. ©.). 

Entf. v. 11. Februar 1868, Nr. 11398 (Sch. I). Der Erwerber 
einer intabulirten Forderung ift — feine bona fides vorausgefegt — nicht ge⸗ 
halten, beim Schuldner Erkundigungen einzuziehen, ob die Schuld nicht etwa 
ſchon getifgt fei. 

Entſch. v. 4. December 1867, Nr. 9302 (2940 G.-U.). Nur ber 
Grundbuchſtand ift entfcheidend, nicht aber ift der Erwerber verpflichtet, um ſich 
auf das Vertrauen in bie Öffentlichen Bücher flügen zu können, auch in der Ur 
timdenfammlung nachzuforfhen, ob ſich aus dort exliegenden Urkunden nicht etiwa 
im Buche unerſichtliche Re. ergeben. 

Entſch. v. 13. Auguft 1867, Nr. 6604 (2837 ©.-U.). Das für das 
Bedeckungscapital zur Sicherung einer Rente einverleibte Pfor. ift kein felbft- 
fändiges, fondern ein nur zu Gunften des Rentenbezugsberechtigten beftehendes 
Pfor., welches mit dem Wegfall der Rente gegenſtandslos wird; diefes Bededungs⸗ 
capital ſteht daher nicht zur eventuellen Dispofition des Hypotheleigenthümers 
und barf bei der Meiftbotvertheilung weder diefem herausbezahlt, noch den 
Superpfantgläubigern zugewiefen werben. 

Entſch. v. 10. Yuli 1867, Nr. 4436 (2822 G.-U.). Der Klage des 
Pfandſchuldners auf Herausgabe bes Pfandes gegen Zahlung der Schuld ift, 
wenn auch der gerichtliche Erlag nicht erfolgte, ftatt zu geben, weil der Schulbner 
nur gegen gleichzeitige Herausgabe des Pfandes zur Zahlung verpflichtet und ver 
Pfandinhaber nicht befugt ift, das Pfand vorzuenthalten (88. 469 u. 471.8. ©.). 
[Aehnt. der Entf. Nr. 5635 ex 1869.] 

Entf. v. 14. Mai 1867, Nr. 3581 (©. 9. 1867, Nr. 67). Wenn 
ein Wechſel vor dem Berfalldtage auf Hypothekarforderungen des Acceptanten 
pränotirt wurbe, iſt biefer nur gegen Aushänbigung einer löſchungsfähigen Duit- 
tung zur Zahlung verbunden. 

Entjd. v. 28. Februar 1866, Nr. 1646 (Sur. Ztg. 1870, ©. 31). 
Die Auftragung des Haupteides darüber, dag dem Cedenten die Hypothelar⸗ 
forderung nicht zum Scheine, fondern in ver That als Abfchlagszahlung an ben 
&effionar und jegigen Kläger Übertragen worden fei, ift unzuläffig. 

Entſch. v. 13. Februar 1866, Nr. 1072 (2389 G.-U.). Alle dem 
Hypothekbeflger gegen ven Satgläubiger unmittelbar zuftehenden Einwendungen 
finden aud wider den Superpfandgläubiger ftatt. 

Entfd. v. 31. Mai 1865, Nr. 4486 (2196 ©.-U.). Der Eeffionar 
oder Afterpfandgläubiger kann ſich nicht auf den Schlußfag des 8. 469 B. ©. 
berufen, wenn erwiefen wird, daß er von dem Nichtbeſtand der Hypothekar⸗ 
forderung fhon vor dem Erwerb feines Rs. gewußt hat. 

Entjd. v. 21. Mai 1865, Nr. 3199 (©. Ztg. 1865, Nr. 76). Wenn 
der Hypothelargläubiger den mit dem Schuldner verglihenen Eid dahin, daß er 
von feinem Dritten die Zahlung erlangt habe, nicht ablegt, ift der Hhpothefbe- 
figer na 8. 210 a. ©. O. berechtigt, die Löſchung des Pfors. zu begehren. 

Entf. v. 2. Mai 1865, Nr. 3538 (2167 G.⸗U.). Der Big. 
einer Öhpothelarforberung gemäß 88. 1478 u. 1479 B. ©. fteht, wenn nad 
dem Grundbuchſtande die Zahlung fofort gefordert werden Tonnte und in ber 
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Berjährungszeit gleichwohl erwiefenermaßen nicht gefordert wurde, 8. 469 ibid. 
nicht entgegen. F. 1499 ibid. ſchreibt nicht vor, daß ſich der Verpflictete im 
Falle der Big. durch eine Löſchungsklage befreien müfle. 

Entfd. v. 23. November 1864, Nr. 8663 (2021 ©.-U.). $. 469 
B. ©. enthält in den Schlußfägen nicht eine bloß formelle, fondern bie auch aus 
übereinftimmenden andern Geſetzesſtellen unzweifelhaft beftimmte Anorbnung, daß 
der Hypothelarſchuldner dem (bis zum Beweis des Gegentheild dafür geltenben) 
reblihen Uebernehmer haftet und die Schuld, auch wenn fie thatſächlich durch 
Zahlung an deſſen Vormann getilgt wurde, ihm bezahlen muß. 

Entfd. v. 4. Auguft 1864, Nr. 5635 (3214 ©.-U.). Die Einwendung 
bes Gläubigers, zur Reftitution des Pfandes vor Empfang der durch basjelbe 
verfiyerten Darlehensfumme nad) 8. 1369 B. ©. nicht verpflichtet zu fein, iſt 
durch $. 469 ibid, entfräftet, wornach der Pfandgeber zur Zahlung feiner Schuld 
nur gegen gleichzeitigen Empfang des Pfandes verbunden ift. Der Pfandſchuldner 
iſt aud, ohne die Schulpfumme gerichtlich erlegt zu haben, zur Klage auf Rüd- 
mans bes Pfandes gegen Zahlung berechtigt. 

Entſch. v. 22. September 1863, Nr. 6521 (1803 ©.-U.). Das bona 
fide erworbene Pfor. wider einen auf Grund gefälfchter Urkunden al Egthr. 
einverleibten Schuloner befteht zu R. (88. 456 u. 469 B. ©.) [?]. 

Entſch. v. 3. Septeniber 1863, Nr. 5427 (1782 G.-U.). Dem red» 
lichen Uebernehmer einer thatſächlich getifgten Hypothelarſchuld haftet der Hypo⸗ 
thelbefiger und kann dagegen nicht einwenven, daß der Ceſſionar unterlaflen habe, 
über den Beftand der Forderung beim Schuldner anzufragen. 

Entſch. v. 1. September 1863, Nr. 5491 (1778 G.. U.). Wenn⸗ 
oleih zu Folge $. 449 B. ©. jedes Pfr. auf eine giltige Forde- 
rung fi bezieht und nad $. 1412 ibid. jede Verbindlichkeit durch 
bie Zahlung aufgelöft wirt; erflärt doch $. 469 ibid., welder im 
8. 1412 ibid. ausdrädlih bezogen wird, daß eine Hypothek aud- 
nahmsweiſe durd die Tilgung der Schuld nit aufhört... . fon«- 
dern folange verhaftet bleibt, bis die Schuldurkunde aus den dffent- 
liden Büchern gelöſcht iſt. Die Zahlung ift daher dem gutgläubigen After- 
pfandgläubiger gegenüber unwirkfam. 

Entſch. v. 24. Februar 1863, Nr. 942 (1659 ©.-U.). Nur ber 
Hypothekarſchuldner, nicht auch bie poftlocirten Sabgläubiger, haben ein R., auf 
Löſchung gezahlter Theilbeträge einer Hhpothelarforderung zu bringen; im "Ein 
verftändnifle des Hypothekarſchuldners kann die nicht gelöfchte Hypothek in ihrer 
beftehenden Priorität auf eine neue Forderung übertragen werben und e8 werben 
dadurch Feine erworbenen Ne. der nachfolgenden Tabulargläubiger verkürzt, weil 
im Verhältniß zu biefen die Hypothek haften blieb, dem Schuldner aber nad) 
8. 1422 B. ©. das R., die Zahlung gegen Eefflon zu leiften, nicht beftritten 
werben kaun. 

Entſch. v. 24. December 1862, Nr. 8449 (©. H. 1863, Nr. 26), Auf 
Grund eines Urtheils, womit bie Bormerlung der Löſchung um Eigenthumsein- 
verleibung juftificirt wird, dürfen nicht zugleich auch die mit dieſer Vormerkung 
eingetragenen Pfore. gelöfcht werben [vgl. jevod 88. 50 u. 51, 61—71 des 
neuen ©. ©.]. 

Entf. v. 28. Auguft 1861, Nr. 5823 (3619 ©.-U.). Derjenige Theil, 
welder verurtheilt wurde, ein Darlehen von x fl. gegen Herausgabe von bafür 
verpfändeten Grundſtücken zu bezahlen, ift aus dem Urtheil nicht berechtigt, bie 
Darlehensfumme zu Gericht zu erlegen und um die zwangsweiſe Herausgabe des 
Grundes zu verlangen, weil nicht auch ihm ein R., die Rückgabe des Grund- 
füdes gegen Zahlung der Darlehensſumme zu fordern, zugefprochen war. 

Entſch. v. 18. Juni 1861, Nr. 3999 (1345 ©.-U.). Im Sinne des 
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8. 469 8. ©. Tann bei der Entſcheidung über die Meiftbotvertheilung nur nad) 
tem Grundbuchftande vorgegangen und darf bei wiberfprechenden Liquidirungs⸗ 
änßerungen nicht erfannt werden, daß eine als haftend erſcheinende Poft nicht 
zu berüdfichtigen und löſchungsfähig fei; ein Erkenntniß hierüber Tann vielmehr 
nur über orbentlichen Nechtöftreit gefällt werden. 

Entfd. v. 28. März 1860, Nr. 2471 (1109 ©.-U.). Nach erfolgter, 
wenn auch noch nicht einverleibter Ceſſion if die Einwilligung des Cedenten zur 
chung der Hhpothelurforberung unwirkſam. Die bloße Möglichkeit ver Til- 
gung der Forberung ift in 8. 469 B. ©. ber wirflihen Tilgung nicht gleich- 
geflelt und daher umſomehr gegen den gutgläubigen Cefjionar unwirkfam. 

Entſch. v. 10. Yänner 1860, Nr. 14398 (1051 G.-U.). Einwendungen 
gegen die Liquidität der Hüpothelarforberungen eines vorausgehenden Gläubigers 
Reben dem poftlocirten nicht zu. 

Entſch. v. 20. Iuli 1859, Nr. 7630 (©. Zig. 1860, Nr. 105). Die 
Einwendung des Eoncurömafjeverwalters, daß bie Hypothekarforderung, auf 
welche die Pränotation erwirkt wurde, getilgt fei, it belanglos. 

Entf‘. v. 15. September 1858, Nr. 10255 (618 ©.-U.). Die Ein- 
wendung, daß die Forderung getilgt fei, ift auch wiber den Ceſſionar unhaltbar, 
denn dur 88. 1344—1396 B. G. find lediglich die perſönlichen Re. und Ver⸗ 
dindlichkeiten beftinumt, während die dinglichen Re. nur nad den Vorfchriften bes 
6. Haupiſtückes des II. Theile beurtheilt werden dürfen. 

Entſch. v. 1. September 1858, Nr. 8825 (611 G.-.U.). Aehnl. ber 
Entf. Nr. 10255 ex 1858. 

Entf. v. 13. Yuli 1858, Nr. 6879 (593 ©.-U.). Der Befiger einer 
Simultanhypothet, welcher über die Hypothekarklage zahlt, ſuccedirt nicht auch in 
bie übrigen Pfore. des Gläubigers und iſt nicht berechtigt, en Vefiter der 
Äbrigen Simultanhypothefen zu belangen (88. 443 u. 469 8. 

Entfd. v. 31. März 1857, Nr. 3018 (1017 ©.-U.). eh gelöftem 
Badıtverhältnig muß nach 88. 464, 468 u. 469 B. ©. vie bar erlegte Padıt- 
cantion nach Befriedigung der mit felber fihergeftellten Anfprühe im erübrigen« 
den Refte zurüdgegeben werden ($. 447 ibid.). 

Entjd. v. 24. Mär; 1857, Nr. 1422 (318 ©.-U.). Der Hhpothefar- 
gläubiger hat das R. auf Zahlung ver Schuld gegen, unter Mitwirkung des After 
piandgläubigers, auszuftellende Löfchungsquittung oder gerichtlihen Erlag zu Magen. 

Entfd. v. 28. Jänner 1853, Nr. 341°(B. ©. 268). Aehnl. ver Entid. 
Nr. 7630 ex 1859. 

Entſch. v. (1837? P. ©. 267). 8. 469 B. ©. ſetzt voraus, daß ber 
Egthr. der Hypothekarforderung biefelbe bona fide erworben habe. 


Bom Borzugsrehte der Yfandglänbiger. 
(6. 470 — vgl. 98. 128—193 gal, G. D.; 6, D. v. 26. December 1868.) 
8. 436. Die Vorzugsrechte ber Gläubiger bei dem Ausbruche eines Eoncurfes beftimmt das 
Berfahren in Eoncursfällen. 

Entſch. v. 29. December 1869, Nr. 14327 (©. 9. 1870; Sch. II). 
Uebertragungögebühren haben nur hinſichtlich jenes Theiles einer Realität, auf 
welchen fie haften, ein Vorzugsrecht; biefe vorzugsweile Haftung ift jevod auf 
fonflige einverleibte Gebühren nicht ausgedehnt. 

Entſch. v. 23. December 1856, Nr. 11961 (258 G.-U.). Daß B. ©. 
enthält über Vorzugsrechte der Pfandgläubiger feine Beftimmungen ($. 470 ibid.), 

Entf. v. 14. Auguft 1851, Nr. 6823 (P. ©. 271). Ueber ben Bor- 
zug aud ber auf verſchiedenen Titeln beruhenden Pfore. entſcheidet ausſchließlich 
bie Priorität der Erwerbung. 
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Bon dem Retentionsrechte. 


G. 471 — vgl. #8. 383-897 a. G. D.; 66. 87438 gal. ©. D.; Art. 818-316 $. G. und bei 9. 450 cit.) 
8. 4371. Weder der Pfandnehmer, noch irgend ein anderer Inhaber einer fremden Sache ift 
nad Erlöfhung des ihm eingeräumten echtes befugt, bdiefelbe aus dem Grunde einer For⸗ 
derung zurüd zu behalten. Er kann aber, wenn bie in der Gerichtsordnung beflimmten Er» 
forderniffe eintreten, und die Sache beweglich ift, fie in gerichtliche Berwahrung geben und mit 

Verbot belegen, oder, wenn fie unbeweglich ift, die Gequeftration derſelben anſuchen. 


Entfd. v. 7. Auguft 1872, Nr. 6482 (4680 ©.-U.). Auf Grund des 
Scheidungserkenntniſſes aus beiverfeitigem Verſchulden ift die Forderung auf Rüd- 
flelung des Heirathögutes ($. 1264 B. ©.) berechtigt und kann diefelbe aus 
dem Grunde der Redlichkeit des Befiged und wegen erwachſener Gegenforderungen 
nicht verweigert werden, weil die Reblichkeit des Beſitzes (nach $. 471 ibid.) 
ein Retentionsrecht nicht begründet [Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 1. Auguft 1867, Nr. 6059 (©. H. 1867, Nr. 94). Auch 
Bargelvbeträge können Object des Rententionsrechtes fein. 

Entf‘. v. 10. Juli 1867, Nr. 4136 (2822 ©.-U.). Der Klage des 
Pfandſchuldners auf Herausgade des Pfanves gegen Zahlung der Schuld ift, 
wenn auch der gerichtliche Erlag nicht erfolgte, flattzugeben, weil der Schulpner 
nur gegen gleichzeitige Herausgabe des Pfandes zur Zahlung verpflichtet und 
der Pfandinhaber nicht befugt ift, das Pfand vorzuenthalten. 

Entf. v. 16. Februar 1859, Nr. 1682 (732 ©.-U.), Dem Miether 
kann wegen Zinsrüdftandes nur die Wegräumung der im gemietheten Haufe — 
wenn aud nicht in dem fpeciell zu feinem ausſchließlichen Gebrauche gemietheten 
Localitäten befindlihen Gegenftände verweigert werben, nicht auch bie Wegräumung 
von Effecten aus einem anderen dem Vermiether gehörigen Haufe. 

Entſch. v. 14. März 1855, Nr. 2233 (P. ©. 272). Nah Art. 43 
der W. D. vom Jahre 1763, welder durch den 8. 5 des Einf. ©. zur W. O. 
v. 1. Mai 1850 nicht anfer Kraft gefegt wurden, ift der Kaufmann, welder 
Effecten von einem Dritten, wenn diefer auch fein Kaufmann ift, in Händen hat, 
berechtigt, diefelben zurüdzubehalten, die Realifirung feiner Forderung duch Exe⸗ 
eution auf biefelben extra concursum feines Schuldners (Cridatars) geltend zu 
maden [ogl. 9. ©. v. 17. December 1862, Art. 313—316]. 


Hiebenfes Hanpffiück. 


Bon Dienftbarkeiten (Servituten). 


"Inhalt: Begriff des Rechtes der Dienfibarfeit ($. 472). Eintheilung ber Dienftbarkeiten 
in Grunbbienfibarkeiten und perjönliche (8. 473); in Feld⸗ und Haus-Servituten 
(8. 474), ‚Sewößutige Arten: a) der Haus-Servituten (88. 475 u. ao): b) ber 
Beld-Servituten 8. 477). Arten der perfönlichen Dienftbarkeiten (8. 4 8). Un 
regelmäßige unb Schein-Servituten ($. 479). Erwerbung bes Rechtes der Dienſt⸗ 
barkeit. Titel zur Ermerbung ($. 480). Erwerbungsart ($. 481), Rechts⸗ 
verhältniß bei ben Dienfbarkeiten. Allgemeine Vorſchriften über das Recht ber 
Dienſtbarkeit (89. 482 — 486). Anwendung auf bie Grunbbienftbarkeiten: ins⸗ 
befonbere auf das Recht, eine Laft, einen Balken auf frembem Gebäude zu haben, 
ober den Rauch durchzuführen ($. 487). Feuſterrecht (8. 488). Mecht der Dach- 
traufe ($. 489). Recht der Ableitung des Regenmwaflers (88. 490 u. 491). 
Recht des Fußfleiges, Viehtriebes und Fahrweges (88.492 —494). Raum hiezu 
(8. 495). Recht, Wafler zu ſchöpfen (9.496). Recht ber Wafferleitung (8. 497). 
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Weiderecht (8. 498). Geſetzliche Beſtimmung: a) über die Gattung des Trieb 
viehes ($. 499); b) deſſen Anzahl ($. 500); c) Zriftzeit (8. 501); d) das Maß 
bes Fe (8. 502). Anwendung biefer Beftimmungen auf andere Servituten 
(8. 503). Perfönliche Dienftbarkeiten; insbefonbere: 1. Das Recht bes sont: 
—— ($. 504). Beſtimmungen in Rüdfiht ber Pugungen (88. 506 u 
der Subftanz ($. 507); und ber Laſten (8. 508). 2.D — @. PN 
Inwiefern fie fi auf verbrauhbare Sachen eefteden” rn mue (8. 510, Ken 
und Berbinblichfeiten des Fruchtnießers (8. Du: Insbeſondere: a) ® "RUdfH 
ber auf ber Sache haftenden Laften (8. 512); b) der Erhaltung der Sache (8. 513); 
co) ber Bauführungen (88. 514-516); d) a Meliorationstoften ($. 517). Be 
weismittel barüber (8. 518). —— ber Nutzungen bei Erlöſchuug ber 
Fruchtnießung ($. 519). Inwiefern der Gebrauchsberechtigte oder der Frucht 
u. oe Sihearftellung verbunden fei ($. 520). 3. Dienftbarkeit der Wohnung 
u. 522). AKlagerecht in Rüdficht der Servituten ($. 523). Erloſchung 
— —— m Allgemeinen (5. 524). Beſondere Anorbnung vw 
deren Erlöfchung: a) durch bem Untergang bes dienſtbaren ober herrſchenden 
Srundes WS 525); b) durch Bereinigung ($. 526); c) burdy Zeitverlauf (88. 527 
u. 528). Erldſchung ber perſönlichen Servituten insbefondere (8.529). Unan- 
wenbbarfeit auf beftändige Renten (8. 530). 


Een 84. 1469, ee 1488, 1408, 1500; 68. er 38. 767, 1228; 68. on, 2.68; 0.0. = vom 
Yult 1871, Ar. 8, je. ©. 3. December 1 , Ar. 280, 250, Ablöfungapat. v. ult 1853, Rr. 180, 6. D. 
1868, Rr.1 1606, —— v. 80. Dat 1869, Rr. 93 R 8. . und einzelne — 

über Waflerest; Telbfguge, Jagd- u. Be Due Bauorb: aan einzelnen Zänbern, Stoatsımon. D. und 
x 


Begriff des Rechtes der Dienfidarkeit, |D.] 


(8. 472 — vgl. 98. 807, 469; 66. ee re a; et ann, era, 0m D.a.; G. v. 80. Rarj 1879, 


* 438. Durch das Recht der Dienſtbarkeit wird Eigenthümer verbunden, zum Vortheile 
eines Anderen in Rüdficht feiner Sache etwas zu dulden ober zu unterlaſſen. Es iſt ein ding⸗ 
liches, gegen jeden Befitzer der dienſtbaren Sache wirlſames Recht. 


Entſch. v. 13. Juni 1879, Nr. 5085 (©. Big. 1879, Nr. 64). Der 
Big., wornady die Pfarr- und Stabtgemeinte auf dem Grunde der Pfarrkirche 
aus beiderfeitigen Zuſchüſſen eine Leihen. und Secirlammer bauen, bie Stabt« 
gemeinde aber gegen Verabfolgung einer firen Rente an die Pfarre die erbauten 
Localitäten benügt, Gebühren einhebt 2c., ift fein Innominalcontract im Sinne 
des 8. 921 B. ©., und begrüntet nicht bloße Servitutsrechte der Gemeinte; 
fondern ift ein Geſellſchaftsvertrag. Die neuen Baulichkeiten bilden ein ber 
Pfarr⸗ und Stadtgemeinde gemeinfames Umgn. (8. 1175 ibid.) [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 23. Juni 1875, Nr. 5576 (5771 ©.-U.) Nah 88. 472 
u. 482 B. ©. können nur folde Handlungen als Anwendung einer 
fremden Sade zum eigenen Bortheil im Sinne des $. 313 ibid. 
angefehen werden, welde ein Machtverhältniß über dieſelbe offen» 
baren, durch welde eine Veränderung in der fremden Sache hervor- 
gebragt, ein in die Sinne fallenvder Einfluß auf viefelbe geübt wird, 
— Handlungen, welde der Egthr. zur Wahrung feines freien Egths. 
hindern Fönnte und dürfte. Das ift nicht der Fall, wenn eine fremde Mauer 
ohne jede conftructive Verbindung einem daran gebauten Kramladen lediglich durch 
ihre Eyiftenz einen Nugen bringt, indem ver Egthr. des Kramladens keine vierte 
Abſchlußmauer baut, wozu er audy gar nicht verhalten werben konnte. 

Entſch. v. 22. April 1875, Nr. 3133 (5696 ©.-U.). Das dem Logen- 
befiger zuftehende R. begreift eine doppelte Belaftung bes Thenterd: eine mit 
denn Grunde verbundene und eine — dem Egthr. mehrfache Leiſtungen 
auferlegende, in ſich und kann einer D. auch nicht per analogiam gleid- 
geſtellt werben, ba die Servitut ben Egthr. verpflichtet, zum Vor— 
theil eines Anderen in Rüdfiht feiner Sache etwas > bulden ober 
zu unterlaffen, nie aber felber etwas zu thun ($. 472 B. ©.). 

Entfd. v. 26. Jänner 1873, Nr. 3001 (6019 ©.-1.). Rad ber de 
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finition der 88. 472 u. 477 B. ©. ift das durch mehr ald 30 Yahre ausge⸗ 
Übte R. der Stadtgemeinde von dem durch eine Wiefe des Gutes fließenden 
Bade das Waffer für die Stadtbewohner gegen Zahlung von jährlichen x fl., 
alfo gegen Entgelt, abzuleiten, die Servitut der Waflerleitung. — Wo aber, wie 
im vorliegenden Falle, fon der Augenfchein den Beſtand einer Servitut offenbar 
zeigt, Tann der Erwerber durch das öffentliche Buch unmöglich getäufcht werben, 
und das bloße Vertrauen in das öffentliche Buch ihm nicht mehr den Glauben 
aufpringen,. daß bie fihtbar beftehende D. nicht exiftire; $. 1500 ibid. ift 
daher auf augenſcheinlich beftehende Servituten nicht anwendbar [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 23. Juli 1868, Nr. 5778 (3100 ©.-U.). Das Ausgedinge 
und alſo aud die begehrte Benätung von Wohnräumen, welde ein integrivenber 
Theil der der Klägerin eingeräumten Ausgebingredhte ift — darf nit nach ben 
für Servituten geltenden Principien behandelt werben, denn .... das Ausgedinge 
befteht wefentlih in dem R. auf beftimmte Leiftungen und wird dadurch, daß 
es meiftens nod auf alleinige oder Mitbenägung gewifler Tocalitäten geht, die 
der Verpflichtete zu geftatten hat, noch nicht zu einer Servitnt. Ebenſowenig ift 
es zuläffig, diefe Re. aus dem Ansgedinge auszuſcheiden und nad) anderen Grund⸗ 
fägen, als jenen, die für das ganze Ausgebinge gelten, zu behanveln. Das ganze 
Ausgedinge alfo unterliegt nur der breißigjährigen Big. nad 8. 1479 B. ©. 

Entfd. v. 15. Juni 1864, Nr. 4076 (©. 9. 1865, Nr. 30). Die 
auf Zuerfennung einer D. gerichtete Klage Tann als Realklage nur gegen ben 
Befiger der belafteten Realität gerichtet werben. 

Entf. v. 14. Mai 1861, Nr. 2717 (1322 ©.-U.). Das Verhältniß 
des Wafferabfluffes ift, wie überhaupt jede mit einem Baue verbundene D., 
eine ſchon ihrer Natur nach auf der Sache felhft haftende Laſt. Wenn baher 
von zwei bishin demſelben Beſitzer gehörigen Häufern, dasjenige, von welchem 
nad den getroffenen baulichen Anftalten das Regenwafler auf das andere ablief, 
egecutiv verkauft wird, fo mußte dieſes Verhältniß als Servitutsverhältniß fort- 
beftehen bleiben und $. 481 B. ©. kann nicht eingewendet werben, wenn bie 
D. aus einem vollendeten Werke entfpringt, in einem bereits vollendeten Baue 
befteht. — 8. 1500 ibid. ift auf augenſcheinliche Servituten nicht anwendbar. 

Entf. v. 6. März 1860, Nr. 2375 (1098 ©.-U.). Aus dem über 
breißigjährigen Gebrauch, daß ber Gemeindeftier bei allen Hausbefigern nad der 
Reihe eingeflallt werde, wogegen die Hausbefiger per Kuh x Fr. entrichten, if 
ein Servitutsredt für bie Gemeinde erwachſen, denn die ber Definition des 
8. 472 B. ©. gegenüber ſich darftellende Anomalie fann das Vorhandenſein 
der wefentlihen Begriffsmomente der Servitut nicht verwiſchen [?]. 

Entfd. v. 27. December 1855, Nr. 11765 (P. ©. 274). Nicht jede 
Benügung eines Grundſtückes zum Bortheile der anderen und insbefondere nicht 
bie Benägung der Erzeugniffe des einen Grundſtückes zur Erhöhung der Annehm- 
lichkeit des Gebrauches des benachbarten Orundftüdes begründet eine D. (Auwen⸗ 
bung auf zwei früher demſelben Befiger eigenthümliche Grundſtücke). 


Eintheilung der DEM hy Grunddienfibarkeiten und per- 
önfide; 


G. 478 — vgl 66. 69 u. 200 0.) 

8. 438. Wird das Recht der Dienfibarleit mit dem Befitze eines Grundftüdes gu deſſen vor- 
theilhafteren ober bequemeren Benützung verknüpft, fo entfteht eine Grunddienftbarkeit; außer- 
dem ift die Dienftbarkeit perfönlich. 

Entfd. v. 27. Februar 1872, Nr. 9821 (4488 G.-U.). Die Verein 
barung, daß Jemand auf immerwährende Zeiten ausfglieglid berechtigt fein folle, 
gegen Zahlung eines firen Betrages per Kubilflafter Steine aus gewifien Grund» 
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Rüden zu brechen und wegzuführen, ift ein — nad dem in concreto anzuwen⸗ 
denden, in Krakau früher geltend gewefenen franzöfifchen Re., zu beurtheilender 
— Raufvertrag. 

Entfd. v. 2. März 1870, Nr. 2 (3732 ©.-U). Das von den 
Befigvorfahren der Kläger erfeffene R., von ihrem Gute über zur 
Mühle des Geflagten gehörige Grundſtücke auf ihren Ader zu 
fahren, war offenbar beftimmt, die Bewirthſchaftung des klägeri— 
fhen Gutes zu erleihtern, alfo eine Grunddienſtbarkeit im Sinne 
des 8. 473 B. G., welche auf dritte Sachen ober Berfonen nicht übertragen 
werben Tann und ein Zugehör ber Realität bilvet, weßhalb e8 ganz glei ift, 
ob letztere titulo universali oder singulari an bie Rläger gelangte. 

Entfd. v. 4. Juli 1866, Nr. 6145 (2540 G.-U.). Auf eine zu Gun⸗ 
len der jegigen Befiger einer Realität ausgezeichnete D. kann eine abgefonderte 
(executive) ea nicht erwirft werben. 

Entſch. v. 6. Mai 1857, Nr. 4340 (P. ©. 275). Grunddienſtbarkeiten 
gehören zu den mit dem Beſitze ber dienenden Realität verbundenen Reallaften. 

Entſch. v. 22. Juli 1852, Nr. 7391 (P. ©. 276). Einverleibte Demo- 
lirungsreverfe find in Concurfe und bei ver Realexecution als Servituten und 
nicht als Hypotheken zu behandeln und nad) ihrer bücherlihen Rangorbnung zu 
berüdfigtigen. Kommen daher voraußgehende Sappoften fon nicht mehr zum 
Zuge, weil der Meiftbot nicht zureicht, fo muß aud der Demolirungsreverd ge 
löſcht werben. 

Entſch. v. 2. Yuli 1832? (P. ©. 278). Keller bilden für fi allein 
fein Grundbuchsobject, indem durch die Meberlaffung derfelben keine wahre Grunv- 
theilung erfolgt, fendern Ieviglid eine Servitut begründet wird. 


in Held- und Haus · Servituten. 
(8. 474 — vgl 8. 485; 46. 478, 473 8. ©.) 
8. 494. Grunddienſtbarkeiten fegen zwei Grundbefiger voraus, deren Einem als Berpfliäteten 
das dienfibare; dem Andern als Berechtigten, das herrſchende Gut gehört. Das herrſchende 
Grundftüd ift entiveder zur Landwirthſchaft oder zu einem anderen Gebrauche beftimmt; daher 
unterfheidet man auch bie Feld- und Haus-Servituten. 


Entf. v. 28. Iuni 1865, Nr. 5275 (2212 ©.-U.). Da das R. des 
Fußfleiges nach 8. 477 B. ©. eine Grunddienſtbarkeit if, eine folde aber nad 
$. 474 ibid. die Eriften; eines herrſchenden und eines dienenden Grundſtückes 
vorangfegt, auß der Klage jedoch nicht zu erfehen ift, ob die Gemeinde oder die 
Grundſtücke ſämmtlicher Inſaſſen das herrfhende Grundſtück fein folen, jo ift 
die lage auf Anerkennung der servitus itineris unbegründet. 

Entſch. v. 14. Mai 1861, Nr. 2717 (1322 ©.-U.). Das Berbältniß 
des Waſſerabfluſſes if, wie überhaupt jede mit einem Baue verbundene Servitut, 
eine ſchon ihrer Natur nady auf der Sache felbft haftende Laft. 

Entf. v. 27. December 1855, Nr. 11765 (150 ©.-U.). Wenn zwei 
Realitäten demſelben Egthr. gehören, kann keine Servitut im Verhältniß viefer 
Realitäten zu einander entftehen; der Erwerber eines berfelben Tann daher der 
Ausübung einer folhen fi widerfegen, wenn auch die gleihen Ucte während 
der Bereinigung ber Realitäten in der Hand des früheren Egthrs. vorgenommen 
iwurben. 
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Gewößnfigere Arten: 
a) der Maus - Servituten; 
& 476 — gl. bei 8. 474 cit) 
8. 435. Die Haus-Servituten find gewöhnlich: 1. das Recht, eine Laft feines Gebäudes auf 
ein fremdes Gebäude zu fegen; 2. einen Balken oder Sparten in eine fremde Wand einzu- 
fügen; 8. ein Fenſter in der fremden Wand zu Öffnen; es fei des Lichtes oder der Ausficht 
wegen; 4. ein Dach oder einen Erfer Über des Nachbars Luftraum zu bauen; 5. den Rau 
durch des Nachbars Schornftein zu führen; 6. die Dachtraufe auf fremden Grund zu leiten; 
7. Flüffigleiten auf des Nachbars Grund zu gießen oder durchzuführen. Durch diefe und ähn⸗ 
liche Haus-Servituten wirb ein Haußbefiger befugt, etwas auf dem Grund feines Nachbars 
vorzunehmen, was biefer dulden muß. 

Entſch. v. 23. Juni 1875, Nr. 5576 (5771 G.-U.). Nach 88. 472 
u. 482 B. ©. fönnen nur folde Handlungen als Anwendung einer 
fremden Sade zum eigenen Vortheil im Sinne des 8. 313 ibid. an- 
gefehen werden, welde ein Madtverhältnig über dieſelbe offen 
baren, dur welde eine Veränderung in der fremden Sache hervor- 
gebradt, ein in die Sinne fallender Einfluß auf diefelbe geübt 
wird, — Handlungen, weldhe der Egthr. zur Wahrung feines freien 
Egths. hindern könnte und dürfte Die im 8. 475, 3. 1 ibid. be 
zeichnete servitus onerig ferendi insbeſondere fegt eine organifhe Verbindung ber 
Baulichkeiten voraus. 

Entſch. v. 10. December 1872, Nr. 11952 (4803 G.-U.). Der Befig 
der Servitut nah 8. 475, 3. 7 B. ©. ift vorhanden, wenn das Wafler aus 
dem Hofe bes Klägers turd einen beftehenden Kanal auf den Hof des Ge» 
Magten abfließt, und fo lange dem nur folde Hinverniffe entgegengefegt werben, 
welche mit Leichtigkeit weggeräumt werben können. 

Entf. v. 8. Mai 1855, Nr. 2556 (85 ©.-U.). Der Egthr. der dienft- 
baren Realität, durch welde ein Abzugsfanal führt, muß auch deſſen Reini. 
gung dulden. 

@. 476 — vgl. 9. 818; #8. 851, 854, 1806 ©. @.) 
8. 476. Durch andere Haus-Servituten wird der Vefiger des bienfibaren rundes ver 
pflichtet, etwas gu unterlaffen, was ihm fonft zu thun frei fand. Dergleihen find: 8. fein 
Haus nicht zu erhöhen; 9. es nicht niedriger zu machen; 10. dem herrfhenden Gebäude Licht 
und Luft; 11. oder Ausfiht nit zu benehmen; 12. bie Dachtraufe feines Haufes von dem 
Grunde des Nachbars, dem fie zur Bewäſſerung feines Gartens oder zur Füllung feiner Ei- 
fterne, oder auf eine andere Art nüglich fein Tann, nicht abzuleiten. 

Entf‘. v. 29. Mai 1873, Nr. 5175 (4988 G.-U.). Nur die servitus 
non altius tollendi nad) 8. 476, 3. 8 B. ©., nicht aber auch bie pofitive 
D. 3. 10 ibid. fegt den Erwerb eines Unterfagungsredtes voraus; dad Vor- 
bandenfein der Ietsteren Servitut rechtfertigt für ſich allein da® Begehren um Ein- 
ftellung eines Baues, wodurch dem herrfhenden Gebäude Licht und Luft benommen 
würde. Die D. des 8.476, 3. 10 ibid. ift zwar nit ſchon badurd erworben, 
daß 30 Jahre hindurch eine Fenfteräffnung in dem nachbarlichen Luftraum beftand, 
wohl aber dann, wenn ſtets aud) die Zenfterflügel in den Luftraum des Nachbare 
mit deſſen ſtillſchweigender Geflattung geöffnet wurden. 

Entf. v. 10. December 1872, Nr. 11952 (4803 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 5175 ex 1873. 

Entſch. v. 6. Yuli 1871, Nr. 5031 (4220 ©.-U.), Der Befiger bes 
Hauſes, deilen gegen den Nachbar gelehrte Front nun durch die dahin noch bei 
Erbauung angebrachten Fenfter Licht und Luft unangefochten ſchon feit 75 Jahren 
erhält, hat, da offenbar während dieſes Zeitraumes auch fletS die Fenſter in den 
nachbarlichen Luftraum mit Geftattung des Nachbars geöffnet wurden, die D. 
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nadı 8. 476, 3. 10 8. ©. erworben; es ift daher wider ihn bie Aufforderungs- 
Mage nad $. 323 ibid. unzuläffig. 

Entf. v. 27. Jänner 1870, Nr. 9468 (3690 ©.-U.). Da tem Egthr. 
eines Hauſes ſchon als ſolchem das R. zufteht, Wenfter in ver eigenen Mauer 
anszubredhen, kann die der Anbringung zweier Fenſter zuflimmende Erklärung 
des Nachbars nur in dem Sinne verftanden werben, daß er fih das Ausbrechen 
diefer Fenfter in der Art gefallen laſſe, daß durch felbe Luft und Licht aus feiner 
Luftfäule bezogen werde; das ift offenbar mehr, als bie Einräumung des R,, 
weldes der Nachbar durch Aufführen einer Mauer nutzlos machen könnte, keines⸗ 
wegs aber ift das eingeräumte R. auch auf andere oder erft auszubrechende 
Fenſter dieſer Hausfront zu verftehen. 

Entſch. v. 24. October 1867, Nr. 8192 (2893 ©.-U.). Das Ausbrechen 
und die Benügung eines Fenſters in der eigenen Mauer als eine Haudlung, 
wozu der Egthr. als folder berechtigt ift, involoirt feine Servitutsausübung. 
Eine D. nady 8. 476, 3. 10 B. ©. würde nur dann entftehen, wenn ſich ber 
angebliche Servitutsberechtigte der Berbauung der Fenſter durch den Nachbar 
wiberfegt und legterer fi dem Berbote gefügt hätte, 

Entf. v. 27. Februar 1867, Nr. 1010 (2748 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 8192 ex 1867. 

Entf. v. 23. Auguft 1866, Nr. 5711 (2587 ©-U.). Die D. des 
8. 476, 3. 10 8. ©. wird — jedoch immer nur bezüglich beſtimmter — 
Fenſter erworben, deren Oeffnen in den Hofraum des Nachbars, Iekterer als 
hiezu verpflichtet, ſich gefallen läßt. Dieſes R. if nicht durch Big. erworben, 
wenn jene Duldung nie als Schuldigkeit vom Nachbar gefordert wurde. — 
[Worfpr. ven Entf. Nr. 8192 u. 1010 ex 1867.) 

Entf. v. 2. September 1863, Nr. 6013 (1779 ©.-U.). Zur Con⸗ 
flituirung eines neuen, nicht aber zu dem Sichfügen in ein thatſächlich beſtehendes 
Servitutöverhältnig bedarf der Ehemann eine befondere Bollmadıt feiner Gattin. 
Durdy den Anlauf des dienenden Grundſtückes, auf weldem bie D. nicht ein 
verleibt ift, im Vertrauen auf die öffentlichen Bücher, wird die Erſitzung nicht 
unterbrodyen (88. 1493, 1497 u. 1470 8. ©.); und insbefondere Fenen, welche 
das praedium serviens durch Erbſchaft erhielten, kommt die Berufung auf 
$. 1500 ibid. nicht zu Statten. 

Entf. v. 5. November 1856, Nr. 10461 (235 G.-U.). Die bloße 
Eriftenz eines Fenfters in der eigenen Mauer begründet weder den 
Erwerb der Servitut, Licht und Luft nicht zw entziehen, noch ben 
Beſitz des Rs., ven Nachbar in der beliebigen Verfügung über fein 
Egth. zu befchränten (8. 1305 B. ©.). 

Entf. v. 2. October 1851, Nr. 9351 (P. ©. 281). Der Nachbar 
eines Wirthshauſes kann gegen den Beſitzer desfelben deßhalb, weil die einkehren⸗ 
den Fuhrleute ihre Wägen vor feinem Haufe — jedoch auf äffentliher Strafe 
— ftehen laſſen und ihn dadurch an der freien Ausſicht hindern, feine Beſitz⸗ 
ſtörungsklage einbringen. 

b) der Feld · Servituten. 
(8. 477 — ugl. bei 9. 476 cit.; Jagdpat. Fiſchereigeſ. und Landesgeſ. über Vögelſchut 2c.) 
8. 498. Die vorzüglicften Feld-Servituten find: 1. das Recht, einen Fußfteig, Viehtrieb oder 
Fahriveg auf fremdem Grund und Boden zu halten; 2. das Waſſer zu fhöpfen, das Bich zu 
tränfen, das Wafler ab» und Herzuleiten; 8. das Vieh zu hüten und zu weiden; 4. Holz zu 
fällen, verborrte Aefte und Helfer zu fammeln, Eicheln zu Iefen, Laub zu regen; 5. zu jagen, 
zu fiſchen, Vögel zu fangen; 6. Steine zu brechen, Sand zu graben, Kalk zu brennen. 

Entf. v. 22. Mai 1878, Nr. 1328 (©. Ztg. 1878, Nr. 57). Das 

R. des Fußfteiges begreift das R. in ſich, auch andere Menſchen zu ſich kommen 
Riehl, burgl. Befepd. er. 20 
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zu laſſen; mit dem Fahrwege muß daher insbefondere das R. verbunden fein, 
auch andere Leute zu fi fahren zu laſſen. Es genügt daher zur Erfigung ver 
Bahrwegfervitut, wenn über das dienende Orundftüd wer immer — auch fremde 
— zu und von bem Grundſtück des Erfigungswerbers mehr als 30 Jahre hin 
durch gefahren find. 

Entſch. v. 20. October 1874, Nr. 10780 (6504 ©.«U.). Die Holz. 
bezugsrechte im ärarifchen Walde, welche nach der alten Salzburger Forſtverfaſſung 
mit dem Beſitzer eines Gutes verbunten waren und burd die Grunblaftenab- 
löfungs- und Regulivungslandescommiffton geregelt wurden, find als Feldſervituten 
zu behandeln, 

Entſch. v. 26. Juni 1873, Nr. 3001 (5019 ©.-U.). Nach der Defi- 
nition der 88. 472 u. 477 B. ©. ift das durch mehr ald 30 Jahre ausgeübte 
NR. der Stadtgemeinte, von dem durch eine Wiefe des Gutes fließenden Bache 
das Waffer für die Stabtbemohner gegen Zahlung von jährlich x fl., alfo gegen 

“ Entgelt, abzuleiten, bie D. der Waſſerleitung. — Wo aber, wie im vor«- 
liegenden alle, ſchon der Augenſchein den Beftand einer Servitut offenbar zeigt, 
kann der Erwerber durch das öffentlihe Buch unmöglich getäufcht werden und 
das bloße Vertrauen in das Bffentlihe Buch ihm nicht den Glauben aufbringen, 
daß die fichtbar beftehende D. nicht exiſtire; F. 1500 ibid. ift baher auf augen. 
ſcheinlich beftehende Servituten nicht anwendbar [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 14. März 1867, Nr. 1312 (2758 ©.-U.). Der Umftand, 
daß der Bellagte feinen anderen Fahrweg, als jenen über die Parzelle des Klä- 
gers benügen kann, um zu feinem Grunpftüde zu gelangen, vermag für fid) allein 
ihm fein Servitutsrecht zu verfchaffen und begleichen ift e8 nad $. 887 8. ©. 
gleihgiltig, ob der Bellagte vom Autor des Klägers bei Abſchluß des Kaufver- 
trages die mündliche Zufiherung erhalten habe, über die Mägerifhe Parzelle fahren 

u Können. 
! Entfd. v. 28. Juni 1865, Nr. 5275 (2212 ©.-U) Das R. bes 
Fußſteiges ift nad 8. 477 B. ©. eine Grunddienſtbarkeit und fegt daher 
nad $. 474 ibid. die Eriftenz eines berrichenden und eines dienenden Grund» 
ftüdes voraus; da aber die Magende Gemeinde nicht bargethan hat, welches das 
herrſchende Grundſtück fein folle, ift ihre Klage abzuweifen. — Durch den Be- 
fand der Servitut des Fußfteiges ift dem Egthr. des praedium serviens nit 
verwehrt, barauf einen Bau aufzuführen, wenngleich durch felben das erwähnte 
Servitutsreht benaditheiligt wird (88.354 u. 484 ibid.). 

Entfd. v. 18. Februar 1857, Nr. 1178 (P. ©. 289). Das and 
ſchließliche R, auf dem Fiſchauberge — d. i. allen zu biefer Ried gehörigen 
Parzellen — Steine zu breden, kann nad) $. 351 B. ©., außer durch die ge- 
feglihe Bjg., nicht verloren gehen. Eine Big. ift aber nicht eingetreten, weil 
zu verſchiedenen Malen der Servitutsberechtigte bezüglich einzelner gleichfalls zum 
Fiſchauberge (Geſammtſache) gehöriger Parzellen fein Unterfagungsreht aus- 
geübt, bezüglich einer anderen Parzelle ein rechtskräftiges Erkenntnig erwickt, 
wenn aud niemals feloft am Fifhauberge Steine wirklich gebrochen hat. 

Entf. v. 11. Februar 1857, Nr. 619 (PB. ©. 284). Wenn mehrere 
Mitglieder einer Gemeinde einen Servitutsproceß nicht als einzelne Berfonen, 
fondern als ein Theil der Gemeinde führen — und gewinnen: fo ift das Ger- 
vitutsrecht nicht bloß auf biefelben beſchränkt, fonbern für die ganze Ger 
meinde giltig. 

Entfd. v. 14. Juni 1855, Nr. 5493 (101 ©.-U.; P. ©. 283). Wenn 
derjenige, welcher fih im Befige der Servitut befindet, auf die breißigjährige 
Erfigungszeit ſich beruft, fo hat der Egthr., wider welchen ber Zeitablauf ſpricht, 
zu beweiſen, daß es fih um ein bloßes Präcarium handle. 

Entf. v. 22. December 1853, Nr. 13084 (P. ©. 287). Falls die 
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eompetente Behörbe ein Grundſtück der Weide entzieht oder nur unter beftimmten 
Vorſichten eröffnet, muß der fervitutsmäßig zur Weide Berechtigte und nicht der 
Egthr. des dienſtbaren Gutes den Aufwand für die vorgefcriebenen Borfichten 
(Einzäunung einer Walpparzelle) tragen. 

Entſch. v. ? (P. ©. 282). Zur Begründung der Seroitutserfigung, 
wenn diefe vor dem Jahre 1812 begann und baher nach römiſchem R. zu be» 


urtheifen iſt (Art. VI Kundm. Bat.), genügt ber Nachweis, baß ber Erwerber . 


fein Grundftäd nur dann gehörig bewirthſchaſten könne, wenn ex fein Vieh auf 
bes Klägers Biehtrieb treiben darf, weil nad römiſchem R. eine D. ſtillſchwei⸗ 
gend dann beftellt wird, wenn Jemand ein Gut verfauft, von welchem man ohne 
die D. nicht den richtigen Gebrauch machen Tann. 


Arten der perfönligen Dienfibarkeiten. 
(8. 478 — vgl. 68. 167, 1238, 1257 8. ©.) 
8. 436. Die perfönlihen Servituten find: ber nöthige Gebrauch einer Sache; die Frucht 
nießung und die Wohnung. 

Entfd. v. 10. Februar 1876, Nr. 11685 (©. Ztg. 1876, Nr. 83). 
Die für beftimmte Dauer eingeräumte D. bes Fruchtgenußes erlifcht durch den 
Tod des Ufufructuard, wenn auch die Ausäbung von ihm an einen Dritten über- 
tragen wurbe und der Nutznießer ſelbſt bar vor Ablauf jenes Zeitraumes ftarb. 

Entſch. v. 27. Februar 1872, Nr. 9821 (4488 G.-U.). Die Berein- 
barung, daß Jemand auf immerwährente Zeiten ausſchließlich berechtigt fein folle, 
gegen Zahlung eines firen Betrages per Kubilklafter Steine aus gewiſſen 
Grundſtücken zu brechen und wegzuführen, ift ein — nad) bem in concreto an« 
zuwendenden in Srafau früher geltend geweſenen franzöfifchen R. zu beurtheie 
Iender — Kaufvertrag. 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 4026 (3378 ©.-U.). Ein Fruchtgenuß 
gehört nicht zum „Vuign.“ im engeren Sinne — Ein dem Befteller des 
Heirathsgutes zuftehender Fruchtgenuß Tann nicht felbft wieder Gegenſtand des 
Heirathögutes fein. ' 


Anregelmaͤßige und Schein ˖ Servituten. 
(4. 479 — vgl. 3. 488; 88. 1470, 1471, 1477 BG.) 
8. 419. 88 können aber auch Dienfibarkeiten, welche an fih Grunddienſtbarkeiten find, der 
Berfon allein; oder e8 können Beglinftigungen, die orbentliher Weife Servituten find, nur 
bloß auf Widerrufen zugeftanden werden. Die Abweichungen von ber Matur einer Servitut 
werden jedoch nicht vermuthet; wer fie behauptet, dem Liegt der Beweis ob. 


Entf. v. 11. Februar 1870, Nr. 9332 (3710 ©.-U.). Im Zweifel 
kann nicht angenommen werben, daß das vertragemäßig eingeräumte Wafler- 
bezugsrecht eine Grundbienftbarkeit fei; wenn die Bertragsbefiimmung auf eine 
Grunddienſtbarkeit fliegen läßt, fo ift ungeachtet des auf Grund bes Kaufver- 
traged nur als perjönlices R. einverleibten Waflerbezuges (nad 88. 479 u. 
914 3. ©.) für das Vorhandenfein einer Realfervitut zu entſcheiden. 

Entfd. v. 6. März 1860, Nr. 2275 (1098 ©.-U.). Das von ber 
Gemeinde wider die Befiger beftinnter Häufer auf Grund der Erfigung in An« 
fprudg genommene R., ven Gemeindeftier während mehrerer Monate jeden Jahres 
ber Reihe nach bei diefen Hausbefigern in Stall und Futter gegen eine per 
Stud Kuh mit x fr. bemefiene Gebühr einzuftellen, hat das Wefen einer, wenn 
auch anormalen Servitut; es ift ſowohl zur bücherlichen Eintragung, als zur 
Erwerbung durch Erfigung nad 88. 479, 482, 1470, 1471 u. 1477 8. ©. 
geeignet. Ä 
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(6. 480 — vgl. 83. 386, 424, 449, 597, 1127, 2108; 828; 88. 535, 668; 68. — 88. 1498, 1500; 1469, 

1470; 1460, Het; — "157, 1228 ©. 8; 86. Fun Forftger. v. 8. December 1858, A. 2350 unb (für Dal 

mat tien) Pat. . 37. März 1ass Mr. 66 RO Dr 5 5 des Bafferı techtögel. o. 80. ai 1869, Mr. 98, 9. 6 lie 
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8. 460. Der Titel zu einer Servitut iſt auf einem Vertrage; auf einer letzten Willenser- 
Märung; auf einem bei der Theilung gemeinfchaftliher Grundſtücke erfolgten Rechteſpruche; 
ober endlich, auf Verjährung gegründet. 

Siehe die Forftgef. und Vdgn. im VIII. Bde. ber Manz'ſchen Sig. 


Entfd. v. 13. Februar 1878, Nr. 1919 (©. Ztg. 1879, Nr. 55). Der 
Nachweis der dreißigiährigen Ausubung der Servitut des Fahrweges kann nicht 
in der Ausdehnung gefordert werden, daß die Zeugen für jedes einzelne der 
30 Jahre die wahrgenommene Ausübung beftätigen müfjen. — Auch ver Um- 
fand, daß einer der Miteigenthümer min. ijt, fteht der Erfigung nicht entgegen, 
weil zur Zeit, als diefer Miteigentbümer wurde, die D. bereits erworben war; 
zudem ber Min. ſtets einen gefeglichen Vertreter hatte (88. 477, 480, 1470, 
1494 8. ©.). 

Entſch. v. 6. November 1877, Nr. 12398 (©. Big. 1878, Nr. 88). 
Die Seroitut des Fahrweges Tann aud) durch ſtillſchweigende Geflattung des 
Egthrs., der von dem Gebrauche der Sade Kenntniß hat und feinen Einfprud 
erhebt, erworben werben (88. 313 u. 480 8. ©.). 

Entfd. v. 23. Juni 1875, Nr. 5576 (5771 ©.-U.). Eine Grund» 
bienftbarkeit wird nicht erworben, wenn die fremde Mauer ohne cenftructive Ber- 
bindung dem daran gebauten Kramladen lediglich durd ihre Exiftenz einen Nuten 
gemäbrt, ba der Egthr. der Mauer jenen des Kramladens nicht verhalten kann, 
fi) eine eigene Abſchlußwand neben der Dauer zu bauen. 

Entfd. v. 5. September 1872, Nr. 6662 (4699 ©.-1.). Der aus 
dem Wohnungsfervitutövertrage ſich ergebenden vertragsmäßigen Berpflihtung 
der Haußbefiger, ift durch Einverleibung der Servitut ob ihrem Haufe entſprochen; 
ob nady Untergang des Haufes nod eine Berpflihtung der vormaligen Haus- 
befiger beſtehe, kann nicht mehr nach den Vorſchriften über Bige., ſondern nur 
noch nach jenen über die Servituten entſchieden werden, wornach aber ein wei⸗ 
terer Anſpruch der biohin Servitutöberechtigten nicht beficht (8$. 480, 481, 482 
u. 525 8. ©.). 

Entf. v. 5. April 1870, Nr. 1470 (3770 ©.-U.). Durd die von 
der ftädtifchen, ald Baubehörbe, ertheilten Bewilligung zur Anbringung eines auf 
die ftädtifchen Anlagen führenden Thores, ift ſelbſtverſtändlich aud die Bewillis 
gung zur Ein- = Ausfahrt auf dem zu dieſem Thor führenden Weg ertheilt 
worden ($. 480 B. ©.?). 

Entſch. v. 27. Sänner 1870, Nr. 9468 (3690 ©.-U.). Da dem Egthr. 
eined Haufes jhon als folhem das R. zufteht, Fenſter in der eigenen Mauer 
auszubrehen, kann die ber Anbringung zweier Fenſter zuflimmende Erflärung des 
Nachbar nur in dem Sinne verftanden werben, baß er fi das Ausbredhen 
biefer Fenſter in der Art gefallen lafle, daß durch felbe Luft und Licht aus feiner 
Luftſäule bezogen werde, — das ift offenbar mehr als die Einriumung des Rs., 
welches der Nachbar durch Aufführen einer Mauer nutzlos machen könnte, feines» 
wegs aber ift das eingeräumte R. auch auf andere ober erft auszubrech nde 
Benfter dieſer Hausfront zu verftehen. 

Entſch. v. 25. October 1864, Nr. 7229 (1997 G.⸗U.). Zur Erfigung 
bes Servitutsrechted des Fahrweges iſt nicht genug, daß der Erſitzungswerber 
einmal vor 30 Jahren und einigemal in den legten 7 oder 8 Jahren gefahren 
if. Zudem müßte erwiefen ſein, daß dieſes Fahren als ein R. in Anfpruch 
genommen und vom Egthr. gebuldet wurde. 
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Entf. v. 31. Yuli 1862, Nr. 4982 (1546 ©.-U) Sobald das 
Egth. des Klägerd an dem Brunnen feftfteht und die Beklagten erweifen, daß 
fie fi) mehr als 30 Jahre das Waller von bemfelben unangefodhten holten, 
muß anerfannt werben, daß Lebteren die D. des Waſſerſchöpfens erworben ift. 
Die Anorbnung des 8. 488 B. ©., daß der Servitutsberedtigte zu 
dem zur Erhaltung und Herftellung ber bienftbaren Sade nöthigen 
Aufwand beitragen muß, bat auf die Frage, ob die D. durd den 
dreißigjährigen Befig erfeffen wurde, offenbar feinen Einfluß. 

Entf. v. 6. Mai 1862, Nr. 2311 (3204 G.-U.). Daß derjenige, 
welhem ein Fruchtgenuß an dem Nachlaß durch legten Willen zuge- 
dacht worden ift, die Sicherftellung im Sinne bes $. 813 3. ©. for- 
dern könne, ſteht außer Zweifel, weil der auf folde Art bonorirte 
nad $. 480 ibid. im Zuſammenhang mit 8. 535 ibid. ein wahrer 
Regatar ifl. 

Entf. v. 24. December 1857, Nr. 12924 (1044 ©.-U.) Eine D. 
iſt nicht erfeflen, wenn zwar feit der erften Ausübung mehr ald 30 Yahre ver- 
floffen find, der Egthr. der benügten Sache aber nicht ven vollen Zeitraum von 
30 Jahren hindurch diefe Ausübung gebuldet hat. 

Entf. v. 18. Februar 1857, Nr. 1178 (300 ©.-U.). Der Befig des 
Servitutsrechtes wird ſchon durch die Auswechslung des fchriftlihen Vtgs., worin 
das R. eingeräumt wird, erworben. 

Entid. v. 11. Februar 1857, Nr. 619 (PB. ©, 284). Wenn mehrere 
Gemeindemitglieber als folhe einen Servitutöproce gewinnen, fo ift vie Ser 
vitut der ganzen Gemeinde erworben. 

Entſch. v. 26. November 1856, Nr. 11497 (1009 ©.-U.). Bei der 
Big. einer Servitut durch breijährigen Nichtgebrauch ift es belanglos, aus weldem 
Rechtstitel (Teftament) felbe entftand, umd daher unwahr, daß ein Fruchtgenuß 
als teftamentarifch eingeantwortetes Bermäctnig erft in 30 Dahren verjähre, 

Entjd. v. 23. December 1856, Nr. 10828 (257 ©.-U.). Der dreißig⸗ 
jährigen Erfigung eines Servitutsrechtes fteht nicht entgegen, daß vor vielen 
Yahren der Inhalt des Servitutsrechtes einmal präfariftiich ausgeübt wurde, 
wenn durch weit mehr als 30 Yahre das Einholen oder die Ertheilung einer 
Erfaubnig nicht vorliegt und die Ausübung ununterbroden ftattfand, ohne daß 
fih je dem wiberfegt wurde. 

Entf. v. 14. Juni 1855, Nr. 5493 (101 ©.-U.). Wenn ber Erfigungs- 
werber bie dreißigjährige Ausübung ermeilt, obliegt feinem Gegner barzuthun, 
daß diefe Ausübung nur precario modo geſchah. 

Entſch. v. 2. September 1853, Nr. 7495 (P. ©. 290). Die Erfigung 
der D. beruht wefentlih darauf, daß bie Rechtsausübung die Verjährungszeit 
hindurch gebulvet wurde, das R. ſich verfelben zu wiberfegen, daher verjährt if. 

Entfd. v. ? (Zeiler Rechtsfall, P. S. 291). Wenn Jemand eine Ser- 
vitut über 30 Jahre befefien hat, fo if er im Befige zu fehlten, und hat daher 
den Verjährungstitel und das perfänliche R. gegen den Kläger erlangt, vie Fort⸗ 
fegung der Servitut, ſowie aud deren Einverleibung zu begehren, um hierans 
ein dingliches R. zu erwerben. 


Erwerbungsart. 


a. — gl $. 88. 426428; 88. 425, 820, 880, ABl, 454; 68. 312, 821, sn; “ io, «u, 48, 
527, 1us: 4 —* 322, 380, 425, 436; 437, ABl, 454, 819; #9. 1498, 1500 
8.481. Das binglihe Recht der Dienftbarkeit kann auf unbewegliche — und überhaupt 
auf ſolche Gegenſtände, die in öffentlichen Büchern eingetragen find, nur durch die Eintragung 
in biefelben erworben werben; auf andere Sachen aber erlangt man es durch die oben (89.426—428) 
angegebenen Arten ber Uebergabe. 
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Entſch. v. 22. Mai 1878, Nr. 1328 (©. Big. 1878, Nr. 57). Das 
N. des Fußfteiges begreift das R. in fi, au andere Menſchen zu ſich kommen 
zu laflen; mit dem Fahrwege muß daher insbefondere das R. verbunden fein, 
aud andere Leute zu fi fahren zu lafien. Es genügt alfo zur Erfigung der 
Fahrwegſervitut, wenn über das dienende Grundſtück wer immer — auch Fremte 
— zu und von dem Grundſtück des Erfigungsmerbers mehr ald 30 Jahre hin» 
durch gefahren find. ' 

Entf. v. 31. December 1876, Nr. 10649 (©. H. 1877, Nr. 44). 
Auch das beim Berfaufe einer Realität, bezüglich einiger Grundſtücke vorbehaltene 
Fruchtnießungsrecht, muß im Grundbuche eingetragen werden, um dem fpäteren 
im Vertrauen auf das Öffentliche Bud handelnden Befignachfolger gegenüber, 
wirkſam zu fein. 

Entf. v. 5. Juni 1873, Nr. 3829 (4996 ©.-U.). Aus der nicht in- 
tabulirten, das einverleibte Servitutörecht befchränfenden Gegenerklärung des Ser- 
vitutserwerbers, erwachſen keine Re. für die Beſitznachfolger. 

Entfd. v. 5. September 1872, Nr. 6662 (4699 ©.-U.). Sobald bie 
Servitutsrechte einverleibt find, ift ber auf Veftellung verfelben gerichtete Ver⸗ 
trag erfüllt. 

Entf. v. 20. April 1871, Nr. 1603 (4134 ©.-U.), Durch das Be- 
ſtehen der Thüre in der Scheidemauer zweier Häufer ift die D. des Durd- 
ganges zur Straße offenbar und ber hierauf beim Erwerb des dienenden Haufes 
aufmerkfam gemachte Käufer Tann fi) alfo nicht auf ven $. 1500 B. ©. berufen. 

Entfd. v. 9. Juni 1869, Nr. 6391 (©. 9. 1869). Realſervituten 
önnen nicht über erecutiven Verkauf des dienenden Grundſtückes gleich auderen 
Laften zur Löſchung gebracht werben. 

Entfd. v. 3. December 1868, Nr. 9587 (3184 ©.-U.). Die vom 
Beſitznachfolger des praedium serviens eingebracht negatorifhe Servitutsklage 
ift abzuweifen, wenn zwar die D. (Fahrweg) nicht einverleibt war, der Kläger 
aber fi auf das Vertrauen in das öffentliche Buch nicht zu berufen in ber 
Rage ift, da er von dem Sachverhalt bei Erwerb der Realität Kenntniß hatte. 
Gegenüber dem Tangjährigen Servitutsbefiger obläge es dem Negatorienlläger, 
die Unechtheit oder Unreblicyfeit dieſes Beſitzes nachzuweiſen. 

Entf. v. 19. November 1868, Nr. 10341 (3169 ©.-U.). Der nega- 
torifhen Servitutsklage des Singularnadfolgerd im praedium serviens muß 
Rattgegeben werden, wenn die D. nicht einverleibt war und er ohne Kenntniß 
der durch Erfigung erworbenen perſönlichen Re. im Vertrauen auf das öffentliche 
Buch die Liegenfhaft erwarb ($. 1500 B. ©.) 

Entfd. v. 12. November 1868, Nr. 10833 (3161 ©.-U.). Wenn ber 
Beftand einer zwar nicht eimwerleibten Servitut noch äußerlich erkennbar war, 
tann der Erwerber der dienenden Sade, welhem biefelbe auch fräher befannt 
war, nit auf $. 1500 B. ©. berufen. 

Entſch. v. 31. Juli 1869, Nr. 4982 (1546 ©.-U.). Sobald das Egth. 
des Klägers an dem Brunnen feftftebt und die Beklagten erweifen, daß fie fich 
mehr als 30 Yahre das Waller von venifelben unangefohten holten, muß 
anerfannt werden, daß Letteren die D. des Waſſerſchöpfens erworben ift. 
Die Anordnung des $. 483 B. ©., daß der Servitutsberedtigte zu 
dem zur Erhaltung und Herftellung ber dienftbaren Sade nöthigen 
Aufwand beitragen muß, hat auf die Frage, ob die D. burd den 
dreißigjährigen Befig erfeffen wurde, offenbar feinen Einfluß, zumal 
wenn die Verjährungszeit hindurch der noch jest im Beflg des Brunnens Befind⸗ 
liche — deſſen Egthr. war. 

Entf. v. 14. Mai 1861, Nr. 2717 (1322 ©.-U.). Wenn die Ser- 
vitut aus einem vollendeten Werke (Bau) entfpringt oder aus anderem Grunde 
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augenfällig iſt, Tann der Erwerber ſich nicht auf das Vertrauen in das öffentliche 
Bud berufen. ö 

Entf. v. 3. December 1856, Nr. 10617 (244 G.-U.). Der Umftand, 
baß im Laufe des confeſſoriſchen Servitutsprocefjes der Geklagte ſich des Egths. 
entäußert bat, fteht dem Erkenntniß nad dem Stlagebegehren nicht entgegen. 

Entf. v. 12. September 1855, Nr. 9169 (134 ©.-U.). Die Ein- 
tragung der Servitut muß in ber Einlage der bienfibaren Realität erfolgen; 
es reicht nicht hin, daß biefelbe bei der herrſchenden Realität ausgezeichnet ift. 

Entfd. v. ? (PB. ©. 292). Zur Erwerbung von Servituten, welde 
aus einem Bau hervorgehen und allgemein wahrgenommen werden können, wird 
bie Eintragung in's Grundbuch nicht erfordert, weil ber $. 481 B. ©. bloß 
von jenen Den. handelt, welche der Uebernehmer bloß aus dem öffentlichen Buche 
erſehen lanu. 


Rechtsverhältniß Hei den Dienfidarkeiten. Allgemeine Vorſchriften 
über das Recht der Dienfidarkeit. 
(8. 482 — vgl. 98. 508, 514, 515; 88. 494, 508, 522 ©. @.) 
8. 468. Alle Servituten kommen darin überein, daß der Befiger der dienftbaren Sache in 
der Regel nicht verbunden tft, etwas zu thun; fondern nur einem Andern bie Ausübung eines 
Rechtes zu geftatten, oder das zu unterlaffen, was er als Eigenthümer fonft zu tfun bes 
rechtigt wäre. 

Entf. v. 23. Juni 1875, Nr. 5576 (5771 G.-U.). Nach 88. 472 
u. 482 38. ©. können nur folge Handlungen als Anwendung einer 
fremden Sache zum eigenen Bortheil im Sinne des $. 313 ibid. an- 
geſehen werden, welde ein Machtverhältniß über diefelbe offenbaren, 
durch welde eine Veränderung in ber fremden Sache hervorgebradt, 
ein in die Sinne fallender Einfluß auf diefelbe geübt wird, — 
Handlungen, welde der Egthr. zur Wahrung feines freien Egthe. 
hindern könnte und dürfte. — Dieß ift nit der Fall, wenn eine fremde 
Mauer ohne jede conflructive Verbindung einem daran gebauten Sramladen 
lediglich durch ihre Eyiftenz einen Nugen bringt, indem ter Egthr. bes Kramladens 
feine vierte Abſchlußmauer hat, zu deren Erbauung er aud gar nidt verhalten 
werben kann. 

Entfd. v. 19. Februar 1873, Nr. 1367 (4881 ©.-U.). Der im Kauf 
vertrage den Verkäufern bezüglich einiger Grundſtüde vorbehaltene lebenslängliche 
Nupgenuß kann als Servitut der Fruchtnießung nit aufgefaft wer- 
ben, weil eine folge Annahme, da nah dem Eontracte der Ueber- 
nehmer verpflihtet wurde die Ausgedingsgründe, fowie aud bie 
übrigen Freigründe ben Uebergebern zur gehörigen Zeit zu beurbaren 
und alle erforderligen Zufuhren zu leiften, nit nur der Beftim- 
mung bes $. 482 B. G., ſondern auch jener des $. 512 ibid. geradezu 
entgegentreten würde. Ausgedinge ftellen ſich ihrer rechtlichen Natur nad 
ale Leibrenten dar. Anläßlich diefer Entf. wurde eingetragen in's Sprud- 
repertorium Ar. 4l: Auf Ausgedinge kann die Erecution nur durch 
Sequeftration nad $. 320 a. ©. D. geführt werden. 

Entf. v. 5. September 1872, Nr. 6662 (4699 ©.-U.). Nach 88. 482 
u. 525 ®. ©. ift das. Begehren des MWohnungsfervitutsberechtigten auf Ent 
ſchädigung wegen des durch den Untergang des Haufes ihm entzogenen Wohnungs- 
genufſes ungegrändet, umſomehr, da die Bellagten an dem Untergang bes Haufes 
feine Schuld tragen. 

Entf. v. 23. Juli 1868, Nr. 5778 (3100 ©.-U.). Das Ausgedinge 
iR keine Seroitut, infofern es wefentlih in dem R. auf beftimmte Feiftungen 
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befteht und wird nicht zu einer Servitut, wenn bazu aud bie Mitbenägnng ger 
wiffer Rocalitäten tritt. Ebenſowenig ift es zuläffig, ten auf letztere gerichteten 
Theil der Ausgedingsvereinbarung auszufceiden und nah den Regeln ver D. 
zu behandeln; auch dießbezüglich fann nur die vreißigjährige Big. platgreifen. 

Entſch. v. 12. December 1867, Nr. 9917 (2945 ©.-U.). Daß bie 
Grunpfäge des B. ©. auf ein Wohnungsausgevinge bei Bauernrealitäten Feine 
Anwenbung finden follen, ift in keinem G. erflärt; aud das Wohnungausgedinge 
ift eine Servitut. — [Wdrfpr. den neueren Entſch.] 

Entfd. v. 6. März 1860, Nr. 2275 (1098 ©.-U). Das von ber 
Gemeinde wider die Beſitzer keftimmter Häufer auf Grund der Erfikung in An- 
fpruch genommene R., den Gemeindeftier während mehrerer Monate jeven Jahres 
der Reihe nad bei diefen Hausbefigern in Stall und Futter gegen eine per 
Stüd Kuh mit x fr. bemeflene Gebühr einzuftellen, hat das Weſen einer, wenn and) 
anormalen Servitut; es ift fowohl zur bücherlihen Eintragung, als zur Erwerbung 
durch Erfigung nad 88. 479, 482, 1470, 1471 u. 1477 B. ©. geeignet. 

Entfd. v. 14. Juni 1855, Nr. 5493 (101 ©.-U.). Wenn der Erfigungs- 
werber die breißigjährige Ausübung erweift, obliegt feinem Gegner barzuthun, 
daß biefe Ausübung nur precario modo geſchah. 

Entfd. v. 8. Mai 1855, Nr. 4556 (85 ©.-U.). Der Egthr. des dienſt⸗ 
baren Grundes, über melden ver Abzugsfanal führt, ift verpflichtet, bie zur 
Reinigung dieſes Kanals nöthigen Arbeiten zu dulden. 

Entf. v. 22. December 1853, Nr. 13034 (P. ©. 287). Wenn zu 
Folge Anordnung der politifhen Behörde ein Grund nur unter beflimmten Bor- 
ſchriften als Weide benügt werben darf, muß der Servitutoberechtigte — nicht der 
Egthr. — ten dadurch gebotenen Aufwand (Einhegung von Walvparzellen) tragen, 

Entſch. v. 23. September 1853, Nr. 9541 (P. ©. 298). Die 88. 482, 
483 u. 487 B. ©. beziehen fih nur auf Orumd- nicht auf perfönlihe D., für 
Ietsteren treten an beren Stelle vie 88. 508, 514 u. 515 ibid.; Pflicht bes 
Egthrs. ift es alfo die durch eine Perfonalfervitut belaftete Sade in Stand zu 
halten und die behördlich angeorbneten Baulichkeiten auf feine Koften herzuftellen. 


(4. 488 — vgl. $$. 494, 502, 508, 514, 515, 538; 19, 1088; 58. 889, 1042; & 362 8. ©&.) 

8. 463. Daher muß auch der Aufwand zur Erhaltung und Herftellung ber Sache, welche zur 

Dienftbarkeit beftimmt ift, in ber Regel von dem Berechtigten getragen werden. Wenn aber 

diefe Sache au von dem Verpflicteten benügt wird, fo muß er verhältnigmäßig zu dem Auf- 

wande beitragen, und nur durch bie Abtretung berfelben an ben Berechtigten ann er fi, auch 
opne deffen Beiftimmung, von dem Beittage befreien. 

Entſch. v. 31. Yuli 1862, Nr. 4982 (1546 ©.-U.). Die Anordnung 
des 8. 483 B. ©., daß ber Servitutsberehtigte zu dem zur Erhal: 
tung und Herftellung der dienftbaren Sade nöthigen Aufwand bei- 
tragen muß, hat auf bie Frage, ob die Servitut durch den breißig- 
jährigen Befig erſeſſen wurde, offenbar feinen Einfluß. 

Entf. v. 23. September 1853, Nr. 9541 (P. ©. 293). Die 88. 482, 
483 u. 487 B. ©. beziehen fih nur auf Grund» nicht auf perfönfihe Dr. 

Entf. v. 2. October 1851, Nr. 9851 (P. ©. 294). Die Koften für 
bie Ueberbrüdung eines, einen Gemeindeweg überfegenden Kanals, hat, wenn 
ungewiß ift ob der Weg zur Zeit ber Anlegung des Canals ſchon beftand, der⸗ 
jenige zu tragen, weldem ber Kanal zu Gute kommt. Im Zweifel wird ver- 
muthet, baf der Kanal fpäter ald der Weg gebaut fei. Im der Regel find daher 
diejenigen, welche den Kanal benüten auch verpflichtet die Koften für die über 
den Kanal führenden Brüden zu tragen. - 
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@. 484 — vgl. 8. 655, 914, 915, 916; 8. 906; 8. 402; 86. 489, 491 8. ©.) 

8. 484. Der Befiger des herrſchenden Gutes kann zwar fein Recht auf die ihm gefäljge 
Art ausüben; doch bürfen Gervituten nicht erweitert, fie müffen vielmehr, foweit es ihre Natur 
und der Zwed der Beftellung geftattet, eingeſchränkt werden. 

Eutſch. v. 9. Iuli 1878, Nr. 7702 (9. B. 1878, Nr. 50). Die actio 
negatoria auf Aberfennung der Servitut des Wohnungsrechtes, melde unbeftritten 
der Ehegattin zufteht, allein gegen den Ehegatten zu richten, ift unzuläfflg mit 
Rückſicht auf $. 92 B. ©., wornach die Ehegattin dem Manne in feinen Wohnfig 
zu folgen verpflichtet ift; daher mit des Mannes zugleich au ihr Wohnungs» 
recht illuforifh würde. 

Entfd. v. 28. December 1875, Nr. 10761 (©. Big. 1876, Nr. 61). 
Die Ausübung des einem Manne eingeräumten Wohnungsfervitutsrechtes ift nur 
ihm perſönlich, nicht auch feiner nach Erwerbuug des Servitutsredhtes ihm ange 
trauten Ehegattin und den Kindern beider geftattet (88. 92, 139, 145, 484, 
506, 521 8. ©.). Eine weitere Berechtigung läßt fi aus 88. 92, 139 u. 
145 ibid. nicht ableiten, weil aub das dortſelbſt normirte Perſonenrecht fein 
abfolutes ift, jondern, wie jedes Privatrecht, nur innerhalb der rechtlichen Schran- 
fen — alfo nur infoferne ausgeübt werden darf, als nicht in die Re. Dritter 
eingegriffen würde. — [Wdrfpr. der Entf, Nr. 7702 ex 1878.] 

Entf. v. 20. October 1874, Nr. 10780 (5504 ©.-U.). Die Holz 
bezugsrechte im ärarifhen Walde, welche nad) der alten Salzburger Forftverfaffung 
mit dem Befige eines Gutes verbunden waren und durd die Grundlaftenablö- 
funge- und Regulirungslandescommiffion geregelt wurden, find als Feldſervituten 
zu behandeln, mitbin fofern nichts anderes feftgefegt wurde, nach den Vorſchriften 
des B. ©. über D. und insbefondere den 88. 484 u. 485 ibid. zu beurtheilen. 
Die Theilung im Sinne des $. 844 ibid. fann daher bei der Solidarität des 
NE. und der correfpondirenden Servitutslaft diefer Bezugsrechte, welche nicht im 
Berhältniß des Flähenmaßes der Grundſtücke zuftehen, im Falle der Abtrennung 
oder Zertheilung der Liegenſchaften nit in der Art gefhehen, daß ein im Ber- 
hältnig zum Flachenmaß beftimmter Antbeil des Bezugsrechtes ohne vorheriges 
Uebereintonnmen mit dem Servitutsbelafteten mitübertragen werde. Durch das 
Salzburger Landesgeſetz v. 22. October 1868, Nr. 28 2. ©. B. wurde nur 
die in Folge politifcher Ge. beftandene Untrennbarfeit aufgehoben, ohne baß damit - 
die Regeln des Civilrechtes eine Aenderung erleiden konnten. 

Entſch. v. 19. Jänner 1871, Nr. 9903 ex 1870 (Sch. IN). Das den 
Berkäufern eingeräumte lebenslänglihe Mitbenützungsrecht einer Stube gemeinfam 
mit den Käufern, kann nicht auf die Kinder der Verkäufer ausgedebnt werben. 

Entid. v. 26. Jänner 1870, Nr. 952 (3689 ©.-U.). Aus dem Be- 
fige der Servitut, mit Wirthihaftsfuhren über ein Feld zu fahren, folgt nicht 
auch der Beſitz des Rs, mit Düngerfuhren varüber zu fahren, weil letzteres 
Fahren fowohl durch die Qualität der Fuhre, als die Verſchiedenheit der Jahres⸗ 
zeit bebeutend läftiger wird für den Egthr. des dienenden Grundſtückes; es hätte 
baher des Beweifes beburft, daß aud mit Düngerfuhren ſchon früher unbean- 
fländet über das Feld gefahren murbe. 

Entf. v. 13. October 1869, Nr. 11519 (3536 ©.-U.). Durch das 
auch aus polizeilichen Gründen gerechtfertigte Berfperren des Hausthores zur 
Nachtzeit, trat in dem factifyen Beſitz der Durchgangsfervitut des anftoßenden 
Hauſes keine Aenderung ein, da den Wohnparteien des herrſchenden Haufes der 
Thorſchlüfſel behändigt worden ift, im deſſen Gebrauch die Ausbung der Ser- 
vitut in Wahrheit befteht. 

Entfdy. v. 20. April 1869, Nr. 3998 (3383 ©.-U.). Mit der Servitut 
des Waſſerbezuges ift jene de Durchgangs verbunden und bebarf feines befon- 
deren Erweiſes, fowie feiner gefonderten Erwerbung [Schlußfolgerung]. 

® 
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Entf. v. 20. Februar 1868, Nr. 1425 (3002 ©.-U.). Das einem 
Ehepaar eingeräumte Wohnungsreht — als untheilbar ($. 485) — muß in 
feinem ganzen vertragsmäßigen Umfang (Nugungsreht) nad) dem Tode der erften 
Frau dem überlebenden Gatten aud für feine zweite Frau und beider Kinder 
zuerfannt werben, dg unmöglich .verlangt werben kann, daß er die Woh- 
nung für fid allein mit Ausfhluß feiner Familie benütze. fAchnl. der 
Entf. Nr. 10761 ex 1875.] 

Entſch. v. 12. December 1867, Nr. 9917 (2945 ©.-U.). Auch das 
Wohnungsausgedinge ift eine perfünlihe D. Es liegt nit in der Abſicht 
deſſen, ver dem Grunpbefiger die Duldung der Witwe in einer Wohnung aufe 
bürbet, daß demfelben hierdurch auch noch die Duldung ihres allfälligen zweiten 
Gatten und beider Kinder auferlegt werben wolle, da ja im falle der Wieder 
verehelihung einer Witwe bie natürlihe und in $. 92 B. ©. begründete Ber- 
muthung befteht, daß fie dem Manne und uicht biefer ihr in die Wohnung folge 
(8. 506 ibid.). [Mittelmeinung.] 

Entf. v. 3. Juni 1867, Nr. 33 (2717.©.-U.). In den 88. 484 
u. 915 8. ©. fommt die im ganzen B. ©. feftgehaltene Tendenz der größt- 
möglichen Freiheit des Egths. zum Ausdrucke. ’ 

Entf. v. 10. October 1865, Nr. 7753 (2286 ©.-U.). Sobald über 
die Art der Erfülung einer beftimmten Verbindlichkeit ein gerichtlicher Vergleich 
geſchloſſen wurbe, berechtigt die Möglichkeit einer anderen den verpflichteten Theil 
weniger beläftigenden Art der Erfüllung verfelben nicht von ver getroffenen Ver⸗ 
einbarung, ohne Einwilligung des anderen Theiles abzugehen, und bie Anwendung 
bes 8. 484 B. ©. ift umfomehr ausgefchloffen, als dieſe Möglichkeit leichterer 
Erfüllung nicht erſt nach dem Vergleichsabſchluſſe ſich ergeben hat. 

Entf. v. 28. Juni 1865, Nr. 5275 (2212 ©.-U.). Durd die bloße 
D. des Fußſteiges ift nur das R. des Egthrs., jeden Anderen von ber Bes 
nügung feines Egths. auszuſchließen, zu Ounften des Servitutsberechtigten für 
einen beftimmten Zwed beſchränkt worden, keineswegs aber ihm das nad) $. 354 
3. ©. gewährleiftete R. der beliebigen Verfügung mit der Subſtanz verloren 
gegangen, fo lange nicht auch ein Unterfagungsredht von Dritten erworben wurde, 
Dem Egthr. kann alfo nicht verwehrt werden (8. 484 ibid.) den Grund, worüber 
der Fußfteig führt, zu verbauen. 

Entſch. v. 13. Jänner 1863, Nr. 8398 (1634 G.-U.). Ein Servituts- 
weg darf aud gegen ben Willen der Servitutsberechtigten verlegt werben, wenn 
er fo gleichfalls noch vollkommen dem Zwecke der Servitut entſpricht. 

Entf. v. 19. September 1861, Nr. 5265 (1388 G.-U.). Wenn das 
Ausgedinge nad Ergebnig der Meiftbotvertheilung bei der Realität, auf welder 
es haftete, nicht mehr zum Zuge gelangt, kann nad 88. 453 u. 458 8. ©. 
und Hofd. v. 4. October 1784, Nr. 847, bie Sicherftellung auf eine andere 
Realität der Berpflichteten begehrt werben. 

Entf. v. 12. Yuni 1860, Nr. 6268 (1147 ©.-U.). Wenn das R., 
auf ein fremdes Grundſtück zu fahren, die Erſitzungszeit hindurch immer erft nad 
Abrãumung der Feldfrüchte dafelbft ausgeübt wurte, fo ift eine Ausübung ber 
Seroitut des Fahrweges zu anderer Zeit unftatthaft. 

Entf. v. 5. October 1858, Nr. 10690 (628 ©.-U.). Wenn das Woh- 
nungsrecht bezüglich beflimmter abgejonberter Localitäten eines Hauſes vom 
Bater teftamentarifch eingeräumt worden ift, fo kann darin fein bloßes Gebrauchs⸗ 
echt erblidt werden. Wenn auch $. 521 B. ©. das Wohnungsreht ald Ge- 
brauchsrecht erflärt und 8. 504 ibid. das Gebrauchsrecht auf das perfönliche 
Bedürfniß einfhräntt, fo ſtellt doch das ©. die Servitut der Wohnung nicht 
ganz gleich mit ber des Gebrauches, indem es beide abgefondert behandelt und 

. 
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im $. 521 ibid. da® Wörtdyen „bloß* nicht vorkommt. Die wohnungsberedhtigte 
Tochter ift alfo berechtigt, auch ihre umehelichen Kinder in die Wohnung aufzu⸗ 
nehmen. 


485 — val. 66. 1257, 504, 507, 536, 847, 891. 898, 895 8. G.; C. D. v. 25. December 1868, Rr. 1 
R. 8.8. für 1869.) 


8. 485. Seine Servitut läßt fi) eigenmädtig von der dienſtbaren Sache abfondern, noch auf 

eine andere Sache oder Perfon Übertragen. Auch wird jede Servitut infofern für untheilber 

gehalten, als das auf dem Grundftüde haftende Recht durch Bergrößerung, Verkleinerung oder 
Zerſtückung desſelben weber verändert, noch getheilt werden kann. 

Entfd. v. 10. Februar 1876, Nr. 11685 (©. Ztg. 1876, Nr. 83). 
Die für beftimmte Dauer eingeräumte D. des Fruchigenuſſes erliſcht durch den 
Tod des Ufufructuars, wenn aud die Ausükung an einen Dritten Übertragen 
wurde und ber Ufnfructuar felbft wor Ablauf jenes Zeitraumes ftarb. 

Eutſch. v. 20. October 1974, Nr. 10780 (5504 ©.-U.). Bei Theilung 
des herrſchenden Grundftüde® (8. 484 B. ©.) kaun nicht ohneweiters bie 
Holzberechtigung nach ziffermäßig im Verhältniß zu dem Flächenmaße fefle 
geflellten Quoten getheilt werden, weil dieß der Solidarität des Rs. und 
ber Laſt der Servitut widerſpricht. Hieran ift durch das Salzb. Landesgeſ. 
v. 22. October 1868, Nr. 28 8. ©. B., nichts geändert worden, weil dieſes 
m aM auf die nad politifhen Vorſchriften beftandene Untrennbarfeit von Gütern 

ezieht. 

Entf. v. 6. October 1874, Nr. 10293 (5492 ©.-U.), So wenig 
als die Ausübung des Rs. der Wohnung, ift das R. felbft Gegen- 
Rand einer Pfändung; es kann dasfelbe nur durd die Sequeitration 
in Erecntion gezogen werben. Der wenngleid nicht angefochtene Pfändungs- 
beſcheid Eonnte daher nicht in Rechtskraft erwachſen. 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 4026 (3378 G.-U.). Der Fruchtgenuß 
laun nicht Gegenfland des Heiratheguts fein, er gehört nicht zum „YBmgn.“ im 
gewöhnlichen (engeren) Sinne, 

Entſch. v. 8. Mär, 1868 (G. H. 1869). Durch Einverleibung anf der 
einen und Vormerkung auf der andern Realitätenhälfte, wird feine nad) $. 485 
2. ©. unzuläffige Teilung oder Veränderung der Servitut bewirkt. 

Entf. v. 20. Februar 1868, Nr. 1425 (3002 G.-U.). Das einem 
Ehepaar eingeräumte Wohnungsreht — als untheilbar ($. 485 B. ©.) — 
muß in feinem ganzen vertragsmäßigen Umfang (Nugniegungsredt) nad dem 
Tode der erſten Frau dem überlebenden Gatten auch für feine zweite frau 
und beider Kinder zuerkannt werden, da unmöglich verlangt werden fann, 
* er die Wohnung für fich allein mit Ausſchluß ſeiner Familie 
enäße. 

Entſch. v. 11. Februar 1868, Nr. 1195 (2988 ©.-U.). Die büder- 
fie Eintragung einer Servitut auf einen iveellen Antheil der dienenden Realität 
muß bewilligt werden, wenn den formellen Erforberniffen durd vie Urkunde ger 
wögt if; eine nad) 8. 485 B. ©. unzuläffige Veränderung oder Theilung ber 
Sereitut felbft, wird durch diefe bücherliche Eintragung nicht herbeigeführt. 

Entf. v. 19. September 1861, Nr. 5265 (1388 G. U.) Wenn das 
Antgedinge nach Ergebniß der Meiftbotvertheilung bei der Realität, auf welcher 
et haftete, nicht mehr zum Zuge gelangt, kann nad) 88. 453 u. 458 B. ©. 
md Hof. v. 4. October 1784, Mr. 347 die Sicerftellung anf eine andere 
Realität der Verpflichteten begehrt werben, 
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(8. 486 — vgl. 96. 468 u. 1121 ©. G.; Hofb. v. 19. Juli 1798, Rr. 33 I. @. ©.) 
8. 466. Ein Grundſtück kann mehreren Perfonen zugleich dienftbar fein, wenn anders bie 
älteren Rechte eines Dritten nicht darunter leiden. 

Entſch. v. 11. April 1879, Nr. 3669 (G. H. 1879, Nr. 60). Wenn 
eine mit einer nicht primo loco einverleibten D. belaftete Realität executiv ver- 
fleigert werben foll, ift e8 nicht nöthig, in ben tyeilbietungdbebingniffen der D. 
befonder® zu erwähnen. Es muß die Erörterung, ob vermöge Zulangens bes 
Kaufſchillings die D. zum Zuge gelangen werde, "der Meiftbotvertheilungs- 
Berhandlung überlaffen bleiben. Die vom Servitutsberehtigten angeftrebte Bes 
ſtimmung, daß der Erſteher die D. ohne Abſchlag auf den Meiftbot zu über- 
nehmen habe, entſpricht aber Yeineswegs tem $. 486 B. ©, und dem aud bei 
execuliven Verläufen anwendbaren $. 32 C. O. 

Entf. v. 5. November 1868, Nr. 9372 (3150 G.-U.). Die Rang- 
ordnung von Servituten Tann nur in Frage kommen, wenn basfelbe Grundſtück 
mehreren Perfonen dienſtbar iſt. Servituten find nicht Gegenftand der Liquie 
birung und Graduirung im Sinne des Hofd. v. 19. November 1839, Nr. 388 
I. ©. ©. (Tirol). Die Priorität bücherlich einverleibter Servituten kann nad 
dem Hofd. v. 19. Yuli 1792, Nr. 33 9. ©. ©. Überhaupt nicht in Frage 
tommen. — Worſpr. der Entf. Nr. 3669 ex 1879.) 


Anwendung auf die Grunddienfißarkeiten, insdefondere auf das 
Bet, eine Safl, einen Balken anf fremdem Gebände zu Baden, 
oder den Rand durchzuführen. 

(8. 487 — vgl. 8. 482, 483, 297, 475 3. 4; 66. 1147, 1180; $. 417419 8. &.) 

8. 469. Nach den Hier aufgeftellten Grundfägen find bie Rechtsverhältnifſe bei den befonberen 
Arten der Servituten zu beflimmen. Wer alfo bie Laft des benachbarten Gebäudes zu tragen; 
die Einfügung des fremden Balkens in feiner Wand; ober, den Durchzug des fremden Rauches 
in feinem Schornfteine zu dulden hat; der muß verpältnigmäßig zur Erhaltung der bazu be- 
ftimmten Mauer, Säule, Band oder des Schornfteines beitragen. Es kann ihm aber nicht zu- 
gemuthet werden, daß er das herrihende Gut unterftügen oder den Schornſtein des Nachbars 
außsbeflern lafle. 

‚Entf. v. 2. October 1851, Nr. 9351 (P. ©. 294). Die Koften für 
die Ueberbrüdung eines, einen ©emeindemeg überfegenden Kanals, hat, wenn 
ungewiß iſt, ob der Weg zur Zeit der Anlegung des Kanals ſchon beftand, der- 
jenige zu tragen, welchem ver Kanal zu Gute fommt. Im Zweifel wird ver- 
muthet, daß der Kanal fpäter als der Weg gebaut fei. Im ber Regel find daher 
Diejenigen, welde den Kanal benügen, auch verpflichtet, die Koften für die über 
den Kanal führenden Brücken zu tragen. 


ſeuſterrecht. 
(4. 488 — vgl. u. 36%, isob, 1469; 98. 476, 8. 8-11, 475 8. 3; 4 908 B. 6.) 

8. 486. Das Fenſterrecht gibt nur auf Licht und Luft Anſpruch; die Ausficht muß befonders 
beivilliget werden. Wer kein Recht zur Ausficht hat, kann angehalten werben, das Fenfter zu 
vergittern. Mit dem Wenfterrechte iſt die Schuldigkeit verbunden, bie Deffnung zu verwahren; 

wer biefe Verwahrung vernachläffigt, haftet für den daraus entſtehenden Schaden. 

Entf. v. 28. Jänner 1879, Nr. 483 (©. 9. 1879, Nr. 44). Die 
bloße Venftereröffnung im Haufe des Klägers, welche der Geklagte, 
weil außerhalb feiner Befigiphäre gelegen, wirkſam zu verhindern 
nicht in ber Lage war, ift feine Handlung, bie fid als Befigergrei- 
fung und Gebraud eines Unterfagungsredtee im Sinne der 88. 312 
u. 313 8. ©. erkennbar mahen würde; das Aufſchlichten von Holz im 
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Eigenthunbereih des Geklagten, wodurd dem Kläger Luft und Licht von jenen 
Fenſtern abgehalten worden, ift daher noch feine Befigftörung. 

Entſch. v. 29. Mai 1873, Nr. 5175 (4740 ©.-U.). Die Servitut bes 
8. 476, Nr. 10 B. ©., involvirt auch das R. der Einſprache gegen eine Bau- 
führung, worurd dem herrſchenden Gebäude Licht und Luft entzogen würde. 

Entf. v. 3. März 1870, Nr. 2310 (3740 ©.-U.). Das Ausbredhen 
eines Küchenfenſters ift eine dem Egthr. zulommende Dispofition und das Ein- 
ſtrömen von Licht und Luft eine naturgefegliche Folge davon. Der Nachbar hat 
daher dadurch, daß er vor dem Fenſter auf feinem Grunde einen Verſchlag an- 
brachte, ſich nicht der Störung eines Servitutsrechtes ſchuldig gemacht. . [Aehnt. 
der Entſch. Nr. 483 ex 1879.] 

Entſch. v. 27. Jänner 1870, Nr. 9468 (3690 ©.-U.). Da dem Egthr. 
eines Haufes fhon als folhem das R. zufteht, Wenfter in ber eigenen Dauer 
auszubrechen, iann die der Anbringung zweier Fenſter zuſtimmende Erklärung des 
Nachbars nur in dem Sinne verſtanden werden, daß er ſich das Ausbrechen 
dieſer Fenſter in der Art gefallen laſſe, daß durch ſelbe Licht und Luft aus ſeiner 
Luftſäule bezogen werde, das iſt offenbar mehr als die Einräumung des Rs., 
weldes der Nachbar dur Aufführen einer Mauer nutzlos machen könnte; feined- 
wegs aber ift das eingeräumte R. auch auf andere ober erft anzubringende Fenſter 
diefer Hausfront zu verftehen. 

Entf. v. 2. November 1859, Nr. 7402 (897 ©.-U.). Der Egthr. ift 
als folder berechtigt, in feiner Mauer eine Fenſteröffnung anzubringen; jedoch 
verpflichtet, die Fenſteröffnung zu vergittern [7]. 

Entſch. v. 2. October 1851, Nr. 9351 (P. ©. 281). Der Nachbar 
eines Wirthshauſes kann gegen den Befiger desjelben deßhalb, weil die einkehrenden 
Fuhrleute ihre Wägen vor feinem Haufe — jedod auf öffentlicher Straße — 
ſtehen laſſen und ihn dadurch an der freien Ausficht hindern, Leine Befigftörungs- 


llage einbringen. 
Recht der Dachtraufe. 
G. 489 — vgl, bei 8. 488 cit. 68. 676, 8. 5, 482, 488 ©. ©.) 
8. A689. Wer das Recht der Dachtraufe befigt, kann das Regenwafler auf das fremde Dad 
frei oder durch Rinnen abfließen laffen; er kann auch fein Dad erhöhen; doch muß er folde 
Vorkehrungen treffen, daß dadurch die Dienftbarkeit nicht Täftiger werde. Ebenfo muß er 
häufig gefallenen Schnee zeitig hinwegräumen, wie auch die zum Abfluffe beftimmten Rinnen 
unterhalten. 


Recht der Ableitung des Regenwaſſers. 
(8. 420 — vgl. 5. 862 ©. ©.) 


8. 490. Ber das Recht hat, das Regenwaſſer von dem benachbarten Dache auf feinen Grund 
au leiten, hat die Obliegenheit, für Rinnen, Wafjerkäften und andere dazu gehörige Anftalten 
die Auslagen allein zu beftreiten. 


G. 491 — vgl. 85. 482, 484 ©. ©.) 
8. 491. Erfordern die abzuführenden Blüffigkeiten Gräben und Eanäle, fo muß fie der 


Eigenthlimer des herrſchenden Grundes errichten; er muß fie auch ordentlich decken und reinigen, 
und dadurch die Laft des dienftbaren Grundes erleichtern. 


Recht des Zußſteiges, Biehfriebes und Zahrweges. 
($. 498 — vgl. $. 495 8. ©.) 
8. 492. Das Recht des Fußfteiges begreift das Recht in fih, auf biefem Steige zu geben, 
fih von Menſchen tragen, ober andere Menfchen zu fi kommen zu laffen. Mit dem Bich- 
triebe ift das Recht, einen Schieblarren zu gebrauchen; und mit dem Fahrwege das Recht, mit 
Einem oder miehreren Zügen zu fahren, verbunden, 
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Entf. v. 22. Mai 1878, Nr. 1328 (G. Big. 1875, Nr. 57). Das 
R. des Fußfteiges begreift das R. in ſich, auch andere Menſchen zu fi kommen 
zu laffen; mit dem Fahrwege muß daher insbefondere dad R. verbunden fein, 
auch andere Leute zu ſich fahren zu laſſen. Es genügt alfo zur Erfigung ver 
Fahrwegſervitut, wenn über das dienende Grundftüd wer immer — aud Fremde 
— zu und von dem Grundſtück des Erfigungswerberd mehr ald 30 Jahre hin⸗ 
durch gefahren find. : 

Entf. v. 6. Februar 1872, Nr. 545 (4468 ©.-U.). Mit der Servitut 
des Fahrweges ift das R., mit einem ober mehreren Zügen zu fahren und zwar 
ohne Beichränfung in Betreff der Fradıt verbunden. Eine Aenderung in ver 
Belaftung ber Fuhren ift daher feine über das Servitutsrecht hinausgehende Be- 
läftigung des Egthrs. der dienenden Sache, und keine Beſitzſtörung. 

Entf&. v. 20. April 1871, Nr. 1603 (4134 G.-W). Durch das Ber 
fliehen der Thüre in der Scheivemaner zweier Häufer ift die D. des Durch 
ganged zur Straße offenbar und ver hierauf beim Erwerb des dienenden 
Haufes aufmerkſam gemachte Käufer kann fi alfo nit auf den 8. 1500 
B. ©. berufen. 

Entfd. v. 14. März 1867, Nr. 1312 (©. H. 1867, Nr. 60). Durch 
die Unmöglichkeit auf ein Grundſtück, ohne Ueberfegung eines beſtimmten anderen 
zu gelangen, wird nod keine Wegfervitut begründet. 


G. 498 — vgl. Forfigef. v. 3. December 1888.) 


8. 493. Hingegen fann, ohne befondere Bewilligung, das Recht zu gehen, nicht auf das 

Recht, zu reiten, ober fi durch Thiere tragen zu laflen; weder das Recht des Biehtriebes auf 

das Recht, ſchwere Laſten über den dienſtbaren Grund zu fchleifen; noch das Recht gu fahren, 
auf das Recht, freigelaffenes Vieh darüber zu treiben, ausgedehnt werben. 


&. 494 — vgl. 8. 483 8. ©.) 


8. 494. Zur Erhaltung des Weges, der Brüden und Stege tragen verhältnigmäßig alle 
Berfonen oder Grundbefiger, denen der Gebrauch derfelben zufteht, folglich auch der Befiger 
des dienftbaren Grundes, ſoweit bei, als er davon Nutzen sieht. 


Raum Hierzu. 
(6. 495 — vgl. 9. 906; $. 485; $. 525 B. G.) 


8. 495. Der Raum für diefe drei Servituten muß dem nöthigen Gebrauche und den Um⸗ 

ftänden des Ortes angemefien fein. Werden Wege und Steige durch Ueberſchwemmung ober 

dur einen anderen Zufall unbrauchbar, fo muß bis zu der Herftellung in den vorigen Stand, 

wenn nicht fon die politifche Behörde eine Vorkehrung getroffen hat, ein neuer Raum anger 
wieſen werben. 


Recht Waſſer zu ſchöpfen. 
($. 496 — vgl. $. 477, 3. 2; 9. 486; $. 685 ©. G.) 


8. 496. Mit dem Rechte, fremdes Wafler zu fhöpfen, wird auch der Zugang zu demfelben 
geftattet. 


Recht der Waflerleitung. 


(8. 497 — vgl. $$. 1009, 1029, 484, 491, 499 ©. @.; Forſtigeſ.) 
8. 499. Wer das Recht hat, Wafler von fremdem Grunde an den feinigen; oder, von feinem 
Grunde auf fremden zu leiten, ift aud berechtigt, die dazu nöthigen Röhren, Rinnen und 
Schleußen auf eigene Koſten anzulegen. Das nicht zu überſchreitende Maß diefer Anlagen 
wird dur das Bebürfniß des herrfchenden Grundes feſtgeſetzt. 


. 
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Weiderecht. 


($. 498 — vgl. 55. 480, 1470, 1477, 828, 344 8. G.) 
8. 498. Iſt bei Erwerbung des Weiderechtes die Gattung und bie Anzahl des Trieb» 
viehes; ferner die Zeit und das Maß des Genuſſes nicht beflimmt worden, fo ift der ruhige 
dreißigjäprige Befig zu fhügen. In zweifelhaften Füllen dienen folgende Vorfäriften zur 
Richtſchnur. 


Geſetzliche RZeſtimmung: 
a) über die Gattung des Triebviehes; 


(8. 499 — vgl. Forftgef.) 
8. 499. Das Weiderecht erftredt ſich, inſoweit die politiichen, und im Forſtweſen gegebenen 
Verordnungen nicht entgegenftehen, auf jede Gattung von Zug-, Rind» und Gchafvieh, aber 
nit auf Schweine und Federvieh; ebenfowenig in waldigen Gegenden auf Ziegen. Unreines, 
ungefundes und fremdes Vieh ift ſtets von der Weide ausgefchlofien. 


b) deſſen Anzahl. 
G. 500 — vgl. 98. 474, 484, 497 8. 6.) 
8. 509. Hat die Anzahl des Triebviehes während ber legten dreißig Jahre abgewechſelt; fo 
muß aus dem Xriebe der drei erften Jahre die Mittelgahl angenommen werben, Erhellt auch 
diefe nicht; fo iſt theils auf den Umfang, theil® auf die Beſchaffenheit der Weide billige Rüd- 
fiht zu nehmen, und dem Berechtigten wenigſtens nicht geflattet, daß er mehr Vieh auf der 
fremden Weide halte, als er mit dem auf dem herrſchenden Grunde erzeugten Futter burc- 
intern kann. Gäugevich wird nicht zur beftimmten Anzahl gerechnet. 


e) Triftzeit; 


501 — vgl. $. 10 p. 8. December 1862; Bbg. v. 14, Jänner 1776; Hoftztd. v. 24. März 1819 und 
ug a 1881, polit. @. ne —S “ 


8.504. Die Triftzeit wird zwar überhaupt durch den in jeber — eingeführten 

unangefochtenen Gebrauch beſtimmt; allein in keinem Falle darf der, vermöge politiſcher 

Beftimmungen georpnete Wirthſchaftebetrieb durch die Behütung verhindert, oder erfchwert 
Bi werben. 


d) af des Genuffes. 
HI Lee in 
8: 592. Der Genuß des Weiderechtes erftredt fich auf Feine andere Benützung. Der Berech- 
tigte darf weder Gras mähen, noch in der Regel den Eigenthümer des Grundſtückes von der 
Nitweide ausfchließen, am wenigften aber die Subſtanz der Weide verlegen. Wenn ein Schaden 

zu befürchten ift, muß er fein Vieh von einem Hirten hüten laſſen. 
Siche bie Felbfcguggef. im VIII. Vde. der Ram'ſchen Slg. 
Entſch. v. 9. April 1852, Nr. 2278 (P. ©. 122). Alpe ober Alpen- 
teht umfaßt in der Regel nur das Weide (Viehauftriebs-) recht, nicht auch ein 
dolzbezugsrecht. 


Anwendung dieſer Reſtimmungen auf audere Servituten. 


(4. 503 — vgl. 83. 0- 18 Forſigeſ. v. 3. December 1832) 
4.303. Was bisher in Rüdfiht auf das Weiderecht vorgefchrieben worden, ift verhältniß⸗ 
wäßig auch auf die Rechte des Thierfanges, des Holzſchlages, des Steinbrechens und bie übrigen 
ten anzumenden. Glaubt Jemand diefe Rechte auf das Miteigentpum gründen zu 
Ummen, fo find die darüber entſtehenden Streitigkeiten nad) den, in dem Hauptftüde von ber 
Gemeinſchaft des Eigenthumes, enthaltenen Grundfägen zu entſcheiden. 
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Perfönlige Dienfibarkeiten; insdefondere: 1. Das Recht des 
a Gebrauches. 
G. 504 — vgl. . abꝛ ·ass; 85. 509, 610; 9. 406; 88. 6, 655, 914 B. G.) 
8. 504. Die Ausübung perfönlicher Servituten wird, wenn nichts Andere verabredet worden 
iſt, nach folgenden Grundfägen beflimmt: Die Servitut des Gebrauches befteht darin, daß 
Jemand befugt ift, eine fremde Sache ohne Verlegung der Subftanz, bloß zu feinem Beblrf- 
ü niffe zu benügen. 

Entſch. v. 13. Juni 1879, Nr. 5085 (©. Big. 1879, Nr. 64), Die 
Re. der Stadtgemeinde aus den Uebereinlommen, wornadh Stadt und Pfarre 
auf dem der Pfarre gehörigen Grunde eine neue Leichenkammer aus beiderfeitigen 
Zuſchüſſen erbauen und biefelbe nad von ber Stadtgemeinte feflgefegten Normen 
gegen firen Jahresbeitrag an die Pfarre benügt werden folle, find feine bloßen 
Servitutsredhte (88. 478, 504, 529 B. G.). Das Uebereintommen bilvet für 
die Stadtgemeinde vielmehr den Titel zur Erwerbung des Miteigentbums am 
Grunde ſammt darauf errichtetem Gebäude ($. 1181 ibid.) [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 9. Juli 1878, Nr. 7702 (9. B. 1878, Nr. 50). Wenn 
der Ehegattin unbeftritten das „freie" Wohnungsrecht in beſtimmten Localitäten 
eingeräumt wurde, fo ift tieß nicht als bloßes Gebrauchsrecht aufzufafien. Da 
die Gattin nah $. 92 B. ©. ihrem Manne in deſſen Wohnfig folgen muß, 
würde, fobald ihrem Gatten die Mitbenügung der Wohnung verwehrt wäre, auch 
ihr Wohnungsrecht iluforifh werden. Die Anbringung der actio negatoria 
gegen den Gatten allein, ift daher unzuläffig. 

Entſch. v. 6. April 1877, Nr. 11265 (G. 9. 1877, Nr. 80). ‘Die 
in dem Kaufvertrage flipulirte Bedingung, daß der Kaufſchillingsreſt geringer ver- 
zinslich bleibt, fo lange bie Verkäuferin die ihr beizuftelende Wohnung und Nah- 
zung annehmen wolle, involvirt feine Perfonalfervitut im Sinne der 88. 504, 
521 u. 529 B. ©., weil ber Berpflichtete hiernach keineswegs bloß etwas zu 
dulden oder zu unterlaffen hatte (88. 472 u. 482 ibid.). 

Entid. v. 30. März 1876, Nr. 12467 (©. Ztg. 1876, Nr. 31). Wenn 
aud in der Einantwortuhgsurfunde nur ber Mutter des Erben nebft dem lebens⸗ 
längliden Ausgedinge das Berbleiben im Ausnahmsftübel zugefihert, und bes 
fimmt wurde, daß nad ihrem Tode des Klägers Bruder auf zwei Leiber das 
Wohnungsrecht zu fordern haben folle, fo fteht dod feft, daß das Ausnahme- 
ſtübel ein für ſich felbft beftehenvee, abgefondertes Gebäude fei, welches der Bruder 
nah der Mutter Tode uneingefhränft genießen folle. Unter diefen Umftänden 
iſt das Wohnungsredt nit als Gebrauchsrecht, fondern als Frudt- 
nießung bes Ausnahmsftübels gemäß 88. 509 u. 5218. ©. anzufehen 
und ter Mutter daher nicht verwehrt, aud andere Perfonen bei fi aufzunehmen. 

Entſch. v. 28. December 1875, Nr. 10761 (©. Ztg. 1876, Nr. 61). 
Das tem Manne eingeräumte Wohnungsgebrauhsreht fteht im Zweifel nicht 
auch feiner erft fpäter ihm angetrauten Gattin und deren Sindern zu. Durch 
die in 88. 92, 139 u. 154 B. ©. normirten Perfonenredte, melde gleich 
anderen Privatrechten feine abfoluten find, kann eine Rechtsausübung, wodurd 
in Re. Dritter eingegriffen würde, nicht gerechtfertigt werden. — [Theilweife worfpr. 
der Entſch. Nr. 7702 ex 1878.] 

Entſch. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 ©.-U.). Das fofort 
nad dem Tode ded Vormannes wirkſame R. des fiveicommiffarifh Subſtituirten 
(88. 608 u. 613 ®. ©.) ift nad $$. 504, 507 u. 508 ibid. zu beurtheilen. 

Entf. v. 8. März 1865, Nr. 1905 (©. H. 1865, Nr. 90). Da ein, 
Jemand zuftehendes perſönliches unentgeltliches Benützungsrecht, nicht Gegenſtand 
des Verkehrs iſt, noch durch die willfürlihe einſeitige Erklärung des Verpflichteten 
werben kann, ift die Erecutionsführung auf ſolche Re. unzuläffig. 
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Entſch. v. 5. October 1858, Nr. 10690 (628 G.U.). Der 8. 521 
8. ©. erflärt zwar das Wohnungsreht für eine Servitut des Ge— 
braudes, und nad $: 504 ibid. befteht dieſe D. des Gebraudes 
darin, daß Jemand befugt ift, die beftimmte Sade bloß zu feinem 
Bevürfniffe zu benügen. Allein das ©. ftellt die D. der Woh- 
nung doch nit ganz gleich mit der des Gebraudes, indem es beide 
von einanber abgefondert behandelt und ver $. 504 das R. des Ge- 
braudes einer Sade „bloß“ auf das Bedürfniß des Berechtigten be- 
ſchränkt, in $. 521 ibid. das Wörtchen „bloß“ nit vortommt. Daraus 
geht hervor, daß ber Wohnungsberedtigte in der Wohnungsbenügung 
nicht bloß auf feine eigene Perfon befhräntt fei, fondern, daß ſich 
das R. auf fein Hauswefen auspehne. — Zumal wenn die Wohnungsbe- 
ſtandiheile, auf welche fid das R. ausdehnen fol, ganz und beftimmt im Btg. 
bezeichnet und von den Übrigen Rocalitäten gefondert find. 

Entf. v. 28. Jänner 1857, Nr. 675 (1012 G.-U.). Wenn die Ser- 
vitutöverpflichteten fih durch die Ausübung in ihren Ren. gekränkt erachten, fo 
können fie nur gegen tie Servitutöberechtigten, nicht aber gegen Perfonen, welche 
von denfelben begänftigt (in die Wohnung aufgenommen) wurden, Magen. Der 
Mutter, welder das Wohnungsreht — nad) 88. 521 u. 505 B. ©. eine Ser- 
vitut des Gebrauches — zufteht, fann nicht verwehrt werden, in ben ihr zuge 
wiefenen beftimmten Wohnraum auch ihre Tochter aufzunehmen. 


Bellimmung in Rückſicht der Autzuugen; 
"6. 505 — vgl. 8. 484 8, ©.) 

8. 595. Wer alfo das Gebrauchsrecht einer Sache hat, der darf, ohne Rückficht auf fein 
übriges Vermögen, den feinem Stande, feinem Gewerbe und Hausweien angemeffenen Nutzen 
davon ziehen. 

Entf. v. 15. October 1878, Nr. 11185 (©. H. 1879, Nr. 9), Es 
bedarf feiner befonderen Ausführung, daß das Wohnungsredt alle 
nothwendigen Bedingungen in fidh begreift. Die unverheirathete Tochter 
gehört zum Hausſtande der Mutter; umfomehr, da fi in ber Perſon der 
Tochter auch zugleich die der Mutter unentbehrliche Bedienerin vereinigt. 

Entf. v. 30. Mai 1876, Nr. 12467 (©. Ztg. 1876, Nr. 31). Wenn 
das Wohnungsrecht auf ein beftimmtes abgefonberte® Ausnahmsſtübl eingeräumt 
wurde, fo ift e8 nicht als bloßes Gebrauchsrecht zu verftehen. 

Entf. v. 16. April 1861, Nr. 2687 (1306 ©.-U.). Die Ausgedings- 
wohnung als folde ift nicht an fih auf die eigene Perfon des Ausnehmers be 
ſchränkt. Der Ausnehmer Tann aud zu feiner Familie (Hauswefen) gehörige 
Berfonen mit aufnehmen, doch dürfen dieſe das Wohnungsreht nit ale ein 
ihnen felöfiftändig zulommendes ausüben, 


(&. 506 — vgl. 88. 92, 189, 484 8. G.) 
8. 506. Das Bebürfnig ift nah dem Zeitpunfte der Bewilligung bes Gebraudes zu bes 
ſtimmen. Nachfolgende Veränderungen in dem Stande oder Gewerbe des Bererhtigten geben 
feinen Anſpruch auf einen ausgedehnteren Gebrauch. 


Entf. v. 28. December 1875, Nr. 10761 (©. Big. 1876, Nr. 61). 
Die Ausübung des einem Wanne eingeräumten Wohnungäfervitutsrechtes ift 
nur ihm perfönlih, nicht auch feiner nad) Erwerbung des Servitutsredhtes ihm 
angetrauten Ehegattin und den Kindern Beider geflattet (88. 92, 139, 145, 484, 
606, 521 B. ©.). Eine weitere Berechtigung läßt fi aus 88. 92, 139 u. 
145 ibid. nit ableiten, weil auch das vortjelbft normirte Perſonenrecht fein 
abfolutes ift, fondern wie jedes Privatreht nur —— der rechtlichen Schranken, 

Riedl. bürgl, Gelehb. el. * 21 
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alfo nur infofern ausgeübt werden barf, als nicht in bie Rechte Dritter einge 
griffen würde. 

Entſch. v. 19. Jänner 1871, Nr. 9903 (4024 ©.-U.). Die wohnungs- 
berechtigten Eltern find nicht befugt, auch bereits erwerbsfähige Kinder, deren 
Beiftand ihnen nicht unentbehrlich ift, "in die mit dem Egthr. gemeinfam be= 
nügten Localitäten mit aufzunehmen. 

Entſch. v. 12. December 1867, Nr. 9917 (2945 ©.-U.). Es liegt 
nicht in der Abficht defjen, der dem Örunpbefiger vie Duldung der Witwe in 
einer Wohnung aufbirdet, daß demfelben hiedurch auch die Duldung ihres all- 
fälligen zweiten Gatten und beider Kinder auferlegt werben wolle, da ja im 
Falle der Wieververehelihung einer Witwe die natürlihe und im 8. 92 8. ©. 
begründete Bermuthung befteht, daß fie dem Manne und nicht diefer ihr in bie 
Wohnung folge ($. 506 ibid.). 

Entfd. v. 33. November 1863, Nr. 8946 (©. H. 1865, Nr. 128). 
Auf das dem Manne ohne weitere Beſchränkung für ſich und feine Gattin ber 
dungene Ausgebinge hat auch die fpäter ihm verehelichte zweite Gattin Anſpruch. 

Entſch. v. 30. November 1859, Nr. 12479 (916 G.-U.). Mit einer 
Wohnung ift nah gewöhnlicher allgemeiner Uebung auch die Be- 
nügung eines Dachbodens begriffen und mit der für die Geſchwiſter 
aufzubauenden Ausgedingftube, Kammer und der Kubftall, vie unter 
Dach fein mußten, war ihnen felbftverfändlid audh ber unter bem 
Dache befindlihe Bodenraum ald Wohnungsbeftandtheil überlaffen. 
Es läßt fid in der, der Geklagten durch viele Jahre zugeftandenen 
Benägung, eines durd eine Bretterwand für fie abgegrenzten Dach- 
bodens feine widerrufliche bloße Gefälligfeit von Seite des Klägers, 
fondern nur die der finngemäßen Ausübung des Btgs. entfprehende 
Erfüllung ertennen. 


der Subſtanz; 
(8. 607 — vgl. 6. 504; 56. 485, 515 ©. ©.) 


8. 509. Der Berechtigte darf die Subftanz der ihm zum Gebrauche bewilligten Sache nicht 
verändern; er darf auch das Recht an feinen Andern Übertragen. 


Entf. v. 6. October 1874, Nr. 10293 (5492 ©.-U.). So wenig 
als die Ausübung des Rs. der Wohnung, ift das R. felbft Gegen- 
fand einer Pfändung; es kann dasfelbe nur durd die Sequeftration 
in Erecution gezogen werben. Der wenngleich nicht angefochtene Pfändungs— 
beſcheid konnte daher nicht in Rechtskraft erwachſen. 

Entfd. v. 10. Februar 1874, Nr. 1279 (5260 ©.-U.). Das dem 
Fruchtgenuß gleihlommende R. des Beſitzers einer mit dem Sußftitutionsbande 
behafteten Sache unterliegt nicht der Uebertragung; es Tann baher die executive 
Schaͤtzung des beſchränkten Egths. nicht bewilligt werden — indeß nicht aus dem 
Grunde des $. 507 B. ©., welder nur von dem Gebraude handelt [Schiuß- 
folgerung]. 

Entfd. v. 28. September 1871, Nr. 10675 (4268 ©.-U.). Die execu⸗ 
tive Pfändung eines Miethrechtes ift unzuläffig, weil das Miethrecht nad 
8. 1090 B. ©, in dem R. bes Gebraudes einer Sade befteht, wel- 
ches nah 8. 507 ibid. der gerihtlihen Pfändung nicht unterzogen 
werden kann [P]. 

Entf. v. 11. November 1868, Nr. 11236 (3158 G.-U.). Nach 8. 613 
B. ©. gewährt dad duch eine fineicommiffarifhe Subflitution eingefchräntte 
Eigenthumsrecht, dem eingefegten Erben mit Ausſchluß jeder Berfügung über die 
Subftanz nur die Re. eines Fruchtnießers, deren Uebertragung auf einen Anderen 
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aber nach 8. 507 ibid. ausgefchloffen ift, daher einem folhen eingefchränkten 
Egth. gegenüber weder bie executive Schägung des Dbjectes ber Fruchtnießung, 
noch jene des Fruchtgenuffes ſelbſt als zuläffige Erecutionsmittel erfcheinen. 
Entf. v. 13. Auguſt 1868, Nr. 8052 (3110 ©.-U.). Das Ausge- 
dinge hat die Natur einer Leibrente; auf felbes findet daher nur die im 
$. 320 a. ©. O. vorgefehriebene Erecutiongart Anwendung (8. 1286 B. ©.). 
Entf. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 ©.-U.). Das fofort 
nad dem Tode des Bormannes wirkende R. bes fideicomiſſariſch Subftituirten 
(88. 608 u. 613 ®. ©.), ift nah 88. 504, 507 u. 508 ibid. zu beurtheilen. 
Entf. v.8. Mär; 1865, Nr. 1905 (©. 5. 1865, Nr. 93). Das 
Wohnungsſervitutsrecht ift unübertragbar und alfo nicht erecutiv veräußerlich. 
Entf. v. 29. März 1864, Nr. 2185 (1890 ©.-U.). Ein im Bezug 
von Feldfrüchten beftehendes Ausgebinge, kann Gegenſtand der Execution fein; es 
ift die executive Einverleibung zu bewilligen. 
Entfd. v. 15. Jänner 1862, Nr. 102 (1460 (G.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 1905 ex 1865. 


und der Saflten. 
"(8 508 — val. $. 868; $. 518; 3. 489, 488 ©. ©.) 
8. 508, Alle Benützungen, die fi ohne Störung des Gebrauchsberechtigten aus der Sache 
ſchöpfen lafſen, kommen dem Eigenthiimer zu Statten. Diefer ift aber verbunden, alle orbent» 
liche und anferordentlihe, auf der Sache haftende Laſten zu tragen, und fie auf feine Koften 
in gutem Stande zu erhalten. Nur wenn die Koften denjenigen Nugen überfteigen, der dem 
Eigenthümer übrig bleibt, muß der Berechtigte den Ueberfhuß tragen, oder vom Gebrauche 
abftehen. 

Entf. v. 25.1Dctober 1877, Nr. 9452 (©. Ztg. 1878, Nr. 3). Die 
dem Erben in der Einantwortung auferlegte Berpfligtung, der Witwe 
die Wohnung in dem Ausgebingsftübl unentgeltlich zu überlaſſen,“ bat 
zweifellos den Zwed, derfelben eine Wohnung zu fihern. Dieß 
würde jebod vereitelt, wenn ihm nicht die Herftellung der Wohnung 
in braudbaren Zuftand obläge. Zudem ift diefe Verpflichtung in 
8. 508 8. ©. begründet und fommt die Beftimmung des $. 525 ibid. 
bier nit zur Anwendung. — Daran kann der Umftand nichts ändern, 
baß der Witwe (melde die Wohnung felbft herfiellte, daher nad 
8.*1042 ibid. Erfag zu verlangen beredtigt if) zur Zeit der Woh⸗ 
nungsherfiellung nob die Nutznießung des Bauerngutes zuftand, 
weil fie nad 8. 513 ibid. als Nugnießerin des Gutes zur Herftel- 
lung der Ausnahmswohnung nicht verpflichtet war. 

Entfd. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 G.-U.), Schon mit 
dem Tode des Erblaſſers erwächft dem fiveicommiflarifh Subftituirten nad} 88. 608 
a. 613 B. ©. das R., von dem eingefegten Erben zu verlangen, daß er ihm 
den Erbtheil nad 88. 504, 507 u. 508 ibid. ungefchmälert in ber Subſtanz 
hinterlaſſe. 

Entſch. v. 23. September 1853, Nr. 9541 (P. ©. 293). Die 88. 482, 
483 u. 487 B. ©. finden auf Perfonalfervituten feine Anwendung. Für legtere 
gelten lediglich die SS. 508, 514 u. 515 ibid,, wornad dem Egthr. und nicht 
dem Seritutsberedhtigten die Erhaltung ber dienſtbaren Sache obliegt. 


2. Die Fruchtnießung. 
(8. 508 — vol. 96. 485, 518 8. &.) 
8 509. Die Fruchtaleßung ift das Recht, eine fremde Sache, mit Schonung ber Subſtanz 
ohne alle Einipränkung zu genießen. x 
21 


324 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


Entſch. v. 4. September 1877, Nr. 10295 (©. H. 1878, Nr. 20). 
Die im Nachlaß eines Fruchtnießers befindlichen Viehſtücke find im Zweifel nicht 
als zum fundus instructus gehörig anzufehen. 

Entfd. v. 30. März 1876, Nr. 12467 (©. Zig. 1876, Nr. 31). Wenn 
and in der Einantwortungsurtunde nur der Mutter des Erben nebft dem lebend. 
länglichen Ausgedinge das Verbleiben im Ausnahmöftübel zugefihert und beftimmt 
wurde, daß nad) ihrem Tode des Klägers Bruder auf zwei Leiber das Wohnungs- 
recht zu fordern haben folle, fo fteht doch feft, daß das Ausnahmsftübel ein für 
fich ſelbſt beftehendes abgefondertes Gebäude fei, welches der Bruder nad ber 
Matter Tod uneingefchränft genießen folle. Unter viefen Umſtänden ift das 
Wohnungsreht nit als Gebraud, fondern ald Fruchtniegung des 
Ausnahmftübels gemäß SS. 509 u. 521 B. ©. anzufehen, und ber 
Mutter daher nicht verwehrt, auch andere Berfonen bei fih aufzunehmen. 

Entf. v. 10. Februar 1874, Nr. 1279 (5260 ©.-U.). Das dem Frucht 
genuß gleihlommende R. des Beſitzes einer mit dem Subſtitutionsbande behafe 
teten Sache unterliegt nicht der Uebertragung; es kann daher die erecutive Schägung 
bes befchränkten Egths. nicht bewilligt werben. 

Entf. v. 19. Februar 1873, Nr. 1367 (4881 ©.-U.). Das Ausge- 
dinge auf Nutzgenuß gewiſſer Grundſtücke, welche die Hausübernehmer unentgeltlich 
zu beurbaren und wozu fie alle nöthige Zufuhr zu leiften haben, kann nad 
88. 482 u. 512 B. ©. nit als Servitut betrachtet werben. — Ausgedinge 
find Leibrenten. 

Entfd. v. 8. Auguft 1872, Nr. 14838 (4681 ©.-U.). Bon zwei gleicher⸗ 
weife Sruchtgenußberechtigten ift jeder dadurch beſchränkt, daß er dem anderen bie 
Ausübung der ihnen gemeinfam zuftehenden Re. geftatten muß. Mit dem Tode 
eines berjelben fält lediglich dieſe Beſchränkung weg und der Ueberlebende tritt 
baher in die alleinige Ausübung bes Rs. 

Entſch. v. 14. April 1869, Nr. 4026 (3378 ©.-U.). Das Frucht 
nießungsrecht kann nicht felbft wieder Gegenftand ber Fruchtnießung und daher 
aud nicht der Beſtellung eines Heirathögutes fein. 

Entf. v. 7. Auguſt 1866, Nr. 6859 (2571 ©.-U.). So lange bie, 
für den Fall, daß der inftitnirte Erbe ohne Teftament ſtürbe, taſtamentariſch an- 
georbnete Subftitution im Grundbuche einverleibt ift, kann — felbft unter Vor« 
lage des Ehe⸗ und Erbvertrages der ein wechfelfeitiges Teftament mitenthält — 
die Eigenthumsübertragung nad 88. 613, 509 u. 510 B. B. nicht bewilligt 
werben. Zu dem Ausſpruch, daß die Subftitution erlofhen fei, ift der Tabular⸗ 
richter nicht berechtigt. 

Entfd. v. 11. März 1868, Nr. 1178 (1670 G.-U.). Der Frucht⸗ 
genuß einer Wieſe berechtigt auch zur Abftodung des auf ber Wiefe wachſen⸗ 
den Holzes. 

Entſch. v. 27. September 1859, Nr. 10040 (870 ©.-U.). Der auf 
einer Realität haftende Fruchtgenuß muß bei ber Meiftbotvertheilung gegenüber 
den Pfandrechten nad der Priorität der Eintragung gleich Tegteren behandelt und 
in Geld veranſchlagt, nöthigenfalls die Ziffer im Klagswege Liquid geftellt wer⸗ 
den, und if hierzu dem Servitutsberechtigten die angemefjene Frift unter An- 
drohung der Auflage des ewigen Stillſchweigens einzuräumen. 

Entfg. v. 10. Mai 1859, Nr. 4082 (789 G.-U). Wenn aud 
8. 613 8. ©. dem Fideicommißinhaber ein befhränttes Egth. bei» 
mißt...., fo ändert dieß doch nit die wahre Sadlage, vermöge 
welder die Re. des eingefegten Erben auf die eines Fruchtnießers 
eingefhränft find, wie....fhondarans hervorgeht, daß er die Sache 
weber veräußern no verpfänden fann — eine Befhräntung, welde 
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nur geftattet, an das im 8. 509 ibid. definirte R. der Fruchtnießung, 
niht aber an ein Egth. im Sinne des 8. 354 ibid. zu denken. 

Entfd. v. 9. Februar 1859, Nr. 1307 (728 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Rr. 10040 ex 1859. 

Entfd. v. 16. November 1858, Nr. 12797 (661 ©.-U.). An den bloß zum 
weiblihen Gebrauch dienenden Ausftattungsgegenftänden, welche der Tochter (Gattin) 
übergeben wurden, fteht dem Gatten weder ein Egth., noch bie Nutznießung zu. 
Legtere ift nah 8. 509 B. ©. das Servitutsrecht, eine fremde Sade mit 
Schonung der Subflanz ohne alle Einſchränkung zu genießen. Hierzu ift aber die 
erwähnte Anaftattung ſchon an fidh nicht geeignet, weil diefe Sachen feine Früchte 
tragen und zu dem — allein möglichen — perfönlihen Gebraud für den Che 
mann nicht geeignet find. 

Entfd. v. 10. November 1857, Nr. 11543 (464 ©.-U.). Der Erbe 
lann von dem Verwaltungsreht nah F. 810 B. ©. keinen Gebraud machen, 
wenn die Fruchtniegung des Nadjlafjes einem Dritten vermacht ift ($. 509 ibid.). 

Entf. v. 8. Auguft 1820, Nr. 4861 (P. ©. 295). Der vorbehaltene 
Nutgenuß von einer Wirthfchaft hat dadurch nicht aufgehört fortzubeflehen, daß 
der Nutznießer bie Bewirthſchaftung der Realität einem Anderen überläßt und 
fich eine beſtimmte Rente dafür ftipulirt. 


Inwiefern fie ih auf verbrauchbare Sachen erſtrecien Rönne. 
(8. 510 — vgl. 6. 801, 808, 304; 85. 983, 990, 1987; 084, 092; 6. 230 B. ©.) 
8 519. Berbrauchbare Sachen jind an fi felbft kein Gegenftand des Gebrauches oder der 
Frucdtniegung, fondern nur ihr Werth. Mit dem baren Gelde kann ber Berechtigte nach Bes 


lieben verfügen. Wird aber ein bereits anliegendes Capital zum Fruchtgenuffe oder Gebraude 
bewilligt; fo kann der Berechtigte nur die Zinfen fordern. 


Entfd. v. 29. Yuli 1869, Nr. 5885 (3476 ©.-U.). Stanksobligationen 
gehören nach 88. 301, 510, 983 u. 1227 B. ©. in bie Kategorie vertretbarer 
Sachen (und bilden nur ausnahmsweiſe Gegenftand eines Leihvertrages). 

Entfd. v. 7. Auguft 1866, Nr. 6859 (2571 ©.-U.). So lange bie, 
für den Fall, daß der inftitnirte Erbe ohne Teftament ſtürbe, teftamentariih an⸗ 
geordnete Subftitution im Grundbuche einverleibt ift, fann — ſelbſt unter Bor- 
lage des Ehe- und Erbvertrages, der ein wechfelſeitiges Teftament mit enthält 
— bie Eigentbumsübertragung nad) 88. 613, 509 u. 510 B. ©. nit bewil- 
ligt werben. Zu dem Ausfpruh, daß die Subſtitution erloſchen fei, ift ber 
Tabularrichter nicht berechtigt. 

Entſch. v. 28. Yuni 1865, Nr. 5425 (2213 ©.-U.). Dem Gefuhe bes 
Miterben (und Miteigenthiimers) um Sicherſtellung feines iveellen Antheils an 
dem in der Fruchtnießung eines Miterben befindlichen Nachlaß ſteht 8. 520 8. ©. 
nicht entgegen, wenn das fragliche Bmgn. aus vertretbaren Sachen (Geld, Stants- 
papiere, Wechſel, Privatforderungen) befteht, weil nad 8. 510 ibid. nur der 
Wert diefer Sachen Gegenftand der Fruchtnießung ift und fih das Verhältniß 
der Petenten als einfache Geldforderung herausftellt, deren Betrag der inven- 
tarifhen Erbtheilsziffer gleichklommt. 

Entſch. v. 13. Mai 1863, Nr. 3388 (1716 G.-U.). Dem nad Ablauf 
der Ebictalfrift nah 88. 391 u. 392 B. ©. geftellten Begehren des Finders 
um Ausfolgung eines Geldfundes kann nicht ftattgegeben werben, weil über das 
nad 88. 301 u. 510 ibid. Hierin liegende, Über den zugeftandenen Zinfengenuß 
binansreichende Begehren, nicht von Amtswegen entfdieven werben kann. 
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(6. 511 — ogl. $. 518; 8. 294; 98. 686, 1047; 98. 404, 411; 48. 449, 486 ©. ©.) 
8. 514. Der Fruchtnießer hat ein Recht auf den vollen, ſowohl gewöhnlichen als ungewöhn- 
lichen Ertrag; ihm gehört daher auch die mit Beobachtung der betreffenden Bergwerksordnung 
erhaltene reine Ausbeute von Bergmwerls-Antheilen, und das forftmäßig gefchlagene Holz. 
Auf einen Schatz, welcher in dem zur Fruchtnießung beftimmten Grunde gefunden wird, hat 
er keinen Anſpruch. 

Entſch. v. 18. März 1873, Nr. 2265 (4906 G.-U.). Dem Nugnehmer 
eines Grundſtückes gebührt nah 8. 511 B. ©. aud das Holz eines verdorrten 
Obſtbaumes, deſſen Ertrag zugleih eine Entſchädigung für den Entgang des 
Obſtes gewährt. 

Entf. v. 11. März 1863, Nr. 1187 (1670 ©.-U.). Der Fruchtgenuß 
einer Wiefe berechtigt auch zur Atflodung des auf der Wiefe wachfenden Holzes. 


Snsbefondere; a) in Rürkficht der auf der Bade haftenden Caſten; 
(8. 518 — vgl. 68. 488, 511; 88. 1070, 1073, 1095; $. 1042 8. ©.) 
8. 502. Als ein reiner Ertrag kann aber nur das angefehen werden, was nach Abzug aller 
nöthigen Auslagen übrig bleibt. Der Fruchtnießer übernimmt alfo alle Zaften, welche zur 
Zeit der bewilligten Fruchtnießung mit der dienftbaren Sache verbunden waren, mithin auch 
die Zinfen der darauf eingetragenen Eapitalien. Auf ihn fallen alle ordentlihen und außer- 
ordentlichen, von der Sache zu leiftenden Schuldigkeiten, infofern fie aus den während ber 
Dauer der Fruchtnießung gezogenen Nutzungen beftritten werben können; er trägt auch bie 
Koſten, ohne welche die Früchte nicht erzielt werben. 

Entf. v. 16. Jänner 1878, Nr. 339 (©. Ztg. 1878, Nr. 68). Die 
im Exeeutionszuge wider ben Egthr. einer Realität, auf welcher das Nutniegungd« 
recht eines Dritten einverleibt ift, angefuchte executive Sequeftration der Früchte, 
findet nicht ftatt. 

Entf. v. 19. Februar 1873, Nr. 1367 (4881 ©.-U.). Das Ausgebinge 
auf Nußgenuß gewiſſer Grundſtücke, welche die Hausübernehmer unentgeltlich zu 
beurbaren und wozu fte alle nöthigen Zufuhren zu leiften haben, fan nad) 
88. 482 u. 512 8. ©. nit als Servitut betrachtet werden. Ausgebinge find 
Leibrenten. Anläßlich diefer Entſch. wurde eingetragen in's Spruchrepertsrium 
Ar. Al: Auf Ausgedinge kann die Erecution nur durch Sequeſtration 
nad $. 320 a. ©. D. geführt werben. 

Entf‘. v. 7. Yänner 1870, Nr. 9646 (3647 ©.-U.). Der Btg., worin 
die Verkäufer fi den Fruchtgenuß eines Weingartens vorbehalten, melden bie 
Berfäufer „unentgeltlich“ zu bearbeiten haben, muß in diefer vom Geſetze (8. 512, 
wornach der Fruchtnießer die Koften der Perception ber Früchte trägt) abweichenden 
Beftimmung im Zweifel einſchränkend interpretirt werden; bie Käufer find daher 
zur Tragung ber Weinlefeloflen — ba diefe nicht zur Bearbeitung des Weingartend 
aufgewendet wurden — nicht verpflichtet. 

Entjd. v. 12. Mai 1858, Nr. 4265 (561 ©.-U.). Wenn der Erbl. 
ausdrücklich beftimmt, daß eine Schuld nicht dem mit dem Fruchtgenuß des ganzen 
Nachlaſſes Bedachten, fondern deſſen Miterben zur Laft falle, fo ift gleichwohl 
viefe nah $. 512 8. ©. dem Fruchtnießer nicht als folhem und nicht als Erben 
zur Laft fallende Schuld nicht aus dem Ymgn. feines Miterben, fondern aus 
dem Nachlaßvermögen zu berichtigen und daher ber zur Tilgung der Schuld 
nöthige Vermögenstheil ans dem Objecte des Fruchtgenußes auszuſcheiden. 


b) der Erhaltung der Sache; 
(8. 518 — vgl. 8. 488; 68. 1805, 18115 4. 1295 8. @.) 


8. 313. Der Fruchtnießer ift verbunden, bie bienftbare Sache als ein guter Hauspälter in 
dem Stande, in welchem ex fie übernommen hat, zu erhalten, und aus dem Ertrage bie Aus⸗ 
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beſſerungen, Ergängungen und Herſtellungen zu beſorgen. Wird deſſenungeachtet der Werth 
der bienftbareu Sache bloß durch den rechtmäßigen Genuß ohne Berfhulden des Fruchtnießers 
verringert; fo ift er dafür nicht verantwortlich. 


Eutſch. v. 25. October 1877, Nr. 9452 (©. Zig. 1878, Nr. 3). Die 
dem Erben in der Einantwortung auferlegte Verpflichtung, der Witwe 
„die Wohnung in dem Ausgebingsftübel unentgeltlich zu überlaffen,“ hat 
zweifellos ben Zwed, berjelben eine Wohnung zu ſichern. Dieß 
würde jebod vereitelt, wenn ihm nicht die Herftellung der Wohnung 
in braudbaren Zuſtand obläge. Zudem ift dieſe VBerpflihtung in 
8. 508 B. ©. begründet und kommt die Beflimmung des 8. 525 ibid. 
bier nicht zur Anwendung. — Daran kann der Umftand nichts ändern, 
daß der Witwe (welde die Wohnung felbft Herftellte, daher nad 
8. 1042 ibid. Erfag zn verlangen berechtigt if) zur Zeit der Woh- 
nungsberftellung nod die Nutznießung des Bauerngutes zuftand, 
weil fie nad $. 513 ibid. als Rugnießerin des Gutes zur Herftellung 
der Ausnahmswohnung nicht verpflichtet war. 

Entfd. v. 10. Februar 1874, Nr. 1279 (5260 ©.-U.). Das dem 
Fruchtgenuß gleihlommende R. des Befigerd einer mit dem GSubftitutionsbande 
behafteten Sache unterliegt nicht der Webertragung; es kann daher die erecutive 
Schägung des beſchränkten Egihs. nicht bewilligt werben. 

Entid. v. 28. Februar 1871, Nr. 8212 (4065 ©.-U.). Bei der Al 
gemeinheit der Beftimmung des 8. 520 B. ©. kann mit Rüdfiht auf $. 1373 
ibid. wegen Deteriorirung der Realität von dem Nugnießer feine Barcaution ver- 
langt werden. Indeß ift das R., fhon derzeit Herftellungen, Ergänzungen und 
Ausbeflerungen von dem Fruchinießer zu fordern (8. 513 ibid.), im Klagswege 
geltend zu machen, und dieſes Begehren fällt nicht unter bie Sanction bes 
8. 520 ibid. 

e) der Kanführungen; 
@. 514 — 2gl. 8. 1838 8. @,) 
8 514. Wenn der Eigenthümer Bauführungen, bie durch das Alter des Gebliubes, oder 
durd einen Zufall nothiwendig-gemacht werden, auf Anzeige des Fruchtnießers auf feine Koſten 
beforgt; iſt ihm der Fruchtnießer nad Maß der dadurch verbefierten Nugnießung, die Zinfen 
des verwendeten Eapital® zu vergüten ſchuldig. 


(8. 515 — vgl. $. 891; 8. 1804; 86. 1087, 1088 8. @.) 
8. 515. ann oder will der Eigenthümer dazu ſich nicht verſtehen; fo ift der Nutznießer ber 
rechtigt, entweder den Bau zu führen, und nach geendigter Fruchtnießung, gleich einem red» 
lichen Befiger, ven Erfag zu fordern; oder, für die durch Unterbleibung des Baues vermißte 
Nugnießung eine angemeflene Vergütung zu verlangen. 


@. 516 — vgl. 86. 1037 u. 1088 ©. @.) 
S- 516. Bauführungen, welche nicht nothwendig, obgleich fonft zur Vermehrung bes Er- 


trages gebeihlich find, iſt der Fruchtniefter nicht verbunden, ohne vollſtändige Entſchädigung 
zu gefatten. — 


d) der Meliorationskoften. 


(& 517 — ugl. 16. 509, 1323 ©. ©.) 


8 518. Bas der Fruchtnießer ohne Einwilligung des Eigenthümers zur Vermehrung fort- 

danernder Nutzungen verwendet hat, kann er zurüdnehmen; eine Vergütung der aus der Bere 

beſſerung no beftehenden Nugungen aber kann er nur fordern, infofern fie ein Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag zu fordern berechtigt iſt. 
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Beweismittel darüder. 


(6. 518 — vgl. $$. 518, 517, 1178 8. G.) 
8. 518. Zur Erleichterung bes Beweiſes der gegenfeitigen Forderungen, follen der Eigen: 
thümer und ber Fruchtnießer eine beglaubigte Befchreibung aller dienftbaren Sachen aufnehmen 
laſſen. Iſt fie unterlaffen worden; fo wird vermuthet, daß der Fruchtnießer die Sache fammt 
allen zur ordentlichen Benügung derfelben erforderlichen Stüden in brauchbarem Zuſtande von 
mittlerer Beſchaffenheit erhalten habe. 


Entfd. v. 10. November 1857, Nr. 11543 (464 G. U.). Der Erbe 
fann von dem Berwaltungsreht nad 8. 810 B. ©. keinen Gebrauch maden, - 
wenn die Fruchtnießung des Nachlaſſes einem Dritten vermadt ift. 


Zutheilung der Außungen Dei Erlöfdung der Aruchtnießung. 
G. 519 — vgl. 8. 296; 8. 880; $. 518 B. ©.) 
8. 519. Nach geenbigter Fruchtnießung gehören die noch ſtehenden Früchte dem Eigenthlimer; 
doch muß er die auf deren Erzielung verwendeten Koften dem Fruchtnießer ober deſſen Erben, 
gleih einem redlichen Befiger, erfegen. Auf andere Nutzungen haben der Fruchtnießer oder 
deſſen Erben den Anſpruch nach Maß der Dauer der Fruchtnießung. 


Entſch. v. 4. September 1877, Nr. 10295 (©. 9. 1878, Nr. 20). 
Die im Nachlaß eines Fruchtnießers befindlichen Viehſtücke find im Zweifel nicht 
als zum fundus instructus gehörig anzufehen. 

Entfd. v. 12. März 1868, Nr. 1014 (3013 ©.-U.). Auf das Rechts⸗ 
verhältnig zwiſchen Käufer und Verkäufer (Anfpruch des Erſtehers auf die voraus- 
bezahlten Miethzinfe einer von der Concursmaffe verfteigerten Realität) find 
88. 1061 u. 1047 B. ©. anzuwenden, woburd eine analege Anwendung bes 
8. 519 ibid. ausgefchloffen wird. 

Entſch. v. 21. März 1865, Nr. 2047 (2141 G.-U.). Aus dem erften 
Abjage des 8. 5198. ©. folgt nicht, daß der abtretende Fruchtnießer 
in Betreff des Bezuges der Nutzungen einem vermeintlichen redlichen 
Beſitzer der Sache gleich zu achten ſei, und daß demnach der 8. 330 
ibid. auf ihn Anwendung finde. Der Fruchtnießer iſt nicht Beſitzer 
ter Sache, ſondern lediglich und wiffentlih Befiger des RE. des Be- 
zuges der Nußungen für eine Zeitperiode. $. 519 ibid. in fine be— 
fimmt auch ausprädlid, daß auf andere Nugungen ber Fruchtnießer 
oder fein Erbe den Anfpruh nur nah Maß der Dauer ber Frudt- 
nießung hat, und nidt, wie e8 im Schlußfage des $. 330 ibid. heißt: 
infofern fie während bes Befiges (hier Innehabung der Sade zum 
Behufe der Fruchtnießung) bereits fällig geworben find. — Der zu- 
fällige, auch willfürlih beflimmte Zeitpunkt des Bezuges gewiſſer 
Nutzungen .... kann in dem Maß der Anſprüche leinen Unterfchied 
madhen..... Was aber bei der Kenntnig eines vollfommen be- 
ffimmten Zeitpunftes des Endes ber Fruchtnießung zu gelten hat, 
muß aud beim lebenslangen Fruchtgenuß plaßgreifen. Die Eintünfte 
find ohne Rüdfiht auf ven Fälligkeitstermin und bereits erfolgten Bor- ober 
Nachhineinbezug nah Maf der Zeitdauer zu theilen. 

Entfd. v. 8. Jänner 1861, Nr. 12673 (1258 ©.-U.). Der Frucht⸗ 
nießer ift aud zur Verpachtung des Gutes, von welchem ihm die Servitut zu⸗ 
fteht, berechtigt. Der Egthr. ift nach dem innerhalb des Pachtjahres erfolgten Tode 
des Fruchtnießers nicht rk den Pächter zur Herausgabe des Grunbftüdes 
zu verhalten ($. 1116 B. ©.). 
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Inwiefern der Gebrauchsberechtigte oder der Sruchtnießer zur Higer- 
fielung verbunden fei. 
(6. 8530 — vgl. $. 1878; 8. 586; 88. 509, 510; 88. 698, 810 ©. @.) 
8. 580. In der Regel Kann der Eigenthlimer von bem Gebrauchsberechtigten oder Frucht 
aleßer nur bei einer fi) Außernden Gefahr die Sicherſtellung der Gubftanz verlangen. Wird 
fie nicht geleiftet, fo fol die Sache entweder dem Eigenthümer gegen eine billige Abfindung 
überlaflen, oder nad Umftänden in gerichtliche Verwaltung gegeben werben. 


Entfd. v. 23. Februar 1871, Nr. 8212 (4065 ©.-U.). Bei ver Alle 
gemeinheit ver Beftimmung des 8. 520 B. ©. kann mit Rüdfiht auf 8. 1373 
ibid. wegen Deteriorirung der Realität von dem Nugnießer keine Barcaution 
verlangt werben. Indeß ift das R., ſchon derzeit Herftellungen, Ergänzungen 
und Ausbeſſerungen von dem Fruchtießer zu fordern ($. 513 ibid.), im Klags⸗ 
wege geltend zu machen und dieſes Begehren fällt nicht unter die Sanction bes 
8. 520 ibid. 

Entf. v. 28. Juni 1865, Nr. 5425 (2213 ©.-U.). Dem Geſuch 
bes Miterben (und Miteigenthümers) um Siderftellung feines iveellen Antheils 
an dem in der Fruchtnießung feines Miterben befindlichen Nachlaß, fleht $. 520 
B. ©. nicht entgegen, wenn das fragliche Vmgn. aus vertretbaren Sachen (Gelv, 
Staatöpapiere, Wechſel, Privatforderungen) befteht, weil nad $. 510 ibid. nur 
der Werth diefer Sachen Gegenftand der Fruchinießung ift und fih das Ber- 
hältniß der Petenten als einfache Geldforderung herausftellt, deren Betrag der 
inventarifhen Erbtheilsziffer gieichtommt. 

Entſch. v. 23. October 1860, Nr. 10510 (1211 ©.=U.). Der Frucht⸗ 
nießer ber Erbſchaft ift zur Verwaltung derſelben berechtigt; 8. 145 Abh.-Pat. 
und $8. 810 u. 692 B. ©. treffen hier nicht zu. 

Entſch. v. 10. November 1857, Nr. 11543 (464 ©.-U.). Der Erbe 
kann von dem Verwaltungsreht nah $. 810 B. ©. keinen Gebraud machen, 
wenn bie Fruchtnießung des Nachlaſſes einem Dritten vermacht iſt. 


3. Dienfdarkeit der Woßuung. 
(4. 521 — vgl. 86. 1090, 1098, 1120; 918, 1898; $. 479; B. 505, 506 8. ©.) 
8. 524. Die Servitut der Wohnung ift das Recht, die bemohnbaren Theile eines Haufeg zu 
feinem Bedürfniſſe zu benügen. Sie ift alfo eine Gervitut des Gebrauches von dem Wohnge- 
bände. Werben aber Jemanden alle bewohnbaren Theile des Haufes mit Schonung der Sub- 
ftanz, ohne Einſchränkung, zu genießen überlaflen; fo ift e6 eine Fruchtnießung des Wohnges 
baudes. Hienach find die oben gegebenen Borſchriften auf das rechtliche Verhältniß zwiſchen 
dem Berechtigten und dem Eigenthümer anzuwenden. 


Entf. v. 15. October 1878, Nr. 11185 (©. H. 1879, Nr. 9). Das 
Bohnungsreht der Mutter erftredt fih auch anf bie Berechtigung, die unver 
heirathete Tochter, welche ihr zugleich die unentbehrlichen Dienfte leiftet, bei ſich 
zu haben. 

Entfd. v. 9. Yuli 1878, Nr. 7702 (I. B. 1878, Nr. 50). Wenn der 
Ehegattin unbefritten das freie Wohnungsreht in beflimmten Localitäten einge 
räumt wurde, fo ift dieß micht als bloßes Gebrauchsrecht aufzufafien. Da die 
Gattin nah 8. 92 B. ©. ihrem Manne in deſſen Wohnfig folgen muß, würde, 
fobald ihrem Gatten die Mitbenügung der Wohnung vermehrt wäre, aud ihr 
Wohnungsrecht iuforifh werden. Die Anbringung der actio negatoria gegen 
den Gatten allein, ift daher unzuläffig. 

Entſch. v. 6. April 1877, Nr. 11265 (©. H. 1877, Nr. 80). Die 
in dem Kaufvertrag ftipulirte Bedingung, daß der Kaufſchillingsreſt geringer ver- 
zinslich bleibt, fo Lange die Verkäuferin vie ihr beizuftellende Wohnung und Nah - 
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rung annehmen wolle, involvirt keine Perſonalſervitut im Sinne der 88. 504, 
521 u. 529 B. ©., weil der Verpflichtete hiernach keineswegs bloß etwas zu 
dulden ober zu unterlafien hatte (88. 472 u. 482 ibid.). 

i Entfd. v. 30. März 1876, Nr. 12467 (©. Ztg. 1876, Nr. 31). Wenn 
auch in der Einantwortungsurfunde nur der Mutter des Erben nebft dem lebend- 
länglihen Ausgedinge das Verbleiben im Ausnahnsftübel zugefihert und beftimmt 
wurbe, daß nad ihrem Tode des Klägers Bruder auf zwei Leiber das Woh- 
nungsrecht zu fordern haben ſolle, fo fteht doch feſt, daß das Yusnahmeftübel 
ein für fich felbft beftehendes abgefondertes Gebäude fei, welches der Bruber nad) 
der Mutter Tod uneingeſchränkt genießen folle. Unter diefen Umſtänden iſt 
das Wohnungsreht nit al Gebraud, fondern als Fruchtnießung 
des Ausnahmöftübel® gemäß 88. 509 u. 521 B. ©. anzufehen und ver 
Mutter daher nicht verwehrt, aud andere Perfonen bei fih aufzunehmen. 

Entſch. v. 28. December 1875, Nr. 10761 (5958 G.-U.). Das ver 
tragsmäßig eingeräumte Wohnungsreht darf als perfönlihe D. über das nad 
dem Zeitpunkt der Bewilligung zu beſtimmende Bedürfniß des Berechtigten nicht 
ausgedehnt werden (88. 521, 506, 484 B. ©.); es fleht baher dem Manne 
daß R. nicht zu, im die von feiner erften Gattin für fih und ihn im Kaufvertrage 
vorbehaltene Wohnung auch die zweite Gattin und bie mit ihr erzeigten Kinder 
aufzunehmen. 

Entſch. v. 3. März 1869, Nr. 1967 (©. 9. 1869). Die D. der 
Wohnung ift bei der Meifteotvertheilung gleih den Pfandrechten zu behandeln 
und wenn vorangehende Forderungen ſchon nicht mehr vol zum Zuge gelangen, 
zu löfchen. 

Entfd. v. 27. Jänner 1869, Nr. 657 (©. Ztg. 1869). In der Auf- 
nahme der Perfonen zur Pflege ſeitens eines zweifellos zum alleinigen Gebrauche 
einer beftimmten Wohnung berechtigten Ausnehmers liegt feine Störung des Befig- 
echtes des Egthrs. 

Entſch. v. 20. Februar 1868, Nr. 1425 (3002 G.-U.). Das einem 
Brautpaar eingeräumte Wohnungsrecht fteht dem nadmaligen Ehegatten, auf 
welden es nad $. 485 B. ©. beim Tode der erflen Frau ungetheilt überging. 
in feinem ganzen vertragsmäßigen Umfang; alfo aud für die zweite Frau und 
beider * zu (88. 505 u. 521 ibid.). — [Worfpr. der Entſch. Nr. 10761 
ex 1875. 

Entf. v. 16. April 1861, Nr. 2687 (1306 ©.-U.). Dem Ausgebingd- 
berechtigten darf nicht verwehrt werden, in bie Ausgedingswohuung auch feine 
Kinder oder Dienftleute aufzunehmen. 

Entf. v. 5. October 1858, Nr. 10690 (628 G. U.). Wenn das Woh- 
nungsrecht, bezüglich beſtimmter abgefonderter Tocalitäten eines Haufes vom 
Vater teftamentarifdy eingeräumt worden ift, fo kann darin fein bloßes Gebrauchs⸗ 
recht erblidt werden. Wenn aud) $. 521 B. ©. das Wohuungsrecht als Ge«- 
brauchsrecht erklärt und $. 504 ibid. das Gebrauchsrecht auf das perfänlide 
Bedürfniß einſchränkt, fo ftellt do das ©. vie D. der Wohnung nicht ganz 
gleih mit der des Gebrauches, indem es beide abgefonbert behandelt und im 
8. 521 ibid. das Wörthen „bloß“ nicht vorlommt. Die wohnungsbereds 
tigte Tochter ift alfo berechtigt, auch ihre uneheliyen Kinder in die Wohnung 
aufzunehmen. 

Entf. v. 28. Jänner 1857, Nr. 675 (1012 ©.-U.). Da nad 88. 521 
u. 505 B. ©. ver Wohnungsberechtigte von der Wohnung den feinem Stande, 
Gewerbe und Hausweſen angemefienen Nuten ziehen darf, kann die Mutter in 
die Servitutswohnung ihre Tochter mitaufnehmen, infolange in diefer gemeiuſamen 
Benägung nicht mehr, ald eben die dienſtbare Sache benügt wird. 
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(6. 629 — vgl, 59. 484, 508 8. ©.) 

5 588. In jedem Falle behält der Eigenthümer das Recht, über alle Theile des Haufes, die 
wigt zur eigentlichen Wohnung gehören, zu verfügen; auch barf ihm die nöthige Aufficht über 
fein Haus nicht erſchwert werden. 

- Eutſch. v. 9. Juni 1876, Nr. 12543 ex 1875 (©. H. 1376, Nr. 67). 
Das vertragemäßig einer Perfon vorbehaltene Bewirthſchaftungsrecht an einem 
Bauerngute darf nicht zu Ungunften des Egthrs. dahin ausgelegt werben, daß 
bem Bewirthſchafter ausſchließlich die Benützung der Wohnung im Haufe gebühre 
(8. 522 8. ©.). 

Entfd. v. 30. November 1859, Nr. 12479 (916 G.-U.). Mit ver 
Wohnung ift immer aud die Benügung eines Dachbodens verbunden, und der 
Dachboden des vertragsmäßig für die Wohnungsberedhtigten zu erbauenden Aus- 
nahmsftübeld war aljo felbftverftändlidy in Erfüllung der Servitut den Berech⸗ 
tigten überlafen worden. 


Klagerecht in Rückſicht der Servituten. 
G. 538 — vgl. $. 320; 98. 323, 824; 89. 312, 818, 339, 846; #8. 368, 366, 378; iJ. 480, 481 B.G.;: Waſſer ⸗ 
zechtägel. v. 80. Mai 1869, Nr. 98 R. ee; Nilhl. O. v. 1. — 1814, Nr. —X G. ©. unb Sanbeögef.) 
8. 523. In Anfehung der Servituten findet ein doppeltes Klagerecht ſtatt. Dan kann gegen 
den Eigenthümer das Recht der Servitut behaupten; oder, der Eigenthümer kaun ſich über bie 
Anmaßung einer Servitut beſchweren. Im erften Galle muß der Kläger die Erwerbung der 
Servitut, oder wenigſtens ven Beflg berfelben als eines dinglichen Rechtes; im zweiten Falle 
muß er die Anmaßung der Servitut in feiner Sache beweifen. 


Entfd. v. 11. April 1877, Nr. 14912 (©. Ztg. 1878, Nr. 64). Die 
negatoriſche Servitutöllage des Egthrs. des Grundes, unter welhem der Nachbar 
theilweife, wenn auch gutgläubig feinen Keller gebaut hat, ift begründet, weil 
durch diefen Kellerbau und den Befig in fremden Grund führender Gänge weder 
ein Beflg- noch Eigenthumsrecht, noch aud ein Servitutsreht erworben werben 
Tann; bie Re. aber, melde dem Gellagten als redlichem Bauführer nad 8. 418 
B. ©. zuftchen, von dem Beklagten felbft derzeit nicht geltend gemacht wurden, 
in dem über die eingebradhte Servitutöflage abgeführten Rechtöftreite auch nicht 
zur Austragung gelangen können. 

Entfd. v. 27. Juli 1875, Nr. 7158 (5809 ©.-U.). Der vorgeblid 
im Beflge des Unterfagungsredtes, daß der Nachbar nicht höher baue, befindliche 
Anfforberungsgellagte hat die aufgeforberte Klage einzubringen, 

Entf. v. 23. Juni 1875, Nr. 5576 (5771 ©.-U.). Wider die nega- 
torifhe Servitutsflage kann ſich nicht auf 8. 328 B. ©. berufen werden, weil 
durch jene Gefegesbeflimmung der Befiger nur davon losgezählt wird, als Kläger 
feinen Befigtitel zu erweifen; hier aber von einem Dritten ein ftärkeres R. zum 
Befige geltend gemadt wird und er daher als Geflagter feinen Befigtitel zu 
erweifen hat. Der Geliagte hat feinen Beſitz des Servitutsrechtes, d. i. ein 
Berhältnig oder Handlungen darzuthun, welhe ein Machtverhältniß über bie 
fremde Sade, einen in die Sinne fallenden Einfluß auf diefelbe offenbaren. 

Entſch. v. 10. April 1874, Nr. 2458 (5326 ©.-U.). Die Frage, ob 
eine behauptete D. des Waſſerbezugsrechtes (aus einer Mühle für ein Triebwerk) 
durch Erfigung erworben und einzuverleiben fei, ift rein privatrechtlicher Natur, 
In dem Waflergef. v. 30. Mai 1869, Nr. 95 R. ©. B. und insbefondere 
in bem hierzu ergangenen böhm. Landesgeſ. v. 28. Auguft 1870, Nr. 71 8. G. B., 
ift daran nichts geändert. $. 88 bed citirten Landesgeſ., welder ein vorgängiges 
Bf. im Berwaltungswege vorfchreibt, ift auf diefen Fall nicht anwendbar. 

Entid. v. 23. October 1872, Nr. 5633 (4745 G.-U.). $. 323 B. ©. 
gilt aud für den Fall, wenn der Befiger von dem Egthr., deſſen Titel ftärker 
ift, belangt wird. Anlaßlich diefer Entf. wurde eingetragen in's Gprudreper- 
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torium Nr. 27: Im Falle der negatorifhen Servitutöflage hat ber 
Bellagte das rechtliche Dafein der D. und nicht der Kläger bie Frei« 
beit feines Egths. zu beweifen. 

Entf. v. 17. September 1872, Nr. 8098 (4705 ©.-U.). Mangels 
Veflätigung der competenten politifhen Behörde, daß der fraglihe Weg ein öffent- 
licher fei, ift die Thatſache, daß viele Gemeindegenofien (— aber nicht erwiefen 
and) die Geflagten felbft —) über 30 Jahre über den Ader gingen, unentſcheidend. 

Entſch. v. 25. Juli 1872, Nr. 1962 (4666 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 5633 ex 1872. 

Entf. v. 5. April 1872, Nr. 1470 (4559 ©.-U.). Durch den Steuer 
Katafter wird die Zugehörigkeit einer Parzelle zum umbeftrittenen Egth. bes 
Klägers nicht erwiefen und der nah 8. 523 B. ©. zur Begründung der nega« 
torifhen Servitutsllage nöthige Beweis des Egths. an der Parzelle nicht erbracht. 

Entſch. v. 6. Juli 1871, Nr. 5031 (4220 ©.-U.). Gegen ven Befiter 
ber servitus luminum ift die Aufforderungsklage unzuläffig. 

Entfd. v. 6. Juli 1871, Nr. 4587 (4219 ©.-U.). Der mit der nega- 
torifhen Servitutsklage belangte Befiger fann ſich nicht mehr auf bie rechtliche 
Vermuthung des giltigen Titeld feines Beſitzes berufen, fondern muß ben giltigen 
Titel nachweiſen. . 

Entſch. v. 26. Yänner 1871, Nr. 12001 (4039 G.-U.). Durch 8. 323 
8. ©. wird der Befiger nur gegen die- Aufforderungsflage geſchützt, 
als Kläger einen giltigen Titel feines Befiges nachzuweiſen; wenn 
er aber von dem Egthr. mit ber negatorifhen Servitutsklage be- 
langt wird, fo muß er dem unbefhränften Egthr. gegenüber nach⸗ 
weifen, baß die D. ihm zuftehe. 

Entf. v. 7. April 1870, Nr. 13213 (3770 ©.-U.). Mit dem Nadı- 
weiß ber von ber ſtädtiſchen als Baubehörbe bewilligten Anlage eines Chores 
auf bie ftäbtifche Anlage, zu welchem über felbe ein Fahrweg führt, ift der Be⸗ 
weiß des Erwerbes der Servitut der Ein- und Ausfahrt im Sinne des $. 523 
B. ©. erbradt. 

Entf. v. 3. December 1868, Nr. 9587 (3184 G.-U.). Die vom Bes 
fignachfolger des praedium serviens eingebrachte negatorifche Servitutsklage ift 
abzuweifen, wenn zwar die D. (Fahrweg) nicht einverleibt war, ver Kläger aber 
fih auf das Vertrauen in das öffentliche Buch nicht zu berufen in der Lage ift, 
ba er von dem Sachverhalt bei Erwerb der Realität Kenntniß hatte. egen- 
über dem langjährigen Servitutöbefiger obläge es dem Negatorienkläger, die Uns 
echtheit oder Unredlichkeit dieſes Beſitzes nachzuweiſen. 

Entſch. v. 19. November 1868, Nr. 10341 (3169 G.-U.). Der nega- 
torifhen Servitutsklage des Singularnachfolgers im praedium serviens muß 
ftattgegeben werben, wenn die D. nicht einverleibt war und er ohne Kenntniß 
der durch Erfigung erworbenen perfönlichen Re. im Vertrauen auf das öffentliche 
Bud, die Liegenfhaft erwarb ($. 1500 8. ©.). 

Entſch. v. 12. November 1868, Nr. 10833 (3161 ©.-UM.). Wenn ver 
Befland einer zwar nicht einverleibten Servitut ſchon äußerlich erfennbar war, 
fann ber Erwerber der dienenden Sache, welchem dieſelbe aud früher bekannt 
war, fi nit auf 8. 1500 B. ©. berufen. 

Entf. v. 11. October 1867, Nr. 7878 (2877 ©.-U.). So wie ber 
Eigenthumsfläger nicht aud den Nichtbeſtand eines Befitrechtes des Inhabers 
zu beweifen braudt, Kann auch bei ber negatorifhen Servitutsllage dem Kläger 
nad) 88. 323 u. 324 B. ©. fein weiterer Beweis, als der feines Egths. und 
ber beſchränkenden gegnerifhen Servitutsausübung auferlegt werben, und liegt 
dem Beklagten ber Beweis des RS. zur Ausübung ob. 

Entſch. v. 14. März 1867, Nr. 1312 (2758 ©.-U.). Aus dem Um: 
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ande, daß der mit der actio negatoria Belangte wicht anders als über das 
Hägerifche Grundſtück zu dem feinen gelangen Tonnte, ergibt ſich nicht der Beſtand 
der Wegfervitut und mußte daher Kläger nicht den Beſtand einer Servitut ent- 
nehmen. Auf den Haupteid, daß dem Kläger beim ſchriftlichen Kaufabſchluß die 
geſchehene Einräumung des Servitutsrechtes an ben Bellagten befanntgegeben 
worden fei, kann im Hinblide auf 8. 887 B. ©. nicht erkannt werben. 

Entſch. v. 25. October 1864, Nr. 7229 (1997 ©.-U.). Die nega- 
torifhe Servitutsllage gründet fih in dem R. des Egthrs., jedem 
Andern von der Benützung der Sade anszufhließen; wer fie an- 
firengen will, hat daher nur fein Egth., dann den Eingriff eines 
Dritten im dasfelbe zu beweifen; der Geklagte dagegen hat die Er⸗. 
werbung jenes Rs. der Servitut barzuthun, fraft welches er fi den 
Eingriff erlaubte. 

Entſch. v. 17. Mai 1864, Nr. 3601 (1917 ©.-U.). Im alle ver 
Negatorienklage, weldhe im $. 854 B. ©. ihren Rechtsgrund hat, obliegt dem 
Bellegten ver Beweis, daß er ein ihm zuftehendes R. ausübe, durch $. 323 
ibid. wird der Vefiger nur gegen die Aufforderung geſchützt, als Kläger einen 
Zitel zu erweifen; kann fi) aber darauf nicht gegen den klagenden Egthr., deſſen 
Titel ſtärker ifl, berufen. 

Entf. v. 5. April 1864, Nr. 2367 (1894 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 7229 u. 3601 ex 1864. 

Entf. v. 2. September 1863, Nr. 6013 (1779 ©.-U.). Der Erbe 
des praedium serviens fann ſich nicht auf 8. 1500 B. ©. berufen. 

Enifd. v. 26. Mai 1863, Nr. 2609 (1725 ©.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Ar. 7229, 3601 u. 2367 ex 1864. 

Entfd. v. 5. November 1862, Nr. 6940 (1594 ©.-U.). Der Nega- 
torienfläger muß die „Anmaßung* der Servitut beweien, d. h. darthun, daß dem 
Geklagten die D. nicht zuftehe. — Wöorſpr. den ſämmtlichen feitherigen; ähnl. 
den meiften älteren Entſch.] 

Entf. v. 29. October 1862, Nr. 6499 (1588 G.-U.). Wer in ber 
sctio confessoria den Erwerb des Servitutsrechtes auf Erfigung gründet, muß 
darthun, daß er die Dulvung als Schuldigkeit geforvert habe, denn die Erwer« 
bung des Vefiges einer Servitut hängt von ber Anerkennung derſelben ab; die 
bloße Unterlafiung eines Wiverfpruches begründet keine Berpflihtung zur Duldung. 

Entf. v. 31. Juli 1862, Nr. 4982 (1546 ©.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 7229 u. 3601 ex 1864 ꝛc.; worfpr. jener Nr. 6940 ex 1862. 

Entf. v. 14. Mai 1861, Nr. 2717 (1822 ©.-U.). $. 1500 B. ©. 
ift auf Servituten, welche augenfällig find, nicht anwendbar; namentlih, wenn 
die D. aus einem vollendeten Werke (Ban) entipringt, das Jedermann fehen 
muß und alſo nur in Kenntniß der daran haftenden Beſchränkung an fi brin- 

en kann. 

e Entſch. v. 12. Juni 1860, Nr. 6268 (1147 G. U.). Dem Negatorien- 
Hläger obliegt, wenn die Bellagten den Beſitz der Servitut nachgewieſen haben, 
ber Beweis, daß benfelben das R. nicht zuſtehe. [Aehnl. ver Entf. Nr. 6940 
u. 4982 ex 1862, worjpr. den jüngeren Entſch.. Die Erwerber eines Grundes 
Lönnen dem Servitutsberechtigten nicht den Erwerb im Vertrauen auf das öffent 
liche Buch einwenden, wenn laut gerichtlichen Augenfcheines man nur über biefen 
Grund auf das praedium dominans gelangen fann. — Worſpr. ber Entſch. 
Nr. 1312 ex 1867.] 

Entſch. v. 24. Yänner 1860, Nr. 14917 (1062 ©.-U.). Aehnl. den 
Entf. Nr. 7229, 3601 ex 1864 und Nr. 4982 ex 1862. 

Entf. v. 2. November 1859, Nr. 7402 (897 G.U.). Das Begehren 
des Negatorienflägers, daß der Nachbar feine Fenſter vermauere, ift nad) 8. 362 


334 Allgemeines blirgerliches Gefegbud. 


B. ©. unbegründet, dagegen ift der Beklagte, da er unbefugter Weile das Fenſter 
in den Luftraum des Nachbars öffnete, verpflichtet, es zu vergittern. 

Entf. v. 24. December 1857, Mr. 12924 (©. Ztg. 1859, Nr. 234). 
Unter „Anmaßung* ift die Geltendmachung der Servitut ohne Rechtsgrund zu 
verftehen., Nah $. 523 B. ©. hat der Negatorienfläger nicht eine Uſur⸗ 
pation im engeren Sinne, fondern nur die Anmaßung der Servitut feitens 
des Bellagten zu beweifen, d. b. darzuthun, daß biefer die D. geltend made, 
ohne hierzu ein R. zu haben. Da die Ausübung jedoch am fi nod fein R. 
begründet, hat ver Bellagte, wenn er den Erwerb des RE. behauptet, felbft ben 
Nachweis dieſes pofitiven Ereigniffes und nicht der Kläger den feiner Natur nad 
. meiſtens unmöglihen Beweis des Nichterwerbes zu erbringen. [Aehnl. der Entſch. 
Nr. 7229 u. 3601 ex 1864, Nr. 4982 ex 1862 und Nr. 14917 ex 1860; 
worfpr. der Entf. Nr. 6940 ex 1862.] 

Entſch. v. 23. December 1856, Nr. 10828 (257 ©.-U.). Unter „Un 
maßung* verfteht man einen präfariftifchen oder gewaltſamen Beſitz [vereinzelt]. 

Entſch. v. 24. September 1856, Nr. 6504 (©. 9. 1857, Nr. 31). 
8. 1500 B. ©. kann nur demjenigen nicht eingewenbet werben, welder buch 
den Augenfhein von dem Beſtande der Servitut Kenntniß hatte oder bei gehöriger 
Aufmerkfamteit erhalten hätte, 

Entſch. v. 8. Yuli 1856, Nr. 5140 (208 G.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 6940 ex 1862 und Nr. 13109 ex 1854. 

Entſch. v. 11. Mai 1856, Nr. 1472 (P. ©. 308). Die Erfigung 
einer nicht intabulirten Servitut kann gegeu den britten Erwerber der Realität 
geltend gemacht werben, wenn demfelben zur Zeit des Erwerbes das Beſtehen 
der Servitut befannt war. Die Behauptung, daß dem Kläger der Beſtand ber 
Servitut unbelannt gewefen fei und er im Vertrauen auf die Öffentlihen Bücher 
erworben habe, muß wirklich eingewenvet werden, um berüdfictigt zu werben. 

Entf. v. 30. December 1854, Nr. 13109 (971 G-U.). Der Nach-⸗ 
weis ber Thatſache, daß eine D. nicht bücherlich einverleibt fei, ift noch nicht 
der Beweis der Servitutsanmaßung nad 8. 523 B. ©. Eine bloß auf Wider- 
fpredung der Re. des Servitutdausübenden und auf die Freiheit des Egths. 
geftellte lage ift nichts als eine maslirte, nad SS. 324 u. 523 ibid. unflatt- 
bafte Klage. [Aehnl. der Entfh. Nr. 6940 ex 1862.] $. 1500 ibid. iſt auf 
augenfällig beftehende Servituten unanmenbbar. 

Entjd. v. 26. Juli 1854, Nr. 7019 (PB. ©. 305). Die Vollendung 
der Erfigung einer in ben öffentlihen Büchern nicht eingetragenen Wegfervitut 
iſt gegen den Singularnadjfolger unzuläffig, wenn derſelbe die Realität aus einer 
Eoncursmafje im Xicitationswege erwarb und ihm ber Beſtand der Servitut um- 
befannt war. 

Entſch. v. 14. März 1854, Nr. 2135 (14 G.⸗-U.). Der Sieger im 
Befigftörungsprocefie mwälzt gemäß $. 324 B. ©. die Beweislaſt der freiheit 
des Egths. auf den Unterliegenden; Xebterer hat die Aumaßumg ber Servitnt im 
Sinne des $. 523 ibid. zu beweifen. 

Entſch. v. 2. September 1853, Nr. 7495 (P. ©. 807). Die D. des 
Tußfteiges kann der neue Egthr. nur dann mit Berufung auf 8. 1500 8. ©. 
beftreiten, wenn er von beren factifchen Beſtande nicht Kenntniß hatte ober bei 
gehöriger Aufmerkfamfeit haben konnte. Im alle des 8. 1500 fowie ber 
88. 468, 527 u. 1443 ibid. muß auch beim Beftande des Grundbuches auf 
das außerbücherliche R. Rüdfiht genommen werben. 

Entſch. v. 18. März 1853, Nr. 2584 (958 ©.-U.), eingetragen in’ 
Jnudieatenbuch Nr. 1: Gegen eine Aufforderungsflage wegen eines 
Baues iſt die Einrede der Unftatthaftigkeit der Aufforderung nur 
dann zuläffig, wenn ber Aufforderer den Bau ganz oder zum Theil 


I. Theil. 7. Hauptſt. Dienſtbarkeiten (Servituten). 88. 524, 525. 835 


anf einem Grunde auszuführen Willens ift, in deſſen Befig der 
Aufgeforderte ſich befindet. 

Entjd. v. 10. December 1852, Nr. 185786 (P. ©. 304). Die nidt 
imtabulirte Wegdienftbarkeit Tann gegen benjenigen, der im Executionswege das 
praedium serviens erwirkt, nicht geltend gemacht werben, wenn fid) ber Erwerber 
innerhalb ber Berjährungsfritt deren Ausübung widerfegt. 

Entſch. v. 18. October 1851, Nr. 8983 (P. ©. 306). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 7495 ex 1853. 

Entid. v. ? (P. S. 300). Unter Anmaßung verfteht man nicht nur 
den Quafibefig der Servitut vi, clam ober precario modo, fondern auch bie 
Ausübung der D. gegen ven Willen des Egthrs. ohne Rechtsgrund. — [Wbrfpr. 
ber Entſch. Nr. 10828 ex 1856; ähnl. den neueren Entſch.] 


Erlöfgung der Dienfidarkeifen. Im Allgemeinen. 


594 — vgl. 3. u. 4. Hauptfl. beb III. Teils 8. @.; 94. 486, 536529, 328, 868, 1444 B. ©.; 8.7 

—& isn, Ar. 1180 Ex 5:1 u Mato. Armin 1000, Te als une d Sala hr. 100° 
M. Bos. v. 10. November 1858, Nr. 237 R. ©. 8.) 

3. 524. Die Servituten erlöfchen im Allgemeinen auf diejenigen Arten, wodurch, nach bem 

written und vierten Hauptſtücke des britten Theiles, Rechte und Berbinplicgleiten überhaupt 


aufgehoben werben. 


Entſch. v. 22. Juli 1872, Nr. 7391 (P. ©. 276). Eine auf einer 
executiv veräußerten Realität haftende D. ift bei der Meiftbotvertheilung nad) 
ihrer bücherlichen Rangordnuug zu behandeln und kommt nicht zum Zuge, wenn 
vorgehende Satzgläubiger leer ausgehen. [Uebereinftimntend mit ven fpäteren Ente 
fheibungen.] 


Befondere Anordnung Bei deren Erlöfgung: 


a) dur den Untergang des dienſtbaren oder herrſchenden Grundes; 
(8. 535 — vgl. 88. 1447, 1478; 65. 1295, 1311; 9% 840— 349, 407-419; $8. 483, 1928; 478, 474, 829; 
8.888 8. ©) 


8. 525. Der Untergang des dienfibaren oder de& herrfchenden Grunbes ftellt zwar die Dienft- 
barkeit ein; ſobald aber der Grund ober das Gebäude wieber in ben vorigen Stand geſetzt ift, 
erhält die Servitut wieder ihre vorige Kraft. 


Entſch. v. 25. October 1877, Nr. 9452 (G. Ztg. 1878, Nr. 3). Die 
dem Erben in der Einantwortung anferlegte Verpflichtung, der 
Witwe „die Wohnung in dem Ansgebingsftühel unentgeitlich zu über- 
Laffeu“, hat zweifellos den Zwed, derſelben eine Wohnung zu ſichern. 
Dieß würde jebod vereitelt, wenn ihnen nicht die Herftellung der 
Wohnung in brauhbaren Zuftand obläge. Zudem ift diefe Berpflid- 
tung in 8. 508 8. ©. begründet und kommt bie Beflimmung bes 
8. 525 ibid. hier nit zur Anwendung. 

Entfd. v. 5. September 1872, Nr. 6662 (4699 ©.-U.). Wenn das 
Haus, in welchem das vertragsmäßig eingeräumte und bücherlich einverfeibte 
Bohnungsreht ausgeübt wurde, abbrennt, ohne daß die Servitutsverpflichteten 
ein Berſchulden trifft, fo ift nach 88. 482 u. 525 B. ©. den Servitutöbered- 
tigten damit fein R. auf Entfhädigung erwacfen. Ueber die Frage, ob ber 
Beklagte verpflichtet war, das Haus wieder herzuftellen, lönnen nad einmal 
einverleibter D. und damit erfolgter Erfüllung des BVeftellungsvertrages (88. 480 
u. 481 ibid.), nicht mehr die Vorſchriften Aber Bige. entſcheiden. 
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b) durch Vereinigung; 
(8. 526 — vgl. bei $. 594 cit. 6. 1446; 88. 481, 469; 98. 489, 508, 520 ©. ©.) 
8. 526. Benn das Eigentbum des bienftbaren und bes herrſchenden Grundes in Einer 
Berfon vereinigt wird, Hört die Dienftbarfeit von felbft auf. Wird aber iin der Folge einer 
diefer vereinigten Gründe wieder veräußert, ohne dag inzwifchen in den öffentlichen Büchern 
die Dienftbarkeit gelöſcht worden, fo ift der neue Beſitzer des herrſchenden Grundes befugt, die 
Servitut auszuüben. 


Entſch. v. 23. Februar 1871, Nr. 11117 ex 1870 (Sc. II). Die 
zeitweilige Bereinigung zweier Realitäen in der Perfon desſelben Beſitzers hat 
die Unterbrechung der Erfigung der daſelbſt bisher factifh ausgeübten Servi- 
tutsrechte zur Folge. Nach Trennung bes Beſitzes kann daher ber negatorifchen 
Servitutöllage die Einwendung der Erfigung nur infofern entgegnet werben, als 
bie erforberlihe Erfigungszeit, aud ohne Einrechnung des Zeitraumes, während 
welches vie beiden Realitäten bemfelben Befiger gehörten, nachgewiefen wird. 

Entſch. v. 13. Auguft 1867, Nr. 6604 (2837 ©.-U.). Das für das 
Bedeckungscapital zur Sicherung einer Rente einverleibte Pfandrecht iſt fein felbft« 
ftändiges, fondern ein nur zu Gunften des Rentenbezugsberechtigten beftehendes, 
welches nad) dem Wegfall der Rente gegenftandelos wird; diefes Bedeckungscapital 
fteht daher nicht zur eventuellen Dispofition des Hypothekeigenthümers und darf 
bei ber Meiftbotvertheilung weder biefem herausbezahlt, no den Superpfand- 
gläubigern zugewiefeu werben, 

Entjd. v. 14. Mai 1861, Nr. 2717 (1322 ©.-U.). 8. 1500 8. ©. 

ift auf Servituten, welche augenfällig find, nicht anwendbar; namentlih wenn 
die D. ans einem vollendeten Werke (Bau) entjpringt, das Jedermann fehen 
muß und alfo nur in Kenntniß der daran haftenden Beſchränkung an ſich brin- 
en kann. : 
; Entſch. v. 10. Sänner 1860, Nr. 14398 (1051 ©.-U.). Dem Bublici« 
tätöprincip gemäß bleiben in folge ber 88. 469, 526, 1443 u. 1446 B. ©. 
die rechtlichen Wirkungen eingetragener Re. auch nad) ihrer Erlöfhung in Betreff 
dritter Perfonen aufreht und es fann daher nachfolgenden Gläubigern nicht ge- 
ftattet fein, den Rechtsbeſtand einer vorausgehenden Satzpoſt zu beftreiten. 


e) durch Zeitverluſt. 
(8. 597 — vgl. 98. 442, 449, 468; $. 1287; 88. 696, 897, 1449 B. ©.) 
8. 527. Hat das bloß zeitliche Recht dedjenigen, ber die Gervitut beſtellt Hat, ober bie Zeit, 
auf welche fie beſchränkt worden ift, dem Servitutsinhaber aus öffentlichen Büchern, oder auf 
eine andere Art bekannt fein können, fo hört nach Verlauf diefer Zeit bie Servitut von felbft auf. 


@. 528 — vgl. bei 8. 629 cit.) 

8. 528. Eine Servitut, welche Jemanden bis zur Zeit, da ein Dritter ein beſtimmtes Alter 

erreicht, verliehen wird, erliſcht erft zu der beftimmten Zeit, obſchon der Dritte vor biefem 
i Alter verftorben ift. 


Entf. v. 10. Februar 1876, Nr. 11685 (©. Ztg. 1876, Nr. 83). 
Der auf beftimmte Zeit eingeräumte Fruchtgeuuß erliſcht burd den Tod bes 
Servitutsberechtigten; aud wenn er die Ausübung nod unter Lebenden übertragen 
und vor jener beftimmten Zeit geftorken if; $. 528 B. ©. fann hier nit in 
Anwendung kommen, weil es ſich nicht um das Eintreten eines an eine beftimmte 
Zeit gefnüpften Ereigniſſes, fondern um ben innerhalb eines Zeitraumes einge 
tretenen Tod des Berechtigten handelt. In $. 528 ibid. läßt fih unmöglich 
eine Ausnahme von ber im $. 529 ibid. aufgeftellten Regel, vie bejondere Er⸗ 
löſchungsart bei Perfonalfervituten betreffend, erkennen (hiftorifhe Auslegung: 
Const. 12 Cod. de usufr. 3, 33). 


IL Theil. 7. Hauptſt. Dienſtbarkeiten (Servituten). 83. 526580. 887 
Erlöfgung der perfönligen Hervituten insbefondere. 


(8. 689 — vgl. #4. 208, 485; 98. 608, 619, 682; 8. am; 8. 865; 8. 880 B. @. und bei 6. 524 cit.) 

8. 529. Perföntiche Servituten Hören mit dem Tode auf. Werden fie ausdrücklich auf die 

Erben ausgedehnt, fo find im Zweifel nur die erften gefeglihen Erben darunter verſtanden. 

Das einer Familie verliehene Recht aber geht auf alle Mitglieder verfelden über. Die von 

einer Gemeinde oder einer anderen moralifhen Perfon erworbene perſönliche Servitut dauert 
fo lange, als die moraliſche Perfon befteht. 

Entfä. v. 13. Iani 1879, Nr. 5085 (©. Ztg. 1879, Nr. 64), Die 
Ne, welde der Stadtgemeinde aus tem Uebereinfommen, wornach Stabt und 
Bfarre auf dem der Pfarre gehörigen Grunde eine neue Leihenfammer aus 
beiberfeitigen Zuſchüſſen erbauen und biefelbe nach von der Stadtgemeinde feft- 
gefegten Normen gegen firen Jahresbeitrag an die Pfarre benügt werben follte, 
— find keine Seroitutsrehte (88. 478, 504, 529). Das Uebereintommen 
bildet für die Stadtgemeinde vielmehr den Titel zur Erwerbung des Miteigen- 
thums am Grunde fammt darauf errichtetem Gebäude ($. 1181 8. ©.) [Schluß⸗ 
jolgerung]. 3 
ei a. v. 10. Februar 1876, Nr. 11685 (©. Ztg. 1876, Nr. 83). 
Im 8. 528 B. ©. läßt fi feine Ausnahme von der in $. 529 ibid, aufge» 
ſtellten Regel, die beſondere Erlöfhungsart bei Perfonalfervituten betreffend, er⸗ 
tenmen (biftorifcge Auslegung: Const. 12 Cod. de usufr. 3, 33). 

Entf. v. 18. Yuli 1872, Nr. 6486 (4662 ©.-U.) Wenn eine 
Wirthſchaft mit dem ausprüdlihen Borbehalt des Egths. an ber 
grünen Erde (Bärbemittel) in einem Grundftäd verkauft wurde, erliſcht das 
vorbehaltene R. des Verkäufers nicht mit deſſen Tode; denn es ift — wenn 
auch die grüne Erde irrigerweiſe als bergfreies Mineral von den Contrahenten 
angefehen wurde — zweifellos, daß bie Abſicht auf Vorbehalt eben des vollen 
Egihs. an dem Mineral gerichtet war, und daß das bergrechiliche Egth. mit dem 
allgemeinen Eigenthumsbegriff zufammenfällt. 

Entf. v. 11. Februar 1870, Nr. 9332 (3710 ©.-U). Wenn es ſich 
un die Frage handelt, ob ein R. mit dem Tode des Berechtigten erlofchen oder 
eine Realfervitut fei, ift nicht bloß die grundbücherliche Eintragung, fondern auch 
das Erwerbungsgefhäft (der Big.) maßgebend. Bezüglich der Grunbbienftbar- 
keiten fireitet die Bermuthung, daß eine Abweichung von ber rechtlichen Natur 
derſelben nicht gewollt fei und fle daher nicht mit dem Tode bed erften. Ermer- 
bers erlöfchen. 

Entfd. v. 11. März 1862, Nr. 1274 (1493 ©.-U.). Der Todtenſchein 
beweift zwar das Erlofchenfein des Nutznießungsrechtes bes Ausgebingsberechtigten, 
nicht aber aud, daß Alles geleiftet wurde, was dem Ausnehmer gebührte [ogl. 
and 8. 34 des ©. ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 95 R. ©. 8.). 


Aunanwendbarkeit anf Befländige Renten. 
G. 880 — vgl. N. 1984, 1286, 1286; $. 860 ©. ©.) 


8. 530. Beftänbige jährliche Renten find Feine perfönlihe Servitut, und können alfo ihrer 
f Natur nach auf alle Nachfolger Übertragen werben. 


Niet, bürgl. Gefegb. erl. 33 
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Achtes Hanpfflück. 
Bon dem Erbrechte. 


In halt: ——— «. 531). Erbrecht und Erbſchaft (8. 532). Titel zu dem as 
rechte 533 u. 534). Unterſchied zwifchen Erbſchaft und Bermägtniß (8. 535) 
Se bes Erbanfalles (88. 536 u. 537). a zu erben (88. 538 ). 
639). Urſachen ber Unfähigkeit (85. 540 — 544) welchem Zeitpunfte bie 
Säbigteit au beurtheilen (88. 545 u. 546). Bin pad Annahme ber Erbſchaft 
(88. 547—550), Berziht auf das Erbrecht (8. 551). 


1. 8. Hauptft, des I. Theils $. 808; 1., 9.—15., 16., 18., 85. u. 28. Hauptfl. 4 Sauptfl. des III. Teils 
E6 kei —— v. 31, December bie 167, 10, 1a. Se 6 — 1860, Mr. OR. ER 
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Berlaffenfgaft. 
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8. 581. Der Inbegriff der Rechte und Verbindlichkeiten ne Berſtorbenen, infofern fie nicht 
bloß in perfönlichen Berhältniffen gegründet find, Heißt desfelben Verlaffenfchaft oder Nachlaß. 

Entſch. v. 10. Februar 1876, Nr. 11685 (©. Big. 1876, Nr. 83). 
Der auf beftimmte Dauer eingeräumte Fruchtgenuß erlifht mit dem Tode bes 
Servitutsberedhtigten, wenn dieſer audy bei Lebenszeit bie Ausübung an einen Dritten 
— und der feſtgeſetzte Zeitraum noch nicht abgelaufen iſt. 

Entſch. v. 31. Auguſt 1875, Nr. 7549 (5842 ©.-U.). Die, aus ber 
von Jemand zu Bunften eines Dritten eingezahlten Lebensverfiherungs- Polizze, 
fi) ergebende Forderung ift fein Beftandtheil des Nachlaſſes des Einzahlers, weil 
nad 8. 531 B. ©. nur der Inbegriff jener Re. und Verbindlichkeiten, melde 
einem Verftorbenen zuftanden ober oblagen und nidt in bloß perfänlihen Ver⸗ 
Wulf gegründet find, deffen Nachlaß bilden. 

Entſch. v. 21. Juli 1875, Ne. 7906 (5801 G.U.). Aehnl. ber Entſch. 
Nr. 7549 ex 1876. 

Entfd. v. 7. Mai 1875, Nr. 2338 (6714 ©.-U.). Die Geltendmachung 
des perfönlichen Verhältniſſes der unehelichen Vaterſchaft feitens der Großmutter 
des verftorbenen unehelihen Kindes wider deſſen Vater zu dem Behufe, um ben 
Aufwand für die Verpflegung ver Enkelin erjegt zu erhalten, kaun nicht durch 
vie 88. 531 u. 756 B. G. ausgefchlofien fein; denn e8 Handelt fih um bie- 
eigenen Re. der Großmutter und nit um ein R. des unehelihen Kindes. Nur 
im legteren Falle müßte die Klagslegitimation abgefprodhen werden. Bei entgegen» 
gejegter Entf. würde es dem Erfaganfpruch&berechtigten ganz unmöglich gemacht, 
zu ihrem Erfage zu gelangen. 

Entf. v. 15. September 1874, Nr. 8512 (5467 ©.-U.). Aehnl. ber 
Entf. Nr. 7549 ex 1875. 

Entſch. v. 22. Yuli 1874, Nr. 6906 (5423 ©.-U.). Wenn das Wieder 
Yaufsreht von bem Verkäufer für einen Dritten vorbehalten wurde, fo ift nach 


J 


I. Theil. 8. Haupt. Erbrecht. 58. 581, 682. 839 


88. 7 u. 1070 8. ©. basfelbe auf diefen Dritten beſchränkt und erlifcht nad) 
deſſen Tode (8. 581 ibid.). 

Entſch. v. 1. April 1873, Nr. 3148 (4924 ©.-U.). Die Abſchwörung 
eines fententionirten Haupteides burd den Erben der Proceßpartei ift unzuläffig 
$ — G., 8. 307 weſtgal. ©. DO. und Hofd. v. 5. März 1795, Nr. 222 


Entf. v. 15. Jänner 1873, Nr. 12730 (4842 ©.-U.). Das Frucht⸗ 
— welches ver Witwe ans dem ©. gebührt, iſt ein Erbrecht; die Witwe 


— v. 14. März 1872, Nr. 2032 (4520 G.⸗U.). Das dem Bräu⸗ 
tigam zuftehende R. des Widerrufes von Schenkungen an die Braut, in Rüdficht 
auf die bevorſtehende Ehe (8. 1247 8. ©.), wenn ohue fein Verſchulden 
dieſe unterblieb, kann, weil in bloß perſönlichen Verhältniſſen gegründet, nach 
8. 631 ibid. anf veflen Erben nicht transmittirt werden [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 6. Iuli 1871, Nr. 1326 (4218 ©.-U.). Das R., ben 
rechtlichen Beſtand einer fraglichen Gütergemeinfchaft zu beftreiten, geht auf ven 
Erben des Gatten über (3% 581, 582, 547 B. G.). 

Entf. v. 11. Juli 1866, Nr. 12998 (4384 G.«U.). Der gerichtliche 
Auftrag an den Sequefter zur Verwaltung erliſcht zwar durch deſſen Tod und 
die Erben dürfen außer im Falle des 8. 1025 ©. ©. die Verwaltung nicht 
fortjegen; die aus der Sequeflration ihnen bereit$ entflanvenen Ne. und Ver⸗ 
bindlichtkeiten aber gehen nach 8. 531 ibid. auf vie Erben bes Sequefters über, 
insbefondere daher auch bie Verpflichtung zur Rechnungslegung (8. 547 ibid.) 
—2 — 

Entſch. v. 4. Auguſt 1863, Nr. 5618 (1767 G.⸗U.). Die in einem 
Erbvergleiche eingegangene Berpflihtung, einen Hausantheil nach dem Tode den 
Inteſtaterben zu binterlafien, fomit ſich jeder Verfügung über die Subftanz zu 
enthalten, ift gleichfalls eine nicht bloß perfönlichen Berhältnifien entſpringende, 
alfo auf dem Nachlaß bes Verpflihteten haftende Laſt (8. 531 B. ©.) und 
daher eine bei ber Gebührenbemefiung zu berüdfictigende Abzugspoſt [vergl. 
8. 904 ibid.). 

Entſch. v. 14. Jänner 1863, Nr. 8843 (1639 ©.«U.). Unter dem 
Worte „Berlaflenfhaft* im $. 1243 B. ©., ift zufolge 8. 531 ibid. ver 
Inbegriff der nicht höchſt perfönlihen Re. und Berbinpligkeiten 
eines Berfiochenen im Allgemeinen, und nit ein folder Nachlaß 
oder Erbſchaft zu verfichen, bei welden das Bmgn. den Schulden- 
ſtand überfteigt. 

Entfd. v. 31. December 1856, Nr. 12387 (268 ©.-U.). Das Erbrecht 
genügt zur Begründung ber Klage aus dem vermutheten Egth. [?]. 

Entſch. v. 3. December 1888, Nr. 6129 (P. ©. 312). Das Erbrecht 
überhaupt und das Succeffionsredht in Lehen insbefondere — fofern es noch 
geltend gemacht werben will und nicht gegen einen beftimmten Beſitzer bes Erb⸗ 
vermögen® gerichtet wird — find fein Gegenftand der Aufforberungsfiage, 


Erbrecht uud Erbſchaft. 


(6. 532 — vgl. 96. 660, 661; B. 686, 687; 98. er 645, 708, 797, 799, 819; 96. 547; 84- 808, 823, 


B- 538. Das aueſchließende Hecht, die ganze Berlaffenfhaft, oder einen in Beziehung auf 
das Ganze Seftimmten Theil derſelben (3. B. die Hälfte, ein Dritthei) in Befig gu nehmen, 
heißt Erbrecht. Es if ein dingliches Hecht, welches gegen einen jeden, der fich der Verlafien- 
ſchaft anmapen will, wirkfam iR. Derjenige, dem das Erbtheil gebührt, wird Erbe, und bie 
Berlafienfhoft, in Beziehung auf ven Erben, Erbfchaft genannt. 
22* 
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Entſch. v. 22. Juli 1874, Nr. 6906 (5423 G.-U.). Das einem Dritten 
vorbehaltene Wiederkaufsrecht erlischt mit defien Tode (88. 7, 1070, 531 u. 
532 8. ©.) 

Entſch. v. 26. November 1873, Nr. 9108 (5151 ©.-U.). Die An. 
‘“ ordnung: Dem X verfhreibe ih mein ganzes Vermögen, weldes 
— BEER ‚ mit Ausnahme defjen, was zum Inventar gehört, 
befteht, iſt ein Teftament im Sinne des 8. 553 B. ©. — Der Begriff der 
Erbeinfegung ift aus $. 532 ibid. zu entnehmen und, wenn der Erbl. vie 
Saden, aus welden fein Vmgn. befteht, aufgezählt hat, fo kann dieß in keiner 
Weiſe als eine Einſchränkung oder gar als ein Widerruf der Exbeinjegung an- 
gejehen werben. 

Entſch. v. 10. September 1873, Nr. 8945 (5074 ©.-U.). Wenn die 
geieglichen Erben das Codicill beftreiten, find die Legatare auf den Rechtsweg 
zu verweifen und es ift die Exrbfchaft ohne weiters einzuantworten, weil aus dem 
Vermächtniß nur ein perfönliher Anfpruh auf Gewährung des Vermachten er- 
wählt; diefer Anfpruh daher von dem Erbrecht, d. i. dem binglihen Anfprud 
auf die Geſammtnachfolge (8. 532 B. ©.) weſentlich verſchieden ift, die Vor⸗ 
ausfegungen einer analogen Anwendung ver 88. 125—127 des Abh.-Pat. alfo 
nicht vorhanden find. 

Entſch. v. 15. Jänner 1873, Nr, 12730 (4842 G.-U.). Der 8. 757 
8. ©., welder dem Eapitel über die gefeglihe Erbfolge eingereiht 
- ifl, bezeichnet den der Witwe des Erble. aus dem ©. zugewiefenen 
lebenslängliden Fruchtgenuß eines aliquoten Theiles des Nadlaffes, 
wie der oberfte Gerichtshof fhon in mehreren Fällen entſchieden 
bat, als einen gefeglihen Erbtheil im Sinne des $. 532 ibid. — 
Die Witwe ift daher als folidarifh haftende Miterbin ihrer Kinder anzufehen. 

Entf. v. 6. Yuli 1871, Nr. 1326 (4218 ©.-U.). Das R., den recht⸗ 
lihen Beftand einer Gütergemeinfchaft zu en geht auch auf den Erben 
des Gatten über ($$. 531, 532, 547 8. ©.). 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 8476 (3575 ©.-U.). Das gefeh- 
lihe R. des Ehegatten, wornady ihm ber Fruchtgenuß an einem aliquoten Theile 
—— zuſteht, hat nicht den Charakter des Vermächtniſſes: Der Ehegatte 

be, 


if . 

Entfh. v. 10. Februar 1869, Nr. 1323 (3284 ©.-U.). Ueber bie 

Nichtigkeit des Erbrechtstitels ift bei den gefeglichen Anforderungen entfprechender 
äußerer Form der Erbserklärungen in Erledigung derfelben wicht zu entſcheiden 
(8. 122 Abh.-Pat.). 
i Entſch. v. 10. April 1866, Nr. 2400 (2445 G.-U.). Ob des An- 
fpruches des überlebenden Gatten auf den Fruchtgenuß des vierten Theiles der 
Vſchft. nah $. 757 B. ©. Tann derſelbe nah $. 532 ibid. als Erbe des 
anberen en nicht angefehen werden. — [Wbrfpr. ver Entſch. Nr. 8476 
ex 1869. 

Entſch. v. 29. November 1865, Nr. 9813 (2327 G.-U.), Wenn ale 
Subftitutionevermögen der ganze Nachlaß in Anfpruh genommen wird, handelt 
es fih nicht mehr um eine einzelne Gefammtjahe (8. 535 8. ©.), fonbern um 
den ganzen Nachlaß, weßhalb über diefen durch Erbserflärung geltend gemachten 
mit der Erbserklärung der gefeglihen Erben collivirenden Anſpruch das Bf. 
nad $. 125 Abb. Pat. einzuleiten ift, da nad $. 122 ibid. jede in vorge» 
ſchriebener Form angeftellte Exbserflärung vom Gerichte anzunehmen ift. 

Entſch. v. 4. März 1867, Nr. 11387 (310 ©.-U.) Die Anordnung 
des Erble., daß Alles, was nad Bezahlung feiner Hypothekarſchulden 
übrig bleibt, feiner Gattin übergeben werden folle, ſtatt als Erb«- 
[haft an feine Kinder überzugehen, ift ein Teftament, denn das ©. ſchreibt 
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keine Form für die Ernennung der Erben vor, jede beftimmte Willensäußerung 
des Erble. genügt und eine Erbseinſetzung muß daher überall da angenommen 
werben, wo der Erbl. über fein ganzes Vmgn. oder einen in Beziehung auf das 
Ganze beftimmten Theil desjelben verfügt. 

Entf. v. 4. März 1852, Nr. 1111 (PB. ©. 157). Der Legatar kann 
den Dritten, welder mala fide eine legirte Sache von dem Erben an fi bringt, 
mit der dinglihen Klage auf Rüdftellung belangen. 

Entſch. v. ? (P. ©. 311). Wenn ein Miterbe vor der Einantwortung 
eine nicht in feinem Befige befinblihe Sade ohne Wiſſen und Willen der 
anderen Miterben ſich zueignet, ift diefe Handlung nah 8. 532 B. ©. be- 
zügli der Antheile der anderen Miterben Diebftahl. 


Titel zu dem Erbrechte. 
@. 538 — vgl. 88. 602; 1349; 48 797, 799, 819, 892; 69. 727, 1852, 1254 B. ©.) 

8- 583. Das Erbrecht gründet fi auf den nach gefeglicher Vorſchrift erflärten Willen des 
Erblafſers; auf einen nad dem Gefege zuläffigen Erbvertrag ($. 602), oder auf das Geſetz. 

Entſch. v. 30. September 1857, Nr. 8363 (1037 G.⸗U.). Auch bas 
NR. zur Anfechtung eines Erbvertrages verjährt in 3 Jahren, wenngleich $. 1487 
3. ©. ven Erbvertrag nicht ausprädlih miterwähnt. Die 88. 533 u. 799 ibid. 
fielen Exbvertrog dem ZTeftamente gleich, wie bieß au in 88. 534, 1252 u. 
1253 ibid. bekräftigt wird. 


(8. 584 — vgl bei 8. 538 cit.) 
8. 534, Die erwähnten drei Arten des Erbrechtes können auch neben einander beftehen, fo 
fo daß einem Erben ein in Beziehung auf das Ganze beftimmter Theil aus dem legten Willen, 
dem andern aus dem Bertrage, und einem britten aus dem Geſetze gebührt. 


Anterſchied zwiſchen Erbſchaft und Bermäutniß. 
G. 536 — vgl. B. 589, 547, 548; 98. 684688; 35. 647, 863; 8. 694; 8. 757 ®. ©.) 
8. 535. Wird Jemanden Fein folder Erbtheil, der fih auf den ganzen Nachlaß bezieht, fondern 
nur eine einzelne Sache; Eine ober mehrere Sachen von gewiſſer Gattung; eine Summe; ober 
ein Hecht zugedacht; fo heißt das Zugedachte, obſchon befien Werth den größten Theil der Ver⸗ 
laſſenſchaft ausmacht, ein Bermächtniß (Legat), und derjenige, dem es Hinterlaffen worden, ift 
nicht als ein Erbe, fondern nur als ein Vermächtnißnehmer (Legatar) zu betrachten. 

Entſch. v. 20. October 1870, Nr. 5951 (8917 ©.-U.). Die tefta- 
mentarifhe Anordnung, wornach der Sohn eine Realität zu beftimmtem Preife 
übernehmen fol, mit dem Beifag: weiters wirb bedungen, daß der Toter 
und ihrem Gatten die bisherige Wohnung ..... überlafjen bleibe....., ‚ 
ift fein Auftrag, fondern ein Vermächtniß. 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 8476 (3575 ©.-U.). Das ge 
fegliche R. des Ehegatten am Nachlaſſe, wornach ihm der Fruchtgenuß an einem 
aliquoten Tyeil zufält, hat nicht den Charakter des Vermächtniſſes. Der Ehegatte 
iR Erbe; im Proceffe wider ihn und feine min. Kinder ald Miterben ift daher 
die Eidesdelation zuläffig. 

Entfd. v. 29. November 1865, Nr. 9813 (2327 ©.-U.). Wenn als 
Subftitutiondvermögen ber ganze Nachlaß in Anfprud genommen wird, fo handelt 
es fi nicht mehr um eine einzelne Gefammtjahe (8. 535 B. ©.). 

Entſch. v. 14. December 1864, Nr. 9397 (2028 ©.-U.). Eine letzt⸗ 
willige Anordnung, woburdy eine jährliche Rente zur Lefung einer beftimmten 
Anzahl Meflen in einer bezeichneten Kirche ausgemorfen wird, ohne daß einer 
beftimmten phyſiſchen oder morafifhen Perfon die Beforgung ber Mefieftiftung 
Übertragen wird, ift fein Legat im Sinne des ©. 
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Entf. v. 4. Juni 1862, Nr. 2503 (1529 GM) Nach dem Tefta- 
mente, in weldem Jemand zum Haupterben, mit dem Beilage, daß biefe Uni- 
verfalerbfhaft aus 100 fl. beftehen wird, eingefegt, und ben wahrhaft bürftigen 
Familien auf der Laimgrube der „Reftbetrag vermadt* wurde, find nur bie 
wahrhaft dürftigen Familien auf der Raimgrube als Erben anzufehen, da ſich 
aud aus allen Umftänden ergibt, daß unter „Reſtbetrag“ nicht die erübrigte 
Barſchaft (melde durch zahlreiche Geldlegate längſt erſchöpft würde), fondern der 
Neft des Vmgns. nach Abzug der Schulden und Xegate, gemeint iſt. 

Entſch. v. 6. Mai 1862, Nr. 2811 (3204 G.-U.), Daß derjenige, 
welhem ein Frudtgenuß an dem Nachlaß durh legten Willen zu- 
gedacht worden ift, die Sierftellung im Sinne des 8. 812 3. ©. 
fordern könne, fteht außer Zweifel, weil der auf folde Art Hono- 
tirte nach 8. 480 ibid. im Zufammenhang mit $. 535 ibid. ein wahrer 
Legatar if, 

Entf. v. 4. März 1857, Nr. 11387 (310 ©.-U.). Die Anordnung 
des Exbl., daß Alles, was nah Bezahlung feiner Hypothekarſchulden 
übrig bleibe, feiner Oattin übergeben werden folle, ftatt als Erb- 
ſchaft an feine Kinderüberzugeben, ift ein Teftament; denn das ©. ſchreibt 
feine Form für die Ernennung der Erben vor, jede Willensäußerung des Erbls. 
genügt und eine Erbeinfegung muß daher überall da angenommen werben, wo 
der Erbl. über fein ganzes Vingn. ober einen in Beziehung auf das Ganze bes 
ftinnmten Theil desfelben verfügt. 


Beitpunkt des Erbanfalles. 
(8. 586 -— vol. 86. 708, 779; 9. 278 8. 6.) 
8: 336, Das Erbrecht tritt erft nach dem Tode des Erblaffers ein. Stirbt ein vermeintlicher 


Erbe vor dem Erblaffer, fo hat er das noch nicht erlangte Erbrecht auch nicht auf feine Erben 
übertragen können, 


Entfd. v. 21. April 1874, Nr. 3950 (6345 ©.-U). Da ber Erb⸗ 
anfall des Nachlaſſes eines Inteflatus an die geſetzlichen Erben ſchon mit dem 
Tode des Erblaſſers nah 88. 536 u. 545 B. ©. erfolgt, fo if auch noch vor 
der Erbserklärung und Annahme der Abhandlungsacten dur das Abhandlungs- 
gericht die Pränotation zu Gunften der Gläubiger der Inteftaterben nady 88. 811 
u. 822 ibid. und 8. 24 ©. ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 95 R. ©. B., auf 
bie Berlafjenfhaftsrealitäten (auf Grund des Protofolles über die Todfalldaufe 
nahme und des rechtskräftigen Urtheils) zu bemilligen. 

Entſch. v. 27. November 1860, Nr. 12576 (1236 ©.-U.). Nah den 
Grundfägen ber öſterreichiſchen Geſetzgebung über die Berlaffen- 
fhaftsberihtigung vollzieht fi der Uebergang der Erbſchaft auf 
den Erben mittelft Zwiſchenkunft des Richters durch die Einantwor- 
tung&verorbnung, fo Daß während des Abhanblungsverfahrens ben 
Erbanfprehern nur die Verwaltung und Benützung bes Nadlafjes 
eingeräumt werben darf (88. 810, 819 797 8. ©). Die Befugniß 
ber Veräußerung von Erbſchaftsſachen ift in der Verwaltung nit 
gelegen und durch das ©. (88. 812, 822 ibid., 88. 145—147, 177 u. 
178 Abh.Pat.) ausdrücklich ausgeſchloſſen. 

Entſch. v. 14. Mai 1858, Nr. 3197 (565 ©.-U.), eingetragen in's 
Judicateubuch Ar. 28: Die dreißigjährige Frift, binnen welcher eine 
Erbſchaftsklage nah $. 1478 B. ©. bei fonftiger Vig. anzuftrengen 
if, läuft vom Lage des Erbanfalles (8. 536 ibid.) und ihr Lauf 
wird nur aus den in ben SS. 1494—1497 ibid, angeführten Gründen 
gehemmt oder unterbroden, 
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Entſch. v. 8. Yuli 1856, Nr. 4182 (207 ©.-U). Daraus, daß ber 
Erbl. das vor vielen Jahren errichtete, die damals vorhandenen Kinder auf den 
Pflichttheil beſchränkende Teftament, nachdem ihm fpäter Finder aus der zweiten 
Che geboren wurben, nicht abänderte, folgt nicht, daß er daran habe fefthalten 
wollen. Das B. ©. hat dieß keineswegs ausdrückich erflärt, und 
wenngleih nad dem in 8. 536 ibid. aufgeftellten Grunpfag das Erb- 
recht erſt nah dem Tode bes Erble. eintritt, fo folgt daraus nod 
nicht, daß das, was über den Zeitpunkt des Erbanfalles beftimmt 
ift, and für die Beurtheilung des Titels des Erbrehts mit Rückicht 
auf die Berhältniffe der PBerfonen und Saden, auf Form, Inhalt 
und Wirkung der legtwilligen Erflärung gelte. 

Entf. v. 8. Jänner 1856, Nr. 12163 (154 ©.-U.). Da nad 8. 536 . 
B. ©., wer vor dem Erbl. ſtirbt, die nicht erlangte Erbſchaft auch nicht auf feine 
Erben übertragen Tann, fo kann das Teflament eines Advocaten, worin er feinen 
Neffen einfett und „in Ermanglung männliher Descendenz eines berfelben bie 
Söhne der anderen eingefegten Erben fubftituirt*, nur auf gemeine Subflitution 
der Söhne der Neffen unter fi abzielend verftanden werben. 

Entf. v. 3. Jänner 1856, Nr. 10927 (151 ©.-U.). Alles, was über 
das Erbrecht überhaupt im 8. Hauptfl. angeordnet ift, iſt auch auf den 
Bflichttheil anzuwenden. Auch der im voraus erklärte Erbverzicht des Pflichte 
theilberedhtigten wirkt auf die Nachkommenſchaft, ohne Nüdficht, ob er früher 
ſtirbt, als derjenige, auf deſſen Erbſchaft Verzicht geleiftet wird; der Ausprud 
„fein Erbrecht” in $..551 ibid. muß etwas anderes bebeuten, als eine Beziehung 
auf 8. 536 ibid.; denn, wenn er fih nur auf einen wirklichen Erbanfall be» 
ziehen follte, fo märe es geradezu unrichtig, daß auch im boraus auf das Erb⸗ 
recht verzichtet werden könne (8. 551 ibid.). Namentlidy bedarf ver Notherbe 
nicht erft des wirklichen Erbanfalls, um von feinem Erbrechte ſprechen zu können. 
Der Berziht auf den Pflittheil ift alfo in allen Fällen auch für die Nach— 
kommen giltig. ö 

(8. 587 — vgl. bei 9. 686 cit.; 86. 120, 1444; 99. 739, 786 8. @.) 
8. 589. Hat der Erbe den Exblaffer überlebt, fo geht das Erbrecht auch vor Uebernahme ber 


Erbſchaft, wie andere frei vererbliche Hechte, auf feine Erben über; wenn e8 anders durch Ent- 
fagung, oder auf eine andere Art noch nicht erlofchen war. 


Entf. v. 1. April 1873, Nr. 3148 (4924 ©.-U.). Die Abſchwörung 
eines fententionirten Haupteides durch den Erben der Procekpartei ift unzuläffig 
(8. 531 B. ©.), und deren Zulaffung durch die Berufung der 88. 537 u. 547 
ibid. umfoweniger gerechtfertigt, als vießbezüglih die befonderen Vorſchriften 
des 8. 307 weſtgal. ©. O. und Hofd. v. 5. März 1795, Nr. 222 9. ©. ©. 
maßgebend find. 

Entf. v. 26. April 1866, Ne. 3776 (2473 G.-U.). Auch auf den 
Fiscus geht nah $. 537 B. ©. das angefallene Erbrecht über, im Falle ein 
Erbe ohne einen Rechtsnachfolger verftorben ift. 

Entſch. v. 7. Jänner 1867, Nr. 12809 (270 ©.-U.). Mitglieder 
geiftlider Orden find dur die Profeß erwerbsunfähig, nicht nur 
nad) Öfterreihifhen, fondern auch nad ven Kirhengejegen. Daß aber 
Berfonen, welde wegen ihrer Erwerbsunfähigkeit ein geſetzliches 
Erbrecht nicht haben, ein ſolches aud nicht auf andere Perſonen über- 
tragen können, ift eine Norm des allgemeinen, das Privatrecht re⸗ 
geinden ©. (88. 537, 538 B. ©.). 
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Fahigkeit, zu erben. ; 
(6. 538 — vgl. 98. 18, 21, 26, 355, 612, 707 8. ©. unb bei $. 587 cit.; Set, 9.20. Rai 1845, Fr. 868 ub 
Hoftzlb. v. 17. Geptember 181%, Rr. 1008 I. @. ©.) 
8. 538. Ber ein Bermögen zu erwerben berechtigt ift, kann in der Kegel auch erben. Hat 
jemand dem Rechte, etwas zu erwerben, überhaupt entfagt, oder auf eine beftimmte Erbſchaft 
giftig Verzicht gethan, fo ift er dadurch des Erbrechtes Überhaupt, ober des Rechtes auf eine 
beftimmte Erbſchaft verluftig geworben. 


Entf. v. 8. Februar 1870, Nr. 1357 (3702 ©.-U.), Der Verzicht 
bes Erben erſtredt fi im Zweifel nur auf ven beftimmten Nachlaß, nicht auf 
das Erbrecht überhaupt, ift nicht von der Tragweite des 8. 538 B. ©. und 
bei new bervorgelommenem Nachlaßvermögen, daher die Erbserflärung desjenigen, 

welcher vor der erften (jure crediti-) Einantwortung auf den Nadlaß verzichtet 
hatte, gleihwohl anzunehmen if. $. 179 Abh.- Pat. fteht dem nicht entgegen, 
weil er auf den Fall keine Anwendung findet, daß der Nachlaß nicht auf Grund 
einer Erbserflärung, fondern jure erediti eingeantwortet wurde. 

Entf. v. 3. Yuli 1867, Nr. 5384 (©. 9. 1867, Nr. 87). Ueber 
die Erbfähigkeit eines Möndes haben ausſchließlich die Gerichte zu entfcheiden. 

Entſch. v. 19. März 1862, Nr. 372 (1498 ©.-U.). Das 2. ©. 
ftellt den in 88. 538, 545, 552 u. 647 ausdrücklich ausgeſprochenen 
Grundſatz auf, dag nur PBerfonen, die ein Bmgn. erwerben fönnen, 
alfo nur lebente und ſolchen gleihgeftellte Wefen ($. 22 ibid.) zu 
Erben eingefegt und mit Legaten bedadht werden können. Für bie 
in 88. 612, 618 ibid.. und a. b. Entfhl. v. 29. Mai 1845, Nr. 888 
3.6. ©. hiervon feftgefegten Ausnahmen wird wenigftens eine aus⸗ 
brüdlihe zweifellofe Willenserklärung des Erble, gefordert. In 
8. 681 ibid. wird eine Ausnahme von jenem allgemeinen Grundfage 
nicht aufgeftellt. Die zur Todeszeit bes Erbls. noch nicht geborenen 
Kinder feines Bruders find alfo unter den von ihm bedachten „Rin- 
bern“ nicht mitbedacht. 

Entſch. v. 5. Mai 1857, Nr. 2963 (335 G.-U.). Daß der Verzicht 
auf dad Legat nur in fchriftliher Form giltig fei, läßt fih nah SS. 538 u. 
551 B. ©. nit behaupten. 

Entfd. v. 7. Jänner 1857, Nr. 12809 (270 ©.-U.). Daß Perfonen, 
welde wegen ihrer Erwerbsunfäbigkeit ein geſetzliches Erbrecht nicht haben, ein 
ſolches auch nicht auf andere Perfonen übertragen Können, ift eine Norm bes 
allgemeinen, das Privatredt vegelnden ©. (88. 537, 538 B. ©.). 

Entf. v. ? (P. ©. 315). Die Klage eines umbefugt Ausgewanderten 
auf Zahlung eines Legates ift nad) 8. 10, lit. c des Auswand.:Pat. v. 24. März 
1832 unftatthaft. 

(6. 539 Aufhebung bed Gomeorbat® — 7 — vol. 68. 549, 540 — 548, 551, 594—596; $. 33 ©. @. unb bei 

1.08 ce. ; Gineitoeuäge übe, ie etanbenen Kulekriigene, banm ——* qwm. D. 9. 71, 

8. 589. Inwiefern geiftlige Gemeinden, ober beren Glieder erbfähig find, beftimmen vie 
politifgen Vorſchriften. 

Entf. v. 30. November 1871, Nr. 6446 (4342 ©.-U.). Das B. ©. 
beruft in 88. 539 u. 761 und VIIK Abſ. des Kundm.Pat. ausbrüdlih die Berord- 
nungen in publico ecclesiasticis, es fließt zwar Ordensperſonen (in 88. 192 
u. 573 ibid.) von der Autübung einzelner Privatrehte ans; enthält aber feine 
Beſtimmung, wodurch diefelben zum Abflug von Btgn. Überhaupt unfähig erflärt 
würden. Im Zweifel ift daher vie Fähigkeit von Ordensperfonen zu bejahen, 
und find die befonderen Berorbnungen als Ausnahmen ftricte zu interpretiren 
[Sctußfoigerung]. 
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Entſch. v. 3. Iuli 1867, Nr. 5384 (2815 ©.-U.). Wenn bei colli« 
direnden Erbrechtsanfpräcden ein Erbsinterefient nachweift, daß ein Anderer Mönch 
fei, fo ift dem Letteren von Amtewegen das Erbrecht abzufprechen. 

Entſch. v. 7. Jänner 1857, Nr. 12809 (270 ©.-U.). Mitglieder 
geifliher Orden find durd die Profeß erwerbsunfähig. 

Entfd. v. 27. September 1855, Nr. 11154 (P. ©. 317). Die Wir 
kungen ver Säcularifation eines Ordensprieſters treten erft nad dem Momente 
ein, in welhem ver Biſchof diefelbe vollzog, und können nicht auf die Zeit 
zurüdbezogen werden, in welder das von dem Papfte an den Bifhof erlafiene 
Mandat zur Säcularifation erfolgte. 

Entſch. v. 31. Jänner 1851, Nr. 70 (B. ©. 316). Ein mit ber 
Widmung für ein Klofter angeorbnetes jährliches Legat iſt durch die Aufhebung 
bes Kllofters nicht erlofchen, fondern das R. an den Religionsfond als Rechtes 
nachfolger übergegangen. 


Arſachen der Aufähigkeit. 
(6 540 — vgl 5. 548; 06. 48, oe 7 Ag: 38 Be a @. —— 88. 2, 5, 495, 144 — 148; 
8. 340. Ber ven Erblaffer, deſſen Kinder, Eltern oder Gatten aus böſem Vorfage an Ehre, 
Leib ober Vermögen auf ſolche Art verlegt, oder zu verlegen gefucht hat, daß gegen ihn von 
Amtöwegen, oder auf Verlangen des Berlegten nad ven Strafgefegen verfahren werden kann, 
der if fo lange des Erbrechtes unwürdig, als fih aus den Umftänden nicht entnegmen läßt, 
daß ihm der Erblaffer vergeben Habe, 

Entf. v. 30. December 1859, Nr. 12418 (947 ©.-U.). Die im 
Teflamente bloß angebeutete Beleidigung des Erbls. und der Umftand, daß ver 
Sohn no al® Min. zum Militär ging, den Erbl. „Hilflos zurücklaſſend“, find 
weder Enterbungsgrände im Sinne des $. 768 B. ©., noch Erbunwürdigkeits- 
grände nad 88. 540 u. 542 ibid. — Die Wahrheit ver angeführten Umftände 
hätten die Inflituirten zu erweifen. 

Entf. v. 22. Iänner 1856, Nr. 10490 (155 G.-U.). Nicht wegen 
einer jeden, felbft an öffentlihem Orte vorgebragten Befhimpfung, 
kann wider den Thäter firafgerihtli verfahren merben und insbe—⸗ 
fondere Tann die Erbunwürbigfeit bed Beleidigers nur dann erfannt werben, wenn 
fich aus ven Umftänden ergibt, daß von Seite des Beleidigers wirklich 
der animus injuriandi und der nad) $. 540 B. ©. erforderliche böfe 
Borfag vorhanden geweſen fei. 


@. 541 — vgl, 98. 586, 798, 738 8. ©.) 

8. 341. Die Nachkommen desjenigen, welcher fi des Erbrechtes unwürdig gemacht hat, 
find, wenn letzterer vor dem Erblaffer verftorben ift, von dem Erbrechte nicht ausgeſchloſſen. 
. Entſch. v. 3. Jänner 1856, Nr. 10927 (151 ©.-U.). Die $$. 541 

u. 780 B. ©. haben zwei von der durch den Berziht auf die Erb» 
ſchaft herbeigeführten Sachlage ganz verfhiedene Fälle vor Augen 
und mahen überdieß nur eine — flricte zu interpretirende — Au» 
nahme von ber Regel des $. 537 ibid, 


@ 548 — vgl 5. 665; 96. 55, 870; 98. 695, 717; 86. 1298, 1323, 1891 B. G.; $. 31 Str. @.) 
8. 542. Ber den Erblaffer zur Erflärung bes legten Willens geswungen oder betrüglicher 
Beiſe verleitet, an der Erflärung oder Abänderung des legten Willen® gehindert, oder einen 
von ihm bereits errichteten Tegten Willen unterdrüdt Hat, ift von dem Erbrechte ausgeſchloſſen, 
und bleibt für allen einem Dritten dadurch gugefügten Schaden verantwortlich. 


Entfd. v. 2. Mai 1877, Nr. 10016 (9. B. 1877, Nr. 23), Die 
thatſãchliche Verhinderung ber bedingt eingefegten Erben von der Erfüllung ber 
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Bedingung iſt nicht zu ben in 8. 542 B. ©. angeführten Ausſchließungsgründen 
von der Erbſchaft zu zählen. 
@. 543 — vgl. 9. 541 2. ©.) 

8. 543. Perfonen, melde des Ehebruches ober ber Blutſchande gerichtlich geftändig, oder 
überwiefen find, werben unter fi von dem Erbrechte aus einer Erflärung des letzten Willen® 
ausgeſchlofſen. 

Entſch. v. 6. Februar 1878, Nr. 12288 (G. Ztg. 1878, Nr. 44). 
Der Beweis des Ehebruchs als Ausfhliegungegrund kdann auch nad Eintritt des 
Erbanfalles geliefert werden. 

Entſch. v. 10. Februar 1875, Nr 1107 (5627 ©.-U.), Der Aus- 
ſchließungsgrund aus dem Grunde eines mit dem Erbl. begangenen Ehebruches 
fann nad dem Wortlaute der 88. 543 u. 545 B. ©. nur dann geltend gemacht 
werben, wenn die Geflagte nach dem Tode des Erbls. gerichtlich geftanden hat 
oder überwiefen worten ifl. Das in einem Eheſcheidungsproceſſe vom Erbl. 
abgelegte Geftänpniß konnte mur gegen ihn als Beweismittel dienen. Die Erb» 
fähigfeit und die Ausfchliegungsgründe bes $. 543 ibid. find (nad) $. 545 ibid). 
nur nad den ſchon zur Zeit des Erbanfalles vorgelegenen; nicht nad ben 
erſt fpäterhin herzuftellenden Beweiſen zu beurtheilen. — Wöorſpr. der Entſch. 
Nr. 12288 ex 1878]. - 

Entſch. v. 13. Juni 1866, Nr. 4976 (2523 ©.-U.). Da — unver 
fennbar mit Vorbedacht — in $. 543 3. ©. das Praesens Indicativi (Per- 
fonen, welche des Ehebruchs gerichtlich geftändig oder überwieſen find) gebraucht 
wird; ber Gefeggeber au im Strafgefege das Klagerecht wegen Ehebruchs auf 
ben beleidigten Gattentheil eingefhränft hat, fo ift unzweilhaft, daß in $. 543 
ibid. die Möglichfeit von Unterfuhungen über das Privatleben des Erbls. im 
materiellen Interefje der Rechtsnachfolger — abgefhnitten werden wollte [Schluß- 
folgerung]. Insbeſondere mit Rüdfiht auf die Beftimmung des $. 545 ibid. 
ergibt fih, dag nur ein fhon zur Todeszeit des Erbls. erwiefener Ehebruch die 
in 8. 543 ibid. gedachte Erbunwürdigkeit begründet. 

Entſch. v. 26. Auguft 1857, Nr. 8757 (430 ©.-U.). Ein nit im Bf. 
wegen Ehebruchs, fondern gelegentlich einer anderen ftrafgerichtlichen Unterfuhung 
zur Bertheidigung abgelegted Geſtändniß ehebreherifhen Umgangs mit dem Erbl. 
gilt nicht als gerichtliches Geſtändniß im Sinne des $. 543 B. ©. 

Entf. v.? (B. ©. 323). Ein in der Vorunterſuchung abgelegtes Ge- 
ſtändniß des Ehebruchs ift nur Beweismittel, nicht Beweis, und genügt baher 
nicht im Sinne des 8. 543 B. ©. 

— vB Dear 
: 1868, Mr. 151 8. @. ©.) 
8. 544. Inwiefern Landeseingeborne, die ihr Vaterland, oder bie Kriegsbienfte ohne orbent- 
liche Erlaubniß verlaffen Haben, des Erbrechtes verluftig werben, beftimmen die politifhen 
Berorbnungen. 


Hab welchem Zeitpunkte die Zähigkeit zu beurtheilen. 
(% 545 — vgl. 6. 703; 98. 737, 8065.88. 560, 604, 608, 727; 8. 279; $. 618 ©. @.; $. 92 Mbh.-Bat.) 
8. 545. Die Erbfähigkeit kann nur nach dem Zeitpunkte des wirklichen Erbanfalles beftimmt 
werben. Diefer Zeitpunkt ift in der Regel der Tod des Erblaffers (8. 708). 
Entf. v. 6. Februar 1878, Nr. 12288 (©. Big. 1878, Nr. 44). Es 
ift nur wefentlich, daß das tie Erbunfähigfeit begründende Verſchulden ſchon zur 
Zeit des Erbanfalls befand, nicht auch, daß es in dieſem Zeitpunfte bereits er⸗ 
wiefen fei. Der Beweis des Ehebruchs als Ausſchließungsgrund kann auch nah 
Eintritt des Erbanfalls geliefert werben. 
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Entfd. v. 10. Februar 1875, Nr. 1107 (5627 ©.-U.). Die Erbfähig« 
keit und die Ausſchließungsgründe des $. 543 B. ©. find (nach $. 545 ibid.) 
nur nad den ſchon zur Zeit des Erbanfalls vorgelegenen; nicht nad den erft 
fpäterhin herzuftellenden Beweifen zu beurtheilen. 

Entſch. v. 21. April 1874, Nr. 3950 (5345 ©.-U.). Da ver Erban- 
fall des Nachlafjes eines Inteftatus. an die gefeglihen Erben ſchon mit dem 
Tode des Erbls. nad 88. 536 u. 545 B. ©. erfolgt, ift aud ſchon vor ber 
Erbserklärung und Annahme ver Abhaudlungsacten durch das Abhandlungsgericht 
die Pränotation zu Gunſten der Gläubiger ber. Inteflaterben nah 88. 811, 
822 ibid. und 8. 24 ©. ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 95 R. ©. B. auf die 
Berlafienfhaftsrealitäten (auf Grund des Brotofolles über die Todfallsaufnahme 
und des rechtskräftigen Urtheils) zu bewilligen. 

Entf. v. 13. Juni 1866, Nr. 4976 (2523 ©.-U.). Inöbefondere mit 
Küdfiht auf die Beflimmung des $. 545 B. ©. ergibt fid, dag nur ein ſchon 
zur Todeszeit des Erbl. erwiefener Ehebruch die in $. 543 ibid. gedachte Erb⸗ 
unwärbigleit begründet. 

Entfd. v. 19. März 1862, Nr. 372 (1498 ©.-U.). Das 8. ©. 
ftellt den in 8$. 538, 545, 552 u. 647 ausprädlih ausgeſprochenen 
Grundſatz auf, daß nur Perfonen, die ein Bmgn. erwerben können, 
alfo nur lebende und ſolchen gleihgeftellte Wefen (8. 22 ibid.) zu 
Erben eingefegt und mit Legaten bedacht werden können. Für die in 
88. 612, 618 ibid. und a. h. Entſchl. v. 29. Mai 1845, Nr. 888 9.6. ©. 
hiervon fefgefegten Ausnahmen wird wenigſtens eine ausdrückliche 
zweifellofe Willenserflärung des Erbls. gefordert. Im $. 681 ibid. 
wird eine Ausnahme von jenen allgemeinen Örundfägen nidt auf⸗ 
geſtellt. 

(6. bas — vgl, bei 8. bas cit.) 
8. 546. Cine fpäter erlangte Erbfähigkeit gibt kein Recht, Anderen bas zu entziehen, was 
ihnen bereit rechtmäßig angefallen ift. 


Wirkung der Aunafme der Erbſchaft. 
(8. 567 — vgl 68. 406, 411, 814, 1498 ©. @.; Hofb. v. 19. Jänner 1790, Re. 1094 J. G. S.; 6. 37 Jur. R.; 
56. 43—48, TI, 78, 139, 145 u. 146 Mbb.- Pat.) 
8. 549. Der Erbe ſtellt, ſobald er die Exbfcgaft angenommen hat, in Rüdficht auf Biefelbe 
ven Crblaffer vor. Beide werden in Beziehung auf einen Dritten für Eine Perfon gehalten. 
Bor der Annahme des Erben wird die Berlaffenfaft fo betrachtet, als wenn fie nod von 
dem Berftorbenen befeffen würde. 
Siehe das Pat. v. 9. Auguft 1854, Mr. 208 R. G. B. (Abh.⸗Pat.), im III. Bbe. der Manz'ſchen Slg. 


Entf. v. 23. Jänner 1877, Nr. 401 (©. Big. 1873, Nr. 62). Auch 
Einer von mehreren Miterben iſt vor der Einantwortung berechtigt, eine Forde⸗ 
rung der Berlaflenfchaft Namens derſelben einzuklagen. 

Entf. v. 14. December 1876, Nr. 10933 (©. H. 1877, Nr. 76). 
Der Klagslegitimation ver Erben des Hypothekargläubigers fleht der Umftand 
wicht entgegen, daß fie als Egthr. der Forderung nody nit im Grundbuche er- 
feinen, da fie als Erben den intabulirten Gläubiger vorftelen und als ſolche 
fowohl zur Einflagung als zur Quittirung berechtigt find (88. 547 u. 8108. G., 
8. 145 Abb.» Bat.) 

Entſch. v. 8. Iumi 1876, Nr. 6741 (©. Big. 1876, Nr. 75). Der 
Umfland, daß der Erbe noch nicht im Öffentlichen Buche ala Egthr. des bücher⸗ 
lichen Rs. erſcheint, weldes durch eine Eintragung verlegt würve, fals die, 
eine Eintragung anfechtende Klage von Erfolg wäre, fteht der bücherlichen Streit» 
anmerkung nicht entgegen (8. 547 B. ©., 8. 61 ©. ©. v. 25. Juli 1871, 
Nr. 95 R. G. 2.) 
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Entſch. v. 9. December 1875, Nr. 11571 (5937 ©.-U.). Erſt wenn 
der Erbe fih zur Verlaſſenſchaft erbserflärt hat und dieſe Erbserflärung vom 
Gerichte angenommen worden ift, flellt er in Rüdficht auf diefelbe den Erbl. vor, 
und kann daher, ehe die Annahme ber Erbserflärung erfolgte von Niemandem 
die Ablegung des Manifeftationseides wegen beforgter Bertufhung des Nachlaſſes 
begehren. 

Entf. v. 21. Yuli 1875, Nr. 7906 (5801 ©.-U.). Wider die ber 
dingt erböerklärten erblafierifchen Kinder kann die executive Einantwortung ber 
von dem Erbl. zu Gunften der Sinder eingezahlten Lebensverfiherungsprämie 
nicht bewilligt werden, weil auch die bedingt erbserflärten Erben für die Forderungen 
an den Erbl. nur nach Kräften’ der Bichft. (8. 547 B. ©.) und nicht mit ihrem 
eigenen Vmgn. haften; der Anſpruch auf Auszahlung der Aflecuranzprämie und 
dieſe feleft jedoch fein Gegenftand des Nachlaſſes find. 

Entfd. v. 16. September 1874, Nr. 6636 (5469 ©.-U.). Bor er 
folgter Webergabe des Legates durch den gefeglich hierzu verpflichteten Erben fteht 
ben Legataren nach 88. 547, 548, 649, 684, 817 B. ©. nur ein perfönliches 
Forderungsrecht auf die Uebergabe zu. 

Entf. v. 25. Auguft 1874, Nr. 5525 (5454 G.-U.). Da der Erbe, 
welder die Wirthſchaft „nad erlangter Großjährigkeit“ übernehmen 
follte, vor Zurüdlegung des 24. Lebensjahres geftorben ift, konnte 
das R., die Wirthfchaft zu Übernehmen, auf feine Erben nit über- 
gehen (88. 547 u. 442 B. ©.). 

Entſch. v. 21. Mai 1874, Nr. 4062 (5374 G.⸗U.). Bon mehreren 
Erben haftet jeder, der die Exbfhaft angenommen hat, vor ber gerichtlichen Ein⸗ 
antwortung für die ganzen Naclaßſchulden (88. 547 u. 550 B. ©.) und der 
Unftand, daß mit der im Laufe des Proceſſes erfolgten Einantwortung die Hafe 
tung der Vorbehaltserben auf ihre Antheile befhränkt wird ($. 821 ibid.), fann 
wider die früher erhobene Klage nicht in Betracht kommen, dem Kläger die einmal 
geſetzlich volllommen begründeten Rechtsvortheile nicht wieder benehmen. 

Entf. v. 18. Februar 1874, Nr. 1269 (52373 ©.-U.). Dem Eides⸗ 
antretungögefuche des Erben, welcher in der Duplit (als Bellagter) den Proceß 
fortführte, ift ftattzugeben, weil der Eid in der Replik veferirt wurde, der Erbl. 
fih über deſſen Annahme oder Zurückſchiebung nicht mehr äußern konnte, fein 
Erbe “aber Streittheil geworben ift und nad 8. 547 8. ©. ven Erbl. vorftellt. 

Entfd. v. 1. April 1873, Nr. 3148 (4924 ©.-U.). Der dur Urtheil 
fententionirte Haupteid Tann nicht von den Erben der inzwifchen geftorbenen 
Proceßpartei abgefchworen werden. Die bezogenen 88. 531, 537 u. 547 8. ©. 
treffen nicht zu, weil es fi bier nah $. 297 weſtgal. ©. DO. um ein Befug: 
niß handelt, bezüglid deſſen feine Subftitution möglich ift; übrigens hierin auch 
die befonderen gefeglihen Vorſchriften des $. 307 ibid. und des Hof. vom 
5. März a Nr. 222 9. ©. ©. plaggreifen. — [Worfpr. der Entſch. Nr. 1269 
ex 1874. 

Entf. v. 8. November 1871, Nr. 11002 (Sch. IV), Auch wenn in 
ber Klage ohne Erwähnung der Solivarzaplungepfliht ſämmtliche Erben geklagt 
und über Erbverzicht eines Erben wider biefen das Begehren zurüdgezogen 
wurde, find die übrigen Gellagteu zur Zahlung der ganzen Verlaſſenſchafteſchuld 
zu verurtheilen. 

Entfd. v. 6. Juli 1871, Nr. 1326 (4218 ©.-U.). Das R., den recht⸗ 
lichen Beftand einer fraglichen Gütergemeinſchaft zu beftreiten, geht auf den Erben 
bes Gutes über (88. 531, 532, 547 B. ©.). 

Entf. v. 13. Juni 1871, Nr. 13842 (4196 &.-U.). Wenn ein Theil. 
erbe vor der Einantwortung die ihm gebührende Erbportion von unbeweglichen 
Gütern (!/,) verpfändet und ihm laut Einantwortung über Verzicht der Mit- 
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erben die ganze Vſchft. ald Alleinerbe eingeantwortet wird, fo ift das verfachte 
(Tirol) Pfandreht von dem Tage der Annahme der ganzen Erbſchaft ein für 
die gungen Erbſchaftsrealitäten wirkſames. 

utſch. v. 15. November 1870, Nr. 6117 (3877 ©.-U.). Ein Big., 
wodurch der Beneficiat einem Priefter die Perfolvirung von Meſſen gegen Ent 
gelt übertragen hat, ift gefeglic nicht unzuläffig; die Erben des Beneficiaten 
haben das Entgelt dem Priefter zu bezahlen, wenn auch derfelbe Die — dem Ger 
wiflen des Geiftlihen überlafiene — Berfoloirung der Mefien nicht nachweiſt. 

Entf. v. 10. November 1870, Nr. 9576 (©. H. 1870). Nur, wenn 
der über die Echtheit des Acceptes aufgetragene Haupteid, von ben ſämmtlichen 
Bormändern oder Bormünderinen (nicht auch Mitvormündern) der geflagten min. 
Erben des Acceptanten abgelegt wird, find die Erben zu abfolviren. 

Entfd. v. 23. Juni 1870, Nr. 7118 (3821 ©.-U.). Gemäß 8. 547 
®. ©. und Hofd. v. 19. Jänner 1790, Nr. 1094 9. ©. S., fann nad 
erfolgter Erbserklärung von einer Vertretung der Bfhft. dur einen 
beftellten Eurator keine Rede fein und es find daher die vor der Erbs⸗ 
erflärung begonnenen Procefie nach felber durch den Erben fortzuführen. 

Entf. v. 11. Jänner 1870, Nr. 14859 (3663 ©.-U.). Der Er⸗ 
nenerung der von der Frau wider den Ehegatten erfolglo® angeftellten Alimen- 
tationdffage gegenüber deſſen Erben ftehen die exceptio rei judicatae und bie 
Beftimmungen der 88. 547 u. 548 B. ©. nicht entgegen, weil bie beiven Klags⸗ 
begehren auf weſentlich verfchiedene gefegliche Forberungstitel fich gründen: Die 
erſte Klage auf die Alimentationspflicht des Gatten nach $. 91, die zweite auf 
bie Beſtimmung des $. 796 ibid., über meld’ Iegtered Begehren durch das erite 
Urtheil nicht entſchieden worden fein konnte. L 

Entf. v. 7. Jänner 1870, Nr. 12663 (3648 G.-U.). Die gegen ben 
Erbl. gerichtete Zahlungsauflage ift and gegenüber deſſen Erben aufrecht zu er⸗ 
halten, wenn ber Kläger von dem erfolgten Tobe des Gegners keine Kenntniß 
hatte und die Erben ſich durch rechtzeitige Anbringen der Einwendungen in ben 
Rechtsſtreit eingelaflen haben, 

Entfh. v. 11. Mai 1869, Nr. 4994 (3409 ©.-U.). Die Re. ver 
Glaͤubiger erleiden durch ben Tod des Schuldners feine Veränderung (SS. 547, 
811 3. ©. und 88. 301 u. 353 a. ©. D.). Die Gläubigerconvocation nad) 
88. 813 u. 814 B. ©. hat aber von jener der Concurseröffnung ganz verſchiedene 
Rechtsfolgen. Es kann daher ven Gläubigern ungeachtet der eingeleiteten Gläus 
bigerconvocation die Executionsführung nicht verweigert werben. 

Entf. v. 29. April 1869, Nr. 2109 (8398 G.-U.). Die vor Einant ⸗ 
wortung der Vſchft. belangten Erben fielen in solidum die Perfon des Erbls. 
bezüglich feiner Verpflichtung vor; wenn aud nur einer von ihnen den aufge 
tragenen Haupteib über ein Nichtwifjen nicht ablegt, find daher die Erben alle 
fachfällig. 

Entf. v. 26. März 1868, Nr. 1012 (3023 ©.-U.). Der Witwe des 
Erbls., welcher Egthr. des Haufes zur Hälfte war und welchem zugleich der 
lebenslänglihe Fruchtgenuß zuftand, Tann nad) 8. 547 B. ©. als Erbin nit 
verwehrt werben, die Wohnung — wenn au der Fruchtgenuß erlofh — fortzu⸗ 
benügen, weil fie in bie Eigenthumsgemeinſchaft fuccebirte ($$. 828, 829, 833, 
839 ibid.). 

Entſch. v. 28. November 1866, Nr. 10381 (©. H. 1867, Nr. 70). 
Der Erbe ift auch zur Einklagung einer bei der Verlaßabhandlung übergangenen 
Erbſchaftsforderung legitimirt. 

Entſch. v. 17. October 1866, Nr. 7587 (2642 ©.-U.). Dem Erben 
einer Bſchfi., über welche der Concurs erbffnet worben ift, Tann ber Haupteid 
nicht aufgetragen werben. 
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Entfd. v. 11. Yuli 1866, Nr. 12998 (4384 G.-U.). Der gerichtliche 
Auftrag an den Segnefter zur Verwaltung erlischt zwar durch deſſen Tod und 
die Erben dürfen außer im Falle des $. 1025 B. ©. die Verwaltung nicht 
fortfegen, die aus der Sequeftration aber bereit entftandenen Rechte und Ber- 
bindlichleiten gehen nad 8. 531 ibid. auf den Erben des Sequefters über, ind« 
befondere daher auch die Verpflichtung zur Rechnungslegung ($. 547 ibid.) 
[Schlußfolgerungſ. 

Entſch. v. 7. Juni 1866, Nr. 4977 (2518 ©.-U.). Die Anordnung 
des dritten Sages des $. 37 (Summar). Pat. v. 24. October 1845, Nr. 906 
9. ©. ©. (Eid des Dafürhaltens) muß auch im Falle der beftrittenen Echtheit 
der Wechſelunterſchrift des Erbls. im Procefie wider ven Exben in Anwendung 
gebracht werben. 

Entſch. v. 10. April 1866, Nr. 2400 (2445 ©.-U.), Der Ehegatte 
der Exblafferin, welchem nad $. 757 B. ©. die bloße Fruchtnießung eines 
vierten Theiled des Nachlafjes zufommt, ift nit Erbe im Sinne ver 88. 532, 
547 u. 548 ibid. 

Entſch. v. 9. Jänner 1865, Nr. 11003 (2360 &.-U.). Auf ven noch 
dem Erbl. felbft in der früheren Proceßrede aufgetragenen Haupteid muß erfannt 
werben, weil der in ber Perfon des Bellagten eingetretene Zufall die Oegenfeite 
nicht um das Beweismittel bringen darf; bie wegen der Minverjährigfeit des 
Erben des Delaten etwa unthunlihe Annahme war eben nur eine folge in ber 
Veränderung ber nah $. 547 B. ©. für Eine zu erachtende Perfon des Be- 
Magten, weßhalb aud von einem Selbfteide nicht die Rebe fein kann. 

Entf. v. 14. September 1864, Nr. 6758 (1975 ©.-U.). Auch unter- 
einander im Erbredhtöftritte begriffenen Erben kann der Hanpteid aufgetragen 
werben. i 

Entfd. v. 8. October 1863, Nr. 6110 (2699 ©.-U.). Die Anmerkung 
der Klage wider den Erben muß, wenngleich demfelben die Vſchft. noch nicht 
eingeantwortet und er nicht an ben Beſitz der Berlafienfchaftsrealität gefchrieben 
if, nach 8. 547 B. ©. bewilligt werben. 

Entf. v. 1. October 1862, Nr. 5607 (1566 ©.-U). Der Legatar, 
welcher, va der als Perſonalſchuldner belangte Erbe nicht zahlte, die verpfänbete 
ihm legirte Realität zum Zwangsverkaufe herausgeben mußte, hat, da er fi 
dur Zahlung der eingellagten Schul hätte befreien können, nicht den Schäß- 
werth, fondern nur den Betrag des erzielten Meiftbotes als Erſatz vom Erben 
zu fordern (88. 547, 548; 447, 461, 466, 1358 B. ©.). 

Entf. v. 19. December 1861, Nr. 8463 (1442 G.-U.). Aehnl. ver 
Entfh. Nr. 4994 ex 1869, 

Entſch. v. 1. Auguft 1861, Nr. 5124 (1367 ©.-U.). Ein gegen ven 
Erben erwirktes Urtheil kann auf bie Realität, als deren Egthr. noch immer ber 
Erbl. eingetragen ift, executiv einverleibt werben. 

Entſch. v. 27. November 1860, Nr. 12576 (1236 G.-U.). Nach den 
Grundfägen der öfterreihifhen Geſetzgebung über die Berlafjen- 
fhaftsberihtigung vollzieht fih ber Uebergang der Erbſchaft auf 
die Erben mittelft Zwifchentunft des Richter durch die Einantwor- 
tungsverordnung, fo daß während des Abhandlungsverfahrens den 
Erbsanfprehern nur die Berwaltung und Benütung des Nadlaffes 
eingeräumt werben darf (88. 810, 819, 797 B. ©.). Die Befugniß 
der Beräußerung einer Erbſchaftsſache ift in der Verwaltung nicht 
gelegen und durch das ©. ($$. 812, 822 ibid,, 88. 145— 147, 177 n. 
178 Abh.⸗Pat.) ausdrücklich ausgefhloffen. 

Entf. v. 9. November 1859, Nr. 11652 (907 ©.-U.). Nach erfolgter 
Einantwortung Tann zur Hereinbringung ber Erbſchaftsſchulden and das wicht 
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zum Nachlaſſe gehörige Bmgn. der bebingt erbserflärten Erben bis zur Höhe 
des reinen Nachlaſſes in Execution gezogen werben. 

Entf. v. 16. Auguft 1859, Nr. 9018 (843 ©.-U.). Eine Unterbrehung 
oder Hemmung der Big. findet dur Erbgang nicht flat. Der Erbe des Gläu- 
bigers Tann wider bie Big. nicht anf den $. 1500 B. ©. ſich berufen. & 

Entfd. v. 22. Juni 1859, Nr. 6699 (816 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 4994 ex 1869. 

Entfd. v. 1. Juni 1859, Nr. 5149 (801 ©.-U.). Dem Erben kann 
der Haupteid auch über Handlungen des Erbls., wovon er keine Kenntniß aus 
eigener Wahrnehmung hat, aufgetragen werben. 

Entſch. v. 12. Mai 1858, Nr. 4265 (561 ©.-U.). Wenn ver Erbl. 
ausdrũdlich beftimmt, daß eine Schuld nicht dem, mit dem Fruchtgenuß des ganzen 
Nachlaſſes Bedachten, fondern deſſen Miterben zur Laft falle, fo ift gleihwohl 
dieſe nach $. 512 B. ©. dem Fruchtnießer nicht ale folhem und nicht als Erben 
zur Laft fallende Schuld, nicht aus dem Vmgn. feiner Miterben, fondern aus 
dem Naclavermögen zu berichtigen, daher der zur Tilgung der Schuld nöthige 
Bermögenstheil aus dem Objecte des Fruchtnießers auszufcheiben. 

Entf. v. 4. November 1857, Nr. 9842 (461 ©.-U.). Nach erfolgter 
Erbserflärung ift die Beſtellung eines Curators ad actum zur Vertretung bes 
Nachlaſſes des Schuldners unzuläffig. 

Entfd. v. 2. Juli 1857, Nr. 6448 (1025 G.-U.). Aehnl. der Entfc. 
Nr. 2109 ex 1869. 

Entf. v. 29. April 1857, Nr. 2825 (8334 G.-U.). Das durch Big. 
des Baters mit dem einen Sinde in feinem Notherbrechte bedrohte andere Sind 
ift nach Ableben des Vaters auch noch vor Meberreihung einer Erbserklärung 
zum Begehren auf Ungiltigfeitserflärung des Vtgs. wegen Geiftesfhwäde bes 
Baters berechtigt. 

Eutſch. v. 14. November 1854, Nr. 12058 (48 ©.-U.). Durch die 
Zuftellung der Klage an den nad erfolgter Erbserklärung beftellten Eurator ad 
actum des ſchuldneriſchen Nachlaſſes if die Big. unterbrochen, da die Klage nur 
gegen die Vſchft. aljo nicht wider einen verfehlten Gegner gerichtet, der Curator 
ad actum im Sinne des 8. 811 B. ©. beftellt wurde, wornad die Gläubiger 
nicht verpflichtet find, die Erben des Schuloners ausfindig zu machen; nirgends 
wird bie nad gefchehener Erbserklärung an den Curator geſchehene Zuſtellung 
für nichtig erflärt; dem Eurator wurbe daher bie Klage rechtswirkſam behändigt. 
— [Borfpr. der Ent. Nr. 9842 ex 1857.) 

Entf‘. v. 22. December 1853, Nr. 11462 (5 ©.-U.). Auch vor über- 
reichter Erbserflärung Tann der Erbe auf Ablegung eines Manifeftationseives 
llagen. 

— 

8. 548. Berbindlichkeiten, die der Erblaſſer aus ſeinem Vermögen gu leiſten gehabt hiltte, 

übernimmt fein Erbe. Die von dem Gefege verhängten Geldſtrafen, wozu der Berftorbene 
noch nicht verurteilt twar, gehen nicht auf den Erben über. 

Entſch. v. 16. September 1874, Nr. 65386 (5469 ©.-U.). Bor er« 
folgter Uebergabe des Legates durch ben geſetzlich hierzu verpflichteten Exben ſieht 
dem 2egatar nach 88. 547, 548, 649, 689 u. 817 B. ©. nur ein perfönliches 
Forderungsrecht auf die Mebergabe zu. 

Entf. v. 17. März 1874, Nr. 2313 (5298 G.⸗U.). Die Borberung 
für Waaren, melde zum Gebrauche des Hofftantes weiland Seiner Majeftät des 
Kaifers von Merico geliefert wurden, iſt eine auf den Privaterben des Kaiſers 
nach 8. 548 B. ©. Übergegangene Schuld, weil Monarchen in der Regel nicht 
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verpflichtet find, den zur Erhaltung des Glanzes der Krone erforderlichen Anfe 
wand aus ihrem Privatvermögen zu beftreiten und eine Ausnahme bezüglid, des 
beftandenen Kaiferreihes Mexico nicht erwiefen wurde. Es ift auch unmefentlic, 
wenn wirklich die Waaren verfauft und in das Privatvermögen Seiner fail, 
Mojeftät einbezogen worben wären, weil durch die Einbeziehung von Werthen 
des Staatsſchatzes in das Privatvermögen des Kaiferd ein den Kläger nicht ber 
rührendes Berhältniß nur zwiſchen dem Kaifer und dem mezicanifhen Staatk 
ſchatze begründet würbe. 

Entfd. v. 15. Jänner 1873, Nr. 12730 (4842 G. U.). Der 8. 757 
2. G., welder dem Eapitel über die geſetzliche Erbfolge eingereiht 
if, bezeichnet ben der Witwe des Erbls. aus dem Geſetze zugemwie- 
fenen lebenslänglichen Fruchtgenuß eines aliquoten Theiles bes 
Nachlaffes, wie ver oberfte Gerichtshof fhon in mehreren Fällen 
entſchieden bat, als einen gefeglihen Erbiheil im Sinne des $. 532 
ibid. — Die Witwe ift daher als ſolidariſch haftende Miterbin ihrer Kinder 
anzufehen. 

Entf. v. 15. November 1870, Nr. 6117 (3877 ©.-U.) Ein Big. 
wodurch der Beneficiat einem Priefter die Perfolvirung von Meſſen gegen ein 
Entgelt übertragen bat, ift gefeglich nicht unzuläffig; die Erben bes Beneficiaten 
haben das Entgelt dem Briefter zu bezahlen, wenn auch verfelbe die — dem Ge⸗ 
wiflen des Geiftlihen überlafjene — Perfoloirung ver Meſſen nicht nachweiſt. 

Entfd. v. 11. Jänner 1870, Nr. 14859 (3653 ©.-U.). Der Er⸗ 
neuerung ber von ber Frau wider den Ehegatten erfolglos angeftellten Alimen- 
tationsllage, gegenüber deſſen Erben, flehen die exceptio rei judicatse und bie 
Beftimmungen der 88. 547 u. 548 B. ©. nicht entgegen, weil bie beiben 
Klagsbegehren auf weſentlich verſchiedene geſetzliche Forderungstitel ſich gründen: 
die erſte Klage auf die Alimentationspflicht des Gatten nach 8. 91 ibid. und 
bie zweite auf die Beſtimmung des $. 796 ibid., über welch' letzteres Begehren 
durch das erfte Urteil nicht entfchieden worden fein konnte. 

Entf. v. 10. April 1866, Nr. 2400 (2445 ©.-U.). Der Ehegatte 
der Erblafferin, welchem nah 8. 757 B. ©. die bloße Fruchtnießung eines 
vierten Theiles des Nachlaſſes zukommt, ift nicht Erbe im Sinne der 88. 532, 
647 u. 548 ibid, — [Siehe ähnl. und worfpr. Entf. bei den cit. Paragraphen.) 

Entfd. v. 1. October 1863, Nr. 5607 (1566 ©.-U.). Der Legatar, 
welder, da bie als Berfonalfhuloner belangten Erben nicht zahlten, die verpfän- 
bete ihm legirte Realität zum Zwangsverkauf herausgeben mußte, hat, da er ſich 
durh Zahlung der eingeflagten Schuld hätte befreien können, nicht den Schätz⸗ 
wertb, fondern nur den Betrag des erzielten Meiftbotes als Erfag vom Erben 
zu fordern (88. 547, 548, 447, 461, 466 u. 1358 B. ©. 

Entſch. v. 9. November 1859, Nr. 11652 (907 G.-U.). Nach erfolgter 
Einantwortung Tann zur Hereintringung der Erbſchaftaſchulden auch das nicht 
zum Nachlaß gehörige Vmgn. des bevingt erbserklärten Erben bis zur Höhe ded 
reinen Nachlaſſes in Execution gezogen werben. 

Entfeh. v. ? (P. ©. 328; ©. H. 1859, Nr. 47), Mehrere Erben 
haften für die Schulven des Erbls. aud dann, wenn der Nachlaß nur Einem 
Miterben, welder fih mit den anderen Erben wegen Bezahlung ihrer Erbtheile 
abgefunden hat, eingeantwortet worden ift (88. 548, 550 u. 820 B. ©.). 


vgl. 88. 786, 802, 1042 ®. @.; . 26. Järmer 1788 
FYi ai Er Ar. 18716, Be. bg. one, 2 Senne dns —— 1854, Rr. 6, © u. LEE Sir 
ner und 10. Auguft 1865, en. Ge ounh 0.35. Zull 1858, Sr. 1u8 RG, .) 
8 549. Zu ben auf einer Erbſchaft haftenden Laften gehören au bie Koften für das bem 
Gebrauche des Ortes, dem Gtande und dem Vermögen bed Berftorbenen angemeflene Be- 
gräbniß. 
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Entfd. v. 20. September 1874, Nr. 10355 (5486 ©.l.). Das Ab⸗ 
handlungsgeriht hat bei Feftftellung des Nachlafies zum Zwede ver Gebühren- 
bemeflung die Unfäge für Leichenkoften nach den Grunbfägen bes 8. 549 B. ©. 
und. der M. Vog. v. 25. Yuli 1863, Nr. 148 R. ©. B., zu prüfen und nur 
die dem Stande bed Berftorbenen angemefjenen Begräbnißkoften, keinesfalls aber 
die Trauerloften, als auf dem Nachlaßvermögen haftende Abzugspoften zu be» 


eln. 

Entſch. v. 14. Mai 1873, Nr. 4675 (4973 ©.-U.). Nach 8. 549 9. ©. 
haftet für die VBegräbnißfoften zunächſt der Nachlaß des Verſtorbenen, daher aus 
der grundbücherlichen Sicherſtellung eines Begräbnißgelbes per x fl. „für B“ nur 
deſſen Bſchft., nicht aber der beim Begräbniß fungivende Seelforger forderungs- 
berechtigt würbe. Die Löfhung der mit der Ausnahme mitbedungenen Begräb- 
nißkoſten auf Grund des Todtenſcheines allein ift in analoger Anwendung des 
8. 34 ©. ©. v. 25. Yuli 1871, Nr. 95 R. ©. B. gerechtfertigt. 

Entjd. v. 25. Yuli 1872, Nr. 7209 (4668 ©.-U). Daß aud ber 
unehelihe Bater verpflichtet fei, die Koften der Beerdigung bes 
Kindes zu tragen — resp. zu erſetzen — ergibt fi Klar aus 88. 166, 
167 u. 1042 B. ©. und aus bem Geiſte diefer zum Schuge ter un- 
ehelichen Kinder und zur Dedung ihrer leiblihen Bebärfniffe erlaf- 
fenen Ge, während aus den für die entgegengefegte Anſchauung 
geltend gemachten Beftimmnngen des 8. 549 ibid. nit hervorgeht, 
daß der unehelihe Bater des verftiorbenen Kindes, welches fein eigenes 
Bumgn. hinterließ, niht angehalten werben könne, die Koften der an- 
gemefjenen Leihenbeftattung zu tragen und dadurch dem Kinde den 
legten Dienft der leiblihen Pflege zu leiften. Mit viefer Begründung 
wurde eingetragen in's Gprudreperterium Ar. 10: Der nnehelihe Bater 
if nad Maßgabe und während der Dauer feiner Alimentationspflicht 
aud verbunden, die Koften der angemefienen Beftattung feines mit 
Tod abgegangenen Kindes zu beftreiten. 

Entf‘. v. 7. Yänner 1870, Nr. 14656 (3650 ©.-U.). Gegenüber der 
Anordnung des 8. 549 ®. ©. kann aus der bloßen Beftellung des Begräbnifies 
nad $. 1152 ibid. die ſtillſchweigende Erklärung des Beſtellers, daß er bie 
Koften anftatt der Vſchft. zahlen werde, nicht vermuthet werden. Die Klage 
wider den weder durch Btg. noch als Erbe over fonft wie zur. Beſtreitung ber 
Begräbnißtoften verpflichteten Befteller hat daher die Perfon des Geklagen ver- 
fehlt [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 5. Jänner 1869, Nr. 10461 (3227 ©.-U.). Aus 8. 549 
B. ©. folgt nit, dag der außereheliche Vater, wenn das Find ohne Hinter 
laffung eines eigenen Vmgns., während der Dauer der Alimentationspfliht des 
Baters, firbt, nit nach Maßgabe verfelben im Allgemeinen aud die Koften des 
angemefjenen Begräbnifjes zu beftreiten habe. Das Begräbniß ift der legte Act 
leibliher Sorgfalt, melde an dem Kinde geübt wird. 

Entf‘. v. 13. Februar 1855, Nr. 373 (71 ©.-U.). Wenn ber Gatte 
Gegenflände zum Leichenbegängnifje beftellte, vie Schwiegereltern aber — feiner 
Annahme entgegen — Erben geworben find, fo ift die Klage der Liefernden gegen 
diefelben auf Erfag der aufgewendeten Koſten nad 88. 549 u. 1042 B. ©. 
begründet, infoferne der Aufwand ein den Vermögensverhältniffen der Verſtor⸗ 
benen angemefjener war; — zudem war dem Gatten, wie fi) aus ver Todfalls⸗ 
aufnahme ergibt, ver Nachlaß in Verwahrung übergeben, e8 handelte ber Gatte 
daher zugleich als Geſchäftsträger innerhalb der Grenzen einer orventlihen Ver⸗ 
waltung. 


Wiehl, barsl. Befepb. erl. 23 
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@. 550 — vgl. 66. 820, 821; 66. 828, 890 ©. @.) 
8. 5590. Mehrere Erben werben in Anfehung ihres gemeinihaftlihen Erbrechtes für Eine 
Berfon angefepen. Sie ſtehen im dieſer Eigenſchaft vor der geridtlichen Uebergabe (Einant- 
mwortung) der Erbſchaft Alle für Einen und Einer für Alle. Inwiefern fie nad der erfolgten 
Debergabe zu haften Haben, wird in dem Hauptftüde von ber Beſitznehmung der Erbſchaft 
beftimmt. 

Entf. v. 23. Jänner 1877, Nr. 401 (©. Zig. 1878, Nr. 62). Aud 
Einer von mehreren Miterben ift vor der Einantwortung beredtigt, eine For⸗ 
derung der Bſchft. Namens derſelben einzuflagen. 

Entſch. v. 10. Mai 1876, Nr. 172 (6135 ©.-U.). Die wider mehrere 
theild bedingt theils unbedingt erbserklärten Erben vor erfolgter Einantwortung 
auf Solidarzahlung gerichtete Klage ift verfehlt, weil die Erben derzeit nur al 
Repräfentanten des Erbls. belangt werden dürften (88. 547 u. 550 B. G.) um 
die Zahlung nur ans der Nachlaßmaſſe, nicht aber von dem Bellagten unmittel- 
bar, fohin aus ihren Vermögen geforvert werben fonnte, 

Entf. v. 21. Mai 1874, Nr. 4062 (5374 ©.-U.). Bon mehreren 
Erben haftet jeder, der die Erbſchaft angenommen hat, vor der gerihtlihen Ein- 
antwortung für die ganzen Nachlagfhulven (88. 547 u. 550 B. ©.) und ber 
Umftand, daß mit der im Laufe des Procefjes erfolgten Einantwortung die Haf- 
tung der Borbehaltserben auf ihre Antheile beſchränkt wird ($. 821 ibid.), fann 
wider die früher erhobene Klage nicht in Betracht kommen; dem Kläger bie 
einmal gefetzlich volllommen begründeten Rechtövortheile nicht wieder bemehmen. 

Entf. v. 19. Auguſt 1873, Nr. 8213 (5058 ©.-U.). Die Inventurd 
foften find vorläufig aus der Vſchft. von demjenigen zu berichtigen, welchem das 
Naclaßvermögen in feine Verwaltung überlaffen worden ift und nit von ben 
wiewohl erbserflärten Teftaments- und Notherben; wenn aud bie Vſchft. noch 
nicht eingeantwortet wurde; denn es liegt im Sinne des $. 111 bh. = Bat., 
daß diefe Koften in erfler Reihe aus der Maſſe und nicht von den einzelnen 
en zu tragen find, deren Antheile an ber Erbſchaſt erſt ermittelt wer⸗ 
den follen. 

Entf. v. 15. Jänner 1873, Nr. 12730 (4842 ©.-U). Der $. 757 
B. G., welder dem Eapitel über die geſetzliche Erbfolge eingereiht 
if, bezeichnet den der Witwe des Erbls. aus dem ©. zugemwiefenen 
lebenslänglihen Srudtgenuß eines aliquoten Theiles des Nachlaſſes, 
wie der oberfte Gerichtshof ſchon in mehreren Fällen entſchieden hat, 
als einen gefeglihen Erbtheil im Sinne des $. 532 ibid. — Die 
Witwe ift daher als ſolidariſch haftende Miterbin ihrer Kinder anzufehen, ihr 
und den min. Miterben kann der Haupteid aufgetragen werden, weil bie nad) 
8. 550 ibid. folivarifch haftende Mutter und Miterbin eivesfähig ift und bie 
Ablegung oder Rückſchiebung des Eides durch diefelbe genügt. 

Entfd. v. 8. Februar 1872, Nr. 10141 (4475 ©.-U.). Die Beſchwerde 
gegen die folidarifchen Folgen der Sachfälligkeit des einen eivesfähigen Miterben 
für die übrigen nit Eivesfähigen ift nad 8. 550 B. ©. im vorliegendem 
Falle nicht ſtatthaft, wenn es auch richtig ift, daß bei fonftigen Litis- 
conforten dem Einen der Eid zugeihoben werden kann, welder dem 
Anderen nicht aufgetragen werben fünnte, und daß ber aus der Ab- 
legung oder Verweigerung eines foldhen Eines hervorgehende Be- 
weis fohin nur gegen den Delaten feine Wirkung äußert. 

Entf. v. 7. December 1871, Nr. 7782 (4351 ©.-U.). Bei Prüfung 
der Frage, welder Erbtheil den mehreren Erben gebühre, ift ledig« 
Gh .... auf die geritlihe Einantwortungsurkunde Bedacht zu 
nehmen; da aber in der Einantwortungsurlunde in legterer Beziehung 
zwiſchen den Erben kein Unterſchied gemacht worden ift, fo haben 
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nad den 88. 550 u. 821 B. ©. alle Erben zu gleihen Theilen für bie 
et der Antheile an fie gewiefenen) Schulden der Bſchft. 
zu haften, 

Entf. v. 29. April 1869, Nr. 2109 (3898 ©.-U.). Die vor Einant- 
wortung der Vſchft. belangten Erben ftellen in solidum bie Perfon des Erbls. 
bezüglich feiner Verpflichtungen vor; wenn auch mur einer von ihnen ben auige- 
—— Haupteid über ein Nicht⸗Wiſſen nicht ablegt, find daher die Erben alle 
ſachfall 


g. 

Entſch. v. 14. Februar 1865, Nr. 1170 (2121 ©.-U.). Wenn im 
Streite wider Miterben bezüglich eines Miterben die Sachfälligkeit entſchieden ift, 
fo find die Erben in solidum ſchuldig zu erfennen. 

Entfd. v. 12. Yuli 1859, Nr. 7861 (830 G.-U.). Aud die Auftra- 
gung des Haupteides an nur einen ber geffagten Miterben (über an ven Exbl. 
erfolgte Darlehensznzählung) ift zuläffig. 

Entjd. v. 22. Juni 1859, Nr. 6699 (816 ©.-U.). Wenn and nur 
einer ber geflagten Miterben den aufgetragenen Haupteid (des Nichtwiſſens) nicht 
ablegt, fo find die Erben ſachfällig. 

Entf. v. 24. März 1857, Nr. 1712 (319 ©.-U.). Wenn von zwei 
Erben einer unbebingt, ein anderer .bevingt ſich erbserklärt haben, fo kann der 
Erſtere vor der Einantwortung niht nad 88. 550, 820 u. 821 B. ©. als 
Solidarſchuldner der Berlafienfchaftsgläubiger helangt werden und barf nad 
8. 807 ibid. die Zahlung bis nad erfolgter Einantwortung verweigern. 

Eutſch. v. 5. Auguft 1834, Nr. 4220 (P. ©. 329). Die Bſchft. ift 
vor ber Einantwortung ein den Erben gemeinfhaftlihes Vmgn.; alle Erben zu- 
fammen fielen den Erbl. vor. 

Entſch. v. ? (P. ©. 333). Nach der Einantwortung an bie bedingt 
erbserklärten Erben können vie Berlafienfchaftsforderungen gegen einzelne Mit 
erben nur nach Berhältniß Ihrer Erbtheile geltend gemacht werben. 


Berzicht auf das Erbrecht. 


G. 551 — vgl. 88. 806, 879, 1978—1288; U. 587, 588; 45. 897-899, 808; 9. 879; 86. 731, 788, 763, 767 
88. 648, 795, 796 8. ©.) 


8. 551. Ber über fein Erbrecht felbft giftig verfligen kann, iſt auch befugt, im Voraus 
darauf Verzicht zu thun. ine folhe Verzichtleiftung wirkt auch auf die Nachkommen. 


Entf. v. 29. December 1876, Nr. 14853 (©. Ztg. 1877, Nr. 54). 
Eine von dem Senioratsfideicommiß · Nachfolgeberechtigten nur zu Gunflen bes 
nãchftãlteſten Anmwärders abgegebenen Berzichtserflärung darf im officiofen Bf. 
nicht zurückgewieſen werben, fontern ift, da hiernach die gegenwärtige Nachfolge 
nicht zweifelhaft ift, darüber Amts zu handeln. Die Frage über die Wirkung 
des Borbehalts gegenüber den anderen Anwärtern wird feinerzeit im Streitfalle 
mad $. 1, Abſ. 7 Abh.-Pat. im ordentlihen Rechtswege ausgetragen werben 
tönen (88. 551, 799 u. 805 B. ©.). 

Entf. v. 5. Mai 1857, Nr. 2963 (385 ©.-U.). Daß der Verzicht 
auf das Legat nur im fchriftlicher Form giltig fei, läßt fih nad 88. 538 u. 
551 B. ©. nicht behaupten. f 

Entf. v. 26. Februar 1856, Nr. 1759 (165 ©.-U.), Die, wenn 
au angenommene Berzichtleiftung auf ein R. ohne gleichzeitige Uebertragung 
desfelben, ift eim einfeitiger Act, wodurch Niemand Re. erwirbt. 

Entf. v. 3. Jänner 1856, Nr. 10927 (151 ©.-U.). Allee, was über 
das Erbrecht im 8. Hanptft. B. ©. angeordnet ift, ift auch auf ven Pflichttheil 
anzuwenden, Auch ber im Borans erflärte Erbverzicht des Pflichttheilsberechtigten 
wirft auf die Nachkommenſchaft; ohne Rüdfidt ob er früher ſtirbt als verjenige, 
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auf deſſen Erbſchaft Verzicht geleitet wird; der Ausdruck „fein Erbrecht" 
in $. 551 ibid. muß etwas anderes bebeuten, als eine Beziehung 
auf $. 536 ibid., denn, wenn er fid nur anf einen wirklichen Erban« 
fall beziehen foltte, fo wäre es geradezu unrichtig, wenn es in $. 551 
ibid. beißt, daß auch im voraus anf das Erbrecht verzichtet werben 
könne. Namentlih bedarf der Notherbe nicht erfi des wirkliden 
Erbanfalls, um von feinem Erbrecht fprehen zu können. Der Berzicht 
auf den Pflihttheil ift alfo in allen Fällen aud für die Nachkom— 
men giltig. 

Entf. v. 8. Auguft 1855, Nr. 7039 (118 G. U.). Die im Protofolle 
von ber —— — ausgeſprochene Anerkennung eines Teſtamentes hat 
nicht die Wirkung eines mit den Erbsintereſſenten geſchloſſenen Vtgs. oder des an⸗ 
are Verzichtes auf Beftreitung des Teftamentes (88. 871—876 B. ©.). 

Entf‘. v. 12. März 1852, Nr. 2139 (P. ©. 338). Ein Erbe, welder 
auf bie Erhfhaft vertragsmäßig verzichtet bat, fann in Folge deſſen getroffene 
Berfügungen des Erbls. nicht beſtreiten. 

Entſch. v. ? (P. S. 342), Der Erbe kann auch zum Nachtheile feiner 
Oläubiger, deren an einzelnen Berlafjenfchaftsftüden erwirktes Pfandrecht dadurch 
erliicht, die Erbſchaft ausſchlagen. . 

Entf. v. ? (P. ©. 336). Die Berzichtleiſtung auf das Erbrecht nad 
8. 551 B. ©. geſchieht bei Lebenszeit bes Erbls.; die Ausſchlagung der Erb⸗ 
ſchaft oder Entfagung nad 88. 726 u. 806 ibid. hingegen fegt den Tod des 
Erbls. voraus, 


Neuntes Vaupiſtuck 


Bon der Erklärung des letzten Willens überhaupt und den Teſta⸗ 
menten, insbejondere. 


Inhalt: Erklärung bes letzten Willens ($. 552.) Exforberniffe: I. 5 Form ($. 553). 
Zutheifung ber Erbſchaft: a) wenn mur Ein Erbe ı$. 554); b) wenn al 
ohne Theilung ($. 556); c) wenu_alle in beftimmten Teilen ($ . 556); d) wenn 
einige mit Theilen, andere ohne Theile eingefekt And (88. 557 u. 558), Welche 
Erben als Eine Perſon betrachtet werben ($. 559). Recht bes Zuwachſes 
(88. 5660-564). Die Erflärung muß überlegt, beftimmt und frei fein (8. 565). 
Urfacen ber Unfähigkeit, u tefiren: 1. Mangel & Befonueuheit (88. 566 u. 
567); 2. Probigalitätserflärung, inwiefern ($. ; 3. unreifes Alter ($ 569); 
4. weientlicher irrthum (88. 5°0—572); 5. Drbengelübbe (8. 573); 6. ſchwere 
Eriminalftrafe (8. 574). Zeitpunkt ber Giltigfeit der Anordnung (88. 575 u. 

576). 11. Weußere Form der Erklärung bes Teten Willens ($. 577): 1. Der 

außergerichtlichen fchriftlichen (88. 578 — 584; 2. ber außergerihtligen münb- 
lichen (88. 585 u. 586); 3. ber gerichtlichen (88. 587— 590). Unfähige Zeugen 
bei letzten einerbnungen (88. 591 — 596°. Bon ben begünfligten Iehten Anord- 
nungen (88. 597 — 600). Ungitigteit der unförmlichen Teten Anorbnungen 
(8. 601). Erbverträge find nur unter ie giltig (8. 602). Bon Schen- 
tungen auf ben Zobesfall. Beziehung (8. 


Bgl. Eitate zum 8. Hauptft., 99. 532 u. 535; 88. 964 1.1249; 4. 1008; 98. 718-726; 98. 918, 855, 102%, 10m, 

1071, 1074, 1168, 1169, 1278— 1288, 18, 1468, 1487 8.@.; Hof. o. 19. Sebruar 106,3 Ar. 958, SB 

22. Detober 1819, Nr. 1108 umd Hofb. v. 3. Juni 1846, 9. 064 2. ©. ©.; Hof. o. 4. Epienbe 17 

®. ©. 6. Bb. und u. 30. Mei 1786, Mr. 433 3. @. ©.: Hoftzld. 0. 80. Juml 1887, geil * €. 65 Ihe 
v. 8. Juni 1887, B 2254 unb 8. 71 ber ‚mist ice tun) li. De; 88. 114 0. Fe — 

— ale 126, —* .6.; Ta o30 Salto, e 
. 8; 88. 20.3.0. Simer 1000 IRS.R,; 6. 101 

—— 3. + 1873 
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Erklärung des letzten Willens. 


@ 558 — vgl. 98. 592, 535; 96. 964, 1249 8. ©.) 

3. 552. Die Anorbnung, woburd ein Erblaffer fein Vermögen, ober einen Theil desfelben 
Einer oder mehreren Perſonen widerruflih auf den Todesfall überläßt, heißt eine Erklärung 
des leijten Willens. 

Entſch. v. 28. Mai 1879, Nr. 5052 (©. BL. 1879,.Nr. 30). Zur 
Giltigkeit einer Exbseinfegung ift es nicht nothwendig, daß der Erbe mit Vor⸗ 
und Zuname oder folder Art bezeichnet ſei, daß die Perfon fofort und für jeden 
Dritten inbivibualifirbar if. Es genügt, wenn demjenigen, der zur Auslegung 
des letzten Willens berufen ift, unter Berädfihtigung aller Umſtände tein- 
Bee u bie Perfon des Berufenen übrig bleibt ($$. 568, 564, 566, 571, 
604 2. ©. 


Entf. v. 16. Yänner 1878, 14446 (©. H. 1879, Nr. 22). Die einem 
Teftamente beigefegte Annahmeerflärung eines ber Bebachten benimmt an ſich 
dem Teſtamente nody nicht den Character einer letztwilligen Anordnung — Form 
und Inhalt der Urkunde enthalten nichts, was auf ein Rechtsgeſchäft unter Reben» 
den hinweiſt insbefondere nicht das wejentliche Erforderniß des Verzichtes auf den 
Widerruf. 

Entſch. v. 11. Auguſt 1870, Nr. 9864 (3846 G.-U.). Welche Be⸗ 
deutung dem Abſatze der letztwilligen Erklärung: „Dagegen ſoll meine innigft- 
geliebte Freundin B. mein ganzes erſpartes Bermögen, welches im Nadftehen- 
den befteht:" (folgt die Aufzählung ohne ein Prädicat) — zukomme, fann nur im 
orbentlihen Rechtswege entfhieden werben und es ift daher bei dem Wider⸗ 
ſtreit der eingebrachten Exrbserflärungen das Bf. nah 8. 125 des AUbh.- Pat. 
einzuleiten. 

Entid. v. 5. Februar 1869, Nr. 449 (3277 ©.-U.). Wenn nah An- 
ordnung des analphabeten Erbls. ein Zeuge, fo dag «8 der Erbl. hört, dem 
auderen ben legten Willen bictirt, diefer Auffag fodann in Gegenwart von vier 
Zeugen, welde ven Aufſatz einfehen können cher nur in Ueberzeugung ver Ver⸗ 
läßlichleit des Schreibers die unterliegen, vorgelefen und vom Exbl. als fein 
legter Wille bekräftigt und mit dem Kreuzzeichen unterfertigt wird, fo ift aller- 
bings ein giltiges mündliches Teftament zu Stande gelommen. Der Umftand, 
daß die Zeugen nicht wirklich ven Inhalt des Aufſatzes eingefehen haben, fteht 
ber Biltigkeit nicht entgegen, benn 8. 581 B. ©. bezwedt mit ber dießfälligen 
Vorſchrift bloß die Controle des Vorleſenden; nach dem oberwähnten Vorgang 
fann aber über die richtige Ablefung des wahren Willens des Erbls. kein Zweifel 
obwalten. 

Entfd. v. 18. November 1862, Nr. 7287 (1600 G.-U.). Die 88. 585 
u. 588 B. ©. erfordern zur Giltigkeit einer mündlichen teftamen- 
tarifchen Anordnung, daß ber Erbl. vor drei fähigen Zeugen oder 
vor dem Richter feinen legten Willen erllärt. Den Worten „feinen 
legten Willen erflären“ kann jebod nad dem gewöhnlichen Sprad- 
gebrande, wie nah dem die Definition der „Erflärung bes legten 
Willens“ enthaltenden 88. 552 ibid. nur der Sinn beigelegt werden, 
baß der Erbl. feine Anordnung mortis causa ben Zeugen oder dem 
Richter ſelbſt (ipse testator) mittheilt...... (88. 586 u. 588 ibid.). 
Es genügt daher zum münbliden Teftamente niht, daß der Exbl. 
einen ihm gemadten Vorſchlag einfach bejaht (8. 565 ibid.) oder den 
vorgelefenen Aufjag als feinen legten Willen beftätigt. 

Entſch. v. 19. März 1862, Nr. 372 (1498 G.-U.). Das B. ©. 
Rellt die in 88. 538, 545, 552 u. 647 ausdrücklich ausgeſproche nen 
Grundſätze auf, dag nur Perfonen, die ein Bugn. erwerben können, 
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alfo vur lebende und ſolchen rechtlich gleihgeftellte (8. 22 ibid.) zu 
Erben eingefegt und bedacht werden können. Die gefeglih (88. 612 
u. 618 ibid.) geftatteten Abweichungen hiervon find daher einfchränfend auszu- 
legen und wird hierfür eine ausprädliche zweifellofe Willensäußerung des Erble 
erfordert. 

Entfd. v. 30. Mai 1860, Nr. 6253 (1143 ©.-U.). Die von dem 
Erbl. über Ermahnung unparteiifcher gleichzeitig anmwefender drei Zeugen und 
feiner Gattin abgegebene Erflärung: zu was brauden wir ein Teſtament; 
e8 braudt fein Teftament; warum foll ih ein Teflament machen; e«# 
gehört ohnehin Alles meiner Frau, wie es liegt und ſteht und nie 
mand kann ihr davon etwas nehmen, ift ein zu Ounflen der Gattin er 
richtetes giltiges Teflament (8. 564 B. ©.). |? 8. 565 ibid.] 

Entſch. v. 11. Yänner 1860, Nr. 14811 (1055 ©.-U.). Auch ein 
erſt zufolge der Beftimmungen des ZTeflamente® zu errihtende Stiftung kann in 
diefem Teftamente zum Erben eingefegt werben. 

Entf. v. 30. September 1857, Nr. 8363, eingetragen in’s Jubicaten- 
buch Nr. 29: Die Vorſchrift des 8. 1487 B. G., wornad das R., eine 
Erflärung des legten Willens umzuftoffen, binnen 3 Jahren bei 
fonftiger Big. geltend gemacht werden muß, findet aud in Bezug auf 
Erbverträge und Schenkungen auf den Todesfall Anwendung. 


Erforderniffe: I. Innere Iorm. 
(8. 568 — vgl, 98. 718 u, 716 8. ©. und bei 4. 868 cit) 
8. 558. Wird in einer letzten Anorbnung ein Erbe eingefegt, fo heißt fie Teftament; ent ⸗ 
Hält fie aber nur andere Verfügungen, fo heißt fie Codicill. 

Entf. v. 26. November 1873, Nr. 9108 (5151 GM.) Die Er- 
Märung, „dem Fräulein A verfhreibe ich mein ganzes Bmgn., weldes 
aus Möbeln... .. mit Ausnahme beffen, was zum Inventar gehört, 
beſteht,“ ift «ein Teftament im Sinne des 8. 553 B. ©., in welden 
dem Erbl. feine Formel vorgefhrieben wird, nad welder die Erb⸗ 
einfegung bei fonftiger Unwirkfamteit zu gefhehen hätte, Der Ber 
griff der Erbeinfegung tft aus $. 532 ibid. zu entnehmen, und wenn 
der Erbl. die Sachen, aus weldhen fein Vmgn. befteht, aufgezählt hat, 
fo kann das in keiner Weife als eine Einfhränfung oder gar ale 
Widerruf der Erbeinfegung angefehen werben. 

Entf. v. 15. Jänner 1878, Nr. 12730 (4842 ©.-U.). Der 8. 757 
2. ©., welder dem Hauptſtück über die gefeglihe Erbfolge eingereiht 
it, bezeichnet den ber Witwe des Exble. aus dem ©. zugewiefenen 
lebenslänglihen Fruchtgenuß eines aliquoten Theile des Nachlaſſes, 


wie der oberfte Gerichtshof ſchon in mehreren Fällen entfieden hat, | 


als einen gefeglihen Erbtheil im Sinne des 8. 582 ibid. — Die 
Witwe ift daher als folidarifch haftende Miterbin ihres Kindes anzufehen. 
Entf. v. 11. Auguft 1870, Nr. 9364 (3846 G.-U.). Welche Be 


deutung dem Abfage der Iegtwilligen Erflärung, dagegen fol! meine innigfl- | 


geliebte Freundin B mein ganzes erfpartes Bmgn,, weldhes im Nad- 
ſtehenden befteht (folgt die Aufzählung ohne ein Präpicat), zulomme, 
kann nur im ordentlihen Rechtswege entſchieden werben und es ift daher bei dem 
Widerfireit der eingebrachten Erbserllärungen das Bf. nad $. 125 Abh.⸗Pat. 
einzuleiten. 

Entfd. v. 4. Yunt 1862, Nr. 2503 (1529 ©.-U.). Nah dem Tefla 
mente, in welchem Jemand zum Haupterben, mit dem Beiſatz, „daß diefe Univerfal- 
erbſchaft aus 100 fl. beſteht,“ eingefegt, und ben wahrhaft bürftigen Familien 
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anf der Laimgrube „der Reſtbetrag vermacht“ wurde, find nur die wahrhaft dürf⸗ 
tigen Familien auf der Laimgrube als Erben anzufehen, da fid auch aus allen 
Umftänden ergibt, daß unter „Reftbetrag“ nicht die erübrigte Barſchaft (welche 
dur zahlreiche Geldlegate Tängft erſchöpft würde), fonbern der Reft des Bmgns., 
nach Abzug der Schulden und Legate, gemeint iſt. 

Entſch. v. 30. Mai 1860, Nr. 6253 (1143 ©.-U.). Die von bem 
Erb. über Ermahnung unparteiifcher gleichzeitig anweſender drei Zeugen und 
feiner Gattin abgegebenen Erflärung: „zu was brauden wir ein Teflament; 
es braudt fein Teſtament; warum foll ich ein Teftament machen; es gehört 
ohnehin Alles meiner Grau, mie es liegt und fteht, und niemand fann ihr 
davon etwas nehmen,“ ift ein zu Gunften der Gattin errichtetes giltiges Teſta⸗ 
ment (8. 564 B. ©.). [? 8. 565 ibid.] 

Entf. v. 13, Mai 1867, Nr. 4475 (350 G.-U.). Bei Entſcheidung 
der Brage, ob eine letztwillige Anordnung als Teftament oder Codicill aufzufaflen 
fei, ift nicht ausfchlieglih nur anf ven Wortlaut Rüdfiht zu nehmen. 

Entſch. v. 11. März 1857, Nr. 1899 (311 ©.-U.). Die Vereinbarung 
im Ehevertrag, beide Theile fegen fih hiermit gegenfeitig zu alleini- 
gen Erben ihres gefammten Vmgns. ein, ift für fi allein nit als ein 
Erbvertrag nad) $. 1253 B. ©,, fondern lediglich als eine gegenfeitige (wider- 
rufliche) Erbeinfegung anzufehen; zumal in der Urkunde nirgends die gegenfeitige 
Annahme und Erklärung der Unwiderruflichkeit normirt erſcheint mit Rüdfidht auf 
die Beftimmung des $. 1253 ibid. (wornady der Bertragserbe nur auf °/, 
des Nachlaſſes Anfprud hat); diefe Beſtimmung auch nur dann von Wirkung 
if, wenn fie ald Teftament gewollt wurde. Die Vermuthung, daß alles 
in dem Btg. Aufgenommene als Bertragsbeftimmung gelte, fann für 
Epeverträge nicht behauptet werben, weil das Gefeg (8. 1217 ibid.) 
ausprüdli geftattet, in den Ehevertrag auch bloße Erklärungen 
aufjunehmen, 

Entſch. v. 4. März 1857, Nr. 11387 (310 ©.-U.). Unfer ©. ſchreibt 
feine beflimmte Formel für die Ernennung eines Erben oder Anord- 
nung eines Legates vor; ed genügt, daß ber Wille des Erbls. ſich auf 
eine feinem Zweifel Raum laffende Weife äußere, wobei eine Erb⸗ 
einfekung überall da angenommen wird, wo der Erbl. über fein ganzes 
Bimgn. oder einen in Beziehung auf das Ganze beftimmten Theil des— 
felden verfügt; fonft aber ein Vermächtniß in der Anordnung gefehen 
wird. — Die Anordnung, daß Allee, mas nah Bezahlung der Hypo- 
thekarſchulden übrig bleibe, feiner Gattin N. übergeben werben folle, 
Ratt als Erbſchaft an feine Kinder überzugehen, ift demnach ein giltiges 
Teflament. 

Eutſch. v. 20. Februar 1838, ? (P. ©. 364). Im Zweifel, ob eine 
letzwillige Anordnung ein Teftament oder Codicill fei, ift legteres anzunehmen 
(8. 655 8. ©.). 


Zutheilung der Erbſchaft: 
a) wenn nur Ein Erbe; 
G. 554 — vgl. 5. 866; 5. 798, 825, 889; 5. 535 ©. G.) 
8. 554. Hat der Erblaffer einen einzigen Erben, ohne ihn auf einen Theil der Verlafſen ⸗ 
(Saft zu beſchränken, unbeftimmt eingefeit; fo erhält er den ganzen Nachlaß. Iſt aber dem 
einzigen Erben nur ein in Beziehung auf das Gange beftimmter Erbtheil ausgemeflen werben; 
fo fallen die übrigen Theile den gefetlichen Erben zu. 
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b) wenn mehrere ohne Theilung; 
(8. 566 — ugl. 89. 659, 580, 664; 8. 689; 9.28 0. ©.) 
8. 555. Sind ohne Borfchrift einer Theilung mehrere Erben eingefegt worden; fo theilen 
fie zu gleichen Theilen. 

Entf. v. 1. März 1859, Nr. 1737 (741 ©.-U.). Wenn ein Erbl. 
„feine nähften Berwandten" der Seitenlinie, ohne nähere Bezeich— 
nung berfelben, zu Erben berufen hat, fo will er offenbar, dag nur 
jene Berfonen ihn beerben follen, welde ihm nad der gefeglidhen 
Erbrechtsbeſtimmung die nädften find. Hierauf gründen fi bie 
88. 559 u. 862 B. G. Eine folge Teftamentsanordnung ift alfo eine 
ſtillſchweigende Berufung zur gefeglihen Erbfolge, e8 tritt daher 
auch bezüglich der Antheile viefer Erben vie in 88. 559 u. 682 ibid. 
von der Regel des $. 155 ibid. gemadte Ausnahme als für den 
Richter feſtzuhaltende Bermuthung ein und es ift die Einantwortung nad 
Kopftheilen für diefe verſchiedenen Stämmen angehörigen in verfchievenen Graden 
mit dem Erbl. verwandten hierdurch berufenen Perfonen, unzuläffig. 


c) wenn alle in befimmten Sheilen; 
46. 556 — ngl. $. 798; . 555, 558, 648 8. ©.) 
8. 556. Sind mehrere Erben und zwar alle in beftimmten Erbtheilen, die aber das Ganze 
nicht erfhöpfen, eingefegt worden; fo fallen die übrigen Theile den geſetzlichen Erben zu. Hat 
aber der Erblaffer die Erben zum ganzen Raclafie berufen; fo haben bie geſetzlichen Erben 
feinen Auſpruch, obſchon er in der Berechnung ber Beträge, over in der Aufzählung ber Erb⸗ 
ftüde etwas übergangen hätte. 

Entid. v. 13. März 1861, Nr. 1504 (1283 ©.-U.). Wenn Jemand 
beftimmte Perſonen zu fernen Univerfalerben einfegt und zugleich beflimmt, vaß 
fein Nachlaß in ebenfoviele Theile getheilt und jedem Erben ein gleicher Theil 
eingeantwortet werden foll, fo fält der dur; Wegfall eines der Erben erledigte 
Erxbtheil nicht den gefeglihen Erben, fondern den übrigen Miterben zu (88. 556, 
560 u. 562 ®. ©.). 

Entf. v. 22. Iumi 1859, Nr. 7116 (820 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 1504 ex 1861. 

Entſch. v. ? (©. Ztg. 1853, Nr. 55). Ein Erbtheil, über welchen der 
Erbl. im Teftamente ausprädlich fih eine befondere Verfügung vorbehalten hat, 
fällt, wenn eine folde Verfügung gleihwohl nicht getroffen wurbe, ben im Tefta- 
mente eingefegten und nicht den gefeglichen Erben zu. 

Entfd. v. 2. April 1852, Nr. 3108 (P. ©. Nr. 350). Aehnl. der 
Entf. Nr. 1504 ex 1861. 


d) wenn einige mit Sheilen, andere ohne Theile eingeſetzt find. 
@. 887 — vgl. $. 556 8. ©.) 
8. 559. Wird, unter mehreren eingefegten Erben einigen ein beſtimmter Theil (4. 8. ein 
Drittgeil, ein GSchetheil), andern aber nichts beftimmtes ausgemeflen; fo erhalten biefe ben 
übrigen Nachlaß zu gleichen Theilen. 


(4. 588 — vgl. 9. 682 ©. ©.) 
8. 558. Bleibt nihts übrig, fo muß von ſämmtlichen beftimmten Theilen für den unbe 
ftimmt eingefegten Erben verhältnißmäßig fo viel abgezogen werben, daß er einen gleichen 
Antheil mit demjenigen erhalte, der am geringften bedacht worden iſt. Sind die Theile der 
Erben glei groß, fo haben fie an den unbeftimmt eingefegten Erben fo viel abzugeben, daß 
er einen gleihen Antheil mit ihnen empfange. In allen anderen Fällen, wo ein Erblafler 
fi verrechnet hat, ift die Theilung auf eine Art vorzunehmen, woburd der Wille des Erb» 
laſſere nad den über das Ganze erflärten Berhältniffen auf das möglichfte erfüllt wird. 
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Eutſch. v. 28. Mai 1879, Nr. 5052 (9. BL. 1879, Nr. 20). Es ift 
nicht nethwendig, daß der Erbe mit Bor- und Zunamen bezeichnet fei; es genügt, 
wenn Demjenigen, der zur Auslegung des letzten Willens berufen ift, unter Ber 
tädfihtigung aller Umflände kein Zweifel über die Berfon des Berufenen übrig 
bleibt; denn es ift fundamentale Grundfag der bie Erbfolge regelnden Beftim- 
mungen, daß innerhalb der vom ©. gezogenen Schranken ver legte Wille bes 
Erbls. möglihft erfüllt werde (8. 558 B. ©). Da nur ans dem letztwilligen 
mündlichen Beſtimmungen ver verftorbenen Wittive urzweifelhaft erhellt, daß die« 
felbe ihren Nachlaß einer anderen Perfon als ter heutigen Klägerin, die auch 
feine Notberbig iſt, zuwenden wollte, und da aud Feine andere Perfon auf 
Gründ des Teſtamentes auf diefen Nachlaß einen Anſpruch geltend machte, fo 
folgt ſchon aus biefen Erwägungen, daß bie von ber erften Inſtanz dem Tefta- 
mente gegebene Auslegung beſſer als bie ber zweiten Inſtanz bem Willen ber 
Erblaflerin gerecht wurde. Und in der That fordert das G. nicht, daß bie Ber 
zeichnung des Erben mittelft Bor- und Zunamen erfolge (88. 564, 566 ibid.). 

Entfd. v. 16. Juli 1852, Nr. 7173 (P. ©. 382). Wenn im Tefta- 
mente die zur Zeit der Errichtung desſelben bereits verftorbenen Geſchwiſter 
eingefegt wurden und ber Erbl. von deren Ableben gewußt haben mußte, fo darf 
nicht das Teſtament wegen Irrthums für ungiltig erflärt, fondern muß ange- 
Peg werden, daß er die Abldmmlinge der Geſchwiſter nad Stämmen einge 
jet e 


Welche Erben als Eine Yerfon betrachtet werden. 
(4. 559 — vgl. 8. 682; 96. ik, ss a; — — Pe gr v. 8. Juni 1846, Ar. 964, 
8. 559. Treffen unter ven eingefegten Erben ſolche Perfonen zufammen, wovon einige bei 
der gefeglichen Erbfolge gegen die übrigen als Eine Berfon angefehen werben müſſen (4. B. 
die Bruverskinder gegen ben Bruder bes Erblafiers); fo werden fie auch bei der Theilung aus 
dem Teſtamente nur als Eine Perfon betrachtet. Ein Körper, eine Gemeinde, eine Verſamm⸗ 
lung (3. B. die Armen) werben immer nur für Eine Perfon gerechnet. 

Entſch. v. 16. October 1867, Nr. 7298 (2884 ©.-U.). Das durd bie 
Zeugenvernehmung im Wege ber Abhantlungsbehörbe feftgeftellte mündliche Tefta- 
ment verbient den Vorzug vor dem durch die Zeugenausfage im fpäteren Pros 
ceſſe behaupteten. Wenn der Exbl. erflärt, daß er fein Vmgn. feinen Erben 
hinterfaffe, fo ift der Nachlaß nach der gefeglichen Erbfolge 6 736 B. ©.) zu ver« 
theilen, gerade fo, als habe der Erbl. diefe gefeglich berufenen Erben im Tefla- 
mente namentlich eingefegt (8. 559 ibid.), demnach die eine Hälfte dem einen 
Bender, die andere Hälfte den Nadıtommen bes verftorbenen Bruders. 

Entf. v. 6. October 1863, Nr. 6636 (1806 ©.-U.). 8. 564 B. G. 
ift, wenn man nidt den $. 559 ibid. ganz oder theilmeife unwirkſam machen 
will, dahin zw verfiehen, daß der Erbl. allerbings eine Verſammlung, und aus 
felber eine näher bezeichnete Kategorie berufen, die Benennung der Perfonen 
hierans zwar nit einer dritten Privatperfon, wohl aber einer Be- 
börde überlaffen kann, die eigentlih nur ausſpricht, welde jener 
Berfonen bie geforderten Eigenfchaften befigt. („Zu Erben ernenne ich 
30 biefige, redliche .... von der #, k. Stabthauptmannfchaft für die würdigſten 
erfannte, verunglüdte Bürger“). 

Entf. v. 1. März 1859, Nr. 1737 (741 ©.-U.). Wenn ein Erbl. 
„Seine nähften Berwandten“ der Seitenlinie, ohne nähere Bezeich- 
nung derfelben, zu Erben berufen hat, fo will er offenbar, daß nur 
jene Berfonen ihn beerben follen, welde ihm nad ber gefegliden 
Erbrechtsbeſtimmung die nädften find. Hierauf gründen fid bie 
88. 559 u. 682 8. ©. Eine folde Teflamentsanorbnung iſt eine 
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ſtillſchweigende Berufung zur geſetzlichen Erbfolge; es tritt daher 
auch bezüglich der Antheile dieſer Erben bie in 8. 559 u. 682 ibid. 
von ber Regel des 8. 555 ibid. gemadte Ausnahme als für den Richter 
feſt zuhaltende Bermuthung ein und if die Einantwortung nad Kopf 
theilen für diefe verſchiedenen Stämmen angehörigen in verſchiedenen Graben mit 
dem Erbl. verwandten hierdurch berufenen Perſonen unzuläffig. 


Recht des Zuwachſes. 
(8. 560 — vgl. 96. 589-5454 538, 561, 805; 36. 568, 796, 584; 68. 604, 608 ©. ©.) 
8. 560. Wenn alle Erben ohne Beftimmung ber Theile, ober in dem allgemeinen Ausdrucke 
einer gleichen Theilung zur Erbſchaft berufen werben, .und es kann, ober will einer ber Erben 
von feinem Erbrechte keinen Gebrauch machen; fo wächft der erledigte Theil den übrigen ein ⸗ 
gefegten Erben zu. 

Eutſch. v. 22. October 1861, Nr. 6120 (1403 ©.-U.). Wenn be 
Kannte eigenberedhtigte Erben die Abgabe der Erbserflärung verweigern, iſt nad 
8. 120 ob. Pat. ohne Rüdfiht auf ihre Anfprüche zu verhandeln; 8. 12% 
Abh. Pat. ann nur auf den Fall bezogen werben, da der nicht angetretene Erb» 
theil als caduc an den Fiscus fallen würde, wie burd Stellung diefer Erben 
und bie Entgegenhaltung der 88. 560 u. ff., 689, 727 u. 760 ®. ©. außer 
Zweifel gefegt ift. 

Entf. v. 12. Märg 1861, Nr. 1504 (1283 ©.-U.). Die Anord⸗ 
nung, wornad Mehrere zuſammen ungetheilt. oder ausdrücklich unter Beftimmung 
heiger Theilung zu einem Ganzen berufen werben, iſt nad 88. 560 u. 689 

. ©. dahin zu verftehen, daß das Ganze allen dazu Berufenen nur beſchränkt 
durch die Concurrenz ber Mitberufenen zugedacht werde — daher bei Wegfall 
eines Mitberufenen (Legatare), vermöge des Zuwachsrechtes ein verhältnigmäßig 
größerer Antheil an die re et verbis Mitberufenen gelangt (den 5 Kindern 
meined Bruders A, B, C, D, E vermade ih 2000 fl. .... find auf fünf 
gleihe Theile zu vertheilen). : 

Entid. v. 22. Juni 1859, Nr. 7116 (820 ©.-U.). Die Anorbnung, 
„meine Nichte Anna fammt ihren drei Kinvern, nämlidy.... fege ich zu meinen 
Univerfalerben ein; jedoch fo, dag mein, nach Abzug der Legate bleibendes Vmgn. 
in vier gleiche Theile getheilt werde, und Jedem fein Theil durch die Abhandlunge« 
inftanz zugetheilt werde“, enthält in ungezwungener Auffaflung offenbar nur bie 
zur Vermeidung von Streitigkeiten vorſorgliche Verfügung, daß das Gericht felbft 
den Nachlaß effectiv theile und zuweiſe. Der Erbl. fagte nie und nirgends, daß 
bie Theilung jedod fo erfolgen folle, daß jeder nur */, erlange, und darum finden 
vie 88. 556 u. 560 B. G., nicht aber 8. 562 ibid. Anwendung. 

“ Entfd. v. 2. April 1852, Nr. 3108 (P. S. 350). Die Vorſchrift des 
8. 560 B. ©. ift auch dann anmenbbar, wenn ber eingefegte Erbe vor dem 
Erbl. ſtirbt, und es tritt in diefem Falle das Zuwachsrecht ebenfo ein, wie in 
dem Falle, daß der gedachte Erbe den Erbl. zwar überlebt, von feinem Erbrecht 
aber keinen Gebrauch madıt. 


(8. 561 — vgl. 6. 555; 98. 594 u. 796 8. ©.) 


8. 561. Sind Ein ober mehrere Erben mit, ein anderer oder mehrere ohne Beflimmung des 
Erbtheiles eingefegt; fo wächſt der erledigte Theil nur dem einzelnen, ober den mehreren; noch 
übrigen, unbeftimmt eingefegten Erben zu. 


(8. 562 — vgl. bei $. 560 cit.) 


8. 568. Einem beflimmt eingefegten Erben gebührt in keinem alle das Zuwacherecht. 
Wenn alfo ein unbeſtimmt eingefegter Erbe übrig ift; fo fällt ein erledigter Erbtheil nicht einem 
noch Übrigen, für einen beſtimmten Theil eingefegten, fonbern den geſetzlichen Erben zu. 
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Entfd.v. 22. Imi 1859, Rr. 7116 (820 ©.-U.). Die Anorbuung, „meine 
Rihte Anna fammt ihren drei Kindern, nämlich . . . . fege ich zu meinen Unis 
verfalerben ein; jedoch fo, daß mein, nad Abzug der Legate, bleibendes Vmgn. 
in vier gleiche Theile getheilt werde, und Jedem fein Theil durch die Abhanblungs- 
inflanz zugetheilt werde“, enthält nur die Verfügung, daß das Gericht felbft den 
Nachlaß effectiv theile und zuweiſe. Der Erbl. fagte nirgends, daß die Theilung 
jedoch fo erfolgen folle, daß jeder nur ein '/, erlange, und darum finden bie 
88. 556u. 560 B. ©., nicht aber 8. 662 ibid. Anwendung. 


(8. 568 — vgl. 85. 145 ©. ©.) 


8: 563. Wer den erlebigten Erbtheil erhalt, übernimmt auch bie damit verknüpften Laflen, 
infofern fie nicht auf perſönliche Handlungen des eingefegten Erben eingeſchränkt find. 


@ 864 — vgl 8. 598 0. @.; Hoffilb. u. 18. Nevember 1836, yolit. @. ©. DA. Bb.) 
8 564. Der Erblafer muß den Erben feldft einfegen; er kann deffen Ernennung nicht dem 
Ausipruche eines Dritten überlaffen. 

Entſch. v. 28. Mai 1879, Nr. 5062 (I. ©. 1879, Nr. 30). Es ift 
zur Biltigleit einer Exbseinfegung nicht nöthig, daß der Erbe mit Bor- und Zu- 
name oder folder Art bezeichnet fei, daß die Perſon fofort und für jeden Dritten 
individualifirbar ift. Es genügt wenn demjenigen, der zur Auslegung des legten 
Willens berufen iR, unter Verüdfihtigung aller Umftände kein Zweifel über die 
Berfon des Berufenen erübrigt (88. 558, 564, 566, 571, 604). 

Entf. v. 27. November 1872, Nr. 11753 (4798 ©.-U.). Die Zu- 
wendung an eine beftimmt genannte Perfon, indem jemandem aufgetragen wirb, 
„wem fie es fich bei ihm verdient“, ihr eine Wirthſchaft zu übergeben, ift nicht 
mit der Anorbmung bed 8. 564 B. ©. im Widerſpruch, weil ver Erbl. aller- 
dinge die Berfon felbft genannt und nur dem Ermeſſen des Dritten anheim- 
gefellt bat, ob die Bedingung der Einfegung durch biefelbe erfüllt worden 
fein werde. 

Entſch. v. 22. November 1871, Nr. 13853 (4384 ©.-U.). Die An⸗ 
ordnung, wornach dem Ehegatten die Verpflichtung auferlegt wird, das Vmgn. 
feinergeit „einem“ von 4 vorhandenen Söhnen zu übergeben, ift nad 8. 564 
8. ©. umgiltig. 

Entſch. v. 6. October 1863, Nr. 6636 (1806 ©.-U.). 8. 564 8. ©, 
besiwedt nur, den Exbl. vor der Täuſchung zu bewahren, daß der Dritte, dem er 
volles Bertranen ſchenkte, diefes mißbrauche und ift, wenn nicht 8. 559 ibid. 
ganz oder theilweife unwirkſam fein fol, dahin zu verftehen, daß ber Erbl. 
allerdings von einer Verſammlung, und aus felber näher bezeichneten Kategorie 
die Benennung der Berfonen — zwar nit einer britten Perſon — 
wohl aber einer Behörde überlaffen kann, die eigentlid nur aus— 
ſpricht, melde jener Berfonen die geforderten Eigenfhaften befigt. 
(„Zu Erben ernenne ich 30 hiefige reblihe ...... von der f. f. Stabthaupt« 
mannſchaft für die würbigften erkannte verunglüdte Bürger.“) 

Entf. v. 17. Deceifiber 1856, Nr. 11614 (251 ©.-U.). Wenn auf 
im Teftamente bem beftellten Teftamenteereeutor ausbrädlich zur Vermeidung von 
Streitigteiten die Auslegung der teftamentarifhen Anordnung überwieſen ift, 
Ünnen doc die Erbointereſſenten an biefelbe nicht gebunden fein, weil bieß ber 
Borfrift des 8. 564 B. ©, wiberftreitet. A 

Entfd. v. 22. April 1853, Nr. 3693 (P. ©. 355). Eine legtwillige 
Anordnung, worin der Erbl. verfügt, daß fein Nachlaß einer beftimmt genannten 
Berfon übergeben werden folle, damit diefe darüber in berabredeter Weile ver- 
füge, iſt gaͤnzlich ungiltig [?] und kann auch nicht als Erbseinfegung ver genannten 
Berfon angefehen werben. 
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Entfd. v. 4. Juli 1851, Nr. 4354 (PB. ©. 853). Die dem Erben, 
wenn auch unter gewiffen Beſchränkungen (Alternative unter mehreren genannten 
Berfonen), überlafiene Wahl eines Subftituten ift ungiltig. 

Entid. v. 28. Yuli 1837 (Giorn. di giurispr. 1846, p. 105). Aehnl. 
der Entfh. Nr. 4854 ex 1851. 

Entſch. v. ? (P. ©. 354). Die Anordnung, worin eine Stelle durch⸗ 
ſtrichen, fodann einer Perfon mehrege Gegenftände legirt und beigefügt wird, 
„es werbe ihr als fogeftaltiger Univerſalerbin....“ ift, da die Einfegung bes 
Erben nicht Direet geſchah, ungiltig. 


Die Grhfärung muß überlegt, beſtimmt und frei fein. 
(8. 585 — ogl. 98. 865-877; $. 655. 0. ©) 

8. 565. Der Wille des Erblaſſers muß beftimmt, nicht durch bloße Bejahung eines ihm ge» 
machten Borfhlages; er muß im Zuſtande der vollen Befonnenpeit, mit Ueberlegung und Eruſt, 
frei von Zwang, Betrug und weientlihem Irrthume erklärt werben. 

Entf. v. 28. Mai 1879, Nr. 5052 (9. B. 1879, Nr. 30). Die von 
‚zwei Zeugen beftätigte von bem dritten Zeugen nicht widerſprochene Aeußerung 
der Erblaflerin: „Mein ganzes Vmgn. binterlaffe id dem Johann, welder und 
jung ift und vielleiht Kinder befommt“, webei die zwei erften Zeugen bie Ueber- 
zeugung gewannen, daß bie Erblafferin ihren Schwager biefes Namens zum Erben 
einfege, entfpriht den Erforderniffen des 8. 565 B. ©. Das mündliche Tefta- 
ment ift giltig (88. 558, 564, 566, 571, 586-ibid.). 

Entf. v. 12. December 1877, Nr. 6176 (©. Ztg. 1878, Nr. 2). 
Die Erforberniffe des 8. 565 B. G. werden in der Marginalrubrit desſelben 
zuſammengefaßt; es genügt daher zur Giltigleit des Teſtamentes eines Min., 
wenn der Notar (die Gerichtsperfon) in ben Acten ausbrüdlih bemerkt, daß bie 
Wilenserlärung „überlegt, beftimmt und frei" abgegeben worben fei. 

Entſch. d. 25. October 1876, Nr. 4777 (6266 ©.-U.). Wenn von bem 
aus dem G. erbserklärten Erben die leiste Willenserllärung des Erbls., ſowohl 
hiufichtlich ihrer Echtheit, als auch wegen Mangels der geſetzlichen Erforderniſſe 
ber 88. 565 u. 569 B. ©. beſtritten wird, fo iſt nicht dieſer, ſondern der aus 
biefer legten Willensanorbnung erbserflärte Erbe anzumweifen, als Kläger aufzu- 
treten (88. 125 u. 126 Abh.-Pat.). 

Entf. v. 19. Detober 1875, Nr. 6958 (6883 ©.-U.). Nah den 
88. 565 u. 655 B. ©. muß der legte Wille des Erbls. beftimmt und 
deutlich lauten und feine Worte müffen in ihrer eigenthümlichen 
Bedeutung, das ift in derjenigen genommen werben, welde den Zeit- 
und Ortöverhältniffen des Erbls. angemeffen ift und in welder fie 
der Erbl. gebraudt haben fannzc.... Wenn nun der Erbl. beftimmte, 
daß die B feine Realität im Werthe von 600 fl. übernehmen, den 
Miterben die Erbtheile in barem Gelde auszahlen und „die Keinen 
Rinder erhalten“ foll, fo kann in legterem Ausprud unmöglid das 
Bermädtniß des Unterhaltes nad 8. 672 B. ©. verftanden werben. 

Entf. v. 23. April 1872, Nr. 3720 (4683 G.U.). ... Ohne jede 
Rückſichtnahme auf den 8. 584 B. ©. liegt es in der Natur der 
Sade, daß, wenn der Erbl. einmal beabfidtigte, ſchriftlich zu tefti« 
ren und bavon nicht wieder abging, die in jener Abfiht kundgege- 
benen Berfügungen auf den Todesfall nur den Charakter eines 
Entwurfes, eines unfertigen Projectes an fi tragen, und daß, da 
ber Erbl. feine Ausſprüche vorausgefegtermaßen eben nur mit diefem 
Dewußtfein thun konnte, diefelben nicht einmal als beftimmte ernſt⸗ 
liche Willensertlärungen ($. 565 ibid.) anzufehen find, fo lange nidt 
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ber legte Wille in der beabfichtigten Form zum vollendeten Ausprude 
gelangte, und es hieße dem Willen des Erbls. Gewalt anthun, wenn 
man feine Aeußerung ald Nuncupativteftament, als welde er fie 
gar nicht aufrecht erhalten haben wollte, zur Geltung bringen wäre, 

Entſch. v. 19. Mai 1871, Nr. 3587 (4174 ©. U.) Ein formell cer⸗ 
rectes Teftament Tann nicht nah $. 565 B. ©. als erzwungen angefochten 
werden, wenn nicht der bei Abgabe der Willenserflärung ausgeübte Zwang 
gerihtSorbnungsmäßig erwiefen if. Durch vereinzelte Zeugnifle über verſchiedene 
Yuricien fanm der Bemeis nicht erbracht werben. 

Entſch. v. 5. Februar 1869, Nr. 449 (3277 G.-U.). Wenn nah An- 
ordnung des analphabeten Erbls. ein Zeuge, fo, daß es der Erbl. hört, dem 
anderen ben legten Willen dictirt, diefer Aufſatz ſodann in Gegenwart von vier 
Zeugen, welde ven Aufſatz einfehen können oder nır in Ueberzeugung der Ver⸗ 
lãßlichkeit des Schreiberd dieß unterlaflen, vergelefen und vom Erbl. als fein 
legter Wille bekräftigt und mit dem Kreuzzeichen unterfertigt wird, fo ift aller- 
dings ein giltiges münbliche® Teftament zu Stande gelommen. Der Umſtand, 
daß die Zeugen nicht wirklich ten Inhalt des Auffages eingefehen haben, ſteht 
der Giltigfeit nicht entgegen; denn $. 581 8. ©. bezwedt mit der dießfälligen 
Borfhrift bloß die Eontrole des BVorlefenden; nah dem oberwähnten Vorgang 
kann aber über die richtige Ablefung des wahren Willens des Erbls. fein Zweifel 
obwalten. 

Entf. v. 24. Juni 1866, Nr. 1400 (©. Big. 1866, Nr. 66). Es 
iR zur Gilligkeit des Teftamentes nicht erforberlih, daß der Erbl. die Zeugen 
ausdrücklich hiezu bitten laffe und ihnen wörtlich ankündige, daß er ein Teftament 
machen wolle, wenn dieß aus allen Umſtänden unzweifelhaft fi ergibt. 

Entſch. v. 18. November 1862, Nr. 7287 (1600 ©.-U.). Die 88. 585 
u. 588 B. ©. erfordern zur Giltigkeit einer mündliden legten An- 
ordnung, daß der Erbl. vor drei fähigen Zeugen ober vor dem Richter 
feinen legten Willen erllärte. Den Worten „feinen legten Willen 
erllären" Tann jevoh nah dem gewöhnlihen Spradgebraude, wie 
nad dem die Definition der „Erflärung des legten Willens“ enthal- 
tenden $. 552 ibid. nur der Sinn beigelegt werden, daß ber Erbl. 
feine Anordnung mortis causa dem Notar oder dem Richter ſelbſt 
{ipse testator) mittheilt....... (88. 586 u. 588 ibid.). Es ge- 
nägt daher zum mündlichen Teftamente nicht, daß der Erbl. einen ihm 
gemachten Borfhlag einfach bejaht ($. 565 ibid.) oder den vorge 
lefenen Auffag als feinen legten Willen beträftigt. 

Entſch. v. 23. Mai 1861, Nr. 3489 (1327 G.U.). Die nad 8. 579 
B. ©. vorgefchriebene erblafferiihe Beftätigung, daß der Teflamentsanffag fein 
letter Wille fei, muß nicht in- Worten geſchehen; fie liegt fhon darin, daß der 
Erbl. nach vernommener Vorlefung unterfertigt. 

Entfd. v. 30. Mai 1860, Nr. 6253 (1143 ©.:U.). Die von bem 
Erbl. über Ermahnung "unparteiifcher gleichzeitig ammwefender drei Zengen und 
feiner Gattin abgegebenen Erklärung: „zu was brauden mir ein Teflament; 
«6 braucht fein Teftament; warum foll id ein Teftament machen; es gehört 
ohnehin Alles meiner Frau, wie es liegt und ſteht und niemand kann. ihr 
davon etwas nehmen, ift ein zu Gunften ver Gattin errichtete giltiges Tefta- 
ment ($. 564 B. ©.). 

Entf‘. v. 12. Mai 1858, Nr. 4748 (562 G.-U.). Die in $. 579. 
B. ©. vorgefhriebene Beflätigung muß nicht ter Form des 8. 565 ibid. ent⸗ 
ſprechen; auch eine einfache Bejahung des Erbls. genügt, wenn nad den fonftigen 
Umfländen an dem wahren Willen des Exbls. nicht gezweifelt werden Tann, 
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Entf. v. 25. November 1857, Nr. 11827 (478 &.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 4748 ex 1858. 

Entfd. v. 26. Auguſt 1857, Nr. 6070 (428 ©.-U.). Aehnl. der Eutſch. 
Nr. 4748 ex 1858. 

Entf. v. 4. März 1867, Nr. 1724 (Haimerls Mag. 16. Bd. ©. 510). 
8.565 8. ©. findet feine Anwendung auf den Fall, wenn in einem ſchriftlichen 
Teftamente bereitö der beftimmt und deutlich erflärte Wille des Erbls. vorliegt und 
von diefem (durch Bejahung) beftätigt wird, daß die von ihm bereits unterfertigte 
Urkunde * legten Willen enthalte (F. 579 ibid.). ſAehnl. der Entſch. Nr. 7287 
ex 1862. 

Entfd. v. 17. December 1856, Nr. 11614 (251 &.-U.; P. ©. Nr. 366). 
Wenn fi aus dem Zufammenhange ergibt, daß der Erbl. unter gefeglihen Erben 
in Wahrheit Notherben verftanden habe und bei anderer Auslegung die Anord- 
nung ſich widerfpräde, fo ift das Teftament in diefem Sinne auszulegen. 

Entf. v. 27. Auguft 1856, Nr. 8018 (218 ©.-U.). Die Erbeinfegung 
muß beutlih und beftimmt fein; dur die Zeugen können nur Thatfachen be— 
flätigt werben, diefelben find jedoch nicht berufen, ein Urtheil abzugeben. 

Entf. v. 20. December 1855, Nr. 10067 (148 G.-U.). Wenn auch 
ber Erbl. im Teftamente nicht alle Anorbnungen traf, die er beabfichtigte, bleibt 
doch das mündliche Teftament giltig. 

Entſch. v. 23. October 1855, Nr. 10425 (982 G.-U.). Der Umfland, 
daß ber Erbl. nach Verlefung des von ihm nicht eigenhändig geſchriebenen Aufe 
fages über Befragen, ob das fein letter Wille fei, mit dem Kopfe nidte, worin 
die Zeugen eine Bejahung fahen, genügt nicht, weil im Algemeinen 8. 565 B. ©. 
vorfchreibt, daß der Erbl. feinen legten Willen beſtimmt erklären müfje und ind» 
befondere $. 579 ibid. vorſchreibt, daß der Erbl. den Aufſatz als feinen legten 
Willen „beftätige”, nicht alfo bloß ſtillſchweigend gutheiße (8. 863 ibid.). — 
[Vorfpr. der Entih. Nr. 4748 ex 1858.] 

Entſch. v. 5. Juni 1855, Nr. 5846 (97 ©.-U.), Die, dem mit ber 
lettwilligen Anorbnung ernannten Vormunde, legirte jährliche Rente bleibt be» 
ftehen, wenn er aud die Vormundſchaft zurücklegt. 

Entfd. v. 29. Mai 1855, Nr. 3363 (93 ©.-U.). Wenn der Erbl. 
zwar das Teflament in Gegenwart aller Zeugen „als Teftirender“ unterzeichnet, 
nicht aber ausbrüdlich felbes als feinen legten Willen ihnen gegenüber beftätigt, 
fo iſt dasſelbe nad der beftimmten Anorbnung des 8. 579 B. ©. ungiltig. — 
[Wbrfpr. der Entſch. Nr. 4748 ex 1858.] 

Entſch. v. 23. September 1853, Nr. 9541 (P. ©. 366). Bei der 
Auslegung eined Bermäctnifles ift die deutlich erflärte oder aus allen Umftänden 
fih Mar ergebende Abfiht des Erbls.; in Ermanglung einer folden aber bie 
bezügliche Geſetzesvorſchrift anzuwenden. 

Entſch. v. 16. Yuli 1852, Nr. 6724 (P. ©. 372). Wenn ein fehlecht 
geſchriebenes Teſtament wenigſtens durch Sahverftändige im Schreibfache noch 
mit Beſtimmtheit entziffert werden kann, iſt es als giltig aufrecht zu erhalten. 

Entſch. v. 20. Juni 1851, Nr. 4709 (P. S. Nr. 363). Wenn ber 
Erbl. ſelbſt ausſprach, daß er Über weiter zu treffende Anorbnungen noch nadj- 
denken ımd dann fein Teflament beenden wolle, fo iſt, wenn dieß unterblieb, das 
Teftament als ein unvollfländiged zu betrashten und daher nngiltig. — Worſpr. 
der Entih. Nr. 10067 ex 1855.] 
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Arſachen der Anfähigkeit, zu teſtiren: 


1. angel der Beſonnenheit; 
(4. 566 — vgl. 1. 55, 870; 6. 542; $5. 570572; 16. 866—868 ©. @.) 
8.566. Wird bewiefen, daß die Erklärung im Zuftande der Raferei, des Wahnfinnes, Vlöd⸗ 
finne® oder der Trunkenheit geſchehen fei, fo iſt fie ungiltig. 
Entf. v. 13. November 1860, Nr. 8576 (1225 ©.-U.). Bezüglich 
der Teflamente der Taubftummen find befondere Förnlichkeiten nicht vorgeſchrieben. 
Entſch. v. 21. Juli 1857, Nr. 6183 (419 G.-U.). Wenn der Erbl. 
aiht nach 8. 273 B. ©. wegen Blövfinns, fendern nur nad) $. 21 ibid. wegen 
Unvermögens die Folgen feiner Handlungen einzufehen, unter Curatel geftellt 
wurde, kann fein Teftament nach Umfländen giltig fein. 


@. 567 — vgl. 9. 288 8. ©.) 

8. 363. Wenn behauptet wirb, daß der Erblafier, welcher den Gebrauch des Verſtandes ver. 

loren hatte, zur Zeit der Iegten Anordnung bei voller Befonnenheit geweſen fei, fo muß die 

Behauptung durch Kunftverftändige, oder durch obrigkeitliche Perfonen, bie den Gemüthszu- 

Rand des Erblafſers genau erforfcgten, oder durch andere zuverläffige Beweife außer Ziveifel 
gelegt werben. 

Entſch. v. 31. Zuli 1877, Nr. 4247 (©. Big. 1878, Nr. 31), Wer 
fih auf Grund eines Teflamentes erbserflärt, welches der Erbl. während der 
wegen Wahnſiuns über ihn verhängten Euratel errichtete, bat als Kläger im 
ordentlichen Rechtswege zu erweifen, daß die legtwillige Erklärung des Erbls. im 
Zuſtande voller Befonnenheit abgegeben wurde, nicht aber ift der Intetaſterbe 
(die Finanzprocuratur noe des Caducfondes) auf den Rechteweg zu verweilen 
(88. 566, 667 B. ©.; 88. 123, 125 u. 126 Abh.-Pat.). 

Entf. v. 29. April 1857, Nr. 2825 (334 G.-U.). Mögligerweife 
lönnen durch die Zeugen folde Daten nachgewieſen werden, ans 
welden mit juriftiiher Gewißbeit gefolgert werben kann, es fei von 
Seite vesjenigen, deffen Einwilligung beftritten wird, Mangels ver 
erforderlichen Geiſteskräft feine wahre Einwilligung erfolgt. Der 
8. 567 B. ©. geftattet in dem Falle, wo der Mangel des Verſtandes⸗ 
gebrauches vor dem beftrittenen Acte erwiefenermaßen vorhanden mar, 
alfo im Zweifel, die Fortdauer diefes Seelenzuftandes zu vermuthen 
if, den Beweis der Aenderung dieſes Zuftandes, außer durch Kunft- 
verfändige, au durch andere zuverläffige Zeugen. 

Entf. v. 19. September 1860, Nr. 4805 (©. Big. 1852, Nr. 98). 
Der Beweis über den Geifteszuftand, in welchem ber Erbl. feinen legten Willen 
limdgab, Tann, außer durch Sachverſtändige, auch durd Zeugen hergeflellt werben, 

Entſch. v. 15. März 1850, Nr. 781 (B. ©. 373). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 4805 ex 1850. 


2. Prodigalitätserklärung, in wie fern; 
@. 568 — vgl 46. 691, 692; 801, 802; 58. 774, 760; 84. 178, 251; 8. 278 ©. @.) 
8.308, Fin gerichtlich erflärter Verſchwender kann nur über die Hälfte feines Vermögens 
durch Tegten Willen verfligen; die andere Hälfte fällt den gefeglichen Erben zu, 


Entſch. v. 26. Mai 1858, Nr. 4588 (575 ©.:U.). Der 8. 568 8. ©. 
befhräntt wohl das Teflirungsredt eines geridtlid erflärten Ber- 
Ihwenders auf die Hälfte feines Vmgns., aber das ©. madt einen 
Befentlihen Unterfhied zwifhen der Probigalitätserflärung nad 
8. 273 ibid. und der (wenn aud in concreto aus gleihen Motiven 
derfügten) Bormundfhaftsverlängerung nad 8. 173 ibid., welch' letz⸗ 
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tere fhon wegen „beträdtlihen Schulden“ verhängt werben kann. 
Iemand, über welden lediglich die Vormundſchaft oder väterlihe Ge- 
walt wegen Berfhwendung verlängert wurde, kann daher über fein 
ganzes Vmgn. teſtiren. 

Entſch. v. 21. Yuli 1857, Nr. 6183 (419 G.-U.). Das Teſtament 
eines, bloß wegen Unfähigkeit zur Beſorgung feiner Angelegenheiten nad 8. 21 
B. ©. unter Curatel Geitellten, ift vollinhaltlih aufrecht zu erhalten; benn zur 
zwedmäßigen Vermögensverwaltung gehört eine höhere Befähigung als zur Er— 
richtung des legten Willens, wozu die Fähigkeit ausdrücklich mehreren Perfonen 
im ©. ($$. 568 u. 569 ibid.) zugeftanden wird, welchen die Verwaltung ihres 
Bingne. entzogen iſt. 

Entfd. v. ? (Gazz. dei Trib. di Milano 1853, Nr. 93). Hat ver 
Prodigus gar keine gefeglihen Erben, fo fält auch die Beſchränkung des 8. 568 
für ihm weg. 

Entjd. v. 26. Mai 1852, Nr. ? (Gazz. dei Trib. 1852, Nr. 10). 
Achnl. der Entſch. Nr. 4588 ex 1858. 


3. unreifes Alter; 
(8. 569 — vgl. #6. 810, 885; 58. 587-590 8. &.; 6. 70 Rot. D. v. 25. Juli 1871, Ar. 75 R. @. 8.) 
8 569. Unmündige find zu tefliven unfähig. Minderjährige, die das achtzehnte Jahr noch 
nicht zurückgelegt haben, können nur mündlich vor Gericht tefliren. Das Gericht muß durch 
eine angemefjene Erforſchung fi gu überzeugen fuchen, baß die Erklärung bes legten Willens 
frei und mit Meberlegung geſchehe. Die Erklärung muß in ein Protokoll aufgenommen, und 
dasjenige, was fi aus ver Erforfhung ergeben hat, beigerlidt werben. Nach zurückgelegtem 
achtzehnten Jahre kann ohne weitere Einſchränkung ein leiter Wille erflärt werden. 


Entf. v. 12. December 1877, Nr. 6176 (©. Ztg. 1878, Nr. 2). Die 
Beftimmung des $. 569 3. ©, daß in dem Teftamente des Min. ausbrücklich 
erwähnt fein müfle, daß felbes den Erforberniffen des 8. 565 ibid. entſpreche, 
worüber fid der den Act Aufnehmende vie Ueberzengung zu verfchaffen hat, ift 
eine Ausnahmebeftimmung. 8. 569 ibid. ſchreibt nicht vor, tie der Richter (Notar) 
ſich diefe Ueberzeugumg zu verſchaffen habe und es genügt daher, wenn im Pro- 
tofolle feftgeftelt wird, daß die Amtsperſon fi) die Ueberzeugung elle daß 
der Wille des Min. den gefeglichen er ven (vgl. 88. 2, 68 u. 
70 Not. O. v. 25. Juli 1871, Nr. 75 R. ©. 

Entſch. v. 27. October 1875, Nr. se (6895 U). Wenn das 
Teftament den Erforberniffen der $8. 577—600 B. ©., deren Außerachtlafſung 
allein die Ungiltigleit nad ſich zöge, entipricht und von ben Inteftaterben bloß 
ans dem Grunde des $. 569 ibid. angefochten wirb, weil der Notar, welder 
das Teftament des Min. aufnahm, lediglich erwähnte, daß ber Erbl. im Zu⸗ 
fRande voller Befonnenheit frei von Zwang, Betrug und mwefentligen 
Irrthum feinen Willen in der nachſtehenden Weife erflärt habe, .ohne 
zu erwähnen, daß er ſich durch die vorgejchriebene Erforſchung überzeugt habe, — 
fo find die anfechtenden Inteſtaterben und nicht die Teflamentserben auf ben 
Rechtsweg zu verweiſen, da im Falle des 8. 569 ibid. über bie Giltigkeit des 
Teftamentes nur im ordentlichen Rechtaſtreite entſchieden werden kann ($. 126 
Abth.- a [Schlußfolgerung.]. 

Entſch. v. 13. November 1860, Nr. 8576 (1225 ©.-U.). Bezüglich 
der Teflamente der Taubflummen find befondere Formlichkeiten nicht vorgefchrieben. 

Entſch. v. 21. Juli 1857, Nr. 6183 (419 ©.-U.). Das Teftament 
eines, bloß wegen Unfähigkeit zur Beſorgung feiner Angelegenheiten nah $. 21 
2. ©. unter Euratel Geftellten, ift vollinhaltlich aufrecht zu erhalten. 
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4. wefentlicher Irrthum; 
@. 570 — vgl. $. 565; . 871-873 8. 6.) 

8. 500. Lin wefentliher Irrthum des Erblaflers macht die Anordnung ungiltig. Der Irr- 
thum ift wefentlih, wenn der Exrblafier die Perfon, welche er bevenken, ober den Gegenftand, 
welchen er vermachen wollte, verfehlet hat. 

Entſch. v. 3. November 1870, Nr. 12121 (3940 ©.-U.). Nachdem 
über die Anordnung bes Teſtatoro, wornach er zweien feiner Schweftern den 
Pflichtiheil (welcher indeß felben aus bem ©. nicht gebührt) vermadt, die Erbs- 
intereffenten einen Vergleich geſchloſſen haben, ift die Anfechtung der Ausführung 
derfelben mit der condictio indebiti ungegrändet, denn bie legtwillige Anord- 
nung läßt keinen Zweifel, daß der Erbl. jene beiden Schweftern wirklich bedenken 
wollte. Zudem läge kein Irrthum vor, welder die Perſon der Honorirten oder 
den zugedachten Gegenftanb betrifft (8. 570 B. ©.). 

Entſch. v. 5. October 1866, Nr. 6924 (2632 G.-U.). Wenn der Exbl. 
einem ihm belannterweife bereits Verftorbenen ein Legat zuwendete, jo konnte 
doch nur gemeint fein, daß deſſen Kinder es erhalten ſollen, wie dieß auch aus 
alen anderen Umftänden fi ergibt. Der Erbl. befand fih nur infofern 
im Irrthum, als er die Bedachten burd Benennung ihres Vaters 
ebenfo fo beftimmt berufen glaubte, als dur unmittelbare Bezeich- 
nung; dieſer Irrthum aber trifft nit die Perſon, welche bedacht 
werben wollte, fondern nur die Bezeichnung ber genannten Berfon, 
weßhalb nit 8.570, ſondern $. 571 8. G., wornad der wahre Wille 
bes Erbls. möglihft zur Geltung kommen foll, hier Anwendung 
findet. Hierdurch wird keineswegs eine bloße Vermuthung dem 
wahren Willen des Erbls. fupponirt. 

Entſch. v. 16. Yuli 1852, Nr. 7173 (B. ©. 382). Wenn im Tefla- 
mente bie zur Zeit ber Errichtung desſelben bereits verftorbenen Geſchwiſter ein- 
gefegt wurden und der Erbl. von deren Ableben gewußt haben mußte, fo darf 
nit das Teftament wegen Irrthums für ungiltig erklärt, fondern muß ange 
nommen werben, daß er bie Abkömmlinge der Gejchwifter nad Stämmen ein- 
gefegt habe. E 

Entf. v. ? (P. ©. 381). Wenn der Teftator die Perſon, welche er 
bebenten wollte, verfehlt, alſo Jemand zum Erben oder Legatar ernannte, ben 
er gar nicht ernennen wollte, fo ift die Anordnung ungiltig. 


@. 571 — vgl. bei $. 870 cit.) 


8. 581. Zeigt fi, daß die bedachte Perfon oder die vermachte Sache nur unrichtig benannt 
oder befhrieben worden, fo ift die Verfügung giltig. 


Entſch. v. 28. Mai 1879, Nr. 5052 (9. B. 1879, Nr. 30). Zur 
Giltigkeit einer Erhseinfegung ift es nicht nothwendig, daß der Erbe mit Vor 
und Bunamen oder folder Art bezeichnet fei, daß die Perſon fefort und für jeden 
Dritten indivibualifirbar if. Es genügt, wenn Demjenigen, der zur Auslegung 
bes letzten Willens berufen ift, unter Berüdfihtigung aller Umflände kein Zweifel 
über die Perfon des Berufenen übrig blieb, denn es ift ein funbamentaler 
Grundſatz der die Erbfolge vegelnden Beftimmungen, daß innerhalb 
der vom ©. gezogenen Schranken der legte Wille des Erbls. mög- 
lichſt erfüllt werde (8. 558 B. ©). Da nun aus den legtwilligen 
mändlihen Beflimmungen der verftorbenen Witwe unzweifelhaft er« 
heilt, daß diefelbe ihren Nachlaß einer anderen Perſon, als der heu— 
tigen Klägerin, bie and feine Notherbin if, zuwenden wollte, und 
da aud keine andere Perſon auf Grund des Teftamentes auf diefen 
Nachlaß einen Anfprud geltend machte, fo folgt ſchon aus diefen 

Richt, durgl. @efed. erl. 24 
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Erwägungen, daß die von der erfien Zuſtanz dem Teftamente gege- 
bene Auslegung beffer als die ber zweiten Inſtanz dem Willen der 
Erblafferin gereht wurde. Und in ber That fordert das ©. — das 
bod laut $. 571 ibid. ſogar im Falle einer unridtigen Benennung 
der in einem Teftamente bedachten Perfon oder Sache unter der Bor- 
ausfegung, daß ber Irrthum des Erble. und deſſen wahrer Wille 
bervorkomme, dem Teftamente Giltigkeit zuerfennt, — nicht, daß bie 
Bezeichnung des Erben mittelft Vor- und Zunamen und folder Art 
erfolge, daß die eingefegte Perjon für Jedermann beim erften Hören 
individualifirt fei ($$. 564, 566 ibid.). 

Entf. v. 5. October 1866, Nr. 6924 (2632 G.-U.). Wenn ver Erbl. 
einen ihm befannterweife bereits Verftorbenen ein Legat zuwendete, fo fonnte doch 
nur gemeint fein, daß deſſen Kinder e8 erhalten follen, mie dieß fih aus allen 
anderen Umftänden ergibt. Der Erbl. befand ſich nur infofern im Irr- 
thum, als er die Bedachten durch Benennung ihres Vaters ebenfo fo 
beitimmt berufen glaubte, als durch unmittelbare Bezeihnung; biefer 
Irrthum aber trifft nicht die Perfon, welde bedacht werben wollte, 
fondern nur die Bezeichnung der genannten Berfon, weßhalb nicht 
8. 570, fondern 8. 571 B. G., wornad der wahre Wille des Erbls. 
möglihft zur Geltung fommen foll, hier Anwendung findet. Hier— 
dur wird keineswegs eine bloße Bermuthung dem wahren Willen 
bes Erbls. fupponirt. 

a. 578 — ul. 2. 91 8. @.) 
8. 598. Auch wenn der von dem Erblaſſer angegebene Beiveggrund faljh befunden wird, 
bleibt die Verfiigung giltig; es wäre denn erweislich, daß der Wille des Erblafiers einzig und 
allein auf diefem irrigen Beweggrunde beruht habe. 


Entfd. v. 3. November 1870, Nr. 12121 (3940 ©.-l.). Der Irr⸗ 
thum, Jemandem ftehe ein Notherbrecht zu, macht die Einfegung „auf den Pflicht- 
theil“ nad 8. 572 B. ©. nod nicht ungiltig. Da aus dem Teflamente hervor⸗ 
geht, daß der Teftator dieſe Perfon wirklich bedenken wollte, ift ber unter den 
Erbsintereffenten über die Nachlaßtheilung gefchloffene Vergleich unanfechtbar. 

Entſch. v. 3. Mär; 1868, Nr. 641 (3005 ©.-W.). Eine im Nachlaß 
des Erbls. gefundene, auf den Ueberbringer geftellte Lebensverſicherungs-Polizze, 
beziehungsweife die Forderung aus derfelben, wird Egth. des Erben, wenn auch 
der Erbl. erweislich ven Zebendverfiherungs-Bertrag urſprünglich geſchloſſen hatte, 
um feine Braut, resp. rau bereinft verforgt zu willen 8: 572 u. 901 8. ©.). 

Entſch. v. 6. Februar 1867, Nr. 879 (2734 ©.-U.). Da nad überein 
ſtimmenden Ausfagen ver Erbl., ald der bairifche Notar herbeigeholt worden war, 
um feinen legten Willen aufzunehmen, erllärte, er wolle feinen unehelihen Sohn 
als Erben einfegen, wornad ein nach 88. 585 u. 586 B. ©. giltiges münd« 
liches Teftament zu Stande kam, dann aber durch die Angabe bes kairifchen 
Notare, dag eine folhe Anordnung nad öfterreihifhem R. nicht giltig fei, irre⸗ 
gemacht, feinen Bruder im fchriftlihen Teſtamente einfegte, fo ift das ſchriftliche 
Teſtament nah $. 572, Abf. 2, ungiltig und fohin das frühere mündliche durch 
ſelbes nicht aufgehoben worden ($. 713 ibid.). 

Entſch. d. 13. November 1860, Nr. 18118 (1229 ©.-U.) Wenn 
es auch richtig ift, dag in der Urkunde (Schuldſchein) ein faljher Be- 
flimmungsgrund angegeben wurde, und daß der Bellagte nur eine 
Schenkung (anläßlih der außerehelihen Geburt eines von ihm er- 
jeugten Kindes) machte, Tann dieſelbe bloß deßhalb nicht als wir- 
tung8lo® angefehen werben, weil, wenn aud der Bellagte eine 
Schenkung machte, bei fonah unentgeltlihem Btg., gemäß 8. 901 
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2. ©. Hinfihtlid des Beweggrundes bie für legtwillige Anorbnungen 
gegebenen Vorſchriften, anzuwenden find, daher nad $. 572 ibid. 
ebendort, felbft in dem Falle, daß der Beweggrund zur Schenkung 
als falfch befunden würde, die darüber ausgeftellte fhriftlihe und 
rechtsförmliche Erklärung von Wirkung ift, 


5. Ordensgelübde; 


(4. 578 — (A. ich des Gäcularclerus:) a. 5. Entſchl. v. 18. Juli unb 8. Mai 1778; (B, u * 
— Bog. v. 7. — 108, ©. 287; 8. 18 Sr ©. 28. Juni 1840, Lo 5 R 
16. iner 1841, poltt. G. ©. 69. Bb.; Hofd. v. 11. December 35 Nr. 268 "ger 

» 22. Jänner 1818, u 1408 und v. Ar me ie polit. ©. ©. 64. Bb.; Hofe. v. 17. uguft 186, 36, 
und v. 28. December 1885, Pr. 111 9. ;_Hofentfhl. v. 28. October 1786; —8 F Sr — 12. Ro⸗ 
wanber 1835, F. 1408; Hofb. v. 21. April —8 A. 542 und v. 28. December Pe — 
8. 2. April 1802, polit. &. 6, 17. Bb., und v. 29. Detober 1808, polit. G. ©. Pe d ; "Soße. 3 — —E 1818; 
(. — —— * ’) du — ©. 9. Jänner 1843, Ar. 67 3. 6 ©.; Art. XXI des Goncorbates 
Bat. o, Ir. 195 R. 8 Urt 5 u. 18 des Declaratorium Illyricam v. 16. September 
179; Fr 2. Jänner 1810, Rr. ss; Ar — 7. Mat 1874, Rr. 60 R. ©. B. [Aufhebung 


3 898. Ordensperſonen find in der Regel nicht befugt, zu teftiren; allein wenn der Orden 
eine befondere Begüinftigung, daß feine Glieder teftiren Können, erlangt hat; wenn Ordens⸗ 
perfonen die Aufläfung von den Gelübden erhalten haben; wenn fie durch Aufhebung ihres 
Ordens, Stiftes oder Kloſters aus ihrem Stande getreten find; oder, wenn fie in einem ſolchen 
Berhättnifie angeftellt find, daß fie vermöge ber politifhen Verordnungen nicht mehr als An- 
gehörige des Orbens, Stiftes oder Kloſters angefehen werben, fondern vollftändiges Eigentum 
erwerben Tonnen; fo iſt es ihnen erlaubt, durch Erklärung des legten Willens darüber 
zu verfügen. 


Entf. v. 30. Nov. 1871, Nr. 6446 (4342 ©.-U.) Das B. ©. be— 
ruft in den 88. 539 u. 761 und VII. Abſ. des Kundm.-Pat. ausdrücklich 
die Verordnungen in publico ecelesiaticis, e8 fließt zwar Ordensperſonen (in 
88. 192 u. 573 B. ©.) von der Ausübung einzelner Privatrechte aus, enıhält 
aber keine Beftimmung, wodurd biefelben zum Abflug von Berträgen überhaupt 
unfähig erflärt würden. Im Zweifel ift daher die Fähigkeit der Orbensperjonen 
zu bejahen, und find die befonderen Berorbnungen als Ausnahmen ftricte zu 
interpretiren [Schlußfolgerung]. 


6. ſchwere Eriminal-Strafe. 


aufgehoben durch $. 5 bed ©. v. 15. November 1867, Rr. 131 R.@ 8. — J 

. 47 ., (enod bezüglich der Sandivehr:) $. 1 ©. o. 23. Mai 1871, H.5RG. 

(und id, der Bendarmerie: $. 10 ©. 0. 26. Februar 1876, Nr. 19 R. ©. B.; 9. 10, Mt. c Auswand, Bat, 

u 1838, Rr. 2557 J. G. S.; Kundin a 
3.9 ©. (Deerteure); $. 808 8. @ 


8 504. Ein Berbrecher, der zur Todesſtrafe verurteilet worden, kann von dem Tage des 
ihm angekündigten Urteile; wenn er aber zur ſchwerſten oder ſchweren Kerkerftrafe verurteilet 
wird, fo lange feine Gtrafzeit dauert, Feine gültige Erklärung feine® legten Willens machen. 


Entfd. v. 27. Jänner 1874, Nr. 622 (5234 ©.-U.). Durch $. 5 des 
®. v. 15. November 1867, Nr. 131 R. ©. B. find die mit der ftrafgericht- 
lihen Verurtheilung verbunden geweſenen Befchränfungen ver bürgerlichen Hand- 
tungsfähigkeit des Berurtheilten behoben worden. 

Entſch. v. 27. Jänner 1874, Nr. 621 (5253 ©.-U.). Aehnl. der Entf. 
Nr. 622 ex 1874. 

Entfd. v. 22. November 1870, Nr. 13770 (3958 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 622 ex 1874. 


Beitpunkt der Gültigkeit der Anordnung. 


8. 875 — ugl. 8. Ef 8. 737 u. 728 ®. ©.; $. 27, lit. b tr. ©; $. 12 Pat. o. 28. Junt 1840, Nr. 461 
Yes 3 8. 10 Muswand, Bat. v. 24. Mörg 1892; $. 11 Hofb. o. 21. Februar 1842.) 
8. 595. Ein vechtsträftig erklärter letzter Wille kann durch fpäter eintretende Hinberniffe feine 
Giltigkeit nicht verlieren. 
24* 
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(8. 576 — vgl. bei 8. 875 ci.) 

8 336. Einem anfänglich ungiltigen legten Willen macht die fpäter erfolgte Aufhebung bes 
Hinvderniffes nicht giltig. Wird in diefem Falle keine neue Verfügung getroffen, fo tritt das 
gefegliche Erbrecht ein. 

Entfd. dv. 29. März 1870, Nr. 2714 (3764 ©-U.). Die Frage, ob 
und welchen Einfluß die in Folge der rückwirkenden Kraft des ©. v. 15. Nor 
vember 1867, Nr. 131 eingetretene Rehabilitation eines Teſtamentszeugen 
(8. 592 8. ©.), auf diefen der Kundmachung jenes Gs. zu Stande gelommenen 
Act bezüglich der daraus auch für Dritte begründeten Re. nehmen könne, fowie 
die Frage nach der Glaubwürdigkeit diefes Zeugen überhaupt, ift im ordentlichen 
Erbrechtoſtreite anszutragen, 


II. Benßere Zorm der Erklärungen des lebten Willens: 

(8. 877 — vgl. 46. 678 — 596; zn RE eh v.25, Juli 1871, Mm. 758.6. 8; 
8. 509. Man kaun außergerichtlich oder gerichtlich, fchriftlih oder mündlich, ſchriftlich aber 
mit oder ohne Zeugen teftiren, 

Eiche die Rot. D. tm TIL Bde, der Mamzigen Sig. 


Entf. v. 16. Nov. 1876, Nr. 8011 (©. Ztg. 1878, Nr. 51). Ein 
fester Wille, welden der Erbl. duch einen Dritten niederfchreiben läßt, Tann 
beim Vorhandenfein der Erforderniffe der 88. 585 u. 586 B. ©. als münd- 
liches Teſtament aufrecht erhalten werden, wenn aud der Erbl. die ſchriftliche 
Aufzeichnung wänfchte, falls aus den Umftänden fi ergibt, daß der Erbl. nicht 
die Errichtung eines ſchriſtlichen Teftamentes beabfihtigt hat. 

Entſch. v. 27. October 1875, Nr. 11856 (5895 ©.-U.). Wenn das 
Teftament den Erforberniflen der S$. 577—600 8. ©., teren Außerachtlaſſung, 
allein die Ungiltigleit nach ſich zöge, eniſpricht und von den Inteftaterben bloß 
aus dem Grunde des $. 569 ibid. angefochten wird, weil der Notar, welder 
das Teftament des Min. aufnahm, lediglich erwähnte, daß der Erblaffer im Zu- 
flande voller Befonnenheit frei von Zwang, Betrug und wefentlihen Irrthum 
feinen Willen in der nachſtehenden Weife erlärt habe, ohne zu erwähnen, daß er ſich 
durch die vorgefchriebene Erforfhung hiervon überzeugt habe, — fo find die an« 
fechtenden Inleſtaterben und nit die Teflamentserben auf den Rechtsweg zu 
verweilen, da im alle des 8. 569 über die Giltigleit des Teftamentes nur im 
— Rechtsſtreit entſchieden werden kann ($. 126 Abh. Pat.). [Schluß ⸗ 
folgerung]. r 

. Entfd. v. 2. Jänner 1873, Nr. 12422 (4823 ©.-U.). Die fragliche 
nad 8. 581 B. ©. als fhriftlihes Teftament ungiltige legtwillige Anordnung 
entſpricht allen Erforbernifien des &. 585 ibid. und ift daher, da es nad ben 
Zeugenausfagen dem Erbl. nur überhaupt um Errichtung eines giltigen Teſta⸗ 
mentes zu thun war, als mündliche Teftament zur Geltung zu bringen. 

Entſch. v. 23. April 1872, Nr. 3720 (4583 ©-U.). ....Obne jede 
Rüdfihtnahme auf den 8. 5843. ©. liegt es in der Natur der Sache, 
daß, wenn ber Erbl. einmal beabfichtigte, fhriftli zu teſtiren und 
davon nicht wieder abging, die in jener Abſicht kundgegebenen Ber» 
fügungen auf den Todesfall nur den Eharalter eines Entwurfes, 
eines unfertigen Projectes an ſich tragen, und daß, ba der Erbl. 
feinen Ausfprud voransgefegtermaßen eben nur mit dieſem Bewußt⸗ 
fein thun Tonnte, felber nicht einmal als beftimmte ernftlihe Wil— 
lenserflärung ($. 565 B. ©.) anzufehen ift, fo lange nicht der legte 
Wille in der beabjigtigten Form zum vollendeten Aneprude ge- 
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langte, und es hieße dem Willen des Erbls. Gewalt anthun, wenn 
man feine Aeußerung als Nuncupativteftament, als welde er fie 
ger nicht wollte aufredt erhalten haben, zur Geltung gebradt würde, 

Entſch. v. 24. Jänner 1871, Nr. 10866 (4025 ©.-U.). Im dem Aus- 
ſpruche, daß der als fhriftlihes Teſtament gewollte Auffag, weil als ſchriftliches 
Teftament ungiltig, überhaupt als eine legte Willenserklärung ungiltig fei, trog- 
dem der Beweis erbradt ift, daß alle Förmlichkeiten des Nuncupativteftamentes 
8. 585 8. ©.) erfült find, liegt eine offenbare Ungerechtigfeit. — Worſpr. 
der Entſch. Nr. 3720 ex 1872?.] 

Entf. v. 5. November 1868, Nr. 7500 (Sch. I). Der Inhalt eines 
ſchriftlichen Aufjages, welchem bie Erforbernifie eines ſchriftlichen Teſtamentes 
fehlen, kann nad) Umſtänden als mündliches Teſtament aufrecht erhalten werben. 

Entſch. v. 28. November 1865, Nr. 8791 (2322 ©.-U.). Ein, ale 
ſchriftliches, Mangels gefetliher Förmlichkeiten nicht geltendes Eodicill, kann als 
mindliche Iegtwillige Anordnung giltig fein. 

Entf. v. 19. Februar 1856, Nr. 1388 (161 ©.-U.). Der Ausdruck 
„Zeftament” oder „teftamentarifche Anordnung” umfaßt in Beziehung auf Aller, 
was die äußeren Bedingungen der Giltigfeit betrifft, im weiteren Sinne jede 
legtwillige Exflärung; dieß ergibt fih aud aus 8. 577 8. ©., wo tavon bie 
Rede ift, wenn ein „Teſtament“ errichtet wurde, und welder Paragraph aud für 
Codicille unzweifelhaft Anwendung findet, da es in dem ſich anſchließenden um 
mittelbar folgenden 8. 578 ibid. heißt, daß das „Teſtament“ aber „Codicill* 
eigenhändig gefchrieben fein müſſe [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 24. October 1854, Nr. 5642. Auch aus 8. 722 B. ©. 
ergibt ſich, daß eine als ſchriftliches Teftament Mangels weſentlicher Foͤrmlich⸗ 
keiten ungiltige legte Willenserflärung unter Umftänden als mündliches Teftament 
aufrecht erhalten werden kann, wenn nicht erwiefen ift, daß der Erbl. gerade ein 
fopriftliches Teftament beabfichtigte. 


1. der aufergerichtlichen ſchriftlichen; 
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% 398. Wer fhriftlih, und ohne Zengen teſtiren will, ver muß das Teſtament oder Codicill 

eigenhandig ſchreiben und eigenhändig mit feinem Namen unterfertigen. Die Beifeyung bes 

Xages, des Jahres und des Ortes, wo der letzte Wille errichtet wird, iſt zwar nicht noth« 
wendig, aber zur Bermeidung der Streitigkeiten räthlich. 

Entſch. v. 16. Yänner 1878, Pr. 14446 (©. 9. 1879, Nr. 22). Die 
anf einem Teflamente beigefehte Annahmeerflärung der barin bedachten Berfon, 
benimmt verfelben nicht den Charakter einer Iegtwilligen Anordnung, foferne in 
dem Teftamente felbft nichts enthalten ift, was auf eine Vereinbarung unter 
Lebenden hindeuten würde, und das wefentliche Erforberniß des Verzichts auf den 
Biverruf in demſelben nicht enthalten if; — zumal fih in diefer Urkunde über 
dieß ausprüdlih auf 88. 578 u. 765 B. ©. über Mobalitäten der legtwilligen 
Anordnung bezogen wird, 

Entf. v. 3. Jänner 1877, Nr. 7966 (G. Ztg. 1877, Nr. 51). Ein 
ſchriftliches Teftament, welches am Schluffe nur die Worte „Mein letzter Wille” 
und nicht bie Namendfertigung des Erbls. enthält, ift ungiltig, weil $. 579 B. ©. 
fordert, daß der Teflator den Aufſatz „unterfertige“, Hierunter aber nur bie 
Romensunterfchrift verftanden werben kann. Dieß ergibt ſich insbefondere ans 
dem unmittelbar vorhergehenden 8. 578 ibid., welcher vie dahin lautende Defi- 
nition des „Unterfertigens" aufftellt. 

Entſch. v. 17. Mai 1859, Nr. 4323 (793 ©.-U.). 8.1150. G. O. 
findet auch auf Teftamente Anwendung; hingegen ift aber der Beweis zuläffig, 
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daß die nicht vorfchriftsmäßig gehefteten und gefammelten Bögen nicht. unterfhoben 
iwurben. 

Entfd. v. 12. Mai 1858, Nr. 4753 (563 ©.-U.). Die weiteren Seiten 
einer letztwilligen Anordnung, welche nur am Ende ver erften Seite vom Erbl. 
unterfertigt ift, find ſelbſt dann ungiltig, wenn fie in ununterbrochenem Conterte 
an den Inhalt der erften Seite ſich anfchließen. 

Entf. v. 19. Februar 1856, Nr. 1388 (161 ©.-U.). Der Ausprud 
„Teftament“ oder „teſtamentariſche Anorbnung* umfaßt in Beziehung auf Alles, 
was bie äußeren Bedingungen der Giltigleit betrifft, im wahren Sinne jede 
legtwillige Erklärung; dieß ergibt ſich and aus $. 577 B. ©., wo davon bie 
Rede ift, wenn ein „Teflament” errichtet wurde und welcher Paragraph auch 
für Codicille unzweifelhaft Anwendung findet, da es in dem fih anſchließenden 
unmittelbar folgenden 8. 578 ibid. heißt, daß das „Teftament“ aber „Codicill“ 
eigenhändig geſchrieben fein müſſe [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 24. Jänner 1854, Nr. 663 (P. ©. 404). Wer ein ven 
äußerlihen Förmlichkeiten genügendes fchriftlihes Teftament wegen Mangels an⸗ 
derer Erfordernifie anfechten wi, hat diefen Mangel gerichtsorbnungsmäßig zu 
erweifen; die Beweislaft trifft nicht den im Teftamente eingejegten Erben. 

Entſch. v. 14. October 1852, Nr. 9272 (P. ©. 383). Wenn die vom 
Erbl. unterfertigten Theile des Teſtamentes auch eine Exrbeinfegung enthalten, 
find diefelben als giltiges Teflament anzufehen, wenngleich bie übrigen nicht unter« 
fertigten und daher ungiltigen Theile damit im ununterbrohenen Zufammenhange 
ſich befinden. [Uehn!. der Entſch. Nr. 4753 ex 1858.] 

@. 579 — vgl. $. 565; 9. 581; 8. 868; gr v. 4. Sevtember 1771 unb v. 20. März 
8 599. Einen legten Willen, welchen ber Erblaffer von einer anderen Berfon nieverfchreiben 
ließ, muß er eigenhändig unterfertigen. Er muß ferner vor drei fähigen Zeugen, wovon 
mwenigften® zwei zugleich gegenwärtig fein follen, ven Aufſatz als feinen legten Willen be 
fätigen. Endlich follen auch die Zeugen ſich entweder inwendig, oder von außen, immer aber 
auf die Urkunde felbft, und nicht etwa auf einen Umſchlag, als Zeugen des letzten Willens 

unterfhreiben. Den Inhalt des Teftamente® hat der Zeuge zu wiſſen nicht nöthig. 

Entſch. v. 23. Juli 1879, Nr. 6709 (9. B. 1879, Nr. 37). Der 
Umftend, daß ein Zeuge (oder mehrere) auf dem Teſtament nicht „ald Zeuge 
des legten Willens“ unterfhrieben hat, macht ein im übrigen formgerechtes Te» 
ftament nicht ungiltig. 8. 601 B. ©, beftimmt im allgemeinen, daß, wenn ber 
Erbl. ein wefentlihes Erforderniß nicht beobachtet hat, die legte Willenserflärung 
ungiltig if; der Erbl. hat aber in conoreto für feine Perfon alle Beftimmun- 
gen des 8. 579 ibid. eingehalten; daß der Zeuge es nicht that, ift nicht vom 
Erbl. verſchuldet, weil es außer feiner Willensthätigkeit gelegen war. 
Wird die Stylifirung bed 8. 579 ibid. in den beiden erften Süßen, 
wo von dem bie Rede ift, was der Teflator zu beobachten hat, im 
Segenfage zu jener im dritten Sage, wo gefagt wird, was die Zeus 
gen zu beobadten haben, in's Ange gefaßt, fo ergibt fi die Rich⸗ 
tigfeit deffen, was vorhin bezüglid bes 8. 601 ibid. auseinander» 
gelegt worden ifl. In ben beiden erften Sägen wird das Wort „muß“ 
gebraudt, in dem dritten Sage das Wort „fol“. Das Wort „muß“ 
drüdt für den Erbl. einen lategorifhen Imperativ, das Wort „joll* 
drüdt zwar für ben Zeugen eine vorfihtsweife Verpflichtung ans, 
deren Nichtbeachtung aber den legten Willen nicht ungiltig nnd 
rechtsunwirkſam macht. 

Entſch. v. 15. März 1878, Nr. 2689 (©. H. 1879, Nr. 69). Den 
geſetzlichen Erben obliegt bezüglich) der von ihnen behaupteten Ungiltigkeit des 
Codicills wegen Mangels weſentlicher Förmlichkeiten die Beweislaſi. 8. 126, 
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a” 2, Abh.⸗Pat. gilt nit nur „gegen ben Erben“, fondern auch „gegen den 
egatar“, 

Entfd. v. 4. Juli 1877, Nr. 11527 (©. H. 1878, Nr. 58). Zur 
Giltigkeit des fhriftlihen Teflamentes ift auch erforderlich, daß die Zeugen mit 
dem Beilage „als Teflamentözeugen“ unterfchreiben und aus dem Munde bes 
Teftatord vernehmen, dag die ihnen zur Mitfertigung vorgewiefene Schrift feine 
legtwillige Anordnung fei. [Theilmeife worfpr. der Eutſch. Nr. 6709 ex 1879.] 

Entf. v. 16. November 1876, Nr. 8011 (6287 G.-U.) Wenn aus 
den Umftänden die Abficht des Erbls., ſchriftlich zu teftiren, nicht mit Beſtimmt⸗ 
beit hervorgeht, hindert der Mangel der für das ſchriftliche Teftament geforderten 
Förmlichkeiten nicht, die durch die Urkunde zu Tage gelommene legtwillige An- 
orbnung, falls die Bedingungen der 88. 585 u. 586 B. ©. erfüllt worden find, 
als ein mündliches Teftament gelten zu laflen, da nad 8. 722 ibid. ſelbſt bei 
Berluft des Teftamentes, deſſen Inhalt nach 8. 772 ibid. auf die für mündliche 
Teftamente vorgefhriebene Art, erwiefen werden kann. 2 

Entf. v. 25. October 1876, Nr. 4777 (6266 G.-U.). Wenn von 
dem aus dem Gefege erbserflärten Erben die letzte Willenserflärung des Erbls. 
ſowohl Hinfitli ihrer Echtheit, als auch wegen Mangels der gefeglihen Er⸗ 
forderniſſe der 88. 565 u. 579 B. ©. beſtritten wird, fo iſt nicht dieſer, fons 
bern ber aus diefer legten Willensanorbnung erbserlärte Erbe anzumeifen,, als 
Mlläger aufzutreten (88. 125 u. 126 Abb.-Pat.). 

Entſch. v. 3. Jänner 1877, Nr. 7966 (©. Big. 1877, Nr. 51). Ein 
ſchriftliches Teftament, welhes am Schlufle nur die Worte „Mein legter Wille“ 
und nidt die Namensfertigung bes Erbls. enthält, ift ungiltig, weil $. 579 
B. ©. fordert, daß der Teftator den Auffag „umterfertige*; hierunter aber nur 
die Namensunterfchrift verflanden werden kann. Dieß ergibt ſich insbefondere 
aus dem unmittelbar vorhergehenden 8. 578 ibid., welcher die dahin lantende 
Definition des „Unterfertigens“ aufſtellt. 

Entf. v. 16. Rovember 1876, Nr. 8011 (©. Zig. 1878, Nr. 51). 
Ein letter Wille, welden der Erbl. durch einen Dritten niederſchreiben läßt, 
kann beim Vorhandenſein der Exforbernifie der 88. 685 u. 586 B. ©. als 
mündliches Teftament aufrecht erhalten werben, wenn aud der Erbl. die ſchrift⸗ 
liche Aufzeihnung wünfhte, aus den Umſtänden aber fi ergibt, daß der Erbl. 
nicht die Errichtung eines fhriftlihen Teſtamentes beabſichtigt hat. 

Entſch. v. 21. Iuli 1874, Nr. 5489 (©. 5. 1876, Nr. 96). Ein 
ſchriftliches Teſtament, deſſen Inhalt erwiefen ift und dem zu Folge auch alle geſetz⸗ 
lichen Förmlichkeiten beobachtet wurben, ift ungeachtet die Inteſtaterben die Be⸗ 
folgung dieſer gefeglihen Förmlichkeiten widerfpredhen, Mangels des Gegenbeweifes 
hierüber, als gültig anzufehen. Die Giltigkeit Iegtwilliger Anorbnungen kann 
nicht von dem Zufalle abhängig gemacht werben, daß die Mehrzahl der Zeugen 
den Teſtator überleben, denn der Orundfag, daß eine Privaturkunde, weldhe mit 
der zu ihrer Beweiskraft erforderlichen Anzahl echter Unterfcriften verfehen ift, 
über ihren Inhalt Beweis macht, hat aud auf legtwillige Anordnungen Anwendung. 

Entſch. v. 19. November 1872, Nr. 9752 (4778 G.U.) Die in $. 579 
B. ©. geforderte Beftätigung des Erble., daß der Aufjag fein legter Wille fei, 
iR an feine beftimmte Form gebunden, mithin nach $. 863 ibid. nit nur durch 
Worte, ſondern auch duch concludente Handlungen möglih. Das Teftament ift 
daher giltig, wenn ber Erbl. in gleichzeitiger Änweſenheit von drei Zeugen mit 
den Worten: „es bleibt fo wie es ift, Nachbarn feht, ich unterfchreibe es eigen⸗ 
bändig“, feine Namensfertigung beifegt. 

Entf. v. 23. April 1872, Ne, 3720 (4583 ©.-U). Wenn ber 
Erbl. einmal beabſichtigte, fhriftlih zu tefliven und davon nit 
wieder abging, fo tragen die in jener Abſicht Fundgegebenen Ver⸗ 
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fügungen auf den Todesfall nur ben Charakter eines Entwurfes, 
eines unterfertigten Projectes an fih, und können niht ale Nuncu- 
pativteftamente, als welde er fie gar nicht wollte aufrecht erhalten 
baben, zur Geltung gebradt werben. 

Entfd. v. 4. April 1872, Mr. 627 (©. Ztg. 1872). Der auf den 
Rechtsweg gewiefene Inteftaterbe hat als Kläger wider den Teſtamentserben die 
Ungiltigleit des Privatteftamentes zu beweiſen. 

Entſch. v. 11. Mai 1871, Nr. 13431 (4162 ©.-U.). Der Erbl., 
welcher dem von ihm ſelbſt, wiewohl nicht in gleichzeitiger Gegenwart der Zeugen 
gemachten Kreuzzeihen unter Hanbführung eines Zeugen feine Namensfertigung 
beifegt, hat die legtwillige Anorbnung unterfertigt, weil er ven Willen, dieſelbe 
zu unterfertigen, außgebrüdt und ausgeführt und in ber That ſelbſt feinen Namen, 
wenn auch mit Hilfe des Zeugen, beigefegt hat. 

Entf. v. 3. Mai 1871, Nr. 2211 (4148 ©.-U.). Wenn die zwei 
überlebenden ber brei bloß „als Zeugen“ unterſchriebenen Teftamentszeugen be 
flätigen, daß fie alle mit dem VBewußtfein unb über die Exflärung des Erbls., 
daß der Auffag fein legter Wille fei, ihm unterfertigten, jo ift das ZTeflament 
wegen des bloßen Mangels der Unterfertigung „ald Teftamentszeugen“ nicht un⸗ 
giltig; denn es ift unrichtig, daß diefer Mangel niht dur ven Zeugenbemeis 
erfegt werben Tönne, da das ©. gerade um des dauerhaften Beweiſes willen für 
Teftamente mehr Zeugen als für andere Rechtsgeſchäfte erfordert. 

Entſch. v. 24. Jänner 1871, Nr. 10866 (4025 G.-U.). Im dem Aus- 
ſpruche, daß ber als ſchriftliches Teſtament gewollte Auffag, weil als ſchriftliches 
Teſtament ungiltig, überhaupt als eine letzte Willenserflärung ungiltig fei, trotz ⸗ 
dem der Beweis erbradt ifl, daß alle Formlichkeiten des Nuncnpativteftamentes 
(8. 585 B. ©.) erfült find, liegt eime offenbare Ungerechtigkeit. 

Entſch. v. 29. März 1870, Nr. 2714 (3764 ©.-U.). Die Frage, ob 
und welchen Einfluß die in folge der rüdwirkenden Kraft des ©. v. 15. No- 
vember 1867, Nr. 131 R. ©. B., eingetretene Rehabilitation eines Teſtaments⸗ 
zeugen ($. 592 B. ©.) auf diefen bar Kundmachung jenes Gs. zu Stande ge- 
tommenen Act, bezüglich der darans auch für Dritte begründeten Re. nehmen 
könne, fowie die Frage nad) der Glaubwürdigkeit dieſes Zeugen überhaupt, iſt im 
ordentlichen Erbrechtsſtreite anszutragen. 

Entf. v. 20. Auguft 1869, Nr. 9238 (©. H. 1869). Die Ungiltigkeit 
eines ſchriftlichen Teſtamentes darf nicht.von Amtswegen ausgefprochen werben, 

Entſch. v. 21. Mai 1869, Nr. 5439 (3419 G.-U.). Wenn auf 
die Zeugen ben Beifag „(Zengen) des legten Willens" nidt gemacht 
haben, ift dod vorläufig nicht zu bezweifeln, daß fie fih bewußt 
waren, bie legte Willensäußerung des Erbls. mit zu unterfchreiben; 
das allen äußerlihen Förmlichkeiten entfprehende Teftament kann 
aber im Sinne bes $. 126 Abh.-Pat., nicht fhon durch ben einfachen 
Widerſpruch gegen deſſen Giltigkeit, fondern erſt duch ben Nad- 
weis ber Wahrſcheinlichkeit ver Ungiltigkeit als beftritten angefehen 
werden. Nicht die Teftaments-, fondern die Imteftaterben haben daher im ordent- 
lihen Rechtswege zu Magen. 

Entſch. v. 20. Februar 1866, Nr. 1141 (©. H. 1866, Nr. 95). Ein 
ſchriftliches Teſtament kann vor neuen von den urfprünglichen verſchiedenen Tefla- 
mentözengen nen errichtet werben. 

Entf. v. 28. November 1865, Nr. 8791 (2322 ©.-U.). Ein als 
ſchriftliches, Mangels gefegliher Formlichkeiten nicht geltendes Codicill, kann als 
mündliche legtwillige Anordnung giltig fein. 

Entfd. v. 17. Jänner 1865, Nr. 281 (2097 ©.-U.). Der Umftand, 
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daß die Zeugen nicht als „(Zeugen) bes legten Willens“ unterfertigten, involvirt 
* für fi allein noch nicht die Ungiltigfeit des Teſtaments. 

Plenar⸗Entſch. v. 26. Mai 1863, Nr. 3623, eingetragen in's Judi⸗ 
catenbu Ar. 55: Zur Giltigkeit einer legtwilligen Verfügung, mwo- 
durch demjenigen, welcher ven legten Willen gefhrieben hat, oder den 
mit ihm nad dem im 8. 5953. ©. erwähnten Grade verwandten oder 
verfhwägerten, fowie aud den im 8. 594 ibid. erwähnten Perfonen 
einen Nachlaß als — Erbtheil over Legat — zugedacht wird, genügt 
ee, wenn ber von dem Erbl. in Gemäßheit des $. 579 ibid. eigen- 
häudig unterfertigte und von ihm vor brei fähigen, von dem Schrei— 
ber oder dem in dem legten Willen bedachten verfhiebenen Zeugen, 
als fein legter Wille beſtätigte Auffag, von dieſen Zeugen bes Testen 
Billens unterfhrieben wurde, und es wirb nicht erfordert, daß biefe 
drei Zengen den Inhalt der ven Schreiber des legten Willens oder 
eine der Übrigen obgedachten Perſonen betreffenden Verfügung von 
dem Erbl. mündlich befräftigen hörten, und dieß beftätigen. 

Entfd. v. 27. November 1862, Nr. 7930 (1604 ©.-U.). Nur für 
mũndliche, niht aud für fchriftlihe letztwillige Anordnungen gilt die Vorſchrift 
des 8. 585 B. ©., daß den Zeugen die Perfon dee Erbls. bekannt fein müſſe. 

Entſch. v. 20. Yuni 1861, Nr. 3558 (1347 G.-U.). Wenn ber Le» 
gatar das Teſtament darum anfiht, weil der Erbf. unterlaflen habe, nad Vor⸗ 
fhrift des 8. 579 B. ©. den Aufſatz wenigftens in Gegenwart von zwei 
Teftamentözeugen ‘als feinen legten Willen zu beftätigen, fo hat er nidt bie 
Echtheit, fondern die Giltigleit wegen Vernachläſſigung einer vorgefchriebenen 
Förmlichfeit befteitten und es trifft ihm alfo der im erblafferiichen Verbote ver 
Teſtamentsbeſtreitung angebrohle Berluft des Legates ($. 720 ibid.). 

Entfd. v. 33. Mai 1861, Nr. 3489 (1327 ©.-U.). Die nad) 8. 579- 
B. ©. vorgeſchriebene erblafferiihe Beflätigung, daß ber Teſtamentsaufſatz fein 
letter Wille fei, muß nicht in Worten geſchehen; fie liegt auch barin, daß ber 
Erbl. über vernommene Vorlefung unterfertigt. 

Entſch. v. 16. Jänner 1861, Nr. 10660 (1361 ©.-U.). Die in 8. 579 
8. ©. vorgefchriebene eigenhändige Namensfertigung aller Teftamentszeugen kann 
duch bloße Beifügung des Handzeichens, felbft wenn ein anderer Zeuge den 
Ramen Hinzufchrieb, nicht erſetzt werben. 

Entſch. v. 18. November 1860, Nr. 8576 (1225 ©.-U.). Aus der ber 
Unterfchrift des Erbls. beigefügten Bemerkung, „Erbl. gefertigt, X" (Name eines 
Teflamentszengen) kanu nicht. gefchloffen werden, daß biefer Zeuge den Namen 
des Erbls. fehrieb, wenn im Uebrigen ſich ergibt, daß der Erbl. ſelbſt feinen 
Namen unterfertigte. 

Entfd. v. 6. September 1860, Nr. 10266 (1188 ©.-U.). Aehnl. ber 
Entf. Nr. 10660 ex 1861. 

Entf‘. v. 12. Mai 1858, Nr. 4748 (562 ©.-U.). Den Vorſchriften 
der 88. 579 u. 580 B. ©. wird auch dadurch genügt, daß der Erbl. nach in 
feiner und ber Zeugen Gegenwart erfolgter Borlefung über Befragen, ob das 
Borgelefene fein legter Wille ſei, ausdrücklich mit „Sa“ antwortet. 

Entfd. v. 25. November 1857, Nr. 11827 (478 ©.-U.; P. ©. 360). 
Im Sinne der 88. 579 u. 580 B. ©. genügt auch, daß der Erbl. über Vor⸗ 
lefung des Aufſatzes und Befragung, ob dieß fein letter Wille fei, „Ja“ ante 
wortet. (Aehnl. der Entf. Nr. 4748 ex 1858.) 

Entſch. dv. 26. Auguft 1857, Nr. 6070 (428 G.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 11827 ex 1857 und 4748 ex 1868. 

Entf. dv. 27. Jänner 18657, Nr. 330 (281 ©.-U..). Daß der Erbl. 
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erklärt habe, bie Urkunde enthalte feinen letzten Willen, Tann auch durch von ben 
mitunterſchriebenen Teflamentözeugen verſchiedene Perfonen bezeugt werben. 

Entſch. v. 23. October 1855, Nr. 10425 (982 ©.-U.). Der Umftand, 
daß ver Erbl. nad Vorlefung des von ihm nicht eigenhändig gefchriebenen Auf: 
ſatzes über Befragen, ob das fein legter Wille fei, mit dem Kopfe nidte, worin 
die Zeugen eine Bejahung fahen, genügt nidt, weil im Allgemeinen $. 565 
8. ©. vorſchreibt, daß der Erbl. feinen legten Willen beftimmt erklären müſſe 
und in&befondere $. 579 ibid. vorfcreibt, dag der Erbl. den Auffag als feinen 
legten Willen „beſtätige“; nicht alfo bloß ftillfeyweigend gutheiße ($. 863 ibid.). 

Entf‘. v. 8. Auguft 1855, Nr. 7039 (118 ©.-U.). Die vor dem 
Abhandlungsrichter vom Erben abgegebene Erklärung, ein Teftament anzuerkennen, 
welches nadträgli als ungiltig nad) 88. 579 u. 601 B. ©. ſich herausftellt, 
weil die Zeugen nicht gleichzeitig anmwefend waren, fondern einzeln vom Erbl. 
um Unterfertigung erfucht wurden, hindert den Erben nicht, das Teftament nad- 
träglih aus diefem Grunde als nichtig anzufechten und als Inteflaterbe die Aus- 
zahlung der Legate zu verweigern, weil $. 806 ibid. nur den Widerruf der 
Erklärung, die Erbſchaft anzunehmen, nicht aber die Umänderung des Erbredhtd- 
titels unmöglich macht. 

Entſch. v. 24. Yuli 1855, Nr. 5920 (979 G.U.). Nicht der klagende 
Inteſtaterbe, welcher widerfpricht, daß der Erbl. die Urkunde gefhrieben ober 
unterfchrieben habe, hat die Unechtheit, fondern ber Teftamentserbe die Echtheit 
derfelben zu beweifen. 

Entfd. v. 29. Mai 1855, Nr. 3363 (93 ©.-U.). Wenn ber Erbl. 
dad Teftament in Gegenwart aller Zeugen „ale Teſtirender“ unterzeichnet, nicht 
aber ausdrücklich felbes als feinen legten Willen ihnen gegenüber beftätigt, fo ift 
dasſelbe nach der beflimmten Anordnung des 8. 579 B. ©. ungiltig. 

Entfd. v. 24. Juni 1854, Nr. 663 (P. ©. 889). Der Umftand, daß 
die Zeugen nur als „Zeugen" und nicht als „Zeugen bes legten Willens“ unter 
fertigten, begründet ebenfowenig, als jener, daß ein Zeuge einem anderen bei 
Unterfertigung die Hand führte, die Ungiltigleit des Teftamentes. 

Entf. v. 12. Februar 1852, Nr. 11439 (P. ©. 411). Das Teſta⸗ 
ment ift ungiltig, wenn erwiefen wird, baß der Erbl. deſſen Inhalt nicht kanute 
und ber dahin gehende Beweis wird durch die das Gegentheil beftätigende Cfaufel 
im Auffage nicht ausgeſchloſſen. 

Entſch. v. 6. December 1851, Nr. 9825 (P. ©. 393). Aehnl. der 
Entf. Nr. 11439 ex 1862. 

Entf. v. 30. Auguft 1851, Nr. 7172 (P. ©. 390). Wenn bei einem 
fhriftlihen, vom Erbl. nicht eigenhändig geſchriebenen Teſtamente, ein Zeuge 
feiner Unterfchrift nicht die Bemerkung „ald Zeuge des legten Willens“, fondern 
einen anderen Zufag („Bormund") beigefügt hat, Tann gleihmwohl das Teſtament 
giltig fein, falis in anderer Weife dargethau mird, daß ber fo Gefertigte wirk- 
lich als Teſtamentszeuge mitunterfchrieb. 

G. 580 — vgl. 8. 578; 6. 886 8. @.; 8.116 0. G. D.; $. 185 gal. @. D.; Hof. v. 20. December 184% und 
19. Februar 1846, Nr. 668 u. 938, KHoflzlv. v. 22. Detober 1814, 1106 3. @. ©.) 
8 580. Ein Erblaffer, welcher nicht fchreiben kann, muß nebft Beobachtung ber in dem 
vorigen Paragraphe vorgefrgriebenen Förmlichkeiten, anftatt der Unterſchrift fein Handzeichen, 
und zwar in Gegenwart aller drei Zeugen, eigenhändig beifegen. Zur Erleichterung eines 
bleibenden Beweiſes, wer der Erblaffer fei, if es auch vorfihtig, bag Einer der Zeugen dem 
Namen des Erblaſſers ald Namensunterfertiger beifege. 

Entſch. v. 21. Yuli 1874, Nr. 5489 (©. H. 1876, Nr. 96). Ein 
ſchriftliches Teftament, deſſen Inhalt erwiefen und dem zu Folge auch alle gefet- 
lihen Förmlichkeiten beobachtet wurden, ift, ungeachtet die Inteſtaterben die Be— 
folgung dieſer Förmlicpleiten widerſprachen, Mangels bes Gegenbeweifes hierüber 
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als giltig anzufehen. Die Giltigkeit letztwilliger Anordnungen kann nicht von 
« dem Zufall abhängig gemacht werden, dag die Mehrzahl ver Zeugen den Teftator 
überlebe, denn der Grundſatz, daß eine Privaturkunde, welche mit der zu ihrer 
Beweiskraft erforderlichen Anzahl echter Unterfchriften verfehen ift, über ihren 
Inhalt Beweis macht, hat auch auf letztwillige Anorduungen Anwendung. 
Entf. v. 22. November 1871, Nr. 18853 (4334 ©.-U.). Ein Auf 
fag, welder von dem Erbl. nur mit dem Kreuzzeichen und nicht auch von Zeugen 
FW wurbe, ift als Iegtwillige Anordnung ungiltig (88. 579, 647 u. 956 


Entf. v. 11. Mai 1871, Nr. 13431 (4162 ©.-U.). Der Erbl., 
welcher dem von ihm ſelbſt, wiewohl nicht in gleichzeitiger Oegenwart der Zeugen 
gemachten Krenzzeihen unter Hanbführung eines Zengen feine Namensfertigung 
beifegt, hat die letztwillige Anordnung unterfertigt, weil er den Willen, biefelbe 
zu fertigen, ausgedrüdt und ausgeführt uud in ber That ſelbſt feinen Namen, 
wenn aud mit Hilfe des Zeugen, beigefegt hat. 

Entſch. v. 16. März 1864, Nr. 1851 (1883 ©.-U.). Daß die Beweis. 
führung über bie wefentlihen Mängel, weßhalb ein ſchriftliches Teftament ungiltig 
fei, dem Kläger obliegt, ergibt fi) Mar und zweifellos aus 8. 104 a. ©, O, 
8. 1487 8. ©. und 8. 126 Abh.-Pat., da ein letter Wille nicht ſchon durch 
den einfachen Widerſpruch, fondern erft durch den Rachweis feiner Ungiltigfeit. an⸗ 
gefochten wird. 

Entf. v. 16. Jänner 1861, Nr. 10660 (1261 ©.-U.). Die in $. 579 
B. ©. vorgefhriebene eigenhändige Namensfertigung aller Teftamentezeugen, kann 
durch bloße Beifügung des Handzeichens, ſelbſt wenn ein anderer Zeuge ben 
Namen binzufchrieb, nicht erſetzt werben. 

Entſch. v. 13. November 1860, Nr. 8576 (1225 ©.-U.). Aus der der 
Unterſchrift des Erbls. beigefügten Bemerkung, „Exbl. gefertigt X" (Name eines 
Teftamentszengen), Tann nicht gefchloffen werden, daß biefer Zeuge den Namen 
des Erbls. fhrieb, wenn im Uebrigen wahrſcheinlich bleibt, daß der Erbl. ſelbſt 
feinen Namen unterfertigte. 

Entf. v. 6. September 1860, Nr. 10266 (1188 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 10660 ex 1861. 5 

Entf. v. 15. Febrnar 1860, Nr. 1350 (1084 ©.-U.). Auch abge 
fehen von der Löfung der Frage, inwiefern die Vorſchrift des 8. 1249 (Erb⸗ 
vertragserforbernifie) durdy die 88. 59 u. 60 der früheren Not. O. eine Aende⸗ 
rung erlitten haben, kann micht bezweifelt werden, daß der vor dem Notar und 
zwei Zengen nad Vorſchrift der Not. O. errichtete Erbvertrag allen Erforder⸗ 
niffen eines ſchriftlichen Teftamentes entipreche. 

Enid. v. 22. April 1858, Nr. 2153 (549 ©.-U). 8. 580 8. ©. 
fegt voraus, daß ber Erbl. wenigſtens lefen kann [Schlußfolgerung]; es ift aber 
nicht nöthig, daß der Erbl., welder lefen und ſchreiben kann und nur gegen- 
wärtig außer Stande ift, feinen Namen zu unterfchreiben, vor Beifegung bes 
Handzeibens das fhriftlihe Teftament auch wirklich ganz burchgelefen habe. 

Entſch. v. 25. November 1857, Nr. 11827 (478 ©.-U.; P. ©. 360). 
Im Sinne der 88. 579 u. 580 B. ©. genügt auch, daß der Erbl., nad 
Borlefung des Aufjages und Befragung, ob bieß fein letter Wille fei, „In“ 
autwortet. 

Entf. v. 12, Februar 1862, Nr..11439 (P. ©. 411). Das Tefle- 
ment if ungiltig, von dem erwiefen wird, daß der Erbl. deffen Inhalt nicht 
faunte, und der dahin gehende Beweis wird burd bie das Gegentheil beſtätigende 
Elaufel im Aufjag nicht ausgefchlofien, 3 
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(6. 581 — vgl. 3. 578 8. G.; Hofb. v.4 September 1771, Thereſ. G. ©. 6. Bb. und v. 20. Mat 1785, Nr. 483 
RE Bengenlguft 3 anrtigen)) 3 


8. 581. Wenn der Erblaffer nicht leſen Kann, fo muß er ben Aufſatz von Einem Zeugen, 

in Gegenwart der anderen zwei Zeugen, die den Inhalt eingefehen haben, ſich vorlefen laflen, 

und befräftigen, daß berfelbe feinem Willen gemäß fei. Der Schreiber des letzten Willens kaun 
in allen Fällen zugleich Zeuge fein. 

Entſch. v. 18. September 1878, Nr. 1692 (®. H. 1879, Nr. 48). 
Eine foriftliche letztwillige Anorbnung Tann, wenn fte auch mit den für eine ſolche 
vorgefchriebenen Förmlickeiten nicht verfehen ift, deren Inhalt aber nit aus⸗ 
drüdlich abgeftritten wird, giltig als eine mündliche letztwillige Anorbnung ange- 
fehen werben, falls fie mit den Exforbernifien des mündlichen Teftamentes ver« 
fehen ift. Die Vorſchrift der a. h. Entſchl. v. 14. Februar 1876, Nr. 938 
9. ©. ©., vermöge welcher ein ſchriftliches Teftament, wenn basfelbe als un« 
giltig erklärt wurde, nicht in einem anderen Proceſſe als mündliches geltend ge» 
macht werden fann, fteht dem nicht entgegen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 16. November 1876, Nr. 8011 (6287 ©.-U.). Aus bem 
Zeugenverhöre geht die Abſicht des Erbls., ſchriftlich zu teftiren, nicht mit Be⸗ 
ftimmtheit hervor; der Mangel der für ein fhriftlihes Teftament ge» 
forderten Förmlichkeiten Habert aber nicht, bie Anorbnung, falls die 
Bepingungen der 88. 585 u. 586 B. ©. erfüllt worden find, als 
mündliches Teftament gelten zu laffen, da nad 8. 722 ibid. ſelbſt in 
dem Falle, da ein Teflament in Verluft gerathen ift, der Inhalt 
desfelben nad $. 772 ibid. auf die für mündliche Teftamente vorge- 
fhriebene Art erwiefen werden kann. 

Entf. v. 2. Yänner 1873, Nr. 12422 (4823 ©.-U.). Der fhrift- 
lie legte Wille wäre zweifellos giltig, wenn alle brei Zeugen ben 
Auffag eingefehen hätten, worauf es nad 8. 581 B. ©. infofern 
anlommt, als die Erblafferin nicht leſen konnte; die dahin lautende 
untergerihtlihe Entfheidung hat daher den Wortlant des 8. 581 
ibid. für fi, wenn auh nad der Ausfage der Zeugen eine Unter- 
fhiebung nit wohl angenommen werden fann. Im dem Procefie über 
bie Ungiltigkeit des Teftamentes ift andy zu erfennen, ob basfelbe nicht als Teſta⸗ 
ment anderer Form giftig fei. Die fragliche nah 8. 581 ibid. als ſchriftliches 
Teftament ungiltige Tegtwillige Anordnung entfpriht allen Erforderniſſen bes 
8. 585 ibid. und ift daher, da es nad den Zengenausfagen "dem Erbl. nur 

. Überhaupt um Errihtung eines giltigen Teftamentes zu thun war, als mänd- 
liches Teftament zur Geltung zu bringen. 

Entf. v. 29. März 1870, Nr. 2714 (8764 ©.-U.). Die Trage, 
ob und welden Einfluß die in Folge der rüdwirfenden Kraft des ©. v. 15. No- 
vember 1867, Nr. 131 R. ©. B., eingetretene Rehabilitation eines Teftaments- 
zeugen (8. 592 B. ©.) auf biefen ber Kundmachung jenes Gs. zu Stande ge- 
tommenen Act bezüglich der daraus auch für Dritte begründeten R. nehmen 
lönne, fowie die Frage der Glaubwürdigkeit biefer Zeugen überhaupt, ift im 
ordentlichen Erbrechtsſtreite auszutragen. 

Entſch. v. 5. Februar 1869, Nr. 449 (3277 ©.-U.). Wenn nad An- 
ordnung des analphabeten Erbls. ein Zenge fo, daß es ber Erbl. hört, dem 
anderen den legten Willen bictirt, diefer Auffag fodann in Gegenwart von vier 
Zeugen, welche den Aufſatz einfehen können oder nur in Ueberzeugung der Ver⸗ 
läßlichfeit des Schreibers dieß unterliegen, vorgelefen war, vom Erbl. als fein 
letzter Wille bekräftigt umb mit dem Kreuzzeichen unterfertigt wird, fo ift 
allerdings ein giltiged mündliches Teflament zu Stande gelommen. Der Um« 
Rand, daß die Zeugen nicht wirklich den Inhalt des Auffages eingefehen haben, 
ſteht der Giltigkeit nicht entgegen, venn 8. 581 B. ©. bezwedt mit der dieß⸗ 
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fälligen Borſchrift bloß die Eontrole des Vorleſenden; nad bem oberwähnten 
Vorgang kaun aber über bie richtige Ablefung des wahren Willend des Erbls. 
fein Zweifel obwalten. 

Entfd. v. 28. November 1865, Nr. 8791 (2322 ©.-U.). Cine Dian- 
gels der Erfordernifje der 88. 580 u. 581 8. ©. als ſchriftliches Codicill nicht 
giltige letztwillige Anordnung eine® analphabeten Erbls. kann unter Umfländen 
als mũndliche wirkfam fein. 

Entf. v. 29. März 1864, Nr. 1703 (1888 ©.-U.). Die Vorſchrift 
des 8. 581 B. ©. verlangt, daß die Zeugen den Inhalt ber Urkunde bei ber 
Errichtung eingefehen haben, die bloße Möglichkeit hierzu genügt nicht und ebenfo 
wenig bie fpätere Einfichtnahme, 

Entf. v. 23. März 1861, Nr. 3489 (1327 ©.-U.). Die nad 8. 579 
B. ©. vorgeſchriebene erblaſſeriſche Beſtätigung, daß der Teſtamentsaufſatz fein 
letzter Wille ſei, muß nicht in Worten geſchehen; ſie liegt ſchon darin, daß der 
Erbl. nach vernommener Vorleſung unterfertigt. [?] 

Entſch. v. 15. Februar 1860, Nr. 1350 (1084 ©.-U.). Im Hinblicke 
auf 8$. 1, 41, 43, 50, 59 u. 60 ver [durd die Not. D. v. 25. Juli 1871, 
Nr. 75 R. ©. B., aufgehobenen früheren] Not. D. muß dem Notar jedenfalls 
die Eigenſchaft eines vellfommen glaubwürdigen, weil vom Staate beftellten und 
beglaubigten Zeugen zugeſprochen werden; auch abgefehen von ber Löſung der 
Trage, inwiefern die Vorfhrift des 8. 1249 B. ©. (Exrbvertragserforbernifie) 
dur bie 88. 59 m. 60 Not. D. eine Aenderung erlitten haben, kann nicht be= 
gweifelt werben, daß der vor dem Notar und zwei Zeugen nad Vorſchrift ber 
Rot. D. errichtete Erbvertrag allen Erforderniſſen eines ſchriftlichen Teftamentes 
entſpreche. 

Entſch. v. 4. März 1867, Nr. 1724 (306 ©.-U.). Wenn nicht bee 
wiefen wird, daß der Erbl. wirklich vollkommen erblinbet ift, Tann das Tefla- 
ment nicht wegen Außeradhtlaflung der Förmlichkeiten des $. 581 B. ©. ange 
fochten werben. 

Entf. v. 6. September 1854, Nr. 8668 (968 ©.-U.). Ein notariell 
errichtetes Teflament ift, wenn lant ber im Acte enthaltenen Erklärung der 
Zeugen die Vorſchriften des 8. 581 B. ©. beobachtet wurden, giltig, obgleich 
die Zeugen in der Zolge hierüber verſchieden ausfagen. 

Entf‘. v. 24. Yänner 1854, Nr. 663 (P. S. 404). Wer in Veflrei- 
tung eines vom Erbl. nur mit Handzeichen unterfertigten Teftamentes behauptet, 
dag der Erbl. auch nicht leſen konnte, dem liegt der Beweis hierüber ob. 

Entf. v. 3. Februar 1853, Nr. 13734 (P. ©. 402). 8. 581 8. ©. 
fordert nicht, daß der Erbl. feinen legten Willen den Zeugen mündlich ausein- 
anderfege; wie der von einem Dritten geſchriebene Auffag zu Stande gebracht 
wurde, lommt nicht in Frage, es muß vermuthet werben, daß er dem erb- 
laſſeriſchen Willen entſpreche, ſobald die in 8. 581 ibid. normirten Formlichkeiten 
beobachtet wurden. 

Entſch. v. 6. Auguft-1852, Nr. 730 (P. ©. 401). Wenn ver Erbl. 
nicht lefen konnte und nicht erwiefen wird, baß die Zeugen das Teftament ein- 
gefehen haben, jo ift dasſelbe ungiltig. 

Entf. v. 24. Jänner 1851, Nr. 7421 (PB. ©. 403). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 663 ex 1854. 

Entf. v. 2. Auguſt 1850, Nr. 3329 (P. ©. 400). Der Vorſchrift 
des $. 581 8. ©. ift Genüge geleiftet, wenn bie beiden anderen Zeugen bei 
der Borlefung durch einen der Zeugen Gelegenheit hatten, den Aufſatz einzufehen 
und mitzulefen und wirklich hineinfahen, ohne indeß dem ganzen Aufſatz thatſäch- 
lich mitzulefen. 
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G. 682 — vgl. 4. 578 u. 579; 8. 564; 88. 718-715 ©. @.) 
8. 562. Line Verfügung bes Erblaſſers durch Beziehung auf einen Zettel, oder auf einen 
Auffag, iſt nur dann von Wirkung, wenn ein folder Aufſatz mit allen zur Giltigkeit einer 
legten Willenserklärung nöthigen Erforberniffen verfehen iſt. Außerdem können vergleichen 
von dem Erblaffer angezeigte fhriftliche Bemerkungen nur zur Erläuterung feines Willens an- 
geiwenbet werben. - 

Entſch. v. 12. Mai 1858, Nr. 4753 (563 ©.-U.). Der Grundſatz 
„quae temporalia sunt ad agendum perpetus sunt ad excipiendam“ ift aud) 
bei Beftreitung der Giltigkeit teftamentarifher Anordnungen anzuwenden. — Die 
nicht unterfchriebenen fpäteren Seiten der Teftamentsurkunde können weder nah 
8. 578 B. G., noch nad) 8. 582 ibid. aufrecht erhalten werden, wenn es aud 
vermöge des Zufammenhanges wahrſcheinlich wäre, daß der Erbl. wenigftens bei 
deren Nieberfchreibung das Ganze wollte. 


(8. 588 — ug 6.198 8. 8.) 

8. 568. In der Regel gilt ein und derſelbe Auffag nur fiir einen Erblaffer. Die Ausnahme 
in Rüdfigt der Epegatten ift in dem Hauptftäde von den Ehepacten enthalten. 
Entfd. v. 11. März 1857, Nr. 1899 (311 ©.-U.). Bei Beantwortung 

ber Frage, ob eine Beftimmung in den Ehepacten Vtg. oder legtwillige Anordnung 

fel, ift dee Umftand von feiner Bedeutung, daß fie in die Ehepacte aufgenommen 
iſt; alſo fi) Lediglich nach dem Inhalt und der wirklichen Abfiht der Eheleute 
zu richten. 

(8. 584 — vgl 8. 577 0. @.; 0... Entf. on. 14. Pehruor 1846, Nr. 088 3. 0. 6) 

8. 584. Einem Erblafſer, welcher die zu einem ſchriftlichen Zeftamente erforberlicden Foörm⸗ 

lichkeiten nicht beobachten Tann, oder will, fleht frei, ein mündliches Teftament zu errichten. 

Entf. v. 18. September 1878, Nr. 1692 (©. H. 1879, Nr. 48). 
Eine fhriftlihe Tegtwillige Anorbnung kann beim Borhandenfein der Erforber- 
niffe ber 88. 585 u. 586 B. ©. eventuell als mündliche aufrecht erhalten 
werben, wenn nicht erwiefen ift, daß der Erbl. gerade fchriftlich teflicen wollte. 

Entſch. v. 16. November 1876, Nr. 8011 (6287 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 1692 ex 1878. ; 

Entſch. v. 2. Jänner 1873, Nr. 12422 (4828 ©.-U.). Im bem Procefie 
über die Ungiltigleit des Teſtamentes ift auch zu erkennen, ob basjelbe nicht als 
Teftament anderer Form giltig fei. 

Entfd. v. 23. April 1872, Mr. 3720 (4583 U.) ... Ohne jede 
Nüdfihtnahme auf den 8. 584 3. ©. liegt es in der Natur ber 
Sade, daß, wenn ber Erbl. einmal beabſichtigte, ſchriftlich zu teſti— 
ren und davon nicht wieder abging, bie in jener Abfiht kundgege- 
benen Verfügungen auf den Todesfall nur den Charakter eines 
Entwurfes, eines unfertigen Projectes am fich tragen, und daß, da 
der Erbl. feine Ausſprüche vorausgefegtermaßen eben nur mit biefem 
Bewußtfein thun konnte, biefelben nicht einmal als beftimmte ernit« 
lige Willenserflärungen ($. 565 ibid.) anzufehen find, fo lange nit 
der legte Wille in der beabjihtigten Form zum vollendeten Ausprude 
gelangte, und es hieße dem Willen des Erbls. Gewalt anthun, wenn 
man feine Aenferung als Nuncupativteffament, als welde er fie 
gar nicht wollte aufrecht erhalten haben, zur Geltung brächte. h 

Entf. vo. 24. Sänner 1871, Nr. 10866 (4025 ©.-U.). In dem Aus- 
ſpruche, daß ber als ſchriftliches Teſtament gewollte Aufjag, weil als ſchriftliches 
Teftament ungiltig, überhaupt als eine legte Willenserffärung ungiltig ſei, trotz ⸗ 
dem ber Beweis erbracht ifl, daß alle Förmlichfeiten des Nuncupativteftamentes 
(8. 585 B. ©.) erfüllt find, Liegt eine offenbare Ungerechtigkeit. 
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Entf. v. 5. Rovember 1868, Nr. 7590 (3147 ©.-U.). Die Entſchei⸗ 
bung über die Frage, ob die in ber Klage bloß als ſchriftliches Teftament an- 
geführte letztwillige Anorbnung des Erbls. nicht als mündliche giltig fei, ift zu- 
tAfflg und durch Hoſd. v. 14. Februar 1846, Nr. 923 I. ©. ©. indirect fogar 
jeboten. a 
® Entſch. v. 28. Rovember 1865, Nr. 8791 (2322 G.-U.). Eine Mangels 
der Erforderniffe der 88. 580 u. 581 B. ©. als ſchriftliches Codicill nicht gil« 
fige letztwillige Anordnung eines analphabeten Erbls. kann unter Umftänden als 
mänbliche wirffam fein. 

Entf. v. 7. Jänner 1863, Nr. 8520 (1627 ©.-U.). Ein Auffag, 
weiher als fchriftliches Teftament aus formalen Gründen nicht giltig ift, Tann 
me dann ald münbliches gelten, wenn ver Erbl. erwiefenermaßen den wefentlichen 
Inhalt desfelben den Zeugen mänplich dargelegt hat. 

Entf. v. 27. Mai 1857, Nr. 4197 (367 ©.-U.). Eine ven Anforde 
tungen an ein ſchriftliches Teftament nicht genügende Iegtwillige Anordnung kann 
mter allen Umftänden als mündliches Teftament aufrecht erhalten werben und 
ift daher denjenigen, welche aus dem Teftamente ihre Re. ableiten, der Beweis 
nicht aufzubürden, daß der Erbl. ein fehriftlihes Teftament nicht beabſichtigen 
konnte oder wollte. [Theilmeife worfpr. den neueren Entſch.] 

Entfd. v. 24. October 1854, Nr. 5642 (44 ©,-U.). Ein beabfihtigtes 
ſchriftliches Teſtament Tann als mündlihes aufrecht erhalten werden. MAehnl. 
der Entf. Nr. 4197 ex 1857.] 

Entf. v. 15. März 1850, Nr. 781 (P. S. 407). Auch ein wechſel ⸗ 
feitige8 Teftament unter Ehegatten Tann mündlich errichtet werden. — Eine letzte 
Willensanordnung kann nicht bezüglich des einen Theiles nach den Förmlichkeiten 
des fchriftlichen, bezüglich des anderen nad jeney des mündlihen Teftamentes 
beurtheilt werben, wenn aber für das Ganze die Erforberniffe des mündlichen 
Teftamentes zufammentreffen, fo ift die Anordnung jedenfalls als ſolches aufrecht 
zu halten. 


2. der anffergerichtlichen mündliden; 
(u 588 — mal. 0401, bes: 1. BTO m. ur B. Auen — „4 Bebnuar 1840, 9. 005.9. 0. ©. 
5 565. Wer mindlich teftirt, muß vor brei fähigen Zeugen, welche zugleih gegenwärtig 
and zu beftätigen fähig find, daß in der Perfon des Erbl. fein Betrug oder Irrthum unter- 
laufen fet, ernftlih feinen letzten Willen erklären. Es ift zwar nicht nothivendig, aber vor» 
fichtig, daß bie Zeugen, entweder alle gemeinfhaftlich, oder ein jeber für fi zur Erleichterung 
des Gepächtnifles, die Erklärung des Erblaſſers entweder ſelbſt aufzeichnen, oder, fobald als 
möglich, aufzeichnen lafien. 

Entſch. v. 2. November 1877, Nr. 6396 (©. Big. 1877, Nr. 100). 
Daß die Zeugen ausdrücklich als Zeugen einer legtwilligen Anordnung berufen 
worden feien, wird in $. 585 B. ©. nicht erfordert. 

Entſch. v. 16. November 1876, Nr. 8011 (©. Big. 1878, Nr. 51; 6287 
G.U.). Em letzter Wille, melden der Erbl. durd einen Dritten nieverfchreiben 
Kt, iaun beim Borhandenfein der Erfordernifie der $$. 585 u. 586 B. ©. als 
mändliches Teftament aufrecht erhalten werden, wenn aud der Erbl. vie fahrifte 
liche Aufzeihnung wünſchte, fofern aus den Umfländen fid ergibt, daß ber Erbl. 
nicht die Errichtung eines fhriftlihen Teftamentes beabfihtigt hat. — Ein Ter 
Rament Tann auch bloß gegen die Erben, ohne bie Anorbnung bezüglich der Lega- 
tare anzufechten, beftritten werben. 

Entf. v. 2. Yänner 1873, Nr. 12422 (4823 ©.-.U.). Die fragliche 
nah 8. 5681 B. ©. als fhriftlihes Teſtament ungiltige letztwillige Anordnung 
entipricht allen Erforderniſſen des F. 585 B. ©, und ift daher, da es nad den 
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Zeugenausfagen dem Erbl. nur überhaupt um Errichtung eines giltigen Teſta⸗ 
mentes zu thun war, als mündliche Teftament zur Geltung zu bringen. 

Entfd. v. 5. Februar 1869, Nr. 449 (3277 ©.-U.). Das Teftament 
eines Analphabeten, welches nach $. 581 8. G., obwohl die Zeugen nicht wirklich 
bei ver Borlefung des Auffages mitgelefen haben, als fchriftliches aufrecht erhalten 
werben Tann, kommt bezüglih der Erfüllung der Erforberniffe des 8. 585 ibid. 
nicht mehr in Frage [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 5. November 1868, Nr. 7590 (3147 ©.-U.). Die Ents 
ſcheidung über die Frage, ob die in der Klage bloß als ſchriftliches Teftament 
angeführte Tegtwillige Anordnung tes Erbls. nicht als mündliche giltig fei, iſt 
zuläffig und durch Hofd. v. 14. Februar 1846, Nr. 933 I. ©. ©. inbirect 
fogar geboten. Wenn es aud, da ber Erbl. zur Unterfertigung des errichteten 
Auffages erft überredet werden mußte, zweifelhaft if, ob ein giltiges fchriftliches 
Teftament vorliege, fo ift doch den Erforbernifien der 88. 585 u. 586 B. G. 
genügt worben und baher die legtwillige Anorbnung als mundliches Teftament giltig. 

Entfd. v. 6. Februar 1867, Nr. 879 (2734 G.-U.). Da nach über 
einftimmenden Ausfagen der Erbl. als der bairiſche Notar herbeigeholt worden 
war, um feinen legten Willen aufzunehmen, erklärte, er wolle feinen unehelichen 
Sohn als Erben einfegen, wornach ein nad 88. 585 u. 586 B. ©. giltiges 
mündliches Teftament zu Stande kam, dann aber durch bie Befürchtung des 
bairiſchen Notare, daß eine ſolche Anorbnung nad; öſterreichiſchem R. nicht giltig 
fet, irregemacht, feinen Bruder im fohriftlihen Teſtamente einfegte, fo iſt das 
fchriftfiche Teftament na $. 572, Abf. 2 ungiltig und fohin das frühere münd» 
liche durch felbes nicht aufgehdben worden (8. 713 ibid.). 

Entſch. v. 24. Jänner 1866, Nr. 10992 (2371 G.U.). Das ©. as 
heiſcht zu einer giltigen legten Willenserflärung nicht, daß der Erbl. felbft die 
Zeugen zu fid bitten ober rufen ließ, und daß er ihnen wörtlich verfünbigt haben 
müfje, er wolle ein Teftament machen. 

Entf. v. 7. Yänner 1863, Nr. 8520 (1627 ©.-U.). Ein Auffag, 
welcher als ſchriftliches Teftament aus formellen Gründen uiht giltig ift, kann 
aur bann als mündliches gelten, wenn ber Erbl. erwieſenermaßen den wejent- 
lien Inhalt desfelben ven Zeugen mündlich dargelegt hat. 

Entſch. v. 27. November 1862, Nr. 7930 (1604 ©.-U.). Nur für 
mündliche, nicht auch für fhriftlihe Iegtwillige Anorbuungen gilt die Vorſchrift 
des 8. 585 B. ©., daß den Zeugen die Perſon des Erbls. bekannt fein müfle. 

Entſch. v. 18. November 1862, Nr. 7287 (1600 G.-U.). Die 88. 585 u. 
688 8. ©. erfordern zur Giltigleit einer mündlichen teftamentarifhen 
Anorbnung, daß der Erbl. vor brei fähigen Zeugen oder vor dem Rich⸗ 
ter feinen legten Willen erflärt. Den Worten „feinen legten Willen 
erklären“ kann jedoh nad dem gewöhnliden Sprahgebraude, wie 
nad dem bie Definition der „Erllärung bes legten Willens“ enthal- 
tenden 8. 552 ibid. nur der Sinn beigelegt werden, daß der Erbt. 
feine Anorbnung mortis oausa dem Zeugen ober dem Richter felbR 
(ipse testator) mittheilt....... (88. 586 u. 588 ibid.). Es ge- 
nügt daher zum mündlichen Teftamente nicht, daß der Erbl. einen ihm 
gemadıten Vorſchlag einfach bejaht (8. 565 ibid.) oder den vorge- 
lefenen Aufſatz als feinen legten Willen beftätigt. 

Entf. v. 6. April 1858, Nr. 2552 (535 ©.-U.; P. ©. 408). Wenn 
die Zeugen eines mündlichen Teftamentes über Nebenbeftimmungen zwar in ihren 
Ausſagen von einander abweichen, hinfihtlid der Erbseinfegungen aber überein- 
fimmend deponiren, fo ift das mündliche Teftament als giftig aufrecht zu erhalten. 

Entf. v. 20. December 1855, Nr. 10067 (1456 ©.-U.). Wenngleich 
die Erblafferin nicht alle Anorbnungen, bie fie zu beabfihtigen ſchien, ausge 
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ſprochen bat, ift ihr mündliches Teftament giltig. (Die Exblafferin fuhr nach Anord⸗ 
nung einiger Legate fort: „Ich ernenne den B. zu meinem Erben, mit der Ver- 
pflitung . . . .“ hielt hier inne und lehnte in ben barauffolgenven 2 Tagen, 
obwohl nod fähig, die Aufforderung ihre Anordnungen zu ergänzen, mit ben 
Worten „vieleicht fpäter“, „es ift fon gut fo* — ab. 

Entſch. v. 24. October 1854, Nr. 5642 (44 ©.-1l.). Unfrehterhaltung 
eines fhriftlihen Teftamentes als mündliches. 

Entſch. v. 31. Jänner 1854, Nr. 906 (P. ©. 413). Ein vom Erbl. 
nicht unterfchriebener Auffak if, wenn ver Erbl. venfelben zwar vor drei Zeugen 
als feinen legten Willen beftätigt, über den mefentlihen Inhalt jedoch ſich nicht 
in gefprodener Rede erklärt hat, weder als fohriftlihes, nod als mündliches 
Teftament giltig. 

Entſch. v. 12. Februar 1852, Nr. 11439 (P. ©. 44). Aehnl. der 
Eutſch. Nr. 5642 ex 1854. 

Entfd. v. 15. März 1850, Nr. 781 (P. ©. 407). Auch ein wedfel- 
ſeitiges Teftament unter Ehegatten kann mündlid errichtet werden. — Eine legte 
Willensanoronung kaun nicht bezüglich bes einen Theilea nah den Förmlichkeiten 
des fchriftlihen bezüglich des auderen nad) jenen des mündlichen Teftamentes be 
wrtheilt werben; wenn aber für das Ganze die Erforbernifle des mündlichen Te⸗ 
flamentes zufammentreffen, ſo ift bie Anorbnung jebenfalls als folhes aufrecht 
zu halten. * 


. 586 — 577 und bei 9. 685 ei; 8. 70 Rot. D. 0. 5. Jull 1871, Br. 75 8. 6. B.; M. 66-67 
“ vol 8. 877 un ‘ ET De Yult 1871, Du; 


8. 586. ine mündliche legte Anordnung muß, um rechtskräftig zu fein, auf Verlangen 

eines Jeden, dem daran gelegen ift, dur die Übereinnimmenve eidliche Außfage der brei 

Bengen, oder, wofern Einer aus ihnen nicht mehr vernommen werben kann, wenigflens der 
zwei Übrigen beftätigt werden. 

Entſch. v. 28. Mai 1879, Nr. 5052 (9. B. 1879, Nr. 30). Es ge- 
nũgt zur Giltigfeit des mündlichen Teflamentes, daß zwei von den drei Tefte- 
mentözengen beftätigen, die Erblafferin habe geäußert „mein Vmgu. binterlafle 
id dem Johann“, morunter die Zeugen ganz beſtimmt den mit der Erblaſſerin 
im gemeinfamen Haushalt gewejenen Schwager berfelben verſtanden. Diefe 
Angaben, welde nad 8. 586 B. ©. (u. 88. 558, 564, 566, 571 ibid.) 
genügen wärden, find turd jene des dritten Zeugen, der in Folge 
feines Todes nicht neuerlich vernommen werden konnte, weder mo» 
dificirt noch abgeſchwächt, da deffen oberflädhlich aufgenommene Aus» 
fage, wornad er fi nur erinnert, daß die Erblafferin gejagt habe, 
ihr Bmgn. überloffe fie „ihm“, Zeuge aber darnnter gleichfalls den 
Schwager der Erblafferin verftanden habe — mit den andern Aus— 
fogen nicht im Widerſpruch iſt; denn diefer Zenge gab nigt an, 
baß die Erblafferin eine andere Perfon eingefegt habe. 

Entfd. v. 16. November 1876, Nr. 8011 (6287 ©.-U.). Wenn and 
den Umfländen vie Abſicht des Erbls. ſchriftlich zu teftiren, nicht mit Beftimmt- 
heit hervorgeht, hindert der Mangel der für das ſchriftliche Teftament geforderten 
Görmlichfeiten nicht, die durch die Urkunde zu Tage gefommene legtwillige An- 
sronung, fall® die Bedingungen ber 88. 585 u. 586 B. ©, erfüllt worden find, 
als ein mündlihes Teftament gelten zu lafien, da nah $. 722 ibid. felbft bei 
Berluft des Teftamentes, defien Inhalt nah 8. 772 ibid. auf die für mündliche 
Teſtamente vorgefchriebene Art erwiefen werden kann. Ein Teftament fann auch 
Bloß gegen bie Erben ohne die Anorbnung bezüglich der Legatare anzufechten, bes 
flritten werden. 

Eutſch. v. 23. April 1872, Nr. 3720 (4583 ©.-U.). Es liegt in ber 
Ratur der Sache, daß, wenn der Erbl. einmal beabfidtigte, [hrift- 
Wiehl, bürgl, Geſetb. al. 25 
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lich zu teftiren und bavon nicht wieder abging, die in jener Abſicht 
tundgegebenen Verfügungen nue den Charakter eines Entwurfes an 
fi tragen, nicht als beflimmte ernftlihe Willenserkflärungen ($. 565 
ibid.) anzufehen find, und es hieße dem Willen des Erbls. Gewalt 
‚anthun, wenn feine Yeußerung als Nuncupativteflament zur Gel- 
tung gebracht würde. 

Entf. v. 27. Mai 1857, Nr. 4197 (367 G.-U.). Zur Giltigkeit — 
indbefondere des münblihen — ZTeftamentes ift nicht nöthig, daß der Erbl. die 
Zeugen felbft zu fich gebeten und ausdrücklich zur Teſtamentserrichtung berufen 
habe. — Eine beglinfligte (zur Zeit der Cholera errichtete) letztwillige Anordnung 
Mann auch mänblic errichtet werben. 


3. der gerichtlichen. 
(8. 587 — vgl. 8. 92 gur. R.) 
8. 589. Der Erblaſſer kann auch vor einem Gericht ſchriftlich oder mündlich teftiren. Die 
fohriftlihe Anordnung muß von dem Erblaffer wenigftens eigenhändig unterfchrieben fein, und 
dem Gerichte perföntich übergeben werben. Das Gericht hat den Erblafler auf den Umſtand, 
“daß feine eigenhändige Unterfrift beigerückt fein müfſe, aufmerfam zu maden, dann den 
Aufſatz gerichtlich zu verfiegeln, und auf dem Umfchlage anzumerken, weſſen legter Wille darin 
enthalten fei. Ueber das Geſchäft ift ein Protokoll aufzunehmen, und ber Aufſatz gegen Aus⸗ 
ſtellung eines Empfangefcheines gerichtlich zu Hinterlegen. « 
— vgl. 68. 578 u. 579, 580, 581, 586, 601 ©. ©.; ge er ne ‚A80, HT Bat 8 5 — 8 
Sh-Pat.; Mot. 6. m.’20. Qulı 1er, Ar. 76 . 39. November 1808, Nr. 
v. 2. wan 1825, * 8 
8. 568. Will der Erblaffer feinen Willen mündlich erklären, fo ift die Erflärung in ein 
Protokoll aufzunehmen, und basfelbe ebenfo, wie in dem vorhergehenden Baragraphe von dem 
ſchriftlichen Wuffage gemeldet worden ift, verfiegelt zu hinterlegen, 

Entf. v. 27. October 1875, Nr. 11856 (5895 G.-U.). Wenn das 
Teflament den Erforderniffen der 88. 577—600 B. G. deren Außerachtlaſſung 
allein die Ungiltigkeit nach fi zöge, entſpricht, und von ven Inteſtaterben bloß 
aus dem runde des $. 569 ibid. angefochten wird, weil der Notar, welder 
das Teftament des Min. aufnahm, lediglich erwähnte, daß ber Erbl. im Zuftande 
voller Befonnenpeit, frei von Zwang, Betrug und weſentlichen Irr⸗ 
thum feinen Willen in der nachſtehenden Weife erklärt habe, ohne zu 
erwähnen, daß er ſich durch die vorgefchriebene Erforſchung hiervon überzeugt habe, 
fo find die anfechtenden Inteſtaterben und nicht die Teftamentserben auf den 
Reqhttsweg zn vermeifen, da im alle des 8. 569 ibid, über die Giltigfeit bes 
Teftamentes nur im orbentlichen Rechtsſtreit entſchieden werben kann (8. 126 
Abh.-Pat.). [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 18. November 1862, Nr. 7287 (1600 G-U.). Die 88. 585 
u 588 B. ©. erfordern zur Siltigteit einer mündlichen teftamen- 
tarifhen Anordnung, daß ber Erbl. vor brei fähigen Zeugen oder 
vor dem Richter feinen legten Willen erklärt. Den Worten „feinen 
legten Willen erklären“ Tann jedoch nad dem gewöhnlihen Sprad- 
gebraude, wie nad dem die Definition der „Erklärung bes legten 
Willens" enthaltenden SS. 552 ibid. nur ber Sinn beigelegt werden, 
baß der Erbl. feine Anorpnung mortis causa den Zeugen oder dem 
Richter ſelbſt (ipse testator) mittheilt...... (88. 586 u. 588 ibid.). 
Es genügt daher zum mündlichen Teftamente niht, daß der Erbl. 
einen ibm gemachten Vorſchlag einfach bejaht ($ 565 ibid.) oder den 
dorgelefenen Auffag als feinen legten Willen beftätigt. 
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(8. 689 — vgl. Bei 8. 588 dit.) 
8. 569. Das Gericht, welches bie ſchriftliche oder mündliche ErHärung des legten Willens 
aufnimmt, muß wenigften® aus zwei eidlich verpflichteten Berichtöperfonen beftehen, deren 
einer in bem Orte, wo bie Erflärung aufgenommen wird, das Richteramt zuſteht. Die Zeugen ⸗ 
ſchaft der zweiten Gerichteperſon, außer dem Richter, können and) zwei andere Zeugen vertreten. 


(8. 590 — vgl. bei $. 588 cit.) 
8 590. Im Nothfalle können die erſt beſtimmten Perfonen fih in Die Wohnung bes Erb⸗ 
laſſers begeben, feinen legten Willen fcpriftlich oder mündlich aufnehmen, und dann das Ge 
ſchäft mit Beifegung des Tages, Jahres und Ortes zu Protokoll bringen. 


Anfäßige engen dei letzten Anorduungen. 


@. 891 — vgl. $. 585; 68 579, 580, 581 8. @.; v. 4 September 1771, Thereſ. 8. ©. 6, Bb. und vom 
Saint 


8. 591. Die Mitglieder eines geiftlihen Ordens, Zünglinge unter achtzehn Jahren, Grauens, 
perſonen, Sinnlofe, Blinde, Taube oder Stumme, dann diejenigen, melde die Sprache des 
Erblaffer8 nicht verftehen, können bei legten Anordnungen nicht Zeuge fein. 

Entid. v. 6. Auguft 1878, Nr. 1175 (9. B. 1878, Nr. 39). Die in 
Gegenwart dreier Frauensperſonen erfolgte Uebergabe eines Werthgegenftandes 
mit dem Auftrage, benfelben nad Ableben des Uebergeberd einem Dritten als 
Geſchenk zu übergeben, im Falle der Wiedergenefung aber dem Uebergeber zu 
retourniren, ift weder Schentung noch Vermächtniß, noch aud Schenkung auf 
ben Tobesfall. 

(6. 592, aufgehoben durch G. v. 15. November 1867, Rr. 181 R. &. 0.1) 
8. 598. Wer wegen Verbrechens des Truges oder eines anderen Verbrechens aus Gewinn. 
ſucht verurteilt worden ift, kann nit als Zeuge gebraucht werben. 

Entſch. v. 10. Mai 1871, Nr. 2492 (4159 G.-U.). Wenn aud 
das ©. v. 15. November 1867, Nr. 131 R. ©. B. den $. 592 8. ©. 
nicht ausdrücklich aufhob, enthält es doch im legten Abſatze des 
8. 6 die Beſtimmung, daß alle nachtheiligen Folgen, die mit ftraf- 
gerihtlihen Erkenntniffen [don durd das Str. ©., oder kraft an« 
derer gefegliher VBorfhriften verbunden waren, nad fünf Jahren 
anfhören, wenn die Strafe eine geringere als fünfjähriger Kerker 
war. Zu den erwähnten nadtheiligen Folgen muß aud die Unfähig- 
keit, Teftamentözeuge zu fein, und zu den erwähnten gefeglihen Bor« 
ſchriften aud ber 8. 592 8. ©. gezählt werben. Der mehr als 5 Jahre 
vor der Teftamentserrichtung wegen Diebftahls Abgeftrafte ift alfo 
ſchon fähiger Teftamentözeuge, das Teftament daher giltig. 

Entſch. v. 29. März 1870, Nr. 2714 (3764 ©.-U.). Die Frage, ob 
und welden Einfluß die in Folge der rückwirkenden Kraft des ©. v. 15. Novem- 
ber 1867, Nr, 131 R. ©. 2. eingetretene Rehabilitation eines Teftamentszeugen 
(@. 592 B. ©.), auf diefen bar Kundmachung jenes Gs. zu Stande gelommenen 
Act bezüglich der daraus aud für Dritte begründeten Re. nehmen könne, fowie 
die Frage nach ber Glaubwürdigkeit dieſes Zeugen überhaupt, ift im ordentlichen 
Erbrechtsſtreite auszutragen. 

Entſch. v. 23. April 1852, Nr. 3772 (P. ©. 415). Der Gegenbeweis, 
daß der wegen eines ans Öewinnfucht begangenen Verbrechens Verurtheilte irriger« 
weiſe verurteilt wurde, ift unzuläffig [ogl. jevoh ©. v. 15. November 1867, 
Nr. 1318.60. 8). 


(6. 598, aufgehoben durch kaiſ. Vdg. v. 6. Jänner 1880, Rr. 9 3. G. ©.) 
9. 598. Ber ſich night zur chriſtlichen Religion bekennt, Kann ven legten Willen eines 
Chriſten nit bezeugen. 
26* 
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@. 594 — vgl. Bi. 48, 188 8. ©.) 
8. 394. Ein Erbe ober Legatar ift in Rückficht bes ihm zugedachten Nachlaſſes kein fähiger 
Zeuge, und eben fo wenig befien Gatte, Eitern, Kinder, Gefchtwifter, oder in eben dem Grave 
verfpwägerte Perfonen und die befoldeten Hausgenoffen. Die Verfügung muß, um giltig zu 
fein, von dem Erblaffer eigenhändig gefchrieben, oder durch drei von den gedachten Perfonen 
verſchiedene Zeugen beftätigt werben. 

Entſch. v. 8. October 1878, Nr. 6061 (©. Big. 1879, Nr. 81). Be- 
ſtand und Inhalt eines verlorenen Erbvertrages können nit durch 
Haupteid erwiefen werden. Der angeblih der Klägerin in Berluft 
gekommene Erbvertrag bedurfte nad 8.1249 8. ©. zu feiner Giltig- 
keit, daß er fchriftlih mit allen Erforderniffen eines ſchriftlichen 
Teftamented errichtet werde Da aber nah dem $. 594 ibid. ein 
Erbe oder Legatar in Rüdfiht des ihm zugedachten Nadlaffes kein 
fähiger Zeuge ift und eine derlei Berfügung, um giltig zu fein, von 
dem Erbl. eigenhändig gefhrieben oder durch drei von ben im $. 594 
ibid. benannten, von der Zeugenfhaft bei legtwilligen Anorbnungen 
ausgefchloffenen Perfonen verfibiedene Zeugen beftätigt werden muß; 
der von der Klägerin verfuchte Beweis durd Zeugen Über den In- 
halt des fraglichen Erbvertrages gänzlih mißlungen ift, dur den 
obenangeführten Haupteid aber zugleih die Thatſache feftgefteltt 
werden follte, daß der Gatte der Klägerin feinen ganzen Nachlaß 
burd jenen Erbvertrag zugewendet habe; dieſe Thatſache jedoch 
überhaupt durh bie Ausfage ber Klägerin nad $. 594 ibid. auf 
rechtswirkſame Weife nit bezeugt werben kann, fo erfheint au der 
Haupteid der Klägerin, wodurd dieſe Thatfahe zum Gegenftand der 
Beweisführung gemacht wirb, nad) bem Ge. unzuläffig (8.1300. ©. O.). 

Entf. v. 21. Yuli 1874, Nr. 5489 (5420 ©.-U.). Die Meinung, 
daß bie Proceßpartei, welche im Erbrechtsſtreite den Erfüllungseid über die Echt- 
heit des Teſtamentes anbietet, durch die Zulafjung des Eives zu einem nad 
8. 594 8. ©. unfähigen Teflamentözeugen würde, ift unridtig, denn fo wenig 
in dem alle eines holographen Teftamentes der eingefegte Erbe 
burd die Ablegung des für die Ergänzung bes Echtheitsbeweiſes 
etwa erforderlihen Erfüllungseides zum Teftamentszeugen wird, 
ebenfowenig kann bieß im fraglihen Falle eines allographen Teſta— 
mentes behauptet werden. [Wdrfpr. der Entſch. Nr. 6061 ex 18787] 

Entſch. v. 24. Jänner 1872, Nr. 13261 (4453 G.-U.). Die Bedien- 
fteten der in einem Teſtamente eingefegten Erben, welche zwar im felben Hauſe 
wohnen, in dem der Erbe feine Werkftatt hat, find nicht „befoldete Hausgenofjen“ 
im Sinne des $. 594 B. G., weil ber Erbe nicht in diefem, fondern in einem 
anderen Haufe wohnt und weil ald Hausgenoſſen nur jene gelten, vie miteinander 
in gemeinfhaftlihem Haushalte leben [Schlußfolgernng]. 

Entf. v. 19. Mai 1871, Nr. 3587 (4174 ©.-U.). Die Verwandtſchaft 
bes Teftamentszeugen ald Geſchwiſterlind des Erben macht ihn nicht zum nad 
8. 594 B. ©. unfähigen Zeugen. 

Plenar- Entf. v. 26. Mai 1863, Nr. 3623, eingetragen in's Judi⸗ 
cateubuch Ar. 56: Zur Giltigkeit einer legtwilligen Verfügung, wo— 
durch demjenigen, weldher den legten Willen gefhrieben hat, oder 
den mit ihm nach dem im 8.595 8. ©. erwähnten Grade verwandten 
oder verfhmägerten, ſowie aud ben im 8. 594 ibid. erwähnten Per- 
fonen einen Nachlaß — ale Erbtheil oder Legat — zugedadt wird, 
genügt es, wenn der von dem Erbl. in Gemäßheit des $. 579 ibid. 
eigenhändig unterfertigte und von ihm vor brei fähigen, von dem 
Schreiber oder dem in dem legten Willen Bedachten verſchiedenen 
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Zeugen als fein letter Wille beftätigte Auffag von biefen Zeugen 
des legten Willens unterfhrieben wurde und ed wird nit erfordert, 
daß diefe drei Zengen den Inhalt der den Schreiber bes legten 
Billens oder eine ber übrigen obgedachten Perfonen betreffenden 
Verfügung von dem Erbl, mündlich befräftigen hörten, und daß fie 
dieß beftätigen. 

Entſch. v. ? (P. ©. 416). Unter beſoldeten Haus genoſſen werden nur 
ſolche Perſonen verſtanden, welche um einen beſtimmten Lohn dienen und unent⸗ 
geltliche Wohnung bei dem Dienſtgeber genießen. Beſoldete, welche nihht im 
ſelben Haufe wohnen ober aber Miethzins bezahlen, find feine Hausgenoſſen im 
Sinne des 8. 594 B. ©. [Aehnl. der Entf. Nr. 13261 ex 1872.) 


GC. 595 — vol. 6 59 8. ©.) 
5. 595. Benn ber Erblaffer demjenigen, welcher den legten Willen ſchreibt, ober befien Ehe⸗ 
gatten, Kindern, Eltern, Gefhwiftern, ober in eben dem Grabe verſchwägerten Perfonen einen 
Nachlaß ee fo muß die Anordnung auf die im vorhergehenden Paragraphe erwähnte 
Urt außer Zweifel gefegt fein. 

Blenar-Entfe. v. 26. Mai 1863, Nr. 3623, eingetragen in's Iudi⸗ 
eatenbud Nr. 55: fiche bei 8. 594. 

86 — vgl. U. 70—75 Rot. O. — —— Alk der. beflanbenen Rot. D. vom 

8. 590. Was von der Unbefangenheit und Fähigkeit des Zeugen, bie Perfon des Erblaffere 

außer Zweifel zu fegen, verordnet wird, ift auch auf die gerichtlichen Perfonen, die einen legten 
Willen aufnehmen, anzuwenden. 

Entf. v. 27. October 1875, Nr. 11856 (5895 G.U.). Wenn das 
Teftament den Erforderniffen der 88. 577—600 B. G., deren Außerachtlaſſung 
allein vie Ungiltigfeit nach ſich zöge, entfpridt und von den Inteſtaterben bloß 
ans dem Grunde des 8. 569 ibid. angefochten wird, weil ber Notar, welcher 
das Teflament des Min, aufnahm, lediglich erwähnte, das der Erbl. im Zu. 
ſtande voller Befonnenheit frei von Zwang, Betrug und weſentlichen 
Irrthum ſeinen Willen in der nachſtehenden Weiſe erklärt habe, ohne 
zu erwähnen, daß er ſich durch die vorgeſchriebene Erforſchung hievon überzeugt 
habe, — fo find die anfechtenden Inteffaterben und nicht die Teſtamentserben 
auf den Rechtsweg zu vermeifen (8. 126 Abh.-Pat.), [Schlußfolgerung.] 


Bon den Begünftigten lebten Anordunngen. 
Geb GefEroBe Big. ur 0r Sun! 1a, Baader Geh. Can Rd. a Ahiner LO und 4 46 br Zar Dem) 
8 593. Bei legten Anordnungen, welche auf Schifffaprten und in Orten, wo bie Peft oder 
ahnliche anſteckende Seuchen bereichen, errichtet werden, find auch Mitglieder eines geiftlihen 
Ordens, Frauendperfonen und Zünglinge, die das vierzehnte Jahr zurlidgelegt haben, gültige 
Zeugen. 

Entſch. v. 3. Februar 1859, Nr. 572 (718 ©.-U.). Auch die während 
einer Choleraepidemie an den von der Epidemie befallenen Orten errichteten letzt⸗ 
— Anordnungen gehören zu ben begünſtigten. 

Entf. v. 27. Mai 1857, Nr. 4197 (367 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 572 ex 18569. 
Entfd. v. ? (P. ©. 417). Aehnl. der Entf. Nr. 572 ex 1859. 


(8. 598 — vgl, bei 6. 897 cit.; 98. 579-581, 585 ©. ©.) 
8. 598. Zu diefen beglinftigten Ieten Anordnungen werben nur zwei Zeugen erfordert, wo 
von Einer das Teftament ſchreiben kann. Bei Gefahr einer Anſteckung ift auch nicht nöthig, 
daß beide zugleich gegenwärtig feien. 
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(6. boo — vgl. bei 66. 597 u. 898 cit) 
8 599. Seche Monate nad; geendigter Schiffahrt oder Seuche verlieren bie begünftigten P 
legten Willensertlarungen ihre Kraft. 


(8. 600 — oaf. 98. 506, 585, 686; 9. 879 ©. @.; 1. 101. Dienfregl. für dab £ f. Geer p. 9. Auguſt 1878; Hofd- 
Sn Heben seien ia. 06 Do ur 10 her Het, Wiräeil; Qofflh or 14, Socabe A7BS) 


8. 900. Die Begünftigungen der Mititär-Teftamente find in den Militärgefegen enthalten. 


Augiltigkeit der unförmlihen letzten Anordunngen. 


(8. 601 — vgl. 6. 578, 585; 96. 566-574, 564, 565, 538-544, 775, 776, 781; 8. 778; 86. 536, 551m 
806; 88. 575, 1487 8. @.; Hof. n. 13. Auguft act, I. 1008; s 61, 198, 130, 191 A6-Pat.; 6.1860. @ D; 
%. 208 gal. G. D.) 


8. 601. Wenn der Erblaffer Eines der bier vorgefähriebenen und nicht ausdrücklich der 
bloßen Borficht Überlaffenen Erforderniffe nicht beobachtet hat, fo ift die letzte Willenserklärung 
ungiltig. 

Entſch. v. 23. Juli 1879, Nr. 6709 (9. B. 1879, Nr. 37). Der 
Umftend, daß ein Zeuge (oder mehrere) auf dem Teftament nicht „ald Zeuge 
des legten Willens“ unterjchrieben hat, macht ein im übrigen ſormgerechtes Te⸗ 
Rament nicht ungiltig. 8. 601 B. ©. beftimmt im allgemeinen, daß, wenn ber 
Erbl. ein weſeniliches Erforderniß nicht beobachtet hat, die legte Willenserlläruug 
ungiltig ift; der Erbl. hat aber in concreto für feine Perfon alle Beftimmun- 
gen des 8. 579 ibid. eingehalten; daß der Zeuge es nicht that, ift nicht vom 
Erbl. verfhuldet, weil es außer feiner Willensthätigleit gelegen 
war. Wird die Siylifirung des $. 579 ibid. in den beiden erjten 
Eigen, wo von dem bie Rede ift, was der Teftator zu beobadten 
bat, zu jener im britten Gage, wo gejagt wird, was die Zeugen 
zu beobachten haben, in's Auge gefaßt, fo ergibt fid die Rich- 
tigfeit deffen, was vorhin bezüglich des $. 601 ibid. auseinander- 
gefett worden ifl. In ven beiden erften Säten wird das Wort „muß“ 
gebraudt, in dem dritten Sage das Wort „fol. Das Wort „muß“ 
brüdt für den Erbl. einen fategorifhen Imperativ, das Wort „joll* 
drüdt zwar für den Zeugen eine vorfihtsweife Verpflihtung aus, 
deren Nihtbeadhtung aber den legten Willen nidt ungiltig und 
rechtsunwirkſam madt. 

Entſch. v. 16. November 1876, Nr. 8011 (6287 G.-U.). Aus dem 
Zeugenverhör geht die Abficht des Erbls., ſchriftlich zu teſtiren, nicht mit Be— 
ftinmtheit hervor; der Mangel der für ein fchriftlihes Teſtament ge- 
forderten Förmlichkeiten hindert aber nit, die Anorpnung, falls 
bie Bedingungen ber 88. 585 u. 586 B. ©. erfüllt worden find, als 
mündliches Teftament gelten zu laffen, da nad 8. 722 ibid. felbft in 
dem Falle, da ein Teftament in Verluſt gerathen ift, der Inhalt 
desfelben nad 8. 772 ibid, auf die für mündliche Teftamente vorge- 
fhriebene Art erwiefen werden fann. JMehnl. den meiften älteren Entſch. 
— fiche diefelben bei 8. 584.] 

Entf. v. 27. October 1875, Nr. 11856 (5895 G.-U.). Wenn das 
Teftament den Erforderniffen der 88. 577600 B. ©., deren Außerachtlaſſung 
allein die Ungiltigkeit nad ſich zöge, eniſpricht und von ben Sinteftaterben bloß 
aus dem Örunbe des 8. 569 ibid. angefochten wird, weil der Notar, welder 
das Teftament des Min. aufnahm, lediglich erwähnte, daß der Erblaffer im Zu- 
Rande veller Befonnenbeit frei von Zwang, Betrug und wefentlihen Irrthum 
feinen Willen in der nachſtehenden Weile erklärt habe, ohne zu erwähnen, daß er ſich 
durch die vorgeſchriebene Erforfhung hiervon überzeugt habe, — fo find die an« 
fechtenden Inteflaterben und nicht die Teftamentserben auf den Rechtsweg zu 
verweiſen, da im falle des 8. 569 über die Giltigkeit des Teftamentes nur im 
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Rechtsſtreit entfchieden werben kann (8. 126 Abh. Pat), [Schluß- 
folgerung). x 

Entfd. v. 2. Iänner 1873, Nr. 12422 (4823 ©.-U.). Der frift- 
liche legte Wille wäre zweifellos giltig, wenn alle brei Zeugen den 
Anffag eingefehen hätten, worauf es nad 8. 581 B. ©. infofern 
ankommt, als die Erblafferin nicht Iefen konnte; die dahin lautende 
untergerihtlihe Entfheidung hat daher ven Wortlaut des 8. 581 
ibid. für fid, wenn auch nad der Ausfage der Zeugen eine Unter- 
fhiebung nicht wohl angenommen werben kann. In dem Procefie über 
die Ungiltigleit ded Teftamentes ift aud zu erfennen, ob dasſelbe nicht als Tefta- 
ment anderer Form giltig fei. Die fraglihe nad $. 581 ibid. als ſchriftliches 
Teſtament ungiltige legtwillige Anordnung entſpricht allen Erforderniſſen ‚des 
8. 585 ibid. und ft daher, da es nad ben Zeugenausfagen dem Erbl. nur 
überhaupt um Errichtung eines giltigen Teſtamentes zu thun war, als münd- 
liches Teſtament zur Geltung zu bringen. 

Entf. v. 19. November 18723, Nr. 9752 (4778 G.-U.). Die in 8. 579 
B. ©. geforderte Beſtätigung des Erbls., daß der Aufſatz fein legter Wille fei, 
ift an feine beſtimmte Form gebunden, mithin nad $. 868 ibid. nit nur durch 
Worte, fondern aud durch coneludente Handlungen möglih. Das Teftament ift 
daher giltig, wenn der Erbl. im gleichzeitiger Anwefenheit von drei Zeugen mit 
ben Worten: „es bleibt fo wie es if, Nachbarn feht, ich unterfchreibe es eigen⸗ 
händig", feine Namensfertigung beifegt. 

Entfd. v. 4. April 1872, Nr. 637 (©. Ztg. 1872). Der auf ben 
Rechtsweg gewiefene Imteftaterbe hat als Kläger wider ben Teftamentserben bie 
Ungiltigleit des Privatteftamentes zu beweifen, 

Entf. v. 1. December 1870, Nr. 7222 (Sch. III). Auf Ungiltigkeit 
einer letztwilligen Anorbnung barf nur infoweit erfannt werben, als das Begehren 
geftelt worden if, 

Entfg. v. 20. Auguft 1869, Nr. 9238 (G. H. 1869). Die Ungiltigfeit 
eines ſchrifllichen Teflamentes darf nicht von Amtswegen audgefproden werben. 

Entſch. v. 5. Februar 1869, Nr. 449 (3277 ©.-U.). Da der analphabete 
Erbl. feinen legten Willen in Gegenwart von nur zwei Zeugen erflärt hat, fo 
if das Teſtament ala fchriftlihes, wie als mündliches ungiltig (88. 581, 585 
n 601 8. ©). Daß der Erbl. fpäter den angeblich vorgelefenen Auffag vor 
vier Berfonen ald feinen legten Willen beftätigte, ift unentfcheivend, weil er 
badurd feine Anordnungen den Zeugen nicht bekannt gab, ſondern nur ten In ⸗ 
halt des Aufſatzes als richtig erflärt hat (88. 552, 586, 565, 586 ibid.). 

Entſch. v. 11. März 1868, Nr. 938 (3012 ©.-U.). Da nah 8. 774 
2. ©. jeve Belaftung des Pflichttheils ungiltig ift, bleibt die Subftitution des 
dem min, erblafferifhen Kinde Spbſtituirten auf die Hälfte des Nachlaſſes be⸗ 
ſchränkt. Nach 88. 774 u. 808 ibid. fonnte der eingeſetzte Notherbe ohne im 
Sinne der 88. 601 u. 1487 ibid. die Ungiltigfeit des Teſtamentes geltend zu 
machen, die Erbſchaft mit Verwahrung gegen die Velaftung des Pflichtiheils an- 
mehmen; daher ſich auf die Big. des Rs. der Teftamentsanfehtung nad) $. 1487 
ibid, nicht berufen werben Tann. 

Entfd. v. 16. März. 1864, Ar. 1851 (1888 ©.-U.). Daß die Beweis- 
führung über die wefentlihen Mängel, weßhalb ein ſchriftliches Teftament ungiltig 
fei, dem Kläger obliegt, ergibt ſich Mar und zweifellos aus 8. 104 a. ©. O, 
8. 1487 8. ©. und $. 126 Abh.-Pat., da ein letter Wille nicht ſchon durch 
den einfachen Widerfpruch, fondern erſt durch den Rachweis feiner Ungiltigeit 
angefochten wird. 

Entf. v. 16. Jänner 1861, Nr. 10660 (1261 ©.-U.). Die in 8. 579 
3. ©. vorgefcriebene eigenhändige Namendfertigung aller Teſtamentszeugen, Tann 
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durch bloße Beifügung des Handzeichens, ſelbſt wenn ein anderer Zeuge den 
Namen hinzuſchrieb, nicht erſetzt werden. 

Entfſch. v. 6. September 1860, Nr. 10266 (1188 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 10660 ex 1861. 

Entjb. v. 17. Mai 1859, Nr. 4323 (793 ©-U.). 8. 115 a. G. O. 
findet aud) auf Teftamente Anwentung; hingegen ift aber der Beweis zuläffig, 
daß die nicht vorfchriftsmäßig gehefteten und geflempelten Bögen nicht unter 
ſchoben wurden. 

Entf. v. 12. Mai 1858, Nr. 4753 (563 ©.-U.). Die weiteren 
Seiten einer letztwilligen Anordnung, welde nur am Ende der erften Seite vom 
Erbl. unterfertigt if, find felbft dann ungiltig, wenn fie in ununterbrodenem 
Eonterte an den Inhalt der erften Seite fi anſchließen. 

Entſch. v. 1. April 1857, Nr. 1978 (327 ©.-U.). Ein Erbe, ter die 
letztwillige Anordnung als giltig anerfannt hat, ift nad) eingetretener Rechtskraft 
der Einantwortung des Nachlaſſes zur Anfechtung der Giltigfeit derfelben wegen 
der angeblihen auflöfenden unmöglihen Bedingung ber Nihtverehelihung, nicht 
mehr berechtigt. 

Entf. v. 8. Anguft 1855, Nr. 7039 (118 G.U.). Ein nad) 8. 601 
(u. 579 B. ©.) ungiltiges Teftament kann der Erbe, welcher im Falle der Un- 
giltigleitderflärung des Teftamentes einziger Inteftaterbe ift, auch nach gefche 
bener Einantwortung nod anfechten, weil 8. 806 ibid. zwar den Widerruf der 
gerichtlichen Erbserklärung und bie Abänderung der unbebingten in eine bebingte 
unterfagt, nicht aber die Umänderung des Erbrechtstitels verbietet. - 

Entjd. v. 29. Mai 1855, Nr. 3363 (93 G.⸗U.). Wenn ber Erbl. 
das Teftament in Gegenwart aller Zeugen „als Teſtirender“ unterzeichnet, nicht 
aber ausdrüdlic ſelbes als feinen legten Willen ihnen gegenüber bekräftigt, fo 
iſt dasfelbe nach der beflimmten Anordnung des $. 579 B. ©. ungiltig. 

Entf. v. 21. Juni 1854, Nr. 6655 (P. ©. 420). Ein mit den wefente 
lichen Formlichkeiten verſehenes Teftament muß von der Abhanblungsinftanz ber 
Berlagabhandlung zu Grunde gelegt werben und kann insbefondere nicht wegen 
bloßer Radirungen und Makulaturen von Amtswegen zurüdgewiefen werben. 

Entſch. v. 24. Jänner 1854, Nr. 663 (P. ©. 419). Bei rer Ente 
fheidung über die Oiltigkeit eines Teftamentes dürfen nur die in der Klage gel 
tend gemachten Nullitätsgrände berüdfichtigt werben, wenn auch ein in der Klage 
jedoch nicht behaupteter wefentliher Mangel durch die Zeugenausfagen außer 
Zweifel geſetzt worden if. 


Erbverträge find nur unter Ehegatten giftig. 
(4. 603 — vgl. 98. 1249—1258 B. &.) 

8. 602. Crbverträge über bie ganze Berlafienfcaft, Ser einen in Beziehung auf das Ganze 
beftimmten Theil derfelden, können nur unter Ehegatten giltig geichloffen werden. Die Bor- 
ſchrifien Hierliber find in dem Hauptftüde von den Ehepacten enthalten. 

Entf. v. 24. Mai 1866, Nr. 4551 (2500 ©.-U.). Nicht die Ehe 
pacten überhaupt, fondern nur jene Beftimmungen verfelben, welde einen Erb⸗ 
vertrag (oder fonft eine letztwillige Anordnung) enthalten, bedürfen nad) 88. 602 
u. 1249 8. ©. ver Mitfertigung von drei Zeugen. 

Entſch. v. 10. December 1868, Nr. 8839 (1838 ©.-U.). Auch zu 
Gunſten dritter Perfonen können in einem Erbvertrage Beftimmungen getroffen 
werden. Die hieraus ſich ergebenden Re. derſelben gründen fi jedoch nicht auf 
den Erbvertrag, fondern nur auf das in dem Erbvertrag enthaltene Teſtament. 

Plenar⸗Entſch. v. 30. September 1857, Nr. 8363, eingetragen in's 
Juditatenbuch Ar. 29: Die Vorſchrift des 8. 1487 B. ©., wornad dag 
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R., eine Erklärung des legten Willens umzuftoffen, binnen 3 Jahren 
bei fonftiger Big. geltend gemadt werden muß, findet auch in Bezug 
auf Erbverträge und auf Schenkungen auf den Todesfall Anwendung. 


Bon Schenkungen auf den Todesfall. "Beziehung. 
(8. 608 — vgl. 68. 647-694; 98. 957-970 B. ©.) 


8. 603. Inwiefern eine Schenkung auf den Todesfall als ein Vertrag, oder als ein letzter 

Wille zu betrachten fei, wird in dem Hauptſtücke von den Schenkungen beftimmmt. 

Entf. v. 2. November 1877, Nr. 6396 (©. Big. 1877, Nr. 100). 
Der Giltigfeit des neben einem fohriftlichen Vtge. über Die Art Der Erfüllung 
getroffenen mündlichen Uebereinkommens fteht $. 887 B. ©. nicht entgegen. Die 
getroffene Verfügung kann, wenn fie den Erforderniſſen des 8. 585 ibid. ente 
fpricht, nah der Sadlage gemäß $. 603 ibid. als letztwillige Erklärung von 
Wirkung fein; es ift nah 8. 585 ibid. nicht notwendig, daß tie Zeugen als 
Tefiamentszengen berufen worden feien. 

Entjd. v. 15. März 1859, Nr. 2757 (753 ©.-U.). Ob die Berech⸗ 
figung zur Schenfung auf ben Todesfall in der eingeräumten legtwilligen Die- 
pofition über eine legirte Summe gelegen fei, ift nad) ven 88. 603 u. 956 ®. G. 
mindeften® zweifelhaft und der Grundbuchörichter kann daher nicht auf Grund ber 
mit der Intabulationsclaufel verfehenen Schenkungsurkunde die eventuelle Ueber- 
tragung tes Pfandrechtes für diefe Summe bewilligen. 


Zehntes Hauplſlück. 


Von Nacherben und Fideicommiſſen. 


Juhalt: Gemeine Subßtitution (g8. 604 u. 605). Rechte ans derſelben (88. 606 u. 607). 
Fideicommiſſariſche (8. 608). Inwiefern bie Eltern ihren Kindern fubfituiren 
dürfen (5. 609). Stillſchweigende fideicommifjariihe Subftitution ($. 610). 
Einſchräukung der fiveicommiffarifhen Subftitution ($. 611 u. 612). Rechte des 
Erben bei einer fibeicommiffarifhen Subflitution ($. 618). Auslegung der Sub- 
ftutionen (8. 614). Erloſchungsarten ber gemeinen und flbeicommifjariichen 
Subfitutionen (88. 615-617). Fibeicommiß ($. 618). Hauptarten ber Fibei- 
commiffe (88. 619 u. 620). Erbfolge in benjelben (88. 621 — 626). Bebin- 
gungen zur Errichtung eines Fideicommifjes ($. 627). Wiberruf ber Errichtung 
(8. 628). Grunbfag über bie Rechte ber Anwärter und bes Inhabers bes Fidei⸗ 
commifles (8. 629). Befondere Rechte der Anwärter ($. 680). Uneingeichränfte 
Rechte des Juhabers und Verbindlichkeiten desſelben (8. 631). Eingeſchränkte 
Rechte: a) zur Verzichtung und Verpfändung ($. 632); b) zur VBermandlung, 
Vertaufhung ober Erbverpachtung des Fibeicommiß- Gutes (88. 633 u. 634); 
€) Berſchuldung ($. 635). Beſtimmung des zu verſchuldenden Drittheils ($. 636), 
und bes Werihes bes Fibeicommiß - Gutes ($. 637). Art ber Rüdzahlung 
88. 638 u. 639). Haftung des Nachfolgers für die Schulden (38. 640-642). 

eilung ber Früchte des lehten Jahres (8. 643). Auflöfung ($. 644), ober 
-Crlöfhung eines Fideicommiſſes ($. 645). Unterfchieb eines Fideicommiſſes 
von Stiftungen ($. 646). 


9. u. 14. Hauptſt. des III. Theild B. G.; 68. 220 — 256 Abb. -Pat.; G. v. 18. Juni 1868, Pr. 61 
ss. .; Hof. D. 29. Mai 1845, Ar. 888 I. @. 6; M Erl.o. 3. bin 1888, 8. 1788; gen, v. 19. Ep 
tember 1886, Nr. 156 I. @. ©.; M. Gil. v. 80. Juli 1859, Nr. 145, ©. v. 80. 187: s6 R. 6. 8; 
SR. Jumi 1819, Pr. 1570, v. 23. April 1789, Rr. 1006, v. 7. April 1826, Nr. 2178 und v. 12. Junt 
11 3.®.&.; M. Ug. v. 19, Jänner 1858, Wr. 9 u. 10 R. 6. B.; Hofb. v. 7. Zult 1841, Nr. 641 

. 47 ©. ©. 7. Mai 1874, Nr. 50 R. ©. B.; Hofb. v. 6. September 1836, Nr. 1654 ya ©; gryt 

dv. 4 Räry 1897, Rr. 536; Hofb. v. 13. Jänner 1891, Nr. 1730 und v. 12. Juli 1829, Sr. 1881 3. ©. ©.; 

Bag. u. 18. Muguft 1861, Rr. 188 8. @. ©. und v. 12. Derember 1897; KHoffjla. v. 96. September 1819; — 
= Haußgel. u. Familienordn. ꝛtc. 
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(8. 604 — vgl. 9. 608; 88. 882, 837, 8095 98 536, 708, 845; 66. 551, 805 ©. G.; 6. 120 Abh.-Pat.) 
8. 604. ever Exrblaffer kann für den Fall, daß der eingeſetzte Erbe die Erbſchaft nicht er⸗ 
langt, Einen; und, wenn auch dieſer fie nicht erlangt, einen zweiten, und im gleichen Falle 
einen dritten, oder auch mod mehrere Nacherben berufen. Diefe Anordnung heißt eine ges 
meine Subftitution. Der in der Reihe zunächſt Berufene wird Erbe. 

Entſch. v. 28. Mai 1879, Nr. 5052 (9. B. 1879, Nr. 30). Bur 
Giltigkeit einer Erbseinfegung ift es nicht nöthig, daß der Erbe mit Bor- und 
Zuname oder folder Art bezeichnet fei, daß die Perfon fofort und für jeden Dritten 
indioidualifirbar if. Es genügt wenn demjenigen, der zur Auslegung des legten 
Willens berufen ift, unter Berüdfihtigung aller Umftände kein Zweifel über bie 
Berfon des Berufenen erübrigt (88. 558, 564, 566, 571, 604). 

Entid. v. 8. Jänner 1856, Nr. 12163 (154 ©.-U.). Eine zweifelhaft 
ausgedrüdte Subftitution ift als eine gemeine anzufehen. 


G. 606 — vgl. 88. 560, 561; 9. 787 ©. ©.) 
8. 005. Hat der Erblafier aus den beftimmten Fällen, daß ber ernannte Erbe nit Erbe 
fein kann, oder, daß er nicht Erbe fein wi, nur Einen ausgebrüdt; fo ift der andere Fall 
ausgeſchloſſen. 


Rechte aus derſelben. 


($. 606 — vgl. 8. 568; $. 702; 58. 70o-7ia B. ©.) 
8. 606. Die dem Erben aufgelegten Laften werden auch auf den an feine Stelle tretenben 
Nacherben ausgedehnt, wofern fie nicht durch den ausdrücklichen Willen, oder bie Befchaffenheit 
der Umftände, auf die Perfon des Erben eingefräntt find. 


G. 807 — vgl. 88. 554559; 6. 560, 561 ©. ©.) 
8. 603. Gind die Miterben allein weclelfeitig zu Nacherben berufen tworben, fo wird ange 
nommen, daß ber Erblaffer die in der Einfegung ausgemeffenen Theile auch auf die Subfti- 
tution ausdehnen wollte. Wird aber in der Gubftitution außer den Miterben noch fonft 
jemand berufen, fo fällt der erledigte Erbtheil Allen zu gleichen Theilen gu. 


SHdeicommifarifge. 


G. 608 — vgl. #8. 610 u. 614. 8. ©.) 
8: 608. Der Erblaffer kann feinen Erben verpflichten, daß er die angetretene Erbſchaft nad 
feinen Tode, oder in anderen beftimmten Fällen, einem zweiten ernannten Erben überlafſe. 
Diefe Anordnung wird eine fidelcommiffarifhe Subftitution genannt. Die fidelcommiſſariſche 
Subftitution begreift ſtillſchweigend die gemeine in fid. 

Entſch. v. 5. December 1877, Nr. 14476 (©. Ztg. 1878, Nr. 48). 
Die mit einem grundbücherlich einverleibten Veräußerungsverbote belaftete Reali- 
tät ift fein Object der Erecutionführung wider den hierdurch beſchränkten Egthr. 
(88. 360 u. 608 ®. ©.). 

Entid. v. 8. Auguſt 1872, Nr. 14838 (4681 G.-U.). Das Wefen 
und der Begriff der fideicommiffarifhen Subftitution befteht nad 
8. 608 ®. ©. in der vom Erbl. dem eingefegten Erben oder Legatar 
auferlegten Verpflichtung, die angetretene Erbfhaft oder das Legat 
nad feinem Tode oder in einem beflimmten Falle einem zweiten er- 
nannten Erben oder Legatar zu überlaffen; von einer folgen Ber- 
pflihtung ift jedoh im betreffenden Teftamentsabfage („ven ehe⸗ 
lien Kindern der beiden Neffen A und B vermadhe ih mein Haus x 
zu zwei gleihen Stämmen, jedoch mit dem Vorbehalte, daß von 
diefem Hanfe den genannten beiden Neffen der lebenslängliche 
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Fruchtgenuß gebühre und das Haus während ber Zeit bes Frudt- 
gennßes weder verkauft nod belaftet werben ſoll“) nichts enthalten. 

Entſch. v. 22. November 1871, Nr. 13853 (4334 G-U.). Die erb- 
laſſeriſche Anorbnung, welche ſich auf die ganze, zur Hälfte aber ſchon dem ſpä⸗ 
teren Erben eigenthuͤmlich gewefenen Kealität bezieht (8. 609 B. ©.), und in 
welcher nicht gejagt wird, welchem ber vier erblaflerifhen Söhne feinerzeit die 
Realität übergeben werben follte, fondern dieſe für die Erbeinfegung indeß wefent- 
liche Beftimmung dem Subftituten überlaffen wird, enthält keine fideicommiſſariſche 
Subſtitution im Sinne der 88. 608 u. 614 ibid. 

Entfh. v. 17. November 1871, Nr. 7868 (4324 ©.-U.) Die im 
wechſelſe itigen Teftament verfügte Einfegung von Erben für den 
Fall, „daß beide Ehegatten mit Ted abgehen," enthält keine fidei= 
commiffarifhe Subftitution im Sinne bes 8. 608 B. ©. denn für 
die Auflage einer folhen Verpflichtung der Erben ſpricht feine Rechts- 
vermuthung; fie muß alfo aus dem beutlihen Inhalte des Teftamentes 
ſich ergeben, was vorliegend nicht der Fall if. Wollte man dem⸗ 
ungeadtet in der Berufung bes dritten Erben eine Subftitution fehen, 
fo wäre fie, weil mindeftens zweifelhaft ausgedrückt, fo auszulegen, 
baß die Freiheit des inftituirten Erben über das Egth. zu verfügen 
anı wenigften eingefhränft wird (8. 614 ibid.) und Fönnte daher nur 
als eine gemeine, feinesfalls als fideicommiffarifhe Subftitution 
anfgefaßt werden. 

Entfd. v. 12. Mai 1868, Mr. 4774 u. 4775 (3630 ©.-U.), Das 
bloße Beräußerungsverbot kann nad 8. 610 B. ©. noch nicht als fiveicommife 
ſariſche Subflitution angefehen werben. 

Entſch. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 ©.U.). Ein R. 
anf die Bſchft. erwächſt dem fideicommiffarifd Gubitituirten ſchon 
tur den Tod des Erbls., nämlich das R., von dem Inftitnirten bie 
ungejhmälerte Hinterlaffjung des Subflitutionstheil® zu fordern 
(88. 608, 613; 88. 504, 507, 508 ®. ©.). Diefes, wenngleih burd das 
frühere Ableben des Fiduciars hinſichtlich feiner Realifirbarfeit bedingte R. konnte 
nad) 88. 878, 1267 u. 1278 ibid. an einen Dritten cebirt werden und $. 879, 
3. 4 ibid. ſteht dem nicht entgegen, weil es ſich nicht um eine Erbfdaft, welche 
von dem damals nod am Leben gewefenen Fiduciar erbofft würde, fondern um 
das ihm unabänderlich angefalene Erbrecht nad dem Erbl. handelt. Bezüglich 
des durch das nachherige Ableben des Mitfubflituirten zugewachſenen Theils ber 
Subftitutionsportion jedoch iſt die Ceſſion ungiltig. 

Entf v. 27. Juli 1858, Nr. 7581 (©. H. 1863, Nr. 17). Die Ber 
fägung, „der Erbe foll gehalten fein, dad Gut x feinen Söhnen zu hinterlaffen, 
damit dasfelbe fo lange als möglich meiner Familie erhalten wird,“ enthält noch 
keine fideicommiſſariſche Subftitution. 1 f 

Entſch. v. 5. Auguft 1857, Nr. 7345 (423 ©.-U.). Auch durch Schen- 
fung unter Lebenden -fann eine fiveicommiffarifhe Subfiitution begründet werden. 

Entſch. v. 6. April 1856, Nr. 1854 (186 G.-U.). Das Zeftament, 
worin es heißt: „Ich will, daß mein Bruder, fo lange er lebt, den Fruchtgenuß 
meine® Bmgns. habe“ und ſodann nad) Anorbnung einiger Legate weiter „Zum 
Erben meines gefammten übrigen Vmgns. nad dem Tode meines Bruders, 
welches ih ...... veranfchlage, ernenne ich ben A“, enthält vie Anord- 
nung einer fideicommiſſariſchen Subflitution und nicht des bloßen Fruchtgenußes; 
dieß ergibt fih aus der im Teſtament als Ganzes dargelegten Abſicht des 
Erbls. insbefondere da er feinem Bruder aud die Auszahlung von Legaten 
auferlegte. 

Entſch. v. 8. Jänner 1856, Nr. 12163 (154 ©.-U.). Die Anorbnung, 
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wornach „bie Neffen zu Erben eingefetst* und „in Ermanglung männlicher Des 
cendenz eines berfelben die Söhne ber anderen eingefegten Erben fubftituirt“ 
wurden, enthält lediglich eine gemeine Subftitution; denn nirgends ift eine fivei- 
commiffarifhe Subftitution im Sinne der 88. 608 u. 610 auebrüdlih ange 
ordnet und mit Rüdfiht auf 8. 536 ibid, erſcheint als natürlicher Sinn des 
Teftamentes, daß demjenigen der Neffen, welder vor ihm ftärbe, feine Söhne, 
in Ermanglung folder aber die Söhne ber anderen genannten Brüder fubftituirt 
werben (8. 614 ibid.). 

Entfd. v. 29. December 1852, Nr. 13310 (©. Big. 1853, Nr. 62). 
Zur Gittigfeit einer fideicommiſſariſchen Subftitution ift die imperative Form nicht 
weſentlich; e8 genügt, daß der Erbl. fie mit den Worten „ih wünſche ....“ in 
feinen Iegten Willen aufnimmt. 5 

Entſch. v. 20. Februar 1833, Nr. 2769 (B. S. 425). Eine legtwillige 
Anorbnung, worin ber Erbl. die bereits geborenen oder mod zu erzeugenden 
Söhne feines Enkels zu Erben einfegt und für ten Fall, daß einer berfelben 
ohne eheliche Descentenz flürbe, tie Ueberlebenden odergeren Söhne fubftituirt, 
ift nicht eine gemeine, ſondern eine fiveicommiffarifhe Subftitution. — Worſpr. 
der Entf. Nr. 12163 ex 18566.?] 


Zu wie fern die Eltern ihren Kindern ſubſtitniren dürfen. 


(8. 609 — vgl. $. 774 8. ©.) 
8. €09. Auch die Eltern können ihren Kindern, felbft in dem Falle, daß diefe au tefliren 
unfägig find, nur in Rüdfiht des Vermögens, das fie ihnen Hinterlaffen, einen Erben oder 
Nacherben ernennen. 


Entfd. v. 22. November 1871, Nr. 13853 (4334 ©.-U.). Die erb⸗ 
lafferifbe Anorbnung, melde ſich auf die ganze, zur Hälfte aber ſchon dem fpä- 
teren Erben eigenthümlich gewefenen Realität bezieht (8. 609 B. ©.) und in 
welcher nicht gejagt wird, welchem der vier erblafferifhen Söhne feinerzeit die 
Realität übergeben werden folle, fondern diefe für die Erbeinfegung jedoch wefent- 
liche Beftimmung dem Inftituirten überlaffen wird, enthält feine fiveicommiffarifhe 
Subſtitution im Sinne ver 88. 608 u. 614 ibid. 

Entfd. v. 1. Mai 1866, Nr. 2519 (2473 ©.-U.). Bezüglih des 
Pflichttheils, welchen die Eltern hinterlaffen müflen, können fie, aud wenn die 
Kinder unfähig zu teſtiren find, eine fideicommiſſariſche Subftitution nicht giltig 
anordnen. 

Entſch. v. 27. Jänner 1853, Nr. 13773 (P. ©. 433). Der $. 609 
8. ©. fließt die nach römiſchem R. beftandene PBupillar- und Quafipupillar- 
Subflitution gänzlidh aus. Die Eltern können au ihren Kindern, nur bezüglich 
des durch freie Verfügung ihnen hinterlaflenen Vmgns., nit rückſichtlich des 
Pflichtiheils einen Notherben ernennen ($. 774 ibid.). Anläßlich diefer Entſch. 
wurde eingetragen in's Judicatenbud Ar. 8: Die legtwilligen Verfügungen 
der Eltern, wodurd fie ihren des Teſtirens unfähigen Kindern rück— 
ſichtlich des Vmgns., welches fie ihnen hinterlaffen, einen Nacherben 
ernennen, ſind in Anſehung des Pflichttheils der Kinder ungiltig. 


Stiſſſchweigende ſideicommiſſariſche Subſlitution. 


G. 610 — vgl. 8. 608; 33. 868, 774; 9. 448 u. fi. V. G.) 
8. 610. Hat der Erblaſſer dem Erben verboten, über den Nachlaß zu teftiren; fo ift es eine 
fiveicommiffarifge Subftitution, und der Erbe muß den Nachlaß für feine geſetzlichen Erben 
aufbewahren. Das Verbot, die Sache zu veräußern, fließt das Hecht, darüber zu teftiren, 
nit aus. 
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Entf. v. 12. Mai 1868, Nr. 4774 u. 4775 (3630 ©.-U.). Das 
bloße Veräußerungdverbot kann nad $. 610 B. ©. nod nicht als fiveicommif- 
farifhe Subftitution angejehen werben. 

Entfd. v. 25. November 1856, Nr. 11534 (238 ©.-U.). Durch das 
erblafjerifhe Einſchuldungsverbot wird weder eine ſtillſchweigende fideicommiſſariſche 
Subfitution, nod eine Eigenthumstheilung im Sinne der 88. 613 u. 629 8. ©. 
begründet. Cine Anorbnung, wodurd einer Realität die Unantaftbarkeit von Seite 
der Gläubiger aufgeprägt würde, ift unzuläffig; nur bie perſönliche Befähigung 
zur Einräumung eines Pfandrechtes Tann dem Erben over Legatar dur den 
Erbl. entzogen werben; nicht aber dem Gläubiger die Befugniß, aus der Realität 
nah Inhalt der a. ©. O. Siderftellung und Befriedigung zu ſuchen. 

Entſch. v. 8. Jänner 1856, Nr. 12163 (154 ©.-U.). Die Anorbuung, 
wornad „die Neffen zu Erben eingefegt“ und „in Ermanglung männliher Des- 
cendenz eines derſelben die Söhne der anderen eingejegten Erben fubflituirt“ 
wurden, enthält lediglich eine gemeine Subftitution, denn nirgends ift eine fidei⸗ 
commiffarifhe Subftintion im Sinne der 88. 608 u. 610 B. ©. ausprüdlid 
angeordnet und mit Nüdfiht auf $. 536 ibid. erfheint als natürlicher Sinn 
des Teftamentee, daß demjenigen der Neffen, welcher vor ihm ſtürbe, feine Söhne 
in Ermanglung folder aber die Söhne der anderen genannten Brüder fubftituirt 
werben ($. 614 ibid.). 

Entſch. v. 23. October 1855, Nr. 10300 (140 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 11534 ex 1856. - . 

Entf. v. 25. Iuli 1855, Nr. 7068 (116 ©.-U.). Durch das tefla- 
mentarifhe Veräußerungs- und Velaftungsverbot wird noch keineswegs eine fidei⸗ 
commiffariihe Subftitution begründet, die Gläubiger bes Erben find daher unge 
achtet desſelben zur Erecutionsführung auf das fo behaftete Gut berechtigt. 

Entf. v. 20. Mai 1853, Nr. 4796 (P. ©. 131). Aehnl. der Entf. 
Ar. 7068 ex 1855. 


Einfhränkung der fideicommiffarifden Subflitution. 
(4. sı1 — vgl. 66. 8546-6569; $. 22 ©. ©.) 

S. G14. Die Reihe, in welcher bie fideicommiſſariſchen Erben auf einander folgen follen, 
wird, wenn fie Alle Zeitgenoffen des Erblaflere find, gar nicht beſchränkt, fie kann fih auf 
den Dritten, Vierten und noch weiter ausdehnen. 

Entſch. v. 12. April 1855, Nr. 18965 (78 ©.-U.). Die Zeitgensfien 
des Erbls. werden nah $. 611 B. ©. bei Berechnung des Subſtitutionsgrades 
nicht mitgezählt. 

@ 618 — vgl. 8. 618 8. ©.; Hofb. v. 29. Mat 1845, Nr. 888 J. ©. ©.) 
g- 612. Sind e& nicht Zeitgenoffen, fondern ſolche Nacherben, die zur Zeit des errichteten 
Teſtamentes noch nit geboren find, fo kann fi die fiveicommiffarifche Subſtitution in Rüd- 
fit auf Gelvfummen und andere beivegliche Baden bis auf den zweiten Grad erfireden. In 
Anſehung unbewegliher Güter gilt fie nur auf den erſten Grad; doc wird bei Beftimmung 
der Grade nur derjenige Nacherbe gezählt, welcher zum Befige der Erbſchaft gelangt ift. 


Entſch. v. 24. Mai 1870, Nr. 5954 (3797 G.U.). In $. 612 B. C. 
tommt der auch fonft im B. ©. durchgeführte Grundſatz der baldmöglichſten 
Befreiung des Güterverlehrs von dem Einzelnwillen des Teflators zum Ausdrude, 
Die in diefer Tendenz gegebenen Borfriften des B. ©. find gebietend und au 
auf fräher errichtete Subftitutionen und Fideicommiffe anzumenden, wenn aud 
andere Befiimmungen (ald 88. 622, 623, 626 u. a.) bloß dispoſitive Normen 
enthalten. 

Eutſch. v. 19. März 1862, Nr. 372 (1498 ©.-U.). Die 58. 612 u. 
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618 B. ©. find Ausnahmsfälle von dem im B. G. ausdrüdlich aufgeſtellten 
Grundfatze, daß nur Lebende zu Erben eingeſetzt und bedacht werden können; 
rückſichtlich folder Ausnahnısfäle fordert das G. eine ausdrückliche zweifelloſe 
Willensäußerung des Erbls. 

Entſch. v. 5. Auguft 1857, Nr. 7345 (423 G. U.).‘ Auch durch Schen⸗ 
fung unter Lebenden kann eine fiveicommifjarifche Subftitution begründet werten. 
Aus ver Analogie des 8. 612 B. ©. ergibt ſich, daß aud eine vertragsmäßige 
Subflitution bei unbeweglichen Gütern nicht über den erften Grad ausgedehnt 
werben fönne. 

Entf. v. 12. April 1855, Nr. 13965 (P. S. 435). Die Zeitgenoffen 
des Erbls. werden nach $. 611 B. ©. bei Berechnung des Subflitutionsgrabes 
nit mitgezählt. — Die Vorſchrift des $. 612 ibid. hat rückwirkende Kraft, 
weil die Beſchränkung der fiveicommifjarifhen Subftitution in Anfehung der @eld- 
fummen unb anderen beweglichen Saden auf den zweiten Grad offenbar die Bes 
feitigung ber Hinderniffe der freien Verfügung über bad bewegliche Vmgn. und 
bie Beförderung des allgemeinen Verkehrs bezwedt, mithin auf Bffentlichen Rück⸗ 
fihten beruht. 


Rechte des Erben Bei einer fideicommiflarifhen Subſtitution. 
(6. 618 — vgl. $8. 799, 819; 98. 608, 708, 704; 88. 545, 708 ; s. 708, 509, 510; #5. 436, 819; 
48. 660, 5615 6. 774 8. G.; 8. 98; 95. 115, 116, 190; #. 131, vr 174, I 1.17] Bat.) 

8. 613. Bis der Fall der fideicommiſſariſchen Gubftitution eintritt, ommt dem eingefeten 
Erben das eingefcgränkte Eigenthumerecht, mit ben Rechten und Verbindlichkeiten eines Frucht⸗ 
nießers zu. 

Entf. v. 7. November 1878, Nr. 1849 (©. Zig. 1879, Wr. 84). 
Die Klage anf Teilung einer ererbten gemeinfamen mit bem teftamentarifchen 
Subftitutionsbande behafteten Sache ift unftatthaft, denn bie beiden Streittheile 
haben als Erben ven legten Willen des Erbls. zu beachten und es fteht ihnen in 
Folge der legtwilligen Berfügung über den Anfall des Vmgs. nah ihrem Tode 
an die Kinder C. und D. nur das eingefchränkte Eigenthumsrecht an der Realität 
mit den Rechten und Berbinbligfeiten einer gemeinfchaftlihen Nugniegung zu 
(8. 613 B. ©.). Der Umftand, daß die Einantwortungsurfunde nicht der Vor⸗ 
fhrift des 8. 174 U69.- Pat. entſpricht und von der angegebenen Eigenthums⸗ 
beſchränkung nichts enthält, berechtigt nicht, mit Verkürzung der nachberufenen 
Perſonen anzunehmen, daß die Streittheile die Realität in das unbefchränfte 
Eigentyum überfommen haben, da dieß in der Einantwortung nicht ausdrüclich 
geſagt ift und überdies eine im Abhandlungswege ergangene gerichtliche Verfügung 
jenen Perfonen nicht zum Nachtheil gereihen kann, welde an der Verhandlung 
gar nicht theilgenommen haben. Was die Berufung ber Klägerin auf die Er- 
figung der Eigenſchaft der Unbefchränktheit des Eigenthums, ohne daß eine Ve: 
ſchränkung besjelben erfichtlich ift, betrifft, fo fehlt der Klägerin vor Allem das 
Erforderuiß der Redlichkeit des Befiges, da fie die letztwillige Anocdnung kennt 
und al® Erbin diefelbe beachten muß [Schlußfolgerung). Für die Rechtsver- 
bältniffe der beiden Miteigenthümerinnen unter fi find jene redt- 
lihen Örundlagen maßgebend, in Folge deren fie in den büderlihen 
Befit gelangten. 

Entfd. v. 8. April 1878, Nr. 14137 (©. Ztg. 1879, Nr. 36.). Der 
durch teftamentarifhe Subftitution eingeſchränkte Egthr. eines ideellen Realitäten⸗ 
antheild hat nur ein Egth. mit den An. eines Fruchtnießers ($. 613 B. ©.) 
und kam daher ohne Zuftimmung des Miteigenthümers die factifhe Theilung 
der Realität nicht verlangen, zumal hiezu im Sinne des $. 841 ibid. nur jener 
Theilhaber beredtigt ift, welcher nad der Vorausſetzung des $. 829 ibid. ein 
vollſtaͤndiger Egthr. feines Antheiles if. Dazu kommt noch, daß aus ber Thei- 


1. Theil. 10. Hauptſt. Nacherben und Fideicommiſſe. $. 618. 399 


Tung der Schulden in zwei gleiche Theile, wonon mit Aufrechthaltung bes ben 
büderlicyen Oläubigern auf die ganze Realität zuftehenben Pfors. jedem der beiden 
Theilhaber die auf feine Hälfte entfallenden Schulen zugewiefen werben, für ven 
min. Gellagten ſich der Nachtheil ergeben würde, daß feine Realitätenhälfte auch 
wegen der dem Kläger zur Zahlung zugewiefenen Schulden in Anfprud genommen 
werben lönnte und er dus der Gefahr ausgefegt wäre, daß wegen eines Saum ⸗ 
ſals des Klägers bei Zahlung der diefem zugewiefenen Schulden feine Realitäten- 
hälfte egecntiv veräußert würde. 

Entjd. v. 10. Februar 1874, Nr. 1279 (5260 G.⸗U.). Die executive 
Schägung einer mit dem Subſtitutionsbande behafteten Realität iſt unzuläffig, 
weil das Eigenthumsrecht des Erecuten überhaupt nicht, alfo auf 
nicht mit Aufrehthaltung ber Beſchränkung auf einen anderen über» 
tragen werben kann; ber in bem beſchränkten Egth. begründete Frucht⸗ 
genuß aber an fi einer Lebertragung nit unterliegt, zur Execution 
auf die Früchte dagegen es der Schäyung des auf den Fruchtgenuß 
eingefhränften Egths. nit bedurfte. 

Entf. v. 4. Yuli 1873, Nr. 7946 (4217 G.⸗U.). Aehul. der Entf. 
Nr. 1279 ex 1874. 2 

Entfd. v. 4. Yuli 1871, Nr. 7946 (Sch. IV). Auf ein mit dem fidei⸗ 
commiſſariſchen Subftitutionsbande zu Gunften einer Perfon behaftetes Reale 
kann die Execution nit erwirkt werden; ber hierwider ergangene Executionsbe⸗ 
ſcheid wurde über Recurs ber in ihren Ren. Gefährdeten aufgehoben [um Wider 
fprud mit der am 26. April 1870 in derſelben Sache Über einen anderen Re⸗ 
curs ergangenen oberftgerichtlihen Entſch., wornach über bie aus dem Subftitutione- 
bande ſich ergebenden Rechtsverhältnifie zwiſchen zwei beftimmten Perfonen Dritten 
gegenüber nicht im Recurs⸗, fonnern nur im ordentlichen Rechtswege entſchieden 
werben fan]. 

Entſqh. v. 13. April 1869, Nr. 3885 (3370 ©.-U.). Das R. beffen, 
welchem nur für den Fall feines Ablebens ohne Nachkommenſchaft Fremde fub« 
Rituirt find, geht wenigftens eventuell über bie nad $. 613 B. ©. ihm zuftchende 
Nuguießung hinaus, Die Pränotation des Pfandrechtes feines Gläubigers fann daher 
auf. die mit dem Subftitutionsbande belaftete Realität unter Verwahrung ver 
Subftitution bewilligt werden. — Worſpr. der Entf. Nr. 7946 ex 1871]. 

Entfd. v. 1. December 1868, Rr. 11407 (©. Ztg. 1869). Aehnt. der 
Entſch. Nr. 7946 ex 1871. 

Entſch. v. 11. November 1868, Nr. 11236 (3158 G.-U.). Die Eye 
eutionefährung auf die dem inftituirten Erben einer mit dem Subflitutionsbande 
behafteten Realität zuftehenden Re. an verfelben ift, da nad 8. 613 8. ©. das 
durch fideicommiſſariſche Subftitution eingefhränkte Egth. ausſchließlich Nugniegungs« 
rechte gewährt, gemäß 8. 507 ibid. unzuläſſig. — Worſpr. ver Entſch. Nr. 7946 
ex 1871; ähnlidy jener Nr. 8885 ex 1869.) 

Entid. v. 3. Juni 1868, Nr. 5646 (3075 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 11236 ex 1868.] 

Entf. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 G.-U.). Ein R. 
auf die Bſchft. erwächſt dem fideicommiſſariſch Subflituirten ſchon 
dur den Top des Erbls., nämlih das R., von dem Inftituirten bie 
ungefhmälerte Hinterlaffung des Subflitutionstheile zu fordern 
(88. 608, 613; 88. 504, 507, 608 B. ©.). Dieſes, wenngleich durch das 
fräere Ableben des Fiduciars hinſichtlich feiner Realifirbarkeit bevingte R. konnte 
nad 88. 878, 1267 u. 1278 ibid. an einen Dritten cebirt werden und 8. 879, 
3. 4 ibid. fteht dem nicht entgegen, weil es fi nicht nm eine Erbſchaft, welche 
von dem damals noch am Leben geweſenen Fiduciar erhofft wurde; fonbern um 
das ihm unabänberlic angefallene Erbrecht nad dem Erbl. handelt, 
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Entf. v. 7. Auguſt 1866, Nr. 6859 (2571 ©.-U.). So lange bie 
für ven Fall, daß der inftituirte Erbe ohne Teſtament ſtürbe, teftamentarifd an⸗ 
geordnete Subftitution im Grundbuche .einverleibt if, fann — felbft unter Vor⸗ 
lage des Ehe- und Erbvertrages, der ein wechſelſeitiges Teftament mitenthält — 
die Eigenthumsübertragung nach 8. 613, 509 und 510 B. ©. nidt bewilligt 
werden. Zu dem Ausſpruche, daß die Subftitutiou erloſchen fei, ift der Tabular- 
richter nicht berechtigt. 

Entf. v. 18. October 1864, Nr. 7946 (1994 ©.-U.), Sowie bei 
einer teftamentarifhen Subftitution die Beſchränkung des Fibuciars 
Erben auf den Fruchtgenuß nicht ausfhließt, daß er bis zum Ein» 
tritt des Subflitutiondfalles Egthr. fei, fließt aud die vertrags- 
mäßige Subftitutien das Egth. nicht aus. 

Entf. v. 5. November 1861, Nr. 6695 (1412 ©.-U.). Die Anord- 
nung, daß der Fibuciar dur die Subftitution in der „Gebarung“ mit dem Nach⸗ 
laſſe nicht befehränft werde, befagt nur, daß dem Inftituirten die freie „Verwaltung“ 
des Naclaſſes zulomme. 

Entf. v. 21. September 1859, Nr. 743 (P. ©.436). Nach 88. 613 
u. 520 B. ©. muß über Begehren des Nacherben vom Fwuciar tie Gider- 
ſtellung der Subflanz des mit ter Subflitution unterliegenden Nachlaſſes geleiftet 
werben. 

Entjd. v. 10. Mai 1859, Nr. 4082 (788 ©.-U.). Die Kinder, welde 
ihrem Vater fiveicommiffarifh fubftituirt find, können von der Subſtitutions⸗ 
portion den flandesmäßigen Unterhalt verlangen. 

Entf. v. 25. November 1856, Nr. 11534 (238 ©,-U.). Durd das 
erblaſſeriſche Einſchuldungsverbot wird weder eine ftillihweigente fideicommiſſariſche 
Subftitution, noch eine Eigenthumdtheilung im Sinne der 88. 613 u. 629 
2. ©. begründet. 

Entſch. v. 23. October 1855, Nr. 10300 (140 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 11534 ex 1856. 

Entſch. v. 25. Yuli 1855, Nr. 7068 (116 ©.-U.). Durch das teſta⸗ 
mentarifche Veräußerungs- und Belaftungsverbot wird noch feineswegs eine fidei⸗ 
commifjarifhe Subftitution begründet; die Gläubiger des Erben find daher un- 
geachtet desfelben zur Erecutionsführung auf das fo behaftete Gut beredtigt. 

Entſch. v. 17. Jänner 1855, Nr. 11549 (62 ©.-U.; P. ©. 437). Die 
durch eine fideicommiſſariſche Subftitution eventuell zur Nachfolge Berufenen können 
nur dann die Nichtigkeitserllärung des DBerlaufe eines zur Erbſchaft gehörigen 
Hauſes begehrten, wenn fie nadmeifen, daß durch diefen Verkauf ihr R. auf den 
eventuellen Anfall der Erbſchaftsquote verlegt worden fei. 


Auslegung der Subſtitution. 
(8. 614 — vgl. 8. 608; 9. 536 8. @.) 

8. 614. Iſt eine Gubftitution zweifelhaft ausgedrüdt, fo ift fie auf eine folhe Art auszu- 
legen, wodurd die Freiheit des Erben, Über das Eigenthum zu verfügen, am mindeften ein« 
geſchränkt wird. 

Entfd. v. 22. November 1871, Nr. 13853 (4334 ©.-U.). Die erb⸗ 
laſſeriſche Anorbnung, welde ſich auf die ganze, zur Hälfte aber fhon dem fpäteren 
Erben eigenthümlich gewefenen Realität bezieht (8. 609 B. ©.) und in welcher nicht 
gefagt wird, welchem ber vier erklafferifhen Söhne feinerzeit die Realität übergeben 
werben folle, fondern biefe für die Erbeinſetzung weſentliche Beftimmung dem 
Inſtituirten überlaſſen wirb, enthält keine fiveicommiflariihe Subftitution im Sinne 
ber 88. 608 u. 614 ibid. 
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Entſch. v. 17. November 1871, Nr. 7868 (4324 G. U.). Die im 
wedfelfeitigen ZTeftament verfügte Einfegung von Erben für den 
Ball, „daß beide Ehegatten mit Tod abgehen,“ enthält keine fidei- 
commilfarifhe Subftitution im Sinne des $. 608 B. ©., denn für 
bie Auflage einer folden Verpflichtung der Erben fpricht keine Redts- 
vermuthung; fie muß alfo aus dem deutlihen Inhalte des Teftamentes 
fig ergeben, was vorliegend nicht der Fall if. Wollte man dem» 
ungeachtet in der Berufung bes dritten Erben eine Subftitution ſehen, 
fo wäre fie, weil mindeftend zweifelhaft ausgedrückt, fo auszulegen, 
baß die Freiheit des inftituirten Erben über das Egth. zu verfügen 
am wenigften eingefhränft wird ($. 614 ibid.) und Fönnte daher nur 
als eine gemeine, keinesfalls als fideicommiffarifhe Subftitution 
anfgefaßt werben. 

Entjd. v..25. Jänner 1865, Nr. 181 (2102 G.U.). Nah 8. 614 
2. ©. if nicht nur im Zweifel gegen das Vorhandenfein einer fiveicommiflarifhen 
ESubftitution zu entfheiden, fondern aud die verfügte fo auszulegen, daf das 
freie Berfügungsreht des Fiduciarerben am menigften befhränft wird. 

Entid. v. 3, März 1863, Nr. 1085 (1662 ©.-U.). Nad der insbe 
fendere in 88. 360, 384 u. 614 B. ©. zum Ausdrucke gelangenden Tendenz des 
B. ©. der Dispofitionsbefugnig mit dem Egth. feine engen Grenzen zu fleden, 
ift in dem „Btg.” genannten Ehepacten eine zweifelhafte Anordnung eher als 
widerrufliche Erbeinfegung, denn als Erbvertrag aufzufaflen. 

Entf. v. 5. November 1861, Nr. 6695 (1412 ©.-U.). Nur wenn 
es fi) um Auslegung einer zweifelhaften. ausgebrüdten Subftitution, nicht aber 
auch, wenn es fih um bie Frage handelt, ob überhaupt eine Subftitution vor 
liegt, if $. 614 B. ©. anwendbar. 

Entfd. v. 29. December 1859, Nr. 14911 (946 G.-U.). Wenn ber 
Erbl. feiner Gattin freie Wohnung in dem ver Tochter hinterlafenen Haufe ein- 
ränmte und fchin beftimnte, daß das Haus nicht veräußert werden dürfe, fo ift 
nady dem Tode der Gattin bie Föfhung des Veräußerungsverbotes zu bemilligen, 
weil nad 8. 614 B. ©. in der erblaflerifchen Anordnung keine Subflitution ge 
legen ift (in favorem heredis). 

Entſch. v. 8. Jänner 1856, Nr. 12163 (154 ©.-U.). Im Zweifel, 
ob eine gemeine oder fiveicommiflarifche Subftitution vorliege, ift eine gemeine 
Subftitution anzımehmen. 


Grlöfgungsarten der gemeinen und fideicommiffarifhen Subſlitution. 
@. 615 — vgl. 3. 604; 8. 121, 540-544, 808; #8. 536, 699 ©. G.) 
8. 615. Die gemeine Subftitution erliſcht, fobald der eingeſetzte Erbe die Erbſchaft ange» 


getreten hat; bie fiveicommiffarifhe, wenn keiner von ben berufenen Nacherben mehr übrig 
if, oder, wenn der Fall, für ben fie errichtet worden, aufhört. 


Entf. v. 16. November 1871, Nr. 8691 (4321 G.-U.). Die tefte- 
wentarifhe Anordnung, wornah dem Sohne, „wenn er vor erreichter Grofjährig« 
keit® fterben follte, eine Stipendienftiftung fubftituirt wurde, ift nicht zweifelhaft 
ausgebrüdt; 8. 614 B. ©. findet daher keine Anwendung. — Kläger hat nicht 
bewiefen, dag ber Erbl., abweidhend von dem Sprachgebrauch unter Oroßjährig- 
teit and die Erlangung ber venia aetatis mitverftanden habe und hat das 24. Lex 
bensjahe noch nicht zurüdgelegt; feine Klage auf Löſchung des Eubftitutionsbandes 
ift daher unbegründet. z 

Entſch. v. 1. December 1868, Nr. 11407 (3177 ©.-U.). Die Pfand» 
rechtsintabulation wegen einer Forderung, bezüglich welcher gegen den Fiduciar 
die Bormerkung erwirkt wurde, kann wider den Nacherben nicht in der Rang- 

Richl, bürgl. Geſenb. erl. 26 
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ordnung ber Vormerkung bewilligt werden, obzwar er zugleich Erbe (Sohn) des 
Fiduciars ift, weil ihm die Subflitutiondportion nicht als Erbe des Fiduciars 
eingeantwortet werben fonnte; buch die Pfandrechtsvormerkung auf einer mit bem 
Subſtitutionsbande behafteten Realität aber* nit mehr We. erworben werben 
konnten, als dem Fiduciar zuftanden. 

Entſch. v. 1. Mai 1866, Nr. 2519 (2473 G.⸗N.). Daß das ©. zwi⸗ 
ſchen gemeiner fiveicommiflarifher und Pupillarfubflitution durchgreifend unter- 
ſcheide, beweiſen, nebft den Randglofſen zu 88. 604, 608 u. 609 B. G., bie 
in den 88. 615, 616 u. 617 ibid. gefondert normirten Erlöfhungsarten (Schluß. 
folgerung]. — Infoweit nad 88. 609 u. 774 ibid. die Pupillarfubftitution un⸗ 
giltig if, erfcheint daher der Nachlaß (in concreto zur Hälfte) als erblos und 
fällt als caduc an ben Fiscus. 


(8. 616 — vgl. 48. 608 u. 609; 98. 587, 706, 809; 48. 288, 567 ©. ©.) 
8. 616. Insbeſondere verliert die einem Sinnloſen gemachte fideicommifſariſche Subftitution 
(88. 608 und 609) ihre Kraft, wenn beiwiefen wird, daß er zur Zeit feiner legten Anordnung 
bei voller Befonnenheit war; oder, wenn ihm das Gericht wegen erlangten Berftandeöge- 
brauches bie freie Verwaltung bes Vermögens eingeräumt bat; und bie Gubftitution lebt nicht 
wieder auf, ob er gleich wegen Rüuckfalle wieder unter einen Curator geſetzt worden ift, und 
in der Zwiſchenzeit Feine legte Anordnung errichtet hat. 


G. 617 — vgl. 56. 288, 667; 8. 42; 08. 551, 806; 88. 646, 1447 8. @.) 
8. 613. Die von einem Exblafier feinem Kinde zur Zeit, da es noch feine Nachkommenſchaft 
hatte, gemachte Subftitution erliſcht, wenn ba@felbe erbfähige Nachkommen Kinterlaffen hat. 

Entfd. v. 1. Mai 1866, Nr. 2519 (2473 ©.-U.). Daß das ©. zwifchen 
gemeiner, fibeicommiflarifher und Pupillarfubftitution durchgreifend unterfceide, 
beweifen, nebft den Randgloſſen zu 88. 604, 608 u. 609 B. G., die in den 
$- 615, 616 u. 617 ibid. gefondert normirten Erlöſchungsarten [Schluß- 
folg 


rung]. 
Fdeicommiß. 
@. 618 — val 6. 688; 8. 958 ©. @.; ©. ©. 23. Janner 1768.) 

8. 618. Ein Fideicommiß (Bamilien- Fideicommiß) ift eine Anordnung, Traft welcher ein 
Bermögen für alle künftige, oder doch für mehrere Geſchlechtsfolger, als ein unveräußerliches 
Gut der Familie erklärt wird. 

Entſch. v. 19. Mär; 1862, Nr. 372 (1498 ©.-U.). Die 88. 612 u. 
618 B. ©. find Ausuahmefäle von dem im B. ©. ausdrüclich aufgeftellten 
Orundfage, daß nur Lebende zu Erben eingefegt und bedacht werben fönnen; 
rüdfichtlih folder Ausnahmsfälle fordert das G. eine ausprüdliche zweifellofe 
Willensänßerung des Erbls. 

Entid. v. 12. April 1855, Nr. 13965 (78 ©.-U.). Wenn in dem vor 
Wirkſamleit des B. ©. errichteten Teftamente nicht ausprüdlich ein Fibeicommiß 
angeorbnet wurde; fo iſt, obzwar die teftamentarifhe Anordnung ſich als eine 
unbefchräntte Subftitution aller Stammesnadlommen darſtellt, im Geiſte des 
3. ©. ein Fibeicommiß nicht anzunehmen, und, da die Anorbnung des $. 612 
ibid. eine im allgemeinen Suterefje eingeführte Befchränfung der Privatrechte ent- 
hält, die Subftitution im zweiten Grade als erlofhen anzujehen. 


Hauptarten der Zideicommiſſe. 
G. 619 — vgl. 86. 682 u. eas B. G.) 
8. 619. Das Fideicommiß ift insgemein entweder eine Primogenitur, oder ein Majorat, 
oder ein Seniorat, je nachdem der Gtifter desſelben die Nachfolge entweder dem Erftgebornen 
aus der älteren Linie; ober dem Nächſten aus der Familie nem Grade nad; unter mehreren 
gleich Nahen aber dem Aeltern an Jahren; oder endlich, ohne Rüdfit auf die Linie, dem 
Aeltern ans der Familie zugedacht hat. 
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@. 680 — vgl. bei 8. 619 cit.) 
8. 620. Im Zweifel wird die Primogenitur eher, als ein Majorat oder Geniorat; und das 
Majorat wird eher als ein Seniorat vermuthet. 


Erbfolge in denfelden. 
G. 681 — vgl. 6. 019 u. 620 8. 8) 
8. 621. Bei der Primogenitur gelangt eine jüngere Linie erft nach Erlöſchung ber Altern 
sum Sidelcommiffe, fo daß der Bruder des letzten Befitzers defſen Söhnen, Enkeln, Urenkeln 
und weitern Nachkömmlingen weichen muß. 


Entf. v. 1. Februar 1876, Nr. 838 (6008 G.-U.). Bei der Ab⸗ 
handlung eines Fideicommißnachlaſſes find — infofern nicht beſondere Beftim- 
mungen gelten — die im kaiſ. Pat. v. 9. Auguſt 1854, Nr. 208 R. ©. 8. 
(Abh.- Pat.) getroffenen Anordnungen anzuwenden. Nach 8. 121 Abh.-Pat. und 
88. 799 u. 800 B. ©. genügt daher zum Antritt des Fideicommißnachlaſſes 
teineswegs tie Nachweiſung, ein Anwärter (Familienmitglied) zu fein, da die Au⸗ 
wartſchaft noch nicht das Erbrecht begründet; — fondern ber Antretende hat 
nachzuweiſen, daß er nach der Errichtungsurkunde aus ſämmtlichen vorhandenen 
Unmärtern der Nächftberufene fei; indbefondere demnach bei einem Primogenitur« 
fideicommiſſe nad) 621 ibid., daß er, wenn der jüngeren Linie angehörend, der 
Erftgeborene aus derſelben fei und die ältere Linie bereits erlofhen, oder daß 
kein fucceffionsfähiger Anwärter aus berfelben vorhanden fei. Der Zurüdweifung 
einer diefen Erforderniſſen nicht entſprechenden Erklärung ſteht 8. 122 Abh.-Pat. 
nicht entgegen, weil die Beobachtung der dafelbft vorgejhriebenen Förmlichleiten 
ag von dem Nachweiſe der Erforberniffe des $. 121 ibid. befreien kann. 


@. 682 — vgl. 38. 620, 623 8. @) 
8. 622. Der Gtifter Tann auch bie Orbnung der Erbfolge gang umkehren, und ben Letztnach⸗ 
gebornen aus der älteren Linie; ober den Züngften aus allen Linien; oder überhaupt den- 
jenigen berufen, welcher im Grade entweder dem Heideicommiß-Gtifter, dem erften Erwerber 
oder dem legten Befiger am nächften kommt. 


Entfd. v. 24. Mai 1870, Nr. 5954 (3797 ©.-U.), Die 88. 622, 
623, 626 B. ©. u. a. m. enthalten bloß dispoſitive Normen. 


(8. 623 — vgl. 9. 6290 8. @.) 
8. 628. Hat der Stifter hierüber feinen Willen nit beſtimmt ausgebrüdt, fo wird mehr 
Nüdficht auf ven letzten Befiger, als auf den Fideicommiß · Stifter und den erften Erwerber 
genommen. Gind mehrere Perfonen in gleihem Grade vorhanden, fo gibt das höhere Alter 
den Aueſchlag. 


(8. 684 — vgl. 89. 62%, 696, 780 u. fi.; $. 625 8. ©.) 
8. 624. Wenn ber Stifter anorbnet, daß das Fideicommiß immer dem Nächſten aus ber 
Familie zufallen folle; fo wird barumter derjenige verftanden, welcher nach ber gemeinen ges 
ſetzlichen Erbfolge aus der männlihen Nachkommenſchaft der Nächſte iſt. Zwiſchen mehreren 
gleih Nahen wird, bafern aus der Anordnung nicht das Gegentheil erhellt, ber Marc des 
Videlcommiffes getheilt. 


4. 625 — vol. 48. 621, 623 ©. ©.) 
8. 625. Hat Jemand nebft dem Fidelcommifie für die erfigeborne Linie ein zweites, ober 
mehrere Fibelcommiffe für die nachgebornen Linien errichtet; fo gelangt der Befiger des erften 
Fldeicommifies und defien Nachkommenſchaft erft dann zum Befige eines anderen Yideicom- 
mifles, wenn in den übrigen Linien keine zu dem Beidelcommiffe berufenen Nachtömmlinge 
vorhanden find, und bie Fideicommiſſe bleiben nur fo lange in Einer Perfon vereinigt, bis 
wieder zwei oder mehrere Linien entftehen. 


Entf. v. 1. Februar 1876, Nr. 838 (6008 ©.-U.). Zum Antritt 
einer Fideicommißerbſchaſt genügt noch nicht ter Nachweis, Anmärter zu fein 
(88. 799, 800; 621, 625 8. ©.; $$. 121, 122 Abh.-Pat.). 
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(8. 628 — vgl. 49. 535-544; 3. 160, 163, 188, 184; 85. 608, 645 ©. @.) 

8 626. Die weibliche Nachtommenſchaft dat in der Regel keinen Anfpruc auf Fideicommifſe. 
Hat aber ber Stifter ausdrücklich verordnet, daß nad Erlöfhung des Mannsftammes das 
Fideicommiß auf die weiblihen Linien übergehen fol, fo geſchieht dieſes nad der für Die 
mannliche Geſchlechtefolge vorgefhriebenen Ordnung; doch gehen die männlichen Erben der- 
jenigen Linie, welche zum Befige des Fideicommifſes gelangt iſt, den weiblichen Erben vor. 

Entſch. v. 24. Mai 1870, Nr. 5954 (3797 ©.-U.). Die 88. 626, 6232, 
623 B. ©. u. a. enthalten bloß bispofitive Normen. 


Bedingungen zur Grridfung eines Zideicommiſſes. 


—— — ———————— — ®. 
%. Detober 1860 und Pat. v. 36. Februar 1861 —); Hof. sie, Rr. 1290 
(Xirel); Een 2. Februar En Ar. 1sı8 — und Imntein; Hofe. v. % Seplanber 18 9, Nr. 1608 
om), uf 1817, — 868 3. er deutihen Bunbedacte v e. Sunl 1815; uſt. 
Hofo. 56 I. @. ©.; in oe 1800, Ru16 wog. m 


—— uns ©; Ih. booase ah. Hats Min Gil 0. 28. März 1866, 8. 1788.) 

8. 623. Ohne befondere Einwilligung der gefeggebenden Gewalt kann kein Fideicommiß er- 

richtet werben. Bei ber Errichtung ift ein ordentliches, beglaubigtes Verzeichniß aller zu dem 

Fideicommiffe gehörigen Stücke zu verfaflen und gerichtlich aufzubewahren. Diefes Inventarium 

dient bei jeber Befigveränberung und bei Abfonderung des Fideicommiſſes von dem freien 

Bermögen zur Richtſchnur. Fir die Sicherheit des Fideicommiſſes hat das Gericht nach bes 
fonderen Borſchriften zu forgen. 

Entſch. v. 2. Juli 1879, Nr. 4426 (I. B. 1879, Nr. 34). Der auf 
eine gezogene Fideicommißobligation entfallende Gewinn, resp. bie Differenz mit 
dem Cours. oder Anlaufswerthe, fällt nad 88. 631 u. 641 B. ©. nicht in’s 
freie Egth. des jeweiligen Fideicommißbefiger8; — auch wenn die Curatoren ben 
auftimmen würden, nit; — denn bie Ueberwachung der Integrität des Fidei— 
commißcapital® ift nad) 8. 627 ibid. in fine den Gerichten überwiefen, nicht den 
Euratoren. 

Entſch. v. 28. December 1875, Nr. 11700 (5959 G.U.). In bem 
Ankaufe einer Realität aus einem Fiveicommißcapitale liegt kein bloßer Umtauſch 
im Sinne des 8. 633 B. ©.; fondern eine Augmentirung des bereit6 beftehenven 
Bideicommifigs durch ein unbeweglihes Gut, wozu im Hinblide auf die Veftime 
mung bes 8. 627 ibid. des M. Erl. v. 25. März 1855, Nr. 1783 und des 
Gs. v. 13. Juni 1868, Nr. 61 R. ©. DB. die Genehmhaltung der orbent- 
lichen Gerichtöbehörbe (8. 634 B. ©.) nicht genügt. — Die Berwenbung von 
Depurationsraten einer Fideicommißfhuld als Kaufſchilliug für eine zum Fidei⸗ 
commißflamme beftimmte Realität ift unzuläffig. 

Entſch. v. 24. Mai 1870, Nr. 5954 (3797 G.-M.). Iene Normen des 
B. ©., welche ver Aenderung durch den Einzelnmwillen des Stifters nicht unter- 
liegen (Tendenz ber baldmöglichſten Befreiung des Güterverlehrs von bem Ein⸗ 
zelnwillen des Teftator F. 612 ibid. u. a.), müſſen aud bei vor dem B. ©. 
errichteten Fineicommiffe in Anwendung fommen. Ein der Onerirungsbefugnig 
bes 8. 635 ibid. widerftrebendes Einjhuldungsverbot des Stifters ift daher für 
das gegenwärtige R. des jegigen Fideicommißbeſitzers und für bie Anwärter un 
wirkſam, mag es nun als Teſiament (ältere Rechtsauffaſſung) oder als Ausfluß 
eines legislatoriſchen, im Geſetzgebungöwege daher auch wieder zu mobificivenden 
Actes (8. 627 ibid. und ©. v. 13. Juni 1868, Nr. 61 R. ©. B.) aufgefaßt 
werben; es gilt nad $. 698 B. ©. als nicht beigefegt. 

Entf. v. 8. October 1863, Nr. 6849 (1809 ©.-U.). Bor erwirtter 
landesfürſtlicher Genehmigung [vor Wirkſamkeit des Conſtituirungsgeſetzee] iſt die 
Vormerkung der Fideicommißeigenſchaft uuzuläſſig [ogl. jedoch bezüglich H und 
der — Entſchn. das ©. v. 13. Juni 1868, Nr. 61 R. G. B. 

Entſch. v. 2. October 1862, Nr. 6336 (1569 ©.-U.). So lange nit 
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die lanbeöfürftliche ſgeſetzliche] Beroilligung zur Errichtung eines Fideicommiſſes 
ertheilt ift, hindert den Ggihr. die Widmung des Gutes zum Fideicommiß nicht 
an ber freien Verfügung; und eine folde, wenn auch bücherlich einverleibte Wid⸗ 
mungserflärung, benimmt den Gläubigern. nicht das R. auf der Realität die 
pfandrechtliche Siherftellung ihrer Forderungen zu erwirten. Früher erworbene 
Re. Dritter werben überhaupt durd bie Widmung einer Realität zum fibei- 
commißgut nicht berührt. 

Eutſch. v. 5. Auguft 1857, Nr. 7345 (423 ©-U.). Die im Schenkung 
vertrage dem Befcentten auferlegte Berbinvlicgleit, die Realität nach feinem Tode 
auf feine Söhne und in deren Ermanglung auf feine Töchter und deren Nach« 
fommen zu übertragen, enthält eine weder unverftändliche, noch unmöglide oder 
unerlaubte Bedingung; dieß erhellt ans 8. 6238 B. ©.; welder nur mit Rüd. 
ſicht auf die Anordnung des 8. 627 ibid. nothiwendig, war, mährend einfache 
Subfitutionen allgemein geftattet find und nur der Beſchraͤnkung des (öffentlichen 
Rüdfichten entfprungenen) $. 612 ibid. unierfiegen. Der Shenkungsvertrag ift 
ſonach giltig und da er von dem geſetzlichen vertreter der daraus Berechtigten 
angenommen wurbe, nit mehr einfeitig widerruflidh (88. 22, 274, Analogie der 
88. 613 u. 629 ibid.), 

Entf. v. ? 1849 (P. ©. 444). Die a. h. Entſchl., wodurch die Er⸗ 
richtung von Fideicommiſſen bewilligt wurde, iſt als ein ©. anzuſehen, deſſen 
authentiſche Auslegung im Falle entſtehender Zweifel, nur vom Geſetzgeber aus⸗ 
gehen lann. 

Entſch. v. 12. Februar 1819, Nr. 591 (P. ©. 445). Ein Fideicommiß 
laun zwar durch Urtheil nicht errichtet werden; wenn aber rechtöfräftig erfannt 
if, daß ein Fideicommiß für rechtmäßig errichtet und giltig anzufehen fei, fo 
enthält dieſes Urtheil allein fchon ven vollen Beweis ver Re. der Fiveicommiß- 
erben und erſetzt alfo jeden weiteren Nachweis z. B. durch die Stiftungsurkunde, 


Widerruf der Errichtung. 
(6. 688 — vgl. 4. 586, 095 B. G.) 
8. 628. Der Fideicommiß ⸗Stifter hat das Recht, die Errichtung des Fideicommifſes zu wiber- 
rufen, fo lange noch Niemand durch die Uebergabe oder durch Bertrag ein Recht erworben hat. 
Und der Wille wird als widerrufen angefehen, wenn dem Erblaffer ein männlicher eheliher 
Erbe, der in dem Fideicommiffe nicht begriffen ift, geboren wird. 

Entid. v. 5. Auguft 1857, Nr. 7345 (423 G.⸗U.). Die Yamilien- 
fldeicommifle (8. 628 3. ©.) find eine Art fiveicommiffarifhe Subflitution, deren 
mur deßhalb insbefondere Erwähnung gefchieht, weil es fi um eine Verfügung 
handelt, vie an bie-befondere Einwilligung der gefeßgebenden Gewalt gebunden 
it (8. 627 ibid.), während die einfahen Subflitutionen allgemein geftattet find 
mit alleiniger, aus der Analogie des $. 612 ibid. ſich ergebender Beſchräͤnkung 
auf den erften, resp. zweiten Grad. 


Grundſatz über die Hehte der Anwärter und des Zuhabers des 
Sideicommiffes. 
(0. 629 — vgl. 5. 624; 8. 610 ©. &.) 
8. 629. Das Eigenthum des Fideicommiß-Bermögens iſt zwiſchen allen Anwärtern, und 
dem jebesmaligen Fideicommiß-Inhaber getheilt. Jenen kommt das Obereigenthum allein, 
r diefem aber auch das Nutzungseigenthum zu. 

Entſch. v. 23. October 1872, Nr. 4014 (4747 ©.-U.). Zur Sicher: 
fellung der Befigveränderungsgebühren ift das Pfandrecht zu bewilligen auf bie 
gefammien Fideicommißgüter (88. 57 u. 72 des Pat. v. 9. Februar 1850, 
Nr. 508 ©. B. und 8. 629 B. ©.); wenn aud nad) 8. 642 ibid. und 
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8. 226 Abh.⸗Pat., die auf ben ganzen Realitäten fihergeftellten Gebühren nicht 
von dem Stammvermögen, fondern nur von ben Früchten tes Fideicommiſſes 
wirklich gefordert werben können. 

Entſch. v. 5. November 1861, Nr. 6695 (140 ©.-U.). Dur das 
erblafferifhe Einfhuldungsverbot wird weder eine ſtillſchweigende fiveicommiflarifche 
Subftitution, noch eine Eigenthunstheilung im Sinne der 88. 613 u. 629 B. ©. 
begründet. 

Entf. v. 25. November 1856, Nr. 11534 (238 G.U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 6695 ex 1861. 

Entf. v. 25. Juli 1855, Nr. 7068 (116 ©.-U.). Durd das tefla- 
mentarifhe Veräußerungs- und Velaflungsverbot wird noch keineswegs eine fidei⸗ 
commiflarifhe Subftitution begründet, die Gläubiger des Erben find daher unge 
achtet deöfelben zur Erecutionsführung auf das fo behaftete Gut berechtigt. 


Belondere Rechte der Anwärter. 
G. 680 — vgl. 8. 618 ©. @.; 86. 327299, 253—256 Mbh.-Pat.) P 
8. 636. Das Obereigenthum berechtigt die Fidelcommiß-Anmwärter, die Hinterlegung ber 
Fideicommiß · Schuldſcheine zu Gerichtshanden zu verlangen; eine üble Verwaltung der Fidei- 
commiß-@üter gerichtlich anzuzeigen; zur Vertretung des Fidelcommiſſes und der Nachfommen- 
ſchaft einen gemeinſchaftlichen Fidelcommiß -Eurator in Borfhlag zu bringen; Überhaupt alle 
zur Sicherheit der Subſtanz nöthige Maßregeln zu treffen. 


Aueingeſchraͤukte Rechte des Inhabers und Verbindlichkeiten des- 
felden. 
@. 681 — vgl. 69. 1306, 1811; 9. 448 ©. @.; 8. 250 Abh-Bat.) 
8. 681. Der Fideicommiß-Inhaber Hat alle Rechte und Verbinplichkeiten eines Nutzungs⸗ 
eigenthümers. Ihm gehören alle Nutzungen von dem Fiveicommiß-@ute und dem Zuwachſe, 
aber nit die Subſtanz desſelben. Er trägt dagegen auch alle Laften. Für die ohne fein 
Berſchulden erfolgte Verminderung der Subſtanz hat er nicht zu haften. 

Entf. v. 2. Yuli 1879, Nr. 4426 (9. B. 1879, Nr. 34). Der auf 
ein Fideicommißpapier (Orundentlaftungsobligation) entfalende Gewinn, beziehungs« 
weife die Differenz des in Folge der Ziehung an deſſen Stelle tretenden Rominal« 
beirages und des bisherigen Anfaufs- oder Curswerthes kommen, felbft wenn 
tie Curatoren zuſtimmen, ausnahmslos dem Fiveicommißftamme zu, und fallen 
niemal® in's freie Egth. des jeweiligen Fideicommißbeſitzers. Legterer hat nur 
auf die Nußungen von diefem Zuwachs, nicht aber auf die Subſtanz Anſpruch 
(8. 631 B. ©.). Nicht der Ankaufspreis und and nicht ‚der jeweilige Eure 
werih der Obligationen, ſondern dieſe Obligationen felbft, d. i. die dadurch ber 
gründeteh, duch den Verlofungsplan geregelten Eapitaldanforderungen erſcheinen 
an Stelle jener Surrogatcapitalien für den Fideicommißſtamm vinculirt. Was 
nad dem Berlofungsplane für die erlöſchende Obligation zurüdgezahlt wird, ſtellt 
ſich als mehr oder minder reich ausfallender Capitalsbetrag dar, und von einer 
unzuläffigen Fideicommißerweiterung durch Zuwendung einer mit Gewinn entfals 
Ienden Rüdzablung zum Fideicommißſtamme kann feine Rede fein, indem einer 
feits nad $. 641 ibid. und 8. 224 Abh.-Pat. eine Werthserhöhung und Ver⸗ 
mebrung des Stammvermögens in und aus der Sache felbft nicht ausgeſchloſſen 
if, andererſeits bier der zugefallene Gewinn an Capital und beziehungsmweife an 
daraus zu erzielendem Zinfengenuß dazu dienen Tann, die Ausfälle zu begleichen, 
welche fi durch die Verfpätung der bis Mai 1917 anberanmten Auslofung bei 
der noch Übrigen bedeutenden Zahl folder Anlehensobligationen ergeben können, 
Die Ueberwachung der Integrität des Fideicommißſtammes liegt aber nad 8. 627 
B. ©. in fing nit den Furatoren, fondern den Gerichten ob, 
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Entſch. v. 29. November 1871, Nr. 14209 (4341 ©.-U.). Der im 
Spercentigen Nennwerthe der Grundentlaftungsobligationen beftehende Prämien 
betrag, welcher im alle der ohne vorgängige Anmeldung gefchehenen Berlofung 
bezahlt wird, fowie der Betrag, welcher durch Kauf einer neuen Obligation unter 
pari an dem NRominalbetrag erfpart wird, können als eine Nugung bes 
in Grundentlaftungsobligationen beftehenden Fideicommißcapitale 
nicht betradtet werden: die Spercentigen Prämien darum nicht, weil 
fie ein gefegliher, nämlih in der 4. Alinea des 8. 19 des kaiſ. 
Bat. v. 11. April 1851, Nr. 83 R. ©. B., gegründbeter Zuwachs des 
B . Örunventlaftungscapitales -(zu %), des Werthes der vormals 
jum Fideicommißgute gehörigen Leiftungen) find. ., das Erfparniß 
am Eurje nicht, da es gleichfalls ein integrirender Beftanptheil des 
Fipeicommißgutes ift und wie dieſes fruhtbringend angelegt werben 
muß, daher dem Befiger nad 8. 631 B. ©. davon nur die Nugungen 
jufommen. 

Entfd. dv. 20. Mai 1857, Nr. 3068 (357 ©.-U.). 8. 634 B. ©. 
beftimmt zwar, daß beim Eintritt ber im $. 633 ibid. bezeichneten Fälle das 
allenfalls bedungene Entgelt als Fiveicommißcapital anzulegen fei; da jedoch 
durch das Örumentlaftungspat. v. 7. September 1848 die Naturalarbeiten auf« 
gehoben worben find, welche biöher ven Fideicommißbeſitzern zur Bewirthſchaftung 
des Gutes dienlih waren, für diefelbe ein anderes Surrogat — die Unfhaffung 
eine® fundus instructus — nöthig ift, welche aus den Zinfen des Grundente 
laſtungscapitals nicht beſchafft werben kann, ta der Fideicommißbeſitzer nach $. 631 
8. ©. nicht bloßer Nutznießer, fondern Nugungseigenthümer ift und alfo nicht 
verhalten werben kann, das Gut durch Verpachtung zu benügen, fo ergibt ſich, 
daß das Grundentlaftungscapital zur Anfchaffung des burd ben Abgang der 
Raturalarbeiten nothwendig gewordenen fundus instructus verwendet werden darf 
und die $$. 633 u. 634 ibid. für diefen durch den Geſetzgeber felbft herbeige⸗ 
führten befonderen Ausnahmsfall auch nicht einmal analoge Anwendung finden 
fönnen. Auch $. 641 ibid. fann nicht in Anwendung fommen, weil durch biefe 
Anfhaffung nicht ein Aufwand zur Erhaltung und Verbeſſerung des Fideicommiſſes 
gemacht, fondern das demſelben durch das ©. entzogene Zugehör in anderer Weife 
erſetzt wird, der Fideicommißbefiger aber einerfeits für die ohne fein Verſchulden 
erfolgte Capitalsanwendung nad $. 631 ibid. nicht zu haften hat, anbererfeite 
die nothwendigen Mittel in dem Örunbentlaftungscapitale ſchon vorhanden find 
und fein ©. deren Anwentung zu dem eigentlichen Zwede, Surrogirung ber 
verlornen Arbeitökräfte, verhindert (8. 62 kaiſ. Pat. v. 11. April 1861). 


Eingefhränkte Kehte: 
a) zur Verzichtung und Verpfändung; 
G. 688 — vgl. 8. 551; 96. 685642; 55. 468, 648 ©. 8.) 
$ 632. Ein Fideicommiß-Befiger Tann zwar für fich, jedoch keineswegs für die, wenngleich 
noch nicht vorhandene, Nachkommenſchaft auf fein Recht Verzicht thun. Berpfändet er die 
Früchte des Fideicommiſſes oder felu das Fideicommiß ⸗Gut; fo gilt die Berpfänbung nur 
für denjenigen Theil ver Früchte, welchen er einzufammeln berechtigt if, nicht aber für das 
Fideicommiß · Gut, oder den Theil der Früchte, welcher dem Nachfolger gebührt. 


b) gur Berwandiung, Vertauſchung und Erbuerpamtung des Fideicommiß · Gutes; 
@. 635 — vgl 8. 637; u. 1128, 1139 8. @.; et, Septeniber 1848 unb v. 11. Apeil 1851, Ar. 86 


$ 633. Unter der glei nachfolgenden Befhränkung Kann der Fideicommiß-Inhaber das un- 
bewegliche Fideicommiß · Gut in ein Capital verwandeln; er kann Grunpftüde gegen Grund⸗ 
Rüde vertauſchen; oder gegen angemeflene Binfen vertheilen; oder auch in Erbpacht überlaffen. 
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Entf. v. 28. December 1875, Nr. 11700 (5959 ©. -U.). In dem 
Ankaufe einer Realität aus einem Fiveicommißcapital liegt fein bloßer Umtaufch 
im Sinne des $. 633 B. G., fondern eine Augmentirung bes bereits beftehen- 
den Fideicommiſſes durch ein unbeweglihes Gut, wozu im Hinblide auf die Be- 
fimmung des 8. 627 ibid., des M. Erl. v. 25. März 1855, Nr. 1788 und 
des ©. v. 13. Juni 1868, Nr. 61 R. ©. B., die Genehmhaltung der ordent« 
lichen Gerichtsbehörde ($. 634 ibid.) nicht genügt. 

Entid. v. 20. Mai 1857, Nr. 8068 (357 ©.U.). Die 88. 633 u. 
634 B. ©. finden auf die in Folge Wegfall ver durch die Grundentlaſtung 
aufgehobenen Naturalarbeit nothwendige Verwendung des Grundentlaftungecapitals, 
d. i. des Aequivalents für das weggefallene Gutezugehör, zur Anſchaffung eines 
fundus instructus feine a (8. 631 ibid. und 8. 62 Pat. vom 
11. April 1851). 

(8. 684 — vgl. 9. 681 ©. G. und bei 8. 688 cit) 
8. 634. Zu diefen Veränderungen bedarf er der Genehmhaltung der ordentlihen Gerichts⸗ 
behörde. Diefe muß alle bekannte Anwärter; oder, wenn fie minverjährig oder abwefend find, 
" ihre Euratoren; dann den Curator des Fideicommiſſes und der Nachkommenſchaft vernehmen; 
die Wichtigkeit der Gründe beurtheilen; und in&befondere bei Bewilligung der Zerftüdung der 
Grundſtlicke dafür forgen, daß das in den politiſchen Verordnungen vorgefhriebene Maß bes 
obachtet werde. Das dabei bedungene Entgelt wird als ein Fideicommiß- Eapital angelegt, 

Entf. v. 23. December 1875, Nr. 11700 (5959 G. U.). Die Sub- 
ffituirung bed Theile eines Geldfideicommiſſes durch eine Realität Tann nur 
durch ein Reichsgeſetz, nicht durch die Gerichtsbehörde genehmigt werden (vgl. ©. 
v. 13. Juni 1868, Nr. 61 R. ©. 2.). 

Entſch. v. 26. October 1869, Nr. 12055 (3543 ©.-U.). Auch wenn 
ein Fideicommiß nur mit Vorbehalt noch nicht wirkſam gewordener Re. Dritter 
eingeantwortet wurde, ift ber Inhaber des Fideicommiſſes gleich dem Fideicommiß- 
befiger, deflen R. auf Lebensdauer außer Zweifel fteht; und find jene Dritten 
nur als Anwärter zu betrachten, welhen alſo insbefondere auch Fein R. zur 
Einſprache wider die Verſchuldung nah $. 635 B. ©. zufteht. 

Entfd. v. 20. Mai 1857, Nr. 3068 (357 ©.-U.). $. 634 8. ©. 
beflimmt zwar, baß beim Cintritt der in 8. 633 ibid. bezeichneten Fälle das 

. allenfall® berungene Entgelt als Fiveicommißcapital anzulegen fei. Da jedoch 
durch das Grundentlaftungspat. v. 7. September 1848 die Natnralarbeiten 
aufgehoben worben find, welche bisher den Fideicommißbefigern zur Bewirthichafe 
tung des Gutes dienlich waren, für dieſelbe ein anderes Surrogat die Anſchaffung 
eines fundus instructus nöthig if, weldhe aus den Zinfen des Grundentlaſtungs- 
capital8 nicht befhafft werden fann, da der Fideicommißbefiger nach 8. 631 ibid. 
nit verhalten werden kann, bad Gut durd Verpachtung zu benügen, fo ergibt 
fi, daß das Grundentlaftungscapital zur Anfhaffung des durch den Abgang ber 
Naturalarbeiten nothwendig gemorbenen fundus instructus verwendet werben darf 
und bie 88. 633 u. 634 ibid. für diefen durch den Geſetzgeber ſelbſt berbeige- 
führten befondern Ausnahmefall aud) nicht einmal analoge Anwendung finden können. 


c) Vderſchuldung. 


(8. 685 — vol. f}. 638, 642 3. @.; 88. 16, 229, 239, 234, 21 Abh-Pat.; 9. 3 @. v. 18. Juni 1868, Rr. 61 
Pi Hof. v. 11. Jumi 1819, Ar. 1oto ur u 29. Apel Ireb, Rr. 1008.58, en 


8. 635. Der Fideicommiß-Inhaber kann ein Drittheil des Fideicommiß-Gutes verfhulden; 

oder, wenn es in Eapitalien befteht, ein Drittheil davon erheben. Hiezu bedarf er feiner Ein- 

wiligung der Anwärter ober Euratoren, fondern nur der Genehmigung der ordentlichen 
Gerichtsbehörde. 

Entſch. v. 5. October 1876, Nr. 11620 (©. Ztg. 1876, Nr. 92). Zur 

Bewilligung der Einfhuldung eines Dritteld des Fideicommiſſes iſt weder bie 
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Zuftimmung, PS die vorherige Einvernahme ber a. erforderlich (88. 635 
2. G.; 8.3 ©. v. 13. Juni 1868, Nr. 61 R. ©. B.; 88. 16 u. 229 
Abh. -Bat.). 

Entf. v. 24. Mai 1870, Nr. 5954 (3797 G.-U.). Iene Normen des 
B. ©., welche der Abänderung durd den Einzelnmwillen des Stifters nicht unter- 
liegen (Tendenz der baldmöglichſten Befreiung des Güterverfehre von dem Ein- 
zelnwillen des Teſtators 8. 612 ibid. u. a.), müflen aud kei vor dem B.,©. 
errichteten Fideicommiffen in Anwendung kommen. Ein der Onerirungsbefugnig 
des $. 635 ibid. widerftrebendes Einfhuldungsverbot des Stifters ift daher für 
das gegenwärtige R. des jetzigen Fideicommißbefigers und für bie Anwärter un« 
wırffam; mag es nun als Teſtament (ältere Rechtsauffaſſung) oder als Ausfluß 
eines legißlatorifhen, im Geſetzgebungöwege daher auch wieder zu modificirenden 
Actes (8. 627 ibid. und ©. v. 13. Juni 1868, Nr. 61 R. ©. B.) aufgefaßt 
werden; das Einfhuldungsverbot gilt nad $. 698 B. ©. als nicht beigeſetzt. 

Entſch. v. 26. October 1869, Nr. 12055 (3543 G.-U.). Jedem, welcher 
auf rechtliche Weife in den Beſitz eines Fideicommiſſes gekommen ift, fteht nad 
8. 635 B. ©. das R. zur Onerirung desfelben zu; eine Aufhebung oder Be— 
feoränfung desfelben muß daher von jenen, welde die Onerirung anfechten, be» 
wiefen werden. 

Entſch. v. 20. April 1869, Nr. 3881 (3382 ©.-U.). Nach 88. 635 
u. 641 3. ©., wornad die Fideicommißbehörbe die Genehmigung zur Onerirung 
auszufprechen hat und einzelne hiefür genügende Gründe angeführt werden, kann 
nicht gezweifelt werden, daß die Fideicommißbehörde Mangels genügender Gründe 
die Onerirung verweigern kann. Die Verfhuldung des Fideicommiſſes zum 
Zwede ver Rangirung des Allodialvermögens ift indeß nicht ausgeſchloſſen. — 
Aus der Geſuchsbegründung muß die Behörde in der Tage fein, den ziffermäßigen 
Bedarf zu beurtheilen. 

Entfd. v. 4. Jänner 1865, Nr. 10161 (©. H. 1865, Nr. 21). Wenn 
für eim Darlehen ein Fideicommißgut verpfänvet wird, fo hat dieß nicht die Wir- 
fung, daß der Schuloner feiner perſönlichen Berpflihtung enthoben wird. 


Beflimmung des zu verfänldenden Drittheils, 


(4. 636 — vgl. bei 8. 685 cit.) 


8. 636. In dieſes Drittgeil find alle, unter was immer für einem Namen, auf dem Fidei⸗ 
eommiß-@ute haftende Laften dergeftalt einzurechnen, daß zwei Drittheile ganz frei bleiben. 


und des Werthes des Fideicommiß-Gutes. 


— B. u r 
(6. 687 — nd. 5. 636 D. ©.; 68. 297- Fe — ...—.—— Hetober 1797, Nr. 385 3.8. S.; Hoftald. 


8. 637. Der Werth eines Fideicommiß ⸗· Gutes, wenn e8 vertauſcht oder verfchuldet werben 
fol, wird durch die gerichtliche Schägung, wenn es aber zu Geld gemacht werden fol, durch 
öffentliche Berfteigerung beftimmt, 


Art der Rückzahluug. 
(8. 688 — vgl. $. 642 ©. G.: 86. 245-268 Mbh.-Pat.; Pat. v. 8. Mpril 1787.) 

8. 638. Die Rüdzahlungen einer Fideicommiß- Schuld find fo zu beftimmen, daß jährlich 
fünf von Hundert an der Schuld getilgt werden. Nur aus erheblichen Urſachen ift eine Ver⸗ 
längerung der Frift zu geftatten. 

Entfd. v. 28. December 1875, Nr. 11700 (5959 ©.-U.). Die Ver⸗ 
wendung von Depürationsraten einer Fideicommißſchuld als Kaufſchilling für eine 
zum Fideicommißftamme beftimmte Realität ift unzuläffig. 
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@. 689 — voel. . 208 Mbh.-Pat) e 
8. 689. WIN der Fideicommiß · Beſitzer von ben bereits geleifteten Rückzahlungen wieder 
einen Betrag zu feinem Gebrauche erheben; fo muß er zur Tilgung desfelben noch inbeſondere 
fünf von Hundert bezahlen, 


Haftung des Hanfolgers für die Schulden. 
(6. 640 — vgl. 98. 548, 632, 648 ©. G.; $. 248 Abh.-Bat.) 
8. 646. Der Nachfolger im Fideicommiſſe ift nur die mit gerichtlicher Genehmigung ge- 
machten Schulden feines Borfahrers zu bezahlen ſchuldig. Für die zur Tilgung derſelben ſchon 
verfallenen Rüdzaplungen haftet er nur infomweit, als fie nicht aus bem frei vererblichen Ber- 
mögen bes Borfahrer® geleiftet werben können. 


(8. 641 — vgl. 68. 685, 688 ©. ©.) 
8. 641. Hat der Borfahrer zur Erhaltung oder wichtigen Berbefferung des Fideicommiffes 
einen beträctlihen Aufwand gemacht, wozu er das Fideicommiß> Gut zu verfhulden beredy- 
tiget geivefen wäre, fo muß der Aufwand erfegt werden. Hiezu find aber die Nachfolger be- 
fügt, ein DrittHeil des Fideicommiß · Gutes zu belaften. Die Rüdzahlungen werden auf bie 
in dem 8. 638 vorgefchriebene Art geleiftet. 


Entſch. v. 2. Juli 1879, Nr. 4426 (9. B. 1879, Nr. 34). Der auf 
ein Fideicommißpapier (Obligation) entfallende Gewinn, beziehungsweife die Diffe- 
renz mit bem Ankaufs- oder Curéwerthe, können felbft, wenn die Curatoren zu= 
flimmen, niemals dem jeweiligen Fideicommißbefiger, welcher nad) 8. 631 B. ©. 
nur auf die Nugungen von dem Zuwachs Anfprudy bat, zufallen. Nidt der 
Anfaufspreis und auch nicht der jeweilige Curswerth der Obligationen, fonbern 
dieſe Obligationen felbft, d. i. die dadurch begründeten, durch ben Berlofungs- 
plan geregelten Gapitalsanforderungen erſcheinen an Stelle jener Surrogatcapi- 
talien für den Fideicommißftamm vinculirt; — was nad) dem Berlofungeplane für 
bie erlöfchende Obligation zurüdgezahlt wird, ſtellt fi) als mehr oder minder 
reich ausfallender Capitalsbetrag dar, und von einer unzuläfftgen Fideicommiß- 
erweiterung durch Zuwendung einer mit Gewinn entfallenden Rüdzahlung zum 
Fiveicommißftamme kann feine Rede fein, indem einerfeit8 nah $. 641 ibid. 
und $. 224 Abh.- Pat. eine Werthserhöhung und Vermehrung des Stammver- 
mögen® in und aus der Sade felbft nicht ausgeſchloſſen if, antererfeits bier der” 
zugefallene Gewinn an Capital und beziehungsweife an daraus zu erzielendem 
Zinfengenuß dazu dienen kann, tie Ausfälle zu begleichen, wetche ſich durch die 
Berfpätung der bis Mai 1917 anberaumten Auslofung bei der noch übrigen be= 
beutenden Zahl folder Unlehensobligationen ergeben Mönnen. Die Ueberwachung 
ber Integrität des Fideicommißſtammes liegt aber nad) 8. 627 B. ©. in fine 
nit den Curatoren, fondern dem Gerichte ob. 

Entf. v. 5. October 1876, Nr. 11520 (6253 ©.-U.). Der Fibei- 
commißbefiger bedarf nad) 8.635 B. G., um ein Drittel des Fideicommißgutes 
zu verſchulden (resp. zu beheben), nur der Genehmigung der Fiveicommißbehörbe, 
welche auch ohne vorherige Bernehmung der Anwärter und Euratoren ertheilt 
werben kann. 

Entſch. v. 20. April 1869, Nr. 388 (3382 G.-U.). Nah 88. 635 
u. 641 B. G., wornad die Fideicommißbehörde bie Genehmigung zur Onerirung 
auszufprehen hat und einzelne hiefär genügende Gründe angeführt werben, kann 
nicht gezweifelt werden, daß bie Fideicommißbehörde Mangeld genügender Gründe 
die Önerirung verweigern fann. Die Verſchuldung des Fideicommiſſes zum 
Zwede der Rangirung des Allodialvermögens ift indeß nicht ausgefchlefen. — 
Aus der Gefuhsbegrändung muß bie Behörde in der Lage fein, den ziffermäßigen 
Bedarf zu beurtheilen. 
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Entf. v. 11. Juli 1866, Nr. 5012 (2546 ©.-U.). Die Klage iſt 
richtig wider den Wllobialerben erhoben, wenn es fi um Anſprüche aus Ber 
pfühtungen handelt, die ber Fideicommißbefiger direct und für feine Perſon, nicht 
aber für fih und feine Nachfolger im Fideicommiß eingina; wenn aud damit 
ein Aufwand zur Bewirthſchaftung und Inftandhaltung des Fideicommißgutes ge- 
maht wurde, welder inbirect zu deſſen Erhaltung und Vermehrung bienlid iſt. 
Der Modialerbe ift zur Erfüllung folder Vertragsverbindlichkeiten unbeſchadet 
feines Regreſſes an bie Fideicommißnachfolger verpflichtet. 

Entf. v. 20. Mai 1857, Nr. 3068 (357 G-U.). 8. 634 8. ©. ber 
Rimmt zwar, daß beim Eintritt der in 8. 638 ibid. bezeichneten Fälle das allen- 
ſals bedungene Entgelt ala Fiveicommißcapital anzulegen fei. Da jedoch durch 
dat Grundentlaſtungspat. v. 7. September 1848 die Naturalarbeiten aufgehoben 
werben find, welche bisher ven Fideicommißbeſitzern zur Bewirtbfhaftung des Gutes 
dienlich waren, da der Fideicommißbeſitzer nady 8. 631 ibid. nicht bloßer Nugnießer 
iR und alfo nicht verhalten werden Tann, das Gut durch Verpachtung zu benügen, 
fo ergibt fih, daß das Grunventlaftungscapital zur Anfchaffung des durch den 
Abtgang der Naturalarbeiten nothwendig gewordenen fundus instructus verwendet 
werten darf. Auch 8. 641 ibid. Tann nit in Anwendung fommen, weil dur 
diefe Anfhaffung nicht ein Aufwand zur Erhaltung und BVerbefferung des Fidei- 
commiſſes gemacht, fondern das demfelben durch das ©. entzogenen Zugehör in 
anderer Weiſe erfegt wird, der Fideicommißbeſitzer aber einerjeit für die ohne 
fein Verſchulden erfolgte Capitaldanwendung nad 8. 631 Ibid. nit zu haften 
bat, andererfeits die nothwendigen Mittel in dem Örundentlaftungscapitale ſchon 
vorhanden find und kein ©. deren Anwendung zu dem eigentlichen Zwecke Surros 
girung der verloreuen Arbeitökräfte verhindert (8. 62 faif. Pat. v. 11. April 1851). 


@ 08 — vol. 86. 618, 685 8. @.; Hofb. v. 7. April 1896, Rr. 9178 9. ©. ©.; 8. 226 Möh.-Bat.) 
8.048. Ein Fideicommiß- Gläubiger kaun die Bezahlung einer, ſelbſt mit gerichtlicher Bes 
wigung, auf dem Fideicommiſſe haftenden Schuld nicht aus dem Stammgute, fondern nur 

aus den Einkünften desfelben verlangen. 

Entf. v. 23. October 1872, Nr. 4014 (4747 ©.-U.). Zur Sicher⸗ 
ſtellang der Befigveränderungsgebühren ift das Pfandrecht zu bemilligen auf bie 
‚sfanmten Fiveicommißgüter (88. 57 u. 72 des Pat. dv. 9. Februar 1850, 
RM. 50 8. ©. B. und 8. 629 8. ©.), wenn and nah $. 642 ibid. und 
$. 226 Abh.-Bat. die auf den ganzen Realitäten fichergeftellten Gebühren nicht 
von dem Stammvermögen, fondern nur von den Früchten des Fideicommiſſes 
wirklich gefordert werden können. 

Entf. v. 7. December 1869, Nr. 12955 (©. H. 1870). Wider den 
onerfaunten im Beſitze bes Fideicommiſſes bereit befindlichen alleinigen Fidei⸗ 
tommißerben Tann auch noch vor der Einantwortung bie executive Sequeftration 
bewilligt werben. 


Theilung der Fruchte des letzten Zahres. 
(6. 648 — pl 1. 519; N. 204297 ©. G.; 8. 224 u, 225 Abh.⸗Pai.) 
8.043. Die Früchte des legten Jahres werden zwiſchen den Erben des Borfahrers und 


dem Nachfolger im Fideicommiſſe ebenfo, wie zwiſchen dem Fruchtnießer und Eigenthümer 
(8. 519) getheilt. 


Auflöfung; 
(U U6 — ngL 56. 468; 692, 695, 642; 68. 617, 698, 778, 964; $5. 823, 824598. 274, 885.0. G.; 8. 198 Mbh.-Bat.) 
644. Ein Fideicommiß kann aufgelöfet werben, wenn Leine zum Fipeicommiffe berufene 
au vermuthen if. Zur Auflöfung des Fideicommiß · Vandes aber wird, nebft 


412, Allgemeines bürgerliches Geſehbuch. 


der Einwilligung des Nutzungseigenthümers und aller Anwärter, die durch ein Edict vorzu⸗ 
laden find, auch die Einvernehmung des Curators der Nachtommenſchaft, und die gerichtliche 
Bewilligung erfordert. 


oder Erlöfgung eines Zideicommiſſes. 


(8. 645 — vgl. 48. 865, 1474 V. G.; Hofb. v. 81. October 1809, Ar. 984 I. @. ©.) 
8. 645. Das Fideicommiß erlifht, wenn es zu Grunde geht; ober, wenn alle in bem Stifte 
briefe berufene Linien, ohne Hoffnung einer Nachtommenſchaft, ausgeflorben find, In dem 
letztern Falle vereinigt fi das Obereigentpum mit dem Rugungseigenthume, und ber Befiger 
kann nah Willkür über das Fideicommiß verfügen. 

Entfd. v. 22. Auguft 1878, Nr. 8665 (Graf Leolie'ſcher Erbſtreit; 
©. Ztg. 1879, Nr. 56 u. 57). Im Streite über das Erloſchenſein oder Nicht ⸗ 
erloſchenſein eines Fiveicommiffes find jene Fragen, welche fih auf die Rechts⸗ 
giltigkeit des Teflamentes des Stifters, deſſen Auslegung und die Rechtsbeſtän- 
digkeit und Zuläffigfeit der darin enthaltenen Anordnungen beziehen, nady dem zur 
Zeit der Teftamentserrichtung geltend gewefenen (Römijhen) Rs. zu beuriheilen. 


Anterſchied eines Zideicommiſſes von Stiftuugen. 


(8. 646 — vgl. 8. 230 B. G.: 8. 47 ©. v. 7. Mai 1874, Nr. 50R. 8. B.; 6. 84 Abh.⸗Pat.; Seth. vom 

16 December 1819, Hofb. v. 12. Juli 1822, Wr. 1881 und v. 18. Jänner 1 . 1780 I. &. ©; M. Up. 

v. 19, ——* 1858, Rr. 9 u. 10, v. 23. Jänner 1856, Nr. 18 und v. 18. Auguſt 1861, Nr. 188 R. @. B.; 
Hofb. v. 7. Juli 1841, Nr. 541 umd o. 6. September 1836, Nr. 154 9. es; $. 14, lit. b Jur. 9.) 


8. 646. Bon den Sußftitutionen und Fideicommiſſen unterfheiden fich die Stiftungen, wo⸗ 
durch dig Einkünfte von Capitalien, Grunpftüden oder Rechten zu gemeinnügigen Unftalten, 
als: für geiftlihe Pfründen, Schulen, Kranken- oder Armenhäufer; oder, zum Unterhalte ges 
wiſſer Perſonen auf alle folgenden Zeiten beftimmt werben. Die Borfriften ber Stiftungen 
find in den politifden Verordnungen enthalten. 

Entfh. v. 22. Auguft 1878, Nr. 8665 (Graf Leslie'ſcher Erbftreit; 
G. Ztg. 1879, Nr. 56 u. 57). Ueber die Frage, ob eine in einem 1690 er> 
richteten Teſtamente getroffene Unordnung ein Fideicommiß oder eine Stiftung 
fei, ift nad) dem gegenwärtig geltenden R. zu entſcheiden. 





Eilftes Hauplſtück. 


Bon Vermächtniſſen. 


Inhalt: Bon wen, wie und wem legiret (68. 647 u. 648); und wer mit ber Errichtung 
bes Bermächtniffes beſchwert werben könne (88. 649-651). Subſtitutionen bet 
Bermädtniffen (8. 652). Gegenftände eines Vermächtniffes (98. 653 u. 654). 
Allgemeine Anslegungsregel bei Vermächtniſſen (8. 655). Belondere Vorfchriften 
über das Vermädtniß: a) von Sachen einer gewiffen Gattung (85. 656—659); 
b) das Vermãchtniß einer beftimmten Sache (88. 660 u. 661); o) einer fremden 
Sache (8. 662); d) einer Borberung (88. 668 — 668); e) bes —— 
(98. 669-6715; f) des Unterhaltes, der Erziehung ober Koft (98. 672 u. 678); 
9 ber Mobilien, des Hausrathes (8. 674); b) eines Verhältuifies (88. 675 bis 

7); 3) der Juwelen, bes Schmudes und Putzes (8. 678); k) des Goldes ober 
Sitbers, der Wäſche, Equipage (8. 679); I) der Barſchaft ($. 680); m) über 
bie Benennung: Kinder (8. 681); n) Verwandte ($. 682); 0) Dienftperfonen 
($. 6883). Anfallstag bei ben Vermächtniſſen ($. 684). Zahlungstag (88. 685 
bis 687). Recht des Legatars zur Sicherfiellung ($. 688). Wem ein erlebigtes 
Vermãchtniß zufalle (8. 689)? Recht des Erben, wenn bie Laften bie Mafle er- 
ſchöpfen (88. 690 u. 691); ober gar überfteigen (88. 692 u. 698). Bon ben 
gefeglichen Beiträgen zu öffentlichen Anftalten (8. 694). 
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Fa: 8,9 ie “ = 36, Senn Eee; we Bat.; ak Bot “ur — 12 * * vom 
vom 

. 6; ser, Si 80, April 
1m, *. RN —X RR ee —— 1846, D 1158; 33. le 1814, 


Bon wem, wie uud wem legiret; 
G. 667 — vgl 6. 585; 46. 656, 681, 668; 648, 649; 88. 666-676, 586-548; 35. 553565; 575608; 658; 
#181 8.8) 
8. 6473. Zur Giltigleit eines Bermächtniſſes ($. 585) ift nothwendig, daß es von einem 
fähigen Erblafier, einer Perfon, die zu erben fähig if, durch eine gültige letzte Willenserklärung 
Hinterlaffen werde, 


Entfd. v. 16. September 1874, Nr. 6536 (5469 ©.-U.). Die Klage 
des Legatard gegen ben dritten Iuhaber der ihm vermachten Erbſchaftsſache allen 
ift verfehlt; e8 war ber anerfannte Nachlaßerbe mitzubelangen, weil dem Le- 
gatar vor erfolgter Uebergabe des Legates durch den geſetzlich hierzu 
verpflihteten Erben ($$. 547, 548, 549, 684 u. 817 ®. ©.) nur das 
perfönlihe Forderungsreht auf die Uebergabe zufteht und ehe dieſe 
Berpflihtung des Erben nicht rechtskräftig ausgefproden ift, auch 
wider den dritten Juhaber ber legirten Sache bie Klage nit mit 
Erfolg angeftellt wird. 

Entſch. v. 22. November 1871, Nr. 13853 (4334 G.-U.). Ein Auffag, 
welcher von dem Erbl. nur mit dem Kreugzeihen und nicht auch von Zeugen 
gefertigt wurde, ift als letztwillige Anordnung ungiltig (88. 579, 647 u. 956 
B. ©.) 


Enid. v. 18. November 1869, Nr. 8476 (3575 ©.-U.). Das ger 
feglihe R. des Überlebenden Ehegatten in Concurrenz mit Kindern des Erbis. 
bat pie Natur eines Vermächtniſſes (8. 532, 535 u. 757 8. G.). [Schiuß- 
folgerung.] 

Entſch. v. 19. März 1862, Nr. 372 (1498 ©.-U.). Das B. ©. ftellt 
ven in 88. 538, 545, 552 u. 647 ausdrücklich ausgefprodenen Grundſatz auf, 
daß nur Perfonen, die ein Bmgn. erwerben können, alſo nur lebende und ſolchen 
rechtlich gleihgeftellte (522 ibid.) zu Erben eingefegt und bedacht werden können; 
die gefeglic (88. 612 u. 618 ibid.) gebulveten Abweichungen hiervon find daher 
einſchränkend auszulegen und wird hierfür eine ausdrückliche zweifellofe Willens- 
äußerung des Erbls. erfordert. 

Entf. v. 23. Mai 1861, Nr. 3498 (1327 ©.-U.). Wenn bie lebige 
lich eine widerruflihe Schenkung auf ben Todesfall enthaltende Urkunde giltig 
fein fol, müffen die für Vermächtniſſe in $. 647 B. ©. erforberten Förmlice 
keiten einer legten Willenserlärung überhaupt erfüllt fein. 


(6. 648 — vgl. 8. 1446; 1. 688; 16. 690—698.8. G.) 


8. 648. Der Erblafier kann aud Einem oder mehreren Miterben ein Vermächtniß voraus 
beftimmen; in Rückficht desfchben find fie nur als Legatare zu betrachten. 


Entſch. v. 15. Februar 1854, Nr. 502 (13 ©.-U.). Da $. 648 B. G. 
einen Ausnahmsfal von ter Regel tes 8. 649 ibid. enthält, muß der Erbe, 
welcher ein Prälegat beanſprucht, feinen Anſpruch gerichtsordnungsmäßig er- 
weifen. Wenn in dem fpäteren Codicill der Erbl. beflimmte, daß ein Haus 
fammt Zugehör unbeſchränktes Egth. eines der Erben fein fol, fo ift damit im 
Zweifel nicht die Anorbnung gleicher Theilung, welche das Teftament enthält, ge 
ändert, fondern nur über bie Zuweifung bes Nadlafjes eine Aenderung getroffen 
worden, welche baher fein Prälegat enthält. 
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und wer mit der Entrichtung = Bermääfuiffes beſchwert werden 
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(8. 649 — gl. 6. 568; 6. 839; . 649, 662, 774; 966; 8. 760; 46. 689, 805; 698, 709, 808 B. ©.) 
8. 649. Die Bermäctniffe fallen in der Regel allen Erben, jelbft in dem alle, daß die 
elnem Miterben gehörige Sache vermacht worden ift, nah Map ihres Exbtheiles zur Laſt. Es 
hängt jedoch von dem Erblaſſer ab, ob er die Abführung des Legats einem Miterben, oder 
aud einem Legatar beſonders auftragen wolle. 


Entfd. v. 11. Juli 1876, Nr. 7906 (6202 ©.:U.). Die Pfandrechts- 
vormerkung für ein Geldlegat auf einer Erbfdafterealität kann nicht nad $. 36 
©. ©. Mangels des Rechtsgrundes zum Pfandredte verweigert werden, weil 
das Geldlegat ſich als eine Schuld des Erben ($. 649 B. ©.) an den Legatar 
als Gläubiger des Erben darftellt, die Gläubiger des Erben aber das ihnen 
angefallene Erbgut nad $. 822 ibid. (8. 24 ©. ©.) mit Vormerkung belegen 
innen. 

Entf. v. 16. September 1874, Nr. 6536 (5469 ©.-U.). Die Klage 
des Legatars gegen den dritten Inhaber der ihm vermachten Erbſchaftsſache allein 
ift verfehlt; e8 war der anerkannte Nachlaßerbe mitzubelangen, weil dem Le- 
gatar vor erfolgter Uebergabe des Legates durch den geſetzlich hierzu 
verpflichteten Erben (88. 547, 548, 549, 684 u. 817 B. ©.) nur das 
perjönlihe Forderungsrecht auf die Uebergabe zufteht und ehe viefe 
Verpflihtung des Erben nicht rechtskräftig ausgeſprochen ift, auch 
wider den dritten Inhaber ber legirten Sade die Klage nit mit 
Erfolg angeftellt wird. 

Entf. dv. 29. Mai 1872, Nr. 5665 (4622 ©.-U.). Durd die Be- 
ffimmung, daß das Gut x verkauft und hus dem Erids das Legat 
gezahlt werden foll, hat der Erbl. das dem Regatar nad) $. 688 B. ©, 
zuftebende R. der Sicherſtellung auf das Gut x beſchränkt. Dem 
Regatar fann daher... . . das Pfandrecht an anderen Objecten des 
Nahlaffes nicht eingeräumt werden; es liegt hier nicht einzig und 
allein die im 8. 649 ibid. ausgefprodene und mit der Erbserflärung 
eintretende Haftung der Erben, fondern die Haftung der von dem 
Erbl. beftimmien Sade vor. 

Entf. v. 21. December 1856, Nr. 12524 (269 ©.-U.)., Der Sub 
legatar kaunn den ihm vermachten ©egenftand von dem im Befige besfelben be⸗ 
findlichen Erben verlangen, aud wenn dem beſchwerten Legatar das Legat noch 
nicht Überantwortet worden ift. 

Entſch. v. 15. Februar 1854, Nr. 502 (13 ©.-U.). Da $. 648 8. ©. 
einen Ausnahmefall von .der Regel des $. 649 ibid. enthält, muß der Erbe, 
welder ein Prälegat beanfprucht, feinen Anſpruch gerichtsorbnungsmäßig erweiſen 


(8. 650 — vgl. bei z. 649 cit.) 
8. 650. in Legatar kann fi von der vollftändigen Erfüllung des ihm aufgetragenen wei- 
teren Bermäctnifies aus dem Grunde, daß es den Werth des ihm zugedachten Legates über- 
fleige, nicht entſchlagen. Nimmt er aber das Legat nit an, fo muß berjenige, dem es zufällt, 
den Auftrag übernehmen, oder das ihm zugefallene Bermächtniß dem darauf gewwiefenen Ber 
mädtnißnehmer überlaffen. 


Entſch. v. 31. December 1856, Nr. 12524 (269 ©.-U.). Der Sub: 
legatar Tann den ihm vermachten Gegenftand von dem im Beflge desſelben bes 
findfihen Erben verlangen, auch wenn dem beſchwerten Legatar das Legat noch 
nicht überantwortet worden if. Das ergibt fi aus der Analogie des 8. 650 
2. ©. und aus der Ermägung, daß fonft dur ein Uebereintommen zwiſchen dem 
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Erben und demategatar die lettwillige Anordnung in Bezug auf die Legate ver- 
eitelt werben koönnte; daß ber Werth ber legirten Sache durch die aufgetragenen 
Leiſtungen überwogen wird, kann ben Legatar von letzteren nicht befreien; er 
mäßte Pe bie Sade fern dem klagenden Sublegatar überlaflen (88. 660 u. 
689 ibir 


a ee te 5 ya ee En sen 
Sıfkzgte. Ehe. m 20. Bpril 1646; gef 16. Mal 1006 ande, . Geptember 1839.) 
8. 051. Ein Erblaffer, welcher ein Legat einer gewiffen Elafie von Berfonen, als: Ber- 
wandten, Dienftperfonen oder Armen zugedacht hat, kann die Bertheilung, weichen aus diefen 
Berfonen, und was jeder zukommen foll, dem Erben oder einem Dritten übertaſſen. Hat der 
Erblaffer hierüber nichts beſtimmt, fo bleibt die Wahl dem Erben vorbehalten. 
Entſch. v. 6. October 1863, Nr. 6636 (1806 ©.-U.). 8.564 B. ©, 
if, wenn 8. 559 ibid. nicht ganz ober theilweife unwirkſam fein fol, dahin zu 
verftehen, daß der Erbl. allerdings eine Berfammlung und aus folder eine näher 
bezeichnete Kategorie berufen, die Benennung der Perfonen hieraus, zwar nicht 
einer britten Privatperfon, wohl aber einer Behörde überlafien kann, melde eigente 
lich nur ausſpricht, wer unter jenen Perfonen die geforderten Eigenfchaften bes 
. („Zu Erden ernenue ih 30 hiefige veplihe...... . von ber 8. k. Stadt⸗ 
bauptmannfhaft für die würdigften erfannte verunglüdte Bürger“) 


Sudfiitutionen Bei Bermähtniffen. 
(8 662 — vgl. 88. 604-007; 608-615; 88. 685, 689, 817 ©. ©.) 

8 658. Der Erblaſſer kann bei einem VBermächtnifie eine gemeine oder fiveicommiflarifce 
Subſtitution anordnen; dabei find die in dem vorigen Hauptftüde gegebenen Vorſchriften an- 
zuwenden. 

Entſch. v. 21. November 1863, Nr. 7931 (1830 ©.1.). Die Sub- 
ſtitution für den Fall, daß die Kinder fterben, „bevor fie die 800 fl. in Beſitz 
erhalten haben,“ ift eine fiveicommiffarifche, da die Erblaflerin das Wort Befig- 
fähigkeit gleichbedeutend mit Großjährigkeit gebraucht. Die Subflitution der Ber- 
wandten ift daher gemäß der 8. 655 ibid. dahin auszulegen, daß ihnen die 800 fl. 
dann zufallen, wenn beide inftituirte Kinder vor erlangter Großjährigkeit ftürben. 


Gegenflände eines Bermädtniffes. 
(6. 688 — ogl. 6. 878 8. ©.) 
8. 658. Alles, was im gemeinen Berkehre ſteht: Sachen, Rechte, Arbeiten und andere Hand- 
lungen, bie einen Werth haben, Fönnen vermacht werden. 
(8. 6654 — vgl. 48. 878, 880; 6. 558 ©. ©.) 


8- 654. Werden Sachen vermacht, bie zwar im gemeinen Berkehre fiehen, die aber der 
Legatar zu befigen für feine Perfon unfähig ift, fo wird ihm ver ordentliche Werth vergütet, 


Allgemeine Anslegungszegel Bei Bermädtniffen. 
(8. 665 — vol. 8. 588; 1. 914; 68. 656-080, 681688 ©. G.) 
8. 655. Worte werben auch bei Bermädhtniflen in ihrer gewöhnlichen Bedeutung genommen; 
es müßte denn beiviefen werden, daß der Exblaffer mit gewiffen Ausprüden einen ihm eigenen 
befonderen Sinn zu verbinden gewohnt gewefen ift; oder, daß das Bermädtniß font ohne 
Wirkung wäre. 
Entfd. v. 20. September 1877, Nr. 6201 (©. Big. 1877, Nr. 96). 
Der im Grunde der Teftamentsanorbnung: „Meinem Gutöverwalter X fihere 
ih für den Fall feiner unverſchuldeten Dienftuntauglicleit nad einer zwanzig ⸗ 
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jährigen, treuen, reblihen und eifrigen- Dienflleiftung eine Penſion jährlicher 
300 fl. und nad) einer fogearteten breigigjährigen Dienftleiftung eine Penſion von 
400 fl. zu“ erhobenen Stage des von der Erbin wegen Entbehrlichkeit in Folge 
geänderter Bewirthſchaftung entlaflenen Gutsverwalters auf eine jährliche Penfion 
von 300 fl. und nad weiteren 10 Jahren 400 fl. — wurde mit der Befchrän- 
fung, daß der Bezug vom 20., resp. 30. Jahre an eintrete, flattgegeben, weil 
tie Erbin nah $. 817 B. ©. die Pflicht hat, ven Willen des Erbls. möglicft 
zu erfüllen, und tie aus der teftamentarifhen Anordnung ſich Marergebende Ab- 
fiht des Erblo. nicht durch die wiltürliche, damit nicht zu vereinbarende Hand⸗ 
lungsweife der Erbin vereitelt werden ann. 

Entfc. v. 19. änner 1876, Nr. 11621 (©. Ztg. 1876, Nr. 80; 5989 
G.U.). Das teftamentarifh den Geſchwiſtern des Erben für ven Fall, daß berfelbe 
bie Erbichaftsrealität „an jemand Fremden“ verlaufen wollte, eingeräumte Borlaufe- 
recht, Tann ſich nicht auf den Verkauf und nmfoweniger auf die Einräumung des 
Miteigenthums an vie Gattin des Erben erftreden, weil dieß der nad $. 655 
B. ©. maßgebenden gewöhnlichen Bedeutung ber Worte des Erbls. nicht ent- 
fpriht und der nad $. 362 ibid. gebotenen ftrengen Auslegung ber Beſchrän— 
kungen des Egtha. widerſtreitet. 

Entſch. v. 19. October 1875, Nr. 6958 (5883 ©.-U). Nah den 
88. 565 p. 655 B. ©. muß der legte Wille des Erbls. beftimmt und 
deutlih lauten und feine Worte müffen in ihrer eigenthämlihen 
Bedeutung, d. i. in derjenigen genommen werben, welde den Zeit- 
und Ortsverhältniffen des Erbls. angemefjen ift und in welder fie 
der Erbl. gebraudt haben kann ze... Wenn nun der Erbl. beftimmte, 
daß die B. feine Realität im Werthe von 600 fl. übernehmen, den 
Miterben die Erbtheile in barem Gelde auszahlen und „die Meinen 
Kinder erhalten“ foll, fo tann in legterem Ausprude unmöglid das 
Bermächtniß des Unterhaltes nad 8. 672 ibid. verflanden werden... 
die Anordnung ift vielmehr nur bahin zu verftehen, daß die B. die Heinen Kinder 
aufziehe, bis fie ſich felbft erhalten können. Mit dem zwölften Jahre war aber 
die Hagende Schwefter nad Zeit und Ortöverhältniffen ſchon in ver Lage, ſich 
durch Dienen felbft zu erhalten. 

Entſch. v. 25. Juni 1872, Nr. 5562 (4639 ©.-U.). Das Bermädt- 
niß des in einem Depofitenamte hinterlegten Geldes, Tann, zumal zur Zeit ver 
Errichtung des legten Willens nur die Obligationen und nicht auch Bargeld im 
Depofitenamte erlagen, nicht bloß auf die geringen Zinfenbeträge verfianden werben; 
es ließe fih nit erllären, warum ber Erbl. Über das bedeutende Vmgn. in 
Obligationen nicht disponirt und felbft die Auszahlung der anderen Legate ein- 
zelnen Legataren aufgebürdet, der Obligationen aber nirgends gedacht hätte. Der 
Ausdrud „Geld“ ift daher auch auf bie dutch die Obligationen repräfentirte 
Geldſumme zu beziehen. 

Entf. v. 22. Februar 1872, Nr. 13738 (4486 ©.-U.) Dur ben 
Beifag des Erble., daß der min. Legatarin die vermadte Gelvfumme „bei Be- 
darf“ ausbezahlt werben folle, wurde die Auszahlung nicht an eine Bedingung 
gefnäpft, veren Eintritt die Honorirte durch firengen Beweis darthun müßte; — hat 
der gefeglihe Bertreter befunden, daß fie der Summe fhon bedarf, 
fo kann fein R., die Zahlung zu fordern, insbefondere mit Rüädfict 
auf den ſchon vor 3 Jahren eingetretenen Tod des Erbls., nad $. 685 
B. ©. feinem Zweifel unterliegen. 

Entf. v. 15. December 1871, Nr. 13868 (4364 G.U.). Während 
unter „Barſchaft“ nad allgemeinem Spradgebraude und demfelben 
fih anſchließender Beflimmung des Gs. (8. 680 8. ©.) nur klin— 
gende Münze und Papiergeld verftanden werden... . . fließt der 
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Ansdruck ‚Geld“ nebft der Barfhaft auch fruchtbringend angelegtes 
Geld in fih. Nach diefer hier maßgebenden ($. 655 ibid.) Bedeutung 
müjfen daher unter Geld .... auch öffentliche Ereditpapiere, welde 
nad dem Gefege felbft ($. 985 ibid.) den Gegenftand von „Gelddar⸗ 
leben“ bilden können und fohin unter dem vom Erbl. vermadhten 
„Gelde, weldes für ihn im Depofitenamte erliegt,” bie dort erliegen« 
den Örunbentlaftungsobligationen verftanden werben, umſemehr, 
als der Erbl. im Teflamente eine zweite hypothekariſch verfiderte 
Summe von dem im Depofitenamte befindlichen Gelde unterſcheidet 
und nicht erwieſen ift, daß er mit dem Ausddrude Geld einen befon- 
deren vom gewöhnligen Sprachgebrauch abweihenden Sinn verband 
G. 655 ibid.). 

Entid. v. 14. April 1871, Nr. 13946 (Sch. IN). Ueber den Sinn 
einer legtwilligen fchriftlihen Anorbnuug Tann ver Beweis nicht durch die Te⸗ 
flamentözeugen erbracht werben. 

Entfd. v. 18. Februar 1869, Nr. 10792 (3298 G.-U.). Das unter 
der Bedingung fittlihen Betragens zugewendete Vermächtniß ift durch einen Fehl⸗ 
tritt, in Folge defien die Bedachte ſchwanger wurde, noch nicht verwirft. 

Entſch. v. 28. Auguſt 1868, Nr. 7093 (3116 G.-U.). Nach dem ger 
wöhnlihen Sprachgebrauche werben unter „Capitalien“ alle Gelpforderungen in 
NRüdfiht auf die Thatſache oder Möglichkeit ihrer fruchtbringenden Anlage mit- 
verftanden (nit nur vermachte Darlehen). 

Entſch. v. 20. November 1866, Nr. 9945 (2666 G.⸗U.). Der Beifag 
in der Vermächtnißanordnung für die Bedienſtete des Erbls., „wenn fie ſich bei 
meinem Ableben nod in meinem Dienfte befindet, * enthält nach ber gewöhn- 
lien Bedeutung ($. 655 B. ©.) offenbar eine Bedingung und keinen Auftrag; 
daß davon abhängige R. kann daher nur duch genaue Erfüllung, d. i. das wirt. 
liche Eintreten des vorgefehenen Ereignifies, erworben werden; möge dieſes nun 
von einem Zufall, dem Willen des Bedachten ober eines Dritten abhängen (8. 699 
ibid.). Die Bepienftete, melde von dem Curator bes fpäter wegen Geifles- 
ſchwäche unter Euratel geftellten Erbls. entlafjen wurde, hat daher keinen Anſpruch 
wider jenen der Erben, welder felben anzuerkennen verweigerte. 

Entid. v. 21. März 1866, Nr. 2387 (2428 ®.-U.). Die Anordnung 
des Erbls. „endlich verordne ich, daß auf meiner Herrſchaft X fromme Stif- 
tungen im Capitalsbetrage von 100,000 fl. errichtet werden ſollen; die Art und 
Weiſe der zu errichtenden Stiftungen überlafje ich dem Armeeobercommando,” ift 
dadurch, daß der Erbl. fpäter die Herrſchaft X verfaufte, nicht widerrufen. Nach 
der in 8. 655 B. ©. angeorbneten Auslegung nad der gewöhnlichen Bedeutung 
der gebrauchten Worte, im Zweifel aber zu Gunften der Wirkfamfeit des Legates, 
und da der Erbl. jene Gruppe von Legaten, „welche aus feinem Realvermögen 
zu creiren find,“ in verſchiedenſter Weife ficherte, bezüglid der 100,000 fl. Stif- 
tungen aber nicht hervorgeht, daß dem Erbl. die Verbindung mit der Herrfhaft X 
wefentlih war, liegt in dem Verlaufe der Herrſchaft fein Widerruf des Ver⸗ 
mãchtnifſes. Die Analogie des $. 657 ibid. greift nicht Platz; denn nur nicht 
bie Hypothek der Herrihaft X, wohl aber die 100,000 fl., das Object des Le⸗ 
gates find bar oder dem Werthe nad) noch in der Bſchft. vorhanden; — fowie nach 
ähnlicher Erwägung auch $. 724 ibid. vorliegenden Falles Leine Antvendung 
finden Tann. 

Entſch. v. 26. Jänner 1864, Nr. 399 (1856 G.⸗U.). Wem der Erbl. 
„alle in ſeiner Bohnung vorfindlihen Sachen“ vermacht, fpäter aber einige 
Schuldurkunden einem Dritten zur Aufbewahrung übergibt, fo find die For 
derungen aus dieſen zur Todeszeit nicht in der Wohnung des Erbls. befindlichen 
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Schuldurkunden nur dann nicht von dem Vermächtniſſe auszunehmen, wenn ber 
Erbl. dem Dritten dieß ausdrücklich bemerkt hat. 

Entſch. v. 21. November 1863, Nr. 7931 (1830 ©.-U.). Die Sub- 
fitution für den Hall, daß die Kinder fterben, „bevor fie die 800 fl. in Beſitz 
erhalten haben,“ ift eine fiveicommiflarifhe, ba die Erblaflerin das Wort Befig- 
fähigfeit gleichbeveutend mit Großjährigkeit gebraucht. Die Subftitution der Ber- 
wandten ift daher gemäß 8. 655 B. ©. dahin auszulegen, daß ihnen die 800 fl. 
dann zufallen, wenn beide inftituirten Kinder vor erlangter Großjährigfeit flürben. 

Entf. v. 4. Juni 1862, Nr. 2803 (1529 ©.-U.). Wenn der Teftator 
den nad Abzug verfchiedener Legate verbleibenden „Neftbetrag“ den armen Fa- 
milien in X „vermadt“, fo find, ungeachtet der Erbl. einen Univerfalerben mit 
der Beftimmung, daß „diefe Univerfalerbihaft aus 100 fl. beftehe,“ ernannt hat, 
die armen Familien in X Erben und der fogenannte Univerfalerbe ift Legatar. 

Entſch. v. 5. November 1861, Nr. 6695 (1412 ©.-U.). Die Anord- 
nung, daß die fideicommiſſariſch Subftituirten bes Erbls. Witwe in der „Ge⸗ 
barung“ mit dem Nachlaß nicht beſchraͤnlen follen, fann nicht in dem bie Sub- 
fitution illnſoriſch machenden Sinne verflanden werben, daß die Witwe aud mit 
ber Subflanz frei verfügen könne, fondern ift dem Sprachgebrauch folgend, als 
freie Verwaltungsbefugniß aufzufaflen (88. 6, 655 u. 613 B. ©.). 

Entf. v. 5. Juni 1861, Nr. 3716 (1341 ©.-U.). Das Vermächtniß 
eines Haufes, „ſammt Allem, was darin if,“ begreift auch dafelbft befindliches 
Bargeld und Pretiofen. ; 

Entſch. v. 7. Mai 1861, Nr. 2590 (1317 ©.-U.). Die legtwillige 
Verfügung, „alle fih vorfindenden Schuloforberungen find erlofhen,“ bezieht ſich 
aud) auf die nad) der Teftamentserrichtung erſt entftandenen. 

Entſch. v. 22. Auguſt 1860, Nr. 9710 (1180 ©.-U.). Es ift die 
natärlichfte aller Auslegungsregeln, daß einem an ſich grammatikaliſch 
rihtigen Sage nicht ein Sinn beigelegt werden bürfe, den er nur 
unter Boransfegung einer grammatifalifhen Unrichtigleithaben könnte. 
Die Anordnung des im Dialekt gefhriebenen Teftamentes, „Meinem 
Neffen, feiner Gattin, feiner Tochter und feinem Sohne vermade ich 
Jeden ein Stüd Bankactie,“ enthält nun wenigften® keine ſyntaktiſche 
Unrichtigleit, wenn angenommen wird, daß ber Erbl. alle vier Ber- 
fonen bedadt hat. Wenn nun aud der Erbl. in zwei weiteren Teſta— 
mentsabfägen „dem Herrn X feinen Kindern“, „dem Herrn Y feiner 
Tochter Rofa“ erwiefenermaßen ftatt „ven Kindern des Herrn X*, „der 
Dochter des Herrn Y, Rofa* geſchrieben hat, fo ift damit doch nit 
erwiefen, daß er fi folder unridhtiger Ausprudsweife zu bedienen 
gewohnt gewefen fei. Bei der Auslegung kann nur von ber Voraus⸗ 
fegung des Regelmäßigen und nicht der Ausnahme — ber fprad- 
widrigen Ausdrucksweiſe — ausgegangen werben. 

Entfd. v. 22. Yuli 1859, Nr. 7116 (820 ©.-U.). Die Anordnung, 
„Meine Nichte ſammt ihren drei Kindern fege ich zu meinen Univerſalerben ein; 
jedoch fo, daß mein Vnign. in vier Theile getheilt und jebem fein Theil zugeftellt 
werden fol,“ kann nicht dahin verftanden werden, daß diefelben nur auf beſtimmte 
Antheile eingefegt find; die 88. 556 u. 560 B. ©. finden daher, nachdem ein 
Kind geftorben ift, volle Anwendung. 

Entſch. v. 20. October 1858, Nr. 10636 (2049 ©.-U.). Der Zuſatz 
zu dem Vermächtniß einer Gelbfumme, daß der Legatar felbe erhalten fol, „fo 
bald (giunto)“ er das 25. Lebensjahr erreicht hat, enthält nach der gewöhnlichen 
Bedeutung der Worte ($. 655 B. ©.) nicht eine Bedingung, fondern nur die 
Feſtſetzung des Beitpunftes, in welchem ber Honorirte die ihm vermachte Geld⸗ 
fumme erhält. Diefer Termin ift aber von der Art, daß er kommen muß und 
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fließt daher nah 8. 705 ibid. den Begriff einer Bedingung aus. Der Legatar 
erwarb demnad das R. fofort nach dem Tode des Erbls. und übertrug es auf 
feine Erben (8. 684 ibid.). 

Entf. v. 11. März 1857, Nr. 1899 (311 G.-U.). Eine Auslegung, 
wodurch die legtwillige Anordnung mit ſich felbft in Widerfprud ge- 
räth und zum Theile wirkungslos würde, fann gemäß 88. 6 u. 655 
3. ©. nit die richtige fein. (Aufrechterhaltung der letztwilligen Anorbmun- 
gen in den Ehepacten als teftamentarifche.) 

Entfd. v. 17. December 18566, Nr. 11614 (251 ©.-U.). Der Ausprud 
geſetzliche Erben“ Tann vom Erbl. auch gleihbeveutend mit „Notherben" ge⸗ 
braudt worden fein und dieſe Auslegung ift geboten, wenn andernfall® bie letzte 
Willensanordnung in fi widerſprechend und wirkungslos wäre. 

Entf. v. 19. Februar 1856, Nr. 1507 (162 ©.-U.). In dem Legate 
eines Haufes „ſammt allen übrigen beweglichen Sachen, welche ſich zur Todes- 
zeit dafelbft befinden, mit alleiniger Ausnahme des Geldes und der Creditpapiere“ 
ift nach Analogie des $. 677 3. ©. der Schmud inbegriffen, welchen die Erb- 
laflerin mithatte, als fie gelegentlich eines Beſuches in einem benachbarten Orte 
Hard; denn diefe Schmuckſachen hörten dadurch, daß die Erblaflerin fie zu ihrem 
gewöhnlichen Gebrauche mit fih trug, im rechtlichen Sinne nicht auf, zu ihrem 
Haufe zu gehören [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 12. Yuli 1854, Nr. 6751 (965 ©.-U.). Wenn in dem Ber 
mãchtniß einer Summe Geldes die Währung nicht bezeichnet iſt, muß das Legat 
in der zur Zeit des Anfalles gefeglihen Währung berechnet werden. 

Entf. v. 23. September 1853, Nr. 9541 (P. ©. 366). Bei Aus- 
legung eined Vermächtniſſes kann es nur auf die deutlich erflärte oder aus ven 
Umftänden bervorleuchtende Abficht des Erbls,, oder aber auf die beftimmte im 
fraglichen Falle paſſende gefegliche Vorſchrift ankommen. 

Entſch. v. 20. Februar 1838, Nr. ? (P. ©. 364). Im Zweifel, ob 
ein Teftament oder Codicill vorliege, ift Ietteres anzunehmen, da die Erbein- 
fegung beftimmt und nicht durch bloße Schlußfolgerung zu entnehmen fein muß. 


Befoudere Borfäriften über das Yermägtniß: 
a) von Sachen einer gewilfen Gattung; 
(8. 656 — vgl. 88. 655, 658 8. G.) 
8. 656. Hat der Exrblaffer Eine oger mehrere Sachen von gewiſſer Gattung, aber ohne eine 
nähere Beitimmung vermacht, und find mehrere folge Sachen in der Berlafienfgaft vorhanden; 
fo fteht dem Erben die Wahl zu. Er muß aber ein Std wählen, wovon der Legatar Ge⸗ 
brauch machen Kann. Wird dem Legatar überlaflen, Eine von den mehreren Sachen zu nehmen 
oder zu wählen, fo kann er auch die befte wählen. 

Entſch. v. 13. Juli 1875, Nr. 6156 (5788 G.-U.). Das Vermächtniß 
von „zehn Stüd Norvbahnactien“ ohne nähere Bezeichnung und ohne Ungabe, 
ob ſich folhe im Nachlaß befinden, enthält nicht ein Vermächtniß einzelner Ber- 
laſſenſchaftsſtücke (88. 656 u. 658 B. ©.), fondern mehrerer Sachen von ge 
wifler Gattung, welde, aud wenn viefe im Nachlaß nicht vorhanden geweien 
wären, die Klägerin anfpredhen konnte; $. 686 ibid. ift daher, obgleich thatſächlich 
zehn Stüd Norbbahnactien im Nachlaß ſich vorfanden, auf dieſes Vermächtniß nicht 
anwenbbar und es konnte die Klägerin die Uctien erſt nad) einem Jahre, alfo 
auch nicht mit den Coupons des erften Jahres fordern. 


G. 657 — vgl. $. 655 ©. ©.) 


8. 657. Wenn der Erblafier Cine oder mehrere Sachen von gewiſſer Gattung ausèdrücklich 
nur aus feinem Eigenthume vermacht hat, und es finden ſich dergleihen gar nicht in ber Ber» 
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lafſenſchaft; fo verliert das Vermächtniß feine Wirkung. Binden fie ſich nicht in der verord⸗ 
neten Menge, fo muß ſich der Legatar mit den vorhandenen begnügen. 

Entfd. v. 21. März 1866, Nr. 2387 (2423 ©.-U.). Die Anordnung 
bes Erbls,, „endlich verordne id, daß auf meiner Herrfchaft X fromme Stiftungen 
im Gapitalsbetrage von 100,000 fl. errichtet werden follen, die Art und Weife 
der zu errichtenden Stiftungen überlafje ich dem Armeecbercommande,“ ift dadurch, 
daß der Erbl. fpäter die Herrſchaft X verkaufte, nicht widerrufen. Die Analogie des 
8. 657 B. ©. greift nicht Play; denn wohl nicht die Hypothek der Herrſchaft X, 
wohl aber die 100,000 fl, das Object des Legates, find bar oder dem Werthe 
nad nod in der Vſchft. vorhanden. 


(&. 858 — vgl. 6. 1413 8. ©.) 
8. 658. Bermacht der Erblaffer Eine oder mehrere Sachen von gewiſſer Gattung nicht aus⸗ 
drücklich aus feinem Eigenthume, und es finden fi vergleichen nicht in der Berlaſſenſchaft; 
fo muß der Erbe fie dem Legatar in einer, deſſen Stande und Bedürfniſſen angemeffenen, 
Eigenſchaft verfhaffen. Das Legat einer Summe Geldes verbintet den Erben zur Zahlung 
derfelben, ohne Rüdficht, ob bares Gelb in der Verlaſſenſchaft vorhanden ſei, oder nicht. 

Entfd. v. 13. Juli 1876, Nr. 6156 (5788 ©.-U.). Das Vermächtniß 
von „zehn Stüd Norpbahnactien” ohne nähere Angabe ift ein Legat mehrerer 
Sachen von gewiſſer Gattung, weldes, aud wenn biefe im Nachlaß nicht vor- 
handen wären, von Wirkung bleibt. 

Entf. v. 24. Yuni 1869, Nr. 6845 (©. H. 1870). Das Vermächtniß 
einer Summe Geldes „von meinem Vmgn. auf X (Landgut)“ ift nicht nad) $. 657 
8. ©., fondern nach $. 658 ibid. zu beurtheilen und alfo zu entrichten, wenn 
jenes beftimmte Vmgn über Berichtigung der Paffiven auch nicht mehr zureidt. 
Unter „Succeſſor“ muß im Zweifel überhaupt ein Erbe verftanden werben. 


(8. 659 — vgl. $. 686; 9. 906; $. 1419 8. ©.) 
8. 659. Der Erblaſſer kann die Auswahl, welche Sache aus mehreren der Regatar haben 
fol, auch einem Dritten überlaffen. Schlägt fie diefer aus, oder ift er vor getroffener Aus⸗ 
wahl geftorben; fo beftimmt die Gerichtsbehörde das Legat mit Rücficht auf den Stand und 
das Bedürfniß des Legatars. Diefe gerichtliche Beftimmung tritt au in dem alle ein, daß 
der Legatar vor der ihm übderlaffenen Auswahl verftorben ift. 


b) das Vermärhtnif einer beſtimmten Bade; . 
& 660 — vol 1. 6;6.74 0.0) - 

8. 660. Das Bermähtniß einer beftimmten Sache kann von dem Legatar, wenn «8 in Einer 
oder in verfhiedenen Anordnungen wiederholt wird, nicht zugleich in Natur und dem Werthe 
nad verlangt werden. Andere Bermädtnifie, ob fie gleich eine Sache der nämlihen Art oder 
den nämlichen Betrag enthalten, gebühren dem Legatar fo oft, als fie wiederholt worden find. 

Entf. v. 1. Mai 1878, Nr. 3392 (I. B. 1878, Nr. 33). Ein in 
zwei nah $. 714 B. ©. aufrecht erhaltenen Codicillen wiederholtes Legat ift 
nur dann doppelt zu bezahlen, wenn nit nad; den Regeln richtiger Auslegung 
fid) ergibt, daß dieß der Abſicht des Erbls. widerftreben würde. Wenn daher 
in concreto der Erbl. das erfte Codicil mit ven Worten begann, „wenn ih im 
Jahre 1867 fterde, fo follen folgende Schulden und Legate.... bezahlt werben,“ 
das zweite Codicill aber mit den Worten, „wenn id im Jahre 1869 fterbe, fo 
u. ſ. f.“ jedesmal bie gleichen Schulden und Legate aufzählt, fo ift Mar, daß 
gleih den Schulden aud bie Legate nicht doppelt bezahlt werden follen und ver 
Erbl. nur, weil er das Jahr 1867 überlebte, feine Anorbnung wieberholen zu 
müfſen glaubte. 

Entſch. v. 24. December 1856, Nr. 12086 (263 ©.-U.). Wenn ber 
Erbl. in zwei verſchiedenen Anorbnungen demſelben Legatar einmal eine beftimmt 
bezeichnete Obligation. aus feinem Vmgn. und weiter bie dem Nennwerthe ber 
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ſelben gleichlautende Geldſumme mit der Beſtimmung, daß fie in ſolchen Obli⸗ 
gationen zu begleichen iſt, angewieſen bat, fo bat der Legatar nach 8. 660 B. ©. 
nit nur bie bezeichneten Obligationen, fondern auch den vermachten Gelbbetrag 
in Obligationen gleicher Gattung anzufprechen. 


(8. 661 — vgl. bei 8. 660 cit.; 08. 665, 576, 662 ©. G.) 
8. 661. Das Bermächtniß ift ohne Wirkung, wenn das vermadte Std zur Zeit der legten 
Anordnung fon ein Eigenthum des Legatars war. Hat er e8 fpäter an fi gebracht, fo 
wird ihm der ordentliche Werth bezahlt. Wenn er e8 aber von dem Erblaſſer felbft und zwar 
unentgeltlich erhalten hat, iſt das Bermächtniß für aufgehoben zu halten. 


Entfd. v. 4. März 1853, Nr. ? (©. Ztg. 1855, Nr. 180). Der fub- 
ſtitnirte Legatar Tann den Werth der vermadten Sache nicht fordern, wenn der 
Erbl. diefelbe bei Lebzeiten dem erſt berufenen Legatar verkauft hat und biefer 
vor dem Erbl. geftorben ift. 


c) einer fremden Sache; 

@. 668 — vgl. 9. 806; 9. 448, 448, 686 ©. 6.) 
8. 608. Dos Bermädtniß einer fremden Sache, die weder dem Erblafler, noch dem Erben 
ober Legatar, welcher fie einem Dritten leiften fol, gehört, ift wirkungslos. Gebührt den er« 
wähnten Perfonen ein Antheil oder Anfpru an der Sache; fo iſt dad Bermächtniß nur von 
dieſem Anſpruche oder Untheile zu verftehen. Iſt die vermachte Sache verpfändet oder belaftet, 
fo übernimmt der Empfänger aud die darauf haftenden Laſten. Wenn aber der Erdlafſer 
ausprüdlich verordnet, daß eine beftimmte fremde Sache gekauft, und dem Legatar geleiftet 
werden folle, der Eigenthümer hingegen fie um ven Schäyungspreis nicht veräußern will; fo 

iſt dem Legatar diefer Werth zu entrichten. 

Entf. v. 5. Yänner 1877, Nr. 6748 (©. H. 1877, Nr. 37). Wenn 
eine Sache (Bauerngrundftäd) mit ſtillſchweigender Zuftimmung des nunmehrigen 
Erbls. und wahren Egthrs. einem Anderen eingeantwortet und übergeben wurde, 
fo ift die fpäter fiber dieſelbe getroffene codicillarifche Verfügung als Legat einer 
fremden Sade nad) $. 662 B. ©. unwirkſam ($. 374 ibid.). 

Entſch. v. 21. Immi 1871, Nr. 5844 (4205 ©.-U.). Nach 88. 662 
n. 686 8. ©. übernimmt allerdings der Legatar einer verpfändeten 
ober belafteten Sade die darauf haftenden Laften; allein mit diefer 
Uebernahme wird in dem Rechtsverhältniß zwifhen dem Erben als 
Univerfalfucceffor und dem Gläubiger der auf der vermadten Sade 
baftenden Forderung nichts geändert; denn wohl die Pfandlaſt, nidt 
aber and die Pfandſchuld, wird vom Legatar übernommen (88. 443 
u. 928 ibid.); daher der Erbe Berfonalfhulpner bleibt und der Le- 
gatar, welder die Schuld bezahlte, nad) 8. 1358 ibid. in die Re. des 
Gläubigers eintritt. Im vorliegenden Falle hat der Erbl. dem Le» 
gatar die Uebernahme der Schuld nicht auferlegt, alfo ein Sublegat 
der Schulpbefreiung zu Ounften des Erben niht angeordnet. 

Entſch. v. 26. Zuli 1859, Nr. 7483 (967 G.-U.). Wenn die Tochter 
dem Teftamente ihres Vaters entfprehend in ihrer legten Willensanorbnung jenen 
ihrer Söhne beftimmt, welhem das Legat zufallen fol, fo ift diefe Beftimmung 
nit ein Vermächtniß einer fremden Sache im Sinne des $. 662 B. ©.; denn 
die Tochter handelte nur als Mandatarin. 

Entid. v. 18. Mai 1858, Nr. 4423 (570 ©.-U.). Das Vermächtniß 
einer verpfändeten Sache begründet nah 88. 1368 ff., 1392 u. 1344 B. ©. 
nur ein Rechtsverhäliniß zwilhen dem Erben und Legatar; dem Gläubiger gegen 
über ift die Beſtimmung des $. 662 ibid., wornach der Empfänger aud die 
auf der, verpfändeten Sache haftenden Laſten übernimmt, nicht geltend zu machen. 

Entſch. v. 25. November 1852, Nr. 12022 (P. ©. 457). Der Aut 
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drud „Laften“ in 8. 662 B. ©. umfaßt fowohl Erbpactzinfe, Zehente, Servi- 
tuten als Tabularfhulden. — Dem Gläubiger fteht wider ben Legatar bie 
Hypothelarflage, ein perſönliches Forderungsrecht aber nur wider den Erben zu. 

Entf. v. 30. September 1852, Nr. 7964 (P. ©. 458). Nach 88. 662 
u. 686 B. ©. bat der Legatar aud die auf der vermachten Realität haftenden 
Hypothekarſchulden mit zu übernehmen. 


d) einer Forderung; 
(8. 668 — vgl. 8. 1428; 5. 666; #8. 449, 1846; 698; 1492 8. ©.) 
8. 663. Das Bermächtniß einer Forderung, die der Erblafler an den Legatar zu machen 
hat, verpflicgtet den Erben, den Schulofchein zurüdzuftellen; oder dem Regatar bie Befreiung 
von der Schuld und den rückſtündigen Zinfen auszufertigen. 


(6. 664 — vgl. 0. 1892; 6. 1897 ©. &) 5 
8. 664. Vermacht ber Erblafier Jemanden eine Forberung, bie er an einen Dritten zu 
ftellen Hat; fo muß der Erbe die Forderung fammt ven rückſtändigen und weiter laufenden 
Zinfen dem Legatar überlaſſen. 


(6. 685 — vgl. 8. 667; 96. 656, 685; 0. 958 0. @.) 

8. 665. Das Bermädtniß der Schuld, die der Erblaſſer dem Legatar zu entrichten hat, hat 

die Wirkung, daß der Erbe die von dem Erblaffer beftimmt ausgebrüdte, ober von dem Legatar 

ausgewiefene Schuld anerkennen, und fie, ohne Rüdficht auf die in der Schuldverſchreibung 

enthaltenen Bedingungen oder Friften, längſtens in ber zur Abführung ber Übrigen Legate be» 

flimmten Zeitfrift berichtigen muß. Den gefährdeten Gläubigern aber kann deſſen Anerken- 
nung nicht zum Nachtheile gereichen. 

Entſch. v. 16. November 1871, Nr. 10795 (4322 ©.-U.). Wenn ber 
Erbl. im Teftamente dem Erben auferlegt hat, eine beftimmte Schuld zu bezahlen, 
fo ift der Erbe, obgleih die causa debendi vom Erbl. nicht bezeichnet wurde, 
im Sinne des $. 565 B. ©. zur Zahlung verpflichtet, ohne daß der Gläubiger 
fih über die Schuld auszuweiſen hat; eine weitere Beftimmung als die ber 
Schuldſumme und des betreffenden Gläubigerd zu verlangen, liegt weber im 
Wortlaute, nod im Geifte des Gs., wornach der Erbl. auch ohne Erwähnung 
einer Schuld Jemandem eine beftimmte Summe zuwenden Tann. 

Entſch. v. 18. April 1866, Nr. 3231 (2461 G. U.). Die Angabe 
bes Titel® erfheint nad dem ©. nicht als wefentlihes Erfordernig 
der in $. 665 B. ©. verlangten beftimmten Bezeihnung der Schuld, 
denn über den wahren Willen des Erble. Tann kein Zweifel fein, 
wenn er beſtimmt bat, wie viel und an wen etwas als Schuld bezahlt 
werden foll. 

Entſch. v. 27. Mai 1857, Nr. 5049 (369 ©.-U.). Die Anordnung, 
„da mir mein Gatte x Gulden geliehen hat, verpflichte ic; meine Erben, dieſes 
Guthaben meines Mannes zu tilgen,“ ift fein Schuldvermächtniß. 


(6. 666 — vgl. bei 8. 660 cit.) 
8. 666. Die Erlaffung der Schuld ift nur von den gegenwärtigen, nicht auch von ben erft 
nad dem errichteten Vermächtniſſe entftandenen Schulden zu verfiehen. Wird durch ein Ber- 
mädtniß das Pfandrecht, oder die Bürgſchaft erlaflen; fo folgt daraus nicht, daß auch die 
Schuld erlaffen worden fei. Werden die Zahlungsfriften verlängert, fo müffen do die Zinfen 
fortbegahlt werden. 


Entſch. v. 7. Mai 1861, Nr. 2590 (1317 ©.-U.). Wenn die Erb 
laſſerin im Teftamente „ale ſich vorfindenden Schulpforderungen für erlofhen“ 
erllärte, fo ift, obwohl die fraglihde Schuld erft nah Erridtung des 
Vermächtniſſes entftand, daher nad dem Wortlaute des 8. 666 8. ©. 
anf felbe die Erlaffung nit bezogen werben darf — doch zweifel- 
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haft, ob die Erblafferin mit dem Ausprnde „fi vorfindenden* nicht 
and die fünftigen Schulden, die ſich erft bei ihrem Ableben vor⸗ 
finden werben, begreifen wollte, und fann daher in biefer Auslegung 
der Untergerichte keine offenbare Ungeredtigfeit gefunden werden. 


(6. 667 — vgl 6. 688; 58. 655, 685 ©. ©.) 

8 663. Wenn der Erblaffer einer Perfon eine Summe ſchuldig ift, und ihr eine gleiche 

Summe vermadht; fo wird nicht vermuthet, daß er die Schuld mit bem Bermächtnifie habe 

tilgen wollen. Der Erbe e begaßit in dieſem Falle die Summe doppelt, einmal als Schuld, und 
dann als Bermäcdtniß. 

Entfd. v. 30. October 1866, Nr. 9808 (©. H. 1867, Nr. 17). Ger 
bühren an gewiſſe Fonde (Kranfenhausjond in Wien) find aud dann aus ber 
Berlaffenfhaft zu entrichten, wenn ber Erbl. diefe Fonde mit einem Vermächtniß 
bedacht hat. 

Entfd. v. 30. December 1857, Nr. 13085 (4938 ©.-U.; P. ©. 462). 
Auch die Bermuthung des $. 667 B. G., daß der Erbl. durch das Vermächtniß 
ber gleihen Sunme nit die Schuld habe tilgen wollen, kann nad} $. 683 jbid. 
durch ftärkere Vermuthungsgründe aufgehoben werden, melde über die Ipentität 
der Summe feinen Zweifel laſſen. 


(4. 688 — vgl. 6. 665 8. ©.) 

8. 668. Unter dem Bermächtnifle aller ausſtehenden Forderungen find doch weder die Forde- 
rungen aus öffentlichen Ereditö-Papteren, noch auch die auf einem unbeweglichen Gute haften» 
den Eapitalien, oder die aus einem binglihen Rechte entfiehenden Forderungen begriffen. 

Entf. v. 28. Auguft 1868, Nr. 7093 (3116 G. U.). Unter Eapitalien 
im gewöhnlihen Sprachgebrauche werden mit Rüdfiht auf die Wirklichkeit oder 
Möglichkeit fruchtbringender Anlage auch andere als Darlehensforberungen be» 
griffen; die im ©. dieſem Worte beigelegte engere Bedeutung [?] kann für bie 
Auslegung der legtwilligen Anordnung nit entſcheiden. 


e) des Heiratsgutes; 
@. 669 — vgl. 48. 1318, 18971329; . 668, 666 ©. ©.) 
3 669. Das Heiratögut kann vermacht werben, entweder um den Gatten von der Zurlid- 
zahlung de&felben zu befreien; oder, um ben Erben gu verpflichten, daß er ber Gattin, die als 
Heiratögut eingebracpte Summe oder Sache ohne Beweis, und ohne Abzug der darauf ver⸗ 
wenbeten Koften abführe. Hier gelten bie für andere vermachte Forderungen gegebenen Bor- 
föriften. 
(6. 670 — nl. u. 685, 711, 699; 86. 1218, 1385, 1947 ©. ©.) 
8 686. Bermacht der Erblafſer einer dritten Perfon ein unbeſtimmtes Geiratögut; fo ver⸗ 
ſteht man darunter, ohne Rücficht auf ihr eigenes Vermögen, ein ſolches Heiratögut, als 
der Bater dieſer Perſon bei mittelmäßigem Bermögen nad feinem Stande abzureihen 
ſchuldig wäre. 


@. 671 — vgl. $$. 146, 670, 671, 673, 1890; $$. 787-702 ©. ©.) 


8. 694. Bermachen Eltern den Töchtern ein Heiratsgut; fo wird dasfelbe, wofern es nicht 
ausprüdtig als ein Borausvermägtnig erklärt worden, in ben geſetzlichen oder Iegtwilligen 
Erbtheil eingerechnet. 


f) des Anterhaltes, der Erziehung oder Mof; 
(8. 672 — vgl. 68. 178, 251; 98. 891, 1418 ©. ©.) 
8. 678. Das Bermächtniß des Unterhalte® begreift Nahrung, Kleidung, Wohnung und bie 
übrigen Bebürfniffe, und zwar auf lebenslang, wie auch den nöthigen Unterricht in fi. Alles 
dieſes wird aud unter Erziehung verftanden. Die Erziehung endigt fich mit der Boljährig- 
Zeit. Unter Koft wird Gpeife und Trank auf lebenslang begriffen. 
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Entf. v. 19. October 1875, Nr. 6958 (5883 G.⸗U.). Nah den 
88. 565 n. 655 ®. ©. muß ber legte Wille des Erbls. befimmt und 
deutlih Ianten und feine Worte müffen in ihrer eigenthümlichen 
Bedeutung, d. i. in derjenigen genommen werben, welde den Zeit- 
und Ortsverhältniffen des Erbls. angemeffen ift und in welcher fie 
ber Erbl. gebrandt haben fannzc.... Wenn nun der Erbl. beftimmte, 
daß die B. feine Realität im Werthe von 600 fl. Übernehmen, ben 
Miterben die Erbtheile in barem Gelde auszahlen und „die Heinen 
Rinder erhalten“ foll, fo kann in legterem Ausprude unmöglih das 
Vermächtniß des Unterhaltes nad $. 672 ibid. verftanden werben. 

Entf. v. 4. März 1857, Nr. 1743 (307 ©.-U.). Nach dem in 88. 139 
u. 672 B. ©. aufgeftellten Umfang des Begriffes Erziehung, und ba $. 166 
ibid. neben ber Erziehung auch die Verſorgung erwähnt, kann damit, daß der 
uneheliche Vater dem Kinde ein Gewerbe erlernen läßt, feine Baterpfligt noch 
nicht als erſüllt angeſehen werden; er hat dem Sohne auch noch eine angemeſſene 
Verſorgung zu verſchaffen. 


(8. 678 — val 6. 666 ©. G. und Bei 6. om cit.) 
8. 678. Das Maß der im vorftehenden Paragraphe angeführten Bermädtniffe, wenn «8 
weber aus dem ausbrüdlichen, noch aus dem ſtillſchweigenden, durch die bisherige Unterftügung 
erflärten Willen des Erblaſſers erhellet, muß nad dem Stande beſtimmt werben, welcher dem 
Legatar eigen ift, oder, twozu er durch bie genoflene Verpflegung vorbereitet worden ift. 


g) der Mebilien; des Mausrates; 
&. 674 — vgl. 68. 685, 1101 8. ©.) 
8. 694. Unter Mobilien (Meubeln) werden nur bie zum anftändigen Gebrauche ber Woh- 
nung; unter Hausrat oder Einrichtung zugleih die zur Führung der Haushaltung erforber- 
lichen Geräthſchaften verftanden. Die Werkzeuge zum Betriebe des Gewerbes find, ohne eine 
beutlichere Erflärung, darunter nicht begriffen. 


Entf. v. 19. Februar 1856, Nr. 1507 (162 ©.-U.). Das Vermächtniß 
eines Haufes ſammt allen beweglichen Sachen daſelbſt, Bargeld und Creditpapiere 
allein ausgenommen, iſt verſchieden von jenem bes 8. 674 B. G., welcher darauf 
feine analoge Anwendung finden kann. Im dem Legate eines Hauſes „fammt allen 
übrigen beweglichen Sachen, welche ſich zur Todeszeit dafelbft befinden, mit alleiniger 
Ausnahme des Geldes und der Creditpapiere,“ ift (nach Analogie des 8. 677 


ibid.) der Schmud inbegriffen, welden die Erblafferin mithatte, als fie gele- ” 


gentlih eine® Beſuches in einem benadybarten Orte flarb; denn diefe Schmud- 
ſachen hörten dadurch, daß die Erbfafferin fie zu ihrem gewöhnlichen Gebraude 
mit fih trug, im rechtlichen Sinne nicht auf, zu ihrem Haufe zu gehören [Schluß- 
folgerung]. 

h) eines Behältuiffes; 


(8. 675 — vgl. 88. 794, 688 8. @.) 
8. 635. If Jemanden ein Behältnig vermadt worden, welches nicht für fich ſelbſt befteht, 
fondern nur ein Theil eines Ganzen ift; fo wird in der Regel vermuthet, daß nur diejenigen 
Stüde zugedacht worben find, welche fi bei dem Ableben bes Erblaffers darin vorfinden, und 
zu deren Aufbewahrung das Behältniß feiner Natur nach beftimmt, ober von dem Exblaffer 

gewöhnlich vertvendet worden iſt. 

($. 676 — vgl. 96. 688, 655 ®. ©.) 
8 636. ft Hingegen das Behältniß beweglich, oder doch eine für fi beftehende Sache; fo 
hat der Legatar nur auf das Behäliniß, nicht auch auf die darin befindlichen Sachen Anſpruch. 
Entſch. v. ? (P. ©. 466). Wenn das vermachte bewegliche Behältnig 
von ber Art ift, daß es für fich gar feinen Nugen gewährt, 3. B. das Etui 
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eines beftimmten Silberzenges, fo hat ber Legatar auch auf bie barin befindliche 
Sade Anfprud. 
8. 877 — vol. 58. 680, 668 8. 6.) 
8. 689. Wird ein Schrank, ein Kaſten ober eine Lade mit allen barin befindlichen Sachen 
vermadt; fo rechnet man dazu auch Golb und Silber, Schmud und bares Geld, felbft die 
vom Legatar dem Erblaffer ausgeftellten Schuldſcheine. Andere Schuldfcheine oder Urkunden, 
worauf fi Forderungen des Erblaffers gründen, werden nur dann dazu gerechnet, wenn fi 
außer denfelben nichts in dem Behältniffe befindet. Zu einem Vermächtniſſe flüffiger Sachen 
gehören auch die zu ihrer Verführung beftimmten Gefäße. 

. Entjd. v. 28. Jänner 1869, Nr. 12437 (3266 ©.-U.). Wenn ver 
Erbl. ein Behälmiß (Kaften) „ſammt Inhalt“ vermacht hat, fo ift der Gegen 
beweis burd die Teftamentszengen unzuläffig, daß der Erb. nur die darin be⸗ 
findlihen Kleivungeftäde (nit aud in legteren gefundenes Bargeld) gemeint und 
tie Anordnung „ſammt Inhalt“ nur getroffen habe, um nicht die einzelnen Stüde 
aufführen zu müflen. 

Entſch. v. 19. Februar 1856, Nr. 1507 (162 ©.-U.). Im dem Legate 
eines Haufes „fammt allen übrigen beweglihen Sachen, melde fi zur Todes⸗ 
zeit dafelbft befinden, mit alleiniger Ausnahme des Geldes und der Erebitpapiere" 
ift (nad) Analogie des 8. 677 8. ©.) der Schmud inbegriffen, melden bie 
Erblaſſerin mithatte, als fie gelegentlich eines Beſuches in einem benachbarten 
Orte ſtarb [Schlußfolgerung]. 


i) der Iuwelen, des Schmuckes und Putzes; 
@. 678 — vgl. 68. 677, 683 8. ©.) 
8. 698. Unter Juwelen werben in der Regel nur Evelfteine und gute Perlen; unter Shmud 
auch die unechten Steine, und das aus Gold oder Silber verfertigte oder damit überzogene 
Oeſchmeide, weldes zur Zierde der Perſon bient; und unter Pug dasjenige verftanden, was 
außer Shmud, Geſchmeide und Kleivungsftüden zur Verzierung der Perfon gebraucht wird. 


k) des Goldes oder Silbers, der Wäſche, Equipage; 
8. 6739 — vgl. 6. 674 ©. ©.) 
8. 699. Das Bermähtniß des Goldes ober Silbers begreift dad verarbeitete und unver- 
arbeitete, doch nicht dad gemünzte, noch auch dasjenige in fi, was nur einen Theil oder eine 
Berzierung eines anderen Berlaffenfchaftsftiides, z. ®. einer Uhr oder Dofe, ausmadt. Die 
Wilde wird nit zur Kleidung, und Gpigen werben nit zur Wäſche, fondern zum Puge 
gerechnet. Unter Equipage werden die zur Bequemlichkeit des Erblaffere beftimmten Zug- 
pferde und Wagen ſammt dem dazu gehörigen Geſchirre; nicht auch Reitpferde und Reitzeug 
verftanden. 

Entf‘. v. 17. Imi 1852, Nr. 6044 (P. ©. 467). Münzen, welde 
nur eben im Inland feinen gefeglihen Eure haben, gehören gleihwohl zum 
Gelde und können daher nicht unter dem Vermächtniß „alles Golves und Sil- 
bers“ begriffen werben. 


]) der Barfaft; 
(6. 680 — ol. 4. 966, 900 ©. 8.) 
8. 689. Zur Barfchaft gehören auch jene öffentlichen Erebit6- Papiere, welche im ordent- 
len Umlaufe die Stelle des baren Geldes vertreten. 

Entſch. v. 25. Yuni 1872, Nr. 5562 (4639 ©.-U.). Das Vermächtniß 
des im Depofitenamte hinterlegten Geldes ann, zumal zur Zeit der Errichtung 
des letzten Willens nur die Obligationen und nicht aud Bargeld im Depofiten» 
amte erlag, nicht bloß auf die geringen Zinfenbezüge verftanden werben; es ließe 
fih nicht erflären, warum der Erbl. über das bedeutende Bmgn. in Obligationen 
nit disponirt und mit der Zahlung ver anderen Legate einzelne Legatare be» 
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laſtet, der Obligationen aber nirgends gedacht hätte. Der Ausorud „Bel“ if 
daher aud auf die dur die Obligationen repräfentirte Geldſumme zu beziehen. 

Entfd. v. 15. December 1871, Nr. 13868 (4364 ©.-U.). Während 
unter „Barfhaft” nad allgemeinem Spradgebraude und demfelben 
fih anfhließender Beftimmung des Gs. ($. 680 B. ©.) nur Ein» 
gende Münze und Papiergeld verftanden werden... .. fließt der 
Ausprud „Geld“ nebft der Barfhaft auch fruchtbringend angelegtes 
Geld in fi. Nach diefer hier maßgebenven (8. 655 ibid.) Bedentung 
müffen daher unter Geld .... auch öffentliche Erebitpapiere, welde 
nad) dem Geſetze felbft (8. 985 ibid.) den Gegenfland von „Gelddar⸗ 
leben” bilden können und fohin unter dem vom Erbl. vermadten 
„Gelde, weldes für ihn im Depofitenamte erliegt,* die dort erliegen- 
den Orundentlaftungsobligationen verflanden werben, umfomehr, 
als der Erbl. im Teftamente eine zweite hypothekariſch verfiderte 
Summe von dem im Depofitenamte befinplihen Gelde unterfgeidet 
und nit erwiefen ift, daß er mit dem Ausprude Geld einen befon- 
deren vom gewöhnlihen Spradgebraud abweihenden Sinn verband 
G. 655 ibid.). 


m) Über die Benennung: Rinder; 
@. 681 — vgl. 88. 22, 42; . 738-786; 68. 160, 168; 764 8. G.; Hofb. v. 9. Mai 1865, 
vgl # iS a —* 768, Hofb 


8. 681. Unter dem Worte: Kinder, werden, wenn ber Erblafler bie Kinder eines Andern 

bedenkt, nur die Söhne und Töchter; wenn er aber feine eigenen Kinder bedenkt, au bie an 

deren Stelle tretenben Nachtsmmlinge begriffen, welche bei dem Ableben des Erblaſſers ſchon 
erzeugt waren. 

Entſch. v. 8. Auguſt 1872, Nr. 14838 (4681 ©.-U.). Unter „Kinder“ 
werben nur Söhne und Töchter des inftituirten Neffen verftanden, wenn aud im 
Teftamente von einer Theilung nad Stämmen die Rede ift. 

Entf. v. 19. März 1862, Nr. 372 (1498 ©.-U,). Die Worte am 
Schluſſe des 8. 681 B. G., „welche bei dem Ableben des Erbls. erzeugt waren,” 
beziehen fi) aud auf den 1. Abſ. dieſes Paragraphes; und es find daher, auch 
wenn ber Erbl. fremde Kinder bedenkt, nur bie zur Zeit des Ablebens des Erble. 
bereit erzeugten Söhne und Töchter zu verftchen. 


n) Verwandte; 
(6. 688 — ogl. 589; 8. 651; 68. 78-724; 6. 786 ©. 8.) 
8. 682. Eine ohne nähere Beftimmung für bie Verwandten ausgeſetztes Bermädtnig wird 
denjenigen, welche nach ber geſetzlichen Erbfolge die nächſten find, zugewendet, und bie oben 
in dem $. 559 über die Bertheilung einer Erbſchaft unter folben Berfonen, welche für Eine 
Perfon angefehen werben, aufgeftellte Regel ift auch auf Vermächtniſſe anzuwenden. 

Entfd. v. 25. April 1865, Nr. 2368 (2164 ©.-U.). Da der Erbl. 
unter dem Ausorud „Blutöfreunde” nicht feine Mutter, welche ihn außer ber 
Ehe gebar, allein verftehen konnte, da fie zur Zeit der Teftamentserrichtung ſchon 
geftorben war, fo müffen darunter dem gewöhnlichen Sprachgebrauche gemäß vie 
Berwandten der Mutter verftanden werben.. 

Entfd. v. 1. März 1859, Nr. 1737 (741 ©-U.). Wenn ein Erbl. 
„feine nächſten Verwandten” der Seitenlinie, ohne nähere Bezeide 
nung derfelben, zu Erben berufen hat, fo will er offenbar, daß nur 
jene Berfonen ihn beerben follen, welde ihm nad der gefeglihen 
Erbrechtsbeſtimmung die nädften find. Hierauf gründen fi die 
88. 569 u. 862 8.6. Eine folge Teftamentsanordnung ift alfo eine 
ſtillſhweigende Berufung zur gefeglihen Erbfolge, es tritt daher 
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aud bezüglich der Antheile diefer Erben die in 88. 559 m. 682 ibid. 
von ber Hegel des 8. 555 ibid. gemadte Ausnahme als für den 
Richter fefzuhaltende Bermuthung ein und es ift die Einantwortung nad) 
Kopftheilen für diefe verſchiedenen Stämmen angehörigen in verſchiedeuen Graden 
mit dem Erbl. verwandten hierdurch berufenen Perfonen unzuläffig. 

Entſch. v. ? (P. ©. Nr. 469). Wenn ein finderlofer Erbl. von ımehes 
licher Geburt „feine Verwandten“ einfest, fo ift das Vmgn. nad) Kopftheilen und 
nicht nach Stämmen, wie bei der biefen Verwandten gar nicht zuſtehenden geſetz⸗ 
tigen Exbfolge, zu vertheilen. 

0) Dienfiperfonen. 
(6. 688 — wol. 99. 565, 680, 820; 6. 651 8. ©.) 
8. 663, Hat der Exblafler feinen Dienftperfonen ein Vermächtniß hinterlaſſen, und fie bloß 
durch das Dienfiverhättniß bezeichnet, fo wird vermuthet, daß es diejenigen erhalten follen, 
welche zur Zeit feines Ablebens in dem Dienftverhältniffe ftehen. Doch Tann in diefem, ſowie 
in den Übrigen Fällen, die Bermuthung durch entgegengefegte ftärkere Bermuthungsgründe 
aufgehoben werben. 

Entf. v. 30. December 1857, Nr. 18085 (493 ©.-U.). Auch bie 
Bermuthung des $. 667 ibid., daß der Erbl. duch das Vermächtniß der gleichen 
Summe nit die Schuld habe tilgen wollen, kann nad 8. 683 B. ©. durch 
ſtärkere Bermuthungsgründe aufgehoben werden, welde über die Identität ber 
Summe keinen Zweifel lafien. . 

Entfd. v. 14. Mai 1853, Nr. 4400 (P. ©. 473). Wenn ber Erbl. 
anorbnete, daß jede Dienftperfon feines Haufes eine lebenslängliche Penſion er- 
halten folle, deren jährliher Betrag dem bisher geuoſſenen Dienftlohne gleich- 
tommt, fo haben Dienftperfonen, welche nur aushilfeweife — wenngleich einige 
Monate hindurch im Dienfte waren, hieraus keinen Vermächtnißanſpruch. 


Anfallstag Bei den Bermägtniffen. 
@ 684 — vel. 6. 609; 66. 686, 537, 708, 705; 88. 686-669; 15. 424, 425, 487, 688; 98.1828 u. 1924 ©. G.; 
#178 Sp.-Bat.) 


8 684. Der Legatar erwirbt in der Regel (8. 699) glei nach dem Tode des Exblaffers 

für fih und feine Nachfolger ein Recht anf das Vermächtniß. Das Eigenthumsrecht auf die 

vermachte Sache aber Tann nur nad den für bie Erwerbung des Eigentfumes in dem fünften 
Hauptftüde aufgefteliten Borfchriften erlangt werden. 

Entſch. v. 14. März 1877, Nr. 3009 (©. Ztg. 1877, Nr. 84). Wenn 
fih aus der legtwilligen Anorbnung ergibt, daß der Erbl, den Regataren bie un- 
beſchrãnkte Benügung der vermadhten Erbſchaftéeſache (landtäfliches Gut) in ber 
dem Legatar möglihft gänftigen Weife fofort einräumen wollte, fo if die aus— 
ſchließliche Verwaltung bis zur Beendigung der Abhandlung und des etwaigen 
Erbſchafisſtreites dem Legatar zu überlaflen (88. 684 u. 685 B. G.). Der 
Umfand, daß zur Erbfhaft außer der Legatarin auh noch anbere 
concurriren und fi bereits erbserklärt haben und die Beflimmungen 
des 8. 810 ibid., fowie des 8. 145 Abh.Pat. ftehen dem nidt ent» 
gegen, weil bie bezogenen ©efegesbeftimmungen offenbar nur den 
Zwed haben, dem Erben bie Benügung des ihm zufellenden Nachlaß⸗ 
vermögens nah Maß der Answeifung feines Erbanfprudes zu über- 
laffen, keineswegs aber dahin gedeutet werden können, daß dem 
Erben gegen den ausprüdlihen Willen des Erble., der ja gemäß 
8. 871 8. ©. fo viel als möglid zu erfüllen if, auch bezügli jener 
Erbſchaftsſachen ein Verfügungsreht eingeräumt werben müßte, von 
welchen bereits Mar vorliegt, daß die Subflanz und Nußgung dem 
Legatar zugedadt fei. 
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Entſch. v. 26. Jänner 1876, Nr. 13691 (©. H. 1876, Nr. 86; 5997 ©.-U.). 
Der Bermädtnignehmer hat nad 88. 684, 688, 812 u. 817 B. ©. lediglich einen 
Anfpruh gegen ven Erben, welcher nöthigenfalls im orbentlihen Rechtswege gel 
tend zu maden, vom Abhandlungsrichter aber nur infoweit zu berüdfidtigen ift, 
daß der Nachlaß vor Verfländigung des Legatars nicht eingeantwortet werde. 
Wenn ber Erbe die Einwilligung zur Ausfolgung ber vermachten Sache, geſtützt 
auf den legten Willen des Erbls. an eine Bedingung Mnüpft, deren Berechti⸗ 
gung der Legatar von entgegengefegter Auslegung ausgehend, beftreitet, jo lann 
daher die Außfolgung nicht gegen den Willen des Erben bewilligt, fonbern bar- 
über nad 8. 2, Abf. 7 Abh.-Pat., nur im orbentlihen Rechtswege entſchieden 
werben. 

Entſch. v. 5. Juli 1864, Nr. 4953 (1942 ©.-U.). Durch den Anfall 
des Legates ift nur pas R. zum Befige, nicht aber der Beſitz felbft erlangt, va 
der Legatar immer noch ausſchlagen Tann. Die Urkunden, auf Grund welcher 
ber Sublegatar dad Mandat auf Zahlung der fihergeftellten Sublegatsforderung 
erwirten will, und aus welcher fi nur ergibt, daß ber zur Auszahlung des Sub- 
legates verpflichtete Legatar bereit6 Das R. zum Befige erlangt habe, entfprechen 
baher nicht den Grforberniffen der Vog. v. 18. Yuli 1859, Nr. 130 R. ©. 8. 
(Mandatsverfohren). 

Entſch. v. 27. October 1863, Nr. 7855 (1820 ©.-U.). Der Legats⸗ 
anfprud nad 8. 684 B. ©. ift ein Übertragbares R.; kann daher nach 8. 448 
ibid. als Pfand dienen. 8. 822 ibid. ift aljo aud auf Pegatare anmenbbar. 

Entſch. v. 27. December 1860, Nr. 14552 (1253 ©.-U.). Die ere- 
eutive Pfändung einzelner bereits in den Beſitz eines Vermächtnißnehmers über« 
gegangener Verlaſſenſchaftsobjecte durch die Erbfchaftsgläubiger, wenngleih noch 
vor ber Cinantwortung an den Erben, ift unzuläffig. 

Entf. v. 20. October 1858, Nr. 10636 (2049 ©.-U.). Der Zuſatz 
zu dem Vermäctniß einer Geldſumme, daß ber Legatar felbe erhalten fol, „ſo⸗ 
bald (giunto)” er das 25. Lebensjahr erreicht hat, enthält nach ber gewöhnlichen 
Bedeutung ber Worte (8. 655 8. ©.) nicht eine Bedingung, fondern nur bie 
Feſtſetzung des Zeitpunttes, in welhem der Honorirte die ihm vermadte Geld⸗ 
ſumme erhalten fol. Diefer Termin ift aber von ber Art, daß er kommen muß 
und fohtießt daher nad 8. 705 ibid. den Begriff einer Bedingung aus. Der 
Legatar erwarb fonad das R. fofort nach dem Tode des Erbls. und übertrug 
es auf feine Erben ($. 684 ibid.). 

Entf. v. 31. December 1856, Nr. 12524 (269 ©.-1.). Der Sub 
legatar kann den ihm vermachten Gegenftand von dem im Befige desfelben be⸗ 
findliden Erben verlangen, auch wenn dem beſchwerten Legatar dad Legat noch 
nicht überantwortet worden if. Das ergibt fi aus der Analogie des $. 650 
2. ©. und aus der Erwägung, daß fonft durch ein Uebereinfommen zwifchen dem 
Erben und dem Legatar die legtwillige Anorbnung in Bezug auf bie Legate ver- 
eitelt werden könnte; daß der Werth der legirten Sache durch die aufgetragenen 
Leitungen überwogen wird, Tann ben Legatar von leßterer nicht befreien, er 
müßte denn die Sache felbft dem klagenden Sublegatar überlaffen (88. 650 u. 
689 ibid.). 


Baßlungstag. 
(6. 685 — al 88. 718, 691, 774, 784, 808; 903, 1834, 684; 86. 902, 904; 85. 660, 662; $. 1416 8.8; 
Kofb. v. 39. Huguft 1886, Rr. 154 I. ©. ©.; 5. 84 Mdh.-Pat.; Hofe. v. 17. September 1819, Wr. 1006 utrb 
dv. 23. December 1788, Nr. 988 $ . ©; Hoffld. v. 25. Februar 1808, v. 21. Mai 1861, Ar. 541 und vom 
277. Juni 1822, Ar. 1880 J. ©. ©.; Pat. v. 18. April 1737.) 
8. 685. Das Bermächtniß einzelner Berlafienfhaftsftüde und darauf fich beziehenver Rechte, 
Meine Belohnungen des Dienftgefindes, und fromme Vermächtniſſe können fogleih, andere 
aber erft nach einem Jahre von dem Tode des Erblafſers, gefordert werden. 
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Entf. v. 31. Jänner 1878, Nr. 14732 (©. H. 1878, Nr. 70). Ein 
zu frommen Zmweden beftimmtes Legat muß nad 88. 685 u. 1334 B. G., 
Hof. v. 12. Juli 1822, Nr. 1880 I. ©. ©. und dafelbft bezogenem Hoftzld. 
v. 27. Juni 1822 fammt gefeglichen Zinfen vom Todestage des Erbls. an be- 
zahlt werben. 

Entf. v. 14. März 1877, Nr. 3009 (G. Ztg. 1877, Nr. 84). Wenn 
fib aus ver legtwilligen Anordnung ergibt, daß der Erbl. den Regataren die 
unbeſchrãnkte Benügung der vermadten Erbſchaftsſache (Iandtäflihes Gut) in der 
dem Legatar möglihft günftigen Weife fofort einräumen wollte, ift die aus- 
ſchließliche Verwaltung bis zur Beendigung der Abhandlung und des etwaigen 
Erbſchaftsſtreites dem Legatar zu überlaffen (8$. 684 u. 685; 871 B. ©.). 

Entf. v. 7. September 1875, Nr. 9633 (5846 ©.-U.). Durch $. 685 * 
2. ©. wird die Bewilligung der Ausfolgung eines Depofitums an den Legatar 
nicht gerechtfertigt, wenn darüber unter den Intereſſenten Streit entflanden ift 
und ein Theil gegen die Ausfolgung proteftirt, weil dem Abhandlungsrichter nad 
8. 2, Abf. 7 Abb.» Pat. das R. nicht zufteht, im officiofen Wege hierüber zu 
entſcheiden. 

Blenar-Entfh. v. 24. October 1872, Nr. 6531, eingetragen in's 
Spruchrepertorium Rr. 28: Die Mora des Vermächtnißſchüldners be- 
ginnt am gefeglihen Zahlungstage ($. 685 3. ©.) ohne Aufforderung 
des Gläubigers zur Zahlung. 

Entſch. v. 22. Februar 1872, Nr. 13738 (4486 ©.-U.), Durd ben 
Beiſatz des Erbls., daß der min. Legatarin die vermadte Geldſumme „bei Be 
darf“ ausbezahlt Werden folle, wurde die Auszahlung nicht an eine Bedingung 
gefnüpft, deren Eintritt die Honorirte durch firengen Beweis darthun müßte. 
Hat der gefeglihe Vertreter befunden, daß fie der Summe ſchon 
bedarf, fo kann fein R., die Zahlung zu fordern, insbefondere mit 
Rückſicht auf den fhon vor 3 Jahren eingetretenen Tod des Erbis. 
nad $. 685 3. ©. feinem Zweifel. unterliegen. 

Entſch. v. 4. Jänner 1866, Nr. 10946 (2357 ©.-U.). Die mora 
solvendi des mit dem Vermächtniß Beſchwerten beginnt, unabhängig von ber 
Mahnung mit dem gejeglihen Zahlungstage. 

Entfd. v. 31. Mai 1864, Nr. 8658 (2704 ©.-U.). Der oberfte 
Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil, womit nad dem Grundſatze 
dies interpellat pro homine dem Fegatar ohne Rüdfiht auf die Mahnung 
Berzugszinfen vom gejeglihen Zahlungstage ($. 685 B. ©.) zugefprodhen wurden 
— indem er die Mahnung als erwiefen annahm, weßhalb aud in dem 
Punkte der Verzugszinien eine offenbare Ungeredtigkeit oder Ge— 
fegesverlegung nit gefunden werden fann. 

Entjd. v. 7. Mai 1861, Nr. 2633 (1318 ©.-U.). Wenn ber Erbl. 
die Verzinfung eines Vermädtniffes vom Todestage an vorfchreibt, ohne ven 
Zinsfuß zu bezeichnen, fo gebühren die Zinfen eben nicht aus ber gefeglihen 
Anordnung ver 88. 685, 686, 995 u. 1333 B. ©. mit 4 Percent, fonvern 
nad $. 994 ibid. mit 5 [jet 6] Percent von Hunbert. 

Entſch. v. 27. December 1860, Nr. 14552 (1253 G.U.). In ber 
Erecutionsführung wider die Vſchft. können nicht einzelne Berlaffenfhaftsftüde 
gepfändet werden, welche bereit in das Egth. der Legatare übergegangen find; 
der Gläubiger hätte direct gegen die Legatare die executive Pfändung erwirten 
möüflen, wenn er aud auf bie ihnen zugefallenen Verlaſſenſchaftsſtücke dieſelbe 
ausbehnen wollte (88. 684, 685, 817 ®. ©., 88. 145, 160, 161 u. 178 
Abh.-Pat.). j 

Entſch. v. 12. September 1860, Nr. 10102 (1191 ©.-U.). Nach 
88. 1334, 685, 686 u. 687 B. ©. tritt bei frommen Vermächtniſſen die Ber- 
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fallszeit mit dem Todestage des Erbls. ein. Bon dieſem Tage an fiud daher 
geſetzliche Verzugszinſen zu entrichten auch ohne Mahnung ſeitens ber in 8. 685 
ibid. bezeichneten Legatare (Hofo. v. 29. December 1785, Nr. 509, Hoftzld. 
v. 27. Yuni 1822, arg. $. 813 ®. ©.). [Aehnl. der Entſch. Nr. 14732 
ex 1878. 

ea v. 12. September 1860, Nr. 10101 (1190 ©.-U.). Aehnl. 
der Entf. Nr. 10102 ex 1860. 

Entſch. v. 27. Mai 1857, Nr. 5049 (369 ©.-U.). 8. 685 B. ©. 
findet aud auf das legatum debiti ($. 665 ibid.) Anwendung, unbeſchadet ber 
Re. des Legatars, als Gläubiger den Schuldbetrag zu forbern. 


(6. 686 — vgl. 3}. 664, 903; 5. 404; 6. 1205; 66. 685, 885; 88. 1894, 1416 ©. ©.) 
8. 686. Bei dem Bermächtnifie eines einzelnen Berlaffenfhaftsftiides kommen bem Legatar 
aud die feit dem Tode des Erblaffers laufenden Zinfen, entflandenen Nugungen, und jeder 
andere Zuwachs zu Statten. Er trägt hingegen aud alle auf dem Legate haftenden Laften 
und felbft ven Berluft, wenn e8 ohne Berſchulden eines Andern vermindert wird, ober gäng- 
lich zu Grunde geht. 

Entfd. v. 13. Juli 1875, Nr. 6156 (5788 G.⸗U.). Das Vermächtniß 
von „zehn Stud Norbbahnactien“ ohne nähere Bezeihnung und ohne Angabe, 
ob ſich folbe im Nachlaß befinden, enthält nicht ein Vermächtniß einzelner Ver⸗ 
laſſenſchafisſtücke (88. 656 u. 658 B. ©.), fondern mehrerer Sachen von gewifier 
Gattung, welde, aud wenn biefe im Nachlaß nicht vorhanden gewefen mären, 
die Klägerin anfprechen konnte, $. 686 ibid. ift daher, obgleich thatfächlich zehn 
Stüd Norobahnactien im Naclaß ſich vorfanden, auf dieſed Vermächiniß nicht 
anwendbar und es konnte bie Klägerin die Actien erſt nad einem Sabre, aljo 
audy nicht mit den Coupons des erften Jahres fordern. 

Entf. v. 21. Juni 1871, Nr. 5844 (4205 ©.-U.). Nad 88. 662 
u. 686 B. ©. übernimmt allerdings der Regatar einer verpfändeten 
oder belafteten Sade die darauf haftenden Xaften; allein mit biefer 
Uebernahme wird in dem Rechtsverhältniß zmwifhen dem Erben als 
Univerfalfucceffor und dem Gläubiger der auf der vermadten Sade 
haftenden Forderung nichts geändert; denn wohl die Pfandlaſt, nit 
aber au die Pfanpfuld, wird vom Legatar übernommen (88. 443 
u. 928 ibid.); daher der Erbe Perſonalſchuldner bleibt und der Le- 
gatar, welder die Schuld bezahlte, nad $. 1358 ibid. in bie Re. des 
Gläubigers eintritt. Im vorliegenden Falle hat der Erbl. dem Les 
gatar die Uebernahme der Schuld nit auferlegt, alfo ein Sublegat 
der Schulpbefreiung zu Gunſten des Erben nit angeordnet. 

Entf. v. 1. October 1862, Nr. 5607 (1566 ©.-U.). Der Erbe ift 
verpflichtet, die auf der legirten Realität haftenden Schulden zu bezahlen und 
wenn diefelbe executiv veräußert wird, dem Legatar den Betrag des Meiflbotes 
zu erfegen. 

Entfd. v. 8. October 1861, Nr. 6418 (2071 ©.-U.) Wenn ein 
Haufestheil vermacht wurde, ift damit aud die zur Benützung besfelben nöthige 
Servitut des Durchgangs dem Legatar einzuräumen. Vgl. jedoch G. v. 30. März 
1879, Nr. 508. ©. 8] 

Entſch. v. 10. September 1857, Nr. 7976 (B. ©. 475). Von einem 
auf einer Realität fichergeftellten Legate einer jährlichen Rente if die Einkommen⸗ 
fteuer nicht in Abzug zu bringen. 

Eutſch. v. 13. Yuli 1854, Nr. 5886 (30 ©.-U.). Aehnl. ver Eniſch. 
Nr. 7976 ex 1857. 

Entf. v. 25. November 1852, Nr. 12022 (P. S. 459). Der Legatar 
einer verpfändeten Realität kann nur mit ver Hypothefarklage belangt werben, 
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Entſch. v. 30. September 1852, Nr. 7964 (PB. ©. 458). Nach 88. 662 
u. 686 8. ©. hat der Legatar auch die auf ber vermachten Realität haftenden 
Hypothelarſchulden mit zu übernehmen. 


(8. 687 — vol 1. 684, 685; 88. 1418, 1480 ©. ©.) 
8. 683. Wird Jemanden ein in wiederkehrenden Friften, als: alle Jahre, Monate und ber- 
gleichen zu leitender Betrag vermacht; fo erhält ber Legatar ein Recht auf dem ganzen Betrag 
diefer Frift, wenn er auch nur den Anfang der Friſt erlebt hat. Doch kann der Betrag erft 
mit Ablauf der Friſt gefordert werden. Die erfte Friſt fängt mit dem Gterbetag bes Erb- 
laſſers zu laufen an. 

Entid. v. 8. Jänner 1875, Nr. 10353 (5592 ©.-U.). Da .ver Erbl. 
in 8. 32 3. ©. des Teflamentes die ungefhmälerte Auszahlung der Stiftungs« 
dotationen gegen alle wie immer gearteten und veranlaßten Eventualitäten irgend 
eines Abbruches fihert, jo muß angenommen werben, daß dieſe Dotation ftets 
gleihwerthig, wenn and im anderer Währungseinheit bezahlt werden foll; fie 
wird daher durd die Yinanzpat. v. 20. Februar 1811 und v. 1. Juni 1816, 
fowie die fpäteren hierüber erfloffenen Finanzgeſetze nicht beeinträdtigt. 

Entfd. v. 12. September 1860, Pr. 10102 (1191 ©.-U.). Nah 
88. 1334, 685, 686 u. 687 B. ©. tritt bei frommen Vermädtniffen die Ver- 
folszeit mit dem Todestage des Erbls. ein. Bon biefem Tage an find daher 
gefegliche Verzugszinfen zu entrichten aud ohne Mahnung feiten® der in 8. 685 
ibid. bezeichneten Legatare (Hofo. v. 29. December 1785, Nr. 509 und Hoftzld. 
v. 27. Juni 1822, arg. $. 813 8. ©.). 

Entſch. v. 12. September 1860, Nr. 10101 (1190 ©.-«U.). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 10102 ex 1860. 

Entfd. v. 10. September 1857, Nr. 7976 (P. ©. 475). Bon einem 
auf einer Realität ſichergeſtellten Legate einer jährlichen Rente ift die Eintommen- 
fteuer nicht in Abzug zu bringen. 

Entf. v. 28. November 1855, Nr. 11626 (142 ©.-U.). Der 8. 1480 
B. ©. bezieht fih auf alle jährlichen Leiftungen, ohne zu unterſcheiden, 
ob diefelben von einem Capitale abhängen oder niht...., es ift 
gleihgiltig, ob das R. auf bie Leiftung durch einen Btg. oder durch 
ein Vermächtniß begründet wird, da diefes an dem Borhandenfein 
des Grundes des Gs. nichts ändert, welches aus Rüdſicht des öffent- 
lichen Wohles für alle jährlichen Leiſtungen die kürzeſte Berjährungs- 
friſt aufſtellen wollte. 


A J 
Recht des Segatars zur Sicherſtellung. 
(6. 688 — vgl. 98. 692, 812 ©. ©.; 6. 178 Abb.-Bat.) 
8. 466. In allen Fällen, in welden ein Gläubiger von einem Schuldner Gicherftellung 
zu fordern berechtigt ift, kann auch ein Regatar die Sicherſtellung feines Legates verlangen. 
Wie die Einverleibung eines Bermächtnifies, zur Begründung eines dinglichen Rechtes, ge 
ſchehen müſſe, ift oben $. 437 vorgefchrieben worden. 

Entfd. v. 11. Yuli 1876, Nr. 7906 (6202 ©.-U.). Die Pfenprehts- 
vormerkung für ein Gelvlegat auf einer Erbfchaftsrealität kann nicht nad 8. 36 
G. ©. Mangeld des Rechtögrundes zum Pfandrechte verweigert werden, weil das 
Geldlegat fi als eine Schuld des Erben (8. 649 B. ©.) an ven Legatar als 
Glaͤubiger des Erben darſtellt, die Gläubiger des Erben aber das ihnen angefallene 
Erbgut nad $. 822 ibid. ($. 24 ©. ©.) mit Bormerkung belegen können. 

Entid. v. 20. März 1876, Nr. 893 (6066 ©.-U.). Der Bewilligung 
der Bormerkung eines (Geld⸗) Legates auf den Nachlafrealitäten fteht die Anord- 
mung des 8.36 ©. ©. (Rechtsgrund zum Pfandrechte) nicht entgegen (88. 688, 
811, 822 B. ©.; 88. 36, 88 [u. 24] ©. ©.). 
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Entſch. v. 20. Nov. 1877, Nr. 13770 (©. Ztg. 1878, Nr. 98). Der 
als Gläubiger des Erben anzufehende Legatar kann, wie die Beflimmung des 
8. 812 3. ©. im Zufammenhange mit $. 688 ibid. zeigt, die Pränotirung 
des Pfandrechtes auf eine Nadlafrealität nur gegen bie in $. 36 ©. ©. vom 
25. Yuli 1871, Nr. 95 R. ©. B. geforderte Beſcheinigung des Rechtsgrundes 
zum Pfandrecht erwirken. 

Entfd.v. 26. Jänner 1876, Nr. 13691 (©. 9.1876, Nr. 86; 5997 G.U.). 
Der Bermädtnißnehmer hat nach 88. 684, 688, 812 u. 817 B. ©. lediglich einen 
Anſpruch gegen deu Erben, welder nöthigenfals im ordentlichen Rechtswege gel- 
tend zu maden, vom Abhandlungerichter aber nur infoweit zu berückſichtigen iſt, 
daß der Nachlaß vor Berftändigung des Legatags nicht eingeantwortet werde. 
Wenn der Erbe die Einwilligung zur Ausfolgung der vermachten Sache, geftügt 
auf den legten Willen des Erbls., an eine Bedingung Inüpft, deren Berechtigung 
der Legatar von entgegengejegter Auslegung ausgehend, beftreitet, fo kann daher 
die Ausfolgung nicht gegen den Willen des Erben bewilligt, fondern darüber nad) 
8. 2, Abf. 7 Abh.⸗Pat., nur im orpentlichen Rechtswege entfchieden werben. 

Entf. v. 10. December 1867, Nr. 9316 (©. Ztg. 1868, Nr. 21). 
Auch wenn das Vermächtniß unter einer Suspenfiobedingung zugewendet ift, hat 
der Legatar Anſpruch auf Sicerftellung. 

Entfd. v. 29. September 1859, Nr. 10993 (879 ©.-U.). Während 
der 8. 161 Abh.⸗Pat. im erften Sage hinfihtlih der gewöhnlichen 
Bermädtniffe an der Beſtimmung des $. 817 B. ©., wornach es ge- 
nügt, den Bedachten in Kenntniß zu fegen, und, wie burd ben bezo⸗ 
genen $. 688 ibid. angedeutet wird, derſelbe Sicherſtellung nur fo 
wie jeder Oläubiger fordern kann, nichts ändert; räumt er im zweiten 
Sage diefes R. der Sicherſtellung doch Ienen ein, welde ein jähr- 
li fortlaufendes, ein fpäter verfallendes oder ein bedingtes Ver— 
mächtniß haben; woraus zu erfehen ift, daß biefe bevorzugten Lega— 
tare nit wie die Übrigen ihre Sicerftellung erft im ordentliden 
Nehtswege, fondern im Bf. außer Streitfahen geltend machen können. 


Wem ein erledigtes Yermägtnig zufalle? 
(8. 689 — vol. 6. 668; 98. 560, 615, 604, 608; 8. 640 ®. @.) 
8. 680. Ein Bermähtniß, welches der Legatar nicht annehmen kann ober will, fällt auf 
den Nachberufenen (8. 652). Iſt kein Nachberufener vorhanden, und iſt das ganze Vermächt⸗ 
niß mehreren Perfonen ungetheilt oder ausdrücklich zu gleichen Theilen zugedacht, fo wächft 
der Untheil, ven einer von ihnen nicht erhält, ven Uebrigen ebenfo, wie den Miterben die Erb⸗ 
ſchaft, zu. Außer den gebachten zwei Fällen bleibt das erledigte Bermächtniß in der Erb- 
ſchafts· Moffe. 

Entſch. v. 12. Yuni 1869, Nr. 9977 (3240 ©.-U.). Wenn die legt: 
willig angeordnete Errichtung einer Stiftung, Mangels ber nad $. 646 B. G., 
Hofd. v. 3. Jänner 1821, Nr. 1730, 7. Yuli 1841, Nr. 541 9. ©. ©. und 
8. 84 Ybb.-Pat. erforderten verwaltungsbehörplihen Genehmigung unterblieb, fo 
ift dad dahin ausgeſetzte Geldlegat nah $. 689 B. ©. wirkungslos [Schluß- 
folgerung]; unbefchadet jedoch der von der Erblafferin für diefe Eventualität vor⸗ 
gejehenen anderweitigen teftamentarifhen Anorbnung. 

Entfd. v. 22. October 1861, Nr. 6120 (1403 ©.-U.). Wenn bekannte 
eigenberechtigte Erben die Abgabe der Erbeerlärung verweigern, ift nah $. 120 
Abh.⸗Pat., ohne Rüdfiht auf ihre Anfprühe, zu verhandeln; 8. 128 ibid. 
tann nur auf den Fall bezogen werben, als ver nicht angetretene Erbtheil als 
caduc an den Fiscus fallen würde, wie durch die Entgegenhaltung ber 88. 560 
u. ff, 689, 727 u. 760 B. ©. außer Zweifel geſetzt ifl. 
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Entfd. v. 13. März 1861, Nr. 1504 (1283 ©.-U.). Mehrere Lega- 
tare, welchen in Einer Berfügung unter Anordnung gleicher Theilung (wobei 
der Erbl. die Zahl der Theile und bie Participanten nannte) ein Bermädtnig 
jugewenvet wurde, haben unter fih Zuwachsrecht. 

Entſch. v. 19. Mai 1859, Nr. 4194 (796 ©.-U.). Collegataren ger 
bührt das Zuwachsrecht wenn fie ohne Beflimmung der Theile oder im allge 
meinen Ausdrud gleiher Theilung (8. 560 B. ©.) zum Vermächtniß berufen 
find. oncarrirende Tegtwillige Anoronungen müflen im Zufammenhange aus- 
gelegt werben. ; 

Entfd. v. 31. December 1856, Nr. 12524 (269 ©.-U.). Der befchwerte 
Regatar bleibt dem Sublegatar im Sinne der 88. 650 u. 689 B. ©. verpflichtet, 
fo lange er das, Legat nicht ausgeſchlagen hat. Der Sublegatar kann den ihm 
vernachten Gegenſtand von dem im Beſitze desſelben Hefinblihen Erben ver- 
langen, aud) wenn dem beſchwerten Legatar das Legat nody nicht überantwortet 
worden ift. Das ergibt fi aus der Analogie des 8. 650 ibid. und auß ber 
Erwägung, daß fonft durd ein Uebereinfommen zwiſchen dem Erben und dem 
Legatar die legtwillige Anordnung in Bezug auf vie Tegate vereitelt werben Könnte; 
daß der Werth der legirten Sache burd die aufgetragenen Feiftungen überwogen 
wird, kann den Legatar von legteren nicht befreien, er müßte denn die Sache 
felbft dem klagenden Sublegatar überlafien ($$. 650 u. 689 ibid.). 

Entf. v. 17. October 1851, Nr. 8468 (P. ©. 478). Wenn der 
Fruchtgenuß eines Erbtheils mehreren zugleih vermacht ift und ein Collegatar 
nad) einiger Zeit fein R. nicht mehr ausüben Tann, fo wählt — falls fein Nad- 
berufener vorhanden ift — dieſer Antheil den Uebrigen zu. 

Ent ſch. v. 16. Jänner 1838, Nr. 6000 (P. ©. 477). Kin erlevigtes 
Sublegat fällt dem damit beſchwerten Legatar, nicht dem Erben zu. 


Recht des Erben, wenn die Saflen die Mafle erſchöpfen; 
Bea RE EN a ne 
8. 699. Wenn bie ganze Erbfhaft durch Bermächtnifie erfhöpft tft; fo hat der Erbe nichts 
weiter, als die Vergütung feiner zum Beften der Mafle gemachten Auslagen und eine feinen 
Bemühungen angemeflene Belohnung zu fordern. WIN er den Nachlaß nicht felbft verwalten, 

fo muß er um die Aufftellung eines Eurator® anlangen, 

Entf&. v. 13. September 1865, Nr. 7769 (2274 G.-U.). Wenn aud) 
im Teftamente ein Notar zum Zeftamentserecutor und „Abhandlungspfleger“ er- 
nannt wurbe, fo hat die Abhandlungsbehörde ven Erben doch unr anzuweifen, die 
nad 88. 167 u. 164 Abh.-Pat, feinerzeit zu Überreichende Teftamentsausweifung 
gemeinfchaftlic mit dem Notar über deſſen Mitfertigung einzubringen, weil das 
Geſchäft der Abhandlungspflege den Erben zufteht, welde nad 8. 79 
Adh.- Bat. außer den ausprädiih im ©. (88. 690, 811, 812 3. ©.) 
bezeihneten Fällen ein Eurator nit aufgedrungen werden darf und 
die Ernennung zum Abhanplungepfleger, worin der Notar einen 
pecuniären Vortheil erblidt, nur die Folge haben kann, daß derſelbe 
von ber legtwilligen Anordnung zu verftändigen, vie Geltendmachung 
feiner vermeintliden Anfprüde aber ihm fel&ft zu überlaffen ift 
[Schlußfolgerung). . 


(8. 691 — vgl. 6. 888; 88. 786, BIL—B16, 692, 786; 4. 671, 679, 686; 66. 709, 710 8. ©.) 

9. 691. Können nit alle Legatare aus der Verlaſſenſchaftsmaſſe befriebiget werben, fo wird 
das Legat des Unterhaltes vor allen andern entrichtet, und dem Legatar gebührt der Unterhalt 
von dem Tage des Erbanfalles. 

Richl, Bürgl, Gefegb. el. 28 
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oder gar überfleigen. 

(6. 698 — — san, 80 694, 818; 6. 786; 66. 688, 801, 803, 812, 8%0, 821; . 890, 814; 68. 784, 281, 
238, 687, 840, 848; 9. 710; #8. 608, 784, 329832, 1088 u. 1069 ©. @.; 88. 92, 97 u. 168 Mbh.Bat.) 
8. E98. Reicht die Verlaſſenſchaft zur Bezahlung der Schulden, anderer pflihtmäßigen Aus- 
lagen, und zur Berichtigung aller Bermächtniffe nicht zu; fo leiden die Legatare einen ver- 
Hältnigmäßigen Abzug. Daher ift ber Erbe, fo lange eine folde Gefahr obwaltet, die Ber- 
mädtmiffe opne Sicherſtellung zu berichtigen, nicht ſchuldig. 

Entfd. v. 28. März 1877, Nr. 5522 (©. 9. 1877, Nr. 77). Wenn 
der Nachlaß zur Befriedigung eines Vermächtniſſes nicht hinreicht, fo hat bie 
Höhe des Vermächtniſſes nicht der Legatar, fondern der Erbe zu berechnen und 
zu erweifen. Die Verbindlichkeit zur Entrichtung des Vermächtniſſes kanu nicht 
über die Zulänglichfeit der Vſchft. hinausreihen (8. 802 B. ©.). Eine weitere 
Beſchränkung im Sinne des $. 692 ibid. kann infolange nicht ausgeſprochen 
werben, als der Zeitpunkt der wirflichen Befrievigung des Legatars, bis zu welchem 
der Stand ver Maſſe fih nod ändern kann, nicht eingetreten ifl, dann aber ift 
es Sade der pflichttheildberechtigten Erben, das Vorhandenfein der Borans- 
fegungen des 8. 692 ibid. zu erweiſen ($. 170 a. ©. D.), wozu insbeſondere der 
Realilãteuwerth duch gerichtliche Schägung (nit nur durch Beredhnung nad 
dem Steuerfatafter) im Sinne ver 88. 784 ibid. und 102 Abh.-Pat. feft- 
ftehen muß. 

Entfd. v. 6. April 1875, Nr. 3601 (5681 G.⸗U.). Auf Grund eines 
mit den Erben gefchloffenen Vergleihes, wornach ein Legat binnen gewiſſer Frift 
bei fonftiger Execution des Nachlaßvermögens ausznzahlen ift, Tann ber Legatar 
nach abgelaufener Frift die Execution auf das Nachlaßvermögen begehren, unge 
achtet der Erbe inzwifchen die separatio bonorum unter Aufftellung eines Eura- 
tors nad) 8. 812 B. ©. bewirkt hat und ſich auf $. 692 ibid. beruft, ba das 
Gericht nad $. 811 ibid. für die Nachlaßglänbiger nicht weiter zu forgen hat, 
als fie felbR verlangen; den Erben gegenüber jedoch die executionsfähige Urkunde 
vorliegt. 

Entfd. v. 16. September 1868, Nr. 5035 (3120 ©.-U.). Der Fall 
des 8.692 B. ©. ift nit vorhanden, wenn nad der Berlafjenfhafte- 
fhägung diefelbe zur Berichtigung ber Legate, Zahlung der Schulden 
und anderer pflihtmäßiger Auslagen vollkommen hinreiht, weil 
auf die Möglichkeit, daß bei der Veräußerung der Realität, in welder 
der Nachlaß befteht, weniger als ihr Schätzwerth gelöft werden wird, 
gegenüber dem Ausfprud der Sadhverftändigen fein Bedacht genom- 
men werden kann. Ueber die größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit dieſer 
Eventualität ift ein Beweis nicht zuläffig. 

Entſch. v. 14. Juni 1863, Nr. 8343 (1639 ©.-U) Das R. ver 
Witwe auf fehswöcentlihe Verpflegung aus dem Nachlaß ($. 1243 B. ©.), 
kann fie auch wider die Concursmaſſe des Nachlaßvermögens geltend maden, da 
es ihe nad dem Todestag erworben wurbe und unter Vfchten. in $. 1243 ibid. 
gemäß $. 531 ibid. der Inbegriff der nicht höchſt perfönlihen Re. und Bere 
binplicpleiten des Erbls. im Allgemeinen zu verftehen ift — [?]. 

Entſch. v. 23. October 1860, Nr. 10510 (1211 G.-U.). Nah 88. 43 
u. 145 Abh.⸗Pat. kann der Erbe die Verwaltung der Realität nicht anfpreden, 
wenn einer dritten Perfon ber Fruchtgenuß daran zulommt. Die Verwaltung ift 
dem Fruchtnießer zu Überantworten. Der Ueberlafjung der einftweiligen Verwal⸗ 
tung mit dem Vorbehalte der Rechnungslegung ohne Cautionsleiſtung ſteht 8. 692 
ibid. nicht entgegen, zumal folange die Gefahr, daß bie Legate das ganze reine 
VBmgu. überfleigen, nicht bargethan if. 
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(6. 688 — vgl. bei 8. 688 cit.) 
8. 693. Im Falle aber, daß die Legatare die Bermächtniffe bereits empfangen haben, wirb 
der Abzug nach dem Werte, den das Bermaächtniß zur Zeit des Empfanges hatte, und den 
daraus gezogenen Nutzungen beftimmt. Doc fteht dem Legatar auch nach empfangenem Ber« 
mächtniffe noch immer frei, zur Vermeidung des Beitrages, das Bermächtmiß, oder den oben 
erwähnten Werth und die bezogenen Rugungen in bie Maffe zurüdzuftelen; in NRüdficht der 
Berbefferungen nnd Berſchlimmerungen wird er als ein redlicher Befiger behandelt. 


Bon den gefehligen Beiträgen zu öffentlihen Auflalten. 

G. 694 — vgl. Gebührengel. v. 9. Februar 1850, Pr. bo R. . B., Hierzu erfloffene und politiſche Bhgn.) 
8 664. Die Beiträge, welche ein Erblaffer nach den politifhen Vorſchriften zur Unterſtützung 
der Armen-, Invaliden- und Krankenhäuſer und des öffentlichen Unterrichtes in dem Teſta⸗ 
mente ausgefegt hat, find nit als Bermächtnifie amgufehen; fie find eine Staatsauflage, 
müffen felbft von den gefeglichen Erben entrichtet, und Binnen nicht nach deu Grundfägen des 

Privat · Rechtes, fondern nur nad den politiſchen Verordnungen beurteilet werden. 
Siehe bie biehbegüglichen Borichriften im TIL. Vde. der Mam'fgen Gig. 


Entſch. v. 4. Iuni 1879, Nr. 6099 (©. Ztg. 1879, Nr. 61). Es if, 
was den Beitrag zum mährifhen Schulfonde betrifft, richtig, daß das G. vom 
30. April 1874, Nr. 37 mähr. L. ©. B. nichts davon erwähnt, daß die Le- 
gatare zw demjelben beizutragen haben; es erflärt es aber auch nicht als Vers 
pflihtung des Erben, die Zahlung allein zu leiften. Wird nun auf die bezüglich 
viefes Beitrages in amberen Rronländern geltenden Ge. Rüdſicht genommen, fo 
Tann bei der gleichen Beſtimmung der Beiträge und den ähnlihen Normen auch 
rüdfihtlid Mähren eine gleiche Entſcheidung getroffen werben. Nun beſtimmt 
für Böhmen das ©. v. 2. Februar 1873, Nr. 602. ©. B. v. I. 1874, daß 
die Bemeſſung und Einhebung des Schufdeitrages, fo wie jene der Vermögene- 
übertragungsgebühr zu gefhehen habe und vie M. Vog. v. 11. Yuni 1874, 
3. 5735 Täßt veutlih entnehmen, daß aud auf bie Legatare Antheile dieſes 
Beitragee entfallen. Das ©. für Dalmatien v. 30. Jänner 1873, Nr. 11 
L. G. B.; für Kärnthen v. 28. Februar 1874, Nr. 13 2. G. B.; für Oeſterreich 
ob der Euns v. 9. Juni 1876, Nr. 18 8. G. B. erflären ausdrücklich, daß der 
Beitrag von dem Erben zu zahlen iſt, der jedoch bereditigt wird, von dem Le 
gatar das für dieſen Bezahlte einzubringen, und das ©. für Steiermast vom 
18. October 1870, Nr. 58 2, G. B. räumt dem Erben das R. ein, von dem 
Betrage ober Werthe ber Legate ?/, Percent (ben Betrag der Gebühr) für 
fi abzuziehen. Das der M. Vog. v. 13. Juni 1876, Nr. 90 R. G. B. bei- 
gegebene Berzeihnig WMEt entnehmen, daß für Die Legatare gleihfalls die Bes 
meffang des Schulbeitrage® vorzunehnten fei. Daß die Legatare verhältnigmäßig 
zum Schnlbeitrage mitzuzahlen haben, Liegt daher im Sinne aud des Go. für 
Mähren und ſteht diefem der 8. 694 B. ©. nicht entgegen, welcher von Bei⸗ 
trägen fpricht, die der Erbl. in feinem Teftamente den dort bezeichneten Anftalten 
andgefegt hat; ebenfowenig aber auch ber 8.57 Gebührengef. Anlangend die Bei- 
träge zu ben Localkrankenfonden, fo gelten wohl diefelben Ge., wie bei jenen zum 
Schulfonde; es befteht fein G., welches ven Erben die alleinige Tragung der⸗ 
felben rücfichtlich des ganzen reinen Nachlaſſes einſchließlich der Legate aufträgt, 
und fann eine Ausnahme nnr dann angenommen werden, menu der Erbl. dieß 
in feiner legtwilligen Anordnung ausdrücklich beftimmt. 

Entfd. v. 9. Yuni 1868, Nr. 5983 (3077 ©.-U.). Für die Bemeſſung 
ber befonderen Verlaſſenſchaftsgebühren ift der Umſtand, daß eine Verlaſſenſchafts- 
ſchuld anf einer Realität fichergeftellt wurde, irrelevant. Eine Analogie allgemeiner 
Se. ift durch $. 694 B. ©. ausgeſchloſſen. 
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Zwoͤlftes Saupfflürk. 
Bon Einfhränfung und Aufhebung des legten Willens. 


Inhalt: Recht bes Erblaffers zur Einihränfung oder Aenderung feines letzten Willens 
(8. 695). Arten ber Einfhränfung bes legten Willens: 1. Bedingung ($. 696). 
Vorſchriften: a) über unverfländlihe ($. 697); b) unmögliche oder unerlaubte 
6 698); 0) mögliche und erlaubte Bebingungen ($: 699); d) Bebingung ber 

ichtverehelichung ($. 100); e) wenn bie Bedingung bei bem Leben des Erb⸗ 
laſſers erfüllt worben ($. d1). Ob bie Bedingung auch auf bie Nachberufenen 
aueynbehnen fei ($. 702). Wirkung einer möglichen auffchiebenden Bedingung 
(8. 708). 2. Zeitpunkt (88. 704106). Rechtsverhältniß bei einer Bebingung 
ober einem Zeitpunfte zwilchen ber bebachten und ber ihr nachfolgenden Perfon 
(88. 707 u. 708). 3. Auftrag (88. 709— 712). Bon Aufhebung ber Anorb- 
nungen, unb zwar: 1. durch Errichtung einer neuen Anorduung, eine Tefta- 
mentes ($. 713); ober Cobicilles ($$. 714 u. 715); ungeachtet ber früher er- 
Härten Unabänberlichfeit ($. 716); 2. Durch Widerruf (88. 717 u, m); a) eiuen 
ansbrädlihen (88. 719 u. 720); b) flillicpweigenden (98. 721 — 723); oder 
ec) vermutheten (88. 724 u. 725). 3. durch Entlagung ber Erben ($. 726). 
Bol. 9., 17. u. 19. Hauptft. biefeß Tpeile, 8. Gauptft. bed IIT. rel; di, 606-708; 4. 108 — 700; 63. 710, 


i, 7182 8 @,; Rot. D. v. 25. Juli 1871, Rr. 75 (und v. 21. Nat +», Nr. HER. 8. B.); Mbh. » Pat.; 
BSoftald. v. 16. November 1836, polit. G. ©. 54. Bb.; Hofb. v. 28. Mai 1844, Ar. 807 3. 8. ©. 


Recht des Grölaffers zur Ginfhränkung oder Aenderung feines lebten 
Willens. 
(6. 695 — vgl. $8. 768, 774; 68. 562, 718-726 ©. @.) 
8. 695. Der Erblafier kann feine Anorbnung auf eine Bedingung „ auf einen Zeitpunkt, 


dur einen Auftrag, oder eine erklärte Abficht einfchränten. Er Kann auch fein Teftament 
oder Codicill abändern, oder es ganz aufheben. 


Arten der Einſchränkung des legten Willens: 1. Bedingung. 

Be RR ανä 

8. 696. Line Bedingung heißt eine Ereignung, wovon ein Recht abhängig gemacht wird. 

Die Bedingung tft bejahend ober verneinend, je nachdem fie fih auf den Erfolg, oder Richter 

folg der Ereignung bezieht. Sie tft aufſchiebend, wenn das zugedachte Recht erſt nach ihrer 

Erfüllung zu feiner Kraft gelangt; fie ift auflöfend, wenn das zugedachte Recht bei ihrem 
Eintritte verloren geht, 

Entſch. v. 12. November 1869, Nr. 8636 (3563 ©.-U.). Auch FJurch 
die Eventualität der Reahfirharkeit des Beweggrundes kann ein —8 
bedingt ſein. 

Entſch. v. 3. April 1867, Nr. 1386 (G. Ztg. 1869). Die Erklärung 
des Intercedenten. zahlen zu wollen, „wenn er Geld haben werde,“ enthält nur 
eine conditio tacita, deren Erfülurg nicht bewiefen werden braudt. 

Entfd. v. 3. März 1864, Nr. 1433 (1877 G.U.). Wenn die Fällig- 
keit einer Forderung dadurch bedingt ift, daß der Schuldner aus einer beftimmten 
Realerecutionsmafle zum Zuge fomme, jo muß gemäß M. Vdg. v. 18. Juli 1859, 
Nr. 180 R. ©. B., um das Zahlungsmandat zu erlangen, auch der Eintritt der 
Bedingung durch eine diefem ©. eniſprechende Urkunde erwiejen werben, indem 
fonft nit gefagt werden kann, daß alle Thatſachen, wonurd die For- 
derung rehtlih begründet if, auf die... .. . vorgefhriebene Art 
erwiefen feien. 

Entf. v. 10. April 1861, Nr. 1581 (1301 ©.-U.). Der Big., wo⸗ 
mit militärpflictige Männer einer Gemeinde Beiträge zuſammenſchießen und bei 
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einem Dritten hinterlegen, welche an bie Ausgeloften im Falle ihrer Ausrückung 
vertheilt werben follen, ift fein Glüdönertrag, weil feine Wirkſamkeit durch 
jene der Loſung bedingt war, und daher der Btg. nah ben allge- 
meinen Beftimmungen über Btge. (88. 897, 696 u. 699 B. ©.) beur- 
theilt werden muß. 

Entſch. v. 29. Februar 1860, Nr. 1942 (1096 &.-U.). In dem vom 
Schenker gemachten Vorbehalt Iebenslänglihen Genußes der Zinfen von einem 
Sagcapitale Tiegt keine aufſchiebende Bedingung der Eigenthumserwerbung an 
dem Capital für die Beſchenkten. 

Entf. v. 15. December 1857, Nr. 9689 (1043 ©.-U.), Das einem 
Verſchollenen für den Fall feiner Rückehr binnen einer beftimmten Zeitfrift zuge» 
wendete und hierdurch bedingte Vermächtniß kann, fo lange es von dem Verſchol⸗ 
lenen oder deſſen Erben nicht erworben ift, auch nicht zur Befriedigung feiner 
Gläubiger ergriffen werden. Auf den Umftand, daß der Legatar Notherbe unb 
daher die Bedingung als Belaftung feines Pflihttheild nach $8. 762 u. 774 
B. ©. möglicerweife (8. 788 ibid.) ungiltig fein könne, kann von Amtswegen 
nicht Rüdficht genommen werben; deßhalb ſtünde nur dem Curator des Ver⸗ 
ſchollenen. nicht deſſen Gläubigern ein Anfechtungsrecht zu [Steg Engl 

Entſch. v. 17. Juli 1855, Nr. 4263 (113 ©.-U.; P. ©. 481). Das 
Legat einer jährlichen Rente fanımt dem Zufate vermacht, "daß ber Legaiar bar» 
über nad) Belieben auf den Todesfall verfügen könne, ift, wenn er keine Ver 
fügung dießfalls traf, nicht an feine Erben zu erfolgen. 


Borfäriften: 
a) über unverfändlicde; 
(& 697 — ul. 9. 665; 98. 897, 898 8. ©.) 

8 698. Ganz unverfländlihe Beftimmungen find für nicht beigefeigt au achten. 

Entf. v. 13. Juni 1865, Nr. 4991 (2200 ©.-U.). Die Bedingung 
ber Bürgihaftshaftung, daß der Gläubiger die Zahlung nit aus dem Vmgn. 
der Schwefter des Schuldners erlange, ift, da die Schwefter dem Obligations- 
verhälmiß nicht beitrat und dem Kläger daher die Erfüllung ver fraglihen Sus- 
penfivbebingung rechtlich unmöglich bleibt, nad 88. 697 u. 698 B. ©., wenn 
nicht ber Bürgfchaflevertrag ohne Wirkung fein fol (8. 914 ibid.), als nicht 
beigefegt zu behandeln. 

Entf. v. 31. December 1861, Nr. 7752 (1425 ©.-U.). Die der Erb» 
einfegung beigefügte Bebingung, „daß die Eingefegten erflären, ſich gegen bie 
Schweſter des Erbls. und ihre Erben, fowie dermalen auf fürderhin verhalten zu 
wollen“ und wornadh „wenn Beide in ihrer Oefinnung fo gemein werden, um 
alle die Schändlichkeiten, Betrügereien und unwürdige Handlungen zu verzeihen, 
welche die Schwefter und ihr Gatte an uns verübt haben“ anderweits verfügt 
wird — if feine unverftändlihe nad $. 697 B. ©. als nicht beigefet zu be= 
handelnde, fondern, da das Teftament als Ganzes im Zufammenhang und nad) 
der Maren Abfiht des Erbls. (88. 6 u. 655 ibid.) ausgelegt merden muß — 
ſonach die Bedingung darauf gerichtet iſt, anderen Familiengliedern Haß zu be⸗ 
zeigen, ihnen niemals zu verzeihen u. ſ. f, — offenbar eine unerlaubte, die An⸗ 
ordnung felbft ungiltig machende Bedingung. 


b) unmöglidje oder unerlaubte; 
(8. 698 — vgl. 45. 897, 898; 9. 700; 8. 708; $$. 720, 774, 808 8. &.) 
8. 696. Die Anorbnung, wodurch Jemanden unter einer auffhiebenden unmöglichen Be 
dingung ein Recht ertheilt wird, ift ungiltig, obfhon die Erfillung der Bedingung erft in ber 
Folge unmöglich, und die Unmöglichkeit dem Erblaffer bekannt geworben wäre, ine auf 
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loſende unmögliche Bebingung wird als nicht beigefeist angefehen. Alles biefes gilt auch von 
den unerlaubten Bedingungen. 

Entfh. v. 24. Mai 1870, Nr. 5954 (3797 ©.-U.). Jene Normen 
des B. ©., welche der Anorbnung durch den Einzelnwillen des Stifters nicht 
unterliegen (Tendenz ber baldmöglichften Befreiung des Güterverkehrs von dem 
Einzelnwillen des Teftators 8. 612 ibid. u. a.), müffen auch bei vor dem B. ©. 
errichteten Fideicommiffen in Anwendung fommen. Ein der Onerirungsbefugniß 
bes 8. 685 ibid. wiberftrebendes Einfhulpungsverbot des Stifters ift daher für 
das gegenwärtige R. des jetigen Fideicommißbeſitzers und für die Anwärter 
unwirffom; mag es nun als Teſtament (ältere Rechtsauffaflung) oder als Aus- 
fluß eines legislatorifhen im Gefeggebungswege daher auch wieder zu mobiflci- 
renden Actes ($. 627 ibid. und ©. v. 13. Yuni 1868, Nr. 61 R. ©. 8.) 
aufgefaßt werben; es gilt nach $. 698 ibid. als nicht beigefegt. 

Entſch. v. 7. Yänner 1869, Nr. 12047 (©. Zig. 1871). Die uner- 
fülbare Bedingung (da niemand Anderer an einem beflimmten Orte einen ger 
wiſſen Artikel verkaufe) in einem Btg., iſt ungiltig. 

Entf. v. 20. November 1866, Nr. 10194 (3626 ©.-U.). Die Be 
bingung, daß die Finder ihrer gefelichen (8. 154 B. ©.) Alimentationspflicht 
gegen ihren Bater nicht nachkommen dürfen, ift eine rechtlich unmögliche und als 
ber Erbeinfegung nicht beigefegt anzufehen. Die lettwillige Verfügung ift im 
Zweifel fo auszulegen, daß ſie feine unmögliche oder unerlaubte Bedingung 
enthalte, 

Entfd. v. 31. December 1861, Nr. 7752 (1425 G.-U.). Die der Erb» 

“ einfegung beigefügte Bedingung, „daß bie Eingefegten erflären, fid gegen bie 
Schwefter des Erbls. und ihre Erben, fowie dermalen auch fürderhin, verhalten 
zu wollen“ und wornad „wenn Beide in ihrer Gefinnung fo gemein werben, 
um alle die Schänblichfeiten, Betrügereien und unwürdige Handlungen zu ver» 
zeihen, welde die Schwefter und ihr Gatte an uns verübt haben“ anberweits 
verfügt wird — ift feine unverftänbliche, nah 8. 697 8. ©. als nicht beigefegt 
au behandelnde, fondern, da das Teſtament als Ganzes im Zufammenhang und 
nad der Maren Abficht des Erbls. (88. 6 u. 655 ibid.) ausgelegt werden muß, 
— fonad die Bedingung darauf if, anderen Familienglievern Haß zu bezeigen, 
ihnen niemals zu verzeihen u. f. f, — offenbar eine unerlaubte, die Anordnung 
ſelbſt ungiltig machende Bedingung. 4 

Entſch. v. 1. April 1857, Nr. 1978 (327 G.«U.). Die Bedingung 
des Witwenftandes ift überhaupt nicht eine abfolut unzuläffige im 
Sinne des $. 698 8. ©., und der 8. 700 ibid. erſcheint nur als cine 
Ausnahme von ber Regel des 8. 699 ibid., ift fomit nit ungebühr- 
lid ausdehnend zu erklären [Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 18. Juni 1856, Nr. 4836 (203 ©.-U.). Die Refolutiv- 
bedingung, daß das Legat einer Rente erlöfche, wenn biefelbe veräußert oder 
verpfändet würde, bezieht fich im Zweifel nicht auf die Verpfändung von bereits 
fäligen Renten und ift im Zweifel nicht fo auszulegen, daß auch das R. auf 
bie erft künftig fällig werdenden Renten erlöſche. In feinem Falle aber ift biefe 
Bedingung anfechtbar. 


e) mögliye und erlaubte Bedingungen; 
(8. 699 — vgl. 8. 5, 36, 684, 689; 9. 545; 88. 701, 708, 726; TOR, 618 8. ©.) 

8. 699. Sind die Bedingungen möglich und erlaubt, fo kann das davon abhängende Recht 
nur buch ihre genaue Erfüllung erworben werben; fie mögen vom Zufalle, von dem Willen 
bes bedachten Erben, Legatars, oder eines Dritten abhängen. 

Entſch. v. 28. Jänner 1878, Nr. 5101 (©. H. 1878, Nr. 88). Der 
Berläufer, welcher Re. geltend machen will, die durch Erfülung der ihm aufe 
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erlegten Verpflichtung ber Löfchung von Sappoften bedingt find, hat zur Be- 
grändung feines Anſpruches zu beweiſen, daß durch ihn die Loſchung bewirkt 
wurde; es genügt nicht, daß er mittelft Tabularertractes die überhaupt thatſäch-⸗ 
lich erfolgte Saglöfchung darthue ($. 699 B. ©.). 

Entſch. v. 20. September 1877, Nr. 6201 G. Zig. 1877, Nr. 95). 
Der einem Bedienſteten mit Rückſicht auf Vollendung einer beftimmten Dienfbauer 
legirte Penſionsanſpruch bleibt auch im Falle einer vom Erben des Dienftgebers 
willtürlih verfügten früheren Entlafſung des Bebienfteten beftchen, denn bie 
gefeglihe Beftimmung bes 8. 699 B. ©. hat keineswegs bie Trag- 
weite, daß bie Nichterfüllung der gefegten Bedingung ben Erben 
oder Legatar auch dann des Anfprudhes auf den Nachlaß oder des 
Legats verluftig macht, wenn bie bei Eintritt der Bedingung zur 
Herausgabe, resp. zur Leiftung des Legates verpflichtete Perfon, um 
‚ihrer Berbindlileit zu entgehen und den Willen des Erbls., fowie 
deffen Borforge zu vereiteln, den Eintritt der Bedingung unmöglich 
macht quhhaige ung 

utſch. v. 2. Mai 1877, Nr. 10016 (9. B. 1877, Nr. 23). Au 
— iſt an die genaue Befolgung der von dem Ekrii. geſetzten Be⸗ 
— („Mein Neffe Hat in eine öſterreichifche Erziehungsanſtalt nach Wahl 
des Dr. X zu kommen. Sollte diefe Beftimmung vor Ablauf eines Jahres nicht 
ausgeführt fein, fo erläre ih... . . “) gebunden, weil der 8. 699 8. ©. 
zu den möglihen und erlaubten Bedingungen auch jene rechnet, 
welde von dem Willen eines Dritten abhängen; er hat auf den an bie 
Erfülung gefnüpften Vortheil feinen Anfprud, feloft wenn nur feiner Bormund« 
ſchaft das ausſchließliche Verſchulden an’ der Nichterfüllung zur Laſt fällt oder ein 
Vormund gar nicht beftellt war — zumal wenn ber Erbl. wußte, daß der ber 
dingt Bedachte unmündig ſei. 

Entſch. v. 6. April 1877, Nr. 11265 (G. H. 1877, Nr. 80). Das 
unter der Bedingung „wenn der Käufer einem Dritten nicht mehr Woh- 
nung und Nahrung fhaffe, jo lange diefer wolle, eingeräumte R. zu 
fordern, daß er den Kaufichillingsreft um 3 Percent höher zu verzinfen habe, tritt 
nit ein, wenn der Dritte durch Selbftmord endet, weil der Tod den flipulirten 
Ball, daß der Dritte die Nahrung nicht habe nehmen wollen, aljo einem von 
ihrem Willen abhängigen Ereigniſſe nicht gleichgeftellt werden kann. 

Entfd. v. 25. April 1874, Nr. 5525 (5454 G.-U.). Die in der Ein 
antwortungsurkunde enthaltene Claufel „nad; erfangter Großjährigkeit“ enthält 
eine Bedingung, welche nur dann nach Borfchrift des 8. 699 B. ©. als genau 
erfüllt gelten Tann, wenn nachgewiefen wird, daß ber damals Min. wirklich das 
24. Lebensjahr vollendet hat. 

Eutſch. v. 20. Jänner 1869, Nr. 664 (3254 ©.-U.). Die von dem, 
unter Altersnachficht für maj. erklärten, aber noch nicht phyſiſch maj. Erben erfolgte 
Berpfändung einer Realität, bezüglic deren ihm vor vollendetem 24. Lebensjahr 
auch die Dispofltion ſowohl mit der Subftanz als mit deren Erträgniſſen lett- 
willig entzogen wurbe, ift wirkungslos. 

Entſch. v. 20. November 1866, Nr. 9945 (2666 ©.-U.). Der Beifag 
in der Bermädtnißanordnung für die Bebienftete des Erbls., „wenn fie ſich bei 
meinem Ableben no in meinem Dienfte befindet,” enthält nad der gewöhnlichen 
Bedeutung ($. 655 B. ©.) offenbar eine Bedingung und feinen Auftrag; daß 
bavon abhängige R. kann daher nur durch genaue Erfüllung, d. i. das wirfliche 
Eintreten des vorgefehenen Ereignifled, erworben werden, mäge dieſes ven einem 
Zufall, dem Willen der Bedachten oder eines Dritten abhängen ($. 699 ibid.). 

Entf. v. 3. März 1864, Nr. 1433 (1877 ©.-U.). Wenn die Bällig- 
teit einer Forderung dadurch bedingt if, daß der Schuldner aus einer beftimmten 
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Realerecutionsmaffe zum Zuge fomme, fo muß gemäß M. Bog. v. 18. Juli 1859, 
Nr. 180 8. ©. B., um dad Zahlungsmandat zu erlangen, aud ber Eintritt 
der Bedingung burdy eine diefem G. entſprechende Urkunde erwiefen werten, 
indem fonft nit gefagt werben kann, daß alle Thatſachen, wodurch 
die Forderung reili begründet ift, auf die ....... vorgefhriebene 
Art erwiefen feien. 

Entſch. v. 13. Auguſt 1861, Nr. 5060 (1373 ©.-U.). Die Zuertennung 
eines von einer noch unerfülten Suspenflobetingung abhängigen R8. durch Ur⸗ 
theil ig unzuläfftg (88. 867, 699, 703 B. ©. und 8. 248 a. ©. O.). 

Entid. v. 10. April 1861, Nr. 1581 (1801 ©.-U.). Der Big, wor- 
nad militärpflihtige Männer einer Gemeinde Beträge zuſammenſchießen, welde 
an die Ansgeloften im alle ihrer Ausrädung vertheilt werben follen, ift fein 
Gluͤdsvertrag, weil feine Wirkſamkeit durch jene der Loſung bedingt 
war, und daher der Big. nad dem allgemeinen Beſtimmungen über 
Vige. (88. 897, 696 u. 699 ®. ©.) beurtheilt werden muß. ! 

Entf. v. 28. December 1859, Nr. 14829 (943 ©.-U.). Auf Grund 
eines Ehevertrages in welchem im Falle des Ablebens der Eltern dem Kinde 
das Egth. einer Realität überantwortet wird, iſt nach Eintritt der Bedingung 
ohne weitere Nachlaßabhandlung die Eigenthumsübertragung zu bewilligen. 

Entfd. v. 14. September 1859, Nr. 10178 (861 ©.-U.). Der Gläu- 
biger, welchem ein Kaufmann in zwei Jahren 40 Percent der Forderung zu zahlen 
verſprach, „wenn er in befiere Bahlungsverhältnifie gelangt fein werbe,* kann 
nad) Ablauf der zwei Sabre, da der Kaufmann das Gefhäft noch in gleicher 
Weiſe fortbetreibt, bie Zahlung der 40 Percent forbern; denn ber in der Natur der 
Sadıe begrünveten Annahme gegenüber, daß ſich bie Verhältniffe des Kaufmannes 
in Folge des Moratoriums und Schuldnachlaſſes bei ungeſchwächtem Betrieb 
gebeflert haben, fan dem Kläger ein weiterer Beweis nicht aufgelaftet werben. 

Entſch. v. 23. December 1858, Nr. 14393 (689 ©.-U.). Die Eoncure- 
mafle kann die Einverleibung des Eigenthumsrechtes nur verlangen, wenn fie 
aud) in die vertragsmäßig bedungene gleichzeitige Einverleibung des Pfandrechtes 
für den Kaufſchillingsreſt willigt. 

Entſch. v. 20. October 1858, Nr. 10636 (2049 ©.-U.). Das Ber- 
mächtniß mit ver Beſtimmung der Auszahlung, „ſobald“ Legatar das 25. Lebend- 
jahr erreicht habe, wird von dem, vor biefem Termine, jedoch nad tem Erbl., 
verftorbenen Legatar auf feine Erben transmittirt (8. 684 B. ©.); denn biefer 
Termin ift von der Art, daß er kommen muß und fließt daher nad 8. 706 
ibid. den Begriff der Bedingung aus. 

Entſch. v. 15. December 1857, Nr. 9689 (1043 ©.-U.). Das einem 
Verſchollenen für den Fall feiner Rückkehr binnen einer beftimmten Zeitfrift zu- 
gewenvete und hierdurch bedingte Vermächtniß kann, fo lange es von dem Ver⸗ 
fhollenen oder deſſen Erben nicht erworben ift, auch nicht zur Befriedigung von 
Glaubigern verwendet werben. Auf den Umftand, daß der Legatar Notherbe ift 
"und baher die Bedingung als Belaftung feines Pflichttheild nad 88. 762 u. 
774 3. ©. möglicherweife (8. 788 ibid.) ungiltig fein könne, kann von Amts 
wegen nit Rüdfiht genommen werben; deßhalb ftünde nur dem Curator des 
Verſchollenen, nicht deſſen Gläubigern ein Anfechtungsrecht zu [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 8. Juli 1857, Nr. 4314 (411 ©.-U.). Wenn der Schuld- 
nachlaß nur unter ber Bedingung genauer Einhaltung ver bewilligten Termine 
bezüglich des Forderungsreſtes zugeftanden wurde, fo kann der Gläubiger, fobald 
er wegen Nichtzuhaltung ber Termine ven Rechtsweg betritt, die ganze (urfpräng- 
lie) Schuld fordern. 

Entſch. v. 3. Mai 1854, Nr. 4497 (P. ©. 588). Das legtwillige 
Einſchuldungsverbot muß im Grundbuche ausgezeichnet werden, menn aud ber 
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Erbe, der fi) unbebingt aus dem Teftamente erbserlärt hat, fpeciell hiergegen 
proteflirt (8. 816 B. ©.). 
d) Bedingung der Nichtverehelichung; 
(8. 700 — ogl. 9. 696; 88. 178, 174, 251, 258. @.; Hofb. v. 28. Mai 1844, Ar. 807 9.8. ©.) 

8. 800. Die Beringung, daß der Erbe oder der Regatar fi, felbft nach erreichter Groß⸗ 
jahrigkeit, nicht verehelichen ſolle, iſt als nicht beigefegt anzufehen. Nur eine verwitwete 
Berfon muß, wenn fie ein ober mehrere Kinder hat, die Bedingung erfüllen. Die Bedingung, 
daß der Erbe ober Legatar eine beftimmte Perfon nicht heirate, Tann gültig auferlegt werben. 

Entf. v. 18. Februar 1869, Nr. 10792 (©. H. 1869). Der unter 
der Bedingung fittlihen Betragens und Verbleibens im ledigen Stande vermadte 
Fruchtgenuß ift nicht verwirkt, fo lange die Fruchtnießerin fih nicht eine firafs 
gefeglih verpönte unfittlihe Handlung zu Schulden kommen läßt. 

Entf. v. 23. December 1862, Nr. 8251 (1618 ©.-U.). Wenn das 
eine Kind nad dem Tode des Erbls. ebenfalls flirht, fo Tann die Witwe ohne 
bie legtwillige, unter der Bedingung bes Witwenftandes ihr gemachte Zuwendung 
zu verwirten, fich wieder verehelichen (cessante ratione legis, cessat lex ipsa), 
eingetragen in's Indicatenbuch Nr. 53: Die einer verwitweten Perſon, 
welde von dem Erbl. mit einem Erbtheile oder Bermädtniffe be- 
dacht worden ift, in Gemäßheit des 8. 700 ®. ©. auferlegte Bedin⸗ 
gung, ſich nicht zu verehelihen, verliert ihre Wirkſamkeit, ſobald vie 
bedachte Perſon ihrer zur Zeit des Todes des Erbls. vorhandenen 
Kinder verluftig geworben ift. 

Entf. v. 15. December 1857, Nr. 10779 (P. ©. 484). Die An- 
orbnung, daß die Tochter einen über den Pflichttheil hinausgehenden Vorteil nur 
fo Tange genieße, als fie nicht durch eine Verehelihung Verforgung finde, fällt 
nicht unter die Sanction des 8. 700 B. ©. und ift zuläffig. 

Entf. v. 1. April 1857, Nr. 1978 (327 ©.-U.). Die Bedingung 
des Witwenftandes iſt überhaupt nicht eine abfolut unzuläffige im 
Sinne des 8. 698 B. ©., und der 8. 700 ibid. erfheint nur als eine 
Ausnahme von der Negel des 8. 699 ibid., ift fomit nicht ungebühr- 
lid ausdehnend zu erklären [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 16. December 1852, Nr. 13226 (P. ©. 483). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 10779 ex 1857. 


e) wenn die Bedingung bei dem Leben des Erblaffers erfüllt worden. 
(8. 701 — vgl. #6. 89789 8. 8.) 
8. vo1. Iſt die in der legten Willenserklärung vorgefchriebene Bedingung fon bei dem 
Leben des Erblaſſers eingetroffen; fo muß die Erfüllung derſelben nad) dem Tode des Erb- 
laffer® nur dann wiederholt werden, wenn bie Bedingung in einer Handlung des Erben ober 
Legatars befteht, welche von ihm wiederholt werben kann. 


O5 die Bedingung auf auf die Rachberufenen anszudeßnen fei. 
(8. 708 -- vgl. 68. 606, 658; 9. 568 ©. ©) 
8. 168. Eine dem Erben ober Legatar beigerüdte Bedingung ift, ohne ausdrückliche Er⸗ 


Uärung des Erblaſſers, auf den von bem Erblaffer nachberufenen Erben ober Legatar nicht 
auszudehnen. 


Wirkung einer mögliden aufſchiebenden Bedingung. 


(@&. 708 — ogl. 8. 699 8. G.) 

8. 168. Zur Erwerbung eines unter einer auffiebenden Bedingung zugedachten Nachlaffes 

iſt nothwendig, daß die bedachte Perſon die Erfüllung der Bedingung überlebe, und bei dem 
Eintritte derfelden erbfähig fet. 
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Entfd. v. 15. März 1870, Nr. 11854 (8749 ©.-U.). Nachdem bie 
Erblafjerin ihr Haus dem min. Sohne ihres Schwagers vermadte, und das R., 
ſelbes um ven Schägwerth zu Übernehmen, demjenigen der vier Söhne, „welcher 
nit das väterlihe Haus bekommt,“ einräumte, Tonnte dieſes R. erft dann aus⸗ 
geübt werben, wenn die vier Söhne das väterliche Erbe teilten, daher ein Sohn 
das väterlihe Haus befam und das Haus ver Erblafjerin durch Erlöſchen des 
daran einem Dritten vermachten Fruchtgenußes in ben Befig und Genuß ber 
vier Söhne gekommen war. Das Uebernahmsrecht war daher unter einer auf 
ſchiebenden Beringung vermacht, und konnte erft bei Eintritt derfelben vom Le- 
gatar erworben, fräher alſo auf Andere nicht Übertragen werben. 

Enifch. v. 27. April 1869, Nr. 4473 (3391 ©.-U.). Die Sicher 
ſtellung des Gläubigerd des Nacherben auf der fideicommiſſariſchen Erbſchaft ift 
unzuläffig, weil, fo lange der Fiduciar lebt, noch fein R. des Nacherben 
im Sinne des $. 703 8. ©. eriftent geworben iſt; ber 8. 822 Ibid. 
aber die Bormerfung nur auf ein dem Erben bereitö angefallenes 
Erbgut geftattet, und keineswegs ein erwartete Erbredt als ſolches 
in Pfändung gezogen werden barf. 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 3874 (3376 G.⸗U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 4473 ex 1869. 

Entf. v. 10. December 1867, Nr. 9316 (2942 ©.-U.). Das ver 
Nichte auf den Fall ansgefegte jährliche Legat, daß der Erbe fie aus dem Haufe 
entfernen follte, ift bei der Ungewißheit, ob ber geſetzte Fall eintreten werde, nad 
8. 704 B. ©. als ein bedingtes anzufehen. Der Vormund der min. Nichte ift 
(nad $. 236 ibid.) zur Erwirkung der Sicherftellung berechtigt und verpflichtet. 

Entſch. v. 14. Auguft 1866, Nr. 7281 (2579 ©.-U). Aehnl. der 
Entf. Nr. 4473 ex 1869. 

Entf. v. 13. Auguft 1861, Nr. 5060 (1373 ©.-U.). Die Zuerten- 
nung eines von einer noch unerfüllten —— abhängigen Rs, durch 
Wi unzuläffig (8. 867, 699, 703 ®. ©. und $. 248 a. ©. O.). 

ntjd. v. 17. Jänner 1855, Nr. 11549 "(62 ©®.-U.). Ehe nicht ber 
ER eingetreten, und bamit einerfeits das R. ber fiveicommiflarifchen 
Subftitution exiftent geworben, andererfeits entfchieden ift, inwiefern die nur auf 
eine Quote des Nachlaſſes haftende Subftitution durch den Berfauf von Nadlaf- 
gegenftänden tangirt werbe, können die Subftituirten weber gegen den Fiduciar 
felbft, nody wider die Käufer Magbar auftreten (88. 545, 708, 819 B. ©.). 


2. Zeitpunkt. 
8 708 — vgl. 58. 558, 571, 706 8. ) 

8. 104. ft e8 ungewiß, ob ber Zeitpunkt, auf welchen ber Erblaſſer das zugedachte Recht 
einſchränkt, kommen oder nicht kommen werde; fo wird biefe Einſchränkung als eine Bebin- 
gung angefehen. 

Entſch. v. 25. Auguft 1874, Nr. 5525 (5454 G.-U.). Die in ber 
Einantwortungsurkunde enthaltene Claufel „nach erlangter Großjährigfeit“ enthält 
eine Bedingung, welde nur dann nad) Borfchrift des 8. 699 B. ©. als genau 
erfüllt gelten Tann, wenn nachgemwtefen wirt, baß der damals Min. wirklich das 
24. Lebensjahr vollendet hat. 

Entf. v. 10. December 1867, Nr. 9316 (2942 ©.-U.). Das der 
Nichte auf den Fall ausgefegte jährliche Legat, daß der Erbe fie aus dem Haufe 
entfernen follte, ift bei der Ungewißheit, ob der gejegte Fall eintreten werde, nad 
8. 704 B. ©. als ein bebingte® anzufehen. 
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& 705 — vgl. 9. bei 8. 706 eit.) 

8. 805. fi der Zeitpunkt von der Urt, daß er kommen muß; fo wird das zugedachte Recht, 
wie andere unbebingte Rechte auch auf bie Erben der bedachten Berfon übertragen, und nur 
bie Uebergabe bis zum gefegten Termine verſchoben. 

Entſch. v. 10. Februar 1876, Nr. 12806 (©. Big. 1876, Nr. 26). 
Da der Erbl, nicht eine beftimmte Summe Geldes, fondern den Reſt einer ver- 
fiherten Forderung auf den Todesfall geſchenkt hat, fo wären die Erben der vor 
dem Schenker verftorbenen Schentnehmerin nad 88. 705, 900 u..918 B. ©. 
zwar berechtigt, die unentgeltliche Ueberlafiung der geſchenkten Sache zu fordern; 
nachdem aber der Erbl. diefen Forderungsreſt eincaffirt hat, ift die Ueberlafſung 
der Forderung unmöglich ($. 1414 ibid.) geworden. Ein Erfaganfprud ift 
nicht begründet (88. 1296 u. 1447 ibid.). [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 20. October 1858, Nr. 10636 (2049 ©.-U.). Das Ber 
mähtnig mit der Beflimmung der Auszahlung, „fobald“ ver Legatar das 
25. Lebensjahr erreicht hat, wird von dem, vor biefem Termine, jebod nad; dem 
Erb. geftorbenen Legatar auf feine Erben transmittirt ($. 684 B. ©.); denn 
biefer Termin ift von der Art, daß er fommen muß, und fdließt daher nad 
8. 705 ibid. den Begriff der Bedingung ans. 


@. 706 — vgl. 6. 698 8. G.; Hofb. v. 16. November 1826, polit. ®. ©. 54. Dh.) 
8. 106. Wäre es offenbar, daß die in ber legten Anordnung ausgemeſſene Zeit nie kommen 
Tönne; fo wird die Beſtimmung biefer Zeit wie die Beifegung einer unmöglichen Bedingung 
angelehen. Nur in dem Falle, daß der Erblaſſer wahrſcheinlich bloß in ber Berechnung ber 
Zeit fi geirrt hat, wird der Zeitpunkt nach dem wahrſcheinlichen Willen des Erblaſſers zu 
beftimmen fein. 


Rechtsverhaltniß Bei einer Bedingung oder einem Zeitpunkte zwiſchen 
der bedachten und der ihr nahfolgenden Nerfon. 
@. 707 — vgl $. 696 8. ©) 
8. 108. So lange das Recht des Erben oder des Legatard wegen einer noch nicht erfüllten 
Bedingung, oder wegen des noch nicht gelommenen Zeitpunkte® verſchoben bleibt, fo lange 
finden im erften Falle zwiſchen dem gefelichen und eingefegten Erben, und im zweiten Falle 
swilhen dem Erben und Legatar, in Hinficht auf den einftweiligen Befig und Genuß des 
Nacplafies oder Legats, die nämlihen Rechte und Verbindlicgleiten, wie bei einer fldeicom« 
miſſariſchen Subſtitution ftatt. 

Euntſch. v. 7. Mai 1872, Nr. 4769 (4601 ©.-U.). Mit der Anord⸗ 
nung des Erbls. welder feiner Tochter den Fruchtgenuß des ganzen Nachlaſſes 
vermachte, und „ihre Kinder, fo viel derem bei ihrem Ableben vorhanden fein 
werden, zu gleichen Theilen“ zu Univerfalerben einſetzte, find die Entel des Erbls. 
einander wechſelſeitig fubftituirt, die bereit vorhandenen bedingungslos berufen und 
nur rüdfichtlih der Theilung durch das Erleben des Todes der Mutter und all- 
fälliger nachgeborner Geſchwiſter beſchränkt. Diefe Anordnung widerfpricht nicht 
dem im $. 532 ®. ©. aufgeftellten Begriff des Erbrechtes, fie ift nah Hofd. 
v. 29. Mai 1845, Nr. 888 I. ©. ©., zuläffig und $. 707 B. ©. hier nit 
anwendbar. 

G. 708 — vgl}. 618 8. ©) 
8. 166. Wer eine Erbſchaft oder ein Vermächtniß unter einer verneinenden oder aufldfenden 
Bedingung; oder, nur auf eine gewifle Zeit erhält, hat gegen ben, welchem die Erbſchaft, oder 
das Bermäcdtniß, beim Eintritte der Bedingung, ober des beftimmten Zeitpunktes zufällt, bie 
nämlichen echte und Verbindlichkeiten, welche einem Erben ober Legatar gegen den fideicom⸗ 
miſſariſchen Subftituten zukommen ($. 618). 
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3. Auftrag. 


(6. 709 — vgl. 86. 606, 698; 94. TIL, 614; 48. 710, 817; 98. 587, 545, 568, 684; 8. 618; u. SIT—B19 1. @.; 
®. 168 Wbh.-Pat.) 


8. 109. Hat der Erblaffer Jemanden einen Nachlaß unter einem Auftrage zugewendet; fo 
iſt dieſer Auftrag als eine auflöfende Bedingung anzufehen, daß durch die Nichterfüllung des 
Auftrages der Nachlaß verwirkt werben folle ($. 696). 

Plenar-Entfd. v. 27. März 1877, Nr. 14576 ex 1876 (9.8. 1877, 
Nr. 20). Die Einfegung eines Notherben zum Univerfalerben mit der Anord- 
nung, daß er andere Notherben des Erbls. adoptire, ift ein giltiger Auftrag 
(8. 709 ®. ©.), wenn auch vefien Erfülung nicht von dem Inſtituirten allein 
abhängt. Der duch Nichterfüllung diefes Auftrages verwirkte Nachlaß fällt an 
bie gejeglihen Erben; doch ift hierbei der eingefegte Erbe nicht ausgefchloffen, 
wenn er ein Noiherbe ift ($. 767 ibid.), und muß ihm jedenfalls der Pflichttheil 
gewahrt werben. 

Entf. v. 3. Februar 1875, Nr. 1073 (5617 ©.-U.). Die Anordnung 
im Teflamente, daß ein Notar Teftamentserecutor und Abhandlungspfleger fein, 
und der Erbe ihm hierzu die Vollmacht ertheilen fol, ift keineswegs nad) 8. 816 
3. ©. unzuläffig, fie enthält einen Auftrag an den Erben im Sinne bes 
8. 709 ibid. 

Entf. v. 18. April 1872, Nr. 1547 (4581 ©.-U.). Der Vorbehalt 
ter Verzinfung an den Schenker auf deſſen Lebensdauer widerfpriht nicht dem 
Charakter der Schenkung, fondern ift ein nad 8. 901 B. ©. in fine und 
88. 709 u. 710 ibid. rechtsverbindlicher Auftrag. 

Entf. v. 20. October 1870, Nr. 5951 (3917 ©.-U.). Die teftamen- 
tarifhe Anordnung, „Weiterd wird bebungen, daß meiner Tochter... .. bie 
bisherige Wohnung, beftehend aus..... überlaflen bleibe; ſollte aber viefelbe 
in ber Folge nicht in dieſem Haufe verbleiben fönnen, fo ꝛc.,“ — enthält feinen 
bloßen Yuftrag, fondern ein Vermächtniß, für welches aber bie Legatare nach 
8. 683 B. ©. Sicherſtellung zu fordern berechtigt find. 

Entid. v. 17. April 1867, Nr. 2692 (2783 ©.-U.). Der Befiger der 
mit der Meflenftiftung behafteten Realität muß die Zinfen, auch ohne vorherigen 
Nachweis der Perfolvirung auszahlen, weil die Perfolvirung ver Meſſen nicht eine 
dem Pfandfhuloner, fondern dem Stifter gebührliche Leiftung ift, deren Erfüllung 
das Ordinariat zu Überwachen hat [Schlußfolgerung], — und da bie Perfolvirung 
der Mefien und deren Zahlung von der vorläufigen Zinfenabftattung, jetod für 
den Pfandſchuldner felbft, nur mit analoger Anwendung des 8. 709 B. ©. nicht 
tefolutiv, fondern nur ſuspenſiv bebingt war, meil er fid font durch einen Zinfen- - 
rüdftand von ber ferneren Entrichtung der Zinfen im Wiverfpruch mit der Stif⸗ 
tungsurkunde und offenbar widerrechtlich befreit haben würde. 

Entfd. v. 14. December 1864, Nr. 9397 (2028 ©.-U.). Die ohne 
Nennung einer beftimmten Perfon, melde die Meſſen lefen fol, an den Erben 
gerichtete Anordnung, Seelenmefjen für den Erbl. leſen zu laſſen, ift fein Ber- 
mächtniß fondern ein Auftrag; e8 hat daher nicht die Kirchenvertretung, fondern 
der Erbe die dießfällige Gebühr zu entrichten, 

Entf. v. 21. September 1864, Nr. 7196 (1978 ©.-U.). Wenn durch 
das Ausfuhrperbot die vertragsmäßige Ueberfendung von Waffen an einen bes 
fimmten Erfüllungsort der Fabrik unmöglich wurde, fo ift doch im Big. bie 
Ueberfendung gerade an diefen beflimmten Ort nicht von der Fabrik zur Bedin⸗ 
gung gemadt, wie aus allen weiteren Modalitäten fih ergibt; es könnte daher 
nad 88. 901 u. 709 8. ©. die Unmöglichkeit der Verſendung an biefen Ort 
wohl als auflöfende Bedingung für den Beſteller, nicht aber für die Fabrik an- 
geſehen werben, — 
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Entf. v. 29. December 1859, Nr. 13601 (944 ©.-U.). Der Erbe, 
welchem die im ZTeftamente ihn unter der Bedingung, einem Dritten ben Unter 
halt zu gewähren, zugewendete Erbſchaft eingeantwortet wurde, Tann fi von 
dieſer Verpflichtung nicht durch den Nachweis befreien, daß die Bſchft. zur Ber 
friedigung der Gläubiger nicht ausreide. 

Entſch. v. 30. April 1852, Nr. 4149 (P. ©. 587). Das Gericht ift 
verpflichtet, dafür zu forgen, daß der Wille des Erbls. volltommen in Erfüllung 
gebe, und kann daher felbft ein von fämmtlihen Erben getroffenes Uebereinkommen, 
welches mit ber Verfügung des Erbls. im Widerjpruche fteht, nicht genehmigen 
(. 816 8. ©.). 


(4. 710 — vgl, bei $. 709 cit. unb 6. 817 8. ©) 
8. 110. In dem alle, daß der Auftrag nicht genau erfüllet werben kann, muß man dem⸗ 
ſelben wenigitens nach Möglicgkeit nahe zu kommen fuchen. Kann auch dieſes nicht gefchehen, 
fo bepält doch der Velaftete, wofern aus dem Willen des Erblaſſers nicht das Gegentheil er 
hellet, den zugedachten Nachlaß. Wer fi zur Erfüllung des Auftrages ſelbſt unfähig gemacht 
hat, wird bes ihm zugedachten Nachlaſſes verluftig. 

Entſch. v. 29. December 1859, Nr. 14911 (946 G.-U.). Wenn ber 
Erbl. in zufammenhängender legtwilliger Anordnung feiner Witwe die unentgelt- 
lie Wohnung in feinem Haufe legirt, und dem Erben die Veräußerung des 
Haufes unterfagt, fo ift, nachdem die Witwe vor geſchehener Einantwortung 
ſtarb, das Haus ohne die Belaſtung mit dem Beräußerungsverbot dem Erben 
einzuantworten. : 

G. 711 — vgl, $. 484; N. 614, 610; 8. 901, 915 8. ©.) 

9. var. Wenn der Erblaſſer die Abficht, wozu er den Nachlaß beftimmt, zwar ausgebrüdt, 
aber nit zur Pflicht gemacht hat; fo kann die bedachte Perfon nicht angehalten werden, den 
Nachlaß zu diefer Abſicht zu verwenden. 

Entfd. v. 20. Februar 1868, Nr. 1425 (3002 G.⸗U.). Das ber 
Tochter und dem Schwiegerfohne inter vivos eingeräumte lebenslänglihe Wohnungs- 
recht fteht dem Schwiegerfohne aud nad) dem Tode der kinderlofen Tochter, fowie 
für feine zweite Frau ſammt deren Kindern zu, weil die Abſicht, dadurch die be- 
fimmte Ehe feine Tochter zu begünftigen, von dem Schwiegervater, wenn auch 
ausgedrückt, fo doch nicht zur Bedingung gemacht ift (58. 485, 505, 521, 711 
u. 901 8. ©.). 

(8. 718 — vgl, 68. 697, 698 8. ©.) 
8. 718. Die Anordnung, wodurch der Erblaſſer feinem Erben eine unmögliche ober uner- 
laubte Handlung mit dem Beiſatze aufträgt, daß er, wofern er den Auftrag nicht befolgte, 
einem Dritten ein Legat entrichten ſoll, iſt ungiltig. 


Yon Aufhebung der Anordunngen, und zwar: 1. durch Grrid- 
tung einer neuen Anordunng; eines Geflamentes; 
(6. T18 — vgl. 46. 7146-735; 8. 554; 69. 558, 578, 506 ©. ©.) 
8. 118. in früheres Teſtament wird durch ein fpäteres giltiged Teftament nit nur in 
NRüdficht der Erbseinfegung, fondern aud in Rüdfiht der Übrigen Anordnungen aufgehoben; 
dafern der Erblaffer in dem letztern nicht deutlich zu erkennen gibt, daß das frühere gang oder 
zum Theil beftehen folle. Diefe Vorſchrift gilt auch dann, wenn in dem fpätern Teftamente 
der Erbe nur zu einem Theile ver Erbſchaft berufen wird. Der übrig bleibende Theil fällt 
nicht den in dem früheren Teftamente eingefegten, fonbern den geſetzlichen Erben zu. 


Entf. v. 4. Februar 1876, Nr. 9354 (6013 ©.-U.). Bon den beiden 
Teftamenten, deren früheres den Beilag enthält, es folle „allein Giltigleit haben 
und jede etwa vorfindige fpäter gefertigte letztwillige Anordnung null und nichtig 
fein" —, ein fpäteres aber mit der Erklärung fließt: „Alle meine letztwilligen 
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Anordnungen, Teftamente und Codicille follen aufgehoben fein“ ift nur das früs 
here giltig. Die 88. 713 u. 716 B. ©. enthalten die erſchöpfende 
Norm über Aufhebung eines früheren Teftamentes durch ein fpä«- 
— ..... für jenes frühere Teſtament, welhem der Beiſatz ans 
gehängt iſt, daß jede fpätere Anordnung überhaupt oder dann, wenn 
fie nit mit einem beftimmten Merkmale verfehen ift, null und nich— 
tig fein foll, wird in 8. 716 ibid. die Ausnahme ftatuirt, baß das 
frühere nur dann befeitigt fei, wenn in dem fpäteren Teftamente der 
gedachte allgemeine oder befondere Beiſatz ansbrüdlih aufgehoben 
worden ifl, d. b. die Aufhebung des Beifages muß durd darauf be- 
sugnehmende und eben fo prägnante Worte erfolgen. 

Entſch. v. 13. Yuli 1875, Ne. 7775 (65795 ©.-U). Die Ehepacte, 
worin es heißt: „Beide VBrautleute errichten hiermit für den Fall ihres kinder⸗ 
Iofen Ablebens ein wechſelſeitiges Teftament, und fegen fi für diefen Fall gegen- 
feitig zu Univerfalerben ein“, enthalten hierin feinen Erbvertrag, fontern eine 
legtwillige Anordnung. Durch das fpätere die Geſchwiſter zu Erben einfegende 
Teftament wird diefelbe nah $. 713 B. ©. unwirkſam. 

Entſch. v. 14. Juni 1870, Nr. 7003 (3812 ©.-U.). Da die Ehepacten 
in dem die Kinder aus ber geſchloſſenen (zweiten) Ehe zu Erben einfegenden 
Theile nur ein Teftament find (8. 1249 B. ©.), welches durch das fpäter er- 
richtete Teftament, aus dem die Finder erfter Ehe ſich erbserklären, aufgehoben 
wird, fo ift den Kindern zweiter Ehe die Klägerrolle zuzumeifen ($. 713 ibid. 
und 8. 126 Abh.-Bat.). 

Entſch. v. 11. Jänner 1870, Nr. 8352 (3651 ©.-U.). Wenn nad) 
den Ehepacten der ganze Nachlaß dem Überlebenden Gatten zufallen fol, wogegen 
diefer den nächſten Verwandten der BVerftorbenen 1000 fl. auszuzahlen habe; in 
einem fpäteren Teftamente aber der Erbl. feine Gattin auch als Erbin einfette, 
und die nächſten Verwandten mit nur 100 fl. bedachte, fo ift, ungeachtet der 
Bertragsnatur der Beſtimmung in den Ehepacten (melde auch ohne ausdrückliche 
Wiverrufse Berzichtöerllärung angenemmen wird) die Zumwenbung der 1000 fl. 
dafelbft nur ein widerrufliches Vermächtniß, weldes durch das fpätere Teftament 
nad) $. 713 B. ©. aufgehoben wurbe. 

Entſch. v. 6. Februar 1867, Nr. 879 (2734 ©.-U.). Da nad über 
einftimmenven Ausfagen der Erbl., als der bairifhe Notar herbeigeholt worden 
war, um feinen legten Willen aufzunehmen, erklärte, er wolle feinen unehelichen 
Sohn als Erben einfegen, mwornad ein nad 88. 585 u. 586 B. ©. giltiges 
mündliches Teftament zu Stande fam, dann aber durch ben Ausſpruch des bais 
rifhen Notare, daß eine folhe Anortnung nad öfterreihifhem R. nicht giltig 
fei, irregemadt, feinen Bruder im fhriftlihen Teftamente einfegte; fo ift das 
ſchriftliche Teftament nad $. 572, Abf. 2 ibid., ungiltig und fohin das frühere 
mündliche durch ſelbes nicht aufgehoben worden ($. 713 ibid.). 

Entſch. v. 27. März 1866, Nr. 2073 (2428 ©.-U.) Die als „un 
wiberruflie (irretrattabile) legtwillige“ bezeichnete Berfägung faun durch ein 
fpätere® Teftament, ohne darin diefe frühere Anordnung zu widerrufen, aufge 
hoben merben, weil die in 8. 716 B. ©. gemachte Ausnahme von der Norm 
des $. 713 ibid. ftricte zu interpretivem iſt, und obiger Beifag ber cafjatorifhen 
Clauſel nicht gleihgehalten werben fann, weil die Unwiderruflickeit, außer in 
dem Falle der 88. 956, 1249 u. 1254 ibid., gegen das ©. verftößt. 

Entſch. v. 6. April 1858, Nr. 2552 (585 ©.-U) Wenn aus ben 
Ausfagen der Zeugen bed mündlichen Teftamentes auch mur fo viel mit Sicher⸗ 
heit hervorgeht, daß der Erbl. Erbseinfegungen verfügte, — wiewohl es zweifels 
haft bleibt, wen er einfegte — und das frühere ſchriftliche Teftament im Punkte 
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ber Erbseinfegung nicht aufrecht erhalten wollte, fo iſt Das frühere ſchriftliche Te⸗ 
flament als aufgehoben zu betrachten. 

Entf. v. 5. Mai 1857, Nr. 2963 (335 G.-U.). Die dem Bedachten 
eingehänbigte Urkunde, worin ber Erbl. vemfelben x fl. verfpricht, fpäteftens nad 
feinem Tode zahlbar, „auf jeden Fall, wenn er auch im Teſtamente nicht vor- 
kommen follte*, iſt ein Codicill, welches durch das fpätere Teftament nidt auf 
gehoben wurde (8. 713 B. ©.). 

- Enifd. v. 20. Jänner 1857, Nr. 328 (279 ©.-U.). Ein fpäteres 
Codicill hebt ein früheres Teftament nur, wenn darin die frühere Erbseinfegung 
widerrufen wird, auf. 

Entf. v. 26. November 1856, Nr. 9447 (239 ©.-U.). Wenn aud 
die derogatorifhe Elaufel, wie fie der Erbl. anordnet („A porta 
inferi erue, Domine, animam meam! — wenn diefe Elaufel nit 
Bort für Wort aufgenommen [levata] wird, fo foll immer mein 
gegenwärtiges Teflament aufreht erhalten werben“), niht gerade 

- jenen Worten entſpricht, mit welden im 8. 716 3. ©. die von der 
allgemeinen Regel des 8. 713 ibid. gemadte Ausnahme ausgedrückt 
wird, fo folgt daraus noch nit, daß diefer Beifag wirkungslos fein 
mäffe. Die Ausprüde, deren fih jener Paragraph bevient, find 
nicht bindend, er läßt dem Erbl. volle Freiheit, feinen Willen 
durd jene Ausprüde zu bezeichnen, welde ihm bie angemeffenften 
feinen. 

Entſch. v. 8. April 1856, Nr. 2844 (183 G.-U.). Der Erbl. kann 
tie Wirkung der berogatorifhen Clauſel feines Teftamente® auch auf eine ber 
ſtimmte Zeit beſchränken (bis Ende 1842); diefes Teftament wird demnach durch 
ein nach jener Zeit (1843) errichtetes aufgehoben. 

Entf. v. 13. Februar 1855, Nr. 700 (72 ©.-U.). Eine letztwillige 
(wicht vertragsmäßige) Anordnung, welde ver Erbl. für „unwiderruflich“ erklärt, 
wird gleichwohl durch jedes fpätere Teftament auch ohne ausprüdlihen Widerruf 
aufgehoben, weil die Unwiderruflichkeit der Natur ber Iegtwilligen Anordnung 
zuwiderlãuft. 


oder Godicifles; 


@ 710 — vol. 9. 835, 588; 1. 716; 4. 719 8. 8.) 

8. 4124. Dur ein fpäteres Codicill, deren mehrere neben einander beftehen können, werben 
frühere Bermächtniffe oder Codicille nur infofern aufgehoben, als fie mit demſelben im Wider- 
ſpruche ftehen. 

Entſch. v. 20. Yänner 1857, Nr. 328 (279 ©.-U.). Ein fpäteres Co- 
dicill hebt ein früheres Teſtament nur, wenn darin die frühere Erbseinſetzung 
widerrufen wird, auf. 

Entf. v. 16. Yuli 1852, Nr. ? (G. Ztg. 1853, Nr. 86). Ungeachtet 
ber Vorfchrift des $. 714. ©. können frühere Codicillarbeſtimmungen durch fpätere 
aufgehoben fein, wenn durch Zeugen oder aus dem Inhalte der Codicille in Ber- 
bindung mit anderen Umfländen erwiefen ift, daß der Erbl. dieß beabfichtigte. 

Entf. v. 16. Jänner 1851, Nr. 7213 (P. ©. 487). Ein fpäteres 
Teftament hebt ein früheres Codicill an und für fi nicht auf. 


G. 715 — vgl. 94. 588, 578; $. 718; 88. 839, 825 ©. ©.) 
8. 115. Kann man nicht entſcheiden, welches Zeftament oder Codicill das fpätere fei; fo 
gelten, infofern fie neben einander beftehen können, beide, und es kommen die im Hauptftüde 
von der Gemeinſchaft des Eigenthumes aufgeftellten Borfcriften zur Anwendung. 
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ungeachtet der früßer erklärten Anabänderligkeit. 


@. 716 — vgl. $. 718 8. ©.) 
8. 116. Der in einem Teftamente oder Codicille angehängte Beiſatz: daß jede ſpätere An- 
ordnung überhaupt, oder wenn fie nicht mit einem beftimmten Merkmale bezeichnet ift, null 
und nichtig fein folle, verhindert zwar den Erblafler nicht, feinen legten Willen zu verändern; 
allein wenn er in der fpäteren Berorbnung ben eben angeführten allgemeinen, ober befonderen 
Beifag nicht ausdrücklich aufpebt, fo wirb nicht fein fpäterer, ſondern fein früherer Wie für 
gültig angenommen, 

Entid. v. 4. Februar 1876, Nr. 9354 (6013 G.-U.). Fur frühere 
Teftamente mit caffatorifher Elaufel wird in F. 716 B. ©. eine Ausnahme von 
ber Regel des $. 713 ibid. dahin flatuirt, daß das frühere Teftament 
nur dann befeitigt fei, wenn in der fpäteren Anorpnung die allge» 
meine oder befondere Clauſel ausbrüdlih aufgehoben worden iſt. Das 
©. fordert demnach die ausdrückliche, d. h. durch Worte erflärte, Aufhebung der 
in einem früheren Teflamente fpeciell getroffenen Verfügung. Diefe Auslegung 
entfpricht dem Wortlaute und der Mar bervortretenden Abfiht des Gefetzgebers; 
denn wenn eine Willensmeinung in einer fo prägnanten Weife zum Vorſchein 
tommt, fann die Willensänderung nur dann als gewiß angenommen werden, 
wenn fie in gleiher Urt zum Ausdrud gelangt. : 

Entſch. v. 27. März 1866, Nr. 2073 (2428 ©.-U.). Die „unmwiber- 
rufliche (irretrattabile) Tegtwillige” Verfügung kann durch ein ſpäteres Teftament, 
ohne darin diefe frühere Anorbnung zu widerrufen, aufgehoben werden, weil 
die in $. 716 B. ©. gemadte Ausnahme von der Norm des $. 713 ibid. 
ftricte zu interpretiven ift, daher obiger Beiſatz der caflatorifchen Clauſel nicht 
gleihgehalten werven Tann, indem bie Unwiderruflichkeit, außer in dem Falle der 
88. 956, 1249 u. 1254 ibid., gegen das ©. verftößt. 

Entſch. v. 27. Februar 1857, Nr. 332 (296 ©.-U). Der 8. 716 
B. ©. findet auf die Codicillarclauſel feine Anwendung, da er nur von fpäteren 
Anordnungen ſpricht, die Clauſel aber auf frühere Anorbnungen Bezug nimmt 
[Slußfelgerung]. 

Entſch. v. 26. November 1856, Nr. 9447 (239 ©.-U.). Die Aus- 
drüde, deren fi $. 716 B. ©. bevient, find nicht bindend, er läßt 
dem Erbl. volle Freiheit, feinen Willen durch jene Ausbrüde zu be— 
zeichnen, welche ihm die angemeffenften feinen. 

Entſch. v. 8. April 1856, Nr. 2844 (183 ©.-U.). Ein Teftament, 
worin bie cafjatorifhe Clauſel auf eine beftimmte Zeit in ihrer Wirkfamfeit bes 
ſchränkt wurde, wird dur ein nach dieſer Zeit errichteted Teſtament aud ohne 
ausdrüdlihen Wiverruf aufgehoben. 

Entfd. v. 19. Februar 1856, Nr. 1388 (161 ©.-U.; P. ©. 491). 
Unter teftamentarifher Anorbnung verfteht man fowohl Teftamente als Codicille; 
ein ſpäteres Codicill, worin die im früheren Teſtamente bezeichnete caflatorifche 
Elaufel nicht genau in der bezeichneten Weife am Ende vorfommt, ift ungiltig, 
wenn fi auch im Conterte die Worte der caflatorifhen Claufel finden. 

Entſch. v. 19. December 1855, Nr. 10812 (P. ©. 490). Durd die 
Erklärung, daß jedes frühere Teftament null und nichtig fein folle und nur das 
gegenwärtige aufredt zu erhalten fei, wird ein frühere mit der berogatorifdhen 
Clauſel „dominus nos benedicat‘‘ nicht aufgehoben, wenn biefelbe in dem fpä« 
teren Teftamente nicht vorlommt. 

Entſch. v. 13. Februar 1855, Nr. 700 (72 ©.-U.). Eine legtwillige 
(— nit vertragsmäßige —) Anordnung, welche der Erbl. für unwiderruflich 
erflärt, wird gleichwohl durch jedes fpätere Teftament, auch ohne ausprüdlihen 
Widerruf aufgehoben, weil die Unwiderruflichkeit der Natur der letztwilligen An« 
ordnung zumiderläuft. 


I. Zeil. 12. Hanptſt. Aufhebung bes Ichten Willens. 98. 716-720, 449 


2. durch Widerruf: 
@. 717 — vgl. 96. 719, 721, 782, 725 8. ©.) 
8. BAU. Wi der Exblaffer feine Anorbnung aufheben, ohne eine neue zu errichten; fo muß 
er fie ausprüdlih, entweder mündlich oder fhriftlich widerrufen, oder die Urkunde vertilgen. 

Entf. v. 26. October 1858, Nr. 11389 (©. 9. 1860, Nr. 19). Die 
Aufhebung eines Legates muß im beftimmter beutlich erfennbarer Weife, kann aber 
aud durch concludente Handlungen geſchehen. 

Entig. v. 17. Februar 1857, Nr. 333 (296 ©.-U.). 8. 716 8. ©. 
findet auf vie Codicillarclaufel feine Anwendung, da er nur von fpäteren An» 
ordnungen fpridt, bie Claufel aber auf frühere Anordnungen Bezug nimmt 
[Sätußfolgerung). Ein Codicill, weldhes mit den Worten „In aggiunto al mio 
testamento scrivo il presente codicillo‘‘. beginnend ein frühere® Teftament — 
ohne Angabe des Datums desfelben — bezieht, am Schluffe alle früheren An⸗ 
orbnungen aufhebt mit den Worten „annullando qualunque mis anteriore dis- 
posizione e succesiva, che non contenesse le seguenti parole: Amour & ma 
soeur I'* hebt das einzige vorgefundene frühere Teftament nicht auf; ſoll nicht die 
Anordnung mit fi im Widerſpruche fein, fo fann die Widerrufsclaufel nur be» 
deuten; daß die mit der Codicillaranordnung im Widerfpruc ftehenden fonftigen 
Anordnungen ungiltig fein follen; nicht aber gefolgert werben, daß auch bie ger 
machten Erbseinfegungen anullirt werden wollten. 


(6. 718 — vgl, I. 566-874; 9. 723 8. ©.) 
8. 918. Der Widerruf kann nur in einem ſolchen Zuftande giltig geihehen, worin man einen 
legten Wilden zu erklären fähig iſt. Ein gerichtlich erflärter Verſchwender kann feinen leiten 
Willen giltig widerrufen. 


a) einen ausdrücklichen; 


BD — vel. i 07-000. @.; 8.76 Kat. D, 0.26. Jul 1BTI, DET und A0. 61, 64 05 Ak. D, 
31. Dat 1868, . 8) 


8. v19. Ein mündliher Widerruf einer gerichtlichen oder außergerichtlichen letzten Anord⸗ 

nung erfordert fo viele und folhe Zeugen, als zur Giltigkeit eines mündlihen Teſtamentes 

nöthig find; ein ſchriftlicher aber, eine von dem Erblaffer eigenhändig gefchriebene und unter- 

ſchriebene, oder wenigftens von ihm und den zu einem ſchriftlichen Teftamente erforderlichen 
Zeugen unterfertigte Erklärung. 

Entſch. v. 5. Mai 1857, Nr. 2963 (835 G.U.). Daf der Liberations- 
vertrag, der Verzicht auf das Legat, etwa wie ber einfeitige Widerruf im alle 
des $. 719 B. ©. nur in fhriftliher Form giltig fei, läßt ſich nach den 8$. 538 
a. 551 ibid. nicht behaupten. Die bloße Hüdforderung der das Legat enthal- 
tenven dem Bedachten eingehändigten Urkunde ift kein Widerruf im Sinne der 
88. 719 u. 721 ibid. 


(6. 780 — vgl 98. 606, 699; 88. 666-874; 86. 677-001; 8. 774 0. @.) 
3. 920. ine Anorbnung des Erblaflers, wodurch er dem Erben oder Regatar unter ange 
drohter Entziehung eines Vortheiles verbietet, den Iegten Willen zu beftreiten, fol für ben 
— daß nur die Echtheit oder der Sinn der Erklärung angefochten wird, nie von einer Wir⸗ 
Tung fein. 

Entf. v. 20. Juni 1861, Nr. 3558 (1347 ©.-U.). Wenn ver Legatar 
dad Teftament darum anfiht, weil der Erbl. unterlafien bat, nach Vorſchrift 
des 8. 579 B. ©. den Aufſatz wenigftens in Gegenwart von zwei Teftaments- 
zeugen als feinen legten Willen zu beftätigen, fo bat er nicht die Echtheit, fon- 
dern die Giltigkeit wegen Bernadhläffigung einer vorgeſchriebenen Hörmlickeit be- 
ſtritten und es tifft ihm alfo der im erblafferifhen Verbote her ——— 
beſtreitung angebrohte Verluſt des Legates ($. 720 ibid.). 

Wiehl, bürgl. Gefegb. erl. 29 
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b) ſtiuſchweigenden; 


(6. 781 — vgl. . 863; 66. 678-581; 5. 585; $. 718 8. ©.) 

8. 181. Ber in feinem Teftamente oder Codicille bie Unterfrift durchſchneidet, fie durch- 
ſtreicht, oder den ganzen Inhalt auslöft, vertilgt es. Wenn von mehreren gleichlautenden 
Urkunden nur Eine vertilgt werben; fo kann man daraus auf feinen Widerruf ſchließen. 

Entf. v. 27. September 1862, Nr. 9794 (4716 G.⸗U.). Der Um- 
ftand, daß ein Teftamentsahfeg mit drei Stricken durchzogen ift, berechtigt für 
fih allein noch nicht, diefe Anordnung für widerrufen zu halten, denn die gejeßten 
Beftimmungen, in welden bie Unwirkfamfeit einer mit allen gefeglichen Erforder⸗ 
niſſen errichteten letztwilligen Anorbnung normirt wird, find ſtrenge auszulegen; 
nad) 8. 721 8. ©. ift aber nur das Durchſtreichen der Unterſchrift des Erbls. 
oder aber das Auslöſchen des Inhalts als ſtillſchweigender Wiverruf anzufehen, 
und der trog der Durchſtreichung noch vollſtändig lesbare Teftamentsabfag Tann 
als ansgeläfcht nicht betrachtet werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 4. December 1860, Nr. 10080 (1240 ©.-U.). Wenn ber 
Erbl. einen Theil des Teſtaments nur fo durchſtreicht, daß er noch vollſtändig 
lesbar bleibt, iſt die durchſtrichene Anordnung nod nicht als widerrufen anzufehen; 
ber 8. 721 B. ©. unterſcheidet unverfenubar zwiſchen vem Durchſtreichen der 
Unterfigrift und dem Anslöfhen oder Vernichten bes Inhalts. 

Entf, v. 5. Mai 1857, Nr. 2963 (885 ©.-U.), Die bloße Rüd- 
forberung der das Legat enthaltenden dem Bedachten eingehänbigten Urkunde, ift 
kein Widerruf im Sinne der 88. 719 u. 721 8. ©. 

Entſch. v. 24. Yuli 1855, Nr. 6743 (115 ©.-U.). Ein in mehrere 
Stüde zerrifienes Teftament ift infolange als aufgehoben zu betrachten, als nicht 
erwiefen wird, daß bie Zerftüdlung eine nur zufällige Krk fei. 

Entſch. v. ? (Wagner's Zeitfchr. 1833). Das Teftament ift nur dann 
buch die Vertilgung widerrufen, wenn nicht erwiefen wird, daß der Erbl. dabei 
in einem Zuftande fi befand, in welchem er zur Errichtung eines legten Willens 
unfähig war (8. 718 9. ©.); ber Widerruf ift einer Erklärung des legten 
Willens gleihzuachten. 

@ ma — mal. 4.8, 1200; 0. 596, 600; H,O, TR0. @; Mat. Du; 0. ME-E0 Bat. m. & Mat 1am, 


8. 988. Gind bie gedachten Berlegungen der Urkunde nur zufällig geſchehen, oder, iſt die Ur⸗ 
kunde in Verluſt gerathen; fo verliert ver legte Wille feine Wirkung nicht, wenn anders ber 
Zufall durch die in der Gerichtsorduung beftimmten Beweisarten, und ber Inhalt der Ur- 
tunde auf bie Art eriviefen wird, wie eine mündliche legte Anorbnung erwiefen werben muß. 

Entf. v. 16. November 1876, Nr. 8011 (6287 ©.-U.). Wenn aus 
den Umftänden bie Abficht des Erbls., ſchriftlich zu tefticen, nicht mit. Beftimmt- 
heit hervorgeht, hindert der Mangel ber für das ſchriftliche Teftament geforberten 
Formlichkeilen nicht, die duch die Urkunde zu Tage gelommene legtwillige An⸗ 
ordnung, falls die Bebingungen ver 88. 585 u. 586 B. ©. erfüllt worven find, 
als ein mundliches Teftament gelten zu lafien, da nah 8. 722 ibid. feleft bei 
Berluft des Xeftamentes, befien Inhalt nach 8. 772 ibid. auf die für mündliche 
Teftamente vorgeſchriebene Art, erwieſen werben fann. 

Eniſch. v. 4. März 1869, Nr. 2108 (3327 ©-U.). Gegenüber ben 
Inteftaterben ift der Erbe, welcher feine Re. auf ein verloren gegangened Teſta⸗ 
ment gründet, auf ben Rechtsweg als Kläger zu vermeifen, wenn er nicht nad) 
8. 722 B. ©. nachweiſt, daß der legte Wille feine Wirkung nicht verloren habe. 
Hierzu genügt die bloße VBeftätigung des Inhaltes (nicht auch ber geſetzlichen 
Form) des ſchriftlichen Teftamentes nicht. 

Entfd. v. 24. October 1854, Nr. 5642 (44 ©.-U.). Ans 8. 722 8. ©. 
ergibt ſich, daß eine als ſchriftliches Teſtament ungiltige legte Willensanorbnung 
als mindliches Teftament aufrecht erhalten werden kann. 


II. Theil. 12. Hauptf. Aufgebung bes Iehten Willens. 98. 7121726. 451 


(6. 723 — nel. n. TI8—1716; 5. 885 8. ©.) 
8. 128. Hat ein Erblafler eine fpätere Anordnung vernichtet, die frühere ſchriftliche Anord⸗ 
nung aber unverfehrt gelaffen; fo kommt die frlihere fchriftlicge wieder zur Kraft. Eine münd- 
liche frühere Anordnung lebt dadurch nicht wieder auf. 


sder c) vermutheten; 
(6. 724 — vgl 96. 668, 664, 1418, 1419; 15. 865, 662; 6. 863 ©. ©.) 
8. 124. Ein Legat wird für widerrufen angefehen, wenn der Erblaffer die vermachte Horde 
rung eingetrieben und erhoben; wenn er die Jemanden zugedachte Sache veräußert, und nicht 
wieder zurüderhalten; oder wenn er fie auf eine ſolche Art in eine andere verwandelt hat, daß 
die Sache ihre vorige Geftalt und ihren vorigen Namen verliert, 

Entfd. v. 24. Februar 1874, Nr. 1504 (5277 G.⸗U.). Im der Ceſ⸗ 
fion einer vermadten Forderung, liegt ein Widerruf des Vermächtniſſes. 

Entf‘. v. 21. März 1866, Nr. 2387 (2423 ©.-U.). Die Anorbnung 
bes Erbls. „endblidy verorbne ich, daß auf meiner Herrſchaft X Fromme Stiftungen 
tm Capitalöbetrage von 100,000 fl. errichtet werden follen; bie Art und Weife 
der zw errichtenden Stiftungen überlaffe ich dem Armeeobercommanbo,* ift dadurch, 
baß der Erbl. fpäter die Herrſchaft X verkaufte, nicht widerrufen. Die Analogie 
bes 8. 657 8. ©. greift nicht Play; denn nur nicht die Hypothek ber Herr- 
ſchaft X, wohl aber die 100,000 fl., das Object des Legates, find bar oder dem 
Werthe nad) noch in der Vſchft. vorhanden. Nach ähnlicher Erwägung kann auch 
$. 724 ibid. vorliegenden alles keine Anwendung finden. 

Entf. v. 26. Jänner 1864, Nr. 399 (1856 G-U.). Das Vermächt 
niß aller in der Wohnung des Erbls. befindlichen Sachen if, da der Erbl. einige 
Schulddocumente einem Dritten zur Aufbewahrung übergab, ohne demfelben mit- 
zutbeilen, daß diefe Forderungen dem Legatar zufallen follen, bezüglid derſelben 
ſtillſchweigend widerrufen. 

(8 725 — vgl. bei $. 794 dit.) 
8. 9835. Wenn aber der Schuldner die Forderung aus eigenem Antriebe berichtiget hat; wenn 
bie Veräußerung des Legates auf gerichtliche Anordnung gefchehen ; wenn die Bade ohne Ein- 
willigung des Erblaffers verwandelt worden ift, fo befteht daß Legat. 


3. durch Entſagung der Erden. 
128 — 004, 0005 500, Den, a7, STAU; 8. 6085 06.709, ; 
@ vgl. 86. % 56: 3 sus; Km % % “. 08.6; 
8. IB6. WIN oder kaun weder ein — noch ein Nacherbe die Berlaſſenſchaft annehmen; 
fo fänt das Erbrecht auf die gefeglichen Erben. Diefe find aber verpfliätet, die übrigen Ber- 
fügungen bes Exrblafiers gu befolgen. Entfagen auch fie der Exrbfchaft, fo werben bie Legatare 
verhältnigmäßig als Erben betrachtet. 
Plenar⸗Entſch. v. 23. November 1870, Nr. 18266 (3966 ©.-U.). 
Aus den 88. 690, 726 u. 812 B. ©. und 8. 178 Abh.-Pat. geht hervor, daß 
der Legatar zur Erlangung des Vermächtniſſes nicht ausnahmslos der Internen 
tion des Erben bedarf. 
sus: dv. 11. December 1857, Nr. 12439 (486 G.-U.). Die 88. 808 
u. 7236 B. ©. fegen voraus, daß die Legatare ihre Anſprüche minde- 
ſtens auf einen dem äußeren Anfheine nad giltigen legtwilligen Act 
fügen lönnen, und nit bei ihrer Verſtändigung fon mit der Ur- 
fade, aus welder wider die Giltigkeit des Actes Einfprade erhoben 
wird, befannt gemacht werben. 
Entſch. v. 24. Yuli 1852, Nr. 140 (©. tg. 1852, Nr. 140; P. ©. 
497). Wenn der Pflichttheil als Vermächtniß « 774 B. G.) hinteriaſſen wu: 
ee ; 
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und wegen bed Hinwegfallens ber Teſtamentserben bie geſetzliche Erbfolge eintritt, 
können die Notherben nicht, mebf dem ihnen zufallenden gefeglichen Erbtheil, auch 
das im Teflamente ihnen ausgefeßte Bermãchtniß beanſpruchen. 


Dreizehntes KHaupiſtuck. 
Von der geſetzlichen Erbſolge. 


Juhalt: a ber geſetzlichen Erbfolge (88. 727 n. 728). Vorſchrift für ben Fall bes 
rkürzten Pflichttheiles (8. 729). Geſetzliche Erben: I. Die Verwandten aus 
einer ehefihen Abfammung ($. 730). Srofäbige Linien berfelben ($. 731). 
1. Linie: Die Ainer (88. 732— 734). 2. Linie: Die Eltern und ihre Nach-⸗ 
Daum inge (88. 735—737). 3. Linie: Die Großeltern unb ihre Nachlonmenſchaft 
(88. 738— 740), 4. Linie: Die Urgroßeltern nnd ihre Nachkömmlinge (88. 741 
bie 748). 5. Linie: Die zweiten Urgroßeltern und ihre Nachlömmlinge ($$. 744 
bis 747). 6. Linie: Die britten Urgroßeltern und ihre Nachkommenſchaft 
(88. 748— 750). eueihfiegung ber entfernten Berwanbten 6 91). 1. Geſetz⸗ 
liches Erbrecht Tegitiminter inder (88. 752 u. 753). 11. Der unehelihen 
Face (8. 764). IV. Der —— — G. 755). V. Erbrecht der Eltern in 
ber in ben 88. 752—754 erwähnten Kinder (8. 756). VI. Geſetzliches 
et bes Chegatten (88. 757—759). Erbloſe Ag henſhek (8. 760). Ab⸗ 
weichung von ber allgemeinen ae — 
—— Bann 11 Dei ums, Wo. ar Sm 1660: —— ®. und 
über ung ber Beſchrankung di —— von Bauernalitern; doſd· v. 27. —— 1807, * 828 ui 
Softld. v. 16. Geptember 1894, Ar. 003.0 6.; Balıon, 9 . 0648; 
1801, 9. 580 unb ». 36. Jünmer 1810, Ar. 898 9. © 68 Gel. 7. Dal 1674, Rr 90 8.0. 0.: "Beier. 
Mg. v. 20. Februar 1779, 1; Fr ». 37. Juni — . 718, d. 21. September 1797, * —2 vom 
18. Detober 1835, Rr. 90 I. ©. ©.; Ju. I. Gel. v. 26. September 1875, Ar. 11 


Ställe der geſetzlichen Erbfolge. 
(6. 787 — ogl. 96. 584, 1888; $. 778; I. 718, 728, 766, 766 . ©.) 
8. USE. Wenn der Berftorbene keine giltige Erklärung des Iegten Willens Hinterlaffen; wenn 
er in derfelben nicht Über fein ganzes Vermögen verfüget; wenn er bie Perfonen, venen er 
kraft des Geſetzes einen Erbtheil zu hinterlaſſen ſchuldig war, nicht gehörig bedacht hat; ober, 
wenn die eingefegten Erben die Erbſchaft nicht annehmen können oder wollen; fo findet bie 
geſetzliche Erbfolge ganz oder zum Theile ftatt. 

Entſch. v. 16. März; 1864, Nr. 1851 (1883 ©.-U.). Dem gefeglihen 
Erben obliegt, wenn er angemiefen wurde, wider ben Teftamentserben als Kläger 
aufzutreten, nah 8. 104 a. ©. D., 8. 1487 B. ©. und $. 126 Abh.«Pat., 
der Beweis der Ungiltigfeit des legten Willens. 

Entſch. v. 22. October 1861, Nr. 6120 (1403 ©.-U.). Wenn bekannte 
eigenberehtigte Erben die Abgabe der Erbserflärung verweigern, ift nah 8. 120 
Abh.⸗Pat. ohne Rückſicht auf ihre Anfprüce zu verhandeln. 8. 128 Abh.Pat. 
tann nur auf den Fall bezogen werben, da der nicht angetretene Erb- 
theil als caduc an den Fiscns fallen würde, wie durch bie Stellung 
diefes Paragraphen, und die Entgegenhaltung der 88. 560 ff., 88. 689, 
727 u. 760 8. ©. außer Zweifel gefegt if. 

Entſch. v. 17. Mai 1859, Nr. 4323 (793 G.-U.). Dem das Teftament 
beftreitenden Kläger liegt ob, deſſen Ungiltigkeit zu erweilen. Der $. 115 a. ©. O., 
wornach Bögen, welhe wegen unterbliebener vorfcriftsmäßiger Heftung und Sie- 
gelung der Urkunde unterfchoben werben fonnten, feinen Glauben verdienen, findet 
auch auf Teſtamente Anwendung. 


1, Theil. 18, Hauptſt. Geſetzliche Erbfolge. 36. 727-730. 453 


-Entſch. v. 4. März 1857, Nr, 1724 (306 ©.-U.). Aehnl. der Eutſch. 
Nr. 1851 ex 1864. 

Entf. v. 19. Februar 1856, Nr. 12034 (160 ©.-U.). Der Erbl. 
Kann auch Modiftcationen der gefeglihen Erbfolge legtwillig verfügen. Nadkom- 
men, deren Ascendenten von der Imteftaterbfolge teftamentarifh ausgeſchloſſen 
find, önnen gleichwohl gefeglihe Erben werden (8. 735 8. ©.). 

Entſch. v. ? 1853, Nr. 55 (P. ©. 498). Wenn ber Erbl. im Tefta- 
mente zwar ausprüdlic bezüglich eines beſtimmten Theile der Bſchft. ſich vor⸗ 
behielt, beſonders zu verfügen; die Perfonen, welden er biefen Theil zuwenden 
wollte, jedoch zu nennen unterlaffen hat, fo fällt derſelbe dem teftamentarifch zum 
Ganzen berufenen Erben und nicht ben Inteſtaterben zu. 


(6 738 — vgl. bei 6. 797 cit.) 
8. 128. In Ermanglung einer giltigen Erklärung des legten Willens fällt bie ganze Ver⸗ 
lafſenſchaft des Verſtorbenen den gefeglichen Erben zu. Iſt aber eine gültige Erklärung des 
legten Willens vorhanden, fo kommt ihnen derjenige Erbtheil zu, welcher in derfelben Nie 
manden zugedacht iſt. 


Borſqhrift für den Hall des verkürzten Yſlichttheiles. 


(6. 739 — vgl. 14. Hauptfl. 1. 778; 86. 765, 766 ©. ©.) 

8 989. ft eine Perfon, welcher der Erblafier kraft der Gefege einen Erbtheil zu hinter 

taffen ſchuldig war, durch eine legte Willenserflärung verkürzt worden: fo kann fie fih auf 

die Vorſchrift des Geſetzes berufen, und den nad Maßgabe des folgenden Hauptſtückes ihr ge 

bührenden Erbtheil gerichtlich fordern. 

Entſch. v. 20. Yänner 1869, Nr. 517 (3253 ©.-U.). Auch der Pflicht 

theil hat die Natur eines Erbtheiles und 88. 729, 775, 776 u. 1487 B. ©. 

ſtehen biefer Auffafjung keineswegs entgegen; auch auf den Pflichttheil findet 
daher 8. 822 ibid. Anwendung. 


Gefetlide Erben: 1. Die Verwandten aus einer ehelichen Ab- 
flammung. 
@. 730 — vgl. (6 Glaffen:) 8. 780-7515 86. 758 u. 758; 9. 754; 6. 755; 88. 767-769 ©. ©.) 

8 130. Geſetzliche Erben find zuförderſt diejenigen, welche mit dem Erblaffer vermittelft 
ehelicher Abftammung durch die nächte Linie verwandt find. Die Verwandtfcafts- Linien 
werben auf folgende Art beftimmt. 

Entf. v. 21. April 1874, Nr. 4618 (5846 G.-U.). Wenn auch durch 
Borlage des Taufſcheines des verfiorbenen Poſthumus wahrſcheinlich if, daß der⸗ 
felbe lebendig geboren wurde, fo ift doch bei den collivirenden Erbserklärungen 
der Ehegattin des Erbls. und feiner nächſten Verwandten die Erbserklärung der 
legteren nicht zurädzumeifen, fondern nah 8. 125 Abh.- Pat. zu Gericht anzu. 
nehmen, hingegen das meritoriihe Begehren nah 8. 2, Abf. 7 Abh.- Pat. auf 
den ordentlichen Rechtsweg zu verweifen. 

Entſch. v. 26. November 1873, Nr. 11120 (65152 ©.-U.). Die Erbs- 
erflärung der Schwefter aus dem ©. ift zu Gericht anzunehmen, obwohl fie mit 
ber bereits überreihten Erbserklärung eines Descendenten bes Erbls. collidirt 
(88. 799 u. 800 8. ©. und 88. 121, 122, 126 u. 127 Abh.-Pat.). 

Entſch. v. 3. März 1847, Nr. 999 (P. ©. 503). Die ehelichen Nach⸗ 
lommen der außerehelichen Tochter find, wenn letztere vor ihrer Mutter ſtirbt, 
gefeglihe Erben der mütterlihen Großmutter (8. 754 B. ©.). 

Entf, v. 1. Juni 1840 (©. H. 1857, Nr. 29; P. ©. 501). Wenn 
nod lebende Kinder die Erbſchaft ausſchlagen, fo Tann fie nicht auf berem Kinder 
fallen (88. 551 u. 809 B. ©.). 
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(8. 181 — vgl. $$. 651; 7510. ©.) 
8. 8831. Zur erften Linie gehören diejenigen, welche ſich unter dem Erblafſer als ihrem 
Stamme vereinigen, nämlich feine Kinder und ihre Nahlümmlinge. — Zur zweiten Linie ges 
hören des Erblaffers Bater und Mutter, ſammt denjenigen, bie ſich mit ihm unter Bater und 
Mutter vereinigen, nämlich: feine Geſchwiſter und ihre Nahlömmlinge. — Zur dritten Linie 
gehören die Großeltern, fammt den Geſchwiſtern der Eltern und ihren Nahlämmlingen. — 
Zur vierten Linie gehören des Erblaffers erfte Urgroßeltern, fammt ihren Nahkömmlingen. 
— Zur fünften Linie gehören des Erblafſers zweite Urgroßeltern, fammt benjenigen, bie von 
ihnen abftammen. — Zur fechsten Linie gehören des Erblaffer dritte Urgroßeltern, fammt 
denjenigen, bie von ihnen entfproffen find. 

Entſch. v. 19. Februar 1856, Nr. 12034 (160 ©.-U.). Hat der Erb. 
nur einige in einer näheren Linie ftehende Verwandte ausgefchlofien, fo kommt 
nicht die darauf folgende Linie zur Succeffton, fondern es find bie Übrigen (nicht 
ausgefchlofienen) Verwandten derſelben Linie zu berufen, 


1. Kinie: Die Rinder. 
(8. 788 — ul. 8.28; 9. 425 —— ss. 780, 88, 1a1, 744, 10 RL Bi 4.10, Ut. e Huswand. Pat. vom 
24. März 1832, Nr. 2557 9. ©. 
8. 138. Wenn der Erblaffer ehelihe Kinder bes erften = bat, fo fällt ihnen die ganze 
Erbſchaft gu; fie mögen männlichen oder weiblichen Geſchlechtes, fie mögen bei Lebzeiten des 
Erblaffers oder nad feinem Tode geboren fein. Mehrere Kinder teilen die Erbſchaft nach 
ihrer Zapl in gleiche Theile. Enkel von noch lebenden Kindern, und Urenkel von noch leben⸗ 
den Enteln haben kein Recht zur Erbfolge. 

Plenar- Entf. v. 14. Mai 1858, Nr. 3197, eingetragen in's Jubi- 
tatenbuch Nr. 27: Eine Tochter, welder zur Zeit ihrer Verehelihung 
nad ben ®.en ihrer, Heimat fein Erbrecht zum Nachlaſſe ihres Va⸗ 
ters, ſondern nur ein Anſpruch auf ein angemeſſenes Heiratsgut 
zuſtand, wird durch den bloßen Empfang eines ſolchen Heiratsgutes 
des ihre nad dem bürgerlihen Geſetzbuche zum väterlihen Nadlafje 
zuftehenden Erbrechtes nicht verluftig, wenn der Vater während der 
Wirkſamkeit diefes Gs. verftorben ift. 

Entſch. v. 10. Februar 1857, Nr. 1139: (292 G.⸗U.). Die Collations- 
pflicht widerftreitet nicht der Borfhrift des 8. 732 8. ©.: Das bereite Empfan- 
gene bildet mit dem, was noch aus der Vſchft. zufällt, zufammen ven Erbtheil 
[Sctaßfolgerung). 

Entſch. v. 1. Yuni 1840 (©. H. 1857, Nr. 29; P. S. 501). Wenn’ 
noch lebende Finder die — ausſchlagen, ſo kann ſie "nicht auf deren Kinder 
fallen (88. 551 u. 809 ©. ©.). 


G. 788 — vgl, bei 5. 788 dit.) 
8. 138. ft ein Kind bes Erblafier® vor ihm geftorben, und find von demfelben Ein oder 
mehrere Enkel vorhanden; fo fäNt der Antheil, welcher dem verftorbenen Kinde gebührt hätte, 
dieſem nachgelafienen Enkel gang, oder ben mehreren Enkeln zu gleihen Theilen zu. Iſt von 
diefen Enten ebenfans Einer geftorben und hat Urenkel nachgelaffen; fo wird auf die näms 
lie Art der Antheil des verftorbenen Enkels unter die Urenkel gleich getheilt. Sind von einem 
Erblaffer noch entferntere Nachksmmlinge vorhanden, fo wird die Theilung verpältnigmäßig 
nad der eben gegebenen Borfärift vorgenommen. 

Entſch. v. 24. Mai 1864, Nr. 3753 (1920 ©.-U.). Eine wegen eines 
Rechtsirrthums unrichtig erfolgte Einantwortung kann im Rechtswege wirkſam 
angefochten werden; nicht aber kann deßhalb auf Nichtigkeit der Abhandlungsacte 
erkannt werden ($. 823 B. G.). 
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@. 784 — vgl, 96. 789, 700 8. ©) 

8. 988. Huf diefe Art wird eine Erbſchaft nicht nur dann getheilet, wenn Enkel von ver- 
ftorbenen Kindern mit noch lebenden Kindern, ober entferntere Nachkömmlinge mit nähern 
Nachkommlingen des Erblaffers zufammentreffen; fonbern au dann, wenn bie Erbſchaft bloß 
zwiſchen Euleln von verſchiedenen Kindern, oder zwiſchen Urenteln vom verſchiedenen Enteln 
zu theilen if. Es Fönnen alfo bie von jedem Kinde nachgelaſſenen Enkel, und die von jedem 
Enkel nachgelaſſenen Urenkel, ihrer feien viele ober wenige, nie mehr und nie weniger erhalten, 
als das verſtorbene Kind oder ber verfiorbene Enkel erhalten hätten, wenn fie am Leben ge- 

blieben wären. 


2. Kinie: Die Eltern und ihre Aachkömmlinge. 
@ 785 — vgl. 96. 733-734 8. ©.) 
8. 135. IA Niemand vorhanden, ber von dem Erblafſer ſelbſt abflammt; fo fällt die Erb» 
ſchaft auf diejenigen, bie mit ihm burch die zweite Linie verwandt find, nämlich: auf feine 
Eltern und ihre Nahlömmlinge, Zeben noch beide Eitern, fo gebührt ihnen die ganze Erb- 
ſchaft zu gleichen Theilen. Iſt Eines diefer Eltern verftorben, fo treten befien nachgelafſene 
Rinder ober Nachkömmlinge in fein Recht ein, und es wird die Hälfte, die dem Berftorbenen 
gebührt Hätte, unter fie nach jenen Grundfägen getheilt, welche in ben 88. 782—784 wegen 
Teilung der Erbſchaft zwiſchen Kindern und entfernteren Nachkömmlingen des Erblaſſers feft« 
gefegt worben find. 


Entf. v. 19. Februar 1869, Nr. 472 (4396 ©.-U.). Eine angeblich 
dem ©. (im gegebenen Falle der Succeffionsorbnung des 8. 735 B. ©.) wider« 
fireitende Einantwortungsurkunde Tann von dem Erbsinterefienten, welder fih an 
der Berlagabhandlung betheiligt hat und welchem die Einantwortungsurkunde zu⸗ 
geſtellt worben ift, nicht mitteljt Klage beitritten werden ($. 18 Abh.-Pat.). 

Entſch. v. 19. Februar 1856, Nr. 12039 (P. ©. 500). Nachkommen, 
deren Ascendenten von ber gejeglichen Erbfolge teftamentarifch ausgefchloffen find, 
önnen gleihwohl gefetlihe Erben werben. 


(8. 786 — vgl. 55. 788 u. 784 9. ©.) 
B- 996. Wenn beide Eltern des Erblafſers verfiorben find; fo wird jene Hätfte ber Erbſchaft, 
welde dem Water zugefallen wäre, unter feine hinterlaffenen Rinder und derſelben Nachksmm⸗ 
linge; die andere Hälfte aber, welde der Mutter gebührt Hätte, unter ihre Kinder und bere 
ſelben Nachkdmmlinge nad) den 88. 782—734 getheilet. Sind von biefen Eltern Leine andere, 
als von ihnen gemeinfhaftlih erzeugte Kinder, oder derfelden Nachksmmlinge vorhanden; fo 
theilen fie die beiden Hälften unter fi gleih. Sind aber außer diefen noch Kinder vorhanden, 
die von dem Vater oder von ber Mutter, ober von einem unb der audern in einer andern 
Ehe erzeugt worden find; fo erhalten die von dem Water und der Mutter gemeinſchaftlich er 
seugten Kinder oder ihre Nachkömmlinge ſowohl an der väterlihen, ald au der mütterlicden 
Hälfte ihren gebührenden, mit den einfeitigen Geſchwiſtern gleichen Antheil. 
©. 989. Wenn eines der verftorbenen Eltern des Erblafſers weber Kinder neh Nachkömm⸗ 
linge hinterlaflen hat; fo FALL die ganze Erbſchaft dem andern noch lebenden Eiterntheile zu. 
Iſt diefer Theil auch nicht mehr am Leben; fo wird die ganze Erbfhaft unter feinen Kindern 
und Rahfömmlingen nad den bereits angeführten Grunbfägen vertheilt. 


3. Anie: Die Großeltern und ihre RNachkommenſchaft. 
@. 788 — vgl. 9. 785 8. 8.) 
8. 188. Gind die Eitern des Erblaflers ohne Nachkömmlinge verftorben, fo kommt die Erb» 
ſchaft auf die dritte Linie, nämlich: auf bes Erblaſſers Großeltern und ihre Nachkommenſchaft. 
Die Erbſchaft wird dann in zwei gleiche Theile getheilet. Eine Hälfte gehört den Eitern des 
Baters und ihren Rahlömmlingen; die andere den Eltern der Mutter und ihren Madı- 
tömmlingen. 


(8. 789 — vol. 8. 785—737 8. &) 


8. 989. eve dieſer Hälften wird unter den Großeltern ber einen und ber anderen Geite, 
wenn fie beide noch leben, gleich geteilt. Iſt eines der Großeltern, oder find beide von ber 
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einen ober auderen Seite geſtorben; fo wird bie dieſer Seite zugefallene Hälfte zwiſchen ben 

Kindern und Nachkömmlingen dieſer Großeltern nach jenen Grundſätzen getheilt, nach welchen 

in der zweiten Linie die ganze Erbſchaft zwiſchen den Kindern und Nachkömmlingen der Eltern 
des Erblafſers getheilt werden muß (88. 785737). 


8. 149. Sind von ber väterlichen oder von ber mütterlihen Seite beide Großeltern ver- 

florben, und weder von dem Großvater, noch von der Großmutter diefer Seite Nachkömmlinge 

vorhanden; dann fällt den von ber andern Seite noch lebenden Großeltern; ober, nad ber» 
ſelben Tode, ihren hinterlaffenen Kindern und Nachkömmlingen die ganze Erbfaft zu. 


4. Linie: Die Urgroßeltern und ihre Nadkömmlinge. 
(8. 741 — vgl, u. 786-737 8. ®.) 
8. 8a1. Nach ganzlicher Erlöfgung der dritten Linie kommt die gefegliche Erbfolge auf die 
vierte. Zu diefer Linie gehören: die Eltern des väterlichen Großvaters und ihre Rahkdmm« 
linge; die Eiteen der väterlichen Großmutter mit ihren Nachkömmlingen; die Eltern des 
mütterlihen Großvaters mit ihrer Nachkommenſchaft; und die Eitern der mütterlihen Groß⸗ 
mutter mit der ihrigen. 


8. 142. Sind von allen diefen vier Stämmen Verwandte vorhanden; fo wird die Erbſchaft 

zwiſchen denfelben in vier gleiche Theile getheilt, und jeder Theil wieder zwiſchen den zu jedem 

Stamme gehörigen Perfonen nad eben den Grundfägen untergetheilt, nad welchen zwiſchen 

den Eltern des Erblaſſers und zwiſchen ihren Nahlömmlingen eine ganze Erbſchaft geſetz⸗ 
mäßig geteilt wird. 


Pr über ben Redaetlondfehler im Schlußfe („Sind aber beide Stämme von ber väterliden uud 
Biken eite erlofhen“ flat... „ober. . 9 —— in der Zeitjcht. für öſterr. Rechtögel. 1828, 





8. vas. Iſt Einer von den zu dieſer Linie gehörigen vied Gtämmen bereits erlofchen; fo 
fatlt deffen Antheil nicht allen übrigen drei Stämmen gu; fondern wend der erlofhene Stamm 
von der väterlichen Geite ift, fo fällt dem andern Stamme von ber väterlichen Geite die Hälfte 
der Erbſchaft zu; und, wenn ber erloſchene Stamm von der mütterlihen Seite ift, fo füllt dem 
anderen Stamme von ber mütterlihen Geite ebenfalls die Hälfte der Enbfchaft zu. Sind aber” 
beide Stämme von der väterlichen und (oder) mütterlichen Seite erlofhen, fo fällt auf die zwei 
Stämme von der andern Geite, und, wenn aud von dieſen ſchon Einer erloſchen ift, auf den 
einzigen von diefer Geite noch Übrigen Stamm die ganze Erbſchaft. 


5. Kinie: Die zweiten Urgroßeltern und ihre Rachkömmlinge. 


8. 844. Wenn von der vierten Linie kein Verwandter mehr am Leben ift; fo fällt die Erb⸗ 
ſchaft auf die fünfte, nämlich: auf des Erblaffers zweite Urgroßeltern und ihre Nachtömm⸗ 
linge. Zu biefer Linie gehört der Stamm der väterlihen Großeltern des väterlihen Groß- 
vaters; der Stamm der mütterlihen Großeltern des väterlichen Großvaterd; der Stamm ber 
däterlihen Großeltern der väterlichen Großmutter; der Stamm der mütterlichen Großeltern 
ber väterfihen Großmutter; der Stamm der väterlichen Großeltern des mütterlihen Groß- 
vater; der Stamm der mätterlihen Großeltern des mütterlichen Großvaterd; der Stamm ber 
vãterlichen Großeltern der mütterlihen Großmutter; und der Stamm der mütterlichen Groß» 
eltern der mütterlihen Großmutter. 


8. 845. Jeder von biefen acht Stämmen hat mit den übrigen gleiches Erbrecht, und, wenn 

von jedem Stamme Verwandte vorhanden find, fo wird die Erbfhaft unter ihnen in act 

gleiche Theile getheilt, und jeder Teil unter den zu diefem Stamme gehörigen Perfonen nad 
der bei den vorigen Linien vorgefehriebenen Orbnung wieder untergetheilt. 


8. 346. Wenn einer diefer acht Stämme erloſchen ift; fo fällt dasjenige, was ben väterlichen 
Großeltern eine® Großvaters oder einer Großmutter gehört hätte, dem Stamme der mütter- 
lien Großeltern eben dieſes Großvaters oder biefer Großmutter gu; und, was den mltter- 
lichen Großeltern eines Großvaters oder Großmutter gebührt hätte, füllt dem Stamme ber 
väterlichen Großeltern eben diefes Großvaters oder eben diefer Großmutter zu. 


8. VAR. Sind beide Stämme eines Großvaters oder einer Großmutter erlofhen; fo bleiben 
die Antheile, die zu der väterlichen Seite des Erblaſſers gehören, bei den noch übrigen Stäm⸗ 
men der väterlichen Seite; und die Antheile, die gu ber mütterlihen Seite des Erblaſſers ge 
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hören, bleisen bei den noch Übrigen Stämmen von ber mütterlichen Geite. Wenn aber von 

allen vier Stämmen der väterlihen Seite, oder von allen vier Stämmen ber mütterlichen Eeite 

fein Berwandter mehr vorhanden iſt; fo erhalten die von ber anderen Seite vorhandenen 
Stämme bie ganze Erbſchaft. 


6. Kinte: Die dritten Urgrofeltern und ihre Rachkommenſchaft. 


8. 348. Benn endlich auch die fünfte Linie ganz erloſchen if; fo fällt die geſetzliche Erbfolge 

auf die fechöte; nämlich: auf des Erblaflere dritte Urgroßeltern und ihre Nahkämmlinge. Zu 

diefer Linie gehören ſechszehn Stämme: nämlich: die Stämme derjenigen Eitern, aus welchen 

die Stammeltern der fünften Linie entfproffen find. Wenn von jedem diefer Stämme Ber- 

wandte am Leben find, fo wird die Erbſchaft in ſechszehn gleiche Stammtheile getheilt, und 

jever Stammtheil zwiſchen den zu diefem Stamme gehörigen Verwandten nach dem bereits an⸗ 
gegebenen Orundfägen wieder untergetheilt. 


6. 749 — vgl. $. 748 u. 746 8. ©.) 


8. 149. ind von einigen diefer Stämme keine Berwandten mehr am Leben; fo fallen ihre 

Antheile auf diejenigen Stämme, die nach Vorſchrift der 88. 743 und 746 mit ben erlofhenen 

Stämmen in der nächſten Verbindung ſtehen. Sind nur von einem einzigen Stamme Vers 
wandte übrig; fo gebührt ihmen die ganze Erbſchaft. 


@. 760 — vgl. 738 ©. ©) 


8. 730. Wenn Jemand mit dem Erblaffer von mehr als einer Geite verwandt iſt; fo ges 
nießt er von jeder Seite dasjenige Erbrecht, welches ihm als einen Verwandten von diefer 
Seite insbeſondere betrachtet, geblihrt (8. 786). 


Ausſchließung der entferntern Berwandten. 


(8. 751 — vgl 88. 18 u. 84 beb aufgehobenen Ghegef. für Kath. v. 8. Dctober 1856, Ar. 185 R. 8. 8.) 
8. 151. Auf diefe ſechs Linien der ehelichen Berwandtſchaft wird das Recht der Erbfolge in 
Unfehung eines frei vererblichen Vermögens eingeſchränkt. Entferntere Berwandte des Erb» 

laſſers find von der gefeglichen Erbfolge ausgefchlofien, 


I. Geſetztiches Erbrecht legitimirker Kinder. 
(8 763 — vgl. 5}. 160-168, 185; . 732 u. fi. 8. 6.) 
8 U52. Außer der Ehe geborne und durch nachher erfolgte Bermälung ihrer Eltern legiti⸗ 
mirte Kinder, wie aud diejenigen, welchen, ungeachtet eines bei der Berehelihung ihrer Eitern 
beftandenen Hinderniffes, die befondere Begünftigung des 8. 160 zukommt, genießen unter den 
in eben dieſem 8. 160, und dem 8. 161 enthaltenen Beſchränkungen auch in Rückficht der ge⸗ 
fegligen Erbfolge die Rechte ehelicher Kinder. 


(6. 7585 — $. 162 ©. G. und bei $. 751 cit.) 
8. 133. Einem unehelihen, durch die Beglinftigung des Geſetzgebers Iegitimirten Kinde 
kommt auf die väterlihe Verlaffenfhaft nur dann ein gefeglihes Erbrecht zu, wenn es auf 
Anſuchen des Vaters, um gleiche Rechte mit den ehelihen Kindern in dem frei vererblichen 
Bermögen zu genießen, Iegitimirt worden ift. 


IN. Der nnehelihen Stinder. 
(8. 764 — vgl. 96. 163 u. 164 8. ©.) 


8. 154. In Rüdfiht auf die Mutter haben uneheliche Kinder bei der geſetzlichen Erbfolge in 
das frei vererblihe Vermögen gleiche Rechte mit den ehelichen. Zu dem Nachlaſſe des Vaters 
und ber väterlichen Verwandten, dann ber Eltern, Großeltern und übrigen Verwandten der 
Mutter gebliprt den unehelihen Kindern Leine gefegliche Erbfolge. 

Entf. v. 29. October 1872, Nr. 8707 (4749 G. U.). Da nad dem 
8. ©. die unehelihen Kinder ihrer Mutter gegenüber beinahe gleiche 
Re. haben und ihnen gegenfeitig ein gefeglihes Erbrecht gebührt 
(88. 166, 754, 756, 763, 1220 u. 1231 ibid.), kann es feinem Zweifel 
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unterliegen, daß aud die Mutter eines unehelichen Kindes, wenn fie 
in Dürftigkeit verfallen ift ($. 154 ibid.), beredtigt fei, von ihm den 
wenigftens feinem Vmgn. angemefjenen Unterhalt zu fordern. 

Entſch. v. 20. März 1872, Nr. 15326 (4529 ©.-U.). Durd die Ein« 
fegung der Kinder einer verehelichten Tochter, welche zur Zeit der Teflamentd- 
errichtung ehelihe Kinder hatte, fpäter von ihrem Manne gefchieven allerdings 
nod vor dem Tode des Erbls. außereheliche Kinder gebar, find legtere nicht mit 
bedacht, da uneheliche Kinder nah $. 165 B. ©. von den R.en der Familie 
und der Verwandtſchaft ausgefchloflen find, denſelben nah 8. 754 ibid. fein ge⸗ 
fegliher Erbanfprud gegen den Großvater zufteht und der Erbl. nad den Um- 
fländen andere als eheliche Nachkommenſchaft feiner Tochter nicht wohl im Auge 
haben konnte. 

Entf. dv. 14. December 1869, Nr. 14269 (3604 ©.-U.). Die nur 
auf die außerehelihe Verwandtfhaft mit dem Erbl. geftügte Erbserllaͤrung ber 
außerehelihen Gefchwifter desſelben ift zurädzumeifen, weil in jeder Erbserllaͤrung 
ein gültiger Titel mindeftend angegeben, wenn auch nod nicht ausgewieſen fein 
muß (88. 754 u. 756; $. 799 ®. ©. und 8. 121 Abh.-Pat.). 

Entfd. v. 15. April 1868, Nr. 3363 (3035 ©.-U.). Die „aus dem 
G.e“ überreichte Erbserklärung der ehelichen Schwefter des außerehelich gebornen 
Erbls. ift nah 8.799 8. ©, und 8. 122 Abh.-Pat. zurüdzumeifen, wenn auch 
die Erbserklaͤrte fih auf die in Baiern erfolgte nach bortigem ©. giltige Ein- 
finpfchaft des Erbls. beruft. 

Entf. v. 30. Auguft 1865, Nr. 7074 (2268 ©.-U.). Die querela 
inofficiosae donationis fteht aud dem außerehelichen Sohne der Erblafferin und 
aud wider fncceffive je einzeln das geſetzliche — nicht überſteigende Schenkungen 
zu (88. 166, 171, 754, 765, 774, 951 8. © 

Entſch. v. 25. April 1865, Nr. 2308 (©. Ztg. 1865, Nr. 56). Der 
vom Erbl. gebrauchte Ausprud „Blutsfreunde“ umfaßt auch die uneheliche Ver⸗ 
wandtſchaft. 

Entſch. v. 8. Jänner 1862, Nr. 6860 (1458 G.⸗U.). Unter „Kinder“ 
Eönnen im Che und Erbvertrag andere Nachkommen als die aus der Vertrags⸗ 
ehe angehofften und insbefondere daher auch aufereheliche Kinder, nur wenn ihrer 
befonder8 erwähnt iſt, mitverftanden werben. 

Entfd. v. 3. März 1847, Nr. 999 (P. ©. 503). Eheliche Nachlom⸗ 
men eined Außerehelihen haben hinfichtlic jenen Perfonen ein gefegliches Erb⸗ 
recht, melde auch ihr Ascenedent troß feiner außerehelichen Geburt aus dem ©.e 
beerbt haben würde. 


IV. Der WBaffkinder. 


(#. 765 — vgl. 98. 188, 184; 88. 788, 784 ©. G.; Hofb. v. 21. April 1890, Mr. 1659 3. 8. €.) 
8. 155. Wahlkinder haben bei ber geſetzlichen Erbfolge in das frei vererbliche Vermögen des⸗ 
jenigen, welder fie an Kindes Statt angenommen hat, ein gleiches Recht, wie bie ehelichen 
Kinder. In Rüdfiht der Verwandten desfelben oder des Ehegatten, ohne beffen Einwilligung 
die Annahme gefchehen ift, fteht ihnen kein Erbrecht zu. Gie behalten aber das geſetzliche Erb- 
recht in dem Bermögen ihrer natürlichen Eitern und Verwandten ($. 188). 


V. Erbrecht der Eltern in Rückſicht der in den S$. 752—254 er- 
wähnten Kinder. 


( 756 — vol. 68. 752-754; 86. 788—750; 88. 160, 161, 752 8. ©.) 
8. 356. Den Eitern kommt auf den Nachlaß ihrer Legitimirten, oder von bem Geſetze be⸗ 
ſonders begünftigten unehelichen Kinder eben das twechfelfeitige Recht zu, welches ben Kindern 
auf den Nachlaß ihrer Eitern eingeräumt worden iſt (88. 752—754). In dem Vermögen eines 
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unehelich gebliebenen Kindes gebührt nur ber Mutter bie Erbfolge; der Bater, alle Großeltern 

und andere Bertvaubten des Kindes find davon außgefchloffen. Auch die Wahleltern haben kein 

geſetzliches Erbrecht auf die Berlaffenfchaft des Wahlkindes; fie fällt nach der gefeglihen Erb⸗ 
folge deſſen Verwandten zu. 

Entf. v. 7. Mai 1875, Nr. 2338 (5714 G.-U.). Wenn aud der 
Großmutter an dem Nachlaſſe ihres außerehelich gebornen Tochterkindes feine 
Rechtsnachfolge im Sinne der 88. 531 n. 756 B. ©. zulommt, Tann ihr die 
Legitimation zur Paternitätsklage wider den unehelichen Vater doch nicht abge- 
fprochen werben, weil fonft die Durchſetzung ihres Wlimentationstoften- Erfaganfpruches 
unmöglich gemacht würde, nachdem fowohl daß außerehefiche Kind als deſſen 
Mutter todt find. 

Entſch. v. 25. Juli 1872, Nr. 7209 (4668 G.-U.). Ungefihts ver 
Beftimmungen ver 88. 166, 167 u. 1042 8. ©. kann der uneheliche Vater 
von der Verpflihtung, die Begräbnißfoften für fein Kind zu erfegen, nicht aus 
dem runde der 88. 549 n. 756 ibid. losgezählt werden, weil auß legteren 
Geſetzesſtellen nicht hervorgeht, daß der unehelihe Vater eines vermögenslos ges 
Rorbenen Kindes nicht zu biefem Erfage angehalten werben könne. — Anläßlich 
diefer Entſcheidung wurde einzutragen befchloffen in's Spruchrepertorium Rr. 10: 
Der uneheliche Bater iſt nah Maßgabe und während der Dauer feiner 
Alimentationspfliht aud verbunden, die Koften der angemeffenen 
Beftattung feines mit Tod abgegangenen Kindes zu beftreiten. 

Entf. v. 14. December 1869, Nr. 14269 (3604 G.-U.). Die nur 
auf die außereheliche Verwandtfhaft mit dem Erbl. geflügte Erbserflärung der 
anßerehelihen Geſchwiſter desfelben, ift zurädzumeifen, weil in jeder Erbserflärung 
ein giltiger Titel mindeftens angegeben, wenn auch nod nicht ausgewieſen fein 
muß (88. 754 u. 756; 799 8. ©. und 8. 121 Wbh.-Pat.). 


VI. Geſetzliches Erbrecht des Ehegatten. 
Te ah 98 707, 70% 
8. 859. Dem überlebenden Ehegatten des Erblaſſers geblihrt, ohne Unterſchied, ob er ein 
eigenes Vermögen befige oder nicht, mwofern drei ober mehrere Kinder vorhanden find, mit 
jedem Linde ein gleiger Erbtheil; wenn aber weniger als drei Kinder vorhanden find, der 
vierte Theil der Berlaffenfchaft zum lebenslangen Genufle; das Eigenthum bavon bleibt den 

Kindern. x 
Entid. v. 26. März 1879, Nr. 3347 (©. 9. 1879, Nr. 76). Der 
nah 8. 757 B. ©. dem überlebenven Ehegatten zukommende Fruchtgenuß ift 
nicht als ein Erbtheil anzufehen, da das daſelbſt eingeräumte R. im Gegenfage 
zur Definition des $. 582 ibid. nidt das Egth. des Nachlaſſes, fonbern nur 
den Fruchtgenuß besfelben zum Gegenftande hat und die bei 8. 757 ibid. 
vorkommende Marginalbemertung „Gefeglihes Erbreht des Ehe- 
gatten* nicht genügt, um das bort erwähnte Genußrecht als ein Erb- 
recht zu bezeichnen; diefe Bemerkung übrigens fid aud auf die 88. 758 
u. 759 ibid., wo den Ehegatten wirllihd ein Erbreht eingeräumt 
wird, erfiredt, daher im Zufammenhange aufgefaßt lediglich die 
Hinweifung anf die Beftimmungen enthält, in welhen Fällen dem 
überlebenden Ehegatten nah dem ©. ein Erbrecht und in welden 
fein Erbredt, fondern nur ein Fruchtgenußrecht zufteht; melde Aus— 
legung aud in dem von der Einantwortungsverorbnung handelnden 
8. 174 Abh.⸗Pat. Beftätigung findet, da in demfelben von der Ein- 
antwortung bes Fruchtgenußes an den Fruchtnießer keine Rede, 
fondern nad Abf. 3 Lediglich erfihtlih zu maden if, inwiefern ber 
Erbe in Rüdfiht des Fruchtgenußes beſchränkt if. 
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Entf. v. 28. April 1875, Nr. 4498 (6703 ©.-M.). Nah 8. 757 8.0. 
gebührt vem Ehegatten beim Vorhandenſein von brei Kindern ber lebenslänglide 
Sruchtgenuß von */, der Bſchft; es ift daher weder das Begehren feines Gäu 
bigerd um Sicherſteüung auf dem Nachlaßgute ſelbſt, noch and die Sicherſtellung 
auf diefen Fruchtgenuß zuläffig, da 8. 822 B. ©. nur die dem Gläubiger 
bes Erben auf das demjelben angefallene Erbgut zuſtehenden Sider- 
— — zum Gegenſtande hat. JMAehnl. der Eutſch. Nr. 3347 
ex 1879. 

Entf. v. 15. Jänner 1873, Nr. 12730 (4842 G. U.). Der 8. 757 
2. G., welder dem Hauptflüde von der gejeglihen Erbfolge einge 
reiht if, bezeichnet den der Witwe des Erble. aus dem ©. zugewic 
fenen lebenslänglidhen Fruchtgenuß eines alignoten Theiles des Rad- 
laſſes, wie der oberfte Gerichtshof fhon in mehreren Fällen ent 
ſchieden hat, als einen gefeglihen Erbtheil im Sinne des 5. 532 
ibid. — Die Witwe ift daher als folidarifch haftende Miterbin ihrer Kinder 
anzufehen. — [Worfpr. ven Entf. Nr. 4498 ex 1875 und Nr. 3347 ex 1879] 

Entfd. v. 31. Mai 1871, Nr. 6625 (4186 ©.-U). Der aus dem 
©. erhobene Anfprud des überlebenden Ehegatten ifl, nach dem Zu- 
fammenhange der 88. 757—759 u. 1958 9. ©., felbfi wenn er mar 
auf den Fruchtgenuß von einem Theile der Bſchft. geht, ale Anfprad 
eines aliquoten Theiles derfelben, mithin als ein wahrer Erbtheils 
anfprud zu betradten, folglih von dem Ehegatten eine Erbserllü 
rung einzubringen. [Aehnl. der Entf. Nr. 12730 ex 1873.] 

Eutſch. v. 18. November 1869, Nr, 8476 (8575 ©.-U.). Der in 8. 757 
B. ©. dem überlebenven Ehegatten eingeräumte Fruchtgenuß ift kein Erbtheil, 
der Überlebende Ehegatte kein Erbe [Schlußfolgerung; — wöorſpr. der Eutſch. 
Nr. 12730 ex 1873 und Nr. 6625 ex 1871.] 

Entſch. v. 10. April 1866, Nr. 2400 (2445 G.-U.). Der Chegatte, 
welder nah 8. 757 B. ©. einen aliqueten Theil des Nachiaſſes zum Frucht⸗ 
genuß erhielt, ift hierdurch nicht Erbe und kann daher nicht als Erbe belangt 
werden (88. 532, 547, 548 u. 757 ibid.). [Aehnl. der Entf. Nr. 8476 
ex 1869.] 

@ 758 — vgl. 98. 1817, 1818, 1291268; 8. 786 8. &.) 
8. 358. If kein Rind, aber ein anderer gefegliher Erbe vorhanden; fo erhält ber Afer 
lebende Ehegatte das unbeſchränkte Eigenthum auf dem vierten Teil der Verlafſenſchaft. Ded 
wird ſowohl in biefem, al in dem Falle des $. 757 dasjenige, was gemäß Ehepacten, einet 
Erbvertrages, oder einer legten Anorbnung dem Überlebenden Ehegatten aus dem Bermöges 
des anderen zulommt, in den Erbtheil eingerechnet. 

Entſch. v. 26. Juni 1878, Nr. 3919 (©. Big. 1879, Nr. 88). Die 
in dem Heiratsvertrage der Gattin für den Ueberlebensfall ausbenungenen Unter: 
haltsleiftungen (Wohnung und Verpflegung) find in deren geſetzlichem Erbtheil 
nad $. 758 8. ©. einzurechnen, wenn eine eutgegenſtehende Beſtiuumung nid! 
getroffen wurde. Daß im Vtge. ausdrüclich die gejegliche Exbfolge berufen wird, 
fann dem nicht entgegenftehen. 

Entfd. v. 16. November 1876, Nr. 5624 (G. H. 1877, Nr.7; 6286 6.1). 
Die Ehegattin, melde nad 8. 75 B. ©. den vierten Theil der Vfchft. des Mannet 
erhält, kann nicht außerdem nach 8. 796 ibid. bie Leiftung des ihr angeblich 
mangelnden anftändigen Unterhalts begehren. Der 8. 796 ibid. ift ein Specak 
gefeß, welches im Zufammenhange, und eingereiht in das 14. Hauptfläd, nur auf 
den dafelbft vorausgefegten Fall des Vorhandenſeins einer legtwilligen Anordaung 
nit aber auf jene der gefeglihen Erbfolge Anwendung findet. Die höchſt per 
fönlihe Alimentationspfliht tes Mannes nah 8. 91 ibid. erlifht mit ber durch 
den Tod herbeigeführten Auflöfung des Ehebandes. 
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Entſch. v. 1. September 1869, Nr. 9796 (3504 ©.-U.). Auch die bloß 
enentwelle Erbserllärung aus dem Titel des 8. 758 B. ©. (für ven Fall des 
Unterliegens im Proceſſe über den Erbvertrag) ift nah 88. 806 u. 808 ibid. 
anzunehmen. 

( 759 — vgl. u. 769-756; 9. 17; 0 TOD. € 6; 68: 80 Be; %. 18 Hofb. v. 28. Auguſt 1819, 

8. 159. Wenn aber weder ein Verwandter bes Erblaffers in den oben angeführten fech® 

Linien, noch ein anderer aus den in ben 88. 752—756 berufenen Erben vorhanden ift; fo fällt 

dem Ehegatten die ganze Erbſchaft zu. Doch hat ein aus feinem Verſchulden gefhiebener Ehe- 
gatte weder auf bie Erbſchaft, noch auf einen Erbtheil des Gatten Anſpruch. 

Entſch. v. 26. März 1879, Nr. 3347 (©. H. 1879, Nr. 76). Der 
nad 8. 757 B. ©. dem überlebenven Ehegatten zulommende Fruchtgenuß ift nit 
als ein Erbipeil anzufehen. Die bei 8. 757 ibid. vortommende Marginal- 
bemerlung „Geſetzliches Erbreht des Ehegatten" genügt nidt, um. 
da 8 dort erwähnte Genußrecht als ein Erbredt zu bezeichnen; viefe 
Bemerkung erfiredt fih au auf die 88. 758 u. 759 ibid., wo ben Ehe- 
gattenmwirklid ein Erbrecht eingeräumt wird, daher fie, im Zufammen«- 
bange aufgefaft, lepiglih die Hinweifung auf die Beftimmungen 
enthält, in welden Fällen dem überlebenden Ehegatten nad dem ©. 
ein Erbrecht und in weldem kein Erbrecht, fondern nur ein Frucht 
genußredt zuſteht; — eine Auslegung, welde aud in dem von der 
inantwortungsverorbnung handelnden 8. 174 Abh.- Pat. Beftäti- 
gung findet. 

Entſch. v. 24. März 1874, Nr. 2477 (5805 G.-U.). Wenn die Witwe 
ohne Beichrän tung auf einen beftimmten Erbtheil die Erbſchaft ihres Gatten an« 
getreten bat, defien Brüder und einige Verwandte aber, obwohl hierzu unter An- 
beraumung einer Präckufiofrift nad) 8. 120 Abh.-Bat. aufgefordert, keine Erbs⸗ 
ertlärung abgegeben haben, fo find legtere als weggefallen und ift die Boraus- 
fegung des 8: 759 B. ©. als eingetreten zu betrachten, daher ber Witwe ber 
ganze Nachlaß einzuantworten, nicht aber den Nachlaß zu KL als cabuc dem 
Fiocus zu überlaflen. 

Entſch. v. 31. Mai 1871, Nr. 6625 (4186 ©-u). Der ans dem 
®. erhobene Anſpruch des überlebenvden Ehegatten ift, nah dem Zu- 
fammenhange der 88. 757— 759 u. 1258 B. ©., felbfi wenn er nur 
anf den Fruchtgenuß von einem Theile der Vſchft. geht, ala Anſpruch 
eimes aliquoten Theiles derfelben, mithin ald ein wahrer Erbtheile- 
anfprud zu betrachten, folglih von dem Ehegatten eine Erbserklä- 
rung anzubringen. 

Entf. v. 23. October 1866, Nr. 8322 (2646 ©.-U.), Eine aus ihrem 
Berſchulden — Gattin hat keinen Anſpruch auf den Unterhalt (88. 91, 
92; 1264 B. ©.; Hofd. v. 4. Mai 1841, Nr. 531 9. ©. ©. und arg. 
88. 759, 795 u. 796 ®. ©.). 

Entjd. v. 3. Mai 1864, Nr. 2349 (1910 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 8322 ex 1866. 


Erbloſe Berlaffenfgaft. 


I. 100 — sets. 726; 00. B81, Bo7; a anen; 5 1478 8. @.; 44 128, 128, 199, 180 bh »Bat.; $ 34 @begel.; 
Ic. bg. D. 29. Mpril 1767 und o. bruar 1770, F 188; Soft. o 5. 18, Dei 1828, yolit. @. ©. 

* we . 21. April 1815, dv. * 79 1836, ©. 28. Jänner 1843 und v. 18. Detober 1885, Nr. 00 

. 0. 6; 


(. XIV X; 1. Mat 1861, Ar. 120 Buben bi a bes 
FERIEN. Ri? senn anheben En er x Dal af. —* ung 
8. 160. Iſt au der Ehegatte nicht mehr am Leben, fo wird bie Berlaflenfhaft, als ein 
erbloſes Gut, entiveder von ber Kammer, oder von benjenigen Perfonen eingezogen, welche 

vermöge der politifhen Berordnungen zur Einziehung erblofer Güter ein Hecht haben, 
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Entf. v. 1. Mai 1866, Nr. 2519 (2473 ©.-U.). Auch die Finanz 
procuratur in Vertretung bes Fiscus ift beredhtigt, die teſtamentariſche Verfügung 
anzufehhten. Das Caducitätsrecht des Fiscus tritt ein, infofern die GSubftitution 
bezüglich de8 dem erblofen Rinde hinterlaſſenen Vmgns. nad 88. 609 u. 774 
B. ©. als Beſchränkung des Pflihttheiles ungiltig ift. 

Entſch. v. 22. October 1861, Nr. 6120 (1403 G.-U.). Die Anord⸗ 
nung bes 8. 128 Abh.-Pat. kaun nur auf den Fall bezogen werben, 
als der nicht angetretene Erbtheil als caduc dem Fiscus zuk ommen 
würbe, wie burd die Stellung dieſes Paragraphen und die Ent. 
gegenhaltung der 88. 560 ff., 689, 727 n. 760 B. ©. außer Zweifel 
gelegt ifl. Der Nachlaß ift jenen Erben, die ſich erbserflärt haben, allein ein⸗ 
juantworten und jene, welde bie Exbeerfläruug verweigerten, find als nicht vor⸗ 
handen zu betrachten. 


Abweißungen von der allgemeinen Gröfolgeorduung. 


761._ Die betreffenden Nnorbmun, en —X ber Bauerngüter find aufgehoben Int 3 ® rt 1; Samt 1 as, 

%% R. & B. und Landes, : &limen — December 1869, Str. 169, Bukomine n. 

—— 6 u. 16 — —* 1, —— — Nr. 25, Kämt ber. 1. Fevember 18087 Sr 80, Arge 

Per September 1868, Rı —— v. 6. Detober 1868, Nr. 14, ee . 26. ne 1868, 
Nr. 15, Salzburg v. 28. erster 3 —E ir. 28, Schleften v. 16. October 1868, Re. 1 ei 

tember 100, Nr. 17, Vorarlberg v. 15. Detobır — Re 46 2.0.8. — Bol. — 873 dit.; Sc. ar 27. Ros 

vember 1 nu Be 828, ꝝ. 10. uni aaa Nr. 580 und o. 26. Jänner 1810, Pr. 898, ‚ld. ©. 16. Septe 


* 97, Rr. 876 3. @. 6 
88 ®. v. 7. Mat 1874, Pr. 50 A — 
Ye, RnB uno. er — m Ra [3 er 2.38. 2 Sul 1840, en 3. es) 


9. 961. Die Abweihungen von der in dieſem Hauptſtücke beſtimmten geſetzlichen Erbfolge in 
Rückficht auf Bauerngüter, und bie Verlaſſenſchaft geiftliher Perfonen find in den politiſchen 
Geſetzen enthalten. 

Entſch. v. 8. Mai 1877, Nr. 5182 (G. 9. 1877, Nr. 88). Die Ge 
richte önnen nicht von Amtswegen letztwillige Anordnungen, welche mit politifhen 
©.en (frühere Banernerbfolge) im Widerſpruche find, annulliven oder durch dahin⸗ 
sielende DVeifäge in ber Einantwortungsurkunde corrigiren. 

Entſch. v.“ 30. November 1871, Nr. 6446 (4342 G.-U.). Für die 
Beurtheilung der Privatrehtsfähigleit von Ordensgeiſtlichen find das B. ©. und 
die im 8. Abſ. des Kundm.» Pat. zu felben berufenen, insbefonvdere and in 
88. 539 u. 761 ibid. angezogenen Vogn. in publico-ecclessiasticis maß- 
gebend. Vom Standpunkte des B. ©. ift die Privatredhtsfähigfeit aud der Dr 
bensperfonen als Regel anzufehen. 


Vierzehntes Hauptſtück. 
Bon dem Pflichttheile und der Anrechnung in den Pflicht- oder 
Erbtheil. 


Inhalt: Welchen Perſonen als — ein Pflichttheil gebühre (55. 762 — 764). 
welchem Betrage (88. 765 n. 766), mb unter was für Beihränfungen ($. u. 
Erforderniſſe rechtmãßigen Enterbung (66. 768 — 778). Wie ber 
theil zu hinterlaſſen (5. 774). Rechtsmittel des Notherben: a) bei einer 

rechtlichen GEnterbung ober Dertlirnu ng in bem Pflichttheile (8. LTR, v £M 

einer gänzlichen Uebergebung (88. 776— 782). Wer zur Entrichtung 

ober Frignbeie Beinutragen babe & 783). Art ber Ausmefjun rg Berech⸗ 

nung bes Pflichttheiles (55. 784-786). Anrechnung zum Pflihttheite ern 187 


II. Zeit. 18. Hptft. Gef. Erbfolge. $. 761. — 14. Hpift. Pflichttheil. 98. 762, 768. 468 


bie 789); ober zum Erbtheile bei ber gefeglichen Erbfolge (88. 790— 794). Au⸗ 
ſpruch des be pn auf den nothwenbigen (8. 795), und bes Ehegatten auf 
dem anflänbigen Unterhalt ($. 796), 


8, 9, 18, 18. u. 18. Hauptft, bief. Xpeild, 98. 706, 812; 961, 968, 1487 8. @.; W56.-Bat.; 

Bel LERe. sr. Bei und o. ——— — bg. ©. 38. December ra Re 0er; 

15. Nevember 1867, Nr. 181 er 1 1ERER; Se y, 1, Dita it, 
Rr. 1804, v. 81. Sn 1. Garn umd v. 37. März 1847, Rr. 1051 


Welten Perfonen als Hotherben ein Wfliptheil gebüßre. 
(4. 768 — vgl, 68. 774 u. 775; 98. 765, 788, 786, 951; 8. 551 ©. 8.) 


8 IG2. Die Perfonen, welche der Erblafier in der legten Anorbnung mit einem Erbtheile 
bebenten muß, find feine Kinder; und in deren Ermanglung feine Eltern. 


Eutfd. v. 12. März 1862, Nr. 1343 (1497 ©.-U.). Die büderlichen 
Kaufe und Leibgedingverträge find nicht lediglich unter dem Gefihtöpunft des 
Kaufvertrages zu beurtheilen, wenn ed fih um deren Anfechtung wegen über« 
mäßiger Begünftigung bes die Wirthſchaft übernehmenden Kindes handelt; zumal 
im Hinblid auf die Beftimmungen ber 88. 916 u. 942 B. ©. 

Entf. v. 8. Jänner 1862, Nr. 6860 (1453 ©.-U.). In dem Ehe- 
und Erbvertrag, in welchem „bie Kinder“ bedacht werden, ift der aufßereheliche 
Sohn der Braut nicht mitbedacht (88. 869 u. 915 B. ©.). Ueber feine Klage, 
worin er aus dem Erbvertrage un der Erbſchaft anfpricht, ift aber ungeachtet 
ber vorausgegangenen Annahme einer beſchränkteren Erbeinfegung ihm der Pflicht. 
theil zuzuerlennen. $. 808 ibid. ſteht dem nicht entgegen, weil er einen ganz 
anderen Fall beſpricht. 

Entſch. v. 22. Juni 1858, Nr. 4257 (583 G.-U.). Die Beſtimmung 
bes 8. 9518. ©. muß an fi und im Zufammenhang mit den in den 
88. 762, 765, 783 u. 786 ibid. ausgefprohenen Grundſätzen fo auf- 
gefaßt und angewendet werben, daß diefe Grundſätze weder aus— 
drüclich noch durch Umgehung und Täuſchung, welde das ©. night 
einmal zulaffen, gefhmeige denn hervorrufen kann, an Kraft und 
Wirkſamkeit verlieren. Auch im Falle einer die Hälfte des Vmgns. nicht 
überfleigenden Schenkung an einzelne Kinder ift der Pflicttheil der Übrigen unter 
Mitanſchlag des Gefchenkten zu berechnen. 

Entſch. v. 15. December 1857, Nr. 9689 (1043 ©.-U.). Die Erecu- 
tionsführung auf das einem Berfollenen für den Fall feiner Rückkehr ausge 
fegte Vermaͤchtniß des Pflichttheils if unzuläffig; denn die Gläubiger des Ber 
fhollenen find weber berechtigt, ihn oder deſſen Curator zur Annahme der Legate, 
noch ihn zur Geltendmachung des Pflihttheilsanfpruches zu verhalten, noch auch flatt 
feiner zu erwerben oder das Teſtament zu beftreiten [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 3. Jänner 1856, Nr. 10927 (151 SU.) Der Pfliht- 
theil ift nad den 88. 762, 763 u. 764 8. ©. ein den dort bezeichneten 
Berfonen gebührender Erbtheit, weßhalb Alles, was im 8. Hauptfl. 
bes II. Theile ibid. vom Erbredt überhaupt angeordnet ift, auch auf 
den Pflihttheil anzuwenden if. Wenn bie vor dem Vater verftorbene 
Tochter anf den Pflichttheil verzichtet Hat, fo Aönnen daher aud ihre Kinder, 
wenngleich fie nicht aud ihre Erben wurden, nad; 8. 551 ibid. aus des Groß« 
vaters Nachlaß nichts verlangen. 

G.708 — ak 8. TO TOR, O4, TO, TOR; TED, TG TOT. Gi; 0 „$eß. ». 10. Rei 1086, Mr. 2610 9. @. ©. 

8. 763. Unter dem Namen Kinder werden nad, ber SER Regel (8. 49) auch Entel 

und Urenkel, und unter dem Namen Eltern alle Großeltern begriffen. Es findet Hier zwiſchen 

dem männlihen und weiblichen Geſchlechte, zwiſchen ehelicher und uneheliher Geburt kein 

Unterſchied ftatt, fobald fr diefe Perfonen das Recht und die Ordnung der gefeglihen Erb⸗ 
folge eintreten würde. 


464 Allgemeines birgerfiches Geſetzbuch. 


. Entſch. v. 14. September 1864, Nr. 6344 (1974 ©.-U.). VBermöge 
Hofd. v. 10. Mai 1833, Nr. 2610 9. ©. ©., wodurch beflimmt wurde, 
daß Wahlkinder allerdings auch uuter die Kinder gehören, welden 
nad 8. 763 B. ©. der Pflihttheil gebührt, if der $. 778 ibid. auch 
zu Ounften der Adoptivfinder anzuwenden. Das Teftament, in welchem 
der Erbl. den fpäter Adoptirten überging, ift ungiltig. 

Eutſch. v. 8. Jänner 1862, Nr. 6860 (1453 G.-U.). Ueber die bloß 
auf den Erbvertrag geftügte Erbſchaftsklage des außerehelihen Sohnes ift dem⸗ 
felben, wenn der angegebene Rechtsgrund nicht zutrifft, gleihwohl der nach dem 
©. gebührende Pflichtiheil zuzuſprechen; 8. 808 B. ©. fieht dem nicht entgegen. 

@. 764 — vgl. 86. 774 u. 775.8. ©.) 
8. 164. Der Exbtheil, welchen diefe Berfonen zu fordeen berechtigt find, Heißt: Pflichttheil; 
fie felbft werben in diefer Rüdfiht Notherben genannt. 

Entfd. v. 17. September 1861, Nr. 5209 (Manz, Entſch. D. Wenn» 
gleih der Pflihttheil in $. 764 B. ©. ein Erbtheil genannt, und 
den. hierzu Berechtigten in den 88. 770, 773 u. 775 ibid. die Eigen- 
[haft von Notherben beigelegt wird — unb ungeachtet der Beſtimmung 
des 8. 786 ibid. in fine — erhellt doch aus den 88. 774, 777, 783, 
785, 786 u. 812 ibid., daß der Geſetzgeber dem Pflihttheilsnehmer 
kein Miteigenthum an den einzelnen Berlaffenfhaftsftüden, fondern 
nur das R., den Pflichttheil in Geld zu verlangen, einräumen wollte, 
— Mit diefer Begründung wurde eingetragen in's Aubicatenbuh Nr. 41: 
Gegen den Anſpruch des Notherben auf Berabfolgung des ihm ge- 
bührenden Pflihttheiles in Geld, nah dem durch gerichtliche Schä⸗ 
gung erhobenen Werthe der zur Bſchft. gehörigen beweglihen und 
unbeweglihen Sachen kann fi der Haupterbe nit dur die Ein- 
wendung fhügen, daß ihm das R. der Wahl zuftehe, ven Pflict- 
theil entweder in Geld auf Grundlage des gedachten Schägungs- 
werthes, oder durch Zumweifung eines verhältnigmäßigen Antheils 
an den Berlaffenfhaftsftüden zu berichtigen; — und diefe Zumei- 
fung kann nit gegen den Willen des Notherben ſtattfinden. 

Entſch. v. 3. Jänner 1856, Nr. 10927 (151 G. U.). Der Pflicht⸗ 
theil ift nad den 8$. 762— 764 B. ©. ein den dort bezeichneten Per⸗ 
fonen gebührender Erbiheil; weßhalb Alles, was im 8. Hauptfl. des 
1. Theils ibid. vom Erbredt überhaupt angeordnet ifl, aud auf den 
Pfligitheil Anwendung findet. Wenn die Tochter, die auf den Pflichttheil 
verzichtet hat, auch vor dem Vater geftorben ift, haben baher doch ihre Kinder 
kein Erbrecht nady dem Großvater ($. 551 ibid.). 


In welden Retrage, — 
(8. 765 — ugl. $. 738, 788; 96. 757, 706 8. ©.) 

8. 105. Ms Brtgugeit beftimmt das Gefeg jedem Kinde die Hälfte deſſen, was ihm nad 
der gefeglihen Erbfolge zugefallen wäre. 

Entf. v. 30. Anguft 1865, Nr. 7074 (2268 ©:-U.). Die querela 
inofficiosae donationis fteht aud dem außerehelihen Sohne der Erblafferin, und 
felbft wider fucceffive, je einzeln das gefeglihe Maß nicht überſchreitende, Schen- 
kungen zu (88. 166, 171, 754, 765, 774 u. 951 8. ©.). 

Entjd. v. 10. Mai 1865, Nr. 3901 (2175 G.-U.). Ein weggefallener 
Notherbe — alfo aud ein folder, welcher giltig verzichtet hat — ift bei 
der Berechnung des Pflichttheild der anderen Notherben nicht mitzurechnen (8. 767 
B. ©.); es vergrößert fih daher, fowie im Falle feines vor jenem des Erbls. 
erfolgten Todes der Pflihttheil der übrigen Notherben. 
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Entſch. v. 33. Juni 1858, Nr. 4257 (583 ©.-1U). Auch im Yale 
einer die Hälfte des Vnigns. nicht überfteigenden Schenkung an einzelne Kinder 
iſt der Pflichttheil der Uebrigen unter Mitveranfhlagung des Gefchenkten zu bee 
rechnen (88. 951, 769, 765, 783 u. 786 2. ©.). 


(6. 766 — vgl. 98. 735, 788, 739; 9. 758; 8. 768 ©. ©.) 
8. 366. In der auffteigenden Linie gebührt jedem Notherben als Pflichttheil ein Drittheil 
deſſen, was er nach der gefeglihen Erbfolge erhalten haben würde, 

Entf. v. 26. Jänner 1870, Nr. 766 (3686 ©.-U.). Nachdem ber 
Erbl. mit der nunmehrigen Witwe einen Erbvertrag Über das ganze Vmgn. ger 
ſchloſſen hat und mit Hinterlafjung auch nod einer Mutter und mehrerer Ge⸗ 
ihwifler geftorben ift, beträgt der Pflichttheil der Mutter ?/; —, d. i. ben dritten 
Theil ($. 766 B. ©.) von ber Hälfte (wäterliber und mütterliher Stamm) von 
®/, der Bft. —, ba '/, derſelben nad $. 758 ibid. der Witwe des Finder- 
loſen Erbls. fhon aus dem ©. gebührt. 

Entf. v. 1. September 1853, Nr. 7654 (P. ©. 513). Der Pflichte 
theil iſt nit von der ganzen, fondern nur von 3/, der Vſchft. des Kindes in 
dem Halle zu berechnen, daß dasfelbe von einem Gatten überlebt wird. Aehnl. 
der Entf. Nr. 766 ex 1870.] 


and unfer was für Reſchränſtungen. 


. 787 — vgl. 88. 588, 589, 544; 68. 540, 542, 548; 9. 770; 88. 551, 881; 88 768-778, 782; 8. 788; 8. 768 

®. &.; Bbg. v. 28. December 1786, Nr. .. 6.; Hoftrgär. Circ. v. 12. November 1836, F 1408, 8. 18 
Pat. v. 28. Juni 1840, Ar. 451 und Gofd. v. 17. Kuguft 1835, Ar. 78 I. G. ©.) 

8. 968. Wer auf das Erbrecht Verzicht geleiftet hat; wer nach ben in dem achten Hauptftüde 

enthaltenen Borfhriften von dem Erbrechte ausgeſchloſſen wird; oder von dem Erblafier recht⸗ 

mäßig enterbet worden tft, hat auf einen Pflichttheil feinen Anfprud, und wird bei der Aus- 

meflung desfelben fo betrachtet, ald wenn er gar nicht vorhanden wäre. 


Entf. v. 10. Mai 1865, Nr. 3901 (©. 9. 1865, Nr. 57). Der 
$. 767 8. ©. befiimmt allerdings, unter welden Beſchränkungen 
einem Notherben der Pflichttheil gebühre; allein die Beſchränkung 
bezieht ſich eben nur auf jene Notherben, welde auf ihr Erbrecht 
Verzicht geleiftet haben, erbsunfähig find, oder rechtmäßig enterbt 
wurden. Durd den Wegfall eines Notherben nad $. 767 ibid. vergrößert fi 
daher der Pflittheil ($. 765 ibid.) der Übrigen Notherben. Die Richtigkeit diefer 
Auslegung ergibt ſich aud im Vergleich mit dem bezüglihen 8. 578 II. Theil 
des gal. B. ©. von 1797. — Auch ein Notherbe, welcher bedingt verzichtet hat, 
iſt als nicht vorhanden zu betrachten. 

Entfd. v. 3. Jänner 1856, Nr. 10927 (151 ©.-U.). Auch Entel, 
deren Parens auf fein Erbrecht verzichtet hatte, und vor dem Erbl. farb, er- 
halten nad $. 767 8. ©. keinen Pflichttheil, weil aud der Pflihttheil ein Erb⸗ 
theil ift (88. 762— 764 ibid.), und daher $. 551 ibid. auch auf dieſen An- 
wendung findet. 


Erforderniſſe einer rechtmäßigen Enterbung. 


@..768 — op. 5. 6 @. ©. 16. November 1867, Nr. 181 R. &. ©.; $. 32 Ehegel.; 8. 273; 98. 188, 719, 772; 
173, 2351 8. G. und bei 8. 767 cit. — bl. 1 HE buch Mr. 7 bed @, v. 25. Mai 1868, Rr. 498.8. 8. 
aufgehoben.) 

3. 768. Ein Kind kann enterbt werben: 1. wenn es vom Chriſtenthume abfällt; 2. wenn «8 
den Erblaffer im Nothftande hilflos gelafien Hat; 3. wenn es eines Berbrechens wegen zur 
lebenslangen oder swanzigjährigen Kerkerftrafe verurteilt tworden iſt; 4. wenn es eine gegen 
bie öffentliche Sittlichkeit anftößige Lebensart beharrlich führet. 


Entfd. v. 18. September 1872, Nr. 9505 (4707 ©.-U.). Nur aus 
einem der in 88. 768 u. 770 8. ©. bezeichneten von den eingefegten Erben zu 
Nicht, bürgl. Geſetb. erl. 30 
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erweifenven Enterbungsgrunde ($. 771 ibid.), Tann bie Enterbung eines Noth ⸗ 
erben für gerechtfertigt gelten [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 9. Juni 1868, Nr. 5001 (©. Ztg. 1869, ©. 122). Die 
Nichtleiſtung des Ausgedings ift Teinesfalls, und Die Mißhandlung des Erbls. 
nur dann ein giltiger Enterbungsgrund, wenn bewiefen wird, daß wegen berfelben 
von Amtswegen oder auf Verlangen des Berlegten das ftrafgerichtliche Bf. hätte 
platgreifen Können. 

Entſch. v. 30. December 1859, Nr. 12418 (947 ©.-U.). Der im 
Teftamente angebeutete Umftand, daß der Kläger den Erbl. beleidigt 
habe — ohne Erwähnung des Falles ſelbſt und der Art der-Beleidi- 
gung — ift weder ein giltiger Grund der Enterbung nad 8. 768 
8. ©., noch eine rechtliche Urſache der Erbunwürdigkeit nah $. 540 
ibid. 

(8. 769 — vgl 86. 148 u. 177 8. @.) 
8. 169. Aus den nämlihen Urſachen können auch die Eltern von bem Pflichttheile ausge 
ſchloſſen werden, und indbefondere noch dann, wenn fie da® Kind in der Erziehung ganz ver« 
mwahrlofet haben. . 


@. 770 — ogl. 86. 540-543 ©. G. und bei 8. 768 cit.) 

8. 330. Weberhaupt kann einem Notherben aud folder Handlungen wegen, bie einen Erben 
nad den 88. 540—542 des Erbrechtes unwürdig machen, durch die legte Willenserklärung ber 
Pflichttheil entzogen werben. 

Entſch. v. 17. September 1861, Nr. 5209 (aus ber Begründung zum 
Yubicat Nr. 41 der Manz'ſchen Ausgabe der Judicaten). Unbefchabet der in 
88. 764, 770, 773, 775 u. 786 B. ©. angewendeten Terminologie erhellt 
aus den 88. 774, 777, 783, 785, 786 u. 812 ibid., daß der Geſetzgeber ven 
Pflichttheilsnehmer kein Niteigenthum an ben einzelnen Veriaſſenſchaftsſiücken ein- 
räumen wollte, 

Entſch. v. 30. December 1859, Nr. 12418 (947 G.U.). Eine bloße 
„Beleidigung“ des Erbls., wenn fie nit die Merkmale einer im 8. 540 8. ©. 
enthaltenen Verlegung an ſich trägt, ift nicht als gegründete Enterbungsurſache 
anzufehen. Er 

Entfd. v. 22. Jänner 1856, Nr. 10490 (PB. S. 321). Wer den Erbl. 
an einem Öffentlichen Orte mit Schimpfnamen belegt hat, ift nur dann des Erb» 
rechts nad) 8. 540 B. ©. unwürbig, wenn auf den böſen Vorſatz aus den erwies 
fenen Thatumftänden mit Beftimmtheit gefhloffen werden muß. 


@. 771 — val. j. 768-770; 540-548 8. @.) 

9. 791. Die Enterbungsurfahe muß immer, fie mag von dem Erblaffer ausgebrüdt fein 
oder nicht, von dem Erben erwiefen werden, und in den Worten, und dem Sinne bes Gejeges 
gegründet fein. 

Entf. v. 18. September 1872 (4707 G.-U.). Wenn bie Teftaments- 
erben dad Dafein eines Enterbungsgrunbes gar nicht behaupten, 8. 771 8. ©. 
alfo gegen fie nicht angewendet werden kann, fo ift ber im Teftamente mit Still- 
ſchweigen übergangene Notherbe nad 88. 776 u. 781 ibid. beredhtigt, den 
Pflichttheil zu fordern, was mit orbentliher Mlage zu thun er unter Anberaumung 
einer angemefjenen Frift anzuweiſen ift [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 20. Auguſt 1869, Nr. 9101 (8493 ©.-U.). Da nad $. 771 
B. ©. die Enterbungsurfahe von Erben erwiefen fein muß, ifl gegenüber ber 
Notherbin, „welche eine Heirathscaution u, a. m. bereitd erhalten hat“ und deß⸗ 
halb nit bedacht wurde, der eingefegte Univerfalerbe auf den ordentlichen Rechts- 
weg als Kläger zu verweifen [Schlußfolgerung]. 
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(6. 772 — vgl 68. 718, 721; 718, 719, 7R2; 68. 1480, 540, 770 0. G.; 9. 3% Ehegef.) 
8. 992. Die Enterbung wich nur durch einen ausbrüdfichen in ber gefeglichen Form erklärten 
Widerruf aufgehoben. 

Entf. v. 16. November 1876, Ar. 8011 (6287 ©.-U). Aus dem 
Zeugenverhör geht die Abficht des Erbls., ſchriftlich zu tefliren, nicht mit Bes 
ftimmtheit hervor; der Mangel der für ein fohriftlihes Teſtament ge- 
forderten Förmlichkeiten hindert aber nit, die Anoronung, falls 
die Bedingungen ber 88. 585 u. 586 B. ©. erfüllt worden find, als 
mündliches Teftament gelten zu laffen, ba nad $. 722 ibid. felbft in 
dem Falle, da ein Teftament in Berluft gerathen ift, der Inhalt 
desfelben nad $. 772 ibid. auf die für mündliche Teftamente vorge 
fhriebene Art erwiejen werben kann. ı 

Plenar- Entf. v. 27. December 1861, Nr. 8091 (Manzihe Stg.). 
Da den Enteln der Pflichttheil gebührt hätte, niht nur, wenn ihr 
Bater im Teftamente feiner Mutter mit Stillfhweigen übergangen 
worden wäre (SS. 772, 773, 776 B. ©.), fondern aud, wenn ihr vor 
der Großmutter verftorbener Bater ausprüdlid enterbt worden wäre 
(8. 780 Se kann ihre Lage, im gegebenen Fall, da ihr Vater im 
Teftamente feiner Mutter ausdrücklich bedacht war, aber vor ber 
Erblafferin ftarb, nit ungänftiger fein. Mit diefer Motivirung wurde 
eingetragen in's Judicatenbu Nr. 44: Wenn ein vom Erbl. in feinem 
legten Willen bedachtes Kind vor dem Erbl. flirbt und Ablömmlinge 
binterläßt, fo treten dieſe, obfhon fie in dem legten Willen nicht 
genannt find, in Anfehung bes Erbrechtes an die Stelle des Kindes. 


r3— 273, 288; 68. 49, 188, 612, 785, 768, 776, 777, 780, 781 8. G.; Hofb- ©. 29. Mai 1 
G. vgl. 96. 273, 285; 68. a el 5 Hofb. 845, 


8. 998. Wenn bei einem fehr verfchuldeten oder verſchwenderiſchen Motherben das wahr« 
ſcheinliche Beſorgniß obwaltet, daß der ihm gebührende Pflichttheil ganz, oder größtentheil® 
feinen Kindern entgehen würbe; fo kann ihm der Pflichttheil von dem Erblaffer, jedoch nur 
dergeftalt entzogen werben, daß folder den Kindern bes Motherben zugewendet werde. 

Entf. v. 11. October 1851, Nr. 8098 (P. ©. 518). Die Enterbung 
im Sinne des $. 773 B. ©. ift eigentlih eine Subftitution zu Gunften des 
Descendenten des Enterbten. Sie hindert diejen aljo nicht, über das Erhaltene 
legtwillig zu verfügen, fobald er keine Nachkommen bat, weil eine Subftitution, 
wenn der Subftitutionsfall nicht eintritt, als nit beigefügt anzufehen ift. 

Entfd. v. 13. Auguſt 1840, (PB. ©. 517). Unter der Benennung 
„Kinder“ im 8. 773 8. ©. find nicht nur die zur Zeit des Todes des Erbls. 
vorhandenen, fondern auch die nachgebornen und nad diefem Zeitpunrte erft er 
zeugten Kinder des ausgefchlofienen Notherben mitverſtanden. 


Wie der Rſlſichttheil zu Hinterlaffen. 
(8. 774 — vgl. 58. 786; 560562; $. 966; 9. 685; 86. 788, 789, 808 ©. ©.) 
8 194. Der Pflichttheil kann in Geftalt eines Erbtheiles oder Vermäctniffes, auch ohne 
ausbrüdlihe Benennung des Pflichttheiles hinterlafien werden. Er muß aber dem Notherben 
ganz frei bleiben. Jede denfelben einſchränkende Bedingung oder, Belaftung ift ungiltig. Wird 
dem Motherben ein größerer Erbtheil zugedacht; fo kann fie nur auf den Theil, welcher ven 
Pflichttheil Überfteigt, bezogen werben. 

Entſch. v. 19. März 1872, Nr. 2317 (4525 ©.-U.). Die teftamen- 
tariſche Beftellung eines Berwalters für das gefammte den min, Kindern von ihrer 
Mutter hinterlafjene Vmgn. ift giltig und die Einfprache des Vaters der Erben 
ungegrändet, da dad ©. (88. 149 u. 197 8. ©.) eine Grenzlinie bis 
zum Belaufe jenes Mafes, in welchem ber Erb. über fein Bmgn. 

30* 
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frei verfügen konnte, nicht zieht, dieſe teftamentarifhe Verfügung 
alſo weder überhaupt noch in Betreff des Pflihttheiles beanftänbet 
werben fann, weil eben die Schlußworte des $. 149 ibid. die An- 
orbnung einer folden Ausnahme von der fonft dem Bater zulom- 
menden Bermögensverwaltung geftatten, aud $. 774 ibid. nur jede 
den Pflihttheil befhräntenne Bedingung oder Belaftung für un- 
giltig erklärt, hier aber eine folde nicht vorliegt... .. ‚ weil den 
Kindern von dem Standpunkte des Notherbenrehtes nah dem Hofd. 
war Sänner 1844, Nr. 781 9. ©. ©. nur eine Geldforderung 
zuſteht. 

Entſch. v. 11. März 1868, Nr. 938 (3012 ©.-U.). Die fideicommiſ⸗ 
ſariſche Subftitution ift nur bezüglich des den Pflichttheil überfteigenden Vmgns. 
giltig. Weder $. 808 B. ©. noch jonft eine Gejegeöftelle auferlegen dem Noth⸗ 
erben, welcher die Erbſchaft aus dem Teftamente antritı, eine Haftung für die 
Erfüllung desſelben auch mit dem Pflichttheil; er kann vielmehr nad $. 774 
ibid. die ganze Erbſchaft annehmen, und gegen jede Belaftung, foweit fie fih auf 
ben Pflicptiheil bezöge, fi) verwahren. Hierzu bevarf es keiner Teftamente- 
anfechtung nad 88. 601 u. 1487 ibid., der Kläger konnte daher auf die Big. 
nad 8. 14°7 ibid. ſich nicht berufen. 

Entſch. v. 11. Februar 1868, Nr. 566 (2986 G.-U.). Das Boraus- 
empfangene ift in den teftamentarifch zugewieſenen Pflichttheil einzurechnen. Wenn 
man die 88. 774, 787 u. 788 ®. ©., die bloß vom Pfligttheil und 
ber Anrechnung zum Pflichttheil handeln, und die 88. 790—792 'ibid., 
welche im Oegentheile die Anrechnung bei der teftamentarifhen und 
geieglihen Erbfolge zum Gegenſtande haben, miteinander vergleicht 
und im Zufammenhang betradtet, läßt ſich nicht bezweifeln, daß bie 
im $. 788 ibid. normirte ausnahmslofe Pflicht der Anrehnung aud 
dann eintrete, wenn der Erbl. einem Sohne bloß „den Pflidttheil” 
hinterlaffen hat; — und die Beflimmung des $. 790 ibid. nur in dem 
ganz verfdiedenen Falle einer teffamentarifhen Grbeinfegung Anwen- 
bung finden könne, wobei dem Kinde ein in Beziehung auf das Ganze 
beftimmter Theil der in natura zu theilenden Vfhft. zugedadt .... 
worden iſt. 

Entſch. v. 1. Mai 1866, Nr. 2519 (2473 ©.-U.). Bezüglih des 
Pflichttheiles if, auch wenn die Kinder zu teftiren unfähig find, bie fideicommiſ⸗- 
ſariſche Subftitution ungiltig. 

Entfd. v. 30. Auguft 1865, Nr. 7074 (2268 ©.-U.). Mehrere 
Schenkungen, welde, wenn aud nur im Gefammtbetrage das gefeglide Maß 
(8. 951 3. ©.) überſchreiten, find infoweit ungiltig, als damit der nad dem 
Bermögensftande vor ber erfien Schenkung zu berechnende Pflihttheil geſchmälert 
würbe (88. 166, 171, 754, 765, 774, 951 u. 952 ibid.). 

Entſch. v. 24. April 1862, Nr. 1554 (1511 ©.-U.). Die öſterreichiſchen 
Ge. und insbefonvere 88. 764 u. 774 B. ©. müſſen bezüglid der im Inlande 
gelegenen Immobilien auch auf die legtwilligen im Auslande getroffenen Ber- 
fügungen der Ausländer angewendet werde, möge es fih um die Erbfolge 
nad Big, ©. oder Teftament handeln ($. 37 ibid., $. 22 Abh..Pat., Hofd. 
v. 22. Juli 1812, Nr. 997 9. ©. ©.); dem Gatten gebührt daher an ber 
Hälfte des Vmgns. laut Erbvertrages der Fruchtgenuß, wenn auch nad dem aus⸗ 
ländifhen ©. (Urt. 1098 Code Napoleon) verfelbe beim Vorhandenſein von 
vier Kindern nur den Fruchtgenuß von !/, ber Immobilien beanſpruchen könnte. 

Entſch. v. 15. April 1862, Nr. 2427 (3203 ©-U.). Auch im Falle 
des vorbehaltslofen Antritte® des teflamentarifch Hinterlafienen Pflichttheils find 
die Notherben nah $. 774 B. ©. ven Berlafienfhaftsgläubigern nicht mit haf- 
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tungspflihtig; mm bie unbedingt erbserklärten Haupterben haften für die Schulden 
des Erbls.; — — — ver Pflichttheil erſcheint vielmehr als Legat 
einer beſtimmten dermalen nicht ausgemittelten Geldſumme, und der 
unbedingte Antritt des Pflichttheils hat nur ven Sinn, daß die Notherben nicht 
auf Errichtung einer Inventur dringen, 

Plenar-Entid, v. 17. September 1861, Nr. 5209. Eingetragen in’s 
Indicatenbuch Nr. 41: Gegen den Anfprud des Notherben auf Berab- 
folgung des ihm gebührenden Pflichttheils in Geld nad dem durch 
gerihtlihe Shägung erhobenen Werthe der zur Bſchft. gehörigen be» 
weglihen und unbeweglihen Sachen kann ſich der Hanpterbe nicht 
durch die Einwendung fhägen, daß ihm das R. der Wahl zufiche, 
ben Pflihttheil entweder in Geld, auf Grundlage des gedadten 
Schägungswerthes, oder durch Zuweifung eines verbältnigmäßigen 
Antheils an den Verlaffenfhaftsftäden zu berichtigen, und dieſe Zus 
weifung kann nit gegen den Willen des Notherben flattfinden. 

Entſch. v. 4. Juni 1861, Nr. 3868 (©. Big. 1861, Nr. 101). Der 
verkürzte Notherbe, welchem ein mit einer Subftitution behaftetes Legat vermacht 
wurde, kann ben Pflihttheil uneingeſchränkt fordern, ohne vorher das Legat aud- 
ſchlagen zu müſſen. 

Plenar-Entfd. v. 30. April 1861, Nr. 2693. Eingetragen in's Judi⸗ 
catenbuch Ar. 39: Die in der a. h. Entfhl. v. 2. Jänner 1844 (Nr. 781 
3. ©. ©.) enthaltene Anordnung über die Zuweiſung des Pflidt- 
theilesan den Notherben findet aud dann Anwendung, wenn legterem 
der Filihttheil zwar nit unter dDiefem Namen, aber mittelft eines 
denfelben nit überfteigenden Erbtheiles hinterlaſſen wurbe, ohne 
daß der Erbl. ausdrücklich erklärte oder auf unzweideutige Art feine 
Abfiht zu erkennen gegeben hätte, daß dem Notherben ein Anfprud 
auf alle ober einzelne zur Vſchft. gehörige bewegliche oder unbemweg- 
tige Sachen zuftehen folle. 

Entf. v. 5. Mai 1859, Nr. 3565 (B. ©. 535). Aus 8. 7748. G. 
barf nicht gefolgert werden, daß der Notherbe die Eigenfchaft als teftamentarifcher 
Erbe mur für jenen Theil des ihm Zugedachten geltend zu machen berechtigt fei, 
welcher den Pflichttheil überfteigt, vielmehr follten durch die Anorbnung des 8. 774 
ibid. lediglich die Inftituirten, melde zugleich Notherben find, verhindert werben, 
mit Berufung auf ihr Pflichttheilsrecht zum Nachtheil Mitberufener ein zweifaches 
Rachfolgerecht geltend zu machen. . 

Entf. v. 15. December 1857, Nr. 9689 (1043 G.⸗U.). Eine nah 
8. 774 B. ©. unzuläffige Beſchränkung des Pflichttheils darf niht von Amts 
wegen oder über Einfchreiten Dritter z. B. der Gläubiger des Notherben für 
ungiltig erklärt werben. 

Entſch. v. 14. October 1853, Nr. 8449 (P. ©. 521). Motherben, 
welche fi) ex testamento bebingt erbserklärt haben, können gleihwohl, wenn fich 
beraugftellt, daß ihr Pflichttheil beeinträchtigt würde, das R. auf unverkürgte 
Entrichtung desfelben geltend machen. 

Entſch. v. 19. Mei 1853, Nr. 4148 (B. ©. 525). Wenn Eltern ihren 
Kindern teftamentarifch zwar einen den Pflichttheil überfteigenden Erbtheil zuwenden, 
benfelben jedoch zugleich die Beſchränkung auflegen, daß der Fruchtgenuß dieſes 
Erbtheiles einem Dritten zuftehen joll; können die Kinder nicht die eine Hälfte 
des elterlihen Nachlaſſes frei von jeder Belaftung als ihren Pflihttheil und zu= 
glei jenen größeren Erbtheil anfpreden; fie find jedoch auch nicht verpflichtet, 
entweder ben Erbtheil mit der teftamentarifchen Beſchränkung anzunehmen, ober 
auf jeven Erbtheil aus dem Teflamente zu verzichten, fondern fie find befugt, den 
ihnen teſtamentariſch zugebachten Exbtheil mit Vorbehalt ihres Pflichttheiles an⸗ 
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zunehmen, und biefen Berbehalt dadurch geltend zu machen, daß bie teflamen- 
tarifch angeorbnete Beſchränkung lediglich auf die andere Hälfte des Nachlaſſes 
außer dem Pflichttheile bezogen wird. 

Entſch. v. 27. Jänner 1853, Nr. 13773. Eingetragen in's Yubicatens 
buch Ar. 8: Die legtwilligen Verfügungen der Eltern, wodurch fie 
ihren teftirunfähigen Kindern rüdfihtlih des Bmgns., welches fie 
ihnen hinterlaffen, einen Nacherben ernennen, find in Anfehung bes 
Pflihttheiles der Kinder ungiltig. 

Entſch. v. 24. "Juni 1853, Nr. ? (P. ©. 497). Wenn ber teflamen 
tarifhe Univerfalerbe wegfält, und bei der hierdurch, eintretenden Inteftaterbfolge 
die Erbſchaft zwifhen Notherben, denen im Teflamente der Pflichttheil in der 
Form eined Legated vermacht war, und anderen Inteſtaterben zu theilen ift, 
tönnen die erfteren neben ihrem Erbtheile nicht auch das ihnen im Teflamente 
Vermachte anfprehen. Die Anorbnung des 8. 726 B. ©. fann nicht von ſolchen 
Legaten veıftanden werden, bie ben Pflichttheil vorftellen, wenn ber Legatar bie 
Inteftaterbfolge anſpricht. 

Entf. v. 9. Jänner 1852, Nr. 23 (P. ©. 524). Die den, zu Unie 
verfalerben eingefegten Kindern binfichtlih des ganzen Nachlaſſes verorbnete 
Subftitution ift nur bezüglich des den Pflihttheil überſteigenden Erbtheils wirt 
fam und der Pflichttheil wird dadurch nicht berührt. Die von den Motherben auf 
Grund der legten Willenserflärung des Erbls., worin jene Subftitution ange 
ordnet war, gefchehene Antretung und Einantwortung ber Erbfhaft fann dem R. 
des Notherben, daß fein Pflichttheil von dem Subftitutionsbande frei bleibe, feinen 
Abbruch thun. i 


Rechtsmittel der Aotherben: 


a) bei einer widerrechtlichen Enterbung oder Verkürzung in dem Pflichttheile; 
G. 775 — vgl. 88. 768-778; 7675 727; 88. 778, 686 ©. G.; Kofd. v. 1. Drtober 1821, Rr- 1804 J. G. ©.) 
8. 195. Ein Notherbe, welcher ohne bie in den 88. 7698778 vorgefchriebenen Bedingungen 
enterbt worden, Kann ben ihn geblihrenvden vollen PflichttHeil; und, wenn er in dem reinen 

Betrage des Pflichttheiles verkürzt worden tft, bie Ergängung beöfelben fordern. 

Entſch. v. 19. Mär; 1872, Nr. 12666 (4523 G.-U.). Wenn ber im 
Teftamente mit Stillihweigen übergangene, angeblih einzige, Notherbe nicht 
den ihm obliegenden Beweis liefert, daß dem Erbl. bei der Teftamentserrichtung 
fein Dafein unbelannt war und er nur aus biefem Grunde Übergangen murbe 
(8. 778 8. ©.), fo kann er nicht die Aufhebung der teftamentarifhen Anord⸗ 
nung, fondern nur nah 8. 775 ibid. den Pflichttheil anſprechen. 

Entſch. v. 20. Auguft 1869, Nr. 9101 (6. 9. 1869, ©. 340). Das 
Gericht bat von Amtöwegen aud im Falle wiberftreitender Erbserllärungen die 
Größe des Pflichttheils zu erheben und den Pflichttheilsausweis abzufordern; der 
übergangene Notherbe ift nicht verhalten, im ordentlichen Rechtswege feinen Pflicht: 
theilsanſpruch zu ermeifen. 

Entſch. v. 4. Juni 1861, Nr. 3868 (©. Ztg. 1861, Nr. 101). Ein 
Notherbe, welchem fein Pflichttheil nicht ungefhmälert hinterlaſſen wurde, kann 
nad SS. 774 u. 775 B. G., ohne das ihm zugedachte mit einer Subftitution 
behaftete Legat vorher ausſchlagen zu müffen, fordern, daß ihm der Pflichttheil 
meingefchräntt aus dem Nachlaß zukomme. 


b) bei einer gänzlicyen Uebergehung. 
(&. 776 — vgl. 98. 29,42; 98. 781, 782 8. ©.) 


8. 176. Wenn aus mehreren Kindern, deren Dafein dem Erblaffer bekannt war, Eines ganz 
mit Stillſchweigen übergangen tworben tft; fo kann ee ebenfalls nur den Pflichttheil fordern. 
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Entſch. v. 13. December 1876, Nr. 9943 (6317 ©.-U.). Das zu 
Sunften eines unehelien Kindes errichtete Teftament wird durch bie Geburt 
eines ehelichen Poſthumus entkräftet; denn unter „Kinder“ im Sinne des Wortes 
„linderlos” in 8. 778 B. ©. find nur pflichttheilsberechtigte Deöcendenten zu 
verfiehen (88. 776, 777 ibid.). — Die Einwendung, daß der Poſthumus, ba 
bem Erbl. die Schwangerfhaft feiner Frau bekannt war, wiſſentlich übergengen 
fei, ift belanglos; denn alle die Uebergehung von Notherben betreffen» 
den Vorſchriften bes B. ©. fegen voraus, daß der Uebergangene zur 
Zeit der Teftamentserridtung fhon vorhanden war. Der Nasciturus 
wird nah 8. 22 ibid. nur, wenn es fih um ven Schuß feiner Rechte handelt, 
dem Nalus gleichgeftellt. 

Entſch. v. 3. Juni 1874, Nr. 5674 (5389 ©.-U.). Es ergibt fih aus 
ber Bergleihung der 88. 776 u. 777 B. G., daß der Gefetsgeber zwiſchen dem 
wiflentlib übergangenen Notherben, deſſen Anfprud er auf den Pflichttheil be» 
ſchränkt ($. 776 ibid.), und dem aus Irrthum übergangenen, der ſich damit 
nit zu begnügen braucht ($. 777 ibid.), einen Unterſchied feftftellen wollte 
[Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 18. September 1872, Nr. 9505 (4707 ©.-U.). Nach 88. 776 
u. 781 8. ©. kann der mit Stilfhweigen übergangene Notherbe den Pflicht. 
theil fordern, dieß muß demnad im Wege der Klage geſchehen, und der über 
gangene Notherbe daher angewiefen werben, die Klage wider die Teflamentserhen 
einzubringen. 

Entf‘. v. 27. December 1861, Nr. 8091. Eingetragen in’s Judicaten⸗ 
buch Ar. 44: Wenn ein von dem Erbl. in feinem legten Willen ber 
dachtes Kind vor dem Erbl. flirbt und Abkömmlinge hinterläfft, fo 
treten diefe, obſchon fie in dem festen Willen nicht genannt find, 
in Anfehung bes Erbredtes an die Stelle des Kindes. 

Entſch. v. 8. Yuli 1856, Nr. 4182 (207 G.U.). Das ©. betradtet 
Kinder, welche nad der Errichtung der legtwilligen Erflärung ihres 
Baterd geboren wurden, nicht als mit Stilljhweigen übergangen. 
Ihr R. kann alfo nicht auf den Pflichttheil eingefhräntt werden, 
kraft eines ©8., das anf fie nicht berechnet ifl. 


@. 777 — vgl. 98. 781, 788; 68. 555, 559, 560; 788, 790 ©. ©.) 
8. 399. Wenn aber aus den Umſtänden eriviefen werben Tann, daß die Uebergehung Eines 
aus mehreren Kindern nur daher rühre, weil dem Erblaſſer das Dafein desſelben unbekannt 
war; fo ift der Mebergangene nicht fhuldig, fich mit dem Pflichttheite gu begnligen, fondern 
er kann den Exbtheil, welcher für den am mindeften begünfttgten Notherben ausfällt; wofern 
aber ber einzige noch übrige Motherbe eingefegt wirb, oder alle übrige zu gleichen Theilen 
berufen find, einen gleichen Erbtheil verlangen. 


Entfd. v. 3. Juni 1874, Nr. 65674 (6389 G.-U.). Der 8. 7778. ©. 
beflimmt zunädft, daß das Kind, welches nur deßhalb Übergangen 
wurde, weil fein Dafein dem Erbl. unbefannt war, fih mit dem 
Pflichttheil nicht begnügen muß, fondern einen Erbiheil anfpreden 
darf. Damit ift fhon ein Öegenfag von Pfliht- und Erbtheil an- 
erfannt, und mit anderen Worten geſagt, baß die Portion, die der 
Nahgeborne anfprehen darf, jedenfalls größer fein foll, als des 
Pflichttheil. Sodann normirt verfelbe Paragraph das Ausmaß der 
den Üebergangenen gebührennen Bermögenstheils, welder gleich 
groß fein foll, wie der Erbtheil des am mindeften „begänftigten* 
Rotherben, oder wie jener des einzigen no Übrigen eingefegten 
Notherben, oder wie der Erbtheil aller übrigen zu gleihen Theilen 
berufenen Notherben. Wenn von brei weiteren Notherben zwei inflituirt 
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wurben und ber britte auf dem Pflichttheil befchränft ift, muß daher der aus Un- 
wiffenheit übergangene vierte Notherbe einen gleichen Erbiheil mit ben zwei 
inftituirten Notherben erhalten; denn der auf den Pflichttheil beſchränkte britte 
Notherbe ift eben gar nicht „begänftigt“ worden. Diefe Auffaffung des 
8. 777 ibid. fleht aud mit der ratio legis (Vergleihung mit $. 776 
ibid.) im Einklang [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 8. Juli 1856, Nr. 4182 (207 G.⸗U.). In $. 77782. ©. 
ift einzig und. allein davon bie Rede, daß ein bereits gebornes Kind 
im Teftament mit Stillfyweigen übergangen wird, nit aber davon, 
daß Kinder erſt fpäter geboren werden. Bon einer analogen An- 
wendung Tann aber deßhalb keine Rede fein, weil die VBerhältnifje 
und Ausdrücke offenbar ganz unbedingt verſchieden find. 

Entf. v. 7. Jänner 1853, Nr. 13169 (P. ©. 527). Die Frage, ob 
ein Erbe wiſſentlich übergangen fei, ift mit Nüdficht auf den Zeitpunkt ber 
Teftamentserrihtung und nicht im Hinblid auf jenen des Todes des Erbls. zu 
beantworten. War aljo zur Zeit der Erklärung bes legten Willens feine wiſſent- 
liche Webergehung vorhanden, fo ift nit 8. 776 B. ©., fondern 8. 777 ibid. 
anzuwenden, wenn aud dem Erbl. zur Zeit feines Todes das Daſein eines in 
feinem Teftamente nicht bedachten Notherben bekannt war. 

Entf. v. 22. October 1852, Nr. 10481 (P. ©. 526). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 13169 ex 1853. 


(8. 778 — vgl. 8- 691; 9. 32; 68. 576, 698, 713; 776, 777; 8. 185 8. ©.) 


8. 378. Hat der Erblafier einen einzigen Notherben, und er übergeht ihn aus oben gedachtem 
Irrthume mit Stillſchweigen; oder erhält ein kinderloſer Erblaffer erft nach Erklärung feines 
tegten Willens einen Notherben, für den Feine Vorſehung getroffen ift; fo werben nur bie zu 
öffentlichen Anftalten, zur Belohnung geleifteter Dienfte, oder zu frommen Abſichten beftimmten 
Bermädtnifie in einem, ben vierten Theil ber reinen Berlaſſenſchaft nicht überſteigenden, Bes 
trage verhältnigmäßig entrichtet, alle Übrigen Anorbnungen bes legten Willens aber gänzlich 
entkräftet. Sie erlangen jedoch, wenn der Motherbe vor dem Erblaffer verftorben ift, wieder 
ihre Kraft. 

Entf. v. 3. December 1876, Nr. 9993 (6317 ©.-U.).. Das zu 
Gunften eines unehelihen Kindes errichtete Teftament wird durch die Geburt 
eines ehelichen Poſthumus entkräftet; denn unter „Kinder“ im Sinne des Wortes 
„tinderlos“ im $. 778 B. ©. find nur pflichttheilsberechtigte Descendenten zu 
verftehen (8S. 776, 777 ibid.) — Die Einwendung, daß der Poſthumus, da 
dem Erbl. die Schwangerfchaft feiner Frau bekannt war, wiſſentlich übergangen 
ſei, ift belanglos; denn alle die Uebergehung von Notherben betreffen- 
ben Vorſchriften des B. ©. fegen voran, daß der Uebergangene zur 
Zeit der Teftamentserrihtung fhon vorhanden war. 

Entf. v. 19. März 1872, Nr. 12666 (4523 ©.-U.). Dem Notherben, 
welder feinen Anfpruh auf Entkräftung des Teftamentes nad F. 778 8. ©. 
begründet, obliegt der Beweis, daß fein Dafein dem Erbl. bei Teflamentserriche 
tung unbelannt war, und er nur aus biefem Grunde übergangen worden fei. 
Zu diefem Behufe müſſen wenigftens Umftände erwiefen werden, die geeignet 
find, redtlihe Gewißheit dafür. zu bieten, daß dem Exbl. das Dafein dieſes Noth- 
erben unbefannt war. — Da aber der Erbl. — zwar nicht namentlich — alle 
von feiner Gattin, nachdem fie ihn treulos verlaffen hatte, gebornen „unehelihen“ 
Kinder von der Erbſchaft ausdrücklich ausſchloß, ift in concreto, mit Rüdficht 
auf dem Zeitpunkt feiner Geburt aud der fragliche Notherbe als wiſſentlich aus⸗ 
geſchloſſen zu betrachten, und ihm nur der Pflichttheilsanſpruch offen zu halten 
(88. 158, 159 u. 775 ibid.). 

Entf. v. 14. September 1864, Nr. 6844 (1974 ©.-U.). Wahlkinder 
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gehören nah Hofd. v. 10. Mai 1883, 3. 2610 9. ©. ©. gleichfalls unter 
die „Kinder“, haben nah 8. 763 B. ©. den Pflichttheil zu beanfpruchen und 
Können die Vorſchrift des 8. 778 idid. für fich geltend machen. 

Entſch. v. 8. November 1859, Nr. 12375 (904 ©.-U.). Die in $. 1487 
3. ©. vorgejehene dreijährige Big. des Rs. ein Teftament nach 8. 778 ibid. 
anzufechten, beginnt von dem Zeitpunkte an zu laufen, als dem Kläger möglich 
war, aus feiner beftrittenen Legitimation als Notherbe in Folge Auffindung ver 
zureichenden Behelfe den Streit zu führen. Dem Kläger, welcher unter Bor- 
weifung geeigneter neuer Beweismittel bie Reftitution zur Replik nachſucht, kommt 
ber Schuß des 8. 1478 ibid. zu ftatten, ba die Gellagten nicht erwiefen haben, 
daß die neu vorzuführenden Beweife drei Jahre vor eingebrachter Reftitutiond« 
Mage erwuchſen, aus dieſen felbft vielmehr das Gegentheil ſich ergibt. 

Entſch. v. 8. Yuli 1856, Nr. 4182 (207 ©.-U.; P. ©. 528). Außer 
in den 88. 776 u. 777 3. G. ift das Uebergehen eines oder mehrerer 
Rinder des Erbls. nur noch im 8. 775 ibid. behandelt. Da die An- 
wendung jener Paragraphe auf den Fall, daß ein Erbl. zur Zeit der 
Teftamentserrihtung ſchon Kinder hat, demfelben aber fpäter noch 
andere Rinder geboren werben, ausgeſchloſſen ift, find die Beftim- 
mungen des $. 778 ibid. auf diefen Fall anzuwenden. Wenn nun 
glei dieſer $. 778 von einem Änderlofen Erbl. ſpricht, fo iſt doch 
Mar, daß die Kinderloſigkeit nicht eine weſentliche Bedingung ber 
angeordneten Entkräftung des Teftamentes fein follte; fondern, 
daß nur ein Thatumftand vom Gefetzgeber als wahrfheinlih vor- 
andgefegt und insbefondere erwähnt wurde Wenn aud ber vor» 
liegende ganz fpecielle Fall nicht ausprüdlich geregelt wurde, muß 
doch mit Rüdficht auf den gleihen Grund des Gs. diefelbe Entſchei— 
dung erfolgen. 

G. 779 — vol. 96. 586, 768, 776; 788, 788 0. ©.) 

8. 099. Wenn ein Kind vor dem Erblafler ftirbt und Abſtämmlinge hinterläßt; fo treten 
dieſe mit Stillſchweigen übergangenen Abftämmlinge in Anfehung des Erbrechtes an die Stelle 
des Kindes. 

Blenar-Entfd. v. 27. December 1861, Nr. 8061 (2075 G.⸗U.). 
Benn man erwägt, daß ber Enkelin von dem im Teflamente einge» 
feßten vor vem Erbl. geftorbenen Sohne vesfelben der Pflichttheil 
gebührt hätte, nit nur, wenn ihr Vater im Teftamente übergangen 
worden (8$. 772, 773, 776 8. ©.), ſondern aud, wenn er ausdrückich 
enterbt worden wäre ($. 780 ibid.); fo fann ihre Lage im gegebenen 
Fall, da ihr vor dem Erbl. verfiorbener Barens im Teflamente aus— 
drücklich bedacht ift, nicht die gleiche fein, wie im ben beiden vorer- 
wähnten Fällen, weil fonft die Vorſchrift des 8. 779 ibid. fi als 
überflüäffig darftellen würde. — Anläßlich diefer Entſcheidung wurde ein⸗ 
zutragen beſchloſſen ins Judicatenbuch Ar. 44: Wenn ein von dem Erbl. 
in feinem legten Willen bedachtes Kind vor dem Erbl. flirbt, und 
Abſtämmlinge Hinterläßt, fo treten dieſe, obfhon fie in dem legten 
Willen nit genannt find, in Anfehung des Erbrechtes an die Stelle 
bes indes, 


6. 760 — val. 9. 5415 98. 767, 778, 776, TOR, 706; 45. 738, 708, 770, 788; 86. 48, 768, TIE-778 ©. ©.) 
8. 200. Die Abftämmlinge eines in dem legten Willen ausdrücklich enterbten, aber vor dem 
Erblafſer verftorbenen Kindes find bloß befugt, den Pflichttheil zu verlangen. 

Entſch. v. 3. Jänner 1856, Nr. 10927 (151 ©.-U.). Die Vorſchrift 
bes tem 8. Hauptſt. eingereihten $. 551 B. G., wornad) der Verzicht auch auf 
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die Nahlommen wirkt, muß aud auf den Pflichttheil angewendet werben, weil 
berfelbe nah 88. 762— 764 ibid. gleichfalls ein Erbtheil if. Die 88. 541 
u. 780 ibid. haben zwei von dem vorliegenden ganz verſchiedene 
Bälle vor Augen, und maden überdieß nur eine Ausnahme von der 
Regel des 8. 537 B. ©. 


(6. 781 — vgl. 88. 786, 788; 788 u. ff.; 9. 762; $. 779 9. ©.) 


8. 181. Wird ein Notherbe ber auffteigenden Linie mit Stillſchweigen übergangen; fo Tann 
ee immer nur den PflichttHeil aus der Mafje fordern. 


Entſch. v. 18. September 1872, Nr. 9505 (4707 ©.-U.). Nach 88. 776 
u. 781 3. ©. kann der mit Gtillfhweigen übergangene Notherbe ven Pflicht⸗ 
theil „fordern“; dieß alfo nur im Wege einer von ihm anzuftellenden Klage 
geſchehen [Schlußfolgerung]. 


G. 782 — vgl. 66. 771, 868; 768-770; 540—542; 778, 781 8. ©.) 
8. 762. Wenn der Erbe beweifen kann, daß ein mit Stillſchweigen Übergangener Notherbe 
fich einer der in den 88. 768-770 angeführten Enterbungsurfahen ſchuldig gemacht Bat; 
fo wird die Uebergehung als eine ſtillſchweigende rechtliche Enterbung angefehen. 


Wer zur Entrichtung des Exrb- oder RYſſichttheiles Beizutragen habe. 
(8. 788 — vgl. 96. 600, 692; 68. 777, 558; 689, 729 ©. ©.) 

8. 183. In allen Fällen, wo einem Notherben der geblihrende Erb» oder Pflichttheil gar 
nicht, oder nicht vollftändig ausgemeflen worden if, müffen ſowohl die eingefegten Erben, als 
auch die Legatare verhältnigmäßig zur vollftändigen Entrichtung beitragen. 

Entſch. v. 4. Juni 1861, Nr. 3868 (1339 ©.-U.). Wenn dem Noth- 
erben ein Legat mit einer fiveicommifjarifhen Subflitution ausgeſetzt if, wodurch 
ihm die Dispofition über die Subftanz entzogen wird, kann nicht gejagt werben, 
daß ihn der Pflichttheil in Geftalt dieſes Legates zugewendet worden ſei; es ift 

‚ daher nit $. 774, fondern $. 783 B. ©. hier anzuwenden. 

Entf. v. 22. Yuni 1858, Nr. 4257 (583 ©.-U.). Die Beflimmung 
des $. 951 B. ©. muß an fih und im Zufammenhange mit den in 
ben 88. 762, 765, 783 u. 786 ibid. ausgefprodenen Grundſätzen fo 
aufgefaßt werden, daß diefe Grundfäge auch nit durd Umgehung 
und Täuſchung an Wirkfamteit verlieren. Auch im alle einer die Hälfte 
des Vmgnus. nicht Überfteigenden Schenkung an ein einzelnes Kind ift baher ber 
Pflichttheil der Übrigen Notherben unter Mitveranfclagung des Geſchenkten zu 
berechnen. 

Entf. v. 28. Jänner 1851, Nr. 3040 (P. ©. 532). In den Fällen, 
in welchen der einem Notherben gebührenve Pflichttheil gar nicht, oder nicht voll- 
Rändig ausgemeffen ift, müſſen ſowohl die eingefegten Erben, ald aud die Lega⸗ 
tare, und zwar die letzteren gleichzeitig mit den eingefegten Erben (nicht etwa 
bloß ſubſidiariſch) zur vollftändigen Entrichtung verhältnigmäßig beitragen. 


Art der Ausmellung und Berehunng des RYRſichttheiles. 


(8. 784 — vgl. 68. 802—804; 68. 786, 1444, 1446; 788, 789; 478, 1284; 1288—1236; 86. 12%8, 1989, 1237, 
1239; 548, 549, 802; 1242, 774, 1249-1254; $. 819 ®. @.; Hofb. o. 31. änner 1844, Mr. 781 und v. 27. März 
1847, Rr. 1051 J. @®. ©.) 

8. 384. Um den Pflichttheil richtig ausmefjen zu können, werden alle zur Berlafſenſchaft 
gehörige, bewegliche und unbewegliche Saden, alle Rechte und Forderungen, welche der Erb- 
laſſer auf feine Nachfolger frei zu vererben befugt war, ſelbſt Alles, was ein Erbe oder Regatar 
in die Maffe ſchuldig ift, genau beſchrieben und ordentlich gefhägt. Den Notherben fteht frei, 
der Shägung beizuwohnen, und ihre Erinnerungen dabei zu maden. Auf eine Feilbietung 
der Verlaſſenſchaftsſtücke zur Erhebung des wahren Werthes kann von ipnen nicht gedrungen 
werben. 
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Entſch. v. 28. Mär; 1877, Nr. 5592 (G. H. 1877, Nr. 77). Wenn 
der Nachlaß zur Befrienigung eines Vermächtniſſes nicht Hinreiht, fo hat bie 
Höhe des Vermächtniſſes nicht der Legatar, fondern der Erbe zu berechnen und 
zu erweifen. Die Verbindlichkeit zur Entrihtung bed Vermächiniſſes kann nicht 
über die Zulänglichkeit der Bfchft. hinausreihen (8. 802 B. ©.). Eine meitere 
Beſchränkung im Sinne des 8. 692 ibid. ann infolange nicht ausgeſprochen 
werben, als ber Zeitpunkt ber wirklichen Befriedigung des Legatars, bis zu welchem 
der Stand der Maffe fih noch ändern Tann, nicht eingetreten iſt; dann aber ift 
es Sache der pflichttheilsberechtigten Erben, das Vorhandenfein der Borande 
fegungen des 8. 692 ibid. zu erweifen (8. 170 a. ©. D.), wozu insbefonvere ber 
Realitätenwerth duch gerichtlihe Schägung (nit nur durch Berechnung nad 
dem GSteuerkatafter) im Sinne der 88. 784 ibid. und 102 Abh.-Pat. feft- 
ftehen muß, 

Entſch. v. 28. Sinner 1369, Nr. 12361 (3265 ©.-U.). Schenkungen, 
welche ver Erbl. zu einer Zeit machte, da er überſchuldet war, können nicht wegen 
Berlürzung des Pflichttheild angefochten werden (88. 784, 785, 950 n. 951 
8. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Entſch. dv. 14. October 1862, Nr. 6948 (1576 ©.-U.). Der Notherbe 
bat nach 8. 784 B. ©. und Juſt. Hofd. v. 31. Jänner 1844, Nr. 781 
I. ©. ©. nicht auf Antheile der Vfchft., fondern nur auf den ermittelten Gelb» 
wertb feines Erbtheils einen Anſpruch. Gleichwohl können ihm ganze Nahlap- 
güter oder Antheile an foldhen zugewiefen werden. 8. 822 ibid. ift daher auch 
zu Gunſten ver Gläubiger eines auf den Pflichttheil eingefegten Notherben an- 
wenbbar, da biefer gleichfalls zu ben Erben gehört. 

Plenar-Entſch. v. 17. September 1861, Nr. 5209, eingetragen in’s 
Judicatenbuch Ar. Al: Gegen den Aniprud des Notherben auf Berab- 
folgung des ihm gebührenten Pflichttheils in Geld, nah dem durch 
gerigtlihe Schägung erhobenen Werthe der zur Bichft. gehörigen 
bewegliden und unbeweglihen Sachen, kann fi der Haupterbe nicht 
durch die Einwendung fügen, daß ihm das R. der Wahl zuftehe, den 
Pfligttheil entweder in Geld... oder durch Zumweifung eines ver- 
hältnigmäßigen Antheiles an ben Verlaffenfhaftsftäden zu berich- 
tigen, und biefe Zuweifung kann nicht gegen den Willen bes Roth— 
erben flattfinden; — denn aus 88. 774, 777, 783, 785, 786 u. 812 
2. ©. ergibt fih, daß das ©. dem Pflihttheilsnehmer kein Miteigen- 
thum an den einzelnen Verlaffenfhaftsftüden, fondern nur das R., 
den Pflichttheil in Geld zu verlangen, einräumen wollte. 

Entfd. v. 20. October 1860, Nr. 7828 (©. 5. 1862, Nr. 48). Der 
Notherbe kann verlangen, daß auf Vermögensobjecte, welche erft im Proceßwege 
verfhafft werden mäffen, in die gerichtlihe Schägung miteinbezogen werben.” 

Entf. v. 5. Mai 1859, Nr. 3565 (786 ©.-U.). Wenn ver Pfliht- 
theil in Geftalt eines Erbtheils ohne Bezeichnung als Pflichttheil hinterlaſſen 
wurde, fo kann der Notherbe verlangen, daß ihm diefer Antheil an ber Vſchft. 
in natura zugetheilt werbe. 

Entf. v. 11. Yuli 1854, Nr. 6182 (27 ©.-U.). Bei Feſtſtellung des 
Bugns., von welchem der Pflichttheil berechnet wird, müſſen auch Gegenftänve 
mit veranfchlagt werben, welche der Erbl. zwar verſchenkt hat, deren Egth. aber 
et nad feinem Tode vertragsmäßig an den beſchenkten Sohn übergeht, und 
welche daher zur Todeszeit noch im erblaflerifhen Vmgn. waren. 

Entſch. v. 29. December 1853, Nr. 11294 (P. ©. 536). Wenn bei 
einer Vſchft. teſtamentariſche Univerfalerben mit Pflichttheilsberechtigten concurriren, 
ſteht die Verwaltung und Beforgung ber Vſchft., mithin insbefondere bie Eine 
treibung der Verlaflenfhaftsforderungen den teftamentarifhen Erben allein zu. 
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Entſch. v. 26. November 1852, Nr. 8118 (PB. S. 537). Auch wenn 
der Pflicttheil in Geld zu entrichten if, muß ber Erbe Über die Nugungen ver 
Vſchft. Rechnung legen. 

Entſch. v. 8. Yuli 1852, Nr. 6704 (P. ©. 509). Die Anorbnung, 
daß der Notherbe keine Theilung in natura anſprechen könne, fondern fid mit 
dem nad gerichtliher Schägung berechneten Werthe feines Erbtheiles begnügen 
müſſe, if ald eine Beſchränkung des im 8. 784 B. ©. aufgeftellten Grundſatzeq 
firenge auszulegen, und baher nicht über ihren Wortlaut auszudehuen. — [Worfpr. 
ber Entſch. Nr. 5209 ex 1861?) 

Entf‘. v. 8. November 1851, Nr. 10087 (P. ©. 533). Wehnl. der 
Entſch. Nr. 6704 ex 1862. 

Entf. v. 12. Jänner 1827, Nr. ? (PB. ©. 541). Der Pfliättheils- 
berechtigte kann nicht verlangen, daß ihm der Haupterbe den auf feinen Pflicht» 
theil entfallenden Nominalwerth der BVerlaffenihaftsactiven fogleih hınausbe- 
zahle; dieſer ift vielmehr nur verpflichtet, die Zahlung nad Maßgabe der 
Einbringung der Privatforderungen und gegen gerichtliche Deponirung der Schulo: 
urfunde zu leiften. 

@. 186 — vgl. bei $. 784 cit.) 
8. 965. Schulden und andere Laften, melde ſchon bei Lebzeiten des Erblafſers auf dem 
Bermögen hafteten, werben von ber Mafle abgerechnet. 

Entf. v. 18. December 1878, Nr. 10626 (9. B. 1879, Nr. 14). Bei 
Abweiſung der querela in officiosa donationis eines Notherben aus dem Grunde, 
weil er den nad 8. 961 B. ©. ihm obliegenden Nachweis, wie groß dad Vmgn. 
des Erbls. zur Zeit der Schenkung war, nicht erbradt hatte, wurde u. a. here 
vorgehoben, daß bei Würdigung ber von den Beſchenkten behaupteten Anfprüde 
für den Erbl. geleifteter Verpflegung die Illiquidität nicht entgegnet werben könne, 
weil e8 fi bier nicht bloß um eine im Compenfationswege geltend zn 
machende Gegenforverung, fondern zugleid um einen an die Bſchft. 
bes Erbls. gerichteten Anfprud handelt, der im Falle feiner Liqui— 
dirung bei der Abhandlung nah 8. 785 ibid. offenbar auch auf bie 
Berechnung des Pflihttheils Einfluß hätte, 

Entf. v. 28. Jänner 1869, Nr. 11361 (3265 ©.-U.). Schenkungen, 
welche der Erbl. zu einer Zeit machte, da er überſchuldet war, können nicht wegen 
Verkürzung des Pflichttheils angefochten werden (88. 784, 785, 950, 951 B. ©.) 
[Schtußfolgerung]. 


C. 786 — vgl. Hofb. v. 27. März 1847, Pr. 1081 3. ©. S. und bei 9. 784 cit.) 
8 186. Der Pflichttheil wird ohne Rückficht auf Bermächtniffe, und andere aus dem leiten 
Billen entfpringenvde Laften berechnet. Bis zur wirklichen Zuteilung if die Berlaffenfhaft, 
in Anfehung bes Gewinnes und der Nachtheile, als ein zwiſchen ben Haupt- und Notherben 
. verhältnigmäßig gemeinfchaftlihes Gut zu betrachten. 
Entid. v. 22. Juli 1873, Nr. 7355 (5044 ©.-U.). Ungeachtet ver 
Einſprache des Pflihttheilsberechtigten ift beim Vorhandenſein der Vorausfegun- 
gen des 8. 810 B. ©. ven Haupterben die Beforgung und Benügung der 
Bſchft. einzuräumen, weil der Pflihttheilsnehmer nur in dem Verhält- 
niffe eines Forderungsberechtigten fteht, und auf pie Vſchft. in natura 
feinen Anſpruch bat, daher diefelbe im Sinne des 8. 786 ibid. bis 
zur Zutheilung, als ein zwifhen Haupt- und Notherben verhältniß- 
mäßig gemeinfames Out nur infoweit zu betradten ift, als aud ver 
inzwifhen gezogene Gewinn oder entftandene Verluft auf den An- 
theil des Notherven Einfluß nimmt. 
Entſch. v. 2. October 1867, Nr. 8013 (4388 ©.-U.). Beftrittene 
Paffiven können vem Pflichttheilsberechtigten gegenüber nicht ohne weiters im 
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Anrechnung gebracht werden; vielmehr find diefem gegenüber nad) $. 136 Abh.⸗ 
Bat. vie Gläubiger auf den Rechtsweg zu verweilen. Cbenfowenig wird dur 
den Umftand, daß diefe Gläubiger zugleich Teftamentserben find, und als folde 
gegenfeitig ihre Forderungen liquidirt haben, dem Pflichttheilsanſpruch präjudicirt, 
da felbft das teftamentarifche Schuldbekenutniß des Erbls. — weil der Pflicht- 
theil nad 8. 786 B. ©. ohne Rüdfiht auf die aus dem legten Willen ent« 
fpringenden Laften zu berechnen ift — diefe Wirkung nicht hat. Die Beweislaft 
trifft aber die Haupterben auch deßhalb, weil fie nah $. 150 Abh.-Bat. zur 
Ueberreihung der Pflihttheilsausweile verpflichtet find [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 21. December 1858, Nr. 14119 (688 ©.-U.). Die nad) 
8. 786 8. ©. und Hofd. v. 27. März 1847, Nr. 1051 9. ©. ©, dem 
Notherben gebührenben Zinfen von der Pflichttheilsſumme find vom Todestage 
des Erbls. an zu berechnen; fie unterliegen nicht ber breijährigen Big. 

Entfd. v. 22. Juni 1858, Nr. 4257 (583 ©.-U.). Auch im Falle 
einer die Hälfte des damaligen Vmgns. des Erbls. nicht erreihenden Schenkung an 
einzelne feiner Kinder iſt der Pflihttheil der übrigen unter Mitvoranſchlagung des 
Geſchenkien ju berechnen (8. 951 8. ©. im Zufammenhange mit 88. 762, 765, 
783 u. 786 ibid.). 

Eutſch. v. 11. Yuli 1854, Nr. 6182 (27 ©.-U.; P. ©. 539). Bei der 
Pflicpttheilsberechnung müſſen auch folhe Bermögenstheile unter die Activen ges 
rechnet werden, welde, obwohl verſchenkt, vertragsmäßig erſt mit dem Tode des 
Erbls. in das Egth. der Beſchenkten übergehen, zur Tobeszeit alfo noch im erb⸗ 
lafſeriſchen Vmgn. waren. 


Aurechnung zum Fyſlichttheile; 
@. 787 — vgl. u. 600-698; 98. 774, TI6, 790; 34. 786, 787 ©. ©.) 

8. 367. Alles, was die Notherben durch Legate ober andere Verfügungen bes Erblaffers 
wirklich aus der Verlaffenfchaft erhalten, wird bei Beftimmung ihres Pflichttheiles in Rech⸗ 
ung gebradt. 

Entſch. v. 17. Jänner 1872, Nr. 12622 (4442 G.-U) Das ©. 
nnterfheidet Har den Fall der Einrehnung in den Pflichttheil von 
jenen der Einrehnung in den Erbtheil, indem basfelbe für den erften 
Fall in $. 787 u. 788 8. ©. die Berpflitung zur Einrehnung unbe» 
dingt ohne weitere Unterſcheidung ausſpricht, ob der Pflichttheil ver- 
macht fei, oder aus dem Ö. gebühre, und eine Ausnahme hiervon nur 
dann zuläßt, wenn die Eltern das Kind ausprüdlih von der Ein- 
rechnung befreit haben. — Im zweiten Falle (dem der Einrehnung 
in den Erbtheil nämlih) fhreibt aber das ©. im 8: 790 ibid. vor, 
daß die Anrehnung bei der Inteftaterbfolge immer, beider Nadfolge 
der Kinder aus einer legtwilligen Anordnung jedoch nur dann plagr 
zugreifen habe, wenn fie der Erbl. ausprüdlicdh angeordnet hat. Da 
in concreto der Erbl. einem Sohne fein ganzes Vmgn. auf ven Todesfall ge⸗ 
ſchenkt, und ihn im Schentungsvertrage nur zur Auszahlung des Pflichttheils an 
die übrigen Kinder verpflichtete, Tann demnach die Schwefter nur den nad Ab- 
zug ihrer Mitgift entfalenden Pflichttheilsbetrag fordern. 

Entſch. v. 24. Mai 1860, Nr. 4018 (3200 ©.-U.), Wenn in einem 
Ehe» und Erbvertrag fib die Ehegatten gegenfeitig das gefammte Vmgn. über 
machen, mit der Beſtimmung, „daß, falls aus der Ehe Kinder vorhanden fein 
follten, diefen der gefegliche Pflichttheil ausgeſchieden werden fell,“ jo fält nad 
dem Haren Wortlaute des Gees (8.1253 8. ©.) ein Viertheil den Kin— 
dern als gefeglihen Erben zu und zwar nebſt dem Pflichttheil, weil fie 
nicht angehalten werden können, ſich viefen Viertheil auf den ihnen 
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gebührenden Pflichttheil anrehnen zu laffen, da nad $. 787 ibid. nur, 
was die Notherben durch Legate oder andere Verfügungen des Erbls. aus ber 
Bſchft. erhalten, bei der Pflicpttheilsbeftimmung in Rechnung zu bringen iſt, 
während ihnen hier daß. fragliche Biertel aus dem Ge. gebührt [?]. 

Entfd. v. 11. Februar 1868, Nr. 566 (2986 ©.-U.). Aehnl. der 
Eutſch. Nr. 12622 ex 1872. 

Entſch. v. 18. October 1864, Nr. 7946 (1994 ©.-U.). Enkel des 
Erbls. müſſen ſich auch das anrechnen laffen was ihre Eltern in zur Anrechnung 
geeigneter Weiſe vorausempfingen. 

Entſch. v. 4. Juni 1861, Nr. 3868 (1339 G.-U.). Wenn das dem 
Rotherben binterlaffene Legat mit einer fiveicommiffarifhen Subftitution behaftet 
ift, kann nicht gefagt werben, daß der Pflichttheil in Geftalt dieſes Legates zuge- 
wendet worden fei, weil den Notherben über die Subftanz feine Dispofition ein- 
geräumt ift. Es können daher weder die Vorjchriften des 8. 774 B. ©. noch 
jene des 8. 787 ibid. zur Anwendung gelangen, fondern nur jene des 8. 783 
ibid., wornach der Notherbe außer dem Legate aud den Pflihttheil zu fordern 
berechtigt ift. 

(6. 788 — vgl. 68. 141, 148, 1290, 1281; 1918— 1229; 280, 068 — 668, 788, 818, ORB, 1416, 1416; 158, 244; 

%. 951, 791; s. 789; 768, 764; 799; 708, 766; 767 8. @.) 

8. 186. Bas der Erblafier bei Lebzeiten feiner Tochter oder Enkelin zum Heiratsgute; 

feinem Sohne oder Enkel zur Ausftattung, ober unmittelbar zum Antritte eines Amtes, oder 

was immer für eines Gewerbes gegeben; oder zur Bezahlung der Schulden eines großjährigen 

Kindes verwendet hat, wirb in den Pflichttheil eingerechnet. 

Entſch. v. 3. September 1878, Nr. 5861 (G. 9. 1879, Nr. 7). 

. Nah 88. 788, 790 u. 791 B. G. unterliegt es keinem Bweifel, 

daß bei ber gefeglihen Erbfolge ...... eine Toter ſich dasjenige 

in ihrem Erbtheile anrechnen laſſen muß, was fie vom Vater bei Leb- 

zeiten zum Heirathögnte empfangen hat, wogegen basjenige, was 

fie nit zu diefem Zwede empfangen hat, wenn vom Bater nit 

ausdrädlid die Erftattung ausbedungen wurde, für eine Schenkung 
gehalten und nicht angerechnet wird, 

Entfch. v. 11. Mai 1877, Nr. 1227 (©. 9. 1877, Nr. 103 u. 104). 
Was die Eltern im Folge eines zur Schlichtung von Streitigfeiten geſchloſſenen 
Bergleihes den Kindern bezahlen, ift, fchon der Natur und dem Wefen des Ber- 
gleiches nad, nicht ald Vorausempfang im Sinne des 8. 788 B. ©. anzufehen. 
— Bei Veranſchlagung des Werthes einer Realität behufs Bemeſſung des Pflicht. 
theils hat nicht der hunbertfahe Steuerbetrag, fondern eine gerichtliche, wenn 
aud freiwillige Schägung zur Grundlage zu dienen. 

Entſch. v. 7. October 1876, Nr. 7271 (©. 9.1877, Nr. 53; 6272 ©.-U.). 
Der Kläger hatte Wechjel feines Sohnes eingelöft und ihm viefelben übergeben. 
Als der Sohn ſich nicht beflerte, belangte er ihn auf Rüdzahlung der Einlöfungs- 
fumme. Der lage wurde flattgegeben nach 88. 1858, 1037, 1042; 88. 6, 
914 u. 915 B. ©. und ferner weil nad 88. 788 u. 791 ibid. dasjenige, 
was die Eltern zur Bezahlung der Schulden eines maj. Kindes ver» 
wendet haben, nit für eine Schenkung gehalten wird. 

Entf. v. 17. Jänner 1872, Nr. 12622 (4442 ©.-U.). Bei der 
Pflichttheilsberechnung ift aller Borausempfang einzurechnen, ob nun der Pflicht. 
theil aus dem Teftamente oder dem Gefege zugefprodhen werde, wenn bie Eltern 
nicht ausbrüdlih dad Kind von der Einrechnung befrciten. 

Entſch. v. 23. Februar 1871, Nr. 1024 (4069 ©.-U.). Was die Ehegattin 
als „Ausſtattung“ in die Ehe eingebracht zu haben vorgibt, ann nad 88. 738 
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a. 1231 ©. 8. nur als Heirathögut genommen werden, an weldem aber nad 
&. 1228 ibid. dem Manne der Fruchtgenuß zuftcht; es muß daher ihm zur 
Benützung im Sinne der 88. 1101 u. 367 ibid. übergeben worden fein. 

Entf. v. 11. Februar 1868, Nr. 566 (2986 ©.-U.). Wenn man 
die 88. 774, 787 u. 788 B. G. die bloß vom Pflihttheil und der An» 
rehnung zum Pflichttheil handeln, und die 88. 790—792 ibid,, welde 
im ©egentheil die Anrehnung bei der teftamentarifhen und gefeß- 
tigen Erbfolge zum Gegenftand haben, miteinander vergleidt und 
im Zufammenhang betradtet, fo läßt fich nicht bezweifeln, daß die 
im $. 788 ibid. den Rindern und Enteln des Erbls. auferkegte, aus- 
nahmsloſe Pfliht der Anrechnung zum Pflichttheil aud dann ein- 
trete, wenn, wie im gegebenen Fall der Erbl. teffamentarifh einem 
Sohn bloß den Pflichttheil, and zwar mit ausprüdliher Bezeichnung 
als Pflihttheil Hinterlaffen hat, und daß die Beftimmung des 
8. 790 ibid. nur in dem ganz verfhiedenen Falle einer teftamen- 
tarifhen Erbeinfegung Anwendung finden könne, wenn nämlid dem 
Kinde ein, in Beziehung auf das Ganze beflimmter Theil der in na- 
tura zu theilenden Bfchft. zugedacht und dasſelbe nit auf den Pflicht- 
theil beſchränkt ift. 

Eutſch. v. 15. December 1857, Nr. 9689 (1043 ©.-U.). Nach 8. 788 
B. ©. können Einrechnungspoſten beftehen, welche den Pflichttheil eines Nothe 
erben gänzlih erſchöpfen [Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 16. November 1858, Nr. 12797 (661 ©.-U.). Das B. ©. 
enthält feine Anoronung über die einer Tochter mitgegebene Aus- 
Rattung, fondern beſpricht eine folde in den 8$. 788, 790 u. 1231 
ibid. nur in der Art, daß fie den Söhnen zu geben if. Daß die 
einer Tochter gegebene Ausftattung als ein Theil des Heirathsgutes 
zu betrachten fei, wird in keiner Gefegesftelle erklärt, 

Entſch. v. 10. Februar 1857, Nr. 1139 (292 G-U.). Nah 88. 732, 
788 u. 790 B. ©. bildet das, was ein Kind zu den in $. 788 ibid. erwähnten 
Bweden bereits vom Erbl. empfangen hat, mit dem, was er no aus ber Vſchft. 
erhält, feinen Erbtheil [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 29. December 1851, Rr. 11168 (©. Big. 1852, Nr. 13). Der 
natärlide Sinn der 8$. 787 u. 788 B. ©. iſt der, daß dur Beträge, 
welde ein Notherbe durch die legtwillige Anordnung befommt, oder 
nod bei Lebzeiten des Erbls. erhalten hat, einerfeits die übrigen 
geieglihen Noth- oder teftamentarifchen Erben nicht verkürzt, anderer» 
feits aber ber Erbl. in dem freien Berfügungsrehte mit feinem Vmgn. 
nicht mehr befhräntt werde, als Die Ge. vorſchreiben, und daß daher 
folge Beträge ihn nicht hindern, über einen gleich großen Betrag 
feines Bmgns. zu disponiren, als der Fall gewefen wäre, wenn er 
denfelben nicht anderweitig den Notherben zugewendet hätte. Die in 
8. 788 ibid. erwähnten Borausempfänge find Abfchlagszahlungen auf den Pflicht- 
theil; fie müſſen daher zur Maſſe binzugefchlagen werden, und der Pflichttheil 
ift ans dem ſonach fich ergebenden Gefammtvermögen zu berechnen. 


(6. 789 — vgl 88. 164, 191 ©, G. und bei $. 788 cit.) 


8. 769. Bei dem Pflichttheile der Eitern findet die Anrechnung eines Vorſchuſſes infofern 
ſtatt, als er weder zur gefeglichen Unterftügung ($. 154), noch aus bloßer Freigebigkeit geleiftet 
worden ift. 
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(8. 790 — vgl. 6. 788; N. 787, 780, 792; 9. 648; 6. 671; 85. 788, 784; 757; 795; 1. 768 ©. 3.) 
8. 190. Die Anrechnung bei der Erbfolge der Kinder aus einem leiten Willen gefchieht nur 
dann, wenn fie von dem Erblaffer ausdrücklich verordnet wird. Dagegen muß auch bei ber 
gefeglichen Erbfolge ein Kind fi dasjenige, was es von dem Erblafjer bei befien Lebenszeit 
zu den oben ($. 788) erwähnten Zweden empfangen hat, anrechnen laſſen. Einem Enkel wird 
nit nur das, was er unmittelbar felbft, fondern auch, was feine Eltern, in deren Stelle er 
tritt, auf folhe Art empfangen haben, in den Erbtheil eingerechnet. 


Entf. v. 17. Yänner 1872, Nr. 12622 (4442 G.-U.). Das ©. unter- 
ſcheidet klar den Fall der Einrehnung in den Pflichttheil, von jenem 
der Einrehnung in den Erbieil...... Im zweiten Falle allein 
ihreibt das ©. (8. 790 B. ©.) vor, daß die Anrehnung bei der In⸗ 
teftaterbfolge immer, bei der Erbfolge der Kinder aus dem legten 
Willen aber nur dann plaggreife, wenn fie der Erbl. ausdrüclich 
angeordnet hat. 

Entſch. v. 2. December 1868, Nr. 10252 (4395 ©.-U.). Das Begehren 
des Haupterben wider die collationsverpflicteten Kinder des Erbls. auf Leiftung 
des Manifeftationseides über die aus dem väterlihen Nachlaſſe erhaltenen Gegen- 
fände und Werthbeträge ift abzuweifen, weil der Umftand, daß ber Erbl. 
die Eollation anorbnete ($. 790 3. ©.), noch nit die Anwendung 
der $$. 293 u. 294 weftgal. ©. O. rechtfertigt, das Begehren nidt 
auf der Kenutniß der Öellagten von einer Bermögensverheimlihung, 
fondern auf deren Collationspfliht beruht und das B. ©. wohl letz⸗ 
tere nicht aber bie Pflicht zur Manifeftation des Erhaltenen aus— 
fprit; daher der Beweis des einzurehnenden Betrages dem Kläger 
obliegt [Schlußfolgerung) — und weil bei mangelndem Einverftännniß 
den Betheiligten vie Richtigftellung der in den Erbtheil einzured- 
nenden Öegenftände und ihres Werthes im Streitverfahren nur nad 
den in ben Hauptftüden 12 bis 20 weftgal. ©. D. enthaltenen Beweis» 
ſchriften erfolgen kann. 

Entſch. v. 11. Februar 1868, Nr. 566 (2986 G.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 12622 ex 1872. 

Entſch. v. 11. Jänner 1860, Nr. 49 (1058 G.-U.). Wenn im Teſta⸗ 
ment (als weldes im gegebenen Fall der Ehevertrag anzufehen war) die Kinder 
zu Erben eingefegt und ihnen nicht, wie $. 790 B. ©. zur Bebingung ber 
Anrechnung macht, diefe ausdrücklich vorgefhrieben wurde, hat die Tochter das 
voraus empfangene „auf Erbſchaftsanrechnung“ erhaltene Heirathsgut zumal ter 
Mutter gegenüber ($. 793 ibid.) nicht zu conferiren; ein folder Vorbehalt müßte 
bei Beftellung des Heirathsgutes ausdrücklich bebungen worben fein; es ift aber 
bei dem Stilljhweigen des Teftamentes hierüber anzunehmen, daß gleihwohl bie 
Anrechnung erlaflen worden fei. 

Entfh. v. 16. November 1858, Nr. 12797 (661 ©.-U.). Daß die 
einer Tochter gegebene Ausftattung als ein Theil des Heirathsgutes 
zu betrachten fei, wird in feiner Gefegesftelle erklärt. Die Eollation 
des Heirathögutes erfiredt fih alfo im Zweifel nicht aud auf die Austattung 
der Tochter, 

Entf. v. 10. Februar 1867, Nr. 1139 (292 G.U.; P. ©. 549). 
Die Erflärung des Teſtators, daß eim Erbe einen ihm bei Lebzeiten gegebenen 
Betrag in die Maſſa ſchuldig bleibe, kommt der ausprüdlihen Verordnung ber 
Unrehnung dieſes Betrages in den Erbtheil gleich; es kann daher in einem ſolchen 
Tolle auch nur der Beweis des Nichtbeſtandes der Schuld oder des gar nicht 
erfolgten Empfanges von der Eonferirungspfliht befreien. 


II. Theil. 14. Haupt. Pflichttheil. 98. 790, 791. "481 


Entſch. v. 11. Yuli 1854, Nr. 6182 (27 ©.-U.). Bei der Pflichttheils- 
berehnung müflen aud Begenflände mitveranfchlagt werden, welde ber Erbl. 
verſchenlte, deren Egth. aber erſt nach dem Tode auf die Beſchenkten übergeht. 
Da in der Urkunde, mittelft welcher ſich der Erbl. verpflichtete, feinen Sohne 
fein Geldwechſlergeſchäft im Werthe von x fl. zu hinterfaffen, ausdrücklich bedungen 
if, daß der Werth im dem Pfliht- und Erbtheil eingerechnet werde, dieſe Be 
Rimmung in fpäteren Urkunden nicht zurüdgenommen erſcheint; kaun nicht einges 
wendet werben, daß die Collation im Teftamente nicht verordnet worden fei, benn 
die 88. 790 u. 791 B. ©. geftatten allerdings, daß fie auch anderswo, 
als in Zeftamenten angeorbnet werden. — [Wbripr. ber Entf. Nr. 49 
ex 1860.] 

Entſch. v. 17. Anguft 1851, Nr. 1056 (P. S. 551). Wenn die An⸗ 
rechnung bes Heiratöguted von dem Teftator im Teftamente nicht ausdrücklich 
vorgefchrieben wurde, fo ift die Tochter, welche aus einem legten Willen ihren 
Bater beerbte, nicht gehalten, fih das Heiratsgut in den Pflichttheil anrechnen 
zu laflen, wenn aud) dieſes Heiratsgut im Chevertrage, welder fpäter als das 
Teftament errichtet wurde, als Borantheil bezeichnet und die Anrechnung daſelbſt 
angeorbnet wird. — Worſpr. der Entf. Nr. 6182 ex 1854.] 


G. 791 — vol. 4. 788, 789; 784, 951 8. &) 

s. 191. Bas Eitern außer den erwähnten Fällen einem Kinde zugewendet haben, wird, 
wenn die Eitern nit ausprädtih die Erftattung fi ausbebungen haben, für eine Schenkung 
gehalten und nicht angerechnet. 

Entfb. v. 3. September 1878, Nr. 5861 (G. H. 1879, Nr. 7). 
.... Nach 88. 788, 790 u. 791 B. ©. unterliegt es keinem Zweifel, 
daß bei der gefeglihen Erbfolge..... eine Tochter fih dasjenige in 
ihren Erbtheil anrehnen laffen muß, was fie vom Vater bei Leb- 
zeiten zum Heiratsgute empfangen hat, wogegen dasjenige, was fie 
nicht zu diefem Zwecke empfangen hat, wenn vom Bater nit aus- 
drücklich die Erftattung ausbedungen wurde, für eine Schenkung ge» 
halten und nicht angerehnet wirt. 

Entſch. v. 7. November 1876, Nr. 7271 (8.9. 1877, Nr. 53; 6272 ©.-U.). 
Der Klage des Vaters auf Rückzahlung ver für eingelöfte Wechfel des Sohnes ver- 
wendeten Beträge ift flattzugeben ...... weil nad) 88. 788 u. 791 8. ©. das- 
jenige, was bie Eltern zur Bezahlung der Schulden eines maj. 
Kindes verwendet haben, nicht für eine Schenkung gehalten wirt. 

Entſch. v. 1. April 1875, Nr. 541 (9. B. 1877, Nr. 41), Die für 
ein Kind bezahlte Forberung ift nur dann in deſſen elterlichen Exbtheil einzu- 
rechnen, wenn ſich dasfelbe zu deren Rüchzahlung verpflichtet hat (8. 791 8. ©.). 

Entfd. v. 9. Juli 1861, Nr. 4045 (1352 ©.-U.). Was, wenngleich 
mit Rüdfiht auf eine einzugehende Ehe ver Braut, und nicht dem Manne zu- 
gefihert wird, ift fein Heirathsgut (8. 1218 B. ©.), fondern eine Schenkung, 
deren Natur weder der Vorbehalt der Einrehnung in den Pfliht- - 
theil, die nach $. 791 ibid. aud bei Schenkungen zuläffig iſt, noch 
der Umftand zu Ändern vermag, daf ber Beklagte etwa nad dem ©. 
wirtlih hätte angehalten werden fünnen, feiner Tochter, wenn ihr 
Bräutigam ber der Ehe es gefordert hätte, ein Heiratsgut zu beftellen. 

Entfch. v. 22. Jänner 1856, Nr. 10490 (P. ©. 550). Eine Aus- 
flattung, welhe Eltern ihrem Sohne frei, d. i. ohne damit eine ihm obliegende 
Berbindlichkeit zu tilgen, und unwiderruflich, folglich ohne Nüderftattung in irgend 
einer Form als Geſchenk zugewendet haben, ift in ven Pflichttheil nicht ein- 
zurechnen. 
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(8. 793 — vgl. 8. 788; 88. 141148; 180; 708; 5. 48 8. &.) 
8 192; Die Eltern können einem Kinbe bie Anrechnung auch bei der gefeglichen Erbfolge 
ausdrücklich erlaffen. Wenn aber bie nöthige Erziehung und Berforgung ber librigen Kinder 
weber aus ihrem eigenen, noch aus dem Bermögen ber Eltern beftritten werben könnte; fo 
muß das Kind dasjenige, was es zu ben im $. 788 erwähnten Zwecken im voraus empfangen 
hat, fi in dem Maße anrechnen laſſen, al® es zur Erziehung und Berforgung für die Ge- 
ſchwiſter nothwendig ift. 

Entſch. v. 11. Februar 1868, Nr. 566 (2986 ©.-U.) Wenn man 
die 88. 774, 787 u. 788 B. ©., die bloß vom Pflittheil, und bie 
88. 790— 792 ibid., welde von ber Anrechnung bei der teflamen- 
tarifhen und gefeglihen Erbfolge handeln, im Zufammenhang be» 
trachtet, läßt fich nicht bezweifeln, daß die im 8. 788 ibid. normirte 
ausnahmslofe Pfliht der Anrechnung aud dann eintrete, wenn ber 
Erbl. einem Sohne bloß „ven Pflichttheil“ hinterlaffen hat; — und 
die Beftimmung bes 8. 790 ibid. nur in dem ganz verſchiedenen Falle 
einer teftamentarifhen Erbeinſetzung Anwendung finden könne, 


(&. 708 — vgl $8. 738, 784, 736 u. ff. ®. G.; Sormulare VI zum Abh.Pat.) 
8. 993. Die Anrechnung des Empfangenen zum Erbtheile geſchieht dadurch, daß jedes Kind 
den nämlichen Betrag noch vor der Theilung erhält... Iſt die Verlaffenfhaft dazu nicht hin» 
reichend; fo kann zwar das früher begünftigte Kind keinen Erbtheil anſprechen, aber auch zu 
keiner Erftattung angehalten werben. 

Entſch. v. 20. November 1866, Nr. 8896 (3625 ©.U.). Da ber 
Borausempfang, welder ber Anrehnung unterliegt, feiner Natur 
nad als eine Abfchlagszahlung auf den Erb» oder Pflihttheil des 
Descendenten anzufehen iſt, und im Sinne des G.es dem Erbl. zur 
freien Verfügung der gleiche Betrag verbleiben muß, über den er 
fonft verfügen fonnte....., fo muß nothwendig der anzurehnende 
Borempfang zum hinterlaffenen Bmgn. iveell hinzugefhlagen werben. 
Es if ſonach jeber Antheil von dem Nachlaß unter Zurehnung des Borempfangs 
des einen Notherben zu, berechnen und von dem Untheil befien, der vorausem- 
pfangen hat, diefer Borausempfang in Abzug zu bringen. Daß diefe Abred- 
nungsart bie der Abfiht des Geſetzgebers entſprechende ift, ergibt 
fih aus dem, dem ©. über das Bf. außer Streitfahen vom 9. Auguft 
1854, Nr. 208 R. G. B. (Abh.-Pat.), beigefügten Theilungsformulare 
Nr. VI, worin die Conferirung des vom Erbl. der einen Tochter früher 
zugewendeten Heiratögutes in der gleihen Art durchgeführt wird. 

Entf. v. 11. Jänner 1860, Nr. 49 (1058 ©.-U.). Unter dem all- 
gemeinen Ausbrude, daß die Klägerin das Heiratögut auf fünftige 
Erbfhaftsanrehnung in Empfang genommen habe, fann in Ermang- 
lung anderweitiger befonderer Berabrebungen nur das als bedungen 
angefehen werden, was das ©. in der Regel unter Ein- oder Ab- 
rechnung bei der künftigen Erbfhaftsvertheilung verfieht. Diefes 
(8. 793 8. ©.) verfügt diefelbe nur zwiſchen concurirenden Kindern. 
Eine Berzitleiftung auf den Fünftigen elterlihen Erbtheil zu 
Gunſten des überlebenden Elterntheil®.... wird nit vermuthet, 
und ift auch weder bedingt noch unbedingt in dem allgemeinen Aus- 
drude des Empfanges auf künftige Erbfhaftsanrehnung felbftver- 
ſtändlich enthalten. r 

Entfd. v. 3. Yuli 1855, Nr. 4855 (P. ©. 552). Die Tochter, welde 
ein Heiratögut von der Mutter erhalten hat, wird durd die Erbserflärung zum 
mütterlihen Nachlaſſe des ihr nad 8. 793 B. ©. zuftehenben R.es nicht verluftig. 
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@. 794 — vgl = 787, 788, 789; 68. 988, 980; 58. 329, 230, 871, 680, 985, 1287; 8. 18115 8. 774 8. G.) 
8. 194. Bei jeder Anrechnung wird, wenn das Empfangene nicht in barem Gelbe, fonbern 
in anderen beiveglicden oder unbeweglichen Sachen beftand, der Werth der letzteren nach dem 
Zeitpuntte des Empfanges, der erfteren dagegen nad) dem Zeitpunkte bes Erbanfalles beftimmt. 


Auſpruch des Rotherben auf den notfwendigen, 
@&. 795 — vgl. 68. 199143; 154; $. 171 8. @) 
8 195. Einem Notherben, der von feinem Pflichttheile ſelbſt gefegmäßig ausgeſchlofſen wird, 
muß doch immer der nothiwendige Unterhalt ausgemefien werben. 

Entſch. v. 16. November 1876, Nr. 5624 (©. H. 1877, Nr. 7). Die 
Ehegattin, welde nah $. 758 B. ©. (— im 13. Hauptfl. —) den vierten 
Theil der Vſchft. des Mannes erhält, kann nicht außerdem nad 8. 796 ibid. 
(14. Hauptft.) den ihr angeblich mangelnden anftändigen Unterhalt fordern. - 
8. 796 ift ein Ausnahmegefeg, welches mit Rüdfiht auf feine Stellung, insbe 
fondere auf den vorausgehenden $. 795, eben nur auf den bafelbft vorgefehenen 
Tal, wenn eine Tegtwillige Anordnung vorhanden, barin aber die Ehegattin nicht 
bedacht worben ift, Anwendung findet. 


und der Shegatten auf den aufländigen Auterhalt. 
(8. 796 — vgl $. 91; 8. 1205; 96. zn Kr & Tas; D- TTS 88.5 Sch. v. 38. Auguft 1819, Ar. 1595 
8. 196. Ein Ehegatte hat zwar Fein Recht auf einen Pflichttheil; es gebührt ihm aber, wenn 
für den Sal bes Meberlebens Leine VBerforgung bebungen worden tft, und fo lauge er nicht 
aur zweiten Ehe fchreitet, der mangelnde anftändige Unterhalt. Ein aus feinem Berſchulden 
geſchiedener Ehegatte hat darauf feinen Anſpruch. 

Entſch. v. 16. November 1876, Nr. 5624 (©. 5. 1877, Nr. 7). 
8. 796 B. ©. if ein Ausnahmsgefeg, welches mit Rüdficht auf feine Stellung, 
insbeſondere auf den vorausgehenden $. 795 ibid., eben nur auf den bafelbft vor⸗ 
gefehenen Fall, wenn eine legtwillige Anordnung vorhanden, darin aber die Ehe- 
gattin nicht bedacht worden ift, Anmenbung findet (Stellung des $. 758 im. 
13.; der 88. 795 u. 796 im 14. Haupffl.). 

Entſch. v. 16. Juni 1876, Nr. 2816 (6184 ©.-U.). Das R. des über- 
lebenden Ehegatten auf den mangelnden anftändigen Unterhalt ift im 8. 796 
3. ©. nur an die negative Borausfegung gefnüpft, daß für den Fall des Ueber- 
lebens feine Verſorgung bedungen wurde, und fteht daher demfelben, beim Zu- 
treffen diefer Vorausfegung auch dann zu, wenn für feine Alimentation in ver 
legtwilligen Anorbnung des verftorbenen Ehegatten vorgefehen worden iſt. — 
[Worfpr. der Entf. Nr. 5624 ex 1876.] 

Entfih. v. 1. September 1870, Nr. 3352 (3860 ©.-U.). Daß einer 
bloß aus ihrem Verſchulden gefhiedenen Ehegattin überhaupt kein 
Unterhalt aus dem Vmgn. des Mannes gebührt, ergibt ſich aud auf 
dem 8. 796 8. ©., wo ihr gemiß, wie im $. 795 ibid. dem gefegmäßig 
vom Pflihttheil ausgefhlofienen Notherben, wenigftend der noth- 
wendige Unterhalt vorbehalten worgen wäre, wenn dieß im Sinne 
der Geſetzgebung läge. 

Entf. v. 11. Yänner 1870, Nr. 14859 (3653 ©.-U.). Die über Er- 
nenerung ber, wider den Ehegatten erfolglos angeftellten, Alimentationsklage wider 
defien Erben von Iegterem eingemendete exceptio rei judicatae wurde verworfen, 
weil $. 91 8. n. 796 3. ©. zwei ganz verſchiedene Fälle betreffen: erfterer die” 
Berpflihtung des Ehemannes als Haupt ver Familie, während $. 796 cit. 
beiden Ehegatten gleigmäßig unter den dafelbft gemachten Beſchränkungen, und 
als Surrogat des Pflichttheild entſprechend, den mangelnden anftändigen Unter- 
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halt zuſpricht; 8. 91 ben Beſtand, und 8. 796 bie erfolgte Anfläfung der Che 
dur den Tod vorausfegt. 

Entſch. v. 23. October 1866, Nr. 8322 (2646 ©.-U.). Eine aus 
eigenem Verſchulden geſchiedene Gattin hat keinen Unterhaltsanfpruh (88. 91, 
ee 759; 795 u. 796 B. ©. und Hfo. v. 4. Mai 1841, Nr. 531 
I. ). 


Entf. v. 11. September 1866, Nr. 7919 (2606 ©.-U.). Wenn die 
Scheidung nur aus Verſchulden ver Ehegattin erfolgte, hat fie nad der allge- 
meinen Regel und nad $. 796 B. ©. auf einen „mangelnden anflän- 
digen", fomit auch auf einen „nothdürftigen“ Unterhalt feinen 
Anſpruch. 

Entſch. v. 3. Mai 1864, Nr. 2349 (1910 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 8322 ex 1866. 

Entjd. v. ? (©. Big. 1852, Nr. 28; Stubenraud II; P. ©. > 
Der überlebende Ehegatte ift nicht fhulvig, fh mit dem nad 8. 758 B. 
ihm zukommenden gefetlichen Erbtheile zu begnügen, fondern kann, wenn diefer 
Erbtheil nicht ausreicht, aus der Maffe das Fehlende zur Ergänzung des mangeln- 
den anftändigen Unterhaltes fordern, — [Wdrfpr. der Entſch. Nr. 5624 ex 1876.] 


Fünfzehntes KHauplſlück. 
Bon Befisnehmung der Erbſchaft. 


Inhalt: Bedingung zur rechtlichen Beſitznehmung einer Erbſchaft (88. «97 u. 98). Aus- 
weifung bes Rechtstiteis; Erbserflärung (56. 799 u. 800). Wirkung der unbe- 
dingten ($. 801), und ber bedingten Erflärung ($. 802). Berechtigung zur be» 
dingten oder unbebingten Antretung ober — — der Erbſchaſt (98. 803 
bis 808). Uebertragung bes Erbrechtes (ß. 809). Borkehrungen vor Einant- 
wortung ber Erbſchaft: a) ——— (8. 810); b) Sicherſtellüung oder Befrie- 
digung ber Gläubiger ($. 811); c) Abfonderung ber Verlaffenihaft von bem 
Vermögen bes Erben (5. 812); d) Einberufung ber Berlaffenfchaftsgläubiger 
(8. 813). Wirkung der Einberufung ($. 814), oder ber Unterlafjung berfelben 
($. 815); e) Ausweifung über die Erfüllung bes legten Willens entweder von 
dem Teflamentsegecutor (8. 816), oder dem Erben (88. 817 u. 818). Wann die 
Erbſchaft einzuautworten ($. 819). Haftung ber gemeinſchaftlichen Erben (88. 820 
u. 821). Sicerheitsmittel ber Gläubiger des Erben ($. 822). Erbſchaftoklageu 
(8. 823). Wirlung berfelben (8. 824). 

. Abh.» Bat.; Zur. N.; v. 7. April 1846, Nr. 98 J. ©. S.; C. D. v. 25. December 18 3 

Fr Par, a PR Sn ber Fi 1638; y Ib. v. 27. Juni 1838, —8 — — 

3. Juni 1846, atr. 968 I. @. ©.; Bgm. x. 


Bedingungen zur rechtlichen Befkuehmung einer Erbſchaft. 
& 797 — vgl. 88. 810, 810 ©. ©.; 5. 35 Mbh-Pat.) 

8. 198. Niemand darf eine Erbſchaft eigenmäctig in Befig nehmen, Das Erbrecht muß 
vor Gericht verhandelt und von demſelben die Einantwwortung bed Nachlaſſes, das ift, die Ueber⸗ 
gabe in den rechtlichen Befig bewirkt werben. 

Entf. v. 29. November 1876, Nr. 13998 (6304 ©.-U.). Gegen 
Ienen, welcher zugefteht, fih eigenmädtig (ohne Bewilligung der Abhandlungs- 
"und Pupillerbehörde) in ben Beſitz einer unwiderſprochenen zur Bſchft. gehörigen 
Realität gefegt zu haben (8. 797 B. G.), ift mit Rüdfiht auf das hierdurch 
gefährdete Intereſſe ber Pupillen von Amtswegen der Auftrag zur Rüdftellung 
diefer angeblich legirten Realität zu erlaflen. 


I. Theil. 15. Hanptk. Beflgnehmung ber Erbſchaft. 8. 797. 485 


Entſch. v. 26. Mai 1876, Nr. 5688 (6162 ©.-U.). Die abhandlungs- 
behörblihe Bewilligung zur Feilbietung ver Immobilien einer noch nicht einge 
antworteten Vſchft. hat, ungeachtet ber mitintereffirten min. Erben, das Bezirks- 
gericht zu ertheilen; denn erſt durch bie Einantwortung des Nachlaſſes erwerben 
die Erben das volle Egth. (88. 797 u. 819 B. ©.; 8. 23 ©. ©.); es han- 
delt fih alfo vorliegend nicht um vie Veräußerung von Gütern ber Erben und 
bleibt demnad die Vorſchrift des F. 83 Yur. N. außer Anwendung. 

Entſch. v. 16. September 1874, Rr..6356 (5469 ©.-U.). Die Klage 
bes Legatars, welchem der Fruchtgenuß des . ganzen Nachlaßvermögens zufiel, 
während dem Univerfalerben verfelbe eingeantwortet wurde, — auf Herausgabe 
in den Händen Dritter befindlicher Nachlaßgüter ift mit gegen den Univerfalerben 
zu richten; nicht gegen die Inhaberin der Sachen allein. 

Plenar-Entfd. v. 31. December 1873, Nr. 11570 (Manz’ihe Slg.). 
Da der Erbe gemäß $8. 797 u. 819 B. ©. das vollwirkſame Eigenthum der 
zum Nachlaß gehörigen Liegenſchaft erft mit der Einantwortung erlangt, ift die- 
felbe vor der Einantwortung im juriftifchen Sinne noch nidt „feine Sache“. — 
Mit dieſer und weiterer Motivirung wurde eingetragen in's Indicatenbuch 
Nr. 85: Der 2. Abſ. des 8. 83 Jur. N. findet Feine Anwendung, 
wenn das einem Mündel oder Pflegebefohlenen im Erbrehtswege 
angefallene und noch nicht eingeantwortete unbewegliche Out nod im 
Zuge der Verlaſſenſchaftsabhandlung verkauft oder durch Erbtheilung 
an re übertragen werden foll. [Uehnl, der Entf. Nr. 5688 
ex 1876. ; : 

Entfd. v. 20. März 1872, Nr. 698 (4580 ©.-U.). Der Begriff der 
Uebergabe ift im B. ©. wie aus ber Bergleihung ber 88. 426, 452, 481, 
797, 958 n. a. m. ſich ergibt, keineswegs Überall ein und derfelbe. 

. Entf. v. 19. März 1872, Nr. 704 (4524 G.-U.). Da als Nadı- 
laß nur dasjenige anzufehen ift, in deſſen Beſitz fi der Erblaffer 
zur Zeit feines Todes befunden hat, fo ift aufliegend, daß die Klä- 
gerin durch die Einantwortung des Nadlaffes des nicht im Befit 
der fraglihen Realitäten gewefenen Erbls. keineswegs den rechtlichen 
Befig derfelben im Sinne des 8. 797 B. ©. zuerkannt erhalten konnte. 

Entf. v. 18. Yuli 1870, Nr. 8118 (3829 G.-U.). Das Gefud der 
Miterben um Einmweifung in den Befig ihrer Antheile an den Verlaſſenſchafts- 
gegenftänden wirer andere Miterben ift begründet, weil... . das Einant- 
wortungsbecret nit bloß ven Erben zur Legitimation bient, fondern 
aud unter ihnen erecntionsfähig ift, und nah 8. 797 B. ©. der Erbe 
die von ber BVerlaffenfhaftsabhanplung eben bezielte Uebergabe bes 
Nachlaffes in ven rechtlichen Befig fordern darf. 

Entf. v. 7. December 1869, Nr. 13955 (3596 ©.-U.). Das Execu⸗ 
tionsgeſuch auf Grund des Bergleihes, worin der Schuldner ſich auf den Fall 
tes „Öelangen® zum Beſitz eines Fideicommiſſes“ zur Zahlung verpflichtet, ift 
gerechtfertigt, wenn deſſen Alleinerbrecht anerfannt ift und er fid in den phyſiſchen 
Beh des Fibeicommißgutes gefet hat, — obzwar die Einantwortung noch nicht 
erfolgte. 

Entf. v. 11. Februar 1868, Nr. 1184 (2987 GM) Im Falle 
einer den ganzen Nachlaß erfchöpfenden Schenkung auf den Todesfall hat eine 
Berlafjenshaftsabhandlung nicht einzutreten. 

Entſch. v. 19. December 1867, Nr. 10011 (2954 ©.-U.). Die Klage 
auf Anerkennung des Theilerbredites, Theilung und Herausgabe des Antheils, 
iſt vor gefchehenem Antritt der Erbfhaft und erwirkter Einantwortung unzuläffig 
(88. 797, 819, 837 3. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 22. October. 1867, Nr. 8831 (2887 ©.-U.), Wenn au 
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der hierzu durd die Stiftungsurkunde berechtigte letzte Inhaber inter vivos feinen 
Nachfolger im Fideicommiſſe beftimmte und ihm den Befig überließ, fo ift doch 
nur das Gericht berufen, die Giltigleit der Nachfolge anzuerkennen und durch 
die Einautwortung zu beflätigen (88. 797 B. ©.; 8. 82 Jur. R.; 88. 26, 
226 Abh.-Pat.). 

Entf‘. dv. 24. Iuli 1867, Nr. 6006 (G. 5. 1868, Nr. 34). Durch 
das Einantwortungsdecret wirb der Erbe des Beweiſes feiner Re. auf den Nach— 
laß, fowie auch des rechtlichen Titels und ber Ermerbungsart bezüglich der eins 
zelnen Nachlaßgegenſtände enthoben. 

Entſch. v. 24. Mai 1866, Nr. 4551 (2500 G.-U.). Bor der Einant- 
wortung find bie Erben nur berechtigt, erblaſſeriſche Forderungen für die Mafle, 
nicht aber für ſich einzuffagen (8. 797 ©. ©.). 

Entid. v. 3. Februar 1864, Nr. 623 (1859 G.-U.). Wenn die im 
phyſiſchen Beſitz der Erbſchaftsſachen Befindlichen die Herausgabe berfelben an bie 
durch die Verlaſſenſchaftsbehörde legitimirten Erben verweigern, muß der Streit 
im orbentlihen Rechtswege ausgetragen werben. 

Entſch. v. 4. März 1868, Nr. 1366 (©. H. 1865, Nr. 18). Jede 
vor gefhehener Verftändigung und Einvernahme der präfumtiven Erben über die 
Berlaffenfchaftsacte erfolgte Einantwortung ift nichtig. 

Entſch. v. 27. November 1860, Nr. 12576 (1236 ©.-U.). Eine von den 
Erben vor erfolgter Einantwortung vorgenommene Veräußerung einzelner Erb⸗ 
fhaftsfachen ift ven Gläubigern des Erbls. gegenüber nichtig (88. 810, 819, 
197; 812, 822 ®. ©. und 88. 146—147, 177 u. 178 Abh.-Pat.). 

Entſch. v. 15. December 1857, Nr. 9689 (1048 G.-U.). Auch für 
den Notherben und bezüglich des Pflichttheils ift die Erbserflärung ein zur Er⸗ 
werbung der Erbſchaft weſentliches Erforderniß. 

q. 708 — vol. Mbh-Pat.; 86. 77 — 79 a, Fur. R.; 88. 70— 73 balmat. Jur. N; 4. 13 Mil. Jut. R. vom 
33. December iast, Mr. Bis, 8b gms. —* —* 3,108 8. & ö [priv. Gerihtäftund bed D. 
8. 198. Wie weit das Gericht nach einem Tobesfalle von Amtswegen vorzugehen habe, und 
welche Friften und Vorfichtsmittel bei diefem Abhaudlungegeſchäfte zu beobachten feien, be 
flimmen die befonderen, über das gerichtliche Verfahren beſtehenden Vorſchriften. Hier wird 
feftgefegt, was dem Erben, oder demjenigen, ber fonft einen Anſpruch au die Berlaſſenſchaft 
hat, zu thun obliege, um zu dem Befige deſſen, was ihm gebühret, zu gelangen. 
Siehe die obcit. Ge. und Vdgn. im III. Bde. ber Manz'ſchen Slg. 


Entf. v. 27. November 1860, Nr. 12576 (1236 ©.-U.). Nah 
dfterreihifhen ©.en vollzieht fi der Uebergang der Erbſchaft auf 
den Erben durch Zwiſchenkunft des Richters; bie dem Erben einzu- 
räumende Berwaltungsbefugniß ift nur eine beſchränkte. 


Anweifung des Kedfstitels;, Grdserklärung. 


(4. 799 — vgl. 68. 547, 548 B. G.; 66. 7-76; 115—128, 128, 181 Abh.⸗Pat.) 

8. 199. Wer eine Erbfhaft in Befig nehmen wii, muß ven Rechtstitel, ob fie ihm aus 
einer legten Anordnung; aus einem giltigen Erbvertrage; oder aus dem Geſetze zufalle, dem 
Gerichte ausweifen, und fi ausdrücklich erflären, daß er die Erbſchaft annehme. 

Entf. v. 14. März 1877, Pr. 3009 (©. Ztg. 1877, Nr. 84). Der 
Umftand, daß die eingefegten Erben zu dem Nachlaß, aus welchem das landtäf- 
liche Gut der erblafferiihen Witwe vermacht worden ift, ſich erbserklärt haben, 
und die Beftimmungen des 8.810 B. ©. und $. 145 Abh.-Pat. ftehen der Ueber- 
gabe der Verwaltung des obigen Gutes an die Legatarin nicht im Wege, weil 
die bezogenen gefeglihen Beftimmungen offenbar nur den Zwed 
haben, dem Erben die Benügung des ihm zufallenden Nachlaßver 
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mögens nah Maß der Ausweifung feines Erbtheilsanfprudes zu 
überlaffen (88. 799, 810 8. ©.), keineswegs aber dahin gedeutet 
werden fönne, daß den Erben gegen den ausdrücklichen Willen des 
Erble., der ja gemäß $. 837 ibid. fo viel als möglich zu erfüllen if, 
and bezüglich jener Erbfhaftsfahen ein Verfügungsredt eingeräumt 
werden müßte, von denen e8 bereits Bar vorliegt, daß deren Sub— 
Ranz und Nugungen vom Erbl. nit ihnen, fondern einem Dritten 
als Legat, resp. Prälegat zuge dacht find, und bezüglich deren die Ver— 
mittlung der Erben weder nothwendig noch angezeigt fheint (88. 684 
u. 685 ibid.). 

Entf. v. 19. December 1876, Nr. 14853 (©. Big. 1877, Nr. 56). 
Das Berlafjenfchaftsabhandlungsgeriht iſt nicht befngt, eine von dem Seniorais- 
fideicommiß · Nachfolgeberechtigten nur zu Gunften des nächſtälteſten Anwärters 
abgegebene Verzichtserklärung wegen des gegenüber allen ſonſtigen Anwärtern vor⸗ 
behallenen Nachfolgerechtes von Amtswegen zurückzuweiſen (88. 551, 799, 805 
B. G.; 8. 2, Abſ. 7 Abh.⸗Pat.). 

Entſch. v. 30. März 1876, Nr. 746 (6083 ©.-U). Es unterliegt 
feinem Zweifel, daß der Erbsprätendent, deffen Erbserflärung wegen 
Abganges der in den 88. 121 u. 122 Abh.-Pat., beziehungsweife der 
88. 799 u. 800 B. ©. vorgefhriebenen Erforderniffe vom Gericht 
jurädgewiefen wurde, nicht als erbserklärter Erbe, daher nad $. 547 
ibid. and nicht als voller Repräfentant des Erbls. angefehen werben 
laun. Daraus folgt, daß die Vſchft. derzeit noch ale liegend betrachtet und 
die gegen die Vſchft. zu Handen eines aufzuftellenden Curators gerichtete Klage 
aufrecht erledigt werben muß. 

Entſch. v. 1. Februar 1876, Nr. 838 (6008 ©.-U.). Bei ver Ab- 
baublung eines Fideicommißnachlaſſes find — infofern nicht befondere Beftim- 
wengen gelten — vie im kaiſ. Pat. v. 9. Anguft 1854, Nr. 208 R. ©. 8. 
(Abh.-Bat.) getroffenen Anordnungen anzuwenden. Nah $. 121 Abh.-Pat. und 
8. 799 u. 800 B. ©. genügt daher zum Antritt des Fideicommißnachlaſſes 
fanesweg® die Nachweifung, ein Anwärter (Familienmitglied) zu fein, da die Ans 
wertfhaft mod nicht das Erbrecht begründet; — der Antretende hat nachzu⸗ 
weilen, daß er nad der Errichtungsurkunde aus fämmtlihen vorhandenen An- 
Bärtern ber Nächfiberufene fei; insbefondere demnach bei einem Primogenitur- 
freicommiffe nad) $. 621 ibid., daß er, wenn der jlngeren Linie angehörend, der 
Erſtgeborne aus berfelben, und die älteren Linien bereits erloſchen, ober doch feine 
Tncreffionsfähigen Anwärter aus venfelben vorhanden fein. Der Zurüdweifung 
einer diefen Erforbernifien nicht entfprechenden Erbserflärung fleht $. 122 Abh.-Pat. 
siht entgegen ($. 121- ibid.). 

Entf. v. 26. Jänner 1876, Nr. 722 (5999 ©.-U.). Die Erbser⸗ 
Hürungen ans dem G., werin vie Prätendenten anführen, daß fle die Bereini- 
gung mit dem Erbl. unter dem gemeinfamen Stammvater, d. i. ben Grab ber 
Verwandtſchaft nicht nachzuweiſen vermögen, weil bie Matrikelauszüge für Zwiſchen- 
glieder nicht zu erlangen feien, und hierzu um Einvernahme von bezeichneten Ge⸗ 
dentmännern, fohin Annahme ihrer Erbserklärungen bitten — dürfen im Sinne 
des 8. 799 B. ©. nicht zurüdgewiefen, fondern es müfen jene Gedenkmänner, 
die bereits dem Gerichte befannten Verwandten des Erbls. und der Verlaſſenſchafts⸗ 
water, fowie die Hausgenofien gemäß 88. 123 u. 124 Abh.-Pat. zur Er⸗ 
Gnzang ber Todfalisaufnahme vernommen und auf Grund biefer Ergebuiſſe 
die Erbserflärungen erledigt werben. 

Entf. v. 26. November 1873, Nr. 11120 (5152 ©.-U.). Auch bie, 
neben der Erbserflärung der Tochter aus dem ©., eingebrachte Erbserflärung ber 

des Erbls. aus dem ©. iſt, da fie den gefeglichen Bebingungen ber 
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88. 799 u. 800 B. G., wie auch des 8. 121 Abh.-Bat. entſpricht, zu Gericht 
anzunehmen und die Entſcheidung über die ſonſt einander widerſtreitenden An⸗ 
ſprüche der Erbsintereſſenten dem ordentlichen Rechtswege vorzubehalten (38. 122, 
125—127 Abh.Pat.. 

Entfd.v. 24. November 1870, Nr. 13797 (3969 G.U.). Auch die 
Erbserklärung ex lege eines Notherben, ver urkundlich erklärt hat, feinen An- 
ſpruch auf den Nachlaß erheben zu wollen, muß, da fie mit den Erfordernifien 
der 88. 799 u. 800 B. ©. verfehen ift, zu Gericht angenommen werden; ber 
Abhandlungsrichter ift nicht befugt, durch die Zurückweiſung derſelben über bie 
Rechtsgiltigkeit der gedachten Urkunden abzufprecen. 

Entſch. v. 14. December 1869, Nr. 14269 (3604 G.-U.), Die nur 
auf die außerehelihe Verwandtſchaft mit dem Erbl. geftügte Erbserklärung der 
außerehelihen Gefchwifter desfelben, ift zurüczumeifen, weil in jever Erbserflärung 
ein giltiger Titel mindeftens angegeben, wenn andy nod nicht außgewiefen fein 
muß (88. 754, 756; 799 B. ©.; 8. 121 Abh.-Bat.). 

Entf. v. 10. Febrnar 1869, Nr. 1323 (3284 ©.-U.), Jede Erbe 
erflärung, in welder ein giltiger Titel angegeben ift, mm angenommen werden; 
die Nachweiſung des Titeld kann auch fpäter erfolgen (8. 799 8. ©. und 
8. 122 Abh.⸗Pat.). [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 15. April 1868, Nr. 3363 (3035 G.⸗U.). Die „aus dem 
©." überreichte Erbserklaͤrung der ehelich gebornen Schweſter des außer der Che 
gebomen Erbls. ift nad 8. 799 B. ©. und $. 122 Abb.-Pat. zurückzuweiſen, 
wenn aud die Erbserklärte fich auf die in Baiern erfolgte nad bortigem ©. 
giltige Einkindſchaft des Erbls. beruft. 

Entf. v. 24. März 1868, Nr. 1871, 1872 u. 2091 (83020 ©.-U.). 
Nah 8.121 Abh.-Pat. ift zur Antretung jeder Erbfchaft eine mit den 

‚ Erforderniffen der 88. 799 u. 800 B. ©. verfehene Erbserllärung 
einzubringen. Nach 8. 122 Abh.-Pat. ift zwar die nachträgliche Beibringung 
von Behelfen zuläffig; wenn jedoch dem Gerichte bereits durch rechtskräftig ger 

wordenes Urtheil vorliegt, daß der behauptete Erbredhtötitel nicht begrändet fei, 

daher die Erböerflärung der Erforbernifie des 8. 121 Abh.⸗Pat. und 88. 799 

u. 800 ®. ©. ermangle, fo kommen weder $. 122 no 8. 125 Abh.-Pat. zur 

Anwendung, fondern ift die Erbserklärung zurüdzumeifen. 

Entſch. v. 19. December 1867, Nr. 10011 (2954 ©. -U.). Die nad) 
Vorſchrift der 88. 799 u. 800 B. ©. einzubringende Erbserklärung kann nicht 
durch Ueberreihung der Erbſchaftsklage fubftituirt werden [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 26. November 1867, Nr. 7586 (2929 ©.-U.). Die Paſſiv⸗ 
fegitimation Tann durch einen Haupteid, nad beffen Faſſung nicht zu entnehmen 
ift, daß die Erbserflärung der Gellagten mit den Erfordernifien ver 88. 799 u. 
800 8. ©. verfehen war, nicht erbracht werben. 

Entf. v. 11. Yänner 1859, Nr. 14869 (703 ©.-U.). Nur wenn es 
ſich in einem Rechtsſtreite um die Erlangung des Befiges der Erbſchaft handelt, 
ift zur Sachlegitimation der Nachweis des Antrittes der Erbſchaft erforderlich; 
ſelbſt die Zuläffigkeit der Erbſchaftsklagen ift nicht an die Bedingung genüpft, 
daß ber Kläger die Erbſchaft angetreten habe (8. 823 B. G.). — [Wbrfpr. 
allen fpäteren Entſch.) 

Entf. v. 4. März 1857, Nr. 1724 (P. ©. 557 u. 564). Dem als 
Kläger auftretenden gefeglichen Erben obliegt der Beweis aller Thatumftände, 
woraus die Ungiltigfeit und die behanptete Unechtheit des Teftamentes hervorgeht. 

Entſch. v. 10. December 1856, Nr. 11658 (247 ©.-U.). Wenn Exrbs- 
erflärungen aus demſelben Teſtamente ſich widerſprechen, ift Jenen die Släger- 
tolle zuzuweifen, deren Anfprüche die weitergehenden find. 

Entf. v. 24. Juli 1855, Nr. 6743 (P. ©. 558), Im Galle coli» 
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dirender Erbserllaͤrung haben die Inteftaterben nur dann wider den Teftaments- 
erben als Kläger aufzutreten, wenn Letzterer eine in der gehörigen Form errichtete 
und binfichtlich ihrer Echtheit unbeftrittene legte Willenserflärung für fi hat. Ein 
Zeftoment, welches in mehrere Stüde zerrifien worliegt, kann nicht ohne weiters 
als eine in gehöriger Form errichtete letzte Willenserklärung angefehen werben, _ 
fonbern e8 muß erft weiteren Erörterungen vorbehalten bleiben, ob und wiefern 
dasſelbe eine rechteförmige legte Willenserklärung bilde; in einem folden alle 
müflen daher die Teflamentserben angewiefen werben, wider bie Inteflaterben 
als Kläger aufzutreten. 

Entſch. v. 24. Juli 1855, Nr. 5920 (P. ©. 566). Wenn ber ale 
Kläger auftretende Inteftaterbe die Echtheit der ſchriftlichen legtwilligen Anord- 
nung, daß nämlich der Erbl. das Teſtament gefchrieben oder auch nur gefertiget 
babe, widerfpricht, fo hat nicht er — der Kläger — die Unechtheit, fondern ter 
Teftamentserbe die Echtheit desfelben zu beweiſen. 

Entf. v. 24. Jänner 1855, Nr. 311 (P. ©. 559). Wenn das von 
einem ohne Beobachtung der gefeglihen Förmlichkeiten wegen Blödfinns factiſch 
unter Curatel gefegten Euranden errichtete Teftament von den gefeglihen Erben 
beftritten wird, ‚find die teftamentarifhen Erben anzumeifen, gegen die Inteftat- 
erben als Kläger aufzutreten und ben Beweis zu führen, daß ber Erbl. zur Zeit 
der fetten Anorbnung bei voller Befonnenheit gewefen fei. 

Entfd. v. 11. März 1852, Nr. 2083 (P. ©. 556). Ein Notherbe, 
der eine umbebingte Exrbserflärung eingebracht hat, haftet nah 8. 820 B. ©. 
dem Dritten gegenüber gleich jedem anderen unbedingt erflärten Erben. 

Entf. v. 16. Mai 1851, Nr. 3157 (P. ©. 563). Bei wedjjelfeitigen 
Teſtamenten von Eheleuten obliegt dem als Kläger auftretenven gefeglichen Erben 
die Beweislaſt der Ungiltigleit des Teftamentes. 


&. 800 — vgl. bei 8. 739 cit.) 

5 800. Die Antretung der Erbfhaft, oder die Erbserflärung muß zugleich enthalten, ob fie 
unbedingt, ober mit Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventariums gefchehe. 
Entfd. v. 1. Februar 1876, Nr. 838 (6008 G.-U.). Die 88. 799 

u. 800 B. ©., fowie die allgemeinen Vorſchriften des Pat. v. 9. Auguft 1854, 

Ar. 208 R. ©. B. (Abh.- Bat.) find auch auf die Nachfolge in Fideicommißgätern 

anzuwenden, infofern dießfalls nichts Beſonderes verorbnet ift. Der Nachweis, 

Anwärter zu fein, ift zum Antritt einer Fideicommißerbfchaft feineswegs genügend 

(8. 121 Abh.-Pat.; 8. 621 B. ©.). 

Entfd. v. 11. Yuni 1873, Nr. 5648 (5005 ©.-U.). Das Abhandlungs⸗ 
protololl, in welchem die Erben nicht beſtimmt erflären, eb fie bie Erbſchaft un⸗ 
bedingt oder bebingt antreten, ift unter Unnullirung der darauf gegründeten Ein⸗ 
antwortung Mangeld des wejentlihen Erforbernifies des 8. 800 B. ©. aufzu- 
heben und find die Erben zur Abgabe der Exrbserflärung neuerlich vorzulaben. 

Entſch. v. 24. März 1868, Nr. 1871, 1872 u. 2091 (3020 ©.-U.). 
Nah 8. 121 Abh.Pat. ift zur Antretung jeder Erbſchaft eine den Erforberniffen 
der 88. 799 u. 800 B. ©. entipredhente Erbserflärung zu überreihen. Nach 
8. 122 Abh.-Pat. iſt zwar die nachträgliche Beibringung von Behelfen zuläffig; 
wenn jeboch dem Gerichte bereits durch rechtskräftig gewordenes Urtheil vorliegt, 
daß der behauptete Erbrechtstitel nicht begründet fei, ber Erbserflärung alfo jene 
Erforderniſſe fehlen, ift diefelbe zurückzuweiſen. 


Wirkung der unbedingten, 
(8. 801 — dgl. 68. 812; 547, 548, 649; 1445; 6. 783; 8. 820 ©. &.) 
8. 804. Die unbedingte Erbserflärung Hat zur Folge, daß der Erbe allen Gläubigern des 
Erblaffers für ihre Forderungen, und allen Legataren für ihre Vermächtniſſe haften muß, wenn 
gleich die Berlaſſenſchaft nicht hinreicht. 
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Entſch. v. 26. November 1867, Nr. 7586 (2939 G.-U.). Wenn aud 
für den Eintritt der in den 88. 801 u. 8028. ©. bezeichneten Folgen 
ber Erbserklärung die Annahme bderfelben von Seite des Richters 
nicht als nothwendig angefehen und durch den vom Kläger aufge- 
tragenen Haupteid die Thatfahe der von den Bellagten vor dem 
zuftändigen Abhandlungsgericht abgegebenen Erbserllärung erweid- 
lich fein würde; fo wäre damit nod immer nicht bewiefen, daß bie 
Bellagten den Erbl. vorftellen, weil aus ihrer angebliden Erbser- 
klärung (nad Faſſung des Haupteides) nit zu entnehmen ift, ob 
diefelbe mit den Erforniffen der 88. 799 u. 800 ibid. verfehen war, 
ohne melde fie nah $. 122 Abh.-Pat. hätte zurüdgemwiefen werden 
müſſen. 

Entſch. v. 14. December 1864, Nr. 9568 (2030 G.⸗U.). Ein Berlaflen- 
fhaftegläubiger kann wider die unbedingt Erbserflärten aud vor der Einant- 
wortung die erecutive Weilbietung des Nachlaßvermögens erwirken. Der erzielte 
Meiftbot muß aber bei Gericht hinterlegt werden. 

Entf. v. 24. Mai 1864, Nr. 3822 (1921 ©.-U.). Die Annahme, 
daß in der Einbringung der unbedingten Erböerklärung auch ſchon der Verzicht 
auf dad Separationsreht des $. 812 B. ©. liege, ift nah $. 801 ibid. faiſch. 

Entſch. v. 10. Februar 1864, Nr. 487 (1863 ©.-U.). Die Wirkung 
der unbebingten Erbserklärung ift die fofortige unbeſchränkte Haftung des Erben, 
weßhalb der Berlafenfhaftsgläubiger aud ſchon vor der Einantwortung die Exe⸗ 
eution auch auf dad Vmgn. des Erben führen und ohne die Clauſel des $. 822 
3. ©. Sierftellung auf deſſen Realıtät erwirten kann (88. 801 u. 891 ibid.). 

Entſch. v. 5. Mai 1820, Nr. 2188 (P. ©. 567). Vermöge der un« 
bebingten Erböerklärung haften die Erben nicht nur für alle Paffiven der Vſchft.; 
es findet auch eine Confolidation des Nachlaß. und des Exrbenvermögens ftatt, 
vermöge welcher fie nun eine einzige Maffe gegenüber den Gläubigern des Erbls. 
wie ber Erben bilden. 


und der bedingten Erklärung. 
(8. 808 — vgl. 98. 818, 815; 8. ww aus. D- 3; 0b, Ya 1846, Nr. 98 I. ©. 6; 6.02, 
8. 802. Wird die Erbſchaft mit Vorbehalt der rehtlihen Wohlthat des Inventariums ans 
getreten, fo iſt fogleih vom Gerichte das Inventarium auf Koften der Mafle aufzunehmen. 
Ein folder Erbe wirb den Gläubigern und Legataren nur fo weit verbunden, als die Ber- 
lafſenſchaft für ifre, und auch feine eigenen, außer dem Erbrechte ihm zuftehenden, Forde⸗ 
rungen hinreicht. 

Entf. v. 28. Mär; 1877, Nr. 5522 (©. 9. 1877, Nr. 77). Der 
Klage des Legatars auf Zahlung der legirten Summe muß trog ber Einwenbung 
ber Unzulänglickeit des Nachlafjes, indeß mit der Befchräntung, ftattgegeben werben, 
daß die fragliche Zahlung nur nad Zulänglichkeit der Bſchft. zu erfolgen hat. 
Es obliegt dem Erben nicht dem Legatar hiernady die Höhe des Vermächtniſſes 
zu berechnen. 

Entfd. v. 17. November 1876, Nr. 1839 (©. H. 1877, Nr. 89). Da 
nad $. 802 B. ©. die Re. des Gläubigers dadurch, daß er Erbe des Schuld. 
ner8 wird, nicht berührt werben, kann ein folder Gläubiger in die Lage kommen, 
mit ben fämmtlihen Erben des Schuldners zugleich ſich felbft zu belangen. 

Entſch. v. 6. Juni 1873, Nr. 5309 (4999 G.-U.). Die Vorſchrift des 
8. 822 3. ©. muß auch bezüglidy der Sicherſtellung der Vermächtnißanſprüche 
Anwendung finden. — Die Erben können dem Legatar nur zur Zahlung nad) 
Kräften der Vſchft. verurtheilt werden (88. 692 u. 802 ibid.). 

Entf. v. 7. Jänner 1870, Nr. 6287 (3646 ©.-U.). Daß die mit 
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ber Eigenthumsklage Belangten fi) bei der Abhandlung über den Nachlaß bes 
Erbls. des Mägers und angeblichen früheren Egthrs. der vindicirten Sache, als 
geſetzliche Miterben betheiligt haben, und die Einbeziehung der fraglichen Sache 
in das Verlaſſenſchaftsinventar ſtillſchweigend geſchehen liegen — involvirt nicht 
den Berzicht auf ihre Eigenthumsanſprüche, zumal nad $. 802 8. ©. vie Ber- 
einigung bed Erben und Oläubigers in einer Perſon geſetzlich zuläffig ift. 

Entf. v. 2. November 1865, Nr. 9163 (2310 ©.-U.). Die Borber 
balteerben find dem Verlaſſenſchaftsgläubiger zur Zahlung nur infoweit verpflichtet, 
als die Vſchft. nah Maßgabe der Inventur laut Einantwortungsurkunde zur Be- 
friebigung feiner und der Übrigen Forderungen hinreiht. Durd die Unterlafjung 
der Gläubigerconvocation während der Verlaffenihaftsabhantfung haben die Vor— 
behaltserben bie Rechtswohlthat des $. 802 B. ©. nicht verloren; fondern ſich nur 
ben im 8. 815 ibid. bezeichneten Rechtsnachtheilen (ver unbeſchränkten Haftung 
für die cridamäßige Befriedigung der Gläubiger) ausgefegt, ohne daß Kläger nun 
mehr anfprehen kann, als er im anderen Falle bei Verwendung ber Bſchft. nad 
der gefeglihen Orbuung zur Befrienigung aller Gläubiger erhalten hätte. Der 
14 Monate nad) der Einantwortung erzielte höhere Erlös für Verlaſſenſchafts⸗ 
gegenftände kaun ten Erben nicht eingewendet werben [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 25. October 1864, Nr. 7244 (1998 ©.-U.). Der geflagte 
Erbe hat die Unzulänglichkeit, nicht der Magende Legatar das Zulangen des Ber- 
laffenfchaftsvermögens zur Berichtigung der Legate zu erweifen. 

Entf. v. 13. April 1860, Nr. 3990 (1115 ©.-U.). Wider daß Ere- 
entiondgefucd können die Borbehaltserben nicht im Recurswege einwenben, daß 
ihre Erbportion zur vollen Befriedigung der Forderung des executionführenden 
Berlaffenfhaftsgläubigers nicht hinreiche Dieß müßte im Wege der Klage um 
Ereentionsaufpebung gefchehen, und die Vorbehaltserben hätten (88. 821 u. 
1298 3. ©.) die Unzulänglichkeit der Maſſe nachzuweiſen. 

Entſch. v. 13. April 1860, Nr. 3989 (1114 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 3990 ex 1860. 

Entſch. v. 29. December 1859, Nr. 13601 (944 ©.-U.). Die Borbe- 
haltserbin, welche die Oläubigerconvocation unterlafjen hat, und durd wiederholte 
Entrihtung ihre Berpflihtungezur Unterhaltsleiftung an den Kläger anerkannte, 
obwohl ihr die Ueberſchuldung des Nachlaſſes befannt war, — kann durch den 
bloßen Nachweis der Ueberſchuldung des Nachlaſſes von diefer Verpflichtung nicht 
kosgezählt werden. Sie hätte erweifen müſſen, daß fie vom gefammten 
Nachlaß nichts mehr befige und denfelben orbnungsmäßig in ber 
vom ©. vorgefhriebenen Art zur Tilgung unzweifelhafter Berlaffen- 
ſchaftsſchulden verwendet habe. 

Entſch. v. 9. November 1859, Nr. 11652 (907 G.-U.). Der Vorbe⸗ 
haltserbe haftet für die Berichtigung ber Paffiven zwar nur infoweit, als bie 
Maſſe zulangt; unter biefer Beſchraͤnkung aber nicht allein mit bem-ererbten, 
fondern aud mit feinem eigenen Bmgn. 

Entfd. v. 19. December 1855, Nr. 9549 (146 ©.-U.). Die Forde- 
rung, welche dem Miterben einer bevingt angetretenen Erbſchaft wider den Erbl. 
zufteht, muß, nachdem die Gläubigerconvocation erfolgt, und der Nachlaß executiv 
veräußert worden ift, im bollen Betrage aus dem Meiftbot Tiquidirt werden; bie 
Einwendung, daß der Miterbe bezüglich feiner Erbportion felbft Schuldner fei, 
ift ungegründet; denn im Sinne ber 88. 802, 812 u. 1445 B. ©. bleiben 
dem Erben alle diejenigen Re. vorbehalten, welde ihm wider bie 
Bſchft. unabhängig von feiner Eigenfhaft als Erbe zuſtehen; ...durd 
Aufnahme des Iuventars ift die Abfonderung der Verlaſſenſchafts- 
maffe vom Bmgn. des Erben vollzogen worden, 
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Entſch. v. 22. December 1853, Nr. 11462 (P. ©. 325). Der Erbe 
kann noch vor Einbringung einer Erbserflärung auf Ablegung eines Manifefta- 
tionseides Hagen. f 


Verechtigung zur Bedingten oder unbedingten Anfrefung oder Aus- 
ſchlagung der Erbſchaft. 
(8. 808 — vgl. 9. 698 8. ©.) 
5. SO3. Der Erblaffer kann dem Erben den Vorbehalt diefer rechtlichen Wohlthat nicht be- 


nehmen, noch die Errichtung eines Inventariums verbieten. Selbſt bie in einem Erbvertrage 
zwiſchen Ehegatten darauf gefhehene Verzicht ift von keiner Wirkung. 


G. 804 — vgl. 88. 774, 801, 812 8. @.; $. 92 Wbh.-Pat.) 
8. 894. Die Errihtung des Inventariums kann au von demjenigen verlangt werben, bem 
ein Pflichttheil gebührt. 

Entſch. v. 29. Mai 1866, Nr. 2877 (2503 ©.-U.). Wer als gefegliher 
Erbe unter Anfechtung des Teftamentes ſich beringt er&serklärt, fann fein Geſuch 
um Ecrichtung des Nachlaßinventars nit auf die Vorſchrift der 88. 804 u. 807 
3. ©. flügen; die im 8. 111 Abh.- Pat. von der allgemeinen Regel, daß bie 
Koften für jeden gerichtlihen Schritt von der Partei, welche denſelben veranlaft, 
unbeſchadet ihres etwaigen Erfaganfpruches felbft vorgeſchoſſen werben müflen, zu 
Gunſten der Mitinterefienten an einer Vſchft. fowie der Erbſchaftsgläubiger ftatuirte 
Ausnahme fann auf den Fall, daß ein Prätenvent die Erbſchaft mit Ausſchließung 
besjenigen in Anfprud nimmt, der feinen Titel nach Vorſchrift des 8. 799 B. ©. 
bereit8 ausgemwiefen hat, nicht angewendet werben, weil dieß den allgemeinen 
Grundfägen des B. ©. widerſpräche. Außer den Fällen der 88. 804 u. 807 
cit. hat daher der Vorbehaltserbe, auf deſſen Veranlaffung die Nachlaßinventur 
errichtet wurde, für die Koften derfelben aufzulommen. 

Entſch. v. 11. Mai 1858, Nr. 3951 (2684 G.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 2877 ex 1866. 

($. 805 — vgl 68. 801; 200, son; 2, 1008; 1008; 1805 ©. G.; Hofb. v. 8. Biel 1886, Ir. i0 J. G. S.; 3. 4 0. D. 
jet 1868, Mr. 1 8. @. B. für 1 
8. 805. Wer feine Rechte felöft verwalten Tann, dem fieht frei, =” Erbſchaft unbedingt, oder 
mit Vorbehalt der obigen Rechtewohlthat anzutreten oder auch auszufchlagen. Bormünder und 
Euratoren haben die am gehörigen Orte ertheilten Vorſchriften zu befolgen. 

Entf. v. 19. December 1876, Nr. 14853 (6823 ©.-U.). Der Fidei⸗ 
commiß-Succeffionsberechtigte kann auch ausſchließlich zu Gunſten des nädıften 
Anwarters allein auf fein Nachfolgerecht verzichten. $. 805 B. ©. ſteht dem 
nicht entgegen [Schluffolgerung]. 

Entf. v. 29. September 1863, Nr. 7128 (1804 G.-U.). Die Erbs⸗ 
erlärung für das Kind anf Grund des Teftameutes, in welhem die Mutter- den 
Bater an der Bermögensverwaltung wenigften® bezüglic des, den Pflichttyeil über- 
fleigenden Erbes ausdrücklich ausgeſchloſſen hat, ift ven dem Curator, nit vom 
Boter einzubringen, da zur VBermögensverwaltung auch das R. der Erbserklärung 
gehört. 


N 


@. 806 — vol. 88. 547; 801, 812 ©. ©) 
8. 809. Der Erbe kann feine gerichtliche Erbserflärung nicht mehr widerrufen, noch auch bie 
ynbedingte abändern, und fi die Rechtswohlthat des Inventariums vorbehalten. 
Entſch. v. 30. März 1876, Nr. 746 (6083 ©.-U.), Es unterliegt 
feinem Zweifel, daß ber Erbsprätendent, dejfen Erbsertlärung wegen 
Abganges der in den 88. 121 u. 122 Abh.⸗Pat. und beziehungsweife 
den 88. 799 u. 800 B. ©. vorgefhriebenen Erforberniffe vom Ge— 
richte zurückgewieſen wurbe, nicht als erbserklärter Erbe, daher nad 
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8. 547 ibid. auch nit als. voller Repräfentant des Erble. angefehen 
werden fann. Daraus folgt, daß die Vſchft. derzeit noch als liegend betrachtet 
und die gegen die Bihft. zu Handen eines aufzuflelenden Curators gerichtete 
Klage aufrecht erledigt werden muß. 

Entf. v. 8. Februar 1870, Nr. 1857 (3072 ©.-U.). Die bei der ur⸗ 
fprünglihen Abhandlung abgegebene Erklärung, auf das angefallene Erbrecht zu 
verzichten, fteht ver Annahme der Erböerfiärung im alle einer wegen fpäter 
aufgefundenen Erbvermögens ftattfindenden nachträglichen Berlafienfhaftsabhantlung 
night entgegen; die Analogie des 8. 806 B. ©. trifft nicht zu, weil der frühere 
Berziht nit auf das Erbrecht überhaupt, alſo nicht aud auf den damals noch 
unbelfannten Nachlaß wirffam fein kann, und daher nicht die Tragweite des 8. 538 
ibid. hat [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 1. September 1869, Nr. 9796 (3504 ©.-U.). Der An« 
nahme einer bedingten Erbserklärung ex lege (8. 758 B. ©.) für den Fall 
des Unterliegend im Proceſſe über die auf den Erbvertrag gegründeten Anſprüche 
— ald eventueller fteht nichts im Wege; durch 88. 806 u. 808 ibid. bleibt ben 
Erböinterefienten unbenommen, ihre Erbrechte, wenn fie ihnen aus einem be 
ſtimmten Titel aberkannt werben, noch aus einem zweiten giltigen Titel geltend zu 
machen. “ 

Entſch. v. 15. October 1867, Nr. 9121 (2883 ©.-U.). $. 806 B. ©. 
ſteht der Umänderung des Erbrechtstiteld, mobei es fid weder um den Widerruf 
einer Erbserlärung, noch um die Abänderung einer unbebingten Erbserflärung in eine 
bevingte handelt, nicht im Wege. Die zweite Erbserflärung aus einem. anderen 
Titel if anzunehmen, fo lange auf Grund ver früheren noch feine Erbtheilung, 
Einantwortung oder fonftige Berfügung ergangen ift, woraus Dritten ein R. er- 
wachſen wäre, 

Entf. v. 8. Auguft 1855, Nr. 7039 (B. ©. 569). Durd 8. 806 
B. ©. wird nicht auch die Abänderung des Erbrechtetitels unterfagt (88. 551 
u. 808 ibid.). Die Erbserflärung ex testamento hindert daher ven Erben nicht, 
wenn er nachträglich in Erfahrung bringt, daß er fih bezüglich des Vorhanden⸗ 
ſeins der weſentlichen Förmlichleiten des Teſtaments im Irrthum befunven babe, 
unter Anfehtung dieſes Teftamentes fih ab intestato als Erben zu erflären, 

Entf. v. 14. October 1853, Nr. 8449 (P. ©. 521). Einem Noth- 
erben, welcher fid bedingt ex testamento erbserflärt hat, fteht gleichwohl, falls 
fih eine Beeinträdtigung feines Pflichttheils ergäbe, das Recht zu, ven Pflichte 
theil unverfürzt zu fordern, 


(6. 807 — vgl. 58. 550; 802; 820, 821; 807 8. ©.) 
8. 807. Wenn aus mehreren Miterben einige unbedingt; andere aber, oder auch nur Einer 
aus ihnen mit Vorbehalt ber erwähnten Rechtswohlthat fi zu Erben erklären, fo ift ein In⸗ 
ventarlum zu errichten und die auf diefen Vorbehalt beſchränkte Erbserklärung der BVerlaflen- 
ſchaftsabhandlung zum Grunde zu legen. In diefem, ſowie in allen Fällen, in welden ein 
Snventarium errichtet werden muß, genießt auch derjenige, welcher eine unbebingte Erbser⸗ 
eiarung abgegeben Hat, fo lange ihm die Erbſchaft noch nicht Übergeben worden, die rechtliche 
Woplthat des Juventariums. 


Entſch. v. 29. Mai 1866, Nr. 2877 (2503 ©.-U.). Außer ven Fällen 
der 88. 804 u. 807 B. ©. hat der Borbehaltserbe, auf deſſen Beranlaflung 
vie Nachlaßinventur errichtet wurde, für die Koften derfelben aufzulommen. 

Entf. v. 11. Mai 1858, Nr. 3951 (2684 G.-U.) Aehnl. der Entſch. 
Rr. 2877 ex 1866. 

Entfd. v. 24. März 1857, Nr. 1712 (P. S. 570). Wenn Jemand 
unbedingt, ein Anderer aber bebingt zum Nachlaſſe eines Berftorbenen ſich als 
Erbe erflärt, fo kann der Erftere vor der Einantwortung nicht nach den 88. 550, 
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8230 u. 821 B. ©. als Solidarſchuldner der Gläubiger der Verlaſſenſchaft an- 
gefehen werden; ex ift vielmehr nad 8. 807 ibid. berechtigt, die Zahlung einer 
Berlaffenfhaftsihnio bis zur erfolgten Einantwortung zu verweigern, und einem 
Berlafienfhaftsgläubiger fteht nah $. 811 ibid. nur das R. zu, feine Forderung 
gegen ben aufzuftellenden Curator einzuffagen. 


(8. 808 — vgl. 68. 726, 668; $$. 774, 776, 788; 763 ©. G.; Hofd. v. Bi. Deiober.1786.) 
8. 898. Wird Jemand zum Erben eingefegt, dem auch ohne legte Willenserklärung das 
Erbrecht ganz oder zum Theile gebührt Hätte, fo tft er nicht befugt, fich auf die geſetzliche Erb⸗ 
folge zu berufen und dadurch bie Erklärung des legten Willen® zu vereiteln. Er muß bie 
Erbſchaft entweder aus dem legten Willen antreten, ober ihr ganz entfagen. Perfonen aber, 
denen ein Pflichttpeil gebührt, Können bie Erbſchaft mit Vorbehalt ihres Pflichttheild aus⸗ 
ſchlagen. 

Entſch. v. 5. März 1872, Nr. 2199 (4505 ©.-U.). Die Frage, ob 
eine Erbserllärung im Sinne des $. 808 B. ©. zuläffig und rechts⸗ 
wirkſam fei, ift niht auf dem Recurs-, fondern nur auf dem ordent« 
lichen Rechtswege zu entfheiden. Die Erbserflärung aus dem ©. unter 
Beftreitung des Teflamentes ift nad $. 122 Abh. Pat. ſelbſt in dem alle, 
wenn eine widerſprechende Erbserklärung bereits vorgelegen wäre, zu Gericht an⸗ 
zunehmen. 

Entſch. v. 1. September 1869, Nr. 9796 (3504 ©.-U.). Durch 88. 806 
u. 808 B. ©, bleibt den Erbeinterefjenten unbenommen, ihre Erbrechte, wenn ſie 
ihnen aus einem beſtimmten Titel aberfannt werben, noch aus einem zweiten 
gültigen Titel geltend zu machen. 

Entfd. v. 11. März 1868, Nr. 938 (8012 ©.-U.). Die fibeicom« 
miſſariſche Subftitution ift nur bezüglid) des den Pflichttheil überſteigenden Vmgns. 
giltig. Weber 8. 808 8. ©: noch fonft eine Gefegesftelle auferlegen dem Noth- 
erben, welder die Erbſchaft aus dem Teftamente antritt, eine Haftung für die 
Erfüllung vesfelben auch mit dem Pflichttpeil; er Tann vielmehr nah 8. 774 
ibid. die ganze Erbſchaft annehmen und gegen jede Belaſtung, foweit fie ben 
Pflichttheil träfe, fi) verwahren. Hierzu bedarf ed keiner Teftamentsanfechtung 

88. 601 u. 1487 ibid.; der Kläger konnte daher auf die Big. nah 
$. 1487 ibid. ſich nicht berufen. 

Entſch. v. 8. Jänner 1862, Nr. 6860 (1453 G.-U.) In dem Ehe 
und Erbvertrag, in welchem „die Kinder“ bedacht werben, ift der anfereheliche 
Sohn der Brant nit mitbevacht (88. 869 u. 915 ®. ©.) Ueber feine Klage, 
worin er aus dem Erbvertrag 3), der Erbſchaft anfpricht, ift aber ungeachtet der 
vorandgegangenen Annahnıe einer befhränkteren Erbeinfegung ihm der Pflichttheil 
zuzuerkennen. $. 808 ibid. ſteht dem nicht entgegen, weil er einen 
ganz anderen Fall beſpricht. 

Entf. v. 11. December 1857, Nr. 12439 (486 ©.-U.) Wenn ber 
Erbe, welcher ab intestato die ganze Erbſchaft antrat, nachdem er bei ber Ber- 
laſſenſchaftsabhandlung das Teftament angefochten hat, fpäter von Legataren auf 
Bezahlung von Bermädtniffen aus jenem Teflament geflagt wird, ergibt fih für 
ihn im Wege des ftreitigen Vfs. erft vom Momente der Klage an die Möglicy- 
keit der Teitamentsanfehtung; die Big. nah $. 1487 B. ©. kann ihm daher 
nicht eingewendet werben. Die 88. 808 u. 726 ibid. finden auf dieſen Fall 
keine Anwendung, denn fie fegen voraus, daß die Legatare ihre Ans 
fprüde auf einen zum Minvdeften vem äußeren Anſcheine nad giltigen 
legtwilligen Act ftügen können, und daß fie nit, wie im vorliegen« 
den Falle fogleih aud mit der Urfade, um deren willen wider die 
Giltigkeit des Actes Einſprache erhoben wird, bekannt gemacht werben. 

Entſch. v. 8. Auguft 1855, Nr. 7039 (P. ©. 569). 8. 808 B. ©. 
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geht von der Boransfegung aus, daß der gefetzliche Erbe oder Pflichttheilsbe⸗ 
redtigte eine giltige Erflärung des legten Willens durch Berufung auf fein ge- 
ſetzliches Erbrecht oder feinen Pflichttheilsanſpruch vereiteln wolle; kann aber diefen 
Berfonen das R. zur Beſtreitung der Giltigkeit einer folhen Willenserklärung nicht 
entziehen (88. 551 u. 806 ibid.). 

Entf. v. 14. October 1853, Nr. 8449 (©. Zig. 1854, Nr. 14, 15). 
Die Erbserffärung eines inftituirten Notherben kann in Wahrheit nur binfichte 
lich des den Pflichttheil überfteigenven Vmgns. zur Wirkfamkeit gelangen. Auch 
Retherben, welche fi aus dem Teftamente erbserflärt haben, können daher ver- 
langen, daß zumächft ihr Pflichttheil ihnen zugewieſen werde. 


Aebertragung des Erbredtes. 
(4. 809 — vgl. 98. 587, 806; 604 ©. ©.) 

5 809. Stirbt der Erbe eher, als er die angefallene Erbſchaſt angetreten oder ausgefchlagen 
hat, fo treten feine Erben, wenn der Erblafier diefe nicht ausgefchlofien, oder nicht andere 
Radersen beftimmt hat, in das Recht, die Erbfchaft anzunehmen oder auszuſchlagen ($. 537). 

Entf. v. 1. Iuni 1840 ? (P. ©. 343). Die Erſchaftsausſchlagung 
des zur Zeit des Todes des Erbls. noch lebenden Erftberufenen einer Linie ſchließt 
alle zu derſelben Linie gehörigen Erben von ber Erbfolge aus. 


Borkeßrungen zur Einantwortung der Erbſchaft: 
a) Verwaltung; 

8.0 — vol M. 507, 008; 90. 009, 518.8. zus wu ARTE 120, 100; 109 MOh-Rat.; m.amn, 
5 610. Wenn der Erbe bei Antretung der Erbſchaft fein Erbrecht hinreichend ausweifet, ift 
ihm die Beforgung und Benützung der Berlafienfhaft gu überlaſſen. 

Entfd. v. 17. Juni 1877, Nr. 7452 (9. B. 1879, Nr. 29). Die 
Erhterklärung eines gemeinen Erben, und ber angemeldete Anfprub auf Aus- 
ſcheidung der Subſtitntionsmaſſe aus einer Berlafjenfhaft find nicht collidirende 
Erbsanfpräde im Sinne des $. 125 Abh. Pat., daher hier der Fall der Seque- 
Rration eined und desſelben Nachlaſſes ($. 127 ibid.) nicht vorliegt 

“ Entfd. v. 27. Februar 1877, Nr. 12590 ex 1876 (©. H. 1877, Nr. 68). 
Ber Rechtskraft der Entſch. eines obſchwebenden Erbrechtöftreites kann weder ben 
Zeftaments- noch den Inteftaterben ein maßgebender Einfluß auf die Veräußerung 
einzelner Verlaſſenſchaftsobjecte beigemeflen, und fomit troß bereits eingebrachter 
Exbeerllärungen ein Verlaſſenſchaftscurator beftellt und aud ohne Einvernehmen 
ad Zuftimmung der Erböintereflenten der von denſelben über die Veräußerung 
einzelner Berlafjenfhaftsftäde gefchlofienen Vtg. genehmigt werden (88. 810 u. 
811 8. ©.; 88. 78, 79, 127 u. 145 Abb.-Pat.). 

Entf. v. 14. December 1876, Nr. 10933 (©. H. 1877, Nr. 76). 
Der Anftelung der Hypothekarllage feitens des Erben des Hypoihekargläubigers 
Reht nicht im Wege, daß er noch nicht bücherlich als Egthr. der Forderung er- 
feeint, weil die Erben den intabulirten Gläubiger vorftellen (8. 547 
8.9.) und als folde fomohl zur Einllagung als aud zur Abquit- 
tirung im alle der Rüdzahlung beredtigt find ($. 810 ibid. und 
%. 145 Abh.-Pat.). 

Entf‘. v. 21. April 1876, Nr. 4018 (5346 ©.-U.). Der Umftand, 
daß das Alleinerbrecht zwifchen mehreren Erbsinterefjenten ftreitig ift, bildet noch 
kein Hinderniß der Anwendung des $. 810 B. ©. Der erblafleriihen Gattin, 
welde in Borflellung des laut Taufſcheines und gefegliher Bermuthung des 8. 23 
ibid, von ihr lebend gebornen Poſthumus ſich zum ganzen Nachlaſſe des Gatten erbs⸗ 
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erklärte, wurde mit R. die Beſorgung und Verwaltung des Nachlaſſes überlaſſen. 
Den anderen Erbsintereſſenten, welche die Todtgeburt behaupten, ſteht frei, die 
Sequeſtration des Nachlaſſes nach $. 127 Abh.-Pat. zu beantragen. 

Entfc. v. 20. Sänner 1874, Nr. 12247 (5226 ©.-U.). Na 8. 810 
8. ©. und 8.145 Abh.-Bat. ift wohl dem Erben, deſſen Erbredt Hin- 
reihend ausgewiefen ift, bie Beforgung und Verwaltung der Erbfdaft 
zu überlaffen. Beider vorliegenden Eollifion der Erbserklärungen (aus 
dem ©. und aus dem Teftamente) kann aber das Erbreht der Teſta— 
mentserben umfowentger als hinreihend ausgewieſen betrachtet wer- 
den, als no nicht einmal entſchieden ift, wer im Erbrechtsſtreite als 
Kläger aufzutreten habe, und nad 8. 127 ibid. jedem Theile frei- 
fteht, die gerihtlihe Sequeftration des Nachlaſſes anzuſuchen. — 
[WVorfpr. der Entſch. Nr. 4018 ex 1876?] 

Plenar-Entfd. v. 31. December 1873, Nr. 11570 (5195 ©.-U.). 
Da im juriftiiben Sinne eine Sache erft dann „Sache Jemandes“ ift, wenn fie 
fih in deſſen Egth. befintet‘, der Erbe aber das volle Egth. nad 88. 797 u. 
819 8. ©. an Liegenfchaften erft mit der Einantwortung erlangt; — — da nadı 
88. 145 u. 147 Abb.-Pat. der Conſens der Vormundſchafts⸗ und Eure: 
telsbehörde anf die Entſcheidung des Abhandlungsrichters nur in 
zwei Fällen präjudiciellen Einfluß übt, darunter der nothwendige 
Berlauf von Erbfhaftsgütern überhaupt nicht gehört, der um bes 
bloßen Vortheils willen beantragte Verkauf aber im Sinne bes 
8. 810 B. ©. und $. 145 Abh.-Pat. von der Abbandlungsinſtanz ver- 
weigert werden könne — — fowie aus weiteren mit Berufung bes $. 83, 
alines 2 Jur. N., $. 23 ©. ©., 88. 27 u. 49, lit. c Abh.⸗Pat. und $. 233 
B. ©. begründeten Ermägungen wurde einzutragen befchloffen in’s Juditaten- 
buch Ar. 85: Der 2. Abf. des 8. 83 Jur. N. findet feine Anwendung, 
wenn das einem Mündel ober Pflegebefohlenen im Erbrehtswege 
angefallene und nod nicht eingeantwortete unbeweglihe Gutnod im 
Zuge der Berlaffenfhaftsabhandlung verkauft oder durch Erbtheilung 
auf einen Miterben übertragen werden foll. 

Entſch. v. 22. Yuli 1873, Nr. 7355 (5044 ©.-U.). Rotherben haben 
feinen Anſpruch auf Theilnahme an der Verwaltung des Nachlaſſes, meil keinen 
Anfprud auf die Vſchft. in natura ($. 786 B. ©.). 

Entſch. v. 15. Yuli 1873, Nr. 6413 (5038 G.-U.). Die nad) $. 127 
Abh.⸗Pat. begehrte Sequeftration des Nachlaſſes wurte bewilligt, weil bisher 
von feinem der Erben das ausſchließende Erbreht im Sinne bes 
8. 810 8. ©. und $. 145 Abb. Pat. ausgemwiefen, und feinem ber 
erllärten Erben die Beforgung und Verwaltung bes Nachlaſſes von 
dem Gerichte eingeräumt worben ift [Schlußfolgerung] — und da nad) ber 
im 1. Abſ. des $. 127 Abh.-Pat. aufgeftelten Regel jever Erböinterefient auch 
noch vor der angebrachten Erbrechtsklage die Sequeftration des Nachlaſſes begehren 
fann, ausgenonimen (Abf. 2 ibid.) wider Ienen, welder die Berwaltung bereite 
vom Gerichte erhalten hat. 

Entf. v. 14. Mai 1873, Nr. 4427 (4972 G.-U.). Nach volljogener 
Einantwortung kann über das Begehren eines Miterben un Theilnahme an 
der Berwaltung des Nachlaſſes nicht mehr im officiofen Wege entfchieden werben. 

Entfd. v. 25. Auguft 1869, Nr. 9634 (8499 ©.-U.). Der 8. 292 
a. ©. D. findet, wie fih aus deſſen Bergleihung mit 8. 293 ibid. 
und 8. 323 B. ©. ergibt, nur dann Anwendung, wenn fid fein Theil 
im Befit befindet, wie z. B. bei Erbredtöftreitigkeiten, wenn nod 
fein Theil nah 8. 810 in den Genuß der Bſchft. gefett wurde. 

Entſch. v. 17. October 1866, Nr. 7587 (2642 ©.-U.). Wenn über 
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Anſuchen der bedingt erbserflärten Witwe und zugleich Gläubigerin des Erbls. 
der Concurs Über das Nachlaßvermögen eröffnet worden ift, kann der Witwe, 
welder die Verwaltung des Nachlaſſes nicht zuftcht (8. 810 B. ©.), von dem 
Berlaffenfchaftsgläubiger auch der Haupteid nicht aufgetragen werben. 

Entf. v. 23. November 1864, Nr. 8740 (2022 ©.-U.). Zur Er 
langung der Bermögensverwaltung genügt nicht die Weberreihung der Exrbserkiä- 
tung; — der Erbe muß fein Erbrecht auch hinlänglich ausmweifen. 

Entſch. v. 30. December 1861, Nr. 8214 (2076 ©.-U.). Die teſta⸗ 
mentarifche Berfügung; der ernannte Teftamentserecntor folle fih in Befig der 
Bſchft. fegen, hindert den Exben nicht, nad 8. 810 8. ©. zu begehren, daß ihm 
die Verwaltung der Verlaſſenſchaftsmaſſe überlafen werde. 

Entf. v. 11. December 1861, Nr. 8110 (1434 G.-UM.). Die Seque⸗ 
fration des Nachlaſſes ift wegen obſchwebenden Erbſchaftaſtreites nah 8. 127 
Abh.⸗Pat. nur im Falle nachgewiefener Gefahr und gegen hinlänglihe Sicherheits. 
leiftung zu bewilligen. 

Entſch. v. 27. November 1860, Nr. 12576 (1236 ©.-U.). Nach“ den 
Beftimmungen der Öfterreihifhen Gefeggebung über die Verlafjen- 
ſchaftsberichtigung vollzieht fi der Uebergang ber Erbſchaft auf 
den Erben mittelft Zwiſchenkunft des Richterd dur die Einantwor- 
tungsverordnung, fo daß während des Abhandlungsverfahrens den 
Erbsanfprehern nur die Berwaltung und Benügung des Nadlaffes 
eingeräumt werden darf (SS. 797, 810 u. 819 8. ©.). Wenn nun ſchon 
vermöge bes Begriffes der Berwaltung und Benügung dem Erben vie 
Befugniß zur Beräußerung von Erbjhaftsfahen abgejproden werben 
muß, fo it diefe Beſchränkung feines Re. überdieß fogar ausdrück⸗ 
lid von dem ©. verorbnet (8. 822 ibid., 88. 145, 146, 147, 177 u. 
178 Abh.⸗Pat.). Wollte man dem Erben das R. zugeftehen, nad er- 
folgter Antretung der Erbſchaft, no vor Beendigung der Abhanplung 
über die Bihft. nah Willkür zu verfügen, jo wäre ber Zwed des 
gerichtlichen Bfs. vereitelt, und würde die Vorſchrift des 8. 812 8. ©. 
illuſoriſch fein. 

Entf. v. 23. October 1860, Nr. 10510 (1211 ©.-U.). Wenn Jemandem 
der Fruchtgenuß von der ganzen Erbſchaft vermacht worden ift, fo fteht dieſem 
und nit den Erben die Beforgung und Verwaltung des Nachlaſſes zu. 

Entſch. v. 10. November 1857, Nr. 11543 (464 ©.-U.; P. ©. 574). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 10510 ex 1860. 

Entfd. v. 23. Juni 1856, Nr. 10782 (P. ©. 572). Ein Miterbe 
macht fi dadurch, daß er von einem Verlaſſenſchaftsgrunde Gras mäht und für 
fi verwendet, feiner VBefigfiörung gegenüber den Miterben ſchuldig, weil auch 
ihm der Mitbefig zuſteht. r 

Entſch. v. 26. September 1854, Ni. 9717 (P. ©. 571). Miterben 
önnen vor der Einantwortung ven einem anderen Miterben die Forderung ber 
Bſchft. im vollen Betrage, nicht bloß nah Verhältniß ihrer Untheile, einflagen. 

Entf. v. 29. December 1853, Nr. 11294 (P. ©. 536). Wenn mit 
teftamentarifchen Univerfalerben bloß Pflichttheilsberechtigte concurricen, ſteht aus⸗ 
ſchließlich Erſteren die Verwaltung des Vmgns. und damit auch das alleinige R. 
zu, die Berlafienfhaftsactiven eindringlich zu maden. 


b) Sicher ſtellung oder Befriedigung der Glänbiger; 


@. 811 — vgl. 58. 581, 547 8, G.; 9. 73 Ubh.Pat.; Hofd. v. 19. Jänner 1790, Nr. 1094 und v. 81. Der 
Gember 1801, Rr. 549, Yoftrgär. Vog. v. 8. Juni 1846, Rr. 969 I. @. ©.) 


8. 811. Für die Gicherftellung oder Befriedigung der Gläubiger des Exrblaffers wird vom 
Gerichte nicht weiter geforgt, als fie felbft verlangen. Die Gläubiger find aber nicht ſchuldig, 
Richt, bürgl, Geſetb. erl 32 





498 Allgemeines bürgerfiches Geſetzbuch. 


eine Erbserllärung abzuwarten. Gie können ihre Anfprüce wider die Maſſe anbringen, und 
begehren: daß zur Vertretung berfelben ein Eurator beftellt werde, gegen melden fie ihre 
Forderungen ausführen Können. 

Entfch. v. 17. Februar 1876, Nr. 1844 (G. H. 1877, Nr. 8). Das 
wider den Curator einer liegenden Nechlaßmeß⸗ durchgeführte Streitverfahren 
iſt nichtig, wenn zur Zeit der Ueberreichung der Klage bereits Erbserllärungen 
— waren ($. 811 B. ©. und Hofd. v. 19. Jänner 1799, Nr. 1094 
9. © 


— v. 1. December 1875, Nr. 9491 (5923 ©.-U.; G. Ztg. 1876, Nr. 66). 
Da ein Borbehaltserbe von der Einantwortung an nur nad Bulänglieit feines 
Erbtheils haftet, kann eine bar der Einantwortung winer ihn ald Erben erwirkte 
Egecution, falls ſich zeigt, daß der Anfprud den zugewiefenen Erbtheil überfteigt, 
nach erfolgter Einantwortung im Wege der Klage reftringirt werden (88. 811, 
821 B. ©. und Hofd. v. 22. Juni 1836, Nr. 145 9. ©. ©.). 

Entf. v. 6. April 1875, Nr. 3601 (5681 ©.-U.). Das auf den 

egecutionsfähigen Bergleih mit den Erben gegründete Geſuch um Einverleibung 
des executiven Pfandrechtes für die Legatsforberung auf den Nachlaßrealitäten muß 
bewilligt werben, da der Legatar ſich auf eine erecutionsfähige Urkunde 
fügt, die erwirkte separatio bonorum der Hereinbringung des 
Vermächtniſſes im Erecutiondmwege nicht entgegen ſteht; und die Frage: 
ob die Bſchft. zur Zahlung der Paſſiven und Legate hinreiche, der- 
malen ohne Einfluß if, weil einestheils das Gericht nad $. 811 
B. ©. für die Nachlaßgläubiger nit weiter zu forgen hat, als fie 
felbR verlangen, und andererſeits diefe Frage im Recurswege nicht 
entfgieden werben kann. 
. Entſch. v. 2. Juni 1874, Nr. 6731 6386 G.⸗U.). Auch der nur ad 
actum in einem beftimmten Rechtsſtreite für vie Bſchft. beſtellte Curator iſt 
legitimirt, gegen den Beſcheid, womit gegen den Nachlaß eine Execution bewilligt 
wird, den Recurs einzubringen (8. 85 Jur. R. und 8. 811 8. ©.; 88. 77 
u. 78 Abh.Pat.). 

Entſch. v. 21. April 1874, Nr. 3950 (5345 G.⸗U.). Aus dem Zu⸗ 
fammenhange und ben Haren Beftimmungen der 88. 811 u. 822 8. ©. 
geht hervor, daß die dem Oläubiger des Erben daſelbſt vorbehaltene 
Siherftellung dur Verbot, Pfändung oder Vormerkung auf das 
angefallene Erbgut erwirtt werden fann, ohne daß das ©. hierbei 
bie bereitd eingetretene Ueberreihung ber Erböerflärung oder bie 
Aunahme ber AENaRDInKaNarse durh das Abhandlungsgericht als 
Erforderniß auffteltt. 

Entſch. v. 23. Mai 1872, Kr. 6221 (4614 G.-U.). Das Anfuchen 
des inlänviihen Verlaſſenſchaftsgläubigers um Aufjhub der Ausfolgung des im 
Imlande befindlichen, den Betrag der Forderung bedeutend überfteigenden beweg- 
lihen Vingns. eines Ausländers bis zur Befriedigung der Forderung —, welches 
ſich lediglich auf die gefchehene Anmelvung flügt, wornach über Veftreitung der 
Gläubiger auf den Rechtsweg gewiefen wurde, und ohne Nachweis den Rechts⸗ 
weg betreten zu haben, wird dburd bie Berufung auf die 88. 23, 137 u. 
138 Abb. Bat. nicht gerechtfertigt, da diefes ©. laut des Kundm.⸗Pat. 
zu demfelben in der Abficht gegeben worden ift, das gerichtlihe Bf. 
außer Streitfadhen auf eine mit ben Vorſchriften des bürgerlihen Re. 
übereinftimmende Weife zu regeln; daher durd die citirten Gefeges- 
fellen weder der 8. 811 2. ©, nod die Vorſchriften über das Bf. in 
Streitfahen, insbefondere jene über die Geltendmahung und Sicher⸗ 
Rellung beſtrittener Forderungen aufgehoben, fondern nur Borforge 
getroffen wurde, daß nicht etwa durch übereiltes und rückichtsloſes 
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Vorgehen ver Gerichte ben Gläubigern eines Ausländers bie orbe 
nungsmäßige Verfolgung ihrer Anſprüche gegen feine Vſchft. erſchwert 
oder gar unmöglid gemacht werbe. 

Entf. v. 23. Februar 1871, Nr. 1097 (4070 G. U.). Die Con- 
vocation der Erbfhaftsgläubiger hat nur die im 8. 814 9. ©. feft- 
gefegte Wirkung; das in 8. 811 ibid. bezeichnete R. des einzelnen 
Erbſchaftsgläubigers wird dur die 88. 813 u. 814 ibid. in feiner Weife 
beirrt und ungeadtet der Convocation fteht ihm frei, feine Klage 

egen die Bichft. oder gegen die Erben anzubringen. 8. 813 ibid, 
& fine handelt nur von der freiwilligen Befriedigung burd den Erben, 
nicht von dem Fall, daß derfelbe durch gerichtlichen Zwang zur Zah— 
lung angehalten wird [Schlußfolgerung). — 8. 813 ibid. hindert die 
Gläubiger nit, ihre Forderungen im Proceßwege geltend zu maden 
und mittelft des Bollftredungsverfahrens fih Befriedigung zu ver- 
ſchaffen. 

Entſch. v. 11. Mat 1869, Nr. 4994 (3409 ©.-U.). Ungeachtet die 
Släubigerconvocation eingeleitet iſt, kann wider die Vſchft. die Execution geführt 
werben (88. 547, 811 B. G., 88. 301 u. 353 a. ©. D.). Die Eonvocation 
der Gläubiger nah 8. 813 B. ©. ift mit einem Eoncurfe nit zu verwechſeln, 
fie hat nach 8. 814 ibid. gegen die fid nicht meldenden Gläubiger nur die Folge, 
daß ihnen, wenn die Vfchft. durch die angemelveten Forderungen erſchöpft wird, 
Fein weiterer Anfpruc als in Folge eines etwaigen Pfandrechtes zufteht. 

Entf. v. 6. Februar 1869, Nr. 1050 (3280 G-U.), Die Erbſchafts⸗ 
gläubiger Können ihre Anfprüde wider die Erben oder den Veriaſſenſchaftscurator, 
nicht aber gegen einen Curator ad actum geltend machen. - 

Entjc. v. 23. November 1864, Nr. 8740 (2022 G.- U.). Zur Er⸗ 
Tangung ber Vermögensverwaltung genügt noch nicht die Ueberreihung der Erbs⸗ 
erflärung; e3 muß der erböerllärte Erbe fein Erbrecht auch hinlänglich ausweifen. 

Entfd. v. 14. September 1864, Nr. 6758 (1975 ©.-U.). Da nah 
8. 811 3. ©. vie Gläubiger des Erbls. nicht ſchuldig find, eine Erbserklärung 
abzuwarten, fondern ihre Anſprüche gegen bie Maſſe (deren Eurator) geltend 
machen können, muß ihnen auch geftattet fein, der Vſchft. den Haupteid aufzu⸗ 
tragen. Der Eurator der Vſchft. wird fih über die Annahme oder 
Rückſchiebung des Eides mit den Erbsintereffenten in's Einvernehmen 
zu fegen haben und wenn fie fi für die Unnahme entfdeiden, inner» 
halb der gejeglihen Brift das Gefuh um Eidesablegung durch die 
Erben überreichen. 

Entſch. v. 27. December 1860, Nr. 14552 (1253 ©.-U.). Einzelne, 
bereit® in den Beſitz Dritter Übergegangene Verlaſſenſchaftsſachen, können von 
den Erbfhaftsgläubigern nicht in Erecution gezogen werben. 

Entf. v. 4. November 1857, Nr. 9842 (461 G. U.; P. ©. 576). 
Nach Überreihter und angenommener Erbserflärung ift der Veriaſſenſchaftsgläu⸗ 
biger nicht mehr berechtigt, die Aufftellung eines Curators ad actum im Sinne 
ves 8. 811 B. ©. zu begehrten, fondern er muß gemäß $. 547 ibid. die Klage 
gegen die Erben anbringen. 

Entſch. v. 24. März 1857, Nr. 1712 (319 G.-U.). Bor Aufnayme 
des Inventars und Ausfolgung der Maſſe an den Vorbehaltserben kann derfelbe 
dem Berlafjenfhaftsgläubiger nicht condemnirt werden. Es hat zwar feine 
Nichtigkeit, daß nah dem 8. 811 B. ©. der Gläubiger nit ſchuldig 
tft, das Ende der Berlaffenfhaftsabhannlung abzuwarten; da jedoch 
der Olänbiger nad eben diefem Baragraphe feinen Anfprud wider 
die Maffe vorbringen und begehrten fann, daß zur Vertretung derfelben 
ein Eurator anfgeftellt werde, gegen welden er feine Forderung ans 
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bringen kann, und der klagende Gläubiger dieß bis jegt nicht gethan 
hat, mußte er mit feinem Begehren abgewielen werben. 

Entf. v. 14. November 1854, Nr. 12058 (P. ©. 575), Der Gläu- 
biger ift nach dem Tode feines Schuldners nicht verpflichtet, bie Erben des letz⸗ 
teren und deren Wohnort auszuforfchen, fondern kann feine Forderung gegen bie 
Vſchft. feines Schulonerd und rückſichtlich gegen einen für diefelbe zu beitellenden 
Eurator giltig einklagen, wenngleih zur Zeit der Ueberreihung der Klage bie 
Erben des Schuloners fi) bereits erbserklärt hätten. — [Worſpr. der Entſch. 
Nr. 9842 ex 1857.] 

Entſch. v. 15. April 1863, Nr. 3575 (©. Ztg. 1854, Nr. 104). Der 
8. 811 3. ©. räumt einem jeden Oläubiger ber Bft. das R. ein, feine An⸗ 
ſprüche auf den Nachlaß, ohne eine Erbserflärung der Erben abwarten zu müſſen, 
lediglich gegen den zur Vertretung der Maſſe beftellten Curator auszuführen; 
es kann alfo der Berlaflenfchaftsgläubiger umfomeniger genöthigt fein, feine 
Mage audy gegen Erben zu richten, denen das R. der Erbserflärung noch gar 
nicht zulommt, weil fie nur fubftituirt ober unter auffhiebender Bedingung in- 
flituirt find. 


c) Abfonderung der Berlaffenfdaft von dem Bermögen des Erben; 
€. 812 — vgl. 8. 531, 547; 808, 810, 811; — 58. 867, 834; 456, 863 ©, &.; 18. 44; 179 


U. 818. Beſorgt ein Exrbfchaftsgläubiger, ein Legatar oder ein Motherbe, daß er durch Ber- 

wmengung ber Verlaffenfchaft mit dem Vermögen des Erben für feine Forderung Gefahr laufen 

Eönue; fo Tann er vor der Einantwortung verlangen, daß die Erbfhaft von dem Vermögen 

des Erben abgefondert, vom Gerichte verwahrt, oder von einem Eurator verwaltet, fein An⸗ 

ſpruch darauf vorgemerkt und berichtiget werde. In einem ſolchen Falle hat ihm aber ber Erbe, 

obſchon dieſer fih unbedingt als Erbe erflärt hätte, aus eigenem Vermögen nit mehr zu 
haften. 

Entf. v. 9. Jänner 1878, Nr. 15738 (6. H. 1878, Nr. 25). Erb» 
ſchaftsgläubigern, welche fi nicht Über ihre Forderung answeifen können und 
deren Forderung fowie die darüber beigebrachten Behelfe beftritten find, fteht das 
Rechtsmittel des 8. 812 B. ©. nicht zu. 

Entſch. v. 14. März 1877, Nr. 3009 (©. Zig. 1878, Nr. 84). Wenn 
ſich aus der Tegtwilligen Anordnung ergibt, daß der Erbl. dem Legatar die un- 
bejhränkte Benügung der vermachten Erbſchaftéfache (lanbtäflihes Gut) in der 
demfelben möglihft günftigen Weife fofort einräumen wollte, fo ift die aus 
ſchließliche Verwaltung bi zur Beendigung der Abhandlung und des etwaigen 
Erbſchaftoſtreites dem Legatar zu- überlafien (88. 684 u. 685 B. ©). Der 
Umftand, daß zur Erbfhaft außer dem Legatar auch noch Andere 
eoncurriren und fi bereits erbserklärt haben, fowie die Befimmun- 
gen des 8. 810 ibid. und $. 145 Abh.Pat. ftehen dem nicht ent« 
gegen, weil die bezogenen Gefegesbeftimmungen offenbar nur den 
Zwed haben, dem Erben die Benügung des ihm zufallenden Nachlaß- 
vermögens nah Maß der Ausweifung feines Erbrehtsanfprudes zu 
überlaffen, keineswegs aber dahin gedeutet werben können, baß dem 
Erben gegen den ausdrücklichen Willen des Erbls, der ja gemäß 
8. 817 8. ©. fo viel als möglich zu erfüllen ift, auch bezüglich der- 
jenigen Erbfhaftsfadhe ein Berfügungsredt eingeräumt werben müßte, 
von welder bereitd vorliegt, daß Subftanz und Nugung dem Legatar 
zugedacht feien. 

Entf. v. 31. Jänner 1876, Nr. 85 (©. H. 1879, Nr. 18). Zum 
BZwede der Öeltendmahung des dem Öläubiger durch bie Beftim- 
mung des 8. 812 B. ©. zugeflandenen Rs., die Abfonderung der 
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Süter feines mit Tod abgegangenen Schulbners zu verlangen, ge- 
nügt die bloße Behauptung einer von den Erben beftrittenen For» 
derung keineswegs, weil dad Geje dem Gläubiger die Berpflid- 
tung nicht auferlegt, Sicherftellung für den Schaden im Falle der 
Sadfälligleit zu leiften, und daher eine derlei Verfügung, durch 
welhe dem Erben zeitweilig der Befig bes Nachlaſſes entzogen 
wird, nur unter ber Bedingung getroffen werden fann, daß der 
Betent mittelft Urkunden oder auf andere Art dem Richter ſtandhaften 
Beweis über den Beftand der Forderung liefere. 

Entſch. v. 12. April 1876, Nr. 4169 (6097 G.U.). Das gegen ten 
in der Innehabung des Nachlaſſes befindlichen Miterben gerichtete Begehren eines 
Miterben um Separation des Nadjlaffes von dem Bmgn. desfelben ift unftatt- 
haft, weil gemäß $. 812 B. ©. die Separation nur von Erbichaftögläubigern, 
Legataren und Notherben angefucht werben Tann. 

Entf. v. 26. Jänner 1876, Nr. 13691 (©. 5.1876, Nr. 86; 5997 ©.:U.). 
Der Bermädtnißnehmer hat nad) 88. 684, 688, 812 u. 817 B. ©. lediglich einen 
Anfpruch gegen den Erben, welcher nöthigenfals im ordentlichen Rechtswege gel- 
tend zu machen, vom Abhandlungarichter aber nur infomeit zu berüdfichtigen iſt, 
daß der Nachlaß vor Berftändigung der Legatare nicht eingeantwortet werde. 
Wenn der Erbe die Einwilligung zur Ausfolgung der vermachten Sache, geſtützt 
auf den legten Willen des Exbls., an eine Bedingung knüpft, deren Berechtigung 
ber Legatar von entgegengefegter Auslegung ausgehend, beftreitet, fo kann daher 
die Ausfolgung nicht gegen den Willen des Erben bewilligt, fondern darüber nad 
8. 2, Abf. 7 Abh.-Pat., nur im orbentlihen Rechtswege entſchieden werben. 

Entſch. v. 29. December 1875, Nr. 14135 (5964 ©.-U.). Wenn die 
behauptete Forderung von dem Erben widerfproden wird, fann dem Gläubiger, 
welder eine, nur feine eigene, einfeitige Angabe des Urfprungs der behaupteten 
Forderung enthaltende materielle Urkunde vorlegt, bie separatio bonorum nad) 
8. 812 B. ©. nicht bewilligt werden, da das ©. ihm bie Leiftung einer 
Caution zur Siherftellung des Entfhäpdigungsanfprudes des Erben 
für ven Hall des Unterliegens in feinem Proceſſe gegen ven legteren 
nicht auferlegt, folglih die Zuläffigkeit der im 8. 812 ibid. bezeich- 
neten Vorkebrung, durch welde der Erbe einftweilen aus dem Be- 
fige der Erbſchaft gebraht wird, durch die dem Richter vorgelegte 
ausreihende Befcheinigung bedingt if. 

Eutſch. v. 6. April 1875, Nr. 8601 (5681 ©.-U.). Die nad) $. 812 
8. ©. erwirite söparatio bonorum fleht der Erecutionsführung eines Gläubigers 
auf ein Nachlaßgut nicht entgegen (8. 811 ibid.). 

Entſch. v. 5. November 1874, Nr. 11738 (5530 ©.-U.). Der Ber- 
loffenfhaftseurator ift zu dem Begehren um Löfchung einer nach 8. 822 B. ©. 
bewilligten Pfandrechtsvormerlung Mangels Rechtfertigung nicht legitimirt, meil 
durch die Bormerfung nad 8. 822 ibid. das Pfandrecht an ber Nachlaßrealität 
nicht gegen die Vſchfi., fondern gegen ben Erben erwirkt wurde, ber Curator 
aber nur die Vſchft. vertritt. 

Entf. v. 15. October 1878, Nr. 10166 (5107 ©.-U.). Beide Unter 
gerichte bewilligten die ohme Nachweis bes Beftandes der Forderung und ber 
Gefahr angefuhte separatio bonorum nad) 8. 812 B. ©. Der biergegen von 
bem den Beftand der Forderung beftreitenden begüterten Erben eingebradite a. o. 
Revifionsrecurd wurde abgewiefen, weil in den gleihlautenden Entjdei« 
dungen eine offenbare Geſetz- oder Actenwibrigkeit nit erblidt 
werden kann. 

Entf. v. 15. Yuli 1873, Nr. 6937 (5040 ©. -U.). Die gebetene 
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separatio bonorum murbe nicht bewilligt, weil durch die worgelegten Behelfe ber 
Beftand der Forderung nicht ausreichend beſcheinigt iſt. 

Plenar-Entfd. v. 12: Juni 1872, Nr. 5778 (4630 ©.-U.). Zur 
Anwendung der in $. 8128. ©. vorgefehenen Maßregel ift nad dem 
Wortlaute des Gs. die befondere Darthuung einer Gefahr nit 
erforderlih ... . .; es genügt, daß die Geſuchſteller ausprüdli er» 
Mären, eine Beſorgniß zu hegen, und diefe nad der Actenlage nicht 
offenbar als unwahr, jedweden Grundes entbehrend, und lediglich 
als auf kränkende Bedrückung berehnet betrachtet werden kann. 

Entſch. v. 26. April 1871, Nr. 4884 (4139 G.-U.). Wenn die For 
berung, auf Grund deren das Rechtsmittel des 8. 812 B. ©. erlangt werben 
will, beftritten und darüber der Proceß noch anhängig ift, Tann bie Separation 
nicht bewilligt werben. — Nach 8. 812 ibid. ift nur die Erbſchaft Gegenftand 
ber Abfonberung von dem Vmgn. bes Erben. Wenn wegen ber beflandenen 
Gutergemeinſchaft des Erbls. die Ermittlung der Exbfchaftsobjecte erft eingeleitet, 
und folange ver Gegenfland der Abfonderung nicht außer Zweifel gefegt ift, kann 
daher die Separation nah 8. 812 ibid. nicht bewilligt werden. 

Entſch. v. 1. März 1871, Nr. 2123 (4074 ©.-U.). Um die Bewilli⸗ 
gung ber separatio bonorum zu erlangen, ift der Nadmeis einer Gefahr nicht 
erforderlich. 

Plenar-Entfd. v. 23. November 1870, Nr. 13266 (3966 ©.-U.). 
8. 822 8. ©. ift aud auf Gläubiger des Legatars anwendbar (88. 689, 690, 
726, 812; 448 ibid. und $. 178 Abh.-Pat.). 

. Eutſch. v. 19. Mai 1869, Nr. 5526 (3417 ©.-U.). Eine mittlerweilige 
Sicherſtellung kann, wenn nicht alle fpeciellen Erforderniſſe zutreffen, nicht durch 
Pränotation des Eigenthumsrechtes anf der ben Legataren binterlaflenen Ver⸗ 
laſſenſchaftsrealität, fondern nur mittelft der in den 88. 812 u. 822 B. ©. 
angebeuteten Rechtsmittel bewirkt werben. 

Entf. v. 26. März 1868, Nr. 1012 (3023 G. U.). Wenn es aud 
ber Zwed der in $. 812 B. ©. begründeten Aufftellung eines Se» 
parationscurators erfordert, daß nit bloß das Berlaffenfhafts- 
Stammvermögen von jenem des Erben getrennt, fondern aud bie 
Bermengung ber Nugungen beider hintangehalten, mithin dem Erben 
Benügung und Verwaltung bes Nadhlafjes entzogen werde, fo kann 
doch ber beftellte Eurator den Erben gegenüber nur zu jenen Maß- 
nahmen berechtigt anerkannt werben, welde obiger Zwed wirklich er» 
beifht; die Fortfegung der Wohnungsbenägung aber ift hiermit 
keineswegs unvereinbar, ba jener Zwed aud durch ein entſprechendes 
Entgelt erreicht werben fann. Das vom Eurator geftellte Begehren 
auf Räumung der Wohnung ift Daher ungegründet. 

Entfd. v. 18. März 1868, Nr. 2537 (3017 ©.-U.). Die von dem 
Notherben auf Grund des Zeftamentes und nad $. 812 B. ©. begehrte Pfand- 
rechtsvormerkung auf einer Verlaflenfhaftsrealität zur Sicherſtellung des Pflicht- 
theiles wurde vom oberften Gerichtshofe nur deßhalb abgefchlagen, weil fih aus 
dem den Notherben auf den Pflichttheil beſchränkenden dritten Teftamenteabfage 
vor zu Stande gebrachtem Pflichttheilgausweife mit Rüdſicht nuf etwaige An⸗ 
rechnungspoſten noch nicht ergebe, ob ihm wirklich eine Forverung an der Vſchft. 
zukomme. 

Entſch. v. 21. Mai 1867, Nr. 4103 (©. Ztg. 1867, Nr. 77). Nur 
gegen Nadweifung ber in $. 812 B. ©. normirten Vorausfegung fann bie 
Sequeftration einer Vſchft. im Sinne diefer Gefegeäftelle bewilligt werben. 

Entf. v. 13. Februar 1867, Nr. 1158 (2743 ©.-M.). Zur Sicher⸗ 
ſtellung eines Legates kann nicht der Erlag der vermachten Geldſumme zu Gericht 
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begehrt werben. Obwohl der $. 812 B. ©. und der $. 161 Abh.-Bat. 
den Bermächtnißnehmern Siderftellung gegen die Erben einräumen; 
iſt do die Art der Sicderftellung in dem einen und in bem anberen 
Falle verfhieden; da nah 8. 812 8. ©. dem Erben der Befig des 
Nachlaſſes ganz entzogen, nad 8. 161 Abb.- Pat. ihm nur die Ber- 
bindlichkeit zum gefeglihder Siherftellung ($. 1373 ibid.) auferlegt 
wird, wobei aber die Wahl der Siherftellungsart dem Erben frei- 
feht, und derfelbe nit verpflichtet ift, fie durch Erlag von Bargeld 
zu leiften. 

Entfd. v. 17. April 1866, Nr. 2667 (2454 G.-U.). Es ergibt ſich 
and dem Wortlaute und Zwed des 8. 812 8. ©., daß die Beurthei« 
lung, ob die dort bezeihnete Gefahr vorhanden fei, lediglich der 
fubjectiven Anfiht des Legatars anheimgeftellt fei. — [Worfpr. ber 
Enid. Nr. 4103 ex 1867.] 

Entfd. v. 20. December 1865, Nr. 22579 (©. Ztg. 1866, Nr. 24). 
Um das beneficium separationis zu erwirfen, hat der Fegatar eine wirkliche 
Gefahr im Sinne des 8. 812 B. ©. nachzuweiſen. — Worſpr. der Entſch. 
Nr. 2667 ex 1866.) 

Eutſch. v. 12. December 1865, Nr. 9858 (2337 ©.-U.). Der Umftand, 
daß über das Bmgn. eines Verlaſſenſchaftsſchulduers der Concurs eröffnet wurde, 
genügt nicht als Nachweis einer Gefahr im Sinne des 8. 8128.60. — 
[Worfpr. ver Entſch. Nr. 2667 ex 1866.) 

Entf. v. 2. November 1865, Nr. 9163 (2310 ©.-U.) Wider Bor- 
bebaltserben, melde die Gläubigerconvocation unterlaffen haben, kann nady erfolgter 
Einantwortung auch ein Gläubiger, welcher nicht angemeldet hat, nachdem das 
Berlafienfhaftsvermögen zu höherem Breife, als es in der Inventur angefegt 
wurde, veräußert worden ift, in dem Maße, als nun bie Verlaſſenſchaft zur ver- 
bältnigmäßigen Befrievigung aller Forderungen hinreicht, feine Forderung geltend 
madıen. 

Entſch. v. 13. September 1865, Nr. 7759 (2274 ©.-U.). Trotz tefla- 
mentarifcher Beflellung eines Abhandlungspflegers fteht bie ward, 
dem Erben zu, welchem außer ven Fällen ver 88. 690, 811 u. 812 B. 
ein Curator nah 8. 79 Abh.-Pat. nicht aufgedrungen werben barf os 
folgerung). 

Entid. v. 12. Yuli 1865, Nr. 5828 (2224 ©.-U.). Nach erfolgter 
Einaniwortung haftet ver Vorbehaltserbe auch mit feinem eigenen Vmgn.; auch 
auf diefes ift daher die Sicerftellung des Verlaſſenſchaftsgläubigers zu bewilligen 
(8. 812 3. ©.). 

Entfd. v. 5. Yuli 1865, Nr. 5625 (2221 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 2667 ex 1866. 

Entf. v. 24. Mai 1865, Nr. 4158 (2184 ©.-U.). Die Abfonderung 
des Nachlaſſes nach 8. 812 B. ©. muß bewilligt werden, fo lange nicht ſchon 
durd Ausfertigung und Zuftellung der Einantwortungsurkunde und Befigübergabe 
an die Erben die Abhandlung wirklich beendet iſt. 

Entſch. v. 25. October 1864, Nr. 8077 (1999 G.⸗U.). Das Abfon- 
derungsbegehren nach $. 812 8. ©. ift auch wider ven Vorbehaltserben zuläffig. 

Entjd. v. 24. Mai 1864, Nr. 3822 (1921 ©.-U.). Zur Ausübung 
des Separationsredhtes nad 8. 812 B. ©. ift die Nachweiſung einer Gefahr 
nicht nöthig. [Aehnl. ven Entſcheen Nr. 2667 ex 1866, 5625 ex 1865; 
worfpr. den Entjh.en Nr. 22579 u. 9858 ex 1865.) — Au ber unbedingt 
erbserllärte Notherbe Tann gegenüber deu erbserklärten Teflamentserben das 
beneficium separationis geltend machen. 

Entſch. v. 2. Yuni 1863, Nr. 3904 (1739 ©.-U.). Es genügt, daß 
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der Separationswerber die Gründe feiner Beforgniß ale wahrſcheinlich darſtelle 
[Mittelmeinung]. 
Entfd. v. 27. November 1862, Nr. 7975 (1605 G.⸗U.). Aehnl. den 
. Entfg.en Nr. 2667 ex 1866, 5625 ex 1865 und 3822 ex 1864. 

Entſch. v. 20. November 1862, Nr. 7788 (G. H. 1868, Nr. 21). Die 
separatio bonorum muß über Begehren eines Verlaſſenſchaftsglaäubigers auch 
dann bewilligt werben, wenn ber Erbl, mit deflen Zuftimmung vie Verwaltung 
feine Bingns. ſchon bei feinen Lebzeiten einem Dritten übertragen hat; eine 
Aenderung in der Perſon dieſes Berwalters findet aber nur dann flatt, wenn 
biefer der Verwaltung fih nicht unterzogen hätte. 

Entſch. v. 4. September 1862, Nr. 5910 (1547 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 3904 ex: 1863. 

Eutſch. v. 11. Juni 1862, Nr, 3773 (1631 ©.-U.). Die bereits be⸗ 
willigte Abfonderung der Vſchft. vom Vmgn. des Erben fann aud nad) erfolgter 
Einantwortung des Nachlafje® noch fortdauern. * 

Entſch. v. 6. Mai 1862, Ar. 2811 (3204 ©.-U.). Aus dem Geifte 
der Anordnung des 8. 812 B. ©. ergibt fi, daß berfelbe aud zu Gunften 
des Anſpruches des Überlebenden Ehegatten auf den Fruchtgenuß Anwendung finbe. 
Bezüglich des teftamentarifch eingeräumten Sruchtgenuffes fteht das 
beneficium separationis außer Zweifel (88. 812, 480, 535 ibid.); 
dann aber läßt ſich nit einfehen, warum diefes Sicherſtellungsmittel 
jenem, welder ben Fruchtgenuß ex lege erworben hat, vorenthalten 
werben folt. ? 

Entf. v. 27. November 1860, Nr. 12576 (1236 G.-U.). Auch wenn 
ber Erbe die Erbſchaft bereits angetreten hat, ift er nicht berechtigt, vor der Ein- 
antwortung in bie Bſchſt. gehörige Sachen zu veräußern, da durch eine folde 
Berechtigung der Zwed des gerichtlichen Bis, vereitelt, und bie den Erbſchafts- 
gläubigern bis zur Einantwortung des Nachlaſſes zuftehenden Re. des 8. 812 
3. ©. illuſoriſch wären, 

Entf. v. 4. Juni 1861, Nr. 3652 (1838 ©.-U.). Aus dem 2. Abf. 
bes 8. 161 Abh.Pat. im Gegenfage zum 1. Abſ. desſelben ergibt fi, daß bie 
bafelbft erwähnten bevorzugten Regatare ihre Sicherſtellung im offlciofen Bf. er⸗ 
wirken können. — Das im $. 812 B. ©. dem Notherben eingeräumte R. ftebt 
demfelben auch gegen jenen zu, der ohne Rechtsgrund fih in ber Iunehabung 
bes Nachlaſſes befindet (arg. a majori ad minus). — Der Pflichttheilsberedtigte 
he hinreichend fihergeftellt, wenn der Betrag feines Pflichttheild zu Gericht er- 
egt wird. 

Entf. v. 29. September 1859, Nr. 10893 (879 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 3662 ex 1861. 

Entſch. v. 17. November 1858, Nr. 13124 (665 G.⸗U.). Die Sicher- 
ftellung der Erſatzanſprüche von Kirhen- und Armencafjen an ven Nachlaß eines 
Pfarrers ift in dem Hofd.en v. 18. September 1786, lit. c, und v. 24. October 
1806, Nr. 577 u. 789 9. ©. ©. begründet. 

Entf. v. 15. September 1858, Nr. 9940 (617 ©.-U.; B. ©. 578). 
Das R. des Gläubigers, Legatars oder Notherben ift nad den Worten und nad 
dem Sinne des $. 812 B. ©. nicht davon abhängig, daß die durch jene Ber: 
mengung bed Nadlafjes mit dem Vmgn. ded Erben für feine Forderung ent 
fließende Gefahr als wahrſcheinlich dargethan werde, oder gar als erwieſen vor- 
liege, ſondern ber Gläubiger oder Legatar ift zum Begehren der Separation ber 
rechtigt, fobald er befergt, daß er auch nur durch jene Vermögensvermengungen 
für feine Forderung Gefahr laufen könnte. Es genügt alfo dazu die fubjective 
Beſorgniß des Gläubigers auch ohne alle Nadweifung der Wahrfcheinlichleit oder 
der Wirklichkeit einer Gefahr, 
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Entf. v. 11. December 1857, Nr. 11439 (486 ©.-U.; P. ©. 579). 
Die Legatare find nah 8. 812 B. ©. in gewiffer Hinfiht den Berlaffenfchaftd- 
glänbigern gleichgeftelit, und es genügt eine einfache Berftändigung berfelben, welche 
fie in Stand fegt, ſelbſt das Legat von dem Erben einzufordern und einzuffagen. 

Entf. v. 19. December 1855, Nr. 9549 (146 G.U.; P. ©. 580). 
Einem Vorbehaltserben, welcher zugleich Hypothekargläubiger if, muß feine For⸗ 
derung in vollem Betrage liquibirt werden. 


d) Einberufung der Yerlaffenfhaftsglänbiger. 
(8. 818 — vol. 9. 808 8. @.; 89. 74; 138, 185, 186 u. Form. V zum Mbh.-Pat.; Juſt. M. Er. v. 7. Juli 
1861, 3. 7828.) 
8. 813. Dem Erben oder dem aufgeftellten Verlafſenſchafts ⸗Curator fteht es frei, zur Er- 
forſchung des Schuldenftandes die Ausfertigung eines Edietes, woburd alle Gläubiger zur An- 
meldung und Darthuung ihrer Forderungen auf eine den Umftänden angemefiene Zeit einbe- 
rufen werben, nachzufuchen, und bis nad) verfirichener Frift mit der Befriedigung der Gläubiger 
inne zu halten. 

Entf. v. 24. Februar 1875, Nr. 1771 (5642 ©.-U.). Die gegen bie 
Bſchft. noch vor der Convocation der Gläubiger überreichte Klage hat biefelbe 
Birkung, wie eine mirtelft befonderen Gefuches überreichte Anmeldung innerhalb 
des Termines. Die mit Außerachtlafjung der eingeklagten, nicht beſonders an« 
a Borberung gejchehene jure erediti Einantwortung wurde daher auf 
gehoben. 

Plenar⸗Entſch. v. 9. Juli 1872, Nr. 2279. Siehe am Schluffe diefes 
Paragraphen bei der Entf. Nr. 2279 ex 1853. 

Entſch. v. 23. Februar 1871, Nr. 1097 (4070 ©-U.). Die Eon- 
vocation ber Erbfchaftsgläubiger hat nur die im 8. 814 B. ©. feft- 
gefegte Wirkung; das in 8. 811 ibid. bezeichnete R. des einzelnen 
Erbſchaftsgläubigers wird durd die 88. 813 u. 814 ibid. in keiner Weife 
beirrt und ungeadtet der Convocation fieht ihm frei, feine Klage 
gegen die Bſchft. oder gegen die Erben anzubringen. $. 813 ibid. 
in fine handelt nur von der freiwilligen Befriedigung durch den Erben, 
nicht von dem Fall, daß derfelbe durch gerihtlihen Zwang zur Zah- 
Iung angehalten wird [Schlußfolgerung). — $. 813 ibid. hindert bie 
Gläubiger nit, ihre Forderungen im Proceßwege geltend zu maden 
a des Bollfiredungsverfahrens fih Befriedigung zu ver- 
chaffen. 

Entſch. v. 11. Mai 1869, Nr. 4994 (3409 G.-U.). Ungeachtet bie 
Släubigerconvocation eingeleitet ift, fann wider die Vſchft. die Execution geführt 
werben (88. 547, 811 8. ©.; 88. 301 u. 353 a. ©. D.). Die Convocation 
der Gläubiger nad $. 813 B. ©. ift mit einem Eoncurfe nicht zu verwechſeln, 
fie hat nad 8. 814 ibid. gegen bie ſich nicht meldenden Gläubiger nur die Folge, 
daß ihnen, wenn die Vſchft. durch die angemeldeten Forderungen erfchöpft wird, 
fein weiterer Anſpruch, als in Folge eines etwaigen Pfandrechtes, zufteht. 

Entf. v. 5. Mai 1868, Nr. 1971 (3404 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 1771 ex 1875. 

Entſch. v. 14. Mai 1867, Nr. 4098 (2798 ©.-U.). Der 8. 813 B. ©. 
räumt dem Erben oder Berlaffenfhaftscurator, welder die Einbe- 
rufung der Öläubiger angefudt hat, nur das R. ein, bis nah Ablauf 
des Anmeldungstermines mit beren Befriedigung innezuhalten, ent- 
zieht fomit diefen nur das R., fofort die Zahlung zu fordern; leines- 
wegs aber Sicherſtellung durch Execution zc. zu verlangen (8. 814, 
815 ibid.). ; 

Entf. v. 2. November 1865, Nr. 9163 (2310 ©.-U.), Die Er- 
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forfhung des Schnivdenflandes ift den Borbehältserben in 8. 813 
B. ©. nur zu ihrem Bortheil freigeftellt, um fie vor ben in $. 818 
ibid. angeführten Nachtheilen zu fhügen, wogegen den Erbihafts- 
gläubigern die Rechtswohlthat des 8. 812 ibid. zufteht. Sowie durch 
die Einantwortung der Nachlaß in dad VBmgn. des Erben überge- 
gangen ift, kann für den Erbfhaftsglänbiger den Vorbehalts- 
erben gegenüber nur mehr ber inventarifhe Werth der Bft. hin- 
fihtlih des Maßes feiner Befriedigung entjheiden [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 4. Februar 1862, Nr. 572 (1472 G.⸗U.). Die von einem 
der Gläubiger begehrte Wiebereinfegung gegen die Berfäumniß bes Anmeldungs- 
termines ift unzuläſſig, fobald der Erbe mit den angemeldeten Gläubigern ein 
Uebereinfommen bereits getroffen hat, moraus nad 88. 813 u. 814 B. ©. 
gegenfeitig Re. und Pflichten fi ergeben. Dem Oläubiger bleibt nur der or- 
dentlihe Rechtsweg offen. 

Entſch. v. 19. December 1861, Nr. 8463 (1442 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 4098 ex 1867. 

Entf. v. 12. September 1860, Nr. 10102 (1191 ©.-U.). Un ber 
Berpflihtung, fromme Vermächtniſſe vom Todestage des Erbls. an zu verginfen, 
wird burh 88. 813 u. 814 B. ©. nichts geändert (88. 685 u. 687 ibid.> 
Hoffjl. v. 27. Yuni 1822). 

Entfd. v. 28. März 1854, Nr. 1821 (P. ©. 586). Wenn ein Ber- 
laffenfhaftsgläubiger bei der Convocationstagfagung ſich nicht meldet, jedoch feine 
Eriftenz dem Erben befannt ift, muß letzterer, falls ihm die Vſchft. nur jure 
erediti eingeantwortet worden ift, den Gläubiger dennoch in jenem Maße befrie- 
digen, als demfelben die Zahlung gebühren würde, wenn er ſich gemelvet hätte. 

Entfd. v. 11. März 1853, Nr. 2279 (957 ©.-U.; P. ©. 584). Die 
Anfiht, dag dem im 8. 813 B. ©, gegründeten Re. des Erben, während der 
Anmeldungsfrift mit der Befriedigung der Gläubiger innezuhalten, aud die Pflicht 
ter legteren, mit dem Zahlungsbegehren bis nad Ablauf jener Frift zuzuwarten, 
gegenüber ftehen müſſe, weil jenes R. fonft illuforiih wäre, ift nicht richtig. 
Durd den $. 813 ibid. wollte man nicht eine Norm für das ftreitige Vf. feft- 
ftellen und den Gläubiger in der gerichtlihen Berfolguug feiner Anfprüde beirren, 
fondern nur freiwillige Zahlungen hintanhaften. Die Gerichtsordnung kennt kein 
Moratorium, und die Einberufung der Gläubiger einer Vſchft. nah 8. 813 ibid. 
hat nicht die Kraft einer Concurseröffnung; es fteht daher dem BVerlaffenfchafte- 
glãubiger frei, felbft während der Edictalfriſt zur Einberufung der Berlaffenfchafts- 
gläubiger feine Klage einzubringen, und buch Erecutionsführung fih bezahlt zu 
maden. Anläßlich biefer Entſcheidung wurde über Plenarbeſchluß v. 9. Juli 
1872, Nr. 2279 (f. oben) eingetragen in's Judicatenbuch Ar. 20: Das im 
8. 813 ibid, dem Erben und Berlaffenfhaftscurator eingeräumte R., 
bis nad Berftreihung der im Einberufungsedicte beflimmten Frift 
mit der Befriedigung der Verlaffenfhaftsgläubiger innezuhalten, 
hindert die letzteren nicht, ihre Forderungen im Proceßwege geltend 
zu maden und mittelft des Vollfiredungsverfahrens ſich die Befrie- 
digung zu verſchaffen. 


Wirkung der Einberufung, 
(8. 816 — vgl. 88. 811; 1894; 1996, 1905 ©. &.; Hofb. v. 27. März 1846, Nr. 48 J. ©. S.; C. D.; bei 
8. 818 cit.) 
8. 814. Die Wirkung diefer gerichtlichen Einberufung ift, daß den Gläubigern, welche fich 
binnen der beftimmten Zeitfrift nicht gemeldet haben, an die Berlafſſenſchaft, wenn fie buch 
die Bezahlung der angemeldeten Forderungen erfchöpft worden ift, Fein weiterer Anfpruch zu⸗ 
ſteht, als inſofern ihnen ein Pfandreht gebührt. 
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Entf. v. 29. Auguft 1878, Nr. 18094 (9.8. 1879, Nr. 22). Der 
Borbehaltserbe ift gegen den Anfpruc eines Verlaſſenſchaftsglaͤubigers, der bie 
Glaãubigerconvocation nicht berückſichtigt hat, nicht fon dann gefhügt, wenn er 
nachweiſt, daß der inventarmäßige Activftand zur Dedung der angemeldeten Pafe 
fiven nicht zureicht, fondern nur, wenn er die Erſchöpfung der Vſchft. durch bie 
Bezahlung der angemeldeten Forderungen darthut, indem das ©. nit ben 
Inhalt des Inventars, fondern die wirkliche Bſchft. und die Er— 
ſchöpfung derfelben purd die Bezahlung der angemeldeten Forderun⸗ 
gen vor Augen hat. 

Eutſch. v. 24. Februar 1875, Nr. 1771 (5642 G. U.). Die wider bie 
Bſchft. noch vor der Gläubigerconvocation erhobene Klage hat auch die Wirkung 
der Anmeldung. 

Entfd. v. 30. Juli 1873, Nr. 7574 (5050 ©.-U.). Auch für die 
tiber den Nachlaß gerichtete Hypothekarklage ift die Realinftanz competent (88. 37 
u. 36 Jur. N.); denn es ift nicht abzufehen, wiefo der Gläubiger durch den Tod 
des Schuldners die Wahl des Gerihtöftandes verlieren follte; die Hypothelar⸗ 
gläubiger müſſen dem Erben aus den Öffentlichen Büchern bekannt fein, und, for 
fern fie fi nur an das Pfand halten wollen, haben fie nad $. 814 B. ©. 
aud im Falle der Einberufung der Gläubiger gar nicht nöthig, ihre Forderungen 
anzumelden. 

Entid. v. 14. Mei 1867, Nr. 4098 (3798 ©.-U.). Der $. 813 
8. ©. räumt dem Erben oder Berlaffenfhaftscurator, welder bie 
Einberufung der Gläubiger angefuht hat, nur das R. ein, bis nad 
Ablauf des Anmeldungstermines mit deren Befriedigung innezuhalten, 
entzieht fomit diefen nur das R., fofort die Zahlung zu fordern; 
keineswegs aber die Befugnik, Siherftellung durch Erecution ꝛc. gu 
verlangen ($$. 814 u. 815 ibid.). 

Entſch. v. 3, Februar 1864, Nr. 403. Eingetragen in's Judicatenbuch 
Rr. 61: Durd den Tod des Hypothekarſchuldners wird das in $. 56 
Yur. N. v. 20. November 1852, Nr. 251 R. ©. 8. ($. 55 Jur. N. 
für das lomb.⸗venet. Königreich) dem Hypothefargläubiger und dem 
Olänbiger, der die Vormerkung auf ein unbeweglihes Gut bes 
Schuldners zwar erwirkt aber nod nicht geredtfertiget hat, einge» 
räumte Wahlreht in Bezug auf den Gerichtsſtand zur Anbringung 
der dafelbft erwähnten Klagen nit aufgehoben. 


sder der Unterlaffung derfelben; 
(4. 815 — vgl. bei 88. 819 u. 814 cit.) 
8. 815. Unterläßt der Erbe die ihm bewilligte Borficht der Einberufung; oder befriebiget er 
ſogleich einige der fih anmeldenden Gläubiger, ohne auf die Rechte der übrigen Rückſicht zu 
nehmen, und bleiben einige Gläubiger aus Unzulänglichkeit der Verlafienfchaft unbezahlt; fo 
haftet er ihnen, ungeachtet der bebingten Erbserflärung, mit feinem ganzen Bermögen in dem 
Mafe, als fie die Zahlung erhalten haben würden, wenn bie Berlaffenfhaft nach der gefeg- 
lichen Ordnung zur Befriedigung der Gläubiger verwendet worden wäre. 


Entſch. v. 20. Mai 1874, Nr. 4444 (5373 G.-U.). Die Nadlagüber- 
nehmerin, welcher der Nachlaß ohne vorgängige Oläubigerconvocation gegen Aud- 
zahlung der Erbtheile und Berichtigung der Pafjiven ohne irgend eine Beſchrän⸗ 
fung rechtskräftig eingeantwortet ift, hat, wenn fie nicht den ziffermäßigen Nachweis 
dahin erbringt, in welcher Höhe die Palfiven ein Abzug träfe, aud die in die 
Inventur nicht aufgenommenen Paffiven vol zu berichtigen, da fie an Stelle ber 
bedingt erbserklärten Erben getreten ift. 

Entf. v. 12. Yuli 1865, Nr. 5828 (2224 G.-U.). Nach erfolgter 
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Einantwortung haftet der Vorbehaltserbe, auch wenn bie Gläubigerconvocation er⸗ 
folgte, mit feinem ganzen Vmgn. Y 

Entf. v. 7. Yänner 1863, Nr. 7560 (1625 ©.-U). Durd bie 
Beftimmung bes Hof. v. 27. März 1846, Nr. 948 9. ©. ©., daß der 
Beneficiarerbe nad erfolgter Einantwortung nit mehr zum Be- 
gehren um Concurseröffnung über die Bft. als folder berechtigt 
fei, wurde in den Befimmungen bes 8. 815 B. ©. nichts geändert. 
Der Borbehaltserbe, welcher, ohne die Olänbigerconvocation zu er« 
wirken, einige Erbſchaftsgläubiger befriedigt hat, haftet bemnad ben 
übrigen Öläubigern zwar mit feinem ganzen Bmgn., aber nur in bem 
Maße, als fie Zahlung erhalten haben würden, wenn vie Bfchft. nad 
der gefeglihen Ordnung zur Befriedigung der Öläubiger verwendet 
worden wäre In dem Concurfe, welchen ſouach der Beneficiarerbe über fein 
eigenes (nur aus der erften Vſchft. beftehendes) Vmgn. eröffnen laſſen mußte, 
haben daher die Gläubiger auf eine nachher dem Veneficiarerben angefallene 
weitere Erbfchaft, aber aud nur in dem Maße Anſpruch, als fie durch Voraus- 
befriebigung einzelner Erbſchaftsgläubiger ber erften Bfchft. aus diefer nicht mit 
bem crivamäßigen Percentfag zur Befriedigung gelangten. 

Entſch. v. 28. November 1860, Nr. 11922 (Tribime 1861, Nr. 34). 
Dem Erbfhaftögläubiger, welcher nad 8. 815 aus dem eigenen Vmgn. des 
Erben Befriedigung fucht, obliegt die Beweislaft, daß die Vſchft. nur wegen 
ordnungswidriger Befriedigung anderer Gläubiger nicht hinreicht, auch ihn zu 
befriedigen, 

Entf. v. 29. December 1859, Nr. 13601 (944 ©.-U.). Wenn Je⸗ 
mand unter der Bedingung zum Erben eingefegt ift, daß er einem Dritten ben 
Unterhalt leifte und fi auf Grund dieſes Teftamentes die Erbfchaft einantworten 
läßt, Tann er durch den Nachweis der Unzulänglichleit der Vſchft. zur Befriebi- 
gung ber Gläubiger von der übernommenen Berpflihtung ſich nicht befreien 
(8. 709 8. ©.). x 


e) Ausweifung über die Erfüllung des letzten Willens entweder von dem Lefa- 
wments- Executor, 
G. 818 — vgl. 88. 80 u. 167 Abb.-Pat.) 
8. 816. Hat der Erblaffer einen Vollzieher (Executor) feines Leiten Willens ernannt, fo 
hängt e8 von defien Willkür ab, diefes Gefhäft auf fi) gu nehmen. Hat er es übernommen; 
fo ift er ſchuldig, entweder als ein Machthaber die Anordnungen des Erblaffers felbft zu voll» 
siehen, oder den faumfeligen Erben zur Bollziehung derfelben zu betreiben. 

Entſch. v. 3. Februar 1875, Nr. 1073 (5617 ©.-U.) Aus 8. 816 
8. ©. kann eine Unvereinbarleit der Obliegenheiten eines Teſta— 
mentserecutor® und Abhandlungspflegers umfomeniger abgeleitet 
werden, -ald dort der Fall, daß der Teftamentserecutor die Anord- 
nungen bed Erble. felbft zu vollziehen habe, ausdrücklich vorge- 
fehen ift. 

Entfd. v. 22. April 1868, Nr. 4003 (3050 ©.-U.). Da die Mutter, 
melde befugt gemefen wäre, den Bater ihrer eingefegten Kinder von ber Ver⸗ 
mögensverwaltung auch gänzlih auszuſchließen, einen Zeftamentserecutor aus⸗ 
drücklich beftimmt hat, ift der vom Vater des Erben Bevollmädtigte anzumeifen, 
gemeinfam mit dem Teftamentserecutor die Vorkehrungen zur Abhandlungepflege 
zu treffen (8. 149 8. ©.). 

Entf. v. 9. Jänner 1868, Nr. 11674 (2965 ©.-U.). Dem Teſta⸗ 
mentserecutor gegenüber bleibt zwar den Erben unbenommen, in Allem, was ihr 
Intereſſe betrifft, fi durch wen immer vertreten zu laflen; fie find aber nicht 
berechtigt, die Ingerenz des Teflamentserecutors zu umgehen. 
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Entſch. v. 30. December 1861, Nr. 8214 (2076 ©.-U.). Trotz Er- 
nennung eines Teſtamentserecutors und teftamentarifhen Auftrag au benfelben, 
fih in den Befig der Erbſchaft zu fegen, muß dem Erben das R., die Verwal 
tung des Naclaßvermögens felbft zu führen, gewahrt bleiben. 

Entſch. v. 3. Yuli 1860, Nr. 6476 (1156 ©.-U.). Die Eintreibung 
der Activforberungen des Nachlaſſes gehört nur dann zur Befugniß des Tefta- 
mentderecutord, wenn ihn der Erbl. hierzu im Sinne des 8. 816 B. ©. be» 
auftragt hat. 

Eutſch. v. 3. Mai 1854, Nr. 4497 (P. ©. 588). Selbft ein von 
fünmtlihen Erben getroffenes Mebereinfommen, weldes mit dem Willen des 
Erbls. im Wiverfprude ſteht, kann das Gericht nicht von der Sorge für die 
Erfühung des legten Willens des Erbls. befreien. Wenn ein Erbl. feinen 
Erben ein unbeweglihe® Gut hinterläßt und bie Veftimmung beifügt, daß dere 
felbe, fo lange er Lebt, diefe Realität nicht verfchulden dürfe, fo muß dieſes Ver- 
ſchuldungsverbot in die Einantwortungsurlunde aufgenommen und gleichzeitig mit 
ber Befiganfhreibung des Erben an diefe Realität grundbücherlich ausgezeichnet 
werben, wenn aud ber Erbe, ber fih aus dem Teftamente erbserklärt hat, ohne 
gegen das Einſchuldungsverbot eine Einwendung zu erheben, gegen dieſe Aus« 
zeichnung proteflirt. 

Entf. v. 30. April 1852, Nr. 4149 (P. ©. 587). Das Gericht ift 
verpflichtet, dafür zu forgen, daß der Wille des Erbls. vollfommen in Erfüllung 
gehe, und Tann daher ſelbſt ein von ſämmtlichen Erben getroffenes Uebereintommen, 
weldes mit der Verfügung bes Erbls. in Widerſpruch fteht, nicht genehmigen 
(8. 709 8. ©.). 

oder dem Erben. 


(8. 817 — zgL & 688; n. 1009, 810 B. G.: eb Juni 1888, Rr. 1880 3. &. ©.; 9. 149-180 


8 Sı8. Iſt fein Vollzieher des letzten Willens ernannt; oder unterzieht fi der ernannte 

dem Gefhäfte nicht; fo liegt dem Erben unmittelbar ob, den Willen des Erblafler fo viel 

möglich zu erfüllen, oder die Erfüllung fiher zu fielen, und fi gegen das Gericht darüber 

auszumweifen. In Anfehung beftimmter Legatare hat er bloß darzutfun, daß er denfelben von 
dem ihnen zugefallenen Bermäctniffe Nachricht gegeben habe (8. 688). 


Entſch. v. 14. März 1877, Nr. 3009 (©. Big. 1877, Nr. 84). Wenn 
fih aus der legtwilligen Anordnung ergibt, daß der Erbl. der Legatarin die 
unbefhränkte Benügung der vermachten Erbſchaftsſache (landtäfliches Gut) in der 
der Legatarin möglihft günftigen Weile fofort einräumen wollte, fo ift die aus- 
ſchließlͤche Berwaltung bis zur Beendigung der Abhandlung und des etwaigen 
Erbſchaftsſtreites der Legatarin zu überlaflen (88. 684 u. 685 8. ©). Der 
Umftand, daß zur Erbſchaft außer der Legatarin auch nod Andere . 
concurriren und ſich bereits erböerklärt haben und die Beftim- 
mungen des 8. 810 ibid., fowie 8. 145 Abh.-Bat. ſtehen dem nidt 
entgegen, weil die bezogenen Geſetzesbeſtimmungen offenbar nur 
den Zwed haben, dem Erben die Benügung des ihm zufallenden Nach⸗ 
laßvermögens nah Maß der Ausmweifung feines Erbredhtsanfprudes 
zu überlajfen, keineswegs aber dahin gedeutet werden fünnen, baf 
dem Erben gegen ben ausprüdlihen Willen des Erbls., der ja ge- 
mäß 8. 817 8. ©. fo viel als möglih Zu erfüllen ift, auch bezüglid 
jener Erbſchaftsſache ein Berfügungsreht eingeräumt werden müßte, 
von welcher bereits vorliegt, daß Subflanz und Nutzung der Lega- 
tarin zugebadt find. 

Entfd.v. 26. Jänner 1876, Nr. 13691 (©. H. 1876, Nr. 36; 5997 ©.-U.). 
Der Bermädtnißnehmer hat nad) 88. 684, 688, 812 u. 817 B. ©, lediglich einen 
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Anſpruch gegen den Exben, welcher nöthigenfall® im orbentlihen Rechtswege gel- 
tend zu maden, vom Abhandlungsrichter aber nur injoweit zu berädfichtigen iſt, 
daß der Nachlaß vor Verſtändigung der Legatare nicht eingeantwortet werde, 
Wenn der Erbe die Einwilligung zur Ausfolgung der vermachten Sache, geftügt 
auf den legten Willen des Erbls. an eine Bedingung knüpft, deren Berechti⸗ 
gung der Legatar von entgegengefegter Auslegung ausgehend, beftreitet, fo kaun 
daher die Ausfolgung nicht gegen ven Willen des Erben bewilligt, fondern dar⸗ 
über nah 8. 2, Abſ. 7 Abh.- Pat. nur im ordentlichen Rechtswege entſchieden 
werben. 

Entfd. v. 16. September 1874, Nr. 6536 (5469 G.-U.). Die Klage 
des Legatars auf Herausgabe der in Händen Dritter befinblihen Nachlaßgüter 
muß aud wider den Erben gerichtet werden, weil bem Regatar vor Ueber- 
gabe des Legates durd den hierzu gefeglih verpflichteten Erben 
(88. 547, 548, 649, 684 u. 817 8. ©.) nur das perfönlihe Forderungs- 
recht auf die Üebergabe, nicht aber ein R. wider den Dritten zufteht. 

Entf‘. v. 10. September 1873, Nr. 8945 (5074 ©.-U.). Wenn die 
gefeglihen Erben die Giltigkeit eines Codicills beftreiten, die daſelbſt bedachten 
Legatare aber diefe Vermächtniſſe annehmen, kann nicht ben Erben aufgetragen 
werden, binnen arbiträrer Frift die lage auf Ungiltigkeit der legtwilligen Au- 
ordnung wider die Vermächtnißnehmer anzubringen, fondern vie Legatare find 
auf den Rechtsweg zu verweilen, und bie Verlaſſenſchaftsabhandlung ift nach der 
geſetzlichen Erbfolge zu pflegen; denn das R. der Legatare ift von dem Erbrechte 
weſentlich verfchieden ($. 532 B. ©.); es genügt nad $. 817 ibid. und 8. 161 
Abh.-Pat., daß die Legatare verftändigt werben, und es fehlen ſonach die Vor⸗ 
ausfegungen einer analogen Anwendung der 88. 125 u. 127 ibid. 

Entf‘. v. 7. Yuli 1868, Nr. 6864 (Not. Ztg. 1869, ©. 91). Auch 
Regatare, welche in einer Mangels gefeglicher Erforderniffe verworfenen legt» 
willigen Anordnung bedacht erfcheinen, find durch die ans dem G. erbserflärten 
Erben von den Vermächtnißanordnungen zu verfländigen und bie Erben haben 
fi hierüber bei Gericht auszuweiſen. 

Entf. v. 31. October 1865, Nr. 9159 (2307 &.-U.). Der Erbe 
aus dem fpäteren Teftament hat im Teftamentsausmweife wenigftend die Berftän- 
bigung der im früheren Teftamente bedachten Legatare nachzuweiſen, weil bie 
Frage der Giltigleit jener Legate ohne Einverftändniß der. Regatare nicht im Ab⸗ 
bandlungs-, fondern nur im Procegmege entſchieden werden kann, deſſen Betre- 
tung den Legataren durd die Verſtändigung ermöglicht fein muß, ehe von ihrer 
Präcluflon die Rede fein fann (8. 817 8. ©.; 88. 157, 161 u. 164 Abh.-Pat.). 

Entid. v. 30. Auguſt 1865, Nr. 7107 (2269 ©.-U.). Der Streit 
darüber, ob in dem Auftrag, ein Grabmal durch einen beftimmten Künftler an- 
fertigen zu laffen, eine Begünftigung dieſes Künſtlers liege, ift nicht im Abhand⸗ 
lungswege auszutragen. Die vorgefchriebene Verflänbigung vesfelben erſcheint 
ſchon dadurch ausgewieſen, daß eine Eingabe von ihm mit dem Verlangen feiner 
Berufung zur Ausführung des Denkmals dem Gerichte überreicht worden ift. 

Entf. v. 27. December 1860, Nr. 14552 (1258 ©.-U.). Wenn ber 
Erbe gemäß $. 685 B. ©. einzelne Vermächtnißſachen dem Legatar bereits 
überlaffen hat, ift diefem gemäß $. 817 ibid. und 88. 160, 161 Wbh.- Pat. 
aud noch vor der Einantwortung das R. auf bie vermachte Sache mit dem Er- 
folge bereits ftattgehabter Einantwortung erworben. Ein Berlafienfchaftsgläubiger, 
welcher auf dieſe Sahe — in concreto auf den Fruchtgenuß — greifen will, 
muß daher fein R., wenn er es nit ſchon früher geltend gemacht hat, gegen 
die Regatare ſelbſt durchſetzen. 

Entf. v. 29. September 1859, Nr. 10893 (879 G.U.). Während 
der 8. 161 Abh.-Pat. im erſten Sage binfihtlih der gewöhnlichen 
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Bermädtniffe an den Beftimmungen bes $. 817 8. G., wornad es 
"genägt, den Bedachten in Kenntniß zu fegen, und — 8. 688 ibid. — 
berfelbe Siherftellung nur fo wie jeder Öläubiger fordern fann, 
nichts ändert; räumt erim zweiten Sage dieſes R. der Sicherſtellung 
dod- Ienen ein, welde ein jährlih fortlaufendes, ein fpäter ver- 
fallendes oder ein bedingtes Vermächtniß haben; woraus zu erfehen 
ift, daß dieſe niht wie die übrigen Legatare, vor denen fie ja be- 
vorzugt find, ihre Sigerftellung erſt im ordentlihen Rechtswege, 
fondern im Bf. außer Streitfagen geltend machen können. 


(8. 818 — vgl. Abb·Pat.; Reichs⸗ u. Sand. Ge.) 
8. 816. Ba8 ber Erbe, ehe er zum Befitze der Erbſchaft gelangen kann, an Abgaben zu 
entridten, und im Falle, daß fein Erblaffer gegen das Gtaats-Nerartum in Verrechnung ge⸗ 
fanden ift, hierwegen auszuweiſen habe, darliber enthalten die politifhen Verordnungen die 
befondere Vorſchrift. 
Giche die Hier bezogenen yolittfgen Vogn. im III. Bde, ber Manjz'ſchen Elg. . 

Entf, v. 4. Juni 1879, Nr. 6099 (©. Zig. 1879, Nr. 61). Auch 
bezüglich des nach dem mäßrifchen Landesgeſ. v. 30, April 1874, Nr. 37 2.©.8,, 
zu entrichtenden Schulbeitrages fteht dem Erben das R. zu, von den Legataren 
nad Verhältniß der Legate defien Erfag zu fordern (M. Bogn. v. 11. Juni 
1874, 3. 5735 und v. 13. Jänner 1876, Nr. 90 R. ©. B.; $. 694 8. ©. 
amd Analogie der Übrigen Landesgefege). Ein ©., weldes dem Erben die Tra- 
gung dieſer und ähnlicher Laſten allein auferlegt, befteht nicht. 

Entf. v. 8. April 1879, Nr. 3892 (©. H. 1879, Nr. 51). Bon 
den Uebertragungsgebühren bezüglich des Geſammtnachlaſſes gebührt nur jener 
Quote ein Vorzugsredht gegenüber den auf einer beftimmten Nachlaßrealität fiher- 
geftelten Gläubigern, welche nach dem Werthverhältniß auf diefe Realität entfält 
Schlußfolgerungſ. 


Wann die Erbſchaft einzuantworten. 
(4. 819 — vgl. $. 436 ©. G.; 88. 146-180 K-2at) 

8. 619. Gobald über die eingebrachte Erbserflärung der rechtmäßige Erbe vom Gerichte er- 
kannt, unb von demfelben bie Erfüllung ber Verbindlichkeiten geleiftet ift, wird ihm die Erb⸗ 
(haft eingeantwortet und die Abhandlung gefchloffen. Uebrigen® hat der Erbe, um die Ueber- 
tragung des Eigenthums unbeweglicher Sachen zu erwirken, bie Vorſchrift de $. 436 zu befolgen. 

Entſch. v. 26. Mai 1876, Nr. 5688 (6162 ©.-U.). Die abhandlungs- 
behörbfiche Bewilligung zur Feilbietung von Immobilien einer noch nicht einge» 
antworteten Vſchft. hat, ungeachtet der mitinterefirten min. Erben, das Bezirks - 
gericht zu ertheilen; denn erſt durd die Einantwortung des Nachlaſſes erwerben 
vie Erben das volle Egth. (88. 797 u. 819 8. ©.; 8. 23 ©. ©.); es han- 
delt fih alſo vorliegend nit um bie Veräußerung ver Güter der Erben und 
bleibt demnach die Vorſchrift des 8. 83 Zur. N. außer Anwendung. 

Plenar⸗Entſch. v. 31. December 1873, Nr. 11570 (Manz'ſche Slg.). 
Da der Erbe gemäß 88. 797 u. 819 B. ©. das vollwirkfame Eigenthum der 
zum Nachlaß gehörigen Liegenfchaft erft mit der Einantwortung erlangt, ift die- 
felbe vor der Einantwortung im juriftifhen Sinne noch nicht „feine Sache“. — 
Mit dieſer und weiterer Motivirung wurde eingetragen in's Judicatenbuch 
Ar. 85: Der 2. Abſ. des 8.83 Jur. N. findet Feine Anmwenpung, 
wenn das einem Mündel oder Pflegebefohlenen im Erbrechtswege 
angefallene und nod nicht eingeantwortete unbeweglide Out nod im 
Zuge der Verlaffenfhaftsabhandlung verkauft oder durch Erbtheilung 
an einen Miterben Übertragen werden foll. [Xechnt. ber, Entf. Nr. 5688 
ex 1876.] 
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Entfd. v. 1. März 1870, Nr. 2130 (3731 ©.-U.). Ob und mit 
weldem Betrage das Nadlafvermögen der Bemeflung ver gefehligen Abgaben 
(Kranfenhausfonds 2c.) zu unterziehen fei, hat das Abhandlungsgericht ohne 
Rückſicht auf Entſcheidungen der Finanzbehörden rüdfichtlih des der Bemeflung 
der Staatsgebühren zu Grunde zu legenden Betrages zu entſcheiden. 

Eutſch. v. 19. December 1867, Nr. 10011 (2954 ©.-U.). Die Klage 
auf Anerkennung des Theilerbrehtes, Theilung und Herausgabe des Antheils 
iſt vor gefhehenem Antritt der Erbſchaft und erwirkter Einantwortung unzuläffig 
(88. 797, 819 u. 827 B. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 28. November 1866, Nr. 10381 (G. H. 1867, Nr. 70). 
Der Erbe ift, auch wenn bie Forderung nit in die Abhandlung miteinbezogen 
wurde, zur Geltendmachung derſelben beredtigt. 

Entf. v. 27. November 1860, Nr. 12576 (1236 ©.-U.). Bor erfolgter 
Einantwortung ift die dur den Erben vorgenommene Beräußerung von Nadlaf- 
gegenftänden den Verlaſſenſchaſtsgläubigern gegenüber rechtsunwirlſam (8. 810, 
819, 797, 822 B. ©.; 88. 145—147, 177, 178 Abh.-Bat.). 

Entſch. v. 27. October 1857, Nr. 10844 (455 ©.-U.). Sobald bie 
Einantwortungsurtunde in Rechtskraft erwuchs, ift deren Anfechtung im außer 
freitigen Bf. unzuläfflg. 

Entf. v. 17. Jänner 1855, Nr. 11549 (62 G.U.; P. ©. 437). 
Die durch eine fideicommiſſariſche Subftitution eventuell zur Nachfolge Berufenen 
tönnen nur dann bie Nicptigleitserflärung des Verkaufes eines zur Erbſchaft 
gehörigen Haufes anfpreden, wenn fie beweifen, daß durch diefen Verkauf ihr R. 
auf Erlangung der ihnen eventuell zufallenden Erbſchaftsquote verlegt würde. 

Entfd. v. 26. September 1854, Nr. 10296 (39 ©.-U.; P. ©. 590). 
Die Einantwortungsurkunde legitimirt den Erben zwar zur Ausübung aller Re. 
und zur Anftelung von Klagen hinſichtlich deſſen, was in die Bſchft. gehört, ven 
Titel aber, auf welchem fie beruht, fann fie weder zerftören, nod aufheben, noch 
ändern. Iſt der Titel eine Iegtwillige Anorbnung, fo. kann felbe im GStreite 
nicht unberädfihtigt bleiben. 


Haftung der gemeinfhaftlihen Erben. 
(8 820 — vgl. #8. 821; 547; 898, 896; 85. 709-808 ©. ©.) 
8. 820. Mehrere Erben, melde eine gemeinſchaftliche Erbſchaft ohne bie rechtliche Wohlthat 
des Inventariums angetreten haben, haften allen Erbfhaftsgläubigern und Legataren, ſelbſt 
nad ber Einantwortung, Alle für Einen und Einer für Ale. Unter ſich aber find fie nad 
Berhältniß ihrer Erbtheile beizutragen ſchuldig. 


Entfd. v. 18. November 1869, Nr. 8476 (3575 ©.-U). Der über 
lebende Ehegatte, welcher bloß den Fruchtgenuß an einem aliquoten Theile des 
Nachlaſſes erhält, ift nad SS. 532, 535 u. 757 B. ©. kein Erbe und kann 
daher, ba nad) 88. 820 u. 821 ibid. nur die Erben zur Zahlung der Schulden 
bes Erbls. verpflichtet find, hierzu nicht angehalten werben [Schlußfolgerung — 
f. hierüber nenere Eniſch. bei den cit. Paragraphen]. 

Entſch. v. 12. Juli 1859, Nr. 7851 (830 ©.-U.; P. ©. 332). Ueber 
den Umftand, daß dem Erbl. ein Darlehen zugezählt wurde, kann aud einem 
Miterben der Haupteid aufgetragen werben. 

Entſch. v. ? 1859, Nr. ? (P. ©. 328). Mehrere Erben haften für 
die Schulden bes Erbls. aud) dann, wenn der Nachlaß nur Einem Miterben, 
welcher fi mit den anderen Erben wegen Bezahlung ihrer Erbtheile abgefunden 
bat, eingeantwortet wurde. 

Entfd. v. 31. Mai 1854, Nr. 574 (P. ©. 236). Ein Gläubiger, ber 
auf eine Realität ein Pfandrecht erworben hat, ift nicht berechtigt, wenn biefe 
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Realität fohin an mehrere Miteigenthümer, rückſichtlich Miterben, mit grund⸗ 
büderlicher Auszeichnung ihrer ibeellen Antheile gediehen ift, ſich bezüglich 
einiger berfelben feines Pfandrechtes zu begeben, und rüdfihtlih feiner ganzen 
verfiherten Forderung aus dem Antheile eines der Miteigenthiner zum Nach 
theile der auf biefen Antheil erworbenen Pfandrechte dritter Perfonen allein 
zahlhaft zu madıen. 

Entſch. v. 11. März 1852, Nr. 2083 (P. ©. 556). Auch umberingt 
exbserlärte Notherben haften nad) 8. 820 B. ©. folidarifd. 

Entſch. v. 5. Auguft 1834, Nr. 4220 (P. ©. 329). Alle Erben 
zufammen ftellen ven Erbl., und die Bſchft. vor der Einantwortung bezüglich 
der Erben ein gemeinfhaftlihes Bmgn. dar ($. 550 B. ©.). 

Entf. v. ? (Petrust. Zeitſchr. II, 33; P. S. 833). Ein Berlaffenfhafts- 
gläubiger fann nach der Einantwortung des Nachlaſſes an die bedingt erbser⸗ 
Härten Erben feine Forderung gegen einen Miterben nur nad Berhältnig des 
Erbtheiles deoſelben geltend machen. 


@. 881 — vol. $. 660 ©. &. und bei 6. 890 it) 
8. 881. Haben die gemeinfhaftliden Erben von ber rechtlichen Wohlthat des Inventariums 
Gebrauch gemacht, fo find fle vor der Einantwortung den Erbfchaftsgläubigern und Legataren 
nad dem 8.560 zu haften verbunden. Mad} der erfolgten Einantwortung haftet jeder Einzelne 
felbſt für die, die Erbſchaftemaſſe nicht Überfteigenden, Laſten nur nah Berhältniß feines 
Erbtheiles. 

Entſch. v. 8. Juni 1876, Nr. 6664 (6170 ©.-U.). Ueber bie Klage 
auf Zahlung der Hälfte einer 571 fl. betragenden erblafferifhen Schuld wider 
den Borbepaltserben, melden die Vſchft. zur Hälfte eingeantwortet wurde, ift 
das flänt.-deleg. Bezirksgericht competent, weil nah $. 821 B. ©. die Schuld 
bes Bellagten fi nur auf bie Hälfte der Schuld des Erbls. beläuft, mithin 
diefe gegen ihn eingeflagte Hälfte nicht ein Theil einer größeren 525 fl. [500 fl.: 
vgl. Proc. Nov. v. 16. Mai 1874] überfteigenden Capitaleſchuld ift Schluß⸗ 
folgerung). 

Entjd.v.1. December 1875, Nr. 9491 (5923 ©.-U.; ©. 19.1876, Nr. 66). 
Da cin Borbehaltserbe von der Einantwortung an nur nad Zulänglichkeit feines 
Erbtheils haftet, Tann eine Ber der Einantwortung wider ihn als Erben erwirfte 
Execution, falls ſich zeigt, daß der Anſpruch den zugewiefenen Erbtheil überfteigt, 
nad erfolgter Einantwortung im Wege der Klage reftringirt werden (88. 811, 
821 B. ©. und Hofb. v. 22. Yuni 1836, Nr. 145 I. ©. ©.). 

Entſch. v. 21. Mai 1874, Nr. 4062 (5374 ©.-U.). Wenn vor ere 
folgter Einantwortung einer der bedingt erbserklärten Erben auf Zahlung der 
vollen Berlaſſenſchaftsſchuld belangt worben iſt, muß deſſen Berurtheilung nad 
Kräften der Mafle, jedoch zum vollen Betrage erfolgen (88. 547 u. 550 B. ©.); 
da die erft im Laufe des Procefjes erfolgte Einantwortung der Beftimmung des 
8. 821 ibid. ungeadtet die zur Zeit der Klagsanftellung volllommen begründeten 
Rechtsvortheile dem Kläger nit mehr benehmen Tann. 

Entſch. v. 7. December 1871, Nr. 7782 (4351 G. U.). Wenn über 

widerſprechende Erbserflärungen die Erbsinterefienten ſich verglihen haben und 
hiernach die Einantwortung erfolgte, ohne daß in berfelben erſichtlich ift, welche 
Erbsintereffenten, und zu welchem Theile fie Erben feien, fo haften die ſämmtlichen 
bedingt erbserflärten Erbsinterefienten nah 88. 550 u. 821 B. ©. als Erben 
zu gleichen Theilen für die Schulden der Vſchft. 

Entf. v. 8. November 1871, Nr. 11002 (4308 G.-U.). Obwohl die 
Klage urfprüngli gegen alle erbserklärten Erbsintereſſenten gerichtet war, find, 
nachdem über Erbverziht eines Gellagten das Klagebegehren unter Aufrechter- 
haltung des ganzen Anſpruches wider bie übrigen Borbehaltderben gerichtet trurbe, 
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dieſe allein auf Zahlung der ganzen Verlaſſenſchaftsſchuld zu condemniren ($. 821 
8. ©), da es fih bier um eine wider die Erben des Erbis. über- 
haupt gerichtete Klage handelte, weder um die Perfonen nod um bie 
Zahl der Erben, fondern um eine Schuld des Erbls., die von ben 
Erben gezaplt werden muß. Der Berzicht des einen kann die übrigen 
Erben von der Zahlung der ganzen Schuld nicht befreien. 

Entf. v. 14. März 1866, Nr. 2077 (2418 ©.-U.). Nicht immer 
haften die Erben folidarifh; wenn in einem Urtheile deren Solivarhaftung nicht 
ausgefproden ift, kann daher die Egecution nur pro rata und nur gegen jene 
der mehreren Erben bewilligt werden, welche ben fententionirten Haupieid nicht 
abgefhworen haben. 

Entf. v. 29. December 1860, Nr. 15022 (2064 ©.-U.). Nah erw 
folgter Einantwortung fann ein Släubiger, welder noch gegen den Erbl. das 
Urtheil erwirkte, die Erecution unmittelbar auf das Vmgn. des bedingt erbser- 
Härten Erben, jedoch nur zur Hereinbringung bes nah Maß der Erbtheile auf 
jeden Erben entfallenden Theiles der Schuld erwirken. 

ntſch. v. 13. April 1860, Nr. 3990 (1115 G.-U.). Dem Erben bes 
Schuldners, dem deflen Vmgn. eingeantwortet wurde, obliegt der in der Oppo⸗ 
fitionsflage anzubietende Beweis, daß der Nachlaß nicht zur Bezahlung ber 
Schulden ausreiche. . 

Entf. v. 13. April 1860, Nr. 3989 (1114 ©.-U.). Aehnl. der Entf. 
Nr. 3990 ex 1860. 

Entfd. v. 22. Juni 1859, Nr. 6699 (816 G.U.). Der zum Bemeife 
einer gegen mehrere Erben eingellagten Sorderung aufgetragene Haupteib kann 
nicht derart getrennt werden, daß jedem der zenitirenden Erben für fi allein 
vorbehalten bleibe, denfelben anzunehmen oder zurüdzufcieben, da nur alle zu- 
fammen ven Erbl. repräfentiven (88. 547 u. 548 B. ©.). 


Siderheitsmittel der nn des Erden. 
WEG RER RR ER EN ü. €; —— ee ae 
8. 828. Gläubiger des Erben Fönnen zwar das ihm angefallene Erbgut auch ver ber au 
ihn erfolgten Einantwortung, mit Verbot, Pfändung ober Bormerfung belegen. Eine folde 
Sicherſtellung kann jedoch nicht anders, als mit dem ausdrücklichen Vorbehalte ertheilt werben, 
daß fie den bei der Abhandlung der Berlaffenfhaft vorfommenden Anſprüchen unnachtheilig, 

und erft von Zeit der erlangten @inantwortung wirkſam fein folle. 

Entfd. v. 8. April 1879, Nr. 3892 (©. H. 1879, Nr. 51). Nur 
der auf die betreffende Nachlaßrealität entfalende Theil der Geſammtnachlaß⸗ 
Mebertragungögebühren, nah Verhältniß ver ES chägwerthe, genießt nah 8. 72 
©. ©. ein Vorzugsrecht gegenüber den Hypothekargläubigern auf berfelben 
[Sätußfolgerung]. 

Entfd. v. 5. März 1879, Nr. 2140 (©. 9. 1879, Nr. 51). Das 
teflamentarifche Beräußerungs» und Belaftungsverbot bindert die Oläubiger des 
Bermädtnignehmers nit, bie Sicherſtellung ihrer Forderungen nah $. 822 
B. ©. zu erwirlen, infofern nicht biefe® Verbot zur Bedingung der Gıltigkeit 
des Legated gemacht worben ift, da fein ©. befteht, kraft deffen ein derlei 
Verbot an und für fid einem Gläubiger in der Verfolgung feines 
RE. Hinderlid fein könnte. 

Entf. v. 15. März 1878, Nr. 10547 (©. Ztg. 1878, Nr. 89). Aus 
dem Umftande, daß die Erben einen Schuldſchein als Solidarfchuldner unter- 
ſchrieben zu einer Zeit, da ihnen der Nachlaß noch nicht eingeantwortet if, kann 
mit Rüdfiht auf die 88. 550 u. 821 B. ©. noch nicht gefolgert werben, daß 
fie eine Verpflihtung jür ihre Perfon unter Haftung mit ihrem Vmgn. ein- 
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gingen, ebenfowenig aus ber verlaßbehördlichen Genehmigung des Schuldſcheins, 
defien Text hierüber nichts erkennen läßt, da zur Berpfändung der Nadlaf- 
realitäten für perfönlide Schulden der Erben im Hinblid auf 8. 822 
ibid. eine verlaßbehördliche Genehmigung nit nothwendig gewefen 
wäre, dieſe alfo nur im Sinne bes 8. 145 Abh.⸗Pat. erfolgt fein 
Tonnte. 

Entf. v. 20. November 1877, Nr. 13770 (©. Ztg. 1878, Nr. 98). 
Der als Gläubiger des Erben anzufehenve Regatar kann, wie bie 
Beftimmung des 8. 823 B. ©. im Zufammenhange mit $. 688 ibid. 
zeigt, die Pränotation bes Pfandrechtes nur gegen bie im $. 36 ©. ©. 
v. 25. Juli 1871, Nr. 95 R. ©. B. geforderte Befheinigung des 
Rechtsgrundes zum Pſandrechte erwirfen. $. 822 B. ©. Tann nur 
dann Anwendung finden, wenn das Legat hinlänglich beſcheinigt ift, 
was, da bei der legtwilligen Erflärung nur zwei Zeugen anmwefend 
waren, nit der Fall if. 

Entfd. v. 31. Juli 1877, Nr. 9059 (©. H. 1878, Nr. 61). Nah 
erfolgter Einantwortung find auch Berlaffenfcaftsgläubiger und Legatare nur mehr 
Gläubiger. des Erben. Da überhaupt über die Ungiltigfeit eines intabulirten 
Pfandrechtes nur im ordentlihen Proceßwege entfchieden werben fann, find auch 
Satzglänbiger, welche bei der Meiftbotvertheilung eine vorausgebende, gemäß 
8. 822 B. ©. intabulirte Sagpoft beftreiten, vom Meiftbotvertheilungsrichter 
anzuweifen, ihr angebliches Vorrecht binnen angemeffener Frift im ordentlichen 
Rechtswege wider ben Beſitzer der beftrittenen Satzpoſt zu behaupten. 

Entf. v. 30. Mai 1877, Nr. 5810 (©. H. 1878, Nr. 19). Aus 
dem Beifage „unter der Elaufel des 8. 822 B. ©.“ Tann nur ſoviel 
gefolgert werden, daß biefe gegen den Erben des Öypothelarbefigers 
erwirkten Sicherftellungen, wenn mit dem zu erlaffenden Einant- 
wortungsdecrete ber vermeintlihe Erbe nicht als folder anerfannt 
würde, alle rehtlihe Wirkung verlieren, dagegen von ber Zeit der 
wirklih erlangten Einantwortung an ihre rechtliche Wirkfamteit 
überhaupt, fohin aud mit dem bereits erworbenen Tabularporredte 
behalten. Der Tag der Einantwortung hat alfo keinen Einfluß auf die Ber 
urtheilung ber Tabularvorrechte. 

Entſch. v. 11. Yuli 1876, Nr. 7906 (6202 ©.-U.). Die Pfandrechts- 
vormerkung für ein Gelvlegat auf einer Erbicaftsrealität kann nicht nad 8. 36 
©. ©. Mangels des Rehtegrundes zum Pfandrechte verweigert werden, weil 
das Geldlegat fi) als eine Schuld des Erben (8. 649 B. ©.) an den Legatar 
ale Gläubiger des Erben barftellt, die Gläubiger des Erben aber das ihnen 
angefallene Erbgut nad 8. 822 ibid. (8. 24 ©. ©.) mit Vormerkung belegen 
Lönnen. 

Entſch. v. 20. März 1876, Nr. 893 (6066 ©.-U.). Der Bewilligung 
der Vormerkung eines (Geld.)Legates auf den Nachlaßrealitäten fteht die Anord⸗ 
nung bes 8. 36 ©. ©. (Rechtsgrund zum N) nicht entgegen (88. 688, 
811, 822 8. ©.; 88. 36, 88 [u. 24] ©. 

Entſch. v. ’4. November 1875, Nr. a (5903 ©.-U.). Das ben 
Släubigern des Erben in 8. 822 8.6. eingeräumte R. fteht nicht auch den 
©läubigern des auf den Pflichttheil beſchränkten Notherben zu, weil legterer 
nicht als Erbe im Sinne des $. 822 ibid. angefehen werben kann, 
und in Beziehung auf den Notherben ſich nicht fagen läßt, daß ihm 
ein Erbgut angefallen fei, da der Notherbe nah dem Hofd. vom 
31. Jänner 1844, Nr. 781 9. ©. ©, keinen Anfprud auf verhältniß- 
mäßigen Antheil an den einzelnen Erbſchaftsſachen, ſondern nur auf 
den nad gerichtlicher Schägung berehneten Werth feines Erbtheile 
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bat, wobei ihm allerdings nad dem Hofd. v. 27. März 1847, Nr. 1051 
3. ©. ©. vom Tode des Erbls. an bis zur wirklihen Zutheilung ein 
verhältnigmäßiger Antheil an Gewinn und Berluft zulommt. 

Entf. v. 8. Yuni 1875, Nr. 6126 (5748 G.⸗U.). Auf Grund der 
Einantwortungsurkunde allein, aus welcher nur hervorgeht, daß berjenige, gegen 
melden nad $. 822 B. ©. das Pfandrecht erwirkt wurde, nicht Erbe geworben 
if, kann vom Tabularrichter die Löſchung dieſes Pfandrechtes nicht bewilligt werden. 

Entf. v. 28. April 1875, Nr. 4498 (5703 G.-U.). Den Oläubigern 
des Ehegatten, welher nah $. 757 B. ©. ven Fruchtgenuß an einer Virilpor⸗ 
tion erhält, kann nicht im Sinne des $. 822 ibid. das Pfandreht auf die Liegen. 
ſchaften, aber auch nicht die Sicherſtellung auf den Fruchtgenußantheil von den⸗ 
felben bewilligt werden, da $. 822 ibid. nur bie dem Gläubiger des 
Erben auf das demfelben angefallene Erbgut zuſtehenden Siderftel- 
lungsmittel zum Gegenſtande hat. 

Entſch. v. 5. Jänner 1875, Nr. 13941 (5587 ©.-U.). Auch auf exe 
cutive Einverleibungen ift die Vorſchrift des 8. 822 B. ©. anwendbar. Wenn 
aud der Gläubiger nicht Iegitimirt if, auf Grund der Einantwortung die Ein- 
verleibung des Eigenthumsrechtes feines Schuldners zu begehren (8. 78 ©. ©.), 
ift doch die Eintragung des erecutiven Pfandrechtes im Sinne des $. 822 B. ©. 
zuläffig, und fland dem a. o. Revifionsrecur® hierin die Vorſchrift des $. 130 
G. ©. nit entgegen. ei 

Entſch. v. 5. November 1874, Nr. 11738 (5530 ©.-U.). Der Ber- 
laſſenſchaftscurator ift nicht legitimirt, um Löſchung einer nah $. 822 8. ©. 
bemilligten ungerechtfertigt gebliebenen Pfandrehtsvormertung anzufuchen, weil 
durch diefe nad $.822ibid. das Pfandrecht an der Nadlafrealität nicht gegen 
die Berlafjenfchaft, fondern gegen den Erben begründet wird; der Curator aber 
nur die Verlaſſenſchaft vertritt. 

Entſch. v. 6. October 1874, Nr. 10654 (5497 ©.-U.). Die Pfändung 
„des Erbrechtes im Ganzen” ift in Fällen des 8. 822 B. ©. nad Hofd. vom 
3. Juni 1846, Nr. 968 9. ©. ©. unzuläffig. — Bor der Einantwortung ift 
die executive Schägung der nah $. 822 ibid. verpfänveten Verlaſſenſchafts⸗ 
ſtücke nicht zu bemilligen. 

Entfd. v. 28. Mai 1874, Nr. 4852 (6376 ©.-U.). Die nad) 8. 688 
2. ©.; 8. 161 Abh.-Pat. und 8. 1373 B. ©, begehrte Pfandrechtsvormerkung 
ift durdh den 8. 36 ©. ©. und Art. IV des Einf. ©. zu ſelbem nicht ausge 
fhlofien, im Hinblid auf die noch ſchwebende Verlaſſenſchaftsabhandlung aber 
nur mit dem im $. 822 B. ©. bezeichneten Vorbehalte zu bewilligen. 

Entf. v. 21. April 1874, Nr. 3950 (5345 G.-U.) Aus dem Zu« 
fammenhange und ben Maren Beflimmungen ber 88. 811 u. 822 B. ©. 
gebt hervor, daß die dem Gläubiger des Erben vafelbft vorbehaltene 
Siderftellung durch Verbot, Pfändung oder Vormerkung auf das 
angefallene Erbgut erwirkt werden kann, ohne daß das ©. hierbei 
bie bereit eingetretene Ueberreihung der Erbserflärung oder die 
Annahme der Abhandlungsacte al8 Erforberniß aufftellt, der Erb- 
anfall aber fhon mit dem Tode des ohne Zeftament verflorbenen 
Erble. im Sinne der 88. 536 u. 545 ibid. eintritt. Dieſes Ereigniß ift 
durch die Topfallsaufnahme und das Bernehmungsprotololl der 
maj. Erben in concreto nachgewieſen. — Die fortdauernde Geltung aller 
biegbezüglichen Beftimmungen ergibt ſich aus der ausdrücklichen Bezugnahme des 

©. v. 25. Yuli 1871, Nr. 95 R. ©. B. (in $. 24 dafelöft) auf den 
8. 822 3. ©. 

Entſch. v. 26. März 1874, Nr. 2799 (5315 ©.-U.). Der Einverleibung 

bes erecutiven Pfandrechtes auf Grund einer wider den noch nicht bücherlich an's 
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Egth. der Naclafrealität gefchriebenen Erben angeftellten Hypothekarklage fteht 
die are Vorſchrift des $. 216. ©. entgegen, von deren firenger 
Beobadhtung weder nad dem $. 822 B. ©., der nur bie Siderftel- 
lung .. . . außer dex Execution normirt und durch 8. 24 ©. ©. nur 
in diefer Befhränkung aufrecht erhalten if, noch im Sinne der 88. 59 
u. 60 ibid. abgegangen werden darf. .... 

Entf. v. 21. October 1873, Nr. 8423 (5108 ©.:U.). Die materielle 
Theilung des Nachlaſſes zwifhen den Erben ift nur dann auch gegenüber den 
Bläubigern der einzelnen Erben bezüglich der Geltung der nah 8. 822 B. ©. 
erwirkten Pränotation entſcheidend, wenn dieſe Theilung der Vorſchrift des Te⸗ 
ſtamentes und ven gefeglihen Anorbnungen gemäß (unter Zugrundelegung der 
gerihtlihen Schätzung zc.) erfolgte, was den Erben zu beweiſen obliegt. Weber 
die Rechtokraft der Einantwortung, neh die Zuſtimmung der betreffenden Erben 
zur Theilung fann andernfalls deren Gläubigen, welden dagegen fein Rechts— 
mittel offen fland, eingewendet werben. 

Entf. v. 6. Juni 1863, Nr. 5309 (4999 ©.-U.). Der Legatar' 
ift in Beziehung auf fein Vermädtnig Gläubiger des Erben; jedoch 
mit der Beſchränkung, daß er die Zahlung nur in dem Maße fordern 
kann, als die Bihft. zur Bededung ber Erbfhaftsihulden (und Ler 
gate) hinreiht (8. 692 B. G.). Daraus ift Mar, daß aud dem Lega- 
tar die von ibm ala Gläubiger ver Erben nad 8. 822 ibid. begehrte 
Sicherſtellung feiner Vcrmädtnißforderung nur mit dem Vorbehalte 
diefes Paragraphen zuerkannt werden darf. 

Entſch. v. 27. Mai 1873, Nr. 5376 (4986 ©.-U.), Das Gefuh um 
fiherftellungsweife Pränotation „auf ein dem Schuldner angefallenes Erbgut” 
nad 8.822 8. ©. kann nicht von dem Procefigerichte (bei welchem der Wechfel- 
proceß anhängig ift) bemilligt werben, da zur Prüfung der beftrittenen Erbsgut⸗ 
qualität nur das Abhandlungs-, resp. Grundbuchsgericht competent ift ($. 8 
Juſt. M. Vog. v. 25. Jänner 1850, Nr. 52 R. ©. B.). 

Entfd. v. 12. November 1872, Nr. 10857 (4771 G.-U.). Wenn auf 
Grund einer Urkunde die Einverleibung hätte bewilligt werben können, falls der 
Schuldner bereits im bücherlihen Beſitze ber Hypothek fi befunden hätte, fo be» 
darf die lediglich an den Vorbehalt des $. 822 B. ©. gebundene Pränotation 
(im ©egenfage zu der nach 8. 453 ibid. erwirkten), fobald die Einantwortung an 
den Eduldner wirklich erfolgte, Feiner weiteren Huftiflcirung. 

Entf. v. 16. October 1872, Nr. 9926 (4736 G.U.). Die Pfand» 
rechtsprãnotation nad 88. 822; 438, 439 u. 453 B. ©. ift ein von der 
Erecution zur Siherftellung nad den G.en. v. 21. Mai 1855, Nr. 95 und 
18. Yuli 1859, Nr. 130 R. ©. B. weſentlich verfchiedenes Inftitut. 

Entſch. v. 4. September 1872, Nr. 9047 (©. H. 1872, ©. 435). 
Dadurch, daß der Erecut um bie Eigenthumseinverleibung auf die ihm eingeant- 
wortete Realität nicht anſucht, kann die Umwandlung der nad $. 822 B. ©. 
erwirkten Pränotation in eine ebenjo befchränfte executive Einverleibung nicht ges 
hindert werben. 

Entfd. v. 29. Mai 1872, Nr. 5565 (4622 G.-U.). Für das Legat 
einer vom Erbl. ausvrädlih aus dem Erlöſe eines beſtimmten Grundſtückes zu- 
gewiefenen Gelofumme, Tann nur die Sicherftellung auf diefem Grundſtücke allein 
bewilligt werben. 

Entid. v. 23. Jänner 1872, Nr. 689 (4450 G.-U.). Aus 8. 822 
B. ©., 88. 298 u. 259 a. ©. D., Hofo. v. 7. Mai 1839, Nr. 368 I. ©. S., 
8. 55 Summarvf., 8. 4 Juſt. M. Bog. v. 18. Juli 1859, Nr. 130 R. ©. 2. 
und ben Hofp.en. v. 18. September 1786, Nr. 577 und v. 24. October 1806, 


518 Algemeines bürgerliche Geſetzbuch. 


Nr. 789 I.©. S. ergibt fi, daß auch bie Mobilarpfänbung zu ben nach dem 
©. zuläffigen Sicerftellungsmitteln gehört. 

Entſch. v. 5. December 1871, Nr. 14067 (4346 ©.-U.). Bor Eigen- 
thumseinverleibung des Erben Tann die Umwandlung der mit der Clauſel des 
8. 823 B. ©. bewilligten Bormerkung in die executive Einverleibung nur unter 
Aufrehthaltung der Claufel des 8. 822 ibid. flattfinden. 

Entid. v. 28, Suni 1871, Ne. 8030 (4214 ©.-U.). Wenn in Folge 
Veräußerung des Realitätenantheile feitens bes belangten Erben noch im Zuge 
der Verlaßabhandlung fein Eigenthumsrecht gar nicht einverleibt wurde, kann bie 
Fortfegung der mit der Beſchränkung des 8. 822 B. ©. bewilligten Realerecu- 
tion von ber Realinftanz nicht zugelaffen, und nur im orbentlihen Rechtswege 
entſchieden werben, ob gleichwohl zur Verwirklichung des unter der Beſchränkung 
des 5 822 ibid. erworbenen Pfanprechtes mit erecutiver eilbietung vorzu⸗ 
gehen fei. 

Entfd. v. 10. Mai 1871, Nr. 5403 (4160 ©.-U.). Ohne Nachweis 
der Unzulänglichkeit der bereit erlangten Sicherftellung (8. 458 B. ©.), kann 
nit nod ein zweite® ber nad $. 822 ibid. alternativ eingeräumten Sicher- 
ftelungsmittel (Sequeftration neben der Pfändung) bewilligt werben; ſelbſt nicht 
nad ben Übrigens hier nicht maßgebenven Beflimmungen der 88.3 u. 
5 der kaiſ. Vdg. v. 18. Yuli 1859, Nr. 130 R. ©. B. 

Entid. v. 24. Jänner 1871, Nr. 787 (4030 ©.-U.). Schon aus der 
Maren Faffung, wie aus dem Geifte der Beftimmung bes 8. 822 B. ©. 
ergibt fih, daß die dort erwähnte Vormerkung umfomehr nah er- 
folgter, aber im Grundbuch nod nicht erfichtli gemadter Einant- 
wortung zuläffig ift. 

Plenar⸗Entſch. v.23. November 1870,Nr. 13266 (3966 G.U.). 8.822 
B. ©. ift aud auf Gläubiger des Legatars anwendbar, denn es ift nicht abzu⸗ 
fehen, warum in Beziehung auf bie in 8. 822 ibid. normirten Sicerftellungs- 
mittel das ©. den Gläubigern des Erben einen größeren Schuß angebeihen laflen 
folte, als jenen des Legatars, ba doch auch ber Pegatar vermöge 8. 684 ibid. 
in ver Regel fogleih nad dem Tode des Erbls. für fih und feine Nachfolger 
ein R. auf das Vermächtniß erwirbt; da ber Pegatar, wie die 88. 690, 726 u. 
822 cit. und 8. 178 Abh.-Pat. zeigen, zur Erlangung des Vermächtniffes auch 
nicht ausnahmslos der Intervention des Erben bedarf, da vie Me. fomohl des 
Erben, wie des Legatars dem Verkehre nicht entzogen find (8. 448 B. ©.) und 
der $. 822 ibid. bezüglich beider nur deßhalb nothwendig ift, weil nad anderen 
Vorſchriften nur dem Schuldner bereits gehörende fpeciell bezeichnete Gegenftände 
gepfänbet werben könnten, bei unbeweglichen Saden und in gleicher Weife zu 
behandelnden R.en, insbefondere nah ven 88. 432 u. 451 ibid. der Vormann 
im öffentlihen Buche bereits einverleibt fein foll. 

Entfd. v. 22. Juni 1870, Nr. 7225 (3820 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 3950 ex 1874. 

Entſch. v. 23. März 1870, Nr. 3133 (3769 ©.-U.). Die Berpfän- 
bung der durch das Notherbrecht begründeten Pflihttheilsforderung ift unter der 
Beſchränkung des $. 822 B. ©. zuläffig. Diefe Verpfändung kann daher mit 
ber erwähnten Befchränfung bei dem gerichtlih beponirten Nachlaßvermögen aus- 
gezeichnet werben. 

Entſch. dv. 4. November 1869, Nr. 12458 (©. H. 1870, ©. 210). 
Die executive Sequeftration mit der Beſchränkung des $. 822 B. ©. neben 
der bereit unter gleicher Beſchränkung bewilligten Pfandrechtsvormerkung ift zu⸗ 
läffig (88. 296 u. 320 a. ©. O., Hofb. v. 12. October 1792, Nr. 63 9. ©. ©.). 
— [}orfpr. der Entſch. Nr. 5403 ex 1871]. 

Eniſch. v. 19, Mai 1869, Nr. 5526 (3417 ©.-U.). Die mittlermeilige 
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— Tann der Legatar, wenn nicht alle ſpeciellen Erforderniſſe zutreffen, 
nit durch Vormerkung tes Eigenthumsrechtes auf die ihm vermachte Verlaſſen⸗ 
ſchaftsrealität, fondern nur mittelft der in ben 88. 812 u. 822 B. ©. gewährten 
Rechtsmittel erwirken. 

Entſch. v. 27. April 1869, Nr. 4473 (3391 ©.-U.). Die Pfandrechto- 
vormerfung für den Gläubiger des Nacherben auf das, wiewohl bereits ſicher⸗ 
geftellte Subſtitutionserbrecht ift unzuläffig, weil ein Erbrecht im Sinne nes $. 703 
8. ©. auf die Mealität noch nicht vorhanden ift, 8. 822 ibid. die Pfändung 
bei bloß erwartetem Erbrechte nicht geftattet. 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 3874 (3376 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Rr. 4473 ex 1869. 

Entf. v. 30. September 1868, Nr. 9566 (3127 G. M.). Die eze- 
entive Sequeftration von Erbrechten ift unzuläffig, da einer ſolchen 
nah 8. 320 a. ©. DO. nur Früdte oder Gefälle unterzogen werben 
tönnen. Inſofern aber die Sequeſtration der Erirägniffe des ererbten Haus- 
antheil® gemeint war, ift das Begehren unzuläffig, weil die am Todestage bes 
Erbls. noch nicht fällig gewefenen nicht zum Nachlaß gehören; weil ferner der 
8. 822 B. ©. bloß geſtattet, das dem Schuldner angefallene Erbgut 
mit Berbot, Pfänpung oder Vormerkung zu belegen, unter biefen 
Maßregeln aber, die auch nur als Sicerftellungsmittel dienen, die 
erecutive Sequeſtration nit genannt iſt. 

Entf. v. 17. März 1868, Nr. 2384 (3015 ©.-U.). Wenn die exe⸗ 
tive Einverleibung nur per juxta der nad 8. 822 B. ©. erwirkten Pränotation 
bewilligt worden ift, fo verfteht es fi von felbft, daß die Clauſel des 8. 822 
cit. aufrecht erhalten bleibt. Wenn auch der Gläubiger weiters bie eyecutive 
Schätzung erwirkte, Tann ihm, da der im $. 6 der M. Bog. v. 19. September 
1860, Nr. 212 R. ©. B. vorausgefegte Fall nicht vorliegt, die executive Feil- 
bietung der Realität, als deren Egthr. noch der Erbl. einverleibt ift, nicht bes 
willigt werben. 

Entſch. v. 7. November 1866, Nr. 9664 (2659 ©.-U.). Wer bie 
Sicherſtellung nah $. 822 B. ©. anfucht, hat zu beweifen, daß dem Schuldner 
das Erbgut angefallen ift; vor erwieſener Erbserflärung kann daher das Geſuch 
nicht bewilligt werben. 

Entſch. v. 16. October 1866, Nr. 7622 (2637 ©.-U.). Der $. 822 
B. ©. unterfcheidet die Forderungen der Gläubiger des Erben von den bei ber 
Berlaſſenſchaftsabhandlung vorlommenden anderen Anfprüchen, welche erft feit dem 
Tode des Erbls. auf der Maffe haften. Die nad) der von dem Erben ver Ab» 
bantlungsbehörde angezeigten Erbihaftsabtretung an einen Dritten vom Oläu- 
biger dieſes Erben nach 8. 822 erwirkte Pränotation ift daher gleihwohl wirt. 
fam aud gegenüber dem Erbſchaftskäufer. 

Entf. v. 28. Auguft 1866, Nr. 7642 (2590 ©.-1.). Nah 8. 822 
2. ©. ift die erfolgte Einantwortung bie egecutive Schägung als zur Sicher 
ftelung entbehrlich nicht zu bemilligen. 

Entf. v. 14. Auguſt 1866, Nr. 7198 (2578 ©.-U.). Sowohl bie 
executive Pfändung als die executive Sequeftration mit der Beſchränkung des 
8. 822 a. ©. D. find zuläffig (Hofo. v. 3. Juni 1846, Nr. 968 9. ©. ©. 
und 8. 320 a. ©. D.); ver Sequefter ift jedoch anzumeifen, die Nutungen zu 
Gericht zu erlegen. 

Entſch. v. 4. Yuli 1866, Nr. 5964 (2536 ©.-U.). Geſetzlichen Erben 
gegenüber genügt zur Erlangung der Sicerftellungsmittel des 8. 822 B. ©. 
ber Nachweis des Todes des Erbls. (8. 545 ibid.) in der Regel, 

Entf. v. 28. Februar 1866, Nr. 1535 (2406 ©.-U.). Darans, 
baß der 8.8228. ©. und das Hofb. v. 3. Juni 1846, Nr. 968.9. ©. S., 
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dem Gläubiger des Erben Sicerftellung auf das dem letzteren an« 
gefallene Erbgut einräumen, folgt nit, daß der Gläubiger auf 
Grund diefer erlangten Sicherſtellung vor erfolgter Berlaffenihafts- 
einantwortung feine Erecution erwirken lönne; der 8. 436 B. © 
ſteht der Bewilligung der erecutiven Einverleibung unter der Be— 
fhräntung des $. 822 ibid. nicht entgegen, weil ein erecutines 
Pfandrecht unmittelbar auf die Realitäten des Erble. nidt ange» 
fudt wird, fondern nur das Erbretcht des Erben hierauf ben Gegen— 
fand der Erecution bildet. 

Entfd. v. 3. Auguft 1865, Nr. 6410 (2246 ©.-U.). Die nach $. 822 
3. ©. erwirkte Pränotation betrifft nur dasjenige Vmgn., welches dem Schuldner 
als Erben zufällt, nicht and das ihm durch fpäteren Vtg. mit einem Miterben 
zufallende. 

Entſch. v. 30. Mai 1865, Nr. 4445 (2191 ©.-U.). Die Sicherſtellungs⸗ 
mittel des $. 822 B. ©. kommen auch dem Legatar zu, weil aud er forderungs= 
berechtigt ift. 

Entf. v. 20. December 1864, Nr. 9609 (2032 ©.-U.). Die nad 
8. 822 B. ©. bewilligte Sicherftellung und Erecution wirkt erft vor und nad 
Maßgabe der eventuellen Einantwortung. Die executive Schägung kann daher 
nur gegen den Nachweis, daß dem Schuldner wirklih ein R. an dem fraglichen 
Erbgut zuftehe, bewilligt werben. 8. 6, Abſ. 2 der M. Bog. v. 9. September 1860 
findet Mangels Eintritt der Bedingung der wirklich erfolgten Cinantwertung 
keine Anwendung. 

Entf. v. 30. Auguft 1864, Nr. 6385 (2707 ©.-U.). Wenn bie 
Pränotation nur mit der Befhräntung des 8. 822 B. ©., aljo den 
bei der Abhandlung hervorkommenden Anfprühen unnadtheilig, und 
erft vom Zeitpunkte der Einantwortung wirkſam erfolgt; die Einant- 
wortung aber an eine andere Perfon als den Pränotaten (oder deſſen 
Rechtsnachfolger) ftattfand, muß aud ohne ausprüdlihe Bemerkung 
in der Einantwortung die Pränotation, als indebite haftend, ger 
löfht werden. 

Entf. v. 14. Juni 1864, Nr. 4261 (1929 ©.-U.). Wenn bie Erb- 
ſchaftstheilung außergerichtlic, ohne Zwiſchenkunft der Gläubiger der Erben zwifchen 
ihnen erfolgte, fo kann die Frage, ba eine nad $. 822 B. ©. ermirkte Sicher 
ftellung aus dem Grunde, weil dem Erben ein R. auf das Erbgut nun nicht 
wirklich zuſteht, indebite hafte, nur im Proceßwege ausgetragen werden und 
ift daher das Löſchungsgeſuch zurüdzumeifen. 

Entſch. v. 29. März 1864, Nr. 2201 (1891 ©.-U.). Aehnl. der Entfch. 
Nr. 4261 ex 1864. 

Entf. v. 10. Februar 1864, Nr. 487 (1863 G.-U.), Nah 8. 891 
B. ©. ſteht dem Gläubiger eines unbedingt erböerflärten Erben frei, feine gänz« 
liche Befriedigung aus der Bſchft. oder ven Vmgn. des Erben zu fordern. 

Entf. v. 27. October 1868, Nr. 7855 (Not. Ztg. 1863, Nr. 48). 
Das dem Legatare aus dem Nachlaſſe angefallene Legat bildet ein Forberungs- 
recht desſelben, welches für fih, ohne erft die Realifirung des Legates abwarten 
zu müffen, glei jeder anderen beweglichen Sache ber Pfändung unterzogen 
werben kann, unbefhadet einer etwa angeorbneten Subflitution und der bei ber 
Abhandlung der Vſchft. ſich zeigenden Anſprüche. Die Vornahme kann aber nah 
ber Gerichtsordnung nur dadurch gefchehen, daß jener, welcher das Legat zu be 
richtigen bat, von der Pfändung verftändiget werde, da ter Legatar in der Regel 
feine Schuldurkunde befigt, auf welcher die Pfändung angemerkt, und welche nad) 
Umſtänden ihm fogar abgenommen werden könnte (88. 314 u. 316 a. ©. D.), 
auch eine Anmerkung in den Verlaſſenſchaftsacten in ver Gerichtsordnung nicht 
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gegründet if. Das dem Gläubiger eines Erben im 8. 822 B. ©, eingeräumte 
R., auf das dem Erben angefallene Erbgut eine Sicherftellung zu erwirken, muß 
auch ven Gläubigen des Legatars zugeftanden und diefen die Erwirfung einer 
gleihen Sicherſtelung auf das dem Legatar angefallene Legat geflattet werden, 
ba die Gläubiger des Legalars einen gleichen Rehtefhug wie die Gläubiger des 
Erben anzufpreden berechtigt find, und für die Bewilligung der von einem Gläu- 
biger gegen feinen Schuloner angefuchten Sicherftellung der Umftand nicht von 
entfcheidendem Einfluffe fein kann, ob das zu belaſtende Gut in Folge Erbrechtes, 
ober als Legat zugefallen ift, vielmehr die Erwirkung einer Sicherftellung in 
beiden Fällen nur von dem Anfalle eines Gutes aus irgend einer Vſchft. an ben 
Schuldner überhaupt abhängig gemacht werden kann. 

Plenar-Entfd. v. 6. October 1863, Nr. 6744 (1808 ©.-U.). Mit 
ähnlicher Motivirung wie zur Entſch. Nr. 7855 ex 1863 murbe einzutragen 
beſchloſſen in's Juditatenbuch Nr. 59: Die Gläubiger eines Legatars 
find in Gemäßheit des $. 822 B. ©. ebenfalls berehtiget, dad dem«- 
felben angefallene, wenn aud nod nicht angenommene, und rädfidht- 
Lich nicht zugewiefene oder übergebene Vermächtniß unter dem indem 
gedachten Paragraphen erwähnten Borbehalte mit Berbot, Pfändung 
oder Bormerkung zu belegen. 

Entfd. v. 6. October 1863, Nr. 6731 (1807 ©.-U.). Die in 8. 822 
8. ©. normirten Sigjerftellungsmittel ftehen au den ©läubigern des Legatars 
bezüglich des dem Letzteren angefallenen Bermächtniffes zu. 

Entfd. v. 10. September 1863, Nr. 6539 (1791 ©.-U.). Der Gläu- 
biger eines Subftitutionserben, deſſen Antheil wegen Mitberechtigung Dritter noch 
ungewiß ift, kann nur die Sicerftellung feiner Forderung anf dem eventuellen 
Untheile, nicht aber die executive Feilbietung des Erbanſpruches des Schuldners 
erwirlen. 

Entf. v. 21. April 1863, Nr. 2754 (1695 G.-U.). Da die Anord⸗ 
nung des $. 822 B. ©. als Ausnahmögefeg ftricte zu interpretiren ift [?], fann 
eine Ausdehnung ber bafelbft gebrauchten Worte „Erben“, „Erbgut”, „Einant 
mwortung“ auf Legatare und Bermädtniffe nicht ftatthaben. — [Worfpr. den 
meiften fpäteren Entſch.] 

Eutſch. v. 11. März 1863, Nr. 1557 (©. 9. 1864, Nr. 42), So 
lange die Einantwertung noch nicht bücherlich durchgeführt — wenn auch bereits 
rechtskräftig — ift, fann das Pfandreht auf die vom Schuldner ererbte Reali⸗ 
tät nur unter der Beſchränkung des 8. 822 B. ©. eingetragen werben. 

Entſch. v. 14. October 1862, Nr. 6948 (1576 G.U.). Auch der 
Gläubiger eines auf den Pflihttheil eingefegten Notherben kann unter der Be- 
fchräntung des $. 822 B. ©. die Vormerkung feiner Forderung auf die Nadıs 
Iaßrealitäten erwirten. — [Worfpr. der Entf. Nr. 12073 ex 1875.] 

Entf. v. 2. October 1862, Nr. 5839 (1567 ©.-U.). Die Sicher 
Rellungsmittel des $. 822 B. ©. find aud noch zuläffig, wenn der Erbe nad 
erlangter Einantwortung die grundbücherliche Einverleibung zu erwirken unterläßt. 
(ratio legis $. 822 ibid. „aud*). 

Entſch. v. 18. Februar 1862, Nr. 868 (1488 G.-U.). Auch die Ser 
queftration ift nad) $. 822 B. ©. zuläffig. 

Entfd. v. 28. Mai 1861, Nr. 3154 (1333 ©.-U.) Au die Ein 
verleibung des egecutiven Pfandrechtes ift nah 8. 822 B. ©. zuläffig. 

Entf‘. v. 1. März 1861, Nr. 1328 (G. 9. 1863, Nr. 7). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 7642 ex 1866. 

Entf. v. 18. November 1858, Nr. 12557 (667 ©-U.; P. ©. 596). 
Nachdem der $. 822 B. ©. dem Gläubiger eines Erben geftattet, das ihm an- 
gefallene Erbgut auch vor ber Einantwortung mit Vormerkung zu belegen, fo 
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Mann es nicht in ber Willkür des Erben gelegen fein, eine ſolche bereit erworbene 
Sicerfiellung eigenmächtig — durch Veräußerung der BVerlaßrealität vor ber 
Einantwortung — ihm wieder zu entziehen. 

Entſch. v. 24. März 1858, Nr. 1808 (532 ©.-U.; P. ©. 595). Die 
egecutive Einverleibung mit ber Befhräntung des 8. 822 B. ©. ift auch auf 
ben ideellen Antheil eines Miterben zuläffig. 

Entſch. v. 3. September 1857, Nr. 8972 (432 ©.-U.). Da den Noth- 
erben nad Hof. v. 31. Jänner 1844, Nr. 781 9. ©. ©. nur ein Anſpruch 
auf den gerichtlichen Schägwerth des auf fie entfalenden Antheils zuftcht, Tann 
nad $. 822 8. ©. und Hofd. v. 3. Yuni 1846, Nr. 968 I. ©. ©. der 
Gläubiger des Notherben die Pfändung deſſen Antheiles nur mit Wirkung auf die 
auszumittelnde Pflihtiheilsforberung erlangen, — [Wprfpr. der Entjh. Nr. 12073 
ex 1875; theilweife worfpr. der Entf. Nr. 6948 ex 1862 — — 

Enifa. v. 6. Mai 1857, Nr. 4215 (Haimerl's Mag. Bd. 15; 2. S 
593). Der 8. 822 8. ©. räumt dem Gläubiger des Erben das R. ein, das 
Letzterem angefallene Erbrecht auch noch vor der Eimantwortung mit Pfändung 
oder Vormerkung (Pränotation) zu belegen. Diefes gefchieht nad) dem Pat. vom 
22. April 1792, Nr. 171, in ber Art, daß bie legtwillige Anorbnung, auf 
welcher das Erbrecht des Schuloner® beruht, und im Falle der Inteftaterbfolge 
lediglich die Erbserflärung, fohin aber die das Forderungsrecht des Gläubigers 
begrändende Urkunde in das öffentliche Buch eingetragen wird. Die bücherliche 
Eintragung aller diefer Urkunden enthält nur eine Pränotation, nämlidy die des 
Forderungsrechtes des Gläubigers, melde nad 8. 453 ibid. durd bie Liqui- 
birung ber Forderung gegen den Schuldner gerechtfertiget, jevoh nad $. 822 
eit. erft von ber Zeit der erwirften Einantwortung al unbedingtes Pfandredt 
wirffam wird. Die bücherliche Auszeichnung der legtwilligen Anordnung oder 
Erbserklärung geſchieht nur zu dem Ende, damit die Beziehung erſichtlich gemacht 
werde, in welder der Schuldner zu dem Gute fteht, das mit bem bedingten 
Pfandrechte belaftet wurde ſvgl. jevodh das neue ©. ©.]. 


ee 
%. 823 — vgl. 547, 548; 760; 08. 385; 829, 138: a 
2%, AR 818, Ag Bien 03 32; a 5 98. 126; 180 Aka bei 8. et.) — 


8. 823, Auch nad erhaltener —— kann der Vefignehmer von Jenem, ber ein 

beſſeres ober gleiches Erbrecht zu haben behauptet, auf Mötretung oder Theilung der Erbfhaft 

belangt werden. Das Eigenthum einzelner Erbſchaftsſtücke wird nit mit der Erbſchafte⸗, 
fondern der Eigenthumsklage verfolgt. 

Entſch. v. 27. September 1870, Nr. 11577 (3889 ©.-U.). Nah ein- 
getretener Rechtskraft des Einantwortungsvecretes Tann deſſen Verfügung weder 
mehr im Wege des Recurſes, nod der Nichtigkeitsbeſchwerde angeſochten werden, 
und flieht dem Erböinterefienten, welcher ſich dadurch in feinen R.en gekränkt er- 
adıtet, nur der Weg der Klage nah 8. 823 B. ©. offen. 

Entf. v. 17. November 1869, Nr. 12840 (3571 ©.-U.). Ein Refti- 
tutionsgefud ift in Verlaffenfchaftsfahen nur bis zur Einantwortung zuläffig; 
nad) derſelben fteht dem ſich verlegt haltenden Erbsinterefjenten nur der ordent- 
liche Rechtsweg offen. 

Plenar-Entfd.v. 23. September 1868, Nr. 4731 (3124 ©.-U.). 8. 1487 
B. ©. bezieht fih nur auf eine ſolche Erklärung, welde wirklich der legte Wille 
des Erbls. ift. Wenn nad den in der Klage angebotenen Beweifen das angeb- 
liche Teſtament jedoch gar nicht vom Erblaſſer herrührte, fo ift fie eben nicht 
gegen eine legtwillige Anordnung gerichtet, und der Ausdruck „umftoflen“ trifft 
nit zu. Die dreijährige Vig. des 8. 1487 cit. hat daher auf den Fall, wo 
tie Fälfhung und Unterſchiebung des legten Willens behauptet wirb, feine An- 
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wenbung. Dieß ergibt ſich and; ans den allgemeinen Grunbfägen des B. ©. 
über Big. und Erſitzung (88. 1460, 1477) und ift im Einklange mit 8. 823 ibid. 

Entſch. v. 24. Mai 1864, Nr. 3753 (1930 ©.U.). Eine aus einem 
Rechtsirrthume erfloſſene, unrichtige, rechtöfräftig gewordene Nachlaßeinantwor⸗ 
tung Tann von den, bei der Abhandlung nicht berädfichtigten, geſetzlichen Erben — 
jedoch nur im ordentlichen Proceßwege — angefochten werben. 

Entſch. v. 22. October 1861, Nr. 6120 (1403 ©.-U.). Ein maj. Erbe, 
welcher die Abgabe der Erklärung über die Annahme der Erbſchaft verweigert, 
wird als nicht vorhanden angefehen und die Abhandlung mit ven übrigen Erben 
gepflogen. 

Entf. v. 11. Jänner 1859, Nr. 14869 ex 1858 (703 G.-U.). And 
fen vor überreihter Erbserklärung find bie gefeglihen Erben zur lage auf 
Leiſtung des Manifeſtationseides berechtigt. 

Entſch. v. 29. April 1857, Nr. 2825 (334 ©.-U, P. ©. 597). Die 
Erbſchaftsklage Tann angeftellt werden, auch ohne vorher eine befondere Erbser⸗ 
Märung zu überreichen. 

Entfd. v. 22. April 1854, Nr. 3643 (P. ©. 601). Das Erkenntniß 
auf Ungiltigfeit einer legten Willenserklärung ift nur in Anſehung verjenigen 
gefeglihen Erben wirkfam, melde in dem Proceſſe als Streitiheile eingeſchritten 
find. Es kann daher dem Begehren der eingefhrittenen gefetlihen Erben auf 
Herausgabe des Nachlaſſes nur in Anfehung des auf diefe als GStreittheile er- 
ſcheinenden gejeglichen Erben entfallenden Erbtheiles ftattgegeben werben. 

Entſch. v. 14. Mai 1852, Nr. 3183 (P. ©. 602). Auch bei der Erb- 
ſchaftsklage muß der als Kläger auftretende geſetzliche. Erbe, welcher das Teſta⸗ 
ment beftreitet, ven Beweis führen, daß die Mängel, auf deren Vorhandenſein 
er fein Begehren um Ungiltigerflärung des Teftamentes ſtützt, wirkli vorhanden 
feien. Dieß gilt insbefondere von ber Unechtheit der Unterfchrift des Teſtators. 

Entſch. v. ? ? (P. ©. 604). Die gerichtliche Einantwortung einer Vſchft. 
ſchützt nicht immer gegen bie Eigenthumsklage, mit welcher einzelne Erbſchafts- 
füde verfolgt werben, wohl aber hat der Egthr. die von Dritten redlich erworbenen 
Pfandrechte anzuerkennen. 


Wirkung derfelben. 

& 894 — vgl 86. 388, 1894 ©. G.; bei 8. 888 cit.; 1. Gaupt, beb II. Theile ©. ©.) 
8. 824. Benn der Beflagte zur Abtretung der Berlaffenfchaft ganz oder zum Theile ver- 
halten wird, fo find die Anſprüche auf bie Zurüdftellung der von dem Befiger bezogenen 
Früchte, ober auf die Vergütung ber von bemfelben in dem Nachlaſſe verwendeten Koften nad 
jenen Srundfägen zu beurteilen, welche in Rüdfigt auf den reblichen ober unredlichen Befiger 
in dem Hauptftüde vom Befige überhaupt feftgefegt find. Ein dritter redlicher Befiger ift für 

die in der Zwifchengeit erworbenen Erbftüde Niemanden verantwortlich. 

Ente. v. 27. Yuli 1871, Nr. 7527 (4235 G.-U.). Die im $. 824 
8. ©. in fine dem britten redlichen Befiger eingeräumte Begünftigung ift auch 
auf den Fall der Einräumung eines Pfandrechtes, welches die eventuelle Ber- 
äußerung ber Pfandſache in ſich fließt, anwendbar. 

Entſch. v. 14. Jänner 1842, Nr. 3092 (©. Big. 1863, Nr. 109). 
Gegenüber einem Erben, welder die Einantwortung an einen Dritten, der fi 
mit vehimäßigem Titel auswies, und die Befigeinfegung dieſes Dritten ohne 
Einſprache gefchehen ließ, muß die Rüdfiht auf ebendiefen bona fide possessor 
vorwalten. 
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Sechzehntes KHauptſlück. 


Bon der Gemeinfhaft des Eigenthumes nnd anderer dinglichen 
Redite. 


Inhalt: Uriprung einer Gemeinſchaft (88. 825 — 827). Gemeinfchaftliche — der 
Theilhaber ($ 828). Rechte des Theilhabers auf feinen Antheil (88. 829 - 882). 
Rechte der Theilhaber 5 der — J—— Sache: a) in Rüdfiht des Haupt- 
ftammes ($$. 833—838) er Nutungen und Laften (88. = u. 840); c) ber 
Theilung (88. 81 — FAN ). Grneuerung der Gränzen (89. 850 — 853). Ber- 

muthete Gemeinfchaft (88. 854— 858). 
Bel. 3. Hauptft. — Tell, qt.asi. sas; 96. 888-896; 99. 1175-1216, 1283-1337; 68. oꝛe· ↄn ©. &.; 
. @._0. 28. Juli 1871, Rt. 85, ©. ® 30. Män 1079, Se. 80 9 (über materielle —— der Häufer) und 
dadur ı ibeliweife ein M. Übgn. v. 8. Februar 1858, v. 25. Jänner 1888, Ir. 18 nv . 97. Dee 
cember 1856, Rı 2. für fest; Whg. v. 5. ee Ts (an lbarfeit ber Lehen); Berggei. v. 23. Mai 
1854, Rr. 146, Bert v. 3. December" 1853, Nr. 250 unl ee 1869, Ar. 18 R. @, ®. (über gar 

lung ber Liegenſchaften); 9. @. II. u. Gr C. O.: a. G. OD. x 


Arſprung einer Gemeinſchaft. 
ES EU DENT" 
8. 825. So oft das Eipenthum der nämlichen Sache, oder ein und basfelbe Recht mehreren 
Perſonen ungetpeilt zukommt, befteht eine Gemeinſchaft. Sie gründet fi auf eine zufällige 

Ereignung, auf ein Gefeg, auf eine legte Willenserklärung oder auf einen Bertrag. 

Entſch. v. 3. Augufi 1878, Nr. 8668 (9. B. 1879, Nr. 12). Wer 
ein R. auf einen aliquoten, aber nicht individuell bezeichneten Antheil einer ge 
meinfamen Sache ſich vindicirt, fann feinen Anfprucd nicht mit der Klage gegen 
einen mehrerer Miteigenthümer allein geltend machen. 

Entf. v. 3. April 1878, Nr. 14137 (©. Big. 1879, Nr. 36). Zu 
dem Begehren factifher Theilung einer gemeinfamen Sache iſt nicht Jeder be⸗ 
rechtigt, der nach 8. 825 B. ©. mit anderen Perfonen in einer Rechtsgemein⸗ 
ſchaft ſteht [Schlußfolgerung]. Der bloß beſchränkte Egthr. des ideellen Antheils 
einer Realität iſt für fi allein zur Klage auf Theilung nicht berechtigt (6. 613, 
829, 841, 843 ibid.); umſoweniger, wenn bie Gefammtrealität belaftet und nach 
Theilung des Schuldenſtandes der Miteigenthümer daher immer noch der Gefahr 
außgefegt wäre, daß wegen eines Saumſals des die Theilung Begehrenven bei 
Zahlung der demfelben zugewiefenen Schulden fein (des belangten Theilhabers) 
Renlitätenantheil erecutiv veräußert werden könnte. 

Entſch. v. 7. März 1878, Nr. 13968 (©. H. 1878, Nr. 69). Die 
Gemeinfhaft mehrerer Perfonen hinfichttich einer Sache hat deren ungetheiltes 
Eigenthumsrecht an derfelben zur Vorausfegung; daher nur ein Theilgenofie 
gegen feine Theilgenoffen die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen berech- 
tigt fein fann ($$. 825 u. 843 B. ©). Die Legitimation zum Begehren um 
Uufgebung der Gemeinſchaft ift hiernad auch weiters dadurch bedingt, daß man 
20 in den Befig der gemeinfamen Sache gelommen fei (88. 424 u. 423 

Entf. v. 30. December 1853, Nr. 13331 (P. ©. 638). Wenn ein 
unbeweglihes Gut mehreren Perfonen "gehört, ift dasſelbe ungeachtet ver Ber- 
gewährung der Theilpaber um beftimmte Antheile der Realität als ungetheilt, 
mithin als gemeinſchaftliches Gut aller Miteigenthümer anzufehen. Wenn daher 
eıne phyſiſche Theilung des unbemeglihen Gutes unter die Miteigenthümer ent 
weber gar nicht oder nicht ohne beträchtliche Verminderung des Werihes auaführbar 
ift, fleht jedem Miteigenthümer das R. zu, auf die Aufhebung diefer Gemein« 
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ſchaſt und auf gerichtliche Feilbietung der ganzen Realität gegen Vertheilung bes 
Kaufſchillings unter die Theilhaber zu dringen. 

Entſch. v. 10. December 1347, Nr. 7327 (P. ©. 637). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 18331 ex 1853. 


_ B 3 bei ct. und bes Goftems 9. ; 8. 860-888; 
@. 836 — vol 27. Haupt. dief. Teil, Ar Ad & #6. 923849; 15. 860858 


8- 826. Nach Berſchiedenheit der Quellen, aus denen eine Gemeinſchaft entfpringt, erhalten 

aud die Rechte und Pflichten der Theilhaber ihre nähere Beftimmung. Die befonderen Vor⸗ 

ſchriften über eine durch Vertrag entſtehende Gemeinſchaft der Güter find in dem fiebenund» 
zwanzigſten Hauptftüde enthalten. 

Entfd. v. 21. April 1875, Nr. 3509 (5694 ©.-U.). Wenn aud die 
Gemeinfhaft des Eigenthums (an einer Kunftmühle) in einem Handelsgeſellſchafts⸗ 
vertrage ihren (8. 826 B. ©.) Urfprung hat, ift für die Klage auf Aufhebung 
ter Gemeinfhaft dennoch bie Kealinftanz zuftändig. Die hierin maßgebenden 
88. 52 u. 53 Fur. N. find durd das Handelsgeſetzbuch und insbefondere $. 39, 
Nr. 3 des Einführungsgeſetzes zu demſelben nicht aufgehoben worden. Die 
Einwendung, daß das Klagebegehren bie Aufhebung der offenen Handeldgefell- 
ſchaft involvire, ift im Hauptprocefje zu würdigen. 

(8. 887 — vgl. 68. 880, 451, 481; 88. 857960; 88. 823, 224, 339, 344 8. 6.) 
8. 837. Ber einen Antheil an einer gemeinfaftlihen Sache anfpricht, der muß fein Hecht, 
wenn es von den Übrigen Theilhabern widerſprochen wird, bemweifen. 

Entf. v. 19. December 1867, Nr. 10011 (2954 ©.-U.). Die Klage 
anf Anerkennung des Theilerbrechtes, Theilung und Herausgabe des Antheils, 
ift vor gefchehenen Antritt der Erbſchaft und erwirkter Einantwortung unzuläffig 
(88. 797, 819, 827 B. ©.). [Schlußfolgerung.] 


Gemeinfgaftlige Rechte der Theilhaber. 
828 — vgl. $. 862; 99. 660562; 689, 830 ©. ©) 
8. 828. So lange alle Theilhaber einverftanden find, ftellen fie nur Eine Perſon vor, und 
haben das Recht, mit der gemeinfhaftlihen Sache nach Belieben zu fhalten. Sobald fie un- 
einig find, kann kein Theilhaber in der gemeinfchaftlihen Sache eine Veränderung vornehmen, 
wodurd über den Antheil des Anderen verfügt würde. 

Entf. v. 29. Jänner 1879, Nr. 772 (©. 9. 1879, Nr. 63). Die 
Frage, ob ein Miteigenthümer durd irgend eine Befighandlung die 
Me. eines anderen Miteigenthümers verlegt habe, kann nicht im 
Proviforialwege, fondern nur nah 8. 828 B. ©. im orbentlidhen 
Rechtswege entfhieden werden. 

Entſch. v. 5. Iuni 1878, Nr. 13401 (©. Big. 1879, Nr. 60). Die 
Berabredung zweier, je zur Hälfte ein Haus befigenver Egthr., daß jeder über 
beftimmte Localitäten frei verfügen ſolle, gilt nad 8. 828 B. ©. nur fo lange 
diefelben einig bleiben; es entfcheidet ewentuell aber Mangeld einer anderen Ver⸗ 
einbarung der Richter auf Beſtellung eines Verwalters des gemeinfamen Haufes 
(8. 836 ibid.). 

Entſch. v. 6. Februar 1874, Nr. 707 (5250 ©.-U.). Ein Mitbefiger, 
welcher ohne Einverſtändniß und trotz der Unterfagung eines anderen Mitbefigers 
auf bem gemeinfamen Grunde Bäume fält, begeht eine Befigftörung. Ueber 
die Klage ift im Sinne des 8. 828 8. ©. zu erkennen, daß der Kläger in dem 
gemeinſchaftlichen Befige der Parzelle mit vem Beklagten gefhügt werde und 
daß ſich Letzterer bei Strafe jeder Störung bes Klägers in diefem Mitbefige zu 
enthalten habe. 

Entf. v. 3. April 1872, Nr. 3452 (4547 ©.-U.). Die von der Mehr- 
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heit der Hausmiteigenthümer erfolgte Miethslündigung iſt giltig; wenn ber 
8.833 B. ©. ganz allgemein in allen die ordentlihe Verwaltung be- 
treffenden Angelegenheiten ber Majorität der Miteigenthümer die 
Entſcheidung zuerkennt, fo muß diefe Majorität aud in dem Ber- 
hältniffe zu dritten Berfonen Geltung haben. $. 828 ibid. fteht dem 
nicht entgegen. : 

Entſch. v. 8. Febrnar 1872, Ar. 10141 (4475 ©.-U.). Es ift richtig, 
daß bei fonfigen Litisconforten dem Einen der Eid zugefhoben 
werben fann, welder dem Anderen nit aufgetragen werben könnte, 
und daß der aus der Ablegung ober Verweigerung eines folden Eides 
bervorgehende Beweis fohin nur gegen den Delaten feine Wirkung 
äußerte; gleichwohl haften die Erben vor der Einantwortung nad $. 550 8. ©. - 
aud in diefem Falle ſolidariſch. 

Entſch. v. 8. Februar 1871, Nr. 1292 (©. H. 1871, ©. 187). Ob 
Jene, welche intabulationsfähige Verträge Namens juriftifher Berfonen abfchloffen, 
Yıaı ihre Berechtigung ausgewiefen haben, ift der Tabnlarrichter zu prüfen ver⸗ 
pflichtet. 
Entſch. v. 26. März 1868, Nr. 1012 (3023 ©.-U.). Die durch die 
bisherige thatſächliche Art der Benützung des gemeinfamen Haufes (Wohnung 
darin) beeinträhtigten Miteigenthünter Tönnen aus 88. 828 u. 829 B. ©. 
nur die entfprechenbe Beſchränkung ber bisherigen Benügung, oder eine angemeflene 
Vergütung für den Nugentgang fordern. 

Entſch. v. 14. Februar 1865, Nr. 1170 (2121 ©.-U.). Die im Pros 
ceffe wider zwei Miterben von biefen abgegebenen Erflärungen können, auch wenn 
die Einantwortung noch nicht erfolgt war, von keiner Wirkung für den Dritten 
nicht mitgellagten Miterben fein (88. 828 u. 829 9. ©.). 

Entfd. v. 11. December 1860, Nr. 14383 (1245 ©.-U.). Die Befig- 
ſtörungsklage, melde die Gattin gegen ven Bauführer erhob, nachdem diefer in 
einem Servitutöprocefle wider den Gatten obfiegt und die Baubewilligung erwirft 
hatte, wurde abgewiefen in der Erwägung, daß burd jenes Urtheil, da 
es ſich um eine untheilbare Realfervitut handelte, der heutige Be- 
Mlagte die Berehtigung, die nunmehrige Klägerin zu ignoriren, er- 
langt habe, daher von einer eigenmädtigen Befigftörung nicht mehr 
die Rede fein kann, und daß die heutige Klägerin fih die Folgen 
der von ihrem Öatten für ihr gemeinfhaftlihes untheilbares R. ge- 
führten Rechtöftreites muß gefallen lafjen, zumal ihr Einverftändniß 
mit dem Öatten nit bezweifelt werben fann (88. 328 u. 863 B. ©.). 


Weite des Theilhabers anf einen Antheil. 


G. 829 — nal 8. 361; $$. 850, 839, 840; 838 ©. ©.) 

8. 829. ever Theilhaber ift volftändiger Eigenthümer feines Anthelles. Infofern er bie 
Rechte feiner Mitgenoffen nicht verlegt, kann er denfelben, oder die Nugungen davon willfür- 
lich und unabhängig verpfänden, vermachen, oder fonft veräußern ($. 861). 

Entſch. v. 3. April 1878, Nr. 14137 (©. Big. 1879, Nr. 36). Der 
bloß befhränfte Egthr. des ideellen Antheils einer Realität ift für fi allein zur 
Klage auf Theilung nicht berehtigt (88. 613, 829, 841, 843 B. ©.); umfos 
weniger, wenn bie Gefammtrealität belaftet und nad Theilung des Schulden- 
ftandes der belangte Miteigenthümer daher immer noch der Gefahr ausgeſetzt 
bliebe, daß wegen eines Saumſals des die Theilung Begehrenden bei Zahlung 
der demfelben zugewiefenen Schulden fein (des belangten Theilhabere) Renlitäten- 
antheil executiv veräußert werben könnte. 

Entſch. v. 5. Februar 1878, Nr. 11402 (©. Ztg. 1878, Nr. 23). Die 
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Anwendung der Vorſchrift des 8. 37 C. O. iſt weder auf die Mealerecution 
im Concurfe, nod überhaupt auf die gleichzeitige Execution aller fimultan haftenden 
Güter beſchränkt, und das dort normirte Regreßrecht ſteht dem nachfolgenden 
Gläubiger aud gegen britte Befiger, deren fimultan haftende Realitäten oder 
— — nicht in Execution gezogen wurden, zu (ß. 329 B. ©., 8. 13 

., 88. 30—37, 74 u. 152 €. D.). Die auf dem ganzen Örund- 
* ruhende Obpothet erſcheint den einzelnen Antheilen gegenüber 
als eine ſimultane Belaſtung derſelben ... welche rechtlich mit der 
wirklichen Simultanhypothet auf verſchiedenen Grundbuchseinlagen 
identiſch und nur durch die bücherliche Behandlung verſchieden iſt. 

Entſch. v. 22. December 1875, Nr. 10226 (G. Ztg. 1876, Nr. 51; 
56953 G.U.). Das zweien Perfonen gemeinfchaftlih auf Lebenszeit verfprochene 
Ausgedinge kann nad dem Tode des einen Berechtigten zur Gänze von dem 
andern gefordert werden. Die Berufung auf 88. 8884839 u. 829 B. ©. if, 
ta das Ausgedinge einer Lerbrente gleichgehalten ift, dem Verpflichteten nicht zu⸗ 
ſteht, den Berechtigten die Art ver Theilung vorzuſchreiben, und nad der Natur 
der Sade in der Einzelwirthichaft dad Austommen mit jenem Betrage nicht 
gefunden wird, welde in der Geſammtwirthſchaft iveell auf die eine Perſon ent 
falt, — unzuläffig. [Schlußfolgerung.] 

Entfd. v. 11. Auguft 1874, Nr. 8132 (5438 ©.-U.). Zur erecutiven 
Schägung bes ideellen Theils einer Liegenſchaft find die Übrigen Miteigenthümer 
micht beizuziehen und deren Berfländigung ift keineswegs durd das Hofd. vom 
23. October 1792, Nr. 65 9. ©. ©. vorgefchrieben; denn unter „Intereſſenten“ 
können nit aud die Egthr. der nicht in Execution gezogenen Antyeile verftanden 
werben, beren Re. durch bie Erecutionsführung nicht berührt werden, wie durch 
8. 829 B. ©. außer Zweifel gefegt ift. 

Entf. v. 26. März 1868, Nr. 1012 (3023 G.U.). Die durch die 
bisherige thatfählihe Art der Benügung des gemeinfamen Hauſes (Benügung 
einer Wohnung darin) beeinträchtigten Miteigenthümer können aus 88. 828 u. 
829 B. ©. nur die eutſprechende Beſchränkung der bisherigen Benügung ober 
eine entſprechende Vergütung für den Nugentgang fordern. 

Entſch. v. 11. Februar 1868, Nr. 1195 (2988 ©.-U.). Bei Vorhanden- . 
fein der fonfligen Berausfegungen muß über Beftellung eines wiewohl untheil- 
baren Servitutsrechtes durch einen der Miteigenthümer die Cinverleibung auf 
feinen Antheil bewilligt werden. 

Entjd. v. 20. April 1865, Nr. 3212 (©. H. 1865, Nr. 73). Die 
ezecutive Feilbietung des Antheiles eines Miteigentyümers an der den mehreren 
Schuldnern gemeinfamen Realität ift zuläffig, aber nur pro rata ber Haftung. 

Entſch. v. 23. November 1864, Nr. 8835 (2023 ©.-U.). Die gericht- 
liche Schägung feines Antheild der gemeinfamen Sache kann jeder Miteigenihümer 
für fih alein erwirken. 

Entſch. v. 11. April 1860, Nr. 2872 (2060 ©.-U.). Der Gläubiger 
eines Miteigenthümers ift beredtigt, die gemeinfame Realität felbft in Execution 

zu ziehen und feilbieten zu lafjen, mit dem Erfolge, daß ter Licitationsfäufer in 
er Miteigenthumsrecht des Schuldners fuccebirt und die Theilungsflage feinerzeit 
anftellen kann. 

Entf. v. 23. December 1856, Nr. 12143 (259 G.⸗U.). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 3212 ex 1865. 

Entſch. v. 29. November 1851, Nr. 8724 (BP. ©. 620). Ein Mit 
eigenthümer Tann von den übrigen Oenoffen nicht eigenmädtig aus der Gemeim 
ſchaft ausgeſchloſſen werben. 
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(4. 830 — vgl. #8. 897, 839, 840; 86. 848; 1212, 904; 882, 839; 1481; 99. 1806 — 1908 8. @.; I. u. 

UL. Bud des 9. ©.) 

8. 830. Jeder Theilhaber ift befugt, auf Ablegung der Rechnung und Bertheilung des Er- 

trage® gu dringen. Er fann in der Regel aud die Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen; 

doch nicht zur Unzeit, oder zum Nachtheile der Uebrigen. Er muß ſich daher einen, den Um⸗ 
fländen angemefienen, nicht wohl vermeidlichen Aufſchub gefallen lafien. 


Entf. v. 5. März 1876, Nr. 171 (6053 ©.-U.). Ueber das nur 
allgemein auf „Aufhebung ver Gemeinfhaft” gerichtete Klagebegehren Tann, wenn 
die Sachverſtändigen den fofortigen Verkauf der gemeinfamen Sache wegen bem- 
nädhft zu erwartender bebeutender Werthserhöhung für umvortheilhaft erklären, 
der Verkauf nach einem beftimmten Zeitpunkte zuläffig erflärt werden, weil das 
wenn and allgemein Iautende Klagebegehren gemäß 8. 830 8. ©. 
auf diefe Weife nur eingefhräntt und keineswegs überſchritten wird, 
die Entfheidung üher den angemeffenen Auffhub aber nah 8. 904 
ibid. dem Gerichte zufteht. 

Entf. v. 29. October 1875, Nr. 8409 (©. Ztg. 1876, Nr. 19; 5897 
®.-U.). Auch während des Beftandes einer Gütergemeinfhaft unter Ehegatten, 
diefelbe mag in Bezug auf das Geſammtvermögen jedes der Ehegatten eine gegen- 
wärtige oder nur auf den Todesfall wirkfame fein, ift die lage auf Aufhebung 
der Gemeinfhaft des Egths. an einer beſtimmten Realität, woran das Egth. je 
zur Hälfte für beide Ehegatten einverleibt if, zuläffig (88. 830, 843, 1234; 
1233, 1236 B. ©.). 

Entfd. v. 27. October 1875, Nr. 11708 (5891 ©.-U.). Dem Geſuch 
des maj. gewordenen Bruders um Abfonderung feines Antheils an tem in ver- 
losbaren Papieren beflehenden Bmgn. muß nah $. 217 Abh.-Pat. entfprohen 
werben. 88. 168 u. 201 ibid. ftehen dem Begehren nicht entgegen, weil jie 
nur ben Fal eines dem Curanden ausſchließlich gehörigen Vmgns. betreffen, weil 
endlich durd die Durchführung der dem maj. gewordenen Bruder nad 88. 830 
u. 843 B. ©. zuftehenden Re. im Rechtswege dem Pupillen bedeutende Nach- 
theile erwachſen würden. 

Entſch. v. 3. Juni 1875, Nr. 2921 (5746 G.-U.). Nahdem in den 
Ehepacten beide Theile eine allgemeine, ſchon bei ihren Lebzeiten 
wirtfame Oütergemeinfhaft, vermöge welder ihr damaliges Bmgn. 
und Alles, was fie nad der Hand erworben oder fonft auf rechtliche 
Weiſe an fi bringen werden, ein beiden Theilen gemeinjhaftlides 
Gut fein follte, geſchloſſen haben, war die beflagte Ehegattin aller- 
dings verpflichtet, daß, was fie als väterlihe und mätterlige Erb- 
[haft ausbezahlt erhielt und bei Schließung der Ehepacten noch 
befaß, in die Gemeinfhaft einzutragen, mithin der gemeinfhaftliden 
Verwaltung zu unterziehen ($$. 1233, 1177, 1178, 833—842 B. ©.). 
Allein der nicht auf Einlegung des Barvermögens in die Gemein— 
ſchaft, fondern Herausgabe der Hälfte deöfelben aus der Gemein— 
[haft gerichteten Klage des Ehegatten fehlt jede rechtliche Begrün— 
dung; denn nah $. 830 ibid. kann der Kläger vie Aufhebung der 
Gemeinſchaft nit verlangen, weil diefe gemäß Ehepacten auf Le— 
benszeit eingegangen ift und nad SS. 831 u. 1262 ibid. nur durch 
den Zod oder den Concurs über das Vmgn. eines Theiles aufge- 
hoben wird. 

Entf‘. v. 1. October 1873, Nr. 8275 (5093 ©.-U.). Da bei ibeeller 
Theilung eines Haufes die Gemeinfhaft nicht aufgehoben, die materielle Theilung 
aber unmöglid ift, fann dem Miteigenthümer das Begehren um tie gerichtliche 
Feilbietung des ganzen Haufes nicht abgeſchlagen werten (88. 830 u. 843 B. ©.), 
infofern die Geklagten nicht erweiſen, baß der Verkauf gerade jegt zur Unzeit 
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geihähe. . Der Kläger hat nicht nachzuweiſen, daß, und warum ihm die Fort 
dauer der Gemeinſchaft Täftig fei. 

Entfch. v. 23. April 1873, Nr. 4020 (4951 ©.-U.). Der Beklagte 
ift niemald beredtigt, das wider ihn auf Aufhebung der Gemeinſchaft erwirfte 
Urtheil [„judicium duplex‘‘?] gegen den Willen des Klägers in Vollzug zu 
fegen. 8. 830 B. ©. macht von diefer Regel keine Ausnahme, ba er jedem 
Theile freiftellt, die Aufhebung ber Gemeinfchaft auf dem gejeglichen Wege, d. i. 
mittelft Klage zu ug [Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 20. Auguft 1872, Nr. 8683 (Manz'ſche Sig). Mit Bezug. 
nahme auf die 88. 20, lit. b u. 60 ©. ©. und in der Erwägung, daß andern» 
falls das dem Miteigenthüner in 88. 830 u. 843 B. ©. eingeräumte R. ver 
gerichtlichen Feilbietung durch Weiterverfäufe illuſoriſch gemacht werden könnte, 
wurde einzutragen befdloffen in's Spruchrepertorium Ar. 18: Nah 8. 20, 
lit. b G. ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 95 R. ©. B. ift die grundbüder- 
lihe Anmerfung der Klage des im Grundbuch eingetragenen Mit- 
eigenthümers einer Liegenfhaft gegen den anderen Miteigenthümer 
auf Aufhebung der Gemeinſchaft des Egths. an der Liegenfhaft und 
Geſtattung des Verkaufes derſelben durch gerichtliche Feilbietung 
zuläffig. 

Entſch. v. 13. April 1869, Nr. 3963 (3372 G.⸗U.). Das Begehren 
des Miteigenthümers um Beilbietung des gemeinfamen Haufes ift an fi zuläffig 
(88. 830, 843 8. ©.). 

Entſch. v. 28. Jänner 1869, Nr. 8158 (3264 ©.-U.). Wer nur den 
Anſpruch auf den Werth des aliquoten Theiles einer Sache hat [Notherben? — 
jüngere Söhne nad) der beftandenen Bauernerbfolge) ift nicht berechtigt, die Auf« 
hebung des Miteigentbums nah $. 830 B. ©. zw begehren. 

Entſch. v. 8. Jänner 1866, Nr. 10726 (©. Ztg. 1867, Nr. 63). Im 
Brocefie wegen Theilung der gemeinfamen Sache find beide Parteien als Kläger 
und Gelflagte anzufehen, und über das beiverfeitige Begehren ift in demſelben 
Urtheile zu erfennen ($. 841 B. ©.). 

. Entid. v. 11. Februar 1863, Nr. 957 (3210 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 8158 ex 1869 [Sclußfolgerung). a 

Entſch. v. 26. Mai 1857, Nr. 3898 (363 ©.-U.; P. ©. 640). Ein 
Theilbaber kann nit verhalten werden, die von ihm beabfictigte Aufhebung der 
Gemeinſchaft durch Verkauf feines Aniheils zu bewirken; es fteht ihm frei, hierzu 
auf Veräußerung der ganzen untheilbaren Sache zu tringen. 

Entſch. v. 1. April 1656, Nr. 2859 (180 G.U.; P. ©. 633). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 3898 ex 1857. 


(8. 881 — vgl. 89. 1446, 1447 8. @. und bei 8. 880 cit.) 
B. 634. Hat fih ein Theilhaber zur Fortfegung der Gemeinfhaft verbunden, fo Tann er zwar 
vor Verlauf der Zeit nicht austreten; allein diefe Verbindlichkeit wird, wie andere Berbind- 
lichkeiten, aufgehoben, und erftrect fich nicht auf die Erben, wenn diefe nicht felbft dazu einge» 
williget haben. 

Entf. v. 3. Juni 1875, Nr. 2921 (5746 ©.-U.). Der nidt auf 
Einlegung eines dem anderen Ehetheil angefallenen Barvermögens in die Gemein 
ſchaft, fondern auf Herausgabe der Hälfte desſelben aus der Gemeinfchaft ge⸗ 
richteten Klage des Ehegatten, jehlt jede rechtliche Begründung; denn nad $. 830 
3. ©. kann der Kläger die Aufhebung der Gemeinſchaft nicht verlangen, weil 
dieſe gemäß Ehepacten auf Lebenszeit eingegangen ift und gemäß 88. 881 u. 
1262 ibid. nur durd den Tod oder den Concurs Über das Vmgn. eines Theiles 
aufgehoben wird. 

Niet, bürgl, Geletb. erl. i 34 
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Entſch. v. 1. September 1859, Nr. 9305 (©. H. 1862, Nr. 18). Ein 
Bertrag, woburd zwei Perſonen ihr gemeinſchaftliches Vmgn. auch ferner bis zum 
Tode des einen Theiles als gemeinfcaftliches Bmgn. beftimmen, mit der weiteren 
Bemerkung, daß es nad) dem Tode des einen Theiles dem anderen zufallen folle, 
ift in Bezug auf die Gemeinſchaft weder als ein Erbvertrag noch al eine Schen- 
fung auf den Todesfall zu betrachten, und es kann kein Theil vor Verlauf der 
Zeit von der Gemeinſchaft zurüdtreten. 


(8. 883 — vgl. bei 88. 830 u. 881 cit.) 
8. 632. Auch die Anordnung eines Dritten, wodurch eine Sache zur Gemeinſchaft beftimmt 


wird, muß zwar von den erſten Theilhabern, nicht aud von ihren Erben befolgt werden. Eine 
Berbindlichkeit zu einer immerwährenden Gemeinfhaft kann nicht beftehen. 


Entf‘. v. 3. März 1858, Nr. 1575 (520 ©.-U.). Der Umftand, dag 
eine nun an mehrere Miteigenthümer Übergegangene Realität urfprünglich gegen 
Uebernahme immerwährender gewiſſer Berpflihtungen in das Privateigenthum 
überging (Verlauf eines Kloſters durch den Staat gegen Berpflihtung zur In— 
ftandhaltung der Kirche), fann nad) 8. 832 B. ©. der Auflöjung der Gemein- 
haft nicht entgegenftehen. 


Rechte der Theilhaber in der gemeinfhaftliden Sache: 
8a) in Rükfiht des Haupiflammes; 


(8. 888 — vgl. 89. 841; 889, 886; $. 233 ©. G.; 8. 189 Mbh.-Pat.) 
8. 633. Der Befig und die Verwaltung der gemeinſchaftlichen Sache kommt allen Zheil- 
habern insgefammt zu. In Angelegenheiten, welche nur die ordentliche Verwaltung und Bee 
nügung des Hauptſtammes betreffen, entſcheidet die Mehrheit der Stimmen, welche nicht nad 
den Perfonen, fondern nad Verhältniß der Antheile der Theilnehmer gezählet werben. 


Entſch. v. 30. October 1878, Nr. 7848 (I. 8. 1879, Nr. 3). Auch 
der überftimmte Miteigenthümer ift, folange die Gemeinſchaft befteht, nach 88. 838 
u. 834 B. ©. zu dem für rationelle Bewirthſchaftung des gemeinfamen Egihs. 
nothwendigen Aufwande beizufteuern verpflichtet. 

Entfd. v. 31. Yuli 1878, Nr. 3358 (G. Big. 1879, Nr. 81). Die 
auf Räumung der Wohnung gerichtete Klage der 1%, , Egthr. des Haufes wider _ 
die Witwe eines Miteigenthümers, welcher zu 1/,, der Fruchtgenuß gebührt, ift 
nicht begründet, weil die Geklagte die von ihr feit Jahren innegehabte Wohnung 
kraft des ihrem Manne zugeflandenen Miteigenthbumsrechtes auf 
eine rehtmäßige und echte Art befeffen und benügt, und feit bem 
Tode des Mannes die Benügung .... . zufolge des auf ein Zwölftel 
zuſtehenden Fruchtgenußrechtes fortgefegt hat; die Behauptung, daß ver 
Fruchigenuß nicht in natura, fondern nur zu ein Zwölftel ver reinen Einkünfte 
bezogen „werben könnte, ift nicht gegründet, weil nad $. 509 B. ©. die 
Fruchtnießung das R. if, eine fremde Sade mit Schonung ber 
Subftanz ohne Einfhränkung zu genießen, und nicht erwiefen wurde, 
daß die fragliche Wohnung mehr als !/,. des Haufes einnehme. 

Entſch. v. 10. April 1877, Nr. 4254 (©. 9. 1877, Mr. 71). Ein 
Beſchluß der Majorität der Miteigenthümer, welchen diefelben mit Bezug auf das 
ihnen nad $. 833 B. ©. zufiehende Verwaltungsrecht zu rechtfertigen fuchen, 
begründet feine Befigftörung; die Frage der Berechtigung der Theilhaber 
zu der beſchloſſenen Maßregel (Auszahlung des Antheile an den ge- 
wonnenen Broducten in Geld ftatt in natura) kann keinen ©egen« 
Rand einer Broviforialentfheidung bilden. 


x 
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Entſch. v. 20. Mai 1875, Nr. 5287 (5728 G.U.). Wenn nicht feſt⸗ 
ſteht, daß der Miteigenthümer die von ihm benügten Wohnungen als Miether 
innehabe — und aus der Cinftellung eines Erträgnifies hierfür in die von ihm 
gelegten Adminiſtrationsrehnungen geht dieß nicht hervor — fo können die Egthr. 
der mehreren Antheile nicht in angebliher Ausübung des ihnen nad $. 833 
B. ©. zuſtehenden Berwaltungsrehtes ihm künden (8. 2 der faif. Vdog. vom 
16. November 1858, Nr. 213 R. ©. 2.). 

Entf. v. 24. Februar 1874, Nr. 732 (5276 G.-U.). Die mehreren 
Pächter einer Theaterunternehmung find Theilhaber; die Veranftaltung von 
Theatervorftellungen auf Grund der von ihnen erwirkten Eoncef» 
fion ift eine ihnen gemeinfhaftlide Sache, deren Befig und Ver— 
waltung nad den G.en (8. 833 B. ©.) allen Theilhabern zufteht. Da 
num aber dem Kläger die artiſtiſche Leitung im Gefelihaftsvertrage (deflen Bes 
zeichnung als „Vollmacht“ irrelevant bleibt) „unmiderrnflih“ übertragen und von 
ihm bisher gehandhabt wurde, ift der factifche Beſitz auf feiner Seite, und vie 
gewaltſame Abnahme ver Leitung durch die gellagten Theilhaber daher eine Be⸗ 
fitzſtörung. — [Worfpr. der Entſch. Nr. 4254 ex 1877?.] 

Entf‘. v. 22. Yuli 1873, Nr. 7355 (5044 G.-U.). Eine Theilnahme 
an der Verwaltung des Nadlafjed im Sinne des 8. 833 B. ©. fleht den 
Notherben nicht zu, fie gebührt nad $. 810 ibid. ausſchließlich den Erben, welche 
ihe Erbrecht gehörig ausgewieſen haben. Der Pflihttheilsnehmer fteht nur im 
Verhältniſſe eines Forberungdberechtigten und hat auf die Vſchft. in natura feinen 
Anfprud, daher diefelbe im Sinne des 8. 786 ibid. bis zur Zutheilung 
als ein zwifhen Haupt« und Notherben gemeinfhaflihes Gut nur 
infoweit zu betradten iſt, als aud der inzwifhen gezogene Gewinn 
oder entftandene Berluft auf ven vem Notherben gebührenden Werths⸗ 
antheil Einfluß nimmt. 

Entf. v. 3. April 1873, Nr. 3030 (4928 G.-U.). Aue den ge- 
mäß 88. 1188 B. ©. bei der Beſchlußfaſſung über geſellſchaftliche 
Angelegenheiten anzuwendenden $$. 833 u. 834 ibid. folgt nicht, daß 
die Majorität ver Öeneralverfammlung aud über die Erhöhung der 
Beiträge rechtswirkſam gegenüber den diffentirenden Theilnehmern 
beſchließen könne, weil in derfelben bloß der Mafregeln zur Erhal- 
tung, Berwaltung und Benügung des Hauptftammes, keineswegs aber 
der gemeinfamen Laften der Beiträge zum Hauptftamm Erwähnung 
geſchieht. Aus diefen und weiteren Erwägungen wurde einzutragen beſchloſſen 
in’ Sprudrepertorium Ar. 46: 1. Das R. zur Klageerhebung ift nit 
durch eine vorandgegangene Redtsverlegung bevingt und es kann 
aud bei lediglich drohendem Streite die urtheilgmäßige Feftftellung 
eined concreten Rehtsverhältniffes verlangt werden. 2. Sofern 
die Mitglieder einer Berforgungsgefellfgaft jih nicht ſchon ſtatuten- 
mäßig künftigen Majoritätsbefhläffen über eine Erhöhung der Bei— 
tragspflicht unterworfen haben, können nur die nad der bezüglichen 
Statutenänderung eingetretenen Theilnehmer zu höheren Beiträgen 
herangezogen werben. 

Entf. v. 3. April 1872, Nr. 3452 (4547 ©.-U.). Die in Ungelegen- 
beiten der ordentlichen Verwaltung von der Majorität der Egthr. ausgehenden 
Maßregeln haben auch gegenüber Dritten Geltung. 

Entfd. v. 7. Iuni 1871, Nr. 4777 (4190 ©.-U.). Ans 8. 8338. ©. 
folgt keineswegs, daß ber Befiger de8 größeren Antheils (1%, eines Haufes) 
berechtigt wäre, den Egthr. des Meineren Theils aus dem Beſitze abzuſchaffen, 

34* 
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oder für die Benügung feines Antheils fid von ihm einen Zins zahlen zu faffen. 
Um die Klage auf Räumung wider den Egthr. der geringeren Antheile zu redht« 
fertigen, hätte der Egthr. der mehreren Untheile beweilen müfjen, daß er auf 
eine ver in $. 836 ibid. bezeichneten Arten zum Verwalter beftellt, oder als folder 
im Sinne des $. 837 ibid. ftilfhweigend anerfannt wurde. 

Entſch. v. 17. Juni 1869, Nr. 3153 (3446 ©.-U.). Auch ber nad 
8. 833 B. ©. überftimmte Miteigentbämer ift verpflichtet, bie Koften einer 
nothwendigen, von der Majorität beſchloſſenen Reparatur pro rata parte mit 
zuzahlen. 

Entſch. v. 12. Jänner 1869, Nr. 308 (3243 ©.-U.). Eine, nur von 
Einem der Theilhaber ohne Auftrag erfolgte Wohnungskündigung kann wider die 
Miethpartei aud nicht durch nachträgliche Zuflimmung der übrigen Teilhaber 
redtiwirffam werben. ; 

Entf. v. 4. Auguſt 1868, Nr. 7105 (3105 ©U.). Nah $. 833 u. 
836 B. ©. ift der Miteigenthümer, welder fih zur Verwaltung der gemein- 
famen Sade eines Dritten, „Bevollmächtigten“, bedienen will, verpflichtet fi 
bießfals, mit den Miteigenthümern einzuverftehen, oder die VBeflellung durch den 
Richter zu erwirten [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 26. März 1868, Nr. 1012 (3023 ©.-U.). Miteigenthämer 
eines Haufes können fih einander ven ber Benügung ihrer bezügliben Antheile 
durch Bemohnung des Haufes nicht auefhliegen (88. 833, 839 B. ©.). 

Entſch. v. 25. Yuli 1866, Nr. 6689 (©. Ztg. 1866, Nr. 98). Das 
durch die Mierhe begründete Rechtsverhältniß erleidet dadurch, daß die Contra- 
benten zugleich Miteigenthümer des Beftandobjectes find, keine Aenderung. 

Eniſch. v. 25. Mai 1866, Nr. 4290 (2502 G. U.). Der Verwalter 
der gemeinfanıen Sache muß halbjührige Rehnung legen, wenn aud nur ein 
Miteigenthümer darauf befteht; denn Über die Art der Rechnungslegung kann 
nit durch Stimmenmehrheit entſchieden werben. 

Entſch. v. 28. September 1859, Nr. 10659 (877 G.-U.). Wenn bie 
Untheile der in der Frage, ob ein Dritter als Verwalter zu beitellen fei, einander 
widerftreitenden igenthumegencofjen gleih groß find, hat nah Vorſchrift ver 
88. R33—835 B. ©, hierüber ver Richter zu entſcheiden; die Wahl der Perſon 
bes Berwalters und die weiteren Ausführungdmaßregeln gehören jedod zu dem 
dieſer Proceßentſcheidung nachfolgenden Executionsverfahren. 

Entſch. v. 20. September 1859, Nr. 10735 (866 ©.-U., P. ©. 626). 
Eine Bermiethung auf längere als die ortsüblihe Zeit gehört nicht zum ordent- 
lichen Wirthſchaftsbetriebe; 8. 833 B. ©. ift auf eine ſolche langfichtige Ber- 
miethbung nicht anwendbar (Analogie des 8. 189 Abh.-Pat. und 8. 233 B. ©.), 
alſo insbeſondere nicht auf eine Bermiethung für mehrere Jahre. 

Entſch. v. 9. März 1859, Nr. 2520 (749 ©.-U.), Da nad) $. 833 
B. ©. in Angelegenheiten der ordentliden Verwaltung der gemein» 
famen Sache die Mehrheit.... der Antheile.... entfcheidet, die Ver» 
miethung des Haufes aber zu den Angelegenheiten ver ordentlichen 
Berwaltung gehört, muß bei Gleichheit der Antheile der fi in ber 
Frage der Bermiethung widerftreitenden Eigenthumsgenoſſen nad 
8. 836 ibid. ein Verwalter durd den Richter beitellt werben. Der 
Richer hat eine dritte, ven den Parteien nicht vorgefhlagene Perfon zu wählen. 

Entf. v. 21. Auguft 1855, Nr. 8082 (123 ©.-U.; P. ©. 625). Auch 
einem Miteigenthümer fann die im gemeinfhaftlihen Haufe innegehabte Woh⸗ 
nung von der Mehrheit der Übrigen Theilyaber gekündigt werden, und eine ſolche 
Kündigung gehört zur orventlihen Verwaltung der gemeinfchaftlihen Sache. 

Entid. v. 15. Juli 1851, Nr. 5754 (P. ©. 628). Der Miteigen- 
thümer eines gemeinfchaftlihen Haufes, welchem mehr als vie Hälfte desſelben 
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essört, ift berechtigt, die Aominiftration des ganzen Hauſes gegen Rechnungslegung 
allein zu führen und den Miethzins von allen Wohnpartelen einzuheben. 

Entſch. v. 6. Auguft 1834, Nr. 3402 (B. ©. 621). Kein ©. ſchreibt 
vor, daß, wenn alle Mitglieder einer Gefelfaft zur Faſſung eines Societäts- 
beichluffes berufen werden, die Beſchlüſſe ver Erſchienenen für die ganze Gemein 
ſchaft nicht verbindlich fein ſollen. 


(8. 884 — vol.U. 1878, 1874; 361, 809; 830, 1318 ©. @. und bei g. 888 eit.) 
8. 634. Bei wichtigen Veränderungen aber, welche zur Erhaltung oder befferen Benügung 
des Hauptſtammes vorgeſchlagen werden, können die Ueberftimmten Sicherſtellung für künf- 
tigen Schaden; oder, wenn biefe verweigert wird, den Austritt aus der Gemeinſchaft verlangen. 


Entid. v. 30. October 1878, Nr. 7848 (9. B. 1879, Nr. 3). Es 
genügt, daß in der Klage nah F. 834 B. ©. eine Sicherſtellung mit dem ali⸗ 
quoten Betrage der noch nicht ziffermäßig feſtſtehenden Koften der Herftellung 
einer bedeutenderen zur rationellen Bewirthichaftung der gemeinfamen Saden nad 
Gutachten Sacverfläntiger nötbigen oder angezeigten Vorkehrung, welche vie 
Mojorität der Theilhaber beſchloſſen hat, angeboten werde. So lange die Ge⸗ 
meinſchaſt dauert, darf ſich auch der überſtimmte Miteigenthümer der Beitrags- 
leiſtung zu einer ſolchen Vorkehrung nicht entziehen; wenn er auch im Begriffe 
iſt, aus dieſer Gemeinſchaft zu ſcheiden. 


(8. 835 — vgl. 68. 829; 880, 1218 ©. ©.) 
8. 635. Bollen fie nicht austreten, oder gefhähe der Austritt zur Ungeit; fo fol das Los, 
ein Schiedemann, oder, wofern fie ſich darüber nicht einhellig vereinigen, der Richter ent- 
ſcheiden, ob die Veränderung unbedingt oder gegen Giderftellung ftattfinden foll oder nicht. 
Diefe Arten der Entſcheidung treten auch bei gleichen Stimmen der Mitglieder ein. 


Entf. v. 26. März 1868, Nr. 1012 (3023 ©.-U.). Miteigenthümer 
eines Haufes Können fid einander von der Benägung ihrer bezüglihen Antheile 
duch Bewohnung des Haufes nicht ausfchliegen (88. 833 u. 839 B. ©.). 

Entf. v. 4. Juni 1867, Nr. 4772 (2806 ©.-U.). Die Entfheidung 
der Trage, ob überhaupt ein gemeinfamer Verwalter beftelt werden müfle, ift 
im contentiofen Bf. auszutragen,; da über die Frage der unbedingten ober 
bedingten Berpflihtung eines Theilhabers zur Geftattung einer 
wichtigen Veränderung... . wohl gleihmäßig wie in $. 836 B. ©. 
aud in 8. 835 ibid. der Richter zur Entjheidung berufen erſcheint; 
es fih bier aber um die Entfheidung einer Rechtsfrage handelt, 
wobei nicht lediglich das Vorliegen einer Gemeinfhaft des Eigen» 
thums genügt, fondern nod einf&hlägige befondere Verhältniffe von 
Einfluß fein können, deren Unterfuhung niht von Amtöwegen vor- 
zunehmen if. 

(0. 836 — vgl. 13. 830, 833 ©. ©.) 
8. 886. Iſt ein Verwalter der gemeinfhaftlihen Sachen zu beftellen; fo entſcheidet über 
defien Auswahl die Mehrheit ver Stimmen, und in deren Abgang ber Richter. 


Entſch. v. 5. Iumi 1378, Nr. 13401 (©. Ztg. 1879, Nr. 60). Das 
Uebereintommen, ein zu ideell gleihen Theilen den Contrahenten eigenthümliches 
Haus berart zu verwalten, daß jeder der beiden Egthr. über gewifle Localitäten 
frei verfüge, kann nady $. 828 B. ©. nur folange gelten, als Beide einver- 
fanden bleiben; eventuell aber hat Mangels Einigung der Richter den Verwalter 
zu beftellen ($. 836 ibid.). 

Entf. v. 7. Iuni 1871, Nr. 4777 (4190 ©.-U.). Aus 8. 333 8. ©. 
folgt keineswegs, daß ber Befiger des größeren Antheiles (?'/, eines Haufes) 
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beredhtigt wäre, den Egthr. des kleineren Theiles aus dem Beſttze abzufchaffen, 
ober für die Benügung feines Autheils fih von ihm einen Zins geben zu laflen. 
Um die Mage auf Räumung wider den Egthr. der geringeren Antheile zu recht⸗ 
fertigen, hätte der Egthr. der mehreren Untheile bemeifen müffen, daß er auf 
eine der in $. 836 ibid. bezeichneten Arten zum Verwalter beftellt oder als 
folger im Sinne des $. 837 ibid. ſtillſchweigend anerkannt wurde. 

Entf. v. 4. Yuguft 1868, Nr. 7405 (3105 ©.-U.). Nach 88. 833 
u. 836 B. ©. ift ver Miteigenthämer, welcher fi zur Verwaltung der gemein« 
famen Sache eines Dritten „Bevollmädtigten bedienen will, verpflichtet, ſich 
bießfall® mit den Übrigen Miteigenthümern einzuverftehen oder bie Beftellung 
buch den Richter zu erwirken [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 4. Juni 1867, Nr. 4777 (2806 ©.-U.). Darüber, ab ein 
gemeinfamer Verwalter zu beftellen fei, ift im Proceßwege zu entſcheiden. 

Entſch. v. 7. December 1859, Nr. 18686 (923 ©.-U.; P. ©. 629). 
Wenn durh einen Schiedefpruch eine Sache als ein gemeinſchaftliches Vmgn. 
des Klägers und bes Geflagten erflärt wird, und diefer den Sprud wegen 
Ueberfchreitung der ſchiedsrichterlichen Gewalt beftreitet, fo ift, fo lange biefer 
Sprud zu R. befteht, die Sache als ein gemeinſchaftliches Vmgn. beider Theile 
anzufehen, und ber Stläger baber nah 8. 836 B. ©. beredtigt, zu ver 
langen, daß bis zur Entſcheidung des Streites die Sade von einem Dritten 
verwaltet werde. . 

Entid. v. 9. März 1859, Nr. 2520 (749 ©.-U.). Da nad) 8. 883 
B. © in Angelegenheit der ordentlichen Verwaltung ber gemein« 
famen Sade die Mehrheit... . der Antheile... . . entfcheidet, die 
Vermiethung bed Haufes zu den Angelegenheiten der ordentlihen 
Berwaltung gehört, muß bei Gleichheit der Antheile der ſich in der 
Frage der Vermiethung wiberftreitenden Eigenthumsgenoſſen nah 
8. 836 ibid. ein Verwalter durch den Richter beftellt werden. Der 
Richter hat eine dritte von den Parteien nicht vorgefchlagene Perfon zu wählen. 


(8. 887 — vgl. 89. 1008, 1009, 1012, 1014; 1284; 1004, 1018; 1085, 1040; 1008 ©. ©.) 
8. 839. Der Berwalter des gemeinfchaftlichen Gutes. wird als ein Machthaber angefehen. 
Er ift einerfeitS verbunden, ordentliche Rechnung abzulegen; andererfeit aber befugt, alle 
nüglid gemachte Auslagen in Abrehnung zu bringen. Diefes gilt auch in dem Falle, daß 
ein Theilgenofje ein gemeinſchaftliches Gut ohne Auftrag der Übrigen Theilnehmer verwaltet. 


Entſch. v. 24. October 1877, Nr. 4662 (©. Big. 1877, Nr. 98). Die 
Klage des rechtskräftig verurtheilten Schuldners eines feither aufgelöiten Vereines 
um Aufhebung der von dem Verwalter des Vereinsvermögens wider ihn erwirlten 
Erecution iſt abzumeifen, weil aus der Auflöfung des Vereines nicht 
gefolgert werden kann, daß Niemand im Namen des Bereines bei 
Gericht einfhreiten fann, da die Auflöfung den Verwalter des Ge- 
fellihaftsvermögens nicht von der Verbindlichkeit zur Rehnungs- 
legung befreit (88. 837, 841, 1206, 1215 B. ©.), und e8 dem Kläger 
zu Folge des Hof. v. 22. Jänner 1836, Nr. 145 9. ©. ©., zuge- 
kommen wäre, ben Eintritt der Thatfahen, weldhe das R. des Ere- 
quenten behoben und der Erecutionsbemilligung nadgefolgt find, 
zu beweifen, um bie Aufhebung zu erwirten. 

Entſch. v. 26. October 1876, Nr. 8571 (©. H. 1877, Nr. 59). Der 
Berwalter des Nachlaßvermögens ftellt fi) nah dem ©. ($. 837 B. ©.) als 
ein Machthaber der Erben dar; er Tann alfo nicht gegen den erklärten Willen 
der Erben handeln ($. 1020 ibid.). 

Entſch. v. 26. März 1874, Nr. 2616 (5312 G.⸗U.). Der Berlaffen- 
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ſchaftscurator ift zur Proceßführung wider den Miether behufs Räumung einer 
Wohnung in dem zum Nachlaß gehörigen Haufe legitimirt, denn ber nad) 88. 837 
u. 838 8. ©. beftellte Berwalter ift als Machthaber anzufehen; Mangels näherer 
Beſtimmung dieſer Gejegeöftele muß angenommen werden, daß ihm aud bie 
befonderen Mandate des 8. 1008 ibid. ertheilt feien (8. 1029 ibid.). 

Entfd. v. 7. Iuni 1871, Nr. 4777 (4190 ©.-U.). Die Klage des 
zu den größten Antheilen berechtigten Theilhaberd wider feinen Miteigenthümer 
anf Räumung der von legterem benügten Theile des gemeinfamen Gutes ift ver- 
fehlt, infolange erfterer nicht nachweiſt, daß er nach $. 836 B. ©. als Verwalter 
beftellt oder als folder nach 8. 837 ibid. anzufehen fei. 

Entſch. v. 9. Jänner 1868, Nr. 10381 (2964 ©.-U.). Die Rech⸗ 
nungslegung fegt begrifflih auf Seite des hierzu Berpflichteten die 
Berwaltung eines fremden, oder eines gemeinfhaftlihen Vmgus. 
voraus und ift dieß ım Anfehung bes letzteren in den 88. 837 u. 
1198 8. ©. ganz deutlich ausgefproden. Das im $. 1206 ibid. dem 
Erben, mit welchem die Gefellfhaft nit fortgefegt wird, einge. 
räumte R., die Rechnungen bis zum Tode des Erbls. zu fordern, 
fleht demfelben wie jedem anderen socius, nad $. 1198 ibid. nur 
gegen jenen Gefellfhafter zu, der die Verwaltung beforgt hat, fo 
wie der Erbe felbft den anderen Genoffen zur Rehnungsablage nur 
infoweit verpflichtet fein ann, als fein Erbl. die Verwaltung der 
Sccietät geführt habe. Hieraus ergibt fih die Unftatthaftigleit 
des Begehrens des Erben eines gefhäftsführenden Geſellſchafters 
gegen die übrigen Gefellfhafter auf Rechnungslegung für eine 
Zeit, in welder...... vielmehr ihr Erbl. Rehnung zu legen ver- 
pflitet war. 

Entf‘. v. 25. Mai 1866, Nr. 4200 (2503 &.-U.). Die Beſtimmung, 
in welden $riften der verwaltende Miteigenthümer nah $. 837 B. ©. Rechnung 
zu legen hat, lann wohl ein Gegenftand der Vereinbarung der Miteigenthümer fein, 
ift aber feine foldhe Angelegenbeit, hinſichtlich welcher nad $. 833 ibid. biefelben 
mit Stimmenmehrheit zu entſcheiden hätten. Weber Verlangen auch nur eines 
Miteigeniyämers muß, da die Einkünfte halbjährig eingehen, und die Adminiſtra⸗ 
tion fih nit auch auf die Verwaltung der ſchon bezogenen Nugungen erftredte, 
halbjährig Rechnung gelegt werden. Die Berufung auf $. 1199 ihid. ift un« 
zutreffend. 

’ G. 896 — ug... 800. 0) 
6. 838. Wird die Verwaltung Mehreren überlafſen, fo entſcheidet auch unter ihnen die Mehr» 
heit der Stimmen. 


Entf. v. 26. October 1876, Nr. 8571 (©. H. 1877, Nr. 59). Wenn 
von zwei Berlaffenfhaftscuratoren nur einer die Entſcheidung in III. Inſtanz 
verlangt, der andere davon abfteht, kann in die a. o. Revifionsbefchwerde nicht 
eingegangen werben ($$. 838 u. 1011 3. ©.). 


b) der Außungen und Kaften; 
(8. 889 — ogl. 99. 362, 448; 394, 586, 788 u. fi.; 9. 1184 8. @) 

8. 830. Die gemeinſchaftlichen Nutzungen und Laften werden nach Berhättniß der Antheile 
ansgemeffen. Im Zweifel wird jeder Antheil glei groß angefehen; wer das Gegentheil be- 
bauptet, muß es beweifen. 

Entſch. v. 3. Februar 1875, Nr. 837 (5614 ©.-U.). Im Falle der 
mit bebingtem Endurtheil fententionirte Haupteid auch nur von einem ber Streits 
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genoſſen nicht abgelegt, ober einem berfelben ein Meineid nachgewieſen wirb, find 
alle Streitgenoffen ſachfällig, und die Execution ift wider Alle zu bewilligen, wenn 
auch Mangels folitarifcher Haftung von Jedem nur fein Antheil an der Gefaommt- 
ſchuld hereinzubringen ift (88. 839 u. 889 B. ©.). : 

Entſch. v. 26. März 1868, Nr. 1012 (3023 ©.-U.). Miteigenthümer 
Üönnen einander von der Benägung ihrer Hausantheile durch Bewohnung nicht 
ausſchließen (88. 833 u. 839 B. ©.). 

Entf. v. 15. Februar 1860, Nr. 1140 (1082 G.-U.). Ein auf der 
ganzen Realität fihergeftellter Gläubiger Tann, wenn ein Antheil an berfelben 
erecutiv verfauft wird, aus dieſem Erlös mit Ausfcpliegung nachſtehender Gläu⸗ 
biger volle Bezahlung verlangen. { 

Entfh. v. 9. Auguft 1859, Nr. 866 (©. H. 1862, Nr. 13). Nur 
wenn nebft Subflanz und Nugungen aud die auf der Sache haftenden Laften 
gleich getheilt wurden, fann eine Theilung als vollkommen gleich betrachtet werden. 

Entſch. v. 25. November 1857, Nr. 12176 (479 ©.-U.). Ein im 
Kaufvertrag „bi zum Ableben beider Eheleute” bebungene® Ausgedinge muß 
auch nad Ableben eines Garten als Theil des Kaufidillings ganz dem über⸗ 
lebenden berichtigt werden. Weber bie Beflimmungen des 8. 915 B. ©. no 
jene ver 88. 839, 888 u, 892 ibid. können bier in Betracht kommen. 


(4. 840 — ugl #8. 31, 238, 390, 461, 687, 784, 848, 1186 ©. @.) 
8. 840. Ordentlicher Weiſe find die erzielten Nutzungen in Natur zu theilen. Iſt aber dieſe 
Bertheitungsart nicht thunlich; fo iſt jeder berechtiget, auf die äffentliche Feilbietung zu dringen. 
Der gelöfte Werth wird den Theilhabern verhältnißmäßig entrichtet. 


Entfd. v. 3. Juni 1875, Nr. 2921 (5746 ©.-U.). Da in den Che- 
pacten eine ſchon bei Lebzeiten wirkſame Gütergemeinſchaft vereinbart wurde, 
war die Ehegattin allerdings verpflichtet, ihr elterliches Erbtheil in der Gemein- 
ſchaft einzulegen und der gemeinfamen Verwaltung zu unterziehen ($$. 1233, 
1177, 1178, 833—842 B. ©.), hingegen das wider fie auf Herausgabe ver 
Hälfte tiefes Erbtheils gerichtete Begehren als gänzlih unbegründet (88. 830, 
839, 1262 ibid.) abzuweifen. j 


©) der Theilung. 
(8. 841 7 dgl. 95. 1418, 1414; 828; 928, 928 DB. @.) 
8. 841. Bei der nach aufgehobener Gemeinſchaft vorzunehmenden Thellung der gemeinfchaft- 
lichen Sache gilt keine Mehrheit ver Stimmen. Die Thellung muß zur Zufrievenheit eines 
jeven Sachgenoſſen vorgenoimmen werden. Können fie nicht einig werben, fo entſcheidet das 
208, oder ein Schiedsmann; oder, wenn fie fi) über die Beftimmung der einen oder anderen 
E diefer Entfgeidungsarten nicht einhellig vereinigen, der Richter. 


Entfh v. 3. April 1878, Nr. 14137 (©. Big. 1879, Nr. 36). Der 
durch teftamentarifche Sutflitution eingefhränfte Egthr. eines ideellen Realitäten 
antheild hat nur ein Egth. mit ben R.en eines Fruchtnießers (8. 613 B. ©.) 
und Tann daher ohne Zuftimmung des Miteigenthümers die factiſche Teilung 
der Realität nicht verlangen, zumal hierzu im Sintfe des 8. 841 ibid. nur jener 
Theilhaber berechtigt iſt, welcher nach der’ Vorausfegung des 8. 829 ibid. ein 
vollftändiger Egthr. ſeines Antheiles if. Dazu fommt nod, daß aus ber 
Theilung der Schulden in zwei gleihe Theile, wovon mit Aufredt« 
haltung des den büderlihen Gläubigexn auf bie ganze Realität zu« 
ftebenden Pfandrechtes jedem der beiden Theilhaber die auf feine 
Hälfte entfallenren Schulden zugewiefen werben, für den min. Ge- 
klagten fid ver Nadhtheil ergeben würde, daß feine Realitätenhälfte 
auch weren der dem Kläger zur Zahlung zugewiefenen Schulden in 
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Anfprud genommen werben könnte und er ſtets der Gefahr ausge- 
fest wäre, daß wegen eines Saumſals des Klägers bei Zahlung der 
biefem zugewieſenen Schulden feine Realitätenhälfte erecutin ver» 
äußert wärde, 

Entf. v. 24. October 1877, Nr. 4662 (©. Big. 1877, Nr. 98). 
Aus der Auflöfung des Vereines fann nicht gefolgert werden, daß Niemand im 
Namen desſelben bei Gericht einfchreiten Könne, weil die Auflöfung einer Gefell- 
ſchaft den Verwalter des Gefelfchaftsvermögens nicht von der Verbindlichkeit 
Rechnung zu legen befreit (88. 837, 841, 1206, 1215 B. G.; — Hofo. vom 
22. Jänner 1836, Nr. 145 9. ©. ©.). 

Entſch. v. 1. Yuli 1869, Nr. 7044 (3461 G.U.), Eine vom Richter 
im Erecutionsverfahren vorgenommene Theilung wegen ungenauer Bezeichnung 
der Theilobjecte im Erfenntniffe über das vorausgegangene Bf. ift nichtig. 

Entid. v. 18. März 1868, Nr. 1522 (3016 ©.-U.). Der Klage 
eines Miteigenthümerd um gerichtliche Feilbietung zweier gemeinfamer Häufer 
und Theilung des Erlöfes ift ftattzugeben, denn das Begehren ift in $. 843 
B. ©. begründet, der Miteigenthümer kann nah 8. 841 ibid. nicht gezwungen 
werben, das eine ober andere Haus eventuell mit einer — erft zu beftunmenten 
— Gelvaufgabe anzunehmen; und wenn im Einne der Schlußbeftimmung 
bes 8. 841 ibid. es auf die richterliche Entſcheidung über die Art der 
Theilung anfommt, fo zeigt ſich eben die gerihtlihe Feilbietung 
als die geeignetfte Theilungsart. Die Feilbietungabedingniffe vorzufchla« 
gen, kann nidt Aufgabe der Klage fein, dieß bleibt dem Executionsverfahren 
verbehalten. 

Entſch. v. 3. Jänner 1866, Nr. 10726 (©. Ztg. 1867, Nr. 63). Im 
Theilungsftreite find beide Parteien als Kläger und Bellagte zu behandeln; über 
beide Begehren ift daher im ſelben Urteil zu erfennen (8. 830 B. ©.). 

Entf. v. 14. November 1865, Nr. 8332 (©. 9. 1866, Nr. 3). Eine 
Berzugsrehisflage, welche mit dem CErfolglafiungsbegehren complicirt iſt, muß 
abgewiefen werden, wenn fie nicht gegen alle Hypothekargläubiger und den Ere- 
euten geriet if. 

Entſch. v. 3. Februar 1858, Nr. 944 (607 ©.-U.; B. ©. 632). Die 
Erbfhaftstheilung bei Verlafienihaftsrealitäten zwifchen maj. und min. Erben ift 
gemäß 88. 27 u. 166 Abh.Pat. von der zuftändigen Abhandlungebehörde vors 
zunehmen, ohne daß die Genehmigung des Gerichtshofes nah 8. 83 Jur. N. 
hierzu erforderlich wäre, 

Entſch. v. 26. Mai 1867, Nr. 3898 (363 ©.-U.). Jeder Miteigen- 
ttümer Tann die Feilbietung der gemeinfamen Sade verlangen. $. 829 B. ©. 
collidirt feineswegse mit 8. 843 ibid.; denn unter den im legten Paragraphe 
bezeichneten Antheilen Können nur ideelle verflanden werden. [Aehnl. der Entſch. 
Mr. 1522 ex 1868.) 

Entf. v. 26. Februar 1856, Nr. 1050 (164 ©.U.; P. ©. 631). 
Das Berlafienfhaftsvermögen ift ein gemeinfhaftlihes Gut ver dazu berufenen 
Erben; dasſelbe kann daber nah 8. 841 B. ©. nur unter Zuftimmung ſämmt · 
licher Parteien getheilt werden; ift dieſe Einigung nicht zu erzielen, und Können 
fi die Parteien auch nicht über das Los oder einen Schiedsrichter einigen, 
fo muß die Theilung vom Richter vorgenommen werben; diefer fann babei nur 
in Gemäßheit der Gerichtsordnung vorgehen; es ift alfo eine Klage auf Theilung 
einzubringen. 
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3. 842. Ein Schievemann oder der Richter entſcheidet au, ob bei der Theilung liegender 
Gründe oder Gebäude ein Theilgenoſſe zur Benüyung feines Anthelles, einer Servitut be= 
dürfe, und unter welcher Bedingung fle ihm zu vermwilligen fei. 

Siehe bie obeit. Ge. im XVIIL. Be. der Many'fgen Glg. 


Entſch. v. 20. Juni 1865, Nr. 5095 (2206 ©.-U.). Ueber die Frage 
der Theilung eines gemeinfamen Gutes und der hierbei nah $. 842 B. ©. 
etwa zu conftituirenden Servituten find ausſchließlich die Civilgerichte competent 
und ift die Competenz ber Gerichte vortommendenfall® von Amtswegen, daher 
trotz verfäumter Recurefrift wahrzunehmen. 

Entfd. v. 4. Jänner 1859, Nr. 14948 (700 G.⸗U.). Auch ein erft 
hierzu von den Schiedsrichtern beftimmter Friſt gefällter Schiedsſpruch 
iſt giltig. 
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8 848. Kann eine gemeinſchaftliche Sache entweder gar nicht, oder nicht ohne beträchtliche 

Berminderung des Werthes getheilt werden; fo ift fie, und zwar wenn auch nur Ein Theil 

genofle es verlangt, vermittelft gerichtlicher Yeilbietung zu verkaufen, und ber Kaufſchilling 
unter die Theilhaber zu vertheilen. 


Entſch. v. 7. November 1878, Nr. 1849 (©. Ztg. 1879, Nr. 84). Die 
Klage auf Theilung einer ererbten gemeinfamen mit dem teftamentarifchen Subiti« 
tutiondbande behafteten Sade ift unftatthaft, denn die beiden Streittheile haben 
als Erben ven legten Willen des Erbls. zu beachten und es fleht ihnen in Folge 
der legtwilligen Verfügung über den Anfall des Vmgns. nad ihrem Tode am 
die Kinder C und D nur das eingeſchränkte Eigenthumsrecht an der Realität 
mit den R.en und Verbindlichkeiten einer gemeinſchaftlichen Nutznießung zu (8. 613 
2. ©.). Der Umftand, daß die Einantwortungsurfunde nicht der Vorſchrift des 
8. 174 Abb. Pat. enifpribt und von der angegebenen Eigenthumsbeſchränkung 
nichts enthält, berechtigt nicht, mit Verkürzung der nachberuſenen Perfonen anzu« 
nehmen, daß die Streittheile die Realität in das unbeicränfte Eigentyum über 
tommen haben, da dieß in der Einantwortung nicht ausbrüdlic gefagt ift und 
überdieß eine im Abhandlungswege ergangene gerichtlihe Verfügung jenen Per- 
fonen nicht zum Nachtheil gereihen fann, welde an der Verhandlung gar nit 
teilgenommen haben. Was die Berufung der Klägerin auf die Erfigung ver 
Eigenfhaft der Unbefchränttgeit des Egths. durch die dreijährige Dauer der bücher⸗ 
lichen Eintragung ihres Eigths., ohne daß eine Beſchränkung besfelben erſichtlich 
ift, betrifft, fo fehlt der Klägerin vor Allem das Erforderniß der Reblichkeit des 
Befiges, da fie die legtwillige Anordnung kennt und als Erbin biefelbe beachten 
muß [Schlußfolgerung). Für die Rechtsverhältniſſe der beiden Mit» 
eigenthümerinnen unter fidh find jene rehtlihen Örundlagen maß- 
gebend, in Folge deren fie in den büderlihen Befig gelangten. 

Entfd. v. 10. October 1878, Nr. 5874 (©. Zig. 1879, Nr. 7). Die 
Mangels Einigung Über Theilung der Wohngebäude einer Wirthſchaft angefuchte 
gerichtliche Feilbietung derfelben wurde abgeſchlagen. Den nad den Anfüh- 
rungen der Klage handelt es ſich eigentlih um die gänzlide Durd- 
führung der phyfifhen Theilung der früher vom Kläger mit dem Ge- 
klagten ungetheilt befeffenen Realität und glaubt der Kläger zu dem 
Begehren um die Öeftattung der gerichtlichen Feilbietung der zur 
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Realität gehörigen und fomit einen integrirenden Beftanbtheil ber- 
felben bildenden Gebäude ans dem Grunde beredtigt zu fein, weil 
zwiſchen ihm und dem Geklagten wohl hinfihtli der Theilung der 
gemeinfhaftliden Orunpftäde eine Einigung zu Stande fam, hin- 
Tihtlih der zu diefem Befisftande gehörigen Gebäude aber ein beide 
Theile zufriedenftellendes Uebereintommen nicht zu erzielen gewefen 
iſt. Da aber felbft nad biefer Klageanführung die Gebäude, deren 
BFeilbietung angefuht wird, einen integrivenden Beftandtheil der 
Wirthſchaft, fomit mit derfelben ein Ganzes bilden, ift ber 8. 843. 
B. ©. anf den vorliegenden Fall gar nit anwendbar, weil es fid 
nicht um die Feilbietung der ganzen Wirthſchaft handelt, und bei der 
phyſiſchen Tpeilung einer Wirtbfhaft nur nah dem. 841 ibid. vor« 
gegangen werben kann. Bon einer Feilbietung eines integrirenden 
Beftandtpeiles einer Realität ohne vorausgegangene büderlihe Ab⸗ 
trennung bderfelben kann aber aud im Hinblide auf die Beftim- 
mungen ber 88. 3 u. 11 ©. ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 95%. ©. 2. 
keine Rede fein. 

Entfd. v. 3. April 1878, Nr. 14137 (©. Ztg. 1879, Nr. 36), Ein 
Bloß beſchränkter Miteigenthümer ift — zumal wenn die Oefammirealität ber 
laſtet ift und daher die anderen Miteigenthämer in Solidarhaftung blieben — 
für ſich allein nicht berechtigt, auf factifhe Theilung ber gemeinfamen Sache 
zu bringen, 

Entſch. v. 7. März 1878, Nr. 13968 (©. H. 1878, Nr. 69). Die 
Gemeinſchaft mehrerer Berfonen binfihtlih einer Sache bat beren 
angetheiltes Eigenthumsrecht an derfelben zur Borausfegung, daher 
nur ein Theilgenofie gegen feine Theilgenoffen die Aufhebung der Ge— 
meinſchaft zu verlangen beredtigt fein fann (88. 825 u. 843 B. ©.). 
Die Legitimation zum Begehren um Aufhebung ver Gemeinfchaft ift hiernach 
and weiters dadurch bevingt, daß man wirklich in ben Beſitz ver gemeinfamen 
Sade gekommen fei (88. 423 u. 424 ibid.). 

Entſch. v. 5. März 1876, Nr. 171 (6053 ©.-U.). Ueber das nur all« 
gemein auf Aufhebung der Gemeinfchaft gerichtete Klagebegehren kann, wenn die 
Sadwerftändigen ven fofortigen Berlauf der gemeinfamen Sache wegen demnächſt 
zu erwartender bedeutender Werthserhöhung für unvortheilhaft erflären, der Ver⸗ 
tauf nad) einem beftimmten Zeitpunkt erfannt werben, weil das, wenn aud 
allgemein lautende Rlagebegehren gemäß 8. 830 B. ©. auf diefe 
Weife nur eingefhränft und keineswegs überforitten wird, die Ent« 
fheidung über den angemeffenen Auffhub aber nah 8. 904 ibid. 
dem Gerichte zuſteht. 

Entſch. v. 29. October 1875, Nr. 8409 (5897 G.-U.). Sowohl in 
bem Falle, daß auf Grund der eine gegenwärtige Gätergemeinfchaft bedingenden 
Ehepacten das Miteigentbum auf eine Realität für die Gattin wirklich einverleibt 
wurde, als im Falle einer vereinbarten Gütergemeinfchaft für den Todesfall 
(8. 1234 B. ©.) ift der Gatte beredhtigt, die Aufhebung der Gemeinfhaft des 
Egths. Hezüglic einer Realität nah 88. 830 u. 843 ibid. zu forbern. 

Entf. v. 27. October 1875, Nr. 11708 (5891 ©.-U.) Da nad 
88. 830 u. 843 3. ©. die maj. gewordenen Theilhaber das R. haben, die Aufe 
bebung der Gemeinfihaft und die Theilung der gemeinfamen Wertbpapiere zu ver- 
langen, die Durchfegung diefes Rs. im Proceßwege aber für die Min. jedenfall 
bedeutendere Nachtheile nach fi ziehen würde, auf diefen Fall aud die 88. 168 
m. 201 Abh.-Bat. nicht angewendet werben können, ift nad 8. 217 ibid. und 
88. 830 u. 843 8. ©. die verlangte Auseinanderfegung über das Anfuchen der 
Maj. im officiofen Wege zu bewerfftelligen. 
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Entſch. v. 19. Auguſt 1875, Nr. 9012 (6841 G.U.). Die zur Reali⸗ 
firung des auf Aufhebung der Gemeinſchaft erwirkten Erkenntniſſes begehrte 
executive Schägung der biöher gemeinfomen Realität ift zu bewilligen. 

Entſch. v. 3. Juni 1875, Nr. 2921 (6746 ©.-U). Das auf Heraus⸗ 
gabe ter Hälfte des nad der vereinbarten Gütergemeinihaft von ber Ehegattin 
in die Gemeinſchaft einzubringenven elterlichen Erbtheils (88. 12383, 1177, 1178; 
833—842 B. ©.) gerichtete Begehren ift gänzlich unbegründet. 

Entf. v. 21. April 1875, Nr. 3509 (5694 ©.-U.). Für lagen auf 
Aufpebung ver Cigentyumegemeinfhaft am einer unbeweglihen Sache ift, auch 
wenn die Gemeinfdaft auf einer Handelegefelihaft beruht, nah 88. 52, 53 m. 
59 Jur. N. tie Realinftanz competent. 88.39, Abf. 3 und 43 des Einf. Gs. 
zum 9. ©. haben hieran nichts geändert. 

Entſch. v. 31. März 1875, Nr. 4181 (©. 9. 1876, Nr. 51; 5673 
G.-U.). Der 8. 843 B. ©. befiimmt zwar, daß der Kaufſchilling für eine be⸗ 
hufs Aufhebung der Gemeinfbaft des Egths. gerichilich veräußerte Realität unter 
die Theiihaber zu vertheilen fei; enthält jedoch keine Beflimmung über den Vor⸗ 
gang bei der äffentlihen BVerfteigerung und der Meiftbotvertheilung. Es haben 
daher nur, wenn es fih um eine freiwillige Verfteigerung handelt, die Beſtim⸗ 
mungen des Abh.-Pat., bei zmangsweifer Veräußerung hingegen jene der a. ©. O 
Auwentung zu finden. Wenn fonady die Feilbietung als zwangsweiſe Durcführ 
rung des auf Aufhebung der Gemeinfhaft fautenden Erfenntnifjes erfolgte, tritt 
den Pfantgläubigern gegenüber der Meiftbot an die Stelle der bisherigen Hypo⸗ 
thet (im ®egenfage zur Anordnung des 8. 277 Abh.-Bat.). 

Entjb. v. 11. Novenber 1873, Nr. 10200 (5132 ©.-U.). Das Bes 
gehren um Feilbietung der Hälfte der gemeinfomen Realität iſt, da bie Hälfte 
nicht für fi einen Orundbudhstdtper bildet, nad) 8. 843 B. ©. unzuläffig, nach 
welchem der Miteigentyümer an einer Sache nur durch Feilbietung biefer ganzem 
Sauce gelöft werden kann. 

Entſch. v. 1. Octeber 1873, Nr. 8279 (5093 ©.-U.). Das Begehren 
des Miteigenthümers eines Haufe um gerichtliche Feilbietung desſelben ift nad 
88. 830 u. 843 B. ©. zu bewilligen, da durch die ideelle Theilung die Ger 
meinſchaft nicht aufgehoben, die materielle Therlung eines Hauſes aber unmöglich 
iſt [ogl. das feither erflofiene ©. v. 30. März 1879, Nr. 50 R. ©. B.); es 
wäre denn, daß die Getlagten erweifen, der Verkauf geſchähe eben jegt zur Unzeit. 
Daß und warum ihm die Fortdauer der Gemeinſchaft läftig fei, braucht der Kläger 
nicht nachzuweiſen. 

Entſch. v. 20. Auguft 1872, Nr. 8683 (4690 ©.-U. n. Manz’ihe Slg.). 
In der Erwägung, daß andernfal® die Geltendmachung ver dem Miteigenthümer 
in 88. 830 u. 843 B. ©. eingeräumten R. iluferifh wäre und unter Berug- 
nahme auf 88. 20, lit, b und 60 ©. ©. wurde eingetragen in's Spruchreper⸗ 
terinm Ar. 18: Nach 8. 20, lit.b ©. ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 95 R. ©. B., 
ift die grundbüderlihde Anmerkung der Klage des im Grundbuche 
eingetragenen Miteigenthümers einer Liegenfhaft gegen den an— 
deren Miteigenthümer auf Aufhebung der Gemeinfhaft des Egthe. 
an der Liegenfhaft und Geftattung des Verkaufes derfelben durch 
gerihtlihe Feilbietung zuläffig. ; 

Entf. v. 10. Auguft 1871, Nr. 4785 (4248 ©.-U.), Das Be 
gehren um gerichtliche Feilbietungz der gemeinfamen Realität unter ben in ber 
Klage angeführten Bedingniſſen ift im der Hauprfahe nah 8. 843 B. ©. zu- 
Läffig, daher nicht abzumeifen; wohl aber vem Begehren um Vornahme unter den 
beantragten Bedingungen nicht ftattzugeben, weil beren Feſtiſtellung fowie über 
haupt bie Bolftredung des Urtheils nicht durch das Urtheil felbft normirt werden 
Kann, fonbern, wenn die Parteien ſich darüber nicht einigen, nach der Vorſchrift 
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des 81. Capitels der a. ©. D. unter Wahrung ber Intereſſen aud anderer 
BPerfonen als nur der Procegparteien zu geſchehen hat. 

Entſch. v. 9. September 1870, Nr. 10079 (3867 ©.-U.). Aus 
einem auf Aufhebung der Gemeinſchaft durch gerichtliche Feilbietung der ge⸗ 
meinfamen Realität erwirkten Erkenntniſſe haben beide Theilhaber das gleiche 
R. auf executive Durchführung des Verkaufes und Theilung des erzielten Erlöſes 
zu bringen. 

Entfd. v. 30. Juni 1869, Nr. 7206 (3457 ©.-U.). Mit der Befits 
einführung des Erſtehers hat die Thätigkeit des Erecutionsrichters nad $. 339 
a. ©. D. um 8. 1061 B. ©. ihr Ende erreicht; die Vornahme weiterer Vor⸗ 
tehrungen, aljo aud der Abtheilung eines Theiles einer gemeinfamen Sache von 
dem fremden Theile, bleibt daher dem gütlihen Einvernehmen der Interefienten 
oder der gerichtlichen Anseinanderfegung in befonderem Procefie vorbehalten. 

Entf. v. 13. April 1869, Nr. 3963 (3372 ©.-U.). Die Eintra⸗ 
gung des dur Urtheil zuerkannten Rs. auf gerichtliche Feilbietung der ge⸗ 
meinfamen Realität ift zuläffig lähnl. Entſch. Nr. 8633 ex 1872]; dagegen das 
Begehren um executive Einverleibung des Pfandrechtes für die Erecutionskoſten 
unzuläffig. 

Entf. v. 18. März 1868, Nr. 1522 (8016 ©.-U.). Das Begehren 
am gerichtliche Feilbietung zweier dem Kläger miteigenthümlichen Häufer und 
Theilung des Erlöſes ift im ©. ($. 843 B. ©.) begründet; ein Theilnehmer 
fann nicht gezwungen werden, eine® oder das andere Haus eventuell gegen Auf 
zahlung anzunehmen. Die gerichiliche Feilbietung ift jedem die geeignetfte Thei⸗ 
Iungeart ($. 841 ibid.). 

Entjd. v. 10. Jänner 1868, Nr. 11092 (©. Ztg. 1868, Nr. 32). Auch 
der Maſſeverwalter ift zur Klage auf Feilbietung eines dem Crivatar miteigen- 
thümliben untheilbaren Gutes legitimirt. 

Entf. v. 14. Jänner 1863, Nr. 64 (1640 ©.-U.). Die Art des Voll- 
zuges einer nah $. 843 B. ©. bewiligten Feilbietung des gemeinfamen Gutes 
gehört zum Executionsverfahren; es find daher dießbezüglich die für executive 
Feilbietungen beftehennen Vorſchriften maßgebend. 

Entſch. v. 2. November 1868, Nr. 10931 (649 G.-U.). Der auf 
Theilung belangte Miteigenipümer muß fi nur dann viefelbe gefallen Laffen, 
wenn bie Theilung nicht unverhältnigmäß:ge Koſten verurfacht. 

Entfd. v. 3. März 1858, Nr. 1575 (520 ©.-U). Der Umftand, 
Daß eine nun an mehrere Miteigenthümer Übergegangene Realität urſprünglich 
gegen Uebernahme gewifler immerwährender Berpflihtungen in's Privateigen- 
thum überging (Säcularifation mit der Auflage der Inſtandhaltung der Kırde), 
ann der Auflöfung der Gemeinſchaft nah 88. 832 u. 843 B. ©. nicht ent 
gegenftehen. R 

Entf. v. ? 1857 (P. ©. 641). Die iveelle Theilung eines Haufes 
hebt die Gemeinſchaft nicht auf; jeder Gemeinſchafter kann deſſen Feilbietung 
begehren. 

Entid. v. 26. Mai 1857, Nr. 3898 (363 ©.-U.; P. ©. 640). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 641; B. ©. (1857). 

Entſch. v. 1. April 1856, Nr. 2859 (180 ©.-U.; P. ©. 633). Jeder 
Miteigenthümer einer feiner phyſiſchen Theilung fähigen Realität kann die gericht- 
lie Feilbietung derſelben verlangen. Wenn der Gegner behauptet, daß ein 
folder Verlauf zur Unzeit geſchähe, fo muß er dieß beweifen. 

Entf. v. 30. December 1853, Nr. 13331 (P. ©. 637). Wenn ein 
unbewegliches Gut mehreren Berfonen gehört, fo ift dasſelbe ungeachtet der Ber- 
gewährung der Theilhaber um beſtimmte Antheile der Realität ald ungetheilt, 
mithin als ein gemeinfhaftlihes Gut aller Miteigentyämer anzufehen. 
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Entfd. v. 25. April 1851, Nr. 3256 (P. ©. 654). Die Anwendung 
des 8. 843 B. ©. kann auf das bloße Geſuch eines Theilhabers ter gemein- 
ſchaftlichen Sache ftattfinden, ohne daß vorläufig darüber eine Proceßverhandlung 
abgeführt werden müßte. 

Entſch. v. 10. December 1847, Nr. 7327 (PB. ©. 638). Unter Theis 
lung im Sinne des $. 843 B. ©. ift eine phyſiſche und nicht intellectuelle 
Teilung eines Ganzen zu verftehen. Die Anſicht, daß durd eine ſolche phyſiſche 
Theilung ein Eingriff in das Eigenthumsrecht des Miteigenthümers gefchehe, ift 
nicht flihhältig. 

Entf. v. 24. April 1839, Nr. 1348 (P. ©. 635). Das Klagebe⸗ 
gehren des Miteigenthümers eines Haufes, daß auf Grund der vorausgegangenen 
gerihtlihen Schägung das Haus gerichtlich feilgeboten und dem gellagten Mit 
eigenthümer fein Antheil nad dem $eilbietungserlöfe hinausbezahlt werde, ift 
zuläffig. 

(8. 844 — vgl. 88. 848; 898, 895; 9. 485 B. ©.) 
8. 844. Gervituten, Gränzzeihen und die zum gemeinſchaftlichen Gebrauche nöthigen Ur- 
kunden find feiner Theilung fähig. Die Grunpdienftbarkeiten kommen allen Theilhabern zu 
ftatten. Die Urkunden werden, wenn fonft nichts im Wege fteht, bei dem älteften Theilnehmer 
niedergelegt. Die übrigen erhalten auf ihre Koften beglaubigte Abſchriften. 


Entf. v. 20. October 1874, Nr. 10780 (5504 ©.-U.). Die Bor- 
fhrift des $. 844 8. ©., gemäß welder bei der Theilung des herrfchen- 
den Gutes unter mehrere Miteigenthümer die Orunddienftbarteiten 
allen Theilhabern zu ftatten kommen, kann fowohl in diefem ald dem 
analogen Yalle der Abtrennung eines Theiles durd Verlauf mit Rüc— 
nit auf 88. 484 u. 485 ibid. nur dahin verftanden werden, daß bei 
nahmaligem Eintritt mehrerer getheilter Miteigenthümer des herr— 
ſchenden Gutes die Theilnehmung an dem hiermit verbundenen Dienft= 
barkeitsrechte inſofern Play zu greifen hat, als es die Natur der 
Dienftbarkeit ohne größere Erfhmwerung oder Belaflung der bienft« 
baren Sade zuläßt, und mit dem Örundfage der Unveränderlichkeit 
und Solidarität des RE. und der Laſt der Servitut auf der einen 
ober anderen Seite vereinbar ift. Die auf die alte Salzburger Forftver« 
fafjung fi) gründenden Me. des Holzbezugs aus dortigen ärarifhen Wälvern 
gehen nicht im Verhältniß zum quoten Werthe des Trennftüdes auf dieſes über. 

Entſch. v. 26. Yänner 1871, Nr. 9212 (4036 ©.-U.). Der Theilyaber 
einer Urkunde ift zwar nit beredtigt, von dem älteren Theilhaber die Ausfolgung 
ber in deſſen Innehabung befindlihen Urkunde, wohl aber berechtigt zu begehren, 
daß derfelbe die Uebereinftimmung der erfolgten Abjchrift mit der Ürſchrift der 
Urkunde beftätige. 

Entf. v. 5. Mai 1857, Nr. 3741 (337 ©.-U.; P. ©. 644). Die 
Klage auf abſchriftliche Mittheilung einer Urkunde über ein zwiſchen dritten Per- 
fonen abgeſchloſſenes Rechtsgeſchäft ift unzuläffig. 

Entid. v. 13. Mai 1820, Nr. 2677 (PB. ©. 643). Adelsdiplome find 
bei dem älteften Theilnehmer zu hinterlegen. 


(8. 845 — vgl. 46. 851-858; 854; 65. 425; 426-428, 481188 ©. 8.) 
8. 845. Bei Theilungen der Grundftüde müffen die gegenfeitigen Gränzen nad Verſchieden⸗ 
heit der Lage durch Säulen, Gränzfteine oder Pfäple auf eine deutlihe und unmwandelbare 
Art bezeichnet werden. Flüffe, Berge und Straßen find natürliche Gränzen. Um den Betrug 
und Irrtum zu entfernen, follen in die Eteine, Säulen oder Pfähle, die wirklich zur Mar 
tung dienen, Kreuge, Wappen, Zahlen oder andere Zeichen gehauen oder darunter einge 
graben werden. 
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(6. 846 — vgl. bei $. 845 cit.; 8. 436 ©. 8.) 
8. 846. Ueber die gemachte Theilung find Urkunden zu errichten. Ein Theilhaber einer un 


beweglichen Sache erhält auch erſt dadurch ein dinglihes Recht auf feinen Anteil, daß vie 
darüber errichtete Urkunde den öffentlichen Büchern einverleibt wird (8. 436). 


Entfd. v. 20. Yuni 1865, Nr. 5095 (©. Zig. 1866, Nr. 56). Ob 
bei Theilung eines unbeweglichen Sutes die Geftattung einer Servitut zur Be 
nügung eines Antheiles an demfelben nöthig fei, entſcheidet das Gericht; nicht die 
Srundentlaftungsablöfungs- und Regulirungscommiffion. 


(8. 847 — vgl. 88. 26, 838; u; . 8815 468; 88. 1402, 1422; 68. 1008; ;d296, 1u05; 144 ©. ©.; 6.87 

€. D. o. 25. December 1868, Rr. 1 R. & D. für 1869.) 

8. 848. Die bloße Theilung was immer für eines gemeinfgaftlihen Gutes kann einem 

Dritten nit zum Nachteile gereihen; alle ihm zuſtehenden Pfand-, Gervitut- und andere 

dingliche Rechte werden nach, wie vor der Theilung ausgeübt. Much perſönliche Rechte, die 

einem Dritten gegen eine Gemeinſchaft zuftehen, haben ungeachtet des erfolgten Austrittes ihre 
vorige Kraft. 


Entf. v. 29. März 1864, Nr. 2201 En G.U.). Ein Gläubiger, 
welcher das Pfandrecht nad $. 822 B. ©. auf die ganzen Nachlaßimmobilien 

erwarb, kann fi wider die rechtsfräftige Einantwortung, wodurch feinem Schuloner 

eines der Güter ganz zugetheilt wurde, nicht auf $. 847 ibid. berufen. Die 

Trage, ob durch eine dem Teftamente gemäß vollzogene Erbötheilung Re. eines 
Dritten verlegt worden feien, ift nicht im Recurswege, fondern im ordentlichen 

Rechtowege auszutragen. 

Entſch. v. 31. Mai 1854, Nr. 574 (P. ©. 236). Ein Gläubiger, der 
auf eine Realität ein Pfandrecht erworben hat, ift nicht beredtigt, wenn biefe 
Realität fohin an mehrere Miteigenthümer gelangt ift, ſich rüdfichtlih einiger 
derfelben feines Pfandrechtes zu begeben, und rüdjichtlih feiner ganzen ver- 
fiherten Forderang aus dem Untheile eines der Miteigenthümer, zum Nadhs 
theile der auf diefen Antheil erworbenen Pfandrechte dritter Perfonen, allein 
—— are 1 indeß $. 37 6. D. v. 25. December 1868, Nr. 1 

für 1 
@. 848 — vol. bei 8. 847 cit.) 
8. 848. Ebenſo kann derjenige, welder an eine Gemeinſchaft ſchuldig iſt, die Zahlung nicht 


an einzelne Teilnehmer entrichten. Sole Schulden müflen an die ganze Gemeinfdaft, oder 
an jenen, der fie ordentlich vorftellt, abgetragen werden. 


(8. 849 — vgl. 48. 618, 646 B. ©.) 
8. 849. Was bisher von der Gemeinfchaft überhaupt beſtimmt worden ift, läßt fi auch auf 
die einer Familie, als einer Gemeinſchaft zuftehenden Rechte und Sachen, 3. B. Stiftungen, 
Fideicommiſſe u. dgl. anwenden. 


Ernenerung der Gränzen. 
(8. 850 — vgl. 46. 851883; 856—858; 5. 840; 88. 845, 846 B. 8.) 
8. 850. Wenn Grängzeichen durch was immer für Umftände fo verlegt werben find, daß fie 
gang unfenntlih werben Könnten; fo hat jeder Theilhaber das Recht, eine gemeinfhaftlihe Er⸗ 
neuerung der Gränzen zu verlangen. Die theilnehmenden Nachbarn find gu diefem Geſchäfte 
vorzuladen, die Gränzen genau zu befchreiben und die Koften von allen nad Maß ihrer Gränz⸗ 
linien zu beftreiten. 
Entf. v. 14. November 1877, Nr. 13476 (©. Ztg. 1879, Nr. 35). 
Die zemeinfhaftlihe Erneuerung der Orängen kaun aud dann (mittelft Geſuches) 
begehrt werden, wenn die Gränze ganz unfennbar geworben ift, ba auch in dieſem 
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Falle das Gericht verpflichtet if, den letzten factifhen Beſitzſtand zu ſchützen 
G. 851 3. ©.), und der ordentliche Rechtsweg erſt dann zuläffig wird, wenn 
eine Partei fi) durch eine ſolche proviforifhe Verfügung für beſchwert erachtet 
[S4ußfetgerung] 

Entſch. v. 7. Februar 1877, Nr. 339 (©. 9. 1877, Nr. 50). Eine 
Ernenerung der Gränzen nad $. 850 8. ©. kann nur nad Einvernehmen der 
beiverfeitigen Intereſſenten eingeleitet werten [Schlußfolgerung]. 

Entid. v. 6. Februar 1877, Nr. 1315 (©. Ztg. 1877, Nr. 63). Das 
Gefuchsbegehren um Erneuerung der Gränzen ift nicht nur dann, wenn bie 
Gränzen unfenntli zu werden drohen; fondern aud, wenn fie wirklich untenntlich 
geworden find, zuläfftg (88. 850 u. 851 B. ©). — Der Erſatz der Recurd- 
koften Tann nur im alle voraudgegangenen contradictorifhen Vfs. zuerkannt 
werben. 

Entſch. v. 25. Jänner 1877, Nr. 11025 ex 1876 (©. H. 1877, Nr. 28). 
Die Koften der erecutiven Durchfübrung eines auf phyſiſche Theilung einer ge= 
meinſchaftlichen Realität erwirften Urtheils haben, da es ſich eigentlih um Er⸗ 
wittlung der gemeinfchaftlihen Oränzlinie hanvelt, nad Analogie des 8. 850 
B. ©. beide Theile gleihmäßig zu tragen. 

Entf. v. 27. September 1876, Nr. 11356 (©. Big. 1876, Nr. 101). 
Daß die Gränzen ganz unfenntlih oder ftreitig find, fleht dem Begehren um 
Erneuerung berjelben nach 88. 850 u. 851 B. ©. nicht entgegen. 

Entſch. v. 4. April 1876, Nr. 3997 (6088 ©.-U). Nah $. 850 
2. ©. hat der Richter eine Oränzerneuerung auf Anſuchen eines 
Theilhabers nur dann vorzunehmen, wenn Gränzzeichen fo verlegt 
worden find, daß fie ganz unkenntlich werden fönnten; fonft hat das 
Gericht gemäß $. 851 ibid. lediglich auf Begehren den legten fac» 
tifhen Beſitzſtand zu fhügen, ohne berufen zu fein, fid in eine 
Gränzbeſtimmung einzulaffen. Ueber Gefuh eines Theiles um Erneuerung 
ganz unfenntlich gewortener Gränzen, in weldem ein Begehren um Schutz des 
factıfchen Beſitzſtandes nicht geftelt iſt, kann das Gericht lediglich den Gegentheil 
vernehmen, ob er in die begehrte Gränzbeftimmung willige, nicht aber ein Com⸗ 
m'ffionstagfahrt ohne diefe vorläufige Vernehmung anordnen. Der entgegengefegte 
Vorgang ift, da aus den gerichtlichen Pıotofollen fid) ergibt, daß der andere 
Theil in die Orenzbeftimmung nicht willige, gelegwidrig. 

Entf. v. 19. Jänner 1876, Nr. 13992 (©. Ztg. 1876, Nr. 66). Es 
ift nicht zuläffig, mit Umgehung des im $. 850 8. ©. vorgezeichneten Weges 
die Klage auf Gränzvormerlung anzubringen; der Umftand, dag die Gellagten 
einer außergerichtlihen Oränzerneuerung ſich widerſetzten, berechtigt nicht zu der 
Annahme, daß fie auch einer gerichtlichen Vermarkung fih nicht fügen würten. 
Haben die Geklagten über diefe Klage einen Vergleich geſchloſſen und hierbei nur 
die Frage über ven Koſtenerſatz dem Vroceßwege vorbehalten, fo können fie gleich⸗ 
wohl in Anſebung der Proceßkoſten nicht als im Rechtswege unterlegen betrachtet 

B.) 


‚werden ($. 24 des ©. v. 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. 8 


Entſch. v. 22. December 1874, Nr. 13419 (5573 ©.-U.). Die Er» 
neuerung der Gränzen auf dem Wege des nit contradictorifhen 
Bfe. ift nur dann zuläjfig, wenn der Umfang des Befiges unter den 
betheiligten Nachbarn nit ftreitig ift. 

Entſch. v. 31. März 1874, Nr. 2968 (5317 ©.-U.). Sobald den Ge- 
richten die Weigerung des Gegner der Einfgreiter zur Erneuerung der Gränzen 
vorliegt, kann im cfficiefen Wege nicht mehr vorgegangen werden. Cine folde 
Weigerung liegt auch im Recurfe wider einen die Öränzerneuerung im aufer- 
ftreitigen Bf. bewilligenden Beſcheid. 
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Entſch. v. 8. Mai 1873, Nr. 4216 (4966 ©.-U.). Die 88. 850 u. 
851 B. ©. weihen nur darin von einander ab, daß der erftere eine 
derartige Berlegung der Gränzzeichen vorausfegt, in Folge deren 
diefelben gänzlih nntenntlih werden könnten; während der zweite 
dann anwendbar ift, wenn die Öränzen wirklich unfennbar geworden 
find, oder bei Berigtigung der Marken ein Streit entſteht. [Xheil- 
weife morfpr. den obigen Entfh.] Beide Paragraphe fegen jedoch das 
frühere Vorhandenſein von Gränzzeichen voraus, weil fonft die 
Randgloffe zu $. 850 nit von Erneuerung, und $. 851 nidt von 
unlennbar gewordenen Gränzzeichen ſprechen könnter 

Entſch. v. 28. Jänner 1873, Nr. 760 (4857 ©-U.). 8. 850 B. G. 
jet voraus, daß zwiſchen Grundſtücken, die in dem nicht Befirittenen Beſitz 
der Parteien fi befinden, die Gränzen beftimmt, nicht ſtreitig und noch kenn⸗ 
bar find. 

Entf. v. 10. Auguft 1871, Nr. 9415 (4249 G.-U.). Das Geſuch 
um Erneuerung ber Gränzen iſt bei der Realinftanz (Collegial-, nicht ftädt.-beleg. 
Bezirlögericht) einzubringen (8. 53 Yur. N.), weil $. 55 ibid. nur für bie 
anf beftimmte Zeit befchränkten Befigftörungsprocefie anwendbar ift. 

Entſch. v. 16. März 1869, Nr. 2611 (3344 ©.-U.). Ueber das Oränz« 
berichtigungsgeſuch find alle betheiligten Nachbarn zu der angefuchten Erneuerung 
der Grängen vorzuladen, und ift hierauf nad dem legten Befigftande zu ent- 
ſcheiden (88. 850, 851 B. ©.); der orbentlihe Rechtsweg ift nad) $. 851 ibid, 
erft dann zuläffig, wenn eine Partei duch die im Wege des Beſitzverfahrens 
getroffene proviforifhe Verfügung des Gerichtes ſich verlegt glaubt. 

Entſch. v. 31. Yuli 1866, Nr. 6753 (2563 ©.-U.). Das zur Durde 

“ führung eines Procefjed pto. Gränzberictigung ertheilte Armenrecht erftredt ſich 
auch auf das hierzu vom ex officio - Bertreter angeſuchte Gränzerneuerungs« 
verfahren. 

Entſch. v. 4. November 1863, Nr. 7942 (1827 ©.-U.). Ein Vergleich, 
welcher bei Gericht über ein Gefuh um Berichtigung der Gränzen zwifchen dem 
Befigthume des Petenten und feines Nachbars zu Stande fam, alfo in einer 
Angelegenheit, wo nad 88. 860 — 853 B. ©. über ftreitige Re. ent⸗ 
fhieden wird, ift wie über eine Klage gefhloffen zu betradten und 
daher erecutionsfähig. — [Worfpr. der Entih. Nr. 2611 ex 18697] 

Entfd. v. 29. April 1812, Nr. 4393 (P. ©. 645). Um die Abgräns 
zung eines Gutes nad einer alten Urkunde zu fordern, iſt es nicht genug, bie 
Graͤnzurkunde jelbft vorzulegen, fonvern der Befiger des Gutes muß aud ber 
weifen, daß er das Out mit eben biefer Gränze an fi gebracht habe, 


a. vgl. 8. 347; . 886, 1481; 9. 345, 846, 372; 866-871 8. &.) 
8 851. Wenn die Gränzen wirklich unfennbar geworden find, ober bei Berichtigung ber 
Marten ein Streit entfteht; fo fhliget das Gericht vor allem ben legten Beſitzſtand. Wer fi 
dadurch verlegt zu fein glaubt, kann bie ihm in Anfehung des Befigrechtes, des Eigenthumes, 

ober eines anderen Rechtes zuftehenden Behelfe ver Ordnung nad anbringen ($. 847). 

Entſch. v. 28. November 1877, Nr. 9772 (©. H. 1878, Nr. 75). 
Wenn, wo ehedem ein breiter Oränzrain ſich befand, die Gränzen an einzelnen 
Stellen ganz unfenntlid geworben find, ift das Begehren um Gränzerneuerung 
nah $8. 850 u. 851 B. ©. gerechtfertigt. — Proviforialerkenntniffe im Beſitz- 
förungsftreife find für den Theilungsrichter ohne Belang; denn die im $. 861 
ibid. enthaltene Verpflichtung des Richters, den letzten Beſitzſtand zu ſchützen, 

Nies, bürgl, Gefepb. el. 35 
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bezieht fi bloß auf den Fall, daß die Berichtigung der unkennbar geworbenen 
Gränzen über Einverftändnig der Parteien zu gefchehen hat, und erft bei Be- 
richtigung der Marken ein Streit entfteht. — Bei dem wegen der Oränz« 
berichtigung durchgeführten Rechtsſtreite kann auch auf Vermeflung der Grund» 
ftüde des Gegentheils erfannt werben. 

Entf. v. 14. November 1877, Nr. 13476 (©, Big. 1879, Nr. 35). 
Aud wenn die Gränzen ganz unfenntlic geworben find, find die Gerichte ver⸗ 
pflichtet, den legten factiſchen Beſitzſtand zu jhügen (8. 851 B. ©.), und ift 
der ordentliche Rechtsweg erſt dann zuläffig, wenn fi eine Partei durch vie 
gerichtliche Provifotialverfügung beſchwert hält [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 6. Februar 1877, Nr. 1315 (©. Ztg. 1877, Nr. 63). Aehnl. 
ber Entſch. Nr. 13476 ex 1877. 

Entſch. v. 27. September 1876, Nr. 11356 (©. Ztg. 1876, Nr. 101). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 13476 ex 1877. i 

Entf. v. 4. April 1876, Nr. 3997 (©. H. 1876, Nr. 41). Ueber 
das Geſuch eines Theilhabers um Erneuerung der unkenntlich gewordenen Gränzen 
find vorerft die anderen Theilgaber darüber einzuvernehmen, ob fie in die Gränz⸗ 
ernenerung willigen; denn nach 8. 851 B. ©. (im Gegenfage zu $. 850 ibid.) 
bat das Gericht Lediglich den legten factifhen Befigftand zu ſchützen, ohne be» 
rufen zu fein, auf einfeitiges Begehren fi) auf eine Gränzvormerkung einzu- 
laſſen. Sobald fi) — wenn aud) erft durch Ergreifung der Rechtsmittel — 
berausftellt, daß der andere Theilhaber in dad Gränzberihtigungsbegehren nicht 
willige, kann die Gränzvermarkung im officioſen Wege nicht erfolgen. 

Entfd. v. 31. März 1874, Nr. 2968 (6317 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entfh. Nr. 3997 ex 1876 [Sctußfag 8]. 

Entſch. v. 8. Mai 1873, Nr. 4216 (4966 G.⸗U.). Im Gegenfag zu 
8. 850 B. ©. fest $. 851 ibid. voraus, daß bie Gränzen bereits unkenntlich 
geworben ober ftreitig find. In beiden Paragraphen aber wird mindeſtens das 
frühere Vorhandenſein orbentfiher Gränzzeichen präfumirt. 

Entſch. v. 16. März 1869, Nr. 2611 (3344 ©.-U.). Der orbentlihe 
Rechtsweg iſt nach F. 851 B. ©. erſt dann zuläſſig, wenn eine der Parteien 
buch die im Wege des Befigverfahrens getroffene proviſoriſche Verfügung ſich 
beſchwert erachtet, 


@. 858 — vgl. 89. 861; 869, 878; 874; 88. 407, 410; 889, 841 ©. ©.) 
8. 852. Die wichtigften Behelfe bei einer Gränzberichtigung find; die Ausmeflung und Bes 
ſchreibung, oder auch die Abzeichnung des flreitigen Grundes; dann die ſich darauf beziehenden 
öffentlichen Bücher und andere Urkunden; endlich, die Ausfagen fachkundiger Zeugen, und das 
von Sachverftändigen nad vorgenommenem Augenfcheine gegebene Gutachten. 

Entf. v. 31. März 1874, Nr. 2968 (5317 ©.-U.). Auf Grund von 
Rataftralmappen Können die Gränzen nicht beftimmt werden, weil diefe Mappen 
über den Befig feinen Beweis machen [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 8. Mai 1873, Nr. 4216 (4966 ©.-U.) Nur folhe Bes 
weismittel können nad $. 852 B. ©. in Betracht kommen, welde auf ben 
Nachweis einer früher beftanvenen Bermarkung Bezug haben. 

Entſch. v. 29. April 1869, Nr. 158 (S4. IID. Der flreitige Umfang 
des Befiged von Orundftüden kann im Falle —— Vermeſſungen durch 
Zeugenausſagen feſtgeſtellt werden. 


(4. 868 — vol.bei 88. 861 u. 852 cit.) 


8. 858, Beweiſet Feine Partei ein ausſchließendes Befig- oder Eigenthumsrecht; fo vertheilt 
das Gericht ben ftreitigen Raum nah Maß des bißherigen ruhigen Befigftandes. If aber 


. 


I. Theil. 16. Hauptſt. Gemeinfdaft des Eigenthumes 2c. 88. 852-857. 547 


auch der Beſitzſtand zweifelhaft; fo wird der fireitige Raum zwiſchen den Parteien nad 
dem Berhältniffe des Beſitzes, von welchem der Anfpruch ausgeht, mit Beiziehung der Runft- 
verftändigen, vertheilt und hiernach die Markung vorgenommen, 


Entf. v. 4. November 1863, Nr. 7942 (1827 ©.-U.). Der Ber 
glei über ein Gränzberichtigungsgeſuch ift als nad 88. 850—853 B. ©. über 
ftreitige Re. gefchlofien gleich dem über die lage getroffenen Bergleih zu be 
trachten und daher erecutionsfähig. 


Bermuthete Gemeinſchaft. 
(6. 854 — vgl. 6. 866, 868; 844, 845, 850; 85%, 857; $. 296 B. G.3 G. v. 80. Mär 1879, Rr. 50 N. 8. 8.) 
3 954. Erdfurchen, Zäune, Heden, Planten, Mauern, Privat ⸗Väche, Eanäle, Plätze und 
andere dergleichen Scheidewände, die ſich zwiſchen benachbarten Grundſtücken befinden, werden 
für ein gemeinfhaftliches Eigenthum angefehen, wenn nit Wappen, Auf» oder Jnſchriften, 
oder andere Kennzeichen nnd Behelfe das Gegentheil beweifen. J 


Entſch. v. 11. Jänner 1871, Nr. 8876 (4010 ©.-U.). Bei beſtehen⸗ 
der Theilung eined Haufes nah Stockwerken ift im Zweifel anzunehmen, daß 
bie Hanptmauern gemeinfames Egth. feien, zumal wenn die phyſiſche Theilung 
beim Beſtande des Haufes nicht durchführbar ift [fiehe indeß ©. v. 30. März 
1879, Nr. 50%. ©. 8]. — Rein Teilhaber der gemeinfamen Mauer ift 
berechtigt, gegen den Einfprudy eines Miteigenthümers dieſelbe durchzubrechen. 

Entſch. v. 1. März 1864, Nr. 1454 (1873 ©.-U.). Die 88. 407, 
410 u. 854 8. ©. finden, wo es ſich um das Egth. fließender Gemäfler han⸗ 
deln würde (Klage auf Fortvauer des Wafferzinfes), keine Anwendung. 


(4. 855 — vgl. 16. 828; 866858 ©. ©.) 
8. 855. Jeder Mitgenoffe kann eine gemeinſchaftliche Mauer auf feiner Seite bis zur Hälfte 
in der Dide benügen, auch Blindthüren und Wandſchränke dort anbringen, wo auf der ent⸗ 
gegengefegten Seite noch feine angebracht find. Doc darf das Gebäude durch einen Schorn- 
flein, Feuerherd oder andere Anlagen nicht in Gefahr gefet, und der Nachbar auf Feine Art 
in dem Gebrauche feines Antheiles gehindert werben, 


Entf. v. 11. Jänner 1871, Nr. 8876 (4010 ©.-U.). Kein Miteigen 
thümer ift über Einſprache eines anderen beredtigt, durch den wiewohl vorzugs- 
weife von ihm benügten Theil der gemeinfamen Mauer eine Thüre zu brechen. 


. 856 — vgl, 88..8625 889; 483 ©. @.) 
8. 858. Alle Miteigenthümer tragen zur Erhaltung folder gemeinſchaftlichen Scheidewände 


verhältuigmäßig bei. Wo fie Doppelt vorhanden find ober das Eigenthum getheilt ift, beſtreitet 
jeder die Unterhaltungstoften für das, was ihm allein gehört. 


GC. 867 — vgl. 66. 869; 854 ©. ©.) 
8. 859. Iſt die Stellung einer Scheidewand von ber Art, daß bie Ziegel, Latten ober Steine 
nur anf Einer Geite vorlaufen ober abhängen; oder find die Pfeiler, Säulen, Ständer, Bach⸗ 
fälle auf Einer Seite eingegraben; fo tft im Zweifel auf diefer Seite das ungetheilte Eigen- 
thum der Scheidewand, wenn nicht aus einer beiderfeitigen Belaftung, Einfügung, aus anderen 
Kennzeichen, oder fonftigen Beweiſen das Gegentheil erhellet. Auch derjenige wird für den 
ausigließenden Befiger einer Mauer gehalten, welcher eine in ver Richtung glei fortlaufende 
Mauer von gleicher Höhe und Dide unftreitig befigt. 


Entf. v. 17. Auguft 1858, Nr. 8556 (©. H. 1860, Nr. 49). Zur 


Behauptumg des ausichlieglihen Egths. einer im Beſitz des Bauführers befind- 
lien Scheidemaner ift der firenge Beweis nad 8. 869 B. ©. unerläßlich. 
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Entſch. v. 13. Mai 1857, Nr. 4413 (P. S. 109). Nah Erlangung 
des politifchen Bauconfenfes ift der Anrainer, welder bei der commiffionellen 
Verhandlung keinen Einfprud erhob, zu dem Begehren um Befeitigung- des plan- 
gemäß geführten Baues nicht mehr berechtigt. 


(8. 858 — vgl. 88. 364; 841; 1894, 1296, 1905; 48. 343, 476 ©. @.) 


$. 858. In der Regel ift der ausſchließende Vefiger nicht fhuldig, feine verfallene Mauer 

oder Planke neu aufzuführen; nur dann muß er fie in gutem Stande erhalten, ivenn durch 

die Deffnung für den Gränznachbar Schaden zu befürchten ftünde. Es ift aber jeder Em 

thümer verbunden, auf der rechten Seite feines Haupteingangcs für die nöthige Einfchliegung| 
feines Raumes, und für die Abtheilung von dem fremden Ranme zu forgen. 
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Zweite Abtheilung. 
Bon den perfönlicen Sadenredten. 


Siebenzehntes Hanpiflürk. 


Bon Verträgen überhaupt. 


Inhalt: Grund ber perfänlihen Sachenrechte (88. 859—862). Eintpeitung ber Berträge 
(88. 863 u. 864). Crforbernifie eines giltigen er Bet ber Ber» 
fonen (88. 865—868). 2. Wahre Einwilligung (88. 869— 8 Möglichkeit 
ber Leiftung (88. 878—882). Form der Verträge (88. 883 u. 884). Puncta- 

tion (88. 8 885887). Gemeinſchaftliche Verbindlichkeit ober Berechtigun— (88. 888 

bis ). Correalität (89. 891 — 896). Nebenbeftimmungen bei Berträgen: 
1. ‚Bepingumgen (88. 897900); 2 Beiwegungsgrunb 8. 901); 3. Zeit, Ort 
und Art der Erfüllung (88. 9u2—907); 4. Angelb ($. 908); 5. Ren eld (88. 909 
bis 911); 6. Nebengebühren (88. 91 u 918) Auslegungsregeln bei Verträgen 
(Ss 914 — 916). Bon Erlöfhung der Berträge (88. 917 — 920). Allgemeine 
a en entgeltlicher Berträge und Geſchäfte (8. 921). Gemwährleiftung 

älle ber Gewährleiftung (88. 923—930). Bedingung der Gewähr- 
— — 8 931). Wirkung (9. 832). Erlsſchung des Rechts der Gewähr⸗ 
leiftung (8. 933). Schabloshaltung wegen Verkürzung über bie Hälfte (88. 954 
u. 935). Bon ber Berabrebung eines künftigen Bertrages (8. 986). Bon ber 
Berzicht anf Einwendungen (8. 937). 
18.— — i 

Bea Tat, Br, 8 

* ———— volitifge und Gameralooriehriften; Morkriften über: a) Behh en 
Verträgen (bei 55. 866, af so Kr Da alle a g beftimmter Verträge (bei 8. ER o) ——— here 
ol 


Bezüglich Weriräge ı Tibar! dei 66. 891, 808), e) Modas 
alkten ber Grfaltun (60 90" 008, Dos N Aoorfhrifien über Gelbnien ae 


Grund der perfönfiden Sacheurechte. 


(8. 850 — vol 6. 860; 18.—39.; 50. Hauptft. bief. Theils; 6. 807; 6.20 ©. &.) 

% 858. Die perfönlihen Sachenrechte, vermöge welcher eine Perfon einer andern zu einer 
keiftung verbunden ift, gründet fich entweder unmittelbar auf ein Geſetz, oder auf einen Ber- 
trag, oder auf eine erlittene Beſchädigung. 

Entſch. v. 8. Mai 1878, Nr. 10791 (©. Ztg. 1879, Nr. 45). Der 
Befteller einer Arbeit haftet, aud wenn ed von vornherein gewiß ift, daß die 
86* 
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ſelbe einem Dritten geleiſtet wird, für die Zahlung bes Lohnes, falls er die Be- 
Ge nicht ausprüdlih Namens des Dritten gemacht hat (88. 859 u. 1152 
® ©.) 

Entfd. v. 25. November 1874, Nr. 9794 (5549 ©.-U.). Der Ein- 
wendung der Unzuflänbigleit des forum rei sitae, bei mwelhem die Klage auf 
1. Erfülung des Über eine Liegenfhaft mündlich gefchlofienen Kaufvertrages; 
2. Herausgabe derſelben; 3. Austellung ber nöthigen Urkunde; 4. bücherliche 
Durdführung eingebracht wurde, hat ber k. k. oberfte Ghf. ftattgegeben, denn 
nad $. 52 Jur. N. gehören vor die Realinftanz Klagen, womit Re. 
verfolgt werden, die einer Berfon an einer Sache ohne Rücſicht auf 
gewifle Berfonen zufteben (8. 307 ®. G.). Die gegenwärtige Klage 
entipringt aber aus einem perfönliden Sachenrechte; mit dem Be- 
gehen sub 3 u. 4 wird nur eine perfönliche Leiftung bes Ge— 
Hagten an den Kläger ($. 859 ibid.) begehrt, indem bie zur büder- 
lihen Eigenthumsübertragung das Egth. bei dem gellagten Ber- 
täufer verbleibt ($. 1050 ibid.) und dem Kläger ein dingliches R. 
nicht zufteht. 

Entfd. v. 28. Jänner 1873, Nr. 12937 (4850 G.-U.). Das Vorrecht 
des fpäteren aber intabulirten Käufers gegenüber dem früheren Käufer und Natural» 
befiger ift davon abhängig, daß er im guten Glauben erwarb; denn die Beſtim— 
mung des $. 440 (u. 8.430) ®. ©. ift nur ein Corolla der 88. 320 u. 322 
ibid.; auch der bücerlihe Befig kann rehtmäßig oder unrechtmäßig, redlich ober 
unreblid fein. Der beffagte zweite Käufer, welcher ſchon vorher wußte, daß das 
fragliche Object dem Kläger verkauft und übergeben fei, kann ſich daher nicht auf 
88. 430 u. 440, 807 u. 859 ibid. berufen. 

Plenar⸗Entſch. v. 7. October 1870, Nr. 9320 (Manz’iche Sig. v. 
Entſch.). Da der Borbehalt des Vorkaufsrechtes den Egthr. der Sache 
verpflichtet, biefelbe, wenn er fie veräußern will, erft vem Vorkaufs- 
berechtigten zur Einlöfung anzubieten (8. 1072 ®. ©.); das an fi 
nur perfönlihe Borlaufsreht (88. 1073 u. 859 ibid.) an einer un« 
bewegliden Sache durch bie Eintragung in das öffentlihe Bud in 
ein dinglihes R. verwandelt wird und als foldes gegen jeden dritten 
Befiger der Sade geltend gemacht werden kann ($$. 1079 u. 443 ibid.), 
fih alfo unzweifelhaft als eine Beſchränkung des Berfügungsrehtes 
bes Egthrs. in der Richtung barftellt, daß dieſer bie bezügliche Sache 
nit beliebig, fondern erft dann, wenn der Vorkaufsberechtigte von 
dem Angebot zur Einlöfung feinen Gebrauch gemacht hat oder das 
Borfaufsrebt durch den Ablauf zur Einlöfung geſetzlich beſtimmter 
Friſt (8. 1075 ibid.) erloſchen ift, an einen Dritten veräußern kann, 
— hat der Tabularricter eine Eigentbumsübertragung von Amtswegen abzu- 
weifen, wenn nicht die Zuftimmung des Vorkaufsberechtigten nachgewieſen iſt. An- 
läßlich diefer Entf. wurde eingetragen in’s Judicatenbuch Mr. 68: _Auf ein 
in das öffentliche Buch eingetragenes (dinglihes) Vorkaufsrecht hat 
das Örundbuhsgeriht von Amtswegen Bedacht zu nehmen. ' 


G. 860 — vgl. #}. 91, 161, 154, 166, 385, 801, 403, 796, 10861044, 1220, 1281; 5. 236 ©. G.; Mbh.-Bat.) 
8. 860. Die Fälle, in melden Jemanden unmittelber von einem Gefege ein perſönliches 
Sacheunrecht ertheilet wird, find an den gehörigen Orten angegeben. Bon dem Rechte des 
Schabenerfages handelt das breißigfte Hauptftüd. 
Entf. v. 10. December 1867, Nr. 9316 (2942 G.-U.). Die Anorb- 
“nung bed 8. 236 B. ©. enthält einen Rectstitel zum Begehren auf Sicher 
ftellung. 
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Entf. v. 4. Februar 1858, Nr. 759 (509 G.-U.). Aehnl. ver Entſch. 

Nr. 9316 ex 1867. 
Sn EB INT U EB Pigmnnon 
8. 861. Ber fi erfläret, daß er Jemanden fein Recht Übertragen, das heißt, daß er ihm 
etwas geftatten, etiva® geben, daß er für ihn etwas thun, oder feinetwegen unterlaffen wolle, 
macht ein Berſprechen; nimmt aber der Andere das Berfprechen giltig an, fo kommt durch den 
Übereinftimmenden Willen beider Theile ein Vertrag zu Stande. &o lange die Unterhand ⸗ 
lungen dauern, uud das Berfprechen noch nicht gemacht, oder weder zum Boraus, noch nach⸗ 

— her angenommen iſt, eutſteht kein Vertrag. 

Entf‘. v. 31. Mai 1879, Nr. 4886 (©. H. 1879, Ar. 78), Dur) 
bie Ausfertigung eines von dem anderen Bertragätheil vorgelegten, ein Lohnver⸗ 
ſprechen beinhaltenden Schriftftüdes und Ueberfendung besfelben ifl ber Lehn« 
vertrag zu Stande gefommen, wenn aud jener andere Contrahent noch nicht 
feine Unterſchrift beigefegt hat [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 9. April 1878, Nr. 15229 (©. H. 1879, Nr. 23). Auch 
eine Schenkung wirb erfi mit dem Acte der Annahme des Schenkungsverſprechens 
durch den Begünftigten zum Big. 

Entſch. v. 11. Mai 1877, Nr. 8793 (9. ©. 1877, Nr. 33). In der 
Ausfertigung einer von dem Adreſſaten proponirten und fohin vereinbarten Ver⸗ 
pflitungserflärung in Form eine® Briefes liegt die Annahme der Bertragspro- 
pofition und ift fomit ein Big. nad $. 861 B. ©. giltig zu Stande gekommen. 

Entfd. v. 18. Yänner 1877, Nr. 6477 (©. Ztg. 1877, Nr. 74). Wenn 
bei einem Geſchäftskaufe vereinbart wird, daß der Käufer alle bis zu einem 
- gewifien Tage entftandene Geſchäftsverbindlichkeit zu erfüllen übernimmt, fo liegt 
bierin eine negotiorum gestio des Geſchäftsverkäufers für feine Geſchäftsgläu- 
biger, vermöge deren ihnen der Geichäftsfäufer nad den Orundjägen der Bevoll- 
mädtigung direct zur Erfüllung verpflichtet wird; baher ber Klage des Gefdäftd- 
gläubigerd nicht entgegengehalten werden kann, daß nach 8. 861 B. ©. kein Big. 
zu Stande gelommen fei. ö 

Entſch. v. 17. Mai 1876, Nr. 2713 (6147 ©.-U.). Ungeachtet der 
Befimmung des 8. 861 B. ©., wornach Vtge. denkbar find, welche unter bie 
Specialverträge, Schenkungen zc. nicht fubfumirbar find [Echlußfolgerung?], if 
für die Eubftantürung der Klage auf Rückgabe eines Betrages die Angabe des 
Rechtögrundes unerläßlih und es muß zu entnehmen fein, ob die Vermögens. 
zuwendung zu einem erlaubten Zmede, oder aber unter Umftänden geſchah, unter 
benen das ©. (8. 1174 ibid.) ein Rüdforberungsredt verfagt [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 31. Auguft 1875, Nr. 7549 (5842 ©.-U.). Durch den Lebend- 
verfiherungevertrag, wornad die Verſicherungsgeſellſchaft nad Ableben des Ver⸗ 
fiherten an deſſen Erben oder Rechisnachfoiger eine beftimmte Summe auszu- 
zablen hat, wird Feine Forderung für den Verſicherten, fondern nur für feine 
Erben begründet. Diefe Handlung bildet nach 8. 531 B. ©. keinen Theil des 
Nachlaſſes. 

Entſch. v. 22. April 1875, Nr. 4186 (5697 ©.-U.). Durch das im 
Einverfländnig mit dem Egthr. erfolgte Beziehen einer Wohnung ift nod fein 
Miethvertrag zu Stande gekommen, fo lange nicht auch Über den Preis ein 
Uebereinfommen vorliegt. 

Entf. v. 19. Auguft 1874, Nr. 7003 (5446 ©.-U.). Da ber Ge 
Mlagte beim Licitationsacte lediglich äußerte, er molle, fals Kläger die Mauth - 
erftehe, ihm als Geſellſchafter beitreten, worauf beftinmt wurde, daß das Weitere 
nad der Licitation im Cafs X feftgefegt werden folle, — was jedoch nicht 
geſchah — ift ein Vtg. nicht zu Stande gefommen. Zu den mefentlihen 
Beftandtheilen eines Gefellfhaftsvertrages gehört nad 8. 1175 8. ©. 
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außer ber bei jedem Btg. erforberlihen wechſelſeitigen Einwilligung 
aud die auf der Willenseinigung der Eontrahenten beruhende Be— 
Rimmung, daß bie Theilnehmer entweder ihre Dienfte (Mühe) over 
ihre Saden oder Beides zugleih zum gemeinfhaftlihen Nugen 
vereinigen. .... Es fehlen zu dem..... behaupteten Geſellſchafts⸗ 
vertrage angenfheinlih die Erforderniffe der 88. 861, 869, 1175 ibid, 
und der Kläger hat durch feine Handlungsweife unmittelbar nad 
der Mauthpachtung fattfam an den Tag gelegt, daß er felbft den 
Sefellfhaftsvertrag mit dem Geklagten nit für rechtsgiltig abge» 
ſchloſſen hielt, ..... indem er die laut des Ricitationsprotofolle® 
auf eigenen Namen erftandene Pachtung ohne weiters and allein 
antrat und die Nugungen bis zur legten Zeit, ohne eine Rechnung 
zu legen, allein bezog x... 

Entſch. v. 10. März 1874, Nr. 1035 (5290 ©.-U.). Durd den Lich 
tationsact verpflichtet fih der Erſteher zur Befriedigung ber Pfandgläubiger bis 
zum Belaufe des Meiftgebotes. Aue lit. s des Hofd. v. 15. Jänner 1787, 
Nr. 621 I. ©. S. und der Vorſchrift des 8. 389 a. ©. O. über die Nelici- 
tation ergibt ſich aber, daß dieſe Verpflichtung des Erſtehers eine perſönliche fei. 
Wenn baher zwiſchen dem Erfteher und einem Pfandgläubiger das Uebereintommen 
getroffen wird, die Forderung auf der Realität zu belafien, fo kann hierin nur 
der Abſchluß eines erneuerten Darlehensvertrages gefehen werden, aus weldem 
gleichfalls der en als perſönlicher Schuldner zahlungspflichtig erſcheint (88. 861, 
869, 915 8. ©.). 

Entf. v. 20. November 1872, Nr. 10870 (4785 G.⸗U.). Da nad 
dem ©. Unterlaffungen den Handlungen äquiparirt find, daher ebenfo, 
wie dieſe, ein Entgelt bilden können, ftellt fih der vom Kläger ale 
Rechtsgrund angeführte Big. (Zufiherung einer Geldſumme gegen 
dem, daß Kläger dem Bellagten bei dem Ankaufe eines Gutes nit 
hinderli fein werde) als ein entgeltliher Btg. var (88. 861, 869, 
921, 1173 B. ©). Die Gewährung eines Darlehens war geeignet, den Gut- 
befiger zu einer Berzögerung des Berfaufes zu beflimmen und ift daher ein dem 
Bellagten in der Erreichung ſeines Zmwedes entgegengefegtes Hinderniß, weßhalb 
gleihwohl der Mägerifhe Anfpruh auf Zahlung jener Summe unbegründet ift. 

Entf. v. 12. Juni 1872, Nr. 5961 (4632 ©.-U.). Durch die brief- 
lihe Annahmeerflärung, daß Nläger „die Miethe gegen den in anticipativen 
Quartalsraten zu entrihtenden Jahreszins von 300 fl. acceptire“, ift der Mieth- 
vertrag perfect geworben (88. 861 u. 1094 B. G.). Aus der Feſtſetzung eines 
Jahresözinſes muß nach 8. 1113 ibid. auf eine Jahreömiethe gejchloflen werben 
(88. 1100 u. 915 ibid.). 

Entſch. v. 27. April 1871, Nr. 807 (4141 ©.-U.). Die über bie 
Frage: ob Geklagter für einen Dritten bürgen, und wenn diefer nicht zahlt, die 
Schuld für ihn berichtigen werde — ertheilte Antwort: „ich ſtehe für ihn,“ Tann 
unter Borausfegung eben folder Frage nicht anders, denn als die 
Uebernahme einer Bürgfhaft, der Berpflihtung, die Schuld des 
Dritten, wenn er nicht zahlt, zu berichtigen, ausgelegt werben. 

- Entſch. v. 23. November 1870, Nr. 13806 (3968 ©.-U.). Durch die 
Unterfertigung eines Circulars, worin aufgefordert wird, an Sonn» und Feier⸗ 
tagen Nıhmittags das Gewölbe gefperrt zu halten und zum Zeichen des Beitritts 
mit zu unterzeichnen, iſt die ernflliche beftimmte und deutliche Einwilligung ge⸗ 
geben (8. 869 B. ©.). Die gegenfeitige Annahme liegt in der Mitunterferti- 
gung buch die Kläger. Es entftand ſonach ein wirkfamer ($. 861 ibid.) 
und aud in Betracht des Gegenſtandes giltiger Btg., ba nad 8. 861 
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ibid. Jedem freifteht, fi einer Rechtsausübung zu begeben [Schluß- 
folgerung]. (88. 313, 351 u. 1459 ibid.) 

Entfd. v. 23. November 1870, Nr. 2919 (3962 ©.-U.). Troy Aus- 
ſtellung eines Wechſels über eine Schulv bleibt im Zweifel das Pfandrecht fir 
die Schuld fortbeftehen, infolange nicht eine ausbrüdliche Erklärung des Oläubi- 
gers über die Annahme des Wechſels an Zahlungsftatt erfennbar gemacht iſt. Die 
Acceptation des Wechſels ift noch fein Nenerungsvertrag (F. 1379 B. ©.; Urt. 83 
W. D.; 88. 1376 u. 1379 ®. ©). Zur Hervorbringung eines Neuerungd- 
vertrages ift nach 8. 861 ibid. eine Übereinftimmende Willenseinigung erforder 
lich. Ebenſo wenig liegt ein Neuerungsvertrag in der Zufammen- 
zählung und Anerkennung ſchuldiger Beträge [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 10. Februar 1869, Nr. 1290 (3283 G.U.). Die Angabe 
ber causa debendi in einem fchriftlihen Vtg. wird im keinem ©. als allge- 
meines Erforderniß bezeichnet; fondern es ift dieſes Erforderniß nur in beftimmten 
Bällen in dem ©. aufgeflellt (88. 435, 1101 u. 1426 B. G.). 

Entf. v. 6. Mai 1868, Nr. 3477 (3062 ©.-U.). Der Schlußfag des 
8. 956 B. ©. enthält unverfennbar einen der in $. 883 ibid, erwähnten Fälle 
obligatoriſcher ſchriftlicher Form, weßhalb im Hinblid auf 88. 861 u. 884 
ibid. eine Schenkung auf den Todesfall nur dann als Big. gelten 
Tann, wenn fowohl Geſchenkgeber als Geſchenknehmer die ſchriftliche 
Bertragsurkunde unterfertigt haben, und die Annahmeerllärung fei- 
tens der Beſchenkten in der Urkunde felbft enthalten ift (8. 956 ibid.); 
eine fillfhweigende Willenserflärung im Sinne des 8. 863 ibid. 
alfo fi als ganz unzuläffig darſtellt. 

Entſch. v. 8. Jänner 1868, Nr. 11657 (2963 ©.-U.). Ein Btg., deflen 
Genehmigung die Vormundſchaftsbehörde verweigerte ($. 865 B. ©.) — womit 
das obligo des Conpaciscenten aufhört — kann durch die nachträgliche einfeitige 
Genehmigung dur ben maj. Gewordenen nicht mehr in Wirkfamkeit treten; es 
wäre denn, daß ber andere Theil nachträglich erflärt hätte, noch an fein Ver— 
fprehen gebunden fein zu wollen, 

Entf. v. 18. April 1866, Nr. 2465 (©. 9. 1866, Nr. 74). Das 
Verſprechen des Schuldners zur Zahlung einer Vorauslieferung an einem feilge- 
festen Ort, welches über Mahnung des Gläubiger gegeben wurbe, bevarf nicht 
erft nod ber Annahme des Gläubigers zur Rechtswirkſamkeit. 

Entfd. v. 8. November 1864, Nr. 7646 (2010 ©.-U.). Ein Madıt- 
haber zweier verfchievener Perſonen kann durch feine Außerlih erkennbare Er. 
Märung allein den Abſchluß eines Rechtsgeſchäftes zwifchen den Machtgebern be 
wirten ($. 1017 8. ©.). 

Entf. v. 8. April 1863, Nr. 2067 (1693 G.⸗U.). Die befien Bor- 
geſetzten gemachte Zufiherung, die Ehrenſchulden des untergebenen Offieiers zu 
bezahlen, begründet ein Klagerecht. 

Eutſch. v. 1. Yuli 1862, Nr. 3911 (©. H. 1863, Nr. 27). Hat ber 
Käufer die Rückſtellung der Waare angeboten, der Berkäufer fi jedoch hiermit 
nur unter gewiſſen Mobificationen einverftanden erklärt, fo ift fein Big. zu 
Stande gelommen und alfo die wenngleih ganz allgemein auf Rückſtellung ge- 
richtete Klage abzumeifen. 

Entſch. v. 24. December 1861, Nr. 8377 (1444 ©.-U.). Die Be 
hauptung, daß der Beklagte eine Leiftung zugefichert habe, ift nicht identiſch mit 
der Behauptung eines rüdfichtlih dieſer Leiftung zum Abſchluß gelangten Vtge. 

Entſch. v. 12. Februar 1861, Nr. 1070 (1273 ©.-U.). Kläger hatte 
ih an einen hohen Beamten wegen Berleihung einer Stelle gewendet und für 
die Vermittlung ein Los übergeben. Der beflagte Beamte nahm das 208 ent 
gegen mit den Worten: „wie können Sie fid unterfiehen, mir etwas anzubieten; 
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das iſt eine Beleidigung ꝛc.,“ worauf Kläger erwiederte, er nehme das Los zurück; 
Beklagter aber äußerte, „das bekommen fie nicht mehr“ und bie Rückgabe ver⸗ 
weigerte. Das Anſtellungsgeſuch wurde abgewieſen. Da mit Rückſicht auf die 
vorausgegangene Zurüdweifung in ber Verweigerung ber NRüdgabe nicht die ftill- 
ſchweigende Annahme der Schenkung gefunden werden könne, das 208 aber nur 
tem Bellagten felbft aus dem beftimmten Anlaß ver Dienftesvermittlung ange 
boten war, wurde ber Klage auf Nüdftellung, eventuell Erſatz ftattgegeben. 

Entſch. v. 14. December 1859, Nr. 14022 (930 ©.-U.). Da ber 
Schuldner über Aufforderung des Gläubigers, fih mit ihm zu vernehmen, wibri 
gens er bie verpfändeten Effecten börfenmäßig veräußern würde, innerhalb ver 
gefeglihen Frift entgegnete, er willige in ben Verkauf derart ein, daß der Gläu⸗ 
biger fie zum Tagescurs der Antwort veräußern ober felbft übernehmen lönne, — 
bat er den Antrag des Oläubigers ‚angenommen und der Gläubiger das R. zur 
Befriedigung durch die Pfandveräußerung vertragemäßig erlangt. 

Entid. v. 30. März 1858, Nr. 1002 (533 ©.-U.). Auch in einer 
Satzſchrift kann ein Berfprehen gemadt und vom Gegner in ber nächſten Sag- 
ſchrift giltig angenommen werben. h 

Entſch. v. 2. April 1852, Nr. 1861 (P. S. 672). Ein Big, woburd 
bie vertragichließennen Theile einem Dritten unentgeltliche Re. einräumen, welche 
aber von Niemanden für diefen angenommen wurben,. wird durch den Widerruf 
. der vertragfchliegenden Theile allein wirkungslos und kann, wenn er auch grund- 
bücherlich einverleibt if, im Einverſtändniß der Contrabenten auch ohne Zuftim« 
mung und felbft gegen den Willen jenes Dritten wieber gelöfcht werben ($. 881 
2. ©.). 


BT BE EEE LEN 
8. 862. Wenn zur Annahme des Berfprechens kein Zeitraum. bedungen worden ift; fo muß 
ein mündliches Verſprechen ohne Verzug angenommen werden. Bei dem ſchriftlichen kommt 
es darauf an, ob beide Theile fi an demſelben Orte befinden, oder nicht. Im erften Falle 
muß die Annahme in vierundzwanzig Stunden; im zweiten aber innerhalb jenes Zeitraumes, 
welcher zur zweimaligen Beantwortung nöthig ift, erfolgen, und dem verfpredhenden Theile be⸗ 
kannt gemacht werden; wibrigenfalls ift das Berſprechen erloſchen. Bor Ablauf des fefigefegten 
Zeitraumes kann das Berfprehen nicht zurildgenommen werben. 

Entſch. v. 5. Juni 1866, Nr. 5313 (2516 ©.-U.). Gegenüber ber 
ſchriftlichen Erklärung des Schuldners, an einem beflimmten Orte zahlen zu wollen, 
fann nicht der Mangel der Annahme des Verſprechens ($. 862 8. ©.; Art. 319 
9. ©.) eingewenvet werden, dba nirgends beftimmt if, daß, wenn ein 
Theil feine Willenserflärung fhriftlic niederlegt, aud jederzeit bie 
bamit übereinftiimmende des anderen Theils fhriftlid abgegeben wer- 
den mäffe. 

Entſch. v. 21. October 1857, Nr. 9678 (1039 ©.-U.). Bei Ber- 
fprehungen an juriftifche Perſonen ift die Frift nit nah 8. 862 B. ©., fon« 
dern nad 8. 865 ibid. zu berechnen. Der Anbieter kann vor erfolgter Erklärung 
ber vergefegten Behörde bezüglich der Genehmigung des gemachten Anbotes nicht 
zurüdtreten. 

Entſch. v. 30. April 1856, Nr. 3764 (194 G.-U.; P. ©. 646). Bei 
Berehnung der Frift, welde der 8. 862 B. ©. zur Annahme eines gemachten 
Verſprechens feftfegt, if nur auf die gewöhnlichen (3. ®. Poll) und nit auf 
aufergemöhnlige Mittel der Zufendung (3. B. durch eigene Boten) Rüdfiht zu 
nehmen. 
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(8. 868 — vgl. 46. 888; 724, 785, 791, 1114, 1126, 1947; 828, 888 ©. ©.) 

8. 868. Dan kann feinen Willen nit nur ausdrücklich durch Worte und allgemein ange» 
nommene Zeichen, fondern auch ſtillſchweigend durch folhe Handlungen erklären, weiche mit 
Ueberlegung aller Umftände feinen vernünftigen Grund, daran zu zweifeln, übrig lafſen. 

Entfd. v. 16. September 1879, Nr. 7749 (9. B. 1879, Nr. 43). 
Der Umftand, dag von mehreren Waarenlieferungen die erfteren von dem Em- 
pfänger nicht am den Abfender direct, fonvern an den Agenten bezahlt worden 
find, mit dem der Empfänger das Geſchäft abgeſchloſſen hat, und daß gleihwohl 
der Abſender dieſe Zahlung genehmigte, muß als eine Vermuthung dafür gelten, 
daß der Agent zum Geldempfange ermächtigt war, und der Abfender biefen Vor⸗ 
gang illihweigend genehmigte (88. 863 u. 1029 B. ©.). 

Entf. v. 2. April 1879, Mr. 4274 (Abdv. Ztg. 1879, Nr. 17). Durch 
Uebernahme einer ohne vorangegangene Einigung über ben (Kauf-?, Mieth-?) 
Preis beſtellten Waare ift ein Vig. nicht gejchloffen, wenn auch Unterhandlungen 
über den Kaufpreis ftattgefunden haben. 

Entfd. v. 11. April 1877, Nr. 323 (©. 9. 1877, Nr. 97). Der 
Kaufvertrag ift perfect, wenn (ta der Käufer über Bekanntgabe des Preifes, ohne 
fich zu äußern, die abgelieferte Waare behielt) angenommen werden fann, daß 
ber Käufer in den Kaufpreis eingewilligt habe ($8. 863 u. 1063 B. ©.). 

Eutſch. v. 20. December 1876, Nr. 11469 (9. B. 1877, Ne. 21; 
6336 ©.-U.). In analoger Anwendung des 8. 863 B. ©. muß bie in 
8. 248 ibid. bezeihnete Berantwortlicpleit eines Min. bezüglich eines 
von demfelben nah zurädgelegtem 20. Yahre eingegangenen Ge— 
ſchäftes nit nur dann als vorhanden angefehen werden, wenn er 
ausdrädiid fhriftlih oder mündlich erklärte, maj. zu fein, fondern 
auche dann, wenn er Jenem gegenüber, mit welchem er contrahirt, 
anf eine folde Art handelt, welche feine Abficht, ihm gegenüber glaus 
ben zu machen, er fei eigenberedtigt, außer Zweifel jegt — im vor⸗ 
liegenden Falle muß dieſe Abſicht gefolgert werden, weil er zur Zeit, als er 
beinahe 23 Jahre alt war, wiederholt im eigenen Namen für fih vom Kläger 
Waaren in folder Menge und von folder Befchaffenbeit kaufte, daß dieſer mit 
Grund annehmen Tonnte, dieſelben feien zu einem felbfiftändigen Geſchäftobetriebe 
des Beklagten beftimmt, weldyer außerdem dem Kläger Wechſel acceptirt hat. 

Entſch. v. 19. December 1876, Nr. 8342 (9.8. 1877, Nr. 9). Wenn 
zur Präfung der Käfe auf tie ausdrücklich bedungenen Eigenfchaften dieß nölhig 
war, kann in ber Befeitigung ber Fäſſer und den Anſchneiden von zwei Laiben 
noch nicht ein ſtillfchweigendes Eingehen in den Kauf nad 8. 863 B. ©. ger 
funden werden [Schtußfelgerung]. 

Entſch. v. 7. November 1876, Nr. 72371 (6272 ©.-U.). Die auf bes 
Baters Worte „Nimm diefe Wechſel zum Andenken, ich bereue, daß ich fle un 
möthigerweife eingelöft und ein paar taufend Gulden zum Fenſter binausgewerfen 
habe,“ geftügte Auslegung, ver Vater habe hiermit auf den Erfag der auge 
legten Summe verzichtet (88. 863 u. 1428 B. ©.), iſt unrichtig, weil dieſe 
Aeußerung ebenfogut den Mıkmuth des Vaters über das Mißlingen feiner Ab⸗ 
fit bedeuten fonnte, ven Sohn durch Befreiung besfelben von einer höchſt pein- 
lichen Verfolgung der Gläubiger zu einem thätigen Leben zu bewegen. 

Entfd. v. 17. October 1876, Nr. 12045 (6262 ©.-U.). Der die 
einfeitige Schulverflärung und Hypothekbeſtellung des Schuldners enthaltende No- 
tariotsact erheifht zu feiner Giltigkeit als notarieller Schuldſchein 
weder nad 8. 1001 8. ©. nod nad 8. 182 weftgal. ©. O. die An- 
wefenheit und Unterfhrift des Gläubigers bei feiner Errichtung, 
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ba deffen Zuſtimmung nad 8. 863 B. ©. aus dem Befige der Ur- 
kunde und deren Probucirung in dem Erecntionsgefuhe gefolgert 
werden muß. 

Entjd. v. 16. Iımi 1876, Nr, 6323 (6185 ©.-U.). Das Verhalten 
des Erſtehers der Realität, welcher dem Miether nicht kündigte, keinen neuen Be⸗ 
ſtandvertrag mit ihm ſchloß und ſich darauf befchränkte, den bisherigen Miethzins 
in monatlihen Raten einzuheben, läßt mit Ueberlegung aller Umftände daran 
nicht zweifeln, daß er in das biöher beflandene Vertragäverhältniß eingetreten if. 

ntſch. v. 3. Mai 1876, Nr. 2801 (6126 ©.-U.). Aus dem Abſchlufſe 
eines Lohnvertrages und dem Nichtabholen des reparirten Wagens läßt fih vie 
ſtillſchweigende Vereinbarung eined Berwahrungsvertrage® umfominder folgern, 
als der angebliche Verwahrer ven VBefteller der Arbeit von deren Vollendung mit 
der Aufforderung in Kenntniß fegte, den Wagen abzuholen, der Bellagte aber den 
Wagen abzuholen verweigerte [Schlußfolgerung). 

Eniſch. v. 1. Februar 1876, Nr. 1018 (6009 GM). Durch Ueber 
nahme einer Hypothekarſchuld „zur Selbflzahlung“ wird ber Käufer der Realität 
perfönlich dem Gläubiger verpflichtet, weldher als Affignatar oder Eeffio- 
nar durch bie Anftellung der Klage ſtillſchweigend feine Einwilligung 
zu ber durch bie Erklärungen des Käufers und Verkäufers bewirkten 
Umänberung ber Re. und Verbindlichkeiten gibt. 

Entſch. v. 19. Jänner 1876, Nr. 11681 (©. Ztg. 1876, Nr. 39; 
5990 ©.-U.). Der Umſtand, daß die Mutter das uneheliche Kind durch geraume 
Zeit verpflegt hat, ohne von dem unehelihen Vater bie Erhaltung der Baterde 
pflihten zu begehren, rechtfertigt den Schluß, daß fie Die Bedingungen, unter 
melden bie —— fie ſelber trifft, als vorhauden anerkannt hat (88. 166, 
167, 171 u. 863 B. 

Entſch. v. 20. = 1875, Nr. 2637 (5725 ©.-U.). Aus dem Um» 
flande, daß der Sollicitator ſchon wiederholt Gelobriefe u. dgl. für feinen Chef 
in Empfang nahm, ohne daß legterer bei der Poflanftalt Einſprache bagegen 
erhob, kann nicht gefolgert werben, daß der Sollicitator als durch ſtillſchweigendes 
Mandat hierzu bevollmädhtigt fei, da das ©. im 8. 863 B. ©. nit bloße 
Unterlaffungen, fondern folhe Handlungen fordert, welde mit Ueber- 
legung aller Umflände feinen Grund, daran zu zweifeln, übrig laffen. 
Die Poftanftalt ift daher, da fie ohne Ausweis der Ermächtigung des Sollici« 
Sa den (unterfhlagenen) Geldbrief ausfolgte, aus dieſem Verſchulden erſatz⸗ 
pflichtig. 

Entſch. v. 22. April 1875, Nr. 4186 (5697 ©-U.). Nach 8. 1094 
8. ©. ift ver Beflandvertrag erſt bann geſchloſſen, wenn die Ber- 
tragstheile über die Sadhe und den Preis übereingelommen find... 
Der Umftand, daß ber Gellagte eine Wohnung im Haufe des Klä- 
gers bezog und nod bewohnt, ift felbft mit Anwendung des 8. 863 
ibid. nit genügend, um den Mangel eines dem $. 1090 ibid. ent- 
fprehenden ausdrücklichen Uebereinkommens zu erfegen, ba hierburd 
Bianca wohl die Sade, aber nicht der Preis vereinbart wurde. 

Entſch. v. 6. October 1874, Nr. 7506 (5490 ©.-U.). Der durd einen 
Dritten befriedigte — iR, wenn auch der Dritte die ausgeſtellte 
Quittung vorbehaltslos annahm, zur Ceſſion der Forderung verpflichtet (SS. 1428 
u. 1426 8. ©). Es ift fehr gewagt, zu behaupten, daß der Zahler 
durch die Annahme der Duittung „zweifellos” zu erfennen gibt, daß 
er auf das R., die Ceſſion zu begehren, verzichtet habe. Der $. 868 
ibid, erfordert für feine Anwendung eine eingehende Berüdfihtigung 
aller begleitenden Umſtände. 

Entſch. » 11. Yuni 1874, Nr. 5232 (6895 ©.-U.). Die Accorbirung 
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des Preiſes der Ziegel ift erfolgt, indem Kläger den Preis dem Guteverwalter 
bes Geklagten befanntgab und letzterer fohin die Ziegel bezog, alſo ſtillſchweigend 
in ben befannt gegebenen Preis einwilligte. 

Entfd. v. 9. April 1874, Nr. 3388 (65324 G.-U.). Aus 8. 1120 
B. ©. ergibt fih, daß der mit dem früheren Egthr. auf längere Dauer ger 
ſchloſſene nicht einverleibte Beftandvertrag durch Veräußerung des Beftandobjectes 
— abgeſehen von einem befonderen Uebereintommen — dem Käufer gegenüber 
in einen ort6äblich Tünbbaren Btg. beiberfeits übergeht. Da fomit die Auflöfung 
des in concreto mit dem Vorbefiger gefchloflenen Vtgs. nur nad; gehöriger Aufs 
ünbigung einzutreten hatte (88. 1120 u. 1116 ibid.), daher der Miether bie 
dahin zur Einhaltung des Vigs. bereditigt und verpflihtet war; — Tann weder 
in bem Beziehen der Localitäten zu einer Zeit, wo ber Beſitzwechſel zwar ſchon 
vollzogen aber noch nicht gelündet war, und in der Zahlung des damals fälligen 
Zinſes eine ſtillſchweigende Einwilligung zur Bertragsfortfegung für die nrjpräng- 
lid, vereinbarte längere Zeit, no in dem Umftande, daß die Kündigung wicht 
fofort erfolgte, ein Verzicht auf das Kündigungsrecht nach 8. 1120 ibid. erfehen 
werben (88. 1114 u. 1116 ibid. —; 8. 863 ibid.). 

Entf. v. 4. März 1874, Nr. 1532 (5287 ©.-U.). Daß Kläger 
bie Affignation der gellagten Bank bei der Firma CO angenommen 
babe, iſt gewiß; denn nit nur unterließ er, die Nihtaanahme der» 
felben ber Bank (als Affignatin) anzuzeigen, fondern er begab fid 
vielmebr zum Aſſignaten (der Firma CO), quittirte berfelben den 
angewiefenen Betrag (angeblih ohne das Geld erhalten zu haben) 
und belangte fie fodann auf Zahlung der quittirten Gelpfumme, 
Diefe Handlungen laffen vernänftigerweife an feiner Annahme ber 
Alfignation nicht zweifeln (8. 863 B. ©.). 

Entfd. v. 19. November 1872, Nr. 9752 (4778 ©.-U.). Da bie in 
8. 579 B. ©. geforderte Beflätigung des Erbls., daß der Aufſatz fein letter 
Wille ſei, an feine beftimmte Form gebunden ift, Tann fie nah $. 863 ibid. 
nicht nur durd Worte, fondern auch durch concludente Handlungen erfolgen. 

Entſch. v. 21. März 1872, Nr. 14812 (4535 ©.-U.). Der mit einem 
Beneficiaten für ein zu einer geiſtlichen Pfründe gehöriges Gruͤndſtück geſchloſſene 
Pachtvertrag iſt nah Hof. v. 26. Mai 1821, Nr. 1763 und v. 19. Jänner 
1844, Nr. 776 3. ©. ©. nur für die Perfon des Beneficiaten verbindlich; 
nad feinem Tode kann der Pächter von der Intercalarfondsverwaltung fofort 
abgefhafft werden. Wenn die Verwaltung den Pächter gleihwohl im Pacht⸗ 
befige beließ, fo wurde dadurch der Vtg. vom Üntercalarfond mit dem Pächter 
ſtillſchweigend erneuert (8. 863 B. ©.); der Pächter hat daher den Pachtzins 
an ben Intercalarfond zu zahlen und kaun Vorauszahlungen, die er dem Bene 
ficiaten leiftete, nicht in Abrechnung bringen. 

Entſch. v. 5. Inner 1872, Nr. 14721 (4429 ©.-U.). Das Ber 
ſprechen, „fi auszugleichen", über vorausgegangene Aufforverung zu zahlen, kann 
nad 8. 863 8. ©. nur als Zahlungsverfprehen aufgefaßt werden [Schluß- 
folgerung]. 

Entfd. v. 15. Iumi 1871, Nr. 3473 (4204 ©.-U.). Wenn der Arzt 
bereits in früherer „Rechnung“ einen Betrag für feine ärztliche Hilfeleiftung „ale 
Asigiuß feiner Rechnung” begehrt hat, Tann er, obwohl eine fpecificirte Rech⸗ 
nung begehrt wurde, micht nachträglich einen höheren Gefammtbetrag fordern, 
auch nicht für Leiftungen aus einer fräheren Zeitperiode [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 24. Mai 1871, Nr. 5533 (4179 ©.-U.). Der Umftand, 
daß die Kinder im Gewerbe ihres Vaters arbeiten, genügt noch nit zur An« 
nahme einer ſtillſchweigenden Vereinbarung auf einen beftimmten Lohn ($. 863 
3. ©.). Der Hall des $. 1152 ibid. trifft hier nicht zu. 
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Entf. v. 3. Mai 1871, Nr. 1481 (4147 ©.-U.). Geſchah die Zu⸗ 
fendung der Factura, welhe die Ausbedingung eines beflimmten 
Zuhlungsortes enthielt, fpäter als jene ber Waaren, fo ift durd 
die bloße Annahme der Factura ein Big. in Anfehung des Zahlungs» 
ortes nicht zu Stande gelommen, weil der Kaufvertrag durd bie 
Uebergabe der Waaren fhon vollzogen und für beide Theile die 
Befimmung des Gs. bezüglih des Zahlungsortes [$. 905 B. ©.] 
bereit® in Kraft getreten. war..... Das bloße Schweigen zu den 
nadträglihen Begehren bezüglich des Zahlungsortes kann nad) $. 863 
ibid. fhon an und für fih nicht, am allerwenigftien aber einem ſchon er» 
füllten Kaufvertrage gegenüber, als Einwilligung angefehen werben. 

Entfd. v. 1. December 1870, Nr. 12623 (3978 ©.-U.). Wenn bie 
einen beflimmten Zahlungsort bedingende Factura zugleih mit der Waare dem 
Beklagten zukam, fo kann, ungeachtet einige Waaren retournirt wurden, an ber 
ſtillſchweigenden Einigung über den Zahlungsort nicht gezweifelt werden, ba Bes 
Magter für einen Theil der Waaren den Kaufpreis am beftimmten Zahlungsorte 
aud wirklich bezahlt hat (8. 863 B. ©.). Der im 8. 43 Jur. N. enthaltene 
Ausdruck „Btg.* begreift auch einen, nah $. 863 B. ©. zu Stande gekom ⸗ 
‚menen Big. 

Entf. v. 1. März 1870, Nr. 13916 (3727 ©.-U.). Auch die Ber 
muthung des Lohnanſpruches nah $. 1152 B. ©. Tann dur andere Gründe 
gemäß $. 863 ibid. entfräftet werden. Es iſt nach der Sachlage in concreto 
anzunehmen, daß der Kläger, weldem weit bedentendere Gefälligkeiten, Geld⸗ 
audhufe zc. von den Vellagten zu Theil wurden, die eingeflagten 14 Fuhren, 
wenn aud über Erfudyen der Bellagten, denfelben aus Gefälligfeit Teiftete. 

Entſch. v. 10. Februar 1870, Nr. 1189 (3708 ©. U.). Durd bie 
Anerkennung des Schuldners wird nit nur nad 8. 1497 B. ©. die 
Big. unterbroden, fondern nad dem Grundſatz des 8. 1601 ibid., 
daß auf die Big. ohne Einwendung ber Parteien (d. i. des Schuld⸗ 
ners) von Amtswegen kein Bedacht zu nehmen ift, ſelbſt vie voll- 
entete Big. wieder vernichtet, zumal die Anerkennung des Schuld⸗ 
ner8 fogar als das gerade Gegentheil einer ſolchen Einwendung, 
als die nad 8. 863 ibid. zweifellofe Berzichtleiftung auf dieſelbe 
angefehen werden muß, wornach aud die dem Gläubiger bes feine 
Forderung anertennenden Schultners in der Rangorbnung nade 
ftehenden Satzgläubiger fih der redtlihen Wirkung biefer Aner- 
tennung unterwerfen müſſen. - 

Entf. v. 22. December 1869, Nr. 13951 (Sch. II). Die Annahme 
einer faldirten Exrpensnote begründet nody nicht die Bermuthung, daß der Empfänger 
auf die gerichtliche Beſtimmung verzichtet habe. 

Entf. v. 22. Yuli 1869, Nr. 7092 (©. 9. 1870, ©. 70). Durch 
bie Annahme der Zinfenzahlung wurde ſtillſchweigend auf gleich lange Zeit der 
Wechſel prolongirt. F 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 1927 (3374 ©.-U.). Die burd den 
Bater erfolgte Widmung eines Capitals als „Heiratseaution” in der Art, daß 
ex ſich verpflichtete, der an einen Militär verehelihten Tochter davon bpercentige 
Interefien als Unterhaltsbeitrag und nah dem Ableben des Gatten als Witwen- 
gehalt zu bezahlen, begränvet deſſen Verpflichtung, auch nad Aufhebung des 
Cautionsbandes (da der Gatte aus dem Militärverbande trat) die gedachten In⸗ 
tereffen zu bezahlen; denn nady dem Inhalte ter Widmung und, va dem Vater 
nad dem ©. obliegt, feiner Tochter ein Heiratögut zu beftellen, ift offenbar, das 
die Widmung nicht von dem Verbleiben des Gatten im Militärftande abhängig 
gedacht wurde. Eine befondere ausdrückliche Annahme von Seite der 
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Tochter war nicht erforderlich, liegt übrigens felbfiverflänpli in 
ihrem Benehmen und in dem vom Kriegöminifterinm beflätigten Um«- 
Rande, daß die audgefolgte authentiſche Abſchrift des Depofiten- 
feines in ihren Händen ifl.... 

Entfd. v. 11. März 1869, Nr. 51 (3336 ©.-U.). Da die Magende 
Theilhaberin Jahre hindurch je gleiche als Antheil an den Gutseinfünften ihr 
zugekommenen Beträge vorbehaltslos quittirt hat, muß nad 8. 863 B. ©. an« 
genommen werben, daß fie jeweilig biefen Betrag als ihr zulommenden Theil 
acceptirt und auf die Rechnungslegung verzichtet bat. 

Entf. v. 10. März 1869, Nr. 2282 (3332 ©.-U.). Eine Schenkung 
Tann nicht aus concludenten Handlungen nah $. 863 B. ©. erſchloſſen werben. 
— [Vorfpr. der Entſch. Nr. 13916 ex 18707] 

Entjd. v. 21. Yänner 1869, Nr. 11384 (3256 ©.-U.). Im ber vor- 
behaltlofen Annahme des vom Geklagten übergebenen einfahen Angeldes durch 
den Kläger liegt daB einverfländlihe Abgehen vom Big. (88. 863 u. 920 B. ©.). 

Entſch. v. 12. Jänner 1869, Nr. 10524 (3241 ©.-U.). Eine Novation 
ber Buchſchuld durch Annahme des Wechſels könnte Mangels ausprüdlicer Ber- 
abredung nur dann gemäß 8. 863 B. ©. erfdlefien werden, wenn Umftänvde 
vorlägen, wornad) Fein vernünftiger Grund übrig bliebe, um zu bezweifeln, daß 
mit der Annahme des Wechſels gemeint geweſen fei, ſich ſchlechthin nur an ben 
Wechſel zu halten. Solche Umftände liegen aber nicht vor, da fid mit Grund 
annehmen läßt, die Mägerifhe Zirma habe nur verfuchen wollen, ob fie ohne 
weitere Procedur vom Domiciliaten Zahlung erlange, im anderen Falle aber den 
Wechſel vefufiren wollen, da ja mit dem Wedel die Zahlung nicht geleiftet, 
ſondern nur angewiefen wurde. 

Entf. v. 7. Jänner 1869, Nr. 11903 3 G.⸗U.). Die Zuſtimmung 
der Ehegattin zu dem durch ihren Gatten abgeſchloſſenen Grundverkauf iſt er» 
folgt, weil ſie gewnßt hat, daß ihr Gatte nach bereits geſchloſſenem Big. ſich 
auf den Weg gemacht hat, die (damals erforderte) Abtrennungsbewilligung nach⸗ 
zuſuchen, ſomit auch ver Kaufpreis (nicht nur, wie unbeſlritten, ver Berfauf über⸗ 
haupt) in ihrem Namen bedungen worden iſt, zumal ohne Beſtimmung des 
Preiſes ein Kaufvertrag nicht zu Stande kommt. 

Entſch. v. 6. Mai 1868, Nr. 3477 (3062 ©.:U.). Eine ſtillſchweigende 
Willenserllärung im Sinne tes $. 863 B. ©. ift in Anwendung auf Scene 
kungen ausgefcloffen (88. 956, 861, 883, 884 ibid.). 

Entſch. v. 22. Jänner 1868, Nr. 11191 (2978 ©.-U.). Dur den 
Beifag „mit 350 fl. ſaldirt“ if ansgebrüdt, daß die ganze über 500 fl. ber 
tragende Forterung begliden fei; denn es wurde bei Zahlung der 350 fl. ein 
Schuldſchein für ven Reftbetrag an Zahlungsftatt gegeben und von bem Forde⸗ 
rungöberechtigten feither micht wieder zurüdgeftellt, worin nah $. 863 B. ©. 
die ſtillſchweigende Genehmigung diefer mit ihrem zum Geldempfang Bevoll⸗ 
mãchtigten vereinbarten Zahlungsmobalität gelegen ift. 

Entf. v. 21. Yänner 1868, Nr. 11361 (©. Zig. 1868, Nr. 28). 
Wenn nicht die geſchehene Vereinbarung eined Entgelt® nachgewieſen wird, ift 
anzunehmen, baß ber Bruder unentgeltlich feine Schwefter verpflegt habe. 

Entſch. v. 8. Jänner 1868, Nr. 11657 (2963 ©.-U.). Die von dem 
maj. Gewordenen einfeitig erfolgte Genehmigung eines von der Vormundſchafts⸗ 
behörde feinerzeit verworfenen Kaufvertrages ift unwirkſam (83. 152, 233, 244, 
861, 865 9. ©.). Daraus allein, daß der andere Compaciscent zu ber ihm 
befaunt gewordenen Intabulation dieſes Kaufvertrages geihwiegen, und ein Jahr 
lang keine Einwendung erhoben hat, kann nicht gefhlofien werben, daß er ben 
Btg. als giltig betrachten wollte ($. 863 ibid.). 

Entfd. v. 19. December 1867, Nr. 8916 (2953 ©.-U.). Wenn bie 
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Käufer im Kaufvertrage bie auf der Realität haftenden Schulden nach Abſchlag 
des Kanfpreifes übernommen haben, haften fie dem Gläubiger als Perfonal- 
ſchuldner (8. 1845 8. ©). Die Einwilligung der Gläubiger als Affignatare, 
resp. Ceſſionare wirb durch Anftellung ver Klage ſtillſchweigend erflärt (8. 863 
ibid.), und eine ſolche nachträgliche Einwilligung zur unvollſtändigen Affignation 
ift in 88. 1402—1405 u. ff. ibid. ausdrücklich vorgefehen. Hierbei liegt gleich- 
wohl die rechtẽerzeugende Erklärung im Big. felbft, nicht erft in ber Klage 
(88. 1408, 1895, 1396 u. 1409 ibid.). 

Entſch. v. 22. Auguft 1867, Nr. 7106 (G. Ztg. 1868, Nr. 6). Im 
der Annahme einer die Zahlung an einem beftimmten Orte bedingenden Factura, 
liegt, wenn aud die Factura erft nad der Waare in die Hände bes Empfän⸗ 
gers gelangt, das Zuftanvelommen des forum contractus. 

Entſch. v. 16. Mai 1867, Nr. 3637 (3800 G.⸗U.). Auch bie bloß 
fombolifhe Uebergabe und Uebernahme (8. 427 B. ©.), welche aus concludenten 
Handlungen nach 8. 863 ibid. abgeleitet werden kann (Hinterlaflung von Effecten 
in einer Babecabine, zu welder nur ber Bebienftete der Anflalt den Schlüffel 
hat und Verfperrung verfelben beim Berlaffen), genügt zum Abſchluß des Ber- 
wahrungsvertrages mit dem Vadeeigenthümer [Schlußfolgerung). 

Entfd. v. 20. März 1867, Nr. 1607 (©. H. 1867, Nr. 62). Die 
Annahme einer die Elanfel „zahlbar in X“ enthaltenden Factura, ohne fie zu 
beanftänden, involvirt die Unterwerfung unter den Gerichtsſtand des Zahlungs 
orte® der Factura. 

Entf. v. 5. December 1866, Nr. 10746 (2674 ©.-U.). Der Alfig- 
natar, welcher ein über die Ajfignation an ihn gerichtete® Schreiben unbeant- 
wortet ließ, hat damit bie Affignation noch nicht angenommen, aud wenn er den 
Afignanten außergerichtlich gemahnt Hätte. 

Entſch. v. 21. Auguft 1866, Nr. 7470 (2584 ©.-U.). In der An 
nahme einer verfpäteten Anzahlung auf eine bei Terminsverluft und Execution 
in beftimmten Friften zu bezahlenden Forderung liegt noch keineswego ein nach⸗ 
träglicher Verzicht auf die bereits erwirfte Execution. 

Entf. v. 28. Juni 1866, Nr. 5738 (2531 ©.-U.). Aehnl. der Eutſch. 
Nr. 3637 ex 1867. 

Entf. v. 28. November 1865, Nr. 9988 (G. H. 1866, Nr. 40). 
Die & Conto-Zahlung anf eine wegen Nichtanmeldung im Eoncurfe erloſchene 
Forderung involoirt den Berziht auf diefe Einwendung und das Anerkenntniß 
des Fortbeſtandes der Forderung. 

Entjd. v. 10. October 1865, Nr. 8348 (2288 G.-U.). Weber darin, 
daß Kläger, nachdem die Geflagten einen Preis von 100 fl. anboten, äußerte, 
„wir werben fehon einig werben,“ und fpäter wirklich bie beftellte Arbeit lieferte, 
nod darin, daß die Geklagten, nachdem Kläger ihnen noch eher mittheilen ließ, 
ex verlange 150 fl., die Leiftung entgegennahmen, liegt — dem Zufammenhang 
beider Umftände nah — für fih allein ſchon die Vereinbarung des beflimmten 
Preife von 100 oder 150 fl. (8. 863 3. ©.). 

Entſch. v. 7. Februar 1865, Nr. 939 (2113 ©.-U.). Dem Gläubiger, 
welchem aus dem Erlöfe einer Simultanhypothel, ohne daß er feine Forderung 
anmelvete, ein XTheilbetrag zugewiefen wurbe, Tann, wenn er bie Bezahlung 
ber ganzen Forderung aus einer zweiten Hypothek fordert, biefe in Rechtskraft 
erwachſene Zuweifung nit eingewendet werben; denn die zur Vervollſtändigung 
der in jener Zumweifung gelegenen Affignation erforderliche Zuftiimmung bes Gläu⸗ 
bigers Tann nad 8. 863 B. ©. nicht fon darin gefunden werben, daß er bie 
erwähnte Zumweifung in Rechtskraft erwachſen lich. Was fi durch bie Nicht 
anfehtung der Meiftbotzumeifung änderte, war nur: daß ber Gläubiger nunmehr 
in die Löihung feiner Forderung auf jener Simultanhypothek willigen mußte, 


IT. Theil. 17. Hauptß. Berträge überhaupt. $. 868. 668 


fobald das durch die Zuweifung bezeichnete Surrogat diefer Hypothek gerichtlich 
exlegt wınte. 

Entfd. v. 21. September 1864, Nr. 7196 (1478 ©.-U.). Daß über 
dad Schreiben — worin die geflagte Waffenfabrik die durch ein Waffenausfuhr- 
verbot eingeiretene Unmöglichkeit der Verſendung der Waffen an den Erfüllungs- 
ort mittheilte und fi dahin ausjpridt, daß bei dieſem Umflande das Waffen 
verfaufsgefchäft als aufgelöft betrachtet werden müfje — nicht innerhalb der zur 
zweimaligen Beantwortung nöthigen Zeit und auch fpäter nicht die Antwort erfolgte, 
berechtigte bie Fabrik, nach $. 863 B. ©. anzunehmen, daß auch der Käufer den 
Big. als aufgelöft anfehe, und fohin anderweitig über die Waffen zu verfügen. 

. Entſch. v. 2. Auguft 1864, Nr. 5803 (1953 ©.-U.). Darin, daß 
der Egthr. den Zins für das nächſte Miethjahr vom bisherigen Mie- 
ther, dem er gekündet hatte, ohne Vorbehalt entgegennahm, liegt 
nicht die ſtillſchweigende Einwilligung zur Verlängerung der Miethe, 
fondern nur die Annahme der Entfhäpdigung, zu welger der Miether 
dem Egthr. dadurch verpflidtet wurbe, baf er Die Benübung ber 
Miethſache Über ven Kändigungstermin hinaus fortfegte, resp. (wäh⸗ 
rend des Procefjes) dem Egthr. entzog. 

Entjd. v. 1. Juli 1864, Nr. 4685 (1940 ©,-U.). Durch Leiſtung einer 
Theilzahlung auf die Erpenfen und Erſuchen der Partei um Zufriftung wegen 
bes Reftes, hat diefelbe die Exrpenfenforderung agnoscirt. 

Entfd. v. 31. Mai 1864, Nr. 3668 (2704 ©.-U.). Da dem Legatar 
nad 88. 685 u. 1384 B. ©. ein Jahr nach dem Todestag Binfen gebühren, 
kann der Quittung über eine Theilzahlung, worin e8 heißt: „für Rechnung bes 
Legate® . . . .“ („a soonto del legato‘) nit der Sinn beigelegt werben, daß 
damit auf die Zinfen verzichtet, dieſe nicht gefordert worden feien ($. 1416 ibid.). 

Entſch. v. 26. Mai 1863, Nr. 3673 (1729 ©.-UM.). Wenn auch 
der Schuldner auf der Eeffion bloß „als Zeuge“ unterſchrieben if, 
tann doch nad 8.863 B. ©. kein Zweifel obwalten, baß er durch bie 
Mitfertigung ber Eeflion die Richtigkeit feiner Schuld anerkannte, 

Entſch. v. 5. Mai 1863, Nr. 1853 (1703 ©.-U.). Aehnl. ver Eniſch. 
Nr. 8916 ex 1867. 

Entſch. v. 8. April 1863, Nr. 2067 (1698 ©.-U.) Der an ben 
Dienftvorgefegten des Sohnes gerichtete Brief des Vaters, worin Legterer er 
Härte, „bie Schulbpoft, für welche der Kamerad feines Sohnes die Gutſtehung 
übernommen hat, fogleih durch den Regimentsauditor auszugleichen,“ enthält ein 
rechtsgiltiges DVerfprehen zu Gunften des Sohnes. Die Annahme dieſes Ber- 
ſprechens durch den Gutſteher liegt in feiner Bewerbung um die Ausfol« 
gung des VBriefes und in der Rlagsanftellung ſelbſt. 

Entfd. v. 9. October 1862, Nr. 6367 (©. H. 1863, Nr. 12). In 
vem Zurüdbehalten von an Zahlungsftatt für fällige Schuldpoſten eingefanbter 
Uccepten liegt noch nicht die Annahme dieſer Zahlungsart ſeitens des Glaͤubigers. 

Entſch. v. 25. September 1862, Nr. 6405 (1563 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 1607 ex 1867. 

Eutſch. v. 5. Februar 1862, Nr. 8664 (1475 ©.-U.). Der Beifag in 
der fhriftlihen Offerte, „womit Sie fi in Ihrer werthen Entgegnung einver- 
landen erklären wollen,“ ſchließt die ſtillſchweigende Annahme nicht aus. 

Entf. v. 14. Jänner 1862, Nr. 217 (1457 ©.-U.). Gegenüber ber 
haut obergerichtlicher Vdg. eingeführten einvierteljährigen Künbigungefrift kann 
eine ſtillſchweigende Einigung auf einhalbjährige Kündigung aus der Verpflichtung 
zur halbjährigen Miethezahlung nicht gefolgert werben. 

Entfd. v. 29. October 1861, Nr. 6735 (1408 ©.-U.). Auf Berzihte- 
erflärungen ift $. 863 ©. ©. nicht anwendbar. 
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Entf. v. 8. Auguft 1861, Nr. 5289 (1371 ©.-U.). Die brieflihe Er⸗ 
Mörung, den ſchuldigen Betrag „einfenden“ zu wollen, involvirt die Unterwerfung 
unter ven Gerichtsſtand des Wohnortes des Adreſſaten. 

Entf. v. 10. April 1861, Nr. 2398 (1303 ©.-U.). Aehnl. der Entf. 
Nr. 1607 ex 1867. [forum contractus durch Annahme ber Yactura.] 

Entſch. v. 15. Jänner 1861, Nr. 14433 (1260 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 1607 ex 1867. 

Entfd. v. 11. December 1860, Nr. 14383 (1245 G.⸗U.). ... Die 
Gattin muß die Folgen des von bem Gatten für ihr gemeinſchaftliches untheil« 
bares R. geführten Rechteſtreites ſich gefallen laflen; zumal ihr Einverſtändniß 
mit dem Gatten, zu deflen Vorgehen fie gefchwiegen hat, nicht bezweifelt werben 
tanu (88. 828 u. 863 B. ©.). 

Entf. v. 7. Auguſt 1860, Nr. 9032 (2061 &.-U.). Wenn der Oläu- 
biger trog Bereinbarung der Zahlung in Bereinsthalern die Abfchlagezahlung in 
Banfnoten vorbehaltlo® angenemmen bat, Tann er bei der neuerlihen & conto 
Zahlung nidt die Vergütung der Eursdifferenz verlangen. — [Worfpr. der Entf. 
Br. 6735 ex 1861.?] 

Entſch. 5. Yuli 1860, Nr. 5904 (Tribüne 1860, Nr. 22). Wenn 
weder bie Zahlunge- nody die Mebergabsart einer wiederkehrenden Leiftung be- 
ſtimmt wurde, der Empfänger die Ueberfentung durch die Poſt, obgleich dieſelbe 
gemöhnlid nad dem Verfallstage eintraf, nicht rägte, fo ift dieß fo anzufehen, 
als ob der Kläger die Sendung durch bie Poft genehmigte. Der Verſender ift 
daher für die durch die Poſt veranlaßte Verfpätung des Eintreffens nicht ver- 
antwortlid. 

Entſch. v. 14. März 1860, Nr. 2505 (1106 ©.-U.). Der Kunft- 
vereindagent, welcher über Erſuchen „eine Actie um den Preis von x fl., welcher 
innerhalb einer Woche gezahlt werben würde, zurüdzubehalten,“ den Beklagten 
wirklich als Egthr. einer beflimmten Actie dem Vereine anzeigte, bat hierdurch 
nad $. 863 B. ©. den Kaufvertrag Namens bes Vereins mit bem Bellagten 
abgeſchloſſen; wenn er auch den Preis vorgeftredt und deſſen Namen nod nicht 
in die Actie eingefegt hat. 

Entfd. v. 15. Yuni 1859, Nr. 5631 (809 G.U.). Kläger hatte bie 
Bauarbeiten an einem Pfarchofe erftanden und im Auftrage bes amtlich beftellten 
Infpicienten (des. Geklagten) auch Arbeiten vorgenommen, welde weder im ur⸗ 
fprängligen Plane fanden, no von der Berwaltungsbehörde genehmigt waren. 
Die Klage wurde abgewiefen, venn 8. 1162 B. ©. ift in biefem Falle (ob⸗ 
zwar es fih um eine Lohnklage handle) nicht anwendbar; berfelbe 
berubt nämlih auf der Vermuthung eines flillfhweigenden Vtgs., 
vermöge welches der Befteller einer Arbeit auh in die Bergätung 
des dafür gebührenden Lohnes eingewilligt haben müſſe. Diefe 
Bermuthung verliert jebod ihre Kraft, mit Rüdblid auf 8. 863 ibid., 
wenn, wie bier, Umflände vorliegen, welde biefelbe als nicht ge- 
gründet erfennen laffen. Der Kläger mußte aus den Berfteigerungs«- 
bevingniffen wiffen, daß er feine vom Bauplane abweichende Bau- 
ligpteit, felbft auf Anordnung bee geflagten Infpicienten ohne vor« 
läufige Genehmigung ber contrahirenden Behörde vornehmen dürfe, 
und konnte nad der Sadhlage niht vermuthen, daß berfelbe Die 
Mehrbauten auf eigene Redhnung ausführen laffen wolle... 

Entſch. v. 16. Juni 1858, Nr. 5949 (579 G. U). Aehnl. ber Eure. 
Nr. 1607 ex 1867. 

Entſch. v. 2. December 1857, Nr. 12241 (481 G.-U.). Wenngleich 
der eine Contrahent das den Serpitutsvertrag belundende Schrift- 
ſtück nit unterfertigt hat, Tann doch nicht bezweifelt werben, daß er 
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auf die darin bezeichnete Weife den Big. einging, da er das Schrift⸗ 
ſtück entgegennahm, es aufbewahrte und dem Nadhmann in Befig 
übergab, überdieß das bafelbft bedungene Entgelt zahlte. 

Entf. v. 28. October 1857, Nr. 10110 (458 ©.-U.). Die über Er. 
fugen des Egthrs. ertheilte Einwilligung des Miethers in den Verkauf der Be 
ſtandſachen kann nur den Sinn haben, daß er auf die Entſchädigung wegen 
Aufhebung des Veftandverhältnifjes verzichte. 

Entf. v. 16. September 1857, Nr. 9149 (1035 ©.-U.). Indem 
der Ausnehmer die Verpflegung an dem Tiſch des Geklagten an- 
nahm, gab er nad 8. 888 B. ©. ftilljhweigend zu erkennen, daß 
felbe an Stelle der Ausgedingsleiftungen treten folle, zumal für 
ben ©ellagten Teine vertragsmäßige Verpflichtung vorhanden war, 
neben ber Verpflegung aud noch das Ausgedinge zu leiften. 

Entfd. v. 25. Yuni 1857, Nr. 5845 (P. ©. 648). Wenn ber Ber- 
pähter bloße Theilzahlungen an Pachtzins annimmt, fo leiftet er ſtillſchweigend 
Berziht auf dad R., nah $. 919 B. ©., die Aufhebung des Pachtvertrages 
wegen Nichtzahlung einer Pachtzinsrate am Verfallstage zu fordern. 

Entſch. v. 4. Februar 1857, Nr. 646 (288 ©.-U.). Im der vorbe⸗ 
haltsloſen Annahme einer verfpäteten Zahlung liegt die ſtillſchweigende Nachſicht 
ber mora solvendi und ihrer Eonfequenzen. 

Entf‘. v. 29. Jänner 1856, Nr. 9497 (157 ©.-U). Der Befig 
des der Klägerin zugewiefenen Grunpflüdes, und ihr bisheriges 
Stiliſchweigen, trog der ihr bekannten Abfiht der Miterben, fie 
durch Zumweifung desfelben abzufinden, begründen eine ſtillſchwei⸗ 
gende Erklärung der Einwilligung im Sinne des 8. 863 B. ©. 

Entſch. v. 20. Yuni 1855, Nr. 5670 (103 ©.-U.). Im der ohne wei⸗ 
tere Bemerkung erfolgten Betätigung des Empfanges einer ausdrücklich an Zah- 
lungsſtatt überfannten Tratte liegt die Genehmigung der proponirten datio in 
solutum. 

Entſch. v. 28. Februar 1854, Nr. 1017 (BP. ©. 650). Eine ftil« 
ſchweigende Berzichtleiftung ift nur dann anzunehmen, wenn tie Hanblung, aus 
welcher dieſelbe erſchloſſen werben foll, keine andere vernünftige Auslegung zuläßt. 


G. 864 — vgl. 88. 9515 985 0. ©.) 
8. 864. Verträge find einfeitig oder zweiſeitig verbindlich, je nachdem nur ein Theil etwas 
verſpricht und der andere e8 annimmt; oder beide Theile einander Rechte Übertragen und 
wechfelfeitig annehmen. Die erften werden alfo ohne Entgelt, die anderen aber mit Entgelt 
geihtofien. 

Entfd. v. 28. December 1877, Nr. 14402 (©. Ztg. 1878, Nr. 59). 
Ein Uebereintommen, wornad ein Theil fi verpflichtet, dem anderen eine bes 
ſtimmte Geldſumme zu bezahlen, wogegen legterer fi der Bewerbung um ein 
Geſchäft zu enthalten bat, iſt feine Schenkung (8. 938 B. G.), fondern ein per 
binvliher Vtg. nad) 88. 864 u. 921 ibid., welcher zufolge $. 1173 ibid. nad 
den für die entgeltlihen Vtge. geltenden Beftimmungen zu beurtheilen ift. 

Entſch. v. 7. Yuli 1875, Nr. 4684 (5785 ©.-U.). Die Erklärung bes 
Geklagten, „folange er (?) lebt, der Klägerin, infolange fie getrennt von ihrem 
Gatten leben werde, monatlih 30 fl. zu ihrem Lebensimterhalte aus Dankbare 
keit .... zu erfolgen" — verpflichtet ihn, folange er (Geklagter) lebe, unter 
der Bedingung, daß die Klägerin ſich mit ihrem (inzwifchen getrennt geflorbenen) 
Gatten nicht wieder vereine, fie zu alimentiren. Da biefer Sinn fih mit Be 
Rimmtheit aus der Erklärung ergibt, kann von einer Anwendung der Regel des 
8. 915 8. ©. auf diefen wiewohl einfeitig verbindlichen Big. ($. 864 ibid.) 
nicht weiter die Rede fein [Schlußfolgerung). 

Niehl, bürgl. @efegb. ext. 37 
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Entf. v. 20. November 1872, Nr. 10870 (4785. &.-U.). Da nad 
ben ©. Unterlaffungen ven Handlungen äquiparirt find, daher ebenfo, 
wie diefe, ein Entgelt bilden können, ftellt fi der vom Kläger als 
Rechtsgrund angeführte Vtg. (Zufiherung einer Geldſumme gegen 
dem, daß Kläger dem Bellagten bei dem Ankaufe eines Gutes nicht 
hinderlich fein werde) als ein entgeltliher Btg. dar (88. 861, 869, 
921, 1173 ®. ©.). Die Gewährung eines Darlehens war geeiguet, ben Buts- 
befiger zu einer Verzögerung bed Berkaufes zu beflimmen und ift daher ein dem 
Bellagten in der Erreichung feines Zweckes entgegengeſetztes Hinderniß, weßhalb 
san ber klägeriſche Anſpruch auf Zahlung jener Summe unbegründet if. 

Entſch. v. 15. December 1871, Nr. 8423 (Sch. IV). Die Einwendung, 
daß Gläubiger dem Bellagten verſprochen habe, die Forderungen zu erlaſſen, 
wenn cr einen Dritten beredet haben wird, ihm (dem Glaubiger) fein ganzes 
Bmgn. zu verntadhen, kann nur berüdfictigt werden, wenn ermwiefen wird, daß 
der beabfichtigte Erfolg gerade durch die Einwirkung des Schuldners hervorge⸗ 
zufen wurde (88. 864, 144 B. ©.). 

Entfd. v. 10. Februar 1869, Nr. 1290 (8283 ©.-U.). Die Angabe 

der causa debendi ift von feinem ©. allgemein gefordert, vielmehr ‚bezeichnet 
das ©. wie in $$. 435, 1001, 1426 B. ©. ausdrüdlich jene Fälle, in welden 
fie erforberlih if. Der durch die fehriftlihe Schulvanerfennung und bie in ber 
Empfangnahme der Urkunde liegende ftilfchweigende Annahme des Verſprechens 
perfect geworbene Vtg. ($. 861 ibid.) muß daher im Zweifel nah 88. 914 
u. 864 ibid. als unentgeltlich geſchloſſener aufrecht erhalten werden [Schluß- 
folgerung]. 
Entſch. v. 7. December 1864, Nr. 9005 (2711 ©.-U.). Es ift ein 
wefentlihes Merkmal der Schenkung, daß nur ein Theil etwas ver- 
fpriht oder überläßt, und der andere ed annimmt ($$. 864 u. 938 
3. G.). Ein Uebereintommen, wodurch fi zwei Erebitlosbefiger gegenfeitig 
4000 fl. verfpredhen für ven Fall, als einer von ihnen den Haupttreffer gewinne, 
ift weder eine Schenkung, noch ein Glüdövertrag, fondern ein zweifeitig verbiud⸗ 
liher Vtg., der, wenn aud nur mündlich gefclofien, dem einen Contrahenten 
ein Klagerecht auf den verfprodenen Betrag wider den anberen Kontrahenten 
gewährt, der ben Haupttreffer machte. 


Erforderniſſe eines giftigen Berkrages: 
1. Fähigkeit der Yerfonen. 
——— 2, a7, 389, 810; 867, 869; 158, 244, 282; 151, 246, 247; & 82 8. © 


feit: u. 88°C. 0. v. 2 or 1808, Pr. 1 R. &. 8. filr 1869; — 
lpril 1875, Nr. 67 —— Pe 69 ®. v. 4. April 1876, Rr. 69 R. @. ®. [Yanvel —2 
. Db, Comm. Vdg. v. 28. Eeptember ia, ao 2, u v. 1. December 1847, Rr. Fans ® S.; 
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8. 865. Wer den Gebrauch der Vernunft nicht hat, wie auch ein Kind unter fieben Jahren, 
ift unfähig, ein Verſprechen zu madhen, oder e8 anzunehmen. Andere Perfonen hingegen, 
melde von einem Bater, Bormunde oder Curator abhängen, können zwar ein bloß zu ihrem 
BVortheile gemachtes Berfprechen annehmen; wenn fie aber eine damit verfnüpfte Laft über 
nehmen, ober feldft etwas verfpredhen, hängt die Giltigleit des Vertrages nad den, in dem 
dritten und vierten Sauptftüde des erften Theiles gegebenen Vorfchriften in ber Regel von 
der Einwilligung des Vertreter oder zugleich des Berichtes ab. Bis dieſe Einwilligung er⸗ 
folgt, kann der andere Theil nicht zurücktreten, aber eine angemefiene Frift zur Erklärung 
verlangen. 


Entf. v. ? 1879 (9. B. 1879, Nr. 27). Ein von einem, wegen 
Wahnfinns unter Euratel Geftellten, welhem monatlid zur Beftreitung feiner 
Bebürfniffe 100 fl. verabfolgt werden, geſchloſſener, den ortsühlihen Miethen 
entſprechender Miethvertrag ift, zumal der Curand folhe Geſchäfte gewöhnlich 
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ſelbſt abſchloß, rechtsgiltig; denn nachdem 8. 865 B. ©. fagt, bag, wenn von 
einem Curator abhängige Perfonen etwas verfprechen, die Giltigleit des Btge. 
nach den in dem 3. u. 4. Hauptſt. des I. Theile gegebenen Berfchriften „in 
der Regel“ von der Einwilligung des Bertreterd „oder“ zugleich des Berichtes 
abhänge, folgt daraus, daß biefe Negel auch Ausnahmen zulafle, wie ſolche in 
den 88. 247, 248 n.°866 ibid. aud wirklich enthalten find. Da num nad 
88. 187 u. 282 ibid. Min. und Pflegebefohlene in ihren R.en und Pflichten 
uud in der Yührung ihrer Geſchäfte gefeglich gleichftehen, fo muß die Beftimmung 
des $. 247 äbid., nach welcher ein Min. über den, feiner Verwaltung anver- 
tranten Betrag feiner Einkünfte ſich eigenmädhtig verbinden kann, auch für den 
Curanden gelten. 

Entſch. v. 8. November 1877, Nr. 12192 (©. Zig. 1878, Nr. 13). 
Selbſt im Falle der Zuftimmung ihres Vaters und geſetzlichen Vertreters können 
Min. ohne gerichtliche Einwilligung einen Darlehensvertrag mit Rechtewirkſam⸗ 
keit nicht abſchließen, und aus einem ohne jene Einwilligung thatſächlich abge 
ſchloſſenen Darlehensvertrage nur beim Borhandenfein der Bedingung des 8. 248 
B. ©. auf Erſatz des Schadens belangt werben (88. 865, 244, 152, 233 ibid.). 

Entf. v. 29. April 1873, Nr. 2781 (4953 ©.-U.). Das Ueberein- 
kommen des Vater der verführten Tochter mit deren Berführer Über Zahlung 
einer theils für die Mutter, theild für das (Entel-) Kind beftimmten Summe, 
iſt and ohne gerichtliche Genehmigung für den Berführer rechtsverbindend. 
(88. 865 u. 152 ®. ©.); die Einwendung, baß das Uebereinkommen zugleich 
einen Berziht auf weitergehende Anſprüche enthalte, wozu der Vater nicht bee 
rechtigt fei, fteht dem Berführer nicht zu, es wurde aud nicht erwiefen, daß 
weitergehende Anſprüche burchjegbar gewefen wären. Die Nebenbefiimmung über 
die Verwendung der Summe: daß davon ein Theil dem Kinde zufalle, ift für 
die Beurteilung ber Legitimation zum Bertragsabfhluß irrelevant. 

Entſch. v. 23. Mai 1872, Nr. 2713 (4612 ©.-U.). Ein mit einem 
Min., dem die Alternachficht ertheilt war, zu einer Zeit, ba er das 20. Lebens⸗ 
jahr bereit überfchritten hatte, eingegangener Btg. bleibt giltig, wenn auch fpäter 
bie venia aetatis widerrufen wurde, denn mit erreichtem 21. Lebensjahre iſi der 
Min. nicht mehr abfolut handlungsunfähig (88. 865 u. 252 B. ©.). 

Blenar-Entjd. v. 7. October 1870, Nr. 9553 (4408 ©.-U.). Die 
von Min. eingegangenen Vertragsverbindlichkeiten find nidt an und 
für fi ungiltig, fondern fönnen nah 8. 865 B. ©. durd vie nach⸗ 
folgende Genehmigung, umfomehr alfo durd die Anerkennung des 
Eompaciscenten nad erreihter Großjährigkeit aufrecht erhalten 
werben.... 

Entſch. v. 15. Februar 1870, Nr. 10108 (83711 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 9553 ex 1870. 

Entf. v. 18. October 1869, Nr. 7755 (3535 ©.-U.). Cine min. 
Ehegattin wird dadurch allein, daß fie zufammen mit ihrem Manne einen felbft« 
ſtaͤndigen Haushalt führt, no nicht vertragsfähig. 

Entid. v. 8. Jänner 1868, Nr. 11657 (2963 G.-U.). Ein Btg., deſſen 
Genehmigung die Vormundſchaftsbehörde verweigerte ($. 865 B. ©.) — womit 
das Obligo des Compaciscenten anfhörte — kann durch ben maj. Gewordenen 
nicht mehr in Wirkſamkeit treten, e8 wäre denn, daß der andere Theil nachträg- 
lich erklärt hätte, noch an fein Verſprechen gebunden fein zu wollen, 

Entfd. v. 28. Jänner 1862, Nr. 264 (1466 ©.-U.). Eine von dem 
Min. vorgenommene Veräußerung ift giltig, wenn fie Ju feinem Vortheile gereicht. 

Blenar- Entf. v. 9. Yuli 1861, Nr. 4136 (1353 ©.-U.). Maj. Milie 
tãrs, vom Feldwebel abwärts, lönnen giltige Darlehensverträge fließen; die 
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Berpfänbung der Realität des Soldaten hierfür ift zuläjfig (88. 244 B. G. und 
Kundm. Pat. Abf. 7). 

Entſch. v. 28. September 1859, Nr. 2886 (873 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 264 ex 1862. 

Entfd. v. 21. October 1857, Nr. 9678 (1039 ©.-U.). Bezüglich der 
Friſt zur Unnahme des einer frommen Stiftung gemachten Anerbietens ift nicht 
$. 862 B. ©. fondern, $. 865 ibid. maßgebend, der andere Eontrahent daher 
an fein Verſprechen bis zu erfolgter ErMärung der vorgefegten Behörde gebunden, 

Entſch. v. 29. April 1857, Nr. 2825 (P. ©. 597). Auch bei Btg.en 
kann ber Beweis bed mangelnden Berftandesgebraudes nicht nur durch Kunſtver⸗ 
ſtaͤndige, fondern nach Analogie des $. 567 B. ©. auch durch gewöhnliche Zeugen 
bergeftellt werben. n 

Entf. v. 1. April 1857, Nr. 2633 (P. ©. 653). Die Geiftesabweien- 
heit einer nicht unter Curatel gefegten Perſon zur Zeit ber Ausſtellung eines 
Schuldſcheines im Spitale Tann auch dur Zeugen bewiefen werben. 

Entfd. v. 11. Yänner 1854, Nr. 13240 (10 ©.-U; P. ©. 653). 
Aehnl. der Entf. Nr. 264 ex 1862. 

Entf. v. 10. Juni 1820, Nr. 2643 (BP. ©. 651). Zur rechtlichen 
Giltigeit eined jeden Vtge. wird nah bem ©. die Einwilligung der contra 
birenden Parteien wefentlic erforbert; alles, was in phyſiſcher und moralifcher 
Hinſicht diefe Einwilligung ausſchließt, hebt die Giltigkeit des Vtgs. auf. 


C. 866 — vgl. bei . 865 cit.; 8. 248; 69. 1838, 1824 0. ©) 
8. 966, Wer liftiger Weiſe vorgibt, daß er Verträge zu fchließen fähig fei, und dadurch einen 
Andern, der darüber nicht leicht Erkunbigung einholen Eonnte, hintergeht, ift zur Genugthuung 
verpflichtet. 

Entſch. v. ? 1879 (9. B. 1879, Nr. 37). Aus 88. 866, 247, 248 
B. ©. ergibt ſich, dag nad $. 865 ibid. Vtge. Min. nit an und für fih und 
nicht unter allen Umftänden ungiltig find. Es kommt daher auf eingehende Benr- 
theilung aller Umflände an, ob ſolche Btge. mit Rüdfiht auf die Beſtimmungen 
in ven cit. ©efegeöftellen den Min. verpflichten. 

Entf. v. 20. Februar 1873, Nr. 1456 (4884 G.-U.). ... Die 
8. 248 u. 866 B. ©. haben volle Anwendung, ba ber Kläger ben Min. 
nah dem Inhalte des Briefes, worin er anzeigt, daß er feines Bru«- 
ders Handelsgefhäft übernommen habe, für eigenberehtigt halten 
mußte, und bei dem Umftande, ald der Verkehr von Drt zu Ort 
ftattfand, nit wohl darüber erft Erfundigung einholen konnte .... 
Der Min. ift aus der buch diefe Täuſchung über fein Alter geſetzten 
argliftigen Handlung (8. 1324 ibid.) dem Kläger zur vollen Genug- 
thuung verpfligtet. 

Entſch. v. 1. Februar 1872, Nr. 10176 (4466 ©.-U.). Ein phyfiſch 
Maj. ift, wenn er nicht Umſtände erweift, aus welchen fein Mitcontrahent Zweifel 
an feiner Eigenberehtigung ſchöpfen mußte, ſchon dadurch allein, daß er die Ver⸗ 
hängung der Euratel über fih verfhwieg, nad $. 866 ®. ©. zum Erſatz des 
thatfählih an dem Mitcontrahenten aus dem mit ihm gefdlofienen Gejchäft er⸗ 
littenen Schadens verpflichtet. 

Entf. v. 15. Februar 1870, Nr. 12751 (3713 G.⸗U.). Aehnul. der 
Entſch. Nr. 10176 ex 1872. 

Entf. v. 13. October 1869, Nr. 7755 (3535 ©.-U.). Jenem, welcher 
mit einem Min. Btg. fließt, obliegt der Beweis, daß ſich der Min. für maj. 
ausgegeben hat und er nicht in ver Lage war, ſich hierüber Gewißheit zu ver 
Ihafien (88. 244, 248 8. ©.). 

Entfd. v. 12. Febrnar 1868, Nr. 332 (2921 G.-U.). Die Simulation 
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ver Eigenberedhtigung allein Tann einen unter verlängerter vormundſchaftlicher Ge⸗ 
walt Stehenden, wenn das Edict gehörig verlautbart wurde, noch nit nad 
8.866 3 ©. haftbar machen [Schlußfolgerung; — worſpr. der Entſch. Nr. 10176 
ex 1877]. 

Entid. v. 16. Mai 1866, Nr. 4186 (2497 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 7755 ex 1869. 

Entf. v. 12. September 1861, Nr. 5526 (1386 G.U.) Im Falle 
der Ungiltigkeit eines Vtgs. wegen Handlungsunfähigkeit des einen Contrahenten, 
bat der andere Anſpruch auf Reſtitution, eventuell Erſatz feiner Leiſtung, wenn 
er von dem Unfähigen irregeführt wurde, oder Legterer deſſen Irrthum hierin bes 
nußte. Der Beklagte, der nicht feine Tigenberechtigung liſtiger Weife pofitiv vorgegeben 
hat, iſt nicht zu der in 8. 866 B. ©. auferlegten Genugthuung, fondern nur zum 
Erfag des Schadens — alfo zur Vergütung des Schägungswerthes der Kaufe 
gegenftänve verpflichtet. 

Entſch. v. 15. Juni 1859, Nr. 5996 (810 ©.-U.). $. 866 3. ©. ift 
nicht ‚anwendbar im Falle ver Veräußerung eines beſchränkten Rs. als eines 
unbefhränften, weil er nur bie bier nicht in Frage kommende perjön- 
lihe Fähigkeit der Bertragſchließenden zum Gegenſtande hat. 

— a m Ba ne an 6 man an ans era 
=. Sotende, 1a, md. 0.0; : daß. ©. ©: DI Bige 0. 13: Sul 1658 
Mr. 96, ©. 14 Rooember 1868, Pr. 108 und v. 38. Sänmer'1866, Rr. 18 9. ©. ©.) 

8. 868. Was zur Giltigleit eines Vertrages mit einer unter ber befunberen Borforge ber 
öffentlichen Berwaltung ſtehenden Gemeinde ($. 37), oder ihren einzelnen Gliedern und Stell» 
vertretern erfordert werde, ift aus der Verfaffung berfelben und ben politifgen Geſetzen zu 

entnehmen (8. 290). i 

Entf. v. 27. Juli 1864, Nr. 5244 (8. 9. 1869, Nr. 83). Ein 
von dem Bürgermeifter allein, opne Zuziehung der im 8. 108 bes früheren 
G. ©. vom Jahre 3849 erwähnten zweiten Perfon im Namen ber gellagten 
Gemeinde abgeſchloſſener gerichtliher Bergleich ift volllommen rechtewirkſam. 

(8. 868 — obgeänbert durch 8. 5 bes G. v. 5. Rovember 1807, Fr. 181, 8. 1 des @. v. 28. Mai 1871, Mr. 45 


[Bandıwehr) unb $. 10 des Tontım)a ».2. ruar 1876, Ar. 19 R.8. 8; Em Mae BU, Str. G. 
208; Hoftjlo. v. 1. 1847, Rr. 1101 I. @. & 


8. 968. inwieweit ein Verbrecher giltige Verträge ſchließen könne, beflimmt das Gtrafge- 
fegbuch über Verbrechen. 

Entſch. v. 27. Jänner 1874, Nr. 622 (5234 G.⸗U.). Dur 8. 5 des 
Ss. vom 15. November 1867, Nr. 131 R. ©. B. find nit nur die Bee 
flimmungen des $. 27, lit.b Str. ©. und ver 88. 61, 574 u. 868 B. ©. 
außer Kraft geſetzt, fondern überhaupt die mit der ftrafgerichtlihen Verurtheilung 
verbunden geweſenen Beſchränkungen der bezüglihen Hanplungsfähigteit behoben 
worben; daher auch der geſetzliche Grund zur Euratelbeftellung für Berurtpeilte 
nah 8. 279 ibid. entfallen if. 

Entf. v. 27. Jänner 1874, Nr. 621 (5233 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 622 ex 1874. 

Entf. v. 22. November 1870, Nr. 13770 (3958 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 622 ex 1874. 3 


2 Wahre Einwilligung. 
(6. 869 — vgl. 98. 870, 874, 875; 914, 915; 916; $. 861 ®. ©.) 


8. 869. Die Einwilligung in einen Bertrag muß frei, ernftlih, beftimmt und verſtändlich 
erfläret werben. Iſt die Erflärung unverftändlich, ganz unbeflimmt, oder erfolgt die Aunahme 
unter anderen Beftimmungen, als unter welchen das Berfprechen geihehen ift; fo entfteht kein 


B. G. 
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Betrag. Wer fi, um einen Andern zu bevortgeilen, undeutlicher Ausdrücke bedient, ober 
eine Scheinhandlung unternimmt, leiftet Genugthuung. 

Entf. v. 13. December 1877, Nr. 5726 (©. H. 1878, Nr. 66). Die 

Nichtigerflärung eines Vtgs. wegen Irrthums in der Perſon des Mitcontrahenten 

kann nur der im Irrthum geweſene Theil begehren (88. 869, 871, 873 u. 877 


.). 

Entſch. v. 18. Mai 1876, Nr. 3632 (©. Zig. 1876, Nr. 50). Die 
Aeußerung des Miethers zur gefeglihen Kündigungszeit, „er müfje ausziehen, 
wenn ihm vom Zins nichts nachgelaſſen würde,“ enthält bie beftimmte und ver⸗ 
ländliche Erflärung, die Wohnung nicht weiter zu behalten. Es ift felbfiverftänd- 
Gi, daß hiernach, da der Vermiether die Aeußerung entgegennahm, ohne 
ben Zins berabzufegen, die Wohnung auf bie in dem betreffenden Orte gefegliche 
Kündigungsfrift aufgelündet wurde. Der Miether hatte nicht nothwendig, gegen 
die ihm zum nädften Termine behändigte Auffündigung des Vermiethers Ein- 
wenbungen zu erheben (88. 869, 915, 1114 B. ©. und $. 9 Beltandof.). 

Entfd. v. 27. April 1875, Nr. 4186 (5697 ©.-U.). Durch Ueber⸗ 
laffung eines Quartiers „gegen nachträgliche Einigung über den Zins“ ift noch 
kein Miethvertrag gefchloffen. 

Entſch. v. 12. Yänner 1875, Nr. 12280 (5594 ©.-U.). Die Trunkeu⸗ 
heit, in Folge deren der Big. wegen Hanblungsunfähigkeit des Trunkenen nad 
8. 869 8. ©. ungiltig if, muß feine volle Beraufhung fein. Aus den Wahr- 
nehmungen von Zeugen unmittelbar vor unb nad dem förmlidhen Bertragsab- 
ſchluſſe kann fi immerhin vie Annahme rechtfertigen, daß das Erkenntnigvermögen 
geſtört und nie freie Willensthätigkeit behoben ift, wenn auch andere Zeugen, 
welche ben Kontrahenten nur während ber kurzen Förmlichleit des Abfchlufles 
fahen, ihn für handlungsfähig hielten; denn bie in Frage kommende Fähigfeit 
ift ein innerliher nur fhwer zu erſchließender Zuftand. 

Entſch. v. 14. October 1874, Nr. 7667 (5502 ©.-U.). Wenn nad 
Inhalt des Vtgs. lediglich zweifelhaft erſcheint, ob eine Miethe oder Pachtung ge 
wollt fei, fo darf — zumal wenn diefe Frage aus anderen Umftänden entſchieden 
werben kann — ber Btg. nicht nad 8. 869 B. ©. wegen Unbeftimmtheit als 
nichtig erflärt werden [Schlußfolgerung]. 

Entfd. dv. 19. Augufi 1874, Nr. 7003 (5446 ©.-U.). Da ber Ger 
Hagte beim Lieitationsacte Iediglich äußerte, er wolle, falls Kläger die Mauth 
erſtehe, ihm als Geſellſchafter beitreten, worauf beftimmt wurde, daß das Weitere 
nad der Licitatton im Café X feftgefegt werben folle, — was jedoch nicht 
geſchah — ift ein Big. nicht zu Stande gelommen. Zu den wefentlihen 
Beftandtheilen eines Gefellfaftsvertrages gehört nad 8. 1175 8. ©. 
außer der bei jedem Btg. erforderligen wechſelſeitigen Einwilligung 
auch die auf der Willenseinigung der Contrahenten berubende Be— 
ffimmung, daß die Theilnehmer entweder ihre Dienfte (Mühe) oder 
ihre Sachen oder Beides zugleih zum gemeinfhaftlihen Nugen 
vereinigen. .... Es fehlen zu dem... .. behaupteten Geſellſchafts⸗ 
vertrage augenfheinlih die Erforberniffe der 88. 861, 869, 1175 ibid. 
und der Kläger bat durd feine Handlungsweije unmittelbar nad 
der Mauthpachtung fattfam an ben Tag gelegt, daß er felöft den 
Gefellfgaftsvertrag mit dem Gellagten nit für rechtsgiltig abge- 
ſchloſſen hielt, ..... indem er die laut des Licitationsprotofolles 
auf eigenen Namen erftandene Pachtung ohne weiters aud allein 
antrat und die Nugungen bis zur legten Zeit, ohne eine Rechnung 
zu legen, allein bezog ꝛc. .... 

Entfd. v. 10. März 1874, Nr. 1035 (5290 G.U.). Durch den Lici⸗ 
tationsact verpflichtet fi der Erſteher zur Befriedigung der Pfandgläubiger 5i6 
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zum Belaufe, des Meiftgebotes, Aut lit. s des Hof. v. 15. Jänner 1787, 
Nr. 621 I. ©. ©. und der Borfchrift des 8. 339 a. ©. O. über die Relici» 
tation ergibt fi aber, daß dieſe Verpflichtung des Erſtehers eine perfönliche fei. 
Wenn daher zwiſchen dem Exfteher und einem Pfanpgläubiger das Uebereinfommen 
getroffen wird, die Forderung auf der Realität zu belaffen, fo kann hierin nur 
der Abſchluß eines erneuerten Darlehenevertrages gefehen werben, aus weldhem 
gleichfalls der Erſteher als perfönliher Schulduer zahlungspflichtig erſcheint (88. 861, 
869, 915 2. ©.). 

Entf. v. 5. Jänner 1872, Nr. 14721 (©. Big. 1872). Das Ber: 
ſprechen „fih auszugleihen“ Tann nah 8. 863 B. ©. nur den Sinn eines 
Zahlungsverſprechens haben und genügt baher den Erforderniſſen des 8. 869 ibid. 

Entf. v. 9. December 1870, Nr. 6347 (Prawnit 1871). Da bei dem 
Verſprechen der Hingabe der Hälfte einer Grundwirthſchaft ftatt Geldes, weder 
von ber Lage, nod von dem Umfange und ben Grenzen des Objectes die Rede 
war, konnte nah 8. 869 B. ©. ein Big. durch Annahme dieſes Berfprehens 
nicht zu Stande kommen. : 

Entfd. v. 23. November 1870, Wr. 13806 (3968 ©.-U.). Durch 
Unterfertigung eines Circulars mit der Aufforderung, die Gewölbe an Sonn» und 
Feiertagen geſchloſſen zu laflen und ven Beitritt zu biefem Uebereintommen durch 
Unterzeichnung des Circulars zu befunden, ift beflimmt und deutlich bie ernfte 
Einwilligung zur Schließung bed Gewölbes an Sonn- und Feiertagen erklärt 
(8. 869 2. ©.). 

Entf. v. 27. October 1870, Nr. 8692 (Sch. II). Die brieflihe Auf- 
forberung zur Gewährung eines Darlehens von nit genanntem Betrage an ben 
gleichfalls nicht genannten Ueberbringer des Schreibers, mit dem Beifügen, daß 
man dafür gutftehe, begründet feine rechtswirkſame Bürgfchaft. 

Entf. v. 26. Juli 1870, Nr. 8755 (3833 ©.-U.). Die Zufage des 
Bermiethers, dem Miether nicht zu kündigen, „folange er (Bermiether) mit ihm 
zufrieden iſt,“ ermangelt der zur Begründung eines Vigs. nad 8. 869 B. ©. 
erforderlihen Beſtimmtheit und Ernſilichkeit [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 27. Mai 1870, Nr. 14647 (4404 ©.-U.). Das Berſprechen, 
einen nachgelafienen Pachtſchilling wieder zurüdzuerftatten, „wenn man an dem 
Geſchäfte verdienen follte,“ kann, ba e8 an der Feftftellung aller Anhaltspunkte fehlt, 
nad $. 869 B. ©. von feiner Wirkung fein. 8. 914 ibid. fteht nicht entgegen, 
weil bei der nachgewieſenen Unbeflimmtheit einer weſentlichen Beftimmung über- 
haupt ein Vtg. nicht eriflirt. 

Eutſch. v. 19. Jänner 1870, Nr. 12114 (3672 ©.-U.). Der auf 
Herausgabe eines von zwei Pferden Geklagte hatte im Gaſthauſe — laut Zeugen- 
angabe nicht in trunfenem Zuftande — den anwefenden Gäften feinen Wagen, 
als niemand darauf einging, feine Pferde, endlich feine ganze Wirthſchaft zum 
Kaufe angetragen, worauf Kläger ihm für ein Pferd, das aber nit etwa ein 
hölzernes oder papierenes fein bürfe, 5 fl. bot, welche Geklagter nahm und ein- 
fledte. Die Klage wurde abgewiefen, da es nicht mur am ber erforderlichen Be— 
ſtimmtheit, fondern auch an der Ernftlichleit des Gejchäftes offenbar fehlt. 

Entſch. v. 21. November 1866, Nr. 10223 (3225 G.U.). Das Ber- 
ſprechen „einer forgenfreien und glücklichen Zulunft" ermanget — zumal einem 
reichen Unternehmer gegenüber — der nöthigen Beftimmtheit der Leiftung. 

Entf. v. 10. Jänner 1866, Nr. 10990 (2361 ©.-U.). Die Einmwen- 
dung, daß bie in einem fohriftlihen Kanfvertrage aufgenommene Verzichtleiſtung 
auf das Rechtsmittel der Anfechtung, wegen Berlegung über tie Hälfte bes 
wahren Werthes wider die Vereinbarung und wider Wiſſen des einen Contra- 
benten in denſelben aufgenommen worden fei, ift zuläffig und fält unter bie 
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Sanction des 8. 869 B. ©. — Der Partei, welche ven fhriftlichen Btg. fir 
ſich geltend macht, obliegt der Beweis der Unftihhältigfeit diefer Einwenbung [P]. 

Entſch. v. 8. Jänner 1862, Nr. 6860 (1453 ©.-U.). Hätte die 
Braut, welde zur Zeit ber Abfchließung des Ehevertrages einen 
damals faft fhon fehzehnjährigen unehelihen Sohn gehabt hat, 
unter dem Worte „Kinder“ mögliherweife auch dieſen mitbegriffeh, 
fo gefhah dieß nur in ihrem Gedanken, bem fie aber feinen näheren 
Ausdrud gab, alfo bei der Abfaffung des Ehevertrages etwas ver- 
ſchwieg, was man jegt mit Rüdfiht auf die Anordnung ber 88. 869 
u. 915 B. ©. nit mehr darin finden darf. Sobald aber der Kläger 
von der verabrebeten Beflimmung des Ehevertrages ausgeichloffen 
ift, darf er (jener unehelihe Sohn) daraus kein Erbredt für ſich gel- 
tend machen. 

Entſch. v. 24. December 1861, Nr. 8877 (1444 ©.-U.). Die gelegent- 
lich der Verweigerung ber verrragsmäßigen Ueberlaflung zur Miethe auf mehrere 
Jahre gegebene Zufiherung, dem Miether, folange er lebe, nicht künden zu wollen, 
ann bei ihrer Allgemeinheit und Unbeftimmtheit (8. 937 3. ©.) nit 
als der Abſchluß eines Miethvertrage® anf Lebenszeit angefehen 
werden, ſondern erfheint vielmehr als eine nicht wörtlid gemeinte 
Redensart, welche als Örundlage von Berpflihtungen nit ange- 
nommen werben barf ($. 869 ibid.). [Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 12. Februar 1861, Nr. 1070 (1273 ©.-U.). Da ber Be- 
Magte, als ihm Kläger für die erbetene Dienftesvermitilung ein Creditlos anbot, 
und er das Los entgegennahm, erwiederte: „Was ift das, wie fünnen Sie ſich 
unterftehen, mir etwas anzubieten, das ift eine Beleidigung . . . 2c.,” fo lann 
in der Zurüdbehaltung des vom Kläger fohin begehrten Lofes eine Annahme 
nicht erfehen werden, unb ift Mangels der Willenseinigung ein Btg. nicht zu 
Stande gelommen (88. 861 u. 869 B. ©.). 

Eutfd. v. 5. Mai 1857, Nr. 3153 (836 ©.-U.). Wenn bei einem 
mündlich abgeſchloſſenen Kanfvertrage über ein unbeweglidhes Gut 
die Beftimmung getroffen wurde, daß die Eontrahenten weiters an 
einem beflimmten Tage zufammen fommen wollen, um bie zur Ein- 
verleibung nöthige Urkunde zu unterfertigen, fo Tann biefe Beftim- 
mung allein nod nit die Anwenbung bes 8. 884 B. ©. und die Be- 
hauptung redtfertigen, es fei nur in scriptis contrahirt worden 
(88. 483 u. 434 ibid.), fondern es muß vielmehr angenommen werben, 
bag nur bie unverzögerte Ausfertigung der zur Intabulation nöthi« 
gen Urkunde bezwedt worden fei.... Könnte aber aud der Kauf- 
vertrag felbft als bereits geſchloſſen noch nicht angefehen werben, fo 
müßte dod die fraglihe Verabredung als die eines zu errichtenden 
fHriftliden Kaufvertrages im Sinne bes 8. 936 ibid, erflärt werden. 


@. 870 — vgl. 6. 55; 98. 876, 877, 1432 ©. ©.) 

8. 870. Wer von dem annehmenden Theile durch ungerechte und gegründete Furcht zu einem 

Bertrage gezwungen worben, ift ihn zu halten nicht verbunden. Ob die Furcht gegründet war, 
muß von dem Richter aus den Umftänden beurteilet werden, 


Entfd. v. 11. Mai 1877, Nr. 8793 (9. B. 1877, Nr. 38). Die 
dem vermögensrechtlichen Uebereinkommen factifh getrennt Iebenber Ehegatten 
entgegengefete Einwenbung des $. 870 B. ©. ift unbegründet, denn vie Dro- 
bung des Baterd, das Kind — wozu er nad) dem ©. berechtigt war — zu fi 
zu nehmen, iſt feine ungerechte; und nach den Umfländen (zumal die Gattin fih 
eines Rechtsfreundes bebiente) kann auch bie Drohung, das Sind werbe im Noth« 
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falle trockenes Brod efien müfien, nicht als geeignet, eine begründete Furcht zu 
erwecken, angefehen werden [Schlußfolgerung]. 

Entip. v. 19. März 1862, Nr. 696 (1499 ©. «U.). Ob eine Drohung 
mit der Strafanzeige einen widerrechtlichen Zwang im Sinne des 870 B. ©. 
involvire, ift nad den obmaltenden Umſtänden mit Rüdſicht auf die Größe und 
Wahrſcheinlichkeit der Gefahr und die Leibes- und Gemüthöbefchaffenheit der be 
—— Perſon zu beurtheilen. 

Entſch. v. 14. Februar 1855, I. 1166 (P. ©. 656). Die Drohung 
bes einen Bergleih verſuchenden Richters, daß er das GStreitobject dem einen 
Theile zufprechen werbe, wenn ber Bergleich nicht zu Stande kommt, berechtigt 
den anberen Theil nicht, den fohin abgefchloffenen Vergleich auf Grundlage des 
8. 870 8. ©. anzufedten. 

Entid. v. 22. April 1820, Nr. 1662 (P. ©. 655). Nicht jede Furcht 
hebt bie Giltigkeit der Einwilligung und des geihloffenen Vtgs. auf. Sie muß, 
wenn ihr eine folhe Wirkung nach den Civilgefegen zulommen fol, ungerecht 
und gegründet fein. Ob aber eine Furcht für ungerecht und gegründet zu halten 
fei, hat nur der Civilrichter zu benrtheilen. 


(8. 871 — vgl. 48. 878-876; 901; 68. 67-59 8. @.; Art. 278, 279, 296, 807 9. ©.) 
8. 891. Benn ein Theil von dem anderen Theile durch falfhe Angaben irre gefliprt worden, 
und der Irrthum die Hauptfache, oder eine weſentliche Befchaffenheit derſelben betrifft, worauf 
die Apficht vorzüglich gerichtet und erfläret worden; fo entfteht für den Srregeführten feine 
Verbindlichkeit. 

Entjd. v. 30. Jänner 1879, Nr. 7513 (©. Ztg. 1879, Nr. 69). Im 
der bloßen Kenntniß ber auf die Verminderung des börfenmäßigen Werthes von 
Effecten Einfluß nehmenden Thatfahen (Bekanntwerden der Siftirung der Zier 
bungen) und der Benügung dieſer Kenntniß zur Erlangung von Handelsvortheilen 
(telegraphiſcher Verlauf von St. Genoiß-Fofen) Liegt noch fein doloſes Vorgehen 
(Art. 278, 279, 286, 307 9. ©.; 88. 871, 872, 876 B. ©.). 

Entfä. v. 3. Juli 1872, Nr. 2332 (4649 ©®.-U.). Die Hypothek ift 
ungiltig, wenn ber in der Schuldurkunde angegebene Schulptitel falſch ift. 

Entſch. v. 18. April 1872, Nr. 14061 (4578 ®.U.). Durd die Es⸗ 
comptirung einer beiderfeits irrthümlich für vwerloft gehaltenen Obligation ift fein 
Big. zu Stande gelommen. Obgleich ber Verkäufer die Irreführung des Bant- 
beamten nicht beabfidhtigt, ift doc von ihm der Anftoß zum Irrthum des Beamten 
ausgegangen, ba er die Obligation als verloft bezeichnete und der Beamte deß⸗ 
halb nur flüchtig nacbgeſehen hat. Da beide Theile nur über eine verlofte Obli- 
gation den Big. fließen wollten, ift ver Irrthum ein weſentlicher; der Verkäufer 
ſonach verpflichtet, gegen Rüdnahme der Obligation den Kaufpreis zurüdzubezahlen. 

Entf. v. 16. November 1869, Nr. 8642 (Sch. II). Iſt bei der „nad 
dato“ zahlbar Iautenden Secunda der Ausftellungstag undeutlih, fo oblag dem 
Giratar, durch Einfiht der Prima den wahren Berfalstag feftzuftellen, und felbft 
eine irrthümliche Angabe des Giranten bezüglich des Verfallstages macht den 
Giranten nicht haftbar, fowie überhaupt ein Irrthum in der Verrechnung über 
ein Wechſelgeſchäft, diefes felbft nicht ungiltig macht. 

Entſch. dv. 17. October 1866, Nr. 7752 (2643 ©.-U.). Die „über 
Vorhalt“ zu Protokoll gegebene Erklärung, „mein Bruter hat von mir an älter 
lihem Erbtheil 130 — 140 fl. zu fordern,“ wird durch Vorlage der Einantwor« 
tungsurfunde, woraus hervorgeht, daß eine Erbtheilsforderung dieſes Bruders 
gar nicht beftand, als auf Irrthum bernhend erwiefen; das auf dieſes (außerge- 
richtliche, weil nicht im vorliegenden Procefje abgelegte) Geſtändniß allein geſtützte 
Llagebegehren ift demnach ungegründet. 

Entid. v. 19. März 1862, Nr. 696 (1499 ©.-U.). Der Bellagte, 
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welcher dem Kläger über defien Vorwurf: eine zweite Schägung bes auf Grund 
eine® früheren ihm verfauften Hauſes zeige, daß er durch ven Kauf übervortheilt 
worden fei, eine Aufzahlung verſpricht, kann, wenn ſich fpäter heraysftellt, daß 
bie höhere Ziffer der zweiten Schägung mur auf einer Verwechslung ider Zind« 
fafftonen beruhte, diefe Aufzahlung nicht wegen weſentlichen Irrthums verweigern, 
denn war aud die damalige Anſchauung des Geklagten eine irrige, 
fo war er doch ſelbſt an diefem Irrthum Schuld, und kann dem Kläger 
nicht beimeffen, ihn in Irrthum geführt, over einen erkennbar gewe- 
fenen Irrthum benügt zu haben (88. 871 u. 876 B. ©.). — Die bei 
Erlangung der Aufzahlungserflärung vom Kläger erfolgte Drohung mit ber Strafe 
anzeige kann unter dieſen Umftänden nit im Sinne des 8. 870 ibid. einge- 
wendet werben. 

Eutſch. v. 24. Mai 1860, Nr. 5628 (1138 ©.-U.). Der burd bie 
Erklärung des Berfäufers, „einziger und aueſchließlicher Egihr. des Hauſes“ zu 
fein, während er nur emphyteutiſcher Egthr. war, verurſachte Irrthum betrifft 
nit die Hanptfade: das Haut, au nicht eine wefentlihe Eigen- 
fhaft, denn aud fo kann er das Haus regelmäßig benügen. Nur bie 
actio quanti minoris (88. 872 u. 923 B. ©.), nicht aber das Begehren auf 
Aufhebung des Big. (8. 871 ibid.) wäre ſonach begründet. 

Entf. v. 22. November 1859, Nr. 12999 (912 ©.-U.). Wenn vie 
Kaufluftigen bei ber öffentlichen Feilbietung von dem Berfäufer in weſeutlichen 
Irrthum geführt wurden, ift bie Feilbietung nichtig. 

Entf. v. 15. Yänner 1859, Nr. 15011 (707 ©.-U.). Wenn der Ber- 
Käufer dem Käufer alle Umſtände befannt gibt, aus melden verfelbe über das 
durch eine beftimmte Verwerthungsart des Kaufobjectes zu erzielende Erträgniß 
ſelbſt ein Urtheil fih bilden Tann (Kuh zur Milhgewinnung, welche ein junges 
Kalb fäugt und eben beim Stier war), jo fann der Käufer weder nad $. 871, 
noch nad $. 982 B. ©. die Auflöfung des Kaufvertrages verlangen. 

Entſch. v. ?? (P. ©. 658). Beim Berkaufe eines perfönlihen Gewerbes 
als eines verkäuflichen haftet der Verkäufer tem Käufer entweder nah 8. 871 
oder nad $. 922 over nad 8. 1294 B. ©. für den Kaufſchilling. 


(6. 872 — vgl bei 6. 871 cit.; 6. 24 GC. D. v. 26. December 1868, Rr.1 9. G. ®. für 1869.) 
8. 872. Betrifft aber der Irrthum weder die Hauptfache, noch eine weientlidhe Befchaffenheit 
derfeiben, fondern einen Nebenumftand; fo bleibt der Vertrag, infofern beide Theile in den 
Hauptgegenftand gewilligt und den Nebenumftand nicht als vorzügliche Abſicht erfläret haben, 
noch immer giltig; allein dem Irregeführten tft von bem Urheber des Irrthumes die ange» 
meffene Vergütung gu leiften. 


Entfd. v. 5. Mär; 1878, Nr. 13985 (©. 9. 1878, Nr. 96). Die 
Geklagten, welche, wie aus allen Umftänden ſich ergibt, durch ihre münblichen 
Berfiherungen und Vorweiſung eines (veralteten) Kataftralanszuges bie Kläger 
über das Flähenmaß der noch zu dem vertaufchten Gute gehörigen Grunpftüde 
wiffentlid in Irrthum führten, um einen höheren Tauſchwerth zu erzielen, find 
ſchuldig, den Klägern nah 8. 872 u. 879 B. ©. Bergütung zu leiften, welche 
in dem gerihtlid erhobenen Schägwerth der in Wahrheit ſchon abgetrennt ge 
weſenen Grunpftüde befteht. 8. 887 ibid. findet auf den vorliegenden 
Fall feine Anwendung, weil es fid niht um mündliche Berabredungen 
handelt, welde mit dem fohriftlihen Tauſchvertrage nicht überein- 
Rimmen, fondern um beftimmte Zufiberungen, welde feinen Gegen- 
ftand des Vtgs. bildeten, und durch deren Nichtzutreffen bie Kläger 
in ihrem Bmgn. befhädigt wurden. 

Entf. v. 2. November 1877, Nr. 3943 (©. Ztg. 1878, Nr. 1). Der 
Geſchäftösmann, welcher mit den Verwaltungsräthen einer Gefelfhaft Namens 
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biefer über die Angabe, daß die Actien volleingezahlt feien ein Geſchäft abſchließt, 
fich jedoch anf eine Realität ver Gefellfhaft eine nach feiner Beurtheilung aus⸗ 
seichende Sicherheit bieten läßt, kann nicht behaupten, daß er von den geflagten 
Berwaltungsräthen in Irrthum geführt worben fei, was allerdings eine Er- 
fagpflidt der Geklagten nad) 88. 872 u. 874 B. ©. zur Folge hätte. 

Entſch. v. 24. Mai 1860, Nr. 5628 (1138 ©.-U.). Der Irrthum, 
vermöge beflen ein emphytentiſches Haus für freieigenthümlich gekauft wurde, 
betrifft nicht die Haupiſache, ift nicht weſentlich. 


@. 878 — vol. 86. 57, 188, 186; S71,1877, 1492 ©. ©.) 

8 038. Eben diefe Srundfäge find au auf den Irrthum in der Perfon besjenigen, welchem 
ein Berfprechen gemacht tworben ift, anzuwenden; infofern ohne den Irrthum ber Vertrag ente 
weder gar nicht, ober doch nicht auf ſolche Art errichtet worben wäre. 

Entf. v. 13. December 1877, Nr. 5726 (©. H. 1878, Nr. 66). Die 
Nichtigerflärung eines Vtgs. wegen Irrthums in der Perfon des Mitcontra« 
benten kann nur der im Irrthum gewefene Theil begehren (88. 869, 871, 873, 
877 2. ©). \ 

Entfd. v. 23. Februar 1822 (P. ©. 659). Wenn ein Kaufmann bei 
Abſchluß eines Kaufvertrages feine Imfolvenz verfchweigt, iſt der Vtg. ungiltig. 


(8 874 — vgl . 1206, 1806, 18% B. ©.) 
8. 094. In jedem Falle muß derjenige, welder einen Vertrag durd Lift oder ungerechte 
Furcht bewirket hat, für die nachtheiligen Folgen Genugthuung Ieiften. 

Entſch. v. 5. März 1878, Nr. 13935 (G. H. 1878, Nr. 96). Die 
Geklagten, melde durch Vorweiſung eines veralteten Kataftralauszuges bei Ab⸗ 
ſchluß des ſchriftlichen Tauſchvertrages den Kläger über die Zugehörigkeit that- 
ſächlich bereits abgetrennter Grundftüde zu dem vertaufchten Grunde in Irrthum 
führten, find nad 88. 877 u. 879 B. ©. fhuldig, dem Kläger hierfür Genug- 
thuung zu leiften, welche jedoch nicht in dem Preife, um welden die fehlenden 
Grundſtücke wegverlauft worden waren, fondern im deren buch Sachverſtändige 
ermittelten Werthe zur Zeit des Tauſches befteht. 

Entſch. v. 4. Februar 1875, Nr. 12741 (5619 ©.-U.). Aus der Schein 
handlung des Wechſelausſtellers können die Gläubiger besjenigen, welhem fimu- 
Tationshalber der Wechſel ausgeftellt und übergeben worden, und von welchem fie 
— fei es durch Pfändung oder Berpfändung — ein vermeintlihes Pfandrecht auf 
ven Wechſel erworben, feine Entſchädigungsanſprüche gegen den Wechſelausſteller 
ableiten (88. 869 u. 879 B. ©.), da fie gegen ihn nur infofern ein R. er- 
worben hätten, als er ihrem Gläubiger aus dem Accepte zahlungspflichtig geworben 
wäre, was aber laut Strafurtheil nicht geſchah. 


(6. 878 — vgl. N. 870-874 ©. ®.) 
8. 035. Iſt der verfprechende Theil von einem Dritten entweber burch ungeredhte und ges 
gründete Furcht zu einem Vertrage gegwungen, ober durch falfche Angaben irregeführt worden, fo 
ift der Vertrag giltig. Nur in dem alle, daß der annehmenbe Theil an der wiberrechtlichen 
Handlung des Dritten theilnahın, oder diefelbe offenbar wiffen mußte, ift er ebenfo nach ben 
88. 870—874 zu behandeln, als wenn er felbft den anderen Theil in Furcht oder Irrthum 
verfegt hätte. 

Entſch. v. 2. April 1868, Nr. 2348 (3032 ©.-W.). Der angebliche 
Egthr. von Parzellen, deren Aufnahme in's Schägungsprotofoll als zum ezecu 
tirten Befi gehörig, von ihm felbft laut Protofolsunterfertigung genehmigt wurde, 
bat, auch wenn diefe Parzellen wirklich nicht zu dem in Execution gezogenen Beflg- 
ihume gehörten, kein Klageredht wider den Erfteher auf Herausgabe berfelben 
(88. 875 u. 876 B. ©.). [Schlußfolgerung.] 
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Entf. v. 5. Februar 1868, Nr. 632 (2984 ©.-U.). Die Einwendung, 
daß der mit der Zinsklage als vierteljährig geforderte Zins ber vereinbarte 
Jahreszins fei, kann, da die Sachverſtändigen den Werth der Gewölbemiethe 
übereinflimmend mit den Hägerifhen Anforderungen bemeflen, nicht berüdfictigt 
werden. Es ift unentfheidend, ob der Zeitraum ausdrücklich genannt 
wurde oder nicht, weil ber Gellagte nicht annehmen konnte, daß der 
Zins von 225 fl. für ein volles Jahr zu verftehen fei, und, wenn 
vom Kläger diefe Summe als — bezeichnet worden wäre, 
dieſes dem Beklagten als ein offenbärer Irrthum hätte auffallen, 
er nah 8. 875 B. ©. in gleiher Weife, wie wenn der Kläger 
von ihm felbft in Irrtum geführt worden wäre, behandelt und 
deßhalb zur Zahlung ber 225 fl. al® Onartalzins hätte angehalten 
werden mäffen. 


(6. 376 — vgl. $. 875 ©. ©.; 6. D. v. 26. December 1868, Mr. 1 R. ©. ®. für 1800.) ' 

8. 876. Wenn der verfprechenbe Theil ſelbſt und allein an feinem wie immer gearteten Irr⸗ 
thum ſchuld ift, fo befteht der Vertrag; es wäre denn, daß dem annehmenben Theile der ob⸗ 
waltende Irrtum offenbar aus den Umftänden auffallen mußte. 

Entſch. v. 30. Jänner 1879, Nr. 7513 (©. Big. 1879, Nr. 69). Im 
ber bloßen’ Kenntniß der auf die Verminderung bed börfenmäßigen Werthes von 
Effecten Einfluß nehmenden Thatfahen (Bekanntwerden der Siflirung der Zie- 
bungen) und der Benügung diefer Kenntnig zur Erlangung von Handelövortheilen 
(telegraphifcher Berfauf von St. Genois-Lofen) Tiegt noch Tein dolofes Vergehen 
(Art. 278, 279, 286, 307 9. ©.; 88. 871, 872, 876 8. ©.). 

Entſch. v. 21. Juli 1876, Fr. 2599 "(6209 G.U.). Der Nothadreſſat, 
welcher in der Meinung, daß ſein Honorat, der Wechſelinhaber noch in obligo 
ſei (Art. 63 W. O.), den Wechſel einlöſt, kann nach 88. 2 u. 876 B. G., 
ba aus der Einſichmahme in den Wechſel fi ſogleich erkennen ließ, daß biefe 
Meinung falfch fei, nicht die Aufhebung des Vtgs. und Nüdgabe des Gezahlten 
verlangen. 

Entfd. v. 18. November 1870, Nr. 6092 (4414 ©.-U.). Der Klage 
bes Wecjfelgläubiger8 wider den Bürgen wurde nicht flattgegeben, ba ber (britte) 
Wechſelſchuldner nur in der irrigen Borausfegung acceptirt hatte, er fei bem 
Kläger zu einer Erfagleiftung verpflichtet, indeß er in der That nichts ſchuldete; 
der geflagte Bürge aber, als er bemungeadtet die Zahlung verfprad, 
in einem die Hauptfadhe betreffenden Irrthum fi befand, weil es 
offenbar ift, daß er nur eine wirklihe Schuld des Dritten zu zahlen 
im Sinne hatte. Es mußte deßhalb dieſer Irrtum dem Kläger 
bewußt fein, daher nad $. 876 B. ©. ver Btg. nicht befteht. 

Entf. v. 19. März 1862, Nr. 696 (1499 ©.-U.). Der Bellagte, 
welher dem Kläger über deſſen Vorhalt: eine zweite Schägung des auf Grund 
einer früheren ihm verkauften Hauſes zeige, daß er durch den Kauf Übervortheilt 
worden fei, eine Aufzahlung verſpricht, Tann, wenn fi fpäter herausftellt, daß 
bie höhere Ziffer der zweiten Schägung nur auf einer Verwechslung der Zind« 
faffionen berubte, diefe Aufzahlung nicht wegen weſentlichen Irrthums verweigern ; 
denn war aud bie damalige Anfhauung des Geklagten eine irrige, 
fo war er dod feldft an diefem Irrthum Schuld und kann dem Klä— 
ger nicht beimeffen, ihn in Irrthum geführt oder einen erkennbar 
geweſenen Irrthum benügt zu haben (88. 871 u. 876 B. ©.). 

Entf. v. 30. October 1860, Nr. 12752 (1217 ©.-U.). 8. 887 B. G. 
fließt die Behauptung und Beweisführung nicht aus, daß die Urkunde nicht dem 
wahren Uebereintommen ver Parteien gemäß errichtet werbe ($. 876 ibid.) 
Schlußfolgerung). 
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Entfd. v. 16. Mai 1860, Nr. 5282 (1134 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 12752 ex 1860. 


(8. 877 — vgl. 56. 348; 1208, 1295; 874; 1481, 1485; 1487 ©. &.) 

r 8. 833. Wer die Aufhebung eines Vertrages aus Mangel der Einwilligung verlangt, muß 
dagegen auch Alles zurüdfiellen, was er aus einem ſolchen Bertrage zu feinem Bortheile exe 
halten Hat. 

Entſch. v. 13. December 1877, Nr. 5726 (G. H. 1878, Nr. 66). 
Nur der im Irrthum Geweſene kann wegen bed Irrthums in der Perſon des 
Mitcontrabenten vie Nichtigerlärung des Vtgs. begehren (88. 869, 871, 873, 
877 8. ©.). 

Entfd. v. 8. Mai 1873, Nr. 4274 (4967 ©.-U.). Kläger, welcher vom 
Geklagten ein Baar Pferde um den Gefammtpreis von x fl. gefauft, fovann eines 
der beiden Pferde weiter veräußert hat, fann, obſchon bei dem anderen Pferde in 
geſetzlicher Frift (30 Tage des 8. 925 B. ©.) der Dummloller ausbrach, von 
der Gewährleiſtung nicht mehr Gebrauch machen. Es lönnte in concreto nad) 
8. 932 B. ©. nur die gänzlihe Aufhebung des Vtgs. von dem Käufer begehrt 
werben, wozu er im Sinne des $. 877 ibid. dagegen auch Alles zuräderftatten 
müßte, was er aus dem Dig. zu feinem Bortheil erhalten bat. Dieß hat Kläger 
durch eigene Unvorfihtigleit unmöglich gemacht, indem ex die Beftimmungen der 
88. 925 u. 933 ibid. entſprechend zu berüdfichtigen unterließ. 

Entſch. v. 5. März 1872, Nr. 13915 (4502 ©.-U.). Die Geltend- 
machung der Vertragsanfechtung, wegen laesio enormis ($. 934 8. ©.), fett 
voraus, daß bie Zurüdverfegung in den vorigen Stand aud möglich fei. Der 
Grund ber gefeglihen Anordnung des 8. 934 ibid. liegt darin, daß — die 
gefeglihen Ausnahmsfälle abgerehnet — niemand gezwungen werben 
tann, die eigene Sade einem Dritten zu überlaffen, ſomit vie Mög- 
lichkeit feitens des Verlegten, die Herftellung in den vorigen Stand 
noch anzubieten, vorhanden fein muß. Diefe Herftellung in den 
vorigen Stand bedeutet aber die Rüdgabe alles deſſen, was Jemand 
aus dem Btg. erhalten hat ($. 877 ibid.) in natura, nicht einen bloßen 
Erfag; — eine Unterſcheidung, welde auch aus der Anordnung des $. 1323 
ibid. ſich ergibt. 

Entf. v. 30. November 1871, Nr. 6446 (4342 G.-U.). Daß die 
Rechtönachfolger eines Handlungsunfähigen nicht berehtigt find, das demſelben 
gegebene Darlehen zurüdzubehalten, resp. bie Richtigkeit der Dar 
lehensſchuld zu beftreiten, weil Niemand mit dem Schaden eines 
Andern ji bereihern darf, ergibt fih fon aus 88. 877 u. 1477 8. ©. 
[Sctußfolgerung). 

Entſch. v. 15. Februar 1870, Nr. 13751 (3713 ©.-U.). Wenn ein 
Big. Mangels obercuratoriſcher Genehmigung aufgehoben wird, find die bereit® 
Übergebenen Effecten in dem Zuftande, wie fie übergeben worden, zurüdzuftellen, 
daher in dem Falle, daß fie nicht vorhanden oder abgenägt fein follten, Erſatz 
des hierdurch zugefügten Schadens geleiftet werben muß (88. 877 u. 1295 B. ©.) 
[Sgtaßfeigerung]. 

Entſch. v. 12. September 1861, Nr. 5526 (1386 SM). Im Falle 
der Ungiltigleit des Kaufvertrages, wegen Handlungsunfähigkeit eines Contrahenten, 
wenn nicht wegen liftigen Borgebens nad) 8. 866 B. ©. Genugthuung zu leiften 
if, muß der handlungsunfähige Contrahent nad 8. 877 ibid. Alles zurück⸗ 
Rellen, was er ans dem Big. erhalten hat; nad $. 1447 ibid. darf 
niemand mit dem Schaden eines Andern fid bereichern; denn 8. 1295 
ibid. berechtigt Jeden, von dem Beſchädiger den Erfah des Schadens 
zu forbern, den er ihm verſchuldeter Weife zugefügt bat, und nad 
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8. 1393 ibid, muß behufs der Erfagleiftung, wenn die Rüdverfegung 
in den vorigen Stand nit thunlih, der Schätzungswerth vergütet 
werden. Nah $. 1293, Unalogie des $. 248 und 88. 877, 1295, 1323 
u. 1447 B. ©. kann jedoch als eventueller Erſatzanſpruch nicht der ganze, aud 
den erlaubten Gewinn mitenthaltende Werth, fondern nur der eigentr 
lie Schägwerth zuerkannt werben. 


3. Möglidkeit der Teilung. 


— EEE a A I Ge 

8. 898. Ueber Alles, was im Berkehre fteht, können Verträge geſchloſſen werben. Was nidt 

geleiftet werden kann; was geradezu unmöglich ober unerlaubt if, ann kein Gegenftand eines 

gültigen Vertrages werden. Wer einen Andern durch dergleichen Bufagen täuſchet; wer ihn 

aus ſchuldbarer Unwifſenheit verkürzet; ober aus deſſen Schaden einen Nutzen zieht, bleibt 
dafür verantwortlich. 

Entf‘. v. 27. Mai 1879, Nr. 2183 (9. B. 1879, Nr. 36). Die 
Zufiherung einer Mehrquote an einen Concursgläubiger ift nah 88. 226 u, 
222 €. O. nur dann ungiltig, wenn der Eoncurs durch Zwangbausgleich be⸗ 
endet werten follte. Da der Concurs aber in Folge Zuftimmung der Gläubiger 
zur Concurdaufhebung beendet worden ift, enthält das in frage ſtehende 
Uebereintommen nichts Gefegwidriges oder geradezu Unerlanbtes 
(8. 878 8. ©.) und muß daher nad) 8. 902 ibid. erfällt werden. 

Entſch. v. 17. October 1878, Nr. 8941 (©. Ztg. 1879, Nr. 76). Der 
Bergleih gehört nah dem Schlußfage des $. 1380 B. ©. zu den zweifeitig 
verbindlichen Vtg.en und wird nach eben benjelben Grundſätzen wie biefe beur⸗ 
theilt. Der Umftand, ob der Vergleich gerichtlich oder außergerichtlich zu Stande 
gekommen ift, begründet in diefer Beziehung feinen Unterfhieb. Zu den mefent- 
lichen Erforverniflen eines Vtgs. gehört nun nad $. 878 ibid. die phyſiſche, 
fowie die rechtliche Möglichkeit der Leiftung. Der bezogenen Gefegesftelle zufolge 
tann zwar über Alles, was im Verkehre flieht, ein Vtg. abgeſchlofſen werden. 
Sie beftimmt aber weiter ausdrüclich, daß dasjenige, was nit geleiftet werben 
kann, was geradezu unmöglich oder unerlaubt ift, fein Gegeuſtand eines giltigen 
Btgs. werden kann. Nun hat die Statthalterei in Böhmen, als die oberfte 
Forſtbehörde, in ihrer Zufgrift vom 31. Mai 1878 erklärt, dag das Abäften 
der Walpbäume auf den fraglichen Waldparzellen culturwidrig ift und nad bem 
dießfalls beſtehenden gefeglichen Vorſchriften ſich als unzuläſſig darſtellt. Der 
dahin gerichtete Vergleich hat alfo eine Handlung zum Oegenſtande, 
welde nad dem Ausfprude der dafür maßgebenden Behörde uner- 
laubt erſcheint, und ift fonah im runde des $. 878 ibid. ungiltig. 

Entfg. v. 2. Yuli 1878, Nr. 7282 (©. H. 1879, Nr. 57). Die 
Klage auf Schavenerfag, da Klägerin ein zu einer Bauernwirthſchaft gehöriges 
Grundſtück von dem Borbefiger des Bauerngutes erlauft, defien Erbin aber in 
Folge des politifhen Orundtheilungsverbotes zuräditellen mußte, ift, als auf den 
Schaden, d. i. auf den gegenwärtigen Mehrwerth des Grundſtückes, gegenüber 
dem Kaufpreis gerichtet, nady F. 1305 unbegründet. Allein ebenfo, wie der 
Berkäufer felbft, falls der von ihm über einen unerlaubten Oegen- 
ſtand gefchloffene Kaufvertrag auf feine Anregung von der politifhen 
Behörde rüdgängig gemacht worden wäre, nad Vorſchrift des 8. 878 
ibid. wenigften® verpflichtet gewefen wäre, den erhaltenen Kaufpreie 
dem Käufer zurädzuftellen, da ber rechtliche Grund, folden zu behalten, 
für ihn aufgehört hat (8. 1435 ibid.), ift aud die Belangte, welde 
das Bauerngut mit Laft und Vortheil von dem Verkäufer an fi ges 
bracht und in der Eigenſchaft als Eigenthümerin diefes Bauerngutes 
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von dem Reintegrationsrehte Nutzen gezogen bat, auf Grund ber 
für die vermdgensrehtlihen, das Bauerngut dinglih belaftenden 
Berpflihtungen des Vorbefiges im Sinne bes 8. 1394 ibid. aud ihr 
obliegenden Haftung verpflichtet, ven im Klagebegehren inbegriffenen 
Kaufpreis der Klägerin zurüdzuerflatten. 

Entfd. v. 11. Mai 1877, Nr. 8793 (9. B. 1877, Nr. 33). Das 
Uebereintommen, wornady fi der Gatte für die Dauer der factifhen Scheidung 
verpflichtet, feiner Gattin eine beflimmte Alimentation zu bezahlen, wiberftrebt 
noch nicht der Borfcrift des 8. 93 B. ©.; es kann daher in demſelben nicht ein 
nah 8. 878 ibid. unerlaubter Big. erfannt werben. 

Entſch. v. 11. October 1876, Nr. 6222 (©. Ztg. 1876, Nr. 98). In 
Betreff der bei einem Zmangsausgleihe ftipulirten „Mehrquoten” befteht für den 
Berfprechenden nicht nur feine Zahlungspfliht, es fteht vielmehr, falls folde 

„Mehrquoten“ an den Giratar des Begünftigten bezahlt werben müflen, dem 
une der Rüderfaganfpruh wider ven on. zu (88. 226, 233 
€. D.; 88. 2, 878, 896, 1294, 1295, 1432 B. ©.). 

Entfe,. v. 8. Juli 1876, Nr. 6859 (6172 ©.-U.). Die Klage aus ber 
entgeltlihen Zufage der Berleihung bes Oemeinbebürgerredtes wider die Ges 
meinde gehört nicht vor bie Gerichte (8. 1B. ©.); diefes Bürgerreht Tann 
nicht wie ein Privatrecht erworben oder veräußert werden, und daran ändert ber 
Umftand nichts, daß etwa bie Ermerbung an die Zahlung einer Einkaufstare 
gebunden ift, weil die Verleihung immer nur durch Rüdfichten auf das äffent- 
liche Wohl beftimmt werden darf [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 4. Jänner 1876, Nr. 10386 (5968 ©.-U.). Aus 88. 1061 
u. 1047 8. ©. folgt, daß and nah dem Verlaufe einer unbeweglihen Sache 
der Verkäufer, obgleich ex formell bis zur bücherlichen Durchführung noch Egthr. 
bleibt, zu Handlungen, woburd ber Zuſtand der verkauften Sache geändert wird, 
ohne Kinwilligung des Käufers nicht mehr berechtigt iſt. Er ift fomit aud nicht 
befugt, neue Pfandrechte an ben, verfauften Sachen einzuräumen. Cine folde 
fpätere Pfandrechtseinräumung kann daher nad $. 878 ibid. der Gegenftand 
eines giltigen Vtgs nicht fein, und ber einen anderen Fall normirende $. 440 
ibid. findet hier feine analoge Anwendung [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 27. Yuli 1875, Nr. 5468 (5808 ©.-U) Wenn der 
8. 878 B. ©. beftimmt, daß, was unerlaubt ift, nit Gegenſtand 
eines giltigen Btgs. werben kann, und der 8. 879 ibid. einige un- 
giltige Btge. aufzählt, fo ift damit die Zahl der von dem ©. uner- 
laubten Gefhäfte wohl nit erfhöpft, aber ebenfowenig dem richter- 
lihen Ermeſſen überlaffen, welche Vtge. ale unerlaubt anzufehen 
feien. Es ..... kann vielmehr nur jenes Geſchäft als ungiltig an— 
geſehen werden, welches ein geſetzliches Verbot gegen ſich hat. Auf.... 
die Ceſſion der gegen eine Concursmaſſfe zuſtehenden Forderung und 
deren Öeltendmahung im Wege der Compenfation wider die Maffe 
angewenbet, find die 88. 20 u. 21 E. DO. maßgebend, welde die Com» 
penfation geftatten und nur danı aueſchließen, wenn die Gegenfor- 
derung an den Gemeinſchuldner, mit welder eine vor ber Concurs⸗ 
eröffuung entflandene Schuld von demſelben compenfirt werden wollte, 
erſt nah der Eoncurseräffnung entflanden, oder im Wege der Eeffion 
von einem Dritten erworben worden ift (88. 1397, 1305 B. ©.). 

Entf. v. 183. Jänner 1875, Mr. 13443 (5599 © -U.). Ein Ueber 
einlommen, woburd nody nicht emittirte Actien einer erft zu grünbenden Ge- 
ſellſchafi verkauft und ein Betrag, fei es als Reugeld, Angeld oder Anzahlung, 
gegeben wird, iſt nicht fchon aus dem Grunde von Anfang an rechtsunwirkſam, 
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weil Vtge. nur über Sachen gefchloffen werden können, bie im Verkehre ſtehen 
(obergerichtliches dem Klagebegehren nah 88. 878 u. 1447 ibid. ſtattgebendes 
Urtheil), fondern ſtellt fi) als ein unter ver Bedingung, daß die Geſellſchaft 
in's Leben treten und jene Actien in Verlehr kommen, gefchlofjener Kaufvertrag 
bar; es fommt daher darauf an, ob wirflih ein Betrag als Angeld mit dem 
bedingten Verſprechen der Rückſtellung gegeben wurde, in welchem alle der Be— 
klagte wegen des Nicpteintrittes der Bedingung (Nictzuftandelommen ver Gejell- 
ſchaft) zur Rüdftellung verpflichtet ift, — während [Schlußfolgerung] anderenfalls 
ber Bertrag ald reiner Glüdsvertrag ($. 1276 ibid.) fid darſtellen würde. 

Entſch. v. 4. Jänner 1872, Nr. 9271 (4426 ©.-U.). Auch ein zum 
Bwede eines verbotenen Spieles gegebenes Darleben ift giltig; denn dieſe 
Verwendung, obgleich eine unerlaubte Handlung, kann, da fie unab- 
bängig von dem — geſchah, die Nictigkeit desſel ben 
nicht bewirken ($. 878 B. ©.). 

Entſch. v. 3. Noveniber 1871, Nr. 7269 (4297 ©.-U.). Die Erfigung 
eines phyſiſchen Haustheiles ift unzuläffig; denn die Erwerbung des Egths. durch 
Erfigung wird nur perfect, wenn bei Verlauf der Ufucapionszeit die Sache noch 
im Verkehre fteht (38. 878 u. 1455 B. ©.). Die M. Bog. v. 27. December 
1856, Nr. 1 R. ©. B. ex 1857 verbietet aber die Zerftüdlung ber Häufer nad 
materieden Beſtandtheilen [ogl. aud das feitherige ©. v. 30. März 1879, Nr. 50 

Entf. v. 15. September 1870, Nr. 6117 (3877 ©.-U.). Der Big. 
auf Uebernahme der Perfolvirung von Meflen gegen Entgelt ift zuläffig. 

Entſch. v. 14. Juni 1870, Nr. 13603 (3811 ©.-U.). Das einem 
Handlungsgeſellſchafter gemachte Verſprechen nachträgliher Vollzahlung feines An⸗ 
theils an einer Forderung behufs Erzielung des Beitritts der Firma zu einem 
außergerichtlichen Ausgleich iſt unwirkſam. 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 12537 (3577 G.e U.). Der Vtg., 
womit eine Geldfumme für die nach der Str. P. O. zuläffige Eniſchlagung ven 
der Aueſage wider einen Dritten verfprodhen wird, ift im Sinne des $. 878 
B. ©. ungiltig. Da übrigens fid in feinem Falle die Entſchlagung 
von ber Zeugenſchaft als eine contractlihe Gegenleiftung anjehen 
läßt, fo erfheint der Btg. als ein folder, dem nit nur der $. 1174, 
ibid., fondern aud der 8. 943 ibid. das Klagerecht verfagt.. 

Entf. v. 25. November 1868, Nr. 10623 (3171 ©.-U.). "Das Bere 
ſprechen des Erequenten, einen Raufluftigen vom Vadiumserlage zu befreien, gegen 
Bezahlung feiner (des Erequenten), eine mindere Rangorbnung genießenden Hypo» 
thefarforverung, ift giltig. A 

Entſch. v. 13. Mai 1868, Nr. 3014 (3066 ©.-U.). Der Btg. mit 
demjenigen, welder vom Egthr. ein Honorar für Zubringung eines Käufers ſich 
zufihern ließ, dahin gehend, daß er die Nennung des bereit eruirten Kaufluftigen 
gegen Vergütung unterlafe, ann nicht als ein im Sinne des 8. 878 8. ©. 
verbetener oder unerlaubter angefehen werben, da derſelbe nicht verpflichtet war, 
den beftimmten, fondern nur überhaupt einen Käufer zuzuführen, und für den 
Fall, daß durd feine abwartende Haltung ihm die Provijion entgehe, immerhin 
eine Vergütung ausbedingen konnte. 

Entſch. v. 23. December 1867, Nr. 11192 (©. H. 1868, Nr. 12). 
Der Vtg., wornad jemand verfpridt, einen Gläubiger eines im Ausgleichsver⸗ 
fahren begriffenen Schuloner den durch den Ausgleich bedingten Berluft zu er- 
fegen, ift ungiltig. 

Enifd. v. 13. November 1867, Mr. 6462 (©. Ztg. 1868, Nr. 17). 
Die durd ben Kaufmann vor Eröffnung des Ausgleichöverfahrene vorgenommene 
eutgeltlihe Veräußerung if, wenn er auch bereits infolvent war, giltig. 
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Entſch. v. 27. November 1866, Nr. 9766 (©. Big. 1867, Nr. 29). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 11192 ex ee 

Entſch. v. 21. November 1866, Nr. 10302 (2667 ©.-U.). Im alle 
für eine Sadje, wofür ein beflimmter Preis geſetzlich firirt ift (Garlüchengerech⸗ 
tigfeit nad) der früheren tur die Gew. O. v. 20. December 1859, Nr. 227 
R. ©. B. nicht aufgehobene Vorſchrift) ein höherer Preis bereits bezahlt wurde, 
kann weder nad 88. 878 u. 1054 B. ©. die Unerlaubtheit und Geſetzwidrigkeit 
des Kaufpreiſes eingewendet, noch das Mehrbezahlte mit der condictio indebiti 
zurüdgeforbert werben ($. 1432 ibid.). 

Entfd. v. 21. November 1866, Nr. 10223 (3225 ©.-U.). Die Be- 
hauptung, daß die Weberlaffung der Ehre der Erfindung nad $. 878 
8. ©. kein giltiges Rehtsgefhäft fei, und daß für diefelbe, da fie 
feinen Geldaufwand bedinge, eine Vergütung nicht zugeſprochen 
werden fünne, entbehrt der vehtlihen Begründung, weil es weder 
unmdglid, nod duch ©. verboten ift, zu geftatten, daß ein Anderer 
die Erfindung ale die feine verlautbare, und weil felbft die Ueber» 
laffung der Ehre der Erfindung dem Uebernehmer Bortheil... auch 
materiellen... bringen lann.... 

Entf. v. 2. Mai 1866, Nr. 3598 (2480 ©.-U.). Wenn die Erfül- 
lung eines mündlich geſchloſſenen Kaufvertrages unmöglich geworben ift, Tann auch 
dem Begehren um Ausfertigung der Vertragsurkunde behufs Geltendmachung von 
Entfhädigungsanfprüden nicht mehr flattgegeben werben. 

Entſch. v. 27. Februar 1866, Nr. 1511 (©. Zig. 1866, Nr. 36). Die 
Giltigkeit einer kurz vor Eröffnung des Concurſes vom Cridatar feiner Ehegattin 
gegenüber bezüglih ihres Heiratsgutes und ihrer Widerlage übernommenen 
Wechſelverbindlichleit Tann nicht auf Grundlage des 8. 878 B. ©. angefochten 
werden. 

Entf. v. 29. September 1864, Nr. 7044 (1979 ©.-U.). Der Big., 
wodurch eine Entlohnung dafür verfproden wird, daß jemand bei einem zur 
Befegung eines Dienftpoftens ausgefchriebenen öffentlihen Concurfe nicht com» 
petire, ift, als gegen die beftehenben flaatlihen Einrichtungen verftoßend, ungiltig. 

Entſch. v. 8. Juni 1864, Nr. 3865 (1928 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 7044 ex 1864. 

Entfd. v. 20. Mai 1863, Nr. 3226 (1718 G.-U.). Den Beſtandtheil 
eines Fideicommiſſes bildende Liegenſchaften find nicht frei verfügbare Objecte, 
tönnen daher felbft dann auch nicht Gegenftand einer gerichtlihen Execution fein, 
wenn die behördliche Genehmigung zum freien Verlaufe angeſucht aber noch nicht 
bherabgelangt ift. 

Entſch. v. 28. November 1862, Nr. 5869 (1585 ©.-U.). Das Ueber- 
einfommen, mehrere Liegenſchaften bei ber erecutiven Feilbietung meiftbietend 
erftehen und gegen Zahlung des Halben SKaufpreifes das Miteigentfum zur 
Hälfte dem Contrahenten überlafjen zu wollen, ift unerlaubt (a. 5. Entſchl. vom 
28. April 1838 und Hofd. v. 6. Yuni 1838, Nr. 277 9. ©. ©.). 

Entſch. v. 5. Februar 1862, Nr. 473 (1477 ©.-U.). Durch die-Ein- 
wendung, nicht allein Egthr. der verſprochenen Sache zu fein, kann ſich derjenige, 
welder beim Vertragsabſchluß als Alleineigenthümer gerirte, von feiner Vertrags⸗ 
pflicht nicht befreien. — 

Entſch. v. 14. Jänner 1862, Nr. 141 (1455 ©.-U.). Beſtandtheile 
einer gefeglih untrennbaren Sache (Hausgründe nach der früheren Gefeggebung 
vor ertheilter Trennungsbewilligung) find res extra comercium. 

Entſch. v. 13. März 1860, Nr. 2740 (1103 ©.-U.). Ob ein Btg. 
nach politifden ©.en erlaubt fei, haben ausſchließlich die Verwaltungsbehörden 
zu entf&eiben. 
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Entfd. v. 5. October 1859, Nr. 9672 (©. Ztg. 1861, Nr. 41). Be 
ſtandtheile Tandtäfliher Güter gehören nicht zu ben im Sinne des 8. 878 8. ©. 
dem Berfehre eutzogenen Sachen; ber bißherige Egthr. ift daher verpflichtet, die 
bücherliche Mebergabe eines verkauften Grundiheiles an dem Ianbtäflihen Gute 
zu bewirken, beziehungsmeife Gewähr zu leiften (8. 922 ibid.). 

Entſch. v. 16. September 1859, Nr. 7482 (859 ©.-U.). Wenn ein 
Theil einer Realität ohne vorläufig eingeholte politiihe Zerftädiungsbewilligung 
verkauft wird, fo fann diefer Mangel feinen Grund zur Nullität des Vtgs. ab» 
geben, fondern erft dann, wenn der Conſens rechtskräftig verweigert wird, erfolgt 
die Unwirkſamkeit des Vtgs., und der Käufer erlangt dad R., den von ihm be» 
zahlten Kaufſchilling zurädzufordern. 

Eniſch. v. 13. Yuli 1859, Nr. 5413 (832 ©.-U.). Eine durch Ber 
ſchulden des Berpflichteten eingetretene Unmögligkeit correcter Leiftung (Verkauf 
des Waldes, aus welchem die Bäume zu liefern wären), befreit nicht von der 
Pflicht ver Bertragserfällung; es ift daher nicht auf Erſatz (88. 1295 u. 878 
B. ©.), fondern auf die vertragsmäßige Leiftung zu erfennen (31. Cap. weftgal. 
G. O. 


.). 

Entſch. v. 15. Juni 1859, Nr. 5996 (810 ®.-U.; P. ©. 667). Die 
Veräußerung eines beſchränkten Rs. als eined unbefchränkten zieht nicht noth⸗ 
wendigerweife auch die Unmöglichkeit der Erfüllung des Vtgs. nach ſich. 

Entſch. v. 24. Yuni 1857, Nr. 3844 (392 GM; P. ©. 147). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 141 ex 1862. 

Entſch. v. 28. October 1856, Nr. 15360 (P. ©. 663). Die Ueberein- 
Tunft, worin eine Partei zu Gunſten der anderen das perjönlihe Gewerbe gegen 
ein Entgelt heimfagt, ift unter Umfländen ben in Oewerböfachen beftehenden 
Anordnungen nicht zuwider. 

Entf. v. 15. October 1856, Nr. 9449 (228 ©.-U.; P. ©. 666). Die 
a. h. Entſchl. v. 28. April 1838, kundgemacht mit Hofv. v.:6. Juni 1838, 
Nr. 277 9. ©. ©., bezieht fih auf Verabredungen bezüglich von was immer 
für einer Behörde veranftalteten Feilbietungen. Derlei Verabredungen find un« 
erlaubt, daher ungiltig. 

Entſch. v. 5. December 1854, Nr. 11904 (P. ©. 665). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 9449 ex 1856. 

Entfd. v. 12. Mai 1853, Nr. 4613 (P. ©. 668). Wenngleich zur 
Zeit des Abſchluſſes eines Vtgs. die darin bedungene Leiftung eine® Theiles un« 
möglich war, die Möglichkeit der Leiftung aber fpäter eingetreten ift, berechtigt 
bieß den anderen Theil nicht zur Rückforderung des gegebenen Angeldes rüd- 
fihtlih Aufhebung des Vigs. 

Entfd. dv. 7. December 1820, Nr. 7070 (P. ©. 662). Aehnl. der 
Entf. Nr. 15360 ex 1856. 


G. 879 — besügli bed 9. mans abgeändert durch 9. 16 Abo. D. v. 6. Juli 1868, Ar. ve R. G. v. — 
vgL 8. 46, 936, 986, 993, 996, 9, 8 1056, u 1178, I 1196, 1208, 1259, 1270, 1278, 1291, — * 
Himtanpaltung de — it, ir "oa “2 Is 88.10 Ar PER ne —* A be 
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2 2 umrebliche Vorgänge bei Greditgeicpäften] $- 1 u. 2; 88. 20, 21, 226 G. D. x. 
8. 879. Insbeſondere find, außer den am gehörigen Orte angeführten, — Berträge 
ungiltig: 1. wenn etwas für die Unterhandlung eines Ehevertrages bedungen wird; 2. wenn 
* ein Wundarzt oder was immer für ein Arzt fih von dem Kranken für bie Uebernehmung der 
Eur, oder 3, wenn ein Rechtöfreund fi für Die Uebernehmung eines Procefies eine beftimmte 
Belohnung bedingt, oder eine ihm anvertraute Streitfache an ſich löſet; 4. wenn eine Erbſchaft 
oder ein Bermädtniß, die man von einer britten Perfon Hofft, noch bei Lebzeiten berfelben 

veräußert wird, 

Nebf den — 8; G. ſelbſt bezeig neten find noch folgende Wtge. ungiltig: 1. Vige, — ſich 
era verpflichtet, einer a einer Öffentlichen Deine veranftalteten Verfteigerung entweder ald Mits 
ter nit — oder doch nicht, oder nur bis zu einem beſtinunt en Preiſe, der mad einem ber 
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Roten Makftabe mitzubieten (Kofb. v. 6. Juni 1838, Rr. 277 $. ®. ©.). — 2. Vige, woburd Realitäten 
genifien Berfonen aut ebemspel em —E des Rüdfalies Ya deren Tode überlafien werben gi 
2.18, Täry 1838, Rr. 2808 3. &. ©). — 8. Der Berkauf umb Verbrauch egplobirender Stoffe (M. 3 
2. 20. Gebruar 1852, Nr. 47 R.® B.). — 4. Die Ugiorage mit Eilbers und fer » Eeidemünge (M. 
Mg ©. 23. Ronember 1850, Ar. 451 R. ©. ©). — 5. ie oder verbedte Uebereinkommen. wodurch ein 
ü Dienftieiftung flehender Officier feine Charge im der Duittirung oder Penfionirung aufzus 
(Hofe. v. 15 April 1848, Nr. 1185 @. ©). — 6. Das bringen von aritgen 

‚sartifein aller Art, von Quittungen ober Anmwelfungen barauf, durd Kauf, Tauich oder, Schen! 

i einer ichen Berfteigerung (Hofkzld. v. 24. November 1808, polit. &. 5. 31. Bd). — 7. 
€ in einem an) Feingebalte als zu 18 ober 15 Loih zu verarbeiten (Juſt. M. Bong. 
1863, 3 7235). — 8. Die Verabredung einer höheren ald der Larlfimäßigen Gebühr mit Rotaren 
D. v. 25. Juli 1871, Rr. 75 R. @. 8.). — 9 Die den Handeldmäflern im Art. 69 veö 
Ü 1875, Mr. 68 9. @. 8, verbotenen Btge. — 10. Das zwiihen einem fuspendirten Notar 
Gubftituten getroffene Uebereintommen, wornach ber erſtere an ten von dem legteren eingchobenen 
Antheil haben fol 5 177 Not. D. v. 25 Juli ı871, Ar. 765 R. G. 8.). — 11. Promefiens 
je der Staatös und Privatanleigen ohne Beobadituhg der Morfchriften dei G. v. 7. November 
85 R. 8. B.). — 12. Das in Verkehrfegen eines Actiens\ynterimäfcpeines ohne darauf erfictlier 
des eingezablten Betrages (8. 12. c Pat. v. 26. Rovember 1862, Ar. 255 R.G. 8.). — 13. Btge. 
Aung gegen bie möglichen Naqtheile handleriſcher Unterneh en (Hand. Big. mit Breußen, 
19. Decsmber 1858, Ar. 208 R. &. ®., Beil, Ill, 9. 7). — 14. Der Antauf beprudter ober beſchtiebener 
von unbelannten Perſonen (Hofd. v. 4. Huguft 1808, polit. @. ©. 20. Bd ), mozu inöbefondere ber 
von Dienftfriften von Eolbaten gehört (Wdg. vo. 28. Juli 1830). — 15. Bei Beitellung einer Ger 
ditur rüdfichtlich eines Holz, Weide uno ForftprobuctensBezugäredhtes bie Veftimmung, daß eine folge D. 
sit ablösbar fein fol (4. 43 Bat. v. 5. Juli 1863, Nr. 180 R. G. B.). — 16. Jede von Militärs Intendans 
tur, Berpflegks und Rehnungs-Gontrold-Beamten übernommene Ablöfung verpflegeämtliger <chulnicheine, 
Agquibarioren und Raturalvecenifie (Hoffrgör. Vdg. v. 31. Auguft 1808, A 4549). — 17. Die Nevernapme 
vs jes von Naturalien durch Verpflegäbeamte oder Verpfiegsbäder (Hoftrgär. Whg. v. 24. September 
1798, P 902). — 18. Jeder Revers oder jede wie immer beihaffene Uriunve, welche zu dem Zwede auße 
gefeßt wird, um in einem zmweifeitig verbindlichen @eichäfte zur Verkürzung ber von demfelben entfallenven 
Gebühr einen höheren Preis oder Überhaupt eine höhere Leiftung ober &egen eiftung zu bebingen, als in der 
Über dieſes Geichäft errichteten Rechtsurkunde, auf deren Grundlage die Webbrenbemneffung tattfand, aude 
gerät ward ($. 86 Geb. Bei. v. 9. Februar 1850, Ar. 50 R. ©. B.). — 19. Jeder Berufungäbrief eines 
@wengeliihen Pfarrer& beider Velenntniffe, in welchem bie Einftommendfttpulation niebeiger ift, ald in dem 
nächft vorhergegangenen berjelben Gemeinde ($. 38 M. Vbg. v 23. Jänner 1886, Ar. 16 8.8.8) — 
29. Bige. von Aerzten, Wundärzten und Hebammen über das Gonorar, wenn deren Gontrabirung durd Bere 
fofortiger Yilieleiftung herbeigeführt worden ift (.nftr. d. 3. November 1808, 8 16185). — 
21. Jedes im taufmännifhen Goncurfe außer dem Ausgleiche getroffene Uebereintommen, woburd bas in bie 
Anßgleihömafie gehörige Vermögen feiner Beftimmung entzogen, oder woburd einem Gläubiger, auf befien 
Uniprüge der auagıeig ſich erfiredt, größere Vortheile oder beffere *eringungen, ald nad dem @. zuläffig 
einger! ‚ auch mern demjeiben eine ftrafbare Handlung nit zu Grunde liegt (9. 226 C D. 
».. 25. December 1868, Nr. 1 R. @. B für 1869). — 22, Berabredungen von Ürbeitögebern zur Erzielung 
einer — — ‚ober — Arbeitabedingungen, ober von Arbeitönehmern zur @rjielung 
heheren Lobnes oder günftigerer Wrbeitäbedingungen, dann Inbarungen zur Unterftiigung derjenigen, welde 
bei ven erwähnten Berabrebungen beharren, oder zur Benachteiligung jenigen, welde fi) davon Ioßfagten 
(®. v. 7. April 1870, Rr. 3ER 8. B., 4.2) — 23. Berabredungen von Gemerbsleuten, um ben Preis 
Baarr Nachtheile des Publitumd zu erhöhen (@. v. 7. April 1870, Ar. 48 R. &. 8., 8. 4). — 
Befönderer Auffiht des Staates ſtehende öffentlicge Anftalten, namentlich Geld und Grebitanftalten 
ürfen für irgenb eine von ihnen zu leiftende Zahlung die Wahl berfelben in Silber ober im 
fih wicht nad) einem im voraus befimmten Berthverhältnifie ja ben Eilber bedingen; ber diefem Ver⸗ 
Anpider —— Vorbehalt der Wahl zwiſchen Gold und il if, ungiitig und die gadtıre in der 
indeswährung zu leiten (Bat. v. 27. April 1858, Ar 68 R. ©. B., 5 21). — 25. Nede Bere 
Geffton, Anweiſung. Berpfänbung oder durch ein andere® Rechtögefhäft über Bezüge aus dem 
Dienfiverhältnifie, infoiern fol Bezüge nicht in Sicherftellung oder in Epgecution gezogen 
wenn bie Verfügung vor dem Tage, an welchem das Entgelt ausjufolgen mar, oder an diefem 
vefien wirklicher —— — wurde G. v. 20. April 1873, Nr. 68 8. 8. 8. 4. 5). - 
affecurirter Gebäude von ben ffecuranzanftalten zu leiftenden Brandfhaven» 
dürfen durch Geffion ihrem Bmede yur Wiederherfiellung der durch Fe befyäbigten Gebäude 
jen werden Hoſd. dv. 18. Juli 1828, Nr. 2854 3. 8. S5. — 27 Die fon nad $. 45 8. ©, 
abrebungen von Vergütungen für ben des Rüdtritted vom Eheverlöbniß ($. 9 des beit. 
28. In Galisien und ber Yufowina die in 98, 2—5 bes G. v. 19. Juli 1877, 
intanpaltung. der Trunfenheit bezeichneten Bed » Borguerträge, Burgſchafisverträge 
ungiltiger Vige. gerichteten Berabrebungen z. — 29. In Gallzien und der 
des G. vo. 19. Juli 1877, Rr. 66 R. G. ®., bejeichneten wucheriſchen Beihälte. — 
id der Geltung ber Str P. O. v. 29. Juli 1853 in Straffahen geidlofienen Btge,, 
r für vie Vertretung vor den Strafgerichten überhaupt, ober für ven Fali eines güns 
GSrfolges eine beftimmte Belohnung bebungen wird, nad 9. 346 bieieß G. [die Str. P. D. v. 28. Mai 
, Ar. 42 R. ©. B., enthält eine folhe Beitimmung nit]. 


Siehe die cit. Ge. und Vogn. im L, IL, VI. u. IX. Vde. der Manz'ſchen Sig. 


Entſch. v. 27. Mai 1879, Nr. 2183 (9. B. 1879, Nr. 36). Die 
Zufiherung einer Mehrquote an einen Concurögläubiger ift nach 88. 226 u. 
222 €. DO. nur dann ungiltig, wenn der Concurs durch Zwangsausgleich be⸗ 
indet werden ſollte. Da der Concurs aber in Folge Zuſtimmung der Ölänbiger 
mt Concursaufhebung beendet worden ift, enthält das in Frage ſtehende 
Uebereinko mmen nichts Geſetzwidriges oder geradezu Unerlaubtes 
(8. 878 B. ©.) und muß daher nad. $. 902 ibid. erfüllt werden. 

Entid. dv. 27. Yuli 1875, Nr. 5468 (5808 G.⸗U.). Durch vie Auf 
Ablımg des 8. 879 8. ©. ift allerdings die Zahl der nad 8. 878 ibid. un- 
gütige Big. nicht erſchöpft; ebenfowenig aber ift es dem richterlichen Ermeflen 
Überlafien, zu bemtheilen, ob ein Big. als ungiltig angefehen werden könne. Nur 
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jene Geſchäfte find ungiltig, welde ein gefetlihes Verbot gegen fi haben. — 
Die Eompenfation mit durch Eeffion erworbener Gegenforberung ıft der Concurs⸗ 
maſſe gegenüber nad 88. 20 u. 21 E. D. nur dann ausgeſchlofſen, wenn biefe 
Gegenforderung erſt nach der Concurseröffnung entftanden oder erworben worden ifl. 

Entſch. v. 23. December 1867, Nr. 11192 (G. H. 1868, Nr. 12). 
Ein Btg., wornach jemand verfpriht, einem Gläubiger den durch zu bewerk⸗ 
ſtelligenden Zwangsausgleich fi ergebenden Ausfall an feiner Forderung an ben 
Cridatar zu erfegen, ift ungiltig. 

Entfd. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 ©.-U.). Die Ceſſion 
bes Reſtitutionsanſpruches des fideicommifjarifhen Subflituten vor Eintritt des 
Subftitutionsfalles if bezüglich jener Quote, melde ihm aud, wenn der Mit 
fubftitut am Leben geblieben wäre, hätte anfallen müflen, giltig (88. 608, 613, 
504, 507, 508 B. ©.); bezüglich des weiteren durch ſpäteres Ableben des Mit 
fubftituten zugewachfenen Antheils aber ungiltig (88. 878, 879, Abf. 4; 88. 1267, 
1278 ibid.). 

Entjd. v. 14. Auguft 1866, Nr. 7281 (2579 ©.-U.). Die Berpfän« 
bung des durch das Weberleben des Subftituten bedingten Subftitutionserbrechte® 
ift nah den 88. 703, 704 u. 879, Nr. 4 B. ©. unzuläffig. — [Worfpr. der 
Entſch. Nr. 6338 ex 1867.) 

Entſch. v. 14. November 1866, Nr. 9944 (©. H. 1867, Nr. 9). Ein 
Big., womit der Infolvente für den Fall der Zuftimmung eines Gläubigerd zu 
dem geplanten Ausgleich vemfelben befonderen Vortheil zufichert, ift nah dem 
©. dv. 17. December 1862 und der M. Bog. v. 18. Mai 1859 ungiltig. 

Entfd. v. 28. October 1862, Nr. 5869 (1585 ©.-U.). Wenn mehrere 
Berfonen, welche deutlich ihre Abſicht ausgebrüdt haben, bei einer öffentlichen 
Beilbietung als Meitbieter ſich zu betheiligen, übereintommen, daß bloß einer von 
ihnen mitbiete, diefer aber das Egth. des etwa erftandenen Objectes gegen Erſatz 
bes entſprechenden Theils des Kaufpreifes mit den Uebrigen theilen folle, fo ift 
diefer Vtg. ungiltig. 

Entid. v. 2. Mai 1870, Nr. 1695 (PB. ©. 669). Die Eeffion einer 
freitigen Forderung an ben Rechtsfreund ift umgiltig [vgl. $. 16 der Abo. D. 
v. 6. Juli 1868, Nr. 96 8. ©. 8). 


(6. 880 — vgl. 8.1447; 88. 1811; 1295, 1881, 1838; 881, 883 8. ©.) 

8. 880. Wird der Gegenftand, worliber ein Bertrag gefchloffen worden, vor beffen Uebergabe 
dem Berkehre entzogen; fo iſt e8 eben fo viel, als wenn man ven Bertrag nicht gefhloflen Hätte. 

Entfd. v. 21. September 1864, Nr. 7196 (1978 ©.-U.). Wenn durd 
ein nach Vertragsabſchluß erlaffenes Ausfuhrverbot die Lieferung an ven feftge- 
fegten Ort unmöglich; wird, dieſelbe aber an einen anderen Drt geſchehen könnte, 
if der Big. nur dann ungiltig, wenn die Beftimmung des Ortes weſentlich war, 
und nur ber Bezugsberechtigte ift bie Ungiltigkeit geltend zu machen berechtigt 
(88. 901 u. 709 8. ©.). 


(6. 881 — vgl. 66. 1008, 1017; 91, 1838; 152, 244—288; 547, 548; 5. 1295, 1836; 1016, 1017; 1220 8. ©.) 

8. 881. Anßer den von den Gefegen beſtimmten Fäden Tann zwar Niemand für einen 

Undern ein Verſprechen machen, oder annehmen, Hat aber Jemand feine Verwendung bei 

einem Dritten verfprogen, ober gar für ven Erfolg geftanden; fo muß er die eingegangene 
Berbindlichkeit nah Maß feines Berſprechens erfüllen. 

Entfh. v. 26. Yuli 1876, Nr. 6270 (6214 ©.-U.), Der Gellagte, 
welcher dem Kläger feine Verwendung für die Erlangung der Oeneralfecretärd- 
ſtelle bei der zu grändenden Geſellſchaft verfproden hat, und für ben Erfolg 
eingeftanden ifl, muß nad 8. 881 B. ©. feine Verbindlichkeit erfüllen und, wenn 
auch, da die Veftellung nicht von ihm abhängt, und der Berwaltungsrath auch 
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bereit einen anderen Generalfecretär beftellt hat, die Erfüllung hierin unmöglich 
wurde, muß er doch ihm die Emolumente biefer Stelle verſchaffen. ohne daß 
Kläger dafür eines beſonderen Titeld aus dem R. auf Schabenerfag (8. 878 
ibid.) bedarf. 

Entſch. v. 29. September 1874, Nr. 9471 (5480 ©.-U.). 8. 881 
B. ©. fließt die Geltendmachung der von dem Berechtigten genehmigten Ueber 
weifung einer Verbinvlicfeit des Verkäufers auf den Käufer nicht aus. Der 
Käufer iſt laut Kaufvertrages zur Aufrechterhaltung des vom Berfäufer gefchloflenen 
Miethvertrages auch dem Miether gegenüber verpflichtet, welcher fein Einver⸗ 
ſtaͤndniß mit der Ueberweifung durch Rückerlag der Kündigung befundete. 

Entf. v. 17. December 1872, Nr. 12177 (4808 ©.-U.). Der Bor 
ſtand des Confumvereines, welcher dem Lieferanten verſprach, ſich für Die Be— 
zahlung des Kanfichillingsreftes zu verwenden, und nicht einmal behauptete, daß 
er einen Schritt in diefer Richtung gethan habe, haftet in „offenbarer Eonfequenz“ 
ber Beftimmungen der 88. 881 u. 1295 B. ©. für die eingeflagte Reftfumme. 

Entfd. v. 30. November 1871, Nr. 9663 (Sch. IV). Der Käufer, 
welcher die auf dem Haufe haftenden Sagpoften zur Selbfivertretung und Selbft- 
zablung übernahm, ift den Gläubigern, die fih an ihn halten, als Perfonal- 
ſchuldner zahlungspflihtig. 

Entſch. v. 9. November 1871, Nr. 9955 (4313 ©.-U.). Die Ber- 
mögendabtretung an den Sohn unter Auftrag, einem anderen Rinde nad er- 
reichter Großjährigkeit einen beftimmten Betrag auszubezahlen, ift ein giltiger 
verbindlicher DBtg., denn der Bater war berechtigt, für feine Kinder günftige Btge. 
zu fließen, welche von diefen durch ihm zugleich angenommen worden find. 

Entſch. v. 22. Juni 1869, Nr. 6962 (3451 G.-U.). Wenn aud in 
der „Erbvertrag und wechſelſeitiges Teftament* überjhriebenen Urkunde der Ber 
langte fi verpflichtete, einem Dritten ein Legat, eventuell aus Eigenem auszu⸗ 
bezahlen, gebt doch aus diefer Urkunde ein felbftftändiges Forderungg- 
recht des Dritten nit unmittelbar hervor, indem darin die Verpflid- 
tung, das Legat bei Unzulänglichleit des Nadlafjes aus Eigenem zu 
bezahlen, mit ber Erbeinfegung in Zufammenhang gebradt, und nidt 
ausprädlih die Beſtimmung enthalten if, daß die Belangte, ſelbſt 
wenn fie nicht als Erbin einträte, zu jener Leiſtung verpflichtet fei. 

Entſch. v. 14. April 1869, Nr. 1972 (3374 ©.-U.). Im der Beftel- 
lang einer Heirats-„Caution* behufs Berehelihung der Tochter an einen Militär 
und Uebergabe der Cautionswidmungsurkunde an das Kriegeminifterium, womit 
ber Vater einer ihm obliegenden rechtlichen Verpflichtung nachkam, liegt bie 
Beftelung des Heiratsgutes für die Toter, wem auch deren Annahmeerflärung 
nicht ausdrücklich erfolgte. 

Entf. v. 5. Februar 1862, Nr. 473 (1477 ©.-U.). Der Ehemann, 
welder, ſich als Alleineigentyümer des Hauſes ausgebend, dasſelbe verkaufte, bleibt 
für feine bebingungslos übernommene Verpflichtung aus dem Btg. verantwortlich 
nah 88. 878 u. 881 B. ©. und ann nicht vorfchügen, daß feine Ehegattin 
ben Beitritt verweigere. 

Entfd. v. 17. Jänner 1860, Nr. 14264 (1060 G.-U.). Das Ber- 
Sprechen, Wechſel beftimmter Perfonen behufs Einlöfung zu einem befimmten 
Preife (Bercentfag) zu „ſchaffen“, d. i. zu Stande zu bringen, macht, felbf 
wenn man in dem Btg. nur ein Commiffionsgefhäft fehen wollte, 
für den Erfolg verantwortlich (8. 881 B. ©.). 

Entf. v. 14. Mai 1858, Nr. 4806 (567 ©.-U.). Die Pränotationd- 
rechtfertigung ift entbehrlich, wenn der neue Öhpothefbefiger die Schuld in feine 
Zahlungspflicht zu übernehmen, fi gegen den früheren Egthr. verpflichtet. 

Entſch. v. 2. April 1852, Nr. 1861 (P. ©. 672). Ein, wenn auch 


586 R Allgemeines birgerliches Geſetzbuch. 


bücherli einverleibter Btg., woburd die Eontrahenten einem Dritten unentgelt⸗ 
ih Re. einräumen, wird, folange durch niemanden die Annahme erfolgte, durch 
den Widerruf berfelben allein wirkungslos, und kann, wenn die Contrahenten 
einverfianden find, auch ohne Zuftimmung und felbft gegen ven Willen jenes 
Dritten gelöfht werben. 


(6. 888 — vgl. $$. 907; 912; oaa 8 @.) 
8. 882. Sind unmöglice ober mögliche Dinge zugleich verfprohen worden; fo müffen bie 
möglicgen erfüllet werden, wenn ander& die den Bertrag ſchließenden Theile nicht die aus- 
drüdlihe Bedingung gemacht haben, daß Fein Punkt des Vertrages von dem andern abge 
fonbert werden könne. 


Entf. v. 28. April 1869, Nr. 3228 (3396 ©.-U.). Der Hauseigen ⸗ 
thümer, welder wegen des mit dem früheren Miether obſchwebenden Kündigungs⸗ 
proceſſes derzeit außer Stande ift, dem neuen Miether das Beftandobject zu 
übergeben, bleibt gleichwohl zur Erfüllung des Btgs. verpflichtet, Tann aber zur 
fofortigen Uebergabe derzeit nicht verurtheilt werden, unbeſchadet feiner Entſchädi- 
gungspflicht. 

Entſch. v. 21. September 1864, Nr. 7196 (1978 G.⸗U.). Wenn die 
genaue Erfüllung des Vtgs. in einem einzelnen Punkte unmöglid) geworben ifl 
(Erfülungeort durch das Ausfuhrverbot) und der eine Theil dem anderen dieß 
mit dem Beifügen, baf er deßhalb den Big. aufgelöft betrachte, mitgetheilt hat, 
fo muß der andere vertragſchließende Theil auch dann, wenn nicht ausédrücklich 
bebungen wurde, daß fein Theil des Vtgs. vom anderen abgefondert werden dürfe, 
innerhalb der im $. 862 B. ©. beftimmten Frift ausprüdlih erklären, daß er 
auf die Erfülung der möglichen Punkte beftehe, wibrigens ift der Vig. als auf- 
ra zu betrachten und nad Ablauf jener Frift das Klagerecht aus bemelben 
erloſchen. 

Entſch. v. 14. November 1860, Nr. 13211 (1233 ©.-U.). Bor Rechts- 
kraft des Urtheils, womit Bellagter verurtheilt werde, einen Schimmel und 100 fl. 
gegen Nüdftellung eines Braun’8 zu übergeben, war der Braun durch Zufall ums 
gekommen. Die Erecution wurbe dem Kläger bemilligt, weil die urtheild- 
mäßige Verpflichtung zwar nur bedingt lautet, die Erfüllung der 
Bedingung aber burd das feither erfolgte Verenden des Braun’® un« 
möglidy geworden fei und fonad die Beflimmung des $. 882 B. ©. 
eintrete; und weil e8 bem exrequirten Beklagten freiftehe, feine all- 
fälligen Erfaganfprüde im abgefonderten We geltend zu maden. 


Jorm der Berfräge. 


(8. 883 — vgL_85. 434, 436, 966, 1178, 1249, 1391; 948, 1271, 1972 ©. G.; ©. v. 35. Juli 1871, Nr. 76, 
M. Bbg. v 7. Detober 1878, Ar. 141, ©. 18. October 1872, Nr. 148, vo. 16. Deorinber 187%, Nr 168, — ©. 
2». 9. April 1873, Nr. TOR.®. 8. — —* der @enofienfcaftäverträge]; Art. 174, 908 — 317 9. G.; Börfes 
Bat. v. 11. Juli 1854, Nr. 200 R. &. /. [Bromefien joriftli:) G. v. 7. November 1862, Nr. 85; — 88.434, 
486, 884, 886, 948, 1178; 75, 77, 88, 127, 434, 886, 1249; 68. 577—601 8. @.; — $$. 116, 270, 298 a. ©. D., 
185, 859, 396 gal. @. D.; XHofb. v. 2. März 1805, Nr. 715, v. 22. Juni 1805, Rr. 765 J. &. S. und vom 
15. Jänner 1821; Rot. Odan. o 21. Mat 1855, Mr. 94, d. 7. Februar 1858, Nr. 38 und_v. 25. Juli 1871, 
Nr. 75, Tail. Bdg. v. 21. Mai 1865, Nr. 95, M. Bg. v. 18. i 1859, Nr. 18.0.8; — 0.®.D.; 
Tabulargef. 2.) 


8. 888. Ein Vertrag kann mündlich oder fhriftlih; vor Gericht ober außerhalb desfelben; 
mit oder ohne Zeugen errichtet werden. Diefe Verſchiedenheit der Form macht, außer den im 
Gefege beftimmten Fällen, in Anfehung der Verbindlichkeit keinen Unterſchied. 


Siehe bie Mehrzahl der obeit. Ge. und Vdgn. im III. u. VI. Bde. ber Vam'ſchen N 

Die Aufnahme eined Notariatdactes iſt zur Giltigkeit folgender Rebtögeichäfte erforberli: a) Errihtung 
einer Commanditgefell ſchaft auf Actien ober einer Hctiengefellichaft (Art. 174 u. 208 9. @.); b) für Ehepacte; 
e) zwifhen Ehegatten geſchloſſene Kaufe, Tauid-, Renten» und Darlehensverträge und Schulbbetenntnifie, welche 
von einem Ehegatten dem anderen abgegeben werben; d) Beitätigungen über den Empfang bed Heiraisgutes, 
aud wenn diefelben anderen Verſonen als der Ehegattin audgeftellt werden; e) Gchenkungäverträge ohne wirts 
liche Uebergabe; f) alle Urfunden über Rechtogeichafte unter Lebenden, welde von Blinden, ober welche von 
Tauben, die nicht lefen, oder von Stummen, bie nicht ſchreiben können, errichtet werben, fofern biefelden bad 
NRechtsveſchaͤft In eigener Perſon fliehen (G. v. 35. Juli 1871, Nr. 76 R. G. B., 8. 1). 
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Entſch. v. 8. Mai 1879, Nr. 4141 (9. B. 1879, Nr. 33), Das 
Verhältniß der Bezirksvertretungsbeamten zu der Bezirlövertretung, resp. dem 
Bezirksausſchuſſe, beruht nicht auf einem Privatvertrage, welcher im Sinne der 
88. 861 u. 883 B. ©. allerdings an feine beftimmte Form gebunden ift, fon« 
bern die Beamten der Bezirkövertretung ftehen zu derſelben in einer Unterortnung 
(88. 57 u. 62 de8 Gs. v. 25. Yuli 1864, Nr. 27 R. ©. B.). ‚Zur Ente 
fpeidung über Penfionsanfpräde folder Beamten find daher die Gerichte nicht 
competent el 

Entſch. v. 5. April 1876, Nr. 11965 (6090 G.-U.). Wenngleid 
im $. 1381 8. ©. der unentgeltlihe Schulderlaß für eine Schenkung 
ertlärt wird, ift doch deſſen Rechtsgiltigkeit nicht von ber VBoraud- 
fegung des 8. 943 ibid. abhängig. Durd die Entfagung wird näm— 
lich fein neues Rechtsverhältniß gefhaffen; fondern gemäß 88. 1411 
u. 1444 ibid. eine bereits beftehende Verbindlichkeit aufgehoben...... 
da in der Erflärung des Berzichtleiftenden fowohl der Titel als au 
der Uebergabsact ($. 428 ibid.) enthalten ift, kann daher die Rechts— 
wirkſamkeit des unentgeltlihen Schulderlafjes weder von einer Tra- 
dition der erlaffenen Sache, no von der Auefertigung einer Urkunde 
abhängig fein. Aus denfelben Gründen ſteht denn aud $.1, lit. d des 
©8. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. B. (Notariatsacte) nit ent- 
gegen. Der Erlaßvertrag kann rehtswirffam nad der allgemeinen 
Regel des 8. 883 ibid. auch mündlich geſchloſſen werden. 

Entf. v. 27. Jänner 1876, Nr. 10490 (©. 9. 1876, Nr. 40). Für 
Miethverträge enthält das ©. keine ausnahmsweiſe Beftimmung, hin- 
fihtlid der Form; ob der Vtg. mündlich oder fhriftlih abgeſchloſſen 
ift, macht baher in Anfehung ber Verbindlichkeit feinen Unterſchied. 
Da eine ausprüdtiche Verabredung ber fchriftlihen Form nicht verabrebet wurde 
(8. 884 B. ©.), der Miethvertrag aber ſchon dann abgeſchloſſen if, wenn eine 
Einigung über vie wefentlihen Punkte: Sache und Preis erzielt worden ift ($. 1090 
ibid.), bleibt e8 ohne Bedeutung, daß der Gellagte den Miethvertrag 
deßhalb, weil er die von ihm vorgelegte Urkunde nit unterfhrieben 
bat, als noch nicht vollftändig geichloffen darftellt. 

Entfd. v. 24. December 1872, Nr. 13084 (Manz'ſche Slg.), eingetragen 
in's Sprucdrepertorium Ar. 33: In Anfehung der in dem ©. v. 25. Juli 
1871, Nr. 76 R. ©. B. erwähnten Rechtsgeſchäfte kann, wenn die Par— 
teien bereits eine'Urkunde errichtet haben, von dem Notare die Auf- 
nahme eines Notariatsacted aus dem Grunde, weil die Urfunde nicht 
von ihm verfaßt wurde, nicht verweigert werden, fondern es ift nad) 
8. 54 Not. D. vorzugehen. 

Entſch. v. 11. October 1863, Nr. 7802 (1812 G.-U.). Der Erſteher 
einer Realität, welcher bei der erecutiven Feilbietung durch Verabredung mit 
anderen Kaufluftigen ſich den Zuſchlag fiherte und hierüber vom Erecuten zur 
Rede geftellt, ihm verfpridt, die Realität freiwillig unter gleichen Bedingungen 
feilbieten zu laffen, den Mehrerlös aber ihm auszuzahlen, leiſtet hierdurch fein 
Schenkungsverſprechen; ift alfo ungeahtet der nur mündlichen Form des Ber- 
ſprechens zur Erfülung verpflichtet. [Schlußfolgerung.] 

Entfd. v. 8. Jänner 1863, Nr. 8919 (1631 G.rU.). : Das Verſprechen 
eines Heiratsgutes an ben Bräutigam ift fein Schenfungsverfprehen; 8. 943 
8. ©. auf felbe3 nicht anwendbar; denn der Bräutigam wird nad) 88. 1227 u. 
1229 ibid. nit vollftändiger Egthr. der Detalfachen, die Uebernahme der Dos 
erfolgt nicht unentgeltlich, fondern der Empfänger übernimmt gewiſſe Verpflich- 
tungen und das ©. felbft bezeichnet ben Vtg, mit welhem vie Dos... 
auch nur verfproden wird, als einen Btg. eigenthämliher Natur, 
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ohne dabei zu unterſcheiden, ob das Heiratsgut von der Braut, deren 
Eltern oder einen zu deſſen Beſtellung nicht verpflichteten Dritten 
zugeſichert oder gegeben wird. Es zählt dieſen Big. den Ehepacten 
bei, für welche der in $. 883 ibid. ausgeſprochene Grundſatz gilt, 
dag fie mändlih oder fhriftlih gefhloffen werden können, wenn 
nidt das ©. ausschließlich Die legtere Form vorfhreibt, was jebod 
rüdfihtlih des Dotalvertrages nicht der Fall ift [ogl. indeg ©. vom 
25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. 8 

Entf. v. 27. März er Nr. 1223 (2066 ©.-U.). Der Erbe, welcher 
dem Begünftigten verjprad, ein in einem nicht unterfertigten Teftamentsabjage 
ihm zugedachtes Legat auszubezahlen, hat tamit, wenn auch eine rechtliche Ber- 
pflihtung nicht vorlag, doch keinen Act bloßer Liberalität geübt und findet daher 
nicht die Ausnahmebeflimmung des 8. 943 B. G., fondern vielmehr 
die Negel des 8. 883 ibid. Anwendung, und ber Erbe ift verpflichtet, das 
in Anerlennung des legten Willens mündlich geleiftete, von dem Kläger anger 
nommene Verſprechen zu erfüllen. 

Entf. v. 13. October 1857, Nr. 10861 (445 G. U.). Beim Schult- 
erlaß handelt es ſich nicht um bie Eingehung, fondern um die Auflöfung eines 
Rechtsverhältniſſes. 8. 1444 B. ©. ſchreibt für eine folde Verzichtleiftung keine 
beftimmte Form vor. Einem folhen Schuldner erwädfl, indem er in 
dem Acte der Erflärung feines Gläubigers fowohl den Titel als die 
Uebergabe (8. 428 ibid.) zugleid erweift, das volle R., feinen durch 
die Verzichtleiftung geregelten Befigftand excipando zu wahren, es 
geht niht an, ihn mit dem Geſchenknehmer zu verwedfeln, der ans 
einem mündlichen Schenlungsvertrage ohne irgend welche Uebergabe 
Magbar werden wollte. Aber auch aus dem Gefichtöpunfte des 8. 943 ibid. 
wäürbe eben nur das Klagerecht verfagt, nicht aber die Verzichtserflärung zugleich rechts⸗ 
— fein (56. 1271, 1432; arg. a contario $. 1249 ibid.; 8. 270 

. OD.) — 8. 943 8. ©. bildet eine Ausnahme von der Regel es 8.883 
ibia,, welche als ſolche nicht erweiternd interpretirt werden darf. 

Entſch. v. 27. Auguft 1856, Nr. 8297 (219 G.-U.). Nach 8. 883 
2. ©. macht ed zwar in Anfehung der Verbindlichkeit keinen Unter- 
ſchied, ob der Vtg. mündlich oder ſchriftlich errichtet wird; wenn ſich 
aber die Parteien ausprüdlih zu einem fhriftlihen Vtg. verabredet 
haben, fo wird er nad 8. 884 ibid. vor der Unterſchrift der Parteien 
nicht für gefhloffen angeſehen. 

(6 884 — vgl. Art. 817 9. @.; 88. 896; 484 8. G.; 68. 288 a u. 897 gal. @. D.; Tabulargel.) 

8 884. Haben fih die Parteien ausbrüdtich zu einem ſchriftlichen Bertrage verabredet, fo 
wird er vor ber Unterſchrift der Parteien nicht für geſchloſſen angefehen. Die Siegelung wird 
aud in diefem alle nicht wefentlich erfordert. 

Entf. v. 21. Mai 1879, Nr. 4886 (G. H. 1879, Nr. 78). Durch 
die Ausfertigung eines von dem anderen Vertragstheil vorgelegten, ein Lohnver- 
fprechen beinhaltenden Schriftftüdes und Weberfendung besfelben, ift der Lohuver⸗ 
trag zu Stande gelommen, wenn auch jener andere Contrahent nod nicht feine 
Unterſchrift beigefegt hat [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 26. April 1878, Nr. 11394 (G. Zig. 1879, Nr. 47). Wenn 
Kaufleute vereinbaren, daß über das von ihnen angeftrebte Gefhäft „Schluße 
Briefe” ausgewechſelt werben follen, die Unterhanplungen aber vor der 
Unterfertigung derfelben jheiterten, fo muß in finngemäßer Anwen- 
bung bes 8. 884 B. ©. erlannt werden, daß ber Vtg. weder rechts⸗ 
Fräftig noch rechtsgiltig zu Stande gelommen ift (Art. 317 9. ©.). 

Entf. v. 15. März 1876, Nr. 694 (6062 G.-U.). Borverhandlungen 
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bei Realitätenverfäufen, wobei die Ausfertigung einer Urkunde vereinbart wurde, 
find im Zweifel nicht als mündlicher Kaufvertrag anzufehen und es ift anzu- 
nehmen, daß ſich bie Parteien zu einem fchriftlihen Vtg. verabredet haben. 

Entf. v. 23. Yuli 1873, Nr. 7246 (5048 ©.-U.). Ein gerichtlicher 
Vergleich ift nad $. 884 8. ©. vor Unterfertigung des Protokolls durch beide 
Parteien nicht als gefchloffen anzufehen. [Bermerfung der oberlandeögerichtlichen 
auf 8. 193 Pat. v. 3. Mai 1833, Nr. 81 R. ©. B. und Hofd. v. 9. No- 
vember 1811, Nr. 961 9. ©. ©. geftüßten gegentheiligen Entfheitung.] 

Entſch. v. 6. Iuli 1871, Nr. 4587 (4219 ©.-U.). ... Der Beklagte 
felbft hat nicht behauptet, daß die Errichtung des fhriftlihen Btgs. 
(Hausverlauf) ausprädlid nur zum Zwede der grundbücherlichen 
Durchführung desfelben von dem Paciscenten verabredet worden fei, 
weßhalb 8. 884 3. ©. Anwendung findet... 

Entſch. v. 2. März 1871, Nr. 8752 (407 ©.-U.). Daraus, daß zur 
Mebertragung des Egths. an einer unbeweglihen Sade die Einver- 
leibung des Rechtsgeſchäftes in das Grundbuch nothwendig ift und 
die hierzu erforderliche Urkunde dem Grundbuchsſtande entſprechen 
muß, folgt ...., daß weſentliche Beftimmungen gar nit verabredet 
werden können, folange, wie in concreto, der Verkäufer felbft nod 
nicht angefchrieben iſt, und daß, nachdem bei der allerdings erfolgten 
mändlihen Verabredung des Kaufes nur bie Zahlung des Kaufgeldes 
feftgefegt worden ift, und der Verkäufer verfprodhen hat, nad her» 
geftellter büherliher Ordnung den Contract ausfertigen zu laffen, 
diefe vom Räufer angenommene Zufage als die Berabrenung zu 
einem fohriftlihen Btg. angefehen werden muß, demnad, da die Aus— 
fertigung durch Schuld des Verkäufers unterblieh, der Kauf zu Folge 
8. 884 B. ©. nicht als gefhloffen zu betrachten und ber Kläger bie 
Angabe zurüdzuforbern beredtigt ift. 

Entf. v. 14. Jänner 1868, Nr. 11584 (2970 ©.-U.). Wenn über 
einen Vtg. nicht eine fürmlihe Vertragsurtunde im Sinne des 8. 884 B. ©, 
fondern lediglich Punktationen errichtet wurden, kann nicht nach 8. 887 ibid. die 
Ungiltigfeit nebenher mündlich verabredeter Punkte eingewendet werben. 

Entſch. v. 20. September 1865, Nr. 6926 (3218 ©.-U.). Wenn aus» 
drüdlich ein ſchriftlicher Pachtvertrag verabredet wurde, kann felbft nach Ueber- 
gabe des Pachtobjectes und Zahlung des Pachtzinſes der Vtg. nicht vor Unter« 
fertigung der Urkunde als abgefchloflen angefehen werben. 

Entid. v. 3. Auguſt 1865, Nr. 5831 (©. Big. 1866, Nr. 7). Wenne 
nur, weil die fchriftlihe Form zur Durhführung des Vtgs. erfordert wirb, eine 
Urkunde errichtet wurde, ift gegen biefelbe der Beweis der Nichtübereinftimmung 
mit dem wahren Bertragsinhalte audy durch Haupteid zufäffig. 

Entſch. v. 28. Juni 1865, Nr. 4958 (©. Ztg. 1865, Nr. 60). Durch 
At. 317 9. ©. ift an der Geltung des 8.884 B. ©.. nichts geändert worden. 
[Achnl. der Entf. Nr. 11394 ex 1878.] 

Entjd. v. 13. März 1860, Nr. 2740 (1103 ©.-U.). Wenn ein münd⸗ 
licher Btg. gefchloffen und hierbei die weitere Vereinbarung der Errichtung eines 
fohriftlihen Vtgs. getroffen wurde, ohne daß aus dem Inhalte des mündlichen 
Btge. oder fonftwie ſich ergäbe, daß die Ausfertigung der Urkunde dem Eontra- 
henten wefentlih war, kann auf Erfüllung des mündlichen Vtgs. gebrungen 
werben. 

Entſch. v. 5. Mai 1857, Nr. 3153 (336 ©.-U.; P. ©. 674). Wenn 
in einem mündlich abgefhloffenen Kaufvertrage Über eine Realität die Beſtimmung 
getroffen wurde, daß die Parteien an einem benannten Tage zufammenfommen 
wollen, um die zur Einverleibung nöthige Kaufsurkunde zu unterfertigen, fo fann 
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biefe Beftimmung allein nody nicht die Anwenbung des 8. 884 B. G. unb bie 
Behauptung gerechtfertigt erfcheinen laſſen, es fei nur ſchriftlich contrahirt worben, 
fondern es muß vielmehr angenommen werden, daß es Zwed dieſes Beiſatzes ift, 
bie zur rechtlichen, bücherlichen Uebergabe des Gutes erforberlihe Urkunde chne 
weitere Verzögerung an dem beflimmten Tage zu erhalten (8. 936 ibid.). 

Entſch. v. 27. Auguft 1856, Nr. 8297 (219 ©.-U.; P. ©. 676). Die 
Behauptung des Geflagten: bie vertragfchliegenben Parteien haben ſich zu einem 
ſchriftlichen Vtg. verabredet, ift mit Rüdfiht auf den $. 884 B. ©. als ein 
Widerſpruch gegen das Zuſtandekommen des Vtgs. und nicht als eine Einwendung 
zu betrachten, weßhalb es dem Kläger obliegt, darüber ven Beweis zu führen, 
daß ber Dig. mündlich abgefhloffen und die Ausftellung einer Urkunde nur des 
beſſeren Beweiſes wegen verabredet worden fei. 

Entfd. v. 3. Jänner 1856, Nr. 12586 (152 ©.-U.; P. ©. 675). 
Bei der Verabredung zur Errichtung einer Urkunde über einen Big. ift dem Kläger 
bie Beweislaſt aufgebürdet, daß die Urkunde bloß des befieren Beweiſes wegen 
verabredet wurde und auf die Giltigfeit des Vtgs. keinen Einfluß haben foll. 


Yunktation. 
(4. 885 — vgl. $$. 861, 986; 888, 884 8. ©.) 

8. 885. Iſt zwar noch nicht die förmliche Urkunde, aber doch ein Auffag Über die Haupt 
punbte errichtet, und von ben Parteien unterfertiget worden; fo gründet auch ſchon ein folder 
Auffag diejenigen Rechte und Verbindlichkeiten, welche darin ausgebrüdt find. 

Entſch. v. 4. November 1873, Nr. 10690 (5120 ©.-U.). Da $. 35 
©. ©. die Pränotation der nur mit den Erforberniffen ver 88. 26 u. 
27 ibid. nicht aud jenen der 88. 31 —34 ibid. verfehenen Brivat- 
urlunden ausdrücklich geleiftet, ... . dieſe Eigenſchaften der vorge 
legten Bunttation zutommen, eine folde Punktation aber nad 5. 885 
B. ©. die in derfelben enthaltenen Re. und Verbindlichkeiten voll« 
kommen begründet; wenn ferner erwogen wird, daß der 8. 36 ©. ©. 
nur die Vormerkung des Pfandrechtez davon abhängig madıt, daß 
fowohl Forderung als Rechtsgrund hinlänglich befheinigt ſeien; daß 
aber foldes .. . . auf das im der Regel viel einfahere Verhältniß 
der Eigenthbumserwerbung nit per analogiam übertragen werben 
kann; — darf die Vormerkung des Egths. auf Grund von Punktationen nicht 
verweigert werden. Anläßlich diefer Entſcheidung wurbe eingetragen in's Spruch⸗ 
repertorium Nr. 61: Die VBormerkung anderer dingliher Re. ald des 
Pfandrechtes kann auf Orundlage von Privaturtunden, welde mit 
den Erforderniffen der 88. 26 u. 27 ©. ©. verfehen find, erfolgen, 
ohne daß es, wie im $. 36 ibid. für die Vormerkung des Pfandrechtes 
angeordnet ifl, einer weiteren befonderen Beſcheinigung des Redts- 
grundes zu dem fraglichen dinglichen Re. bevarf. 

Entjd. v. 31. Jänner 1860, Nr. 939 (1073 ©.-U.). Wenn der Auf- 
faß über die Hauptpunfte des Vtgs. von dem Contrahenten unterfertigt ift, find 
damit bie darin ausgebrüdten Re. und Verbindlichleiten begründet und fteht jedem 
Theile frei, in Anfehung der nody unbeftimmt gelafjenen Punkte auf deren Feſt⸗ 
ſtellung und fohin Ausfertigung der fürmlichen Bertragsurkunde zu beftehen. Mit 
dem Perfectwerden von Punktationen ift daher aud die für Vermittlung des Ger 
ſchäftes bevungene Mäklerproviflon verdient. 

Entfd. v. 18. Juli 1855, Nr. 5127 (113 ©.-U.; P. ©. 677). Punk 
tationen mit der Beſtimmung eines Termines für den Abſchluß des Vtgs. und 
der Bedingung, daß der Verfäufer bis zum feftgefegten Termin den Nachweis 
feines Eigenthumsrechtes auf die zu verfaufende Sache zu führen habe, verlieren 
nad fruchtlofer Verſtreichung der bedungenen Frift ihre Giltigfeit. 
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8. 866. Mer bes Schreibens unkundig, oder wegen körperlicher Gebrechen gu ſchreiben un« 
fäpig tft, muß zwei Zeugen, beren einer deſſen Namen unterfertiget, beiziehen, und fein ges 
wöhnlihes Handzeichen beirücken. 

Entſch. v. 9. November 1876, Nr. 12914 (6282 G.-U.). Ein vom 
Schiedsrichter ohne Beobachtung der Vorſchrift des $. 185 weflgal. ©. D. und 
8. 886 8. ©. mit hebräifchen Buchſtaben unterfchriebener Schiedsſpruch iſt, als 
nad Hofd. v. 19. Februar 1846, Nr. 938 I. ©. S., mit keiner Unterfchrift 
verjehen, ungiltig. 

Entſch. dv. 20. Februar 1868, Nr. 732 (3001 ©.-U.). Auf den Haupt 
eid, daß das auf der Urkunde beigefegte Handzeihen von einem Dritten, jedoch 
über Auftrag des Geklagten Namens desſelben beigefegt worben fei, fann nicht 
erkannt werden, da aus der fategorifhen Beftimmung des $. 886 B. ©. 
die Beweislofigleit der ohne Beobachtung dieſer Vorſchrift errichteten 
Urkunde gegen den des Schreibens unkundigen oder unfähigen Aus— 
feller mit Nothwendigkeit fid ergibt. 

Entfch. v. 11. April 1865, Nr. 2892 (2150 G.-U.). Die Beftätigung, 
daß einer der Teflamentszengen den Namen der fchreibensunfundigen Partei 
beigefegt babe, muß nad 8. 886 B. ©. und 8. 185 gal. ©. O. ($. 116 
a. ©. D.), keineswegs bei fonftiger Ungiltigkeit der Urkunde in diefer felbft ent 
halten fein, ſondern zur Feftftellung diefes Umftandes find alle gerichtsordnungs⸗ 
mäßigen Beweiſe zuläffig. f 

Entf. v. 6. September 1860, Nr. 10266 (1188 ©.-U.). Die eigen« 
hãndige Ramensunterfchrift aller drei Teftamentözeugen ift eine zur Rechtögiltige 
keit des Teftanentes unumgängliche Förmlichkeit (8. 579 8. ©.). Die Namens- 
unterſchrift kann nicht durch das Handzeichen des Zeugen erfegt werden, da $. 580 
ibid. nur von dem Handzeihen des Erbls. fpridt; die 88. 886 ibid. und 118 
Civ. P. D. für Ungarn aber beziehen fib ausſchließlich auf Vtge. 

Entfd. v. 10. November 1858, Nr. 11735 (P. ©. 678). Ein fchrifte 
licher Btg. ift ald folder ungiltig, wenn die Namensfertigung der des Schreibens 
unkundigen Partei, obgleid über Verlangen derfelben, von der Gegenpartei auf 
die Urkunde beigefegt wird. 


(4. 887 — vgl. 98. 884; 916, 915, 916; 871 u. ff. ©. ©.) 

5. 888. Wenn über einen Bertrag eine Urkunde errichtet worden; fo ift auf vorgefchligte 
mündliche Berabredungen, welche zugleich gefchehen fein follen, aber mit der Urkunde nicht übers 
einftimmen, ober neue Zufäge enthalten, fein Bedacht zu nehmen. 

Entſch. v. 21. Mai 1879, Nr. 9886 (©. H. 1879, Nr. 78). Die 
Borſchrift des 8. 887 B. ©. hindert nicht die Berüdfihtigung mündliher Ber« 
abredungen für den Fall, als die Unechtheit des beftrittenen fchriftlihen Vtgs. 
erwieſen werden jollte. 

Entf. v. 26. September 1878, Nr. 6313 (©. H. 1879, Nr. 68). 
Nachdem im der fchriftlihen Weclelprolongationserflärung der Kläger fih ver- 
pflihtete, folange vie Raten pünktlich gezahlt würden, zur Hereinbringung ber 
„eingeklagten und fidhergeftellten Wechſelforderung“ feine weiteren gerichtlichen 
Schritte wider den Geklagten zu unternehmen, fann der behaupteten daneben 
mündlich getroffenen Verabredung, daß der Wechſel zur Verfallszeit eingeflagt 
und die Erecution bie zur Sicherftellung geführt werben follte, nah $. 857 2. ©. 
Teine Bedeutung beigemefjen werben. Sollten aber die in der fhriftlihen Erflä- 
rung gebraudten Worte diefen Sinn haben, fo wären fie doch als mindeftens 
ſehr undentlihe Aeußerung gemäß 8. 915 ibid. zum Nachtheile des Kläger zu 
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erflären. Seine Klage ift daher als verfräht abzumeifen, ba bie erfte Rate noch 
nicht verfiel, 

Entſch. v. 9. Mai 1878, Nr. 4785 (©. Big. 1879, Nr. 60). Der 
Gittigkeit des dem fchriftlihen Vtg. nadhgefolgten mündlichen Uebereinkommens 
fteht 8. 887 B. ©. nicht entgegen; dasfelbe ift giltig, werm aud im fchriftlichen 
Big. ausdrücklich feftgefegt wurde, daß derſelbe überhaupt und beſonders mündlich 
nicht abgeändert werden dürfe (8$. 902 u. 1379 ibid.). 

Entſch. dv. 5. März 1878, Nr. 13935 (©. H. 1878, Nr. 96). Die 
Sellagten, welde, wie aus allen Umftänden ſich ergibt, durdy ihre mündlichen 
Berfiherungen und Vorweiſung eines (veralteten) Kataftralauszuges die Kläger 
über das Flächenmaß der noch zu dem vertauſchten Gute gehörigen Grunftüde 
wiffentlih in Irrthum führten, um einen höheren Taufchwerth zu erzielen, find 
fhuldig, den Klägern nah $$. 872 u. 874 B. ©. Vergütung zu leiften, welde 
in dem gerichtlich erhobenen Schätzwerih ber in Wahrheit ſchon abgetrennt ge» 
wefenen Grundſtück befteht. 

Entfd. v. 17. Yänner 1878, Nr. 13711 (©. Big. 1878, Nr. 27). Die 
wider bie Wechſelzahlungsauflage erhobene Einwendung aus dem dem Accepte 
zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfte ift nad) 8. 82 W. D. zuläffig und 8. 887 
8. ©. ficht derfelben nicht entgegen, weil da8 behauptete Uebereinlommen 
fih als ein befonderes, außerhalb des Wechfelvertrages, für fi be- 
ſtehendes darftellt und daher ver Wechſel feine über dasſelbe errichtete 
Urkunde bildet — und weil ein Uebereinlommen, daß der Traffant 
den Wechſel gegen den Hcceptanten nur im Falle des Eintrittes 
einer vereinbarten Bedingung geltend machen könne, nicht audge- 
ſchloſſen if. 

Entſch. v. 2. November 1877, Nr. 6396 (G. Ztg. 1877, Nr. 100). 
Der Wirkſamkeit mündlicher Verabredungen, wodurch die Durchſührung des 
ſchriftlichen Vtgs. genauer beftimmt wird, fteht $. 887 B. ©. nicht entgegen. 

Entf. v. 27. Februar 1877, Nr. 7468 (9. B. 1879, Nr. 22; Adv. 
tg. 1879, Nr. 12). 8. 887 8. ©. fest voraus, baß in dem Falle, 
als über ein Vertragsgeſchäft eine Urkunde errichtet worden ift, bie 
Bertragstheile in diefer Urkunde ihre ſchließliche und allein giltige 
Billenserflärung niedergelegt haben, und von anberartigen Berab- 
redungen, welde etwa vorher oder gleichzeitig flattfanden, felbft 
wieder abgegangen find. Aus diefem Grunde verordnet daher der 
8. 867 ibid,, daß anf ſolche mündlihe Verabredungen fein Bedacht 
zu nehmen fei, weil fie eben al® burd die mittelft der fhriftliden 
Bertragsurkunde ſchließlich und allein giltig erflärte Willensmeinung 
der Eontrahenten aufgehoben zu betradten find, weßhalb aud eine 
Beweisführung zur Erhärtung derjelben nicht zugelaffen werben 
darf. Anders verhält es ſich jedod, wenn der übereinſtimmende 
Wille der Vertragstheile nit darauf abzielte, was fie in bie Ber- 
tragsurfunde niederzulegen eradteten, fonbern auf etwas ganz Anderes 
gerichtet war. Im diefem Falle greift nit $. 887, wohl aber 8. 916 
ibid. Plag, weil die Willensmeinung der vertragfhließenden Theile 
eben dahin ging, das jenes mit zu N. gelte, was in die Urkunde 
aufgenommen, ſondern bloß dasjenige, mad mündlich vereinbart 
wurde, fohin die bezüglichen Feſtfetzungen in der Urkunde fid ale 
bloßes Scheingefhäft, hingegen die mündliche Vereinbarung als der 
wirflihe Vtg. (88. 861 u. 869 ibid.) und das thatfählihe Rechts⸗ 
geſchäft darftellen, woraus folgt, daß die angebotene Beweitführung 
hierüber nicht als unftatthaft angefeben werden fann. 

Entf. v. 6. April 1876, Nr. 12371 (6092 ©.-U.). 8. 887 8. ©. 
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läßt fi ber Einwendung des Beklagten, daß nicht er — obwohl Ausfteller des 
Schuldſcheines, — fondern ein Dritter der Darleiber fei, niht entgegen- 
fegen, weil es fid nah dem Beweisfage des Bellagten niht um 
eine mit vem Inhalte der Urkunde im Widerfprude ſtehende münd- 
lihe Verabredung zwiſchen dem Kläger und dem Beklagten, fondern 
vielmehr um einen allerdings damit im Wiberfpruce ſtehenden, vom 
Kläger mit einem Dritten gefhloffenen Darlehensvertrag und um 
einen zwifchen ihnen und dem Dritten errichteten Bollmadtevertrag 
handelt, kraft deffen der Bellagte lediglich als Bevollmädtigter bie 
NRüdzahlung des Darlehens vom Dritten gegen Rüdftellung bes von 
demfelben ausgeftellten Wechſels zu Übernehmen und dem Kläger zu 
übergeben hatte, fomit barin die Einwendung des nicht zugezählten 
Darlehens enthalten ift, welche fhon an und für fih entſcheidend ift, 
indem ber Anleiher nad 8. 984 ibid. nur zur Rückzahlung des ge- 
gebenen Darlehens verpflichtet und daher nad $. 183 weftgal. ©. O. 
der vom Ausfieller angebotene Beweis über die Nichtzuzählung des 
Darlehens auch gegen einen förmlich unbedenklichen Schuldſchein 
geſetzlich zuläffig if. 

Entfd. v. 10. Februar 1876, Nr. 5766 (6025 ©.-U.). Durd die 
Ausftelung des Wechſels ift in Bezug auf den zwifchen den Streittheilen mündlich 
abgeſchloſſenen Darlehensvertrag eine Novation im Sinne bes 8. 1377 B. ©. 
nicht zu Stande gelommen, indem dadurch weber der Rechtsgrund noch der Haupt- 
gegenftand der Darlehensforberung verwechſelt, fondern lediglich die leichtere und 
fhlennigere Realifirung des dargelichenen Eapitalsbetrages bezwedt wurde, weß⸗ 
bald aud Hier von dem Erlöfchen der durch diefen mündlihen Vtg. begründeten 
Re., beziehungsweife der vom Belangten übernommenen Verbindlichkeit zur even- 
tuellen Zahlung der den Gegenftand des Streites bildenden 2!/gpercentigen Zinſen 
pro Monat im Falle nicht pünftlicher Einlöfung keine Rebe fein fann ($. 1378 
ibid.). Die Berufung auf den $. 887 ibid. ift daher nicht am Plage, zumal 
es fi in dem vorliegenden falle nicht um einen, auf den Wechſel geftügten 
Anſpruch handelt. 

Entfd. v. 30. November 1875, Nr. 11794 (©. 9. 1876, Nr. 2). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 13711 ex 1878. 5 

Entſch. v. 15. April 1875, Nr. 3709 (5691 ©.-U.). Die Anorbnung 
des 8. 887 B. ©. gründet fi auf die Vermuthung, daß die Parteien 
über folhe mündliche Verabredungen, welche zugleih mit der er- 
richteten ſchriftlichen Vertragsurkunde gefhehen fein follen, nit 
einig geworben, oder wieder bavon abgegangen feien. Diefe Ber- 
muthung kann dann niht Plag greifen, wenn nachgewieſen wird, 
daß die Parteien fih nah Ausfertigung der Urkunde auf eine in 
diefer nicht enthaltene Beftimmung geeinigt haben, e8 mag dieſe 
Befimmung fhon Gegenftand einer früheren mündlihen Berab- 
redung gewefen fein oder nicht. Die mündlihe Einräumung des Wieder 
laufsrechtes nad ſchriftlichem Abſchluß des Kaufvertrages ift daher rechtsverbindlich. 

Entfd. v. 12. September 1873, Nr. 8032 (5080 ©.-U.). Der bei der 
Berlagabhandlung intervenirende Notar, welcher gelegentlich des Abſchluſſes des 
Erbtheilungsvertrages einer Erbin für die ihr zugewiefene (Forderung gutzuftehen 
erllärte, ift aus dieſer Erflärung haftbar und kann ſich nicht auf den $. 887 
B. ©. berufen, da er nicht Mitcontrahent des Erbtheilungsvertrages war. 

Entf. v. 3. April 1872, Nr. 3510 (4549 G.-U.). Auch die bei Abe 
ſchluß eines fohriftlihen Miethvertrages erfolgte genaue Präcifirung des Ber- 
ſprechens, „wenn fi der Miether gut aufführe,“ ven Btg. um weitere 2 Jahre 
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verlängern zu wollen, kann, wie jenes ſchon wegen feiner Unbeftimmtheit unver- 
bindlihe Verfprehen nah $. 887 B. ©, nicht berüdfidtigt werben. 

Entfch. v. 13. März 1872, Nr. 2248 (4516 ©.-U.). Auch nad dem 
©. v. 14. Juni 1868, Nr. 62 R. ©. B. (Aufhebung des Wuchergewerbes zc.) 
ift die Einwendung der nicht im vollen Betrage erfolgten Zuzählung der Dars 
lehensvaluta flatthaft; e8 war Sache des Gläubigere, in der Darlehensvertrage« 
urkunde eine ſolche Bereinbarung erfihtlih zu machen. Da aber im Schuld- 
feine die zurüdzuzahlenve höhere Summe als vargelichen bezeichnet ift ($. 1001 
2. ©.), fann ſich Gläubiger auf eine dent widerfpredhende mündliche Vereinbarung 
nad $. 887 ibid. nicht berufen, fowie er aus dem gleihen Grunde gegen die 
in einem fpäteren Schuldſcheine erwähnte Einrehnung von x fl. als Zinfen von 
der erften Schuld nicht anführen kann, daß dieſer Betrag für die Prolongation 
vereinbart worden fei. 

Entf. v. 13. März 1872, Nr. 14803 (4515 G.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 2248 ex 1872. 

Entſch. v. 29. Februar 1872, Nr. 15286 (4499 ©.-U.). Da nad In⸗ 
halt des außgeftellten Scheines die Waaren verfauft wurden, Tann auf den an— 
geblih mündlid vereinbarten Berwahrungs- oder Eommifjionsvers 
trag bei deffen Wiverftreit mit dem Inhalt des Scheines nad 
8. 887 8. ©. keine Rüdfiht genommen werden [Schlußfolgerung; — 
worſpr. der Entih. Nr. 7468 ex 1877 ?]. 

Entjd. v. 20. December 1871, Nr. 15008 (4371 ©.-U.). 8. 887 8. ©. 
findet auf eine Quittung nicht Anwendung, meil dieſe kein ſchriftlicher Big. ift 
[Slußfolgerung). 

Entſch. dv. 24. Mai 1871, Nr. 4280 (4178 ©.-U.). Auf die bei Ab⸗ 
ſchluß des fhriftlihen Pachtvertrages gemachte Erklärung des Verpächters, daß 
eine im Vtg. nicht erwähnte Hutweide auch zum Pachtobject gehöre, kann nach 
8. 887 B. ©. feine Rüdfiht genommen werben. 

Entſch. v. 10. März 1870, Nr. 2287 (3748 ©.-U.). Die nah Ab⸗ 
ſchluß des ſchriftlichen Pachtvertrages mit der Clauſel der Auflöfung bei Termind« 
verfäumniß getroffenen mündlichen Vereinbarung, daß dem Pächter mit jeder Rate 
nod weitere 8 Tage zugewartet werden fole, fällt nicht unter die Sancıion 
bes $. 887 2. ©. 

Entſch. v. 22. April 1869, Nr. 371 (Sch. I). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 2287 ex 1870. 

Entf. v. 14. Jänner 1869, Nr. 10921 (Not. Ztg. 1869, ©. 255). 
Die neben der Hcceptation des Wechſels angeblich getroffene mündliche Verab— 
redung eines anderen, ald des daſelbſt angegebenen Verfallstages, ift rechtsuns 
wirkſam. 

Entſch. v. 15. October 1868, Nr. 8758 (3139 ©.-U.). Wenn im 
Kaufvertrag bebungen wurde, daß der Käufer die eine beflimmte Summe aus— 
tragenden Satzpoſten übernehme, der Reſt des Kaufidillinge aber bar ausbezahlt 
wurde, fo kann im Sinne des $. 887 B. ©. vie Uebernahme einer weiteren 
Satzpoſt, deren im Vtg. nicht ausprüdtid erwähnt wurde, nicht verlangt werben. 

Entſch. v. 12. Februar 1868, Nr. 372 (2992 G.-U.). Wenn, fei es 
auch in einem Notariatsacte, in fraudem aerarii ein geringerer al8 der wirkliche 
Kaufpreis aufgenommen erſcheint, Tann fi wider die Zulaflung des Zeugenbe⸗ 
weifes über die Vereinbarung eines höheren Kaufpreiſes nicht auf $. 887 B. ©. 
berufen werben. 

Entſch. v. 14. Jänner 1868, Nr. 11584 (©. 9. 1868, Nr. 38). 
Mündliche Verabredungen, melde neben einer fhrifilihen Vertrags⸗Punktation 
getroffen wurden, fallen nicht unter die Sanction des $. 887 ibid. 

Entſch. v. 14. März 1867, Nr. 1312 (2758 ©.-U.). Auf den im nega- 
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toriſchen Servitutsproceß angebotenen Haupteid, daß dem Kläger beim Anfauf 
befannt gegeben wurbe, es ſei dem Beklagten ein Fahrrecht eingeräumt worden, 
Bann bei dem Beftande des 8. 887 B. ©. nicht erfannt werben, weil 
diefe Mittheilung nur ein mündlicher Zufag zum fhriftlihen Big. 
gewefen wäre. . 

Eutſch. v. 25. October 1865, Nr. 8716 (2300 ©.-U.). Der Zulaffung 
des Beweifes darüber, daß die Urkunde der getroffenen Vereinbarung nicht ent 
ſpreche und unridtig fei, ftebt 8. 887 B. ©. nicht entgegen. Die Beweislaft 
trifft jene Partei, melde bie Unrichtigfeit behauptet. 

Entſch. v. 3. Auguft 1865, Nr. 5831 (2245 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 8716 ex 1865. 

Entſch. v. 1. Auguſt 1865, Nr. 6433 (2241 ©.-U.). Die Zulaffung 
des Zeugenbeweifes Über den zweifelhaften Sinn eine® Bertragsabfages ift durch 
8. 887 B. ©. nit ausgeſchloſſen. 

Entf. v. 11. Yuli 1865, Nr. 5797 (©. Big. 1865, Nr. 63). Aehnl. 
der Entf. Nr. 6430 ex 1865. 

Entſch. v. 24. Mai 1865, Nr. 4204 (©. Ztg. 1866, Nr. 42). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 372 ex 1868. 

Entid. v. 10. Mai 1865, Nr. 3303 (G. 5. 1866, Nr. 15). Night 
fhon die Behauptung der bei Errichtung einer Urkunde angeblich vorgefommenen 
Borfpiegelungen ift geeignet, um vor Entſcheidung des Civilrechtsſtreites die Acten 
an den Strafrichter zu überſenden; es muß zur Abtretung der Acten an das 
Strafgerit eine zur Einleitung der Unterfuhung hinreichende Anzeige vor- 
handen fein. 

Entſch. v. 18. April 1865, Nr. 2999 (2155 ©.-U.). Der Zulaffung 
eine® Beweiſes über mündliche Verabredungen neben einem foriftlihen Btg. 
fteht der Borfchrift des $. 887 B. ©. dann nicht entgegen, wenn es ſich dabei 
weder um etwas mit der Urkunde nicht Uebereinftimmendes, noch um einen neuen 
Zufag, fondern bloß um eine genauere Beftimmung der Vertragspunfte handelt. 
[Mehnt. ver Entſch. Nr. 6396 ex 1877]. 

Entſch. v. 28. December 1864, Nr. 9541 (3216 G.-U.). Der Zeugen- 
beweis, daß ber ſchriftliche Kaufvertrag fimulirt fei, iſt zuläffig; die Vorſchrift des 
8. 887 B. ©. kann bier nit in Anwendung fommen; denn der Scheinver- 
trag felbft kann die Belräftigung, daß er nur zum Scheine geſchloſſen 
wurde, nit enthalten; er fegt vielmehr voraus, daß das eigentliche 
Geſchäft, welches er verhüllen foll, auf einer befonderen Berabredung 
beruht. [Aehnl. der Entf. Nr. 7468 ex 1877.] 

Entſch. v. 8. Jänner 1862, Nr. 7899 (1454 ©.-U.). Bezüglid der 
Anmendbarkeit der Vorſchrift des 8. 878 B. ©. ift die aus der Urkunde ſich er- 
gebende Intention der Parteien über deren Tragweite zu. berüdfichtigen. 

Entſch. v. 30. October 1860, Nr. 12752 (1217 ©.-U.). Durch 8.887 
B. ©. ift der Beweis nicht ausgefchloffen, daß die Urkunde nicht dem wahren 
Uebereinfommen der Parteien gemäß errichtet wurde ($. 876 ibid.). [Schluß- 
folgerung.] 

Entfd. v. 16. Mai 1860, Nr. 5282 (1134 G. U.). Aehnl. der Entf. 
Nr. 8716 ex 1865. 

Entſch. v. 9. December 1857, Nr. 11155 (482 ©-U.; PB. ©. 200). 
Veng in einem Vtg. die näheren Beftimmungen und Bebingungen, unter welden 
der Abſchluß erfolgte, fehlen, und ein Contrahent eine Bedingung behauptet, 
welche aus der Urkunde nicht zu entnehmen ift, Tann auf biefen Fall 8. 887 
B. ©. nit angewendet werben. — [Wrfpr. den meiften der obeit. Entſch.] 

Entf. v. 12. März 1856, Nr. 11616 (171 G.U.; P. ©. 679). 
Falls von einer Partei brieflich eine Conventionalftrafe angeboten, von der Gegen- 
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partei eine briefliche Antwort hierüber ertheilt, ſomit das Uebereinlommen urkund⸗ 
lich feſtgeſtellt wurde; kann im Sinne des $. 887 B. ©. keine Rüdfiht ge 
nommen werden auf bie vorausgegangenen mündlichen Berabrebungen, bie ſich 
nur als Unterhandlungen darftellen, 

Entf. v. 7. December 1854, Nr. 11154 (970 ©.-U.). Der nad 
täglichen münblihen Erweiterung eines fhriftlihen Vtgs. fteht $. 887 B. ©. 
nicht entgegen. 

Entſch. v. ? 1854 (P. ©. 681). Sind bei der errichteten Urkunde zu. 
gleich mündliche Verabredungen gefchehen, welche mit der Urkunde nicht überein. 
flimmen, oder neue Zufäge enthalten, fo ift auf diefe Verabredungen kein Bedacht 
zu nehmen, d. b. diefelben find fo anzufehen, als wenn fie gar nicht gefchehen 
wären; Beweiſe hierüber find daher unzuläffig. Nicht jede gleichzeitig mit der 
Urkunde gefhehene mündliche Verabredung ift jedoch nad) $. 887 B. ©. zu be» 
uxtheilen, denn aud im falle diefer Gleichzeitigfeit Tann der Big. nur ein zum 
Scheine geſchloſſenes Geſchäft enthalten, und daher nach 8. 916 ibid. beurtheilt 
werben. Aehnl. der Entſch. Nr. 7468 ex 1877.] 

Entf. v. 31. Sänner 1854, Nr. 843 (11 ©.U.; P. ©. 680). Wenn 
über einen Btg. eine Urkunde errichtet worden, fo fann nur auf folhe von dieſer 
Urkunde abweichende mündlihe Verabrebungen Rüdficht genommen werben, welde 
erweislich erft nach der vollendeten Errichtung und Unterzeichnung der Urkunde 
fattgefunben haben. Sol der Beweis hierüber durch den Haupteid hergeftellt 
werden, fo muß biefer insbeſondere aud in Anfehung des Zeitpunftes, wann 
biefe Verabredungen geſchehen fein follen, genau und beftimmt lauten. 


Gemeinfhaftlige Berbindlihkeit oder Jerechtigung. 
(8. 888 — vgl. $. 839; 890, 891-896; 6. 1802 ©. @.) 

8. 888. Wenn zwei oder mehrere Perfonen Jemanden eben dasfelbe Recht zu einer Sache 
verſprechen, oder e8 von ihm annehmen; fo wird ſowohl bie Forderung als die Schuld nach 
den Grundfägen der Gemeinfchaft des Eigenthums getheilt. 

‚Entf. v. 22. December 1875, Nr. 10226 (5953 ©.-U.). Die Be 
rufung auf die 88. 888, 889 u. 829 B. ©., womit der Geklagte ben Kläger 
nad dem erfolgten Ableben der Ehegattin des Letzteren bloß auf die Hälfte des für 
Beide auf ihre Lebensdauer ftipulixten Ausgebinges fegen will, iſt nicht zuläffig. 
Denn das Ausgedinge hat die Nalur einer Leibrente und ift beftimmt, den ab- 
tretenden Örunbbefigern den ausreichenden unb angemefjenen Unterhalt für ihre 
noch Übrige Lebensdauer zu fihern. Daraus, daß das Ausgedinge für den Unter 
halt beider Ehegatten zureihend und angemeflen erfannt wurde, folgt nit, daß 
nad dem Tode des einen num bie Hälfte des Ausgebinges für den Ueberlebenden 
als ein ausreichender und angemefjener Lebensunterhalt angefehen werden müſſe; 
es unterliegt vielmehr feinem Zweifel, daß bie Hälfte von dem, was für zwei 
Perſonen in gemeinſchaftlicher Wirthſchaft genügt, für Eine verfelben, die allein 
wirthſchaſten und fi verköftigen fol, nicht ausreihen wird. Der Kläger und 
feine Ehefrau haben ſich das Ausgedinge gemeinschaftlich bedungen, keineswegs 
für jedes von ihnen das halbe Ausgebinge. Wie fie fih in das gemeinſchaftliche 
Ausgedinge unter einander theilen wollten, das war ihre Sade; dem Verpflichteten 
fteht nicht zu, zu beflimmen, welder Antheil und insbefondere, daß jedem nur 
die Hälfte des Ausgedinges gebühre [Schlußfelgerung]. 

Entſch. v. 14. December 1870, Nr. 7903 (3992 ©.-U.). Mehrere Ver⸗ 
urteilte haften für das dem ihnen von Amtswegen beigegebenen Bertheidiger 
auerfannte Honorar pro rata und nicht ſolidariſch — da nach $. 341 Str. P. O. 
[sleicplautend dem 8. 389 der jegt geltenden Str. P. O. vom 23. Mai 1873] 
jeder Angellagte nur zum Erfag der Koften für feine Verteidigung verpflichtet 
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if, 8. 1802 B. ©. aber, weil es fi nicht um Erſatz eines durch die ftrafbare 
Handlung zugefügten Schadens handelt, feine Anwendung finden kann. Die Lohn- 
forderung iſt aber gleich jeder Geldforderung theilbar (88. 888 —890 ibid.), fo- 
wie die Zeit, für deren Aufwendung fie entftand [Schlußfolgerung — ?]. 

Entjd. v. ? 1858 (P. S. 682). Wenn’ ein von mehreren Schuldnern 
ansgeftellter Schuldſchein, welcher jedoch Feine Solivarobligation begründet, auf 
einem ben verfchievenen Schuldnern gemeinfdaftlic gehörigen Haufe allgemein 
(nit nah den intellectuellen Antheilen der Schuloner) verfihert if, fo kann 
der Untheil des einen nur rüdfichtlih jener Quote egecutirt werben, für welde 
dieſer haftet. 

Entfd. v. 25. November 1857, Nr. 12176 (479 G.⸗U.). Wenn im 
Kaufvertrage ohne weitere Präcifirung die Leiſtung „des Ausgedinges bis zum 
Ableben beider Ehegatten“ bedungen wurde, kann nur angenommen werben, daß 
das Ausgedinge als Theil des Kaufpreifes volftändig, jelbft bei Vorhandenſein 
nur eines Bezugsberechtigten, geforbert werben könne. 

Entſch. v. 26. November 1856, Nr. 11394 (P. ©. 285). Wenn eine 
Realität zur Zeit der Einverleibung einer Sagpoft nur einer Perfon angehört, 
und nachträglich an zwei Perfonen zum gemeinſchaftlichen Egth. verkauft wird, 
fo ift der Hypothekargläubiger im alle der executiven Feilbietung der einem 
Miteigenthümer gehörigen Hälfte berechtigt, die Zahlung der ganzen Forderung 
aus dem Erlöfe um dieſe iveelle Hälfte zu begehren. 

Entſch. v. 12. December 1854, Nr. 8711 (P. ©. 824). Wenn Ic 
mond einen Schulvfhein nicht als Alleinſchuldner, fondern als Mitſchuldner aus- 
geftellt hat, fo kann er ji von der Verbindlichkeit, einen verhältnigmäßigen 
Theil ber Vatuta zu tragen, nur dann befreien, wenn er den Beweis führt, daß 
die Darlehensvaluta weder ihm nod einem der Übrigen Mitſchuldner zugezäplt 
worden fei. . . 

Entfd. v. ? (P. ©. 685). Wenn im Kaufvertrage nur allgemein be 
dungen ift, daß beiden Ehegatten gemeinſchaftlich und Iebenslänglih das Ausge⸗ 
dinge entrichtet werben müſſe; fo fält nad dem Tode eines Bezugäberehtigten 
vom theilbaren Auszug (2 Bund Getreide) die Hälfte weg; das untheilbare (Woh- 
nung, Brennholz 2c.) ift zue Gänze dem Ueberlebenden zu leiften. — [Theilweiſe 
worfpr. der Entf. Nr. 12176 ex 1857]. 


@. 889 — gl. 85. 848 u. ff.; 820, 891; 560; $$. 1902; 896, 1869, 1857, 1959 8. @.) 

8. 889. Außer den in dem Gefege beftiinmten Fallen haftet alfo aus mehreren Mitſchuldneru 
einer theilbaren Sache jeder nur für feinen Antheil, und ebenfo muß von mehreren Mitge⸗ 
noffen einer theilbaren Sache, jeder fih mit dem ihm geblihrenden Theile begnügen. 

Entf. v. 12. December 1876, Nr. 14609 (©. Zig. 1877, Nr. 71; 
6316 ©.-U.). Wenn die Streitgenofienfchaft nicht auf einer Solivarberedtigung 
oder Solivarverpflihtung beruht, können die wider die Streitgenofien zuerfannten 
Gerichtskoſten, außer den Fällen vorfägliher Schavenszufügung (8. 1302 B. ©.) 
von den einzelnen Genoffen nicht zur Gänze als eine Solidarverbindligkeit; ſon⸗ 
dern nur mit der nach der Kopfzahl der Streitgenofien auf den Einzelnen entfallen- 
den Duote angefprohen werben ($. 889 ibid.). 

Entſch. v. 3. Februar 1875, Nr. 837 (65614 ©.-U.). Der Umftand, daß 
im civilgerichtlichen Urtheil eine Solidarverbindlichkeit der vier Geflagten nicht 
ausgeſprochen if, hindert nicht, daß, nachdem der ihnen aufgetragene Haupteid 
laut Strafurtheil von einem Mitgeflagten falſch gejhworen wurde, fie ſämmt- 
lich als fahfälig anzufehen find, und hat nur die Folge, daß von jedem der 
Geklagten lediglich der im Sinne ver 88. 839 u. 889 B. ©. ihn treffende An- 
theil von der Geſammtſchuld hereinzubringen iſt. 

Entf. v. 7. December 1871, Nr. 7782 (4351 G.-U.). Wenn nad 
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eingebrachten widerftreitenden Erböerflärungen die beiden Parteien: ver Erbe aus 
dem ©. und die Erben ans ben Zeftamente einen Vergleich gefchlofien haben, 
ohne daß die Erbtheile der Einzelnen beftimmt wurden, fo ift nicht (wie das 
Obergeriht mit Berufung auf 88. 889 u. 839 B. ©. annahm) die Erb« 
haft als zwifchen beiden Parteien gleichgetheilt anzunehmen, fondern es wird ver» 
muthet ($. 839 ibid.), daß jedem Erben ein gleicher Erbtheil zulomme, alfo ber 
einzige aus dem Teftament erböerflärte Erbe einen gleihen Antheil babe mit 
jedem der mehreren aus dem G. Erbserklärten; weßhalb nad erfolgter Einant- 
wortung der aus dem Teſtamente erbserklärte Erbe den Verlaſſenſchaftsglãubigern 
nicht — die Hälfte, ſondern nur für einen Kopftheil haftet. 

Entſch. v. 24. Mai 1870, Nr. 5988 (3798 ©.-U.), Da bie kläge⸗ 
riſchen Streitgenofien ohne Unterfhieb ihrer Antheile insgeſammt — menngleidy 
ohne auedrüdlihe Solivarhaftung und obwohl es fih um eine theildare Sache 
handelte — zum Erfag der Procekloften an den Kläger verurtheilt worden find, 
haftet im Sinne des $. 891 B. ©. und $. 1302 ibid. in fine jeder von ihnen 
für den ganzen Koſtenbetrag. — [Wprfpr. ber — Nr. 14609 ex 1876.] 

Entid. v. 14. Yuli 1867, Nr. 4552 (©. 9. 1867, Nr. 88). Wenn 
ein, wiewohl theilbares, Ausgedinge zwei Perfonen auf Lebenspeit verſprochen 
wurde, hat auch der Ueberlebende das Ganze zu fordern. 

Entſch. v. 25. September 1866, Wr. 8561 (2616 G.⸗U.). Wenn nicht 
ausprüdlich eine folivarifche Haftung bedungen (durch das Urtheil auferlegt) wurde, 
haben die Schulpner nad der Regel des $. 889 B. ©. nur nach Kopftheilen für 
Bezahlung der Schuld (Proceßkoſten) aufzulommen. 

; Entf. v. 16. Jänner 1866, Nr. 625 (©. H. 1866, Nr. 10). Wenn 
Fahrniſſe als ungetheiltes Egth. mehrerer Schuldner in Execution gezogen werden, 
kann deren Feilbietung gegen jeden einzelnen Schuldner bezüglich aller Gegenſtände 
angeſucht werben. 

Entſch. v. 22. Auguſt 1865, N. 6972 (©. H. 1865, Nr. 101). Wenn 
Ehegatten ſich einen lebenslänglichen Naturalaudzug bebungen haben, ohne daß 
für den Fall des Ablebens des Einen eine befondere Verabredung getroffen 
wurde, ift dem Ueberlebenden das ganze Ausgedinge zu entrichten (8. 915 
2. ©.) 


Entſch. v. 18. November 1864, Nr. 8516 (2017 G.⸗U.). Der Rechts⸗ 
freund ift berechtigt, die Entlohnung für im Intereffe der Gefammtheit der Erben 
geleiftete Hilfe von allen Theilhabern in solidum zu begehren, wenn er aud 
nur von einer berfelben bevollmädhtigt worden ift, 2 

Entf. v. 10. Auguft 1864, Nr. 5652 (1959 ©.-U.). Die Streitge- 
noſſen find folivarifh zur Bezahlung ber Erpenſen ihres gemeinfamen Redis- 
freundes verpflichtet. 

Entf. v. 28. December 1861, Nr. 8211 (1449 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 6972 ex 1865. 

Entid. v. 8. März 1869, Nr. 3587 (©. Ztg. 1867, Nr. 88). Aehnl. 
der Entih. Nr. 8561 ex 1866. 

Entſch. v. 25. November 1857, Nr. 12176 (P. ©. 684). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 6972 ex 1865. 

Entf. v. 28. December 1856, Nr. 12143 (P. ©. 683), Wenn ein 
keine Solidarverbindlichkeit enthaltender Schuldſchein auf einer Realität verſichert 
iſt, welche den Mitſchuldnern gemeinſchaftlich angehört, ſo kann der Antheil eines 
jeden nur ſoweit in Erecution gegogen werben, als die Haftung des einzelnen 
Mitſchuldners reicht. 
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(8. 890 — dgl. Hi. 1414, 889; 1435 8. ©.) 
8. 890. Betrifft es hingegen untheilbare Sachen; fo kann ein Gläubiger, wenn er der einzige 
iM, ſolche von einem jedem Mitſchuldner forbern. Wenn aber mehrere Gläubiger und nur Ein 
Schuldner da find; fo iſt biefer die Sache einem einzelnen Mitgläubiger, ohne Sicherftellung 
herauszugeben nicht verpflichtet; er Tann auf die Uebereinkunft aller Mitgläubiger bringen, oder 
die gerichtliche Verwahrung der Sache verlangen. 

Entf. v. 14. December 1870, Nr. 7908 (3992 ©.-W.). Die Lohn« 
forderung ift gleich jever Geldforderung theilbar, fowie der Zeitaufwand (An- 
wohnen des BVertheidigerd mehrerer Angeklagten bei der Haupiverhanvlung [?]), 
für melden fie entitand (88. 888—890 B. ©.; 8. 341 ber früheren [8. 339 
der geltenden] Str. P. D.). [Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 24. März 1857, Nr. 2160 (320 ©.-U.). Die gleihmäßige 
anf die ganze (cedirte) Forderung ſich beziehende Haftungepfliht für deren Rich⸗ 
tigkeit und Einbringlichteit ift nad $. 890 B. ©. eine untheilbare Sache; mehrere 
Cedenten, welche jeder mit Haftung für die Richtigkeit und Einbringlichfeit der 
Forderung felbe cedirten, haften daher ſolidariſch. 


Correalitãt. 
* — vgl. 3* 861, 1203, 1802 ®. ®; —— —— gefeglicher — Art.81 B. O. v. 1. Mai 1850, 
rt. 280 ©. @.; $. “1 üt.o,du.$.8 11. Juli 1886; 98. 71, 78, 74 en © v9 Sour 
1050, 9. So un 6. 176 Not. D. v. B. al RL .B.; 8. 90: 3 Gef. Gtr. G.; 9. 390 Er. PD. 
Hoftrgör. Whg. v. 26. September 1845, ; Hofe. v. 16. Jänner 1787, Nr. 120 J. G. CH 


8. 891. Berfprechen mehrere Perſonen ein und dasſelbe Ganze zur ungetheilten Hand ber- 
geftalt, daß fih Einer für Alle, nud Alle für Einen ausdrücklich verbinden; fo haftet jede 
einzelne Perſon für das Ganze. Es hängt dann von bem Gläubiger ab, ob er von allen, 
oder nur von einigen Mitfguldnern das Ganze, oder nach von ihm gewählten Antheilen, oder 
ob er es von einem Einzigen fordern wolle. Gelbft nach erhobener Mage bleibt ihm, wenn 
ee von berfelben abfteht, diefe Wahl vorbehalten; und, wenn er von einem ober bem andern 
Mitſchuldner nur zum Theile befriediget wird; fo Tann er das rüdftändige von den Uebrigen 
forbern. 

Entſch. v. 8. October 1878, Nr. 11394 (©. H. 1879, Nr. 2). Streit 
genofien haften in der Regel folivarifch für die Gerichtskoflen, wenn aud bie 
Solivarhaftung im Urtheil nicht ausdrücklich ausgeſprochen ift (88. 891 u. 1302 

Entf, dv. 12. December 1876, Nr. 14609 (©. Ztg. 1877, Nr. TI). 
Wenn die (active) Streitgenofienfhaft nicht auf einem Gorrealverhältniß beruht, 
haften die verurtheilten mehreren Kläger nur je mit der nach der Kopfzahl auf 
jeden entfallende Quote für die Gerichtskoſten; fofern nit ein Fall vorfäglicer 
Schadenszufügung vorliegt ($$. 889 u. 1302 B. ©.). — [Worfpr. ver Entſch. 
Nr. 11394 ex 1878.] 

Entf. v. 20. September 1876, Nr. 9583 (G. Ztg. 1877, Nr. 55; 
G. H. 1877, Rr. 43). Den Grundentlaftungscapitalöraten gebührt bei der 
Meiftbotvertheilung einer ezecutio veräußerten Realität nur für bie bis zum Feil⸗ 
bietungßtage fähigen Raten ein Vorzugsrecht; jedes einzelne von mehreren Grund⸗ 
ftüden,- worauf das Orunventlaftungscapital fihergeftellt ift, haftet für den Ges 
fammtbetrag des Orunventlaftungscapitals (faif. Pat. v. 4. März 1849, Nr. 152 
R. ©. B.; 88. 891 u. 1480 B. ©.). 

Entſch. v. 28. April 1875, Nr: 1997 (5700 ©.-U.). Wenn der Gläu- 
biger ih von dem Haupiſchuldner einen neuen (in Folge Einrehnung weiterer 
Beträge auf eine höhere Summe lautenden) Schuldſchein ausftellen läßt, ohne 
Iuterceffion des bisherigen Bärgen und Zahlere, fo wird diefer durd die No— 
vation liberirt (8. 1858 B. G.). Ueberdieß ift ſelbſt im Falle einer 
Eorrealität nad $. 891 ibid. dem Gläubiger zwar die Wahl frei- 
gelaffen, od er alle Mitſchuldner mit einer gemeinfhaftlihen Alage 
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belangen, oder bie ganze Schuld gegen einen einzelnen Mitfhulpner 
einllagen wolle; aber fobald er einmal wider einen Mitfhulvner bie 
Klage erhoben hat, ficht ihm dieſes R. nad dem citirten Paragraphe 
aur dann zu, wenn er vorerfi von ber bereits erhobenen Klage wie— 
ber abfteht, durch welhe Bedingung eben verhindert werden foll, 
baß ber Gläubiger wegen derſelben Forderung gleichzeitig von 
einander getrennte Proceife gegen mehrere Eorrealiguloner führe 
und dasſelbe mehrfach erhalte, 

8 v. 7. December 1871, Nr. 14619 (4354 6. u). Nach 88. 467 
u. 466 B. ©. folgt im Hinblick auf $. 891 ibid., daß der Gläubiger berechtigt 
ift, aus dem Meiftbote für veräußerte iveelle Antheile ber verpfändeten Sachen 
die ganze Forderung bezahlt zu begehrten. 

Entf. v. 24. Mai 1870, Nr. 5988 (3798 ©.-U.). Die (activen) Streit 
genofien haften, auch ohne daß dieß im Urtheil ausdrücklich erwähnt ift und ſelbſt, 
wenn die Streitgenofjenfchaft nicht auf einem Correalverhältnig beruht, ſolidariſch 
für den Gerichtskoſtenerſatz. [Aehnl. der Entih. Nr. 11394 ex 1878; worſpr. 
ber Entf. Nr. 14609 ex 1876.] 

Entſch. v. 18. Februar 1869, Nr. 61 (3301 ©.-U.). Die Befiger von 
Simultanhypothefen find correale Oypothefarfguloner; der Oläubiger kann daher 
nah feiner Weife die Zahlung des Ganzen oder eines beliebigen Antheild von 
allen, einigen oder einem derſelben verlangen. 

Entfd. v. 26. März 1868, Nr. 2473 (3025 ©.-U.). Bei ter Meift- 
botvertheilung ift für bie Berehnung der Satzpoſten ausjglieglih ber Grund⸗ 
buchsſtand maßgebend, daher eine Solivarhaftung der einzelnen verſchiedenen 
Miteigenthümer, gegen welde bie Execution geführt wurde, nur dann anzunehmen, 
wenn fie aus dem öffentlichen Buche fid ergibt. 

Entfd. v. 14. November 1866, Mr 10164 Na tg. 1867, Nr. 39). 
Das R. des Wechſelinhabers gegen bie mehreren Wechſelſchuldner kann durch das 
Ausgleihsverfahren bezüglich eines Schuldners nicht berührt werben. [Bgl. indeß 
bie neue C. D. v. 25. December 1868, Nr. 1 R. ©. B. für 1869 und 
Abſchnitt vom Zwangsausgleich ibid.] 

Entſch. v. 5. September 1866, Nr. 7770 (©. H. 1867, Nr. 31). 
Denn auf Grund einer Urkunde aud bloß bie Pfandredhtseinverleibung fchlecht» 
weg bewilligt wurde, exftredt fi das Pfandrecht doch auf die Schuld mit allen 
Nebenbebingungen, wie fie in der Urkunde erſichtlich find ; alfo auch auf die be= 
dungene Solivarhaflung, obgleich im Tabularbeſcheid legterer nicht Erwähnung 
gethan wird. 

Entf. v. 11. April 1866, Ne. 2973. Aehnl. der Entſch. Nr. 10164 
ex 1866. 

Entſch. v. 10. Februar 1864, Nr. 487 (1863 ©.-U.). In Folge der 
unbedingten Erbserflärung haftet ber Erbe fofort unbeſchränkt für die Erbſchafts⸗ 
ſchulden; der Erbichaftsgläubiger kann diefe Sicerftellung auf der Realität des 
Erben au ohne der Clauſel des 8. 822 8. ©. verlangen ($$. 458, 801 u. 
891 ibid.). ’ 

Entſch. v. 223. October 1861, Nr. 6827 (1405 ©.-U.). Nach 88. 891, 
1357, 1363 u. 1364 ®. ©. haftet jeder Solidarſchuldner für das 
ganze, und zwar... . derart, daß ed dem Öläubiger ganz freiftcht, 
zuerft den Hauptfhulbner oder den Bürgen und Zahler zu belangen, 
und die Verbindlichkeit des Legteren nur mit der bes Erfteren erlifcht. 
Der Bürge und Zahler muß daher die durch Schulvanerkenmung ſeitens des Haupt⸗ 
ſchuldners erfolgte Unterbrehung der Big. auch gegen ſich gelten laſſen, da bie 
Scyuldanertennungevereinbarung nicht als Rovation im Sinne des 8. 1376 ibid, 
angefehen werben kann. 
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Entfd. v. 21. Februar 1860, Nr. 1834 (1086 G.-U.). Da nah 
8. 891 B. ©. dem Gläubiger bis zur vollen Befriebigung das Klagerecht gegen 
fämmtlie Correalſchuldner zufteht und die bafelbft enthaltene Beſchraͤnkung dieſes 
Re. nur den Mißbrauch zur Erlangung einer Doppelzahlung verhindern joll, fo 
ift, auch wenn die erſte Klage durch erfolgte Immobilarerecution bereits conſu⸗ 
mirt war, dem Öläubiger bie Klageführung gegen einen neuen Schuloner ge- 
ſtattet; der Gläubiger aber wider den Erſtbelangten zu einem negativen Verhalten 
verpflichtet. Dem ift Genüge gethan, wenn und infolange die Befriedigung des 
Gläubigerd aus dem bereit erzielten Feilbietungserlöfe noch nicht erfolgt ift. 

Entf. v. 33. November 1859, Nr. 13046 (914 ©.-U.). Dadurch, daß 
der klagende Gläubiger im Laufe des Procefjes einen der geflagten Solidar- 
ſchuldner entläßt, wird in dem Verpflichtungsverhältniffe der anderen Geklagten 
nichts geäntert (8. 891 B. ©.). $ 

Entf‘. v. 19. Jänner 1859, Nr. 12752 (708 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 10164 ex 1866. 

Entf. v. 25. Juli 1858, Nr. 6726 (898 ©.-U.). Die Ablegung eines 
mehreren Correalſchuldnern aufgetragenen Eides durch aud nur Einen verfelben 
wirft ebenfo, ald wenn alle Schuldner ven Eid abgelegt hätten. 

Entfd. v. 17. Yuni 1857, Nr. 5487 (391 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 10164 ex 1866. 

Entf. v. 11. September 1852, Nr. 9237 (P. ©. 687). Ein buch 
Eeffion an Stelle des Berechtigten tretender Solidarſchuldner ift nicht befugt, im 
Namen vdiefes Letzteren die ganze Forderung von ben übrigen Mitverpflichteten 
anzufpreden, ba das R. bes Gläubigers hinfihtlih des ihm (dem Solidarver⸗ 
pflicteten) treffenden Antheiles an ver Verbindlichkeit buch Bereinigung er- 
loſchen ift. 

@. 898 — vgl. 1. 800 8. @) 
8. 898. Hat Hingegen einer mehreren Perfonen eben basfelbe Ganze augefagt, und find biefe 
ausdrücklich berechtiget worben, es zur ungetheilten Hand fordern zu können; fo muß ber 
Schuldner das Gange demjenigen diefer Gläubiger entrichten, der ihn zuerſt darum angeht. 

Entf. v. 20. Yuli 1858, Nr. 6726 (598 ©.-U.). Wenn von meh 
reren Streitgenoffien auch nur Einer den im Urteil fententionirten Haupteid, 
welder ihnen aufgetragen wurde, ablegte, muß ver Eid im Sinne des 8. 893 
B. ©. als geleiftet angefehen werben. 

Entſch. v. 25. November 1857, Nr. 12176 (479 G.⸗U.). Wenn in 
einem Kaufvertrag vie Leiftung des Ausgedinges „bis zum Ableben beider Ehe- 
gatten* bebungen wurde, muß das Ausgedinge ald Theil des Kaufſchillings im 
vollen Betrage auch dem Überlebenden einen Ausgedingsberechtigten geleiftet werden. 
[Mebereinftimmend mit ven meiften neueren Entich.] 


(8 898 — vgl. 66. 1414, 1486, 1488, 1441, 1448, 1447, 1449; 1489, 1496, 1497; 804; 1878, 1880 8. @.) 
8. 898. Sobald ein Mitſchuldner dem Gläubiger das Ganze entrichtet hat, darf biefer von 
den übrigen Mitſchuldnern nichts mehr fordern; und fobald ein Mitglänbiger von dem Schuldner 

ganz befriediget worden ift, haben bie übrigen Mitgläubiger keinen Anſpruch mehr. 
(4. 894 — 9. 881 B. @. unb bei $. 893 cit.) ! 
8. 894. Ein Mitfgulpner kann dadurch, daß er mit dem Gläubiger läftigere Bedingungen 
eingeht, den Uebrigen keinen Nachtheil zugiehen, und die Nachficht ober Befreiung, welche ein 
Mitſchuldner für feine Perſon erhält, kommt den Übrigen nicht zu Statten. 
Entſch. v. 22. October 1861, Nr. 68937 (1405 G.⸗U.). Der Schuld⸗ 
anerfennungsvertrag fann nicht als eine Novation im Sinne des $. 1376 B. ©. 
angefehen werben. Die durch denfelben erfolgte Unterbrehung der Vig. müſſen, 
da bier der Fall des 8. 894 (und ber $$. 1868 u. 1354 ibid.) nicht vorliegt, 
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auch die ſolidariſch Mitverpflicteten wider ſich gelten Iafien (88. 891, 1357, 
1368 u. 1364 ibid.). 


(. 895 — 2gl. 9. 889; n. 1009, 1198 8. ©.) 
8. 895. Wie weit ans mehreren Mitgläubigern, welchen eben baßfelbe Ganze zur unge 
theilten Hand zugefagt worden ift, derjenige, welcher die ganze Forderung für fi erhalten hat, 
den übrigen Gläubigern hafte, muß aus den befonderen, zwiſchen ben Mitgläubigern beftehen- 
den, rechtlichen Berhättniffen beftimmet werben. Befteht ein folhes Verhältniß, fo ift einer 

dem andern Teine Rechenſchaft ſchuldig. 
W000 — vol. 800; M- 11975 1268, 10mm 1092; 1206, ET 1080 8. 0: 180.19 6.0. 5.35. De 
8 s8060. Ein Mitſchuldner zur Be Hand, welcher die ganze Schuld aus dem Seinigen 
abgetragen hat, ift berechtiget, auch ohne gefhehene Rechtsabtretung, von ven Übrigen ben Er⸗ 
fag, und zwar, wenn kein anderes befondere® Verhältniß unter ihnen befteht, zu gleichen 
heilen zu fordern. War einer aus ihnen unfähig, fich au verpflichten, ober iſt er unver 
mögend, feiner Verpflichtung Genüge zu leiften; fo muß ein folder auefallender Antheil eben- 
falls von allen Mitverpflicteten übernommen werden. Die erhaltene Befreiung eines Mitver- 

pflichteten Tann den übrigen bei der Forderung des Erfages nicht nachtheilig fein. 

Entſch. v. 27. Auguſt 1878, Nr. 9683 (©. 9. 1879, Nr. 54). Da 
durch, daß die mehreren Schuldner ſich dem Gläubiger gegenüber unter Solidar- 
baftung zur Zahlung verpflichtet haben, wird die Beftimmung des $. 896 B. ©. 
über ihre Erfagpfliht an ven die volle Zahlung leiſtenden Mitſchuldner nicht 
alterirt. Durch die Eeffion der Forderung feitens ded Gläubigers an den zahlenden 
Mitſchuldner kann hierin nichts geändert werden. Die übrigen Mitfyulpner find 
dem nunmehrigen Ceffionar, jeder nur für feinen Antheil zur Zahlung verpflichtet, 
da eine Urkunde, wornach gegenfeitige Solidarität begrändet worden wäre, nicht 
vorliegt. 

Entſch. v. 9. Mai 1877, Nr. 5287 (©. Ztg. 1877, Nr. 49). Wenn 
ber auf ber ganzen Realität fichergeftete Glaubiger die Befriedigung aus dem 
Meiſtbote einer Hälfte begehrte, muß dem Egthr. dieſer Hälfte nach $. 896 
B. ©. in Analogie der 88. 1859 u. 1360 ibid. und $. 37 €. D. das R. 
vorbehalten werben, in die Re. des Gläubigerd gegen den folidarifc verpflichteten 
Egthr. der zweiten Hälfte, alfo au in das Pfandrecht für defien Theil, resp. 
nad) $. 896 B. ©. die Hälfte der gemeinfamen Verpflihtungen auch ohne Rechts- 
abtretung einzutreten — welches R. in concreto bie auf feiner Haufeshälfte 
verfiherten zunähft leer ausgehenden Pfandgläubiger auszuüben haben [Schluß- 
folgerung]. Die Anwendung des $. 37 C. O. ift gerechtfertigt, weil bie Ber- 
theilung des aus dem erecutiven Verkaufe eines unbeweglichen Gutes 
erzielten Meiftbots fi als ein Act des Partialconcurfes darſtellt. 

Entf. v. 30. November 1876, Nr. 14087 (6305 ©.-U.). Der auf 
ber ganzen Realität fichergeftellte Gläubiger ift berechtigt, eine Bertheilung der 
Forderung auf die verſchiedenen ideellen Autheile der Realität vorzunehmen und 
deren bücherliche Durchführung zu verlangen, da hierdurch bezüglich ber einzelnen 
Realitätenantheile lediglich auf einen Theil des Pfandrechtes verzichtet, dem ein⸗ 
zelnen Miteigenthümer aber feine größere Laft auferlegt wird. Die gleigmäßige 
Vertheilung auf zwei Realiätenhälften entjpricht aud Dritten gegenüber dem 
8. 896 8. ©. um 8. 37 €. O. 

Entf. v. 6. März 1873, Nr. 1097 (4898 ©.-U.). Im Zweifel — 
umfomehr alfo wenn bie gemeinfchaftlihe Tragung der Koften der Kaufvertrags- 
errichtung verabredet wurde — hat der Verkäufer die Hälfte der Uebertragungs— 
gebühren zu zahlen und nachdem der Käufer bereits die ganze Gebühr berichtigt 
bat, ihm nach 8. 896 B. ©. die Hälfte zu erfegen, da nah 8. 68, Abf. 3 
tes Geb. Gs. die Contrahenten dem Fiscus für die Mebertragungsgebühren ſoli⸗ 
darifh haften, biefelben auch von dem Rechtsgeſchäfte felbft bemeflen werben, 
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Entſch. v. 4. Auguft 1870, Nr. 9024 (3842 G.U.). Durch die Ein- 
antwortung der orberung an Einen ber Solidarſchuldner wird die Verpflichtung 
des Mitſchuldners nicht aufgehoben (88. 896 u. 1446 B. ©.). Der Mitſchuldner 
ift daher zum Begehren um Löſchung des für dieſe Forderung auch auf feiner 
Haufeshälfte haftenden Pfandrechtes nicht legitimirt (8. 469 ibid.). [Schluß- 
folgerung.] 

Entf. v. 23. Februar 1864, Nr. 1256 (1866. G. U.). Durch ben 
Zwangsausgleich [beim Beſtande des Ausgleihögefeges v. 17. December 1862, 
Nr. 97, 8. 83 und der M. Bong. v. 18. Mai 1859, Nr. 90 R. ©. B.] wird 
die Obligation der Übrigen Solidarſchuldner zum Gläubiger nicht aufgehoben. 
Es geht aus dem $. 1352 in Verbindung mit 8. 896 B. ©. hervor, 
daß die Unmöglichkeit der Rechtsabtretung (bed durd ben Zmangsaus- 
gleih mit dem Schnldner exlofhenen Theile ver Forderung feitens des Oläu- 
biger6 an den Bürgen) nad $. 1358 ibid. die Bürgfhaft nicht aufhebt, 
da ber Gläubiger eines Menſchen, der keine giltige Berbindlichkeit 
eingeben kann, aud nicht feine Re. dem Bürgen abtreten fann, und 
diefer dennod; fogar als Bürge und Zahler haftet. Das Bergleihs- 
verfahren ift den Fällen des Concurſes oder unbelannten Aufenthaltes des Schuld» 
ners ($. 1356 ibid.), in welden fofort die Haftung des Bürgen eintritt, gleich 
zuachten. 

Entſch. v. 7. Juli 1868, Nr. 4753 (1754 ©.-U.). Der Erequent, 
welchem die Solivarfhuld von einem der Schuldner bezahlt wurde, kann fein 
Executionsrecht, da dieſes durd die Zahlung erlofchen ift, dem zahlenden Schuloner 
nicht cebiren, und dieſer kann nur im Wege befonderer Klage fein Regreßrecht 
geltend maden. 

Entſch. v. 13. Juli 1858, Nr. 6879 (593 ©.-U.). Der zahlende. Hypo⸗ 
thelarſchuldner kann weder durch Ceſſion, noch durch fonftige Singularfucceffion 
die Re. des Gläubigers überlommen; die Hypothekarklage gegen die mit ſimultan 
verpfändeten Realitäten mit obligirt gewefenen anderen Hypothekarſchulden ſteht 
ihm daher nicht zu, ſondern nur ein perſönliches Regreßrecht. 

Entſch. v. 17. Juli 1857, Nr. 5487 (891 ©.-U.). Der Bürge iſt be⸗ 
rechtigt, ſeine eventuelle Regrehforberung gegen den Schuloner neben der vom 
Gläubiger angemeldeten Forderung als eventuelle anzumelven (88. 891, 896, 
1364, 1365 8. ©.). 


Hebendefiimmungen bei Berfrägen: 
1. Bedingungen; 
(8. 897 — vgl. 88. 696—708; 18. 899 1. fi. 8. ©.) 
8. 893. In Anfehung der Bedingungen bei Verträgen gelten iiberhaupt bie nämlichen Bor» 


fhriften, welde über die den Erklärungen des leiten Willens beigefegten Bedingungen aufs 
geftellt worden find. 


Entf. v. 25. Auguft 1874, Nr. 5525 (5454 ©.-U.). Die in ber 
Einantwortungsurfunde gebraudite Claufel „nad erlangter Großjährigfeit“ enthält 
eine Bedingung, feine bloße Zeitbefiimmung; da ber ſonach bedingt Berechtigte 
vor dem erreichten 24. Lebensjahre, alfo noch min. geftorben ift, Fonnte das 
nicht erworbene R. auch nicht auf feine Erben übergehen (88. 21, 699, 897, 
547, 422 8. ©.). 

Entſch. v. 22. Juli 1874, Nr. 6906 (5423 ©.-U.). Die in einem Kauf 
vertrage getroffene Beftimmung, daß Käufer in einem beftimmten Falle die er« 
kaufte Wirthſchaft um den gleichen Preis einem Dritten überlaſſen müſſe — 
enthält nit einen unter auffhiebender Bedingung geſchloſſenen Kauf, aus welchem 


% 
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ſonach bie Vertragsrechte auf bie Erben übergehen (wie bie II. Inſtanz unter 
Berufung auf 88. 696, 704, 897 u. 531, 532, 900 B. ©. entſchied); — 
fondern den Vorbehalt des Wiederkaufs für einen Dritten, weldyes Geſchäft aber 
nah 88. 7 u. 1070 ibid. ungiltig ift. 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 7093 (3574 ©.-N.). Dadurch, 
daß der Execut feinerzeit beim Verkauf des Reales den Kaufſchillingsreſt „zu 
feiner Dispofltion“ unverzindfich Liegen ließ, gegen die Verpflichtung bes Käufers 
ihm die Summe auszuzahlen, wenn er... . „in vorgerädtem Alter irgend einer 
Unterftägung benöthigt“ fein folte, ift die Zahlung dieſes dem Kläger im 
Erecufionswege erworbenen Kauffgillingsreftes niht an eine Be- 
dingung gelnüpft worden; der Schwerpunkt der Berabrepung fällt 
vielmehr in den Vorbehalt der eigenen Dispofition, und in ber weis 
teren Beftimmung kann nur das Motiv erfehen werden (8. 901 B. ©.). 
Aber audy bei entgegengefegter Auslegung müßte, da feit jenem Vertragsabſchluß 
bereit6 22 Jahre verfloffen find, der Zeitpunkt der Fälligkeit al8 gelommen an- 
gefehen werden, da der Execut jeßt jedenfalls ein Alter erreicht haben muß, 
welches man als ein vorgerüdtes bezeichnen Tann. 

Entſch. v. 12. November 1869, Nr. 8636 (3563 G.⸗U.). Wenn beim 
Kuhlauf der Verläufer die begehrte „Haftung“ übernahm, daß das Fußgebrechen 
ber Kuh binnen 8 Tagen wieder behoben fein werbe, fo ift ber Big. ald nur 
unter der Bedingung gefchloffen anzufehen, daß binnen 8 Tagen dieſes Gebrechen 
behoben fein werde. Mangels Eintritts biefer Bedingung ift daher der Big. 
als nicht zu Stande gekommen anzufehen, gleichviel, welches Motiv den Käufer 
bewogen babe ($$. 932, 897, 696, 901 B. ©.). 8. 928 ibid. fteht dem 
nicht entgegen, weil die Ungiltigleit des Gefchäftes nicht wegen Mangels ber 
Sade, fondern wegen Nicteintritt der Bedingung behauptet wird. 

Entſch. v. 27. November 1862, Nr. 7988 (1606 ©.-U.). Wenn bie 
Pianpbeftelung feitend des Bürgen mit dem Borbehalt erfolgte, daß vie Ein- 
verleibung erſt bewilligt werbe, falls der Schuldner nicht pünktlich zahle, kann 
die Einverleibung des Pfandrechtes nur gegen urkunblihen Nachweis des Ein- 
tritte® dieſer Bedingung bewilligt werben. 

Entf. v. 13, Auguft 1861, Nr. 5060 (1373 G.⸗U.). Ein von einer 
noch unerfülten Suspenſivbedingung abhängiges R. kann nicht durch Urtheil 
zuerkannt werben. 

Entfd. v. 10. April 1861, Nr. 1581 (1301 G. U.). Der wegen ber 
Lofung gefloffene Big. über die (von den Militärpfligtigen einer 
Gemeinde) gemadten Geldeinlagen und ihre Verwendung (behufs 
Unterflügung ber „Lanbesvertheidiger") Tann den Vorſchriften über 
bie Glüdsverträge (8. 1271 8. ©.) nit unterftellt werben, weil 
feine Wirkſamkeit dur jene der Loſung bedingt war, und daher der 
Big. nah den allgemeinen Befimmungen über Btge. (88. 897, 696, 
699 ibid.) beurtheilt werden muß, woraus fi ergibt, daß die aus— 
geloften Männer, da der Ausmarſch unterblieb, alfo die....gefehte 
Bedingung... nit eintrat, auf die Geldeinlagen keinen redhtlichen 
Anfprud hatten. Der Mandatar der Vertragfchliegenden, welcher Gelder an 
die außgeloften, aber nicht ausgerüdten Männer bezahlte, ift daher für biefe 
Ueberſchreitung feiner Vollmacht verantwortlich. 

Entf. v. 14. September 1859, Nr. 10178 (861 G.U.). Der &e- 
Hag’e hatte eine Currende an feine Gläubiger erlaffen, worin er die Bezahlung 
veftliher 40 Percent ihrer Forderungen in 2 Jahren verfprah, wenn er in 
beffere Zablungsverhältniffe gelangt fein werbe, mit dem Bemerlen, daß er im 
Falle der Nichtannahme biefer Propofition trog feines attiven Standes genöthigt 
wäre, den Concurs zu eröffnen, Der nach Ablauf von 2 Jahren eingebrachten Klage 
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eines Gläubigers auf Zahlung ber 40 Percent feiner Forderung wurde ftatt- 
gegeben, weil offenkundig fei, daß ber Geklagte vor 2 Jahren in fhlehteren 
Zahlungsverhältnifien gewefen fein müfle als jest, da er fein Geſchäft in gleichem 
Umfange fortführe und in die Lage gelommen fei, feine Schuldverhältnifſe almälig 
abzuwideln — umfomehr, als Gellagter nicht einmal behauptete, daß und in 
welchem Maße feine Berhältniffe fich feither verfhlimmert und fein activer Stand 
aufgehört habe. Diefer aus der Natur ver Sache begründeten Annahme 
gegenüber, kann dem Kläger ein weiterer Beweis der Befferung ber 
Bermögensverhältniffe des Gellagten nicht aufgebürbet werden. 

Entſch. v. 20. März 1859, Nr. 2218 (PB. ©. 691). Wer für einen 
geflagten Wechſelſchuldner zur Sicherſtellung des Wechſels eine bare Caution 
unter dem Vorbehalte erlegt, daß, falls der Gellagte auf Grund feiner Einwen⸗ 
dungen die Zahlung nicht leiften möchte, die Caution ihm zurüdgeftellt werde, 
ift dieſe Zurüdftellung zu begehren nicht berechtigt, wenn ber Geklagte anftatt 
ben ihm aufgetragenen Haupteid abzulegen, fid mit dem Gläubiger vergleidt. 

Entfd. v. 23. December 1858, Nr. 14393 (689 ©.-U.). If in einem 
Kaufvertrage bedungen, daß die Einverleibung des Eigenthumsrechtes nur gegen 
gleichzeitige Sicherftellung des Kaufſchillings ftattfinden folle, und inzwifchen über 
das Bmgn. des Käufers der Concurs eröffnet worden, fo kann der Concursmaffe 
verwalter das Egth. für die Concursmaſſe nicht erwerben ohne gleichzeitige Sicher 
ſtellung des Kaufſchillings. 

Entſch. v. 5. Auguſt 1867, Nr. 7345 (423 ©.-U.; P. S. 759). Nicht 
nur in einer Erffärung des legten Willens, fonvern aud in einem Vige. kann 
eine fiveicommiffarifhe Subftitution feftgefegt werben, wofern dabei nur bie 
Gränzen des im Wege der Analogie anzumendenden $. 612 B. ©. eingehalten 
wurden (8. 608 ibid.). 

Entid. v. 8. Yuli 1857, Nr. 4314 (411 ©.-U.; P. ©. 689). Wenn 
bie Eoncurögläubiger dem Cridatar die Aufhebung des Concurfes und einen 
Nachlaß von ihren Forderungen unter der Bedingung der Bezahlung des Schuld- 
reſtes binnen einer beftimmten Zeit bewilligen, der Crivatar aber einem Oläu- 
biger die Zahlungsfrift nicht zuhält, fo ift diefer berechtigt, die Bezahlung ber 
ganzen Forderung, oder Wiederaufnahme der Concursverhandlung zu begehren. 

Entfb. v. 11. Juni 1856, Nr. 4845 (994 G.-U.; P. ©. 690). Wenn 
Eltern ihrer Tochter und dem Bräutigam berfelben eine Realität unter der Bes 
bingung der Ehe zum gemeinfchaftlichen Egth. abtreten und die Brautleute ſogleich 
an den bücerlichen Befig gefchrieben werben, find die Eitern im alle des Nicht⸗ 
eintritte8 der Ehe berechtigt, die Ungiltigleit des Vtgs. und die bücherliche Löfhung 
besfelben auch nad Ablauf des breijährigen Tabularbefiges zu verlangen. 


8. 898 — ogl. 98. 697, 700 ©. 8.) 
8 898. Berabrebungen unter folhen Bedingungen, welche bei einem Iegten Willen für nicht 
beigefeigt angefehen werden, find ungittig. 

Entſch. v. 7. Iänner 1869, Nr. 12047 (3234 ©.-U.). Die Bedingung, 
daß Niemand außer dem Kontrahenten in einem Orte Gebäd verkaufe, fällt 
unter bie Sanction der 88. 898 u. 697 8. ©. 

Entſch. v. 31. März 1864, Nr. 1781 (1893 G.⸗U.). Bedingungen, 
welde den weientlichften Principien bes gerichtlichen Vfs., 3. B. daß der Kläger 
den Klagegrund beweifen müſſe, widerfprechen, find unerlaubt und maden den 
Btg. ungiltig. 

Entf. v. 29. Auguft 1855, Nr. 6789 (128 ©.-U.). Refolutioclaufeln, 
kraft welcher Vtge. aufgelöft werben, enthalten nicht bie Bebingung einer Con- 
ventialftrafe im Sinne des 8. 1336 3. ©. Da in dem Vtg. deſſen fofertige 
Auftdfung für den Fall bedungen wurde, daß eine der Leibrenten nicht rechtzeitig 
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bezahlt werbe, die Concursmaſſe des zur Zahlung ber Peibrente verpflichteten 
Eontrahenten aber dieſe Zahlung nicht leiftete, fo ift die Reſolutivbedingung ein« 
getreten. . Es können weder die hier nicht zutreffenden 88. 912 u. 1336 ibid,, 
noch die Regeln der crivamäßigen Befriedigung der Gläubiger und die hiernach 
vermeintliche Unmöglichkeit für die Concursmafie, bie Leibrenten wie bisher fortzu- 
entrichten (8. 898 ibid.), berufen werben, weil es ben Orunbfägen bes Rs. 
widerftritte, daß die Concursmaffe das Kaufobject behalten und doch nicht jene 
Bedingungen erfüllen würde, unter welden die Abtretung besfelben erfolgt iſt. 


(8. 899 — vgl. 68. 701, 708 ©. &.) 
3. 899. ft die in einem Bertrage vorgeſchriebene Bedingung ſchon vor dem Bertrage ein» 
getroffen; fo muß fie nach dem Vertrage nur dann wiederholet werden, wenn fie in einer 
Handlung defien, der das Recht erwerben fol, befteht, und von ihm wiederholet werden kann. 


(6. 900 — vgl. 6. 918 B. G.) 
8. 900. Ein unter einer aufidiebenden Bedingung zugefagtes Hecht geht auch auf bie 
ben über. 


Entf. v. 10. Februar 1876, Nr. 12806 (©. Ztg. 1876, Nr. 26; 
6028 ©.-U.). Da nad Inhalt der Schenkungsurkunde keineswegs eine beftimmte 
Sunme Geldes, fondern der noch aushaftende Reſt einer verſicherten Forderung 
geſchenkt wurde, können zwar die Rechtsnachfolger des Beſchenkten, wenngleich 
letzterer den Todestag des Schenkers nicht erlebte, nach 88. 705, 900 u. 918 
B. ©. die unentgeltliche Ueberlaſſung der geſchenkten Sache, d. i. der fraglichen 
Forderung, verlangen; der Schenker und deſſen Rechtsnachfolger aber nicht ver⸗ 
halten werden, etwas anderes zu leiſten (5. 1413 ibid.). Nachdem der Schenker 
nach dem Tode des Geſchenknehmers dieſe Forderung eincaſſirt hat, iſt die Er- 
füllung des Vtgs. ſchon vor des Schenkers Tod unmöglich geworden (ß. 1414 
ibid.), und kann deſſen Erbe ſchon aus dem Grunde nicht verhalten werben, etwas 
anderes (die eingeflagte Barſumme des Forderungsreftes) zu geben, weil dadurch 
die Natur des urfprünglihen Geſchäftes verändert würde, indem dieſe Bezahlung 
nah $. 1414 ibid. in fine als entgeltlihes Gefhäft zu betrachten wäre 
(88. 1397, 1293, 1295 u. 1447 ibid.). [Schlußfolgerung.] 

Entjd. v. 22. Yuli 1874, Nr. 6906 (5423 G.-U.). Die in einem 
Kaufvertrage getroffene Beſtimmung, daß Käufer in einem beftimmten alle die 
verkaufte Wirthſchaft um den gleichen Preis einem Dritten überlaffen müffen, ent⸗ 
hält nicht einen unter auffbiebender Bedingung gefchloffenen Kauf, aus welchem 
fonad die Vertragsrechte auf die Erben übergehen (wie die IL Inflanz unter 
Berufung auf 88. 696, 704, 897 u. 531, 532, 900 B. ©. entſchied); — 
fondern den Vorbehalt des Wiederkaufs für einen Dritten, welches Geſchäft aber 
nah 88. 7 u. 1070 ibid. ungiltig ift. 


2. Bewegungsgrund. 
(& 91 — vgl. 9. 572; 98. 709; 868, 898; 69. 700-711; 698 8. ©.) 
8. 901. Haben die Parteien den Bewegungsgrund, oder ben Endzwed ihrer Einneilligung 
ausdrücklich zur Bedingung gemacht; fo wird ber Bewegungsgrund oder Endzweck wie eine 
andere Bedingung angefehen. Außerdem haben vergleichen Aeußerungen auf die Giltigkeit 
entgeltliger Berträge feinen Einfluß. Bei den unentgeltlihen aber find die bei den letzten 
Anordnungen gegebenen Vorſchriften anzumenden. 

Entf. v. 24. Yuli 1877, Nr. 12313 (©. 9. 1878, Nr. 71). Das 
von den Erben des Neffen und Ziehſohnes des Geklagten geftellte Begehren auf 
Herausgabe der demfelben geſchentten Wirthſchaft ($. 938 B. ©.) wurde abge 
wiefen, weil der Beſtand oder Fortbeftand dieſes unentgeltlihen Vtgs. ($. 864 
ibid.) nad 88. 901 in fine u. 572 ibid. durd einen Irrthum ein Beweggrund 
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wirkſam beeinflußt werben kann, wenn erweislicd die Schenkung einzig und allein 
auf dem faljben Beweggrunde beruhte, — aus allen Umftänven aber ſich ergibt, 
daß der Schenker wirklich nur in der Borausfegung ſchenkte, daß der beſchenkte 
Ziehſohn und Neffe ihn überleben und — Mangels leibliher näherer Verwandten 
— fein Erbe fein werde; — zubem bie nad 8. 425 ibid. erforderliche bücyer- 
liche nicht erfolgt iſt. 

Entſch. v. 21. Yuli 1876, Nr. 2599 (6209 ©.-U.). Die ſeitens ver 
Nothadreſſe erfolgte Einlöfung eines Wechſels, obwohl aus felbem erſichtlich war, 
daß ber Honorat bereitd außer Obligo gegen ben Inhaber fei, geihah aus einem 
unrichtigen Beweggrunde; es Tann deßhalb der entgeltlihe Big. nicht aufgeläft 
werten (8. 901 8. ©. — 88. 2, 1431; 876 ibid. und Art. 63 ®. O.). 

Entſch. v. 12. November 1873, Nr. 7893 (5137 ©.-U.). Die Frage, 
ob die angeführte Verſicherung einer befonderen fleigenden Ergiebigkeit des Bergöl⸗ 
Grubenantheiles auf Wahrheit beruht habe oder nicht, ift gleihgiltig, da nur 
ein Glädsvertrag vorliegt und aus der Angabe des Klägers aud 
nicht hervorgeht, daß, wenn etwa im der befagten Berfiherung ber 
Beweggrund der Einwilligung bes Klägers in den Btg. gelegen ge- 
wefen wäre, biefer Beweggrund ausprüdli zur Bebingung gemacht 
worden ſei, fomit auf die Giltigkeit des Vtgs. überhaupt Einfluß 
üben lönnte (8. 901 8. ©.). Sollte es ferner richtig fein, daß der Belangte 
eine vertragemäßige Verbindlichkeit zu erfüllen unterlaſſen habe, ſo wäre der 
Kläger, da er nicht einmal behauptet, daß für einen ſolchen Fall die Aufhebung 
des Vigs. ausdrücklich vorbehalten worden ſei, nur zur Klage auf Erfüllung bes 
Vtgs. und allfälligen Erfagleiftung berechtigt (8. 919 ibid.). 

Entſch. v. 18. April 1872, Nr. 1547 (4581 ©.-U.). Der Borbe- 
halt der Zinfen widerfpriht dem Charakter einer Schenkung nidt; 
er beließ das Egth. der Sachen bei dem Beſchenkten, und ift nur ein 
Auftrag, welder nad dem Schlußfage des $. 901 B. ©. und nad 
88. 708 u. 710 ibid. rehtöverbindlih auferlegt werden konnte, 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 7093 (3574 ©.-U.). Daburd, 
daß der nunmehrige Execut feinerzeit beim Verkauf des Keales den Kaufidillings- 
reſt zu feiner Dispofition unverzinslich liegen ließ, gegen die Verpflichtung des Käu« 
fer, ihm die Summe auszuzahlen, wenn er.... „in vorgerüdtem Alter irgend 
einer Unterftügung benötbigt* fein folte, ift vie Zahlung biefes den Kläger 
im Ereentionswege erworbenen Kaufſchillingsreſtes niht an eine Be» 
dingung geknüpft worden; der Schwerpunkt ber Vereinbarung fällt 
vielmehr in den Vorbehalt der eigenen Dispofition; in der weiteren 
Befimmung fann nur das Motiv erfehen werden (8. 901 B. ©.). 

Entſch. v. 3. März 1868, Nr. 641 (3005 ©.-U.). Das Egth. einer 
im Naclafle vorgefundenen Rebendverfiherungs-Polizze, welche auf ven Ueberbringer 
lautet, gebührt der Vſchft, wenn auch nah Auefage aller Zeugen der Erblafler 
die Abſicht hatte, daß die verfiherte Summe feiner Braut und fünftigen Frau 
zukommen folle (88. 572, 901; 3748. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 20. Februar 1868, Nr. 1425 (3002 ©.-U.). Das, wenn 
auch im ver jedoch nicht ausprüdlih zur Bedingung gemachten Abficht, der Braut 
in Rückſicht auf ihre eheliche Verbindung es zuzuwenden, den beiden Brautleuten 
auf Lebenszeit zugewenvete Wohnungsredht ficht dem Manne auch für feine 
zweite Oattin und beider Kinder zu (88. 901; 485, 505 u. 521 B. ©.). 

Entſch. v. 13. November 1860, Nr. 13118 (1229 ©.-U.). Wenn es 
aud richtig ift, dag in der Urkunde (Schuldſchein) ein falſcher Be- 
RKimmungsgrund angegeben wurde, und daß ber Beklagte nur eine 
Schenkung (anläßlich der außerehelichen Geburt eines von ihm er— 
zeugten Kindes) machte, kann dieſelbe bloß deßhalb nicht als wir« 
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kungslos angefehen werben, weil, wenn aud der Beklagte eine 
Scentung madte, bei ſonach unentgeltlihem Vtg., gemäß $. 901 
2. ©. hinfihtlih des Beweggrundes die für legtwillige Anorbnun- 
gen gegebenen Vorſchriften anzuwenden find, baher nad 8. 572 ibid. 
felbſt in dem Falle, daß der Beweggrund zur Schenkung als falſch 
befunden würde, die darüber audgeftellte fohriftlihe und rehtsförm- 
lie Erklärung von Wirkung ift. 

Entſch. v. 29. März 1858 (P. ©. 693). Der Umfland, daß eine von 
der Theaterunternehmung bei ter Abonnementseröfinung angekündete Oper vom 
Repertoire wegbleibt und durch eine andere erfegt wird, berechtigt ben Abonnenten 
nicht zum NRüdtritte von dem Abonnement, wenn er bie Aufführung der ange» 
ündigten Oper nicht ausprüdlic zur Bedingung machte. 

Entfd. v. 20. December 1855, Nr. 12165 (149 ©.-U.; P. ©. 694). 
Ein zur auflöfenden Bedingung gemachter Beweggrund muß beiwiefen werden, 
fonft kann vie Partei nicht die Aufhebung, fondern nur die Erfüllung des Vigs. 
oder die Entſchädigung für die unterbliebene Erfülung fordern. 


3. Beit, Ort und Art der Erfüllung; 

(6. 902 — vgl 68. 908 u. 904; 805; 906, 907; $$. 1417, 1418; 1418, 1484; 1888, 1419, 1425; 88. 672, 1118, 
1243; 868, 934, 1075, 1116 8. ®.; Art. 324-236 9. &.; 96. 28, 28, 28 6. D. v. 25. Devember 1888, Rr. 1 
R. ©. ®. für 1869 und $. 1117 u. 1118 8. ©.) 

8. 908. Verträge müflen zu ber Zeit, an dem Orte und auf die Art vollgogen werben, wie 
es bie Parteien verabredet haben. Mad dem Gefege werben 24 Stunden für einen Tag, 
80 Tage für. einen Monat, und 365 Tage für Ein Jahr gehalten. 

Siehe bie ©. ©. im VI. Bde. ber Mam'ſchen Elg. 


Entf. v. 27. Mai 1879, Nr. 2183 (9. B. 1879, Nr. 36). Die 
Zufiherung einer Mehrquote an einen Concurögläubiger ift nad SB. 226 n. 
222 Eonc. D. nur dann ungiltig, wenn der Eoncurs duch Zwangbansgleich 
beendet werben follte. Da der Concure aber in Folge Zuftimmung der Ofäu- 
biger zur Concursaufhebung beendet worden ift, enthält das in Frage ftehenbe 
Uebereintommen nichts Geſetzwidriges oder geradezu Unerlaubtes 
(8. 878 B. ©.) und muß daher nad 8. 902 ibid. erfüllt werden. 

Entf. v. 3. Auguft 1878, Nr. 8668 (I. B. 1879, Nr. 12). Die Klage 
des Beſchenkten (vefien Erben) wider den dritten Beſitzer ber gefchenkten Realität 
ift auch, inſofern fie aus dem vermutheten Egth. (8. 372 B. ©.) fundirt fein 
will, ungegründet, wenn aud ber feither verfterbene Schenker am bücherlihen 
Befig ift, weil Kläger aus der Schenkung Mangels erfolgter bücherlicher Ueber- 
gabe nur den Titel zum Egth. ausweilen, aus dem Schenfungsvertrage an und 
für fi aber nur ein Anfpruc gegenüber dem Geſchenkgeber, nicht aber gegen 
einen Dritten abgeleitet werben Tann ($. 902 ibid.). 

Entſch. v. 9. Mai 1878, Nr. 4785 (©. Zig. 1879, Nr. 60). Die 
mändlid fpäter (8. 887 B. ©.) zwiſchen den Parteien vereinbarte Abänderung 
bes ſchriftlich geſchloſſenen früheren Kaufvertrages bei Uebergabe des Kaufobjecte® 
ift ungeachtet der im fchriftlichen Vtg. enthaltenen Feftfegung, daß derſelbe über- 
haupt und insbefendere mündlich nicht abgeändert werden dürfe, giltig (88. 902 
n. 1379 ibid.), 

Entf. v. 11. Juli 1876, Nr. 6577 (©. H. 1877, Nr. 17; 6201 
G.⸗U.). Der Btg., einen Wechſel einzutreiben, ihn bis zu einem gewiſſen Zeit⸗ 
punkte zurüdzuftellen ever 55 Percent des Nominalwerthed dafür zu bezahlen — 
mag er nun als Bevollmädtigungsvertrag oder als ein anderer Vtg. aufgefaßt 
werden — ift nad; 88. 902 (u. 1009) B. ©. genau zu erfüllen und der Um⸗ 
fand, daß Dritte die Erfüllung verhinderten, entfhulbigt niht, wenn ber Ber« 
pflictete in der Rage gewefen wäre, ten Dritten gerichtlich zu belangen, ober 
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doch bei gehöriger Genauigkeit vor jener Verhinderung hätte erfüllen lönnen 
und ſollen. 

Entſch. v. 17. Februar 1874, Nr. 1423 (5269 G.-U.). Die Be- 
fliimmung bes $. 902 B. ©., wornad 30 Tage einem Monate gleid- 
gehalten werben, muß aud bei der Berehnung bes im $. 163 ibid. 
erwähnten Zeitraumes von nicht weniger als 6 und nit mehr als 
10 Monaten vom Tage des Beifhlafes bis zur Geburt des Kindes 
in Anwendung fommen, zumal mit vollem Grunde anzunehmen ifl, 
baß der Geſetzgeber die fürzefte und bie längfte Zeitvauer gewiß für 
alle Fälle gleihmäßig beflimmen und nit zulaffen wollte, vaß bei 
Berftreihung der gleihen Anzahl von Tagen zwiihen Beiwohnung 
and Geburt, der Beiſchlaf die Bermuthung der Vaterſchaft das eine 
Mal begründen, das andere Mal nicht begründen foll. 

Entſch. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 G.-U.). Die Klage wegen 
Qualitätsmängel der verfauften Sache ift nicht nad den allgemeinen Beitimmun- 
gen der 88. 902, 919 u. 1323 B. ©., fondern nad den Grundſätzen der Ge⸗ 
wäßrleiftung (88. 922—933 ibid.) zu beurtheilen. Denn die ſchon nad allge 
meinen Regeln ($. 919 ibid.) vorhandene Haftung des Uebergebers berechtigt, 
auf diefelben nur dann und ſoweit zurückzugehen, als die befonderen Vorſchriften über 
feine Berbindlichfeit nichts Abweichendes enthalten. Nun gibt aber das B. ©, 
für die Haftungspfliht bei entgeltlihen Btz.en in den 88. 922 — 933 bee 
fondere, auf vie Sewährleiftung ſich beziehende Normen. Nach der Begriffsbe- 
fimmung ver Gewährleiftung hat viefelbe dann Platz zu greifen, wenn bie ent ⸗ 
geltliche überlafiene Sache die bedungenen oder bie gewöhnlich dabei vorausgefegten 
Eigenfchaften nicht befigt [Schlußfolgerung]. — Der $. 932 ibid. ftellt in ver 
gefeglihen Behandlung auch jene Fälle der Gemährleiftung gleich, wo der Mangel 
in dem Quantum ver Leiftung befteht und verbindet damit nur bie Rechtsfolge, 
daß das an Maß und Gewicht Fehlende nachgetragen werben muß. 

Entf. v. 24. Jänner 1871, Nr. 675 (4028 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 1423 ex 1874. 

Blenar-Entfd. v. 6. December 1870, Nr. 5306 (4416 ©.-U.). Das 
©. wollte in den $8. 138 u, 163 B. ©. nicht einen je nady der längeren ober 
ürzeren Daner der Kalenbermonate ſchwankenden Zeitraum aufftellen; es konnte 
vielmehr, nad dem Haren Geifte der Beſtimmung nur die Feftfielung eines in 
allen Fällen gleihmäßig zu berechnenden Zeitraumes im Sinne haben, feftgeftellt 
nad phyſiologiſchen Erfahrungen, um fo wichtige Re. und Pflichten auf diefen 
Zeitraum zu ftügen. Unter dem in ven 88. 138 u. 163 ibid. gebraudten Aus- 
dende „Monat“ ift nicht der jeweilige Kalendermonat, foudern ein firer Zeitraum 
von 30 Tagen zu verftehen, wie er, wenn von einem Monate ald einem Zeit 
abfchnitte überhaupt, ohne nähere Bezeichnung die Rebe ift — gemeinhin, anftatt 
des aftronomifhen Monates von 29 Tagen, 12 Stunden, 44 Minuten und 
2gg Secunden, und anftatt bes Kalendermonates von der zwiſchen 28 und 31 Ta« 
gen wechſelnden Länge angenommen, und worandgefegt und aud in dem $. 902 
ibid. al8 abftracte Zeitbeftimmung berechnet wirb; fo daß der fragliche Zeitraum von 
6 Monaten: 180 Tagen und jener von 10 Monaten: 300 Tagen gleihlommt. 

Entf. v. 6. September 1870, Nr. 6687 (3862 ©.-U.). Die kritiſche 
Zeit ift nicht nah Tagen, fondern nah Monaten zu 30 Tagen zu beredinen. 
Bei Geburt des Kindes am 23. April 1869 fällt der 23. Juni 1868 unter die 
kritifche Zeit (vom Monat Juni 7 Tage, vom Juli bis Ende December 1868: 
180 Tage, vom Jänner did März 1869: 90 Tage und vom April 23 Tage 
Tag ver Geburt des Kindes, nicht aber ber Beiwohnuug mitgerechnet)). — 
Worfpr. fämmtlihen übrigen Entfd.} 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 1734 (3373 G.-U.). Die Monate, in 
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welde nad $. 163 B. ©. die kritiſche Zeit des Beiſchlafs fält, find nicht dem 
Kalender nach, fondern gemäß $. 902 ibid. mit je 30 Tagen zu berechnen. [Aehnl. 
ver Entf. Nr. 5306 ex 1870 und Mr. 1428 ex 1874; — worfpr. ber Entſch. 
Nr. 6687 ex 1870.] 

Entid. v. 18. April 1865, Nr. 3238 (2157 G.⸗U.). Aehnl. der Entf. 
Nr. 1734 ex 1869. 

Entſch. v. 10. September 1863, Nr. 6387 (1789 ©.-U.), Wenn bie 
Zahlung des Miethzinfes „zu Georgi, Jakobi, Lichtmeß, Michaeli“ bedungen ift, 
muß fie an dem Tage, von welhem ver Termin den Namen hat, erfolgen. 

Entfd. v. 5. März 1862, Nr. 970 (1491 ©.-U.). Die nad Jahren - 
beftimmten Berjährungszeiträume find nicht nah 8. 902 B. G., fondern nad 
bein Gregorianifhen Kalender zu bemeffen. 

Entjd. v. 22. Jänner 1862, Nr. 247 (1461 ©.-U.). Diein 8. 1116 
8. ©. feftgefegte Kündigungsfrift von 6 Monaten ift nah $. 902 ibid., d. i. 
der Monat zu 30 Tagen zu berehnen. Mit Rüdficht auf die mit 11. November 
beginnende neue Beſtandperiode ift die Kündigung am 13. Mai rechtzeitig. 

Entſch. v. 20. Auguft 1861, Nr. 4191 (1374 ©.-U.), Wenn der vere 
tragsmäßige Verfallstag einer Geldzahlung ein Sonntag iſt, ſo kann diefelbe nur am 
nãchſtfolgenden Werktage gefordert werden, wie aus der Analogie ber 88. 378, 
380 u. 382 a. ©. D., welche offenbar die Heiligung des Sonntags beabfich⸗ 
tigen, und aus Art, 92 B. d. hervorgeht. 

. Entf. v. 7. December 1859, Nr. 13936 (924 ©.-U.). Wenn ber 
Endpunkt der von den Parteien auf ein Jahr gefchloflenen Miethe nad ber 
Kalenderzeit zu beftimmen ift, dann ift bie in biefem Falle in den Mieihordnungen 
gefeglich beftimmte dreimonatliche Kündigungsfrift nicht mit 90 Tagen, fondern nad 
dem Kalender zu berechnen. 

Entfd. v. 31. Auguft 1859, Nr. 9709 (852 ©.-U.; P. ©. 697). Der 
feitifhe Zeitraum, innerhalb deſſen die Beimohnung erfolgt, ift nad $. 902 B. ©. 
der Monat zu 30 Tagen zu berechnen. JAehnl. der Entf. Nr. 1734 ex 1869.] 

Entf. dv. 7. December 1858, Nr. 10227 (678 G. U.). Die Berech- 
mung der Dauer eines Dienfioertraget erfolgt nad dem Salender, nicht nad) ber 
Vorſchrift des 8. 902 B. © 

Entfd. v. 23. März "185, Nr. 2334 (630 ©.-U.). Die in einem 
Miethvertrage enthaltene Stipulation, „daß die Bermiether die im Hofe Des 
Haufes allein ftehende Wohnung für fi felbft behalten, und daß fie für ben 
Fol, als fie während der Miethdauer auf’6 Land ziehen follten, diefelbe keinem 
anderen als dem Miether um einen gewiſſen Miethzins überlafien werben,” ver- 
bindert die Vermiether nicht, bei unterbliebener Ueberſiedlung auf's Land einen 
Teil der erwähnten Wohnung einem Anderen als den Miether zu vermiethen 
($. 914 B. ©.). 

Entf. v. 8. November 1851, Nr. 8885 (P. ©. 695). Aehnl. ber 
Entſch. Nr. 13936 ex 1859. 


@&. 908 — vgl. bei 6. 908 cit.; 88. 687; 1834 8. 6) 

8. 963. Lin Recht, vefien Erwerbung an einen gewiflen Tag gebunden ift, wird mit bem 
Unfange des Tages erworben. Zur Erfüllung einer Verbindlichkeit aber kommt dem Ber» 
pflichteten der ganze beftimmte Tag zu Statten. 

Entf. v. 15. April 1871, Nr. 1991 (Sc. u). Das Berfprechen 
des Egthrs. eines Gewäſſers, wögentlic an einem Tage eine beftimmte Menge 
Waſſer zum Betriebe der Mühlen abzulaffen, beſchränkt ihn nicht in der Wahl 
bes Wochentages, auch wenn nad geleiftetem Verſprechen nun ſchon mehrere Jahre 
ſtets an demfelben Wocentage das Wafler abgelaflen wurde. 

Entf. v. 16. Yuni 1857, Nr. 5919 (386 ©.-U.). Der Ausprud 
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„gewiſſe Zeit” ift ganz gleichbedeutend mit „beflimmte Zeit“ zu verftchen, wie 
ans $. 903 B. ©. („gewifler oder beftimmter Tag“) zu entnehmen ift. 


G. 904 — vol. 68. 704-706; 66. 528, 1118, 1905, 1985; 1116, 1912 B. ©.) 
5 904. FR keine getoifie Zeit für die Erfüllung des Vertrages beftimmt worben; fo kann 
fie ſogleich, nämlich ohne unnöthigen Aufſchub gefordert werden. Hat der Berpflichtete die Er- 
fülungsgeitfeiner Willkür vorbehalten; fo muß man entweder feinen Tod abwarten, und fihan die 
Erben halten; oder, wenn es um eine bloß perfönliche nicht vererbliche Pflicht zu thun ift, die Er⸗ 
fülungszeit von dem Richter nach Billigfeit feftfegen Iaflen. Letzteres findet auch dann ftatt, 
wenn der Berpflichtete die Erfüllung nah Möglichkeit oder Thunlickeit verfprochen Hat. Uebrigens 
müffen die Vorſchriften, welche oben (88. T04—706) in Aüdfict der den legten Anordnungen 
beigerüdten Zeitbeftimmung gegeben werden, auch bier angewendet werben. 

Entf. v. 16. November 1876, Nr. 9761 (©. Big. 1877, Nr. 14). 
Die Angaben, e8 fei die im Art. 357, Ubf. 19. ©. B. vorgefehene Anzeige, „Ane 
fangs“ des der feftbeftimmten Fiejerungszeit folgenden Monats erfolgt, fowie über- 
haupt der Ausdrud „Anfangs des Monats“ im Gegenfag zu „Mitte” oder „Ende 
bed Monats“ find zu weitgehend, um aus denfelben folgern zu könmen, daß bie 
Anzeige unverzüglich, d. h. ohne jeden unnügen Aufſchub erfolgt fei (8. 904 B. ©.). 

Entf. v. 5. März 1876, Nr. 171 (6053 ©.-U.). Wenn das Ober 
gericht dem Gutachten. ver Sachverſtändigen, daß das fragliche Haus, ba in feiner 
unmittelbaren Nähe ein Bahnhof für eine neue Bahn gebaut wird, in einem 
Yahre beteutend mehr werth fein werde, Rechnung getragen und ben Ber- 
kauf des Haufes erft nad Ablauf der bezeihneten Zeit für zuläffig 
ertannt hat, fo war es dazu allerdings berufen, weil das im Allge- 
meinen auf Aufhebung der Gemeinſchaft geftellte, im Ge. gegründete 
Klagebegehren, gemäß $. 830 B. ©. auf dieſe Weile nur eingefhränft 
und feineswegs überſchritten wurde, und bie Entſch. über den ange- 
meſſenen Aufſchub nad 8. 904 ibid. dem Gerichte zufteht. 

Entfd. v. 28. December 1875, Nr. 10543 (©. Ztg. 1876, Nr. 75; 
5957 ©.-U.). Aus der in der Einantwortungsverorbnung enthaltenen Beftim« 
mung: wenn nad Abtretung der Bewirtbihaftung an den Sohn B 
fi zeigen folfte, daß die Witwe die Gebäude verfallen ließ und in 
Folge deffen große Reparaturen oder etwa Neubauten notwendig 
wärben, fo muß diefelbe nah Befund der Sadverfländigen Erſatz 
leiften und haftet dafür mit ihrer im Laftenftande erfihtlihen For— 
derung von 1700 fl., erhellet unzweifelhaft, daß viefe Forderung der Witwe 
© ol8 Caution für die genaue Erfüllung der ihr mit der Einräumung bes Be—⸗ 
wirthſchaftungsrechtes auf der dem in B eingeantworteten Realität bis zu ber 
Zeit, wo biefer das 24. Lebensjahr erreicht haben würde, beftellt wurde, dem⸗ 
nach erft nad, Abtretung ber Bewirthſchaftung an den Gellagten und nur in dem 
Maße zu zahlen fein werde, als fie nicht durd die von C etwa zu leiftenden 
Erfäge erſchöpft werden wird; und für dieſen dem Geklagten eventuell zu leiſtenden 
Schadenerfag — deflen Beſtimmung nad der Natur der Sache erit nah Er⸗ 
löſchung des Bewirthſchaftungsrechtes der C wird erfolgen können, war nach Aus- 
weiß des Grundbuches das Pfandrecht auf der erwähnten Forderung der C einvers 
leibt worden. In Anfehung des Inhaltes und des Umfanges des R8., für welches 
dieß Pfandrecht einverleibt wurde, ift die citirte Einantwortung@verordnung und nicht 
der Grundbuchsextract maßgebend und es ift nady dem Dargelegten unrichtig, daß zur 
Zahlung der in Rede ftehenden Forderung eine beftimmte Zeit nicht feftgefegt 
fei, deren Zahlung alfo nad $. 904 B. ©. fogleih gefordert werben könne. 

Entf. v. 21. April 1874, Nr. 3371 (5340 ©.-U.). Wenn laut Klags⸗ 
angabe ein Darlehen auf „unbeftimmte Zeit“ gegeben wurde, wodurch lediglich 
die Fefftellung einer beftimmten Zeit negirt, daher das Platzgreifen ber gejeg- 
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lichen Beftinnmung des $. 904 B. ©. behauptet ift und die hiernach mit er- 
folgter Mahnung eingetretene Fälligkeit von dem Gellagten beftritten werben will, 
fo obliegt der Beweis, daß eine Beftimmung über die Zeit der Rüdzahlung 
(— niht bei Lebzeiten ber Klägerin zahlbar —) und welche bießfalls getroffen 
wurde, als einer Thatfache, wodurch das R. ver Klägerin befchräntt worben feln 
fol, nad $. 104 a. ©. O. dem Geklagten. 

Entf. v. 18. December 1872, Nr. 12255 (4811 G. U.). Der an⸗ 
geblih durch Hingabe von Bargeld unverzinslih und ohne Feſtſetzung des Rüd- 
zahlungstermines über Bitte des Gellagten geſchlefſene Big. kann nur als ein 
Darlehensvertrag im Sinne des $. 983 B. ©. angefehen werben, ba das hin- 
gegebene Geld als verbrauchbare Sache deſſen Auffafjung als Leihvertrag (8. 971 
ibid.) ausfcjließt. Die Einwendung, daß die Bedingung der Zurüdgabe des Geldes 
nad einer gewiflen Zeit in dem Vige. nicht gefegt wurde ($. 983 ibid.), ift un⸗ 
entſchieden, da alle übrigen Merkmale eines Darlehendvertrages vorhanden find und 
das Fehlen der Zeitbeftimmung für die Zurüdftelung allein nicht geeigyet if, 
das Wefen dieſes Vtgs. als eines unverzinslihen Darlehens im Sinne des $. 984 
ibid. aufzuheben, weil der $. 904 ibid. im Allgemeinen für alle Vige. vie 
fehlende Stipulation der Erfüllungszeit durch die generelle Vorſchrift der ſogleichen 
Erfüllung und der richterlichen Feſtſetzung des Erfüllungstermines zu erfegen, bes 
ſtimmt ift; fie war, wenn nit eine von dem Beklagten felbft nicht eingewendete 
und niemald zu vermuthenre Schenkung angenommen werben follte, nicht zu be» 
rüdfihtigen, umfomehr, als es nicht angeht, wegen formeller Unvollftändigkeit 
einer Vertragsftipulation das materielle R. felbft durch eine das Rechtögefühl 
verlegende Auslegung preiszugeben. 

Entf. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 G.U.). Wenn nidt er- 
wiefen wird, daß für Erfüllung eines Kaufvertrages eine gewifle Zeit feſtgeſetzt 
worden if, muß nach 88. 904 u. 1062 B. ©. angenommen werben, daß der 
verkaufte Gegenftand (Kaltgruben) beim Vertragsabſchluſſe übergeben worden fei, 
(wornady daher in concreto der Mägerifhe Gewährleiſtungsanſpruch nicht mehr 
geltend gemadt werden fann). 

Entf. v. 27. April 1871, Ne. 2726 (4142 ©.-U). Da Släger, 
welcher den erfauften Wein abzuholen hatte, erft nad 14 Tagen einen Fuhrmann 
fendete und kurz vorher erſt der Verkäufer den Wein anders wohin abgab, hat er 
feloft zur Nichterfülung des Vtgs. mit Anlaß gegeben, es fann daher im Hin⸗ 
bit auf $. 904 B. ©. (Vertragserfülung bei nicht beflimmter Zeit: „ohne 
unnöthigen Aufſchub“), $. 1062 ibid. (Verpflichtung zur fogleidhen Uebernahme) und 
$. 914 ibid. (Auslegung des undeutlihen Ausdruckes „in Kürze” zum Nachtheile 
des Klägers, ber ihn gebrauchte) nicht angenommen werben, daß der klagende 
Käufer die ſchuldloſe Partei fei, welche im Sinne des 8. 908 ibid. berechtigt 
wäre, das gegebene Angelo im doppelten Betrage zurüdzufordern. 

Entſch. v. 19. Februar 1869, Nr. 291 (3303 G.-U.). Wenn die 
Termine felbft nod nicht feftgefegt, wohl aber die Zahlung des Kaufſchillings in 
mehreren Terminen bebungen wurde, fo ift die Anwendung ber fuppletorifchen 
Vorfhrift des 8. 904 B. ©. ausgefchloffen und daher der Kaufvertrag nicht zum 
vollftändigen Abſchluß gelangt, weßhalb auch das empfangene Angelo nicht Mangels 
Erfüllung des Vtgs. zurüdbehalten werden darf. 

Entid. v. 5. Mai 1868, Nr. 4330 (3056 ©.-U.). Da in der Urkunde 
die Zahlung „nad Möglichkeit“ verfproden, der Zahlungstermin daher erft durch 
den Richter feftzufegen ift, kann auf Grund derfelben nicht das Zahlungsmandat 
gemäß M. Vog. v. 18. Juli 1859, Nr. 130 R. ©. B., erlaflen werben. 

Entſch. v. 20. November 1867, Nr. 7503 (2924 ©.-U.). Die Erklärung 
des Gellagten, die Feilbietung der Hypothet, worauf bie dem Kläger pcto. x fl. 
verpfändeten Forderungen des Gellagten ficergeftellt find, „möglichft zu beför⸗ 
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dern,” um aus den flüffig werbenden Gelben bie Schuld an ven Kläger zu 
bezahlen, kann nicht einfeitig von dem Geſichtspunkte aus, daß es dabei zunächft 
auf eine Befriedigung durch Liquidation von Sappoften abgefehen war (I. Inftanz), 
dahin verftanden werden, ald müßte es dem Belieben und der Beurtheilung des 
Geklagten überlafjen bleiben, die ihm bereits bewilligte Realerecution fortzuführen, 
ſondern enthält die Verpflichtung, fogleidh oder mindeftens in einer vom Gerichte 
zu beftimmenvden Frift ($. 904 B. ©.) die Hypothek zur Feilbietung zu bringen, 
oder aber die Schuld an den Kläger zu berichtigen. Die mit 8 Monaten bes 
mefjene Frift zur Erwirkung der Feilbietung ift angemefjen. 

Entſch. v. 19. Juli 1865, Nr. 5861 (2227 G.-U.). Das Verſprechen, 
zu zahlen, „falls man wieder zu Bıngn. gelangen follte,* ift gleichbedeutend dem 
Beripregen, „nad Möglichkeit und Thunlichkeit“ zahlen zu wollen; und ed bat 
daher der Richter zu beurtheilen, ob es wahrſcheinlich ift, daß man feiner Ver⸗ 
pflihtung nachkommen könne. 

Entfd. v. 4. Auguft 1863, Nr. 5613 (1767 ©.-U.). Durch einen 
„auf den Todesfall“ gefchloffenen Kauf wird fofort das Egth. übertragen; ber 
verkaufte Gegenftand ift daher bei ber Bemeſſung ber Nadlafgebühren nicht mit 
in Anſchlag zu bringen. 

Entſch. v. 25. Februar 1863, Nr. 1115 (1661 ©.-U.). Aehnl. ber 
Entſch. Nr. 5613 ex 1863. 

Entſch. v. 17. April 1862, Nr. 1610 (1509 ©.-U.). Da Mangels einer 
beftimmten Erfühungszeit der Kaufvertrag nad) $. 904 B. ©. fofort zu erfüllen 
war, eine folhe Vertragserfüllung jevod von feinem Theile verlangt wurbe, ift 
ber Btg. aus beiderfeitigem Verſchulden nicht zur Erfüllung gelangt und daher 
Geklagter nicht berechtigt, das Angeld zurüdzubehalten, noch verpflichtet, das doppelte 
Angeld zu bezahlen. 

Entſch. v. 29. Jänner 1862, Nr. 116 (1469 ©.-U.). Dem bei ber 

. Schulvübernahme gemachten Vorbehalt: über die Art und Weife, wie die Zah⸗ 
lungen Rattzufinden haben, ein Uebereinlommen zu treffen, Tann die Deutung nicht 
gegeben werben, daß ber Gläubiger vor dem durch feine Initiative herbeigeführten 
Uebereinfommen wicht folle Magen können. 

Entf. v. 17. October 1860, Nr. 9904 (G. Ztg. 1861, Nr. 23). Die 
vertragsmäßige Verpflichtung des Schuldners, einen beftimmten Theil der aner- 
tannten Forderung des Gläubiger in beftimmten Terminen zu bezahlen, rück⸗ 
fichtlich des Reſtes aber binnen einer beftinumten Zeit eine briefliche, die Zahlungs⸗ 
verbindlichleit ansprechende Urkunde auszuftellen, berechtigt den Gläubiger zur 
Einklagung jenes Neftbetrages jelbft, da für viefen Theil der Forderung ein 
Zahlungstermin nicht feftgefegt wurde. 

Entſch. v. 12. September 1860, Nr. 10102 (1191 ©.-U.). Fromme 
Bermädhtniffe find auch ohne Mahnung von Todestag bed Erbls. an zu ver- 
zinſen ($8. 1334, 685—687, 813 B. ©.; Hofkzld. v. 27. Juni 1822 und 
Hofo. v. 29. December 1785, Nr. 509 3. G. S. — wider die gegentheilige 
unter Berufung nad 8. 904 ibid. von der I. Inftanz zu Grunde gelegte Aus- 
legung des 8. 685 ibid.). 

Enitſch. v. 12. September 1860, Nr. 10101 (1190 G.-U.). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 10102 ex 1860. 

Entſch. v. 29. Mai 1860, Nr. 6346 (1141 G.-U.). Die Aenderung 
eines Frachttarifes bei einer Verkehrsanſtalt tritt für die einzelnen Stationen erſt 
mit dem Momente ein, bis dafelbft die Aenderung befannt gegeben wurde. 

Entſch. v. 14. September 1859, Nr. 10178 (861 ©.-U.; P. ©. 700). 
Tas ein Schuldner ſich verpflichtet, zu zahlen, „wenn fi feine Bermögensver- 
hältnifje gebeffert haben werben,“ kann dem Magenden Gläubiger nicht der Be- 
weiß der Bellerung der Bermögensverhältnifie aufgebärbet werden. 

Wiehl, bürgl. Geleyd. erl. 40 


614 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


Entſch. v. 24. Februar 1857, Nr. 1227 (303 ©.-U.). Auch nah auf 
ehobenem Concurfe kann auf Grund eines wider die Concursmafle erwirkten 

Eanivirungsurtgeits fofort die Execution erwirkt werben (88. 904 u. 1457 B. ©.). 
Der Umftand, daß in dem Urteil nicht die Zahlungsverbindlichleit binnen 14 Tagen 
ansgebrüdt ift, ändert nichts hieran (Hofb. v. 10. Februar 1785, Nr. 387 
9. ©. S. — Hofd. v. 23. Auguft 1793, Nr. 118 I. ©. ©.). [Beim Be- 
ftande ver alten €. O.!] 

Entſch. v. 17. Februar 1857, Nr. 1248 (297 ©.-U.; P. ©. 699). 
Dei einem Anerfennungsvertrage mit dem Beifage, daß die Schuld in feſtzu⸗ 
fegenden Raten zurüdgezaplt werben folle, hat ver Richter die Termine zur Zah⸗ 
lung zu beftimmen. 

Entf. v. ? 1857 (PB. ©. 703). Wenn trog anerkannter Liquidität 
vorbehalten wurde, die Zahlung in Monatöraten nad) erit zu beftimmender Zeit 
und Art zu leiften, — hat ver Gläubiger nicht das R., die ganze Zahlung fofort 
zu verlangen, fondern ift lediglich beredhtigt, die nähere Beſtimmung durch ben 
Richter zu begehren. 

Entſch. v. 27. Februar 1856, Nr. 12853 (166 ©.-U.). Wenn lediglich 
zur Dedung ber Darlehensforberung dem Gläubiger ein Anſpruch cedirt wurde, 
wie aus dem feither fortgefegten Contocorrent ſich ergibt, fo ifl, da die Zeit der 
Rüdzahlung nicht beftimmt wurde, bezäglich der Rüdzahlung des Darlehens 8. 904 
B. ©. anzuwenden. 


(8. 905 — vgl. 68. 880, 888; 906; 1418; 68. 208, 429, 451 8. @,; Art. II u. V G. 0. 28. Juli 1871, Rr.10 
. TTS 8. für 1) 9 ; 


8- 905. Wenn ber Ort, wo ber Bertrag erfüllet werben fol, weber aus der Verabredung, 
noch aus ber Natur ober dem Zwecke des Gefchäftes beftimmt werden kann; fo werden unbe» 
wegliche Sachen an dem Orte, wo fie liegen, bewegliche aber an dem Orte, wo das Berſprechen 
gemacht werben ift, übergeben. In Anfehung des Mafes, des Gewichtes und der @elbforten, 
if auf den Ort der Uebergabe zu fehen. . 


Entf. v. 17. October 1876, Nr. 8459 (6261 ©.-U.). Da der Gläubiger 
und fein Machthaber die Ueberſendung des Geldes durch die Poſt nicht beſtimmt 
ober genehmigt haben, iſt durch Ueberfendung des am Wohnort des Schulpners zahl- 
baren Betrages durch Poſt an den Rechtsfreund des Gläubigers, da die Sendung 
von einem hierzu nicht ermächtigten Kanzliften übernommen und entfrembet wurbe, 
noch nit die Zahlung geleiftet worden ($$. 429, 905 u. 1420 B. ©.). 

Entſch. v. 3. Mai 1871, Nr. 1431 (4147 GM). Geſchah die 
Zufendung der Factura, welde die Ausbedingung eines beftimmten 
Zahlungsortes enthält, fpäter als jene ver Waaren, fo ift durd die 
bloße Annahme ber Factura ein Dig. in Anfehung des Zahlungs- 
orted nicht zu Stande gelommen, weil der Kaufvertrag durch bie 
Uebergabe der Waaren ſchon vollzogen und für beide Theile die Be» 
ffimmung des ©8. bezüglih des Zahlungsortes ($. 905 B. ©.) be» 
reits in Kraft getreten war.... Das bloße Schweigen zu bem nad» 
träglihen Begehren bezüglih des Zahlungsortes fann nad $. 863 
ibid. [don an und für ſich nit, am allerwenigften aber einem fhon 
erfüllten Raufvertrage gegenüber, ald Einwilligung angefehen werben. 

Entſch. v. 2. Mai 1866, Nr. 3771 (©. 9. 1866, Nr. 89). Iſt der 
Ort der Uebergabe, wovon der Preis verabrevetermaßen abhängt, freitig und in 
der Klage nicht bezeichnet, fo kann der Richter weder ohne Beſtimmung des Ueber 
gabsortes verurtheilen, noch denfelben nach eigenem Ermeffen feftftellen. 

Entfd. v. 8. Mai 1861, Nr. 2507 (1320 ©.-U.). Das ©. über den 
Zwangscurd der Banknoten (Pat. v. 2. Juni 1848) hat auf Geſchäfte, melde 
nad ausländifhem ©. zu beurtheilen find, Feine Anwendung. 
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Entf. v. 7. November 1860, Nr. 11137 (1222 ©.-U.). Der im 5. 
und nit im 17. Hauptfl. des II. Theil B. ©. eingereihte 8. 429 ibid. bes 
handelt nur die Frage, ob eine überſchickte Sache für übergeben gehalten werden 
ku und kommt hier die Frage bes vertragsmäßigen Erfüllungsortes nicht in 

etracht. 

Entſch. v. 6. December 1859, Nr. 13843 (922 G.-U.). Daß der 
Btg. durch Nebergabe nicht audy anderswo als ba, wo die Güter liegen, 
erfüllt werben Fönne, läßt fih mit Hinblid auf den 8. 427 B. ©. 
[? Immobilien] nit behaupten. 

Entfd. v. 16. Iuni 1858, Nr. 5949 (579 G.-U.; P. ©. 704). Durch 
Annahme der Waare mit einer Factura, in welcher, wie im Preidcourant, bie 
Zahlung an einem beftimmten Drt bedungen wird, übernimmt ($. 863 B. ©.) 
ber Schuloner die Verpflichtung zur Zahlung an jenem Ort. 

Entſch. v. 1. October 1852, Nr. 9347 (P. ©. 705). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 2507 ex 1861. 


(0. 908 — vgl. 68. 1811, 1481; 1056, 1057; 1048, 1049; 1296 ®. @.) 
3. 906. Kann das Berfprechen auf mehrere Arten erfüllet werden, fo hat der Berpflichtete 
die Wahl; er kann aber von der einmal getroffenen Wahl für fi) allein nicht abgeben. 

Entfd. v. 15. April 1871, Nr. 1991 (Sc. II). Das Verſprechen 
des Egthrs. eines Gemäflers, wöchentlich an einem Tage eine beftimmte Menge 
Waſſer zum Betriebe von Mühlen abzulaffen, beſchraͤnkt ihn nicht in der Wahl 
des Wochentages, auch wenn nad geleiftetem Verſprechen nun ſchon mehrere 
Jahre ſtets am venfelben Wochentagen das Waſſer abgelafen wurde (88. 9U3 
a. 906 B. ©.). 

Entf‘. v. 5, Juni 1866, Nr. 5313 (2516 ©.-U.). Dadurch, daß ber 
Gläubiger die beim Gerichte des Wohnortes des Gellagten eingebrachte Klage 
mit Vorbehalt neuer Anbringung zurädzeg, ift ihn bie Neuanbringung nun beim 
forum contractus nicht verwehrt ($. 6 Yar. N.) und fein R. der Wahl bes 
züglich des Gerichtöftandes nicht confumirt worden, weil die Vorſchrift des $. 906 
2. ©. hier, wo es ſich nicht um die Erfüllung einer Verbindlichkeit handelt, nicht 
anwendbar if. 

Entſch. v. 3. Yuli 1855, Nr. 4855 (107 ©.-U.). Die $8. 906, 656 
a. 657 8. ©. find auf ben Fal der Collation des Heiratsgutes nah $. 793 
ibid. nicht anwendbar. Der Collationspflichtige Tann in feinem Falle zur Heraus⸗ 
gabe des Empfangenen angehalten werden, wenn er aud im falle der Unzu⸗ 
länglicpleit des Nachlaſſes mit Rüdfiht auf die Anrechnung des Vorausempfanges 
nichts befommt. Dadurch, daß die Tochter ſich erbserklärte, hat fie keine Ver⸗ 
pflihtung zur gänzlihen oder theilweifen Erflattung des Heiratsgutes über⸗ 
nommen. 


G. 907 — vgl. bei 8. 906 cit.) 

8. 903. Bird ein Vertrag ausprüdlich mit Vorbehalt ver Wahl gefchloffen, und biefelbe 

durch zufälligen Untergang eine® oder mehrerer Wahlſtücke vereitelt; fo ift ber Theil, dem bie 

Bahl zufteht, an den Vertrag nicht gebunden. Unterläuft aber ein Verſchulden des Verpflichteten; 
fo muß er dem Berechtigten für die Vereitelung der Wahl haften. 

Entſch. v. 6. Juli 1878, Nr. 13444 (©. Big. 1879, Nr. 54). Ob- 
gleih 8. 9078. ©. bei Btg.en im Allgemeinen den Bertragfdließen« 
den den Vorbehalt der Wahl geftattet, muß ein folder Vorbehalt bei 
Beftanpverträgen nah $. 1094 ibid. als ausgeſchloſſen betrachtet 
werden, weil der Beflandvertrag erſt dann als volllommen abges 
ſchloſſen anzufehen ift, wenn die Vertragſchließenden über die Sache 
und den Preis übereingelommen find. Ueber die Sade, d. i. über die 
Wohnung, welde bie Gellagte miethen werde, ift aber nad ben 
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eigenen Anführungen ber Klägerin ein Uebereinlommen nit zu 
Stande gelommen, weil legtere felbft fagt, Gellagte habe die Han 
beforgerin erſucht, aud bie Kleinere Wohnung Niemanden zu zeigen, 
weil fie ſich möglicherweiſe noch für dieſe entfheiden dürfte War 
aber in Betreff ver Sache ein Uebereinkommen nit zu Stande ge- 
kommen, jo beſtand ein ſolches aud nit Über den Preis, der ja für 
jeveberbeiden Wohnungen einverfhiedenerwar. Ein Vertragsabſchluß 
tann aber auch ſchon deßhalb nicht als erfolgt betrachtet werden, weil 
die Beklagte, welche das angeblihe Darangeld von 10 fl. gab, nit 
erklärt hat, wann fie fommen werde, um zu jagen, welde ber beiden 
Wohnungen fie nehmen werde [Schlußfolgerung]. 


4. Angeld; 


rt, 285 9. @.; 66. 909, 910; 1836; 1485, 1488, 1440; 86. 019; 912, 1 1871 ©. &.; Hofe 
2: u J (Sautlon tg.en mi ar F— r. Bbgn. v. 29, J 
— FR ar is dem Be Ya Ib); ER Bogı — —S— 5 4692, 
6 Apr 108 331, E 1000 und n. 28. December Mark 11, 90 1768 9. 6, 6: 
"aber yum 8. 8., "Darangabe ‚Angelb“.) 


8. 908. Was bei Abſchließung eines Vertrages —— wird, iſt, außer dem Falle 

einer beſonderen Verabredung, nur als ein Zeichen der Abſchließung, oder als eine Sicher⸗ 

ſtellung für die Erfüllung des Vertrages zu betrachten, und heißt Angeld. Wird der Vertrag 

durch Schuld einer Partei nicht erfüllet; ſo kann die ſchuldloſe Partei das von ihr empfangene 

Angeld behalten, oder ben boppelten Betrag des von ihr gegebenen Angeldes zuzüdforbern. 

BIN fie fih aber damit nicht begnügen, fo kann fie auf die Erfüllung; oder, wenn diefe nicht 
mehr möglich ift, auf den Erfag dringen. 

Entf. v. 11. September 1877, Nr. 8597 (G. 9. 1878, Nr. 21). 
8. 908 8. ©. fegt voraus, daß das Angelo mit Bezug auf einen rechtsgiltig 
abgefhloffenen Big. gegeben wurbe; dieß trifft jedoch nit zu, wenn mit einer 
Gemeinde contrahirt worben ift, da nad $. 867 ibid. diefer Vtg. nur mit Be⸗ 
obachtung der politifhen Vorſchriften die Giltigkeit erlangen Tann. 

Entſch. v. 3. Mai 1877, Nr. 7588 (©. 9. 1878, Nr. 55). "Wenn 
das Kaufgefhäft im Sinne des 8. 1053 B. ©. bereitd geſchloſſen war, fohin 
ein Theil des vereinbarten Kaufſchillings bezahlt und die Uebergabe des Kauf- 
gegenftandes nad Zahlung des Kaufſchillingsreſtes erfolgen fol, fo ift der bereits 
gezahlte Betrag keineswegs als Zeichen des gefchloffenen Vtgs. oder Sicherſtellung 
für die Erfülung desfelben, fomit auch nicht als Angeld ($. 908 ibid.) ge- 
gegeben worden und der Käufer kann in keinem Falle vie Rüdftelung des dop⸗ 
pelten Ungelves begehren. 

Entf. v. 1. Mai 1877, Nr. 4878 (©. H. 1877, Nr. 89). Mangels 
einer befonderen Verabredung ift jener Betrag, welcher bei Abſchließung eines 
Btgs. voransgegeben wird, nach $. 908 B. ©. als Angeld anzufehen. 

Entſch. v. 1. Juni 1876, Nr. 2881 (6167 G. U.). Wenn kein Bars 
beitrag (jondern eine Anzahl Öffentlicher Obligationen) zur Sicherſtellung bes 
Kaufpreifed gegeben wird, fo bilvet dieſe Vorausgabe fein Angelo ($$. 908 u. 
1055 8. ©.), fondern ift als bloße Caution anzufehen, deren Rüderflattung im 
doppelten Betrage (doppelten Curswerthe) keinenfalls begehrt werden kann. 

Entf‘. v. 19. November 1875, Nr. 10492 (5144 ©.-U.). Wenn ein 
Uebereintonmen, binnen gewiſſer Frift ein Grundſtück zu verfaufen, getroffen und 
ein Ungeld gegeben wurbe, kann bie Verbindlichkeit aus diefem pactum de contra- 
henda emtione nit als durch vorbehaltlofe Annahme des Angeldes, über die 
urſprüngliche Berbinvlicgkeitsvauer ausgedehnt, angefehen werden, venn dad An- 
geld hat nur die Bedeutung einer Sicherſtellung des getroffenen Uebereintommens 
(8. 908 B. ©.). Wenn der Geber des Ungeldes erft nad) der vereinbarten Frift, 
inner welder der Kaufvertrag gefchlofien werden follte, das Kaufgelo zu Stande 
brachte, kann er von dem Beſitzer des Grundſtückes, der, indem er nad) Ablauf 
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jener Friſt es anderweitig verfaufte, nur von dem ihm vorbehaltenen R. Ge⸗ 
brauch machte, nicht das doppelte Angeld zurädforbern. 

Entſch. v. 2. Yuli 1873, Nr. 6347 (5024 ©.-U.). Der Anfprud auf 
Rückgabe des boppelten Angelves ift im Falle unnollländiger Erfüllung des 
Bigs. unftatthaft, ba $. 908 B. ©. von der Borausfegung ausgeht, daß ber 
Big. durch Verſchulden einer Partei gar nicht in Erfülung gegangen fei (arg. 
8. 909 ibid.). 

Entfd. v. 18. April 1873, Nr. 26738 (Manz’ihe Slg.). Art. 285 9. ©. 
beftimmt als Regel, daß das Angelo zurückgegeben oder in Anrechnung zu bringen 
feb, läßt aber ſchon Ausnahmen in Folge des Ortsgebrauches zu; überdieß wirb 
je ter Oeflagte eben nah dem mit Art. 285 H. ©. übereinftimmenven 
8. 908 8. ©. zur Zurüdftellung des Angelves verhalten; den weiteren Betrag 
ift er aber nicht als Angeld, fondern ald einen nah dem ©. in einer gewiſſen 
Höhe (nämlich im Betrage des Angeles) zu leiftenden Schavenerfag zu bezahlen 
ſchuldig und befteht dießfalls zwifchen dem H. ©. und dem B. ©. kein Wiver- 
fprud, indem jenes im Art. 855 H. ©. dem Käufer zugefteht, ftatt der Er- 
füllung (aljo mit Abgehung vom Btge.) — Schavenerfag wegen Nichterfüllung 
zu fordern, das B. ©. aber feftjegt, daß ber ſchuldloſe Theil ftatt des ziffer- 
mäßig nachzuweiſenden Schadens die Zahlung einer Summe in der Höhe des 
gegebenen Angeldes verlangen ober das empfangene Angeld (als Schavenerfag) 
begehren dürfe. Anläßlih biefer Entf. wurde eingetragen in's Sprudhreper- 
terium Nr. 48: Durch den Art. 285 9. ©. ift der 8. 908 B. ©, 
infoweit er der fohuldlofen Partei das R. zugefteht, das von ihr em- 
pfangene Angeld zu behalten oder den doppelten Betrag des von ihr 
gegebenen Angeldes zurüdzufordern, nicht aufgehoben. 

Entf. v. 4. April 1872, Nr. 8783 (4550 ©.-U.), Wenn beim Ab⸗ 
ſchluße von Kaufvertragspunftationen über eine Nachlaßrealität, wornad binnen 
beftimmter Frift der Kaufvertrag errichtet werden foll, der erblafferifhen Witwe 
für fie und ihre min. Kinder ald Verkäufer ein Angelo gegeben wurde, ben Big. 
aber Mangels rechtzeitiger Beendigung der Abhandlung oder Mangels (ver- 
laſſenſchafts⸗, vormundfchafts-) behördlicher Genehmigung nicht in der vereinbarten 
Friſt zum Abſchluß gelangte und deßhalb das Angeld zurüdgegeben wurde, fo 
fann eine weitere Forderung nicht geftellt werden; denn ein doppeltes Angeld 
Üönnte nur dann verlangt werden, wenn bie Empfänger bes Angelves allein 
baran Schuld tragen, daß der fürmliche Kaufvertrag nicht innerhalb ver geſetzten 
Friſt abgejchloffen werben konnte. [Aehnl. der Entf. Nr. 8597 ex 1877.] 

Entfd. v. 27. April 1871, Nr. 2726 (4142 ©.-U). Da Kläger, 
welcher den erfauften Wein abzuholen hatte, erft nach 14 Tagen einen Fuhrmann 
endete und kurz vorher erft der Verkäufer ven Wein anders wohin abgab, hat er 
ſelbſt zur Nichterfülung des Vtgs. mit Anlaß gegeben, es Tann daher im Hin« 
biid auf 8. 904 B. ©. (Vertragserfüllung bei nicht beftimmter Zeit: „ohne 
unnöthigen Aufſchub“), $. 1062 ibid. (Verpflihtung zur fogleihen Uebernahme) und 
8. 914 ibid. (Auslegung des undeutlihen Ausdrudes „in Kürze” zum Nachtheile 
des Klägers, der ihn gebrauchte) nicht angenommen werben, baß der klagende 
Käufer die ſchuldloſe Partei fei, welche im Sinne bes 8. 908 ibid. beredtigt 
wäre, das gegebene Angelo im doppelten Betrage zurüdzufordern. 

Entf. v. 19. Mai 1870, Nr. 1503 (Pramnit 1871). Das R., auf 
Nüdftellung des doppelten Angeldes zu dringen, fteht nur jenem BVertragstheile 
zu, welcher felbft an der Nichterfüllung des Btgs. ganz ſchuldlos if. 

Entſch. v. 27. April 1870, Nr. 1408 (Sc. IL). Ein mit einem 
Biener Wechsler in deſſen Gefhäftslocale Über Börfeneffecten abgefchloffener Kaufe 
vertrag ift nicht als ein Börfegefhäft anzufehen, das ©. v. 20. Juni 1868, 
Nr. 86 R. ©. B. daher auf diefen Btg. nicht anwendbar, und ber Wechsler, 
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welcher bie Lieferung ber gefauften Papiere an dem vereinbarten Lieferungstage 
nicht leiftete, ba er bis 11 Uhr Vormittags des nächſten Tages hierzu Zeit habe, 
iſt zur Leiſtung bes doppelten Angeldes verpflichtet. 

Entſch. v. 22. Juli 1869, Nr. 7319 (©. Big. 1870). Wird bei einem 
unter Kaufleuten gefchloflener Vtg. unter ausbrüdliher Berufung des $. 908 
B. ©. ein Angelv gegeben, fo hat bie ſchuldtragende Partei nicht nach Art. 285 
H. ©. nur daß einfade, fondern das doppelte Angelo zurüdzuftellen. Theilweiſe 

+ wbrfpr. ber Entidh. Nr. 2678 ex 1873, Sprudrepertorium Nr. 48.] 

Entfd. v. 5. Mai 1869, Nr. 2381 (3405 ©&.-U.). Wenn in einem 
Big. eine „Darangabe” bedungen wird, find baranf die Beftimmungen über An- 
geld anzuwenden, da nad dem Iuber zum B. ©. der Ausdruch „Darangabe* 
gleichbedeutend mit „Angelb* zu nehmen ift. 

Entf. v. 8. April 1869, Nr. 1195 (©. H. 1870). Auch eine bloß 
theilweife Nichterfüllung berechugt ben ſchuldloſen Theil zur Zurücbehaltung des 
Angelves. — Die Anwendbarkeit des 8. 908 B. ©. murbe durch das H. ©. 
und insbefondere Art. 285 desfelben nicht eingefchränft. 

Entf. v. 19. Februar 1869, Nr. 291 (©. H. 1869). Wenn bie Ber 
fimmung ver Zahlungsmobalitäten ausdrücklich fpäterer Vereinbarung vorbehalten 
wurde, fo ift ver Kaufvertrag, da dieſe Vereinbarung nicht zu Stande kam, nicht 
für abgefchloffen anzufehen, und der Käufer alfo berechtigt, das gegebene Angelv 
zuedzuverlangen (8$. 908, 1056 B. ©.). 

Entfd. v. 5. Februar 1869, Nr. 11376 (3276 ©.-U.). Ein bei einer 
Berabrebung, buch welche noch nicht alle weientlihen Momente des verabrebeten 
Bigs. beftimmt wurden, gegebener Vorſchuß ift fein Angeld im Sinne 8. 908 8. ©. 

Entf. v. 21. Jänner 1869, Mr. 11374 (3256 ©.-U.). Durch die 
vorbehaltslofe Rücdnahme des einfachen Angeldes wirb der andere Vertragstheil 
von der Verpflichtung der Leiſtung bes doppelten Angelves befreit (8. 863 B. ©.). 

Entſch. v. 6. Nov. 1867, Nr. 8846 (©. 9. 1868, Nr. 33). Der An« 
orbnung bed $. 908 B. ©., betreffend die Zurüdforberung bes doppelten An- 
gelbes, ift dur Art. 285 H. ©. nicht derogirt. 

Entf. v. 16. October 1867, Nr. 6221 (©. tg. 1867, Nr. 100). 
Die Vorſchrift des F. 809 B. G. ift vollinhaltlich auch auf daS Angelo bei Handels- 
geihäften anwendbar. Aehnl. der Entih. Nr. 8346 ex 1867.] 

Entf. v. 31. Jänner 1867, Nr. 777 (2728 G.⸗U.). Eine & Conto 
bes Kaufſchillings geleiftete Zahlung (duch Wechfel) ift fein Angeld. If der 
Dig. mit Zuftimmung beider Contrahenten aufgelöft worden, fo kann die Frage, 
wer daran Schuld trage, auf melde e8 aber bei der Zuerkennung des Ungelves 
nad 8. 908 B. ©. allein ankommt, gar nicht aufgemorfen werben. — Die 
St I —— wurde aufrecht erhalten. 

ntfd. v. 3. October 1866, Nr. 8077 (2680 ©.-U.). Der Beflagte, 
—— ba ein Borgverkauf nicht conſtatirt wurde, bie Uebergabe der Waare 
anders als gegen Bezahlung mit R. verweigerte, hat hierdurch die Nichter⸗ 
füllung des Vtgs. nicht verſchuldet, und kann daher nicht zur Rückſtellung bes 
ae Angeldes verhalten werben. 
Entſch v. 26. April 1865, Nr. 3426 (©. H. 1865, Nr. 77). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 8346 ex 1867. 

Entſch. v. 18. April 1865, Nr. 2999 (2155 ©.-U) Es iſt nicht 
wefentlih, daß beim Bertragsabfhluß ſchon das Angel in vollem Betrage ausbe⸗ 
zahlt werde; es Tann auch nad dem Vertragsabſchluß das vereinbarte Angeld 
gezahlt worden fein, 

Entf. v. 4. November 1863, Nr. 6867 (1825 ©.-U.). Wenn bei 
einem Btg. ein Reugeld bedungen und ein gleichhohe® Angeld gegeben wurbe, 
fo ift im Zweifel anzunehmen, daß das Angelo zugleih Reugeld fei. 
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Entf. v. 14. October 1863, Nr. 6773 (©. 9. 1865, Nr. 60). Jenem 
Theil, welcher zur Sicherftellung feiner Vertragsverbinblichkeiten eine Caution er⸗ 
legte und nad Aufhören des Bertragsverhäftmiffes viefe Caution zurädfordert, 
— kann nicht der Beweis aufgelaftet werden, daß er allen feinen Vertragsver⸗ 
a nachgekommen fei. 

ntſch. v. 10. Suni 1868, Nr. 4060 (1744 ©.-U.). Nur was „bei“ 
Bertragsabſchluß, nicht auch mas fpäter „ale Angelo“ gegeben wirb, kann als 
ſolches angefehen werben. — [Wbrfpr. der Entfch. Nr. 2999 ex 1865?] 

Entſch. v. 17. April 1862, Ne. 1610 (1509 G.-U.). Die Borfchrift 
bes 8.908 B. ©., wornach das empfangene Angelo kann behalten, resp. das 
doppelte Ungelv muß zurüdgegeben werben, fegt voraus, daß ber andere Contra» 
bent an der Nichterfüllung des Vigs. gänzlich ohne Schuld ifl. Da der Käufer 
(Kläger), trogbem Mangel Uebereintommens ver Btg. fofort erfüllbar war 
(8. 904 ibid.), es unterlafjen hat, in angemefjener Frift die Waare abzuholen, 
trifft auch ihn ein Verſchulden; er kann daher nur bie Rüdftellung des einfadyen 
Angeldes fordern. 

Entf. v. 13, April 1860, Nr. 3864 (8. H. 1861, Nr. 30). Das 
von einem Dritten für einen Compaciscenten gegebene Angeld ift nicht immer 
als ein Zeichen der Abſchließung des Vtgs. zu betrachten. Wenn fonad ver 
Geklagte widerfpriht, daß das Angeld als Zeichen der Abfchliegung gegeben 
worben ift, jo muß ber Kläger biefen Umftand beweifen, 

Entf. v. 24. Jänner 1860, Nr. 656 (1068 ©.-U.). Das Vadium 
ift wicht als Teilzahlung des Meiftbotes zu betrachten. Wird es in öffentlichen 
Obligationen erlegt, fo trifft die Eoursbifferenz den Erleger (8. 908 B. ©.). 

Entſch. v. 3. Jänner 1860, Nr. 11050 (1045 ©.-U.). Auch bie 
Concursmafle muß das doppelte Angelo erftatten, wenn ber Beweis nicht here 
geftellt wird, daß die Mafia ohne eigenes Verſchulden an ber Erfüllung bes 
Vigs. gehindert war. 

Entſch. v. 10. Auguſt 1859, Nr. 8379 (840 ©.-U.; P. ©. 708). 
Außer dem Falle, wo die Freiheit des Nüdtrittes ausprüdlid bedungen und ein 
Reugeld beftimmt worden, oder das Angelo nah 88. 909 u. 910 B. ©. vie 
Stelle des Reugeldes vertritt, ift beim Kaufvertrage jede Vorausbezahlung eines 
Theiles des Kaufgeldes als Angelo, d. i. als Sicherftellungsmittel des Vtgs. 
zu betrachten. 

Entfd. v. 8. Yuli 1859, Nr. 7128 (Tribüne 1861, Nr. 4). Die 
urfprüngliche Darlepensvaluta Tann nit durch Novation an fih ſchon zugleich 
als Angeld genommen werben. 

Entſch. v. 12. April 1869, Nr. 3949 (2056 ©.-U.). Der Kläger, 
welder die Nüdftellung des doppelten Angeldes forbert, hat nur die erfolgte 
Angabe und die Nichterfüllung des Vtgs. ſeitens des Geklagten; letterer dagegen 
zu erweifen, daß der Btg. ohne fein Verſchulden nicht erfüllt wurde, 

Entid. v. 11. März 1857, Nr. 1966 (312 ©.-U.). Wenn eine Waare 
die bedungene Eigenfchaft nicht hat, fo fann der Käufer nur die Aufhebung des 
Btgs., nit aber das doppelte Angelo verlangen. 

Entſch. v. 13. Jänner 1857, Nr. 236 (276 ©.-U.; P. S. 711). Die 
Rüdforberung des doppelten Angelves fann nur dann eintreten, wenn bie ſchuld⸗ 
loſe Partei fi) damit begnägt, und weber auf vie Erfülung des Vigs., noch 
auf Erfag tringen will. 

Entfd. v. 8. Yuli 1856, Nr. 5819 (997 ©.-U.; P. ©. 710). Das 
Angeld kann nicht nur in barem Gelde, fondern aud mittel eines Wechjel- 
acceptes gegeben werben. [Wbrfpr. der Entſch. Nr. 777 ex 1867). Der An- 
ſpruch auf Leiftung des doppelten Angelves Tan, wenn vor Ablauf des zur 
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. Erfüllung gefegten Termines der Concurs über das Bingn. bed einen Contrahenten 
eröffnet würde, gegen die Concursmaſſe geltend gemacht werben. 

Entf. v. 3. Jänner 1856, Nr. 12586 (152 ©.-U.). Der Umftand, 
bag ein Angeld gegeben und angenommen wurde, ift für die Frage des Beftehens 
eines vechtögiltigen bindenden Vtgs. irrelevant, da das Angelo nur unter Vor⸗ 
ausfegung dieſes Beftandes überhaupt rechtliche Bebentung hat. ⸗ 

Entſch. v. 28. März 1855, Nr. 1987 (76 ©.-U.; P. ©. 712). Das 
Angeld und die Conventionalftrafe find zwei verſchiedene Nechtstitel, gehen von 
ganz verſchiedenen VBorausfegungen aus, hängen von verfhiedenen Bedingungen 
ab und haben verfchiedene Rechtsfolgen. Es geht daher nicht an, eine aus bem 
Titel des verfallenen Angeldes geftellte Forderung dem Kläger aus dem im Rechts⸗ 
freite nicht ventilivten Titel der Conventionalftrafe zuzuſprechen. 


5. Reugeld; 
G. 909 — vgl. 9. 006; 905, 909, 919; 908, u 3 u Aus. v. 91. Märg 1882; Pratobevera, Bat, 


8. 909. Bird bei Schliegung eines Vertrages ein Betrag beſtimmt, welchen ein ober ber 

andere Theil in dem alle, daß er von dem Vertrage vor der Erfüllung zurücktreten will, 

entrihten muß; fo wird der Vertrag gegen Reugeld gefchlofien. In diefem Falle muß ent- 

weder ber Vertrag erfüllt, oder das Reugeld bezahlet werden. Wer ben Vertrag auch nur 

sum Theile erfüllet, oder das, was von dem Andern auch nur zum Theile zur Erfüllung ge⸗ 

leiftet worben Äft, angenommen hat, kann felbft gegen Entrihtung bes Reugeldes nicht mehr 
zurücktreten. 

Entſch. v. 2. Juli 1873, Nr. 6347 (5024 ©.-U.). Der Anſpruch auf 
Nüdgabe des doppelten Angelves ift im alle unvollftänbiger Erfüllung des 
Vtgs. unftatthaft; da $. 908 B. ©. von der Voransfegung ausgeht, daß ber 
Btg. durch Verſchulden einer Partei gar nicht in Erfüllung gegangen ift (arg. 
8. 909 ibid.). 

Entſch. v. 4. November 1863, Nr. 6867 (1825 ©.-U.) Wenn bei 
Abſchluß eines Vtgs. ein Angelo gegeben und ein gleich hohes Reugeld be= 
dungen wurde, ift im Zweifel anzunehmen, daß das Angelo zugleich auch Reu⸗ 
geld ſein folle. 

Entſch. v. 8. Juli 1862, Nr. 4187 (1539 ©.-U.). Falls nur erſt die 
Schließung eines Vtgs. umd für den Rücktritt ven dem zu ſchließenden Big. 
eine Summe bedungen wurde, fo ift diefe Summe als Conventionalftrafe, nicht 
als Reugeld anzufehen. 

Entfh. v. 24. Jänner 1860, Nr. 522 (1065 ©.-U.). Erklärt ver 
Verkäufer nach phufifcher Uebergabe der Realität, aber noch vor Errichtung ber 
Vertragsurkunde, den Vtg. nit einzugehen, fo kann der Käufer diefe Erklärung 
annehmen, Eine fpätere Willensänderung feiten® des Verläufers, und felbft bie 
vorangegangene theilweife Erfühung des mündlichen Vigs. können an ber hier- 
durch erfolgten Auflöfung des Pactums nichts ändern. 

Entfd. v. T. November 1855, Nr. 10979 (984 ©.-U.). Aus einem 
gegen Reugeld gefchloffenen Vtg. ift kein Theil berechtigt, bloß auf Zahlung bes 
Reugeldes zu Hagen. 

(8. 910 — vgl. bei $. 909 cit.) 
8. 910. Wenn ein Angeld gegeben, und zugleich das Befugniß des Riüdtrittes ohne Be⸗ 
ſtimmung eines befonberen Reugeldes bedungen wird; fo vertritt das Angelb die Stelle des 
Neugelves. Im Falle des Rückrittes verliert alfo der Geber das Angeld, oder der Empfänger 
ftellt da8 Doppelte zurück. 

Entfd. v. 10. Auguft 1859, Nr. 8374 (840 ©.-U.; P. ©. 708). 
Iede Vorauszahlung ift beim Kaufvertrage — ausgenommen die Fälle, da bie 
Freiheit des Nüdtrittes oder aber ein Reugeld bebungen, ober enblih uach 
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88. 909 u. 910 B. ©. das Angelo die Stelle des Reugelves vertritt — als 
Angeld anzuſehen. . 

Entſch. v. 4. Jänner 1812, Nr. 3918 (P. ©. 714). Wenn Parteien 
ſich gegenfeitig das R. vorbehalten, von einem geſchloſſenen Kaufe gegen Bes 
zahlung eines Reugeldes abzutreten, jedod dafür feine Zeit oder eine fonftige 
Bedingung feftfegen, fo muß dieſes R. beiden Theilen für ihre Lebenszeit ein 
geräumt fein, - 

@. 911 — gl. 8.908 0. 6) 
8 Dal. Wer nicht duch bloßen Zufall, fondern durch Berſchulden an ber Erfüllung des 
Berteages gehindert wirb, muß ebenfalls das Reugeld entrichten. 

Entſch. v. 4. Februar 1857, Nr. 636 (288 ©.-U.). Wenn nur durch 
einen Zufall (Einftellung des Verkehrs in Folge heftigen Schneefalls) die recht⸗ 
zeitige Erfülung unmöglich wurde, fo treffen ven Schuldner nad) 88. 1298 m. 
911 8. ©. nit die Folgen der Mora und der Gläubiger kann das im Dtg. 
betungene R., das Vertragéverhältniß aufzulöfen, nicht geltend machen, zumal ver 
Bevollmächtigte des Gläubigerd die verjpätete Zahlung vorbehaltslos annahm. 
Mit der Mora felbft fallen aud alle Folgen derſelben hinweg. 


6. Mebengebühren, 


(8. 918 — vgl. 68. 204-397, 999, 1328, 1839, 1386; 1. 329, 830, 885, 888; 405 u. ff-5 4575 686, 824; I. 998 
bi8 1000; #8. 1050, 1064; 1047, 1060, 1333 8. ©.) 


8 912. Der Släubiger ift von feinem Schuldner außer der Hauptſchuld zuweilen auch 
Nebengebühren zu fordern beredtiget. Sie beftehen in dem Zuwachſe und in den Früchten 
der Hauptfadhe; in den beftimmten ober in den Zögerungszinfen; oder in dem Erſatze des 
verurfachten Schadens; oder defien, was dem Andern daranliegt, daß die Verbindlichkeit nicht 
gehörig erfüllet worden; endlich in dem Betrage, welchen ein Theil fi auf diefen Gall bes 
dungen bat. 

Entſch. v. 4. Mai 1876, Nr. 788 (©. 9. 1877, Nr. 10; 6130 ©.-U.). 
Die Beurtheilung des Anſpruches auf eine Conventionalfirafe als Nebengebühr 
einer beftinmten Hahptfhuld (88. 912 u. 1336 8. ©.) hängt von der Beur- 
theilung des Hauptgefchäftes ab. Da bezüglich des Hauptgeihäftes ein rechts⸗ 
träftige8 Erkenntniß bereitö vorliegt, kann über diefes Begehren nicht mehr er« 
kannt werben. 

Entf. v. 29. Jänner 1872, Nr. 607 (4861 ©.-U.). Die im 8. 1336 
B. ©. enthaltene Hinweifung auf $. 912 ibid. fpricht dafiir, daß das ©. vie 
Eonventionalftrafe als eine Art der Entfhädigung anfieht, da aud im $. 912 
ibid. des für den Fall der Nichterfüllung einer Verbindlichleit bedungenen Betrages 
im Zufammenhange mit Schadenerfag und Interefie gedacht und im 8. 913 ibid. 
wieder auf das Haupiftüd vom Schabenerfage verwiefen wird. Käme es bei 
ber Eonventionalftrafe auf den Schaven gar nit an, und mirbe es ſich dabei 
rein um eine contractlic bebungene Zahlung handeln, fo gäbe es für die im 
8. 1336 ibid. vorgefehene richterlihe Mäßigung bed bebungenen Vergütungsbe⸗ 
trages weber einen Maßſtab noch eine Berechtigung. Hiernach kann aud nicht 
geſagt werben, daß ber im $. 1489 ibid. bezeichnete Anfangspuntt der Big. 
auf die Eonventionalftrafe nicht zutreffe, denn es wird ja doch aud bei der Con⸗ 
venttonalftrafe ein mit der gar nicht ober nicht gehörig ober nicht rechtzeitig er=- 
folgenden Bertragserfüllung verbundener Nachtheil vorausgeſetzt, und es ift auch 
nicht richtig, daß ber wohl nur in ber von einem erft fpäteren Hervortreten mit 
Entfhädigungsanfprüden zu beforgenden Unfiderheit und in der Schwierigfeit 
einer fpäteren Beurtheilung des Schadens zu ſuchende Grund der im $. 1489 
ibid. normirten furzen Verjährungsfrift auf die Conventionalftrafe nicht zutreffe, 
indem auch im biefer Beziehung jedem Pacidcenten daran gelegen fein muß, mit 
folgen Anſprüchen nicht erſt zu einer Zeit belangt zu werben, wo fi die Grund⸗ 
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loſigkeit ober Mebertriebenheit derfelben nicht mehr fo Leicht nachweiſen läßt. Mit 
biefer Motivirung wurde einzutragen beſchloſſen in's Spruchrepertorium Ar. 38: 
Die im 8. 1489 ibid. beflimmte Verjährungszeit findet aud auf 
Klagen wegen Zahlung einer Konventionalftrafe Anwendung. 

Entfd. v. 17. November 1870, Nr. 13147 (3955 ©.-U.). Die durch 
die Pränotation für die Hanptforderung gewährte Rangorbnung fommt nad 
8. 912 8. ©. aud den Erecutionskoften zu [ugl. au 8. 16 des either er- 
flofienen ©. ©. v. 23. Yuli 1871, Nr. 95 R. ©. 2.]. 

Entfd. v. 28. März 1855 (76 ©.-U.; P. ©. 712). Das Angeld und 


. bie Conventionalftrafe find zwei verfdiedene Rechtétitel, gehen von ganz verfcie- 


denen Borausfegungen aus, hängen von verſchiedenen Bedingungen ab und haben 
verfchiedene Rechtsfolgen. Es geht daher nicht an, eine aus dem Titel des ver- 
ſallenen Ungelves geftellte Forderung dem Kläger aus bem im Nechtöftreite nicht 
ventilirten Titel der Conventionalftrafe zuzuſprechen. 


@&. 913 — vgl. bei 8. 918 ci.) 
3. 913. Inwieweit mit einem dinglichen Rechte das Recht auf den Zuwachs, oder auf die 
Früchte verbunden fet, tft in dem erſten und vierten Hauptftüde des zweiten Theile® beftimmt 
worden. Wegen eines bloß perfönligen Rechtes hat der Berechtigte noch feinen Anſpruch auf 
Nebengebüpren. Inwieweit dem Gläubiger ein Recht auf diefe zukomme, ift theils aus deu 
befonderen Arten und Beftimmungen ber Verträge; theild aus dem Hanptftüde: von bem 
Rechte des Schapenerfages und der Genugthuung, zu entnehmen. 

Entf. v. 29. Jänner 1873, Nr. 607 (4861 G.-U.). Aus dem 8. 1336 
2. ©. und der daſelbſt enthaltenen Hinweifung auf $. 912 ibid. ergibt fih, daß 
das ©. die Conventicnalftrafe als eine Art der Entfhäbigung anfehe, 
Ra aud im $. 912 ibid. des für den Fall der Nichterfüllung einer 
Berbinbligleit bedungenen Betrages im Zufammenhange mit Scha— 
benerfag und Interefje gedacht und im $. 913 ibid. wieder auf das 
Hauptſtück vom Schadenerfage verwiefen wird. Mit diefer Motivirung 
und unter Berufung auf die ratio legis den Beftimmungem ber 88. 913, 1336 
u. 1489 ibid. wurde einzutragen befchloffen in’s Sprucdrepertorium Nr. 38: 
Die im $. 1489 ibid. befiimmte Berjährungszeit findet auch auf 
Klagen wegen Zahlung einer Conventionalfirafe Anwendung. 


Auslegungsregeln Bei Berfrägen. 
@. 916 — vgl. 8. 6.8. ©.; Art, 278 u. 270 9. @.; 66. 655, 861, 868, 906, 915 fj.; 8. 869 ©. 8.) 

8. 914. Die im erften Theile ($. 6) in Hinſicht auf die Auslegung der Geſetze angeführten 
allgemeinen Kegeln gelten auch für Berträge. Insbeſondere fol ein zweifelhafter Vertrag fo 
erfläret werben, baß er feinen Widerſpruch enthalte, und von Wirkung ſei. 

Entfd. v. 6. Iuni 1879, Nr. 4628 (9. B. 1879, Nr. 35). Aus der 
ben Regeln der 88. 6 u. 914 B. ©. entſprechenden Auslegung ber teflamen- 
tarifhen Anorbnung des Inhalts: „Daß weder der Erbe noch defien Nachkommen 
dieſes Gut verlaufen follen, und wenn durch ihm oder befien Nachkommen ein 
Verkauf gefchehen follte, die Anverwandten des Erblaflers zu diefem Gute den Bor- 
kauf um den nämlichen Preis haben follen, in welchem ber Erblaffer e8 übernommen 
bat" — ergibt fi, daß” die im erften Sage enthaltene Beftimmung keineswegs 
als ein Veräußerungsverbst, fondern nur als die Begründung für bie im zweiten 
Sage enthaltene Beſchränkung aufgefaßt werben dürfe [Schlußfolgerung]. Diefe 
Beſchränkung ift aber als mit 8. 1074 ibid. im Widerſpruch ftehend, nad) 8. 1, 
Abſ. 2 des Gs. v. 28. März 1875, Nr. 37 R. ©. 8. ſchon an und für ſich 
rechtsunwirkſam. 

Entſch. v. 7. November 1876, Nr. 7271 (6272 G.-U.). In der Räd- 
ſtellung der für den Sohn eingelöften Wechfel liegt keine Verzichtleiftung bes 
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Vaters auf den Erfag der ausgegebenen Summen (88. 914 u. 6 B. ©.); viel- 
mehr muß der Angabe des Vaters, ver feine Fonds zur Einlöfung erhalten hat, 
daß er den Wechſel nur bezahlte, um den Sobn von dem Andringen der Gläubiger 
zu befreien, beigepflihtet werben, weil nach 8. 915 ibid. im Zweifel angenom«- 
men werben muß, daß ber Kläger durch dieſe Schulvenzahlung ſich eher Die ge- 
ringere Laſt der Vertretung ſeines Sohnes für den Augenblick, als die ſchwerere 
des gänzlichen Berluftes feiner Auslagen habe auflegen wollen. Nach 88. 788 
u. 791 ibid. endlich ift dasjenige, was die Eltern zur Bezahlung der Schulden 
eined maj. Kindes verwendet haben, nicht für eine Schenkung zu halten. 

Entf. v. 23. Februar 1876, Nr. 10825 (6042 ©.-U.). Bei der L- 
fung ber Frage, welches der eigentliche Inhalt des Vtgs. fei, darf nicht außer 
Acht gelaffen werden, daß derfelbe zwifchen ungebildeten Landleuten 
geihloffen wurde und ſowohl von den Parteien, als aud von den 
Zeugen lediglich mit Krenzzeichen unterfertigt erſcheint, ſowie, daß 
die Art und Weife der Ausfertigung der Urkunde und die Wahl der 
Ausprüde bloß von dem Dorfſchreiber abhing, welder die Urkunde 
niederſchrieb. Es muß daher, wie dieß aud im Sinne des Gs. liegt 
(88. 914 u. 915 8. ©.), ein befonderes Augenmerk darauf gerichtet 
werden, welde Abficht der Parteien, die dieſen Vtg. gefchloffen haben, 
mit Rüdfiht auf den Anlaß, bei dem er gefhloffen wurde, aus dem 
Sefammtinhalte desfelben hervorleudtet. Hiernach ergibt fih, daß ber 
Dig. feine Schenkung auf den Todesfall, fondern Ehepacte enthält. 

Entſch. v. 22. Februar 1876, Nr. 11153 (6039 ©.-U.). Der in ber 
Einantwortung an den Gellagten gebrauchte Ausdruck: er habe unter anderem 
„ten vierten Theil von dem erbauten Hopfen“ der Ausnehmerin zu geben, kann 
nicht in dem Sinne verftanden werben, daß er, nachdem durch Zulauf von Aedern 
vorheriges Aderland zum Hopfenbau verwentet wurde, von der hierdurch ver- 
mehrten Ernte den vierten Theil abliefern müfje; denn es ift nicht erſichtlich, daß 
«8 der Beklagte war, der ſich des in die gerichtliche Einantwortung aufgenom- 
menen undentlihen Ausdruckes bediente (8. 915 B. ©.) und greifen daher bie 
allgemeinen Auslegungsregeln ver 88. 6, 914,655 ibid. Pla. 

Entſch. v. 28. December 1875, Nr. 10761 (5958 ©.-U.). Die Aufe 
nahme der zweiten Gattin und der mit ihr erzeugten Kinder in bie von ber erften 
Gattin zunädft für fih, für ihren Gatten aber offenbar nur mit Rüdficht auf 
fein perfönlihes Bedürfniß ausbebungenen Wohnung, iſt unftalthaft (88. 521, 
506, 484 8. ©.). — Aus 88. 92, 139 u. 145 ibid. läßt ſich eine entgegen- 
gefegte Berechtigung nicht ableiten, weil aud das Perſonenrecht des Gatten, wie 
jedes Privatrecht, nur innerhalb der rehtlihen Schranken, alfo nur infofern aus» 
geübt werden darf, als dadurch nicht in die R. Dritter eingegriffen wird. 

Entſch. v. 22. December 1875, Nr. 10226 (5953 ©.-U.). Die $$. 888, 
889 u. 829 B. G., wornad der Geklagte den Kläger nach dem erfolgten Ab- 
leben feiner Ehegattin bloß auf die Hälfte des für beide auf ihre Lebensdauer 
ftipulirten Ausgedinges fegen will, treffen nicht zu, denn das Ausgedinge hat bie 
Natur einer Leibrente; es unterliegt feinem Zweifel, daß die Hälfte von dem, 
was für zwei Perfonen in gemeinſchaftlicher Wirthſchaft genügt, für Eine der⸗ 
felden, die allein wirthichaften und fi werköftigen fol, nicht ausreichen wird. 
Der Kläger und feine Ehefrau haben fih das Ausgedinge gemeinſchaftlich be= 
dungen, feineswegs für jedes von ihnen das halbe Ausgedinge. Wie fie fih in 
das gemeinſchaftliche Ausgedinge unter einander theilen wollten, das war ihre 
Sade; dem Verpflichteten ſteht nicht zu, zu beflimmen, welcher Antheil jedem an 
der Ausnahme gebühre, umd insbefondere, daß jedem nur die Hälfte des Aus- 
gedinges gebühre. Es Tann nicht angenommen merden, daß es die Abſicht der 
Contrahenten war, ben überlebenben Ehegatten auf die Hälfte des Ausgedinges 
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zu beſchränken. Dieß wäre fonft gewiß ausbrüdlich gefagt worten, ba man ein 
gleichzeitiges Ableben beider Ausnehmer wohl nicht im Auge hatte. Aber auch 
dem Wortlaute des Bigs. iſt es nicht zuwider, ben Anſpruch des Überlebenden Ehe⸗ 
gatten auf das ganze Ausgedinge für gerechtfertigt zu erkennen. Denn die Worte, 
„To lange fie leben“, „auf ihre Lebensdauer“ — bezeichnen einen Zeitpunft, 
welder erft dann eintritt, wenn die Lebensdauer beider Ausnehmet aufgehört hat 
[Schlußfolgerungſ. 

Entſch. v. 19. November 1875, Nr. 11603 (5915 G.U.). Bellagter, 
welder dem Kläger für Bohnungsvermittlung „4 Percent des Zinfes einer 
Jahreemiethe · BR über deffen Vermittlung eine Wohnung fand, biefelbe 
für ein Vierteljahr aftermietbete, die Jahresmiethe aber in Folge Zuvorkommens 
eined Dritten verfäumte, ift ſchuldig, 4 Percent des auf ein ganzes Jahr ent- 
fallenden Zinfes bei Zugrundelegung der wirklich gezahlten Aftermiethe [L Ins 
Ranz: 4 Percent von der dem Hauseigenthümer bezahlten Jahresmiethe — 
U. Inftanz: 4 Percent von dem für das Vierteljahr thatſächlich bezahlten After 
mietbzins] als Honorar an den Kläger zu bezahlen. 

Entſch. v. 8. Juni 1875, Nr. 5176 (©. Big. 1877, Nr. 76). Nah 
Inhalt des Schuldſcheines: „Das Capital ift auf gegenfeitige halkjährige Kündi« 
gung zuruczuzahlen. Sollten jedoch die 4 percentigen Zinſen binnen 6 Wochen 
nad der jedesmaligen Verfallszeit nicht bezahlt fein, fo iſt ver Gläubiger A bes 
rechtigt, das Capital ohne Kündigung einzutreiben; bierbei wurde jedoch verein⸗ 
bart, daß diefes Capital durch 3 Jahre, d. i. von Georgi 1873 bis Georgi 
1876 ohne Kündigung liegen bleiben muß“ — ift das Capital auch vor Ablauf 
der 3 Jahre fofort zahlbar, wenn eine Binfenzahlung innerhalb 6 Wochen 
nach dem Termine nit erfolgt. Die bei Auslegung zweifelhafter Vtge. nad 
8. 915 B. ©. zur Geltung kommenden Grundfäge haben auf den vorliegenden 
Fall keine Anwendung. Es kann nämlih im Zufammenhalte der Beſtimmungen 
bed zweiten mit jenen bes britten Satzes bes Schuldſcheines gar nicht in Zweifel 
gezogen werden, daß legtere nur in dem Fall eine Befchränfung des Kündigungs« 
echtes im Ange haben, wenn überhaupt eine Kündigung ber Eintreibung der 
Vorberung vorauszugehen hat. Dieß ift aber dann nicht der Fall, wenn bezügs 
lid der Binezahlung bie Termine nicht eingehalten werben follten. Es kann daher 
viefer Big. im Sinne des $. 914 ibid. nur dahin ausgelegt werben, daß bie 
Bereinbarung auf Unterlaffung der Kündigung in ben erften 3 Jahren nur 
unter der Bedingung der redhizeitigen Intereffenzahlung getroffen wurde, da es 
fonft der Worte „ohne Auffündigung“ gar nicht beburft hätte. 

Entſch. v. 22. April 1875, Nr. 4186 (5697 ©.-U.). Die Ueberlaffung 
eines Quartierd gegen nachträgliche Einigung über den Zins ift fein Miethver- 
trag ($$. 1090, 1094 B. ©.). Wenn auch nah 88. 6 u. 914 ibid. feftfteht, 
daß eine unentgeltliche Ueberlaſſung des Quartier nicht beabfihtigt war, Tann 
demnach der Aufkünvigung nicht ftattgegeben werden. 

Entf. v. 25. Juni 1873, Nr. 6001 (5018 ©.-U.). Die vertrags- 
mäßige Uebernahme der intabulirten Schulden durd) den Erwerb des belafteten 
Grundſtückes laut Taufcvertrag, kann Mangels meitergehender Verpflihtungs- 
erflärung nur dahin verjtanden werben, daß damit lediglich die gefegliche Folge 
bes Eigenthumsüberganges zum Ausdruck gebracht wurde, 

Entf. v. 11. Juni 1873, Nr. 4271 (5004 ©.-U.). Im der ſchrift⸗ 
lihen Vollmacht „Gelder und Geldeswerth auf das Haus zu beheben und darüber 
zu quittiren“ Tiegt auch die Ermächtigung, ein Darlehen gegen Sicerftellung auf 
dem Haufe aufzunehmen. 

Entf. v. 7. Auguft 1872, Nr. 6482 (4680 ©.-U.). Der Btg., 
wornad der Bater ber Braut dem Bräutigam berfelben eine Wirthſchaft „um 
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x fl. zum Egth.“ überließ, wogegen biefer zur Leiftung eines Ansgebinges und 
zur Sicherftellung von y fl. für feine künftige Ehegattin ſich verpflichtet, iſt ein 
Heiratövertrag, weil er vom Heiratögute, der Wiverlage und der Erbfolge handelt 
und laut Art. 7 erft nad der geiftlihen Einſegnung ber Brautleute wirkfam 
fein fol. Ob das Heiratögut von der Gattin, oder für fie von einem Dritten 
dem Manne übergeben und zugefichert werde, verändert die Natur eines Heirats« 
gutes nah 8. 1218 B. ©. nicht; dasfelbe gehört nah $. 1229 ibid. ver Gattin, 
wenn fie nicht ausdrücklich davon ausgejchloffen worden ift und fie wird nad) 
8. 1228 ibid., wenn das Heiratögut in unbeweglichen Gütern befteht, fo Lange 
als Eigenthümerin und der Mann als Fruchtnießer angefehen, bis bewiefen wird, 
daß der Ehemann das Heiratsgut für einen beſtimmten Preis übernommen und 
ſich nur zur Zurüdgabe dieſes Geldbetrages verbunden habe. Es bleiben daher 
die dem Bräutigam gegebenen Wirthichaften ein Heiratsgut feiner nunmehrigen 
gefchiedenen Gattin A, wenn er auch mit diefem Heiratögute die Zahlung einer 
Aufbefferung von x fl. und die Leiftung eines Ausgedinges übernommen und 
auch fpäter Zahlungen für die Eltern feiner Gattin mit Rüdficht auf das Heirate- 
gut geleiftet bat, da nicht bewiefen ift, daß er das Heiratögut dafür übernommen, 
und da er nicht einmal behauptet, daß er fi nur zur Zurüdgabe dieſes Geld⸗ 
betrages als Heiratsgut feiner Gattin verbunden habe. Der vom Geflagten vor⸗ 
geihüßte Kauf der Realitäten widerſpricht ſonach dem Inhalte des Heiratsver⸗ 
trages nad der Auslegung der 88. 914 u. 6 ibid. und ben gefeglihen Vor⸗ 
friften über Ehepacten. Da auf bie Scheidung aus Schuld beider Theile 
rechtskräftig erfannt worden ift, jo kann bie A nad 8. 1264 ibid. die Auf- 
hebung ver Ehepacten, fomit die Zurüdftellung ihres Heiratögutes verlangen, 
wenn aud der Maun bisher redlicher Befiger der beiden Wirthſchaften geweſen 
ift, weil bie Redlichkeit des Befiges nur Anſprüche auf Erfag der Gegenleiftungen 
und des gemachten Aufwandes zu begründen, aber nad) $. 471 ibid. Retentions- 
rechte nicht einzuräumen vermag [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 6. December 1871, Nr. 14582 (4349 G.-U.). Auf Grund 
der Claufel in dem auf längere Zeit gefchlofienen Mietvertrag, wornach, wenn 
die Miether mit einer Rate „im Rüdftande bleibe”, der Egthr. berechtigt fein 
fol, fofort einvierteljährig zu kündigen oder auf pünktlicher Erfüllung zu beftehen, 
kann — ba der neue Egthr. den nicht pünftlid am 1. d. M. gezahlten Zins 
am 3. d. M. einforderte und ohne die Anzeige, daß er nunmehr die längere 
Vertragsdauer für aufgehoben betrachte, in Empfang nahm, — aud, nachträglich 
die Aufhebung der längeren Miethsdauer nicht begehrt werben, weil der Miether 
nicht „im Nüdftande blieb“, 

Entſch. v. 19. Mai 1871, Nr. 3982 (4176 ©.-U.). Nah 8. 914 
2. ©. fol ein zweifelhafter Vtg. fo erklärt werben, daß er feinen Widerſpruch 
enthalte und von Wirkung fei. Dur die im Schulpfheine aufgenommene Be- 
fiimmung, daß zur Hereinbringung ber Darlehensforberung nad $. 4 des cit. 
Pat. vorgegangen werden fönne, ift ausgefproden, daß das Capital, wenn (wie 
bier der Fall) die Zinfen 6 Woden nad der Verfallszeit nicht gezahlt find, 
fogleih, alfo ohne vorgängige Kündigung, durch gerichtliche Mittel eingetrieben 
werden kann. Wenn nun im Schuldſcheine von der Kündigung des Capitals 
und von dem buch 8. 4 des cit. Pat. dem Gläubiger eingeräumten R. 
die Rede ift, jo möüflen dieſe Beftimmungen, um darin feinen Widerfprud zu 
finden, in dem Sinne audgelegt werden, daß bie vierteljährige Capitalsauffün- 
digung von beiden Contrahenten zu jeder Zeit und insbefondere aud in bem 
Galle, wenn die Zinfen gehörig gezahlt wurden, gegeben werben Tann, wos 
gegen im Falle, dag bie Zinfen 6 Wochen nad ihrer Fälligkeit nicht gezahlt 
werden, das Capital aud ohne Kündigung zurüdgezahlt werden muß. Bei 
biefer Auslegung bleiben beide VBeftimmungen in Wirkung, wogegen bei der An- 
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nahme, daß in jedem Falle die vorgängige Kündigung erforderlich fei, bie Be- 
rufung auf ben 8. 4 bes Pat. v. 18. October 1792, Nr. 62 ohne jede Wirkung 
fein wärbe. 

Entſch. v. 27. April 1871, Nr. 807 (4141 ©.-U.). Die auf bie Frage, 
ob Bellagter, falls ein Dritter nicht zur bebungenen Zeit bezahlen follte, deſſen 
Schuld für ihn berichtigen werbe, ertheilte Antwort „ich ſtehe für ihn“ Tann 
nicht anders als die Uebernahme einer Bürgſchaft ausgelegt werben, da ber Ber 
Hagte, wenn er ſich nicht hätte verbärgen wollen, auf biefe Frage eine verneinende 
Antwort, ftatt der ertheilten bejahenden geben mußte, 

Entid. v. 13. April 1871, Nr. 12981 (4124 ©.-U.). Ueber die recht⸗ 
lihe Wirkung eines Bigs. entſcheidet nicht die von den Parteien gewählte Be— 
zeichnung desſelben. Der Vtg., wornach ein Grundſtück „zum Zwecke ver Aufe 
ftellung von Holz* auf ein Jahr „gepachtet* wird, ift fein Pachtvertrag; ver 
Beftandgeber ift berechtigt, die Beſtandſache in mit bem Big. vereinbarlicher Weife 
zu benügen, dad Gras abzumähen [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 29. März 1871, Nr. 8563 (4111 &.-U.). Im der Aeuße⸗ 
rung des Beklagten, „fo lange ich lebe, werde ich Ihnen nicht kündigen,“ ift eine 
beftimmte rechtsverbindliche Verzichtleiftung auf das Kündigungsrecht für Lebens⸗ 
zeit nicht enthalten. Einmal Tiegt es wohl in der Natur ver Sache, daß ber 
Bermiether fein Kündigungsrecht nicht einfeitig aufgeben werde, ohne daß au 
der Miether auf das ihm zuftehende R. der Kündigung Verzicht leiſtet. Dann 
aber hätte ein jo unbeflimmtes Berfprechen des Vermiethers ſchon deßhalb feine 
practiihe Wirkung, weil ihm dadurch das R. nicht benommen fein würde, ben 
Miethzins beliehig zu erhöhen und auf biefe Art die Miethpartei aus dem 
Haufe zu bringen. Nun hat der Kläger felbft nicht behauptet, daß Bellagter 
fih des Rs. der Steigerung des Miiethzinfes für immer begeben habe; es fann 

“ Daher die Zufage, niemals zu kündigen, aud nicht als rechtswirkſamer Vtg. er- 
kannt werben. 

Entfd. v. 26. Jänner 1871, Nr. 9659 (4037 ©.-U.). Aehnl. ber 
Entih. Nr. 10226 ex 1875. 

Entf. v. 18. November 1870, Nr. 5106 (3957 ©.-U.). Die Aus- 
nehmerin, welcher für den Fall, daß fie nicht in gemeinſchaftlicher Koft „bleiben 
könnte,“ ein jährlicher Getreidebezug zugefihert worden war, bat Auſpruch auf 
ben Getreivebezug, da fie das Haus der DBellagten zwar freiwillig, 
allein unter Umftänden verließ, die ihr den Gebrauch des Rs., die 
Koft in natura zu beziehen, unmöglih machten, da fie zu einer 
neuen Ehe ſchritt, in Folge welder fie verbunden war, dem Manne 
in feinen Wohnfig zu folgen und in der Haushaltung und Erwer- 
bung nad Kräften beizuftehen; und in bem Btg. das R. auf die ein- 
geflagte Leiſtung ihr ganz allgemein für den Fall, ala fie nit in 
gemeinfhaftliger Koft bleiben könnte, zugeftanden wurde, ohne weiter 
zu unterfheiden, ob die Umftänbe, welde dieſen Fall herbeiführen, 
in der Perfon der Berechtigten oder in jener des Berpflichteten ſich 
ereignen mögen. 

Entſch. v. 28. Juli 1870, Nr. 8466 (3839 ©.-U). Der in einen 
Miethvertrag aufgenommene Vorbehalt des früheren Kündigungsrechtes für den 
Fall von Uneinigkeiten zwifhen den Eontrahenten ift dahin zu interpretiven, daß 
der gedachte Fall nur dann eintrete, wenn aus jenem Beftandverhältuig Un- 
einigfeiten fid ergeben; in Folge gegenfeitiger Beihimpfungen entftandene Diffe- 
venzen find daher nad) dem Big. fein zuläffiger Künbigungsgrund. 

Entf. v. 27. Mai 1870, Nr. 14647 (4404 G.-U.). Das Berfprechen, 
einen nachgelaſſenen Pachtſchilling wieder zurüdzuerftatten, „wenn man an bem 
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Geſchäfte verdienen follte,“ kann, da es an der Feflftellung aller Anhaltspunfte 
fehlt, nach $. 869 B. ©. von Feiner Wirkung fein. 8. 914 ibid. fteht nicht 
entgegen, weil bei ber nachgewieſenen Unbeſtimmtheit einer weſentlichen Beſtim⸗ 
mung überhaupt ein Btg. nicht erxiftirt. 

Entſch. v. 11. Februar 1870, Nr. 9332 (3710 G. U.). Bon einer 
Grunddienſtbarkeit muß im Zweifel angenommen werben, daß fie nicht auf bie 
Berfon eines Beſitzers beſchränkt fei (8. 479 B. ©.). 

Entf. v. 25. Februar 1869, Nr. 442 (8317 ©.-U.). Durd das Ber- 
ſprechen der Bezahlung eines unbeftimmten Theiled einer Schuld wird nod nit 
* — Schuld anerfannt oder in Selbſtzahlungspflicht übernommen [Schluß- 
olgerung, 

Entfd. v. 23. Februar 1869, Nr. 12446 (8305 G.⸗-U.). Der Big, 
wodurch die Parteien vereinbarten, daß alle Streitigkeiten „mit Ausſchluß jeder 
richterlichen Ingerenz“ durch den Ausſpruch von „zwei“ Schiedsrichtern inappel= 
label entſchieden werden ſollen — muß nad $. 914 2. ©., um von Wirkung 
zu fein, dahin ausgelegt werden, daß im Falle ver Uneinigfeit der beiden von 
den Parteien erwählten Schiedsrichter ein Obmann beigezogen werden muß. — 
P — Lat. $. 1391 8. ©.) 

Entſch. v. 10. Februar 1869, Nr. 1290 (3283 ©.-U.). Die Angabe 
ber causa debendi ift nicht zur Giltigkeit des Schuldanerlennungsvertrages er⸗ 
forderlich. Nah $. 914 B. ©. muß angenommen werben, daß ihm eine giltige 
causa zu Grunde liege ($$. 861 u. 864 ibid.). [Sctußfolgerung.] 

Entf. v. 10. Februar 1869, Nr. 826 (3281 G.-U). Die Clauſel, 
im Miethvertrag „für die Dauer der biplomatifhen Sendung“ muß dahin vers 
landen werden, daß der Miethvertrag nicht ſchon mit ber Abberufung des Ger 
fandten in Folge der Kriegführung (1866) beendigt werde, wenn berfelbe Ge- 
fandte nad Friedensſchluß wieder zurücktehrte. Der Beiſatz „aljo bis zu deſſen 
Abberufung“ ift beveutungslos. Auf die völkerrechtlichen Formen kommt es bei 
civilrechtlicher Beurtheilung bes Vtgs. nicht an. ; 

Entſch. v. 21. Jänner 1869, Nr. 12769 (3257 ©.-U.). Der Einwen« 
bmg bes Eompromifjes wider den Penfions„anfpruh“ wurde ftattgegeben, weil 
die Beftimmung, daß alle über die „Auslegung des Statuts“ zwifchen dem Pen⸗ 
flons- „Berechtigten“ und vem Ausfchuß oder Verwaltungsrath“ der Geſellſchaft 
eutftehenden Streitigleiten durch ein Schiedsgericht entfchieden werden follen, auch 
auf die wider die „Geſellſchaft“ von dem Penfions- „Anfprecher* gerichtete Klage 
Anwendung finden muß; denn aud, ob die Penfion gebühre, ift eine Frage der 
Auslegung des Statut; Ausſchuß und Verwaltungsrath find die Organe der 
Geſellſchaft und unter Penſions-, Berechtigter“ muß aud der vermeintlich berech⸗ 
tigte PBenfionsanfprecher verftanden er weil fonft bie ganze Compromiß⸗ 
beftimmung wirkungslos wäre ($. 914 B. ©.). 

Entf. v. 14. Yänner 1869, Nr. 10623 (3246 ©.-U.). Die in dem 
Miethvertrage neben deſſen Intabulation für den Fall, daß der Bermiether das 
Hans veränßere und ber meue Egthr. ſich die Miethe nicht gefallen Lafjen follte, 
bedungene Entſchädigung des Miethers muß, da für den Fall der freiwilligen 
Beräußerumg ohnehin ſchon durch die Intabulation die Miethrechte fichergeftellt 
find, nach der klar hervorgehenden Abſicht der Contrahenten aud für den Fall 
einer unfreiwilligen Beräußerung des Haufes (Concurs) gewollt angefehen werben 
@. 914 8. ©.). 

Entf. v. 16. December 1868, Str. 9781 (3194 G.-U.). Das Ueber» 
einkommen (der Bäder), keiner Kunde zu crebitiven, wenn fie ſich nicht ausweife, 
ben früheren Berkäufer befriedigt zu haben, verwehrt nicht das bloße gelegentliche 
Zuwarten mit ber Zahlung auf einige Stunden neben ausprädliher Erklärung, 
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nicht crebitiren zu wollen; denn dieſes Webereinfommen hatte offenbar nur ben 
Sinn, der durch Wechfel der Bezugsquellen fonft dem unſoliden Zwiſchenhändler 
möglichen Ausnügung bes Credites entgegenzuwirken. 

Entſch. dv. 6. Auguſt 1868, Nr. 6743 (3107 ©.-U). Der Geklagte 
bat im Dienftvertrage ganz beflimmt und beutlid die alljährlide 
Berzinfung der Caution zugefagt. Wollte er fih nun wegen feiner 
Entſchädigungsanſprüche au an die Intereffen der Caution halten, 
fo würde er obige Zufage der jährlihen Verzinfung wieder aufheben, 
und dadurch dem Btg. eine Deutung geben, die einen Widerſpruch 
im Btge. felbft begründete und deßhalb nad 8. 914 B. ©. nicht zu- 
läſſig iſt [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 5. Februar 1868, Nr. 632 (2984 ©.-U.). Wurde zwar viertel⸗ 
jährige Entrihtung vereinbart, nicht aber ausgeſprochen, ob der bedungene Mieth- 
zins den jährlichen Gefammtzins, oder die Duartalsleiftung bilde, fo ift der Miether 
zur Leiftung diefes Zinfes als Quartalszins verpflichtet, falls ihm nad allen 
Umftänden Mar fein mußte, daß der genannte Betrag nicht einmal der Hälfte 
bes angemeflenen Tahreszinfes für das Object gleihlomme ($. 875 B. ©. — 
8. 914 ibid.). 

Entſch. v. 16. October 1867, Nr. 8654 (G. H. 1867, Nr. 101). Das 
Gericht hat von Amtswegen zu beurtheilen, ob eine Forderung aus einem Handels⸗ 
geihäfte herrühre oder nicht. 

Entf‘. v. 29. Juli 1867, Mr. 11312 (©. H. 1868, Nr. 49). Die 
Unwirffamfeit eines Vtgs. oder eines Abſatzes besfelben zieht nicht geradezu bie 
Ungiltigkeit desſelben nach fi. Die Giltigfeit eines Vtgs. kann bloß von einem 
BPaciscenten angefochten werben. 

Entf. v. 14. Juni 1867, Nr. 4552 (2809 ©.-U.). Das den beiben 
Berläufern zugeficherte „lebenslänglicye” Ausgebinge, ift nad des Einem Tode 
auch dem Meberlebenden allein voll zu entrihten — zumal bie Hälfte des für 
zwei Berfonen bemefienen Ausgebinges nit immer zur Verpflegung Einer Berfon 
hinreicht. 

Entſch. v. 14. März 1867, Nr. 1622 (2759 G.-U.). Bei einer 
Bette, deren Eutſcheidung von der Thätigleit des einen ober der beiden 
Wettenden abhängt, nimmt Jeder felbfiverftänplich die Verpflichtung 
auf fi, feine Thätigkeit ... eintreten zu laffen, widrigens die Wette 
für ihn ale verloren gilt und nit bloß unentfhieden bleibt; da es 
fonft ganz im Belieben eines Paciscenten läge, die Wirkung bes 
Btgs. zu vereiteln (8. 914 B. ©.). 

Entf. v. 21. November 1866, Nr. 10223 (3225 ©.-U.). : Das für 
Ueberlaffung einer Erfinvung gegebene Verſprechen „eine forgenfreie und glüd» 
lie Zutunft zu verfhaffen* kann einem ſchon damals vermögenden und erwerbs⸗ 
fähigen Menſchen gegenüber nicht nothwendig als Zuwendung eines Gelvcapitals 
oder gar einer lebenslänglihen Rente beinhaltend erfannt werden. Sollte 
daher die Berpflihtung des Beklagten zu einer folgen Leiftung ans- 
geiprohen werden können, fo müßte fein Verſprechen ausdrücklich 
darauf gelautet haben, umfomehr, da einem Gewerbömanne eine 
forgenfreie Zukunft aud burd Zuwendung von Arbeit, eines Kunden- 
tkreiſes .... Erepitgewährung ⁊c. .... verſchafft werden kann. 

Entſch. v. 11. Juli 1866, Nr. 5441 (2547 G.-U.). Daß in der Ur⸗ 
tunde felbft erklärt fei, deren Aushändigung geſchähe zum Zwede der ſymboliſchen 
Tradition ift überflüffig., Die Worte „verlaufen und überlaffen* ſind 
gleihbedeutend mit „verlaufen und übergeben“, da jenes „überlaſſen“ 
fonft ganz überflüffig wäre. 
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Entſch. v. 4. Iuli 1866, Nr. 5993 (2537 ©.-U.). Der Miether, welder 
ſich vertragemäßig zur Reinigung der Senfgrube verpflichtet hatte und viefelben 
nahezu bis zum Rand gefüllt Hinterläßt, Tann fih nit durch bie Einwendung 
feiner Verpflichtung entziehen, daß die Notwendigkeit der Reinigung erft einige 
Tage nady Ablauf des Miethsverhältniſſes eingetreten fei. Mit ver Reinigunge- 
pflicht kann mur jene zur völligen Reinigung verftanden werben und es nicht weiter 
darauf anlommen, ob der Miether die Senfgruben ganz oder nicht ganz friſch 
gereinigt übernahm 

Entſch. v. 13. Februar 1866, Nr. 1073 (G. H. 1866, Nr. 46). Die 
von einem Contrahenten in einem zweifeitig verbindlichen Vtg. übernommene Ber» 
pflichtung, eine beftimmte Summe nad dem Tode des anderen Contrahenten an 
jene Berfon zu bezahlen, welcher diefer in feinem Teftamente die Summe ver⸗ 
machen werde, entbinbet den erften von ber Zahlungspflicht in dem Falle, wenn 
ber zweite eine dießfällige letztwillige Verfügung nicht getroffen hat, gänzlich, und 
er kann auch nicht gehalten werben, die fraglihe Summe an die Erben des zweiten 
Eontrahenten zu zahlen. 

Entf. v. 13. Juni 1865, Nr. 4991 (2200 G.-U.). Das Verſprechen, 
zahlen zu wollen, „wenn die Schuld von dem Hauptfhuldner oder deſſen Schwer 
fern nicht Hereingebracht werben Könnte,” muß nad 8. 9158. ©. dahin ver⸗ 
fanden werben, daß es feine, des Hauptſchuldners, Sache fei, die Zahlung durch 
die thatſächlich nicht hierzu verpflichtete Schwefter zu erwirlen. Mindeſtens müßte 
viefer Zufag ale „Suspenfivbebingung, deren Erfüllung dem Gläubiger 
rehtlih unmöglid ift, nad 88. 697 u. 698 ibid. als nicht beigefegt 
behandelt werden, wenn anders ber geſchloſſene Bürgfhaftsvertrag 
im Sinne des 8. 914 ibid. eine Wirkung haben... . fol. 

Entfd. v. 30. December 1864, Nr. 9982 (2043 ©.-U.). Die Er- 
Märung: den Ausgleich der Forderung zur Berfallgzeit an den Kläger einfenden 
zu wollen, begründet die Zahlungspfliht im Domicil des Klägers. 

Entſch. v. 7. December 1864, Nr. 9208 (2025 ©.-U.). Die flatutarifche 
Beftimmung: „Die Berfiherung hört auf, wenn in Folge der bei der Aufnahme 
verfchwiegenen, oder fpäter eintretenden unehelihen Schwangerfhaft ver Tod er⸗ 
folgt, wenn faljche Angaben gemacht ober Umftände verfhwiegen worden find —“, 
ft auf die ehelihe Schwangerfchaft nicht anwendbar, und verpflichtet Ehefrauen 
nicht zur Gelbflangabe dieſes Umſtandes. 

Entſch. v. 22. November 1864, Nr. 8946 (2020 ©.-U.). Das Aus- 
gebinge ift, wenn nichts beſonderes für diefen Fall vereinbart wurde, dem Aus- 
nehmer ımd feiner zweiten Ehegattin ebenfo zu entrichten, wie bem urfprünglichen 
Ehepaar. Die Einwendung des Bellagten, daß er die Hälfte der Realität feiner 
Gattin als Widerlage verfchrieben habe, er daher nur zur Entrichtung ber 
Hälfte verurtheilt werden könne, ift belanglos, weil ihm nad 8. 1230 B. ©. 
während der Ehe der Genuß ber Widerlage gebührte. 

Entf. v. 24. Auguft 1864, Nr. 6273 (1965 ©.-U.). Indem einer 
ber Gläubiger die vom Schuloner „an alle Herren Gläubiger“ gerichtete Currende 
bezüglich eines Moratoriums unterjhrieb, kam ein Stundungdvertrag nur unter 
der ſtillſchweigenden Bedingung zu Stande, daß die an die Gefammtheit ber 
Gläubiger gerichtete Offerte auch von allen Gläubigern angenommen werbe 
[Sclußfolgerung}. 

Entſch. v. 9. Auguft 1864, Nr. 4887 (1956 ©.-U.). Wenn ber Ges 
Uagte dem Kläger die Verfiherung gab, er werde deſſen — auch noch nicht ge⸗ 
richtlich beftimmte Exrpenfen umfaffende — Forderung, die ihm bereit8 Poſt für 
Bor ziffermäßig befannt war, ganz berichtigen, jo kann dieſes nad der natür- 
liden Bedeutung der Worte, und wenn gedachte Aeußerung eine 
Wirkung haben foll, nur den Sinn haben, daß der Geklagte feine 
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Schuld, fowie fie angefegt war, ohne Abzug, alfo auch ohne aufer- 
gerihtlihe oder gerihtlihe Verminderung bezahlen werde. Der Ein- 
wand, daß Kläger als Notar feine Exrpenfen der gerichtlihen Beſtimmung unter- 
ziehen müffe, ift daher ungegrünbet. 

Entf. v. 10. Februar 1864, Nr. 733 (1864 ©.-U.). Die Behaup- 
tung, daß jedes Öffentliche Local, worin entgeltlih Kaffee geſchänkt 
wird, ein Kaffeehaus zu nennen fei, widerftreitet der eigenthümlichen 
Bedeutung (88. 6 u. 914 B. ©.), welde der Sprachgebrauch (— zu- 
mal im Bertragsorte: Wien —) von effentiellen ſachlichen Unter- 
fhieden ausgehend mit den Worten „Kaffeehaus* und „Raffeefhanf“ 
verbindet. .... Das Verbot der Errichtung eines Kaffeehaufes in dem auf 
ber verfauften Parzelle zu erbauenden Haufe, begreift daher nicht aud das Ver⸗ 
bot des Kaffeeſchankes in fi. 

Entſch. v. 19. November 1863, Nr. 8087 (1882 ©.-U.). Nach dem 
Sprachgebrauch und den Außslegungsregeln der 88. 6 u. 914 B. ©. kann die 
„Berforgung*, melde nad 88. 166 u. 21 ibid. der unehelihe Vater zu ver 
fhaffen hat, doch nur in der Berfhaffung der geeigneten Mittel be- 
ſtehen, welde das Kind in den Stand fegen, ſich zeitgemäß feinen 
Rebensunterhalt felbit zu verfhaffen. Die Mittel zu folder Verſorgung 
müffen daher im entfprechenden Alter fhon geboten fein und es kommt nicht 
darauf an, daß erft eine beftimmte Gelegenheit zur Verſorgung ſich biete. 

Entſch. v. 4. November 1868, Nr. 6867 (1825 ©.-U.). Die Verein⸗ 
barung: „der Käufer hat ein Angelo von 350 fl. zu Händen bes Berläufers 
erlegt. Als Reugeld hat ein wie der andere Theil, 350 fl. zu zahlen,” er⸗ 
ſcheint nicht al8 gänzlich wirkungslos, weil im Angeld eine Sicherftellung ver 
Vertragserfüllung und ein Zeichen des Abſchluſſes, auch für den Fall des Ablaufens 
ber Friſt zum Rüdtritt vom Big. liegt; — fie geftattet aber nicht die Dentung, 
daß der Nüdtretende außer dem Angeld auch noch ein gleiches Reugeld einbüße. 

Entfd. v. 29. October 1863, Nr. 7355 (1823 ©.-U.). Das Ber- 
ſprechen, den Kaufpreis nicht früher zu forbern, „al bis die Waare verbraudt 
fein werbe,“ bedeutet nicht früher, als der gewöhnliche Gefhäftshetrieb des Käu- 
fers zur Confumtion der Waare nach Dualität und Ouantität Zeit erfordert. 

Entfd. v. 12. Auguft 1868, Nr. 5081 (1769 ©.-U.). Man kann nicht 
fagen, daß ein Gut dur die Aufhebung des Untertjanenverbandes unb bie 
Srundentlaftung „aufrecht und unverberbt” zu fein aufgehört habe, 

Entſch. v. 23. April 1863, Ne. 2765 (©. H. 1864, Nr. 68 u. 69). 
Die in einem Erbvertrage unter Randleuten getroffene VBeftimmung: ber über 
lebende Ehegatte „fole nach den Landesgefegen erben“, Tann nicht dahin ver⸗ 
fanden werden, verfelbe ſolle nur ven gefeglihen Aufpruh nah 8. 758 B. ©. 
haben, fondern diefelbe muß dahin ausgelegt werden, daß er das R. zu erben 
infoweit haben folle, als es die Ge. zulaffen, nämlich auf Alles mit Ausnahme 
des nah $. 1258 ibid. der freien Verfügung vorbehaltenen vierten Theiles der 
Biäft. (8. 1263 ibid.). 

Entf. v. 23. April 1863, Nr. 2753 (1699 ©.-U.) Nah dem Btg., 
womit die Bellagte ihr ganzes Bmgn. „auf ihren Todesfall unwiderruflich“ ihrem 
— inzwifchen verftorbenen — Ehegatten fhenkt und worin für ven Fall des 
früheren Ablebens des legteren die Auszahlung an befien Gläubiger bepungen 
ift — können die Gläubiger jedenfalls erft nad dem Tode des VBellagten 
Befriedigung aus dem Vmgu., vorher aber auch nicht Siherftellung von ihr 
verlangen. 2 

Entſch. v. 8. April 1863, Nr. 2067 (1693 ©.-U.). Das Verſprechen: 
eine Schuld „auszugleihen”, verpflichtet, wenn von dem Gläubiger kein Nachlaß 
zu erwirken ift, zur vollen Zahlung. 


IL Theil. 17. Hauptſt. Verträge überhaupt. 8. 914. 631 


Entfd. v. 11. März 1863, Nr. 1187 (1670 G.U.). Die Einwen- 
bung des Bellagten, daß der Kläger als bloßer Fruchtnießer ber 
Biefe auf die Bäume derfelben kein R. habe, ift unbegründet, weil 
Bäume nicht zur Subftanz eines Örundftüdes gehören, die Beichrän- 
tung des Fruchtnießers auf forftmäßig geſchlagenes Holz für Wiefen, 
worauf einzelne Bäume ftehen, außer Anwendung bleibt, der von den 
Parteien gefhloffene Vtg. auf freie und unbeſchränkte Benügung der 
Biefe lautet, alfo den Genuß des darauf wachſenden Holzes nicht 
ausſchließt, dem Kläger darin fogar vorbehalten ift, diefe Wiefe zum 
Theil als Bauplag zu verwenden, und die Befhräntung feines Holz- 
bezugsrehtes durch den Hausbenarf fih nur auf das vom Walde der 
Hube zu nehmende Holz bezieht. 

Entſch. v. 13. Jänner 1863, Nr. 77 (1635 ©.-U.). Da nad 8. 1234 
B. ©. die Gütergemeinfhaft unter Ehegatten in der Regel nur auf den Todes- 
fall verfianden wird, kann auf Grund der in dem Btg., welcher ſchlechthin eine 
allgemeine Gütergemeinfchaft ausſpricht, exrtheilten gegenfeitigen Ermächtigung „zur 
Sicherſtellung der Vertragsurkunde“ eine Pränotation auf |päter von einem Theile 
erworbene Realitäten nicht bewilligt werben. 

Entſch. v. 7. Jänner 1863, Nr. 8855 (1629 ©.-U). Die Erfärung 
des Verkäufers im 9. Bertragsabfage, das Kaufsobject „zur frein Schaltung 
übergeben“ zu wollen, kann nidt auf die grumbbücerlihe Uebergabe (8. 431 
®. ©.) beſchränkt werden, da diefe allein nod nicht genügt, um frei „ſchalten“ 
zu Können, und ohnehin ſchon im 10. Abſ. als Bewilligung der Eigenthums⸗ 
einverleibung enthalten ift, fomit der Abf. 9 ganz überflüfftg gewefen wäre, wenn 
er nur auf die bücherliche Uebergabe ſich bezöge. 

Entf. v. 8. Yuli 1862, Nr. 3856 (1540 ©.-U.). Wenn in demſelben 
Btg., In welchem eine allgemeine Gütergemeinfchaft vereinbart wurbe, bie Beſtellung 
eines Heiratsgutes erfolgt, fo darf nicht angenommen werben, daß auch das 
Heiratögut in die Gütergemeinfchaft falle, fonft würde es unmöglich fein, ein 
Heiratögut und eine allgemeine Gütergemeinfchaft zu bedingen (88. 914, 1227 
u. 1234 ®. ©.). 

Entfd. v. 15. Mai 1862, Nr. 3203 (1519 ©.-U.). Im der Verein. 
barung, daß für Streitigkeiten aus dem Vtg. ein beflimmtes Gericht „competent 
fei“, ift eine Vergünſtigung des bafelbft wohnhaften Contrahenten gelegen; fie 
involvirt aber nicht den Verzicht dieſes Contrahenten, ben Anberen bei deſſen 
perfönlihem Gerichtsſtand zu befangen. 

Entf. v. 29. Jänner 1862, Nr. 116 (1469 ©.-U.). Der bei ber 
Scäuldübernahme gemachte Vorbehalt muß einfchränfend interpretirt werden, wenn 
anders dem Oläubiger die Geltendmachung feiner Re. daraus benommen bliebe, 

Entſch. v. 10. April 1861, Nr. 1581 (1301 ©.-U.). Der wegen 
der Lofung geſchloſſene Btg. Über die (von den Militärpflitigen 
einer Gemeinde) gemachten Gelveinlagen und ihre Verwendung (be-⸗ 
hufs Unterfiägung der „Randesvertheidiger“) kann den Vorſchriften 
über die Glüdsverträge (8. 1271 8. ©.) nicht unterftellt werden, 
weil feine Wirkſamkeit dur jene der Lofung bedingt war und daher 
der Vtg. nah den allgemeinen Beftimmungen Über Btge. (88. 897; 
696 u. 699 ibid.) beurtheilt werben muß, woraus ſich ergibt, daß bie 
ausgeloften Männer, da der Ausmarſch unterblieb, aljo bie. . 
gefegte Bedingung... .. : nit eintrat, auf bie Geldeinlagen feinen 
tehtlihen Anjprud hatten. Der. Mandatar der Vertragſchließenden, welder 
Gelder an die ausgeloften aber nicht ausgerüdten Männer bezahlte, ift daher für 
diefe Weberfchreitung feiner Vollmacht verantwortlich, 
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Entf. v. 23. Jänner 1861, Nr. 12771 (1265 ©.-U.). Die Gewäh- 
rung eines faufmännifhen Waarencredites auf beftimmte Zeit darf nicht zugleich 
als Gewährung einer fünfjährigen Zahlungsfrift aufgefaßt werden, was gegen 
alle kaufmännische Ufance verftogen würde. Letzteres liegt aud nicht in der 
Bereinbarung höherer als ber gefeglichen Berzugszinfen bei einem mehr als x Mo⸗ 
nate ausftehenden Poften; vielmehr wurde damit implicite der Zahlungstermin 
für jede Poft auf x Monate feftgeftellt. 

Entf. v. 23. Jänner 1861, Nr. 11194 (1264 ©.-U.). Wer die Zah 
lung der auf das Pachtobject fallenden Steuer übernimmt, ift zur Zahlung ber 
Eintommenfteuer nicht verpflichtet. 

Entjd. v. 12. December 1860, Nr. 12021 (1246 ©.-U.). Der Beiſatz, 
„wobei id die Bezahlung aus jener Summe zufihere, melde mir aus der Con- 
cursmaſſe der X zugefproden werden wird,” enthält feine Suspenſivbedingung, 
fondern die Anweifung des Gläubigers auf einen beflimmten Fond. Sobald ver 
Nichtbeſtand diefer Fonds unzweifelhaft if, muß daher ber Schuldner aus an⸗ 
deren Mitteln auflommen. 

Entſch. v. 27. November 1860, Nr. 13717 (2063 ©.-U.). Das im 
Sefellfcyafisvertrage ftipulirte Compromiß gilt im Zweifel aud für Streitigfeiten, 
welche nad) Auflöfung der Geſellſchaft auß berfelben fid ergeben. 

Entſch. v. 8. Auguſt 1860, Nr. 6637 (1172 ©.-U.). Auf Grund 
einer unbeſchränkten Vollmacht, ein Darlehen zu contrahiren, war der Maudatar 
auch berechtigt, als Valuta einen von ihm ſelbſt ausgeftelten Wechſel, der am 
Tage darauf fällig war, ftatt Bargeldes in Empfang zu nehmen. ; 

Entfd. v. 14. März 1860, Nr. 2505 (1106 ©.-U.). Der Kunfl- 
vereinsagent, welcher über Erſuchen, „eine Actie um ven Preis von x fl., welder 
innerhalb einer Woche gezahlt werden würde, zurüdzubehalten,” ven Bellagten 
wirklich als Egthr. einer beftimmten Actie dem Vereine anzeigte, hat hierdurch 
nad $. 863 B. ©. den Kaufvertrag Namens ded Vereines mit bem Beklagten 
abgeſchloſſen; wenn er aud den Preis vorgeftredt und deſſen Namen noch nicht 
in bie Actie eingejet bat. 

Entſch. v. 7. März 1860, Nr. 2624 (1101 ©.-U.). Aus der Aeuße⸗ 
zung: „Kläger ſolle nur ruhig nach Haufe gehen, X mwerbe die für den verftor- 
benen Beſteller gelieferten Waaren behalten, Kläger werde feinen Kreuzer ver⸗ 
lieren, in einem Monat werde fie (Beklagte) die rüdfländige Mate bringen,“ iſt 
feineswegs zu entnehmen, daß die Geflagte fih im Sinne des 8. 1344 B. ©. 
zur Zahlung des Ganzen verpfligtete, 

Entſch. v. 29. Februar 1860, Nr. 1942 (1096 G.⸗U.). Der Ausprud 
„feiner Zeit* in einer Intabulationdclaufel, one nähere Bezeichnung, kann, wenn 
anders die Abfiht der Eigenthumsübertragung in der Urkunde deutlich ausgebrüdt 
ift, der Einverleibungsbewilligung nicht hindernd im Wege ftehen. 

Entſch. v. 25. Februar 1860, Nr. 1590 (1091 ©.-U.). Unter „öffente 
lichen Abgaben” find Gemeindeumlagen nicht zu verftehen, 

Entf v. 31. Jänner 1860, Nr. 939 (1073 ©.-U.). Wenn ber Auf 
fag über die Hauptpunfte res Btgs. von den Contrahenten unterfertigt iſt, 
find damit die darin ausgebrüdten Re. und Verbindlichkeiten begründet und fleht 
jedem Theile frei, in Auſehung der noch unbeftimmt gelafienen Punkte auf deren 
Feſtſtellung und fohin Ausfertigung der förnilichen Vertragsurkunde zu beftchen. 
Mit dem Perfectwerden von Punktationen ift daher aud die für Vermittlung 
des Gefhäftes bevungene Mäklerprovifion verbient. 

Entſch. v. 17. Yänner 1860, Nr. 14264 (1060 ©.-U.). Der Aus- 
brud, „man werde Jemanden etwas fhaffen,“ ift nad dem gewöhnlichen Sprach⸗ 
gebrauche gleichbedeutend mit verjchaffen, bringen, liefern. 

Entſch. v. 20. December 1859, Nr. 14395 (934 ©.-U.). Der Big, 
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wodurch Kläger ſich verpflichtete, eine beſtimmte Maſſe Maulbeerlaub beizuftellen, 
wogegen Bellagter eine beftinnnte Menge Eoncons „von der nächſten Zucht” ihm lie 
fere, ift ein Societäts und Glücksvertrag. Da bie ganze Zucht mißlang, erwuchs 
dem Kläger feine Forderung. Dadurch, daß Geflagter den entbehrlid gewordenen 
Reſt des Laubes zum Vortheil des Klägers verwendete, hat er keine Verbind⸗ 
lichkeit übernommen, venfelben völlig ſchadlos zu halten, 5 

Entf. v. 15. December 1859, Nr. 10167 (932 ©.-U.). Dem von 
ihnen zum definitiven Mafleverwalter Gewählten verſprachen die Gläubiger eine 
Belohnung „für feine Mühe” von 2000 fl., und 1000 fl. mehr, wenn die 
Concursverhandlung länger ald 6 Monate dauern follte. Die Aufhebung er- 
folgte über 6 Monate nady Eröffnung des Eoncurfes, nicht ganz 6 Monate nad 
dem gebechten Verſprechen. Der Mehrbetrag von 1000 fl. wurde dem Mafle- 
verwalter aberfannt, B 

Entſch. v. 30. November 1859, Nr. 12479 (916 ©.-U.). In der Be- 
nügung einer Wohnung ift aud jene eines Dachbodens mitbegriffen. 

Entf. v. 18. October 1859, Nr. 9759 (891 ©.-U.)., Das Grund- 
entlaftimgscapital ift keine Reallaft, fondern eine auf dem Reale haftende Capital- 
ſchuld, deßhalb ift der Käufer einer Realität, mwenngleih er alle Laften auf ſich 
genommen, nicht verpflichtet, auch die Orumbentlaftung zu zahlen, vielmehr kann 
ex felde vom Kaufſchilling in Abrechnung bringen (8. 443 B. ©.). 

Entf. v. 21. Imi 1859, Nr. 6396 (813 ©.-U.). Die für den Fall 
des Dienflesaustritte® aus eigener Laune („per proprio eapriccio‘‘) bedungene 
Entfhäpigung gebührt dem Lehrheren, auch wenn der Lehrling angeblid aus un. 
widerftehlihem Bedurfniß in ein Klofter eintrat, weil „ed fih um einen 
zweifeitigen Btg. handelt und Schenkungen nicht vermuthet werden. 
Der Lehrling in .... ben erſten Jahren nichts leiften konnte, was 
als Entgelt für Wohnung und Koſt angefehen werden Tann, daher 
das im Big. gebrandte Wort „capriccio* nicht buchſtäblich zu neh- 
men, vielmehr anzunehmen ift, daß die Parteien dabei alle jene 
Fälle vor Angen hatten, in welden der Austritt ohne Verſchulden 
des Lehrheren erfolgen wird. 

Eutſch. v. 4. Mai 1859, Nr. 4232 (783 ©.-U.). Nebenbeftimmungen 
in Pachtverträgen „während der gegenwärtigen Pachtdauer“ find, da jede ſtill⸗ 
fhweigende Erneuerung des Beltandvertrages im Weſen ein neuer Big. ift 
(L. 13, 88. 11 D. de locat. et conduct. [19, 2]; 88. 1114, 1115 u. 1116 
B. ©.), im Zweifel nicht für folgende Pachtperioden geltend zu betrachten. 

ntfd. v. 27. April 1869, Nr. 4917 (777 ©.-U.). Die bejahende 
Antwort auf die Frage: „Sind Sie im Stande, mir loco X die Waare un 
9 fl. zu überlaſſen?“ begründet nicht das forum contractus für den Verkäufer, 
ba fi der Ausdruck „loco X“ lediglich auf den Preis bezieht, nicht auf den 
Ort der Bertragserfüllung. 

Entf. v. 30. December 1858, Nr. 13468 (696 ©.-U.). Die einge 
gangene Verbindlichkeit, einem Anderen die Obligation eines Dritten ceffionsmeife 
zu Übertragen, ift dahin zu verftehen, daß der Contrahent ſchuldig ift, dem An- 
beren bie Obligation des Dritten und eine Ceffion über diefelbe zu übergeben. 

Entf. v. 1. December 1858, Nr. 13299 (W6 G.⸗U.). Wenn im 
Kaufvertrage bedungen war, „ver Kaufſchilling folle fo lange auf dem verfauften 
Haufe haften bleiben, als die Verkäufer beide leben,“ fo wird die Forderung fhon 
mit dem Tode des Einen von biefen fällig. ® 

Entf. v. 24. November 1858, Nr. 12618 (671 ©.-U.). Unter dem 
Ausprude „alle mit dem Eontracte verbundenen Koften* find auch die Inferationg« 
koften behufs Veröffentlihung des Vertragsanbotes zu verftehen. 

Entſch. v. 5. October 1858, Nr. 10690 (628 ©.-U.). Das einer ledi⸗ 
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gen Franensperfon bis zu ihrer Berehelihung zuftchende en erfiredt 
fi aud auf ihre unehelihen Kinder (88. 504 u. 521 B. ©. 

Entfch. v. 23. März 1858, Nr. 2334 (530 ©..l.). Die in einem Mieth⸗ 
vertrage enthaltene Stipulation, daß der Vermiether eines ganzen Hauſes eine 
beſtimmte Wohnung für ſich behalten und im Falle ver Ueberſiedlung auf's Land 

- felbe dem Diether des Hauſes gegen einen feftgefegten Miethzins überlafien 
werbe, hindert den Vermiether nicht, bei unterbliebener Ueberfievlung auf's Land, 
einen Theil der reſervirten Wohnung einem Anderen als dem Miether des Hauſes 
zu ir (8. 902 B. ©.). 

Entſch. v. 22. December 1857, Nr. 13194 (492 ©.-U.). Ans bem 
Verſprechen einer „fürſtlichen Belohnung“ läßt ſich nicht auf die Verabredung 
einer Belohnung ſchließen, die, wenngleich das gewöhnliche Maß überſteigend, 
ganz außer Verhältniß mit der dießfälligen Mühewaltung ſtünde. 

Entſch. v. 28. October 1857, Nr. 10110 (458 G. U.). Die über aus 
drückliche Anfrage des Bermiethers erflärte Einwilligung des Miethers zum Ber- 
kauf des Haufe — wozu der Vermiether als Egthr. ſchon beredtigt war — 
lann nur den Sinn haben, daß der Miether auf Entfhäbigungsanfprüche wegen 
Aufhdrens der Miethe verzichtete, 

Entſch. v. 21. October 1857, Nr. 9678 (1689 ©.-U.). Bei Ber- 
ſprechungen an juriftifhe Perfonen ift die Frift nicht nah 8. 862, fondern nach 
8. 865 B. ©. zu berechnen. Der Anbieter Tann vor erfolgter Erflärung ber 
vorgefegten Behörde — bezüglich ber Genehmigung des gemachten Aubotes — 
nit zurdteten (8. 862 B. ©.). 

Entfh. v. 8. Juli 1857, Nr. 4814 (411 ©.-U.). Der Schuldner, 
welder die Bedingungen, unter welchen ihm ein Theil ver Schuld nachgelaſſeu 
wird, nicht einhält, verliert die Begünfligung des Nachlaſſes und kann auf ben 
ganzen Schuldbetrag belangt werben. 

Entid. v. 26. Mai 1857, Nr. 4338 (P. ©. 7). Ein Btg., auf 
welden ſich beide Streittheile berufen und daraus ihre beiberfeitigen Re. und 
Verbindlichkeiten ableiten, muß für den einen wie für den anderen Theil in allen 
feinen Buntten als rechtsverbindlich angeſehen werden, und fein Theil ift berech⸗ 
tigt, Umftände, die ihm aus diefem Conctracte günftig find, für ſich geltend zu 
machen, und bie ihm ungänftigen zu bejeitigen. 

Entf. v. 17. December 1856, Nr. 11614 (251 ©.-U.). Wenn bei 
anderer Teftamentsauslegung der legte Wille mit fi felbft in Wiverfprud wäre, 
fo kann, zumal wenn aud die übrigen Umftände hierfür fpreden, immerhin an⸗ 
genommen werden, daß der Erblaffer unter „gejeglihen Erben“ einen anderen, 
als ben legalen Begriff verſtand und „gefeglihe Erben” gleichbebeutend mit 

mNotherben* nahm. 

Entſch. v. 4. December 1855, Nr. 9107 (143 ©.-U.). Die dem An⸗ 
erfennungsdocumente des Schuldners am Schlufle beigefügte Erklärung, „ich ver⸗ 

pflihte mic für obige Summe per x fl.,” begründet feine Solidarzahlungopflicht, 
fondern beinhaltet nur eine Bürgicaft. 

Entſch. v. 14. Auguft 1855, Nr. 6328 (120 ©.U.). Eine Erklärung, 
worin der Ehemann beftätigt, nicht näher beſchriebene Effecten im Gefammtwerthe 
von x fl. ald Dos empfangen zu haben, Tann nur den Sinn haben, daß berfelbe 
den Werih der Sache zurüderftatten wolle, 

Entſch. v. 30. Jänner 1855, Nr. 131 (67 G.-U.). Wenn in Ehe 
pacten Gütergemeinfchaft verabredet, daneben aber ein Heiratsgut und eine Wider» 
lage bebungen wurden, muß angenommen werben, daß legtere in bie Guter⸗ 
gemeinschaft nicht einbezogen werden wollten (88. 914, 1235 B. ©.). 

Entf. v. 1. Auguft 1854, Nr. 6826 (33 ©.-U.). Wenn in dem 
emphyteutiſchen Big. beftimmt ift, daj der Canon frei von allen Laſten und 
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Steuern zc. zu entrichten fei, melde fi auf Grund und Gebäude beziehen, fo 
bat gleihwohl der Obereigenthümer keinen Erſatz für die ven dem Canon zu 
entrichtende Eintommenftener zu fordern. 

Entf. v. 15. Februar 1864, Nr. 475 (12 ©.-U.). Zede Prännme- 
ration fett ein noch nicht complet erfchienenes Werk voraus. 

Entſch. v. 29. October 1852, Nr. 11226 (P. ©. 1186). Nach dem 
G. if ein zweifelhafter Btg. fo auszulegen, dag er feinen Widerſpruch enthalte 
und von Wirkung ſei. Es ift daher, wenn fi) die Streittheile in einem Pro- 
cefle auf einen Zeugenbeweis verglichen haben, bei der Entfcyeidung nur auf das 
Ergebniß dieſes Beweiſes, nicht aber auch auf andere Einwendungen bes Ge- 
Magten Bedacht zu nehmen. 


(8. 915 — vgl. 8. 869; 9. 6, 666, 914; 008, 861, 885 8. @.) 
8 VASE. Bei einfeitig verbindlichen Verträgen wird im Zweifel angenommen, daß fi ber 
Berpfligtete eher bie geringere als die ſchwerere Laft auflegen wollte; bei zweifeitig verbinb« 
lien wird eine undeutliche Aeußerung zum Nachtheile desjenigen erfläret, der fi derſelben 
bevienet hat (8. 869). 

Eutſch. v. 26. September 1878, Nr. 6313 (©. H. 1879, Nr. 68). 
Nachdem in der fohriftlihen Wechſelprolongationserklärung der Kläger ſich ver 
pflichtete, ſolange die Raten pünktlich gezahlt würden, zur Hereinbringung ber 
„eingellagten und fichergeftellten Wechjelforderung* feine weiteren gerichtlichen 
Schritte wider den Geklagten zu unternehmen, kdann ver behaupteten daneben 
mündlich getroffenen Verabredung, daß ber Wechſel zur Verfallszeit eingellagt 
und die Erecution bis zur Sicherſtellung geführt werben folle, nah $. 857 
8. ©. eine Bedeutung beigemefien werden. Sollten aber die in ver fahrift- 
ligen Erklärung gebrauchten Worte diefen Sinn haben, fo wären fie doch als 
mindeften® fehr undentliche Aeußerung gemäß $. 915 ibid. zum Nachtheile bes 
Klägers zu erklären. Seine Klage ift daher als verfrüht abzuweifen, ba bie 
erſte Rate noch nicht verfiel. 

Entf. v. 5. Juni 1878, Nr. 6090 (©. Ztg. 1879, Nr. 89). Da 
ber Ort, wo bie Zahlung geleiftet werben fol, nicht, wie es der 8.43 YJur. N. 
v. 20. November 1852, Nr. 251 R. ©. B., vorſchreibt, ausbrüdlih im Big. 
benannt ift, aus ber Beftimmung des Reverſes, die Beträge an bie Direction 
unfranfirt oder mit Poftanweifung einzufenden, nur zu entnehmen ift, baß ber 
Sellagte die Verpflichtung hatte, die eincaffirten Beträge beim Poftamte feines 
Wohnſitzes aufzugeben, und dadurch von jeder weiteren Zahlung befreit war; 
da ferner, wenn auch die Direction der Geſellſchaft ihren Sig in Prag hat, die 
Beſtimmung, daß Geklagter die Beträge „an bie Direction“ einzufenden hat, 
feinesfalls als Bezeichnung des Zahlungsortes zu gelten hat, fondern vielmehr 
bie Adreffe bebeutet, an welche vie Beträge einzufenden find, und falle durch 
biefe Worte der Zahlungsort hätte feftgefegt werden wollen, bie unterlaufene 
Undentlicjkeit der Beſtimmung nah $. 915 ®. ©. der Klägerin zum Nachtheil 
gereicht; fo ift die Hägerifche Behauptung, daß Prag als forum contractus zu 
gelten hat, abzulehnen. 

Entſch. v. 7. November 1876, Nr, 7271 (6272 ©.-U.). Nach 8. 915 
8. ©. muß angenommen werben, daß der Vater, welcher Wechſel feines Sohnes 
einlöfl, wenn eine weitergehende beftimmte Erklärung nidt vorliegt, den Sohn 
dadurch nur aus ber Bedrängniß durch die Wecjfelgläubiger befreien wollte, nicht 
aber auf den Erſatz der ausgelegten Summen verzichtet habe. 

Entſch. v. 22. Februat 1876, Nr. 11153 (6039 ©.-U.). 8. 915 B. ©. 
enthält eine befondere Auslegungsregel int Gegenfage zu den allge- 
meinen Auslegungsregeln der 88. 6, 914, 655 ibid. Wenn — wie in 
eoncreto bezüglid; der gerichtlichen Einantwortung — nicht bewiefen if, wer ſich 
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des unbentlichen Ausdrudes bedient habe, find daher die allgemeinen Auslegungs- 
regeln in Anwendung zu bringen. 

Entſch. v. 7. Juli 1875, Nr. 4684 (6785 ©.-U.). Die Erflärung bes 
Geklagten, „folange er (?) lebt, ver Klägerin, infolange fie getrennt von ihrem 
Gatten leben werde, monatlih 30 fl. zu ihrem Lebensunterhalte aus Daulbar⸗ 
keit .... zu erfolgen" — verpflichtet ihn, folange er (Geflagter) lebe, unter 
der Bedingung, daß die Mägerin ſich mit ihrem (inzwilchen getrennt geftorbenen) 
Gatten nicht wieder vereine, fie zu alimentiren. Da dieſer Sinn fih mit Be 
fimmtheit aus der Erfärung ergibt, kann von einer Anwendung der Regel bes 
8. 915 8. ©. auf biefen wiewohl einfeitig verbindlichen Vtg. (8. 864 ibid.) 
nicht weiter die Rede fein [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 8. Yuni 1875, Nr. 5176 (©. Ztg. 1877, Nr. 76). Nah 
Inhalt des Schulpfcheines: „Das Capital ift auf gegenfeitige halbjährige Kündi⸗ 
gung zurüdzuzahlen. Sollten jevod die 4 percentigen Zinfen binnen 6 Wochen 
nad} der jebesmaligen Verfallszeit nicht bezahlt fein, fo ift der Gläubiger A ber 
rechtigt, das Capital ohne Kündigung einzutreiben; hierbei wurbe jedoch verein» 
bart, daß diefes Capital durch 3 Jahre, d. i. von Georgi 1873 bis Georgi 
1876 ohne Kündigung liegen bleiben muß" — ift das Capital auch vor Ablauf 
der 3 Yahre fofort zahlbar, wenn eine Zinfenzaplung innerhalb 6 Wochen 
nad) dem Termine nicht erfolgt. Die bei Auslegung zweifelhafter Btge. nad 
8. 915 8. ©. zur Geltung kommenden Grundfäge haben auf den vorliegenden 
Fall feine Anwendung. Es kann nämlid im Zufammenhalte der Beftimmungen 
bes zweiten mit jenen des dritten Satzes des Schulpfcheines gar nicht in Zweifel 
gezogen werden, daß letztere nur in vem all eine Beſchränkung des Kündigungs- 
rechtes im Auge haben, wenn überhaupt eine Kündigung der Eintreibung ber 
Forderung vorauszugeben hat. Dieß ift aber dann nicht der Fall, wenn bezüg- 
ih ver Zinszahlung die Termine nicht eingehalten werben follten. Es kann daher 
dieſer Big. im Sinne des 8. 914 ibid. nur dahin ausgelegt werben, daß bie 
Vereinbarung auf Unterlafjung der Kündigung in ben erften 3 Jahren nur 
unter der Bedingung der rechlzeitigen Intereſſenzahlung getroffen wurbe, da es 
fonft der Worte „ohne Aufkündigung“ gar nicht bedurft hätte, und fogar im Falle 
der Anwentbarkeit der im 8. 915 ibid. ausgefprochenen Grundfätze angenommen 
werben müßte, daß Kläger fi nur die geringere Beſchränkung des vorbehaltenen 
RE. der halbjährigen Kündigung auferlegen wollte, falls er an der Nebaction 
des Schuldſcheines theilgenommen hätte. Falls dieſer aber von der ſich allein 
verpflichteten Beklagten entworfen worden wäre, wären bie etwa undeutlichen, 
von ihr gebrauchten Ausprüde zu ihrem Nachtheil auszulegen. 

Entfh. v. 12. Juni 1872, Nr. 5961 (4632 ©.-U.). Dur die in 
bem Briefe des Vermiethers „die Miethe in Gemäßheit der mündlichen Verab-⸗ 
rebung gegen ten in anticipativen Quartalsraten zu entrihtenden Jahreszins 
von 300 fl. zu acceptiren“ erflärte Annahme des Antrages auf Bermiethung 
feine® Hauſes iſt der Miethvertrag perfect geworden (88. 861 u. 1094 
2. ©). Obgleid in der brieflihen Erklärung des Egthrs. die Mieth- 
bauer nicht ausbrüdlich bezeichnet ift, muß aus der Feſtſetzung des 
Jahreszinſes nad $. 1113 ibid. auf eine Jahresmiethe geſchloſſen 
werden. Die Stipulation der Zahlung des Miethzinfes in viertel- 
jährigen Raten kann für die Miethdauer von feinem Belange fein, 
weil das ©. ausdrücklich nur die Feftfegung des Zinfes nad einem 
beftimmten Zeitraume für maßgebend erklärt, fo wie es umgekehrt, 
wenn eine Jahresmiethe bedungen, allein die Zahlungszeit des 
Zinfes nit beftimmt ift, die letztere nicht für das ganze Jahr auf 
einmal, fondern, von der Mietbzeit abweichend, in halbjährigen 
Raten vorſchreibt (8.1100 ibid.). Wenn man übrigens es als zweifel« 
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haft betrachten wollte, ob in bem Briefe ber Zins ale Jahres- 
oder al8 Quartalzins bezeichnet fei, fo müßte, da der Beftandver- 
trag ein zweifeitig verbinplihes Gefhäft if, die Frage zum Nach- 
theile des Vermiethers entſchieden werden, von dem die brieflide 
Erflärung angegangen ift (8. 915 ibid.). 

Entid. v. 15. Juni 1871, Nr. 8473 (4204 ©.-U.). Im Hinblid auf 
$. 915 B. ©. kann, nachdem der Arzt zuerſt eine beftimmte Summe als Ho—⸗ 
norar „für Alles als gänzlichen Abflug“ in Anfprud genommen hatte, nur 
gefolgert werden, daß er mit Bezahlung diefer Summe fi für feine gefammten, 
zu was immer für einer früheren Zeit geleifteten ärztlichen Dienfte honorirt 
finden werde. Wenn auch der Patient hierüber eine Specification forderte, bliebe 
ihm doch undenommen, ven angefprohenen Paufhalbetrag anzuertennen und als 
gänzlihe Befriedigung dem Arzte zu bezahlen. Der Arzt war daher nicht befugt, 
nachträglich ein höheres Honorar — angeblich für Hilfeleiftungen in früheren 
Dahren — in Anſpruch zu nehmen. 

Entſch. v. 237. April 1871, Nr. 2726 (4142 ©.-U.). Da Kläger, 

welcher den erfauften Wein abzuholen hatte, erft nach 14 Tagen einen Fuhrmann 
fendete und kurz vorher erft der Verläufer den Wein anders wohin abgab, hat er 
felbft zur Nicterfülung des Vigs. mit Anlaß gegeben, es Tann baher im Hin« 
blick auf 8. 904 B. ©. (Vertragserfüllung bei nicht beftimmter Zeit: „ohne 
unnöthigen Aufſchub“), 8. 1062 ibid. (Verpflichtung zur fogleihen Uebernahme) und 
8. 914 ibid. (Auslegung des undeutlihen Ausorudes „in Kürze* zum Nachtheile 
des Klägerd, der ihn gebraudte) nicht angenommen werben, daß der Magende 
Käufer die ſchuldloſe Partei fei, welche im Sinne des 8. 908 ibid. bereditigt 
wäre, das gegebene Angelo im doppelten Betrage zurüdzufordern. 

Entſch. v. 5. Mai 1869, Nr. 2381 (3405 ©.-U.), Da in dem frag. 
lichen Bertragsabfage ausbrüdlih eine „Darangabe“ vereinbart wird, welcher 
Ausdruck im Inder des B. ©. als gleichbedeutend mit „Angelo“ bezeichnet if, 
maß, — wenn aud der Inhalt der Beftimmung die Deutung einer Conventional- 
ſtrafe⸗ Vereinbarung zuließe, und, weil bie der richterlihen Mäßigung unter 
liegende Eonventionalftrafe die geringere Laſt wäre, daher nah 8. 915 ibid. 
legtere angenommen werben könnte, — gleihwohl angenommen werben, daß ein 
Ungeld gemeint fei. 

Entf. v. 15. October 1868, Nr. 8758 (3139 G.-U.). Wenn im 
Kaufvertrag bedungen wurde, daß der Käufer bie eine beflimmte Summe aus« 

“tragenden Sagpoften übernehme, der Reſt des Kaufſchillings aber bar ansbezahlt 
wurde, fo kann im Sinne bes 8. 887 B. ©. die Uebernahme einer weiteren 
Sagpoft, derer im Big. nicht ansprüdlich erwähnt wurde, nicht verlangt werden. 

Entfd. v. 14. Yuni 1867, Nr. 4652 (©. H. 1867, Nr. 88). Wenn 
zwei Verkäufer einer Realität ſich bis zu ihrem Ableben ein Ausgedinge bedingen, 
fo ift nad) dem Tode des einen Verkäufers dem Ueberlebenden dennoch das ganze 
Ausgebinge zu leiften (8. 889 ibid.). 

Entſch. v. 21. Yänner 1867, Nr. 1312 (©. Ztg. 1867, Nr. 15). Ein 
rüdfihtluh feiner Auspehnung zweifelhaftes Zugeftänpnig ift zu Gunſten des— 
jenigen auszulegen, zu deſſen Gunften das Zugeftänpnig überhaupt gemacht wurde. 

Entf. v. 3. Jänner 1867, Nr. 38 (2717 ©.-U.). Das Verſprechen 
gegen Jemanden, „bis“ (ohne Hinzufegung des Wortes „einfchließlih” ober 
ausſchließlich“) zu einem beftimmten Tage nicht Execution zu führen, ift fo aus⸗ 
zulegen, daß die Execution aud am dem bezeichneten Tage noch nicht vollzogen 
werben barf, nnd daß fie auch erft nach diefem Tage angefucht werben Tann. 

Entfd. v. 21. November 1866, Nr. 10223 (3226 ©.-U.). Das für 
Ueberlaffung einer Erfindung gegebene Verſprechen, „eine forgenfreie und glüdliche 

Zukunft zu verfchaffen,“ Tann einem ſchon damals vermögenden unb erwerbd« 
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fähigen Menſchen gegenüber nicht nothwendig als Zuwendung eines Gelbcapitals 
oder gar einer Iebenslänglihen Rente beinhaltend erfannt werden. Sollte 
daher die Verpflichtung des Beklagten zu einer folden Leiftung aus⸗ 
gefprohen werden können, fo müßte fein Verſprechen ausdrücklich 
darauf gelautet haben, umfomehr, da einem Öewerbömanne eine 
forgenfreie Zukunft auch durch Zuwendung von Arbeit, eines Run» 
dentreiſes .... Erebitgewährung ꝛc. .... verſchafft werden kaun. 

Entſch. v. 13. Juni 1865, Nr. 4991 (2200 G.-U.). Das Ver⸗ 
ſprechen, zahlen zu wollen, wenn die Schuld von dem Hauptſchulbner oder deffen 
Schweſter nicht hereingebradht werden könnte, muß nad 8. 915 B. ©. dabin 
verftanden werben, daß es feine Sache fei, bie Zahlung durch vie thatſäch⸗ 
lich nicht hierzu verpflichtete Schwefter des Hauptſchuldners zu erwirlen. Min- 
deſtens müßte diefer Zuſatz als Suspenfivbedingung, deren Erfüllung 
dem Gläubiger rechtlich unmöglich ift, nad 88. 697 u. 698 8. ©. 
als nicht beigefegt behandelt werden, wenn anders ber gefchloffene 
— — im Sinne des 8. 914 ibid. eine Wirkung haben 

... ſo 

Entſch. v. 22. Februar 1865, Nr. 1378 (2126 G.-U.). Die Erflärung, 
wodurch eine Partei, der bereits eingetretenen Vig. ungeachtet, eine Verpflichtung 
anerfannt haben fol, darf, gleich Erklärungen, womit jemand Re. unentgeltlih . 
aufgibt, nicht in einer für dieſelbe läftigen Weife ausgelegt werben (8. 915 B. ©.). 

Entſch. v. 17. Februar 1864, Nr. 1107 (1865 ©.-U.). Durch den 
Bergleih, womit ber Propinationsverpflictete anerfannte, „das für feinen Aus- 
ſchank nöthige Vier von dem Hägerifhen Bräuhaus beziehen zu mäflen,“ hat 
verfelbe nur die Berpflihtung übernommen, kein frembes Bier auszuſchänken; 
nicht aber fi zur Abnahme irgend einer Quantität verpflichtet [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 10. Februar 1864, Nr. 733 (1864 ©.-U.). Das Verbot 
ber Errichtung eines Kaffeehaufes in dem auf der verkauften Parzelle (in Wien) 
zu erbauenden Haufe begreift nicht auch das Verbot bes Kaffeeſchankes in ſich 
(8. 915 ©. ©.). 

Entfd. v. 8. Yuli 1863, Nr. 4884 (1757 ©.-U.). Der ex offcio- 
Vertreter einer Armenpartei bat felbft dann keinen Anfprud auf Berichtigung 
ber Erpenfen von berfelben, wenn die Partei die Zahlung derſelben zufagte, es 
wäre denn, daß der Vertreter eine ſolche Verbeflerung ber Bermögensverhältnifie 
ee — nachweiſt, welche mit dem Genuße des Armenrechtes nicht ver⸗ 
einbar iſt. 

Entſch. v. 1. Mai 1861, Nr. 2587 (1313 ©.-U.). Der gemeinrechtliche 
Bürge haftet aud für die Bereicherungsſchuld des Wechſelacceptanten. 

Entſch. v. 14. November 1860, Nr. 10264 (1231 G.⸗U.). Die im 
Pachtvertrage feſtgeſetzte Beſtimmung, daß die vom Pachtgute zu leiſtenden Steuern 
der Verpäachter, alle übrigen öffentlichen Laſten aber der Pächter zu zahlen habe, 
begründet für den erfteren keineswegs das R. anf Rüdvergütung ber auf das 
Pachtgut entfallenden, von ihm bezahlten Gemeindezuſchläge. 

Entſch. v. 17. Jänner 1860, Nr. ? (1060 ©.-U.). Der Ausbrud, 
„man werde Jemanden etwas ſchaffen,“ ift nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch 
gleihbebeutend mit „verſchaffen, bringen, liefern" (88. 914 u. 915 B. ©.). 

Entſch. v. 29. September 1859, Nr. 10177 (878 ©.-U.; P. ©. 720). 
Das mit dem Gläubiger eines Schuldners, welcher feine Zahlungen eingeftellt 
hat, von einem Dritten getroffene Bergleihsübereintommen, wornach ſich dieſer 
für den Fall, als ein Ausgleih mit allen übrigen Gläubigern des infolventen 
Schuldners zu Stande kommt, als Alleinſchuldner verpflihtet, dem Gläubiger 
eine Quote feiner Forderung gegen dem zu bezahlen, daß er ben früheren Schulpner 
nicht belange, wird infofern zum Nachtheile des Intervenirten interpretirt, daß, 
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wenn biefer feine Zahlumgsverbinblichkeit mit and an bie Bedingung knüpfte, 
daß kein Eoncurs über das Bingn. des Schuldners eröffnet werde, er zur Zah⸗ 
fung der bebumgenen Quote verpflichtet ift, obgleich die zur Zeit des Ausgleiches 
gepflogenen Verhandlungen fruchtlos bleiben, der Eoncurs über dad Vmgn. des 
Schuldners eröffnet, und nachher erft im Folge eines mit den Gläubigern ge» 
teoffenen Ausgleiches der Concurs aufgehoben wurde. 

Entfd. v. 21. Iumi 1859, Nr. 6396 (813 @-U.). Die für den Fall 
des Dienftesaustritted „aus eigener Laune“ bedungene Entſchädigung an ben 
Lehrherru hat derfelde auch dann anzufprechen, wenn ber Lehrling angebli aus 
unwiberftehlihem Drange in's Klofter gebt. 

Entſch. v. 25. November 1857, Nr. 12176 (479 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 4552 ex 1867. 

Entf. v. 26. Mai 1857, Nr. 4588 (P. S. 719). Wenn in einem 
Contracte zwiſchen einem Theaterdirector und einer Schauſpielerin bezüglich der 
Entlaſſung derſelben und Bezahlung des Gehaltes undeutliche Ausdrücke vor⸗ 
kommen, fo iſt der Vtg. zu Gunſten ver letzteren auszulegen. 

Entſch. v. 28. Auguſt 1855, Nr. 7775 (127 G.U.). Bon dem Clienten, 
welcher die Expenſenſchuld eines Geſchäftsfreundes bei demſelben Advocaten bes 
richtigte, muß (88. 915 u. 1397 B. ©.) angenommen werben, daß er dieß nur 
mit dem Vorbehalt that, den Betrag, falls er ihn vom wirflihen Schulpner 
nicht einbringen könnte, zurüd zu verlangen [?]. 

Entf. v. 15. Februar 1854, Nr. 475 (12 ©.-U.). Jede Pränumes 
ration fegt ein noch nicht complet erfchienenes Werk voraus. 


(6. 916 — vgl. 98. 861, 860; 879; 887; 99. 397, 456 ©. @.; SU BORD. 
hot Bes. 26, galt er hir 


S 916. Wird ein Geſchaft von gewiſſer Art nur zum Scheine verabrebet; fo ift es nach 
denjenigen gefeglihen Vorſchriften gu beurteilen, nach denen es vermöge feiner wahren Be- 
ſchaffenheit Beurteilet werden muß. 

Entid. v. 23. Mai 1878, Nr. 1543 (©. Ztg. 1878, Nr. 54), Es 
darf die formalrehtlihe Natur bes Wechſels nicht fo weit audge- 
dehnt werben, baß dadurch felbft doloſen rechtswidrigen Handlungen 
ein Schuß verliehen werde, und mit R. hat die erfte Inftanz fi auf 
die Beftimmung des $. 9168. ©. berufen, wornad nur zum Scheine 
unternommene Rechtsgeſchäfte nah denjenigen Borfhriften zu be— 
urtheilen find, nad denen fie vermdge ihrer wahren Beſchaffenheit 
beurtheilt werden müſſen. Betradtet man nun vom Standpunfte 
der Zuläffigfeit der exceptio doli im Wechſelrechte den ganzen 
Fall, fo wird keineswegs durch die gegenwärtige Entſch. gegen 
den Art. 82 W. O. verfloßen, denn es bezahlte Dr. D als Bevoll- 
mädtigter des Wechſelſchuldners A in deſſen Namen den Wedel 
als eigene Schuld desſelben und hiermit war die wechſelrechtliche 
Wirkung des Wechſels erlofhen und brachte er, wiffend, baß bie 
Zahlung rehtmäßig erfolgt fei, den Wechſel durch Giro an fid, fo 
fann ber gegenwärtigen Klage der Bellagte bie Einwendbung ber 
bereits erfolgten Zahlung mit Erfolg entgegenfegen. . 

Entſch. v. 4. Nıli 1878, Nr. 3391 (©. H. 1879, Nr. 88). Die Klage 
auf Mebergabe eines Grundftüdes, welches der Geklagte ſich mündlich verpflichtet 
hat, als Zugehör einer von der Klägerin nad ihrem Vater everbten Realität 
zu übergeben, ift abzuweiſen, weil nah $. 916 B. ©. Vtge. nad ihrer 
wahren Beihaffenheit zu beurtheilen find, der fragliche Btg. ſonach 
als Vergleich aufzufaffen ift, aus welchem ein Klagereht jedod nur 
dann erwächſt, wenn Klägerin erweifen kann, daß ihr wirklich ein 
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Anſpruch auf das fraglihe Grundſtück zuſtand; denn andernfalls läge 
nad $. 943 ibid. eine nicht klagebegründende Schenkung vor. Klü- 
gerin hätte daher erweifen müffen, daß das flreitige Grundſtück wirk⸗ 
ih zum Grundcompler der ererbten Grundwirthſchaft gehöre. 

Entf. v. 27. Februar 1877, Nr. 7468 (I. B. 1879, Nr. 22). 8. 887 
B. ©. fegt voraus, daß in dem Falle, als Aber ein Bertragsgeihäft eine Ur« 
kunde errichtet worden ift, die Bertragstheile in dieſe Urkunde ihre ſchließliche und 
allein giftige Willenserklärung niebergelegt haben, und von anberartigen-Berab- 
redungen, welche etwa vorher oder gleichzeitig ftattfanden, felbft wieder abgegangen 
find. Anders verhält ſich's jedoch, wenn ber übereinſtimmende Wille der Ver⸗ 
teagstheile nicht darauf abzielte, was fie in die Vertragsurkunde niederzulegen 
erachteten, fondern auf etwas ganz anderes gerichtet war. In biefem Falle 
greift nicht $. 887, wohl aber 8. 916 ibid. Plaß, weil die Willensmeinung der 
vertragſchließenden Theile eben dahin ging, das jenes nicht zu R. gelte, was in 
bie Urkunde aufgenommen, fondern bloß dasjenige gelte, was mündlich vereinbart 
wurbe, fohin die bezüglihen Feftfegungen in der Urkunde fih als bloßes Schein- 
geihäft, Hingegen die mündliche Vereinbarung als der wirflihe.Btg. (88. 861 
u. 869 ibid.) herausſtellt. Dieſer Auffaffung der Sadlage aus dem 
Geſichtspunkte des 8. 916 ibid. fteht der Umftand, daß die Vertrags⸗ 
urkunde notariell errichtet wurde, nicht entgegen, weil bie legtere 
nur den Beweis liefert, daß die Bertragstheile ihre Willensäuße- 
“zung vor dem f. f. Notar bergeftalt abgegeben haben, wie bie Ur- 
kunde lautet, was jedoch die Möglichkeit nit ausſchließt, daß dieß 
nicht ihre eigentlihe Vereinbarung war, fondern daß zwifhen ihnen 
etwas ganz anderes rechtsverbindlich gelten follte, ald was fie vor 
dem f. k. Notar äußerten. 

Entſch. v. 28. December 1876, Nr. 11991 (6332 ©.-U.). Ans ber 
Beftimmung des $. 916 B. ©. folgt, daß mit dem Ausſpruche, ein Rechtegeſchäft 
fei ein Scheingeſchäft, zugleich über die eigentliche Natur desſelben erkannt werben 
muß. — Da das fonady mangelhafte (8. 8 a. ©. O.) Klagebegehren nicht non 
Amtswegen fupplirt werden darf (8. 248 ibid.) mußte die Klage abgewieſen werben. 

Entf. v. 15. April 1874, Nr. 3184 (5338 ©.-U.). Ein von ber 
Kindesmutter ausgeftellter Neverd, daß der Paternitätsgeflagte mit ihr niemals 
ben Beifchlaf gepflogen habe, erſcheint gegenüber dem qualificirten Geſtändniß 
bes Geklagten, daß er — jedoch unter Anwendung von Condon's — fie gebraudt 
babe, nad $. 916 B. ©. mindeftens in dieſem Punkte als Scheingefhäft. — 
Den R.en des Kindes Tann der getroffene Ausgleich mit deſſen Mutter in feinem 
Galle Abbruch thun (8. 170 ibid.). 

Entſch. v. 18. September 1873, Nr. 8484 (5084 sn) Nah 8.469 
B. ©. bleibt ein Hypothefargut fo lange verhaftet, bis die Schuld- 
urkunde in den dffentlihen Büchern gelöfht if, weil die Tilgung 
der Schuld zur Aufhebung der Hypothek nit binreiht Wenn 
daher auch bie fpätere Ceſſion über den fhon früher gezahlten Theil- 
betrag der Pfandforderung .... nad berijwahren Beſchaffenheit 
bes Geſchäftes zu beurtheilen ift (8. 916 ibid.) und deßhalb fid ale 
eine Einräumung der bezüglich des gelöſchten Theilbetrages noch 
aufrecht beftehenden Hypothek für ein neues Darlehen herausftellt 
— ergibt fih daraus noch feineswegs die Rechtsfolge, daß der Kläger 
als nachfolgender Pfanpgläubiger den Beftand der durch Einverlei- 
bung der Ceffion erworbenen Hypothek beftreiten kann; er ift durch 
ben Sceinvertrag nicht in einem erworbenen R. beeinträchtigt worden. 

, , Entf. v. 24. Juni 1873, Nr. 4923 (6011 G.-U.). Daß Nlägerin 
bie fraglichen Actien nur als Pfand erhalten bat, ergibt fi aus dem Vorbehalt 
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des Gellagten, viefelben zu einem beftimmten Preife binnen feftgefetter Friſt eine 
zulöfen und dem dem Kläger eingeräumten R., nad dieſem Termine die Actien 
an ber Börſe zu verkaufen, d. t. fih aus dem Pfande für feine Forderung be» 
zahlt zu machen; benn ber Vorbehalt des Wieberfaufs ift nad) dem ©. (8. 1070 
8. ©.) unzuläffig und wäre — wenn er dennoch gemacht wurde — nur zur 
Bemäntelung des Borgr und Pfanbgefhäftes vwerabrevet worden; daher gemäß 
8. 916 ibid. nach der Beichaffenheit diefer Gefchäfte zu beurtheilen. 

Entfd. v. 20. December 1871, Nr. 15000 (Sch. IV), Auch bei einer 
Quittung if auf das bei Ausfertigung berfelben ftattgefundene mündliche Weber« 
einfommen im Sinne des 8. 916 B. ©. Rüdjiht zu nehmen. 

Entfd. v. 15. December 1870, Nr. 8063 (4419 ©.-U.). Da nad 
8. 916 B. ©. Btge. nady ihrer wahren Beſchaffenheit zu beurtheilen find, fo 
tommt es darauf an, was eigentlich im der Abficht der Contrahenten lag und in 
concreto: was unter dem Scheine einer einfahen Schenkung wirklich vereinbart 
wurde. Es Liegt in der Natur der Sache, daß nur die Thatſachen, ver- 
möge welder ein Geſchäft von gewiffer Art nur zum Scheine ge» 
fhloffen wurde, einen gerichtsordnungsmäßigen Beweis geftatten 
und... und der Richter zu beurtheilen hat, von welder Bejhaffen- 
heit eigentlich hiernach das Geſchäft wirklih gewejen if. Aus dem 
ſtrafgerichtlichen Geftänpnig der Klägerin ſteht nah $. 110 a. ©. D. feft, daß 
fie den Geklagten zur Ausftellung der Schenlungsurkunde vermochte, um ſich eine 
Burgſchaft für die Erfühung des ihr gemachten Eheverſprechens zu verſchaffen, 
und dieſes Geſtändniß wird durch den Inhalt des Entwurfes zu jener Urkunde 
weſentlich unterftägt. Da num aber das fohin wirklich geſchloſſene Gefhäft nach 
8. 45 ibid. ungiltig ift, war das Klagebegehren auf Zahlung der angeblid) ges 
ſchenkten Summe abzuweifen. 

Entfd. v. 26. Iuli 1870, Nr. 8755 (3833 ©.-U.). Da die Zufage 
des Bermiethers, „nicht zu fündigen, fo lange er mit dem Miether zufrieden it,“ 
Mangels der nöthigen Beftimmtheit und Ernſtlichkeit zur Begründung eines Vtgs. 
überhaupt nicht geeignet ift ($. 8698. ©.), kann aud nicht von einer Aus 
legung diefer Aeußerung zu Ungunften des Vermiethers die Rede fein. — Dem 
Kündigungsräderlag ift ($. 916 ibid.) nit ftattzugeben (8. 1090 ibid.) 
[Schlußfolgerung.] — 

Entſch. v. 31. März 1869, Nr. 796 (Sc. I). Die durch das ©. vom 
14. December 1866, Ar. 160 R. ©. B., erfolgte Aufhebung der Wuchergeſetze 
lann nicht auf frühere Gefchäfte und bie dafelbft getroffene Bereinbarung höherer 
Zinfen zurüdwirten. 

Entf‘. v. 12. Februar 1868, Nr. 372 (2992 ©.-U.). Die Anwen» 
dung des $. 916 B. ©. ift durd den Bertragsabihluß in Form eines Notariats- 
actes nicht ausgefchlofien. Wenn die Parteien in fraudem aerarii einen geringeren 
Kaufpreis in die Urkunde einfegen ließen, ald den vereinbarten, fann das Klage 
begehrten der Verkäufer nicht mit Berufung auf $. 887 ibid. abgewiefen werben, 
obwohl darin eine firafbare Handlung lag. 

Entſch. v. 24. Mei 1865, Nr. 4204 (2185 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 372 ex 1868. 

Entſch. v. 28. December 1864, Nr. 9541 (3216 ©.-U.). Der Schein⸗ 
vertrag ſelbſt kann die Belräftigung, daß er nur zum Scheine ge- 
ſchloſſen wurde, nicht enthalten; er fegt vielmehr voraus, daß das 
eigentlihe Geſchäft, welches er verhällen foll, auf einer befonderen 
Berabredung beruht. Es ift daher ſelbſtverſtändlich die Auwendung 
bes 8. 887 B. ©. ausgeſchloſſen. 

Entfd. v. 27. April 1864, Nr. 2914 (1908 ©.-U.). Ein Big, wor⸗ 
nach eine Realität um einen beflimmten in 10 Jahren zahlbaren Preis in 
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Beſitz und Genuß überlaſſen und das Egth. bis zur gänzlichen Berichtigung des 
Preifes vorbehalten wird, iſt ein wahrer Kaufvertrag, fein bloßes pactum de 
contrahenda emtione (8. 916 8. ©.). Nach fruchtlofem Berftreihen ber zehn⸗ 
jährigen Frift ift der Verkäufer nicht zum Rücktritt vom Btge., fondern nad 
&. 919 ibid. nur zum Anſpruch auf Erfülung vesfelben berechtigt. 

Entfd. v. 3. März 1864, Nr. 1525 (1878 ©.-U.). Die Anordnung 
bes 8. 916 B. ©. ift nicht bloß auf ſolche Gefchäfte zu beziehen, über welde 
keine fchriftliche Urkunde errichtet wurde, und es ift daher der Haupteid Über ven 
Umftand, daß „nur zum Scheine“ ein höherer Betrag verfchrieben wurde, aller- 
bings zuläffig. ; 

Entfd. v. 15. April 1862, Nr. 1716 (1507 ©.-U.). Eine Scein- 
handlung kann, weil nur das Intereffe ver Eontrahenten ſelbſt berührend, nur 
von ihnen angefodten und begehrt werben, daß das Gefchäft nad) feiner wahren 
Beichaffenheit beurtheilt werde. 

Entfg. v. 12. März 1862, Nr. 1343 (1497 ©.-U.). Die (pflichte 

theilsverlegende) Gutsabtretung gegen Ausnahmsleiftung kann immerhin in Be- 
teeff des Uebermaßes Schenkung fein, zumal da nad $. 942 B. G. aud bei 
Btg.en mit bevungener Gegenleiftung in Anfehung des überfteigen«- 
den Werthes eine wahre Schenkung vorhanden und nad 8. 916 ibid. 
jedes in einer gewiſſen Art nur zum Scheine verabredete Geſchäft 
nad feiner wahren Befchaffenheit zu beurtheilen ift. 

Entſch. v. 2. April 1861, Nr. 2138 (1295 G.-U.). Da erwiefen ift, 
daß der Bellagte nur zum Scheine im Namen Dritter den Miethvertrag ab« 
fliegen follte, kann nicht erft auf den Beweis erkannt werden, baß er im fremben 
Namen miethete, : 

Entf. v. 24. Yuli 1860, Nr. 7873 (1162 G.-U.). Auch ein Schiedß- 
ſpruch kann — und zwar felbft nad Ablauf der Beftreitungsfrift — wegen 
Simulation angefochten werben. 

Entfd. v. 6. Iuli 1859, Nr. 7326 (827 ©.-U.; P. ©. 726). Die 
Simulation eines Rechtögefhäftes Tann von dem einen Contrahenten gegen ven 
im guten Glauben befinvlihen Singularfuccefior des anderen Contrahenten nicht 
geltend gemacht werden. 

Entf. v. 27. April 1869, Nr. 3528 (776 G.-U.). Beweis der Simn- 
lation duch Indicien. 

Entid. v. 8. März 1859, Nr. 2539 (P. ©. 723). Wenn das ganze 
Girogeſchäft nur eine Scheinhandlung war, fo kann der geflagte Indoſſant gegen 
den MMagenden Inboffatar, an weldhem der Wechſel unmittelbar vom Gellagten 
girirt wurde, gemäß Urt. 82 W. O. die Einwendung der Sceinhanblung 
nad $. 916 B. ©. geltend machen. 

Entſch. v. 17. Februar 1857, Nr. 189 (295 ©.-U.), Dadurch, daß 
in dem Darlehensvertrage die Zuzählung einer höheren Valuta durch fimulixte 
Eeffion einer (uneindringlihen) Forderung vereinbart ift, kann der Schuldner ſich 
nicht von ber vollen Zahlung befreien, weil er in feiner bebrängten Lage bie 
onerofen Bedingungen abſichtlich einging, um ſich Geld zu verſchaffen; ein eigent- 
liches Scheingefhäft alſo nicht vorliegt. 

Eutſch. v. 22. October 1856, Nr. 6975 (232 ©.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 1716 ex 1862. 

Entf. v. 11. Juni 1856, Nr. 4360 (201 ©.-U.; P. ©. 722). Die 
Einwendung der Simulation ift auch bei Pachtverträgen zuläffig, wenn z. B. 
eigentlich ein verzinslihes Darlehen gegeben und ber Pachtvertrag nur zur 
Dedung des Darlehens abgeſchloſſen wurde. 

Entſch. v. 27. Februar 1856, Nr. 12858 (166 ©.-U.). Wenn leviglich 
zur Dedung der Darlehenöforverung dem Gläubiger ein Anſpruch cebirt wurde, 
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wie aus dem feither fortgeſetzten Contocorrent ſich ergibt, fo ift, da bie Zeit ber 
Rückzahlung nicht beftimmt wurde, bezüglih der Rückzahlung des Darlehens 
8. 904 B. ©. anzuwenden. 

Entf. v. 6. Februar 1855, Nr. 9105 (68 ©.-U.). Da die Abficht 
des Contrahenten nit auf das wirklide Nehmen und Geben der 
20 Stüd Actien, ſondern nur auf den aus der Cursdifferenz für den 
einen oder andern Theil fidh ergebenden Gewinn gerichtet war, fo war 
aud nur diefer Gegenſtand des Vtgs., und der Big. muß daher nad 
8. 916.... und 8. 1270 ®. ©. als eine Wette beurtheilt werden. 

Entfd. v. 22. October 1852, Nr. 7701 (B. ©. 724), Wenn es ſich 
um die Anwendung bes $. 916 B. ©. handelt, fo kann der Beweis, daß ein 
Sefchäft gewiffer Art nur zum Scheine verabredet worden fei, nicht bloß durch 
die unmittelbaren Beweismittel oder durch gefegliche Bermuthungen, fondern auch 
duch das Zufammentreffen von Umfländen, aus benen der Richter die Meber- 
zeugung von dem Borhandenfein eines Scheingefchäfte® erlangt, geführt werben, 
wofern nur die einzelnen Umftände gehörig erwieſen find. 


Bon Erlöfung der Yerträge. 
@. 97 — sol IL Tell ®. ©) 

3 91T. Bie die aus den Verträgen entftebenden Verbindlichkeiten aufhören, wird bei jedem 
Bertrage befonders, und in dem Hauptftüde von Aufhebung ber Verbindlichteiten überhaupt, 
beftimmet werben. 

Entfd. v. 7. Juli 1857, Nr. 6751 (410 G.-U.). Der Vermiether 
bleibt an den auf längere Dauer eingegangenen Mietvertrag gebunden, wenn 
auch inzwilhen der Miether in Concurs geräth; denn im Hinblid auf die Regel 
des 8. 917 8. ©. ift eine analoge Anwendung der gefeglichen Veftimmung, ver- 
möge welcher bei einigen Btg.en die Concurseröffnung als Aufhebungsgrund be= 
zeichnet iſt, auf noch andere Vtge. unzuläffig. [Bei dem Beftande ber alten C. D.] 
(8 018 — vgl. bei ß. 908 cit.; 95. 22 u. 28 6. D.; 8. 547;_$%. 1089, 1162, 1168, 1806; 1284; 868; 1070 

1071, 1074 8. ©.) 
8. 916, Alle aus Verträgen entflehenden Rechte und Pflichten gehen auf die Erben ber 
vertragenden Theile Über, wenn fie anders nit bloß auf perſönlichen Berhältnifien und 
Säpigleiten beruhen, oder wenn die Erben nicht fhon tm Vertrage felöft, oder durch das 
Gefeg ausgenommen worden find. Ein nod nicht angenommenes Verfprehen geht, wenn 
auch nur Ein Theil während der Ueberlegungsfrift ftirbt, anf die Erben nicht über ($. 862). 

Entfd. v. 10. Februar 1876, Nr. 12806 (6028 G.-U.). Die Erben 
beflen, welchem „ver Reſt einer intabulirten Forderung von 1000 fl.“ geſchenkt 
wurde, find nah 88. 705, 900 u. 918 B. ©. nur berechtigt, die ımentgeltliche 
Ueberlaffung der geſchenkten Sache zu verlangen, d. i. der Forderung (8. 1413 
ibid.). Da diefe durch den Schenfgeber nach tem Tode des Schenknehmers ein. 
caffirt und damit die Zahlung nach 8. 1414 ibid. unmöglich geworben ift, haben 
bie Magenden Erben feinen Anſpruch an den Nachlaß des Schenfgebers (88. 1414, 
1397; 1447 ibid.). 

Entf. v. 8. März 1870, Nr. 14608 (3741 ©.-U.). Eine nur zwifchen dem 
Alfignanten und dem Affignaten vereinbarte Ajfignation faun zu Folge 8. 1404 
B. G. von dem Affignatar — alfo aud von beffen Erben — fo lange 
angenommen werben, als fie vom Affignanten nit widerrufen ift. 

Entſch. v. 17. November 1868, Nr. 11227 (3162 G.-U.). Wenn zu 
Folge Beſcheides die Abhandlungsbehörde die Legitimation zur Löfhung einer Satz⸗ 
poft ertheilte, kann die Löſchung von dem Tabularrichter nicht aus dem Grunde 
verweigert werden, weil nach feiner Anfiht die Schenkung auf den Todesfall 
eine vertragsmäßige und nad $. 918 B. ©. deren Erlöſchung nicht erwiefen ſei. 
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Entſch. v. 27. Juli 1866, 3273 (Sch. IV). Wenn es auch richtig 
ift, daß der dem Sequeſter ertheilte gerichtlihe Auftrag zur Verwaltung ber 
fequeftrirten Sache durdy den Tod des Sequeſters erlöfdhe, und daher von den 
Erben des Sequefters nicht weiter fortgefegt werben dürfe, fo fann doch feinem 
Zweifel unterliegen, daß die während bes aufrechten Beſtandes der Seque⸗ 
firation aus derſelben bereits entftandenen Re. und Berbindlicleiten des Seque⸗ 
ſters als bereitd zu feinem Vmgn. gehörig, allerdinge auf feine Erben über- 
zugehen haben. Hierzu ift aber insbeſondere auch die mit jeder Berwaltung 
eines fremden Vmgns. unzertrennlid verbundene Verpflichtung zur Rechnungs⸗ 
legung zu zählen, fo daß alfo da, wo der Sequefter diefe feine weſentliche 
Berbindlichleit während feiner Lebenszeit nicht erfüllt hat, oder deßhalb, weil die 
Beendigung ber ihm aufgetragenen Sequeftrationsführung durch feinen Top herbei» 
geführt wurde, nicht erfüllen konnte, die Erfüllung verfelben nunmehr von ven 
an feine Stelle tretenden Erben geleiftet werden muß. 

Entſch. v. 18. Februar 1866, Nr. 1153 (2708 ©.-U.). Auch die Re. 
und Berbindlichkeiten aus einem intabulirten Creditvertroge gehen auf bie beider» 
feitigen Erben über. 

Entf. v. 26. April 1864, Rr. 2732 (2702 ©.-U.). Aehnl. der Entf. 
Nr. 1153 ex 1866. 

Entf, v. 11. Februar 1857, Nr. 1026 (294 ©.-U.) In der Er 
Märung, daß das Rechtsverhältniß, wornach die Erblaflerin für den Gellagten 
eine Obligation als Dienftescaution beftellte, noch fortbeftehe, Liegt keine Be⸗ 
rühmung. Es wäre Sache bes Klägers, zu erweifen, daß basfelbe mit dem 
Tode der Beftellerin fein Enve erreicht babe (88. 323; 918 B. G.). [Schluß⸗ 
folgerung.] 

Entid. v. 17. Juli 1855, Pr. 4268 (115 ©,-U.). Die Beltimmung 
bei einem entenlegate, „worliber er (ber — nach Belieben bei ſeinem Ab⸗ 
leben verfügen wird,“ würde den geſetzlichen Erben des Legatars feinen Au⸗ 
ſpruch auf analoge Anwendung bes $. 918 2. ©. geben, wenn nit die Erb⸗ 
lafferin jenen Beifag „worüber m. ſ. fe..." gemadt hätte; aber auch biefer 
Beifag reicht nicht aus, um anzunehmen, daß die Erblaſſerin ihrer Vſchft. eine 
immerwährende Laſt auferlegen wollte. Das Legat ift, da die Bedingung, daß 
der Legatar über das Legat verfüge, nicht erfüllt ift, erloſchen und konnte auf 
feine (gefeglihen) Erben nicht übergehen. 

DH Mal Hm a To a a a 

; — iu 1186, 1000, a 3 108 Th, i Aue 
8. 919. Wenn ein Theil den Vertrag entweder gar nicht, oder nicht zu ber gehörigen Zeit; 
an dem gehörigen Orte; ober auf die bebungene Weiſe erflillet; fo tft der andere Theil, außer 
den in dem Gefege beftimmten Fällen, oder einem ausprüdlichen Vorbehalte, nicht berechtiget, 

die Aufpebung, fondern nur die genaue Erfüllung des Vertrages und Erfag zu fordern. 

Entſch. v. 1. September 1878, Nr. 6466 (©. H. 1879, Nr. 2). Da 
der Beftandvertrag, wornach die Bahn, auf beftimmten Grundſtücken Steine zu 
brechen und mwegzuführen, ſowie ſolche auf andere Grunpftüde zu ſchichten, für die 
Zeit bis zur Fertigftellung der Bahnftrede berechtigt ift (irrthümlich Servituts⸗ 
vertrag genannt, 8. 10908.©.), mit der Betriebseröffnung fein Ende erreicht 
bat, hatten vie Beftandnehmer nad) $. 1109 ibid. die Verpflichtung, die Beſtand⸗ 
ſache in den vorigen Zuftand zurüdzuftelln; das Klagebegehren: anf Wegrän- 
mung des nnbrauhbaren Steinfhotters von den Grundſtücken in den Steinbruch 
oder Vergütung des hierzu nad Gutachten der Sachverſtändigen erforderlichen 
Aufwandes ift demnach in 88. 1109 u. 919 ibid. vollftändig begrändet, ohne 
daß es erſt auf die im Vtg. ausdrücklich dem Beſtandnehmer auferlegte Berpflic- 
tung, den Grund nad Möglichkeit zu planiren, anläme. 
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Entid. v. 27. Juni 1878, Nr. 3536 (©. 9. 1878, Nr. 74). Nah 
$. 1156 8. ©. gebührt der Lohn nad vollbrachter Arbeit und nad 8. 1158 
ibid. ift der Beſteller eines Werkes nur bei weſentlichen Drängeln, die das Wert 
zum Gebrauche untüchtig machen, oder der ausdrücklichen Bedingung zumiderlaufen, 
vom Vtge. abzugeben berechtigt. Da der Beſteller in concreto ben beftellten 
Dachſtuhl übernahm, ohne folde Mängel geltend zu maden, hat er ſtillſchweigend 
die Arbeit angenommen ($. 1156 ibid.). Der Umftand, daß die Arbeit nicht 
nad dem Vtg. und Koftenüberfchlage, fomit gegen die ausprüdlihe Bedingung 
erfolgte, beredtigt den Geklagten nicht, den rechtlichen Preis zurüdzubehalten, es 
fleht ihm lediglich bevor, auf Schabloshaltung und Verbeſſerung zu Hagen (8. 919 
ia.) [Oänbfegerumg, 

Entid. v. 27. März 1878, Nr. 1371 (©. Ztg. 1879, Nr. 28). Die 
Anſicht der Untergerichte, ap ger Verläufer, wenn er ben Kaufpreis erhalten hat, 
jeder Verpflichtung dadurch enthoben fein fol, dag der Käufer ſich nicht in der 
bebungenen Frift zur Uebernahme meldet, ift irrig; es fteht dieß im Widerſpruche 
mit der Ratur eines entgeltlihen Vtgs. (88. 864 u. 921 B. ©.) und mit ber 
Natur des Kaufvertrages im Beſonderen ($. 1053 ibid.). Wenn Mäger den 
vereinbarten Zeitpunkt zur Uebernahme verfäumt hat, fo Tann der Gellagte, da 
er die genaue Erfüllung des Btg8. zu verlangen berechtigt ift, den Erſatz für den 
ihm zugegangenen Schaben fordern (88. 919 u. 1047 ibid.), er ann aber nicht 
als feiner Verpflichtung, das Kaufobject zu übergeben, enthoben angefehen und 
überdieß berechtigt fein, ven Kaufpreis zu behalten. Die im Schlußzettel vor⸗ 
Tommende Bemerkung, daß Beklagter bi Ende Jänner hafte, bezeichnet die wegen 
der Uebergabe getroffene Bereinbarung, fie enthält jedoch feine Beſtimmung über 
das, was Rechtens fein fol, wenn die Uebernahme nicht rechtzeitig erfolgt. Hätte 
dieſe Bemerkung die Bedeutung, daß Verkäufer nicht mehr gehalten fein foll, 
nach Ablauf diefer Friſt zu übergeben (8. 919 ibid.), dann Fönnte Kläger aller- 
dings nicht mehr die Erfüllung des Vigs., nämlich die Webergabe des Holzes 
verlangen; dennod aber müßte Gellagter bad Kaufgeld zurüdgeben, weil für 
defien Behalten der rechtliche Grund aufgehört haben würde (8. 1435 ibid.). 
Diefe Deutung wurde der erwähnten Bemerkung übrigens felbft vom Geflagten 
nicht beigelegt. 

Entſch. v. 23. Jänner 1877, Nr. 8 (©. H. 1877, Nr. 42). Der Lie 
ferant, welcher die Eindedung eines Hauſes mit Dachpappe übernahm und in 
Erfüllung viefed Kaufvertrages bereits die erforderliche Dachpappe in's Haus ge- 
fchafft hat ($. 1158 B. ©.) — kann das Material nicht zurädfordern und nad) 
88. 919 u. 920 ibid. nicht einfeitig vom Vtg. zurüdtreten, wegen angeblid ihm 
befannt gewordener Zahlungsunfähigkeit des Hausbeſitzers. 

Entſch. v. 14. December 1875, Nr. 11569 (G. Big. 1876, Nr. Ey). 
Der Käufer eines ihm vor Zahlung des Kaufſchillings übergebenen und von ihm 
ohne Rechtsgrund dem Verkäufer rüdgeftellten Thieres ift zwar zur Zahlung des 
Kaufſchillingẽ, nicht aber zur Rüdnahme des Thieres und zum Erfag der mittler- 
weiligen BVerpflegstoften verpflichtet. Kläger behauptet felbft, daß er den Hund 
dem Geklagten übergeben und berfelbe ihn aud in Empfang nahm, womit der 
Kaufvertrag feine Erfüllung fand, und der Bellagte hat diefen Umftand auch gar 
nicht beftritten, fondern nur die Gewährleiftung und fomit die Aufhebung des 
Btgs. eingewendet, weil der Hund die bedungenen Eigenſchaften nicht hatte. Der 
Kläger hatte alfo, als der Bellagte den Hund nicht zurüdbrachte, nachdem von ihm 
die Giltigleit des Vtgs. behauptet wurde und demzufolge der Hund Egth. des 
Bellagten blieb, gar keine Verpflichtung, ihn in Pflege zu übernehmen, und be 
forgte er aus der Uebernahme eine Verantwortung, fo gab ihm das ©. durch 
die Einleitung der gerichtlihen Verwahrung dad Mittel an die Hand, fih von 
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— Bu Bon (88. 919, 922%, 923, 1035, 1037, 1042, 1047, 1062, 
1295 8. ©.). 

Entſch. v. 18. November 1875, Nr. 11041 (5913 ©.-U.). Aus $. 919 
B. ©. geht hervor, daß das ©. felbft Ausnahmöfälle zuläßt, in welden, weil 
eben eine genaue Erfüllung nicht mehr möglich ifl, die allgemeine‘ Regel auch 
nicht mehr anwendbar und daher dem anderen Vertragstheile freigeftellt if, 
auch Schabenerfag allein zu begehren. Go insbefondere im 8. 1154 ibid. bei 
Big.en Über Dienftleiftungen, wo beflimmt wird, daß der Vefteller die beftellte 
Sage nicht mehr anzunehmen ſchuldig ift, wenn der Vefteller auß feinem Bere 
ſchulden fein Verfprehen in beflimmter Zeit nicht erfüllt; beim Taufch- und Kaufe 
vertrage in $$. 1047 u. 1066 ibid., wornadh die Gegenſtände des Vtgs. zur 
rechten Zeit zu übergeben und zu übernehmen find und derjenige, ber feine Ver⸗ 
pflichtung zu erfüllen unterläßt, dem Anderen für Schaden und entgangenen Ger 
winn zu haften bat. Hierin liegt offenbar eine für den Kauf- und Taufchver⸗ 
trag flatuirte Ausnahme von der Regel des $. 919 ibid. vor, und ergibt ſich, 
baß in concreto der Käufer nicht verpflidtet war, auf bie (bereitd unmögliche) 
Erfülung des Vigs. und Schavenerfag zu Magen, fondern fein Klagebegehren auf 
den Schabenerfag allein befchränten Tonnte, wobei noch bemerkt werden muß, daß 
das vom klagenden Käufer geftellte Begehren keineswegs die Auflöfung des Vtgs., 
fondern Schabenerfag im ftrengften Sinne des Wortes, nämlich die Zahlung des 
zur Zeit der ftipulirten Lieferung beftandenen mittleren Marktpreiſes für die in 
Lieferung rüdftändig gebliebenen Weizenquantitäten in Anſpruch nimmt. 

Entf. v. 23. Mär; 1875, Nr. 3023 (5667 ©.-U.). Die Vorſchrift 
des 8. 1118 B. ©. muß als eine Ausnahme von der Regel des $. 919 ibid. 
firenge ausgelegt werden. Da ber Beſtandzins am 12. November exit fällig, 
nicht aber ſchon rüdftändig war, kann unter dem gefeglihen Ausprude „mit Ab⸗ 
lauf des Termines“ vorliegenden Falls nicht der 12. November, fondern erſt ber 
nãchſtfolgende Termin verftanden werben. 

Entf. v. 12. November 1873, Nr. 7893 (5137 G.-U.). Die Frage, 
ob bie angeführte Verſicherung einer befonderen fteigenden Ergiebigkeit des Bergöl⸗ 
Grubenantheiles auf Wahrheit beruht habe oder nicht, ift gleichgiltig, da nur 
ein Olüdsvertrag vorliegt und aus der Angabe des Klägers aud 
nicht hervorgeht, daß, wenn etwa in der befagten Verſicherung der 
Beweggrund der Einwilligung des Klägers in den Big. gelegen ge- 
wejen wäre, diefer Beweggrund ausdrücklich zur Bedingung gemacht 
worden fei, fomit anf die Giltigleit des Vigs. überhaupt Einfluß 
üben könnte ($. 901 3. ©.). Sollte es ferner richtig fein, daß der Belangte 
eine vertragsmäßige Verbindlichkeit zu erfüllen unterlaflen habe, fo wäre ber 
Kläger, da er nicht einmal behauptet, daß für einen foldhen Ball die Aufhebung 
des Vigs. ausdrüdlich vorbehalten worben fei, nur zur Klage auf Erfüllung des 
Btgs. und allfällige Erfagleiftung berechtigt ($. 919 ibid.). 

Entf. v. 17. December 1872, Nr. 12177 (4808 ©.-U.). Der Bor 
land eines aufgelöften Confumvereins, welcher für die Bezahlung eines Kauf⸗ 
ſchilliugsreſtes fih zu verwenden verfprad, in Wahrheit aber aud nicht einen 
Schritt hiezu gethan hat, kann der Klage auf Zahlung des Reſtlaufſchillings nicht 
entgegnen, daß von ihm nah 8. 919 B. ©. nur die Erfüllung der übernom⸗ 
menen Verbindlichkeit, d. i. die — indeß aber unmöglich gewordene — Verwen⸗ 
bung begehrt werben könne. Seine Haftungspfliht für die eingeflagte Summe 
if eine offenbare Confequenz ber Beftimmungen ber 88. 881 u. 1295 ibid. 

Entſch. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 ©.-U.). Die Klage wegen 
Qualitätsmängel der verkauften Sade ift nicht nad den allgemeinen Beftimmun- 
gen der 88. 902, 919 u. 1823 B. ©., fondern nad den Grundſätzen der Ge- 
mährleiftung (88. 922—933 ibid.) zu beurteilen. Denn bie ſchon nach allge 
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meinen Regeln (8. 919 ibid.) vorhandene Haftung des Uebergebers berechtigt, 
auf diefelben nur dann und foweit zurüdzugehen, als die befonneren Vorſchriften über 
feine Verbindlichkeit nichts Abweichendes enthalten. Nun gibt aber das B. ©. 
für vie Haftungspfliht bei entgeltlihen Big.en in den 88. 922 — 933 be- 
fondere, anf die Gemährleiftung fih beziehende Normen. Nad der Begriffsbe- 
Rimmung der Gewährleiftung hat diefelbe dann Play zu greifen, wenn bie ent« 
geltfie überlaflene Sache die bedungenen oder die gewöhnlid dabei vorausgeſetzten 
Vgenſchaften nicht befigt [Schlußfolgerung). — Der $. 932 ibid. ftelt in der 
geſetzlichen Behandlung aud jene Fälle der Gewährleiftung gleich, wo der Mangel 
ia dem Quantum ver Leiftung befteht und verbindet bamit nur bie Rechtefolge, 
daß das an Maß und Gewicht Fehlende nachgetragen werden muß. 

Entf. v. 27. Mai 1870, Nr. 1948 (4405 G.-U.). Der unfündbar 
angeftellte Fabriksbeamte, welcher, da ber Betrieb ver Fabrik wegen Mangels an 
Abſatz eingeftellt werden mußte, entlaſſen worden ift, fann von dem Dienftgeber 
jwar nah SS. 1155 u. 1160 ®. ©, und $. 51 Gew. O. v. 20. December 
1859, Nr. 227 R. ©. B. Entjhädigung, nicht aber fernere Erfüllung des rüd- 
fätih des Dienftheren unausführbar geworbenen Dienflvertrages verlangen 
®. 919 ibid.). 

Entf. v. 5. Mai 1870, Nr. 18382 (3791 ©.-U.). Aus der Urkunde 
ergibt ſich, daß die Hingabe von Geld gegen die Verpflichtung zur ratenmeifen 
Küdzahlung au Waare und gegen Berzinfung des jeweiligen Ausftandes erfolgte, 
alſo ein Kaufvertrag vorliege. Da nun der Geklagte feiner Lieferungsverbind- 
fihleit uicht ganz nachgekommen ift, kann ver Mäger nicht die Rüdzahlung des 
borandgegebenen Kaufſchillings als angeblichen Darlehens, fondern nur die genaue 
Erfühung begehren (88. 919; 912, 1047, 1061 B. ©.). 

Entf. v. 31. März 1870, Nr. 13586 (Sch. II). Wenn ver Preis 
einer Sache in einer Dienftleiftung befteht, fo ift der Vtg. nicht als Lohn, ſon⸗ 
dern als Kaufvertrag zu betrachten. “ 

Entf. v. 3. Juni 1869, Nr. 3592 (3430 ©.-U.). Im Falle auch 
die nachträgliche Leiſtung einer Vertragsbeſtimmung möglich ift, kann bie verkürzte 
Partei dennoch ftatt der Leiftung die entſprechende Entſchädigung dann verlangen, 
wenn durch bie nachträgliche Leiftung bie Erfüllung des Vigs. (3. B. bezüglich 
der bedungenen Friften) in feiner Weſenheit nicht hergeſtellt wird. 

Eutfc. v. 5. Februar 1868, Nr. 176 (2983 ©.-U.). Bei behaupteter 
Rihteinhaltung eines Vtgs. muß auf deſſen genaue Erfühung und Erſatz ge- 
Hagt werden; das Begehren auf Erfag allein ift unzuläffig. 

Entf. v. 12. December 1867, Nr. 10288 (2946 ©.-U.). Die Klage 
des Lieferanten in Folge Abbeftellung der übertragenen (Patronkäſtchen⸗) Lieferung 
lann fi auf das Begehren um Entſchädigung (für bereit8 angefchafftes Ma— 
terial- 2c.) beſchränken ($. 919 B. ©.). Der Befteller kann dagegen nicht ein⸗ 
wenden, daß die Zuhaltung des Vtgs. in folge eingetretener Ereigniffe (Invaflon 
der Preußen) unmöglich geworben fei; denn hierin lag ein nur den Befteller be⸗ 
rührender Zufall und es ift für den Lieferanten insbefondere gleichgiltig, daß der 
Grund für die Beftellung weggefallen fei. 

Entf. v. 31. October 1867, Nr. 7876 (©. 5.1868, Nr. 41), Der 
Pächter iſt berechtigt, bei erwiefener Unbrauchbarkeit auch nur einzelner Beftand- 
iheile des Pachtobjectes die Uebernahme desſelben zu verweigern, und der Ber- 
Pächter ift zur Mebergabe ver Pachtobjecte im guten Zuftande verpflichtet (8. 1096 
2. ©.). ö 

Entjch. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 G.-U.). Die Eeffion 
des fiveicommiffarifhen Subftitstionsanfprudyes, wenn aud noch ber Eintritt der 
Realifirharkeit desfelben, ift, da dem Cedenten gleihwohl ein exiſtentes R. 
(88. 608, 613; 504, 507, 508 B. ©.) bereits zuſtand, nicht nad 8. 879, 
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3. 4 ibid., ungiltig. Es liegt in biefer Eeffion ein nad 8. 1267 ibid. 
giltiger Hoffnungstauf, und es ſchließt aud der 8. 1278 ibid. den 
Berlauf eines angefallenen, wenngleich bevingten, und deßhalb noch 
ungewilfen Erbrechtes nicht aus. Da nun Gellagter dem Kläger die 
Geltenpmahung diefes ihm abgetretenen durd den erfolgten Tod des 
Inftituten zur Kraft gelangten Erbrechtes dadurch vereitelt hat, daß 
er dasſelbe für feine Perſon geltend madte, ift Kläger nad $. 919, 
932, 1294, 1295 u. 1824 ibid. beredtigt, Schaden erſatz und volle Ge= 
nugthuung zu fordern. — Der Erjag bezüglich der duch Zuwachsrecht von 
dem mitfubftituirten Sohne des Gellagten dem leteren zugewachſenen Hälfte ges 
bührt dagegen dem Kläger nicht ($. 879 ibid.). 

Entd. v. 15. Mai 1867, Nr. 2325 (2799 ©.-U.). Auf das durch 
Annahme des Schiedsorichteramtes begründete Rechtsverhältniß ift $. 919 B. ©. 
nicht anwendbar; weil dießfalls die fpeciellen Anorhnungen ber a. ©. O. platz⸗ 
reifen. s 
ei Entſch. v. 17. April 1867, Nr. 2692 (©. 9. 1867, Nr. 67). Interefien 
eines intabulirten Meffenftiftungscapitales find bei der Concuremaſſe des Reali- 
tätenbefiger® aud dann für liquid zu halten, wenn bie Perfolvirung jener Mefien, 
zu beren Beftreitung die Intereffen beftimmt waren, nicht nachgewieſen erfcheint. 

Entf. v. 28. November 1866, Nr. 10151 (2669 G.-U.). Der 
Ausgedinger ift im Falle der nicht rechtzeitigen Ablieferung der Ausgedings- 
artikel berechtigt, den Erſatz des Preifes derſelben anzufpreden, und es können 
die angefprodenen Schägungswerthe ohne weitere gerichtlihe Mäßigung zuer- 
kannt werden. 

Entf. v. 27. April 1864, Nr. 2914 (1908 ©.-U.). Ein Btg., wornach 
eine Realität um einen beflimmten in 10 Jahren zahlbaren Preis in Beſitz und 
Genuß überlafien und das Egth. bis zur gänzlihen Berichtigung des Preifes 
vorbehalten wird, ift ein wahrer Kaufvertrag, fein bloße® pactum de contra- 
henda emtione ($. 916 ®. ©.). Nach fruchtlofem Verſtreichen der zehnjährigen 
Friſt iſt der Verkäufer nicht zum Rücktritt vom Vtg., fondern nad $. 919 ibid. 
nur zum Anfprud auf Erfülung desfelben berechtigt. 

Entf. v. 21. April 1864, Nr. 2507 (1902 ©.-U.). Gegen ben 
Miether, welher den Miethzind nicht rechtzeitig entrichtet hat, fanın auf Grund 
bes 8. 1062 B. ©. auf Aufhebung des Miethvertrages gellagt werden ($$. 1062 
u. 1118 ibid.). 

Entfd. v. 23. December 1862, Nr. 8588 (1619 ©.-U.), Die Nicht 
erfüllung des Kaufvertrages berechtigt den anderen Vertragstheil, nad $. 919 
3. ©. fofort den Erſatz des Schadens und den Entgang des Gewinnes anzu- 
ſprechen, ohne daß die Klage auf die nicht mehr mögliche Erfüllung vorhergehen 
müßte, [Achnl, der Entſch. Nr. 10288 ex 1067. 

Entf. v. 28. YAuguft 1861, Nr. 4844 (1381 ©.-U.). Da im Kaufe 
vertrage die Lofe nah Serien und Nummern genau bezeichnet find, können die 
Geklagten ihrer Vertragspflicht nur durch Lieferung eben dieſer Loſe genügen. 
Deren Einwendung, daß ſie nicht mehr im Beſitz der Loſe ſind, iſt nicht zu 
berädfihtigen, da laut Vtg. angenommen werden muß, daß fie fie beim Vertrags⸗ 
abſchluſſe beſaßen, und da fie für jede feitherige Dispofition mit den Lofen deren 
Käufern verantwortlih find, endlih auch nicht erwiefen ift, daß ihnen die Rüd- 
erlangung ber Lofe unmöglich fei. Das Ulternativbegehren auf Schadenerfag muß 
infofern berüdfichtigt werden, daß dem Geklagten freigeftellt werde, burd bie 
verlangte Zahlung ſich von der Lieferungspflicht zu befreien, if jedoch als ſolches 
verfräht, da die Kläger felbft nod die Erfülung des Vtgs. für möglid halten. 

Entſch. v. 16. Juli 1861, Nr. 4854 (1357 ©.-U.). Die Regel des 
$. 919 8. ©. greift dann nit Play, wenn die genaue Einhaltung ber Erfül« 
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lungszeit bebungen, obgleich nicht ausdrücklich zur Bedingung der Giltigfeit des 
Bigs. gemacht wurde, 

Entſch. v. 3. October 1860, Nr. 11733'(1204 ©.-U.). Durd den 
Umftand allein, daß der Gellagte eine Vertragebeftimmung noch nicht erfüllt 
habe. Tann, fo lange nicht erwieſen wirb, daß deßhalb ver ganze Vtg. ungiltig 
wurde, eine Erſatzpflicht derfelben wegen Nichterfüllung des Vtgs. nicht gefolgert 
werben. 

Entf. v. 18. Auguſt 1860, Mr. 4078 (1176 ©.-U.). Der Dienftherr 
(und Machtgeber) ift zur Entlaſſung des Schaffners auch vor Ablauf ber ber 
dungenen Dienftzeit beredhtigt, denn [— entgegen ber auf 88. 919 u. 1160 
8. ©. baſirten Entſcheidung der beiden I. Inftangen —] wenn auch dat zwi⸗ 
[hen den Parteien beftehende Bertragsverhältnig unter die Vtge. 
über Dienflleiftungen einzureihen if, fällt es doch aud unter den 
Gefichtepunkt des Mandats; ſowie bei jenen ohne Berlegung ber 
unveräußerlihen perſönlichen Freiheit nicht eine für unbeftimmte 
Zeit übernommene Verbindlichkeit zur Dienftleiftung, fo fann bei 
biefem nicht angenommen werben, baß der Dienftgeber verpflichtet 
fei, fi der Dienfte des anderen Contrahenten aud dann noch zu be- 
dienen, wenn er das Vertrauen zu ihm verloren hat... .. Sind 
die Gründe feines Mißtrauens ungenügend, fo wird er eine ange- 
meffene Entſchädigung leiften, niemald aber gezwungen fein, das 
Berhältnig fortzufegen. 

Entſch. v. 16. Mai 1860, Nr. 5280 (1183 ©.-U.). Der befenvere 
aufal-(Handels-)Gerihtsftand gilt auch für Klagen auf Erſatz wegen verfpäteter 
Erfüllung, wenn er bezüglich der Contractöffage felbft einträte. 

Entfd. v. 10. Auguft 1859, Nr: 8374 (840 G.-U.). Wenn ein An- 
geld geleiftet wurde, ann auf den Fall der Nidterfüllung des Vtgs. 
nit die Beflimmung bes $. 919 B. G., ſondern nur jene des $. 908 
ibid. angewenbet werden; denn 8. 919... . gilt eben nur dann, 
wenn nit ein im ©. ausprädlih ausgenommener Fall eintritt, 
oder ein ausdrücklicher Vorbehalt gemadt wurde. Eine folde Aus- 
nahme enthält... . 8. 908 cit., benn bier bat der fhuldlofe Em- 
pfänger bes Angeldes die Wahl, das Angeld zu behalten flatt auf 
Erfüllung des Btgs. und Erfag zu dringen. 

Entf. v. 13. Yuli 1859, Nr. 5413 (832 ©.-U.). Wenn die Erfüllung 
eines Vtgs. zur Zeit des Abſchluſſes möglih war, eine etwaige Unmöglichkeit 
nicht durch Zufall, fondern durch Verſchulden des einen Eontrahenten herbeigeführt 
wurbe, fo fann body der Klage auf Erfüllung des Vtigs. ftattgegeben werden, 

Entfd. v. 15. Juni 1859, Nr. 5996 (810 G.⸗U.). Die Klägerin, — 
welder das Wohnungsredht als unbefchränftes für einen beftimmten Preis über» 
laſſen wurde, während die Geſchwifter des MWeberlaffers das R. hatten, bie 
Wohnung in Krankheitsfällen zu beziehen — ift nad 8. 919 ®. ©. nur bes 
rehtigt, auf genaue Erfülung oder Erfag, nicht aber auf Aufhebung des Vtgs. 
zu Magen, da die Geſchwiſter noch keinen Gebrauh von ihren R.en gemacht 
haben, Geklagter fie nody immer zur Aufgebung derfelben beſtimmen fan, daher 
die Erfühung nod nicht unmöglich ift — zumal fie durch Einfiht in das Grund- 
buch fich hätte Überzeugen Können, daß der Gellagte zur Ueberlafjung der Woh⸗ 
nung ohne alle Beihränkung nicht beredtigt war. 

Entfh. v. 4. Jänner 1859, Nr. 14948 (700 ©.-U.). Auch ein erft 
nad) Berftreihung der den Schiedsrichtern hierzu gefegten Friſt geſällter Schieds- 
ſpruch ift giltig, denn aud das Compromiß if, foweit nicht im 27. Cap. der 
gal. ©. D. Ausnahmen hiervon feftgefegt find, den gefeglihen Normen über 
Bige. unterworfen (8. 919 8, G.). Die Ausnahmsvorſchrift des $. 1066 
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ibid, beim Ranfvertrag bekräftigt nur die allgemeine Regel für die 
übrigen nit ausgenommenen Fälle. 

Entf. v. 27. April 1858, Nr. 3621 (550 ©.U.). Die Ausgevings- 
berechtigten find berechtigt, für die vorenthaltene Naturalverköftigung Erfag (in 
Geld) zu fordern, weil bie genane Erfüllung vermöge der eigenthäm«- 
lihen Natur der Ausgedingsleiftungen (nachträgliche Verköſtigung) 
nicht mehr phyſiſch möglich ift (8.9198. ©.). Eine Erfagleiftung fest 
nun allerdings einen erlittenen Schaden voraus; allein das Erleiben 
eine® Schadens ift im gegenwärtigen Falle offenbar, weil ein Menſch 
ohne Berköftigung niht 3 Monate leben kann, die Kläger aber noch 
wirfli leben, fih alfo die Koſt .... anderöwo verjhafft haben 
müfſen, bie dießfalls beftrittene Auslage baher offenbar für fie ein 
Schade if, an deffen Zufügung die Geklagten Schuld tragen. Hin⸗ 
ſichtlich der Höhe dieſes Schadens find die Kläger zum Schägungseibe zuzulaflen 
(88. 214 u. 215 a. ©. O.). 

Entfd. v. 17. März 1858, Nr. 2138 (627 .©.-U.). Wenn ein Big. 
nicht zur bebungenen Zeit erfüllt worden ift, fo kann eine genaue Erfüllung des⸗ 
felben nicht mehr erfolgen, weil die zur genauen Erfüllung beftimmte Zeit un- 
wiederbringlih verftrihen if. In diefem Falle bleibt es dem anderen Vertrags⸗ 
theile frei, entweder auf die Erfühung des Vtgs. und auf Schadenerſatz, ober 
nur auf den legteren allein zu Magen. 

Entfd. v. 28. October 1857, Nr. 8032 (B. ©. 728). Der onsbrüd- 
liche Vorbehalt der Nichterfüllung eines Btgs. berechtigt zwar die Aufhebung des⸗ 
felben zu fordern, wenn auch nur Eine Bedingung nicht erfüllt wird; allein jene 
Partei, welche die Aufhebung des Vigs. begehrt, muß die Nichterfüllung ber 
Bedingung von Seite des Gegners beweifen. 

Entſch. v. 29. Yuli 1857, Nr. 7012 (421 ©.-U.; P. ©. 731). Wenn 
ber Käufer einer Realität ſich verpflichtet, den reftlihen Kaufſchilling binnen 
einer beftimmten Zeit zu bezahlen, der Berfäufer aber hingegen die Verpflichtung 
zur Löſchung der bieranf haftenden Sagpoften übernimmt, jedoch nod vor ber 
Erfüllung diefer Verbindlichkeit ben einverleibten Kaufſchilling cebirt, fo ift der 
Ceſſionar vor der Löſchung der Sappoften zur Einflagung des Kaufſchillings 
gegen tie Käufer (Cessus) nicht berechtigt. 

Entf. v. 24. Yuni 1857, Nr. 5175 (894 ©.-U.; P. S. 729). Wenn 
ber Befiger eines Gutes, worauf ein Ausgebinge haftet, dem Ausnehmer die 
jährlihen Fuhren während des Laufes des Ausgebingjahres nicht leiftet, jo kann 
in Erwägung, daß es fi um eine Leiftung handelt, welche vertragsmäßig jährlich 
zu gefchehen hat, der Ausnehmer zwar nicht die nachträgliche Leiſtung vieler 
Buhren, wohl aber gemäß 8. 919 B. ©. ven Erſatz für dieſe im Ansgebingjahre 
unterlaffene Leiftung fordern. 

Entfd. v. 16. Juni 1857, Nr. 5492 (384 ©.-U.; P. S. 754), Der 
Bermiether, welcher die Wohnung nicht dem Miether überlägt, fondern ihn zwingt, 
eine andere Wohnung zu miethen, da er bie urfpränglid gemiethete Wohnung 
einem Anderen überließ, ift verpflichtet, ven Miether zu entſchädigen. 

Entſch. v. 11. März 1857, Nr. 1812 (309 ©.-U.). Achnl. der Entſch. 
Nr. 3621 ex 1858. 

Entſch. v. 11. Februar 1857, Nr. 767 (P. ©. 733). Falls ein Theil 
ben Vtig. nicht erfüllt, kann ber Gegner die Erfüllung desfelben und ben Erfag, 
ober auch nur legteren allein verlangen, jedoch Tann er nur jene Erfäge anſprechen, 
bie er zu ſtellen berechtigt wäre, wenn er auch zugleich auf Erfüllung des Vigs. 
geflagt hätte. Ri 

Entf. v. 18. Jänner 18567, Nr. 236 (276 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 8374 ex 1859. 
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Entſch. v. 5. Februar 1856, Nr. 929 (987 ©.-U.). Der Entſchadi 
gungsforberung bes Pachters wegen unterlaflener Auflänbigung des „wiverrufs 
lichen" Pachtvertrages fieht 8. 919 B. ©. nicht entgegen, weil es fih nicht 
mehr um die Erfüllung bes Btgs., fondern um die Einhaltung bes 
gefeglihen Kündigungstermines handelt. 

Entſch. v. 23. December 1855, Nr. 12165 (149 ©.-U.). In Ermang- 
lang einer ausbrüdliden Verabredung, daß von ber genauen Erfüllung eines 
an ſich nebenſächlichen Punktes die Giltigleit des ganzen Vtgs. abhängen folle, 
muß die allgemeine Regel des $. 919 B. ©. angewendet werden. — [Worfpr. 
ber Entf. Rr. 4854 ex 18617] 

Entſch. v. 7. November 1855, Nr. 10979 (984 G.-U.). Wird ein 
Big. gegen Reugeld geſchloſſen, fo muß nad 8. 909 B. ©. entweder 
der Btg. erfüllt oder das Rengeld bezahlt werden. Ein unmittel« 
bares Klagereht anf bloße Entrihtung des Reugeldes entſteht aus 
einem folhen Btg. nicht, weil nur demjenigen Theil, der noch nit 
erfüllt hat, die Wahl zukommt, zu erfüllen oder das Rengeld zu 
bezahlen. Der andere Theil hingegen, ber ben DBtg. einzuhalten 
bereit ift, fann ben Säumigen nad 8. 919 ibid. nur auf Erfüllung 
belangen und muß ihm nad $. 909 cit. die Wahl überlaffen, fih 
durh Entrihtung des Reugeldes zu befreien. z 

Entf. v. 26. September 1855, Nr. 7450 (137 G.⸗U.; P. ©. 730). 
Ein Erbſchaftsvertrag mit caflatorifher Elaufel ift giltig. 

Entid. v. 6. Februar 1855, Nr. 9105 (68 ©.-U.). Der Umſtand, daß 
bei dem Effectengeſchäfte für den Fall nicht genauer Erfüllung die Auflöfung des 
Btgs. und das R., auf Schadenerſatz, nicht aber aud das R., auf die Erfüllung 
zu dringen, vorbehalten wurde — abweidyend vom 8. 919 B. ©. — beutet 
darauf bin, daß die Parteien nicht einen wirklichen Kauf, fordern nur ein Diffe- 
venzgefchäft, das if eine Wette, eingehen wollten. . 

Entf. v. 3. November 1853, Nr. 10022 (1 ©.-U.). Nach 88. 1388, 
995 u. 1450 B. ©. kann die ausprüdlihe Bedingung der Aufhebung 
des Btgs., welde 8. 919 ibid. zuläßt, nur in jenen tarativ auf» 
gezählten Fällen gelten, wie fie in den $$. 978, 1117, 1118, 1158, 
1154, 1166, 1210, 1264 ibid. vorgefehen find, niemals aber im 
Falle eines Leibrentenvertrages; die caflatorifhe Clauſel beim Leibrenten- 
vertrag ift auch nad) 8. 920 und insbefondere 8. 1268 B. ©. vermöge bes 
Weſens dieſes Btgs. ausgeſchloſſen. [Schlußfolgerung; — theilweife worfpr. ver 
feitherigen Spruchpraris. 

Entſch. v. 11. März 1853, Nr. 3424 (P. ©. 735). Das R., nad 

8. 919 B. ©. auf die Erfüllung eines Btgs. zu dringen, fann nicht als ein 
R. auf Entfhädigung angefehen werben, und verjährt daher nicht nad 8. 1489 
ibid. in 3, fondern erft in 30 Jahren. 
\ Entſch. v. 7. Banner 1820, Nr. 7731 (P. S. 727). Bei Big.en kann 
jene Partei, welche die ihr obliegende Verbindlichkeit erfüllt, die Gegenpartei nur 
auf Einhaltung des Btgs., und erft bei obmaltender Unmöglichkeit, diefen zu er 
füllen, auf Entſchädigung Hagen. 


(& 920 — vgl. 88. 1078, 1141, 1148 ©. G.; bei 8. 919 cit.) 

8 989. Rach gänzlicher Erfüllung des Vertrages können bie Parteien auch mit beiderfeitiger 
Einwilligung nit mehr davon abgehen; fonbern fie müflen einen neuen Bertrag fchließen, 
der als ein zweites Gefchäft angefehen wird. 

Entfh. v. 23. Jänner 1877, Nr. 8 (©. H. 1877, Nr. 42). Der 
Lieferant, welcher die Eindedung eines Haufes mit Dachpappe übernahm und 
in Erfüllung dieſes Kaufvertrages bereits die erforberlihe Dahpappe in's Haus 
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geſchafft hat (8. 1158 8. ©.) — Tann das Material nicht zurüdforbern und 
nad 88. 919 u. 920 ibid. nicht einfeitig vom Btg. zurüdtreten wegen angeblich 
ihm belannt geworbener Zahlungsunfähigfeit des Hausbefitzers. 

Entic. v. 23. März 1873, Nr. 1627 (4913 ©.-U.). Nach 8. 920 
8. ©. hat Kläger, welcher behauptet, daß der Gellagte vie verkauften, bezahlten 
und übergebenen Sachen wieder (als mangelhaft) zurüdzunehmen verfprad, zu 
erweifen, daß wirklich ein folder als zweites Rechtsgeſchäft zu betrachtender Big. 
zu Stande kam. Dießfalls genügt es aber nicht, bloß auf eine Erklärung obigen 
Inhaltes binzuweifen, wodurch Mangels der Feſtſetzung mefentliher Punkte 
höchſtene ein pactum de contrahendo im Sinne des $. 936 ibid. erwiefen 
wäre; es müßte 3. B. die Vereinbarung eines Preifes erfolgt fein ($. 1053 ibid.). 

Entfd. v. 21. Jänner 1869, Nr. 11384 (3256 ©.-U.). In der vor 
behaltslofen Annahme des zurüdgeftellten einfachen Angeldes Tiegt das ſtillſchwei⸗ 
gende einverftändliche Abgehen vom Faufvertrag (88. 863, 920, 1062 B. ©.). 
F Entf. v. 21. Juni 1868, Nr. 4561 (3097 ©.-U.). Das in der Klage 
des Schuldners auf Rüdftellung des Schulpfcheines (Über Tilgung der Schule) 
geftellte Eventualbegehren auf Sicherſtellung, ift nad) 88. 920 u. 1431 9. ©. 
unbegründet. 

Entf. v. 16. Yuli 1867, Nr. 5956 (2825 ©.-U.). Ein ber Errid- 
tung bes aufzuhebenven Btg8. geichloffener, fowie ein Vtg., an weldem nicht 
alle Eontrahenten des aufzuhebenden Vtgs. theilgenommen haben, kann als aufs 
hebender Act nicht angefehen werben [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 4. April 1866, Nr. 2604 (2438 ©.-U.). Das pactum de 
retrovendendo ift nit auf die Auflöfung eines bereits erfälten Kaufvertrages 
(8. 920 8. ©.), fondern auf Schließung eines neuen Geſchäftes gerichtet; die 
Klage daraus alfo eine perſönliche. Das vom Gläubiger inzwifhen erworbene 
Pfandredt bleibt daher, wenn nicht das Wiederkaufsrecht einverleibt ift, beftehen, 
wenn aud bie Einverleibung bes Wieberfaufsredhtes nur in Ermanglung des 
Beftandes öffentliher Bücher (Venedig) unterblieben war. 

Entfd. v. 29. Mai 1860, Nr. 6346 (1141 ©.-U.). Die Herabfegung 
des Frachttarifes ift ohne Kinfluß auf die in entfernteren Stationen vor deren 
Bekanntwerden geſchloſſenen Frachtverträge (88. 920, 1485; 904 B. ©.). [Schluß- 
folgerung: Beflätigung der oberlandeöger. Entſch. unter Berhängung einer Muthr 
willensftrafe wider den Beſchwerdeführer.] 

Entſch. v. 3. November 1853, Nr. 10022 (1 ©.-U.). Bei Leibrenten« 
verträgen ift bie caflatorifhe Claufel nah 88. 920 u. 1268 B. ©. unzuläffig. 


Allgemeine Yeftimmungen enfgeltliher Verträge uud Geſchäfte. 
(@. 921 — vgl, 8. 864; $$. 929—983; 984, 985 ©. ©.) 

8. 921. Bei einem entgeltlihen Bertrage werben entweder Sachen mit Sachen; ober Hand» 
lungen, worunter aud die Unterlaffungen gehören, mit Handlungen, ober endlich Sachen mit 
Handlungen, und Handlungen mit Sachen vergolten (8. 864). 

Entf. v. 13. Juni 1879, Nr. 5085 (©. Big. 1879, Nr. 64). Die 
Ne. der Stadtgemeinde aus dem Btg., wornad Stadt und Pfarre auf dem ber 
legteren gehörigen Grunde eine neue Leichenkammer aus beiberfeitigen Zuſchüſſen 
erbauen und diefelbe nad) von ber Stadtgemeinde feftzufegenden Normen gegen 
figen Beitrag an die Pfarre benügt werben foll, find feine bloßen Servitutd« 
rechte (88. 478, 504, 529 B. ©.). 

Entf. v. 28. December 1877, Nr. 14402 (G. Ztg. 1878, Nr. 59). 
Das Uebereintommen, durch welches ein Theil fi verpflichtet, dem anderen eine 
beftiimmte Summe Geldes zu bezahlen, wogegen legterer zuſichert, fih der Mite 
bewerbung um ein Gefchäft zu enthalten, ift feine Schenkung ($. 988 B. ©.); 
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fondern ein nad) 88. 864 m. 921 ibid. verbindlicher Btg., welcher zufolge 
. En ibid. nad den für entgeltlihe Vtge. geltenden Borfchriften zu beur- 
theilen ift. 

Entfd. v. 20. November 1872, Nr. 10870 (4785 GM.) Da nad 
dem Ge. Unterlaffungen ben Handlungen äquiparirt find, daher ebenfo 
wie diefe, ein Entgelt bilden können, flellt fid der vom Kläger als 
Rechtsgrund angeführte Big. (Zuſichernng einer Geldſumme gegen 
dem, daß Kläger dem Bellagten bei dem Ankaufe eines Gutes nicht 
binberlih fein werde) als ein entgeltliher Btg. dar (88. 861, 864, 
921, 1173 8. ©.). Der Klageanſpruch ift indeß unbegründet, weil Kläger durch 
Gewährung eines Darlehens am den Dritten eine Handlung geſetzt hat, welche 
offenbar geeignet war, bie Erreihung des vom Bellagten in's Auge gefaßten 
Zieles wenigftens in bie Ferne zu rüden. 

Entf. v. 15. December 1871, Nr. 8423 (4363 &.-U.) Die Ein- 
wendung, daß Gläubiger dem Geflagten verfprodhen habe, die Forderung zu er⸗ 
laffen, wenn er einen Dritten beredet haben wirb, ihm (dem Gläubiger) fein 
ganzes Bmgn. zu vermachen, kann nur berüdfichtigt werden, wenn erwiefen wirb, 
daß der beabſichtigte Erfolg gerade durch Einwirkung des Schuldners hervorge- 
rufen wurde ($$. 864, 1444 B. ©.). 

Entf. v. 18. November 1869, Nr. 12537 (8577 &.-U.). Das Ber 
ſprechen einer Geldſumme für die geſetzlich zuläffige Entfchlagung von der Aus- 
fage im Strafproceß ift fein giltiger und Fein entgeltlicher Btg.; nicht entgeltlich, 
wenn bie zur Entſchlagung beredtigte Perſon auch ohne das Verfprechen fi der 
Ausfage entfhlagen hätte (8. 921 B. ©.) [Schlußfolgerung], — im vorliegen- 
den gegentbeiligen alle aber, als contra bonos mores, im Sinne bes $. 878 
ibid. ungiltig. 

Gemäßrfeiflung. 
(6. 988 — wol. 16. 686; 945; 28.29. Hauptfl.; 88. 1414, 1860; 18971899; 449; 8. 871 0. @.) 
8. 982. Benn Jemand eine Sache auf eine entgeltlie Art einem Anderen überläßt; fo 
leitet er Gewähr, daß fle Die ausdrücklich bebungenen, ober gewöhnlich dabei vorausgefegten 
Eigenſchaften Habe, und daß fie der Natur des Geſchuüftes, oder ber getroffenen Berabrebung 
gemäß benügt und verwendet werben könne, 

Entfd. v. 38. März 1878, Nr. 9733 (I. B. 1879, Nr. 32), Nach 
88. 922 B. ©. u. ff. muß der Vertretungsleiſter, um als folder zugelaffen zu 
werben, ein eigene® mittelbares Intereſſe am Ausgange des Streiles haben, 
nämlich das Intereſſe, der Partei nicht zum Schabenerfage verpflichtet zu fein. — 
Eive, welche mit dem Beiſatz aufgetragen werben, daß fie im Rüdfhiebungsfalle 
vom BVertretungsleifter abzulegen fein werben, find, wenn bie Bertretungsleiftung 
nicht zugelaffen wird, als nit aufgetragen anzufehen. 

Entſch. v. 7. März 1878, Nr. 8248 (©. Ztg. 1879, Nr. 23). Die 
Abweifung der lage auf Zahlung von 100 fl., wofür von der Geffagten eine 
unechte 100 fl. Note gegeben wurde: „weil der Bellagten dießfalls kein Ber- 
ſchulden zur Laft gelegt werden kann,” — ift nicht begründet, da es ſich nicht um 
einen Schadenerfag handelt, vielmehr ein zwiſchen beiden Theilen gefchlofiener Tauſch⸗ 
vertrag vorliegt (88. 1045 u. 1046 B. ©.), daher die Beklagte verpflichtet war, 
dem Kläger eine echte Banknote zu geben (K. 1047 ibid.). Gie ift zur Ge— 
währleiftung verpflichtet (88. 922 u. 923 ibid.) und muß daher dem Kläger 
Banknoten im Werthe von 100 fl. geben ($. 932 ibid.). Aber aud aus ben 
Beftimmungen der 88. 1431 u. 1435 ibid. if die Klage begründet, weil, da 
die dem Kläger gegebene Banknote per 100 fl. unecht ift, bie Geklagte feinen 
rechtlichen Grund hat, bie von ihm erhaltenen Banfnoten im Betrage von 100 fl. 
zurädjubehalten und demnach zur Rüdftellung derſelben verpflichtet iſt. 
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Entf. v. 21. November 1877, Nr. 3106 (©. Big. 1878, Nr. 97). 
Der wegen Beiftellung der Platten zur Einvedung eines Haufes und Beſorgung 
diefer Eindedung gefhloffene Vtg. ift ein Kaufvertrag ($. 1158 B. ©.); die 
mangelhafte Leiſtung der Arbeit berechtigt ſonach nicht zum Nüdhalten eines 
Theiles des bedungenen Engeltes (8. 1153 ibid.), fondern nur zum Anfpruch 
auf Gemährleiftung (88. 922, 933 ibid.). 

Entf&. v. 25. October 1877, Nr. 3452 (©. Ztg. 1877, Nr. 104). 
Die Uebergabe eines Caſſaſcheines an Zahlungsftatt für eine Forderung bes Em⸗ 
pfängers kann nicht mehr als Ceffion aufgefaßt werden. Da Bellagter feine 
Schuld an den Kläger dadurch zahlen wollte, daß er demfelben ftatt baren 
Geldes den Eaflefhein an Zahlungsftatt gab, und letzterer den Caſſeſchein an- 
nahm, fo ift eim entgeltlihes Gefhäft im Sinne des $. 1414 B. ©. abge 
fchloflen worden, und hat Geflagter nah 8. 922 ibid. Gewähr zu leiften. Mit 
NRüdfibt auf die eingetretene Concurderöffnung, woburd die Forderung an vie 
Geſellſchaft ſich als uneinbringlich darftellt, weil die Einbringung der Forderung 
im Wege der Erecution unthunlich ift, erfcheint, da nicht dargethan ift, daß dem 
Kläger ein Berfhulden wegen der Uneinbringlichleit des Caſſeſcheines zur Laft 
fällt, indem die Eincaffirung von ihm vor Ausbruch des Koncurfes nicht bewerk⸗ 
flelligt werden konnte, die Erfagpfliht des Geklagten begründet. 

Entfd. v. 14. December 1875, Nr. 11569 (©. Zig. 1876, Nr. 89). 
Der Käufer eines ihm vor Zahlung des Kauffchillings übergebenen und von ihm 
ohne Rechtsgrund dem Berfäufer rüdgeftellten Thieres ift zwar zur Zahlung bes 
Kaufſchillings, nicht aber zur Rüdnahme des Thieres und zum Erſatz der mittler- 
weiligen Berpflegsfoften verpflichtet. SMäger behauptet felbft, daß er den Hund 
dem Gelfagten übergab und berfelbe ihn aud in Empfang nahm, womit ver 
Kaufvertrag feine Erfülung fand, und der Beflagte hat diefen Umftand auch gar 
nicht beftritten, fondern nur die Gemwährleiftung und fomit die Aufhebung bes 
Vigs. eingewentet, weil ter Hund die bedungenen Eigenſchaften nicht hatte. Der 
Kläger hat alfo, ala der Beklagte den Hund nicht zurückbrachte, nachdem von ihm 
die Giltigleit des Vtgs. behauptet wurde (mornad der Hund Egth. bes Bes 
klagten blieb) gar keine BVerpflihtung, ihn in Pflege zu Übernehmen, und be 
forgte er aus der Uebernahme eine Verantwortung, fo gab ihm das ©. durch 
die Einleitung der gerichtlihen Verwahrung das Mittel an die Hand, ſich von 
berfelben zu befreien (88. 919, 922, 928, 1025, 1037, 1042, 1047, 1062, 
1295 8. ©.). 

Entſch. v. 2. December 1875, Nr. 7624 (©. Ztg. 1876, Nr. 12; 5926 
G. U.). Ob nun ein gezogened Los dem Schuloner (defien ald Zahlftelle namhafi 
gemachten Bevollmächtigten) oder einem Dritten (zur Escomptirung) übergeben 
wird: ſtets iſt dabei als ſelbſtverſtändlich woransgejegt, daß biefes Los das echte 
Gewinnſtlos ſei und der Uebergeber hat hierfür inſolange Gewähr zu leiſten 
(88. 922 u. 923 B. G.), als er nicht beweiſt, daß ver Uebernehmer auf die 
Gewãhrleiſtung Verzicht geleiſtet oder doch das Los als echt ausdrücklich aner- 
tannt habe (88. 929 u. 1396 ibid.). Von einem Verzicht auf die Gemähr« 
leiftung oder einer Anerkennung kann aber in concreto nicht bie Rede fein, weil 
bei dem Geſchäftsabſchluſſe ſelbſt das Los gar nicht vorgezeigt wurde. Da nun 
das Übergebene Los nachträglich als gefälfcht befunden worden iſt — eine Fäl- 
fung, die mit unbewaffnetem Auge nicht zu erfennen war — Tann der Ueber 
nehmer des Loſes nach $. 932 ibid. die Aufhebung des geſchloſſenen Btg8. fordern, 
Der Fall zur Anbringung einer condictio indebiti im Sinne des $. 1431 ibid. 
ift nicht vorhanden, weil der unterlaufene Irrthum nicht den Befland des For⸗ 
derungsrechtes, fondern des Vertragsobjectes felbft, nämlich die Echtheit des Loſes, 
als einer wefentlihen Eigenſchaft desfelben, betrifft, und ein folder Irrthum nach 
den Vorſchriften über die Gewährleiſtung zu beurtheilen ift. 


II. Theil. 17. Hauptſt. Verträge Überhaupt. 5. 922. 655 


Entf. v. 8. Mat 1872, Nr. 4684 (5205 G.-U.). Der Beweis zum 
ewigen Gedächtniß Aber ben Zuftand eines Hausſtodes ift nah 8. 51 Im. N. 
von der Realinftanz aufzunehmen; 8. 35 ibid. betrifft nad feiner Stellung im 
Abſchnitte von dem perfänlichen Gerichtsftande uur Fälle der Ceolliſion zweier 
Perfonalinftanzen und ſolche, in melden bie in Augenſchein zu nehmende Sache 
beweglich if. 

Entfd. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 ©.-U.). Die Klage wegen 
Dualıtätemängel der verfauften Sache ift nicht nad) den allgemeinen Beftimmungen 
ber 88. 902, 919 u. 1323 B. ©., fondern nad den Grundſätzen der Gewähr⸗ 
leiftung (88. 922 -933 ibid.) zu beurtheilen. Denn bie fhon nad allgemeinen 
Regeln ($. 919 ibid.) vorhandene Haftung des Uebergebers berechtigt, auf die⸗ 
felben nur dann und foweit zurüdzugehen, als bie befonveren Borfchriften über 
feine Verbindlichkeit nichts Abweichendes enthalten. Nun gibt aber das B. ©. 
A die Haftungspflicht bei entgeltlihen Btg.en in ben 88. 922—933 befondere, 
af die Gewährleiftung fi beziehende Normen. Nach der Begriffsbeftimmung 
der Gemwährleiftung hat diefelbe dann Plag zu greifen, wenn bie entgeltlich über 
laſſene Sache die bedungenen oder die gewöhnfid dabei vorausgeſetzten Eigen- 
ſchaften nicht befigt [Schlußfolgerung]. — Der $. 932 8. ©. ftellt in ber 
gefeglihen Behandlung jene File der Gemährleiftung gleih, wo ber Mangel 
in dem Quantum der Leiftung befteht, und verbindet damit nur Die Rechtéfolge, 
daß das an Maß und Gewicht Fehlende nachgetragen werben muß. 

Entſch. v. 4. Mai 1869, Nr. 3701 (3401 ©.-U.). Die Haftung des 
Mandatars, welder ver dem Mandanten als Cedenten nad $. 1397 
B. ©. obliegenden zweifellos nah den Grundfägen der Gewährlei— 
fung zu beurtheilenden Hoftungspfliht für die Richtigkeit und Ein- 
bringlichkeit ver cedirten Forderung beitrat, iſt . . .. in jedem Falle 
durch ben Beweis der Unrichtigkeit ober Uneinbringlidleit der cedir- 
ten Forberung bedingt, welder Beweis aber nah 88. 3 u. 104 G. O. 
Jenem obliegt, der daraus ein R. ableiten will. Daß die Forderung 
ans dem Meiftbote nicht zum Zuge gelangte, ift, zumal der Perſonalſchuldner 
noch nicht belangt wurde, kein folder Beweis. 

Eniſch. v. 13. Februar 1866, Nr. 476 (©. Ztg. 1866, Nr. 86). Bei 
öffentlihen Zeilbietungen wird für das Flächenmaß ver feilgebotenen Realität 
feine Bewähr geleiftet. 

Entfd. v. 7. September 1864, Nr. 5623 (1968 G.⸗U.). Die Ein- 
wendung, baß die Berbinplichleit des Cedenten als Gewährleiftungs« 
pfliht nad 88. 922 u. 933 B. ©. durch Big... . . erlofhen fei, ver- 
dient feine Beadhtung, weil das Regreßrecht des Eeffionars nit auf 
bie Gewährleiftung gegründet, fondern nah bem Wortlaute des 
8. 1398 ibid. eine Entfhädigungsforberung if, deren Big. nad 
8. 1489 ibid, erft mit dem Belanntwerben des Schadens für ben 
Beſchädigten beginnt. 

Entf. v. 11. November 1862, Nr. 7113 (1597 G.U.). Die Ein 
wendung, daß bie gelieferte bewegliche Sache Mängel habe, welche ven beftimmten 
Bedingungen entgegen find, und dag dem Geklagten deßhalb das R. zuftehe, vom 
Btg. abzugehen und fomit die Zahlung für bie erhaltene Arbeit zu verweigern, 
ſtellt ih offenbar nur als das Begehren auf Gewährleiftung im Sinne bes 
8. 922 8. ©. bar und verjährt daher binnen 6 Monaten. 

Entf. v. 7. Mai 1862, Nr. 1916 (1514 ©.-U.). Wenn zur Bes 
gleihung einer Forderung mit Einverftändniß des Schuldners von einem Dritten 
an den Glänbiger ein Wechfel girirt wurde, trifft den Schuldner bie Pflicht der 
Gewährleiftung fir defien Einbringlichkeit. 

Entfd. v. 6. November 1861, Nr. 6842 (1413 ©.-U.). Der Gellagte, 
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welcher den bereits mit Giro in bianco des Z verfehenen im feiner Imehabung 
befindlichen Wechfel in feinem eigenen Namen dem Kläger verlauft, hat nad 8. 922 
8. ©. dafür zu haften, daß der Wedjfel die gewöhnlich dabei vorausgefegten 
Eigenſchaften (— Echtheit der Unterfchriften —) habe. Da ter Mangel der 
Echtheit der Unterfehriften nicht behoben werben Tann, find die Kläger Auf- 
hebung des Vigs. zu fordern berechtigt ($. 932 ibid.), Die Cinwenbung 
des Oellagten, daß er diefen Mangel ſelbſt nicht wußte, in 8. 928 ibid. aber 
erfordert werde, dag man den Mangel „verfhwiegen“, alfo ihn gefannt habe, 
iſt unſtichhältig; denn 8. 923 ibid. enthält, wie das Wort „aljo“ zeigt, 
nur Folgerungen aus dem 8. 922 ibid. ohne deffen allgemeine An» 
ordnung zu befchränten. 

Entf. v. 5. October 1859, Nr. 9672 (882 ©.-U.). Das zu einem 
landtäflihen Gut gehörige Grumftäd ift nicht dem Verkehr unbedingt entzogen 
im Sinne des $. 1878 B. ©. Wer alfo ein foldhes Grundſtück verkauft, muß 
nad $. 922 ibid. dem Käufer bie bücherliche Uebergabe gewährleiften. ’ 

Entſch. v. 7. September 1859, Nr. 9898 (856 ©.-U.; P. ©. 738). 
Die Gemwährleiftung findet nur bei ber Ueberlafjung von Sachen, nicht aber auch 
bei der Webertragung von Forderungen ftatt, wofür in ven 88. 1397—1399 
8. ©. befonbere Grunpfäge feftgeltellt find. 

Entſch. v. 23. Februar 1859, Nr. 1794 (737 ©.-U.). Da bie Kuh 
bem Käufer als Trank bezeichnet wurde, könnte Kläger im Sinne bes 8. 928 
B. ©. (arg. a majori ad minus) nur dann Gewäprleiftung fordern, wenn er 
erwiele, daß ihm gleihwohl bie Genießbarkeit des Fleiſches zugefihert wurde. 
Aus 8. 922 ibid. Mann ein Gemährleiftungsanfpruch in biefem Wale umſo—⸗ 
weniger abgeleitet werben als, abgefehen von der hier platgreifenden Beftim- 
mung bed $. 928 cit,, aud nicht erwiefen ift, daß das Fleiſch der Kuh ſchon 
zur Zeit des Verkaufes ungenießbar war. 

Entſch. v. 25. Jänner 1859, Nr. 398 (2051 ©.-U.). Der Miether 
muß der Aftermiethpartei den von ihr empfangenen Aftermiethzins zurüderftatten; 
nachdem diefelbe, über Anfuchen des Hauseigenthümers delogirt, von den gemie- 
teten 2ocalıtäten einen Gebrauch machen konnte (88. 922 u. 923 8. ©.). Die 
Aftermiethpartei verliert, wenngleich fie, von dem Hauseigenthümer belangt, nicht 
Bertretungsleiftung nach Vorſchrift der a. ©. O. begehrte, ſondern nur aufergericht« 
lid den Mierher davon in Kenntniß fette, nach 88.931 u. 932 ibid. nod nicht 
das R., den vorausbezahlten Zins zurädzuforbern, umfomehr als der Miether 
nicht behauptet, Einwendungen haben entgegenfegen zu Tönnen. 

Entf‘. v. 20. Juli 1858, Nr. 7908 (599 G.-U.; PB. ©. 757). Die 
Behauptung der Gewährleiftung ift eine Einwenbung, beren Beweis dem Ge— 
Hagten obliegt. 

Entf. v. 24. November 1857, Nr. 11788 (475 ©.-U.; P. ©. 752). 
Die Gewährleiftung muß, wenn es ſich um bewegliche Sachen handelt, binnen 
6 Monaten begehrt "werden, und zwar von ber Zeit ber geſcheheuen Ueber 
gabe an. Es ift Sache des Uebernehmers, die contractSmäßige Eigenfchaft bes 
Gegenſtandes fogleih zu prüfen; er kann nit den Verkäufer burd eigenes 
Saumfal in beliebig verlängerter Haftung halten, und nad Jahren erſt, unter 
dem Borwande, daß ihm nun die Mängel des beftellten und gefauften Werkes 
erſt bekannt geworden find, feinen Anfpruc fielen, und er müßte den Abgang 
ber Möglichkeit, folhes früher zu thun, oder die Unterbrehung der Big. ftrenge 
erweifen. [S. die entgegengefette Entjh. Nr. 8830 ex 1860 bei $. 923 und 
weitere Entſch.en bei 8. 933.] 

Entid. v. ? ? (B. ©. 658). Wer ein perfönlices Gewerbe als ver⸗ 
käuflich einen Anderen verkauft, haftet nad 88. 871, 922 oder 1294 B. ©. 

Entf. v. 18. April 1820, Nr. 1704 (P. S. 736). Das ©. fordert 
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zur Gewährleiftung nirgends eine ausdrückliche Erklärung, benn biefe fließt ſchon 
ans der Natur bes entgeltlihen Vtgs.; der Anfpruh auf felbe geht nicht von 
felöft, fondern nur durch wifjentlihe Anſichbringung eines fremden Gutes, oder 
durch ausdrückichen Verzicht ober Big. verloren. 


Zalle der Gewährleiftung. 
(6. 983 — vgl. bei 8. 993 cit.; 88. 928, 929; 1048, 1049, 1911; 932; 1052, 1066 ©. &.) 
8. 938. Ber alfo der Sache Eigenſchaften beilegt, die fie nicht hat, und bie außbrüdlic, 
ober vermöge der Natur des Gefchäftes ſtillſchweigend bedungen worden find; wer ungewöhn ⸗ 
lie Mängel oder Laften derfelben verfhweigt; wer eine nicht mehr vorhandene, oder eine 
fremde Sache als die feinige veräußert; wer fälfchlih vorgibt, daß bie Sache zu einem bes 
ſtimmten Gebrauche tauglih, ober daß fie auch von den gewöhnlihen Mängeln und Laften 
frei fei; der hat, wenn das Widerfpiel hervorkommt, dafür zu haften. 

Entjd. v. 2. December 1875, Nr. 7624 (©. Big. 1876, Nr. 12; 
5926 ©.-U.). Wer ein gezogene Los zur Auszahlung oder Escomptirung Über- 
gibt, haftet, daß das übergebene Los echt fei. [Bgl. dieſelbe Entſch. bei $. 922 B. G.]. 

Entid. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 GM). Die jhon nad 
allgemeinen Regeln (8. 919 B. ©.) normirte Haftung des Uebergebers be» 
rechtigt, nur dann auf die Regeln ber 88. 902, 919 u. 1323 ibid. zurädzus 
gehen, wenn nicht wie bei entgeltlihen Vtg.en die befonderen Grundſätze der 
88. 922 —933 ibid. anwendbar find. $. 932 ibid. ift auch bei Duantitäts- 
mängeln ber verkauften Waare anwendbar. 

Entf. v. 6. Auguft 1870, Nr. 77 (3843 G.U.). Die Haftung des 
Eeventen ift von ber Bürgfchaft weſentlich verſchieden. Die Bürgſchaft beruht 
auf einer felbfifländigen Vertragsverpflihtung, die Haftung des Gedenten auf 
dem gejeglihen Orundfage, dag Niemand ſich mit dem Schaden eines Anderen 
bereihern dürfe (8. 1397 B. ©.), daß der Beräußerer für vie Beſchaffenheit 
ber hintangegebenen Sache verantwortlich fei, fie fällt daher unter die Kategorie 
ber Gewährleiftungsverbindlicpkeit. Die Bedingungen der entgegenftehenden Re. find 
efientiel verfchieden, wie fih aus der Vergleihung der $$. 1355 ff. u. 1397 ff. ibid. 
ergibt. Die Erlöfhung diefer Re. if nicht minder an weſentlich abweichende Boraus- 
fegungen gefnüpft (88. 1363 ff. u. 1898 ff. ibid.), insbefonders die Wig. (88. 1479, 
923, 1489 ibid.). — Die Annahme des Klägers, daß die Aufnahme der Be— 
ſtimmung, der Gellagte hafte für die Richtigkeit und Einbringlichkeit der For⸗ 
derung, die Beſchränkungen der 88. 1398 ff. ibid. hinwegfallen mache, ift daher in» 
fofern bebeutungslos, als es ſich nicht um eine beſchränkte oder unbeſchränkte 
Haftung aus dem Titel der Ceffion, fondern um den Tıtel der Bürgfchaft handelt 
[Shlußfolgerung). 

Eniſch. v. 7. October 1869, Nr. 8048 (3529 ©.-U.). Wenn ver 
Käufer ausprüdlic erklärt hat, nur ein 6—7 Jahre altes Pferd kaufen zu wollen, 
worauf der Verkäuſer erwiderte, es fol feinen Kreuzer koſten und geſchenkt fein, 
falls es älter ift, foifl, da das Pferd 12 Jahre zählt, der Vtg. nichtig und es 
tommt gar nicht darauf an, ob nad den Örunpfägen der Gewährleiſtung ein 
weſentlicher die bloße Unfechtbarkeit begründender Mangel vorliege oder nicht 
(88. 1052, 1066 3. ©.). 

Entſch. v. 4. Juli 1866, Nr. 6053 (2538 ©.-U.). Die Sicherſtellung 
(Bränotation) für eventuelle Erſatzanſprüche ift unzuläffig. Die Gemährleiftung 
wegen haftenden Ausmaßes des Gutsförperd könnte nur gefordert werden, wenn 
nachgereſen wäre, daß ein Fall der SS. 922 u. 923 B. ©. vorhanden ift. 

Entfd. v. 6. November 1861, Nr. 6842 (1413 ©.-U.). Der 8.923 8. ©. 
enthält, wie das Wort „alfo” zeigt, nur Folgerungen aus dem $. 922 ibid., ohne 
defien allgemeine Anwenbung zu beſchränken; es kann fomit nicht behauptet werben, 
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daß zur Begründung des Anſpruches auf Gewährleiſtung gefordert werde, daß 
ber Uebergeber den Mangel der Sache gelannt und verſchwiegen habe. 

Entfch. v. 26. September 1860, Nr. 8830 (1196 ©.-U.). Der Tag, 
an welhem zuerft der Stläger in voller Kenntniß der die Gewährleiftung begrün- 
denden Mängel war, ift ber Zeitpunft bes Beginnes der Berjährungsfrift. 

Entf. v. 24. Mai 1860, Nr. 5628 (1138 G.-U.). Der durch bie 
Erflärung des Berfäufers, „einziger und ausſchließlicher Egthr. des Haufes“ zu 
fein, während er nur emphyteutiſcher Egthr. war, verurſachte Irrthum betrifft 
nit die Hauptfahe: das Haus, auch nit eine weſentliche Eigen- 
ſchaft, venn aud fo kann er das Haus regelmäßig benügen. Nur die 
actio quanti minoris ($$. 872 u. 923 ®. ©.), nicht aber das Begehren auf 
Aufhebung des Vtgs. ($. 871 ibid.) wäre fonad begründet. 

Entfd. v. 31. Auguft 1859, Nr. 8742 (850 ©.-U.; P. ©. 744). 
Der Käufer einer unbeweglihen Sache, die er nad ausdrücklicher Zufage des 
Berfäufers, daß die Sache von allen Laften frei fei, gekauft hat, kann nad Be- 
zahlung einer darauf haftend gewefenen Laft allerdings die Gewährleiftung fordern, 
allein vor Bezahlung der Forderung kann er nicht auf Sicherſtellung feiner 
eventuellen Forderung Magen. \ 

Entf. v. 25. Jänner 1859, Nr. 398 (2051 ©.-U.). Der Miether 
muß der Aftermiethpartei ben von ihr empfangenen Aftermiethzins zurlder- 
ftatten, nachdem biefelbe, über Anfuchen des Hauseeigenthümers delogirt, von den ge⸗ 
mietheten Localitäten feinen Gebrauch machen konnte (88. 922 u. 923 B. ©.). 

Entſch. v. 17. November 1857, Nr. 8335 (471 ©.-U.). Wenn in 
einem Verfteigerungsebicte und in den feilbietungsbebingniffen eine Sache als 
Gegenftand des Verkaufes anebrüdlich aufgeführt und von dem Käufer bei der 
gerichtlichen. Verfteigerung auch wirklich erftanden worden ift, fo bat berfelbe, 
wenn dieſe Sache ganz abgängig erfcheint, Anfpruh auf Erſatz. 

Entfd. v. 3. September 1857, Nr. 7971 (431 G.U.). Die aus dem 
Erlös eines erecutiv feilgebotenen Grundſtückes befriepigten Gläubiger find, wenn 
dem Ürfteher diefes Grundſtück evincirt wurde, verpflichtet, ihm den empfangenen 
Kauſſchilling zurüdzuerftatten. 

Entſch. v. 22. Auguſt 1855, Nr. 7251 (125 ©.-U.). Im Sinne des 
8. 934 B. G. hat der verlegte Theil nur das R., die Aufhebung des 
Btgs. und Herftellung des früheren Zuftandes zu verlangen; fann aber 
nicht die eingetaufhten Sachen behalten und die bepungene Gegen- 
leiftung, foweit fie ben Werth des Erhaltenen überfteigt, verweigern. 
Sollte Kläger, weil die vertaufhten Münzen unedt find, nad 8. 922 
ibid. zur Gewährleiftung verpflichtet fein, fo wärde dem Oellagten 
doch fein anderer Rechtstitel zu Gebote ftehen, als entweder nad 
8. 923 ibid. Entfhäpigung zu fordern oder nad 8. 932 ibid. Auf» 
bebung des Btg8. zu verlangen. 


G. 934 — vgl. 6. 937 8. G.: U. 167, 188 en. rd G. D.; Hofo. v. 16. Jänner 1787, Rx. 680 


8. 924. Wenn ein Stüd Vieh binnen vierundzwanzig Stunden nach ber Uebernahme er⸗ 
krankt oder umfält; fo wirb vermutet, daß es ſchon vor ber Uebernahme Frank geweſen fei. 


Entf. v. 29. Jänner 1877, Nr. 8108 (9. B. 1877, Nr. 8). Wenn 
ber Verkäufer der Pferde dem Käufer fagte: „Sehen Sie fi) die Pferde an, ich 
garantire Ihnen für gar nichts,“ letzterer aber gleihwohl den Kauf abſchloß, fo 
it nah $. 935 B. ©. auf das R., Gemwährleiftung zu verlangen, verzichtet 
worden, und damit aud die Gewährleiftung wegen Dummklollers ausgefchlofien, 
wenn auch, wie fih aus 88. 924 u. 925 ibid, ergibt, der Dummloller eine 
Krantpeit if, von welcher nicht vermuthet werden Tann, daß fie fofort Außerlid) 
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tennbar fei. — Ein Paar Pferde ift als eine Geſammtſache anzufehen und nad 
8. 932 ibid. der Kaufvertrag Über beive Pferde aufgehoben, wenn auch nur bei 
einem berfelben wegen eines weſentlichen Mangels die Boransfegungen ver Ge- 
wãhrleiſtungspflicht des Verkäufers zutreffen. 

Entſch. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 ©.-U.). Auf entgeltliche 
Bige. finden die 88. 902, 919 u. 1323 ibid. nur infofern Anwendung, als 
nicht die 88. 922—933 ibid. befondere abweichende Normen enthalten [Schluß- 
folgerung.] 

Entid. v. 26. Mai 1869, Nr. 2657 (3424 ©.-U.). Der actio red- 
hibitoria bes Käufers einer innerhalb 24 Stunden verenbeten Kuh (8. 924 
B. ©.) wurde, da ein Herzfehler der Kuh durch einen Thierarzt und einen Hirten 
conftatirt worden war, ftattgegeben ($. 926 ibid. ?). 


(& 925 — vgl. 8. 6 M. Bog. v. 1. Auguft 1878, Ar. 185 N... ©.) 
8 925. Die nämlihe Bermuthung gilt: 1. wenn binnen acht Tagen bei den Schweinen die 
Sinne, und bei den Schafen die Boden oder die Räude (Gchäbe); oder, wenn bei den letztern 
binnen zwei Monaten die Lungen oder Egelwürmer entdeckt werben; 2. wenn bei dem Rind- 
viehe binnen dreißig Tagen nach der Uebernahme die Drüfenkrantpeit, fogenannte Stierfucht, 
gefunden wird; 3. wenn bei Pferden und Laftthieren binnen fünfzehn Tagen nad der Ueber. 
gabe die verdächtige Drüfe oder der Roy, wie auch der Dampf; oder, wenn binnen dreißig 
Tagen der Dummkoller, der Wurm, die Gtätigkeit, der ſchwarze Staar, ober bie Mondblind⸗ 
heit entdeckt wird, 

Entfd. v. 8. Mai 1873, Nr. 4274 (4967 ©.-U.). Der Käufer von 
zwei Pferden kann, wenn ex bad eine der Pferde bereits weiterverfauft hat und dann erſt 
obwohl in gefeglicher Friſt, der Dummtoller bei dem anderen Pferde conftatirt 
wird, von dem Verkäufer nicht mehr Gewährleiftung fordern, da er durch den 
Berlauf eines Pferdes fih um die Möglichkeit gebracht hat, alles aus dem Big. 
Erhaltene zurüdzuftellen, Eine Supponirung des verkauften Pferdes durch deſſen 
Werth (Kaufpreis ?) ift nicht zuläffig (8. 932 B. ©). 


(8. 936 — vgl. 86. 924, 925; 904 8. &,; 6. 85 Jur. Ri; gen. ©. 18. Detober 1815, Rr. 1181 9. @. S.; bei 
8.934 u. 938 cit.) 
8. 980. Bon diefer rechtlichen Bermuthung ($$. 924 und 925) kann aber der Uebernehmer 
eines ſolchen Stüdes Bieh nur dann Gebrauch machen, wenn er dem Webergeber ober Ge» 
währsmanne fogleih von dem bemerkten fehler Nachricht gibt; oder in beflen Abweſen- 
heit dem Ortögerichte, oder Sachverftändigen bie Anzeige macht, und den Augenſchein vor« 
nehmen läßt. 

Entfd. v. 8. Mai 1872, Nr. 4684 (5205 ©.-U.). Der Beweis zum 
ewigen Gevächtnig über den Zuſtand eines Grundſtückes ift nad $. 51 Yur. N. 
von ber Realinftanz aufzunehmen; $. 35 ibid. betrifft nach feiner Stellung im Ab⸗ 
ſchnitte von dem perfönlichen Gerichtsſtande nur Fälle der Collifion zweier Per- 
fonalinftanzen und folhe, in welden bie in Augenſchein zu nehmende Sache be» 
weglich iſt. 

Entſch. v. 26. Mai 1869, Nr. 2667 (3424 ©.-U.). Der actio redhibitoria 
des Käufers einer innerhalb 24 Stunden verendeten Kuh ($. 924 B. ©.) wurde, 
da ein Herzfehler der Kuh durch einen Thierarzt und einen Hirten conflatirt 
worden war, ftattgegeben ($. 926 ibid. ?). 

Entfd. v. 31. Juli 1866, Nr. 6873 (2564 ©.-U.). Wenn im Falle 
bes 8. 926 B. ©. der Kläger über den behaupteten Beſtand einer Srankheit 
einen förmlihen gerichtlichen Augenfhein vornehmen läßt, fo ift dagegen ein 
Gegenbeweis unzuläffig; wenn aber der Kläger bloß ein Zeugniß zweier Sad» 
verftändigen beigebracht hat, fo findet allerdings ein Gegenbeweis durch Sadı- 
verftändige über die Geſundheit des Thieres ftatt. 

Entſch. v. 6. September 1865, Nr. 7301 (G. H. 1866, Nr. 70). Auch 


660 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


Perfonen, die in der Veterinärkunde nicht befonders geprüft find, Tönnen, wenn 
fie fonft zur Abgabe eines Befundes über Krankheiten der Pferde befähigt find, 
als Sachverftändige verwendet werben. 

Entfd. v. 6. April 1858, Nr. 3157 (6537 ©.-U.; P. ©. 742). Der 
Sachverſtändigenbeweis nad) 8. 925 B. ©. kann auch ohne Zugiehung des Ge⸗ 
währsmannes geführt werden; die Auslegung der $$. 925 u. 926 ibid., als 
tönnte die Nahrihtgebung von dem bemerkten Hauptfehler on den 
Uebergeber des ZThieres innerhalb des gefeglihen Termines von 
30 Tagen nit mehr ftattfinden, wenn dieſe Bemerkung vorerft durch 
die Betätigung Sadverftändiger dem Uebernehmer zur Gewißheit 
wurbe, ift ganz unberedhtigt. — Das ©. ſchreibt nirgend® eine perjönliche 
Benachrichtigung durd den Uebernehmer felbft vor; dieſelbe kann daher in jeber 
Form erfolgen. 

Entfd. v. 7. Mai 1856, Nr. 3955 (993 ©.-U.; P. ©. 740). Hufe 
ſchmiede find zur Abgabe eines Gutachtens über die inneren Kranlkheiten eines 
Pferdes nicht competente Sachverſtändige. 

Entf. v. 25. Juni 1852, Nr. 6196 (P. ©. 741). Wenn ein er⸗ 
kauftes Thier binnen der im ©. beftimmten Frift von einer der im 8. 925 B. ©. 
aufgeführten Krankheiten befallen wird, fo ift e8 zur Begründung der rechtlichen 
Bermutbung, daß diefes Thier ſchon vor der Uebergabe frank geweſen fei, nicht 
notwendig, daß der hierüber von den Sachverſtändigen anfzunehmende Augen- 
ſchein unter Beobachtung der von der Gerichtöordnung für den gerichtlichen Augen- 
ſchein vorgefchriebenen Formen aufgenommen wurde, ſondern es genügt, daß 
Sachverſtändige von dem Vorfalle die Anzeige erſtattet und von rer eine 
Beſcheinigung ihres Befundes ausgeftellt wurde. 


@. 997 — vgl. N. 187, 188 allg., 969, 360 gal G. D.; Hofb. v. 17. Jänner 1787, Ar. 690 I. ©. ©.) 
9- 923. Bernachläſſiget der Mebernehmer diefe Borficht, fo liegt ihm der Beweis ob, daß 
208 Vieh fon vor Schließung des Vertrages mangelhaft war. Immer fteht aber auch dem 
Uebergeber der Beweis offen, daß der gerügte Mangel erft nach der Uebergabe eingetreten ſei. 

Entſch. v. 25. September 1875, Nr. 6041 (©. H. 1877, Nr. 6). Bei 
obwaltenden Widerſprüchen zwifhen ven Ausfagen der vom Rläger zum Beweiſe 
feiner Behauptung, daß das von ihm gekaufte Thier zur Zeit des Kaufabſchluſſes 
mit dem Keime ver die Todesurſache bildenden Krankheit behaftet war, berufenen 
Sadverftändigen — und den Ausfagen der Sachverſtändigen, welche von Seite 
des Geklagten über den Umftand, daß das fraglihe Thier erft fpäter, nachdem 
es fi) ſchon in dem Beſitze des Geklagten befand, frank geworben ift, berufen 
worben find, muß über diefe Umftände vor Entſcheidung der Streitfahe, das 
Gutachten der mediciniſchen Facultät eingeholt werden (8. 937 B. ©.). 

Entf. v. 22. Juni 1870, Nr. 7185 (3818 ©.-U.). Der Aufnahme 
eines zweiten Befundes auf Verlangen des Verkäufers, ohne deſſen Intervention 
bereits ein gerichtlicher Befund auf Begehren des Käufers vorgenommen wurde, 
ſteht die Vorfchrift des $. 272 weſtgal. ©. O. nit entgegen, weil von einer 
Ueberſchau hier nicht die Rede if, indem beide Befunde die Feftftellung des Ge- 
fundpeitszuftandes des Pferdes zu verſchiedenen Zeitpunkten bezweden, um date 
aus Folgerungen über deſſen Zuftand zur Zeit des Verkaufes zu ziehen, dem 
Verkäufer zudem bei dem erften Befund keine Gelegenheit gegeben war, Einwen- 
dungen und Crinnerungen zu machen, — envlih weil der $. 927 B. ©. dem 
Uebergeber eines Thieres, welches nad der Uebergabe erfrantte, 
ausprüdlih den Gegenbeweis geftattet, dag die Krankheit erfi im 
der Zeit nad der Üebergabe begründet worden fei, und burhaus 
nicht ausgeſchloſſen ift, daß diefer Beweis auch durch Sadverftän- 
dige geführt werben könne. 
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6.08 — nl. 48.6) 

8. 928. allen die Mängel einer Sache in die Augen, ober find bie auf ber Sache haften, 

den Laſten aus den Bffentlihen Büchern zu erfehen; fo findet, außer dem Falle einer aus- 

drüdtichen Zufage, daß die Sache von allen Fehlern und Laften frei fei, keine Gewährleiſtung 

ftatt (8. 448). Schulden und Rückſtände, welche auf der Sache haften, müfjen ſtets vertreten 
werben. 

Entf. v. 16. Auguft 1878, Nr. 4337 (©. Ztg. 1879, Nr. 38). Da 
durch die executive Feilbietung einer Realität an ven Rechten ber hierauf ver- 
ſicherten Tabnlargläubiger, infoweit fie durch den Meiftbot gebedt find, mit Nüd- 
fiht auf 88. 443, 928 u. 1089 B. ©., dann $. 328, lit. b a. ©. O. nichts 
geändert wird, wenn nicht ausnahmsweiſe durch die Feilbietungsbeningniffe mit 
Einverftänbnig der betreffenden Gläubiger etwas anderes feftgefegt wurde; ben 
vorliegenden Licitationsbedingnifien aber, wornach ber Erfteher nur für die Einzah- 
Img des Meiftbotes haftet und alle anderen nicht durch den Meiftbot gededten und 
nicht auf denſelben gewiefenen Tabnlarlaften und Schulven gelöfcht werden können, 
keine von 8. 328, lit. b a. ©. O. abweichende Beftimmung, fohin auch keine 
Aenderung des ben Ausnehmern nad den 88. 1412 u. 1413 B. ©. zuftchen- 
den RE, die Leiftung bes für fie fichergeftellten Ausgebinges, infoweit es 
durch den Meiftbot gebedt ifl, in natura zu begehren, gefunden werben kann, 
und ba der Erequent als nachfolgender Tabulargläubiger nicht einmal berechtigt 
gewefen wäre, den Recurrenten nachıtheilige Feilbietungsbedingniſſe zu ftellen, bei 
der Liquidirungsverhandlung aber weder der aufrechte Beftand, noch bie Priorität 
des fraglichen Ausgebinges beftritten wurde und ebenfo ver gerichtlich erhobene 
Schägungswerth derſelben, fowie die. Höhe des hierfür ermittelten Bededungs⸗ 
capitales unbeanfländet geblieben ift, und da endlich für das Ausgebinge nad 
8. 457 ibid. die erequirte Realität feloft und nicht bloß das Erträgniß berfelben 
als Pfand dient, — findet auch hier die Vorfchrift des 8.34, Abſ. 2 C. DO 
v. 25. December 1868, Nr. 1 R. ©. 2. für 1869, analoge Anwendung. Die 
Ausnahme muß dem Erſteher in natura geleiftet werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 13. Februar 1878, Nr. 11016 (©. H. 1879, Nr. 34). € 
unterliegt feinem Zweifel, daß Waflerbau-Eoncurrengbeiträge eine Laft darftellen, 
welche glei der Grundſteuer auf dem Grunde haftet, fohin kraft des Os. von 
dem jeweiligen Befiger des Grundes zu tragen iſt. Ebenſo ergibt es fih aus 
dem ©. (88. 928, 1064, 1066 B. ©.), daß im Halle einer Aenderung des 
Befiges des Grundes namentlich durch Verkauf, derlei zum Vorſchein kommende 
Nüdflände aus der Zeit vor ber bedungenen oder wirklichen Uebergabe ſtets von 
bem re den fie betreffen, vertreten werden müflen. 

Entfd. v. 2. Auguft 1877, Nr. 5763 (©. H. 1878, Nr. 59). Das 
Wort „Bertreten" im Schlußfage des 8. 928 8. ©. heißt fo viel, als: „dafür 
Gewähr leiſten“, u. zw. auf die Art und Weife, wie die Natur und Befchaffens 
beit des Mangels es eben erheiſcht. Die Gemährleiftung befteht nah $. 932 
ibid. vor Allem in der Vefeitigung des Mangels; vorliegend daher darin, daß 
ver Verkäufer vie Einverleibung ber auf der als laftenfrei verkauften Realität, 
im Grundbuche nur aus Berfehen durchſtrichenen Ausnahmsrechte wirklich zur 
Löſchung bringe, 

Entfd. v. 24. Jänner 1877, Nr. 8108 (9. B. 1877, Nr. 8), Der 

Abſchluß des Kaufes feitens bes Käufers, nachdem ber Verkäufer erflärt Hatte: 

„Sehen Sie ſich die Pferde an, Sie find ein befferer Kenner als id; ich garan« 
fire für gar nichts,“ ſchließt den Verzicht auf die Gewährfeiftung in fig. Es 
kommt daher nicht weiter darauf an, ob es — (ſpãäter conſtatirter Dumm⸗ 
loller) ſichtbar war oder nicht (8. 928 B 
Entf. v. 27. September 1872, Nr. 8193 (4544 ©.-U.). Nach der 
Wiehl, bargl. Geier. erl. 48 
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Natur der Hypothekarklage geht das Vegehren nicht auf Zahlung, fondern nur 
auf Herausgabe des Pfanpftüdes zur Realiſirung der Hägerifchen Forderung, diefe 
aber erfolgt eben durch Umwandlung des Pfanpftüdes mittelft der executiven Ver⸗ 
fleigerung in Geld, und der Pfandgläubiger macht fi aus dem Erlöfe zuerft 
bezahlt, während ver Reſt dem. Hypothekarſchuldner zufält. Ob mun die Ge 
Nagten das Pfanbflüd herausgeben, oder vorziehen, die Pfandſchuld zur Befreiung 
von der Hypothek bar abzuführen, immer erfolgt die Zahlung ver mit Pfand 
gefiherten Schuld aus ihrem Vmgn., und nachdem der Verläufer O den Ge- 
klagten feine Verpflichtungen gegen ben Kläger an Zahlungsftatt des Kaufſchil⸗ 
lings nicht Überbunden hat, fo zahlen fie, wenn fie gegen die Klage unterliegen, 
in jedem Falle eine fremde Schuld und haben das Regreßrecht gegen ihren Vor⸗ 
mann auf das Ganze, was fie für ihn zahlen mußten. Es erwächt ihnen aber 
aud, ba es fid vorliegend nicht um das R. eines zahlenden Hypothekarſchuldners - 
gegen einen anderen Hypothekarſchuldner, fondern vielmehr um das R. gegen 
'einen aus dem Titel der Gemwährleiftung ($. 928 3. ©.) haftenden Perſonal ⸗ 
fhaloner, der dem Kläger gegenüber allerdings zugleih Hypothekarſchuldner ber- 
felben war, handelt, aus $. 1358 ibid. das R., von dem Kläger die Auslieferung 
aller vorhandenen Behelfe und Sicerftellungsmittel zu verlangen. Nun hafteten 
für die Mägerifche Forderung nad dem Umfange des Pfandrechtes die dem C 
gehörigen Realitäten nicht nur für die Hälfte, fondern für die ganze Schuld, 
und wenn der Kläger die heutigen Geflagten zuerft belangt hätte, fo wäre er 
verpflichtet gewefen, ihnen die ihm gegen C bis zum Belange der von dem Ge⸗ 
Magten getilgten Forberung zuftehenden Re. abzutreten, woburd fie nad ber 
gegenwärtigen Sachlage und dem Ergebniffe der Egecution lediglich mit 7 fl. 35 fr. 
in’! Mitleid gezogen worden wären, währen fie jegt, ta ber Kläger dem C 
ben Bezug der aus dem Verfteigerungserlöfe zu feiner Verfügung geftandenen 
Summe von 41 fl. 86 fr. geftattete, C aber jegt fein Vmgn. mehr befigt, in 
ihrem Regreßrechte um dieſen Betrag benadhtheiligt wären. Dem Kläger, welcher 
diefen Schaden nad 88. 1360 u. 1369 ibid. zu verantworten hat, kann daher 
nur der nad Abzug obigen Belrages verbleibende Reftbetrag der Schuld zuer- 
kannt werben, 

Entf. v. 21. Yuni 1871, Nr. 5844 (4205 G.⸗U.). Durch die Ueber⸗ 
nahme einer verpfändeten Sache wird in der Regel nur die Pfanvlefl, nicht auch 
die Pfandſchuld übernommen (88. 443 u. 928 B. ©.), mweßhalb ver Erbe 
Perſonalſchuldner der Forderung bleibt, fiir welche die legirte Sache verpfänbet 
if, wenn der Erbl. Perſonalſchuldner war. Der Regreßanſpruch ($. 1358 ibid.) 
des Legatard gegen den Erben ift daher im ©. begründet. 

Entf. v. 11. Yänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©.-U.). Die 88. 443, 
444, 454, 468, 526, 928, 1070, 1120, 1142, 1398, 1446, 1467, 1469 
und andere Stellen des B. ©. ziehen je für befonvere Verhältnifie Eonfequenzen 
aus dem Orundfage der Publicität der öffentlihen Bücher. 

Entſch. v. 12, November 1869, Nr. 8636 (3563 ©.-U.). Die Refo- 
Iutivbebingung, daß ein fichtbarer Mangel des Kaufobjectes innerhalb einer be- 
ſtimmten Zeit ſchwinden werde, kann durch die Berufung auf $. 928 B. ©. 
nit in ihren rechtlichen Conſequenzen beeinträchtigt fein. 

Entſch. v. 15. October 1868, Nr. 8758 (3139 ©.-U.). Da in dem 
Kaufvertrage der Kaufpreis der Realität genau beflimmt und feftgelegt wurbe, 
daß der Käufer die Satzpoſten per x fl. zur Selbftzahlung übernehme, den Kauf- 

ſchillingsreſt aber bar auszahle, kann fi der Verkäufer, wenn aud aus dem 
Grundbuche erfihtlih war, daß um mehr als x fl. Satzpoſten haften, nicht auf 
88. 928 u. 443 B. ©. berufen, fondern ift verpflichtet, die weitere den ein- 
gerechneten Betrag überfchreitende Sappoft auf feine Koften löſchen zu laflen; 
benn ber bei Errichtung des Kaufvertrages unterlaufene Irrthum betrifft nicht den 
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Kaufpreis, fondern entfprang lediglich ber Unkenntniß des Tabularftandes. Ein 
Tall des 8. 928 ibid. liegt hier nicht wor. 

Entf. v. 4. Februar 1864, Nr. 689 (G. Ztg. 1865, Nr. 3). Wenn 
auf einer verkauften Realität Schulven haften, die der Käufer im Vtg. nicht 
übernommen hat, fo bereditigt dieß, ben Fall einer ausbrüdlihen Verabredung 
ausgenommen, den Käufer nit, vom rüdfländigen Kauſſchillinge den Betrag ber 
nicht übernommenen Schulden abzuziehen. 

Entf. v. 24. September 1861, Nr. 5269 (1390 ©.-U.). Der Ber- 
Käufer einer unbeweglihen Sache ift für die Löſchung eines nad erfolgtem Ver⸗ 
kaufe wider ihn einverleibten Pfandrechtes zu forgen nicht verpfliähtet. 

Entfd. v. 11. September 1861, Nr. 5644 (©. H. 1862, Nr. 4 u. 5). 
In der Erklärung des Käufers einer Realität, den Verkäufer rüdfichtlih einer 
auf Abſchlag des Kaufſchillings zur Selbſtzahlung übernommenen Sappoft „voll- 
tommen Hag: und ſchadlos zu halten,” Liegt die Zugeftehung einer Ausnahme 
von ber Regel des 8. 928 2. ©., und er fann für das, was er über ven ihm 
vom Kaufſchillinge in Abzug gebrachten Nominalbetrag wegen Coursverſchlechterung 
mehr zu zahlen hat, von dem Verkäufer feinen Erſatz forbern, auch wenn biefer 
feinerfeit erflärt hätte, ihn rüdfihtlih aller Zahlungen außer den ausbrüdlid, 
übernommenen feinerzeit Hag- und ſchadlos zu ftellen. 

Entf. v. 28. December 1859, Nr. 14734 (941 G.U.). Der Realie 
tätenbefiger haftet nicht für die in den öffentlichen Büchern nicht erfichtlich ge⸗ 
machten Gebühren von früheren Uebertragungsfällen. 

Entf. v. 31. Auguft 1859, Nr. 3742 (850 ©.-U.; P. ©. 744). Hat 
ber Verkäufer die Laftenfreiheit zugefihert, nachträglich aber ſich herausgeftellt, daß 
auf der verfauften Realität eine Sagpoft — nad Behauptung ded Verkäufers 
indebite — haftet, fo kann der Käufer Gewährleiftung fordern. 

Entſch. v. 23. Februar 1859, Nr. 1794 (737 ©.-U.). Wenn bie 
Mängel einer Sache in die Augen. fallen, findet nah F. 928 B ©. aufer 
dem Falle einer ausdrücklichen Zufage, daß bie Sache von allen Fehlern und 
Laften frei fei, Teine Gewährleiſtung flatt. Diefer Grundfag muß unfomehr 
aud in jenen Fällen in Anwendung kommen, wo ber obwaltende Mangel dem 
Uebernehmer ausdrücklich bekannt gegeben wurde. 

Entſch. v. 14. Juli 1858, Nr. 7302 (595 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 14734 ex 1859. 

Entſch. v. 24. Februar 1857, Nr. 577 (302 ©.-U.). Wenn ver 
Käufer eines mit einem Mangel behafteten Pferdes dasſelbe bei Gelegenheit des 
Kaufes mit Beihilfe eines Pferdehändlers unterfuchte, das Krummgehen des 
Pferdes bemerkte, und ein folder Mangel aud für einen Nichtſachverſtändigen 
uicht ſchwer zu erfennen war, fo kann er nad) $. 928 B. ©. die Gemwährleiftung 
nicht verlangen. 

Entjd. v. 27. September 1856, Nr. 6504 (224 ©.-U.). Der Anfprug 
auf Gemährleiftung entfält, wenn die Mängel offenbar geweſen find: als aus 
der baulichen Conftructien zu erfehende Dienftbarkeiten. 

Entf. v. 5. Auguft 1856, Nr. 5004 (213 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 6504 ex 1856. - 

Entſch. v. 25. Mai 1855, Nr. 7366 (P. ©. 745). Der Berkäufer 
einer Realität, auf welcher eine Forderung indebite haftet, für deren Gewähr- 
leiftung er vom Käufer in Anfprud genommen merben Könnte, ift aud ohne 
Intervention des Egthrs., und nod vor Geltendmachung des Gewährleiftungs- 
anfpruches berechtigt, die Löſchung dieſer indebite haftenden Forderung zu 
verlangen. 

Entſch. v. 20. Auguft 1852, Nr. 8361 (P. ©. 858). Wenn bei dem 
Berlaufe eines unbeweglichen Gutes anf letzterem eine Schulpforderung oder eine 
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jährliche Leiftung grumbbücherlich verfichert ift, und deren Uebernahme von Seite 
des Käufers nicht insbefondere bedungen wurde, fo fteht dem Käufer, falls er 
dieſe Schulpforberung getilgt, oder die jährliche Leiftung entrichtet hat, der Nüd- 
erfaganfpruch gegen ven Verkäufer der Realität zu. 

» 


@. 929 — vol. 38. 826; 082 ©. 6.) 
8. 929. Mer eine fremde Sache wiſſentlich an fih bringt, hat eben fo wenig Anfprud auf 
eine Gewäprleiftung, als derjenige, welcher ausbrüdti darauf Verzicht gethan hat. 

Entſch. v. 2. December 1875, Nr. 7624 (©. Ztg. 1876, Nr. 12; 5926 
©.-U.). Ob nun ein gezogenes 208 dem Schuloner (defien als Zahlſtelle namhafı 
gemachten Bevollmächtigten) oder einem Dritten (zur Escomptirung) übergeben 
wird: ſtets ift dabei als ſelbſtverſtändlich werausgefegt, daß dieſes Los das echte 
Gewinnfilos fei und der Uebergeber hat hierfür infolange Gewähr zu leiften 
(88. 922 u. 923 B. ©.), als er nicht bemeift, daß der Uebernehmer auf die 
Gewährleiftung Verzicht geleiftet oder doch das Los als echt ausdrücklich aner- 
Yannt habe ($$. 929 u. 1396 ibid.). Bon einem Berziht auf die Gewähr« 
leiftung oder einer Anerkennung kann aber in coneretq nidt bie Rebe fein, weil 
bei dem Geſchäftsabſchluſſe felbft das Los gar nicht vorgezeigt wurde. Da nun 
das übergebene Los nachträglich als gefälfcht befunden worben ift — eine Fäl- 
fung, die mit unbewaffnetem Auge nicht zu erfennen war — kann ber Ueber 
nehmer des Loſes nad; 8. 932 ibid. die Aufhebung des geſchloſſenen Vtgs. fordern. 


(8. 980 — vgl. 68.929, 928; 1049 8. @.) 
8. 930. Werben Sachen in Paufh und Bogen, nämlich fo, wie fie ftehen ober Liegen, ohne 
Zahl, Maß und Gewicht Übergeben; fo tft der Mebergeber, außer dem alle, daß eine von 
ihm fätlfcglich vorgegebene, ober von dem Empfänger bebungene Beichaffenheit mangelt, für 
die daran entdedten Fehler nicht verantwortlich. 

Entf. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 ©.-U.). Auf die allge 
meinen Regeln ver 88. 902, 919 u. 1323 8. ©. kann nur dann zurlidgegangen 
werben, wenn nicht, wie bei entgeltlihen Vtg.en vie Beflimmungen ver 88. 922 
bis 933 ibid. Anwendung zu finden haben. 

Entſch. v. 11. März 1862, Nr. 1389 (1496 ©.-U.). Der natur- und 
beftimmungsgemäße Wechſel der individuellen Beſtandtheile einer Sadeinheit 
(fundus instructus, Fruchtvorräthe) ändert nicht den Pfanbverband, welcher auch 
auf die an Stelle der entfallenven, neuhinzugelommenen Stüde ſich erſtreckt 
(88. 404, 452, 302, 457, 930, 1049, 1064, 1101 8. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 24. September 1861, Nr. 5269 (1390 ©.-U.). Der Ber- 
Täufer ift nicht verpflichtet, für die Löfhung eines nach erfolgtem Verkaufe wider 
ihn einverleibten Pfandrechtes zu forgen. Inwiefern Kläger der Gefahr 
ausgefegt wäre, mit feinem Pfandgute eventuell eine Schuld des 
gellagten Verkäufers zu befriedigen, und wie er fih dagegen und 
vor dem eventuellen Schaden in anderer Weile fiherzuftellen ver- 
möge (88. 928—933 B. ©.), fällt außer den Bereich der Entſch. über 
bie auf Erwirkung der Löſchung durch den Geflagten gerichtete Klage. 


Bedingung der Gewäßrleifiung. 


(6. 981 — vol. 89. 866, 828, 3725 928; $. 1205; 865 ©. @.; 89. 5— 16 (Befläflörungsverfahten) fall. Bbg. 
Be 37. October 1, Sr 10 9 d. MO —8 F at — anne arena. Or 
it, . @. ©.) x 


8. 981. Wenn ber Befitzer wegen eines von einem Dritten auf die Sache gemachten Un- 
ſpruches von der Getwäprleiftung Gebraud machen will; fo muß er feinen Bormann davon 
benadrichtigen, und nad Vorfchrift der Gerichtsorbnung die Vertretung begehren. Durch die 
Unterlaffung dieſes Anſuchens verliert er zwar noch nicht das Recht der Schadloshaltung; aber 
fein Bormann kann ihm alle wider ben Dritten unausgeführt gebliebenen Eintwendungen ent- 
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gegenfeigen, und fi) dadurch von ber Entſchädigung in bem Maße befreien, als erkannt wird, 
daß biefe Einwendungen, wenn von ihnen ber gehörige Gebrauch gemacht worben wäre, eine 
andere EntfHeivung gegen den Dritten veranlaßt haben würden. 

Entf. v. 11. Iuli 1878, Nr. 7283 (©. H. 1879, Nr. 30). Zur 
Geltendmachung des Schabenerfagaufprudyes gegen einen Regreßpflichtigen, be 
ziehungsweiſe zur Grmöglihung des nah 8. 1295 B. ©. erforderlichen Be- 
weiſes ber Schuld des Belangten ift nöthig, daß berfelbe im Sinne der Bor 
ſchrift des 8. 931 ibid. und des 8. 49 a. ©. O. zur Bertretungsleiftung (in 
dem über die Aufkündigung anzuftvengenden Streite) und zur gemeinfamen Ab» 
wehr des drohenden Schadens aufgefordert worden fei. 

Entid. v. 28. März 1878, Nr. 9733 (I. B. 1879, Nr. 32). Die 
Bertretungsleiftung ift nur dann zuläffig, wenn ber Vertretungsleifter ein eigenes 
mittelbares Intereſſe am Ausgange des Procefies hat [Schlußfolgerung). Eive, - 
welde mit dem Beifage aufgetragen werden, daß fie im Nüdjciebungsfalle vom 
Bertretungsleifter abzulegen fein werben, find, wenn bie Vertretungsleiftung nicht 
zugelaffen wird, al& nicht aufgetragen anzufehen. 

Entf. v. 14. November 1877, Nr. 4421 (©. Ztg. 1878, Nr. 91). 
AS gerechtfertigte Urſache zum gerichtlichen Erlag im Sinne des 8. 1425 3. ©. 
kann weder der Umftand angefehen werden, daß ein Dritter einige der mitge- 
kauften Einrichtungsſtücke vor Jahren pfandweife befchreiben ließ, noch vie Ber 
hauptung dieſes Dritten, daß einige der Einrihtungsftüde fein Egth. feien, weil 
eine ſolche Behauptung noch Teineswegs eine Exfagpflict des Verkäufers be- 
gränbete, und felbft die gerichtliche Geltendmahung ver Anſprüche dritter Per⸗ 
fonen gegen die Känfer nur die Verpflichtung ber Verläufer zur Vertretungs⸗ 
leiftung (8. 932 B. ©.) zur Folge hätte, deren Verpflichtung zur Exrfagleiftung 
aber erft dann eintreten wärbe, wenn ein Schaben wirklich ermädht. 

Entf. v. 25. Jänner 1877, Nr. 9029 (©. Ztg. 1877, Nr. 25).. Wird 
durch die Meiftbotvertheilung eine Forderung getilgt, welche zugleich als Perſonal⸗ 
ſchuld eine® auf der verfteigerten Realität verficherten Gläubiger auf deſſen 
Gütern haftet, fo können viefem Glänbiger gegenüber bezüglich feiner bei ver 
Maſſe angemeldeten Forderung die nachfolgenden Glänbiger, ſoweit deſſen Per- 
ſonalſchuld aus der Maſſe bezahlt wird, die Eompenfation entgegenfegen (88. 928, 
931; 443; 1358, 1439, 1443 8. ©.). 

Entfd. v. 5. April 1872, Nr. 15351 (4558 ©.-U.). Aus den Be- 
fimmungen über die Gewährleiftung, beziehungsweife ans jener des 8. 931 B. ©. 
folgt, daß der Vertretungsleifter ein eigenes, mittelbare Intereffe an dem Aus- 
gange des Streites haben muß; das Intereffe, feinen Beiftend dem Steeittheile 
deßhalb zu leihen, um demfelben, wenn er fachfällig wird, nicht zum Schaden⸗ 
erfage verpflichtet zu fein; ein ſolches Imterefle des namhaft gemachten Vertre⸗ 
tungsleifterd muß erwieſen fein. 

Entf. v. 25. Yuli 1860, Nr. 5590 (1164 ©.-U.). Dadurch, daß der 
Kläger feinerzeit die Vertretungsleiftung (nah $. 25 der ungar. Civ. P. DO.) 
zu begehren unterlaffen hat, ift fein R. der Schaploshaltung im Sinne 
des 8. 931 B. ©. noch nicht verloren, und da die Big. diefes Ge- 
währleiftungsanfprndes nit vom Tage des begonnenen Evictions⸗ 
proceffes, fondern von der Rechtskraft des in dieſem Streite erflof- 
fenen Urtheils .... zu berechnen ift, die in $. 933 ibid. beftimmte 
— dreijährige Friſt alſo nicht abgelaufen war, iſt dießfalls eine 
Big. nicht eingetreten. 

Entf. v. 12. Yuli 1859, Nr. 7906 (831 ©.-U.; P. S. 747). Die 
Bertretungsleiftung kann nach Vorſchrift des 8. 58 a. ©. O. nur mittelft förmlicher 
Rage begehrt werben. 

Entfd. v. 25. Jänner 1859, Nr. 398 (2051 ©.-U.). Wenngleih bie 
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vom Hauseigenthümer delogirte Afterpartei von dem Miether nicht nach 
Vorſchrift der a. G. O. Vertretungsleiſtung begehrte, ſondern nur außer⸗ 
gerichtlich denſelben davon in Kenntniß ſetzte, verliert fie nad 88. 931 
u. 932 B. ©. nod nit das R., den ihm vorausbezahlten Afterzins 
‚zurüdzufordern, zu deſſen Zurüdhaltung feitens des Miethers jeder 
Rechtsgrund umfomehr mangelt, als er nit behauptet, dem Haus— 
eigenthämer. Einwendungen haben entgegenjegen zu können, melde 
die Delogirung der Afterpartei verhindert haben würden. 

Entſch. v. 20. October 1858, Nr. 11909 (640 G.-U.; P. ©. 749). 
Die Big. des Klagerechtes aus einem Kaufvertrage, wodurch ein perfönlihes als 
ein verfäuflihes Gewerbe verkauft wird, auf Gewährleiſtung nad 88. 923 u. 
933 B. ©., oder auf Aufhebung des Vitgs. wegen eines unterlaufenen Irrthums 

‚nad $$. 871 u. 1487 ibid., beginnt vom Tage des abgeſchloſſenen Kaufver- 
trage und nicht vom Tage der Zuftellung des politiihen Erkenntniſſes über die 
Nichtverkäuflichleit de Gewerbes an den Käufer. 

Entf. v. 11. Mai 1858, Nr. 3908 (558 ©.-U.;,B. ©. 748). Zur 
Gewährleiftung ift e8 nicht erforberlid, daß ber Kläger beweiſe, fein Vertheidi⸗ 
gungsmittel gegen den ewincivenden Dritten vernachläffiget zu haben, es genügt 
ſchon, wenn der Geklagte nicht beweift, daß der Kläger dem Dritten hätte Ein- 
wendungen entgegenfegen können, welche zu einer anderen Entſcheidung geführt 
haben würden. i 

Entſch. v. 4. März 1820, Nr. 656 (P. ©. 746). Die Regreßllage 
ann nur dann angeflellt werden, wenn ver Kläger felbft ſchon geflagt und bie 
Schadloshaltung dur Urtheil fiquidirt worden if. Die bloße Beforgniß, daß 
etwa in Zukunft ein Anfprud erhoben werden könnte, genügt nicht, um Gewähr« 
leiſtung zu fordern. 


Wirkung. 
(6. 988 — vgl. 68. 415, 724; 1811, 1894; 980 ©. @.) 
8. 982. ft der die Gewährleiftung begrlindende Mangel von der Art, baß er nicht mehr 
gehoben werben kann, und daß er den ordentlichen Gebrauch der Sache verhindert, fo kann 
der Berkürzte die gänzliche Aufhebung des Vertrages; wenn hingegen fi das Fehlende, 
5.8. an Maß oder Gewicht, nachtragen läßt, nur diefen Nachtrag; in beiden Fällen aber auch 
den Erfag des weiteren Schadens, und, dafern ber andere Theil unredlich gehandelt hat, auch 
den entgangenen Nuten fordern, 

Entſch. v. 7. März 1878, Nr. 8248 (©. Zig. 1879, Nr. 23). Die 
Abweifung ber Klage auf Zahlung von 100 fl. wofür von der Gellagten eine 
unechte 100 fl. Note gegeben wurde: weil ber Bellagten dießfalls fein Ber- 
ſchulden zur Laft gelegt werben kann, ift nicht begründet, indem es ſich nicht um 
einen Schabenerfag handelt, vielmehr ein zwiſchen beiden Theilen gefchloffener Tauſch⸗ 
vertrag vorliegt (SS. 1045 u. 1046 B. G.), daher bie Beklagte verpflichtet war, 
dem Kläger eine echte Banknote zu geben (8. 1047 ibid.). Gie ift zur Ge 
währfeiftung verpflichtet (88. 922 u. 923 ibid,) und muß daher dem Kläger 
Banknoten im Werthe von 100 fl. geben (8. 932 ibid.). Aber aud) aus den 
Beſtimmungen der 88. 1431 u. 1435 ibid. ift die Klage begründet, weil, da 
bie dem Kläger gegebene Banknote per 100 fl. unedt ift, fie feinen rechtlichen 
Grund Kat, die von ihm erhaltenen Banknoten im Betrage von 100 fl. zuräd- 
zubehalten und bemnad) zur Rüdftelung derfelben verpflichtet ift. 

Entf. v. 2. Auguft 1877, Nr. 5763 (©. 5. 1878, Nr. 59). Das 
Wort „Bertreten" im Schlußfage des 8. 928 B. ©. heißt jo viel, als: „dafür 
Gewähr leiften“, u. zw. auf die Art und Weife, wie die Natur und Beſchaffen⸗ 
heit des Mangels e8 eben erheiſcht. Die Gemwährleiftung beſteht nad 8. 932 
ibid. vor Allem in ver Befeitigung des Mangels; vorliegend daher darin, daß 
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der Berfäufer die Einverleibung der anf der als laftenfrei verfauften Realität, 
im Grundbudhe nur aus Verſehen durchſtrichenen Ausnahmsrechte wirklich zur 
Loſchung bringe. 

Entid. v. 24. Sänner 1877, Nr. 8108 (I; B. 1877, Nr. 8). Ein 
Paar Pferde it als eine Geſammtſache anzufehen und nah 8. 932 B. ©. ver 
Kaufvertrag über beide Pferde aufgehoben, wenn auch nur bei einem derſelben 
wegen eines wefentlihen Mangels die Boransfegungen der Gewährleiftungspflicht 
des Verlaufers zutreffen. 

Entſch. v. 2. December 1975, Nr. 7624 (G. Ztg. 1876, Nr. 12; 5926 
G.U.). Ob mm ein gezogenes Los dem Schuldner (veffen als Zahlftele nambaft 
gemachtem Bevollmächtigten) oder einem Dritten (zur Escomptirung) übergeben 
wirb: ſtets ift dabei als felbftverfländfih veransgefegt, daß dieſes Los das echte 
Gewinnftles fei umd der Uebergeber hat bierfiir infolange Gewähr zu leiften 
(88. 922 u. 923 8. ©.), als er nicht beweiſt, daß der Uebernehmer auf die 
Gewährleiftung Verzicht geleiftet oder body das Los als echt ausdrücklich aner- 
lannt hate (88. 929 u. 1396 ibid.). Bon einem Berziht auf die Gemwähr- 
leiftung oder einer Anerfennung kann aber in conereto nicht die Rebe fein, weil 
bei dem Geſchaͤftsabſchluſſe ſelbſt das Los gar nicht vorgezeigt wnrde. Da num 
das übergebene Los nachträglich als gefälfcht befunden worden ift — eine Fäl- 
fung, die mit nnbewaffnetem Auge nicht zu erfennen war — Tann der Ueber- 
nehmer des Lofes nad $. 982 ibid. die Aufhebung des geſchloſſenen Btge. fordern. 
Der Fall zur Anbringung einer condictio indebiti im Sinne des $. 1431 ibid. 
ift nicht vorhanden, weil der unterlaufene Irrthum nicht den Beſtand des For- 
berungsredhtes, fondern des Vertragsobjectes felbft, nämlich die Echtheit des Loſes, 
ale einer wefentlichen Eigenfchaft desſelben, betrifft, und ein ſolcher Irrthum nad 
den Vorſchriften über die Gemährleiftung zu beurtheilen ift. 

Entf. v. 8. Mai 1873, Nr. 4274 (4967 ©.-U.). Der Käufer von 
zwei Pferden fan, wenn er das eine der Pferde bereits weiterverfauft hat und dann erft 
obwohl in gefeglicher Frifl, der Dummloller bei dem anderen Pferde conftatirt 
wird, von dem Verkäufer nicht mehr Gemährleiftung fordern, da er durch ben 
Verkauf eines Pferdes fih um die Möglichkeit gebracht hat, alles aus dem Big. 
Erhaltene zurückzuſtellen. Eine Supponirung des verfauften Pferdes durch deſſen 
Werth (Ranfpreis ?) ift nicht zuläffig (8. 932 B. ©). 

Entf. v. 20. Jänner 1873, Nr. 834 (4862 G.-U.). Der Anſpruch 
anf Nebhibition Tann auch mittelft Einrede geltend gemacht werben; denn durch 
fein ©. ift eine entgegenftehende Beſchränkung der Bertheivigung des Gellagten 
ſtatuirt und der Umftand, daß das ©. für die Beftreitung im Falle bes $. 932 
2. ©. eine Präclufiofrift feftgefest hat (8. 933 ibid.), kann nur die Folge 
haben, daß, wenn die Einwendung im Proceß erft nad; Ablauf tiefer Friſt vor⸗ 
gebracht und die Berfpätung vom Gegner gerügt wurde, — welder Fall aber 
- bier nicht eintrat — der Richter baranf feine Rüdficht mehr nehmen barf. 

Entfd. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 G.-U.). Die Klage wegen 
Qualitãtsmãngel der verkauften Sache iſt nicht nach den allgemeinen Beftimmun- 
gen ver 88. 902, 919 u. 1323 B. ©., fondern nady den Grundſätzen der Ge- 
währleiftung (88. 922—933 ibid.) zu beurtheilen. Denn die fhon nad allge 
meinen Regeln ($. 919 ibid.) vorhandene Haftung des Uebergeberd berechtigt, 
auf diefelben nur dann und foweit zurückzugehen, als die befonderen Vorſchriften über 
feine Verbindlichleit nichts Abweichendes enthalten. Nım gibt aber das B. ©. 
für die Haftungspflicht bei entgeltlihen DBtg.en in ben 8. 922 — 938 be- 
fondere, auf die Gemwährleiftung ſich beziehende Normen. Nady der Begriffäbe- 
ſtimmung der Gewährleiſtung hat viefelbe dann Plag zu greifen, wenn die ent 
geltlich überlafiene Sache die bedungenen ober bie gewöhnlich dabei vorausgefegten 
Eigenſchaſten nicht befigt [Schlußfolgerung). — Der $. 932 ibid. ftellt in ver 
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‘ gefeglihen Behandlung auch jene Fälle der Gewährleiftung gleich, wo ver Mangel 
in dem Quantum ber Leiflung befteht und verbindet damit nur bie Rechtsfolge, 
daß das an Maß und Gewicht Fehlende nachgetragen werben muß. 

Entf. v. 12. November 1869, Nr. 8636 (3563 ©.-U.). 88. 928 
u. fi. 3. ©. finden keine Anwendung, wenn die künftige Eignung ter Sade zu 
einem beftimmten Zwede ausbrüdlidh zur Bedingung gemacht wird; 3. B. daß 
ein ‚beftimmter, ige anhaftender Mangel innerhalb einer gewiflen Frif behoben 
fein’ were, 

Entf. v. 7. October 1869, Nr. 8048 (3529 ©.-U.), Die Gewähr 
leiftung kann auch per modum ezceptionis, und nicht bloß durch Klage geltend 
gemacht werben. 

Entfd. v. 18 September 1867, Nr. 6388 (2855 ©.-U.). In der 
Ceſſion eines fideicommiſſariſchen Subftitutionsanfprudges, wenn auch noch vor 
dem Subftitutionsanfall, liegt ein giltiger Hoffnungstauf ($$. 1267 u. 1278 
8. ©.). Da der Eebent dem Kläger die Geltendmachung dieſes ihm abgetretenen 
durch den erfolgten Tod des Yuftituten zur Kraft gelangten Erbrechtes vereitelt 
bat, ift Kläger nad) 88. 919, 932, 1294, 1295 u. 1324 ibid. Schadenerjag 
und volle Genugthuung zu fordern berechtigt. Ein Erſatz bezüglih der durd) 
Zuwachsrecht von dem mitfubftituirten Sohne des geflagten Ceventen letzterem zu⸗ 
gefallenen Hälfte gebührt hingegen dem Kläger nicht (8. 879 ibid.). 

Entſch. v. 7. Mai 1862, Nr. 1916 (1514 ©.-U.). Da ber Gellagte 
ben Wechſel ftatt Bezahlung dem Kläger übergab, mithin dieſes Geſchäft hinfidt- 
li) feiner Rechtswirkungen nad $. 1414 B. ©. beurtheilt werden muß — ift 
ber Geklagte für das an Zahlungsftatt Gegebene zur Gemwährleiftung nad) 
88. 922 u. 932 ibid. verpflichtet: Da der Wechſel nicht eingelöft wurbe, war 
ter Bellagte zur Zahlung gegen Aushändigung des Wechſels und Proteftee Dan- 
geld Zahlung zu verurtheilen. Der Gewährleiftungsanfprud ift nicht verjährt, 
weil er innerhalb 6 Monaten nad) dem Berfallstage des Wechſels erhoben wurde. 
‘ Entfd. v. 25. Jänner 1859, Nr. 398 (2051 ©.-U.). Wenngleich vie 
vom Hauseigenthümer belogirte Afterpartei den Miether nur aufergerichtlic von 
dem Streite in Kenntniß ſetzte, bleibt fie berechtigt, nad) 88. 931 m. 932 8. ©. 
ben vorausbezahlten Aftermiethzins zurädzufordern, da ber Miether nicht erwieſen 
bat, daß er dem Hauseigenthümer Einwendungen hätte entgegenfegen können, 
welche die Delogirung der Afterpartei verhindert haben würden. 

Entſch. v. 6. April 1858, Nr. 3157 (687 ©.-U.). Der Käufer zweier 
Pferde, welcher diefelben einem Dritten mweiterverfaufte, von dem der urfprüng« 
lihe Berläufer eines um x fl. rüderwarb, ift, nachdem vor Ablauf von 30 Tagen 
bei dem zweiten Pferde ver Dummfoller ausbrach, berechtigt, unter Beitritt des 
Dritten auf Rückzahlung des urfprünglichen Kaufpreifes abzüglich der x fl. gegen 
Rüdgabe des kranken Pferdes zu Hagen, da, nachdem der urſprüngliche Verkäufer 
durch den Rüdkauf des einen Pferdes um x fl. den Werth beider Pferde felbft - 
beftimmte (x fl. und a—x fl.), hiernad die frühere Rage ver Dinge hergeftellt 
wird und alſo jene Rechtsfolge eintritt, welche der Gemwährleiftung nad $. 932 
ibid. entſpricht [Schlußfolgerung]. — Worſpr. der Entf. Nr. 4274 ex 1873.] 

Entſch. v. 24. Febrnar 1857, Nr. 577 (302 ©.-U.). Nur eine unheil- 
bare Rranfheit bes Thieres ift ein Mangel, der en behoben werben kann. 

Entfd. v. 3. Jänner 1856, Nr. 127 (P. ©. 101). Ein Paar Pferde 
ift als ein Ganzes anzufehen, fo daß die Fehlerhaftigteit des Einen Pferbes bie 
—— beziehungsweiſe das R. zur — des Kaufes beider Pferde 
egründet. 


II. Theil. 17. Haupiſt. Verträge überhaupt. 8. 988. 669 
Erlöfgung des Hehtes der Gewäßrleiftung. 


(8. 983 — vgl, 98. 1478, 1488; 904-027; 922, 881 ©. @.) 

8. 938. Ber die Gewährleitung fordern win, muß fein Recht, wenn es unbewegliche Sachen 

betrifft, binnen drei Jahren; betrifft e8 aber bewegliche, binnen ſechs Monaten geltend machen, 
fonft ift das Recht erloſchen. 

Entf. v. 21. November 1877, Nr. 3106 (G. Ztg. 1878, Nr. 97). 
Der megen Beiftellung der Platten zur Eindeckung eines Haufes und Beforgung 
biefer Eindedung geſchlofſene Big. ift ein Kaufvertrag ($. 1158 B. ©.); bie 
mangelhafte Leiftung der Arbeit berechtigt ſonach nicht zum Rückhalten eines 
Theiles bes bedungenen Entgeltes (8. 1153 ibid.), fonbern nur zum Anſpruch 
auf Gewährleitung (88. 922, 933 ibid.). 

Entſch. v. 8. Mai 1877, Nr. 4274 (4967 ©.-U). Wer ein Baar 
Pferde fauft und davon ein Pferd weiter veräußerte, hat fih damit die Möglic- 
feit, wegen eines an dem anderen Pferbe hervorgelominenen Fehlers, die Gewähr- 
leiftung zu fordern, benommen, weil er nicht mehr in der Lage ift, dem Ber- 
Mufer dasjenige zurädzugeben, was er zu feinem Vortheile aus dem Vtg. er- 
halten hat. Kine Subftituirung des veräuferten Pferdes durch deſſen Schägwerth 
oder fonft einen Gelobetrag, ift im Sinne des Gs. nicht zuläfftg (88. 877, 
925, 932, 933 B. ©.). 

Entf. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 G.-U.). Die Behauptung 
bes Klägers, daß die im $. 933 B. ©. flatuirte fehsmonatlihe Friſt erft von 
ber Zeit an laufe, in welder bem Käufer der Mangel befannt geworben ift, 
wird damit widerlegt, daß die Frift des 8. 933 ibid. feine eigentlihe Verjäh- 
rungsfrift, fondern eine Präcluſivfriſt ift, auf welde daher die Vorſchrift des 
8. 1489 ibid. über die Hemmung bes Laufes der Vig. von Entſchädigungsklagen 
feine Anwendung findet. 

Entſch. v. 21. Yänner 1869, Nr. 6761 (3255 ©-U.). Der Anfprud 
auf Schavenerfag megen vertragsmwibriger Mängel des Padhtobjectes (weil der 
abziehende Pächter an Winterfant weniger zurüdgelafien hatte, als zugeſichert 

‚ worben war), verjährt nad $. 933 u. 1489 B. ©. in 3 Yahren. 

Entſch. v. 3. November 1868, Nr. 10107 (Sc. I). Die Big. ber 
Gewährleiftungsflage läuft nit nur nad Art, 394 H. ©., fondern auch nad) 
8. 933 B. ©. vom Momente der Ablieferung, beziehungsweife der Uebergabe. 

Entſch. v. 3. November 1868, Nr. 10106 (8144 ©.-U.). Die jehe- 
monatliche Friſt, innerhalb welder nad) 8. 933 8. ©. bei beweglihen Saden 
die Gemährleiftung zu fordern ift, fängt mit bem Zeitpunlt ver Uebergabe der 
Saden an. 8. 933 cit. geht offenbar von der Anfiht aus, daß die normirte 
Frift genüge, um vorhandene Mängel wahrzunehmen und bie baraus erwadfen- 
den Anfprüce mittelft Mlage geltend zu machen. Es Tann nicht in das Belieben 
geftelt fein, die Haftung des Uebergebers durch Hinausfchieben des Gebrauches 
auf Jahre hinauszubehnen. 

Entf. v. 7. September 1864, Nr. 5623 (1968 ©.-U.). Die Ein- 
wendung, daß die Verbindlichkeit des Cedenten als Gewährleiſtungs— 
pflicht nad 88. 922 u. 933 B. ©. durch Big. erlofhen fei, verdient 
feine Beahtung, weil das Regreßrecht des Ceſſionars nicht auf bie 
Gewährleiftung gegründet, fondern nad den Worten des $. 139 ibid. 
eine Entfhäpigungsforberung ifl, deren Big. nad $. 1489 ibid. erft 
mit dem Beitpunfte bed dem Beſchädigten befannt gewordenen Scha- 
dens beginnt. i 

Entſch. v. 4. März 1863, Nr. 1911 (1668 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr, 5698 ex 1864. 
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Entf. v. 11. November 1862, Nr. 7113 (1597 G.-U.). Nach 8. 938 
3. ©. muß derjenige, welder die Gewährleiftung fordern will, fein R., wenn 
es bewegliche Saden betrifft, binnen 6 Monaten bei fonftiger Erlöſchung des- 
felben geltend machen; ein erloſchenes R. kann aber auf keine Weile mehr zum 
Geltung gebracht werden; es erfcheint demnach unzufäffig, demjenigen, ver das 
NR. der Gemährleiftung in Anſpruch nimmt, die Ausübung dieſes Rs., welches 
er innerhalb ver gefeglihen Friſt geltend zu machen unterließ, und welches deß⸗ 
bald ſchon verjährt iſt, doch noch im Wege der Einwendung zu geftatten. 

Entjd. v. 7. Mai 1862, Nr. 1916 (1514 ©.-U). Der innerhalb 
6 Monaten nad dem Verfallſtage des Wechſels erhobene Gewährleiftungsan- 
ſpruch ift nicht verjährt. 

Entfd. v. 6. November 1861, Nr. 6842 (1413 ©.-U.). Die Friſt des 
8. 933 B. ©. beginnt mit dem Belanntwerden der Mängel. — [Wbrfpr. ber 
Entſch. Nr. 10106 ex 1868.] 

Entf. v. 24. September 1861, Nr. 5269 (1390 G.-U.). Inwiefern 
ber Berkäufer einer Realität wegen nad erfolgtem Verlaufe wiber ihn vollzogener 
Pfandretseinverleibungen dem Käufer hafte, ift nah 88. 928—938 B. ©. zu 
beurtheilen. 

Entf. v. 26. September 1860, Nr. 8830 (1196 G.-U.). Die ſechs⸗ 
monatlige Frift, binnen welcher das R. auf Gemährleiftung geltend gemacht werben 
muß, beginnt mit dem Zeitpunfte, wo das Wivderfpiel der bebungenen Eigen- 
ſchaften hervorkommt — nicht wo es ämtlich conftatirt wird. 

Entf. v. 25. Yuli 1860, Nr. 5580 (1164 ©.-U.). Wird das R. auf 
Gemährleiftung aus dem Grunde geltend gemacht, weil bie eigentlich übernommene 
Sade in Folge rechtskräftigen Urtheils einem Dritten unentgeltlich abgetreten 
werden mußte, dann ift in Betreff ber Gemwährleiftung die Big. nicht von jenem 
Zeitpuntte an, ald ver Dritte die Klage überreichte, fondern von der Zeit, als 
das zu feinen Gunften lautende Urtheil erfloß, zu berechnen. 

Entf. v. 12. Juni 1860, Nr. 6524 (1148 ©.-U). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 7113 ex 1869. 

Entfd. dv. 20. October 1858, Nr. 11909 (640 ©.-U.). Wehnl. der 
Entſch. Nr. 10106 ex 1868. — Wöorſpr. der Entih. Nr. 6842 ex 1861.] 

Entſch. v. 24. November 1857, Nr. 11788 (475 ©.-U.; P. ©. 752). 
Aehnl. der Entf. Nr. 10106 ex 1868. 

Entfd. v. 12. März 1856, Nr. 11616 (171 G.-U.; P. ©. 751). 
Aehnl. der Enıfh. Nr. 8830 ex 1860. i 


Schadloshaltung wegen Berkürzung über die Hälfte. 


(8. 984 — vgl. Art, 286 $. G.; 96. 805, 928; —— 2 1386 ©. G.; Son. v. 18. Jult 1789, Nr. 1088 


8. 934. Hat bei sweifeitig verbindlichen Gefchäften ein Theil nicht einmal bie Hälfte deffen, 
was er bem andern gegeben hat, von biefem an bem gemeinen Werthe erhalten, fo räumt 
das Gefeg dem verlegten Theile das Recht ein, die Aufpebung und die Herftellung in den 
vorigen Stand zu fordern. Dem andern Theile ſteht aber bevor, das Geichäft dadurch auf« 
recht zu erhalten, baß er den Abgang bis zum gemeinen Werthe zu erfegen bereit iſt. Das 
Mifverhältniß des Werthes wird nad dem Zeitpunkt des gefchlofienen Geſchäftes beftimmt. 

Entſch. v. 21. Mai 1879, Nr. 4886 (©. H. 1879, Nr. 78). Bei 
dem Vtg., wornach ein duch betrügerifche Handlungen Befhäpigter eine bedeutende 
Belchnung einem anderen Beſchädigten für ven Fall verſpricht, daß er als Privat- 
betheiligter im Strafrechtswege wider den Beſchädiger aud ihm zu feiner Forderung 
verhelfe, kann von einer Verlegung über die Hälfte feine Rebe fein, da die Er⸗ 
langung der Forderung von dem directen Schulpner zugegebenermaßen nicht zu 
erwarten ift und für die Belohnung nicht fowohl die Muhewaltung des Privat 
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betheiligten (Subfldiaranllägere), als vielmehr das Ergebniß zum Maßſtabe ge 
macht erfcheint, wie dieß auch 3. B. beim Finderlohn der Fall if [Schluß- 
folgerung]. 

Entfd, v. 11. Mai 1876, Nr. 723 (6138 G-U.). Eine Hemmung 
der dreijährigen Verjährungsfrift zur Beftreitung eines Vtge. nad) 8. 934 B. ©. 
wegen laesio ultra dimidium, während des Zeitraumes vom Tobestage des. Mags- 
berechtigten Kontrahenten bis zum Tage der Einantwortung feines Nachlaſſes findet 
nicht ftatt ($. 1487 ibid.), 

Entſch. v. 5. März 1872, Nr. 13915 (4502 ©.-U.). 8. 934 3. ©. 
fegt voraus, daß die Reftitution nod möglich fei; der Grund der geſetzlichen 
Anorbnung bes 8. 934 cit, liegt darin, daß, bie gefeglihen Ausnahmd- 
fälle abgerechnet, niemand gezwungen werden fann, bie eigene Sache 
einem Dritten zu überlaffen, jomit die Möglichkeit feitend des Ver— 
fegten die Herftellung in ben früheren Stand, d. i. bie Rüdgabe bes 
— in nafura (88. 877, 1323 ibid.) noch anzubieten vorhanden 
ein muß. 

Entſch. v. 22. Februar 1872, Nr. 12769 (4485 G.-U.). Daß das 
Rechtsmittel der Bertragsanfehtung wegen Iaesio enormis aud in form ber 
Einwendung geltend gemacht werben Kann, ift nicht zweifelhaft, weil, wer aus 
biefem Grunde die Aufhebung des Vtgs. begehren kann, umfomehr berechtigt fein 
muß, die Verlegung über bie Hälfte der Klage auf Vertragserfüllung entgegen» 
aufegen. — Da aber das Begehren auf Vertragserfüllung unter der im 8. 034 
B. ©. bezeichneten Bedingung der Ergänzung des Abganges an dem Kaufpreis 
bis zu tem — durch den Sachbefund feſtgeſtellten — gemeinen Werth der Sache 
immerhin zuläffig ift, muß dem Klagebegehren mit ver Beſchränkung Folge ger 
geben werden, daß Kläger ven Abgang bis zum gemeinen Werth zu erfegen habe. 

Entf. v. 23. November 1870, Nr. 6836 (3968 G.-U.). Im Sinne 
bes 8. 934 8. ©. hat wegen laesio ultra dimidium ber verlegte 
Theil nur das R. die Aufhebung des Vtgs. und bie Herftellung des 
vorigen Zuftandes zu verlangen; er fann aber nit die empfangene 
Sade behalten und die Zahlung des verfprodhenen Preifes verweigern. 

Entf. v. 1. März 1870, Nr. 14038 (3728 ©.-U.). Der Vorbehalt, 
für eine an Zahlungsftatt gegebene Forderung nicht hafıen zu wollen, muß aus» 
brüdlih erllärt fein (8. 1397 B. ©). Indeß ift aud der Cedent berechtigt, 
nad 8. 934 ibid. einzumenden, daß die erworbene Sache, ftatt deren Kaufpreis 
bie a cebirt wurde, nicht einmal die Hälfte des bebungenen Kaufpreijes 
werth fei. ) 

Entſch. v. 18. October 1869, Nr. 6911 (1992 ©.-U.). Das Redts- 
mittel der Verlegung über die Hälfte des Werthes kann nicht bloß mittelft Klage, 
fondern auch mittelft Einrede gegen das auf Zahlung des Kaufſchillings gerichtete 
Klagsbegehren angebracht werden, weil derjenige, ber bie Nescifflon des bereits 
in Erfüllung gegangenen Btgs. zu fordern berechtigt if, audy zu den Minderen, 
die Erfüllung des noch nicht perfect gewordenen Vigs. zu verweigern, berechtigt 
fein muß. ſAehnl. ver Entf, Nr. 12769 ex 1872.] 

Entf. v. 14. October 1868, Nr. 4349 (©. 9. 1869, ©. 55). Das 
Rechtsmittel der laesio enormis fann nicht in Form der Einwendung, fondern 
nur durch befondere Klage geltend gemacht werden. — Worſpr. den Entid.en 
Nr. 12769 ex 1872 und Nr. 6911 ex 1869.] 

Entf. v. 10. Jänner 1866, Nr. 10990 (2861 ©.-U.). Der Beweis, 
daß Pdasß Kaufobject zur Zeit des Kaufes mindeftens das Doppelte des verein« 
barten Kaufpreifes werth war, ift durch Zeugen und Sadverfländigenausfagen 
erbracht, wornach die Sachverſtändigen gegenwärtig fih dahin ausfpraden, daß 
das Object fon damals mehr als den doppelten Kaufpreis werth geweſen fein 
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mäffe. — Ein allgemeiner Verzicht auf die einfeitige Vertragdanfechtung genügt im 
Sinne der 88. 935 u. 937 B. ©. nicht, um die Anfechtbarkeit bes Vtgs. nad 
8. 934 ibid. auszuſchließen. R 

Eutſch. v. 1. Auguft 1865, Nr. 6432 (© 9. 1866, Rr.23). Bei Beur- 
theilung des Stattfindens einer Verlegung über bie Dätfte find nicht nur die baren, 
fondern auch nod alle etwaigen weiteren in natura oder fonft zu erfolgenben 
Segenleiftungen und Auslagen behufs Feftftellung des Betrages berfelben in An- 
ſchlag zu bringen, und es bebarf zur Beftimmung biefer Naturalleiftungen, wenn 
die Preisverhältniffe diefer ohnehin jedermann offenliegend find, nicht noch einer 
befonderen Beweisführung. 

Entſch. v. 12. März 1862, Nr. 1343 (1497 ©.-U.). Die querela in- 
officiosae donationis nah $. 591 8.©. lann nicht fon deßhalb zurüdgemwiejen 
werden, weil das den Pflichttheil angeblich verlegende Gefhäft in bie Form eines 
Kaufvertrages gekleidet ift (Weſen des deutſchrechtlichen Gutsabtretungsvertrages 
mit Altentheil) zumal mit Hinblid auf $$. 916—942 ibidg $. 934 ibid. fteht 
baher ber Klageanführung nicht entgegen. 

Entſch. v. 30. Jänner 1861, Nr. 11876 (©. H. 1861, Manz’ice 
Sg). Das Rechtsmittel der Verlegung über die Hälfte Tann nicht nur im 
Wege der Klage, fondern mit gleicher Wirkung auch dur eine Einwendung, 
aber nur innerhalb der gefeglihen Berjährungsfrift geltend gemadt werden, und 
es gilt nach Öfterreihifhem R. nicht der Grundſatz „quae sunt temporaris ad 
agendum, sunt perpetua ad excipiendum“. Anlaͤßlich dieſer Entic wurde 
beſchloſſen einzutragen in's Andicatenbuh Nr. 36: Forderungsrechte, zu 
deren Magbarer Verfolgung durch das ©. eine Frift unter Androhung 
der Erlöſchung derſelben feſtgeſetzt iſt, können nach Ablauf dieſer 
Friſt auch im Wege der Einwendung nicht geltend gemacht werden. 

— [Worfpr. der Entſch. Nr. 4399 ex 1868; —— 

Entſch. v. 28. December 1860, Nr. 13560 (1268 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 11876 ex 1861.- 

Entſch. v. 12. Juni 1860, Nr. 6524 (1148 ©.-U.). Aehul. der Entſch. 
Nr. 11876 ex 1861. 

Entf. v. 5. September 1859, Nr. 74 (G. H. 1869, Nr. 14). Aehnl. 
ber Entjh. Nr. 6911 ex 1869. 

Entſch. v. 16. Yuli 1869, Nr. 6410 (©. 9. 1862, Nr. 14). Wem 
Jemand im Laufe des Strafnerfahrens fih mit dem Beſchuldigten über eine 
Entſchãdigung einigt, und fpäter im Strafurtheile ein Betrag zuerkannt wird, 
ber nicht einmal bie Hälfte jenes verglichenen Betrages erreicht, fo Tann biefer 
Vergleich nicht wegen Berlegung über die Hälfte angefochten werben. 

Entf. v. 15. Juli 1857, Nr. 6118 (418 ©.-U.; P. ©. 756). Die 
Big. des RS, einen Grundverkauf wegen Verlegung” über die Hälfte rüdgängig 
zu machen, Täuft nicht von dem Tage der Veräußerung, fondern von jenem Tage, 
an welchem ben nod im Beflge des veräußerten Grundes befindlichen Berfonen 
das Einfhreiten des Käufers, worin er fle von vem Ankauf in Kenntniß ſetzt 
und fie zur Räumung des veräußerten Grundes auffordert, intimirt worben ift. 

Entid. v. 24. Februar 1857, Nr. 577 (302 ©.-U,; P. ©. 757). 
Aehnl. d. Entf. Nr. 6911 ex 1869. 

Entſch. v. 3. September 1855, Nr. 12052 (P. ©. 758), Die Ber 
legung über die Hälfte bei zmweifeitig verbindlichen Geſchäften bereditigt den Ver⸗ 
legten nicht, die Erfüllung des Vigs. zu verweigern, nnd auf Grund des 8. 934 
B. ©. die Aufhebung des Btgs. einzuwenden. Diefe Aufhebung kann nur 
mittelft einer Klage 'erwirkt werben. 

Entf. v. 22. Auguft 1855, Nr. 7291 (135 G.⸗U.; P. ©. 755). 
Die Folge ver Sa über bie Hälfte ift nur die, daß ber = Theil 
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berechtigt wird, die Aufhebung des Vtgs. zu erwirken, er kann aber nicht bie 
empfangene Sache behalten und die Uebergabe ber verfprochenen verweigern, 
Entf. v. 30. Mai 1820, Nr. 3141 (P. ©. 754). Wegen Verlegung 
über die Hälfte des wahren Werthes bei einem Kanfvertrage können nur der Käufer 
und Berfäufer, nicht aber britte Perfonen die Aufhebung des Vtgs. verlangen. 


@. 988 — vgl. bei 8. 984 eit.; $$. 10471081, 1064, 1171 8. ©.) 
8. 935. Diefes Rechtsmittel findet nicht flatt, wenn Jemand ausbrüdli darauf Verzicht 
gethan, oder fich erfläret Hat, bie Sache aus befonderer Vorliebe um einen außerordentlihen 
Berth zu übernehmen; wenn er, obgleih ihm ber wahre Werth bekannt war, fi dennoch zu 
dem unverhältnißmäßigen Werthe verftanden hat; ferner, wenn aus dem Berhältniſſe der 
Berfonen zu vermuthen ift, daß fie einen, aus einem entgeltlihen und unentgeltlichen ver- 
miſchten Vertrag ſchließen wollten; wenn fi) der eigentliche Werth nicht mehr erheben Täßt; 
endlich, wenn die Sache von dem Gerichte verſteigert worden iſt. 

Entſch. v. 24. Jänner 1877, Ar. 8108 (I. B. 1877, Nr. 8). Wenn 
der Berläufer der Pferde dem Käufer fagte, „fehen Sie fi die Pferde an, ich 
garantire Ihnen für gar nichts,” letzterer aber gleihmohl fie faufte, ift nad 
8. 935 8. ©. auf das R., Oewährleiftung zu verlangen, verzitet worben. 

Entſch. v. 17. Iuli 1872, Nr. 6405 (4659 ©.-U.). Unter Hinweis 
auf 88. 935 u. 942 B. G., welche zeigen, daß das ©. an einem Dig. das 
Moment der Entgeltlichteit und Unentgeltlichleit nebeneinander zu unterſcheiden 
weiß, wurde eingetragen in's Spruchrepertorium Ar. 6: Wenn und foweit ein 
entgeltlihes Rechtsgefhäft eine Schenkung enthält, kann es aus den 
in den 88. 947—955 B. ©. bezeihneten Gründen angefochten werben. 

Entſch. v. 22. Februar 1872, Nr. 12769 (4485 G.U.). Der Geltend- 
machung des Rechtsmittels des 8. 934 B. ©. Tann nit entgegnet werben, daß 
vie Parteien einen gemifchten Vig. fehließen wollten; wenn dieß nicht aus ben 
Umftänden ſich ergibt, und im Sinne des $. 935 ibid. kann insbeſondere nicht 
entgegnet werben, daß ber Egthr. den wahren Werth feiner. Sade kennen müſſe. 
3 Entſch. v. 10. Jänner 1866, Nr. 4349 (2361 ©.-U.). Ein allgemeiner 
Berziht „auf einfeitige Vertragsanfechtung” genügt im Sinne der 88. 935 u. 
937 8. ©. nicht, um die Anfechtbarkeit des Vtgs. nad) 8. 934 ibid. auszuſchließen. 


Bon der Verabredung eines Rünffigen Bertrages. 
(8. 986 — vgl. 8. 45; 40. 878; 904; 886; 1602 9.6.) 
8. 936. Die Berabrebung, künftig erſt einen Vertrag fließen zu wollen, ift nur dann ver⸗ 
bindlich, wenn fowohl die Zeit der Abfchließung, als die weſentlichen Stüde des Vertrages 
beſtimmt, und bie Umftänbe inzwiſchen nicht dergeftalt verändert worden find, daß dadurch der 
ausdrücklich beftimmte, ober aus ben Umſtänden hervorleuchtende Zweck vereitelt, oder das 
Butrauen des einen ober andern Theiles verioren wird. Ueberhaupt muß auf bie Vollziehung 
folder Zufagen Längftens in einem Jahre nad dem bebungenen Zeitpunkte gebrungen werben; 
widrigenfalle ift das Recht erloſchen. 

Entſch. v. 9. April 1878, Nr. 3483 (G. Ztg. 1879, Nr. 31). Ein 
Darlehensvertrag kommt nad 8. 983 B. ©. erft mit der Zuzählung zu Stande; 
die Pfändung eines dem Schuloner erft zugefiherten, wenn auch grundbücherlich 
bereits fihergeftellten Darlehensbetrages ift daher unzuläffig ($. 936 B. ©.); 
der angeführte Gegenſtand des Pfandrechtes befteht nod nicht. 

j Entf. v. 5. Jänner 1876, Nr. 10361 ex 1875 (©. H. 1879, Nr. 15). 
Die Bürgſchaft ift eine Befeftigung ftehender Re. und Verbinblicleiten; das 
Verſprechen des Gellagten, künftigen Salvoforderungen des X an feineu Sohn 
als Bürge und Zahler beizutreten, Tann daher, ba zu dieſer Zeit eine zu bes 
feftigende Forderung noch nit beftand, nicht als Bürgſchaft im Sinne bes 
8. 1344 B. ©. angefehen werben, ſondern muß nad $. 936 ibid. als Ver⸗ 
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abredung, künftig einen Btg. ſchließen zu wollen, betrachtet werden und begründet 
daher, abgefehen davon, daß es, nah dem aus den Umftänden heroorleuchtenden 
Zwede nicht auf Wechfelforderungen angewendet werben kann, nicht bie vom 
Kläger infinuirte Verbindlichkeit [Schtußfolgerung]. 

“ Entf. v. 18. November 1875, Nr. 9380 (©. Big. 1876, Nr. 86). 
Der Zeitpunkt, zu welchem ber vorbereitete Btg. abgefhloffen werben fol, muß 
genau beftimmt fein; die einfache Firirung der Zeit, von warn an ber Abſchluß 
des Vtgs. fol verlangt werben Können, ift ungenügend ($. 936 ®. ©.). 

Entſch. v. 29. September 1875, Nr. 5818 (©. Ztg. 1876, Nr. 9). 
Daß die Frift, binnen welcher von einem Blanco« Accepte Gebrauch gemacht 
werden kann, durch die Unordnung des 8. 936 B. ©. auf ein Jahr beſchränkt 
fei (wie die obergeritlihen Gründe annehmen) kann nicht für richtig erkannt 
werben, weil bie Ausfüllung eines in blanco acceptiren und übergebenen Wechſels 
ohne Zuthun des Ücceptanten erfolgt, fomit die Uebergabe eines Blanco-Acceptes 
keinesfalls als eine zwifhen dem Uebergeber und Uebernehmer ftattgefundene 
Berabrebung, künftig exft einen Big. ſchließen zu wollen, aufgefaßt werben kann, 

Entid. v. 22. Juli 1875, Nr. 6325 (5806 G.-U.). Wenn im Schuld⸗ 
fein die Zuzählung des Darlehens beftätigt, außerdem aber vereinbart wurde, 
daß der Heft der Baluta erft nad vollzogener Schulofcheinsintabulation aus» 
bezahlt werben folle —, liegt fein bloßes pactum de contrahendo vor, und der 
Dorlehensnehmer ift fofort nad vollzogener Intabulation bereihtigt, den Reſt der 
Darlehensvaluta zu forbern (983 B. G.?). Daß inzwifchen bie hypothecirte 
Realität feilgeboten wurbe und hiernad für die Darlehensforberung feine Dedung 
ſich ergibt, ıft unentſcheidend, weil die Forderung gleihwohl fortbefteht. 

Entfd. v. 15. April 1875, Nr. 3709 (5691 ©.-U.). Die Behauptung, 
daß der Vig., mittelft meldhes dem Verläufer das M. des Wiederkaufes einge 
räumt wird, als bie Verabredung im Sinne des $. 936 B. G., künftig erft 
einen Vtg. fhliegen zu wollen, auzufehen fei, ift unrichtig. 

Entſch. v. 19. November 1873, Nr. 10492 (5144 ©.-U.). Die Klage 
auf Zahlung des doppelten Betrages des bei Abſchluß des pactum de contra- 
henda emtione gegebenen Angelves ift unbegründet, da innerhalb der bevungenen 
Friſt der Kaufvertrag aus Verſchulden des Klägers nicht zum Abſchluß kam. 

Entſch. v. 23. März 1873, Nr. 1627 (4913 ©.-U.). Nah 8. 920 
B. ©. hat Kläger, welcher behauptet, daß der Geklagte vie verkauften, bezahlten 
und übergebenen Sachen wieder (als mangelhaft) zurüdzunchmen verſprach, zu 
erweifen, daß wirklich ein ſolcher als zweites Rechtsgeſchaͤft zu betrachtender Big. 
zu Stande kam. Dießfalls genügt es aber nicht, bloß auf eine Erklärung obigen 
Imbaltes Hinzumeifen, woburh Mangel ver Feſtſetzung wefentliher Punkte 
bödftens ein pactum de contrahendo im Sinne des 8. 936 ibid, erwiefen 
märe; es müßte 5. B. die Vereinbarung eines Preifes erfolgt fein (8. 1053 ibid.). 

Entſch. v. 28. Mai 1872, Nr. 5191 (4616 G.-U.). Die in einem 
ſchriftlichen Webergaksvertrag aufgenommene Vereinbarung: „Oleichzeitig cedirt 
ber Uebergeber dem Uebernehmer mittelft befonderer Urkunde feine Forderungen 
gegen C im Betrage von x fl., wogegen der Uebernehmer fi) verpflichtet, eine 
——— Stiftung mit y fl. zu fundiren* iſt zwar nicht (mie dae Obergericht aus 
mangelnder Beftimmung wefentlicher Stüde folgerte) ein pactum de contrahendo 
im Sinne des $. 986 B. ©. [Schlußfolgerung]; das auf Abtretung der For⸗ 
derung gerichtete Klagebegehren ifl jedoch deßhalb abzumeifen, weil die unbebingte 
Abtretung begehrt wird, die Erflärung ter Bereitwilligfeit zur Errichtung der 
Stiftumg aber nicht genügt. 

Entfd. v. 14. April 1869, Nr. 3482 (3375 ©.-U.). Das jemand ein» 
geräumte R., eine Realität von der Vſchft. um einen beflimmten Preis zu über 
nehmen, muß innerhalb eines Jahres ausgeübt werben. 
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Entf. v. 5. Februar 1869, Nr. 11376 (3276 ©.-U.). Das in $. 936 
B. ©. vorgefehene Uebereinlommen ift nur dann rechtöverbindlih, wenn darin 
die wefentlihen Punkte des künftigen Btgs. beftimmt find. 

Entf. v. 10. Juni 1868, Nr. 3907 (3079 ©.-U.). Ein Vtg., wor« 
nad laut darüber ausgeftellter von beiden Theilen unterfertigter Urkunde ſich ber 
eine Contrahent verpflichtet, in bemfelben bezeichnete Grundſtücke, wenn er fie bei 
der am gleichen Tage flattfindenden Feilbietung erfichen würbe, dem anderen Con⸗ 
trahenten gegen Erſatz des Preiſes und ver Koſten jederzeit zu überlaflen und die 
dießfalls nöthige Urkunde auszuftellen — ift fein nur erft vorbereitendes 
Pactum; denn es find Gegenfland und Preis beſtimmt und nur bie 
Erfüllung ift auf einen fpäteren Zeitpunft nah dem Belichen des 
anderen Eontraßenten verfhoben..... Es Tann von einer Big. des 
Klagerehtes umfominder die Rede fein, als... . kein Termin feft- 
gefegt ift, von welchem aufangend die VBerjäbrungsfrift des 8. 936 
B. ©. hätte in Lauf kommen follen. Endlich Tann aud darin, daß 
das Klagebegehren nit auf bie [don damalige Erfüllung der Ber- 
bindlichkeit, ſondern nur auf Yuflificirung der deßhalb erwirkten 
Pränotation gerichtet ift, ein Bedenken nicht gefunden werben, weil 
ber Zeitpunkt, die Erfüllung zu fordern, dem Kläger anheimgeftellt, 
ihm aber nicht zu verwehren ift, mittlerweile Sicherſtellung feiner 
Re zu erwirten. 

Entſch. v. 14. Mai 1868, Nr. 3361 (3067 ©.-U.). Wenn über eine 
angeblich ungiltig verabrevete Ceſſion ſodann die Urkunde ausgeftellt wird, kann 
dieß einem Dritten Teinesfals Grund zu einer aus 8. 936 B. ©. Hergeleiteten 
Einwendung geben. 

Entfd. v. 28. November 1866, Nr. 10382 (©. H. 1867, Nr. 1). 
Subferiptionen auf eine erft zu begrünbende Actienunternehmung find nur bann 
rechtsverbindlich, wenn legtere unter den im Programme aufgeftellten Bebingniffen 
zu Stande kommt. 

Entſch. v. 27. Wpril 1864, Nr. 2914 (1908 ©.-U.). Ein Btg., wor- 
nad) mehrere Grundſtücke um einen beftimmten Preis, zahlbar in 10 Jahren und 
bis dahin mit 5 Percent verzindlic, verlauſt werden unter Vorbehalt des Eigen- 
thumsüberganges bis zur Zahlung oder Sicherſtellung des Preifes, wodann aber 
Befig und Genuß des Kaufobjectes fofort auf den Käufer übergehen — ift mit 
den Erforbernifien des 8. 1068 B. ©. verfehen nnd daher ein wahrer Kaufver- 
trag (88. 916, 919 u. 936 ibid.). 

Entf. v. 31. Yänner 1860, Nr. 939 (1073 ©.-U.). Schriftliche 
„Punttationen“ (convegno preliminare), worin die Abtretung einer Forderung. das 
Uebereintommen der Parteien zur Errichtung eines notariellen Teftamentes, fowie 
vie Verpflihtung des Cedenten, gewiſſe Documente beizuſchaffen, normirt wurden, 
find fein bloßes Pactum im Sinne des 8. 936 B. ©., fondern der Auffag des 
bereit8 geſchloſſenen Vtgs. (8.885 ibid.). Die bevungene Mällergebühr if daher 
verdient, wenn auch die in jenen Punktationen gegründeten Verpflichtungen beider⸗ 
ſeits unerfült blieben. 

Entf. v. 4. Mai 1859, Nr. 4232 (783 ©.-U.). Die in dem ur- 
ſprünglichen auf 24 Jahre gefchlofienen zu Folge Bertragsclaufel bishin ſtets auf 
die gleihe Dauer ſtillſchweigend erneuerten Pachtvertrage vom Jahre 1761 getroffene 
Beſtimmung, daß ber Pächter „während der gegenwärtigen Pachtdauer“ bie DBer« 
wanblung in eine Erbpachtung verlangen könne, Tann gegenwärtig nicht mehr gel« 
tend gemacht werben ... . jedenfalls hat die legte Erneuerung, d. h. 
der legte Bertragsabfhluß am 1. März 1834, alſo unter der Herr- 
[haft des B. ©. ftattgefunden; es ift daher die Frage mit Rüdfiht 
anf 8. 936 ibid. zu entfheiden, nad weldem jene Verabredung deß- 
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halb unwirkfam ift, weil feit jenem Tage nicht bloß in der Perfon 
bes Pächters, fondern auch in den Umftänden derartige Beränbe- 
rungen eingetreten find, daß man zuverfichtlid annehmen Tann, der 
urfprünglide Zweck des VBerpädters, fih durch den neuen Btg. ein 
angemefjenes Entgelt zu fihern, fönne nicht mehr erreicht werben. . 

Entf. v. 8. März 1858, Nr. 1382 (623 G.-U.). Eine Verabredung, 
welde einen unerlaubten Nebenvertrag bei einem Gejchäfte (Darlehen 88. 996 
u. 1836 B. ©.) bilbete, kanu nit als ein giltiges pactum de contrahendo im 
Sinne des $. 936 ibid. aufgefaßt werben. 

Entid. v. 5. Mai 1857, Nr. 3168 (386 G.U.). Wenn bie Errid- 
tung einer Urkunde über ein Geſchäft verabredet wurde, ift im Zweifel anzu- 
nehmen, daß die Urkunde bloß des Beweiſes wegen gewollt Vurde. 


Don dem Verjicht auf Einwendungen. 
(6. 987 — vgl. U. 929, 985; 808; 1603 ©. ©.) 
8. 93T. Mllgemeine, unbeftimmte Verzichtleiftungen auf Einwendungen gegen bie Giltigkeit 
eines Vertrages find ohne Wirkung. 

Entf. v. 4. Yänner 1877, Nr. 12360 ex 1876 (G. H. 1877, Nr. 43). 
Die allgemein gehaltene Aeußerung bed Vermiethers, er werde bie Wohnung 
niemals auffändigen, iſt wirkungslos (8. 937 B. ©.). 

Entſch. v. 10. Jänner 1866, Nr. 10990 (2361 ©.-U.). Ein allge- 
meiner Verzicht auf einfeitige Anfechtung eines Vtgs. genügt nad 88. 935 u. 

: 987 8. ©. nicht, um das R. der Anfechtung des Vtgs. nad 8. 934 ibid. 
anszufhließen. 

Entid. v. 24. December 1861, Nr. 8377 (1444 al Da zur 
Berzihtleiftung auf Re. eine beſtimmte ausdrückliche Erklärung erfordert wird 
(8. 937 8. ©.), kann die Erflärung bed Vermiethers, den Miethvertrag, „fo 
lange er Iebe, nicht kündigen“ zu wollen, nit als der Abflug eines Mieth- 
vertrages auf Lebenszeit angejehen werden (8. 869 ibid.). [Schlußfolgerung.] 


Achtzehntes Hanpfflück. 
Bon Schenkungen. 


Inhalt: Schenkung (8. 988). Inwiefern eine Berzichtleiftung eine Schenkung fei (8. 939). 
Belohuende Schenkung (95. 940 u. 941). Wedhielfeitige Schenkungen (8. 942). 
gm des Schenfungsvertrages (9. 948), und Maß einer Schenkung ($. 944). 
inwiefern ber Geber für das Geſcheulte hafte ($. . Unniberrufticfeit ber 
Schenkungen —8— 946). Ausnahmen: 1. Wegen Dürftigkeit (8. 947); 2. Un⸗ 
banfes (88. u. 949); 3. Bertürzung bes fäutbigen Unterhaltes (8. 950); 
4. des Pflichttheiles (98. 951 u. 952); 5. ber Gläubiger ($. 958); 6. wegen 
nachgeborner Kinder ($. 954). Welche Schenkungen auf bie Erben nicht über 

gehen (8. 955). Schenkung auf ben Todesfall ($. 966). 


ss. 954; 68. 791, 1881, 1897; 916; 6. 608 u. 9. Hauptfl; 48. 1946, 12347 u. 28. Hauptfl. ©. &.; 
ee, Fe re Part Ben 3. gunt 1800 ed. ee; red. vom 
96. December 1866, Rr. 1 0. @. ®. für 1800. 
Schenkung. 


(8. 988 — vgl. 9}. 862; 1860; 940, 941, 948; 801, 863; 98. 1461; 939, 1380; 1939, 1997; 8. 948 ©. ©.) 
8. 938. in Vertrag, wodurch eine Sache Jemanden unentgeltlich überlaffen wird, heißt 
eine Schenkung. 


IL. Theil. 17. Hptft. Verträge, 937. — 18. Hptſt. Schenfungen. $. 988. 677 


Entſch. v. 21. Mai 1879, Nr. 4886 (©. 8. 1879, Nr. 78). Nah 
Inhalt des Bigs., demgemäß ein Beſchädigter einem anderen bafür, daß er durch 
feine Subfivieranflage wiver den Beſchädigten ihm zur Einbringung der Forde- 
rung verhelfe, eine — wie beim Finderlohn — nad) Maß des Ergebniſſes be 
ſtimmte Belohnung verfpriht, fann von einer Schenkung feine Reve fein (88. 1152 
u. 1156 2. ©). [Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 28. December 1877, Nr. 14402 (©. Zig. 1878, Nr. 59). 
In bem Uebereintommen ber Unterlafjung der Eoncurrenz bei Bewerbung um 
ein Geſchäft gegen Entgelt hat der Kläger eine Gegenleiftung, nämlid die Ent- 
baftung von der Bewerbung, übernommen und liegt fomit eine Schenfung (8. 988 
B. ©.) nit vor, vielmehr ift ein verbindlicher Btg. im Sinne der 88. 864, 

921 ibid, zu Stande gelommen, welder zu Folge 8. 11783 ibid. nad ben für 
die entgeltlichen Vtge. geltenden Beftimmungen beurtheilt werden muß. 

Entſch. v. 24. Juli 1877, Nr. 12313 (©. 9. 1878, Nr. 71). Das 
von den Erben des Neffen und Ziehfohnes des Geklagten geftellte Begehren auf 
Herausgabe der demſelben geſchenkten Wirthſchaft (8. 938 B. ©.) wurde abge» 
wiefen, weil ber Beſtand oder Fortbeſtand dieſes unentgeltlihen Vtgs. (8. 864 
ibid.) nad 88. 901 in fine u. 572 ibid. dur einen Irrthum im Beweggrund 
wirkſam beeinflußt werben fann, wenn erweislich bie Schenkung einzig und allein 
auf dem faljhen Beweggrunde beruhte, — aus allen Umftänden aber ſich ergibt, 
daß der Schenker wirklich nur in der Vorausſetzung fhenkte, — daß der beſchenkte 
Ziehfohn und Neffe ihn überleben und Mangels leiblicher näherer Verwandten fein 
Erbe fein werde; und weil zudem bie nad $. 425 ibid. erforderliche bücherliche 
Uebergabe nicht erfolgt if. 

Entf‘. v. 1. Februar 1877, Nr. 9937 (©. H. 1877, Nr. 40). In 
ter Ucceptation eines Wechfels, um dem Hauslehrer die Mittel zur Beftreitung 
der Rigorofentaren verſchaffen zu helfen, mit der Ermächtigung, dieſen Wechſel 
zu verlaufen — liegen alle wefentlihen Merkmale eines Darlehensvertrages nach 
8. 983 B. ©., wobei als Darlehensbetrag jener Betrag anzufehen ift, den der 
Yehrer beim Verkaufe des Wechſels erhalten bat. Zwar will Bellagter ent- 
gegnen, es fei die Webergabe des Acceptes ein Geſchenk geweſen, ba ihm vor 
mehreren Jahren der Kläger in Anerkennung ber als Lehrer feiner Kinder ge⸗ 
leifteten Dienfte eine Aushilfe bei Beendigung feiner Studien zugefagt habe; 
allein ein ſolches Verſprechen ift zu allgemein gehalten, laun mehrfach gedeutet, 
in feinem alle aber die nun erfolgte Acceptirung des Wechſels als ein Geſchenk 
nah 88. 938 u. 943 ibid. aufgefaßt werben. 

Entſch. v. 5. April 1876, Nr. 11965 (6090 G.-U.). Der Schulb- 
erlag ift nicht von der Erfüllung der im $. 943 B. ©. für die Schenkung vorge- 

ſchriebenen Form in feiner Rechtswirkſamkeit bedingt; denn durch die Entfagung 
wird fein neues Rechtoverhältniß gefchaffen, fondern nad 88. 1411 u. 1444 
ibid. nur eine bereit -beftehende Berbinvlichleit aufgehoben. Der Erlaßvertrag 
ann ſonach rechtswirkſam nad ter allgemeinen Regel des $. 883 ibid. auch 
mündlich abgeſchloſſen werben. 

Entfd. v. 18. November 1875, Nr. 8356 (5912 G.-U.). Die Abtre- 
tung des Ausgedingsantheils an die Gattin ift eine Schenkung. Abgefehen 
tavon, daß dem Manne ohnehin die Verköſtigung aus dem Ausgedinge zuftand, 
mithin derſelbe für die Abtretung des Ausgedinges gegen feine Berköftigung 
eigentlich fein Entgelt ſtipulirt, und daß die Ceffionarin, von welcher der Ehe 
gatte gemäß 8. 92 B. ©. ohnedieß die Beforgung der im Begriffe der Haus» 
baltung gelegenen Koftbereitung und der Pflege zu fordern berechtigt war, durch 
das Berfprehen der Berköftigung feine neue Leiftung auf fih genommen hat, ift 
es nad dem Wortlante der Abtretungsurfunde unrichtig, daß darin ber Eeffio- 
narin die Pflege und Berköftigung des Ehemannes zur Pfliht gemacht worden 

Riehl, bargl. Geſetb. erl. 44 
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fei; es wird darin nur ein Motiv ber Ceſſion angeführt und gefagt, daß tie 
Abtretung deßhalb gefchieht, weil Cedent wegen hohen Alters und fteter Kränb 
Tichleit beim Bezuge des Ausgebinges nicht perſönlich mitwirken lönne, ihm fein 
Eheweib ohnehin das Nöthige willfährig darreiche und auch Tünftig barreichen 
und beforgen werbe. 

Entfd. v. 11. November 1873, Nr. 7742 (5131 ©.-U.), Das einem 
Arbeiter nady Vereinbarung des Lohnes gegebene Verſprechen eines Aufgeldes iſt 
kein Schenkungsverſprechen, ſondern ein Beſtandtheil des Lohnvertrages. 

Entſch. v. 20. November 1872, Nr. 10877 (4786 G.⸗U.). Aehnl. der 
Eniſch. Nr. 14402 ex 1877. 

Entf. v. 8. Auguft 1872, Nr. 7577 (4683 ©.-U.), eingetragen in’ 
Spruchreperisrium Ar. 15: Der unentgeltlihe Schulderlaß ($. 1444 
8. ©.) bedarf, um mit Erfolg gerichtlich geltend gemacht zu werben, 
nit der urkundlichen Begründung. 

Entſch. v. 18. April 1872, Nr. 1547 (4581 G.-U.). Der Borbe- 
halt der Berzinfung wiberfpright teineswegs dem Charakter der 
Schenkung; denn das Egth. bleibt bei dem Beſchenkten und es Liegt 
darin nur ein Auftrag, welder nad $. 901 B. ©. in fine und 88. 709 
u. 710 ibid. rechtsverbindlich ertheilt werden kann. 

Entf. v. 25. October 1871, Nr. 7121 (4283 ©.-U.). Wenn auf 
der einen Seite ein Unfprud erhoben und von ber anderen Seite nur mit Rüd⸗ 
fit auf diefen, wenn auch beftrittenen Anfprud eine Leiftung zugefagt wurbe, 
fo Tiegt eine, die Annahme einer bloßen Schenkung ausſchließende Gegen⸗ 
feiftung vor. 

Entf. v. 4. Jänner 1871, Nr. 6563 (4005 G.⸗U.). Das von dem 
Kläger angenommene Berfpredhen des Beklagten, obgleich nur mündlich abgegeben, 
muß als ein Magbares erkannt werben, weil der Vig. über die Beftellung eines 
Heiratögutes nah $. 1217 B. ©. zu den Ehepacten gehört, für welde zur 
Begründung des Klagerechtes die fchriftlihe Form von dem ©. nicht gefordert 
wird, weil ferner der Vtg., in welchem jemand, ohne zur Beſtellung eines His 
ratsgutes verpflichtet zu fein, ein ſolches verfpricht, nicht als eine Schenkung im 
Sinne des $. 938 ibid. angefehen werden kann, da das Heiratögut nad) 8. 1218 
ibid. zur Erleichterung des mit der ehelichen Gemeinſchaft verbundenen Aufwandes 
gegeben oder verfprocden wird, der Ehegatte das Egth. des in Geld, cebirten 
Forderungen und verbrauchbaren Sachen beftehenden Heiratsgutes nur für bie 
Dauer der Ehe, mithin nur auf fo lange erwirbt, ald er den mit derfelben ver- 
bundenen Aufwand zu beftreiten bat, und nad Auflöfung ver Ehe mit dem Auf- 
hören diefer Gegenleiftung dad Heiratsgut der Frau oder ihren Erben anheimfält. 

Entf. v. 30. December 1868, Nr. 11751 (3199 ©.-U.). Nach 8. 1328 
B. ©. hätte die Berführte ber Leiftung des angeblih eiuen Ber- 
gleih beinhaltenden Berfprehens der Zahlung von x fl. als Ent- 
ſchädigung der Entehrung ein Klagereht darauf gegen den Berführer 
nit gehabt, woraus mit Rüdfiht auf $$. 938, 940, 941 ibid. folgt, 
daß jenes Berfprehen nur als eine Schenfung angefehen werden kann. 

Entſch. v. 5. November 1868, Nr. 8526 (3636 ©.-U.). Bon einer 
Schenkung im Sinne des 18. Hauptft., II. Theils B. ©. kann feine Rede fein, 
weil dem Kläger die eingeflagte wegen angebliher Unwürdigkeit verweigerte Geld- 
fumme nicht unbedingt, fondern unter der onerofen Bedingung verfprochen würde, 
daß er die Nichte bes Bellagten eheliche. Durch diefe Bedingung unterſcheidet 
ſich aber eben die Zufage des Heiratsgutes von dem Schentungsverfpreden 
[Sätubfolgerung]. 

Entſch. v. 3. Jänner 1866, Nr. 10143 (2353 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 8526 ex 1868. 


11. Thell. 18. Hauptft. Schenkungen. $. 939. 679 


Entf. v. 20. April 1865, Nr. 2893 (3623 ©.-U.). Die umentgelte 
liche Abtretung einer Wirthſchaft unter Vorbehalt der Benügung eines Theiles 
derfelden zum Auegedinge ift feine Schenkung. 

Entſch. v. 7. December 1864, Nr. 9005 (2711 ©.-U.). Es ift das 
weſentlichſte Merkmal der Schenkung, daß fie nur einfeitig verbindlich ift, daß 
nur ein Theil etwas verfpridt oder überläßt, der andere Theil es annimmt 
(88. 864, 938 B. ©.). Das Uebereinfomnen, wornach fi die Parteien gegen» 
feitig x fl. für deu Fall verfpredhen, als einer von ihnen ben Haupitreffer ger 
winnen würde, ift daher keine Schenkung, auch fein Glüdsvertrag; fondern ein 
zweifeitig verbindlicher Vtg. 

Entfd. v. 10. Yuli 1863, Nr. 3918 (1748 ©.-U.) Die Erklärung, 
eine ſchon im ©. bedingt ausgefprodene Verpflichtung, zu deren Geltendmadhung 
aud die Anrufung des Richters geftattet ift, in einem beflimmten Maße und 
zu einer beftimmten Zeit unbedingt erfüllen (3. B. einem Sohne ale Ausftattung 
1000 fl. geben zu wollen), Tann nicht als eine Schenkung angefehen werben. 

Entf‘. v. 8. Jänner 1863, Nr. 8919 (1631 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 8626 ex 1868. 

Entſch. v. 19. Auguft 1862, Nr. 3888 (1549 G.-U.). Der durd ben 
Mandatar gefchlofjene zweite Vergleich ift ungiltig, weil damit der Man- 
dant mehr als nad dem erften Vergleich zu zahlen fi verpflichtet, 
ohne daß irgend ein neues Entgelt flipulirt wurde, hierzu aber der 
DMandatar durh das nur auf Vergleiche nicht aber auch auf Schen- 
tung und unentgeltlihes Aufgeben von R.en gerihtete Mandat nad 
8. 1008 B. ©. nit ermädtigt war. 

Entf‘. v. 27. März 1861, Nr. 1223 (2066 ©.-U.). Das in An- 
erfennung einer Gewifjenspfliht jemanden gemachte Verſprechen zur Zahlung 
eines Betrages ift feine Schenkung ($. 943 B. ©.). 

Entf. v. 12. Februar 1861, Nr. 1070 (1273 ©.-U.). Die eigen« 
mädtige Zurüdbehaltung eine® zwar angebotenen und übergebenen, aber vom 
Empfänger durch concludente Handlungen abgelehnten Geſchenkes berechtigt den 
Geſchenkgeber jedenfalls zus Rüdforderung desfelben. 

Entſch. v. 81. Yänner 1860, Pr. 849 (1072 ©.-U.). Der Dig, 
wornad der Outsübernehmer ſich verpflichtet, die bisherigen Egthr. zu erhalten, 
deren Schulven zu bezahlen, ift feine Schenkung, wenn aud die Reiflungen ans 
geblich nicht im gleichen Verhältniß zu einander ſtehen; denn hieraus würde nur 
folgen, daß ber eine Contrahent mehr empfangen hat als der andere. 

Entid. dv. 5. Auguft 1857, Nr. 7345 (424 ©.-U.; B. ©. 769). -Die 
Errichtung einer fiveicommiflarifhen Subftitution in Form eines Schenkung» 
vertrages ift giltig. 


Inwiefern eine Berzihtleiftung eine Schenkung fei. 
&. 939 — vgl. bei 6. 938 eit.) 

8: 989. Wer auf ein gehofftes, oder wirklich angefallenes, oder zweifelhaftes Recht Berzicht 
thut, ohne es einem Andern ordentlich abzutreten, oder dasfelbe dem Verpflichteten mit deſſen 
Einwilligung zu erlaffen, ift für keinen Geſchenlgeber anzufehen. 

Entf. v. 4. Februar 1870, Nr. 10001 (3695 ©.-U.). Zur Redts- 
wirkſamleit einer Schentung muß nad 8. 943 B. ©. entweder eine Urkunde 
errichtet werben ober die Mebergabe erfolgen (88. 427 u. 428 ibid.). Bei dem 
ſchenkungsweiſen Schniverlaß (8. 1381 ibid.) ift eine andere Uebergabe als 
durch Erflärung gar nicht möglih. Die Erklärung, durch welche nad 8. 1444 
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ibid. die Forderung erlifht, ift daher zugleich aud eine Uebergabe. — Der 
Schulderlaß kann nah 8. 178 a. ©. D. auch mittelft Klage auf Anerkennung 
geltend gemacht werben ſſ. weitere Entf.en bei $. 943 B. ©.]. 


Relohnende Schenkung. 
(6. 940 — vgl. 66. 901, 673 8.8.) 
8. 940. Es verändert die Wefenheit der Schenkung nicht, wenn fie aus Erkenntlichkeit, oder 


in Rückficht auf die Berdienfte des Beſchenkten, ober als eine befondere Belohnung desſelben 
gemacht worden iſt; nur barf er vorher kein Klagerecht darauf gehabt haben. 


Entf. v. 18. November 1875, Nr. 8356 (5912 ©.-U.). Der in ber 
Urkunde über die Abtretung der Ausgetingsantheilsforderung des Gatten an bie 
Ehegattin enthaltene Abfag, dag die Abtretung gefchieht, weil Cedent wegen 
hohen Alters beim Bezuge des Ausgedinges nicht perfönlih mitwirfen Tann und 
ihm fein Eheweib das Nöthige ohnehin willfährig darreicht und barreichen werde 
(— wozu Übrigens die Gattin nah $. 92 B. ©. ohnehin verpflichtet iſt —) 
enthält nur den Beweggrund. Diefer Beweggrund vermag nah $. 940 ibid. 
an ber rechtlichen Wefenheit der Schenkung nichts zu ändern, zumal bie Gattin 
auf tie Abtretung des Ausgebinges oder auf ein fonftiges Entgelt für Pflege 
und Berlöftigung ein Klagerecht nit hatte. Es ift daher ein Klagebegehren 
der Släubiger, infomeit es dahin gerichtet iſt, daß die Abtretung des Ausgedinges 
als eine Schenkung erklärt und im Ullgemeinen dem Rechteſatze des $. 953 ibid. 
unterzogen werbe, wohl begründet. Soweit aber das Klagebegehren gegen 
die Gattin des Ausnehmers auf Zahlung der in ber Klage aufge- 
führten Beträge gebt, ift es nicht geredhtfertigt, denn es liegt nicht 
im Sinne des $. 953 ibid., daß die Beſchenkte ebenfo, wie wenn fie 
die eigentlide Schulbnerin der Klägerin wäre, die Forderung des 
Begteren ohne weiters, ohne Berüdfichtigung der Art des Geſchenkes, 
zu bezahlen hätte, fondern diefelbe ift nur ſchuldig, zu geftatten, daß 
Kläger für die Forderung fammt Nebengebühren aus dem durch bie 
Schenkung erworbenen Ausgedinge fi bezahlt made, was and ber 
wahre Sinn und Zwed des Klagebegehrene if. 

Entſch. v. 25. October 1871, Nr. 7121 (4283 ©.u). Ein vergleichs⸗ 
weife geleiftetes Verſprechen ift feine Schenkung, wenn fi aud fpäter heraus« 
ftellt, daß der vermeintlihe Anſpruch, für defien Aufgeben etwas verſprochen 
wurde, nicht begründet war. 

Entfd. v. 14. Yuni 1870, Nr. 13603 (3811 ©.-U.). Das einem 
Handlungsgefellihafter gemachte Verſprechen nachträglicher Vollzahlung feines 
Antheiled an einer Forderung behufs Erzielung des Veitritted feiner Firma zu 
einem außergerichtlihen Ausgleich ift nad 88. 878, 1174 u. 940 8. © 
unwirkſam. 

Entſch. v. 11. März 1863, Nr. 2424 (P. ©. 763). Die von einem 
Herrfchaftsbefiger feinem Verwalter zugefiherte lebenslänglihe Verſorgung ift 
nicht al8 eine Schenkung, fondern als ein entgeltlihes Gefhäft zu behandeln, 
weil biefe Zufiherung nicht unentgeltlich, fondern nur in Berüchſichtigung ber 
vom Berwalter zu leiftenden Dienfte erfolgte. 


(8. 941 — vgl. 8. 966, 267, 289, 891, 408, 670, 1004, 1168 ©. ©.) 

8. 9a1. Hat der Beſchenkte ein Klagerecht auf die Belohnung gehabt, entweder, weil fie unter 
den Parteien ſchon bebungen, oder durch das Geſetz vorgefcgrieben war; fo hört das Geſchäft 
auf, eine Schenkung zu fein, und ift als ein entgeltlicher Vertrag anzufehen. 

Entſch. v. 21. Mai 1879, Nr. 4886 (©. H. 1879, Nr. 78). Nah 
Inhalt des Vtgs., demgemäß ein Beſchädigter einem anderen dafür, daß er durch 
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feine Subſidiaranklage wider den Beſchädiger ihm zur Einbringung der Forde⸗ 
rung verhelfe, eine — wie beim Finderlohn — nad) Maß des Ergebniffes be- 
ſtimmte Belohnung verfpricht, kann von einer Schenkung keine Rebe fein (88. 1152 
u. 1156 8. G.). [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 30. December 1868, Nr. 11751 (3199 ©.-U.). Das Ver- 
ſprechen, ver Gefhmängerten eine beftimmte Summe als Entſchädigung für bie 
Entehrung zu bezahlen, ift Mangel® ber ſchriftlichen Form unwirkſam; denn nad) 
8. 1328 B. ©. hatte bie Verführte keinen folhen Aufprud), woraus nad) 
88. 938, 940, 941 ibid. folgt, daß dieſes — wiewohl „Vergleich“ genannte 
— Berſprechen nur als eine Schenkung angefehen werben kann. 


Wechſelſeitige Huenkungen. 
G. 92 — vgl. 9. 985, 709, 710; 897-900; 1174 ©. G.) 

8. 942. Sind Schenkungen vorher dergeftalt bedungen, daß ber Schenkende wieder beſchenkt 
werben muß; fo entfteht keine wahre Schenkung im Gangen, fondern nur in Anfehung des 
überfteigenden Werthes. 

Entſch. v. 17. Juli 1872, Nr. 6405 (4659 ©.-U.). Die 88. 935 
u. 942 B. ©. lehren, daß das ©. an einem und bemfelben Vtg. das Moment 
der Öntgeltlicgfeit und das der Unengeltlihkeit neben einander zu unterfcheiden 
weiß. Zudem läßt das 18. Haupift., II. Theil ibid. in keiner Weife ent 
nehmen, daß beffen Normen nur auf reine Schenkungsverträge und nicht auch 
auf folde Rechtsgeſchäfte Anwendung finden follen, bei denen mit der Schenkung 
ein anderweitiger Big. verbunden ifl. — Anläplid) diefer Entfcheidung wurde 
einzutragen beſchloſſen in's Sprudgreperterium Ar. 6: Wenn und foweit ein 
entgeltlihes Rechtsgeſchäft eine Schenkung enthält, kann es aus 
den in den 88. 947—955 ibid, bezeichneten Gründen angefodten 
werben. 

Entſch. v. 12. März 1862, Nr. 1348 (1497 ©.-U.). Eine Guts- 
abtretung gegen Berpflihtung zu Ausgebingsleiftungen fann immerhin eine Schen- 
fung in fi) begreifen, zumal dba nad $. 942 B. ©. auf bei Btg.en mit 
bedungener Gegenleiftung in Anfehung des Uebermaßes eine Schen- 
tung vorhanden und nad 8. 916 ibid. jedes in einer gewiffen Art 
nur zum Scheine verabredete Gefchäft nah feiner wahren Beſchaf⸗ 
fenheit zu beurtheilen if. 

Entſch. v. 31. Yänner 1860, Nr. 849 (1072 ©.-U.). Der Vtg., ver⸗ 
möge weldem jemanden Realitäten unter der Bedingung überlafjen werben, „daß 
ex alle Feldarbeiten zu beforgen, die Schulden des Uebergebers zu bezahlen, alle 
auf den Realitäten haftenden öffentlichen und Privatlaften zu tragen hat,“ ift 
kein Schentungs-, jondern ein im B. ©. nicht ausdrücklich benannter zweileitig 
verbindlicher Big. Diefed gilt auch dann, wenn ber Werth des abgetretenen 
und übergebenen Vmgns. den Werth der Gegenleiſtungen namhaft überfteigt. 
— [Zpeilmeife worſpr. den neueren Entſch.en.] 


Form des Shenkungsverkrages, 
(6. 948 — ogl. ©. v. 25. Juli 1871, Ar. 76 R. ©. ©.; 6. 888; 497, 1428; 956; 1498 ©. ©.) 

8. 948. Aus einem bloß mündlichen, ohne wirkliche Uebergabe geſchloſſenen Schenkungs- 
vertrage erwächft dem Geſchenknehmer ein Klagerecht. Diefes Recht muß durch eine ſchrift⸗ 
lie Urkunde begründet werden. 

Entſch. v. 4. Juli 1878, Nr. 3391 (©. H. 1879, Nr. 88). Die Klage 
auf Uebergabe eines Orundftüdes, welches der Geklagte fi mündlich verpflichtet 
babe, als Zugehör einer von der Klägerin nad ihrem Vater ererbten Realität 
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zu übergeben, ift abzumeifen, weil nad 8. 916 B. ©. Btge. nad ihrer 
wahren Befchaffenheit zu beurtheilen find, ber fraglihe Big. fonad 
als Bergleih anfzufaffen ift, aus welchem ein Klagerecht jedoch nur 
dann erwädft, wenn Klägerin ermeifen fann, daß ihr wirklich ein 
Anſpruch auf das fraglide Grundſtück zuftand; denn andernfalls läge 
nad 8. 943 ibid. eine nit klagebegründende Schenkung vor. Klä- 
gerin hätte baher erweifen müſſen, daß das ftreitige Grundſtück wirt. 
lid) zum Grundcompler ber ererbten Grundwirthſchaft gehöre. 

Entſch. v. 19. Iuni 1877, Nr. 3240 (©. 9. 1877, Nr. 87). Was 
die Eltern ihren Kindern anläßlich der Verehelihung derfelben verſprochen haben, 
ift nit als Schenfung anzufehen (88. 938 u. 1231 B. ©.); $. 943 ibid. 
daher auf ein ſolches Verſprechen niht anwendbar. 

Entf. v. 1. Februar 1877, Nr. 9937 (©. H. 1877, Nr. 40). In 
der Acceptation eines Wechfels, um dem Hauglehrer die Mittel zur Beftreitung 
der Rigorofentagen verſchaffen zu helfen, mit der Ermächtigung, dieſen Wechſel 
zu verlaufen — liegen alle weientlihen Merkmale eines Darlehensvertrages nach 
8. 983 B. ©., wobei ald Darlchensbetrag jener Betrag anzufehen ift, den der 
Lehrer beim Verkaufe des Wechſels erhalten bat. Zwar will Bellagter ent- 
gegnen, es fei bie Mebergabe ded Acceptes ein Geſchenk geweien, da ihm vor 
mehreren Jahren der Kläger in Anerkennung der als Lehrer feiner Finder ger 
leifteten Dienfte eine Aushilfe bei Beendigung feiner Studien zugefagt habe; 
allein ein ſolches Verſprechen ift zu allgemein gehalten, kann mehrfach gedeutet, 
in feinem Falle aber vie nun erfolgte Acceptirung des Wechſels als ein Gefchent 
nad 88. 938 u. 943 ibid. aufgefaßt werben. 

Entf. v. 5. April 1876, Nr. 11965 (6090 ©.-U.). Wenngleid 
im 8. 1381 B. ©. der unentgeltlihe Schulderlaß für eine Schenkung 
erklärt wird, ift doch deſſen Rechtsgiltigkeit nicht von der Voraus- 
fegung des $. 943 ibid. abhängig. Durd die Entfagung wird näm— 
li fein neues Rechtsverhältniß gefhaffen, fondern gemäß 88. 1411 
u. 1444 ibid. eine bereits beſtehende Verbindlichkeit aufgehoben; ba 
in der Erflärung des Berzichtleiſtenden fowohl der Titel als aud 
der Uebergabsact (8. 428 ibid.) enthalten if, kann daher die Rechts. 
wirkſamkelt des unentgeltlihen Schulderlafjes weder von einer Tra- 
bition der erlaffenen Sade, nod von der Ausfertigung einer Urkunde 
abhängig fein. Aus denfelben Gründen ſteht dem auch 8. 1, lit. d des 
Gs. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. B. (über Notariatsacte), nit 
entgegen. Der mündliche Erlaßvertrag ift nad) 8. 883 B. ©. rechtswirkſam. 

Entfd. v. 13. Jänner 1876, Nr. 10797 (5983 G.-U.). Das Redts- 
geihäft, wornadh der Bruber der Braut für den Fall des Zuflandefommens ber 
Ehe dem Bräutigam einen Beitrag zum Heiratögute zuſichert, iſt feine Schenkung; 
8. 943 8. ©. und 8. 1, lit. d des ©8. v. 25. Yuli 1871, Nr. 76 R. G. 8, 
auf dasfelde daher nicht anmentbar, wenn auch der Bruder zur Beftellung oder 
Ergänzung des Heiratögutes nicht verpflichtet war (8. 1220 B. ©.) und dad Ber- 
ſprechen, die Schwefter zu ehelichen, nach 8. 45 ibid. unverbindlich if; denn durch 
die Heirat hat der Bräutigam thatfählich die für die Zufage des Beitrages ver- 
fprowene Gegenleiftung perfoloirt und dadurch dad R. erlangt, daß der Bruder 
ber nunmehrigen Fran fein Verſprechen gleichfalls erfülle. Es handelt fih aljo 
um einen nad) $. 861 ibid. redtegiltig geſchloſſenen zweifeitig verbindlichen Btg., 
auf welden 8. 943 ibid. und das ©. v. 25. Yuli 1871, Nr.76 R. G. B., um⸗ 
fominder Anwentung finden, als derſelbe ohne Intervention der Braut und nicht 
zwiſchen ihr und ihrem nunmehrigen Ehegatten geſchloſſen wurbe, daher als eigent⸗ 
licher Ehepact im Sinne des $. 1217 ibid. nicht aufzufaſſen if. 

Eutſch. v. 3. März 1875, Nr. 13136 (5649 ©.-U.). Das vor ober 
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bei dem Zwangsausgleich einem Gläubiger geleiftete Verſprechen der Nachzahlung 
it nach 8. 226 C. D. ungiftig. Hat aber der Bellagte die Mehrzahlung erft 
ne dem Ausgleiche verfprochen, fo Täge beim Abgange einer rechtlichen Ber- 
pflichtung zur Tilgung der bereits erlofhenen Schuld ein Schenkungsverſprechen 
vor, welches jedoch, weil darüber feine Urkunde ausgeftellt wurbe, fein Klagerecht 
gibt (8. 943 B. ©.). [Schlußfolgerung.) 

Entſch. v. 20. Jänner 1874, Nr. 378 (6228 ©.-U.). Der Schenfgeber, 
welcher über die geſchenkte Summe einen Wedel acceptirte und venfelben mit 
dem Berfprechen der Zahlung zur Verfallszeit dem Schenfnehmer einhändigt, hat 
durh Errihtung und Uebergabe der Wechſelurkunde, die an fi als 
Object der Schenkung betrachtet werben könnte, der Schenkung jenen 
Ausdrud gegeben, der nad 8. 943 B. ©. zur Klagbarkeit berjelben 
erforbert wird. 

Entf. v. 11. November 1873, Nr. 7742 (8131 G.⸗U.). Das einem. 
Arbeiter nach getroffener Vereinbarung über den Lohn gegebene Berfpreden, ihm 
ein beſtimmtes Anfgeld zu zahlen, ift Fein Schenkungsverſprechen, fondern ein 
Deſtandtheil des Lohnvertrages; die (von ben beiden erften Inſtanzen erkannte) 
Anwendung des 8. 943 B. ©. auf diefes Verſprechen daher unrichtig. 

Entſch. v. 20. November 1872, Nr. 10877 (4785 ©.-U.). Die An- 
wendung des 8. 943 B. ©. auf das Verſprechen einer beftinmten Summe, wo- 
gegen ber andere Theil dem Verſprecher bei dem Ankauf eines Gutes in feiner 
Beife hinderlich zu fein ſich verpflichtet, ift gefegwibrig, weil hier keine Schenkung, 
ſondern ein entgeltlicher Btg. vorliegt (88. 861, 864, 921, 1173 ibid.). 

Entſch. v. 8. Auguft 1872, Nr. 7577 (4682 G.-U.). 8. 943 B. ©. 
handelt nur won dem obligatorifhen Schentungsverfpreden, von einem Btg., bei 
welchem das den Gegenftand der Schenkung bildende Bermögensobject nur zuge 
fihert, nicht auch fofort übergeben wird. Hingegen fallen Schenkungen, wo bie 
unentgeltlich überlaflene Sache im weiteren Sinne ($. 938 B. ©.) fih zu 
einer Uebergabe überhaupt nicht eignet, und wo zwiſchen Verſprechen und Er 
füllang desfelben — wirkliche Uebergabe — (vgl. 8. 1045 ibid.) eine Unter- 
ſdeidnng gar nicht plaggreift, außerhalb der Beſtimmung des 8. 943 ibid. — 
Eine Schenkung, die im Aufgeben eines RS. zum Vortheile des Beſchenlien be- 
ſteht, wird eben dadurch perfect, daß der Act vorgenommen wird, der bad Aufe 
geben des NE. bewirkt, weßhalb auch der Erlaßvertrag (8. 1444 ibid.), wenn. 
zleich bloß mündlich abgeichloffen, fofort und unmittelbar jene in dem Untergang 
des Forderungsrechtes beflehende Wirkung äußert, welche mit biefem Wtg. beabfich- 
igt iſt. Unter Einem wurde einzutragen befhloflen in das Spruchrepertorium 
Rr.15: Der unentgeltlihe Schulverlaß (8. 1444 ibid.) bedarf, um mit 
Erfolg geltend gemacht zu werden, nicht der urkundlichen Begründung. 

Entf. v. 18. April 1872, Nr. 1547 (4581 ©.-U.). Der fhenfungs- 
veife Schulderlaß bedarf, um gerichtlich geltend gemacht werben zu können, Teiner 
Irtande. Der Ümſtand, daß der Gläubiger den Zortbezug der Zinfen von ber 
rlaſſenen Capitalsſchuld fi vorbehielt, hebt den Charakter der Schenkung nicht 
uf; fondern ift nur eine Velaflung des Geſchenknehmers, melde nad 88. 901, 
'09, 710 B. ©. rechteverbindlich ift. 

Entf. v. 14. November 1871, Nr. 4939 (4315 ©.-U.). 8.943 8. ©. _ 
R anf den Schulderlaß nicht anwendbar [Schlußfolgerung]. 8. 1381 ibid., ber 
ie unentgeltliche Erlaffung einer Schuld, mit Einwilligung des Schuloners, für 
ine Schenkung erflärt, fordert ebenfowenig wie der 8. 1444 ibid., der von ber 
Kufpebung der Verbindlichkeit turch Entfagung des Gläubigers auf fein R. zum 
Bortheil des Schuldners ſpricht, für den Schulverlag ausdrücklich eine ſchriftüche 
Ilande; das revidirte Erkenuiniß enthält daher keine offenbare Ungerechtigkeit. 

Entſch. v. 25. October 1871, Nr. 7121 (4283 G. u). 8. 943 8. ©. 
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ift auf Vergleiche nicht anwendbar. Es ift unentfcheidend, daß ber vermeintliche 
Anſpruch, für deſſen Aufgeben eine beftinimte Summe verſprochen wird, ſich redhte- 
kräftig als unhaltbar herausftelt. — [Worfpr. der Entfd. Nr. 3391 ex 1878.] 

Entſch. v. 9. December 1870, Nr. 12417 (3983 ©.-U.). Ein münd- 
licher ſchenkungsweiſer Schulderlaß ift unwirkfam (8. 943 B. ©.). [8$. 1381 
u, 1444 ibid.? — Bereingelt.] 

Entf. v. 9. Juni 1870, Nr. 12142 (3807 ©.-U.). Das von einer 
zur Beftellung eines Heiratsgutes nicht verpflicgteten Perfon (Pflegevater) münd⸗ 
lich geleiftete Dotalverſprechen ift nah 8. 943 B. G. nit Hagbar [? — vgl. 
8. 1218 ibid. — Worfpr. den neueren Entid.en.]. 

Entſch. v. 4. Februar 1870, Nr, 10001 (3695 ©.-U.). Zur Rechts⸗ 
wirffamfeit einer Schenfung muß nah $. 943 B. ©. entweder eine Urkunde 
errichtet werben ober bie Uebergabe erfolgen (88. 427 u. 428 ibid.). Bei dem 
ſchenkungsweiſen Schulderlaß ($. 1381 ibid.) ift eine andere Uebergabe als durch 
Erflärung, durch welde nad $. 1444 ibid. die Forderung erliſcht, unmöglich; 
die Erflärung ift daher zugleich) auch eine Uebergabe. — Der Schulverlaß kann 
nad $. 178 a. ©. O. aud mittelft Klage auf Anerkennung geltend gemacht 
werben. 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 12537 (3577 ©.-U.), Der — 
ſchon nad 8. 878 B. ©. ungiltige Btg., wornach für bie nad) ber Strafproceß⸗ 
Ordnung zuläffige Entihlagung von einer Zeugenausfage etwas verfprodhen wirt, 
begründet, da in feinem Falle dieſe Entſchlagung fich als eine contractlihe Gegen- 
feiftung anfehen läßt, auch nad $. 1174 und nad 8. 993 ibid. fein Klagerecht 
auf Zahlung der verfprodenen Summe. 

Entfd. v. 11. März 1869, Nr. 1921 (3340 G.-U.). Eine Urkunde, 
weldye als „Honorarwechſel“ bezeichnet ift, die Bemerkung „Werth in Barem“, 
aber feine causa debendi enthält, kann auch nit als Beurkundung einer remu- 
neratorifchen Schenkung gelten. 

Entf. v. 17. December 1868, Nr. 9627 (Sch. II). Dur die Ueber— 
gabe einer auf den Ueberbringer lautenden Affecurangpolizze wird die Ermädti- 
gung zur Cincaffirung ertheilt, nicht aber das R. anf bie verfiherte Summe 
abgetreten. 

Entſch. v. 6. Mai 1868, Nr. 2147 (3061 ©.-U.). Der mündlide 
Vtg., in weldem bie Mutter eines unehelihen Kindes deffen Vater 
die Zahlung der durch Urtheil zuerfannten Alimenten erläßt, bedarf 
weder der Zuſtimmung des Bormundes nod der vormundfKaftsge- 
richtlichen Genehmigung zu feiner Giltigkeit, weil dadurch das Kind 
in feinem Re, vom Vater bie Verpflegung zu fordern, nicht beein« 
trädtigt werben konnte. — Diefer Erlaß, obgleich eine Schenkung, 
erheifht zur Klagbarkeit auch nit die Errichtung einer Urkunde, 
weil der 8. 943 B. ©. eine Schenkung vorausfegt, welde durd die 

- Mebergabe der geſchenkten Sade realifirt wird, bei der Verzichtlei— 
fung anf ein R. aber die Uebergabe wegfällt, weßhalb der 8. 1444 
ibid. die Verbindlichkeit des Schuldners durch die Entfagung des 
Berechtigten für aufgehoben erklärt, ohne den Verzicht an eine be⸗ 
ftimmte Form zu knüpfen. 

"Entf. v. 3. April 1867, Nr. 1386 (2769 ©.-U.). Zur Uebernahme 
einer fremden Schuld als Alleinzahler genügt in jedem Falle die einfache Er- 
Märung, da $. 1345 B. ©. nicht wie $. 943 ibid. die Errichtung einer Ur- 
kunde erforbert. 

Entf. v. 3. Jänner 1866, Nr. 10143 (2353 ©.-U.). Das mündliche 
Berjprechen eines Heiratögutes ift verbindlih, weil tarin eine Schenkung nad 
8. 938 8. ©. nicht erkannt, alfo 8. 943 Ibld. varauf nicht angewendet werben Tann. 
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Entf. v. 11. October 1863, Nr. 7802 (1812 ©.-U.). Der Erſteher 
einer Realität, welder von dem Erecuten wegen unerlaubter Umtriebe (Berab- 
redung von Schweiggeld) zur Verantwortung gezogen, deniſelben mündlid ver 
fpriht, die Realitäten freiwillig feilbieten und den Mehrerlös ihm bezahlen zu 
wollen, machte, da er für den dem Erecuten zugefügten Schaden verantwortlich 
war, feine Schenkung, ift daher zur Erfüllung der mündlichen Zufage verpflichtet. 

Entſch. v. 8. Jänner 1863, Nr. 8919 (1632 ©.-U.). Auch ‚das von 
Seite einer zur Beflellung eines Heiratsgutes gejeglich nicht verpflichteten Perfon 
gemachte Verſprechen eines Heiratögutes für den Fall ver BVerehelihurg mit 
einer beftimmten Berfon ift feine Schenkung, und daher aud, wenn feine fhrifte 
lie Urfunde über dasſelbe errichtet wurde, allerdings Magbar. — [Worjpr. der 
Entf. Nr. 12142 ex 1870.) 

Entſch. v. 8. Yuli 1862, Nr. 4187 (1539 ©.-U.). Die Klage auf Zahr 
lung des für den Fall des Rücktrittes von den auf Schlihtung eines Adeptions- 
und Schenkungsvertrage® gerichteten Uebereinfommens bebungenen „Reugeldes“ 
iſt ungegrändet, weil ein Adoptions- und Scentungsvertrag nur ſchriftlich ge— 
fölofien werben kann, daher fein Reugeld ($. 909 B. ©.), welches ven rechte 
lihen Beſtand des Vigs. felbft vorausfegt, fondern ein — in concreto aber 
nah 8: 1489 ibid. verjährter Conventionalſtrafe-Anſpruch vorliegt (8. 1336 
ibid.). (Schlußfolgerung.] 

Entid. v. 27. März 1861, Nr. 1223 (2066 ©.-U.). Das in Anerkennung 
einer Gewiſſenspflicht jemanden gemachte Verſprechen ver Zahlung eines Betrages 
iſt feine Schenkung, fondern nah $. 883 B. ©. zu beurtheilen ($. 938 ibid.). 

Entf‘. v. 31. Yuli 1861, Nr. 4928 (1362 G.-U.). Aus den Worten 
des $. 1381 B. ©., beziehungsmeile $. 943 ibid. fann nur gefolgert werden, 
daß eine nicht fehriftlid gemachte Schenkung kein Klagerecht gewähre, und daher 
ber Richter nicht in der Lage fei, das auf Grund einer mündlichen Schenkung 
mitte(ft Klage angeiprohenen R. dem Geſchenknehmer zuzuerlennen, wogegen bie 
ans einem Schulderlaß entflandene Befreiung von einer Verbindlichkeit mittelft 
Einwenbung allerdings geltend gemacht werden fann und vom Richter berüdſich- 
figt werden muß. Im Streite Über die Klage auf Zahlung der erlaffenen Schuld 
ift daher 8. 1444 ibid, allerdings entſcheidend [Mittelmeinung). 

Entſch. v. 29. März 1859, Nr. 3361 (763 ©.-U.). Die Klage aus 
einem Schenkungsverſprechen ift unflatthaft, wenn nicht die dießfällige ſchriftliche 
Urkunde felbft beigebracht, oder deren vollftändiger Inhalt auf andere Weile er» 
wiefen wird. 

Entf. v. 2. März 1858, Nr, 1877 (519 ©.-U.; P. ©. 768). Wenn 
fi ein Angellagter mit tem Beſchädigten über bie Heilungstoften vergleicht, dere 
felbe jedoch bei der Strafverhanblung für ſchuldlos erfannt wird, fo ift ein folder 
Bergleich als eine Schenkung anzufehen und bewirkt daher für ven Fall, als 
hierüber Leine Urkunde errichtet wurde, kein Klagerecht [?}. 

Entfd. v. 13. October 1857, Nr. 103861 (4456 ©.-U.; P. ©. 1196). 
Anh der mündliche Erlaß einer Schuld ift giltig, und kann vom Schuldner, da 
er in dem Acte der Erklärung feines Gläubiger fowohl den Titel al® die 
Uebergabe des gefhentten Objectes — im Sinne des $. 428 B. ©. — zugleich 
erreicht hat, excipiendo geltend gemacht und darf der Schuldner nicht mit dem 
Geſchenlgeber verwwechfelt werden, der aus einem mündlichen Schenkungsvertrage 
'ohme Uebergabe klagbar wird. 

Entid. v. ? 1857. (P. ©. 184). Wenn ver Gläubiger erllärt, daß er 
feinem Schuldner tie Schuld unentgeltlich erlafje, und leßterer den Erlaß an- 
nimmt, fo ift die Ausſtellung einer Urkunde zur — eines Klagerechtes 
aus einer ſolchen Schenkung nicht erforderlich (. 328 B. ©.). 

Entſch. v. 26. Februar 1856, Nr. 1769 (165 G.⸗U.; B. ©. 778). 
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Eine Schentungsurkunde, welcher die Fertigung des Geſcheuknehmers und fomit 
veffen Annahme fehlt, kann für einen ſchriftlichen Schenkungsvertrag im Sinne 
des 8. 884 B. ©. nicht angenommen werben [?]. 

Entfd. v. 26. September 1854, Nr. 9717 (P. ©. 767). Der unent 
geltliche, bloß mündliche Nachlaß einer Schuld ift ungiltig und entbindet den 
Schuldner nicht der Zahlungsverbinvligkeit. 

Entfe. v. 15. April 1853, Nr. 3575 (B. ©. 766). $. 943 2. ©. 
fereibt nirgend® vor, daß die Urkunde aud von dem Geſchenknehmer gefertigt 
fein müſſe; dieſer erflärt vielmehr dadurch, daß er die ihm eingehänbigte Ur⸗ 
kunde annimmt, ſtillſchweigend, daß er mit bem Inhalte berjelben einverflanden 
fei. — [Worfpr. der Entf. Nr. 1759 ex eo 

Entſch. v. 30. Auguft 1828, Nr. 3676 (P. ©. 178). Durch Einhän⸗ 
digung des Schuldſcheins wird nicht die Forderung geſchenlt (8. 427 B. ©.). 


nud Ma einer Schenkung. 
(de 944 — vgl. 68. 865-868, 878, 879; 1008; 1946; 953; 915; $$. 1978—1983 8. @.; 8. 10 Bat. v. 28. Juni 
1840, Nr. 141 J. ©. ©.; 56. 104, 105 Str. ©.) 5 
8. 244. Ein unbeſchränkter Eigenthümer kann mit Beobachtung ber gefeglihen Vorſchriften 
auch fein ganzes gegenwärtiges Vermögen verichenten. Ein Vertrag aber, wodurch das künf- 
tige Vermögen verfchentet wird, befteht nur infoweit, als er die Hälfte diefe® Vermögens nicht 
überfteigt. 


? Iumwiefern der Geber für das Geſcheuk hafte. 
(8. 945 -— vgl, 66. 982, 981, 1412; 1295 ©. ©.) 


8. 945. Wer wiffentlih eine fremde Sache verſchenkt, und dem Geſchenknehmer diefen Um- 
ftand verfhweigt, haftet für die nachtheiligen Folgen. 


Anwiderrufligkeit der Hhenkungen. 


G. 946 — vol. 66. 947-955; 1847 8. @.) 
8. Bas. Gchenkungsverträge dürfen in ver Regel nicht widerrufen werden. 

Entf. v. 11. März 1863, Nr. 1222 (1671 ©.-U.). Eine Schenkung, 
wobei man jemanden unentgelilid eine Sade überläßt und fih nur für ben 
Tall eigenen Bedarfs vorbehielt, diefelbe zurüdzuverlangen, ift eine giltige Schen- 
tung unter Lebenben. 

Entſch. v. 5. Auguft 1857, Nr. 7345 (423 G.-U.). Das B. ©. und 
die vemfelben nadgefolgten Erläuterungen bezeihnen ausdrüdlich 
diejenigen Vtge., die der Geſetzgeber für unerlaubt angefehen wiffen 
wollte, und e8 unterliegt feinem Zweifel, daß einem erlaubten Btg. 
was immer für eine Bedingung beigefügt werden kann, wenn fie nur 
verſtändlich, möglid und erlaubt if. Eine Bermögensabtretung (Schenkung) 
mit der Beſchränkung, gewifle geſchenkte Sachen dritten Perfonen zuzumenven, ift 
daher giltig und wirkfam und zwar auch bezüglich der dem SchenInehmer auferlegten 
Verbindlichkeit, einzelne Objecte nach feinem Tode auf feine Söhne, eventuell Töchter 
und deren Nadhlommen zu Übertragen. Dieß erhellt aus dem Inhalte des 
8. 628 ibid. in Betreff ver Samilienfideicommiffe, die eine Art von 
fideicommiffarifher Subftitution find, deren nur deßhalb insbefon- 
dere Erwähnung gefdieht, weil es fi dort um eine Verfügung han- 
delt, die an bie befonvere Einwilligung der gefeggebenden Gewalt 
gebunden ift (8. 627 ibid.), während die einfahen Subflitutionen, bie 
im Allgemeinen geflattet find, fhon in den vorausgehenden Para 
graphen ihre Regelung finden, mit ber einzigen aus der Analogie 
des $. 612 ibid. abzuleitenden Befhräntung, daß fie aud im Wege 
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bes Btgs. bei unbeweglihen Gütern nit über den erfien Gran aus- 
gebehnt werden können, ba es dem Intereffe des Staates zuwider» 
laufen wärbe, wenn burd mehrere Generationen hindurch der Frucht⸗ 
genuß von der Proprietät getrennt wäre. Der Anfprad des begünftigten 
Dritten it nah 8. 1019 ibid. und aud ſchon gegenwärtig (Analogie der 
88. 613—629 ; 22 u. 274 ibid. und Gub. Decret v. 31. Juli 1845 [Lom« 
barbo-Benetien]) begründet. 

Entſch. v. 5, Mai 1867, Nr. 2968 (335 ©.-U.), Wenn jemand, 
fei es auch fhriftlih, einem anderen verſpricht, daß ernad des Pro- 
mittenten Tode etwas beftimmtes aus dem Nachlaſſe erhalten folle, 
fo ift dieß eine Iegtwillige Erklärung, fomit ihrem Begriffe nad 
widerruflid. Sol viefe Willenserflärung eine gültige Schenfung unter Leben- 
den fein, fo muß fie nit bloß fohriftlih gejhehen, fondern es muß 
aud in der Schrift auf das Widerrufungsrecht deutlich verzichtet fein. 


Ausnaßmen: 
1. Wegen Dürftigkeit; 
(8. 947 — vgl. U. 1418, 905, 997 [T); 949, 064 B. @.) 
8. DAT. Geräth der Geſchenkgeber in der Folge in ſolche Dirftigleit, daß es ihm an dem 
nöthigen Unterhalte gebricht; fo ift er befugt, jährlih von dem geſchenkten Betrage die geſetz⸗ 
ligen Zinfen, infoweit die geſchenkte Sache, oder berfelben Werth nod vorhanden ift, und 
ihm der nötige Unterhalt mangelt, von dem Beſchenkten zu fordern, wenn fich anders dieſer 
nicht ſelbſt in gleich dürftigen Umftänden befindet. Aus mehreren Geſchenknehmern ift der 
frühere nur infoweit verbunden, als die Beiträge der fpäteren zum Unterhalte nicht zureichen. 

Entf. v. 25. April 1877, Nr. 12847 ex 1876 (©. Ztg. 1877, Nr. 40). 
Die Unterftügung der heimatsberechtigten Armen durch die Gemeinde hat nicht 
die Natur eines Almofens. Die Gemeinde kann vielmehr, falls der Unterftügte 
zu Bmgn. gelangt, deren Rückerſatz anfprechen, foweit dieſer ohne Gefährdung 
des Tünftigen Nahrungsftandes des ehemaligen Empfängere möglih iſt (IV. Ab- 
ſchnitt des Gs. vem 3. December 1863, 3. 105 R. ©. B., betreffend bie 
Regelung der Heimatöverhältnifie; 88. 1042, 947 B. ©.). 

Entf. v. 17. Yuli 1872, Nr. 6405 (4659 ©.-U.)., eingetragen in's 
Spruchrepertorium Nr. 6: Wenn und ſoweit ein entgeltlihes Rechtsge— 
ſchäft eine Schenkung enthält, fann es aus den in $$. 947— 955 2. ©. 
bezeichneten Oründen angefochten werben. 

Entf‘. v. 12. März 1862, Nr. 1343 (1497 G.-U.). Die 88. 947 
bis 951 8. ©. finden aud auf zweifeitig verbinblihe Vtge. Anwendung, 
infofern biefe zum Theile eine wahre Schenkung ($$. 916, 942 ibid.) beinhalten. 


2. Undankes; 
(8. 948 — gl. 6. 540; 8. 1487 8. ©.; 6. 8 6tr. ©.) 
8. 968. Wenn der Beſchenkte fih gegen feinen Wohlthäter eines groben Undantes ſchuldig 
madıt, kann die Schenkung widerrufen werben. Unter geobem Undanke wird eine Verlegung 
am Leibe, an Ehre, an Freiheit oder am Vermögen verfianden, welche von der Art ift, daß 
gegen den Berleger von Amtswegen, oder auf Verlangen bes Verlegten nad dem Strafgeſetze 
verfahren werben kann. 

— Entfd. v. 4. December 1877, Nr. 3307 (©. Ztg. 1878, Nr. 72). 
Da Gellagter fid verpflichtet hat, den Betrag von 3000 fl. nad ber 
Trauung ale Heiratsgut zu bezahlen, fo muß er zur Zahlung bes 
eingellagten Betrages nebſt Berzugszinfen verhalten werden, ohne 
daß es darauf anlommt, ob fich Kläger eines Undankes gegen ihn 
ſchuldig gemadt hat, weil dieſer Umſtand nur bei Schenkungen von 
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Einfluß ift (8. 948 B. ©), währenn der Bater gefeglih verpflichtet 
ift, feiner Tochter ein Heiratögut zu geben ($. 1220 ibid.). Na 8. 1245 
ibid. fann für das Heiratögut Sicherheit verlangt werben; es war 
diefe Leiftung zur Bedingung für die Berpflihtung der Zahlung zu 
maden, jedod nur rüdfihtlih des Kapitals, niht auch rücſichtlich 
der Binfen, ba für die legtere das ©. Feine folde Beftimmung enthält, 

Entf. v. 10. Juni 1873, Nr. 5853 (5003 G.. U.). Ueber die Klage 
auf Witerruf der Schenkung einer Realität wegen groben Unbantes Tann die 
büderlihe Streitanmerlung nicht bewilligt werden ($$. 61, 62—71 ©. ©.), weil 
durch diefe Klage nicht die Giltigkeit der Schenkung und der büderlihen Einver- 
leibung beftritten, fondern damit ans einem fpäter entflandenen Rechts⸗ 
grunde — der Undankbarkeit des Donatare — die Anerkennung des 
RE. zum Widerruf ber giltig erfolgten Schenkung gefordert wird, 

Eniſch. v. 31. Jänner 1860, Nr. 849 (1072 ©.-U.). Ein Adoptions- 
vertrag, wornad der Adoptirte die Wirthſchaft übernehmen, betreiben, die Schul⸗ 
den bezahlen und die Adoptiveltern, welche „Miethherrn“ verbleiben, erhalten 
fol, ift feine Schenkung; 8. 948 B. ©. daher auf diefen Vtg. nit anwendbar. 

Entf. v. 23. April 1852, Nr. 3760 (P. ©. 769). Die im $. 948 
B. ©. erwähnte, den Widerruf einer Schenkung begründende Berlegung kann 
aud vor dem Civilrichter erwiefen werden, und muß barüber ein Erkenntniß des 
Strafgerichte® nicht vorliegen. 


(8: 949 — 99. 335, 386, 838; 829, 330; 1487 B. @.) 

8. 949. Der Undant macht den Undankbaren für feine Perfon zum unredlichen Befitzer, 

und gibt felbft dem Erben des Verlegten, infofern der letztere den Undank nicht verziehen hat, 

und noch etwas von dem Geſchenke in Natur oder Werthe vorhanden ift, ein Recht zur Wider» 
rufungsflage auch gegen ben Erben bed Verletzers. 

Entfd. v. 17. Yuli 1872, Nr. 6405 (4659 ©.-U.)., eingetragen in's 
Sprudrepertorium Ar. 6: Wenn und foweit ein entgeltlihes Rechtsge- 
ſchäft eine Schenkung enthält, Tann es aus ben in 88. 947—955 B. ©. 
bezeihneten Gründen angefohten werben, 


3. Verkürzung des ſchuldigen Unterhaltes; 
(8. 950 — vgl. 8. 947; $$. 91, 189, 141, 148, 154, 166, 167, 188, 795, 796, 1264; 672; 6. 548 ©. ©.) 
8. 950. Wer Jemanden den Unterhalt zu reihen ſchuldig ift, Kann defien Recht durch Be- 
ſchenkung eines Dritten nicht verlegen. Der auf folde Art Berkürzte ift befugt, den Be- 
ſchenkten um die Ergänzung desjenigen zu belangen, was ihm ber Schenkende nun nicht mehr 
zu leiften vermag. Bei mehreren Gefhentnehmern iſt die obige ($. 947) Borfchrift anzu - 
wenden. 

Entf. v. 28. Jänner 1869, Nr. 12361 (3265 ©.-U:). Die Schenkung 
eines Verſtorbenen ift von Seite feiner ehelichen Kinder als Notherben weder 
wegen Berfürzung ihres Unterhaltes nody wegen Verkürzung ihres Pflichttheiles, 
wenn ber Geſchenkgeber zur Zeit der Schenkung bereits überſchuldet war, an« 
fechtbar. 


4. des Pflichttheiles; 
(6. 951 — vol. 68. 765, 766; 988— 948; 9. 916; 56. 1256, 1218, 1286; 787, 788; 45. 888, 878; 788; 
8.1487 8. 0) 


8. 951. Ber zur Zeit der Schenkung Abftämmlinge hat, denen er einen Pflichttheil zu 

hinterlaffen ſchuldig ift, kann zu ihrem Nachtheile Feine Schenkung maden, welche die Hälfte 

eine® Vermögens Überfteigt. Hat er diefes Maß überfhritten, und können dieſe Abſtämm- 

linge nad feinem Tode beweifen, daß fein reiner Nachlaß den Betrag ber Hälfte feines zur 

Zeit der Schenkung gehabten Vermögens nicht erreiche; fo Können fie von dem Befchenkten 
das gefegwibrig empfangene Uebermaß verhältnißmäßig zurüdfordern. 
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Entf. v. 18. December 1878, Nr. 10626 (9. ®. 1879, Nr. 14). 
Im Falle der Anfechtung einer Schenkung wegen Verlegung ver Notherben muß 
der Magende Notherbe auch den Beweis darüber führen, wie groß das Vmgn. 
des Geſchenkgebers zur Zeit der Schenfung war, weil dieß eben die Orundlage 
des Rlagebegehrens ift, weßhalb aud der $. 951 3. ©. ausdrücklich von 
demjenigen, der einen folden Anfprud erhebt, ven Beweis fordert, 
daß ber reine Nachlaß des Erbls. den Betrag der Hälfte feines Bmgne. 
zur Zeit ver Schenkung niht erreihte. Die bloße Behauptung, daß 
der Erbl. damals kein weiteres Bmgn. als das verſchenkte befaß, 
kann bei dem dagegen erhobenen Widerſpruche umjoweniger für wahr 
gehalten werden, als erwiefen ift, daß der Erbl. wenige Monate vor 
der Schenkung nod bedeutende Barfhaft zu eigen hatte. Das Klage⸗ 
begehrten, welches ohne weiters auf Zahlung des von der Schenkung berechneten 
Pflichttheils gerichtet ift, entipricht aud nicht der Vorfchrift des 8. 785 ibid. 

Entf. v. 30. Auguft 1865, Nr. 7074 (2268 ©.-U.). Die querela 
inoffieiosae donationis fteht aud dem außerehelichen Sohne ber Erblaflerin und 
auch wider fucceffive, wenn auch je einzeln das gefeglihe Maß nicht Überfteigente 
Schenkungen zu (88. 166, 171, 754, 765, 774, 951 B. ©.). 

Entid. v. P 1865 (©. H. 1865, Nr. 96). Dem Descendenten fteht 
das R., von einem Geſchenknehmer die Herausgabe des Geſchenkten nad 8. 951 
B. ©. zu verlangen, aud dann zu, wenn mehrere einzeln genommen nicht gefet- 
widrige Schenkungen gemacht wurden und es werben in biefer Beziehung mehrere 
einzelne Schenkungen nur als eine einzige Schenkung aufgefaßt. 

Entſch. v. 24. Februar 1863, Nr. 1112 (1660 ©.-U.). Wenn aud) bei 
der Beſtimmung des Pflichttheiles dasjenige, was einige Notherben ſchon früher 
erhalten haben, felben in Anrechnung zu bringen ift, fo können doch diefe Be— 
träge nicht in Anſchlag gebracht werden, wenn es fid darum handelt, den Betrag 
des vom Gefchenfgeber zur Zeit ber Schenkung befefienen Vmgns. oder des 
Nachlaſſes desſelben zu beflimmen, indem jene Beträge nicht als ein Theil des 
Bmgns. oder des Nachlaſſes anzufehen find. 

Entf. v. 12. März 1862, Nr. 1343 (1497 GM). Die Klage des 
8. 951 B. ©. ift auch dann zuläffig, wenn die ben Pflichttheil verlegende 
Schenkung in einen Kaufvertrag oder Ausgevingsvertrag eingefleivet wurde, zumal 
nad 8. 942 ibid. aud bei Btg.en mit bedungener Gegenleiftung nod immer in 
Anfehung des überfteigenden Werthes eine mahre Schenkung vorhanden ift. Wenn 
der ex titulo inofficiosae donationis Gellagte läugnet, daß der Erbl. fein anderes 
als das vom Kläger angegebene Vmgn. beſeſſen habe, fo trifft ihn, ven Geklagten, 
dießfalls Die Beweislaft. 

Entid. v. 5. Februar 1862, Nr. 7521 (1474 ©.:U.). Die Notherben 
haben das R., zu verlangen, daß ber Werth der vom Exbl. gefchenkten Sache in 
den Nachlaß conferirt und ihre Pflichttheile von biefem Ganzen beredinet werden. 

Entf. v. 7. Jänner 1862, Nr. 6708 (Manz'ſche Sig. von Entfd.), ein- 
getragen in's Judicatenbuch Mr. 45: Die Anorbnung des 8. 1487 8. G., 
wornad das R., den Pflicttheil, oder deffen Ergänzung zu fordern, 
binnen 3 Jahren bei fonftiger Big. geltend gemadt werden muß, 
findet aud in dem im $. 951 ibid. gefegten Falle, wenn ein Noth- 
erbe fi dur eine Schenkung unter Lebenden in feinem Pflichttheile 
verlegt hält, Anwendung. 

Entſch. v. 10. Yuli 1861, Nr. 4786 (1855 G. U.). Die Klage wegen 
pflichtwidriger Schenkung if eine Klage auf Leiftung ber Ergänzung bes dadurch 
ganz oder zum Theile entzogenen Pflichttheiles und wirb wie biefe gegen bie 
Rechtsnachfoiger des Schenkenden, mögen fie Erben, Vermächtnißnehmer oder Be- 
fihentte fein, gerichtet, fie muß aljo nach den 88. 1478 u. 1487 8. ©. binnen 
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3 Jahren von ber Zeit an gerechnet, angeflellt werben, als das R. auf ven 
Pflichttheil geltend gemacht werben kann, d. i. als es dem Kläger möglich ge⸗ 
worben if, fih von der Verkürzung zu Überzeugen. 

Entfd. v. 24. Mai 1859, Nr. 3995 (799 ©-U.; P. ©. 1043). Ein 
von Erbl. abgeſchloſſener Feibrentenvertrag fann von dem Pflichttheilsberechtigten 
nicht wegen Verkürzung des Pflichttyeiles angefochten werben. 

Entſch. v. 22. Yuli 1858, Nr. 4257 (583 ©.-U.; B. ©. 773). Mm 
den Activftand des Nachlafies find zum Behufe der Pflichttheilsbemeffung für die 
Notherben audy jene Schenkungen aufzunehmen, weldhe an einen Miterben fon 
früher gemadt wurden. Die Befimmung bes $. 951 8. ©. muß an fi 
und im Zufammenhange mit den in ben 88. 762, 765, 783, 786 
ibid. ansgefprohenen Orundfägen fo aufgefaßt und angewendet 
“werden, daß biefe Orundfäge weder ausdrücklich nod burd Umgehung 
und Täuſchung, welde dad ©. nicht einmal zulaffen, gefhmweige denn 
hervorrufen faun, an Kraft und Wirkſamkeit verlieren. Wenn es 
fih alfo, wie in dem vorliegenden Falle, um eine feitens bed Fa— 
milienvaterd an einzelne feiner Kinder gemachte Schenkung hanvelt, 
fo muß darin eine anticipirte Ausübung bes ihm vom ©. einge 
räumten Rs. über die Hälfte feiner Habe ſowohl durch Schenkungen 
unter Lebenden als von Todeswegen durch Teſtament zu verfügen, 
infoweit gefehen werben, als dieſes dem Egthr. zugeftandene R. mit 
den ihm als Ascendenten obliegenden Berpflihtungen in der Art 
vereint werden fanu, daß die Ausübung bes einen bie Erfüllung der 
andern mit allfälliger nahträgliher Reintegration des Vmgns. er- 
möglicht, und diefe coeriftenten Pflichten in dem Acte der Schenkung 
zur Zeit des Todes des Geſchenkgebers aud ohne nachträglichen Er» 
werb fo erfüllt erfheinen, als ob ſich tiefe zwei Thatfahen in ber 
legten gleihfam durd eine Gejegesfiction vereinigt hätten und fo 
die Fürſorge für die Kinder nit frudtips bleibe Erſcheint nun 
als Geſchenknehmer gegenüber Jemanden, der Descendenten hat, ein 
Erbe oder Legatar des frei vererblihen Bmgne. fomit ſchou begänftigt 
dur dem Tode des Geſchenkgebers vorausgegangenen Erwerb, fo 
wirft er den verhältnigmäßigen Werth des Geſchenkten in den Nadı- 
‚laß ein, da das ©, ſtets den Pflihttheil in Bezug auf das ganze 
Dmgn. des Berftorbenen intact erhaltend, ben Geſchenkuehmer behufs 
ber Beftimmung des Pflichtiheiles, gleihmie wenn von einer Ueber— 
fhreitung der Hälfte gefproden wird, zur Anrehnung des Em- 
pfangenen verpflichtet, bamit er zur Zeit des Todes des Geſchenkgebers 
und Erbl, gegenüber den Descendenten nit reicher fei, als er es 
wäre, wenn er bloß in Folge legtwilliger Verfügung zu dem Nadıe 
Laffe berufen worden wäre. Anprerfeits könnte aud diefe Frage nicht 
in einem entgegengefegten Sinne gelöft werden, wenn man die eber- 
treibung der Eonfequenz für unftatthaft erklären wollte, woran das 
Argument von der ganz unfheinbaren Schenkung des Vaters ftreift, 
da das Unftatthafte des falfhen Eriteriums nur in der Webertrei« 
bung des Sadverhaltes gelegen wäre, und eine falfhe Hypotheſe 
nit hinreicht, eine falfhe Anwendung des ©. zu rechtfertigen. 

Entf. v. 27. Yänner 1857, Nr. 12266 (282 ©.-U.; P. ©. 771). 
Es ift der Pflichttheil zwar aud nad) der Hälfte des Vmgns. zur Zeit der Schenkung 
zu bemefien; jedoch mit Rüdficht auf vie zur Zeit des Todes des Geſchenkgebers 
(und nicht zur Zeit der Schenkung) vorhandenen Notherben. 

Entf‘. v. 29. April 1856, Nr. 3919 (991 ©.-U.; P. S. 772). Die 
pflihttheilöberechtigten Descendenten, welche eine Schentung bes Erbls. als gefet- 
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wibrig anfechten, müfjen bemweifen, wie groß das Vmgn. des Erbls. zur Zeit ber 
Schenkung war, und es genügt nicht die Addition des gefchentten Betrages zur 
Summe bed Nachlaßvermögens hierzu. — [Worfpr. der Entſch. Nr. 1343 ex 1862.] 

Entf. v. 8. Auguft 1820, Nr. 4413 (P. ©. 770). Eine Schenkung, 
melde die Hälfte des erblafferifhen Vmgns. überfteigt, ift nicht ungiltig; dem 
im Pflicttheil Verlegten erwächſt aus einer folhen Schenkung bloß das R., das 
Uebermaß ad supplendam legitimam zurädzuforbern. 


4. 958 — gl. bei 8. 951 cit.; 6. 9898 0. &) 
8: 958. Befigt der Beſchenkte die geſchenkten Sachen oder ihren Werth nicht mehr; fo haftet 
er nur infofern, als er fie unredlicher Weife aus dem Befige gelaffen Hat. 
Entſch. v. 17. Yuli 1872, Nr. 6405 (4659 ©.-U.), eingetragen in’s 
Spruchrepertorium Nr. 6: Wenn und foweit ein entgeltlihes Rechtsge⸗ 
fhäft eine Schenkung enthält, kann es aus den in 88. 947—955 B. ©. 
bezeihneten Gründen angefochten werben. 


5. der Gläubiger; 

d. 958 — »gl. 5. 24 C. D. v. 26. December 1868, Ar. 1 R. ©. B. für 1869; 3. 068; 98. 547, 548 8. ©.) 
8. 958. Unter eben biefer (8. 952) Beſchränkung können auch diejenigen Geſchenke zurüd- 
gefordert werden, wodurd die zur Zeit der Schenkung fon vorhandenen Gläubiger verkürzt 
worden find. Auf Gläubiger, deren Korderungen jünger find, als die Schenkung, erfiredt 
fi dieſes Recht nur dann, wenn ber Beſchenkte eines Kinterliftigen Einverftändnifies über» 

tiefen werben kann. 

Entſch. v. 20. November 1877, Nr. 8432 (©. Zig. 1878, Nr. 89). 
Das Beſtreitungsrecht des nachfolgenden Pfandgläubigers bei der Meiftbots- 
vertheilung ift fofern, damit der Beſtand ber Forderung negirt werden will, — 
da der nachfolgende Gläubiger nicht Compaciscent des fraglichen Vtgs. war, 
alfo nicht einwenden kann, daß diefer Vtg. ein Sceingefhäft fi — von dem 
Nahmeis abhängig, daß die vorausgehende Forderung aus einer ihn im Sinne 
bes 8. 953 B. ©. verfürzenden Schenkung entfprungen fei. 

Entf. v. 25. September 1877, Nr. 10531 (©. 9. 1878, Nr. 29). 
Der Gläubiger fann das unbeweglihe von dem Schuloner verfhenkte und an 
einen Dritten bereit8 übergebene Vmgn. mit Pfand belegen, ohne, wenn bie 
geführte Mobilarerecution erfolglos blieb, den Beweis hergeftellt zu haben, daß 
der Schuldner Fein ſonſtiges Mobilarvermögen habe. 

Plenar-Entſch. v. 20. December 1876, Nr. 6828 (6325 ©.-U.). Die 
Gläubiger eines Geſchenkgebers können nach $. 953 B. ©. die Schenkung nur 
infoweit anfechten, als fie Dadurch in ihren Rechten verkürzt werben. Sie können 
nur begehren, daß fie in biefelbe Lage geſetzt werden, in welcher fie fi bar ver 
Schenkung befanden. Ein Mehreres, nämlich, daß fie günftiger als früher ge⸗ 
ſtellt werben, find fie zu verlangen nicht berechtigt. Es erfcheint daher der auf 
Heranszahlung jenes Betrages, bezüglich deſſen ber beanftändete Verkauf als 
Schenkung fi darſtellt — gerichtete Anfprud der Klägerin mit Rüdfiht auf 
bie ihr zuftehende Forderung nicht gegründet. Der Nachtheil, melden fie durch 
die obige Schenkung erleidet, befteht nur darin, daß ihr dadurch ein Zahlungs- 
fond des Schuldners, welcher unbeftrittenermaßen feine anderen Zahlungsmittel 
befigt, entzogen wurde. Die Befeitigung dieſes Nachtheiles liegt nun barin, daß 
Klägerin wieder in die Rage geſetzt wird, fih aus der Realität bis zu jenem 
Maximalbetrage als Hypothek bezahlt zu machen. Nur mit dieſer Beſchränkung 
war daher dem Klagebegehren flattzugeben, obwohl basfelbe nicht ausdrüclich 
hierauf gerichtet worden ift. 

Entſch. v. 18. November 1875, Nr. 8356 (5912 G.-U.). Der in ber 
Urkunde über die Abtretung ber Ausgedingsantheils « Forderung des Gaiten an 
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die Ehegattin enthaltene Abſatz, daß bie Abtretung gefchieht, weil Cedent wegen 
hohen Alters beim Bezuge des Ausgedinges nicht perſönlich mitwirken könne, 
ihm fein Eheweib pas Nöthige’ ohnehin willfährig darreiche und barreichen werde, 
(— wozu übrigens bie Gattin nah $. 92 B. ©. ohnehin verpflichtet it —) 
enthält mur den Beweggrund. Diefer Beweggrund vermag nach 8. 940 B. ©. 
an der rechtlichen Wefenbeit der Schenkung nichts zu ändern, . zumal bie Gattin 
auf die Abtretung des Ausgedinges oder auf ein fonftiges Entgelt für Pflege 
und Verköſtigung ein Klagerecht nicht hatte. Es ift daher das Klagebegehren 
der Gläubiger, infoweit es dahin gerichtet ift, daß die Abtretung bed Ausge- 
dinges als eine Schenkung erklärt und im Allgemeinen dem Rechtsſatze des 
8. 953 ibid. unterzogen werbe, begründet; zu weit gehend aber dad Begehren, 
daß bie Beſchenkte ebenfo, wie wenn fie die eigentlihe Schulonerin ber Kläger 
wäre, die Forderung der legteren ohnemeiters, ohne Berüdfihtigung der Art des 
Geſchenkes, zu bezahlen hätte; dieſelbe ift vielmehr nur ſchuldig, zu geftatten, 
daß Kläger für ihre Forderung fammt Nebengebühren aus dem durch die Schen- 
fung erworbenen Audgebinge ſich bezahlt machen, was aud der wahre Sinn und 
Zwed des Klagebegehrens if. 

Entſch. v. 28. Februar 1872, Nr. 12786 (4492 ©.-U). Zur Be 
gründung der Klage nad 8. 953 B. ©. hat der Kläger den birecten Beweis 
ber wirklich erfolgten Schenkung zu erbringen und Tann fid hierin nicht auf 
bloße Bermuthungen flügen. Es Tann ihm aber aud nicht der Beweis aufge 
bürdet werben, daß bie Beſchenkten Feine Forberungen an den Schenker hatten. 

Entf. v. 29. März 1871, Nr. 9657 (4105 ©.-U.). Das auf $. 953 
B. ©. geſtützte Klagebegehren: die Beſchenkten feien ſchuldig, das Gefchenkte dem 
Schenkgeber zurückzuerſtatten, iſt in dieſer Ausdehnung unbegründet. Sobald 
aber anerkannt iſt, daß ein Fall des 8. 953 ibid. vorliege, kann das zu weit 
gehende Begehren nicht abgewiefen, fondern es muß erflärt werben, daß bie 
Schenkung dem Kläger gegenüber nicht zu R. beftehe, ver Gläubiger berechtigt 
fei, wegen feiner Forderung auf die geſchenkte Realität die Execution zu führen; 
bierdurd wird dem Gläubiger das ibm nad dem cit. Paragraphe zuftehende R., 
das Geſchenk nur zu feiner Befriedigung zurüdzufordern, gewahrt, und bleibt bie 
Möglichkeit offen, die Schenkung oder deren Werth inſoweit aufrecht zu erhalten, 
als fie die Forderung des verfürzten Gläubigers überfteigt. [Aehnl. der Entſch. 
Nr. 6828 ex 1876.] 

Entf. v. 28. Jänner 1869, Nr. 12361 (3265 G.⸗U.). Die Schen- 
kung eines Berftorbenen ift von Seite feiner ehelichen Kinder als Notherben 
weber wegen Verkürzung ihres Unterhaltes, noch wegen Verkürzung ihres Pflicht: 
theiles, wenn der Gefchenfgeber zur Zeit der Scheukung bereits überſchuldet 
war, anſechtbar. 

Entſch. v. 15. April 1862, Nr. 1716 (1507 G.-U.). Kann der Oläu« 
biger nachweiſen, daß durd die Schenkung beabfichtigt wurde, ihm die Möglich- 
keit der Einbringung feiner Forderung zu benchmen, fo kann er nur im flrafe 
gerichtlihen Wege die Ungiltigleitderflärung ber Schenkung veranlaffen. 

Entfd. v. (?) (P. ©. 1208). Die Gläubiger des Schenkers können, 
wenn ber Beſchenkte in ben bücherlichen Befig ver gefchenften Realität gelangt 
ift, gemäß $. 1467 ®. ©. und Hof. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 nur 
nod innerhalb dreier Jahre wider den Geſchenknehmer auftreten. 


6. wegen nachgeborner Rinder. 


(8. 956 — vgl. 99. 617, 628, 778; 947, 950, 952; 98. 189, 166, 169, 184 ©. ©.) 


8.954. Dadurch, daß einem kinderloſen Geſchenkgeber nad; gefchloffenem Schenkungsvertrage 
Kinder geboren werben, erwächſt weber ihm, noch den nachgebornen Kindern das Recht, die 


’ 
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Schenkung zu widerrufen. Doch kann er, ober das nachgeborne Kind, im Nothfalle ſowohl 
gegen den Beſchenkten, al® gegen defien Erben das oben angeführte Recht auf die gefeglichen 
Zinfen des gefchenkten Betrages geltend maden (8. 947). 

Entſch. v. 17. Juli 1872, Nr. 6405 (4659 ©.-U.),- eingetragen in's 
Sprudhrepertorium Ar. 6: Wenn und foweit ein entgeltlihes Redts- 
geſchäft eine Schenfung enthält, fann es aus den in 88. 947 —955 
8. ©. bezeichneten Gründen angefodhten werden. 


Welche Schenkungen anf die Erden nicht üdergeßen. 
6. 966 — vgl. 8. 918 8. 6.) 

8. 955. Hat der Geſchenkgeber dem Befchenkten eine Unterftügung in gewifſen Sriften zu⸗ 
gefihert, fo erwädhft für die Erben desſelben weder ein Hecht, noch eine Verbindlichkeit; es 
müßte denn in dem Schenkungsvertrage ausdrücklich audere bedungen worben fein. 

Entſch. v. 21. September 1876, Nr. 7801 (©. Zig. 1878, Nr. 66). 
Die Befimmung: „B (Kindesvater) vermacht feinem Finde 3000 fl....; von 
biefem Capitale hat das Find nur die Intereſſen zu beziehen, bis es das 
20. Lebensjahr vollendet hat. Nach dieſer Zeit, und wenn das Kind fi feinen 
Unterhalt ſelbſt verdient, find die Intereſſen zum ndthigen Unterhalt der Mutter 
zu verwenden, folange deren Aufführung untadelhaft bleibt,” — ift entweder bahin 
auszulegen, daß B die Intereſſen des dem unehelihen Sohne legirten Capitals 
fhon bei feinen Lebzeiten der Kindesmutter zugewiefen wiflen wollte, in welchem 
alle es fih um eine in gewiflen Friften zugeficherte Unterſtützung handeln würde, 
woraus zu Folge des $. 955 B. ©. eine Verbindlichkeit feinen Erben nicht er- 
wachſen würde, — oder es würde ſich auch bezüglich besjelben nur um eine 
Schenkung handeln, welche erft nad dem Tode in Wirkfamkeit treten fol. Diefe 
wäre Mangels der nöthigen Zeugen nicht als Vermächtniß, und, da fi des 
Befugniſſes des Biverrufes nicht begeben wurde, and nicht als Big. giltig. 


Schenktung auf den Vodesfall. 

G. 956 — vol. 8. 943 8. G. und G. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. B.; $$. 608, 658; 577-588, 713716, 
T21— 726, 685, 698, 786, 787; 56. 861; 9A7—964; 863 [1]; 1349, 1252; 56. 786, 866-868; 918 B. G.) 
8. 956. Cine Schenkung, deren Erfüllung erft nad dem Tode des Schentenden erfolgen 
fol, ift mit Beobachtung der vorgefchriebenen Förmlichkeiten als ein Bermädtniß giltig. Nur 
dann ift fie als ein Vertrag anzufehen, wenn der Beſchenkte fie angenommen, der Schenkende 
ſich des Befugniffes, fie zu widerrufen, ausdrücklich begeben hat, und eine ſchriftliche Urkunde 
darüber dem Beſchenkten eingehändiget worden ift. 

Eutfd. v. 6. Auguft 1878, Nr. 1175 (9. B. 1878, Nr. 39). Die 
von einer Kranken in Gegemwart breier Frauensperfonen an eine derfelben erfolgte 
Uebergabe eined Werthgegenftandes mit der Winmung, denſelben nah ihrem 
Ableben einer dritten Perfon als Gefchent zu übergeben, denſelben jedoch, falls 
fie wieder gefund würde, ihr wieder zurüdzuftellen, ift weber ein Legat, noch als 
Schenkung auf den Todesfall, noch aud als Schenfung unter Lebenden anzufehen 
(88. 956, 591, 601 B. ©.). 

Entſch. v. 16. Jänner 1878, Nr. 14446 (©. H. 1879, Nr. 22). Die 
dem Teſtamente beigefügte Annahmeerflärung des darin Beraten benimmt dem⸗ 
felben nicht ben Charakter ber Iegtwilligen Exrflärung (88. 578 u. 765 B. ©.); 
zumal wenn fi darin ausbrüdlih auf die Beſtimmungen über legtwillige Ans 
orbnungen bezogen wurbe, Inhalt und Form auf eine legtwillige Erklärung hin⸗ 
weifen. Als eine Schenkung auf den Todesfall kann die Urkunde ſchon deßhalb 
nicht angefehen werben, weil fie das dießſalls wefentlihe Erforderniß des Ber 
sichtes anf den Wiberruf nicht enthält (8. 956 ibid.). 

Entſch. v. 2. November 1877, Nr. 6396 (©. Ztg. 1877, Nr. 100). 

Wiehl, bürgl. Geſetb. erl. 45 
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Es ift nit nothwendig, daß bie im $. 585 B. ©. nornirten Zeugen ausprädlid) 
„als Zeugen bes legten Willens” gerufen werben, daher auch zur Giltigkeit ber 
Schenkung auf den Todesfall nicht erforverlic. 

Entf, v. 27. December 1876, Nr. 13317 (6329 ©.-U.), Die Erb- 
laſſerin hatte ihrer Großnichte A eine Perlenſchnur um den Hals gelegt, mit 
ber Erfärung, daß fie die Perlen verfelben zum Andenken gebe, worauf bie 
Eltern der Großnichte die Perlen verwahrten und einige Tage fpäter der Erb 
laſſerin, „da fie ſich der Perlen noch bedienen wolle,“ felbe überfandten. Die 
Erblafferin, welche bis zum Tode im Beſitz der Perlen blieb, vermachte diefelben 
einer Dritten. Der Klage der A auf Herausgabe der Perlen wurde ftattgegeben, 
weil die Schenkung an tie Klägerin als Schenkung unter Lebenden durch bie 
vorbehaltlofe Uebergabe perfect geworden war, ein Fall des $. 956 B. ©. daher 
nicht vorliegt. 

Entf. v. 26. Mai 1876, Nr. 1662 (6161 ©.-U.). Die Erklärung 
des Gläubigerd, jenen Theil der Schuld, welder zur Zeit feines Todes noch 
aushaften werde, fofort und ohne Weiteres nachzulaſſen, ift keine Schenlung auf 
den Todesfall, fonteın ein Schulderlaß im Sinne des $. 1444 B. G., da nad 
Inhalt der Erklärung nur der Betrag des Nachgelaſſenen ziffermägig. noch un- 
beftinnmt blieb, 

Entfih. v. 24. Februar 1874, Nr. 1504 (5277 ©.-U.). In ber Ceſſion 
ber ſchenkungsweiſe auf den Todesfall — und ohne Verzicht auf den Wiber- 
ruf — erlaffenen Forderung liegt ein Widerruf ($$. 956 u. 729 8. G.). Der 
Schuldner ift daher dem Ceffionar zu condemniren. 

Entfd. v. 22. November 1871, Nr. 13853 (4334 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 1175 ex 1878, 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 3482 (3375 ©.-U.). ine Urkunde, 
worin jemandem das R. eingeräumt wird, beflimmte Realitäten aus den Nach— 
laſſe der Befiger um einen feftgefegten Preis zu übernehmen, ift feine Schen- 
kungsurkunde, fondern beinhaltet eine Verabredung nach $. 936 B. ©., auf 
deren Zuhaltung binnen einem Jahre nad) dem bedungenen Zeitpuntte gebrungen 
werden muß. 

Entid. v. 6. Mai 1868, Nr. 3477 (3062 G.-U.). Der Schlußſatz 
des 8. 956 B. ©. enthält nad feiner Haren Faffung einen ber in 
$. 883 ibid. erwähnten Fälle, in welchen bie fhriftlihe Bertragsform 
als Erforderniß der Giltigkeit des Big. felbft feftgefegt erſcheint. 
Nach 88. 861 u. 884 ibid. mäffen daher, damit eine Schenkung auf 


. ben Todesfall als Btg. gelte, beide Theile die Urkunde unterzeihnen 


und es muß die im $. 956 ibid. als Erforderniß der Giltigkeit feft- 
geſetzte ausdrückliche Erklärung der Annahme ſeitens der Beſchenkten 
in der Urkunde ſelbſt enthalten ſein. Demgemäß ift bei einem Big. 
über eine Schenkung auf ben Todesfall eine ſtillſchweigende Willens— 
erklärung im Sinne des 8. 863 ibid. ganz unzuläſſig. Bgl. indeß 
u diefer und ber folgenden Entſcheen das ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 
R. 


— v. 11. Februar 1868, Nr. 1184 (2987 G.U.). Ein mit den 
Erforberniffen des $. 956 B. ©. zu Stande gelommene Schenkung 
auf den Todesfall hat nad dieſem ©. die rehtlihe Natur und Wir- 
fung eines Vtgs., deſſen vollftändige Erfüllung zwar erft mit dem 
Tode des Schentenden, dann aber auch fhon mit der unmittelbaren 
Wirkung eintritt, daß das auf den Todesfall geſchenkte, mittelſt der 
bem Beſchenkten eingehändigten fohriftlihen Urkunde bereits über- 
gebene Bmgn. niht mehr als ein der Berlaffenfhaftsabhannlung 
zu unterziehendes, fondern als ein mit dem Tode des Schenkers vom 
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Beihenkten erworbenes und in bes legteren Egth. Übergegangenes 
Vmgn. betrachtet werden muß, in Anſehung deſſen es einer gericht» 
lihen Berhandlung zum BZwede der Nachweiſung des Rechtsan— 
"fprudes und Uebergabe in den rechtlichen Beſitz ($. 797 ibid.) nit 
mehr bedarf, und bezüglich der Gebühren lediglich nad Vorſchrift 
des Gebührengeſetzes (8. 59 ©. v. 9. Februar 1850, Nr. 50 R. ©. 8.) 
vorzugehen ifl. 

Entf. v. 27. Februar 1866, Nr. 1556 (2400 ©.-U.). Die Erflä- 
rung, wornach jemanden ein Gegenftand zur Dedung einer Forderung für den- 
Todesfall des Schuldners in's Egth. überlaffen wird, bedarf aud dann nicht 
der für die Schentung auf den Todesfall vorgefchriebenen Förmlichkeiten, wenn 
der Werth des Gegenſtandes jenen ber Forderung überfteigt. Ein laesio ultra 
dimidium wurde nicht behauptet, und liegt nicht vor. 

Entf. v. 15. Juni 1864, Nr. 4206 (1931 G.-U.). Nur zur Gil- 
tigleit des Erbvertrages ift die Beobadtung ber Förmlichkeiten 
eines Teftamentes, und zwar eines ſchriftlichen vorgeſchrieben ($. 1249 
8. ©.). Zur Giltigkeit der anderen Ehepacten, welde im $. 1217 ibid, 
ausbrüdlic als Vtge. bezeichnet find und nad) biefem und den folgenden 
Paragraphen aud die Fruchtnießung auf den Todesfall und den Wit- 
wengehalt zum Oegenftand haben könıten, find die Förmlichkeiten einer 
legten Willenserklärung nicht erforderlid. Das für den Witwen— 
fand zugefiherte Wohnungsredt fällt aber unter den im $. 1242 
ibid. aufgeftellten Begriff des Witwengehaltes. In der Einräumung 
besfelben in ven Ehepacten liegt daher feine legtwillige Verfügung, 
fein Bermädtniß, fondern ein Btg., und zwar ein zmweifeitig ver- 
bindliher (feine Schenkung), obgleid die vermögenslofe Braut, jetzt 
Witwe, ihrem Bräutigam nichts zubringen konnte; denn als Ehe- 
pact wurde er eben nur in Abfiht auf die ehelihe Verbindung ge» 
fhloffen, durch welche aud die Gattin Pflichten auf fi genommen 
bat ($. 92 ibid.). 

Entf. v. 23. April 1863, Nr. 2753 (1679 ©.-U.). Wenn jemand 
einem Dritten fein Bmgn. „auf den Todesfall unmwiderruflih“ mit der Beſtim⸗ 
mung ſchenkt, daß, im Falle ver Beſchenkte vor dem Schenfer ftürbe, das Bingn. 
auf die Gläubiger und Rechtsnachfolger des Beſchenkten zu übergehen habe, und 
der Beſchenkte vor dem Geſchenkgeber ftirbt, fo haben die Gläubiger des Be- 
fchenkten Tein R., vor dem Tode des Geſchenkgebers ihre Befriedigung zu fuchen. 

Entſch. v. 11. März 1868, Nr. 1222 (1671 ©.-U.). Wenn bie Be- 
dingung des Widerrufes einer Schenkung nicht eingetreten ift, und nicht mehr 
eintreten kann, find die Erben des Geſchenkgebers nicht berechtigt, die Zurüdtellung 
der gefchenkten Sache zu fordern. 

Entf. v. 8. Februar 1859, Nr. 68 (723 ©.-U.; P. S. 775). Durch 
eine Schenkung für den Todesfall wird der Geſchenknehmer, wenn ihm bie ges 
ſchenlte Sache von dem Geſchenknehmer nod vor feinem Tode übergeben wird, 
fogleih Egthr. derſelben. 

Entfd. v. 2. Yuli 1857, Nr. 4293 (404 ©.-U.). Zur Rechteverbind« 
lichkeit einer in einem zweiſeitig verbinblihen Vtg. auferlegten Leiftung an einen 
Dritten auf den Todesfall — wenn aud dad Motiv biefer Vertragsbeftimmung 
nur bie Liberalität des Ausbedingenden gegenüber dem Dritten ift — genügt 
«8, dag ber Dritte davon Kenntniß erlangt und feine Re. geltend madıt. 

Entfd. v. 5. Mai 1857, Nr. 2963 (335 ©-U.; P. ©. 774). Das 
Codicillarvermãchtniß im Sinne bes 8. 956 B. ©, wird durch ein fpätere® 
Teftament nicht aufgehoben (8. 721 ibid.). 

45* 
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Entſch. v. 26. Februar 1856, Nr. 1759 (165 ©.-U.). Die fragliche 
(Realitätenübergab3-) Urkunde, welder die Fertigung des Ueberne bmers, 
ſomit deſſen Annahme fehlt, kann für einen ſchrift lichen Dig. im 
Sinne des 8. 884 B. ©. nit angenommen werben; eine ſymboliſche' 
Annahme ift aber bei einem fhriftlihen Vtg. nicht zufäffig. Da der Ge 
fchenfgeber zudem ſtets die Realität im Befige behielt, gab er zu erfennen, daß er 
feinen Vtg. unter Lebenden geſchloſſen habe, und ber jetzige Kläger erflärte fi damit 
einverftanden, da er fein R. nicht geltend machte. Nachdem nun alfo der Geſchenk⸗ 
" geber ſich feines Rs. zum Widerruf nicht ausprüdlich begeben hat, kann baher 
in ber fraglichen Urkunde nur ein — zurüdgenommenes — Legat erfehen werben. 

Entf. v. 13. Februar 1855, Nr. 900 (72 ©.-U.; P. ©. 777). Zur 
Biltigfeit der Schenkung auf den Todesfall ift bie ausdrückliche Annahme der 
Schenkung von Seite des Befchenkten nothwendig, und genügt der bloße Beſitz 
der Schenkungsurfunde nicht. 


Mennzehntes Hauplſlüuck. 


Bon dem Berwahrungsvertrage. 


Inhalt: Verwahrungsvertrag (88. 957 u. 958). Wann er in einen Darleibens- oder Leih⸗ 
vertrag ($. 959); ober in eine Bevollmächtigung übergehe ($. 960). Pflichten 
und Redte bes Verwahrers (88. 961 — 966); umb bes Hinterlegers & ns 
Sequeſter (8. 968). Ob dem Berwahrer ein Lohn gebühre (88. 969 u. 970). 


rt. 885400 9. ©.; Bat. Se — nen tenämter); Rot. D. und Rot. Tar. 
Sr Zuli 1871, Ar, wies hr ee bie Tpeils 8.6; — und 


Berwahrungsvertrag. 
(8. 957 — vgl . 971; 988; 1090; 1008, 1151; 88. 986; 319 ©. &.) 
8. 957. Wenn Jemand eine fremde Sache in feine Obforge übernimmt; fo entfteht ein 
Berwahrungsvertrag. Das angenommene Berfprehen, eine fremde, noch nicht übergebene 
Sache in die Obforge zu Übernehmen, macht zwar den verfprehenden Theil verbindlih; es 
ift aber noch Fein Verwahrungsvertrag. 

Entfd. v. 28. Juni 1876, Nr. 2981 (6196 G.-U.). $. 970 8. G., 
wornady Wirthe für Ihnen oder ihren Dienflleuten von aufgenommenen Reifenden 
übergebene Sachen gleich einem Verwahrer haften, findet aud in Dem Falle An- 
wendung, wenn der aufgenommene Reifende beim Berlafien feines Zimmers das- 
ſelbe abfperrt und den Zimmerſchlüſſel einem Bedienſteten übergibt, weil dadurch 
diefem Bedienſteten die in dem Zimmer befindlichen Sachen des Neifenden über- 
geben werden. Wenn daher bewiefen wird, daß der Kläger die in der Klage an- 
gegebenen Gegenftände in das ihm vermiethete Zimmer mitgebracht hat, und daß 
ihm dieſelben zu einer Zeit, wo fie in Verwahrung bes Hotelbebienfteten waren, 
abhanden gelommen find, muß der Bellagte als Hotelbefiger gleich einem Ver⸗ 
wahrer die Sachen in demfelben Zuftande, in welchem er fie übernommen, zurüd- 
flellen, und wenn er dieſes nicht vermag, nad $. 1323 ibid. ven Schägungs- 
werth vergäten. Hiernach hat nicht der Kläger zur Begründung feines Erſatz 
anſpruches die Unterlaffung der pflihtmäßigen Obforge von Seite des Beflagten 
oder feiner Dienftleute zu beweifen, fondern es hat ver Bellagte, um ſich von ber 
ihm duch das ©. auferlegten Haftung zu befreien, nad; 8. 1298 ibid. den Beweis 
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zu führen, daß er an ber Erfüllung feiner Verbindlichleit ohne fein Verſchulden 
verhindert wurde [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 3. Mai 1876, Nr. 2801 (©. Big. 1877, Nr. 76). Aus der 
Thatſache, daR einem Gefhäftsmanne zur Reparatur übergebene Gegenflände nad) 
erfolgter Reparatur und darüber dem Arbeitgeber erftatteter Unzeige, nicht abge 
bolt wurden, Tann auf den ſtillſchweigenden Abfchluß eines Verwahrungsvertrages 
nicht gefolgert werben; der Lohnvertrag ullein reicht nicht aus, aud einen Ver⸗ 
wahrungsvertrag als natürliche, Fortfegung zu begründen [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 24. November 1869, Nr. 8221 (3580 ©.-U.). Dadurch, daß 
die Badeanftalt dem Gafte eine unter ihrer Sperre befindliche Cabine zur Be— 
nügung.. anbietet und der Gaft fie benägt, kommt ſtillſchweigend ein -Dtg. zu 
Stande, nad welchem bie Anftalt die Verantwortung übernimmt, daß der ange 
wiefene Ort aud feinen Zweden entſpricht. Wenn die Einrichtung der Cabine 
mangelhaft ober die Auffiht der Badediener ſchlecht ſind, liegt der daraus ent- 
ſtandene Schaden im Verſchulden ber Badeanſtalt und ift diefelbe nach $. 957, 
958, 961, 964, 1295, 1297 u. 1298 B. ©, erfagpflichtig, ohne den Beſchä⸗ 
digten an den etwa ſchuldtragenden Diener weifen zu können, da nicht ber Gaft 
fih den Diener wählt, jondern dem von der Anftalt beftellten Diener die Aufſicht 
über feine Effecten und die Verſchließung des Aufbemahrungsortes überlaffen muß. 

ntf&. v. 18. November 1869, Nr. 8536 (3576 B. ©.). Das Wort 
„anvertraut“ iſt in $. 1101 3. ©. vermöge der Berufung des $. 367 ibid. 
in einem weiteren Sinne genommen, als dem eines eigentlichen Berwahrung®- 
vertrages gemäß $. 957 ibid. 

Entſch. v. 21. November 1867, Nr. 9154 (2926 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 8221 ex 1869. 

Entf. v. 16. Mai 1867, Nr. 3637 (2800 ©.-U.). Durch Benügung 
der Badecabine kommt ein Verwahrungsvertrag zwiſchen ber Baveanftalt und dem 
Safte zu Stande. Wenn aber die Cabine nicht von dem beſchädigten Gafte 
allein benügt wurde, fo obliegt ihm ver Beweis, daß die Beſchädigung durch 
Verſchulden der Badeanſtalt rüdfichtlih ihrer Organe erfolgt fei. 

. Entf‘. v. 16. April 1819, Nr. 1807 (P. S. 779). Gegen jedermann, 
der eine fremde Geldcaſſe führt, ftreitet die Vermuthung, daß er in berfelben - 
feine anderen als bie ihm anvertrauten Gelder bewahre; behauptet er, daß er 
anßer den ihm anvertrauten Gelvern eigene in Vermiſchung mit den ihm anver- 
trauten in diefer Geldcaſſe aufbewahrt, fo liegt ihm demnach ob, den Beweis hier- 
über zu führen. 

(G. 958 — vgl. 48. 300-514 8. ©.) 

8: 958. Durd den Berwahrungsvertrag erwirbt der Uebernehmer weder Eigenthum, noch 
Befig, noch Gebraucherecht; er iſt bloßer Inhaber mit der Pflicht, die ihm anvertraute Sache 
vor Schaden zu fihern. 

Entf. v. 2. Mai 1878, Nr. 1317 (9. B. 1878; Nr. 26). Es prü- 
jubieirt der Haftung des Verwahrers nicht, daß er bei der Hauptverhandlung 
wider den Dieb, der bie verwahrte Sache bei ihm entwendete, als Beſchädigter 
und WPrivatbetheiligter intervenirte. Das Maß der pflihtmäßigen Obforge des 
Berwahrerse muß nad) den thalſächlichen Berhältnifien beftimmt werben. Der 
Egthr., welder felöft zugegen war, al® ber Berwahrer die aus Gefälligfeit in 
Berwahrung genommenen Effecten in einen Kaften ſperrte, hat diefe Verwahrungs⸗ 
weiſe hiermit gutgeheigen, den Verwahrer trifft daher Feine Haftung, nachdem 
aus dem Strafprocefje ſich ergibt, daß ber Dieb aus biefem verfperrt geweſenen 
Kaſten die Effecten ftahl. 

Entſch. v. 19. Jänner 1875, Nr. 597 (5605 G.U.). Der gerichtlich 
beftellte Sequefter ift im Sinne ver 88. 958 u. 968 8. ©. nicht felbft Beſitzer 
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des ihm zur Beforgung zugewiefenen Gutes; er erſcheint jedoch kraft feines Se— 
quefteramtes zur Befigausäbung und Vertretung des Egthrs. berufen und ift 
demnach zur Anbringung der Beſitzſtörungsklage legitimirt [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 20. März 1872, Nr. 698 (4530 ©.-U.). Der Begriff der 
Uebergabe ift, wie fid) aus der Bergleihung ver 88. 426, 452, 481, 797 u. 958 
2. ©. u. a. m. ergibt, feineswegs überall ein und derfelbe, daher feine zwingende Noth- 
wenbigfeit vorhanden, ihn auf den fleinften Umfang einzufhränten [Schlußfol- 
gerung]. Die Effecten, welche die Klägerin in das, im Gaſthoſe des Geflagten 
bezogene Zimmer, das mittelft des von der Klägerin bei ihrem Weggehen zurüd- 
gelaflenen und dem Portier des Gafthofes übergebenen Zimmerſchlüſſels, ſowie 
mittelft des, nad dem Zugeftändnifje des Geklagten in den Händen eines Gafte 
Hofftubenmäpchend befindlichen Nebenfhlüffele ven Hausleuten zugänglid war, 
eingebracht hatte, müflen al® vermöge einer ftilljehmweigenden Webereintunft dem 
geffagten Hotelier beziehentlic feinen Dienftleuten zur Aufbewahrung anvertraut 
angejehen werden ($. 970 ibid.). 

Entfd. v. 24. October 1867, Nr. 8554 (2894 ©.-U.). Die Eompen- 
fation der verzinslichen Pachtzinscaution mit der Pachtzinsforderung des Verpächters 
an die Pächter ift gegen deſſen Concursmaffe zuläffig. Nad 8. 1440 3. ©. in fine 
find nur eigenmädtig entlehnte over in Verwahrung genommene Saden fein 
Gegenſtand der Compenfation; aber durch die Auflage der Verzinfung der Eaution 
ift der Verpächter implicite ($. 301 ibid.) zu beren Verwendung berechtigt. Aller- 
dings fchließt der Pfandvertrag über Mobilien (Handpfand) einen 
Berwahrungdvertrag in fid, wodurch der Empfänger weder Egth. 
noch Befig oder ein Gebrauchsrecht an der Sache erwirbt ($. 459, 
1369, 898 ibid.); allein nad der Haren Beftimmung bes $. 959 ibid. 
hebt das Uebereintommen, weldes dem Uebernehmer einer verbraud. 
baren Sache den Gebraud derfelben einräumt, die wefentlihen Ouali- 
täten bes Bermwahrungdvertrages auf und es entfteht in biefem Falle 
ein Darlehensvertrag (88. 959, 1872 ibid.). 

Entfd. v. 22. Juni 1859, Nr. 7049 (819 G.U.). Der Sequefter 
wird nad 88. 958 u. 968 B. ©. nicht Befiger, tritt aber in den Beſitz des 
RE. der ausſchließlichen Beſorgung des der Sequeftration unterzogenen Gutes, und 
der Befig diefes Rs. ift ein Gegenftand der Beſitzſtörung [Schlußfolgerung]. — 
Die gerichtliche Hilfe wider ben factifhen Befiger der zu fequeftrivenden Sache 
ann der Sequefter nicht im Wege der Befigftörungsflage erreichen. 

Entf. v. 24. Juli 1855, Nr. 6688 (114 ©.-U.). Der Berwahrer 
haftet nicht, wenn die in feiner Verwahrung gewefene Sache durd eine in feiner 
Wohnung ausgebrochene Feuerdbrunft, von der nicht einmal behauptet wurde, daß 
fie durd fein Verſchulden oder feine Fahrläſſigkeit herbeigeführt wurde, zu 
Grunde ging. i 


Wann er in einen Darleißens- oder Seißverfrag, 


@&. 959 — vgl. bei $. 987 cit.) 
8 959. Wird dem Berwahrer auf fein Verlangen ober durch freiwillige Anerbieten des 
Hinterlegers der Gebrauch geftattet; fo hört im erften Falle ver Vertrag gleich nad) der Ber- 
willigung; im zweiten aber in bem Augenblicke, da das Anerbieten angenommen, oder von 
der hinterlegten Sache wirklich Gebrauch gemacht worden ift, auf, ein Berwahrungsvertrag 
au fein; er wird bei verbrauchbaren Sachen im einen Darleihens«, bei unverbraudbaren in 
“ einen Leihvertrag umgeänbert, und es treten bie damit verbundenen Rechte und Pflichten ein. 


Entf. v. 9. December 1875, Nr. 9771 (5932 ©.-U.). Wenn fofort 


ber Gebrauch der übergebenen Sache geftattet wird, kommt ein Berwahrungsver- 
trag gar nicht zu Stande [Schlußfolgerung). Es ift Aufgabe des Richters 
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das von bem Kläger angeführte Factum dem ©. zu unterftellen, und 
letzteres richtig anzuwenden, wenn e8 auch vom Kläger gar nicht oder 
nit richtig bezogen wäre, : 

Entf. v. 2. December 1862, Nr. 6389 (1608 ©.-U.). Nach Inhalt 
des „Depofitenfcheine8“, dem zu Folge „x fl. in Orundentlaftungsobligationen“, deren 
Nummern nicht angegeben find, „zur Aufbewahrung“ mit der Erlaubniß gegeben 
worden find, ſich irgendwo darauf Geld auszuborgen und mit der folibarifchen 
Berpflihtung, dieſelben binnen kurzer Frift zurüdzugeben — liegt fein Verwahrung», 
fondern ein Darlehensvertrag vor (88. 959; 983—985; 961 B. ©.). 


oder in eine Yevollmägtigung übergehe. 
(8. 960 — vgl. bei $. 967 cit.) 

3.960. Es können bewegliche und unbewegliche Sachen in Obforge gegeben werben. Wird 
aber dem Webernehmer zugleich ein anderes, auf bie anvertraute Sache fih beziehendes Ge- 
ſchäft Übertragen; fo wird er als ein Gewalthaber angeſehen. 

Entf. v. 11. März 1860, Nr. 87 (3337 G.-U.). Aus 8. 9608. ©. 
läßt fi nicht folgern, daß ver Frachtführer, welchem Geld in verfiegelten Padeten 
anvertraut wird und welder die dafür zu empfangenden Waaren zurädführen 
fol, nit nad $. 1316 ibid. als folder, fondern als Bevollmächtigier hafte. 


Yfliäten und Kehte des Berwaßrers; 
(8. 961 — vgl. 68. 962, 1205; 348, 1425; 958, 1140; 471; $$. 059, 960 ©. ©.) 
8.961. Die Hauptpflicht des Berwahrers ift: die ihm anvertraute Sache durch die beftimmte 


> Zeit forgfältig zu bewahren, und nad Verlauf derfelben dem Hinterleger in eben dem Zus 


flande, in welhem er fie übernommen hat, und mit allem Zuwachfe zurüdzuftellen. 


Entſch. v. 20. Iuli 1876, Nr. 5512 (©. Ztg. 1878, Nr. 73). Dem 
aus ben Titel des Egths. geftellten Begehren auf Ausfolgung von Gegenftänden 
muß nah 8. 961 B. ©. — ohne, daß es auf den Ausfall des Eigenthums- 
beweifes anläme — flattgegeben werben, fobald ver in $. 961 cit. vorausgeſetzte 
Thatbeftand erwiefen iſt. 

Entf. v. 1. Yuli 1874, Nr. 6282 (6406 ©.-U.). Das Uerar haftet 
für die von einer Sammlungscafie ald.gefälsämtliches Depofit (Verzehrungsfteuer- 
Erebitcaution) ‘übernommenen, von einem Steuerbeamten veruntreuten Credit 
papiere nach 88. 959 u. 461 B. G., da bie Öffentlichen Beamten der Regierung 
ihr Umt nur im Namen berfelben verwalten (88. 1295, 1425 ibid.). 

Entſch. v. 10. Februar 1874, Nr. 9236 (5254 ©.-U.). Einer von 
zwei Öläubigern, welcher über Zahlung des ihm betreffenden Forderungsantheils 
dem Schuloner den in feinen Händen befindlichen, über die Gefammtfumme lauten- 
den Wechſel zurückſtellt — wenn auch gegen Ausftellung eines neuen Acceptes 
über den auf den anderen Gläubiger entfallenden Antheil — ift als Verwahrer 
(nicht als negotiorum gestor) nad 88. 961 u. 1295 B. ©. biefem anderen 
Gläubiger verantwortlih, Tann jedoch infolange nicht zur Zahlung an. benfelben 
verhalten werben, als der andere Gläubiger durd das überſchickte Accept in den 
Stand gefegt war, feine Forderung nad Wechſelrecht geltend zu machen, ‘ober 
nur durch ſelbſtverſchuldete Unterlaffung zu Schaben kam. 

Entf. v. 24. November 1869, Nr. 8221 (3580 G.-U.). Daburd, 
daß die Badeanſtalt dem Gafte eine unter ihrer Sperre befindliche Kabine zur 
Benägung anbietet und der Gaft fie benützt, kommt ſtillſchweigend ein Vtg. zu 
Stande, nad welchem die Anftalt die Verantwortung übernimmt, daß ber anges 
wiefene Ort auch feinem Zwecke entipricht. Wenn die Einrichtung der Cabine mangel« 
haft oder bie Aufſicht der Badediener ſchlecht find, liegt der daraus entftandene 


700 Allgemeines Bürgerliches Geſetzbuch. 


Schaden im Verſchulden der Babeanftalt und ift diefelbe nad SS. 957, 958, 
961, 964, 1295, 1297 u. 1298 B. ©. erfagpflihtig, ohne den Beſchädigten 
an ben etwa ſchuldtragenden Diener weilen zu können, ba nicht ber Gaft fid 
ven Diener wählt, fondern dem ven der Anſtalt beftellten Diener vie Auf- 
fit über feine Effecten und die Verſchließung des Aufbewahrungsortes über- 
laſſen muß. 

Entf. v. 1. October 1864, Nr. 6666 (3130 G.-U.). Der Gläu- 
biger, dem eine Lebensverfiherungs-Polizze verpfändet worden ift, haftet, außer 
im Falle einer ausdrücklich UÜbernommenen Berpflihtung, nicht für die Be— 
zahlung der Prämien, welche vielmehr dem Egthr. obliegt — zumal Fälle 
eintreten können (laut Statuten der Verſicherungsgeſellſchaften), 
in welden trog pünftlider Zahlung die Polizze ganz oder theilmeile 
ihre Wirkſamkeit verliert und dann der Gläubiger nicht nur dem 
Berlufte des Pfandes, fondern au der von ihm beftrittenen Prämie 
ausgejegt wäre. 

Entſch. v. 2. Desember 1862, Nr. 6389 (1608 ©. U.). Nach Inhalt 
des „Depofitenfheines“, dem zu Folge „x fl. in Örundentlaftungsobligationen“, 
deren Nummern nicht angegeben find, „zur Aufbewahrung“ mit ber Erlaubniß 
gegeben worden find, fi irgendwo barauf Geld auszuborgen und mit der foli- 
dariſchen Verpflichtung diefelben binnen kurzer Frift zuruͤckzugeben — liegt fein Ver⸗ 
wahrungs⸗, fondern ein Darlehensvertrag vor (88. 959; 983—985; 961 B. ©.). 


(8. 968 — vgl. 66. 968, 1296 8. ©.) 
8. 962. Der Berwahrer muß dem Hinterleger auf Verlangen die Sache auch noch vor Ber- 
lauf der Zeit zurldftellen, und kann nur den Erfa des ihm etwa verurfachten Schadens be- 
gehren. Er Tann Hingegen bie ihm anvertraute Sache nicht früher zurückgeben; e8 wäre denn, 
daß ein unvorhergefehener Umftand ihn aufer Stand fegte, die Sache mit Sicherheit oder 
ohne feinen eigenen Nachtheil zu verwahren, 


(8. 968 — vgl, bei 8. 961 cit.) 


8. 968. ft die Berwahrungszeit weder ausdrücklich befiimmt worden, noch fonft aus 
Nebenumftänden abzunehmen; fo Kann die Verwahrung nad) Belieben aufgefündet werben. 


(8. 964 — vgl. #6. 1805, 1811; 1806; 967, 98, 967; 1298 8. ©.) 
8. 964. Der Berwahrer haftet dem Hinterleger für den aus der Unterlaffung der pflicht- 
mäßigen Obforge verurſachten Schaden, aber nicht für den Zufall; felbft dann nicht, wenn er 
die anvertraute, obſchon Loftbarere Sache, mit Aufopferung feiner eigenen hätte retten können. 


Entf. v. 2. Mai 1878, Nr. 1317 (I. B. 1878, Nr. 26). Es prä 
jubieirt ber Haftung des Verwahrers nicht, dag er bei der Hauptverhandlung 
wider den Dieb, der die verwahrte Sache bei ihm entwenbete, als Beſchädigter 
und Privatbetheiligter intervenirt. Das Maß der pflichtmäßigen Obforge des 
Berwahrerd muß nah ben thatfählichen Berhältniffen beftimmt werben. Der 
Egthr., welcher felbft zugegen war, als ber Verwahrer die aus Gefälligfeit in 
Berwahrung genommenen Effecten in einen Kaften fperrte, bat dieſe Verwahrungs⸗ 
weife hiermit gutgeheißen. Den Verwahrer trifft daher Feine Haftung, nachdem 
aus dem Strafprocefie fi ergibt, daß der Dieb aus diefem berfperrt geweſenen 
Kaſten die Effecten ſiahl. 

Entſch. v. 23. März 1875, Nr. 1126 (5664 ©.-U.). Der Abgang 
von im verfperrt gewefenen Hotelzimmer zurückgelaſſenen Effecten kann nicht ale 
ein Zufall angefehen werden, für welchen der Hotelier nah $. 864 B. ©. nidt 
bafte, denn unter dem in $. 964 ibid. erwähnten Zufalle, für welchen ver Ver- 
wahrer nicht zu haften hat, und von weldyem der Geflagte Überdieß nach $. 1298 ibid. 
beweifen müßte, daß er ohne fein Verſchulden eingetreten fei, kann, wie ſich aus 
8. 966 ibid. Mar ergibt, kein Diebftahl, fondern nur eine höhere von Menſchen 
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Per — und nicht abzuwendende Gewalt verſtanden werben [Schluß⸗ 
folgerung]. 

Entſch. v. 24. November 1869, Nr. 8221 (3580 ©.:U.). Dadurch, 
daß die Badeanſtalt dem Gafte eine unter ihrer Sperre befindliche Cabine zur 
Benügung überläßt und der Gaft fie benügt, kommt ſtillſchweigend ein Vtg. zu 
Stande, nad welchem die Anftalt die Verantwortung übernimmt, daß ber ange 
wiefene Ort auch feinem Zwede entfprigt. Wenn die Einrichtung der Cabine 
mangelhaft oder die Aufficht der Badewannen fchleht find, liegt der daraus ent 
ſtandene Schaden im Verſchulden der Badeanſtalt und ift diefelbe nad) SS. 957, 
958, 961, 964, 1295, 1297 u. 1298 B. ©. erfagpflichtig, ohne den Befchä- 
digten an ben etwa ſchuldträgenden Diener weifen zu können, da nicht der Gaft 
fi den Diener wählt, fontern dem von der Anftalt beftellten Diener die Auffiht 
über feine Effecten und die Verſchließung des Aufbemahrungsortes überlafien muß. 

Entf. v. 16. Mai 1867, Nr. 3637 (2800 G.⸗U.). Durch Benützung 
der Badecabine kommt ein Verwahrungsvertrag zwifchen der Babeanftalt und dem 
Saft zu Stande. Wenn aber die Cabine nicht von dem beſchädigten Gaft allein 
benägt wurde, fo obliegt ihm der Beweis, daß die Beſchädigung durch Verſchulden 
ber Badeanſtalt rüdfichtlih ihrer Organe erfolgt fei. 

Entſch. v. 17. April 1867, Nr. 2846 (2784 ©.-U) Dem Uhr 
macher, welcher die ihm zur Reparatur übergebene Uhr, wie es üblich ift, neben 
anderen Ühren in feinem Zimmer aufhängt, Tann dieß nicht als Verſchulden ange- 
rechnet werden, wenn ihm dieſelbe entwendet wird. 

Entſch. v. 20. Juli 1864, Nr. 5336 (1949 G.U.). Wenn aus einer 
zu ihrem eigentlichen Zwede vollfommen geeigneten Babecabine Sachen geftohlen 
wurden, indem ber Dieb die Scheidewand zur anderen Cabine, weldhe nicht zur 
Dede hinanfreiht, überftieg, fo Tann dießfalls ein Verſchulden der Badeanſtalt 
nicht gefunden werden, weil für den Dieb nody immer vie Meberwindung eines 
im allgemeinen ausreichenden Hinberniffes nöthig war, der Beſchädigte aber bie 
Bauart der Eabinen wahrnehmen mußte, ehe er von einer derfelben Gebrauch 
madte. Der Diebftahl ift demnach als ein von der Anftalt nicht verſchuldeter 
Zufall anzufehen. — [Wdrfpr. der Entſch. Nr. 8221 ex 1869.] 

Entfd. v. 24. Yuli 1855, Nr. 6688 (114 ©-M.; P. S. 780). Der 
Berwahrer haftet dem Hinterleger nicht für den Schaben, wenn die in VBerwah- 
rung genommenen Sachen bei einer ohne fein Berfchulden entftandenen Zeuerd- 
brunft verbrennen. Der Zufall, burd melden die Sade unterging, muß von 
dem Verwahrer erwiefen werben. 


(6. 985 — gl. #8. 1806; 1295, 1811 8. ©.) 
8 965. Hat aber der Berwahrer von der hinterlegten Sache Gebrauch gemacht; hat er fie 
ohne Noth und ohne Erlaubniß des Hinterlegerd einem Dritten in Verwahrung gegeben; 
oder die Zurüdftellung verzögert, und die Sache leidet einen Schaden, welchem fie bei dem 
Hinterleger nicht ausgeſetzt geweſen wäre; fojfann er feinen Zufall vorfpligen und die Bes 
ſchädigung wird ihn zugerechnet. , 

Entfd. v. 10. Jänner 1873, Nr. 12476 (4836 ©.-U.). Im Galle 
einer Uebergabe der Sache durch Erflärung gemäß $. 428 B. ©. (Ausleihen 
einer bereits im Wohnraume des Entleiherd befindlichen Uhr) hat der Entleiher 
zu ermeifen, daß die Sache ſchon vor dem Zuſtandekommen des Bigs. ab» 
handen kam. 

(8. 966 — vgl 88. 314-816 allg., 388—290 gal. G. D.) 
8. 966. Wenn Sachen verſchloſſen oder verfiegelt Hinterlegt, und in der Folge das Schloß 
oder Siegel verlegt worden; fo ift der Hinterleger, wenn er einen Abgang behauptet, zur 
Beſchwörung feines Schadens, infofern derſelbe nad feinem Stande, Gewerbe, Bermögen 
und den Übrigen Umftänden wahrſcheinlich ift, nach Vorſchrift der Gerichtsordnung zuzulaſſen; 
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es wäre denn, baß ber Verwahrer beweiſen könnte, daß bie Verlegung des GSchloffes oder 
Siegels opne fein Verſchulden gefchehen fei. Das nämliche hat au dann zu gelten, wenn 
ſammtliche auf ſolche Art hinterlegte Sachen in Verluſt gegangen find. 

Entfd. v. 23. März 1875, Nr. 1126 (5664 ©.-U.) Aus $. 966 
B. ©. ergibt fid, daß unter dem Zufalle, melden nad) 8. 964 ibid. ber 
Berwahrer nicht zu verantworten hat, feineswegs auch ein Diebftahl, fondern 
nur eine höhere, von Menſchen nicht vorauszufehende und nicht abzumenbenbe 
Gewalt verftanden werden könne [Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 20. Mär; 1872, Nr. 698 (4530 G.⸗U.). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 1126 ex 1875. 

Entf. v. 21. November 1867, Nr. 9154 (2926 ©.-U.). Auch bei 
Berwahrungsverträgen iſt mit Nüdficht auf die Beftimmung des 8. 966 B. ©. 
eine ſymboliſche Uebergabe als hinreichend anzufehen. 


and des Sinterlegers. 

(&. 967 — vgl. 56. 408; 1014, 1087, 1088; 1295; 68. 1459, 1481; 1482; 1489 8. ©.) 

8. 963. Der Hinterleger ift verpflichtet, dem Berwahrer den ſchuldbarer Weife zugefügten 
Schaden, und bie zur Erhaltung der verwahrten Sache, ober zur Vermehrung der fortbauern- 
den Nugungen verwendeten Koften zu erfegen. Hat der Berwahrer im Nothfalle, um das 
hinterlegte Gut zu vetten, feine eigenen Sachen aufgeopfert, fo kann er einen angemefjenen 
Erſatz fordern. Die wechfelfeitigen Forderungen des Verwahrers und Hinterlegers einer ber 
weglicgen Sache können aber nur binnen breißig Zagen von Zeit der Zurüdftellung ange» 
bracht ‘werben. 

Entf. v. 13. Auguft 1856, Nr. 7699 (215 ©.-U.; P. ©. 783). 
Die Entfhädigungsllage gegen einen Fuhrmann auf Erfag für die übernommenen 
aber ihm von feinen Dienftperfonen geftohlenen Sachen erliſcht nicht nad $. 967 
8. ©. in 30 Tagen, fondern gemäß $. 1489 ibid. erft nad 3 Jahren. 

Entfd. v. 20. März 1853, Nr. 1202 (P. ©. 782). Der Schlußſatz 
des 8. 967 B. ©. handelt nicht von der Zurüdforberung ver hinterlegten Sache, 
oder falls dieſelbe in Verluſt gerathen ijt, von dem Erſatze ihres Werthes, fon« 
dern nur von ben aus Veranlafjung der Verwahrung einer Sache zwiſchen dem 
Hinterleger und Verwahrer entftandenen Nebenforderungen. Die im $. 967 
ibid. feitgefegte Berjährungsfrift von 30 Tagen ift auf die Klage des Ber- 
ſenders einer Waare gegen den Frachtenübernehmer auf Erfag der in Verluſt 
en Waare nicht anzuwenden. , 

Entfd. v. 27. Mai 1842, Nr. 12557 (P. ©. 784). Die abgefärgte 
Berjährungsfrift des 8. 967 B. ©. beginnt von der Zeit ber Zurüdftellung der 
verwahrten Sache und kann nit auf die Forberung wegen ganz ober theilweife 
unterlafjener Zurädftellung bezogen werben ($. 1298 ibid.). 


Sequeſter. 
Ba EEE De ν 
. 0,°26. Sänner 1859, Pr. 18 R. @. 8.) 
8 968. Bird eine in Anſpruch genommene Sache von ben ftreitenden Parteien oder vom 
Gerichte Jenıanden in Verwahrung gegeben, fo heißt der Verwahrer Sequeſter. Die Rechte 
und Berbiudlichkeiten des Sequefterd werben nad den hier feftgefegten Grundfägen beurteilt, 
Entfd. v. 19. Jänner 1875, Nr. 597 (5605 ©.-U.). Der gerichtlich 
beftellte Sequefter ift im Sinne der 88. 958 u. 968 B. ©. nicht felbft Be- 
figer des ihm zur Beforgung zugewiefenen Gute, er erfcheint jedoch kraft feines 
Sequefteramtes zur Befigausäbung und Vertretung bes Egthrs. berufen und ift 
demnach zur Anbringung der Beſitzſtörungsklage legitimirt [Schlußfolgerung]. 
Plenar-Entſch. v. 25. September 1872, Nr. 9473 (4713 ©.-U.). 
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Die in 8. 343 a. ©. O. vorgefehene Verwahrung des Pfandſtückes durd einen 
Dritten ift eine wefentlih verfchievene Art der Sequeftration von jener ber 
88. 292 u. 298 a. ©, D. und nur infofern mit dem gleichen Namen zu be 
legen, als jeder Verwahrer Sequefter genannt wird (8. 968 B. ©.) An- 
laͤßlich diefer Entf. wurde einzutragen beſchloſſen in's Judicatenbuch Nr. 77:' 
Der Vermiether oder Berpädter, welder zur Sicherung des einge- 
Magten Mieth- oder Pachtzinſes die Sequeftration der auf Grund 
des $. 1101 ibid. verpfändeten Fahrniſſe oder Früchte begehrt, if 
zur Nahweifung ber Erforderniffe des 8. 293 a. ©. DO. nicht ver- 
pflichtet. 

Entſch. v. 23. December 1868, Nr. 12577 (Sc. I). Der Sequeſter 
ift nicht berechtigt, ſelbſtſitändig Veftanbverträge auf längere Dauer abzuſchließen. 
; Entf. v. 26. Juli 1866, Nr. 5832 (G. H. 1866, Nr. 84). Die 
Ehegattin ift nicht berechtigt, lediglich auf Grundlage einer obſchwebenden Schei⸗ 
dungsklage die Sequeftration einer ihr und ihrem Gatten gemeinfchaftlic gehörigen 
Realität wegen ſchlechter Verwaltung anzufuchen. 

Entſch. v. 18. September 1860, Nr. 11271 (1195 ©.-U.), Der Se- 
quefter it auch zur Auftündigung von Beſtandverträgen berechtigt. 

Entſch. v. 22. Funi 1859, Nr. 7049 (819 G.-U.). Wenn der Se 
quefter von dem factijchen Beſitzer ber zu fequeftrirenden Sache an der Ueber 
nahme und Ausführung des ihm übertragenen ämtlihen Auftrages gehindert wird, 
fo hat er die gerichtliche Hilfe anzurufen, nicht aber den Weg der Befigftdrungs- 
Mage zu betreten. 

Entſch. v. 18. October 1854, Nr. 10562 (43 ©.-U.; P. ©. 786). 
Die Aufkündigung eines Beftandvertrages durd den Egthr. eines unter Sequefter 
ſtehenden Haufes, ohne Mitwirkung des gerichtlich beftellten Sequefters, iſt ungiltig. 


5 . Ob dem Berwahrer ein Sohn gebüßre, 
ge 

+ 969. Ein Lohn kann für die Aufbewahrung nur dann geforbert werben, wenn er aus⸗ 

drücklich, oder nad) dem Stande des Aufbewahrers ſtillſchweigend bedungen worden iſt. 

Entſch. v. 3. Mai 1876, Nr. 2801 (6126 ©.-U.). Wenn auch mit ber 
Uebernahme eines Gegenftandes zur Reparatur zugleich die Pflicht zur Verwah⸗ 
rung übernommen wird, fann doch diefe Verwahrungspflicht nicht als ſelbſtſtändige 
aus dem Nechtöverhältniß durch den Lehnvertrag audgefchieden werden und es 
geht nad) vollendeter Reparatur und Anzeige davon an ben Beſitzer, wenn diefer 
ben Gegenftand nicht abholt, keineswegs der Fohnvertrag in einen Berwahrungs« 
vertrag Über. Daraus, daß die Verbindlickeiten aus dem Lohnvertrage nicht 
erfüllt werden, fann nicht auch die ſtillſchweigende MWillenseinigung zu einem 
neuen Geſchäfte gefchloffen werden. Es kann daher auch ein Verwahrungslohn 
nicht beanfprucht werden [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 28. April 1869, Nr. 4374 (3397 ©.-U.). Der Sequefter 
ift nicht verpflichtet, die mit der Verwaltung verbundenen Koften aus Eigenem 
vorzufchießen, und jebenfals au zum Anfprud auf den angemefjenen Lohn für 
feine Mübhewaltung beredtigt. Der Sequefter kann daher zum Erlage auch jenes 
Betrages, den er für Auslagen und Verdienſt beanfprudt, infolange nicht ver⸗ 
halten werden, als dieſe nicht ziffermäßig feftgefegt worden find. 


(8. 970 — sql. $. 1316; 9. 1918, 1817; 1298 ®, ©.; art. 896, 396, 400 9. @.) 


8. 996. Wirthe, Schiffer oder Fuhrleute Haften für Sachen, die von aufgenommenen Reifen- 
den, oder als Fracht, ihnen felbft, oder ihren Dienftleuten übergeben worden find, gleich einem 
Berwahrer ($- 1816). 
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Entf. v. 28. Iuni 1876, Ar. 2981 (6196 ©.-N.). 8. 970 8. 8, 
wornach Wirthe für Ihnen oder ihren Dienflleuten von aufgenommenen Reiſerden 
übergebene Sachen gleich einem Verwahrer haften, findet aud im dem Falle An 
wendung, wenn der aufgenommene Reiſende beim Verlaſſen feines Zimmers vat- 
felbe abgefperrt und den Zimmerſchlüſſel einem Bedienſteten übergeben hat, weil de 
durch tiefem Bebdienfleten die in dem Zimmer befindlihen Sachen des Reiſenden 
übergeben wurden. Wenn baher bewiefen wird, daß der Kläger die in der Klax 
angegebenen Gegenftände in das ihm vermiethete Zimmer mitgebracht hat, mb 
baß ihm biefelben zu einer Zeit, wo fie in Verwahrung des Hotelbebienfer 
waren, abhanden gelommen find, fo muß ber Vellagte als Hotelbefiger gleih 
einem Berwahrer die Sachen in demſelben Zuftande, in welchem er fie über 
nommen, zurüdftellen, und wenn er dieſes nicht vermag, nah $. 1323 ib 
den CE chägungswerth vergüten. Hiernad hat nicht ber Kläger zur Begräuug 
feines Erfatzanſpruches die Unterlaffung ber pflichtmäßigen Obforge von Ed 
des Bellagten ober feiner Dienfileute zu beweifen, ſondern es hat der Belage, 
um fid von ber ihm durch das ©. auferlegten Haftung zu befreien, nach $. 1898| 
ibid. den Beweis zu führen, daß er an der Erfüllung feiner Verbindlichkeit ohee 
fein Verſchulden verhindert wurde [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 9. December 1875, Nr. 7626 (5931 ©.-U.). Iw’s Hed 
voransgefendete Effecten, welche vom Bortier in Empfang genommen wurden, 
find nah 88. 970 u. 1816 8. ©. dem Hotelier in Verwahrung 
wenn bie Effecten unter einer Adreſſe, welche fie als ſolche eines Keifenden m 
kennen laſſen, bezeichnet waren, und die Uebernahme verfelben daher nur als ver 
Güter eines Reiſenden erfolgen konnte. 

Entf. v. 23. März 1875, Nr. 1126 (5664 G.-U.). Der Erfapflag 
wider den Gafthofbefiger, aus befien Paflagierzimmer weibliche Schmudgegen 
flänte entwendet worden waren, ift ftattzugeben, — benn wenn ver Gaft 
Zimmer gehörig verfperrt und bei feiner Entfernung den Zinmerfchläffel be 
Portier des Gafthofes übergibt, wird hierdurd zu erkennen gegeben, daß bie 
Zimmer verſchloſſenen Effecten der Obforge des Gaftwirthes, rückfichtlich fer 
Bedienſteten anvertraut werben, was umſomehr bei jenen Gegenſtänden 
nommen werben muß, welche, wie im vorliegenden Falle, größtentheils ald Sch 
ſachen einer Frau ſich darftellen und zum täglichen Gebraude dienen, 
welcher baher vom der in jevem Zimmer bes Hotels des Gellagten erfichtfi 
Anbietung der befonderen Aufbewahrung von Geld und Geldeswerth kein 
braud gemacht werben konnte. 

Entf. v. 30. December 1873, Nr. 12260 (5189 ©.-U.). Der 
hofbeſitzer, deſſen Commiſfionär am Bahnhofe die Effecten eines Reiſenden, 
in jenem Gaſihof einfehren zu wollen erflärt hatte, zur Beförderung Üi 
und der Stellmageninhaber, deffen Kutſcher diefe Effecten auf die Plattform 
Wagens nahm, obwohl der Reiſende fie zu ſich nehmen zu wollen erklärte, 
für den Abgang biefer Effecten verantwortlid (8. 970 u. 1316 B. ©.), 
jedoch nad) $. 1304 ibid. nur die Hälfte des Schadens zu tragen, meil 
Reifende auf den befonveren Werth ver in ber abhanden gelommenen 


befindlichen Effecten nicht aufmerkfam machte und nicht darauf beftand, = 











bei fid) zu behalten, obwohl er fah, daß ber Kutfcher fie nicht entſprechend 

wahre. Ueber den Werth der in der verfperrt geweſenen Taſche 

Effecten war nad $. 966 ibid. auf den Eid zu erkennen. j 
Entf. v. 20. März 1872, Nr. 698 (4530 G.-U.). Da die Effech 

welche die Klägerin in das, im Gafthofe des Geflagten bezogene Zummer, des u 

telft des von der Klägerin bei ihrem Weggehen zurüdgelaffenen und dem 

des Gafthofes übergebenen Zimmerfchläfjele, fowie mittelft des, nad) dem Zugeftä: 

niffe des Geklagten in Händen eines Gaftyof-Stubenmäbchens beſindlichen Neb 
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hiäfleld den Hausleuten zugänglid war, eingebracht hatte, als vermöge einer 
ilſchweigenden Uebereintunft dem Oeklagten, beziehungaweije feinen Dienftleuten 
ı Aufbewahrung anvertraut angefehen werben müflen, und weil die Möglich 
it des Eindringens einer fremden Perfon in das verfperrte Zimmer nur bei 
ner niht gehörigen Berfiherung etwa im Innern des Zimmers beftehenver 
kebinbungen mit Nebenlocalitäten over bei einer mangelhaften Beauffihtigung 
® Öaflocalitäten, von welchen das Zimmer von außen zugänglich ift, anges 
nmmen werden Tann, 

Entſch. v. 24. November 1869, Nr. 8221 (3580 ©.-U.). Badeanſtalten 
ıften den Badegäften fir die in den Cabinen von denfelben hinterlegten Effecten. 

Entf. v. 21. November 1867, Nr. 9154 (2926 ©.-U.). Die Babe 
ıRalt haftet nach unverfennbarer Analogie des 8. 970 B. ©. den Babegäften 
? jeden durch Vernachläſſigung der pflihtmäßigen Obforge in der Verwahrung 
t ihr, resp. ihren Dienern durch Benügung ber Babecabine anvertrauten Sadıen, 
Wgangenen Schaden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 16. Mai 1867, Nr. 8687 (©. Big. 1867, Nr. 50). Die 
neanftalt haftet für die bei ihr hinterlafienen Effecten, ift aber mur im Falle 
"8 ihr nachgewieſenen Verſchuldens erfagpflichtig. In dem Umſtande, daß bie 
wilhenwand ber Cabine nicht bis an bie Dede reichte, fo daß fie von einem 
iebe überftiegen werben konnte, Tann ein Verſchulden der Anftalt jedoch nicht 
ſunden werben. 

Entf. v. 4. December 1866, Nr. 10749 (2676 G.⸗U.). Die Be- 
mmung bes $. 970 B. ©. über die Haftung der Wirthe für 
aden, die von aufgenommenen Reifenden ihnen felbft oder ihren 
ienfleuten übergeben worden find, fann nad 8. Tibid. auf Kaffee- 
usbefiger nicht ausgedehnt werden, weil die Verhältniffe Beider 
den Bäften offenbar nit gleich find. 

Entſch. v. 28. Iuni 1865, Nr. 5738 (©. Ztg. 1866, Nr. 77). Aehnl. 
: Entf. Nr. 9164 ex 1867. - 

Entf. v. 20. Yuli 1864, Nr. 5336 (1949 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
. 3637 ex 1867. 

Entf. v. 13. Auguft 1856, Nr. 7699 (215 ©.-U.; P. ©. 788). 
967 8. ©, fpricht nur von dem Schaden, welchen der Hinterleger dem Ver⸗ 
hrer zu erfegen hat, und verorbnet in diefer Beziehung, daß bie wechſelſeitigen 
rderungen binnen 30 Tagen von ber Zeit ber Zurüdftelung anzubringen find. 
melt es fi aber um den Schaden, welden der einem Verwahrer im 8. 970° 
i gleihgeftellte Frächter dem Hinterleger wegen einer geftohlenen, alfo nicht 
ädgeftellten Waare zu leiſten bat, fo kann von einem Anfange der Big. von 
Zeit ver Zurädftellung feine Rebe fein. Der $. 970 ibid. bezieht ſich 
mehr ausbrüdfic auf den im 30. Hauptſt. von dem R. des Schapenerjages 
haltenen 8. 1316 ibid., verweifet daher die Haftung des Frächters anlangend 
bie Grundfäge Über den Schadenerfag. Zu biefen gehört auch ber 8. 1489 
L, gemäß welchem eine Entſchädigungsklage erft nad 8 Jahren von der Zeit 
lift, zu welcher der Schaven dem Befhädigten befannt wurde, 

Entf. v. 23. Mai 1854, Nr. 5329 (P. S. 787). Es ift zur Haftung 
Wirthes nicht nöthig, daß ihm der Gaft feine Fahrniſſe ansdrüdlic zur 
forge übergebe, ober daß der Wirth die Haftung insbefondere übernehme. 
1316 8. ©. Iegt den darin benannten Perfonen eine ansgebehntere Haftung 
„als die allgemeine eines Verwahrers ift, und 8. 970 ibid. fest voraus, 
mit dem Wirthe ſchon durch die Aufnahme eines Reifenden fammt feinen 
sten ein flillfehweigender Verwahrungsvertrag abgefchlofjen werbe. 
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Zwanzigſtes Kauplſlück. 


Von dem Leihvertrage. 


Inhalt: Leihvertrag (8. 971). Rechte und Pflichten des Entlehners: 1. in Rückficht bes 
Gebrauches & 972); 2. der Zurüdftelung (88. 973—977) ; 3 der Seläbigung 
(88. 978— 980); 7 der Erhaltungsfoften ($. 981). Belgränfung ber wechfel 
feitigen Klagen (8. 982). 


Mol. 68. 501, 313 u. 1. Hauptfl.; 68. 988, 084, 1090; 19. Hauptfl. bief. Theils 8, @. 


geißverfrag. 
(6 971 — vgl. Mi. 978-976; 936; 8. 818 8. ©) 
8. 971. Wenn Jemanden eine unverbrauchbare Sache bloß zum unentgeltlihen. Gebrauche 
auf eine beftimmte Zeit übergeben wird, fo entfteht ein Leihvertrag. Der Vertrag, wodurch 
man Jemanden eine Sade zu leihen verfpricht, ohne fie zu übergeben, ift zwar verbiudlich, 
aber noch fein Leihvertrag, 

Entf. dv. 29. Yuli 1875, Nr. 5891 (5816 ©.-U). Der Big, wor- 
nach Geklagter von der Klägerin 14 gal. Grunventlaftungsobligationen im No« 
minalwerth von 8250 fl. „borgte“ und ſich verpflichtete, dieſe auch mit Nummern 
bezeichneten Papiere binnen einer gewiflen Zeitfrift zurüdzuftellen, die Coupons zur 
jeweiligen Berfallözeit herauszugeben, außerdem jährlich eine beftimmte Summe 
als erhöhte Berzinfung zu bezahlen, und wenn eine ber Obligationen verloft 
würde, viefelbe gegen ein anderes Papier gleicher Gattung umzutaufhen — 
ift nicht ein Darlehens-, fondern ein dem Leihvertrage analoger unbenannter Btg., 
durch melden das Egth. nicht Überging. Dieß ergibt ſich zunächſt aus dem Wort« 
laute der Urkunde, da in derfelben die Werthpapiere auch mit Nummern bezeichnet 
find, während bei einem Schuldſchein über einen Darlehensvertrag mit Rüdficht 
auf die 88. 990 u, 1001 B. ©. bie Angabe der Gattung, ber Anzahl und bes 
Nominalbetrages der Wertbpapiere genügt hätte, und die Zurüdftellung nicht in 
gleihartigen, fondern in benfelben Werthpapieren bie jeweilige Herausgabe der 
Coupons und für ven Fall der Auslofung ber Umtauſch der gezogenen Obligationen 
mit einem gleihen Papiere bedungen, hierdurch aber außer biefem alle ein 
folder Umtauſch ausgeſchloſſen worden ift [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 10. Yänner 1873, Nr. 12476 (4836 ©.-U.). In dem 
Momente, da der Egthr. einer bereits in der Iunehabung eines Anderen befind- 
lihen Sache, deſſen Bitte, ihm fie (Uhr) zu leihen, zuftimmte, ift der Leihvertrag 
zwiſchen Beiden nad $. 971 8. ©. perfect; denn gemäß $. 428 ibid. wurde 
die Sache durch Erklärung übergeben; ob ſich der Entlehner wirklich der ent« 
lehnten Sade bediente oder nicht, ift bei VBeurtheilung feiner aus dem Leihver- 
trage refulticenden Haftpflicht irrelevant (88. 972, 973, 979, 965 ibid.). Daß 
die fraglihe Uhr fhon vor Ablauf des Leihvertrages abhanden gelommen fei, 
hätte der gellagte Entlehner zu beweiſen. 

Entf. v. 18. December 1872, Nr. 12255 (4811 ©.-U.). Der an 
geblih durch Hingabe von Bargeld unverzinslich und ohne Feftfegung des Rück⸗ 
zablungstermines Über Bitten des Geflagten gejchloffene Big. Tann nur als ein 
Darlehensvertrag im Sinne des $. 983 B. ©. angejehen werben, da das hin⸗ 
gegebene Geld als verbraudhbare Sache die Auffaflung des Vtgs. als Leihvertrag 
(8. 971 ibid.) ausfgließt. 

Entfd. v. 29. Yuli 1869, Nr. 5885 (3476 ©.-U.). Un der rechtlichen 
Qualification des Vtgs., wornach beftimmte Obligationen zum Erlag einer Cau- 
tion gegen NRüdftellung berfelben Stüde nad Auflöfung des Cautionsbandes 


II. Theil. 20. Haupiſt. Leihvertrag. 98. 971-978, 707 


bingegeben werden — als eines Leihvertrages — obzwar folde Obligationen 
unter bie Sategorie der vertretbaren Sachen gehören (88. 801, 510, 988, 1227 
8. ©.) — wurde baburd nichts geändert, daß die betreffende Caſſe aus eigener 
Initiative die Obligationen in ſolche auf höhere Beträge umtaufchte (8. 979 ibid.). 


Rechte und Yflihten des Entleßners: 


1. in Rückſicht des Gebrandes; 
6. 972 — vgl. 68. 604, 509 ©. ©.) 
8 992. Der Entlehner erwirbt das Recht, den ordentlichen oder näher beftimmten Gebrauch 


von ber Sache zu machen. Mach Verlauf der Zeit iſt er verpflichtet, eben dieſelbe Sache 
zurüchzuſtellen. 


2. der Zurlckſtellung; 
(8. 978 — vgl. 88. 904, 915 ©. @) 

8. 993, Wenn keine Zeit zur Zurüdgabe feftgefegt, wohl aber die Abficht des Gebrauches 
beftimmt worden iſt; fo ift der Entlehner verbunden, mit dem Gebrauche nicht gu zögern, 
und bie Sache fo bald als möglich zurlidzugeben. 

Entſch. v. 13. Jänner 1873, Nr. 12476 (4836 ©.-U.). Ob ſich der 
Entlehner der entlehnten Sache bediente oder nicht, ift bei Beurtheilung feiner 
aus dem Leihvertrage refulticenden Haftpfliht zur Verwahrung irrelevant (88. 972, 
973, 979, 965 B. G.). Daß die fraglihe Sache ſchon vor Abſchluß des Leih— 
vertrages abhanden gekommen ſei, hätte der geklagte Entlehner zu beweiſen. 


(6. 974 — vgl. U. 845, 346 ©. ©.) 

8. 994. Hat man weder die Dauer, noch die Abfiht des Gebrauches beftimmt, fo entfteht 
fein wahrer Vertrag, fondern ein unverbindliches Bittleihen (Precarium), und der Verleiher 
Tann die entlehnte Sache nah Willkür zurückfordern. 

Entſch. v. 21. December 1859, Nr. 14107 (935 ©.-U.). Die actio 
Publiciana ($. 372 ®. ©.) iſt von Erfelg, wenn über gegnerifhe Einwenbung 
des vermutheten Titels (8. 323 ibid.) und der Erfigung Kläger beweift, daß der 
Geklagte nur precario modo die Sache innehabe [Eigenthumsliage — Con- 
tractöflage]. . 

(8. 975 — vgl. 95. 916, 971 8. &.) 
8. 995. Bei einem Streite über die Dauer des Gebrauches muß ber Entlehner das Recht 
auf ben längeren Gebrauch beweifen. 5 

(6. 976 — vgl. bei $. 978 cit.) 
8. 9I6. Wenngleich die verlehnte Sache vor Verlauf der Zeit und vor geenbigtem Gebrauche 
dem Berleiper ſelbſt unentbehrlih wird; fo hat er ohne ausbrüdliche Verabredung do Fein 
i Recht, Die Sache früger zurlidzunehmen. 

@. 97 — 2gl. 6. 969 8. 8.) 
8. 999. Der Entlehner ift zwar in der Regel berechtiget, die entlehnte Sache auch vor der 
beftimmten Zeit zuriidgugeben; fällt aber die frühere Zuriidgabe dem Verleiher beſchwerlich, 

fo kann fie wider feinen Willen nicht flattfinden. 


3. der Beſchüdigung; 
@. 978 — vgl, V. 1811, 961, 965; 964; 8. 919 ©. ©.) 

8. 998. Wenn der Entlehner die geliehene Sache anders gebraucht, als es bedungen war, 
oder ben Gebrauch derfelben eigenmächtig einem Dritten geftattet, fo tft er dem Verleiher 
verantwortlich; uud dieſer auch berechtiget, die Sache fogleih zurüdzufordern. 

Entf. v. 3. November 1858, Nr. 10022 (1 ©.-U.). Die ausdrückliche 
Bedingung der Aufhebung des Vtgs., welche der 8. 919 B. ©. zuläßt, Tann 
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(— $. 1336 ibid. —) nur in jenen, zu feinem Widerſpruch, zu feiner Unge⸗ 
rechtigleit führenden Fällen gelten, wie fie in den 88. 978, 1117, 1118, 1153, 
1154, 1166, 1220—1264 ibid. vorgefehen find [Schlußfolgerung). 


G. 979 — vgl. 6. 965 ®. ©. unb bei $. 978 cit.) 
8. 999. Wird die geliehene Sache beſchädiget, oder zu Grunde gerichtet; fo muß der Ent 
lehner nicht nur den zunächft durch fein Berfhulden verurfachten, fondern auch den zufälligen 
Schaden, den er durch eine widerrechtliche Handlung veranlaßt hat, fowie der Verwahrer 
einer Sache erfegen (8. 966). 

Entſch. v. 10. Jänner 1873, Nr. 12476 (4836 ©.-U.). Ob fi ber 
Entlehner wirklich der entlehnten Sache bediente oder nicht, if bei Veurtheilung 
feiner aus dem Leihvertrage refultivenden Haftpflicht irrelevant (88. 972, 973, 
979, 965 8. ©.). 

Entſch. v. 29. Juli 1869, Nr. 5885 (8476 ©.-U.). Un der recht⸗ 
lien Qualification des Vtgs., wornach beftimmte Obligationen zum Erlag 
einer Cantion gegen Rüdftellung verfelben Stüde nach Auflöfung des Cautions- 
bandes hingegeben werden — als eines Leihvertraged — obzwar ſolche Oblis 
gationen unter bie Kategorie der vertretbaren Sachen gehören (88. 301, 510, 
983, 1227 B. ©.), wurde dadurch nichts geändert, daß bie betreffende Caſſe 
aus eigener Initiative bie Obligationen in auf höhere Beträge lautende umtaufchte 
(8. 979 ibid.). 

Entfd. v. 13. Anguft 1856, Nr. 7699 (215 ©.-U.; P. ©. 783). Für 
die Haftung des Entlehners find die Orundfäge über ven Schabenerfag (30. Hauptſt. 
3. ©.) maßgebend. 


(8. 980 — vgl. bei 8. 1828 cit.) 


8. 960. Dadurch, daß der Entlehner für ein verlornes Lehnſtück den Werth erlegt, hat er 
noch kein Recht, dasfelbe, wenn es wieder gefunden wird, gegen ben Willen des Eigenthümers 
für fi zu behalten, wenn biefer bereit ift, den empfangenen Werth zurüdgugeben. 


4. der Erhaltungskofen. 
(8. 981 — vgl. 8. 881; 68. 1036-1038; 967 @. ©.) 
8. 981. Die mit dem Gebrauche ordentlicher Weife verbundenen Koften muß der Entlehner 
ſelbſt Heftreiten. Die außerorbentliden Erhaltungstoften hat er zwar, bafern er bie Sache 
dem Berleiper nicht zur eigenen Beforgung überlafſen kann oder will, inzwiſchen vorgufchießen; 
doch werden fie ihm gleich einem redlihen Beſitzer vergütet. 


Belhränknngen der wechſelſeitigen Klagen. 
(4. 982 — vgl. 4. 967; 978, 979, 981; 66. 1489; 1459, 1468, 1481 8. ©.) 
8. 968. Wenn der Berleiher nad der Zurüdnahme des Lehnſtückes deſſen Mißbrauch, oder 
übertriebene Abnügung innerhalb dreißig Tagen nit gerüget; oder, wenn der Entlehner 
nach der Zurüdgabe von den auf die Sache verwendeten außerordentlihen Koften binnen eben 
diefem Zeitraume keine Meldung gemacht hat; fo iſt die Klage erlofchen. 


U. Theil. 20. Hpiſt. Leihvtg. 89. 979—982. — 21. Hptſt. Darleibensntg. 9. 983 709 


Emundzwanzigſles Sanpfflück. 
Bon dem Darleihensvertrage. 


Inhalt: Darleihen (8. 983). Arten besfelben ($. 984). Gelddarleihen (8. 985); a) in 
Mingender Münze ober Papiergeld (88. 986989); b) in Schuldſcheinen (98. 990 
Ka Darleihen in anderen verbrauchbaren en ($. 992). Zinfen 


1000). Form bes Schuldſcheines ($. 1 


Bol. A. Mgemeinse:] 5,8, 17, 29, 20, 30. Qaupi. Me. Hhrla u. III Theil; 88.208; 497,488; S88-_808; 
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Darleihen. 


G. 988 — vgl 8. 996; 88. 497, 428; 862, 867, 870, 871; bei 13. 368, 865868 cit.; am Beginn ber Gauptft. 
cit. Ge. u. Vdan.) 


8. 988. Wenn Jemandem verbrauchbare Sachen unter der Bedingung übergeben werben, 

daß er zwar willkürlich darliber verfügen könne, aber nach einer gewiſſen Zeit eben fo viel 

von berfelben Gattung und Güte zurückgeben fol; fo entfteht ein Darleipensvertrag, Er if 

mit dem, obglei ebenfalls verbindligen Bertrage ($. 936), ein Darleihen künftig zu geben, 
nicht zu verwechſeln. 

Entf. v. 9. April 1878, Nr. 3483 (©. Big. 1879, Nr. 31). Ein 
Darlehensvertrag kommt nach $. 983 B. ©. erft mit der Zuzählung zu Stande; 
bie Pfändung eined dem Schuloner erft zugefiherten, wenn auch grundbücherlich 
bereits fihergeftellten Darlehensbetrages ift daher unzuläffig ($. 936 B. ©.); 
der angeführte Gegenftaud des Pfanbrechtes befteht noch nicht. 

Entf. v. 1. Februar 1877, Nr. 9937 (©. H. 1877, Nr. 40). In 
ber Acceptation eines Wechfels, um dem Hauslehrer die Mittel zur Beſtreitung 
der Rigorofentayen verfchaffen zu helfen, mit der Ermächtigung, dieſen Wechſel 
zu verlaufen — liegen alle wefentlihen Merkmale eines Darlehensvertrages nad) 
8. 983 B. ©., wobei als Darlehensbetrag jener Betrag anzufehen ift, ben ber 
Lehrer beim Verlaufe des Wechſels erhalten bat. Zwar will Bellagter ent» 
gegen, es fei die Uebergabe des Acceptes ein Geſchenk geweien, ba ihm vor 
mehreren Iahren der Kläger in Anerlennung der als Lehrer feiner Kinder ge» 
leifteten Dienfte. eine Aushilfe bei Beendigung feiner Studien zugefagt habe; 
allein ein ſolches Verſprechen iſt zu allgemein gehalten, kann mehrfach gedeutet, 
in feinem Falle aber die nun erfolgte Acceptirung des Wechſels als ein Geſchent 
nach 88. 938 u. 948 ibid. aufgefaßt werben. 

Entf. v. 9. December 1875, Nr. 9771 (©. Big. 1876, Nr. 59; 

Mehl, bürgl. Geſetb. erl. 46 
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5932 G.-U.). Der Vtg., wornad jemandem 5 Stüd Norobahnactien „Laufe 
weife“ gegen vie Verpflichtung überlaffen werben, daß er binnen 6 Monaten 
„5 Stüd folhe Actien in natura“ in feftgefegten Terminen pünftlih bei Ter- 
minsverluft zurüdftelle, die von jeder Actie entfallenden 5 percentigen Zinfen und 
die Dividenden zurüdzahle, einen etwaigen Cursverluft gegenüber dem Eintaufs- 
preis vergüte — ift ein. Darlehensvertrag, weil verbrauhbare Sachen mit der 
Pflicht zur Rüdftellung von ebenfoviel nah Verlauf einer beftimmten Zeit über 
geben und übernommen worden waren (8. 981 B. G.); hinſichtlich der drei noch 
nicht zurüdgeftellten Uctien befteht der Darlehensvertrag aufrecht. Auf den in 
Frage ſtehenden Darlehensvertrag ift weber $. 990 noch $. 991 ibid. anwendbar, 
weil eine Eifenbahnactie weder eine Öffentliche nod eine Privatſchuldverſchrei— 
bung, fondern lediglich ein Document über den Umftand ift, daß der Beſitzer 
berfelben mit einem beſtimmten Antheil an einem gefellfhaftlihen Vmgn. Tpeil 
nehme und den auf ihm entfallenden Antheil an dem Gewinne zu beziehen bes 
vechtigt fei. Es Tann das vorfichende Darlehen alfo nur nah 8. 992 ibid. 
beurtheilt werden. Aus der Natur einer Actie ergibt fi denn auch der weitere 
Inhalt des Schuldſcheines. Der Uctionär hat ein Anrecht auf den Bezug des 
auf ihn entfallenven Antheiles des gefellfchaftlihen Reingewinnes und e8 ift dieſer 
- Reingewinn feine Berzinfung der Actie im Sinne des Darlehensvertrages, fons 
bern eine Ertragequote, die nad Beſchaffenheit der Umſtände fteigen, fallen und 
aud ganz aufhören kann. Auch bie 5 percentigen Interefien der Norpbahnactien 
repräfentiren nicht deren Verzinſung im Sinne des Darlehensvertrages, fonbern 
fie find das vom Staate garantirte Maß des geringften Neinertrages, für deſſen 
Zahlung der Staat fi verbürgt, wenn das geſellſchaftliche Vmgn. nicht einmal 
das beftimmte Minimalerträgnig abmerfen folte. Diefe Beftimmungen find alfo 
keinesfalls als Nebenvortheile nah 8. 996 ibid. — als feine unerlaubten Ber 
dingungen zu betrachten, fondern fie betreffen das Erträgniß, die Früchte des 
dargeliehenen Gegenftandes, welche nicht die Stelle der Zinfen vertreten. Was 
endlich die mögliche Differenz zwifhen dem Einkaufspreiſe und dem Preiſe der 
Nctie am Tage der Rüdftellung betrifft, fo wäre dieſe Bedingung allerdings 
ungiltig gewefen, wenn fie im Ganzen das Maß ver erlaubten Bertragszinfen 
(8. 996 ibid.) überfchritte; es ift aber nicht dargethan, ob überhaupt eine Curs⸗ 
vifferenz zu der Zeit beſtand, zu welcher vie Verpflichtung vertragsmäßig in's 
Leben trat und ebenfomenig, daß eine allenfalls beftehende Curspifferenz das 
Maß der erlaubten Vertragszinſen überſchritt [Schlußfolgerung). — Die An- 
führung eines beftimmten Rechtsgeſchäftes durch ben Kläger als Grund ver Klage 
ift nicht erforderlich, da ed Aufgabe des Richters ift, die von der Partei ange 
gebene und bewiefene Thatfahe unter das ©. zu fubfumiren. — Die den Inte 
reſſen⸗ und Dividendencoupon® einer Actie entfprehenden Beträge, wenn felbe einer 
Partei von der anderen auf Grund eines geſchloſſenen Btg8. zu erftatten find, 
unterliegen nicht der im $. 1480 ibid. normirten Berjährumgszeit, weil dieſe Beträge 
nicht von den Contrahenten, fondern von der Aectiengeſellſchaft zu leiften waren. 

Entſch. v. 29, Yuli 1875, Nr. 5891 (5816 ©.-U.). Wenn bei der 
Hingabe von Obligationen gegen jeweilige Ausfolgung der Coupons, eine Mehr⸗ 
verzinfung und Verpflichtung zur Nahfhaffung nener Obligationen für die in« 
zwilhen verloften, die Rüdftellung der gegebenen mit Nummern bezeichneten 
Stüde bedungen wurbe, fo liegt fein Darlehene-, fondern ein dem Leihvertrage 
analoger Innominarcontract vor [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 22. Juli 1875, Nr. 6325 (5806 ©.-U.). Wenn im Schulb- 
ſchein die Zuzählung des Darlehens beftätigt, außerdem aber vereinbart wurde, 
daß der Reſt der Valuta erft nad vollzogener Schulpfcheinsintabulation bezahlt 
werben folle, liegt fein bloßes pactum de contrahendo vor und der Darlchens- 
nehmer ift fofort nach vollzogener Intabulation berechtigt, ven Heft der Darlchens- 
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valuta zu fordern [$. 983 B. ©. 9]. Daß inzwiſchen die Öypothefarrealität 
feilgeboten werde und hiernach für die Darlehensforderung feine Dedung ſich er- 
gibt, ift unentſcheidend, weil die Forderung gleichwohl fortbefteht. 

Entſch. v. 18. December 1872, Ne. 12255 (4811 ©.-U). Der an- 
geblih durd Hingabe von Bargeld unverzinslih und ohne Feflfegung des Rüd- 
zehlungstermines, über Bitten des Gellagten geſchloſſene Vtg., kann nur als ein 
Darlehensvertrag im Sinne des 8. 983 B. ©. angefehen werden, da das hin- 
gegebene Geld als verbrauhbare Sache deſſen Auffafjung als Leihvertrag ($. 971 
ibid.) aueſchließt. 

Entſch. v. 29. Yuli 1869, Nr. 5885 (3476 ©.-U.). Staatsobligationen 
gehören zwar nah 88. 301, 510, 983, 1227 B. ©. in vie Kategorie vertret« 
barer Sachen und bilden daher nur ausnahmsweife den Gegenſtand eines Leih⸗ 
vertenges ($. 971 ibid.). Eine folde Ausnahme ift aber dann anzunehmen, 
wenn bie Obligationen genau individuell bezeichnet, zum Zwede der Cautionsleiſtung 
mit ber Bedingung übergeben wurden, daß biefelben als Egth. des Uebergebers 
ihm feinerzeit wieder zurüdgeftellt werben follen. Die ohne Zuziehung der Be- 
theiligten von der k. I. Staatöfhulden-Tilgungscafia aus Manipulationsgründen 
vorgenommene Um- oder Zufammenfhreibung der Obligationen in ähnliche neue, 
vermag an dem beftandenen Rechtsverhältniſſe nichts zu ändern. 

Entf. v. 30. April 1867, Nr. 3638 (2789 ©.-U.). Auf Grundlage 
eines, von dem ÜBellagten gefchriebenen und unterfchriebenen, die Hingabe des 
Capitals beftätigenden, fowie das Berfprechen der Berzinfung und Zurädzahlung 
enthaltenden Briefes, ift der Erecutivproceß einzuleiten, weil darin der Rechtse— 
titel zwar nicht ausbrädlih mit dem Worte „Darlehen“, wohl aber 
dadurd als ein foldes bezeichnet if, daß die darin enthaltenen Be— 
flimmungen dem in 8. 983 B. ©. aufgeftellten Begriff des Darlehens 
vollffändig entſprechen. 

Entſch. v. 16. März 1865, Nr. 1870 (2139 ©.-U.). Wenn 8. 434 
B. ©. zur Intabnlatin einer über das Erwerbsgeſchäft ſchriftlich er- 
rigteten nnd von dem Contrahenten gefertigte Urkunde fordert, fo 
gilt dieß nur von ben Fällen, wo der Btg. überhaupt nur fhriftlic 
zu Stande kommen kann. Allein weder der Darlehensvertrag, nod 
die Ceffion gehören nad 88. 983 u. 1392 ibid. zu diefer Elaffe von 
Btg.en, — fomit bevarf bie zum Beweis der erfolgten Ceſſion dem Nebernehmer 
andgefertigte Urkunde Teineswegs, um intabulationsfähig zu fein, der Mitfertigung‘ 
des Geffionars. 

Entf. v. 14. Februar 1865, Nr. 1069 (2119 ©.-U.). Aehnl. der 
Eniſch. Nr. 1870 ex 1865. 

Entf. v. 11. Jänner 1865, Nr. 9021 (G. Ztg. 1865, Nr. 247). 
Gemeinden haften trog des feir Aufnahme des Darlehens verminderten Umfanges 
ihres Gebietes dennoch für den vollen Betrag einer Darlehensſchuld. 

Entf, v. 13. Mai 1863, Nı? 3140 (1714 ©.-U.). Die Ueberlaffung 
eines bereits als Vorauszahlung (auf den Preit einer Bauführung) Übergebenen 
Gelbbetrages in das Egth. des Empfängere gegen Rüdzahlung, mittlerweilige 
Berzinfung und Sicherſtellung — hat alle conftitutiven Merkmale des im 8. 983 
B. ©. normirten Darlehensvertrages zum Inhalt und der Gelobetrag ift nad 
8. 428 ibid. zu biefem Zwede übergeben zu erachten [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 2. December 1862, Nr. 6389 (1608 ©. U.) Nah Inhalt 
des „Depofitenfcheines“, dem zu Folge „x fl. in Örunventlaftungsobligationen“, 
deren Nummern nicht angegeben find, „zur Aufbewahrung“ mit der Erlaubniß 
gegeben worben find, ſich irgendwo darauf Geld auszuborgen und mit ber foli« 
dariſchen Verpflichtung biefelben binnen kurzer Friſt zurüdzugeben — liegt fein Ber- 
wahrungs⸗, jonbern ein Darlehensvertrag vor (88. 969; 983—985; 961 B. ©.). 
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Entf. v. 26. Juni 1855, Nr. 4664 (104 ©.-U.). Durch das bie 
Höhe der crebiticten Ceſſionsvaluta beurkundende Schulddocument ift Die ans 
dem Titel des Darlehens erhobene Klage nicht funbirt, weil die Ceſſionsvalnta 
nicht bar dem Geklagten zugezäplt wurde. Wäre wirflid der Titel ber 
Ceffion in jenen des Darlehens umgewandelt worden, fo Fönnte die 
Klägerin der rehtlihen Natur des Darlehens gemäß doch nur bie 
cedirte Sapforderung zurüdverlangen ($. 991 ®. ©). 8. 998 ibid. 
ſteht dem nicht entgegen, weil er als Ausnahme ftrenge auszulegen 
ift, und auf die obige Darlehensvaluta feine Anwendung findet. 

Entſch. v. 20. December 1851, Nr. 11181 (BP. ©. 790). Der Aus- 
brud „binnen zwei Jahren“ bei einem Darleihen berechtiget den Schulpner nicht, 
aud vor Ablauf der zwei Jahre zu zahlen. 

Entfd. v. 15. März 1850, Nr. 809 (P. ©. 789). Sparcafien, welde 
jeben Ueberbringer eines Sparcafjabücheld als ven Egthr. oder als den zur Er- 
bebung berechtigten Bevollmächtigten anfehen, find befugt, apitalseinlagen chne 
Zuſtellnng an deren Egthr. bloß mittelft Einfhaltung in die Öffentlichen Zeitungen 
aufzulündigen, und die fo aufgekünbeten Einlagen, vom Ablanfe der Künpigungs- 
frift angefangen, nicht weiter zu verzinfen. e 


Arten desfelben. 
(8. 984 — ogl. #9. 986-991; 998 ©. @.) 

3. 984. Ein Darleihen wirb entweber in Gelb, oder in anderen verbraudhbaren Sachen, 
und zwar ohne, ober gegen Zinfen gegeben. Im letzteren Galle nennt man es auch einen 
Binfenvertrag. 

Entjd. v. 6. April 1876, Nr. 12871 (6092 ©.-U.). Die vom Ge- 
Üngten behaupteten, dem Klagegrund widerſprechenden Abmachung mit einem 
Dritten, könnte ymfoweniger nad 8. 887 B. ©. als unzuläffig übergangen 
werben, als darin zugleih die Einwendung der nicht erfolgten Zuzählung ent- 
halten ift, die fhon an und für ſich entfheidend fein muß, indem der Anleiher 
nad $. 984 ibid. nur zur Rüdzahlung des gegebenen Darleihens verpflichtet ift. 

Plenar⸗Entſch. v. 7. Jänner 1858, Nr. 10799 (497 ©.-U.). Wenn 
über rüdftändige Zinfen eine befondere Vereinbarung zu Stande kommt, indem 
ber Schuldner feine Verpflichtung zur Zahlung verfelben anerkennt und der Gläu⸗ 
biger einen Termin hierzu einräumt, fo find biefe Zinfenrüdftände als ein neu 
bargelichenes Capital zu betrachten. Die Unverzinslichleit hebt den Begriff des 
Eapital® nit auf, da nah 8. 984 B. ©, Darlehen andy ohne Zinfen gegeben 
werben Tönnen. 


Gelddarleigen: 


F — . nan⸗ u. Wuchergeſ.; oss S. 8. veſd. 
a cogec ee ve ao sk — 
8. 985. Ein Gelddarleihen kann klingende Münze, oder Papiergeld, oder öffentliche Schuld» 
feine (Obligationen) zum Gegenftande haben. 


Entſch. v. 25. Juni 1872, Nr. 5562 (4639 ©.-U.). Grunbentlaflungs- 
Schuldverſchreibungen find nah 8. 20 bes kaiſ. Pat. v. 29. October 1858, 
Nr. 236 R. ©. B., ven äffentlihen Schnldſcheinen glehhgeftellt, könuen fohin 
nad $. 985 B. ©. ven Gegenftand von Geldbarleihen bilden und daher gleiche 
falls unter ven allgemeinen Begriff des Geldes fallen. 

Entf. v. 15. December 1871, Nr. 13868 (4364 ©.-U) Während 
unter „Barſchaft“ nad allgemeinem Sprahgebrande und bemfelben 
fih anſchließender Beftimmung bes Gs. (8. 680 8. ©.) nur klin⸗ 
gende Münze und Papiergeld verftanden werben... . . ſchließt ber 
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Ausdruck „Geld“ nebſt der Barfhaft auch fruchtbringend angelegtes 
Geld in fig. Nach diefer bier maßgebenden (8. 655 ibid.) Bedeutung 
müſſen daher unter Geld... .aud öffentliche Erevitpapiere, welche 
nah dem ©. felbft ($. 985 ibid.) den. Gegenftand von „Gelddar⸗ 
leben” bilden können und fohin unter dem vom Erbl. vermadten 
„Gelde, welches für ihn im Depofitenamte erliegt,* die bort erliegen- 
den Örundentlaftungsobligationen verfianden werben, umfomehr, 
als ber Erbl. im Teftamente eine zweite hypothekariſch verficherte 
Summe von dem im Depofitenamte befindlihen Gelde unterfieidet 
und nicht erwiefen ift, daß er mit dem Ausdrucke „Geld“ einen befon- 
beren vom gewöhnliden Sprahgebraud abweichenden Sinn verband 
(&. 655 ibid.). f 

Entſch. v. 8. Auguft 1860, Nr. 6637 (1172 ©-U.). Wenn nur zur 
Aufnahme eines Gelbvarlehens die Vollmacht ertheilt wurbe, fo iſt nad $. 985 
8. ©. der Mandatar nicht beretigt, ein Darlehen in Wechſeln aufzünchmen, 
weil diefe nicht ald Suprogat des Bargeldes verftanden werden können [Schluß- 
folgerung ans der diefe Frage unberührt laſſenden oberftger. Entſch.]. 

Entf. v. 28. Februar 1860, Nr. 1862 (1094 G.⸗U.). Privatſchuld⸗ 
feine find nad 8. 985 B. ©. kein Gegenftand des Gelddarlehens und es if, 
wenn flatt Geldes ein folder gegeben wurde, der Schuloner gemäß 8. 991 ibid. 
un verbunden, entweber den Schuldſchein zurüdzuftellen, oder dem Gläubiger 
den von bemfelben zu erweifenden Schaden zu erjegen. Ein Verzicht auf das 
aus 8. 991 cit. für den Schuldner fonac ſich ergebende R. iſt unzuläffig. 


a) in klingender Münze oder Papiergeld; 
G. 988 — vgl. Vbgn, über Gelbgahlungen eingangs dieſ. Hauptft. und bei 8. 985 cit.) 
8. 986. Inwiefern ein Darleihen in Mingender Münze überhaupt geſchloſſen werden könne, 


und in welcher Währung (Baluta) ein ſolches Darleihen, oder ein Darleipen in Papiergeld 
zurlidzugaßfen fei, beſtimmen bie darüber beftehenben befonderen Vorfchriften. 


Entf. v. 20. October 1874, Nr. 11114 (5510 G.⸗U.). B wurde 
als Beſitzer des Gutes X mit der Hypothekarklage belangt. Dieſes landtäfliche 
Out ift aber in jenem Theile des Hausrudtreifes in Oberöfterreich gelegen, 
welcher durch den Wiener Frieden vom 14, October 1809 von Defterreih an 
Baiern abgetreten worden war und erſt durch ven zwiſchen Defterreih und 
Baiern am 14. April 1816 geſchloſſenen Staatsvertrag wieder an Oeſterreich 
zurüdgefallen ifl. Daher iſt das Fin. Bat. v. 20. Februar 1811, das in 
dem oben erwähnten Antheile des Hausrudfreifes gar nie fund gemacht worben 
if, auf die für das Beueficium des Klägers auf obigem Gute bereits feit 
22. September 1767 pfandrechtlich fihergeftellte Forderung per 10.000 fl. fammt 
RNebengebühren nie wirlſam geworden und kann deßhalb dasſelbe bezüglich ber 
dießfälligen Währung nicht ald maßgebend betrachtet und berzeit von dem Ge- 
Hogten nicht mit Erfolg zum Nachtheile des Gläubigers geltend gemacht werben. 
Gemäß des noch vor Beſtehens irgend eines Papiergelves (und ohne Benennung 
einer Währung) gefhloffenen Vtgs. (1731) muß die Schuld in Silber ent 
fpredgend dem damaligen Münzwerth bezahlt und verzinft werben. 

Entf. v. 18. Februar 1869, Nr. 947 (3302 ©.-U.). Da ver Schuld» 
fhein dem Gläubiger das R. einräumt, die Zahlung in Ducaten zu fordern, fo 
muß diefelbe, wenn auch das Darlehen nicht in Ducaten zugezählt wurde, in 
biefer Münze geleiftet werden; denn ſchon nad Hofd. dv. 24. April 1816, 
Nr. 1233 3. G. S. war geftattet, bei einem in Wiener Währung gege- 
benen Darlehen, deffen Betrag in beſtimmten Münzforten nad deren 
Eurs zur Zuzählungszeit berechnet wird, bie Zahlung in biefen 
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Mänzforten zu bedingen; die Pat.e v. 1. Juni 1816, Nr. 1248 u. 1250 
9. ©. ‚ erlauben die Abſchließung von fohriftligen Btg.en auf 
Conventions- oder andere Gold- oder Silbermünzen und fiellen bie 
Noten der Nationalbant dem Metallgeld glei. Das Hofd. vom 
28. Februar 1817, Nr. 1322 9. ©. ©., verorbnet, daß, wo die Zah- 
lung aud nur im Allgemeinen in Conventionsmünze oder gefeglichen 
Sold- und Silbermünzen bedungen wurde, fie in gefeglihen Gold— 
oder Silbermünzen geſchehen müjfe. Die im Fin. M. Erl. v. 21. Mai 
1848, Nr. 1152 9. ©. ©., zeitweife vorgefhriebenen Zahlungsbefhrän- 
tungen haben auf Gold. und ausländiſche Silbermängen feinen Be- 
zug. Nah Pat. v. 27. April 1858, Nr. 63 R. G. B., ſind Zahlungen, 
die aus einem vor 1. November 1858 entftandenen Rechtstitel in 
einer beftimmten Zahl ausdrücklich bevungener Goldſtücke gebühren, 
in diefen Stüden zu leiften. Es unterliegt daher feinem Zweifel, 
daß ein im Jahre 1847 gegebencs Darlehen, aud wenn es in Noten 
der Nationalbant hingegeben worden wäre, auf geſetzliche Gold» 
oder Silbermünzen rechtsgiltig aud im Jahre 1859 umgerechnet, 
und beffen Zahlung in gefegmäßig umlaufenden Goldmünzen ſtipu— 
lirt werden ‚fonnte, und daß diefe Stipulation auch rechtswirkſam 
geblieben if. 

Entſch. v. 3. Februar 1863, Nr. 209 (1647 G.-U.). Die M. Erle 
v. 21. u. 22. Mai 1848, das Pat. v. 2. Juni 1848 und ber damit einge⸗ 
führte Zwang zur Annahme der Banknoten im Nennwerthe bei allen Zahlungen, 
bie nicht in Gold» oder in ausländiſchen Silbermünzen zu leiften find, wurden 
weder ausdrüucklich noch ſtillſchweit aufgehoben, vielmehr fpäter noch bekräftigt. 
Erfteres gefhah zwar durch den S Gh der faif. Vog. v, 26. December 1858, 
Nr. 244 R. ©. B., allein bloß für die ohnehin außer Umlauf gefegten und 
zur Einziehung beftimmten älteren, auf Eonventionsmänze lantenben Noten; ebeufo 
durch kaiſ. Vog. v. 7. Februar 1856, Nr. 21 R. ©. B., jedoch mit der Ber 
fhränfung auf Darlehen, die in einer beftimmten Münzforte, oder doch in Min« 
gender Münze gegeben wurben, und es wirb hinſichtlich der Zahlungen anderer 
Art die Anordnung des Pat. v. 2. Juni 1848 bis zur gänzlichen Aufhebung 
bes Zwangscurfes ausprüdlic aufrecht erhalten; ebenfo in dem kaiſ. Bat. vom 
27. April 1858, Nr. 683, R. G. B., $. 10. Der Münzvertrag v. 24. Jänner 
1857, Nr. 101 ibid., Art. 22, enthält nur eine Zufage des Staates dem anderen 
contrahirenden Mächten gegenüber, bezüglih ver Einwohner Oeſterreichs aber 
wird im Bat. v. 19. September 1857, Nr. 169 R. ©. B., Art. 23, auf erſt 
zu 'erlafjende Anordnungen hingewiefen. Bon ber im 8. 2 der kaif. Vog. vom 
30. Auguſt 1858, Nr. 131 R. ©. B., der öſterreichiſchen Nationalbant aufer⸗ 
legten Berpflichtung, die auf Öfterreihifche Währung lautenden Noten gegen vollwerthige 
Silbermünzen einzulöfen, iſt diefelbe durch a. h. Entſchl. v. 11. April 1859, 
laut M. Erl. v. 29. April 1859, Nr. 69 R. ©. B., wieder venthoben worten. 

Entſch. v. 13. Jänner 1863, Nr. 7604 (1632 ©.-U.) Das Xerar 
ift trotz des Zwangscurſes der Banknoten verpflichtet, ven Steuerpächter für die 
er ee abgeführten Steuern die bebungene Brovifion ebenfalls in Silber zu 
ezahlen. 

Entſch. v. 10. December 1861, Nr. 8147 (1432 G.⸗U.). Nach dem 
mit dem faif. Pat. v. 2. Yuni 1848, Nr. 1157 I. ©. ©., genehmigten Fin. 
M. Erl. v. 21. Mai 1848 müſſen bei alen Zahlungen, mit Ausnahme jener, 
welche in Gold ober ausländifhen Silbermünzen gebühren, bie Noten ber öfter 
reichiſchen Nationalbank nad ihrem vollen Nennwerthe angenommen werben. Nach 
ber faif. Vog. v. 7. Februar 1856, Nr. 21 R. ©. B., find nur ſolche Dar- 
eben, welche nah Kundm. diefer Bdg. in klingender Münze zugezählt wurden, 
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von dem Schuloner in klingender Münze zu verzinfen und rüdzuzahlen, bei Zah⸗ 
lungen jeder anderen Art hat es aber bis zur Aufhebung des Zwangscurfes 
bei den Beflimmungen des obgedachten faif. Pat. v. 2. Juni 1848 fein Ber- 
bleiben, und hieran ift burd vie kaiſ. Vog. v. 26. December 1858, Nr. 244 
R. ©. B., nichts geändert worden. 

Entfd. v. 27. Auguft 1861, Nr. 5136 (Tribüne 1861, Nr. 226). 
Jedermann ift an bie finanzielle Vorfhrift des Zwangscourſes der Banknoten 
gebunden, und eine Abweihung davon kann nur auf folhe Darlehen Bezug 
haben, die nach ber Kundm. der kaiſ. Vog. v. 7. Februar 1856 gefchloflen 
worben find, 

Entſch. v. 14. Mai 1861, Nr. 3327 (1323 G.-U.). Die in einem 
Darlehensvertrag bedungene Vergütung einer Cursdifferenz zwiſchen Bankuoten 
und Silhermünze ftellt fi als gefetlih unzuläfftg bar. 

Entfd. v. 8. Mai 1861, Nr. 2507 (1320 ©.-U.). Das Pat. vom 
2. Juni 1848 über den Zwangscurs der Banknoten bat auf diejenigen Zah⸗ 
lungsverbindlichleiten, die nach ausländifchen G.en zu beurtbeilen find, feine An- 
wendung, wenn auch bie Forderung bei einem öfterreihifhen Gerichte eingellagt 
wurbe ($. 905 B. ©.). 

Entf. v. 9. April 1856, Nr. 2590 (B. S. 797). Die Zahlung einer 
vor dem Pat. v. 2. Juni 1848 contrahirten Schuld muß fowohl dem perſön⸗ 
lien als dem Hypothekarſchuldner in Banknoten nad deren vollem Nennwerthe 
angenommen werben, wenn aud bie Zahlung ausprüdli in lingender Münze 
(in Silberzwanzigern nad dem Zwanziggulvenfuß) mit Ausſchluß allen Papier⸗ 
geldes bedungen wurde. 

Entſch. v. 13. März 1856, Nr. 11351 (P. ©. 794). Das Bat. vom 
2. Juni 1848 nnd die daraus entipringende Verpflihtung zur Annahme ber 
Banknoten nah ihrem vollen Nennwerthe find auf alle vor dem 13. Februar 
1856 eingegangenen Zahlungsverbindlichleiten, wornad die Zahlung in klingender 
Münze in öfterreichifchen Zwanzigern oder in anderen nady dem Conventionsfuße 
audgeprägten Silbermünzen zu leiften wäre, anwendbar, und zwar felbft dann, 
weun im Btg. die Zahlung mit Papiergeld oder mit einer geringhältigeren Baluta 
ausdrücklich ausgefhhloflen, oder in was immer für einer Form auf das R., in 
Vanknoten zu zahlen, Verzicht geleiftet worden wäre. Wenn jebod der Schuldner 
durch ein nah bem 2. Juni 1848 ergangenes rechtskräftiges Urtheil zur Zahlung 
in öfterreihifchen Zwanzigern oder in anderen nad dem Conventionsfuße audge 
prägten Silbermüngen verurtheilt wurbe, fo Tann durdy bie in Banknoten anger 
botene oder geleiflete Zahlung das Urtheil nicht als vollzogen angefehen werben. 

Entid. v. 6. November 1855, Nr. 7417 (©. 9. 1856, Nr. 16). Die 
alg. W. D. v. I. 1850 hat feinen berogirenden Einfluß auf die Vorſchrift des 
Bat. v. 2. Juni 1848; wenn daher der Wechſel zwar auf Zahlung in Silber 
lautet, darin aber der Zufag „effectiv? — oder ein ähnlicher Zufag — nicht 
vorkommt, fo ift die Zahlung dennoch nur iu Papiergeld zu Leiften. 

Entſch. v. 3. October 1855, Nr. 9826 (BP. ©. 792). Wenn aud ein 
rechtskräftiges Urtheil auf Zahlung „in Silbermünze“ lautet, jo ift doch darunter 
nur die Beftimmung der Währung zu verflehen, und ber Verurtheilte ift nach 
dem a. h. Pat. v. 2. Juni 1848 allerdings berechtigt, die ihm auferlegte Zah⸗ 
tung in Banknoten nach ihrem vollen Nennwerthe zu leiften, wenn nicht einer 
der in jenem Pat. angegebenen Ausnahmsfälle eintritt. 

Entſch. v. 31. October 1854, Nr. 3448 (P. ©. 796). Der in ber 
en v. 9. April 1856, Nr. 2590 ausgeſprochenen Auslegung entgegengeſetzte 

nich. 

Entfd. v. 2. Yuni 1853, Nr. 4573 (P. ©. 800). Ein Vtg., woburd 
eine Zahlung in Silbermünze mit Ausſchluß jedes Papiergelves in der Art be- 
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dungen wurde, baß, wenn bie Zahlung in Papiergeld geleiftet wurde, ver Zah⸗ 
lende bem Gegentheil das Agio nach dem Curſe des Zahlungstages zu vergüten 
habe, ift als giltig uub rechtswirkſam zu betrachten, und die Zahlung dieſen Ber- 
tragsbedingungen gemäß zu leiften. 

Entf. v. 1. October 1852, Nr. 9347 (P. ©. 795). Die Urt der 
Zahlung richtet fi nach denjenigen ©.en, welde an dem Zahlungsorte gelten. 


(8. 987 — vgl. bei $. 985 cit.) 
8. 969. Wenn ein Darleiher fih die Zahlung in ber befonderen, von ihm gegebenen Münz- 
forte bedungen hat; fo muß die Zahlung in eben diefer Müngforte geleiftet werben. 

Entſch. v. 14. Mai 1878, Nr. 5349 (©. Ztg. 1879, Nr. 54). In 
Folge der Einverleibung auf Grund eines Schulpfheines, nad weldem ber 
Schuldner den Betrag von 2500 fl. Reihewährung, gleih 2187 fl. 50 fr. 
öfter. Währ. in Silbergulden zu zahlen fid) verpflichtet, Tann bei der Meift- 
botvertheilung nur der Betrag von 2187 fl. 50 fr. in Silber zugewiefen werden, 
weil nit die im Contumazurtheil ausgefprohene Summe 4375 Reichsmarken, 
fondern die im Schuldſcheine bezeichnete Summe von 2187 fl. 50 fr. ald das 
in bairiſchen Silberguldenſtücken (nicht aber in Goltwährung) rüdzahlbare Capital 
pfandrechtlich einverleibt if, und diefe Summe bei dem Umftanbe, als das Silber- 
geld in öfterreichifcher Währung die Gelbftüde in Defterreich find, welche ven außer Curs 
gefegten bairifchen Guldenſtücken zunächſt ähnlich find, auch nur öfterreichifcher Währung 
in Silber liquidirt werden kann, Übrigens in dem einverleibten Schuldſcheine vom 
18. Auguft 1868 ausgebrädt if, daß 2500 fl. Reihewährung gleichzuhalten 
find 2187 fl. 50 kr. oſterr. Währ., daher ſchon hieraus folgt, daß, falls die 
Rückzahlung nicht in bairifhen Guldenſtücken ftattfinden Tann, das vertragsmäßig 
feftgefegte Aequivalent von 2187 fl. 50 Er. öſterr. Währ. an deren Stelle zu 
treten bat. 

Entſch. v. 24. April 1861, Nr. 2332 (3202 ©.-U.). Bei allen Zah- 
lungen aus Btg.en, die vor dem Pat. v. 7. Februar 1856, Nr. 21 R. G. B., 
geihloffen wurden, müſſen flatt Silber Banknoten angenommen werben. Der 
Schlußſatz der kaif. Vog. w 26. December 1858, Nr. 244 R. ©. B. („da 
gegen treten v. 2. Jänner 1859 an bie Beflimmungen des Pat. v. 2. Funi 1848 
in Betreff der auf Eonventionsmänze lautenden Noten ber öſterreichiſchen National 
bank außer Kraft“), hat daran umfoweniger etwas geändert, als nad $. 4 ber 
Bog. v. 30. Auguft 1858, Nr. 131 R. ©. B., jedermann pie neuen Banl- 
noten öfterreichifher Währung im vollen Nennwerthe annehmen muß, und 8. 5 des Pat. 
v. 27. April 1858, Nr. 63 R. ©. B., die vor dem 1. November entftandenen 
Verpflichtungen in der neuen Öfterreihifher Währung zu leiften vorſchreibt. 


G.. 988 — vgl. 8.0988 B. G.; Pat. v. 87. Mpril 1858, Ar. 685 faif. bg, v. 7. Februar 1856, Nr. 21 R. G. 8.) 
8. 988. Gefeylige Miünzveränderungen ohne Veränderung des inneren Gehaltes gehen auf 
Rechnung bes Darleipers. Er empfängt die Zahlung in der beftimmten gegebenen Münz- 
forte, z. B. von 1000 Stüden kaiſerlicher Dulaten, ober 8000 Zwanzig-Kreuger-Ötüden, ohne 
Rückficht, ob deren Außerer Werth in der Zwiſchenzeit erhöht oder vermindert worben iſt. 
Wird aber der innere Werth geändert; fo ift die Zahlung im Verhältniß zu dem inneren 
Werthe, ven die gegebene Müngforte zur Zeit des Darlehens hatte, zu leiften. 


(6. 989 — vgl Pat. v. 20. Februar 1811, Fall. Bbg. v. 27. April 1858, Ar, 66 R. @. 8.) 
8. 989. Sind zur Zeit der Rüdzahlung dergleichen Müngforten im Gtaate nicht im Um- 
laufe; fo muß der Schuldner den Gläubiger mit zunächft Ahnlichen Geldſtücken in folder Zahl 
und Art befriebigen, daß berfelbe den zur Zeit des Darleihens beſtandenen inneren Werth 
beffen, was er gegeben hat, erhalte. 
Entſch. v. 11. April 1865, Nr. 2476 (2149 ©.-U.). Falls nichts 
anderes bebungen murbe, ift eine in Papiergeld mit Zwangecurs verfprochene 
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Zahlung, wenn dasſelbe inzwifchen aufer Curs gefegt wurbe, in Metallgelb 
nad dem Nennwerthe des Papiergelves zu leiften. 

Entf. v. 8. Februar 1860, Nr. 341 (1079 G.U.). Wenn nad) einer 
durch die geltenden Ge. nicht unerlaubten Bertragsfiipulation bie Zahlung. in einer 
beftimmten Munzſorte geleiftet werben foll, muß der Schuldner zur Zahlung in 
biefer Münzforte verurtheilt werben, obgleich diefelbe nicht mehr geſetzlich im 
Umlauf if, wofern nur diefe Münzftäde wirklich noch beftehen umb zu haben find 
(Zecchini Veneti), 

Entſch. dv. 4. Yänner 1859, Nr. 11640 (697 ©.-U.). Die in einer 
Rehnungsmünze contrahirte Geldſchuld ift nach dem Curſe des Tagescber Ver- 
tragserrihtung zu zahlen. 


b) in Schuldfcgeinen; 


@. 990 — vgl. 66. 988, 992 ©. ©.; KHofb. v. u Nr. 843, Pat. v. 2. November 1808, Nr. 640 


8. 990. In öffentlichen Schuldſcheinen Können Darleihen in der Art giltig gefchloflen wer⸗ 

ben, daß bie Tilgung der Schuld entweder mit einem durchaus gleichen öffentlichen Schulb⸗ 

feine, wie der vargelichene war, geleiftet, ober ber Betrag nach dem Werte, welden ber 
Schuldſchein zur Zeit des Darleipens Hatte, zurückgezahlt werde. 

Entſch. v. 9. December 1875, Nr. 9771 (5982 ©.-U.). Auf den 
Btg., wernad jemandem 5 Stüd Norbbahnactien „Laufweife* gegen die Ber- 
pflibtung überlafjen werden, daß er binnen 6 Monaten „5 Stüd folde 
Actien in natura“ in fefigefegten Terminen pünktlich bei Terminsverluft zu⸗ 
rüdftellen, bie von jeber Actie entfallenden 5 percentigen Zinſen unb bie Die 
vidende zurüdzahle; einen etwaigen Cursverluſt gegenüber dem Einkaufspreis 
vergäte, welher Btg. nah 8. 983 B. ©. als Darleihensvertrag behan- 
beit werben muß — ift weder 8. 990 noch $. 991 ibid. anwendbar, 
weil eine Eifenbahnactie weber eine öffentlihe noch eine Privatſchuldverſchrei⸗ 
bung, fondern lebigli ein Document über den Umftand ift, daß ber Beſitzer 
derſelben mit einem beftimmten Antheil an einem geſellſchaftlichen Bmgn. Theil 
nehme und dem auf ihn entfallenden Antheil an dem Gewinne zu beziehen bes 
rechtigt ſei. Es Tann das vorſtehende Darlehen alfo nur nad 8. 992 ibid. 
beurtheilt werben. Aus der Natur einer Actie ergibt fi) denn auch ber weitere 
Inhalt des Schuldſcheines. Der Actionär hat ein Unrecht auf ben Bezug des 
auf ihn entfalenden Antheiles des gefelfchaftlichen Reingewinnes und es ift diefer 
Reingewinn keine Berzinfung der Actie im Sinne des Darlehendvertrages, fon- 
dern eine Ertragequote, die nach Beſchaffenheit der Umftänte fteigen, fallen und 
auch ganz aufhören kann. Auch die 5 percentigen Imterefien der Nordbahnactien 
vepräfentiren nicht deren Berzinfung im Sinne des Darlehensvertrages, fondern 
fie find das vom Staate garantirte Maß des geringften Reinertrages, für deſſen 
Zahlung der Staat ſich verbürgt, wenn das gefelljchaftliche Vmgn. nicht einmal 
das beftimmte Minimalerträgniß abwerfen follte. 

Entjd. v. 23. Yuli 1872, Nr. 5970 (4663 ©.-U.). Wenn ein in 
öffentliden Schulpfheinen gegebenes Darlehen in gleihen Schuld- 
feinen zurüdgefordert wird, kann ber unter Einem etwa gemadte 
Binfenanfprug fih nur auf jenen Zinfengenuß erftreden, welcher 
mit dem Darlehen nah Befchaffenheit der gegebenen Obligationen 
verbunden ift. Vorliegend Tonnten alfo mit dem Rationalanlehen Obligationen 
und bie bezäglihen Coupons oder dafür eingehobene Beträge zurückbegehrt werben. 
Die Forderung von nad dem Nennwerthe der Obligationen berechneten 5per- 
centigen Zinfen ift daher unbegründet. 

Entf. v. 29. Yuli 1869, Nr. 5885 (3476 ©.-U.). Staatsobligationen 
gehören nah 88. 301, 510, 983, 12237 B. ©. allerbings in bie Kategorie 
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vertretbarer Sachen und bilden daher nur ausnahmsweiſe Gegenftand eines Leib: 
vertrages (8. 971 ibid.), wenn aber Obligationen zu bem beflimmten Zwecke 
ter Cantionsleiftung mit der Bedingung übergeben werben, daß fie dem lieber 
geber „als fein Egth.“ werben zurüdgeftellt werden, daher der Verbrauch der⸗ 
felben durch Veräußerung ausgefchlofien ift, fo liegt gleihwohl kein Darlchene-, 
fondern ein Peihvertrag vor. Daß die Obligationen in concreto durch bie 
Staatsfhuldentilgungecaffa ohne Ingerenz der Parteien aus Gründen ver Moni- 
pulation in Stüde höheren Betrages umgefchrieben wurden, iſt auf das einmal 
begründete Rechtsverhaͤltniß ohne Einfluß. 


(6. 91 — vgl. 18. 1908, 1804 | 779 ©. &.) 
8. 991. Wenn ftatt Geldes ein Privat ⸗Schuldſcheiln oder Waaren gegeben worben find; fo 
ift der Schuldner nur verbunden, entweder den Schuldſchein oder bie empfangenen Waaren 
unbeſchädigt zurückzuſtellen, oder dem Gläubiger den von biefem zu erweifenden Schaden zu 
erfegen. 

Entfd. v. 19. December 1876, Nr. 10933 (6820 ©.-U.). Wem flatt 
baren Geldes ein Privatſchuldſchein gegeben wurbe, iſt die Verbindlichkeit des 
Schuldners nad 8. 991 B. ©. auf die Zurädftelumg des empfangenen Schuld⸗ 
feines beſchränkt, allein nur in dem fFalle, wo nichts anderes verabredet worben 
if. In der vorliegenden Schuldverſchreibung hat nım ber Schuldner ausdrüclich 
erflärt, daß er den Wechſel Über 105 fl. ald bares Geld annimmt, und fi zur 
NRüdzahlung des ganzen Darlehensbetrages per 630 fl. verpflichtet. Es konnte 
daher feiner Einmendung, nur zur Barzahlung von 525 fl. verpflichtet zu fein, 
nicht fattgegeben und mußte der Schuloner zur Zahlung ber vollen 680 fl. 
verurtheilt werden. 

Entſch. v. 9. December 1875, Nr. 9779 (6932 ©.-U.). Eifenbahn- 
actien find überhaupt feine Schuldſcheine; 8. 9391 B. ©. daher auf Darlchen 
in folden nicht anwendbar. 

Entf. v. 28. Februar 1860, Nr. 1862 (1094 ©.-U.). Wenn ein 
Schuldner, welhem ftatt baren Geldes ein Privatſchuldſchein oder Waare als 
Darlehen gegeben wurde, auf das rüdfichtlih der Rückzahlung im $. 991 8. G. 
ihm eingeräumte R. im vorbinein verzichtet, fo ift eine folde Verzichtleiſtung 
ungiltig, weil die befonderen Beftimmungen, durch welche das ©. bie bei Geld- 
darlehen zuläffigen Bedingungen normirte, durch entgegengefegte Beſtimmungen 
der Contrahenten nicht willführlich befeitigt werden können. . 

Entſch. v. 17. Februar 1857, Nr. 139 (PB. ©. 808). Wenn dem 
Schuldner vom Darleiher theils bares Geld, theils ein Privatſchuldſchein über 
geben und hinſichtlich des letzteren eine Ceffion nur fingirt wird, fo ift derfelbe 
er zur Rückcedirung und Uebergabe des Schuldſcheines an den Gläubiger ver 
pflichtet. ß 

Entf. v. 26. Juni 1855, Nr. 4654°(104 G.-U.; P. ©. 807). Bei 
einem Gelddarlehen muß die bare Darlehensvaluta geflofien fein, und die Nos 
vation ded Darlehenstitel® aus einen anderen Nechtögrunde nach den 88. 1376 
u. 1877 ®. ©. fann, wenn der Schuloner nit aus dem umgewandelten Ge⸗ 
ſchaͤfte die Valuta zugezählt erhalten hat, nicht bewirken, daß der Schuldner bie 
Baluta zu zahlen verpflichtet fei. 


o)}Dnrleihen in anderen verbraudbaren Gegenfländen. 
(6. 998 — vol. 6. 9 8.8.) 
E. 998. Bei Darleipen, die nicht über Geld, fondern Über andere verbrauchbare, Gegen- 
ftände geſchloſſen werben, macht es, dafern nur bie Zurüdftellung in der nämlichen Gattung, 
Güte und Menge betungen worden, feinen Unterfchted, wenn fie in der Zwiſchenzeit am 
Berthe geftiegen oder gefallen find. 


1. Theil. 21. Haupt. Darleihensvertrag. 98. 991998. 719 


Entf. dv. 9. December 1875, Nr. 9779 (5932 G.-U.). Da eine 
Eifenbapnactie weder eine Öffentliche noch eine Privatſchuldverſchreibung, fon- 
bern leviglih ein Document über den Umftand iſt, daß der Beſitzer ber 
felden mit einem beflimmten Antheil an einem .gefelfchaftlihen Vmgn. Theil 
nehme und den auf ihn entfallenden Antheil an dem Gewinne zu beziehen 
berechtigt fei — kann ein in Eifenbahnactien gegebened Darlehen nur nad 
8. 992 B. ©. beurteilt werden. Aus der Natur einer folhen Actie ergibt 
fi) denn aud ver weitere Inhalt des Schuldſcheines. Der Actionär hat ein 
Unrecht auf den Bezug bed auf ihm entfallenden Antheiles des gefellfchaft« 
lien Reingewinned und es ift biefer Reingewinn feine Verzinfung der Actie 
im Sinne tes Darlehensvertrages, fondern eine Ertragsquote, die nad) Befchaffen- 
beit der Umſtände fteigen, fallen und auch ganz aufhören kann. Auch bie bper—⸗ 
centigen Intereſſen der Norbbahnactie repräfentiven nicht deren Berzinfung im 
Sinne des Darlehensvertrages, fondern fie find das vom Staate garantirte Maß 
bes geringften Reinertrages, für deſſen Zahlung der Staat ſich verblrgt, wenn 
das geſellſchaftliche Bmgn. nicht einmal das beftimmte Minimalerträgniß abwerfen 
ſollte. Dieſe Beftimmungen find alfo keinesfalls als Nebenvortheile nad 8. 996 
ibid. — als feine unerlaubten Bedingungen zu betrachten, fondern fie betreffen 
das Erträgniß, die Früchte bes bargelichenen Gegenftandes, welche nicht die Stelle 
ber Zinfen vertreten. Was endlich die mögliche Differenz zwifchen dem Einkaufs⸗ 
preife und bem Breife der Actie am Tage der Nüdftellung betrifft, fo wäre 
diefe Bedingung allerding® ungiltig gemefen, wenn fie im Ganzen das Maß ver 
erlaubten Vertragszinſen ($. 996 ibid.) überfchritte, e8 ift aber nicht bargethan, 
ob überhaupt eine Eursbifferenz zu der Zeit beſtand, zu welder die Verpflichtung 
vertragsmäßig in's Leben trat und ebenfomwenig, dag eine allenfalls beſtehende 
Eurspifferenz das Maß ber erlaubten Vertragszinfen überfchritt [Schlußfolgerung]. 


Binfen. 
. 198 — joben durch ©. v. 1 ‚enber N d Bi 
— den Er dur 6 v. Fr — Pr 43 — age ——ã— a en 


Eingang biei. Hauptit.) 
8. 998. Wenn fi der Darleiher bei was immer für einem Darleipen in Rückicht auf die 
Gattung, Güte oder Menge ausdrüdlih oder ftillfpweigend mehr bedingt, als er gegeben 
hat; fo kann der Vertrag nur infofern beftehen, als dabei die erlaubten Vertragszinſen nicht 
überſchritten werben. 


Kon zug er befchenben geieliden Belhränhingen beb verkzagSmäßigen Binsfußes und ber dohe 
en eichränkungen en 
ber het bei Darlehen — Forderungen treten außer Rraft. 
— — — me beftinimtes Maß bedungen murben oder aus bem Seſete geblihten, fo gelten 
vom Hundert auf 
8. 8. Binien von Biefen bürfen geforbert werben: a) wenn folde rel bebungen wurben; 
Ra wenn ſatlige Zinfen Singetlagt werben, von biefen vom Tage ber Klagsbebändi am. Ueber bie Höhe 
PR jeßginjen enticheibet und ihft die — wurde aber hierüber michte bebungen, fo gelten bie 
gefeglien Binfen (6 2). 


8. 4. Ueber die u Kg infen entſcheldet bie Verabredung. Bird hierüber feine Ber» 
rg jetzoften, fo Zinfen va Mi aan deB Gapitaleß, ober wenn ber Vertrag auf mehrere 
* BER: wurte, Tibet abzufüsren. ürfen in vorhinein ohne alle Beſchränkung abgezogen 

werben. 
. 5. &8 darf bei Darlehen bebungen * daß eine größere Summe ober Menge, ober Sachen 


von beflerer Befchaffenheit, ala gegeben wurden, tattet werben; jeboch das zurüdzuerftattende 
ee —— —— iufenben — ind — rt find_biemit 
erla einile wi ungen 
außer Sirtlamteit Weg jo insbefonbere das Pat. v. 8. December 1803, Ar. 640 3. ©. 8.8. bie Voͤg. v. 
14. December 2m. tr. 160 8. ©. 2 der $. 485 Str. @,, dann bie 68. 008, 094, 995, 006, 097, 908, 1000 
u. 1196 8. ©. Die ftatutenmäßig begrünbeten Re. ber Srebitanfalten und itcaflen, bie Roi äriften 
* —— —— * 7 nad Bat. v. 2. Juni 1848, Rr. 1157 3. ©. S., und bie kaiſ. Vbg. vo. 
2 —* ehe Bwangdeurs deB Baplergelbed ($. diefe im Anh, I) werben durch 
n 


3 7. Die es Gefes tritt mit erfiem Juli 1868 in Kraft; es darf jedoch 
vom Tage feiner Kundmachung au wegen der ald Bincher bezeichneten Band« 
Inngen Fein Strafverfahren eingeleitet oder fortgefegt, Ay 

erfannte Strafe zum VBollzune gebracht werden. Daaeaen hat diefes Gefey 
auf die vor feiner Wirkfamfeit abgefchloffenen mean efaäfte vber erwor- 
beuen Rechte dritter Berfonen, fowie anf die zu jener Zeit anhängigen Gon- 


eine bereits au» 


curde oder Uusgieihsverhandinugen Feine Anwendung. 
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G. 994 — aufgehoben: f. wie bei $. 998 ©. G.) 
8. 994. Durch Vertrag können bei einem gegebenen Unterpfande fünf, ohne Unterpfand 
ſechs von Hundert auf ein Jahr von Jedermann bedungen werden. Diefes Maß der erlaubten 
Bertragszinfen ift auch bann zu verftehen, wenn zwar Zinfen bebungen, aber ihr Betrag nicht 
beftimmt worben iſt. 


(6 995 — aufgehoben: ſ. wie bei $. 908 8. @.) 
8 995. Wenn Jemanden Zinfen, ohne ausdrückliche Bedingung aus dem Gelege gebühren; 
fo find vier von Hundert, und zwiſchen den von den Vehörben berechtigten Handelsleuten 
und Fabrikanten bei einer aus einem eigentlichen Hanblungsgefchäfte entfprungenen Schuld 
ſeche von Hundert auf das Jahr als die gefegmäßigen zu entrichten. 

Entf. v. 30. November 1870, Nr. 10871 (3975 G.⸗U.). Die Ge. 
v. 14. December 1866, Nr. 160 und v. 14. Juni 1868, Nr. 62 R. G. B., 
über die Aufhebung der Beſchränkung des Zinfenmaßes und ſodann der fänmt« 
lihen gegen den Wucher gerichteten Ge. überhaupt — wirken auf vor bem 
1. Yänner 1867 abgefchlofjene Darlehensverträge nicht zuräd; 88. 995, 996, 
1333 u. 1336 8. ©. find daher auf ſolche früher geſchloſſene Vtge. anzuwenden, 


(8. 096 — aufgehoben: 1. bei 6 008. —— l. Softzld. v. 11. December 1846, Nr. 87812; 9. 105 ‚Pat.; wit 
. 0. 97. + 1878, Rr. F R. &. 8., kundgem. Statuten der Öfterr.runger. any : 


8. 996. Wenn außer der Veftimmung des Ortes und ber Zeit der Zahlung bes Capitals 

und ber Zinfen dem Darleiper unter was immer für einer Geftalt und Benennung noch 

andere Nebenfhulbigkeiten; oder wenn für fi oder für Andere Mebenvortheile bebungen 

mworben; fo find fie, infofern dabei im Ganzen das Maß der erlaubten Bertragszinfen über 
ſchritten wird, ungiltig. 

Entſch. v. 9. December 1875, Nr. 9771 (593° G.-U.), Aus ber 
Natur einer Actie, in welder vorliegend das Darlehen gefchloffen wurde, ergibt fi 
aud der weitere Inhalt des Schuldſcheines. Der Uctionär bat ein Unrecht auf 
den Bezug des cuf ihn entfallenden Antheiles des geſellſchaftlichen Reingewinnes 
und es ift diefer Reingewinn feine Berzinfung der Actie im Sinne bed Dar 
lehensvertrages, fondern eine Ertragsquote, die nach Befchaffenheit der Umſtände 
fteigen, fallen und aud ganz aufhören kann. Auch die 5percentigen Intereſſen 
ber Actie vepräfentiven nit deren Berzinfung im Sinne bed Darlchend- 
vertrages, fondern find das vom Staate garantirte Maß des geringften Rein⸗ 
ertrages, für deſſen Zahlung der Staat ſich verbürgt, wenn das gejellichaftliche 
Vmgn. nicht einmal das beftiimmte Minimalerträgniß abwerfen follte. Diefe Be- 
fimmungen find alſo keinesfalls als Nebenvortheile nad) 8. 996 B. G., und 
darin alfo feine unerlaubten Bedingungen zu erjehen, fonbern fie betreffen das 
Erträgniß, die Früchte des dargeliehenen Gegenftandes, welche nicht bie Stelle der 
Zinfen vertreten. Was endlih die mögliche Differenz zwiſchen dem Eintaufs- 
preife und dem Preife der Actie am Tage der Ruckſtellung betrifft, jo wäre 
diefe Bedingung allerdings ungiltig gewefen, wenn fie im Ganzen das Maß ber 
erlaubten Vertragszinfen ($. 996 ibid.) überſchritte. 

Entſch. v. 30. November 1870, Nr. 10371 (3975 ©.-U.). Die Bes 
ſtimmungen der 88. 996, 995, 1333 u. 1336 B. ©. find auf alle vor dem 
1. Janner 1867 gefchloffenen Darlehensverträge anzuwenden. 

Entf. v. 8. März 1858, Nr. 1382 (623 ©.-U.). Eine Verabredung, 
welche einen unerlaubten Nebenertrag bei einem Gefchäfte (Darlehen 88. 996 
u. 1336 B. ©.) bilvete, kann nicht als giltige pactum de contrahendo im 
Sinne des $. 936 ibid. aufgefaßt werden. 


(4. 997 — aufgehoben: f. bei 8. 998 — vgl. C. D. v. 25. December 1868, Rr.1 R. G. B. für 1869, 6. 17.) 


8. 997. Die Zinfen find gemeiniglih bei Zurüdzahlung des Capitals; ober, wenn ber 
Bertrag auf mehrere Jahre geſchloſſen, und in demſelben wegen der Friſten zur Zahlung der 
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Binfen nichts ausgemacht worden, jährlich abzuführen. Borhinein können fie höchſtens auf 
ein halbes Jahr abgezogen werben. Die über diefes Maß vorhinein abgezogenen Zinfen find, 
von dem Tage des Abzuges an, vom Capitale abzurechnen. 

%. 4. de8 G. v. 14. Juni 1868, Ar. 68 R. ©. B. lautet: — 9. 4 Ueber bie Frift zur Zahlung der 
Ba nr BB I LE EEE 
tn vorpinein ohne alle Beiheänkung abgejogen ober gefordert werben. i 

Entſch. v. 26. Februar 1878, Nr. 12048 (©. H. 1878, Nr. 56). 
Wenn ber Zeitpunkt eines gegebenen verzinslihen Darlehens nicht näher bezeichnet 
if, können die Zinfen nur vom 1. Jänner des nächſtfolgenden Jahres ab laufend 
zuerkannt werben. — Da bis zur Wirkfamfeit des ©. v. 14. Juni 1868, Nr. 62 
R. ©. B. (1. Yuli 1868), nah 88. 994 u. 1000 B. ©. durch Dig. nur 
6percentige, und bei gegebenem Pfande 5percentige Zinfen bebungen werben 
konnten, find troß fpäterer rechtsförmiger Anerkennung einer höheren Zinfenrüd- 
ſtandsſchuld nur die entſprechenden Beträge und zwar mit der Befchränkung des 
8. 1335 ibid. von der Concursmaſſe des Schuldners zu liquibiren. 

Entf. v. 13. September 1877, Nr. 1104 (G. 9. 1878, Nr. 86). 
Die Einwendung des Schuloners, welcher flatt Spercentigen freiwillig 1Opercentige 
Zinfen und zwar ſtets halbjährig vorhinein bezahlte, daß die Hälfte der gezahlten 
Summe von dem eingeflagten Capital abzurechnen fei, ift, abgefehen davon, daß 
die Vorſchriften des 8. 997 B. ©. und des Wucherpatentes v. 2. December 
1803, Nr. 640 9. ©. ©. durch ©. v. 14. Iuni 1868, Nr. 62 8. ©. 8. 
bereits aufgehoben worden find, nicht begründet; denn die Vorſchrift des 
8. 997 8. ©. bezog fih nur auf den Fall, wenn Zinjen vorhinein 
abgezogen murben und beflimmte, daß die über die Dauer eines 
halben Jahres vorhinein abgezogenen Zinfen vom Capital abzu- 
tehnen find. Da im vorliegenden Falle Zinfen über die Dauer eines 
halben Jahres vorhinein nicht abgezogen, fondern immer nur bloß 
für ein halbes Jahr vorhinein bezahlt worden find, fo unterliegt 
es keinem Zweifel, daß die Vorſchrift des $. 997 ibid. auf den vor- 
liegenden Fall durchaus Feine Anwendung finden könne Die Rüde 
forderung der freiwilligen Mehrzahlung an Zinfen ift nad $. 1432 ibid. nit 
begrünbet. 

Entf. v. 10. December 1872, Nr. 12347 (4805 ©.-U.). Es unter- 
liegt keinem Zweifel, duß dem Schuldner wegen der feinerfeits unterbliebenen 
Zinfenzahlung ein Verzug zur Laft fällt, da die Zinfen jedes Jahr abzuftatten 
waren (8. 997 B. ©.), mithin der Schulpner, um in Mora zu verfallen, nit - 
erſt zur Zahlung verfelben gemahnt werden mußte, Er kann feine Saumfeligkeit 
nicht damit entjchuldigen, daß ihm ber Tod ber zum Fruchtgenuß des Capitals 
berechtigten Eltern der Klägerin nicht beſonders befannt gegeben wurde, weil bie 
auf feiner Liegenſchaft pfandrechtlich haftende Verpflichtung zur Zahlung der Zinfen 
eine unbebingte if. Konnte er die Zahlung weder den Eltern der Klägerin, ba 
fie geftorben waren, noch der Klägerin leiften, weil der Fruchtgenuß der Exfteren 
noch intabulixrt ift, fo mußte er, um gegen den Bormurf der Saumfal gejhligt 
zu fein, vie verfallenen Zinſen zur vechten Zeit nad $. 1425 ibid. bei dem 
Gerichte deponiren. Da er diefe Vorſicht unterlieh, fo treffen ihn bie ſtipulirten 
Folgen feiner Saumfal: er muß nun auch das Capital zurädzahlen ober vie Her- 
einbringung desſelben aus der Hypothek geftatten. Statt der Zahlung des Ca- 
pitals und der Zinfen war ihm aber die gerichtlihe Deponirung nad $. 1425 
cit. anfzuerlegen, weil einerfeit® die noch min. Mlägerin zur Empfangnahme nicht 
berechtigt und anbererfeits das Fruchtgenußrecht ihrer Eltern in dem Grundbuche 
noch nicht gelöfgt iſt. 
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($. 998 — aufgehoben: f. bei 6. 998 ©. 9.) 

8. 998. Zinfen von Binfen dürfen nie genommen werden; doch können zweijährige oder 
nod ältere Zinfenrüdftände mittelft Webereintommens als ein neues Capital verſchrieben 
werben. 

Entf. v. 23. September 1869, Nr. 4894 (©. Bte- 1869). Der — 
aufgehobene — $. 998 B. ©. unterſcheidet nit, ob die zweijährigen Zinfen- 
rüdjtände von ven legten zwei, oder von früheren Jahren berühren, beſchränlt 
bie Bapitalifirung nit auf folde Rückſtände, die mindeftend 2 Jahre oder vor 
Capitalifirung ſchon entftanden waren, fondern dürfte nur bezwedt haben, den für 
den Schuloner fo verderblichen Anatocismus, wornach Zinſen fogleidy bei ihrer 
zum Capitale geſchlagen werden, zu hindern. 

Entſch. v. 26. Juni 1855, Nr. 4654 (104 ©.-U.). Durch das die 
Höhe der cevirten Ceffionsvaluta beurfundende Schulddocument ift die aus dem 
Titel des Darlehens erhobenen Klage nicht fundirt, weil die Ceffionsvaluta nicht 
bar dem Gellagten zugezählt wurde. Wäre wirklich der Titel der Eeflion 
in jenen des Darlehens umgewandelt worden, fo könnte die Klä— 
gerin der retligen Natur nes Darlehens gemäß dod nur bie cedirte 
Sapforberung zurädverlangen ($. 991 B. ©.); 8. 998 ibid. ſteht 
dann nicht entgegen, weil er als Ausnahme firenge auszulegen ift, 
und auf.die obige Darlehensvaluta feine Anwendung findet. 
ee em Üientligen —— Ber Fi "8. * — Sad 
8. 999. Zinfen von Gelddarleihen find in der nämlihen Währung (Baluta), wie das Gas 

pital felöft, zu entrichten. 
(8. 1000 — aufgehoben: f. bei $. 998 8. &.) 
8. 1000. Wie ein in Abfiht auf das Eapital oder das erlaubte Zinfenmaß verübter Bucher 
zu behandeln fei, beftimmt das beſonders beftehende Wuchergeſetz. 

Entfd. v. 26. Februar 1878, Nr. 12048 (G. H. 1878, Nr. 56). Auf 
vor Wirkſamkeit des ©. v. 14. Juni 1868, Nr. 628%. G. B. (1. Juli 1868) 
gegebene Darlehen müſſen, folange feine neue Vereinbarung inzwiſchen liegt, be 
züglich der Liquidirung der Zinfen die 88. 994, 997 u. 1000 B. ©. in An- 
wendung gebraht werben, wenn auch fpäter eine höhere Zinſenrückſtandeſchuld 
vom Schuldner (Eridatar) anerfannt worden ift. 


Jorm des Schuldſcheines. 
— uli 1871, Nr. TER. G. B; Pat. März 1787, Nr. 636 S; 
los 108 Hal ©. D.2 Statuten ber Perting. Bart, Kppotpefenbenb get. Gretanhath Baıe. Scene 


> tac; Melon Decembei , 
anftalt, bögm. —E en it ee R 27, De Se aa, Mu u 3.6 ®. ©. Fi Binimal 


8. 1001. Damit ein ee über einen Darleifensvertrag einen vollftändigen Beweis 
made, müffen barin der eigentliche Darleiher oder Gläubiger ſowohl, als der eigentliche An» 
leiher oder Schuldner; der Gegenfland und Betrag bes Darleihens; und wenn es in Geld 
gegeben wird, die Gattung deeſelben, wie auch alle auf die Zahlung der Gauptſchuld ſowohl, 
als auf die etwa zu entrichtenden Zinfen fich beziehende Bedingungen, redlich und deutlich 
beftimmt werben. Die Außere zur Beweiskraft nöthige Form einer Schuldurkunde ſetjt die 
Gerichts ordnung feſt. 

Entſch. v. 25. Yuli 1877, Nr. 353 (©. Ztg. 1877, Nr. 84). Das 
im Schuldſchein enthaltene Schulobelenntniß und unbedingte Bahlungsverfpredjen 
tann nicht als causa debendi angefehen werden, weil ver Rechtsgrund nicht im 
dem Zahlungsverſprechen, fondern in der Anführung des Rechtsgeſchäftes, woraus 
die Zahlungsverbindlichkeit entftanden ift, befteht (88. 1001, -1351, 1376, 
1431 8. ©). 
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Entf. v. 17. October 1876, Nr. 12045 (6262 ©.-U.). Der probucirte 
Notariatsact enthält die einfeitige Schulverflärung und Hhpothelbeftellung des B 
und erheifcht zu feiner Giltigkeit als notarieller Schuldſchein, weder nad) 8. 1001 
2. ©. nod nad 8. 182 wehgal. ©. D. bei Errichtung diefer Urkunde der 
Anweſenheit und Unterfchrift des Gläubigers, deſſen Zuftimmung nad 8. 863 
8. ©. aus dem Befige diefer Urfunde und deren Producirung in dem Executions⸗ 
gefuche gefolgert werden muß. Der Wortlaut und Sinn des 8. 68, lit. g Not. O. 
aber kann offenbar nur auf zweifeitig verbindliche Btge. und Rechtsgeſchäfte An⸗ 
wenbung finden. Die Erecutionsfähigleit des probncirten Notariatsacte® (8. 3 
Not. D.) unterliegt daber nad deſſen Inhalt feinem Zweifel. 

Entfd. v. 9. December 1875, Nr. 9771 (5932 G.U.). Die Bor 
fhrift des $. 1001 B. ©., wornad die auf die Zahlung der etwa bebungenen 
Zinfen fi beziehenden Beftimmungen redlich und deutlich feftgefebt fein müſſen, 
fleht der Rechtswirffamleit einer durch Hingabe von Actien contrahirten Dare 
lehens, wobei die Zahlung der noch ungewiſſen Dividenden vereinbart wurde, 
nicht entgegen, weil die Dividenden nad ber Natur der Actien ein Antheil am 
geſellſchaftlichen Reingewinn; alfo feinesfals Mebenvortheile nah 8. 996 ibid., 
sondern Früchte bes dargeliehenen ‚Gegenftandes find, welche nidt die Stellen 
der Zinfen vertreten |Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 14. September 1875, Nr. 10129 (5852 ©.-U.). Damit 
auf Grund einer Urkunde („Information") der Erecutivproceß eingeleitet werden 
darf, genügt e8 nad Hofd v. 12. October 1790, lit. a Nr. 65 9. ©. © 
und v. 7. Mai 1839, Nr. 368 9. ©. ©., daß die lage mit einer vollen 
Glaubens würdigen Urkunde belegt fei, ohne daß bie lettere den fpeciellen Rechts⸗ 
grumd der Forderung enthalten und die in $. 1001 B. ©. für die vollftänbige 
Beweiskraft eines Darlehensſchuldſcheines aufgeftellten Requifite haben muß. 

Entfb. v. 29. Juli 1875, Nr. 5891 (5816 G.⸗-U.). Der Btg., wor 
nach Gellagter von der Klägerin 14 gal. Orundentlaftungsobligationen im No- 
minalwerth von 8250 fl. „borgte” und fich verpflichtete, diefe auch mit Nummern 
bezeichneten Papiere binnen einer gewiflen Zeitfeift zurüdzuftellen, die Coupons zur 
jeweiligen Verfallözeit heranbzugeben, außerdem jährlich eine beftimmte Summe 
als erhöhte Verzinfung zu bezahlen, und wenn eine ber Obligationen verlpft 
würde, diefelbe gegen ein anderes Papier gleicher Gattung umzutauſchen — 
ift nicht ein Darlehens⸗, fondern ein dem Leihvertrage analoger unbenannter Btg., 
durch welchen das Egth. nicht überging. Dieß ergibt fi zunähft aus dem Wort« 
laute der Urkunde, da in derfelben die Wertbpapiere aud mit Nummern bezeichnet 
find, während bei einem Schuldſchein über einen Darlehensvertrag mit Rückſicht 
auf tie 88. 990 u. 1001 8. ©. bie Angabe der Gattung, der Anzahl und bes 
Nominalbetrages der Werthpapiere genügt hätte, und die Zurüdftellung nicht in 
gleichartigen, fondern in denſelben Werthpapieren die jeweilige Herausgabe ber 
Coupons und für ven Fall der Auslofung der Umtauſch der gezogenen Obligationen 
mit einem gleichen Papiere bedungen, hierdurch aber außer biefem Halle ein 
ſolcher Umtauſch ausgefchloffen wurde [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 15. Yuni 1875, Nr. 5192 (5756 ©.-U,). Die Unterferti- 
gung bes Schuldſcheins durch den Gläubiger ift entbehrlich. Die Erforderniſſe 
eines Schuldſcheines find in 8. 1001 B. ©. angeführt und nirgends vorge 
fchrieben, daß bei der Ausfertigung des Schuldſcheins aud ber Gläubiger inter- 
veniren und denſelben mitunterzeichnen müfle. Die Not. DO. (lit. c, d, u.g des 
8. 68) hat hierin nichts geändert. Wenn daher ein notarieller Schuldſchein — 
ohne Noth — auch von dem Gläubiger unterfcrieben, jevoh von dem Notar 
nicht beftätigt ift, daß er demfelben perjönlich oder doc deſſen Unterſchrift kenne, 
fo liegt darin kein die Beweiskraft des notariellen Aetes ſchwächender Mangel. — 
Was die beanfländete Benennung des Gläubigers ohne Ausſchreibung feines 
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Vornamens anbetrifft, ſo if diefelbe, die Bezeichnung feiner Firma, in dem Ge- 
ſchäftoverlehre allgemein angenommen und daher nah 8. 1001 ibid. aud 
enügend. 

—— Entſch. v. 4. November 1878, Nr. 10799 (5123 ©.-U.). Caſſaſcheine 
einer Bank find Berpflihtungsigeine im Sinne des Art. 301 9. ©.; nicht aber 
einer Schuldverſchreibung im Sinne bes $. 114 a. ©. D., des Bat. v. 1. März 
1787, Nr. 636 I. ©. ©. und des 8. 1001 3. ©. gleichzuachten; bebirfen daher 
um vollen Glauben zu verdienen, nicht der Mitfertigung von Zeugen. 

Entſch. v. 13. März 1872, Nr. 2248 (4516 ©.-U.). Auch nad dem 
©. v. 14. Juni 1868, Nr. 62 R. ©. B. (Aufhebung des Wuchergewerbes zc.) 
ift die Einwendung der nicht im vollen Betrage erfolgten Zuzählung der Dar- 
lehensvaluta flatthaft; ed war Sache des Gläubiger, in der Darlehensvertrags- 
urlunde eine ſolche Vereinbarung erfihtlih zu maden. Da aber im Schuid⸗ 
ſcheine die zurüdzuzahlende höhere Summe als vargelichen bezeichnet il ($. 1001 
2. ©.), kann fih Gläubiger auf eine dem widerſprechende mündliche Vereinbarung 
nad $. 887 ibid. nicht berufen, fowie er aus dem gleichen Grunde gegen bie 
in einem fpäteren Schuldſcheine erwähnte Einrehnung von x fl. als Zinfen von 
der erften Schuld nit anführen kann, daß biefer Betrag für die Prolongation 
vereinbart worden fei. 

Entfd. v. 18. März 1872, Nr. 14803 (4515 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 2248 ex 1872. 

Entfch. v. 26. October 1869, Nr. 12133 (3544 G.. U.). Auf Grund 
einer Urkunde, in welcher ſich ver Ausfteller als Schuldner eines „berechneten 
Betrags“ bekennt, kann die Pfandrechtöeinverleibung nicht bewilligt werden, weil 
nad $8. 449 u. 1001 ®. ©. der Schuldſchein, auf Grund deſſen ein unbe 
dingte® Pfand für eine Forderung erworben werden fol, ſtets ben giltigen 
Rechtsgrund ver letzteren beutlih enthalten muß, ber Ausdruck „berechneter 
Betrag“ aber keineswegs identiſch ift mit „Durch gegenfeitige Verrechnung ent⸗ 
flandener Betrag”. 

Entf. v. 10. Februar 1869, Nr. 1290 (3283 ©.-U.). Das ©. be 
zeichnet, 3. B. in 88.435, 1001, 1426 B. ©. ausdrücklich die Fälle, in welchen 
bie causa debendi angegeben fein muß, fordert aber deren Angabe nirgends Hard 
allgemein für jede Kategorie von Urkunden (88. 861, 869, 914 B. ©.). [Schlu 
folgerung.] 

Entſch. v. 31. October 1862, Nr. 9832 (2905 &.-U.). Der Mangel 
ber Eintragung ber urfpränglihen Obligation im Grundbuch wird durch bie da⸗ 
ſelbſt ausgezeichnete Auerkennung der Richtigkeit der Forderung erſetzt. Hier- 
durch iſt auch ein Rechtstitel vorhanden ....; ohne daß es eines wei- 
teren Beweiſes für den rechtmäßigen Urſprung der Schuld bedarf, 
war daher der Bellagte als Hhpothefbefiger zu condemniren (8. 443 B. ©.). 

Entſch. v. 6. Februar 1867, Nr. 798 (2733 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 9332 ex 1867. 

Entfd. v. 18. April 1866, Nr. 3281 (2461 ©.-U.). Die Angabe des 
Titels ift kein weſentliches Erforderniß zur Giltigkeit des Schuldvermaͤchtniſſes 
im Sinne des 8. 665 B. ©. [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 21. September 1864, Nr. 6708 (1977 ©.-U.). Der geflagte 
Ausfteller eines auf den Ueberbringer lautenden Schuldſcheines ift nicht berechtigt, 
dem Kläger Einreden aus der Perfon eines früheren Inhabers entgegenzufegen. 

Entfd. v. 30. Auguft 1864, Nr. 6295 (1966 G.⸗U.). Zur Einleitung 
des Erecutivprocefied nach 8. 298 a. G. D. ift nicht erforberlih, daß die Ur— 
Kunde die Ungabe des Rechtsgrundes der Forderung enthalte, 

Entfd. v. 25. Mai 1864, Nr. 8725 (1928 ©.-U.). Aehul. der Entſch. 
Nr. 6295 ex 1864, 
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Entfg. v. 1. Auguft 1860, Nr. 8354 (©. 9. 1860, Nr. 41). Wird 
auf Grund eines ven Empfang eine® bar zugezählten Darlehens beftätigenden 
Schuldſcheines die Zahlung Diefes Betrages begehrt, dann find die vom Sellagten 
angeführten und zu erweilen angebotenen Umftände, daß er weder an dem im 
Schuldſcheine bezeichneten, noch an einem früheren Tage die Darlehensvaluta er- 
halten ar nicht geeignet, den Klageanſpruch zu entkräften. 

Entf. v. 23. December 1866, Nr. 12319 (1011 ©.-U.). Aehnl. be 
Entfh. Nr. 6295 ex 1864. 

Entſch. v. 21. October 1856, Nr. 10080 (230 G.-U.; P. ©. 826). 
Wenn jemand in einer von fremder Hand gefchriebenen und von ihm unter= 
ſchriebenen Urkunde einbelennt, daß er den darin angegebenen Betrag gemäß ges 
— Abrechnung ſchuldig ſei, fo iſt dieſe Urkunde als ein Beweismittel an- 
zuſehen 

Entſch. v. 16. Jänner 1855, Nr. 13938 (61 ©.-U.). Ein Brief, in 
weldem ver Schuldner beftätigt, von dem Kläger ein Darlehen von x fl. erhalten 
zu haben und ſich verpflichtet, dasſelbe mit einem beftimmten Percent zu verzinfen, 
gegen Auftünbigung aber zurädzubezahlen — hat alle Merkmale einer Schuldur⸗ 
tunde im Sinne des 8. 1001 3. ©. 

Entſch. v. 12. December 1854, Nr. 8711 (53 ©.-U.; P. ©. 824). 
Wenn jemand einen Schuldſchein mit einem Namen ohne Beifag unterſchreibt, 
ſo iſt anzunehmen, daß er denſelben als Schuldner und nicht bloß als Zeuge 
unterſchreiben wollte, da es im letzteren Falle nothwendig iſt, daß er ſeine Eigen- 
haft „als Zeuge“ -beifege, um von jeder Haftung frei zu bleiben, 

Eutſch. v. 24. November 1853, Nr. 10657 (3 ©.-U.; P. ©. 827). 
Eine Schuldurkunde, welche einer der Solidarſchuldner eigenhändig geſchrieben 
und unterſchrieben, der andere Solidarſchuldner ohne Zuziehung von Zeugen bloß 
unterſchrieben hat, hat auch gegen letzteren volle Beweiskraft. 


Zweiundzwanzigſtes Kauplſlück. 
Bon der Bevollmächtigung und anderen Arten der Geſchäftsführung. 


Inhalt: Bevollmächtigungsvertrag (85. 1002 u. 1003). Eintheilung ber Bevollmächtigung 
s eine unentgeltliche ever entgeltliche ($. 1004); mündliche ober fchriftliche 
005); allgemeine ober befonbere (8. 1006 ; unumſchränkte ober beſchräutte 
ie. 1007 un. 1008). Rechte und Berbinblichkeiten des Gewalthabers (88. 1009 
bie 1013); des @ewaltgebers (88. 1014— 1016); in Rückſicht eines Dritten 
(88. 1017 — a Auflöfung des Vertrages: durch ben Wiberruf ($. 1020); 
die — ung (8.1021); den Tod (88. 1022u. 1023); ober Concurs (8. 1024). 
Inwiefern Ye Berbindikeit fortdauere (88. 1025 u. 1026). Stillfhweigende 
Bevollmädhtigung, der Dienfiperfonen (88. 1027—1033). Gerichtliche und geles- 
liche Bevollmächtigung (8. 1034). Geſchäftsführung ohne Auftrag (8. 1085); 
im Notbfalle (8. 1036), oder zum Ruten des anderen (88 1037—1089); gei eu 
den Willen des Anderen (8. 1040). Verwendung einer Sache zum Nuten 
Anderen (88. 1041—1044). 


Bel 8, u 4 Saupin. bes L, 17., 25, u. 26. Hauptft, dieſ, 9. . beB IIT. Tpeild; 85. O1, 149—168, 288 
biß 286, 289, 12881242; 861, 870; 1 1300 8. ©.; 8. u. 5. Sauptſi — allg. u. gal. ®. D.; Kt. % 
RZ 41-56, 57-66; 167; 198, 197, 280; 2, Ei — 28; 360-878, BHO—ASI it. 0. 
umb Be. De DET Deren 10 Nr. ı ». für — a. W. D.; Ge. v. 24 de 
u. 49, v. 5, December 1877, Ar. 111, d. 19. — 8; — Mio. D. Do 6 YJuli 1888, 
er Rs, 76, Urt, 67 u 69 @. o. 4. April 1875, Ar. WER. G.8. ofb. v. 28. Mai 
1018 de an ne 1856, 8911; ®. d. 9. April 1873, r. 70; Eiſenb. 
Betr. D. 2. 16. — uR. 8. 8. ser D. ©. '25. December 1808, Ir, 1 R. G. B. für 
1bed; Gem Gr, 5. Din 1069, Dr. 18 MG. D) jommt Sanbeigei; poll: Ge: un Üngn. &- 
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Revollmaͤchtigungsvertrag. 
(8. 1008 — et, | %r Fe: 57, 960 ; 1800; 1009; 957, 1151; — — S. Art, 278, 8. * = 800-878 
9 6. gu bemf. dv. 17. December 1868, Ar. 1 ». für 1868, 95. 23: 


8. 1008. Der Ba wodurch Jemand ein ihm —— Geſchaft im ne des 
Andern zur Beforgung übernimmt, heißt Bevollmäcdtigungsvertrag. 


Entſch. v. 11. Yuli 1876, Nr. 6577 (6201 G.-U.). Die Uebergabe 
eines Wechſeis „zur Eintreibung* mit der fchriftlih flipulirten Beftimmung, daß 
binnen einer beftimmten Frift entweder ver Wechſel zurüdgeftellt oder 55 Percent 
des Werthes bezahlt werden follen, mag als Bevollmädtigungsvertrag 
ober als ein anderer Btg. aufgefaßt werben, fo hatte ber Geklagte 
benfelben jedenfalls genan zn erfüllen (88. 1009 u. 902 B. ©.). 

Entſch. v. 29. September 1875, Nr. 5818 (5866 ©.-U.). Die An- 
ſchauung, daß ein Blanco-Accept nichts anderes als eine nah Art. 54 9. ©. 
und 8. 1002 B. ©. ſtets widerruflihe Vollmacht fei, mit Benligung der Unter 
ſchrift den Machtgeber zu verpflichten, ift falfh, weil die Uebergabe eines 
Blanco-cceptes, die, wie in bem vorliegenden Falle behauptet wird, 
aus Gefälligkeit gefhehen ifl, ven Empfänger ermädtigt, von bem 
Credite des Acceptanten zu feinen eigenen Gunſten Gebrauch zu 
maden, von einem Bevollmädtigungdvertrage daher im Sinne bes 
8. 1002 B. ©., wodurd jemand ein ihm aufgetragenes Gefchäft im 
Namen des Andern zur Beforgung übernimmt, hier offenbar Feine 
Rede iſt. 

Entſch. v. 12. Mai 1857, Nr. 3979 (344 ©.-U.; P. S. 828). Nach 
der Natur des Commiffiondvertrages und ber kaufmänniſchen Uebung iſt das 
Commifftonsgefhäft als vollführt zu betrachten, und das Forderungsrecht des 
Eommittenten gegen ben Commifftonär begründet, wenn leßterer dem erfteren bie 
Verkaufsrechnung einfenbet, ihm die Gutſchreibung des nah Abzug der Spefen 
und Commilfionsgebühren erübrigenben Kaufpreifes in feinem Buche befannt gibt, 
und der Committent die Rechnung angenommen hat, ohne dagegen einen Auftand 
erhoben zu haben. 

DB us uf 03206 ve gelten mar Duo ab Jul dr A wi a 
1876, Nr. 68 R. 8. B.; Bet. 328.5. @. 
8. 1608. Perfonen, welche zur Beforgung beftimmter N öffentlich beftellt worden, 
find ſchuldig, über einen darauf fi begiehenden Auftrag ohne Zögerung gegen den Auftragen« 
den fi ausdrücklich zu erklären, ob fie denfelden annehmen oder nicht; widtigenfalls bleiben 
fie dem Auftragenden für den Dadurch veranlaßten Rachtheil verantwortlich. 


Entfd. v. 4. März 1857, Nr. 1879 (308 G.-U.). Wenn bie im 
Proceſſe unterliegende Partei zum Erſatze der Koſten verurtheilt wird, iſt der 
dießfallige im Urtheile beſtimmte Koſtenerſatz nicht für die won ber obſiegenden 
Partei an ihren Advecaten zu zahlenden Erpenſen maßgebend, es fteht vielmehr 
dem Advocaten des obflegenten Theile® frei, feine Erpenjenforderung einer beſon⸗ 
deren gerichtlichen Beftimmung zu unterziehen, 


Eintheilung der ar Fa in eine unentgeltliche oder ent · 


1004 — vgl. 88. 1158, 1168; 940 ©. @.; 1. 424-497 557580 gal. D is 
8. ar Din. ‚Sa 18715 $. 1, Kt. ee —— — — N line TEA 
1. Juli 1854 und &.40 ©. über die Waarenfenfale v. 26. Februar 
8. 1004. — für die Beſorgung eines fremden Geſchäftes entweder a) oder 
nad dem Stande des Gelhäftsträgere auch nur ſtillſchweigend eine Belohnung bebungen; fo 
gehört der Vertrag zu den entgeltlihen, außerdem aber zu den unentgeltlichen, 
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Entſch. v. 28. April 1869, Nr. 4374 (3397 ©.-U.), Der Sequefter 
it nad) 88. 968, 969, 1004, 1152 u. 1159 B. ©. beredtigt, den Erſatz 
feiner Koften und einen feiner Mühe und den Einkünften der fequeftrirten Sache 
angemefienen Lohn in Anfpruc zu nehmen, nicht verpflichtet, dieſe Beträge vor 
zuſchießen, und daher, folange die Höhe derſelben nicht feftfteht, nicht gehalten, 
den ganzen Betrag des von ihm erzielten Erträgniſſes abzuliefern. 

Entfd. v. 6. Auguft 1867, Nr. 6170 (©. Ztg. 1867, Nr. 95). Ueber 
die Entlohnung eines Sequefters kann ohne Durdführung eines ordentlichen 
Proceſſes mit Beſcheid erkannt werben. } 

Entfd. v. 3. October 1866, Nr. 7971 (G. H. 1867, Nr. 56). Das 
für die Vermittlung eines Tauſchgeſchäftes verſprochene Honorar fana unter Um» 
Ränden auch dann angefprochen werden, wenn nur ein paflendes Tauſchobject 
nambaft gemacht wurde. 

Eniſch. v. 29. December 1864, Nr. 9789 (2040 ©.-U.). Da nad 
dem brieflihen Auftrag des Geklagten vom Kläger nicht ur eine Annonce in 
feinem Anzeigeblatte zu veröffentlichen, ſondern ausdrücklich verlangt wird, er 
fole trachien, daß derjenige, der erniten Willen für das geplante Compagnon« 
geihäft zeigen würde, ihn beſuche; fo hatte Kläger nicht nur einen geeigneten 
Sefellfcafter zu erforfchen, fondern and zu bewirken, daß berfelbe den Geflagten 
befuche und mit ihm unterhandle. Hierin Tiegen alle Momente eines auf Zur 
führung von Paciscenten gerichteten Bermittlungsgefchäftes, fo daß ſchon dieſe 
Zuführung Anſpruch auf den angemeflenen Lohn gibt, welcher mit 200 fl., da 
es fi) um einen Compagnon mit 80.000 fl. handelte, keineswegs zu hoch be= 
meſſen erfcheint. 

Entf. v. 24. Mai 1864, Nr. 3572 (1919. ©.-U.). Der obflegenbe 
Verlaſſenſchaftogläubiger, auf deflen Verlangen für die gegnerifche ruhende Erb» 
ſchaft ein Curaior beftellt wurde, haftet nicht für die Gebühren dieſes Eurators, 
wenn auch die Gegenpartei mittello® ift. = 


mündliche oder ſchriftliche; 


(6. 1006 — vgl. 8. 868, 885; 76 ©, @.; 8. 8 Rot. D. o. 26. Juli 1871, Pr. 759.6. ©.) 
8. 1003. Bevolmädtigungsverträge können mündlich ober fchriftlih gefchloffen werben. 
Die von dem Getwaltgeber dem Gewalthaber hierüber ausgeſtellte Urkunde wird. Bollmacht 

genannt, 

Plenar⸗Entſch. v. 28. November 1865, Nr. 8262 (Manz’ihe Stg.). 
Der Art. 21 0. W. DO. beflimmt nur, daß die Annahme des Wechſels 
auf dem Wechfel fhriftlih gefhehen müffe; e8 wird aber nit aus— 
gefproden, daß bie Namensunterzeihnung eigenhänbig fein müffe, 
Wechſelgeſchäfte ſind nad dem 7. Abſ. des Kundm. Bat. zum B. ©. 
nah ben befonderen Wechſelgeſetzen nur infofern zu beurtheilen, 
als diefe von den Vorſchriften des B. ©. abweihen. Wo aber das” 
Wechſelgeſetz etwas Befonderes nicht vorſchreibt, da haben bie all- 
gemeinen Grunpfäge bes B. ©. zu gelten; nad biefen aber Tann 
eine Vollmacht aud mündlich ertheilt werben ($. 1005 ibid.) und 
verpflichtet ein von dem Bevollmädtigten innerhalb ber Gränzen 
feiner Vollmacht mit einem Dritten geſchloſſener Vtg. den Gewalt- 
geber (8. 1017 ibid.). Hiernach erſcheint es unbeftreitbar, daß ber 
Bezogene wechfelvetlih verpfligtet wird, wenn. er einem Dritten 
feine Einwilligung oder den Auftrag gegeben hat, feinen Namen 
auf den Wedel zu ſchreiben. Mit diefer Motivirung ſowie arg. a contrario 
des Art. 95 W. D. wurde einzutragen beſchloſſen in's Judicatenbuch Kr. 66: 
Wechſelerklärungen, welde jemand über Auftrag oder mit Einwilli- 
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gung eines Andern mit dem Namen besfelben unterzeichnet hat, be- - 
gründen gegen den Machtgeber wechſelrechtliche Verbindlichkeit. 


allgemeine oder Befoudere; 
@ 1006 — vgl $. 1008 8. ©.) 

g 1006, Es gibt allgemeine und befondere Bollmachten, je nachdem Jemaunden bie Be 
forgung aller, oder nur einiger Gefchäfte anvertraut wird. Die befonderen Bollmachten kön⸗ 
nen bloß gerichtliche oder bloß außergerichtliche Geſchäfte Überhaupt; oder fie Können einzelne 

Angelegenheiten der einen oder der andern Gattung zum Gegenftande haben. 

Eutſch. v. 15. März 1864, Nr. 1373 (1882 ©.-U.). Zur Eingehung 
wechſelrechtlicher Berbindlichkeiten für einen Andern wird eine namentlich darauf 
lautende Vollmacht des Vertretenen nicht erfordert, fondern genügt ein den Bor- 
fohriften der 88. 1006—1008 B. ©. entfprechendes Mandat. 


unnmfhränkte oder Befgränkte. 
(8. 1007 — vgl. u. 1097-1084 ©. ©.) 
8. 1007. Bollmachten werden entweber mit unumfchränkter oder mit beſchränkter Freiheit 
su handeln ertheilet. Durch bie erflere wird der Gewalthaber berechtiget, das Geſchäft nach 
feinem beften ®iffen und Gewiffen gu leiten; burch bie leigtere aber werden ihm bie Grängen, 
wie weit, und bie Art, wie er basfelbe betreiben fol, vorgefchrieben. 


8. 1008 — vgl. 88. 1880; 76.8. 8.3 8.9 Minh. 2m 8 Beier 1008, 
*. ee ul irn zehn —5 Sı —— 
8. 78 G. D. 0. 36. December 1 1%. 8.8. für ae SR! 10. 
9. Upril 1878, Mr. 70; Urt. 67 I Zi Ser, se 76 


8. 1008. Folgende Gefchäfte: Wenn im Namen eines Andern Sachen veräußert, oder ent» 
geltlih übernommen; Auleihen oder Darleipen geihlofien; Geld oder Geldeswerth erhoben; 
BProceffe anhängig gemacht; Eide aufgetragen, angenommen oder zurückgeſchoben, ober Ber» 
gleiche getroffen werden follen; erfordern eine befonvere, auf diefe Gattungen der Geſchäfte 
lautende Bollmadt. Wenn aber eine Erbſchaft unbedingt angenommen oder ausgeſchlagen; 
Geſellſchaftsverträge errichtet; Schenkungen gemacht; das Befugniß, einen Gchiebsrichter zu 
wählen, eingeräumt; ober Rechte unentgeltlich aufgegeben werben follen; ift eine beſondere, 
auf das einzelne Geſchaft ausgeftellte Bollmacht notwendig. Allgemeine, felbft unbefchräntte 
Bollmachten find in diefen Fällen nur hinreichend, wenn die Gattung des Gefchäftes in ber 
Bollmacht ausgedrücket worden iſt. 

Entſch. v. 5. November 1878, Nr. 12492 (©. Ztg. 1879, Nr. 9). 
Der mit einer gewöhnlichen Geueralvollmacht verfehene Vertreter der Finanz 
procuratur iſt bei ber eyecutiven Feilbietung einer Realität als Mitbieter auf⸗ 
zutreten beredtigt, da nicht er perſönlich, fondern bie burd ihn repräfenticte 
Finanzprocuratur als Vertreterin des Steuerärars als Mitdieterin und eventuell 
„als Erftcherin des Haufes auftrat und die Frage, ob die Finanzprocuratur zum 
Antaufe eines Haufes für das Stenerärar ermächtigt ift, als eine innere Dienft- 
angelegenheit anzuſehen ift, welche fi umfomehr der vorläufigen gerichtlichen 
Beurtheilung entzieht, als der 8. 13 der Dienfteöinftruction für die Finanzpro⸗ 
curatur v. 16. Februar 1855 ausdrüclich die Berechtigung ber Finanzprocuratur 
enthält, in dringenden Fällen aud dann, wenn fonft — analog dem $. 1008 
B. ©. — die vorläufige Genehmigung der Wominiftratiobehdrde nothwendig 
wäre, felbfiftändig gegen nachträglich einzuholende Genehmigung vorzugehen, eine 
ſolche Dringlichkeit aber in dem vorliegenden Falle ohne Zweifel vorhanden war. 
Die vorgelegte Vollmacht Iegitimirt den Finanzprocuratursconcipienten als Ber 
treter feiner vorgefegten Behörde. 

Entfd. v. 7. Auguft 1878, Nr. 15966 (©. Ztg. 1879, Nr. 76). Aus 
bem mit dem Ehemanne abgefchlofienen Darlchensvertrage kann die Ehegattin nur 
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" dann conbemnirt werben, wenn Kläger erweift, daß fe ihren Gatten zur Auf⸗ 
nahme des Darlehens ermächtigt habe; zu dieſer Ermächtigung gehört aber nach 
$. 1008 B. ©. eine befonbere, auf das Darlehensgefchäft ansgeftellte Vollmacht, 
deren Vorhandenſein vom Kläger gar nicht behauptet wirt. Kläger hat nicht 
widerſprochen, daß die Geflagte ihm erklärte, nicht zu haften, umd er fonnte daher 
nidt annehmen, daß diefelbe ihrem Manne eine allgemeine Vollmacht, in ihrem 
Namen zu handeln, ertheilt habe. Der Kläger kann die Berechtigung bes Mannes 
ber Beklagten zur Aufnahme des Darlehens keineswegs aus den Beftimmungen 
ber 88. 91, 1029, 1034, 1238 ibid. ableiten, denn feine berfelben ermächtigt 
den Ehemann zu Verfügungen Über da Stammvermögen ver Gattin und über 
Haupt zu Gejhäften, zu deren Eingehung vom ©. eine Specialvollmacht gefor- 
bert if. Das R. der Vertretung der Gattin vor Gericht und der Beforgung 
gewöhnlicher Berwaltungsangelegenheiten im Hausweſen kann dem R. der Ber- 
mögensbelaftung nicht gleichgehalten werben. Aber auch daraus, daß die Geklagte 
einige für fie von ihrem Manne eingegangenen Gejhäfte von minderem Belange 
nachträglich anerfaunte, Tann nicht die Verpflichtung für fie entftehen, alle anderen, 
wenn auch, wie im vorliegenden Falle, wichtigen Geſchäfte zu genehmigen, zumal 
fie insbefondere den Kläger vor Berabfolgung von Darlehen an ihren Maun 
gewarnt hatte. Eine folde Vermuthung ift unzuläffig [Schlußfolgerung]. 

Entſch. dv. 19. December 1876, Nr. 14847 (6322 ©.-U..) Zur um 
bedingten Antretung einer Erbſchaft dur ben Machthaber genügt nadı 8. 1008 
2. ©. eine auf die „Gattung“ des Geſchäftes ausgeftellte Vollmacht; es ift nicht 
nöthig, daß die „zur unbedingten Antretung* Iantende Vollmacht die concrete Erb⸗ 
ſchaft bezeichne. 

A Entſch. v. 20. Mai 1875, Nr. 2637 (5725 ©.-U.). Die Poftanftalt 
baftet für die Ausfolgung eines Gelobriefes an den nicht gehörig zum Geld⸗ 
empfang Iegitimirten Sollicitator ($. 1008 ®. ©). Aus dem Umftande, daß 
der Sollicitator noch fo viele Geide und Geldwerthſendungen für feinen Chef 
in Empfang genommen hat, ohne daß der Letztere bagegen bei der Poftanftalt 
Einſprache erhob, kann nicht gefolgert werden, daß der Sollicitator in Folge eines 
ſtillſchweigenden Bevollmächtigungsvertrages als von feinem Chef hierzu legitimirt 
erkannt werden müfle, da das ©. im $. 863 ibid. nicht bloße Unterlafjungen, 
fondern ſolche Handlungen fordert, welche mit Ueberlegung aller Umftände feinen 
vernünftigen Grund, daran zu zweifeln, übrig laflen. 

Entf‘. v. 26. März 1874, Nr. 2616 (5312 ©.-U.). Der Berlaffen- 
ſchaftscurator ift zur Proceßführung wider den Miether behufs Räumung einer 
Wohnung in dem zum Nachlaß gehörigen Haufe legitimirt, denn der nad) 88. 837 
u. 838 8. ©. beftellte Verwalter ift als Machthaber anzufehen, Mangels näherer 
Beſtimmung biefer Gefegesftelle muß angenommen werben, baß ihm aud bie 
befonderen Befugniffe des 8. 1008 ibid. ertheilt feien ($. 1029 ibid.). 

Entid. v. 13. Jänner 1874, Nr. 10 (5219 ©.-U.). Für die Frage 
ber Berfäumniß einer im $. 2 der faif. Vdog. v. 27. October 1849, Nr. 12 
R. ©. B., feſtgeſetzte Frift ift e8 nicht von Wefenheit, daß die Hausbeforger 
ben Klägern ſchon vor mehr ald 14 Tagen von der Befigftörungshandlung Kenntniß 
erlangten, ba eine Ioentificirung der Klägerin mit den in ihrem Dienfte ftehenden, 
von ihr nur mit der Dewahung und Obforge Über ihr Haus und die dazu 
gehörige Schupfe betrauten Haußbeforgern als Nepräfentanten und Vertreter der 
Klägerin umfominder angenomnien werben Tann, als zur Anftrengung eines Pro- 
ceſſes duch dritte Perſonen nad 8. 1008 8. ©. denſelben eine befondere darauf 
lantende Vollmacht ertheilt werden muß. Ä 

Entſch. v. 11. Yuni 1873, Nr. 4271 (65004 ©.-U). Im dem Man- 
date, „Gelber und Oeldeswerth auf das Haus zu beheben und darüber rechts⸗ 


730 Allgemeines Bürgerliches Geſetzbuch. 


giltig zu quitticen, ift die Ermächtigung,” Darlehen anf bie Hanfeshälfte des Man- 
banten aufzunehmen, ausgeſprochen. 

Entſch. v. 17. Juli 1872, Nr. 7296 (4660 ©.-U.) Auf Orund eines 
Bergleihes, bei welchem der darin begünftigte Dritte weder felbft, noch durch 
einen Bevollmädtigten [Ehemann?] intervenirte, kann demſelben bie Eyecution 
nicht bewilligt werben ($. 1008 B. ©. und $. 396 lit. b meftgal. ©. D.). 

Entfd. v. 4. Yänner 1872, Nr. 7786 (4425 ©,-U.). Eine Gutöver- 
waltung ift jedenfalls eine juriftiihe Perfon und als ſolche fähig, durch ihren 
Director Vige. abzuſchließen, dadurch Re. zu erwerben und Berbinplicpkeiten 
-einzugehen. Da der Director bie Gutsverwaltung vorftellt, if er aud berechtigt, 
die durch Vtge. derfelben erworbenen Ne. Hagbar zu verfolgen, ohne hierzu eine® 
befonderen Mandats zu bebürfen, weil er, wenn auch ber Big. von einem Bor 
gänger im Dienfte geſchloſſen worden ift, eben als einer der vertragfchlie- 
Benden Theile erfcheint. 

Entf. v. 10. December 1869, Nr. 13946 (G. H. 1870). Die ertheifte 
Vollmacht zum Verkaufe eines unbeweglihen Gutes ift überhaupt in dem öffent 
lihen Buche nicht erfichtlih zu machen, da die Zuläffigfeit einer ſolchen Ein⸗ 
tragung weder in dem B. ©., noch in dem Lanptafelpatente begründet iſt. 

Entſch. v. 19. Auguft 1869, Nr. 9237 (St. I). Die auf Empfang- 
nahme der Valuta lautende Vollmacht beredtigt den Machthaber auch zur weiteren 
Ceſſion und Verwendung berfelben. s 

Entſch. v. 23. Februar 1869, Nr. 12446 (3305 ©.-U.). Durd bie 
Uebertragung des fchiebörichterlihen Amtes auf bie Schiedsrichter ift denfelben 60 
ipso aud das R. Übertragen, im Falle ihrer Uneinigfeit einen Obmann beizuziehen. 
[— Im die gelegentlidy dieſes Rechtsſtreites aufgemworfene Frage des Unterfchieves 
von Receptum und Mandatum wurde nicht eingegangen. — 8. 1008 B. ©.?] 

Entſch. v. 3. Februar 1869, Nr. 12771 (3267 ©.-U.). Der Ehemann 
ift aus dem ©. ohne befonderes Mandat (8. 1008 B. ©.) nicht befugt, für 
feine Frau einen Kaufvertrag über unbeweglihe Güter abzufchliegen. Da die Ehe- 
gattin den Big. ihrerfeits nicht genehmigte, ift derſelbe — auch infofern der 
Ehemann im eigenen Namen contrahirte — ungiltig, da bie Abſicht auf Ab- 
ſchließung des Gefchäftes nur mit dem Manne allein nie beftanden hat. 

Entfd. v. 3. September 1867, Nr. 7698 (2846 ©.-U.), Es ift zu 
vermutben, daß ein Individuum, weldes zum Verkaufe von Waaren beftellt ift, 
auch berechtigt fei, Geld in Empfang zu nehmen (88. 1027, 1030, 1008 2. ©.). 

Entſch. v. 11. November 1862, Nr. 7107 (2691 ©.-U.). Die Boll» 
macht, „alle Liegenfhaften activ und paſſiv zu verwalten, Güter in Beftand zu 
geben und zu nehmen, Geld auf Zinfen und unverzinslich zu geben und zu nehmen, 
Glücksgeſchaͤfte zu fliegen, die Infeription von Hypothefen zu geftatten unb 
Pfandrechte abzutreten,“ deutet darauf hin, daß die Mandanten in voller Kenntniß 
ihrer zerrütteten Bermdgensverhältnifle, dem Mandatar, zu weldem fie unbe 
gränztes Vertrauen hatten, mit aller Gewalt verfehen wollten, um den finanziellen 
Ruin abzuwenden oder aufzufhieben. Wenn nun der Machthaber, ausgerüftet mit 
diefer Vollmacht, „Darlehen aufzunehmen und Hypothek dafür zu beftellen” — 
wozu nad $. 1008 B. ©. ein das Geſchaft, resp. die Pfandſache fpeciell be» 
zeichnendes Mandat nicht erfordert wird, für eine Geldſumme, welde er aus An⸗ 
laß und im Intereſſe der Bermögeneverwaltung zugleich unter eigener Haftung 
entlehnt hatte, eine pfandrechtliche Verſicherung gab, fo Liegt in dieſem Geſchäfte 
nichts, was anormal und dem Mandat entgegen wäre. 

Entf. v. 4. April 1866, Nr. 2581 (2437 ©.-U.). In ber Anfhauung, 
daß die nur das N. der Auflündigung, Empfangnahme und Ouittirang enthal- 
tende Vollmacht zur Cedirung nicht genüge, Tann keine offenbare Ungerechtigkeit 
erblidt werben, 
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Entf. v. 30. Mai 1865, Nr. 5422 (©. Zig. 1865, Nr. 57). Im 
Concurſe kann, felbft im Falle der Ereditorenausfhuß mit ben Befugniffen des 
8. 1008 B. ©, Peſtellt ift, von ber äffentlichen Feilbietung des Cridavermögens 
nur dann abgegangen werden, wenn fämmtlihe Gläubiger damit einverftanden find 
[ogl. indeß die neue C. O. v. 25. December 1868, Nr. 1R. G. B. f. 1869], 

Entſch. v. 9. Auguft 1864, Nr. 4663 (1955 ©.-U.). Da der Concurd- 
mafleverwalter nach 8. 34 der [früheren] €. D. beredtigt und verpflichtet ift, 
bie Forderungen der Maſſe einzubringen, fo findet auf die von ihm vorzunehmen. 
den Streithandlungen 8. 1009 B. ©. Anwendung. Inſofern ihm der Ausihuß 
nit nad 8. 36 der [früheren] C. D. eine Beſchränkung auferlegte, ift daher 
der Concur&maffeverwalter in Ermanglung anderer Beweife zur Ergreifung des 
fohin notwendigen Mittels der Eiresauftragung berechtigt, und kann der Mangel 
einer befonderen Vollmacht hierzu im Sinne des $. 1008 ibid. ihm alfo nicht 
eingewendet werben [ogl. die C. D. v. 25. December 1868]. 

Entſch. v. 15. März 1864, Nr. 1373 (1882 ©.-U.). Zur Eingehung 
wechſelrechtlicher Verbindlichkeiten für einen Andern wird eine namentlich darauf 
lautende Vollmacht des BVertretenen nicht erforbert, fondern genügt ein den Vor⸗ 
fhriften der $8. 1006—1008 B. ©. entſprechendes Mandat. 

Entf. v. 2. September 1863, Nr. 6013 (1779 ©.-U.). Wenn auch 
ber Mann nad 88. 91 u. 1238 B. ©. als gefegliher Bertreter und Ver 
mögeneverwalter feiner Gattin gemäß 8. 1239 ibid. einem anderen bevollmäd- 
tigten Sachwalter gleihzuhalten ift und daher 8. 1008 ibid. aud auf ihn An—⸗ 
wendung findet [Schlußfolgerung] — fo bedarf er doc feiner befonderen Boll» 
macht feiner Oattin, um Namens derfelben ein fon beflehendes Servitutsver- 
bältniß anzuertennen, weil tarin bloß ein Sich-Fügen in das bereitö gefchehene 
Aufgeben eines Rs. (des Höherbauens) gelegen ift. 

Entſch. v. 6. Mai 1863, Nr. 7978 (1706 ©.-U.). Für Schulden, 
melde vom Bormunde contrahirt wurden, bat der Bupille ausnahmslos nur dann 
einzuftehen, wenn viefelben vom Bormundfchaftögerichte im vorhinein ober nad» 
träglih genehmigt wurden. 

Entſch. v. 11. November 1862, Nr. 7107 (1596 G.-U.). Der Man« 
datar ift berechtigt, urfprünglic im eigenen Namen contrahirte Geldſchulden auf 
ben Mandanten zu Übertragen und auf beflen Realitäten fierftellen zu laſſen. 

Entf. v. 5. November 1862, Nr. 6342 (1593 ©.-U.). Das Zahlungs- 
anerbieten an die Gattin des Gläubigerd, deren Mandat nicht ausdrücklich auf 
Geldempfang lautete, iſt nicht genügend, um den Schuldner von den Folgen ber 
mora solvendi zu bewahren. 

Entſch. v. 19. Auguft 1862, Nr. 3888 (1549 ©.-U.). Der durd ven 
Mandatar geſchloſſene zweite Vergleich ift ungiltig, weil damit der Man- 
batar mehr als nad dem erften Vergleich zu zahlen fi verpflichtet, 
ohne daß irgend ein nenes Entgelt fipulirt wurde, hierzu aber ber 
Mandatar durch das nur auf Vergleich, nit aber auch auf Schen- 
tung und unentgeltlihe® Aufgeben von R.en gerihtete Mandat nad 
8. 1008 B. ©. nit ermädtigt war. 

Entſch. v. 3. Juli 1861, Nr. 3342 (1350 ©. -U.). Unter den Ge 
fchäften, melde nad 8. 1008 B. ©. eine befondere, auf die Gattung der Ge- 
ſchäfte lautende, oder eine befondere, auf das einzelne Geſchäft ausgeftellte Boll- 
macht erfordern, erfheinen die Wechſelgeſchäfte nicht aufgezählt. Wer daher 
jemanden bevollmädhtigt, Darlehen zu contrahiren, Pfandrechte einzuräumen und 
was immer für Btge. abzufchliegen, bereditigt ihm auch, ſich bei Abwidlung der 
ihm anvertrauten Geſchäfte der Form des Wechſels zu bebienen. 

Entſch. v. 28. November 1860, Nr. 13701 (©. 5. 1862, Nr. 14). 
Die einem Handlungsagenten ertheilte Ermädtigung, ven ben notirten Preifen 
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einen Percentualbetrag gegen comptante Begleichung nachzulaſſen, begreift noch 
night jene zum Geldempfange in ſich. 

Entſch. v. 28. November 1860, Nr. 13699 (G. H. 1861, Nr. 8). 
Die Ermächtigung, Veftellungen von Waaren anzunehmen, ſchließt die Ermächti— 
gung zum Empfange von Zahlungen für die beftellten Waaren nicht in fich. 

Entſch. dv. 8. Auguft 1860, Nr. 6637 (1172 ©.-U.). Aehnl. der Eutſch. 
Nr. 3342 ex 1861. 3 

Entſch. v. 28. Februar 1860, Nr. 1718 (Tribüne 1861, Nr. 1). Die 
für einen Dritten abzugebende Erflärung, für den Gegenftand ber Klage einen 
Ablöfungsbetrag von x fl. annehmen zu wollen, erfordert eine auf die Gattung 
des Geſchäftes lautende Vollmacht, und e8 hat der Nichter in dieſem Falle die, 
eine rechiliche Bevollmächtigung beurfundenden Ausweiſe von dem klägeriſchen 
Vertreter vor Entſch. des Streites abzuverlangen. 

Entſch. v. 31. Auguſt 1859, Nr. 9719 (853 G.⸗U.). Da ein Buch- 
halter mit Eincaffirungen in der Regel nichts zu fhaffen hat, können die an 
denjelben geleifteten Zahlungen nur dann dem Principal entgegengefegt werden, 
wenn bewiefen wird, daß dem Buchhalter im Sinne des 8. 1008 B. ©. eine 
auf den Geldempfang lautende Vollmacht ertheilt war. Eine ſtillſchweigende Ver 
vollmädtigung nah $$. 1027, 1029 u. 1030 ibid. kann hier nicht angenommen 
werben. 5 

Entſch. v. 23. Auguft 1859, Nr. 9463 (848 ©.-U.). 8. 1008 ©. ©. 
kann auf den Fall, daß der Delat nah Annahme des Haupteides und vor dem 
Urtheil ftirbt, nicht angewendet werben, daher auch bie Borfchrift des hierbei 
maßgebenden Hofd. v. 5. März 1795, Nr. 222 9. ©. ©, in viefem Falle 
dur $. 1008 ibid. nicht tangirt wird. ; 

Entſch. v. 10. Mai 1859, Nr. 4783 (789 G.-U.). In der Ermäd- 
tigung zur Verpfändung von Orundftüden liegt aud die Bevollmächtigung zur 
Aufnahme von Darlehen. 

Entſch. v. 3. November 1858, Nr. 11852 (655 ©.-U.), Da der Ber- 
gleih nah $. 1380 B. ©. zu den zweifeitig verbindlihen Vtg.en gehört, und 
nady eben denſelben Grundſätzen beurtheilt wird, fo genügt zu beflen Abſchließung 
durch einen Bevollmächtigten eine befondere, auf die Gattung des Geſchäftes 
lautende Vollmacht. 

Entf. v. 20. October 1857, Nr. 8715 (2046 ©,-U.). Der Eoncure 
mafjeverwalter hat im Namen der Glänbigerfhaft und des Gemeinſchuldners zu 
handeln, erſcheint fomit als Bevollmächtigter derfelben und ift daher als folder 
gemäß $. 1008 B. ©. ohne befondere Bolmadt zur Auftragung von Eiden 
nit legitimirt. — [Wbrfpr. der Entf. Nr. 4463 ex 1864.) 

Entfd. v. 18. November 1856, Nr. 10913 (1007 ©.-U.). Die Ber 
abredung, für künflige Steeitigfeiten von Fall zu Fall ein Schiedsgericht zu 
wählen, ift weder unerlaubt noch unausführbar. Nah 8. 1008 B. ©. kann 
die Wahl des Schiedsmannes fogar einem Bevollmächtigten überlafien werben, 
umfomehr muß daher den Parteien die Berfchiebung ver Wahl geftattet fein. 
Diefe Zufäffigkeit ift din den Fin. M. Erl. v. 6. November 1865, Nr. 186 
N. ©. B., wodurch die in $. 60 ibid. ein Gleiches normirenden Statuten ber 
Erevditanftalt genehmigt wurden, vom Geſetzgeber anerkannt, 

Entf. v. 11. September 1856, Nr. 8381 (221 ©.-U.; P. ©. 833). 
Der⸗ Firmaführer ift zur Vertretung der Handelsgefhäfte in Streitſachen vor Ger 
riht — als Kläger oder Gellagter — auch ohne befondere Vollmacht beredhtigt. 

Entfd. v. 7. Mai 1856, Nr. 3414 (992 ©.-U.). Die Legitimation 
bes Ehegatten zur Einflagung des Heiratsgutes ergibt fih aus 8. 1227 8. ©. 
Die weitere Frage, ob die Ehe noch fortbeftehe, kann nicht zur Be» 
achtung fommen, weil ber Beklagte einen Zweifel dagegen nit er⸗ 
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hoben und die Rlagslegitimation nit beftritten hat, der Richter 
aber nicht berufen ift, Einwendungen aufzuftellen, die von den Par— 
teien nicht angeregt worden find. 

Entf. v. 18. December 1855, Nr. 11870 (145 ©.-U.). Im ber 
Bollmacht, Waaren zu veräußern, die bafür eingegangenen Barzahlungen und 
Wechſel in Empfang zu nehmen und lettere im Namen des Mandanten weiter 
zu giriren und aquittiren — liegt keineswegs die Ermächtigung, auf folhe aus 
dem Waarenverkaufe erft zu erzielende Wechfel, vie mithin nody nicht in Händen 
des Mandatars waren, Borfhüfle gegen Zufiherung der Girirung folder Wechſel 
auf Rechnung feines Mandanten zu nehmen, weil Borfchüfle dieſer Art nicht ale 
Boranszahlungen des Kaufpreifes, fendern lediglich als Darlehen fi darftellen, 
zue Aufnahme von Darlehen aber eine befondere auf dieſe Gattung von Ge— 
ſchäften lautende Vollmacht nach 8. 1008 B. ©. erfordert wird. 

Entſch. v. 5. October 1854, Nr. 10005 (41 ©.-U.; P. ©. 834), 
Wenn ein Handelsmann feinen Hanblungsbebienfteten zur Führung der Geſchäſte 
beauftragt, und insbefondere zur Eincaffirung von Gefobeträgen verwendet, fo 
iſt ein Specialmandat für ein einzelnes Geſchäft zur Rechtsgiltigkeit desſelben 
nicht nothwendig. 


Weste uud Berbindfigkeiten des Gewalthabers; 
(8 1009 — vgl. 68. 1010—1016; 1017—1019; 98. 1008; 1397, 1299, 1324 8. ©.) 
8. 1009. Der Gewalthaber ift verpflichtet, das Geſchäft feinem Berfpredhen und der er⸗ 
haltenen Bollmacht gemäß, emfig und redlich zu beforgen, und allen aus dem Geſchäfte ent- 
fpeingenden Rugen dem Machtgeber zu überlaffen. Er ift, ob er gleich eine beſchränkte Voll⸗ 
macht hat, berechtiget, alle Mittel anzuwenden, bie mit ber Natur des Geſchäftes nothwendig 
verbunden, oder ber erflärten Abficht des Machtgebers gemäß find. Ueberſchreitet er aber die 
Grängen der Vollmacht; fo haftet er für bie Folgen. 

Entf. v. 28. März 1878, Nr. 9783 (I. B. 1879, Nr. 32). Nah 
8. 922 fi. 8. ©. muß ver Bertretungsleifter, um zugelaſſen zu werden, ein 
eigenes mittelbares Intereſſe am Ausgange des Streites haben, nämlid das 
Interefle, der Partei nicht zum Schadenerſatze verpflichtet zu fein. Der Madt- 
haber Tann nah Inhalt des $. 1009 ibid. fohin nur Vertretungsleifter fein, 
fo lange er von der Haftung aus dem Mandate nit durch die Machtgeberin 
befreit wurde. 

Entid. v. 11. Yuli 1876, Nr. 66577 (©. H. 1877, Nr. 17; 6201 
©.-U.). Mag die Uebereinkunft mit dem nunmehrigen Gellagten, wornad er 
einem ihm zur Eintreibung übergebenen Wechſel binnen gewiffer Zeit zurüdzu« . 
flellen oder 50 Percent des Nominalbetrages zu zahlen hatte, „als Bevoll- 
mädtigungövertrag oder als ein anderer Btg. aufgefaßt werben, fo 
hatte der Geklagte denfelben jedenfalls genau zu erfüllen (88. 902, 
1009 B. G.), und fann ſich damit, daß der Vater bes Wechſelſchuld⸗ 
ners die fraglihe Schuldurkunde zurüdbehalten hat, nicht entfhul« 
digen, weil er nit beredhtigt war, die Urkunde demſelben zu über- 
geben, ſondern diefelbe bloß vorzumweifen und, wenn biefer fie in 
feine Macht gebradt hat, fie ihm ernftlih, felbft mit gerichtlicher 
Hilfe abzufordern verpflihtet war. Ob die Wechſelurkunde auf eine redt- 
lihe Art in den Befig des Klägers kam und ob fie einen reellen Werth habe, 
kann als bier unmaßgebend nicht unterfucht werben. 

Entf. v. 2. December 1875, Nr. 7624 (5926 ©G.-U.). [Braun- 
ſchweiger Losproceß.) Die zugleih als Zahlſtelle der herzogl. braunſchweigi⸗ 
ſchen Regierung namhaft gemachte Bank in Wien, welche auf ein, wie ſich 
fpäter herausſtellte, gefälfchtes Los den Haupttreffer escomptirte, ohne noch 
das 808 gefehen zu haben, iſt berechtigt, von ber gellagten Bank, die 
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ihr das Los übergeben hatte, Gewährleiſtung zu fordern. Die klagende Firma 
iſt nicht bloß Zahlſtelle, ſondern betreibt zugleich ſelbſtſtändig in Wien ein Banl- 
geihäft. Als Zahlſtelle hatte fie nur die gezogenen Loſe des braunſchweig'ſchen 
Prämienanlehens zur Verfallszeit mit der auf diefelben entfallenden Prämie in 
ber Thalerwährung einzuldfen, während im vorliegenden Falle die Hagende Firma 
das in Rede flehende Los noch vor der Verfallszeit an fid gebracht und dafür 
nicht nur der gellagten Bank eine 4 percentige Verzinfung für die. Zwifchenzeit 
abgezogen, fondern aud die Zahlung der Baluta ftatt in Thalern in dem für 
80.000 Thaler entfallenden Curswerthe in öfterreihifcher Währung vereinbart 
und au Zahlungsftatt einen Bon gegeben bat. Diefe Hanplungen find aber 
offenbar reine Banquiersgeſchäfte und es ift daher auch daraus der Schluß gerecht⸗ 
fertigt, daß die Magende Firma bei dem mit der geflagten Bank abgeſchloſſenen 
Geſchäft nicht als Zahlftelle für die herzogl. braunſchweig ſche Finanzverwaltung, 
fondern als felbfiftändiger Banquier eingefchritten fei. Der Unftand, daß bie 
klagende Firma in ihrer Eigenfhaft ale Zahlſtelle von der herzogl. braunfchweig- 
fhen Finanzverwaltung als ihrem Machtgeber feinen Auftrag zur Einlöfung ber 
gezogenen Loſe noch vor ber Berfallszeit hatte, ift erwiefen und wenn fid bie 
geflagte Bank tarauf beruft, daß aud die Darmſtädier Bank derlei gezogene 
Lofe noch vor der Verfallszeit einlöfe und bie Mlagende Firma zu einem gleichen 
Borgange angewiefen habe, fo ift zu bemerken, daß die Darmftädter Bauk eben- 
falls nur eine Zahlfiele der herzogl. braunfchmeig’ihen Finanzverwaltung ift, daß 
aud fie Banquiergefchäfte betreibt und in ihrer Eigenſchaſt als betheiligtes Mit⸗ 
glied ver Hagenden Firma an diefe legtere wohl Anweißnngen, vie fih auf den 
Betrieb des Bankgefhäftes beziehen, nicht aber Aufträge über den Vorgaug als 
Zapiftelle, wozu fie nicht berufen ift, erlaflen konnte. 

. Entf‘. v. 1. April 1875, Nr. 2922 (6678 G.-U.). Der Auftrag zur 
Eincaffirung eines Wechſels verpflichtet den Mandatar Mangeld Zahlung des 
von dem Bezogenen nicht acceptirten Wechfeld gemäß 8. 1009 B. ©. und 
Art. 282 H. ©. den Proteft rechtzeitig zu erheben, mindeſtens aber früh genug den 
Manvanten zu diefen Zwede von dem Unterbleiben der Zahlung in Kenntniß 
zu fegen. Da durd Berfäumung der Proteftlevirung nah Art. 41 W. O. 
aud das wedfelmäßige Regreßrecht gegen Ausiteller und Indoſſanten verloren 
wurde, fo ift hierdurch dem Mandanten ein Schaden im Sinne des $. 1293 
2. ©. im Unfange des nad Art. 50 ibid, befliimmten Regreßanſpruches zuge 
fügt worten. Es fann tem Klageanſpruche auch nicht entgegengefegt werben, 
daß der Kläger mindeſtens nody den Ausſteller mit der Bereicherungsffage ber 
langen konnte, und daß ein wirkliher Schade erft dann als vorhanden anges 
nenmen werden fönne, wenn und infofern der Kläger aud in dieſem Wege 
nicht gänzlihe Befriedigung erlangte. Denn nad Art. 50 W. D. begreift ber 
Regreßanipruc des Inhabers des Mangels Zahlung proteftirten Wechſels eben 
den Anfprud auf die nicht bezahlte Wechſelſumme ſammt Nebengebühren in fid; 
bie Verpflichtung aber, in welcher der Ausfteller, deſſen wechſelmäßige Berbind« 
lichkeit durch Big. oder Verabſaumung ber zur Erhaltung des Wechſelrechtes vor- 
geſchriebenen Handlungen erlofgen if, dem Inhaber gegenüber nad Art. 83 ibid. 
fteht, ift eine ganz andere, beſchränktere und bedingt durch Borausjegungen, deren 
Borhandenfein nicht vorliegt, und bier auch gar nicht zu unterſuchen ift, weil es 
ſich hier eben um den Berluft desjenigen Rs. handelt, kraft deſſen ver Kläger die 
Zahlung der im Wechſel verfchriebenen Geldfumme vom Ausfteller auf Grund 
ber durch die Wechfelerflärung felbft begründeten wechfelrechtlichen Verpflichtung 
bes Letzteren verlangen konnte, 

Entfd. v. 6. October 1874, Nr. 10589 (5496 G.U.. Der Abvocat, 
welcher nad) $. 1009 B. ©. und 8. 9 Adv. D. das ihm übertragene Geſchaͤft 
emſig und redlich zu beſorgen hat, muß daher auch alle mit deſſen Durchführung 
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verbundenen Auslagen beftreiten, wogegen er nah 8. 1014 B. ©. und 8. 19 
Av. O. entſprechende Vorſchüſſe begehren und die Auslagen zunächſt von der 
eingetriebenen Forderung in Abrechnung bringen fann [Schlußfolgerung ?]; er haftet 
indbefonbere für die Koften einer von ihm im Intereſſe feiner Partei begehrten 
u Commiffion, weil nad Hofv. v. 15. Jänner 1825, Nr. 2066 

I. ©. ©., es bei den für das Bf. in und außer Streitfachen geltenden Normen 
zu verbleiben hat, nady welchen ſämmtliche Sachwalter und Advocaten, wenn fie 
eine Bittſchrift unterfchrieben haben, für bie Tar⸗, Poftporto- und Stempel- 
gebühren, welchen wohl aud bie durch ein Executionsgeſuch veranlaßten Com- 
miffionstoften gleichzubalten find, haften, und hieran aud durch das Zar- und 
Stempelgefeb v. 27. Jänner 1840, Nr. 404 9. ©. ©., oder durd) ein fpätere® 
©. nichts geändert wurde, vielmehr aud im 8. 24 der M. Vog. v. 3. Yuli 
1854, Nr. 169 R. ©. B., ausdrücklich ausgeſprochen ift, daß die Bergätung 
ber Eommiffionstoften derjenigen Partei oder deren Bevollmächtigten obliegt, welche 
duch ihr Einfchreiten die Amtshandlung veranlagt haben. 

Entſch. v. 17. December 1872, Nr. 12177 (4808 ©.-U.). Der Bor- 
fand des aufgelöften Gonfumvereines hat, indem er als folder Lebensmittel vom 
Kläger auf Borg nahm, in den Grängen ber ihm ertheilten Vollmacht gehandelt 
und faun daher für die Folgen feines Gebarens nicht zur Verantwortung gezogen 
werben ($$. 1017, 1009 B. G.), wenn aud bie nöthigen Geldmittel zur Zeit 
ber Waarenbeſtellung ihm nicht zur Diepofition flanden. 

Entf. v. 12. Novenber 1872, Nr. 11711 (4776 ©.-U.). Der Fabrits- 
birector ift zur Erwirkung ber Execution eines den Fabriksbetrieb fibernden Er 
kenntniſſes legitimirt, da die Beihaffung des Waſſers für den Fabriksbetrieb zum 
natürlichen Wirkungstreife des Fabrilsdirectors gehört, dieſe Eigenichaft des Klägers 
als gerichtsbekannt angefehen werben kann und umfoweniger zu bezweifeln ift, da 
er mit dem Executionsgeſuch das zu vollftredende Urtheil beigebracht hat; und bei 
diefer Sachlage derſelbe nicht mur nach den 88. 1009 u. 1029 B. ©., fondern 
auch als Handlungsbevollmächtigter nad Art. 47 9. ©. zur Führung diefer Erecution 
als berechtigt erfcheint. Die Erecution kann nicht als eine Procefführung gelten, 
bezüglich welcher der Mäger nad dem cit. Artikel einer eigenen Befugniß bedurfte. 

Entfd. v. 2. Mai 1872, Nr. 4080 (4597 ©.-U.). Ueberſchreitet der 
Machthaber die Gränzen feiner Vollmacht, fo verliert er dadurch nicht jenen An⸗ 
fprud auf Erſatz feiner Auslagen, fondern hat nur für tie Folgen zu haften, 
d. i. den Schaden zu erfegen, welden er dem Vollmachtgeber dur Ueberichreitung 
der Vollmacht verurſachte. 

Entſch. v. 4. Jänner 1872, Nr. 7786 (4425 G. U.). Der Director 
der Gutsverwaltung für welche fein Amtsvorgänger einen Vtg. ſchloß, iſt jeden- 
falls berechtigt, die Re. aus dieſem Vig. durch Klage geltend zu machen, ohne 
eines beſonderen Mandates zu bedürfen, weil er als einer der vertragſchließenden 
Theile erſcheint. 

Entſch. v. 27. April 1871, Nr. 3802 (4143 G.-U.). Daraus, daß 
B dem C den Ankauf eines Elavieres auftrug, folgt nicht, daß er ihn ermädhtigte, 
den Kauf in feinem, des B Namen auf Borg zu fließen. Jener Auftrag be- 
gründete eine Commiffion. Da nun in einem ſolchen Falle der Commiſſionär 
das Geſchäft zwar für den Committenten, allein nicht in deſſen, fondern im eigenen 
Namen fließt, fo entftanden daraus nur Re. und Pflichten zwiſchen dem Com» 
mittenten B und dem Commiſſionär C und aus dem Kaufe ſelbſt Re. und 
Pflichten zwiſchen dem Legterem und dem Berfäufer A, nicht aber zwifchen dieſem 
und dem Committenten, welche zu einander in fein Rechtsverhältniß treten. 

Entſch. v. 10. November 1869, Nr. 8222 (©. 9. 1870). Die ber 
fondere Feſtſtellung der Lieferungszeit und des Fieferungsortes ift zur giltigen 
Abſchließung eines Kaufvertrages nicht nothwendig. 
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Entid. v. 8. Februar 1867, Nr. 602 (G. Zig. 1867, Nr. 27). Der 
Advocat haftet unmittelbar für die Iuferationsgebühren der in Sachen feiner 
Clienten erlafjenen Edicte. [Aechn!. ver Entjd. Nr. 10589 ex 1874] 

Entſch. v. 3. Jänner 1867, Nr. 11302 (©. Ztg. 1867, Nr. 28). Die 
Koften der Concursmaſſevertretung und Verwaltung find zunächſt aus dem une 
belafteten Bmgn. zu beden. 

Entf. v. 8. Auguft 1865, Nr. 6596 (©. 9.1865, Nr. 101). Derjenige, 
der ein fremtes Gefhäft, wenn aud aus bloßer Gefälligfeit für einen Dritten 
bejorgt, bleibt dieſem für den ihm durch Unterlafjung der gewöhnlichen Aufmerk 
ſamkeit entſtandenen Schaden verantwortlich. 

Entid. v. 1. Auguft 1865, Nr. 6177 (2238 ©.-U.). Der Verwalter 
eine® Gutes Tann auf Zahlung des Lohnes für die von ihm beftellten Dienft- 
feiftungen, wenn er ſich nicht ausdrücklich als Bevollmädtigter ansgewiefen hat, 
and nad Aufhören dieſes Berhältnifjes perſönlich geflagt werden ($. 1029 B. ©.). 

Entſch. v. 25. April 1865, Nr. 3251 (©. 9. 1865, Nr. 57). Wer 
Waare mit angefegtem Preife zum commiffionsweifen Berfaufe erhalten hat, kann, 
wenn er biefelben nicht retournirt, ohneweiters wie ein Käufer auf Zahlung des 
Preiſes belangt werben. 

Entf. v. 1. Februar 1865, Ar. 586 (2108 ©.-U.), Rad den Eom- 
miffionsprotofollen fleht den Berfonen, aus welchen die Berwaltung der „Brande 
ſteuercafſe“ zufammengefegt ift, das R. zu, Eapitalien auszuleihen, aufzufünden 
und bereinzubringen. Hierin aber liegt nur ein biefen Berwaltern ertheiltes 
Mandat, und da nirgends eine entgegengefegte Beflimmung getroffen wurte, find 
biefe Verwalter im Sinne der 88. 1009, 1010 u. 1029 B. ©. auch befugt, 
fih hierbei von Dritten vertreten zu laſſen. Es fann die Beftellung eines Ber- 
tretens ſeitens der Verwalter fohin nicht als eine nad $. 1016 ibid, für die 
Brandftenercaffe unverbindliche Ueberfchreitung ihrer Vollmacht angeſehen werben, 
Die Zahlung an jene Bertreter ift fomit nach $. 1424 ibid. giltig. 

Entf. v. 9. Auguft 1864, Nr. 4663 (1955 ©.:U.). Der Verwalter 
einer Concursmaſſe ift nah 8. 34 C. O. verpflichtet, die Forderungen bes 
Cridatars einzubringen, daher nah $. 1009 B. ©. feloft bei einer beſchränkten 
Bollmadıt berechtigt, die mit der Natur des Gefchäftes nothwendig verbundenen 
Mittel anzuwenden. Er ift daher auch zur Eidesdelation berechtigt. 

Entid. v. 12. November 1862, Nr. 7537 (G. 9. 1863, Nr. 16). 
Der Bevollmärstigte, der in ter Vollführung eines ihm übertragenen Gefchäftes 
etwas unternimmt, wozu er feinen Auftrag hatte, und was nad der Natur des 
Geſchäftes nicht nothwendig ift, haftet wohl dem Machtgeber für die dadurch ent 
ſtandenen, dem legteren nadıtheiligen Folgen, allein er fan, wenn durch die von 
ihm ohne Auftrag unternommene Handlung vem Machtgeber ein Vortheil erwächſt, 
diefen Bortheil ſich nicht allein zueignen, fo wenig als der Gefhäftsführer ohne 
Auftrag den durch feine Gefchäftsführung einem Dritten erwachſenen Nuten 
diefem vorenthalten darf. 

Entfd. v. 11. November 1862, Nr. 7107 (1596 ©.-U.). Wenn ber 
mit der Vollmacht zur Aufnahme von Darlehen und Beftellung von Hypotheken 
ausgerüftete Mandatar — welcher hierzu einer das Gefchäft, resp. die Pfandſache 
fpeciell bezeichnenden Vollmacht nad) $. 1008 B. ©. nicht bedarf, — für eine 
Selpfumme, die er aus Anlaß und im Intereſſe der ihm übertragenen Bermö- 
gensverwaltung entlehnt hatte, im Namen feines Mandanten eine pfanbreditliche 
Berfiherung gab, fo liegt in diefem Geſchäfte nit, was anormal und bem 
Mandat entgegen wäre. 

Eutfd. v. 5. September 1861, Nr. 5090 (1384 ©.-U.). Der Mandatar, 
welcher ven Auftrag erhalten hat, Geld fiher gegen Zinfen anzulegen, und, ob⸗ 
ſchon der mit der Pfandbeftellung verfehene Schuidſchein mehrere Jahre in feinen 
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Händen war, die Sicerftellung zu bewirken, unterlieg, haftet nach 88. 1009, 
1295 u. 1297 B. ©. für ven Erfaß des hierdurch entflandenen Schadens, ift 
jedoch, da ber mit ber Intabulationsclaufel nicht verſehene Schuldſchein aud 
ſchon einige Jahre in Händen des Machtgebers fi befand und daher gleichfalls 
die Sicherſtellung zu erwirlen unterließ, nah $. 1304 ibid, nur zum Erſatz 
des halben Schadens zu verurtheilen. 

Entfd. v. 10. April 1861, Nr. 1581 (1301 G.-U.). Der Manbatar, 
welcher die ihm zur Bertheilung anvertraute Summe zum Theil an Einzelne 
vertheilte, ehe, wie bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit ihm Mar fein müffe, es ſicher 
war, daß bie fipulirten Borausfegungen hierzu eingetroffen feien, hat hierdurch 
feine Befugniffe als Mandatar oder einfacher Depofitar des Geldes überfchritten 
und ift für diefes fein Verſchulden verantwortlich. 

Euntſch. v. 4. Mai 1859, Nr. 4923 (784 ©.-U). Wenn ver Bevoll- 
mãchtigte die Vollmacht überfchreitet, fo ift der Vollmachtgeber berechtigt, ohne 
ben Nachweis, daß der Erſatz des Schadens von dem Dritten nicht eingebracht 
werben Tann, zu liefern, ummittelbar den Bevollmächtigten zu belangen. 

Entfch. v. 8. Jänner 1859, Nr. 5791 (805 ©.-1.). Der Sequefter 
ift für fi allein nicht berechtigt, einen noch von dem Egthr. der fequeftrirten 
Sade geſchloſſenen Beftandvertrag aufzulöfen. 

Entſch. v. 3. November 1858, Nr. 11852 (655 ©.-U.). Die von dem 
Committenten dem Commiffionär ertheilte Vollmacht folgenden Inhalts: „Wir, 
die Unterzeichneten, ermächtigen den Herrn N., unfere Ausftände in Wien mit 
unfern betreffenden Debitoren zu reguliren und zu entheben, zu unfern Handen 
gütlich oder rechtlich“ u. ſ. w., ift al® eine genägende Vollmacht anzufehen, um 
mit einem ſchlechten Schuloner einen Audgleih dahin zu treffen, daß ihm ein 
Theil ver Schuld gegen dem nachgelaſſen werbe, daß er für den beveutenderen 
Theil der Forderung Dedung leifte und fo burd den gewährten Nachlaß der 
größere Reſt gerettet wird. Der Gewalthaber ift in’ einem folden Falle nur 
dann zum Schadenerfag verpflichtet, wenn bewiefen wird, daß er unredlich 
gehandelt hat, oder daß ver Schuldner zur Zeit des Ausgleihes zahlungs⸗ 
fähig war. 

Entf. v. 7. April 1858, Nr. 2907 (538 G.-U). Ein Diener, der 
von feinem Dienftheren beauftragt wird, eine Waare abzuholen, ift nad $. 1009 
B. ©. berechtigt, die vollftändige Uebergabe derfelben umfomehr zu fordern, als 
ex hiefür feinem Dienſtherrn verantwortlich bleibt, der in biefer Hinfiht nur an 
ihn fih zu halten hätte. 

Entfd. v. 20. October 1857, Nr. 8715 (2046 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 4663 ex 1864. 

Entid. v. 20. Februar 1856, Nr. 1108 (163 G.U.; P. ©. 183), 
Bei Frachtgütern ift die Einhändigung der Fattura an den Adreſſaten gemäß 
8. 427 B. ©. eine ſymboliſche Uebergabe, der Einfender daher nicht mehr be= 
rechtigt, mit ber Waare anderweitig zu verfügen und die Vollmacht an ben Spe- 
diteur zu widerrufen. Diefer ift vielmehr verpflichtet ($. 1019 ibid.), die Waaren 
an ben Adreſſaten zu übergeben oder nad ben 88. 1295 u. 1298 ibid, ven 
Werth verfelben zu erfegen. 

Entſch. v. 18. December 1855, Nr. 11870 (145 ©.-U.; P. ©. 885). 
Die Vollmacht eines Gefhäftsführers einer Wanrennieberlage, die in diefe Nieder⸗ 
lage gelieferten Waaren zu veräußern, die dafür eingegangenen Bezahlungen und 
Wechſel in Empfang zu nehmen und lettere au im Namen ver Fabriksbeſitzer 
weiter zu giriren unb zu acquittiven, begreift nicht bie Ermächtigung in fid, auf 
folge aus dem Wanrenverfehre erſt zu erzielende Wechfelvorfhüfie gegen Zur 
ficherung der Girirung diefe Wechſel auf Rechnung der Mandanten zu nehmen, 
weil Vorſchüſſe dieſer Art nicht als Vorauszahlungen des Kanfpreifes, fondern 
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lediglich als Darlehen fi darftellen, zu deren Aufnahme eine befondere Vollmacht 
nothwendig if. 

Entf. v. 22. Auguft 1855, Nr. 7130 (124 G.-U.), Die Adminifire- 
tion einer Fabrik berechtigt auch zur Abgabe von Wechfelerflärungen im Namen 
derfelben, ohne daß es dazu einer beſonderen Vollmacht und der Protofollirung 
der Firma diefer Fabrik bedarf. 

Entſch. v. 13. Februar 1852, Nr. 1218 (P. ©. 838). Ein Bevoll» 
mãchtigter, welder bei dem Geſchäfte had übernommene Mandat bei Seite 
fegt und das Geſchäft zum eigenen Bortheile fließt, begeht eine Bertragsver- 
legung und ift dafür dem Mandanten verantwortlich, der ihn allenfalls nöthigen 
Tann, ihm den erlangten Vortheil zu überlaffen. 

Entſch. v. 80. December 1851, Nr. 11244 (PB. ©. 837). Wenn jemand 
das, was er in öffentlicher Feilbietung im Auftrage und mit dem Gelde eines 
Andern, d. i. als Manbatar, jedoch ohne Angabe diefer Eigenſchaft, und daher 
im eigenen Namen erkauft, fpäter aber einem Dritten verkauft hat, ſteht dem 
Mandaten gegen diefen Dritten leine Eigenthumsklage zu, fondern uur eine 
actio mandati directa gegen den Manbatar. 


G. 1010 — vgl. 88. 1009; 1996, 1811; 1035 ®. ©.; $6. 14, 15 Mo. D.) 
8. 1010. Trägt der Gewalthaber das Geſchäft ohne Noth einem Dritten auf; fe haftet er 
ganz allein für den Erfolg. Wird ihm aber die Beſtellung eines Stellvertreters in der Boll- 
macht ausbrüdlich geftattet, oder durch die Umflände unvermeidlih, fo verantwortet er nur 
ein bei ber Auswahl der Perfon begangenes Verſchulden. 

Entſch. v. 20. Mai 1879, Nr. 2403 (G. Big. 1879, Nr. 53). Die 
Donanregulirungd «Bauunternehmung haftet für den Schaven durch Untergang 
einer Plätte, da eines ihrer Baggerfchiffe zu einer Zeit, ba vorſchriftsmäßig das 
Fahrwaſſer frei fein follte, die Kette angezogen ließ ($$. 1294, 1295 u, 1299 
B. G.). Zwiſchen den Unternehmern felbft und ben wirklich thätigen Bedienſteten 
kann hierbei nicht unterfchieden werden. Aber auh aus den Beflimmungen 
der 88. 1010, 1161 u. 1315 ibid. folgt die Haftungspflit der Unter» 
nehmung, weil eben aus dem einzelnen Unfalle hervorgeht, baß zur 
Ausführung der Arbeit Perſonen beftellt wurden, welden entweder 
die Fähigkeit oder der Wille mangelte, deu ihnen obliegenden Ber- 
pflitungen vollftäudig und genau nadhzulommen. Es iſt daher durch⸗ 
aus nicht gerechtfertigt, die Haftungs-, rüdfichtlih Erfagpfliht des Unternehmers 
erſt von der VBeweisführung abhängig zu machen, daß außer dem Schiffe des 
Klägerd auch nody andere Schiffe, und zwar in einer fpäteren Zeit durch Nach- 
läffigleiten im Betriebe der Baggerungsarbeiten zu Schaden gefommen find. Was 
über die Haftungs- und Erfagpflict des Unternehmers felbft geſagt wurde, gilt 
in vollem Umfange aud von dem Jugenieur, der mit der Leitung der Bagger⸗ 
maſchine betraut war. Zur Leitung einer Mafchine gehört aber nicht bloß die 
Leitung der techniſchen Arbeiten des Baggernd im engeren Sinne, fondern es 
gehört dazu auch die Auffiyt darüber, daß alle jene Bedingungen, unter beuen 
ber Betrieb ver Baggermaſchine überhaupt geftattet war, genau beobadjtet werben, 
Die Erfagpfliht, auch des Ingenienrs, mußte demnach, und zwar, ba ſich die 
Antheile der Gellagten an der Beſchädigung nicht beftimmen lafien, gemäß $. 1302 
ibid. zur gefammten Hand mit den Mitgelagten erkannt werben, 

Entſch. v. 6. October 1876, Nr. 7676 (6254 ©.-U.). Der Advocat, 
welder einen für feine Partei eincaffirten Betrag einem anderen Advocaten D 
(deflen von derſelben Partei lautende Vollmacht gefälſcht war) mit tem Auftrage 
zur Behändigung an die Partei eingefendet hat, ift zum Erſatz des befranbirten 
Betrages nicht verpflichtet, weil er durch die Ueberfendung des Betrages an D 
nicht demfelben eine Zahlung für den Kläger geleiftet, fondern nur bie Ausführung 
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eines Gefchäftes, nämlich die Behändigung diefer Geldſumme an ven Kläger, dem 
D, als feinem, des geflagten Advocaten Subftituten übertragen, mithin, da er in 
der ihm von bem Kläger ausgeftellten Vollmacht ausdrücklich zur Beftellung eines 
Stelivertretere ermächtigt worben war, nur ein bei der Auswahl des Stellver- 
treter8 begangenes Verſchulden zu verantworten hätte (8. 1010 B. ©.), ihm aber 
eine culpa in eligendo bei der Subflituirung des D nad} den vorliegenden Um« 
fländen nicht zur Laft gelegt werden kann [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 11. Jänner 1876, Nr. 14128 (5979 ©.-U.). 8. 1010 
B. ©. weift darauf hin, daß der Advocat durch Beſtellung eines Subflituten 
feiner Pflicht, die Interefien des Mandanten zu übermaden, nicht entledigt wird. 
Die Reife des Advocaten von feinem Standorte zum Procefgericht, mwofelbft er 
einen Subftituten beftellt hatte, behufs perſönlicher Intervention bei den wichtigeren 
Tagfagungen (Urkundenrecognoscirung, Inrotulirung) müſſen ihm baher von feiner 
obwohl unterlegenen Partei vergütet werben. 

Entſch. v. 1. Yuli 1874, Nr. 6282 (5406 ©.-U.). Der Staatsſchatz 
kann fih als Pfandgläubiger dem Pfanpgeber gegenüber mit der Einwendung 
nicht entſchuldigen und von der Haftungspflicht befreien, daß die Veruntreuung 
durch feinen Beamten ohne ein bei ber amtlihen Gebarung unterlaufenes und 
ohne ein von den betreffenden Auffichtsorganen begangene® Verſchulden verübt wurde, 
zumal der Pfandgeber zu dem Beamten des Staatsſchatzes, welcher dad Pfandftüd ver⸗ 
untrente und zu den Aufſichtsorganen des legteren in gar feinem BVerhältniffe ftand; 
die Öffentlihen Beamten der Regierung ihr Amt nur im Namen berfelben vers 
walten und in diefer Beziehung biefelbe vepräfentiren, ſonach dem Pfanbgeber 
gegenüber der durch Verſchulden eines beftellten Beamten in einem ihm zugewiejenen 
Wirkungsfreife entftandene Verluſt als ein mit Verſchulden des Staatsihages 
erfolgter angejehen werben muß, welchen dieſer zu vertreten hat ($. 1295 B. ©.). 

Entid. v. 23. Juni 1874, Nr. 6526 (5402 G.⸗U.). Da ver Se 
quefter auf Vorſchlag der Parteien zur Verwaltung eines Vmgns. beftellt wird 
und darüber wie ein anderer Mandatar Rechnung abzulegen hat, die im alle 
der Beftreitung wie eine andere Nechnung zu behandeln ift (8.297 a. ©. O.), 
kann die Stelle des Sequefters nicht als ein Amt angejehen werben; kein ©. 
verbietet demfelben, fih durch einen von ihm beftellten Mandatar vertreten zu 
laſſen, und der Sequefter ift hierbei nur der im $. 1010 B. ©. feſtgeſetzten Ber- 
antwortlichfeit unterworfen, daher auch die Vertretung des Sequefter bei der Ein« 
führung in den Beſitz der Sache durch den hierzu insbeſondere ermädhtigten Man⸗ 
datar nicht beftritten werben kann. 

Entſch. v. 16. Februar 1870, Nr. 13461 (3715 ©.-U.). Die An⸗ 
fechtung eines bei der Eheſcheidung geſchloſſenen vermögensrechtlichen Vergleiches, 
weil dabei für den bevollmächtigten Notar deſſen Concipient intervenirte, während 
in der Vollmacht der Notar nur ermächtigt fei, „für ſich einen anderen Rechts⸗ 
freund mit unbefchräntter Advocatenvollmacht zu fubftituiren“, worunter nur ein 
‚Abvocat verftanden werben könne, wurde mit Berufung auf $. 1010 B. ©. ale 
unbegründet erfannt. 

Entf. v. 28. Februar 1869, Nr. 12446 (3305 G.-U.). Durch die 
Mebertragung des ſchiedsrichterlichen Amtes auf die Schiedsrichter iſt benfelben 
eo ipso aud das R., Übertragen im alle ihrer Uneinigleit einen Obmann bei 
zuziehen. [— In die gelegentlich dieſes Rechtoſtreites aufgeworfene Frage des 
Unterſchiedes von Receptum und Mandatum wurde nilht eingegangen. — 8. 1008 
B. ©. 


Entf. v. 17. Februar 1869, Nr. 12256 (3292 G.⸗U.). Die Gas⸗ 
geſellſchaft, welche zur Abhilfe bei einer Gasausſtrömung angegangen, einen Arbeiter 
fandte, der aber mit dem offenen Lichte fo nahe der Äusſtrömungsſtelle kam, daß 
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eine Explofion erfolgte, ift dem durch bie Erploſion Befhädigten zum Schaden⸗ 
erfa verpflichtet felbft, im Hinblid auf 88. 1010, 1161 u. 1315 B. ©., da 
eine Berfon, welche bei einer fo gefährlichen Verrichtung die auffallende Sorg« 
loſigkeit, wie vorliegend bekundet, für ein Gefhäft der erwähnten Art als untüchtig 
bezeichnet werden muß. 

Entf. v. 1. Februar 1865, Nr. 586 (2108 ©.-U.). Nah den Protos 
tollen fteht ven Perfonen, aus welden die Verwaltung der „Brandfteuercafle“ 
zufammengefegt ift, das R. zu, Capitalien auszuleihen, aufzulünden und herein« 
zubringen. Hierin aber liegt ein dieſen Berwaltern ertheiltes Mandat, und da 
nirgends eine entgegengefeßte Beflimmung getroffen wurde, fo find dieſe Ver⸗ 
walter im Sinne der 88. 1009, 1010 u 1029 B. ©. auch befugt, ſich hierbei 
von Dritten vertreten zu laſſen. Es kann die Beſtellung eines Bertreterd feis 
tens ber Verwaltung fohin nicht als eine nad $. 1016 ibid, für die Brand» 
fteuercaffe unverbindliche Ueberfchreitung ihrer Vollmacht angefehen werben. Die 
Zahlung an jenen Vertreter ift fomit nah $. 1424 ibid. giltig. 

Entfd. v. 11. März 1861, Nr. 87 (Sch. I). Die Erflärung bes 
Frächters, für das ihm zur Bezahlung der Frachtgegenſtände mitgegebene Geld 
nit haften zu wollen, iſt nur dann von Bedeutung, wenn der Auftraggeber in 
dieſe Beſchrankung einwilligt; ohne dieſe Einwilligung haftet der Frächter auch 
für den durch feine Diener verurfadhten Schaden. 


@. 1011 — vgl. 6. 888 8. ©.) 
8 1011. Wird mehreren Bevollmächtigten zugleich ein Geſchäft aufgetragen; fo tft die 
Mitwirkung Aller zur Giltigleit des Gefhäftes, und Verpflichtung des Machtgebers nothe 
wendig; wenn nicht ausdrüdlid Einem ober Mehreren aus ihnen die volle Befugniß in der 
Bollmacht erteilt worden tft. 

Entf. v. 26. October 1876, Nr. 8571 (©. H. 1877, Nr. 59). Wenn 
von zwei Berlaffenfchaftscuratoren nur einer die Eutfcheidung in III. Inſtanz 
verlangt; der andere davon abfteht, Tann in bie a. o. Reviſionsbeſchwerde nicht 
eingegangen werben (88. 838 u. 1011 B. ©.). 

Entſch. v. 27. October 1858, Nr. 11285 (647 ©.-U.). Die Mitwir- 
kung ber fämmtlihen Manvatare ift auch dann erforberlich, wenn bei Extheilung 
des Mandates an Mehrere nicht auedrücklich erklärt wurde, bag jeder von ihnen 
felbftftändig und unabhängig von ben Anderen handeln dürfe; denn die Mitwirkung 
Aller fol eben die Gewähr einer guten Geſchäftsleitung bilven. 


(8. 1012 — vgl. 96. 1009; 1393, 1824, 18045 904 ©. ©.) 

8. 1012. Der Gewalthaber ift [huldig, dem Machtgeber den durch fein Verſchulden verur⸗ 
ſachten Schaden au erfegen, unb bie bei dem Gefchäfte vorkommenden Rechnungen, fo oft 
diefer es verlangt, vorzulegen. 

Entf. v. 7. October 1879, Nr. 11104 (©. H. 1879, Ar. 97). Nur 
ber fequeftrivende Gläubiger und der Execut, nicht aber auch die anderen Gläu- 
biger find beredtigt, von dem Sequeſter die Legung ber Sequeſtrationsrechnung 
zu verlangen. ; 

Entfd. v. 19. September 1878, Nr. 4886 (©. Ztg. 1879, Nr. 80). 
Wenn auch ein Gutsverwalter in biefer Stellung nicht unbefchränft, fendern von 
den Anorbnungen feines Dienftherrn abhängig ift, bleiben doch die Art und 
der Umfang der Dienftleiftung folhe, daß fie für ihn die Verpflichtung zur 
Rechnungslegung nah ſich gezogen hat (88. 1159 u. 1012 B. ©.), da es 
feinem Zweifel unterliegt, daß bei der Verwaltung eines größeren Gutes nicht 
bloß Einkünfte, fondern aud Ausgaben ſich ergeben; daß zu legteren der Lohn 
bed Verwalters ebenfo gut wie jener der übrigen Bedienſteten gehörte und ba 
biefe Ausgaben aus den Einkünften des Gutes zu beflreiten waren. Bor 
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Erledigung der Rechnungen ift ber Gutsverwalter gi Eintlagung 
einzelner in biefelben einbezogener Poften gar nicht beredtigt. 

Entſch. v. 12. October 1870, Nr. 11770 (3905 ©.-U.), Durd bie 
Borlage der Monatsrehnungen, die jedoch zugeftanden flet® bemängelt wurben, 
iſt der Verwalter ver Verpflichtung nicht überhoben, am Ende feiner Verwaltung 
eine Schlußrehnung zu legen. Solange über einmal erfolgte Bemänglung nicht 
bie Genehmigung der Rechnung erfolgte, kann nicht gefagt werben, daß ber Ver» 
walter bereits „gehörig" Rechnung gelegt habe, und daher bie Rückgabe der 
Dienftescaution nicht gefordert werben, 

Entſch. v. 5. September 1861, Nr. 5190 (1384 G.-U.). Die Art 
bes Schavenerfages muß nad den allgemeinen Vorſchriften beurtheilt werden. 
Wenn der Mandant den Schaden mitverſchuldete, kann baher nad) 8. 1304 B. ©. 
eine Theilung zwifhen ihm und dem Machthaber flatthaben. 

Entſch. v. 23. November 1859, Nr. 12878 (©. Big. 1860, Nr. 43). 
Hat Einer von den auf einem Wechfel unterfchriebenen Wechfelverpflichteten den 
Auftrag erhalten, den Wechſel dem bereits im voraus bezeichneten Remittenten 
zur Escomptirung für Rechnung des Auftraggeberd anzubieten, und den Remit- 
tenten anzumweifen, daß er bie Escomptvaluta dem Vollmachtgeber einfende, dann 
ift der Bevollmächtigte, wenn er ben Wechfel dem Nemittenten zur Dedung feiner 
Forderung an den Mandanten überließ und im folge deſſen der letztere die 
Wechſelſumme bezahlen mußte, verpflichtet, dem Mandanten den von diefem zur 
Einlöfung des Wechſels ansgelegten Betrag an Capital und Nebengebühren 
zurückzuerſetzen. 

Entſch. v. 17. Juni 1857, Nr. 5243 (390 ©.-U.; P. S. 1002). Die 
Ehegattin, welche das Bingn. ihres Mannes verwaltet hat, kann außer dem Falle 
einer ansprädlihen Berzichtleiftung von der Pflicht zur Redhnungslegung über 
die geführte Verwaltung nicht Loögefprochen werben. Der 8. 1240 B. ©. er- 
leidet hier feine Anwendung. 

Entid. v. 17. März; 1857, Nr. 2567 (315 ©.-U.; P. S. 843). Der 
Spediteur haftet für das vechtzeitige Eintreffen der Sendung nur dann, wenn 
eine beftimmte Lieferzeit bedungen unb dur die Nichteinhaltung ver feftgefegten 
Friſt ein Schade wirklich zugefügt wurde. f 

Entſch. v. 10. Mai 1854, Nr. 3393 (P. S. 836). Wenn ber zum 
Mitbieten bei einer öffentlichen Feilbietung für einen Anderen Bevollmächtigte 
den Auftrag hat, bis zu einer beftimmten Summe mitzubieten, biefem Auftrag 
aber nit nachkommt, fonbern bei einer geringeren als ber beflimmten Summe 
fein Mitbieten einftellt, und die Sache hierdurch von einem Dritten um einen 
geringeren Preis erftanden wird, fo ift der Bevollmächtigte verpflichtet, feinem 
Machtgeber entweder die Sache um jene beftimmte Summe zu verfhaffen ober 
ihm den Schaden zu erſetzen, welchen legterer dadurch, dag er diefe Sache nicht 
um ben von ihm beftimmten Preis erhielt, erlitten zu haben beweifen Tann. 


U. 1018 — vgl. $. 1004 9. G.; $. 104 Str. ©.) 
8. 1013. Gewalthaber find, außer dem tm $. 1004 enthaltenen alle, nicht befugt, ihrer 
Bemüpung wegen eine Belohnung zu fordern. Es ift ihnen nicht erlaubt, ohne Willen des 
Machtgebers in Rüdfiht auf die Gefhäftsverwaltung von einem Dritten Geſchenke anzu⸗ 
nehmen. Die erhaltenen werben zur Armencafje eingezogen. 

Entf. v. 16. September 1869, Nr. 4668 (3512 ©.-U.). Die Aus- 
bedingung einer Gefäftsvermittlungsprovifton von beiden Parteien ift unftatthaft. 
Wenn aud die Erfüllung des Auftrages der Verkäufer im Sinne des $. 1151 
2. ©. an fi eine Dienftleiftung mit dem Anſpruch auf Lohn if, fo ging doch 
die Vermittlung über das bloße Suchen eines Käufers hinaus. $. 1013 ibid. 
muß aber ſchon deßhalb finngemäße Anwendung finden, weil durch Ausbebingung 
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einer Provifion auch von den Käufern fiir die bloße Nennung des verkäuflichen 
Objectes in Folge der größeren Belaftung des Käufers der Kaufpreis offenbar 
zum Schaden ber Verkäufer herabgedrückt wurde. 

Entf. v. 12. Februar 1861, Nr. 1070 (1273 ©.-U.). Wenn der 
Privatbebienftete, welchem für eine Protection eiwas angeboten wurde, wie aus 
feinem Gebaren erfchloffen werben muß, das Dürgebotene gar nidt für fi 
annimmt, eine Schenkung alfo nit zu Stante fam, kann auch nicht in ver⸗ 
meiutliher Analogie des 8. 1013 B. ©. die Rüdftelung des angebotenen Gegen⸗ 
ſtandes an den Offerenten verweigert werben. 


des Gewaltgebers; 
@. 1014 — vgl, U. 994, 1838; 1296, 1811 8. ©.) 
8. 1014. Der Gewaltgeber ift verbunden, dem Gewalthaber allen zur Beforgung des Ge» 
fchäfte® nothwendig oder nützlich gemachten Aufwand, felbft bei fehlgefhlagenem Erfolge, zu 
erfegen, und ihm auf Verlangen zur Beftreitung der baren Auslagen auch einen angemeflenen 
Borſchuß zu leiften; er muß ferner allen durch fein Verſchulden entftandenen, ober mit der 
Crfühung des Auftrages verbundenen Schaden vergüten. 


Entf. v. 13. October 1875, M. 9117 (©. H. 1876, Nr. 101; 
5878 ©.-U.). Die Verpflichtung des Egthrs.,, des Herausgebers und tes Re— 
dacteurs einer an fih nicht fiempelpflichtigen Zeitung zum Exfag ber in Folge 
Aufnahme von die Stempelpflicht begründenven Injeraten dem Drudereibefiger 
auferlegten Stempelgebühren ergibt fih ganz einfad aus der Betradtung, 
daß der Hagende Drudereibefiger für den empfangenen Lohn nur bie 
Beforgung des Drudes der vom Gellagten herausgegebenen Zei« 
tung, keineswegs aber, da bie Zeitung an ſich nit fiempel- 
pflihtig war, aud bie Zahlung etwa erwadhfener Stempelgebühren 
auf fid genommen hat, daß die Stempelgebühr, um melde es fi 
handelt, nur dadurch entfland, daß der Geklagte in jener Zeitung 
Inferate, welde die Stempelpflict einzelner Blätter begründeten, 
abdruden ließ und daß, nachdem die Stempelentridtung ein mit ber 
Aufnahme folder Inferate verbundener Aufwand ifl, diefer von 
jenem, in deffen Auftrag der Abdruck gefhah, alfo vom Geklagten 
zu tragen, resp. zu erfegen if. Wenn aud dem Stante gegenüber durch 
die Aufnahme jener Inſerate zunähft der Kläger als Druder zahlungspflichtig 
wurde, find für feine Regreßanfprüche an dem Gellagten doch die Beftun- 
mungen des bürgerlichen Rs. maßgebend und wenn auch der 8. 8 ber laiſ. Bog. 
v. 23. October 1857, Nr. 207 R. ©. B., eine Zahlungspflict des Geklagten 
nicht begründet, fo fehlt es doch nicht an einem ©., nad) welchem der Geklagte 
feinen Aufwand zu tragen bat, da fon im Lohnvertrage das Mandat lag, 
die Inſerate aufzunehmen und Kläger diefen Auftrag ohne Begründung der 
Stempelpflicht nicht vollziehen konnte, wodurch Kläger nad 8. 1014 B. ©. ber 
rechtigt wurde, hierfür den Geklagten in Anfprud zu nehmen. Hiernach fommt 
es gar nit darauf an, ob Kläger bereit8 einen Schaden und zwar durch Ber- 
fulden des Geklagten erlitten habe. Mit der Bemerkung, daß Kläger ja den 
Abdruck der Inferate hätte verweigern können, läßt fih fein Schavloshaltungs- 
anſpruch umfoweniger abfertigen, als vie Beurtheilung, ob die Inferate Fach⸗ 
gegenftänbe betreffen, alſo nach dem ©. v. 26. December 1865, Nr. 147 R. ©. 8. 
der Stempelpfliht nicht unterliegen, zunächft dem Geklagten ale Redacteur und 
Fachmann zuftand und Kläger wohl annehmen konnte, daß der Geklagte fie nicht 
ale eine Stempelpflicht begründend erkenne ober angeſehen wiſſen wollte, weil er 
ja fonft für diefe Auslage eine Vorforge hätte treffen müffen. 
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Entid. v. 6. October 1874, Nr. 10589 (5496 ©.-U.). Der Advocat, 
welcher nad 8. 1009 B. ©. und 8. 9 Av. O. das ihm übertragene Gefchäft 
emfig und redlich zu beforgen hat, muß daher aud alle mit defien Durchführung 
verbundenen Auslagen beftreiten, wogegen er nah $. 1014 ®. ©. und $. 19 
Av. D. entfprechende Vorſchüſſe begehren und die Auslagen zunächft von der 
eingetriebenen Forberung in Abrechnung bringen lann [Schlußfolgerung ?]; ex haftet 
indbefondere für die Koften einer von ihm im Intereſſe feiner Partei begehrten 
ee Commifflon, weil nad) Hofd. v. 15. Jänner 1825, Nr. 2066 

©., es bei deu für das Bf. in und außer Streitfahen geltenben Normen 
= verbleiben hat, nad welchen fänmtlihe Sachwalter und Advocaten, wenn fie 
eine Bittſchrift unterfchrieben haben, für die Tax⸗, Poſtporto⸗ und Stempels 
gebühren, welchen wohl aud bie durch ein Executionsgeſuch veranlaften Com⸗ 
miſſionskoſten gleihzuhalten find, haften, und hieran auch durch das Tax⸗ und 
Stempelgefeg v. 27. Jänner 1840, Nr. 404 9. ©. ©., ober durd ein ſpäteres 
©. nicht geändert wurde, vielmehr auch im $. 24 ver M. Vog. v. 3. Yuli 
1854, Nr. 169 R. ©. B., ausdrücklich ansgefprohen ift, daß die Vergütung 
ber Eommiffionstoften derjenigen Partei oder deren Bevollmächtigten obliegt, welde 
durch ihr Einfchreiten die Amtshandlung veranlagt haben. 

ntfd. v. 2. Mai 1872, Nr. 4080 (4597 ©.-U.). Wenn der Hagende 
Machthaber die in Folge des ihm übertragenen Gefhäftes gemachten Auslagen 
erweiſt, muß ber Geklagte Machtgeber fie ihm nad 8. 1014 B. ©. erfegen. 
Ueberfchritt der Kläger die Gränzen feiner Bollmadıt, fo würbe er dadurch nicht 
jeden Anſpruch auf Erfag feiner Auslagen verlieren, fondern hätte nur nad 
8. 1009 ibid. für die Folgen zu haften, d. i. dem Gellagten ven Schaben zu 
exfegen, melden er bemfelben durch Weberfchreitung ber Vollmacht verurfachte. 
Kläger war nicht Lieferant, fondern Machthaber; wenn alſo aud die Preife für 
einige Poften als zu body befunden würden, fo Könnte dießfalls dem Kläger, wenn 
er den geforberten Preis zahlte, nur dann ein Erſatz obliegen, rüdfichtlich ein 
Abzug gemacht werben, wenn erweislich wäre, baß ihm ein Verſchulden babei 
zur Laft fiel. 

Entf. v. 28. October 1870, Nr. 1497 (3930 ©.-U.). Der Erſatz⸗ 
forberung des Sequeſters gebührt ber Vorrang vor allen Pfandgläubigern. — 
Der Willür des Sequefters ift durch die Vorfchriften des B. ©., wornach der 
Gewalthaber (8. 1014 ibid.) und ber negotiorum gestor ($. 1036 ibid.) 
für ihre Mühewaltung nicht beliebige Anfprüde erheben, fonbern nur den Erfah 
des nothwendigen und näglichen Aufwandes fordern können, begegnet. 

Entid. v. 16. September 1869, Nr. 4658 (3512 ©.-U.). Wer gegen 
Honorar den Verkauf einer Sache zu vermitteln verſpricht, ift als Bevollmãchiigter 
des Berläufers anzufehen und kann von dem Käufer nicht gleichfalls ein Honorar 
in Anfprud nehmen. 

- Ente. v. 23. Zuli 1867, Nr. 6333 (©. Ztg. 1867, Nr. 72). Der 
Eurator ad actum kann bie Bezahlung feiner Expenfen von demjenigen anfprechen, 
in deſſen Intereſſe er thätig war. 

Entfd. v. 10. Inli 1866, Nr. 6372 (©. Ztg. 1866, Nr. 28), Der 
Abvocat ift nicht berechtigt, im Erpensmoberirungdverfahren von dem Moderirungs⸗ 
werber ben Erlag einer actorifhen Kaution zu verlangen. 

Entf. v. 25. Mai 1866, Nr. 4200 (2502 G.-U.). Die Berechtigung 
des verwaltenden Miteigenthümers zur Zurüdhaltung des zur Beftreitung vom 
bis zum nächſten Zinstermin vorkommenden Auslagen erforverlichen Betrages 
ergibt fih aus 8. 1014 B. ©. 

Entſch. v. 9. Auguſt 1864, Nr. 4887 (1956 ©.-U.). Der Ber 
vollmächtigte Tann den Erſatz ber von ihm an ben Advocaten gezahlten Vertre⸗ 
tungstoften fordern, auch wenn er fie ohne vorherige gerichtliche Beſtimmung 
beglichen hat, 
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(8. 1015 — vol. Bei 8. 1016 cit.) 
8. 1015. Leidet der Gewalthaber bei ver Gefhäftsfüprung nur zufälligerweiſe Schaden; fo 
Yann er in dem alle, daß er das Geſchäft unentgeltlich zu beforgen übernahm, einen folgen 
Betrag fordern, welder ihm bei einem entgeltlihen Vertrage zur Vergütung der VBemühung 
R nad dem höchſten Schägungewerthe gebührt haben würde. 


d. 1016 — vgl. #6. 1009; 1007, 1008; 1018; 1041, 1042 ®. ©.) 

8. 1019. Ueberſchreitet der Gewalthaber die Gränzen feiner Vollmacht; fo ift der Gewalt ⸗ 
geber nur infofern verbunden, als er das Geſchäft genehmiget, oder ben aus dem Geſchäfte 
entftandenen Bortheil fi zuwendet. 

Entf. v. 4. November 1879, Nr. 11982 (©. Ztg. 1879, Nr. 96). 
Der Umftand, daß der mit der Beſitzſtörungsklage Belangte die Sache, in deren 
Befig Kläger durch einen Dritten geftört wurde, in feiner Macht hat, begründet 
die Baffivlegitimation des Geklagten; denn diefer hat, indem er bie Sache benützt 
und gebraucht, den vom Dritten verübten Befigfiörungsact als in feinem Imterefie 
vorgenommen, implicite genehmigt; und es kann auch die Herftellung bes früheren 
Zuftandes eben nur Demjenigen aufgetragen werden, welder die Beränderung 
abzuftellen in der Lage ift [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 16. October 1878, Nr. 2815 (©. Ztg. 1879, Nr. 74). Die 
widrigen Folgen des nicht auftragegemäßen Vollzuges eines Geſchäftes feitens 
bes Beauftragten, in Folge unterlaufenen Irrthums besfelben, treffen, fomeit ein 
Dritter in Frage kommt, biefem gegenüber ben Auftraggeber (88. 1016 m. 
1017 8. ©.). 

Entf. v. 5. Februar 1875, Nr. 912 (5621 ©.-U.). Der Kläger, 
welcher nad Ablauf des offengehaltenen Termines die 70 percentige Nachzahlung 
für Actien IV. Emiffion, wozu ihm das Bezugsreht nur unter Einhaltung des 
Termines zukam, bei dem von der Geſellſchaft bevollmädtigten Bankhaus leitete, 
bat keinen Anſpruch wider die Gefelfchaft auf Ausfolgung der Actien, da diefe 
Folge in der Emiſſionskundmachung ausdrücklich angekündigt, das Bankhaus alfo 
nad Ablauf des Einzahlungstermines zur Empfangnahme ver 70 percentigen Nach⸗ 
zahlung wicht mehr beredtigt war, fohin offenbar bie ihm ertheilte Vollmacht 
überfgritten hat; der Gewalthaber dem Vollmachtgeber nad 8. 1017 B. ©, 
nur infoweit verpflichten fann, als er innerhalb der Gränzen ber ertheilten Boll« 
macht handelt und der Gewaltgeber bei Ueberſchreitung ber Gränzen von Seiten 
des Gewalthabers ng $. 1016 ibid. nur inſofein verbunden bleibt, als er 
das Gejdäft genehmigt, oder den aus dem Geſchäfte entflandenen Vortheil ſich 
zuwendet; Kläger aber nicht erwiefen hat, daß die von ihm geſchehene Einzahlung 
der Eifenbahngefelichaft zu Gute kam. 

Entf. v. 2. Mai 1872, Nr. 4080 (4597 ©.-U.). Ueberfchreitet der 
Machthaber die Gränzen feiner Vollmacht, fo verliert er dadurch nicht jeden An⸗ 
ſpruch auf Erſatz feiner Auslagen; fondern hat nur für bie Folgen zu haften, 
d. i. den Schaden zu erjegen, welchen er dem Vollmachtgeber durch Ueberfchreitung 
der Vollmacht verurſachte. 

Entſch. v. 1. Februar 1865, Nr. 586 (2108 G.⸗U.). Nach den Com⸗ 
miſſionsprotokollen ſteht den Perſonen, aus welchen die Verwaltung der „Brand- 
ſteuercaſfe“ zuſammengeſetzt iſt, das R. zu, Capitalien auszuleihen, aufzukünden 
und hereinzubringen. Hierin aber liegt nur ein dieſen Verwaltern ertheiltes 
Mandat. Mangels einer entzegengefegten Beftimmung find die Verwalter im 
Sinne der 88. 1009, 1010 u. 1029 8. ©. fonady befugt, fid hierbei von 
Dritten vertreten zu laflen und kann die Beftellung eines Vertreters nicht als 
eine nad $. 1016 ibid. für die Brandſteuercaſſe unverbindliche Ueberfchreitung 
ihrer Vollmacht angefehen werden. 

Entſch. v. 3. Yuli 1861, Nr. 3901 (1851 ©.-U.). Wenn der Ber- 
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tänfer dem Bevollmächtigten des Käufers die Waare auf Borg gibt, ohne daß 
jener ermächtigt war, die Waare auf Borg zu faufen, und ohne daß ſich der 
Berläufer um die Gränzen der Vollmacht bein Käufer erkundigt, fo find hierdurch 
zwifhen dem Verkäufer und Käufer keine Re. und Verbindlichkeiten gegründet 
worden. Der Käufer kann nicht dem Verkäufer dafür verantwortlich gemacht 
werben, daß diefer dem Bevollmächtigten unbedingt Vertrauen fchentte. 

Entſch. v. 10. Mai 1859, Nr. 4783 (789 ©.-U.). In der Vollmacht, 
„bie Grundftüde an Zahlungsftatt zu geben ober zu verpfänden,“ ift die Er— 
mädtigung zur Aufnahme von Darlehen auf diefelben enthalten. Der Umftand, daß 
der Darlehendabſchluß 3 Tage nach der Ausftellung der Vollmacht erfolgte und weiters 
das Geftändniß des Mandanten, daß ihm daraus Bortheil erwachſen fei, be— 
weifen Übrigene, daß er wirklich eine folhe Vollmacht ertheilt, jedenfalls aber 
die Handlungsweife des Mantatard genehmigt hat [Schlußfolgerung). ! 

Entſch. v. 4. März 1859, Nr. 4923 (784 ©.-U.). Das bloße Still- 
ſchweigen des Mandanten über Bekanntgabe eines mit Weberfchreitung der Voll- 
macht abgeſchloſſenen Gefchäftes Tann unter Umftänden, als nody nicht die fill- 
ſchweigende Genehmigung involvirend, angefehen werden. 

Entf. v. 18. December 1855, Nr. 11870 (145 G.-U.). Indem der 
zum Waarenverfauf, zur Empfangnahme eingehender Gelder und Wechſel, fowie 
zur Imdoffirung und Yquittirung ber letzteren bevollmächtigte Geſchäftsführer 
Geldbeträge aufnahm, welde durch künftige Girirung von erft eingehenden 
Wechſeln getilgt werden follten, hat er fein Mandat überſchritten, und vie ge- 
Magten Manvanten Könnten baher für diefe Vorſchüſſe nur unter der Bedingung 
bes 8. 1016 B. ©. verbunden fein. 


in Rückſicht eines Dritten. 
(8. 1017 — vgl. 98. 1009, me 2% A se —5 — —— — 1851; Ari. 167, 196, 230 
8. 1018. Infofern der Gewalthaber nah dem Inhalte der Vollmacht ven Gewaltgeber vor» 
fett, Tann er ihm Rechte erwerben und Berbindlichkeiten auflegen. Hat er alfo innerhalb 
der Grängen der offenen Vollmacht mit einem Dritten einen Vertrag gefchloffen; fo kommen 
die dadurch gegründeten Rechte und Verbinblichfeiten dem Gewaltgeber und dem Dritten, 
nicht aber dem Gewalthaber zu. Die dem Gewalthaber ertheilte geheime Vollmacht hat auf 

die Rechte des Dritten keinen Einfluß. 

Entſch. v. 16. October 1878, Nr. 2815 (©. Ztg. 1879, Nr. 74). Die 
widrigen Folgen tes nicht auftragsgemäßen Vollzuges eines Geſchäftes feitens 
des Beauftragten in Folge unterlaufenen Irrthums desſelben, treffen, foweit ein 
Dritter in Frage fommt, biefem gegenüber ven Auftraggeber (88. 1016, 1017 
2.6 


Entfd. v. 21. Febrnar 1878, Nr. 20521 ex 1877 (9. B. 1878, 
Nr. 22). Nah 8. 1017 B. ©. kommen jene Re, welche durch die von einem 
Gewalthaber innerhalb der Grängen feiner offenen Vollmacht mit einem Dritten 
geſchtofſenen Geſchäfte begründet werben, dem Gewaltgeber, nicht aber dem Ge: 
walthaber zu. Hieraus folgt, daß, wenn der nunmehrige Erecut ale Machthaber 
des Klägers deſſen Holz verfauft und den dießfälligen Kaufſchilling von den 
Käufern übernommen hat, das Eigenthumsrecht auf bie bezahlte Barfchaft nur 
von dem Kläger, nicht aber von deſſen Machthaber erworben worben iſt. Der 
Ereindirungsllage des Mandanten fteht 8. 546 ibid. nicht im Wege, weil ber- 
felbe nad feiner Stylifixung nur von dem Falle fpricht, wo eine fremde bemeg- 
liche Sache ohne Einwilligung des Egthrs. freiwillig berpfänbet wird, fomit auf 
das von der Gellagten im Wege ter Execution erworkene Pfandredht feine Anwen⸗ 
dung findet. Da die aus obigem Verkaufe herrührende Barfchaft fih zur Zeit 
der Pfändungsvornahme unvermengt gefunden hat, fo kann bem Klagebegehren 


746 Allgemeines bürgerliches Geſehbuch. 


auch der 8. 371 ibid. nicht mit Erfolg entgegengeſetzt werden; wenngleich dieſe 
Barſchaft in der Folge von dem Amtsdiener bei Gericht erlegt und im Depo⸗ 
fitenamte nit der übrigen daſelbſt erliegenden Barfchaft vermengt worden iſt. 

Entf. v. 4. Yänner 1876, Nr. 10386 (5968 G.-U.), Die Beftellung 
einer Hhpothel durch den Verkäufer eines Haufes und die vor vollgogener Ueber» 
ſchreibung des Egthrs. erfolgte Pfandrechtseinverleibung find ungiltig — auch bem 
Gläubiger gegenüber, falls deſſen Mandatar von der bereits erfolgten Veräußerung 
Kenntniß hatte (88. 1017 u. 326 B. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 14. December 1875, Nr. 13489 (5943 ©.-U.). Die wider 
ben Generaldirector der Eiſenbahngeſellſchaft eingebrachte Beſitzſtörungsklage ift ver⸗ 
fehlt. In der Eigenfchaft als Generaldirector ftellt fid) ver Bellagte ald Bevollmäch⸗ 
tigter der Eifenbahngefelfhaft dar und alle von ihm in diefer Eigenfhaft Dritten 
gegenüber unternommenen Handlungen verpflichten nicht ihn, fondern die von ihm 
verixetene Eifenbahn (8. 1017 8. G.). Diefem nad bedarf es nicht erſt des 
Nachweiſes des feiner Handlungsweiſe entfprehenden Auftrages, deſſen Mangel 
er nur der Eifenbahngefellfhaft gegenüber zu vertreten hätte. Die Enthaltung 
von weiterer Befigftörung und die Herftellung des früheren Zuftandes Tann aber 
nur demjenigen aufgetragen werben, welcher in ber Lage ift, die burd feine Or- 
gane auf feinem Grunde und in feinem Intereffe zum Nachtheile eines Unteren 
vorgenommene Veränderung abzuftellen und für bie Zukunft zu unterfagen, und 
gegen welchen die Entſch. wirkſam fein fol, alfo nur der Bahngefellihaft, umfo- 
mehr, da zur Annahme, daß die fragliche Handlung gegen den Willen derſelben 
geihehen fei, kein Grund vorliegt. 

Entſch. v. 31. März 1875, Nr. 2773 (5674 ©.-U.). Wenn der Gatte 
der Klägerin nicht fchon bei dem Abſchluße des Kaufes fid) dem Bellagten ale 
Machthaber feiner Ehefrau zu erkennen gab, konnte die Mitteilung, daß er das 
Geſchäft in ihrem Namen und als ihr Mandatar gefchlofien habe, wit der 
Wirkung des 8. 1017 B. ©. auch nachträglich gefhehen, zumal ver Bellagte gar 
nicht behauptete, mit dem Gatten des Klägers nur in Berüdfihtigung feiner per= 
fönligen Eigenſchaften contrahirt zu haben, letterer überbieß jederzeit berechtigt 
wäre, bad mit bem Vtge. erworbene perfönliche R. der Klägerin abzutreten, und 
bie von ihm bei dem Vertragsſchluſſe unterlafiene Mittheilung des Mandatsver- 
hältniſſes an dem Beklagten nur die Wirkung haben fann, daß er demfelben für 
bie Erfülung der Beſtimmungen des mit geheimer Vollmacht geſchloſſenen Vtgs. 
perfönlih in Haftung bleibt, indem bie dem Gewalthaber ertheilte geheime Voll- 
macht auf bie Re. bes anderen Contrahenten feinen Einfluß hat ($. 1017 ibid.). 

Entfd. v. 5. Februar 1875, Nr. 912 (5621 ©.-U.). Die Zahlung 
an bad von ber Geſellſchaft bevollmächtigte Bankhaus nad Ablauf des Kin- 
zahlungstermines verpflichtet nicht bie Gefellihaft zur Ausfolgung ver Actien 
neuer Emiffion; da das Bankhaus die Zahlung nur im Ueberfchreitung ihrer 
Vollmacht und den aud dem Publicum mitgetheilten Beſtimmungen entgegen in 
Empfang nehmen konnte (8. 1017 8. ©.). 

Entſch. v. 17. December 18723, Nr. 12177 (4808 ©.-U.). Der Vor⸗ 
ftand des aufgelöften Confumvereines hat, indem er als folder Lebensmittel vom 
Kläger auf Borg nahm, in den Gränzen der ihm ertheilten Vollmacht gehandelt 
und fann daher für die Folgen feines Gebarens nicht zur Verantwortung gezogen 
werben (88. 1017, 1009 3. ©.), wenn aud bie nöthigen Geldmittel zur Zeit 
ber Woaarenbeftellung ihm nicht zur Dispoſition ſtanden. 

Entf. v. 9. Iuli 1872, Nr. 6174 (4652 ©.-U.). Der Ereindirungs- 
kläger hat zu beweifen, daß er bie vindicirten Gegenſtände für fih gekauft habe; 
benn der Kaufvertrag if ein Rechtstitel zur Erwerbung des Egths. nur für den⸗ 
jenigen, der die Sache für ſich fauft, resp. für ven fle von einem Dritten als 
Mandatar (8. 1017 B. ©.) gelauft wird. Da nun Kläger nicht angeführt hat, 
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daß er bie als gefauft bezeichneten Sachen für ſich gelauft habe, fo bliebe biefer 
Umftand ungewiß, weil jevermann für fi) ſelbſt oder für einen Anderen kaufen kann. 

Entſch. v. 27. April 1871, Nr. 3802 (4143 G.-U.). Aus dem Aufe 
trag zum Anfauf eines Gegenftandes folgt nicht bie Ermächtigung, denfelben auf 
Borg zu kaufen. , 

Entſch. v. 30. Juni 1870, Nr. 7484 (3824 ©.-U.). Der Abvocat 
baftet nicht für die Gebühren, welche für die freiwillige Zeilbietung eines Ob« 
jectes zu entrichten: find, die von ihm Namens feines Clienten veranlagt wurde, 

Entſch. v. 8. Yuli 1869, Nr. 4470 (3468 G.-U.). Wenn aud ber 
Gatte der Klägerin, der nunmehrige Cridatar, ald er die nun von der Concurd- 
maffe zurücdverlangten Gemälde ausfuchte und den Preis vereinbarte, dem Ver— 
Mäufer nicht mittheilte, daß er für feine Ehegattin Taufe, fo erfcheint body ba- 
durch, daß dem Bilververfäufer nur gegen eine auf bie Klägerin als Käuferin 
lautende Rechnung ben Preis gezahlt, und dadurch bie Klägerin vom Bilderver- 
Mäufer thatſächlich als Käuferin anerkannt wurde, fie aud dem Gatten und feiner 
Eoncursmafle gegenüber als folhe, und muß ihm daher (gegen Erfülungseid) das 
Egth. ver Vilver zuerfannt werden. 

Entſch. v. 22. Auguft 1866, Nr. 6813 (©. H. 1867, Nr. 77). Das 
im Amtliben Auftrag gegebene Verſprechen begrüntet keine perfönliche Verpflichtung. 

Entſch. v. 6. December 1865, Nr. 9970 (G. H. 1866, Nr. 33). Die 
Beſtellung einer Waare für einen abmwefenden Dritten kann auch ohne deſſen aus⸗ 
drückliche Vollmacht zur Beſtellung und Empfangnahme der Waare erfolgen, wenn 
nur deflen gleich bei der Beftellung Erwähnung geſchieht. 

Plenar- Entf. v. 28. November 1865, Nr. 8262 (Manz’ihe Stg.). 
Sofern die a. W. DO. nichts Beſonderes vorſchreibt, haben die allgemeinen 
Grundfäge des B. ©. zu gelten; nad diefen aber kann eine Boll« 
macht auch mündlich ertheilt werden ($. 1005 ibid.) und ver- 
pflihtet ein von dem Bevollmächtigten innerhalb der Gränzen 
feiner Vollmacht mit einem Dritten gefhloffener Vtg. den Gemalt- 
geber (8. 1017 ibid.). Hiernach erfheint es unbeftreitbar, daß ber 
Bezogene wechfelregtlih verpflichtet wird, wenn er einem Dritten 
feine Einwilligung oder den Auftrag gegeben bat, feinen Namen 
auf den Werfel zu fhreiben. Dit diefer Motivirung und hinweifend auf 
Art, 21 0. W., wofelbft nur beftimmt ift, daß die Annahme auf ven Wechſel 
ſchriftlich geſchehen müffe, fowie arg. a contrario des Art. 95 W. D. wurde 
einzutragen beſchloſſen in's Judicatenbuch Wr. 66: Wechſelerklärungen, 
welche jemand über Auftrag oder mit Einwilligung des Andern mit 
dem Namen besfelben unterzeichnet hat, begründen gegen den Macht— 
geber wechſelrechtliche Verbindlichkeit. 

Entſch. v. 1. Auguft 1865, Nr. 6177 (2238 ©.-U.). Der Gutsver- 
walter, welder die Arbeit zu beftellen beredtigt war, if aud zur Zahlung des 
Lohnes ermächtigt, und dem Arbeiter gegenüber zur Zahlung zu verurtheilen, weil 
er nad) 88. 1009 u. 1029 B. ©. da8 ihm übertragene Gefchäft orbnungsge- 
mäß zu Ende zu führen verpflichtet if [9]. 

Entfd. v. 8. November 1864, Nr. 7646 (2010 ©.-U.). Ein Madıt- 
baber zweier Parteien kann durch feine äußerlich erfennbare Erklärung oder Hand⸗ 
lung allein zwiſchen feinen Machtgebern giltig ein Rechtsgeſchäft abſchließen. 

Entfd. v. 28. Yänner 1863, Nr. 605 (1645 ©.-U.). Der Mandant 
ift berechtigt, die Abtretung einer von dem Manbatar mit feinem (des Machtgebers) 
Gelde, wenn aud auf des Manbatars Namen, erworbenen Forberung zu verlangen. 

Entfd. v. 11. März 1862, Nr. 390 (G. H. 1862, Nr. 46). Der 
mit dem Waarenverfauf betraute ſtabile Hanblungsagent ift auch zur Empfang- 
nahme bes Kaufſchillings berechtigt. 
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Entſch. v. 3. Yuli 1861, Nr. 3901 (1351 ©.-U.). Der Bräner, 
welcher bisher immer dem Knechte des gellagten Wirthes, jevesmal aber gegen 
Bezahlung, Bier verabfolgte, durfte nicht vermuhen, daß der Knecht Bier anf 
Borg zu nehmen beredhtigt fei. Gab er dennoch, ohne fih um den Umfang der 
Vollmacht des Knechtes zu erkundigen, demfelben auf Borg, fo find durch biefe 
Abmachung, mobei def Knecht feine Vollmacht überfhritt (8. 1017 B. ©.), 
zwiſchen dem klagenden Bräuer und dem Wirthe feine Re. und Verbindlichkeiten 
begründet worden. $. 1016 ibid. findet nicht Anwendung, weil der Wirth, da 
er das Geld dem Knechte bar gegeben hatte, durch Uebernahme des Bieres ſich 
aus ber Ueberfchreitung der Vollmacht ſeitens des Knechtes feinen Vortheil zu- 
wendete. Wenn im Einllang mit biefen Örundfägen durch $. 1032 
ibid. in8befondere aud Dienftgeber und Familienhäupter von ber 
Bezahlung deffen entbunden werden, was ihre Dienflboten oder 
andere Hausgenoffen in ihrem Namen auf Borg genommen haben, 
falls nit der Borger den hierzu ertheilten Auftrag beweiſt, fo 
wollte das ©. damit offenbar nur dem begegnen, daß bekannten 
Dienfigenoffen oder Hausgenoffen fein größeres Bertrauen als 
fremden Bevollmächtigten oder Beauftragten geſchenkt werde. 

Entf. v. 2. April 1861, Nr. 2138 (1295 G.-U.). Was von bem- 
jenigen gilt, der tie ertheilte Vollmacht überfchreitet, gilt au, wenn jemand als 
Bevollmäctigter auftritt, ohne überhaupt eine Vollmacht zu haben. Der Miether 
ber Wohnung, melde felbe für einen Dritten zu miethen vorgab, ohne von dieſem 
beauftragt zu fein, muß den Zins aus Eigenem zahlen, . 

Entſch. v. 7. April 1858, Nr. 2907 (538 G.-U.). Der Mandatar ift 
berechtigt, wider den Dritten, mit weldem er als Bevollmächtigter contrahirte, 
die Klage auf Erfüllung im eigenen Namen einzubringen. 

Entf. v. 19. April 1855, Nr. 3365 (81 ©.-U.; P. ©. 845). Im 
Falle der Beſitzſtörung durch einen Mandatar muß die Vefigftörungsflage nicht 
gegen diefen, fondern gegen den Oewaltgeber gerichtet werben, weil nach 8. 1017 
B. ©. bie aus der Handlung des Manbatars entfpringenden Re. nicht ihm zu- 
fommen, fondern lediglich dem Auftraggeber. 

Entfd. v. 20. December 1851, Nr. 11244 (P. ©. 837). Wenn 
jemand das, was er in öffentlicher Feilbietung im Auftrage und mit dem Gele 
eines Anderen, d. i. als Mandatar, jedoch ohne Angabe biefer Eigenfchaft und 
baher im eigenen Namen erfauft hat, fpäter einem Dritten verkauft, fleht dem 
Mandanten gegen biefen Dritten feine Klage zu. 


(6. 1018 — vgl. 88. 241-2a48 u. a. B. ©; $. 10 Bagateluf. G. v. 97. April 1878, Rr. 66 R. ©. ©.) 
8. 1018. Aud in dem Falle, daß der Gewaltgeber einen folhen Gewalthaber, der fich felbft 
su verbinden unfähig ift, aufgeftellt hat, find die innerhalb der Gränzen der Bollmadjt ger 
ſchloſſenen Geſchäfte ſowohl für den Gewaltgeber, als für den Dritten verbindlich. 


Entſch. v. 31. Mai 1878, Nr. 5656 (©. Zig. Nr. 90). Aus dem 
von einem Min. abgefchloffenen Vtg. Tann ver angeblihe Machtgeber desſelben 
gegen den Dritten, mit welchem der Big. gefchloffen wurde, keine Re. ableiten, 
wenn bemfelben nicht beim Vertragsabſchluſſe von dem Min. befannt gegeben 
wurde, daß er als Bevollmächtigter des nunmehrigen Klägers contrahire (88. 1018 
u. 1017 8. ©.) [Schlußfolgerung.] 


@. 1019 — vgl. #6. 881; 1017 ©. @,) 
5. 1010. Wenn der Machthaber den Auftrag, einem Dritten einen Vortheil zugumwenden, 
erhc'ten und angenommen hat; fo erlangt der Dritte, fobald er von dem Machtgeber ober 
Machthaber davon benachrichtiget worben ift, das Recht, gegen ben Einen oder den Andern 
Klage zu führen. 


I. Theil. 22. Hauptſt. Bevollmächtigung. 98. 1018, 1019, 749 


Entf. v. 31. Auguft 1875, Nr. 7549 (6842 G.-U.). Der Anſpruch 
auf die verſicherte Summe ift fein Beſtandtheil des Nachlaſſes des Verſicherten, 
fondern gebührt den gefeglihen Erben (oder fonftigen Rechtsnachfolgern) desſelben 
N = Verſicherungsvertrages Bezugöberehtigten (88. 531, 861, 881, 1019 


Entf. v. 30. November 1871, Nr. 9663 (4344 ©.-U.). Der Käufer, 
welder eine auf dem Kaufobjecte pfandrechtlich fichergeftellte Forderung „gegen 
Abrehnung von dem Kaufſchilling zur Selbftzahlung und Selbftvertretung“ über 
nimmt, iſt nah 8. 1019 B. ©. dem Pfandgläubiger — und vorliegend daher 
veflen Ceſſionar — zur Zahlung als Perſonalſchuldner verpflichtet. 

Entf. v. 9. November 1871, Nr. 9955 (4313 G.-U.). Wenn der 
Vater eines feiner Kinder beſchenkt unter Auftrag einer Leiſtung an ein anderes 
Kind nad deſſen erreichter Großjährigkeit, fo ift damit auch die im falle des 
8. 1019 B. ©. erforverlihe Berftändigung im Momente des Abſchluſſes erfolgt, 
eine folhe Berfländigung übrigens auch gar nicht erforderlich, weil der Vater als 
geſetzlicher Vertreter des begänftigten Kindes erfheint und als folder berechtigt ift, 
für dasfelbe günftige Btge. zu ſchließen. | 

Entid. v. 18. Juni 1862, Nr. 2050 (1533 ©.-U.). Wenn der Affignat, 
ohne dem Aſſignanten ſchuldig zu fein, die Aſſignation annimmt, entfteht nad 
8: 1403 8. ©. zwiſchen ihnen ein Bollmadhtövertrag. Da der Affignatar (Kläger) 
von diefem Auftrag und deſſen Annahme verftändigt wurde, erwuchs ihm nad 
8. 1019 ibid. das R, vom Affignanten als Machthaber und Stellvertreter des 
bisherigen Schuldners Erfüllung zu fordern. Da nun der Affignar nicht auch 
den auf ihn gezogenen Wechfel acceptirte, fan nur aus dem Manbate dad Redts- 
verhältnig beurtheift werben; es ift daher entfcheidend, daß der Affignatar erft 
nah Eröffnung des Concurſes über das Vmgn. des Affignanten die Zahlung 
von dem Affignatar begehrte. Zu biefer Zeit durfte der Letztere nach 8. 1024 
ibid. nicht mehr im Namen des Aifignanten und nunmehrigen Cridatars bie 
Zahlung leiften, fie im eigenen Namen und aus eigenem Bmgn. zu leiften, war 
er aber niemals verpflichtet. 

» Entf. v. 9. März 1859, Nr. 2268 (747 ©.-U.). Die Subfumption 
bes Gefchäftes, wornach der Käufer auf Abſchlag des Kaufſchillings die Forderung 
eines Dritten an ven Verkäufer flatt desſelben zu bezahlen verſpricht, unter 
8. 1019 8. ©. ift unrihtig, da der vom Käufer übernommene Auftrag nicht 
Darin befland, dem Dritten einen Vortheil zuzumenden, fondern eine Forderung 
desfelben an Stelle des Schuldners zu bezahlen, welches Mandat durch den vor 
ber Ausführung besfelben eingetretene Tod bed Mandanten nad) $. 1022 ibid. 
wieter erlofh. ine vollfländige Affignation ift Mangels Beitritts des Affignatare 
nicht erfolgt [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 5. Auguft 1867, Nr. 7345 (423 ©.-U.). Sowohl die zur 
Zeit ber Schenkung des Vaters an feinen Sohn unter Auflage zu Gunften ver 
Kinder des Beſchenkten fon vorhandenen, als aud bie fpäteren Rinder konnten 
von ber durch die Auflage ihnen zugewendete Veglinftigung nicht anders benach- 
richtigt werben als durch ıhren gefeglichen Vertreter: den Vater felbft. Dieſer 
hatte aber in dem Augenblicke, als er die Schenkung annahm, auch von dem 
Auftrage des Mandanten Nachricht erhalten; es haben demnach auch feine Nach 
tommen in demſelben Augenblide das R. erworben, gegen ihn wie gegen ben 
Machtgeber auf Erfüllung des Auftrages zu bringen. [Aehnl. ver Entf. Nr. 9955 
ex 1871. 

usa v. 20. Februar 1856, Nr. 1103 (163 ©.-U.; P. ©. 183). Bei 
Frachtgütern ift die Einhändigung der Faetura am den Moprefjaten gemäß $. 427 
B. ©. als eine ſymboliſche Uebergabe anzufehen, der Einfender daher nicht mehr 
berechtigt, mit ber Waare anderweitig zu verfügen und bie Vollmacht an bie 
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Spebiteure zu wiberrufen; biefe find vielmehr ungeachtet: bes gefhehenen Wiber- 
rufes gemäß 88. 1009 u. 1019 ibid. verpflichtet, die Waare dem Addreſſaten 
ee übergeben, eventuell nad 88. 1295 u. 1298 ibid, den Werth derſelben zu 
erjegen. 


Auflöfung des Berkrages: durch den Widerruf; 
(6. 1090 — vgl. $$. 1081, 1026; 863; 98. 1014, 1811 ©. &.) 
8. 1020. Es ficht dem Machtgeber frei, die Bollmacht nad Belieben gu widerrufen; doch 
muß er bem Gewalthaber nicht nur die in der Zwiſchenzeit gehabten Koften und den fonft 
erlittenen Schaden erfegen, fondern auch einen der Bemühung angemefienen Theil ber Bes 
lohnung entrichten. Dieſes findet auch dann ftatt, wenn die Vollendung des Geſchäftes durch 
einen Zufall verhindert worden ift. 

Entſch. v. 30. Yänner 1877, Nr. 374 (©. 9. 1877, Nr. 49). In 
ber teftamentarifhen Beftelung eines Nachlaßverwalters liegt Feine einfache nad 
$. 1020 B. ©. dur den Erben fündbare Vollmacht; fondern eine ihn verpflid. 
tende Dispofition des Erbls. 

Entfd. v. 26. October 1876, Nr. 8571 (©. 9. 1877, Nr. 59). Der 
beftellte Berwalter eines Nachlaßvermögens, welcher kraft des Gs. ($. 837 B. ©.) 
bloß als ein Machthaber der Erben ſich darſtellt, von deren Belieben es abhängt, 
teilen Vollmacht, infofern biefelbe nod wirkſam fein ſollte, zu wiverrufen (8. 1020 
ibid.) und die Verwaltung an ſich zu ziehen, — fann nicht gegen den erllärten 
Willen der Erben handeln. 

Entfd. v. 29. September 1875, Nr. 5818 (©. Big. 1876, Nr. 9). 
Die Anfhauung, daß ein Blanco- (Intoffament oder) Uccept nichts anderes als 
eine nad Art. 54 9. ©. und $. 1020 3. ©. flet$ wiberruflihe Vollmacht fei, 
mit Benügung der Unterfcrift den Machtgeber zu verpflichten, ift falſch, weil 
die Uebergabe des Blanco» Acceptes aus Gefälligkeit ven Empfänger ermächtigt, 
von dem Credite des Arceptanten zu eigenen Gunften Gebrauch zu maden, von 
einem Bevollmächtigungsvertrage daher im Sinne des $. 1002 ibid. feine Rede ift. 

Entf. v. 5. September 1866, Nr. 6194 (©. 5. 1866, Nr. 98). Die 
Verhängung der Euratel wegen Verfhwendung macht die früher ertheilte Voll 
macht zur Procegführung unwirkfam. 

Entid. v. 5. September 1866, Nr. 6193 (©. Ztg. 1866, Nr. 104). 
Aehnl. der Entfd. Nr. 6194 ex 1866. 

Entf. v. 18. Augufi 1860, Nr. 4078 (1176 ©.-U.). Bertragsver- 
bältniffe, welhe zwar unter die Vige. über Dienftleiflungen einzureihen find, 
welche aber höhere befondere Vertrauenswürdigkeit bedingende Dienfte zum Gegen- 
ante haben, fallen dadurch zugleidy unter den Geſichtspunkt der Bevollmächtigungs- 
verträge; es ift mit dem Örundfage der Unverletzlichkeit und Unveräußerlichkeit 
der perfönliden Freiheit nicht vereinbar, anzunehmen, daß ber Dienftgeber 
verpflichtet fei, fi der Dienfte des anderen Contrahenten aud dann 
nod zu bedienen, wenn er das Bertrauen zu ihm verloren hat. Sind 
bie Gründe des Mißtrauens ungenügend, fo wird der Mandant an- 
gemeffene Entfhädigung leiften müffen, niemals aber kann er ges 
jwungen werben, einer von ihm mit Mißtrauen und Widerwillen 
angejehenen Perſon feine Gefhäfte anzuvertrauen. 

Entſch. v. 5. Auguft 1858, Nr. 8522 (604 G.U.). Die Befigftörungs- 
Mage des an weiterer Dienftesverrichtung von dem Generalbevollmädtigten feines 
Gutsheren gehinderten Beamten, welhem vom erfteren der Dienft gekündigt 
werben war, ift abzuweifen, weil im 26. Hauptſt. B. ©. nirgends beftimmt ift, 
baß der Veftellte berechtigt fei, dem Dienftherrn feine Leiftung gegen deflen Willen 
aufzundthigen, fondern nur, daß er für den Schaden, der ihm aus ber Verhin- 
derung erwähft, Erſatz fordern dürfe ($. 1155 B. ©.). Nachdem ihm übrigens 


1. Theil. 22, Hanpifl. Vebollmůchtigung. 88. 1020- 1022. 751 


die Vollmacht wiberrufen wurbe, war er nach 8. 1020 ibid. nicht mehr befugt, 
bie damit verbundenen Re. auszuüben, fondern wieder nur Entſchädigung zu 
fordern. Die wirkliche und thätlihe Verhinderung an der Ausübung ber Voll - 
macht ift feine Beſitzſtörung. 


die Aufkündigung; 
@. 1021 — vgl. 9. 1006 8. @.; 8. 410 u. 551 gal, 597 ital. @. D.; $. 11 Abo. D.) 
8. 1021. Aud der Machthaber kann die angenommene Vollmacht aufkünden. Wenn er fie 
aber vor Vollendung des ihm insbefondere aufgetragenen, ober vermöge der allgemeinen Boll» 
macht angefangenen Gefchäftes auflündet; fo muß er, dafern nicht ein unvorgefehenes und 
unvermeidliche® Hinderniß eingetreten ift, allen daraus entftandenen Schaden erfegen. 
Siehe die Abo. D. beim 38. Hauptft. ver a. G. D. im VI. Bde. ber Manj'ſchen Sig. 


Entſch. v. 23. Februar 1869, Nr. 12446 (3305 ©.-U.). Den vere 
tragsmäßig beftellten Schiedsrichtern ift implicite aud das R. und die Pflicht 
überantwortet, im Falle ihrer Uneinigleit einen Obmann zu wählen. 


den Tod; 
(6. 1083 — vgl. 98. 1206-1211 ©. @.; 68. 416 allg., 548 gal. 634 ital. G. ©.; art. 297 6. ©.) 
8 1028. In der Kegel wird die Vollmacht ſowohl durch ben Tob des Gewaltgebers, als 
des Gewalthabers aufgehoben. Läßt fi aber das angefangene Gefchäft ohne offenbaren Nach-⸗ 
theil der Erben nicht unterbrechen, ober erftredt fih die Vollmacht felbft auf den Sterbefall 
des Gewaltgebers; fo Hat der Gewalthaber das Recht und die Pflicht, das Geſchäft zu 
vollenden. 

Entfd. v. 16. September 1875, Nr. 4864 (G. H. 1877, Nr. 27). Im 
Falle des Ablebens einer Procekpartei hört die Thätigleit des von derſelben bes 
ftellten Vertreters in dem Augenblide auf, als die erbserklärten Erben ihre Be- 
theiligung an ber Streitführung angezeigt haben. 

Entf. v. 13. December 1870, Nr. 14625 (3988 G.-U.). Die von 
einen Berfchollenen ausgeftelte Vollmacht bleibt wirffam, fo lange nicht bie in 
8. 24 B. ©. erwähnten Umftände bewiefen und insbefondere audy bie in $. 277 
ibid. angedeuteten Vorſichten erfüllt worden find (8. 1022 ibid.). 

Entſch. v. 25. Novenber 1868, Nr. 8584 (3170 ©.-U.). Die Namens 
eines Berftorbenen eingebrachte Klage und hierüber gepflogene Verhandlung, fowie 
das über felbe ergangene Urtheil find ungeachtet des nachgefolgten formellen Bei⸗ 
tritts des berechtigten Repräfentanten ver Vſchft. nah $. 1022 B. ©. als un- 
giltig zu annulliren. 

Entf. v. 16. November 1865, Nr. 9222 (2318 ©.-U.). Ueber das 
Anfuhen der Vormundſchaft eines Min. um Webertragung der Verwaltung bes 
Nachlaſſes von dem teftamentarifch beftellten Verwalter auf den Bormund kann 
mit Hinblid auf die 88. 197, 209, 228, 256 1022 B. ©., da es fih um 
zwiſchen den Parteien ftreitige Rechtsfragen handelt, nur im orbentlihen Rechts 
wege entſchieden werden. R 

Entfd. v. 9. März 1859, Nr. 2268 (747 ©.-U.). Die Subfumption 
des Gefchäftes, wornach der Käufer auf Abſchlag des Kaufigillings die Forderung 
eines Dritten an den Berfäufer ftatt besfelben zu bezahlen verfpricht, unter 
8. 1019 B. ©. ift unrichtig, da der vom Käufer Übernommene Auftrag nicht 
darin beftand, dem Dritten einen Vortheil zuzumenben, fondern eine Forderung 
desſelben an Stelle des Schuldners zu bezahlen, welches Mandat dur den vor 
der Ausführung desfelben eingetretene Tod des Mandanten nad $. 1022 ibid. 
wieder erloſch. Cine vollftändige Affignation ift Mangels VBeitritts des Aſſig- 
natars nicht erfolgt [Schlußfolgerung]. 

Entf‘. v. 11. September 1856, Nr. 8381 (221 ©.-U.). Die Bor- 
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fhrift des F. 1022 B. G., vermöge welcher vie Vollmacht durch den Tod des 
Gewaltgebers erlifht, ift auf einen Handeismann mit protolollirter Firma nicht 
anwendbar, der Firmaführer ift vielmehr gemäß $. 1214 ibid. zur Vertretung 
der Handlung fo lange berechtigt, bis die Löſchung der Firma öffentlich kund- 
gemacht wirb. 
(8. 1088 — vgl. 98. 96, 87; 1088 8. ©.) 
8. 1023. Die von einem Körper (Bemeinfhaft) ausgeftellten und übernommenen Boll- 
machten werben durch die Erföfgung der Gemeinfchaft aufgehoben. 


oder Concurs. 

(8. 1084 — vgl. $. 1012 0. ©; 9.2 6. D. v. 28. December 1868, Mr. 1 R. @. ©. für 1869.) 
8. 1024. Berfält ver Machtgeber in Eoncurs, fo find alle Handlungen, bie ber Gewalt« 
haber nad Kundmachung des Eoncurfes im Namen des Coneursſchuldners unternommen bat, 
ohne Rechtskraft. Ebenfo erflärt die Berhängung bes Eoncurfes über das Vermögen des 

Machthabers {don an und für ſich die ertheilte Vollmacht für aufgehoben. 

Entf. v. 18. Juni 1862, Nr. 2050 (1533 ©.-U.). Wenn ver Affignat, 
ohne dem Affignanten ſchuldig zu fein, die Affignation annimmt, fo entfteht 
nad 8.1403 B. ©. zwifchen ihnen ein Vollmachtsvertrag. Da der Affignatar 
(Kläger) von dieſem Auftrage und deſſen Annahme verfländigt wurde, erwuchs 
ihm nad $. 1019 ibid. das R., vom Affignatar als Machthaber und Stell» 
vertreter der bisherigen Schuldner Erfülung zu fordern. Da nun der Affignatar 
nit aud den auf ihn gezogenen Wechfel acceptirte, kann nur aus dem Mandate 
dae Rechtöverhältnig beurtheilt werden; es ift daher entfcheidend, daß ber Alfig- 
natar erft nad Eröffnung des Concurſes über das Vmgn. des Affignanten bie 
Zahlung von dem Affignatar begehrte. Zu diefer Zeit durfte der Letztere nah 
8. 1024 ibid. nicht mehr im Namen des Affignaten und nunmehrigen Cridatars 
vie Zahlung leiften; fie im eigenen Namen und aus eigenem Bmgn. zu leiflen, 
war er aber niemald verpflichtet. 

Entſch. v. 4. Mai 1859, Nr. 5012 (785 ©.-U.). Der Vertreter des 
Cridatars hat fein R., fih gegen eine Verfügung der Gläubiger und der Con- 
eursbehörde zu beſchweren. 


Sumiefern die Berbindlichkeit fortdauere. 


G. 1085 — vgl 88. 904; 531 V. ©. und bei 9. 1021 cit.) 
8. 1025. Bird die Vollmacht durch Widerruf, Auffündigung, oder durch den Tod des &e- 
waltgebers ober Gewalthabers aufgehoben; fo müflen doch die Gefhäfte, weiche keinen Auf- 
ſchub leiden, fo lange fortgefegt werden, bis von dem Machtgeber oder deſſen Erben eine an- 
dere Verfügung getroffen worden ift, oder füglich getroffen werben konnte. 

Entf. v. 27. Jänner 1875, Nr. 689 (5613 ©.-U.). In bie Beftim- 
mung der Koften für eıne nach von Seite des Advocaten erfolgter Bollmadıte- 
fündigung burd ihn eingebrachte Appellationsbefhmwerde muß im Sinne des Hofd. 
v. 4. October 1833, Nr. 2633 3. ©. ©., eingegangen werden, wenn dem Advo⸗ 
caten die Berftändigung über bie erfolgte Künvigungszuftellung an die Partei 
noch nidt zufam, resp. feit diefer Intimation noch nicht 14 Tage verftrihen 
waren, da die Beſchwerde überreicht wurde; die nad) Anficht des Vertreters zweck⸗ 
dienliche Appellationsbeſchwerde. ift ein am eine peremtorifhe Friſt geknüpftes 
Rechtsmittel und der Advocat war alfo nah 8. 1025 B. ©. zu deren Ein- 
bringung volltommen beredtigt. 

Entſch. v. 11. Juli 1866, Nr. 12998 (4384 G.-U.). Wenn auch durch 
den Tod des Sequeflerd der demſelben ertheilte gerichtliche Auftrag nah 8. 1025 
B. ©. nur ausnahmsweiſe noch fortwirkt, kann es doch feinem Zweifel unter- 
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liegen, daß die während bes aufrechten Beſtandes ber Sequeftration bereits ent⸗ 
ftandenen Re. und Berbinvlickeiten nah $. 531 ibid. auf die Erben des Ee- 
queſters übergehen. Legtere find daher zur Rechnungslegung verpflichtet [Schluß- 
folgerung]. ; 
(6. 1026 — vgl, bei $. 1088 cit.) 
8. 1026. Auch bleiben die mit einem Dritten, dem die Aufhebung der Vollmacht ohne fein 
Berfulden unbelannt war, geſchloſſenen Verträge verbindlich, und der Gewaltgeber kann fi 
nur bei dem Gewalthaber, der bie Aufhebung verſchwiegen hat, wegen feines Schadens 
erholen. 


Entſch. v. 29. September 1858, Nr. 8645 (626 G.-U.). Ein Dritter, 
der ohne feine Schuld über den erfolgten Widerruf eines Mandates ohne Kennt» 
niß blieb, kann feine Re. ungeachtet der erfolgten Aufhebung de Mandates gegen 
ben Mandanten geltend machen, und es hat der Mandant den Beweis zu liefern, 
daß der Dritte in Folge feiner eigenen Nachläſſigkeit oder durch eigene Schuld 
in Unfenntniß der Aufhebung des Mandates blieb. 

Entſch. v. 25. Yuni 1857, Nr. 5642 (400 ©.-U.). Durd mit dem 
gewefenen Machthaber geſchloſſenen Geſchäfte wird noch immer der Machtgeber 
verpflichtet, fofern die Auflöfung des Bevollmädtigungsverhältnifies dem Dritten, 
— nicht aber bloß durch fein Verſchulden — unbelannt blieb. 


SHtilfäweigende Bevollmähtigung der Dienfiperfonen. 
@. 1087 — vgl. . 970; 1009 8. @.; 5. Titel, L. Bud &. &.; M. Big. o. 18. Juni 1868 Pr. 68. @. B.) 
8. 1088. Die in diefem Hauptftüde enthaltenen Worfchriften Haben au ihre Anwendung 
auf bie Eigentpüimer einer Handlung, eines Schiffes, Kaufladen oder andern Bewerbes, 
welche die Verwaltung einem Bactor, Schiffer, Lavendiener oder andern Gefdhäftsträgern an« 
vertrauen. 

Entf. v. 7. Jänner 1869, Nr. 11903 (3233 G.-U.). Die Vollmacht 
zum Berlauf einer Sache, fließt die Ermächtigung zur Beftimmung des Kaufe 
preifes in fid. 

Entjd. v. 3. September 1867, Nr. 7698 (2896 ©.-U.). Es iſt zu 
vermuthen, daß ein Individium, weldes zum Verkaufe von Waaren beftellt ift, 
audy berechtigt fei, Geld in Empfang zu nehmen (88. 1027, 1030, 1008 8. ©.). 

Entjd. v. 31. Auguft 1859, Nr. 9719 (853 G.U.). Da ein Bude 
halter mit Eincaffirungen in der Regel nichts zu fehaffen hat, können die an 
venfelben geleifteten Zahlungen nur dann dem Principal entgegengefegt werben, 
wenn bewiefen wird, daß dem Buchhalter im Sinne des 8. 1008 B. ©. eine 
auf den Gelvempfang lautende Vollmacht ertheilt war. Eine ſtillſchweigende Be- 
vollmädtigung nad 88. 1027, 1029 u. 1030 ibid. kann hier nicht angenommen 
werben. 

Entjd. v. 10. Juni 1857, Nr. 5378 (381 G.U.; 851 P. S.). Der 
Conmis eines Spediteur ift zur Spebition von Waaren beredtigt; wenn der⸗ 
felde daher die rechtzeitige Beförderung einer ihm zur ſchleunigen Spebition über» 
gebenen Marktwaare unterläßt, fo hat fein Dienftherr dem Aufgeber ver Waaren 
für den dadurch erlittenen Schaden zu haften. 

Entſch. v. 18. December 1855, Nr. 11870 (145 ©.-U.; P. ©. 847). 
Im der Bevollmächtigung, Wechſel zu giriren, liegt nicht die Ermächtigung, Bor« 
ſchüſſe gegen Zuſicherung der Girirung von Wechſeln zu nehmen, weil ſich folde 
Vorſchuffe ald Darlehen varftellen. 

Entſch. v. 22. Auguſt 1855, Nr. 7130 (124 ©.-U.). Mit der Admi⸗ 
niftration einer Fabrik ift aud die Berechtigung zur Abgabe von Wechſelerklä- 
zungen, als ein nothwendiges Mittel zum Betriebe einer ſolchen durch wechſel⸗ 
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feitigen Erebit bedingten induftriellen Unternehmung nad der Natur und dem 
Zwede des Geſchäftes im Sinne des $. 1009 B. ©. verbunden. 


. 1088 — dgl. Art. 41—56, 57-65; 298 9. @. und 54. 23-25 Einf. ©. . 17. 1868, at. 1 
— —— 2, ®.®. # 1868.) MB NER — 
8. 1028. Die Rechte folder Gefhäftsführer finb vorzüglich aus der Urkunde ihrer Veftel- 
lung, dergleichen unter Handelsleuten das ordentlih Fundgemachte Befugniß der Unterzeich⸗ 
nung (Firma) ift, zu beurteilen. 


(8. 1089 — vgl. $. 1009 ©. @. und bei $. 1028 cit.) 
8. 1689. ft die Bollmacht nicht fehriftlich gegeben worden, fo tft ihre Umfang aus bem 
Gegenftande, und aus der Matur des Geſchäftes beurteilet. Wer einem Andern eine Berwal- 
tung anvertraut hat, von dem wird vermuthet, daß er ihm auch die Macht eingeräumt habe, 
alles dasjenige zu tun, was die Verwaltung felbft erfordert und was gewöhnlich bamit ver» 
bunden ift (8. 1009). 

Entſch. v. 16. September 1879, Nr. 7749 (9. B. 1879, Nr. 43). 
Der Umftand, daß von mehreren Wanrenlieferungen die erfteren von dem Empfänger 
nit an den Abfender direct, fondern an den Ugenten bezahlt worden find, mit 
dem der Empfänger dad Geſchäft abgefchlofien hat, und daß gleihwohl der Ab⸗ 
fender diefe Zahlung genehmigte, muß als eine Bermuthung dafür gelten, daß 
der Agent zum Gelvempfange ermädtigt war, und der Abſender diefen Vorgang 
ſtillſchweigend genehmige (88. 863 u. 1029 B. ©.). 

Entfd. v. 26. März 1874, Nr. 2616 (5312 G.U.). Der Berlaffen- 
ſchaftscurator ift zur Proceßführung wider den Miether behufs Räumung einer 
Wohnung in dem zum Nachlaß gehörigen Haufe legitimirt, denn der nadı 8. 837 
u. 838 8. ©. beftellte Verwalter ift als Machthaber anzufehen; Mangels näherer 
Beftimmung diefer Gefegeöftelle muß angenommen werden, daß ihm aud bie 
befonderen Befugniſſe des $. 1008 ibid. ertheilt feien ($. 1029 ibid.). 

Entſch. v. 12. November 1872, Nr. 11711 (4776 G.-U.). Der Fabrils⸗ 
director ift zur Erwirkung ber Execution eines den Betrieb fihernden Erkennt⸗ 
nifjes legitinirt, da die Beihaffung bes Waſſers für den Fabriksbetrieb zum 
natürlichen Wirkungskreife des Fabriksdirectors gehört, und bei diefer Sachlage der⸗ 
felbe nit nur nad den 88. 1009 u. 1029 B. ©., fondern auch als Handlungs⸗ 
bevollmädtigter' nah Art. 47 9. ©. zur Führung diefer Execution als berech⸗ 
tigt erſcheint. Die Erecution Tann nicht als eine Procekführung gelten, bezüglich 
welcher der Kläger nach dem cit. Ürtifel einer eigenen Befugniß bedurfte. 

Entf. v. 1. Auguft 1865, Nr. 6177 (2238 ©.-U.). Der Gutöver« 
walter, welcher die Arbeit zu beftellen beredtigt war, ift aud zur Zahlung des 
Lohnes ermächtigt und dem Ürbeiter gegenüber zur Zahlung zu verurtheilen, weil 
er nad 88. 1009 u. 1029 B. G. das ihm übertragene Geſchäft ordnungsgemäß 
zu Ende zu führen verpflichtet ift. 

Entſch. v. 1. Februar 1865, Nr. 586 (G. H. 1865, Nr. 70). Im 
ber von den Berwaltern einer Gefellihaft erfolgten Empfangnahme von Geldern, 
bie eine dritte Perfon von Parteien für die Geſellſchaft eingenommen hat, liegt 
die ſtillſchweigende Anerfennung der Berechtigung derfelben zum Geldempfange für 
Rechnung der Geſellſchaft. Die Beftellung eines Stellvertreters ift keine Ueber- 
ſchreitung der den Verwallern ertheilten Vollmacht, daher für die Geſellſchaft 
verbindlich. 

Entfd. v. 8. Juni 1859, Nr. 5791 (805 ©.-U.). Der Sequefter if 
nicht ſchlechthin ermächtigt, einen vom Egthr. der fequeftrirten Sache gefchloflenen 
Beftandvertrag aufzuldfen. Dem Egthr. ift zwar jede Handlung unterfagt, wodurch 
der Zweck der Sequeftration vereitelt wärbe; allein es bleibt ihm unbenommen, 
im Berein mit dem Sequefter jene Vorlehrung zu treffen, welche in feinem und 
im Intereſſe des Sequeftrationswerbers gelegen ſcheinen. Wenn ver Egthr. ſich 
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weigerte, der vom Sequefter als zweckmäßig erachteten Aufkündigung bes über 
die fequeftrirte Sache geſchloſſenen Beftandvertrages beizutreten, fo hat dieſer bie 
Aufländigung aud gegen den Egthr. zu richten. Bei dieſer Auffafjung des Man- 
dates bes Sequeſters verträgt ſich die Rüdfiht auf den Egthr. mit den in 
88. 1009 u. 1029 B. ©, enthaltenen Vorſchriften. Dazu kommt vorliegend 
der Umftand, daß die Sequeftration nah $. 1135 ibid. dem Erbzineherrn gegen 
ben Erbzinsmann, der bei Entrihtung des Zinfes im Nüdftand geblieben war, 
bewilligt wurde, um vie Distraction ber zur Vefriebigung des Erfteren beftimmten 
Nugungen zu verhindern. Mit Nüdfiht auf diefen beſchränkten Zweck durfte ver 
Sequefter umfoweniger über das abgegränzte Maß feiner Befugniffe hinausgehen 
Schlußfolgerung). 
(6. 1080 — val ab. 1017, 1080, 1068 2. G.; art. 4515 296 8. 6.) 

3. 1030. Geftattet der Eigenthlimer einer Handlung oder eines Gewerbes feinem Diener 
ober Lehrlinge, Waaren im Laden oder außer demfelben zu verkaufen; fo wird vermuthet, Daß " 
fie bevollmächtiget feien, bie Bezahlung zu empfangen, und Quittungen dagegen auszuftellen. 
.  Entfh. v. 22. Jänner 1868, Nr. 11191 (©. 9. 1868, Nr. 21), 
Handlungsagenten, welche zur Eincaffirung von Geldern befliimmt find, können 
mit Rechtswirkung auch die Rechnungen prüfen, falviren und anerkennen, 

Entf. v. 3. September 1867, Nr. 7698 (2896 ©.-U.). Bon jemand, 
ber zum Berfauf von Waaren beftellt ift, muß vermuthet werden, dag er auch 
zum Gelvempfang ermächtigt fei. 

Entid. v. 24. Mai 1861, Nr. 2333 (©. 9. 1862, Nr. 14). Stän 
dige Agenten eines Handlungshauſes find als ſolche Gefdäftsführer anzufehen, 
in deren Mandat auch die Kincaffirung von elpforderungen für das von 
ihnen vertretene Haus liegt, infofern nicht eine befondere Beſchränkung nachge⸗ 
wiefen wird, 

Entfch. v. 28. November 1860, Nr. 18699 (G. H. 1861, Nr. 8). Die 
Ermächtigung, Beftellungen von Waaren anzunehmen, ſchließt die Ermächtigung 
zum Empfange von Zahlungen für die beftellten Waaren nicht in fih, und es 
iſt die Analogie des 8. 1030 B. ©. Hier unzuläffig. 

Entf. v. 31. Auguft 1859, Nr. 9719 (853 G.-U.). Die dem Buche 
halter geleifteten Zahlungen können nur dann dem Principal entgegengefegt wer- 
den, wenn bewiefen wird, baß dem Buchhalter im Sinne des 8. 1008 B. ©. 
eine anf den Gelvempfang lautende Vollmacht ertheilt war. Eine ftilljhweigende 
Bevollmächtigung nad 88. 1027, 1029 u. 1030 ibid. kann hier nicht ange 
nommen werben. 

Entf. v. 25. Juni 1857, Nr. 5642 (400 ©.-U.; P. ©. 853). Die 
im 8. 1030 B. ©. aufgeftellte Bermuthung ift auch auf den Verkehr durch 
Senfale anwendbar, 


(8. 1081 — vgl. Wet, 800481 5. &. und bei $. 1080 cit.) 
8. 1031. Die Vollmacht, Waaren im Namen des Eigenthümers zu verkaufen, erſtredt fich 
aber nicht auf das Recht, in feinem Namen Waaren einzufaufen; auch dürfen Fuhrleute weder 
den Werth der ihnen anvertrauten Güter beziehen, noch Geld barauf anleihen, wenn es nicht 
ausdrücklich in Frachtbriefen beftimmt worden iſt. 


(8. 1088 — vgl. bei . 1097 dit.) 

8. 1688. Dienfigeber und Familienhäupter find nicht verbunden, das, was von ihren Dienfte 
perfonen oder andern Hauegenoflen in ihrem Namen auf Borg genommen wird, zu bezahlen. 
Der Borger muß in folhen Fällen den gemachten Auftrag erweifen. 

Entf. v. 3. Juli 1861, Nr. 3901 (1351 ©.-U.). Der Bräuer, 
welcher bisher immer dem Knechte bes geflagten Wirthes, jedesmal aber gegen 
Barzahlung, Vier verabfolg*e, durfte nicht vermuthen, daß ber Knecht Vier auf 
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Borg zu nehmen berechtigt fei. Gab er dennod, ohne fi um den Umfang ber 
Vollmacht des Knechtes zu erkundigen, demſelben auf Borg, fo find durch biefe 
Abmachung, wobei der Knecht feine Bollmaht überſchritt ($. 1017 B..©.), zwi- 
fhen dem klagenden Bräuer und dem Wirthe feine Re. und Verbindlichkeiten 
begründet worden. 8. 1016 ibid. findet nicht Anwendung, weil der Wirth, ba 
er das Geld dem Knechte bar gegeben hatte, durch Uebernahme bes Bieres ſich 
aus der Ueberfhreitung ber Vollmacht feitens des Knechtes feinen Vortheil zu» 
wendete. Wenn im Einklang mit dieſen Grundſätzen durch $. 1032 
ibid. insbefondere auch Dienftgeber und Familienhäupter von ber 
Bezahlung deffen entbunden werden, was ihre Dienftboten oder 
anderen Hausgenoffen in ihrem Namen auf Borg genommen haben, 
falls nit ver Borger den hierzu ertheilten Auftrag beweift, fo 
wollte das ©. damit offenbar nur dem begegnen, daß belannten 
Dienfiboten oder Hausgenofien kein größeres Vertrauen als frem- 
: den Bevollmädtigten oder Beauftragten geſchenkt werde. 


(6. 1088 — vgl. $. 1009 8. ©.) 
8. 1633. Beftcht aber zwiſchen dem Borgnehmer und dem Borggeber ein orbentlihes Ein⸗ 
ſchretbebuch, worin die ausgeborgten Sachen aufgezeichnet werden; fo gilt bie Bermuthung, 
daß der Ueberbringer dieſes Buches bevollmächtiget fei, die Waare auf Borg zu nehmen. 


Gerichtliche und geſetzliche Revollmächtigung. 
@. 1034 — vgl. 86. 91, 149153, 283—236, 388, 1238—1242; 1008, 1009 8. ©.) 
8. 1634. Das Recht der Bormünder und Euratoren, bie Geſchäfte ihrer Pflegebefohlenen 
zu verwalten, gründet fi auf die Anordnung des Berichtes, von welchem fie beftellet find. 
Dem Bater und dem Ehemanne wird das Befugniß zur Vertretung bes Kindes und ber 
Gattin von dem Gefege eingeräumt. Hierliber find die Vorſchriften an ben gehörigen Orten 
enthalten. 

Entjd. v. 7. Auguft 1878, Nr. 15966 (©. Zig 1879, Nr. 76). Aus 
dem mit dem Ehemanne abgefchloffenen Darlehensvertrage kann die Ehegattin nur 
dann condemnirt werden, wenn Kläger erweift, daß fie ihren Gatten zur Aufe 
nahme des Darlehens ermächtigt habe; zu diefer Ermächtigung gehört aber nad 
8. 1008 B. ©. eine befondere, auf das Darlehensgeihäft ausgeftellte Vollmacht, 
deren Vorhandenfein vom Kläger gar nicht behauptet wirt. Kläger hat nicht 
widerfproden, daß die Geklagte ihm erflärte, nicht zu haften, und er fonnte daher 
nicht annehmen, daß diefelbe ihren Manne eine allgemeine Vollmacht, in ihrem 
Namen zu handeln, ertheilt habe. Der Kläger kann die Berechtigung des Mannes 
der Bellagten zur Aufnahme des Darlchens keineswegs aus den Beftimmungen 
der 88. 91, 1029, 1034, 1238 ibid. ableiten, denn feine derſelben ermächtigt 
den Ehemann zu Verfügungen über das Stammvermögen der Gattin und über 
haupt zu Gejdäften, zu deren Eingehung vom ©. eine Specialvollmacht gefore 
dert ifl. Das R. der Vertretung ber Gattin vor Gericht und ber Beforgung 
gewöhnlicher Berwaltungsangelegenheiten im Hausweſen kann dem R. der Ber- 
mögenebelaftung nicht gleihgehalten werden. Aber aud) daraus, daß die Geklagte 
einige für fie von ihrem Manne eingegangenen Geſchäfte von minderem Belange 
nachträglich anerkannte, faun nicht die Verpflichtung für fie entftehen, alle anderen, 
wenn aud, wie im vorliegenten alle, wichtigen Geſchäfte zu genehmigen, zumal 
fie insbefondere den Kläger vor Berabfolgung von Darlehen an ihren Mann 
gewarnt hatte. 

Entſch. v. 3. Februar 1869, Nr. 12771 (3267 ©.-U.). Zur Abfchlie- 
Kung von onerofen Btg.en Namens der Gattin muß ver Ehemann durch befon- 
dere Vollmacht legitimirt fein. Ein von demfelben für fih und feine Ehegattin 
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ohne befondere Vollmacht geſchloſſener Vtg. ift, wenn deſſen Genehmigung durch 
die Oatıin nicht bewiefen wird, für ungiltig und rechtsunwirkſam zu erachten. 

Entfd. v. 12. Jänner 1869, Nr. 308 (3243 ©.-U.), Der Ehemann 
ift zur gerichtlichen Kündigung Namens feiner Gattin legitimirt; die von ihm 
„als Hausinhaber“ eingebrachte Kündigung Tann aber, da er zu einem Drittel 
ſelbſt Egthr. ift, nicht au ald Namens feiner Ehegattin eingebracht gelten. — 
Eine Ergänzung der Kündigung bei der GStreitverhandlung ift unzuläffig. r 

Entſch. v. 23. Februar 1859, Nr. 1863 (2053 ©.-U.). Der Ehemann 
if zwar nach $. 1034 B. ©. als gefegliher Vertreter feiner Ehegattin berech⸗ 
tigt, fie vor Gericht zu vertheidigen, Teineswegs aber in ihrem Namen ohne be- 
fondere Vollmacht wechſelſeitig verbindliche Rechtsgeſchäfte einzugehen und ihr 
Berpflichtungen aufzuerlegen. 


Gergäftsfüßrung ohne Auftrag; 
(6. 1085 — vgl. 88. 1086-1040 2. ©.) e 
8. 1035. Wer weder durch ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vertrag, noch vom Gerichte, 
noch aus dem Gefege das Befugniß erhalten bat, darf der Negel nach fi) in das Gefhäft 
eines Andern nicht mengen. Hätte er fi deſſen angemaßt, fo ift er für alle Folgen ver- 
antwortlic. . 

Entfd. v. 14. December 1875, Nr. 11569 (©. Big. 1876, Nr. 89). 
Der Käufer eines ihm vor Zahlung des Kauffhillings übergebenen und von ihm 
ohne Rechtsgrund dem Verkäufer rüdgeftellten Thieres ift zwar zur Zahlung des 
Kaufſchillings, nicht aber zur Rüdnahme des Thieres und zum Erſatz der mittler- 
weiligen Berpflegstoften verpflichtet. Kläger behauptet jelbft, daß er den Hund dem 

- ©ellagten übergeben und derjelbe ihn auch in Empfang genommen habe, womit ber 
Kaufvertrag feine Erfüllung fand, und der Beklagte hat dieſen Umftand aud gar 
nicht beftritten, fondern nur die Gewährleiſtung und fomit die Aufhebung bed 
Btgs. eingewendet, weil der Hund die bedungenen Eigenſchaften nicht hatte. Der 
Mäger hatte alfo, als ver Beklagte ven Hund nicht zurücbbrachte, nachdem von ihm 
die Giltigkeit des Vtgs. behauptet wurde und demzufolge ber Hund Egth. des 
Bellagten blieb, gar keine Verpflihtung, ihn in Pflege zu übernehmen, und bes 
forgte er aus der Uebernahme eine Verantwortung, fo gab ihm das ©. durch 
die Einleitung der gerichtlihen Verwahrung das Mittel an die Hand, fih von 
berfelben zu befreien (88. 919, 922, 923, 1035, 1037, 1042, 1047, 1062, 
1295 8. ©.). 

Entſch. v. 7. Mai 1875, Nr. 2338 (5719 G.-U.). Es ift verfehlt, 
das Begehren um Erſatz des Aufwandes für Verpflegung eines unehelichen Kindes 
von deſſen Bater unter dem Geſichtspunkte der negotiorum gestio nach 88. 1035 
bis 1038 B. ©. beurtheilen zu wollen. Dieſer Erfag gebührt unter den ba- 
ſelbſt normirten Bedingungen nad) 8. 1042 ibid. [Schlußfolgerung; — fiche indeß 
weitere Entfd.en hierüber bei $. 1042 ibid.]. 

Entſch. v. 8. Februar 1865, Nr. 963 (2116 G.-U.). Der zum Ochſen⸗ 
treiben beauftragte Geklagte, welcher den Ochſen an einen ihm unbelannten Mann 
verkaufte und fih dafür falfhe Banknoten geben ließ, haftet dem Egthr. für ven 
vollen Schaden. Wenn aud der Egthr. nachträglih den Berfauf genehmigte, 
that er dieß nur in ber felbftverftänvlihen Voransfegung, daß wirklich der Kaufe 
preis bezahlt worben fei. 

Entſch. v. 12. November 1852, Nr. 7537 (©. H. 1863, Nr. 16). Bei 
einem in Gefellfhaft unternommenen Spiele muß der Gewinn felbft dann unter 
die Geſellfchafter gleich vertheilt werden, wenn auch berfelbe nur dadurch erzielt 
wurde, daß von einem ber Gefellihafter von dem gemeinſchaftlich feſtgeſetzten 
Spielplane eigenmädhtig abgegangen wurde, 
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im Rothfalle; 
(8. 1096 — vgl. $$. 408, 1048 8. ©.) 
8. 1036. Ber, obgleih unberufen, ein fremdes Gefhäft zur Abwendung eines bevorftehen- 
den Schadens beforgt, dem iſt derjenige, deſſen Geſchäft er beforgt hat, den nothwendigen 
und ziwedmäßig gemachten Aufwand zu erfegen ſchuldig; wenn gleih bie Bemühung ohne 
Berfhulden fruchtlos geblieben ift (8. 403). 

Entſch. v. 11. Mai 1871, Nr. 5252 (4167 G.-U.). Der auf 88. 1036 
u. 1042 B. ©.geftügten Klage muß, aud wenn fie nicht aus diefem Rechts— 
fage hinreichend gegründet erſcheint, nah $. 1037 ibid. ftattgegeben werben, 
wenn bie bezüglihen Vorausſetzungen zutreffen. 

Entf. v. 28. October 1870, Nr. 1497 (3930 ©.-U.). Der Erſatz- 
forderung des Sequeſters gebührt der Vorrang vor allen Pfandgläubigern. — 
Der Willkür des Sequefters if dur die Vorſchriften des B. ©., wornach ber 
Gewalthaber (8. 1014 ibid.) und ber negotiorum gestor ($. 1036 ibid.) 
für ihre Mühemwaltung nicht beliebige Anfprüde erheben, fondern nur ven Erſatz 
des nothwendigen und nüglihen Aufwandes forbern können, begegnet. 


oder zum Außen des Andern; 
G. 1097 — vgl. 88. 1016, 1043 8. ©.) 
8. 1037. Ber fremde Gefchäfte bloß, um den Nugen des Andern zu befördern, Übernehmen 
wi, fol fih um deffen Einwilligung bewerben. Hat der Geihäftsführer zwar diefe Bor- 
ſchrift unterlaffen, aber das Geſchäft auf feine Koften zu des Andern Marem, überwiegenden 
Bortpeil geführet; fo müflen ihm von biefem die darauf verwendeten Koften erſetzt werben. 


Entf. v. 7. November 1876, Nr. 7271 (6272 ©.-U.). Dem Bater, 
welcher Wechſel feines Sohnes einlöfte, gebührt hierfür nah 88. 1358, 1037 u. 
1042 3. ©. der Erfag der gemadten Auslagen, zumal bei der billigen Ein- 
löfung der Schulden und bei dem Umftande, al& ver Beklagte dadurch von der 
erfahrungsgemäß fehr läſtigen Execution für eine fo bedeutende Schuldenlaſt be- 
freit wurde, nicht zu zweifeln ift, daß diefe Einlöfung zum Haren und über 
wiegenden Bortheile des Bellagten gereichte. — Eine Schenkung ift nach 88. 788 
u. 791 ibid. vorliegend nicht zu vermuthen. 

Ehtfd. v. 14. December 1875, Nr. 11569 (©. Ztg. 1876, Nr. 89). 
Der Berläufer, welder das verkaufte Thier zurüdniuimt, hat in feinem Falle 
Anſpruch auf Erſatz ver Verpflegstoften. Er hatte, nachdem von ihm die Giltig- 
keit des Vtgs. behauptet wurde, wornad) dad Thier Egth. des Käufers blieb, gar 
feine Verpflichtung, es in Pflege zu Übernehmen und hätte von jeder Berantwortung 
durd Einleitung der gerichtlichen Verwahrung fi befreit (88. 919, 922, 923, 
1035, 1037, 1042, 1047, 1062, 1295 ®. ©). 

Entſch. v. 2. Yuni 1874, Nr. 7962 (5378 G.-U.). Der Advocat, 
welcher, obwohl ihm nad) $. 416 a. ©. D. obliegt, fi) mit einer ſchriſtlichen 
Vollnacht ver Partei zu verfehen, ohne eine folhe für die Partei einfchritt, muß 
ihr gegenüber als Geſchäftsführer ohne Auftrag angefehen werven, und es ob« 
liegt ihm hiernach gemäß $. 1037 B. ©. der Beweis, daß cr das Geſchäft auf 
feine Koften zum Maren und überwiegenden Bortheil der Partei geführt habe. 
Zwar behauptet der Magende Advocat, daß die geflagte Partei bei ihm erfdienen 
fei, ihn gefragt habe, was er in ihrer Angelegenheit bisher gethan habe und daß 
fie, als er ihr das Geſchehene mitgetheilt und bemerkt hatte, daß jegt nad) einem 
halben Yahre der Competenzftreit noch immer nicht entſchieden fei, ſich durch diefe 
lange Verzögerung fehr befriebigt gezeigt und gefagt habe, daß es ihr haupt- 
ſächlich darum zu thun fei, Zeit zu gewinnen, um die Gegner zu einem Bergleide 
geneigter zu machen; allein aus einer ſolchen Aeußerung lönnte, wenn fie wirklich 
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ftattgehabt hätte, nicht gefolgert werben, daß vie geklagte Partei das Dperat 
des Klägers in feinen einzelnen Theilen ober im Allgemeinen ohne Beihränfung 
genehmigt und die Liquidität ber in ber Erpensnote angegebenen Anfäge aner- 
fannt habe. Diefe Folgerung würde fi) aud daraus nicht rechtfertigen laſſen, 
wenn es, wie Kläger weiterd behauptet, wahr wäre, daß die geflagte Partei 
fpäter den Kläger zur Ueberſendung feiner Rechnung mit dem Bemerken, daß fie 
diefelbe bezahlen wolle, aufgeforbert habe, 

Entf. v. 11. Mai 1871, Nr. 5252 (4167 ©.-U.). Der Berpäcter 
bat Anſpruch auf Erfag des auf die dem Pächter, wiewohl widerrechtlich, ent- 
zogenen Sache gemachten Aufwandes; denn falls der unredliche Beſitzer auf die 
Sade einen Aufwand gemadt hat, fo ift nad $. 336 B. ©. dasjenige anzu- 
wenden, was das ©. für den Aufwand des negotiorum gestor verordnet. Da 
nun ber Anbau eines Grundſtückes jedenfalls zur Beförderung des Nutzens ge 
ſchieht, fo hat hier der $. 1037 ibid. Anwendung zu finden: Erſatz der Koften, 
mit weldem der negotiorum gestor das Geſchäft zum Maren und überwiegen« 
den Bortheile ded Anderen geführt hat. Diefe Bedingung tritt aber hier ein, 
wenn der Kläger es geweien, der den Ader im Frühjahre mit Gerfte angebaut 
bat,. da die Frucht vom Beklagten eingefehft wurde; und es fann nicht weiter 
darauf antommen, daß nicht etwa ber Beklagte ven Ader noch vortheilhafter 
zu benugen vermocht hätte. 

Entfd. v. 12. September 1867, Nr. 7990 (2852 G.-U.). Bei Liquis 
birung der Relicitationstoften als Vorzugspoften ift der Erfolg der Nelicitation 
nicht maßgebend; denn den Nelicitationdfoften gebührt das Vorzugsrecht nicht 
aus dem Geſichtspunkte des 8. 1037 B. ©., fondern nad 8. 1042 ibid. und 
Hof. v. 19. November 1839, Nr. 388 3. ©. ©.; weil die Relicitation nur 
eine Erneuerung der früheren Zeilbietung ift. 


($. 1088 — vgl, 86. 1036, 1097 8. &.) 
8. 1038. ft aber der überwiegende Vortheil nicht Harz; oder hat der Gefhäftsführer eigen» 
mädtig fo wichtige Veränderungen in einer fremden Sache vorgenommen, baß die Sache dem 
Andern zu dem Zwecke, wozu er fie bisher benügte, unbrauchbar wird, fo ift diefer zu feinem 
Erfage verbunden; er kann vielmehr verlangen, daß der Geſchäftsführer auf eigene Koften 
die Sache in den vorigen Stand zurüdege, oder, wenn das nit möglich ift, ihm volle Ges 
nugthuung leifte. 

Entſch. v. 28. October 1870, Nr. 4947 (3930 G. U.). Den Seque 
frationstoften gebührt bei der Meiftbotvertheilung das abfolute Vorzugsrecht und 
fann hierbei von den einzelnen Gläubigern ſich nidt auf die Vorſchrift der 
88. 1036—1043 8. ©. bezogen werben ($. 122, lit. b, 394, 423 gal. ©. O.). 


5 (8. 1030 — vgl. $$. 1002, 1009, 1012; 1025 8. @.) . 
8. 1030. Ber ein fremdes Geſchäft ohne Auftrag auf fih genommen hat, muß es bis zur 
Vollendung fortfegen, und glei einem Bevollmächtigten genaue Rechnung darüber ablegen. 

Entf. v. 28. December 1871, Nr. 2259 (4376 ©.-U.). Der Bor 
mund, welder den mit dem Vater der Miündel verabredeien Grundtauſch eigen- 
mächtig vollzog, ift, nachdem die maj. geworbenen Mündel ihre Eigenthums⸗ 
rechte bucchgefegt haben, ta er ohne rechtlichen Titel die Liegenſchaft in Befig 
nahm und die Früchte bezog, fomohl ald — gemefener — Bormund, wie als 
Gefchäftsführer ohne Auftrag nah 88. 238 u. 1039 8. ©. zur Ablage der 
Nechnung über das verwaltete Gut verpflichtet [Schlußfolgerung]. 
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gegen den Willen des Andern. 


(6. 1040 — vgl. 68. 1042; 1924 ©. 8.) 
8. 1649. Wenn Jemand gegen den giltig erflätten Willen des Eigenthümers ſich eines 
fremden Geſchäftes anmaßet, oder den rechtmäßigen Bevollmächtigten durch eine ſolche Ein- 
mengung an der Beforgung des Geſchäftes verhindert; fo verantwortet er nicht nur den hier- 
aus erwachfenen Schaden und entgangenen Gewinn, fondern er verliert auch den gemachten 
Aufwand, infofern er nicht in Natur zurüdgenommen werben kann. 


Entſch. v. 28. October 1870, Nr. 4947 (3930 ©.-U.). Den Seque 
firationsfoften gebührt bei der Meiftbotvertheilung das abfolute Vorzugsrecht; 
es Tann hierüber von den einzelnen Gläubigern fi nicht auf die Vorſchrift ter 
88. 1036—1043 B. ©. bezogen werden ($. 122, lit. b, 394, 423 gal. ©. D.). 

Entfch. v. 15. Juni 1870, Nr. 1692 (4406 ©.-U.). Der Bater fann 
nit angehalten werben, demjenigen die Alimentationsfoften für das Kind zu er- 
fegen, weldyer dasſelbe gegen des Vaters ausdrücklichen Willen in bie Pflege 
nahm [Schlußfolgerung]. 7 

Entſch. v. 17. Dectober 1860, Nr. 11903 (1210 ©.-U.). Der von 
dem Gefhäftsführer gemachte Aufwand iſt demfelben nicht zu erfegen, wenn ein 
giltigeß Verbot vorausgegangen war. — Das Aerar ift nicht beredhtigt, einen 
Koftenbeitrag für Herftellungen an einem öffentlichen Gute wegen des dadurch 
auch einem Privaten verfhafften Nutzens von dieſem zu verlangen. 


Berwendung einer Sade zum Augen des Andern. 
(6. 1041 — vgl. . 414, 416; 898; 1885 8. ©.) 
8. 1641. Wenn ohne Gefhäftsführung eine Sache zum Nutzen eines Andern verwendet 
worden ift; fo kann der Eigenthümer fie in Natur, oder, wenn dieß niht mehr geſchehen 
Tann, den Werth verlangen, ven fie zur Zeit der Verwendung gehabt hat, obgleich der Nutzen 
in der Folge vereitelt worden iſt. 


Siehe hierza auch die Entsch.en bei dem folgenden 8. 1042. 


Entfd. v. 6. April 1876, Nr. 2459 (©. tg. 1876, Nr. 40 - 41). 
Der Spediteur, welcher den Erſatz ber von ihn vorgeſchoſſenen Berfendungstoften 
auf Grund ver 88. 1037 u. 1041 B. ©. einflagt, hat zu ermeifen, daß ber 
gellagte Empfänger und nicht etwa ber Abſender für bie Verſendungskoſten 
aufzutommen hatte, 

Entſch. v. 20. Juni 1875, Nr. 5891 (5816 ©.-U.). Die Concurs⸗ 
maſſe der Geſellſchaft, zu deren Gunften von einem Geſellſchafter die ihm ges 
geliehenen Obligationen vertragswibrig als Padhtcaution verwendet wurden, haftet 
ſchon nad $. 1041 B. ©. dem Egthr. für die Rüdftellung der Obligationen. 
Das aus $. 27 E. D. erhobene Bedenken iſt ungegründet. 

Entf. v. 22. April 1868, Nr. 3563 (3048 ©.-U.). Die Koften ber 
Euratel für einen Abwefenden Können nicht dem Gegner des vertretenen Streit- 
theile8 auferlegt werden. Die 88. 276 u. 1041 B. ©. treffen dießfalls nicht zu. 

Entſch. v. 23. Yuli 1867, Nr. 6333 (2828 ©.-U.). Die Koflen des 
auf Anſuchen einer Partei für den Gegner befteliten Curaters hat die anſuchende 
Partei zu tragen (8. 391 a. ©. D.; 88. 276, 1041 B. ©.), — [Worfpr. 
ber Ent. Nr. 3563 ex 1868.] 

Entſch. v. 27. April 1858, Nr. 4164 (652 ©.-U.), Das auf 88. 1041 
bis 1042 B. ©. geftügte Erkenntniß des Obergerichtes, daß den Gerichts, Exe- 
eutiond- und Liquibirungsfoften bes den erecutiven Verlauf durchſetzenden Gläu- 
biger8 das abfolute Vorzugsrecht bei ber Befriedigung aus dem Meiftbot gebühre, 
wurbe in ber Erwägung beftätigt, daß der Recurrent keinen Grund zur Beſchwerde 
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habe, weil dieſe Koften doch jedenfalls in gleicher Rangorbnung ‚ber ihm vorause 
gehenden Pfanpforberung zum Zuge gelangen müßten. 

Entf. v. 15. April 1857, Nr. 2965 (330 ©.-U,). Der Grundſatz 
bes 8. 1041 B. ©. ift nit anwendbar auf ben Fall, da der Egthr. einer 
Pfandſache auf biefe einen Aufwand macht, noch auch, daß fonft jemand auf 
diefelbe einen Aufwand machte; denn der Inhalt des Pfandrechtes bleibt dadurch 
unverändert. Eine entgegengejegte Auslegung würde zu den wiberfinnigfien Con⸗ 
fequenzen führen und den Realcredit unmöglich machen. 


(4. 1048 — vgl. 8. 549; 1398; 1489 8. ©.) 
8. 1048. Ber für einen Andern einen Aufwand macht, den diefer nach dem Geſetze ſelbſt 
hätte machen müffen, hat das Recht, ven Erſatz zu fordern, 

Entfd. v. 31. Iuli 1879, Nr. 8552 (9. B. 1879, Nr. 43). Groß⸗ 
eltern haben für die von ihnen präftirte Berpflegung der Enkel nur dann gegen 
ben Bater Anſpruch auf Erſatz der aufgemendeten Berpflegungstoften, wenn bie 
Berwendung nad den bekannten Umftänden wirklich in ter Abſicht für den Vater 
und in veſſen Intereffe zu handeln, flattfand. 8. 1042 B. G., anf welchem 
diefer Anfprud bafirt, darf nit für fi allein, fondern muß im 
Zufammenhange mit ven übrigen Beftimmungen über die Gefhäfts- 
führung ohne Auftrag in's Ange gefaßt werden. Die allgemeinen 
Bedingungen, von welden das R. des negotiorum gestor auf Erſatz 
feiner Verwendungen abhängt, d. i. die Abſicht, für einen Anderen 
und in beffen Intereffe zu handeln, müſſen aud im Falle des 8. 1042 
ibid. vorhanden fein, Wenn erwogen wirb, daß die Kinder dem Vater von 
der Klägerin abgenemmen worben find; daß die Kläger biefe Kinder durch faft 
2 Dahre aus Eigenem verpflegten, ohne ven Gellagten ald Kinbeövater um 
die Alimentation oder den Erſatz des hierauf Ausgelegten im Klagswege ange 

" gangen zu haben, obwohl derſelbe, wie bie Kläger behaupten, während der Zeit, 
als die Kinder von den Mlägern verpflegt wurden, nicht mittellos geweſen ift, 
und obwohl fie wußten, daß fle zur Verpflegung derſelben nicht verpflichtet waren 
und fih auch vom Geklagten eine Gegenleiftung hierfür nicht ausbedungen haben, 
— dann wird man wohl annehmen dürfen, daß für den Unterhalt 
ber Rinder aus verwandtfchaftliher Zuneigung geforgt wurde und 
bie Abſicht, flatt des. Baterd einzutreten, niemald vorhanden ge- 
weſen iſt. 

Entſch. v. 16. Yuli 1879, Nr. 6026 (©. H. 1879, Nr. 82). Der 
Anfprud gegen bie Gemeinde auf Erſatz des zur Berpflegung eines fonft ihrer 
Armenverforgung zur Loft fallenden bei ihr Heimatsberehtigten Tann nicht auf 
8. 1042 8. ©. geftütt werden, weil er überhaupt fein civilrechtlicher Anſpruch, 
ſondern nah 88. 22, 24, 39 u. 44 des Heimatsgeſ. v. 3. December 1863, 
Nr. 105 R. ©. B. zu beurtheilen und der Entſcheidung ber politiſchen Behörden 
überwiefen ift (8. 37 ibid.). Der 8. 88 des cit. Gs. weifet ber gerichtlichen 
Eompetenz nur die Entſcheidung über diejenigen Erfaganfpräche zu, melde Ge⸗ 
mieinden wegen des Aufwandes von Berpflegäfoften gegen bie zur Verſorgung 
nad dem Civilrechte verpflichteten Perfonen erheben. Selbſt in dieſem Falle 
bat nad $. 39 ibid. die politifche Behörde vorerft ven Betrag der aufgewendeten 
Berpflegstoften zu beftimmen und Tann hierüber im Rechtswege nicht weiter mehr 
verhandelt werden. Anfprüche an die Gemeinde auf Armenverforgung find nah 
8. 44 ibid. in dem durch die Gemeindeordnung feftgefegten Beſchwerdezuge aus⸗ 
zutragen. 

Entſch. v. 14. Mai 1879, Nr. 3958 (©. Big. 1879, Nr. 50), Der 

bloß formelle Widerſpruch des unehelihen Vaters, daß die Mutter das Kind bis 
zur Klageführung unterhalten habe, ohne die gleichzeitige Behauptung, daß bie 
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"often der Verpflegung von einem Dritten beſtritten wurden, iſt wirkungslos und 
nicht zu berüdjihtigen (88. 166, 167, 1042 B. ©.). 

Entſch. v. 4. März 1879, Nr. 12943 (9. B. 1879, Nr. 27). Wenn 
zwiſchen vem Kläger A bei feiner Verehelihung mit C und dem Geklagten B 
wirflih ein Webereinfommen des Inhalts zu Stante kam, daß dem B von dem 
Heirategute der C per 3000 fl. ein Betrag per 2000 fl. ausgezahlt werden 
follte, wogegen fi B verpflichtete, weil A einen väterlichen Erbiheil noch nicht 
erhalten hatte und B überdieß 2000 fl. von dem Heiratögute erhalten fellte, den 
auf dem Haufe des A für die Eheleute D verfierten, mit 6 Percent verzind- 
lien, in acht gleichen jährlihen Raten & 500 fl. zahlbaren Kaufſchillingsreſt 
per 4000 fl. für A zu bezahlen; B jedod), weldyer den Betrag per 2000 fl. 
von dem Heiratsgute der C aud) wirilich erhielt, ſich weigerte, jene 4000 fl. 
den Eheleuten D zu bezahlen und deßhalb Kläger hemüffigt war, vier fällig 
geweienen Raten & 500 fl. in Summa per 2000 fl. nebft Zinfen ven Eheleuten 
D ſelbſt zu bezahlen, fo liegt eine unvolftändige Affignation vor, welde indeß 
für jene Theile, die das Uebereinkommen trafen, gleihwohl wirfjam ift und 
der Unfprud des Klägers A wider ‘den B auf Erſatz der gezahlten Raten 
per 2000 fl. ift begründet. Dem Begehren dieſes Erfages kann die Einwenbung 
der Big. nad) 8. 1489 B. ©. nicht entgegengefeit werben, da es fid nicht um 
einen Scabenerfag im Sinne des 30. Haupiſt. des II. Theiles B. ©., fondern 
gemäß $. 1042 ibid. un ven Erfag eines für B gemachten Aufwandes handelt. 

Entfh. v. 9. Jänner 1879, Nr. 5411 (po. Big. 1879, Nr. 17). 
Schon aus dem im $. 1042 B. ©. gebraudten Worte „Erfag“ geht 
Mar hervor, daß der Aufwand, deſſen Vergütung auf Grund diefer 
©efegesbeftimmung begehrt werben will, ein wirklid gemachter fein 
muß (nod nicht gezahltes Honorar für tie ärztliche Behandlung einer Perfon, 
bezüglich derer Geflagter die Krankheitöfoften zu tragen verpflichtet wär). : 

Entf. v. 15. Mai 1878, Nr. 5018 (9. B. 1878, Nr. 32). Wenn 
die Mutter eines unehelihen Kindes dasfelbe jahrelang aus eigenen Mitteln 
alimentirte, ohne den Vater, defien Wohnort befannt ift, heranzuziehen, muß 
angenommen werden, daß fie damit bie eigene Verpflichtung erfüllt und nicht 
in ber Wbfiht gehandelt habe, die Berpflihtung eines Anderen zu erfüllen. 
Die Anwendbarkeit des 8. 1042 B. ©. ift deßhalb ausgeſchloſſen. Die allge- 
meinen Bedingungen, von melden daB R. des negotiorum gestor auf Erſatz 
feiner Verwendungen abhängt, das ift bie Abſicht, für einen Anderen und in deſſen 
Interefle zu handeln, müflen aud im Falle des $. 1042 cit. vorhanden fein. 

Entf. v. 8. Jänner 1878, Nr. 4975 (9. B. 1878, Nr. 14). Die 
Pflicht des Sohnes zur Erhaltung feiner Mutter involvirt aud die Verpflichtung 
zum Crfage des von einem Dritten für vie Erhaltung der Mutter gemachten 
Aufwandes. Diefe Erfagpflicht ift nicht davon abhängig, ob die Erwerböverhält 
niffe des Sohnes die fofortige Auszahlung des gemachten Aufwandes ermöglichen, 
fondern nur davon, ob er bei diefen Erwerböverhältuiffen den für die Mutter 
nothwendigen Aufwand hätte beftreiten fünnen (88. 154, 1042 B. ©.; 88. 28 
u. 29 des Heimatögef. v. 3. December 1863, Nr. 105 R. ©. B.). 

Entſch. v. 25. October 1877, Nr. 9452 (©. Ztg. 1878, Nr. 3), Die 
Verpflichtung des Egthrs. zur Herftellung der Wohnung in braudbaren Zuftand , 
ift in $. 508 B. ©. ausgeſprochen und kommt bie Beflimmung des 8. 525 
ibid. vorliegend nicht zur Anwendung. Die Berpflihtung zum Erfage der von 
ber Wohnungsberedtigten beftrittenen Auslagen ift im $. 1042 ibid. begründet. 
Daran fann der Umftand nichts ändern, daß zur Zeit der Wohnungsherftellung 
derjelben noch die Nutznießung des Bauerngutes zuftand, weil fie nad 8. 613 ibid. 
ale Nugnießerin zur Herftelung der Wohnung nicht verpflichtet war. 

Entfd. v. 25. April 1877, Nr. 12847 ex 1876 (©. Ztg. 1877, Nr. 40). 
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Die Unterflägung der heimatsberehtigten Armen dur vie Gemeinde hat nicht 
die Natur eines Almofens. Die Gemeinde fann vielmehr, falls der Unterftügte 
zu Vmgn. gelangt, deren Nüderfag anſprechen, ſoweit diefer ohne Gefährdung 
des Kinftigen Nahrungsftandes des ehemaligen Empfänger möglich ift (IV. Ab» 
f&hnitt des Ge. vem 3. December 1863, 3. 105 R. ©. B., betreffend die 
Regelung der Heimatsverhältniffe; 88. 1042 u. 947 8. ©.). 

Entſch. v. 14. November 1876, Nr. 13292 (©. Ztg. 1877, Nr. 76; 
6283 ©.-U). Das den Feilbietungstoften gebührende Vorrecht bezüglich des 
bereit erzielten Meiftbotes vor allen Gläubigen wird dadurch, daß der Erequent 
nur ben erſten Feilbietungstermin abhalten, den zweiten aber fallen ließ, nicht 
verwirkt (88. 1041 u. 1042 B. ©.), weil die zur Erzielung dieſes Theilerlöfes 
aufgewendeten Koften den fämmtlichen Gläubigern zu Gute kommen, zumal ihnen 
freifteht, die Execution fortzufegen. 

Entf. v. 7. November 1876, Nr. 7271 (6272 ©.-U.). Dem Bater, 
welcher Wechfel feines Sohnes einlöfte, gebührt hierfür nad 88. 1358, 1037 
u. 1042 B. ©. ver Erfag der gemachten Auslagen, zumal bei ver billigen Ein- 
löfung der Schulden und bei dem Umftande, als der Bellagte dadurch von ber 
erfahrungsgemäß fehr läftigen Execution für eine fo bebentende Schulvenlaft be» 
freit wurde, nicht zu zweifeln ift, daß diefe Einlöfung zum Maren und über- 
wiegenden Vortheile des Beklagten gereichte. Cine Schenkung ift nad 88. 788 
und 791 ibid. vorliegend nicht anzunehmen. 

Entf. v. 3. Dectober 1876, Nr. 8139 (6248 G.⸗U.). Es märe eine 
offenbare Ungerechtigkeit, ven auferehelichen Bater, welcher überhaupt nur zur 
Leiſtung von Alimenten verpflichtet war, die feinen Verhältnifien mit Rüdficht 
auf die ihm ſchon obliegenden Sorgen für eine zahlreihe Familie angemeflen 
find, und, wenn früher angegangen, dieſe in Monatsraten hätte aufbringen können, 
nun nad) Jahren zur Zahlung eines Capitals zu verhalten. Aus den außer Ber- 
hältnig zu den Bermögensumftänden des Baterd ftehennen Höhe der von ber 
Mutter angeblich aufgewenveten Koften, fowie baraus, daß fie Jahre hindurch 
keine Erſatzforderung ftelte, ergibt fih, daß fie die Verpflegung in Erfüllung 
der ihr felbft obliegenden Pflicht beforgte; wenn auch erwielen wurbe, daß fie vor 
Jahren einmal von dem außerehelihen Bater außergerihtlih einen Beitrag 
verlangte. 

Entſch. v. 26. Mai 1876, Nr. 856 (G. Ztg. 1877, Nr. 91). Die 
Big. des Erfaganfpruches besjenigen, der bie Schuld eined Dritten zu bezahlen 
gendthigt war, beginnt mit dem Tage der Zahlung, .niht aber mit dem ber 
un der bezahlten Forderung (88. 1042, 1425, 1479 B. ©.). 

Entſch. v. 2. März 1876, Nr. 12619 (6052 ©.-U.). Auch bezüglich 
der Alimente pro praeterito ift die Erfagpflicht des aufßerehelichen Vaters in 
88. 167 u. 1042 B. ©. rechtlich begründet und die von ihm eingewenbete 
Trienalverjährung nah $. 1480 ibid. findet hier, wo es fid} um ben Unter- 
halt feines Kindes und den Erſatz des von anderer Seite bafür gemachten Aufe 
wandes handelt, nicht ftatt (8. 1481 ibid.). 

Entf. v. 19. Yänner 1876, Nr. 11581 (6990 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 8139 ex 1878. 

Entſch. v. 18. Jänner 1876, Nr. 435 (©. Big. 1876, Nr. 12). Die 
Sequeftrationskoften find nicht ald VBorzugspoften aus dem Meiftbote zu liquibiren, 
weil die Sequeftration von dem Gläubiger, der fie anfuchte, lediglich zur Ein⸗ 
treibung feiner Forderung erwirkt wurde, folglich die Koften biefer Seque- 
ftration, als zu den Erecutionstoften viefes Glänbigers gehörig, nur 
das nad der büderlihen Raugordnung ber Forderung desfelben 
ihnen zufommende Pfandredt genießen, und von ben Koſten einer 
erecutiven Schägung und Beilbietung, welde zur Realifirung ber 
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Hypothek überhaupt dienen, eben dadurch weſentlich ſich unterſcheiden, 
endlich weil auf keine Weiſe ein dem auf Sequeſtrationebegehren 
eines einzelnen Gläubigers beſtellten Sequeſter — Honorar⸗ 
anſpruch wider alle Pfandgläubiger geſetzlich begründet erſcheint. 
Entſch. v. 14. December 1875, Nr. 11569 (G. Ztg. 1876, Nr. 89; 
5941 ©.-U.). Der Käufer eines ihm vor Zahlung des Kaufidillings Über: 
gebenen und von ihm ohne Rechtsgrund dem Verkäufer rüdgeftellten Thieres ift 
zwar zur Zahlung bes Kaufſchillings, nicht aber zur Rüdnahme des Thiered und 
zum Erfag der mittlerweiligen Verpflegefoften verpflichtet. Der Kläger hatte, 
als der Beklagte den Hund ihm zurückbrachte, nachdem von ihm die Giltigkeit 
des Vigs. behauptet wurde und demzufolge der Hund Egth. des Beklagten blieb, 
“ gar feine Verpflichtung, ihn in Pflege zu Übernehmen, und beforgte er aus ber 
Uebernahme eine Verantwortung, fo gab ihm das ©. durch die Einleitung der 
gerichtlichen Verwahrung das Mittel an die Hand, ſich von berfelben zu befreien 
(88. 919, 922, 923, 1085, 1037, 1042, 1047, 1062, 1295 B. ©.). 
Entſch. v. 13. October 1875, Nr. 9117 (©. H. 1876, Nr. 101; 
5878 ©.-U.). Die Verpflihtung des Egthrs. Herausgebers und Redacteurs 
eines an ſich nicht ftempelpflichtigen Bachblattes zum Erfat von Gebühren, 
welde von dem Drudereibefiger wegen Aufnahme flempelpflichtiger Inſerate 
eingehoben wurden, ergibt ſich aus der Betradhtung, daß ber !la- 
gende Drudereibefiger für den empfangenen Lohn nur bie Be- 
forgung bes Drudes der vom ©ellagten herausgegebenen Zei— 
tung, feineöwegd aber, da die Zeitung an fi nicht fiempel- 
pflihtig war, aud bie Zahlung etwa erwachſener Stempelgebühren 
auf fih genommen hat, daß die Stempelgebühr, um melde es fi 
handelt, nur dadurch entſtand, daß der Gellagte im jener Zeitung 
Inferate, welde die Stempelpflicht einzelner Blätter begründeten, 
abdrucken ließ und daß, nahdem die Stempelentrihtung ein mit ber 
Aufnahme folder Inferate verbundener Aufwand ifl, diefer von 
jenem, in defjen Auftrag der Abdrud gefhah,'alfo vom ©ellagten 
zu tragen, resp. zu erfegen ifl. Wenn aud dem Staate gegenüber durch 
die Aufnahme” jener Inferate zunächſt der Mäger als Druder zahlungspflichtig 
wurde, find für feine Regreßanſprüche an den Gellagten tod; die Beftime 
nungen bes bürgerlihen RE. maßgebend und wenn auch der $. 8 der fail. Vdg. 
v. 23. October 1857, Nr. 207 R. ©. B., eine Zahlungspflicht des Geklagten 
nicht begründet, fo fehlt es doch nit an einem ©., nach welchem der Geklagte 
feinen Aufwand zu tragen hat, da ſchon im Lohnvertrage das Mandat lag, 
die Inſerate aufzunehmen und Kläger diefen Auftrag ohne Begründung ber 
Stempelpflicht nicht vollziehen konnte, wodurch Kläger nah 8. 1014 B. ©. be 
rechtigt wurde, hierfür den Gellagten in Anfprudy zu nehmen. Hiernach kommt 
es gar nit darauf an, ob Kläger bereits einen Schaden und zwar durch Ber- 
fyulven des Geklagten erlitten habe. Mit der Bemerkung, daß Kläger ja ben 
Abdruck der Inferate hätte verweigern können, läßt fid fein Schaploshaltungs- 
anſpruch umfoweniger abfertigen, als die Beurtheilung, ob die Inferate Yadı- 
gegenftände betreffen, alfo nad) dem ©. v. 26. December 1865, Nr. 147 R. ©. 8. 
der Stempelpflicht nicht unterliegen, zunädft dem Geklagten als Rebacteur und 
Fachmann zuſtand und Kläger wohl annehmen konnte, daß der Geklagte fie nicht 
als eine Stempelpfliht begründend erfenne oder angefehen wiſſen wellte, weil ex 
ia fonft für viefe Auslage eine Borforge hätte treffen müffen. — Auch aus dem 
Rechtsgrunde des $. 1042 ibid. ift die Erfagforderung des Drudereibefigers 
gegründet [Schlußfolgerung]. 
Entf. v. 8. Juni 1875, Nr. 6134 (5749 ©.-U.). Der Umſtand, daß 
Kläger eine Steuer gezahlt babe, welde dem Geflagten zu bezahlen oblag 
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(8. 1042 B. ©.), kann nicht durch ein Zeugniß des Steueramtes erwieſen werben, 
weil die Ausfertigung eines ſolchen Certificats über die Befugnig der Steuer 
behörde hinausgeht, ſonach aus der probucirten Urkunde nur erfehen werben 
fann, Daß und wer die Steuer zahlte, 

Entf. v. 3. Juni 1875, Nr. 2639 (5747 ©.-U.). Die Klage des 
Pfandglänbigers, welcher die vor der Eoncurseräffnung erwirkte Execution durch⸗ 
geführt hat, über deſſen Zuftimmung jedoch ans dem Feilbietungserlöfe zunächft 
ber Bermiether mit feiner aus der Zeit der Eoncursmafle ſtammenden Mieth- 
zinsforderung Befriedigung erlangte — auf Erfaß des ihm hierdurch entgangenen 
Vorberungstheilbeträges von ter Mafle ift in 8. 1042 B. ©. nicht begründet. 
Ob eine Maffeihuld im Sinne des 8. 29 €. DO. vorliege, kann überhaupt 
nicht erörtert werben, ba ber Bermiether als Pfandgläubiger aus dem Mobilar- 
erlöfe befriebigt würde. Auch hat Kläger in die Priorität des Pfandrechtes des 
Bermiethers willigen müflen, weil er fie zu bejtreiten nicht in ber Tage war. 
Eine Maſſeſchuld wurde fohin, da eine folhe nicht geltend gemacht worben war, 
von dem klagenden Pfandgläubiger aud nicht bezahlt. 

Entſch. v. 7. Mai 1875, Nr. 2338 (6714 ©.-U.). Die Großmutter 
des wmebelichen Kindes, deſſen Mutter bereits geftorben und welches auch felbft 
nicht mehr am Leben if, fann ihre Anfprüce gegen den außerehelihen Vater 
auf Erſatz der Alimentationstoften nah 8. 1042 B. ©. nur geltend maden, 
wenn fle deſſen Vaterſchaft erweift; ſie ift daher mothwendig auch zur Klage 
auf Anerkennung der Vaterſchaſt legitimirt. 

Entf. v. 2. Yuni 1874, Mr. 5508 (5381 ©.-U.). Den Koften jener 
Erecutionsführungen, melde nicht zur executiven Verfleigerung ber Hypothek ge= 
führt haben, gebührt Fein Vorzugsrecht der Befriebighng aus dem Meiftbote. Ein 
ſolches Vorrecht gebührt nur deßhalb, weil zur Realifirung einer Pfandforderung 
mittelft Execution die Schägung und Weilbietung nothwendig if, mithin ber 
Exrecutionsführer A, welcher diefe Koften beftritt, einen Aufwand gemacht hat, den 
jeder Pfandzläubiger, um die Zahlung zu erlangen, hätte machen mäffen, weßhalb 
ihm nad) allgemeinen G.en und insbefondere nady den 88. 1041 u. 1042 B. ©. 
dieſer Aufwand zu erſetzen iſt. Diefer Fall tritt aber bei den Gläubigern B 
und O nit ein, da die Liegenfhaft nicht in Folge ihrer Executioneführung, 
ſondern auf Einſchreiten des A gefhägt und verfteigert worden iſt. Aus dem 
Umftande, daß von dem Hecurrenten E (nachfolgenden Pfanpgläubiger) bei der 
Bertheilungstagfahrt die Einwendung gegen den Anſpruch der Gläubiger B und O 
unterlaffen wurde, darf die Anerkennung feitens desſelben nicht gefolgert werden, 
weil bei diefer Tagfahrt ein contradictorifches Bf. mit deſſen gefeglihen Folgen 
nicht flattfindet und der Richter von Amtswegen zu beurtheilen bat, in welder 
Reihenfolge die Forderungen aus dem Meiftbote zu befriedigen feien. 

Entſch. v. 14. April 1874, Nr. 2882 (5329 ©.-U.). Im Falle einer 
Erfagpfliht nah 8. 1042 B. ©. fönnen den Schuloner nur jene gefeglicen 
Folgen treffen, die ans der Nichtbefriebigung des Klägers nad erfolgter Eins 
mahnung der Forderung fid ergeben, weßhalb hier die im 2. Abſ. des 8. 1334 
ibid. vorgefehenen Beftimmungen Anwendung finden. 

Entfh. v. 17. December 1873, ad Nr. 66 praes. (Manz’ihe Slg.; 
5177 ©.-U.). Der 8. 1042 B. ©. darf nit für fih allein, fondern 
muß im Zufammenhang mit den übrigen Beftimmungen über bie ©e- 
fhäftsführung ohne Auftrag in's Auge gefaßt werden. Die allge- 
meinen Bedingungen, von melden das R. des negotiorum gestor 
anf Erfag feiner Verwendungen abhängt, d. i. die Abſicht, für einen 
Anderen und im deffen Intereffe zu handeln, fowie die Angemeffen- 
heit des gemadten Aufwandes zu den Berhältniffen des Geſchäfts— 
herren 4 müffen aud im Falle des 9. 1042 B. ©. vorhanden fein. 
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Mit dieſer und weiterer Motivirung wurde einzutragen beſchloſſen in's Iubicatens 
Bud Rr. 11: A) Die von der außereheliden Mutter oder von einer 
dritten Berfon, welde das anferehelih geborne Kind während der 
Zeit, da es ſich felbft zu erhalten unvermögend war, verpflegie, an 
den Erzeuger desfelben geftellte Forderung auf Erſatz der bezüg- 
lien Unterhaltstoften ift nah den Grundſätzen des Civilrechtes in 
Angelegenheiten fremder Gefhäftsführung und insbefondere bes 
$. 1042 ibid zu beurtheifen und unterliegt vemnad nur ber ordent⸗ 
(den Big. nad $. 1479 ibid. und nit der vom $. 1480 oder 1489 
ibid. vorgefehenen kürzeren Big. b) Forderungen auf Leiftung von 
dur Tegtwillige Erklärung, Bertrag, Bergleih oder richterlichen 
Ausfpruh zur Berpflegung eines außerehelich geborenen Kindes dem 
Erzeuger desſelben oder deſſen Erben auferlegten, beflimmten, 
periopifh in Jahres» oder kürzeren Raten zu beridtigenden Geld» 
oder Naturalienbeiträgen unterliegen der im $. 1480 ibid. vorge 
fehenen kürzeren Big. 
. Entſch. v. 22. October 1873, Nr. 8543 (5111 G.-U.). Die 88. 167 
u. 168 B. ©. gewähren dem unehelichen Kinde da® R., die Verpflegung zu= 

nächſt von feinem Vater zu fordern und verpflichten den letzteren, aud wenn das 
Kind bei der Mutter oder bei Dritten von ihr beftellten Perfonen in Pflege ift, 
die Koften zu beftreiten, wobei es den Eltern nah 8. 170 ibid. freifteht, fich 
über den Unterhalt, die Erziehung und Verſorgung des Kindes mit einander zu 
vergleichen. Diefe Paragraphe ſprechen jedoch offenbar dem Rinde unb ber 
Mutter das R. zu, für die Zukunft die Verpflegung, beziehungsweife die Be 
fireitung der hierzu erforberfihen Koften zu verlangen. Wenn die Mutter von 
diefem R. keinen Gebrauch macht, fo Tann fie nicht ohme weiters auf 8. 1042 
ibid. fi) berufen, weil die Verpflegung eben nur für die Zufunft, nicht für die 
Bergangenheit nach den cit. Gejsgeöftellen vom Vater zu leiften if. Mochte 
nun der Geklagte durch bie ganze oben erwähnte Zeit in der Lage gewefen fein, 
die Berpflegungstoften ganz oder zum Theile zu beftreiten, oder die Mittel hierzu 
nicht defeflen haben, — in jedem Falle hat die Mutter des Kindes, als fie die 
Koften auf fih nahm, eine nad 8. 166 ibid. ihr obliegende Verbiudlichkeit er- 
fült und für das, was fie in Erfüllung ihrer Pflicht geleiftet hat, Tann fie feinen 
Erfag begehen. Dieß gilt im gegenwärtigen Falle umfomehr, als der. Ge 
Hagre allenfalls im Stande geweſen wäre, wenigſtens einen Beitrag zu den Ber- 
rflegungöfoften zu geben, wenn bie Mutter gleich nach der Geburt des Kindes 
feine Verpflichtung hierzu für die Zukunft mit einem monatlid im vorhinein nad) 
8. 1418 ibid. zu leiftenden, vom Richter zu beftimmenden Betrage hätte fef- 
ftellen lafjen, während fie dermal ein Capital begehrt, ohne darzuthun, daß ber 
Geklagte nad) feinen Vermögens- und Erwerbsverhältnifien, welche nah $. 166 
ibid. zu berüdfidtigen find, die Zahlung desfelben Ieiften könne. — Worſpr. den 
neueren Entſch.en.] . 

Entſch. v. 3. Jänner 1873, Nr. 11862 (4828 ©.-U.). Aehul. ver 
Entf. Nr. 8543 ex 1873. 

Entſch. v. 21. November 1872, Nr. 11862 (4786 ©.-U.). Durch das 
Pat. v. 7. September 1848, Nr. 1180 I. ©. ©., wurde an ber Verpflichtung 
der Örundobrigfeiten zur Beiftelung des Schulholzes nichts geändert; das Aufr 
hören diefer Berpflihtung ausdrücklich im M. Erl. v. 15. December 1848 nur 
in Ausſicht geftelt (8. 391 der polit. Berfaflung der deutſchen Boltsfchulen, 
©. v. 13. September 1864, 88. 2, 20). Die Berpflihtung der Gemeinde zum 
Erſatz eines Dritteld des von der Grundobrigkeit in der Zeitperiode 1848—1864 
gelieferten Schulholzes Tann daher nım in dem falle ausgefproden werben, wo 
nad) früheren ©.en ihr felbft die Beiftelung des Drittel oblag (8. 1048 B. ©.). 
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Eutfd. v. 12. November 1872, Nr. 9168 (Manz’ihe Slg.; 4770 ©.-U.). 
Eingetragen in's Spruchrepertorium Ar. 29: Der unehelihe Vater iſt nad 
den combinirten Anordnungen ber 88. 167 u. 1042 B. ©. verpflidtet, 
aud ber unehelihen Mutter die von ihr für die Verpflegung des 
unehelihen Kindes beftrittenen Koften aufihr Begehren zu erfegen, falls 
‘er nit beweifet, daß er während des Zeitraumes, für welden diefer 
Erfag von der unehelihen Mutter angejproden wird, außer Stande ge— 
a fei, diefe Verpflegung zu leiften. 

Entfd. v. 25. Juli 1872, Nr. 7209 (Manz’ige Slg.). Daß auch 
der unehelihe Vater verpflichtet fei, bie Koften der Beerdigung bes 
Kindes zu tragen und, wenn diefelben — wie im vorliegenden Falle 
— inzwifhen von einem Dritten gededt worden find, dem legteren 
zu vergüten, ergibt fi Mar genug and der Natur der Sade, aus 
dem Wortlaut der 88. 166, 167 u. 1042 B. ©. und aus dem Geift 
biefer zum Schuge ber unehelihen Kinder und zur Dedung ihrer 
leiblihen Bepürfniffe erlajienen Ge, während aus den für die ent- 
gegengefegte Anfhauung geltend gemachten Beftimmungen bes $. 549 
ibid. nicht hervorgeht, daß der unehelihe Bater des verftorbenen 
Kindes, welches kein eigenes Vmgn. hinterließ, nicht verhalten wer— 
den könne, die Koften der angemefjenen Leihenbeftattung zu tragen 
und dadurch dem Kinde ben legten Dienft der leiblihen Pflege zu 
leiften. Aus diefen Gründen wurde eingetragen in's Spruchrepertsrium Ar. 10: 
Der unehelihe Vater ift nad Maßgabe und während der Dauer feiner 
Alimentationspfliht aud verbunden, die Koften der angemejjenen 
Beftattung feines mit Tod abgegangenen Kindes zu beftreiten. 

Entſch. v. 26. Juni 1872, Nr. 6386 (4642 ©.-U.). Durch die ver- 
tragsmäßige Uebernahme aller auf dem gefauften Gute haftenden Grundlaſten 
und jährlihen Renten ift ter in $. 1042 B. ©. begründete Anfprud auf Erfag 
für die bezahlten rüfflänbigen Renten nicht ausgeſchloſſen. Da das Klagerecht 
in tem cit. Paragraphen begründet if, kann von einer Evictions- 
leiftung und deren angeblicher Bjg. nit die Rebe fein. 

Entf. v. 233. Mai 1872, Nr. 3779 (4613 G.⸗U.). Der wider das 
uneheliche Kind erhobene Anfprud auf Erfag der Koften früherer Verpflegung 
aus deſſen fpäter erworbenem Vmgn. ift ungegründet. Wenn auch die Koften 
ber Erziehung und Verpflegung desſelben nah 88. 150, 220, 221 B. ©. zu- 
nächſt aus feinem eigenen Vmgn. zu beftreiten find, fo können zweifellos bie 
nit einmal für die laufenden Ausgaben hinreichenden Einkünfte, 
und gar das Capital ſelbſt nicht für die Verpflegskoſten verwendet 
werden, welche zu einer Zeit erwachſen fein follen, als ein foldes 
Bmgn. noch nit vorhanden war. Für jene Zeit kann es fid nidt 
um einen Aufwand handeln, der nad dem ©. aus dem Bmgn. des 
Kindes zu machen war, weßhalb bezüglich dieſer Zeitperiode dem Berpfleger 
überhaupt nur ein Anfprud wider jene Berfonen zuftehen Tönnte, welche zur 
Verpflegung des außerehelichen Kindes verbunden find, wenn basfelbe fein Vmgn. 
befigt, deſſen Einkünfte hierzu genügen (88. 166, 167 n. 1042 ibid.). 

Entſch. v. 1. Mai 1872, Nr. 4002 (4593 G.⸗U.). Die Forderung 
auf Erfag der Einfommenfteuerbeträge, welche ber zur Leiftung des Gelvaus- 
gedinge® Berpflihtete Jahre hindurch nicht dem Ausnehmer in Abzug gebracht 
hatte, wozu er nad 8. 6 kaif. Pat. v. 10. October 1849, Nr. 412 R. G. B., 
berechtigt gemefen wäre, ift in 8. 1042 B. ©. nicht begründet, da ihm bie 
Zahlung der Steuern oblag und er daher feinen Aufwand beftritt, ven der Aus- 
nehmer hätte machen müflen; von ver irrthümlichen Zahlung einer Nichtſchuld 
aber nad $. 1431 ibid, nicht die Rebe fein Tann, weil der Leiftungspflichtige 
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nicht einmal behauptet hat, daß ihm bie Bereditigung zum Abzug der Steuer 
unbelannt war. £ b 

Entf. v. 8. November 1871, Nr. 4762 (4306 ©.-U.). Die Mutter, 
welche von dem außerehelichen Bater ihres Kindes den Erfag der Alimentationd- 
toften pro praeterito fordert, hat zu erweifen, daß der uneheliche Bater den Er⸗ 
fa zu leiften im Stande ift (88. 167 u. 1042 8. ©.) [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 2. November 1871, Nr. 4347 (4295 G.-U.). Nach 8. 1042 
2. ©. kann ein Erfag für Privatunterricht, Beranflaltung von Hochzeitsfeier⸗ 
lichkeiten ꝛc. nicht gefordert werden, weil Niemand verbunden ift, einen ſolchen 
Aufwand zu machen. 8. 1042 cit. fegt voraus, daß ein Aufwand in der In⸗ 
tention gemacht wurde, dadurch einen Anderen, für welchen er gemacht wurbe, 
zu obligiren. . 

Entſch. v. 11. Mai 1871, Nr 5252 (4167 ©.-U.). Der Berpäcter 
bat Anfprud auf Erſatz des Anbaues eines wiewohl widerrechtlich dem Pächter 
entzogenen Grundſtückes. Diefer Anſpruch ift aber nit im $. 1042 B. G., 
fondern nach 88. 338, 336 u. 1037 ibid. begründet. 

Entfd. v. 20. April 1871, Nr. 2261 (4135 G.-U.). Aehnl. der Entf. 
Nr. 11862 ex 1872. 

- Entſch. v. 30. März 1871, Nr. 1205 (4115 G.-U.). Aehnl. ver 
Entſch. ad Nr. 66 praes. ex 1873, Judicatenbuch Nr. 83, lit. a. 

Entſch. v. 16. März 1871, Nr. 10556 (4096 ©.-U.). Die in ven 
88. 167 u. 1042 B. ©. begründete Verpflichtung des unehelihen Vaters zum 
Erſatz der Koften ber Verpflegung des außerehelihen Kindes ift weder nad 
'8. 1489 ibid., da es fih nicht um einen der Mutter oder dem Dritten als 
Derpfleger zugegangenen Schaden handelt, noch nad $. 1480 ibid. verjährt, da 
die Pflicht des Klagers zur Leiflung der Alimente bis zum Zeitpunkt der Seldft- 
erhaltungsfähigfeit des Kindes durch Urtheil anerlannt ift und bie Forderung 
der Alimente nicht mit dem Beginn eined jeden Monates erft ent- 
ſteht, ſondern durch den 8. 1418 ibid., wornach Alimente wenigftens 
anf einen Monat vorausznzahlen find, nur die Raten, in welden 
die Schuld zu zahlen if, bezeichnet werden, es fi daher nicht nm 
eine monatlihe Rente im Sinne des 8. 1480 ibid. und des Schluß. 
fages des Juſt. M. Erl. v. 21. Iuli 1858, Nr. 106 R. G. B., hanbelt. 

Entf. v. 4. Jänner 1871, Nr. 5654 (4004 ©.-U.). Die Kindesmutter, 
welche den Erſatz der Alimentationstoften vom außerehelihen Vater ihres Kindes 
pro praeterito anſpricht, hat zu erweifen, daß derjelbe diefen Erſatz zu leiften 
im Stande ift. [Aehnl. der Entſch. Nr. 4762 ex 1871.] 

Entid. v. 6. December 1870, Nr. 6477 (4417 G. U.). Die im 8. 167 
B. ©. dem unehelihen Vater vorzüglich auferlegte Verbindlichkeit zur Verpflegung 
des unehelihen Kindes wirb durch die zeitweilige Unfähigkeit des Vaters, dieſe 
Leiftung zu präftiven, nicht aufgehoben. Die von der Mutter während ber 
Dauer viefer Unfähigkeit geleiftete Verpflegung begründet dem unehelichen Bater 
gegenüber nad $. 1042 ibid. den Anſpruch auf Erſatz, fobald der außereheliche 
Bater ihn zu leiften im Stande ift, und diefer Anſpruch unterliegt nicht der im 
8. 1480 ibid. normirten Berjährungsfrift. 

Entjd. v. 30. November 1870, Nr. 9146 (3974 ©.-U.). Bormund 
und Mutter des Kindes müſſen mit der Klage wider den unehelihen Vater 
abgewiefen werben, da fie nicht behauptet haben, ſelbſt den Aufwand für die 
Erhaltung des Kindes beftritten zu haben, indeß nur der Dritte, welcher 
ihn befteitt, deſſen Erfag von dem unehelichen Vater forbern lann (88. 167 m. 
1042 8. ©.). 

Entfc. v. 28. October 1870, Nr. 1497 (8930 ©.-U.). Der Erfag- 
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forberung des Sequefters gebührt der Vorrang bei der Meiftbotvertheilung vor 
allen Hypothelarforderungen. — Worſpr. der Enifh. Nr. 435 ex 1876.] 

Eutſch. v. 26. October 1870, Nr. 8281 (3923 G.-U.). Der Pächter, 
welder in Pauſch und Bogen pachtete, hat nah 8. 1099 B. ©. alle Laften 
mit Aueſchluß der hypothelariſchen zu tragen; aljo auch die Laſt der Einquar— 
tierung. Wußerorbentlihe Unglüdsfälle, zu welden audy ber Krieg gehört, geben 
— unter der Borausfegung der 88. 1104 u. 1105 ibid. — nur das R. auf 
vollen oder theilweifen Zinsnachlaß; berechtigen aber keineswegs zur Forderung 
des Erfages eines bei diefem Anlaß erlittenen Schadens. $. 1042 ibid. ift 
vorliegenden alles nicht anwendbar. 

Entfd. v. 8. October 1870, Nr. 1607 (3898 ©.-U.). Wehnl. ver 
Entſch. Nr. 8281 ex 1870. 

Entſch. v. 15. Juni 1870, Nr. 1692 (4406 ©.-U.). Der Vater kann 
nicht angehalten werden, die Koften des Unterhaltes demjenigen zu erfegen, ber 

nicht nur ohne Auftrag, fondern fogar gegen feinen Willen die Kinder in bie 
Pflege genommen hat [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 3. März 1870, Nr. 2234 (3739 ©.-U.). Die Piquidirung 
der Erecutionsloften, welde zum erecutiven Verkauf aufgewendet wurden, als 
Borzugspoften bei ver Meiftbotvertheilung ift in 88. 1041 u. 1042 B. ©. 
und durch dad Hofo. v. 19. November 1839, Nr. 388 I. ©. ©., gerechtfer⸗ 
tigt [Schlußfolgerung]. 

Entjd. v. 20. Jänner 1870, Nr. 14937 (3677 ©.-U.). Der Anſpruch 
des Verpflegers des vaterlofen unehelihen Kindes auf Erfag der Alimentations- 
koſten gegen die Mutter unterliegt nicht der Trienalverjährung des $. 1489 8. ©., 
weil es fih bier niht um eine Entfhädigung im Sinne des $. 1293 ibid.; 
fondern um einen Erſatz des gemachten Aufwandes nad) $. 1042 ibid. handelt. 

Entid. v. 2. December 1869, Nr. 10779 (3591 ©.-U.). Die Zind- 
kreuzer find als eine den Miether treffende Gemeindeumlage zu betrachten; fie 
können baher auch ohne befondere Verabredung von Seite des Bermietherd ger 
fordert werden. - 

"Entf. v. 21, October 1869, Nr. 8433 (3541 G.-U.). Bon ber 
außerehelihen Mutter, welde das Kind verpflegte und während ber ganzen Ver— 
pflegungszeit von dem unehelihen Bater keinen Erſatz der Koften forderte, muß 
angenommen werben, daß fie als ihrer eigenen Verpflichtung nachlommend bie 
Alimentation leiftete, e8 wäre denn, daß ein ausprädliches Uebereinfommen zwie 
ſchen den außerehelihen Eltern dießfalls zu Stande fam (8. 863 B. ©.). Die 
Klage der Mutter wider die Erben des außerehelichen Vaters ift daher abzuweifen. 

Entſch. v. 18. Mai 1869, Nr. 1371 (3426 ©.-U.). Der vom Dienft- 
herein zu dem min. Bedienſteten geholte Arzt kann die Zahlung des Honorare 
nur aus der Thatſache der Veftellung nad 8. 1152 B. ©. ven dem Dienfl- 
geber, in deſſen Berpflegung ber Kranke ſtand, begehren; dem Dienfigeber bleibt 
es überlaffen, allenfalls den Erfag nad 8. 1042 ibid. vom Bater des Bedien⸗ 
fteten zu fordern. 

Entſch. v. 7. April 1869, Ne. 37231 (3366 ©.-U.). Die Koften der 
executiven Schägung und Feilbietung fint folge, welche zur Realifirung des 
Pfandrechts fänmtlicher Gläubiger, fomit in ihrem gemeinjamen Intereſſe ge⸗ 
madt wurden. — Erwerb und Einfommenfteuern find nur Perfonalfteuern, haften 
fomit nicht auf dem Reale als ſolchem. 

Entf. v. 19. Februar 1869, Nr. 448 (3304 ©.-U.). Die Brand» 
ſchadenverſicherungs⸗ Geſellſchaft ift bereitiget, von dem Beſchädiger den Erfah 
des durch fein Verſchulden ihr zugefügten Schadens zu verlangen. 

Entfd. v. 10. December 1868, Nr. 11117 (3640 ©.-U.). Aehnl. ber 
Entf. Nr. 11862 ex 1872. 
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Entſch. v. 10. Decenber 1868, Nr. 1116 (3639 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 11117 ex 1868. 

Entſch. v. 23. Juni 1868, Nr. 6434 (3085 ©.-U.). Ueber die Klage 
ber Pflegerin eines in ber geflagten Gemeinde heimatsberechtigten Kranken auf 
Erfag der Berpflegstoften ($. 1042 B. ©.) find die Gerichte nicht competent; 
benn fie müßten hierbei aud die Frage der Verpflichtung ber Gemeinde zur 
Pflege der Kranken entſcheiden, welche Frage zur Competenz der politiihen Be- 
22 acht (88. 36, 39, 44 Heimatögef. v. 3. December 1863, Nr. 105 

. 6.8). 


Entf. v. 12. Mai 1868, Nr. 3341 (3629 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 11117 ex 1868. 

Entſch. v. 22. April 1868, Nr. 3563 (©. H. 1868, Nr. 52). Die 
Koften des Eurators eines Abwefenden für beflen Vertretung können dem Gegner 
bes vertretenen Streittheiles nicht auferlegt werben. 

Entfd. v. 21. Jänner 1868, Nr. 11361 (2976 G.-U.). Der Bruder 
fann die Koften der Verpflegung feiner Schwefter nicht ans dem Titel des 
$. 1042 8, ©. fordern, weil er nad dem verwandtfdaftlihen Berhältniß und 
nad allen Umftänden fi offenbar mit den häuslihen egenfeiftungen ver 
Schweſter zufrieven gab und mit mehr Berechtigung gejelgert werden muß, 
daß er durch jahrelanges Nichtgeltendmachen feiner dießfälligen Anſprüche auf 
diefelben überhaupt verzichtet habe, 

Entf. v. 12. September 1867, Nr. 7990 (2852 G.-U.). Bei Liqui⸗ 
dirung der Relicitationstoften als Borzugspoften ift der Erfolg ver Relicitation 
nicht maßgebend, denn den Relicitationskoften gebührt das Vorzugsrecht nicht aus 
dem Gefihtspunfte des 8. 1037 B. ©., fondern nad $. 1042 ibid. und Hofp. 
v. 19. November 1839, Nr. 388 9. ©. S.; weil die Relicitation nur eine 
Erneuerung der früheren Feilbietung ifl. 

Entid. v. 12. September 1867, Nr. 7990 (G. Ztg. 1868, Nr. 13). 
Die Relicitationsloften haben ein Vorzugsrecht vor allen Öhpothelarforderungen; 
der Relicitationswerber ift berechtigt, die Zahlung der Relicitationsfoften aus dem 
Erlöſe ver Relicitation nod vor der Meiftbotvertheilung zu verlangen, und muß 
ſich dießfalls nicht an den erſten Erſteher over an deſſen allfällig verfallenes 
Vadium halten. 

Entf. v. 23. Yuli 1867, Nr. 6333 (©. Big. 1867, Nr. 72). Der 
Caurator ad actum lann die Bezahfung feiner Erpenfen von demjenigen anfprechen, 
in deſſen Interefie er thätig mar, vorliegend alſo von der Gegenpartei. — 
[Vorfpr. der Entf. Nr. 3563 ex 1868.] 

Entſch. v. 13. März 1867, Nr. 1356 (2756 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 14987 ex 1870. 3 

Entſch. v. 26. Februar 1867, Nr. 779 (2747 ©.-U.). Durch Zuwei⸗ 
fung der Sappoften zur Zahlung an ven Erfteher einer executiv veräußerten 
Realität entfteht für viefen eine perſönliche Verbindlichkeit zur Zahlung auch 
gegenüber dem früheren Perfonalſchuldner, und ift diefem, wenn er die Zahlung 
teiftet, vom Exfteher hierfür Erſatz zu leiften. 

Entf. v. 13. Februar 1867, Nr. 523 (©. H. 1867, Nr. 37). Wer 
ein Kind aus der Findelanftalt mit der Beſchränkung in Pflege übernimmt, daß 
hierfür von ber Anftalt ein Entgelt nicht geleiftet werde, hat ein foldhe® von ten 
Eltern des Kindes nicht anzuſprechen. 

Entſch. v. 6. Februar 1867, Nr. 891 (2735 G.⸗U.). Auf die Vater 
[haft muß bei VBorhandenfein der VBorausjegungen des 8. 163 B. ©. erkannt 
werden, aud) wenn bie Alimentationsanfprüde nicht zu R. beftehen. — Wenn die 
Mutter der ihr nad 88. 166, 167 u. 171 ibid. mit obliegenden Alimentations- 
pflicht freiwillig nahfommt, hat fie vafür keinen Erfag zu fordern. 
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Entf. v. 10. October 1866, Nr. 8076 (2636 ©.-U.). Die väterlih n 
Großeltern find vor den mäütterlihen zur Alimentation des verwaiften Kindes 
verpflichtet; Tegtere haben daher, wenn fie die Verpflegung beftreiten, den Erſatz⸗ 
anſpruch an erflere im Sinne des $. 1042 B. ©. ($$. 143 u. 1220 ibid.). 

Entf. v. 4. Yuli 1866, Nr. 5993 (2537 ©.-U.). Der Miether, 
welder fih zur periodifhen Reinigung der Senfgruben verpflichtete, dieſelbe aber 
zu Ende ber Beſtandzeit nahezu vollgefült Hinterläßt, während er fie höchſtens 
theilweife gefüllt übernommen hat, ift nad) $. 1042 B. ©. verpflichtet, dem Ver · 
miether den zur vollftändigen Reinigung der Oruben gemachten Aufwand zu erjegen. 

Entſch. v. 24. April 1866, Nr. 3559 (©. 9. 1866, Nr. 57). Die 
Executionstoften find als Borzugäpoft vor allen anderen Olänbigern aus dem 
Meeiftbote zu befriedigen, ſelbſt wenn ver Erecutionsführer mit feiner Forderung 
nicht mehr zum Zuge kommt. 

Entfd. v. 20. Februar 1866, Nr, 1475 (2395 G.⸗U.). Zu den ein 
Vorzugsrecht genießenden, weil in allen Fällen nöthigen und daher allen Sag: 
Hlänbigern zum Nuten gereihenten Schägungs- und Feilbietungstoften gehören 
nicht nur die betreffenden Gerihtscommiffionstoften, fondern aud die Koften des 
Anſuchens um diefe Executionsacte u. f. f. 

Eutid. v. 24. Jänner 1866, Nr. 596 (2373 G.-U.). Die Koflen der 
egecutiven Schägung und Feilbietuag, wodurd dad Gut zur Beräußerung gebracht 
wurde, find nad $. 1042 B. ©. ald Vorzugspoft glei den Steuern zu liqui⸗ 
diren, weil jeder Gläubiger, um fein Hypothelarreht auszuüben, vie 
Schätzungs- und Feilbietungstoften nad dem ©. hätte beftreiten müffen. 

Entſch. v. 29. Auguft 1865, Nr. 7143 (2265 ©.-U.). Nur bie 
Schägungs- und Feilbietungs-, nit aud andere Executionskoſten find ald Bor- 
zugspoſten zu behandeln, da nur erftere allen Satgläubigern zu Gute kommen. 

Entjd. v. 21. Mai 1865, Nr. 4217 (©. 9. 1865, Nr. 81). Wenn 
der abgetretene Bormund nach gelegter Rechnung eine bei der Rechnungslegung 
ber obervormundfhaftlihen Prüfung zu unterziehen geweſene Poft wider feinen 
ehemaligen Mündel einklagt, liegt dem Bormunde der Beweis ob, daß er die 
bezüglichen Auslagen aus feinem eigenen Bmgn. beftritten, und daß er dieſe Poft 
nicht bereits in Rechnung gebracht habe. 

Entſch. v. 1. Februar 1865, Nr. 804 (2110 ©.-U.). Aehnl. der 
Plenar-Entfd. Judicatenbuch Nr. 81. 

Entſch. v. 2. November 1864, Nr. 8426 (2003 ©.-U.). Wenn eine 
dritte Perfon im Auftrage der Mutter eines unehelihen Kindes deſſen Verpflegung 
beftreitet, kann fie von dem Vater besjelben aus dem Rechtstitel der Gejhäfts- 
führung ohne Auftrag der Vergütung der gehabten Auslagen nicht beanſpruchen. 

Entſch. v. 10. Auguft 1864, Nr. 5889 (1961 ©.-U.). Den Erecutiond» 
koften insgefammt gebührt das Vorzugsrecht vor den Pfandforderungen (Hofd. 
v. 19. November 1839, Nr. 388 9.8. S., 8. 11 und Civ. Pr. O. für Ungarn 
8. 564 — 8. 1042 2. ©.). 

Entſch. v. 29. März 1864, Nr. 1911 (1889 ©.-U.). Die Anfprüde 
nad) $$. 166, 167 u. 1042 B. ©. unterliegen nicht ver Big. nad) 88. 1480 
oder 1489 ibid. — Die Mutter hat von dem außerehelihen Bater keinen Er— 

ſatz ber Koſten für die ihr mitobliegende Verpflegung zu beanfpruchen, wenn nad) 
der Sadjlage angenommen werden muß, daß fie dieſe Verpflegung nicht im defjen 
Vertretung, fondern als ihr obliegende, auf fih genommen hatte. 

Entſch. v. 20. Auguft 1863, Nr. 5732 (1775 ©.-U.). Der Vater 
eines unehelihen Kindes ift nicht verpflichtet, Forderungen für geleiftete Alimen- 
tation, welche von anderen Perfonen 'mit Uebergehung der gefeglihen Vertreter 
des Kindes an ihn geftellt werben, zu berüdfichtigen. [?] 

Entſch. v. 19. Auguft 1863, Nr. 5636 (Manz'ihe Slg.). Die Ere- 
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cution auf ein unbeweglihes Gut ift als ein partieller Concurs an- 
sufehen, welcher fi von dem allgemeinen bloß durd die Beſchrän⸗— 
tung auf die Elaffe der Hypothefargläubiger unterfceidet. In dem 
allgemeinen Eoncurfe aber werden die von dem Maffeverwalter 
veranlaften Koften der Schägung, Feilbietung und Bertheilung des 
Maffevermögens nad 8. 14 b der [alten] C. D. vor allen Gläubi- 
gern aus bem Maffevermögen befiritten; überdieß erſcheinen bie 
Koften der Schägung und Feilbietung eines in Erecution gezogenen 
unbemwegliden Gutes und die Bertheilung des Meiftbotes eigentlih 
nur als ein von einem Öläubiger zum Beten aller vorfhußweife 
befirittener Aufwand, welder nad den 88..1041 u. 1042 B. ©. dem- 
jenigen, der ihn gemacht hat, erfegt werden muß. Demgemäß wurbe 
einzutragen beſchloſſen in's Judicatenbuch Ar. 57: Die aus Anlaß einer 
auf ein unbeweglihes Gut geführten Erecution erwadfenen noth« 
wendigen Koften der Schägung und Feilbietung des Gutes und ber 
Bertheilung des Meiftbotes find aus dem Erlöfe vorzugsmeife vor 
deffen Vertheilung unter die Gläubiger zu erfegen. 

Entf. v. 30. Jänner 1863, Nr. 4588 (1750 ©.-U.). Die Erecutiond- 
und Liquidirungstoften kommen bei der Vertheilung des Kaufſchillings, wenn fie 
ſchon nicht vorzugsweife befriedigt werben, jebenfall® mit ber Forderung des 
Erecutionsführer® zum Zuge. 

Entſch. v. 17. December 1862, Nr. 8467 (1617 G.-U.). Der Eon- 
curmafjeverwalter Tann für feine Mühemaltung ben Erſatzanſpruch felbft gegen 
tie pfandbededten Wecjfelgläubiger des Cridatars geltend machen. 

Entſch. v. 25. September 1861, Nr. 6306 (1393 G.-U.). Wenn der 
Berläufer einer Realität legtere mit allen Vortheilen und Rechten, die an ber 
Wirthſchaft hängen, verlauft hat, uud er Steuern für eine Zeit vorausbezahlt 
hat, da feine Nachfolger Befiger waren, lam er biefe Steuer zurüdforbern. 

Entf. v. 20. Auguft 1861, Nr. 5486 (Manz’ihe Slg.). Die Klage 
des Vormundes wider den außerehelihen Vater des Mündels wurde ans dem 
Titel der Verpflichtung des unehelihen Vaters, fein Kind zu ver- 
pflegen, im Namen und nur zum Bortheile des Kindes geftellt, fie 
ift aber, foweit fie auf den Zeitraum vor Ucherreihung der Klage zurück— 
greift, im ©. nit begründet; denn ein unehelihes Kind kann vie Ber- 
pflegung, welche ed, wenn auch von einem Dritten, ſchon erhalten hat, 
von feinem unehelihen Bater nicht mehr fordern (pro praeterito nemo 
alituar). Wohl könnten diejenigen, welde das Kind verpflegt und 
fo einen Aufwand beftritten haben, welder dem unehelihen Vater 
obgelegen wäre, nad 88.167 u. 1042 B. ©. den Erfag des Aufwandes 
verlangen; doch im vorliegenden Falle wurde aus diefem Titel die 
Zahlung der verfallenen Berpflegstoften nit gefordert. Mit dieſer 
Motivirung wurde eingetragen in's Jubicatenbuh Nr. 40: Dem Vormund 
eines unehelihen Kindes fommt in diefer Eigenſchaft kein Klagerecht 
gegen den Vater besfelben auf Zahlung der vor Ueberreihung der 
Klage für defien Verpflegung von der Mutter oder einem Dritten 
beftrittenen Koften zu. " 

Plenar-Entfd. v. 24. October 1860, Nr. 8833 (1214 ©.-U.). Wenn 
eine Mutter vie Berpflegung ihres unchelichen Kindes aus Eigenem beftritten hat, fo 
kann fie allerdings den Erſatz dieſes Aufwandes von dem unehefihen Vater nach 
8. 1042 B. ©. begehren, und es erleidet auf einen ſolchen Erfaganfprud weder 
der Begriff der im $. 1489 ibid. erwähnten Entſchädigungsklage noch der einer 
jährlien Rente nad $. 1480 ibid. Anwendung. — Die Mutter, nicht aber 
der Vormund des Kindes ift berechtigt, dieſen Erſatz zu fordern. 


U. Theil. 22. Hauptft. Bevollmächtigung. $. 1042. 773 


Entf. v. 22. Februar 1860, Nr. 1727 (1089 ©.-U.). Der aufer 
eheliche Bater ift zur Alimentation des Kindes von Tage der Geburt an ver- 
pflictet; die Rüdftände der BVerpflegungs- und Erziehungsraten verjähren, auch 
wenn fie von Dritten für den faumfeligen Vater vorgeſchoſſen wurden, nicht 
binnen 3, fondern binnen 30 Yahren (8. 1042 8. G.). — Worſpr. der 
Entſch. Nr. 66 praes. ex 1873.) Es ift für den Erſatzauſpruch pro praeterito 
irrelevant, ob berfelbe von der Mutter behalten oder ihrem Kinde überlaffen wird. 

Entſch. v. 31. Auguſt 1859, Nr. 9683 (851 ©.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 8823 ex 1860. 

Entſch. v. 27. Iuni 1859, Nr. 7291 (822 ©.-U.). Es ift zur Geltend- 
madung der Erſatzanſprüche nad F. 1042 B. ©, keineswegs unumgänglich noth- 
wendig, daß bie befriedigten Gläubiger ihre Forderungen dem Zahler förmlich 
abtreten; denn die 88. 1358 u. 1423 ibid; beredtigen bloß denjenigen, welcher 
für einen Anderen Zahlung geleiftet hat, auf die Abtretung der Forderung gegen 
den befriedigen Gläubiger zu dringen, ohne jedoch eine foldhe Ceſſion zur ve⸗ 
dingung des Erfaganiprudes zu machen. - 

Entfd. v. 2. März 1859, Nr. 2049 (2054 ©.-U.). Eine Entſchädi⸗ 
gungsflage, welche nad 8. 1489 B. ©. ver dreijährigen Big. unterliegt, fegt 
einen zugefügten Schaden voraus; eine Klage auf Rüderftattung eines Yufıwandes, 
den jemand für einen Anderen gemadt hat, im Sinne des $. 1042 ibid, fann 
alfo nicht als eine Enıfhäpigungsflage angefehen werden, und unterliegt ber 
Big. von 30 Jahren nah 8. 1479 ibid. 

Entfd. v. 22. Februar 1859, Nr. 1577 (733 ©.-U.; P. ©. 865). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 8623 ex 1860. 

Entſch. v. 27. October 1858, Nr. 11224 (646 ©.-U.; P. ©. 34). 
Der Bater ift nur verpflichtet, feinen ehelihen unmändigen Kindern den Unter- 
halt im eigenen Wohnhanfe zu leiften; wenn daher ein Kind ohne gegründete 
Beranlaffung aus dem väterlihen Haufe ſich entfernt, fo ift derjenige, welcher 
ibm Unterfland gibt, nicht berechtigt, den Erſatz des Unterhaltes vom Bater nad) 
88. 1042 u. 135& B. ©. zu verlangen. i 

Entf. v. 27. April 1858, Nr. 4164 (652 ©.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 4588 ex 1863. 

Entfd. v. 1. December 1857, Nr. 11878 (P. ©. 861), Wenn eine 
Privarbrüde vom Feinde zerflört und über deſſen Unordnung von einer hierzu 
nicht verpflichteten Gemeinde wieder hergeftellt wird, fo ift diefe nicht berechtigt, 
vom Egthr. der Brüde den Erfag des für die Herftellung derfelben gemachten 
Aufwandes zu begehren. = 

Entfd. v. 5. Mai 1857, Nr. 4279 (338 G.-U.; P. ©. 56 u. 66). 
Die bis zum Tage der überreihten Klage verfallenen und von einem Dritten 
beftrittenen Unterhaltungsfoften Können nicht von der Mutter oder dem Vormunde 
als Unterhaltungsbeiträge für das unehelihe Kind des Geflagten im Sinne des 
8. 167 B. ©. angefprodhen, fondern diefe Koſten müffen von dem Dritten, als 
im Sinne des 8. 1042 ibid. gemachter Aufwand beſonders eingellagt werben. 

Entfd. d. 15. April 1857, Nr. 2965 (330 G. U.; B. ©. 864). Der 
Wiederherſieller eines abgebrannten Hhpothelargutes fann den Erſatz feiner 
Leiftung von den Hhpothelargläubigern aus dem Zitel der Gefchäftsführung nach 
8. 1042 B. ©. nidt begehren. x 

Entſch. v. 14. October 1856, Nr. 9849 (226 ©.-U.; P. ©, 859). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 2049 ex 1859. 

5 Entjd. v. 30. Yuli 1856, Nr. 7269 (212 ©.-U.; P. ©. 863). Die 
Koften ver im Concurswege veräußerten aber ſchon vor der Concurseröfinung 
wechſelrechtlich gepfändeten Sachen hat der Wecjjelgläubiger verhältnigmäßig zu 
tragen, 

Mehl, Hürgl. Geſetb. erl. 50 
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Entf. v. 13. Februar 1855, Nr. 373 (71 ©.-U.; P. ©. 860). Die 
ortsgebrãuchlichen Leichenkoſten können gegen die Erben auch in dem Falle ein- 
geflagt werben, wenn biefelben nit von ihnen, ſondern von einer anderen Perfon 
beflellt werben, weil bier die Borausfegung des $. 1042 B. ©. zutrifft. 

Entf. v. 20. Auguft 1852, Nr. 8361 (P. ©. 858). Wenn bei dem 
Berfaufe eines unbeweglihen Gutes auf Ießterem eine Schulpforvernng oder eine 
jährliche Leiftung grundbücherlich verfihert ift und deren Uebernahme von Seite 
bes Käufers nicht befonders bedungen wurde, fo fteht dem Käufer, falls er diefe 
Schuldforderung getilgt oder bie jährliche Leiftung entrichtet hat, das Rüderfag- 
vecht gegen den Käufer der Realität zu. 


(8. 1048 — vgl. bei z. 1048 cit.; Feuerlöſchordn. politiſche Wbg.en, Seerecht.) 
8. 1043. Hat Jemand in einem Nothfalle, um einen größeren Schaden von fih und An- 
dern abzuwenden, fein Eigenthum aufgeopfert; fo müſſen ihn Alle, welche daraus Bortheil 
sogen, verhältnißmäßig entfhädigen. Die ausfüprliere Anwendung biefer Borſchrift auf 
Seegefahren ift ein Gegenftand der Seegeſetze. 

Xntſch. v. 28. October 1870, Nr. 4947 (3930 ©.-U.). Den Seque- 
ftrationstoften gebührt bei der Meiftbotvertheilung das abjolute Vorzugsrecht 
und kann hierbei von den einzelnen Gläubigern fi nicht auf die Vorfchrift der 
88. 1036— 1043 B. ©, bezogen werden ($$. 122, lit. b, 394, 423 gal. G. O.). 

Entf. v. 15. April 1857, Ne. 2965 (330 ©.-U.). Die Grundſätze 
ter 88. 1041, 1042 u. 1043 B. ©. find nicht anwendbar auf den Yall, da 
der Egthr. einer Pfandfahe auf diefe einen Aufwand machte, nod aud va fonft 
jemand in irgend einer Weife zur Erhöhung tes Werthes der Pfandſache bei 
trug (Neu und Umbauten). Denn vem Pfandgläubiger gegenüber wird badurd 
nichts geändert, fein Pfandrecht erhält dadurch feinen weiteren Umfang, ba ihm 
der Werth der Pfandſache nur zur Dedung feiner beftimmten Forderung vers 
haftet if. Eine entgegengefegte Auslegung würde zu Confequenzen führen, welde 
den Realcredit unmöglich machten. 

(8. 1008 —ogl a. 5. Entf. m 5. Koril 1816, unb 2. Mpril 1831, pelit. &. ©, 40, Eb.; Soft o. 2 Mor 
vember 1887, Nr. 36888; M. El. 11. December 1859, Rr. 10 R. @. 1860; Erl. vom 
®. Juni 1878, 2. 495, Abth. V u re des Bin, für Sandeöverth. v. 16. Juni 1872, Rr. 0 5001 1.) 
8. 1044. Die Bertheilung der Kriegsſchäden wird nach befonderen Borfgeiften von den 
politiihen Behörden beftimmt. 

Entfd. v. 7. October 1873, Nr. 9772 (5096 G.-U.). Die Klage 
wider den Fiscus auf Zahlung eines Entfhädigungsbetrages für den Schaden, 
welcher durch öſterreichiſches Militär angeblih dadurd zugefügt wurde, daß, um 
die Umgebung einer Feſtung zu inundiren die Mägerifhen Fiſchteiche geleert 
wurden, wodurd die Fiſchzucht daſelbſt zerftört worden fei — ift zurüdzumeifen 
als zum civilgerichtlichen Bf. ungeeignet, weil die Entf. über den Erſatz von 
Kriegsſchäden aus dem Staatsihage dem dffentlihen R. zugehört, weßhalb auch 
8. 1044 B. ©. anorbnet, daß die Bertheilung der Kriegsfhäden von den poli« 
tiihen Behörden beftimmt werde, und durd das Hoffanzleivecret vom 16, April 
1821 die a. 5. Entſchließung vom 2. April 1821 allen Gubernien als die 
einzige und Hauptnorm für die bei den politiihen Behörden anzumelvenden und 
nachzuweiſenden Auſprüche auf Kriegsſchadenerſatz aufgeftellt wird ($. 1. faif. Pat. 
v. 20. November 1852, Nr. 251 R. ©. B.). 


II. Theil. 22. Hptft. Bevollmächt. 88. 1043, 1044. — 28, Hpifl. Tauſch. 8.1045. 775 


Dreiundzwanzigſtes Hauptſlück. 


Bon dem Tanfchvertrage, 


Inhalt: Tauſch (8$. 1045 u. 1048). Rechte und Pfüchten der Tauſchenden (8. 1047); 
insbefonbere in Rüdficht der Gefahr (66. 1048 u. 1049), und der Rußungen 
vor ber Mebergabe (88. 10501052). 
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1045 — v * 481, 484, 435; 1151, 1173; 1088; 1090 ©. @.; Sn ul 1871, Nr, 76 
e er %. Motarielle Errichtung ber Taufgverträge unter Ehegatten, 3 


8. 1045. Der — ir ein Vertrag, wodurch eine Sache gegen eine andere Sache über- 
taffen wird. Die wirkliche Uebergabe ift nicht zur Errichtung, fondern nur zur Erfüllung des 
Tauſchvertrages, und zur Erwerbung des Eigenthumes nothivenbig. 

Entjd. v. 7. März 1878, Nr. 8248 (©. Ztg. 1879, Nr. 23). Die 
Abweifung der Klage auf Zahlung von 100 fl., woflie von der Gellagten eine 
unedhte 100 fl. Note gegeben wurde, weil der Bellagten dießſalls kein Ber- 
ſchulden zur Laft gelegt werben kann, ift nicht begründet, da es ſich nicht um 
. einen Schavenerfag handelt, vielmehr ein zwifchen beiden Theilen geſchloſſener Taufdh- 
vertrag vorliegt (8$. 1045 u. 1046 B. ©.), daher die Beklagte verbunden mar, 
dem Kläger eine echte Banknote zu geben (8. 1047 ibid.). Sie ift zur Ge 
währleiftung verpflichtet ($8. 922 u. 923 ibid.) und muß daher dem Kläger 
Banknoten im Werthe von 100 fl. geben ($. 932 ibid.). Über aud aus den 
Beftimmungen der $$. 1431 u. 1435 ibid. ift die Klage begründet, weil, da 
die dem Kläger gegebene Banknote per 100 fl. unecht if, fie keinen rechtlichen 
Grund hat, die von ihm erhaltenen Banknoten im Betrage von 100 fl. zurüd- 
zubehalten. 

Entſch. v. 5. April 1877, Nr. 11227 (J. B. 1877, Nr. 22). Wenn 
der Verkäufer für die verkaufte Waare anftatt der verabreveten Geldſumme 
Caſſenſcheine an Zahlungsftatt annimmt, fo begrüntet dieſes Geſchäft einen Tauſch, 
nicht aber eine Ceſſion oder eine Affignation durch den Käufer. Die Behauptung, 
daß der ©ellagte auch nad den 88. 1897 u. 1406 B. ©. für die Richtig. 
keit und Einbringlichkeit zu ‚haften habe, findet ebenfo in der obigen Auseinander- 
feßung, wonach die Erwerbung jener Caſſenſcheine dur die Klägerin keineswegs 
die Merkmale einer Ceſſion oder Affignation, vielmehr jene eines Kaufes, richtiger 
eines Tauſches, an ſich trägt, ihre Widerlegung [Schlußfokgerung]. 

Entfd. v. 26. März 1874, Nr. 2684 (9. B. 1874, Nr. 20). Der 
Ueberträger eines von einer Bank ausgeftellten Caſſenſcheines haftet für defien 
Richtigkeit und Einbringlichkeit dem Uebernehmer desfelben und bieß and dann, 
wenn der Caſſenſchein „an Zahlungsflatt“ gegeben und genommen wurde. Da- 
durch, daß der Geklagte dem Kläger bei der Zahlung für gelieferte Waaren ven 
angeführten, bereit auf 90 Tage aufgekündeten Caſſenſchein der Gewerbebant 
„Fels“ übergab, ift zwifchen ihnen ein Geffions- oder Affignationsgefchäft abge⸗ 
ſchloſſen worden, in ven ber Caſſenſchein nicht als Papiergeld, fondern nur als 
eine Urkunde über eine dem Geklagten an die genannte Bank zuftehende Dar- 
lehensforderung betrachtet werden kann, und der Gellagte durch die Uebergabe 
dieſes Caſſeuſcheines eben nur feine daraus hervorgehende Forderung dem Kläger 
abgetreten hat. Der Gellagte hat daher dem Kläger nah den 88. 1397 u. 
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1406 8. ©. für die Nichtigfeit und für die Einbringlichkeit diefer Forderung, 
und zwar in ihrem vollen Betrage per 100 fl. zu haften, weil fie unbeftrittener- 
maßen dem Kläger mit bem vollen Betrage per 100 fl. angerechnet worden if, 
und es macht feinen Unterſchied, wenn man aud in dem angeführten Geſchäfte 
eine Gebung an Zahlungsftatt erbliden wollte, weil aud in tiefem Falle nad) 
$. 1414 ibid. die Handlung als ein entgeltliches Gefchäft zu betrachten wäre, 
für welches der Gellagte die Gewährleiftung zu übernehmen hätte. — Worſpr. 
der Entf. Nr. 11227 ex 1877.] 

Entſch. v. 8. Auguft 1872, Nr. 7677 (Manz’ihe Slg.; 4682 G.-U.). 
Schenkungen, wo bie unentgeltlih überlaffene Sade im weiteren 
Sinne (8. 938 8. ©.) ſich zu einer Uebergabe überhaupt nicht eignet, 
und wo zwifhen Verſprechen und Erfüllung desſelben — wirkliche 
Uebergabe — (vgl. 8. 1045 ibid.) eine Unterfcheidung gar nit Play 
greift, fallen außerhalb der Beftimmung des $. 943 ibid. Mit diefer 
und weiterer Begründung wurde eingetragen in's Spruchrepertorium Ar. 15: 
Der unentgeltlihe Schulderlaß (8. 1444 ibid.) bedarf, um mit Erfolg 
geltend gemacht zu werden, nit der urfundlihen Begründung. 

Entf. v. 20. December 1859, Nr. 14395 (934 ©.-U.). Das Ueber 
einfommen, mwornad der Seidenzüchter für eine beftimmte Quantität Maulbeer- 
laub eine gewiffe Menge „Cocons von der nächſten Zudt“ verſpricht, ift fein 
Tauſch, fondern ein Glüdsvertrag. 

Entſch. v. 23. December 1853, Nr. 11400 (7 ©.-U.). Die Ueber- 
tragung des Egths. am Taufchobjecte erfolgt erft durch die wirkliche Uebergabe. 
(6. 1046 — vgl. #8. 985, 1068 8. ©.; bel 8. 1045 cit.; 8. 18 DM. bg. o. 15. December 1859, Fr. 257 R. 8. ©. 
[Austaufc von Jagdgebieten]; Gef. v. 3. März 1868, Nr. 17 und Fin. M. Erl. v. 7. März 1868, Ar. 18 R. G. B. 

(Gebüprenerleichterung für Arrondirungen zu landwirthſchaftl ichen Zweden).) 
8. 1046. Das Geld ift kein Gegenftand des Tauſchvertrages; doch laſſen fih Bold und 
Silber al8 eine Waare, und felbft al® Münzſorten infoweit vertauſchen, ale fie nur gegen 
andere Münzforten, goldene nämlich gegen filberne, Meinere gegen größere Stücke verwechſelt 
werben follen. 


Rechte und Pflihten der Taufhenden; 
(8. 1047 — vgl. 68. 908, 904, 905; 10615 1811; 9285 457; 1060 ®. ©.) 
8. 1048. Tauſchende find vermöge des Vertrages verpflichtet, die vertauſchten Sachen der 
Berabredung gemäß mit ihren Beſtandtheilen, und mit allem Zugehöre, zu rechter Zeit, am 
gehörigen Orte, und in eben dem Zuftande, in welhem fie fih bei Schließung des Vertrages 
befunden haben, zum freien Beſitze zu übergeben und gu Übernehmen. Wer feine Verpflich- 
tung zu erfüllen unterläßt, haftet dem Andern für Schaden und entgangenen Nutzen. 

Entid. v. 27. März 1878, Nr. 1371 (©. Ztg. 1879, Nr. 28). Die 
Anfiht, daß der Verkäufer, wenn er den Kaufpreis erhalten hat, jeder Ber- 
pflihtung dadurd enthoben fein fol, daß der Käufer ſich nicht in der bedungenen 
Friſt zur Uebernahme melvet, ift irrig; es ſteht dieß im Wiverfpruche mit der 
Natur eines entgeltlihen Btgs. (8$. 864, 921 B. ©.) und mit der Ratar 
bed Kaufvertrages im Beſonderen (8. 1053 ibid.). Wenn Kläger den ver- 
einbarten Zeitpunft zur Webernahme verfäumt hat, fo kann der Gellagte, da 
er die genaue Erfüllung des Vigs. zu verlangen berechtigt iſt, den Erſatz für den 
ihm zugegangenen Schaden fordern ($$. 919 u. 1047 ibid.), er fann aber nicht 
als feiner Verpflichtung, das Kaufobject zu Übergeben, enthoben angefehen und 
überdieß beredtigt fein, den Kaufpreis zu behalten. 

Entf. v. 7. März 1878, Nr. 8248 (©. Ztg. 1879, Nr. 23). Im 
Wechſeln einer 100 fl. Note liegt ein zwiſchen beiven Theilen geſchloſſener 
Tauſchvertrag ($$. 1045, 1046 B. ©.), daher tie Beklagte verpflichtet war, dem 
Kläger eine echte Banknote zu geben (88. 1047, 922, 923 ibid.). Auch aus 
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den Beflimmungen ber 88. 1431 u. 1435 ibid. ift die Klage begründet, weil, ba die 
dem Kläger gegebene Banknote per 100 fl. unecht ift, fie feinen rechtlichen Grund 
bat, die von ihm erhaltene Banknote im Betrage von 100 fl. zurüdzubehalten, 

Entſch. v. 4. Jänner 1876, Nr. 10386 (5968 ©.-U.). Nah 8. 1053 
B. ©. gehört: der Kaufvertrag allerdings bloß zu ven Titeln, ein Eigenthum zu 
erwerben, und erfolgt die Erwerbung erſt durch die Uebergabe des Raufgegen- 
ftandes; bei einer unbeweglichen Sache nad $. 431 ibid. erſt durch die bücher⸗ 
lie Eintragung, bis zu welder der Verkäufer das Egth. behält. Unbererfeits 
ift aber der Verkäufer nah 8$. 1061 u. 1047 ibid. ſchuldig, die Sache bis 
zur Uebergabe forgfältig zu verwahren und fie dem Käufer, ver Verabredung 
gemäß, in eben dem Zuflande, in welchen ſich diefelbe bei Schließung des Vigs. 
befunden hat, zum freien Befige zu übergeben. Daraus folgt, daß auch nad 
dem Berlaufe einer unbeweglihen Sache ver Berkäufer, obgleih er formell. bis 
zur Gewähranſchreibung des Käufers Egthr. bleibt, zu Hantlungen, woburd der 
Zuſtand der verkauften Sache geändert wird, ohne Einwilligung des Käufers nicht 
mehr berechtigt if. Er ift fomit auch nicht befugt, neue Pfandrechte an der 
verfanften Sade einzuräumen. Cine folde fpätere Pfanprehtseinräumung kann 
baher nach $. 878 ibid. ber Segenftand eines giltigen Vigs. nicht fein, und 
der einen anderen Fall normirende % 440 ibid. findet darauf feine analoge 
Anwendung [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 14. December 1875, Nr. 11569 (G. Zig. 1876, Nr. 89; 
6941 ©.-U.). Der Käufer eines ihm vor Zahlung des Kaufſchillings überger 
benen und von ihm ohne Rechtsgrund dem Verläufer rüdgeftellten Thieree ift 
zwar zue Zahlung des Kaufſchillings, nicht aber zur Rüdnahme des Thiere® und 
zum Erfag der mittferweiligen Berpflegstoften verpflichtet. Kläger hat das Thier 
dem Gellagten übergeben und derfelbe es aud in Empfang genommen, womit der 
Kaufvertrag feine Erfüllung fand; der Beklagte hat nur die Gewãhrleiſtung und 
ſomit die Aufhebung des Btgs. eingewendet, weil das Thier die bedungenen 
Eigenſchaften nicht hatte. Der Kläger hatte alfo, als der Bellagte felbes ihm 
zurüdbradte, nachdem von ihm die Giltigleit de6 Btgs. behauptet wurde und 
demzufolge das Thier Egth. des Beklagten blieb, gar feine Verpflichtung, es in 
Pflege zu übernehmen und beforgte er aus ber Uebernahme eine Verantwortung, 
fo gab ihm das ©. durd die Einleitung der gerichtlichen Verwahrung das Mittel 
an bie Hand, fid von berfelben zu befreien (88. 919, 922, 923, 1035, 1037, 
1042, 1047, 1062, 1295 3. ©.). 

Entſch. v. 18. November 1875, Nr. 11041 (5913 &.-U.). Aus 8. 919 
2. ©. geht hervor, daß das ©. ſelbſt Ausnahmsfälle zuläßt, in melden, weil 
eben eine genaue Erfüllung nicht mehr möglich ift, die allgemeine Kegel auch 
nicht mehr anwendbar und daher dem anderen Vertragstheife freigeftellt ift, auch 
Schadenerſatz allein zu begehren; fo außer im 8. 1154 ibid, bei Btg.en über 
Dienftleiftungen insbeſondere, aud beim Tauſch- und Kaufvertrage in 88. 1047 
u. 1066 ibid., wornah die Gegenſtände des Vtgs. zur rechten Zeit zu über⸗ 
geben und zu Übernehmen find und verjenige, der feine Verpflihtung zu erfüllen 
unterläßt, dem Anderen für Schaden und entgangenen Gewinn zu haften hat. 
Hierin Liegt offenbar eine für den Kaufe und Taufchvertrag ftatuirte Ausnahme 
von ber Regel des 8. 919 ibid,, woraus ſich ergibt, daß in concreto ber 
Käufer nicht verpflichtet war, auf die (bereits unmögliche) Erfüllung des Vtgs. 
und Schadenerſatz zu Magen; ſondern fein Klagebegehren auf den Schavenerfag 


‚allein befhränten konnte, wobei noch bemerkt werden muß, daß das vom Magenden 


Käufer geftellte Begehren keineswegs die Auflöfung des Vtgs., fondern Schaden⸗ 
erfag im ftrengften Sinne des Wortes, nämlid die Zahlung des zur Zeit der 
fıpulirten Lieferung beftandenen mittleren Marktpreiſes für die rückſtändig geblie- 
benen Weizenquantitäten in Anſpruch nimmt. 
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Entſch. v. 22. September 1870, Nr. 1545 (3883 G.⸗U.). Der Uns 
fand, daß zwei angeblich ein Zugehör des eingetaufchten Hanfes bildende Garten- 
parzellen, teren phyſiſche Mebergabe indeß ſchon erfolgt if, wegen mangelnder 
Eigenthumslegitimation des Vormannes noch nicht bücerlih dem Webernehmer 
als Egth. zugefchrieben find, ift lediglich ein Mangel in der Eigenfchaft der ein- 
getauſchten Sache. Es kann deßhalb Gewährleiftung gefordert, nicht aber die 
Erfüllung des Vtgs. (Zahlung des bedungenen Aufgelves) verweigert werben. 

Entfd. v. 12. März 1868, Nr. 1014 (3013 ©.-U.). Der Uebergeber 
ift nad $$. 1061 u. 1047 B. ©. mur ſchuldig, dem Webernehmer die Sache 
in dem Zuſtande, in welchem fie fi zur Zeit der Schließung des Btge. befand, 
zu Übergeben. Mit dem am 12. Jänner übergebenen Haufe waren aber zu 
diefer Zeit feine anderen Miethnugungen verbunden, als die erſt am 1. Februar 
fälig werdenden Mietbzinfe. Auf die fhon früher fällig gewordenen und einge 
hobenen Mieihzinſe für die Zeit bis 1. Februar hat der Uebernehmer feinen 
Anfpınd. $. 519 ibid. betrifft nur das Rechtsverhältniß zwifchen Fruchtnießer 
und Egthr., findet daher vorliegend Feine Anwendung. 

Entf. v. 17. Yänner 1860, Nr. 14264 (1060 ©.-U.). Da ber 
Verkäufer dem Käufer wegen Nichterfüllung nah 88. 1066 u. 1047 8. ©. 
aud) für entgangenen Gewinn haftet, ift es unentſcheidend, ob in concreto ein 
en engeren Sinne des $. 1293 ibid. oder ein entgangener Gewinn anzu- 
nehmen fei. 

Entfd. v. 28. Juni 1859, Nr. 7530 (824 ©.-U.). Aus der in 88. 1089, 
1047, 1052; 425, 431 u. 1053 B. ©. begründeten Berpflihtung ver Ber- 
fäufer zur Mebergabe des Kaufobjectes läßt ſich nicht deren Berechtigung zum 
Anfuhen um Einverleibung des Eigenthumsredhtes der Käufer ableiten. 

Entſch. v. 17. März 1858, Nr. 2138 (527 ©-U.). 8. 1047 8. ©, 
wornach, wer nicht redhizeitig übergibt, dem Anderen Schaden und entgangenen 
Nugen zu erfegen habe, bildet — mit Rüdfiht auf $. 1066 ibid. — offenbar 
eine Ausnahme von der Regel des 8. 919 ibid. für den Kaufvertrag und den 
Tauſchvertrag, weßhalb nicht nothwendig auf genaue Erfüllung, fondern fofort 
auf ern Erfagleiftung gellagt werden Tann. JAehnl. der Entſch. Nr. 11041 
«x 1875]. 

Entfd. v. 24. März 1863, Nr. 1043 (1683 ©.-U.). Der 8. 1048 
3. ©. findet au dann Anwendung, wenn der Contrahent, welder übernehmen 
foltte, die verzögerte Uebergabe verſchuldet hat. 


insBefondere in Rückſicht der Gefahr, 
(8. 1048 — vgl. #6. 1051; 880, 984; 1045, 13115 1047, 1996 ©. &.) 
8. 1048. ft eine Zeit bebungen, zu welder die Uebergabe geſchehen fol, und wird in ber 
Zwifchenzeit entweder die vertaufchte beftimmte Sache durch Verbot außer Verkehr gefeit, oder 
zufällige Weife ganz, ober doch Über bie Hälfte am Werthe zu Grunde gerichtet; fo iſt der 
Tauſch für nicht gefchloffen anzufehen. 

Entſch. v. 14. Mai 1861, Nr. 2717 (1322 ©.-U.). Das Verhältniß 
des Waſſerabfluſſes von einem Haufe auf das andere, ift wie überhaupt jede 
mit einem Baue verbundene Servitut jedenfalls eine fhon ihrer Natur nach auf 
der Sade haftende Laſt; der Erwerber des dienenden Haufes, welder dasſelbe 
fhen vor der Erwerbung fannte, muß, — da hier, wo die Seroitut aus dem 
vollendeten Baue entfpringt und die Regel des 8. 481 B. ©. nicht Play greift — 
viefe Laſt nad 88. 1066, 1047 u. 1048 ibid. mit übernehmen. 


(8. 1049 — vgl. bei 3. 1048 dit.) 


8. 1049. Andere in diefer Zmifcgenzeit durch Zufall erfolgte Berfhlimmerungen der Sache 
und Laften gehen auf bie Nechnung des Befigers. Sind jeboh Sachen in Pauſch und Bogen 
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behandelt worden; fo trägt der Uebernehmer ben zufälligen Untergang einzelner Stüde, wenn 
anders hiedurch das Ganze nicht Über bie Hälfte am Werthe verändert worden ift. 


Entſch. v. 11. März 1862, Nr. 1389 (1496 ©.-U.). Der natur und 
befiimmungsgemäße Wechſel der individuellen Beſtandtheile einer Sadeinheit 
ändert nicht an dem Pfandverbande (SS. 1049, 409, 452, 302, 457, 930, 
1064, 1101 8. ©.). 


und der Antzungen vor der Aebergabe. 
(8. 1060 — vgl. $. 519 8. ©.) 
8. 1050. Dem Befiger gebühren bie Nutzungen ber vertaufchten Sache bis zur bebungenen 
Zeit ver Mebergabe. Bon diefer Zeit an gebühren fie, fammt dem Zuwachſe, dem Ueber- 
nehmer, obglei die Sache noch nicht iibergeben worden iſt. 


Entjd. v. 18. Juni 1879, Nr. 4001 (I. B. 1879, Nr. 42). Wenn 
in den Licitationsbedingniſſen bezüglich eines Hanfes feftgejegt ift, daß der Er» 
fteher mit einem beftinmten Tage in den Befig und Genuß des Haufes tritt, 
fo gebühren ihm von dieſem Tage ab die Miethzinfe — felbft wenn fie der 
Vorbefiger als vor jenem Tage fällig fhon im vorhinein eingehoben hat. Letzterer 
muß fie daher pro rata temporis herausgeben (88. 1050, 1064; Analogie des 
8. 519 8. ©. [?l. 

Entſch. v. 25. November 1874, Nr. 9794 (5549 ©.-U.). Der Ein- 
wendung der Unzuftändigfeit des forum rei sitae, bei welchem bie Klage auf 
1. Erfülung des über eine Liegenfchaft mündlich gefchloffenen Kaufvertrages; 
2. Herausgabe derſelben; 3. Ausftellung der nöthigen Urkunde; 4. bücherliche 
Durdführung eingebracht morben ift, wurde flattgegeben, denn nad $. 52 
Sur. N. gehören vor die Realinftanz Klagen, womit Re. ver- 
folgt werden, die einer Perfon an einer Sade ohne Rüdfiht auf 
gewiffe Perfonen zuftehen (8. 307 8. ©.). Die gegenwärtige Klage 
entfpringt aber aus einem perſönlichen Sadenredte; mit dem Be— 
gehren sub 3 u. 4 wird nur eine perfünlidhe Leiftung des Geklagten 
an den Kläger ($. 859 ibid.) begehrt, indem bis zur büder- 
lihen Eigentbumsübertragung das Egth. bei dem geklagten Ber- 
täufer verbleibt ($. 1050 ibid.) und dem Kläger ein binglihes R. 
nicht zufteht. 

Entfd. v. 4. Inner 1872, Nr. 7749 (Sch. IV). Der Käufer von 
Actien, welder die von bem Berfäufer berfelben bereits bezogene Dividende für 
fi in Anſpruch nimmt, hat zu ermeifen, daß die Dividende erft zur Zeit fällig 
geworben ift, nachdem das Kaufgefchäft abgeſchloſſen war [Mittelmeinung]. 

Entf. v. 12. März 1868, Nr. 1014 (3013 ©.-Ü.). Auf die Anfprüde 
tes Uebernehmers bezüglid) der Nugungen des Tauſch- oder Kaufobjectes findet 
8. 519 B. ©. analoge Anwendung; dem Uebernehmer gebührt daher der Erſatz 
des vom Webergeber, weil vorhinein fällig, auch ſchon für die Zeit nach der Ueber- 
gabe eines Hauſes eingehobenen Miethzinfes nad Verhältniß der Zeiträume. — 
Worſpr. der Entjd. Nr. 4001 ex 1879]. 


(8. 1081 — vgl. 4. 1048-1080; 904; 1058 ©. ©.) 
8: 1051. Iſt keine Zeit zur Mebergabe der beftimmten Sache bebungen, unb fällt feinem 
Theile ein Berfehen zur Laft, fo find die obigen Vorfariften wegen Gefahr und Nutzungen 
(88. 1048—1050) auf den Zeitpunkt der Nebergabe felbft anzuwenden; infofern die Parteien 
nit etwas Anderes feftgefegt haben. 
Entſch. v. 26. Mai 1861, Nr. 1755 (1291 ©.-U.). Wird die Ein- 
räumung des phyſiſchen Befiges der vertaufchten Realität über die Zeit ber 
bücerlihen Eintragung hinausgeſchoben, fo kann dieß nur den Sinn haben, 
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noch weiters die, Benügung ber vertaufchten Sache dem Uebergeber zu geftatten, 
welden in dieſem Falle aber auch die Gefahr der Sache trifft. 

ul. v. 10. Juni 1857, Nr. 4196 (©. Big. 1857, Nr. 119). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 1755 ex 1861. 


(8. 1063 — 091,8. 919; 6. 1425 ©. G.) 


8. 1058. Wer auf die Uebergabe dringen will, muß feine Berbindlichkeit erfüllt Haben, 
oder fie zu erfüllen bereit fein. 


Entſch. v. 2. Mai 1877, Nr. 9466 (©. H. 1877, Nr. 74). Dem 
Bermittler gebührt der Kohn nur in dem alle, wenn er bie Partei zum Kauf. 
geichäfte bewogen hat. — Die Benachrichtigung des Käufers, daß eine Sache 
zum Kaufe angeboten wurde, ift für eine Einwirkung auf den Entſchluß des Käufers 
noch nicht anzufehen. 

Entf. v. 28. December 1875, Nr. 13912 (©. Ztg. 1877, Nr. 28). 
Nah rechtskräftiger Eutſcheidung iſt eine Erecution zur Siherftelung unzu« 
täffig (8. 259 a. ©. O.). — Sind in einem erecutionsfähigen Vergleiche für 
beide Theile Leiftungen ftipulirt, fo kann nur. derjenige, welcher feiner Ber- 
— entſprochen hat, eventuell die Execution des Gegners verlangen ($. 1062 


Entſch. v. 15. September 1875, Nr. 6150 (6883 G.⸗U.). Da nach 
8. 1062 B. ©. der Käufer nur ſchuldig ift, ven Kaufpreis bei Uebernahme des 
Kaufobjectes zu bezahlen, aber ferner nad 8. 1052 ibid. derjenige, der auf 
die Uebergabe dringen will, bereit fein muß, feine eigene Verbindlichkeit zu erfüllen, 
fo ift es offenbar, daß im Folge des dem gerichtlichen Vergleiche über die Er⸗ 
füllung des Kaufvertrages nachgefolgten Factums der durch einen Pfandgläubiger 
der Verkäufer herbeigeſührten executiven Veräußerung des Kaufobjectes und der 
dadurch für die Geflagten eingetretenen Unmöglichkeit der Erfüllung des Vtgs. 
deren Executionsrecht erlofchen ift. Kläger erfcheint aber auch beredtigt, das- 
jenige von den ellagten zurädzufordern, was er ihnen vom Kauſſchillinge 
bereits bezahlt hat, weil, nachdem die Erfüllung des Btgs. von Seite der Ger 
klagten unmöglich geworben ift, der rechtlihe Grund, einen Theil des Kaufſchil⸗ 
linges zu behalten, aufgehört hat ($. 1435 ibid.). 

Entid. v. 28. Mai 1872, Nr. 5191 (4616 ©.-U.). Ein auf eine be- 
dingte Zufage geſtütztes unbebingtes Klagebegehren ift unzuläffig, und wird biefer 
Mangel durch die Erklärung des Klägers, die Bedingung erfüllen zu wollen, 
nicht behoben. 

Entf. v. 22. Februar 1872, Nr. 12769 (4485 ©.-U.). Nachdem ber 
Bellagte zugegeben, daß Klägerin das für dad Grundſtück bedungene Aequivalent 
zum Theil geleiftet habe und zur vollſtändigen Bertragserfülung, nämlich zur 
Leiftung der noch ansftändigen Fuhren und Schichten bereit fei, kommt «8 in 
Hinblid auf 8. 1052 B. ©. nur auf die Entſcheidung der Frage an, melden 
Einfluß die vom Bellagten vorgebrachte Einwenvung ber laesio enormis auf bad 
Klagebegehren ausübe. Daß diefes Rechtsmittel in Form der Einwendung geltend 
gemacht werben Tann, ift nicht zweifelhaft, weil derjenige, welder aus dem Grund 
der Verlegung über die Hälfte die Aufhebung des Vtge. begehren kann, wohl 
aud berechtigt fein muß, diefen Umftand dem auf Vertragserfüllung dringenden 
Eontrahenten entgegenzufegen. 

Entſch. v. 5. October 1870, Nr. 10575 (Sch. II). Der Umftend, 
daß der Käufer einer Realität nicht an die Gewähr von Theilen Yerfelden, die 
phyſiſch übergeben wurden, gebracht werden fann, weil der Verkäufer felbft noch 
nicht als Egthr. eingetragen ift, berechtigt ben exfleren nicht, mit der Zahlung 
bes Kaufpreiſes zurüdzuhalten. 


‘ 
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Entſch. v. 22. September 1870, Nr. 1545 (3888 ©.-U.). Der Um⸗ 
ftand, daß zwei angebli ein Zugehör des eingetaufchten Haufes bildende Garten⸗ 
parzellen, deren phufliche Uebergabe indeß ſchon erfolgt ift, wegen mangeluber 
Eigenthumslegitimation des Vormannes noch nicht bücherlih dem Uebernehner 
als Egth. zugefchrieben find, ift lediglich ein Mangel in der Eigenſchaft der ein- 
getaufchten Sade. Es kann deßhalb Gewährleiftung gefordert, nicht aber bie 
Erfülung des Vtgs. (Zahlung des bebungenen Aufgelves) verweigert werben. 

Entf. v. 10. December 1869, Nr. 10412 (3699 ©.-U.), Andy ber 
Affignatar, welhem ein Kaufſchilling als Zahlung angewiefen wurde, muß die 
exceptio non impleti contractus gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht beweifen 
kann, daß der Affignant als Berläufer dem Affignaten als Käufer den erfauften 
Gegenſtand geliefert habe oder dazu bereit gewefen fei (88. 1394, 1052, 1066 
8. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Entjd. v. 7. October 1869, Nr. 8048 (3529 ©.-U.). Da ber Käufer 
bei der Verfaufsunterhandlung erklärt hatte, das fragliche Pferd nur bei einem 
Alter von nicht mehr als 7 Jahren zu kaufen, das gelieferte Pferd aber 12 Jahre 
alt if, fo kommt es gar nicht darauf an, ob das Pferd gleihwohl brauchbar ift 
(8. 932 B. ©.), denn die behauptete Verbindlichkeit des Käufers, das zwölfjährige 
Pferd um den beftimmten Preis zu nehmen, ift ſonach gar nicht entflanden. Der 
Berläufer kann aber nad 88. 1052 u. 1066 ibid. nur für das Kaufobject, wie 
der Käufer es zu Laufen erflärte, den Kaufpreis fordern. 

Entf. v. 4. Auguft 1869, Nr. 5635 (3214 ©.-U.) Wenn aud ber- 
Pfanbnehmer das Pfand nur gegen Zahlung der Schuld zurüdzuftellen, ift 
doch aud nah 8. 469 B. ©. der Schuldner nur gegen gleichzeitige Rüds 
ſtellung des Pfandes zur Zahlung verpflichtet. Es muß daher nah 8. 1052 
ibid. bie erflärte Bereitwilligkeit zur Erfülung der Verbindlichkeit volllommen 
genügen und fann nicht eingemenbet werben, daß bei verweigerter Annahme der 
Erfüllung der gerichtliche Erlag hätte erfolgen follen. 

Entfd. v. 23. Jänner 1868, Nr. 528 (2979 ©.-U.). Mangels erfolgter 
büderliher Eigentbumsübertragung ift zwar der Käufer nicht zur Zahlung des 
Kauffhillingsreftcapitales verpflichtet; aber er ift ſchuldig, die bedungenen Zinfen 
zu bezahlen, wenn er aud die Zahlung des ganzen Kauffchillingsreftes dem Ber- 
Mäufer angeboten hat. Bon der Verzinfungspfliht würde er fi nur durch ben 
gerichtlichen Erlag haben befreien koͤnnen. — [Theilweife mworfpr. der Entſch. 
Nr. 5635 ex 1864.] 

Entfd. v. 21. März 1864, Nr. 1781 (1893 ©.-U.). Ein Ueberein- 
tommen, wornach ein Vertragstheil die ganze Beweislaft und aud die Verpflichtung 
zum Nachweiſe, daß der Gegentheil nicht erfült habe, auf fih nimmt, wider 
freitet den Principien der a. ©. O. und ver Natur eines entgeltlihen Vigs. 
und ift daher als ein unerlaubte® zu bezeichnen. 

Entſch. v. 25. Februar 1863, Nr. 1115 (1661 ©.-U.). — Bewilligung 
der Jufification der Eigenthumsrechtsvormerkung vor Bezahlung des befrifteten 
Kaufſchillings nur gegen gleichzeitige Einverleibung des Pfandrechtes für bie 
Kaufſchillingsforderung, ohne daß in der Klage ein fo befchränttes Begehren ge- 
ſtellt wurde. 

Entf. v. 22. Iuli 1862, Nr. 4535 (1541 ©.-U.). Kläger, welder 
über die Berpflihtung zur fofortigen Zahlung des Kauffcillingsreftes fih mit 
dem Gellagten nicht einigen Tonnte, obwohl er nad Inhalt des Vigs. in Wahr- 
heit zur fofortigen Zahlang ohne Gegenrechnungspoſten verpflichtet ift, war offenbar 
nicht im Sinne der 88. 1062 u. 1052 B. ©. feinerfeits zur Erfüllung bereit, 
und kann daher auch von dem Beklagten die Erfüllung nicht verlangen. 

. Entf. v. 28. Juni 1859, Nr. 7530 (824 ©.-U.). Aus der in 88. 1089 
1047, 1052, 425, 481 u. 1068 B. ©. begründeten Verpflichtung, der Ver⸗ 


J 
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äufer zur Uebergabe des Kaufobjectes, Läßt fi nicht deſſen Berechtigung zum 
Anſuchen um Cinverleibung bes Eigenthumsrechtes der Käufer ableiten. 

Entſch. v. 23. December 1858, Nr. 14393 (689 ©.-U.). Die Eoncurs- 
maffe des Käufers ift vie Eigenthumseinverleibung des Cridatars nur gegen Ein- 
willigung in die Kanfihillingspfandredhts « Einverleibung zu fordern beredtigt 
(88. 897, 699, 1052 B. ©.), wenn dieſe Bebingung im Saufvertrage verein. 
bart worden war. 

Entſch. v. 29. September 1857, Nr. 9941 (1036 ©.-U.). Der Beftand- 
geber, welcher, ohne einen Ausnahmsfall nad $. 1098 B. ©. zu erweifen, dein 
Miether die Aufnahme eines Aftermiethers verwehrte, ift nicht bereditigt, für 
den betreffenden Termin den Miethzins zu fordern (88. 1052 u. 1096 ibid.). 

Entfd. v. 10. Juni 1857, Nr. 4196 (380 ©.-U.). Es genügt im 
Sinne der 88. 1052 u. 1062 3. ©., daß der Käufer in der Klage feine Bereit 
willigkeit zur Zahlung des Saufpreifes erflärte und die Beryrtheilung des Ber- 
käufers zur Lieferung nur gegen Zahlung des Preifes begehrte. Es ift nicht zu 
unterfuchen, ob der Käufer die Zahlungsmittel bereit Habe, gefchweige denn darauf 
au bringen, daß er feine Bereitwilligkeit durch gerichtlichen Erlag darthue. 


Bierundzwanzigftes Daupiflück. 


Bon dem Kaufvertrage. 


Inhalt: Kaufvertrag ($. 1053). Erforberniffe bes Kaufvertrages (8. 1054). Der Kaufe 
preis muß a) in barem Gelde beftehen (8. 1055); b) beftimmt (88. 10656—1058); 
e) nicht aefegmwibrig fein (88. 1059 u. 1060). Pflichten des Verkäufers (8. 1061), 
und bes Käufers (88. 1062 u. 1063). Gefahr und Nugen des Kaufgegenftanbes 
(8. 1064). Kauf einer gebofften Sache (8. 1065). Allgemeine Borhriks. 1066). 
Beſondere Arten ober Nebenverträge eines Kaufvertrages ($. 1067). Berkauf 
mit Vorbehalt bes Wieberverfaufes (88. 1068—1070). Kauf mit Vorbehalt bes 
Rückverkaufes ($. 1071). Vorbehalt des Vorkaufsrechtes (88. 1072 — 1079). 
Kauf auf die Probe ($. 1080— 1082). Verlauf mit Vorbehalt eines befjeren 
Käufers ($8. 1083—1085). Berkaufsauftrag (88. 1086—1089). 


gl b. 17., 38., 26., 26., 39. Hauptft. biei. Theile; 66. 426—481, 440; 919; 1090; 2 1158; 938; 916, 835; 


448, 1393 ©. ©.; bei 66. 866, 86%, 860 — 878 cit. und @. v. 7. April 1870, Nr. 43 8. @. 8., 9. 4: Hofb. 
v. 17. Juni 1781, ». 8. Mai 1799, v. 24. December 1793, v. 11. April 170 5 1. Sun 1794, v. 20. 
1785, v. 1. Juli 1808, Ar. 616 und v. 5. November 1831, Ar. 2534 , Wharwmacopoen ꝛc.; 


83. 478—485 tr. ©.; Art. 371; 327-859, 960-378 5. 0.; Börteadi: 3 Hr. Fils 1876, — ET R. ®. 8. md 
einzelne Börfeordg.en — Pat. v. 8. März 1787, Nr. 649; Hofd. ».6. Mai 1788, Ar. 821 I. G. S.; G. v. 28. März 
1875, Nr. 870. ©. 8.; Mbh.»Pat. 1. u 6. Hauptit.; durch Hoffäld. v. 19. Ceptember 1815 Tepublieirte Far 
Bietingkorng, v. 16. Juli 1786, Nr. 565 3. ©. ©.; a. 6. D. 81. Sauptfl.; — G. ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 96 
&. 8.8. 9; Rot. D. d. 25. Juli 1871, Ar. 75 und ©. über Rotariatsacte v, 85. Juli 1871, Ar. 76 R. ©. ©. 
— polit. u. Cameral⸗ «Bogen “ 


Kaufvertrag (Afotg.). 


(8. 1058 — vgl. 86. 480, — — 1064, 1050; 938, 1055, 1090, 1151; 916, 935; 448, 1393; 108, 1071, 
1078, 1095; 1054 8. ©.; @. v. 25, zul 1871, Ar. 7ER G. B. [Ei zieren notarieler GErriätung ber Raufs 
je zwiſchen Ehegatten]; bei 8. 888 cit 


8. 1053. Durch den — wird eine Sache um eine — Summe Geldes einem 

Andern überlaſſen. Er gehört, wie der Tauſch, zu ben Titeln, ein Eigenthum zu erwerben. 

Die Erwerbung erfolgt erft durch die Uebergabe des Kaufgegenftandes. Wis zur Uebergabe 
behält der Verkäufer das Eigenthumsrecht. 

Entfd. v. 30. Jänner 1879, Nr. 12072 (©. Ztg. 1879, Nr. 65). 

Damit aus den vom Kläger behaupteten, vom Gellagten aber geläugneten That- 

ſachen die Abſchließung eines Kfotgs. abgeleitet werten könne, muß angenommen 
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werben, daß bie Eontrahenten dem Sfotg. durch Stipulirung eines „angemeflenen 
Preiſes“ den orbentlihen Marktpreis im Sinne des 8. 1068 B. ©. und Art. 353 
H. ©. zu Grunde gelegt haben, weil fonft, va in anderer Weife der Preis nicht be- 
ftimmt wurbe, ein Kfotg. wegen Abganges eines wefentlihen Exrforvernifjes (58. 1053, 
1054 8. ©.) gar nit zu Stande gelommen wäre. Der Bellagte war daher 
nur dann verpflichtet, die ihm überfendete Waare anzunehmen, wenn der fac« 
turirte Preis dem Vtge., d. h. dem orbentlihen Markipreife entſprach, während 
er fonfl beretigt war, die Annahme derſelben zu verweigern, 

Entf. v. 14. Yuni 1878, Nr. 3111 (Adv. Ztg. 1879, Nr. 22). Das 
Geſchäft, wornach jemand von dem Unternehmer einen Antheilfchein einer fogen. 
Spielgefelfaft auf eine beftinmte Anzahl und Gattung Lofe gegen Zahlung von 
x Monatsraten übernimmt, durch welche er beredtigt fein fol, von Zahlung ber 
erſten Rate an auf alle Loſe mitzufpielen und nad Zahlung der legten Rate ein 
208 für fi zu fordern, beruht auf einem gefeglih erlaubten und in $. 1175 
B. ©, vorgefehenen Gefeljhaftsvertrage; er fann weder als ein Spielver- 
trag im Sinne des 8. 1273 ibid. noch als ein nad dem ©. v. 7.No- 
venber 1862, Nr. 85 R. ©. B. zu behandelndes Promefjengefhäft 
anfgefaßt werden, weil einerfeits beiden Theilen genap belannt war, 
was fie nad) dem tg. zu leiften, und was fie zu erhalten haben und 
von einem unbelannten Ereigniß, von welchem ber vermögensredt- 
lihe Erfolg des vereinbarten Vtgs. abhängig wäre, darin nichts zu 
finden ift, und weil andererfeits das Vromefjengefhäft nach 8. 1 des 
obbezogenen ©. in der Veräußerung der Geminnfthoffnung eines 
Loſes befteht, der Käufer aber vorliegend das Los ſelbſt kauft. 

Entſch. v. 27. März 1878, Nr. 1371 (©. Ztg. 1879, Nr. 28). Die 
Anfiht, daß der Verfäufer, wenn er den Kaufpreis erhalten hat, jeder Verpflich⸗ 
tung dadurch enthoben fein ſolle, daß ver Käufer ſich nicht im der bedungenen 
Friſt zur Uebernahme meldet, ift irrig; es fteht dieß im Widerſpruche mit ber 
Natur eines entgeltlihen Vtgs. (88. 864, 921 B. ©.) und mit der Natur 
des Kfotgs. im VBefonderen (F. 1053 ibid.). Wenn Kläger den vereinbarten 
Zeitpunkt zur Uebernahme verfäumt hat, fo fann der Geklagte, ba er die genaue 
Erfüllung des Vtgs. zu verlangen berechtigt ift, ven Erfag für den ihm zuge 
gangenen Schaden fordern (88. 919, 1047 ibid.); er kann aber nicht als feiner 
Berpflihtung, das Kaufobject zu übergeben, enthoben angefehen und überdieß be 
rechtigt fein, den Kaufpreis zu "behalten, 

Entſch. v. 21. Februar 1878, Nr. 283 (©. H. 1878, Nr. 79). Zum 
Wefen eines Kaufvtgs. gehört, daß der Preis ver verkauften Sache in einer be- 
ſtimmten Summe Geldes beftehe; der Inhalt des fraglichen Zettels läßt nicht 
einmal erfehen, ob fonad wirklich ein Kaufe oder Verkaufsvtg. im gefeglichen 
Sinne (8. 1053 B. ©.) gefgloflen worden fei, weil darin bie Angabe nicht 
enthalten ift, daß der Preis im einer beftimmten Summe Geldes beftche. Es 
ift daher auch nicht ausgefchloffen, dag darin nur uneigentlid von einem Verkaufe 
die Rede fei und die Rüdfihtnahme auf die bezügliche Verabredung daher noth- 
wendig, um bie eigentliche Natur des Geſchäftes beurtheilen zu können. 

Entf. v. 11. April 1877, Nr. 323 (©. H. 1877, Nr. 97). Wenn» 
gleih nad 8. 1053 ®. ©. durch den Kfotg. eine Sache um eine beflimmte 
Summe Geldes einem Anderen überlaffen wird, fo fann dody die Vereinbarung 
oder Beflimmung diefer Summe einem künftigen Zeitmomente nad ftattgehabter 
Befihtigung des vorerft zugefendeten Kaufobjectes überlaffen werden, ohne daß 
durd ein ſolches Uebereinkommen der Parteien die weſentliche Natur eines Kaufe 
contractes aufgehoben würde. 

Entfd. v. 28. December 1876, Nr. 11991 (6332 ©.-U.). Der 
Kfotg. if als Eonfenfualvertrag gemäß $. 1053 B. ©. in dem Momente ab» 
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geihloffen, al8 die Contrahenten über den Kaufpreis einig find, allein den richter- 
Üihen Ausſpruch, daß er nad dem Kfotg. der eigentliche Käufer fei, hat der 
Kläger nicht begehrt. Das geftellte Klagebegehren ift daher nicht fo vollftändig, 
wie dieß der 8. 8 a. ©. D. vorſchreibt. Bon Amtswegen kann diefer Mangel 
im Slagebegehren nach 8. 248 ibid. nicht fupplirt werben. 

Entſch. v. 4. Yänner 1876, Nr, 10386 (5968 ©.-U.). Nah 8. 1053 
B. ©. gehört der Kfotg. allerdings bloß zu den Titeln, ein Egth. zu erwerben, 
und erfolgt die Erwerbung erft durch die Uebergabe des Kaufgegenftandes; bei 
einer unbewegliden Sache nad 8. 431 ibid. erft dur die büderlihe Ein- 
tragung, bis zu welcher der Verkäufer das Egth. behält. Andererſeits ift aber 
der Berfäufer nah 88. 1061 u. 1047 ibid. ſchuldig, die Sache bis zur Ueber- 
gabe fergfältig zu verwahren und fie dem Käufer der Verabredung gemäß, in 
eben dem Zuftanbe, in welchem ſich viefelbe bei Schließung des Vigs. befunden 
bat, zum freien Befige zu übergeben. Daraus folgt, daß aud nad dem Ber- 
Taufe einer unbeweglihen Sache der Berfäufer, obgleich er formell bis zur Ge⸗ 
wãhranſchreibung des Käufers Egthr. bleibt, zu Handlungen, woburd der Zuftand 
der verfauften Sade geändert wird, ohne Einwilligung des Käufers nicht mehr 
berechtigt iſt. Er ift fomit auch nicht befugt, neue Pfandrechte an ber verkauften 
Sade einzuräumen. Eine folhe fpätere Pfandrechtseinräumung kann daher nach) 
8. 878 ibid. der Gegenftanb eines giltigen Vtgs. nicht fein; der einen anderen 
Tall normirende 8. 440 ibid. findet in dieſem Falle feine analoge Anwendung 
[Schlußfolgerung). 

Entf. v. 12. Jänner 1875, Nr. 45 (5596 ©.-U.). Durch Abſchluß 
des Tauſch- oder Kfotgs. allein hat der Mebernehmer noch keineswegs das 
Egth. des Haufes, fondern nur den Titel zu Erwerbung des Egths. erlangt, 
und es fönnte daher die angefuchte Anmerkung der Klage die damit beabfidhtigte 
rechtliche Wirkung gegen allfällige VBefigveränderungen des Laſtenſtaudes gar nicht 
herbeiführen, weil in dem alle, wenn der Egthr. eben diefelbe unbewegliche 
Sache zwei verfhiedenen Perfonen überlaffen hat, fie derjenigen zufällt, welde 
feüher die Einverleibung angeſucht hat (8. 440 B. ©.), und ebenfo aud bie 
während des anhängigen Streites wegen Einhaltung des Tauſchvertrages von 
dritten Berfonen erworbenen Pfandrechte an dem Haufe durch die Anmerkung ber 
vorliegenden Klage nicht berührt wären. — [Worfpr. der Entſch. Nr. 10386 
ex 1876.] 

Entf. v. 7. Auguft 1872, Nr. 6482 (4689 ©.-U.). Der Vtg., wor- 
nad der Bater der Braut dem Bräutigam, „wenn er bie Tochter heiratet, bie 
Wirthſchaft X um 6000 fl. zum Egth. überließ,“ wogegen Legterer „zur Leiftung 
eines Ausgebinges, ferner zur Sicerftellung von 1600 fl. für feine fünftige 
Ehefrau“ fih verpfligtet, enthält Ehepacten und Beftellung eines Heirategutes 
(88. 1217, 1218 8. ©). Aus dem Inhalte dieſes Vtgs. felbft widerlegt ſich 
die Behauptung bed gellagten feitherigen Schwiegerfohnes, er habe die Wirth- 
ſchaft gefauft, weil in dem Vtg. eines Kaufes keine Erwähnung gefchieht und 
nirgends eine beftinunte Summe Gelves als Preis für die Wirthſchaft feſtgeſetzt 
wird; Andererſeits bie Stipulation der Oegenleiftungen mit der Widmung der 
Nealität als Heiratögut volllommen vereinbar ift. Es fehlen daher offenbar die 
Erforderniffe des $. 1053 ibid. 

Entfd. v. 29. Februar 1872, Nr. 15286 (4499 G.-U.). Nah Inhalt 
bes vom Geklagten unterfchriebenen Scheines, worin er ſich verpflichtet, für von 
der Klägerin übernommene Waaren im Werthe von 35 fl. und einen 
Kaften mit 5 fl. den Betrag von 40 fl. dem Borzeiger diefer Em- 
pfangebeftätigung in Monatsraten à 5 fl. zu entridten — ift ein 
Kfotg. zwiſchen den Streittheilen geſchloſſen worden ($. 1053 B. ©.) und kann 
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daher auf die Behauptung eines Berwahrungs- und Commiffionsvertrages nad, 
8. 887 ibid. feine Rüdjiht genommen werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 1. December 1870, Nr. 12623 (3978 G.U.). Da nad 
8. 1053 8. ©. zur Wefenheit eines Kotge. die Einigung des 
Käufers und Berläufers über ven Kaufpreis gehörte, fo kann ber 
Kfotg. erft kei erfolgter Einigung über beide dieſe wejentlihen Mo- 
mente als gefchloffen betrahtet werden, woraus folgt, daß... . nidt 
[bon durd des Käufers Beftellung bei dem Hanpdelsreifenden als 
Bevollmädtigter des Verkäufers, fondern erft durch die Nichtbean- 
ſtändung, beziehungemweife Nillfhweigende Genehmigung ber durch 
die eingefandte Yactura befannt gegebenen Preife der beftellten 
Waaren der Kfvtg. zum Abſchluſſe fam. Demnach bildet die Factura 
einen wefentlihen Beftandtheil des Abſchluſſes eines derartigen Kfotgs. 
Wenn nun in diefer Factura ausprüdlic ein beffimmter Zahlungsort 
bedungen ift, fo... . ift im Sinne des $. 863 ibid. aud die Einigung 
über ven Zahlungsort erfolgt und gemäß $. 43 Jur. N, welche durch 
das 9. ©. keine Aenderung erlitten hat, der Gerichtsſtand des Btge, 
begründet. 

Entid. v. 5. Mai 1870, Nr. 17782 (3791 ©.-U.). Der Umftand, 
daß der Käufer einer Realität nicht an die Gewähr von Theilen derſelben, die 
phyſiſch übergeben wurben, gebracht werben Tann, weil der Berläufer ſelbſt noch 
nit als Egihr. eingetragen ift, berechtigt den erjteren nidt, mit der Zahlung 
des Kaufpreifes zurüdzuhalten. 

Entfd. v. 19. Yänner 1870, Nr. 12114 (3672 G.-U.). Der auf 
Herausgabe eines von zwei Pferden Gellagte hatte im Gafthaufe — laut Zeugen- 
angabe nicht in trunfenem Zuftande — ven anweſenden Gäften feinen Wagen, 
ald niemand barauf einging, feine Pferde, endlih feine ganze Wirthfchaft zum 
Kaufe angetragen, worauf Kläger ihm für ein Pferd, das aber nicht etwa ein 
bhölgernes oder papierene® fein dürfe, 5 fl. bot, welche Gellagter nahm und, ein- 
ftedte. Die Klage wurde abgewieſen, da es nicht nur an der erforderlichen Be— 
ſtimmtheit, ſondern aud an der Exnftlichfeit des Geſchäftes offenbar fehlt. 

Entf. v. 7. Jänner 1869, Nr. 11903 (3233 ©.-U.). Die Vollmacht 
zum Verlaufe fliegt die Ermächtigung zur Beftimmung ves Kaufpreifes in ſich. 

Entſch. v. 17. October 1867, Nr. 8402 (©. 9. 1868, Nr. 25). Die 
Beftellung von „Probedutzenden“, wenn fie ohne Beftimmung der Qualität und 
ohne die Bedingung der vorläufigen Bekanntgabe des Preiſes gejhah, begründet 
kein unbedingtes Kaufzeihäft (8. 1080 B. ©.). 

Entſch. v. 27. Upril 1864, Nr. 2914 (1908 G.-U.). Ein Btg., wor- 
nach mehrere Grundſtücke um einen beftimmten Preis, zahlbar in 10 Jahren und 
bis dahin mit 5 Percent verzinslih, verfauft werden unter Vorbehalt des Eigen- 
thumsüberganges bis zur Zahlung oder Sicherftellung des Preifee, wodann aber 
Befig und Genuß des Kaufobjectes fofort auf den Käufer übergehen — ift mit 
ben Erforberniffen des 8. 1053 B. ©. verfehen und daher ein wahrer Kfotg. 
(88. 916, 919 u. 936 ibid.). 

Entſch. v. 14. Octtber 1862, Nr. 6201 (1575 ©.-U.). Wenn aud) die 
Uebergabe nicht ſchon zum Abfchluffe des Vtgs. erfordert, Mangels der Uebergabe 
aber das Eigenthumsrecht nicht erworben wird (8. 1053 B. ©.); muß dod da 
die Kaufrechte der Beſchwerdeführer primo loco einverleibt find, aus dent Meift- 
bote der executiv veräußerten Realitätenhälfte ihre Entſchädigungsforderung liquie 
dirt werden; denn ber Umftand, daß ter Zeitpunkt der Uebergabe des Haufes un- 
beftimmt gelaflen wurde, madt den Big. nit unwirkſam oder bevingt, fonbern 
wie $. 904 ibid. andeutet, haben die Befchwerbeführer das R., das fragliche 
Haus um den vereinbarten Preis an fid zu bringen, ſchon bei Abſchluß des Big, 
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unbedingt erworben; nur können fie den Vollzug bloß nad Maßyabe des 8. 904 
cit. fordern. Durch die ‚Einverleibung wurde biefes R. den fpäteren Oläubigern 
erfihtli. Für den Werth diefes Rs. muß nad Zulänglichkeit des Meiftbetes eben 
fo entfhädigt werben, wie der Beſtandnehmer im Falle des 8. 1121 
ibid. Leßterer Paragraph ift zwar ein Ausnahmegefeg, allein indem 
er beftimmt, daß Jenem, deſſen R. bücherlich verſichert ifl, wenigftens 
eine Entſchädigung gebühre, befhräntt er die gedadhte Ausnahme und 
nähert fi wieder der allgemeinen Regel, daß büderlih fiherge- 
Rellte Re. dur Uebertragung der Realität an Andere in ihrer Aus— 
übung nicht beirrt werben, und Tann daher analog auf gegenwärtigen 
Fall angewendet werden. 

Entſch. v. 6. November 1861, Nr. 6842 (1413 ©.-U.). Die Escomp- 
tirung eines Wechſels, bei welder der Escompteur nicht als Girant eine wechſel⸗ 
rechtliche Haftung übernahm, ftellt ſich als Kauf der durch den Wechſel zu reali⸗ 
firenden Forderungen an Acceptanten und Bormänner dar, bei welder den Ber⸗ 
fäufer die Pflicht der Gewährleiftung und daher die Haftung für die Echtheit 
der Unterſchriften trifft. 

Entſch. v. ? 1861 ? Die Annahme der Beftellung einer Waare oter 
der Aufforderung zu einem Kfotg. Tann für ſich allein keinen Kauf auf Borg 
bilden, und verpflidgtet den Annehmenven nur infoweit, als der Aufforderer feine, 
in Betreff der Uebernahme des beftellten Gegenftandes gemachte Zufage rechtzeitig 
erfüllt hat. 

Entf. v. 14. März 1860, Nr. 2505 (1106 ©.-U.). Der 8. 1053 
B. ©. bezeichnet eine „Sache überhaupt“, und nicht bloß eine beftimmte, fomit 
bereits exiſtirende Sache, als einen Gegenſtand des Kfotgs., und wenngleich der 
8. 1061 ibid. dem Verkäufer die Pflicht auferlegt, die verkaufte Sache bis zur 
Zeit der Uebergabe forgfältig zu verwahren, und dieß vorausſetzt, daß die Sache 
bereits exiftive, fo folgt doch aus dieſer nur die, bei Käufen gewöhnlich vorkom⸗ 
menden Fällen normirenden Gefegeöftelle noch keineswegs, daß hierdurch der recht⸗ 
liche Beftand eines Kfvtgs. über Sachen, die zwar nod nicht eriftiren, deren 
fünftige Exiftenz aber gewiß ift, over über folhe Sachen, die nit in der Species, 
fondern nur ber Gattung und Art nad beflimmt find, ausgeſchloſſen fei. 

Entfd. v. 13. September 1859, Nr. 7482 (859 ©.-U.). Der Mangel 
der behördlichen Genehmigung (polit. Zerſtücklungsbewilligung) ann der Natur 
ter Sache nad feinen Grund zur Nullität des Vtgs. abgeben, denn biefer wird 
eben unter Borausfegung ber erforberlihen behörblihen Genehmigung geſchloſſen 
und bilvet die Grundlage derfelben; daher nit die Giltigfeit, fondern nur bie 
Wirkfamleit oder Unwirkfamfeit von der behörblihen Entſcheidung abhängt. — 

Entſch. v. 28. Juni 1859, Nr. 7530 (824 G.-U.). Aus ver in den 
88. 1089, 1047, 1052, 425, 431 u. 1053 B. ©. begründeten Verpflichtung 
ter Verkäufer zur Uebergabe des Kaufobjectes läßt ſich nicht deren Berechtigung 
zum Anſuchen um Einverleibung des Eigenthumsrechtes der Käufer ableiten. 

Entf. v. 3. November 1858, Nr. 10388 (651 ©.-U.).: Wenn die 
Ueberſendung an einen beflimmten Ort verlangt wurde, verfteht es ſich won felbft, 
daß die Saden an biefen Ort unter der Adreſſe des Veftellers abgefendet werden 
ſollen. Die an den bezeichneten Drt, oder an einen Spediteur bafeleft geſendeten 
Gegenftände find daher dem Vefteller noch nicht übergeben und noch nit fein 
Egth. geworden ($$. 429 u. 1053 B. ©.). 

Entf. v. 1. Mai 1855, Nr. 7557 (82 ©.-U.). Wenn aus den Um⸗ 
ftänden (Vereinbarung, daß jedem Theil Auflöfung des Vtgs. und das R., Schaben: 
erfag zu fordern, vorbehalten wurde) ſich ergibt, daß in Wahrheit nicht das 
wirkliche Nehmen und Geben der gehandelten Actien, fondern nur tie Cure 
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bifferenz Gegenſtand der Gefhäftsfpeculation war, fo liegt (8. 1053 B. ©.) 
fein Kfotg., fondern ein Glücksvertrag und zwar nad $. 1270 ibid. eine Wette 
vor (88. 919 u. 916 ibid.). 

Entfd. v. 6. Februar 1855, Nr. 9105 (68 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 2537 ex 1855. 

Entſch. v. 23. December 1853, Nr. 11400 (7 ©.-U.). Das Egth. 
vertaufchter oder yerfaufter Sachen, welche bei Gericht Ban find, geht erſt 
durch die Erfolglaffung auf den Uebernehmer über. 


Erſorderniſſe des Kaufvertrages. 
8. 1084 — voL * 866—868; 878-880; 385; 66. 980, 1049; 1278-1388; 98. 928; 1275, 1276; 1048; 938, 
; 88. 10551060; 8. 883 8. ©.; 8. 4. @. v. 7. April 1870, Ir. 48 R. @, ©.) 
8. 1054. Wie die Einwilligung des Käufers und Verkäufers befhaffen fein müffe, und 
welde Sachen gekauft und verkauft werden bürfen, diefes wird nad den Regeln ber Ber- 
träge überhaupt beftimmt. Der Kaufpreis muß im barem Gelde beftehen, und darf weder 
unbeftimmt, noch gefegwidrig fein. 


Entſch. v. 30. Jänner 1879, Nr. 12072 (©. Ztg. 1879, Nr. 65). 
Damit aus den vom Kläger behaupteten, vom Gellagten aber geläugneten That- 
ſachen die Abſchließung eines Kfotgs. abgeleitet werden könne, muß angenommen 
werben, daß die Contrahenten dem Kfotg. durch Stipulirung eine® „angemeffenen 
Preiſes“ den ordentlihen Markipreis im Sinne des 8. 1058 B. ©. und Art. 
553 9. ©. zu Grunde gelegt haben, weil fonft, da in anderer Weife der Preis 
nicht beftimmt wurbe, ein Kfotg. wegen Abganges eines wefentlihen Erforderniſſes 
(68. 1053 u. 1054 8. ©.) gar nicht zu Stande gelommen wäre. Der Be- 
klagte war daher nur dann verpflichtet, die ihm überfendete Waare anzunehmen, 
wenn ber facturirte Preis dem Vtg. d. h. dem ordentlichen Marktpreife entſprach, 
während er fonft berechtigt war, die Annahme derfelben zu verweigern. 

Entf. v. 21. November 1866, Nr. 10302 (2667 G.-U.). Im Falle 
für eine Sade, wofür ein beftimmter Preis gefeglich firirt iſt (Garküchengerech- 
tigfeit nach der früheren dur die Gem. O. v. 20. December 1859, Nr. 227 
R. ©. B. nicht aufgehobenen Vorſchrift) ein höherer Preis bereits bezahlt wurde, 
kann weder nad) 88. 878 u. 1054 B. ©. die Unerlaubtheit und Gefegwidrigfeit 
des Kaufpreifes eingewenbet, noch das Mehrbezahlte mit der condictio indebiti 
zuräcgeforbert werden (F. 1432 ibid.). 

Entfd. v. 1. Mai 1866, Nr. 3958 (©. 9. 1866, Nr. 61). Wer, 
ohne einen Preis zu bedingen, eine Waare Tauft, ift in Ermanglung anderer Be- 
weismittel über den Werth der Waaren jenen Preis zu bezahlen fhuldig, welchen 
der Verkäufer ſchätzungsweife zu beſchwören ſich erbietet. - 

Entf. v. 21. März 1865, Nr. 2301 (2143 ©.-U.), Der ſchriftliche 
Kfotg., in welchem vie Höhe des quittirten Kaufpreifes nicht angegeben wurbe, 
it nad $. 1054 3. ©. ungiltig. 

Entf. v. 26. März 1861, Nr. 1755 (1291 G.U.). Kfotge., welde 
über Gegenftände gefchlofen werben, deren Menge oder Gewicht beim Abſchluſſe 
nicht befannt if, fondern erft nachträglid erhoben und der Berechnung des Kauf- 
preifes. zu Grunde gelegt wird, find allerdings giltig. Das Anerbielen des 
Klägers zur fogleihen Bezahlung des Kaufpreifes genügt, um auch den Geklagten 
zur Erfüllung des Kaufgeſchäftes gerichtlich verhalten zu können. 

Entid. v. 17. Yänner 1860, Nr. 14264 (1060 ©.-U.). Der Big., 
wornach ein Theil verſpricht, Wechſel beſtinmter Perſonen behufs Einlöſung zu 
einem beſtimmten, nach Percenten des firirten Nominalbetrages beſtimmten Preiſe 
zu „ſchaffen“, iſt ein giltiger Kfotg. Wenn auch der Verſprechende ſolche Wechſel 
weder ſelbſt beſaß, noch ſich zu ee vermochte, bleibt er nad) 88. 1061 
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u. 1047 B. ©. gleichwohl gebunden, und hat nad 88. 1066 u. 1047 ibid. 
wegen Nidterfülung für den entgangenen Gewinn zu haften. Die Merkmale 
einer Wette nach $. 1270 ibid. fehlen gänzlich. 


Der Kaufpreis mn: 
a) in barem Gelde beſtehen; 
£ ä (8. 1055 — vgl. 98. 571, 677; 668 8. ©.) ⸗ 
8. 1055. Wird eine Sache theils gegen Geld, theil® gegen eine andere Sache veräußert; 
fo wird der Vertrag, je nachdem der Werth am Gelde mehr oder weniger, als der gemeine 
Werth der gegebenen Sache beträgt, zum Kaufe ober Tauſche, und bei gleichem Werthe der 
Sache, zum Kaufe gerechnet. 
Entfh. des V. ©. Hofes v. 4. December 1878, Nr. 1967 (6. 9. 
1879, Nr. 8). Der Vtg., wornach eine Realität um 63.500 fl. verfauft und 
der Kaufpreis in der Weife berichtigt wird, daß 44.000 fl. an Privatlaften über» 


nommen, 8500 fl. bar bezahlt werben, für den Reſt aber eine Privatforberung 


zu 11.000 fl. cedirt wird, ift nah $. 1053 B. ©. als Kauf anzufehen. Das 
fraglihe Rechtsgeſchäft könnte Übrigens im gegenwärtigen alle 
gemäß $. 1055 ibid. um fo minder als ein Tauſch angefehen werden, 
weil der Werth der außer der Ceſſionsvaluta in Berehnung ge- 
beraten Gegenleiſtungen die legtere weit überfteigt. 

Entſch. v. 1. Yuni 1876, Nr. 2881 (6167 ©.-U.). Wenn kein Bar- 
betrag, fondern eine Anzahl öffentlicher Obligationen zur Sicherſtellung des Kauf- 
preifes gegeben wird, bilvet diefe „Darangabe“ fein Angeld ($$. 908 n. 1055 
8. ©.), ift vielmehr als bloße Kaution anzufehen, teren NRüderflattung im 
doppelten Betrage (doppelten Eurswerthe) keinesfalls begehrt werden Tann. 


b) befimmt; 
(9. 1056 — vgl. 86. 1060; 936 8.8.) 
8. 1056. Käufer und Berkäufer Lönnen die Feſtſetzung des Preifes auch einer britten be⸗ 
flimmten Berfon überlafien. Wird von diefer in dem bedungenen Zeitraume nichts feſtgeſetzt; 
oder wil im Falle, daß kein Zeitraum bedungen worden tft, ein Theil vor der Beftimmung 
des Preifes zurücktreten; fo wird der Kaufvertrag als nicht geſchloſſen angefehen. 


Entfd, v. 13. Jänner 1875, Nr. 13443 (5599 G.U.). Der Big., 
womit Actien einer zu gründenden Actiengefellfhaft von einem Gründer zum 
Syndicatscurfe erworben, eine Anzablung von x fl. geleiftet und die Uebergabe 
5 Tage vor bem Ausbot auf der Börfe bedungen wird, ift ein giltiger Kfotg., 
da auch Sachen, die noch zu erwarten ftehen (8. 1065 B. ©.) gefauft werben 
fönnen und nad $. 1056 ibid. vie Feftftellung des Kaufpreifes innerhalb eines 
beftimmten Termines einer britten [„beftimmten“?] Perſon überlafjen werden fann. 

Entfd. v. 19. Februar 1869, Nr. 291 (©. H. 1869). Wenn die Be 
ftimmung der Zahlungsmodalitäten ausdrüdlich fpäterer Vereinbarung vorbehalten 
wurde, fo ift der Kfotg., da diefe Vereinbarung nicht zu Stande kam, nicht für 
abgeſchloſſen anzufehen und ber um in berechtigt, das gegebene Angelo zurüd- 
zuverlangen (88. 908 u. 1056 8. 

Entf. v. 18. Mär) 1868, 2 1869 (G. $. 1868, Nr. 40). - Auch 
eine allgemeine Bezeichnung der Menge und bed Preifes der beftellten Waare 
genügt zum Beſtande des Kfptgs. 

Entfch. v. 24. Februar 1864, Nr. 1331 (1872 ©.-U.). Wenn bie 
Firirung des Kaufpreifes nicht beflimmten dritten Berfonen, fondern erft zu wäh- 
Ienden Schägleuten überlafien wurde, ift ber Kfotg. nah $. 1056 8. ©. 
ungiltig. 
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Entf. v. 4. Yänner 1859, Nr. 14948 (700 ©.-U.). Auch der nach 
Berftreihung einer hierzu den Schiedsrichtern gejegten Frift gefällte Schiedeſpruch 
ft giltig. $. 1056 8. ©. ſteht dem nicht entgegen; denn dieſer Paragraph 
ſormirt im einer von der Regel abweichenden Weife den fpeciellen 
fall, wo bei einem Kaufe die Feltfegung des Kaufpreiſes einem 
dritten aufgetragen und von demfelben nit in der bedungenen 
reift beftimmt wurde, und befräftigt daher nur die allgemeine Regel 
Är die Übrigen nicht ausgenommenen Fälle. 

Entſch. v. 15. Mai 1854, Nr. 4545 (P. ©. 961). Nicht bloß beim 
ohn-, fondern auch beim Kaufvertrage hat der Richter das R., den Lohn, be— 
ehungsweife den Preis, wenn er weder durch Verabredung, noch durd) das ©. 
eſtimmt ift, feftzufegen, und er -ift hierbei am eine gerichtlihe Schägung nicht 
thunden. 

(8. 1057 — vgl. 8. 1011; 1066; 43. 46, 58, 195, 359, 352; 1880 ©. ©.) 
+ 1058. Wird die Beftimmung des Preifes mehreren Perfonen Überlaflen, fo entſcheidet 
ie Mehrheit der Stimmen. allen die Stimmen fo verfhieden aus, daß der Preis nicht 
amal durch wirkliche Mehrheit der Stimmen feftgefegt wird; fo ift der Kauf für nicht ein- 
gegangen zu achten. 
(6. 1088 — vgl. 89. 885; 1088 8. @.) 

‚1058. Auch der Werth, welcher bei einer früheren Veräußerung — worden iſt, 
an zur Beſtimmung des Preiſes dienen. Hat man den ordentlichen Marktpreis zum Grunde 
legt, fo wird der mittlere Marktpreis des Ortes und der Zeit, wo und in welcher der Ver» 

trag erfüllet werden muß, angenommen. 

Entfd. v. 1. Mai 1879, Nr. 2782 (9. B. 1379, Nr. 45). Indem 
ır den Fall der käuflichen Uebernahme die geflagte Gasgeſellſchaft ſich den ſechs— 
hufachen Betrag ver durchſchnittlichen, aus ihren Büchern zu ermittelnden Rente 
ır legten 10 Jahre bebungen hat, behielt fie fich keineswegs bie einfeitige Aus- 
eifung diefer Rente vor, wodurch die Beſtimmung des Kaufpreifes ohne jede 
ontrole in die Hand eines Paciscenten, und zwar des Verkäufers, gelegt worden 
äre; fondern es wurden zu diefem Behufe die Bücher der Geſellſchaft als ein 
r Beflimmung des Kaufpreifes dienliches gemeinfhaftlihes Hilfs- und Beweis- 
ittel bedungen, fonady deren Einfiht und Eontrole dem anderen Paciscenten ein- 
räumt. Wenn die geflagte Geſellſchaft aus dem unmittelbar darauf folgenden 
ufage: „Hierbei behält fi) der Magiftrat (der klagenden Stadtgemeinde) das 
. vor, während ber legten 10 Jahre cine Controle der beftehenden Privat- 
unmen vorzunehmen, mit dem Ergebniſſe der Bücher zu vergleichen und fo bie 
Itommene Ueberzeugung von der Richtigkeit der Bücher zu nehmen,* den Schluß 
leiten will, daß nur bezüglich der Privatflammen eine Eontrole und Vergleichung 
it ven Büchern der Stadtgemeinde eingeräumt wurde, fo kann dieſer Schluß 
ineswegs als zutreffend erfannt werben, wenn erwogen wird, daß es überflüffig 
ar, fid) für die Beleuchtung der Stadt, beren Straßen, Gaffen und Pläge eine 
ontrole der beftehenden Flammen zu bedingen, weil die Anzahl diefer Flammen, 
ten größte Leuchtkraft und Dauer, wie aud die hierfür zu zahlende Vergütung 
t Stadtgemeinde ohnehin bekannt ift, diefelbe mit der Geſellfchaft fih in be— 
indiger Verrechnung befindet und die entfallende Vergütung monatlıd) leiſtet. 
aders verhält ſich aber die Sache bezüglich der Privatflammen, deren Anzahl, 
zöße, Leuchtkraft, Dauer und die hierfür gezahlten Vergütungspreife der Stadt 
meinde nicht befannt fein fönnen, daher es nothwendig war, berjelben aus- 
üdtih die Controle und Vergleihung mit den Büchern einzuräunen, Uebrigens 

es unzweifelhaft, daß bie zum Maßflabe des Kaufpreifes beftunmte durdhjchnitt- 
he Rente der legten 10 Jahre nur aus dem Ergebnifle der geſammten Geſchäfts— 
bahrung der Gasanflalt und den hierüber geführten Bücher ermittelt werden kann, 
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Entfd. v. 30. Jänner 1879, Nr. 12072 (©. Ztg. 1879, Nr. 65). 
Damit aus den vom Kläger behanpteten, vom Geflagten aber geläugneten That- 
ſachen die Abſchließung eines Kfotgs. abgeleitet werden künne, muß angenommen 
werben, daß die Contrahenten dem Kfotg. dur Stipulirung eine® „angemeffenen 
Preifes“ den orbentlihen Marktpreis im Sinne des 8. 1058 3. ©. und Art. 
353 9. ©. zu Grunde gelegt haben, weil fonft, da in anderer Weife der Preis 
nicht beftinumt wurde, ein Kfotg. wegen Abganges eines wefentlichen Erforberniffes 
(88. 1053 u. 1054 8. ©.) gar nicht zu Stande gelommen wäre. Der Be- 
Magte war daher nur dann verpflidtet, vie ihm überjendete Waare anzunehmen, 
wenn ber facturirte Preis dem Dig., d. h. dem orbentlihen Marktpreife entſprach, 
— er ſonſt berechtigt war, die Annahme derſelben zu verweigern. 

Entſch. v. 25. April 1871, Nr. 3621 (4588 ©.-U.). Wenn die Be- 
figer einer Brauerei Hopfen, d. i. eine Waare, deren Preisverhältniffe ihnen 
wohl befannt fein müflen, bei einem Hopfenhänbler beftellen, ohne ben Preis 
vorhinein firirt zu haben, fo darf im Hinblid auf die Art. 278 u. 279 9. ©. 
immerhin angenommen werben, daß die Käufer ſtillſchweigend auf den jeweiligen 
gangbaren Preis Bezug nahmen und daß ver letztere auch von dem Berfäufer 
gewollt war, welder auf eine folhe Beftellung ſich einlieg (Art. 337 9. U.; 
8. 1058 B. ©). Differenzen, die fih dann über die Höhe der Preisberehnung 
unter den Contrahenten ergeben, ftellen nicht die Rechtsverbindlichkeit des Kaufes 

‚ in Frage, fondern wälzen lediglich die Laft des Beweiſes über die Angemefjen- 
beit der begehrten Preisfumme auf den Verkäufer. 

Entſch. v. 27. Februar 1866, Nr. 1586 (2402 G.. U.). Obwohl 
Mangels Feftfegung des Lohnes verfelbe nad $. 1152 B. ©. vom Richter nad 
Analogie der Vorſchrift des $. 1058 ibid. und Art. 82 9. ©. auszumeflen 
kommt [(Schlußfolgerung], fann dod in Bezug auf die Mädlergebühr des Klägers, 
welcher nicht protofollirter Senfal ift und fein Handels geſchãft vermittelt, weder 
auf vie beſtehenden Mäklergebühren, noch auf die Gewohnheit (8. 10 2. G.) 
Rüdfiht genommen werden. 


e) nicht gefehwidrig fein. 
9 — dgl. 478485 Str. &.; Gew. D. v. 20. December , Ri R. S., 7 
—X a dv. 1. Juli 1803, si es u * * —— — MM 2584 % — S. ee 
1792, v. 24. December 1’ ve 1. Auguſt am und dv. 20. Februar 1795 
dämmtlih ms der ———— ®. ©. 80. 1—4) 
8. 1059. Wenn für Waaren eine Tare befteht, fo tft der höhere Preis gefegwibrig, und 
der Käufer kann für jede noch fo geringe Verlegung die Schadloshaltung bei der politiſchen 
Behörde fordern. 


(8. 1080 — vgl. 68. 934, 985, 1059 8. G.) 
8. 1060. Außer diefem Falle kann der Kauf fowohl von dem Käufer ale Verkäufer nur 
wegen Berlegung über die Hälfte beflritten werden ($$. 934 und 935). Diefe Beſchwerde 
findet au dann flatt, wenn der Ausfpruh des Kaufpreifes einem Dritten überlaflen 
worden ift. 

Entſch. v. 21. März 1865, Nr. 2301 (2143 G.-U.). Wenn im fhrift- 
lichen Kfotg. lediglich über den Kaufpreis quittirt wird, ohne daß biefer bafelbft 
feftgeftellt wäre, ift der Kauf nah 8. 1044 B. ©. ungiltig; die Vorſchrift des 
$. 1060 ibid. fann in diefem Falle nicht zur Anwendung kommen. 


flihten des Berkänfers, 


(8. 1061 — vgl. 8 1047; 88. 1048—1081, ie: G.e und Hofd. v. 26. Februar 1819, Rr. 1548 


1791, v. : R 


8. 1004. Der Verkäufer ift ſchuldig, die Sache bis zur Zeit der Webergabe forgfältig zu 
verwahren und fie dem Käufer nach eben den Borfchriften zu lbergeben , welche oben bei dem 
Tauſche ($. 1047) aufgeftellt worden find, 
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Entſch. v. 4. Jänner 1876, Nr. 10386 (5968 ©.-U.). Nach 8. 10563 
B. ©. gehört der Kaufvertrag allerdings bloß zu den Titeln, ein Eigenthum zu 
erwerben, und erfolgt die Erwerbung erft durch die Mebergabe des Kaufgegen⸗ 
Randes; bei einer unbeweglichen Sache nah 8. 431 ibid. erft durch die bücher 
lihe Eintragung, bis zu welder der Berfäufer das Egth. behält. Andererſeits 
ift aber der Verkäufer nad 88. 1061 u. 1047 ibid. ſchuldig, die Sade bis 
zur Uebergabe forgfältig zu verwahren und fie dem Käufer, der Verabredung 
gemäß, in eben dem Zuftande, in welchem ſich dieſelbe bei Schliefung des Vtgs. 
befunden hat, zum freien Befige zu übergeben. Daraus folgt, daß andy nad 
dem Verkaufe einer unbeweglihen Sache der Verkäufer, obgleich er formell biß 
zur Gewähranſchreibung des Käufers Egthr. bleibt, zu Hantlungen, worurd ber 
Zuftand der verkauften Sache geändert wird, ohne Einwilligung des Käufers nicht 
mehr berechtigt if. Er ift fomit auch nicht befugt, neue Pfandrechte an der 
verfauften Sache einzuräumen. Eine folde fpätere Pfandrechtseinräumung fann 
daher nad $. 878 ibid. der Gegenſtand eines giltigen Vigs. nicht fein, und 
der einen anderen Fall normirende 8. 440 ibid. findet darauf feine analoge 
Anwendung [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 5. Mai 1870, Nr. 13382 (3791 ©.-U.). Die Zuzählung 
einer beftimmten Summe gegen Lieferung von Waaren, in beftimmten Terminen 
und Quantitäten zu beftinnmtemn Einheitapreis und Verzinſung der jeweilig durch 
Lieferungen noch nicht gededte Summe ift fein Darlehens-, fondern ein Kauf⸗ 
vertrag. Wegen Verzögerung ver Lieferungen fann daher nad) 88. 919, 912, 
1047 u. 1061 ®. ©. nur genaue Erfüllung und im Yale der Unmöglichkeit 
der Leiftung Erſatz des Interefies, nicht aber die Rüdzahlung des Kauſpreiſes 
gefordert werben. 

Entſch. v. 30. Juni 1869, Nr. 7206 (3457 ©.-U.). Mit der Befit- 
einführung des Erftehers bat bie Thätigfeit des Executionsrichters nah $. 339 
a. ©. D. md 8. 1061 B. ©. ihr Ende erreicht; die Vornahme weiterer Vor⸗ 
fehrungen, alſo auch der Wbtheilung eines Theiles einer gemeinfamen Sache vo 
bem fremden Theile, bleibt daher dem gütlichen Einvernehmen der Intereſſenten 
oder der gerichtlihen Auseinanderfegung in befonderem Procefie vorbehalten. 

Entſch. v. 12. März 1868, Nr. 1014 (©. Ztg. 1868, Nr. 44; 3013 
G.-U.). Der Käufer eines Haufes hat auf den Miethzins, welder für die Zeit 
von dem der Befigantretung vorausgegangenen Zinstermin bis zu dem der Be— 
fitzantretung nachfolgenden Zinstermin berichtiget wurde, feinen Theilanfpruch. 

Entſch. dv. 7. Jänner 1863, Nr. 8855 (1629 ©.-U.). Dem Käufer 
einer Liegenfchaft ftebt, ſobald er die ihm obliegenven Verbindlichkeiten erfüllt 
bat, nicht nur das R. zu, die grundbücherliche Beflganfchreibung zu verlangen, 
fondern er fann au darauf dringen, daß der Verkäufer ihm deren phyſiſchen 
Beſitz verfhaffe, und letzterer genügt feiner Verpflichtung nicht ſchon dadurch, 
daß er ihn in Stand fegt, das Kaufobject von allfälligen dritten Inhabern -zu 
vindiciren. 

Entſch. v. 28. Auguſt 1861, Nr. 4844 (1381 ©.-U.). Der Verkäufer 
einer individuell beftimmten Sache (nady Serie und Nummer bezeichnete Erebit- 
loſe) ift verpflichtet, eben diefe beftimmte Sache zu liefern. Der Einwand, nicht 
im Befig der Sache zu fein, kann nicht berüdfichtigt werden, weil laut der vor⸗ 
liegenden Urkunde angenommen werben muß, daß der Berläufer zur Zeit des 
Geſchäftsabſchluſſes im Beſitze der bezeichneten Sache war und berfelbe für jede 
feitherige Dispofition verantwortlich bleibt. Die Unmöglichkeit der Rüdverfhaffung 
ift nicht nachgewiefen. Das Begehren um Zuertennung eines Schadenerfatzes ift 
—— ſolange der Käufer ſelbſt noch die Erfüllung des Vigs. für ausführ⸗ 
ar hielt. 

Entfd. v. 17. Jänner 1860, Nr. 14264 (1060 G.⸗U.). Der Big, 
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wornach ein Theil verfpriht, Wechſel beftimmter Perfonen behufs Einlöfung zu 
einem befliimmten nady Percenten des fixirten Nominalbetrages beftimmten Breife 
zu „ſchaffen“, ift ein giltiger Kfotg. Wenn aud der Verfprechende ſolche Wechſel 
weder felbft befaß, noch ſich zu verſchaffen vermochte, bleibt er nach 88. 1061 
u. 1047 3. ©. gleihwehl gebunden und hat nad 88. 1066 u. 1047 ibid. 
wegen Nichterfüllung für den entgangenen Gewinn zu haften. Die Merkmale 
einer Wette nach $. 1270 ibid. fehlen gänzlich. 

Entfd. v. 28. Juni 1859,.Nr. 7530 (824 ©.-U.). Aus der Berpflich- 
tung des Berfäufers einer unbeweglichen Sache zur Uebergabe in das Eigth. des 
Käufers folgt noch nicht das R. des Verkäufers ftatt des Käufers, um veflen 
Befiganfchreibung anzufuhen; vielmehr fteht einem ſolchen Anfuchen noch ind 
befondere die Vorſchrift des Hofo. v. 26. Februar 1819, Nr. 1548 9. ©. ©. 
entgegen. 

Entf. v. 12. April 1859, Nr. 3949 (2056 G.⸗U.). Der Gellagte, 
welcher den Abſchluß des Vtgs. in Abrere ftelt, gibt damit aud zu, daß er den- 
felben nicht erfült bat. Es liegt daher dem Gellagten nad 8. 1298 B. ©. 
der Beweis ob, daß er wegen eined ohne fein Verſchulden eingetretenen Hinder- 
niſſes nicht erfüllt hat. Mangels viefes Beweiſes haftet er nad $. 1047 ibid., 
und zwar, ba ein Angeld gegeben wurde, nad $. 908 ibid. 

Entſch. v. 3. November 1858, Nr. 10388 (651 ©.-U.). Wenn bie 
Ueberjendung an einen beftimmten Ort verlegt wurde, verfteht es fi von felbft, 
daß die Sachen an diefen Ort unter der Adreſſe des Beſtellers abgefendet werben 
ſollen. Die an ven bezeichneten Ort, aber an einen Spebiteur bafelbft gefendeten 
Gegenftände find daher dem Beſteller noch nicht übergeben und nod nicht fein 
Egth. geworden (88. 429 u. 1053 B. ©.). 

Entf. v. 11. Mai 1858, Nr. 4699 (559 ©.-U.). Vor dem 29. Jänner 
1853 (mit weldem Tage die Behandlung der Entſchädigungsauſprüche geſetzlich 
normirt war) hatte der Örunvdentlaftungscapitalsanfprud die Natur eines Grund- 
zugehörs, und war daher mit dem Saufobjecte in Folge eines vor biefem Zeit- 
punkte geſchloſſenen Vtgs. mitzuübergeben. 


und des Käufers. 
(8. 1062 — vgl. ta. 1047; 1069, 1069, 1425 ®. @.) 

8. 1062. Der Käufer hingegen ift verbunden, die Sache fogleih, oder zur bedungenen Zeit 
su übernehmen, zugleich aber auch das Kaufgeld bar abzuführen; widrigenfalls ift der Ver⸗ 
täufer ihm die Uebergabe der Sache zu verweigern berechtiget. 

Entſch. v. 14. December 1875, Nr. 11569 (©. Big. 1876, Nr. 89; 
5941 ©.-U.). Der Käufer eines ihm vor Zahlung des Kaufſchillings überge- 
benen und von ihm ohne Rechtsgrund dem Verkäufer rüdgeftellten Thieres ift 
zwar zur Zahlung des Kauffchillinge, nicht aber zur Rücknahme des Thieres und 
zum Erſatz der mittlerweiligen Berpflegstoften verpflichtet. Kläger hat das Thier 
dem ©ellagten übergeben und berfelbe es aud in Empfang genommen, womit 
der Kfotg. feine Erfüllung fand; der Bellagte bat nur die Gemwährleiflung und 
fomit die Aufhebung bed Vtgs. eingewendet, weil der Hund die bedungenen 
Eigenihaften nicht hatte. Der Kläger hatte aljo, als der Bellagte ben Hund 
ihm zurückbrachte, nachdem von ihm bie Giltigkeit des Vtgs. behauptet wurde 
und bemzufolge der Hund Egth. des Bellagten blieb, gar feine Verpflichtung, 
ihn in Pflege zu Übernehmen und beforgte er aus ber Uebernahme eine Berant- 
wortung, jo gab ihm das ©. durch die Einleitung der gerictlihen Verwahrung 
das Mittel an die Hand, fi) von berfelben zu befreien (88. 919, 922, 928, 
1035, 1037, 1042, 1047, 1062, 1295 ®. ©.). 

Entfg. v. 15. September 1875, Nr. 6150 (5853 G.-U.). Da nad 
8. 1062 B. ©, der Käufer nur ſchulvig iſt, den Kaufpreis bei Uebernahme des 
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Kaufobjectes zu bezahlen, aber ferner nad) 8. 1052 ibid. derjenige, der auf 
die Uebergabe bringen will,“ bereit fein muß, feine eigene Verbindlichkeit zu erfüllen, 
ſo ift es offenbar, daß in Folge des dem gerichtlichen Vergleiche über die Er- 
füllung des Kaufvertrages nachgefolgten Factums der durch einen Pfandgläubiger 
der Berläufer herbeigeführten erecutiven Veräußerung des Kaufobjectes und der 
dadurch für die Geklagten eingetretenen Unmöglichkeit ver Erfüllung des Vtgs. 
deren Erecutionsrecht erlofchen if. Es muß daher in biefer Beziehung das erft« 
richterliche Urtheil aufrecht erhalten werden. Kläger erfcheint aber andy berechtigt, 
dasjenige von den Oeklagten zurüdzufordern, was er ihnen vom Kaufſchillinge 
bereits bezahlt bat, weil, nachdem die Erfüllung des Btgs. von Seite der Ger 
Magten unmöglich geworben ift, der rechtliche Grund, einen Theil des Kaufſchil⸗ 
linges zu behalten, aufgehört hat ($. 1435 ibid.). 

Entſch. v. 29. October 1873, Nr. 9311 (5117 ©.=-U.). [Bemeislaft 
über die Zahlung beim Kauf auf Borg.] Es geht nicht an, jevem Käufer bloß 
deßhalb, weil er faufte und die Waare erhielt, die Laſt des Beweiſes aufzubürden, 
daß er den Kaufpreis auch gezahlt habe; denn der Verkäufer war berechtigt, fofort 
auf die Behändigung des Kaufgeldes zu dringen, wibrigenfal® die Uebergabe der 
Sache zu verweigern (8. 1062 B. ©.), und es ift feine Aufgabe, fih gegen 
den Käufer, dem ex Credit gibt, fiherzuftellen; eine Aufgabe, vie übrigens für 
den Handelsverkehr durch die Borfchriften über die Beweistraft der Handelsbücher 
ſehr erleichtert if. 

Entfd. v. 25. Juni 1873, Nr. 2467 (5017 ©.-U.). Nah 8. 1062 
3. ©. bat der Käufer das Kaufgeld zu entrichten, wibrigend der Verkaäͤufer die 
Uebergabe der Sache zu verweigern beredtigt if. Nun ift wehl im Sfotg. 
(Art. 2) von Seite des Verkäufers beftätigt, daß er vom Käufer mit dem Kauf- 
ſchilling durch die gepflogene Verrechnung volllommen befriedigt werben fei und 
daß er feine Forderung mehr zu flellen habe; dieſe Erklärung ift aber offenbar 
unridtig, denn im Schlußbriefe wird vom Käufer mit Bezugnahme auf den Big. 
die Verbindlichkeit zur Entrihtung des Kauffchillings per 168.000 fl. in der 
Art übernommen, daß er das in feinen Händen befindliche Accept des Verkäufers, 
dann ein zweites erft einzulöfendes Accept desſelben ihm zurückſtelle und den Reſt 
bar zahle. Hiermit ift alfo feine Verrechnung — Bergleihung gegenfeitiger 
Forderungen und Ermittlung der Differenz — fondern nur bie Feftftellung der 
Art der Zahlung des Kaufgeldes erfolgt. Sie bilvet einen integrirenden Befland- 
theil des Kfotgs., und der Kläger hatte daher zu beweifen, daß er feinen Ber- 
bindlichkeiten nachgefommen ift, wenn er wegen der unterbliebenen Uebergabe des 
Kaufobjectes die (im Bertragsart. 4) feftgefegte Entſchädigung fordern mil. Ohne 
viefen Beweis ift die Weigerung bes Gellagten, vie Sache zu übergeben, gerecht- 
fertigt [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 19. November 1872, Nr. 10828 (4779 ©.-U.). Nah 
8. 1062 B. ©. ift ver Verkäufer berechtigt, die Mebergabe der verkauften Sache 
zu verweigern, wenn ber Käufer das Kaufgeld — vorausgefegt, daß wegen 
Zahlung vesfelben nicht etwas anderes bebungen wurde — nicht zugleich abführt. 
Da jedod in der verbücherten Kaufsurkunde ausdrücklich beftätigt wird, daß ber 
Käufer gleich bei Abfchliegung des Vtgs. den Kauffhillingsreft bar erlegt habe 
und der Berfäufer den Empfang dieſes Betrages zugleich quittirt; da ferner die 
Giltigkeit diefer feit dem Jahre 1858 dem Grundbuche einverleibten Kaufsurkunde 
innerhalb 3 Jahren nicht beftritten wurde, deren Giltigfeit fomit nicht mehr an= 
fechtbar ift, fo kann aud der Magenden Concursmaſſe des Käufers ein weiterer 
Beweis über den Inhalt diefer Urkunde — insbefondere über bie darin beftätigte 
Zahlung des Kaufſchillingsreſtes — nicht mehr auferlegt werben; wohl aber ift, wie 
in dem Falle, wenn ver Schuldner gegen den Inhalt eines Schuldſcheines be⸗ 
hauptet, daß die Zuzählung des Geldes nicht erfolgt ſei, auch hier im Sinne 
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des Tail. Pat. v. 1. März 1787, Nr. 636 9. ©. ©., der Geklagte zu dem - 


Gegenbeweiſe zuzulafien, daß ber von ihm in der Kaufsurkunde als gezahlt quittirte 
Kaufſchillingsreſt ihm nicht gezablt worden fei. 

Entf. v. 27. April 1871, Nr. 2726 (4142 ©.-U.). Da Kläger, 
welcher ven erfauften Wein abzuholen hatte, erft nach 14 Tagen einen Fuhrmann 
fendete und kurz vorher erft ver Verkäufer ven Wein anders wohin abgab, hat er 
ſelbſt zur Nichterfüllung des Vtgs. mit Anlaß gegeben; es kann daher im Hin« 
blick auf 8. 904 B. ©. (Bertragserfülung bei nicht beflimmter Zeit: „ohne 
unnöthigen Aufſchub“) 8. 1062 ibid. (Berpflihtung zur fogleihen Uebernahme) und 
8. 914 ibid, (Auslegung des undentlihen Ausdruckes „in Kürze” zum Nachtheile 
des Klägers, der ihn gebraudte) nicht angenommen werten, daß der klagende 
Käufer die ſchuldloſe Partei fei, welche im Sinne des 8. 908 ibid. berechtigt 
wäre, das gegebene Angel» im doppelten Betrage zurüdzufordern. 

Entſch. v. 28. Jänner 1869, Nr. 12803 (Sch. I). Wenn der Verfäufer 
feiner Verbindlichkeit, da® Kaufobject zu übergeben, nachkommt, fo ift der Käufer 
ſchuldig, den Kaufſchilling zu bezahlen; es fteht ihm bloß frei — bei einer Grunde 
abtrennung — bie genaue Erfüllung des Vtgs. — durch Erwirtung ver Zer- 
ftüclungsbewilligung — zu fordern. 

Entſch. v. 21. Jänner 1869, Nr. 11384 (3256 ©.-U.). Aus der vor- 
behaltlofen Annahme des einfachen Angelves muß das einverftändlihe Abgehen 
von dem gefchloffenen Kfotg. gefhlofien werden (88. 863 u. 920 B. ©.); umfos 
mehr, als der Bellagte, ohne gleichzeitige Bezahlung gar nicht zu liefern, ver- 
pflichtet gewefen wäre (8. 1062 ibid.). 

Entfb. v. 23. Yänner 1868, Nr. 528 (2979 ©.-U.). Bor erfolgter 
bücherlicher Uebergabe, durch welche allein dem Käufer das Egth. verſchafft wird, 
ift derfelbe zur Zahlung des Kauffcillingsreftes nicht verpflichtet, wenn aud bie 
biefür beftimmte Auffünbigung orbnungegemäß erfolgte ($. 1062 B. ©.). Die 
bücerliche Uebergabe befteht aber in der Auöftellung einer nad) 88. 431 u. 435 
ibid. hierzu genügenden Urkunde. Es bevarf hierzu nicht einer ausbrüdlien 
Borfchrift, weil die bücherlihe Eigenihumsübertragung im Falle des Kaufe einer 
Liegenfchaft, ein nach dem ©. felbftverftändlicher Act der Uebergabe if. Es ift 
Sache des Verkäufers, ſich die Vorbedingungen zur Möglichkeit der Erfüllung 
feiner Verpflichtung zu verfchaffen. Weder, daß der Käufer die Einfiht in den 
Grundbuchsſtand unterlaffen hat, noch defien theilweife Zahlung des Kaufſchillings 
— als vermuthliher Berziht — können als ein Aufgeben des Rs. des Käufers 
auf bücherliche Uebergabe angefehen werden. Solange der Verkäufer die erwähnte 
Verbindlichkeit nicht erfüllt, ift er nah $. 1052 ibid. zur Forderung des Kauf- 
ſchillingsreſtes nicht berechtigt; — wohl aber Tann er die Berzinfung dieſes Rs. 
fordern, weil der Käufer in dem phyſiſchen Befig und Genuß der Realität ein 
Aequivalent der Zinfen hat. 

Entf. v. 3. October 1865, Nr. 7457 (©. Ztg. 1866, Nr. 4). Der 
Deeiftbieter bei einer erecutiven Feilbietung haftet für den Meiftbot perſönlich 
mit feinem ganzen Vmgn. den Sapgläubigern und dem Erecuten nad Maßgabe 
der gerichtlichen Meiflbotvertheilung. 

Entfd. v. 21. December 1864, Nr. 9627 (2712 G.-U). Der Ber- 
täufer ift vor Bezahlung des Kaufpreifes die verkaufte Sache zu übergeben nicht 
verpflichtet ($. 1062 B. ©.). Bor Anbieten der Zahlung kann ihm daher feine 
verſchuldete Nichterfüllung zur Laft gelegt werben. 

Entf. v. 21. April 1864, Nr. 2507 (1902 ©.-U.). Da der Beftand- 
vertrag einen Kfotg. infofern in ſich fließt, als der Beſtandzins fih als Kaufe 
f&hilling für den dem Beftandnehmer überlafienen Gebrauch der Sache darftellt, 
kann gegen den Miether, welcher den Miethzins nicht rechtzeitig entrichtet hat, 
auf Aufhebung des Miethvertrages gellagt werden (88. 919 u. 1118 8. ©.). 
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Entf. v. 22. Iuli 1862, Nr. 4535 (1541 ©.-U.). Kläger, welder 
über die Berpflihtung zur fofortigen Zahlung des Kauffchillingsreftes fih mit dem 
Geklagten nicht einigen konnte, obwohl er nad Inhalt des Bigs. in Wahrheit 
zur fofortigen Zehlung ohne Gegenrechnungspoſten verpflichtet ift, war offenbar 
nit im Sinne der 88. 1062 u. 1052 B. ©. feinerjeits zur Erfüllung bereit, 
und kann daher auch von dem Bellagten die Erfüllung nicht verlangen. 

Entf. v. 7. November 1860, Nr. 11330 (1223 ©.-U.). Der Ber 
Käufer ift bei ver Ausühung des Wiederkaufsrechtes nicht verpflichtet, den Kaufpreis 
in vorhinein zu erftatten; es genügt vielmehr, wenn bie Rüchzahlung gleichzeitig 
mit der Uebergabe des Grundſtückes erfolgt. 

Entſch. v. 28. Juni 1859, Nr. 7530 (824 ©.-U.). Aus $. 1062 B. G., 
wornad die Käufer zur Mebernahme bes Kaufobjectes verpflichtet find, kann nicht 
gefolgert werben, daß bie Verkäufer um Einverleibung des Egehs. bie Käufer, 
anzufuchen legitimirt feien (Hofd. v. 26. Februar 1819, Nr. 1548 9. ©. ©.). 
[Bgl. Entf. Nr. 528 ex 1868.] i 

Entfd. v. 29. Yuli 1857, Nr. 7012 (421 G.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 9627 ex 1864. 

Entfd. v. 10. Juni 1857, Nr. 4196 (380 ©.-U.). Der Berfäufer ift 
nur „gegen Erlag des Kaufpreiſes“ zur Ablieferung des Kaufgegenftandes zu 
verurtheilen [?]. 

Entſch. v. 4. März 1856, Nr. 1063 (170 ©.-U.). Wenn der Ber- 
käufer einer Sade, oder — was dasfelbe ift — der Cedent einer 
Forderung, dem Käufer, rüädfihtlih dem Eeffionar, den bebungenen 
Kaufſchilling over Ablöfungsbetrag auf eine beſtimmte Zeit, binnen 
welder der letztere zu zahlen fi verpflichtet, beläßt, fo hat ihm 
der erftere den Betrag geborgt und es nimmt der geborgte Betrag 
die Natur eines Darlehens an; die Uebergabe der verkauften Sade, 
ober bie Abtretung der die Forderung betreffenden Urkunden, wäh- 
rend der Kaufpreis oder ber Ablöfungsbetrag nah $. 1062 B. ©. 
fogleih zu entrihten war, vertritt die Stelle der Zuzählung ber 
Darlehensvaluta. 


@. 1068 — vgl. 8. 868; 1062 8. G.; GHofb. v. 18, December 1845, Ar. 916 J. ©. ©.) 

8. 1063. Wird die Sache dem Käufer von dem Verkäufer, ohne das Kaufgeld zu erhalten, 
übergeben; fo iſt bie Sache auf Borg verfauft, und das Eigenthum berfelsen geht gleich auf 
den Käufer über. 

Entſch. v. 16. December 1868, Nr. 9781 (3194 ©.-U.). Unter Erebit- 
gebung iſt nicht ein einzelnes Bargeſchäſt auf einen Tag oder einige Stunden, 
fondern ein feftgefegter regelmäßiger Credit zu verſtehen. 

Entſch. v. 3. October 1866, Nr. 8077 (2630 ©.-U.). Nah $. 1063 
3. ©. ift eine Sache nur dann als auf Borg verkauft anzufehen, wenn fie dem 
Käufer vom Verkäufer, ohne das Kaufgeld empfangen zu haben, übergeben wurde. 
Bor ver Uebergabe des Kaufgegenftandes kann demgemäß ein Kauf auf Borg nicht 
vorausgefegt werben. — In den Worten bes Verkäufers: der Käufer „könne 
fi) ven Wagen bei X abholen“, ift die Webernahme ber Verpflichtung zur Ueber⸗ 
gabe des Wagens vor empfangenem Kaufſchilling nicht enthalten und angeſichts 
der Beftimmung des $. 1063 ibid, obliegt nicht dem Verkäufer der Beweis, 
feinerfeit8 ausdrücklich beigefegt zu haben, daß dieß erft nad erfolgter Be- 
zahlung des ganzen Kaufpreifes gefchehen dürfe. 

Entf. v. 14. März 1860, Nr. 2505 (1106 ©.-U.). Die an ben 
Verkäufer von Lofen brieflih gemachte Aufforderung, „für ihn (den Aufforderer) 
ein 208 zurüdzubehalten, wofür er den Preis noch im Laufe der Woche zahlen 
werbe,“ begründet für den Verkäufer bloß die Verpflihtung, ein Los zur Ber- 
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fügung des Aufforberers bereit zu halten und ihm gegen Erlag des Betrages 
binnen derſelben Zeit auszufolgen. Hat fi) der Aufforberer während ber feft- 
gefetsten Frift bei bem Verfäufer nicht gemeldet, hat er weder ben Kaufpreis be- 
zahlt, nod ihn im Falle eines eingetretenen Hinderniſſes gerichtlich deponirt, dann 
ift jeder Anſpruch desfelben auf das 208 erloſchen, und dem Verkäufer fteht von 
diefem Zeitpunfte an das freie Verfügungsreht, mithin auch das R. zu, das 
208 für fih zu behalten und zu erwerben. 

Entf. v. 6. December 1859, Nr. 138817 (920 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 8077 ex 1866 [Schlußfolgerung]. 


Gefahr und Auben des Aanfgegenflandes. 


G. 1064 — vgl, 98. 1048-1051; 98. 1050; 988, 980; 995, 1062 B. ©.) 
8. 1064. In Rüdficgt ver Gefahr und Nugungen einer zwar gefauften, aber noch nicht 
übergebenen Sache gelten die nämlihen Vorſchriften, die bei dem Tauſchvertrage gegeben 
worden find (88. 1048—1081). 


Entf. v. 18. Yuni 1879, Nr. 4001 (9. B. 1879, Nr. 42). Wenn 
in den Licitation®bebingniffen bezüglich eines Hauſes feftgefegt ift, daß der Er— 
fteher mit einem beftimmten Tage in den Beſitz und Genuß des Haufes tritt, fo 
gebühren ihm auch von diefem Tage ab die Miethzinfe, felbft wenn fie der Bor- 
befiger ſchon im vorhinein eingehoben hat, und der letztere muß fie daher pro 
rata temporis herausgeben (88. 1050 u. 1064; Analogie des $. 519 B. ©.). 

Entſch. v. 13, Februar 1878, Nr. 11016 (©. 9. 1879, Nr. 34), Es 
unterliegt feinem Zweifel, daß Waflerbau-Concurrenzbeiträge eine Laſt darftellen, 
welche glei der Grundſteuer auf dem Grunde haftet, fohin fraft des Gs. ven 
dem jeweiligen VBefiger des Grundes zu tragen if. Ebenfo ergibt es fi aus 
dem ©. (88. 928, 1064, 1066 B. ©.), daß im alle einer Aenderung des 
Befiges des Grundes namentlich durch Verkauf, verlei zum Borfchein kommende 
Nüdftände aus der Zeit vor der bevungenen ober wirklichen Uebergabe ſtets von 
dem Borbefiger, ven fie betreffen, vertreten werden müſſen. 

Entſch. v. 24. März 1863, Nr. 1043 (1683 G.-U.) Wenn ohne Ver— 
ſchulden des Verkäufers vor dem Ablteferungstermine die verkaufte Sache bei ihm 
untergeht (Feuersbrunft), Tann der Käufer nach der Maren Borfchrift des $. 1048 
8. ©., welder nad $. 1064 ibid. aud auf den Kfotg. anzuwenden ift, nicht 
nod die Erfüllung begehren. 

Entf. v. 3. October 1860, Nr. 10227 (©. Big. 1861, Nr. 32). Die 
in den Big. Über ven Verkauf eines Haufes aufgenommene Bedingung, daß das 
Gebäude auf Koften des Uebergebers in einem erft künftig zu beftimmenven Zeit- 
punfte abgebroden werden müſſe, ihm dagegen das Material überlaflen werde, 
berechtigt den Verkäufer zur Benutzung, daher auch zur Vermiethung des frag⸗ 
lichen Gebäudes bis zum Zeitpunkte ber angeordneten Demolirung, obgleich der 
Kaufpreis bereit8 übergeben und der bezügliche Kfvig. verfaßt worden ift. 

Entf. v. 14. October 1852, Nr. 9478 (P. ©. 871). Wenn in einem 
Kfotg. ein Theil die Entrihtung der ganzen Gebühr für die Mebertragung des 
verfauften unbeweglichen Gutes auf ſich genommen hat, und hierauf die Gebühr 
berabgefett oder erhöht wird, fo geht der Gewinn und Berluft auf Rechnung 
desjenigen Theile, der bie Gebührenentrichtung übernommen hat. 


Hanf einer gehofften Hade. 
4. 1065 — vgl. $6. 1975—1288 ©. ©.) 


8. 1065. Wenn Sachen, bie noch gu erwarten ftehen, gekauft werden, fo find bie in dem 
Hauptftüde von gewagten Gefchäften gegebenen Anorbnungen anzuwenden. 
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Entſch. v. 13. Jänner 1875, Nr. 13443 (5599 G.-U.). Der Big., 
womit Actien einer zu gründenden Actiengefellihaft von einem Gründer zum 
Syndicatscurſe erworben, eine Anzablung von x fl. geleiftet und die Uebergabe 
5 Tage vor dem Ausbot auf der Börfe bedungen wird, ift ein giltiger Sfotg., 
» auch Sachen, die noch zu erwarten ftehen (8. 1065 B. ©.) gefauft werben 
Sinnen und nad) 8. 1056 ibid. die Feftftellung des Kaufpreifes innerhalb eines 
vftimmten Termines einer britten Perfon überlaflen werden kann. 


Allgemeine Borfgrift. 
6.1066 — vgl. 17. u. 28. Hauptſt. ©, G.; Art. am; 5 S. G., Börfegef. v. 1. April 1875, Nr. 67 


1066. In allen bei einem Kaufvertrage vorkommenden fällen, welche in dem Gejege 
icht auedrücklich entfchieden werben, find die in den Hauptftliden von Berträgen überhaupt, 
und von dem Zaufchvertrage in&befondere aufgeftellten Borfhriften anzuwenden. 
Siche das H. ©. im XI., das Börfegef. im I. Vde. der Mamz'ſchen Elg- 


Entf. v. 13. Februar 1878, Nr. 11016 (©. H. 1879, Nr. 34), Es 
nterliegt feinem Zweifel, daß Waflerban: Concurrenzbeiträge eine Laſt varftellen, 
vide gleich der Grundſteuer auf dem Grunde haftet, fohin kraft des Gs. von 
em jeweiligen Beſitzer des Grundes zu tragen iſt. Ebenfo ergibt es ſich aus 

. (88. 928, 1064, 1066 B. ©.), daß in dem alle einer Aenderung 
u Befige des Grundes namentlich durch Verkauf, verlei zum Vorſchein kom— 
ende Rüdflände aus der Zeit vor ber bedungenen oder wirklichen Uebergabe 
8 von dem Verbefiger, ben fie betreffen, vertreten werben müſſen. 


Entfd. v. 18. November 1875, Nr. 11041 (5913 G.U.). Aus 8. 919 
. ©. geht hervor, daß das ©. feloft Ausnahmefälle zuläßt, in welchen, weil 
en eine genaue Erfüllung nicht mehr möglich ift, die allgemeine Regel aud 
ht mehr anmenbbat und baher dem anderen Vertragstheile freigeftellt ift, auch 
hadenerfag allein zu begehren. So außer im $. 1154 ibid. bei Btg.en über 
ienfleiftungen, wo beftimmt wird, daß ber Beſteller die beftellte Sache nicht 
eht anzunehmen ſchuldig if, wenn der Beſteller aus feinem Verſchulden fein 
erfprechen in beflimmter Zeit nicht erfüllt, aud beim Tauſch- und Kfotg. in 
}. 1047 u. 1066 ibid., wornady die Gegenftände des Vtgs. zur rechten Zeit 
übergeben und zu übernehmen find und derjenige, der feine Berpflictung zu 
fülen unterläßt, dem Anderen für Schaden und entgangenen Gewinn zu haften 
t. Hierin liegt offenbar eine für den Kauf und Tauſchotg. ftatuirte Aus- 
hme von der Regel des $. 919 ibid., woraus ſich ergibt, daß in concreto 
: Käufer nicht verpflichtet war, auf die (bereit6 unmögliche) Erfüllung des 
98. und Schabenerfag zu Hagen, fonvdern fein Rlagebegehren auf ven Schaben- 
ag allein beſchränken konnte, wobei noch, bemerkt werden muß, daß das von 
genden Käufer geftellte Begehren keineswegs die Auflöſung des Vtgs., ſondern 
hadenerfag im ſtrengſten Sinne des Wortes, nämlich die Zahlung des zur 
it der ſtipulirten Lieferung beftandenen mittleren Marktpreifes für die in der 
ferung rüdftändig gebliebenen Weizenquantitäten in Anfpruc nimmt. 

Entf. v. 10. December 1869, Nr. 10412 (3599 ©,-U.). Auch der 
fignatar, weldem ein Kaufſchilling al® Zahlung angewiefen wurde, muß bie 
eptio non impleti contractus gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht beweifen 
in, daß der Affignant als Berläufer dem Affignatar als Käufer den erfauften 
genftand geliefert habe oder dazu bereit geweſen fei (88. 1893, 1052, 1066 
G. [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 7. October 1869, Nr. 8048 (3529 ©.-U.). Wenn der 
ufer ausdrüdlich erflärt hat, nur ein 6—7 Jahre altes Pferd kaufen zu wollen, 
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worauf der Verkäufer erwiberte, es foll einen Kreuzer koſten und geſchenkt fein, 
falls es älter if, fo if, da das Pferd 12 Yahre zählt, der Big. nichtig und es 
tommt gar nicht daranf an, ob nad den Orunpfägen der Gewährleftung ein 
wefentlicher die bloße Anfehtbarkeit begründender Mangel vorliege oder nicht 
el 1052, 1066 ®. ©.). 

Entid. v. 5. Mai 1863, Nr. 3180 (©. H. 1868, Nr. 71. u. 72). 
Der Berfäufer, welcher ein auf Uebernahme und Zahlung lautendes Urtheil ers 
wirkt hat, muß, ehe er auf Grund dieſes Urtheils erequiren kann, erft in einem 
befonder8 abzuführenden Proceſſe nachmweifen, daß er übergeben oder deponirt habe, 
und baß die übergebene over beponirte Waare Hinfichtlih ihrer Qualität und 

Quantität dem Inhalte des erften Urtheiles vollkommen entiprad. 
R Eniſch. v. 25. Februar 1863, Nr. 1115 (1661 ©.-U.). Die Juſti- 
fication ver Eigentyumspränotation kann, wenn der Kaufſchilling, für defien Bes 
zahlung noch nicht abgelaufene Friften bedungen find, aushaftet, nur gegen gleich 
zeitige Einverleibung des Pfandredtes für die Kaufſchillingsreſtforderung be 
willigt werben. 

Entfd. v. 22. Juli 1862, Nr. 4535 (1541 ©.-U.). Es geht nicht an, 
den Käufer, welcher rechtzeitig die Zahlung nicht leiften wollte, über feine Klage 
nachträglich zur Erfülung ber verweigerten Zahlung zuzulaſſen, und den Ge» 
Hagten zur Aufrechthaltung des Kaufes und resp. Verfaufes gegen feinen Willen 
zu verhalten, weil fi im Berlaufe ver Zeit die Umftände geändert haben können, 
dem Geflagten aber nicht die Folgen des Berfchulden des Klägers zur Laft 
fallen dürfen. 

Entf. v. 14. Mai 1861, Nr. 2717 (1322 G.-U.). Das Berhältniß 
des Waflerabfluffes von einem Haufe auf das andere, ift wie überhaupt jede 
mit einem Baue verbundene Servitut jedenfalls eine fhon ihrer Natur nah auf 
der Sache haftente Laft; der Erwerber des dienftbaren Haufes, welder dasſelbe 
ſchon vor der Erwerbung fannte, muß, — da hier, wo die Servitut aus dem 
vollendeten Baue entjpringt und bie Regel des $. 481 B. ©. nicht Play greift — 
dieſe Laft nach 88. 1066, 1047 u. 1048 ibid. mit übernehmen. 

Entfd. v. 26. März 1861, Nr. 1755 (1291 ©.-U.). Das mündliche 
Anerbieten des Käufers zur fogleihen Bezahlung des baren Saufpreifes genügt, 
—— den Geklagten zur Einhaltung des Kaufgeſchäftes gerichtlich verhalten 
zu können. 5 

Entſch. v. 17. Jänner 1860, Nr. 14264 (1060 ©.-U.). Da der Ber- 
Käufer den Käufer wegen Nichterfüllung nad 88. 1066—1047 8. ©. aud für 
entgangenen Gewinn haftet, ift es unentſcheidend, ob im einzelnen Falle ein 
Schaden im engeren Sinne des $. 1293 B. G., oder ein entgangener Gewinn 
anzunehmen fei. 

Entf. v. 27. November 1859, Nr. 9557 (P. S. 1027), Wenn ein 
Kfotg. Über Actien einer Unternehmung gefchloffen wird, und zur Zeit, mo bie 
Uebernahme der Actien zwiſchen den vertragfhliegenden Theilen bebungen ift, 
noch feine Uctien ausgegeben find, fo genügt der Beweis, baf der eine Com- 
paciscent bereit war, den Btg. über bie Lieferung der Actien zu erfüllen. 

Entſch. v. 20. Yuli 1859, Nr. 7455 (P. ©. 873). Bei einem Ab- 
—— haftet der Verkäufer für den Abgang des bedungenen Flächen⸗ 
maßes. 

Eniſch. v. 23. December 1858, Nr. 14393 (689 G.⸗U.). Wenn je- 
manden die Bewilligung zur Einverleibung des Eigenthumsrechtes auf eine Reali« 
tät nur gegen dem ertheilt wurde, daß das Pfandrecht zur Sicerftellung einer 
Forderung unter Einem auf diefer Realität grundbücherlich einverleibt werte, fo 
fann die Einverleibung des Eigenthumsrechtes nicht flattfinden, wenn nicht zu⸗ 
gleich die Bedingung, von der fie abhängig iſt, erfült wird, i 
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Entf. v. 11. Mai 1868, Nr. 4699 (659 G.⸗U.; P. ©. 879). Dem 
Käufer eines Gutes, womit ein Zehentrecht verbunden war, gebührt das hierfür 
audgemittelte Entfcjädigungäcapital, wenn ber Afotg. noch vor der Ausmittlung 
der Entſchädigung abgeichlofien und darin das Zehentreht nicht ausdrücklich aus« 
genommen, fondern vielmehr die Realität „mit allen R.en und Gerechtfamen, 
wie felbe der Verkäufer befefien hat und zu befigen berechtigt gemefen wäre, wie 
fie liegt und fleht,“ verkauft worben ift. 

Entfd. v. 17. Mär; 1858, Nr. 2183 (527 ©). $. 10478. &, 
wornach wer nicht rechtzeitig übergibt, dem Underen Scharen und entgangenen 
Nugen zu erfegen Hat, bildet — mit Rüdfiht auf $. 1066 ibid. offenbar eine 
Ausnahme von der Regel des $. 919 ibid. für den Kfotg. (und ven Taufe 
vertrag), weßhalb nicht nothwendig auf genaue Erfülung, fondern fofort auf 
Koftenerfagleiftung geflagt werben Tann. 

Entf. v. 29. Iuli 1857, Nr. 7012 (421 ©.-U.; P. ©. 731 u. 872). 
Wenn der Käufer einer Realität ſich verpflichtet, den reftlichen Kauffchilling binnen 
einer beftimmten Zeit zu bezahlen, der Verkäufer aber hingegen bie Verpflichtung 
zur Löſchung der hierauf haftenden Sagpoften übernimmt, jeboh noch vor Er— 
füllung dieſer Verbindlichkeit den einverleibten Kaufſchilling cedirt, fo ift ver , 
Ceſſionar vor der Löſchung der Sappoften zur Einklagung des Kauffchillings 
gegen ben Cefſſus, rüdfichtlih Käufer, nicht berechtigt. 

Entf. v. 10. Yuni 1857, Nr. 4169 (380 ©.-U.; P. ©. 1031). 
Wenn bei einem Kaufe eine Partei auf die Uebergabe des Kaufgegenftandes dringen 
will, muß dem Gerichte die einfache Erklärung der Magenden Partei, ihre Ver⸗ 
bindlichkeit erfüllen zu wollen, genügen, und es kommt ihm nicht zu, zu beur- 
theilen, ob diefelde aud die nöthigen Zahlungsmittel befige, um den Kaufpreis 
zu berichtigen, oder doch im Stande fei, fib vie Mittel auf irgend eine rechte 
liche Art zu verfchaffen, noch weniger kommt es dem Richter zu, darauf zu dringen, 
daß der Kläger feine Bereitwilligkeit thatſächlich durch Deponirung oder anders 
weitige Sicherftellung des Kaufpreifes ausweife, weil foldes im ©. nicht ver- 
ordnet ift. 


Befondere Arten oder Nebenverträge eines Kaufvertrages. 
G. 1067 — vgl. 58. 1068—1085 8. ©.) 
8. 1063. Befondere Arten der Mebenverträge eines Raufvertrages find: der Vorbehalt des 
Wiederkaufes, des Rückverkaufes, des Vorkaufes; der Verkauf auf die Probe; der Berfauf mit 
Borbehalt eines beffern Käufers; und ber Verfaufsauftrag. 


Das Einftandsrecht ift durch Pat. v. 8. Märg 1787, Nr. 649 unb Hofb. v. 6. Mai 1788, Nr. 821 
J. ®. S., aufgehoben worden, und es ift insbeſondere die rechtliche Wirkfamteit ſolcher Verfügunt en er 
welche den Angehörigen einer beftimmten Familie dad R. vorbehalten wird, ein unbewegliches © 
der Webertragung beöfelben an eine der begünftigten Yamilie nidt aı ngebörige Perfon an fih zu bien gan 
lien⸗· Cinſtandoͤrecht), jeit dem Tage, mit melden bad B. G. Gejege — erlangt ber di. Seite 3), m 
das nostauferedt befchräntenden Beitimmungen ber 88. mr ibld. zu beurtheilen. 8 kann daher ein 
gem! Nen-Einftanbörecht nicht mehr begründet werben, und ein früher begrünbetes ift erloſchen —& feine 
der Verfonen mehr am Leben ift, welche bei dem Beginne der Birtfantelt, des B. G. eintretenden Falles zur 
Ausübung eines ſolchen Einftandörechtes berufen geweſen wären. — Ueber dad Qf. wegen Durdführung ter 
Zöihung der Familien⸗Einſtandsrechte find bie Beftimmungen in dem G. v. 28. März 1875, Ar. 37 R. G. B., 


enthalten. 
Berkauf mit Borbehalt des Wiederkanfes. 
(8. 1068 — vgl. $. 986 [?: $6. 468, 509, 627]; $8. 1070; 831, 392; 468, 527; 9. 1082 ©. @.) 
8. 1068. Das Recht, eine verkaufte Sache wieder einzuldfen, heißt das Recht des Wieder 
kaufee. ft diefes Recht dem Verkäufer überhaupt und ohne nähere Beftimmung eingeräumt, 
fo wird von einer Seite das Kaufſtück in einem nicht verfglimmerten Zuftande; von ber 
andern Geite aber das erlegte Kaufgeld zurlidgegeben, und die inzwifchen beiderſeits aus dem 
Gelde und der Sache gezogenen Nugungen bleiben gegen einander aufgehoben. 
Entfd. v. 15. April 1875, Nr. 3709 (6691 ©.-U.), Daß das R. 
des Wiederlaufes von dem Käufer dem Verkäufer niht aud durch eine 
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ſpãtere Vereinbarung eingeräumt werben könne, ift in dem G. nit 
enthalten. Ebenſo unbegrünbet ift die Behauptung, daß ber Btg., 
mittelft weldhes dem Verkäufer das R. des Wiederfaufes eingeräumt 
wird, als die Verabredung, im Sinne bes 8. 936 B. G. fünftig erft 
einen Btg. fhließen zu wollen, anzufehen fein. 

Entf, v. 4. April 1866, Nr. 2604 (2438 ©.-U.). Das pactum de 
retrovendendo, welchem gegenüber bie Gefeggebung feiner Schaͤdlichkeit halber eine 
einfchränfende Tendenz befolgt, hat. nicht die Wirkung, das mit ber Erfüllung 
des Kfotgs. auf den Käufer übergehende Egth. zu einem bloß zeitlichen zu machen, 
weil e8 einerfeit8 nicht die Sache ergreift, fondern nur bie Perfon verpflichtet, 
andererfeit8 die durch dasjelbe in daB Belieben eines Contrahenten geftellte Even- 
tualität der Schließung eines neuen Geſchäftes, weldes im Grunde nur einen 
Wechſel der Egthr. mit befonderen in 88. 1068 u. 1069 B. ©. bezeichneten 
Mopalitäten zur Folge hat, das Egth. weder in ſich felbft, nod in feiner Dauer 
beſchrãnkt. Allerdings Tann hiernady der Käufer durch Belaftung mit Pfandrechten 
das Wiederfaufsreht des Verkäufers illuforiih mahen — wobei er indeß 
perfönlic haftet, — aber e8 wäre noch viel bevauerliher, wenn in Folge von 
Wieberverlaufsrechten der Erevit gefhädigt würde [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 15. April 1863, Nr. 2367 (1694 G.-U.). Die Beſchränkung, 
daß das Wieverfaufsrecht nicht weiter an einen Anderen Übertragen werben kann, 
findet auch dann Anwendung, wenn das Wieverlaufsrecht in einem Big. bebungen 
erfcheint, welher vor Einführung des B. ©. und unter der Wirkfamleit einer 
die Stipulation eines allen Beſitznachfolgern zuftehenden Einlöſungsrechtes ge= 
fattenden Gefeßgebung geſchloſſen wurde, wenn nur die Handlung, wodurch je- 
mand das Rüdtöfungsreht erworben haben will, nah Einführung des B. ©. 
‚gefegt worden ift (Art. V Kundm. Pat. und $. 5 8. ©.). Auch durch Aner- 
fennung des früheren Befigers hätte das aus Bffentlihen Rüdfichten aufgehobene 
R. nicht vorbehalten werten fönnen. 

Entſch. v. 21. October 1851, Nr. 7919 (P. ©. 877). Der Umftand, daß 
die lage zur Geltendmachung eines vertragamäßig worbehaltenen Wieberkaufs- 
echtes nicht gegen alle Käufer gerichtet wurde, macht biefelbe ebenfowenig unzuläffig, 
als der weitere Umftand, daß einer von den mehreren Verkäufern, zu deren Gunſten 
es flipulirt wurde, geftorben ift, und die anderen ſich nicht als feine Erben aus 
weifen, da das Wieberverfaufsredht als untheilbar ſich in den übrigen concentrirt. 

Entſch. v. 23. Jänner 1819, Nr. 9552 (P. ©. 375). Das Wiever- 
verfaufd- oder Rüdablöfungsrecht einer Realität kann nicht eher ausgeübt werden, 
ale Tas Kaufgeld zurüderftattet oder der Ablöſungsbetrag bezahlt wurde. 


G. 1069 — vgl. bei $. 1088 cit.; 96. 881, 332 8. @.) 
8. 1066. Hat der Käufer das Kaufftüd aus dem Seinigen verbefiert, oder zu deſſen Er- 
haltung auferordentliche Koften verwendet, fo gebührt ihm glei einem redlichen Befiger ber 
Erſatz; er haftet aber auch dafür, wenn burc fein Verſchulden der Werth verändert, ober bie 
Zurückgabe vereitelt worden iſt. 

Entſch. v. 4. April 1866, Nr. 2604 (2438 ©.-U.). Das vom Käufer, 
als durch das Wiederkaufsrecht keinesfalls in feinen dinglichem R. beſchräukten 
Eythr., erworbene Pfandrecht an der Realität bleibt auch gegenüber dem Ver: 
Käufer, welcher das Wieverfaufsrecht geltend macht, wirffam (Tendenz der Ein- 
ſchränkung des Wieberfaufsvorbehaltes) [Schlußfolgerung). 


(8. 1070 — dgl. 98. 488, 897 8.0; ® ©.) 
8. 1070. Der Vorbehalt des Wiederfaufes findet nur bei unbeweglichen Sachen ftatt, und 
gebührt dem Verkäufer nur für feine Lebenszeit. Er kann fein Recht weder auf die Erben, 
noch auf einen Andern übertragen, und zum Nachtheile eines Dritten nur infofern ausüben, 
als es den öffentlichen Büchern einverleibt iſt. 
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Entf. v. 22. Juli 1874, Nr. 6906 (5423 G.U.). Die in einem 
Kotge. getroffene Beftimmung, daß der Käufer in einem beftimmten Yale die er- 
kaufte Wirthſchaft um den gleichen Preis einem Dritten überlafien müfle — 
enthält nicht einen unter auffhiebender Bedingung geſchloſſenen Kauf, aus welchem 
ſonach die Vertragsrechte auf die Erben übergehen (wie die II. Inftanz unter 
Berufung auf 88. 696, 704, 897 u. 531, 532, 900 8. ©.) eniſchied); — 
fondern den Vorbehalt des Wiederkaufs für einen Dritten, welches Geſchäfi aber 
nad 88. 7 u. 1070 ibid. ungiltig if. 

Entſch. v. 24. Yuni 1873, Nr. 4923 (5011 ©.-U.). Daß Kläger die 
(Sarolinenthaler) Actien nur als Pfand erhalten und übernommen hat, ergibt ſich 
insbeſondere aus dem Vorbehalt des Beklagten, dieſelben mit 6596 fl. bis 15. April 
einzulöfen und aus dem von ihm dem Kläger eingeräumten R., nad dieſem 
Termine bie Actien an der Börſe zu verlaufen, d. i. fih aus dem Pfande für 
feine Forderung bezahlt zu maden; denn der Borbehalt des Wiederkaufes ift nad 
dem G. (8. 1070 8. ©.) unzuläffig une wäre — wenn er dennoch gemacht‘ 
wurde — nur zur Bemäntelung des Borg- und Pfandgefchäftes verabredet worden; 
baher gemäß $. 916 ibid. nach ber Beichaffenheit dieſer Geſchäfte zu beurtheilen. 

Entſch. v. 9. October 1872, Nr. 9464 (4728 ©.-U.). Die büder- 
liche Anmerkung einer auf Geltendmachung des Wiederfaufsrechtes gerichteten Klage 
n — Der 8. 20 und die 88. 52—73 ©. ©. v. 25. Juli 1871, 

R. ©. B. beftimmen, genau die Fälle der Zuläffigfeit einer grundbücher⸗ 
— — Nach 8. 20 ibid. hat eine ſolche Anmerkung 1. auf die Er- 
ſichtlichmachung perfönliher Berhältniffe (lit. a), 2. auf den Zwed der Begrün⸗ 
dung beftimmter, nad) der a. ©. O. oder nad) dem ©. ©. mit der Anmerkung 
verbundener Rechtswirkungen (lit. b) ſich zu beichränfen. Der 2. Kategorie ift 
die begehrte Anmerkung offenbar nicht zu unterftellen. Sie kann aber auch nicht 
in der 1. Kategorie eingereiht werben, da in biefelbe keineswegs Ne. als ſolche 
gehören, die vielmehr nur Gegenfland der grundbücherlichen Einverleibung oder 
Vormerkung ($. 8, lit. a m. b ibid.) fein können, und vie Möglichkeit des 
Entftehens befonderer Re. aus den im $. 20 ibid. erwähnten Berhältniffen dieſer 
Anſicht feineswegs entgegen tritt, weil nad dem ©. die Anmerkung eben nım 
ſolche Verhältniſſe, nicht Re. in dem öffentlihen Buche evident halten foll. — 
Das Einfhreiten der Klägerin ift aud nicht als ein Anſuchen um Streitanmer- 
tung zuläffig, weil diefe nad den 88. 61—71 ibid. nur bei jenen Klagen ftatt« 
findet, mit denen eine Einverleibung als ungiltig angefochten, oder deren Löſchung 
wegen Big. oder die Zuerfennung eines dinglihen Rs. aus denn Grunde der Er- 
figung begehrt wird [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 11. Jänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©.-U.). Der Rechts⸗ 
beftand der Eintragung in die öffentlichen Bücher währt Dritten gegenüber bis - 
zu deren Löſchung, vie 88. 442, 1394 u. 1395 ®. ©. und $. 314 a. ©. O. 
ftehen damit nicht im Widerſpruche, da fie nur die perfönligen Re. des Ueber- 
trãgers einer orberung betreffen, während der $. 469 ibid. fih auf bingliche, 
in den öffentlihen Büchern eingetragene Re. bezieht, die aus einem omerofen Titel 
auf einen Dritten übergegangen find, und die $$. 1443 u. 1500 ibid. und das 
Hfd. v. 27. März 1846, Nr. 951 9. ©. ©. werden dadurd fo wenig über 
flüffig, ald die 88. 443, 444, 454, 468, 526, 928, 1070, 1120, 1142, 1398, 
1446, 1467, 1469, unb andere Stellen des B. ©., wo das ©. den Grund- 
faß der Publicität der öffentlichen Bücher auf befondere Verhältniſſe anwendet. 

Entf. v. 7. October 1870, Nr. 9320 (Manzihe Slg.). Da der 
Vorbehalt des Vorkaufsrechtes den Egthr. einer Sade verpflidtet, 
diefe, wenn er fie veräußern will, vorerft dem Verkaufsberechtigten 
zur Einldfung anzubieten (8. 1072 B. ©.), weil das an fid nur per» 
fünlihe Verkaufsrecht (F. 1073 us 859 ibid.) rüdfichtli einer unbe» 
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weglihen Sache burd die Eintragung in das Öffentlihe Bud in ein 
dinglihes R. verwandelt wird und als ſolches gegen jeden britten 
Befiger der Sache geltend gemacht werden kann (88. 1079, 443 ibid.), 
ſich alfo unzweifelhaft als eine Befhräntung des Verfügungsredtes 
des Egthrs. in der Richtung darftellt, daß diefer die bezäglihe un- 
bewegligde Sade nit beliebig, fondern erft dann, wenn ber Bor- 
taufsberedtigte von vem Einlöfungsanbote keinen Gebrauch gemacht 
hat oder das VBorlaufsreht dur Berlauf der zur Einlöfung geſetz⸗ 
lich beffimmten Frift (8. 1075 ibid.) erlofhen if, an einen Dritten 
veräußern fann, hat der Örundbudhsrihter von Amtewegen auf das 
grundbücherlich eingetragene Borkaufsreht bei Bewilligung der grund- 
bäderlihen Eigentbumsübertragung eines mit dem Vorkaufsrechte 
belafteten Grundſtückkes oder Grundtheiles Bedacht zu nehmen und 
muß die Uebertragungsbemwilligung, wenn nicht der Nachweis der 
Zuftimmung des Berfaufsberehtigten und des ihm gemachten Ein— 
löfungsanbot vorliegt — verweigern. Anläßlich diefer Entf. wurde ein- 
getragen in’8 Indicatenbuch Ar. 68: Auf ein in das öffentliche Bud ein- 
getragenes (dinglihee) Borkaufsredht hat das Grundbuchsgericht von 
Amtswegen Bedacht zu nehmen. 

Entf. v. 7: Februar 1866, Nr. 581 (2384 G.-U.) Wenn ver Ber- 
fäufer von bem R. des Wieverfaufes innerhalb der ihm zugeftannenen Frift Ge— 
brauch gemacht hat, der Käufer ſich geweigert hat, dasselbe zuzugeftehen, und ber 
Verkäufer ven Kaufſchilling deponirt hat, fo fann er diefes von ihm bereits er- 
worbene R. wie jedes andere R. übertragen. 

Entſch. v. 4. März 1858, ad 3. 9832 v. I. 1856 (Manz'fche 
Slg.), eingetragen in's Jubicatenbu Nr. 25: Das Wiederkaufsrecht fann 
auch in dem Kfotge. ſelbſt, worin dasfelbe bedungen wird, nicht zu 
Sunften dritter Berfonen, welche nicht Miteigenthümer der verfauften 
Realität find, bedungen werden. 

Blenar-Enifd. v. 6. Februar 1856, Nr. 9832 (988 ©.-U.; P. S. 880). 
Der 8. 1070 B. ©. läßt ven Wieberfauf nur als höchſtperſöniiches R. des 
Berläufers zur Geltung kommen, und fließt die Uebertragung desfelben, fei es 
an Erben oder an andere Perfonen, gleihviel, ob im Kfotg. felbft oder aufer- 
balb desfelben, aus, wornach dann aud die hierzu vom Verkäufer gegebene Ein- 
willigung, weil der gefeglihen Vorſchrift entgegen, ohne alle Wirkung ift. 

Entſch. v. 30. November 1850 (PB. ©. 879). An den Beftimmungen 
des 8. 1070 B. ©., vermöge welhen ter Vorbehalt des Wiederkaufes nur bei 
ambeweglihen Sachen ftattfindet, kann bei dem Umftande, als felbe aus öffent⸗ 
lihen Rüdfihten erlaffen worden find, felbft durch entgegengefegte Berabrebungen 
der Parteien nichts geändert werben. 


Hanf mit Vorbehalt des Kükverkanfes. 
(8. 1071 — vgl. 86. 916; 1972; 1048 ®. &.) 
8. 1071. Den nämlichen Beſchränkungen unterliegt das von dem Käufer ausbedungene Recht, 
die Sache dem Verkäufer wieder zurück zu verfaufen; und es find auf dasfelbe die für den 
Wiederkauf ertheilten Borfchriften anzuwenden. Iſt aber die Bedingung des Wiederverfaufes 
oder Wiederkaufes verftellt, und eigentlih um ein Pfandrecht oder ein Borggeſchäft zu ver- 
bergen, gebraucht worden, fo tritt die Vorſchrift des 8. 918 ein. 

Entf. v. ? (©. Ztg. 1854, Nr. 98). Ein Vig., nah welchem in 
Wahrheit ein Darlehen gegen Rüdzahlung einer weit größeren Summe in die 
Form eines Kfotgs. mit Nüdverkaufsvorbehalt eingelleidet war, wurde unter An- 
wendung des $. 916 B. ©. als wucheriſches Darlehen für ungiltig erklärt. 

D 
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Borbehalt des Borkanfsreßtes. 
am — mal 1.101 ©. 05 0. 020. Min IETB, Ar. 67.8. = — ldamilien⸗ Eintandoreqht iſt nad) 
8. 1032. Ber eine Sache mit ver Bedingung verkauft, daß ber Käufer, wenn er ſolche 
wieder verkaufen will, ihm die Einlöſung anbieten fol, der hat das Vorkaufarecht. 

Plenar- Entf. v. 8, November 1870, Nr. 93329 (3943 ©.-U.). Wenn 
das Vorkaufsrecht einverleibt ift, fann die bücherliche Eigenthumsäbertragung nicht 
ohne den Nachweis ver dem Verkaufsberechtigten angebotenen Einlöfung bewilligt 
werben, folange die hierzu beftimmte Frift nicht verſtrichen iſt. 

° Entf. v. 7. October 1870, Nr. 9320 (Manz'ſche Slg.), eingetragen 
in's Iubicntenhudg Rr. 58: Auf ein in das öffentlihe Bud eingetragenes 
(dingliches) Borkaufsreht hat das Grundbuhsgeriht von Amtswegen 
Bedacht zu nehmen. 

Entſch. v. 27. September 1870, Nr. 11437 (3887 ©.-U.), Aehnl. 
ber Entf. Nr. 9329 und ad 9320 ex 1870 (Judicatenbuch Nr. 68). 

Entſch. v. 1. Auguſt 1861, Nr. 4906 (1366 ©.-U.). Daß das jus 
protimiseos unter den Theilbabern einer gemeinſchaftlichen Sache unter Nachbarn 
oder zu Ounften anderer Perfonen verabredet werde, ift in den ©.en nirgends 
verboten und ein ſolches Verbot läßt ſich nicht daraus folgern, daß der 8. 1072 
3. ©. nur von dem gewöhnlichſten Falle einer folhen Veräußerung fpricht. 


@. 1078 — vgl. $. 1076 0. G.; Hofe. v. 6. Mai 1788, Ar. 891 9. ©. 6.) 

8. 1073. Das Borkaufsrecht ift in der Regel ein perſönliches Recht. In Rüdfiht auf un. 
bewegliche Güter Tann es durch Eintragung in die äffentliden Bücher in ein dingliche® ver- 
Wwanbelt werden. 

Entfd. v. 19. Jänner 1876, Nr. 11521 (5989 ©.-U.). Der Borkaufs- 
berechtigte, welcher Mangels ihm angebotener Einlöfung klagbar auftreten will, 
hat zu erweifen, daß die fragliche Kealität jemand Anderen berfauft worden fei. 

Siehe auch die Entsch.en bei 88. 1070 u. 1071. 


(& 1074 — vgl. bei 9. 1078 cit.; 8. 1070 ©. @.) 
8. 1904. Auch kann das Borkaufsrecht weder einem Dritten abgetreten, noch auf die Erben 
des Berechtigten libertragen werben. 

Entſch. v. 6. Juni 1879, Nr. 4628 (I. B. 1879, Nr. 36). Das Pat. 
v. 8. März 1787, Nr. 649 I. ©. ©., ſpricht lediglich die Aufhebung des in 
den Randesgefegen ‚oder Gewohnheiten gegrändeten Einſtandsrechtes aus und hat, 
wo es fih niht um ein foldes in einem Lanveegefege oder in Gewohnheiten 
gegrũndetes Einſtandorecht hantelt, gar feine Anwendung. Dagegen werben in 
den der Wirliamteit des B. ©. vorangegangenen Hfd.en v. 27. April 1887, 
Nr. 673 9. ©. ©. u. 6. Mai 1788, Nr. 821 I. ©. S., die aus Contracten 
entftandenen bießfälligen Re., in dem letzteren Hfd. insbefondere die aus Eon- 
teacten, die auf dem Reale bei der Landtafel oder dem Grundbuche vorgemerkt 
gewefen find, fließenden derartigen Re. ausdrücklich aufrecht erhalten. Da nun 
die in den Landeögefegen oder Gewohnheiten gegründeten Einſtandsrechte ſchon 
duch das Pat. v. 8. März 1787, Nr. 619 9. ©. ©., aufgehoben worden find, 
ann das ©. v. 28. März 1875, Nr. 37 R. ©. B. bloß auf die auf Privat- 
rehtötitel beruhenden und in den öffentlihen Büchern eingetragenen Familienein- 
Randsredhte bezogen werden. In dem $. 1 dieſes ©. wird das Familienein- 
ſtandsrecht als das den Angehörigen einer Familie vorbehaltene R. definirt, ein 
unbewegliches Gut im Falle der Uebertragung vesfelben an eine der begünftigten 
Familie nicht angehörigen Perfon an ſich zu löfen. Ob die bießfällige Verfügung, 
durch welche das Familieneinſtandsrecht begründet worden ift, in einem Vtge. 
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oder in einer legtwilligen Anordnung getroffen worden ifl, und ob die Einlöfung 
gegen einen firen im vorhinein beftimmten Preis oder gegen jenen Preis zu er- 
folgen hatte, ven der Dritte angeboten hat, wirb in dem ©. v. 28. März 1875, 
Nr. 37 R. ©. B., nicht unterſchieden. Wenn nun das alinea 2 des 8. 1 bes 
dit. ©. die Beflimmung enthält, daß feit dem Tage, mit weldem das B. ©. 
v. 11. Juli 1811 Gefegestraft erlangt hat (und diefes ift bier der 12. Jänner 
1812), ein Familieneinftandsreht nicht mehr begründet werden kann, jo folgt 
hieraus, daß eine ſolche in einem Dig. oder in einer legtwilligen Anorbnung, 
welde dem Tage des Eintrittes der Gefegestraft des B. G. nachgefolgt find, 
getroffene Verfügung, die mit der Beſtimmung des 8. 1074 -ibid. im Wider 
ſpruche ftebt, ſchon an und für fid ohne alle rechtlihe Wirkfamteit ift und kann 
das im 8.2 des ©. v. 28. März 1875, Nr. 37.R. ©. B., vorgeſchriebene 
Bf., wie dieſes aud aus dem Wortlaute dieſes Paragraphen hervorgeht, nur 
auf eine nad dem 8. 1 diefes ©. noch wirkjame Berehtigung, d. i. auf ein 
noch vor dem Eintritte der Gefegeökaft des B. ©. begründetes Familienein- 
ſtandsrecht bezogen werben. 

Entf‘. v. 1. Auguſt 1861, Nr. 4906 (134 ©.-U.). Auch Theilhaber 
einer gemeinfamen Sache, und Nachbarn fünnen einander oder dritten Perfonen 
giltige Vorkaufsrechte einräumen. Das Vorkaufsrecht Tann auch felbfiftändig und 
unabhängig von einem Kfotg. vereinbart werben. 


(8. 1075 — vgl. 88. 1078, 1496; 1884, 908; 1077 9. @.) 

8. 1035. Der Berechtigte muß beweglihe Sachen binnen vierundzwanzig Stunden; unbe» 

wegliche aber binnen dreißig Tagen, nach der gefhehenen Anbietung, wirklich einlöſen. Nach 
Berlauf diefer Frift ift das Borkaufsrcht erloſchen. 

Entfd. v. 6. Juni 1879, Nr. 4628 (3. B. 1879, Nr. 35). Ein erft 
nad der Wirkfamleit des B. ©. begründet fein follendes Familieneinſtandorecht 
ift gänzlich unwirkjam; bezüglich eines folhen daher die Einleitung des Bfs. nad) 
$. 2 des ©. v. 28. März 1875, Nr. 37 R. ©. B., gemäß $. 1 ibid. nicht 
nöthig. 

N v. 7. October 1870, Nr. 9320 (Manz’ihe Slg.), eingetragen in’s 
Judicatenbuch Ar. 68: Auf ein in das öffentlihe Bud eingetragenes 
(dingliches) Vorkaufsrecht hat das Grundbuchsgericht von Amtöwegen 
Bedacht zu nehmen. 

Entf. v. 27. September 1870, Nr. 11437 (Sch. II). Wenn auf 
einer Realität das Vorkaufsrecht intabulirt ift, kann die Eigenthunseinverleibung 
eines dritten Käufers vom Tabularrigter erft dann bewilligt werden, wenn nad 
gewiejen wird, daß der Verkäufer dem Vorkaufsberechtigten die Realität zur Ein- 
(öfung angeboten hat, und die in $. 1075 B. ©. beftimmte vreißigtägige Friſt ab- 
gelaufen ift. iX 
in Pr A 1 = Er PN a; 36, * —— An 6 &; 7 CR 30 

5 Hofb, d. 28. December 1815, Ar. 1197 I. & 
8. 1676. Das Fon hat im alle einer gerichtlichen —— der mit dieſemn 
Rechte belafteten Sachen keine andere Wirkung, als daß der den öffentlihen Büchern einver- 
leibte Berechtigte zur Feilbietung in&befondere vorgelaben werden muß. 


(8. 1077 — vgl. bei}. 1076 cht.) 


8. 1038. Der zur Einlöfung Verehtigte muß, außer dem Falle einer andern Verabredung, 

den vollftändigen Preis, welcher von einem Dritten angeboten worden ift, entrichten. Kann 

er die außer dem gewöhnlichen Kaufpreife angebotenen Nebenbedingungen nicht erfüllen, und 

laſſen fie ſich auch durch einen GSchägungswerth nicht außgleihen; fo kann das Borkaufsreht 
nit ausgeübt werden, 
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G. 1078 — vgl 98. 448, 1077 8. @) 
ı 8 1088. Das Borkaufsrecht läßt fih auf andere Beräußerungsarten ohne sine befonbere 
Verabredung nicht ausdehnen, 

Entfd. v. 19. Jänner 1876, Nr. 11521 (5989 ©.-U.). Da die Kläger 
nicht erwiefen haben, daß bie Abtretung der Realitätenhälfte an bie Gattin des 
Orundeigenthämers mittelft Verkaufe geichehen fei, da ferner nah $. 1078 
8. ©. das Vorkaufsrecht fih ohne befondere Verabredung auf andere Veräußerungs⸗ 
arten nicht ausbehnen läßt, hätte die Abweiſung bes Klagebegehrens ſchon aus 
diefem Grunde allein erfolgen müſſen. 


— 43 18, ANGER 1101 18. 8; of. us vs Bin me nn m 
GB. Bamiliewsinfonpsreft iR nad 9%. or m — 
s · 1989, — der "Befiger dem Berechtigten die Einlöfung nit angeboten, fo muß er ihm 
für allen Schaden haften. Im Falle eines dinglichen Borkaufsrechtes kann bie veräußerte Sache 
dem Dritten abgeforbert werden, und diefer wird nach Beſchaffenheit feines reblichen ober un⸗ 
redlichen Befitzes behandelt. 

Entſch. v. 8. November 1870, Nr. 9329 (3943 G.-U.). Wenn das 
Borkaufsrecht einverleibt ift, Tann die bücherliche Eigentyumsübertragung nicht 
ohne den Nachweis der dem Vorkaufsberechtigten angebotenen Einlöfung bewilligt 
werden, folange die hierzu beftimmte Friſt nicht verftrichen ift. 

Entfd. v. 7. October 1870, Nr. 9320 (Manz’iche Slg.), eingetragen 
in’s Judicateubuch Ar. 68: Das dem äffentlihen Bude einverleibte 
Borkanfsredt ift ein dinglihes, gegen jedermann wirkſames R., in 
Folge deffen niemand das Egth. des damit belafteten Gutes oder 
aud nur eines Theiles desjelben durch Kauf erlangen kann, bevor 
dem Vorkaufsberechtigten bie Einlöfung angeboten wurbe, und biefer 
erflärt hat, von feinem R. keinen Gebraud zu machen, oder die zu 
diefer Erklärung beftimmte gefeglihe Frift verftrihen ift, und das 
Grundbuchsgericht hat auf ein joldes von Amtswegen Rückſicht zu 
nehmen. 

Entf. v. 27. September 1870, Nr. 11437 (3887 ©.-U.). Aehnl. 
der Entſch. Nr. 9329 und ad 9320 ex 1870 (Yudicatenbud Nr. 68). 


Hanf auf die Probe. 
(8. 1080 — vgl. 8. 978-981; 1071; 1088; 989, 1059 8. &.; Art. 389-841 $. ©.) 
8. 1069. Bei dem Kaufe auf die Probe geht das Kaufftüd vor Bezahlung des Preifes nicht 
in das Eigenthum des Käufers. Der Käufer wird während ber Probezeit als ein Entlehner; 
nach Verlauf diefer Zeit aber das Kaufgefhäft für unbedingt abgefcloffen, und ber Käufer 
als Eigenthümer des Raufftüdes angefehen. 

Entſch. v. 5. April 1872, Nr. 13096 (4557 GM). Aus den Um- 
fländen, daß Gellagter, als der alãger ihm mitiheilte, daß er für ihn einen 
tanglihen Mauleſel wifle, ſich bereit erklärte, einen zu Laufen, wenn er ohne 
Fehler wäre; daß auf biefes Hin der Kläger ihm ein folhes Thier brachte, mit 
dem Bedeuten, er folle e8 probiren, und den Preis auf 270—275 fl. beftinmte, 
worauf der Geklagte, ohne fi in einen fürmlihen Kauf einzulafen und insbe» 
fondere ohne Verabredung und Bereinigung über die Summe des Kaufpreifes 
das Maulthier behielt, um es zu verfuden, ergibt fih, daß zwiſchen den Parteien 
tein Kauf auf Probe im Sinne des $. 1080 B. ©. abgefchlofjen wurde, da 
weber ber Kaufpreis einverftänplic, feſtgeſetzt, noch die Probezeit vereinbart worben - 
iſt. Ein Fall der Anwenpbarkeit des $. 1082 B. ©. liegt daher nicht vor, 
fondern es beftand bloß das Uebereinkommen, Gellagter folle das Thier probiren 
und dann fi Über ven ihm gemachten Antrag äußern. Man muß ſonach unter 
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ſuchen, ob etwa in der Folge fi Thatfachen ereignet haben, die zur Annahme 
berechtigen, daß der vom Kläger angeführte Kfotg. zu Stande gelommen und ab- 
geſchloſſen worben ift. Nun behauptet der Kläger, daß kurz barauf, als der Ge— 

klagte mit dem Maulthier über den Schaffaher-Berg fuhr, Kläger ihm fagte: 
„Alfo, wie ift es mit dem Mauleſel? Ih muß zurüd, ich will wiflen, ob du ihn 
behäftft oder nicht”, und daß der Gellagte darauf bejahend antwortete. Hierin 
läge die Einwilligung des Gellagten zu dem ihm vom Kläger vorgefchlagenen 
Big. und zwar unter den befannten und ſchon vom Kläger geftellten Bedingungen 
vor und der Kfotg. müßte als abgefchloffen angefehen merden. Der barliber an- 
ig Beweis durch den vom Kläger deferirten Haupteid tft daher ent- 
heidend. 

Entfd. v. 20. Yuguft 1869, Nr. 6208 (Sc. I). Niemand kann ver- 
halten werben, eine nicht probemäßige Sache anzunehmen und zu bezahlen. 

Entf. v. 17. December 1867, Nr. 11077 (©. Big. 1868, Nr. 30). 
Der die Uebereinftimmung der Probe beftreitende Theil ift verpflichtet, die zu 
einem gerichtlichen Acte erforderlihe Probe jedesmal vorzulegen. 

Entſch. v. 17. October 1867, Nr. 8402 (©. 9. 1868, Nr. 25). Ein 
Kauf auf Probe findet nur flatt, wenn Käufer und Berläufer über den Preis 
und die Ouantität der Waare Üübereingelommen waren. 


(8. 1081 — vgl. bei 9. 1080 cit.) 
8. 1081. Hat der Käufer für das Übernommene Kaufftüd den Preis bezahlt, jo gebührt 
ihm fogleih das Eigenthum; er Tann aber vor Verlauf der Probezeit von dem Kaufe zurück⸗ 
treten. 


(6. 1068 — vgl. $. 004 8. ©.) 


'8. 1082. Iſt die Probezeit durch Verabredung nicht beflimmt worben, fo wird fie bei be⸗ 
weglichen Sachen auf drei Tage; bei unbeweglihen aber auf Ein Jahr angenommen. 


Entſch. v. 5. April 1872, Nr. 13096 (4557 G.-U.). Wenn (Mangels 
Bereinbarung eines beftimmten Preifes) ein Kfotg. noch nicht zu Stande ger 
tommen; fondern lediglich da8 Uebereinfommen getroffen wurbe, daß jemand das 
zum Kaufe angebotene Object einige Zeit zum Probiren bei fi behalten folle 
— kann die VBeftimmung des $. 1082 B. ©. nicht zur Anwendung kommen. 


Berkanf mit Borbehaft eines beſſeren Aänfers. 
(9. 1088 — vgl, 9. 904, 1062; 1089, 1084 B. ©.) 
8. 1083. Wird das Kaufgefchäft mit dem Vorbehalte verabrebet, daß ber Verkäufer, wenn 
fih binnen einer beftimmten Zeit ein befferer Käufer meldet, denfelben vorzuziehen befugt ſei; 
fo bleibt in dem alle, daß das Kaufftüc nicht übergeben worden, bie Wirklichkeit des Ber 
trages bis zum Cintritte der Bedingung aufgeſchoben. 


(8. 1084 — vgl. $$. 1088, 004 8. G.) — 
8- 1084. Iſt das Kaufſtück übergeben worden, fo iſt der Kaufvertrag abgeſchloſſen; er wird 
aber durch den Eintritt der Bedingung wieder aufgelöfet. Bei dem Mangel einer ausbrüd- 
lihen Zeitbeftimmung wird der bei dem Kaufe auf die Probe angenommene Zeitraum ver 
müthet. 


(6. 1085 — vgl. bei 9. 1088 eit.) 
8. 1985. Ob der nene Käufer beffer fei, beurteilet der Verkäufer. Er kann den zweiten 
Käufer, wenn der erfte auch noch mehr zahlen wollte, vorziehen. Bei der Auflöſung bes Ber- 
trages heben fi die Nugungen der Sache und des Geldes gegen einander auf. In Rüdficht 
ber Berbefferungen oder VBerfhlimmerungen wird ber Käufer gleih einem redlichen Befiger 
behandelt, 
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Berkanfsanftrag. 
(8. 1086 — vgl. 68. 1002, 1020; 1009, 1017 8. &. Art. 860-878 9. ©.) 
8. 1986. Wenn Jemand feine bewegliche Sache einem Andern für einen gewiffen Preis 
zum Berkaufe übergibt, mit der Bedingung, daß ihm der Uebernehmer binnen einer feftge- 
fegten Zeit entweder das beftimmte Kaufgeld liefern, oder die Sache zurüdftellen foll; fo ift 
der Mebergeber vor Verlauf der Zeit die Sache zurüd zu fordern nicht berechtiget; der Ueber- 
nehmer aber muß nad deren Ablauf das beftimmte Kaufgeld entrichten. 


(8. 1087 — vgl 8. 1996, 1811; 1037, 1088; 1017 ©. ©.) 
8. 1087. Während ber feftgefegten Zeit bleibt der Mebergeber Eigenthümer. Der Ueber 
nehmer haftet ihm für ben dur fein Verſchulden verurſachten Schaden, und es werben ihm 
bei Zurüdftellung der Sache nur folhe Koften vergütet, bie bem Webergeber zum Nuten 
gereichen. 
(4 1088 — vgl. 9. 867 B. G. bei 9. 1086 cit.) 
5. 1068. Iſt die Sade unbeweglich; oder ift der Preis, oder bie Zahlungsfrift nicht be« 
ftimmt; fo wird der Nebernehmer wie ein Gewalthaber angefehen. In keinem alle kann bie 
sum Verkaufe anvertraute Sache dem Dritten, welcher fie von dem Uebernehmer redlicher 
Weiſe am fich gebracht hat, abgeforbert werden ($. 867). 
(8. 1089 — vgl. 68. 367, 985, 1076, 1181 ©. &.; 68. 836, 389, 847 allg.; 46. 440 — 448 u. 640 gal, ©. D.; 
ss 207-280 Abp.-Pat.) 

5. 1080. Auch bei gerichtlichen Verkäufen finden die über Verträge, und den Taufd- und 
Kaufvertrag insbefondere aufgeftellten Borfchriften in der Regel ftatt; infofern nicht in dieſem 
Geſetze, oder in der Gerichtsordnung eigene Anordnungen enthalten find. 

Siehe die cit. Anordnungen im IIL, VI. u. XVI. Bbe. ber Manz’igen Glg. 


Entf. v. 16. Auguft 1878, Nr. 4337 (©. Ztg. 1879, Nr. 38), Da 
durch die executive Feilbietung einer Realität an den Rechten der hierauf ver⸗ 
figerten Tabulargläubiger, infoweit fie durch den Meiftbot gebedt find, mit Rüd- 
fiht auf die 88. 443, 928 u. 1089 B. G., dann $. 328, lit. b a. ©. O. nichts 
geändert wird, wenn nicht ausnahmaweife dur die eilbietungsbedingniffe mit 
Einverftändniß der betreffenden Gläubiger etwas anderes feftgefegt wurde, und 
in den vorliegenden Licitationsbedingniffen, wornad der Erſteher nur für die Einzah« 
lung des Meiftbotes haftet, alle anderen nicht durch den Meiftbot gebedten und 
nicht auf denfelben gewiefenen Tabularlaften und Schulven gelöfcht werden können, 
feine von 8. 328, lit. b ibid. abweichende Beftimmung, fohin aud feine 
Aenderung ded den Ausnehmern nah ven 88. 1412 u. 1413 B. ©. zuſtehen⸗ 
den Rs., vie Leiftung des für fie fichergeftellten Ausgedinges, infoweit es 
durch den Meiftbot gededt ift, in natura zu begehren, gefunden werben kann, 
und da der Erequent als nachfolgender Tabulargläubiger nicht einmal berechtigt 
geweſen wäre, ben Recurrenten nachtheilige Feilbietungsbedingniſſe zu ftellen, bei 
der Liquidirungsverhandlung aber weder der aufrechte Beftand, noch die Priorität 
des fraglichen Ausgedinges beftritten wurbe und ebenfo ber gerichtlich erhobene 
Schägungdwerth derfelben, fowie die Höhe des hierfür ermittelten Bedeckungs⸗ 
capitals unbeanftändet geblieben find, endlich für das Ausgedinge nad $. 457 
ibid. die egequirte Realität ſelbſt und nicht bloß das Erträgniß berfelben 
als Pfand dient, — findet auch hier die Borfhrift des $. 34, Abf. 2 C. O. 
dv. 25. December 1868, Nr. 1 R. ©. B. für 1869, analoge Anwendung. Die 
Ausnahme muß dem Erfteher in natura geleiftet werden [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 3. November 1874, Nr. 11595 (5524 ©.-U.). Die Zinfen 
von dem auf eine unverzindlihe Pacht entfalenven Theil des Meiftbots bilden 
einen Zuwachs beöfelben, welcher wie das Meiſtbot felbft verwendet werden muß. 

Entfd. v. 3. November 1874, Nr. 11012 (5522 ©.-U.). Bon dem 
für das Ausgedinge ermittelte Bebedungscapital hat der Ausnehmer — wenn er 
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nicht auf Leiftung in natura beſtand — mur die Zinfen anzufpredien; das 
Capital hat intakt zu bleiben und fofort den bermalen nicht zur Be- 
frievigung gelangenden Pfanpgläubigern nah ihrer anerfannten 
Rangorbnung zuzufallen [?]. 

Entf. v. 28. April 1874, Nr. 3637 (5349 G.⸗U.). Nachfolgende 
Sapgläubiger können bei der Meiftbotvertheilung bie Priorität, nicht aber Die 
Liquidität einer von dem Erecnten anerfannten Forderung beftreiten [Schluß⸗ 
folgernng]. 

Entſch. v. 17. März 1874, Nr. 2416 (5300 ©.-U.). Der nachfolgende 
Pfandgläubiger ift berechtigt, gegen bie unbebingte Zumeifung einer bloß vorge» 
merkten — wiewohl vom Executen anerfannten Forderung Einſprache zu erheben. 
" [Scälußfolgerung; — worſpr. der Entf. Nr. 3637 ex 1874.] 

Entf. v. 2. September 1873, Nr. 8745 (5067 ©.-U.). Ein intabn- 
lirtes Ausgedinge ftellt fi nicht als eine bei der executiven Schägung und Feil« 
bietung in Auſchlag zu bringende Servitut oder Reallaft; fondern nur als eine 
durch Pfand verfiherte Forderung nah Art einer Teibrente dar, bie lediglich nad 
Maßgabe ihrer Priorität und der Zulänglichkeit des Kaufpreifes Befriedigung 
finden Tann. 

Entf. v. 16. Iuli 1872, Nr. 7308 (4657 G.-U.). Eingetragen in’ 
Sprudrepertorium Rr. 4: Die Borfhrift des 8. 37 T. O. v. 25. De- 
cember 1868 findet ansloge Anwendung bei der Bertheilung bes 
Meiftbotd für executiv verfteigerte, mit Simultanhypotheken be- 
laftete Liegenſchaften. 

Entf. v. 7. December 1871, Nr. 14619 (4354 G.-U.). Im Sinne 
des 8. 457 B. ©. haftet jeder Theil der Pfandſache folidarifh für 
die ganze Pfanpfhuld, und da durd bie fpäter erfolgte Veräußerung 
von 4, ber Realität hieran nichts geändert wurde ($. 466 ibid.), fo 
folgt im Hinblid auf $. 891 ibid., daß der Sypothelargläubiger and 
berechtigt ift, aus dem Kaufpreis der in Erecution gezogenen °/, feine 
ganze Horderung bezahlt zu verlangen. 

Entf. v. 11. Mai 1871, Nr. 3081 (4165 ©.-U.). Die Schlußfäge 
bes 8. 469 B. ©. enthalten keineswegs eine nur formelle Beftimmung, fondern 
find eine im Intereſſe des Realcrevits zum Schuge der im Vertrauen auf das 
öffentliche Buch ein Egth. ober Pfandrecht Erwerbenden notwendige, bie 88. 447 
u. 469 ibid. bei Vorhandenfein ber gejeglihen Bedingungen mobificirende An- 
orbnung. [In fpäteren Entſcheen — ſ. bei $. 469 ibid. — feflgehaltener 
Grundſatz.] 

Entſch. v. 4. Juli 1866, Nr. 5829 (2535 G.⸗U.). Die Erfolglaſſungs⸗ 
koſten und die Verwahrungsgebühr ftellen fich gleich den Gerichts. und Execn- 
tionsfoften als nothwendige Auslagen dar, um aus dem Pfande zur vollen Be- 
friedigung zu gelangen; weßhalb felbe gleichfalls aus dem Meiſtbote liquidirt 
werben möffen. [In fpäteren Entſch.en feitgehaltener Grundſatz; f. bei 88. 1041, 
1042; 467 B. ©. weitere Entſch.en.] 

Entf. v. 3. October 1865, Nr. 7457 (P. ©. 886). Der licitatoriſche 
Erkauf einer im Erecutionswege veräußerten Realität unterſcheidet fi in Bezug 
auf die ob derſelben grundbücherlich haftenden Schulden wefentlih von einem 
anderweitigen Kaufe. Bei dem letzteren tritt der Käufer in der Regel mit dem 
ZTabulargläubiger in fein Perſonalſchuldverhältniß, dagegen übernimmt ber fici« 
tatoriſche Beftbieter bei der erecutiven Veräußerung einer Realität die Perfonale 
verpflichtung zur Bezahlug ndes Kauſchillings an jene Tabulargläubiger, welden 
biefer von dem Gerichte zugewiefen wird. Er wird alfo für die ganze Kaufe 
fhillingsfumme, daher auch für jenen einzelnen Theil verfelben aus dem von ihm 
licitatoriſch geſchloſſenen Kfotg. und durch die gerichtliche Bertheilung und Zus 
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weifung bes Kaufſchillings wirklicher Perſonalſchuldner. — Dieſe feine Berfonal- 
verpflichtung wird durch einen allfälligen Weiterverkauf der verſteigerten Realität 
weder aufgehoben noch geändert, wenn nicht jene Gläubiger, welchen ein Theil 
des licitatoriſchen Kaufſchillings zugewieſen wurde, ihr Einverſtändniß erklären, 
daß fie ſich mit ver Hypothek allein begnügen und auf bie perſönliche Zahlungs» 
verpflihtung des licitatorifchen Käufers Verzicht leiſten. 

Entf. v. 20. Juni 1865, Nr. 4757 (©. Big. 1865, Nr. 69). Im 
Falle der Relicitation haftet der Erſteher auch bei einer freiwilligen Feilbietung 
für die Differenz der Meiftbote, 

Entid. v. 13. Juli 1859, Nr. 7571 (833 G.⸗U.; P. ©. 895). Ifraeliten 
find bei öffentlichen Feilbietungen in den Kronländern, wo biefelben nicht beſitz⸗ 
fähig find, nicht zuzulaflen; wenn daher erſt nad) gefhehenem Anbote eines Mit⸗ 
bietenden deſſen Eigenſchaft als Siraelit bekannt wird, fo ift fein Anbot ungiftig 
und au das demfelben unmittelbar vorhergegangene Anbot nicht mehr bindend, 
weil ein Anbot nur durch den Zuſchlag des Objecte® bindend wird, biefer bei 
dem geſchehenen Mehranbote nicht erfolgen Tann. — Wenn daher bei ber neuen 
Feilbietung ein minderes Meiftbot erzielt wird; fo haftet der ifraelitifhe Mit 
bieter für die dießfällige Differenz. [Bezüglich der Ausſchließung der Ifraeliten 
von der Erwerbung unbeweglicher Güter jegt unpraktiſch — gleich ähnl. älteren 
Entfg.en.] 

Entf. v. 28. Juni 1859, Nr. 7530 (824 ©.-U.). Aus der in 88. 1089, 
1047, 1052; 425, 431 u. 1053 ®. ©. begründeten Berpflihtung der Ver⸗ 
Mäufer zur Uebergabe des Kaufobjectes läßt fi nicht deren Berechtigung zum 
Anſuchen um Einverleibung des Eigenthumsrechtes der Käufer ableiten. 

Entfd. v. 14. Juni 1859, Nr. 6020 (806 ©.-U.). Aehnl. der Entf. 
Nr. 7457 ex 1865. 

Entfd. v. 3. Februar 1859, Nr. 1018 (720 ©.-1L; Pp. ©. 891). 
Der Meiftbieter hat, wenn bie executive Feilbietung von höheren Richter für 
null und nichtig erflärt wird, nur die Ne. eines redlichen Beſitzers. 

Entſch. v. 15. April 1858, Nr. 3685 (544 ©.-U.; PB. S. 887). Ein 
Sapgläubiger, welcher mit feiner Forderung an den Exfteher einer im Executions⸗ 
wege veräußerten Realität gewieſen wurbe, ift berechtigt, von biefem auch rüd« 
ſtändige Zinfen von mehr als 3 Jahren vom Tage der Erftehung an zu verlangen, 
und es findet bie Einwendung ber Vig. nicht ftatt. 

Entf. v. 17. November 1857, Nr. 8335 (471 ©.-1.). Denn in 
einem BVerfteigerungsebicte und in ben Feilbietungsbedingniſſen eine Sache als 
Gegenftand des Berkaufes ausdrüdclich aufgeführt und vom Käufer bei ber ges 
richtlihen Verfteigerung aud wirklich erftanden worben ift, fo hat berfelbe, wenn 
dieſe Sache ganz abgängig erfcheint, Anfprud auf Erſatz. 

Entſch. v. 3. September 1857, Nr. 7971 (431 ©.-U.; P. ©. 893). 
Die aus dem Erldfe eines executiv feilgebotenen Grundſtückes befriedigten Gläu- 
biger find verpflichtet, im Falle der Eviction diefes Grundftüdes den empfangenen 
Kaufſchilling zurüdzuerftatten. 

Entfe. v. 21. Auguft 1857, Nr. 7954 (427 ©.-U.; P. ©. 892). Der 
Erfteher einer im Erecutionswege veräußerten Realität ift berehtigt, bie Heraus⸗ 
gabe der dazu gehörigen Grundparzellen vom phyſiſchen Befiger, welcher fie vom 
Executen vor der Verfteigerung eingetaufcht hatte, zu begehren. 

Entf. v. 27. Februar 1856, Nr. 1425 (167 ©.-U.; P. ©. 890). 
Der Meifibieter ift nicht berechtigt, von ben Zinfen des Kaufſchillings 5 Percent 
für die Einfommenftener abzuziehen. 

Entf. v. 21. October 1853, Nr. 9828 (P. ©. 894). Kaufluſtige 
find bei einer öffentlichen Feilbietung nicht berechtigt, wegen einer exft bei 
ber Feilbietungstagfagung durch Einverſtändniß des Executionsführers und des 
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Erecuten vorgenommenen Aenderung ber Licitationabebingnifje bie @iltigfeit ber 
Beilbietung zu beftreiten. — 
Entſch. v. 30. Juni 1820, Nr. 3822 (P. ©. 888). Der gerichtliche 
Erſteher eines in einer executiven Verſteigerung verkauften Hauſes erhält nur das 
R., das Egth. und ben korperlichen Beſitz desſelben anzuſprechen, allein bucd bie 
Erftehung des Haufes ift weder das eine nod das andere auf ihn wirklich über 
egangen. . 
e arte. v. 19. Februar 1820, Nr. 921 (P. ©. 897). Die Feilbietung 
einer, zweien Parteien gehörigen untheilbaren Realität kann, falls eine derſelben 
in Eoncurs geräth, nicht flattfinden, wenn fi die andere Partei mittelft bes 
errichteten Vigs. das Uebernahmsrecht der burd den Austritt erlebigten Hälfte 
vorbehielt, da auch die Concursmaſſe fein größeres R. als der Cridatar hat. 
Entſch. v. 12. Februar 1820, Nr. 381 (P. ©. 896). Wegen einer 
Forderung an ten Miteigenthümer eines Hauſes darf zur Einbringung derſelben 
nur deſſen Antheil, nicht aber das ganze Haus verfteigert werben, 


Fünfundgwanzigfies Hauplſlück. 
Bon Beſtand⸗, Erbpacht- und Erbzinsverträgen. 
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Beflandvertrag. 
(8. 1080 — vgl. #8. 1108, 1118, 1116; 974; 1049, 1098 ®. @.) 


8. 1099. Der Vertrag, wodurch Jemand den Gebraud einer unverbrauchbaren Sache auf 
eine gewiſſe Zeit und gegen einen beftimmten Preis erhält, heißt überhaupt Beftanpvertrag. 


Entfd. v. 1. September 1878, Nr. 6466 (©. H. 1879, Nr. 2). Da 
ber Beftandvertrag, wornach bie Bahn auf beftimmten Grundſtücken Steine zu 
brechen und wegzuführen, fowie folhe auf anderen Grundſtücken zu ſchichten für 
die Zeit bis zur Sertigftellung der Bahnftrede berechtigt ift (irrthümlich Servituts⸗ 
vertrag genannt $. 1090 B. ©.) mit der Betriebseröffnung fein Ende erreicht 
bat, hatten die Beftanpnehmer nad) 8. 1109 ibid. die Verpflichtung, bie Beftand- 
fache in dem vorigen Zuftande zurüdzuftellen; das Klagebegehren auf Wegräumung 
des unbrauhbaren Steinfhutte® von den Grundſtücken in den Steinbrud oder 
Bergütung bes hierzu nach Gutachten der Sachverſtändigen erforderlichen Auf- 
wandes ift demnach in 88. 1109 m. 919 ibid. vollftänbig begründet. 

Entſch. v. 6. Juni 1878, Nr. 13444 (©. Zig. 1879, Nr. 54). Ob- 
gleih der 8. 907 B. ©. bei Btg.en im Allgemeinen den Bertrag- 
fchließenden den Vorbehalt der Wahl geftattet, muß ein folder Bor- 
behalt bei Beflanpverträgen nad $. 1094 ibid. als ausgefdhloffen 
betrachtet werben, weil der Beftanpvertrag erft dann als vollfommen 
abgefhloffen anzufehen if, wenn die Vertragſchließenden über bie 
Sade und den Preis übereingelommen find. Ueber die Sade, d. i. 
über die Wohnung, welde die Gellagte miethen werde, ift aber nad 
eigenen Anführungen der Klägerin ein Uebereinkommen uiht zu 
Stande gelommen, ba letztere felbft fagt, Gellagte habe die Haus⸗ 
beforgerin erſucht, aud die Meinere Wohnung Niemandem zu zeigen, 
weil fie fih mögliherweife noch für dieſe entſcheiden dürfte. War aber 
in Betreff der Sade ein Uebereinfommen nicht zu Stande gelommen, 
fo beftand ein ſolches aud nicht über dem Preis, der ja für jede der 
beiden Wohnungen ein verfhiedener war. Ein Vertragsabſchluß kann 
auch ſchon deßhalb nicht als erfolgt betrachtet werden, weil die Be— 
klagte, welche das angebliche Darangelp gab, nicht erklärt hat, wann 
fie fommen werde, um zu fagen, welde der beiden Wohnungen fie 
nehmen werde [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 21. September 1875, Nr. 9998 (5856 ©.-U.). Das Pacht⸗ 
recht ift fein rein perfönliches R., fondern ein perfönlihee Sachenrecht (8. 307 
B. ©.), nämlih das von Verpächter dem Pächter eingeräumte R. zum Gebrauche 
einer unverbrauhbaren Sache (88. 1090 u. 1094 ibid.), und da nach $. 448 
ibid. jede Sache, die im Verkehre fteht, als Pfand dienen kann, fo unterliegt 
es keinem Zweifel, daß bie vom Schuldner gepadhtete Propinationsgerechtfame, 
nämlid die Einkünfte diefer Propinationsgerehtfame, ſelbſtverſtändlich unbefchabet 
der Re. des Verpächters, nad) $. 422 weſtgal. ©. O. durch Sequeftration in 
Erecution gezogen werben Können, weil der zu beftellende Gequefter nur als 
Sachwalter die Stelle des Pächters vertritt, woburd kein Eingriff in die Re. des Ver⸗ 
pãchters gefhieht. — Durch fein ©. find Pachtrechte von der Execution ausgenommen. 
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Entfd. v. 20. Mai 1875, Nr. 5287 (5728 G.-U.) Daß bie Beklagten, 
welche die Wohnungen dem Kläger und Miteigentyümer des Haufes vertrags- 
mäßig auffünbeten, das Beftehen eines mit dem Kläger abgeſchloſſenen Miethver- 
trage® gegen den Wivderſpruch des Klägers nicht erwiefen haben, und das Ein. 
ftellen von je 100 fl. jährlich für die gekündeten Wohnungen in ben vom Kläger 
gelegten Adminiftrationsrehnungen eben nur zur Darftellung des Erträgniſſes des 
Haufes aus biefen Wohnungen erfolgte, aber einen Schluß auf das Beſtehen 
eines im Wege der Kündigung aufzulöfenden Mietvertrages nicht rechtfertigt; 
muß deren Kündigung zurüdgewiefen werben. 

Entf. v. 22. April 1875, Nr. 4186 (©. Ztg. 1876, Nr. 88) Die 
Eriftenz eines Miethvertrages ift durch das Zuftandelommen einer ausdrücklichen 
Einigung Über das Object und den für deſſen Benügung zu zahlenden Preis 
bedingt (8. 1094 B. ©.). Der Umftand, daß jemand eine Wohnung bezog 
und nod bewohnt, ift, da die Betheiligten über ben Preis nur bemerkten, „ba 
werben wir fhon eins werben,“ felbft mit Anwendung des 8. 863 ibid. nicht 
genügend. Das Beftanpverfahren ift aber nur bei zweifellofer Eriftenz eines 
Beſtandvertrages anwendbar ($. 1 ber kaiſ. Vog. v. 16. November 1853, Nr. 213 
R. ©. B.), ed hätte daher nicht die Aufkündigung angeftellt, fondern auf Räu⸗ 
mung gellagt werben follen. R 

Entid. v. 2. Juli 1873, Nr. 6528 (5028 ©.-U.). Durch die Geftattung, 
einen befiimmten Grundiheil des Friedhofes zum Zwede der Beerdigung eines 
Berflorbenen während einer feftgefegten Zeit ausfchließend zu verwenden, kommt 
tein Beftandvertrag zu Stande; es fünnen daher die für die Gerichtszuſtändig- 
keit bei Streitigfeiten aus dem Beſtandverhältniſſe geltenden Beftummungen nicht 
angewendet werben. Die Gerichte find zur Entſch. über Klagen aus dem oben 
erwähnten Berhältniß nicht competent [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 28. September 1871, Nr. 10675 (4768 ©.-U.). Die exe 
cutive Pfändung eines Miethrechtes ift unzuläffig, weil dieſes nah 8. 1090 
B. ©. in dem R. des Gebraudes einer Sache befteht, welches R. als ſolches 
(8. 507 ibid.) der gerichtlichen Pfändung nicht: unterzogen werben kann. 

Entf. v. 20. September 1871, Nr. 11566 (4264 ©.-U.). Der Btg., 
woburd jemand im Wege der Erfteigerung für gewiſſe Zeit die Einhebung ver 
Markiſtandsgelder einer Gemeinde erwirbt, ift fein Glücksvertrag (8. 1276 
B. ©.); fondern ein Beftandvertrag., weil badurd der Gebraud einer un- 
verbraugbaren Sache, nämlih des ber Gemeinde zuftehenden RE. 
zum Bezug ber Marltfiandsgelver auf eine gewifle Zeit und gegen 
einen beftimmten Preis überlaffen wurde. Es findet daher das Begehren 
um Sequeftration dieſes Pachtobjectes nach bereits angeftellter Zahlungsflage in 
8. 1101 B. ©. und den Hofb.en v. 31. October 1800, Nr. 512, v. 5. No- 
vember 1819, Nr. 1621, und v. 11. März 1820, Nr. 1871 9. G. S., 
feine gefeglihe Begründung. 

Entf. v. 23. Auguft 1871, Nr. 9941 (Sch. III.). Ein von der ad- 
miniftrativen Behörde betreffs einer Wohnung getroffenes Uebereintommen ift von 
der abminiftrativen Behörde zu löfen und es können in foldem falle die Vor⸗ 
ſchriften der kaiſ. Vog. v. 16. November 1858 nicht angewendet werben. 

Entf. v. 25. Auguſt 1870, Nr. 8392 (3856 ©.-U.). Zum Wefen 
des Beſtandvertrages gehört defjen Auflösbarkeit nah Ablauf der 
vertragsmäßigen oder gefeglihen Zeit (S$. 1090 u. 1114 B. ©.), die 
unauffündbar gefhehene VBermiethung wiberftreitet daher der. Natur 
des Beftanpvertrages. Auch ein nad Abſchluß des Beftandvertrages gegebenes 
Verſprechen, nicht zu kündigen, kann mithin nicht vie Unauflündbarkeit begründen. 
Zudem war ver Hausverwalter nicht berehtigt, den Hanseigenthümern 
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das Kündigungsrecht zu entziehen und fie fo fortbauernd in ihrem 
Eigenthumsrecht zu beſchränken. 

Entfd. v. 23. Auguſt 1870, Nr. 9941 (3853 G.-U.). Die in Folge 
einer Dispofition der Unterrihtöbehörven einem Lehrer ausnahmsweife einge 
räumte Naturalmohnung im Schulhaufe, welches fpäter an die Gemeinde fiel, 
benügt derfelbe nicht in Folge eines Miethvertrages. Die Gerichte find zur Ent 
fibeidung über die durch die Auffündigung der Gemeinde und den Einfprud des 
Lehrers hiergegen entftandenen Differenzen nicht competent; die Vorſchriſten des 
B. ©. und der kaiſ. Vog. v. 16. November 1858, Nr. 213 R. ©. B., haben 
keine Anwendung auf diefen Fall. 

Entfd. v. 26. Yuli 1870, Nr. 8755 (3833 ©.:U.) Wenn eine län« 
gere Beſtanddauer nicht feftgefegt wurde, und nur bie allgemeine nad 8. 869 
2. ©. jedoch nicht zu berüdfichtigende Erflärung, nicht fleigern und nicht fündigen 
zu wollen, gegeben wurde, fo find auf die Kündigung bie allgemeinen gefeglichen 
BVeflimmungen anzuwenden. 

Entſch. v. 28. November 1866, Nr. 106533 (2671 ©.-U.). Der Ver 
miether, welcher nicht zu kündigen verfprad, „falls die Miether ihren Verpflich- 
tungen pünktlich nahlommen," if, folange die Zahlung der Miether puünktlich 
erfolgt, zur Kündigung nicht berechtigt. Die Einwendung, daß die gedachte brieflich 
gegebene Erllärung gemäß $. 1090 B. ©. ohne Rechtswirkung fei, iſt unſtich⸗ 
bältig, weil diefe Erklärung nicht den Miethvertrag felbft enthält, der nad) den 
allgemeinen orteüblihen Beftimmungen abgefhloflen war, und weil die darin 
ansgeſprochene Beſchränkung ber fonft üblichen Kündigung für einen gewiflen Fall 
den Big. als ſolchen nicht aufhebt. [Schlußfolgerung; — worſpr. den Entſch.en 
Nr. 8392 u. 8755 ex 1870.?] 

Entfd. v. 3. October 1866, Nr. 7366 (2628 G.-U.). Die Zufage, 
nicht kündigen zu wollen, fchließt dad Zuſtandekommen eines Beflandvertrages 
nit aus; fie hindert den Vermiether nicht an der Ausübung bes hierdurch nicht 
verwirfbaren Kündigungsrechtes; aber der Miether, welcher durch die Wortbrüchig⸗ 
keit des Vermiethers erweislihen Schaben leidet, kann unter Umftänden befien 
Erfag anfprehen [Schlußfolgerung; — Mittelmeinung]. 

Entſch. v. 25. Juli 1866, Nr. 6689 (©. H. 1866, Nr. 96). Das 
zwiſchen Miether und Vermiether beſtehende Rechteverhältnig kann durch den Um⸗ 
fand, daß die Contrahenten Miteigenthümer des Beſtandgegenſtandes find, feine 
Aenderung erfahren. 

Entid. v. 27. März 1866, Nr. 1959 (2427 G.-U.). Die Einräumung 
ber Berechtigung, auf einem Grundſtück für immerwährende Zeiten Gyps zu graben 
gegen Zahlung von 1 kr. für jeden Centner Gyps, ift weder ein Pacht- noch 
ein ©efellfhaftsvertrag, fondern ein unbenannter Big. Zu einem 
Pachtvertrag fehlt die im 8. 1090 B. ©. vorgefhriebene genaue Be- 
ſtimmung des Breifes, der fehr verſchieden ift und nah Umſtänden 
ganz entfallen kann. Ein Gefellfihaftsvertrag ($. 1103 ibid.) und 
ebenfo eine Gemeinfhaft des Egthrs. ift nit vorhanden, weil fein 
mit dem Erträgniffe in genauem Berhältniffe ſtehender einen be- 
ffimmten Theil desfelben bildender Betrag, und nod minder ein An- 
theil am möglichen Schaden .... beflimmt if. Der Unternehmer 
tft verpflichtet, die gewonnene Centnerzahl anzugeben, rüdfihtlid 
zu verrehnen. 

Entſch. v. 2. April 1862, Nr. 2091 (1504 ©.-U.). Wenn der Ber- 
miether fih vom Miether verfprechen ließ, daß er (Meiether) innerhalb einer 
gewiſſen Zeit nicht kündigen werde, ift damit die Dauer des Vtgs. auf dieſe Zeit 
ausprüdlich feftgefegt worden, wornach von einer zugleich ſtillſchweigend beftimmten 
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fürzeren Friſt feine Rebe fein kann (88. 1090 u. 1113 8. ©.); er ift daher 
auch der Bermiether vor Ablauf jenes Zeitraumes nicht berechtigt, zu ‚kündigen. 

Entſch. v. 27. März 1862, Nr. 1612 (1501 ©.-U.). Dem Edthr. 
obliegt der Beweis, daß ein Zeitpacht und nicht ein Erbpacht beftehe. Der ent 
richtete Zins darf nicht ohne weitered und gegen die Verneinung bed Bellagten 
mit dem Entgelt identificirt werden, weldes für im Sinne ber 88. 1090 u. 
1091 8. ©. in Zeitpacht überlaffenen Grundſtücke geleiftet worden wäre. 

Entfd. v. 13. Juni 1861, Nr. 4057 (1344 ©.-U.). Wenn aud der 
frühere Egthr. dem Miether die Zufiherung gegeben hätte, ben 
Mierhzins nicht zu erhöhen, fo kann ſich dieſes Verſprechen feiner 
Natur nah nur auf die Dauer feines Befiges beziehen, falls nidt 
erwiefen ift, daß er aud feinen Befignahfolger an dieſes Verſprechen 
binden wollte. Eine ſolche Abſicht könnte nur dadurch nahgemiefen 
werden, baß er die Bewilligung zur Einverleibung diefer Verpflich- 
tung, den Miethzins nicht zu erhöhen, gegeben, oder fie dem Käufer 
vertragdmäßig auferlegt hätte, 

Entſch. v. 3. Februar 1861, Nr. 15302 (1271 ©.-U.). Der Big, 
wodurd jemandem bie Benügung einer nicht vertretbaren Sache auf eine gewifle 
Zeit gegen einen beſtimmten Preis überlafjen wurde, iſt ein mit allen Erforder⸗ 
niffen des 8. 1090 B. ©. verfehener Beſtandvertrag. Deflen Natur und Bes 
ſchaffenheit wirb dadurch nicht geändert, daß der Pachtzins, anftatt bar bezahlt 
zu werben, dem Pächter in gewiflen, ihm gebührenden Nugungen in Abrechnung 
gebracht wird, und daß der Pächter Miteigenthümer des verpacteten Grund» 
ftüdes ift, da das ©. ausprüdli den Fall vorficht, daß der Egthr. die Bee 
nügung feiner eigenen Sache in Beſtand nehmen könne (8. 1093 ibid.). 

Entſch. v. 3. Jänner 1861, Nr. 15302 (1257 ©.-U.). Wehnl. der 
Entfh. Nr. 15302 v. 3. Februar 1861. 

Entf. v. 3. October 1860, Nr. 11172 (1201 ©.-U.). Der Pächter, 
welcher vor Ablauf der Pachtzeit unterlaffen hat, die auf dem gepadhteten Grunde 
noch ſtehenden Nugungen einzuheben, ift nicht berechtigt, ſolche nach Ablauf ber 
Pachtzeit dem neuen Pächter vorzuenthalten, weil die noch nicht abgefonderte, fomit 
gleichfalls als unbeweglihe Sache anzufehende Nugung mit Ablauf der Padıt- 
zeit der Benügung des Pächters entzogen wurde (8. 1098 B. ©.). 

Entſch. v. 3. Juli 1860, Nr. 7582 (1157 G.⸗U.). Die (Militärper- 
fonen zur Pfliht gemachte) Ueberlaflung der von einem Militär gemietheten 
Wohnung an das Plagcommando zur weiteren Berfügung ift nichts anderes, als 
eine Aftervermietbung im Sinne der 88. 1090 u. 1098 B. ©., folglid) ver 
Egthr., wenn feiner von ven in $. 1098 cit. bezeichneten Ausnahmsfällen ein 
tritt, nicht berechtigt, ſich derfelben zu widerfegen. 

Entſch. v. 13. April 1860, Nr. 4087 (1116 ©.-U.). Die Vormerkung 
bes Pachtrechtes ift nach 88. 1090 u. 1084 B. ©. die Vormerkung des durch 
den Pachtvertrag erworbenen Gebrauchsrechtes, nicht aber (mad die I. Yuftanz 
annahm) eine Sicerftellung durch Pfandreht im Sinne der 88. 1342 u. 1343 
ibid., wie fih aus $. 1095 ibid, ergibt. 

Entſch. v. 10. Jänner 1860, Nr. 71 (1053 G.U.). Ein Vtg., wornach 
der Pächter den Pacht folange fortfegen fünne, als er den Pachtzins pünktlich 
bezahlen werde, miderftreitet der Natur des Beftandvertrages, für welchen dus ©. 
in $. 1090 B. ©. die Beſtimmung des Preifes und der Zeit des eingeräumten 
Gebraudes fordert und ift daher nichtig. Der mit diefer Nebenbeftimmung ge- 
ſchloſſene Pachtvertrag ift giltig, und gehört, da er urſprünglich auf ein Jahr ver- 
einbart und fodann Jahr für Jahr ſtiüſchweigend erneuert wurde, zu ber Gattung 
der in 8. 22 des Auffündigungspat. v. 17. Juni 1837 bezeichneten Beftant- 
verträge, die obne vorherige Aufkündigung nad Berlauf einer beſtimmten Zeit 
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erlöfhen [Schlußfolgerung; — ähnl. der Entfd.en Nr. 8392 u. 8755 ex 1870; 
worfpr. der Entih. N. 10533 ex 1866). 

Entſch. v. 26. Dectober 1858, Nr. 10872 (643 ©.-U.). Dem After- 
päcter, welcher ohne Zwifhenkunft des Verpächters (Haupipächters) mit dem 
Pächter contrahirte, erwachſen daraus Feine, wie immer gearteten Ne. gegen ben 
Berpächter. Wenn der Pacht in Folge Vereinbarung zwifchen legterem und dem 
Pachter modificirt wurde, und der Afterpächter ſich hierdurch in feinem Vertrags- 
rechte beeinträchtigt findet, fann er nur wider den Pächter Klage führen ($$. 1090, 
1094 u. 1098 8. ©.). 

Entfd. v. 16. Juni 1857, Nr. 5919 (386 ©.-U.). Um eine Berzicht- 
leiſtung auf das Kündigungsredt bei einer Miethe zu begründen, muß eine ernfte, 
beftimmte und vertragsmäßige Uebereinkunft vorliegen, da ber Beftandvertrag auf 
eine gewiſſe Zeit gefhleflen wird, welche durch die vom ©. geregelten, an be⸗ 
flimmte Zeiten gebuntenen Rünbigungsrechte begründet ifl. 

Entfd. v. 25. Juni 1856, Nr. 5842 (996 ©.-U,). Die Ueberlaffung 
einer Wohnung ald Entgelt für Dienflleiftungen („titulo praecario“) begründet 
fein Beſtandverhäliniß; das Bf. in Ausziehftreitigkeiten ift daher auf biefen Hall 
nicht anwendbar. 


I. Mieth- nnd YPahkvertrag. 


(8. 1091 — dgl. #8. 1086, 1099, 1101, 1104, 1106; 1115, 1116; 1055 8. @.) 
8. 1091. Der Beftandvertrag wird, wenn fi die in Beſtand gegebene Sache ohne weitere 
Bearbeitung gebrauden läßt, ein Miethvertrag; wenn fie aber nur buch Fleiß und Mühe 
benügt werben Tann, ein Pachtvertrag genannt. Werben burd einen Vertrag Sachen von ber 
erften und zweiten Urt zugleich in Beftand gegeben, fo ift der Bertrag nad der Beſchaffenheit 
der Hauptfache zu beurteilen. \ 


Entf. v. 14. October 1879, Nr. 7667 (5502 ©.-U.). Die entgelt- 
lie Neberlaffung eines Stadthauſes zum Betriebe eines Schanfgewerbes ift fein 
Pacht⸗, fondern ein Miethvertrag, Die Beftanpnehmung der Rocalitäten 
in Stabthänfern ift in der Regel immer ein Mieth- und kein Badıt- 
vertrag, und die Herrigtung von Wohnungslocalitäten zu einem 
von bem Beftanpnehmer beftimmten Zwede kann im Sinne bes 
8. 1091 8. ©: den Miethvertrag nicht in einen Pacht umändern. 

Entfd. v. 2. Juli 1873, Nr. 6528 (5028 ©.-1.). Das dur die Ge- 
flattung, einen beftimmten Play im Friedhofe zur Beerdigung eine Verftorbenen, 
eine Reihe von Jahren hindurch zu benügen entftehende Berhältnig ift weder 
Bat noch Miethe. Die hieraus entſtehenden Streitigkeiten können nicht im 
Eivilrehtswege ausgetragen werten [Schlußfolgerung]. 

Entfa. v. 4. Juni 1867, Nr. 4085 (2805 G.-U.). Die im 8. 1091 
3. ©. gemachte Unterfheidung zwiſchen Mieth- und Pachtvertrag ift fo auszu- 
legen, daß jeder Beſtandvertrag fid in die eine oder andere Art reihen läßt... 
Die in 8. 1101 ibid. ausprädiih nur dem Bermiether gewährten Ausnahme- 
rechte können baher nicht auf den Verpächter ausgedehnt werben. 

Entfd. v. 1. Mai 1867, Nr. 3266 (2790 ©.-U.). Der Beftand- 
vertrag Über eine radicirte Wirthögerechtigkeit iſt als Pacht zu behandeln. 

Entjg. v. 16. December 1862, Nr. 8544 (1616 ©.-U.). Bei ber Be- 
urtheilung, ob der Beftandvertrag ein Mieth- oder Pachtvertrag ifl, wird nur 
bie gewöhnlie, der Natur der Sache gemäße Benügung der in Beſtand gege- 
benen Sache berüdfichtiget. 

Entid. v. 27. März 1862, Nr. 1612 (1501 ©.-U.). Der Beweis, 
taß eine Zeitpacht, nicht eine Erbpacht vorliege, obliegt dem Egthr., welder bie 
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Kündigung anſtellte. Aus der Entrichtung eines Jahreszinſes Tann gegen ben 
Widerſpruch bes Bellagten nicht auch ſchon gefolgert werben, daß dieß ein Eut⸗ 
gelt im Sinne der 88. 1090 u. 1091 3. ©. fei. 

Entfd. v. 10. März 1858, Nr. 2150 (526 G.⸗U.). Zwar ift in 
der fraglichen Urfunde nebft dem Haufe und der Apothele auch noch 
ein Grundſtück in Beftand gegeben; da jedoch dieſes, nur Obſt- und 
Gemüſegarten, auch von geringem Umfang iſt, muß es als Zugehör 
des Hauſes betrachtet werden, und der Big. erſcheint als Mieth⸗, 
nicht als Pachtvertrag. 

Entſch. v. 20. Mai 1857, Nr. 4894 (361 ©.-U.). 8. 233 B. ©. 
macht zwar Pacht⸗, nicht aber auch Miehverträge von der obervormundſchaftlichen 
Genehmigung abhängig, welche leterer daher nur, wenn fie nach den Umfländen 
„von größerer Wichtigkeit“ find, vorgelegt werben mäüflen. 

Entfd. v. 18. März 1857, Nr. 1968 (316 SU; P. ©. 899). Ein 
Btg., mittelft deſſen jemandem Tediglich bie zum Betriebe eines Gewerbes ger 
eigneten Localitäten eingeräumt werden, iR nicht als ein Padıt-, fondern als ein 
Miethvertrag anzufehen. 


Erforderniſſe. 
“ ein: 48. 442, 468, a 1054; 984, 985; 1060, 1068 8. Si “ 18, dert, en: 
N rl. D. 20.’ Jänner 1860, Bpg. ©. 91. Märg 184 E Id. v. 1. Juli 1786 
rei en uub —— son, . 29. an im (Statth. ER 2. —— me 
re M. Vog. 15. December an STR (Gem men, Sl. v. 
Kan 3. Bam ei. all 1840, Ar RT 


in: Series. 
9403 (Berzebrungäfteuerpächter); ‚[B. — $. 22 bes er Birk aadun 18 — Ar. 184 —8 —8 
— riepripile; len); —— 17. 808 und 5. Jänner 1818 (Realgewerbe); $. — D. v. 20, December 
— 1708 und o v. 19. Jänner 1844, 


8. 1002. Mieth- und Pachtverträge können über die nämlichen a und auf bie 
nämliche Art, wie der Kaufvertrag geſchloſſen werden. Der Mieth- und Pachtzins wird, wenn 
feine andere Uebereinkunft getroffen worden ift, wie das Kaufgeld entrichtet. 

Entſch. v. 21. April 1864, Ne. 2507 (1902 G. U.). Wenngleid 
der Kläger bei dem Umftande, daß vorliegenn für bie ganze Mieth- 
zeit ein einziger Zinstermin befteht, niht nah $. 1118 B. ©. die 
Aufhebung des Big. fordern Kann, ift fein Begehren immerhin da- 
durch rehtlih begründet, daß der Beſtandvertrag einen Kfotg. infor 
fern in ſich fließt, als ber Beſtandzins fih als Kauſſchilling für 
den dem Beftanpnehmer überlaffenen Gebraud der Sade barftellt, 
wofür ver $. 1092 ibid. die Beflätigung enthält. Kläger war bem- 
nad, ba die anticipando-Zahlung bebungen wurbe, nad 8. 1062 
ibid. gleih dem Vertäufer, weldem das Kaufgeld nicht bezahlt, wird, 
beredtigt, dem Bellagten bie Uebergabe der Sache zu verweigern, 
ohne dag, mit Rückſicht auf diefe Oefegesftelle, nöthig gewefen wäre, 
im Btg. das R. fofortiger Kündigung im Nihtzahlungsfalle zu ſtipu⸗ 
liren. Dem fieht 8. 919 ibid. nicht entgegen, weil das ©. im $. 1063 
eit. dem Verkäufer und damit aud dem Beſtandgeber im Falle der 
unterbliebenen Zahlung das R. der Retention der Sache einräumt. 

Entſch. v. 3. Jänner 1861, Nr. 15302 (1257 ©.-U.). Es ift der 
Natur des Beftandvertrages nicht zuwider, daß ber beflimmte und nicht gefeß- 
widrige Beſtandzins, anftatt bar bezahlt zu werden, auf irgend eine andere Weiſe 
in Abrechnung gebracht wird. 


(8. 1093 — vgl. bei 9. 1098 eit.) 
8. 1093. Der Eigentümer kann ſowohl feine beweglichen und unbeweglichen Sachen, als 
feine Rechte in Beftand geben; er Tann aber au in den Fall kommen, ven Gebrauch feiner 
eigenen Sache, wenn er einem Dritten gebührt, in Beſtand zu nehmen. 
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Entſch. v. 8. Februar 1861, Nr. 15302 (1257 ©.-U.). Der Btg., 
woburd jemanden bie Benützung einer nicht vertretbaren Sache auf eine gewille 
Zeit gegen einen beftimmten Preis überlaffen wurde, ift ein mit allen Erforder⸗ 
niffen des 8. 1090 ®. ©. verfehener Beftantvertrag. Defien Natur und Bes 
ſchaffenheit wird dadurch nicht geändert, daß der Pächter Miteigenthümer des ver- 
padıteten Grunbftädes ift, da das ©. ausdrücklich den Fall vorfieht, daß der Egthr. 
bie Benügung feiner eigenen Sache in Beftand nehmen könne ($. 1093 ibid.). 

Entſch. v. 3. Jänner 1861, Nr. 15302 (1257 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 15802 v. 3. Februar 1861. 


Wirkung. 
@. 1094 — vgl. 86. 548; 1120; 448 ©. G.) 
8. 1094. Sind die vertragfchließenden Theile über das Wefentliche des Beftandes, nämlich 


über die Sade und den Preis, übereingelommen; fo iſt ber Bertrag volltommen abgefchloffen, 
unb ber Gebrauch der Sache für gekauft anzufehen. 


Entſch. v. 18. Juni 1879, Nr. 5085 (©. Big. 1879, Nr. 64). Die 
Ne. der Stabtgemeinde und der Vtg., wornadh Stadt und Pfarre auf dem ber 
letzteren gehörigen Grundftüde eine neue Leichenkammer (für öffentliche Zwede) 
aus beiberfeitigen Zufchüfien erbauen und wornach diefe Leichenkammer nach von 
der Stadtgemeinde feftzufegenden Normen gegen firen Jahresbeitrag an bie 
Bfarre fortan benügt werben foll — find weder bloße Beſtandrechte, noch auch 
bloße Servitutsrehte (88. 478, 504, 529, 1090, 1094 ©. ©.). 

Entfd. v. 6. Juni 1878, Nr. 13444 (©. Zig. 1879, Nr. 54). Un 
geachtet der Regel des 8. 907 B. ©. ift bei Beftanbverträgen ber Vorbehalt 
der Wahl des Vertragsobjectes im Sinne ded $. 1094 ibid. ausgeſchloſſen. Der 
Miethluftige, welder zwei Wohnungen angefehen und eine davon zu ihm befannt ger 
gebenen Preife nehmen zu wollen erlärt hat, ift damit noch nicht Mieter geworten, 

: Entſch. v. 1. Yuguft 1876, Nr. 8978 (9. B. 1877, Nr. 3% 6217 

©.-U.). Der Bermiether ift berechtigt die Rocalitäten, deren Miethe gekündet 

wurde, Miethluftigen zu zeigen; denn durch die Vermiethung hat er fi wohl 

(88. 1094 u..1096 B. ©.) die Pflicht auferlegt, den Miether während der Mieth- 

zeit in dem bebungenen Gebrauche nicht zu flören; hierdurch ift aber die Ausübung * 
der fonftigen mit dem Egth. verbundenen Re. feiner Beſchränkung unterzogen worden. 

Es kann dem Egthr. nicht verwehrt werden, zum Behufe der Weitervermiethung bie 

Localitäten, deren Miethe für den nächſten Novembertermin bereit gekündigt ift, 

von Miethluftigen befichtigen zu laflen, wenn und infofern dadurch ver dem 

Miether eingeräumte nnd bis Enbe der Mietbzeit zuſtehende Gebrauch feine 

Störung erleidet, weil eben nur infoweit das Verfügungsredht des Egthrs. 
durch die Vermietung einer Beſchränkung unterzogen wird, und weil es in ber 
Natur der Sache liegt, taß, wenn eine Weitervermiethung unmittelbar für die 
Zeit nach Ausgang der laufenden Miethe noch vor diefem Zeitpunfte zu Stande 
gebracht werden foll im der Regel und insbeſondere im vorliegenden Falle vie 
Befichtigung der Rocalitäten durch die Perfonen, die darauf reflectiren, innerhalb 
ber obigen Oränze zuläffig fein muß. Nachdem zu Folge der ausbrüdlihen Er⸗ 
tlãrung des Eoncurdmaffeverwalters die in Rede ftehenden Localitäten ſchon ge⸗ 
räumt worden find, wird durd bie für den Fall, als der Egthr. die Befichtigung 
für einen ober den anderen Miethluftigen verlangen würde, angeorbnete Ger 
ſtattung der VBefihtigung an Wocentagen und zur Mittagszeit, eine Störung 
des Miethers im Gebrauche der Mieihſache nicht verurſacht. 

Entſch. v. 21. September 1875, Nr. 9998 (5856 ©.-U.). Das Miethrecht 
iſt fein rein perfönliches R., fondern ein perſönliches Sachenrecht, nämlich das dem 
Pächter eingeriumte R. zum Gebrauche einer unverbrauchbaren Sache (88. 307; 1090 
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1094 B. ©.); es kann daher die, bie Re. des Verpächters nicht befcränfende 
Sequeftration derſelben bewilligt werden (88. 448 ibid.; 8. 422 weftgal. ©. DO.) 
Entfd. v. 22. April 1875, Nr. 4186 (©. Big. 1876, Nr. 88; 5697 
G.⸗U.). Die Eriflenz eines Miethvertrages ift durch das Zuftandelommen einer aus- 
drücklichen Einigung über dad Object und den für befien Benügung zu zahlenden 
Preis bedingt ($. 1094 B. ©.). Der Umftand, daß jemand eine Wohnung be- 
30g und noch bewohnt, ift, da die Betheiligten über den Preid nur bemerlten, 
„da werben wir ſchon Eins werden,“ felbft mit Anwendung des 8. 863 ibid. 
nit genügend. Das Veftanbverfahren ift aber nur bei zweifellofer Eriftenz eines 
Beſtandvertrages anwendbar ($. 1 kaiſ. Vdg. v. 16. November 1858, Nr. 213 
R. ©. B.); es hätte daher nicht die Aufkündigung angeftellt, fondern auf Räu- 
mung gellagt werden follen. 

Entjd. v. 12. Yuni 1872, Nr. 5961 (4632 ©.-U.). Durd die briefe 
liche Annahmeerflärung, daß Kläger „die Miethe gegen ven in anticipariven 
Quartaleraten zu entrichtenden Jahreszins von 300 fl. acceptire,* ift der Mieth- 
vertrag perfect geworben (88. 861 u. 1094 B. ©.). Aus der Feftfeßung eines 
Jahreszinſes muß nad $. 1113 ibid. auf eine Jahresmiethe gefchloflen werben, 
weil das ©. ausdrücklich nur die Feftfegung des Zinfes nad einem beftimmten 
Zeitraum für maßgebend erflärt und umgelehrt Mangels Beflimmung ber 
Zahlungszeit au bei Jahresmiethen vie Zahlung abweichend von der Mieth- 
dauer in halbjährigen Raten vorfchreibt (88. 1100; 915 ibid.). 

Entf. v. 26. October 1870, Nr. 8281 (3923 G.U.). Eine Ver⸗ 
pflibtung des Verpächters zum Erfag der durch die feindliche Invaſion dem 
Pächter erwachſenden Einquartierungsfoften läßt fi weder aus 8. 1094 B. ©. 
nod aus 8. 1042 ibid. herleiten (88. 1099, 1104, 1105 ibid.). 

Entf. v. 20. Jänner 1870, Nr. 516 (Sch. II). Nimmt eine Partei 
bie ihr bekannt gegebene Zinsfteigerung an, fo ift der Bermiether vor bem nächſten 
Ausziehtermine zur Wohnungstündigung nicht berechtigt. 

Entfd. v. 8. Jänner 1865, Nr. 9731 (©. Ztg. 1865, Nr. 51). Dur 
ben Beftanpvertrag tritt der Pächter in Beziehung auf das R. zum Befige und 
Genuß des Grundſtückes an die Stelle des Egthrs., er ift daher auch berechtigt, 

den früheren Pächter auf Herausgabe der Pachtſache zu belangen. 

= Entſch. v. 13. Juni 1861, Nr. 4067 (1344 ©.-U.). Die dem Miether 
vom Vermiether ertheilte Zufiherung, den Miethzins nicht zu erhöhen, kann fid 
höchſtens auf die Dauer des Befiges des Vermiethers beziehen, fo lange nicht nach⸗ 
gewiefen ift, daß der legtere auch feinen Befignachfolger dadurch binden wollte, 
— Sol dieſes R. des Beſtandnehmers nad) Art eines dinglihen Rs. wirkfem 
gemacht werben können, fo muß von Seite des Beſtandgebers die Einwilligung 
zur Einverleibung des Beftandvertrages vorliegen, da das ©. nur bezüglich der 
im $. 308 3. ©. erwähnten dinglichen Sachenrechte einer Pränotation gegen 
den Willen des Egthrs. geftattet. 

Entſch. v. 26. October 1858, Nr. 10872 (643 ©.-U.). Dem Ufter- 
pächter, welcher ohne Zwiſchenkunft des Verpächters (Hauptpächters) mit dem 
Pächter contrahirt, erwachſen daraus feine wie immer gearteten Re. gegen ben 
Berpäghter. Wenn der Pacht in Folge Vereinbarung zwiſchem letzterem und dem 
Pächter mobificirt wurde und ber Afterpächter ſich hierdurch in feinen Vertrags: 
rechten beeinträchtigt hudens taun ex nur wider den Pächter Klage führen (88. 1090, 
1094, 1098 8. ©.). . 


(8. 1095 — vgl. $. 1191 8. G.; G. &.) 


8. 1005. Wenn ein Beflanbvertrag in die Öffentlichen Bücher eingetragen if; fo iſt das 
Recht des Beftandnehmers als ein dingliches Recht zu betrachten, welches fi auch der nad- 
folgende Befiger auf die noch Übrige Zeit gefallen Laffen muß. 
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Entf. v. 7. April 1875, Nr. 3503 (5684 ©.-U.). Nur auf dem Padıt- 
gute felbft Können die Beſtandrechte des Pächters ohne Angabe einer Summe 
zur Sicherſtellung der alfäligen Erſatzanſprüche des Pächters eingetragen werben 
(8. 19 ©. ©.); die Sicerftelung des Verpächters auf eine Liegenſchaft bes 
Pächters aber ift nur für eine ziffermäßig beftimmte Geldſumme zuläffig (8. 14 
ibid.) [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 29. December 1874, Nr. 13792 (5581 ©.-U.). Wenn der 
8. 1121 ®. ©, beftimmt, „daß bei einer nothwendigen geridtlidhen 
Veräußerung der Beftunpnehmer felbft in dem Falle, daß fein R. 
als ein dinglihes R. eingetragen ift, dem neuen Käufer weihen muß,” 
fo ift damit eine Ausnahme von der Regel des $. 1095 ibid. aufge» 
ftellt, daß fid ter nachfolgende Befiger das durch die Eintragung 
bes Beftandvertrages in die Öffentliden Bücher als ein dingliches 
zu betrachtende R. des Beftanpnehmers auf die nod Übrige Zeit ge— 
falten laffen muß. Im Falle des 8. 1121 ibid. wird daher das dem 
Beftanpnehmer aus dem in den öffentlichen Büchern erſcheinenden 
Big. zuſtehende Beſtandrecht dem Käufer gegenüber unwirkſam, 
namentlid aud in Bezug auf die noch Übrige Zeit — alfo in Bezug 
auf die Dauer des Beftandvertrages — diefer mag auf einen beftimmten 
Zeitraum unaufkündbar oder auf unbeflinnmte Zeit, jedoch gegen eine 
Auftündigung, zu welder die Friſt im Big. vorgefhrieben if, feft- 
gefegt fein. 

Entſch. v. 10. December 1869, Nr. 13876 (Sch. II). Ein Beſtand⸗ 
vertrag über ein unbewegliches Gut kann ohne Bewilligung des Beftandgebers 
auf dem fraglihen Gute nicht pränotirt werben. 

Entfd. v. 21. November 1865, Nr. 9190 (©. Ztg. 1865, Nr. 102). 
Die Ermirkung des Pfandrechtes auf einem Reale zur Sicherflellung ver aus 
einem Miethvertrage für den Beſtandnehmer erwachſenden Mieth- und Schadlod« 
haltungsrechte ift ohne Einwilligung des Beſtandgebers unzuläffig. 

Entf. v. 22. October 1862, Nr. 6964 (1579 ©.-U.). Die Mieth- 
rechte find zur pfandrechtlichen Siderftellung mittelft Pränotation 
gemäß 8. 452 B. ©. geeignet. — [Worfpr. der Entf. Nr. 9190 ex 1865.] 

Entfd. v. 13. Juni 1861, Nr. 4037 (G. Zt. 1861, Nr. 107). Nur 
mit Einwilligung des Beſtandgebers kann die Eintragung in das öffentliche Buch 
geihehen, da das ©. nur bezüglich ver im 8. 308 B. ©. erwähnten dinglichen 
Sachenrechte eine Pränotation gegen den Willen des Egthrs. geftattet, das Be— 
ſtandrecht aber erft durch bie Eintragung zu einem dinglichen würde. [Aehnt. ver 
Entf. Nr. 9190 ex 1865.] 

Entſch. v. 13. April 1860, Nr. 4087 (1116 ©.-U.). Die Pränntation 
ber Beſtandrechte kann auch ohne Einwilligung des Beftandgebers Platz greifen [?] 
— [Borfpr. der Entſch. Nr. 4037 ex 1861.] 

Entf. v. 23. November 1857, Nr. 9983 (452 G-U.; P. ©. 111). 
Unter „Befigfähigkeit der Iſraeliten“ ift in dem kaiſ. Pat. v. 2. October 1853, 
Nr. 190 R. ©. B., nur die Fähigkeit zur Erwerbung des Egths. an unbe» 
weglihen Sachen zu verftehen: es waltet alfo fein Unftand ob, zu Gunften eines 
Hfraeliten die Intabulation eines Beſtandvertrages auf ein gemiethetes Haus nad 
8. 1120 8. ©. vorzunehmen, und zwar dieß um fo weniger, als Miethver- 
träge fein R. zum Befige der Beſtandſache begründen, fondern nur die Mieth« 
rechte des Beſtandnehmers gegen die rechtlichen Folgen ver Veräußerung der ges 
mietheten Sache ficherftellen follen. 

Entſch. v. 8. Yuli 1852, Nr. 6869 (G. Big. 1856, Nr. 110). Aehnul. 
der Entf. Nr. 4037 ex 1861. 
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Wechſelſeitige Rechte: 
1. In H9inſtcht auf Aeberlaſſung, Erhaltung, Benützung; 

u. 1096 — vgl. 88. 1047, 1118; ; 967, 982; 822; 1058, 1100; ®— ber „Dienfie® 
; 7. Beptanbee 1648 Aber Rullebung eb Untertfinigkeionbane)" 

8. 1096. Die Bermiether und Verpächter find verpflichtet, das Beftanpftüd auf eigene 
Koften in brauhbarem Stande zu übergeben und zu erhalten, und bie Beftandinhaber in dem 
bebungenen Gebraude oder Genufle nicht zu flören. Die gewöhnlichen Wusbeflerungen ber 
Wirthihaftsgebäude hat ver Pächter nur infoweit, als fie mit den Materialien des Gutes und 
den Dienften, die er nach der Beſchaffenheit des Gutes gu fordern berechtiget if, beftritten 
werben Können, ſelbſt gu tragen, die Übrigen aber dem Verpächter zur Beforgung anzuzeigen. 


Entſch. v. 1. Anguft .1876, Nr. 8978 (6217 ©.-U.). Der Miether — 
auch der Maffeverwalter im Concurfe des Miethers — ift verpflichtet, die Be 
fihtigung der gekündeten Miethlocalitäten in einer ihn nicht beläfligenden Weife 
(an Werktagen um bie Mittagäftunde) durch von dem Vermiether eingeführte 
Miethluftige zu geftatten. — 

Entfg. v. 13. guni 1872, Nr. 3683 (4634 ©.-M.). Nach 8. 1096 
B. ©. haftet der Bermiether, foweit an ihm liegt, daß der Miether in dem Ge- 
nuße ber gemietheteten Localitäten nicht geflört werde. Wenn nun fpäter von 
dem Bermiether eine neue Partei aufgenommen wird, mit welder eine Tobfüchtige 
in's Haus kommt, die durch Lärmen, Schreien, Unanftänvigfeiten zc. in ihren 
Wahnfinnsanfällen den Miether hindert, die Wohnung fammt Garten mit jener 
Rube zu genießen, deren Möglichkeit bei Eingehung des Btgs. vor- 
ausgefegt wurde und daher als bedungen anzufehen ift — fo ifl ber 
Miether berehtigt, von ver Miethe gurüdzutreten uud das für den Reſt ver Ber 
ſtandzeit gezahlte Miethgeld zurüdzufordern. Es kommt aud darauf nicht 
an, ob ver VBermiether in der Lage gewefen wäre, die Irrfinnige aus 
dem Haufe zu entfernen, denn war er hierzu nit vermögend, fo 
trifft aud diefer Zufall nur ihn, und entband ihn nit der Ber- 
pflihtung, jede Störung des Miethers im Genuße der Wohnung 
burd bie fpäter aufgenommene Partei hintanzuhalten. 

Entſch. v. 12. December 1871, Nr. 14778 (4357 ©.-U.). Die von 
dem Bermiether einer Wohnung ſammt Einrichtung ohne Willen des Miethers, 
welcher den Sommer über abweiend war und bie Wohnung verfperrt hatte, 
wiederholt vorgenommene Deffnung ber Fenſter zur für die Confervirung der 
Wohnung und Möbel nöthigen Lüftung iſt keine Befigftörung, weil nur in Aus 
Übung des dem Vermiether nad 8. 1096 B. ©. zuſtehenden R. erfolgt. — 
[SäHlußfolgerung? — Beflätigung, weil die Abſicht, einen Beſitzſtörungsact zu 
begehen, fehlte]. 

Entjd. v. 13. April 1871, Nr. 12981 ex 1870 (4124 G.-U.). Die 
zu einem beftimmten Zwecke erfolgte Verpachtung eines Grundftüdes hindert ben 
Berpächter nicht, dasſelbe gleichzeitig in anderer Weife zu benügen. 

Entſch. v. 30. Juni 1869, Nr. 7430 (3459 ©.-U.). Der Bermiether 
iſt nad dem Miether zugeftellter und nicht angefochtener Auffündigung berechtigt, 
die vermietheten Räume durch Miethluftige befichtigen zu laflen; er Tann im 
Falle der Widerfeglichkeit des Miethers nad der kaiſ. Vbg. v. 16. November 
1858, Nr. 213 R. ©. B. (88. 1 m. 14), mittelft Geſuch die richterlihe Hilfe 
anrufen, welde burd Verbot weiteren Widerftandes bei fonftiger Gelpftrafe zu 
gewähren if, und zwar mit Ausfchluß der Competenz ber politifhen Behörde 
durch die (auch fläht.-deleg.) Bezirksgerichte [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 31. October 1867, Nr. 7876 (2903 ©.-U.). Der Verpächter 
kann der Klage des Pächters auf Uebergabe des Pachtobjectes im brauchbaren 
Zuftande nicht entgegnen, daß der Pächter zur feftgefegten Zeit die Uebernahme 
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verweigerte, wenn durch einen bald nach dem Zeitpunkte der Uebergabe aufge⸗ 
nommenen daher concludenten Sadverftändigenbefunt dargethan if, daß weſentliche 
Theile des Beſtandobjectes (4 von ven 16 Gängen der Mühle) unbrauchbar waren 
6 1096 B. G.). Das ©. legt beiden Theilen gleiche Verpflichtungen auf. Auch die 

mwenbung, daß der Pächter nicht, wie bei ſonſtiger Vertragsauflöfung bedungen 
war, binnen 4 Wochen den Zind zahlte, if unftihhältig, weil der Pächter zur 
Zinszahlung vor Antritt der Pachtung wicht verpflichtet ift, der Verpächter aber 
gegen ihn die Erfühung des Vigs. nicht eingellagt hat. So lange der Ber- 
päcter gegen den Pächter kein Urtheil auf deffen Verpflichtung zur 
Uebernahme der Mühle — die wie jede andere vertragämäßige Ber- 
pflihtung eingeflagt werden muß — erwirkt hat, hat er auch feinen 
Anſpruch auf einen Pachtzins für den Genuß der Beſtandſache, welcher 
für den Pächter noch nicht begonnen hat. R 

Entf. v. 29. Mai 1866, Nr. 4771 (©. H. 1866, Nr. 72). Das 
Borhandenfein einer ungewöhnlihen Menge von Ungeziefer in einer Wohnung 
berehtigt den Miether, welcher fie in dem erwähnten Zuſtande findet, nad 
8. 1117 8. ©. vor Verlauf der Miethperiode vom Big. abzufichen. 

Entf. v. 31. October 1865, Nr. 8912 (2303 ©.-U.). Der geflagte 
Miether wurde durch die ohne Wiflen des Vermieters gefchehene Einrichtung 
des unteren Stockwerkes zu einer Bordellwirthſchaft in dem orbentlihen Gebraude 
und Genuße feiner Miethräume im Sinne des $. 1096 B. ©. nod nicht be- 
hindert over geflört und ebenfowenig ihm das Miethobject nah 8. 1117 ibid. 
zum orbentlihen Gebrauche untauglih gemacht er mar daher zum Nüdtritt von 
dem Btg. nicht berechtigt, wozu er Übrigens in regelmäßiger Form die Wohnung 
dem Vermiether hätte zur Verfügung ftellen müſſen. Der vie Benützung ber 
Wohnung ihm verleidende Umftand war weder in der Beſchaffenheit der letzteren, 
noch in einem Verſchulden bes Klägers gelegen, welcher zugeftandenermaßen zur Zeit, 
als er das untere Stockwerk der VBorbellinhaberin vermiethete, von derem unſittlichen 
Gewerbe nicht? wußte, nach erlangter Kenntniß aber, wie aus der (nad) ver Klage) 
erfolgten Kündignug erhellt, Alles that, was in feiner Macht lag, um jene Mietherin 
naus dem Haufe zu entfernen. — Worſpr. der Entf Nr. 3683 ex 1872.] 

Entſch. v. 80. December 1868, Nr. 9101 (1843 ©.-U). Die nad 
8. 1096 8. ©. dem Verpächter obliegende Verpflichtung, das Ber 
ſtandſtück auf eigene Koften im braudhbaren Zuftande zu erhalten, 
muß in einer den allgemeinen Rechtsprincipien nicht offenbar wider- 
freitenden Weiſe beurtheilt und ausgelegt werden; es kann ihm 
nur die Beflreitung der nothwendigen ordentlichen Erhaltungstoften 
auferlegt werden. — Der Verpächter ift zur Herftellung eines durch Ele— 
mentarereigniffe verwäfteten Grundſtückes nicht verpflichtet; wie groß aud die 
Beichäpigung fein mag: es ift hierfür in 8. 1105 ibid. vorgefehen. 

Entfd. v. 28. December 1861, Nr. 7535 (1448 8.4). Muß das 
Beſtandſtück erſt in brauchbaren Zuftand gefegt werben, fo muß fi ver Beftand- 
nehmer die hierzu nöthigen Herftellungen ($. 1118 B. ©.) und bie hierdurch 
berbeigeführte Störung feines Gebrauches gefallen laſſen; er kann nicht verlangen, 
daß diefe Herftellungen während einer früheren Beftanpperiode erfolgen, oder der 
frühere Beftandnehmer zu einer vorzeitigen Räumung verhalten werde, 

Entſch. v. 29. September 1857, Nr. 9941 (1036 ©.-U.), Der Be 
Randgeber, welder, ohne einen Ausnahmsfall nah $. 1098 B. ©. zu erweifen, 
dem Miether die Aufnahme eines Aftermiethers verwehrte, ift nicht berechtigt, 
für den betreffenden Termin ven Miethzins zu fordern (88. 1052; 1096 ibid.). 

Entfd. v. 22. Jänner 1856, Nr. 514 (156 ©.-U.). Der Beftandgeber 
muß den auf einem überfchwenmt gewefenen Grundſtücke zurädgebliebenen Sand 
wegſchaffen. Kam er dieſer Verpflichtung nicht. nach, fo hatte jedenfalls ber 

Diehl, Düzgl. eſeib. al 63 
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Pächter das R., den Sand wegzunehmen, in den Fluß zurüdzuführen x. Der 
Berpãchter kann daher Keine Rechnungslegung fordern über den Nugen, welden 
der Pächter fih buch Verwerthung dieſes Sandes verfchaffte. 

Entf. v. 7. Jänner 1853, Nr. 12991 (956 ©.-U.: P. ©. 903). 
Auch der im factifchen Befige des Beftandobjectes durch den Beſtandgeber Ge» 
flörte ift zur Beſitzſtörungsklage berechtigt. 

le: v. 17. Mai 1851, Nr. 3861 (©. Ztg. 1856, Nr. 112). Aehnl. 

ver Entf. Nr. 12998 ex 1863. 

Entid. v. 20. December 1850, Nr. 6617 (®. ©. Mi). Aehnl. der 
Entf. Nr. 4771 ex 1866. 

Entf. v. 11. Auguſt 1843, Nr. 2088 —— Mag.). Aehnl. ver 
Eutſch. Nr. 12998 ex 1858. 


* (6. 1007 — vgl. 8. 1036 ©. @. unb bei $. 1098 ci£.) 
8. 1699. Hat der Beſtandnehmer einen dem Beftandgeber obliegenden nothiwendigem, ober 
einen nügligen Aufwand auf das Beſtandſtück gemadt; fo wird er als ein Gefhäftsführer 
ohne Auftrag betrachtet (8. 1036); er muß aber den Erſatz längfiens binnen ſeche Monaten 

nad Zurüdftellung des Beſtandſtückes gerichtlich fordern, fonft ift die Mage erlofigen. 
Entſch. v. 14. October 1874, Nr; 7667 (5502 ©.-U.). Der klagende 

Miether glaubt auf eine balbjährige Kündigung darum Auſpruch zu haben, weil 
er als Schankwirth nad der Natur der Sache die Schanflocalitäten im Sommer 
noch benügen muß, ba er im Winter die Keller herrichtete und Hierzu Auslagen 
machte, um fie im Sommer benügen zu können. Doch diefer Anfprud Tann bei 
Beurtheilung der Giltigfeit der Aufkündigung bes Beſtandvertrages Berüdfihtigung 
nicht finden und es muß dem Kläger lediglich überlafjen bleiben, im Falle, als 
ex einen, dem Beſtandgeber obliegenden nothwendigen oder nüglihen Aufwand auf 
das Beftannftüd gemacht hat, feine etwaigen Erfaganfprücde dem Beftandgeber gegen- 
über nah $. 1097 B. ©. geltend zu machen [Schlußfolgerung]. 

@. — Hof. v. 4. Mäcy 1796, polit, &. © 
* ai jan, » reiben 1000 5, 31, Dal 1810 und Sertl, ee reiten, Ge 


————— 20. ber 11 ses . Bo. Ge Ka 
1036 (Enke De eo 15. Dermmber 1868, Rr — an 


8 1098. ee und Pächter find berechtigt, die Mieth- und Pagıfide dem Bertrage 

gemäß durch die beftimmte Zeit zu gebrauden und zu benügen, oder auch in Afterbeſtand gu 

geben; wenn es ohne Nachtheil des Eigentpiimers geſchehen kann, oder im Vertrage nicht 
ausdrüdli unterfagt worben iſt. 

Entfd. v. 15. Juli 1875, Nr. 6544 (5761 ©.-U.). Da Kläger durch 
bie Art, wie die Tafel des Beklagten ober und hinter der Einplankung au zwei 
Pfoſten angebracht iſt, und bet dem Umſtande, daß auch dieſe ug Pfoften nur 
an ber inneren Seite der Planke befeftigt find, in feinem R. ver Benägung ber 
Außenfeite diefer Einplankung zur Anbringung von Ankündigungen, wie diefe Be⸗ 
nägung derzeit factifch befteht, keineswegs gehindert wird, ift der Fall einer bem 
Kläger duch den Beklagten zugefügten Befigflörung bier nicht vorhanden. 

- Entf. v. 13. April 1871, Nr. 12981 (4124 G.⸗U.). Der Holz 
händler, welcher „zum Zwede der Aufftodung von Holz“ ein Grundſtück,, pachtete“, 
iſt durch den Beftandgeber, indem derfelbe das auf den freigelafienen Theilen 
gewachſene Gras mähte, in den nad, Inhalt bes. Btge. ihm zuftehenden Ge 
brauds- und Benägungsrehten ($. 1098 B. ©.) nicht geftört worden; ber 
Beſtandgeber hat feinen Verpflichtungen nad 8. 1096 ibid. nicht entgegen ges 
N, [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 20. Juni 1869, Nr. 7430 (3459 ©.-U.). Nach erfolgter 
nicht angefochtener Kündigung ift der Miether nicht berechtigt, bie Beſichtigung 
de3 Miethlocales durch Miethluftige zu verweigern. Weber Geſuch des —— 
nach 88. 1 u, 19 kaiſ. Bog. v. 16. November 1858, Nr. 213 R. ©. B., if 
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dem Miether bie fernere Widerfeglichkeit unter Androhung einer Geldſtrafe zu 
verbieten [Schluffolgerung]. 

Entfg. v. 12. November 1862, Nr. 15190 (©. H. 1863, Nr. 8). Die 
Abldfung eines Miethobjectes gegen Entgelt unter der Bedingung, „daß dem Ab⸗ 
fer nicht gekündigt werden dürfe,“ ift mindeſtens dahin zu verftehen, daß nicht 
ſogleich getünbigt werben dürfe, und wenn dieß dennoch der Fall war, muß das 
Abldsgeld zurüdgeftellt werben. 

Entſch. v. 16. April 1861, Nr. 2687 (1306 ©.-U.). Ausnehmer, 
welchen beftimmte Wohnungsbeftandtheile lebenslänglih und unentgeltlich einge 
räumt wurden, find in diefer Beziehung jeder anderen Miethpartei gleichgeftellt, 
welche gegen Entgelt die Wohnung benüßte und haben daher auch ohne Zweifel, 
wie jede andere Miethpartei das R. ihre Tochter und deren Kind zu fich zu nehmen, 
um fi deren Hilfe zu bebienen oder auch nur, um ihnen eine Wohlthat zu er- 
weifen. So lange diefe nicht kraft eigenen Rs. die Mitbenügung der Wohnung 
beauſpruchen, kann der Egthr. fie nicht verbieten. 

Entf. v. 3. October 1860, Nr. 11172 (1201 &.-U.). Der Pächter 
eines Grunpftüdes ift zum Bezuge der Nugungen von demfelben nur innerhalb 
des Zeltraumes feiner Pachtung berechtigt, und Tann auf jene Früchte, welche mit 
Ablanf der Pachtzeit noch nicht von Grund und Boden getrennt waren, keinen. 
Eigenthumsanfprud erheben (8. 1090 B. ©.). 

Eutſch. v. 3. Juli 1860, Nr. 7582 (1157 ©.-U.). Die (Militärperfonen 
zur Pflicht gemachte) Ueberlafjung der von einem Militär gemietheten Wohnung 
an das Plabcommando zur weiteren Verfügung ift nichts anderes, als eine After 
miethung im Sinne der 88. 1090 u. 1098 B. ©., folglidy der Egthr., wenn keine 
von ben in $. 1098 cit. bezeichneten Ausnahmefällen eintreten, nicht berechtigt, 
fi derfelben zu widerfegen. 

Entſch. v. 6. December 1859, Nr. 18843 (922 ©.-U.). Die Klage 
auf Uebergabe gepachteter Realitäten und Schabenerfag wegen biöheriger Nichte 
erfülung ift in 8. 1098 B. ©. gegründet und folglih nad 88. 42, 48 u. 50 
Jur. N. nit bei der Realinftanz, ſondern bei der Perfonalinftanz anzubringen; 
denn baß der Big. durch Uebergabe nicht anderswo, als vie Güter liegen, erfüllt 
werben Tönne, läßt fih nah F. 427 B. ©. nit behaupten. 

Entjc. v. 26. October 1858, Nr. 10872 (643 ©.-U.; P. ©. 906). 
Aus einem Afterbeftanpvertrage entſtehen bloß zwiſchen den contrahirenden Theilen 
Re. und Verbinblikeiten, und es kann daraus der Afterbeſtandnehmer kein wie 
immer geartetes R. gegen den Hauptbeflandgeber ableiten, welchem, wenn er bei 
der Abſchließung des Afterbeftandvertrages nicht intervenirte, freifteht, den Haupt« 
beflandvertrag mit dem Hauptbeftandnehmer duch gegenfeitige® Uebereinkommen 
zu mobificiren und indbefondere vor Ablauf der für ven Afterbeftaud feftgejegten 
Dauer aufzuldfen. Wenn fi der Afterbeftannnehmer dadurch in feinen, aus dem 
Afterbeftandvertrage ihm zuſtehenden R.en für gekränkt erachtet, kann er biefe nur 
in einer gegen ven Afterbeſtandgeber gerichteten Klage geltend machen. 

Entf. v. 29. September 1857, Nr. 9941 (1036 ©.-U.). Der Be 
flandgeber, welcher, ohne einen Ausnahmöfall nad 8. 1098 B. ©. zu erweifen, 
dem Miether die Aufnahme eines Aftermiether vermehrte, ift nicht berechtigt, für 
den betreffenden Termin den Miethzins zu fordern (88. 1052; 1096 ibid.). 

Entſch. v. 7. Juli 1857, Nr. 6751 (410 ©.-U.). Der Bermiether ift 
verpflichtet, den vor Eröffnung des Concurſes geſchloſſenen (mehrjährigen) Mieth- 
vertrag auch der Coucursmaſſe gegenüber aufrecht zu halten. 


2. kafen. 
(4. 1099 — ogl. 4. 1096 u. 1097 ©. ©.) — 
8 1099. Bei Bermiethungen trägt alle Laſten und Abgaben der Vermiether. Bei eigent⸗ 
lichen Pachtungen, wenn fie in Pauſch und Bogen gefhehen, übernimmt der Pächter, mit 
58* 


824 Mlgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


Aueſchluß der eingetragenen Hypothelarfaften, alle übrige; wird aber die Vachtung nad einem 
Anſchlage geſchloſſen, fo trägt er jene Laften, welche von dem Ertrage abgezogen worden find, 
ober bloß von den Früchten, und nicht von dem Grunde ſelbſt entrichtet werben müffen. 

Entſch. v. 26. October 1870, Nr. 8281 (3923 ©.-U.). Der Pächter, 
welder in Pauſch und Bogen pachtete, hat nach 8. 1099 B. ©. alle Laften mit Aus- 
ſchluß der hypothekariſchen zu tragen; alfo aud die Laft der Einquartierung. Außer 
ordentliche Unglüdsfälle, zu welchen aud der Krieg gehört, geben — unter 
der Boransfegung der 88. 1104 u. 1105 ibid. — nur das R. auf vollen oder 
theilweifen Zinsnachlaß; berechtigen aber keineswegs zur Forderung des Erſatzes 
eines bei dieſem Anlaß erlittenen Schadens. 

Entſch. v. 8. October 1870, Nr. 1607 (3898. G.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 8281 ex 1870. 

Entſch. v. 2, Desember 1869, Nr. 10779 (3591 ©.-U.). Die „Zins 

kreuzer“ (Umlage auf den Miethzins) welche auf Grund des Art. 15 ©. v. 
5. März 1862, Nr. 15 R. ©. B. und Landesgemeindegef. für Niederöfterreih 
v. 31. März 1864, Nr. 5 2, ©. B. 88. 39, 73 u. 83 über Landesausfhuß- 
genehmigung in ber Gemeinde Wr. Neuſtadt eingehoben werben, deren Ber 
theilung an die Gemeindeangehörigen dem Stabtvorjtande zuftcht, und welde laut 
Kundmachung desſelben den Hausbefigern in Vorſchreibung gebracht werben, von 
dieſen aber bei ihren Parteien einzuheben find, bilden eine von dem Miethheren 
zu leiftende Gemeinveabgabe. Es bedarf daher nicht erſt des Nachweiſes feitend 
des Magenden Hauseigenthümers, daß er die Zinskreuzer beim Steueramte erlegt 
babe. Die Zinskreuzer find keine das Miethobject treffende Lafl im Sinne des 
$. 1099 8. ©. 

Entſch. v. 28. April 1869, Nr. 1651 (3393 ©.-U.). Die Verpflichtung 
des Päcters zur Bezahlung der Affecuranzgebühren ergibt ſich ſchon aus $. 1099 
B. G., weil nad Inhalt des Pachtvertrages die Pachtung nicht nach einem An⸗ 
flag, d. i. nad einer zur Ermittlung des Reinertrages vorgenommenen Ber⸗ 
gleihung der Nugungen mit den daraus zu beftreitenden Abgaben und Laften, 
ſondern in Pauſch und Bogen geſchloſſen worden if. 

Entf. v. 2. April 1869, Nr. 1651 (Sch. D. Die Feueraſſecuranz⸗ 
gebühren an als Landesanftalt conflituirten wechſelſeitigen Berfiherungsanftalten 
bat nicht der Egthr., fondern der Pächter des Gutes zu tragen. 

Entſch. v. 2. April 1862, Nr. 2091 (1504 ©.-U.). Wenn ein Miet 
vertrag auf beftimmte Zeit abgeſchloſſen wurde, und der Miether auf das Kün« 
digungsrecht verzichtet, ohne daß auch gleichzeitig vom Vermiether ein folder Ver⸗ 
sicht ausginge, darf doch ber Vermiether vor Ablauf der beftimmten Frift nicht 
kündigen. 

Entf. v. 23. Jänner 1861, Nr. 11194 (1264 G.-U.). Wenn auch 
der Pächter in dem Pachtvertrage alle auf das Pachtobject entfallenden, welchen 
Namen immer führenden Abgaben zur Zahlung übernommen hat, ift er doch nicht 
verpflichtet, die Einlommenfteuer vom Pachteinlommen zu berichtigen. 


8. »Bins. 
(6. 1100 — vgl. bie eingelnen Miethordnungen Eingangs bed Sptfiß. cit.) 

8. 1100. Außer dem Falle einer befonderen Verabredung iſt ber Zins, wenn eine Sache 
auf Ein oder mehrere Jahre in Beftand genommen wird, halbjährig; bei einer kürzern Bes 
ſtandzeit Hingegen nah Verlauf derfelden zu entrichten. 

Entſch. v. 28. Mat 1879, Nr. 1524 (9. B. 1879, Nr. 32). Balls 
die Zahlung des Miethzinfes im vorhinein bevungen wurde, ift als die „Eine 
Friſtzahlung“, welche nah 8. 1102 B. ©. dem Gläubiger entgegengefet werben 
tann, nicht ſchon der verabredungsgemäß bei Beginn des Zinstermines für 
benfelben erlegte Zinsbetrag zu verftchen. Daß der Miethzins in Wien und 
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feinen Bororten ufuell vorhinein bedungen und bezahlt wird, ift notoriſch, weßhalb 
bie in einem und demfelben Onartale erfolgte Bezahlung zweier 
vierteljähriger Miethzinſe nicht als Voransleiftung von mehr als 
einer Friſtzahlung fih barftellt, welde im Sinne des $. 1102 ibid. 
ben fpäter eingetragenen Gläubigern nur bei Eintragung in bie 
Öffentlihen Bücher entgegengefegt werden fann, weil vie Bezahlung 
einer fälligen Zinsrate nicht als Borausleiftung im Sinne diefes 
Baragraphes in Anfhlag zu bringen if. Dem über Anfuchen einer 
Bfandgläubigerin im Erecutionswege beftellten Sequefter ift dem Borerwähnten 
zufolge ein Klagerecht auf Doppelzahlung nicht erwachſen. 

Entf. v. 12. Juni 1872, Nr. 5961 (4632 ©.-U.). Durch die in bem 
Briefe, „die Miethe in Gemäßheit der mündlichen Verabredung gegen den in anticipa« 
tiven Dnartaldraten zu entrihtenben Jahreszins von 300 fl. zu acceptiren,“ erflärte 
Annabme bes Antrages auf Bermiethung bes Haufes ift der Miethvertrag perfect 
geworben (88. 861 u. 1094 B. ©.). Obgleich in der brieflihen Erflärung des 
Egthrs. die Miethdauer nicht ausdrücklich bezeichnet ift, muß aus der Feftfegung des 
Jahreszinfes nach 8. 1113 ibid. auf eine Jahresmiethe gefchloffen werden. Die 
Stipnlation der Zahlung des Miethzinfes in vierteljährigen Raten Tann für die 
Miethdauer von feinem Belange fein, weil das ©. ausprüdlih nur die Feftfegung 
des Zinfes nad einem beftimmten Zeitraume für maßgebend erflärt, fowie es um- 
gelehrt, wenn eine Jahresmiethe bedungen, allein die Zahlungszeit des Zinfes nicht 
beftimmt if, die legtere nicht für das ganze Jahr auf einmal, fondern, von der 
Mietbzeit abweichend, in halbjährigen Raten vorſchreibt ($. 1100 ibid.). Wenn man 
übrigens es als zweifelhaft betrachten wollte, ob in dem Briefe der Zins ald Jahres⸗ 
ober ald Quartalzins bezeichnet fei, müßte, da der Beftantvertrag ein zweifeitig ver- 
bindliches Gefchäft ift, Die Frage zum Nachtheile des Vermiethers entfchieden werden, 
von dem bie briefliche Erklärung ausgegangen ift (8. 915 ibid.). 

Entſch. v. 8. April 1869, Nr. 1023 (Sch. I). Die vom Cribatar ein- 
gegangene Berbinblikeit zur Zahlung des Miethzinfes für bie nad der Concurs⸗ 
eröffnung von der Concurdmafje benützten Localitäten geht auf Letzteren über. 

Entſch. v. 5. Februar 1868, Nr. 1018 (2985 ©.-U.). Das geſetzliche 
Pfandrecht des Bermiethers dient auch zur Sicherftellung des nicht fällig werbenden 
Miethzinfes, da 8. 1101 B. ©., ungeachtet nad 8. 1100 ibid. der Zins ohne 
befondere Verabredung nachhinein zu bezahlen ift, doch feine Einſchränkung enthält. 

Entf. v. 28. November 1866, Nr. 10533 (2671 ©.-U.). Die Ber 
flimmung, baß der Zins „pünftlih“ bezahlt werden müffe, kann nur den Sinn 
haben, daß die Zahlung am 1. Miethtage der Miethperiode geleiftet werbe, 
welcher Tag bei der gefeglich verembarten Veftantzeit für das Halbjahr vom 
1. Mai bis 1. November eben der 1. Mai war [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 10. September 1863, Nr. 6387 (1789 ©.-U.). Wenn auch 

bie Auftündigung und Räumung vermietheter Pocalitäten gefeglih nicht auf die 
beftimmten Tage, nach welchen die Termine benannt find, beſchränkt if, fondern 
in einem darüber hinans ſich erftredenden Zeitraume ftattfinden Tann, fo wird 
doch durch fein ©. aud hinfichtlich der Zahlung des Miethzinfes dem Miether 
eine längere Frift eingeräumt, ſondern die Fälligfeit des Miethzinſes tritt mit 
jenem Tage ein, nad; weldem ver betreffende Termin benannt if, und dem R. 
bes Bermiethers, den Zins ſchon an diefem Tage zu fordern, muß gleihmäßig 
bie Pflicht des Geflagten, ihn an diefem Tage zu zahlen, gegenüberftehen, fo daß 
er fhon, wenn er biefen Tag verftreichen läßt, in mora ift. 
\ Entf. v. 16. September 1857, Nr. 9601 (435 ©.-U.; P. S. 908). 
Die nad der Eoncnrserdffnung verfallenden Miethzinfe von einem dem Cridatar 
vermietheten Haufe find gegen ben Concursabminiftrator, welhem bie Zahlung 
ber Mietbzinsraten obliegt, einzullagen. 
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Entid. v. 5. Juni 1855, Nr. 3990 (96 ©.-U.). Veftanbzinfe gehören nich: 
zu den natürlichen, fondern zu den Civilfräditen. : 

Entfd. v. 14. October 1852 (P. ©. 910). Die erecutive Einantwortumg 
der Mieth- ober Pachtzinſe einer dem Schulbner gehörigen Realität an einen 
Gläubiger desfelben Tann den R.en der ſchon früher auf diefer Realität einver- 
leibten Hhpothefargläubiger feinen Abbruch thun; wenn daher ber Hypothelar⸗ 
gläubiger fi der executiven Einantwortung einer Mieth- oder Pachtzinsforderung 
bes Schuldners an einen britten Gläubiger des Legteren widerſetzt, muß bie Ein- 
antwortung ($. 314 a. ©. O.) dem Pfandrechte des Hypothelargläubigers weichen, 
wenn auch biefer noch feine Execution erwirkt hätte. 

Entſch. v. 15. April 1852, Nr. 3583 (P. ©. 907). Aehnl. der Entid. 
Nr. 9601 ex 1857. 

Entf. v. 10. Yänner 1852, Nr. 11788 (B. ©. 909). Die von einem 
Ehirographar-Gläubiger erwirkte executive Anmweifung von Miethzinfen Tann, 
wenn diefelbe noch nicht verfallene Raten umfaßt, bem Vorrechte hypothekariſcher 
Gläubiger nicht Eintrag thun; wenn biefe alfo zwar fpäter als der Ehirographare 
Gläubiger, aber vor bem Verfallstage und ver Einhebung ber Miethzinfe bie 
Sequeftration erwirken, muß ber erftere nachſtehen. 


de 
d. 5. November 1819, Kr. 1681 ne 1. Dit 1920, Be 1971 (planbmeife eigene a in 
— Dei 35. 367, 449 u. 456 cit) 
8. 1104. Zur Sierftellung bes Mieth⸗ oder Bachtzinfes hat ber Bermiether einer Wohnung 
das Pfandrecht auf die eingebrachten, dem Miether oder Aftermiether eigenthümlichen, ober 
von einem Dritten ihnen anvertrauten (8. 867) Einritungsftüde und Fahrnifſſe, welche zur 
Zeit der Klage noch darin befindlich find. Der Aftermiether aber haftet nah Maß feines 
Miethzinfes; doch ohne die Einwendung einer dem Hauptmiether gefhehenen Vorauszahlung 
entgegenfegen zu können. Dem Berpächter eines Grundftüdes hingegen fteht das Pfandrecht 
auf das auf dem Pachtgute vorhandene Bieh und bie Wirthfcpaftögeräthfchaften, und bie baranf 
noch befindlichen Früchte zu. 

Entfd. v. 17. April 1879, Nr. 4080 (©. H. 1879, Nr. 64). Die 
Erecution zur Sicherſtellung eines Pachtzinjes kann auch auf Fahrniſſe ausge 
dehnt werben, welde fi zwar nidt in ben zum verpadteten Gute gehörigen 
Gebäuden, aber in einem im Pachtgebiete gelegenen eigenem Haufe des Pächters 
befinden, wofelbft er die Pachtrechte thatfächlich ausübt. — Das in concreto ge 
pachtete Propinationsreht ift in feiner Ausübung nicht auf eine beftimmte Realität 
in der Gemeinde beſchränkt. 

Entſch. v. 9. April 1879, Nr. 3878 (9. B. 1879, Nr. 20). Das R. 
bes Gaftwirthes auf Erſatz des Stallgelves für eingeftellte Pferde und des Stanb- 
gelves für eingeftellte Wägen, nicht aber auch der Anfprud auf Erſatz des Futter- 
geldes beruhen auf dem Miethverhältniß; ver Gaftwirth hat daher für bie letztere For- 
derung nicht das gefegliche Pfanbreht an ben illatis et invectis bes Egthrs. 
der Pferde und Wägen, und es ift ihm bie angefuchte pfanbigeife Beſchreibung 
nur peto. der beiden erſteren Erſatzanſprüche zu bewilligen. 

Entſch. v. 26. März 1879, Nr. 3239 (9. B. 1879, Nr. 18). Das 


(6. 1101 — vgl. 8. 367; 86. 674, 1287, 1238, 1181; 95. 326; 447449, 442; 430 8. &.; Senn ©. Sl. October 


Pfandrecht auf bie in eine Miethwohuung eingebrachten Fahrnifſe, welches das 


©. im 8.1101 8. ©. dem Vermiether zur Sicherſtellung bes Mietbzinfes ein- 
räumt, wird gemäß Hofd. v. 10. April 1837, Nr. 189 von Ben Zeitpunfte an 
wirkſam, als bie Fahrnifle in die Wohnung eingebracht werben, daher ber Ber- 
miether ſchon vor überreihter Zinsllage und vor der Pfandbeſchreibung ſich im 
Befige des RE, befindet. Nach 8. 344 ibid. gehört aber zu den R.en bes Be 
ſitzers auch jenes, fi in feinem Beſitze zu fügen und in dem Falle, als bie 
richterliche Hilfe zu fpät fommen märbe, Gewalt mit angemefiener Gewalt abzu- 
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treiben. Wenn Bermiether bie Entfernung ber invecta et illata bes Miethers 
aus bem vermietheten Objecte felbft vor Einbringung der Zinsflage und vor der 
Vfandbeſchreibung hindert, kann darin alfo Teine Befigftörung erblicdt werben 
[Sätabfotgerma), 

Plenar⸗Entſch. v. 5. Februar 1879, Nr. 557 u. 586 (©. 9. 1879, 
Nr. 26; I. B. 1879, Nr. 13). Die Eitirung des 8. 367 8. ©. im 
8. 1101 ibid. kann, ba fie dem Worte „anvertrant“ beigefügt if, 
aur bie Bedeutung baben, baß das hierburh dem Bermiether ein- 
geräumte geſetzliche Pfandrecht aud gegen Jedermann, welcher die ein- 
gebraten Fahrniſſe vem Miether anvertraut hat, wirkſam ifl. Mit 
diefer und weiterer auf bie $$. 368, 456 ibid., 88. 340, 342, 343 a. GO. 
88. 458—455 gal. ©. O. I.-Hofo.e v. 10. April 1837, Nr. 189 unb vom 
5. November 1819, Rr. 1621 I. ©. ©., bezugnehmender Begründung, murbe 
einzutragen beſchloſſen in's Judieatenbuch Ar. 103: Das gefeglihe Pfand» 
recht des Bermiethers and dem 8. 1101 3. ©. auf die eingebrachten 
Einrihtungsftüde und Fahrniſſe hat den Borzng vor ben vor der 
Einbringung in das Miethlocale auf diefelben erworbenen Pfanp- 
rechten, infofern dem Bermiether nicht bie Beflimmung bes 8. 456 
ibid. entgegenfteht. 

Entfd. v. 6. November 1878, Nr. 12332 (G. H. 1879, Nr. 42). Zur 
Sicherſtellung des Pacht oder Miethzinfes fann gemäß $. 1101 B. ©. außer 
der pfanbweifen Beſchreibung der Fahrniſſe auch die Schägung, DVerfiegelung und 
Uebertragung derſelben, fowie auch bie einftweilige Sequeftration der Einkünfte 
der gepadhteten Grumbftüde bewilligt werben; denn wirb erwogen, daß die Feld- 
früchte durch bie Sequeftration aufhören, ein Zugehör des unbeweglihen Gutes 
zu fein umd eben hierdurch einen Theil der auf dem Pachtgute befinblichen Fahr⸗ 
niffe bilden, daß alfe zur Verhinderung ber Verſchleppung berfelben und bamit 
auch des Berluftes des Pfandrechtes diefelden Motive beftehen, wie bei den zur 
pfandweiſen Beſchreibung geeigneten, auf dem Pachtgute befindlichen Fahrniſſen und 
Effecten des Pächters (illata et invecta), ſowie nach dem Schlußſatze des 8. 1101 
ibid. fogar des auf dem Pachtgute befinplichen Viehes, der Wirthſchaftsgeräth⸗ 
ſchaften und der darauf befindlihen Früchte, jo kann e8 keinem Anftande unter- 
liegen. durch Bewilligung der Sequeftration und zwar ohne Rückficht auf die für 
das Sequeftrationsbegehren in der gal. ©. D. im Allgemeinen vorgefehenen Er- 
forberniffe, dem Berpächter jene Sicherftellung zu gewähren, deren Gegenftand im 
Sinne des $. 1101 ibid. die auf das Pachtgut eingebrachten Fahrniſſe und 
nach geſchehener Separirung von Grund nnd Boden auch die zu rein beweglichen 
Saden gewordenen Früchte, (Einkünfte) des Pachtgutes find. 

Entf. v. 16. October 1878, Nr. 9101 (©. Big. 1879, Nr. 8). Die 
Leibeskleidung der Ehegattin gehört nicht zu den im 8. 1101 3. ©. angeführten 
dem Ehegatten und Wohnungsmiether anvertranten Fahrniſſen, bezüglich biefer 
iſt nicht erſt nöthig, daß die excindirende Ehegattin ihr Egth. erweiſe; dagegen 
iſt die Ausſcheidung der, wenn aud) erwielen, ver Fran eigenthümlichen Einrichtung 
md Hauswäſche nicht zuläffig; denn der Mann ift mit Hinblid auf die Beftim- 
mungen der 88. 1127 u. 1238 ibid. als der Verwahrer dieſer Fahrniſſe anzu⸗ 
fehen und viefe in die gemeinfchaftliche Wohnung eingebrachten Fahrniſſe find ihm 
anvertraut. Das Pfandrecht des Vermiethers erftredt fi daher auch auf diefe 
Gegenſtände, zumal bie im $. 1101 ibid. enthaltene Berufung auf den 8. 367 
ibid. offenbar den Sinn hat, daß unter den anvertrauten Gegenftänden nicht nur 
zur Verwahrung, fondern aud zum Gebrauche übergebene zu verſtehen find. 

Entid. v. 5. September 1878, Nr. 9938 (©. Zig. 1878, Nr. 101). 
Die pfandweife Beſchreibung zur Sicherftellung des Miethzinſes Tann aud nad 
der Eoncurseröffnung und zwar anf Grund der Anmeloung der Miethzinsfor- 
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berung beim Concurfe erwirkt werden, denn ber Bermiether hat das im 
8. 1101 8. ©. begründete gefeglihe Pfanpredt auf bie von bem Eri« 
datar eingebrachten Gegenftände zufolge Hofb. v. 10. April 1837, 
Nr. 189 9. ©. ©., ſchon dur deren Einbringung erworben und es 
bedarf deren Beſchreibung nur zur Eonflatirung ihres Vorhanden- 
feins. Diefe Eonftatirung kann aber im Sinne des 8.12, Abf.2 €. O. 
durch bie mittlerweilige Concurseröffnung nicht ausgeſchloſſen 
fein. Auch flieht dem Geſuche um pfandweife Befhreibung der Ume 
ſtand nicht entgegen, daß der Miethzinsrückſtand nicht mittelft Klage, 
fondern vorerft mittelft Anmeldung zum Concurfe geltend gemadt 
wird, weil im Falle der Liquidanerfennung im Concursverfahren 
eine Klage nicht meiter nothwendig ift, im entgegengefegten Falle 
aber die angemeldete Miethzinsforderung nad 88. 124 u. 180 ibid. 
buch Erhebung einer ordentlichen Klage richtig zu flellen fein wird. 

Entfd. v. 30. October 1877, Nr. 13154 (©. Big. 1878, Nr. 104). 
Der Beftandgeber ift berechtigt (88. 1101 u. 367 B. ©.), aud der WBegichaf- 
fung von Effecten durch Dritte, welche fie dem Miether anvertraut hatten (Ge 
felfchafter) mit Gewalt entgegenzutreten. Das geſetzliche Pfandrecht ift nad 
Hof. v. 10. April 1837, Nr. 189 9. ©. S., von dem Zeitpunfte der Ein- 
bringung an begrüntet. Die gewaltfame Hinderung der Wegfchaffung von 
Effecten ift daher im feinem Falle eine Beſitzſtzörung und insbefondere fann im 
Befipftörungsverfahren nicht unterfucht werden, ob dem Beftandgeber wegen (ftrit- 
tigen) Aushaftens einer Zinsforberung in concreto das Pfandredt bes 8. 1101 
ibid. wirklich zuſtehe. 

Entſch. v. 23. Mai 1877, Nr. 6192 (G. Ztg. 1878, Nr. 41). Das 
von einem nachfolgenden Vermiether auf die invecta et illata erworbene Pfand» 
recht geht dem früheren, von einem anderen Bermiether auf diefelben Gegenſtände 
erworbenen vor (8. 1101 B. ©.); denn ber frühere Bermiether hat die ger 
pfändeten Effecten einfach im Befige ver Schuldner gelaflen und geftattet, daß 
felbe von ihnen aus dem Haufe fort und in bie neue Wohnung Übertragen wurben, 
fie waren fohin als den Schuldnern anvertrautes Gut anzufehen. 

Entſch. v. 4. April 1877, Nr. 4149 (©. H. 1877, Nr. 84). Das 
geſetzliche Pfandrecht des früheren Vermiethers, welcher bereit bie Erecution auf 
bie Fahrniſſe geführt Hat, ift durch fpätere Einbringung der gepfändeten Effecten 
in das Haus der fpäteren Vermiether keineswegs erlofhen, zumal das Hofd. vom 
10. April 1837, Nr. 189 I. ©. ©., das gefeglihe Vorrecht einer Miethzins ⸗ 
forderung nur gegen diejenigen Gläubiger anerkennt, welde fpäter, wenn aud vor 
überreihter ZinsMage ein Pfandrecht auf die eingebrachten Gegenftände erworben 
haben und nicht gejagt werben Tann, daß der frühere Bermiether dadurch, daß er 
die Transferirung der gepfändeten Fahrniſſe nicht erwirkte, diefelben im citilge⸗ 
richtlichen Sinne dem Schuloner anvertraut habe. [Schlußfolgerung; — worſpr. 
der Entf. Nr. 577 u. 586 ex 1879.] 

Entſch. v. 27. Juli 1875, Nr. 8131 (5810 ©.-U.). In der Retention 
ber Fahrniſſe des Miethers Liegt eine Beſitzſtörung; denn das nad 8. 1101 
B. ©. tem Bermiether zuftehende gefegliche Pfandrecht an den in bie gemie 
thete Wohnung eingebrachten Einrihtungeftäden, wird zwar allerdings nach dem 
Hofb. v. 10. April 1837, Nr. 189 9. ©. ©., fhon durch deren Einbringung 
begrünbet und ift von biefem Zeitpunfte an für den Bermiether auch gegen jene 
Gläubiger des Mieters wirkſam, melde an den eingebrachten Gegenftäuden ein 
Pfandrecht erwarben, ehe nod der Vermiether die Zinsflage überreicht oder bie 
pfandweife Beſchreibung der eingebrachten Fahrniſſe angefucht hat. Allein dieß 
fegt eben voraus, das der Vermiether zur Sicherftellung feiner Miethzinsforderung 
dasjenige vorgefehrt hat, was nach dem ©. zur Geltendmachung feines Pfand- 
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rechtes erforderlich ift und, wie ſich aus dem 8. 1101 ibid. felbft und .aus ben 
Hofv.en v. 3. November 1819, Nr. 1621 und v. 10. April 1837, Nr. 189 
3. ©. S., ergibt, in der Einbringung der Klage auf Zahlung des rüdftändigen 
Mietbzinfes und in bem nach eingebrachter Zinsklage oder zugleich mit derſelben 
geftellten Anſuchen um pfandweife Beſchreibung ber in ber vermietheten Wohnung 
befindfihen Effecten befteht. Ein R., dem Miether bei Räumung des Mit 
objectes feine Fahrniſſe eigenmächtig zu entziehen umb zurückzuhalten, fteht tem 
Bermiether nach obigen gefeglichen Beſtimmungen felbft nach eingebrachter Zind- 
Mage und erwirkter pfaudweiſer Befchreibung nicht zu und ann ihm umfoweniger 
nod vor Einbringung der lage und vor erwirkter pfanbweifer Beſchreibung zu⸗ 
geflanden werden. — [Worfpr. ven Entſch.en Nr. 3878 ex 1879 u. 13154 ex 1877]. 

Entſch. v. 13. October 1874, Nr. 9401 (5499 ©.-U.). Nah dem im 
8. 1101 B. ©. cit. $. 367 ibid, fommt es aud im falle des gefeglichen 
Pfandrechtes des Vermiethers auf befien guten Glauben an, aber ter 8. 367 
Ibid. darf nicht im dem Sinne ausgelegt werben, als ob das der Geltendmachung 
bes bona fide erworbenen Pfandrechtes nahfelgende Hervorfommen des Um— 
flandes, daß die gepfändete Sache fremdes dem Miether anvertrantes Egth. ift, 
bas ſchon erworbene Pfandrecht des Vermiethers vernichte. 

Entf. v. 10. Februar 1874, Nr. 1213 (5259 ©.-U.), Rah Hofd. 
v. 10. April 1837, Ne. 1995 9. ©. ©., wird das dem Vermiether im $. 1101 
B. ©. eingeräumte Pfandrecht bereit durch die Einbringung der Fahrnifſe in bie 
gemietheten Localitäten begründet und von ta an gegen bie Gläubiger des Mie- 
thers, wenn fie an den eingebradten Fahrniffen auch noch vor Einbringung der 
Miethzinsllage und vor Anfuchen um die pfanpweife Beihreibung durch den Ver⸗ 
miether Pfandrechte erworben haben, wirkſam. Diefea gefeglihe Pfandrecht ift 
rüdfihtlih allen Miethzinfes, alſo aud für den künftig fällig werdenden Mieth- 
zins — da das ©. dießfalls feinen Unterſchied macht — wirkſam und zur 
Sicherung des Vermiethers nothwendig, zu deſſen Gunften dieſes privilegirte 
Pfandrecht gefhaffen wurde. Mithin hatte der Vermiether an jenen Fahrniſſen, 
die fih in ber Wohnung bes Executen bis zur Vornahme ver erecutiven Feil⸗ 
bietung befanden, auch ohne Zinsklage und pfandweiſe Befchreibung das geſetzliche 
Pfandrecht, welches andy nicht durch bie Feilbietung unwirffom wurde, fondern 
nur auf ben durch bie Feilbietung erzielten Erlös überging, da ber Vermieter 
dasfelde durch die Inanfpruchnahme feiner Re. gegenüber dem Gerihtscommifjär 
gewahrt hat. Durch Bewilligung der Erfolglafiung eines Theiles des Erlöfes an 
den Exequenten würde baher das R. des Vermiethers offenbar verlegt. 

Entf. v. 8. Jänner 1874, Nr. 12787 (Manz'ſche Slg.; 5217 ©.-U.). 
8. 1101 8. G. welder durch Einräumung des gefeglihen Pfand— 
rechtes zur Sicherftellung des Mieth- oder Pachtzinſes nur eine Bes 
flimmung des materiellen Rs. enthält, hat die zur Zeit der Erlaffung 
des B. ©. läugſt beftandene Beflimmung des formellen Rs, nämlid 
die Anordnung des 8. 340 a. ©. O., durch welde die nöthigften 
Werkzeuge, mit melden ein Schuldner ſich täglich bie nöthige Nah- 
zung für fih und feine Familie verfhaffen fann, von ver Erecution 
befreit werben, nicht aufgehoben oder alterirt. Der Richter bat 
überhaupt nah Borſchrift der Gerichtsordnung zu verfahren, wie 
der 8. 461 B. ©. in einem dem vorliegenden ganz analogen Halle 
vorfhreibt und das ©. v. 29. April 1873, Nr. 68 R. ©. B., betref- 
fend die Sicherſtellung und Erecution auf die Bezüge aus dem Ar» 
beit3- oder Dienfiverhältniffe, beweift, daß die öſterreichiſche Geſetz- 
gebung ben bem $. 340 a. ©. D. zu Grunde liegenden humanen 
Gruudfatz der möglihften Schonung ber Erwerbsquelle nidt auf- 
gegeben, fondern weiterentwidelt hat. Zugleich wurde einzutragen beſchloſſen 
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in das Spruchrepertorium Ar. 67: Die in 88. 340 n. 453 weftgal. ©. D. 
binfihtlih einiger Objecte normirte Erecutionsbefreiung findet and 
bei der pfanpweifen Befhreibung zur Geltendmachung des gefeglihen 
Pfanprehtes der $. 1101 3. ©. Anwendung. 

Entfd. v. 4. December 1872, Nr. 12276 (4801 ©.-U.). Wenn ber 
Hauseigenthümer einer und berfelben Perfon mehrere Localitäten feines Hauſes 
durch von einander getrennte Btge. vermiethet hat, ſteht demſelben das geſetzliche 
Pfandredt für den Miethzind von der mit dem einen Btg. vermietheten Tocalität nur 
an der in biefer eingebrachten Fahrniß, für ven Miethzins von der mit dem anderen 
Dig. vermietheten Localität nur an ber in der letzteren befinblichen Fahrniß zu. 

Entf. v. 26. September 1872, Nr. 8781 (4714 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 8131 ex 1875. [Schlußfolgerung. — Beftätigung mit Berufung 
auf das Hofb. v. 15. Februar 1838, Nr. 2593 3. ©. ©.] 

Pleuar⸗Entſch. v. 25. September 1872, Nr. 9473 (Manz’ihe Slg.; 
4713 G.⸗U.). ſWortlaut.] Das vom B. ©. im 8. 1101 dem Vermiether und 
Berpächter eingeräumte geſetzliche Pfandr. auf bie illate et invecta wird dadurch 
geltend gemacht, daß nach eingereichter Zinsklage die pfandweiſe Befchreibung ver 
Fahrniſſe angefucht wird (Hofb. v. 3. November 1819, 3. 1621), wie bieß bei 
Erwerbung des erecutiven Pfanbrehtes im 8. 342 a. ©. O. vorgefchrieben iſt. 
Zur Ermwerbung des Pfandrechtes auf Mobilien gehört die Uebergabe der gepfän- 
deten Sache in die Verwahrung bes Gläubigers (8. 451 B. ©.) und dieſe wird bei 
dem executiven Pfandrechte dadurch erjegt, daß nad) erfolgter Beſchreibung und Aus⸗ 
bhänpigung des Pfändungsbeſcheides der Pfanpfeulpner nunmehr Verwahrer der ge 
pfändeten Sachen wird und durch Verkauf derfelben fi der Veruntreuung ſchuldig 
macht — falls der Oläubiger nicht verlangt, daß die gepfändeten Güter 
einem Dritten durch den Gerichtsdiener in Verwahrung gegeben wer- 
den (8. 343 a. ©. O.). Solange nun die gepfänbeten Gegenftände in dem ge- 
mietheten oder verpachteten Raume ſich befinden, ift eben die Uebergabe verfelben an 
den Pfandgläubiger nicht nothwenbig; es hat aber bisher die Praxis nie bezweifelt, 
daß der Bermiether zur Erhaltung feines Pfandrechtes berechtigt ift, die Verjchlep⸗ 
pung ber Pfandftüde aus dem vermietheten Raum zu verhindern und bie politifche 
Behörde hat dem Vermiether bisher immer die cbrigkeitliche Affiftenz in dieſer Rich⸗ 
tung verliehen, wenngleich auch dafür feine ausdrückliche gefetliche Beſtimmung eriftirt. 
— Worſpr. der Entſch. Nr. 8131 ex 1875; ähnl. den neueften Entfch.en]. Bei Feld» 
früchten, welche durch ihre Separation aufhören, ein Zugehör des unbeweglichen Gutes 
zu fein, ift aber bie Verhinderung der Separation und Entziehung durch Berfperrung 
nicht möglich, fondern nur fo durchführbar, dag ein Sequefter aufgeftellt und dem 
Pächter das einfeitige Verfügungsreht entzogen wird. Diefe Sequeftration erſetzt 
dann die nöthigenfalls durch Aſſiſtenz der politifhen Obrigkeit erzwungene Verhin⸗ 
derung der Austragung ber Einrichtungsftüde aus der Miethswohnung. Es verweiſt 
aud 8. 450 B. ©. bezüglich des gefeglihen und richterlichen Pfandrechtes aus« 
drücklich auf die Beſtimmungen des B. ©. und ver a. ©. D. und fowie nun 
das richterfiche Pfandrecht auch nur zur Sicherftellung bewilligt werben kann unb 
aud auf die Erecution zur Sicherftellung die Borfchriften ver 88. 341 u. 848 
a. ©. O. volle Anwendung finden, mäflen auch dem Bermiether die gleichen 
Rechte hinſichtlich des ihm zuftehenden gefetlihen Pfandrechtes zuſtehen. Wollte 
man dem Vermiether ober Verpächter auflaſten, daß er bie Erforderniſſe des 
8. 393 ibid. nachweiſe, um eine Sequeftration zu erwirken, fo wärbe man theil- 
meife fein aus dem $. 1101 B. ©, fließeudes Pfandrecht illuſoriſch machen, deun 
fowie er ale Pfandgläubiger das R. hat, — wenn aud nicht die Innehabung des 
Pfandſtückes für fi zu beanfpruden, welches R. nur daB vertragsmäßige Pfand⸗ 
vecht im fich fließt — body jedenfalls die Berfchleppung des Pfanbftädes und 
damit den Berluft des Pfanbredjtes hintanzuhalten; fo kann ihm nicht zugemuthet 
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werben, baß er auf gleiche Pinie mit demjenigen geſetzt wird, beflen R. nach 
88. 292 u. 293 a. ©. O. ein flreitiges iſi; er muß daher jedenfalls von ver 
Berpflihtung der Cautionsftellung entbunben werben; es muß ihm geftattet fein, 
aller jener Vortheile fi zu bebienen, weldye bei dem gerichtlichen Pfandrechte dem 
Glaubiger eingeräumt werden. Die im 8. 343 ibid. vorgefehene Verwahrung 
des Pfandſtũckes durch einen Dritten ift aber eine weſentlich verſchiedene Art der 
Sequefration von jener ber 88. 292 u. 293 ibid. und ift nur infofern mit 
dem gleichen Namen zn belegen, als jeder Verwahrer, welchem eine fremde Sache 
vom Gerichte in Verwahrung gegeben wird, Gequefter genannt wird ($. 968 
2. ©.). Ein Mißbrauch des in der fizirten Rechtsmaxime ausgeſprochenen Grund» 
ſatzes ift nicht zu befürdten; dem Sicherſtellungsexecutionsgeſuche muß ja bie 
Zinsflage vorausgehen und wenngleich der Vermieter auf alle illata et invecta 
das gerichtliche Pſandrecht hat, fo wird der Richter die Sequeftration nach 8. 348 
a. ©. O. nur ebenfomeit billigen, als dieß bei einer erecutiven Pfändung geftattet 
if, nämlidy foweit, als dadurch ber angeblich rädftändige Miethzind gebedt wird. 
— Aus diefen Gründen wurde eingetragen in’s Judicatenbuch Nr. 77: Der 
Bermiether oder Verpächter, welder zur Sicherung des eingellagten 
Mieth» oder Pachtzinſes die Sequeftration der anf Grund bes 8. 1101 
B. ©. verpfändeten Fahrniſſe oder Früchte begehrt, ift zur Nach⸗ 
weifung der Erforderniffe des 8. 293 a. G. O. nit verpflidiet. 

Entfd. v. 231. März 1872, Nr. 14812 (4634 ©.-U.). Der Pächter, 
welder dem früheren Verpächter, von dem er wußte, bag ihm nur ein zeitliches 
R. aus der Pachtſache zuftehe, Vorauszahlungen geleiftet hat, Tann biefe dem 
Anſpruche des neuen Verpächters nicht entgegenjegen. 

Entſch. dv. 29. Februar 1872, Nr. 12739 (4497 G.-U.). Das im 
8. 1101 2. ©. eingeräumte gefegliche Pfandredht geht dem Vermiether verloren, 
wenn er in der Zeit, während bie Saden fih im ber von ihm vermietheten 
Wohnung nod befinden, von feinem R. feinen Gebrauch macht, weil durd das 
Uebertragen derfelben zu einem anderen Bermiether für dieſen legteren das geſetz ⸗ 
liche Pfandrecht daran erworben wird [Schlußfolgerung]. 

Entſch. dv. 20. September 1871, Nr. 11566 (4264 ©.-U.). Der Btg., 
wodurch jemand im Wege der Erfteigerung für gewifle Zeit bie Einhebung ber 
Marktfiandsgelver einer —2 erwirbt, iſi fein Glücksvertrag ($. 1267 ©. G.); 
fondern ein Beflandvertrag, weil dadurch der Gebrauch einer unverbrauhbaren 
Sade, nämlich des der Gemeinde zuſtehenden Rs. zum Bezug der Marktſtands- 
gelber auf eine gewifie Zeit und gegen einen beftimmten Preis überlaſſen wurde. 
Es findet daher das Begehren um Sequeftration dieſes Pachtobjectes nad) bereits 
angeſtellter Zahlungsflage in dem $. 1101 ibid. und den Hofb.en vom 31. Oc« 
tober 1800, Nr. 512, v. 5. November 1819, Nr. 1621, und vom 11. März 
1820, Nr. 1371 9. ©. ©., feine gefeglihe Begründung. 

Entf. v. 28. Juni 1871, Nr. 7759 (4212 ©.-U.). Das geſetzliche 
Pfandrecht des Vermiethers erftredt fi nah 8.1101 B. ©. aud auf die zum 
Betriebe des Gewerbes, wovon der Miether lebt, nothwendigen Werkzenge, denn 
die ausprüdliche Vorſchrift des 8. 1101 cit. derogirt als fpäteres ©. und jus 
singulare der Beflimmung des $. 453 weſtgal. ©. D. ($. 340 a. ©. O.). — 
Worſpr. der Entf. Nr. 1213 ex 1874. 

Entid. v. 24. Mai 1871, Nr. 6262 (Pramnit 1871, ©. 147). 
Das dem Verpächter im Orunde des 8. 1101 B. ©. zuftehende Pfandrecht kann 
aud, falls es fih um bie Sicherftellung des Zinfes für Propinationspadhtung 
handelt, auf alle in dem Propinationdbereidhe eingebrachten, den Pächter gehörigen 
Fahrniſſe ausgedehnt merben; hiergegen aber fann bie Transferirung aus dem 
8. 1101 ibid. nicht bewilligt werben. 

Entſch.v. 13. April 1871, Nr. 11102 (Sch. II). Wenngleich das gefegliche 
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Pfandrecht des Vermiethers oder Verpächters nad) dem Hof. v. 10. April 1837, 
Nr. 189 I. ©. ©., ſchon mit der Einbringung der Fahrniſſe in das Beftand- 

. object wirffam wird, kann es body nur an denjenigen Fahrnifien ausgeübt werben, 
welche zur Zeit ber eingebrachten Zinsklage oder der ausgeführten pfandweiſen Be- 
ſchreibung, noch in ber vermietheten Wohnung ober auf dem verpachteten Gute 
fih befinden, und es erlifcht Hinfichtlich jener Gegenſtände, melde vor Ueber» 
reihung ber Zinsflage, oder vor dem Einfchreiten um pfandweife Beſchreibung 
aus dem Beftandobjecte weggebradht wurden. 

Entf. v. 29. Februar 1871, Nr. 12739 (Sch. IV). Das im $. 1101 
B. ©. eingeräumte gefeglihe Pfandredt geht dem Bermiether verloren, wenn er 
in der Zeit, während die Sachen fi in der von ihm vermietheten Wohnung 
noch befinden, von feinem R. keinen Gebrauch macht, weil duch das Uebertragen 
berfelben zu einem anderen Vermiether für dieſen Letsteren das gefegliche Pfand⸗ 
recht daran erworben wird. 

Entf. v. 23. Februar 1871, Nr. 1024 (4069 G.U.). An den im 
Befige des Gatten der Eigenthümerin vorgefundenen Effecten ift das geſetzliche 
Bfandreht des 8. 1101 B. ©. wirkſam, auch wenn die Klägerin ihr Egth. 
erwiefen hätte, weil dem Manne bie Effecten nah 88. 788, 1231 u. 1228 
ibid. jedenfalls im Sinne der 88. 1101 u. 367.ibid. übergeben worden fein 
mußten. - 

Entſch. v. 30. November 1870, Nr. 13957 (3976 ©.-U.). Das in 
8. 1101 8. ©. eingeräumte Pfandreht wird zwar fhon durch bie 
Einbringung der Fahrniffe in bie gemietheten Focalitäten begründet 
und ift von diefer Zeit an wirkſam; aber dieſes Pfandrecht erftredt 
fih nur auf jene Fahrniffe, welche zur Zeit ber Klage in den Mieth- 
räumen nod befindlich ift, woraus fih unzweifelhaft ergibt, daß 
jenes Pfandrecht nur für eine bereits fällige und mittelft Klage gel- 
tenb gemadte Miethzinsforberung (dur bie Befhreibung) ausgeübt 

. werben fann und nit aud für die noch nicht verfallenen Zinsraten, 
in Anfehung welder der Bermiether nod fein Klagerecht hat, mithin 
die Borausjegung der angebradten Klage nod fehlt. 

Entſch. dv. 24. November 1870, Nr. 13834 (3970 ©.-U.) Nah 
8. 1101 3. ©. und Hof. v. 31. October 1800, Nr. 512 9. G. S., N. 3, 
umfaßt das gefetlihe Pfandrecht des Verpächters aud die auf dem Pachtgute 
erzeugten Früchte umd ift dem Verpächter die Sequeftration der Früchte geftattet. 
Auch wider die Concursmaſſe des Pächters ift die Sequeftration ter Früchte zu 
bewilligen (88. 12/2, 23, 30, 38, 163 €. O.). 

Entf. v. 28. October 1870, Nr. 12760 (3932 ©.-N.). Das geje« 
liche Pfandrecht des Verpächters nach $. 1101 B. ©. umfaßt auch bie auf dem 
Pachtgute befindlihen Früchte und zwar ohne Unterjhieb, ob fie noch flehen und 
hängen oder feparirt find, Tann aber auf die fructus pendentes nicht anders als 
durch Sequeftration geltend gemacht werben, weßhalb dem Verpächter die Geque- 
ſtration bemilligt werden muß. 

Entf. v. 19. October 1870, Nr. 12304 (3913 ©.-U.). Für die Friſt 
zum Recurſe gegen Befcheide, womit die Geltendmachung des gejeglihen Pfand» 
rechtes nah 8. 1101 B. ©. ganz oder theilweife bewilligt ober abgeſchlagen 
wird, ift nit 8. 45 Summ. Pat. (8 Tage), fondern 8. 15, lit. d Beftanpyf. 
(taif. Vog. v. 6. November 1858, Nr. 213 R. ©. B., — 3 Tage) maßgebend. 

Entſch. v. 30. Juni 1870, Nr. 7679 (3825 ©.-U.). Das im $. 1101 
®. ©. bezeihnete Pfandrecht fteht dem Vermiether von der Zeit ber 
Einbringung der Mobilien in die Miethräume an zu und ift daher 
gegen alle Gläubiger des Miethers wirkſam, die das Pfandr. an 
denfelben fpäter, wenn aud nod vor Anftellung der Miethzinsllage 
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des Vermiethers erworben haben, ohne daß es zur Ermwerbung bes 
Pfanprehtes für ven Vermiether der pfandweifen Befhreibung, 
welde nad Hofd. v. 10. April 1837, Nr. 189 9. ©. ©., nur dazu 
dient, um die Mobilien feftzuftellen, oder eines anderen Actes be- 
darf. Diefes Pfandr. erftredt fih auf die zur Hereinbringung der 
Forderung nothwendigen Koften, zu welden aud die Proceßkoſten 
und die Koften ber Anmeldung zur Meiftbotvertheilung zählen. 

Entf. v. 28. December 1869, Nr. 14686 (Sch. II). Der Hauseigen- 
thümer, welder ſich nicht auf ein bereits erworbenes Pfaudrecht rückſichtlich der 
in feinem Haufe befindlihen Mobilien eines Miethers zu berufen in der Lage 
ift, kann fi der Execution, insbefondere der Transferirung derfelben durch einen 
Dritten nicht wiberfegen. Dar, 

Entf. v. 18. November 1869, Nr. 8536 (3576 G. U.). Das Wort 
„anvertraut“ ift in 8. 1101 B. ©. vermöge der Berufung bed $. 367 ibid. 
in einem weitern Sinne genommen als bem eines eigentlihen Berwahrungsver- 
trage® gemäß $. 957 ibid.) 

Entſch. v. 21. October 1869, Nr. 10196 (3542 ©.-U). Dem Vers 
miether kommt das gefegliche Pfandreht aud an ben Effecten des Aftermiethers 
zu; da aber nad 8.449 B. ©. das Pfandrecht ſich immer auf eine gil- 
tige Forderung bezieht, fo ift Mar, daß das ©. dem Bermiether ein 
NR. gibt, vom Aftermiether, wenn er auch mit ihm feinen Btg. ge- 
floffen hat, feine Befriedigung zu erlangen. 

Entſch. v. 17. Juni 1869, Nr. 4326 (3448 ©.-U.). Der Umftand, 
daß ber Bermiether wußte, in die Wohnung mitgebrachte Sachen feien nicht Egth. 
des Miethers, ift von entſcheidender Bedeutung für die Excindirungsflage des 
Egthrs. [Schlußfolgerung]. — Die innere Thatfache des Wiffens ift kein Gegenftand 
des Haupteides. 

Entſch. v. 22. December 1868, Nr. 12616 (3198 ©.-U.). Die bloße 
Anmeldung einer Zinsforderung bei der Feilbietung der illata et invecta erfegt 
die Klage und Beſchreibung der Fahrniſſe nicht und das gefeßliche Pfandrecht des 
Beftandgebers geht, wenn bie illata et invecta zur Zeit der eingebrachten Mieth- 
zinsklage fi nicht mehr in der vermietheten Wohnung befinden, auf den für fie 
bei einer von britter Seite angefuchten erecutiven Feilbietung gemachten Erlbs 
nicht über. — Worſpr. der Entſch. Nr. 1213 ex 1874] 

Entf. v. 15. December 1868, Nr. 12440 (Sch. I). Der Bewilligung 
und Bornahme der pfantweifen Befchreibung der Fahrniſſe des Miethers zur Be⸗ 
grünbung ber Folge des 8. 1101 B. ©. ſteht die Concurseröffnung über bas 
Vmgn. des Miethers nicht im Wege. 

Entf. v. 17. April 1868, Nr. 3747 (3045 ©.-U.). Zur Erwirkung 
ber pfandweiſen Beſchreibung ver illata et invecta ift die Vorlage eines Driginal- 
beftandvertrage8 nicht nothwendig. 

Entſch. v. 25. Februar 1868, Nr. 3072 (Sc. I). Die Verpflichtung 
des Aftermiethers zur Bezahlung des dem Miether obliegenden Miethzinſes lann 
aus den Beftimmungen bes $. 1101 B. ©. bezüglid) des dem Vermiether auf 
illata et invecta zuſtehenden Pfandrechtes nicht hergeleitet werben. 

Entſch. v. 5. Februar 1868, Nr. 1018 (©. Zig. 1868, Nr. 32; 2985 
G.⸗U.). Der Bermiether hat auch im Falle, als bie illata et invecta vor Fällig- 
keit einer Miethzinsrate verfteigert worben find, einen Anfprud auf Befriedigung 
der nähftfälligen Miethzinsrate aus dem Licitationserlöfe. — Worſpr. der Entſch. 
Nr. 12616 ex 1868; ähnl. den neueren Eutſch.en.] 

Entſch. v. 20. November 1867, Nr. 9554 (2925 ©.-U.). Das 
Pfandrecht des Beſtandgebers Tann nit nachträglich anf Effecten ausgedehnt 
werben, welde nicht für ihn pfandweife befchrieben und von einem Dritten in 
der Wohnung des Miethers gepfändet wurden, da überhaupt nicht vorliegt und 
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insbeſondere aus dem Protokolle über die von dem Dritten vorgenommene Pfän⸗ 
dung nicht geſchloſſen werben darf, daß bie für dieſen Dritten gepfändeten Sachen 
zur Zeit ver Zinsklage tes Vermiethers in der Wohnung bes Miethers ſich 
befanden (8. 1101 B. ©. und Hof. v. 5. November 1819, Nr. 1621 9. ©. ©.). 
Wirkung der pfandweiſen Beſchreibung: Mittelmeinung.] 

Entſch. v. 6. November 1867, Nr. 8721 (2909 ©.-U.). Zur Wirk 
famteit des geſetzlichen Pfandrechtes des Beſtandgebers ift nicht unbebingt nöthig, 
daß die Zinsllage bereitd angebracht und die pfandweife Beſchreibung erwirkt fei. 
In dem Hofe. v. 13. November 1819, Nr. 1621 I. ©. ©., wurde nur ent» 
ſchieden, daß vem Vermiether geftattet fei, nad Einflagung des Zinsrüdftandes 
fogleih die pfandweiſe Beſchreibung zu verlangen, um ſich den Beweis zu ver 
ſchaffen, welche Fahrniſſe zur Zeit der Klage vorhanden waren, und badurd eine 
Verſchleppung zu verhindern. Beides ift entbehrlih, wenn durch die in ber 
Wohnung des Vermieters vorgenommene Feilbietung ihm Gelegen- 
heit ward, mittelft Anmeldung feiner eben rüdftändig gewordenen 
Zinsforderung und durd Rüdftellung des an die Stelle der Fahr- 
niffe getretenen Meiftbotes fein ſchon mit der Einbringung derfelden 
wirkſam gewordenes, mithin dem Pfandrechte des Erecutionsführers 
vorangehendes gefeglihes Pfandrecht geltend zu machen. (Aehnl. ven 
Entfd.en Nr. 7679 ex 1870 und 9554 ex 1867P] 

Entſch. v. 4. Yuni 1867, Nr. 4085 (2805 ©.-U.). Wenn ein Grund ⸗ 
flüd zum Zwecke der Errichtung eines hölzernen Theaters auf demfelben verpachtet 
wird, fo gebührt ven Verpächter hinſichtlich feiner Pachtzinsforderung das geſetz⸗ 
liche Pfandreht auf das Thentergebäude und auf alle in demfelben befindlichen 
Effecten (8. 1092 8. ©.). 

Entſch. v. 25. April 1867, Nr. 2948 (2787 ©.-U.). Das gefegliche 
Pfandrecht eines fpäteren Vermiethers auf die invecta et illata feines Miethers 
ſteht dem bereits früher erworbenen geſetzlichen Pfandrechte eines früheren Ber- 
miether8 auf biefelben nad. — [Worfpr. den meiften neueren Entſch.en.] 

Entfd. v. 13. März 1867, Nr. 336 (2755 ©.-U.). Der Beſtandgeber 
bat aud im Falle eines Concurſes feines Miethers ſelbſt dann feinen Anfprud 
auf ein Pfandrecht rüdfichtlih der vor Einbringung der Miethzinsklage gerichtlich 
verfteigerten und aus dem Haufe geſchafften illata et invecta, wenn der Mieth- 
zins bereit8 vor Errichtung der Erida-Inventur fällig war; denn das geſetzliche 
Pfandrecht, welches nah 8. 1101 B. ©. nicht auch am dem Gelverlds aus einer 
vor der Klage erfolgten Veräußerung eingeräumt wird, ift durch Wegräumung 
von Effecten feitens der Erſteher wieder verloren gewefen, als vie Miethzinsklage 
überreicht wurde. — Worſpr. der Entf. Nr. 8721 ex 1867.] 

Entſch. v. 19. December 1866, Nr. 10941 (2679 ©.-U.). Das Pfand« 
recht des $. 1101 B. ©. findet auf Effecten, welche vor Meberreihung der Zins- 
Mage aus der gemietheten Wohnung hinweggebracht murben, feine Anwendung. 

Entſch. v. 8. Februar 1866, Nr. 890 (2387 ©.-U.). Das gefeplice 
Pfandrecht des Vermiethers einer Wohnung für den Miethzins erftredt fih im 
Eoneurfe nicht auf den Erlbs für diejenigen eingebrachten Fahrniſſe, die bereits 
vor Ueberreihung ber Klage des Vermiethers anf Tiquivhaltung des Miethzinſes 
über Anfuchen der Concursmaſſeverwaltung veräußert waren. 

Entſch. v. 5. December 1865, Nr. 10228 (©. H. 1866, Nr. 10). Die 
pfandiweife Befchreibung ber noch hängenden Früchte eines Grundftüdes zum Sicher 
ftellung des Pachtzinfes ift unzuläffig, wenn nicht zugleich die Beſtellung eines 
Sequefterd angefudt und ber Beweis über den Beſtand des Pachtverhältniſſes 
bergeftellt wird. 

Entfd. v. 28. November 1865, Nr. 9966 (©. H. 1866, Nr. 67). Der 
Beftandgeber, welder zur Sicherſtellung des rückſtändigen Zinfes die Sequeftra- 
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tion der Früchte des in Befland gegebenen liegenden Gutes erlangt, ift nicht gehalten, 
die hierdurch erwirkte Maßregel durch eine Rechtfertigungsklage zu begründen. 

Entſch. v. 8. Jänner 1865, Nr. 10014 (2079 ©.-U.). Nah $. 1101 
8. ©. im Zufammenhange mit den 88. 367 u. 456 ibid., und ben Hofd.en 
v. 19. April 1826 und 10. April 1837, erſtreckt fi) das zur Sicherſtellung des 
Miethzinſes dem Vermiether geſetzlich zuftehende Pfandrecht auch auf jene Sachen, 
welche von einem Dritten dem Miether anvertraut wurden. Zu biefen Saden 
gehören auch gepfändete, jevoh in den Händen des Schuldners belaflene Sachen. 

Entſch. v. 10. December 1863, Nr. 5971 (1788 ©.-U). Dem Ber- 
miether flieht gegen den Aftermiether nur das gefeglihe Pfandrecht, keineswegs 
aber ein perjönlihes R. auf Zahlung des Miethzinfes zu. 

Entf. v. 2. Juni 1863, Nr. 3804 (1737 ©.-U.). Dem Berpächter, 
ber gegen einen Pfandgläubiger des Pächters auf Anerkennung feines gefeglichen 
Pfandrechtes auf die Wirthſchaftsfahrniſſe des Pächters Hagen will, liegt ber 
Beweis ob, daß feine Pachtzinsforderung noch befteht und zur Zeit der dem 
Slänbiger bewilligten gerichtlichen Pfändung ſchon beſtanden habe. 

Eutſch. v. 5. Mai 1863, Nr. 3012 (©. Big. 1865, Nr. 22). Die 
Sequeftration der Früchte des Pachtgutes zur Sicerftellung ver Pachtzinsforde- 
rımgen muß bei fonftiger Aufpebung mittelft Klage gerechtfertigt werden. — Worſpr. 
der Entf. Nr. 9966 ex 1865.] 

Entſch. v. 17. März 1863, Nr. 1750 u. 1845 (©. Zig. 1863, Nr. 110). 
Die pfandweiſe Beſchreibung der in eine Wohnung eingebradten Einrichtungs⸗ 
ftüde und Fahrnifſe kann auch gegen einen Min., welder einen Beftandvertrag 
geichloffen hat, bewilligt werden, und muß dem Proceffe über die Zahlung des 
Mietbzinfes die Entfheibung vorbehalten bleiben, ob fie zu Recht zu beftehen habe, 
da ja in mehreren Fällen ein Min. über fein Egth. verfügen und ein Dritter 
Pfanprechte darauf: erlangen lann. 

Entſch. v. 15. Ortober 1862, Nr. 6769 (3621 ©.-U.). Aus bem 
Hofo. v. 10. April 1837, Nr. 189 9. ©. ©., ergibt fi, baf, wenn 8. 1101 
8. ©. ven Zeitpunkt der Plage als maßgebend bezeichnet, dieß nur in Beziehung 
auf das Borhandenfein der Pfanpftüde, nicht auch die Entftehung des Bfandr.s 
gefhieht. Das Pfandrecht des Vermieihers geht daher allen nach Einbringung 
ber Effecten erworbenen Pfandrechten voraus. Die Koften der von einem Dritten 
geführten Erecution haben dad Vorzugsrecht auch vor der Miethzinsforberung. 

Entſch. v. 16. April 1862, Nr. 2058 (1676 G.-U.). Aehnl. ven Entſch.en 
Nr. 1750 u. 1845 ex 1863, 

Entfd. v. 11. März 1862, Nr. 1389 (1496 ©®.-U.). Der natur 
und befiimmungsgemäße Wechfel der individuellen Beſtandtheile einer Sacheinheit 
ändert nicht den Pfandverband (88. 1101, 404, 452, 457, 302, 930, 1049, 
1064 3. ©.). [(Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 20. November 1861, Nr. 7158 (1419 .©.-1.), Der Ver⸗ 
pächter, welcher mit dem Pachtgute auch fein Vieh in Beftand gab, Tann dieſes 
zwar nit aus dem Titel des Egths. von dem Dritten, ver es beim Pächter 
— zurückfordern, aber ihm ſteht daran das frühere Pfandrecht nach 8. 1101 

. 3, 

Entſch. v. 17. October 1860, Nr. 9247 (Tribüne 1861, Nr. 5). Das 
gefeglihe Pfandrecht des Vermiethers einer Wohnung erfiredt ſich keineswegs 
and auf jene Fahrniſſe und Werkzeuge, womit der Schuldner den täglichen Untere 
halt für fi umd feine Familie erwerben kann, wenngleih der Schuldner kein 
anderes Vermögen befäße. — Worſpr. der Entſch. Nr. 7759 ex 1871; ähnl. 
der Entf. Nr. 1218 ex 1874.] 

Entf. v. 20. Yuni 1860, Nr. 6263 (1153 ©.-U.). Wenngleih das 
dem Bermiether einer Wohnung im 8. 1101 B. ©, eingeräumte Pfandrecht 
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Thon vom Tage ber Einbringung der Fahrniffe in die Wohnung wirlſam ift, 
erftredt es fi doch nicht auf jene Mobilten des Miethers, welche vor ber ein 
gebrachten Klage auf Zahlung des Mietbzinfes gelegentlich der Erecutionsführung 
eines Dritten veräußert worden find. 

Entfd. v. 19. Juni 1860, Nr. 5591 (1151 ©.-U.). Die Behauptung 
der Ehegattin, daß die wegen eines Miethzinsrüdftantes ihres Gatten gepfünbeten 
Möbel ihr Eigenthum feien, verdient feine Berüdfihtigung, weil immerhin ihr 
Gatte der eigentliche Beſtandnehmer ale Berwahrer derjelben anzujehen ift, und 
baher dem Veftanbgeber das gefetzlihe Pfandrecht auf die eingebrachten Sachen 
gebührt, feloft wenn fie ihr gehören follten, da felbe als ihrem Gatten anver- 
traut angefehen werden müſſen. [Aehnl. der Entih. Nr. 9101 ex 1878.) 

Entfd. v. 24. April 1860, Nr. 4731 (1125 ©.-U.). Nach ausge 
brochenem Concurfe über das Vermögen bed Pächter Tann dem Gejuhe um 
pfandweife Beſchreibung der auf den Pachtgründen befindlichen Früchte und Wirth⸗ 
ſchaftsgeräthe felbft zur Sicherſtellung des rüdftändigen Pachtzinſes nicht mehr 
ftattgegeben werben, da viefe pfandweife Beſchreibung fih als eine jener Bes 
bedungsmittel tarftellt, welde, wie Verbot oder Erecution, nad der Concurser⸗ 
Öffnung in Oemãßheit der beftehenven Eoncurögefege weder ermorben, noch in Vollzug 
gefegt werden können. — [Bgl. auch 88. 11 u. 12 €. O. v. 25. December 1868.] 

Entf. v. 3. Jänner 1860, Nr. 14239 (1046 ©.-U.). Das Pfand⸗ 
recht des Vermiethers erfiredt ſich nur anf jene Gegenſtände, welche zur Seit der 
Ueberreihung der Zinsklage noch in dem gemietheten Tocale vorhanden find. Das 
Hofd. v. 10. April 1837 hat an biefer Abgränzung des objectiven Umfanges bes 
Pfandrechtes nichts geändert und bie im $. 1101 B. ©. enthaltene Bedingung 
zur Realifirung des Pfandrechtes nicht befeitigt. 

Entſch. v. 21. December 1869, 3. 14419 (936 ©.-U.; P. ©. 927). 
Aehnl. der Entf. Nr. 10014 ex 1865. 

Entſch. v. 19. April 1859, Nr. 2974 (772 ©.-U.). Der Pächter iſt 
berechtigt, die während ver Pachtung von ihm gepflanzten Bäume wieber zu ent 
fernen, wenn dieß ohne Beſchädigung des Grundſtückes gefhehen kaun und nicht 
ausbrädlicd im Pachtvertrage verboten ift. [?] . 

Entſch. v. 16. Februar 1859, Nr. 1682 (732 ©.-U.), Dem Vermiether 
einer Wohnung gebührt wegen des rüdftändigen Miethzinfes das Pfandrecht anf 
die dem Miether gehörigen und in demfelben Haufe, wenngleich in anderen Räums« 
lichkeiten als jenen, für welde. ver Miethzins gefordert wird, befindlichen Fahr⸗ 
niffe; es kann daher der Vermieter einer Wohnung, der aus dieſem Grunde 
den Miether an ber Herausbringung feiner Fahrniſſe hindert, keiner Befigfiörung 
ſchuldig erfannt werden. — [Worfpr. der Entſch. Nr. 8131 ex 1875; ähnl. 
den neueren Entſch.en.] 3 

Entſch. v. 8: Februar 1859, Nr. 1277 (3617 ©.-U.). Der Berpächter ifl be- 
rechtigt, zur Sicherftellung der Pachtzinsforderung nicht nur die pfandweife Beichreibung, 
fondern auch die Sequeftration ver fämmtlihen Fahrniſſe des Pächter® zu Begehren. 

Entf. v. 8. April 1858, Nr. 3356 (541 G.-U). Das im 8. 1101 
B. ©. dem Bermiether eingeräumte geſetzliche Pfandrecht ſteht aud gegen eine 
Concursmaſſe zu, wenn der Miethzins für eine Zeit in Anfpruh genommen 
wird, wo der Concurs ſchon eröffnet war, wo ſonach die Eoncursmafle ale In- 
haberin des gemietheten Gewölbes erfceint, als folde aber gleich einem jeben 
Anderen dem Vermiether gegenüberficht, mühin die Hoſd. v. 4. Juli 1824, 
3. 2012 und 24. Jänner 1839, 3. 266, der bewilligten pfandmeifen Beſchrei⸗ 
bung nicht entgegenftehen. — Worſpr. der Entſch. Nr. 4781 ex 1860]. 

Entf. v. 16. März 1858, Nr. 1920 (2047 ©.-U). Nach dem Abi. e 
des Hofd. v. 18. September 1786, Nr. 577 9. ©. S., kann auf Anſuchen 
ber k. 8. Finanzprocuratur die Siderftellung des Aerars and) ohne. Ergreifung 
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einer Execution durch die in ver a. ©. D. vorgefehenen Wege der Verbote, Seque⸗ 
ftrationen, Arrefte und anderweitige Sicherſtellungsmittel gefhehen, zu deren Er- 
wirkung fih die Finanzprocuratur leviglid durch Vorlegung der Vog.en der Hof- 
und Landesftellen zu legitimiren bat. 

Plenar-Entid. v. 7. Jänner 1858, Nr. 12304 (498 ©.-U.), einge 
tragen in das Aubicatenbuh Nr. 24: Das gefeglihe Pfanpredt des 
Ver pächters auf das Vieh des Pächters erftredt fih ebenfo wie das 
geieglihe Pfandreht des Vermiethers auch auf die dem Beſtand⸗ 
nehmer anvertrauten Stüde. 

Eutfd. v. 15. December 1857, Nr. 9955 (Manz’ihe Slg.), eingetragen 
in's Judicatenbuch Ar. 23: Auch dem Aftermiether und Afterpächter 
kommt gegen den Aftermiether und Afterpädter das im $. 11018. ©. 
bezeichnete Pfandrecht zu. 

Entſch. v. 8. Yuli 1857, Nr. 6326 (413 ©.-U.; Bo ©. 922). Das 
geſetzliche Pfandrecht des Beſtandgebers auf bie illata et inveota bezieht ſich 
aud auf bie erſt nad ver Pfandbefchreibung fällig werdenden Zinfe, 

Entſch. v. 3. Februar 1857, Nr. 703 (285 ©.-U.). Gegen ven Willen 
desjenigen, der ein älteres Pfanprecht auf bewegliche Sachen erworben hat, ift 
die Transferirung unzuläffig. 

Eniſch. v. 8. Jänner 1857, Nr. 12144 (P. ©. 913). Der 8. 1101 
2. ©. ſpricht nur von Miethzinfen einer Wohnung und von Pachtzinfen eines 
Grundſtückes, zwiſchen dieſen Zinfen und Stallgelvern befteht aber feine analoge 
Beziehung derart, daß dieſes ©. aud auf legtere angewendet werden koͤnnte. 

Entfd. v. 18. November 1856, Nr. 10152 (236 ©.-U.; P. ©. 923). 
Das im 8. 1101 B. ©. dem Verpächter eingeräumte gefeglihe Pfandrecht auf 
die Fahrnifſe wird ſchon durch deren Einbringung in das Pachtgut begründet 
und lann daher, als von biefem Zeitpunfte an wirkſam, aud gegen jene Gläu- 
biger des Verpächters geltend gemacht werden, welche auf die eingebrachten 
Gegenftände ein Pfandrecht erwarben, ehe nod von dem Verpächter die Zinsklage 
überreicht und die Beſchreibung der Fahrniſſe angeſucht wurde, indem die Weſen⸗ 
heit des gefeglichen Pfandrechtes gerade darin befteht, daß zur Erwerbung des⸗ 
felben feine Mebergabe oder gerichtliche Beſchreibung erforberli if. 

Entfd. v. 17. Auguft 1854, Nr. 8292 (37 ©.-U.). Unter Einrichtungs⸗ 
ftüden und Fahrniſſen im Sinne des $. 1101 3. ©. ift aud ein Wanrenlager 
zu verftehen. 

Entf. v. 24. Mai 1854, Nr. 5356 (23 ©.-U.). Da bie pfanbweife 
Beſchreibung der illata et invecta nur die Bezahlung des Beftandzinfes fichern 
fol, wird deren Aufhebung auch durch ben gerichtlichen Erlag des (etwa frittigen) 
Zinfes herbeigeführt. 

Entf. v. 16. December 1853, Nr. 12862 (4 ©.-U.; P. ©. 925). 
Wenn im Falle der Concurseröffnung über das Vmgn. eines Beftanpnehmers 
die zur Zeit diefer Eröffnung in der Wohnung desfelben befindlichen Einrichtungs- 
ſtücke und Fahrniſſe im Laufe der Eoncuröverhandlung veräußert und hinweg⸗ 
gebracht werden, fo tritt der Feilbietungsprei® an die Stelle verfelben, und ber 
Beftandgeber kann baranf das ihm zuſtehende geſetzliche Pfandrecht bezüglich aller 
bis zur Räumung ber vermietheten Wohnung verfallenden Zinsraten geltend 
machen. 

Entſch. v. 19. Auguſt 1852 (P. S. 912). Das dem Vermiether einer 
Wohnung zuſtehende geſetzliche Pfandrecht erſtredt ſich nur auf die dem Miether 
oder Aftermiether gehörigen oder ihnen anvertrauten Einrichtungsſtücke oder Fahr⸗ 
niffe, keineswegs aber auf bie Yorberungen des Miethers an den Aftermiether, 
mithin aud nit auf bie dem erfteren gegen den letteren etwa zuftehende Mieth« 
Sinsforderung. 

Wiehl, bargl. Geſerb. erl. 54 
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Entſch. v. 4. Juni 1852, Nr. 5705 (©. Big. 1866, Nr. 111). Noch 
nicht verfallene Pachtzinsraten bilden feine zur Pränotation geeignete Forderung, 
da eine ſolche Forderung nicht nur noch nicht fällig, fondern überhaupt nicht Liquid 
iſt, indem fie von der Fortvauer des Pachtes und den Bedingungen, woran ber- 
felbe gefnüpft ift, abhängt, es alfo ungewiß if, ob eine beftimmte Zinsrate wirk« 
lich verfallen werde. Auch das geſetzliche Pfandrecht gebührt dem Verpächter erft 
vom Tage der Überreichten Klage, die natürlich erft, wenn der Zins verfallen iſt, 
überreicht werden Tann. —-. [Worfpr. allen neueren Entſch.en.] 

Entſch. v. 20. November 1850? (P. ©. 916). Jene beweglichen Gegen- 
flände, welde einem Miethmanne von einem Dritten nur zu dem Zwede über- 
geben worden find, bamit er fte feinem Gewerbe gemäß bearbeite ober ausbeſſere, 
önnen von dem Vermiether nicht gepfändet werden, und beſonders dann nicht, 
wenn die Räumlichleiten in dem Haufe des Vermiethers eben zu dem Zwede ver 
Ausübung des Gewerbes gemiethet wurde. 

Entſch. v. 15. Februar 1845, Nr. 7617 (P. S. 919). Aud dem After 
vermiether und Afterverpächter kommt gegen den Aſtermiether und Wfterpächter 
bas im 8. 1101 B. ©. bezeichnete Pfaudrecht zu. 


(6. 1108 — vgl. Hofbe. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 und v. 18. Auguſt 1834, Rr. 2080 3.8. S.; bei 8. 1101 ct.) 

8. 1108. Der Beftandgeber kann fi zwar die Borausbezahlung des Beftanbzinfes bebingen. 

Hat aber der Beſtandnehmer mehr als Eine Friſtzahlung voraus geleiftet; fo kann er dieſelbe 

nur in dem alle, daß fie in die öffentlichen Bücher eingetragen if, dem fpäter eingetragenen 
Gläubiger entgegenfegen. 

Entf. v. 19. Juni 1879, Nr. 4263 (©. 9.1879, Nr. 73). Die in 
einem und bemfelben Quartale erfolgte Bezahlung zweier vierteljähriger Raten 
bes anticipando zu berichtigenden Mietbzinfes ftellt fi nicht al® eine Boraus- 
zahlung von mehr als einer Friftzahlung, welche im Sinne des 8.1102 B. ©. 
in Anfchlag zu bringen ift, dar. 

Entid. v. 28. Mai 1879, Nr. 1524 (9. B. 1879, Nr. 32). Balls 
die Zahlung des Miethzinfes im vorhinein bebungen wurde, ift als bie „Eine 
Frifigahlung“, nad 8. 1102 B. ©. nicht ſchon der verabrebungsgemäß bei Be- 
ginn des Zinstermines für denſelben erlegte Zinsbetrag zu verftehen. Daß ber 
Miethzins in Wien und feinen Vororten ufuell vorhinein bedungen und bezahlt 
wird, ift notorifc, weßhalb die in einem und demfelben Quartale erfolgte 
Bezahlung zweier vierteljähriger Miethzinfe nicht als Borauslei- 
fung von mehr als Einer Friftzahlung ſich darftellt, melde im 
Sinne des 8. 1102 ibid. ben fpäter eingetragenen Öläubigern nur 
bei Eintragung in die öffentlihen Bücher entgegengefegt werben kann, 
weil die Bezahlung einer fälligen Zinsrate nicht als Vorausleiftung 
im Sinne dieſes Paragraphes in Anſchlag zu bringen ift; daher dem 
über Anfuchen einer Pfandgläubigerin im Executionswege beftellten Sequefter ver 
Miethzins des Haufes dem Vorerwähnten zufolge ein Klagereht auf Doppelzahe 
fung nit erwachſen if. 

Entſch. v. 20. November 1878, Nr. 6618 (G. Ztg. 1879, Nr. 84). Die 
Einwendung ter Gellagten, daß den Kläger in feiner Eigenfchaft ald Sequefter 
wegen Abganges der Borausfegung des $. 1102 B. ©. bie Rlagelegitimation 
fehle, if nicht gegrändet; denn der Sequefler wird vom Gerichte zur Wahrung 
ber Re. der Hypothekargläubiger auf die Nugungen ber fequeftrirten Sache beftellt, 
um von allen R.en Gebrauch zu machen, welde den Hypothefargläubigern zu⸗ 
flehen, ba er hierbei nur im Namen derſelben Proceß führt, die Berechtigung des 
Bermietherd und Miethers über die Zahlungsmobalitäten des Zinſes Verein⸗ 
barungen zu treffen und insbeſondere die Berechtigung des Miethers, fih Voraus- 
zahlungen zu bebingen, findet ihre gefeglihe Einſchränkung durch ven 8. 1102 
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ibid. Es ift nun erwiefen; daß der Mäger bereitd am 6. März 1877 den 
Sequefter beftellt und bereit8 am 30. April 1877, fomit noch vor Ablauf ber 
Zinsperiove vom 1. November 1876 bis 1. Mai 1877 unter gleichzeitiger Ver⸗ 
fländigung ber Gellagten die Sequeftration eingeführt worben fei. Seine Ber 
rechtigung zur Zinseinhebung erftredt fi daher ſchon auf eben viefelbe Periode 
unb es fann feinem Zweifel unterliegen, daß bie Geklagte ſchon am 30. April 
1877 verpflichtet gewejen fein würde, den für die an biefem Tage ablaufenve 
bhalbjährige Miethzeit entfallenden Zins zu Handen des Sequeſters abzuführen; 
wenn nicht zwifchen ihr und den Hanseigenthümer die Vorauszahlung des Mieth« 
zinſes vertragsmäßig feftgefegt gewefen wäre. Die Gellagte hat indeß dem Haus« 
eigenthümer nicht bloß dieſe, ſondern aud die Zahlung des Miethzinfes für die 
Periode MairNovember 1877 zum voraus geleiftet; biefe Ietstere Zahlung kann 
fie aber, da fie felbft nicht behanptet, daß diefelbe in bie Öffentlichen Bücher ein- 
getragen worben fei, der Hhpothefargläubigerin und beziehungsmeife dem im 
Namen berfelben einſchreitenden Sequefter nicht entgegenfegen, weil diefe Zahlung 
nicht mehr die erite, fonbern ſchon die zweite in die Sequeftrationsperiope fal- 
lende Friſtzahlung bildet [Schlußfolgerung. — Wortlaut der obergerichtlichen Motive]. 

Entf. v. 16. October 1872, Nr. 9926 (Manz’ihe Slg.; 4763 ©.-U.). 
Das Pfandrecht erfiredt ſich nad dem Ausfprude des 1. Abf. des 
8. 457 ©. ©. (deffen Sinn aud im 2. Satze des cit. Paragraphen, 
fowie im $. 1102 ibid., und in ber gefeglihen Begränzung ber von 
einem Dritten geführten Sequeftration feinen Ausprud findet) aud 
auf die Früchte des Pfandobjectes, infolange fie noch nit abgefon- 
dert oder bezogen find. Es muß daher grundſätzlich die Exrecutionsführung 
zur Sicerftellung auch durch Erwirkung der Sequeftration auf die ſchwebenden 
Civil und Naturalfrüchte geftattet fein. 

Entf. v. 12. Februar 1868, Nr. 916 (©. H. 1868, Nr. 20), Der 
Eoncursmafje fteht nicht das R. zu, den vorausbezahlten Zins nochmals zu fordern. 

Entf. v. 24. October 1865, Nr. 8866 (2299 G.-U.). Wenn es fih 
nit um eine Vorauszahlung und zwar um eine von Seite des Veftanpnehmers 
geichehene Vorauszahlung einer Zinsrate, fondern um bie Abtretung des An- 
ſpruches auf einen noch nicht fällig gewefenen Miethzins handelt (executive Ein- 
antwortung einer Miethzinsforberung des fobann in Coucurs gerathenen (Executen), 
ann $. 1102 B. ©. feine Anwendung finden. Selbſt eine Boranszahlung kaun 
im Sinne dee $. 1102 ibid. nur ben fpäter im bie Öffentlichen Bücher einge 
tragenen Gläubigern entgegengefegt werben. Durch die Erecutionsführung eines 
Glaͤubigers, der bisher fein Pfandrecht hatte, dürfen aber frühere Pfanpgläubi- 
ger, deren Pfandrecht fi auch anf die noch nicht fällig gewefene Miethzinsforderung 
erſtredte, nicht befhädigt werben, wie denn aud jene Einantwortung nur früheren 
R.en unbefhavet bewilligt wurbe. Diefe Re. find durd die mit der Concurs⸗ 
eröffnung eingetretene Geſammtexecution, noch vor der Verfallözeit und ber 
Zahlung, beziehungsweife des vom Miether geſchehenen gerichtlichen Erlages 
geltend gemacht worben. 

Eutſch. v. 2. Mai 1860, Nr. 4981 (1188 ©.-U.). Der Adminiſtrator 
des Haufes, welcher dem Epthr. auf Abſchlag des erft künftig fällig werdenden 
Zinfes einen Betrag im voraus ausfolgt, iſt dann, wenn der Hauseigenthümer, 
bevor der Zins fällig wirb, in Concurs verfällt, nicht verpflichtet, feine Forderung 
bei der Concursmaſſe zu liquidiren, fondern er Tann fid) unmittelbar aus den, 
wenn aud während bes Goncurfed eingegangenen Zinfen zahlhaft maden; ver 
Adminiſtrator tritt im vorliegenden Falle an die Stelle ver Wohnparteien, für 
welche er den Zins in vorhinein berichtigte, und ebenfowenig als biefe ift er 
verpflichtet, denfelben noch einmal dem Cridatar, beziehungsweife deſſen Concurs⸗ 
maſſe, die nicht mehr Re. als dieſer hat, zu entrichten. 
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Entſch. v. 30. Juni 1858, Nr. 6588 (587 ©.-U.). Nach 8. 4678. G. 
erfiredt ſich das Pfandreht auch auf die nod nicht feparirten oder bezogenen 
Früchte, die fpätere Verpfändung ber Früchte kann fi daher nur auf die ſchon 
abgefonderten und bezogenen beziehen. Mangels einer gefeglihen Unterſcheidung 
zwiſchen Civilfrüchten und natürlihen Früchten und im Hinblide auf 88.295 u. 
330 ibid. erftredt fih das Pfandrecht an einer unbeweglichen Sade fohin auch 
auf die Beftandzinfe., Aus diefem Grunde beftimmt auch 8. 1102 ibid., daß 
der Beftanpnehmer, ber mehr als einen Termin vorauszahlte, die weiteren Bor« 
auszahlungen den fpäteren — nicht ven früheren — Pfandgläubigern nur in dem 
Falle entgegenfegen fann, wenn die Zahlung in den öffentlichen Büchern einge 
tragen if, mit anberen Worten, wenn auch er ein Pfandrecht an ber Veſtand⸗ 
ſache erworben hat. Das nah $. 451 ibid. orbnungsmäßig erworbene Pfand» 
echt erftredt fich fofort auch auf bie Früchte der unbeweglichen Sache und kann 
durch Feine Handlung eines fpäteren Gläubigers mehr alterirt werden. Nur ber 
Schuldner darf, folange er das R. freier Verfügung hat, die Früchte beziehen 
und nad Belieben verwenden, weil bie Revlichleit vermuthet wird und ber 
Schuldner fo in Stand gefegt werben foll, feine Verbindlichkeiten zu erfüllen. ' 
Sowie aber dem Schnldner die freie Verfügung entzogen wird, fällt jene Ber- 
muthung weg und das ©. muß vorforgen, daß jeder Gläubiger nach der Range 
ordnung zur Befriedigung gelange. Dieß geſchieht durch 88. 383 u. 412 italien, 
88. 394 n. 423 weſtgal. ©. O. Die Vorſchrift des 8. 457 B. ©. muß in 
dem ber ratio legis entipredhenden Sinne verftanden werben und daher fefert 
nad bewilligter Sequeſtration oder Pfändung eines Grunbftüdes zur Anwendimg 
tommen; dieß ift auch bie Bebeutung ber $. 383 italien., 8. 494 weſtgal. 
G. O. Die einzelnen Gläubiger haben alfo nicht nöthig, beſonders einzufchreiten; 
denn mit ber Sequeftration find die Einkünfte unter gerichtliche Verwaltung ges 
ftellt und der Richter hat daher vorzuforgen, daß die Einküufte der Orbnung 
nad) zur Befriedigung der Gläubiger gemäß ihrer Rangordnung verwendet werben. 
— Der Klage wider den Sequefter, welder die Ueberſchüfſe (Beftanpzinfe) an 
einen nachfolgenden Gläubiger erfolgte, auf Erlag der ganzen Cintünfte, 
wurde unter Zurüdweifung der Einwendungen berfelben nad 8. 2 B. ©. flatt- 
gegeben. 

Entf‘. v. 26. Mai 1857, Nr. 4269 (364 ©.-U.). Der Bermiether 
muß ben vorausbezahlten Miethzins, mit Ausnahme der erften Friftzahlung, über 
Berlangen ber Hypothefargläubiger, rüdfihtlih des Concursmaſſeverwalters noch 
einmal bezahlen und feinen Entſchädigungsanſpruch wie jeder andere Concurs-⸗ 
gläubiger gegen die Concursmaſſe anmelden und liquidiren. 

Entf. v. 24. October 1855, Nr. 10573 (983 ©.-U.). Der Beſtand ⸗ 
nehmer, welcher in Folge des mit dem Beſtandgeber eingegangenen Vigs. zur 
BVerfallszeit den Zins, wenn aud anticipando bezahlte, kann dieſe Zahlung aud 
dem Erſteher entgegenjegen, welcher die nochmalige Berichtigung bewegen ver- 
langt, weil ex die in Beftand genommene Realität bei der vor dem Zahlungs⸗ 
tage vorgenommenen erecutiven Yeilbietung erflanden und vom Grftehungstage 
an die Nugungen der Realität auf ihm Übergangen find, infofern nicht er- 
wiefen wird, daß dem Beſtandnehmer zur Zeit der Zahlung ber erwähnte Ver⸗ 
kauf bereits befannt war. 

Entid. v. 28. Mai 1853, Nr. 6127 (P. ©. 929). Die von einem 
Schuldner vor der Eröffnung des Concurſes über fein Vmgn. geſchehene Ceſſion 
von Mieth- oder Pachtzinfen, die er einzuheben berechtiget wäre, an feinen 
biger zur Tilgung einer Forderung des legteren, hat in Anfehung folder Miethe 
oder Pachtzinsraten, weldye erſt nach der Concurserdffuung fällig geworben find, 
keine rechtliche Wirkfamteit. 

Entſch. v. 2. April 1852, Nr. 2448 (P. ©. 980). Cedirte, noch night 


I. Theil. 25. Hanptft. Beſtandvertrag. $. 1103, 1104. 841 


fällige Beſtandzinsraten müſſen im Falle eines Concurſes über das Vmgn. des 
Cedenten an die Concursmaſſe ausbezahlt werben, denn Beſtandzinſe find fructus 
civiles und bilden, fo fange fte nicht verfallen und eingehoben find, ein Zugehör 
ber Sache, von ber fie entrichtet werben. 


Bins in Früdten, 
¶ 1108 — vgl. 9. 1090 und 37. Gauptfl. bief. Theils ©. 6.) 
3. 11083. Wenn der Eigentümer fein Gut mit ber Bedingung überläßt, daß ber Ueber- 
nehmer die Wirtbfchaft betreiben, und dem Webergeber einen auf bie ganze Nugung ſich be- 
siehenden Theil, 3. B. ein Drittheil oder die Hälfte der Früchte geben folle; fo entfteht fein 
Pacht⸗, fondern ein Geſellſchaftsvertrag, welcher nach den darliber aufgeftellten Regeln beur« 
; teilet wird. 

Entid. v. 27. März 1866, Nr. 1959 (2427 ©.-U.). Die Einräumung 
ber Berechtigung, auf einem Grundſtück für immerwährende Zeiten Gyps zu graben 
gegen Zahlung von 1 fr. für jeden Eentner Gyps, iſt weder ein Badt- nod 
ein Öefellfhaftsvertrag, fondern ein unbenannter Vtg. Zu einem 
Pachtvertrag fehlt die im 8. 1090 B. ©. vorgefhriebene genaue Be- 
fimmung des Breifes, der fehr verfchieden ift und nah Umſtänden 
ganz entfallen Tann. Ein Gefellfhaftsvertrag ($. 1103 ibid.) und 
ebenfo eine Gemeinfhaft des Egth.s ift nit vorhanden, weil fein 
mit dem Erträgniffe in genauem Berbältniffe ſtehender einen be— 
ſtimmten Theil desfelben bildender Betrag, und noch minder ein An— 
theil am möglihen Schaden .... beftimmt if. Der Unternehmer 
ift verpflichtet, die gewonnene Centnerzahl anzugeben, rüdjihtlid 
zu verrechnen. 


Säle und Bedingungen einer Erlaffung des Binfes. 
(8. 1104 — vgl. 98. 1117; 11081108; 1096; 1112; 1485; 9. 865 8. ©.) 
8. 1104. Wenn eine in Befland genommene Sache wegen außerordentlicher Zufälle, als: 
Beuer, Krieg oder Seuche, wegen großer Ueberſchwemmungen, Wetterſchläge, oder wegen gänz⸗ 
lichen Mißwachſes, gar nicht gebraucht oder benügt werden kann; fo ift auch ein Mieth- oder 
Pachtzins zn entrichten. 

Entſch. v. 27. Jänner 1876, Nr. 5186 (©. H. 1877, Nr. 11; 6003 
®.-U.). Auch die Auflöfung des, Pachwertrages, welche nah 8. 1104 B. ©. 
eingetreten wäre, ift ansgefchlofien, wenn in dem Vtg. für den Zufall, ber bie 
Unmöglicjleit des Gebrauches verurfachte (Feuerdbrunft), eine andere Beflimmung 
getroffen wire, in concreto, daß der Verpächter das verpachtete Bräuhaus binnen 
4 Monaten wieder braufähig herftellen folle. Hiernach ift der Pächter, felbft 
wenn ber Berpäcter fäumig fein follte, nur berechtigt, auf Erfüllung zu Hagen, 
nicht den Pachtzins zu weigern. 

Entſch. p. 26. October 1870, Nr. 8281 (3923 G.-U.). Der Pächter, 
welder in Pauſch und Bogen pachtete, hat nad 8. 1099 B. ©. alle Laften 
mit Ausſchluß der hypothekariſchen zu tragen; alfo auch die Laſt der Einquartierung. 
Außerordentliche Unglüdsfälle, zu welchen aud der Krieg gehört, geben — unter 
der Boransfegung ber SS. 1104 u. 1105 ibid. — nur das R. auf vollen oder 
theilweifen Zinsnadlaß, berechtigen aber keineswegs zur Forderung des Erſatzes 
eines bei dieſem Anlaß erlittenen Schadens. 8. 1092 ibid. ift vorliegendenfalls 
nicht anwendbar. 

Entf. v. 8. October 1870, Nr. 1607 (3898 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 8281 ex 1870. 

Entſch. v. 2. Auguft 1865, Nr. 6091 (2242 ©.-U.). Der Pächter einer 
Gewerbeconceffion, welchem die behörbliche Bewilligung zur Ausübung nicht er 
theilt wurde, iſt berechtigt, wegen Unmöglichkeit des Gebrauches nad $. 1104 
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8. ©. [Schlußfolgerung), und weil nad ber Natur der Sache von beiden Theilen 
vorausgefeßt wurde, daß der Pächter die gepachtete Conceffion auch wirklich aus⸗ 
üben bürfe, nah 8. 1435 B. ©. auch Saden, die ald wahre Schulvigfeit ge 
geben wurden, zurädgefordert werben Finnen, das vorausbezahlte Pachtgeld zuräd- 
zuverlangen. 

Entſch. v. 25. Jänner 1859, Nr. 527 (714 ©.-U.). Wird durch Er⸗ 
propriation ein Theil des Pachtobjectes dem Pächter entzogen, fo kann dieſer vom 
Verpächter ven verhältnigmäßigen Nachlaß vom Pachtſchilling verlangen. 

Entid. v. 28. März 1856, Nr. 2485 (176 ©.-U.; P. ©. 934). Wenn 
die Nugungen einer verpadhteten Herrſchaft in Folge der Aufhebung der Grunde 
toften au um mehr als die Hälfte des gewöhnlichen Ertrages gefallen find, fo 
bat der Pächter dennoch feinen Anſpruch auf einen Nachlaß der Pachtzinfe, 
fondern nur auf die an die Stelle ver Urbarialſchuldigkeiten getretene Grundent⸗ 
laſtungsentſchädigung. 


@. 1108 — vgl. . 984, 1060 ®. G.; bei $. 1108 cit.) 

8. 1105. Wird dem Miether der Gehraud des Mietäftüdes nur zum Theile entzogen, fo 
wird ihm aud ein verhältnigmäßiger Theil des Miethzinſes erlaflen. Dem Pächter gebührt 
ein Erlaß an dem Pachtzinfe, wenn buch außerordentliche Zufälle Die Rugungen des nur auf 
Ein Jahr gepachteten Gutes um mehr als die Hälfte des gewöhnlichen Ertrages gefallen find. 
Der Verpächter ift ſoviel zu erlaffen ſchuldig, als durch diefen Abfall an dem Pachtzinfe mangelt 

Entſch. v. 30. October 1879, Nr. 9876 (©. H. 1879, Nr. 97), Der 
Sequefter Tann zur gänzlihen oder theilweiſen Rüdftelung eines von ihm einge- 
bobenen Beftanbzinfes, wegen Zerftörung des Beftandobjected nicht verhalten werden, 
weil der Sequefter als vom Gerichte beftellt, die eingenommenen Gelder nach er- 
baltener Weifung zu verwalten hat, Dritten aber nicht perfünlid verantwortlich 
if. Diefes Rechtsverhältniß erleidet auch daburd feine Aenderung, dag zum 
Sequefter der Executionsführer felbft beftellt wurde. Wider ben Egthr. des Be- 
ftandobjecte® war dem Beflanbnehmer die lage nad 88. 1104 u. 1105 8. ©. 
vorzubehalten. 

Entſch. v. 9. April 1878, Nr. 12844 (I. B. 1878, Nr. 28). Dem 
Miether gebührt eine angemeflene Entſchädigung für den ihm entzogenen Gebraudy 
des Miethobjectes felbft dann, wenn bie Entziehung in Folge zur Abwendung 
bes Einſturzes nothwendig gewordenen Vorſichtsmaßregeln eingetreten if. Das 
Anbringen derartiger Vorfihtsvorrihtungen ift nicht ald nothwendige Ausbefferung 
oder Bauführung im Sinne des $. 1119 B. ©. anzufehen; vielmehr muß ber 
Eintritt der Notwendigkeit, diefelben anzubringen, als Zufall im Sinne des 
8. 1105 ibid. aufgefaßt werden. Der erhobene Erfaganfpruh wird auf ben 
8. 1105 ibid. geftägt, war aber in der Form eines Erlaſſes am Zinfe nicht 
mehr geltend zu machen, weil diefer Zins bereits im vorhinein bezahlt war, 
daher nur der Erfag begehrt werben konnte. 

Entfd. v. 8. März 1877, Nr. 11934 (©. H. 1877, Nr. 55). Wenn 
der Mieter von dem ihm nad) 8. 1105 B. ©. etwa zugeftandenen R., Nachlaß vom 
Zins zu fordern, feinen Gebraud machte, muß feine wiewohl auf den in $. 1105 
eit. vorgefehenen Thatbeftand geftügte, jedod auf Schadenerfag gerichtete Klage 
abgewiefen werben. 

Entf. v. 1. April 1875, Nr. 3132 (©. Ztg. 1877, Nr. 71). Der 
Aftermiether haftet nicht für die durch Verſchulden des Bermietherd unmöglich 
geworbene Erfüllung bes Afterbeftandvertrages. — Der Aftermiether hat durch 
die von ihm wider den Bermiether mit Erfolg angeftrengte Klage auf Einräu- 
mung der Wohnung Alles gethan, um feiner Verpflichtung gegen ben Aftermiether 
nachkommen zu können; es ift daher das gegen ihn gerichtete Begehren, welches 
auf die 88. 1293, 1301 u. 1324 B. ©. anftatt auf dem bei dieſem Sadver« 
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halt allein maßgebenven 8. 1105 ibid. geftügt warb, ganz verfehlt, da zwar 
Kläger, weldyem der Gebrauch der in Aftermiethe überlafjenen Tocalitäten für die 
Zeit bis 2. Jänner 1874 entzogen blieb, auf Erlaſſung eines verhältnigmäßigen 
Theiles des Miethzinfes hätte dringen können und er ohnedieß noch in ber Lage 
if, von dieſem R. Gebraud zu machen, da er nod einen Theil des Aftermieth« 
zinſes ſchuldet; nicht aber auf Erſatz eines ihm vom Bellagten nicht zugefügten 
Schadens Anfprud hat. 

Entſch. v. 26. October 1870, Nr. 8281 (3923 ©.-U.). Außerordent« 
liche Unglüdsfälle, zu welchen aud ber Krieg gehört, — geben unter der Boraus- 
fegung der 88. 1104 u. 11058. G. — nur das R. auf vollen oder theilweifen 
Zinsnachlaß; berechtigen aber keineswegs zur Forderung des Erfages \eines bei 
biefem Anlafje erlittenen Schadens (Einquartierung feindliher Truppen). 

Entf. v. 8. October 1870, Nr. 1607 (3898 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 8281 ex 1870. 

Entf. v. 30. December 1863, Nr. 9101 (1843 ©.-U.). Der Pächter 
eines durch Elementarereigniß verwäfteten Pachtgrundſtückes Tann nicht die Her- 
ſtellung in den früheren probuctiven Stand oder den Erſatz bes verurſachten 
Schadens, wohl aber ven Erlaß vom Pachtzinſe verlangen. 

Entf. v. 25. Jänner 1859, Nr. 527 (714 ©.-U). Der Sal der 
Erpropriation eines Theiled des Pachtobjectes ift von ben in 8. 1105 B. ©. 
vorgebachten Fällen verfchieden und nah $. 1104 ibid. zu behandeln, wornach 
der Pächter auf einen verhältnißmäßigen Pachtzinsnachlaß Anſpruch hat. 


(8. 1108 — vgl. 8. 1104; 98. 1100-1111 B. @.; Hoftrgär. Vbg. v. 18. December 1828, B 4528, Nr. 143 Mil. &. S.) 

8. 1106. Hat der Beftandnehmer unbeftimmt alle Gefahren auf fi genommen; fo werden 

darunter nur bie Feuer ⸗ und Waſſerſchäden und Wetterſchläge verftanden. Andere außerordent- 

liche Unglüdsfälle kommen nicht auf feine Gefahr. Verbindet er fi aber ausdrücklich, auch 

alle andere außerordentliche Unglücksfälle zu tragen; fo wird deßwegen noch, nicht vermuthet, 
daß er auch für den zufälligen Untergang des ganzen Pachtſtückes haften wolle. 


@. 1107 — vgl. 98. 1811; 1096 8. @.) 
3. 1108. Wird der Gebrauch oder Genuß des Beftandftlides nicht wegen deffen Beſchädigung 
oder fonft entftandener Unbrauchbarkeit, fondern aus einem dem Beftanpnehmer zugeftoßenen 
Hinderniffe oder Unglüdöfalle vereitelt; oder waren zur Zeit der Beſchädigung bie Früchte 
von bem Grunde ſchon abgefondert; fo fällt die widrige Ereignung dem Beftanpnehmer allein 
zur Laſt. Er muß den Zins doch entrichten. 


Entſch. v. 26. Mai 1869, Nr. 5067 (Sch. II). Eine Erlaſſungsklage 
ift einer Schabenerfagllage gleichzuhalten. 


@. 1108 — vgl 85. 926080 8. @. und bei $. 926 cit.) 
8. 1108. Behauptet der Pächter den Erlaß des ganzen Pachtzinſes oder eines Theiles davon 
entweder aus bem Bertrage oder aus dem Gefege; fo muß er dem Verpächter ohne Zeitverluft 
den geſchehenen Unglüdsfall anzeigen und die Begebenheit, wenn fie nicht landkundig ift, ge- 
richtlich, oder wenigftend durch zwei fachkundige Männer erheben laſſen; ohne dieſe Vorſicht 
wird er nicht angehöret. 


4. Burürkftellung. 
(6. 1109 — vgl. $8. 1096—1098; 1111; 1206; 471 ©. ©.) 
8. 1109. Nach geendigtem Beftandvertrage muß der Beſtandnehmer die Sache dem etwa 
errichteten Inventarium gemäß, oder doch in dem Zuftande, in welchem er fie übernommen 
hat; gepachtete Grundſtlicke aber mit Rüdficht auf die Jahreszeit, in mwelder ver Pacht geen- 
diget worden ift, in gewöhnlicher wirthſchaftlicher Eultur zurlidftellen. Weder die Einwendung 
des Compenfationsrehtes, noch ſelbſt des früyern Eigenthumsrechtes kann ihn vor der Zurüch⸗ 
ftellung fügen. 
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Entfd. v. 1. September 1878, Nr. 6466 (©. H. 1879, Nr. 2). Da 
ber Beftandvertrag, wornach die Bahn anf beftimmten Grundſtücken Steine zu 
brechen und wegzuführen, fowie foldhe auf anderen Grundſtücken zu ſchichten für 
die Zeit bis zur Sertigftellung der Bahnftrede berechtigt ift (irrthümlich Servituts- 
vertrag genannt 8. 1090 B. ©.) mit der Betriebseröffnung fein Ende erreicht 
bat, hatten die Beftanpnehmer nad) 8. 1109 ibid. die Verpflichtung, bie Beftand- 
ſache in dem vorigen Zuftande zurüdzuftellen; das Klagebegehren auf Wegräumung 
bes unbrauchbaren Steinfhuttes von den Grundſtücken in den Steinbrud oder 
Vergütung des hierzu nad Gutachten der Sachverſtändigen erforderlichen Auf 
wandes ift demnach in 88. 1109 u. 919 ibid. volftändig begründet. 

Entſch. v. 4. Juli 1866, Nr. 5993 (©. H. 1866, Nr. 76). Die in 
eınem Miethvertrage enthaltene Beftimmung, der Beftandnehmer habe die bei der 
gemietheten Realität befindlichen Senfgruben auf feine Koften reinigen zu laflen, 
verpflichtet den Miether, am Ende ber Miethe die Senkgruben im gereinigten 
Zuftande dem Vermieter zw übergeben, wenngleich diefelben bei Beginn ber 
Miethe nicht gereinigt waren. 

Entfd. v. 19. März 1861, Nr. 2075 (1288 ©.-U.). Der Verpächter 
iſt berechtigt, auf Rüdtellung des Pachtgutes nah Ablauf der Pachtzeit ohne 
vorhergegangene Aufforderung des Pächters zur Neftitution zu Magen. 

Entſch. v. 4. Februar 1859, Nr. 350 (722 G.-U.). Zur Entſcheidung 
von Streitigkeiten aus dem Berhältniffe des Beneficiaten in Bezug auf kirchliche 
Pfründen find die Gerichte nicht compelent. 

Entf. v. 26. Mai 1858, Nr. 5048 (2686 ©.-U.). Sobald die Ber- 
abrebung, wornach der Bahtvertrag in eine Erbpacht umgewandelt werben follte, 
beftritten ift, und trog darüber anhängiger Klage ift ver Pächter zur Rüdftellung 
des Pachtobjectes verpflichtet; denn da nah $. 1109 B. ©. nicht einmal bie 
Einwendung des früheren Eigenthumsrechtes ftatthaft ift, kann umfoweniger ein 
minder weitgehender Anſpruch berüdfichtigt werden, und darf aud bie Entf. 
wegen Rüdftellung des Pachtobjectes nicht durch den ſchwebenden Proceß über 
vie behauptete Erbpacht verzögert werben, 


(6. 1110 — vgl. 9 618 8. G.) 


8. 1110. Wenn bei dem Beftandvertrage Fein Inventarium errichtet worden ift, fo tritt die 
nämliche Bermuthung, wie bei der Fruchtnießung ($. 518) ein. 


Entf. v. 27. Februar 1872, Nr. 14888 (4489 ©.-U.). Die Be- 
weistaft binfichtlih der exceptio rei non sic sed aliter gestae obliegt dem 
Miether. 


G. 1111 — ugl. 98. 967, 98%, 1097; 1297, 1296 ©. @.; Tel: Es: v. 97. October 1849, Pr. 12 8.0.0. NM; 
bei 6. 1109 cit.) 


g. 1111. Wird das Mieth. oder Pachtſtück befhäpiget, oder durch Mißbrauch abgenügt; fo 
haften Mieter und Pächter fowoh! für ihr eigenes, als des Afterbeftanpnehmers Berſchulden, 
nicht aber für den Zufall. Doch muß der Beflandgeber den Erfag aus diefer Haftung längftens 
binnen Einem Zahre nach Zurüdftellung des Veftandftüdes gerichtlich fordern, fonft ift das 
Recht erloſchen. y 

Entſch. v. 16. December 1874, Nr. 8493 (5564 ©.-U.). Der $. 1483 
B. ©. beftimmt, daß, fo lange der Gläubiger das Pfand in Händen 
bat, ihm die unterlaffene Ausübung des Pfandrechtes nicht einge» 
wendet und das Pfandrecht nit verjährt werden kann. Bei An+ 
wendung dieſes Gs. auf den vorliegenden Fall ergibt ſich, daß die 
Abweifung der eingellagten Erfagforderungen wegen eingetretener 
Big. nad $. 1111 ibid. nit gerechtfertigt ift, meil dieſe Forderungen 





— — — 
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buch die vom Bellagten geleiftete Eantion gebedt find, denſelben 
daher kraft der eingangs bezogenen Gefegesvorfgrift die Einmwen- 
dung der Big, nicht entgegengefegt werden kann. 

Entf. v. 26. Mai 1859, Nr. 5066 (P. S. 1297). Zur Unter 
bredung der Big. im Falle des 8. 1111 B. ©. genügt nicht die Weberreihung 
des Gefuches um einen gerichtlichen Augenfhein zur Erhebung des Schadens, 
fondern es muß. die Klage felbft überreicht werden. 

Entf. v. 22. Juli 1852, Nr. 5898 (P. ©. 1294). Aehnl. der Entſch. 
Rr. 5066 ex 1859. 


5. Aufläfung des Beſtandvertrages: 
8) durch Untergang der Sache; 
(6. 1112 — vgl. 8. 1117 und 80. Haupiſt. bief. Theils ©. G.) 

8. 1118. Der Beftandvertrag Löfet ſich von felbft auf, wenn die beftandene Sache zu runde 
geht. Geſchieht dieß aus Verſchulden des einen Teiles, fo gebührt dem anderen Erfag; ge⸗ 
ſchieht es durch einen Unglüdsfan, fo ift kein Teil dem anderen bafür verantwortlich. 

Entfd. v. 30. October 1877, Nr. 13101 (©. H. 1878, Nr. 84). Der 
Tod des Miethers bilvet keinen Auflöfungsgrund des Mietvertrages und fließt 
bie Fortfegung des Miethvertrager mit der Verlaſſenſchaftsmaſſe oder dem Erben 
nicht aus (88. 547 u. 918 8. ©.). 

Euntſch. v. 23. Jänner 1866, Nr. 517 (2369 ©.-U.). Wenn bei einem 
Erbpachtzinsvertrag ein in Beſtand gegebenes R. durch eine im öffentlihen In— 
tereffe getroffene Anorbuung der Regierung ganz oder quch zum Theile verloren 
geht, ift der Pachtnehmer dennoch nicht beredtigt, auf bie Anflöfung des Vtgs. 
zu bringen. 

Entf. v. 27. März 1862, Nr. 1612 (1501 G.-U.). Demjenigen, ber - 
einen Beftandvertrag auflündigt, liegt im Betretungsfalle ob, zu beweifen, daß 
ein Beftandvertrag abgeſchloſſen worden war. 


b) Derlauf der Zeit; 
(8. 1118 — vgl. 86. 1090, 868 ©. ©.) 
8. 1118. Der Beftanbvertrag erlifcht auch durch den Verlauf ber Zeit, welcher ausdrücklich 
ober ſtillſchweigend, entweder durch dem nach einem gewiſſen Zeitraume ausgemefleuen Zins, 
wie bei fogenannten Tag-, Wochen und Monatzimmern, oder durch die erflärte, ober aus 
den Umftänden hervorleuchtende Abficht des Beſtandnehmers bebungen worden iſt. 


Entf. v. 27. November 1878, Nr. 12465 (Yur. Ztg. 1879, Nr. 27; 
I. 3. 1879, Nr. 46). Aus dem Borbehalt der Kündigung (5. Big. Art.) 
in einem auf beflimmte Zeitbauer gefchloflenen (1. Vtgs. Art.) Miethvertrage 
Kann auf Abſchließung eines Mietvertrages von unbefiimmter Zeit nicht gefolgert 
werben nnd erlifht diefer Btg. nah $. 1113 B. ©. von felbft durch den Ab- 
lauf der beftimmten Miethzeit, ohne daß es hierzu einer befonderen Aufkündigung 
bebürfte, ausgenommen die Fälle der 88. 1117 u. 1118 ibid., wo unter ven 
im ©. tarativ angeführten Vorausfegungen der Beſtandgeber oder Beftandnehmer 
noch vor Ablauf der ausdrücklich beftimmten Beſtanddauer die Aufhebung des 
Big. verlangen klann. Da nun bier die Auffimdigung des Vermiethers im Laufe 
ber flipulixten firen Miethvaner nicht auf 8. 1118 ibid., ſondern lediglich auf 
Art. 5 des Miethvertrages gegründet wird; muß vor Allem ber Zufammenhang 
der Art. 1 u. 5 des Miethvertrages in’8 Auge gefaßt werden, was zu dem Refultate 
führt, daß nur Art. 1 die Zeitvauer der Miethe beſtimmt, während Art. 5 fid 
mit diefer Beſtimmung gar nicht mehr befaßt, und nur bie vereinbarten Beftim- 
mungen ftipufirt, unter welchen ver Vtg. gefünvet, resp. ſtillſchweigend nicht er⸗ 
neuert werden fol, Daß fi diefe Beftimmungen nur anf die Zeit nad) Ablauf 
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der bebungenen Miethzeit beziehen können, folgt ſchon daraus, weil bei einer 
anderen Auslegung ein unlösbarer Widerſpruch zwifchen Art. 1 und 5 des Mieth⸗ 
vertrages gegeben wäre (8$. 914 u. 915 8. ©.). Die Beftimmung einer folden 
Kündigungszeit Tann demnach vorliegend nur den Sinn haben, daß dirfes beiden 
Theilen vorbehaltene Auftündigungsrecht und die hierfür ftipulirte Terminsbeflim- 
mung erft auf jene Zeit Anwendung finden könne, wenn die bedungene Miethe 
zeit abgelaufen if, um mit biefer Beſtimmung jebe Unficherheit des Erlöſchens 
bes Btgs. oder der ftillfehweigenden Erweiterung wirkſam zu befeitigen, wornach 
ſich die ſchon früher veranlaßte Kündigung offenbar als verfrüht und nad dem 
Wortlaute des Vigs. unzuläffig herausftellt. 

Euntſch. v. 16. Mai 1876, Nr. 5668 (6143 ©.-U.). Im Falle einer 
Monatsmiethe mit vereinbarter vierzehntägiger Kündigung kann die Kündigung 
gleichwohl nur fo erfolgen, daß die Miethe am 15. ober legten Tage eines 
Monats endige; denn ber Miether kann nicht gemdthigt werben, die Wohnung 
früger als vierzehn Tage nah Ablauf jener Zeit, für welche er den Zine bereits 
gezahlt hat, zu räumen. 

Entf‘. v. 12. Juni 1872, Nr. 5961 (4632 ©.-U.). Obgleich in ber 
brieflihen Erflärung des Egthrs. die Miethdauer nicht ausprädlich bezeichnet ift, 
muß aus der Feſtſetzung des Jahreszinfes nad $. 1113 B. ©. auf eine Jahres- 
miethe geſchloſſen werden. Die Stipulation der Zahlung des Miethzinfes im 
vierteljährigen Raten kann für die Miethdauer von keinem Belange fein, weil 
das ©. ausdrücklich nur die Feſtſetzung des Zinfes nach einem beflimmten Zeit 
raume für maßgebend erflärt, fowie e8 umgekehrt, wenn eine Jahresmiethe ber 
dungen, allein die Zahlungszeit des Zinfes nicht beftimmt tft, bie letztere nicht 
für das ganze Jahr auf einmal, fondern, von der Miethzeit abweichend, in halb- 
jährigen Raten vorſchreibt ($. 1100 ibid.), Wenn man übrigens es als zwei 
felhaft betrachten wollte, ob in dem Briefe der Zins als Jahres- oder Ouartal- 
zins bezeichnet fei, fo müßte, da ber Veftandvertrag ein zweifeitig verbindliches 
Geſchäft if, die Frage zum Nachtheile des Vermiethere entfchieden werden, von 
bem bie brieflihe Erklärung ausgegangen ift (8. 915 ibid.). 

Entfb. v. 23. April 1872, Nr. 4322 (4585 ©.-U.). Eine Eintragung 
in den Meldzettel ift auf die civilrechtlichen Berhältniffe zwiſchen Miether und 
Bermiether von feinem Einfluß. Iſt eine befondere Vereinbarung über die Friſt 
zur Auftündigung nicht erfolgt und wird der Beſtandzins monatlich berichtigt, fo 
ift anzunehmen, daß der Miethvertrag nur auf eine monatliche Dauer ge- 
ſchlofſen wurbe. 

Entf. v. 26. Yuli 1870, Nr. 8765 (3833 ©.-U.), Die Zufage des 
Bermiethers, nicht kündigen zu wollen, „folange er mit vem Miether zufrieden 
fei,“ ift Mangels der Beſtimmtheit und Ernſtlichkeit zur Begründung eines Btgs. 
überhaupt nicht geeignet; es kann daraus auch nicht eine Vereinbarung im Sinne 
des 8. 1118 B. ©. gefolgert werden. Das R. der Kündigung ergibt fi von 
felbft aus ven geſetzlichen Vorfchriften, keinesfalls obliegt dem Miether, barzu- 
ihun, weßhalb er fidy zur Auffündigung veranlaßt finde. Dagegen ift e8 Sache 
bes Miethers, fi einen längeren Beftand ausdrücklich auszubebingen. 

Entf. v. 10. Februar 1869, Nr. 826 (3281 ©.-U.). Ein für bie 
Dauer einer diplomatifhen Sendung abgefchloffener Miethvertrag wird durd vie 
vorübergehende, wenn auch nad völferrechtlicher Uebung nothwendige Abberufung 
des betreffenden Diplomaten nicht beendet; übrigens können Streitigkeiten über 
die Giltigkeit eines Beftandvertrages in dem über den Rüderlag einer Auflündi⸗ 
gung abgeführten Procefje nicht entſchieden werben. 

Entſch. v. 2. April 1862, Nr. 2091 (1504 ©.-U.). Wenn ver Ber- 
miether ſich vom Miether verfprechen ließ, daß er (Miether) innerhalb einer ge⸗ 
wiflen Zeit nit fünbigen werbe, ift bamit die Dauer dieſes Vigs. auf biefe 
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Zeit ausdrücklich feftgefegt worben, wornach von einer zugleich ſtillſchweigend be- 
fimmten Hirgeren Frift feine Rebe fein kann (88. 1090 u. 1113 8. ©).; es 
iſt daher auch der Vermiether vor Ablauf jenes Zeitraumes nicht berechtigt, zu 
kündigen. & 
Entf. v. 27. März 1862, Nr. 1619 (1501 ©.-U.). Aus ber Er- 
ledigung der politifchen Behörden, womit zwar das Beftehen eines unter bie Vor- 
foprift Aber die Orundentlafung fallenden Verhältniſſes negirt, jedoch die Be— 
teetung des Rechtsweges ohne Präclufiotermin vorbehalten wurde, fann auf einen 
Zeitpacht nad 88. 1112—1116 B. ©., und der Tail. Bag. v. 16. November 
1858, Nr. 213 R. ©. B., nicht gefolgert werden. Der Beweis, daß ein Zeit- 
pacht und nicht ein Erbpacht vorliege, trifft ven Egthr. 

Entſch. v. 14. Jänner 1862, Nr. 217 (1457 ©.-U.). In der zur Zeit 
ber gefeglich beftandenen halbjährigen Künbigungsfrift eingegangenen Berkinblid- 
keit, den Zins halbjährig zu zahlen, Liegt nicht das ſtillſchweigende Einverſtändniß 
auf eine balbjährige Kündigung überhaupt. 

Entf. v. 24. December 1861, Nr. 8377 (1444 ©.-U.). Ohne das 
gleichzeitige Verſprechen, nie zu fteigern, ift dad Berfprechen des Egthrs. dem Ber- 
miether nie zu kündigen, ganz bebeutung8los. 

Entſch. v. 18, Juni’ 1861, Nr. 4057 (1344 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Re. 8755 ex 1870. R 

Entſch. v. 25. Ami 1857, Nr. 5845 (401 ©.-U.; P. ©. 648). Wenn 
ber Berpächter eine bloße Theilzahlung angenommen hat, fo liegt darin ein ftill- 
ſchweigender Verzicht auf das R., nah 8. 919 8. ©. die Aufhebung bes Padht- 
vertrages wegen Nichterfüllung, rückſichtlich Nichtzahlung jeder Pachtzinsrate am 
Berfallstage zu fordern. 

Entſch. v. 16. Juni 1857, Nr. 5919 (386 ©.-U.). Der Berziht bes 
Bermietherd auf das Kündigungsrecht ift wirkungslos, weil nad) 8. 1090 8. ©. 
der Beftandvertrag auf eine gewifle Zeit geſchloſſen werden muß, 
welche durd die vom ©. (nad; den 8$. 1113—-1116 ibid.) geregelten 
an beflimmte Zeiten gebundenen Kündigungssrechte begrängt ift, wo- 
bei der Ausprud „gewifle Zeit“ als ganz gleihbeveutend mit be» 
Rimmter Zeit zu verftehen ift, wie $. 908 ibid. („gewiffer oder be- 
Rimmter Tag“) zu entnehmen gibt. 


wenn Beine Erneuerung geſchiebt; 


(6. 1114 — vgl. 68. 868, 1116 ©. G.; 3. 38 Bog. v. 16. Movember 18581, Ar. 318 und G. v. 3. Mai 1878, 
Ar. 9ER. &. ©.) 


8. 1114. Der Beftanpvertrag kann aber nit nur ausbrüdli, ſondern auch ſtillſchweigend 

erneuert werden. If in dem Bertrage eine vorläufige Auffiindigung bebungen worben; fo 

wird ber Vertrag durch die Unterlaffung der gehörigen Auffündigung ſtillſchweigend erneuert. 

Iſt keine Auftündigung bebungen worben; fo geſchieht eine ſtillſchweigende Erneuerung, wenn 

der Beftanpnehmer nad Berlauf der Beſtandzeit fortfährt, die Sache zu gebrauden oder zu 
benügen, und der Beftandgeber e8 dabei bewenden läßt. 


Entid. v. 18. Yuli 1878, Nr. 7948 (©. 9. 1879, Nr. 11). Die 
Friſt von 14 Tagen zur Ueberreihung einer Klage nah 8. 22 kaif. Pat. vom 
16. November 1858 ift nicht vom Tage ber abgelaufenen Miethzeit, fondern von 
jenem Zeitpunkte zu berechnen, in weldem der Beſtandgeber bie Kenntniß er⸗ 
langt hat, daß der Beſtandnehmer freiwillig nicht räumen werde. Beide Par- 
teien haben übereinftimmend laut Protokoll erflärt, daß ber Beſtandvertrag mit 
Ende April 1877 erloſchen fei, da nad 8. 1114 B. ©. eine ſtillſchweigende 
Erneuerung des Beftandvertrage® nur dann gefchieht, wenn nach Verlauf ber 
Beftandzeit der Beſtandnehmer fortfährt, die Sade zu gebranden und der Be 
ſtandgeber es dabei bewenven läßt, Im gegebenen Halle konnte aber von einer 
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ſtillſchweigenden Erneuerung keine Rede mehr fein, weil der Vtg. mit beiverfei- 
tiger Einwilligung bereits erfofhen mar. Die Nothwenbigkeit der Klagerhebung 
trat für das k. k. Aerar erſt vann ein, als der belangte Beſtandnehmer unge 
adtet der am 2. Mai 1877 abgegebenen Erflärung, daß der Miethvertrag er⸗ 
loſchen fei und ungeachtet ber am 18. Mai 1877 mwieberholt an ihn ergangenen 
Aufforderung, die Wohnung unverzüglich zu räumen, biefe Wohnung nicht ver 
laſſen wollte, 

Entf‘. v. 31. Mai 1878, Nr. 5838 (©. Big. 1879, Nr. 58). Die 
vertragsmäßig bebungene, bezüglich der Zeit der Anbringung nit beichränfte 
Kündigung eines Beftandvertrages Tann zwar jeberzeit erfolgen, wird aber erſt 
nad Ablauf der Zeit wirkſam, für welde ber Beftanzins bezahlt iſt und für 
welche beide Theile ſchon gegenfeitig Ne. erworben und Verbindlichkeiten über 
2) haben, welche einfeitig nicht geldft werben können (88. 1114 n. 1115 
Entf. v. 18. Mei 1876, Nr. 3632 (6151 G.⸗U.). Sowohl tie 
Aeußerung des Miethers, „anziehen zu mäflen, weil er ven Zins wicht mehr 
beftreiten könne,” als die weitere, „er müfle ausziehen, wenn ihm der Zins nicht 
nachgelafien würbe,“ enthält die beftimmte und verſtändliche Erklärung, vie Woh- 
nung nicht weiter zu behalten; mur wäre fle in ber zweiten Form an die Be— 
dingung eines Zinsnachlaſſes gebunden, alfo nur im alle eines Zinsnach- 
laſſes als nicht gefchehen zu betrachten geweſen. Da jede dieſer Erklärungen 
eine beftimmte und verſtändliche Kündigung enthält, die mündliche außergerichtliche 
Kündigung durch kein ©. als unwirkfam erflärt wird, war durch biefelbe der 
ſtill ſchweigenden Fortfegung des Miethvertrages vorgebeugt und ber letztere zur 
NRäumungszeit erlofhen. Die Kündigung geihah mit voller Wirkung an bie 
Miteigenthümerin des Haufes, da fie das Angeld in Empfang genommen, fomit 
ben Miethoertrag mit der Beklagten abgefchlofien hatte. 

Entſch. v. 19. October 1875, Nr. 10767 (©. Ztg. 1876, Nr. 14). 
Die Execution eines Räumungserfenntnifjes ift, im Falle die Mietb⸗ oder Baht» 
zeit vor rechtökräftiger Entſcheidung bes erhobenen Widerſpruches verſtrichen iR, 
auch nah Ablauf des zweiten Tages nach eingetretener Rechtskraft desſelben zu⸗ 
Käfflg; denn [im Wiverfprud mit der auf die gleiche ratio legis mit $. 1114 
B. ©. geftügten ebergerichtlihen Entf], den im 2. Abf. des 8. 19 kaiſ. 
Bog. dv. 16. November 1858 vorfommenden Worten: „nod am zweiten 
Tage nad eingetretener Rechtskraft des Urteils, oder am zweiten 
Tage nad ber Zuftellung der in legter Inftanzgefällten Entſcheidung“ 
Tann mit Rüdfiht auf die Tertirung des unmittelbar vorausgehenden 
1. Abſ. diefes Paragraphen und nah dem Örundfage, daß eine Aus- 
nahme (hier die Ausnahme von dem R. der Erecutionsführung) 
firenge auszulegen ift, fein anderer Sinn beigelegt werben, als daß 
in dem daſelbſt gedachten Falle die Erecution nit früher als am 
zweiten Tage angefucht werden Tann, worin offenbar nur eine Be— 
günftigung bes Erecuten in der Art liegt, daß er nicht etwa durch 
eine unvorhergefehene plöglihe executive Delogirung überraſcht 
werbe; feineswegs Tann aber darin eine derartige Beſchränkung der 
obfiegenden Partei in ber Erecutionsführung erblidt werden, daß, 
wenn fie am zweiten Tage die Erecution nit anfudt, fie überhaupt 
von ber Geltendmachung ihrer Erecutionsredte präcludirt fein ſoll. 

Entſch. v. 9. April 1874, Nr. 3833 (5324 ©.-U). Das B. ©. be- 
zeichnet im 8. 1120 als eine Art der Auflöfung bes nicht intäbulirten Beftand- 
vertrage® die freiwillige Veräußerung der Beſtandſache, jedoch mit der Beſchrän⸗ 
fung, daß der Beftandnehmer erft mach gehöriger, d. i. nach ber zu Folge $. 1116 
ibid. und $. 2 faif. Vog. dv. 16. November 1858, Nr. 213 R. G. B., in ben 
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ortsüblichen Terminen gefchehenen Aufkündigung dem neuen Vefiger weichen muß. 
Daraus ergibt fi, daß der mit dem früheren Egthr. der Beſtandſache auf län⸗ 
gere Dauer gefchloffene, nicht verbücherte Beſtandvertrag durch bie Veräußerung 
ter Sade an einen Dritten, von einem befonderen Webereintommen abgejehen, 
viefem gegenüber in einen zu ben ortsühlihen Terminen kündbaren Vtg. über- 
geht und daß das bem neuen Befitzer zuftchende R. der Kündigung in biefen 
Terminen auch dem Beftandnehmer zulommen muß, weil es ſich eben um eine 
geſe tzlich fatuirte Art der Anflöfung des Beftanbvertrages, als eines zweifeitig 
verbindlichen Vtgs. handelt. Da nun vorliegend vie Auflöfung des mit dem 
BVorbefiger auf vier Jahre gefchloffenen, nit int abulirten Vtgs. nur nad) ge⸗ 
böriger Aufkündigung einzutreten hatte (8. 1120 ibid.), daher ver Miether bis 
dahin zur Einhaltung des Vtgs. berechtigt und verpflichtet war, fo kann weber in 
dem Beziehen der Rocalitäten im Maitermine, zn welchen nod) nicht gekündigt worden 
war, noch im dem Zahlen bes damals fälligen Zinfes eine Handlung gefunden 
werben, durch melde der Miether den Willen zur Fortſetzung bes Vtgs. während 
ber ganzen urfpränglichen Miethdauer lillfehweigend erklärt hätte (8. 863 ibid.), 
weil er damit cben nur ein ihm auch ohne einen neuen Vtg. zukommendes R. 
andgeäbt, resp. feine Pflicht erfüllt hat. Ebenſowenig läßt fih aus der erft im 
NRovember-, niht ſchon im Maitermine gejchehenen Auflündigung ein Verzicht ber 
Bank auf ihr Kündigungsreht ($. 1120 ibid.) ableiten, weil — abgefehen davon, 
daß ber Zeitpuntt, in welchem der Miether von dem: Hausverlaufe Kenntniß er 
hielt, nicht conftatirt ift — die durch Unterlafjung der gehörigen Aufkündigung 
erfolgende ſtillſchweigende Erneuerung des Btgs. nah 88. 1114 m. 1115 ibid, 
bei Miethungen, wo ber Zins ganz ober halbjährig bezaplt wird, nur für ein 
halbes a zu gelten hat, 

Entſch. v. 25. Auguft 1870, Nr. 8392 (3856 ©.-U.). Zum Weſen 
des Beſtandvertrages gehört defien Auflösbareit nad, Ablauf der vertragsmäßigen 
oder gefeglihen Zeit (88. 1070 u. 1114 8. ©.); die unaufkündbar geſchehene 
Bermiethung wiverftreitet daher der Natur diefes Vtgs. 

Entſch. v. 7. October 1869, Nr. 8167 (3530 &.-U.). Wenn aud . 
verabredet wurbe, daß ein Beſtandvertrag ohne Auftünbigung erlöfche, ift für den 
Bermiether eine Auflündigung dann nothwendig, wenn der urſprüngliche Big. ſtill⸗ 
ſchweigend ernenert wurde. 

Eniſch. v. 6. October 1868, Nr. 10072 (8134 ©.-U.). Die Aufe 
änbigung befteht nicht zu R.,, wenn der Egthr. nicht zu beweifen vermag, daß 
wirflih ein Beſtandvertrag und nicht vielmehr ein anderes Rechtöverhältnig (Ser⸗ 
vitut) vorliege. 

Entfd. v. 1. März 1865, Nr. 1625 (©. H. 1865, Nr. 54). Wenn 
vie Concursmaſſe die vom Cridatar gemiethete Wohnung nad Eröffnung des 
Coneurſes fortbenüßt, fo ift dieß eine ſtillſchweigende Bertragserneuerung, und 
es iſt nicht nothwendig, baß der Vermiether feine Forderung bei der Concurs⸗ 
maſſe anmelde, ſondern er kann die Einhaltung des Btgs. und Bezahlung des 
Miethzinfes gegen den — bei dem zuſtändigen Bezirksgerichte 
— außer der Concursinſtanz — einklager 

Entſch. v. 2. Auguſt 1864, — "5803 (1953 ©.-U,). Die während 
der Streitverhandlung vom Miether geleiftete und von dem Vermiether, wenn 
auch ohme Vorbehalt angenommene Entrichtung ber Miethzinfe Tann nicht als 
eine ſtillſchweigende Anerkennung der Erneuerung des Miethvertrages und als ein 
Abſtehen von der Auftündigung, fondern nur al8 Entgelt für die Benütung bes 
Beftaupgegenftandes. während der Verhaudlung angefehen werben. 
> Entf. v. 1. Yuli 1863, Nr. 4675 (1758 ©.-U) Im dem vie Be 
vingung der Aufkündigung zur Verhinderung ftillihweigender Erneuerung nicht 
enthaltenden Vtg. mit ber Beftimmung: „L’aflttanza continuerä di tre in tre 
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anni, che andranno sempre a compiersi coll’ 11 Novembre (Martini) d’ogni 
triennio cominciando col 1862‘ ift allerbings die Pachtzeit in Abſchnitten ven 
je 3 Jahren getheilt, allein nicht feitgefegt, wie lang überhaupt vie Pachtzeit zu 
dauern habe; die Beftimmung, daß biefelbe am Ende des erften Trienuiums 
(11. November 1862) angelangt, fortzubauern habe („avesse a continuare‘“) 
ſchließt aber jebenfalls die Willensmeinung der Parteien aus, daß mit biefem 
Beitabfähnitte die Pachtung geendigt und zur Fortfegung verfelben ein neuer Big. 
nöthig fein ſolle. Demnach müßte der Verpächter, um der Ernenerung * 
Bigs. auf weitere 3 Jahre v. 11. November 1862 vorzubeugen, gemäß 8. 2 

Bat. v. 17. Juni 1837 (für Lombarbo-Venetien) 6 Monate vorher in ber durch 


-88. 2 u. 18 ibid. vorgefchriebenen Weife die Pachtung aufündigen. 


Entf. v. 28. October 1862, Nr. 7346 (1587 ©.-U.). Ein Padıt- 
vertrag, ber als „Jahresbeſtandvertrag“ geſchloſſen wurde, Täuft jeves Jahr zur 
beftimmten Zeit ab; eine vorläufige Auftündigung ift zur Beendigung besjelben 
nicht nothwendig; ein folder Pachtvertrag kann vielmehr nur auf die im Schluß ⸗ 
foge des $. 1114 ©. ©. angegebene Urt erneuert werben. 

Entid. v. 4. Mai 1859, Nr. 4232 (783 ©.-U.). Ungeachtet des 
Ausprudes im Btg., „baß die Badhtung. . . . ald verlängert” ange 
fehen werben folle, fann man doch nicht zweifeln, daß jede Erneuerung 
im gefeglihen Sinne als Abſchluß eines ... neuen Btgs. anzufehen 
ſei⸗ denn es ift gewißy daß der urfprünglihe Btg. mit Ablauf der 
erften 24 Jahre endigte und eine Ernenerung nur... . burd über- 
einflimmende ſtillſchweigende Zuftimmung beider Theile, d. i. durch 
einen neuen Btg. flattfinden konnte. Dieß ergibt fi aus der Natur 
der Sade und dem Geifte der L. 18, 8. 11 D. de locat. et conduct, 
(19, 2), des Art. 1783 des ehem. italien. ©. B. und den 88. 1114, 1115 
u. 1116 8. ©. Ein „für die Daner ber gegenwärtigen Pachtung“ vor- 
behaltenes R. (dev Umwandlung in eine Erbpadt) kann baher nit 
aud in den fpäteren Perioden ausgeübt werden. Es ift dießfalls 


‚8. 936 ibid. entſcheidend, weil die legte Ernenerung ſchon unter der 


Herrfhaft des B. ©. erfolgte. 

Entſch. v. 24. Mär; 1867, Nr. 2803 (323 ©.-U.; P. ©. 938). Die 
zwifchen dem Bermiether und Miether feftgefegte Auftänbigungsfrif gilt and für 
den neuen Hauseigenthümer. 


G. 1115 — vgl. bei $. 1114 cit.; 936 8. ©.) 
8. 1143. Die ſtillſchweigende Erneuerung des Beftandvertrages gefchieht unter den nämlichen 
Bedingungen, unter welchen er vorher gefchlofien war. Doc erftredt fie fich bei Pachtungen 
nur auf Ein Jahr; wenn aber der ordentliche Genuß erft in einem fpäteren Zeitraume erfolgen 
Tann, auf eine fo lange Zeit, als nothivendig iſt, um die Nutzungen Ein Mal begiehen zu 
Fönnen. Miethungen, wofür man den Zins erft nach einem ganzen oder halben Jahre zu 
bezahlen pflegt, werden auf ein halbes Jahr; alle kürzere Mietfungen aber auf diejenige Zeit 
ſtillſchweigend erneuert, welche vorher durch den Beſtandvertrag beftimmt ivar. Bon toieder- 
holten Erneuerungen gilt das Nämliche, was bier in Kückicht der erſten Erneuerung vorge 
ſchrieben tft. 

Entf. v. 81. Mai 1878, Nr. 5838 (©. Zig. 1879, Wr. 58). Es 
fann zwar die vertragsmäßig ohne Beſchränkung bedungene Kündigung jederzeit 
erfolgen; fie wird aber erſt nad Ablauf jenes Zeitraumes wirkſam, für welde 
ver Zins bezahlt und daher beiderſeits Re. und Verbindlichkeiten begrändet worden 
find, welche nicht einfeitig gelöft werben können (88. 1114 u. 1115 B. ©.). 

Entf. v. 9. April_1874, Nr. 3333 (5324 ©.-U.). Die Auffündigung 
ift eine „gehörige“, wenn fie u 8. 1116 B. ©. und 8. 2 Beſtandvf. in ven 
ortsäblichen Terminen erfolgt. Nur diefe „gehörige“ —— die in 
8. 1120 B. ©. normirte Wirkung. 


! 
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Entf. v. 20. Jänner 1870, Nr. 516 (3678 G.-U.). Die Verftän- 
digung an den Miether mittelft Schreibens, daß der jährlihe Miethzins vom 
nädhften Termine ab erhöht werde, involvirt fhon für. fih allein die Erneuerung 
des Btgs. ſeitens des Vermiethers gegen Leiftung des erhöhten Zinſes und ge- 
nügt ber filfeyweigenben Erneuerungen unter den bisherigen billigern Bebingungen 
vorzubengen (8. 1115 B. ©.); denn hätte der Miether hierüber die Aufkünbi- " 
gung unterlaflen, fo würde er nad 8. 862 ibid. feine Einwilligung zur Er» 
böhung des Zinfes gegeben haben. Um fo gewiſſer wurbe aber der Big. er- 
neuert, da ber Bermiether in jenem Schreiben eine Erflärung des Miethers 
binnen einer beftimmten Friſt begehrte und der Miether innerhalb diefer Frift 
den Brief mit dem Worte „einverftanden" und feiner Namensfertigung verfehen 
ihm retournirte. Hätte der Bermiether fi durch jenes Schreiben bloß die Ge . 
wißheit yerfchaffen wollen, ob der Miether, im alle er ihm nicht kündigte, ſich 
die Steigerung gefallen laſſe, jo müßte das Schreiben dem entfpredhend abgefaßt 
fein. Der Vermiether war daher zur Kündigung nicht berechtigt. 

Entfd. v. 10. Februar 1869, Nr. 826 (3281 ©.-U.). Die Miethe 
„für die Dauer der diplomatifhen Sendung, alfo bis zur Abberufung des Ge⸗ 
fandten,* bleibt giftig, wenn auch der Gefandte in Folge des Krieges nad) völker ⸗ 
rechtlicher Uebung abberufen wurde, nad Wiederherftellung des Friedens aber 
wieder zurüdfehrte. Auf den erläuternden Zufag „alfo . . . .“ Tann kein be- 
fonderes Gewicht gelegt werden. Der Sinn der Beflimmung liegt offenbar darin, 
daß der Mietvertrag bis zur definitiven Beendigung ber diplomatifhen Function 
eben dieſes Geſandten endige, alfo nicht durch eine Unterbrehung der diploma- 
tifhen Vertretung, ſoudern nur durch Acereditirung eines anderen Oefandten. 
Damit ſtimmt es au, dag der Gefandte die Benutzung ver Wohnung niemals 
aufgegeben hat [abändernd das mit Berufung auf $. 1115 B. ©. gefällte ober- 
gerichtliche Urtheil —?]. 

Entſch. v. 8. Februar 1865, Nr. 746 (©. H. 1865, Nr. 54). Die 
Beftimmung des Jahreszinſes begründet nicht eine einjährige Dauer des Mieth- 
vertraged. — In Ermanglung eines befonderen Uebereinlommens, einer Orts⸗ 
gewohnheit ober einer fpeciellen Vorſchrift fieht dem Vermiether nah 8. 2 kaiſ. 
Bog. dv. 16. November 1858 frei, bie Miethe jevenfals binnen 3 Monaten zu 
indigen. Im ©. ift nirgends ausgefprodhen, daß ſich der Kündigungstermin 
an den Ablauftermin des legten bereits bezahlten Quartals anſchließen müſſe. 

Entf. v. 7. December 1859, Nr. 13936 (924 ©.-U.). Wenn der 
Endpunkt der von den Parteien auf ein Jahr geſchloſſenen Miethe nad der 
Kalenderzeit zu beftimmen ift, dann ift die in diefem Falle in den Miethordnungen 
gefeglich beftimmte breimonatlihe Künbigungsfrift nicht mit 90 Tagen, fondern 
nad dem Kalender zu berechnen. 

Entfd. v. 4. Mai 1859, Nr. 4232 (783 ©.-U.). Eine in einem 
Miethvertrag für die „gegenwärtige" Miethe oder Pachtung getroffene Beftim- 
mung Tann nicht auf die Erneuerung des Beſtandvertrages ausgedehnt werben. 

Entfd, v. 8. April 1856, Nr. 3355 (185 ©.-U.). Wenn die für einen 
Ort beftehende Miethorbnung (Hofd. v. 16. Jänner 1813, Nr. 1024; für Lem- 
berg bie Miethorbnung v. 21. September 1792) als ausfchlieglihe Norm in Ans« 
ziehſachen Hingeftellt if, Können auch bezüglich wer Frage, auf melde Zeit ein 
Miethvertrag ſtillſchweigend erneuert wurde, und welcher Künbigungstermin ein- 
zutreten babe, nicht die Beflimmungen der 88. 1115 u. 1116 B. ©. Anwen⸗ 
dung finden [lex posterior?], 
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©) Anfkäudigung. 


. 1116 — vgl. 8. 1090; 95. 1114 u. 1116 ©. & ; Eingangs bief. . eit. Bieth-D.; Baif. Bog. v. 16. Ro: 
" * Toember 1868, Re, 218 8. Pay — 


8. 1116. Inſofern die Dauer eines Beſtandvertrages weder ausdrüclich, noch ſtillſchweigend, 

nod durch befondere Vorſchriften befiimmt ift, muß derjenige, welcher den Vertrag aufheben 

will, dem Andern die Pachtung ſechs Monate, die Miethung einer unbeweglichen Sache oier- 

sehn Tage, und einer beweglichen vierundzwanzig Stunden vorher auffündigen, als die Ab- 
tretung erfolgen fol. 

Entſch. v. 1. Oktober 1879, Nr. 10837 (©. H. 1879, Nr, 86). Die 
Dauer der Diethe muß in Ermanglung eines ausdrücklichen Uebereinfommens, 
welches einem Theile das R. der beliebigen Kündigung einräumte, als für beide 
Theile gleich angenommen werben (faif. Vog. v. 16. November 1858, Nr. 213 
R. ©. 8.) 


Entf. v. 4. Iuli 1878, Nr. 7186 (©. H. 1879, Nr. 87). "Die Bes 
ſtimmung des 8. 5 Beftandof. gilt nur für bie Fälle lit. a u. b, nicht auch für 
den Fall lit. c des 8. 2 ibid. Die Auflündigung iſt rechtzeitig angebracht, wenn 
fie vor Ablauf des zur Räumung nad $. 1116 3. ©. feftgefegten Termines 
bei Gericht überreicht worden ift und fih auf ben Titel des 8. 1120 ibid. 
ftägt. Cs ift fomit nicht erforberlih, daß aud bie Zußellung an den Gegner 
vor Beginn der fehsmonatlihen Frift erfolgt it [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 19. September 1876, Nr. 11109 (6238 ©.-U.). Unter „ge- 
 böriger" Auffünbigung if die buch $. 1116 B. ©. und die befonderen Mieth« 

orbnungen eingeführte zu verftehen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 16. Juni 1876, Nr. 6223 (6185 ©.-U). Dur die Ber- 
Außerung der Beſtandſachen wird der Beftandvertrag nicht an und für fi und 
fofort aufgelöft, fonbdern dem neuen Befiger flieht gemäß 88. 1120 u. 1121 
B. ©. bedinglih das R. zu, den Beflanbvertrag nah $. 1116 ibid. zu kündigen 
und hierdurch das frühere Beſtandverhältniß zur Auflöfung zu bringen. 

Entſch. v. 20. Mai 1875, Nr. 5287 (5728 ©.-U.). Da die Bellagten, 
welche die Wohnung dem Kläger und Miteigenthümer des Haufes vertragsmäßig 
auftündeten, das Beſtehen eines mit dem Kläger abgefchloffenen Miethvertrages 
gegen den Widerſpruch bed Klägers nicht erwiefen haben, und das Einftellen von 
je 100 fl. jährlich für bie gefündeten Wohnungen in den vom Kläger gelegten 
Adminiſtrationsrechnungen ebeu nur zur Darftellung des Erträgniffes des Haufes 
aus diefen Wohnungen erfolgte, aber einen Schluß auf das Beſtehen eines im 
Wege der Kündigung aufzulöfenden Miethvertrages nicht rechtfertigt. muß deren 
Kündigung zurldgewiefen werben. 

Entf. v. 14. October 1874, Nr. 7667 (5502 ©.-U.). Bei Beurtheis 
lung der Rechtmäßigkeit der Kündigung kann nicht erörtert werden, welde An⸗ 
Sprüche der Beftandnehmer wegen für eine längere Beſtanddauer berechneter von 
ihm beftrittener Herrichtungen zu flellen habe; derlei Erſatzanſprüche find nad 
Zufaß des $. 1097 3. ©. geltend zu machen [Schlußfolgerung]; and für bie 
Trage, ob Miethe oder Pacht anzunehmen fei, ift es irrelevant, daß der Miether 
Adaptirungen vornahm ($. 1091 ibid.), und daher aud in dieſer Richtung bie 
Einwendung gegen die Mangels befonberer Vorſchriften nah den allgemeinen 
Regeln des $. 1116 ibid. und diefen euntſprechend eingebrachte einvierteljährige 
Kündigung des Veftandvertrages Über das zum Gafthaus eingerichtete ftäptifche 
Haus unbegründet. 

Entfd. v. 9. April 1874, Nr. 3333 (6324 ©.-U). Im 8. 1120 
B. ©. ift als eine Art der Auflöfung des nicht intabulirten Beflandvertrages 
bie freiwillige Veräußerung der Beftandfache, jedoch mit ber Befchräntung be- 
zeichnet, daß der Beftanpnehmer erſt nach „gehöriger“, d. i. nach ber zu Folge 
8. 1116 ibid. und 8. 2 kaiſ. Vog. v. 16. November 1858, Nr. 213 R. G. B., 
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in den ortsähblichen Terminen gefchehenen Auflündigung dem neuen Befiger weichen 
muß. Der mit dem früheren Egthr. der Beſtandſache auf längere Dauer ge- 
ſchloſſene, nicht verbücherte Beſtandvertrag geht durch die Veräußerung ber Sache, 
dem Käufer gegenüber, ſonach in einen zu ven ortsüblichen Terminen kündbaren 
Vtg. über und das dem neuen Beſitzer zuſtehende R. ver Kündigung in dieſen Ter⸗ 
minen muß baher auch bein Beſtanduehmer zulommen, weil e8 fi eben um eine 

geſetzlich fatuirte Art der Auflöfung des Beſtandvertrages, ald eines zweifeitig 
verbindlichen Vtgs. handelt. — Bis zur Auflöfung des mit dem Vorbefiger auf 
4 Jahre gefchloflenen, nicht intabulirten Btgs. durch „gehörige Aufkündigung 
($. 1120 ibid.) war daher der Miether zur Einhaltung des Vigs. berechtigt 
und verpflichtet und es kann weder in dem Beziehen der Localitäten im Mai- 
termine, wo noch nicht gefündigt worden war, nod in dem Zahlen des damals 
fähigen Zinfes eine Handlung gefunden werden, durch welde ber Miether den 
Willen zur Fortfegung des Vtgs. während ber ganzen urfpränglihen Miethdauer 
ſtillſchweigend erklärt hätte ($. 863 ibid.). Ebenfowenig läßt ſich aus ver erft 
im November⸗, nicht jhon im Maitermine gejhehenen Auflündigung ein Verzicht 
des Miethers auf das Kündigungsrecht ($. 1120 ibid.) ableiten, weil — ab» 
geſehen davon, daß ber Zeitpunft, in weldem ver Miether von dem Hausver⸗ 
kaufe Kenntniß erhielt, nicht conftatirt ift — die durch Unterlaffung der gehörigen 
Auftündigung erfolgenvde ſtillſchweigende Erneuerung des Vtgs. nah 88. 1114 u. 
1115 ibid. bei’ Miethungen, wo ver Zins ganz oder halbjährig bezahlt wird, 
nur für ein halbes Jahr zu gelten hat. 

Entſch. v. 23. April 1872, Nr. 4322 (4585 ©.-U.). Die Kündigung 
bes Bermietherd auf 14 Tage mwurbe in der Erwägung aufrecht erhalten, daß 
der Mieter. felbft nicht behauptet, ven Miethvertrag auf die Dauer eines Jahres 
geſchloſſen zu haben, ſondern als Jahrespartei nur deßhalb gelten will, weil er 
in dem Meldzettel als ſolche eingetragen ift, daß aber eine ſolche Eintragung auf 
die rechtlichen Verhältniſſe zwifhen Miether und Vermiether feinen Einfluß hat; 
daß über die Kündigungsfrift kein befonderes Mebereintommen getroffen wurde 
und ver Miethzind monatlich zu zahlen war; daß baher nad $. 1113 B. ©. 
der Abſchluß des Miethvertrages auf Monatsdauer anzunehmen ift, folglih nad 
8. 1116 ibid. und $. 2, lit. c der faif. Vog. v. 16. November 1858, Nr. 213 
R. ©. B. auf 14 Tage gekündigt werben burfte. 

Entf. v. 7. October 1869, Nr. 9519 (Sch. I. Das Geſuch, mit 
welhem um die Vollziehung einer mündlichen Auffündigung gebeten wird, ift ale 
eine gerichtliche Aufkündigung nicht anzufehen. 3 

Entſch. v. 13. October 1868, Nr. 10250 (Sch. I). Eine Wohnungstün- 
digung kann aud in dem Falle gefeglih und rechtsgiltig flattfinden, wenn bie 
Wohnung vom Mietyer nody nicht bezogen wurde. 

Entf. v. 28. November 1866, Nr. 10533 (©. Ztg. 1867, Nr. 99). 
Die einem Miethvertrage beigefügte Bedingung, es werde bei pünttliher Zah- 
fung des Miethzinfes nicht gekündigt werden, ift rehtswirkfam [fiehe hierüber auch 
die Entid. bei 8. 1090]. 

Entf. v. 3. October 1866, Nr. 7366 (©. Ztg. 1867, Nr. 39). Ein 
ohne Befchränfung auf eine gewifle Zeit gegebenes Verſprechen, den Beſtandvertrag 
nicht kündigen zu wollen, ift nur für eine den Umftänden angemeflene Zeit bin- 
dend [? — vereinzelt]. 

Entf. v. 1. Juli 1868, Nr. 4675 (1753 G. U.). Ein auf die Dauer 
von 3 Jahren unter der Bedingung ber ſtillſchweigenden Erneuerung abgeſchloſſener 
Pachtvertrag ift als auf unbeſtimmte Zeit abgeichloffen anzufehen, und es bebarf 
daher zur Auflöfung desfelben der Auffündigung. 

Entf. v. 4. December 1862, Nr. 7999 (1610 ©.-U.). Der Egthr. 
einer Realität, deren Einfünfte aus Anlaß rückſtändiger Steuern und anderer 
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Aerarialabgaben der politifchen Sequeftration unterzogen find, ift nicht berechtigt, 
die Wohnungen der Realität zu kündigen. 

Entf. v. 27. Mär; 1862, Nr. 1612 (1501 ©,-U.). Aus ber Erledi- 
gung ber politifhen Behörde, womit zwar dad Beftehen eines unter die Vorſchrift 
über die Örundentlaftung fallenden Verhältnifjes negirt, jedoch die Betretung des 
Rechtsweges ohne Präckufiotermin vorbehalten wurde, kann auf einen Zeitpadht 
nah 88. 1112—1116 B. ©. und ver kaiſ. Vog. v. 16. November 1858, 
Nr. 213 R. ©. B., nicht gefolgert werden. Der Beweis, daß ein Zeitpacht 
und nit ein Erbpacht vorliege, trifft den Egthr. 

Entf. v. 22. Jänner 1862, Nr. 247 (1461 ©.-U.). Die bei Be 
ftandverträgen geltenden gefeglihen Kündigungsfeiften unterliegen als Beftanbtheile 
der Beftandzeit gleich biefer der Berechnung nad bem Kalender. 

Entf. v. 24. December 1861, Rr. 8377 (1444 ©. -U.). Die von 
einem Bermiether bei Abſchluß eines Miethvertrages abgegebene Aeußerung, daß 
er dem Miether, fo lange er lebe, nicht kündigen werde, kann bei ihrer Allge- 
meinheit und Unbeftimmtheit keineswegs als ver Abſchluß eines Miethvertrages 
auf Lebenszeit angefehen werben, fondern erfheint als eine bei Bermiethungen 
öfter plaggreifende, nicht ernft gemeinte Redensart, welche nicht als Baſis von 
Berpflihtungen angenommen werben kann. 

Entſch. v. 20. November 1861, Nr. 7594 (1420 G.-U.). Einfache 
mündliche Zufihernngen, dem Miethsmanne nicht zu kündigen, außer wenn ber. 
felbe die Mietbzinsraten nicht pünktlich entrichten follte, oder wenn der Vermiether 
das vermiethete Haus zu feinem eigenen Gebrauche benöthigen würde, begründen 
keine rechtliche Verbindlichkeit, fondern zielen nur darauf ab, den Miethsmann zur 
pünftlichen Erfülung feiner Pflicht zu verhalten. . 

Entſch. v. 13. Juni 1861, Nr. 4057 (1394 ©.-U.). Aehnl. der Entf. 
Nr. 7594 ex 1861. 

Entſch. v. 8. Yänner 1861, Nr. 12673 ex 1860 (1258 G.-U.). Wird 
die Servitut des Fruchtgenußes aufgelöft, jo find die Eivilfrüchte nad 8. 519 
8. ©. nad) Maß der Dauer des Fruchtgenuſſes zu theilen; daraus folgt nicht 
nur, daß der Nutznehmer das R. habe, zu verpadhten, fondern au, daß ber 
Pachtvertrag nicht ipso facto mit dem Aufhören des Fruchtgenußes endet, fon- 
dern bis zum Ablauf des Pachtjahres forbauert. 

Entſch. v. 31. Yuli 1860, Nr. 9063 (1168 ©.-U.). Vermiethungen 
„aufs Jahr“ müflen 3 Monate in vorhinein gefündiget werden. 

Entf. v. 7. December 1859, 3. 13936 (924 ©.-U.; P. ©. 696). 
Aehnl. der Entf. Nr. 247 ex 1862. 

Entſch. v. 29. September 1859, Nr. 11165 (880 ©.-U.; P. ©. 939). 
Die kaiſ. Bog. v. 16. November 1858, Nr. 213 R. G. B., über das gericht» 
liche Verfahren bei Streitigkeiten aus bem Beſtandvertrage geftattet, als eine 
Ausnahme vom gewöhnlichen Bf., keine Erweiterung, fie wurde nur für Beſtand⸗ 
verträge erlaffen, und hat daher auf einen Pacht- und zugleich Kaufvertrag, mag 
biefer den größeren ober geringeren Gegenftand betreffen, keine Anwendung. 


Vgl. bezüglich der folgenden älteren Entsch.en die kajs. Vdg. v. 16. November 1858, Nr. 313 R. G.B. 


Entfd. v. 16. Juni 1857, Nr. 5919 (386 ©.-U.; P. ©. 654). Ein 
gänzliher Verzicht auf das Kündigungsreht ift unzuläffig. Wenn der Verwiether 
einer Wohnung dem Miether auch mit feinem Ehrenwort verſichert, daß er ihm 
weder auffündigen noch den Miethzins erhöhen werde, fo ift er dennoch hierzu 
berechtigt, weil die mit dem Ehrenworte bekräftigte Aeußerung bes Vermiethers 
bei dem Mangel einer Gegenäußerung und jeder Zeitbefiimmung nit als eine 
ernſte vertragsmäßige Verpflichtung, fondern nur als eine bloße Redensart ange- 
fehen werden Tann und der Beftandvertrag $. 1090 B. ©. auf eine ge- 
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wiffe Zeit gefäloffen werden muß, welche durd die vom ©. (nad ben 
88. 1113 bis 1116 ibid.) geregelten an beftimmte Zeiten gebundene 
Kündigungsrechte begrängt iſt, wobei der Ausdruck „gewiffe Zeit“ ale 
ganz gleichbedeutend mit beflimmter Zeit zu verftehen ift, wie $. 903 
ibid. („gewiffer“, „beftimmter Tag*) zu entnehmen gibt. i 

Entf. v. 8. April 1856, Nr. 3355 (185 ©.-U.). Ein urfprünglid 
fchriftliher Vtg. iſt nach feiner ftilfhweigenden Erneuerung bezüglich der Auf- 
kündigung nur mehr nad) der Ausziehorbnung zu beurtheilen. 

Entſch. v. 5. Februar 1856, Nr. 929 (987 ©.-U.; P. ©. 990). Pad- 
tungen, wobei die Auffündigung weder durch ein beſonderes Webereintommen ver 
Parteien noch durch befondere Vorſchriften feftgefett ift, müflen wenigſtens ſechs 
Monate früher aufgelundigt werden, als der Pachtgegenſtand übergeben werben fol. 

Entf. v. 14. Februar 1855, Nr. 13704 (974 ©.-U.). Eine verfpätet 
eingebrachte Kündigung eines nicht auf beflimmte Zeit lautenden Miethvertrages 
ift deßhalb allein nicht nichtig. 

Entſch. v. 17. März 1853, Nr. 1269 (©. Ztg. 1853, Nr. 153). Der 
Käufer einer vermietheten oder verpachteten Realität muß, wenn er bie Auflöfung 
der nicht in die Öffentlichen Bücher eingetragenen Miethe oder Pachtung erwirken 
will, dem Beftandnehmer die im $. 1120 B. ©. vorgefchriebene Auffündigung 
zu ber im $. 1116 ibid. vorgefchriebenen Zeit zuftellen laſſen, und nur eine mit 
Beobachtung dieſer Beftimmungen vorgenommene Kündigung ift als gehörig ge- 
ſchehen anzufehen. 

Entf. v. 23. April 1852, Nr. 3913 (P. ©. 945). Aehnl. ver Entſch. 

ıNr. 1269 ex 1853. 

Entſch. v. 8. November 1851, Nr. 8885 (P. ©. 695). Die vertrags- 
mäßig bebungene WAuffündigungszeit von’ 6 Monaten ift nad dem Kalender; 
nicht der Monat zu 30 Tagen zu rechnen. 


@. 1117 — vgl 96. 919; 1096 ©. G.; 88. 11 u. 17 Werandof.) 
8. 1119. Der Beitandnehmer ift berechtiget, auch vor Verlauf der ausdrückich oder ſtillſchwei⸗ 
gend bedungenen Zeit von dem Bertrage abzuftehen, ivenn bie beftandene Sache ihrer mangel- 
haften Befchaffenheit wegen zu dem orbentlihen Gebrauche untauglich ift; wenn ein beträdt- 
licher Theil des Beftandftüdes durch Zufall oder auf eine längere Zeit entzogen oder unbrauch ⸗ 
bar wird; oder wenn der Beftandgeber dasfelbe nicht mehr im brauchbaren Stande erhält. 
Entſch. v. 27. November 1878, Nr. 12465 (Yur. Ztg. 1879, Nr. 27; 
9. 8. 1879, Nr. 46). Aus dem Vorbehalt der Künvigung (5. Vtgs. Art.) 
in einem auf beftimmte Zeitbauer gefchloffenen (1. Vtgs. Art.) Miethvertrage 
kann auf Abſchließung eines Mietvertrages von unbeftimumter Zeit nicht gefolgert 
werden und erliſcht diefer Big. nah $. 1113 B. ©. von ſelbſi durch den Ablauf 
der beftimmten Miethzeit, ohne daß es hierzu einer befonderen Auftündigung be- 
"dürfte, ausgenommen die Fälle der 88. 1117 u. 1118 ibid,, wo unter den im 
©. tarativ angeführten Borausfegungen der Beſtandgeber over Beftanpnehmer 
nod vor Ablauf der ausdrücklich beftimmten Beſtanddauer die Aufhebung des 
Vtgs. verlangen kann. Da nun hier die Auflündigung des Vermiethers im Laufe 
der ſtipulirten firen Mitdauer nicht auf $. 1118 ibid., fondern lebiglich auf 
Art. 5 des Miethvertrages gegründet wird, muß vor Allen der Zufammenhang 
der Art. 1 u. 5 des Mietbvertrages in's Auge gefaßt werden, was zu bem 
Refultate führt, daß nur Urt. 1 die Zeitbauer der Miethe beftimmt, während 
Art. 5 fih mit dieſer Beſtimmung gar nicht mehr befaßt, und nur die verein- 
barten Beftimmungen ftipulict, unter welchen der Vtg. gekündet, resp. filfmeigend 
nicht erneuert werden fol. Daß ſich diefe Veftimmungen nur auf die Zeit nad) 
Ablauf der bebungenen Miethzeit beziehen können, folgt jdon daraus, daß bei 
einer anderen Auslegung ein unlösbarer Widerſpruch zwiſchen Art. 1 u. 5 bes 
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Miethvertrages gegeben wäre (SS. 914 u. 915 ibid.). Die Beftimmung einer 
folgen Kündigungszeit fan demnach vorliegend nur den Sinn haben, daß biefes 
beiven Theilen vorbehaltene Auffündigungsredt nnd die hierfür ſtipulirte Termins- 
beſtimmung erft auf jene Zeit Anwendung finden könne, wenn die bevungene 
Miethzeit abgelaufen ift, um mit dieſer Veftimmung jede Unſicherheit des Er⸗ 
löfhens des Vtgs. oder der ſtillſchweigenden Erweiterung wirkſam zu befeitigen, 
— wonach fid die hen früher veranlaßte Kündigung offenbar als verfrüht und 
nad dem Wortlaute des Vtgs. unzuläffig heransftellt. f 

Entfd. v. 28. October 1874, Nr. 9633 (6517 ©.-U.). Wenn auch 
ein Gewölbe ausfhlieglih zur Ausübung eines beftimmten Gewerbes gemiethet 
wird, ift der Miether in der Regel nicht berechtigt, wegen behörblicher Unter- 
fagung der Ausübung jenes Gewerbes in dem gemietheten Locale vom Btg. 
zurädzutreten. Der wegen Zahlung des Zinfes belangte Miether kann fi) mit 
ben vom Stabtmagiftrate erlafjenen Verbote der Fleiſchausſchrottung nicht recht⸗ 
fertigen, nachdem dieſes Verbot erft nach Ablauf des bebungenen Zahlungster- 
mines erfloffen ift und dem im $. 1117 B. ©. bezeichneten Elementarereigniffe 
nicht gleihgehalten werben fann, und weil, bei dem Umftande, daß er unterlaffen 
hat, vor Abſchluß des Miethvertrages fid die Erlaubniß zur Fleifhausfchrottung in 
dem gemietheten Locale zu verſchaffen und die Tanglichfeit des Letzteren zu dieſem 
Gefhäftsbetriebe zu conftatiren, und daß er das Magiftratsverbot ohne Ergreifung 
der geſetzlich geftatteten Rechtsmittel rechtskräftig werden ließ — dieſes Hinder- 
niß in ber Benügung des gemietheten Locales als ein Zufall angefehen werden 
muß, der ſich in feiner Perfon ereignet hat und dem Kläger nicht nachtheilig 
fein kann. n 
Entf. v. 29. Mai 1866, Nr. 4771 (2504 ©.-U.). Das Vorhanden⸗ 
fein einer ungewöhnlichen Menge von Ungeziefer in einer Wohnung berechtigt den 
Miether allerdings, vor Ablauf der Miethperiode von dem Vige. abzugehen 
(8. 1096 8. ©.). 

Entfd. v. 31. October 1865, Nr. 8912 (2303 ©.-U.). Der geflagte 
Miether wurde durd die ohne Wiffen des Vermiethers geſchehene Einrichtung 
des unteren Stodwerkes zu einer Borbellwirthfchaft in dem ordentlichen Gebrauche 
und Genuße feiner Miethräume im Sinne des $. 1096 B. ©. nod nicht be- 
hindert oder geflört und ebenfowenig thm das Miethobject nah $. 1117 ibid. 
zum orbentlihen Gebrauche untauglich gemacht; er war daher zum Rüdtritt von 
dem Btg. nicht berechtigt, wozu er Übrigens in regelmäßiger Form bie Wohnung 
dem Vermiether hätte zur Verfügung ftellen müſſen. Der die Benütung der 
Wohnung ihm verleidende Umftand war weder in der Beichaffenheit ‘der letzleren, 
noch in einem Verſchulden des Klägers gelegen, welcher zugeftandenermaßen zur Zeit, 
als er das untere Stodwert ver Bordellinhaberin vermiethete, von derem unſitt⸗ 
lihen Gewerbe nichts wußte, nad erlangter Kenntniß aber, wie aus der (nad 
der lage) erfolgten Kündigung erhellt, Alles that, was in feiner Macht lag, um 
jene Partei zu entfernen. 

Entfd. v. 14. März 1854, Nr. 2427 (©. H. 1862, Nr. 15). Wenn 
in einem Miethvertrage die Zahlung des Miethzinfes in vorhinein bebungen ift, 
der Vermiether dem Miether fagt, es ftehe Letzterem frei, fih um eine andere 
Wohnung umzufhauen, fo Liegt in dieſer Aeußerung feine Berzichtleiftung auf 
den Mietbzind, weil eine ſolche Verzichtleiſtung einer Schenkung gleihlommt, und 
ſolche Schenkungen nicht vermuthet, fondern ausdrücklich erflärt werden müflen. 

Entf. v. 3. November 1853, Nr. 10022 (1 ©.-U.). Die ansprüd- 
liche Bedingung der Aufhebung des Wygs., welche der 8. 919 B. ©. zuläßt, kann 
(8. 1336 ibid.) nur in jenen, zu feinem Widerfpruche, zu feiner Ungerechtigkeit 
führenden Fällen gelten, wie fie in ven 88. 978, 1117, 1118, 1153, 1154, 
1166, 1220, u. 1264 ibid. vorgefehen find [Schlußfolgerung]. 


1. Theil. 25. Haupt. Beſtandvertrag. $. 1118. 857 


Entfd. v. 20. December 1850, Nr. 6617 (P. ©. 901). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 4771 ex 1866. 


Sat 3. Woche 1000, Me bie 3. ©. ©r Yofmch, 5 1a all abıe, palk, 0, © 6 Rh, ©, 0) 
©. D. v. 95. December 1868, fr. 1 ®. ©. ®. flir 1889; Dei $. 908 cit.) 
9. 1118. Der Beftandgeber kann feinerfeits die frühere Aufhebung bes Vertrages fordern, 
wenn ber Beftandnehmer der Sache einen erheblichen nachtheiligen Gebrauch davon macht; 
wenn er nach gefehener Einmahnung mit der Bezahlung des Zinfes dergeftalt ſäumig ift, 
daß er mit Ablauf des Termined den rückſtändigen Beſtandzins nicht vollſtändig entrichtet 
hat; ober, wenn ein vermiethetes Gebäude neu aufgeführt werden muß. Cine nüslichere 
Büufahrung ift der Mieter gu feinem Nachtheile zugulaffen nicht ſchuldig, wohl aber noth- 
wendige Ausbeflerungen, 


Entf. v. 14. November 1877, Nr. 13623 (©. Ztg. 1878, Nr. 100). 
Die Auflündigung eines auf längere Zeit gefchloflenen Beſtandvertrages vor Ab- 
lauf der bevungenen Zeit wegen bis Mitte Monats nicht erfolgter Zahlung des 
am 1. d. Mt. fällig gewefenen eingemahnten Zinfes für das laufende Quartal 
ift gerechtfertigt, weil der in 8.1118 B. ©. gebrauchte Ausbrud „Termin“, wie 
ſchon deſſen Gleichſtellung mit dem im 8. 705 ibid. angewendeten Worte „Zeit 
puntt“ erkennen läßt, nidt einen „Zeitraum*, fonvern einen beftimmten, für 
irgend eın Ereigniß vorgefehenen „Zeitpunft*, fomit bei gefchulbeten Zahlungen 
ven Verfallstag beventet. Der $. 1118 macht feinen Unterfchied zwifchen Zahlungen, 
welche im vorhinein oder decurfiv zu geſchehen haben, und es würde auch das Be- 
dingen der Anticipativgahlung feinen damit angeftrebten Zwed nicht erreichen, 
wenn dem Ausdrucke „Termin“ der (vom Obergerichte beigelegte) Sinn zufommen 
würde, baß darunter ver Zeitraum, für melden die Zinsrate zu entrichten iſt, ver- 
ftanden werde, 

Entſch. v. 8. November 1877, Nr. 13043 (©. Big. 1878, Nr. 93). 
Die Kündigung des Beftandvertrages kann nicht darauf geftügt werben, daß der 
Dig. nach F. 1118 B. ©. als aufgehoben zu betrachten fei; denn für die Frage, 
ob der beffagte Beftandgeber zur Auffündigung beredtigt war, ift nur der Um- 
fand entfcheidend, ob die Hägerifche Behauptung richtig ift, daß der Big. auf „be- 
fimmte Zeit” abgeſchloſſen worden. War dieß der Fall, fo erliſcht er erft durch 
Ablauf der vertragsmäßig beflimmten Zeit. Bor biefem Zeitpuntte kann eine 
Auflöfung des Vigs. aus den Gründen des 8. 1118 ibid. erfolgen, nicht aber 
eine Anffündigung, weil vie legtere, da fie nur die Erklärung ift, einen Bes 
flandvertrag nicht fortfegen zu wolen, einen Beftanbvertrag vorausfegt, bei dem 
bie Beftandzeit nicht vertragsmäßig (ſtillſchweigend oder ausdrücklich) feftgelegt ift. 
Nur dann, wenn Kläger den Abſchluß auf beftimmte Zeit nicht beweift, kann die 
Auffündigung als rechtswirkſam erfolgt angefehen werben, und zwar muß biefelbe 
dem ©. gemäß halbjährig gefhehen und fann nur dann vierteljährig angenommen 
werben, wenn dieß beſonders vereinbart worten ift. Im den $$. 1 u. 15 ber 
Berorbnung v. 16. November 1858 werben die Verhandlungen über Einwen- 
dungen gegen eine erfelgte Auflündigung ausbrüdlihd den Verhandlungen über 
lagen, mit welden die Aufhebung oder Erlöfhung des Beftandvertrages aus 
anderen Gründen, als wegen Ablauf der Beſtandzeit gefordert wird, entgegenges 
ſtellt. Im die Frage, ob Bellagter berechtigt war, den Big. wegen nicht recht⸗ 
zeitig erfolgter Bezahlung des Beſtandzinſes zu löfen, Tann nicht eingegangen 
werden, weil es nidyt angeht, daß der Veftandgeber, der die Klage auf Auflöſung 
des Btgs. einzubringen, fomit als Kläger aufzutreten hat, durd Einbringung der 
Auffändigung ſich zum Geklagten macht. 

Entſch. v. 15. December 1875, Nr. 11952 (5945 G.-U.). Der Miether, 
weldem, als Bormund eines Mundels, der Vermiether Capitalszinſen zu bezahlen 
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verpflichtet war, konnte feinen Miethzins durch Abrechnung des am ihn zu be— 


‚zahlenden Capitalszinfenbetrages berichtigen. Da der klagende Bermiether ſich 


bierzu nicht verftand, lag das Verſchulden auf feiner Seite, dem Miether fällt 
kein Berfäumniß zur Laft und es kann daher gegen ihn nicht die Aufhebung des 
Vtgs. nah $. 1118 B. ©. gefordert werben. 

Entſch. v. 23. Mär; 1875, Nr. 3023 (5667 G.-U.). Die Vorſchrift 
des 8. 1118 B. ©. muß als eine Ausnahme von der Regel des $, 919 ibid, 
ftrenge ausgelegt werben. Da ber Beſtandzins am 12. November erft fällig, 
nicht aber ſchon rüdftändig war, fann unter dem gefeglichen Ausprudes „mit Ab⸗ 
Lauf des Termines“ vorliegenden Falles nicht ver 12. November fondern erft der 
nächftfolgende Termin verftanden werben. — Worſpr. der Entſch. Nr. 13623 
ex 1877?. 

Ente. v. 12. December 1871, Nr. 14778 (4357 ©.-U). Durch 
8. 1118 B. ©. bleibt dem Beftandgeber unbenommen, kraft feines Eigenthums- 
echtes vorzukehren, was zur Erhaltung feines Egths. nothwendig iſt, wenn ber 
Beſtandnehmer das Beftandobject vernachläſſigt. Das wiederholte Eindringen des 
Bermiethers einer‘ möblirten Wohnung, welche von dem Miether über ben 
Sommer verſperrt zurüdgelaffen wurde, um zu lüften, ift feine Beſitzſtörung. 

Entf. v. 8. März 1871, Nr. 11982 (4085 ©.-U.). Es obliegt dem 
aus dem Titel des Beſtandvertrages (beziehungsweife nad 8. 1118 B. ©.) auf 
Nüdftellung des Beftandgutes klagenden Beftandgeber die Eriftenz des Beftand- 
vertrages zu beweifen. 

Entſch. v. 6. October 1869, Nr. 10087 (3526 ©.-U.). Wenn für den 
Fall der Säumniß in Entrihtung bed Zinſes dem Beſtandgeber vertragsmäßig 
das R. der Auflöfung durch Kündigung verbehalten ift, müßte nad) $. 2, lit. a, 
der Vdg. v. 16. November 1858 Über erfolgte Kündigung der Beftanpnehmer 
auf den Kündigungsternin die Beſtandſache zurüdftellen. Das nicht auf $. 1118 
B. ©., fondern auf die Vertragsbeftimmung geftügte Begehren konnte nicht bloß 
mittelft lage nad) $. 15, lit. a der’ obeit. Vog., fondern eben auch durch Auf- 
ündigung nad) 88. 2—6 ibid. geltend gemadt werden [Schlußfolgerung). 

Entfd. v. 6. März 1868, Nr. 2283 (3008 ©.-U.). Wenn die Be- 
dingungen des $. 1118 B. ©. zutreffen, fo ift der Vermiether berechtigt, die ſo⸗ 
fortige Aufhebung des Beſtandvertrages zu fordern. Er ift nicht verpflichtet, den 
Miethzins vorerft einzuflagen, oder fein R. auf Aufhebung des Miethvertrages 
mittelft Auftündigung geltend zu machen. 

Eut ſch. v. 20. Juni 1866, Nr. 4786 (2525 ©.-U.). Die dreitägige Frift 
zur Appellation und Revifion gilt nah $. 15 Beftanpof. auch bei Berhand- 
lungen über Sagen, womit die Aufhebung des VBtgs. nah 8. 1118 B. ©. be- 
gehrt wurbe. 

Entſch. v. 1. Mai 1866, Nr. 4122 (©. Ztg. 1866, Nr. 41). Wenn 
in einem Afterbeftandvertrage bedungen wurde, daß der Afterbeſtandgeber berechtigt 
ift, den Beſtandvertrag fogleih zu kündigen, falls ver Afterbeftanpnehmer den 
Miethzins nicht pünktlich dem Hauseigenthümer bezahlt, diefer aber den um einige 
Tage fpäter bezahlten Zins anflandslos annimmt, fo ift fein Grund zur Kündi— 
gung vorhanden. 

Entid. v. 8. März 1865, Nr. 1797 (©. Big. 1865, Nr. 49). Wenn 
an einem Orte zur Auffündigung, Räumung und zum Beziehen von Miethſachen 
ein Zeitraum von 14 Tagen feſtgeſetzt ift, jo muß, fals bie Parteien im Mieth- 
vertrage für die Zinszahlung nichts anderes feßgefegt haben, aud fr dieſe die 
nämlihe Frift von 14 Tagen angenommen werben. 

Entfd. v. 29. April 1864, Nr. 2949 (1909 ©.-U.). Unter ven Aus- 
brude „Termin“ ift nicht etwa die vom Beftanbgeber in feiner Einmahnung be- 
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big geſetzte Frift zur Zahlung bes bereits vwerfallenen Zinfes, jondern vielmehr 
r nach dem Big. auf die Einmahnung nächſtfolgende Termin zu verftehen. — 
Be der Entſch. Nr. 13623 ex 1877; — ähnl. der Entjd. Nr. 3023 ex 
375. 

Entjd. v. 21. April 1864, Nr. 2507 (1902 ©.-U.). Wenn vertrags- 
ißig der Miethzins vorausbezahlt werden foll und dieß nicht geichieht, kann 
e Aufhebung des Miethvertrages verlangt werden. Wenngleich der Kläger 
i dem Umftanbe, daß vorliegend für die ganze Miethzeit ein einziger 
instermin befteht, nicht nad $. 1118 B. ©. die Aufhebung des Vtgs. 
rdern kann, ift fein Begehren immerhin dadurch rechtlich begründet, 
iß der Beftanpvertrag einen Kaufvertrag infofern in fih ſchließt, 
8 der Beſtandzins fih ala Kaufſchilling für den vem Beftanpnehmer 
verlaffenen Gebraud der Sade barftellt, wofür der $. 1092 ibid. 
e Beftätigung enthält. Kläger war bemnad, da die anticipando- 
ahlung bebungen wurde, nad $. 1062 ibid. gleich ven Verkäufern, 
elhen dad Kaufgeld nit bezahlt wird, beredtigt, dem Beklagten 
e Uebergabe der Sache zu verweigern, chne daß, mit Rückſicht auf 
eſe Geſetzesſtelle, nöthig geweſen wäre, im Btg. das R. jofortiger 
indigung im Nihtzahlungsfalle zu ftipuliren. Dem fteht $. 919 
id. nit entgegen, weil das ©. im $. 1062 cit. vem Berkäufer und 
mit auch den Beftandgeber im alle der unterbliebenen Zahlung 
is R. der Retention der Sade einräumt. 

Entf. v. 4. November 1862, Nr. 5715 (1591 G.U.). Aehnl. ver 
atſch. Nr. 2949 ex 1864. 

Entf. v. 21. Auguft 1862, Nr. 5683 (©. 9. 1863, Nr. 8). Das 
m Bermiether im $. 1118 B. ©. eingeräumte R., die Aufhebung des Mieth- 
rtrages zu verlangen, Tann mittelft einer einfachen Auffündigung ausgeübt 
den; es ift daher nicht nothwendig, daß vorerft auf Aufhebung des Vtgs. 
Hagt werde. — [Borfpr. der Entf. Nr. 18040 ex 1877.] 

Entfd. v. 25. Juni 1862, Nr. 4323 (1535 G. U.). Auch das Mieth- 
ht iR eim Object des Hedjtöbefiges und SH. 339—344 B. G., welche nicht 
thwendig ein bingliches R. vorausfegen, finden daher auch auf das Beftand- 
ht des Miethers Anwendung. Die Befisftdrungsklage ift demnach im Falle 
ner Störung des Miethrechtes nicht ausgeſchloſſen [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 28. December 1861, Nr. 7535 (1448 G.-U.). Das Ber“ 
tehen, dem Miether die gemiethete Rocalität bei feinem Einzuge hergerichtet zu 
vergeben, kann nicht in dem Sinne gedeutet werden, als jollten am Räumungs— 
ge auch alle Herftellungen ſchon fertig fein. 

Entf. v. 7. Yuli 1857, Nr. 6751 (410 G.U.; P. ©. 942). Die 
erhängung des Concurfes über das Vmgn. des Miethers eines Kaufmanngge- 
Ölbes berechtigt den Vermiether nicht, vor Ablauf der bedungenen Zeit von 
m Miethvertrage abzugeben. 

Entſch. v. 26. September 1855, Nr. 7450 (137 ©.-U.). Die caffatorifche 
lanfel in einem Erbpachtvertrage ift weder verboten noch unerlaubt, noch fann 
t als Feftftelung einer Conventionalftrafe angefehen werden, welde aus Billig- 
Wgränden abgeſchwächt werden könnte — $. 919 B. ©. — BVorliegend kommt 
och die Analogie des $. 1118 ibid. hinzu. Endlich ſcheint es, daß 8. 1137 
id. auf eine ſolche Verabredung anfpiele, wenn dort angeorbnet wird, daß, wenn 
ers und Nugungseigenthümer wieder mit einander vereinigt werben, dem 
Ingungdeigenthümer feine Meliorationen gleich einem redlichen Befiter erſetzt 
erden mäüffen. [Wortlaut der beftätigten obergerihtlihen Entſch.] 

Entid. v. 17. Juni 1852, Nr. 5798 (©. Big. 1853, Nr. 27). Wenn 
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der Beſtandnehmer mit der Zahlung des Zinſes fänmig ift und der Veftanbgeber 
den rüdfländigen Zins mit der Androhung, daß er bie Auflöfung des Beftand- 
verhältnifjed fordern werde, einmahnt, fo ift e8 zur Begründung der Rechtsfolge 
bes 8. 1118 B. ©. nicht nöthig, daß dem Beſtandnehmer ein neuerlicher Termin 
zur Zahlung von dem Richter beftimmt werde, fondern es genügt, wenn ber 
Beftandgeber felbft in der Einmahnung einen angemeflenen Termin feftgefegt und 
der Beftandnehmer venfelben nicht zugehalten ‚hat. 


(6. 1119 — vgl. bei 8. 1118 eit.) 
8. 11419. Wenn dem Bermiether die Nothwendigkeit der neuen Bauführung fon zur Zeit 
des geſchlofſenen Vertrages befannt fein mußte; ober, wenn bie Nothwenbigleit der durch 
längere Zeit fortzufegenden Ausbeflerungen aus Vernachläſſigung ber Heinern Ausbeflerungen 
entftanden ift; fo muß bem Miether für den vermißten Gebrauch eine angemefjene Entſchädi · 
gung geleiftet werben. 

Entf. v. 9. April 1878, Nr. 12844 (9. B. 1878, Nr. 28). Dem 
Miether gebührt eine angemefiene Entfhäbigung für den ihm entzogenen Ge- 
brauch des Miethobjectes felbft dann, wenn bie Entziehung in Folge von zur 
Abwendung bes Einfturzes nothwendig geworbenen Vorfihtsmaßregeln eingetreten 
if. Das Anbringen derartiger Vorſichtsvorrichtungen ift nicht als nothwendige 
Ausbefferung oder Bauführung im Sinne des $. 1119 8. ©. anzufehen; viel- 
mehr muß der Eintritt der Nothwendigkeit, diefelben anzubringen, als Zufall im 
Sinne des 8. 1105 ibid. aufgefaßt werden. Der erhobene Erſatzanſpruch wird 
auf den $. 1105 ibid. geftügt, fonnte aber in der Form eines Erlaſſes am 
Zinfe nicht mehr geltend gemacht werben, weil diefer Zins bereits im vorhinein 
bezahlt war, daher nur der Erſatz begehrt werben burfte. 


d) Beränßernug der Sache. 
(8. 1180 — vgl. $. 1095; M. 391; 1116; 648, 881; 448, 1898, 1191 ©. G.) 
8. 1120. Hat der Eigenthlimer das BVeftandftüd an einen Andern veräußert, und ihm 
‚bereits übergeben; fo muß ber Beftandinhaber, wenn fein Recht nicht im Die öffentlichen Bücher 
eingetragen ift ($. 1095), nad} der gehörigen Aufkündigung dem neuen Befiger weichen. Er 
ift aber berechtiget, von dem Beftandgeber in Rüdfiht auf den erlittenen Schaden unb ent 
gangenen Nugen eine volllommene Genugthuung zu fordern. 

Entſch. v. 28. Auguft 1878, Nr. 8689 (©. H. 1879, Nr. 18), Der 
zur Einhebung von Steuerrüdftänden beftelte Sequefter ift nicht berechtigt, eine 
Miethe vor Ablauf der vertragsmäßigen Dauer derfelben, zu Kindigen [Schluß« 
folgerung]. 

Entfd. v. 4. Juli 1878, Nr. 7186 (©. 9. 1879, Nr. 87). Die Be- 
fimmung des $. 5 Beſtandvf. gilt nur für die Fälle lit. àa u. d, nicht aud für 
den Fall lit. c des 8. 2 ibid. Die Auffündigung ift rechtzeitig eingebracht, wenn 
fie vor Ablauf des zur Räumung nah $. 1116 B. ©. feftgefegten Termines 
bei Gericht überreicht worden ift und fi) auf den Titel des $. 1120 ibid. ftügt. 
Es ift fomit nicht erforderlich, daß aud die Zuflellung an ven Gegner vor Be- 
ginn der fehömonatlihen Frift erfolgt fei [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 17. Auguft 1877, Nr. 9383 (G. 9. 1877, Nr. 80). Durch 
den Beftandvertrag werben nur zwifchen ben Contrahenten Re. und Pflichten 
begründet; eine Abtretung. der Re. des Beftanbgeberd an den Kläger als Käufer 
wirb nicht behauptet und die 8$. 1120 u. 1121 B. ©. beftimmen nicht, daß die Re. 
und Pflichten des Beftanpgebers im Falle der Veräußerung des Objected an ven 
neuen Erwerber desfelben übergehen. Das Berhältniß zwiſchen dem Beftand- 
nehmer und dem neuen Befiger ift daher, abgefehen von den Ausnahmebeftim- 
mungen ber vorcit. Gefegesftellen, als ein neues, vom vorigen Beftandvertrage 
unabhängiges anzufehen und nad) dem zwiſchen benfelben ausdrücklich oder ftil- 
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ſchweigend getroffenen Vereinbarungen zu beurtheilen. Da es umbeftritten iſt, 
baß der Beklagte nad der Veräußerung bes Haufe fortfuhr, ven Keller gegen 
Entgelt zu gebrauchen und ver Kläger es dabei bewenden ließ, fo erfcheint es 
auch zweifellos, daß zwifchen denſelben ein Miethverhältwig in Anfehung des 
fraglichen Kellers beſtand; es kann jedoch daraus nod nicht gefolgert werben, 
daß dasſelbe eine Fortfegung des vorhin beſtandenen Miethvertrages war. Das« 
ſelbe ift vielmehr, infofern befondere Vereinbarungen mangeln, nach ven gefeß- 
lichen Beſtimmungen zu beurteilen, was insbefondere in Anfehung der Kündi⸗ 
gungsfrift gilt. Bon Seite des Klägers wird nicht behauptet, daß zwiſchen ihm 
und dem Bellagten eine Vereinbarung binfihtlih der Kündigung ftattgefunden 
babe. Aus vem vom Mäger angeführten Umſtande aber, daß der Bellagte ihm 
ſelbſt mitgetheilt habe, es fei zwifhen ihm uud dem Vorbefiger eine halbjährige 
Kündigung vereinbart worden, Tann weder an und für ſich nod in Verbindung 
mit dem Umſtande, daß eine Löſung des Miethverhältnifies nicht ftattfand, auf 
eine Erneuerung des früheren Miethvertrages oder eine Vereinbarung hinſichtlich 
ber Kündigung mit Beftimmtheit geſchloſſen werden [Schlußfolgerung]. 

Entfg. v. 24. October 1876, Nr. 12330 (©. Ztg. 1877, Nr. 1). Ein 
nicht einverleibter Miethvertrag Tann, wenn das Miethobject unter Uebertragung 
der Miethrechte an den Käufer verkauft wird, vor Ablauf der vertragsmäßigen 
Zeit zwar vom neuen Egthr. nad dem ©. gefündet werben, nicht aber auch vom 
Miether, denn der 8. 1120 ®. ©. normirt nur die Kündigungsredte des neuen 
Befitzers gegenüber den Beftanpnehmern, teren Beftandrechte nicht bücherlich ein« 
getragen find. Auf dieſe Gefegesbeftimmung können baher ſolche Miether ein 
Kündigungsrecht nicht flügen; ihnen ift dafür in eben demſelben ©. ver Anſpruch 
auf volle Genugthuung gegen den Beſtandgeber eingeräumt, ımb fie können ſich 
darum andy über eine Ungleichheit der Re. und über Benachtheiligung mit Grund 
nicht beflagen. 

Entſch. v. 19. Sept. 1876, Nr. 11109 (9. B. 1877, Nr. 2; 6238 
®.-U.). Der 8. 1120 8. ©. gibt auch dem Beftandnehmer das R., dem neuen 
Befiger des Beftandobjectes in den gefeglihen Friften, ohne Rückſicht auf den 
mit dem Vorbeſitzer geſchloſſenen Btg., zu kündigen. — Worſpr. ver Entic. 
Nr. 12330 ex 1876.?] Von dieſem R. der Kündigung in den gefeglihen Friſten 
braucht Beftanpnehmer nicht bei dem erften Termine, zu den die Ausübung des 
RE. überhaupt möglich if, Gebrauch zu machen. Auch die vor Beginn der ger 
feglihen Kündigungsfrift gefhehene Kündigung ift giltig. Das B. ©. führt unter 
den Arten der Auflöfung des Beſtandvertrages unter lit. d aud die Beräußerung 
bes Beſtandſtückes auf und beftimmt viepfals im $. 1020 ibid., daß der Be— 
ftandinhaber in tiefem Falle nad) gehöriger Auftünbigung dem neuen Vefiger weichen 
möüffe. Es ift daher der mit dem früheren Hauseigenthümer abgefchlofiene Beftand- 
vertrag durch den erfolgten Hausverlauf als anfgelöft zu betrachten; beim Mangel 
eines bezüglicyen, zwifchen dem neuen Egthr. (jegigen Kläger) und dem Geklagten 
zu Stande gelommenen neuen Vtgs. hätte ver Letztere als Beftanvinhaber nad 
gehöriger Anftünbigung dem neuen Befiger weihen müſſen; wegen Mangels eines 
ſolchen Vtgs. hatte aber aud der Geflagte feine Pflicht, die Miethe länger fort- 
zufegen, als er hierzu nach dem ©. verbunden war; aud er fonnte daher die- 
felbe gehörig auftündigen [Schlußfolgerung]. 

Entid. v. 16. Iuli 1876, Nr. 6323 (6185 ©.-U.). Durd vie Ber- 
äußerung der Beſtandſache wird der Beftanbvertrag nicht an und für fih und 
fofort anfgelöft; fondern dem neuen Befiger fteht gemäß ver 88. 1120 u. 1121 
B. ©. lediglich das R. zu, ven Beſtandvertrag nah $. 1116 ibid. zu kündigen 
und bierdurd) das frühere Beſtandverhältniß zur Auflöfung zu bringen. Bon 
viefem Kündigungsrechte hat aber der nene Erwerber des Beſtandobjectes fogleid, 
da er den Befitz vesjelben erlangt, Gebrauch zu machen. — [Wdrfpr. ver Entſch. 
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Nr. 11109 ex 1876.] Mäger hat jebod; diefes R. nicht ausgeübt, denn er hat, 
nachdem er das Haus im Erecutionswege erworben, dem Vellagten die darin von 
vem früheren Befiger gemiethete Wohnung nicht aufgefündigt, ſohin anterlaffen, 
das Beflandverhältnig zur Auflöfung zu bringen. Er hat auch keinen neuen 
Beftanbvertrag abgeſchloſſen, fondern fi damit begnügt, dem vom Vellagten mit 
sem früheren Hausbefiger vereinbarten Miethzins in monatlichen Raten einzu 
heben. Diefes Verhalten ſtellt fih nun als ein ſolches dar, weldes mit Ueber- 
legung aller Umftände nicht daran zweifeln läßt ($. 863 ibid.), daß berfelbe 
das Bertragsverhältnig, wie ſolches urſprünglich begründet wurde, fortbeftehen 
loffen und in dasſelbe eintreten wollte. Iſt dieß aber der Fall, jo muß er auch 
bie befonderen Beftimmungen dieſes Vtgs. wider fich gelten laſſen und ta Be- 
Hagter behauptet, mit dem früheren Hauseigenthümer eine vierteljährige Kündigung 
verabredet zu haben, würde, falls er dieß nachweift, die ihm gegebene vierzehn. 
tägige — vertragswidrig ſein. — Wöorſpr. der Entſch. Nr. 9383 
ex 1877. n 

Entf. v. 4. Mai 1876, Nr. 14156 (6839 ©.-U.). Nach 88. 1120 
u. 1323 8. ©. ift der Pächter Über vom Käufer erfolgte Kündigung dem frü- 
heren Egthr. gegenüber wohl berechtigt, auch den Erfag des entgangenen Gewinnes 
zu begehren; allein et muß doch irgend eine gefeglihe Grundlage zur Beurthei⸗ 
lung desſelben angeben; die Anbietung bes Schägungseides allein kann offenbar 
nit genügen, weil nad den 88. 291 u. 292 weſtgal. G. O. der Richter nach 
teiflther Beurtheilung aller Umftände den Betrag zu beflimmen und zu mäßigen 
bat. Die willfürlihen Angaben der Klage, daß Kläger jo und fo viel Weizen 
hätte anbauen und ernten lönnen, find zu allgemein und ohne alle Olaubwürdig- 
keit hingeftellt, um baranf ein richterliche8 Urtheil ftügen zu können. 

Entſch. v. 19. Februar 1876, Nr. 14052 (G. H. 1877, Nr. 20; 6038 
G.-U.). Die auf dem Wortlaute des 8. 1121 B. ©. beruhenden gleich⸗ 
förmigen Entſcheidungen der Untergerichte, daß nad dem ausdrücklihen Wort- 
laute des 8. 1121 ibid. der Pächter einer im recutionswege erflandenen 
Realität dem neuen Erwerber fogar dann weichen muß, wenn aud fein R., 
durch Einverleibung zu einem dingůchen umgeftaltet worden ift, dieß fomit um⸗ 
fomehr Pla greifen muß, wenn die Re. ber Recurrenten grundbücherlich nicht 
verfidert erfcheinen, laſſen eine im Sinne des Hof. v. 15. Februar 1833, 
Nr. 2593 9. ©. S., aufzufafiende Nichtigkeit oder offenbare Ungerechtigkeit nicht 
entnehmen. } ö 

Entſch. v. 29. September 1874, Nr. 9471 (5480 G.⸗U.). Der Käufer, 
welcher fi in dem, wenn aud ohne Intervention des Beftandnehmers, geſchloſſenen 
Kaufvertrage zur Aufrechterhaltung des Beſtandvertrages verpflichtet hat, ift dem 
Miether gegenüber zur Zuhaltung des Vtgs. verpflichtet (8. 881 B. ©.). Es 
liegt hierin eine Vertretung des Miethers durch den Verkäufer, welcher zugleich 
die bezüglichen Re. aus den mit dem Verkäufer geſchloſſenen Btg. abtrat. Auf 
den $. 1120 ibid. kann der Käufer ſich nicht berufen, weil dieſer Paragraph 
nicht ausfchließt, daß der Käufer beftehende Miethverträge übernehme, und ber 
Mangel der Intabulation des Miethvertrages könnte dem Nüderlage der Kün- 
digung nur dann entgegengefegt werden, wenn ber Käufer zur Aufrechterhaltung 
des Miethvertrages ſich nicht verpflichtet hätte. 

Entſch. v. 9. April 1874, Nr. 3333 (5324 ©.-U.). Das B. ©. be- 
jeihnet im $. 1120 als eine Art ber Auflöfung des nicht intabu- 
lirten Beftandvertrages die freiwillige Veräußerung der Beſtandſache; 
jedod mit der Befhräntung, daß der Beftandpnehmer erft nad ger 
böriger, d. i. nad ber zu Folge 8. 1116 ibid. und 8. 2 kaiſ. Bong. vom 
16. November 1858, Nr. 213 R. G B., in den ortsüblihen Terminen 
geſchehenen Aufkündigung dem neuen Befiger weihen muß. Darans 
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ergibt fi, daß der mit dem früheren Egthr. der Beſtandſache auf 
längere Dauer gefhloffene, nit verbäderte Beftandvertrag durch 
die Veräußerung der Sache an einen Dritten, von einem befonderen 
Uebereinlommen abgefehen, diefem gegenüber in einen zu den orts— 
üblichen Terminen kündbaren Btg. übergeht, und daß das bem neuen 
Befiger zuſtehende R. der Kündigung in diefen Terminen auch dem 
Beſtandnehmer zulommen muß, weil es fid eben um eine gefeglich 
ſtatuirte Urt der Auflöfung des VBeflanpvertrages, als eines zwei— 
feitig verbindlihen Btgs. handelt [Mittelmeinungl. Da nun vorliegend 
die Auflöfung des mit dem Vorbefiger auf 4 Yahre gefchloffenen, nicht intabu- 
lirten Vigs. nur nad gehöriger Auftündigung einzutreten hatte (8.1120 B. ©.); 
baher ver Miether bis dahin zur Einhaltung des Vtgs. bereditigt und verpflichtet 
war; fo fann weder in dem Beziehen ver Localitäten im Maitermine, zu welchem 
noch nicht gelündigt worden war, noch in dem Zahlen bes damals fälligen Zinfes 
eine Handlung gefunden werben, durch welche der Mieter den Willen zur Yort« 
fegung des Vigs. während der ganzen urfprünglichen Miethdauer ſtillſchweigend 
erflärt hätte (8. 863 ibid.). Ebenfomenig läßt fih aus der erft im November-, 
nicht fhon im Maitermine geſchehenen Auflündigung ein Verzicht des Miethers 
auf das Kündigungsrecht ($. 1120 ibid.) ableiten, weil — abgefehen davon, daß 
der Zeitpunkt, in welhem der Miether von dem Hausverkauſe Kenntniß erhielt, 
nicht conftatirt iſt — die durch Unterlaffung der gehörigen Aufkündigung erfol« 
gende ſtillſchweigende Erneuerung des Vtgs. nad 88. 1114 u. 1115 ibid. bei 
Miethen, wo der Zins ganz oder halbjährig bezahlt wird, nur für ein halbes 
Jahr zu gelten hat. 

Entfd. v. 6. Juni 1873, Nr. 4013 (4998 ©.-U). Das O. L. ©. 
findet ein Berfhulden der Klägerin darin, daß dieſelbe ihre Padıt- 
rechte auf dem Pachtobjecte nicht grundbücherlich fiherftellen ließ 
and will aus diefem Grunde nad 8. 1304 B. ©. die Klägerin die 
Hälfte des Schadens tragen laſſen, welcher dadurch entfland, daß ber 
Öellagte das Pahtobject während der Pachtdauer au eine dritte 
Perfon veräußerte. In der Anwendung biefer Gefegesftelle auf den 
vorliegenden Fall liegt jedod eine ganz ungerechtfertigte Beſchrän— 

'" tung der im $. 1120 ibid. ausgefprohenen Regel, daß der Pächter 
berechtigt ift, vom Beftandgeber in Rüdfiht auf den erlittenen 
Schaden und entgangenen Nugen volllommene Genugthuung zu for- 
dern. Die Klägerin fonnte im Bertrauen auf die Bertragstreue des 
Belangten ganz wohl unterlaffen, von dem ihr eingeräumten Sider- 
ftellungsmittel Gebrauch zu mahen, ohne daß ihr deßwegen ein 
Berſchulden, ein Mangel der gehörigen Aufmerlfamteit zur Laſt ge- 
legt und daraus eine Prämie für den Bertragsbrud des Belangten 
gemacht werben könnte. 

Entfd. v. 11. Februar 1873, Nr. 11463 (Manz’ihe Slg.; 4875 
G.-U.). Da alle Streitigfeiten aus. Beftanbverträgen im Sinne des $. 12 
kaif. Vog. v. 16. November 1858, Nr. 213 R. ©. B., nady den Vorſchriften 
des ſunmariſchen Vfs. und den in jener Vog. enthaltenen befonderen Beftim- 
mungen zu behandeln find; die Frage, ob der zwifchen dem Bormanne des Klä- 
gers einerfeit und dem Beklagten andererfeits angeblih abgeſchloſſene Pachtver- 
trag auf Grund des im 8. 1120 B. ©. dem neuen Erwerber des Pachtobjectes 
vorbehaltenen Rs. nody vor Ablauf ver bebungenen Beftandzeit aufgeldft werben 
önne, eine Streitigfeit aus dem Beſtandvertrage betrifft, fteht in formelle Be- 
ziehung der Zuläffigleit der Klage nach diefem Vf. nichts im Wege. Zugleich 
wurde einzutragen befchloffen in's Spruchrepertorium Ar. 40: Die Vorſchriften 
des kaiſ. Pat. v. 16. November 1858, Nr. 213 R. G. B., find aud auf 
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den Fall anzuwenden, in welchem der neue Beſitzer eines Beſtand⸗ 
ftüdes gegen den Beftanpnehmer im Sinne des $. 1120 ibid. ein« 
ſchreitet. 

Eutſch. v. 3. Jänner 1873, Nr. 13114 (4830 G.⸗U.). Die Klage 
bes neuen Beſitzers wider ven Beftandnehmer auf Herausgabe der Realität fan 
gemäß $. 1120 B. ©. erft nad vorgängiger gehöriger Kündigung mit Erfolg 
angeftelt werden; denn die Borfchrift, daß der Beftanpnehmer dem neuen Er. 
werbet weichen muß, ift ald Ausnahmsgefeg im Zufammenhange des Gs. ftricte 
zu interpretiren. 

Entfd. v. 30. Yuli 1872, Nr. 8054 (4672 ©.«U.). Die Klage auf 
Schavenerfag wegen der durch Verlauf des Beftanbobjectes herbeigeführten Aufs 
löſung des Beſtandverhältniſſes betrifft nicht die Geltendmahung eines RE. aus 
dem DBeftandvertrage, menngleid ein anläßlich jedoch außerhalb desſelben und 
nur durch $. 1120 B. ©. begründetes Entſchädigungsrecht, daher dieſe Klage 
als eine reine Perfonalflage bei der Perfonalinftanz des Gegners anzubringen 
ift und barauf die Procedur nad) der faif. Vog. v. 16. November 1858, Nr. 213 
R. keine Anwendung findet, — [Worjpr. der Entf. Nr. 12463 ex 
18732]. 

Entf. v. 20. März 1872, Nr. 18046 (4527 ©.-U.). Selbſt, bie 
nothwendige gerichtliche Veräußerung der Beſtandſache begründet an fid nicht ſchon 
die Auflöfung des Beftandvertrages und ber neue Erwerber kann nad) den $$. 1120 
u 1121 B. ©. zwar den Beflanpnehmer von der Sache entfernen [?], ift aber 
nicht berechtigt, ihn fogleich zur Zurädftellung derſelben anzuhalten, da ihm das 
©. nur die Befugniß einräumt, das Beſtandverhältniß, ohne Rüdfihtnahme auf 
‚ den zwifden ihm und dem Beſtandgeber beftehenven Vtg. „gehörig“, d. i. mit 
ber Beobachtung ver gefeglihen Frift aufzukündigen. 

- Entfh. v. 3. Auguſt 1871, Nr. 9883 (4242 ©.-U.). Der Miether 
eine® ganzen Hauſes ift zur Kündigung früherer Miethverträge über einzelne 
Theile diefes Haufes — nach Zulaß der betreffenden Vertragsbeſtimmungen — 
berechtigt, weil der Egthr. jedenfalls mit dem neuen Vtg. ihm and das R. ver 
Kündigung einräumte, wie e8 ihm ben anderen Miethern gegenüber zuſtand. 

Entſch. v. 23. Februar 1871, Nr. 5728 (4064 ©.-U.). [Wortlaut:] Der 
$. 1324 B. ©. enthält die Beflimmung, daß nur in dem alle eines aus böfer 
Abjiht oder aus einer auffallenden Sorglofigkeit verurſachten Schadens der Be- 
ſchädigte wolle Genugthuung, d. i. nad 8. 1323 ibid. den Erfag nicht nur Des 
erlittenen Schadens, fondern auch des entgangenen Gewinnes; in ben übrigen 
Bällen aber nur ven Erfa des erlittenen Schadens, d. i. nur die eigentliche 
Schadloshaltung, zu fordern berechtigt fei, und daß hiernady in den Fällen, wo 
im ©. ver allgemeine Ausprud „Erfag“ vorkommt, zu beurtheilen iſt, welche Art 
des Erfages zu leiften fei. Während nun im 8. 1120 ibid. feftgefegt ift, daß 
bei einem freiwilligen Verkaufe des Beftandftädes der Beſtandinhaber, welder, 
wenn fein R. nicht in den öffentlichen Büchern eingetragen ift, dem neuen Be- 
figer aud vor Ablauf der vertragsmäßig beftimmten Veftandzeit weichen muß, 
berechtigt if, von dem Beftandgeber in Rüdfiyt auf den erlittenen Schaden und 
entgangenen Nuten eine volltommene Genugthuung zu fordern; iſt dagegen im 
8. 1121 ibid. die Beftimmung enthalten, daß bei einer nothwendigen gerichtlichen 
Beräußerung dem Beftandnehmer, ver felbft in dem alle, wenn fen R. al ein 
dingliches eingetragen ift, dem neuen Käufer weihen muß, in Rüdfiht auf die 
Entfhädigung fein Vorzugsrecht vorbehalten bleibt. Der in dem letzteit. 
Paragraphe gebrauchte generelle Ausprud „Entihädigung“, welder wohl dem Aus- 
drucke „Erfag” gleichzuachten ift, enthält als Unterarten die oben im 8. 1324 
ibid. erwähnten fpeciellen Arten des Erfages, nämlich die eigentlihe Schadlos - 
haltung und vie volle Genugthuung, und es ift eben nach Anorbnung des. $. 1324 
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ibid. in jedem fpeciellen Falle zu prüfen, ob der Schaden aus böfer Abſicht oder 
aus einer auffalenden Sorglofigkeit oder ohne foldhe entftanden fei, um hiernach 
zu entſcheiden, ob volle Genugthuung oder bloße Schaploshaltung zu leiften fei. 
Bei einem freiwilligen Berfaufe entfält die Nothwendigkeit einer folhen Prüfung, 
weil das ©. im $. 1120 ibid. dem Beftandinhaber, wenn er vor Ablauf der 
vertragsmäßig beftimmten Beftandzeit vem neuen Befiger weichen muß, das R. 
einräumt, von dem Beſtandgeber ohne weiter volle Genugthuung zu fordern, was 
wohl darin feinen Grund bat, daß, wenn bei einem freiwilligen Verkaufe der 
Beftandgeber unterlafien hat, bei Abſchließung des Kaufvertrages die nöthige Vor⸗ 
*forge zur Wahrung der R.en des Beſtandnehmers zu treffen, eben in einer ſolchen 
Unterlafjung mindeftens eine auffallende Sorglofigfeit liegt. Bei einem erecutiven 
Verkaufe des Beſtandſtückes muß dagegen vie böſe Abſicht in jedem Falle fpeciell 
nachgewieſen werden, wenn der Beftanpnehmer auch den Aufprud auf Erſatz des 
Gewinnentganges ftellt. 

Entſch. v. 26. Jänner 1871, Nr. 10809 (4038 ©.-U.). Nach 88. 1120 
u. 1121 B. ©. muß der Beftanpnehmer dem Käufer weichen, d. h. er kann 
auf der Fortſetzung des Beitanpvertrages nicht beftehen, wenn der Käufer ven- 
felben nicht zuhalten will. Wenn baher der Leptere feinen Willen, das Bertrags- 
verhältniß aufzuheben, nicht erlärt und nicht verlangt hat, daß der Beſtandnehmer 
im weiche; fo tritt in dem Beftantverhältnifie eine Aenverung nicht ein, weil 
das ©. nicht beftimmt, daß durch den Verkauf der Beſtandvertrag erliſcht. 
[Achnl. ver Entf. Nr. 6323 ex 1876; — worfpr. den Entjd.en Nr. 9388 
ex 1877 u. 3333 ex 1874.] 

Entf. v. 11. Yänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©.-U.). In ven 
88. 1120, 443, 444, 454, 468, 526, 928, 1070, 1142, 1398, 1446, 1467, 
1469 8. ©. werben für einzelne Fälle vie Eonfequenzen des Grundfages ber 
Publicitãt der öffentlihen Bücher gezogen. 

Entfd. v. 4. März 1869, Nr. 2292 (3328 ©.-M.). Die gerichtliche 
und fofortige Delogirung der eine executiv verfteigerte Realität bewohnenden 
Bartei anf Anfuhen des gerichtlich in den Beſitz biefer Realität eingeführten 
Erſtehers ift zuläffig. — ſWorſpr. allen neueren Entſch.en. 

Entf. v. 14. Jänner 1869, Nr. 10623 (3246 ©.-U.). Die Bevin- 
gung eines firen Entfhädigungsbetrages in dem auf mehrere Jahre gefchlofjenen 
intabulirten Miethvertrage für ven Fall ver Löjung diefer Miethe feitens des 
Vermiethers vor Ablauf der Miethzeit ift ftatthaft und ein folder Entſchädigungs⸗ 
anfprud and im Concurfe liquid. 

Entſch. v. 27. November 1867, Nr. 10746 (2936 ©.-U.). Die Be 
fimmung des $. 1120 B. ©. erleidet feine analoge Anwendung auf die Ber 
pachtung des ganzen Haufes [Schlußfolgerung). Wenn auch auf den Pächter die 
Kündigungsredhte des Egthrs. gegenüber ven einzelnen Miethern übergingen, 
-Tonnte doch der Egthr. auf den Pächter fein unbefchränkteres Kündigungsrecht 
übertragen, als er felbft batte. 

Entf. v. 22. October 1862, Nr. 6964 (1579 ©.-U.). Die Vormer- 
kung von Beſtandrechten ift zuläffig (8$. 1095, 1120, 308 8. ©.). [Bgl. auch 
das neue ©. ©. v. 25. Yuli 1871, Nr. 95 R. ©. B., 8. 19] 

Eutſch. v. 8. Jänner 1861, Nr. 12673 (1258 G.-U.). Der Pächter, 
welder von dem Fruchtnießer pachtete, if, da diefer nach Beginn des Pachtjahres 
ftarb, gleichwohl erſt nad Ablauf des Pachtjahres zur Herausgabe des Beitand- 
objectes verpflichtet, fo wie in dem analogen Falle der Veräußerung der ver- 
pachteten Sache, nad 88. 1120 m. 1116 B. ©. die Pachtung erft nah Ver- 
ſtreichen des Laufenden Pachtjahres aufhört. Das R. auf vie verhälmigmäßige 
Quoie der Eivilfrächte ift dem Egthr. gegen die Berlafienfchaft des Fruchtnießers 
vorbehalten [Schlußfolgerung). 
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Entſch. o. 10. December 1861, Nr. 8002 (1429 ©.-U.). Dem neuen 
Erwerber einer verpachteten Realität Liegt die Verpflichtung nicht ob, den End⸗ 
termin eines von dem Verkäufer früher abgefchloffenen, jedoch in vie öffentlichen 
Bücher nicht eingetragenen Pachtvertrages zu refpectiven; derfelbe ift vielmehr 
jederzeit berechtigt, den Pacht innerhalb des gefeglichen Termines zu kündigen. 

Entf‘. v. 31. Juli 1860, Nr. 9063 (1168 ©.-U.). Die vertrags- 
mäßigen Modalitäten bezüglich der Aufkündigung find nad 8. 1120 8. ©. auch 
für ten Käufer der Veftandfache bindend. — [Worfpr. ven Entſchien Nr. 3333 
ex 1874, 6323 u. 11109 ex 1876 — vereinzelt.) 

Entf. v. 20. April 1859, Nr. 3987 (774 ©.-U.; P. ©. 950). Wenn 
über das Vmgn. des Vermiethers der Concurs ausbricht, fo fteht dem Miether, 
der einen Mietvertrag auf längere Zeit geſchloſſen hat, das R. zu, feine Mieth- 
rechte gegen bie Concursmaſſe für die noch übrige Vertragsdauer anzumelden 
und einzuflagen. 

Entſch. v. 28. October 1857, Nr. 10110 (458 ©.-U.; P. ©. 943). 
Wenn der Miether feine Zuftimmung zum Verkaufe des gemietheten Haufes ohne 
Vorbehalt ertheilt, fo kann dieß füglich keine andere Bedeutung haben, als daß 
er feinen Anftand nimmt, feine Miethrechte ohne Entfhärigung aufzugeben. Wollte 
ex eine ſolche beanſpruchen, fo hätte er fih zu der Zeit, als jene Zuftimmung 
von ihm gefordert wurde, beftimmt äußern müſſen, um dem Bermiether Gelegen- 
beit zu geben, entweder ben Verkauf des Haufes zu verfchieben, oder durch be= 
fondere Stipulation die Re. des Miethers zu wahren. Der 8. 1120 B. ©. 
findet in einem folhen Falle keine Anwendung. 

Entſch. v. 16. Juni 1857, Nr. 5492 (384 ©.-U.). Zum Erſatz des 
Schadens, welchen der Miether dadurch erlitt, daß er die gemieihete Wohnung 
nicht brauden konnte, gehört auch der Erfag der Koften für Adaptirung der 
neuen Wohnung (88. 908, 919, 1293, 1323 B. ©.). 

Entſch. v. 20. Mai 1853, Nr. 4925 (P. ©. 944). Der Käufer einer 
vermietheten oder verpadhteten Realität muß, wenn er die Auflöfung der nicht in 
die öffentlihen Bücher eingetragenen Miethe oder Pachtung erwirken will, dem 
Beftanpnehmer die im $. 1120 B. ©. vorgefchriebene Auftündigung zu der im 
8. 1116 ibid, feſtgefetzten Zeit zuftellen laflen und nur eine mit Beachtung biefer 
Beſtimmungen geſchehene Aufkündigung ift als „gehörig“ gefchehen anzufehen. 

Entfd. v. 23. April 1852, Nr. 3913 (P. ©. 945). Unter dem Aus- 
drucke „gehörige Aufkündigung“ ift die im 8. 1116 B. ©. feftgefegte Auftün- 
digungszeit zu verftehen. 


@&. 1121 — vgl. bei $. 1120 cit.; Juft. Vofb. v. 26. Auguſt 1836, Ar. 78.9. ©. ©.; 8. 23 6. d 

8. 1134. Bei einer nothiwendigen, gerictlihen Veräußerung muß ber Beſtandnehmer felbft 

in dem Falle, daß fein Recht als ein dingliches Hecht eingetragen ift, dem neuen Käufer 

weichen. Nur in Rückficht auf die Entſchädigung bleibt ihm fein Vorzugsrecht vorbehalten. 
Siehe auch die Entsch.en bei $. 1120. 

Entſch. v. 29. December 1874, Nr. 13792 (6581 ©.-U.), Wenn der 
$. 1121 B. ©. beftimmt, daß bei einer nothwendigen gerichtlichen 
Beräußerung der Beftanpnehmer felbft in dem Falle, daß fein R. 
als ein dinglihes eingetragen if, dem neuen Käufer weihen muß,. 
fo ift damit eine Ausnahme von der Regel des $. 1095 ibid. aufge- 
ftellt, daß fi ver nachfolgende Befiger dad durch die Eintragung 
des Beflandvertrages in die Öffentlihen Bücher als ein dingliches 
zu betrachtende R. des Beftanpnehmers auf die noch Übrige Zeit ge- 
fallen laffen muß. Im Falle des 8. 1121 ibid. wird daher das dem 
Beftanpnehmer aus dem in dem Öffentlihen Büchern erſcheinenden 
Btg. zuftehende Beſtandrecht dem Käufer gegenüber und namentlich 
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in Bezug auf die noch Übrige Zeit unwirkſam — alfo in Bezug auf 
die Dauer des Beftandvertraged — biefer mag auf einen beftimmten 
Zeitraum unauffündbar oder auf unbeftimmte Zeit, jedoch gegen eine 
Auffändigung, zu welder die Friſt im Btg. vorgefhrieben ift, feſt— 
gefegt fein. 

Entfd. dv. 7. April 1874, Nr. 3503 (5684 ©.-U.). Wenn auch nad) 
$. 19 ©. ©. bei Einverleibung oder Bormerkung von Bejtandrechten die An- 
gabe einer Geldſumme zur Sicherftellung eines allfälligen Schadenerſatzes (8. 1121 
8. ©.) nicht nothwendig ift, können dod im Sinne des $. 19 ©. ©. nur die 
Beſtandrechte des Pächters auf bem Pachtgute ſelbſt, ohne Angabe einer Geld— 
fumme zur Sicerftellung der allfälligen Schadenerſatzanſprüche des Pächters ein- 
verfeibt, beziehungsweife pränotirt werben, wogegen im dem vorliegenden Falle 
8 fi um bie pfandrechtliche Sicherftellung des Verpächters auf einer Liegenfchaft 
»es Pächters handelt, die nur für eine ziffermäßig beſtimmte Geldſumme ($. 14 
bid.) zuläffig ift [Schlußfolgerung]. 

Euntſch. v. 28. Februar 1872, Nr. 14069 (4493 ©.-U.). Eine Ent- 
Yädigung im Sinne des $. 1121 8. ©. kann der Mieter nur dann anſprechen, 
venn der intabulirte Beſtandvertrag bis zur Feilbietung nod) fo, wie er einge 
tagen wurde, fortbeftand. Wenn ein ganzes Geſchäft ſammt Firmarecht 2c. in 
heſtand genommen wurde und nicht ausdrüdlich für die damit verbundene Miethe 
jmwiffer Localitäten ein beftimmter Beſtandzins ausgeſchieden und bezüglich dieſer 
Riethe eine länger beftimmte Dauer ſtipulirt ift, kann $. 1121 ibid, nicht An- 
sendung finden. 

Entf. v. 31. Jänner 1872, Nr. 756 (4463 ©.-U.). Der Erfteher 
iner Realität kann fih dem factiihen Befiger gegenüber im Beſitzſtörungsver— 
ahren nicht auf den $. 1121 B. ©. berufen. 

Entfd. v. 21. März 1871, Nr. 2097 (Sc. I). Im Falle einer 
wthwendigen gerichtlichen Verfleigerung des Pachtobjectes kann der Pächter nur 
Scadenerjag unter der Bedingung des 8. 1324 B. G. vom Berpächter fordern. 

Entſch. v. 26. Jänner 1871, Nr. 10809 (Sc. II). Die executive 
zeräußerung deg Beitandftüdes hat nur dann die Auflöfung des Beftandver- 
tage® zur nothwendigen Folge, wenn der Käufer feinen Willen erklärt hat, das 
3ertragöverhältnig aufzuheben. 

Entf. v. 4. Auguft 1869, Nr. 8550 (3475 ©.-U.). Im Falle einer 
recutiven Veräußerung ift das Gericht nur verpflichtet, das erftanbene Gut 
uch Veranlaſſung der Delogirung des Grecuten ven Erfteher zu übergeben. 

Entid. v. 4. März 1869, Nr. 2292 (3323 ©.-U.). Wenn auch der 
Jeftandnehmer dem licitatorifhen Käufer Mur nach gehöriger Kündigung weichen 
mp [Schlußfolgerung], ift doch wider den dritten factiſchen Befiger der Realität, 
velher von der Feilbietung verfländigt wurde und den ihm gleichfalls intimirten 
Jeiheib, womit dem Erſteher die Vefigeinführung bewilligt wurde, in Rechtskraft 
wachſen Tieß, ohne vorgängiges Bf. die executive Delogirung zu bemilligen 
nd es finden in&befondere SS. 1120 u. 1121 B. G. keine Anwendung, weil 
ner Dritte ein Beftenpverhältnig bei der Vefigeinführung nicht eingemendet hat. 

Entf. v. 14. Jänner 1869, Nr. 10623 (3246 G.-U.). Die im Be- 
anbvertrag für den Fall der freiwilligen Veräußerung vorgejehenen Beftimmungen 
elten nicht auch, wenn in Folge Concurſes des Vermiethers es nothwendig zur 
kräußerung der Realität fommen muß; die Einverleibung des Vtgs. ift irrelevant, 
«il doch nur eben die erwähnten vertragsmäßigen Ne. einverleibt erſcheinen. 

Entſch. v. 14. October 1862, Nr. 6201 (1575 ©.-U.). Wenn aud) die 
ebergabe nicht ſchon zum Abfchluffe des Vtgs. erfordert, Mangels der Uebergabe 
ber das Eigenthumsrecht nicht erworben wird ($. 1053 B. ©.); muß dod, da 
ie Kaufrechte der Bejhwerdeführer primo loco einverleibt find, aus dem Meift- 
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bote der executiv veräußerten Realitätenhäffte ihre Entſchädigungsforderung liqui— 
Dirt werden; denn der Umftand, daß der Zeitpunkt der Hebergabe des Haufes un- 
beftimmt gelaffen wurde, madıt den Big. nicht unwirkſam oder bedingt, fonbern 
wie $. 904 ibid. andentet, haben die Beſchwerdeführer dad R., das fragliche 
Haus um den vereinbarten Preis an ſich zu bringen, fhon bei Abſchluß des Vtgs. 
unbebingt erworben; nur können fie ven Vollzug bloß nad Maßgabe des 8. 904 
cit. fordern. Durch die Einverleibung wurde dieſes R. den fpäteren Glaãubigern 
erſichtlich. Der Werth dieſes Rs. muß nad Zulaͤnglichkeit des Meiſtbotes in 
Analogie des 8. 1121 ibid. bei der Vertheilung berüdfichtigt werden. Der $. 1121 
ibid. ift zwar ein Ausnahmsgeſetz, wornach Jener, defien R. grundbücherlich ver- 
ſichert ift, dasfelbe dennod verliert, wenn eine Execution eintritt. Allein indem 
er beftimmt, daß demfelben wenigftens eine Entſchädigung gebühre, beſchränkt er 
obige Ausnahme und nähert ſich wieder der allgemeinen Regel, daß grundbücherlich 
fihergeftelte Re. durch Uebertragung der Realität an Andere in ihrer Ausübung 
nicht beirrt werden, und fann daher analog allerdings auf andere Fälle in con- 
ereto auf das intabulirte Kaufrecht der Beſchwerdeführer Anwendung finven. 

Entf. v. 4. December 1860, Nr. 14077 (1281 ©.-U.). Ausgedings⸗ 
rechte erlöfchen durch die executive Feilbietung ver Realität nicht, fie müflen daher 
bei der Rauffchillingsvertheilung infofern berüdfichtiget werden, als fie vor anderen 
Hypothefargläubigern, die von dem Meiftbote etwas erhalten, grundbücherlich ficher- 
geftellt find. 

Entf. v. 22. März 1859, Nr. 9 (756 a Wider den factifchen 
Befiger kann fi der Erſteher auch nicht auf 8. 1121 B. ©. berufen, welcher 
im Befigftörungsverfahren feine Anwendung findet. 

Entid. v. 10. Juli 1855, Nr. 4917 (111 G.-U.; P. ©. 949). Nah 
Eröffnung des Concurſes über das Vmgn, des Berpäters dauert der Pachtver⸗ 
trag bis zum gerichtlichen Verlaufe der verpachteten Grundſtücke, indem die Ein- 
wendung des $. 11218. ©. erft vom neuen Egthr. geltend gemacht werden kann. 

Entf. v. 17. October 1851, Nr. 8753 (P. ©. 947). Aud im Falle 
gerichtlicher Veräußerung muß zur Auflöfung des Beſtandvertrages die gehörige 
Auffündigung vorausgehen. 
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8. 1128. Der Bertrag, wodurch Jemanden das Nutzeigenthum eines Gutes erblich unter 

der Bedingung Überlaffen wird, daß er bie jährlichen Nugungen mit einer jährlichen, im 

Berhältniffe zu dem Ertrage beftimmten Abgabe im Gelde, in Früchten, oder auch in ver- 

hältnigmäßigen Dienften vergelten folle, heißt ein Erbpachtvertrag. 

Entfd. v. 26. September 1855, Nr. 7450 (137 G-U.). Die caffa- 
torifhe Clauſel in einem Erbpachtvertrage ift weder verboten, noch unerlaubt, noch 
kann fie als Feftftellung einer Conventionalftrafe angefehen werden, melde aus 
Billigkeitögründen abgeſchwächt werben fünnte. — $. 919 B. ©. — Vorliegend 
tommt nod die Analogie dee $. 1118 ibid. hinzu. Endlich ſcheint es, daß 
$. 1137 ibid. auf eine foldhe Verabredung anfpiele, wenn bort angeorbnet wirb, 
daß, falls Ober- und Nutungseigenthümer wieder mit einander vereiniget werden, 
dem Nugungseigenthümer feine Meliorationen gleid) einem redlichen Befiger er- 
fegt werden mäfjen. [Wortlaut der beftätigten ——— Entſch.] 
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Entſch. v. 23. Mai 1854, Nr. 4257 (P. ©. 952). Ein Erbpachtver⸗ 
trag muß drei wefentliche Beftandtheile haben, und zwar: a) die Ueberlaflung 
des Nugungseigenthumes, b) deſſen Erblichkeit, und c) die Unveränderlichkeit des 
Zinfes; wenn daher eines dieſer Erferderniffe fehlt, fo kann kein Erbpacht vor 
handen fein, fondern e8 muß ein bloßer Zeitpadht angenommen werben. Dieſer 
unterfcheiret fih vom Erbpachte in ber Wefenheit nur dadurch, daß durch erfteren 
nur der Gebrauch einer unverbrauhbaren Sache, durch ten legteren aber das 
Nugungseigenthum eines Gutes erblich überlaffen wird. Die Zeitbeftimmung 
Tann bei dem Beitpachte nicht nur ausprüdlih, ſondern auch ſtillſchweigend ge» 
ſchehen; es fleht daher der Annahme eines Zeitpachtes nicht entgegen, daß in 
dem betreffenden Btg. keine ausdrückliche Zeitbeftimmung vortommt. 


Il. Erbzinsvertrag. 


8. 1183. Wird eine geringe Abgabe von dem Befiger nur zur Anerkennung des Grund» 
eigenthumes geleiftet, fo heißt der Grund ein Erbzinsgut, und der darüber errichtete Vertrag 
ein Erbzinsvertrag. 

S. 1184. Im Zweifel, ob ein Nutzeigenthum ein Erbpachtgut oder ein Erbzinsgut fei, if 
auf den Betrag des jährlichen Zinfes, und andere Schuldigkeiten Ridficht zu nehmen. Steht 
diefer Betrag mit den jährlihen reinen Nutzungen außer allem Verhältniffe, fo ift das Nug- 
eigenthum ein Erbzinsgut; Täßt ſich aber wenigftens von alten Zeiten her und bei ganz öde 
übernommenen Gründen ein Berhältniß denken, fo ift e8 ein Erbpachtgut ($. 869). 


IV. Bodenzins. 


(4. 1125 -— vgl. 98. 1147, 1150 8. @.; Hoftjlb. v. 2. Juli 1882.) 
8. 1135. Iſt ein Eigenthum bergeftalt getheilt, daß einem Theile die Subftanz des Grundes 
fammt der Benügung der Unterfläde, dem anderen Theile aber nur die Benügung der Ober» 
fläche erblich gehört; fo Heißt die jährliche von dieſem letzteren Befiger zu entrichtende Abgabe, 
Bodenzins. 


Erwerbung des nutzbaren Eigenthums. 


(6. 1126 — vgl. N. 424, 435, 481 B. G.; 5. 48 Bat. v. 5. Juli 1888, Ar. 180 R. G. B.) 
8. 1136. Das getheilte Eigenthum einer unbeweglihen Sache kann ebenfowenig, als das 
vollftändige, ohne Einverleibung in die öffentlihen Bücher oder Regifter erworben werden. 
Ein giltiger Titel gründet nur ein perfönlihes Recht gegen bie verbundene Perfon, aber fein 

dingliches Recht gegen einen Dritten ($. 481). 

Entſqh. v. 25. Februar 1863, Nr. 1115 (1661 ©. -U.). 8. 1126 
B. ©. ift auf die Erwerbung eines Synagogenfiges nr anwendbar [Schluß- 
folgerung]. 


Gemeinfhaftlige Rechte des Ober- und Autzungseigenthümers. 
G. 1127 — vgl. $. 368.) 

8. 1183. Die Rechte des Ober- und Nugungseigenthlimers kommen überhaupt darin über 
ein, daß ein jeder mit feinem Xheile infoweit verfügen Tann, als die Rechte des Andern ba- 
durch nicht verlegt werden ($. 863). 

8 1128. Ciner wie der Andere ift bereptiget, feinen Antpeil gerichtlich zu verfolgen, ihn 
zu verpfänden, und unter Lebenden oder burd eine legte Willenserklärung zu veräußern. Wer 
eine Einſchränkung bepauptet, muß ſolche durch die gehörigen Urkunden, duch fogenannte 
Gewäprbriefe oder Handfeften beweiſen. 

Entſch. v. 8. Mai 1866, Nr. 4268 (2490 ©.-U.). $. 1128 B. ©. 
geftattet den Parteien in emphyteutiſchen Btg.en die Beräußerlichleit des Nutzungs⸗ 
eigenthumes zu beſchränken; wer ein emphhteutifhes Gut erwirbt, muß wien, 
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daß an der Sache aud dem Obereigenthümer Re. zuſtehen; weßhalb ber dritte 
Erwerber, welder über den Umfang dieſer Re. ſich vorerft Kenntniß zu ver- 

- fhaffen verfäumte, wider die Anfechtung feines Nugungseigenthumes ſich nicht 
auf feinen guten Glauben berufen kann. 


Befondere Rechte und Fflihten des OBereigentfümers: 


$. 1129. Der Obereigenthiimer ift insbeſondere berechtigt, dem Nutzungseigenthümer nicht 
nur die Verringerung der Nutzungsſache, fondern auch alle Beränderungen zu unterfagen, 
wodurch die Ausübung feiner Rechte vereitelt, oder erſchwert werden kann. 


1. in Rückſicht auf die Erhaltung, Bearbeitung und Veränderungen des Gutes; 
(6. 1130 — vgl. 38. 867, 1148, 1149; 1180, 1144 B. ©.) 

-8. 14139. Cr kann alfo verlangen, daß ber Nutzungseigenthümer für die Erhaltung und Be- 
ftelung ber Grundftüde Sorge trage. Vernachläſſiget er, ungeachtet der geſchehenen Warnung, 
die Erfüllung dieſer Pflichten; oder ift er die auf dem Grunde haftenden Laften zu tragen 
unfähig; fo kaun der Obereigentplimer auf bie Ueberlaffung des Gutes an andere Erbpacht- 

oder Erbzins-Männer dringen. 


2. des Erbzinfes. 


g. 1131. Das vorzüglicfte Recht des Erbpacht · und Erbzinsherrn befteht in der Beziehung 

des jährlichen Zinfes und anderer bebungenen Gebühren. Diele können unter feinem Bor. 

wande erhöhet, von den zum Grunde nicht gehörigen Fahrniſſen aber, ſowie von andern bes 
wegligen Sachen, gar nicht bezogen werben. 


Wann der Bins zu entrichten. 


8. 1132. Der jährlihe Zins muß, wenn nichts verabredet oder duch die Provinzialgefege 
beftimmt ift, in der erften Hälfte des Monats November abgeführt werben. 


Wann eine Erlaffung Aattfinde? 
G. 1138 — vgl. 88. 1105; 1811; 1128 ©. @.) 
8. 1138. In der Regel haftet ein unvollfiändiger Eigenthiimer dem andern nicht für den 
Zufall. Allein, wenn ein Erbpächter durch Ueberſchwemmungen, Krieg oder Seuchen fein 
Pachtgut zu benügen verhindert worden ift; fo muß demfelden für die Zeit der vermißten 
Benügung ein angemeffener Erlaß vom Zinfe geftattet werden. 
. Entf. v. 28. September 1858, Nr. 8662 1624 G.-U.). Ein Nad- 
laß des Erbpachtzinſes findet außer in den Fällen des $. 1133 3. ©. nicht ftatt. 


8. 1184. Der Erbzinsmann hat auf einen ähnlichen Erlaß feinen Anſpruch; er muß, fo 
tange ein Theil des Erbzinsgutes vorhanden ift, den feftgefegten Erbzins voll entrichten. 


Nerht bei verzögerter Entrichtung des Binfes. 


8. 1135. Hat der Erbzinsmann den Zins in der bedungenen Zeit nicht abgeführt; fo kann 
der Erbzinsherr verlangen, daß die Nutzung in Befchlag genommen, und er aus berfelben 
ſchadlos gehalten werde. 

Entf. v. 8. Yänner 1859, Nr. 5791 (805 ©.-U.). Die Sequeftra- 
tion nad $. 1135 B. ©. ift eine auf den fpeciellen Zweck beſchränkte und bier» 
nad; die Vollmacht des Sequefters begrenzt auf das zur Erreihung des Seque⸗ 
frationszwed:s wirklich Nothwendige [Schlußfolgerung]. 


G. 1186 — vgl. Hoftyld. v. 17. März 1797, Hofe. v. 21. Juli 1819.) 
8. 1136. Ein Erbpachtherr hat in Anfehung des über Ein Zahr ausftändigen Zinfes die 
Wahl, entweder die Pfändung der Nugungen, oder die gerichtliche Verfteigerung des Erbpacht ⸗ 
gutes zur Berichtigung der Rückſtände zu verlangen. 


1. Theil. 25. Hauptſt. Erbpacht, Erbzins. 88. 1129—1140. 871 


3. In Rürkficht der Caſten und Verbefferungen. 
(&. 1197 — vgl. 89. 929, 988 ©. G.) 

8. 1133. Der Obereigenthümer ift verpflichtet, den Mugungseigenthümer in Rüdficht des 
unmittelbar von ihm erhaltenen Nugungseigenthumes zu vertreten, und wenn bad Nugungs- 
recht mit der Subſtanz wieder vereiniget wird, ihm oder feinem Nachfolger die getroffenen 
Berbefferungen wie einem andern redlichen Befiger zu vergüten, und für die Richtigkeit ber 

öffentligen Bücher und Regifter, die er über feine Zinsgüter führet, zu haften. 

Entf. v. 26. September 1855, Nr. 7450 (137 ©.-U.). Die caffa- 
torifche Clauſel in einem Erbpachtvertrag ift weder verboten, noch unerlaubt, noch 
tann fie als Feftftellung einer Conventionalitrafe angefehen werden, welche aus 
Biligkeitegränden abgeſchwächt werden könnte. — (8.919 B. ©.) — Borliegend 
komnit noch die Analogie des 8. 1118 ibid. hinzu. Endlich ſcheint es, daß 
8. 1137 ibid. auf eine folde Verabredung anfpiele, wenn dort angeorbner wird, 
daß, falls Ober- und Nugungseigenthüner wieder mit einander vereinigt werden, 
dem Nutungseigenthümer feine Meliorationen gleid einem redlichen Befiger er- 
fegt werden müfjen. [Wortlaut der beftätigten obergerichtlichen Entſch.) 


6. 1188 — vol. 98. 517; 443, 1138 9. ©.) 

8. 1136. Für andere von dem Nugungseigenthlimer aufgebürdete und den öffentlichen Büchern 

nicht einverleibte Laften haftet der Obereigenthlimer nit. Der Rugungseigentplimer Tann 

überhaupt einem Andern nichtmehr Recht Übertragen, als er felbft hat. Das Recht des Einen 
erlifht alfo mit dem Rechte des Andern. 

Entſch. v. 10. Februar 1853, Nr. 1123 u. 1124 (P. ©. 955). Wenn 
das Nutzungseigenthum mit dem Obereigenthum vereinigt wird, muß der Ober- 
eigenthümer die vom Nugungseigenthümer während feines Befiges auf das 
Nugungseigenthum übernommenen Laſten und Hypotheken anerkennen. 

Entſch. v. 20. December 1852, Nr. 1316 (G. Zig. 1856, Nr. 130). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 1123 ex 1853. 

Entfd. v. 2. Yuli 1852, Nr. 5916 und 25. Februar 1851 (©. Big. 
1852). Aehnl. ver Entſch. Nr. 1123 ex 1858, 


Rechte und BerBindlihkeiten des Anbeigenthümers überhaupt. 


8. 1139. Die Rechte und Berbindlichkeiten des Nutzungseigenthümers ftehen überhaupt mit 
ven feftgefegten Verbindlichkeiten und Rechten des Obereigenthlimers im Berhältniffe. 


SInsdefondere: 


1. in Rückſicht der Veräußerung; 


%. 1140 — vgl. G. v. 28. al 1876, Re. 87 R. 8. B, und bei 5. 1067 cit. — theilweife aufgehoben dure 
$ : D. 2. October 1849, Ar. 1 R.@. ©. für 1850.) nn ug 


8. 1149. Der Nutungseigenthiümer bedarf zur Veräußerung die Einwilligung des Ober- 
eigenthlimers nicht; doch muß er ihm den Nachfolger zur Beurteilung, ob derielbe dem Gute 
vorzuftehen, und die darauf haftenden Laſten zu entrichten fähig ſei, namhaft maden. Auf 
ein Borfaufs- oder Einftandsreht hat der Obereigenthümer keinen Anſpruch. 
Entſch. v. 17. Iuni 1857, Nr. 5326 (P. ©. 956). Wenn mehreren 
Perfonen das ungetheilte Nutzungseigenthum einer Sache zufteht und einer diefer 
Theilhaber dem andern, der als Miteigenthümer bereit anerkannt ift, feinen Antheil 
an der gemeinfchaftlihen Sade überträgt, ift kein Laudemialfall vorhanden. 
Entf. v. 18. October 1833, Nr. 2719 (B. ©. 953). Der Nugungd- 
eigenthümer ift zur Dereliction des emphiteutifhen Gutes berechtigt. 
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G. 1141 — vgl. $6. 1072—1079 ®. G.; 5 ae 
tober 1849, Rr. ıR B. für 1850; Pat. v. 7. September 


8. 1141. Hat fih aber ber Obereigenthümer diefe Einwilligung on; EM ausdrücklich 
vorbehalten; fo muß er fich binnen dreißig Tagen nach der ihm gemachten ordentlichen Anzeige 
erflären. Nach biefer Frift wird feine Einwilligung für ertheilt gehalten. Ohne Ausübung 
des Borkaufs- oder Einftandsrehtes kann er die Einwilligung nur wegen offenbarer Gefahr 
ber Subftang und der damit verfnüpften Rechte verweigern. 
8. 1143. Die Abgabe, welche der Obereigenthümer zuweilen von einem neuen Rugungs- 
eigenthümer zu fordern hat, heißt, wenn die Veränderung bei Lebzeiten geſchieht, Lehenwaare 
(Laudemium); gefchieht fie aber von Todeswegen. Gterbelehen. Beide werden auch Berände 
rungsgebühren genannt. Ob und wie diefe Rechte gegründet feien, entfcheidet die Landesver⸗ 
faflung, die öffentlihen Bücher und Urkunden, oder ein dreißigjähriger ruhiger Beſitz. 
Entf. v. 11. Yänner 1871, Nr. 16239 (4012 ©.-U.). Die 88. 443, 
444, 454, 468, 526, 928, 1070, 1120, 1142; 1398, 1446, 1467, 1469 
und andere Stellen des B. ©. ziehen je für befondere Verhältniſſe Eonfequenzen 
aus dem Orundfage der Publicität der öffentlichen Bücher 


2. in Rükfiht eins Schatzes und der Verminderung der Subſtauz; 
5. 1143. Dem Nutungseigentpümer gebührt aud ein verhältwigmäßiger Theil von einem 
gefundenen Schage (8. 399). Er ift fogar befugt, die Subftanz zu verringern, wenn er dem 
Obereigenthümer beweifen Bann, daß bie Benligung des Grundes fonft nicht ftattfinde ($. 1129). 


3. der Kafen; 
8. 1144. Der Nugungseigentplimer trägt alle orbentlihe und außerordentliche dem Gute 
entlebende Laften; er entrichtet die Steuern, Zehenten und andere befonder® vorgemerkte Ab⸗ 
gaben. Für Laften, die den Zins betreffen, haftet der Oberet,enthlimer. 


Entſch. v. 16. December 1856, Nr. 2988 (B. ©. 959). Der Nutungs- 
eigenthümer hat die Steuern zu entrichten, wenn ber Obereigenthümer vertrags⸗ 
mäßig nicht ausdrüdlidy die Entrichtung berfelben übernommen hat, was jebod) 
nicht der Fall if, wenn im Big. bloß ftipulirt wurte, daß die Nugungseigenthümer 
„an Steuern jährlih einen Kreuzer vom Kaufgulden zur berrfchaftlihen Rent 
cafle zu bonificiren haben“. 

Entf. v. 1. Auguft 1854, Nr. 6826 (33 ©.-U.; P. ©. 958). Der 
Dbereigenthümer eines emphiteutifhen rundes ift zur Zahlung ber auf ven 
Canon entfalenden Einfommenfteuer verpflichtet. 

Entf‘. v. 18. Yuli 1854, Nr. 6603 (P. ©. 957). Die außerorbent- 
lien Kriegsfteuern find von dem Egthr. und bei getheiltem Egth. von dem Ober 
und Nugungseigenthümer zu gleihen Theilen zu tragen. 


4. des Gewährbriefes. 
8. 1145. Jeder neue Nutzungseigenthümer ift in der Hegel verbunden, fi von bem Ober- 
eigenthlimer einen Beglaubigungsfchein ober eine Urkunde des erneuerten Nutzungseigenthumes 
zu verichaffen. 


Befondere Yerhältniffe zwiſchen Gutsbefitern und Anterthanen. 
(4. 1146 — aufgehoben f. vor $. 1192 cit.) 
8. 1146. Inwiefern die Rugungseigenthümer gegen die Obereigenthlimer noch In andern 
Berhältniffen ftehen, und welche Rechte und Verbindlichkeiten insbefondere zwiſchen ben Guts- 
befigern und den Gutsunterthanen beftehen, ift aus der Verfafſung jeder Provinz, und ben 
politifden Borfriften zu entnehmen. 


Rechte aus Dem Bodenzinfe. 
G. 1147 — vgl. Hoffjld. v. 2. Zult 1838 n.-öfterr. Prov. G. S., ©. 340.) 
8. 1143. Wer nichts als einen Bodenzins entrichtet, hat nur auf die Benügung der Ober- 
fläche, ale: Bäume, Pflanzen und Gebäude, und auf einen Theil des auf derfelben gefundenen 
Schatzes Auſpruch. Bergrabene Ehäge und andere unterirdifhe Rugungen gehören dem Ober⸗ 
eigenthlimer allein zu. 


I. Th. 25. Hptſt. Erbpacht, Erbzins. 98. 1141—1150. 26. Hptf. Lohnvertrag. 873 


Erlöfhung des Nutungseigenthumes. 


8. 1148. Bas von der Aufpebung des volftändigen Eigenthumes beſtimmt worden ift 
(8. 444), gilt Überhaupt auch von dem getpeilten. 
8. 1149. Erbpacht⸗ und Erbzinsgüter gehen auf alle Erben liber, die nicht ausdrücklich aus- 
geſchloſſen worden find. Hat der Nugungseigenthümer Leinen rechtmäßigen Nachfolger, fo 
wird das Nutzungseigenthum mit dem Obereigenthume vereiniget. Doch muß per Obereigen- 
thilmer, wenn er von dieſem Rechte Gebrauch machen will, alle Schulden des Nutzungseigen 
thümers, die aus einem andern Vermögen nicht getilgt werben Können, berichtigen. Inwiefern 
ein Obereigenthlimer das heimgefallene Gut an Andere zu überlaffen verbunden ſei, beftiimmen 
die politifgen Berordnungen. 
Diefe polit. Bhg.en finb durch die Aufhebung bes Untertfänigteltöverbanbeß außer Kraft getreten. 


@. 1150 — vgl. 89. 1190, 1140; 369, 868, 489, 1444; 1187, 1198; 444, 1447 8. @.) 


8. 1150. Durch Zerftörung der Pflanzen, Bäume und Gebäude geht das Nutzungseigen⸗ 

thum der Oberfläche nicht verloren. &o lange noch ein Theil des Grunbes bleibt, Tann ihn 

der Befiger, wenn er anders feinen Zins abführt, mit neuen Pflanzen, Bäumen und Ge: 
bäuden befegen. 


Sechsundzwangigſtes Hauplſlück. 


Bon entgeltlichen Verträgen über Dieuſtleiſtungen. 


Inhalt: 1. Lohnvertrag (8. 1151). Stillſchweigender Lohnvertrag ($. 1152). Rechte aus 
dem Lohnvertrage (98. Ya anlı Wann die Beftellung in einen Kaufvertrag 
übergehe (88. 1158 u. 1159). Erlöſchung bes Lohnvertrages (88. 1160—1162). 
Ausdehnung biefer Borfehriften auf Rechtsfreunde, Aerzte u. dgl. ($. 1163). 
2. Derlageberteng (6 1164. Rechte und Pflichten zwifchen dem Verfaſſer unb 
Verleger (88. 1165—1171). 3. Vertrag zwiſchen Dienftperren und bem Gefinde 
(8. 1172). Andere entgeftliche Verträge über Dienfte (SS. 1173 u. 1174). 


Bol. 1, Hauptit. des I. Th 


heils; 17., 23.—25., 22., 28. Hauptft. diefes Theils; 95. 863, 915; 022—983, 1295 
1911; 1435; 425, 428 u. 8. ©. 


— [A. Gigentliger Cohnvertrag:] Geb. Tarif zur Not. D, und Not. D. vom 
25. Juli 1871, Nr. 7; ©. B.; Abo. D. v. 6. Yuli 1868, Nr. 96 R. ;$. 1, Art. 82 ©. v. 4. April 1875, 
Nr. 33 und $. 40 © 26. December 1860, Nr. 58 und Yin, Min. dv. 16. Detober 1856, Nr. 197 
N. G. B. (Handelömätler, Senfale 2.); M. Vbg. v. 17. Februar 1855, Nr. G. 9. (Medieinalperfonen als 
Sachverftändige); 88. 384 u. 385 Str. Pr. O. (Sachverftändige und Dolmetide); Tarorbnungen für Lohnmwägen, 
Lohndiener 2c.; Poft- und Telegraphengeb. Ortg.en; G. v. 7. Avril 1870, Nr. 43 R. &. B. (Mrbeitgeber und 
Arbeiter) ; Hoftzld. v. 18. Jänner 1842, Nr. 592 3. ©. S. und v. 20. April 1820 pol. ©. ©. 48. Bb.; Hoftzld. 
v. M. Jänner 1833 (Pflichten der Aerzie); 88. 72—105 Gew. D. v. 20. December 1859, Nr. 227 R. 6. v. ; 
Art. 57—65 u. 360-431 9. G.; M. Bag. dv. 23. Jänner 1866, Nr. 15 R. ©. B. (evangelifhe Pfarrer) — 
[B. Verlagsvertrag:) Art. 272, 8.59. ©.; Pat. v. 19. October 1846, Nr. 992 J. ©. S.; Hofkld. vom 
16. November 1832, Nr. 2580, v. 26. November 1840, Nr. 483, v. 15. Mat 1871, Nr. 537 und v. 25. juli 1845, 
Nr. 897 3.6. S, M. Vdg. dv. 27. November 1858, Nr. 6 N. G. B.; Kıgd. Min. Erl, v. 18. Auguft 1849, 
Nr. 369 R. ©. B.: $. 467 Civ. Str. ©,, 8. 740 Mil. Str. G.; Breßgef. v. 17. December 1862, Nr GR, 6.8. 
für 1863 und dazu erfloffenen Wog.en ;Pat. v. 7. December 1858, Ar, 237 R. ©. B.; G.e und vdg.en über Prir 
vilegien, Marken» und Mufterihug ꝛe — [C. Dienftvertrag:] a. h. Entſchl v. 31. October 1856, Nr, 224 und 
M. Erl, v. 15. März 1860, Nr. 73 R. G. v ; Dienftbotenorbnungen: für Wien: v. 1. Mai 1810, pol. ©. ©. 
34. Bb.; für Prog: Statth. Kunbm. v. 21. Auguft 1857, Nr. 42 2. ©. ®., für Böhmen: G, v. 7. April 1866, 
Nr. 112. ©. 8, ; für Bnfowina: Erl. des Land. Bräf. v. 25. November 1857, Nr. 48 2. B. und für Czer⸗ 
nowig: Erl. de Land. Präf. v. 7. Yänner 1858, Nr. 1 2. ©. 8.); für Dalmatien: Statth. Tg. v. 28. Auguſt 
1354, Nr, 33 2. ©. 8,); für Galizien u. zw. für Xemberger Verwaltungsgebiet: Statth. Bbg. dv. 1. Juli 
1857, 2. ©. ®.); das Krafaner Vermaltungsgebiet, Statth. Vdg. v. 11. März 1855, Nr. 14 2, ©. ®.), dann 
für die Stadt Krakau: Statth. Vdg. v. 4. Juli 1874, Nr. 8 2, 6. 2.; für gärnthen: ©. v. 4. Syuli 1864, 
Nr. 15 2, ©. 8,, und für Magenfnrt: Statth. Vdg v. 18. April 1856, Nr. 82.6.9; für Krain u. am. 
für das flache Land: Statth. Vdg. v. 18. März 1868, Nr. 6 2. ©. B., dann für Laibach: Stattb. Vdg. vom 
25. November 1859, Nr. 21 2. ©. ®.; für das Kilftenfond mit Ausichluß von Trieit und befien Gebiet: 
Statth. Bdg. v. 10. Juli 1857, Mr. 7 8, ©. 8.; für Mähren ıit Ausflug der Städte Brünn und 
Olmüg: Statth. Bog. v. 6. Jänmer 1857, Nr. 7 2. ©. B., dann für Brünn und Olmilg: Statth. Bpg. vom 
15. September 1859, . 36 2. ©. ®.; für Niederöfterreidh mit Ausihluß von Wien und befien Poliget- 
rayon: ©, v. 22. Jänner 1877, Nr. 6 . B.; für Oberöfterreih mit Ausihluß von Linz: ©. dv. 1. März 
1874, Nr. 13 8. G, B., und für Linz: Statth. Bog. v. 25. April 1856, Nr. 14 &. ©. ®.; für Salzburg mit 
Ausfhluß der Landeshauptftadt: Land. Präf. Vog. v. 18. April 1856, Nr. 108. G. B, und für die Stadt Salz» 
— Sand. Präf. Vdg- v. 27. Februar 1857, Nr. 8 2. ©. B.; fir Schlefien: G. v. 25. März 1867, Nr, 12 
2. 6. 3; für Steiermark mit Ausflug der Landeshauptftabt: Statth. Erl. v. 30. Jänner 1857, Nr. 12. @. 8., 
und für die Stabt Bar Statth. Erl._v. 30. April 1857, Nr. 10 2. ©. B.; enblid) für die Städte und das 
flache Sand in Tirol und Vorarlberg: Statth, Erl. v. 14. März 1867, Nr. 6.2. G. ®. — $. 105 allg, $. 384 
il. Str. ©.; Hofd. v. 6. Jumi 1898, Nr, 277 %. ©. ©.; bei 8. 879 cit. — x. 
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1. Soßnvertrag (Svtg.). 


@. 1151 — ogl. #8. 1164, 1172, 1173; 1174; 863, 915 9. &.; eingangs biejed Hauptffs. sub [A] cit.) 
@. 2.7. 1870, Ir. 43%. @. ©.) 
8. 1151. Benn Jemand fi zur Dienflleiftung, oder Berfertigung eines Werkes, gegen 
einen gewiffen Lohn im Gele, verpflichtet; fo entſteht ein Lohnvertrag. 

: 4.3 nes abet, Seh u 9 Berl 1ore, Re 0 3 GR Ian: erabretungen von Urbeitgebern 
anderen Unternehmungen), 
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Entſch. v. 21. Mai 1879, Nr. 4886 (©. H. 1879, Nr. 78). Das 
Uebereintemmen, wornad ein Beſchädigter einem Anderen, welcher als Privatbe- 
theiligter eventuell Subſidiarankläger im Etrafrehtswege die Verurteilung eines 
Beſchuldigten wegen des beide Eontrahenten benadptheiligenden Delictes und hier⸗ 
burd ein Urtheil auf Erſatz ver ihnen beiden zugefügten Schäden zu erwirfen 
verfprad — für des Pegteren im Intereſſe aller Beſchädigten aufgewenteten 
Mühen ein nab Maß des Erfages firirtes Honorar fih zu zahlen verpflichtet, 
enthält alle gefegliben Merkmale eines rechtsgiltigen Lotgs.; der Anſpruch 
auf Zahlung des Honorar nach zu Stande gebrachtem Erfage ift daher in 
88. 1152 u. 1156 8. ©, vollfommen begräntet. — Die Borausbeftimmung 
des Honorard von 800 fl. hat die Natur eines Vergleihes. Dem gegenüber fann 
nad) $. 1386 ibid. von einer Verlegung über die Hälfte umfoweniger eine Rede 
fein, als bei der Ausſichtsloſigkeit auf eine Zahlung bei den birecten Schuldnern 
es für den Geklagten gewiß großen Werth hatte, wenn er auf einer anderen 
Seite die Zahlung feiner Forderung von 4027 fl. 27 fr. erlangen konnte, wie 
er diefes jelbft dadurch zugibt, daß er erzählt, er habe den Kläger 800 fl. ver- 
fproden, wenn er bewirkt, daß er durch die Ehegattin des Angellagten bie Zah- 
lung feiner ganzen Forderung bekäme. Gegenüber der Erlangung einer beim 
directen Schuldner ausſichtsloſen Forderung von 4027 fl. 27 Er. tann die Zu- 
fiherung von 800 fl. Kohn für die Bemühung auf tiefen Fall der Erreihung 
ter Bolzahlung, mag die gehabte Mühe eine große oder Heine gewefen fein, an 
ſich nicht fo geartet erfannt werden, daß damit eine Verlegung Über die Hälfte 
begangen würbe, da nicht fowohl die damit verbundene Mühe, ale das erzielte 
Ergebniß zum Mafftabe der Entlohnung gemacht erfcheint, wie dieſes z. B. auch 
beim Finderlohn der Fall iſt [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 8. Mai 1879, Nr. 4141 (9. B. 1879, Nr. 33). Die Ger 
richte find zur Entſch. über Penſionsanſprüche von im Disciplinarwege entlaffenen 
Bezirfövertretungsbeamten nicht competent. Nah 8. 62 ©. v. 25. Juli 1864, 
Nr. 27, betreffend die Bezirkövertretungen, find die dem Bezirksausſchuſſe bei⸗ 
gegebenen Beamten bemfelben untergeorbnet und der Bezirksausſchuß übt über 
feine Beamten nah Maßgabe des ihm eingeräumten Befugniſſes (8. 57 des⸗ 
felben ©.) eine Disciplinargewalt. Diefer $. 57 räumt der Bezirkövertretung 
die Regulirung der Bezüge ihrer Beamten, die Beſtimmung der Art der Die: 
ciplinarverhandlung und der Ruhegenüſſe ihrer Beamten ein. Die Beamten der 
Bezirkövertretung ſtehen daher zu derfelben in einer Unterordnung und nidt in 
einem nad dem B. ©. zu beurtheilenden Bertragsverhältniffe; auch ift in ber 
Amtsinftruction für die Kanzleibeamten der betreffenden Bezirkävertretung die Ent- 
laffung des Secretärd wegen Vernachläſſigung feiner Verpflichtungen durch die Be- 
sirfövertretung im Disciplinarwege angedroht und das Anftellungsvecret des Klägers 
als Bezirfövertretungscommiffär beſchränkte die Anfpruchsrechte auf Penſion auf das 
für die landesfärftlichen Beamten beftehende Normale; ſonach kann nad} der faif. Vdg. 
v. 10. März 1860, Nr. 64 R. ©. B., über die Disciplinarbehandlung der 
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f. f. Beamten wegen ber mad) ven 88. 2 ad c, 8 u. 9 zuläffigen Entlaffung 
im Disciplinarwege immer nur von ber Behörde, bei welder der Beamte dient, 
oder von ber betreffenden Oberbehörbe, nicht aber, mit Ausnahme von Gerichts⸗ 
beamten, vor Gericht darüber, ob einem entlaflenen Beamten eine Penfion ge- 
bühre, entſchieden werben, ba fonft eine Ueberpräfung ver Rechtmäßigkeit der Ent» 
laffung zuläffig fein müßte, wofür fein ©. fpridt. 

Entſch. v. 2. November 1877, Nr. 11582 (©. Ztg. 1878, Nr. 6). 
Die Uebernahme einer Berfon in Verpflegung und Erziehung gegen ein vertrags⸗ 
mäßig feflgeftelltes Entgelt begründet feine Dienftleiftung im Sinne des 8. 1151 
®. ©. und 8. 1418 ibid. fommt hier umfoweniger in Anwendung, als nit die 
Forderung einer rüdftändigen jährlichen Dienftleiftung Gegenftand der Klage ift, 

Entjd. v. 3. Mai 1876, Nr. 2801 (©. Zig. 1877, Nr. 76). Der 
Log. allein reicht nit aus, auch einen Berwahrungsvertrag als feine natür- 
liche Fortfegung rechtlich zu begründen. Zu letterem Rechtsverhältniß, das 
gefonderte Wirkungen im ſich faßt, einen vom erfleren verſchiedenen Klagsgrund 
bilvet, gehört eine neue, abgefonderte Willensübereinftiimmung ter vertragfchließen- 
den Parteien, und es ginge nicht an, aus dem Umftande allein, daß der Arbeit- 
befteller den Lotg. nicht zubält, die Arbeit nicht zahlt, noch ten Gegenftand 
abholt, auf eine Zuſtimmung zu einem neuen Rechtsverhältniſſe, der Verwahrung 
zu urtheilen. Kläger hatte es in feiner Macht, nad erhaltenem Arbeitölchn ben 
Wagen in gerichtlichen Erlag zu bringen oder vor feine Thüre zu ftellen, fobald 
er feiner Pflicht nachgefommen war, den Befteller von der Vollendung der Arbeit 
benadrihtigt zu haben. Da Kläger vom Bellagten keinen Bermwahrungsauftrag 
ertheilt erhielt, ja auf das Gegentheil aus der Weigerung bes Beklagten, den 
Wagen abzuholen, fehließen mußte, fo war er nicht bereditigt, einen Verwahrungs⸗ 
lohn zu begehren. Höchſtens könnte das Berhältnig zwilhen den Streittheilen 
als ein einfeitiges, unentgeltliches Verwahrungsgefhäft des Klägers zn Gunften des 
Bellagten angefehen werben, das aber feinen Klagetitel gewährte [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 9. Novemter 1871, Nr. 10103 (4314 ©.-U.). Da die 
Pflicht der Entlohnung geleifteter Dienfte f fhon aus dem ©. folgt, fo liegt dem⸗ 
jenigen, ver die ihm geleifteten Dienfte zu entlohnen nicht ſchuldig zu fein be— 
hauptet, der Beweis ob, daß die Dienfte ihm unentgeltlich geleiftet worben find. 
Die Beftimmung der durch Big. nicht feitgefegten Lohnſumme ift Sade des 
Richters. Es Liegt dann allerdings kein Lotg. nah $. 1151 B. ©., bafür 
aber ein folder nah 8. 1152 ibid. vor. 

Entſch. v. 16. September 1869, Nr. 4658 (3512 G.⸗U.). Die Aus- 
Bedingung einer Gefchäftövermittlungsprovifton von beiden Parteien iſt unſtatt⸗ 
haft. Wenn auch die Erfüllung des Auftrages der Verkäufer im Sinne des 
8. 1151 B. ©. an fi eine Dienftleiftung mit dem Anfprud auf Lohn if, fo 
ging doch die Vermittlung über das bloße Suchen eines Käufers hinaus. 8. 1013 
ibid. muß aber fhon deßhalb finngemäße Anwendung finden, weil durch Aus» 
bevingung einer Provifion auch von den Käufern für die bloße Nennung des ver⸗ 
käuflichen Objectes in Folge ver größeren Belaftung tes Käufers der Kaufpreis 
offenbar zum Schaden der Verkäufer herabgedrückt wurde. 

Entf. v. 17. Yuni 1869, Nr. 3158 (3446 ©.-U.). Auch der Mit 
eigenthümer ift verpflichtet, nach Verhältniß feines Antheils, für Arbeiten, welde 
von der Mehrzahl beftellt, zur Erhaltung der Sade nothwendig find und deren 
Preis angemefien ift, mitzubezahlen, wenn biefe Arbeiten eine bie orventliche 
Berwaltung betreffende Angelegenheit waren (88. 833, 1151, 1153 B. ©.). 

Entſch. v. 3. October 1866, Nr. 7971 (©. H. 1867, Nr. 55). Wenn 
ber Unterhändler nur verpflichtet ift, ein paffendes Taufhobject namhaft zu 
machen, fo hat er nad erfolgter ‚Namhaftmachung“ das R., das Honorar zu 
verlangen. 
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Entfd. v. 22. October 1863, Nr. 5515 (©. H. 1863, Nr. 77 u. 78), 
Der Unterhändler, welchem für ven Fall, als eine beftimmte Sache an einen 
„von ihm zugewiefenen Käufer” verkauft werben follte, ein beftinmtes Honorar 
äugefichert wurbe, hat diefes Honorar dann, wenn er lediglich einen Dritten von 
der Verkäuflichkeit jener Sache benachrichtigte und fie ihm zum Kaufe“ anbot, und 
fohin nur von biefer Benachrichtigung und Anbietung den Verkänfer verftändigte, 
felbft wenn der Kauf wirklich mit jenem Dritten abgefchloffen wurde, nicht zu 
beanſpruchen [2]. 

Entſch. v. 11. December 1861, Nr. 8073 (1833 ©.-U.). Der Unter 
händler ift in dem falle, ald die ortfegung der Unterhanvlung von dem Auf- 
traggeber unterbrochen wurde, berechtigt, von biefem einen der Summe des Bes 
bungenen entfpredhenben angemefienen Lohn zu forbern [?]. 

Entf. v. 6. April 1859, Nr. 3585 (767 G.-U.). Die Forderung des 
Kaminfegers an rüdftändigem mit jährlich x fl. vereinbarten Lohn für Raudfang« 
kehrerarbeiten (88. 1151 u. 1163 8. ©.) verjährt nicht in 3 Yahren, da ſchon 
nad dem Sprahgebraude der geforderte Rauchfangkehrerlohn fid 
nicht unter die im $. 1480 ibid. aufgezählten Leiftungen als: Ab- 
gaben, Zinfen, Renten fubfummiren läßt, und auch in rechtlicher 
Beziehung im Falle des 8. 1480 cit. das R. auf derlei wiederkehrende 
Forderungen felbftftändig beftehen und daher einen fortwährend wirk— 
famen Titel haben muß; während im gegenwärtigen Falle das Forde- 
rungsrecht erſt durch die Leiftung der bedungenen Arbeit begründet wird. 

Entjd. v. 27. November 1857, Nr. 11788 (475 ©.-U.). Die Be 
ſtellung einer Mafdine (hydrauliſche Preffe mit 6000 Centner Drudtraft) ift 
fein Lotg. im Sinne des $. 1151 B. ©. Dem Befteller fteht daher nicht das 
von den 88. 922 u. 923 ibid. verſchiedene R. des 8. 1153 ibid. zu; fondern das 
Geſchäft ftellt ſich nach $. 1158 ibid. als Kauf dar, auf melden daher 8. 1153 cit. 
nicht anwendbar ift, welcher vielmehr gemäß 8. 1066 ibid. nad) den allgemeinen 
Regeln der angezogenen 88. 922 u. 923 ibid. benrtheilt werden muß. Der aus 
dem Big. erhobene Gewährleiftungsanfprud verjährt daher binnen 6 Monaten. 

Entid. v. 2. Juni 1856, Nr. 5842 (996 ©.-U.). Wird eine Wohnung 
als Entgelt für Dienftleiftungen überlaffen, fo ift auf diefes Verhältniß das Bf. 
in Beftandftreitigfeiten unanwenbbar. 

Eniſch. v. 12. April 1855, Nr. 2943 (©. H. 1865, Nr. 81). Wird 
in einem tg. den einen Paciscenten der Rücktritt für ven Fall des Eintrittes 
eines beftimmten Ereignifjes zugeftanten, fo ift ver urſprüngliche Vtg. als unbe 
dingt abgeſchloſſen und als giltig, ungeachtet res fpäter erfolgten Rüdtrittes, an« 
zufehen, und es gebührt dem Senfal, durch deſſen Dazwifchenkunft der Btg. 
zu Stande tam, der Vermittlerlohn. 


Stillfgweigender Soßnvertrag. 


G. 1152 — vgl. $$. 868, 915 ®. G.; Geb. Tarif zur Not. DO. unb Not. D. d. 25. Juli 1871, Mr. 726 R. G. v. 
und eingangs vieles Yauptftds. sub [A] it) 


8. 1152. Sobald Jemand eine Arbeit oder ein Werk beftellet; fo wird auch angenommen, 
daß er in einen angemeffenen Lohn eingewilliget habe. Iſt der Lohn weder durch die Ver⸗ 
abrebung, noch durch ein Gefeg feitgefegt; fo beftimmt ihn der Richter. 


Entfd. v. 8. Mat 1878, Nr. 10791 (©. Ztg. 1879, Nr. 45). Der 
Befteller einer Arbeit haftet, aud) wenn es von vornherein gewiß ift, daß die» 
felde einem Dritten geleiftet wird, für die Zahlung tes Lohnes, falls er die Be- 
Ku nit ausdrücklich Namens des Dritten gemacht hat (8$. 859 u. 1152 

Entſch. v. 8. November 1877, Nr. 3176 (©. Big. 1878, Nr. 90). 
Für die als „Wirthſchafter“, wenn "andy ohne vorherige Ausbedingung eines 
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Lohnes, geleifteten Dienſte, wofür die Auszahlung eines Lohnes nebft der Ver- 
pflegung für diefe Gefchäftsführung der Natur der Berhältniffe entſpricht und 
ortsüblich ift, hat zufolge $. 1152 B. ©. der Richter den Lohn zu beftimmen; 
weder in dem Umftande, daß Kläger fih einen Lohn nicht ausbedungen hat, noch 
in dem Zumarten rüdfichtlih der Lohnauszahlung, — da die Big. ter Forderung 
noch nicht eingetreten ift, — nod in der Dienftleiftung mit Hinblid auf die er 
wartete Bevahtnahme in ber legtwilligen Verfügung ber Dienftgeberin, auf welche 
fie den Kläger zu wiederholtenmalen gewiejen bat, fann eine Verzichtleiſtung auf 
die Zahlung eines Lohnes erkannt werden. Daß Kläger öfters Kleinere Geſchenke 
erhielt, daß ihm die Gefhäftsführung kleinere pecuniäre Vortheile brachte, kann 
die Berpflihtung der Feiftung eines Lohnes nicht aufheben. Die Beftimmung 
des Hfd. v. 10. April 1844, Nr. 355 9. ©. ©., über die Beweispflicht des 
die Zahlung eines Liedlohnes beanfpruhenden Dienftboten fommt bier nicht in 
Anwendung, weil Kläger feiner Stellung als Wirthſchafter zu Folge nicht dem 
Dienftgefinde beigezählt werden Tann. Bezüglich der Höhe des Lohnes wurde 
auf den geringen, von den Sachverſtändigen als angemefjen bezeichneten Betrag 
erlannt, weil ed den Vorfchriften der a. ©. O. nicht entſpricht, über denfelben 
Gegenſtand nebft dem Beweis durch Sachverſtändige einen Beweis durch foge- 
nannte ſachverſtändige Zeugen zugulaflen. 

Entf. v. 18. April 1877, Nr. 417 (©. Ztg. 1877, Nr. 50). Wenn 
aud anzunehmen ift, daß das Confortium, welches fih zur Gründung einer 
Betroleum-, Bergbau und Raffinerie-Actiengefellfhaft gebildet hat und aus ben 
drei Geklagten, einem Dritten und dem klagenden Wovocaten beftand, als eine 
Bereinigung zu einer Erwerbögefellfhaft zu betrachten fei, fo hindert dieß doch 
nicht, daß dem Kläger für feine in der Klage angeführten Arbeiten und die dafür 
beftrittenen Auslagen eine Vergütung von Seite des Confortiums dann gebühre, 
wenn erwiefen wird, daß er diefelben in olge.eines ihm von dem Confortium 
hierzu ertheilten Auftrages geleiftet habe, weil die ſämmtlichen in ber Klage um» 
ſtändlich angeführten Leiftungen eben nur die nothwendigen BVoreinleitungen zur 
Ermöglihung des Betriebes der projectirten Unternehmung betreffen, und erft 
dann, wenn ed nad erwirfter Conceffion und Genehmigung der Statuten zur 
Conftituirung der Gefellfhaft und zum wirklichen Betriebe des Unternehmens ge= 
tommen wäre, dad Zufammenwirken aller Gefelihaftsmitgliever zum gemein⸗ 
ſchaftlichen Nugen hätte eintreten können. Diefe VBorbereitungshandlungen, welde 
von dem Kläger in feiner Eigenfchaft ald Advocat und kraft eines ihm von dem Con⸗ 
fortium ertheilten Mandates zu unternehmen waren und von ihm allein ohne 
Mitwirkung der übrigen Confortialmitgliever auch wirklich geleiftet worden fein 
follen, find daher nicht nad) der Borfchrift des F. 1185 B. G., fondern viel- 
mehr nach den Beftimmungen über den Lotg. ebenfo zu beuriheilen, wie dieß ber 
Fall gewefen wäre, wenn ftatt des Klägers eine außer dem Conſortium ftehende 
dritte Perfon damit beauftragt worden wäre, weßhalb auch der Kläger ven von 
dem angeſprochenen Betrage auf ihn ald Mitglied des Confortiums entfallenden 
Theil bereits in ber lage abgerechnet hat. 

Entfd. v. 9. November 1875, Nr. 9885 (5905 G.-U). Wenn für 
die Bermittlung eines Sparcaffevarlehens in beftiimmter Minimalhöhe ein Lohn 
verſprochen wurde, muß aud für die in Folge thatſächlichen Berühmung des Ver⸗ 
mittler8 erfolgten Gewährung eines geringeren von dem Darlehensnehmer accep⸗ 
tirten Darlehens ein Lohn gezahlt werden (8. 1152 B. ©). Da e8 hierbei 
auf die größere oder geringere Mühewaltung überhaupt nicht ankam, da weiters 
der Darlehenswerber durch des Klägers Vermittlung eine der gewünſchten beinahe 
gleihlommende Summe erhalten und ſich damit zufriedengeftelt hat, fo fteht 
nichts entgegen, daß der rihterlihen Befimmung des Lohnes ber 
vom Geklagten ſchon urfpränglich zugeftandene PBercentfag als den 
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Umftänden entjprehend zum Grunde gelegt und dem Kläger die (dem⸗ 
gemäß) geforderte Summe im vollen Betrage zuerfannt werbe. 

Entf. v. 2. Juni 1874, Nr. 3962 (5378 ©.-U.). Durch den 8. 17 
Av. D. v. 6. Yuli 1868, Nr. 96 R. ©. B., nah weldem bis zur Ein- 
führung bes in verfelben erwähnten Zarifes, bezüglich der Feſtſtellung der Aus⸗ 
lagen und des Verdienſtes der Advocaten bei dem Wbgange eines leberein- 
kommens lediglich die gefeglihen Beftimmungen über den Lotg. in Anwen- 
bung zu treten haben, ift das Hofd. v. 4. October 1833, Nr. 2623 I. ©. ©., 
nicht aufgehoben werden. Durch dieſes Hofe. wurde bloß das Bf. hinſichtlich 
ber Liquidirung der Gebühren der Advocaten geregelt, indem nad) vemfelben dieſe 
Gebühren von jenem Richter, vor welchem das Geſchäft, woraus fie entftanden, 
verhandelt wurde, im amtlihen Wege und falls es nöthig wäre, nad vorlän» 
figem Einvernehmen der Parteien, ohne jedoch einem förmlichen Proceſſe ftatt- 
zugeben, zu liquibiren find. Die Vorfchrift des 8. 17 Abo. O., daß bei ber 
Liquivirung die Beſtimmungen über ven Lotg. zu gelten haben, läßt das 
cit. Hofd. unberührt. Im vorliegenden Falle hat der Kläger unterlafien, feine 
angeblichen Gebühren nady dem bezogenen Hofd. liquidiren zu lafjen, und ſogleich 
den Weg der Klage betreten. Er hat es hiermit auf fi) genommen, gegen bie 
Einwendung der Gellagten ben firengen gerihtsorbnungsmäßigen Beweis über 
den Beftand jeder einzelnen von ihm behaupteten und von der Oeffagten beftrit- 
tenen Forderung zu liefern. 

Entf. v. 8. October 1873, Nr. 9303 (5101 ©.-U.). Wenn auch 
nad $. 17 Abo. O. v. 6. Yuli 1868, Nr. 96 R. G. B., bis zur Einführung 
des dort in Ausficht geftellten Tarifes bei der Feftftelung ver Auelagen und des 
Berdienfted des Apvocaten, außer dem Falle eines Uebereinkommens, lediglich bie 
Vorſchriften über den Potg. in Anwendung zu treten haben, iſt dadurch vie 
noch fortvauernre Geltung der Über tie Liquidirung einzelner Arten von Lohne 
forderungen gegebenen Vorſchriften und insbeſondere jene des Hofd. v. 4. October 
1833, Nr. 2633 9. ©. ©., nicht auegefchloffen, worin nur die im $. 1152 
8. ©. offen gelaflene Beftinmung, welhem Richter die Bemefjung und welchem 
der Zuſpruch des Lohnes zuftche, in Beziehung auf die Advocatengebühren ger 
geben und die Prüfung der Aufrechnung dem hierzu geeignetften Richter zuge- 
wiefen wird. [Aehnl. der Entf. Nr. 3962 ex 1874.] 

Entfd. v. 25. Jänner 1872, Nr. 4321 (4456 G.:U.). In dem Aus- 
fpruche, womit, nachdem der Magende Arditelt über die Thaffache der Beftellung 
ber Baupläne ohne Lohnverabredung den Beweis angeboten, der Geklagte hin- 
gegen zu beweifen fid erbeten hat, er habe die Fertigftellung der Pläne aus» 
drüdlih mit dem Bemerfen, daß er dafür nichts bezahlen werde, dem Kläger 
freigeftelt — nur anf die Mägerifcherfeits angebotenen Beweife erfannt worden 
ift, Tiegt feine offenbare Ungerechtigkeit, da die Entgegnung des Geflagten feine 
Einrebe im techniſchen Sinne begründet, fontern nur als qualificirter Wider- 
ſpruch, als Negation mittelft abweichender Darftelung des Sachverhaltes aufzus 
faflen ift, alfo nur die Wirkung hat, daß die Anführungen des Klägers bewiefen 
werden müſſen; und da tie den Beweisſatz bildenden thatſächlichen Momente 
ganz richtig unter den Begriff einer Beſtellung fubfumirt wurden, in Confe- 
quenz Sa der 8. 1152 B. ©. als maßgebend erſcheint [Praesumtio des 8. 1152 
ibid. ?]. x 

Entſch. v. 9. November 1871, Nr. 10103 (4314 ©.-U.). Wenn jemand 
in Folge Aufforderung eine® anderen demfelben Dienfte leiftete (mehrjährige Bei ⸗ 
hilfe in der Verwaltung des Vmgns.) muß angenommen werden, daß der Ber 
Nleller in einen angemeſſenen Lohn eingewilligt habe. Es liegt baher ein 
Lorg. allerdings nit nah 8. 1151 aber nah 8. 1152 B. ©. von. Es 
betarf für das Verfprechen eines Lohnes aud) feines Beweiſes, da die Pflicht 
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der Verlohnung aus dem ©. folgt, und mer das Gegentheil behauptet, den Be- 
weis zu erbringen hat, bag ihm die Dienfte unentgeltlich geleiftet wurden. Die 
Beſtimmung der durd Big. nicht feftgefegten Lohnesſumme ift nad $. 1162 
ibid. Sache des Richters. 

Entfd. v. 31. Mai 1871, Nr. 6576 (4186 ©.-U.). Der Btg., wornad 
ein Hutweidepächter gegen ein beftimmtes Engelt ſich verpflichtet, da® Vieh des 
anderen Contrahenten auf ver Weide mit weiden zu laffen, e8 durch feine Leute 
zu beauffihtinen und heimzutreiben, ift als ein entgeltliher Vtg. über Dienft« 
leiftungen aufzufaflen, für welche der weder durch die Verabredung, noch duch ein 
©. feftgefegte Lohn im Sinne des $. 1152 8. ©. vom Richter beflimmt werden 
fol. Die angeblihe Zufage: für die Weide zahlen zu wollen, was Kläger ver- 
lange, — ift im Hinblide auf den cit. 8. 1152 ibid. unerheblich; die angeftellte 
Klage auf Zahlung des Entgeltes ift feine Schabenerfagllage, weßhalb fie der 
im $. 1489 ibid. normirten Big. nit unterliegt [Schylußfolgerung]. 

Entfd. v. 24. Mat 1871, Nr. 5533 (4179 ©.-U.). Die im gemein- 
ſchaftlichen Haushalt mit ihrem Vater lebenden Kinder, welche in defien Gewerbe 
ald Arbeiter bejhäftigt find, haben nicht unter allen Umftänden audy auf einen 
Lehn Anſpruch, denn es ıft eben fo häufig, daß in derlei Fällen die Kinder gleich 
fremden entlohnt werten, als daß fie nur die Verpflegung genießen. Es müßte . 
daher ein ausdrückliches oder ſtillſchweigendes Webereinfommen erwieſen werben. 
Das Arbeiten im Gewerbe genügt nady dem Frühergeſagten noch nidt, um ein 
ſtillſchweigendes Webereinfommen im Sinne des $. 863 B. ©. anzunehmen. 
Der Fall des $. 1152 ibid. tritt nicht ein. 

Entſch. v. 3. Mai 1871, Nr. 5311 (4151 G.- U.). .... Auch nicht 
nad 88. 1152 u. 1163 ®. ©. kann der um Aufftelung eines Eurators für 
den Gegner anſuchenden Partei der Erfag der Euratelöfoften auferlegt werben, 
meil zwifchen ihr und dem Curator ein Bertragsverhältniß Überhaupt nicht befteht. 

Entf. v. 8. Februar 1871, Nr. 10129 (Sch. II). Der Arzt ift nicht 
berechtigt, einen höheren Betrag als ärztliches Honorar für ſich einzuflagen, wenn 
er in der feinem Clienten vor Anftrengung der Klage eingehänvigten Rechnung 
einen niedrigeren Beirag begehrt hat. 

Entfd. v. 12. April 1870, Nr. 4170 (3772 ©.-U.). Aehnl. ven Entſch.en 
Nr. 3962 ex 1874 und 9303 ex 1873. 

Entſch. v. 1. März 1870, Nr. 13960 (3727 ©.-U.). Daß ber 
Schwager, welchem' die Geklagte und ihr Gatte wiederholt mit Geld aushalf, 
zu deſſen Gunften fie das ihm erecutiv verfteigerte Haus erwarben und bis er 
es zurüdtaufen fonnte, unentgeltlid zur Benützung überließen ꝛc., fei es auch 
über Beflellung einiger Fuhren leiftete, und bei regelmäßigen Fahrten zweimal 
die Woche Padete u. a. m. mitnahm, kann nad $. 863 B. ©. nur als eine 
Gegengefälligfeit angefehen werben. 

Entſch. v. 7. Yänner 1870, Nr. 14656 (3650 ©.-U.), Nah 8. 549 
3. ©. gehören zu den auf ber Erbſchaft laſtenden Koften auch jene des tem 
Drtögebraude, Stande und Vmgn. des Erblaſſers angemefienen Begräbnifles; es 
kaun daher aus ber bloßen Beftellung des Begräbniſſes die ſtillſchweigende Er- 
klaͤrung des Beſtellers, daß er die Koften anftatt der Bfhft. zahlen werde, nicht 
vermuthet werten ($$. 863, 1152; $. 10 ibid.). 

Entfd. v. 18. Mai 1869, Nr. 1371 (3426 ©.-U.). Der vom Dienft- 
herrn zu dem min. Bedienfteten geholte Arzt kann die Zahlung tes Honorare 
nur aus der Thatfahe der Beftellung nah 8. 1152 B. ©. von ven Dienft- 
geber, in deſſen Verpflegung der Kranke ftand, begehren; dem Dienftgeber bleibt 
es überlafen, allenfalls den Erfatz nad 8. 1042 ibid, vom Vater de8 Ber 
dienfteten zu fordern. 

Entf. v. 28. April 1869, Nr. 4374 (3397 ©.-U.). Der Sequefter 
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ift nach 88. 968, 969, 1009, 1152 u. 1159 B. ©. beredtigt, den Erſatz feiner 
Koften und einen feiner Mühe angemeflenen Lohn aus den Einkünften derſeque⸗ 
ſtrirten Sade in Anfprudy zu nehmen, nicht verpflichtet, die Beträge vorzu- 
ſchießen, und daher, felange die Höhe verfelben nicht feftfteht, nicht verpflichtet, 
ben ganzen Betrag des von ihm erzielten Exträguifjes abzuliefern. 

> Entf. v. 30. September 1868, Nr. 3691 (Sch. II). Bei der richter⸗ 
lihen Feſtſetzung des Lohmbetrages ift hauptfählih auf die: Herftellungstoften 
unb auf den Zeitaufwand Nüdfiht zu nehmen. 

Entſch. v. 12. December 1866, Nr. 10784 (©. H. 1867, Nr. 45). 
Wenn der Auftrag zur Vermittlung eines Dienftes bei einem Großhandlungs- 
hauſe ertheilt wurte, begründet die Verſchaffung eines Dienftplages bei einem 
in Detail verlehrenden Handlungshanfe für den Wuftraggeber noch feine Ber- 
pflihtung zur Zahlung des unter der urfprünglihen Bedingung verſprochenen 
Bermittlungslohnes, 

Entſch. v.27. Februar 1866, Nr. 1586 (2402 ©.-U.). Der behördlich 
nidt anerfannte Mäkler kann nicht die tarifmäßige oder ortsüblihe Mällergebühr 
anfprechen, fondern nur eine der gehabten Mühemaltung entſprechende Belohnung. 

Entſch. v. 7. Juni 1865, Nr. 4765 (2198 ©.-U.). Eine gerichtliche 
Mäßigung bereits dem Advocaten bezahlter Expenfen ift nad $. 1152 B. ©. 
unftatthaft. 

Entſch. v. 29. December 1864, Nr. 9789 (2040 ©.-U.). Die Wefen- 
heit eines Bermittlungsgefchäftes befteht darin, daß die Paciscenten einander zus 
geführt werden, fo daß ſchon diefe Zuführung jenen Perfonen, die fi damit be 
fchäftigen, den Anfprudy auf einen angemeffenen Lohn gibt. x R 

Entfch. v. 24. Mai 1864, Nr. 3572 (1919 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 5311 ex 1871. 

Entſch. v. 20. October 1863, Nr. 3761 (1815 ©.-U.), Dem Kläger, 
welder früher im gütlichen Wege einen geringeren Betrag geforvert bat, Tann 
vie eingelfagte größere Entlohnung nur dann zuerfannt werden, wenn er beweift, 
daß er durd) jenen geringeren Betrag nicht genügend entlohnt wäre. 

Entf. v. 29. October 1861, Nr. 6735 (1408 ©.-U.). Bon dem bei 
einen Advocaten gegen PBaufhalfumme engagirten Stenographen Tann nicht an= 
genommen werden, daß er für das Pauſchale auch verpflichtet fei, einem fremden 
Advocaten zu arbeiten, wenn aud der erftere Advocat erflärte, „ich habe heute 
nichts für Sie zc., Dr. C wird ihnen biftiren.” Aus $. 863 B. ©. kann eine 
Vermuthung, daß der Stenograph auf die Entlohnung verzichtet habe, nicht er- 
fchlofien werden, weil $. 869 cit. überhaupt nicht auf Rechtsbegebungen an« 
wendbar ift. 

Eniſch. v. 15. Juni 1859, Nr. 5631 (809 ©.-U.; P. ©. 964). Die 
Koften für im Voranſchlage nicht paffirte Mehrarbeiten bei einem Baue find 
vom Baumeifter allein zu tragen. 

Entf. v. 12. Auguft 1858, Nr. 8270 (607 ©.-U.). Wenn die Ent: 
lohn ung zwifhen ven Parteien nicht beftimmt ift, fich jedoch im Hinblid auf vie 
getroffenen Verabredungen auf die wedjelfeitigen Berhältniffe der Parteien und 
auf andere bekannte Thatſachen nach Billigkeit ermitteln läßt, fo ann der Richter 
den Lohn aud ohne Schägungseid feftftellen. 

Entf. v. 22. December 1857, Nr. 18194 (492 ©.-U.; P. ©. 962). 
Wer Jemanden für die Vermittlung des Verkaufes eines Haufes einen fürft: 
lichen Lohn zufihert, ift nicht zur Bezahlung einer anßerordentlich großen und 
mit der tießfäligen Mühewaltung in keinem Verhältniſſe ftehenden, fondern nur 
zu einer der Zuftandebringung des Gefchäftes angemefjenen Geldſumme verflichtet. 

Entfd. v. 20. Mai 1857, Nr. 3087 (358 G.-U.; P. ©. 963). Bei 
Bornahme von Kirhen- oder Pfarrhofbaulichkeiten, welche im Bauplane nicht 
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enthalten find, find die Koften für die von ver vorgefetten Behörde nicht paf- 
firten Mebrarbeiten von dem Baumeifter und dem Repräfentanten der Kirche, 
welche ſelbe beftellten, nah $. 1304 B. ©. zu gleichen Theilen zu tragen 
($. 1304 ibid.). 

Entfd. v. 18. März 1857, Nr. 2168 (P. ©. 960). Wenn bei ber 
Aufnahme eines Dienftbeien der Liedlohn vertragsmägig nicht beftimmt wird, fo 
bat venfelben nad $. 1152 B. ©. ver Richter feftzufegen. 

Entf. v. 16. Auguft 1855, Nr. 6077 (122 ©.-U.). Die Bermuthung 
ber Entgelilichkeit für geleiftete Dienfte kann durch entgegenftehende Bermuthungen 
entträftet werben. 

Entf. v. 7. December 1854, Nr. 11188 (52 ©.-U.). Der auf Ber- 
langen einer Partei für einen Dritten deßhalb, damit die Re. jener Partei in 
ihrem Gange nicht gehemmt werben, beftellte Eurator, kann die Vergütung feiner 
Bemühung und der baren Auslagen, wenn er fie von dem, für den er beftellt if, 
nicht erhalten fann, allerdings von Iener Partei begehren, welche feine VBeftellung 
veranlaßte. 

Entf. v. 15. Mai 1854, Nr. 4545 (P. ©. 961). Nicht bloß beim 
Lohn⸗, jondern auch beim Raufoertrage bat der Richter das R., ven Lohn, bes 
ziehungsweiſe Preis, wenn er weder durch Berabrebung noch durch das ©. be= 
ſtimmt ift, zu beflimmen, und er ift nen an eine gerichtliche Schägung richt 
gebunden (8. 1056 B. ©.). 


Rechte aus dem Loßnverfrage. 
(8. 1183 — vgl. M. 919; 1806, 1485; 989-038 ©. ©.) 
8. 1153. Bei wefentlihen Mängeln, die das Werk zum Gebrauche untüchtig machen, oder 
der ausprüdlihen Bedingung zumiderlaufen, ift den Befteller beredhtiget, von dem Bertrage 
abzugeben. Will er dieſes nicht, oder find die Mängel weder weſentlich, noch gegen die aus⸗ 
drüdliche Bedingung ; fo kann er entiweber die Verbeflerung, oder eine angemeſſene Schadlos⸗ 
haltung fordern, und zu dem Ende einen verhältnigmäßigen Theil des Lohnes zuriidhalten. 
Entf. v. 6. September 1878, Nr. 6641 (©. Ztg. 1879, Nr. 87). 
Durd das B. ©. ift das früher beftandene gefegliche Rententionsrecht nufge- 
hoben worden. Wo daher im ©. ſelbſt, wie im $. 1153 ein Rückbehal⸗ 
tungsrecht ausdrücklich noch geftattet wurde, ift dieß als Ausnahmpjall frenge 
auszulegen und auf andere Fälle nicht auszubehnen. Der 8. 1154 8. ©. nor- 
mirt binfihtlid einer Erfagforderung wegen nicht rechtzeitiger Vertragserfüllung 
kein Retentionsrecht und es Tann auch auf den $. 1153 cit. ſich dieſerwegen 
nicht bezogen werben. Die beiden Paragraphe ftehen keineswegs in untrenn- 
barem Zujammenhange. Der Geklagte hat, da ihm die beftellte Arbeit geliefert 
wurbe, nad) $. 1156 ibid. dem Kläger den Lohn zu entrichten, meil feine dem 
Klageanſpruche entgegengeftellten Gegenforberungen nicht aus Mängeln des Wertes, 
fondern aus dem durch nicht rechtzeitige Ablieferung der Arbeit entftandenen 
Schaden hergeleitet werden. Sollten aber dieſe vom Gellagten auf mehr als 
800 fl. Hezifferten Gegenforverungen in dieſem Rechtsſtreite Berückſichtigung 
finden, fo wäre bieß nur im Wege der Eompenfation zuläffig. Allein die ein« 
gewendeten Schadensbeträge konnten in dieſem Nechtöftreite nicht für richtig 
und liquid anerkannt werden, und ſonach erfcheint im Sinne des $. 1438 ibid. 
eine uk für unzutäffig. 
Entf. v. 21. November 1877, Nr. 3106 (©. Zig. 1878, Nr. 97). 
Der wegen Beiftellung der Platten zur Eindedung eines Haufes und Beforgung 
dieſer Eindedung geſchloſſene Vtg. ift ein Kaufvertrag (8. 1158 B. ©.); vie 
mangelhafte Leiftung der Arbeit beredtigt fonad nicht zum Rückhalten einee 
Theiled des bedungenen Entgelte ($. 1153 ibid.), fendern nur zum Anſpruch 
auf Gewährleiftung (88. 922 u. 933 ibid.). 
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5 Entfd. v. 26. Juli 1876, Nr. 6901 (©. Big. 1878, Nr. 67). Der 
Befteller eines nad) feiner Zeichnung zu beftimmten angegebenen Zweden herge⸗ 
ſtellten Apparates ift, wenn der Apparat hierzu untauglich erſcheint, nur dann zur 
Zahlung des Lohnes verpflichtet, falls die Unbrauchbarkeit aus einem Mangel 
entjpringt, für welden der Arbeiter entweder die Haftung ausdrücklich oder nad 
feinem Stande oder Gewerbe übernahm (88. 1153 u. 1299 B. ©.). Der Sad 
verftändigenbefund ergibt, daß die Wafferbilvung im Innern des kupfernen Ofens 
und die daburd bedingte Unbrauchbarkeit vesfelben zu der vom Bellagten beab- 
fihtigten Verwendung keineswegs dem Eindringen des Waflerd aus der den 
Dfen umgebenden Bottich in das Innere des Ofens, fondern, vermöge der eigen- 
thämlihen Conftruction und Verwendungsart des Dfens, dem Anjammeln von 
Dunftwaffer an den Wänden des Dfens im Innern zuzufchreiben fei. Der Be- 
fund befagt zwar, daß diefe Dunftbildung vermieden werben fonnte, wenn flär- 
teres als gewöhnlihes Kupfer in Verwendung gelommen wäre, unter welchem 
Ausdruck, wie es ſcheint, nit die Qualität, d. i. bie Reinheit des Kupfers, ſon⸗ 
dern bie Dide der Wände des Dfens zu verftehen fein dürfte. Allein, ta ber 
Dfen nah der Zeihnung audgeführt wurde und die Aeußerung der Sachver ⸗ 
fländigen, daß es ftärkeres Kupfer als das verwendete gebe, wenn diefer Ausprud 
auf die Dide bezogen wird, wohl ſelbſtverſtändlich ift, da kupferne Wände ſich 
in jeder Dicke darftellen laflen, wäre es jedenfalls Sache des Beftellerd gewefen, 
die außergewöhnliche, nad feiner Behauptung beabfihtigte Dice der Wände ent 
weder in der Zeichnung oder durch beftimmte Angabe der Dice unzweifelhaft zu 
betingen und bei der Uebecnahme und Verwendung fid zu überzeugen, ob biefer 
Bedingung entfproden wurde. Die unbeftimmte Aeußerung des Beftellers, es 
fei ſtarkes Kupfer zu verwenden, weil ber Dfen zur Erwärmung des Waflers 
in ber Bottich beftimmt fei, Lönnte nicht genügen, um bem Kläger eine Berant- 
wortung in dem Sinne zur Laft zu legen, daß er nur wegen Mangels der in 
feinem Gewerbe vorausgefegten Kenntniffe nicht vorausgefehen Habe, daß ber 
Anfanımlung von Dunftwaffer an ben Wänden des Ofens im Innern, vermöge 
der eigenthümlihen Conftruction und Beftimmung desſelben durd Verwendung 
ftärkeren Kupfer vorzubeugen geweſen wäre, da fogar die Sachverſtändigen nad 
” der zur Prüfung ihrer Hypotheſe vorgenommenen Probe e8 nicht zu erllären ver- 
mochten, wie der Waflerftand im Ofen ſich noch erhöhte, nachdem die Teuerung 
gelöfht worden war, ein Umftand, welcher wohl geeignet ift, die Richtigkeit ihrer 
hypothetiſchen Erklärung der Waflerbildung anzmeifeln zu laſſen. Die Sadı- 
Tälligleit des Klägers hat daher nur dann einzutreten, wenn er bie unbebingte 
Brauchbarkeit des Ofens zu dem beabfichtigten Zwede garantirt hatte. 

Entf. v. 17. Juni 1874, Nr. 6191 (5398 ©.-U.). Die vertrags- 
mäßige Qualität der gelieferten, auch einige Berliner Firmen enthaltenden 
„Adreßkarten nebft Adreſſen empfehlenswerthefter Wiener Firmen“, Tann nicht 
angefochten werden, weil bei der Beftellung nicht bebungen wurde, daß aus— 
ſchließlich Wiener Firmen aufgenommen werben follen, und weil die gelieferten 
Karten, wie zugeftanden if, für die beabfidhtigten Zwede verwendbar maren und 
verwendet wurden. 

Entſch. v. 23. Februar 1871, Nr. 14973 (4068 G.-U.). Der Ein- 
wendung bes Beftellers nah $. 1153 B. G. mider die Klage des Schneiders 
auf Zahlung des Lohnes wurte, nachdem die Sachverſtändigen ausfprachen, daß 
aus dem gelieferten Beinkleid „nie mehr eine ordentliche Hofe wird", ftattgegeben, 
denn die Bemerkung, daß der erft nad) einem Jahre aufgenommene Befund nicht 
entſcheidend fei, weil der Beſteller fi inzwiſchen in feiner Geftalt veränvert haben 
könne, verdient feine Beachtung, da ed Sache des Schneiders geweſen wäre, nad) 
fofort erfolgter Beanftändung ungefäumt dur Beranlaflung ber Befundaufnahme 
ſich gegen ſolche Eventualitäten ficherzuftellen. 
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Entſch. v. 8. Februar 1871, Nr. 9687 (4096 ©.-U.). Da die Gas- 
einrichtung nicht in alen Theilen gehörig ausgeführt, in einigen Rocalitäten, wie 
buch Zeugen [nit Sachverftändige] erwiefen ift, wegen Schadhaftigkeit deren 
Röhren und Gasausſtrömung die Xeitung abgefperrt werden mußte, da ferner 
die Gasanflalt nicht erwiefen hat, daß die Beſchãdigung der Röhren erſt jpäter 
erfolgte, war der Gasconſument berechtigt, einen verhältnißmäßigen Theil des 
Lohnes nad $. 1153 B. ©. zurüdzubehalten. 

Entf. v. 17. Juni 1879, Nr. 3153 (3446 ©.-U.). Auch ber Mit- 
eigenthümer ift verpflichtet, nad Berhältnig feines Antheiles für Arbeiten, welche 
von der Mehrzahl beftellt, zur Erhaltung der Sache nothwendig find und deren 
Preis angemeffen ift, mitzubezahlen, wenn diefe Arbeiten eine bie ordentlihe Ber- 
waltung betreffende Angelegenheit waren (88. 883, 1151, 1152 B. ©.). 

Entfd. v. 3. Mai 1865, Nr. 3496 (2170 ©.-U.). Da Kläger die 
Schornſteine in der Gemeinde fo nachläſſig gereinigt hat, daß er deßhalb wegen 
Uebertretung gegen die Sicherheit des Egths. zu einer Geldſtrafe und Schaven- 
erfag verurtheilt wurde, war die gellagte Gemeinde nah $. 1153 B. ©. aller» 
dings beredprigt, feine Arbeit abzulehnen und vom Vtg. abzugeben. 

Entſch. v. 26. April 1865, Nr. 3000 (©. H. 1865, Nr 80). Wenn 
die beftellte Arbeit nicht im Sinne des ertheilten Auftrages geliefert wurde, kann 
berjenige, der bie Arbeit zwar zu Stande gebracht hat, jedoch nicht nach dem 
beftimmt lautenden Auftrage, die Zahlung des hierfür entfallenden Lohnes begehren. 

Entf. v. 10. September 1863, Nr. 6548 (1792 ©.-U.). Den Ad⸗ 
vocaten, welcher in Folge gänzlicd fehlerhafter Klage den Proceß verlor, können 
die eingeflagten Erpenfen nicht zuerfannt werden. Dieß ergibt fi) aus 88. 1299, 
1200 u. 1153 ®. ©., deren Anwendung auf Arvocatenarbeiten im 8. 1163 
ibid. vorgefchrieben wird und aus dem Hofe. v. 4. October 1833, Nr. 2633 
I. ©. ©., wornach Über die Erpenfenklagen nad) vorläufigem contradictorifchen 
Bf. durch Urtheil zu entſcheiden ift, mithin im orbentlihen Civilproceß auch dar« 
über erkannt werden fann, ob der Advocat überhaupt auf Koftenerfag Anſpruch 
babe, ohne daß erft ein Disciplinarverfahren vorhergehen müßte, 

Entf. v. 20. Auguft 1863, Nr. 5812 (6. H. 1864, Nr. 80). Die 
mangelhafte Leiftung der übernommenen Lehrverpflihtung beredtigt zur Zurüd- 
behaltung eine® angemeflenen Theile des verfprodenen Lohnes. 

Entfd. v. 27. März 1863, Nr. 1653 (©. 9.1863, Nr. 44). Dem 
Befteller liegt es ob, angeblihe Mängel des beftellten Werkes und den aus ber 
unterlaffenen Ausbeflerung ihm erwachſenen Schaden zu beweifen. 

Entſch. v. 24. November 1857, Nr. 11788 (475 ©.-U.). Die Be 
ftellung einer Maſchine (hydrauliſche Prefie mit 6000 Centner Drudtraft) ift 
fein Lotg. im Sinne des 8.1151 B. ©. Dem Befteller fteht daher nicht das 
von den 88. 922 u. 923 ibid. verfdiedene R. des $. 1153 ibid. zu, fondern das 
Geſchäft ftellt ſich nad) F. 1158 ibid. als Kauf dar, auf welchen daher $. 1158 cit. 
nicht anwendbar ift, weldher vielmehr gemäß $. 1066 ibid. nad) den allgemeinen 
Regeln der angegebenen 88. 922 u. 923 ibid. beurtheilt werden muß. Der 
ans bem Dig. erhobene Gewährleiftungsanjprud — ſonach binnen 6 Monaten. 

Entid. v. 3. März 1854, Nr. 3287 (P. ©. 965). Der Pränumerant 

auf ein in Lieferungen erſcheinendes Werk ift verpflichtet, die einzelnen Lieferungen 
zu zahlen, und die Zahlung nicht erft nad dem Erſcheinen des completen Wertes 
u leiften. 
: — v. 3. November 1853, Nr. 10022 (1 ©.-U.). Nach 88. 1333; 
995 u. 1450 B. ©. kann die ausdrüdliche Bebingung der Aufhebung des Vigs., 
welche der 8. 919 ibid. zuläßt, nur in jenen tarativ aufgezählten Fällen gelten, 
wie fie in den 88. 978, 1117, 1118, 1153, 1154, 1166, 1210, 1264 ibid. 
vorgefehen find; niemal® aber im Halle eines Leibrentenvertrages. 


884 Allgemeines bürgerlihes Geſetzbuch. 


(6. 1184 — vgl. 86. 904, 1166; 699, 1311; 1ub a B. G.; Hoffslo. v. 23. Jänner 1842, Ar. 292 


8. 1154. Wenn der Beftellte aus feiner Schuld da® Berſprechen in der zur Bebingung ge 
" feigten Zeit nicht erfüllet, fo iſt der Befteller nicht mehr ſchuldig, die beftellte Sache anzunehmen; 
er kann auch für den daraus entftandenen Schaden Erfag fordern. Zögert aber ber Befteller 
mit der Entrihtung des Lohnes; fe ift er auch verbunden, ben Beſtellten volllommen zu eut- 
ſchädigen. 

Entſch. v. 6. September 1878, Nr. 6641 (©. Big. 1879, Nr. 87). 
$. 1153 8. ©. ift als Ausnahmsbeſtimmung ſtricte zu interpretiven und daher 
auf ähnliche Fälle nit auszudehnen. Der $. 1154 ibid. normirt hinſichtlich 
einer Erfagforderung wegen nicht rechtzeitiger Vertragserfüllung kein Retentiond- 
recht und es kann audy auf den $. 1153 ſich dieferwegen nicht bezogen werben. 
Die beiden PBaragraphe ftehen keineswegs in untrennbarem Zufammenhange. Der 
Geklagte hat ſonach für gelieferte Arbeit nah $. 1156 ibid. den Lohn zu ent- 
richten, weil feine Gegenforberungen nit aus Mängeln des Werkes, fondern 
aus dem durch nicht rechtzeitige Ablieferung der Arbeit entftandenen Schaden her- 
geleitet werden. Die Compenfation mit den Öegenforberungen ift gleihfals un- 
fatthaft, weil diefelben nicht als richtig und liquid anerkannt erſcheinen. 

Entſch. v. 18. November 1875, Nr. 11041 (5913 ©.-U.). Aus 8. 919 
B. ©. ergibt ſich, daß das ©. felbft Ausnahmefäle zuläßt, in weldhen, weil 
eben eine genaue Erfüllung nicht mehr möglich ift, die allgemeine Hegel auch nicht 
mehr anwendbar und baher dem anderen Bertragsiheile freigeflellt ift, auch 
Schadenerſatz allein zu begehren. So insbefondere im $. 1154 ibid. bei Btg.en 
über Dienftleiftungen, wo beftimmt wird, daß der Beſteller die beftellte Sache 
nicht mehr anzunehmen ſchuldig iſt, wenn der Beftellte aus feinem Verſchulden 
fein Verſprechen in beflimmter Zeit nicht erfült; beim Tauſch⸗ und Kaufvertrage 
in ben $$. 1047 u. 1066 ibid., wornach die Gegenftände des Vtgs. zur rechten 
Zeit zu übergeben und zu Übernehmen find und derjenige, der feine Verpflichtung 
zu erfüllen unterläßt, dem Anderen für Schaden und entgangenen Gewinn zu 
haften hat. Hierin liegt offenbar eine für den Kanf- und Tauſchvertrag ftatuırte 
Ausnahme von der Regel des $. 919 ibid. und ſonach ergibt ſich, daß in concreto 
der Käufer nit verpflichtet war, auf die (bereits unmögliche) Erfüllung des 
Vtgs. und Schadenerſatz zu Magen, fonvern fein Klagebegehren auf den Schaven- 
erfag allein befchränten konnte, wobei nod bemerkt werden muß, daß das vom 
klagenden Käufer geftellte Begehren keineswegs die Aufldfung des Vtgs., fondern 
Schadenerſatz im ftrengften Sinne des Wortes, nämlich die Zahlung bes zur 
Zeit der ſtipulirten Lieferung beftandenen mittleren Marftpreifes für die in der 
Lieferung rüdftändig gebliebenen Weizenquantitäten in Anſpruch nimmt. 

Entfd. v. 10. Mai 1872, Nr. 2588 (4605 G.⸗U.). Es ift nidt 
einzufehen, warum das Wort „Bedingung“ in dem $. 1154 B. ©. 
nit in feiner gewöhnlichen ($. 696 ibid.) Bedeutung zu nehmen fei, 
da bei anderer Auslegung dieſes Wort im 8. 1154 ibid. ganz über- 
fläffig wäre, was nicht vorauszufegen if. Der Bellagte hatte aber 
aud zu beweifen, baß bie verfpätete Leiftung nur von dem Kläger 
verfhuldet worden fei. 

Entſch. v. 13. Juli 1871, Nr. 13428 (4227 G.-U.). Die im 8. 1156 
B. ©. aufgeftellte Regel, daß der Lohn erſt nad vollbrachter Arbeit gebührt, 
gilt nicht, wenn die Parteien eine entgegengefegte Abrede getroffen haben. Wird 
nun bewiefen, daß Bellagter dem Kläger verſprochen habe, ihm auf fein jedes⸗ 
maliged Verlangen ven nothwendigen Betrag zur ortfegung des Baues flets 
auszuzahlen, fo Tann daraus, daß Bellagter diefer Verpflichtung nicht nachge⸗ 
fommen ift, mit Grund gefolgert werden, baß die Fortjegung und Vollendung 
des Baued dur die Schuld desſelben nicht des Klägers unterblieben fei, in 
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welden alle dem Letzteren nad $. 1155 ibid, für die bereits geleiftete Arbeit 
die angemefjene Entſchädigung gebührt. 

Entſch. v. 17. März 1858, Nr. 2133 (527 ©.-U.). Schen aus dem 
Wortlaute des $. 919 B. ©. geht hervor, daß die darin enthaltene allgemeine Regel 
auch fhon dann, wenn eine genaue Erfüllung nicht mehr möglich ift, feine An⸗ 
wendung finde, daß es daher dem anderen Bertragstheile freibleibe, doch auf 
Erfüllung und Schavenerfag oder nur auf Schadenerjag allein zu Hagen. Darum 
ſtellt auch das ©. insbefondere in 8. 1154 ibid. die Veftimmung auf, daß der 
Befteller nach Ablauf der beftimmten Zeit die beftellte Sache anzunehmen nicht 
mehr ſchuldig iſt. Aehnl. der Entf. Nr. 11041 ex 1875.] 


(8. 1155 — vgl. 98. 919, 1160; 1311 8. &. Gew. D. v. 20. December 1859, Ar. 297 R. G. 8.) 


8. 14155. Aud für Dienfte und Arbeiten, die nicht zu Stande gelommen find, gebührt der 

beftelten Perfon eine angemeffene Entfhädigung, wenn fie das Geſchäft zu verrichten bereit 

war, und von dem Befteller durch Schuld, oder einen Zufall, der fi in feiner Perſon ereignet 
hat, daran verhindert, oder überhaupt durch Zeitverluft verkürzt worden iſt. 


Entſch. v. 20. Februar 1878, Nr. 4964 (I. B. 1879, Nr. 7). Dem 
Möller, welcher gegen beftimmtes Honorar zur Vermittlung des Verfaufes einer 
Realität beauftragt, den Verlauf ver Hälfte derfelben zu Stande brachte, gebührt 
im Sinne ber 88. 1155 u. 1163 B. ©. jedenfalls eine Belohnung, welde gemäß 
$. 1155 ibid. mit der Hälfte des bedungenen Honorard audzumefjen kommt ' 
[Sclußfolgerung]. 

Entf. v. 27. Mai 1870, Nr. 1948 (4405 ©.-U.). Der unkündbar 
angeftellte Fabriksbeanmte, welcher, da der Betrieb der Fabrik wegen Mangels an 
Abſatz eingeftellt werden mußte, entlaffen worden ift, kann von dem Dienftgeber 
zwar nah 88. 1155 u. 1160 B. ©. und $. 51 Gem. O. v. 20. December 
1859, Nr. 227%. ©. B., Entihädigung, nicht aber fernere Erfüllung des rüd- 
ſichtlich des Dienftherrn unausführbar gewordenen Dienftvertrages verlangen 
&@. 919 2. ©.) 

Entf. v. 13. Juli 1871, Nr. 13428 (4227 ©.-U.). Die im $. 1156 
B. ©. aufgeftellte Regel, daß der Lohn erft nach vollbrachter Arbeit gebührt, gilt nicht, 
wenn die Parteien eine entgegengefegte Abrede getroffen haben. Wird nun ber 
wieſen, daß Bellagter dem Kläger verfprohen habe, ihm auf fein jevesmaliges 
Berlangen den nothwendigen Betrag zur ortfegung des Baues ſtets auszu⸗ 
zahlen, jo kann daraus, daß Beklagter dieſer Verpflichtung nicht nachgelommen 
ift, mit Grund gefolgert werben, daß bie Fortfegung und Vollendung des Baues 
durch die Schuld desfelben, nicht des Klägers, unterblieben fei, in welchem falle 
den Letzteren nad $. 1155 ibid. für die bereits geleiftete Arbeit die angemeffene 
Entfhädigung gebührt. 

Entfd. v. 4. Yuli 1867, Nr. 5841 (2819 G.-U.). Wenn der bei 
einem Werke Angeftellte bei Aufldfung des Werkes die ihm angebotene anderwei⸗ 
tige Anftellung ausſchlägt, verwirkt er auch den ihm zuftehenden Entſchädigungs⸗ 
anfprud (88. 1155 8. ©.; 88. 81 u. 79 Gem. DO. v. 20. December 1859, 
Nr. 2278. ©. B.). 

Entf. v. 11. December 1861, Nr. 8073 (1433 G.-U.). Der Senfal 
ift berechtigt, die Senfarie zu fordern, wenngleih das Geſchäft durch ihn nicht 
zu Stande kam. 

Entfd. v. 24. Mai 1861, Nr. 3493 (1329 ©.-U.). Der Btg., wor⸗ 
nach ein neubeftellter Gemeindefecretär ſich für bie erften beiden Jahre die Mit- 
hilfe des abgetretenen gegen Zahlung einer firen Summe und Theilung ber 
Einzeleinkünfte ausbedingt, ift fein Gefellichafts-, fondern ein Dienfivertrag. — 
Wenn der frühere Secretär im zweiten Jahre keine Dienfte mehr leiftete, fo 
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gebührt ihm nur die Entfgäpigung im Falle des 8. 1155 B. ©.; 8. 1160 
ibid. ift nicht anwendbar [SchIußfolgerung]. — 

Entſch. v. 31. Yänner 1860, 3. 939 (1073 G.U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 8073 ex 1861. 

Entf. v. 2. November 1859, Nr. 12080 (898 ©.-U.; PB. ©. 966). 
Aus 8. 1155 B. G., welder ganz allgemein lautet, muß nothwendig ge 
folgert werden, daß jedermann, der eine Arbeit beſtellt, dann aber, fei es 
gleich anfänglih oder erft in der Folge, die Berfertigung derſelben freiwillig 
aufgibt, dem Beſtellten jedenfalls eine angemefjene Entſchaͤdigung leiften müſſe, 
indem der Beftellte, der durch die Uebernahme der Arbeit bereits ein R. er⸗ 
worben hat, nicht verhalten werben Tann, ſolches ohne weiters aufzugeben, zu⸗ 
mal, wenn der Beftellte zur Herftellung der Arbeit fhon Mühe und Auslagen 
verwendet hat. 

Entſch. v. 5. Auguft 1858, Nr. 8522 (604 ©.-U.). Die Befigftörungs- 
Mage des an weiterer Dienftesverrihtung von dem Generalbevollmädtigten feines 
Gutsherrn gehinderten Beamten, weldem von erfterem der Dienft gekündigt 
worden war, ift abzumweifen, weil im 26. Hpiſt. B. ©. nirgends beftimmt ift, daß 
der Beftellte berechtigt fei, dem Dienſtherrn feine Leiflung gegen deſſen Willen 
aufzundthigen, fondern nur, daß er für den Schaben, der ihm aus der Berhin- 
derung erwädt, Erfag fordern dürfe (8. 1155 ibid.). Nachdem ihm übrigens 
die Bollmadıt widerrufen wurde, war er nad $. 1020 ibid. nicht mehr befugt, 
die damit verbundenen Re. auszuüben, fondern wieder nur, Entſchädigung zu 
fordern. Die wörtlibe und thätlihe Verhinderung an der Ausübung der Boll- 
macht ift keine Beſitzſtörung. 


& G. 1156 — vgl. 99. 1158, 1154; 1014°8. ©.) 

8. 1156. In der Regel gebührt der Lohn nad vollbrachter Arbeit. Wird aber die Arbeit 
in gewiſſen Abtheilungen der Zeit oder des Werkes verrichtet; oder find Auslagen damit ver- 
bunden, die der Beſtellte nicht auf fih genommen hat; fo ift diefer befugt, einen mit der 
Dienftleiftung oder dem Werke verhäftnißmäßigen Theil des Lohnes, und den Erfag ber ge- 

machten Auslagen vor vollendete Werke oder gänzlich verrichteter Arbeit zu fordern. 


Entſch. v. 21. Mai 1879, Nr. 4886 (©. H. 1879, Nr. 78). Das 
Uebereintommen, wornach ein Beſchädigter einem anderen, welcher als Privat 
betheiligter eventuell Subfivierkläger im Strafrechtswege die Berurtheilung des 
Schuldners wegen des beide Eontrahenten benadhtheiligenden Delictes und hier- 
durch ein Urtheil auf Erſatz der ihnen beiden zugefügten Schäden zu erwirken 
verſprach — für deſſen im Intereſſe aller Betheiligten aufgemendete Mühe 
ein nah Maß des Erfolges firirtes Honorar ſich zu zahlen verpflichtet, enthält 
alle gefeglihen Merkmale eines rechtsgiltigen Lotge., der Anſpruch auf Zahlung 
des Honorars nah zu Stande gebrachten Erfolgen ift daher in 88. 1152 u. 
1156 ®. ©. volllommen begründet. — Die Borausbeftimmung des Honorars 
mit 800 fl. hat die Natur eines Bergleihes. Dem gegenüber kann nach $. 1386 
ibid. von einer Verlegung über die Hälfte umfoweniger eine Rede fein, als bei 
ber Ausfichtslofigkeit auf eine Zahlung bei den directen Schuldnern es für den 
Gellagten gewiß großen Werth hatte, wenn er auf einer anderen Seite die Zah- 
lung feiner Forderung von 4027 fl. 27 fr. erlangen konnte, wie er diefes felbft 
dadurch zugibt, daß er erzählt, er habe dem Kläger 800 fl. verfproden, wenn 
er bewirkt, daß er durch die Ehegattin des Angeklagten die Zahlung feiner ganzen 
Borderung befäme. Gegenüber der Erlangung einer beim directen Schuldner 
ausfichtölofen Forderung von 4027 fl. 27 fr. kann die Zufigerung von 800 fl. 
Lohn für die Bemühung auf diefen Fall ver Erreihung der Vollgahlung, mag 
biefelbe eine große oder Heine geweſen fein, an fih nicht fo geartet erkannt 
werden, daß damit eine Verlegung über die Hälfte begangen würde, da wicht 


I. Theil. 26. Hauptſt. Lohnvertrag. $. 1156. 887 


ſowohl die mit der Durchführung verbundene Mühe, als das erzielte Ergebniß, 
wie z. B. beim Finderlohn, zum Mafftabe der Entlohnung gemadt erfcheint 
[Schlußfolgerung]. i : 

Entjd. v. 6. September 1878, Nr. 6641 (©. Ztg. 1879, Nr. 87). 
Durch das B. ©. ift das früher beftanbene gefetzlihe Rententionsrecht aufge 
hoben worden. Wo daher im ©. felbft, wie im $. 1158 ein Rüdbehal- 
tungsrecht ausdrücklich nody geftattet wurde, ift dieß als Ausnahmoſall ſtrenge 
auszulegen und auf andere Fälle nicht auszudehnen. Der $. 1154 B. ©. nor⸗ 
mirt hinſichtlich einer Erfagforberung wegen nicht rechtzeitiger Bertragserfüllung 
kein Retentionsrecht und es kann auch auf den 8. 1153 cit. ſich dieſerwegen 
nicht bezogen werben. Die beiden Paragraphe ſiehen keineswegs in untrenne 
barem Zufammenhange. Der Gellagte hat, ba ihm die beftellte Arbeit geliefert 
wurde, nad $. 1156 ibid. dem Släger den Lohn zu entrichten, weil feine dem 
Klageanſpruche entgegengeftellten Gegenforberungen nicht aus Mängeln des Werkes, 
fondern aus dem burd nicht rechtzeitige Wblieferung ber Arbeit entftandenen 
Schaden hergeleitet werden. Sollten aber dieſe vom Geflagten auf mehr ale 
300 fl. bezifferten Gegenforberungen in biefem Rechtsſtreite Berüdfichtigung 
finden, fo wäre dieß nur im Wege ver Compenfation zuläffig. Allein die ein« 
gewendeten Schavensbeträge Tonnten im gegenwärtigen Streite nicht für richtig 
und liquid anerfannt werden, und ſonach erfheint im Sinne des $. 1438 ibid. 
eine Compenfation bier unzuläffig. 

Entfd. v. 27. Juni 1878, Nr. 3536 (G. H. 1878, Nr. 74). Nach 
8. 1156 ®. ©. gebührt ver Lohn nad) vollbrachter Arbeit und nad) 8. 1153 
ibid. ift der Befteller eines Werkes nur bei wefentlihen Mängeln, die das Wert 
zum Gebrauche untüchtig machen, oder ber ausbrüdlihen Bedingung zuwider 
laufen, berechtigt, vom Vtg. abzugeben. Der Geklagte bat ſolche Mängel nicht 
geltend gemacht, vielmehr den Dachſtuhl eingededt und die Fabrik in Beflg ge- 
nommen; bie Hägerifche Zimmermanndarbeit ift alſo vollbracht und 8. 1156 cit. 
anwendbar. Der Umftand aber, daß der Bau nicht nad) dem Btg. und Koften- 
überfchlage, fomit gegen die ausdrüdlihe Bedingung erfolgte, berechtigt den Ge⸗ 
klagten nicht, den reſtlichen Preis zurüdzubehalten, bis der Kläger feinen Ber- 
bindlicfeiten vertragsgemäß werde nachgefommen fein, venn dem Gellagten ſteht 
nur bevor, auf Schadloshaltung und Verbefferung zu Hagen, nachdem er es unter 
fafien, anzugeben und zu bemweifen, für weldhe mangelhaften Herftellungen und 
in welcher Höhe er Schabloshaltung beanſpruche; am allerwenigften aber barzu- 
thun vermocht hat, daß diefe zu dem eingellagten, zurüdtehaltenen Lohnbetrage in 
Berhältniß ſtehe. 

Entſch. v. 13. Iuli 1871, Nr. 18428 (4227 ©.-U.). Die im 8. 1156 
B. ©. aufgeflellte Regel, daß ber Lohn erft nad vollbradyter Arbeit gebührt, 
gilt nicht, wenn die Parteien eine entgegengefete Abrede getroffen haben. Wird 
nun bewiejen, daß Beklagter dem Klaͤger verfprodhen habe, ihm auf fein jebes- 
maliges Berlangen den nothwendigen Betrag zur Fortfegung des Baues ftets 
auszuzahlen, jo Tann daraus, dag Bellagter dieſer Verpflichtung nicht nachge⸗ 
tommen ift, mit Grund gefolgert werden, daß die Fortfetzung und Vollendnug 
des Baues durd die Schuld desfelben, nicht des Klägers, unterblieben fei, in 
welchem {alle dem Lesteren nad) $. 1155 ibid. für die bereits geleiftete Arbeit 
die angemefiene Entſchädigung gebührt. 

Entf. v. 27. Auguft 1861, Nr. 5196 (1378 ©.-U.). Der Klage aus 
dem Vergleich, wornach Bellagter, aus deſſen Verſchulden das Haus des Klägers 
abbrann, die zum Wieberaufban des Haufes nöthigen Profeifloniften und Tag- 
löhnerarbeiten, ſich zu zahlen verpflichtete, Tann nicht Entgegnet werben, daß, ba 
der Aufbau noch nicht begonnen habe und die Arbeiter und Handwerker erft 
nach gelieferter Arbeit gemäß 8. 1156 B. ©. Lohn befämen, das Begehren auf 
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Zahlung eines durch Kunftverfländige zu ermittelnden Betrages verfrüht fei, da 
nad 8. 1295 ibid. jedermann berechtigt ift, ven Schadenerſatz fofert 
zu begehren, die im Vergleihe verfprodhene Leiftung ſich nur als 
Beftandtheil des Schadenerfages darftellt, melde Kläger chne Ber- 
gleih nad 88. 1295 u. 1323 ibid. im vollen Umfang fogleih anzu- 
fprehen beredtigt wäre; der erhobene Anfprud aber umfoweniger als 
verfrüht angefehen werden kann, als der Schadenerfag auch dann 
gebühren würde, wenn Kläger die Wieverherftellung bes Haufes ganz 
unterließe. 

Entf. v. 31. Jänner 1860, Nr. 939 (1073 G.-U.). Sobald durd 
des Mätlers Vermittlung ein bindendes Uebereinlommen (Bunktationen) über das 
beabſichtigte Gefchäft zu Stande kam, ift die Mäflergebühr verdient und es Können 
fpätere Ereigniffe, zu Folge deren mit oder ohne Willen der Parteien die Er- 
füllung der getroffenen Verabredung unterblieb, welchen aber der Mäkter fern 
fand, ihm nicht eingewendet werben. 

Entf. v. 6. October 1859, Nr. 10646 (©. H. 1863, Nr. 21). Wenn 
der Beftellte, welhem nad F. 1156.38. ©. nur ein verhältnigmäßiger Theil 
des Lohnes gebührt, da er bereits eine Theilzahlung erhalten hat, den Befteller 
auf den Reſt belangt, fo hat er zu beweilen, daß das Erhaltene fi im Ber- 
bältniffe zu der theifweifen Leiftung als ein zu geringes Entgelt darftelle. 


(6. 1167 — vgl. 98. 425, 1811 B. G.; Hoftzld. v. 28. April 1820, pol. G. S., 48. 8b.) 
8. 1159. Wenn durch einen bloßen Zufall der zur Verfertigung eines Werkes vorbereitete 
Stoff, oder das Werk ſelbſt, ganz oder zum Theile zu Grunde geht; fo trägt der Eigenthümer 
des Stoffes oder des Werkes den Schaden. Hat aber der Befteller einen zur zwedmäßigen 
Bearbeitung offenbar untauglihen Stoff geliefert; fo ift der Arbeiter, wenn die Arbeit ans 
diefem Grunde mangelhaft ausfällt, und er den Beſteller nicht gewarnt hat, fiir den Schaden 
verantwortlich. 


Wann die Beflellung in einen Kaufvertrag übergehe. 
6. 1188 — vgl. 9. 428 8. 6.) 

8. 1158. Im Zweifel, ob die Beftellung einer Arbeit für einen Kauf- oder für einen Lohn- 
vertrag zu halten fei, wird vermuthet, daß derjenige, der den Stoff dazu liefert, den Arbeiter 
beftellt Habe. Hat aber der Arbeiter den Stoff geliefert, fo wird ein Kauf vermuthet. 

Entfd. v. 21. November 1877, Nr. 3106 (©. Big. 1878, Nr. 97). 
Der wegen Beiftellung der Platten zur Eindedung eines Haufes und Beforgung 
diefer Eindedung geſchloſſene Big. ift ein Kaufvertrag ($. 1158 B. ©.); die 
mangelhafte Leiftung der Arbeit berechtigt fonadh nicht zum Rüchalten eines 
Theiles des bedungenen Entgeltes (8. 1153 ibid.), fondern nur zum Anſpruch 
auf Gewährleiftung (88. 922 u. 933 ibid.). 

Entf‘. v. 23. Jänner 1877, Nr. 8 (©. 9. 1877, Nr. 42). Der Lie 
ferant, welcher die Eindedung eines Haufes mit Dachpappe übernahm und in 
Erfülung viefes Kaufvertrages bereits die erforderlihe Dachpappe in's Haus ge 
ſchafft hat (8. 1168 8. ©.) — kann das Material nicht zurädfordern und nad 
88. 919 u. 920 ibid. nicht einfeitig vom Btg. zurüdtreten, wegen angeblich ihm 
befannt geworbener Zahlungsunfähigfeit des Hausbefigers. 

Entſch. v. 17. December 1867, Nr. 10288 (©. Ztg. 1868, Nr. 25). 
Wird vom Gewerbsmanne felbft der Stoff zur Arbeit geliefert, fo kommt ein 
Kauf und nicht ein Lotg. zu Stande; unterbleibt die Arbeit durch Zufall, welder 
fih in der Perfon des Beſtellers ereignete, fo ift diefer nah $. 1155 B. ©. 
dem Beftellten Erſatz zu leiften verpflichtet. 

Entſch. v. 17. Iuli 1867, Nr. 4721 (©. H. 1867, Nr. 81). Die 
von einer Mafdinenfabrit über Beftellung effectuirte Lieferung von Heizungs 
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apparatsbeſtandtheilen Tann nur als Erfüllung eined Kaufes und Handelsge 
ſchäftes und nicht eines Lotgs. angefehen werben. 

Entf. v. 24. November 1857, Nr. 11788 (475 ©.-U.). Die Be- 
ſtellung einer Mafchine (hydrauliſche Preſſe mit 600 Centner Drudkraft) ift 
fein 2otg. im Sinne des $. 1151 B. ©. Dem Befteller fteht daher nicht das 
von 88. 922 u. 923 ibid. verfhiedene R. des 8. 1153 ibid. zu; fondern der 
Btg. ftellt ſich nach 8. 1168 ibid. als Kauf dar, auf welhen daher 8. 1153 cit. 
nicht anwendbar ift, welcher vielmehr gemäß $. 1066 ibid. nad ben allgemeinen 
Regeln der angegebenen 88. 922 u. 923 beurtheilt werden muß. Der aus bem 
Btg. erhobene Gemwährleiftungsanfprud verjährt daher, binnen 6 Monaten. 


48. 1159 — vgl. 98. 988 u. fi, 1002 u. ff.; 88. 897918, 1067—1085 B. @.; Gew. D. v. 20. December 1859, 
Nr. 2378. 8.8.) 


8. 1159. Wenn mit dem Lohnvertrage noch andere Nebenverträge verbunden werben; fo 
müffen die jedem derfelben angemeffenen gefeglihen Vorſchriften beobachtet werden. 


Entſch. v. 19. September 1878, Nr. 4886 (©. Ztg. 1879, Nr. 80). 
Der Outsverwalter ift zwar in der Wirthfhaftsführung nicht unbeſchränkt, fon- 
dern an die Anordnungen feines Dienftheren gebunden, aber ver Umfang der 
Dienftleiftung desſelben ift dod ein folder, daß er die Verpflichtung zur Red- 
nungslegung nad ſich ziehen mußte (88. 1159, 1012 B. ©.), da es feinem 
Zweifel unterliegt, daß bei Verwaltung eines größeren Gutes auch Ausgaben 
vorfommen, worunter auch der Lohn des Gutsverwalters gehört. — In be 
ſtimmten Zeitabſchnitten fällige Lohnforderungen unterliegen der vom Zeitpuntt 
der Klagbarkeit laufenden Big. nad $. 1480 ibid. Der Gutsverwalter ift erft 
nad Erledigung feiner Rechnung zur Lohnklage oder überhaupt zur Einklagung 
einzelner Boften, welche in biefelben gehören, berechtigt. 

Entſch. v. 3. Mai 1876, Nr. 2801 (G. Zig. 1877, Nr. 76; 6126 
©.-U.). Der Lotg. allein reiht nit aus, aud einen Verwahrungsvertrag 
als feine natürliche Fortſetzung rechtlich zu begründen. Zu Icgterem Rechtsver⸗ 
hãltniß, das gefonderte Wirkungen in fi faßt, einen vom erfteren verſchiedenen 
Klagsgrund bildet, gehört eine neue, abgefonderte Willensübereinftimmung ber 
vertragſchließenden Parteien, und ed ginge nicht an, aus dem Umftante allein, 
daß der Ürbeitbefteller den Lotg. nicht zuhält, wie Arbeit nicht zahlt, nod ben 
Gegenftand abholt, auf eine Zuftimmung zu einem neuen Rechtöverhältniffe — 
der Verwahrung — zu urtheilen. Kläger hatte es in feiner Macht, nad erhal- 
tenem Arbeitölchne den Wagen in gerichtlichen Erlag zu bringen oder vor feine 
Thüre zu ftellen, fobald er feiner Pflicht nachgefommen war, den Befteller von 
der Vollendung der Arbeit zu benachrichtigen. Da Kläger vom Bellagten 
keinen Verwahrungsauftrag ertheilt erhielt, ja auf das Gegentheil aus der Weis 
gerung des Bellagten, den Wagen abzuholen, ſchließen mußte, fo war er nicht 
berechtigt, einen Berwahrungslohn zu begehren. Höchſtens könnte das Verhält- 
niß zwiſchen den Streittheilen als ein einfeitiges, umentgeltlihes Verwahrungs- 
geihäft des Klägers zu Gunſten des Beflagten angefehen werben, das aber feinen 
Klagetitel gewähre [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 28. April 1869, Nr. 4374 (3397 ©.-U.). Der Sequefter 
ift nad) 88. 968, 969, 1009, 1152 u.1159 B. ©. beredhtigt, den Erſatz feiner 
Koften und einen feiner Mühe aus den Einkünften der fequeftrirten Sache an- 
gemefjenen Lohn in Anfprud zu nehmen, nicht verpflichtet, die Beträge vorzu- 
ſchießen und daher, folange die Höhe derſelben nicht feftfteht, nicht verpflichtet, 
den ganzen Betrag des von ihm erzielten Erträgniſſes abzuliefern. 
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Erlõſchung des Lohnvertrages. 
(8. 1160 — vgl. ab. 1449; 1811; 1156 u. 1102 B. G.; Art. 61 u. 64 9. G.; Gew. D. v. 20. December 1859, 
Rr. 237 8.8. 8,8. 51.) 
8. 1400. Arbeiter, welche auf eine beftimmte Zeit, oder bis zur Vollendung eines gewiſſen 
Wertes beftellet worden find, Können ohne rechtmäßigen Grund vor verlaufener Zeit, und vor 
vollendetem Werke weder die Arbeit aufgeben, noch verabfhiedet werden. Wird die Arbeit 
unterbrochen; fo verantwortet jeder Theil fein Berſchulden, aber keiner den Zufall. 


Entf. v. 10. September 1875, Nr. 5461 (G. Big. 1876, Nr. 13). 
Die Entlaffung ohne vorheriger Kündigung ift trog entgegenftehender Bertrags- 
bedingungen zuläffig, wenn fie durch die Weigerung des Bedienfteten Anordnungen 
des Dienſtherrn zu befolgen veranlagt wird (Art. 61 u. 64 9. ©.; $. 1160 
8. ©.). Die vorherige Einholung eines rihterlihen Spruces über die Zuläf- 
figfeit der fofortigen Entlaffung ift nicht erforderlich. 

Entſch. v. 27. Mai 1870, Nr. 1948 (4405 ©.-U.). Wenn in Folge 
Auflaffung einer Fabrik Mangels Abfa der dafelbft bisher erzeugten Producte, 
die Möglichkeit, Dienftleiftungen eines, wenn aud unfünbbar, in diefer Fabrik an- 
geftellten Beamten entgegenzunehmen, entfällt, ift der Beamte nad 88. 1155 u. 
1160 8. ©. und 8. 51 Gem. D. v. 20. December 1859, Nr. 227 R. G. B., 
Entſchädigung zu fordern berechtigt, Tann aber nicht auf fernere Erfüllung des 
ſeitens des Fabriksherrn unausführbar gewordenen Dienftvertrages dringen. 

Entſch. v. 24. Mai 1861, Nr. 3493 (1329 ©.-U.). Der Btg., wornach 
ein neu beftellter Gemeindefecretär ſich für die erften beiden Jahre die Mithilfe 
des abgetretenen gegen Zahlung einer firen Summe und Theilung der Einzel- 
einfänfte ausbedingt, ift fein Geſellſchafts-, fondern ein Dienftvertrag. — Wenn 
der frühere Secretär im zweiten Yahre feine Dienfte mehr leiftete, fo gebührt 
ihm nur die Entfhäpigung im Falle des 8. 1155 B. ©.; 8. 1160 ibid. ift 
nicht anwendbar [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 18. Auguft 1860, Nr. 4078 (1176 ©.-U.). Bertragdver- 
hältniffe, welde zwar unter den Vtg.en über Dienftleiftungen einzureichen find, 
welche aber höhere befondere Bertrauenswürbigfeit bedingende Dienfte zum Gegen- 
ftande haben, fallen dadurd zugleich unter den Geſichtspunkt der Bevollmächti⸗ 
gungsverträge; es ift mit dem Örundfage der Unverleglichkeit und Unveränßerlichkeit 
der perfönlihen Freiheit nicht vereinbar anzunehmen, .daß der Dienfigeber ver- 
pflichtet ſei, ſich der Dienſte des anderen Eontrahenten auch dann noch zu be 
dienen, wenn er bad Vertrauen zu ihm verloren hat. Sind die Gründe des 
Mißtrauend ungenügend, fo wird der Mandant angemefjene Entfdyädigung leiften 
müffen, niemals aber kann er gezwungen werben, einer von ihm mit Mißtrauen 
und Widerwillen angefehenen Perfon feine Gefchäfte anzuvertrauen. 

Entſch. v. 25. Yuli 1852, Nr. 5302 (P. S. 967). Wenn ein Arbeiter 
von einen Arbeitgeber auf eine beftimmte Zeit, wenngleich nur auf Probe, unter 
ber Bedingung aufgenommen wurde, daß nad Ablauf diefer Zeit der Lotg. nad 
Befinden des Arbeitgebers erneuert ober aufgelöft werben folle, und wenn ber 
Arbeitgeber vor Ablauf diefer Zeit den Arbeiter ohne einen rechtmäßigen Grund 
im Sinne des $. 1160 B. ©. entlaffen hat, fo ift Letzterer dennoch den be- 
dungenen Lohn für die ganze im Btg. beftimmte Probezeit zu fordern berechtigt. 


(8. 1164 — vgl. $$. 1010, 1818 8. ©.) 

g. 1161. Rur in dringenden Umftänden kann der beftellte Arbeiter oder Werkmeifter das 
ihm aufgetragene Geſchaft einem Audern anvertrauen, und felbft in dieſem Halle haftet er für 
ein Berſchulden in der Auswahl ber Perfon. 

Entfd. v. 20. Mar 1879, Nr. 2403 (©. Ztg. 1879, Nr. 53). Die 
Donauregulirungs- Bauunternehmung haftet für den Schaden durch Untergang 
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einer Plätte, als eines ihrer Baggerfchiffe zu einer Zeit, als vorſchriftsmäßig das 
Fahrwaſſer frei fein follte, die Kette angezogen ließ (88. 1294, 1295, 1299 
B. ©.). Zwiſchen dem Unternehmer felbft und dem wirklich thätigen Bedienſteten 
kann hierbei nicht unterfhieden werden. Aber auch aus den Befimmungen 
der $$. 1010, 1161 u. 1315 ibid. folgt die Haftungspflit des Unter- 
nehmers, weil eben aus dem einzelnen Unfalle hervorgeht, daß zur 
Ausführung der Arbeit Perfonen beftellt wurden, melden entweder 
die Fähigkeit oder der Wille mangelte, den ihnen obliegenden Ber- 
pfligtungen vollftändig und genau nachzukommen. Es iſt daher durchaus 
nicht gerechtfertigt, die Haftungs- rückſichtlich Erfagpflict des Unternehmers erft 
von der Beweisführung abhängig zu machen, daß aufer dem Schiffe des Klägers 
auch nod andere Schiffe, und zwar in einer fpäteren Zeit durch Nachläffigkeiten 
im Betriebe der Baggerungsarbeiten zu Schaden gekommen find. Was über die 
Haftungs⸗ und Erfagpfliht des Unternehmers felbft gefagt wurde, gilt in vollem 
Umfange auch von dem Ingenieur, der mit der Leitung der Baggermafchine be» 
traut war. Zu der Leitung der Mafchine gehört aber nicht, wie die beiden 
Untergerichte annehmen, bloß die Leitung der technifhen Arbeiten des Baggerns 
im engeren Sinne, fondern es gehört dazu auch die Auffiht darüber, daß alle 
jene Bedingungen, unter denen ber Betrieb der Baggermaſchine überhaupt ge⸗ 
fattet war, genau beobachtet werden. Die Loszählung des Ingenieurs von der Erfag- 
pflicht ift daher im ©. nicht begründet; diefelbe mußte demnach ausgeſprochen werben, 
und zwar, da fid die Antheile der Gellagten an der Beſchädigung nicht beftimmen 
laffen, gemäß $. 1302 ibid. zur gefammten Hand mit ven Mitgeflagten. 

Entfch. v. 17. Februar 1869, Nr. 12256 (32392 ©.-U.). Die Gas— 
geſellfchaft, welche zur Abhilfe einer Gasausſtrömung angegangen, einen Arbeiter 
fanbte, der aber mit dem offenen Licht fo nahe der Ausftrömungsftelle kam, daß 
eine Erploflon erfolgte, ift dem durch die Erplofion Beſchädigten zum Schaben- 
erfage verpflichtet; ſelbſt im Hinblid auf die $8. 1010, 1161 u. 1315 B. G., 
da eine Perſon, melde bei einer jo gefährlichen Vorrichtung die auffallende Sorg- 
Lofigteit, wie vorliegend bekundet, für ein Gefhäft der erwähnten Art als un- 
tüchtig bezeichnet werden muß. 


(8. 1168 — ogl. 88. 918, 1185 ©. ©.) 


8. 1168. Ein Lohnvertrag Über Arbeiten, bei denen auf die befondere Geſchiclichkeit der 
Perfon Rüdfiht genommen zu werden pflegt, wird duch den Tod des Arbeiter aufgehoben, 
. und bie Erben können nur den Preis des zubereiteten brauchbaren Stoffes, und einem dem 
Werthe der geleifteten Arbeiten angemeflenen Theil des Lohnes fordern, Gtirbt der Beſteller 
einer Arbeit; fo müflen feine Erben den Vertrag fortfegen, oder den Beftellten ſchadloe halten. 


Ansdefuung diefer Borfhriften anf Rechtsfrennde, Aerzte u. dgl. 


4 1168 — vgl. $. 17 Abo. ©. v.6. Juli 1868, Nr. 96 R. ©. B.; 9. 5 Not. D. v. 25. Juli 1871, Mr. 75 
.@. B.; erh. v. 2. 1838; u. 72—105 Gem. D. dv. 20 December 1859, Nr. 227 R.8. 8.; 
Art. 6765; 272 Ubi. 8, B60—4s1 9. @.; #5. 33 u. 38 Min. Bag. ©. 23. Sinner 1868, Ar. 16 8,8 ©. 
(Veftellung der evangelifen Pfarrer); Tax. D. ac.) R 
8. 1163. Die hier aufgeftellten Vorfchriften gelten auch von Rechtöfreunden, Aerzten und 
Wundärzten, Factoren, Proviforen, Künftfern, Lieferanten uno andern Perfonen, welche fich 
für ihre Bemühungen einen Gehalt, eine Beftallung, oder fonft eine Belohnung ausdrücklich, 
oder ſtillſchweigend ausbedungen haben, infofern hierüber keine befonderen Vorſchriften beſtehen. 


Siehe auch die Entsch. bei $. 1152. 


Entſch. v. 8. Mai 1879, Nr. 2141 (9. B. 1879, Nr. 33). Zur 
Entſcheidung über Penfionsanfprüde von Bezirkövertretungsbeamten find die Ge— 
richte nicht competent, diefe Anſprüche find nicht privatrechtfiher Natur (88. 57 
u. 62 ©. v. 25. Mmli 1864, Nr. 27 böhm. 8. ©. B., kaif. VBog. v. 10. März 
1860, Nr. 64 R. ©. 8.). 
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Eutſch. v. 20. Februar 1878, Nr. 4964 (9. B. 1879, Nr. 7). Dem 
Möller, welcher gegen beftimmtes Honorar zur Vermittlung des Berkaufes einer 
Realität beauftragt, den Berkauf der Hälfte derfelben zu Stande brachte, gebührt 
im Sinne der 88. 1155 u. 1163 B. ©. jedenfalls eine Belohnung, welde ger 
mäß $. 1155 ibid. mit der Hälfte des bedungenen Honorare anszumeflen kommt 
[Scylußfolgerung). 

Entfd. v. 3. Mai 1871, Nr. 5311 (4151 G.-U.). Auch nit nad 
88. 1152 w. 1163 ®. ©. fann der um Aufſtellung eines Curators für die 
Gegner anſuchenden Partei der Erſatz der Euratelskoften auferlegt werden, weil 
zwiſchen ihm und dem Curator ein Bertragsverhältnig Überhaupt nicht befteht. 

Entf. v. 28. Mai 1869, Nr. 1371 (©. 9.1869, ©. 280; Sc. 1). 
Außer dem Falle der ausprüdlihen Beſtellung ift der Vater nicht verpflichtet, 
die Heilungstoften für feinen im Dienfte bei einem Dritten ftehenden, während 
der Dienftzeit erkrankten Sohn zu beftreiten, 

Entf. v. 31. Juli 1865, Nr. 6853 (©. 9. 1866, Nr. 78). Bei 
Bemeflung des ärztlichen Lohnes ift nit bloß die Gefährlichkeit der Krankpeit, 
fondern es find aud die Vorauslagen zu berüdfidtigen, die den Arzt in den 
Stand fegen, feinem Berufe zu entſprechen. 

Entf. v. 10. September 1863, Nr. 6548 (1792 ©.-U.). Dem Advo- 
caten, welcher in Folge gänzlich fehlerhafter Klage ven Proceß verlor, fönnen bie 
eingeflagten Erpenfen nicht zuerkannt werden. Dieß ergibt ſich aus 88. 1299, 
1300 u. 1153 ®. ©., deren Anwendung auf Aovocatenarbeiten im $. 1863 
ibid. vorgefchrieben wird und aus bem Hfb. v. 4. October 1833, Nr. 2633 
I. ©. ©., wornach über die Exrpenfenkfage nad vorläufigem contrabictoris 
ſchen Bf. durch Urtheil zu entſcheiden ift, mithin im ordentlichen Civilproceß auch 
darüber erfannt werben kann, ob der Advocat überhaupt auf Koftenerfag An- 
fpruch habe, ohne daß erft ein Disciplinarverfahren vorhergehen müßte. 

Entſch. v. 6. April 1859, Nr. 3585 (767 ©.-U.). Die Forderung des 
Kaminfegers an rüdftändigem mit jährlih x fl. vereinbarten Lohn für Rauchfang- 
tehrerarbeiten ($$. 1151 u. 1163 B. ©.) verjährt nicht in 3 Jahren, da ſchon 
nad dem Spradgebraude der geforderte Rauchfangkehrerlohn ſich 
nicht unter bie im $. 1480 ibid. aufgezählten Leiftungen als: Ab» 
gaben, Zinfen, Renten fubfummiren läßt, und auch in redhtlider 
Beziehung im Falle des 8. 1480 cit. das R. auf derlei wiederfehrende 
Forderungen felbftftändig beftehen und daher einen fortwährend wirk- 
famen Titel haben muß; während im gegenwärtigen Falle das Forde 
rungsrecht erſt durch die Reiftung der bedungenen Arbeit begründet wirt. 

Entf. v. 7. December 1854, Nr. 11188 (52 ©.-U.). Die Verbint- 
lichkeit der Partei zum Erfat der Koften des über ihr Anfuchen für die Gegen- 
partei aufgeftellten Curators entfpringt nicht aus dem durchgeführten Hechtöftreite, 
fondern beruht auf dem durch das unmittelbare Intereffe der Partei 
begründeten Rechtsverhältniſſe [?], wornah der Eurator für Be— 
mühung und Auslagen einen angemeffenen Betrag zu fordern be- 
rechtigt ift, nad 88.1152 u. 1163, in welder Hinfiht auch das Rechts⸗ 
verhältniß des Fideicommißbefigers zu den Fideicommiß- und Bofteri- 
tätöcuratoren analoge Anwendung findet [Worfpr. den meiften neueren 
Entſch.en.] 


2. Berlagsvertrag. 
(4. 1164 — vgl. $. 878 B. G. und Eingangs bei Hotſts. cit.) 
3. 1164. Durch den Vertrag über den Berlag einer Schrift wird jemanden von bem Ber- 
fafler das Recht ertheilet, diefelbe durch den Drud zu vervielfältigen und abzufegen. Der 
Berfafler begibt ſich dadurch des Rechtes, das nämlihe Werk einem Andern in, Berlag zu 
überlaffen. 


IL. Th. 26. Hauptfl. Verlagsvtg. 88. 1541171; Dienftotg. 99. 1172, 1173, 898 


Rechte und Pfliäten zwifhen dem Berfaffer und dem Berleger. 
(8. 11651166 — vgl. 88. 919, 1153 8. G.) 


8. 1165. Der Berfaffer ift verbunten, das Werk der Verabredung zu liefern, und der Ber- 
leger, glei nach geliefertem Werte die bebungene Belohnung zu entrichten. 


8. 1166. Wird das Werk von dem Gchriftfteller zur beſtiumten Zeit, oder auf die feftgefetgte 
Art nicht geliefert; fo kann der Verleger zurüdtreten, und wenn die Ablieferung aus Ber- 
ſchulden des Berfaſſers unterbleibt, die Schadloshaltung fordern. 


Entfd. v. 3. November 1853, Nr. 10022 (1. ©.-U.). Die ausvrüd- 
liche Bedingung der Aufhebung des Vigs., welde ver 8. 919 B. ©. zuläßt, 
fann (8.1336 ibid.) nur in jenen, zu feinem Widerſpruche, zu feiner Ungerechtig- 
feit führenden Fällen gelten, wie fie in den $$. 978, 1117, 1118, 1153, 1154, 
1166, 1220, 1264 ibid. vergefehen find [Schluffolgerung]. 

8: 1167, Wenn die Zahl der Exemplare beſtimmt worden ift; fo muß der Verleger zu jeder 
neuen Auflage die Einwilligung des Berfaflers einholen, und über die Bedingungen ein neue® 
Uebereintommen treffen. 

3. 1168. Wil der Berfafler eine neue Ausgabe mit Veränderungen in dem Inhalte des 
Werkes, veranftalten; fo ift darüber ebenfalls ein neuer Vertrag zu fließen. Bor dem Ab- 
fage der Auflage aber ift der Verfaffer nur dann zu einer neuen Ausgabe berechtiget, wenn 
er dem erleger in Rüdficht der vorräthigen Eremplare eine angemeſſene Schadloshaltung zu 
leiften bereit ift. 


($. 1169 — aufgehoben durch 68. 2, 40, 13 -34 Pat. v. 19. October 1846, Nr. 998 J. 8 ©.) 

3. 1189. Die Rechte des Schriftſtellers in Rüdficht einer neuen Auflage oder Ausgabe gehen 

auf feine Erben nit über. 
Siehe daß obeit. Pat. im IL Bde. der Manz'ſchen Sig. Anhang VII, 
8. 1199. Benn ein Schriftfteller nach einem ihm von dem Berleger vorgelegten Plane die 
Bearbeitung eines Werkes übernimmt; fo hat er nur auf die bebungene Belohnung Anſpruch. 
Dem Verleger flieht in der Folge das ganze freie Verlagsrecht zu. 

8. 11714. Diefe VBorfhriften find auch auf Landkarten, topographiſche Zeichnungen und mu⸗ 

fitkaliſche Eompofitionen anzuwenden. Die Beſchränkungen des Nachdruckes find in den poli- 
tiſchen Gefegen enthalten. 


3. Sertrag zwifden Dienſtherren und dem Gefinde. 
(8. 1173 — vgl. bie eingangs des Hauptft. cit. Ge. und Vdg.en.) 


8. 1192. Die Rechte und Pflichten zwiſchen den Dienftperren und dem Dienftgefinde find 
in den befonderen, darüber beſtehenden Vorſchriften enthalten. 


Entf. v. 5. Jänner 1858, Nr. 13015 (495 ©.-U.; P. ©. 970). 
Der Werlleiter eines Kupferhammers gehört nicht zu den Dienftperfonen im 
Sinne des $. 1172 B. ©. — Das Verlaffen des Dienftes, die bloße Unter- 
laſſung obliegender Berpflihtungen begründet keine Beſitzſtörung. 

Entjd. v. 8. Auguft 1851, Nr. 6312 (PB. ©. 969). Unter Dienft- 
perfonen verfteht man ſolche Individuen, welde gegen Lohn, Koft und Wohnung 
zu häuslichen Arbeiten verwendet werden und unter der Disciplin des Dienft- 
gebers flehen. 


Andere entgeltlihe Verträge über Dienfle. 
(8. 1178 — vgl. $. 1151 8. ©.) 
8. 1178. Die Verträge, wodurch eine Sache oder eine Handlung für eine libernommene 
Handlung verſprochen wird, find nach den über die entgeltlichen Verträge Überhaupt, und ins- 
befondere nad) ben in diefem Hauptſtücke aufgeftellten Regeln zu beurteilen, 
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Entſch. v. 28. December 1877, Nr. 14402 (©. Zig. 1878, Nr. 59). 
Der Vtg., wornach jemand ſich verpflichtet, einen Mlitbewerber um ein Gefchäft 
(commiffionsweife Uebernahme des Verkaufes von Getreide), die Hälfte des daraus 
zu erzielenden Gewinnes zu überlafien, falls er feine Mitbewerbung aufgebe, iſt 
feine Schentung, fondern ein nah $. 1173 B. ©. zu beurtheilender giltiger ent- 
geltlicher Vtg. (88. 364, 921, 938 ibid.). 

Entf. v. 22. März 1876, Nr. 1360 (6068 ©.-U.). An einem 
Wintertage waren ber Beklagte und fünf andere Burſchen von Kappl (Tirol) in 
dem Walde von Madlesſant befhäftigt, Bäume, die fie dort gefällt und für den 
Bau einer Tenne in Ulmich hergerichtet hatten, aus dem Walde wegzubringen. 
Ein befonders ſchwerer Stanım machte ihnen große Mühe. Dieß fahen zwei 
Mädchen, Schweitern, aus Ulmid, die mit einer Gefährtin hinzugekommen waren; 
fie machten ſich über die Mühen ter Burfchen luſtig und meinten, daß die Ulmicher 
Mädchen den Tannenbaum, wie er liege, allein nad Ulmich hinaufziehen würden. 
Durd diefen Spott gereizt, verſprach Bellagter eine Yhre (ungefähr 1'/, Einer) 
Specialwein als Preis, wenn die Ulmiher Mädchen allein gleich am folgenden 
Tage diefen Tannenbaum auf einem Schlitten und ohne beim Ziehen felbft weiter 
unterftügt zu fein, von Maplesfant nad Ulmich Hinaufbringen würden. Die 
beiden Mädchen erwiederten zunächſt, dag fie fid) den Baum noch einmal anfehen 
müßten, und ließen Abends durch ihre Gefährtin dem Beklagten fagen, daß fie 
deſſen Borfhlag annehmen aber den Weg „einfchneien® (mit Schnee beveden) 
werben. Am folgenden Tage brachten wirklich Mädchen — darunter ein nicht 
in Ulmich, fondern aus dem Orte See gebürtiges Mädchen — ven ſchweren 
Tannenbaum von Mavlesfant nad Ulmid, und die beiden Schweftern befangten 
den Beklagten auf Lieferung der verfprodenen Yhre Specialmein guter Qualität, 
oder Bezahlung des Werthbetrages von 28 fl. — Der Klage wurde ftattgegeben, 
denn diefes durd fein ©. unterfagte Uebereinkommen war ein zwei— 
feitig verbindlihes Geſchäft .... Bon einer Wette im Sinne des 
8. 1270 8. ©. kann hier füglich feine Rede fein, weil es fih nicht 
um ein unbekanntes vom Willen und der Berehnung ver Pacis- 
centen unabhängiges Ereigniß, fondern um eine genau beflimmte 
und begränzte Berrihtung und deren Belohnung handelte... . weil 
von den Ulmiher Mädchen eine mit großer Kraftanftrengung ver— 
bundene Leiftung zu vollbringen war, während bei einer bloßen Wette 
bie Möglichkeit des Gemwinnes und Berluftes unter beiden Theilen 
gleich fein muß. Das in Rede ſtehende Uebereinlommen war daher nad) 
$. 1173 ibid. zu beurtheilen, 

Entſch. v. 20. November 1872, Nr. 10870 (4785 G.-U.). Da nad 
dem ©. Unterlaffungen ven Handlungen äquiparirt find, daher ebenfo 
wie diefe, ein Entgelt bilden können, ftellt fi der vom Kläger als 
Rechtsgrund angeführte Big. (Zufiherung einer Geldſumme gegen 
dem, daß Kläger dem Bellagten bei dem Anfaufe eines Gutes nicht 
binderlih fein werde) als ein entgeltliher Vtg. dar (88. 861, 869, 
921, 1173 8. ©.). Die Gewährung eines Darlehens war geeignet, den Guts— 
befiger zu einer Verzögerung des Verkaufes zu beftimmen und ift daher ein dem 
Beklagten in der Erreihung feines Zwedes entgegengefegtes Hinderniß, weßhalb 
gleichwohl der Hägerifche Anſpruch auf Zahlung jener Summe unbegründet if. 

Entf. v. 27. März 1866, Nr. 1958 (G. Big. 1866, Nr. 49). Un» 
benannte Btge. find ihrer Natur umd der Abſicht der Parteien gemäß zu be= 
urtheilen. 

(8. 1174 — vgl. 99. 878; 608, 697, Er a me 6. 384 Mil. Str. ©.; Hofjld, vom 
8. 1174. Was jemand wiflentlih zur Bewirtung einer unmöglichen oder unerlaubten Gamd- 
tung gegeben bat, kann er nicht wieder aurädforbern. Inwiefern e8 der Fiscus einzuziehen 
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berechtigt fei, beſtimmen bie politifchen Berordnungen. Iſt aber etwas zur Verhinderung einer 
unerlaubten Handlung demjenigen, der diefe Handlung begehen wollte, gegeben worden; fo 
findet die Zurüdforberung ftatt. 

Entſch. v. 18. November 1869, Nr. 12537 (3577 ©.-U.). Der Btg., 
womit eine Geldſumme für die nad der Str. P. O. zuläffige Entſchlagung von 
der Ausſage wider einen Dritten verfprodhen wird, ift im Sinne des $. 878 
8. ©. ungiltig. Da Übrigens fih in keinem Falle die Entfhlagung 
don der Zeugenfhaft als eine contractlihe Gegenleiftung anſehen 
läßt, fo erſcheint ver Big. als ein folder, dem nicht nur $. 1174 ibid., 
fondern aud $. 943 ibid. das Klagerecht verfagt. 

Entf. v. 14. Juni 1878, Nr. 4163 (I. B. 1878, Nr. 38). Auch 
das zum Zwecke verbotenen Spieles gegebene Darlehen ift Magbar, denn der 
Segenftand tes Anſpruches ift nicht ein unrechtmäßiger Gewinn (88. 1270 u. 
1272 3. ©.); die Beftimmung des $. 1174 ibid. aber fann nur auf den Fall 
bezogen werben, in welchem vie Bewirtung einer unmöglichen oder unerlaubten 
Handlung der Gegenftand eines Vtge. und die Bedingung if, unter welder 
jemand etwas gegeben hat. Bon dieſem Falle gänzlich verſchieden ift aber ver 
Fall eines gegebenen Darlehens, in deſſen Wefen fhon an und für fi) nad 
8. 983 ibid. die Berpflihtung des Empfängers zur Zurüdzahlung des Empfan- 
genen in der bebungenen Zeit begründet und deſſen Giltigkeit von der vom Dar- 
Ichensnehmer dem erhaltenen Darlehen gegebenen Verwendung ganz unab- 
hängig ift. 

Entfd. v. 17. Mai 1876, Nr. 2713 (6147 ©.-U.). Die Mage auf 
Nüdftelung des Betrages von 700 fl., welchen Kläger dem Bellagten „aus An- 
laß der Licitation der Straßenherftellung in X mit Dem übergeben habe, daß 
diefer Betrag zurüdzuftellen fei, wenn der Landesausfhuß den Zufhlag nicht ger 
nehmigen follte,“ entbehrt der Angabe des Rechtsgrundes und ift mit Rückſicht 
auf 8. 1174 B. ©. und Hofd. v. 6. Juni 1838, Nr. 277 9. ©. S., abzu- 
weifen — 

ntſch. v. 17. Zuli 1875, Nr. 6475 (6784 ©.-U.). Die Rüchzahlung 
eines wiffentlih zum Zwecke des verbotenen Spieles gegebenen Darlehens kann 
nad 8. 1174 8. ©. nicht gefordert werden — zumal Kläger zugefteht, daß ber 
Bellagte das Darlehen wirklich zur Hortfegung des verbotenen Spieles verwendet 
bat. — [? Worfpr. der Entſch. Nr. 4163 ex 1878.] 

Entſch. v. 4. Jänner 1872, Nr. 9271 (4426 ©.-U.). Die Vorſchrift 
bes $. 1174 B. ©. kommt in dem Falle zur Anwendung, wenn eine unmög- 
liche oder unerlaubte Handlung Gegenftand des Vtgs. if. Eine folde Handlung 
muß demnach zur Bedingung des Nechtögefchäftes gemacht fein. 

Entf. v. 17. April 1871, Nr. 4441 (4144 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 4163 ex 1878; — widfpr. der Entſch. Nr. 6475 ex 1875. 

Entſch. v. 18. Yänner 1871, Nr. 6343 (4021 G.-U.). Aehnl. den 
Entfdh.en Nr. 4163 ex 1878 und 4441 ex 1871. 

Entf. dv. 21. December 1870, Nr. 5426 (3995 G.-U.). Das aus- 
drüdlic zum verbotenen Spiel gegebene Darlehen Tann nicht eingellagt werben. 

Entf. v. 14. Juni 1870, Nr. 13603 (3811 ©.-U.). Die mit einem 
Handelsgefellichafter offendar zum Nachtheile jeiner Mitgeſellſchafter getroffene Ber- 
abredung, ihm gegen Beitritt zum Ausgleih Namens der Firma nachträglich 
feinen Antheil an ber Forderung voll auszuzahlen, ift ungiltig (88. 878 u. 
1174 8. ©.) 

Entfd. v. 5. December 1854, Nr. 11904 (51 ©.-U.). BVerabredungen 
in Bezug auf Feilbietungen find, wenn nicht ein Gefellfpaftsvertrag oder ähn« 
liches erwiefen wird, als unerlaubte Collufion nad 88. 878 u. 1174 B. ©, 
und der a. 5. Entſchl. v. 28. April 1838 ungiltig. 





896 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


Siebenundzwanzigſtes Hauplſlück. 


Bon dem Bertrage über eine Gemeinſchaft der Güter. 


Inhalt: ——— * — eſellſchaft. Begriff (8. 1175); Eintheilung (66. 1176 
Form ber Errichtung ($$. 1178—1180). Wirku..g des Bertrages und 
Per null Beitrages ($. 1181). Hauptftamm (88. 1182 u. 1183). Rechte 
unb Pflichten ber Mitglieder: Beitrag zum Hanptflamme. Fond (8. 1184), Mit- 
wirfung (88 1185—1188); Nahihuß zum Hauptftamme ($. 1189); Betrieb ber 
anvertrauten Gejchäfte (8. 110 Haftung für den Schaben ($. 1191); Ber- 
theilung de Gewinnes (88. 1192-1196); Bertheilung bes Berluftes (8. 1197); 
Rechnungslegung (88. 1198—1200). Berhältnig gegen Nichtmitglieder (88. 1201 
bis 120. Aufföfung der Geſellſchaft und Austritt aus berfelben (88. 1205 bis 
1214). Zheilung bes geſellſchaftlichen Vermögens (88. 1215 u. 1216). 
Dal. B., 11., 18, 16, 16., 17., 38, u. 28. Haupiſt. biefed Theild [und insbefonbere A:] 88. 26; 859, 888, 916, 
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fir 1868; a vdg. 9. ker Re und v. —— — u — 
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Ar. 2588 J. — © v. 36. November 1852 z. 


Pat. 


Sutfießung einer Erwerbsgeſellſchaft. Begriff; 
G. 1175 — vgl. eingangs bed Hauptſt. sub B cit.) 
8. 1175. Durch einen Bertrag, vermöge deſſen zwei oder mehrere Perfonen einwilligen, ihre 
Mühe allein, oder auch ihre Sachen zum gemeinſchaftlichen Nugen zu vereinigen, wird eine 
Geſellſchaft zu einem gemeinfhaftlihen Erwerbe errichtet. 


Entfd. v. 14. Juni 1878, Nr. 3111 (ro. Big. 1879, Nr. 22). Das 
Gefhäft, wornach jemand von dem Unternehmer einen Antheilfchein einer foge- 
nannten Spielgeſellſchaft auf eine beftimmte Anzahl und Gattung Loſe gegen Zah⸗ 
fung von x Monatsraren übernimmt, durch welche er berechtigt fein foll, von 
Zahlung der erften Rate an auf alle Loſe mitzufpielen und nah Zahlung der 
legten Rate ein Los für fih zu fordern, beruht auf einem gefeglich erlaubten und 
in $. 1175 8. ©. vorgefehenen Geſellſchaftsvertrage; es fann weder als ein 
Spielvertrag im Sinne des $. 1273 ibid., nod als ein nad dem ©. 
v. 7. November 1862, Nr. 85 R. ©. B., zu behandelndes Promeffen- 
geihäft aufgefaßt werben, weil einerfeits beiden Theilen genau be» 
tannt war, was fie nah dem Btg. zu leiften, und was fie zu er- 
halten haben, und von einem unbelannten Ereigniß, von weldem 
der vermögensredtlihe Erfolg ded vereinbarten Btgs. abhängig 
wäre, darin nichts zu finden ift, und weil andererfeitö das Promefjen- 
gefhäft nah 8. 1 des bezogenen ©8. in der Veräußerung der Ge- 
winnfthoffnung eines Loſes befteht, der Käufer aber vorliegend das 
Los ſelbſt kauft. 

Entſch. v. 21. April 1875, Nr. 3509 (5694 ©.-U.). Ueber vie Klage 
auf Aufpebung ver Gemeinfhaft einer zum Hauptftamme einer Handelsgeſellſchaft 
gehörigen Kunftmühle und Feilbietung derfelben ift nah 88. 52 u. 53 Jur. N. 
nur bie Realinftan; competent. Die bezogenen Paragraphe, fowie $. 59 ibid. 
wurden durch $. 43 Einf. ©. zum 9. ©. nicht berührt. 

Entf. v. 19. Auguft 1874, Nr. 7003 (5446 ©.-U.). Da der Ge 
klagte beim Licitationsacte Tediglidy äußerte, er wolle, falls Kläger die Mauth 
erftehe, ihm als Geſellſchafter beitreten, worauf beſtimmt wurde, daß das Weitere 
nad) der Licitation im Café X feftgefegt werben folle, — was jedoch nicht 
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eſchah — ift ein Vtg. nicht zu Stande gelommen. Zu den wejentlihen Be- 
andtheilen eines Gefellfbaftsvertrages gehört nad) $. 1175 B. ©. 
ußer der bei jedem Big. erforderlichen wechjeljeitigen Einwilligung 
ad die auf der Willenseinigung der Contrahenten beruhende Be— 
immung, daß die Theilnehmer entweder ihre Dienjte (Mühe) oder 
re Sahen oder Beides zugleih zum gemeinjchaftliden Nugen ver- 
nigen..... Es fehlen zu dem ..... behaupteten Geſellſchafts— 
rtrage augenfcheinlid die Erforderniffe der SS. 861, 869, 1175 ibid, 
id der Kläger bat durch feine Handlungsmweije unmittelbar nad 
rw Mauthpadtung fattfam an den Tag gelegt, dan er felbft ven 
efellfhaftsvertrag mit dem Geklagten nit für rechtsgiltig abge- 
hoffen hielt, .. ... indem er die laut des Ficitation&protofolles 
ıf eigenen Namen erftandene Pachtung ohne weiters auch allein 
trat und die Nugungen bis zur legten Zeit, ohne eine Rechnung 
legen, allein bezog x... .. 

Entf. v. 3. April 1873, Nr. 2246 (4927 ©.-U.). Das Ueberein- 
mmen, wodurch die Eontrahenten ſich gegenfeitig einen Antheil an einem auf 
ſtimmte in ihrem VBefige befindliche Loſe entfallenden Gewinn zufihern, ift fein 
tomeflengefchäft, weil Promefien auf den Meberbringer zu lauten haben und die 
ewinnſthoffnung für nur eine Ziehung betreffen, ter hierfür gemachte Einfag aber 
Hält (©. v. 7. November 1862, Nr. 85 R. ©. B.); es ift auch überhaupt fein 
lüdßvertrag, weil nicht der Gewinn an fi, fondern nur deſſen Höhe zweifel- 
ft if, die Auszahlung des Gewinnes aber unter ftaatliher Garantie fteht. 
ieſes Uebereinfommen ftellt ſich vielmehr al8 ein Geſellſchaftsvertrag dar, indem 
nd dasſelbe das Egth. an dem beiden Loſen ein gemeinfcaftlihes wurde und 
vr Theil nur Eines derſelben bei fi in Verwahrung behielt ($. 1175 B. ©.). 
a nun aber Gellagter das Los Nr. X, welches von feiner Seite zum gemein« 
aftlichen Egth. beftimmt worden war, niemals befefjen hat, konnte er aud) feinen 
ewinnſt gemacht haben und einen folden daher auch nicht theilen und iſt ledig— 
d für den, den Klägern durch die Irreführung derfelben verurfachten Schaden 
tantwortlich. 

Entſch. v. 6. Juli 1871, Nr. 1326 (4218 G.U.). Da zur Begrün« 
ng einer Gütergemeinſchaft zwifchen Ehegatten nad 8. 1233 B. ©. ein be 
iderer Big. nethwendig ift, fann aus der bloßen Thatſache der gemeinſchaft- 
ben Wirthichaft zweier Eheleute auf das Beftehen einer ſolchen nicht gefolgert 
Tden. 

Entf. v. 6. März 1866, Nr. 1932 (©. Ztg. 1868, Nr. 53). Die 
mögensgemeinfhaft in einer Familie fann auch durch ftilljhweigende Ueber- 
ilunft der Familienglieder errichtet werden. 

Entf. v. 24. Mai 1861, Nr. 3493 (1329 G.-U.). Der Btg., wor« 
& ein nen beftellter Gemeindefecretär dem früheren für Beihilfe in den beiden 
ten Jahren ein fixes Honorar und einen Antheil an ven laufenden Einkünften 
fpeicht, ift fein Geſellſchafts-, fondern ein Dienfivertvag [Schluffolgerung]. 

Entf. v. 20. December 1859, Nr. 14395 (934 G.-U.). Das Ueber 
!tommen, wornad der Seidenzüchter für eine beftimmte Quantität Maulbeer- 
ıb eine gewifle Menge „Cocon® von der nächſten Zucht“ verfpricht, ift fein 
fd, fondern ein Glüdsvertrag. 

Entſch. v. 27. December 1855, Ar. 12323 (P. S. 971). Ein unter 
m Scheine eines Geſellſchaftsvertrages abgefchlofiener Pachtverlrag um ein per- 
iliches Gewerbe ift nad 8. 878 8. ©. ungiltig. 


898 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch 


GEintheilung. 
(8. 1176 — vgl. $8. 1180, 1183; 1188, 1285 ©, @.) 
8. 1196. Je nachdem die Mitglieder einer Geſellſchaft nur einzelne Sachen, oder Summen, 
oder eine gange Gattung von Sachen, z. ®. alle Waaren, alle Früchte, alle liegende Grüne, 
oder endlich ihr ganzes Bermögen ohne Ausnahme der Gemeinſchaft widmen, find aud bie 
Arten der Geſellſchaft verfchieden, und die Gefellfhaftsrechte mehr oder weniger ansgebehut. 


G. 1177 — vgl . 1835; 966 8. G.) 
8. 1178. Wenn ein Geſellſchaftevertrag auf das ganze Vermögen lautet; fo wird doch nur 
das gegenwärtige darunter verftanden, Wird aber auch das künftige Bermögen mit begriffen; 
fo verfieht man darunter nur das erworbene, nicht das ererbte; außer es wäre beides aus ⸗ 
drüdlih bebungen worden. 


Jorm der Erridfung. 
(8. 1178 — vgl. 98. 888; 1176, 1180 8. &.; Kofb. v. 18. Jänner 1888, Rr. 2888 J. G. ©.) 
8. 1198. Gefellfpaftsverträge, welche fih nur auf das gegentwärtige, ober nur auf das zu⸗ 
tünftige Bermögen beziehen, find ungiltig, wenn das von bem einen und dem anderen Theile 
eingebrachte Gut wicht ordentlich beſchrieben und verzeichnet worden ift. 


Entf. v. 3. Juni 1875, Nr. 2921 (5746 ©.-U.). Nachdem in den 
Ehepacten beide Theile eine allgemeine, fhon bei ihren Lebzeiten 
-wirffame Ötergemeinfhaft, vermöge welder ihr damaliges Bmgn. 
und Alles, was fie nah der Hand erworben oder fonft auf redtlidhe 
Beife an fih bringen werden, ein beiden Theilen gemeinſchaftliches 
Out fein follte, geſchloſſen haben, war die beflagte Ehegattin aller- 
dings verpflichtet, da®, was fie als väterlihe und mütterlihe Erb- 
[haft ausbezahlt erhielt und bei Schliefung der Ehepacten nod 
befaß, in die Gemeinſchaft einzutragen, mithin der gemeinſchaftlichen 
Berwaltung zu unterziehen ($$8. 1233, 1177, 1178, 833—842 B. ©.). 
Allein der nicht auf Einlegung des Barvermögens in die Gemein- 
ſchaft, ſondern Herausgabe der Hälfte desfelben aus der Gemein- 
ſchaft gerichteten Klage des Ehegatten fehlt jede rechtliche Begrün- 
dung; denn nad $. 830 ibid. fann der Kläger vie Aufhebung der 
Semeinfhaft nit verlangen, weil biefe gemäß der Ehepacten auf 
Lebenszeit eingegangen ift und gemäß 88. 831 u. 1262 ibid. nur 
durd den Tod oder den Concurs eines Theiles aufgehoben wird. 

Entfd. v. 6. März; 1866, Nr. 1932 (2911 ©.-U.). Vige., welche eine 
Ermwerbsgefellfhaft begründen follen, Können giltig auch mündlich und zwar durch 
ausprüdliche, wie ſtillſchweigende Erklärung gefchloffen werden. Die Beichreibung 
und Berzeihnung der eingebrachten Güter ift nad $. 1178 B. ©. allerdings 
zur Giltigkeit nur das gegenwärtige oder nur das fünftige Vmgn. umfaflen- 
der Geſellſchaftsverträge, nicht aber folder nothwendig, welche das gefammte 
Vmgn. umfafjen follen [Schlußfolgerung]. 

(8. 1179 — vgl. Art. 85149, 180-172, 173-206, 207—249, 250-265, 266-270 $- ©.; 88 30-37 Einf. @. 
u bemfelben v. 17. December 1868, Ar. 1 R. &. ®. für 1863 ; Din. Bbg. v. 9. März 1868, Rr. 27 umb vom 
3. December 1867, Ar. 234 R. @. ©. [Führung der Yanbelöblger). 

8. 1139. Wie ver geſellſchaftliche Vertrag unter Handelsleuten zu errichten, in die gehörigen 
Negifter einzutragen und öffentlich bekannt zu machen fei, beflimmen die befonderen Handels⸗ 
und politifgen Gefege. Werden nur einzelne Geſchäfte gemeinſchaftlich betrieben, fo iſt genug, 
wenn der darüber errichtete Vertrag in den Handelsblihern erfcheint. 


G. 1180 — vgl. 1388-1236 ©. ©) 


8. 1489. Der Bertrag über cine Gemeinfchaft des ganzen ſowohl gegenwärtigen als künf ⸗ 
tigen Vermögens, welcher gewöhnlich nur zwiſchen Ehegatten errichtet zu werben pflegt, if 
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ach den in dem Hauptſtücke von den Ehepacten hierliber ertheilten Borfchriften zu beurteilen. 
Nie gegenwärtigen Borfchriften beziehen fi auf die Übrigen Arten der durch Vertrag errich- 
teten Gütergemeinfchaft. 


Wirkung des Bertrages und des wirkliden Beitrages. 
(8 1181 — vgl. 96. 880, 425; 426491; 451; 481; 1215 ©. ©.) 
‚ 184. Der Gefellfcaftsvertrag gehört zwar unter die Titel, ein Eigenthum zu erwerben; 


e Erwerbung feloft aber, und die Gemeinſchaft der Güter oder Sachen kommt nur durch 
die Uebergabe verfelben zu Stande. 


Entſch. v. 13. Iuni 1879,.Nr. 5085 (©. Ztg. 1879, Nr. 64). Die 
e., welche der Stadtgemeinde aus dem Webereinfommen, wornach Stadt und 
farre auf dem der Pfarre gehörigen Grund eine neue Leichenkammer aus beider- 
tigen Zuſchüſſen erbauen und biefelbe nad von der Stadtgemeinde feſtgeſetzten 
ormen gegen firen Sahresbeitrag von der Pfarre benütst werben follte, find 
ine Servitutsrechte (88. 478, 504, 529). Das Uebereinfommen bildet für bie 
tabtgemeinbe vielmehr den Titel zur Erwerbung des Miteigenthums am Grunde 
mmt darauf errichtetem Gebäude ($. 1181 B. ©.). [Schluffolgerung.] 

Entid. v. 6. Juli 1871, Nr. 1326 (4218 G.-U.). Die von dem über- 
benden Gatten behauptete Gütergemeinfchaft kann bei dem Widerſpruche anderer 
tb8intereflenten Mangels Nachweiſes ihrer vertragsmäßigen Begründung mit 
üdficht auf $. 1233 B. ©. und zufolge $. 1181 ibid. feine Berüdfichtigung 
iden. 

@. 1182 — ol. 8. 1181, 1204 2. 6.) 
1182. Miles, was ausbrüdlih zum Betriebe des gemeinfchaftlihen Gejchäftes beftinmt 
wden iſt, macht das Kapital, oder den Hauptftamm ber Geſellſchaft aus. Das Uebrige, was 
jedes Mitglied befitzt, wird als ein abgefonvertes Gut betrachtet. 


(6. 1188 — vgl. 96. 1192; 301, 1182 ©. ©.) 
14183. Wenn Geld, verbrauhbare, oder zwar unverbrauchbare, jedoch in Geldwerth anges 
lagene Sachen eingelegt werben; fo ift nicht nur der daraus verſchaffte Nuten, fondern auch 
' Sauptftamm in Rüdficht der Mitglieder, welche Hiezu beigetragen haben, als ein gemein- 
aftlichet Eigenthum anzufehen. Wer nur feine Mühe zum gemeinfchaftlichen Nugen zu 
wenden verfpriht, Hat zwar auf den Gewinn, nicht aber auf den Hauptſtamm einen Ans 
ſpruch ($. 1192). 


este und Yſſichten der Mitglieder: Beitrag zum Haupffiamme (Fond). 


G. 1184 — vgl. 34. 889, 840—848, 1193, 1194 B. ©.) 


1184. Jedes Mitglied iſt, außer dem alle einer befonderen Verabredung, verbunden, 
einen gleihen Antheil zum gemeinfhaftlihen Hauptſtamme beizutragen. 


Mitwirkung. 


@. 1185 — vgl 89. 1187, 1198, 1215 ©. ©.) 


44185. Im der Regel find alle Mitglieder verbunden, ohne Nücficht auf ihren größern 
oder geringern Antheil, zu dem gemeinſchaftlichen Nuten mitzuwirken. 


Entfd. v. 18. April 1877, Nr. 417 (©. Ztg. 1877, Nr. 50). Wenn 
& anzunehmen ift, daß das Confortium, welches ſich zur Gründung einer 
troleum⸗, Bergbau- und Raffinerie Uctiengefelfhaft gebildet hat und aus ven 
Hi Gellagten, einem Dritten und dem Magenden Aovocaten beftand, als eine 
zeinigung zu einer Erwerbsgeſellſchaft zu betrachten ſei, jo hindert dieß doch 
bt, daß dem Kläger für feine in der Klage angeführten Arbeiten und die dafür 
trittenen Auslagen eine Vergütung von Seite des Confortiums dann gebühre, 
an erwiefen wird, daß er biefelben in Folge eines ihm von dem Confortium 
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hierzu erteilten Auftrages geleiftet habe, weil vie fämmtlihen in ber lage um⸗ 
ſtändlich angeführten Leiftungen eben nur die nothwendigen Voreinleitungen zur 
Ermöglichung des Betriebes der projectirten Unternehmung betreffen, und erft 
dann, wenn es nach erwirkter Conceffion und Genehmigung der Statuten zur 
Eonftituirung der Gefeliaft und zum wirklichen Betriebe des Unternehmens ge⸗ 
fommen wäre, das Zuſammenwirken aller Gefellihaftsmitglieder zum gemein» 
ſchaftlichen Nugen hätte eintreten können. Diefe Vorbereitungshandlungen, welche 
von dem Kläger in feiner Eigenfchaft als Advocat und kraft eines ipm von dem Con- 
fortium ertheilten Mandates zu unternehmen waren und von ihm allein ohne 
Mitwirkung der übrigen Confortiolmitglieder auch wirklich geleiftet worden fein 
ſollen, find daher nicht nad) der Borfchrift des $. 1185 B. G., fondern viele 
mehr nad den Beftimmungen über ben Lotg. ebenfo zu beurtheilen, wie dieß der 
Fall gewefen wäre, wenn ftatt des Klägers eine außer dem Confortium ftehende 
dritte Perfon damit beauftragt worden wäre, weßhalb auch der Kläger den von 
dem angeſprochenen Betrage auf ihn als Mitglied des Confortiums entfallenden 
Theil bereits in der Klage abgerechnet hat. 


(8. 1186 — vgl. $$. 829; 1182; 1191, 1810, 1295 ©. @.; Art. 97, 182, 183, 223 9. @.; $. 1 Bat. v. 26. Ros 
ee} " vernber 1858, Rr. 23.0.8) EEE 


8. 1186. Kein Mitglied ift befugt, die Mitwirkung einem Dritten auguvertrauen, ober je 
manden in die Geſellſchaft aufzunehmen; oder ein der Geſellſchaft ſchädliches Nebengeſchäft zu 
unternehmen. 

6. 1187 — vgl. $ 1199 ©, G.) 

8. 1189. Die Pfligten der Mitglieder werden dur den Vertrag genauer beftimmt. Wer 
fi bloß zur Arbeit verbunden hat, der ift keinen Beitrag fhuldig. Wer lediglich einen Geld» 
oder andern Beitrag verheißen hat, der hat weder die Verbindlichkeit, nod das Recht, auf eine 
andere Art zu dem gemeinfchaftlihen Erwerbe mitzuwirken. 


(4. 1188 — vgl. 98. 888-842; 839 ©. ©.) 
8. 1188. Bei ver Beratbfhlagung und Entfheidung über die gefellfchaftlihen Angelegen- 
heiten find, wenn feine andere Verabredung befteht. die in dem Hauptftüde von der Gemein- 
ſchaft des Eigenthumes gegebenen Borfgpriften anzuwenden ($$. 833—848). 


Entfd. v. 3. April 1873, Nr. 3030 (Manz'ſche Slg.). Die Einwendungen 
der Gefellfhaft wider die Klage auf Unwirkſamkeit der durch Majoritätsbefchluß 
der Berforgungsgefellfhaft normirten Beitragspfliht find weder in formeller noch 
in materieller Beziehung begründet. [Wortlaut] 1. Das R. der Klageerhebung wird 
durch Reine gefetlihe Vorſchrift an das Borhandenfein einer bereits thatfächlid 
gewordenen Redtöverlegung geknüpft. Soferne der Kläger nur überhaupt ein 
rechtliches Intereſſe daran hat, daß fhon jegt ein concretes, möglicyen Streite 
ausgeſetztes Rechtsverhältniß durch Urtheil feflgeftellt werde, kann er die Ent 
ſcheidung herbeiführen. Die Zuläffigkeit folder Klagen, die nicht auf eine Leiftung 
oder Unterlaffung, fondern zunädft bloß auf eine Anerkennung oder Aberkennung 
gerichtet find, ergibt fi unter Anderem aus den 88. 138, 439, 453, 1366, 
1487 u. 1499 B. ©. Daß aber die Kläger bei der Frage interefjirt find, wie 
weit der im December 1866 von der Generalverfammlung beſchleſſene Anhang 
zu den urfprünglichen Statuten uud für ihr Verhältnig zu dem Benfionsinftitute 
maßgebend geworden und ob fie insbefondere von der nady Zeitvauer und Percent- 
ſatz erhöhten Veitragspflicht getroffen werben, dürfte umfomeniger einem Zweifel 
unterliegen, als die Aufforderungen des gegnerifhen Verwaltungsrathes gerade 
zur Löfung diefer Frage drängten. Wenn fohin das Klagspetit darauf geftellt 
wurde, anzuerfennen, die den deiden Klägern zugenuthete Verbindlichkeit, weitere Bei ⸗ 
träge zu leiften, beftehe für dieſelben nicht, fo erfcheint ein derartiges Begehren 
formell unbedenklich. 2. Dem Klagebegehren war aber auch aus meritorifchen Gründen 
ftattzugeben. Die Statuten (ddo. Wiefenberg, Februar 1851) enthalten einen 
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gefellfhaftlihen Berforgungsvertrag. Jedes Mitglied des Penflonsinftitutes ift 
Leibrentengeber und Nehmer zugleich; exfteres, infoferne durch die Einlage bes 
Einzelnen zum Rentenbezuge der Uebrigen beigetragen wirb, letzteres, indem 
dadurch jeder Theilnehmer für ſich felbft over feine Witwe und Waifen die Hoffnung 
auf eine feinerzeitige Leibrente erwirbt. Es muß alfo das fraglihe Contract 
verhältniß gemäß $. 1287 ibid. nad feiner zufammengefetten Natur, d. i. nicht 
bloß als Leibrentenvertrag, fondern auch als Geſellſchaft der Leibrentengeber be⸗ 
urtheilt werden. Nun erflärt aber der $. 1189 ibid., daß Geſellſchaftsmitglieder 
zu einem mehreren Beitrage, als wozu fle fich verpflichtet haben, nicht gezwungen 
werben bürfen. Allerdings Tann diefer Sag durch den Societätövertrag ſelbſt auf« 
gehoben und die Rechtswirkſamkeit eines gegentheiligen Majoritätsbefchluffes ver⸗ 
abredet werden. Dieß müßte jedoch als Verzicht auf ein vom ©. falvirtes R. 
in ganz unzweifelhafter Weife geſchehen. Nah 8. 17 der Statuten „haben die 
Befiger der Herrſchaft Wieſenberg felbft das R., Abänderungen an dieſen Nor« 
malien mit Zuziehung ſämmtlicher Mitglieder des Verwaltungsrates zu entwerfen 
und fie einer abzubaltenden Generalverfammlung ſämmtlicher Theilnehmer zur 
Schlußfaſſung vorzulegen. Im Falle diefe Ahänderungen von der Generalver- 
fammlung genehmigt werden, treten ſodann die mobiflcirten Statuten an die Stelle 
der bisherigen.” Aus dieſem Wortlaute des $. 17 der Statuten ift aber durch⸗ 
aus nicht zu entnehmen, daß die Majorität der Generalverfammlung auch über 
die Erhöhung der Beiträge rechtswirkſam gegenüber ben viffentirenden Theil⸗ 
nehmern beſchließen könne. Dasfelbe folgt ebenfowenig aus den gemäß 8. 1188 
ibid. bei der Berathſchlagung und Entſcheidung über geſellſchaftliche Angelegen- 
heiten anzuwenvenden 88. 833 u. 834 ibid., weil in venfelben bloß der Maß- 
regeln zur Erhaltung, Verwaltung und Benügung des Hauptftammes, keineswegs 
aber der gemeinſchaftlichen Laften, ber Beiträge zum Hauptftamme Erwähnung geſchieht. 
Da nun die Kläger, wie erwiefen ift, den bei der Generalverfammlung v. 9. December 
1866 beantragten Statutenänderungen nicht beigeftimmt, vielmehr dagegen pro⸗ 
teftirt haben, fo find in Beziehung auf beide Kläger die befchlofienen Modificationen 
der Beitragspflicht zum Penftonsfonde, namentlich die 88. 5 u. 10 des beſprochenen 
Anhanges von feiner Redhtöwirkung, und erfcheinen fie unbefchadet ber von ihnen 
nad den Statuten erworbenen Penftonsanfprüce zu Beiträgen über die urfpräng« 
lich normirte Zahl von Jahren hinaus oder im erhöhten Betrage nicht verbunden. 
— Mit diefer Begründung wurde einzutragen beſchloſſen in's &pruchreper- 
torium Mr. 46: — 1. Das R. zur Klageerhebung ift niht dur eine 
voraudgegangene Rechtsverletzung bedingt und es kann aud bei ledig- 
lid drohendem Streite die urtheilsmäßige Feſtſtellung eines 
concreten Rehtsverhältniffes verlangt werden. — 2. Soferne die 
Mitglieder einer Berforgungsgefellfhaft fih nicht fhon flatuten- 
mäßig künftigen Majoritätsbefchlüffen über eine Erhöhung der Bei— 
tragspfliht unterworfen haben, können nur die nad ber bezüglichen 
Statutenänderung eingetretenen Theilnehmer zu höheren Beiträgen 
herangezogen werben. 


Rachſchuß zum Hauptſtamme. 
(6. 1189 — vgl. 88. 1208, 1215 ©. @.) 
3. 1189. Die Mitglieder Finnen zu einem mehreren Beitrage, als wozu fie fich verpflichtet 
haben, nit gezwungen werden. Fande jevod bei veränderten Umftänden ohne Vermehrung 
des Beitrages die Erreichung des geſellſchaftlichen Zweces gar nicht ftatt; fo kann das fich 
mweigernde Mitglied austreten, ober zum Austritte verhalten werben. 


Entf. v. 3. April 1873, Nr. 8030 (Manzihe Slg.; 4928 ©.-U,). 
Siehe bei 8. 1188 8. ©. 
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Retrieb der auvertrauten Geſchäfte. 

a. — al m. an 8 ©,; Kit a7. au, —RE 12-59 o. 9. April 1875, Ar. 70, Pat. 

S. 1190. Bird Einem oder einigen Mitgliedern der Betrieb ber Geſchäfte anvertraut; fo 

find fie als Bevollmächtigte zu betrachten. Auf ihre Berathfhlagungen und Entſcheidungen 

über geſellſchaftliche Angelegenheiten find ebenfalls die oben (85. 883842) erwähnten Bor- 
anzumwenben. 

Entf. v. 30. October 1878, Nr. 7848 (9. B. 1879, Nr. 3). Und 

der überftimmte Diteigenthämer ift, folange die Gemeinſchaft befteht, nach 88. 833 
u. 834 8. ©. zu dem für rationelle Bewirthſchaftung des gemeinfamen Egths. 
nothwendigen Aufwande beizufteuern verpflichtet. 
Eniſch. v. 7. Jänner 1869, Nr. 11903 (3233 ©-U.). Wenn aus den 
Umftänden hervorgeht, daß die Gattin mit dem Verkaufe einverftanden war, fo 
erfheint der Gatte nad) 88. 1233 m. 1190 8. ©. als Mandatar derſelben, 
mithin der von ihm geſchloſſene Verkauf nad 8. 1201 ibid. rechtsverbindlich 
auch für die Gattin, von welcher nah 8. 1029 ibid. angenommen werben muß, 
daß fie dem Manne die Beflimmung des Preiſes überlafjen habe, da fie insbe ⸗ 
fondere aud nichts einwenbete, ald er nach geſchloſſenem Btg., wie ihr bekannt 
war, ſich auf den Weg machte, um die (damals erforberliche) Abtrennungsbe⸗ 
willigung anzuſuchen. 

Entſch. v. 27. October 1858, Nr. 11285 (647 ©.-U.). Wenn von zwei 
collectiv mit der Gefchäftsführung betrauten Gefellfhaftsmitglievern eines flirt, 
fann nicht ohne weiter angenommen werben, daß das überlebende Mitglied nun- 
mehr allein zur Vertretung bereditigt fei. Es ift daher, Namens ver Geſellſchaft zu 
Magen, nicht legitimirt (88. 1190 u. 1011 8. ©.). 


Saftung für den Schaden. 
(6. 1191 — vgl. #8. 1295 u. ff, 1057 8. ©.) 
8. 1191. Jedes Mitglied haftet für den Schaden, den es der Gefellihaft durch fein Ber- 
ſchulden zugefügt hat. Diefer Schaden läßt fi mit dem Nuten, ben es der Gefellihaft fonft 
verſchaffte, nicht ausgleihen. Hat aber ein Mitglied durch ein eigenmächtig unternommenes 
neues Geſchäft der Geſellſchaft von einer Seite Schaden, und von der andern Mugen verur- 
fat; fo fol eine verhältnißmäßige Ausgleihung ftattfinden. 


Bertfeilung des Gewinnes. 
(4. 1193 — vgl. 8. 1188, 1215; 1183 v. ©.) 
8. 1198: Das Vermögen, welches nah Abzug aller Koften und erlittenen Nachtheile über 
den Hauptſtamm zurückbleibt, ift ber Gewinn. Der Hauptflamm feldft bleibt ein Eigenthum 
derjenigen, welche dazu beigetragen haben; außer es wäre der Werth ber Arbeit zum Eapitale 
geſchlagen, und Alles als ein gemeinfhaftlihes Gut erflärt worben. 


Entf. v. 3. April 1873, Nr. 2246 (4927 ©.-U.). Die gegenfeitige 
Zufiherung eines Geminnftantheil® an einem auf beftimmte, im Befige ver Eontra- 
benten befindliche Loſe entfallenden Gewinn begründet einen Geſellſchaftsvertrag. 
Die Anordnung des 8. 1192 B. ©. ſteht diefer Auffaffung nicht entgegen. 

Entf. v. 22. Yuni 1859, Nr. 6367 (G. 9. 1860, Nr. 44). Nah 


-aufgehobener Geſellſchaft Tann derjenige Geſellſchafter, welcher eine baare Einlage 


machte, diefelbe von demjenigen Geſellſchafter, welcher das vorhandene geſellſchaft 
liche Bngn. inventariſch übernommen hat, zurückfordern, und es hat der letztere, 
wenn er behauptet, daß der Geſammtbetrag des übernommenen Vmgne. durch 
Schulden der Geſellſchaft erihöpft wurde, der mit Rückſicht anf die Einlagen ver 
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anderen Geſellſchafter, oder in Folge der eingetretenen Verluſte zur vollen Rüd- 
zahlung unzulänglich fei, diefe feine Behauptung zu bemeifen. 


(. 1198 — vgl. #8. 889, 1198, 1197 ©. @.) 
9. 1193. Der Gewinn wird nad Berhältniß der Eapitalsbeiträge verteilt, und bie von 
allen Mitgliedern geleifteten Arbeiten heben fi gegen einander auf. Wenn ein ober einige 
Mitglieder bloß arbeiten, oder nebft dem Eapitalsbeitrage zugleich Arbeiten leiften; fo wird 
für die Bemühungen, wenn keine Verabredung befteht, und bie Geſellſchafter fich nicht ver- 
einigen Tönnen, der Betrag mit Rüdficht auf die Wichtigkeit des Geſchäftes, die augewendete 
Mühe und den verfhafften Nugen vom Gerichte beftinmt. 


Entf. v. 13. December 1877, Nr. 6508 (©. Big. 1878, Nr. 86). 
Mitglieder einer Verſicherungsgeſellſchaft find nicht gehalten, rüdfichtlic ihrer aus 
dem Berfiherungsvertrage entipringenden Forberungen das Ergebniß der von der 
Geſellſchaft beſchloſſenen Liquidation abzuwarten [Schlußfolgerung]. 

Eutſch. v. 9. Februar 1870, Nr. 11941 (3705 ©.-U.). Wenn ber mit 
dem Einfag in das Lotto Beauftragte eigenmächtig einen höheren Einfag machte, 
war der Auftraggeber bereditigt, gegen Einſatz der Mehrzahlung den Sconto mit 
Ablehnung des Geſellſchaftsverhaltniſſes für ſich allein zu behalten (8. 415 B. ©.) 
Nachdem dieß auch gefchehen ift, kann von einem Anfprud auf Theilung des Ge- 
winnes nicht weiter die Rede fein. 

Entſch. v. 12. November 1862, Nr. 7587 (©. 9. 1863, Nr. 16). 
Auch wenn der Gewinn durch die eigenmächtige Handlung des Geſellſchafters er- 
zielt wurde, muß gleich getheilt werben. A und B hatten verabredet, gemein- 
Ihaftlih die Nummern 9, 34 u. 53 zu fegen; B fügte eigenmädhtig noch bie 
Zahl 3 bei, und es wurde mit den Zahlen 3, 34 und 53 ein Terno gemachte 
Würde B ald Bevollmächtigter angefehen, fo kann cr den Vortheil nicht für ſich 
behalten, weldhe dem Machtgeber durch feine ohne Auftrag unternommene Hand⸗ 
lung erwuchs. Im Hinblid auf das Geſellſchafteverhältniß aber haben Beide gleich 
Einlage geleiftet und feloft zum Wählen der Zahlen gleich beigetragen, weil die 
von B gewählte Zahl ohne die von A gewählten auch nichts gewonnen hätte. 


@. 1194 — vgl. 88. 840-845 ©. ©. und bei 4. 1198 cit.) 

3. 1194. Beſteht der Gewinn nicht in baxem Gelde, fonbern in andern Arten der Nuyun- 
gen; fo geſchieht die Theilung nad) der in dem Hauptſtücke vom der Gemeinſchaft des Eigen- 
thums enthaltenen Borfchrift (88. 840—843). 

G. 1195 — val. 0. 916 8, ©.) ? 
8. 1195. Die Geſellſchaft kann einem Mitgliebe, feiner vorzüglichen Eigenfchaften oder Be- 
mühungen wegen, einen größern Gewinn bewilligen, als ihm nad feinem Antheile zukame; 
nur dürfen dergleichen Ausnahmen nit in geſetzwidrige Berabredungen oder Berkürzungen 
ausarten. 
(4. 1196 — aufgehoben durch 48. 1u. 6 G. v. 14. Juni 1868, Mr. e2 R. ©. ©. — vgl. #6. 998-996 ©. ©.) 


8. 1196. Cine folde gefegwidrige Verabredung ift der Vertrag, wodurch Jemand für ein 

eingelegte® Eapital einerfeits fih gegen alle Gefahr des Verluſtes, ſowohl In Rüdficht des 

Capitals oder der Zinfen ficherſtellt, und von aller Mitwirkung befreit; andererfeitd aber den⸗ 
noch einen bie rehtlihen Bertragszinfen überſtelgenden Gewinn bedingt. 


Bertheilung des Berkufles. 


@. 1197 — vgl. 88. 1192, 1215 8. G.) 


8. 1199. Hat die Geſellſchaft ihre Einlage ganz oder zum Theil verloren; fo wird der Ber» 
Luft in dem Berhältniffe vertheilt, wie im entgegengefegten alle ber Gewinn vertheilt worben 
wäre. Wer kein Capital gegeben hat, büßt feine Bemühungen ein. 


Entſch. v. 13. December 1877, Nr. 6508 (©. Ztg. 1878, Nr. 85). 
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Die Mitglieder einer wechielfeitigen Verfiherungsgefellfihaft find, wenn aud die 
Geſellſchaft die Liquidation beſchloſſen hat, nicht gehalten, bezüglich ihrer aus 
dem Berfiherungsvertrage entipringenden Forderungen das Ergebniß der Liqui« 
bation abzuwarten [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 12. März 1873, Nr. 2221 (4905 ©.-U.). Ein Geſellſchafter 
fann von dem andern nad 88. 1197, 1199, 1206 B. ©. und Art. 270 9. ©. 
nur die Rechnung über den Betrieb des gemeinfchaftlihen Unternehmens begehren. 
Die Anſicht aber, daß jeder, welder von dem anderen Rechnung zu fortern be» 
rechtigt ift, von demſelben aud die Leiftung bes Manifeftationdeides verlangen 
Eönne, iſt in keinem ©. begründet. 88. 299 u. 220 a. ©. D. greifen bier 
nit Play [Schlußfolgerung], Die Klage, melde auf $. 220 a. ©. O. und 
Hofo. v. 4. Juli 1846, Nr. 22 315 fi fügt, wäre nur dann begründet, wenn 
wahrfcpeinli gemacht würde, daß der Geklagte eine Vertuſchung von Forderungen 
des Mägerifchen Erblaſſers wider ihn aus ihrem gemeinfchaftlic, betriebenen Woll⸗ 
fpinngefchäfte — entweder felbft veranlaßt oder doch davon Wiflenfchaft habe, 
Bertuſchen ift die Negation ber Thätigleit des Offenbarens und fan von einer 
Bermögensvertufhung nur dort die Rede fein, wo eine Rechtspflicht zur Angabe 
oder Ausfolgung von Bermögensbeftandtheilen verlegt wurde. 


Recqchnungslegung. 
(4. 1198 — vgl. $6. 880, 1013, 1199 ©. G.) 
8. 1198. Die Mitglieder, denen die Berwaltung anvertraut iſt, find verbunden, über den 
gemeinſchaftlichen Hauptflamm und über bie dahin gehörigen Einnahmen und Ausgaben 
ordentlich Rechnung zu führen und abzulegen. 


Entf. v. 9. Jänner 1868, Nr. 10881 (2964 G.-U.). Die Rech⸗ 
nungslegung ſetzt begrifflih auf Seite des hierzu Berpflidteten bie 
Verwaltung eines fremden, oder eines gemeinfhaftlihen Bmgne. 
voraus und ift tieß in Anfehung des legteren in den 88. 837 u. 
1198 B. ©. ganz deutlih ausgefproden. Das im 8. 1206 ibid. dem 
Erben, mit weldem bie Geſellſchaft nit fortgefegt wird, einge- 
räumte R., die Rechnungen bis zum Tode des Erbls. zu forbern, 
fteht demfelben wie jedem anderen socius, nad $. 1198 ibid. nur 
gegen jenen Befellfhafter zu, der die Verwaltung beforgt hat, fo» 
wie der Erbe felbft den anderen Oenoffen zur Rehnungsablage nur 
infoweit verpflichtet fein Tann, als fein Erbl. die Verwaltung der 
Societät geführt bat. Hieraus ergibt fih die Unftatthaftigkeit bes 
Begehrens des Erben eines geſchäftsführenden Geſellſchafters gegen 
die übrigen Gefellfafter auf Rehnungslegung für eine Zeit, in 
welder.. . . vielmehr ihr Erbl. Rehnung zu legen verpflichtet war. 

Entſch. v. 20. März 1866, Nr. 2074 (2421 G.-U.). Die Klage ber 
Erben des gefhäftsführenden socius auf Herausgabe der Caution und des An- 
theils am feither erzielten Geſchäftenutzen ift infolange verfrüht, als die Erben 
nicht dem Bellagten Rechnung gelegt und biefe erledigt worben ift. Selbft wenn 
ber Überlebende Geſellſchafter fi eigenmädhtig in den Beflg der Bücher zc. ge» 
fegt haben follte, würde die Pfliht zur Rechnungslegung auf Seite des ge- 
fchäftsführenden Geſellſchafters, rückſichtlich deſſen Erben nicht weggefallen, fondern 
fie nur berechtigt fein, auf Herausgabe der entzogenen Behelfe zu Magen [Schluß- 
folgerung]. e 

($. 1199 — vgl $8. 1213; 962 ©. ©.) 
8. 1199. Die Schlußrehnung und Theilung des Gewinnes oder Verluſtes Tann vor Bol- 
lendung des Geihäftes nicht gefordert werden. Wenn aber Gelchäfte betrieben werden, die 
durch mehrere Jahre fortvauern und einen jäprlihen Mugen abwerfen follen; fo können bie 
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Mitglieder, wenn anderd das Hauptgefchäft nicht darunter leidet, jährlich fowohl die Rechnung 
als die Verteilung des Gewinnes verlangen. Uebrigens kann jedes Mitglied zu jeder Zeit 
auf feine Koften die Rechnungen einfehen, 

Entf. v. 13. December 1877, Nr. 6508 (©. Big. 1878, Nr. 86). 
Der Umfland, daß die von der Geſellſchaft beſchloſſene Liquidation noch nicht ab- 
gewidelt ift, hindert die einzelnen Mitglieder nicht, ihre aus befonderen Btg.en 
mit der Geſellſchaft abgeleiteten Verfiherungsanfprühe mittelft Klage geltend zu 
madıen. 

Eutfd. v. 18. Iuli 1877, Nr. 8981 (©. Big. 1878, Nr. 85). Mm 
der Berfchreibung eines Theile der Einkünfte einer Sache liegt der Auftrag zur 
Rechnungslage aus der Verwaltung der Sache. In Ermanglung einer Stipu: 
lation ift erft nach Ablauf eines Kalenderjahres die Rechnung aus der Ber- 
waltung einer Sade zu legen und bie Vertheilung der Einkünfte vorzunehmen 
(8. 1199 8. ©.). 

Entfd. v. 15. Mai 1877, Nr. 9310 (©. 9. 1877, Nr. 89). Bor er- 
lebigter Rechnung kann bei einem Geſellſchaftsvertrage die fofortige Theilung des 
in einzelnen Monaten erzielten, wiewohl feftftehenden Reinerträgniſſes nicht bes 
gehrt werben. 

Entſch. v. 12. März 1873, Nr. 2221 (4905 ©.-U.). Nur die Red- 
mungsfegung, nicht die Ablegung des Manifeftationscides kann nad 88. 1197, 
1199 u. 1206 B. ©. und Art. 270 9. ©. ein Gefellfyafter von dem anderen 
fordern. 

Entſch. v. 25. Mai 1866, Nr. 4200 (2502 ©.-U.). 8. 1199 B. ©. 
Tann nicht auf Fälle des Miteigenthums außgebehnt werden. Bei Verwaltung 
einer gemeinfomen Sache durch einen Miteigentpümer muß vie Bertheilung ber 
Nutzungen und mäfjen die Rechnunge perioden nach den Verhältniſſen des Objectes 
eingerichtet werden. Von einem gegen halbjährige Zinſen vermietheten Hauſe 
find daher dem Miteigenthümer auch halbjährig die Einkünfte zu verrechnen. 
Die Berufung hiergegen auf 8. 1199 cit. iſt nicht zutreffend, weil es ſich nicht 
um eine Erwerbsgeſellſchaft handelt. 


($. 1200 — vgl 68. 1187, 1189 6. ©.) 
8.1300. Wer fih mit der bloßen Borlegung bes Abfchlufles (Bilanz) begnügt, oder auch feinem 
Rechte, Rechnung zu fordern, entfagt hat, kaun, wenn er einen Betrug au nur in Einem 
Falle der Verwaltung beweift, ſowohl für den vergangenen Fall, als für ale künftigen Fülle 
auf eine volftändige Rechnung dringen. 


Berbältnig gegen Nihtmitglieder. 
(8: 1901 — og. 68. 26; 838-848, 1188; 1017, 10861048, 1818—1816 ©. G.; Art. 114 9. @.) 

8. 1201. Ohne die ausdrückliche oder ſtillſchweigende, rechtliche Einwilligung der Mitglieder 
oder ihrer Bevollmächtigten kann die Geſellſchaft einem Dritten nicht verbindlich gemacht 
werden. Bei Handeldleuten begreift das kundgemachte Einem oder mehreren Mitgliedern 
erteilte Recht, die Firma zu führen, nämlih alle Urkunden und Schriften im Namen der 

Geſellſchaft zu unterſchreiben, ſchon eine allfeitige Vollmacht in ſich ($. 1028). 

Entſch. v. 7. Jänner 1869, Nr. 11903 (3233 G.-U.). Wenn aus den 
Umftänden hervorgeht, daß die Gattin mit dem Verkaufe einverflanden war, fo 
erfheint der Gatte nach 88. 1233 u. 1190 B. ©. ald Mandatar verfelben, mit 
bin der von ihm gefchlofiene Verlauf nad) $. 1201 ibid. rechtsverbindlich and 
für die Gattin, von welder nah $. 1029 ibid. angenommen werden muß, daß 
fie dem Manne die Beflimmung des Preifes überlaflen habe, da fie insbeſondere 
aud nichts einwendete, als ex nach gefchlofienem Btg., wie ihr befanut mar, ſich 
anf ven Weg machte, um die (damals erforderliche) Abtrennungsbewilligung anzu. 
ſuchen. 


| 
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Entf. v. 11. September 1866, Nr. 8381 (221 ©.-U.). Nach 8. 1214 
2. ©. kann gegen eine protofollirte Firma fo Tange gellagt werden, als nicht 
deren Löſchung veranfaßt ift, weil hierdurch allein die Erlöfhung der Firma als eines 
Rechtsſubjectes bedingt ift. Hiernah und in Verbindung mit 88. 1201 u. 1028 
ibid. unterliegt es feinem Bedenken, daß ein protokollirter Yirmaführer zur 
Vertretung in allen Angelegenheiten, welche auf ben abgeſchloſſenen Geſchäfien 
der Firma beruhen, infolange berechtigt bleibt, als nicht die Löfhung feiner Bes 
rechtigung zur Firmaführung erfolgt ift; denn nad 8. 1214 ibid. ift die Auf- 
hebung, wie bie Errichtung einer Handelsgeſellſchaft öffentlich bekannt zu machen 
und analog auch die Kraft und Dauer der Vollmacht bedingt. 


@. 1908 — vgl. 86. 1176-1178; 889, 891, 892, 1179 ©. @.) 
8. 1208. Ein Mitglied, weldes nur mit einem Theile feines Vermögens in ber Geſellſchaft 
fteht, kann ein von dem gemeinſchaftlichen abgefondertes Vermögen befigen, worüber e8 nad 
Belieben zu verfügen berechtigt if. echte und Berbinplichleiten, die ein Dritter gegen die 
Geſellſchaft Hat, müſſen alfo von den Rechten und Verbindlichkeiten gegen einzelne Mitglieder 
unterſchieden werben. 

Entſch. v. 14. Mai 1852, Nr. 4065 (P. ©. 1019). Die vor Ein- 
gehung einer Handelögefellihaft gegen Einen der Öffentlihen Geſellſchafter aus 
deſſen Ehepacten entſtandenen Anſprüche feiner Gattin können, wenn die Hanbels- 
geſellſchaft in Concurs verfält, nit aus dem Handlungsvermögen, fondern nur 
aus dem ber Concursmaſſa einbezogenen Sondervermögen dieſes Geſellſchafters 
befriedigt werben. 


(4. 1203 — vgl. bei $. 1203 cit.) 
8- 1303. Was alſo Jemand an ein einzelnes Mitglied und nit an die Geſellſchaft zu fordern 
ober zu zahlen hat, Tann er au nur an das einzelne Mitglied und nit an die Geſellſchaft 
fordern oder bezahlen. Ebenfo Hat aber bei geſellſchaftlichen Forderungen oder Schulden jedes 
Mitglied nur für feinen Antheil ein Recht oder eine Verbindlichkeit zur Zaplung, außer in 
dem alle, welcher bei Handelsleuten vermuthet wird, daß Alle für Einen und Einer für Alle 
etwas zugefagt ober angenommen haben. 


Entf. v. 16. März 1864, Nr. 1971 (1885 ©.-U.). Ein öffentlicher 
Geſellſchafter muß als mit feinem ganzen Bmgn. baftend angefehen werden. Die 
Sicherſtellung eines Gejelfhaftsgläubigerd auch auf der nicht der Geſellſchaft 
— Realität des Gejfeliſchafters iſt daher zuläſſig (88. 1203 u. 1204 
B. G.). 


Entſch. v. 1. December 1863, Nr. 8582 (1834 ©.-U.). Vor Wirkfam- 
feit des 9. ©. waren bie Privatzläubiger des öffentlichen Geſellſchafters einer 
Firma, defien gefammtes Bmgn. in den Concurs einbezogen wurde, von der Con⸗ 
cursmaſſe keineswegs andgefchloffen, fondern fie fanden ven Gläubigen ver Firma 
nur darin nad, daß fie nur- auf den Antheil ihres Schuldners am Hanplungs- 
vermögen, bie Gläubiger der Firma aber auch auf jenes der übrigen Geſellſchafter 
greifen fonnten ($. 1260 B. ©.). 

Entfd. v. 20. April 1863, Nr. 6645 (©. ig. 1863, Nr. 128). Ein 
Geſellſchaftsvertrag kommt nach $. 1175 B. ©. dann zu Stande, wenn zwei 
BPerfonen ihre Sachen zum gemeinfchaftlihen Nuten vereinigen, und nad) $. 1176 
ibid. ändert der Umftand, daß die Mitgliever nur einzelne Sachen over Summen 
der Gemeinfhaft widmen, den Btg. an und für fih nicht. Nach 8. 1200 ibid. 
kann ein Mitglied, welches nur mit einem Theile feines Vmgns. in der Gefell- 
ſchaft fteht, ein von dem gemeinſchaftlichen abgeſondertes Bmgn. befigen. Nach 
den Örundfägen des B. ©. muß zwifchen einem bloßen Darlehen im Sinne des 
8. 983 ibid. ımd der Geldeinlage im Sinne des $. 1175 ibid. genau unter- 
ſchieden werden. Daß im $. 1204 ibid. von den von geheimen Mitgliedern einer 
Handlungsgeſellſchaft dargelichenen Fonden bie Rede ift und ausprüdlic der Ans 
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drud „dargeliehen“ gebraucht wird, fann an der Sache felbft nichts ändern, weil 
zwiſchen Darleihen und Gefellihaftseinfage im Gefege felbft die Begriffsbeftim- 
mungen und bie baraus hervorgehenden Re. genau unterfchieden find. — Da alſo 
das Cinlagecapital fein Alleineigentyum eines Geſellſchafters, fondern ein gemein- 
ſchaftliches Egth. der Gefellfcafter if, und bezüglich der Auflöfung und Theilung 
nad $. 1215 ibid. die Borforiften in Anmwenbung zu fommen haben, melde 
von der Gemeinfchaft des Egths. und der Theilung einer gemeinfchaftlihen Sache 
gelten, fo muß auf die Anordnung des $. 847 ibid. Bedacht genommen werden, 
vermöge welcher die Re., welde einen Dritten gegen eine Gefellihaft zuflchen, 
ungeachtet des erfolgten Austrittes eines Mitgliedes ihre vorige Kraft behalten. 
Es muß daher den Handlungsgläubigern das N. zuerlannt werden, das Gefell- 
ſchaftsvermögen, alfo auch die hierin begriffene Einlage des ſtillen Geſellſchafters, 
wo immer fie fi befinden möge, im Sinne des $. 1203 ibid. folidarifh in 
Anſpruch zu nehmen. 

Entf. v. 13. November 1860, Nr. 13426 (1230 G. U.). Der einer 
Societätsfirma aufgetragene Haupteid kann durch einen ber öffentlichen Gefell- 
ſchafter abgelegt werben. 

Entf. dv. 13. Auguft 1857, Nr. ? (P. ©. 976). Wenn das Mitglied 
einer Handelsgeſellſchaft, einen Wedhfel im eigenen Namen gezogen und auch nicht 
mit der Geſellſchaftsſirma gefertigt hat, fo werben badurd die übrigen Gefell- 
ſchaftsmitglieder nicht folidarifc verpflichtet. 


(8. 1204 — vgl. $6. 1208, 1179 ©. ©.) 
8.1394. Die geheimen Mitglieder einer Handlungegeſellſchaft, folhe nämlich, welche ihr einen 
Theil des Fonds auf Gewinn und Verluft dargeliehen haben, aber nicht als Mitglieder ange- 
kündigt worden find, haften in feinem Falle mit mehr als mit dem bargeliehenen Enpitale. 
Die kundgemachten Mitglieder haften mit ihrem ganzen Vermögen. 


Entſch. v. 29. April 1868, Nr. 3985 (553 G.«U.; P. ©. 977). Ein 
Geſchäftsführer, dem für die Führung einer Handlung ein Untheil an dem Ge- 
winne des Geſchäftes zugefagt wird, erhält dadurch noch nicht die Re. eines Ge⸗ 
ſellſchafters. 


Aufföfung der Geſellſchaft und Austritt aus derſelben. 
(8. 1205 — vgl. 96. 917-921 8. ©.) 

$. 1805. Die Geſellſchaft löſt ſich von felbft auf, wenn das unternommene Geſchäft vollendet, 
oder nicht mehr fortzuführen; wenn der ganze gemeinſchaftliche Hauptftamm zu Grunde ge- 

gangen; oder, wenn bie zur Dauer der Gefellfchaft feftgefegte Zeit verfloffen iſt. 

Entſch. v. 21. April 1875, Nr. 3509 (5694 ©.-U.). Ueber die Klage 
auf Aufhebung der Gemeinfhaft einer zum Hauptflamme einer Handelsgeſellſchaft 
gehörigen Kunſtmühle und Feilbietung derfelben ift nad 88. 52 u. 53 Yur. N, 
nur die Realinftanz competent. Die bezogenen Paragraphen, ſowie 8. 59 ibid. 
wurden duch $. 43 des Einf. ©. zum H. ©. nicht berührt. ß 

Entſch. v. 22. Auguft 1855, Nr. 7753 (126 ©.-U.; P. ©. 972). Die 
Auflöfung einer Geſellſchaſt berechtigt die Mitglieder derfelben nicht, ſich den früher, 
d. i. zur Zeit, als die Geſellſchaft noch beftand, übernommenen Verbindlichleiten 
zu entziehen. 

(. 1206 — vgl. 88. 918, 1188, 1199, 1197—1199, 1315 ©. @.) 
8. 1208. Die geſellſchaftlichen Rechte und Berbindlichkeiten gehen in der Regel nit auf 
die Erben eines Mitgliedes Über. Doch find diefe, wenn mit ihnen die Geſellſchaft nit fort- 
gefegt wirb, berechtigt, die Rechnungen bis auf den Tod des Erblaſſers zu fordern und berich ⸗ 
tigen zu laſſen. Sie find aber im entgegengefeigten Falle au verbunden, Rechnungen zu 
legen und zu berichtigen. 
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Entſch. v. 24. October 1877, Nr. 4662 (©. Ztg. 1877, Nr. 98). Die 
Klage des rechtskräftig verurtheilten Schuldners eines feither aufgelöften Vereines 
um Aufhebung der von dem Verwalter des Vereinsvermögens wider ihn erwirkten 
Erecution ift abzuweifen, weil aus der Auflöfung des Vereines nidt 
gefolgert werden kann, daß niemand im Namen bed Vereines bei 
Gericht einfhreiten kann, da die Auflöfung den Verwalter des Ge— 
fellfhaftsvermögend nidt von der Verbindlichkeit zur Rechnunge— 
legung befreit (88. 837, 841, 1206, 1215 ®. ©.), und es dem Kläger 
zu Folge Hofd. v. 22. Jänner 1836, Nr. 145 9. ©. ©., zuge- 
tommen wäre, den Eintritt der Thatſachen, welhe das R. des Ere- 
quenten behoben und der Erecutionsbewilligung nadgefolgt find, 
zu beweifen, um bie Aufhebung zu erwirlen. 

Entfd. v. 9. Jänner 1868, Nr. 10381 (©. H. 1868, Nr. 49). Die 
Erben eines Geſellſchaftsmitgliedes können nicht von alen Geſellſchaftern, fondern 
nur von jenen Rechnungslegung im Sinne des $. 1206 B. ©. beanfpruden, 
welche mit der Verwaltung des Gefellihaftsvermögens betraut find. 

Entf. v. 7. April 1853, Nr. 3004 (PB. ©. 973). Dur die Auf- 
löfung einer Gefelfchaft werden die Re. und Verbindlichkeiten, welche fie gegen 
dritte Perſonen hatte, nicht aufgehoben, fondern fie gehen auf diejenigen über, 
welde an die Stelle der Geſellſchaft getreten find. Der $. 1206 B. ©. kann 
nit dahin verftanden werben, daß die Erben eines Geſellſchaftsmitgliedes dritten 
Perfonen gegenüber nicht berechtiget feien, in Gemeinfchaft mit den übrigen Ge» 
ſellſchaftsmitgliedern die Re. geltend zu machen, welche aus einem von der Gefell- 
ſchaft mit einem Dritten abgejchlofienen Big. entfpringen. 


(6. 1207 — ngl. $. 1811 8. G.; Art. 264 8. G. — theilmeife aufgehoben duch Art. 133, 3. 2 9. ©.) 
8. 1303. Beſteht die Geſellſchaft nur aus zwei Perfonen, fo erliſcht fie durch das Abfterben 
der Einen. Befteht fie aus mehreren, fo wird von den Übrigen Mitgliedern vermuthet, daß 
fie die Geſellſchaft noch unter ſich fortfegen wollen. Diefe Bermutpung gilt auch überhaupt 
von den Erben der Handelsleute. 


@. 1208 — vgl. 88. 882; 817; 774, 808; 709, 1186. 8. G.; Wrt.182.9.@. und $. 1 Pat. v. 26. November 1868) 
8. 1208. Lautet der von Perfonen, die Feine Handelsleute find, errichtete Geſellſchaftsver⸗ 
trag ausdrücklich auch auf ihre Erben; fo find.diefe, wenn fie die Erbſchaft antreten, ver- 
pflichtet, fih nad dem Willen des Erblaſſers zu fügen; allein auf die Erbeserben erftredt fich 
diefer Wille nicht; noch weniger vermag er eine immerwährende Geſellſchaft zu begründen ($. 832). 

(8. 1809 — vgl. $8. 1188, 1198, 1195 8. ©.) 
8. 1209. Wenn der Erbe die von dem Verftorbenen für die Geſellſchaft übernommenen 
Dienfte zu erfüllen nit im Stande ift; fo muß er ſich einem verhättmißmäßigen Abzuge an 
dem ausgemeflenen Antheile untergiehen. 


(8. 18210 — vgl. 4. 270; 919, 1184, 1186, 1188 ©. ©; 68. 90 u. 31 Ciuf. ©, mm &. 6) 
8. 1210. Benn ein Mitglied die wefentlihen Bedingungen des Vertrages nicht erfüllt; 
wenn es in Eoncurs verfällt, als Verſchwender gerichtlich erfiärt, oder überhaupt unter die 
Curatel gefegt wird; wenn e8 durch ein Verbrechen das Bertrauen verliert, fo Tann es vor 
Ablauf der Zeit von der Geſellſchaft ausgefhloffen werben. 

Entſch. v. 3. November 1853, Nr. 10022 (1 ©.-U.). Nach 88. 1333, 
995 u. 1450 8. ©. kann die ausdrädlihe Bedingung der Aufhebung 
bes Btgs., melde der 3.919 ibid. zuläßt, nur in jenen tarativ auf» 
gezählten Fällen gelten, wie fie in 88. 1210, 978, 1117, 1118, 1153 
1154, 1166, 1264 ibid. vorgefehen find; niemals aber im Halle eines 
Leibrentenvertrages. 

(6. 1815 — vgl 8. 904 8. G.) 

1211. Man kann den Geſellſchaftsvertrag vor Berlauf der Zeit auflündigen, wenn dasjenige Rit- 
glied, von welchem der Betrieb des Geſchäftes vorzüglich abhing, geftorben oder ausgetreten if. 
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(6. 1213 — vgl. . 880; 904, 1811, 1214 ©. ©.) 
8. 1318. Wenn die Zeit zur Dauer der Gefellfchaft weder ausdrücklich beſtimmt worden ift, 
noch aus der Natur des Gefchäftes beftimmt werden kann, fo kann jedes Mitglied den Ver- 
trag nad Wilkür auffündigen; nur darf es nicht mit Arglift oder zur Ungeit geſchehen (8. 830). 
Entſch. v. 20. März 1866, Nr. 2074 (©. 9. 1866, Nr. 75). Das 
nad Auflöfung einer Geſellſchaft aus derfelben tretende Mitglied hat nicht das 
R., die Bezahlung der geleifteten Caution und den bereits liquibirten Gewinn« 
antheil vor dem endlihen Rechnungsabſchluſſe zu fordern. 


® 

(8. 1818 — vgl. 98. 1388 u. 1334 B. ©.) 
8. 1218. Die Wirkungen einer zwar beftrittenen, aber in der Folge für rechtmäßig erflärten 
Ausſchließung oder Aufkündigung werden auf den Tag, wo fie gefchehen find, zuridgezogen. 


(8. 1214 — vol. 8. 1083 ©. @.; Art. 128—188, 170, 200, 242 -248, 361-365 9. 8.) 
8. 1214. Die Aufpebung einer Haudlungsgeſellſchaft, die Aufnahme und der Austritt ihrer 
Öffentligen Mitglieder, muß ebenfo, wie die Errichtung öffentlich bekannt gemacht werben. 
Aus diefer Bekanntmachung wird auch die Kraft und die Dauer der Vollmachten beurteilt. 


Entfd. v. 12. Mai 1857, Nr. 2427 (B. ©. 979). Eine Handelöge- 
ſellſchaft ift nicht vom Tage, an welchem von den Mitglievern vie Aufhebung be» 
ſchloſſen, ſondern vom Tage, an welchem die Firma gelöſcht wurde, als aufge 
löſt anzufehen, viefelbe haftet daher dritten Perfonen für die bis zum legten 
Zeitpuntte vom Firmaführer acceptirten Wechſel. i 

Entfd. v. 11. September 1856, Nr. 8381 (221 ©.-U.; P. ©. 838). 
Der Firmaführer ift zur Vertretung der Handelsgeſellſchaft in Streitfahen vor 
Gericht — als Kläger oder Gellagter — auch ohne befondere Vollmacht nach 8. 1008 
B. ©. beredtigt. n 

Entfd. v. 27. Juli 1854, Nr. 6738 (32 G.-U.; P. ©. 978). Aehnl. 
ber Entſch. Nr. 2427 ex 1857. 


FTheilung des gefelfhaftliden Bermögens. 
(6. 1918 — vgl. 48. 841848, 1182, 1188, 1198 ©. &.) 
9. 1215. Bei der nach Auflöſung einer Geſellſchaft vorzunehmenden Theilung des gefellichaft- 
lihen Vermögens find nebft den obigen Beſtimmungen die nämlihen Vorſchriften zu beob- 
achten, welche in dem Hauptftüde von der Gemeinfcaft des Eigenthumes über die Theilung 
einer gemeinfchaftlihen Sache überhaupt aufgeftellt worden find. 


Entf. v. 24. October 1877, Nr. 4662 (©. Ztg. 1877, Nr. 98). Aus 
der Auflöfung des Vereines kann nicht gefolgert werben, daß nie- 
mand im Namen des Vereines bei Gericht einfchreiten fann, da die 
Auflöfung den Verwalter des Gefellfhaftsnermögens nit von ber 
Berbindligleit zur Rechnungslegung befreit ($$. 837, 841, 1206, 
1215 8. ©.; Hofd. v. 22. Jänner 1836, Nr. 145 I. ©. ©.). 

Entf. v. 21. April 1875, Nr. 3509 (5694 ©.-U.). Ueber die Klage 
auf Aufhebung der Gemeinſchaft einer zum Hauptflamme einer Handelsgeſellſchaft 
gehörigen Kunſtmühle und Feilbietung derfelben ift nah 88. 52 u. 53 Yur. N. 
nur die Realinftanz competent. Die bezogenen Paragraphen, ſowie 8. 59 ibid. 
wurden dur 8. 43 Einf. ©. zum H. ©. nicht berührt. 

Entſch. d. 20. April 1863, Nr. 6645 (©. Ztg. 1863, Nr. 128). Nach 
den Grundfägen des B. ©. muß zwifhen einem bloßen Darlehen im Sinne des 
8. 983 ibid. und der Gelveinlage int Sinne des $. 1175 ibid. genau unter» 
ſchieden werden. Daß im $. 1204 ibid. von den von geheimen Mitgliedern einer 
Handlungsgefellipaft dargelichenen Fonden die Rebe ift und ausprädlic der Aus- 
druck „dargeliehen“ gebraucht wird, lann an der Sache felbft nichts ändern, weil 


910 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


zwiſchen Darleihen und Geſellſchaftseinlage im G. felbft die Begriffebeftimmungen 
und bie daraus hervorgebenden Ne. genau unterfchieden find. — Da alfo das 
das Einlagecapital fein Alleineigenthum eines Geſellſchafters, fondern ein gemein- 
ſchaftliches Egth. ver Geſellſchafter if, und bezuglich der Auflöfung und Theilung 
nad $. 1215 ibid, die Vorfgriften in Anwendung zu kommen haben, melde 
von ber Gemeinſchaft des Egths. und der Theilung einer gemeinſchaftlichen Sache 
gelten, fo muß auf $. 847 ibid. Bedacht genommen werben, vermöge welder 
die Re., welche einem Dritten gegen eine Geſellſchaft zuſtehen, ungeachtet des 
erfolgten Austrittes eines Mitgliedes ihre vorige Kraft behalten. Es muß daher 
ben Handlungsgläubigern das R. zuerkannt werden, aud die Einlage des ftillen 
Geſellſchaſters, wo immer fie fid befinden möge, im Sinne des 8. 1203 ibid. 
ſolidariſch in Anſpruch zu nehmen. 


(4. 1816 — vgl, eingangs bes Hauptſt cit.) 


8. 1816. Die in diefem Hauptftüde enthaltenen Anordnungen find au auf bie Handlungs 
geſellſchaften anzuwenden, infofern hierüber nicht befombere Vorſchriften beſtehen. 


Achlundzwanzigſtes Hauplſtück. 
Von den Ehepacten. 


Inhalt: Ehepacte ($. 1217). 1. Heiratsgut ($. 1218). Deſſen Beſtellung (66. 1219 bie 
1224). ebergabe ($. 1225), und Beweis berfelden ($. 1226). Gegenſtaud bes 
Heiratsgutes und Rechte des Ehemannes und ber Ehefrau in Rüdficht besfelben 
(88. 1227—1229). 2. Widerlage ($$. 1230 u. 1231). 3. Morgengabe ($. 1232). 
4. Gütergemeinfcaft (89. 1233—1236). 5. Verwaltung und Nutnießung bes 
urfprüngfichen oder erworbenen Vermögens (85. 1237—1241). 6. Witwengehalt 
(88. 1242—1244). Sicerfiellung des Heiratsgutes, der Wiberlage und bes 
Witwengehaltes (8.1245). Schenkungen unter Ehegatien und Berlobten ($$. 1246 
u. 12471. Wechielfeitige Teftamente (8. 1248). Suerträge, Erforderniſſe zur 
Giltigkeit des Erbvertrages (88. 1249 u. 1350). Vorſchrift Über bie gingerüdten 
Bebingungen ($. 1251). Wirkung des Erbvertrages (88. 1252 u. 1253). Er- 
löſchuug desfelben ($. 1254). Fruchtnießung auf ben Todesfall (Advitalitits- 
recht) (88. 12551258). Einkindſchaft ($. 1259). Abfonderung des —— 
in dem Falle: 1. eines Concurſes (86 1260 — 1262); 2. einer freiwilligen ($. 1263); 
3. einer gerichtlichen Scheidung ($. 1264); 4. Nichtigerflärung (8.1265); 5. Treur 
nung ber Ehe (8. 1266). 
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v. 25. Mat 1868, Nr. 47 und Min. Bbg. v. 1. Juli 1868, Ar. 80, &, v. 9. April 1870, Rt. 51 R. 8. 8. — 6. 

v. 35. Juli 1873, Wr. 76, €. D. v. 35. December 1868, Nr. 1 R. G. 8. für 1869; Hoſd v. 25. Juni 1817, 

Zr. 1800 2. @, ©; Boffrge, De, 3. Wäry 1818, H 188, Hofd. o. 4 Mai 1841, Rr. 631 I. @. ©.; Hofrge. 

Bogen v. 7. Juli 1847, F 906 Ar. 32 und o. 31. Mai 1844 L 1996 Ar. 38 MU. ©. &.; Hof. u. 26. Juni 

1817, Rr. 1890 J. G. ©. ıc. 


Ehepacte. 


= : Br⸗ 3 . ®.; » D. 28. 7, 

TE ER SEE TET) 

8. 1217. Ehepacte heißen diejenigen Verträge, welche in Abficht auf die eheliche Berbindung 

über dad Vermögen gefchloffen werden, und haben vorzüglich das Heiratögut, die Widerlage, 

Morgengabe, die Gütergemeinfchaft, Verwaltung und Fruchtnießung bed eigenen Vermögens, 

die Erbfolge, oder die auf den Todesfall beftimmte Iebenslange Fruchtnießung des Vermögens 
und den Witwengehalt zum Gegenſtande. 
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Entf. v. 19. November 1879, Nr. 8727 (3.8. 1879, Nr. 52). Das 
vom Brautvater dem künftigen Schwiegerfohne in Anfehung des Heiratögutes ge⸗ 
machte Berfprechen ift ald Ehepact nicht anzufehen und bedarf zu feiner Giltig- 
keit nicht der Aufnahme eines Notariatsactes, weil nah $. 1217 B. ©. Ehe: 
pacte diejenigen find, melde in Abſicht auf die ehelihe Berbindung über das 
Bmgn. geſchloſſen werben, durch welche alfo Re. und Verbindlichkeiten der Gatten 
in Bezug auf dad Vmgn. beftimmt werben. Das einfache Verſprechen des 
Brautvaters, feinem künftigen Schwiegerfohne ein beftimmtes Heiratsgut zu be» 
zahlen, kann als Ehepact umfoweniger angefehen werben, als dieſes Verſprechen 
nicht im Namen und in Bertretung der Braut, fondern im eigenen Namen ab- 
gegeben und eine Befimmung, weldes die gegenfeitigen Re. ver Gatten auf ven 
verfprodenen Betrag fein follen, nicht getroffen wurde. Es ift daher dieſes 
Verſprechen in jeder Form rechtsverbindlich. 

Entfd. v. 31. Auguſt 1877, Nr. 9106 (©. H. 1878, Nr. 3). Das 
Berfprechen einer Leiftung für den Fall, daß der, dem verfprochen wird, eine 
britte Perſon ehelihe, iſt nicht als Schenkung anzufehen ($. 1218 


Ente. v. 23. Februar 1876, Nr. 10825 (6042 ©.-U.). [Wortlaut:] 
Bei der Löſung der Frage, welches der eigentliche Inhalt folgenden Vtgs. fei: „Zum 
Eheſtande fehreitend, verfchreibt M den Grund X feiner Braut A ein für allemal 
und für ewige Zeiten; gegenfeitig legirt und verſchreibt A ihrem Bräutigam M 
die Grimpftüde Y ebenfalls ein für allemal und für ihre Nachkommenſchaft,“ 
darf nicht anfer Acht gelafien werben, daß berfelbe zwifchen ungebilveten Land⸗ 
leuten gefchloffen wurde und fowohl von den Parteien, als aud von den Zeugen 
lediglich mit Kreuzzeichen unterfertigt erſcheint, fowie, daß die Art und Weife ber 
Ausfertigung der Urkunde und die Wahl der Ausprüde bloß von dem Dorfe 
ſchreiber abhing, welcher die Urkunde niederſchrieb. Es muß daher, wie dieß auch 
im Sinne des ©8. liegt (88. 914 u. 915 B. ©.), ein befonderes Augenmerk 
darauf gerichtet werben, welche Abſicht der Parteien, die dieſen Vtg. geſchloſſen 
haben, mit Rüdficht auf den Anlaß, bei dem der Btg. gefchloffen wurde, aus dem 
Sefammtinhalte des Btgs. hervorleuchtet. Der Gefammtinhalt des Vtgs. läßt 
nun feinen Zweifel übrig, daß M und die A, als Brautleute, anläßlih der 
zwifchen ihnen zu fließenden Ehe, die dann auch wirklich zu Stande kam, ihren 
Willen Über Vermögensfragen erflären wollten, daß demnach diefer Big. zu den 
Ehepacten (8. 1217 ibid.) gehört. Im verfei Fällen handelt es ſich bekanntlich 
vor Allem und meiftens fogar ausfhlieglih um das Heiratsgut, d. i. um bad» 
jenige Vmgn., weldes von Seite der Braut dem Manne zur Erleichterung des 
mit der ehelichen Gefellfchaft verbundenen Aufwandes übergeben oder zugeſichert 
wird ($. 1218 ibid.). In dem Big. ift wirklich dasjenige Bıngn. bezeichnet, 
weldes dic A vem M zuzubringen erflärt und es erjcheint dieß dahin ausgebrüdt, 
daß fie ihm dieſes Vmgn. für ewige Zeiten ein für allemal und für ihre Nad- 
kommenſchaft legire und verfchreibe. Da nun kein Grund vorliegt, in dieſer Ber 
zeichnung derjenigen Sachen, die A dem M zuzubringen erflärte, einen anderen 
Zwed zu fuhen, als gerade den obenerwähnten, welcher ſchon durch die Natur 
ber Sache als gegeben ſich darftellt und damit zugleich die gegenfeitige Verſchrei⸗ 
bung von Vermögensobjecten von Seite des Bräutigam zu Gunften der Braut 
in Verbindung ſteht, ift die, der Angabe der A fi anſchließende Annahme der 
I. Inftanz, daß hier die Beftimmung eines Heiratsgutes und einer Widerlage 
(88. 1218 u. 1230 ibid.) obwalte, zureichend geredtfertigt. 

Entf. v. 13. Jänner 1876, Nr. 10797 (6983 ©.-U.). Das Rechte 
geſchäft deßhalb als eine Schenkung, und zwar bei dem Abgange einer fhriftlichen 
(8. 943 B. ©.) und notariellen Urkunde, namentlih aber eines Notariatsactes 
(8. 1, Kit. d G. v. 25. Juli 1874, Nr. 76 R. ©. B.), als eine ungiltige 
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und folglich rehtsunmwirfame Schenkung zu bezeichnen, weil der Bellagte, ale 
Bruder der Braut, zur Beftellung oder Ergänzung des Heiratsgutes für diefelbe 
geſetzlich nicht verpflichtet war (8. 1220 B. ©.) und auch das Berſprechen des Bräu- 
tigams gegen Empfang des von ihm Bellagten angeblid unter der Bedingung der 
Ehe mit der Schweſter zugefagten Heiratögutsbeitrages, fie zu heiraten, nad 
8. 45 ibid. rechtsunverbindlich blieb, iſt nicht gerechtfertigt. Denn, war auch 
in ber That der Beklagte zur Beftellung oder Ergänzung des Heiratögutes für 
feine Schwefter gefeglih nicht verpflichtet, und ebenfowenig der Bräutigam 
verbunden, das Eheverſprechen zu erfüllen, jo hat doch der Legtere die 
Schweſter des Beklagten wirklich geheiratet, damit bie von ihm für die Zufage 
des Heiratsgutsbeitrages verfprodhene Gegenleiſtung volllommen perfolvirt und 
dadurch das R. erlangt, zu fordern, daß ber Bellagte bie gemachte Zufage eben- 
falls erfülle. Der von dem Kläger angeführte Rechtsgrund ihres Begehrens ift 
demnach nicht eine Schenkung, fondern ein zwifchen ihnen nah $. 861 ibid. 
rechtsgiltig geſchloſſener zweifeitig verbindlicher Btg., auf welchen die Beſtimmun⸗ 
gen des $. 943 ibid. und das ©. v. 25. Yuli 1871, Nr. 76 R. G. B., keine An- 
wendung finden, zumal derſelbe ohne Intervention der Braut und nicht zwifchen 
ihr und ihrem nunmehrigen Ehegatten gefchloflen wurde, daher als eigentliher Ehe» 
pact im Sinne des $. 1217 ibid. nicht aufzufaflen ift. B 

Entſch. v. 7. Auguft 1872, Nr. 6482 (4680 ©.-U.). Ein Btg., welcher 
vom Heiratögute, der Widerlage und der Erbfolge handelt und laut Art. 7 erſt nad 
der geiftlichen Einfegnung der Brautleute wirkſam fein fol, gehört zu den Ehepacten. 

Entſch. v. 23. April 1872, Nr. 2125 (4582 ©. ⸗U.). Die Einwen- 
dung der auf Sicerftellung des Heiratsgutes durch die Gattin des Cridatars 
geflagten Concursmafjeverwaltung, daß feine Ehepacte nad $. 1217 B. G., mit 
bin fein Vtg. vorliege, und der Titel des Klageanſpruches mangle, ift nicht ftich« 
haltig; denn vie Uebergabe des Heiratsgutes und die Uebernahme desſelben ift 
nad) den $$. 1218 u. 861 ibid. an und für ſich ein (Real-) Vtg., welder die 
gefeglihen Re. und Pflichten zur Folge hat. Eben deßhalb, weil feine Ehepacte 
vorliegen, weil die Fran aus dem Vmgn. ihres Mannes nichts begehrt, fondern 
nur die Sicherſtellung ihres Heiratsgutes verlangt, entfällt die gegneriſche Einwen- 
dung des 8.16 Einf. ©. zum H. ©. wegen nicht protofollirter Ehepacten, welcher 
übrigens nur die ausgewieſenen Handelögläubiger zur Einſprache ermächtigt. Der 
$. 49 der C. D. beſchränkt nur die Beweisfraft der von den Ehegatten abge- 
gebenen Beftätigung des Empfanges des Heiratögutes, ſchließt aber andere Be- 
weismittel der erfolgten Zuzählung nicht aus. Der $. 16 Einf. ©. zum 9. ©. 
fegt in dem 4. Alinea die Heiratögutsanfprüce der Ehefrau eines in Con- 
curs verfallenen Handelsmannes den Forderungen der Hanvelsgläubiger unter 
gewiflen Umftänden nach, ſchließt aber die Liquidirung und Claffificrung derfelben 
nit aus. Die Frage, ob und inwiefern und mit welder praftifchen Wirkung 
bie vorgedachte Beftimmung bier ihre Anwendung zu finden habe, Tann erft bei 
ver Bornahme der Vertheilung zur näheren Erörterung kommen. 

Entſch. v. 15. Jänner 1864, Nr. 4206 (1931 ©.-U.). Nur zur ©il- 
tigfeit des Erbvertrages ift die Beobadtung der Förmlichkeiten 
eines fhriftlihen Teftamentes vorgeſchrieben (8. 1249 B. ©.). Zur 
Giltigkeit der anderen Ehepacten, welde im 8. 1217 ibid. ausbräd- 
lich als Btge. bezeihnet find und nad diefem und den folgenden Para» 
graphen aud die Fruchtnießung auf den Todesfall und den Witwen- 
gehalt zum Gegenftand haben können, find die Förmlichkeiten einer 
legten Willenserklärung nicht erforderlid. Das für ven Witwen- 
Rand zugeficherte Wohnungsreht fällt aber unter den im 8. 1242 
ibid. aufgeftellten Begriff des Witwengehaltes. In der Einräumung 
desjelben in ven Ehepacten liegt bießfallg keine legtwillige Berfägung, 


IT. Theil. 28. Hauptſt. Ehepacte. 5. 1218. 913 


fein Vermächtniß, fondern ein Btg., und zwar ein zweifeitig ver— 
bindliher (feine Schenkung), obgleich bie vermdgenslofe Braut, jet 
Witwe, ihrem Bräutigam nichts zubringen fonnte; denn als Ehe- 
pact wurbe er eben nur in Abſicht auf die ehelihe Berbindung ge» 
fhloffen, durch welde aud die Gattin Pflihten auf fih genommen 
bat (8. 92 ibid.). 

Entſch. v. 4. Ami 1857, Nr. 8783 (370 ©.-U.). Unter den dem Ehe 
gatten von der Gattin „zugebrachten“ Vmgn. muß nad dem Sprachgebrauche und 
gemäß 8. 1218 B. ©. ein Heiratögut verftanden werben. 

Entfd. v. 11. März 1857, Nr. 1899 (311 G.U.). Wenn es aud 
im Allgemeinen richtig if, vaß Beffimmungen, welde in eine VBertrags- 
urkunde in Beziehung auf den Bertragögegenftand aufgenommen 
werden, als Bertragöbeflimmungen anzufehen find, und fomit ben 
Charakter der einfeitigen Unwiderruflichkeit annehmen, kann diefes 
doch bezüglich der Eheverträge nit behauptet werden, weil das ©. 
(8. 1217 8. ©.) geflattet, in einen Ehevertrag auch folde Beflim- 
mungen über das Bmgn. der Ehegattin aufzunehmen, welche bloße 
Erllärungen enthalten, ohne ihnen eine vertragsmäßige Wirkung 
beizulegen, insbeſondere rädfihtlih der Erbfolge, welde rein tefla= 
mentarifcher, aber aud vertragsmäßiger Natur fein kann. 


1. Seiratsgut. 
(& 1818 — vgl. 88. 141—143; 670, 671, 788; 1825, 1297, 1828; 1220—1884, 1999; 1485 ©. ©.) 

8. 1216. Unter Heiratögut verficht man dasjenige Bermögen, welches von der Ehegattin, 
oder für fie von einem Dritten dem Manne zur Erleichterung des mit der ehelichen Geſell⸗ 
ſchaft verbundenen Aufwandes übergeben oder zugefihert wird. 

Siehe auch die Entsch,en zu $. 1817, 


Entf. v. 19. November 1879, Nr. 8727 (9.2.1879, Nr. 52). Das 
vom Bater der Braut gegebene Berfprechen eines Heiratsgutes ift kein Schen- 
lungoverſprechen, 8. 943 B. ©. auf felbes daher nicht anwendbar. 

Entfä. v. 31. Auguft 1877, Rt. 9106 (©. 9. 1878, Mr. 3). Das 
Verſprechen einer Leiftung für ven Fall, daß derjenige, bem verſprochen wird, 
eine beftimmte britte Perfon eheliche, ift nicht als eine Schenkung anzufehen 
(8. 1218 9. ©.). 

Entfd. v. 19. Juni 1877, Nr. 3240 (©. 5. 1877, Nr. 87). Was 
die Eltern ihren Kindern anläßlich der Verehelichung derſelben verfprodhen haben, 
ift nicht als Schenkung anzufehen (88. 938 u. 1231 B. ©.); 8. 943 ibid. 
daher auf eim ſolches Verſprechen nicht anwendbar. 

Entf. v. 7. Auguft 1872, Nr. 6482 (4680 ©.-U.). Ob das Heirats⸗ 
gut von ver Gattin, oder für file von einem Dritten dem Manne übergeben 
” —T werbe, verändert die Natur eines Heirategutes nah $. 1218 

u [Schlußfolgerung]. 

Entid. v. 4. Jänner 1871, Nr. 6563 (4005 ©.-U.). Das von dem 
Magenden nunmehrigen Ehemanne angenommene Berfprehen bes Ziehvaters feiner 
Gattin, obgleich nur mündlich abgegeben, muß als ein klagbares erkannt werden, 
weil der Big. über die Beftellung eines Heiratögutes nah 8. 1217 B. ©. zu 
den Ehepacten gehört, für welche zur Begründung des Klagerechtes bie fchrift« 
fihe Form von dem ©. nicht gefordert wird, weil ferner der Vig., in weldem 
jemand, ohne zur Beftellung eines Heiratsgutes verpflichtet zu fein, ein foldhes 
verfpricht, nicht al8 eine Schenkung im Sinne des $. 938 ibid. angefehen werben 
Tann, da das Heiratögut nah F. 1218 ibid. zur Erleichterung des mit ber che- 
lihen Gemeinſchaft verbundenen Aufwandes gegeben oder verſprochen wird, ber 
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Ehegatte das Egth. bes in Geld, cebirten Forderungen und verbraudbaren 
Sachen beftehenden Heiratsgutes nur für die Dauer der Ehe, mithin nur auf fo 
lange erwirbt, als er den mit verfelben verbundenen Aufwand zu beftreiten hat, 
und nad Auflöfung der Ehe mit dem Aufhören dieſer Gegenleiftung dad Heirats ⸗ 
gut der Frau oder ihren Erben anheimfällt. [Aehnt. der E. Nr. 9106 ex 1877.] 

Entſch. v. 9. Juni 1870, Nr. 12142 (3807 ©.-U.). Wenn aud nad) 
bem in $. 1218 ®. ©. aufgeftellten Begriff ver Dos dieſelben nur in der Voraus⸗ 
fegung einer Gegenleiftung beftellt wird, kann doc deren Beſtellung durch ben 
nad) feinem ©. hierzu verpflichteten Pflegevater der Braut nur als Schenkung 
angefehen werben, aus welcher, wenn fie bloß mündlich erfolgte, nad $. 943 
ibid. fein Klagerecht erwuchs. — [Worfpr. der Entf. Nr. 6563 ex 1871.] 

Entſch. v. 14. April 1869, Nr. 4026 (3378 ©.-U.). Unter dem 
Bmgn., weldes die Gattin dem Gatten ald Heiratsgut zum Genuße zubringt, 
tann das bloße R., fremdes Vmgn. zu genießen, nicht verflanden werben. 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 1972 (3374 ©.-U.). Die Beftellung 
einer Militär-Heiratscantion für die Tochter, verpflichtet den Beſteller zur Verab⸗ 
folgung der Zinfen an Bezugsberehtigte auch nad dem Austritte des Gatten der⸗ 
felben aus dem Militärftande, 

Entfd. v. 5. November 1868, Nr. 8526 (3636 ©.-U.). Das Ber- 
fprehen eines Heiratsgutes ift aud wenn es von einer zur Beftellung nicht ver⸗ 
pflichteten Perfon erfolgt fein Schenkungsverſprechen, weil es nur unter ber 
onerofen Bedingung einer beftimmten Eheſchließung erfolgt [Schlußfolgerung; — 
worfpr. der Entf. Nr. 12142 ex 1870]. 

Entſch. v. 3. Jänner 1866, Nr. 10143 (2353 ©.-U.). Das mündliche 
Beriprehen eines Heiratsgutes if verbindlich, weil darin eine Schenkung nad 
8. 938 3. ©. nicht erkannt, alfo $. 943 ibid. darauf nicht angewendet werben 
tann. — Worſpr. ver Entf. Nr. 8526 ex 1868; ähnl. den neueren Entſch.en.] 

Entfd. v. 6. September 1865, Nr. 6659 (©. Ztg. 1865, Nr. 82). 
Der dritte Befteller einer Meilitär- Heiratscaution bat, von dem Falle ausdrück⸗ 
lihen Borbehaltes abgefehen, während bes Beſtandes der Ehe oder der Witwen. 
ſchaft der Gattin aud dann feinen Anfprud auf die Intereſſen der erlegten 
Caution, wenn der Gatte nad Eingehung der Ehe aus dem Militärverbande 
ausgefhieden ift. [Aehnl. ver Entſch. Nr. 1972 ex 1869.] 

Entſch. v. 3. Jänner 1865, Nr. 9314 (2077 ©.-U.). Daß der Bater 
bei Berheiratung der Tochter an einen Officer mit der Caution ein wirkliches 
Heiratögut feiner Berpflihtung gemäß zugewendet habe (8. 1218 B. ©.), ergibt 
fih aus dem Inhalte der Widmungsurkunde, worin er für das Capital felbft das 
Pfandrecht beftellt hat, und feinem dem entſprechenden Intabulationsgeſuche. Würde 
er fih das Egth. haben vorbehalten wollen, fo hätte er im Hinblid auf 88. 1220 
bis 1229 ibid. nicht unterlaffen, dieſen Vorbehalt deutlich zu machen. Die Ein- 
wendung ber nachfolgenden Gläubiger, daß die Realität nur für die Zinfen ver- 
pfändet fei, ift daher ungegründet. 

Entf. v. 1. December 1863, Nr. 8582 (1834 ©.-U.). Es ändert 
nichts an der rechtlichen Natur eines als Heiratsgut beftelten Vmgus., daß bei 
beflen Hingabe die ungiltige Nebenverabredung getroffen wurde, es follte aud in 
Falle eines Concurſes zurüdgefordert werden können (88. 1203 u. 1260 B. ©.). 

Entf. v. 8. Jänner 1863, Nr. 8919 (1682 ©.-U.). Auch das von 
Seite einer zur Beftellung eines Heiratsgutes gefeglich nicht verpflichteten Perſon 
genachte Verſprechen eines Heiratögutes für ben Fall der Verehelichung mit einer 
beftimmten Perfon ift keine Schenkung, und daher auch, wenn feine fchriftliche 
Urkunde über dasſelbe errichtet wurbe, allerdings Hagbar. — Worſpr. der Entſch. 
Nr. 12142 ex 1870.] 

Entf. v. 23. October 1862, Nr. 7095 (1583 G.-U.). Das „für das 
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Heiratsgut“ einverleibte Pfandrecht erftredt ſich aud auf die Zinfen, melde in ben 
Ehepacten bebungen find, insbefondere auch auf die zur Zeit der Pfanbbeftellung 
ſchon verfallenen, weil die Verzinſung nur eine dem Heiratögut anflebende Eigen- 
ſchaft ausdrückt. 

Entſch. v. 9. Juli 1861, Nr. 4045 (1352 G.-U.). Was, wenngleich 
mit Rüdfiht auf eine einzugehende Ehe, der Braut, und nicht dem Manne zuge- 
fihert wird, ift fein Heiratögut (8. 1218 B. ©.), fondern eine Schenkung, deren 
Natur weder der Vorbehalt der Einrehnung in den Pflichttheil, die nad 8. 791 
ibid. and bei Schenkungen zuläffig ift, noch der Umftand zu ändern vermag, daß 
der DBellagte etwa nad dem ©. wirklich hätte angehalten werben können, feiner 
Tochter, wenn ihr Bräutigam vor der Ehe es geforbert hätte, ein Heiratsgut zu 
beftellen. i 

Entf. v. 16. November 1858, Nr. 12797 (661 ©.-U.; P. ©. 985). 
Die Ausftattung der Braut als: weibliche Kleidungsſtücke 2c. ift nicht als Heirats- 
gut anzufehen; dem Manne ſteht daran weder das Egths.- noch Nutzungsrecht zu. 

Entf. v. 7. Mai 1856, Nr. 3414 (992 ©.-U.). Vermöge ver Be- 
ſtimmung des Heiratsgutes ($. 1218 B. ©.) Tann der Mann ein foldes ver- 
tragsmäßig zugeficherted nur folange fordern, als die ehelihe Gemeinſchaft fort- 
dauert, zumal es nad $. 1229 ibid., wenn die Gattin vor dem Manne ftirbt, 
ihren Erben zufält. Dieß gilt aud von einem in Bargeld beftchenven Heirats- 
gut, woran nah $. 1227 ibid. dem Manne das volle Egth. gebührt [Schluß- - 
folgerung]. Der Umftand, ob vie ehelihe Gemeinſchaft noch fortbefteht oder nicht, 
kann aber, wenn die Partei hieraus erft eine Einwendung wirflid geltend machte, 
nicht durch das Gericht von Amtswegen berüdfichtigt werben. 

Entfd. v. 4. Yuni 1857, Nr. 3733 (370 ©.-U.; P. ©. 982). Ein 
Zugebrachtes“ ift nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche und aud nach der Natur 
der Sache nichts anderes, al® dasjenige Bmgn., welches vie Ehegatten mit in bie 
ehelihe Gefelfhaft zur Veftreitung bes ehelihen Aufwandes bringt, alfo nad 
8. 1218 8. ©. ein Heiratögut. 

Entf. v. 30. Jänner 1855, Nr. 131 (67 G.-U.; P. ©. 987). Wenn 
in einem Heiratövertrage der Empfang des Heiratögutes aus dem Ymgn. ber 
Gattin beftätigt. und dasfelbe auf Ueberleben bevungen, außerdem aber zwiſchen 
den Ehegatten eine allgemeine Gütergemeinſchaft abgeſchloſſen murbe, fo ift anzu« 
nehmen, daß ſich legtere nur auf das Übrige Vmgn. (mit Ausſchluß des Heirats- 
gutes) exfixede; diefes gebührt daher dem Überlebenden Ehegatten als Egth. vor 
der Zheilung des gemeinfchaftlihen Umgne. Daß durch die Rechtsfolgen der 
Gütergemeinfchaft die in den 88. 1229 m. 1230 B. ©. angeoroneten Rechts⸗ 
wirkungen von Heiratögute und Widerlage entfallen, ift unrichtig, es fann viel- 
mehr das Heiratögut von der allgemeinen Gütergemeinshaft ausgenommen, und 
darf daher in das Concurövermögen des Ehemannes nicht einbezogen werben 
(8. 1229 cit.). 

Entſch. v. 16. Jänner 1852, Nr. 358 (P. ©. 981). Die ſtillſchweigende 
Hypothek der Dos nah dem franzöfifchen ©. erftredt ſich auf die Güter des Che- 
maunes. 


Deſſen Reſtellung. 
G. 1219 — vgl 88. 149, 159, 172, 288, 244, 251, 269, 282, 865; 1227 ©. ©.) 
8. 1219. Benn die Braut eigenes Vermögen befigt und volljährig ift; fo hängt es von ihr 
und dem Bräutigam ab, wie fie fih wegen des Heiratögutes und wegen anderer wechfelfeitigen 
Gaben mit einander verftehen wollen. Iſt aber die Braut no minderfährig ; fo muß ber 
Bertrag von dem Vater ober Bormunde, mit Genehmigung des vormundfchaftlichen Berichtes, 
geſchloſſen werden. 


Entf. v. 9. Iuni 1870, Nr. 12142 (3807 ©.-U.). Der Big. über 
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vie Beſtellung des Heiratsgutes dr jemand hierzu nicht Verpflichteten iſt, wenn bloß 
münvlid erfolgt, unwirkſam [f. weitere und worfpr. neuere Entſch. en bei 8. 1218]. 

Entfch. v. 3. März 1863, Nr. 1243 (1664 ©.-U.) Die wider die 
Stieftechter erhobene Klage auf Ausftelung der Quittung über eine Hypothekar ⸗ 
forderung, welde laut Ehepacten ihr als Beſtandtheil des Heiratsgutes beftellt 
worden war und ihr mütterliche® Erbtheil bildete, ift verfehlt, es kann in die 
Brage, ob die Forderung bezahlt fei oder nicht, gar nicht eingegangen werben; 
denn nad 88. 1219 u. 1227 B. G. ift diefe Forderung in das vollfländige 
Egth. des Bräutigam übergegangen und alfo nur biefer zur Ausftellung ver 
begehrten Quittung berechtigt. 

Entf. v. 8. Yänner 1868, Nr. 8919 (1631 ©.-U.). Das Beriprehen 
eines Heiratöguted an den Bräutigam ift fein Schentungsverfprehen; 8. 943 
B. ©. auf feldes nicht anwendbar; denn der Bräutigam wird nad $. 1227 u. 
1229 ibid. nicht vellſtändiger Egthr. der Dotalfahen, die Uebernahme der Dos 
erfolgt nicht unentgeltlich, fondern der Empfänger übernimmt gemwifle Berpfli- 
tungen und das ©. felbft bezeihnet den Btg., mit weldem bie Dos... 
aub nur verfproden wird, als einen Vig. eigenthümlicher Natur, 
ohne dabei zu unterfheiden, ob das Heiratögut von der Braut, berem 
Eltern oder einen zu deſſen Beftellung nicht verpflicgteten Dritten 
ungefihert oder gegeben wird. Es zählt diefen Vtg. den Ehepacten 
bei, für welde der in $. 883 ibid. ausgeſprochene Grundſatz gilt, 
daß fie mündlich oder ſchriftlich gefhloffen werden könuen, wenn 
richt das ©. ausſchließlich die legtere Form vorſchreibt, was jedod 
rüdfihtlih des Dotalvertrages nicht der Fall ift [ogl. indeg ©. vom 
25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. 2.]. 

Entf. v. 10. April 1855, Nr. 2484 (77 ©.-U.; P. ©. 988). Wenn 
die Mutter der Braut dem Bräutigam ſich verpflichtet, das aus dem Bmgn. der 
Braut herrührende Heiratögut bis zu einem beftimmten Betrage zu ergänzen, fo 
iſt dieſe nad dem Tode ihres Ehemannes nicht berehtigt, von ihrer Mutter den 
Ergänzungsbetrag zu fordern. 


(8. 1220 — vgl. 98. 141—148; 100, 161, 169, 167, 183; 754, 768; 1991—1228, 1239, 1831 ©. ©.) 
8. 1230. VBefigt die Braut Fein eigenes, zu einem angemeffenen Heiratögute Hinlängliches 
Vermögen; fo find Eitern, oder Großeltern nad ber Ordnung, als fie die Rinder zu ernähren 
und zu verforgen verpflichtet find, verbunden, den Töchtern oder Enkelinnen bei deren Berehe- h 
dung ein ihrem Stande und Vermögen angemefienes Heiratögut gu geben, ober bazu ver- 
hältnigmäßig beizutragen (88. 141 und 148). Eine unehelihe Tochter kann nur vom ihrer 
Mutter ein Helratögut verlangen. 


Entf. v. 19. November 1879, Nr. 8727 (9.8. 1879, Nr. 52). Das 
vom Brautvater dem künftigen Schwiegerfohne in Anfehung des Heiratsgutes 
gemachte Verſprechen ift ale Ehepact nicht anzufehen und bedarf zu feiner Giltig« 
keit nicht der Aufnahme eines Notariatsactes. Allerdings gehört nad 8. 1217 
B. ©. der Big. über ein Heiratögut zu ben Ehepacten und iſt nah 8. 1 
©. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 R. G. B., zur Giltigkeit eines ſolchen Vtgs. die 
Aufnahme eines Notariatsactes erforderlich, allein dieſe legtere gefetlihe Be— 
fimmung kann nur fo ausgelegt werden, daß Ehepacten, um aud gegenlider 
dritten Perfonen giltig zu fein, der Aufnahme eines Notariatsactes bebürfen, 5. B. 
in ven Fällen des $. 1226 ibid. und ber 85. 49 u. 50 €. D. Die im 
8. 1220 8. ©. normirte Verbindlichkeit der Eltern aber, ihrer Tochter, wenn 
ſelbe kein eigenes Vmgn. befigt, ein Heiratsgut zu beftellen, wird durch die Be- 
fimmung des $. 1 ©. v. 25. Juli 1871 nicht im Minbeften berührt 
[Schlußfolgerung]. Das einfache Verſprechen des Brautvaters, feinem küuftigen 
Schwiegerſohne ein beftimmtes Heiratögut zu bezahlen, kann als Ehepact umfo- 
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weniger angefehen werben, als dieſes Berfpredhen nicht im Namen und in Ber- 
tretung der Braut, fondern im eigenen Namen abgegeben und eine Beftimmung, 
welche bie gegenfeitigen Re. ber Gatten auf den verjprochenen Betrag fein follen, 
nicht getroffen wurde. i 

Entf. v. 4. December 1877, Nr. 3907 (©. Ztg. 1878, Nr. 72). Da 
Geklagter fi verpflichtet Hat, den Betrag von 3000 fl. nad ber 
Trauung als Heiratsgut zu bezahlen, fo muß er zur Zahlung des 
eingellagten Betrages nebft VBerzugszinfen verhalten werben, ohne 
daß es darauf ankommt, ob fih Kläger eines Undankes gegen ihn 
fhuldig gemadt Hat, weil diefer Umftand nur bei Schenkungen von 
Einfluß ift (8. 948 B. ©.), während der Bater gejeglih verpflichtet 
if, feiner Tochter ein Heiratögut zn geben (8. 1220 ibid.). Da aber 
nad 8. 1245 ibid. für das Heiratsgut Sicherheit verlangt werben 
tann, fo war biefe Leiftung zur Bedingung für die Berpflihtung der 
Zahlung zu maden, jedoch nur rüdfihtlih bee Capitals, nicht auch 
rüdfihtli der Zinfen, da für die legteren das ©. Leine ſolche Be— 
fimmung enthält. 

Entſch. v. 21. April 1876, Nr. 1075 (6110 ©.-U.), Der Bater 
wäre, da bie klagende Tochter vermögenslos ift, von ber ihm obliegenden Dos 
tationspfliht (8. 1220 B. ©.) nur bann befreit, wenn das ©. die Urfade 
feiner Mißbilligung ihrer Ehe gegründet fände (8. 1222 ibid.). Cine gegrün- 
dete Urfache, die Ehe der Klägerin — einer Bauerstohter und Dienfimagd — 
mit einem Handwerker zu mißbilligen, liegt aber nicht vor; denn ber Geflagte 
erflärt, nur deßhalb mit diefer Heirat nicht einverftanden zu fein, weil der Gatte 
kein Vmgn. befigt. Der Umftand, daß ein Handwerker, ver in feinem Fade 
tüchtig und ftrebfam ift und hoffen barf, fih das nöthige Einkommen zu er- 
werben, noch fein Vmgn. befigt, wäre im Sinne des $. 53 ibid. kein rechte 
mäßiger Grund gemwefen, der Klägerin im alle ihrer Minderjährigkeit die Ein- 
willigung zur Ehe zu verfagen, und kann daher aud nicht als ein genügenver 
Grund gelten, die Ehe der vorlängft maj. geworbenen Klägerin zu miß« 
billigen. Der Geffagte ift daher nad $. 1220 ibid. verpflichtet, feiner Tochter 
ein feinem Stande und Vmgn. angemefjenes Heiratsgut zu geben. 


Entſch. v. 13. Jänner 1876, Nr. 10797 (5983 ©.-U.). Das Rechts— 
geihäft, wornadh der Bruder der Braut für den Fall des Zuſtandekommens ber 
Ehe dem Bräutigam "einen Beitrag zum Heiratögute zufichert, ift feine Schenkung; 
8. 943 8. ©. und $. 1, lit. a, ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 R.©.8, 
auf dasfelbe nicht anwendbar, wenn auch der Bruder zur Beftellung oder Er 
gänzung des Heirat6gutes nicht verpflichtet war ($. 1220 B. ©.) und das Ver⸗ 
ſprechen, die Schwelter zu ehelihen, nad 8. 45 ibid. unverbindlich ift; denn 
durch die Heirat hat der Bräutigam thatſächlich die für die Zufage des Beitrages 
verſprochene Gegenleiftung perfoloirt und dadurch das R. erlangt, daß der Bruder 
ber nunmehrigen Frau fein Verſprechen gleihfalls erfülle. Es handelt ſich aljo 
um einen nad) $. 861 ibid. rechtsgiltig geſchloſſenen zweifeitig verbindlichen Btg., 
auf welchen 8. 943 ibid. und das ©. v. 25 Yuli 1871, Nr. 76 R. G. 8. 
umfominder Anwenbung finden, als verfelbe ohne Intervention der Braut und 
nicht zwifchen ihr und ihrem nunmehrigen Ehegatten gefchlofien wurde, daher als 
eigentliher Ehepact im Sinne des $. 1217 ibid. nicht aufzufaflen ift. 

Entſch. v. 24. September 1874, Nr. 7827 (Manz'ſche Slg.; 5476 
G.⸗U.). Wenn ein unehelihes Kind gegen feinen unehelihen Bater 
auf Grund des 8. 166 3. ©. einen Klagsanfprud auf Zahlung eines 
Geldbetrages zum Behufe feiner Berforgung flellt, fo liegt dem— 
felben vor Allem ob, nadzumeifen, daß der Anlaß und da 8 Bebürf- 
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niß hierzu eingetreten fei. Da bie Klägerin einen folden Rahweis 
nit geliefert bat, vielmehr aus ihren eigenen Anführungen hervor- 
geht, daß fie 23 Jahre alt, ohne Körpergebredhen, von tabellofer 
Aufführung und Sitte fei und nit der mindefte Anhaltspunkt vor- 
liegt, um ihre Selbfterhaltungs- und Selbfiverforgungsfähigteit in 
Zweifel zu ziehen, übrigens ihrem Begehren, wenn, wie es in ber 
Klage angedeutet if, der verlangte Capitaldbetrag feinerzeit als 
Heiratögut dienen follte, der Schlußfag des $. 1220 ibid. entgegen- 
ftehen würde, fo mußte bie Klägerin mit ihrem auf Zahlung eines 
Berforgungsbetrages von 360 fl. ac. gerichteten Begehren abgewiefen 
werben. Anläßlich dieſer Entſcheidung wurde eingetragen in's Spruchrepertorium 
Ar. 14: Wenn ein uneheliches Kind auf Grund des 8. 166 ibid. gegen 
feinen unehelihen Bater einen Klagsanſpruch anf Zahlung eines 
Geldbetrages behufs feiner Verforgung ftellt, fo liegt demfelben 
ob, nachzuweiſen, daß der Anlaß und das Bedürfniß Hierzu einge- 
treten fei. 

Entſch. v. 29. October 1872, Nr. 8707 (4749 G.-U.). Erwägt man, 
daß nad den Beftimmungen des B. ©. der Mutter gegenüber bie unehelichen 
Kinder beinahe gleiche Re., wie die ehelichen genießen ($$. 166, 764, 768, 1220, 
1231 ibid.), fowie andererfeits der Mutter das geſetzliche Erbrecht an dem Vmgn. 
bes unehelihen Kindes gebührt ($. 756 ibid.), fo kann es keinem Zweifel unter 
liegen, daß auch die Mutter eines unehelihen Kindes, wenn fie in Dürftigkeit 
verfallen ift ($. 154 ibid.), berechtigt fei, von ihm ben wenigſtens feinem Bıingn. 
angemefjenen Unterhalt zu forbern. 

Entſch. v. 14. April 1869, Nr. 1927 (3374 ©.-U.). Die durch ben 
Bater erfolgte Widmung eines Kapitals als „Heiratdeaution” in der Art, daß 
er ſich verpflichtete, der an einen Militär verehelichten Tochter davon 5percentige 
Intereſſen als Unterhaltsbeitrag und nach dem Ableben des Gatten ald Witwen- 
gehalt zu bezahlen, begründet defien Verpflichtung, aud nad) Aufhebung des 
Cautionsbandes (da der Gatte aus dem Militärverbande trat) die gedachten In⸗ 
terefien zu bezahlen; denn nach dem Inhalte der Widmung und, da dem Bater 
nad dem ©. obliegt, feiner Tochter ein Heiratsgut zu beftellen, ift offenbar, daß 
die Widmung nit von dem Berbleiben des Gatten im Militärftande abhängig 
gedacht wurde, Eine befondere ausprüädlihe Annahme von Seite ber 
Toter war nicht erforderlich, Liegt übrigens ſelbſtverſtändlich in 
ihrem Benehmen und in dem vom Kriegsminifterium beftätigten Um» 
ſtande, daß die audgefolgte authentifhe Abſchrift des Depofiten- 
feines in ihren Händen ifl.. 

Entfd. v. 27. März 1868, Nr. 2759 (3027 ©.-U.). Ein nicht bei 
Berehelihung bedungenes Heiratsgut Tann feinesfalls durch den Mann ($$. 1220 
u. 1221 ®. ©.), ſeitens ber verehelichten Tochter aber nur dann von ihrem 
Bater begehrt werben, wenn fie beweift, daß der Vater chne Gefährbung feiner 
eigenen Subftiftenz ein Heiratsgut ihr zu beftellen in ver Lage fei. 

Entf. v. 10. October 1866, Nr. 8026 (2636 ©.-U.). Die väterlichen 
Großeltern find vor den mütterlihen zur Mlimentation des verwaiften Kindes 
verpflichtet; letztere haben daher, wenn fie die Verpflegung beftreiten, den Erfag- 
anfprud von erfteren im Sinne des $. 1042 B. ©. ($$. 143, 1220 ibid.). - 

Entf. v. 26. September 1866, Nr. 7437 (2619 ©.-U.). Unehelide 
Kinder ftehen den ehelichen nicht gleih. Nach ver auch in 88. 1220—1231 
8. ©. hervortretenden Unterfheidung ihrer Anſprüche an den Vater gegenüber 
ehelichen Kindern und im Zufammenhalte ver 88. 141, 166 u. 155 ibid. lann 
bie im $. 166 ibid. erwähnte Berforgung nur folgen außerehelihen Kindern 
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gegen den Bater zuerkannt werben, welche fich biefe felbft zu verfchaffen un⸗ 
fähig find. 

Entſch. v. 10. Juni 1863, Nr. 3918 (1743 ©.-U.). Die Einflagung 
der durch Big. begründeten Forberung auf eine Heiratsausſtattung in beftimmter 
Höhe ift nah 88. 1231, 1220—1223 B. ©. nicht ausgeſchloſſen. Die Er 
Märung des Baters, eine fhon im ©. ausgeſprochene Verpflichtung feinem Sohne 
gegenüber in beftimmtem Maße und beftimmter Zeit zu erfüllen, kann nicht als 
eine Schenkung angefehen werben, weßhalb aud auf den vom Beklagten ange- 
botenen Beweis der gegenwärtigen Unzulänglichkeit feines Vmgns. es nicht an⸗ 
kommt. \ 
Entſch. v. 3. Yuli 1855, Nr. 4855 (107 ©.-U.)., Die Ascenventen, 
welche der Braut ihrer Verpflichtung nad 8. 1220 B. ©. entfprehenn, ein 
Heiratögut beftellen, erlangen dadurch Feine Zorberung. Mit Ausnahme der in 
8. 1229 ibid. normirten Fälle, ſpricht das ©. die Braut, melde ein Heirats- 
gut empfangen bat, von der Rückſtellung desſelben volllommen los. Auch im 
Falle der Collation — wie auch $. 793 ibid. Mar ausfpriht — kann die 
Empfängerin der Dos nicht zu einer Leiftung verhalten werben. 


(8. 1921 — vgl. $. 143 und bei $. 1220 cit.) 
8. 1221. Berufen fih Eltern und Großeltern auf ihr Unvermögen zur Betellung eines 
anftändigen Heiratögutes ; fo fol auf Anſuchen der Brautperfonen das Gericht die Umftände, 
jedoch ohne firenge Erforfhung des Vermögendftandes, unterſuchen, und hiernach ein gemeflenes 
Heiratögut beftimmen, ober die Eitern und Großeltern davon freifpredhen. 

Entf. v. 12. Jänner 1869, Nr. 356 (3244 G.-U.). Nah Analogie 
der 88. 117 u. 1221 8. ©, ift aud von der Vormundſchaftebehörde im offi« 
ciofen Wege einzufchreiten, wenn die Alimentationspfliht der Großeltern in 
Frage kommt. - ; 

Entid. v. 4. März 1857, Nr. 1743 (307 ©.-U.). Bezüglich des Um- 
fanges der Verſorgungspflicht des außerehelichen Vaters ift in Analogie des 8. 1221 
B. ©. zu urteilen [Schlußfolgerung]. 


(6. 1222 — vgl. 88. 49, 53; 1231 ®. ©.; Hofb. v. 2. Deisber 1814, Nr. 1105 I. ©, S.; 33. 5-82 Pot. vom 
8 er 1866.) 


8. 1222. Wenn eine Tochter ohne Wiffen, ober gegen den Willen ihrer Eltern fich verehe- 

licht Hat, und da® Gericht die Urfache der Mißbilligung gegründet findet; fo find bie Eltern 

ſelbft iu dem Falle, daß fie in der Folge die Ehe genehmigen, nicht ſchuldig, ihr ein Heirats⸗ 
gut zu geben. 

Entſch. v. 21. Upril 1876, Nr. 1075 (6110 ©.-U.). Da vorliegend 
bie klagende Tochter vermögenslos ift, wäre ihr Vater, gegen beflen Willen fie 
ſich verehelichte, von der ihm obliegenden Dotationspfliht ($. 1220 8. ©.) nur 
dann befreit, wenn das Gericht die Urfache feiner Mißbilligung gegründet fände 
($. 1222 ibid.). ine gegründete Urſache, die Ehe der Klägerin — einer 
Bauerstochter und Dienfimagd — wit dem Vindermeifter C zu mißbilligen, Tiegt 
aber nit vor; denn der Geklagte erflärt, nur deßhalb mit diefer Heirat nicht 
einverftanden zu fein, weil C fein Bmgn. befigt; eine andere Einwenbung gegen 
die Perfon des C hat er nicht erhoben und der Umftand, daß ein Hanbwerfer, 
der in feinem Fache tuchtig und firebfam ift und hoffen darf, fih das nöthige 
Einkommen zu erwerben, nod fein Vmgn. befigt, wäre im Sinne bes 8. 53 
ibid. fein vechtmäßiger Grund geweſen, der Klägerin im Falle ihrer Minver- 
jährigfeit die Einwilligung zur Ehe zu verfagen, und kann daher au nicht 
als ein genügender Orund gelten, die Ehe der vorlängft maj. gewordenen 
Klägerin mit C zu mißbilligen. Unter biefen Umftänven ift fomit der Geffagte 
nad $. 1220 ibid. verpflichtet, feiner Tochter ein feinem Stande und Vmgn. 
angemefienes Heiratögut zu geben. 
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Entſch. v. 10. Juni 1868, Nr. 3918 (1743 G.-U.). Die Einflagung 
einer duch Vtg. ziffermäßig begründeten (Außftattungs-) Forderung ift durch 
88. 1220—1223 u. 1231 ®. ©. nicht ausgeſchloſſen. In der Fixirung einer 
beftimmten Sunme liegt ein Bergleih und es kann baher aud nicht mehr auf 
die Angemefienheit der Summe mit Rüdfiht auf den gegenwärtigen Vermögens⸗ 
ſtand des Verpflichteten ankommen. 


(8. 1288 — vgl 68. 028, 940, 1919, 1920; 551, 1444 8. G.) 

8. 12283. Hat eine Tochter ihr Heiratögut ſchon erhalten, und es, obſchon ohne ihr Ver⸗ 
ſchulden, verloren; fo ift fie nicht mehr, felbft nicht in dem Falle einer zweiten Ehe, berechtigt, 
ein neues gu fordern. 

Entf. v. 8. October 1873, Nr. 8097 (5099 G.-U.). Das dem zur 
Wieberverehelihung foreitenden verwitweten Sohne, welchem der Vater bei der 
erften Berehelihung eine Ausflattung gegeben hatte, von demſelben geleiftete Ber- 
fpreen ihm neuerdings eine befiimmte Summe als Austattung zu bezahlen, ift 
nad 88. 1231 u. 1223 8. ©. ein reine Schenkungsverſprechen und daher, 
wenn bloß mündlich erfolgt, nach $. 943 ibid. nicht Magbar. 

Entf. v. 10. Juni 1863, Nr. 3918 (1743 ©.-U.). Die Einklaguug 
der durch Btg. begründeten Forderung auf eine Heiratsausſtattung in beftimmter 
Höhe ift nah $$. 1231, 1220 u. 1233 B. ©. nicht ausgeſchloſſen. Die Er- 
Märung des Vaters, eine ſchon im ©. ausgeſprochene Verpflichtung feinem Sohne 
gegenüber in beftimmtem Maße und zur beflimmten Zeit zu erfüllen, kann nicht 
als eine Schenkung angefehen werben, weßhalb auch auf den vom Beklagten an- 
gebotenen Beweis der gegenwärtigen Unzulänglicfeit feines Vmgns. es nidt 
anlommt. 

(9. 1284 — vgl. $$. 1219, 1920 B. G.) 
8. 12834. Im Zweifel, ob das Heiratögut von dem Vermögen der Eltern oder der Braut 
ausgefegt worden fei, wird das leitere angenommen. Haben aber Eitern das Heirstögut 
ihrer minderjährigen Tochter ohne obervormunpfgaftlihe Genehmigung bereits ausgezahlt, 
fo wird vermuthet, daß es die Eitern aus eigenem Vermögen gethan haben. 


Aebergabe. 
(6. 1285 — vgl. 88. 988, 948 IN, isss, 1894 ©. @.) 
8. 1225. Hat fi der Ehemann vor geſchloſſener Ehe kein Hetratögut bebungen; fo iſt er 
aud keines gu fordern berehtigt. Die Uebergabe des bedungenen Heiratögutes kaun, wenn 
keine andere Zeit feftgefeigt worden ift, gleich nach gefcloffener Ehe begehrt werben. 


Entſch. v. 4. Jänner 1871, Nr. 6563 (4005 ©.-U.). Der Umſtand, 
daß aud ber Ehefrau Re. auf das Heiratögut zufommen, kann den 
Ehemann nit verhindern, das ihm vor der Ehe verfprodene Hei- 
ratsgut zu fordern. Da der Kläger dieſes R. mit Eingehung der 
Che erworben hat, lag dem beflagten Ziehvater ber Beweis ob, daß 
Kläger diefes R. durch eine nachfolgende Thatfahe (Aufhebung der 
ehelihen Gemeinſchaft) verloren habe, 


Beweis derſelben. 


(8. 1826 — vgl. 98. 1229, 1260; 665, 669 3. 193—185 139, — 5 gal, 191, 197—199 ttel, 
®.D.; @. v 25. Juli 1871, 3100.00, (dreh ma jellen Erriö a für Benätigung bes 
gutsempfangen]; . 49 u. 50 6. D. v. 26. Desember 1868, Nr. Lo eat 8.16 Einf. G. zum 9. @.) 


8. 1226. Wenn Über das Vermögen des Ehemannes ein Concurs verhängt wird; fo macht 
feine vor Ausbruch des Concurſes geſchehene ſchriftliche oder mündliche Beftätigung, daß er 
das Heiratsgut empfangen habe, gegen Jedermann einen Beweis. Erfolgt aber die Beftäti« 
gung erft nad ausgebrohenem Toncurfe, fo hat fie gegen die Gläubiger feine Beweiskraft. 
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Entf. v. 19. November 1879, Nr. 8727 (9. ®. 1879, Nr. 52). 
Für den Vtg. Über das Heiratögut iſt an fid eine beftimmte Form nicht erforder 
ig. 8.1 ©. v. 25. Juli 1871, Mr. 76 R. &. B., wornad zur Giltigfeit 
der Ehepacte die Aufnahme eines Notariatsacted gefordert wird, kann nur fo 
ausgelegt werben, baß Ehepacte, um au gegenüber britten Perfonen 
giltig zu fein, der Aufnahme eines Notariatsactes bepürfen, 5. B. 
in den Fällen des $. 1226 B. ©. und der 88. 49 n. 50 €. O. 

Entfd. v. 14. December 1876, Nr. 9661 (6319 ©.-U.). Zur Fun. 
dirung ber Excindirungsklage der Ehegattin genügt bie Borweifung einer nota- 
riellen BVeftätigung des Mannes, daß die in einer beftimmten Localität befind- 
lichen Fahrniſſe ihr Egth. feien und der Beweis der Dentität der gepfändeten 
mit diefen Gegenftänden; denn es handelt fi hier nicht um den Beweis, daß 
die Klägerin das Egth. biefer Fahrniß von ihrem Manne erworben habe, noch 
um den Nachweis ihres Nectstiteld und ber Ermwerbungsart, fondern nur um 
den Beweis, daß die im 8. 1237 B. ©. aufgeftellte Bermuthung, daß der Er 
werb jener Gegenftände von dem Gatten der Klägerin herrührte, nicht eintritt. 
Wenn nun erwogen wird, daß diefe in dem Hauptflüde von den Ehepacten 
Ratuirte Vermuthung dazu bient, um dad Rechtsverhältniß der Ehegatten unter 
fi, und zwar zu Ounften des Ehegatten zu normiren, daß daher Letztere ohne Frage 
bemüffigt ift, auf diefe gefeglihe Vermuthung Berzicht leiften zu können, beziehunge- 
weife nach Analogie des $. 1226 ibid. mit Rechtswirkung zu erklären, daß jene 
Boransfegung zwifchen ihm und feiner Gattin nicht eintrete, vielmehr die Er⸗ 
werbung der vorhandenen Mobilien von ihr herrühre, muß auf Grund des von 
ber Klägerin producirten Notariatsactes ihr Egth. als erwiefen anerkannt werben. 

Entf. v. 4. Februar 1876, Nr. 11991 (6014 ©.-U.). [Wortlaut ver 
beftätigten obergerichtlichen Motive:] Wenn bie 88. 49 u. 50 C. D. näher 
in's Auge gefaßt werben, drängt fidh bie Meberzeugung auf, daß ber erftere 
Baragraph den Concurs eines Gemeinſchuldners, der kein oder ein nicht proto- 
kollirter Kanfmann ift, der leßtere aber ven Concurs eines protolollitten Kauf 
mannes betrifft. Der erftere Paragraph forbert nun allerdings, daß die von dem 
Ehemanne vor Eröffuung des Eoncurfes abgegebene fchriftlihe oder mündliche 
Erklärung, daß er das Heiratsgut empfangen, um zu Öunften der Frau oder 
ihrer Rechtanachſolger gegen die Maſſe einen Beweis zu maden ($. 1226 B. ©.), 
entweber zur Zeit der Empfangnahme des Heiratsgute® oder fpäteftens ein Jahr 
vor dem Tage ver Eoncurderäffnung erfolgt umd der Zeitpunkt der Abgabe biefer 
Erklãrung gegenüber ver Maſſe bewiefen fein muß. Allein der Wortlaut des 
nachfolgenden 8. 50 €. D. läßt erkennen, daß der 8. 49 ibid. dort keine An- 
wendung findet, wo es fih um den Concurs eines protolollirten Kaufmannes 
handelt; denn ber 8. 50 ibid. fagt: Inwiefern die der Ehefrau eines Kauf- 
mannes Aus den Ehepacten zuftehenden Auſprüche, um gegen die Hanbelsgläubiger 
wirkfam zu fein, der Eintragung in das Handelsregifter bebürfen, wird durch das 
Handelsrecht beftimmt. Durch die C. O. vom Jahre 1868 ift demnach (Art. I 
Einf. ©. zu verfelben) an den Beſtimmungen des Handelsrechtes über die An« 
ſprüche der Ehefrau eines protolollirten Kaufmannes, wenn die Ehepacten im 
Handelsregifter eingetragen find, nichts geändert werben. Der $. 16 Einf. ©. 
zum 9. ©. ſpricht fi dahin aus, daß die ber Ehefrau eines protofollirten Rauf- 
mannes durd die Ehepacten eingeräumten Bermögensrechte, gleichfalls Gegenftand 
der Eintragung in das Handelsregifter find. Hiemit ſteht im Zufammenhange 
der 8. 3, Abſ. 8 der Bog. ber Minifter ver Juſtiz und des Handels v. 9. März 
1863, Nr. 27 R. ©. B. Der 2. Ubf. des vorgedachten $. 16 Einf. ©. zum 
9. ©. fegt num aber feft, daß die der Ehefrau eines folhen Kaufmannes durch 
vie Ehepacten eingeräumten Re. den Handeldgläubigern des Kaufmannes gegen- 
über vom Tage an wirkfam find, am welchem bie Eintragung ver Ehepacten in 
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das Handelsregifter ftattgefunden hat. Hier tritt num ber Unterfchieb zwiſchen 
den Beftimmungen des 8.49 €. O. und jenen des 8. 50 ibid., dann des 8.16 
Einf. ©. zum H. ©. ſchlagend hervor. Die Re. der Ehefran aus den mit ihren 
Gatten, der prototollirter Kaufmann ift, gefchloflenen Ehepacten werden mit dem 
Tage der Eintragung in das Hanbelsregifter wirkſam, während die Erklärung 
eines Gemeinſchuldners, der fein Kaufmann ober ein nicht protofollirter Kanf- 
mann ift, erft dann gegen die Maſſe einen Beweis wirkt, wenn fte entweder zur 
Zeit der Empfangnahme des Heiratsgutes oder fpäteftens ein Jahr vor dem 
Tage der Eoncurseröffnung erfolgt und der Zeitpunkt der Abgabe biefer Er- 
Härung gegenüber der Maſſe ermiefen iſt. In ven cit. Gefegesftellen find daher 
bie Cautelen zum Schuge ber Gläubiger ganz verfdieden, woraus folgt, daß 
ber 8.49 C. O.“ anf kaufmänniſche Eoncurfe, wenn ber Cridar ein protofoflirter 
Raufmann gewefen ift, feine Anwendung bat, indem die gegentheilige Annahıne, 
daß in einem folden Eoncurfe die Beflimmungen bes $. 49 ibid. und des $. 16 
Einf. ©. zum 9. ©. zugleih in Anwendung fommen follten, durch die 
Betrachtung ausgefchloffen ift, daß die Re. der Ehefrau eines protofollirten Kauf- 
mannes aus ben Ehepacten fogleih nad der Eintragung in das Handelsregiſter 
wirffam werben, während im 8. 49 C. D. ganz andere Zeitpunkte für den Be- 
ginn ihrer Wirkfamkeit angegeben find, vie Faflung viefer beiden Geſetzesſtellen 
demnach jede Möglichkeit einer gleichzeitigen Anwendung biefer beiven Geſetzes ⸗ 
ſtellen ausſchließt [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 30. October 1866, Nr. 9185 (G. H. 1867, Nr. 74). Der 
dem Falliten über die Zuzählung und Uebernahme des Heiratsgutes aufgetragene 
Haupteid ift zuläffig. s 

Entf. v. 20. Auguſt 1863, Nr. 5169 (1174 ©.-N.). Auch nad aus- 
gebrohenem Concurfe Über das Vmgn. des Ehegatten ann die erfolgte Zuzähe 
lung des Heiratögutes durd den Haupteid bewieſen werben. 

. Entf. v. 5. September 1855, Nr. 7625 (132 ©.-U.; P. ©. 989). 
Die Anorbnung des 8. 1226 B. ©. ift nicht als eine Ausnahmöverfügung an- 
zuſehen. Es muß daher in analoger Anwendung dieſer Gefegesftelle jede vor 
Ausbruch des Concurfes von dem Gatten abgegebene mündliche oder ſchriftliche 
Beftätigung über dasjenige, was feine Gattin aus ihrem Vmgn. überhaupt in 
die gemeinſchaftliche Hanshaltung mitgebracht hat, gegen Jedermann als beweis- 
machend angefehen werben. 

Entf. v. 14. Auguſt 1855, Nr. 6328 (120 ©.-U.; P. ©. 990). 
Die Empfangsbeftätigung des Ehemannes über das Heiratögut feiner Ehegattin 
mit Angabe des Schägungspreifes ftellt den Beweis darüber ber, daß er diefe 
Sachen um ben Schägungdwerth übernommen habe, 


egenfiand des Heiralsgutes und Rechte des Ehemannes und der 

Gegenſt Ehefrau in Auckſicht desſelben. 
G. 1897 — vgl. 68. 509-520; 1229, 1892, 1393; 1246 ©. G.; Hfb. v. 4. Februar 1816.) 
8. 1227. Alles, was ſich veräußern und nutzen läßt, tft zum Heiratögute geeignet. &o Tange 
die eheliche Geſellſchaft fortgefeggt wird, gehört bie Fruchtnießung des Heiratögutes, und deſſen, 
was demſelben zumwächft, dem Wanne. Beſteht das Heiratsgut in barem Gelde, in abgetre- 
tenen Schuldforderungen ober verbrandbaren Sachen, fo gebührt ihm das vollftändige 
Eigenthum. 

Entſch. v. 24. October 1878, Nr. 8987 (©. Zig. 1879, Nr. 7). Un als 
Heiratögut gegebenen Staatöpapieren (Lofen) wird dem Manne das Egth. er- 
worben. ä 

Entf. v. 23. November 1875, Nr. 7512 (5916 ©.-U.). Nah 8. 1260 
8. ©. kann die Ehegattin, wenn ber Ehemann in Concurs verfiel, noch nicht 
die Zurädftelung des Heiratögutes verlangen; allein bie nad) $. 1229 ibid. 
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nad) vem Tode des Ehegatten eintretenden Re. bleiben ihr ungefehmälert. Es befteht 
alfo ein Forderungsrecht ter Ehegattin bezüglich ihres Heiratsgutes wider ihren 
Gatten, beziehungsweife gegenüber der Concursmaſſe desſelben [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 30. November 1871, Nr. 8302 (4343 ©.-U.). Da das 
Verſprechen, die Eheſpruchsforderung zu verzinfen, die rechtliche Natur verfelben 
nicht geänvert hat, fo gebühren die Zinfen beim Mangel der VBezeihnung eines 
anderen Bezugäberedhtigien im Vt.g nur demjenigen, welchem der Fruchtgenuß 
von der aus Heiratögut, Widerlage und Morgengabe conftituirten Eheſpruchs⸗ 
forderung geſetzlich zufteht. Der dem Mäger als Ehemann im 8. 1227 8. ©. ein- 
geräumte Fruchtgenuß der Dos wird durch die nur factifhe Scheidung von feiner 
Gattin im Einne der $$. 93 u. 103 ibid. nicht aufgehoben; von der Wider- 
lage gebührt nach $. 1230 ibid. der Gattin während der Ehe fein Genuß, und 
was die Morgengabe anbetrifft, fo ift einerſeits dieſelbe weder lraft des GB. 
(8. 1232 ibid.) noch im vorliegenden Falle vermöge ber Ehepacten verzinslich 
und vom beflagten Känfer der für die Dos verpfändeten Realität auch nicht an- 
geführt worden, daß in dieſer Beziehung eine befontere Verpflichtung zu 
Sunften ver Ehefrau des Klägers flipuliet worden fei. Die Einwendung, daß 
die Zinfen von ber gefammten Eheſpruchsforderung ber Ehefrau des Klägers, 
nit dem Kläger felbft gebübren, mit welchem ber Zinfenvertrag geſchloſſen wurbe, 
ſtellt fid demnach als ungegründet bar. 

Entf. v. 29. Yuli 1869, Nr. 5885 (8476 ©.-U.). Staatsobligationen 
gehören zwar ndd 88. 301, 510, 988, 1227 ©. B. in bie Kategorie vertret« 
barer Sachen und bilden daher nur ausnahmöweife den Gegenftand eines Leih- 
vertrages ($. 971 ibid.). Eine folde Ausnahme ift aber dann anzunehmen, 
wenn die Obligationen genau inbivibuell bezeichnet, zum Zwede der Eautiond- 
leiftung mit der Bedingung übergeben werben, daß diefelben ale Egth. des Ueber» 
gebers ihm feinerzeit wieder zurüdgeftellt werden follen. Die ohne Zuziehung 
der Betheiligten von der k. k. Staatöfhulden-Tilgungsfondscafie aus Manipnla- 
tiondgränden vorgenommene Um⸗ oder Zufammenfhreibung der Obligationen in 
ähnliche neue, vermag an dem befiandenen Rechtsverhältniſſe nichts zu ändern. 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 4026 (3778 ©.-U.). Der Fruchtgenuß 
felöft ift kein Gegenftand des Heiratögutes. Denn ſchon nad dem allgemeinen 
Sprachgebrauche verfteht man unter Bmgn. nit auch eine bloße Rente und 
damit ftimmt die Terminologie des B. ©. überein (88. 288, 299) [$. 1257 
ibid.). $ 

— Entſch. v. 19. November 1867, Nr. 9246 (2919 ©.-U.). Der Un- 
ſpruch der Gattin, melde über das ihrem Manne übergebene Heiratögut einen 
Wechſel an eigene Ordre anf den Gatten anögeftellt hat, ift in ein unbebingtes 
Wechſelrecht umgeändert. Hierdurch iſt mit Uebernahme der Zahlungsverbind« 
lichkeit feitens ihres Ehegatten nach 88. 1376, 1377 u. 1879 B. ©. der Rechtö- 
grund und Hauptgegenftand der Forderung ſelbſt verwechſelt. Nur diefer wechjel- 
rechtliche Anſpruch ann daher im Concurſe des Gatten liquid erkannt werben. 

Entf. v. 3. März 1863, Nr. 1243 (1664 ©.-U.). Ueber bie erfolgte 
Zahlung einer in abgetretenen Scäulbforberungen beftehenden dos promissa ift 
nur der Mann zu quittiren berechtigt und verpflichtet. 

Eutſch. v. 8. Jänner 1863, Nr. 8919 (1681 ©.-U.). Das Verſprechen 
eines Heiratsgutes an den Bräutigam ift kein Schentungsverfprehen; 8. 943 
2. ©. auf felbes nit anwendbar; denu ber Bräutigam wird nad 88. 1227 u. 
1229 ibid. nit vollftändiger Egthr. der Dotalſachen, die Uebernahme der ‚Dos 
erfolgt nicht unentgeltlich, fenbern der Empfänger übernimmt gewifie Berpflid- 
tungen und das G. jelbft bezeihnet den Btg, mit welchem bie Dos... 
au nur verfproden wird, als einen Big. eigenthämliher Natur, 
ohne babei zu unterfheiden, ob das Heiratögat von ber Braut, deren 
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Eltern over einem zu beffen Beftellung nit verpflichteten Dritten 
angefichert oder gegeben wird. Es zählt diefen Btg. ven Ehepacten 
bei, für 'welde ber in $. 883 ibid. ausgeſprochene Grundſatz gilt, 
daß fie mändlih oder ſchriftlich geihloffen werden fönnen, wenn 
nit das ©. ausſchließlich die letztere Form vorſchreibt, was jedoch 
rüdfichtlih des Dotalvertrages nicht der Fall iſt [ogl. indeß ©. vom 
25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. 2. 

Entſch. v. 23. October 1862, Nr. 7095 (1583 ©.-U.). Mit der In« 
tabulation des „Heiratögutes“ ift ipso facto auch dad Pfandrecht bezüglich der 
bebungenen Berzinfung besfelben erworben, weil die Berzinslichleit eine dem Hei- 
ratsgute anllebende Eigenfhaft ausdrückt. 

Entfd. v. 8. Juli 1862, Nr. 3856 (1540 ©.-U.). Die Auslegung 
eines zweifelhaften Ebevertrages dahin, daß aud das Heiratögut, als ein durch 
die Ehe zuſammengebrachtes Vmgn., in die allgemeine Gütergemeinfchaft falle, 
iſt nad) $8. 914 u. 1227 B. ©. offenbar gegen das ©, 

Entf. v. 7. Mai 1856, Nr. 3414 (992 ©.-U.). Die Legitimation 
des Ehegatten zur Einflagung des Heiratsgutes ergibt fih aus 8. 1227 B. ©. 
Die weitere Frage, ob die The noch fortbeftehe, kaun nicht zur Beachtung 
tommen, weil der Bellagte einen Zweifel dagegen nicht erhoben und die Klags- 
legitimation nicht beftritten hat, der Richter aber nicht berufen ift, Einwendungen 
aufzuftellen, die von den Parteien nicht angeregt worden find. Des BVeitrittes 
der Gattin zu dieſer Klage bevarf es nicht, weil die der Gattin in Bezug auf 
das Heiratsgut allenfalls zuftehenden Re. nur zwifhen ihr und dem Ehegatten, 
nicht aber dem Leiftungspflichtungen gegenüber auszutragen find. 

Entſch. v. 9. Yänner 1955, Nr. 15081 (59 ©.-U.; P. ©. 991). 
Kleider, Wäſche und Einrihtung, wenn fie als Heiratsgut beftellt werben, find 
nicht als verbrauchbare Sachen im Sinne des $. 301 B. ©. anzufehen. 


(6. 1238 — vgl, bei g 1897 cit.) 
8. 1228. Beſteht das Heiratögut in unbeweglichen Gütern, in Rechten ober Fahrniſſen, 
welche mit Schonung der Subſtanz benugt werden können; fo wird die Ehegattin fo lange 
als Eigenthlimerin und der Mann als Fruchtnießer desfelben angefehen, bis bewieſen wird, 
daß der Ehemann das Heiratögut für einen beftimmten Preis übernommen, und fih nur zur 
Zurüdgabe dieſes Geldbetrages verbunden hat. 


Entfd. v. 16. October 1878, Nr. 9101 (Abv. Ztg. 1879, Nr. 8). 
Der Mann, welder die Wohnung miethete, ift im Hinblide anf 88. 1227 u. 
1228 B. ©. als Verwahrer der von feiner Gattin in die Wohnung eingebrachten 
Einrihtungsgegenftände und der Hauswäſche anzufehen, an dieſen Effecten er« 
warb fonah der Vermiether nad 88. 367 m. 1101 ibid. das gefeglihe Pfand⸗ 
recht. Das Entgegengefegte gilt von ten im ausfchließlichen Beſitze verbliebenen 
ae Kleidungsſtücken. In beiderlei Hinſicht bedarf e8 daher feines weiteren 
Beweiſes. 

Entſch. v. 7. Auguſt 1872, Nr. 6482 (4680 ©.-U.). Ob das Heirats- 
gut von der Gattin, oder für fie von einem Dritten dem Manne übergeben 
oder zugefihert werde, ändert nad 8. 1218 B. ©. nicht deſſen rechtliche Natur; 
es gehört nad) $. 1229 ibid. ver Gattin, fofern fie nicht ausdrücklich davon 
ausgeſchloſſen werben ift, und fie wird nah $. 1228 ibid., wenn bad Heirate- 
gut in unbeweglichen Gütern befteht, folange als Eigenthümerin und der Mann 
als Fruchtnießer angefehen, bis bewiefen wird, daß der Ehemann bad Heirats⸗ 
gut für einen beftimmten Preis übernommen und ſich nur zur Zurüdgabe dieſes 
Geldbetrages verbunden habe. Es bleiben daher die dem Bräutigam gegebenen 
Wirthſchaften ein Heiratögut feiner nunmehrigen geſchiedenen Gattin A, wenn er 
aud mit biefem Heiratsgute die Zahlung einer Aufbefierung von x fl. und bie 
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Leiftung eined Ansgedinges übernommen und auch fpäter Zahlungen für bie 
Eitern feiner Gatıin mit Rückſicht auf das Heiratögut geleiftet hat, da nicht bes 
wiefen ift, daß er das Heiratögut dafür übernommen, und ba er nicht einmal 
behauptet, daß er ſich nur zur Zurüdgabe dieſes Gelvbetrages als Heiratsgut feiner 
Gattin verbunden habe. Der vom Geklagten vorgeihügte Kauf der Realitäten 
widerſpricht fonad dem Inhalte des Heiratsvertrages nad) der Auslegung ber 
88. 914 u. 6 ibid, und ven gefeglihen Vorſchriften über Ehepacten. Da auf die 
Scheidung aus Verſchulden beider Theile rechtskräftig erkannt worden ift, fann die 
Klägerin nad) $. 1264 ibid. die Aufhebung der Ehepacten, fomit die Zurädftellung 
ihres Heiratsgutes verlangen, wenn aud der Mann bisher reblicher Befiger der 
keiden Wirthſchaften geweſen ift, weil die Meblichkeit des Befiges nur Anſprüche 
auf Erfag der Gegenleiftungen und des gemachten Aufwandes zu begründen, aber 
nad 8.471 ibid. Rententionsrechte nicht einzuräumen vermag [Schlußfolgerung]. 
Bon einer Erfigung des Egths. kann auf Seite des um Herausgabe der Dotals 
realitäten belangten Ehemannes feine Rede fein, da er fie nur auf Grund des 
Btgs., nicht als Egthr., fondern nur als Fruchtnießer beſeſſen hat und befigen 
Tonnte — 8. 1228 ibid. — daher eine Erfigung des Egths. wegen Abganges 
ber Erforderniffe der 8F. 1461—1463 ibid., fowie im Hinblid auf 8. 1496 
ibid. hier gar nicht möglich war. 

Entjd. v. 18. November 1869, Nr. 8536 (3576 ©.-U.), Das Wort 
.Ausſtattung“ muß nad) dem Sprachgebrauche als gleichbedeutend mit dem jurie 
ſtiſchen Begriffe „Heiratögut“ genommen werben [?], weßhalb der Mann nad 
8. 1228 B. ©. als Nutznießer an der „Ausflattung“ erſcheint. Die zur Aus- 
flattung der Gattin gehörigen Sachen find daher dem Gatten nud Miether nad) 
88. 1101 u. 367 ibid. anvertraut und dem Vermiether verpfändet (Schluß. 
folgerung. — Worſpr. der Entih. Nr. 9101 ex 1878.) 

Entſch. v. 19. Juni 1860, Nr. 5591 (1151 ©.-U.). Aehnl. der Eutſch. 
Nr. 9101 ex 1878. 

Entf. v. 14. Augufl, 1855, Nr. 6828 (120 ©.-U.). Wenn in ber 
Empfangsbeftätigung des Ehemannes über Dotalfahen ein Schägungswerth an- 
genommen ift, dagegen die Sachen felbft nur ganz allgemein bezeichnet werben, 
ohne daß jene näheren Beftimmungen vorkämen, welche unerläßlid würden, wenn 
bie Urkunde Beweis über die Fortdauer des Egths. der Gattin an den Effecten 
machen follte, jo fann die Unterfchrift des Ehemannes nur den Sinn haben, daß 
der Mann um den angegebenen Schägwerth diefe Sachen übernommen habe. . 
Die von der Gattin im Concurſe des Mannes angemeldete Dotalforberung ift- 
daher Liquid. Ö 

4. 1229 — vgl. n. 665, 669; 1820; 8.35 N ®. ©.) 
8. 1239. Nah dem Gefege fällt das Heiratsgut nach dem Tode des Mannes feiner Ehe- 
gattin, und wenn fie vor ihm ftirbt, ihren Erben heim. Soll fie oder ihre Erben davon aus⸗ 


geſchloſſen fein; fo muß diefes ausdrücklich beftimmt werben. Wer das Heiratögut freiwillig 
beftellt, kann fi ausbedingen, daß es nad) dem Tode des Mannes auf ihn zurückfalle. 


Entf v. 23. Februar 1876, Nr. 10825 (6042 ©.-U.). Aus der einmal 
angenommenen Beftellung eines Heiratöguted und einer Wiverlage ergibt fid 
zweifellos die geſetzliche Confequenz, daß nad der buch den Tob des Mannes 
erfolgten Uuflöfung der Ehe die von der Klägerin verfchriebenen Grundſtücke, von 
tenen eined ein Heiratsgut und das andere eine Widerlage darftellt, ihr als der 
Ehegattin zufallen follen (88. 1229 u. 1230 B. ©.), zumal, was das Heiratögut 
fpeciell anbelangt, die zur Begründung einer Ausnahme nach dem ©. erforberliche 
ausbrüdliche Beftimmung, daß die Ehegattin nad) dem Tode des Mannes von dem 
Heiratsgute ausgefchlofien fein follte, in der obigen Urkunde nicht enthalten ift. 

Entfd. v. 23. November 1875, Nr. 7512 (5916 ©.-U.). Nach $. 1260 
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‚8. ©. kann die Shegattin, wenn ber Ehemann in Concurs verfiel, noch nicht 
die Zurüdftellung des Heiratögutes verlangen; allein bie nad 8. 1229 ibid. 
nad dem Tode des Ehegatten eintretenden Re. bleiben ihr ungefchmälert. Es be- 
ſteht alfo ein Forderungsrecht der Ehegattin bezüglich ihres Heiratsgutes wider ihren 
—— beziehungsweiſe gegenüber der Concursmaſſe desfelben [Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 7. Auguſt 1872, Nr. 6482 (4680 G.-U.). In Folge Aufhebung 
der Ehepacten wegen au beiberfeitigem Verſchulden erfannter Scheidung (8. 1264 
B. ©.) mußte der geflagte Ehemann ſchuldig erfannt werben, die als Heiratögut 

ver Gattin erhaltenen beiden Wirthfhaften der Letzteren zurüdzugeben (8. 1229 
ibid.). Diefe Verpflichtung kann dadurch nicht alterirt werden, daß der Geklagte 
wie er behauptet, bie das Heiratsgut bildenden Realitäten während feines Be— 
figes melierirt und überhaupt in Folge dieſes Befiges mehrfältigen Aufwand ge- 
macht, und auch verſchiedene Paffiven berichtigt habe, da ihm unbenommen bleibt, 
feine vießbezüglichen Anfprüche im geeigneten Wege geltend zu machen; dieſe An- 
ſprüche ihn aber nicht berechtigen, der Klägerin die Nädftelung der Realitäten 
vorzuenthalten. 

Entf. v. 14. April 1869, Nr. 4026 (3378 ©.-U.). Der usus fructus ' 
ift fein Gegenſtand der Dos. 

Entſch. v. 24. Mai 1866, Nr. 4551 (2500 ©.-U.). $. 1229 3. ®. 
teilt wohl die Megel auf, daß das Heiratsgut nach dem Tobe des Mannes der 
Ehefrau, und wenn fie vor ihm ftiebt, ihren Erben heimfällt; er fest aber and 
feft, daß die Erben der Gattin von diefem Anſpruch ausgefchloffen find, wenn 
dieß ausdrücklich beſtimmt wurde. Die dießfällige Veflimmung, daß der Mann 
nichts herauszugeben habe, wenn bie Frau erft nad) dem zweiten Jahre der Ehe 
flirbt, bedarf zu ihrer Giftigfeit nicht der Teflamentsform, welde Form nadı 
88. 602 u. 1249 B. ©. nur für Beftimmungen, die einen Erbvertrag ent⸗ 
halten, erfordert wird. Hier aber handelt es fidh nit um einen quoten Theil 
des Nachlaſſes der Gattin, fondern um das Heiratögut, deſſen Rüdftelung nicht 
aus dem Grunde eines Erbrechtes, fondern kraft des durch gemeinen Btg. er- 
worbenen RS. verweigert wird. 

Entſch. v. 3. Jänner 1865, Nr. 9314 (2077 ©.-U.). Im Zweifel 
muß angenommen werben, baß die Heiratscantion zugleich das beftellte Heirats- 
gut fei, da ein Vater, welder feiner Tochter anläglih ihrer Verehelihung mit 
einem Officier ein Capital zur Heiratscantion widmet, im Hinblid auf 88. 1220 
bis 12239 B. ©. nicht unterlaflen wird, falls er fih das Egth. an dem Capital 
vorbehalten wollte, viefen Vorbehalt in der Widmungsurkunde deutlich aus- 
zudrücken. 

Entſch. v. 4. Juli 1865, Nr. 5208 (2216 G.-U.). Die Frage, ob 
und unter welchen Bedingungen aud die Ehegattin Traft des nad dem Tode 
des Gatten ihr felbft over im Falle ihres früheren Ablebens ihren Erben nach 
8. 1229 B. ©. zuftehenden Rs. auf das Heiratsgut von dem Gatten bie 
Sicherſtellung des erhaltenen Heiratsgutes zu fordern berechtigt fei, wird durch 
den $. 1295 ibid. nicht berührt, am wenigften im verneinenden Sinne entſchieden. 

Entſch. v. 8. Jänner 1863, Nr. 8919 (©. H. 1863, Nr. 13). Der 
Btg., woburd jemand einem Manne unter der Bedingung, daß er eine beftimmte 
Frauensperfon ehelihe, ein Heiratögut zufichert, ift wicht als Schenkung anzu⸗ 
ſehen; alſo auch mündlich errichtet, Magbar, denn ber Bräutigam wird nad 
88. 1227 u. 1229 B. ©. nicht vollſtändiger Egthr. der Detalſachen vgl. 
indeß ©. v. 25. Mali 1871, Nr. 76 R. ©. ©]. 

Entfd. v. 5. Yuli 1860, Nr. 16372 (1145 ©... Es liegt in der 
Natur der Sache, daß, wenn bie Ehepacten aufgehoben werben, auch 
das von einem Dritten für die Gattin beſtellte Heiratsgut immer 
der Gattin zurädgeftellt werde (8. 1229 8. ©.). 
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Entf. v. 11. Februar 1857, Nr. 114 (293 G.⸗U.). Gleich nad 
dem Tode der Mutter hätte ihr Heiratsgut entweder dem Bered- 
tigten zurüdgeftellt oder zu Gericht erlegt werben follen; von diefem 
Tage an genoß alfo der gellagte Witwer den Ertrag, ohne dafür ein 
Entgelt zn geben, hörte auf, bonae fidei detentor zu fein und muß 
daher nad der übereinfiimmenden Anorbnung der 88. 375, 338, 1383 
B. ©. zur Zahlung der 4 percentigen [6 percentigen] ? Berzugszinfen 
verurtheilt werben. 

Entf. v. 3. Yuli 1855, Nr. 4855 (107 ©.:U.). Mit Ansnahme des 
im $. 1229 9. ©. vorgefehenen Falles, daß jemand, der freiwillig ein Hei— 
ratsgut beftellt, fih den Rückfall bevingt, fprict das ©. diejenige, die es em⸗ 
pfangen hat, von der Rüdftelung volltommen 106. Damit ſtimmt auch $. 793 
ibid. überein, wornach vie Collationspflichtige in keinem Falle verpflichtet ift, 
etwas Borausempfangenes herauszugeben, fonvern lediglich verbunden ift, fi das 
Heiratsgut in den Erbtheil einrechnen zu laſſen. 

Entſch. v. 30. Jänner 1855, Nr. 131 (67 ©.-U.; P. ©. 987). Wenn 
in einem Heiratövertrage der Empfang des Heiratsgutes auß dem Vmgn. der 
Gattin beftätigt und dasfelbe auf Ueberleben bedungen, außerdem aber zwijchen 
den Ehegatten eine allgemeine Gütergemeinfchaft verabreret worden if, fo muß 
angenommen werben, daß fih fegtere nur auf das übrige Vmgn. mit Ausſchluß 
des Heiratögutes erfirede; dieſes gebührt fohin dem überfebenden Ehegatten als 
Egth. vor der Teilung des gemeinfhaftlihen Bmgns. (8. 1218 B. G.). 


2. Widerlage. 
(6. 1280 — vgl 88. 1280, 1331; 1269; 1845, 120, 1966; 758, 790; 1819, 1932 ©. G.) 
8: 1230. Was der Bräutigam oder ein Dritter der Braut zur Vermehrung des Heirats⸗ 
gutes ausfegt, heißt Widerlage. Hievou gebührt zwar der Ehegattin während der Ehe kein 
Genuß; allein, wenn fie den Mann überlebt, gebührt ihr ohne befondere Uebereinkunft auch 
das freie Eigenthum, obgleih dem Manne auf den Fall feines Ueberlebens das Heiratsgut 
nicht verſchrieben worden ift. 


Entf. v. 2. Juni 1874, Nr. 5646 (5383 G.-U.). Wenn aud ber 
Richter bei der Zuweifung des Meiftbotes auf eine im Erecutiondwege verkaufte 
Liegenfhaft in erfter Linie fih ven Grundbuchsſtand vor Augen zu halten hat, 
muß er doch die Natur der Pfandforderungen foweit prüfen, al® er eine von 
dem Eintritt einer Bedingung abhängige Forderung nicht unbebingt zuweifen barf. 
Ein folder Anſpruch ift aber die Forderung der Wiberlage, welche ver Ehefrau 
nur für den Fall gebührt, daß fie den Mann überlebt (8. 1230 8. ©.); fie 
konnte daher nur für vielen Fall vorbehalten werden. Zritt der andere Fall ein: 
wird das Gericht die weitere Zuweifung des frei gemorbenen Betrages vorzu⸗ 
nehmen haben; es hat aber ſchon gegenwärtig feftzufegen, was bis zum Eintritt 
des einen und des anderen Falles mit dem vorbehaltenen Betrage zu geſchehen habe. 

Entſch. v. 30. November 1871, Nr. 8302 (4343 ©.-U.). Da das 
Berſprechen, die Eheſpruchsforderung zu verzinfen, die rechtlihe Natur derſelben 
nicht geändert hat, fo gebühren die Zinfen beim Mangel der Bezeichnung eines 
anderen Bezugsberechtigten im Btg. nur demjenigen, welchem der Fruchtgenuß 
von der aus Heiratsgut, Widerlage und Morgengabe conftituirten Ehefpruchd- 
forderung gefeglih zufteht. Der dem Kläger als Ehemann im 8. 1227 8. ©. 
eingeräumte Fruchtgenuß ber Dos wird durch bie nur factifhe Scheidung von 
feiner Gattin im Sinne der 88. 93 u. 103 ibid. nicht aufgehoben; ‚von ber 
Wiverlage gebührt nad) 8. 1230 ibid. der Gattin während der Ehe kein Genuß; 
und was die Morgengabe anbetrifft, fo ift einerſeits biefelbe weder kraft des 
©8. (5. 1232 ibid.), noch im vorliegenden Falle vermöge der Ehepacte verzins- 
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lich und vom beklagten Käufer der für die Dos verpfändeten Realität auch nicht 
angeführt worden, daß in diefer Beziehung eine befondere Verpflichtung zu Gunſten 
ber Ehefrau des Klägers ftipulirt worden fei. Die Einwendung, daß bie Zinfen 
von ber gejammten Eheſpruchsforderung ber Ehefrau bes Klägers, nicht dem 
Kläger felbit gebühren, mit welchem der Zinfenvertrag geſchloſſen wurde, ſtellt 
fih demnach als ungegründet bar. 

Entfd. v. 10. Jänner 1866, Nr. 70 (©. 1866, Nr. 85). Wenngleich 
ber Ehegattin das Miteigenthum einer Realität ald Widerlage zugeſichert, und 
diefes R. grundbücherlich ausgezeichnet wurde, find die Erben des Mannes nidt 
ſchuldig, der Überlebenden Ehegattin die Hälfte der im Zeitpunfte des Todes 
. getrennten Früchte der gemeinſchaftlichen Realität anszufolgen ($. 1236 


Entſch. dv. 25. Jänner 1865, Nr. 520 (2104 ©.-U.). Wenn gefeglihe 
Erben cum beneficio inventarii ſich erbserflärt haben, fann bie Einbeziehung 
des als Widerlage befiimmten Gutes in die gerichtlihe Inventur und Schägung 
nit aus dem Grunde, daß ber Witwe nad) $. 1230 B. ©. das freie Egth. 
davon gebühre, unterlafien werden, weil das fraglihe Gut dem Erbl. bücherlich 
zugeſchrieben ift und zudem bie Aufprüche der Witwe ans den Ehepacten,von ben 
Erben beftritien find. j 

Entſch. v. 22. November 1864, Nr. 8946 (2020 ©.-U.). Beftellt der 
Ehegatte als Egthr. einer Realität feiner Gattin die Hälfte derfelben als Wider- 
lage und wird der Big. zur Auszeichnung ihres Eigenthumsrechtes auf derfelben 
grundbücherlid, einverleibt, fo bleibt doch der Ehegatte während der Ehe Befiger 
und Nutznießer der Realität und haftet perfönlic für die mit dem Beſitze ver⸗ 
bundenen Laften. Auf das für fih und feine Gattin ohne weitere Befhränfung 
bebungene Ausgebinge hat er auch für bie zweite Gattin Anſpruch. 

Entſch. v. 30. December 1856, Nr. 12071 (265 ©.-U.). Die Urkunde, 
worin der Schwiegervater erflärt, er fei ver Mägerin „3000 Fire, zahlbar am 
Tage feines Todes, ſchuldig“, die er ihr „aus Freigebigkeit bei Gelegenheit ihrer 
Bermählung mit feinem Sohne“ zugewiefen Habe — enthält nicht die Beftellung 
einer Wiverlage, ſondern lediglich eine (ungiltige) Schenkung auf den Todesfall. 

Entſch. v. 12. Februar 1852, Nr. 609 (P. ©. 992). Um die Wider- 
lage fordern zu fönnen, braudt die Überlebende Ehegattin nicht zu beweifen, daß 
das Heiratögut wirllich übergeben worden fei. 


(8. 1331 — vgl. 86. 1220 -1228 ©. ©. und bei $. 1880 cit.) 
8. 1231. Weder der Bräutigam, ned feine Eltern find verbunden, eine Wiberlage zu be» 
ſtimmen. Doc in eben der Art, in welcher die Eltern der Braut ſchuldig find, ihr ein Hei- 
ratögut auszufegen, Tiegt aud ben Eltern des Bräutigams ob, ihm eine ihrem Vermögen 
angemeffene Musftattung zu geben (8$. 1220—1228). 


En tſch. v. 19. Juni 1877, Nr. 3240 (©. H. 1877, Nr. 87). Was 
die Eltern ihren Kindern anläßlich deren Berehelihung verſprochen haben, ift nicht 
als eine Schenkung anzufehen (88. 938, 1231 B. ©.). 

Entf. v. 12. April 1877, Nr. 14149 (©. 9. 1877, Nr. 94). Die 
Uebergabe einer Ausftettung kann audy vermuthet werben und zur Giltigkeit der⸗ 
felben ift eine fepriftlihe Urkunde nicht nothwendig, weil fie keineswegs als eine 
Schenkung, fondern als die Erfüllung einer gefeglichen Pflicht des Vaters (des 
verflorbenen Sohnes) zur Uebergabe einer Ausftattung nah $. 1231 B. ©. 
ſich darſtellt. 

Entſch. v. 19. Juni 1877, Nr. 3240 (G. H. 1877, Nr. 87). Ein 
Btg., demzufolge die Eltern des Gatten fih zur Abtretung einer Realität au⸗ 
läglid, der von ihmen einzugehenben Ehe verpflichten, ifl feine Schenkung, ſondern 
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in Erfüllung der ihnen obliegenden Pflicht, den Sohn auszuftatten, gefchlofien 
worden (8. 1231 B. ©.) und daher Magbar. - 

Entſch. v. 8. October 1873, Nr. 8097 (5099 G.-U.). Das dem zur 
Wieververehelihung fehreitenden verwitweten Sohne, welchem ber Vater bei der 
erften Berehelihung eine Ausftattung gegeben hatte, von bemfelben gefeiftete Ver⸗ 
fprecden, ihm neuerdings eine beftimmte Summe als Ausflattung zu bezahlen, ift 
nad 88. 1231 u. 1223 ®. ©. ein reines Schenkungeverſprechen und daher, 
wenn bloß mündlich erfolgt, nach 8. 943 ibid. nicht Magbar. 

Entf. v. 29. October 1872, Nr. 8707 (4749 ©.-U.). Erwägt man, 
daß nad den Beftimmungen des B. ©. der Mutter gegenüber die unehelihen 
Kinder beinahe gleiche Re. wie die ehelichen genießen (88. 166, 754, 763, 1220, 
1231 8. ©.), fowie anbererfeits der Mutter das geſetzliche Erbrecht an dem 
Vmgn. des unehelihen Kindes gebührt (8. 756 ibid.), fo kann es feinem Zweifel 
unterliegen, daß aud die Mutter eined unehelihen Kindes, wenn fie in Dürfe 
tigkeit verfallen ift (8. 154 ibid.), berechtigt fei, von ihm den wenigftens feinem 
Bmgn. angemefienen Unterhalt zu fordern. ; 

Entſch. v. 23. Februar 1871, Nr. 1024 (4069 ©.-U.). Die Einrich⸗ 
tungsgegenftände, welche die Epegattin als Ansftattung im die Ehe eingebradt 
zu haben vorgibt, Mnnen nad 88. 988 u. 1231 B. ©. nur ald Heiratögut 
genommen werben, an welchem aber nad) $. 1228 ibid. vem Manne ber Frucht⸗ 
genuß zuſteht. — Sie find ihm alfo im Sinne ber 88. 1101 u. 367 ibid. 
anvertrant. 

Entf‘. v. 26. September 1866, Nr. 7437 (2619 ©.-U.). Uneheliche 

Kinder flehen den ehelichen nicht gleich. Nach der durch die 88. 1220 u. 1231 
83. ©. hervortretenden Unterſcheidung ihrer Anfprüde an ven Vater, gegenüber 
ehelichen Kindern und im Zufammenhafte der 88. 141, 166 u. 155 ibid. kann 
die im 8. 166 ibid. erwähnte Berforgung nur ſolchen außerehelihen Kindern 
gegen den Vater zuerlannt werben, welhe ſich dieſe felbft zu verfhaffen un 
fähig find. 
j Entſch. v. 10. Juni 1868, Nr. 3918 (1743 ©.-U). Die Einflagung 
der durch Vtg. begründeten Forderung auf eine Heiratsausflattung im beftimmter 
Höhe ift nad) 88. 1231, 1220 u. 1233 B. ©. nicht ausgefchloffen. Die Er- 
Märung des Vater, eine ſchon im ©. ansgefprohene Verpflichtung: feinem Sohne 
gegenüber in beflimmtem Maße und zu befliimmter Zeit zu erfüllen, kann nicht 
als eine Schenkung angefehen werben, weßhalb es aud auf ven vom Beklagten 
angebotenen Beweis der gegenwärtigen Unzulänglichkeit feines Vmgns. nicht 
ankommt. 

Entſch. v. 16. November 1858, Nr. 12797 (661 ©.-U.). Das B. ©. 
enthält keine Anorbnung über die einer Tochter mitzugebenden Ausflattung, fondern 
beſpricht eine folge in ven 88. 768, 790 u. 1231 ibid. nur in der Art, daß fie 
den Söhnen zu geben iſt. Daß bie der Tochter gegebene Ausftattung als Theil bes 
Heiratsguted zu betrachten fei, wird in keiner Gefegeäftelle erklärt. Auch kann 
ein Nutniegungsreht dem Manne an den Gegenftänden der Ausftattung nicht 
zuſtehen, weil dieſes nad 8. 509 ibid. als Servitutsrecht, eine fremde Sache 
ohne alle Einſchränkung zu genießen, durch ihn an weiblichen Bekleidungsgegen⸗ 
fländen zc. von vornherein nicht ausgeübt werben kann, da fie außer dem ihm 
unmödglichen perfönlihen Gebrauche feine Früchte tragen. 


3. Morgengade. 


(8. 1938 — vgl. 95. 948; 1478, 1496 ©. @.; Sp. —— Nr. 54, Mt, e und v. 1. Juli 1782, Nr. 61 


B- 1333. Das Geſchenk, welhes der Mann feiner Gattin am erften Morgem zu geben ver- 
ſpricht, Heißt Morgengabe. Iſt dieſelbe verſprochen worden; fo wird im Zweifel vermuthet, 
daß fie binnen den erften drei Jahren der Ehe ſchon überreicht worden fei. 
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Entſch. v. 30. November 1871, Nr. 8302 (4343 G.-U.). Die Morgen- 
gabe ift nah dem G., wenn dießfalls nicht vertragsmäßig eine Aenderung be» 
ſtimmt wurde, unverzinslich. 


4. Guͤtergemeinſchaft. 
(G. 1233 — vgl. 68. 1177—1178; l.so, 91, 92 8. @.) 
8. 1233. Die eheliche Berbiudung allein begründet noch Feine Gemeinfhaft ver Güter zwiſchen 
den Eheleuten. Dazu wird ein befonderer Vertrag erfordert, beffen Umfang und rechtliche 
Form nad) den $$. 1177 und 1178 des vorigen Hauptalides beurteilt wird. 


Entfd. v. 3. Juni 1875, Nr. 2921 (6746 ©.-U.). Nachdem in ben 
Ehepacten beide Theile eine allgemeine, fhon bei ihren Lebzeiten 
wirlfame Öütergemeinfhaft, vermöge welder ihr damaliges Bmgn. 
und Alles, was fie nad der Hand erwerben oder fonft auf rechtlich e 
Weiſe an fi bringen werden, ein beiden Theilen gemeinſchaftliche s 
Gut fein follte, geſchlofſen haben, war die beflagte Ehegattin aller» 
dings verpflichtet, das, was fie als väterliche und mütterlihe Erb- 
ſchaft ausbezahlt erhielt und bei Schliefung ber Ehepacten nod 
befaß, in die Gemeinſchaft einzutragen, mithin der gemeinſchaftlichen 
Verwaltung zu unterziehen ($$. 1233, 1177, 1178, 838—842 B. ©.). 
Allein der nicht auf Einlegung des Barvermögens in die Oemein- 
ſchaft, ſondern Herausgabe ver Hälfte desfelben aus der Gemein- 
[haft gerichteten Klage des Ehegatten fehlt jede rechtliche Begrün— 
dung; denn nah $. 880 ibid. kann ber Kläger die Aufhebung der 
Gemeinfhaft nit verlangen, weil biefe gemäß Ehepacten auf Lebens- 
zeit eingegangen ift und nad 88. 831 u. 1262 ibid. nur burd den 
Tod oder den Concurs über das Bmgn. eines Theiles aufgehoben wird. 

Entf. v. 6. Juli 1871, Nr. 1326 (4218 ©.-U.). Da zur Begrün- 
bung einer Gütergemeinfhaft zwiſchen Ehegatten nad $. 1233 ®. ©. ein be= 
fonderer Vtg. nothwendig ift, kann aus der bloßen Thatſache der gemeinfchaftlichen 
Wirthſchaft zweier Eheleute auf das Beftehen einer folden nicht gefolgert werben. 

Entf. v. 16. October 1866, Nr. 18776 (Not. Ztg. 1868, Nr. 17). 
Im Falle die Gütergemeinfchaft ver Eheleute zweifelhaft ſcheint, fol die Inventur 
über das Vmgn. beider Eheleute aufgenommen werden, weil andere Erben bei 
Erhebung des Nachlaßvermögens gleichfalls betheiliget find, und mit dießfälligen 
Ungaben gehört werden müſſen. j 

Entſch. v. 25. April 1866, Nr. 2172 (Gerichtöbote 1868, Nr. 16). Zur 
Giltigkeit eines zweifeitig verbindlichen Ehevertrages ift die Fertigung von zwei 
Zeugen bezüglich der darin vereinbarten Gemeinſchaft genügend. 

Entſch. v. 7. Jänner 1864, Nr. 8903 (©. H. 1866, Nr. 15). Dat 
ehelihe Güterrecht ift ſtets nach den G.en desjenigen Ortes zu beurtheilen, wo 
die Ehe gefchlofien wurde, und es hat die Ehegattin, wenn ihr Mann an einem 
Orte mit Tod abging, wo nad den G.en des betreffenden Landes die Güter- 
gemeinſchaft vom Tage der geſchloſſenen Ehe ihren Anfang nimmt, fein R. auf 
das Miteigentyum des Nachlaßvermögens, fals die Ehe in Deflerreih ge- 
ſchloſſen wurde, — 

Entfch. v. 30. März 1859, Nr. 2616 (764 G.-U.; P. ©. 999). Das 
eheliche Güterrecht ift nad) den zur Zeit der Abſchließung ber Ehe beftandenen 
G.en zu beurtheilen. 

Entſch. v. 29. December 1858, Nr. 14303 (694 G.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 2616 ex 1859. 

Entſch. v. 27. Mai 1863, Nr. 5089 (P. S. 1001). Ein Big. unter 
Ehegatten, durch welchen dem überlebenden Theile nach bem Tobe des anderen ein 


. 
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R. auf die Hälfte des gemeinſchaftlich erworbenen Vuigns. eingeräumt wird, ift 
nad) $. 1249 B. ©. allerdings als ein Erbvertrag anzufehen, indem unter gemein« 
ſchaftlich erworbenem Vmgn. nicht eine beftimmte Sache, fondern ein Theil 
des Nachlaſſes zu verſtehen if, — [Wbrfpr. den neueren Entid.en. — Siehe bei 
88. 1248 u. 1249. 


(8. 1234 — vgl. 38. 1236, 1262, 1246; 1286, 1287; 1233; 1178, 1249; 767, 768 8. G.; Art. 8 9. ©.) 
8. 1334. Die Gütergemeinfgaft unter Ehegatten wird in der Regel nur auf den Todesfall 
verftanden. Sie gibt dem Ehegatten das Recht auf bie Hälfte deffen, was von ben der Ge- 
meinſchaft wechjelfeitig unterzogenen Gütern nad Ableben des anderen Ehegatten noch vor« 
handen fein wird. 


Entf. v. 8. Iuni 1876, Nr. 6864 (6173 ©.-U.). Nah 88. 1234 
u. 1235 B. ©. find bei der burd den Tod eines Ehegatten erfolgten Auflöfung 
der beflandenen allgemeinen Gütergemeinſchaft ale Schulden des einen un» des 
anderen Ehegatten nod vor der Theilung von dem ganzen gemeinſchaftlichen Vmgu. 
abzuziehen und nur von dem ſohin allenfalls verbleibenden Hefte ift der auf jeden 
Ehegatten noch entfallende Antheil zu berechnen; die Einbeziehung des Vmgns. 
beider Ehegatten in die Concursmaſſe des Mannes ift vaher nach $. 1262 ibid. 
und im Sinne der 88. 86 u. 92 ©. O., dann 8. 104 Abh. Pat. gerechtfertigt. 

Entſch. v. 29. October 1875, Nr. 8409 (©. Zig. 1876, Nr. 19; 5597 
®.-U.). Auch während des Beftandes einer Gütergemeinſchaft unter Ehegatten, 
diefelbe mag in Bezug anf das Gefammtvermögen jedes der Ehegatten eine gegen- 
wärtige oder nur auf den Tobesfal wirkſame fein, ift die Klage auf Aufhebung 
der Gemeinfchaft des Egths. an einer beftimmten Realität, woran das Egth. je 
zur Hälfte für beide Ehegatten einverleibt ift, zuläffig ($$. 830, 843, 1234, 
1233, 1236 B. ©.). 

Entf. v. 19. Mai 1874, Nr. 5114 (5372 ©.-U.). Bei Vorhandenfein 
der formalen Vorausfegungen muß auf Grund der Ehepacte die Intabulation bes 
dinglichen R8. zur Gütergemeinfhaft mit der Wirkung des $. 1236 B. ©. auch 
bei Lebzeiten des als Alleineigenthümer eingetragenen anderen Ehetheiles bewilligt 
werden, weil durch bie Intabulation des Ns. eines Ehegatten zu der vertragd- 
mäßigen Gütergemeinſchaft auf dem unbeweglihen Gute des anderen Ehetheiles 
der exftere ein dingliches R. an der Hälfte der Gubftanz des Gutes erwirbt; 
dieſe gefeglihe Beftimmung durch das G. ©. gemäß Art. I u. IV Einf. ©, 
nicht aufgehoben worden ift; und das im $. 1236 B. ©. eingeräumte dingliche 
NR. nad den Beftimmungen ver $$. 1234 u. 1235 ibid. gerade nur bei der 
Gütergemeinfchaft auf den Todesfal wirkſam, in den Ehepalten aber eine ſolche 
Gütergemeinihaft errichtet worden ift [Schlußfolgerung). 

Entfd. v. 31. Mai 1871, Nr. 5746 (4183 G.-U.). Durch den Ber: 
lauf der dem einen Ehegatten gehörigen Hälfte einer das Gemeinſchaftsvermögen 
bildenden Realität an den anderen Ehetheil wird bie allgemeine Gütergemein- 
ſchaft Ps Pl. 

Entſch. v. 17. Jänner 1871, Nr. 9757 (4017 ©.-U.). Eine während 
der Ehe in das Vmgn. eines Ehegatten geführte Execution hebt nad tem 
©. die zwiſchen ven Eheleuten beftehende Gütergemeinſchaft nicht auf und bes 
gründet feine Theilung des Vmgns., welde das durd den Gltergemeinfchafts- 
vertrag entflandene R. zur Erlöfhung bringen würde. Daraus folgt, daß die 
im Executionswege verfleigerte Haushälfte des Mannes, welche von ber beflagten 
Gattin erftanden und ihr Egth. geworben ift, ein vom ihr während der Che 
erworbened Vgmn. bildet, weldes, wie die auf Grund ber Ehepacte ihr zuger 
ſchriebene andere Hanshälfte der ftipulirten Gütergemeinfchaft unterliegt, daher 
in Folge des über das Vgmn. des Mannes eröffneten Concurfes nad) ven Ber 
ſtimmungen ber 88. 1262, 1234 u. 1235 B. ©. nad Abzug der beiderfeitigen 
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Schulden zu theilen und zu diefem Behufe in die Eoncursmaffe einzubeziehen if. 
Ehen dieſes gilt nach denfelben gefeglihen Befimmungen von dem übrigen Bgmn. 
der Beklagten. — [Worſpr. der Entf. Nr. 5746 ex 1871.] 

Entf. v. 28. October 1870, Nr. 4557 (8929 ©.-U.) Wenn ein 
Ehegatte ein unbewegliches Gut befigt und das R. des anderen Ehegatten zur 
Gütergemeinfhaft in die Affentlihen Bücher eingetragen wird, erhält diefer nach 
8, 1236 B. ©. durch diefe Eintragung auf bie Hälfte der Subflanz des Gutes 
ein dingliches R., vermöge deſſen ber eine Ehegatte über diefe Hälfte nicht ver- 
fügen, (over nad dem Ausbrude des ©8.) feine Anordnung treffen kann. 

Entf. v. 28. September 1869, Nr. 11153 (Sch. I). Die Güterge- 
meinfhaft des dem Gläubiger obligirten einen Ehetheiles gibt dieſem Gläubiger 
feinen Redhtstitel, feine Forderung auf dem Realitätenantheile des anderen Ehe 
theiles fiherzuftellen. 

Entf. v. 25. April 1866, Nr. 2172 (3222 ©.-U.). Die Teftaments- 
form ift für die Errichtung einer ehelichen Gütergemeinfhaft anf den Todesfall 
nicht erforberlid. Wenn and in concreto die Gütergemeinfchaft nah 8. 1234 
B. ©. nur auf den Todesfalle zu verfiehen war, bedürfte es nicht der Beiziehung 
eines britten Zeugen, weil ber über biefe Gütergemeinfhaft abgeſchloſſene Big. 
hierdurch noch nicht zu einem Erbvertrage wurde. 

Entſch. v. 5. März 1865, Nr. 1661 (7138 ©.-U.). Die Aufhebung 
der Ehepacte in dem falle des 8. 1264 B. ©. hat nicht jene Wirkung, welche 
bie Aufhebung nad) $. 1234 ibid. beim Todesfall hat, fie bewirkt nur... ., daß 
ein jeder ber beiden Ehegatten auf dasjenige Vmgn. beſchränkt bleibt, welches 
... er in die Gütergemeinſchaft gebracht hat. 

Entſch. v. 13. Jänner 1863, Nr. 77 (1635 ©.-U.). Wenn unter Ehe 
gatten Gütergemeinfchaft bedungen wurde, ift doch der Eine nicht berechtigt, auf 
nachträglich erworbene Realitäten des Anderen ohne deſſen ausdrückliches Einver- 
ſtändniß das Miteigenthum für fi pränotiven zu laffen, wenn es auch im Btg. 
ausdrücklich heißt, daß Alles, mas die angehenden Eheleute erwerben follten. 
einem jeden Theile gleihmäßig gehören folle, und wenn auch beide Theile auß- 
drücklich in die Sicherſtellung der Vertragsurkunde eingewilligt haben, 

Entfd. v. 8. Yuli 1862, Nr. 3856 (1540 ©.-U.). Die Auslegung, 
daß das im Ehevertrag flipnlirte Heiratsgut als ein durch die Ehe zufammenge- 
brachtes Vmgn. in bie durch denfelben Ehevertrag vereinbarte Gemeinfchaft des 
gegenwärtigen und künftigen Erwerbes falle, ift gegen dad ©. (88. 914 u. 1227 
2. ©). Denn als Barſchaft ift das Heiratögut Egth. des Mannes geworben, 
feine Gattin bat, fo lange er am Leben ift, feinen Anſpruch darauf ($. 1234 
ibid.) und wenn die Gütergemeinfchaft in Wirkſamkeit tritt, wie beim 
Tode oder der Crida des Mannes, bildet das Heiratsgut als Bes 
Randtheil des Bmgns. besfelben einen Theil der der Gemeinſchaft 
unterliegenden Güter und ber Gattin bleiben ihre aus 88. 1227, 
1229 u. 1260 8. ©. fich ergebenden Re. aus der Beftellung desfelben. 
Andernfalls würde es nit möglich fein, ein Heiratögut und zugleich 
eine allgemeine Gütergemeinfhaft zu bedingen, was doch im ©, 
nirgends verboten if, Die Anſprüche der Gattin auf das Heiratögut wider 
die Concursmafle des Mannes find daher gerechtfertigt. 

Entſch. v. 16. Auguft 1860, Nr, 9368 (1175 ©.-U.). Das N. ber 
Gütergemeinfhaft zwifhen Eheleuten kann bei Lebzeiten derjelben ohne Einmilli- 
gung des anderen Theiles nicht pränotirt werben. 

Entſch. v. 11. Jänner 1860, Nr. 49 (1058 ©.-U.). Bei einer auf den 
Toresfal wirkſamen Gütergemeinfihaft bilden die Vorausempfänge der Kinder 
zum Heiratögut oder zur Ansftattung keine Activpoſt des nad dem Tode bes 
einen Ehegatten der Gutergemeinſchaft zu unterziehenden Vmgus. Selbft wenn 
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ein Kind auf Fünftige Erbſchaftsabrechnung ein Heiratögut erhalten bat, wirb 
ohne ausdrücklichen Vorbehalt nur das als bebungen angenommen, was das ©. 
(8. 793 B. ©.) unter Ein» oder Abrechnung verſteht, nicht aber angenommen, 
daß zu Gunſten des Überlebenden Ehetheiles auf den elterlihen Exrbtheil ver- 
sichtet worden fei. 

Entf. v. 30. Jänner 1855, Nr. 131 (67 ©.-U.). Wenn eine Güter 
gemeinfhaft bedungen ift, fält auch das Heiratsgut in biefelbe. — [Worfpr. 
der Entf. Nr. 3856 ex 1862.] 


@. 1885 — vgl. #8. 91; 1177 8. ©.) 
8. 1835. Bei einer Gemeinſchaft, die ſich anf das ganze Bermögen besieht, find vor der 
Theilung alle Schulden ohne Ausnahme; bei einer Gemeinſchaft aber, die bloß das gegen- 
märtige, ober bloß das künftige Vermögen gum Gegenftande hat, nur diejenigen Schulden 
abzuziehen, die zum Nugen des gemeinfchaftlichen Gutes verwendet worben find. 


Entſch. v. 24. Mai 1876, Nr. 6231 (6158 ©.-U.). Im Falle ber 
ftehender allgemeiner Gutergemeinſchaft iſt bei Ausbrud des Concurfes über das 
Bingn. eined Gatten das ganze gemeinfame Bmgn. in die Concursmaſſe einzus 
beziehen, da nad 8. 1262 B. G., wenn zwifchen den Ehegatten eine Gemein- 
ſchaft der Güter bevungen wurde, das zwiſchen ihnen gemeinſchaftliche Vmgn. 
wie bei dem Tode getheilt wird; nad $. 1235 ibid. bei einer Gemeinfchaft, die 
fi wie bier, auf das ganze Vmgn. bezieht, vor der Theilung alle Schulden 
ohne Ausnahme abzuziehen find und in diefer Beziehung im $. 1235 ibid. ein 
Unterſchied nicht gemacht iſt, ob das die Gütergemeinſchaft der Ehegatten umfafjende 
Vmgn. ein bewegliche oder ein unbeweglices ift; für die entgegengefete Bes 
bauptung aber aus dem $. 1236 ibid. ein Grund nit abgeleitet werben fann, 
weil derſelbe Lediglich eine Ausnahme von dem im $. 1234 ibid. aufgeftellten 
Grundſatze, die Gütergemeinfhaft unter Ehegatten werde in der Regel nur auf 
den Todesfall verftanden, flatuirt, Übrigens der bezogene $. 1236 ibid. auf den 
Fal gar nit paßt, wenn nit das R. der Gattin zur Gemeinſchaft überhaupt, 
fondern ihr Miteigentyum an den Liegenfchaften intabulirt ift; weil ferner chne 
Einbeziehung des Vmgns. bes nicht in Concurs verfallenen Gatten in die Concurs⸗ 
maſſe des anderen Gatten die geſetzlich vorgefchriebene, nach Abzug aller Schulden 
vorzunehmende Theilung des gemeinfhaftlihen Vmgns. nicht ausführbar wäre. 
Die Anmerkung diefer Einbeziehung des Vingns. der Gattin in die Concurs- 
maffe ihres Gatten im Grundbuche findet durch die Beſtimmung des $. 88 
€. O. und $. 20, lit. b ©. G., welder nur eine beifpielsweile Aufzählung 
der als zuläffig anzufehenden grundbücherlichen Anmerkungen enthält, umjomehr 
ihre Rechtfertigung, als in Folge ver Einbeziehung in die Concursmaſſe das per- 
fönlihe Verſügungsrecht des anderen Theiles hinſichtlich derſelben beſchränkt 
werden ſoll. 

Entſch. v. 19. Auguſt 1875, Nr. 8826 (5838 ©.-U.). Da nad) 8. 1262 
B. ©. eine zwifhen den Ehegatten bebungene Gütergemeinſchaft, fobald ein 
Ehegatte in Concurs verfällt, aufzuhören und die Theilung bed gemeinfchaftlichen 
Vmgns. wie beim Tode des einen oder anderen Chegatten einzutreten hat; da 
im legteren Falle und bei beftanbener allgemeiner Gütergemeinfchaft nah 88. 1234 
u. 1235 ibid. alle Schulven des einen und bes anderen Ehegatten ohne Aus- 
nahme noch vor der Theilung von dem ganzen gemeinfhaftlihen Vmgn. abzu- 
ziehen und nur von dem Reſte bie anf jeven Ehegatten entfallenden Tangenten 
zu berechnen find; fo ift nach der Concurseröffnung über das Vmgn. des einen 
Gatten, die Einbeziehung des Vmgns. beider Ehegatten im Sinne der 88. 86 
u. 92 €. O., dann des $. 104 Abh. Pat. gerechtfertigt, ebenfo die grundbücher⸗ 
liche Anmerkung der vorläufigen Einbeziehung ver Realitäten des zweiten (he 
theils in die Concursmaffe gefeglih zuläfftg und zur thunlichſteu Sicherung der 
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Coneursmaſſe nothwendig. Dagegen iſt, nachdem bie Rechtsverbindlichkeit der 
Ehepacten beftritten, auf den bisher grundbücherlichen und factifhen Beſitz ſich 
berufen und aus dieſen Gründen gegen deſſen Uebergabe in die Verwaltung fi) 
beſchwert wird, vorläufig zur Einvernahme der Necurrentin und des Concurds 
maffeverwalters eine Tagſatzung anzuorbnen, bei diefer die Recurrentin zur 
fpeciellen Angabe der angefprodenen Bermögengobjecte und der Gründe, aus 
welchen fie biefelben einer fremden Verwaltung und insbefondere jener des Con⸗ 
cursmaſſeverwalters als gefegli entzogen erachtet, aufzufordern, der Legtere 
darüber zu vernehmen und fohin erft auf Grund einer allfeitig klargeſtellten 
Sadlage über dad Begehren ver fofortigen Uebergabe und über die künftige 
Verwaltung biejer genau zu bezeichnenden Bermögensobjecte zu befchließen. 
Entfd. v. 17. Jänner 1871, Nr. 9757 ex 1870 (4017 ©.-U.). Eine 
auf das Vmgn. eines der Ehegatten geführte Execution hebt die vertragsmäßige 
Gutergemeinſchaft zwifchen denſelben nicht auf, und ift eine in folder Art ver- 
äußerte, von dem anderen Gattentheil erflandene, wenn auch in den bücherlichen 
Aleinbefig des Legteren gelangte Realität in die Erivainventur des Exfteren ein⸗ 
zubezichen. 

Entf. v. 3. April 1867, 2026 (2770 ©.-U.). Bei dem Beftande der 
allgemeinen Gütergemeinfhaft, vermöge welder nad eröffnetem Concurs über 
das Vmgn. des Ehemannes dad gemeinſchaftliche Vmgn. wie beim Tode zu 
theilen ($. 1262 B. ©.), mithin von demfelben vor der Theilung aller Schulden 
ohne Ausnahme abzuziehen waren (8. 1235 ibid.), ſtellt fi) die Forderung ver 
Mogenden Gaitin auf Grund eines ihr nad) errichteter Gütergemeinfchaft ausge 
ftelten auf der dem Cridar gehörigen Realitätenhälfte intabulirten Schuldſcheines 
zugleich al® eine vom gemeinfamen Vmgn. abzuziehende Schuld dar, fo daß fie 
nur im Falle eines verbleibenden Reſtes von Gemeinfcafisvermögen aus dem Titel 
der Gütergemeinfhaft eine Herauszahlung anſprechen kann; benn da die Güter- 
gemeinfchaft ihre Wirffamkeit äußert, ift die Forderung ebenfo wie die Schuld 
als eine gemeinfchaftlihe anzujehen, fo daß eine die andere aufhebt. 


(6. 1286 — vgl, bei $. 1284 cit.) 
8. 1236. Befigt ein Ehegatte ein unbewegliches Gut, und wird das Hecht des andern Ehe- 
gatten zur Gemeinſchaft in die öffentlichen Bücher eingetragen; fo erhält biefer durch die Ein- 
tragung auf die Hälfte der Subftang des Gutes ein dingliches Recht, vermöge befien ber eine 
Ehegatte über diefe Hälfte Feine Anordnung machen kann; auf die Nugungen aber während 
der Ehe erhält er durch die Einverleibung keinen Anſpruch. Nah dem Tode des Ehegatten 
gebührt dem Überlebenden Theile fogleih das freie Eigenthum feines Antheiles. Doch kann 
eine ſolche Einverleibung den auf das Gut früher eingetragenen Gläubigern nicht zum Nad- 
theile gereichen. 


Entſch. v. 28. November 1876, Nr. 13925 (6297 ©.-U.). Der $. 1236 
23. ©. ift unanwendbar, wenn nicht das R. zur Gemeinfhaft, fondern das Miteigen- 
thum des anderen Ehetheiles zum quoten Theile ber Realität bücherlich eingetragen ift. 

Entſch. v. 8. Iuni 1876, Nr. 6864 (©. H. 1876, Nr. 71; 6173 
G.U.). Das gefammte Gemeinfhaftsvermögen ift in die Concursmaſſe im Falle 
ter Crida eines der Gatten einzubeziehen (88. 1262, 1234, 1235 B. ©.). 
8. 1236 ibid. fteht dem nicht entgegen, weil diefer Paragraph nur die Rechts⸗ 
folgen beftimmt, welche eintreten, wenn auf die dem einen Chegatten allein ge- 
börige Liegenfhaft für den anderen Ehegatten zwar nicht dad Miteigenthum, 
wohl aber dad R. zur Gütergemeinfchaft in die Öffentlichen Bücher eingetragen 
wird und durch benfelden die Beftimmungen der $$. 1234 u. 1235 ibid. nidt 
berührt werden. 

Entſch. v. 24. Mai 1876, Nr. 6281 (6158 G. U.). Gegen bie Ein- 
beziehung des ganzen Gemeinfdaftsvermögens in die Concurmafle eines ber 
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Gatten, Tann fi der andere nicht auf 8. 1236 B. ©. berufen, weil dieſer Para⸗ 
graph lediglich eine Ausnahme von dem im 8. 1234 B. ©. aufgeftelten Grundſatze, 
die Gütergemeinfhaft unter Ehegatten werde in der Regel nur auf den Todes- 
fall verftanden, ftatuirt, übrigens der bezogene $. 1236 ibid. auf den Fall gar 
nicht paßt, wenn nicht das R. der Gattin zur Gemeinfchaft überhaupt, fondern 
ihr Miteigenthum an den Liegenfhaften intabulirt ift. 

Entſch. v. 29. October 1875, Nr. 8409 (5897 ©.-U.). Sowohl in 
dem Falle, daß auf Grund der eine gegenwärtige Gütergemeinfchaft bedingenden 
Ehepacten das Miteigentyum auf eine Realität für die Gattin wirflidy einverleibt 
wurde, als im falle einer vereinbarten Gütergemeinfaft für den Todesfall 
(8. 1234 8. ©.) ift der Gatte beredtigt, die Aufbebung der Gemeinſchaft des 
Egths. bezüglich einer Realität nah 88. 830 u. 843 ibid. zu fordern. 

Entfd. v. 19. Mai 1874, Nr. 5114 (5372 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 6231 ex 1876. 

Entf. v. 28. October 1870, Nr. 4557 (3929 ©.-U.). Wenn bie 
Gütergemeinfhaft in die öffentlihen Bücher eingetragen if, fo kann nad dem 
Sinne und Bmede des $. 1236 B. ©. fein Epetheil ohne Zuſtimmung des 
anderen über teflen hierdurch erworbenes dingliches R. bisponiren, daher auch 
nicht die Nealitätenhälfte des anderen Theiles verpfänven. 

Entſch. v. 10. Jänner 1866, Nr. 70 (2362 G.-U.). Das von einem 
Chegatten dem andern eingeräumte Miteigentyum an einer Liegenfchaft verleiht 
dem Iegteren feinen Anſpruch auf die bei dem Tode der erfteren vorhandenen. 
noch während der Ehe getrennten Früchte des Gutes (8. 1230 B. ©.). 

Entf. v. 6. December 1865, Nr. 10260 (2335 ©.-U.). Ein Ehegatte ift 
nicht berechtigt, auf das im bücherlichen Beſitze des anderen Ehegatten befindliche 
Vmgn. bei deflen Lebzeiten ohne beflen Einwilligung tie Vormerkung der aus 
der Gütergemeinſchaft abgeleiteten Anfprüche, in ven öffentlichen Büchern zu erwirken. 


5. Berwaltung und Aubnießung des nıfprängliden oder 
erworbenen Vermögens. 
(8. 1837 — vgl. 88. 992; 323, 379; 1347 ®. G.; Art. 7 u. s H. G.; 8. 6 Einf. G. zu bemfelben.) 
8. 1839. Haben Eheleute über die Verwendung ihres Vermögens keine befondere Ueberein- 
kunft getroffen; fo behält jeder Ehegatte fein voriges Eigenthumsrecht, und auf das, was ein 
jeder Theil während der Ehe erwirbt, und auf was immer für eine Art überkommt, hat der 
andere feinen Anſpruch. Im Zweifel wird vermuthet, daß der Erwerb von bem Manne 
herrühre. 

Entſch. v. 14. December 1876, Nr. 9661 (6319 ©.-U.). Zur Fun⸗ 
dirung der Exeindirungsklage der Ehegattin genügt die Borweifung einer nota- 
riellen Beftätigung des Mannes, daß die in einer beflimmten Localität befind- 
lichen Fahrniſſe ihr Egth. feien und der Beweis ver Mentität der gepfänveten 
niit diefen Gegenſtänden; denn es handelt ſich hier nicht um ben Beweis, daß 
die Klägerin das Egth. diefer Fahrniß von ihren Manne erworben habe, noch 
um den Nachweis ihres Nechtstiteld und der Ermwerbungsart, fondern nur um 
den Beweis, daß die im $. 1237 B. ©. aufgeftelte Bermuthung, daß der Er- 
werb jener Gegenftände von dem Gatten der Klägerin herrührte, nicht eintritt. 
Wenn nun erwogen wird, daß tiefe in dem Hauptſtücke von den Chepacten 
fatuirte Vermuthung dazu dient, um das Nechtöverhältnig der Ehegatten unter 
fi, und zwar zu Gunften des Ehegatten zu normiren, daß daher Legtere ohne Frage 
bemüffigt ift, auf diefe geſetzliche Vermuthung Verzicht leiften zu können, beziehungs- 
weife nach Analogie des $. 1226 ibid. mit Rechtswirkung zu erflären, daß jene 
Borausfegung zwiſchen ihm und feiner Gattin nicht eintrete, vielmehr die Er⸗ 
werbung der vorhandenen Mobilien von ihr herrühre, muß auf Grund des von 
der Klägerin producirien Notariatsactes ihr Egth. als erwiefen anerfannt werben, 
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Entfd. v. 4. Upril 1872, Nr. 194 (4553 CU.) Die von ber ercin- 
direnden Ehegattin über die Umftände, daß die gepfänbeten Effecten von ihr 
felbſt, aus ihren Geldmitteln angefchafft wurden, erfolgte Auftragung des Haupt 
eides ift unzuläfflg. Denn, wenn glei die a. ©. D. vie Delation des Haupt- 
eides nicht nur Über eigene Handlungen des Delaten, fondern aud über fremde 
Handlungen geftattet, geht doch aus den Beflimmungen Über ven Haupteid hervor, 
und ift durch die Sprudpragis beftätigt, daß die Gerihtsorbnung die Möglichkeit, 
baß ber Delat diefe nicht von ihm felbft ausgegangenen Handlungen wille, dabei 
vorausfegt, und fleht der Grundſatz feft, daß über Thatfadhen, wovon der Gegner 
fi gar feine Kenntniß durch eigene Wahrnehmung verſchaffen konnte, ber Eid 
demfelben nicht aufgetragen werben fann, umfoweniger, ald nad den Beſtim⸗ 
mungen ber Gerichtsordnung der Beifag beim negativen Haupteid „feines Wiſſens 
und Erinnerns“ keineswegs bebeutet, daß der Schwörende nit wifle, cb die in 
Brage fichende Thatſache ftatigefunden habe oder nicht, d. i. nicht einen Eid de 
ignorantia begründet, fondern die eiblihe Ablegung eines Umflanves ift, ven 
welchem der Schwörende in der Lage war, ſich zu Überzeugen, an deſſen Eintritt 
er aber trogdem ſich nicht erinnert, fo daß er eine vom ©. gebilligte Urſache 
bat, das Nicteingetretenfein desſelben für wahr zu halten [Schlußfolgerung] — 
eine Ungefeglihleit fann in diefem Erkenntniß umfoweniger wahr- 
genommen werden, als der Klägerin aud bie im $. 1237 8. ©. be- 
zeihnete Bermuthung entgegenfteht. 

Entfd. v. 13. März 1872, Nr. 2577 (4517 G.-U.). Die gefchehene 
Zurüdtegung des Handelsbefugniſſes von Seite des Erecuten und bie erfolgte 
Anmeldung von Seite feiner Ehegattin zum Betriebe eines verlei Handelsgeſchäftes 
geben fo wenig als die Miethe des Verſchleißlocales auf ihren Namen einen 
Beleg dafür ab, daß die Ehegattin als Befigerin der im Verſchleißlocale befind- 
lihen Waaren fi darftelle; auch aus ver Miethe der Wohnung folgt nicht, daß 
die im derfelben vorhandenen Sachen im ausſchließlichen Befige der Ehegattin 
feien, indem nicht vorliegt, daß der Eyecut mit feiner Ehegattin nicht in gemein« 
fhaftliher Haushaltung lebe. Die Vornahme der angefochtenen Execution ift 
daher ohne Berüdfichtigung der auf obige Umflände geftügten Einſprache ber Ehe⸗ 
gattin ded Erecuten, jedoch unter Anmerkung berfelben aufzutragen. 

Entf. v. 4. November 1870, Nr. 11254 (4412 ©.-U.). Im Zweifel, 
welder von zwei Eheleuten Egthr. fei, ftreitet die Vermuthung für das Egth. 
des Ehemannes und es ift fomit ftets Sache der Magenden Ehefrau, zu erweifen, 
daß ihr das Egth. zuftche. Mangels dieſes Beweiſes ift die Klage derfelben 
auf Ausfolgung einer im Zuge des Strafverfahrens wider den Gatten bei einem 
Dritten in Beſchlag genommenen Gelbfumme abzumeifen. 

Entf. v. 23. März 1870, Nr. 13666 (3757 ©.-U.). Die Gattin, 
welche die in einer von ihr gemietheten und gezahlten Wohnung gepfändeten 
Effecten exeindiren will, muß angefihts der 88. 309 u. 1287 B. ©. minpeflens 
Titel und Erwerbungsart behufs Erweifung ihres Alleinbeſitzes darthun. [Aehnl. 
ber Entſch. Nr. 2577 ex 1872.] 

Entf. v. 12. Juni 1866, Nr. 5575 (2522 ©.-U.). Die Gattin, 
melde die Wohnung miethete und bezahlte, ift nah 88. 1 u. 45 Hof. vom 
29. Mai 1845, Nr. 889 I. ©. ©., berechtigt, fi der Vornahme der wider 
ihren Mann bewilligten Pfändung von in biefer Wohnung befindlichen Effecten zu 
widerfegen. Die gejeglihe Vermuthung des $. 1237 B. ©. entſcheidet hierin, 
ba es fi bloß um die Frage handelt, in weſſen Befig fih die Vermögensſtücke 
befinden, bei den biefer Vermuthung gegenüberſtehenden thatſächlichen Umſtänden 
nichts. — [Worfpr. der Entſch. Nr. 13666 ex 1870.) 

Entid. p. 22. Auguft 1865, Nr. 6842 (2254 ©.-U.). Einrihrungsftüde, 
welche bei Schließung der Ehe von der Gattin als Ausflattung in die gemein- 
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fhaftlihe Wohnung gebracht wurden, bleiben ihr ausſchließliches Egth., und findet 
auf bie gedachten Sachen die Beftimmung bes 8. 1237 B. ©. keine Anwendung [?]. 

Entſch. v. 3. Februar 1860, Nr. 596 (1076 ©.-U.). Durch die Ehe-. 
pacten wirb erwiefen, daß bie ercindirende Chegattin ſich das Egth. an ben 
Ausftattungsftüden vorbehielt; es kann daher in Anfehung berjelben von 
dem in 8. 1237 B. ©. bemerkten Zweifel keine Rede fein. [Aehnl. ver 
Eutſch. Nr. 9661 ex 1876]. 


(8. 1288 — vgl. 68. 175, 260; 91, 1008, 1014, 1334, 1239; 519 ©. ©.) 
8- 1238. So lange die Ehegattin nicht widerſprochen hat, gilt die rechtliche Vermuthung, 
daß fie dem Manne als ihrem gefegmäßigen Vertreter die Verwaltung ihres freien Ber- 
mögen® anvertraut habe, 


Entf. v. 16. October 1878, Nr. 9101 (Adv. Big. 1879, Nr. 8). 
Der Mann ift nah $. 1227 u. 1238 B. ©. als Berwahrer der von ber Gattin 
in die gemeinfchaftlihe Wohnung eingebrachten, nicht ausſchließlich (als weibliche 
Kleidungsſtücke u. dgl.) in igrem Gebrauch befindlichen Effecten anzufehen; dies 
felben find ihm daher im Sinne der 88. 1101 u. 367 ibid. anvertraut. 

Entſch. v. 7. Auguft 1878, Nr. 15966 (©. Fig. 1879, Nr. 76). Aus 
bem mit dem Ehemanne abgefchloflenen Darlehensvertrage kann die Ehegattin nur 
dann condemnirt werben, wenn Kläger erweilt, daß fie ihren Gatten zur Auf- 
nahme des Darlehens ermächtigt habe; zu diefer Ermächtigung gehört aber nad) 
8. 1008 B. ©. eine befondere, auf dad Darlehensgeſchaͤft ausgeftellte Vollmacht, 
deren Borhandenfein vom Kläger gar nicht behauptet wirt. Kläger hat nicht 
widerſprochen, daß die Geklagte ihm erflärte, nicht zu haften, und er konnte daher 
nicht annehmen, daß biefelbe ihrem Manne eine allgemeine Vollmacht, in ihrem 
Namen zu handeln, ertheilt habe. Der Kläger kann bie Berechtigung bed Mannes 
der Beflagten zur Aufnahme des Darlehens keineswegs aus den Beſtimmungen 
der 88. 91, 1029, 1034, 1238 ibid. ableiten, denn feine berfelben ermächtigt 
den Ehemann zu Verfügungen über das Stammvermögen der Gattin und über 
haupt zu Geſchäften, zu deren Eingehung vom ©. eine Specialvollmacht gefor- 
dert if. Das R. der Vertretung der Gattin vor Geriht und der Veforgung 
gewöhnlicher Berwaltungsangelegenheiten im Hausweſen kann dem R. der Ber- 
mögensbelaftung nicht gleichgehalten werben. Aber auch daraus, daß die Geklagte 
einige für fie von ihrem Manne eingegangenen Gefhäfte von minderem Belange 
nachträglich anerkannte, Tann nicht die Verpflichtung für fie entftehen, alle anderen, 
wenn auch, wie im vorliegenden Falle, wichtigen Geſchäfte zu genehmigen, zumal 
fie insbefondere den Kläger vor Berabfolgung von Darlehen an ihren Mann 
gewarnt hatte [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 31. October 1877, Nr. 7881 (©. Ztg. 1877, Nr. 100). 
Der Ehegatte ift zur Bermiethung und Kündigung Namens feiner Gattin bes 
rechtigt [Schlußfolgerung). 

Entfd. v. 16. Mai 1876, Nr. 5727 (6145 ©.-U.). Da der Mann 
nad $. 1288 ®. ©. als gefegliher Vertreter feiner Gattin zur Verwaltung 
ihres Vmgns. berufen ift und in dieſer Eigenfchaft als ihr, befannter Bevoll⸗ 
mädtigter angefehen werben muß, erfcheint bie an feinen Manbatar erfolgte Zu⸗ 
ftellung des Feilbietungsebeſcheides als ausreichende Berftändigung feiner Gattin 
al® Hypothekargläubigerin auf die feilzubietende Realität. 

Entfd. v. 14. September 1875, Nr. 5601 (5850 G.-U.). Das Ber- 
waltungsreht des Mannes nad 8. 1238 B. ©. fhließt nicht auch das R. zur 
Veräußerung in fih; der Mann ift daher auch nicht ermächtigt, Namens der 
Gattin in die Berbauung eines Grunbftädes verfelben einzumilligen (8. 418 ibid.). 

Entfd. v. 6. October 1874, Nr. 9802 (5491 ©.-U.). So lange bie 
ehelihe Gemeinfhaft nicht aufgehoben und die Theilung des gemeinfdaftlihen 
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Vmgus. der Gatten nicht erfolgt ift, erfcheint der Mann, welchem als Haupt 
ber Familie nach $. 91 B. ©. die Leitung des Hausweſens zuſteht, berechtigt, 
Gegenflände des gemeinfamen Hauswefens dorthin ſchaffen zu laflen, wo fie nad) 
feiner Anſicht eben Eenöthigt werden. Diefe Berechtigung ift durdy den ſeitens 
der Gattin gerichtlich erklärten Widerſpruch, wornach fie dem Manne die Verwaltung 
ihres Vmgns. nicht anvertraut, nicht befeitigt, weil dieſer Wiverfprud nad 
8. 1238 B. ©. nur von Verfügungen über ihr freies Vmgn dritten Perfonen 
gegenüber verftanden werben kann. 

Entſch. v. 10. Iuni 1873, Nr. 3572 (5000 ©.-U.). Der Oläubiger 
it nad $. 1428 B. ©. nicht bereditigt, die von dem Ehemanne der Schulonerin 
angebotene Zahlung auszuſchlagen, nachdem der Mann nad) $. 1238 B. ©. und 
felbft al8 negotiorum gestor berufen war, zur Abmwendung ber bereit einge 
leiteten Realerecution die Zahlung zu leiften. 

Entf. v. 12. November 1869, Nr. 11165 (3564 ©.-U.). Die Klage 
der Gattin auf Rechnungslegung rüdfichtlih des ihr gehörigen, von dem Gatten 
verwalteten Bmgns. hemmt die Bermuthung, daß fie dem Manne die Verwaltung 
ihres Vmgns. im Sinne des $. 1239 B. ©. anvertraut babe, wirkt aber 
nicht zurüd. 

Entf. v. 12. Jänner 1869, Nr. 308 (3243 ©.-U.). Der zu ein 
Drittel felbft im Befitge des Haufe, wovon ein weiterd Drittel feiner Gattin ge= 
hört, befindliche Mann, ift nicht legitimirt, „als Hausinhaber” zu kündigen und der 
Mangel, daß er nicht zugleich als gefeglicher Vertreter feiner Gattin kündigte, kann 
nicht durch den Beitritt im Laufe des Kündigungsprocefies behoben werben. 

Entf. v. 7. Jänner 1869, Nr. 11903 (3233 ©.-U.). Aus $. 1238 
2. ©. kann auf die behauptete Ermächtigung des Mannes zur Abſchließung 
eined Kaufvertrages über einen Theil des Stammvermögens der Gattin nicht 
geſchloſſen werden [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 2. September 1863, Nr. 6013 (1779 G.-U.). Wenn audy 
der Mann nad 88. 91 u. 1238 B. ©. als gefeglicyer Vertreter und Bermögend- 
verwalter feiner Gattin gemäß $. 1239 ibid. einem anderen bevolmädtigten Sach⸗ 
walter gleihzupalten ift und daher $. 1008 auch auf ihn Anwendung findet [Schluß- 
folgerung], bedarf er doc Feiner befonderen Vollmacht feiner Gattin, um Namens 
berfelben ein ſchon beſtehendes Servitutsverhältnig anzuerkennen, weil darin bloß 
n — in das bereits geſchehene Aufgeben des Rs. des Höherbauens ge⸗ 
egen iſt. 

Entſch. v. 5. Februar 1862, Nr. 473 (1477 G.⸗U.). Der Ehegatte 
ift Fraft der Vermutung des $. 1238 B. ©. zur zeitweiligen Ueberlafjung der 
Realität feiner Ehegattin an einen Dritten allerdings berechtigt. 

Entfd. v. 19. Juni 1860, Nr. 5591 (1151 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 9101 ex 1878. 

Entſch. v. 7. Mai 1856, Nr. 3414 (992 ©.-U.)., Da nad $. 1237 
B. ©. dem Manne das vollftändige Egth. des in Barem beftehenden Heirats- 
gutes gebührt, allfällige Re. des Gatten gegenüber dem Leiftungspflictigen nicht 
audgetragen werden Können, fo bedarf der Mann behufs Legitimation zur Einklagung 
des Heiratögutes nicht des Beitritts der Gattin. — Auf die nicht von ben Par- 
teien vorgebrachte Einwendung, daß die eheliche Gemeinjchaft nicht mehr beftehe, 
kann nicht von Amtswegen Bedacht genommen werben. 

Entf. v. 29.. December 1858, Nr. 11172 (692 G.-U.). Es ift zu 
vermuthen, daß die der Gattin von ihren Manne übergebenen Schmudſachen 
ihr von ihm gefchenft wurden. Gerade mit Rüdfiht auf die Bermuthung des 
$. 1238 8. ©. kann diefe Annahme nicht dadurch erfgüttert werden, daß ber 
Mann diefe Pretiofen forgfältig verwahrte ꝛc. Es können derlei Umftände höcd- 
ſtens daran zweifeln laſſen, bann aber gerade der in $. 1247 ibid. aufgeftellten 
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Rechtsvermuthung Raum geben, daß bie Schmuckgegenſtände der Gattin geſchenlt 
feien. Die fpäter von dem Gatten erfolgte Verpfändung ann obige Annahme 
nicht aufheben. Die erwähnten Schmudſachen find ſonach als Egth. ver Gattin 
aus der Bſchft. des Mannes auszuſcheiden. 
\ 
(8. 1239 — vgl. bei 8. 1338 cit.) 
8. 1839. Der Ehegatte wird in Rüdfigt einer folgen Verwaltung zwar überhaupt wie 
ein anderer bevollmächtigter Sachwalter angefehen,; doch haftet er nur für das Stammgut 
oder Capital. Ueber die während der Verwaltung begogenen Nutungen ift er, wenn es nicht 
ausdrücklich bedungen worden, feine Rechnung fhuldig; dieſe wird vielmehr bis auf den Tag 
der aufgehobenen Verwaltung für berichtigt angefehen. 


Entfd. v. 25. Jänner. 1871, Nr. 650 (4034 ©.-U.). Der Mann if 
nad 88. 1238—1239 B. ©. auch ohne befondere Vollmacht zur Ybwehr eines 
Eingriffes in den Beſitz der Gattin berechtigt und daher zur Beſitzſtörungsklage 
Namens der Gattin Iegitimirt. 

Entfd. v. 12. November 1869, Nr. 11165 (3564 ©.-U.). Die Ab- 
weifung der erften feitens der Ehegattin eingebrachten Klagen auf Rechnunge- 
legung wurde Mangels einer von ihr vor Unftelung der Klage abgegebenen 
die geſetzliche Vermuthung ($$. 1238 u. 1239 B. ©.) aufhebenven Erklärung 
auögefproden. Jene Klage jelbft aber ift eine für die nachfolgende Zeit wirffanie 
Willenserklärung der Gattin, denn das ©. fchreibt für den Widerfprucd gegen 
die erwähnte Bermuthung keine befondere Form vor. — Der Klage auf Rech— 
nungslegung für die neue Periode fteht fein exceptio rei judicatae entgegen. 

Entjd. v. 10. Yänner 1866, Nr. 70 (2362 ©.-U.). Das von einem 
Ehegatten dem anderen eingeräumte Miteigenthum an einer Liegenfchaft verleiht 
dem Legteren feinen Anſpruch auf die bei dem Tode der Erſteren vorhandenen, 
nod während der Ehe getrennten Früchte des Gutes (8. 1230 B. ©.). 

Entf. v. 2. September 1863, Nr. 6013 (1779 ©.-U.). Wenn aud 
der Mann nah 88. 91 u. 1238 B. ©. als gefegliher Vertreter und Ber- 
mögensverwalter feine Gattin gemäß $. 1239 ibid. einem anderen bevollmäd- 
tigten Sachwalter gleich zu balten ift und baher $. 1008 auch auf ihn Anwen- 
bung findet [Schlußfolgerung] — bedarf er doch feiner Gefonderen Vollmacht feiner 
Sattin, um Namens verfelben ein ſchon beflehendes Servitutsverhältniß anzu⸗ 
erkennen, weil darin bloß ein Sichfügen in das bereits gefchehene Aufgeben des 
RE, des Höherbauens gelegen ift. 


(4. 1240 — vgl. 88. 1080; 91, 520 ©. @.) 

8. 1840. Auch die Ehegattin ift nicht fhulbig, den Fruchtgenuß, den fie ihrem Manne ab» 
getreten, aber während der Ehe felbft bezogen hat, zu verrechnen; es fteht aber den Ehegatten 
frei, dergleichen ſtillſchweigend eingegangene Berwaltung einzuftellen. 

Entſch. v. 17. Juni 1857, Nr. 5243 (390 G.⸗U.). Obſchon nad 
8. 1240 8. ©. die Gattin nicht ſchuldig ift, den Fruchtgenuß, den fie ihrem 
Manne abgetreten, aber während der Ehe felbft bezogen hat, zu verrechnen, Tann 
fie von der Rechnungslegung, und außer dem Falle einer ausprüdlihen Verzicht 
leiſtung dann nicht losgezählt werden, wenn es fih um eine von ihr geführte Ver- 
waltung über das Vmgn. ihres Mannes handelt, fei es, daß tiefe in Folge 
eines Auftrages ober im Interefie des Vmgns. ftatthatte (Führung des Geſchäftes 
während einer langjährigen Krankheit des Mannes). 


(6. 1841 — vgl. bei 8. 1240 cit.) 
8. 1841. In dringenden Fällen, ober bei Gefahr eines Nachtheiles, Tann dem Ehemanne 
die Verwaltung bes Vermögens, felbft wenn fie ihm ausdrücklich und auf immer verwilligt 
worden wäre, abgenommen werden. Hingegen ift auch er befugt, der unorbentlihen Wirth: 
ſchaft feiner Gattin Einhalt zu thun, und fie unter den gefeglihen Vorſchriften fogar als Ber- 
ſchwenderin erflären zu laſſen. 
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Entf. v. 17. Juni 1857, Nr. 5243 (390 ©.-U.; P. S. 1002). 
Die Epegattin iſt verpflichtet, über die Verwaltung des Vmgns. ihres Ehemannes 
Rechnung zu legen. 


6. Witwengeßaft. 
(6. 1248 — vgl. n. 91, 798, 1243, 1246; 519, 687; 1418 ©. ©.) 
3. 1248. Das, was einer Gattin auf den Ball des Witwenftandes zum Unterhalte beſtimmt 
wird, Heißt Witwengehalt. Diefer gebührt der Wittve gleich nach dem Tode des Mannes, und 
fol immer auf drei Monate vorhinein entrichtet werden. 


Entfd. v. 15. Juni 1864, Nr. 4206 (1931 ©.-U.). Das der Ehe- 
gattin für ihren künftigen Witwenftand zugefiherte Wohnungsrecht fällt unter den 
gefeglich aufgeftellten Begriff des Witwengehaltes (88. 1242; 92 B. ©.). Zur 
Giltigkeit aller Ehepacten, wit Ausnahme des Erbvertrages, find die Formlich⸗ 
keiten einer legten Willenserklärung nicht erforberlih (88. 1217, 1249 ibid.). 


(8. 1843 — vgl. 4. 1886; 691 8.0) 
8. 1243. Der Witwe gebührt noch durch fech® Wochen nad dem Tode des Mannes, und 
wenn fie ſchwanger ift, bis nad Verlauf von ſechs Wochen nach ihrer Entbindung bie ge» 
woöhnliche Verpflegung aus der Berlaffenfhaft. &o lange fie aber diefe Verpflegung genießt, 
Tann fie keinen Witwwengehalt beziehen. 

Entf. v. 14. Sänner 1863, Nr. 8343 (1639 ©.-U.). Die Begünſti⸗ 
gung des $. 1243 B. ©. gründet fih auf die dem Manne im $. 91 ibid. 
auferlegte Verpflichtung, feiner Gattin den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, 
und bezwedt, daß felbe nad den Tode des Mannes nicht plöglih dem Noth- 
Rande preiögegeben, oder aus dem Genuße der angemefjenen Berpflegung geſetzt 
werde. Die Witwe erlangt biefes R. mit dem Tobestage ihres Gatten und 
ber fpäter etwa erfolgte Ausbrud des Concurfes über feine Vſchft. kann ihr felbes 
nicht wieder entziehen, fondern hat nur die Wirkung, daß fle dieſes vor Aus- 
bruch des Concurfes ihr bereits erwachfene R. nun gegen die Concursmaffe 
geltend machen muß. Unter dem Worte „Vſchft.“ ift im $. 1243 cit., zu 
Folge des $. 531 ®. ©. der Inbegriff der nicht höchſt perfänlichen Re. und Ber- 
bindlichkeiten eines Berftorbenen im Allgemeinen, und nicht ein folder Nachlaß 
ober Erbſchaft zu verftehen, bei weldhen das Vmgn. ven Schulvenftand überfteigt, 
fonft würde es im $. 1243 flat „aus der Vſchft.“ zwedmäßiger Iauten: 
„von dem Erben“. 


& 1344 — vgl. 9. 198 8. ©.) 
8. 1244. Benn die Witwe fi verehelicht; fo verliert fie das Recht auf ben Witwengehalt. 


Entſch. v. 7. November 1855, Nr. 10924 (P. ©. 1003). Ein ver 
Ehegattin vom Manne auf feinen Todesfall unbedingt und ohne Beitbeftim- 
mung eingeräumtes Ausgeding ift nicht als Witwengehalt anzufehen. 


Siderfiellung des Heiratsgutes, der Widerlage und des Witwen- 
gehaltes. 
(8. 1245 — vol. 68. 162, 280; 1820, 1878, 1874 ©. ©.) 
3. 1245. Ber bad Heiratögut übergibt, iſt berechtiget, bei der Uebergabe; oder wenn in 
der Folge Gefahr eintritt, von demjenigen, ber es empfängt, eine angemeffene Sicherſtellung 
zu fordern. Vormünder und Euratoren einer pflegebefohlenen Braut können bie Sicherſtellung 
des Heiratögutes, und ebenfo der bebungenen Wiberlage und des Witwengehaltes ohne Ge⸗ 
nehmigung des obervormundſchaftlichen Gerichtes nicht erlafien. 


Entf. v. 3. September 1879, Nr. 5858 (Adv. Zig. 1879, Nr. 23). Der 
Beweis des Empfanges des Heiratögutes kann nad) $. 1 ©. v. 25. Juli 1871, 
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Nr. 76 R. ©. B., nur durd einen darüber aufgenommenen Notariatsact er 
bracht werben. Der hierüber aufgetragene Haupteid ift daher unzuläffig. Da 
demnad der Empfang des Heiratsgutes nicht erwiefen wird, der Richter aber das 
©. von Amtöwegen anwenden muß, und alfo auf Sicherſtellung eines Heirats- 
gutes, defien Empfang widerfprohen ift, Mangels eines Beweifes bes Letzteren 
nicht erfennen Tann, ift bie Klage auf Sicyerftellung des Heiratsgutes wider ben 
Gatten abzumweifen. 

Entſch. v. 4. December 1877, Nr. 3907 (©. Ztg. 1878, Nr. 72). Da 
Gellagter ſich verpflichtet hat, den Betrag von 3000 fl. nad ber 
Trauung als Heiratögut zu bezahlen, fo muß er zur Zahlung des 
eingellagten Betrages nebft Berzugszinfen verhalten werben, ohne 
daß ed darauf anfommt, ob fi Kläger eines Undankes gegen ihn 
ſchuldig gemadt hat, weil diefer Umftand nur bei Schenfungen von 
Einfluß ift (8. 948 B. ©.), während der Bater gefeglih verpflidtet 
ift, feiner Tochter ein Heiratsgut zu geben (8. 1220 ibid.). Da aber 
nad $. 1245 ibid. für das Heiratsgut Sicherheit verlangt werben 
kann, fo war dieſe Leiſtung zur Bedingung für die Verpflichtung ber 
Zahlung zu madhen, jedoch nur rüdfihtlih des Capitals, nicht aud 
rädfihtlih der Zinfen, da für die legteren das ©, keine folde Be- 
fimmung enthält. 

Entf. v. 26. Mai 1869, Nr. 5783 (3425 ©.-U.). Die Sicerftellung 
des Heiratögutes auf einer Realität gibt dem Befteller desfelben im Falle ter 
executiven Verſteigerung ber Realität nicht dad R., die Zurüdgabe des Heiratd- 
gutes zu fordern, fonbern nur jenes, auf die Sicherftellung für den eventuellen 
Rückfall zu dringen. 

Entſch. v. 4. Juli 1865, Nr. 5208 (2216 ©.-U.). Auch die Ehegattin 
hat Anfprud auf Sicherftellung des Heiratsgutes. Wenn ver $. 1245 9. ©. 
erflärt, daß derjenige, welcher das Heiratsgut übergibt, berechtigt ift, bei ber 
Uebergabe eine angemefjene Sicherſtellung zu fordern, fo if hiermit keineswegs 
ausgeſprochen, daß diefes R. nur dem Befteller des Heiratsgutes zuftehe; dad ©. 
träumt vielmehr hier die erwähnte Berechtigung aud dem Befteller des Heirats- 
gutes ein, weil es bei dieſem das natürliche Intereſſe an der Erhaltung der 
Subftanz des Heiratögutes für diejenige Perfon vorausfegt, welcher im Falle der 
Auflöfung der Ehe das Heiratögut entweder nad dem Vorbehalte und der Ber 
fimmung des Beſtellers oder nad) der Anordnung des Gs. zuzufallen hat. Die 
Frage aber, ob und unter welchen Bedingungen aud bie Ehegattin kraft des nad) 
dem Tode des Gatten ihr ſelbſt oder im Falle ihres früheren Ablebens ihren 
Erben nad} $. 1229 ibid. zuftehenden Rs. auf das Heiratsgut von dem Gatten die 
Sicerftellung des erhaltenen Heiratögutes zu fordern berechtigt fei, wird durch 
ben $. 1245 ibid. nicht berührt, am wenigften im verneinenden Sinne ent- 
fhieden, fondern nad den allgemeinen Rechtsgrundſätzen Über bie Berechtigung 
zum Anſpruche auf Sicherſtellung zu beurtheilen fein und es genügt hier darauf 
binzumeifen, daß das ©. felbft im $. 1260 ibid. eines Falles gevenft, in welchem 
ber Ehegattin der Anfpruh auf Sicherftellung des Heiratögutes für den Fall 
der Auflöfung der Ehe gebührt. : 


Schenkungen nnter Ehegatten und Berlobten. 


6. 1246 — vol. 86. 948, 944, 956; 98. 847 u. ff., 19601206 ©. @.) 

8. 1316. Die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Schenkungen zwiſchen Ehegatten wird nad 
den für Schenkungen überhaupt beftehenden Geſetzen beurteilt. 

Entſch. v. 15. Juni 1864, Nr. 4206 (1931 ©.-U.). Nur zur Giltigkeit 

des Erbvertrages ift bie Beobadtung der Förmlichkeiten eines Tefte- 
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mente® und zwar eines ſchriftlichen, vorgefhrieben (8. 12498. ©.). Zur 
Siltigkeit der anderen Ehepacten, welde im 8. 1217 ibid. ausdrück— 
li al Bige. bezeichnet find und nad dieſem und den folgenden Para- 
graphen aud die Fruchtnießung auf den Todesfall nud den Witwen- 
gehalt zum Gegenftand haben können, find die Förmlichkeiten einer 
legten Willenserklärung nit erforberlihd. Das für den Witwen- 
ftand zugefiherte Wohnungsredht fällt aber unter den im 8. 1242 
ibid, aufgeftellten Begriff des Witwengehaltes. In der Einräumung 
desſelben in den Ehepacten liegt daher feine legtwillige Verfügung, 
fein-Bermädtniß, fondern ein Btg., und zwar ein zweifeitig ver- 
bindlicher (feine Schenkung), obgleich die vermögenslofe Braut, jegt 
Witwe, ihrem Bräutigam nichts zubringen fonnte; denn ald Eher 
pact wurde er eben nur in Abfiht auf die eheliche Verbindung ge> 
fhloffen, durch welche die Gattin Pflichten auf ſich genommen 
bat (8. 92 ibid.). 


(6. 1247 — vol. #6. 45; 531; 947-954 8. G. und bei $. 1246 cit.) 
8. 1248. Bas ein Mann feiner Ehegattin an Schmud, Ebelfteinen und anderen Koftbar- 
keiten zum Puß gegeben bat, wirb im Zweifel nicht für gelehnt, fondern für geſchenkt ange- 
fehen. Wenn aber ein verlobter Theil dem andern, oder auch ein Dritter dem einen ober 
andern Theile in Rückficht auf die künftige Ehe etwas zufichert oder ſchenket; fo kann, wenn 
die Ehe ohne Berſchulden des Geſchenkgebers nicht erfolgt, die Schenkung widerrufen werben. 


Entfd. v. 14. März 1872, Nr. 2032 (4520 ©.U.), Das R. des 
Bräutigams, die Schenkungen an feine Braut zu widerrufen, welches ihm allerdings, 
wenn die Ehe ohne fein Verſchulden nicht zu Stande kam, zuflünde, geht auf 
feine Erben nicht über, weil es in bloß perfönlichen Verhältniſſen gegründet ift 
(8. 531 8. G.). [Schlußfolgerung.] 

Entſch. v. 3. December 1867, Nr. 10310 (©. 9. 1868, Nr. 10). 
Der von dem Cheverlöbnifie zurüdteetende Theil hat dem andern auch bie zur 
gemeinſchaftlichen u des Haushaltes gegebenen Beträge zu erfegen 
(88. 46 u. 143 ©. 

Entſch. v. b. Fr 1863, Nr. 2465 (1704 Sl). 8. 1247 3. ©. 
handelt nur von Zufiherungen und Schenkungen, welche in Rüdfiht auf die künftige 
Ehe, welde in Borausfegung ihres Zuſtandekommens gemacht wurden; findet 
daher keine Anwendung, wenn es ſich um eine Zufiherung für ven Fall ver 
Nichteingehung einer Ehe Handelt, wo dann die Anwendung bes $. 45 ibid. in 
Frage kommt, 

Entſch. v. 29. December 1858, Nr. 11172 (692 G.U.) Es ift zu 
vermuthen, daß die der Gattin von ihrem Manne übergebenen Schmuchſachen ihr 
von ihm geſchenkt wurden. Gerade mit Rüdfidht auf die Vermuthung bes 
8. 1238 B. ©. kann diefe Annahme nicht dadurch erfchlättert werden, daß ber 
Mann diefe Pretiofen forgfältig verwahrte 2c. Es können derlei Umftände höchſtens 
zweifeln laflen, dann aber gerade der in 8. 1247 ibid. aufgeftellten Redts- 
vermuthung Raum geben, daß die Schmudzegenflände der Gattin geſchenkt feien. 
Die fpäter an dem Gatten erfolgte Berpfändung kann obige Annahme nicht auf- 
beben. Die erwähnten Schmuckſachen find fonad als Egth. der Gattin aus der 
Berlaffenfhaft des Mannes auszuſcheiden. 


Wechſelſeitige Veflamente. 
G. 1248 — vgl. 6. 588; 98. 581, 716; 1254 8. ©.) 
8. 1248. Den Ehegatten ift geftattet, in einem und bem nämlichen Teftamente ſich gegen- 
feitig oder auch andere Perſonen als Erben einzufegen. Auch ein ſolches Teftament ift wider. 
ruflich; es Tann aber aus ber Widerrufung des einen Theile® auf bie Widerrufung de® andern 
Theiles nicht geſchloſſen werden (8. 583). 


II. heil. 28. Haupiſt. Ehepacte. 88. 1247, 1248. 943 


Plenar⸗Entſch. v. 2. Iuli 1878, Nr. 3837 (Manz'ſche Slg.). In 
der Erwägung, daß 8. 1, lit. a ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. B. 
die Ehepacten — deren Definition im 8. 1217 B. ©. enthalten ift- 
— im Auge bat und bie dafelbft erwähnten Rechtsgeſchäfte nur in- 
foweit umfaßt, als diefelben ven Gegenſtand eines eigentlihen Vtgs. 
bilden; in der Erwägung, daß demnad die Erbfolge unter den Ehe- 
pacten, trogdem darin von berfelben gefproden wird, außer dem 
Falle, daß fie durd einen Btg. wie dieß bei dem Erbvertrage 
(8. 1249 ibid.) zutrifft, geregelt erfheint, nicht mit inbegriffen fein 
kann und daß vielmehr ein unter Ehegatten errichtetes wechſelſeitiges 
Teftament, deffen der 8. 1248 ibid. erwähnt, wenn aud diefer legte 
genannte Paragraph in dem 28. Hauptſtücke des B. ©. Aufnahme 
fand, als ein Ehepact niht anzufehen if, da einem folden Teſta— 
mente das effentielle, harakteriftifhe Merkmal eines Vigs., näm- 
li die Annahme eines Berfprehens mangelt und dasfelbe jederzeit 
von ein oder dem andern Ehegatten bezüglich ihrer eigenen Ver- 
fügungen widerrufen werden fann, weßhalb anzunehmen if, daß die 
betreffende Befimmung einzig und allein deßhalb in dad von ben 
Ehepacten handelnde Hauptftüäd des B. ©. aufgenommen murde, 
weil fie von ber im $. 583 ibid. feftgefegten Regel zu Gunften ber 
Eheleute eine Ausnahmsbeftimmung normirt — fand ber oberfle Ge 
richtöhof, daß die untergerichtlihen Urteile, mit denen erfanut wurde, 
baß das wechſelſeitige Teftament der Eheleute N. N. ungiltig fei, 
weil dasjelbe nicht mittelft Notariatsactes errichtet wurde, offen» 
bar mit bem obcit. 8. 1, lit. a ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. B. 
im Widerſpruche fliehen und daß fomit eine offenbare Ungeredtigkeit 
vorliegt. — Mit diefer Begründung wurde einzutragen, beſchloſſen in's Sprud- 
repertorium Rr. 99: Der 8. 1lit.a ©. v. 25. Yuli 1871, Nr. 76 R. G. B., 
findet auf wedfelfeitige, zwifhen Ehegatten errichtete Teftamente 
(8. 1248 B. ©.) keine Anwendung. 

Entf. v. 17. November 1871, Nr. 7868 (4324 G.-U.). In einen 
wechſelſeitigen Teftamente, wie dem vorliegeuden, iſt den Ehegatten nad 8. 1248 
B. ©. geftattet, ſich gegenfeitig oder andere Perfonen als Erben einzufegen. 
Der legtere Fall ift bier infofern eingetreten, als für den Fall des Todes bei- 
der Gatten die Erbſchaft ihren nädften Verwandten zugedaht wird. Diefe mit 
dem $. 1248 ibid. vereinbare Beſtimmung enthält noch keine Subftitution, ſon⸗ 
bern nur eine einfache Exbseinfegung auf den Fall, dag kein Ehetheil Erbe des 
anderen fein kann. Die fideicommiſſariſche Subftitution befleht nad) $. 608 ibid. 
in der dem Erben auferlegten Verpflichtung, bie angetretene Erbſchaft nach feinem 
Tode oder in anderen beftimmten Fällen einem zweiten ernannten Erben zn hinter 
laſſen. Für die Auflage einer folhen Berpflihtung fpricht jevod keine Hechte- 
vermnthung, fondern fie muß aus dem deutlichen Inhalt des legten Willens 
erſchloffen werten. Der Wortlaut des Teftamentes bietet aber hierzu feinen 
Anhaltspunkt; den bie Einfegung des fremten Erben für den Fall des Tores 
beider Teftatoren hat ihren Grund nicht im der vorgängigen Einfegung des einen 
Ehetheiles zum Erben des anderen, fonbern in dem felbflfländigen R. jedes der 
beiden Gatten, fih den Erben zu beſtimmen. — Wollte man demungeachtet in ber 
Berufung des dritten Erben eine Subftitution fehen, fo wäre fie, weil mindeſtens 
zweifelhaft ausgebrädt, fo auszulegen, daß die Freiheit des inftituirten Erben, über das 
Egth. zu verfügen, am wenigften eingefhräntt wird (8. 614 ibid.), und könnte daher 
nur al® gemeine, feinesfals als fiveicommiffarifhe Subftitution aufgefaßt werden. 

Entfd. v. 11. Yäuner 1870, Nr. 8352 (3651 ©.-U) Die in den 
Ghepacten getroffene Beltimmung, daß nad) finderlofem Ableben eines Theile 
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ber ganze Nachlaß dem anderen Theil zufallen foll, ift ungeachtet mangelnden 
Verzichts auf den Widerruf vermöge der Vertragsnatur unwiderruflich; die weitere 
Anordnung hingegen, daß der Überlebende Ehetheil 1000 fl. den nächſten Ber- 
wandten zuwenden fol, muß davon getrennt betrachtet werben und ift ein wider⸗ 
rufliches Vermaͤchtniß. 

Entſch. v. 3. October 1866, Kr. 6875 (2627 ©.U.). Da nad) $. 1248 
3. ©. ein wecjelfeitiges Teftament auch in einen Ehevertrag aufgenommen 
werden kann, darf aus ber Aufnahme einer Erbeinfegung in den Ehevertrag nicht 
die Unwiderruflichkeit berfelben, als einer vertragsmäßigen, gefolgert werben 
(88. 1249 u. 1254 ibid.), wenn nicht ein Berziht auf den Widerruf, ober eine 
fonftige Anventung der Unwiderruflichkeit in den Ehepacten enthalten ift. 

Entſch. v. 3. März 1863, Nr. 1085 (1662 ©.-U.). Aus ver Be- 
zeihnung der noch andere Beftimmungen enthaltenden Ehepacte als „Vtg.“ kaun 
für die rechtliche Natur der weiterd noch darin enthaltenen Erbeinfegung nichts 
gefolgert werben. Der Tendenz ber Freiheit des Egthrs. keine eugen Gränzen 
zu fegen entſprechend ift im Zweifel eine Verfügung nicht als Erbvertrag, fon- 
bern als wechfelfeitiges Teftament aufzufafien. 

Entfd. v. 11. März 1857, Nr. 1899 (311 ©.-U.; P. ©. 1005). 
If in einem Chevertrage die Beftimmung enthalten, daß Ehegatten ſich wechlel- 
feitig zu alleinigen Erben ihres ganzen Vmgns. einfegen, fo gilt diefe Beftim- 
mung als ein wechfelfeitiges Teſtament und nicht ald Erbvertrag, wenn nit das 
Gegentheil erwiefen wird (88. 1253 u. 655 8. ©.). 

Entſch. v. 15. März 1850, Nr. 781 (P. ©. 1004). Ein wechſelſeitiges 
Teftament unter Ehegatten kann auch mündlich errichtet werben. 


Srdverträge. Erforderniffe zur Giltigkeit des Erbvertrages. 
tl. , 679—581, 685, 6875 ’ Ar. 
Otte. a6: 5. 6, DEh 1616 Tegtnfigungen ber stiltdrirnemenle mmarwensöer auf Gröpertrige) B 160” 
8. 1249. Zwiſchen Epegatten ann auch ein Erbvertrag, wodurd der künftige Nachlaß, oder 
ein Theil desfelben verſprochen, und das Berfprechen angenommen wird, gefchloffen werben 
(8. 602). Zur Giltigleit eines folhen Vertrages ift jedoch nothwendig, daß er fehriftlic mit 
allen Erforderniſſen eines fchriftlichen Teftamentes errichtet werbe. 
Siehe auch die Entsch,en bei 3. 1248. 


Entf. v. 8. October 1878, Nr. 6061 (©. Big. 1879, Nr. 81). Be 
fand und Inhalt eines verlorenen Erbvertrages können nicht durch Haupteid er⸗ 
wiefen werden. Der angeblih ver Klägerin in Berluft gelommene Erbvertrag 
bebürfte nad $. 1249 B. ©. zu feiner Giltigkeit, daß er ſchriftlich mit allen 
Erforderniffen eines ſchriftlichen Zeftamentes errichtet werde. Da aber nad dem 
8. 594 ibid. ein Erbe oder Legatar in Rüdficht des ihm zugedachten Nachlaſſes 
fein fähiger Zeuge ift und eine folhe Verfügung, um giltig zu fein, von vem Erbl. 
eigenhändig gefchrieben oder durch drei, von den im $. 594 ibid. benannten, 
von der Zeugenfhaft bei Iegtwilligen Anordnungen ausgefhlofienen Berfonen, 
verſchiedene Zeugen beftätigt werden muß, der von ber Klägerin verfuchte Beweis 
durch Zeugen über den Inhalt des fraglichen Erbvertrages gänzlich mißlungen 
if, durch den oben angeführten Haupteid aber zugleich die Thatjache feftgeftellt 
werben follte, daß ter Gatte der Klägerin dieſer feinen ganzen Nachlaß durch 
jenen Erbvertrag zugewendet habe, dieſe Thatfahe jedoch überhaupt durch bie 
Ausfage der Klägerin nad) $. 594 ibid. auf rehtömirkfame Weife nicht bezeugt 
werben fann, fo erſcheint auch der Haupteid der Klägerin, wodurch biefe That 
face zum Gegenftand der Beweisführung gemacht wird, nah dem ©. unzuläffig 
(8. 130 a. ©. O.). 

Entſch. v. 14. Juni 1870, Nr. 7003 (3812°6.-U.). Von ten im 
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fpäteren Teftamente bedachten Kindern erfter, und den im früher errichteten „Ehe- 
und Erbvertrag* eingefeßten Kindern zweiter Ehe ift nad) $. 126 Abh.-Pat. und 
8. 713 B. ©. den Rindern zweiter Ehe die Klägerrolle zuzuweifen, weil bie 
Erbeinfegung der Kinder zweiter Ehe in den Ehepacten — im Gegenfage zur 
wechfelfeitigen der Ehegatten — auch nur ein Teſtament find. 

Entf. v. 3. October 1866, Nr. 6875 (©. Ztg. 1867, Nr. 38). Die 
Aufnahme einer wechſelſeitigen Erbeinfegung in einen Ehevertrag macht an und 
für fich diefelbe noch nicht zum Erbvertrage, und ift, infoweit nicht die gefeglichen 
Erforderniſſe des Iegteren vorhanden find, demnach die Erbeinfegung widerruflic. 

Entfd. v. 24. Mai 1866, Nr. 4551 (2500 ©.-U.). $. 1229 8.©. 
flelit wohl die Regel auf, daß das Heiratsgut nad dem Tode des Mannes der 
Ehefrau, und wenn fie ver ihm ftirbt, ihren Erben heimfällt; er fegt aber auch 
feft, dag die Erben der Gattin von dieſem Anſpruch ausgefhloffen find, wenn 
dieß ausdrüdlich beftimmt wurde. Die vießfällige Beſtimmung, daß der Mann 
nichts herauszugeben habe, wenn bie Frau erſt nah dem zweiten Jahre ber Che 
ſtirbt, bedarf zu ihrer Giltigkeit nicht der Teflamentsform, melde Form nach 
88. 602 u. 1249 B. ©. nur für Beflimmungen, die einen Erbvertrag ent 
halten, erfordert wird. Hier aber handelt es fi nit um einen quoten Theil 
des Naclafjes der Gattin, fondern um das Heiratögut, deffen Rüdftelung nicht 
aus dem Grunde eines Erbrechtes, fondern kraft des durch gemeinen Big. er 
worbenen Rs. verweigert wird. 

Entf. v. 25. April 1866, Nr. 2172 (Sch. ID). Zur Redtswirkfamteit 
eines Btgs. über eine Gütergemeinfcaft zwifhen Ehegatten genügt die Mitfertigung 
zweier Zeugen. 

Entf. v. 15. Yuni 1864, Nr. 4206 (1931 ©.-U.), Nur zur ©il- 
tigleit des Erbvertrages ift die Beobadtung der Förmlichkeiten 
eines Teftamentes, und zwar eines fhriftlihen vorgefhrieben (8. 1249 
B.©.). Zur Biltigfeit der anderen Ehepacten, welde im $. 1217 ibid. 
ausprüdlih als Btge. bezeichnet find und nad dieſem und benfolgenven 
Paragraphen aud die Fruchtnießung auf den Todesfall und den Wit- 
wengehalt zum Gegenſtand haben können, find bie Förmlichkeiten einer 
legten Willenserllärung nidt erforderlih. Das für den Witwen- 
fand zugefiherte Wohnungsreht fällt aber unter den im $. 1242 
ibid. aufgeftellten Begriff des Witwengehaltes. Inder Einräumung 
desjelben in den Ehepacten liegt daher feine legtwillige Verfügung, 
tein Bermädtniß, fondern ein Btg., und zwar ein zweifeitig ver- 
bindlider (feine Schenkung), obgleich die vermögenslofe Braut, jegt 
Witwe, ihrem Bräutigam nichts zubringen konnte; denn ale Ehe— 
pact wurde er eben nur in Abfiht auf die ehelihe Verbindung ge— 
ſchloſſen, durch welche auch die Gattin Pflihten auf fih genommen 
babe ($. 92 ibid.). Ä 

Entf. v. 10. December 1863, Nr. 8839 (1838 G.-U.). Im einem 
Epevertrage lönnen aud zu Gunſten dritter Perfonen Anordnungen auf ben 
Todesfall getroffen werben; die Erbrechte dieſer tritten Perfonen können aber 
nit aus dem Erbvertrage ald folhen, fondern nur aus dem in denſelben ent 
baltenen Teftamente abgeleitet werben. 

Entf. 3. v. März 1863, Nr. 1085 (1662 ©.-U.). Es ift überhaupt 
dem Geifte des B. ©, entfprehend, der Freiheit des Egihrs. in der 
Verfügung mit feinem Egth. feine engen Gränzen zu fegen, wıe 3.8. 
die 88. 860, 384, 614 ibid. zeigen. Demnad ift audy eine zweifelhafte 
Stelle in einer Urkunde fo auszulegen, daß die gedachte Freiheit des 
Egthrs. möglihft gewahrt bleibe, was mehr der Fall bei einer wider- 
ruflichen Erbeinfegung, als bei dem Erbvertrage if. Deßhalh 
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mäffen and, wo ein Erbvertrag behauptet wird, bie Vorſchriften des 
8. 1249 ibid.. genau beobadtet und insbefondere ausprädlih gegen- 
feitig der künftige Nachlaß verfprogen und das Berfprehen ange- 
nommen werben. 

Entſch. v. 24. April 1862, Nr. 1554 (1511 G.-U.). Wenn es fi 
um das Erbredt in Betreff öſterreichiſcher Realitäten handelt, ift bie Wirkung 
eines Erbvertrages uach öſterreichiſchem R. zu beurteilen, wenn glei) derſelbe 
zwiſchen Ausländern im Auslande geſchloſſen wurde ($. 37 B. ©.). 

Entf. v. 15. Februar 1860, Nr. 1350 (1084 ©.-U.). Ein als Ro- 
tariat3act nah Vorſchrift der Not. D. errichteter Erbvertrag ift giftig, wenn er 
aud nur von zwei gejeglich fähigen Zeugen unterfertigt wurde, weil dem Notar 
die Eigenſchaft eines volllemmen glaubwürdigen Zeugen für alle vor ihm und in 
feiner Gegenwart errichteten und beftätigten Rechtsgeſchäfte zugeſprochen werben 
muß. [Die Frage, ob bie Borfchrift des 8. 1249 B. ©. durd 88. 59 u. 60 
ver früheren Not. DO. berührt worden fei, wurde nicht gelöft.] 

Entf‘. v. 30. September 1857, Nr. 8363 (Manz’ihe Slg.), eingetragen 
in's Judicatenbuch Nr. 29: Die Vorſchrift des 8. 1487 B. G., wor nach 
das R., eine Ecklärung des letzten Willens umzuſtoſſen, binnen 
3 Zahren bei ſonſtiger Big. geltend gemacht werden muß, findet 
aud in Bezug auf Erbverträge und auf Schenkungen auf den Todes- 
fallt Anwendung. 

Entf. v. 2. Auguſt 1854, Nr. 7855 (P. ©. 1009). Chepacten, bie 
zugleich einen Erbvertrag enthalten, müſſen, um giltig zu fein, alle Erfordernifſe 
eines fohriftlihen Teftamentes an ſich tragen. n 

Entf. v. 27. Mai 1853, Nr. 5089 (PB. ©. 1001). Ein Big. unter 
Ehegatten, durch welden dem überlebenden Theile nad dem Tode des anderen 
ein R. auf die Hälfte des gemeinfchaftlih erworbenen Vmgns. eingeräumt wird, 
ift allerdings als ein Erbvertrag anzufehen. 

Entſch. v. 10. Jänner 1853, Nr. ? (P. ©. 1010). Wenn zwifchen 
Ehegatten ein Erbvertrag geſchlofſen worden ift und ein Theil mittelft eines auf 
diefen Erbvertrag geſchriebenen, mit den gefeßlihen Förmlichkeiten eines Teſta— 
mentes verfehenen Beifages den anderen Ehegatten auch zum Erben des ihm 
nad dem ©. zur freien legtwilligen Verfügung vorbehaltenen reinen Bieritheiles 
der Vſchft. einfegt, fo ift diefe Verfügung als ein giltiged Teftament anzufehen. 

Entf. v. 12. März 1852, Nr. 2139 (P. ©. 1011). Eltern, welde 
in einem von ihren Kindern errichteten und von ihnen genehmigten Erbvertrage 
auf den Pflichttheil verzichteten, können den Erbvertrag nicht wegen Abganges 
einer gefeglichen Förmlichkeit beftreiten. 

Entfd. v. 2. Mai 1851, Nr. 3301 (P. S. 1006). Zur Giltigkeit 
eines Erbvertrages ift die Zuziehung von drei Zeugen nothwendig, vor melden bie 
Parteien den Auffag als ihrem Willen gemäß beftätigen und fowie die Zeugen 
fohin zu unterſchreiben haben. \ 


G. 1250 — vgl. 88. 566-574; 865, 868; 538, 634, 758, 799; 1258 8. ©.) 


8. 1250. Ein pflegebefohlener Ehegatte kaun zwar die ihm verfprodene, unnachtheilige Ber- 
toffenfaft annehmen, aber die Verfügung Über feine eigene Verlaſſenſchaft kann, ohne Ge- 
nehinhaltung des Gerichtes, nur infofern beftehen, als fie ein gültiges Teſtament if. 


Borfärift über die eingerüten Bedingungen. 
G. 1251 — vgl. 68. 897900, 901—937 ©. 8.) 


8. 1251. Was von Bedingungen bei Berträgen Überhaupt gefagt worden ift, muß auch auf 
Erbverträge zwiſchen Ehegatten angewendet werben. 


= II. Theil. 28. Hauptſt. Ehepacte. 88 1250-1253. 947 


Wirkung des Erbverfrages. 

($. 1258 — vgl. 96. 638, 602; 588-545; 278, 536; 547, 548, 823—8%4; 1249; 1487 8. ©.) 

8. 1252. Ein ſelbſt den Iffentlihen Büchern einverleibter Erbvertrag hindert den Ehegatten 

nit, mit feinem Bermögen fo lange er lebt, nach Belieben zu fhalten. Das Recht, welches 

daraus entfteht, fegt den Tod des Erblaffers voraus; es kann von dem Vertragerben, wenn 

er den Erblaffer nicht liberlebt, weder auf Andere Übertragen, noch der künftigen Erbſchaft 
willen eine Sicherſtellung geforbert werben, 

Entf. v. 30. September 1857, Nr. 8363 (1037 ©.-U.). [Wortlaut:] 
Wenngleih 8. 1487 B. ©. bei Aufzählung jener Klagen, welde in 3 Jahren 
verjähren, die Anfechtung eines letzten Willens erwähnt, die eine® Erbvertrages 
dagegen übergeht, muß tod wegen ber Gleichheit ver Wirkungen des Erb⸗ 
vertrages in Bezug auf Dritte angenommen werben, daß die Beftimmung biefer 
Geſetzesſtelle auch für ihn gelte. Der Erbvertrag ift zwar bezüglich der Vertrags. 
erben unwiderruflich, allein er hat mit dem fchriftlihen Teftamente nicht bloß die 
äußere Form, fondern aud die Wirkung gemein, von der Erbſchaft, mag nun 
daneben ein Teftament vorhanden fein oder nicht, Alle auszuſchließen, welde auf 
jenen Theil des Nachlaſſes Anfprud machen, über den dur den Erbvertrag 
verfügt ift. In der That ftellen die 88. 533 u. 799 ibid., indem fie den Exrb- 
vertrag neben ben Titeln für Erwerbung des Erbrechtes anführen, ihn dem 
Teftamente gleih, und an dieſer Gleichſtellung kann umfoweniger gezweifelt 
werben, weil 8. 534 ibid. das Zufammentrefjen beider bei Antretung und Eins 
antwortung derfelben Erbſchaft als zuläffig anfleht, und die 88. 1252 u. 1253 
ibid. dem kraft eines Erbvertrages ſuccedirenden Ehegatten den Namen und 
fomit aud die Eigenfhaft eines Erben beilegen. Ueberbieß gelten bezüglich des 
Erbvertrages alle jene Gründe, welche für bie im $. 1487 ibid. rückſichtlich ver 
Teftamente getroffene geſetzliche Verfügung gelten. Es ift nämlid tax, daß ber 
Dritte, welder, fei es nun burd ein Teftament oder einen Erbvertrag, in feinen 
R.en ſich verlegt -glaubt, in beiden Fällen dieſelbe Möglichkeit hat, von dem Act 
Kenntniß zu erlangen, feine Giltigkeit zu prüfen, und fid) die Mittel zur An— 
fehtung und zur Befeitigung der für die Geltendmachung feines vermeintlichen 
RE. entfpringenden Hinderniffe zu verfhaffen; ebenfo gewiß verlangt aber 
andererfeit® in beiven Fällen gleihmäßig die Gerechtigkeit, daß die Klage nur 
innerhalb eines beſchränkten Zeitraumes angeftellt werben könne, damit nicht der 
Beſitz der Erbſchaft allzulange ungewiß bleibe und hierdurch die Spur der frage ' 
lihen Thatſachen, die Erinnerung an die einzelnen Daten nicht verwiſcht werden, 
damit alfo dem Ehegatten der volle Gebraud der ihm zur Verfügung ſtehenden 
Bertheidigungsmittel gewahrt und dem Richter nit die zu fpät angerufene 
Entſch. allzuſchwer, wenn nicht gar unmöglich werbe. 

Entfd. v. 13. Auguft 1852, Nr. 7599 (PB. ©. 1013). Wenn in einem 
Ehevertrage zwiſchen Ehegatten zugleih Vermächtniſſe für dritte Perſonen an⸗ 
geordnet ſind, ſo entſpringt aus demſelben für den überlebenden Gatten keine 
vertragsmäßige Verbindlichkeit zu deren Entrichtung. Es ſteht ihm vielmehr 
frei, nach dem Tode des anderen Ehegatten die Erbſchaft auf Grund des Erb» 
vertrages unbedingt oder bebingt anzunehmen, oder auch ganz auszuſchlagen. Im 
legten Falle haftet er den Legataren gar nicht, fondern dieſe haben ihre Ver⸗ 
mädtnißanfprüde nur gegen bie gefeglichen Erben des Berftorbenen, bie fih 
etwa als Erben erklärt haben, geltend zu machen, oder falls auch biefe die Erb- 
ſchaft ausſchlagen, fih der Beftimmung des $. 726 B. ©. zu bevienen. 


(8. 1253 — vgl. #6. 549; 718 8. ©.) 


8. 1258. Durch den Erbvertrag Tann ein Ehegatte auf das Recht, zu teftiren, nicht gänzlich 
Verzicht thun. in reiner Biertheil, worauf weder ber Jemanden geblihrende Pflichttheil, 
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noch eine andere Schuld haften darf, bleibt kraft des Geſetzes zur freien Iegten Anordnung 

immer vorbehalten. Hat der Erblafler darüber nicht verfügt; fo fällt er doch nicht dem Ber- 

tragserben, obſchon die ganze Verlaſſenſchaft veriprogen worden wäre, fondern den gefegligen 
ö Erben zu. 

Entſch. v. 26. Jänner 1870, Nr. 766 (3686 ©.-U.). Bon dem Nach⸗ 
laß des mit Hinterlaffung einer durch Erbvertrag auf dad ganze Bmgn. ein- 
gefegten Gattin, Hinterlafjung einer Mutter und von Geſchwiſtern Berftorbenen 
wurde durch das Obergericht der Mutier als Pflichttheil */, ('/, von der Hälfte 
des ganzen Nachlaſſes) den Gefhwiftern "/, desfelben eingeantwortet. Der oberfte 
Gerichtshef wies der Mutter und den Gejhwiftern je "/, zu, weil der Pflicht- 
teil der Mutter, welder ihr allerdings ungefchmälert bleiben muß, wegen bes 
ber Witwe auch bei gefegliher Erbfolge zufallenden Bierteld (88. 758 u. 766 
3. ©.) nur mit '/, von der Hälfte von ®/, berechnet werden darf, d. i. 
(ER YXIM RE X NY alſo gleich) "/, des Nachlaſſes. 

Entſch. v. 3. October 1866, Nr. 6875 (2627 G. U.). Auch aus dem 
Umftande, daß in einer Anordnung der im $. 1253 8. ©. enthaltenen Beſchrän⸗ 
fung nicht gedacht wurbe, erfcheint im Zweifel die Annahme geredhtfertigt, daß 
kein Exbvertrag, fonbern ein wechſelſeitiges Teftament errichtet worden fei [Schluß- 
folgerung]. 

. es. v. 28. April 1863, Nr. 2765 (©. H. 1864, Nr. 68 u. 69). 
Die in einem Erbvertrage unter Landleuten getroffene Beftimmung: der über- 
lebende Ehegatte „ſolle nady den Lanbeögefegen erben“, kann nit bahin ver- 
landen werben, derfelbe folle nur den gefeglihen Anfpruh nad $. 758 B. ©. 
haben, fondern viefelbe muß dahin ausgelegt werben, daß er das R. zu erben 
infoweit haben folle, als es die Ge. zulaflen, nämlid auf Alles, mit Ausnahme 
bes nach 8. 1253 ibid. ber freien Verfügung vorbehaltenen vierten Theiles der 
Berlaflenihaft (8. 914 ibid.) [?]. 

Entſch. v. 16. October 1860, Nr. 12226 (1208 ©.-U.). Der über 
lebende Ehegatte, welder auf Grund eines Erbverirages, in dem für den Fall 
des finderlofen Todes des einen Ehegatten dem anderen Theile der gefammte 
Nachlaß zugedacht ift, feine Erbserlärung zum ganzen Nachlaſſe Überreiht, muß 
gegen die gefeglihen Erben, welche fih zum vierten Theile der reinen Berlaffen- 
ſchaft erbserflärt haben, im Nechtöwege ald Kläger auftreten. 

Entfd. v. 27. September 1860, Nr. 11445 (1199 ©.-U.). Den Ehe 
pacten zwiſchen min. Brautleuten, in denen über das ganze Vmgn. gegen- 
feitig teflirt wird, fann die obervormundfchaftlihe Ratification nit ertheilt 
werden, da hierdurch auch über das nad) 8. 1253 B. ©. ver freien legten An- 
ordnung vorbehaltene reine Viertheil des Nachlaſſes verfügt if, und die Auf- 
nahme tiefer gefegmwibrigen Beſtimmung in der Folge Anlaß zum Procefle 
geben Tann. \ 

Entf. v. 24. Mai 1860, Nr. 4018 (Sch. D. Der Umftand, daß in 
einem Erbvertrage feine Berzichtleiftung auf ben Widerruf vorkommt, ift ganz 
unerheblich, weil die Vegebung des einfeitigen Widerrufs nah 8. 1254 B. ©. 
wohl die Eonfequenz des geſchloſſenen Erbvertrages ift, das ©. aber nit vor- 
ſchreibt, daß eine ſolche Berzichtleiftung, wie bei Schenkungen auf den Todes- 
fall (8.966 ibid.), fo auch bei Erbverträgen in der Bertragsurfunde felbft ent 
halten fein müſſe. 

Entf. v. 11. März 1857, Nr. 1899 (311 G. U.). Den Verwandten, 
welche nach $. 1253 8. ©. /, des im Ehevertrag dem Gatten zugewendeten 
Nachlaſſes beanſpruchen, obliegt zu beweifen, daß jene Beftimmung im he 
vertrag, welche durch die Aufnahme in denſelben nad $. 1217 ibid. noch feines: 
wegs als vertragsmäßige erſcheint, cin Erbvertrag und nicht vielmehr ein wechſel⸗ 
feitiges Teftament fei, wie im Zweifel vermuthet werben muß ($$. 6 u. 655 ibid.). 
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Entf. v. 10. Jänner 1853, Nr. ? (P. ©. 1010). Wenn zwiſchen 
Ehegatten ein Erbvertrag geſchloſſen worden ift, und ein Theil mittelft eines auf 
dieſen Erbvertrag gefchriebenen, mit den gefeglihen Förmlichkeiten eines Teſta⸗ 
mentes verfehenen Beifages den anderen Ehegatten aud zum Erben des ihm 
nad dem ©. zur freien legtwilligen Verfügung vorbehaltenen reinen Bierttheils 
der Bſchft. einfegt, fo ift diefe Verfügung als ein giltiges Teſtament anzufehen. 


.  GErlöfhung desfelden. 


(8. 1864 — vgl. 98. 1264—1288, 1444; 718; —— 20 799, 05; 775, TT7, 778; 786 B. G.; 4. 136 


8. 1254. Der Erbvertrag kann zum Nachtheil des andern Gatten, mit dem er gefchloflen 
worden iſt, nicht widerrufen, fondern nur nach Borſchrift ver Gefege entkräftet werben. Den 
Notherben bleiben ihre Rechte, wie gegen eine andere legte Anorbnung vorbehalten. 

Entf. v. 11. Jänner 1870, Nr. 8352 (3651 ©.-U.). Die in einem Erb» 
vertrage getroffene Bermächtnißanorbnung ift jederzeit wiberruflih ($. 713 B. ©.). 

Entſch. v. 27. März 1866, Nr. 2073 (2428 G.-U.). Gegenüber ber 
Negel der Widerruflichkeit legtwilliger Anordnungen erſcheinen die Beftimmungen 
ver 88. 956, 1249 u. 1254 B. ©. als Ausnahmen. 

Entf. v. 30. September 1857, Nr. 8363 (1037 ©.-U.). Die Bor- 
fhrift des 8. 1487 B. G., wornad Klagen, womit eine letztwillige Anordnung 
angefochten wird, in 3 Jahren verjähren, findet aud auf die Anfechtung eines 
Erbvertrages Anwendung. $. 1254 ibid, fteht diefer Auffaflung nicht ent 
gegen (88. 538, 799; 534; 1252, 1253; ratio legis $. 1487 ibid.). 

Entfd. v. 13. Auguft 1852, Nr. 7599 (©. Zig. 1852, Nr. 148). 
Aus der Anordnung von Bermädtniffen in einem Erbvertrage entfpringt für den 
Gatten feine Verpflichtung, die Erbſchaft anzunehmen. Die Legatare haben 
nur nad) deſſen Antretung einen Anfprud gegen ven Vertragserben. 


Iruchtnießung auf den Todesfall (Advitalitätsrehte). 
@. 1255 — vgl. 68. 509-520; 88. 1249—1254 [1]; 1256 ©. ©.) 
8. 1255. Wenn ein Ehegatte dem andern die Fruchtnießung feines Vermögens auf den 
Ball des Ueberlebens ertheilet; fo wird er dadurch in der freien Verfügung durch Handlungen 
unter Lebenden nit beſchränkt; das Recht der Fruchtnießung (88. 509520) bezieht fih nur 
auf den Nachlaß des frei vererblicden Vermögens. 


(4. 1256 — vgl. bei 8. 1865 cit.) 
8. 1256. Wird aber die Fruchtnießung eines unbemweglihen Gutes mit Einwilligung des 
Berleihers den öffentlichen Büchern einverleibt; fo Tann dieſelbe in Hinficht dieſes Gutes nicht 
mehr verkürzt werben. 


5 (4. 1887 — vol. $. 485 8. ©.) 

8. 1257. In dem Falle, daß ber Überlebende Theil fi wieder verehelichet, oder die Brucht- 
nießung einem Andern abtreten will, haben die Kinder des verftorbenen Ehegatten das Recht, 
su verlangen, baß ihnen biefelbe gegen einen angemeflenen jährlichen Betrag überlafſen werde. 


Entf. v. 14. April 1869, Nr. 4026 (3778 ©.-U.). Der Frucht⸗ 
genuß felbft iſt fein Gegenſtand des Heiratsgutes. Denn ſchon nad) dem 
allgemeinen Sprachgebraudye verfteht man unter Vmgn. nicht auch eine bloße 
Rente, und damit flimmt bie Terminologie des B. ©. überein (8. 288, 299). 
[$. 1257 ibid, ?] 


G. 1288 — vgl. u. 767-789; 9. 806 ©. ©.) 
8. 1858. in Ehegatte, welcher auf die Fruchtnießung der ganzen Verlaffenihaft bes audern 
Ehegatten, ober eines Theiles derſelben Anſpruch macht, hat kein Recht, ben ihm in dem 
Falle ver geſetzlichen Erbfolge von bem Gefege ausgemefienen Antheil zu fordern (85. 757-759). 
Riehl, bürgl. Befegb. erl 61 
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Entf. v. 31. Mai 1871, Nr. 6625 (4186 ©-M.). Der auch nur 
aus bem ©. erhobene Anſpruch des Aberlebenden Ehegatten anf den Nachlaß bes 
verftorbenen Chetheiles ift nah bem Zufammenhange ber 88. 1757—759 u. 
1258 8. ©., ſelbſt wenn er nur auf den Fruchtgenuf von einem Theile ber 
Berlaffenfchaft gebt, als Anfprud eines aliquoten Theile derfelben, mithin als 
ein wahrer Erbtheilsanſpruch zu betrachten. 


Einkindſchaft. 
(8. 1259 — vol.. 878, 879 8. @.) 
8. 19259. Die Einkiudſchaft, Das if, ein Vertrag, wodurch Kinder aus verfchiedenen Ehen 
in ber Erbfolge einander gleich gehalten werden follen, hat keine vehtlige Wirkung. 


Abfonderung des Wermögens in dem Falle: 
1. eines Eoncurfes; 

(6. 1260 — vgl. 96. 1287, — 1229; 1243, 145; 1361, 1268 ©. @.: . 49 u. 50.6. A v. 25. December 

1868, Mr. 1 9. 8. ®. für 1869; 98. 16, 17 u. 54 Einf. @. num &. @.) 
8. 1260. Benn über das Vermögen eines Mannes bei feinen Lebzeiten ein Concurs er» 
öffnet wird; fo kann die Epegattin zwar noch nicht die Zurüdftelung des Heivatögutes und 
die Herausgabe der Widerlage, fondern nur die Sicperftellung für den Fall ber Auflöſung 
der Ehe gegen bie Gläubiger verlangen. Sie ift überdieß berechtigt, von Zeit der Eoncurs“ 
eröffnung den Genuß bes witiblichen Unterhaltes, und wenn einer bebungen ift, den Genuß 
des Heiratsgutes anzufprehen. Diefer Anſpruch auf ven einen, oder den andern Genuß Hat 
aber nicht ſtatt, wenn bewieſen wird, daß die Ehegattin an dem Verfalle der Bermögensum- 

flände des Mannes Urſache fei. 


—— ©. Z. lauten: $. 49. Die a dem Chemame vor Eröffnung des Con⸗ 
curſes Er eine te ee aber iche Erklärung, daß er ‚abe, muß, wm 
Sunften ber er Be —5** Seiner gegen die Be Sen eis —— — B. G.), —* 

weder zur ine de Heiraföguteh jend ein beim der Goncurd« 


eröffnung € ig m und * —— a bieier Sendrung garntber ver —— bi —* BL u 


Kaufmanned — ehe prase ee irte 

— Ye Ehrtragung in daB — nen m gan F. reist Beftimmt. "ie 
in eines Kaufmanneß, deren Ehepacten in dem Handelsregifter ginge na G. 16 inf. &. zum 

diefer Eintragung vorangehenden Hanbelögläubdt; en sten he ade weldher — aus der 


hat ben 
EEaEUH EEE EN 

Entid. v. 23. November 1875, Nr. 7512 (5916 ©.-U.). Rad 8. 1260 
8. ©. kann die Ehegattin, wenn ber Ehemann in Concurs verfiel, noch nicht 
die Zurüdftellung des Heiratsgutes verlangen; allein bie nad $. 1229 ibid. 
nad) dem Tode des Ehegatten eintretenden Re, bleiben ihr ungeſchmälert. Cs 
befteht alfo ein Forderungsrecht der Ehegattin bezüglich ihres Heiratsgutes wider 
ihren Gatten, beziehungsweife gegenüber der Concursmaſſe desſelben [Schluf- 
folgerung]. 

Entf. v. 15. April 1871, Nr. 2224 (Sch. IN). Wenn über das 
Bmgn. ded Mannes zu feinen Lebzeiten ein Concurs eröffnet wird, fo ift bie 
Ehegattin auf Grund ber Ehepacten nur bie gerichtliche Hinterlegung des auf 
ihre Forderung an Heiratögut und Widerlage entfallenden Betrages zu begehren 
berechtigt. 

Entf. v. 4. Yuli 1865, Nr. 5208 (2216 ©.-U.). Daß durch 8. 1245 
B. G. der Anſpruch der Ehegattin auf Sicherftellung des ihr nad $. 1229 
ibid. zuftehenden Ns. auf das Heiratögut feitens des Gatten nicht berührt wird, 
ergibt fih aud aus $. 1260 ibid., worin eines Falles gedacht wird, in welchem 
ber Ehegattin der Anfpruh auf Sicherſtellung des Heiratsgutes für den Fall 
der Auflöfung der Ehe gebührt. 

Entf. v. 1. December 1863, Nr. 8582 (1884 ©.-U) Bor Wirk⸗ 
famfeit des H. ©. flanden die Privatglänbiger des öffentlichen Geſellſchafters 
einer Firma ben Gläubigern der Firma nur darin nach, daß fie Bloß anf den 
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Antheil ihres Schuloners am Hanbelsvermögen, bie Firmagläubiger dagegen auch 
auf jenes ber Abrigen Geſellſchafter greifen konnten ($. 1203 B. &.). 

Entf. v. 8. Jänner 1857, Nr. 64 (272 ©.-U.; P. ©. 1017). Ueber 
das bloße Geſuch des Coneursmaſſeverwalters barf über das Bmgn. der Ehe 
gattin des Cridatars ohne vorläufigen Beweis ihrer Berſchuldung oder gefell- 
ſchaftlichen Geſchaͤftsverbindung mit dem Ehemanne, weder der Eoncurs eröffnet, 
noch eine Tagfagung zur Mitdringung des Activ- und Paffioftandes nad 8. 3 
ber ©. D. angeorbnet, fondern es müflen diefe Fragen vorerft im Rechtswege 
ausgetragen werben. 

Entf. v. 14. Mei 1852, Nr. 4065 (P. ©. 1019). Die vor Ein 
gehung einer Handelsgeſellſchaft gegen einen der Öffentlichen Gefellihaft auß deffen 
Ehepacten entftandenen Anfprüde feiner Gattin können, wenn bie Handelsgefell⸗ 
ſchaft in Concurs verfällt, nicht aus dem Handlungsvermögen, fondern nur aus 
dem in bie Concursmaſſe einbezogenen Privat oder Sondervermögen dieſes Ge⸗ 
ſchaͤftes befriedigt werben. 


@. 1201 — 291.1. 12418. ©) 


8. 1361. Verfält vie Gattin mit ihrem Wermögen in den Eoncurs; fo bleiben die Ehe» 
pacten unverändert. 


(8 1968 — vgl. #9. 1294, 1236; 1286 0. ©.) 

8. 1363. Iſt zwiſchen den Ehegatten eine Gemeiuſchaft der Güter bedungen; fo Hört die⸗ 
ſelbe durch den Eoncure des einen oder des andern Ehegatten auf, und das zwiſchen ihnen 
gemeinſchaftliche Bermögen wird, wie bei dem Tode getpeilt. 

Entf. v. 8. Iumi 1876, Nr. 6864 (©. 9. 1876, Nr. 71; 6173 
G.⸗U.). Beim Beſtande einer allgemeinen Gütergemeinfhaft zwiſchen Ehegatten 
iſt im Falle des Concurſes des Einen derſelben, das Vermögen des Anderen in 
die Concurdinventur einzubeziehen. Die Berufung biergegen auf $. 1236 3. ©. 
trifft nicht zu, weil diefer Paragraph nur die Rechtsfolgen beftimmt, welche ein= 
treten, wenn auf bie dem einen Ehegatten allein gehörige Liegenfhaft für ven 
anderen Ehegatten zwar nicht da Miteigentyum, wohl aber das R. zur Gier 
gemeinschaft in die Öffentlichen Bücher eingetragen wird und durch denſelben bie 
Beftimmungen ber 88. 1234 u. 1235 ibid. nicht berührt werben. Nach 8. 1262 
ibid. hat die zwifchen den Ehegatten beftandene allgemeine Gütergemeinfchaft durch 
die Eröffnung des Concurfes Über das Bmgn. des Mannes aufgehört und das 
zwiſchen denfelben gemeinfcaftlihe Bmgn. ift wie bei dem Tode zu theilen, nad 
ben 88. 1234 u. 12865 ibid. find aber bei der durch den Tod eines Ehegatten 
erfolgten Auflöfung der beftandenen allgemeinen Gütergemeinſchaft alle Schulden 
bes einen und des anderen Ehegatten noch vor ber Theilung von bem ganzen 
gemeinſchaftlichen Bmgn. abzuziehen und vom fohin allenfalls verbleibenden Reſte 
der auf jeden Ehegatten noch entfallende Antheil zu berechnen. 

Entf. v. 24. Mai 1876, Nr. 6231 (6158 ©.-U.). Im Falle ber 
ſtehender allgemeiner Gütergemeinſchaft ift bei Ausbruch des Eoncurfes über das 
Vmgn. eined Gatten dad ganze gemeinfame Bmgn. in die Concursmaſſe einzu- 
beziehen, da nad 8. 1262 B. G., wenn zwifchen den Ehegatten eine Gemein- 
ſchaft der Güter bebungen wurde, das zwiſchen ihnen gemeinfchaftlihe Vmgn. 
wie bei dem Tode getheilt wird; nad $. 1235 ibid. bei einer Gemeinſchaft, die 
fih wie bier, auf da® ganze Vmgn. bezieht, vor der Theilung alle Schulden 
ohne Ausnahme abzuziehen find und in biefer Beziehung im 8. 1235 ibid. ein 
Unterfchied nicht gemadht ift, ob das die Gütergemeinſchaft der Ehegatten umfaflende 
Vmgn. ein bewegliche oder ein unbewegliches if; für die entgegengefegte Be⸗ 
hanptung aber aus dem 8. 12386 ibid, ein Grund nicht abgeleitet werben kann, 
weil derſelbe Iebiglich eine Ausnahme von dem im 8. 1234 ibid. anfgeftellten 
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Grundfage, die Gütergemeinfhaft unter Ehegatten werde in der Regel nur anf 
den Todesfall verftanden, ftatuiet, übrigens ber bezogene $. 1236 ibid. auf ven 
Fall gar nicht paßt, wenn nicht da8 R. der Gattin zur Gemeinfchaft überhaupt, 
fondern ihr Miteigenthum an ven Liegenſchaften intabulirt if; weil ferner chne 
Einbeziehung des Vmgns. des nicht in Concurs verfallenen Gatten in vie Concurs- 
maffe des anderen Gatten die gefeglich vorgefchriebene, nady Abzug aller Schulven 
vorzunehmende Theilung des gemeinfhaftlihen Vmgns. nicht ausführbar wäre. 
Die Anmerkung diefer Einbeziehung des Vmgns. der Gattin in die Concurs⸗ 
maffe ihres Gatten im Grundbuche findet durch die Beflimmung des $. 88 
€. DO. und 8. 20, lit. b ©. ©., welder nur eine beiſpielsweiſe Aufzählung 
der als zuläffig anzufehenden grundbücerlihen Anmerkungen enthält, umfomehr 
ihre Rechtfertigung, als in Folge der Einbeziehung in die Concursmaſſe das per- 
ſönliche Verfügungsreht des anderen Xheiles hinſichtlich derſelben beſchränkt 
werden ſoll. 

Entſch. v. 29. October 1875, Nr. 8409 (5897 G.« U.). Auch während 
des Beftandes einer Gütergemeinfhaft unter Ehegatten, viefelbe mag in Bezug 
auf das Gefammtvermögen jedes der Ehegatten eine gegenwärtige oder nur auf 
den Todesfall wirkfame fein, ift die Klage auf Aufhebung der Gemeinfchaft des 
Egths. an einer beftimmten Realität, woran das Egth. je zur Hälfte für beide 
Ehegatten einverleibt ift, zuläffig. 

Entf. v. 19. Auguft 1875, Nr. 8826 (5838 ©.-U.). Da nad) $. 1262 
®. ©. eine zwifhen den Ehegatten bebungene Gütergemeinfhaft, fobalb ein 
Ehegatte in Concurs verfällt, aufzuhören und die Thellung des gemeinſchaftlichen 
Vmgns. wie beim Tode des einen oder anderen Ehegatten einzutreten hat; da 
im legteren Falle und bei beftandener allgemeiner Gütergemeinfchaft nach 88. 1234 
u. 12835 ibid. ale Schulden des einen und des anderen Ehegatten ohne Aus- 
nahme nod vor ber Theilung von dem ganzen gemeinſchaftlichen Umgn. abzu- 
ziehen unb nur von dem Reſte die auf jeven Ehegatten entfallenden Tangenten 
zu berechnen find; fo ift nad der Concurseröffnung über das Vmgn. bed einen 
Gatten, die Einbeziehung des Vmgus. beider Ehegatten im Sinne ver 88. 86 
u. 92 €. O., dann des $. 104 Abh. Pat. gerechtfertigt, ebenfo die grundbücher⸗ 
lihe Anmerkung der vorläufigen Einbeziehung der Realitäten des zweiten Ehe⸗ 
theils in die Concursmaſſe geſetzlich zuläffig und zur thunlichſten Sicherung der 
Concursmaſſe nothwendig. Dagegen ift, nachdem bie Rechteverbindlichkeit der 
Ehepacten beftritten, auf den bisher grundbücherlichen und factifhen Beſitz ſich 
berufen und aus biefen Gründen gegen deflen Uebergabe in die Verwaltung ſich 
beſchwert wird, vorläufig zur Cinvernahme der Reeurrentin und des Concurs— 
mafjeverwalter8 eine Tagfagung anzuorbnen, bei biefer die Recurrentin zur 
fpeciellen Angabe der angefprohenen Bermögensobjecte und der Gründe, aus 
welchen fie diefelben einer fremden Verwaltung und insbefondere jener des Eon- 
cursmaſſeverwalters als gefeglih entzogen erachtet, aufzufordern, der Letztere 
darüber zu vernehmen und fohin erſt auf Grund einer allfeitig Hargeftellten 
Sadjlage über das Begehren ber fofortigen Uebergabe und über die künftige 
Verwaltung diejer genau zu-bezeihnenden Bermögensobjecte zu beſchließen. 

Entf. v. 3. Juni 1875, Nr. 2921 (6746 G.-U.). Nachdem in den 
Ehepacten beide Theile eine allgemeine, fhon bei ihren Lebzeiten 
wirlfame Öütergemeinfhaft, vermöge welder ihr damaliges Vmgn. 
und Alles, was fie nad der Hand erwerben oder fonft auf rechtliche 
Weiſe an ſich bringen werden, ein beiden Theilen gemeinſchaftliches 
Out fein follte, gefhloffen haben, war die beflagte Ehegattin aller- 
dings verpflichtet, das, was fie als väterlihe und mätterlihe Erb- 
ihaft ausbezahlt erhielt und bei Schließung ber Ehepacten nod 
befaß, in die Gemeinfhaft einzutragen, mithin der gemeinfhaftlihen 
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Berwaltung zu unterziehen (88. 1233, 1177, 1178, 833—842 8. ©.). 
Allein der nicht auf Einlegung des Barvermögens in die Gemein- 
fhaft, fondern Herausgabe ber Hälfte desfelben aus der Oemein- 
ſchaft gerichteten Klage des Ehegatten fehlt jede rechtliche Begrün— 
dung; denn nad 8. 8380 ibid. kann der Kläger die Aufhebung der 
Gemeinſchaft niht verlangen, weil diefe gemäß Ehepacten auf Lebens- 
zeit eingegangen ift und nad 88. 831 u. 1262 ibid. nur burd ben 
Tod oder den Concurs über das Bmgn. eines Theiles aufgehoben wird. 

Entf. v. 17. Jänner 1871, Nr. 9757 (4017 ©.-U.). Eine während 
ber Ehe in das Vmgn. eines Ehegatten geführte Execution hebt nad dem ©. 
die zwiſchen ven Gheleuten beftehende Gütergemeinfhaft nicht auf und begründet 
keine Theilung des Bmgns., welche das durch ben Gütergemeinſchaftovertrag ent» 
ſtandene R. zur Erlöfhung bringen würde. Daraus folgt, daß bie im Exe⸗ 
eutiondwege verfteigerte Haushälfte des Mannes, welche von der Beklagten er- 
fanden und ihr Egth. geworben ift, ein von ihr während der Ehe erworbenes 
Bmgn. bildet, welches, wie bie auf Grund der Ehepacte ihr zugefchriebene andere 
Haushälfte der ſtipulirten Gütergemeinfchaft unterliegt, daher in Folge des über 
das Vmgn. des Mannes eröffneten Concurſes nach den Beſtimmungen ver 88. 1262, 
1234 u. 1235 B. ©. nad Abzug der beiberfeitigen Schulden zu theilen und 
zu diefem Behufe in die Concursmaſſe einzubeziehen ift. Eben dieſes gilt nad} den- 
felben gefeglihen Veftimmungen von dem Übrigen Vmgn. der Bellagten. 

Entſch. v. 3. April 1867, Nr. 2026 (2770 ©.-U.). Bei dem Beftande 
ber allgemeinen Gütergemeinſchaft, vermöge welcher nach eröffnetem Concurſe über ' 
das Vmgn. des Ehemannes das gemeinfhaftlihe Bmgn. wie beim Tode zu 
theilen (8. 1262 B. ©.), mithin von demfelben vor der Theilung alle Schulen 
ohne Ausnahme abzuziehen wären (5. 1235 ibid.), ftellt fi die Forderung ber 
klagenden Gattin auf Grund eines ihr nach erridteter Gütergemeinſchaft ausge- 
flellten, auf der dem Cridar gehörigen Realitätenhälfte intabulirten Schulpfcheines 
zugleich al8 eine vom gemeinfamen Vungn. abzuziehende Schuld dar, fo daß fie 
nur im Falle eines verbleibenden Neftes vom Gemeinfhaftsvermögen aus dem Titel 
der Gütergemeinfchaft eine Herauszahlung anfprechen Tann; denn ba die Güter- 
gemeinfhaft ihre Wirkfamfeit äußert, ift die Forderung ebenfo wie die Schuld 
als eine gemeinfhaftliche anzufehen, fo daß eine die andere aufhebt. 

Entf. v. 3. April 1867, Nr. 2027 (3771 ©.-U.). Bei dem Beſtande 
einer allgemeinen Gütergemeinfhaft kann die Ehegattin weder eine auf ihren 
Namen Iautende grumdbücherlich verficherte Forderung an den Gatten, noch aud) 
die in die Gemeinſchaft mitgebrachten Fahrniſſe als ihr Alleineigenthum aus der 
Concursmaſſe ihres Mannes fordern, fondern fie hat nur Anfprud auf Theilung 
des Reſtes, welcher nach Abzug aller von ihr ober ihrem Manne gemachten 
Schulden von dem gemeinfhaftlihen Bmgn. verbleiben würde. 


2. einer freiwilligen; 

@. 1268 — vgl. 88. 108-105 8. G. [8. 206 Cfegef. für Ratholiten v. 8. October 1856].) 

8. 12683. Wenn Ehegatten Übereinkommen, gefhieben zu leben, fo hängt es auch von ihrem 
Einverftändniffe ab, welches immer zugleich zu treffen iſt (SS. 108—105), ob fie ihre Ehepacte 
fortdauern laflen, oder auf welche Art fie diefelben abändern wollen. 

Entf. v. 7. October 1859, Nr. 10877 (889 ©.-U.). Die freiwillig 
geſchiedene Gattin hat in feinem Falle Anfprud auf Erhöhung der in dem ge- 
teoffenen Uebereintommen feftgefetten Alimente. Wenngleich der Mann nad) 8.91 
B. ©. während der Dauer der ehelichen Gemeinfchaft verpflichtet ift, ber Gattin 
nad) feinem Vmgn. den anftändigen Unterhalt zu verſchaffen, ift doch in ben 
88. 105, 106, 1269 n. 796 ibid. umd ver ah. Entſchl. v. 12. September 1840 
befttmmt, ob und in welhem Maße ihn diefe Verpflichtung auch nach erfolgter 
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» Scheidung treffe. Im Falle einer freiwilligen Scheidung werben nad ben G.en 
($. 1263 ibid.) die auf den Unterhalt ſich bezieheuden Bebingungen gänzlich 
dena Uebereinfommen der Ehegatten überlaflen. Diefes Uebereinlommen ift aber 
eine unerläßlihe Vorausfegung ber freiwilligen Scheidung, und es Tann fo wenig 
bei biefem Btg. wie bei irgend einem anderen einem Contrahenten geftattet 
werben, ohne Zuftimmung bes anderen Theile von ben vereinbarten Bedingungen 
wieber abzugeben. Die entgegengefegte Auffaffung würde dahin geführt haben, 
daß das G., welches bie freiwillige Scheidung nur dann zuließ, wenn bie Ehegattey 
über bie vermögensrechtlihen Bedingungen einverftanden waren, häufig umgangen 
worden wäre. Sie möchte ferner dahin führen, daß ber ſchuldloſe Ehemann 
getäufcht würde, welcher, um einem Proceſſe zu entgehen, ver die Schuld feiner Gattin 
dawgeihan und fomit den Berluft ihres Unterhaltsanfprudyes mad fi gezogen 
hätte (a. Entſchl. v. 12. September 1840), in die freiwillige Scheidung im 
guten Glauben an vie beſcheidenen Auſprũche der Gattin eingeht [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 21. September 1859, Nr. 9682 (867 ©.-U.). Wenn in Folge 
fpäteren vechtöfräftigen Urtheiles das bei ber früheren einverftännlichen Scheibung 
getroffene Uebereintommen aufgehoben wirb, verlieren zwar auch bie Beſtimmungen 
über das Maß der Alimentation ihre Wirkfamfeit, aber ver Gattin bleibt nad) 
8. 91 3. ©. der gefeglihe Anſpruch wenigſtens anf den nothwendigen Lebens- 
unterhalt. $. 92 ibid. fleht diefem Ausfpruche nicht entgegen, weil ber gemein- 
fame Haushalt mit Einwilligung bed Maunes aufgehoben wurde, 


sder 3. einer gerichtlichen Scheidung; 

. 1264 — vgl. $. 108; 88. 107, 117; 830 ©. ©.; Hofb. v. 4. Mai 1841, Nr. 581, v. 5. Detober Kr. 285 
ER 2 du Wnhi 100 L 1ois Ri Be amd 0. Tu Suil aber, Fine ke Ta Dil. ©; ©) 
s. 1964. ft aber auf die Scheidung durch richterlicdes Urteil erfannt worden, und trägt 
kein Theil, oder jeder Theil Schuld an der Scheidung; fo kann ein oder ber andere Ehegatte 
verlangen, daß die Ehepacte für aufgehoben erklärt werben, worüber von bem Gerichte ſtete 
ein Bergleich zu verfuchen ift (8. 108). Iſt ein Theil ſchuldlos; fo fteht demſelben frei, die 
Fortfegung oder Aufhebung der Ehepacte, ober nad Umftänden ben angemeflenen Unterhalt 

zu verlangen. 


Entf. v. 7. Auguft 1872, Nr. 6982 (4680 G.⸗U.). Die Stipulation 
einer Oegenleiftung ift mit der Widmung ber Realitäten als Heiratsgut vollkom⸗ 
men vereinbar. Die nah 8. 1053 B. ©. zum SKaufvertrage nothwendigen 
weſentlichen Erforberniffe find nicht vorhanden. Demgemäß haben bie im 
28. Hauptft. des II. Theils ibid. in Betreff des Heiratögutes enthaltenen Be- 
flimmungen volle Anwendung zu finden und es mußte fohin, da durch richterliches 
Urtheil auf die beiderſeits verfhuldete Scheidung erfannt, von der Klägerin die 
Aufhebung der Ehepacte verlangt und der vorfhriftsmäßig vwerfuchte Vergleich nicht 
erzielt wurde, biefe Aufhebung nah $. 1264 ibid. ausgefprohen, und in Folge 
deſſen der Geklagte ſchuldig erfannt worben, bie ala Heiratögut ber Gattin erhaltenen 
beiden Wirthſchaften der Letzteren zurüdzugeben (8. 1229 ibid.). Diefe Ber« 
pflichtung Tann dadurch nicht alterirt werben, daß der Geklagte, wie er behauptet, 
die das Heiratögut bildenden Realitäten während feines Beſitzes meliorirt und 
überhaupt in Folge dieſes Beſitzes mehrfältigen Aufwand gemacht und auch ver= 
ſchiedene Paffiven berihtigt habe, da ihm unbenommen bleibt, feine dießbezüg⸗ 
lichen Anfprühe im geeigneten Wege geltend zu machen, bieje Anfprüde ihn 
aber nicht berechtigen, der Klägerin die Nücdftellung ver Realitäten vorzuent- 
balten. Bon einer Erfigung des Eigenthumsrechtes Tann auf Seite des Ge- 
klagten auch keine Rebe fein, ba er die Realitäten nur auf Grund bes oben 
qualificirten Vtgs. als Fruchtnießer beſeſſen hat. 

Entf. v. 31. Mai 1872, Nr. 6247 (4623 ©.-U). Da 8. 1264 
®. ©. feinen Unterfhied macht, ob die Gattin ſich felbft den Unterhalt verſchaffen 
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Boune, eigenes VBingn. beſitze ober nicht, konnte auch auf die von bem Belang⸗ 
ten vergebrachten, auf diefe Umftände Bezug nehmenden Behauptungen keine Rüd⸗ 
fiht genommen und darüber auch Feine Beweisführung zugelaflen, werben. Daß im 
$. 1264 ibid. dem ſchuldloſen gefchievenen Theile dad R. vorbehalten wird, 
nach Umftänden den angemeflenen Unterhalt zu verlangen, erhält durch das in 
demſelben Sage bes bezogenen Paragraphen dem ſchuldloſen Theile vorbehaltene 
alternative R., die Fortfegung oder Aufgebung der Ehepacte oder nah Um⸗ 
Händen den anftändigen Unterhalt zu verlangen, feine zureichende Erklärung in 
dem Sinne, daß vie Worte „nad Umftänden“ eben nur auf die dem ſchuldloſen 
Theile zuſtehende Wahl und die hierbei maßgebende Frage, ob Ehepacte beftehen 
ober nicht, ob die Ehegattin, als der ſchuldloſe Theil, die Fortſetzung ber Ehe⸗ 
pacten oder beren Aufhebung vortheilhafter finde als den Anfpruc auf den ange 
meflenen Unterhalt, ſich beziehen, und daß bamit feineswegs dad R., ven 
Unterhalt zu begehrten, anf den Fall der Vermögenslofigleit und Erwerbsunfähig- 
keit der ſchuldloſen Ehegattin befchränft oder das Ausmaß dieſes Unterhaltes info 
weit eingefchränft werden follte, als die ſchuldloſe Gattin fi aus ihrem Vmgn. 
ober durch ihre Arbeit tem Unterhalt zu verfchaffen vermag. Der Unterſchied, 
daß nur eine in eheliher Gemeinfhaft mit ihrem Manne Iebende Gattin nad) 
8. 91 ibid. den anfändigen Unterhalt nad dem Vmgn. des Mannes anfprechen 
önne, während einer. ohne Schuld geſchiedenen Gattin nur der angemeffene 
Unterhalt gebührt, erſcheint in Berüdfichtigung, daß die SS. 108 u. 117 ibid. 
den Richter im Falle einer Scheidung verpflihten, wenn ſich Streitigkeiten über 
den Unterhalt äußern, ver Ehegattin auch inzwifchen ben anſtändigen Unterhalt 
zuzumeſſen, als fein weſeutlicher; ex verliert aber alle Bebeutung, fo lange nicht 
erwieſen wird, daß der bemefiene Unterhalt mehr als ein angemefiener fei. Daß 
die Angemefjenheit nichts anderes bebeuten könne als das richtige Verhältnig des 
Unterhaltes zu dem Cinkommen des Mannes und zu dem Unterhalte, ven bie 
Gattin in der ehelihen Gemeinſchaft nah 8. 91 ibid. als anftändigen Unterhalt 
hätte verlangen können, Tann nicht beftritten werben, und es kommt alfo darauf 
an, ob in dieſem Sinne der zugefprochene Betrag angemeflen erſcheine. 

Entf. v. 1. September 1870, Nr. 3352 (3860 ©.-U.). Die nur aus 
ihrem Verſchulden geſchiedene Ehegattin hat feinen Anſpruch irgend welcher Alimen- 
tation; denn eine Unterfheidung zwifchen einem Anfpruc der Gattin auf anftändigen, 
angemefjenen und nothrürftigen Unterhalt ift im ©. nicht begründet. 8. 1264 
B. ©. zuerfennt nur dem ſchuldlos geſchiedenen Ehegatten einen Anfpruch auf 
den angemefienen Unterhalt, und das Hofd. v. 4. Mai 1831, Nr. 531 9. ©. ©, 
geftattet nur bei beiberfeitigem Verſchulden, aud einer nicht ganz ſchuldloſen Ehe⸗ 
gattin nad Umftänden einen Unterhalt zuzufprehen. Es Tann dagegen nicht auf 
die 88. 44 u. 91 ibid. fi berufen werben, weil dieſe Gefegesftellen ven Beſtand 
der ehelihen Gemeinſchaft vorausfegen. und die Anſprüche einer gefchiebenen 
Gattin in den 88. 108, 117, 1263 u. 1264 ibid. ihre Normirung finden. Daß 
einer bloß aus ihrem Verſchulden geſchiedenen Ehegattin überhaupt fein Unterhalt 
aus dem Vmgn. ded Mannes gebührt, ergibt fih auh ans 8. 976 ibid,, 
wo ihr gewiß, wie im 8. 795 dem gefegmäßig vom Pflichttheil ausgeſchloſſenen 
Notherben, wenigſtens der nothwendige Unterhalt vorbehalten worden wäre, 
wenn bieß im Sinne der Geſetzgebung läge. 

Entf. v. 17. December 1867, Nr. 10426 (©. 9.1868, Nr. 30). Die 
ohne ihr Verſchulden gefchiedene Ehegattin fann neben dem Begehren auf Aufe 
bebung ber Ehepacten aud jenes auf Zuweifung eines Unterhaltes wider den 
Ehegatten ftellen. 

Entſch. v. 11. December 1866 (2677 ©.-U.). Selbft im alle ber 
Aufhebung der Ehepacten kann die ſchuldloſe Ehegattin im Sinne des $. 1264 
©. B. nad Umftänden den angemeflenen Unterhalt begehren, 
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Entf. v. 23. October 1866, Nr. 8322 (2646 ©.-U.). Die aus ihrem 
Verſchulden gefhiedene Ehegattin hat weder den anftänbigen noch ben nothpärftigen 
Unterhalt von ihrem Gatten anzufprehen. 

Entſch. v. 11. September 1866, Nr. 7919 (©. Ztg. 1867, Nr. 20). 
Aehnlich der Entſch. Nr. 8322 ex 1866. 

Entf. v. 7. Auguft 1866, Nr. 5014 (©. Ztg. 1866, Nr. 88). Die 
aus Verſchulden des Mannes geſchiedene Ehegattin ann die Alimentation erft 
vom Tage der Alimentationsklage, und nicht ſchon vom Tage des factifh ein- 
getretenen getrennten Wohnortes beanfpruden, hingegen hat fie, obſchon bie 
Ziffer der Alimentation erft im Urtheile ausgeſprochen wurde, Anfprud anf vie 
Binfen der Wlimentationsbeträge vom Tage der Klage ($. 91 B. ©.). 

Entſch. v. 27. Februar 1866, Nr. 1241 (2397 ©.-U.). Im Sinne 
des 8. 1264 ®. ©. und bes Hof. v. 4. Mai 1841 kaun im alle einer aus 
beiberfeitigem Verſchulden erfolgten Scheidung ber Ehegatte nur ausnahmsweiſe, 
im alle nach Ermeffen des Richters wichtige Billigfeitsgrände dafür ſprechen, 
zur Leiftung eines anftändigen Unterhalte® werhalten werden. Wenn jevoch folhe 
Gründe fehlen, fo kann er auch nicht zur Leiftung des nothwendigen Unterhaltes 
verurteilt werben, i 

Entfch. v. 31. Jänner 1865, Nr. 9740 (©. Big. 1865, Nr. 64). Unter 
dem Ausorude „Schuld“ Tann nicht ein unglüdlicher Zufall, fondern nur ein 
„Verſchulden“ im Sinne des $. 1264 B. ©. verftanden werben. 

Entſch. v. 12. October 1864, Nr. 7868 (1990 ©.-U.). Der provi⸗ 
forifche Unterhalt muß der gefchievenen Ehegattin in jevem Falle, ohne alle Rüch- 
fiht auf das fie etwa treffende Berfhulven an der Scheidung, bemeflen und an« 
gewiefen werben. 

Entſch. v. 12. October 1864, Nr. 7850 (1987 ©.-U.). Auf ven bei 
der vorausgegangenen einverftäntlihen Scheidung abgeſchloſſenen Bergleih Tann 
die nachträglich erfolgte gerichtliche Scheidung feinen Einfluß mehr üben. 

Entfd. v. 3. Mai 1864, Nr. 2849 (1910 ©.-U.). Der $. 1264 B. ©. 
kann nicht dahin verftanden werben, daß aud ber aus ihrem alleinigen oder aus 
beiberfeitigem Verſchulden geſchiedenen Ehegattin jedenfall der nothwendige Unter 
halt zuzuerfennen fei. 

Entf. v. 80. April 1863, Nr. 3042 (1702 ©.-U.). Die einftweilige 
Ausmeflung des anftändigen. Unterhaltes für die geſchiedene (andy katholiſche) 
Ehegattin hat aud dann flattzufinden, wenn die Scheidung aus beiderfeitigem 
Verſchulden erfolgte, und zwar hat diefe Ausmeffung durch das weltliche Gericht 
zu gefchehen logl. indeß die neuere Ehegefeßgebung). 

Entfd. v. 4. September 1861, Nr. 5499 (1383 ©.-U.). Die nadı 
ben Ergebniffen des Scheidungsproceſſes unſchuldige Ehegattin ann nebfl ber 
Aufhebung der Ehepacte noch ven angemefienen Unterhalt vom Ehegatten begehrten. 

Entf. v. 28. December 1860, Nr. 12517 (Tribüne 1861, Nr. 19). 
Das zwiſchen freiwillig geſchiedenen Eheleuten außergerichtlich getroffene Weber- 
einfommen auf Reiftung eines beftimmten Unterhaltes Tann durch bie nachfolgende 
gerichtliche Scheidung und das Erfenntniß, wornach der Unterhaltsberechtigte als 
“an der Scheidung ſchuldtragend erflärt wird, nicht alterirt werden. 

Entf. v. 5. Yuni 1860, Nr. 6372 (1145 ©.-U.). Dem Gefude um 
grundbücherliche Löſchung des gemäß $. 1236 B. ©. in bie Öffentlichen Bücher 
eingetragenen Rs. des Ehegaiten auf vie Hälfte ber Subftanz des von ber 
Chegattin zugebrachten unbeweglichen Gutes Tann im alle einer gerichtlichen 
Scheidung, an welcher der Ehegatte allein Schuld trägt, nur gegen dem flatt« 
gegeben werden, daß die Ehepacten in ihrer Gänze aufgehoben, daher aud die 
vom Ehegatten eingebrachte Widerlage dieſem rüdgeftellt werde. 

Entf, v. 17. Auguft 1859, Nr. 1982 (845 G.-U.; P. ©. 1023). 
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Die Beftimmungen des B. ©. über die Güterrechte der Ehegatten im Falle ber 
Scheidung gelten aud in jenen Fällen, wo das geiftlihe Ehegericht nur auf 
eine zeitweife Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft für eine Reihe von Jahren 
erlannt hat, 

Entf. v. 3. November 1853, Nr. 10022 (1 ©.-U.). Die ansdrückliche 
Bedingung der Aufhebung bes Btgs., welche der 8. 919 B. ©. zuläßt, kann 
(— 8. 1386 ibid. —) nur in jenen, zu keinem Widerſpruch, zu feiner Ungerechtigkeit 
führenden Fällen gelten, wie fie in ven 88. 978, 1117, 1118, 1153, 1154, 
1166, 1310 u. 1264 ibid. vorgefehen find [Schlußfolgerung]. 


4. Witigerklärung; 
(8. 1965 — vgl $. 103; 6. 1458 B. G.; 66. 18, 84, 67 Ehegel. für Katholiten v. 8. Detober 1856 und 
4. 86 Anw.). 


8. 1865, Wird eine Eye für ungiltig erflärt; fo zerfallen auch die Ehepacte, das Vermögen 
kommt, infofern e8 vorhanden if, in ben vorigen Stand zurüd. Der ſchuldtragende Theil 
bat aber vem ſchuldloſen Theile Entſchädigung zu leiften (8. 102). 


5. Treunung der Ehe. 
. 1266 — . 115, 188, 117; 88. 767769; 8.1828 8. 0: 88. 66, 69, 70; 47, 718 . 
@ vgl. 68. 115, 188, 117; u. Zn: a Ra , 70; 84, 47, 71 Ehegel. für 


8 1366. Wird die Trennung ber Ehe (88. 115 und 188) auf Verlangen beider Ehegatten 
igrer unüberwindlichen Abneigung wegen, verwilliget; fo find bie Ehepacte, foweit barüber 
kein Vergleich getroffen wird (8. 117), für beide Theile erlofhen. Wird auf die Trennung 
der Ehe durch Urteil erkannt; fo geblifrt dem fehufblofen Ehegatten nit nur volle Genug- 
thuung, fondern von dem Zeitpunkte der erkannten Trennung alles dasjenige, was ihm in 
den Ehepacten auf den Gall des Ueberlebens bedungen worden ifl. Das Vermögen, worliber 
eine Gütergemeinfchaft beftanden hat, wird wie bei dem Tode getheilt, und das Recht aus 
einem Erbvertrage bleibt dem Schuldlofen auf den Todesfall vorbehalten. Die gefegliche Erb⸗ 
folge (88. 757—759) Tann ein getrennter, obgleich ſchuldloſer Ehegatte nicht anſprechen. 


Aeunundzwanzigſtes Hauptſlũck. 
Bon den Glüdöverträgen. 


Inhalt: ——— (88. 1267 n. das). Arten ber Glüdsverträge ($. 1269). 1. Die 
tte (88. 1270 u. 1271); 2. das Spiel (8. 1272); 3. das Los (88. 1973 u. 
ei; 4. Heffnungskauf (88. 1975 u. 1276); insbefonbere eines e 03 a va; 
ober einer Erbfchaft (88. 1278—1283); 5. — (88. 1284— 8.0 
meinfcpafttühe Berlorgirngsanaften (8. 1987); 7 —— I I 
bie 1291); 8. Bobmerei» und See-Affecuranzen ‘@. 1292). 


17., 18. u. 36, Hauptü. 


06; PR, DER; DIS, 1068, 1008; 1aaı, 1090, 
Bl, m a Darm 8. Bas er re re, Rt. 67 LER ER Wil. 
1 nf. v. 16. Deioden 1040, Br ©,5;; Batiopaten », 18; au iso Re 9.8.0. 2; 
Sin. Bin. .0. MER, dp u. 6 1854, 9r. 60 0.G. 
Fe mono — Berggel. dv. 14,58, u Sun Fr 
KB en in —— 1843, Mähr. Prov. G. ©. zc. 
Glůcksvertrãge. 


(8. 1967 — vgl. 6. 1065 8. ©.) 
8. 1863. in Vertrag, wodurch bie Hoffnung eines noch ungewiffen Vortheiles verſprochen 
und angenommen wirb, ift ein Glücksvertrag. Er gehört, je nachdem etwas bagegen ver⸗ 
ſprochen wird oder nicht, zu ben entgeltlichen ober unentgeltlihen Verträgen, 
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Entſch. v. 3. April 1873, Nr. 2246 (4927 ©.-U.). Das Ueberein ⸗ 
kommen, wodurch die Contrahenten ſich gegenfeitig einem Antheil am einem auf 
beftimmte in ihrem Befite befindliche Lofe entfallenden Gewinn zuſichern, iſt fein 
Promeffengefchäft, weil Promeſſen auf den Ueberbringer zu lauten haben und bie 
Gewinnſthoffnung für nur eine Ziehung betreffen, der hierfär gemachte Einfag aber 
verfällt (©. v. 7. November 1862, Nr. 85 R. ©. B.); es ift auch überhaupt kein 
Olüdövertrag, weil nicht der Gewinn an fi, fondern nur deſſen Höhe zweifel- 
haft iſt, die Auszahlung des Gewinnes aber unter ftaatliher Garantie ſteht. 
Diejes Uebereinfommen ſtellt fi) vielmehr als ein Gefellfchafteverting dar, indem 
buch dasſelbe das Egth. an den beiden Loſen ein gemeinfhaftlihes wurde und 
jeder Theil nur Eines derſelben bei fi in Verwahrung behielt (8. 1175 B. ©.). 
Da nun aber Geklagter dad Los Nr. X, welches von feiner Seite zum gemein- 
ſchaftlichen Egth. beftimmt worden war, niemals befeflen hat, konnte er auch feinen 
Gewinnft gemacht haben und einen folden daher auch nicht theilen und ift fedig- 
lich für den, den Klägern durch die Irreführung berfelben verurſachten Schaden 
verantwortlich. ! : 

Entſch. v. 28. Februar 1872, Nr. 786 (4494 ©.-U.). Die Ber- 
äußerung einer Erbſchaft, welche laut der von den Eontrahenten bezogenen Erbs⸗ 
erllärung in Folge Erbverzicht eines Klofters einem damals erbunfähigen Profeß 
und nad befien Wegfall ex lege den Beräußerern anfällt, für den Fall der 
Säcularifation der Profeß aber denſelben überlafien werden muß, trägt alle 
Eriterien des $. 1267 B. ©. und insbefondere de® Kaufes eines noch ungewifien 
RE. ($. 1269 ibid.); das Entgelt muß daher entrichtet werden, wenn aud bie 
Hoffnung nur zum Theil vealifirt wurbe. 

Entf‘. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 ©.-U.). Die Eeffion 
des Reftitutionsanfprudes des fibeicommifjarifhen Subftituten vor Eintritt bes 
Subftitutionsfalles ift bezüglich jener Quote, welche ihm aud, wenn der Mitfubftitut 
am Leben geblieben wäre, hätte anfallen müffen, giltig (88. 608, 613; 504, 507, 
508 8. ©.); bezüglich des weiteren durch fpäteres Ableben des Mitfubftituten 
zugewachſenen Antheild aber ungiltig (88. 878, 879, Abf. 4; 88. 1267 u. 
1278 ibid.). 

Entſch. v. 17. November 1864, Nr. 8313 (2015 ©.-U.). Wenn aud) 
beide Parteien einen Big. als Glüdsvertrag bezeichnen, fo ift derſelbe doch nach 
dem Wefen des zwiſchen ihnen wirklich gefchloflenen Btgs. zu beurtheilen; denn 
nicht, was die Parteien flipuliren wollten, fondern was fie wirklich in dem Btg. 
ſtipulirt haben, ift Gegenftand ver richterlichen Beurtheilung. 

Entfd. v. 30. December 1859, Nr. 14395 (934 ©.-U.; P. ©. 868). 
Der zwiſchen dem Egthr. von Maulbeerlaub und dem Seidenwurmpächter ab- 
geihloffene Vtg., wornach Legterer für eine beflimmte Ouantität von Maul- 
beerlaub, die er erhielt, eine Quantität Coccons von der nächſten Zucht dem 
Erfteren verſpricht, ift ein Glücsvertrag, und der Geidenwurmpädter ift in dem 
Galle, als die Zucht durch Zufal gänzlich zerftört wird, nicht verpflichtet, ben 
Werth verfelben zu erfegen. 

Entf. v. 27. November 1859, Nr. 95657 (P. ©. 1027). Der Big. 
über Lieferung von zur Zeit des Vertragsabſchluſſes noch nicht ausgegebenen 
Actien ift nicht als Wette ober Hoffnungskauf, fondern ale ein Kaufvertrag 
(emtio rei speratae) zu behandeln. 

Entſch. v. 24. Mai 1859, Nr. 3995 (799 ©.-U.). Der Leibrenten- 
vertrag verliert nicht die Natur eines Glücksvertrages, wenn der Rentenpflichtige 
zu fehr Meinen Renten ſich verpflichtet, fo daß er nicht fo fehr die Gefahr eines 
Berluftes, als vielmehr fiheren Vortheil daraus zu erwarten hat. 

Entſch. v. 10. Juni 1857, Nr. 4196 (380 G.U.; P. S. 1071). Ein 
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außerhalb der Börfe gefchlofienes wirkliches Lieferungsgefchäft in Actien ift nicht 
als eine Wette, fondern als ein gewöhnlicher Kanfvertrag zu behandeln. 
Entſch. v. 1. April 1857, Rr. 2696 (330 G-U.; P. ©. 1088). Ber 
zahlte Prämien für die Lieferung von Staatöpapieren können von der Partei, 
welche ben Vtg. nicht zuhält, zurücdgeforbert werben. 
Entfd. v. 2. April 1856, Nr. 2188 (G. Ztg. 1856, Nr. 83). Aehnl. 
der Entf. Nr. 2596 ex 1857. 


(6. 1369 — vgl 98. 871 u. ff, 938, 084, 986 8. ©.) 


8. 1968. Bei Gluͤcksverträgen findet das Hedhtsmrittel wegen Verkürzung über die Hälfte 
dee Wertes nicht ſtatt. 


Arten der Glüksverkräge: 
(8. 1869 — dgl, . 1270, 1371; 1872; 1978, 1974; 1876—1288; 1284—1296; 1287; 18681291; 1292 ©. ©.) 
8. 1269. Glückeverträge find: bie Wette; das Spiel und das Los; alle über gehoffte Rechte, 
ober über künftige noch unbeftimmte Sachen errichtete Kauf- und andere Verträge; ferner die 
Leibrenten; bie geſellſchaftlichen Werforgungsanftalten; endlich die Verfigerungs- und Bob» 
mereiverträge. 

Entſch. v. 28. Februar 1872, Nr. 786 (4494 ©.-U.). Der Verkauf 
einer Erbſchaft, welche Taut der von den Eontrahenten bezogenen Erbserflärungen 
in Folge Erbverzicht eines Kloſters einem damals erbunfähigen Profeß und nad 
deſſen Wegfall ex lege ven Veräußerern anfällt, für ven Fall der Säcularifation 
des Profeß aber demfelben überlaffen werben muß, trägt alle Criterien des 
8. 1267 B. ©. und insbefondere bed Kaufes eines noch ungewiſſen Rs. ($. 1269 
ibid.); das Entgelt muß daher entrichtet werden, wenn aud die Hoffnung nur 
zum ‘heil realifirt wurde. 


1. die Wette; 
(6. 1270 — vgl. 68. 909, 916, 919; 1063; 1174; 1836; 1481, 1438 8. @.) 
8. 1210. Benu über ein beiden Theilen noch unbelanntes Ereigniß ein beftimmter Preis 
zwiſchen ihnen für demjenigen, deſſen Behauptung der Erfolg entfpriht, verabredet wird; fo 
entfieht eine Wette. Hat der gewinnende Teil von dem Ausgange Gewißhelt, und verheim- 
lichte er fie dem andern Theile; fo macht er fi einer Arglift ſchuldig, und bie Wette ift un⸗ 
gültig. Der verlierende Theil aber, dem der Ausgang vorher befannt war, ift als ein Ge⸗ 
ſchenkgeber anzufehen. 


Entſch. v. 22. März 1876, Nr. 1360 (6068 ®.-U.). Bon einer Wette 
im Sinne des 8. 1270 B. ©. Tann feine Rebe fein, wenn es ſich nidt um 
ein unbelanntes, vom Willen und der Berechnung der Eontrahenten unabhängiges 
Ereigniß, ſondern um eine genau beflimmte und begränzte, mit großer Krafte 
anfrengung zu vollbringende Leiftung und deren Belohnung handelt. Bei einer 
bloßen Wette muß die Möglichkeit des Gewinnes und Berluftes für beide Theile 
gleich fein [f. ven Fall ausführlicher bei 8. 1173 ibid.]. 

Entjd. v. 17. December 1872, Nr. 12758 (4809 G.⸗U.). Allerdings 
if die Behauptung des Klägers, erſt nah 4 Uhr in Primör angelommen zu 
fein, durch die Ausjagen mehrerer unbevenkliher Zeugen bewiefen worden. Allein 
als es zur Wette kam, verſchwieg er dem Bellagten, daß ihm acht Zeugen zu 
Gebote ftehen, um bie Wahrheit feiner Behauptung zu erhärten, und in dieſer 
Verſchweigung liegt eine von dem Kläger bei ber Annahme ver Wette geübte 
Arglift [?], welche den Wettvertrag nach 8. 1270 ®. ©. ungiltig macht, da 
dem verlierenden Theil der Ausgang vorher nicht bekannt war, folglich derfelbe 
nicht als Geſchenkgeber anzufehen iſt. Es wäre daher eine offenbare Ungerechtig- 
feit, dem Kläger die Wettjumme zuzuweiſen, bie fein Gegner beponirt hat, deſſen 
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Irrthum ihm Mar war, und durch Zeugen, die ber Kläger fannte, conftatirt 
werben mußte. Wer einen fo augenſcheinlichen Irrthum benügt und auf die ihm 
zu Gebote ftehenden Beweiſe des Gegentheild den verblenbeten Gegner nicht 
aufmerffam macht, handelt, indem er bie von biefem angebotene Wette annimmt, 
nicht redlich. 

Entſch. v. 1. Mai 1872, Nr. 2036 (4592 ©.-U.). Nachdem ber 
8. 1270 B. ©. erft im Allgemeinen ein beiden Theilen noch unbefanntes Er⸗ 
eigniß als den Gegenftand der Wette bezeichnet, befpricht er noch im Befonderen 
ben Fall, daß der Gewinner ober ber Berlierende vom Ausgange der Wette 
Gewißheit hatte, und erflärte im erften Falle die Wette nicht ſchlechthin, fondern 
nur dann für ungiltig, wenn der Gewinner bie Gewißheit, die er von bem 
Ausgange hatte, verheimlichte; er fagt, daß dadurch der Gewinner ſich einer 
Arglift ſchuldig macht und daß die Weite deßhalb ungiltig if. Die Worte: 
„und verheimlichte .... fo macht er fih u. f. w.“ laſſen nad ihrer Bebeutung 
und ihrem Zufammenhange ($. 6 ibid.) feine andere Auslegung zu; denn bie 
Worte: „verheimlihte er fie dem anderen Theile“ können nicht einen Fall 
bezeichnen, der für fi allein denkbar und von dem alle verſchieden ift, daher 
in dem vorhergehenden Theile vesfelben Satzes erwähnt wird, weil das Ber- 
heimlichen eben ſchon die Gewißheit des Verheimlichers vorausſetzt. Auch 8. 1271 
ibid., welder nur „redliche“ Weiten für verbindlich erklärt, ſchließt nicht bie 
Gewißheit des Wettenden von dem Ausgange, fondern nur deſſen Arglift aus. 
Eine folde ift aber in dem vorliegenden Falle geradezu ausgefchloffen, weil der 
Gewinner ausdrücklich erklärt hatte, mehr als 200 Silberthaler zu befiten, 
worüber eben gewettet wurde. Wenn nun ber Berlierende biefer Berficherung 
keinen Glauben ſchenken wollte, fo lag darin eine nur von ihm ſelbſt verſchuldete 
Ungläubigteit, keineswegs eine Arglift des Gegner. Wenn übrigens nah dem 
Schlußſatze des 8. 1271. ibid. der Wettpreis gerichtlich nicht gefordert werben 
kann, fo geht e8 noch weniger an, nad) mehr ald 12 Jahren einen dem Gewinner 
ruhig belaffenen Preis gerichtlich zurüdzuforbern [Schlußfolgerung ; — worfpr. 
der Entſch. Nr. 12758 ex 1872 ?]. 

Entſch. v. 14. März 1867, Nr. 1522 (©. H. 1867, Nr. 39). Bei 
einer Wette, deren Entf. von der Thätigfeit eines oder beider Wettenden ab⸗ 
hängt, übernimmt jeber felbftwerftänblich die Verpflichtung, die vießfällige Thätig- 
feit feinerfeit8 eintreten zu laffen, widrigens die Wette für ihn verloren iſt. 

Entfd. v. 24. Februar 1864, Nr. 1330 (©. Ztg. 1865, Nr. 25). Ein 
Effectenfauf, wobei bie Parteien einander ausdrücklich von der Verpflichtung zur 

‚ Mebergabe und Uebernahme der Werthpapiere entbunden haben (Differenzgefchäft), 
ift fein wahrer Kauf, fondern eine Wette. 

Entſch. v. 23. October 1860, Nr. 12153 (1212 ©.-U.). Aus dem 
Schluſſe des $.. 1270 B. ©. läßt fi nicht folgern, daß in jenem Falle, mo 
ein Theil von dem ihm günftigen Erfolge fihere Kenntniß hatte, aber feine Ber- 
beimlihung flattfand, die Wette giltig fei. 

Entfd. v. 17. Jänner 1860, Nr. 14264 (1060 ©.-U.). Der Btg., 
wornad ein Theil verfpricht, Wechſel beftimmter PBerfonen behufs Einlöfung zu 
einem nach Percenten des firirten Nominalbetrages beftimmten Preife zu „Ichaffen“, 
ift ein giltiger Kaufvertrag. Wenn auch der Verſprechende ſolche Wechſel weder 
felbft befaß, noch ſich zu verfchaffen vermochte, bleibt er nad 88. 1066 u. 1047 
B. ©. wegen Nichterfüllung für den entgangenen Gewinn haftend. Die Merk— 
male einer Wette nah $. 1270 ibid. fehlen gänzlich. 

Entſch. v. 1. Mai 1855, Nr. 7557 (82 ©.-U.). Wenn aus den Um- 
Händen (Vereinbarung, daß jedem. Theil Auflöfung des Vtgs. und das R., 
Schabenerfag zu forbern, vorbehalten würde) ſich ergibt, daß in Wahrheit nicht 
das wirkliche Nehmen und Geben der gehanbelten Actien, fondern nur die Cura⸗ 
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bifferenz Gegenftand der Geſchäftsſpeculation war, fo liegt nad $. 1058 B. ©. 
kein Kaufvertrag, fondern ein Glüdsvertrag, und zwar nach 8. 1270 ibid. eine 
Wette vor (88. 919; 916 ibid.). 


@. 12m — vgl. #8. 18, 18 Börfegel. v. 1. Mpril 2875, Sr. 67 8. ©. B. und bei $. 1970 cit.) 

8. 1891. Redliche und fonft erlaubte Wetten find infoweit verbindlih, als der bebungene 
Preis nicht bloß verfprochen, fondern wirklich entrichtet, oder hinterlegt worden ift. Gerichtlich 
kann ber Preis nicht gefordert werben. 

Entſch. v. 9. Jänner 1878, Nr. 7687 (©. Ztg. 1878, Nr. 13). Wenn 
aud Koftgefchäfte nady dem bamit verbundenen handelsgebräuchlichen Begriffe mit 
Darlehen gegen Pfand nicht ibentifch find, fo ift doch fo viel gewiß, daß ber 
Koftnehmer verpflichtet ifl, die Koftpapiere nad orbnungsmäßiger Kündigung gegen 
Rüdzahlung des auf diefelben entnommenen Betrages zurüdzuübernehmen oder 
zu geftatten, daß ber Koſtgeber biefelben verfaufe, und fals der Erlös jenen 
Betrag nicht erreicht, fich wegen des Reſtes an bie Koſtnehmer halte [$. 1 9. ©. 2]. 

Entf. v. 15. März 1877, Nr. 8625 (©. Ztg. 1877, Nr. 88). Der 
Eommittent, welder wider die Klage des Commiffionärs behauptet, daß die ab- 
gewidelten Geſchäfte Börfeipiel geweſen feien, muß den Abſchluß eines Glüds- 
vertraged erweifen (Art. 371 9. ©.; $. 1271 2. ©.). 

Entſch. v. 17. Juli 1875, Nr. 6475 (5764 ©.-U.). Da ber Kläger 
dem Bellagten das Darlehen wiffentlih, behufs eines verbotenen 
Spieles, fomit zur Bewirkung einer unerlaubten Handlung gegeben 
bat, Tann er gemäß $. 1174 B. ©. die Rüdzahlung nit fordern, 
zumal er gefteht, daß der Bellagte diefes ihm beim Spiele geliehene 
Geld zur Fortjegung des verbotenen Spieles verwendet hat [88. 1271, 
1272 ibid.? — fiehe weitere Entſch.en bei 8. 1174 ibid.]. 

Entſch. v. 31. December 1873, Nr. 12651 (5967 ©.-U.). 8. 1271 
B. ©. ficht der Mageführung auf Grund einer Wette nicht entgegen, ba biefer 
Paragraph vielmehr beftimmt, daß reblihe und fonft erlaubte Wetten verbindlich 
find, wenn der Wettpreis nicht bloß verſprochen, fondern wirklich entrichtet oder 
hinterlegt worden ift. 

Entf. v. 21. December 1870, Nr. 5426 (3995 ©.-U.). Nur der 
aus dem Spiele felbft entfpringenden Forderung entzieht das ©. 
das Klagerecht. Dieß ergibt ſich ans $. 1272 B. ©. in Berbindung 
mit 8. 1271 ibid,, da 8. 1271 cit. ausfpricht, daß ber Preis ver Wette 
— mithin nad $. 1272 auch bes Spieles — gerichtlich nicht gefordert 
werben kann. Einer Forderung aus einem Darlehen, wenn aud ber 
Entlehner das Geld zu einem Spiele verwendet und in bemfelben 
verliert, entzieht daher das ©. das Klagerecht nicht [Schlußfolgerung — 
worfpr. der Entf. Nr. 6475 ex 1875]. 

Entſch. v. 21. Auguft 1868, Nr. 8433 (3115 ©.-U.). Das auf Grund 
einer durch legalifirten Buchauszug beſcheinigten Forderung an Differenzen für 
Börfegefgäfte angeſuchte Verbot kann nicht mit Rüdfiht auf $. 1271 8. ©, 
verwehrt werben, weil über die Giltigkeit der Forderung von der angerufenen 
Inftanz nicht von Amtswegen abgeſprochen werden barf. 

Entfd. v. 15. Jänner 1868, Nr. 10999 (2978 G.-U.). Der Ein« 
wendung, baß dem Wechſel eine Spielſchuld zu Grunde liege, wurde flattgegeben, 
da durch bie Acceptation eines Wechſels über ein empfangenes Darlehen ber 
Rechtsgrund und Hauptgegenfland ber Forderung bed Darleihers dem Anleiher 
gegenüber nicht als verändert und die aus dem Darlehen entftandene Verbindlich“ 
teit des Legteren dem Erſteren gegenüber nicht als in eine neue und andere über⸗ 
gegangene anzufehen, vielmehr die Acceptation des Wechſels nach ihrer wahren 
Beſchaffenheit nur als die Ausftellung einer Schulvurkunde über die Darlchens- 
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ſchuld, durch welde Urkunde der Schuldner der Wechſelſtrenge unterworfen werben 
fo, aufzufaflen ift; daher, wenn die eingeflagte Summe eine Spielſchuld iſt, 
das dem Kläger ſodaun mangelnde Klagerecht (58. 1271 u. 1272 B. ©.) auch 
durch das Uebereinkommen, die Spielſchuld als ein Darlehen zu conftituiren, nicht 
begründet werben fonnte. 

Entf. v. 14. Mär) 1867, Nr. 1522 (2759 G.-U.). Es ift ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß der Wettende jene Thätigfeit aud) vornehmen mäfle, um beren 
Erfolg gewettet wird, fofern nicht ein unüberwindliches Hinderniß bazwifchen 
kommi, widrigens die Wette für ihn als verloren, — nicht bloß als unentfchieven 
gilt, Andernfalls läge es ganz in bem Belieben eines Eontrahenten, die Wirkung 
des Vtgs. zu vereiteln. 

Entid. v. 6. Juni 1866, Nr. 5072 (3624 ©.-U.). Das Spielen bes Lotto- 
coflectanten in ber eigenen Collectur ift auch ohne effective Zahlung des Einſatzes giltig. 

Entf. v. 24. Februar 1864, Nr. 1830 (1871 ©.-U.). Wenn in einem 
Schlußzettel der Verkauf von Staatspapieren zwar als Kaufgeſchäft bezeichnet, 
jedoch beigefügt wird, daß die Contrahenten ſich gegenfeitig von ber Pflicht der 
Uebergabe und Uebernahme entbinven, fo iſt das Geſchäſt ein Differenzgefchäft, 
und zwar eine Mangels wirklicher Hinterlegung des Preiſes unverbindliche Wette. 

Entſch. v. 10. April 1861, Nr. 1581 (1301 ©.-U.). Der wegen der 
Rofung geſchloſſene Btg. Aber die (von den Militärpflihtigen einer 
Gemeinde) gemadten Geldeinlagen und ihre Berwendung (behufs 
Unterfiügung der „Landesvertheidiger") kann den Borfhriften über 
die Glüdsverträge (8. 1271 3. ©.) nicht unterftellt werden, weil 
feine Wirkſamkeit duch jene der Lofung bedingt war, und baher ber 

Btg. nah den allgemeinen Befimmungen über Btge. (88. 897, 696, 
699 ibid.) beurtheilt werben muß, woraus fi ergibt, daß die ans- 
geloften Männer, da der Ausmarſch nnterblieb, alfo die....gefegte 
Bedingung... der Ausmarſch nicht eintrat, anf die Geldeinlagen 
feinen rehtlihen Anfprud hatten. Der Manbatar der Vertragſchließenden, 
welcher Gelder an die ausgeloſten, aber nicht ausgerüdten Männer bezahlte, ift 
daher für dieſe Ueberfhreitung feiner Vollmacht verantwortlid. 

Entſch. v. 23. October 1860, Nr. 12153 (1212 ©.-H.). Zur Giltig- 
leit des Glüdsvertrages (Wette) ift eim weſentliches Erforderniß, daß der Erfolg 
des betreffenden Ereignifſes für die vertragfchließenden Theile ungewiß if. Im 
vorliegenden falle hat der Geflagte von dem ihm günftigen Erfolge fichere Kennt« 
niß gehabt. Es Liegt in der Natur von derlei Btg.en, daß der Kläger, fowie 
die erwähnte gefeglihe Bedingung entfällt, die Abficht nicht hatte, ſeinen Einfek 
dem Gellagten zu überlafien. Der Gellagte konnte daher das Egth. bed von dem 
Kläger gegebenen Wettgelves rechtmäßig nicht erwerben und ber Abgang ber Arg- 
liſt bewahrte ihn nur vor anderweitigen Folgen. 

Entſch. v. 24. December 1856, Nr. 10751 (262 ©.-U.). Eine lage, 
welche fih auf eine Forderung flügt, zu deren Eintreibung das ©. das Klage 
recht verfagt, ift nicht von Amtswegen abzumeifen. 

Entſch. v. 6. Februar 18655, Nr. 9105 (68 G.U.). War bie Abſicht 
der Contrahenten nicht auf das wirkliche Nehmen und Geben ver Aclien, fondern 
nur auf den aus ber Enrspifferenz fär den einen oder anderen Theil reſultiren⸗ 
den Gewinn gerichtet, fo war and nur biefer der eigentliche Gegenſtand bes 
Vtgs., legterer daher nah 8. 916 B. ©. offenbar ein Glücksvertrag und 
zwar nach 8. 1270 ibid. eine Wette, da er ſämmtliche weſentliche Merkmale 
einer folchen an fih hat. Denn der Ems der Actien vom 25. Mai 1852, von 
weldem ber beaßfihtigte Gewinn der Contrahenten abhing, war zur Zeit des 
Vertragsabfchlufies, nämlih am 20. April 1852 ein beiden Theilen unbefanntes 
Ereigniß; der Preis der Wette mar einestheil® durch die vom Kläger dem Be 
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Hagten bezahlte Prämie und anderntheils dureh die Differenz zwifcgen dem Eurfe ver 
Actien vom 25. Mai 1852 und dem pactirten Eurfe von 155, welche Differenz 
der Bellagte dem Kläger vergüten follte, feftgeftelt und menn jene Differenz auch 
nit ſchon beim Vertragsabſchlufſe ziffermäßig ausgebrüdt wurde, fo muß fie 
dennoch als eine beftimmte Größe angefehen werben, da das Princip der Be- 
rechnung feftgefett ift, und ihre Ziffer nach dem Principe ganz unfehlbar ausge 
mittelt werben Tonnte; endlich Liegt dem Dtg., wenn folder nad ber Abficht der 
Contrahenten und nach feiner wahren Beichaffenheit (8. 916 eit.) beurtheilt wird, 
von Seite des Klägers die Behauptung, daß bie ihm vom Bellagten zu ver- 
gütende Eursbifferenz, mehr als die dem Legieren gegebene Prämie betragen 
werde, fowie von Seite de8 Bellagten die Behauptung zu Grunde, daß die 
Differenz den Betrag der erhaltenen Prämie nicht erreichen werde. Der vor- 
liegende Btg. ift fonac eine Wette, welche jedoch nah $. 1271 ibid., da ber 
vom Bellagten zu entrichtenne Betrag weder bezahlt, noch hinterlegt worden war, 
kein Klagerecht gibt. 

Entf. v. 7. October 1858, Nr. 8661 (P. S. 1025). Lieferungstäufe 
über Staats⸗ und Induſtriepapiere find, wenn fie nicht bloß zum Scheine abge 
ſchloſſen wurden, keineswegs als eine Wette, fondern als wirkliche Hoffnungstäufe 
anzufehen. 


2. das Spiel; 
G. —— — Dal, w 1240; 878, 1174 ®. ®.; 38. 522 a, 70 796 Zu. BR 8; ee 16. Beisber, 1840, 
Re. 409 1, Rt. 588 3. 8. ©.; ds, Sir. 366 und u. #7. Yum 


ke 18 ee 2 18 2... d. 1. April 18%, a ‘7 *3 —8 1870 u, er dit.) 

8. 1398. Jedes Gpiel iſt eine Art von Wette, Die für Wetten feſtgeſetzten Rechte gelten 

auch für Spiele. Welche Spiele Überhaupt, oder für befondere Claſſenv erboten, wie Perfonen, 

die verbotene Spiele treiben, und biejenigen, die ihnen dazu Unterfhleif geben, zu beſtrafen 
‚ find, beftimmen bie politifhen Gefege. 

Entf. v. 14. Juni 1878, Nr. 4163 (9. B. 1878, Nr. 38). Auch 
das zum Bwede verbotenen Spieles gegebene Darlehen ift Magbar, denn ver 
Gegeuſtand des Anſpruches ift nicht ein unrechtmäßiger Gewinn (88. 1271 u. 
1272 B. ©.). Die Beſtimmung des $. 1174 ibid. aber kann nur auf den Fall be» 
zogen werben, in welhem die Bewirlung einer unmöglichen oder unerlaubten 
Handlung der Gegenſtand eines Vtgs. und die Bedingung ift, unter welcher je⸗ 
mand etwas gegeben hat. Bon dieſem Falle gänzlich verſchieden ift aber der Fall 
eines gegebenen Darlehens, in deſſen Wefen fhon an.und für fi) nad) 8. 988 
ibid. die Verpflihtung des Empfängers zur Zurüdzahlung des Empfangenen in 
der bedungenen Zeit begründet und deſſen ©iltigfeit von der vom Darlehens⸗ 
uehmer dem erhaltenen Darlehen gegebenen Verwendung ganz unabhängig ift. 

Entſch. v. 14. Juni 1878, Nr. 3111 (Adv. Ztg. 1879, Nr. 22). Das 
Geſchäft, wornad jemand von dem Unternehmer einen Antheilſchein einer ſoge⸗ 
nannten Spielgefellibaft auf eine beftimmte Anzahl und Gattung Lofe gegen Zah« 
lung von x Monatsraten übernimmt, durch welche ex berechtigt fein foll, von 
Zahlung der erften Rate an auf alle Lofe mitzufpielen und nah Zahlung der 
legten Rate ein Los für ſich zu fordern, beruht auf einem gefeglich erlaubten und 
in 8. 1175 B. ©. vorgefehenen Geſellſchaftsvertrage; es Tann weder als ein 
Spielvertrag im Sinne des $. 1273 ibid,, no als ein nad dem ©. 
v. 7. November 1862, Nr. 85 R. ©. B., zu behandelndes Bromefjen- 
geihäft aufgefaßt werben, weil einerfeits beiden Theilen genau bes 
kannt war, was fie nad dem Vtg. zu leiften, und was fie zu er 
halten haben, und von einem unbelannten Ereigniß, von welchem 
der vermögensredtlihe Erfolg des vereinbarten Btgs. abhängig 
wäre, darin nichts zu finden ift, und weil andererfeitd das Promeſſen- 
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geſchäft nah $. 1 des bezogenen ©8. in der Veräußerung ber Ge- 
winnfthoffnung eines Lofes befteht, der Käufer aber vorliegend das 
208 jelbft kauft. 

Entſch. v. 22, März 1876, Nr. 1360 (6068 ©.-U.). Die Verrichtung 
einer beftimmt abgegränzten mit großer Kraftanftrengung zu bewerfftelligenden 
Arbeit gegen einen beftimmten, für ven Fall des angezweifelten vollen Gelingens 
verſprochenen Lohn fält nicht unter die Beftimmung der 88. 1270 oder 12728. ©. . 

Entſch. v. 21. December 1870, Nr. 5426 (3995 ©.-U.). Nur der 
aus dem Spiele ſelbſt entjpringenden Forderung entzieht das ©. das Klagerecht. 
Dieß ergibt fih aus dem $. 1272 B. ©. in Verbindung mit dem $. 1271 ibid., 
ba $. 1271 ibid. ausfprict, daß ber Preis ver Wette — mithin nad) $. 1272 
ibid. auch des Spieles — gerichtlich nicht gefordert werden Tann. Einer For 
berung aus einem Darlehen, wenn aud der Entlehner das Geld zu einem Spiele 
verwendet, und in bemfelben verliert, entzieht daher das ©. das Klagerecht nicht 
[Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 15. Jänner 1868, Nr. 10999 (2973 G.⸗U.). Auch ber 
Klage auf Grund eines über eine Spielſchuld ausgeftellten Wechſels fteht vie Ein- 
wendung nad $$. 1271 u. 1272 B. ©. entgegen. 

Eutfd. v. 12. Februar 1867, Nr. 552 (2738 ©.-U.). Das Ueberein- 
fommen, wornad fo viele Mägerifche Enten, ald der Geklagte durch Steinwurf 
tödten werde, Egth. des Geklagten werben follen, dagegen der Geflagte für jeden 
Steinwurf 3 fr. zu bezahlen habe, ift fein Kaufvertrag, fondern ein Spiel, wo 
ber Schüge für das R., einen oder mehrere Schüffe in die Scheibe zu thun, 
einen beftimmten Preis zahlt und damit die Hoffnung auf eine Prämie („Bet“) 
oder auf einen ergiebigen Lohn feiner Tüchtigkeit („Gewinnft“) kauft. Kläger 
beftimmte die Enten ald Prämie und fpeculirte auf einen geringen Grab von Ge⸗ 
ſchicklichkeit des Geklagten im Steinwerfen, resp. darauf, daß die vom Gellagten 
tisfirte Geldſumme größer fein werbe, als der Geldwerth der von ihm getöbteten 
Enten. Allein abgefehen davon, daß hier, wo lebende Enten die Ziel- 
fheibe waren, der Handel in eine tadelnswerthe Thierquälerei and 
arten konnte und daher zur Orundlage der Berfolgung civilredht- 
licher Anfprüde fih wenig eignet, ergibt fih aus dem Btg. der 
Charakter eines Spieles oder Wette, aus ber für den Gewinner, 
da er fi mit dem Berfprehen der Zahlung des Wettpreijes von 
Seite des Gellagten begnügt hat, nad den 88. 1271 u, 1972 B. ©. 
ein Klagerecht daranf nicht entflanden ifl. 

Entſch. v. 8. Februar 1860, Nr. 256 (1078 ©.-U.). Jedes Spiel if 
nad 8. 1272 8. ©. eine Art von Wette, aber felbft erlaubte Wetten find nur 
infofern verbindlich, als der bedungene Preis nicht allein verfproden, fondern 
aud entrichtet oder hinterlegt wurbe, — ba nun im vorliegenden Falle der Preis, 
resp. bie Zahlung des im Spiele erlittenen Verluſtes dur die Ausftellung bes 
Schuldſcheines eben nur verſprochen mworben ift und die Urkunde als folde au 
ber erwähnten Borfchrift des Gs. nichts ändert, war die Klage auf Zahlung ber 
Schuld abzuweifen. 


3, das Los; 
(6. 1873 — vgl. 88. 1270, 1971; 1811; 1447; 835, 841 u. a. m. 8. G.) 
8. 1293. Ein zwiſchen Privatperfonen auf eine Wette over auf ein Spiel abzielendes Lo6 
wird nach ben für Wetten und Spiele feftgefegten Vorſchriften beurteilet. Soll aber eine 
Theilung, ein Wahl, oder eine Gtreitigfeit durch das Los entſchieden werben; fo treten babei 
die Rechte der Übrigen Berträge ein. 
Entf. v. 14. Juni 1878, Nr. 3111 (Adv. Ztg. 1879, Nr. 22). 
Das Geſchäft, wornach jemand von dem Unternehmer einen Autheilſchein einer 
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- fogenannten Spielgefellfchaft auf eine beftimmte Anzahl und Gattung Loſe gegen 
Zahlung von Monatsraten übernimmt, durch welche er berechtigt fein fol, won 
Zahlung ber erflen Rate an auf alle Lofe mitzufpielen und nach Zahlung der 
legten Rate ein Los für ſich zu fordern, beruht auf einem geſetzlich erlaubten und 
im 8. 1175 B. ©. vorgefehenen Geſellſchaftsvertrage; es kann weder als 
ein Spielvertrag im Sinne des: $. 1273 ibid, noch als ein nach dem 
©. v. 7. November 1862, Nr. 85 R. G. B., zu behandelndes Promef- 
fengefhäft aufgefaßt werben, weil einerfeitd beiden Theilen genau 
befannt war, was ſie nach dem Btg. zu leiften und was fie zu erhalten 
haben, und von einem unbelannten Ereigniß, von weldem der ver- 
mögensrechtliche Erfolg des vereinbarten Vtgs. abhängig wäre, darin 
nichts zu finden ifl, un weil andererfeits das Bromefjengefhäft nach 
8. 1 des obbezogenen Gs. in ber Veräußerung der Gewinnftboffnung 
eines Rofes befteht, der Käufer aber vorliegend das 2o8 felbft kauft. 

Entſch. v. 3. April 1873, Nr. 2246°(4927 ©.-U.). Die gegenfeitige 
Zufiherung eines Antheil® an einem auf beftimmte im Beſitze der Contrahenten 
befinpliche Loſe etwa entfallenden Gewinn ift fein Promefiengefhäft, weil Pro⸗ 
meflen auf den Weberbringer zu lauten haben und die Gewinnfthoffnung für nur 
eine Ziehung betreffen, der hierfür gemachte Einfag aber verfällt (©. v. 7. November 
1862, Nr. 85 R. ©. B.); e8 ift aud überhaupt kein Glücksvertrag, weil nicht 
ber Gewinn an fid, fondern nur deſſen Höhe zweifelhaft ift, die Auszahlung des 
Gewinnes aber unter ſtaatlicher Garantie fteht. 


5. 1274 — dgl. Sottopat. v. 18. März 1818, pol. ©. S. 40. Ob. Min. Erl. v. 20, 1853 (Un; 
‘ ——— v. 6. Ric 1854 (Rratau) 2% 60, Promeffengef. 1 En November 100% X R. Ar vn 


8. 1394, Gtantslotterien find nicht nach der Eigenſchaft der Wette und des Spieles, fondern 
nad den jedesmal darliber kundgemachten Plänen zu beurteilen, 
Eiche dad Promeſſengeſ. im L Bde., 3. Heft, der Mam'ſchen ©. Sig. 


Entf. v. 9. Juli 1867 Nr. 5413 (©. tg. 1868, Nr. 40). Wenn die 
am Lottozettel angefegten Zahlen mit den Eintragungen in bie Originalliften 
nit übereinftimmen, fo entſcheidet im Zweifel die Eintragung in die Originals 
tifte, und zwar auch gegenüber dem Collectanten, gegen welchen Erſatzanſprüche 
erhoben wurden. 

Entſch. v. 6. Juni 1866, Nr. 5072 (3624 G.-U.). Das Spiel des 
Lottocollectanten in der eigenen Collectur ift giltig, aud wenn der Einfag nicht 
vor der Ziehung effectiv bezahlt wurde, 


4. Koffaungskauf; 
G. 1376 — vgl. 88. 930, 1049 8. @.) 
8. 1835. Wer für ein beftimmtes Maß von einem fünftigen Erträgniſſe einen verhäftniß- 
mäßigen Preis verfpricht, fließt einen ordentlichen Kaufvertrag. 


Entſch. v. 12. November 1873, Nr. 7893 (5137 ©.-U.). Der von 
dem Kläger angeführte Big. läßt ſich nicht als ein ordentlicher Kaufvertrag, fon- 
dern nur ald ein Glücksvertrag auffallen (88. 1275 u. 1276 B. ©.), weıl der 
Kläger dem Belangten nicht eiwa für ein beflimmtes Maß des künftigen Er- 
trägnifies des Bergöl⸗Grubenantheils desfelben einen verhältnigmäßigen Preis 
zu entrichten verſprach, fondern lediglid die Hoffnung der künftigen Nugungen 
des obigen Antheils um einen feft beflimmten Preis Taufte, mithin zwar das 
R. auf alle ordentlich zu erzielenden Nugungen des fraglichen Objected erwarb, 
jedoch auch die Gefahr der ganz vereitelten Erwartung übernahm, daher, wenn 
ex ih hierin getäufdt fand, gegen den Belangten keinen Auſpruch ftellen kann. 
Der Kläger ſtützt ſich insbefondere darauf, daß die Verficherung eines beftinumten 
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Minimalertrages ſeitens des Gellagten, und ihr Verſprechen, gewifle Ar- 
beiten vorzunehmen behufs Erzielung einer entſprechenden Ausbeute, ihn zum 
Abſchluß bewogen hätten, dieſe Vorausfegungen jedoch nicht erfüllt worden feien, 
weßhalb die Ausbeute bald ganz ausblieb; daß endlich der Belangte nicht Egthr. 
der erwähnten Grube gewejen und Kläger deßhalb von Anderen verdrängt 
worden fei. Allein die Frage, ob die angeführte Berfiherung auf Wahrheit 
beruht habe oder nicht, iſt gleichgiltig, da nur ein Glüdsvertrag vorliegt umd 
aus ber Angabe des Klägers auch nicht hervorgeht, daß das Zutreffen biefer 
Berfiherung ausprüdlic zur Bedingung gemacht worden fei, ſomit auf die Giltig- 
keit des Vigs. überhaupt Einfluß üben Tönnte (8. 901 ibid.). Sollte es 
ferner richtig fein, daß der Bellagte eine vertragsmäßige Verbindlichkeit zu erfüllen 
unterlaffen babe, fo wäre ber Kläger, da er nicht einmal behauptet, daß für 
einen ſolchen Fall die Aufpebung des Vtgs. ausprüdlich worbehalten worden fei, 
nur zur Klage auf Erfühung des Btgs. und allfällige Erfagleiftung berechtigt 
(8. 919 ibid.). Was endlich die Eigenthumsfrage betrifft, fo Tann es fih hier 
nit um das Egthm. des Grundes handeln, in welhem bie gebadte Grube 
gelegen ift, weil ber Kläger felbft nicht behauptet, den Grund, beziehungsweife 
einen Antheil vesfelben gefauft zu haben. Es handelt fi vielmehr nur um das 
Recht der Gewinnung des Bergöls aus der gedachten Grube in dem dem Kläger 
vom Bellagten überlafienen Antheile. 

Entfd. v. 27. September 1859, Nr. 9567 (G. H. 1862, Nr. 16). 
Es ift gefeglich zuläffig, einen Kaufvertrag Über Sachen zu fihließen, bie zur 
Zeit des Vertragsabfchlufies noch nicht vorhanden waren, von denen es jedoch 
gewiß ift, daß fie zur Zeit der Vertragserfüllung vorhanden fein werben. Ein 
folder Vtg. ift fein Hoffnungslauf. 

Entfd. v. 2. Juni 1820, Nr. 2214 (P. ©. 1034). Wenn ein Theil 
feine Erbſchaft dem anderen Theile für eine befiimmte Summe abgetreten und 
allen Erbsanſprüchen förmlich und unbedingt entfagt hat, bleibt dieſe Entfagung 
auf die Erbſchaft wirkfam, wenn aud fpäter, ohne Mitwirkung des anderen 
Theiles das Teflament umgeftoßen und bie gefeglihe Erbfolge eröffnet oder bie 
Bſchft. auf Grund eines anderen Teſtamentes eingeantwortet wurde. 


(6. 1878.— vgl. 9. 1065; 45. 1970, 1971 ©. @.) 
8. 1896. Wer die künftigen Nutzungen einer Sache in Paufh und Bogen, ober wer bie 
Hoffnung derſelben in einem beftimmten Preife kauft, errichtet einen Gkücksvertrag; er trägt 
die Gefahr der ganz vereitelten Erwartung; es gebühren ihm aber auch alle ordentliche er⸗ 
sielten Nutzungen. 

Entf‘. v. 13. Jänner 1875, Nr. 13443 (5599 ©.-U.). Ein Ueber 
eintommen, woburd noch nicht emittirte Actien einer erft zu gründenden Gefell- 
ſchaſt verkauft und ein Betrag, fei es als Reugeld, Angelo oder Anzahlung, 
gegeben wird, ift nicht fon ans dem Grunde von Anfang an rechtsunwirkſam, 
weil Btge. nur über Sachen geſchloſſen werben Fönnen, die im Verlehre flehen 
(obergerichtliche® dem Klagebegehren nad 88. 878 u. 1447 B. ©. ſtaitgebendes 
Urtheil), fondern ſtellt fi als ein unter der Bedingung, daß die Geſellſchaft in's 
Leben treten und jene Actien in Verkehr kommen, geſchloſſener Kaufvertrag dar; 
es kommt baher darauf an, ob wirklich ein Betrag als Augeld mit dem bevingten 
Verſprechen ver Rüdftellung gegeben wurbe, in welchem alle der Bellagte wegen 
des Nichteintrittes der Bedingung (Nihtzuftandefommen ber Geſellſchaſt) zur 
NRüdftelung verpflichtet if, — während [Schlußfolgerung] anderenfalls der Btz. 
als reiner Glücksvertrag ($. 1276 ibid.) fi barftellen würde. 

Entſch. v. 20. September 1871, Nr. 11566 (4264 ©.-U.). Der Big, 
womit die Einhebung der Marktftandsgelver von einer Gemeinde auf beftimmte 
Zeit gepachtet wird, ift fein Glücksvertrag, fondern ein Beſtandpertrag, weil da- 
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buch der Gebrauch einer unverbrauchbaren Sade, nämlich bes der Gemeinde 
äuftehenden Rs. zum Bezug der Marktſtandsgelder auf eine gewiſſe Zeit und 
gegen einen beftimmten Preis überlaffen wurde. Es findet das Begehren um 
Seqneftration dieſes Pachtobjectes nad bereits angeftellter Zahlungsklage im 
$. 1101 B. G. und den Hofven. v. 31. October- 1808, Nr. 512, v. 5. Novem⸗ 
ber 1819, Nr. 1621 und v. 11. März 1820, Nr. 1871 9. ©. ©., feine 
geſetzliche Begrändung. 

Entid. v. 27. November 1859, Nr. 9557 (PB. S. 1027). Der Kauf 
von erft Zu emittirenden Actien ift ein &lüdsvertrag, wenn die Emiffions- 
bedingungen bereits feftgeftellt find. 


insbefondere eines Aures; 
@. 1877 — vgl. 96. 184-148 u. 185 Verggef. d. 28. Mai 1854, Nr. 146 0. ©. B.) 
8. 1839. Der Antheil an einem Bergwerke heißt Kur. Der Kauf eines Kurzes gehört zu 


ben geiwagten Verträgen. Der Verkäufer Haftet nur für bie Nichtigkeit des Kurzes, und ber 


Käufer Hat fi nach ben Gefegen liber den Bergbau zu benehmen. 


oder einer Erbſchaft; 
@. 1878 — vgl, 86. 582, 638; 636, 687; 6. 879, 8. 4; 58. 1289, 1288; 545, 609, 844 ®. ©.) 
8. 1298. Der Käufer einer von dem Verkäufer angetretenen, ober ihm wenigftens ange» 
fallenen Erbſchaft tritt nicht allein in die Rechte, fondern auch in bie Berbinblickeiten bes Ber- 
laufers als Erben ein, inſoweit biefe nicht bloß perfäulih find. Wenn alfo bei dem Kaufe kein 
Inventarium zum Grunde gelegt wird, iſt auch der Erbſchaftekauf ein getongte® Geſchäft. 


Entf. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 ©.-U.). Die Eeffion 
des Reflitutionsanfpruches des fideicommiſſariſchen Subftituten vor Eintritt des 
Subftitutionsfalles ift bezüglich jener Quote, welche ihm auch, wenn der Mit- 
fubftitut am Leben geblieben wäre, hätte anfallen mäflen, giltig (88. 608, 613, 
504, 507, 508 B. ©.); bezüglich des weiteren durch ſpäteres Ubleben des Mit- 
fubftituten — Antheils aber ungiltig (38. 878, 879, Abſ. 4; 88. 1267, 
1278 ibid,). 

Entfd. v. 14. Februar 1865, Nr. 1170 (9121 ©.-U). Im dalle 
ber Klage gegen mehrere Miterben muß, falls einer der Geklagten durch eine 
Erklärung das R. des Kläger ganz oder theilweife anerkannt hat, biefer jene 
Erklärung gegen ſich gelten lafien ($$. 537, 1278 B. ©.), und ihm gegenüber 
önnen daher die wenn auch begründeten Einwendungen ber anderen Mitgellagten 
nicht mehr in's Gewicht fallen. 

Entid. v. 27. Mai 1868, Nr. 3683 (1734 ©.-U.). Durch die jure 
erediti-@inantwortung wird ber Nachlagübernehmer gleih einem Erbſchaftskaufer 
Univerfalnachfolger des Erbls. (88. 1278, 1282 B. ©.) [Schlußfolgerung]. 


@. 1279 — vgl, 56. 560-568, 648; 689; 802; 1445 ®. G.) 
8. 1279. Auf Saden, die dem Verkäufer nicht als Erben, fondern aus einem andern Grunde, 
3. B. als Borausvermädtniß, als Fideicommiß, als Subftitution, als Schuldforderung aus 
der Berlafſenſchaft gebhren, und ihm auch ohne Erbrecht gebührt hätten, hat der Erbfchafts- 
Käufer feinen Anſpruch. Dagegen erhält er Alles, was der Erbſchaft felbft zuwächſt, es ſei durch 
den Abgang eines Legatars, oder elues Miterben, oder auf was Immer für eine andere Art, 
infoweit ber Verkäufer darauf Anſpruch gehabt hätte, 


(8. 1880 — vgl. $$. 1060, 1051, 1064 8. G.) 
8. 1280. Mlles, was der Erbe aus dem Erbrechte erhält, wie z. ®. die bezogenen Früchte 
und Forderungen, wird mit zur Maffe gerechnet; Alles Hingegen, tva® er aus dem Seinigen 
auf bie Antretung der Erbſchaft oder auf die Verlaffenfhaft verwendet Hat, wird von ber 
Maffe abgezogen. Dahin gehören die bezahlten Schulden, die ſchon abgeführten Vermächtniffe, 
Abgaben und Gerihtsgebüpren; und wenn es nicht ausdrücklich anders verabrebet worden 
if, auch die Begräbnißkoften. 
62* 


— 
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@. 1281 — vgl. 98. 437; 1014 ©. ©.) 


8. 1881. Inſoweit der Berkäufer die Berlaflenfhaft vor der Uebergabe verwaltet Hat, haftet 
er dem Käufer dafür, wie ein anderer Geſchäftsträger. 


(9. 1888 — vgl. 6. 881; 799, 806; 1978; 1892, 1306; 1897—1899; 1400, 1408, 1406, 1407 8. ©.) 
8. 1368. Die Erbfhaftsgläubiger und Bermädtnißnehmer aber Können fi ihrer Befrie- 
digung wegen fowohl an den Käufer der Erbſchaft, als an den Erben ſelbſt Halten. Ihre 
Rechte, ſowie jene der Erbſchaftsſchuldner, werden dur den Verlauf der Erbſchaft nit ge 
ändert, und die Erbiaftsantretung des Einen gilt aud für den Andern. 


Entſch. v. 27. November 1860, Nr. 12576 (1236 ©.-U.). Der Bere 
kauf einzelner Erbſchaftsfachen ift kein Fall des 8. 1282 B. ©.; wenn der Erbe 
noch vor der Einantwortung einzelne Erbſchaftaſachen verkauft, haben bie Gläubiger 
nicht nöthig, exft der Mittel des 8. 1282 cit. fi zu bedienen; ein folder Ver⸗ 
kauf ift nichtig umd ihnen gegenüber umwirkfam. 


B (8. 1288 — vgl. 1. 540; 982, 982; 1296, 1897 ©. ©.) 
8. 1388, Hat man bei dem Verkaufe der Erbfhaft ein Inventartum gum Grunde gelegt; 
fo Haftet der Verkäufer für dasfelbe. Iſt der Kauf ohne ein ſolches Verzeichniß gefhehen, fo 
haftet er für die Richtigkeit feines Erbrechtes, wie er es angegeben hat, und für allen dem 
Käufer durch fein Verſchulden zugefügten Schaden. 


6. £eibrente; 
@. 1884 — vgl. 88. 919, 080, 942; 1968 ©. ©.; ©. 0. 36. Full 1871, Fr. TER. 0. 8) 

8. 1884. Wird Jemanden für Geld, ober gegen eine für Geld geſchätzte Sade auf bie 
Rebensdauer einer gewiſſen Berfon eine beftimmte jährliche Entrichtung —— ſo iſt es 
ein Leibrentenvertrag. 

Entſch. v. 12. März 1862, Nr. 1843 (1497 ©.- u) Auch in der 
Kaufvertrag“ genannten Gutsabtrelung mit Altentheil an eines ber Kinder und 
dem barin zugleich errichteten Leibrentenvertrag ann in Wahrheit eine wegen 
Pflichttgeilsverlegung anfechtbare theilmeife Schenkung gelegen fein. 

Entid. v. 24. Mai 1859, Nr. 3905 (799 ©.-U.; P. ©. 1048). Die 
Kinder eines Erbls. find nicht berechtigt, einen Leibrentenvertrag desſelben anzu. 
fechten, wenn fie nicht beweifen, daß dieſer Vtg. als bloßer Scheinact im Sinne 
bes 8. 916 8. ©. und als Schenkung mit Verkürzung ihres Pflichttheiles nad 
8. 951 ibid, anzufehen fei. 

Entf. v. 10. September 1857, Nr. 8285 (1033 ©.-U.). Der Leibe 
ventenvertrag ift giltig, wenn auch die als Entgelt für die Rente gegebenen 
Saden nicht für Geld gefhägt worden find, wenn fie nur überhaupt ſchätzbar find. 

Entf. v. 29, Auguſt 1855, Nr. 6789 (128 ©.-U.; 1041 P. ©.) 
Iſt in einem Leibrentenvertrage die Bedingung enthalten, baß im Falle eines 
Saumfales in der Entrihtung der Leibrente der Vtg. aufgelöft und das erhaltene 
Eapital zurüdzuftellen fei, ‘fo muß, wenn ber Berfäufer ber Leibrente in Coneurs 
verfält, die Rente auch während des Concurfes entrichtet werben, widrigens ber 
Leibrentencontract aufgelöft und die Concursmafje verpflichtet wird, dem Käufer 
ber Leibrente das erhaltene Capital zurüdzuflelen, vorausgefegt, daß diefer fein 
Forderungsrecht gehörig liquibirt hat, 

Entf. v. 3. November 1853, Nr. 10022 (1 ©.-U.; P. ©. 1042). 
Beim . Reibrentenvertrag ift die Verabredung, daß der Gläubiger, wenn ber 
Schuldner mit dei Zahlung eine gewiſſe Zeit im Rückſtande bleibe, berechtigt 
fein fol, den Big. als ipso jure aufgehoben anzufehen, ungiltig, denn nad 
88. 1333; 995 u. 1450.38. ©. kann bie ausprädlihe Bedingung ber 
Aufhebung des Vtgs., welche den $. 919 ibid, zuläßt, nur in jenen 
tarativ aufgezählten Fällen gelten, wie fie in 88. 978, 1117, 1118, 


— 


äh 
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1153, 1154, 1166, 1210, 1264 ibid. vorgefehen find. Die eaſſatoriſche 
Clauſel beim Leibrentenvertrag ift auch nach $. 920 und indbefondere $. 1268 
vermöge des Wefens dieſes Btgs. ausgefchlofien [Schlußfolgerung; — worſpr. der 
Entf. Nr. 6789 ex 1855]. Ä 

Entf. v. 31. März 1853, Nr. 2407 (Manz’ihe Slg.), eingetragen 
in's Judicatenbuch Mr. 15: Der 8. 1480 B. ©. findet au auf rüd- 
ſtändige, in Fahres- oder kürzeren Friften zu entrichtenden Leiftungen 
von fortwährenden oder lebenslänglihen Renten, insbeſondere Leib» 
renten und Unterhaltsbeträgen Anwendung. 

Entſch. v. 15. Yuli 1852, Nr. 6686 (©. Big. 1862, Nr. 160). Aehnl. 
der Entfh. Nr. 8285 ex 1857. 

Entfd. v. 4. Juni 1852, Nr. 5333 (P. ©. 1007). Die intabulirte 
Leibrente muß einfommenfteuerabzugäfrei entrichtet werben, wenn fle frei von 
allen Laften bedungen worben ift. 

Entf. v. 1. April 1852, Nr. 3001 (P. ©. 1036). Aehnl der Entſch. 
Nr. 8285 ex 1857. ® 

Entf. v. 27. Februar 1852, Nr. 1672 (PB. ©. 1038). Den bei 
einem Zwangsanlehen auf bie Leibrente entfallenden Betrag hat der Bezuge- 
berechtigte zu zahlen, wenn auch die Rentenlaften frei bedungen wurden. 

Entf. v. 80. October 1851, Nr. 8845 (P. ©. 1040). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 6789 ex 1855. — [Wbrfpr. ver Entſch. Nr. 10022 ex 1853.] 

Entſch. v. 29. Jänner 1820, Nr. 7795 (B. ©. 1035). Unter „Aus- 
zug" ober „Ausnahme“ verfieht man ein R. auf bie Benägung einer Wohnung, 
eines Grundes, auf den Gebraud einer Sache, auf die periobifhe Leiftung an 
Naturalien und Arbeit, welches ſich bei Gelegenheit eines Verkaufes und Ueber 
gabe einer Realität vorzüglich bei dem Bauernvolle, zum befleren Lebensunter- 
halt bedungen wurbe. 


(6. 1885 — vgl. 58. 889; 1997; 1488 ©. ©.) 
8. 1285. Die Dauer der Leibrente fan von dem Leben des einen ober andern Theiles, 
oder auch eines Dritten abhängen. Sie wird im Zweifel vierteljährig vorhinein entrichtet, 
und nimmt in allen Fällen mit dem Leben desjenigen, auf deſſen Kopf fie beruht, ihr Ende. 
(8. 1286 — vgl. 85. 466; 950—954; 916, 942; 448, 525; 485, 607; 580; 935 8. G.) 
8. 1286, Weder die Gläubiger, noch bie Kinder desjenigen, welcher fih eine Leibrente 
bebingt, find berechtiget, den Vertrag umzuftoßen. Doc feht ben Erfteren frei, ihre Befrie- 
bigung aus ben Leibrenten zu fuchen; ben Legteren aber, bie Hinterlegung eines entbehrlichen 
Theile der Rente zu fordern, um fi den ihnen nad dem Geſetze gebührenben Unterhalt 
darauf verfihern zu laſſen. 

Entf. v. 19. Februar 1873, Nr. 1367 (Manz'ſche Slg.). Da nad 
dem Hausübergabövertrage der Uebernehmer verpflichtet wurbe, die Ausgedings- 
gründe, fowie auch bie übrigen Freigründe dem Uebergeber zur gehörigen Zeit 
unentgeltlich zu beurbaren und alle erforberlihen Zufuhren zu leiften, kann das 
eingeräumte R. nit als Servitut der Fruchtnießung aufgefaßt werben, weil 
diefer Auffaffung nidt nur $. 482 B. ©., fondern au 8. 512 ibid. 
gerabezu entgegentreten. Ebenſowenig kann die Verpflihtung des 
Hausübernehmers, jährlid 1 Eimer Wein zu verabfolgen, als 
Servitut gelten. Diefe Re. fowie Ausgedinge überhaupt ftellen fi ihren 
Zweden und ihrer rechtlichen Natur nach als Leibrenten dar. Nachdem aber 
gemäß $. 1286 ibid. die Glänbiger desjenigen, welder eine Leib- 
vente befigt, ihre Befriedigung nur aus den Leibrenten zu ſuchen 
bere&tigt find (8. 320 a. ©. D.), muß das Begehren um erecutive 
Schägung bes Ausgedingsrehtes abgewiefen werben, zumal in ber 
0. ©. DO. die Erecutionsarten nah Befhaffenheit des Erecutionds 
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objectes genan beflimmt werben und von denfelben nit willkürlich 
abzugeben if, Mit viefer Begründung wurde einzutragen beſchloſſen in's 

pruchrepertorium Ar. Al: Auf Ausgebinge Tann die Execution nur 
durch Sequeftration nad 8. 320 a. ©. D. geführt werben. 

Eutſch. v. 13. Auguft 1868, Nr. 8052 (8110 G.U.). Das R. zum 
Bezuge eines Ausgebinges Tann im Wege ber Pfändung, Schägung und Feil⸗ 
bietung nit in Crecution gezogen werben, weil das Ausgedinge die Natur 
einer Leibrente hat, dem Gläubiger eines Ausgedinges daher zu Folge $. 1286 
8. ©. nur freifteht, feine Befriedigung aus dem von feinem Schuldner zu 
beziehenden Ausgedinge zu fuchen, nicht aber das R. zum Bezuge felbft in 
Execution zu ziehen, fomit bier nur die im 8. 320 a. ©. O. vorgefchriebene 
Erecutionsart Anwendung findet. 

Entf. v. 10. October 1866, Nr. 9113 (©. Ztg. 1867, Nr. 90). Wenn 
bei der Kaufſchillingsvertheilung einer exequirten Liegenihaft ber Kaufſchillingsreſt 
nicht ausreicht, um aus den Interefien das Ausgebinge jährlich vollftändig zu bezah- 
fen, fo braucht fi der Genußberechtgite nicht mit deu jährlichen Imtereflen des 
Kauffhillingsreftes zu begnügen, fondern er ann, foweit der Kaufſchilling reicht, 
die Ergänzung auf fein volles Ausgedinge aus dem Bedeckungscapitale fordern. 

‚Entid. v. 24. Mai 1859, Nr. 3905 (799 ©.-U.; P. ©. 1043). 
Die Kinder eines Erblaſſers find nicht berechtigt, einen Leibrentenvertrag desfel« 
ben anzufechten, wenn fie nicht bemeifen, daß biefer Vtg. als ein bloßer Schein« 
act im Sinne des 8. 916 B. ©. oder eine Schenkung mit Verkürzung ihres 
Pflichttheils nad 8. 951 ibid. anzufehen ift. 


6. gefellfihaftlicge Verforgungsanfalten; 
6. 1387 — vgl. 87. Hauptft. ©. ©. ; Vereindgefeh v. 96. November 1852, Ar. 208 R. ©. 8.) 
8. 1287. Der Bertrag, wodurch vermittelft einer Einlage ein gemeinfhaftlicher Berforgungs- 
fond für die Mitglieder, ihre Gattinen oder Waiſen errichtet wird, ift aus der Natur unb 
dem Zwecke einer ſolchen Anftalt, und dem darüber feftgefegten Bedingungen, gu beurteilen 


Entſch. v. 3. April 1873, Nr. 3030 (Manz'ſche Slg.), eingetragen in’s 
Spruchrepertorium Ar. 46: — 1. Das R. zur Klageerhebung ift nicht 
durch eine vorausgegangene Rehtöverlegung bedingt und ed kann aud 
bei lediglich drohendem Streite die urtheilsmäßige Feftftellung eines 
concreten Rehtöverhältniffes verlangt werden. — 2. Sofern die 
Mitglieder einer Berforgungsgefellfhaft fih nicht ſchon flatuten- 
mäßig fünftigen Majoritätsbefhläffen über eine Erhöhung der Bei- 
tragspfliht unterworfen haben, können nur die nad der bezüglichen 
Statutenänderung eingetretenen Theilnehmer zu höheren Beiträgen 
herangezogen werben [fiehe den Wortlaut der Motive bei $. 1188]. 


7. Verfiherungsvertrag; 
(8. 1288 — vgl. #8. 878, 1991 ©. G.; Vereindgef. v. 36. November 1852, Art, 271 8. 3 9. ©.) 
8. 1288. Wenn Jemand die Gefahr des Schadens, welcher einen Andern ohne befien Ber- 
ſchulden treffen Tönnte, auf fi nimmt, und ihm gegen einen gewiſſen Preis den bebungenen 
Erfag zu leiſten veripricht; fo entfteht der Werfierungsvertrag. Der Berficherer haftet babei 
für den zufälligen Schaden, und der Verficherte für den verfprochenen Preis. 


Entf. v. 20. März 1879, Nr. 1556 (9. Bl. 1879, Nr. 20). Die bei 
Lebensverficherungsverträgen übliche Bedingung: „Die Polizze wird ungiltig, wenn 
der Verficerte ſich felbft entleibt,“ hat ben Verluſt bes verfiherten Capitales für 
den Begünftigten aud dann zur Folge, wenn der Selbfimord des Berfiherten 
im Zuftande der Unzurechnungsfähigkeit verübt wurde. Der fraglihe Vertrags 
punft ift beftimmt, lautet allgemein und unterſchiedslos, fo dag ſich aus dem⸗ 
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felben nad} der grammatikaliſchen Auslegung der Worte in ihrem Zuſammenhange 
nur der Sinn ergibt, daß jeder Selbftmord die Polizze ungiltig made. Die 
logiſche Auslegung des hier fraglichen Falles bietet Leinen Anhaltspunkt, eine 
Ausnahme in dem Falle, wenn fi der Verſicherte im Zuſtande der Unzurede 
nungsfäbigkeit ſelbſt entleibt, anzunehmen. Aus der vorftehenden Erwägung geht 
es aber auch nicht an, den einzelnen Fall nach leitenden Orunbfägen zu inter- 
pretiren, melde fi aus ven Beftimmungen über die übrigen Ungiltigleitefälle 
ableiten ließen, infolange nicht feftfteht, daß nur die abgeleiteten Grundſätze ven 
ſaͤmmtlichen dießbezüglichen Beſtimmungen derart zu Grunde liegen, daß aus 
denſelben bie Abfiht der Kontrahenten bezüglich jedes einzelnen Falles verläßlich 
und beflimmt erfannt werden kann. Die letztgedachte Beſchaffenheit kommt dem 
von dem Kläger aufgeftellten Grunbfage, daß den Ungiltigleitebeftimmungen lebig- 
lid) die Tendenz zu Grunde liege, die Berficherungsgefellihaft vor einer bolofen 
oder eulpofen Befhädigung zu fügen, nicht zu. Die Beflimmung bes $. 1288 
B. G., daß der Berficherer für den zufälligen Schaden hafte, vermag den bezüg« 
lichen Bertragsabfag weder zu alteriren, noch auch die Auslegung beöfelben in 
einem anderen Sinne zu rechtfertigen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 4. Februar 1875, Nr. 12665 (5618 ©.-U.). Die vertragd- 
mäßige Beftimmung, daß alle Anfprüde des Berfiherten im Kalle nochmaliger 
anderweitiger Berfiherung verwirkt fein follen, ift in 88. 1288—1291 3. ©. 
nicht verboten, daher rechtswirkſam. 

Entf. v. 19. Jänner 1870, Nr. 9368 (Sch. ID). Die Erlöfhung des 
RE. des Berfiherten auf den Brandſchadenerſatz kann nur durch vorfägliche falſche 
Angaben begründet werden. Die Affecuranzanftalt, welche die Erlöſchung des 
NE. des Berfiherten auf Schabenerfag behauptet, hat den Eintritt der Verjährung 
zu erweifen. Die Berjährungszeit beginnt nicht mit dem Tage bes entflandenen 
Schadens, fondern mit eingetretenen Rechtskraft ber auf bie über den Brand 
durchgeführte Unterfuhung ergangenen Entſch. 

Entſch. v. 13. Mai 1869, Nr. 4801 (3413 ©.-U.). Der Umftand 
daß eine Realität bei zwei Affecuranganftalten verfihert war, berechtiget, wenn 
in ben Auftaltftatuten oder in dem Berfiherungsvertrage keine entgegenftehenden 
Beftimmungen enthalten find, Feine der beiden Anftalten, im Aflecuranzfalle die 
Leiftung der vollen bedungenen Entfhäbigung zu verweigern. 

Entfd. v. 22. April 1869, Nr. 2822 (Sch. II). Der Wirkfamleit des 
Berfiherungsvertrages ficht, fobald die Annahme des vom Verfiherungswerber 
gemachten Antrages erfolgt ift, der Umſtand nicht entgegen, daß bie Höhe ber 
Prämie nicht ausdrücklich bedungen und die Zuftellung der Polizze fih — jedoch nur 
auf Wunſch des Berfiherungswerbers — verzögerte. 

Entſch. v. 20. December 1864, Nr. 8843 (G. H. 1865 Nr. 74). Die 
bloße Bezahlung und Annahme der Prämie genügt nit zur Annahme ber 
Giltigkeit eines Berfiherungsvertrages, und iſt biefer vielmehr nur durch die 
Aushändigung der Affecnranz-Polizze an die Partei, welche die Verfiherung ver⸗ 
langt hat, Fu wirffam abgeſchloſſen zu halten. — Worſpr. der Entſch. Nr. 2822 
ex 1869. 

Entf. v. 14. Jänner 1857, Nr. 12786 (277 ©.-U.; P. ©. 1047). 
Wird einverfländlic eine Affecuranz-Polizze zurückdatirt, fo gilt das fohin geſchrie⸗ 
bene und nicht jenes Datum, an welchem die Zurädvatirung erfolgte, als An« 
fangszeit der Haftung. 

Entf. v. 29. Mai 1855, Nr. 5129 (94 G.-U.), Es kann nidt 
gezweifelt werben, baß ber Verſicherte ein Intereffe an der verfi- 
herten Sade haben müffe. Die Berfiherungsgefellfhaft wußte in 
dem Augenblide, wo der VBerfiherungsvertrag abgejchloffen wurde, 
baf Kläger das Haus eines Anderen verfihere, und daß er als Be- 
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Randnehmer der Realitäten, zu welden dieſes Haus gehörte, aller» 
dings ein Intereffe an der Erhaltung desſelben hatte. Kläger bedurfte 
desfelben, um barin feinen Arbeitern eine Wohnung anzuweifen zc. 
Da das Haus ihm fomit unentbehrlih war, wenn er aus dem auf 
lange Zeit abgefhloffenen Padhtvertrage den vollen Nuten, ben 
er davon erwartete, ziehen wollte, mußte er aud dafür. forgen, daß 
diefes Haus ihm niemals fehlen werde Allerdings läßt fi mit 
Rüdfiht auf die beftehenden Grundſätze annehmen, daß Kläger im 
Falle einer zufälligen Zerftörung des fraglihen Haufes vie Egthr. 
auf Wiederherftellung belangeu könnte; allein daraus folgt noch nicht, 
daß er nicht ein Intereffe hatte, zu demfelben Zwede einen Dritten 
zu obligiren, welder ihm nicht Einwendungen entgegenftellen konnte, 
wie fie vielleiht dem Egthr. zur Verfügung flanden, und bezüglid 
deffen er fiher war, daß er die erforderlihen Mittel befige. — Klä- 
ger hatte alfo allerdings das R., die gellagte Geſellſchaft auf Wie— 
derherftellung des durch Feuer beſchädigten Haufes zu belangen, und 
es fonnte ihm nicht die Einwendung entgegengeftellt werben, daß er 
fih dadurch bereihern wolle, denn er hat jedenfalls kein R., ſich 
von dem Egthr. des Haufes den Vortheil wieder vergüten zu laffen, 
der für diefen aus dem Verfiherungsvertrage erwächſt. Wollte bie 
geflagte Geſellſchaft nit für den Werth des Haufe, obgleich diefer 
bei ihr verfiert wurde, haften, fondern nur für den Schaden, ben 
der Berfigerte als Beſtandnehmer durd den zeitweiligen Entgang 
des Gebraudes dieſes Haufes erleidet, jo hätte fie die Verpflichtung 
gehabt, die Ziffer anzugeben, auf welde herabzugehen fei, und das 
Material herbeizufgaffen, das nöthig ift, um biefe Reduction mit 
Sicherheit vornehmen zu können, welcher Verpflichtung fie nicht 
nachgekommen ift. 

Entſch. v. 8. April 1852, Nr. 3359 (B. S. 1049). Wenn auch einer 
Berfiherungsgefellfhaft gegen Brand» oder anderen Schaden ftatutenmäßig das 
R. zufteht, im Falle der Nichtzahlung der jährlichen Prämie von Seite des Ber- 
ficherten, ihn ald des Rs. auf Eniſchädigung für einen ihm etwa zugegangenen 
Schaden verluftig anzufehen, fo hindert dieß nicht, den Verſicherten zur Zuhal- 
tung bes Vtgs. gerichtlich zu verhalten, mithin die Zahlung der rüdfländigen 
Prämien zu fordern. 

Entfd. v. 26. September 1851, Nr. 8032 (P. ©. 1050). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 3359 ex 1852. 


(8. 1280 — vgl. bei 6. 1988 cit. Hoffsld. v 5. Auguſt 1843, mahr. Prov. ©. 6.) 
8. 1289. Der gewöhnliche Gegenftand dieſes Vertrages find Waaren, die zu Wafler ober 
zu Lande verführt werben. Es können aber auch andere Sachen, 3. B. Häufer und Grund» 
ftüde gegen Beuer-, Wafler- und andere Gefahren verfihert werben. 

Entf. v. 10. April 1867, Nr. 2918 (©. Ztg. 1867, Nr. 72). Ge- 
zahlte Verfiherungsbeträge für abgebrannte Häufer find nur zu ihrer Wieders 
herftellung zu verwenden; die Erfolglaffung an den Verſicherten ift zu verweigern, 
wenn offenkundig diefer Zweck nicht erreicht werden will (Hofb. v. 18. Juli 1828, 
Nr. 3354 9. ©. ©.). 


G. 1290 — vgl. 8. 862; 66. 874, 916; 1206, 1306, 1807, 1810 u. ff.; 1295, 1812 w. ff.; 1479, 1489 ©. @.) 

8. 1290. Ereignet fi der zufällige Schade, wofür die Entfhäpigung verfihert worden iſt; 
fo muß der Berficherte, wenn kein unüberwindliches Hinderniß dazwiſchen kommt, oder nichts 
Anderes verabrebet worden ift, dem Berſicherer, wenn fie fih im nämlichen Orte befinden, 
binnen drei Tagen, fonft aber in derjenigen Zeitfrift davon Nachricht geben, welche zur Be⸗ 
fanntmadung der Annahme eines von einem Abweſenden gemachten Verſprechens beſtimmt 
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worben ift ($. 862). Unterläßt er die Anzeige; kann er den Unfall nicht erweiſen; oder kanu 
der Berfiherer beiweifen, daß ber Schaden aus Berſchulden des Verficherten entftanden ift; 
fo hat diefer aud keinen Anfpruch auf die verfiherte Summe, 


Entf. v. 4. Februar 1875, Nr. 12565 (5618 ©.-U.). In ber öfterreichifchen 
Geſetzgebung ift ber Binnenverfiherungevertrag in den $$. 1288—1291 B. ©. 
geregelt. Es find daher bei der Entf. der aus einem folhen Btge. entſtehen- 
den Streitigkeiten jene Grundfäge anzuwenden, welde für bie Auslegung ber 
Bige. im Allgemeinen gelten. Unter biefen fteht obenan die Rechtsregel, daß 
bie erlaubten Vereinbarungen der Parteien das ©. für ihre Bertragsrechte bilden 
(pacta dant legem contrahentibus). Die Streittheile find darüber einig, daß 
die in den Art. V u. VIII ver Berfiherungs-Polizze enthaltenen Feſtſetzungen, daß 
ber Berfiherte die Sache ohne vorgängige Zuftimmung der Aſſecuranzgeſellſchaft 
anderwãrts nicht verfihern darf (Art. V) und daß die nit pünktliche Erfüllung 
biefer Stipulation den Berfiherungsvertrag nichtig und den Verficherten des An- 
ſpruches anf Schavenerfag, fowie auf die Rüdgabe der eingezahlten Prämien 
verluflig macht (Art. VIII), von ihnen vereinbart wurden. Da diefe Stipula- 
tionen nicht verboten find, Mläger aber denfelben zuwider gehandelt hat, ift die 
Klage abzumelfen [Schlußfolgerung]. 


(4. 1291 — vgl. 88. 916, 1970 ©. @.) 
8. 1291. Wenn der Untergang ber Sache dem Verfiherten, oder ber gefahrloje Zuftand 


derfelben dem Verſicherer zur Zeit bes gefchloffenen Vertrages ſchon befannt war, fo iſt der 
Bertrag ungiltig. 


Entf. v. 15. Jänner 1868, Nr. 10836 (©. H. 1868, Nr. 42). Die 
Verſchweigung einer an ſich nicht lebensgefährlihen Krankheit von Seite des 
Verſicherten befreit die verfihernde Gefellihaft dann nicht von der Zahlung bes 
verfiherten Betrages, wenn vor Abſchluß des Vigs. der Verfiherte nicht aus— 
drüdlich wegen feiner Krankheit befragt wurde, 


8. Bodmerei und See-Afferurangen. 


G. 1898 — vgl Art. 971, 8. 4 9. G.; Kaitto politico di navigatione mercantile v. 25. April 1744; 
Art. 3I1—381, 838—436 des Oodice di Commerelo.) 
8. 1292. Die Beftimmungen in Rüdfigt der Berfiherungen zur Gee; ſowie die Bor« 
f&riften über den Bobmereivertrag find ein Gegenftand der Seegeſetze. 


PDreißigfies Hauptſluck. 
Bon dem Rechte des Schadenerfages und der Genugthuung. 


Inhalt: Schade ($. 1293). Duellen der Beſchädigung ($. 1294). Bon ber Verbindlich 
feit zum Schabenerfag: 1. Bon dem Schaden aus Verſchulden (55. 1295— 1298) ; 
insbefonbere: a) der Sacjverftänbigen (65. 1299 u. 1300); oder b) mehrerer 
Zheilnehmer (88. 1801-1304); 2. aus dem Gebrauche bes Nechtes ($. 1305); 
3. aus einer ſchuidloſen und unwilltürlichen Handlung (8$. 1306—1310); 4. durch 
Zufall (88. 1811 u. 1312); 5. durch frembe Handlungen ($. 1313); Aus- 
nahmen (88. 1814—1319,; 6. durch ein Thier (88. 1320—1322). Arten des 
Schabenerjages (88. 1323 m. 1324). Insbefonbere: 1. bei Verlegungen am 
bem Körper (88. 1325—1328); 2. an ber perfönlichen Freiheit ($. 1329); 3. an 
ber Ehre ($. 1830); 4. an dem Vermögen ($$. 1331 u. 1332); infonderheit 
durch Verzögerung ber Zahlung. Verzögerüngszinſe (88. 13331335). Bedingung 
des Ber; Mtungebertvagee (Conventionalftrafe) ($. 1336). ‚Berbindlichteit der Erben 
des Beſchadigers ($. 1387). Rechismittel ber Entfehäbigung (55. 1338—1341). 
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(8. 1298 — vgl. 98. 859, 1208, 1896; 853, 18251838, 1829, 1850, 1931 ®. ©.) 
8. 1393. Schade heißt jeder Nachteil, welder Jemanden an Vermögen, Rechten ober feiner 
Berfon zugefügt worden ifl. Davon unterſcheidet fi ber Entgang des Gewinnes, ben Je 
mand nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge gu erwarten hat. 


Entfd. v. 20. Mai 1879, Nr. 2403 (©. Ztg. 1879, Nr. 53). Der 
durch Nichtbeobachtung der Steorapolige ivor ſchriſten und in Folge Untergang des 
Schiffes veranlaßte Entgang des Frachtlohnes iſt geradezu ein Nachtheil, der 
dem Frächter an Vmgn. und R.en zugeftoffen iſt; alſo ein Schaden im Sinne des 
8. 1293 2. ©. 

Entf. v. 9. December 1875, Nr. 9771 (©. Ztg. 1876, Nr. 59). Die 
Anführung eines beftimmten Rechtsgeſchäftes durch den Kläger als Grund ber 
Klage ift nicht erforderlich, da es Aufgabe des Richters ift, die von ber Partei 
angegebene und bewiefene Thatfache unter das ©. zu fubjumiren. Die den In⸗ 
terefjen und Divivendenconpons einer Actie entſprechenden Beträge — wenn felbe 
einer Partei von der anderen auf Grund eines geſchloſſenen Vigs. zu erflatten 
find — unterliegen nicht ber im 8. 1480 B. ©. beſtimmten Verjährungszeit 
(88. 988, 985, 993, 1293 ibid.). 

Entfä. v. 1. April 1875, Nr. 3132 (©. Ztg. 1877, Nr. TI). Der 
Aftervermiether haftet nicht für die durch Verſchulden des Bermiethers unmöglich 
gewordene Erfüllung des Afterbeftandvertrages. — Der Aftervermiether hat durch 
die von ihm wider ben Vermiether mit Erfolg angeftvengte Klage auf Einräu- 
mung der Wohnung Alles gethan, um feiner Verpflichtung gegen den Aftermiether 
nachkommen zu Können; es ift daher das Fe ihn gerichtete Begehren, welches 
auf die 88. 1293, 1301 u. 1324 ®. ©. auflatt auf ven bei diefem Sachver⸗ 
halt allein maßgebenben 8. 1105 geſtützt warb, ganz verfehlt, da zwar Kläger, 
welchem ber Gebraud der in Aftermiethe überlafjenen Localitäten für die Zeit 
bis 2. Jänner entzogen blieb, auf Erlafjung eines ee Theiles des 
Miethzinfes Hätte dringen Finnen und er ohnedieß noch in ber Lage ift, von 
biefem R. Gebrauch zu machen, da er einen Theil des Aftermiethzinſes ſchuldet; 
a auf Erſatz eines ihm vom Beklagten nicht zugefügten Schadens An- 
pruch hat. 

Entſch. v. 1. April 1875, Nr. 2922 (5678 ©.-U.). [Wortlant:] Da der in 
Rebe fiehende Wechſel von dem Bezogenen nicht acceptirt wurbe, gegen ben Bezo⸗ 
genen daher ein wechſelrechtlicher Anſpruch auf Zahlung der Wechfelfumme nicht er⸗ 
hoben werben konnte, war ber Kläger auf die Geltendmachung bes Regreſſes gegen 
den Ausfteller und die Inbofjanten beſchränkt; zur Ausübung dieſes Regreſſes be- 
turfte e8 aber nah Art. 41 W. O. des wegen nicht erlangter Zahlung erhobenen 
Proteſtes. Indem nun durch die Unterlafjung der Proteftlevirung feitene des 
geflagten Mandatars dem Kläger die Möglichkeit entzogen wurde, feine Re. gegen 


N 


1. Tpeil, 30. Hauptſt. Schabenerfag. $. 1293, 975 


bie Negreßpflihtigen geltend zu machen, ift bemfelben dadurch allerdings ein 
Schade im Sinne des 8. 1293 B. ©. zugefügt worden, welder in dem Ber 
Lufte des Rs., den Ausfteller und die Indoſſanten nach Wechſelrecht zur Zahlung 
der Wechſelſumme zu verhalten beſteht. Die Höhe dieſes Schadens brüdt ſich 
in bem Inhalte des verlornen wechſelrechtlichen Regreßanſpruches aus, deſſen Um- 
fang der Art. 50. D. beflimmt. Es Tann dem Klageanſpruche auch nicht 
entgegengefegt werben, daß ber Kläger mindeftend noch den Ausſteller mit ber 
Bereiherungallage belangen konnte, und daß ein wirklicher Schade erft dann als 
vorhanden angenommen werden könnte, wenn und infofern ber Kläger auch auf 
diefem Wege nicht gänzliche Befriedigung erlangte. Denn nah Art. 60 W. O. 
begreift der Regreßanſpruch des Inhabers des Mangels Zahlung proteftirten 
Wechſels eben den Anfprud auf die nicht bezahlte Wechſelſumme fammt Neben- 
gebühren in fi; die Verpflichtung aber, in welcher ver Ausfteller, deſſen wechlel- 
mäßige Verbinbligkeit durch Big. ober Verabſäumung der zur Erhaltung bes 
Wechſelrechtes vorgefchriebenen Handlungen erlofchen if, dem Imhaber gegenüber 
nad Art. 83 W. O. ftebt, ift eine ganz andere, befchränftere und durch Voraus⸗ 
fegungen bebingte, deren Borhandenfein nicht vorliegt und hier auch gar nicht zu 
unterfuchen ift, weil es fi hier eben um den Berluft desjenigen Rs. handelt, 
kraft deſſen der Kläger die Zahlung der im Wechſel verfchriebenen Geldſumme 
vom Ausſteller auf Grund der buch bie Wechſelerklärung felbft begründeten 
wechſelrechtlichen Verpflichtung des Letzteren verlangen konnte. Abgefehen von der 
Frage, ob der Auftrag, den Wechfel einzucaffiren, auch den Auftrag, benfelben im 


"Falle der Nichtzahlung protefliven zu laſſen, in fih geſchloſſen habe over nicht, 


war es vermöge des im 8. 1009 B. ©. bezeichneten Umfanges ber Berpflic« 
tungen bes Gewalthabers und nad Art. 282 H. ©. dem Bellagten unzweifel- 
haft obgelegen, mindeſtens den Kläger von dem Unterbleiden der Zahlung bes 
Wechſels zum Behufe der von ihm felbft zur Wahrung feiner Re. zu treffenden 
weiteren Borlehrungen weiter zu verfländigen. 

Entid. v. 5. März 1873, Nr. 2013 (4896 ©.-U.). Nachdem der Be- 
Magte eingeftanbnermaßen den Hund mit Vorbedacht getdbtet hat, Tann er ſich 
auf die gefegliche Bermuthung ($. 1296 B. ©.), daß ber Schade ohne fein Ver- 
ſchulden entflanden fei, nicht berufen, ſondern er hat zu beweifen, daß er zu ver 
Handlung, die den Schaven des Klägers herbeiführte, berechtigt war. Diefen 
Beweis hat er aber nicht geliefert, weil er, felbft wenn er ben Hund in ver 
That für wuthkrank hielt, nad dem 8. 18 ber cit. Min. Bog. nur bie Befugniß 
hatte, denfelben einfangen zu laſſen, ba ber Nachweis, dag ber Hund wirklich 
wüthend war, nicht vorliegt (8. 1298 B. ©.). 

Entid. v. 5. April 1872, Nr. 15351 (4558 G.⸗U.). Die Entſchädi⸗ 
gungstlage nach Art. 83 W. O. aus dem Titel der Bereicherung ift nur dann 
und infoweit zuläffig, als ſich fonft der Acceptant mit dem Schaden bes Wechſel⸗ 
inhabers bereichern würbe, ber Schaden des Letzteren (8. 1298 B. ©.) ift aber 
der Vermögensnachtheil, der ihn treffen würbe, wenn jene Summe unberichtigt 
bliebe, bie ex für die Erwerbung bes Wechſels ansgegeben hat; weßhalb felbft 
unter ber VBorausfegung bes hergeftellten Beweifes des Empfanges 
der Wechſelvaluta das auf Urt. 83 W. D. bafirte Klagebegehren ber 
nöthigen redtlihen Begründung entbehrt, weil nad Art. 83 cit. 
der Acceptant eines verjährten oder präjubdicirten Wechſels dem In- 
baber desfelben nicht einfach für die im Wecfel ausgedrädte Summe, 
fondern nur, infoweit er fi mit des Inhabers Schaben bereihern 
würde, verpflichtet bleibt, fonadh zur Geltendmachung des auf den 
Art. 83 ibid. geftügten Schabloshaltungsanfprudes ver Nachweis des 
dem Acceptanten zugegangenen Werthes an und für fich nicht genügt, 
fondern auf der erbradte Nachweis des nem Inhaber burd die Nidht« 
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einlöfung des Wechſels zugehenden Schadens (welder, da ber bieß- 
fällige Anſpruch des Wechfelinhabers ein bloß gemeinrechtlicher ift, 
nur in dem Entgange bes für ben Wechfel gegebenen Werthes be- 
ftehend, angefehen werben kann) erforderlich war. 

Entſch. v. 20. Jänner 1870, Nr. 14937 (3677 ©.-U.). Der Anfprud 
des Verpflegers des vaterlofen unehelihen Kindes auf Erſatz der Alimentatione- 
toften gegen die Mutter unterliegt nicht ber Triennalverjährung des $. 1489 
B. G., weil es ſich hier nit um eine Entfhäbigung im Sinne des $. 1293 
ibid., fondern um einen Erfag des gemachten Aufwandes nad $. 1042 ibid. 

“ handelt. [Siehe hierüber weitere Entfdh.en bei 8. 1042 cit.] 

Entſch. v. 28. Mai 1868, Nr. 5274 (3074 ©.-U.). Nad den in 88.45 
u. 46 B. ©. enthaltenen Grundfägen ift das Begehren ver Verlobten, auf Zahlung 
einer Rente oder einer Abfertigungsſumme wegen Berlöbnißbrudes, nicht gerecht 
fertigt; denn ſowie ihr fein R. auf Erzwingung der Eheſchließung zuftand, noch 
die Beſtimmung bes Werthes, den man auf die Erfüllung des Eheverſprechens 
fegen wollte, im voraus zuläffig war, fo fann ihr auch jetzt nicht das R. einge 
räumt werden (auf welches ihr Begehren hinausläuft), jo viel zu fordern, als ihr 
nad) ihrer Schägumg daran lag, daß die Ehe zu Stande komme. Nur der Er- 
ſatz des wirklichen — pofitiven — Schadeuns, den fie durch ben Rädtritt des 
Beklagten erlitten zu haben bewiefe, Könnte ihr gebühren. Nicht ohne bamit 
einen befonderen bezeichnenden Sinn zu verbinden, Tann dieſe Beifügung bes 
Adjectives „wirklich“ im 8. 46 ibid. betrachtet werden, das offenbar einen eigent- 
lihen Schaden im Gegenfage von Geminnftentgang nad) $. 1298 ibid anbeutet, 
umfomehr als dieß eben im Geifte ver Beflimmung des 8. 45 cit. gelegen ift. 

Entſch. v. 10. April 1866, Nr. 2839 (2448 ©.-U.), Die Klage nah 
Art. 83 W. D. aus dem Titel der Bereicherung wegen nicht erfolgter Zurüd- 
ftellung des Gegebenen, Tann umfoweniger als Entihäpigungsffage angejehen 
werben, als bie im 8. 1293 ©. ©. aufgeftellte Begriffsbeftimmung des Schadens 
auf die eingeflagte Forderung durchaus nicht anwendbar if. — [Wprfpr. ber 
Entf. Nr. 15351 ex 1872.] 

Entſch. v. 12. September 1861, Nr. 5526 (1386 ©.-U.). Der Ber- 
fäufer, welcher, ohne diefen Umftand zu kennen, einem über 30 Yahre alten ver- 
heirateten Mann verlaufte und crebitirte, über den bie Vormundſchaft verlängert 
worden war, erleivet, indem ex bie verkaufte Sache übergab, ohne das Kauf- 
geld zu erhalten, an feinem Vmgn. einen Nachtheil (8. 1293 B. ©.) unb der 
in feiner Hanblungsfähigkeit Beſchränkte zöge, wenn er von jedwedem Erfage 
entbunden würbe, indem er das Gekaufte behält, einen Gewinn. Unter diefen 
Umftänden ift der beffagte Käufer nad) Analogie des 8. 248 ibid. dem Kläger 
verantwortli und mußte nad 88. 877, 1295, 1323 u. 1447 ibid. zur Zurüd- 
ftellung ber ihm übergebenen Sachen unbedingt, und falls bieß nicht möglich wäre, 
zur Erfagleiftung, jebody nıdht in der vom Kläger angefprodenen Höhe (Rauf- 
preis) verurtheilt werben, weil der Kaufſchilling nicht bloß den wirflihen Werth 
der verfauften Sache, fondern aud ben bei jedem Kaufgefchäfte erlaubten Gewinn 
des Verkäufers darſtellt, der Beklagte aber, der nicht feine Eigenberechtigung 
liftigerweife poſitiv vorgegeben Hat, nicht zu ber in 8. 866 ibid. auferlegten 
Genugthuung, fondern nur zum Erfag des Schadens, alfo zur Vergütung bes 
burh den Eid des Klägers feftzuftellenden Schägungswerthes ber Kaufgegen⸗ 
ftände verpflichtet if. 

Entjd. v. 2. März 1859, Nr. 2049 (2054 ©.-U.). Nah 8. 167 
3. ©. ruht vorzäglih auf dem unehelichen Bater die Verpflichtung der Ber⸗ 
pflegung des von ihm erzeugten Kindes, und nur in dem Falle, als er dieſe 
Verpflichtung zu erfüllen außer Stande wäre, übergeht biefelbe auf die Mutter. 
Allein die VBaterfhaftsflage der Mutter und des Vormundes kann nicht als eine 
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Entfhädigungsflage angefehen werben, da mit berfelden der von der unehelihen 
Mutter zur Verpflegung des unehelihen Kindes beftrittene und dem Beklagten 
nad bem ©. cbgelegene Aufwand begehrt wird, zu deſſen Rüderftattung auch 
der Bellagte nah $. 1042 ibid. für den Fall, al die zugelaffenen Beweiſe zu 
Gunſten der Kläger außfallen, verpflichtet fein wird. Diefer angeſprochene Erſatz 
läßt fi aber als ein Erfag eines zugefügten Schabene, die vorliegende Klage 
ſohin als eine Entſchädigungsklage nicht anfehen, da derfelbe einen dem Beflagten 
obgelegenen Aufwand in ſich begreift, wo das Nüdforberungsrecht nach 8. 1279 
8. ©. erft binnen 80 Jahren erlifcht. : 

Entf. v. 16. Juni 1857, Nr. 5492 (384 G.-U.) Zum Erſatz des 
Schabens, welchen der Miether dadurch erlitt, daß er die gemiethete Wohnung 
nicht bewohnen Ionnte, gehört auch der Erſatz der Koſten für Adaptirung ber 
neuen Wohnung ($$. 908, 919, 1293, 1323 B. ©.). 

Entfd. v. 14. October 1856, Nr. 9849 (226 ©.-U.). Cine Klage, 
womit Erfag für eine Zahlung angefproden wird, welde ver Kläger 
fatt des Geklagten leiftete, if feine Entfhäbigungsflage im Sinne 
des Gs., weil eine Entfhäbigungsflage ihrem Begriffe nad die Zu- 
fügung eines Schadens vorausfegt, während bie Leiftung einer Zah— 
lung, welche der Geklagte zu leiften verpflichtet war, für den Zahlen 
den nicht den Begriff des Schadens nad 8. 1298 8. ©. bildet, daher 
das dadurd entſtandene Rehtsverhältniß nur nad dem $. 1042 ibid. 
beurtheilt werden fann. Demnad findet aud 8. 1489 cit. auf bie 
vorliegende Klage feine Anwendung, und berfelben könnte nur bie 
30jährige Big. entgegengeftelli werden, melde als Regel gilt. Alle 
Ausnahmen müffen firenge ausgelegt werden. Der $. 1489 ibid. 
betrifft aber nur folde Klagen, durch welde ber Erfatz eines wirk— 
li erlittenen Schadens in Folge einer voransgegangenen Beſchä— 
digung angefprodhen wird, während bie vorliegende Klage auf einem 
ganz anderen Rechtstitel ruht. 


Quellen der Yelhädigung. 
(8. 1894 — vgl. 86. 1811, 1818; 1820-1893; 8. 1305; 1806-1310 8. ©.) 
8. 1994. Der Schade entfpringt entweber aus einer widerrechtlichen Handlung, oder Unter- 
faflung eines Andern, oder aus einem Zufalle. Die widerrechtlihe Befhädigung wird ent- 
weder willkürlich oder unwillkürlich zugefügt. Die willkürliche Beſchädigung aber gründet ſich 
theil® in einer böfen Abficht, wenn der Schade mit Wiſſen und Willen; theils in einem Vers 
fehen, wenn er aus ſchuldbarer Unmwiffenheit, oder aus Mangel ver gehörigen Aufmerkfamfeit, 
oder des gehörigen Fleißes verurfacht worden iſt. Beides wird ein Verſchulden genannt. 


Entf. v. 11. Mai 1877, Nr. 7904 (©. H. 1877, Nr. 87). Eine 
vertragswidrige. Handlung verpflichtet zum Schadenerfage auch in dem alle, 
wenn eine britte Perfon den Vertragsbruch hervorgerufen hat. Der Gellagte, 
welcher ven ihm gegen das Uebereinfommen vom Depofitar außgefolgten Wechjel 
begab, hat eine veriragswidrige Handlung begangen, in Folge deren Kläger deu 
Wechſelbetrag zahlen mußte und derart einen Vermögensnachtheil erlitt, welder 
ihn nicht getroffen hätte, wenn der geflagte Paciscent nicht gegen die Beſtimmung 
bes Uebereinfommen® gehandelt hätte; es ift alfo in den Anführungen des Klägers 
allerdings der rechtliche Grund für die nad) 88. 1294, 1295, 1323, 1324 B. ©, 
erhobene Klagforderung vorhanden. 

Entfd. v. 11. October 1876, Nr. 6222 (6259 ©.-U.; ©. Ztg. 1876, 
Nr. 98). Wenn eine unerlaubte Nebenabmadung bei einem Zwangsausgleich 
erfolgte, ift die Rücforderung bes Betrages, welder in Folge Begebung eines 
zur Behräftigung diefer Nebenabmachung ausgeftellten Wechſels an einen Dritten 
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bezahlt wurde, vom erſten Befiger in 88. 1294 u. 1295 B. ©. begründet 
(88. 222, 223, 226, 233 €. O.). Der Beklagte mußte wiflen (8.28. ©.), 
baß er den Wechſel auf Grund eine ungiltigen Vtgs. befaß; er durfte daher 
aus biefem Wechſel, zu defien unentgeltliher Rückſtellung er verpflichtet war, 
feinen Nugen ziehen, ihn nicht weiter begeben, dadurch den Klägern die ihnen 
gegen ihn zuftehenden Einwendungen benehmen und biefelben durch dieſes Bor- 
gehen zur Zahlung des Wechſels zwingen. Die Befimmung des 8. 1452 ibid. 
findet feine Anwendung auf Zahlungen, welde auf Grund eines ungiltigen Btge. 
geleiftet wurden [Schlußfolgerung]. ® 

Entſch. v. 28. Juni 1876, Nr. 2981 (6196 G.-U.). 8. 970 ©. ©, 
wornach Wirthe für ihnen oder ihren Dienftleuten von aufgenommenen Reifenben 
übergebene Sachen gleich einem Berwahrer haften, findet au in bem Falle An« 
wendung, wenn ber aufgenommene Reiſende beim Berlaffen feines Zimmers bas- 
felbe abfperrt und ven Zimmerſchlüſſel einem Bedienſteten Abergibt, weil dadurch 
diefem Bedienfteten die in dem Zimmer befinblichen- Sachen des Keifenden über- 
geben werben. Wenn baher bewiefen wird, daß ber Kläger die in ber Klage an« 
gegebenen Gegenftände in das ihm vermiethete Zimmer mitgebracht hat, und daß 
ihm diefelben zu einer Zeit, wo fie in Verwahrung des Hotelbebienfteten waren, 
abhanden gelommen find, muß der Beklagte ala Hotelbefiger gleich einem Ber- 
wahrer die Sachen in demfelben Zuftande, in welchem ex fie übernommen, zurüd» 
ftellen, und wenn er biefes nicht vermag, nad} $. 1823 ibid. den Schätzungs⸗ 
werth vergüten. Hiernach hat nicht der Kläger zur Begründung feines Erſatz ⸗ 
anfpruches die Unterlafjung der pflihtmäßigen Obforge von Seite des Bellagten 
oder feiner Dienftleute zu beweifen, fonvern es hat der Bellagte, um fid von der 
ihm durch das ©. auferlegten Haftung zu befreien, nad) 8. 1298 ibid. den Beweis 
zu führen, daß er an ber Erfüllung feiner Berbinblichfeit ohne fein Berfchulven 
verhindert wurde [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 9. Februar 1876, Nr. 14417 (6021 ©.-U.). Da von Seite 
des Beklagten gar nicht behauptet wurde, daß in dem Augenblide, als er den 
Hund erfhoß, ber Hund auf der Suche ober in Berfolgung eines Wildes bes 
griffen gewefen fei, in welchem Falle allein nad den geltenden Vorſchriften der 
Jagdinhaber hierzu berechtigt fein Könnte, war bie Handlung, bie er ſich zu 
Schulden kommen ließ, eine wiverredhtlihe, ihr Urheber daher nad 88. 1294 
u. 1295 B. ©. für den dadurch verurfachten Schaden verantwortlich. 

Entf. v. 2. Yuni 1875, Nr. 4590 (5745 ©.-U.). Der Kläger hat 
für feinen erfchofjenen Haushund Schabenerfag nah 8. 1338 8. ©. begehrt, 
jevoh einen Umftand dafür, daß der von ihm zur Erfagleiftung belangte Jäger 
beim Erſchießen des Hundes ein Strafgefeß Übertreten habe, felbft nicht behauptet; 
e8 hatten daher auf den vorliegenden Nechtöftreit nicht die wegen eines Schaden- 
erfages den ftrafgerichtlichen und politifhen Behörden eingeräumten VBefugniffe, 
fondern die im 80. Hauptft., II. Theil B. ©., normirten Orundfäge Anwendung 
zu finden, nad) welden bei dem ausdrücklichen Widerſpruche des Belangten tie 
BDeweisführung für ein zum Erfage verpflihtendes Verſchulden des Geflagten im 
Sinne der 88. 1294, 1295 u. 1296 ibid. dem Kläger oblag. Mangels diefes 
Beweifes mußte fein Auſpruch abgewiefen werben. 

Entf. v. 21. Jänner 1874, Nr. 12663 (5230 ©.-U.). Nachdem die 
Geklagten, wiewohl über Beſtellung des Kriegsminifteriums, Sättel ausführten, 
auf welden das Privilegium des klagenden Erfinders noch beftand, haben fie fi, 
wie durch das Straferkenntniß ber Privilegiumsbehörbe feitfteht, eines Eingriffes 
in das Privilegium des Klägers ſchuldig gemacht und erſcheinen zur vollen Ge⸗ 
nugthuung nad 88. 1294 u. 1324 3. ©. verpflichtet, da ihnen dießfalls min. 
veftens eine auffallende Sorglofigleit zur Laft fällt (88. 31 u. 32 Privilegiengef, 
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dv. 15. Augufi 1852, Nr. 184 R. G. B.). Auch ver Umftand, daß das Kriegs⸗ 
minifterium auf das Lieferungsanerbieten des Klägers nicht eingegangen war, 
lann nicht eingewenbet werben; denn es befteht eben der Privilegiumsfhug barin, 
daß der Eonfument gendthigt werde, dem Privilegiumsinhaber die geiftige Arbeit 
mitzubezahlen. Der Schaden befteht in jenem Betrage, welchen ber Kläger als 
Gewinn erzielt hätte, wenn ihm unter gleihen Bedingungen bie Beltellung 
übertragen worden wäre. Bei jeder anderen Auffafjung würde ber vermögend» 
rechtliche Schuß, welchen 8. 21 leg. cit. gewähren will, illuſoriſch fein, weil jelbit- 
verftändlih der Nahahmer billiger zu arbeiten bereit ift als der Erfinder, und 
der Käufer unter beiden Anboten ſtets das billigere vorziehen wird. 

Entſch. v. 18. Yuni 1873, Nr. 5941 (5010 ©.-U.). Die Verführung 
zum anßerehelichen Beifchlafe buch das unerfällt gelafjene Eheverſprechen ijt 
jedenfalls eine widerrechtliche, das R. auf Schabenerfag begründende Handlung 
im Sinne des 8. 1294 B. G. Die aus $. 1323 ibid. — im felben Haupt 
ſtücke — abgeleiteten Anfprüche verjähren daher gemäß $. 1489 ibid. in 
3 Yahren, 

Entſch. v. 17. October 1872, Nr. 7723 (4742 ©.-U.). Dem Pächter 
des Gafthaufes, deſſen Beſitzer gepfändet wurde, fleht wegen des Entganges der 
Benügung eines Zimmers, in welchem gepfändete Effecten des Executen unter Sperre 
gehalten wurden, lein Schavenerfaganfpruc gegen den Erecntionsführer zu, weil nad) 
8. 1294 8. ©. ein ſolcher Anſpruch nur dann begründet ift, wenn der Schaden 
buch eine widerrechtliche Handlung oder Unterlaffung verurfaht wurde; der bei 
ber Erecutionsvornahme nicht gegenwärtige Geklagte aber nur von feinem R. 
Gebrauch gemacht hat. War die Amtéhandlung des Gerihtscommifjärs nicht 
correst, fo ſtand dagegen die Beſchwerde offen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 7. December 1869, Nr. 9941 (3592 ©.-U.). Die Schaden- 
erfagllage gegen einen Biſchof wegen widerrechtlicher Entfegung von ver Pfründe 
ann mit Wirkung nur dann geltend gemacht werben, wenn jene Borausfegungen 
eintreten, welche in dem Hauptftüde „vom Schabenerfag und der Genugthuung“ 
im 8. ©. als Normen des Anfpruches aufgeftellt erfheinen. Der Schaden ent= 
fpringt nach 8. 1294 ibid. aus einer widerrechtlihen Handlung oder Unterlaffung 
eine Anderen oder aus einem Bufalle, und nad 8. 1295 ibid. ift der Be— 
ſchädigte bereihtigt, von dem Beſchädiger den Erfag jenes Schadens zu verlangen, 
welchen dieſer jenem durch eine wiberrechtliche, in böfer Abficht unternommene 
Handlung verurfacht hat. Inſofern num eine folhe Handlung oder Unterlaffung 
in das Gebiet des Privatrehts fällt und durch dieſelbe Privatrechte verleßt 
werben, muß allerdings eine Klage auf Schabenerfag nah 8. 1338 cit. gleich“ 
wie zur Geltendmachung jedes anderen Privatrechts bei den Civilgerichtsbehörden 
eingebracht werden. Dieſe privatio beneficii ift aber eine Kirchenftrafe, deren 
Verhängung ein Ausflug ver hierarchiſchen Gewalt des Biſchofes ift und melde 
er über bie ihm unterftehenden Geiftlichen kraft feines kirchlichen Amtes auszu— 
ſprechen befugt erſcheint; die Beurtheilung biefer eine interne kirchliche Angelegen- 
beit betreffende Frage fällt dem dazu berufenen geiftlihen Organen anheim. ($. A 
faif. Vog. v. 18. April 1850, Nr. 156 und Durdf. Vdg. v. 15. Juli 1850, 
Nr. 320, und Art. XI faif. Pat. v. 5. November 1855, Nr. 195 R. ©. 2. [?].) 
Daher kann felbftverfändlih and über einen daraus refultirenden Erſatzanſpruch 
nicht von ben bürgerlichen Gerichten entjchieven werden [bem. auch die feither 
erfolgte Aufhebung des Concerbats]. 

Entſch. v. 14. Jänner 1869, Nr. 6722 (3245 G.-U.). Wenn durch 
eine eigenmädhtige Delogirung dem Delogirten ein Schaden erwuchs, hat der bie 
Delogirung veranlafjende Hauseigenthümer den Schaden zu erſetzen. 

Entſch. v. 17. April 1868, Nr. 2107 (3043 G.-U.). Der Anſpruch 
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bes Klägers, deſſen Efferten bei ber wiber einen Dritten geführten Feilbietung 
veräußert wurden, auf ben Erlös ift begründet, weil durch den erecutiven Ber- 
fauf von Sachen des Klägers, obſchon er die Saden felbft nah $. 367 B. ©. 
nicht zurädforbern kann, ihm keinesfalls der Anſpruch auf den an deren Stelle 
tretenden Erlss verloren ging. Diefer Anſpruch ift nicht eine Entſchädigungs- 
forderung, die eine widerredhtlihe Beſchädigung vorausfegt und nur gegen den 
Beſchädiger (88. 1294 u. 1295 ibid.) geht, fondern der unmittelhare Ausflug 
tes Egthms. an den verkauften Sachen felöft; und fowie der Egthr. einer Sache 
vie Eyecutionsführung des Gläubiger eines Dritten auf diefelbe zu verhindern 
berechtigt ift, hat er im {alle der ſchon bewirken Veräußerung aud das R., 

den Egecutionsführer von dem Erlds auszufchließen, weil weder dem Executen 
aus ber BVerfteigerung der ihm fremden Sache ein Anfprud; auf ‚ben Erlös 
erwachſen kann, noch das R. des Executionsführers auf den Erlös ein anderes 
und flärkeres geworben ift, als fein R. auf die gepfändete Sache war. 

. Entf. v. 27. November 1867, Nr. 9701 (2933 ©.-U.). Die Mage 
des Siegerd im petitorifhen Rechtsſtreite gegen den im Beſitzſtörungsſtreite fleg- 
eich gewefenen Gegner, welchem nad 88. 387 u. 388 weflgal. ©. D. die 
Sequeftration bewilligt, worden war, auf Erſatz bes ihm durch die Sequeftration 
zugefügten Schadens it nicht begründet; es mag die Sequeftration nad F. 387 
ober $. 388 ibid. verhängt worden fein. Nach 8. 387 ibid. ift vom Schaben- 
erfaganfpruch gegen ben im Proceß unterliegenven Sequeftranten überhaupt nicht 
bie Rede, und was deu $. 388 ibid. anbelangt, jo fann ber Geflagte zum 
Erfag des entgangenen Gewinne deßwegen nicht verurtheilt werben, weil ihm 
böswillige Procekführung gegen den Kläger im Sinne des 8. 1224 B. ©. nicht 
zur Laft fält, da ihm die gleihförmigen Entſcheen ver I. u. IL. Inftanz zur 
Seite fliehen und die Sequeftration ihm von beiden Untergerichten bewilligt wurde, 
und weil anbererfeitd, wenn etwa der Sequefter feine Pflichten nad; $. 392 
weſtgal. ©. O. irgendwie vernachläſſigt hat, dem Beklagten dießfalls fein Ver⸗ 
—* zur Laſt gelegt werben und deßhalb dem Kläger ein Schadenerſatzanſpruch 
umfominber zuſtehen kann, als derfelbe nad) 88. 392 u. 393 ibid. auf bie 
Berwaltung des Sequefters Einfluß zu nehmen beredtigt war. - 

Entſch. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 ©.-U.). Die Eeffion 
bes fideicommiffarifchen Subflitutionsanfpruces, wenn auch nod der Eintritt der 
Nealifirbarfeit vdesfelben, ift, da dem Cedenten gleihwohl ein exiſtentes R. 
(88. 608, 613; 504, 507, 508 ®. ©.) bereits zuſtand, nicht nach 8. 879, 
3. 4 ibid., ungiltig. Es Tiegt in diefer Ceffion ein nad $. 1267 ibid. 
giltiger Hoffnungsfauf, und es fließt aud ber 8. 1278 ibid. den 
Verkauf eines angefallenen, wenngleih bedingten, und deßhalb nod 
ungewiffen Erbredtes nit aus. Da nun Gellagter bem Kläger die 
Geltendmachung biefes ihm abgetretenen durch den erfolgten Tod des 
Inftituten zur Kraft gelangten Erbrechtes dapurd vereitelt hat, daß 
er dasfelbe für feine Perſon geltend machte, ift Kläger nad $. 919, 
932, 1294, 1295 u. 1324 ibid. beredtigt, Schabenerfaß und volle 
Genugthuung zu fordern. — Der Erfag bezüglid der durch Zuwachsrecht 
von dem mitfubftituirten Sohne des Geflagten dem legteren zugewachſenen Hälfte 
gebührt dagegen dem Kläger nicht (8. 879 ibid.). 

Entf. v. 9. Juli 1867, Nr. 5413 (2820 ©.-U.). Die Klage des 
Lottofegers, welder auf bie laut Einlagsſchein gefegten Nummern gewann, 
wider den Lottocollectanten, in beffen Driginallifte andere Zahlen erſcheinen, auf 
Schadenerſatz, da ihm der Gewinn nicht ausbezahlt wurde, ift ungegründet, weil 
über den Umftend, welde Nummern gefegt worden feien, nur bie Originallifte 
Beweis macht (88. 4 u. 17 Lottopat. v. 13. März isis, pol © ©. 
40. Br, Nr. 23; 88. 1274, 1294 8.0) 
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Entf. v. 31. Jänner 1865, Nr. 9740 (2105 ©.-U.). Was die vom 
Kläger feiner Gattin gegebene „Schuld“ an der Scheidung anbetrifft, fo darf 
unter biefem Ausdruck nicht aud ein unglüdliher Zufall, wie er vorliegt, fondern 
nur ein „Berfhulden" im Sinne des $. 1294 B. ©. verflanden werben. Daher 
beflimmt denn aud das [aufgeh.] Ehegeſetz v. 8. October 1856 im 8. 238, daß 
in jevem Scheidungserkenntniß auszubrüden fei, ob.die Urſache der Scheidung, 
infoweit fie auf einem Verſchulden beruht, nur einem ober beiden Theilen zur 
Laft falle. Daß unter „Schuldtragen” ein Berfhulven zu verftehen fei, ift auch 
daraus zu entnehmen, daß das Hofd. v. 23. Auguft 1819, Nr. 1595 3. G. S. 
im $. 12 aud) davon fpridt, taß kein Ehetheil ald an der Scheidung ſchuldtragend 
zu erklären fei, was aber nur von dem Falle gelten kann, wo ber nicht ver- 
jchuldete Krankheitszuftand des einen Gatten dem anderen einen rechtmäßigen 
Grund gibt, die Scheidung zu verlangen. Ein Verſchulden gegen ben Släger 
Bönnte daher vorliegend der Bellagten nur dann zur Laſt gelegt werben, wenn 
bewiefen wäre, daß fie im Bewußtfein und mit vorfäglicher Verheimlihung einer 
für unheilbar erflärten Krankheit bie eheliche Verbindung eingegangen fei. 

Entfd. v. 20. Yuli 1864, Nr. 5336 (1949 ©.-U.). Wenn aus einer 
zu ihrem eigentlihen Zwede volltommen geeigneten Badecabine Sachen geflohlen 
wurden, indem ber Dieb die Scheidemand zur anderen Cabine, welche nicht zur 
Dede hinaufreicht, überftieg, fo kann dießfalls ein Verſchulden der Babeanftalt 
nicht gefunden werben, weil für den Dieb noch immer die Ueberwindung eines 
im allgemeinen ausreichenden Hinderniſſes nöthig war, der Beſchädigte aber bie 
Bauart der Cabinen wahrnehmen mußte, ehe er von einer derſelben Gebrauch 
machte. Der Diebftahl ift demnad als ein von ber Anftalt nicht verſchuldeter 
Zufall anzufehen. 

Entfd. v. 6. Juli 1864, Nr. 3804 (1944 ©.-U.). Für die civilrecht⸗ 
liche Entſcheidung darüber, ob dem Cridatar ein Verfhulden im Sinne des 
8. 1294 B. ©. zur Laft falle und ihm demnach die Rechtswohlthat zuzugeftehen 
fei, ift e8 nicht von Belang, daß berfelbe wegen des Vergehens der verſchuideten 
Erida nicht verurtheilt wurde, weil damit noch nicht dargethan wird, daß ber 
Cridatar nur durch Unglüdsfälle in Concurs gerieth. 

Entf. v. 1. October 1863, Nr. 6435 (©. H. 1865, Nr. 58). Der 
Thierarzt Tann zum Erſatze des durch das Umftehen eines kranken, ihm zur 
Heilung übergebenen Thieres angeblich verurfahten Schabens nicht verhalten 
werben, wenn nicht dargethan wird, daß das Thier nur aus Verſchulden des 
Arztes umgeftanden fei. ; 

Entf. v. 1. Auguft 1861, Nr. 4683 (Tribüne 1861, Nr. 270). Der- 
jenige, welder durch bochafte Unterlaffung der Verhinderung eines Verbrechens 
Vorſchub leiftet, ift folidarifh zum Schabenerfage verpflichtet. 

Entfd. v. 16. Mai 1860, Nr. 5280 (1133 ©.-U.). Nah 8. 1295 
8. ©. kann ver Rechtsgrund einer Erfagforderung ebenfowohl in dem ©. felbit, 
als in einem Vtg. beftehen, welches legtere hier aud der Fall ift, da Kläger den 
Erſatz des Schadens begehrt, welchen er durch die verfpätete Lieferung von 
Actien feiten® der gellagten Verlaſſenſchaft erlitten zu haben behauptet. Es muß 
daher für legtere Klage dieſelbe Competenz gelten, melde für ven Hauptproceß 
galt, da fie nur eine nothwendige Folge vesfelben if. Der 8.37 Jur. N. hin- 
gegen gehört zu dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande und kann auf die Competenz in 
Reale, Handels, See» und Bergangelegenheiten feinen derogirenden Cinfluß 
üben, und zwar im vorliegenden Falle umfoweniger, als es gerade hier auf die 
Beurtheilung aufömmt, inwiefern durch die Verfchiedenheit des Curſes der Actien, 
dann durch tie Hinausgabe neuer Actien bie verfpätete Rückſtellung vem Kläger 
nachtheilig wurde, 

Entſch. v. 24. Mai 1859, Nr. 1914 (798 ©.-U.; P. ©. 1962). 

miehl, burgl. Geletb. erl. 63 


982 Allgemeines bürgerliches Geſebbuch. 


Der bisher allein im Orte anfäffige Wundarzt ift nicht berechtigt, von einem 
unbefugten Barbier den Erſatz des ihm angeblich durch die unbefugte Ausübung 
bes Barbiergewerbes zugefügten Schadens gerichtlich einzuflagen, weil es von 
ber Willtür der Kunden abhängt, von wen fie fi raficen laſſen wollen, daher, 
zumal aud eine gemerbömäßige Thätigleit des Gellagten nicht erwiefen ift, ein 
im $. 1294 3. ©. bezeichnetes Verſchulden desſelben ſich nicht unzweifelhaft 
berausftellt, nach 8. 1296 ibid. aber auch nicht vermuthet werden barf. 

Entid. v. 4. März 1859, Nr. 4923 (784 ©.-U.). Der Mandatar 
bat dem Mandanten nah 88. 1009, 1012 u. 1294 B. ©. den durch Ueber⸗ 
freitung der Vollmacht — Annahme eines Wechſels für verkaufte Warren — 
erlittenen Schaden in ber Höhe der Wechſelſumme zu erfegen, ohne daß erft die 
Uneinbringlicgleit der Forderung bei dem Käufer erwieſen werden müßte. 

Entf. v. 21. Juni 1854, Nr. 6261 (25 ©.-U.). Derjenige, welcher 
eine im ©. mit Strafe bedrohte Handlung begeht, ‚hat auch die Verpflichtung, 
dem Beſchädigten volle Genugthuung zu leiften und je nad den Umftänden ihm 
fogar ven Werth der befonderen Vorliebe deſſen, was bemfelben entgangen ift 
oder befchädigt wurde, zu erfegen ($$. 1294, 1330, 1331, 1338 u. 1340 
2. ©.). Diefer Grundfag ift aud auf die unter ber nicht erfüllten Zufage ter 
Ehe erfolgte Verführung und Entehrung einer Frauensperfon anzuwenden, va 
die Anwendung des 1. Abf. des 8. 1328 ibid. feinem Sinne nad und mit Rüd- 
fiht auf ven 2. Abf. desſelben Paragraphen lediglich auf jene Fälle ſich bezieht, 
wo eine Verführung und Schmwängerung erfolgte, nicht aber auf den, wo fie 
unter einem den Thatbeſtand eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizeiüber⸗ 
tretung begründenden Nebenumftande ftattfindet. Es ift daher Schadenerſatz nicht 
bloß bezüglich der Krankheit. und Entbindungstoften, fondern auch bezüglich des 
Nachtheils zu erkennen, welcher mit dem Berlufte der Ehre durch die außereheliche 
Mutterſchaft untrennbar verbunden ift. 

Entſch. v. ?? (P. ©. 658). Beim Verkaufe eines perfönlihen Gewerbes 
als eines verkäuflichen haftet der Verkäufer dem Käufer entweder nad) 8. 871 
oder nach 8. 922 ober nad) $. 1294 B. ©. für den Kaufſchilling. 


Bon der BYerbindfigkeit zum Schadenerſatz. 
1. Yon dem Schaden aus Verſchulden. 


. 1295 — ol 46. 228, 518; 1824 ©. ®.; 6. 6 ——— G. v. 26. 1867, Rr. 101, 
. 0. 18. Juli 1878, Mr. 119 und rt. 19 u. 15 ©. v — — NE; 1 10 dem. 
Bin. Erl. v. 6. Detober —E Nr. 77 Bogebl 


8. 1295. Jedermann ift beredhtiget, von dem Beſchädiger den des Schadens, welden 
diefer ihm aus Berſchulden zugefügt hat, zu fördern; der Schade mag durch Uebertretung 
einer Bertragspfliht, oder ohne Beziehung auf einen Vertrag verurfadht worden fein. 

Siehe auch die Entsch,en bei $. 1294. 

Entf. v. 9. October 1879, Nr. 10829 (9. B. 1879, Nr. 46). Der 
auf einem Grundftäde grundbücherlich intabulirte Verzicht auf jeden Entfhädigungs- 
anſpruch für durch Holzfällung, Ausbringung der Waldprodukte und des Wildes 
verurſachte Nachtheile iſt als eine Realſervitut zu betrachten, welche durch die exe⸗ 
cutive Feilbietung des dienenden Grundſtũckes nicht berührt wird, und geht daher 
auf den Erſteher über. 

Entſch. v. 16. Mai 1879, Nr. 4500 (I. B. 1879, Nr. 31). Jeder 
Schadenerfaganfpruc fett gemäß $. 1295 B. ©. ein Verſchulden voraus; nun 
ift aber erwiefen, daß Kläger den Lehrknaben auch zu häuslichen Dienſtver⸗ 
richtungen, die gewöhnlich von weiblihen Dienftleuten bejorgt werben, zu welden 
berfelbe auch vertragsmäßig nicht verpflicytet mar und wodurch er feinem eigent- 
lihen Berufe, das Sattlerhandwerk zu erlernen, entzogen wurde, verwendet bat. 
Wenn nun Gellagter als Vater diefes Knaben fi) weigert, wegen beflen ver- 
teagswibriger Verwendung benfelben weiter in der Lehre beim Kläger zu belaflen, 
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beziehungsweiſe benfelben zur Nüdkehr dahin zu zwingen, fo bat er von dem 
ihm gemäß 8. 139 ibid. zuſtehenden R. Gebraud gemacht und daher den 
hieraus für den Mäger allenfals entſprungenen Nachtheil nicht zu verantworten 
($. 1805 ibid.). 

Entfh. v. 11. Iuli 1878, Nr. 7238 (©. H. 1879, Nr. 30). Zur 
Geltendmachung des Schadenerſatzanſpruches gegen einen Regreßpflichtigen ift der 
Beweis nothwendig, daß derfelbe zur gemeinfhaftlihen Abwendung des drohenden 
Schadens aufgefordert war (8. 931 B. ©. und 8. 49 gal. ©. O.). Der 
Kläger unterließ, gegen die Auffündigung überhaupt Einwendungen zu machen. 
Bei diefer Sachlage mangeln die Bedingungen, unter welchen ber nad) 8. 1295 
2. ©. zur Geltendmachung des Schadenerfaganfpruches unerläßlich nothwendige 
Beweis der Schuld des Belangten erreihbar wäre, indem es hervorfommt, daß 
der Mäger durch Außerachtlafſung einer gefeglihen Vorſchrift ben Belangten 
gehindert hat, von den ihm aus bem Saufvertrage gegen feine Beſitznachfolger 
zuftehenden R. Gebrauch zu machen, insbefondere gegen fie das Regreßrecht zur 
Geltung zu bringen, falls er zur Schavenerfagleiftung verhalten werden würde. 

Entf. v. 11. October 1876, Nr. 6222 (©. Ztg. 1876, Nr. 98). Im 
Betreff der bei einem Zwangsausgleiche ftipulirten „Mehrquoten“ befteht für 
ben Berſprechenden nicht nur feine Zahlungspflicht, es ſteht vielmehr, falls folde 
„Mehrquoten“ an den Giratar des Begünftigten bezahlt werden müfjen, dem 
Zahlenden der Rüderfaganfprud wider den Begünftigten zu (88. 226, 233 C. O.; 
88. 2, 878, 896, 1294, 1432 ©. ©.). 

Entſch. v. 3. Auguft 1876, Nr. 7148 (6222 ©.-U.). Der Kläger gibt 
feloft an, daß er am 4A. September bei feiner Ankunft in der Station Selzthal- 
Liezen von den mitgebrachten drei Gepädäftüden zwei in ber Verwahrung ber 
Bahn ließ, um fie auf dem am nächſten Morgen 3 Uhr 11 Min. eintreffenden 
Zuge wieber aufzugeben und mit diefem Zuge nach Leoben-Brud-Trieft weiter zu 
reifen. Es war babei feine Sache, ſich zu vergewiflern, ob die Bahn nad) dem 
Dienftreglement verpflichtet war, ihm zu dieſer Stunde das in ber Station 
zurückgelaſſene Gepäck zur Wiederaufgabe auszufolgen. Dafür hat er aber feinen 
Beweis geliefert. Bon der Gellagten hingegen wurbe dargethan, daß die Amts- 
ſtunden zur Auslieferung des in Verwahrung der Bahn befindlichen Gepäds 
nadı 8. 28 des Eifenbahn-Dienftreglements v. 1. Juli 1872, Nr. 90 R. G. B. von 
7 Uhr früh bis Mittag und von 2 Uhr Nadhmittag bis 8 Uhr Abends laufen, und 
daß fie nur für die Nichtausfolgung in diefen Stunden verantwortlich gemacht 
werden kann. Wenn daher der Kläger aud dem Stationsdiener — was übrigens 
der Letztere in Abrede ftelte — bemerkt hat, daß er am 5. September 3 Uhr 
früh weiter fahren wolle und dazu fein Gepäd benöthige, fo entftand fiir die 
beflagte Bahn daraus noch feine Verpflichtung, und ebenfowenig kann ein Schaden- 
erſatzanſpruch daraus abgeleitet werden, daß der Perfonencaffier zur Ausgabe der 
Fahrbillete für den Zug nicht erfchien, da deſſenungeachtet Perfonen und Gepäd 
befördert werben fonnten und in der That befördert wurden. Hälte der Kläger 
alle Gepädsflüde in feiner eigenen Vermahrung behalten und am 5. September 
rechtzeitig zum Bahnhofe gebracht, fo wäre auch beren Beförderung anſtandslos 
erfolgt. — Demnach erſcheint fein Erfaganfpruh durch ein Verfhulden der be— 
Hagten Bahn nicht begründet. 

Entfd. v. 19. Juli 1876, Nr. 8374 (©. H. 1877, Nr. 25). Der 
zur Rechtfertigung einer Schadenerſatzklage beſchriebene Borfal muß mit dem 
eingeflagten Schaben im Zuſammenhange ftehen, benn nad $. 1295 B. ©. 
fann nur derjenige zum Erſatze des Schadens verhalten werden, welcher diefen 
ans Berfhulven zugefügt hat. Ein folhes Verſchulden des Belangten ift aber 
nicht nachgewieſen, weil die vernommenen Zeugen angegeben haben, daß ben 
Mlägern einmal im Monat Auguft nit vom Belangten, ſondern angeblich von 

63 * 


984 Allgemeines bürgerliche Geſetzbuch. 


beffen Ehegattin das Oculiren unterfagt worben fei, baraus aber mit Sicher⸗ 
heit nody nicht gefolgert werden Tann, daß hierdurch den Klägern irgend ein 
und insbeſondere der eingeflagte Schabe, rüdfichtlih Gewinnftentgang verurfacht 
worben fei. 

Enſtſch. v. 11. Yuli 1876, Nr. 6577 (6201 ©.-U.). Mag die Ueber 
einkunft, daß Beklagter vem Kläger einen eingehändigten Wechjel Binnen beftimmter 
Friſt zurücftellen oder dafür 55 Percent bezahlen fol, als ein Bevollmächtigungs⸗ 
vertrag oder als ein anderer Vtg. aufgefaßt werben, fo hatte der Gellagte den⸗ 
felben jedenfall® genau zu erfüllen (8. 1009 u. 902 B. ©.) und kann ſich 
damit, daß der Bater des C die Schulvurkunde zurüdbehalten hat, nicht ent 
ſchuldigen, weil ex nicht berechtigt war, diefe Urkunde demſelben zu übergeben, 
fondern fie ihm bloß vorzumeifen; wenn diefer fie in feine Macht gebracht hat, 
fie ihm ernſtlich abzufordern und felbft die gerichtliche Hilfe hierzu anzurufen 
hatte. Durch die unterlafiene Rüdftellung aber hat ber Gellagte dem Kläger 
Schaden zugefügt, da diefer die Urkunde mit der Unterfchrift des Ausftellers aus- 
füllen (Min. Bog. v. 6. October 1853 Nr. 200 R. ©. B.) und einllagen 
konnte. Er ift daher verpflichtet, die Schuldurkunde zurüdzuftellen oder ven aus 

der Verabredung zwifhen ihm und dem Kläger erfihtlihen Schägungswerth ber- 
felben zu vergüten (88. 1295 u. 1323 B. ©.). Auf die Unterfuhung, ob bie 
Schuldurkunde auf eine rechtliche Art in ven Befig der Klägerin gelangt ift und 
ob C ein Vermögen befigt, um dieſe feine Schuld zu berichtigen, und ob daher 
die Schuldurkunde einen reellen Werth hat, kommt es hier nicht. an. 

Entf. v. 5. Jänner 1876, Nr. 8016 (5973 ©.-U.). Wenn aud bei 
dem Umftande, daß das Strafgericht bezüglich ded ausgebrochenen Brandes aus⸗ 
geſprochen hat, daß ber Beſchuldigte, da berfelbe erſt 9 Jahre alt geweſen ift, 
diesfalls der häuslichen Züchtigung überlaſſen werde, die Schuld des Beſchuldigten 
an diefem Brande erwiefen fein mußte, weil fonft von einer Ueberlafjung des⸗ 
felden zur häuslihen Zucht feine Rede fein, und die Unterfuhung vielmehr wegen 
unbelannten Thäters hätte eingeftellt werden müſſen, wenngleich ferner das hierin 
liegende Anerkenntniß des Verſchuldens des Beklagten an biefem Brande auch 
vom Civilrichter als erwiefen angenommen werden muß, und es bemnad eines 
weiteren Beweiſes in biefer Richtung nicht mehr betarf, erſcheint der Entichä- 
digungsanſpruch dennoch als ungerechtfertigt, weil, wenn der $. 237 Str. ©. bie 
von Kindern bis zu dem vollendeten zehnten Jahre begangenen, vom Str. ©. fonft 
verpönten Handlungen bloß der häuslichen Züchtigung überläßt, fomit die Kinder 

- unter 10 Jahren von der ftrafgerihtlihen Verantwortlichkeit geradezu ausſchließt, 
dieß nur auf der Annahme beruhen kann, daß Finder unter 10 Jahren überhaupt 
nit zurehnungsfähig find, demnach die civilrechtlihe Erſatzverbindlichkeit des 

- Bellagten nur mit Anwendung der Schlußbeftimmung des $. 1310 B. ©. aus⸗ 
geſprochen werben könnte, welche aber einen Grundfag der Billigfeit zur Geltung 
bringt, zu deſſen Anwendung in dem vorliegenden Falle kein hinreichender Grund 
vorhanden ift, weil das Vermögen des Beklagten ein unbebeutendes ifl, während 
der Schade der Hagenden Geſellſchaft zwar der Ziffer nach bedeutend, aber auf 
die einzelnen Mitglieder ter wechſelſeitigen Verſicherungsanſtalt vertheilt, für 
biefelben gewiß nur als ein ganz unbebeutender ſich barftellen wird. 

R Entf. v. 14. December 1875, Nr. 11569 (©. Ztg. 1876, Nr. 89; 
5941 ©.-U.). Der Käufer eines ihm vor Zahlung des Kaufſchillings überge- 
benen und von ihm ohne Rechtsgrund dem Berkäufer rüdgeftellten Thieres ift 
zwar zur Zahlung des Kaufſchillings, nicht aber zur NRüdnahme des Thieres und 
zum Erfag der mittlerweiligen Verpflegstoften verpflichtet. Kläger hat den Hunb 
dem Oellagten übergeben und berfelbe ihn aud in Empfang genommen, womit 
ber Kaufvertrag feine Erfülung fand, der Beklagte hat nur die Gewährleiſtung 
und fomit die Aufhebung des Vtigs. eingewenbet, weil ber Hund bie bebungenen 
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Eigenſchaften nicht hatte. Der Mäger hatte alfo, als ber Beklagte den Hund 
iym zurückbrachte, nad) dem von ihm vie Giltigkeit des Vtgs. behauptet wurbe 
und ‚demzufolge der Hund Eigenthum des Beflagten blieb, gar feine Verpflichtung, 
ihn in Dflege zu Übernehmen und beforgte er aus der Uebernahme eine Bere 
antwortung, fo gab ihm das ©. durch die Einleitung der gerichtlichen Verwahrung 
bas Mittel an die Hand, ſich won derfelben zu befreien (88. 919, 922, 923, 
1035, 1037, 1042, 1047, 1062, 1295 B. ©.). 

Entjd. v. 13. October 1875, Nr. 9117 (©. H. 1876, Nr. 101; 5878 
G.⸗U.). Die Verpflichtung des Egthrs., des Herausgebers und des Redacteurs einer 
an fi nicht ſtempelpflichtigen Zeitung zum Erfag ber in Folge Aufnahme von bie 
Stempelpflicht begründenden Inſeraten dem Drudereibefiger auferlegten Stempel- 
gebühren ergibt fih aus der Betrachtung, daß ber Hagende Drudereibefiger für 
den empfangenen Lohn nur die Beforgung des Drudes der vom Geklagten heraus» 
gegebenen Zeitung, keineswegs aber, da die Zeitung an ſich nicht ftempelpflichtig 
war, aud die Zahlung etwa erwachſener Stempelgebühren auf fid) genommen hat, 
daß die Stempelgebühr, um welche es fid; handelt, nur dadurch entftand, daß der 
Geklagte in jener Zeitung Inferate, welche die Stempelpfliht einzelner Blätter - 
begründeten, abbruden ließ, und daß, nachdem bie Stempelentridtung ein mit 
ber Aufnahme folder Inferate verbuntener Aufwand ift, biefer von jenem, in 
befien Auftrag der Abdruck gefchah, alfo vom Gellagten zu tragen, resp. zu er⸗ 
fegen if. Wenn auch dem Staate gegenüber durch die Aufnahme jener Inferate 
zunächſt der Kläger als Druder zahlungspflichtig wurde, fo find für feine Regreß- 
anſprüche an dem Geflagten body die Beftimmungen des bürgerlihen Rs. maß- 
gebend und wenn aud der 8. 8 faif. Vog. v. 23. October 1857, Nr. 207 
R. ©. B., eine Zahlungspfliht des Geklagten nicht begründet, fo fehlt es doch 
nit an einem G., nach welchem ber Geklagte feinen Aufwand zu tragen hat, ba 
fhon ins Lohnvertrage dad Mandat lag, die Inferate aufzunehmen und Kläger 
diefen Auftrag ohne Begründung der Stempelpflicht nicht vollziehen Tontıte .. ., 
wodurch Kläger nah 8.1014 B. G. berechtigt wurde, hierfür dem Geflagten in 
Anſpruch zu nehmen. Hiernach fommt e8 gar nicht darauf an, ob Kläger bereits 
einen Schaden und zwar durch Verſchulden des Geflagten erlitten habe, zumal 
eine Schabloshaltung aud darin beftehen kann, daß ber Auftraggeber den VBeauf- 
tragten in Schaven kommen läßt, indem Letzterer einen dem Exfteren obgelegenen 
Aufwand aus Eigenem beftreiten mußte. Mit der Bemerkung, daß Kläger ja 
den Abbrud ber Inferate hätte verweigern können, läßt ſich fein Schabloshaltungs- 
anfprud umfoweniger abfertigen, als vie Beurtheilung, ob die Injerate Fach⸗ 
gegenftänbe betreffen, alfo nady dem ©. v. 26. December 1865, Nr. 1478. G. B., 
der Stempelpfliht unterliegen, zunächſt dem Geklagten als Revacteur und Fach- 
mann zuſtand und Kläger wohl annehmen Ionnte, daß der Geflagte fie nicht als 
eine Stempelpflicht begründenb erfenne ober angefehen wiflen wollte, weil er ja 
ſonſt für dieſe Auslage eine Vorſorge hätte treffen müſſen. 

Entfch. v. 1. Juli 1874, Nr. 6282 (5406 ©.-U.). Das Aerar, bei 
welchem die Verzehrungsftenercaution binterlegt wurde, fann, nachdem felbe durch 
einen Beamten ber Finanzbezirksdirection veruntreut wurde, fi als Pfanbgläubiger 
dem Pfanbgeber mit der Einwendung nicht entſchuldigen und von der Haftungs- 
pflicht befreien, daß bie Veruntrenung durch feinen Beamten ohne ein bei ber 
ämtlihen Gebarung unterlaufenes und ohne ein von ben betreffenden Auffichts- 
organen begangenes Verſchulden verübt wurbe, zumal der Pfandgeber zu dem 
Beamten des Staatsſchatzes, welher das Pfandſtück veruntreute und zu den Aufs 
ſichtsorganen des letzteren in gar keinem Berhältniffe ftand; die öffentlichen Be— 
amten der Regierung ihr Amt nur im Namen derſelben verwalten und in dieſer 
Beziehung dieſelbe repräfentiren, ſonach dem Pfandgeber gegenüber ber durch Ver⸗ 
ſchulden eines beſtellten Beamten in einem ihm zugewieſenen Wirkungskreife ente 
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flandener Verluſt als ein mit Berfhulden des Staatsſchabes erfolgter angeſehen 
werben muß, welchen dieſer zu vertreten hat (8. 1295 B. ©.). 

Entf. v. 10. Februar 1874, Nr. 9236 (5254 ©.» 1). Jener von 
zwei Oläubigern, welcher über Zahlung bes ihn betreffenden Forberungsantheils 
dein Schuloner den in feinen Händen befinvlichen, über die Geſammtſumme lauten- 
den Wechſel zurüdftellt — wenn auch gegen Ausftellung eines neuen Acceptes 
über den auf den anderen Gläubiger entfallenden Antheil — ift als Verwahrer 
(nit als negotiorum gestor) nad 88. 961 u. 1295 ®. ©. dieſem anderen 
Gläubiger verantwortlih, Tann jedoch infoweit nicht zuc Zahlung an benjelben 
verhalten werben, als ver andere Gläubiger durch das überſchickte Accept in den 
Stand gefet war, feine Forderung nach Wechfelrecht geltend zu machen, oder 
nur durch ſelbſtverſchuldete Unterlafjung zu Schaden lam. 

Entſch. v. 10. Juni 1873, Nr. 5649 (5001 ©.-U.). Die Berurtheilung 
der unterliegenden Procekpartei zum Erſatze der Koften des Gegners folgt aus 
dem im 8. 1295 8. ©. aufgeftellten Grundſatze, wornach jedermann berechtigt 
if, von dem Beſchädiger den Erſatz bes ihm buch Verſchulden des Legteren zu- 
gefügten Schadens zu fordern. Die Normen für die Entſcheidung der Frage, ob der 
Erfag des von mehreren Perfonen widerrechtlich zugefügten Schavens von ihnen 
ſolidariſch zu feiften fei, find in ben 88. 1301 u. 1302 ibid, gegeben, daher 
nad biefen Beftimmungen die Frage auch dann zu beurtheilen iſt, wenn es fi) 
um den Erfag der Koften handelt, bie aus einem von mehreren Perſcuen ge⸗ 
führten Mechtöftreite der Gegenpartei verurſacht worden find. 

Entfd. v. 20. März 1873, Nr. 1892 (4911 G.-U.). Die Maiſch- 
maſchine in einem Werke war audgerichtet und ein Mechaniker mit beren Aus- 
befjerung betraut worden, welder felbe, ohne bem Egthr. davon Anzeige zu 
machen, wieder mit den Übrigen Mafchinen in Verbindung brachte. Als bald 
darauf das Werk zum Betriebe biefer übrigen Maſchinen in Zug gebradt wurde, 
kam auch die Maifhmafchine in Bewegung, wobei der Mechaniker eine Ber- 
legung davon trug. Nachdem der Egthr. vom Strafgerichte freigefprodhen worden 
war, wurde ber Mechaniker auch mit feiner Civilſchadenerſatzllage abgewieſen, ba 
ein Verſchulden des geflagten Egthrs. nicht erwiefen, hingegen ber Medanifer, 
da er die Maiſchmaſchine mit ven übrigen Mafchinen in Verbindung brachte, ohne 
vorher bie Anzeige zu machen, feine Verlegung felbft verſchuldet habe. 

* Entf. v. 18. December 1872, Nr. 11006 (5210 ©.-U.). Daß ber 
Kläger die Gasgeſellſchaft wegen Abhilfe gegen bie bemerkte Gasausftrömung 
anging, daß biefe den C hiezu entfenbete und daß burd fein grobes Verſchulden 
die Explofion verurſacht wurde, iſt außer Zweifel geſtellt. Demnach iſt die 
Haftung der Beklagten ſchon in ben 88. 1295—1299 B. ©. hinreichend be- 
gründet. Die Unterfheibung zwifchen ihr und ihrem eingefhrittenen Organe wäre 
bloß dann berechtigt, wenn C den Schaden nur gelegentlich ber Gefchäftsbeforgung 
und nicht durch die Urt der Beſorgung herbeigeführt Hätte. Uebrigens könnte die 
Bellagte, wenn ihr aud nur eine Haftung fir culpa in eligendo obläge, nad 
8. 1315 ibid. von einem ſolchen, ihre Erfagpflicht begründenden Verſchulden nicht 
freigeſprochen werden, da der vorliegende Fall es immerhin als ein nicht auf 
fremde Koſten zu geſtattendes Wagniß erſcheinen läßt, einen Arbeiter ohne tech⸗ 
nifche Vorbildung mit unter fo gefährlichen Verhältniffen zu beforgenven Ber- 
richtungen zu betrauen. 

Entſch. v. 17. December 1872, Nr. 12177 (4808 ©.-U.). Der Bor- 
ftand eines aufgelöſten Confumvereines, welcher für die Bezahlung eines Kauf- 
ſchillingsreſtes fich zu verwenden verfprah, in Wahrheit aber auch nicht einen 
Schritt Hierzu gethan hat, kann der Klage auf Zahlung des Reſtkaufſchillings 
nicht entgegnen, daß von ihm nad $. 919 8. ©. nur bie Erfüllung der über- 
nemmenen Berbinvlickeit, b. i. die — indeß aber unmöglich gemordene Verwen- 
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bung begehrt werden Tonne. Seine Haftungspflicht für die eingellagte Summe 
ift eine_offenbare Confequenz der Beflimmungen ber 88. 881 u. 1295 ibid, 

Entſch. v. 31. Sänner 1872, Nr. 13491 (4462 G.-U.). Indem bie 
geflagte Sparcafle, als ihr während ber Edictalfriſt zweimal von der Klägerin 
und anberemale von deren Manbataren das Einlagebuch präfentirt wurbe, unterließ, 
den Borzeiger von der Anhängigkeit des Amortifationsverfahrene in Kenntniß 
und dadurch in die Rage zu fegen, die bei der Möglichkeit eines Miverftänd- 
niffes ober eines unrechtmäßigen Beſitzes gebotenen Vorkehrungen zu treffen, hat 
die Sparcaſſe es an jenem Grade von Fleiß und Aufmerkfamfeit fehlen laſſen, 
deſſen ſich unter den obwaltenden Umftänden jeder, der feine Erfparnifle dieſer 
Anftalt anvertraute, bei ihren Organen gewärtigen durfte, weßhalb die An» 
wendung des von ber Klägerin angerufenen 8. 1295 B. ©. gegen die bellagte 
Sparcafle ausreichend gerechtfertigt if. Es mußte fonady der Klägerin der Er- 
fag der in Folge Amortifation einem Dritten ausbezahlten Reſteinlagsſumme 
zugeſprochen werben. : 

Entſch. v. 14. December 1871, Nr. 12629 (4361 ©.-U.)., Der durch 
ben Fabrifsbetrieb an den Feldfrüchten von Nachbargrundſtücken (in Folge aufges 
wirbelten Kalkſtaubes) verurfachte Schaden ift dem Nachbar zu erfegen, zumal 
der Fabrilseigenthümer eine behördliche Conceſſion zu dieſem ſchädlichen Betriebe 
nicht vorwied; denn das Egth. ber Fabriksgebäude berechtigt nicht zu Handlungen, 
die auf des Nachbars Grund übergreifend, deſſen Egth. verderben. 

Entf. v. 9. Yuli 1871, Nr. 1230 (4195 ©.-U.). Dem Eollectanten, 
welcher andere als die angegebenen Zahlen in die Driginallifte eintrug, fällt ein 
Verſchulden zur Laft, welches ihn nad 88. 1294, 1295, 1323 u. 1324 8. ©. 
zue Entſchädigung verpflichtet. Der ftarfe Anbrang an Spielern, der Umfland, 
baß der Kläger das Spiel zurüdlegen zu laſſen unterlieg ($. 4 Lottopat. vom 
13. März 1813), befreit ihn nicht von biefer Verpflichtung, wohl aber iſt wegen 
des letzterwãhnten Verſchuldens des Spielers nad $. 1304 ibid. der Schaden 
zu theilen. 

Entſch. v. 28. October 1870, Nr. 5312 (8931 G.-U.). Die Klage 
auf Herausgabe von Bäumen, welche Kläger am Stamme kaufte mit ber Berech⸗ 
tigung, fie zu fällen und aus dem Walde zu fchaffen, — oder Zahlung des Werthes 
derfelben, teilt fi ihrem Wefen nach zugleih als eine Eigenthumsklage im 
Sinne bes $. 366 B. ©. dar und ift als folde durch die Erforderniſſe der 
88. 369 u. 370 ibid. bedingt, welche aber der Kläger nicht erfüllte; fie bezielt, 
foweit fie auf Zahlung geht, die Erlangung des Werthes der. vorenthaltenen 
Saden, fomit eine Entſchädigung (88. 1295, 1323, 1331 u. 1332 ibid.), 
mithin fleht ihr die beffagterfeitd nad) $. 1489 ibid. eingewenbete Big. ent⸗ 
gegen, da bie auf alle Entſchädigungsklagen gleichmäßig ſich beziehende Berjäh- 
rungsvorfchrift dieſes Paragraphen aud bei dem auf einen Kauf beruhenden 
Verhältnig Anwendung hat. 

Entfd. v. 15. Februar 1870, Nr. 12751 (3713 ©.-U.). Die lage 
des Berfäufers, welcher bona fide mit einem unter Euratel gefegten Verſchwender 
contrahirte, ift ald Schadenerſatzklage aufzufaflen. 

Eniſch. v. 24. November 1869, Nr. 8221 (8580 ©.-U.). Dadurch, daß 
die Badeanſtalt dem Gafte eine unter ihrer Sperre befindliche Kabine zur Bes 
nügung anbietet und ber Gaft fie benützt, kommt ftillfhweigend ein Big. zu 
Stande, nach weldem die Anftalt die Verantwortung übernimmt, daß ber ange» 
miefene Ort auch feinem Zwede entſpricht. War die Einrichtung der Cabine 
mangelhaft oder die Auffiht der Badediener ſchlecht, ſo Tiegt der daraus ent- 
ftandene Schaden im Verſchulden der Babeanftalt und ift dieſelbe nad 88. 957, 
958, 961, 964, 1295, 1297 u. 1298 B. G. erfagpflichtig, ohne ven Beſchä⸗ 
bigten an ven etwa ſchuldtragenden Diener weifen zu innen, da nicht ber Gaft 
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fih den Diener wählt, fondern dem von ber Anftalt beftellten Diener die Aufficht 
über feine Effecten und die Verſchließung des Aufbewahrungsortes überlaffen muß. 

Entſch. v. 19. Februar 1869, Nr. 448 (3304 ©.-U.). Die Verfiches 
rungsanftalt, welche nad ihren Statuten in alle Re. des von ihr Entſchädigten 
eintritt, ift nach $. 1895 B. ©. berechtigt, den von ihr geleifteten Schabenerfag 
von jenen erfegt zu verlangen, welche an dem Schadenfeuer, wie durch die Ber- 
urtheilung wegen Uebertretung gegen bie Sicherheit des Egths. conftatirt iſt, 
Schuld tragen (88. 1042 n. 1295 ibid.). 

Entfd. v. 17. Februar 1869, Nr. 12256 (3292 G.-U.). Eine indus 
firielle Geſellſchaft, welche durch ihre Bedienſteten Geſchäfte ausführen läßt, bie 
Fachkenntniß und Anwendung eines nicht gewöhnlichen Fleißes erfordern, muß 
den bei ihren Bebienfteten hervortretenden Mangel bes nothwenbigen Fleißes 
und der erforderlichen nicht gewöhnlichen Kenntniffe ohne Rüdficht auf ein Ber- 
tragsverhältnig jedem Betheiligten gegenüber vertreten. 

Entf. v. 14. März 1867, Nr. 1173 (©. Big. 1867, Nr. 56). Die 
Nichtverurtheilung des unterliegenden Streittheiles in den Erfag ber Gerichts- 
koften kann in einem anderen Rechtsſtritte als ein Beweis dafür, daß bemfelben 
rüdfigtli der dem erſten Proceſſe zu Orunde liegenden Thatſachen kein Ber- 
ſchulden zur Laft falle, nicht angefehen werben. 

Entfd. v. 28. November. 1866, Nr. 10151 (2669 ©.-U.). Der Aus 
nehmer ift im alle der nicht rechtzeitigen Ablieferung ber Ausgebingsartikel 
berechtigt, ven Erſatz des Preiſes derſelben anzufpredhen, ohne daß er gehalten 
wäre, auf Entrichtung des Naturalansgedinges zu Magen (8. 919 B. ©.). 

Entfd. v. 11. September 1866, Nr. 7919 (2606 ©.-U.). Der An- 
fpruh auf Erſatz der Wlimentationskoften während bes Scheivungsprocefies, 
welcher zur Scheidung ausſchließlich aus Berfhulden der Magenden Ehegattin 
führte, kann auch nicht mit Berufung auf $. 1295 B. ©. begründet werben. 

Entſch. v. 28. Juni 1866, Nr. 5738 (©. Ztg. 1866, Nr. 77). Die 
Unternehmer von Babeanftalten find den Badegäſten für die fihere Verwahrung 
der in den Anfleivecabinen hinterlegten Kleidungsftüde und Effecten verantwortlich. 

Entfd..v. 16. Mai 1866, Nr. 4186 (2497 G.-U.). Uu aus dem 
Bmgn. eines Min. für einen wirflih erwieſenen Schaben ſchadlos gehalten zu 
werben, bat ber Kläger nad $. 248 B. ©. nachzumeifen, daß ber Min. entweder 
ſich bei Abſchluß für maj. ausgegeben hat, ohne daß Kläger darüber Erkundigungen 
einholen Tonnte, oder daß dem Min. eine verbotene Handlung oder ein Ber» 
ſchulden zur Laft falle; ein Verſchulden ift in der Aufnahme des Darlehens ohne 
Erwähnung des Alters nicht gelegen, wenn nicht andere falſche Vorfpiegelungen 
binzulommen. 

Entſch. v. 30. Jänner 1866, Nr. 110 (2374 ©.-U.). 8. 4708. ©. 
gilt nur für den redlichen Beſitzer. Der zweite Käufer, welcher von dem früher 
erfolgten Verkaufe wußte, muß als unredlicher Beſitzer betrachtet werden; er hat 
die Berleibung der R. bes wahren Käufers für ſich ausgebeutet, und ift baber 
fowohl nad 88. 335, 346, 373, wie nah 88. 1295 u. 1323 ibid. zur Re⸗ 
fitution zu verhalten, 

Entf. v. 31. October 1865, Nr. 9146 (©. H. 1866, Nr. 5). Die 
Entſchädigungsklage ift auch in dem Falle zuläffig, wenn ber Gellagte von ber ihm 
angeſchuldigten ftrafbaren Handlung losgeſprochen wurde, und es ift dem Kläger 
geftattet, von allen gerichtöorbnungsmäßigen Beweismitteln gegen ben Geflagten 
Gebrauch zu machen, daher auch der wegen ber firafbaren Handlung Verurtheilte 
dem Mläger gegenüber den an ber firafbaren Handlung Mitbetheiligten Ber- 
tretung leiften Tann. 

Entſch. v. 31. Jänner 1865, Nr. 732 (2106 ©.-U.). Es lann au 
eine nicht felbft verwaltungsfähige Perfon eine richtige Schuld rechtmäßig ab- 
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teagen; Vormund oder Eurator find nur dann das Bezahlte rüdzuforbern berech⸗ 
tigt, wenn die Schuld noch ungewig war ($. 1421 B. ©.). Letzteres haben 
Bormund ober Eurator zu erweifen. Der 2. Abf. des 8. 248 ibid. fordert nicht 
wie ber 1. Abſ. desfelben das zurüdgelegte 20. Jahr zur Haftungspflicht des Min. 

Entf. v. 10. Juni 1863, Nr. 4060 (1744 ©.-U.). Da nad $. 1295 
B. ©. ſchon im der Uebertretung einer Bertragspflicht, — vorliegend in der unter« 
laſſenen rechtzeitigen Lieferung — ein Verſchulden Liegt, bat der Kläger nicht 
nöthig, einen weiteren Beweis der Eulpa des Säumigen zu erbringen; ſondern 
dem Beklagten obläge, zu beweifen, daß er ohne fein Verſchulden an ber Ber- 
tragserfülung gehindert worben fei. 

Entf. v. 23. December 1862, Nr. 8588 (1619 G.⸗U.). Die Nicht» 
erfülung des Kaufvertrages berechtigt den anderen Bertragstheil, nah 8. 919 
2. ©. fofort den Erſatz des Schadens und den Entgang des Gewinnes anzu« 
ſprechen, ohne daß die lage auf bie nicht mehr mögliche Erfüllung vorhergehen 
müßte (88. 919, 1295 u. 1298 ibid.). Der Erfaß erftredt ſich aber vorlie- 
genden Falles auf ben entgangenen Gewinn im Sinne der 88. 1323 u. 1324 
ibid., bezüglich deſſen es auf die Preisvifferenz der Waare zur bebungenen Ab- 
lieferungszeit und jener ver Klage weſentlich ankommt. 

Entſch. v. 19. September 1861, Nr. 5643 (1389 G.-U.). Wenn 
jemand, der fih in feinem Privifegium beeinträchtigt erachtet, nah Zulaß des 
Ges. die Beſchlagnahme der Erzeugniffe und Maſchinen des vermeintlihen Rechts- 
verleger® begehrt, bie Befchlagnahme jedoch in dem bucchgeführten Rechtfertigungs⸗ 
ſtritte nicht für gefeglich begründet erkannt wird, fo genügt diefer Umftand noch 
nicht zur Begründung eines Schadenerfaganiprudes von Seite bed Beſchädigten, 
weil derjenige, der von feinem R. innerhalb der gefeglihen Schranfen Gebraud) 
macht, dem Dritten nicht verantwortlid ift (8. 1305 B. ©.). 

Entſch. v. 12. September 1861, Nr. 5526 (1386 ©.-U.). Die Bor 
mundſchaft, welche Mangels der Einwilligung des (phyſiſch maj.) Curanden, über 
welchen die Vormundſchaft verlängert wurbe, bie Aufhebung eines Vigs. verlangt, 
muß nad 88. 877 u. 1447 B. ©. zurüdftellen, was er aus dem Btg. erhalten 
bat. Den Curanden, welche über 30 Jahre alt und in Berüdfihtigung auch 
anderer Nebenumftände von dem Dritten für eigenberechtigt gehalten werden 
mußte, trifft, da er verfhwieg, daß er nicht hanblungsfähig fei, ein Berihulden 
(Analogie des 8. 248 ibid.), welches ihn inte nicht zur vollen Oenugthunng, 
fondern nur zum Erſatze des eigentlichen Schadens verpflichtet. 

Entf. v. 5. September 1861, Nr. 5090 (1348 ©.-U.). Der Man- 
batar, welcher den Auftrag erbalten hat, Geld fiher gegen Zinfen anzulegen und 
obfhon der mit der Pfanpbeftellung verfehene Schuldſchein mehrere Jahre in 
feinen Händen war, die Sicherftellung zu bewirken unterließ, haftet nad) 88. 1009, 
1295, 1297 B. ©. für ven Erſatz bes hierdurch entſtandenen Schadens, iſt 
jedoch, da der mit der Intabulationsclaufel nicht verfehene Schuldſchein auch 
ſchon einige Jahre in Händen des Machtgebers ſich befand und biefer gleichfalls 
bie Sicherſtellung zu erwirken unterließ, nad 8. 1304 ibid, nur zum Erſatz 
bes halben Schadens zu verurtheilen. 

Entſch. v. 27. Auguft 1861, Nr. 5196 (1378 ©.-U.). Der Klage aus 
dem Vergleich, wornach Bellagter, aus deſſen Verſchulden das Haus des Klägers 
abbrannte, die zum Wieberaufbau des Haufes nöthigen Profeffioniften- und Tag- 
löhnerarbeiten zu zahlen fi verpflichtete, Tann nicht entgegnet werben, daß, da 
der Aufbau noch nicht begonnen habe und bie Arbeiter und Handwerker erft nad 
gelieferter Arbeit (8. 1156 B. ©.) Lohn belämen, das Begehren auf Zahlung 
eines duch Kunſtverſtändige zu ermittelnden Betrages verfrüht fei, da nad 
8. 1295 ibid. jedermann beredtigt if, ven Schavenerfag ſofort zu 
begehren, die im Vergleiche verfprohene Leiftung fih nur als Be- 
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ſtandtheil des Schadenerſatzes barftellt, welche Kläger ohne Vergleich 
auf 88. 1295 u. 1323 ibid. geftüßt, im vollem Umfange fogleih anzu» 
fprehen berechtigt gewejen wäre; der erhobene Anfprud aber umſo— 
weniger als verfrüht angefehen werben kann, als der Schadenerſatz 
aud dann gebühren würde, wenn Kläger die Wiederherftellung bes 
Haufes ganz unterließe. 

Entf. v. 30. Jänner 1861, Nr. 13365 (1269 ©.-U.). Den Knecht, 
welcher durch angeftrengte Tagesarbeit ermübet bei der ihm aufgetragenen Nachts 
wade vom Schlafe übermannt wurde, trifft fein Verſchulden darin, daß die feiner 
Wachſambkeit anvertrauten Füllen von den Wölfen zerriffen wurden (88. 1297, 
1311 8. ©.). 

Entſch. v. 16. Mai 1860, Nr. 5280 (1183 G.-U.) Der Rechts⸗ 
grund einer Erfagforterung kann ebenfowohl in dem ©. felbft, als in einem 
Big. beftehen. 

Entfd. v. 22. November 1859, Nr. 12999 (912 ©.-U.). Zwei Reali⸗ 
täten waren irrthümlich den Egthrn. je ber anderen Realität zugefchrieben. Die 
wahren Egthr. der Heineren Realität unterliegen nun, bie bisher von ihnen für 
bie ihnen zugefchriebene größere Realität entrichteten Steuern weiter zu entrichten, 
fo daß es zu der (in Benetien normirt gewefenen) Fiscalverfteigerung der größeren 
Realität kam. Bei diefer traten deren wahre Egthr. als Käufer auf, wurden 
aber von den Steuerreftanten durch die Angabe, es handle fi um die kleinere 
Realität und man wolle auf dem Wege ber Fiscalverfteigerung bie Berichtigung 
der Anfchreibung erreichen, vom Mitbieten abgehalten, jo daß Legtere um einen 
Spottpreid die größere Realität erftanden. Die Klage auf- Herausgabe biefer 
von den wahren Egthrn. befefjenen Realität wurde abgewiefen nach $. 8718. ©, 
und weil bie Bellagten von den Klägern durch bie falfche Angabe mindeftend in 
eulpofer Weife befhädigt worden find, ihnen daher nad $. 1295 ibid. wider 
vie Klage das R. auf Schavenerfag erwuchs, der aber nah $. 1323 ibid. darin 
befteht, daß Alles in dem vorigen Stand zurüdverfegt, mithin der ftattgehabte 
Verkauf als nichtig erflärt wird, 

Entfd. v. 13. Yuli 1859, Nr. 7571 (833 ©.-U.; P. ©. 895). Das 
Mitbieten bei einer eyecutiven Berfleigerung von Seite eines Befigunfähigen ift 
eine ungiltige Handlung und begrändet deſſen Erfagpflicht für einen dadurch ver= 
wirkten früheren Anbot. 

Entf. v. 27. April 1858, Nr. 3621 (550 ©.-U.). Wer die Ber- 
pflihtung übernommen bat, einem Anderen die Koft zu verabreiden, ift dann, 
wenn er nicht nachweiſt, daß er dieſem die Koft angeboten und biefer fie nicht 
angenommen habe, im Verſchulden; der Berechtigte ift daher befugt, für die ver- 
gangene Zeit, bezüglich welcher vie genaue Erfüllung nicht mehr möglich ift, den 
angemefienen Erſatz zu fordern. 

Entf. v. 10. Juni 1857, Nr. 5378 (381 ©.-U.). Wenn der Gellagte 
dem Kläger ſchon dadurch, daß die Waare nicht vertragsgemäß fogleih nah X 
abgefendet wurde, fondern bis... .. bei dem Geflagten liegen blieb, wegen Ver⸗ 
tragsverletzung verantwortlich geworben if, fo wurde dieſe Berantwortlichleit noch 
weſentlich dur den Umftand erhöht, daß er dem Kläger auf feine am.... 
von X abgefendete telegraphifche Weifung, die Waaren liegen zu laflen, wenn 
fie nicht ſchon fort wären, und ihm jedenfalls fehnelle Antwort zu ertheilen, gar 
nicht geantwortet hat, zu welcher Beantwortung er doc verpflichtet gewefen wäre, 
da die Depeſche ſich auf das zwifhen ihnen abgeſchloſſene Geihäft und auf die 
dem Gellagten anvertrauten Waren bezog, und eine barauf bezügliche Weifung 
enthielt. Denn da der Kläger bei feiner Ankunft in X die Waaren nicht antraf, 
diefelben aud während feines mehrtägigen Aufenthaltes daſelbſt nicht einlangten, 
und ba der Geklagte unterließ, die telegraphifche Anfrage, ob die Waaren unter⸗ 
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wegs feien, zu beantworten, fo mußte dem Kläger fein längeres Verweilen in X 
zwecklos erfheinen, und es wurde bierburd dem Kläger das mit den Waaren 
auf dem Markte zu X beabfihtigte Gefchäft vereitelt, was Alles nur die Folge 
bes dem Geklagten in Verfpätung der Abfendung der Waaren und in ber Nicht- 
beantwortung der Depefhe zur Laſt fallenden Verſchuldens war, daher er dem 
Kläger fowohl für die Verfendungs- und Rüdfendungsipefen der Waaren und 
für die Reife, Zehrungs- und anderen Auslagen, als für den entgangenen Ge- 
winn erfagpflictig ift (88. 1017, 1027, 1029, 1295, 1298 u. 1316 B. ©.). 
ati. v. 6. Mai 1857, Nr. 4215 (P. ©. 80). Ein Min., welder 
eine ihm geliehene Sache veräußert, hat den Dadurch verurfachten Schaden zu erfegen. 
Entf. v. 12. März 1856, Nr. 11616 (171 ©.-U.; P. S. 751). Im 
Zweifel gilt nah $. 1296 B. ©. die Vermuthung, daß ein Schabe ohne Ber- 
ſchulden eines Anderen entftanden fei. Wenn daher die Urfahen einer Befchä- 
digung verfchiedenartig fein können, jo muß der Kläger ſtrenge beweifen, daß ber 
Schaden durch Verſchulden des Gellagten veranlaft fei. 


6. 13896 — indert b: » 3 8. über bie der Ef . 5. Mi 1869, 
J theilweiſe abgeli urch 65. a a Saftung jfenbahnen v. lürg 1869, 


8. 1296. Im Zweifel gilt die Vermuthung, daß ein Schade ohne Verſchulden eines Andern 
entftanden fei. 

Das cit. G. p. 5, März 1869, Ar. 27 R.G. B., über bie Haftung ber Be —— — 
nehmungen für die durch — Eifenbahnen herbeige en Berlegungen ober 
Tödtungen von Menſchen lautet: $. 1. durg eine Greignung im Bertehre ae —* Anwendung von 
——— — eEiſenbahn Be —— * ung oder die Töbtung eines Menſchen herbeigeführt 
wird, fo wird ſiets vermuthet, Daß die Geeignung in Berfculden der arternemung oder „erienigen 
Verſonen eingetreten deren fie fih * uns — — bedient. Das Verſchulden dieſer Ver⸗ 
ſonen hat die — ee ee — — —X durch Leiſtung des Erfages 6. — 
der 98. 1825—1927 B. ©. $. 2. biefer Sriagleiftung wird bie Unternehmung nur dann 
und nur in dem Maße ee ei Me seit, da daß die Greignung nur durch einen unabmwendbaren Zufall 
(höhere Gewalt — vis major) ober durch eine — Fre * dritten Perſon, deren 
Verſchulden fie nicht zu vertreten hat, oder durch Verſe —— erurſacht wurde. Gine von 
ber Unternehmung in vorhinein angefündigte re mit ihr —E Ablehnung oder Einſchränkung dieſer 
Erfagpflicht iſt ohne rechtliche Wirkung. 

Siehe auch die Entsch.en. bei $. 1286. 

Entf. v. 2. Mai 1876, Nr. 12583 (6123 ©.-U.). Wenn den Ge 
klagten eine Erſatzpflicht treffen follte, weil er die Caſſenſcheine, die er ſchon nach 
dem 1. Juli 1873 hätte einlöfen können, erft am 7. Juli dieſes Jahres der 
Wechslerbank zur Einlöfung präfentirte, als die Wechslerbank die Scheine nicht 
mehr vol einlöfte, müßte nachgewieſen fein, daß die Wiener Wechslerbank noch 
am 2., 3. und 4. Juli 1873 ihre Caſſeſcheine voll eingelöft hat, welder Be- 
weiß nad $. 104 a. ©. D. dem Kläger oblag, weil er eben ein Berjehen 
behauptet, und nad $. 1296 ®. ©. vermuthet wird, daß ein Schade ohne 
Verſchulden eines Anderen entftanden if. 

Entfd. v. 2. Juni 1875, Nr. 4590 (5745 ©.-U.). Der Kläger hat 
für feinen erſchoſſenen Haushund Schadenerfag nad 8. 1838 B. ©. begeht, 
jedoch einen Umftand dafür, da ver von ihm zur Erfagleiftung befangte Jäger 
beim Erſchießen des Hundes ein Strafgefeg Übertreten habe, jelbft nicht behauptet; 
es hatten daher auf den vorliegenden Rechtsſtreit nicht die wegen eines Schaden⸗ 
erfages den ftrafgerihtlihen und politifhen Behörden eingeräumten Befugniffe, 
fondern die im 30. Hauptft., II. Theil B. ©. normirten Grundfäge Anwendung 
zu finden, nad melden bei dem ausdrücklichen Widerſpruche des Belangten bie 
Beweisführung für ein zum Erſatze verpflictendes Verfhulden 'vesfelben im 
Sinne der 88. 1294, 1295 u. 1296 ibid. tem Kläger oblag. Da nun ber 
Kläger diefen Beweis weder erbracht, noch aud nur — hat, mußte ſein 
rn abgewiefen werben. 

Entf. v. 5. März 1873, Nr. 2018 (4896 ©.-U.). Nachdem der 
Bellagte eingeftandenermaßen ben Hund mit Vorbedacht getöbtet hat, kann er fi 
auf die gefeglihe Bermuthung ($. 1296 B. ©.), daß der Schade ohne fein 
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Verſchulden entftanden fei, nicht berufen, fondern er hat zu beweifen, daß er zu 
ber Handlung, bie den Schaven bes Klägers herbeiführte, berechtigt war. Diefen 
Beweis hat er aber nicht geliefert, weil er, felbft wenn er ben Hund in ber 
That für wuthkrank hielt, nad dem $. 18 der cit. Min. Bog. nur die Befugniß 
hatte, denfelben einfangen zu laflen, da ber Nachweis, daß der Hund wirklich 
wüthend war, nicht vorliegt (8. 1293 B. ©.). 

Entſch. v. 1. October 1868, Nr. 4521 (Sch. D. Die Klage wider ben 
mit der Fortihaffung von Waaren, wobei Einiges geftohlen wurde, beauftragten 
Magazineur auf Erſatz des Werthes des Oeftohlenen wurde abgewieſen. 

Entf. v. 17. April 1867, Nr. 2846 (2784 ©.-U.). Für den geflagten 
Uhrmacher, bei welchem die vom Egthr. zur Reparatur gegebene Tafchenuhr lange 
fon fertig lag, als brei zugleich Eindringende fie eines Tages entwenbeten, 
ftreitet nach $. 1296 B. ©. die Vermuthung, daß der Schaben bes Klägers 
ohne fein Verſchulden entftanden fei, und wenn ihm aud nad) 8. 1298 ibid. 
ber Beweis obliegt, daß ihm Fein Verſchulden zur Laft falle, weil er an ver 
Erfülung feiner vertragsmäßigen Verbindlichkeit gehindert ift, fo hat doch felbft 
der Kläger ein anderes Verſchulden des Gellagten nicht behauptet, als den Mangel 
der pflichtmäßigen Obforge für die Uhr, weil er fie nicht einfhloß. Hierin liegt 
aber kein Verſchulden des Gellagten, welcher ald Berwahrer ver ihm anvertrauten 
Taſchenuhr nah $. 964 ibid. nur aus ber Unterlaffung der pflihtmäßigen Ob- 
forge, nicht aber für den Zufall haftend iſt. Er war nicht verpflichtet, fie unter 
befonderen Verſchluß zu nehmen, da ihm fein Arbeitszimmer hinlänglihe Sicher⸗ 
beit bot, umfomehr, als feine Gattin und fein Lehrling ſich bort befanden. Es 
kann ihm daher nicht als Verſchulden angerechnet werden, wenn er die Uhr des 
Klägers neben den anderen Uhren in feinem Zimmer aufhängte, wie es bei jevem 
Uhrmacher üblich iſt. Der Schaden, welcher bloß durd Zufall entſtand, trifft 
daher den Kläger. 

Entſch. v. 30. Mai 1865, Nr. 4345 (2189 ©.-U.). Da für die Ver⸗ 
legung burd einen Hund nur derjenige verantwortlich if, welcher das Thier dazu 
angetrieben, gereizt oder defien Verwahrung vernachläſſigt hat, trifft nach $. 1296 
B. ©. die auf Schadenerſatz klagende Beſchädigte, welder von dem beflagten 
Egthr. die Fütterung des Hundes aufgetragen worden ift, die Laft des Beweiſes, 
daß dem Geklagten ein Verſchulden beizumefien jei. 

Entfd. v. 30. December 1859, Nr. 13948 (948 ©.-U.). Die Eifen- 
bahnunternehmungen find für Brandſchäden, melde duch das Funkenausſprühen 
der Locomotive entftehen, nur infoweit verantwortlich, als vom Beſchädigten ein 
befonderes Verſchulden bezüglich der Größe der Funken ober fonftiger Art von 
Seite der Unternehmung oder ihrer Organe nachgewieſen wird. 

Entf. v. 24. Mai 1859, Nr. 1914 (798 ©.-U.). Da nicht bewiefen 
ift, daß ber wegen unbefugter Ausübung des Barbiergewerbes auf Erfag des 
Gefhäftsentganges Geflagte das Barbiergefhäft gewerbemäßig in einem 
Öffentlihen Locale oder mit Gehilfen ausgeübt hat, da es ferner 
von der Willkür der Kunden abhängt, von wem fie fi rafiren laffen 
wollen; unter folden Umftänden aber ein im $. 1294 B. ©. bezeidh- 
netes Verſchulden des Beklagten fi nicht unzweifelhaft heransftellt 
und nad 8; 1296 ibid. nit vermuthet werden Tann, ermangelt das 
Klagebegehren der geſetzlichen Begründung. 


(6. 1297 — vgl, Art. 282 9. ©.; 6. 107 G. G. v. 25. Juli 1871, Nr. 95 R.G. ©.) 
8. 1297. Es wird aber auch vermuthet, daß Jeder, welcher ven Verſtandesgebrauch befigt, 
eines folhen Grades des Fleißes und der Aufmerkſamkeit fähig fei, welcher bei gewöhnlichen 
Fähigkeiten angewenbet werden Tann. Wer bei Handlungen, woraus eine Verkürzung ber 
Rechte eines Andern entfieht, dieſen Grad des Fleißes oder der Aufmerkſamkeit unterläßt 
macht fi eines Verfehens ſchuldig. 
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- Entf. v. 18. December 1872, Nr. 11006 (5210 ©.-U.). Die Haftung 
der Gasgeſellſchaft, melde zur Abhilfe einer Gasausftrömung jemanden fantte, 
der durch feine Unvorfihtigleit eine Erplofion verfchulvete, für den dadurch ent⸗ 
flandenen Schaden ift in 88. 1295 u. 1299 B. ©. begründet. Eine Unter 
ſcheidung wäre nur dann gerechtfertigt, wenn des Abgefendete ven Schaden nicht in 
Verrichtung bed ihm aufgetragenen Geſchäftes, fondern nur gelegentlich dieſer 
Verrichtung angeftellt hätte. 

Entſch. v. 1. October 1868, Nr. 6666 (3130 ©.-U.). $. 1297 8. ©. 
ift auf den Fall nicht anwendbar, wo der Gläubiger, ohne dießbezüglich eine aus⸗ 
drückliche Verpflichtung übernommen zu haben, die pünftlihe Zahlung der Prämien 
auf eine ihm verpfändete Polizze unterläßt. Der Pfanpgläubiger genügte feiner 
Verpflichtung, wenn er dem Egthr. die Zahlung durch Ausfolgung der Polizze 
oder Vorweifung derfelben bei der Anftalt ermöglichte. 

Entf. dv. 20. Februar 1867, Nr. 11347 (2746 ©.-U.). Die Schaden- 
erfagflage des Bootseigenthümers wider die Donau- Dampfihifffahrtegefellichaft, 
deren Capitän, indem er mit voller Dampffraft vorüberfuhr, an dem durch ben 
Wellenſchlag verurfachten Untergang des Boote Schuld trug, ift unbegrüntet. 
Denn nad $. 1315 B. ©. haftet zwar derjenige, welder einen Anderen zur 
Ausführung einer beftimmten Gattung von Gefchäften beftellt, für deſſen Tüchtig« 
feit in der Richtung, daß er für den Schaden verantwortlich bleibt, der einem 
Dritten aus der in Folge von Untüdtigteit des Beſtellten mangelhaften oder 
fehlerhaften Verrichtung des Geſchäftes zugeht, und es ſteht dieß auch im Ein- 
ange mit den Grundfägen der 88. 1194 u. 1297 ibid., wornach der Befteller 
bei der Auswahl der Berfon für ein Geſchäft, mit deſſen Berrichtung auch Ges 
fahr für die Ne. Dritter verbunden ift, ſich unter Anwendung minbeftend des 
gewöhnlichen Grades von Fleiß und Aufmerkfamkeit mit der Prüfung, ob ver 
Beftellte die Eigenfhaften habe, um das Geſchäft ohne Beſchädigung oder nahe 
Gefährdung dritter Perfonen verrichten zu können, befaflen und von dem Dafein 
diefer Eigenſchaften ſich überzeugen muß; dagegen ift der Beſtellte für den Schaven 
nicht verantwortlid, den ein Dritter durch ein Verfehen erleidet, welches die mut 
der Verrihtung des Geſchäfts betraute und dazu tüchtige Perfon bei einem be= 
fonderen, vom Befteller nicht vorherzufehenden Anlaß begangen hat, foweit nicht 
im Öffentlichen Imterefle durch fpecielle Vorſchriften Ausnahmen feftgefegt find. 

Entſch. v. 8. Februar 1865, Nr. 963 (2116 ©.-U.). Der zum Ochſen⸗ 
treiben beauftragte Gellagte, welcher ven Ochſen an einen ihm unbelannten Mann 
verkaufte und fi dafür falſche Banknoten geben ließ, haftet dem Egthr. für den 
vollen Schaden. Wenn auch der Egthr. nadträglih den Berlauf genehmigte, 
that er dieß nur in ber felbftverftändlihen Vorausfegung, daß wirklid der Kauf- 
preis bezahlt worden fei. 

Entf. v. 5. September 1861, Nr. 5090 (1384 G.-U.). Der Man- 
datar, welcher den Auftrag erhalten hat, Geld gegen Zinfen fiher anzulegen und 
obfhon der mit der Pfanpbeftellung verfehene Schulvfchein mehrere Jahre in 
feinen Händen war, die Sicherftellung zu bewirken unterließ, haftet nach $. 1009, 
1295, 1297 B. ©. für ven Erfag des hierdurch entftandenen Schadens, ift 
jedoch, da der mit der Intabulationsclaufel nicht verfehene Schuldſchein auch 
ſchon einige Jahre in Händen des Machtgebers fi) befand und viefer gleichfalls 
die Sicerftellung zu erwirlen unterließ, nah $. 1304 ibid. nur zum Erſatz des 
halben Schadens zu verurtheilen. 

Entſch. v. 30. Jänner 1861, Nr. 13365 (1269 G.-U.). Eine Bejhäpi« 
gung, welche nur durch eine in das Ungewöhnliche gehende Anfpannung ber 
Kräfte bintanzuhalten geweſen wäre, Tann dem Beſchädiger nicht zugerechnet 
werben, weil jenfeitö des ımı $. 1297 B. ©. bezeichneten Verſchuldens der Zu« 
fal liegt (8. 1311 ibid.). 
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Entſch. v. 14. September 1858, Nr. 8092 (613 ©.-U.). Der Eurator 
ift für die Vernachläſſigung des Intereſſes feiner Curanden verantwortlid. 

Entf. v. 17. März 1857, Nr. 2557 (315 ©.-U.; P. ©. 843). Der 
Spediteur haftet für das rechtzeitige Eintreffen der Sendung nur dann, wenn 
eine beftimmte Lieferzeit bedungen und duch bie Nichteinhaltung der feflge- 
fegten Frift ein Schaden wirklich zugefügt wurde, 


(6. 1298 — vgl. 66. 1298, 1297 8. ©.) 


8. 1298. Wer vorgibt, daß er an der Erfüllung feiner vertragsmäßigen ober gefeglichen 
Berbindlichkeit ohne fein Verſchulden verhindert worden fei, dem liegt der Beweis ob. 


Entf. v. 28. Juni 1876, Nr. 2981 (6196 G.-U.). 8. 970 B. G., 
wornach Wirthe für ihnen oder ihren Dienftleuten von aufgenommenen Reifenden 
übergebene Sachen glei einem Verwahrer haften, findet aud in dem Halle An- 
wendung, wenn ber aufgenommene Reifende beim Verlaſſen feines Zimmers bas- 
felbe abfperrt und den Zimmerfhlüffel einem Bedienſteten übergibt, weil dadurch 
diefem Bedienſteten die in dem Zimmer befindlihen Sachen des Reiſenden über- 
geben werben. Wenn daher bewiefen wird, daß ber Kläger die in der Klage an- 
gegebenen Gegenftände in das ihm vermiethete Zimmer mitgebracht hat, und daß 
ihm biefelben zu einer Zeit, wo fie in Verwahrung des Hotelbebieufteten waren, 
abhanden gekommen find, muß der Bellagte ale Hotelbefiger gleich einem Ber 
wahrer die Sachen in demfelben Zuftande, in welhem er fie übernommen, zurüd- 
ftellen, und wenn er dieſes nicht vermag, nad) 8. 1323 ibid. den Schägungs- 
werth vergüten. Hiernach hat nicht ber Kläger zur Begründung feines Erfaß- 
anfpruches die Unterlaffung der pflihtmäßigen Obforge von Seite des Bellagten 
oder feiner Dienftleute zu beweifen, fondern es hat der Bellagte, um ſich von der 
ihm durch da8 ©. auferlegten Haftung zu befreien, nach $. 1298 ibid. den Beweis 
zu führen, daß er an der Erfüllung feiner Verbindlichkeit ohne fein Verſchulden 
verhindert wurde [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 21. Juni 1876, Nr. 5786 (6191 ©.-U.). Wenn aud ans 
genommen wird, daß ber Gellagte bei der Einlöfung ver Zinscoupons ſich in 
einem Irrthume über die bereit eingetretene Capitalsfälligkeit befunden haben 
mag, fo ift doch dieſer Irrthum ein ſelbſtverſchuldeter, der überdieß aus einer 
BVertragsverlegung entjprungen, daher nadı $. 1298 B. ©. von ihm zu ver- 
antworten ift, und fo wie dem Kläger ein Berfhulden in der Richtung zur Laſt 
fält, daß er die Ziehungsliſten nicht rechtzeitig eingefehen hat, da er bei redjt- 
zeitiger Einſichtnahme nicht erft im Jahre 1875, fondern gleich nad) ver Ziehung 
die Capitalsfälligleit erfahren hätte, liegt nach dem Gefagten auch ein Verſchulden 
des Gellagten vor, non welchem er keineswegs freigefprodhen werden fann. 

Entid. v. 23. März 1875, Nr. 1126 (5664 ©.-U.). Der Abgang 
von im verjperrt geweſenen Hotelzimmer zurüdgelaflenen Effecten fann nicht als 
ein Zufall angefehen werden, für melden der Hotelier nad $. 864 B. ©. nit 
hafte, denn unter dem in $. 964 ibid. erwähnten Zufalle, für welchen ber Ver⸗ 
wahrer nicht zu haften hat, und welchem der Gellagte überdieß nach 8. 1298 ibid. 
beweijen müßte, daß er ohne fein Verſchulden eingetreten fei, kann, wie ſich aus 
$. 966 ibid. Mar ergibt, fein Diebftahl, fondern nur eine höhere, von Menſchen 
nicht vorauszufehende und nicht abzuwendende Gewalt verftanden werben [Schluß⸗ 
folgerung]. 

Entf. v. 1. Juli 1874, Nr. 6382 (5406 ©.-U.). Es if unridtig, 
daß dem Aerar gegenüber, bei deſſen Finanzbezirts- Direction die als Steuer⸗ 
cantion hinterlegten Papiere durch einen Beamten veruntreut wurben, dieſe De- 
fraudation als Zufall erfcheine; vielmehr ergibt fih aus $. 1298 B. ©., daß 
das Aerar als Pfanpgläubiger haften und ihm baher dem Beſchädigten gegenüber 
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der Beweis obliegt, dag ihm die Veruntrenung der Papiere zu hindern unmög— 
lih gewefen wäre (88. 459, 461; 1010 ibid.). 

Entſch. v. 4. April 1872, Nr. 8783 (4550 G.-U.). Nach Inhalt ver 
von den Parteien abgefchloffenen Punktationen über den Verkauf der Nachlaß— 
tealität, fowie nad der gefeglihen Beflimmung des $. 908 B. ©. kann bie 
Klägerin vie Zahlung des doppelten Angeles nur dann verlangen, wenn die 
Belangten allein die Schuld daran tragen, daß ver förmliche Kaufs- und Ver— 
faufövertrag bis zum 15. Juli 1856 nicht abgefchlofien werden konnte. Die 
Realität aber gehörte, wie beiderſeits zugeflanden wird, zum Nachlaß des Min. 
Die Nachlaßverhandlung war noch nicht durchgeführt, ja es ſcheinen noch Feine 
Erbserklärungen vorgelegen zu fein. Es ift ſonach feine Sicherheit vorhanden, 
daß die Realität gerade auf jene Perfonen übergehen jollte, welche die Punk— 
tationen abgefchloffen. Zudem befand ſich unter letsteren Perfonen auch nod) die min. 
D, welche für fid) gar nicht berechtigt war, ſich in einen Btg. einzulafjen; die Punk— 
tation war alfo ihr gegenüber offenbar nichtig. Alle dieje Thatſachen wußte die 
Klägerin; fie mußte daher vorausfehen, daß Hinderniffe eintreten werden, die 
vieleicht gar nicht und in jedem Falle ſchwer in der bevungenen Zeit zu beheben 
fein werden. Diefe Schwierigfeiten trafen auch wirklich ein und als die Beklagte 
dieß erfannte, ftellte fie noch vor Ablauf der Zeit das erhaltene Angeld zurüd. 
In diefer Beziehung trifft fie fein Berfhulden und dadurch ift der Anſpruch der 
Klaͤgerin auf Zahlung des doppelten Betrages des Angeldes nicht begründet. 

Entſch. v. 24. November 1869, Nr. 8221 (3580 ©.-U.). Dadurch, 
daß die Babeanftelt dem Gafte eine unter ihrer Sperre befindliche Cabine zur 
Benützung anbietet und der Gaft fie benägt, lommt ſtillſchweigend ein Vtg. zu 
Stande, nad weldem die Anftalt die Verantwortung übernimmt, daß der ange— 
wiefene Ort aud feinem Zmwede entfpriht. War die Einrichtung der Cabine 
mangelhaft oder die Aufficht der Badediener ſchlecht, jo liegt der daraus ent« 
ſtandene Schaden im Berfchulvden der Badeanſtalt und iſt dieſelbe nah 88. 957, 
958, 961, 964, 1295, 1297 u. 1298 B. ©. erfagpflichtig, ohme den Beſchä— 
digten an den etwa fchuldtragenden Diener weifen zu können, da nicht der Gaft 
fih den Diener wählt, fondern dem von der Anftalt beftellten Diener die Auf— 
figt über feine Effecten und Verſchließung des Aufbewahrungsortes überlafjen muß. 

Entſch. v. 16. Mai 1867, Nr. 3637 (©. Ztg. 1867, Nr. 50). Die 
Badeanftalt haftet für die bei ihr hinterlaffenen Cffecten, ift aber nur im Falle 
eines ihr nachgewieſenen Verſchuldens erfagpflihtig, In dem Umftante, daß bie 
Zwifhenwand der Cabine nicht bis an die Dede reichte, jo daß fie vom einem 
Diebe überfliegen werden konnte, fann ein Berfhulvden der Anftalt jedoch nicht 
gefunden werben. 

Entſch. v. 17. April 1867, Nr. 2846 (2784 G.U.). Dem Uhrmacher, 
welcher die ihm zur Reparatur übergebene Uhr, wie es üblich ift, neben anderen 
Uhren in feinem Zimmer aufhängt, Tann es nicht als Verſchulden angerechnet 
werden, wenn ihm biefelbe entwendet wird. 

Entf. v. 23. December 1862, Nr. 8588 (1619 ©.-U.), Wenn der 
Berläufer die ausdrücklich bedungene Lieferzeit nicht zubielt und überhaupt nicht 
ieferte, fann der in 88. 919, 1295 u. 1298 B. ©. gegründete auf die Preis- 
:ifferenz gerichtete Schadenerſatzklage nicht entgegnet werben, daß Kläger einen 
‚ffectiven Schaden in der Höhe der Preisdifferenz nicht erwiefen habe, oder daß 
verfelbe auf die der Sadlage nah micht mehr mögliche Erfüllung hätte 
lagen follen. 

Entſch. v. 13. April 1860, Nr. 3990 (1115 ©.-U.). Wenn die For- 
‚erung des Schadenerſatzes fih auf eine fhon beftehende vertragsmäßige oder 
sefegliche Verbindlichkeit gründet, muß der Verpflichtete beweifen, daß die Yeiftung 
ucht aus einem von ihm zu präfticenden Verſchulden unterblieb. 
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Entfd. v. 13. April 1860, Nr. 3989 (1114 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 3990 ex 1860. 

Entſch. v. 15. Februar 1860, Nr. 1335 (1083 ©.-U.). Aehnl. der Eniſch. 
Nr. 3990 ex 1860. 

Entf. v. 3. Jänner 1860, Nr. 11050 (1045 G.⸗U.). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 3990 ex 1860. 

Entſch. v. 12. April 1859, Nr. 3949 (2056 ©.-U.), Der Geflagte, 
welcher den Abſchluß des Vtgs. in Abrede ftellt, gibt damit auch zu, daß er 
venfelben nicht erfüllt hat. Es liegt daher dem Geklagten nach $. 1298 B. ©. 
ber Beweis ob, daß er wegen eines ohne fein Verſchulden eingetretenen Hin⸗ 
derniſſes nicht erfüllt bat. Mangels dieſes Beweiſes haftet er nad) 8. 1047 
ibid. und zwar, da ein Angel gegeben wurde, nad) 8. 908 ibid. 

Entfch. v. 4. Februar 1857, Nr. 636 (233 ©.-U.; P. ©. 1055). Die 
Rechtswirkungen des in der Leiftung einer Schuld eingetretenen Verzuges find 
als nachgefehen zu betrachten, wenn der Gläubiger fpäter bei der Zahlung ein- 
fach den Empfang beftätigt, ohne fich feine aus der mora entfprungenen Re. aus- 
drücklich vorzubehalten. 

Entſch. v. 8. Yuli 1856, Nr. 5819 (997 ©.-U.). Bei dem Umſtande, 
daß das Angelo feiner Natur nach eine vorhinein beftimmte Vergütung des gleich» 
wohl noch ungewiflen Nachtheiles ift, den eine Partei durch die Nichterfüllung des 
von ber anderen Partei ihr geleifteten Verſprechens zu erleiden in Gefahr fteht, 
mithin nah den Vorfchriften des 30. Hauptſt. B. ©. (Schadenerfag und Ge— 
nugthuung) zu beurtheilen kommt, und in Erwägung, daß im vorliegenden Falle das 
Hinderniß der Erfüllung der vertragsmäßigen Verbindlichkeit im der Perfon des 
Bellagten eingetreten ift, weil ihm durch die Concurseröffnung bie Erfüllung des 
Lieferungsvertrages unmöglich gemacht wurde, da ferner die Concurseröffnung 
zwar nicht nothwendig in dem Verſchulden des Cridars liegen muß, aber doch 
in feinem Verſchulden gelegen fein konnte, fo hatte er, resp. die dritten Perfonen 
gegenüber in feine Re. und Pflichten getretene Concursmaſſe nad; 8. 1298 ibid. 
zu bemweifen, daß die Verhängung des Concurfes, d. i. das Hinderniß der Ber- 
tragserfüllung, ohne fein Verſchulden eingetreten fei, woburd allein der vom 
Kläger auf den $. 908 ibid. gegründeten Forderung der doppelten Summe des 
gegebenen Ungelves hätte begegnet werben können. 

Entfd. v. 27. Mai 1842, Nr. 15557 (P. ©. 784). Die Vorſchrift 
des 8. 1298 B. ©. als Ausnahme von der im $. 1296 ibid. aufgeftellten 
Bermuthung, daß ein Schaden ohne Verſchulden eines Anderen entftanden fei, 
findet auch rüdfichtlih der Rüdftellung von zur Verwahrung Übergebenen Gegen- 
ftänden volle Anwendung ($. 967 ibid.). i 


Qusbefondere: a) der Sachverfkändigen; 
($. 1299 — vgl. 68. 1297; 1085; 1804 ®. ©.; 86. 343, 856, 367, 383—385, 349-888, 358, 440, 441, 444 
Str. G.; 8. 89 Not. D. v. 25. Juli 1871, Nr. 75; 8. 1, Art, 81 G. v. 4. April 1875, Nr. 68 8. G. ©; 
%. 169, 3. 6, 6. 160, 3. 4 der Inftruction zum Wehrgel.) 
8. 1299. Wer fih zu einem Amte, zu einer Kunft, zu einem Gewerbe oder Handwerke 
öffentlich befennet; oder wer ohne Noth freiwillig ein Geſchäft übernimmt, defien Ausführung 
eigene Kunftlenntniffe, oder einen nicht gewöhnlichen Fleiß erfordert, gibt dadurch zu erkennen, 
daß er fi den nothwendigen Fleiß und die erforderlichen, nicht gewöhnlihen Kenntnife zus 
traue; er muß daher den Mangel derfelben vertreten. Hat aber derjenige, welder ihm bas 
Geſchäft überließ, die Unerfahrenheit desfelben gewußt, oder bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit 
wiſſen können; fo fällt zugleih dem Legteren ein Berfehen zur Laft. 

Entſch. v. 21. Juli 1876, Nr. 2599 (6209 ©.-U.). Irthũmliche 
Wechſeleinlöſung durch den Nothaddreſſaten zu Ehren einer bereits außer Obligo 
befindlichen Firma — Wortlaut.] Nah Art. 62 W. O. Hatte der geflagte 
Wechſelinhaber allerdings die Pflicht, ven Wechſel der Klägerin als der darin benannten 
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Nothabreffatin, zur Erklärung vorzulegen, ob fie benfelben zu Ehren einer 
darauf befindlichen Firma einlöfen molle; dagegen fand es ber Klägerin voll- 
tommen frei, die Einlöfung zu unterlafien, wenn fie es nit in ihrem In- 
tereſſe erachtete, und Iag ihr insbefondere dem Bellagten gegenüber feinerlei 
Verpflichtung hierzu ob. Hat fie num die Einldfung zu Ehren einer barauf 
befindlihen Firma vorgenommen, fo mußte fie nah Art. 68 W. O. auch 
genau, welche Re. ihr daraus erwachſen und konnte fich daher aud im biefer 
Beziehung in keinem Irrthume befinden. Zudem kann nah $. 2 B. ©. fid 
Niemand mit der Unkenntnig des Gs. entſchuldigen, insbefondere die Klägerin 
nicht, die berufemäßig Wechfelgeſchäfte betreibt, deßhalb nad) $. 1299 ibid, die 
allenfalls ihrem Kaffier mangelnde Kenntniß des Wechſelgeſ. zu vertreten hat 
und für einen ihr daraus zugehenden Schaden, dritten Perfonen gegenüber, keinen 
Anſpruch auf Erſatz desfelben erhält. Schon hieraus ergibt fi, daß der $. 1431 
B. ©. auf den vorliegenden Fall feine Anwendung findet, da fi die Klägerin 
unmöglich für die Schulpnerin des Bellagten halten konnte und Leterer eben« 
fowenig in dieſer Eigenfhaft an fie eine Anforderung ſtellte. Es beftcht das 
zwiſchen Beklagten und der Klägerin abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft lediglich darin, 
daß die Letztere erllärte, für D den Wechſel einlöſen zu wollen; fie handelte 
daher nur im Bollmachtönamen dieſer Firma oder ald deren Geſchäftsführerin 
ohne Auftrag und den Wechſelinhaber hatte e8 nicht zu kümmern, zu weſſen Ehren 
die Einlöfung erfolge; er erhielt fein Geld, händigte dafür Wechſel und Proteft 
aus und hatte damit feine Pflicht erfüllt. War vie Slägerin von einem un= 
richtigen Veweggrumde ausgegangen, jo konnte hierdurch nad 8. 901 ibid. ein 
entgeltliher Big. nicht wieder aufgelöft werden. Befanb fi ber Eaffier der 
Klägerin hinſichilich des noch beftehenden Obligo der Firma D in einem Rechts⸗ 
irethume, fo war er allein daran ſchuld und bleibt nah 8. 876 ibid, aus 
diefem Grunde ver Btg. gleichfalls aufrecht; denn der Eaffier mußte wiſſen, daß 
ber Ehrenzahler nur in die Ne. des Wechſelinhabers gegen den Honoraten deſſen 
Bormänner und den Acceptanten tritt (Art. 63 W. D.); er mußte bei Einſicht 
nahme von dem Wechſel ſogleich erlennen, daß fih D dem Bellagten gegenüber 
bereit8 außer Obligo befand und daher auch durd bie Einläfung nicht mehr 
impegnirt werben kennte. Endlich hat bie Klägerin durch diefen Act keineswegs 
eine ganz wertblofe Sade erhalten, denn fie trat nod immer in die Re. des 
Inhabers des Bellagten gegen feine Bormänner und gegen den cceptanten und 
bat diefe Re. and im Klagewege geltend gemacht. Konnte fie deſſen ungeachtet 
in biefer Weife nicht mehr zu ihrem Gelve gelangen, weil die genannten Firmen 
nicht zahlungsfähig find, fo hat fie dieß nur felbft verſchuldet. Es fteht ihr 
weder ein wechſelrechtlicher Regreß, noch eine gemeinrechtlihe Erfagforberung zu. 

Entſch. v. 26. Juli 1876, Nr. 6901 (©. Ztg. 1878, Nr. 67). Der 
Befteller eines nad) feiner Zeichnung hergeftellten Apparates zu beftimmtem an⸗ 
gegebenen Zwede ift, fals der Apparat hierzu untauglich ift, nur dann zur 
Zahlung des Lohnes verpflichtet, wenn bie Unbraudbarkeit aus einem Mangel 
entfpringt, für welchen der Arbeiter entweder die Haftung ausdrücklich oder nad 
feinem Stande und Gewerbe übernahm ($$. 1158 u. 1299 8. ©.). Der Sad 
verfländigenbefund ergibt, daß bie Waflerbildung im Innern des fupfernen Ofens 
und bie daburd bedingte Unbrauchbarkeit desſelben zu der vom Bellagten beab⸗ 
ſichtigten Verwendung keineswegs dem Eindringen bes Waſſers aus der ven Ofen 
umgebenden Bottich in das Innere des Dfens, fondern vermöge der eigenthüm- 
lichen Conſtruction und Verwendungsart des Ofens, dem Anfammeln von Dunft- 
waſſer an den Wänden bes Ofens im Innern zuzufchreiben fei. Der Befund 
befagt zwar, daß dieſe Dunftbilvung vermieden werben lönnte, wenn ftärkeres 
ald gewöhnliches Kupfer in Verwendung gelommen wäre, unter welchem Aus⸗ 
drud, wie es ſcheint, nicht die Onalität, d. i. die Reinheit des Kupfers, fontern 

rRiebl, Sürgl, Geſetb. erl. 64 , 


998 Allgemeines blrgerliches Geſetzbuch. 


die Dide der Wände des Ofens zu verftchen fein dürfte. Allein da der Ofen 
nach der Zeichnung ausgeführt wurde und bie Aeußerang der Sachverſtändigen, 
daß es ftärkeres Kupfer als das verwendete gebe, wenn dieſer Ausdruck auf die 
Dide bezogen wirb, wohl ſelbſtverſtändlich ift, da kupferne Wände fid in jeber 
Dide darftellen laſſen, wäre e8 jedenfalls Sache des Beftellers geweſen, die außer⸗ 
gewöhnliche nad) feiner Behauptung beabſichtigte Dide der Wände entweder in 
der Zeichnung ober durch beſtimmte Angabe der Dide unzweifelhaft zu bebingen und 
bei der Uebernahme und Verwendung fid zu überzeugen, ob biefer Bedingung 
entfprochen wurde. Die unbeftimmte Aeußerung des Beſtellers, es fei ftarkes 
Kupfer zu verwenden, weil der Dfen zur Erwärmung des Waflers in der Bottich 
beftimmt fei, lönnte nicht genügen, um ben Kläger eine Verantwortung in dem 
Sinne zur Laft zu legen, daß er nur wegen Mangel der in feinem Gewerbe 
vorausgeſetzten Kenntniffe nicht vorausgefehen habe, daß ber Anfammlung von 
Dunftwafler an den Wänden des Ofens im Innern vermöge ber eigenthümlichen 
Eonftruction und Beſtimmung beöfelben durch Verwendung ſtärkeren Kupfers vor- 
zubeugen gewefen wäre, da fogar die Sachverftändigen nad ber zur Prüfung ihrer 
Hypothefe vorgenommenen Probe es nicht zu erflären vermodjten, ‚wie der Waſſerſtand 
im Ofen fi noch erhöhte, nachdem die Feuerung gelöfcht worden war, ein Um⸗ 
ftand, welcher wohl geeignet ift, die Richtigkeit ihrer bypothetifchen Erklärung der 
Waſſerbildung anzweifeln zu laſſen. Die Sachfälligteit des Klägers hat daher 
nur dann einzutreten, wenn er bie unbebingte Brauchbarfeit des Ofens zu dem 
beabſichtigten Zwede garantirt hatte. 

Entſch. v. 15. April 1869, Nr. 3549 (Sch. I). Der Abvocat, welcher 
über Auftrag, eine ihm übergebene Summe auf ſichere Hypothek zu plactren, 
eine Hypothefarforberung ceffionsweife dafür erwirbt, if, wenn auch biefe For- 
derung bei der bald darauf erfolgten erecutiven BVerfteigerung der Realität aus 
dem WMeiftbote nicht zum Zuge gelangte, zum Erfag der Summe nidt ver- 
bunden, falls er ſich nicht ausprüdtich hierzu verpflichtete. i 

Entſch. v. 17. Februar 1869, Nr. 12256 (3292 ©.-U.). Die Gasge- 
ſellſchaft Haftet für die Beſchädigung dur eine in Folge Unvorfichtigleit ihres 
zu einer Reparatur gefendeten Bedienfteten eingetretene Erplofion; denn, gehörte, 
wie die Geſellſchaft behauptet, die Abhilfe ‚gegen irgend eine in Folge eines an 
der Gasbeleuchtungevorrichtung entftandenen Gebrechens, oder aus einer anderen 
Urfache entflandene Ausftrömung überhaupt nicht zum Gefchäftsbetriebe ver Gas- 
beleuchtungsanſtalt, fo hatte diefe auch Feine Veranlaffung und umfominder eine 
Verpflichtung gehabt, das Gefchäft einer folhen Abhilfe zu übernehmen, und hat 
fie dieß gleihmohl gethan, fo konnte es auch umfominder anders als unter der 
im $. 1299 8. ©. ausgebrüdten folge gefchehen, daß nämlich die Gasbeleuch- 
tungsanftalt, weil die Ausführung einer ſolchen Arbeit einige Fachkenntniß und 
befondere Borficht erfordert, auch den Mangel der erforberlihen Kenntniffe und 
des gehörigen Fleißes auf Seite beöjenigen ihrer Bedienſteten, ven fie zur 
Berrihtung ihrer Arbeit entfenbete, zu vertreten bat. Da bie Gasbeleuchtungs- 
geſellſchaft als folde eine Arbeit nicht ſelbſt verrichten, fondern nur zur Ver⸗ 
richtung mittelft ihrer Bedienfteten und Arbeiter übernehmen kann, fo kann auch 
in einem folden Falle zwiſchen ihr und den von ihr zur Verrichtung der Arbeit 
gewählten Bebienfteten- nicht unterſchieden werben, vielmehr ift es immer fie jelbft, 
welche, weil fie bie Arbeit übernommen, auch die Verantwortung für deren Voll⸗ 
stehung trifft, welche alfo aud dafür einzuftehen hat, daß ihre verrichtenden Or⸗ 
gane diejenigen Kenntniſſe befigen, und denjenigen Fleiß anwenden, welche bie von 
der -Anftalt übernommene Arbeit ihrer Natur un Befchaffenheit nach erfordert. 

Entſch. v. 26. December 1864, Nr. 9777 (2084 ©.-U.). Das Verſehen 
des Notars in feiner Amtshandlung begründet eine Erfagpfligt nur dann, wenn 
unmittelbar durch eben dieſes Verſehen eine Partei zu Schaben kommt. 
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Entſch. v. 10. September 1863, Nr. 6548 (1792 G. U.). Dem Advo⸗ 
caten, welcher in Folge gänzlich fehlerhafter lage den Proceß verlor, können 
bie eingeflagten Erpenſen nicht zuerlannt werben. Dieß ergibt ſich aus 8. 1299, 
1300 n. 1153 8. ©., deren Anwendung auf Abvocatenarbeiten im $. 1063 
ibid. vorgeſchrieben wirb und fih aus dem Hfo. d. 4. October 1833, Nr. 2633 
3. ©. ©. ergibt, wornad über die Expenjenflage nad) vorläufigen contrabic= 
toriſchen Bf. durch Urtheil zu entſcheiden ift, mithin im orbentlihen Civilproceß 
aud darüber erkannt werben kann, ob der Advocat überhaupt auf Koftenerfat 
Anſpruch habe, ohne daß erft ein Disciplinarverfahren vorhergehen müßte. 

Entf. v. 20. December 1836, Nr. 7305 (P. S. 1056). Schägleute, 
vie aus Verſchulden eine Realität zu hoch fhägen, haften den Gläubigern, welche 
dem Befiter auf Grund einer folhen Schägung ein Darlehen gegen Sicher« 
ſtellung auf die Realität gewähren, für den Berluft ihrer Forderung [?]. 


(6. 1800 — vgl. 68. 1297, 1299 8. ©.) 
8. 1800. Ein Sahverftändiger ift au dann verautwortlih, wenn er gegen Belohnung 
in Angelegenheiten feiner Kunft oder Wiſſenſchaft aus Verfehen einen nachtheiligen Rath er- 
theilet. Außer diefem alle haftet ein Rathgeber nur für den Schaden, welchen er wiſſentlich, 
durch Ertheilung des Rathes dem Andern verurſacht hat. 


Entſch. v. 10. September 1863, Nr. 6548 (1792 ©.-U.). Aus 8. 1163 
8. ©. und Hfb. v. 4. October 1833, Nr. 2633 I. ©. S., ergibt fid die An- 
wenbbarfeit der 88. 1299, 1300 u. 1153 B. ©. auf Advocalenarbeiten und 
die Zuläffigkeit der Entſch. ob überhaupt ein Expenjenzufprudy gebühre, im ges 
wöhnlichen Civilproceßwege ohne vorheriges Disciplinarverfahren. 


oder b) mehrerer Theilucehmer; 
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8. 1801. Für einen en zugefügten Schaden Tönnen mehrere Perfonen verant- 

wortlid werben, indem fie gemeinfchaftlich, unmittelbarer oder mittelbarer Weiſe, durch Wer 

leiten, Droben, Befehlen, Helfen, Verhehlen u. dgl.; oder auch nur durch Unterlaffung der 
befonderen Verbindlichkeit, das Uebel zu verhindern, dazu beigetragen haben. 


Entſch. v. 1. April 1875, Nr. 3132 (©. Ztg. 1877, Ne. 71). Der 
Aftervermiether haftet nicht für die durch Verſchulden des Vermiethers unmöglich 
gewordene Erfüllung des Afterbeftandvertrages. — Der Aftervermiether hat durch 
die von ihm wider den Bermiether mit Erfolg angeftrengte Klage auf Einräu- 
mung der Wohnung Alles gethan, um feiner Verpflichtung gegen den Aftermiether 
nachkommen zu können; es ift daher das gegen ihn gerichtete Begehren, welches 
auf die 88. 1293, 1301 u. 1824 B. ©. anftatt auf den bei diefem Sachver⸗ 
halt allein maßgebenven $. 1105 geftügt warb, ganz verfehlt, da zwar Kläger, 
welchem ber Gebraud der in Aftermiethe überlaffenen Localitäten für die Zeit 
bis 2. Fänmer entzogen blieb, auf Erlaſſung eines verhältnigmäßigen Theiles des 
Miethzinfes hätte dringen können und er ohnedieß noch in der Rage ift, von 
dieſem R. Gebrauch zu machen, indem er einen Theil bes Aftermiethzinfes ſchuldet; 
nicht aber auf Erſatz eines ihm vom Bellagten nicht zugefügten Schadens An- 
ſpruch bat. 

Entfb. v. 4. Februar 1870, Nr. 11665 (Sch. I). Das Ber 
brechen der Theilnehmung am Diebftahl oder an der Veruntreuung begründet 
teine Solidarhaftung mit dem Diebe oder Beruntreuer, rüdfihtlih des ans dem 
Diebftahl oder der Beruntreuung entftandenen Schadens, fondern nur die Pflicht 
zum Erſatz des aus der Theilnehmung fpeciell heroorgegangenen Schadens, 


Entf. v. 15. Juni 1858, Nr. 6315 (P. S. 1057). Die Theilnehmung 
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an Diebſtahl und Veruntreunng begründet nicht, wie die Mitſchuld, die Haftung 

des Theilnehmere für den Schaven zur ungetheilten Hand mit dem Haupt« 
ſchuldigen. 
(6. 1302 — vgl. $5. 1206, 1824; 800 ®. G.; 6. 26 u. 37 Min. Bot. v. 20. Jänner 1860, Rr. 28 R. G. B.) 

8. 1302. In einem folden Falle verantwortet, wenn bie Beſchädigung in einem Verſehen 
gegründet if, und die Antheile fi beftimmen laflen, jeder nur den durch fein Verſehen ver- 
urſachten Schaden. Wenn aber der Schaden vorfäglich zugefügt worden if; oder, wenn bie 
Antpeile der Einzelnen an der Befhäpigung ſich nicht Heftimmen lafſen; fo haften Alle für 
Einen und Einer für Alle; doch bleibt demjenigen, welcher den Schaden erſetzt hat, ber Rück 

erſatz gegen die Uebrigen vorbehalten. 

Entf. v. 20. Mai 1879, Nr. 2403 (©. Zig. 1879, Nr. 53). Die 
Donauregulirungs-Bauunternehmung haftet für den Schaden durch Uutergang 
einer Plaͤtte, da eines ihrer Baggerſchiffe zu einer Zeit, als vorjchriftsmäßig das 
Fahrwaſſer frei fein ſollte, die Kette angezogen ließ (88. 1294, 1295, 1299 
2. ©.). Zwiſchen dem Unternehmer felbft und dem wirklich thätigen Bevienfteten 
Kann hierbei nicht unterfhieden werden. Aber aud aus den Beflimmungen 
der 88. 1010, 1161 u. 13815 ibid. folgt die Haftungspflidt des Unter- 
nehmers, weil eben aus dem einzeluen Unfalle hervorgeht, daß zur 
Ausführung der Arbeit Perſonen beftellt wurden, welchen entweder 
bie Fähigkeit oder der Wille mangelte, den ihnen obliegenden Ver— 
pflidtungen vollftändig und genau nachzukommen. Es ift daher burdh- 
aus nicht gerehtfertigt, die Haftungs-, rüdfichtlih Erfagpfliht des Unternehmers 
erft von der VBeweisführung abhängig zu machen, daß außer dem Schiffe des 
Klägers auch noch andere Schiffe, und zwar in einer fpäteren Zeit durch Nach: 
läffigfeiten im Betriebe der Baggerungsarbeiten zu Schaden gekommen find. Was 
über die Haftungs⸗ und Erfagpfliht des Unternehmers feloft gefagt wurde, gilt 
in vollem Umfange auch von dem Ingenieur, der mit der Leitung der Bagger- 
maſchine betraut, war. Zu der Leitung der Mafchine gehört aber nicht, wie die 
beiden Untergerichte annehmen, bloß die Leitung der techniſchen Arbeiten des 
Baggernd im engeren Sinne, jondern es gehört dazu auch die Aufſicht darüber, 
daß alle jene Bedingungen, unter denen ber Betrieb der Baggermafhine über- 
haupt geftattet war, genau beobadtet werden. Die Roßzählung des Ingenieurs 
von ber Erfagpflicht ift daher im ©. nicht begründet; Die el mußte demnach 
ausgeſprochen werben, und zwar, da fid tie Antheile der Geklagten an der Ber 
ſchädigung nicht beflimmen lafen, gemäß $. 1302 ibid, zur gefammten Hand 
mit ben Mitgellagten. 

Entfd. v. 8. October 1878, Ar. 11894 (©. Ztg. 1879, Nr. 2). Darin, 
daß der Berpfleger, welcher Erſatz der Alimente begehrte, feine Re. gemeinfchaft- 
lih mit ven Paternitätsanfprüchen der gefeglichen Vertretung des unehelichen 
Kindes und ihrer Mutter geltend machte, für die Streitloften ſolidariſch hafıbar 
erfannt wurde, kann eine offenbare Ungerechtigkeit nicht erkannt werben, obgleid) 
im Urtheile eine Solivarhaftung nicht ausprüdlih ausgeſprochen wurde, nachdem 
die ohne Unterfchien ihrer Antheile zum Erfage ver Proceßkoſten verurtheiften 
Kläger ſchon nad den 88. 891 u. 1302 B. ©. jever für das Ganze der⸗ 
felben haften. 

Entſch. v. 12. December 1876, Nr. 14609 (6316 ©.-U.). Aus dem 
Berhältniffe der Streitgenofienfhaft Tann die Solidarität der urtheilsmäßigen 
Berpflihtung der Kläger zum Koſtenerſatz nicht abgeleitet werden, weil bie 
drei Kläger zwar mit einer gemeinſchaftlichen Klage, aber nicht als Solidarberechtigte 
eingefhritten find, fondern jeder für fih mur das ihm zugedachte Legat in An- 
fpru genommen hat. Da nun die Kläger zu einer in Geld beftehenven, alfo 
theilbaren Leiftung verurtheilt worben find, und es fi dabei nit um den Erſatz 


Il. Theil. 30. Hauptſt. Schabenerfag. 88. 1302, 1303. 1001 


eines vorfäglid von ihnen zugefügten Schadens Handelt, daher jeber berfelben 
als Mitſchuldner nur für feinen Antheil haftet (8$. 889 u. 1302 B. ©.) ift 
jeber Kläger nur für den britten Theil der dem Beklagten zuerfannten Procep- 
toften verhaftet. — Worſpr. ver Entf. Nr. 11394 ex 1878.] 

Entſch. v. 10. Juni 1873, Nr. 5649 (5001 ©.-U.). Die Verurteilung 
ber unterliegenden Proceßpartei zum Erfage der Koften des Gegners folgt aus 
tem im $. 1295 B. ©. aufgeftellten Grunbfage, wornach jedermann bercchtigt 
ift, von dem Beſchädiger ven Erſatz des ihm durch Verſchulben des Letzteren zu- 
gefügten Schadens zu fordern; die Normen für die Entf. ber Frage, ob der 
Erſatz des von mehreren Perfonen widerredhtlich zugefügten Schadens von ihnen 
ſolidariſch zu Ieiften fei, find in ven 88. 1301 u. 1302 ibid. gegeben, daher 
nad diefen Beſtimmungen die Frage auch dann zu beurtheilen iſt, wenn es ſich 
um ben Erſatz der Koften handelt, die aus einem von mehreren Perfonen ge» 
führten Rechtsſtreite der Gegenpartei verurfadht worden find; im gegenwärtigen 
Valle kann die in $. 1302 ibid. bezeichnete und nach demſelben bie ſolidariſche Er- 
fagpfliht der Beſchädiger begründende Vorfäglichleit bei der Schadenszufügung 
nicht verfannt ‘werben, nachdem die Klage von den Klägern im voller Ueberein- - 
ſtimmung unter einander und im gemeinfamen Interefje angeftellt, darin das Be— 
ſitzrecht für ale Angehörigen der Magenden Gemeinde und für jeden von ihnen 
geltend gemacht, fowie andererfeit8 von den Bellagten die Solidarverpflihtung 
nicht in Abrede geftellt, fomit im gleicher Weife die active und paffive Solibarität 
der Proceßparteien anerkannt worden ift. 

Entf. v. 14. December 1870, Nr. 7903 (3992 G.-U.). Bon mehreren 

burd einen Vertheibiger vertretenen Angeklagten ift jeder nur pro rata zum Er⸗ 
fag ter Vertheidigungskoſten verpflichtet, weil nah 8. 341 [ver früheren, 
$. 389 der geltenden] Str. B. D. der Angellagte nur feine Bertheibigungstoften 
zu erfeßen hat. Eine analoge Anwendung bes $. 1302 B. ©. ift hier, ba es 
fih nit um den Erfag eines aus der firafbaren Handlung entftandenen Scha- 
dens handelt, unflatthaft. Die Lohnforderung des BVertheidigers.ift gleich jeder 
Geldforderung theilbar (88. 888—890 ibid.). [Schlußfolgerung.] 
i Entf. v. 24. Mai 1870, Nr. 5988 (3798 ©.-U.). Actwftreitgenofien, 
welche ohne Unterfchied ihrer Antheile insgefammt zum Erſatz der Procekloften 
verurtheilt worden find, haften nad) 88. 891 u. 13028. ©. in fine jeder für 
den ganzen Koftenbetrag. 

Entſch. v. 12. December 1866, Nr. 10227 (3627 G.-U.). Ein frei- 
geſprochener Mitangeflagter kann wegen bes durch den Diebftahl verübten Scha- 
dens nicht im Civilverfahren zum Schabenerfag in solidum mit dem Berurtheilten 
ſchuldig erfannt werden, weil in Fällen einer verbrederifchen Beſchädigung bie 
Schul nur vom Strafrigter erfannt werden darf. 

Entſch. v. 1. Juni 1869, Nr. 5890 (3928 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 5988 ex 1870. 

Entf. v. 16. November 1864, Nr. 7526 (©. H. 1865, Nr. 97). 
Denn erwiefen vorliegt, daß von zwei zu verfchiedener Zeit an einer körperlichen 
Beſchädigung theilnehmenden Perſonen der Einen bloß die Zufügung der leichten 
Berlegung, welche der Beſchädigte nebft der ſchweren Verlegung erlitten hat, zur 
Loft fält, jo fann diefelde nur für den aus der leihten Verlegung entftandenen 
Schaden verantwortlich gemacht werben. 


(8. 1803 — vgl. $8. 1296, 1298; 889, 890, 891 ©. ©.) 


8. 1308. Inwieweit mehrere Mitſchuldner bloß aus ber unterlafienen Erfüllung ihrer Ber- 
bindlichkeit zu haften haben, ift aus der Beſchaffenheit des Vertrages zu beurteilen. 
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(6. 1904 — vgl. 9. 1299, 1820 8. ©.) 

8. 1804. Wenn bei einer Befchädigung zugleich ein Verſchulden von Seite des Beſchädigten 
eintritt; fo trägt er mit dem Beſchädiger den Schaden verhältnigmäßig; und, wenn fih das 
Berhältniß nicht beftinnmen läßt, zu gleichen Theilen. 

Entf. v. 21. Juni 1876, Nr. 5786 (6191 ©.-U.). Der Bellagte, 
welcher Zinfencoupons eines bereits verloften Papieres einlöfte, befand ſich hierbei 
in einem, jedoch ſelbſtverſchuldeten Irrthum, denn er daher nad) $. 1298 B. ©. 
zu verantworten hat, wogegen dem Kläger ein Verſchulden in der Richtung zur 
Laft fällt, daß er die Ziehungsliften nicht rechtzeitig eingefehen hat, va er bei 
rechzeitiger Einfihtnahme niht erſt nach x Jahren, fonbern gleich nad der Ziehung 
die Capitalsfälligfeit erfahren hätte, weßhalb nad dem Geſagten aud ein Ber 
ſchulden des Geflagten vorliegt, von welchem er keineswegs freigefprochen werben 
fann. Der Ausfpruh, daß das Quantum des Schadens eben in jenem Betrage 
beftebe, welcher dem Släger in Abzug gebradt wurde, daß aber diefer Schaden 
wegen des beiberfeitigen Verſchuldens nad $. 1304 ibid. gleihmäßig zu theilen 
fei, ftellt fi daher als gerechtfertigt bar. , 

Entid. v. 23. März 1875, Nr. 1126 (5664 ©.-U.). Indem ber 
Saft das Zimmer gehörig verfperrte und bei feiner Entfernung den Zimmer 
fehlüffel dem Portier des Gafthofes übergibt, wird zu erfennen gegeben, daß die 
im Zimmer verfchloffenen Effecten der Obforge des Gaftwirthes, rüdfichtlich feiner 
Bedienſteten anvertraut werden, was umfomehr bei jenen Gegeuſtänden ange 
nommen werben muß, welde, wie im vorliegenden Falle, größtenigeils als 
Schmuckſachen einer Frau fi barftellten und zum täglichen Sehrande dienen, 
bezüglich welcher daher von der in jedem Zimmer des Hoteld des Geflagten er- 
ſichtlichen Anbietung der befonderen Aufbewahrung von Geld und Geldeswerth 
fein Gebrauch gemacht werden konnte. Da ſonach aud bie Unterlaffung jener 
Uebergabe ein befondere Verwahrung vem Kläger nicht ald Verſchulden angerechnet 
werben kann, ift von einer Anwenbung bed $. 1804 B. G., rückſichtlich von einer 
Theilung des Schadens keine Rebe. . 

Entf. v. 21. Sänner 1874, Nr. 12663 (5230 ©.-U.). Im der Frage, 
ob dem klagenden Privilegiumsinhaber die ganze Summe bed entgangenen Ge- 
winnes als Entſchädigung für den Privilegiumseingriff zugeſprochen werben Tann, 
kommt zu bemerken, daß Kläger felbft angibt, fhon im Frühjahr 1866 erfahren 
zu haben, daß das Kriegsminifterium dem Oellagten die Lieferung der patentirten 
Sättel übertragen hatte und nur in Rückſicht auf die damaligen Kriegsereignifle 
von der Beihlagnahme der Sättel Abftand genommen zu haben. Würde 
Kläger den Privilegiumseingriff gleih nad der Kenntnignahme von der Be— 
ftellung angezeigt und die Einftellung ber Nachahmung der Sättel begehrt haben, 
fo wäre das Kriegsminifterium gezwungen gewejen, mit ihm felbft in Unter 
handlung zu treten, falls es auf der Erwerbung priveligixter Sättel beftanden 
hätte, ober aber es wäre bie durch die Geklagten widerrechtlich ausgeführte praf« 
tiſche Verwerthung ber Hägerifchen Erfindung nicht zur vollen Ausführung ge- 
langt und dadurch auch der Schade, daß folde Sättel ohne Einwilligung bes 
Erfinder in Gebrauch geſetzt find, verhütet worden. Wenn daher ber Kläger 
nach der gegenwärtigen Sachlage durch den fremden, widerrechtlichen Eingriff in 
feinem Privilegiumsrechte materiell gefhädigt ift und gegenwärtig fein Schaden 
in ten obbezeichneten, ihm entgangenen Gewinne befteht, fo trifft au ihn ein - 
Verſchulden dafür, daß jener Eingriff diefe Folgen nad ſich zog, und ift, ba ſich 
das Berhältniß der culpa beider Theile nicht beftimmen läßt, die zugeiprochene 
Entfhädigungsfumme im Sinne des $. 13804 8. ©. gleich zu theilen. 

Entſch. v. 30. December 1873, Nr. 12260 (5189 ©.-U.). Der Gafl- 
hofbeſitzer, deſſen Commiffionär am Bahnhofe die Effecten eines Reifenden, welcher 
in feinem Gafthof einkehren zu wollen erflärt hatte, zur Beförderung übernahm 
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und der Stellmageninhaber, deſſen Kutſcher diefe Effecten auf die Plattform des 
Wagens nahm, obwohl der Reifende fie zu ſich nehmen zu wollen erklärte, find 
für den Abgang diefer Effecten verantwortlid (88. 970 u. 1316 B. ©.), haben 
jevod nad $. 1304 ibid. nur die Hälfte des Schadens zu tragen, weil der 
Reifende auf den befonderen Werth der in der abhanden gelommenen Taſche 
befindlichen Effecten nicht aufmerkſam machte und nicht darauf beftand, die Taſche 
bei fih zu behalten, obwohl er fah, dag der Kutſcher fie nicht entſprechend 
verwahre, 

Entſch. v. 6. Juni 1873, Nr. 4013 (4998 ©.-U.). Das Obergericht 
findet ein Berfhulven der Klägerin darin, daß biefelbe ihre Pachtrechte auf dem 
Pachtobjecte nicht grundbücerlich fiherftellen ließ und will aus diefem Grunde 
nad) 8. 1304 8. ©. die Klägerin die Hälfte des Schadens tragen laſſen, welcher 
ihe dadurch entftand, daß der Gellagte das Pachtobject während der Pachtdauer 
an eine dritte Perfon veräußerte. In der Anwendung biefer Gefegesftelle auf 
den vorliegenden Fall Liegt jedoch eine ganz ungerechtfertigte Beſchränkung der 
im $. 1120 ibid. ausgefprodhenen Regel, daß der Pächter berechtigt if, vom 
Beitandgeber in Rückſicht auf den erlittenen Schaben und entgangenen Nugen 
vollkommene Genugthuung zu fordern, Die Klägerin konnte im Vertrauen auf 
die Vertragstreue des Belangten ganz wohl unterlafjen, von dem ihr eingeräunten 
Siderftellungsmittel Gebraud zu machen, ohne daß ihr deßwegen ein Verſchulden, 
ein Mangel ver gehörigen Aufmerkſamkeit zur Laſt gelegt und baraus eine Prä- 
mie für ven Vertragsbruch bes Belangten gemacht werben könnte. Ganz unan« 
wenbbar ift $. 1304 ibid. auf die frage bes Erfages jener 90 fl, welche der 
Belangte als Pachtzins für die 3 legten Pachtjahre im voraus erhalten hat 
und nun nad ber obergerichtligen Auffafjung doch zur Hälfte behalten foll, ob- 
wohl dur fein Verſchulden das Pachtobject der Klägerin durch 3 Jahre ent- 
zogen blieb; denn die 90 fl. gebühren der Klägerin nicht als Schavenerfag, fon- 
bern fie find von dem Geklagten deßhalb ihr zurüdzuftellen, weil für ihn jever 
rechtliche Grund, fie zu behalten, aufgehört hat ($. 1435 ibid.). 

Entf‘. v. 20. März 1873, Nr. 1392 (4911 ©.-U.). Der mit der 
Reparatur einer zu diefem Zwecke aufer Verbindung mit dem Triebwerk gefegten 
Maſchine betraute Mechaniker, welder diefe Maſchine mit anderen nicht ausge⸗ 
löften wieder in Verbindung brachte, ohne dem Leiter des Werkes davon vorher 
die Anzeige zu machen, hat das ihm bei Iugangfegung zugeftoßene Unglüd jeven- 
falls mitverſchuldet; feine Schavenerfagklage wider den Werkleiter, welchem ein 
Verſchulden nicht nachgewieſen wurde, ift daher unbegründet. 

Entſch. v. 7. November 1871, Wr. 6881 (4298 ©.-U.). Da ber 
Kläger die dem Berfiherungsantrage gleihlantend ausgefertigte Polizze, in welcher 
ihm die unrichtige (Schindeln flatt Stroh) Ausfüllung der Rubrik: „Eingebedt*, 
bei gewöhnlicher Fähigkeit eines den Verſtandesgebrauch befigenden Menſchen 
-(8.. 1297 8. ©.) fogleich hätte auffallen müfjen, nicht geprüft ober trog ber 
Prüfung die Berichtigung nicht veranlaßt und fo bie Zahlung ber geringeren 
Prämie duch 3 Yahre ſich zu Nugen gemacht hat, trägt er an dem Berluft des 
Berfiherungsanfpruches mit Schuld; fein Erſatzanſpruch ift daher im gänfligften 
Valle nody immer der Anordnung des $. 1304 ibid. zu unterflelen, wornach er 
den Schaden mit dem Beſchädiger verhältnigmäßig und, da das Verhältniß ſich 
nicht beſtimmen läßt, zu gleichen Theilen zu tragen bat. 

Entf. v. 9. Yuli 1871, Nr. 1230 (4195 ©.-U.). Dem Eollectanten, 
welcher andere als die angegebenen Zahlen in die Driginallifte eintrug, fällt ein 
Berfhulden zur Laft, weldes ihn nad) 88. 1294, 1295, 1323 u. 1324 B. ©. 
zur Entſchädigung verpflichtet. Der ſtarke Andrang von Spielern, ber Umftand, 
daß der Kläger fi das Spiel zurüdjagen zu laſſen unterließ (8. 4 Lottopat. 
v. 13. März 1813), befreien ihn nicht von biefer Verpflichtung, wohl aber ift 
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wegen des letterwäßnten Verſchuldens des Spielerd nad 8. 1804 ibid. ber 
Schaden zu theilen. 

Entf. v. 5. September 1861, Nr. 5090 (1384 ©.-U.). Der Man- 
batar, welcher den Auftrag erhalten hat, Geld fiher gegen Zinfen anzulegen und 
obfhon der mit der Pfanpbeftelung verſehene Schulofchein mehrere Jahre in 
feinen Händen war, die Sicherſtellung zu bewirken unterließ, haftet nach 88. 1009, 
1295, 1297 B. ©. für ven Exrfag des hierdurch entftandenen Schadens, ift 
jedoch, da ber mit ter Intabulationsclaufel niht verfehene Schuldſchein auch 
ſchon einige Jahre in Händen bes Machtgebers ſich befand und biefer gleichfalls 
bie Sicherſtellung zu erwirken unterließ, nad 8. 1304 ibid. nur zum Erſatz 
des halben Schadens zu verurtheilen. 

Entſch. v. 20. September 1859, Nr. 10548 (863 ©.-U.). Der Be 
Hagte, in deſſen Collectur eine vom Spieler nicht gefegte Summe ftatt ber 
gelegten eingetragen wurbe, war fowohl felbft zur nöthigen Sorgfalt verpflichtet, 
als auch zur Anftellung dießfalls tauglicher Leute verpflichtet, er haftet daher 
nad 88. 1299 u. 1315 ©. ©. für den aus einer Unadtfamfeit bei der Ein- 
tragung entftandenen Schaden. Hiernad und aus den Vorſchriften des Lottopat. 
v. 22. uni 1817 hat der Eollecteur vor Allem die Pflicht, die gefpielten Zahlen 
genau und richtig in bem Einlagfcheine und dem Gegenfcheine einzutragen und 
aufmerkfam daranf zu fehen, baß bei viefem Eintrag kein Berftoß begangen werte. 
Diefe Pflicht ergibt ſich noch deutlicher aus dem Art. 4 der Inſtruction vom 
4. September 1817, welcher zur Verhütung folher Berftöffe dem Eollecteur vor 
fehreibt, den Parteien die in beiden Scheinen notirten Zahlen zu zeigen und laut 
verzulefen, damit ſelbſt fchriftunfundige Spieler ſich von dem richtigen Eintrag 
der gefpielten Zahlen überzeugen können. Andererſeits hat aber der Kläger felbft 
den erlittenen Schaden zum Theil verſchuldet; denn, mag er auch des Lefens 
untundig fein, fo mar er bod immerhin in der Lage und ſchuldig, zu willen, 
daß der Collectenr gemäß der zur Richtſchnur für das Publikum in jeber Col- 
lectur angeſchlagenen Inſtruction verpflichtet war, ihm die in beiden Scheinen 
eingetragenen Zahlen anzufagen, und indem er nun im Vertrauen auf die Ge- 
nauigteit des Manipulanten, ohne ihn hierzu aufzufordern, den Einlagſchein in 
Empfang nahm, umnterließ der Kläger felbft eine Vorſicht, die von jeber- 
mann bei gewöhnlichen Fähigkeiten angewendet werben konnte. Da fomit bei 
ber erlittenen Beſchädigung aud von feiner Seite ein Verſchulden eintrat, trägt 
er nad $. 1304 B. ©. mit dem Bellagten den Schaden verhältnigmäßig und 
zwar, ba fi das Verhältniß nicht anders beftimmen läßt, zu gleichen Theilen. 

EntId. v. 11. November 1857, Nr. 10291 (467 ©.-U.; P. ©. 1058). 
Wenn ein Brodverfcleiger dem Bäder aus einem beiden Theilen zur Laft fal- 
Ienden Irrthum zu viel bezahlt hat, fo ift der Schabenbetrag nad 88. 217 u. 
218 a. ©. O. durch den Schägungseid zu beftimmen [P]. 

Entf. v. 20. Mai 1857, Nr. 3087 (858 ©.-U.; PB. ©, 963). Wenn 
beim Abſchluſſe eines Vtgs., z. B. über die Herftellung von Kirhenbauten ohne 
höhere Genehmigung, der Kirchenverwaltung und dem Baumeifter ein gleiches 
Verſchulden zur Laff fällt, fo tragen diefelben den dadurch entflandenen Schaden 
zu gleihen Theilen. 


2. Aus dem Gebraude des Rechtes. 
(4. 1805 — vgl. $. 1394; 96. 19, 844 8. G.; 8. 3 Str. ©.) 
8. 1305. Ber von feinem Rechte innerhalb der rechtlichen Schranken Gebrauch macht, hat 
den für einen Andern daraus entfpringenden Nachtheil nicht zu verantworten. 


Entfd. v. 24. Yuli 1879, Nr. 7493 (9. B. 1879, Nr. 4). Der 
Örundeigenthümer, der einen fremden großen Hund auf feinem Grunde barum 


1I. Theil. 30. Haupt. Schabenerfah. $. 1305. 1005 


erjhießt, weil er ihm an feinem Egth. Schaden madıt, ift nicht erfatpflichtig. 
Der $. 1321 8. ©. fagt zwar allerdings: „Wer auf feinem Grund und Boden 
fremdes Vieh antrifft, iſt deßwegen noch nicht berechtigt, es zu tödten.“ Allein 
diefer Paragraph hat offenbar nur Thiere im Auge, welde, wie Ochfen, Kühe, 
Schafe, Schweine u. dgl. zum Betriebe einer Landwirthſchaft gehören, und welche 
vermöge ihrer Eigenfhaft zu einer vom Beſchädigten vorzunehmenden Pfändung 
geeignet find. Der cit. Paragraph findet daher auf den vorliegenden Fall feine 
Anwendung. Erwägt man nun, daß einem Thiere gegenüber, welches, nad des 
Klägers eigenen Anführungen, einen Dieter hoch und auf ten Mann abgerichtet, 
die Ausübung des Rs. ber Pfändung nicht wohl möglih war, fo vermag 
bie Beredtigung des Gellagten, auf feinem Grund und Boden und unter den 
gegebenen Verhaͤltniſſen zum Schuge feines Egths. den in Beſchädigung vesfelben 
begriffenen Hund des Klägers zu tödten, nicht verneint zu werden, wornach Ges 
Magter gemäß $. 1305 ibid. den hieraus für den Kläger entftandenen Nachtheil 
nidt zu verantworten hat. ; 

Entid. v. 16. Mai 1879, Nr. 4500 (I. B. 1879, Nr. 31). Jeder 
Schadenerfaganfprudy fegt gemäß $. 1295 B. ©. ein Verſchulden voraus; 
nun ift aber erwiefen, daß Kläger den Lehrfnaben auch zu häuslichen Dienft- 
verrichtungen, die gewöhnlich von weiblichen Dienftleuten beforgt werben, zu 
welchen berfelbe aucb vertragsmäßig nicht verpflichtet war und woburd er feinem 
eigentlien Berufe, das Sattlerhandwerk zu erlernen, entzogen wurde, verwendet 
hat. Wenn nun Gellagter als Vater diefes Knaben fi weigert, wegen deſſen 
vertragämwibriger Verwendung denfelben weiter in ber Lehre beim Kläger zu be- 
laſſen, beziehungsweife venfelben zur Rücklehr dahin zu zwingen, fo hat er von 
dem ihm gemäß $. 139 ibid. zuftehenden R. Gebrauch gemacht und ben hieraus 
für den Kläger allenfalls entiprungenen Nachtheil nicht zu verantworten. 

Entf. v. 9. Februar 1876, Nr. 14417 (6021 ©.-U.). In Tirol ift 
die Tödtung fremder Hunde in einem Dagdrevier dem Jagdherrn nur als ein 
Act der Selbfthilfe für den Fall, als er fie wirklich jagend trifft, nicht ale 
Strafe gegen den Wilddieb geftattet, aber dann ausgefchlofien, wenn ver Egthr. 
bes Hundes in feiner Begleitung, ohne daß der Hund jagend gefunden wurde, 
jedoch unter ſolchen Umftänden (8. 18 des Yagbnormales) betroffen wird, daß 
die Abficht zu wilvern angenommen werben muß: Da in bem Augenblicke, als 
Bellagter den Hund erſchoß, dieſer auf der Suche oder in Verfolgung eines 
Wildes nicht begriffen war, ift die Handlung eine widerrechtliche, ihr Urheber 
daher nad 88. 1294 u. 1295 B. ©. für dem dadurch verurfachten Schaden 
verantwortlich. : 

Entſch. v. 3. November 1875, Nr. 11849 (©. Ztg. 1876, Nr. 68). 
Die Ausübung des Eigenthumsrechtes findet nur infofern ftatt, als dadurch ein 
Eingriff in die Re. eines Dritten nicht geſchieht (8. 364 B. ©.), und nur ber- 
jenige, welcher von feinem R. innerhalb der rechtlichen Schranken Gebraud, 
macht, ift für den einem Anderen baraus erwachſenen Nachtheil nicht verant- 
wortlich ($. 1305 ibid.). Aus dem Angeführten folgt, daß bei benadbarten 
Orundftüden eine Benügung nur infofern ftattfinden kann, als dabei möglich 
bleibt, audy den Befig der nachbarlichen Grundſtücke auszuüben. Im vorliegen- 
ben Falle hat der gerichtliche Augenſchein ergeben, daß in folge ber vom Be- 
Hagten vorgenommenen Abgrabung tes oberen Theiles feiner Wiefe, weil da- 
durch das untere Ende des oberhalb gelegenen Feldes der Klägerin bloßgelegt 
wurde, ver Beſitz ber Letzteren gefährdet, deſſen Ausübung wie bisher unmöglich 
geworden iſt, indem das durch die atmoſphäriſche Feuchtigleit erweichte Erdreich, 
welches bisher durch den ununterbrochenen Änſchluß der Wieſe des Gellagten 
aufgehalten wurde, nad Naturgeſetzen ſich Loslöfen und auf die Wieſe herab⸗ 
fallen muß, dasfelbe auf diefe Art dem Geflagten zu Gute fommt, der Be- 
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nügung der Slägerin aber entzogen wird. Es handelt ſich hier nit um ein 
R. der Klägerin, welches am oder auf ber Wiefe des Gellagten ausgeübt werben 
wollte, fondern um den Befig der Klägerin an ihrem eigenen Felde. 

Entſch. v. 3. Auguft 1875, Nr. 8503 (5821 ©.-U.). Die vom Ober- 
gerichte aus dem Grunde des 8. 1305 B. ©. abgemwiefene Klage des Phra- 
warther Heilquellenbefigers gegen einen Nachbar, welder durch Tieferbohren feines 
Brunnens einen Theil ber Heilquellen in feinem Brunnen auffing, wurde nad) 
8. 71 nieberäfterr. Landesgeſ. v. 28. Auguft 1870, Nr. 56 2. ©. B. und 
Statth. Erl. v. 20. Juli 1863, dann 8. 48, alinea 2 Yur. N., an die politiſche 
Behörde gewiefen. 

Entfd. v. 27. Yuli 1875, Nr. 5468 (5808 ©.-U.). 88. 20 u. 21 
C. O. geftatten die Compenfation und fließen fle nur dann aus, wenn die Gegen- 
forberung an den Gemeinſchuldner, mit welder eine vor der Concurseröffnung 
beftandene Schuld an den Gemeinſchuldner compenfirt werden wollte, erſt nad 
der Concurseröffnung entftanden, oder erft nach biefer im Wege ber Abtretung 
von einem Dritten erworben worden ift, welder Fall hier nicht eintritt. An 
fi aber kann in der Abficht bei Uebernahme der Forderungen, fi von Zahlung 
der eigenen Schuld an die Concursmaſſe zu befreien, etwas Verfängliches nicht 
gefunden werben, und hat Kläger, wenn er aud mit jener Abficht vorgegangen, 
nur von feinem R. innerhalb der gefeglihen Schranken Gebraud gemadt, da- 
ber den daraus für Andere entfpringenden Schaden nad) $. 1305 B. ©. nidt 
zu verantworten. 

Entſch. v. 1. October 1873, Nr. 8275 (5093 ©.-U.). Gegenüber dem 
in 88. 830 u. 843 8. ©. begründeten R. des Miteigenthümers, die Feil⸗ 
bietung des gemeinfamen Outes zu verlangen, .ift e8 nad) 8. 1305 ibid. Sade 
des beflagten Miteigenthümers, den Anſpruch auf einen Aufſchub des Verkaufes 
zu begründen. 

Entſch. v. 27. Mai 1873, Nr. 4206 (4981 ©.-U) Das Graben 
eines neuen Brunnens im praedium serviens, welcher von jenem, aus bem bie 
Waſſerbezugsberechtigten bisher das Wafler holten, beträchtlidy entfernt ift, be- 
gründet noch Feine Rechtsbeftgftärung, weil hierin nur eine dem Servitutsberechtigten 
unnachtheilige Nechtsausübung gelegen ift. 

Entf. v. 14. Jänner 1873, Nr. 18108 (4837 G.-U.). Der Exe- 
cutionsführer, welder eine executive Pfandrechtseinverleibung erwirkt, ift nad 
Berichtigung feiner Forderung oder Aufhebung des Contumacialurtheiles nicht ver- 
pflichtet, eine Löfchungserflärung auf eigene Koften auszufertigen — eine Ber 
bindlichkeit, die fi auf die Beflinmungen des 30. Cap., II. Thl. B. ©. nicht 
baſiren läßt, denn ber Beklagte hat durch die Erecutionsführung nur von bem 
im Hofb. v. 19. Februar 1846, Nr. 937 I. ©. S., ihm eingeräumten Re. 
Gebrauch gemacht und darf daher, da er für den daraus den Klägern entſtan⸗ 
denen Nachtheil nicht verantwortlich ift ($. 1305 B. ©.), aud nicht zu einer 
Leiftung verurtheilt werden, bie unter ben Begriff des Schabenerfages fiele 
(8. 1823 ibid.). Das R., weldes die Kläger nad tem Hofd. v. 22. Juni 
1836, Nr. 145 9. ©. ©. aus ber Aufhebung des Erfenntnifjes ableiten lünnen, 
ift eben kein Anfprud anf eine Präftation der Bellagten. 

Entſch. v. 20. März 1872, Nr. 13046 (4597 ©.-U.). Selbſt bie 
nothwendige gerichtliche Veräußerung der Beſtandſache begründet an fih nicht 
ſchon die Auflöfung des Beſtandvertrages und der neue Erwerber ift nad ben 
88. 1130 u. 1121 B. ©. nicht berechtigt, den Beftanpnehmer fogleih zur 
Zurädftellung verfelben anzuhalten. Wenn daher der Beklagte das Weizenfelo 
von dem Vormanne des Klägers ſchon in Beſtand hatte, als ber Letztere das- 
felbe bei der Berfteigerung erwarb, Tann dem Pächter, welcher die Ernte weg- 
führte, da er hierbei nur von feinem Beſtandrechte Gebrauch gemadt und dem 


1. Theil. 30. Hauptſt. Schadenerſatz. $. 1305. 1007 


Erfteher durch Verſchulden feinen Schaden. zugefügt hat, in Hinblid auf die Be- 
fimmungen der 88. 330 u. 1305 ibid. die Leiftung eines Erſatzes an ven 
Kläger für die bezogene Fechſung nicht auferlegt werben. 

Entf. v. 14. December 1871, Nr. 12629 (4361 G.-U.). Da bas 
Gras auf der Wiefe des Klägers durch den Kalkſtaub, weldhen das Zerbrödeln 
von Cementziegeln in der an der Wiefe angebauten und gegen biefelbe offenen 
Trodenhütte des Bellagten erzeugte, verborben wurde, ift berjelbe zum Erſatz 
biefes Schadens nad) $. 1295 B. ©. verpflichtet und Tann fi, dagegen auf 
den $. 1305 ibid. nicht berufen, weil das Egth. am der Trodenhätte im Sinne 
bes 8. 364 ibid. ihn nicht zu Handlungen berechtigt, die auf ben Grund bes 
Nachbars hinübergreifen und deſſen Egth. verderben, — umfoweniger als er 
eine behördliche Ermächtigung zu der ſchädlichen Manipulation nicht beige 
bracht hat. 

Entſch. v. 26. October 1871, Nr. 8153 (4286 ©.-U.). Eine Störung 
bes Mägerifchen Befiges in der Lack- und Firnigerzeugung und im Betriebe des 
Schankgewerbes könnte in der Benügung des angränzenven Feldes der Gemeinde 
duch dieſelbe zur Kehrichtablagerung nach SS. 354 u. 313 B. ©. nur dann 
gefunden werden, wenn der Bellagte ſich in den Beſitz des entſprechenden Unter 
ſagungsrechtes gefegt hätte. Ob aber die beflagte Gemeinde durd die erwähnte 
Verwendung ihres Feldes, die den Kläger in ber Ausübung feiner Gewerbe 
beeinträchtigt haben fol, bie rechtlichen Schranfen. ihrer Eigenthumsbefugnifie 
(88. 364 u. 1305 ibid,) überfchritten babe, ift eine nicht in possessorio sum- 
mariissimo, fondern nur auf bem ordentlichen Proceßwege zu entſcheidende Frage. 

Entſch. v. 3. Mai 1871, Nr. 5311 (4151 ©.-U.). Eine Verpflichtung 
der Partei, auf deren Anfuchen dem Gegner ein Curator beftellt wurde, zur 
Bezahlung desſelben, befteht nit, da die anfuchende Partei hiermit nur von 
einem procefiualen R. Gebrauch gemadt hat ($. 1305 B. ©.) und ihr dadurch, 
baß ein Hinderniß der Durdfegung ihres NE. befeitigt wurde, fein eigentlicher 
Bortheil erwuchs. [Siehe weitere Entſch.en bei $$. 1152 u. 1163 ibid.] 

Entſch. v. 27. November 1867, Nr. 9701 (2933 ©.-U.), Aus dem 
Unterliegen im petitorifhen Streite kann auf eine böswillige Procekführung in 
possessorio im Sinne bed $. 1324 B. ©. nicht gefolgert und baher eine Haft⸗ 
pfliht dem Beklagten wegen des Schadens aus der von ihm im Beſitzſtörungs— 
ftreite erwirkten Sequeftration nad) $. 388 weſtgal. ©. O. nicht erkannt werben. 
Derfelbe hat vielmehr nur von feinem procefjualen R. Gebraud gemacht und 
if dem Kläger, der durch bie Beftimmungen ver 88. 392 u. 393 ibid. Schug 
finden Tonnte, nicht verantwortlich. 

Entſch. v. 3. October 1866, Nr. 7576 (2629 ©.-U.). Die Eifenbahn 
ift wegen einer durd die Bahnanlage herbeigeführten Veränderung eined äffent- 
len Weges den dadurch benadıtheiligten Privaten nicht entſchädigungspflichtig, 
zumal nicht erwiefen ift, daß bie Eifenbahn den dießbezüglich allein im Con- 
ceffionsgef. v. 14. September 1854, Nr. 238 R. ©. B., normirten Verbind⸗ 
lipfeiten nicht nadhgefommen wäre, und aus dem Grunde des 8. 1805 8. G., 
zumal Kläger auf diefen Weg überhaupt Fein beſonderes ihm allein zuftehendes 
NR. dargethan hat und er felbft ein etwaiges Servitutsrecht nur derart ausüben 
Könnte, daß der Egthr. dadurch nicht gehindert würde, von dem ihm gehörigen 
Grunde ven gefeglich zuläffigen Gebrauch zu machen. 

Entſch. v. 21. November 1861, Nr. 6844 (1421 G.-U.). Die wider 
das Eiſenbahnãrar wegen durch den Bahnbau verringerter Betriebsfähigfeit eines 
Waſſerwerles erhobene Entſchädigungsklage ift unbegründet. 

Entfd. v. 19. September 1861, Nr. 5643 (1389 ©.-U.). Der Kläger, 
welcher wegen ungereditfertigter Beſchlagnahme auf Grund eines angeblichen Ein- 
griffes in das Privilegium des Geklagten von demſelben Genugthuung forberte, hätte, 
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um feinen Anfpruh nah 88. 1295 u. 1323 B. ©. zu begründen, dolus ober 
eulpa auf Seite des Gellagten nadweifen müffen. Aber der Umftand, daß bie 
Befchlagnahme in dem Rechtfertigungsproceſſe nicht als gefeglich begründet er- 
kannt wurde, genügt für fib allein .nody nicht, um das R. zu einem Schaben- 
erfage barzuthun, weil ber $. 47 Privilegiengef. demjenigen, ber fi in feinem 
Privilegium für beeinträchtigt hält, das R. gibt, die Beichlagnahme ver Ma- 
ſchinen und Erzeugniſſe des vermeintlichen Nechtöverlegerd zu begehren, dar⸗ 
aus aber, daß jemanb von feinem R. innerhalb der rechtlichen Gränze, alfo 
mit Beobachtung ber vom ©. vorgefcriebenen Formalitäten Gebrauch macht, 
nah 8. 1305 B. ©. dem Anderen, wenn er aud einen Schaden erlitten hat, 
das R., ven Erſatz desfelben zu fordern, noch nicht erwachſen ift. 

Entfd. v. 18. December 1860, Nr. 12687 (Tribüne 1861, Nr. 36). 
Wenn ber Pähter von feinem R. nur innerhalb der Normen des 8. 1098 B. ©. 
Gebrauch macht, kann ihn ein Schavenerfag aud dann nicht treffen, falls Die 
Ertragfähigkeit der Grundſtücke während der Pachtzeit wirklich vorübergehend ge« 
tinger geworben wäre, als fle zur Zeit ber Eingehung des Pachtvertrages ge 
weſen ift. n 
Entfd. v. 11. December 1860, Nr. 14383 (1245 ©.-U.). Wenn über 
die Berechtigung zur Ableitung eines Wafferablaufes vie politifche Behörde nad 
durchgeführten Bf. erfannt hat, ift Niemand berechtigt, wegen einer durch Reali- 
ſirung dieſes Erkenntniſſes angeblich ihm erwachſenden Beſchädigung Anfprühe 
zu erheben [$. 12 8. G.). . 

Entid. v. 20. April 1859, Nr. 4849 (2057 ©.-U.). Die Anlage 
eines Waflergrabens an der Gränze, wodurd das Nachbargrundſtüdck einer wefent- 
lichen Benachteiligung ausgelegt wird, überfchreitet die der Ausübung des Egths. 
gelegten Schranken (88. 340, 364, 413 B. ©.). 

Entſch. v. 19. Mai 1858, Nr. 4348 (573 G. U.). Da Straßen freies 
Eigentgum der Gemeinde find, ift Letztere, falls durd Tieferlegung einer Straße 
die Beſchädigung eines Haufes herbeigeführt wird, für ben daraus erwachſenden 
Schaden nicht verantwortlich. 

Entfd. v. 12. Mai 1857, Nr. 4074 (345 ©.-U.). In dem mit ber 
Ausübung des Jagdrechtes nothwendig verbundenen R. des Wildhegens ift das 
Hegen der Hafen natürlich begründet, die Jagd aber nad der Jagd-O. von 
1786 und der Vog. v. 27. December 1852 auf das Revier im freien bes 
ſchränkt. Eben deßhalb find die Grundeigenthümer nach den Jagdgeſetzen be- 
rechtigt, ihre Gründe und Gärten mit Planken und Zäunen zu verwahren und 
die Schabhaftigfeit der Verwahrung, die Fahrläffigkeit der Grundbefiger in Er- 
haltung der völligen gegen ven Wildſchaden genügenden Abſchließung von folhen 
eingefriebeten Gärten kann dem Iagdinhaber, der innerhalb berfelben das Jagd⸗ 
recht nicht ausüben darf, nicht zum Nachteile gereihen. Er hat allerdings ven 
Wildſchaden an Obſtbäumen, Weingärten und Feldfrüchten in ben ber Jagd 
offenen Räumen zu vertreten, nicht aber, wie auch das Hofd. v. 12. April 1821 
andentet, bie natürlichen Folgen der Ausübung feines Rs. das Wild zu hegen, 
fo Tange er ſich deſſen in den Schranken des Gs. bebient. Eine ſolche Berant- 
worlung und Haftung für den Wildſchaden in den ihm unzugänglichen Garten- 
räumen lönnte daher nur Plag greifen, wenn er gegen bie Anordnung bes Gs. 
(8. 11 Pat. v. 1786; 8. 1 der nieberöfterr. Fagbpolizei-Bpg. v. 27. December 
1852; $. 1305 B. ©.) den Wildſtand in fo „ſchädlicher“ und „übermäßiger* 
Weiſe ſich vermehren und die nöthige Abfchliegung außer Acht ließe, daß ſelbſt 
wohlerhaltene Einfrievungen und Abtreibungsmittel der Grundeigenthümer feinen 
Schu mehr gewähren. — 

Entſch. v. 5. November 1856, Nr. 10461 (235 G.-⸗U.). Gegen ben 
Nachbar, welcher dicht vor ein fremdes Fenfter eine Mauer zieht, ober dicht 
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neben einer fremden Mauer eine Grube gräbt, ift, fofern dieß nur auf feinem 
Grunde geſchieht, die Befigftörungsflage unzuläffig. 

Entſch. v. 28. November 1851, Nr. 9881 (P. ©. 1059). Die Er- 
richtung oder Erhöhung einer Wehre oder eines Dammes am Ufer eines Fluſſes, 
um die eigenen Gründe gegen eine Ueberſchwemmung zu ſchützen, kann von den 
Grundbeſitzern des entgegengejegten Ufer nicht aus dem Grunde angefochten 
werden, daß die Waffergefahr für fie dadurch erhöht werde. Vgl. indeß die 
Ge. über das Wafjerreht im 18. Bde. der Manz’ihen ©. U.) 

Entſch. v. 6. October 1848, Nr. 2260 (P. ©. 1060). Wenn der 
Egthr. eines Haufes dasfelbe erhöht und badurd ein in dem Haufe feines Nad- 
bars befindliches Fenſter entweder ganz verſchloſſen, oder des Kichte und ber 
Ausfiht beraubt wird, Tann er, falls dem Befiger des Nachbarhaufes feine 
der im ©. erwähnten Dienftbarkeiten zufteht und derſelbe auch nicht Durch eine 
von ihm ausgegangene und von dem. Nachbar gebuldete Unterfagung jener Ers 
höhung in den Beſitz des Unterfagungsredtes gelangt ift, nicht als ein Befig- 
förer angefehen werben. [Siehe dießfalls weitere Entfch.en bei $. 488.] 


3. aus einer ſchuldloſen sder unwillkürlidien Handlung; 
G. 1806 — vgl. $$. 1294, 1205 ©. @.) 
8. 1306. Den Schaden, welchen Jemand ohne Berſchulden oder durch eine unwillkürliche 
Handlung verurfacdht Hat, ift er in der Regel zu erfegen nicht ſchuldig. 

Entſch. v. 30. December 1859, Nr. 13948 (948 ©.-U.). Die Eifen- 
bahnunternehmung haftet für ven duch Ausfprühen ver Funken aus der Locomotive 
entftandenen Brandfhaden nad $. 1306 B. ©. nur dann, wenn ein Verſchulden 
ihrerfeits hinzufam (83. 1305, 1296 ibid.). Darin, daß das bei Befahren der 
Bahn ganz unvermeidlihe Zunfenfprühen nicht hintangehalten wurde, Liegt fein 
berartiges Verſchulden; wohl aber war es nah $. 99 Eifenb.-Betr.<O. vom 
16. November 1851, Nr. 1 R. G. B. für 1852 ein Verfhulven des Klägers, 
daß er in ber Nähe der Bahn feuergefährlihe Stoffe fih anhäufen lieh. 


($. 1807 — vgl. 88. 1801, 1804 9. G.) 


8. 1307. Benn fih aber Jemand aus eigenem Berſchulden in einen vorlibergehenven Zu« 

fland der Sinnenverwirrung verfegt hat; fo iſt aud der in bemfelben verurſachte Schade 

feinem Verſchulden zuzuſchreiben. Eben dieſes gilt von einem Dritten, welcher biefen Zuftand 
durch fein Verſchulden bei dem Beſchädiger veranlaffet hat. 


Entf. v. 19. Februar 1869, Nr. 448 (3304 G.-U.). Die Brand- 
ſchaden⸗Verficherungsgeſellſchaft if beredhtiget, von dem Beſchädiger ben Erſatz des 
durch fein Verſchulden ihr zugefügten Schadens zu verlangen. 


(8. 1808 — vgl. 9. 1806 ©. G.) 


8. 1308. Wenn Wahn- oder Blödſinnige, ober Kinder jemanden beſchädigen, ber durch irgend 
ein Berfulden hierzu ſelbſt Beranlaffung gegeben hat; fo kann er feinen Erfag anſprechen. 


(8. 1809 — vgl. 93. 1296, 1907; 1801 B. ©.) 

8. 1309. Außer diefem Falle gebührt ihm der Erfag von denjenigen Perfonen, denen ber 
Schade wegen Bernadläffigung der ihnen über ſolche Perfonen anvertrauten Obforge beige 
meffen werben kann, 

Entſch. v. 16. Mai 1879, Nr. 4500 (3. B. 1879, Nr. 31). Jeder 
Schadenerſatzanſpruch fest gemäß 8. 1295 B. ©. ein Verſchulden voraus; nun 
iſt aber erwiefen, daß Kläger den Lehrfnaben auch zu häuslichen Dienftverrid- 
tungen, die gewöhnlid von weiblichen Dienftleuten beforgt werden, zu welden 
derfelbe auch vertragsmäßig nicht verpflichtet war und wodurch er feinem eigent- 
lichen Berufe entzogen wurde, verwendet hat. Wenn nun Gellagter als Vater 
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dieſes Knaben fid weigert, venfelben weiter in ber Lehre beim Kläger zu belaffen, 
beziehungsweife denfelben zur Rückkehr dahin zu zwingen, fo bat er nur von dem 
ihm zuftehenden R. ($. 139 ibid.) Gebrauch gemacht, ven hieraus für den Kläger 
allenfalls entiprungenen Nachtheil daher nicht zu verantworten, 


(8. 1810 — vgl. 88. 1306, 1395; 408, 1041; 6. 567 ©. @.) 
8. 1310. Kann der Beſchädigte auf folhe Art den Erfag nicht erhalten; fo fol der Richter 
mit Erwägung bes Umftandes, ob bem Beſchädiger, ungeachtet er gewöhnlich feines Verſtandes 
nicht mächtig if, in dem beftimmten Falle nicht dennoch ein Verſchulden zur Laſt liege, oder, 
ob der Beſchädigte aus Schonung des Beſchädigers die Vertheidigung unterlaffen habe; ober 
endlich, mit Rüdfiht auf das Vermögen bed Beſchädigers, und des Beſchädigten, auf ben 
ganzen Erfag,. oder doch einen billigen Theil desſelben erkennen. 


Entf. v. 5. Jänner 1876, Nr. 8016 (5973 ©.-U.). Wenn aud) bei 
dem Umftande, als das Strafgericht bezüglich des ansgebrohenen Brandes aus- 
geiprochen bat, daß der Beſchuldigte, da berfelbe erft 9 Jahre alt geweſen ift, 
der häuslichen Züchtigung Üüberlaffen werde, die Schuld des Beſchuldigten an 
biefem Brante erwiefen fein mußte, wenngleich ferner das hierin liegende Aner- 
Ienntniß des Verſchuldens des Beſchuldigten an biefem Brande, beziehungsweife 
die ihm zur Laft fallende Urheberſchaft auch vom Civilrichter als erwiefen ange- 
nommen werden muß, und es bemnad eines weiteren Beweiſes in biefer Rich- 
tung nicht mehr bedarf; erſcheint der Entihädigungeanfprud; der Klägerin dennoch 
als ungeredtfertigt, weil, wenn der $. 237 Str. ©. die von Rindern bis zu 
dem vollendeten zehnten Jahre begangenen, vom Str. ©. fonft verpönten Hand» 
lungen bloß der häuslichen Züchtigung überläßt, fomit bie Kinder unter 10 Jahren 
von ber ftrafgerihtlihen Verantwortlichkeit geradezu ausſchließt, dieß nur auf 
ber Annahme beruhen kann, daß Kinder unter 10 Jahren überhaupt nicht 
zurechnungsfähig find, demnach die civilrechtlihe Erſatzverbindlichkeit des Be- 
fhuldigten nur mit Anwendung ber Schlußbeftimmung des $. 1310 8. ©. 
ausgeſprochen werben könnte, melde aber einen Grundſatz der Billigkeit zur 
Geltung bringt, zu deſſen Unwenbung in dem vorliegenden alle fein hin- 
reichender Grund vorhanden if, indem das Vmgn. des Befchulvigten ein unbe 
beutenbes ift, während der Schade der klagenden Geſellſchaft zwar der Ziffer nad) 
als bedeutend, aber auf bie einzelnen Mitglieder ver wechjelfeitigen Berfiherungsanftalt 
vertheilt, für biefelben gewiß nur als ein ganz unbedeutender ſich darftellen wird. 


4, dur; Bufall; 


(6. 1811 — vgl. 68. 1294; 1205, 1806; 88.686, 907, oli, 964, 1015, 1020, 1049, 1111, 1112, 1138, 1165, 1157, 
1160, 1398, 1447; N. 338, 460, 465, 979 6 G.; 89. 378, 874, 880 - 886, 422 26, 430, 44—459, 469, 470 Str. &.) 


8. 1811. Der bloße Zufall trifft denjenigen, in beffen Vermögen oder Perfon er fi er- 

eignet. Hat aber Jemand den Zufall duch ein Berſchulden veranlaßt; hat er ein Geſetz. das 

den zufälligen Befhädigungen vorzubeugen fucht, übertreten; oder, fi ohne Noth in fremde 
Geſchäfte gemengt; fo haftet er für allen Nachtheil, welcher außerbem nicht erfolgt wäre. 

Entſch. v. 26. Mai 1874, Nr. 2684 (5313 ©.-U.). Der Schuloner, 
welcher dem Gläubiger ſtatt Barzahlung einen Caſſenſchein übergibt, leiſtet Ge- 
währ. Da nun der Caſſenſchein noch nit fällig war, als die Bank, melde ihn 
einlöfen follte, in Concurs gerieth, Tann deren Infolvenz nicht als Zufall, der 
fi in der Perſon des Gläubigers ereignet hätte, angefehen werben. 

Entf. v. 20. December 1871, Nr. 15031 (4372 ©.-U.). Bei einem 
Brande im Gerichtögebäube gingen mehrere Ucten zu Grunde und es fehlten in 
einem Actenrotulus das von dem Belfagten eingelegt geweſene Klagspare, 
welches derfelbe nicht mehr zu befigen vorgab. Der oberfte Gerichtshof erfannte, 
daß der Berluft des Klagspare's nicht als ein in feiner Perſon eingetretener Zu« 
fol ihm zur Laft gelegt werben kann; denn bei dem Umftande, daß dem Bes 
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Hagten nad) feiner Angabe das ihm zugeftellte Klageeremplar abhanden gelommen 
ift, er daher es nicht beibringen kann, ift e8 Sache des Klägers, fih um bie 
Ergänzung der Acten zu befümmern, falls ihm baran liegt, eine rechtskräftige 
Entf. des Proceſſes herbeizuführen. 

Entſch. v. 12. December 1867, Nr. 10288 (2946 ©.-U.). Die feind- 
liche Invafion von 1866, in Folge deren der beflagte Befteller — zu fpät — 
bie beftellte Lieferung abbeftellte, if ein Zufall, welcher in feiner Berfon ſich 
ereignete, da dem Kläger das Motiv ber Veftellung und Abbeftellung gleichgiltig 
fein mußte, derfelbe aber, indem er zur Effectuirung der Lieferung bereits Material 
ſich angefchafft Hatte, einen Schaden erleidet, welder ihm nah $. 919 B. ©. 
zu erfegen iſt. 

Entſch. v. 30. Mai 1865, Nr. 4345 (2189 ©.-U.). Die Klägerin, 
welche mit der Fütterung eines Hundes beauftragt, hierbei einmal gebiffen wurbe und 
wegen hierdurch veranlafter längerer Erwerböunfähigkeit an den Egthr. Anfprüce 
macht, hatte nad; $, 1296 B. ©. zu beweifen, daß dem Bellagten ein Verſchulden zur 
Laft falle. Für ihre Verlegung durch den Hund iſt nad $. 1320 ibid. nur 
berjenige verantwortlich, welcher das Thier hierzu angetrieben oder gereizt, oder 
deſſen Verwahrung vernadjläffigt Hat; ein ſolches Benehmen wurde aber dem 
Bellagten gar nicht zur Laſt gelegt, und ebenfowenig liegt der Thatbeftand ber 
im 8. 391 Str. ©. bezeichneten Uebertretung vor, indem die Klägerin felbft 
2%, Jahre hindurch fib dem Hunde näherte und ihm das Futter brachte, 
mithin von einer fogar gegen die Hausgenoffen fi äußernden Bösartigkeit des 
Thieres Feine Rede if. Wenn alfo nicht etwa die Klägerin felbft irgendwie zu 
ihrer Beſchädigung Veranlaſſung gegeben bat, muß bie Beſchädigung als ein Zu- 
fall angefehen werben, ver fie betroffen hat. Der vom Beklagten ertheilte Auf- 
trag zur Fütterung ift daher ganz unentſcheidend. 3 

Entſch. v. 22. October 1862, Nr. 7061 (1580 ©.-U.). Nod vor 
Herablangen des Urtheild womit dem Geflagten bie Wieberherftellung der aus 
dem mittleren Brüdenjohe weggenommenen Ueberhölzer aufgetragen wurde, riß 
ein Hochwafler die ganze morſche Brüde weg. Die Klage des Siegers im 
früheren Procefje auf Erſatz der von ihm vorgeftredten Koften der nach 8. 309 
4. ©. D. einem Dritten im Berfleigerungsmege übertragenen Wieverherftellung 
ber ganzen Brüde wurde abgewiefen, denn für bie Mängel, bie vor dem Act 
der Befigftörung vorhanden waren, ober nach demfelben durch Zufall des Bes 
tlagten hinzukamen, Tann biefer auf Grund des Erfenntnifjes in possessorio sum- 
mariissimo nicht verantwortlich gemadt werben und einen anderen ftichhaltigen 
Rechtsgrund, aus welchem dieß geſchehen könnte, hat der Kläger nicht vorgebracht. 
Die 88. 338 n. 1311 ibid., die er dießfalls anruft, finden hier feine An- 
wendung, weil zwiſchen dem vorliegenden und dem im $. 338 cit. vorausgefegten 
Fall nicht die entferntefte Analogie befteht, und was ben 8. 1311 cit. anbetrifft, 
vom Kläger nicht bewiefen noch zu beweifen angetragen wurde, daß, wenn der 
Beklagte feiner urtheilsmäßigen Verpflihtung nachgekommen wäre, das eingetretene 
Hochwaſſer den von der Beſitzſtörung unberührt gebliebenen Reſt der Brüde nicht 
befhäbigt und nicht theilweife zerftört haben würde. 

Entſch. v. 80. Jänner 1861 (1269 ©.-U.). Der durch anftrengenbe 
Tagesarbeit ermüdete Knecht des Klägers Tann für den Schaden, welden der 
Wolf anrichtete, da Gellagter während der nädtlihen Wade vom Schlaf über 
mannt wurbe, nicht verantwortlich gemacht werden, weil jenſeits bes im 8. 1297 
bezeichneten Verſehens der Zufall liegt. 

Entf. v. 14. April 1858, Nr. 3070 (542 ©.-U.). Die Erben des⸗ 
jenigen, welcher in frember Wohnung vom Sclage gerührt, ftarb, Können wider 
die lage auf Erſatz der durch biefes Ereigniß dem Wohnungsinhaber verur⸗ 
ſachten Schäven ſich nit auf 8. 1311 B. ©. berufen, weil ver Schlaganfall 
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allerdings ein Zufall iſt, ſich aber auf Seite der Geklagten ereignet hat (88. 1041 
1043 ibid.). 

(6. 1818 — vgl. bei 8. 1811 cit.) 
8. 1812. Ber in einem Nothfalle Jemanden einen Dienft geleiftet Hat, dem wird ber Schade, 
welchen er nicht verhütet Hat, nicht zugerechnet; es twäre benn, daß er einen Andern, der noch 
mehr geleiftet Haben würde, durch feine Schuld daran verhindert Hätte. Aber auch in dieſem 


Falle kann er den fiher verſchafften Nutzen gegen ben verurſachten Schaden in Rechnuug 
Bringen. 


5. durch fremde Handlungen; 
(8. 1813 — vgl. 69. 1295, 1801; 1161; 669, 1010, 1181, 1186; 1814—1318 ©. ©.) 

8. 1813. Für frenide, widerrechtliche Handlungen, woran Jemand keinen Theil genommen 
bat, iſt er im der Regel auch nicht verantwortlich. Selbſt in den Fällen, wo die Geſetze das 
Gegentheil anordnen, bleibt ihm der Riderfag gegen den Schuldtragenden vorbehalten. 

Entfd. v. 11. Mai 1871, Nr. 13862 ex 1870 (Sch. II). Auch für 
widerredtlihe Handlungen ber eigenen Untergebenen ift man in ber Regel 
(88. 1314 u. 1315 B. ©.) nicht verantwortlich. 

Entf. v. 10. Juli 1866, Nr. 3774 (2541 ©.-U.). Die Geſellſchaft, 
welche für ein von ihr ausgegebenes verloſtes Papier auf Grund des ihr vor- 
gewieferen Amortifationserfenntnifjes ven Nominalbetrag außbezahlte, Kann nad) 
$8. 1305, 1813 uw. 1424 8. G. in feinem Falle eine weitere Haftung treffen. 


Ausnahmen. 
(6. 1314 — vgl. 96. 12, 74, 101 Gefinde D, —— 8* Wat 1810 und bie damit ubereinftimmende obige 
In D 


8. 1814. Wenn Jemand eine Dienftperfon ohne Zeugnig aufnimmt; oder, eine durch ihre 

Xeibes- oder Gemüthsbeſchaffenheit gefährliche Perfon im Dienfte wiffentlich behält; oder einem 

befannten Verbrecher Aufenthalt gibt; fo haftet er dem Hausherren, und ben Hausgenoffen für 
den Erfag des durch die gefährliche Befchaffenheit diefer Perſonen verurfahten Schadens, 


(@. 1815 — vgl. 88. 1010, 1161; 1814 ®. G.) 
8. 1815. Ebenſo haftet derjenige, welcher wiſſentlich eine ſolche gefährlige; oder, wer zu 
einem Geſchafte eine untüchtige Perfon beftellet Hat, für den Schaden, welchen ein Dritter 
hiedurch erlitten hat. 


Entf. v. 20. Mai 1879, Nr. 2403 (©. Big. 1879, Nr. 53). Die 
Donauregulirung®-Bauunternehmung haftet für ben Schaben buch Untergang 
einer Plätte, da eines ihrer Baggerſchiffe zu einer Zeit, als vorfhriftemäßig das 
Fahrwoſſer frei fein follte, die Kette angezogen ließ (88. 1294, 1295, 1299 
3. ©.). Zwiſchen dem Unternehmer ſelbſt und dem wirklich thätigen. Bebien- 
ſteten Tann hierbei nicht unterfchieren werden. Auch aus ben Beftimmun- 
gen der $$. 1010, 1161 u. 1315 ibid, folgt die Haftungapflidt des 
Unternehmers, weileben aus dem einzelnen Unfalle hervorgeht, daß 
zur Ausführung der Arbeit Berfonen beftellt wurden, welchen ent« 
weder die Fähigkeit oder der Wille mangelte, den ihnen obliegenden 
Verpflichtungen vollftändig und genau nadhzulommen. Es ift daher 
durchaus nidt gerechtfertigt, Die Haftunge⸗, rückſichtlich Erſatzpflicht 
des Unternehmers erſt von der Beweisführung abhängig zu machen, 
daß außer dem Schiffe des Klägers auch nod andere Stiffe, und 
zwar in einer fpäteren Zeit durch Nadpläffigfeiten im Betriebe ber 
Baggerungsarbeiten zu Schaden gefommen feien. Das über bie Haf- 
tung3- und Erfagpflicht des Unternehmers felbft gefagt wurde, gilt int vollen Um« 
fange aud) ven dem Ingenieur, der mit der Leitung ber Baggermafchine betraut 
war. Zur Leitung ver Mafchine gehört aber nicht bloß die Leitung ber techniſchen 
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Arbeiten des Baggerns im engeren Sinne, fondern auch bie Aufficht darüber, 
daß alle jene Bedingungen, unter denen der Betrieb ber Baggermafchine über 
haupt geftattet war, genau beobadptet werden. Die Loszählung des Ingenieur von 
der Erfagpfliht ift daher im ©. nicht begründet. 

Eutſch. v. 9. März 1876, Nr. 13144 (6057 ©.-U.). Wenn bereits 
im Strafverfahren die fubfiviäre Haftung des Egthrs. der Plätte, welche in 
Bolge nadläffiger Führung des Steuermannes ein anderes Schiff beſchädigte, 
und zwar felbft bezüglidy der wider den Steuermann verhängten Geldſtrafe von 
der politifhen Behörde (gemäß $. 30 der Strompol.-D. v. 21. Februar 1846, 
Nr. 44 3. ©. ©.) ausgefprodhen worden if, kann von dem Civilrichter die Haf- 
tung bes Plätteneigenthümers aud für den Gewinnentgang nicht mehr in Frage 
geftellt werden. 

Entſch. v. 18. December 1872, Nr. 11006 (5210 ©.-U.). Daß ber 
Kläger die Gasgefellihaft wegen Abhilfe gegen die bemerfte Gasausſtrömung 
anging, daß dieſe den C hiezu entfendete und daß durch fein grobes Verſchulden 
die Erplofion verurfacht wurde, ift außer Zweifel geftellt. Demnach ift bie 
Haftung der Beklagten ſchon in ben 88. 1295—1299 B. ©. hinreichend be- 
gründet und die Unterſcheidung zwifchen ihr und ihrem eingefchrittenen Organe wäre 
nur dann berechtigt, wenn O den Schaden nur gelegentlich ver Geſchäftsbeſorgung 
und nit durch die Urt der Beforgung herbeigeführt hätte. Webrigens könnte die 
Bellagte, wenn ihr auch nur eine Haftung für culpa in eligendo obläge, nad 
8. 1315 ibid. von einem foldhen, ihre Erſatzpflicht begründenden Verſchulden nicht 
freigefprodhen werden, ba ber vorliegende Fall es immerhin als ein nicht auf 
fremde Koften zu geftattendes Wagniß erſcheinen läßt, einen Arbeiter ohne tech⸗ 
nifhe Vorbildung mit unter fo gefährlichen Berhältnifien zu beforgenven Ver⸗ 
le zu betrauen. 

ntjd. v. 11. Mai 1871, Nr. 13862 ex 1870 (4163 G.U.). Un- 
achtſamkeit in einem einzeluen Falle ift noch Fein Beweis ber Untüdtigfeit 
zu ben Kae überhaupt. — [Worfpr. der Entſch. Nr. 2403 
ex 1879. 2 

Entf. v. 24. Februar 1869, Nr. 1719 (Sc. I). Der Advocat haftet 
auch für das unabfihtlihe Verfaumnik feines Perjonales und ift ein dieſem zur 
Laſt fallendes Verſehen als ihn felbft treffend anzufehen. 

Entf. v. 17. Februar 1869, Nr. 12256 (3292 ©.-U.). Die Gas- 
geſellſchaft, welche zur Abhilfe einer Gnsausftrömung angegangen, einen Arbeiter 
ſandte, der mit dem offenen Lichte fo mahe der Ausftrömungsftelle kam, daß eine 
Explofion erfolgte, if dem durch die Exrplofion Beſchädigten zum Schadenerſatz 
verpflichtet, jelbft im Hinblid auf 88. 1010, 1161 u. 1315 B. G., da eine 
Berfon, welche bei einer fo gefährlichen Vorrichtung die auffallende Sorglofigfeit, 
twie vorliegend befumbet, für ein Geſchäft der erwähnten Art als untüchtig be⸗ 
zeichnet werden muß. Aehnl. ver Entſch. Nr. 2403 ex 1879; — morfpr, ber 
Entf. Nr. 13862 ex 1870 (1871).] 

Entf. v. 20. Februar 1867, Nr. 11347 (2746 ©.-U.). Die Schaben- 
erfagllage des Bootseigenthümers wider die Donau-Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft 
deren Capitän, indem er mit voller Dampftraft vorüber fuhr, an bem durch 
den Wellenihlag verurfadten Untergang des Bootes Schuld trug, ift unbe 
gründet. Denn nah $. 1315 B. ©. haftet zwar derjenige, welder einen 
Anderen zur Ausführung einer beſtimmten Gattung von Geſchäften beftellt, für 
deſſen Tüchtigkeit in der Richtung, daß er für ben Schaden verantwortlich 
bleibt, der einem Dritten aus ber in folge ‚von Untüchtigfeit des Beſtellten 
mangelhaften oder fehlerhaften Verrichtung bes Geſchäftes zugeht (88. 1294 
u. 1297 ibid.); dagegen iſt der Befteller für ven Schaden nicht verantwort- 
lich, den ein Dritter durch ein Verfehen erleidet, welches bie mit ber Verrichtung 
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des Gefchäftes betraute und dazu tüchtige Perſon bei einem befonderen, vom Be⸗ 
fteller nicht vorberzufehenden Anlaß begangen bat, ſoweit nicht im öffentlichen 
Intereſſe durch fpecielle Vorſchriften Ausnahmen feftgefept find. Die Donau⸗ 
Dampficiffahrtsgefellfihaft hat bei der Aufnahme ihres Capitäns die einfchlägi- 
gen gejeglihen Vorſchriften beobachtet; daher Tann ihr die Beſtellung oder Bei- 
behaltung eines untüdtigen Schiffsführers im Sinne und mit ber Wirkung des 
$. 1315 ibid. nicht zur Laſt gelegt werben. Beſondere Gefege aber, melde 
ihr in biefer Beziehung eine nod weiter reichende Verantwortlichkeit aufblrben, 
beftehen nicht. Durch die im Negierungsbecrete v. 20. Mai 1846, Nr. 26808, 
Prov. ©. ©. für Nieberöfterreih, 28. Bo., Nr. 97 (welches ber Geſellſchaft 
vorſchreibt, ihren Schiffsführern zu befehlen und darüber zu wachen, daß fie, fo 
lange durch den Wellenſchlag Gefahr für ein Ruderſchiff herbeigeführt werben 
tönnte, die Kraft der Mafchine entiprehend mäßigen ober nöthigenfal® ganz 
außer Tätigkeit ſetzen) enthaltene Hinmeifung auf ven 3. Abſchn. der Donau- 
Strompol.-Borfhr. v. 24. December 1827, Prov. ©. ©. für Niederöſterreich, 
10. Bd., Nr. 62, wurde eine bier anwenbbare exceptionelle Haftungapflicht nicht 
ausgefprochen, weil einerſeits darin vorzugsweife und namentlich auf Girafbe- 
fimmungen der Strompol.-Borfhr. vom Jahre 1827 und andererfeits im 8. 27 
des erwähnten Abfchnittes zur Beurtheilung der Erjagpflicht für die Beſchädigung 
einer Privatpartei an ber Perfon oder dem Bmgn. ausdrücklich und lediglich auf 
bie vom Civilrichter zu beobachtenden Beftimmungen des B. ©. hingewieſen ift. 

Entfd. v. 4. December 1866, Nr. 10749 (©. Big. 1867, Nr. 7). 
Kaffeeſieder haften außer dem Falle des 8. 1315 B. ©. nicht fr die von ihren 
Gäften einem ihrer Diener zur Aufbewahrung übergebenen Sachen. 

Entſch. v. 2. März 1858, Nr. 1877 (519 ©.-U.). Das Verſprechen 
des Bellagten, dem Kläger, deſſen Kind von feinem Wagen überfahren worben 
war, eine beftimmte Summe zu geben, Tann nicht als ein Vergleich angefehen 
werben, da buch das nachgefolgte freiſprechende Urtheil die gänzlihe Schuld⸗ 
loſigkeit des Beklagten und fogar auch feines Kutſchers bargethan wurde; ber 
Nechtögrund des $. 1315 B. ©. alfo nie befland. Das Berfpreden ift als 
möünblihe Schankung nad 8. 948 ibid. demnach klaglos. 


(4. 1816 — vgl 6. 970; $$. 1815; 1489 ©. ©.; Urt. 396-897, 400, 401, 408 9. ©.; $. 36 Poft D. vom 
1. December 1888, Ar. 812 I. &. 6.) 

8. 1816. Wirthe, Schiffer und Fuprleute verantworten ben Schaden, welchen ihre eigenen, 
ober bie von ihnen zugewieſenen Dienftperfonen an den übernommenen Sachen einem Reifenden 
in iprem Haufe, oder in ihrem Schiffe, oder an der Befrachtung verurfachen (8. 970). 

Entſch. v. 28. Juli 1876, Nr. 2981 (6196 ©.-U.). Da Wirthe gleich 
dem Verwahrer für die auch nur ihrem Perfonale — in concreto durch Aus- 
bhänbigung des Schlüfjel® des verfperrten Zimmers an den Portier — überge 
benen Effecten haften, Tann nicht den Reifenden der Beweis eines Verſchuldens des 
Hotelbefigers treffen; fonbern Letzterem obläge der Nachweis einer vis major, 
welcher aber nicht jhon dann angenommen werben Tann, wenn bie Sachen ge 
ftohlen wurben. B 

Entf. v. 9. December 1875, Nr. 7626 (5931 ©.-U.). In's Hotel 
vorausgefendete Effecten, welche vom Portier in Empfang genommen wurden, 
find nad 88. 470 u. 1316 B. ©. dem Hotelier in Verwahrung übergeben, 
wenn die Effecten unter einer Adreſſe, die fie als ſolche eines Reiſenden er- 
tennen laflen, bezeichnet waren und beren Uebernahme daher nur als die ber 
Güter eines Reifenden erfolgen konnte. 

Entſch. v. 23. März 1875, Nr. 1126 (5664 ©.-U.). Sachen, welde 
die Reifenden im Hotelzimmer ließen, find, da fie das Zimmer verfperrt und 
den Schlüffel dem Portier eingehänbigt haben, dem Hotelier in deſſen Ber- 
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wahrung übergeben. Derfelbe bat den dur deren Entwendung verurfachten 
Schaden zu erjegen. Daß die Reifenden von ber angebotenen beſonderen Ber- 
wahrung bezüglich jener Werthfachen, die fie täglich benügten, keinen Gebrauch 
machten, iſt fein ihnen nad $. 1304 B. ©. anrechenbares Verſchulden. 

Entf. v. 30. December 1873, Nr. 12260 (5189 ©.-U.). Der Gaſt⸗ 
bofbefiger, deſſen Eommiffionär am Bahnhof die Effecten eines Reiſenden, welder 
in feinem Gaſthof einfehren zu wollen erklärt hatte, zur Beförderung übernahm, 
und der Stellmageninhaber, deſſen Kutſcher diefe Effecten auf die Plattform des 
Wagens nahm, obwohl der Reiſende fie bei ſich behalten zu wollen erflärte, find 
für den Abgang diefer Effecten verantwortlih (88. 970 u. 1816 B. ©.); haben 
jedoch nad F. 1304 ibid. nur die Hälfte bed Schadens zu tragen, weil ber 
Neifende auf den befonderen Werth der in der abhanden gelommenen Taſche be» 
findlichen Effecten nit aufmerkſam machte, und nicht darauf beftand, bie Taſche 
bei ſich zu behalten, obwohl er fah, daß der Kutſcher fie nicht entſprechend verwahre. 

Entfd. v. 20. März 1872, Nr. 698 (4530 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 1126 ex 1875. 

Entf. v. 16. Mai 1867, Nr. 8637 (2800 ©.-U.). $. 1806 8. ©. 
if auf Inhaber von Badeanſtalten nit anwendbar [Schlußfolgerung). 

Entfd. vo. 4. December 1866, Nr. 10749 (2672 ©.-U.). Die Be» 
fimmung des 8. 970 8. ©. über die Haftung der Wirthe für Saden, 
die von aufgenommenen Keifenden ihnen ſelbſt ober ihren Dienft- 
leuten übergeben worden find, kann nit nad $. 7 ibid. aud auf 
Kaffechausbefiger ausgedehnt werben, weil bie Berhältniffe Beider 
zu den Gäſten offenbar nit glei find. 

Entf. v. 4. Mai 1864, Nr. 3933 (©. 9. 1866, Nr. 14). Der 
Fuhrmann ift nicht für die durch Kriegsereigniffe verurſachte Beſchädigung der 
Waarenladung verantwortlich und ift auch nicht verpflichtet, das erhaltene An⸗ 
geld zurüdzuftellen, wenn er durch die Kriegsereignifie an ber Erfüllung des Ber- 
trages verhindert war. 

Entjd. v. 11. März 1860, Nr. 87 (3337 ©.-U.). Aus 8. 960 B. G. 
laßt ſich nicht folgern, daß der Frachtführer, welden Geld in verfiegeltem Padet 
anvertraut wird und welder bie bafür zu empfangenden Waaren zurüdführen 
fol, nit nad $. 1316 ibid. als folder, fondern als Bevollmächtigter hafte. 

Entfd. v. 10. Juni, 1867, Nr. 5378 (381 ©.-U.). Wenn ter Ge- 
Hagte dem Kläger ſchon dadurch, daß bie Waare nicht vertragsmäßig ſogleich 
nach X abgefendet wurde, fonbern biß.... bei vem Geklagten Liegen blieb, wegen 
Bertragsverlegung verantwortlich gewerben ift, jo wurde biefe Berantwortligfeit 
noch wefentlid dur den Umftand erhöht, daß er dem Kläger auf feine tele- 
graphifche Weifung, die Waaren liegen zu lafien, wenn fie nidt fchon fort 
wären, und ihm jedenfalls ſchnelle Antwort zu ertheilen, gar nicht geantwortet 
bat, zu welcher Beantwortung er doch verpflichtet gewefen wäre, da bie De- 
peſche ſich auf das zwiſchen ihnen abgefchlofiene Geſchäft und auf die dem Ge- 
Magten anvertrauten Waaren bezog und eine barauf bezügliche Weifung enthält. 
Denn da ber Kläger bei feiner Ankunft in X vie Waaren nicht aniraf, 
diefelben auch während feines mehrtägigen Aufenthaltes daſelbſt nicht ein 
langten, und da der Geflagte unterließ, die telegraphifche Anfrage, ob die Waaren 
unterwegs feien, zu beantworten, fo mußte dem Kläger fein längeres Verweilen 
in X zwedlos erjcheinen, und es wurde hierdurch dem Stläger das mit den 
Waaren auf dem Markte zu X beabfichtigte Gefchäft vereitelt, was alles nur 
die Folge des dem Geklagien in Verfpätung der Abfendung der Waaren und 
in der Nichtbeantwortung ber Depeſche zur Laſt fallenden Verſchuldens war, da- 
ber er dem Kläger fowchl für die Verfendungs- und Rüchſendungsſpeſen ber 
Waaren und für die Reife, Zehrungs- und anderen Auslagen, als für den ent⸗ 
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— ig erfagpflichtig ift ($S. 1017, 1027, 1029, 1295, 1298 u. 
1316 

Entf. v. 13. Auguft 1856, Nr. 7699 (215 G.⸗U.). Der Entfchäti- 
gungsanfprud) nach $. 316 B. ©. verjährt erft in Drei Jahren. Die auf Grund- 
lage des 8. 967 ibid. entgegengefegte Berjährung von 30 Tagen findet hier 
feine Anwendung; denn der 8. 967 cit. fpriht nur von dem Schaden, welchen 
der Hinterleger dem Berwahrer zu erfegen bat, und verorbnet in biefer Be⸗ 
ziehung, daß die wechfeljeitigen Forderungen binnen 30 Tagen von ber Zeit ver 
Zurüditellung anzubringen find. Hier banbelt es fi aber umgefehrt um ben 
Schaden, welden der einem Verwahrer im 8. 979 ibid. gleichgeftellte Frächter 
dem Hinterleger wegen einer geſtohlenen, alfo nicht zurüdgeftellten Sade zu 
leiften hat, wo demnach von einem Anfange der Big. von der Zeit der Zuräd- 
ftelung feine Rede fein kann. Der 8. 979 cit. hezieht fi vielmehr ausdrück⸗ 
li anf den in dem 30. Hauptſt. von dem R. des Schabenerfages enthaltenen 
8. 1316 ibid., verweift daher die Haftung des Frächters auf die Grundfäge 
über den Schadenerſatz. Zu biefen gehört auch der $. 1489 ibid., gemäß 
welchem, abgefehen davon, daß im gegenwärtigen Falle der Schaben aus einem 
Verbrechen entftanden ift, eine Entſchaͤdigungeklage erft nach 3 Jahren von der 
Zeit am erlifcht, zu welcher der Schaven dem Beſchädigten bekannt wurbe. 

Entf. v. 23. Mai 1854, Nr. 5329 (P. ©. 787). Es ift zur Haf- 

tung des Wirthes nicht nöthig, daß ihm ber Gaft feine Fahrniſſe ausdrücklich 
zur Obforge übergebe, oder daß ber Wirth die Haftung insbeſondere übernehme. 
8. 1316 8. ©. legt den barin benannten Perfonen eine ausgebefntere Gaftung 
auf, als bie allgemeine eined Berwahrers ift, und fest voraus, daß mit dem 
Wirthe ſchon dur die Aufnahme eines Reifenden fammt feinen Effecten ein 
Rinfweigender Berwahrungdvertrag abgeſchloſſen wurde. 


. 1817 — vgl. eg Eifenb.«Betr.-D. d. 10. 1874, Nr. 75 R. 8. 8.; 45. 8-— mit 
Hoftmb. >18. Il — r. 302 9. 6. ©. — Ch v. in Sum 1888, Be 2. K2 Si 
. 2, 20, E . Briefpofte 
— la . 10. Auguft 1898 publicirten m Reifepofisß. o. 1. Becember 1ase, 9 13.0.6.) 
8. 1817. ysrstefern bei öffentlichen Berfendungsanftalteu für den Schaden eine Haftung 
übernommen werde, beſtimmen bie befonderen Borfcpriften. 


Entſch. v. 8. Juli 1863, Nr. 4765 (©. 9. 1864, Nr. 43 u. 44). 
Eine öffentliche Berfendungsanftalt ift in Folge des Frachtvertrages verpflichtet, 
nadjzuweifen, daß fie das aufgegebene Gut an den Aoreflaten abgeliefert habe. 


(@. 1818 — ogl. 98. 386, 426 Str. @.; . 1895, 1818, 1939 u. ff. ©. @.) 
8. 1818. Wird Jemand durch das Herabfallen einer gefährlich aufgehängten oder geftellten 
Sache; oder dur Herauswerfen ober Herausgießen aus einer Wohnung befhädiget; fo haftet 
derjenige, aus deſſen Wohnung geworfen ober gegoflen worden, oder bie Sache herabgefallen 
ift, für den Schaden. 


(6. 1819 — gl. bei 3. 1818 cit.) 
8. 1319. Wegen wahrſcheinlicher Gefahr, daß ein Schild, ein Gefchirr, oder eine andere 
über einem gangbaren Plage aufgehängte oder geftellte Sache fallen, und bie Borlibergehenden 
beſchädigen Könnte, fteht noch Niemanden eine gerichtliche Klage, wohl aber Jedermann das 
Recht zu, der allgemeinen Sicherheit wegen, bie Gefahr bei ber politifhen Behörde anzuzeigen 


6. durch ein Shier. 
et $. 65 Forfigef. u Dee 1 Nr. 250 
Ib. v. 28. 1848, Mr. 726 und Yänner 1841, Rr. 491 3. 0. &, 2. Sminbe 
1848, 3. 28663 und v. 11. Jänner 1816 polit, G. S. «4. Bb., dann v. 16. März 1837, polit. 's S. 63. 8b.) 
8. 1320. Bird Jemand duch ein Thier beſchädiget; fo iſt derjenige dafür verantwortlich, 
der es dazu angetrieben, gereizt, oder gu verwahren vernadhläffiget hat. Kann Niemand eines 
Berſchuldens biefer Art Überwiefen werben; fo wird die Beſchädigung für einen Zufall gehalten, 
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Enid. dv. 2. Juni 1875, Nr. 4524 (5744 G.U.). 8. 1320 B. ©. 

ft bloß die Berantwortlichfeit für. die vernachläſſigte Verwahrung eines 

der Umfang diefer Verantwortlichfeit kann nur nad) $. 1325 ibid. be 
werden, welcher beftimmt, worin die Erſatzpflicht im Falle einer lörper⸗ 
beſteht und anordnet, daß dem Beſchädigten auch ein den 

m angemefjene® Schmerzengeld zu bezahlen iſt. Dem unmittelbaren 

ger die Pflicht der Zahlung eines Schmerzengeldes aufzulegen, denjenigen 

dem eine Nachläſſigkeit in der Verwahrung des beſchädigenden Thieres zur 

t, davon los zuzaͤhlen, würde der klaren Ab ſicht des Geſetzes widerſprechen, 

im.$. 1325 cit. zu den Vergütungen, die eine erlittene körperliche Be— 

jung zu begehren berechtigt, auch das Schmerzengeld rechnet. 

Entjd. dv. 16. December 1869, Nr. 13306 (Sch. II). Wer folde Leute 

Detrauung von Thieren verwendet, welche untüchtig dazu find, indem fie 

ihr Verſchulden Schaden anrichten, muß für die Unachtfamfeit feiner Leute 

für den daraus entftandenen Scharen haften. 

Entſch. v. 3. December 1868, Nr. 10427 (Sc. I). Das Zurüdlaffen 

' Hundes in einer unverſchloſſenen Stube ift eine ungenügende Verwahrung 

(ben und der Berwahrer für den verurfahten Schaden verantwortlich. 

Entſch. v. 24. März 1868, Nr. 2812 (©. Ztg. 1868, Nr. 41). Für 
durch ein Thier zugefügten Schaden ift nicht nur der Egthr., fondern aud) 

verantwortlich, der die ihm obliegende Obforge vernachläſſiget. 

Entſch. v. 30. Mai 1865, Nr. 4345 (©. H. 1865, Nr. 69). Wenn 
hr. eines Thieres dasjelbe in allgemein üblicher Verwahrung gehalten hat, 
re für die durch jenes Thier ohne fein Verfhulden erfolgte Beſchädigung 

Dritten nicht verantwortlid gemacht werben, und es ift für den Fall ber 
igung lebiglih der $. 1320 B. ©. maßgebend. 

‚Entic. v. 12, Mai 1857, Nr. 4074 (345 ©.:U.; P. ©. 1068), Der 
einer Jagd, zit deren Ausübung urfprüngli eine Gemeinde berufen ift, 

‚für den Wildſchaden in feinem gepachteten Jagdbezirke, iſt dagegen für 
idigungen von Obſtbäumen durch Hafen in einer ſchlecht oder gar nicht ein— 

a Baumſchule nicht verantwortlich. 


2 — pol. $$. 19, 471; 461 8. ©.; 95. 63, 64 u. 66 Forfigef. v. 3 Zecember 1858, Tr. 250 und $8. 18 
bi’ 20 Bel — v. 30. Jänner 1860, Nr. 28 R. ©. B.) 


Wer auf feinem Grund und Boden fremdes Vieh TH ift deßwegen noch nicht 
igt, es zu töbten. Er kann e8 durch anpafiende Gewalt verjagen, oder, wenn er dadurch 
Mm gelitten hat, das Recht der Privatpfändung über fo viele Stüde Viches ausüben, 
feiner Entſchädigung Hinreiht. Doch muß er binnen acht Tagen fih mit dem Eigen- 

abfinden, ober feine Klage vor den Richter bringen; twibrigenfall® aber das ge 

pfändete Vieh zurüdftellen. 

cutſch. vd. 24. Juli 1879, Nr. 7493 8: B. 1879, Nr. 41; Adv. Zig. 
Mr. 22). Der Örundeigenthümer, der einen fremden Hund” auf feinem 
darum erſchießt, weil er ihm am feinem Egth. Schaden macht, ift nicht 
flihtig.. Der 8. 1321 B. ©. fagt zwar allerdings: „Wer auf 
m Grund und Boden fremdes Vvieh antrifft, iſt deßwegen noch 
erechtigt, es zu tödten.“ Allein diefer Paragraph hat offen- 
1 ir Thiere im Auge, welde, wie Ochſen, Kühe, Schafe, Schweine 
T. zum Betriebe einer Landwirthſchaft gehören und welche ver— 
ihrer Eigenſchaft zu einer vom Beſchädigten vorzunehmenden 
ng geeignet find. Der citirte Paragraph findet daher auf 
Srliegenden Fall feine Anwendung. Erwägt man, daß einem 

e gegenüber, weldes, nad) des Klägers eigenen Anführungen, 
Meter hoch und auf den Mann abgerichtet war, die Ausübung 

- ber Pfändung night wohl möglid war, jo mag die Ber 
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rechtigung des Geklagten, auf ſeinem Grund und Boden und unter 
den gegebenen Verhältniſſen zum Schutze ſeines Egths. den in Be— 
ſchädigung desſelben begriffenen Hund des Klägers zu tödten, nicht 
verneint werden, wornach Geklagter gemäß 8. 1805 ibid. den hier— 
aus für den Kläger entſtandenen Nachtheil nicht zu verantworten hat. 

Entſch. v. 29. Mai 1871, Nr. 3736 (4113 ©.-U.). Die Beſitzſtörungs 
Mage wider denjenigen, der in Ausübung bes ihm nad 8. 1321 B. ©. zuſtehen⸗ 
ten Rs. Vieh gepfändet, aber innerhalb ver achttägigen Frift weder ſich abge 
funden nod die Klage eingebracht Hat, ift verfehlt. Das bem Egthr. des ge- 
pfändeten Viehes erwachſende R. kann nur mittelft ordentlicher lage geltend 
gemacht werben. h 

Entſch. v. 14. December 1870, Nr. 7737 (8991 ©.-U.). Nah 8.1321 
B. ©. kann der Grundeigenthümer nur dann zur Privatpfänbung fhreiten, wenn 
und foweit er durch das fremde Vieh beſchädigt wurbe; anderenfalls liegt in ber 
Pfändung der Thatbeftand einer Befigftörung [P]. Dem Pfändenden obliegt 
daher ber Beweis, daß er durch das gepfändete Vieh einen Schaden er- 
litten babe. 

Ent. v. 18. März 1869, Nr. 2461 (Sch. I). Derjenige, der fein 
Egth. ſchützend fremde Thiere, welche ihm Schaden verurfachten, töbtet, kann höch⸗ 
ftens auf Entfhädigung geflagt, aber wegen der mangelnden böfen Abſicht nie- 
mals nach dem Strafgefege beſtraft werben. 

Entf. v. 13. September 1863, Nr. 9102 (5081 ©.-U.), Die Min. 
Vog. v. 30. Jänner 1860, Nr. 28 R. ©. B., bezieht fih nur auf die Be- 
ftellung eines beeideten Feldſchutzperſonales und auf die Regelung bes Iuftitutes 
der für den Feldſchutzdienſt beeideten Flurwächter, ſowie auf das Bf. für Feld⸗ 
frevel, läßt dagegen jene Fälle ganz unberührt, wenn ber Egthr. des Grundes 
und Bodens felbft fremdes Vieh auf demſelben antrifft und das R. der Privat- 
pfändung an vemfelben ausübt, ohne die Behandlung des Beſchädigers als Felt- 
frevlers bei der competenten Behörde zu verlangen. Da nun Bellagter nicht in 
Abrede ftellt, daß feine Gänfe von dem Kläger gepfändet worben find, und ba 
die letzteren ſchon in ihrer legten Eingabe bei Gericht dem Kläger die Rück⸗ 
ftelung der Gänfe, weil fie das Pfandrecht auf biefelben nicht weiter ausüben 
wollen, angeboten haben, biefer aber die Rüdnahme verweigert hat, fo erfcheint 
allerdings einer der Fälle des $. 1425 B. ©. vorhanden, in welden bie ge- 
richtliche Einleitung zur Verwahrung ber im Streite befangenen Sache verlangt 
werben fann. Denn fobald der Egthr. des Grundes und Bodens von feinem 
Pfandrechte auf die gepfändeten Viehftüde abläßt, wirb er ſchuldig, die nach Auf- 
laſſung des Pfandrechtes noch in feiner Innehabung befindlichen Viehftüde dem 
Egthr. zurüdzuftellen und wenn dieſer die Rücknahme verweigert, die Verwahrung 
berfelben im Sinne des 8. 1425 ibid. anzufuchen. 


(8. 1832 — vgl, 68. 1874; 468, 459 B. G. bei $. 1881 cit.) 


8. 1822. Das gepfändete Vieh muß auch zurückgeſtellet werben, wenn der Eigenthümer 
eine andere angemefiene Sicherheit leiſtet. 


Arten des Schadenerſatzes. 
(6. 1828 — vgl. 98. 1851, 1382 8. ©.) 
8. 1823. Um den Erfa eines verurſachten Schadens zu leiften, muß Alles in den vorigen 
Stand zurückverſetzt; ober wenn biefes nicht thunlich ift, der Schägungswerth vergütet werden. 
Betrifft der Erfag nur den erlittenen Schaden, fo wird er eigentlih eine Schadloshaltung; 
wofern er fi aber auch auf den entgangenen Gewinn, und die Tilgung ber verurſachten 
Beleidigung erftredt, volle Genugtfuung genannt. 


Entf. v. 11. Mai 1877, Nr. 7904 (©. 9. 1877, Nr. 87). Eine 
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vertragäwidrige Handlung verpflichtet zum Schabenerfage auch in dem alle, 
wenn eine dritte Perfon den Vertragsbruc hervorgerufen hat. Der Gellagte, 
welder gegen das Uebereinlommen den ihm vom Depofitar außgefolgten Wechfel 
begab, Hat eine vertragswidrige Handlung begangen, in Folge deren Kläger ven 
Wechſelbetrag zahlen mußte und derart einen Vermögensnachtheil erlitt, welcher 
ihn nicht getroffen hätte, wenn ber geklagte Paciscent nicht gegen die Beftimmung 
des Uebereinlommens gehandelt hätte; es ift alfo in den Anführungen des Klägers 
allerdings der rechtliche Grund für die nad 88. 1294, 1295, 1323, 1324 B. ©. 
erhobene Klagforderung vorhanden. 

Entfd. v. 11. Yuli 1876, Nr. 6577 (6201 ©.-U.). Mag die Ueber- 
einfunft, daß Bellagter den Kläger einen eingehändigten Wechſel binnen beſtimmter 
Frift zurüditellen oder dafür 55 Percent zahlen folle, als ein Bevollmächtigungs- 
vertrag oder ald ein anderer Vtg. aufgefaßt werben, fo hatte der Gellagte den— 
felben jevenfall® genau zu erfüllen ($$. 1009 u. 902 B. ©.) und kann fid) 
damit, daß ein Dritter die Schulburfunde zurüdbehalten hat, nicht entihuldigen, 
weil er nicht berechtigt war, diefe Urkunde jenem Dritten zu übergeben, fondern 
bloß fie ihm worzumeilen; wenn biefer fie in feine Macht gebracht hat, fie ihm ernft= 
lich abzufordern und ſelbſt die gerichtliche Hilfe Hierzu anzurufen hatte. Durch 
die unterlaflene Rückſtellung aber hat der Geklagte dem Kläger Schaden zugefügt, 
da biefer die Urkunde mit der Unterfchrift ausfüllen (Min. Vdg. v. 6. October 
1853, Nr. 200 R. ©. 8.) und einflagen konnte. Er ift daher verpflichtet, die 
Schuldurlkunde zurüdzuftellen oder den aus der Verabredung zwifchen ihm und 
dem Kläger erfichtlihen Schätzungswerth derſelben zu vergüten (88. 1295 u. 
1323 ibid.). Auf die Unterfuhung, ob die Schuldurkunde auf eine rechtliche 
Art in den Beſitz des Klägers gelangt ift, ob jener Dritte Vmgn. befigt, um 
diefe feine Schuld zu berichtigen und ob baher die Schuldurkunde einen reellen 
Werth babe, kommt es bier nit an. 

Entf. v. 28. Juni 1876, Nr. 2981 (6196 G-U.). Der Gafthofbe- 
figer, aus deſſen unter Sperre feiner Bebienfteten gewefenen Localitäten Sachen 
Neifender entwendet worben find, hat, wenn er nicht nachweiſt, an ber Erfüllung 
feiner Berwahrungsverbindlicleit ohne fein Verſchulden verhindert worden zu 
fein, nad) $. 1323 B. ©. den Schägwert zu vergüten (88.970, 1316, 1298 
ibid.). 

Entſch. v. 4. Mai 1876, Nr. 14156 (6129 ©.-U.). Nach SS. 1120 
u. 1823 8. ©. ift ver Pächter Über vom Käufer erfolgte Kündigung dem früheren 
Egthr. gegenüber wohl berechtigt, auch den Erfag des entgangenen Gewinnes zu 
begehren; allein er muß doc irgend eine geſetzliche Grundlage zur Beurtheilung 
desfelben angeben; die Anbietung des Schägungseides allein fan offenbar nicht 
genügen, weil nad 88. 291 u. 292 weſtgal. G. O. ver Richter nad) reif- 
licher Benrtheilung aller Umflände den Betrag zu beftinmen und zu mäßigen 
bat. Die willfürlihen Angaben der Klage, daß Kläger fo und fo viel Weizen 
hätte anbauen und ernten können, find zu allgemein und ohne alle Glaubwürbig- 
keit bingeftellt, um darauf ein richtiges Urtheil flügen zu lönnen. 

Entf. v. 22. December 1875, Nr. 10084 (5952 ©.-U.). Im Eigen- 
thumsrechte ift auch die Befugniß begriffen, jeden Anderen von den Beſitze der 
Sache auszuſchließen und die vorenthaltene Sache von Jedem zu fordern ($. 366 
3. 6.) Wird der Egthr. daran gehindert, fo iſt, wenn nicht ein geſetzlich vor- 
geſehener Ausnahmsfall eintritt, der Verleger ſchuldig, den Erſatz zu leiften, 
nämlid die Sade in den vorigen Stand zuridzuverfegen, beziehungsweiſe ben 
Werth zu vergäten ($. 1323 ibid.). Zur Vegründung dieſes Anſpruches ift 
feine weitere Vorausfetzung erforberlih. Den Umftand, daß die getroffene Dis- 
pofition mit Einwilligung des Egthrs. erfolgt fei, hat daher der Geklagte zu 
erweifen. 
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Entfd. v. 18. Juni 1873, Nr. 5941 (5010 ©.-U.). Der Anfprud 
auf Entſchädigung wegen Verführung unterliegt der Triennalverjährung im Sinne 
des 8. 1489 B. G.; denn mit Rüdfigtnahme auf die Einreihung der Beftin« 
mung des $. 1323 ibid. in das Gapitel über ven Schabenerfag und auf die 
Natur eines folhen Anſpruches: Verführung zum außerehelihen Beifchlafe, wo⸗ 
bei der Verführer fi eines Eheverſprechens, das er unerfüllt ließ, als Mittel be 
diente, muß derſelbe jevenfals als durch eine widerredhtliche, das N. auf Schaden- 
erfag nach $. 1294 ibid. begründende Handlung entflanden angefehen werben. 

Entſch. v. 14. Jänner 1873, Nr. 13108 (4837 ©.-U.). Die vermeinte 
liche Berbindlidfeit des mit feiner Forderung befriebigten Gläubigers oder des⸗ 
jenigen, welcher auf Grund eines über Wiedereinfegungsverfahren befeitigten Con⸗ 
tumacialurtheiles die executive Pfandrechtseinverleibung erwirft hat, zur Herftellung 
des früheren Tabularftandes auf feine Koften eriftirt nicht und läßt ſich insbe— 
fondere auch nicht auf die Beftimmungen des 30. Eap., II. Theil B. ©. baſiren. 
Denn der Bellagte hat durch die Erecutionsführung nur von dem im Hofd. vom 
19. Februar 1846, Nr. 937 9. ©. S., ihm eingeräumten R. Gebrauch gemacht 
und darf daher, da er für den daraus den Klägern entftandenen Nachtheil nicht 
verantwortlich ift (8. 1305 B. ©.), aud nicht zu einer Leiftung verurtheilt 
werben, bie unter den Begriff des Schadenerſatzes fiele (8. 1323 ibid.). Das 
R., weldes die Kläger nach dem Hofd. v. 22. Juni 1836, Nr. 145 9. ©. ©, 
aus der Aufhebung des Erkenntnifjes ableiten Können, ift eben fein Anſpruch auf 
eine Präftation des Beklagten. Ä 

Entf. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 ©.-U.). Die Klage wegen 
Qualitätsmängel der verkauften Sade ift nit nach den allgemeinen Beltimmun- 
gen ber 88. 902, 919 u. 1323 8. ©., fondern nady ven Grundfägen der Ge 
währleiftung (88. 922—933 ibid.) zu beurtheilen. Denn die fchon nad allge 
meinen Regeln (8. 919 ibid.) vorhandene Haftung des Uebergebers berechtigt, 
auf diefelben nur dann und foweit zurücdzugehen, als die befonderen Vorſchriften über 
feine Verbindlichkeit nicht® Abweichendes enthalten. Nun gibt aber das B. ©. 
für die Haftungspfliht bei entgeltlihen Btg.en in ven 88. 922 u. 933 be- 
fondere, auf die Gemwäßrleiftung fi beziehende Normen. [Schlußfolgerung]. — 
Der $. 932 ibid. ftellt in ber gefeglichen Behandlung auch jene Fälle ver Ge⸗ 
währleiftung gleih, wo ter Mangel in dem Quantum der Leiftung befteht und 
verbindet damit nur bie Nechtsfolge, da das an Maß und Gewicht Fehlende 
nadgetragen werben muß. 

Entfd. v. 5. März 1872, Nr. 13915 (4502 ©.-U.). Die Oeltend- 
madung ber Vertragsanfechtung wegen laesio enormis ($. 934 ®. ©.), fest 
voraus, baf die Zurädverfegung in den vorigen Stand auch möglich fei. Der 
Grund der gefeglihen Anorbnung bes $. 934 ibid. liegt barin, daß, bie 
geleglihen Ausnahmöfälle abgerehnet, niemand gezwungen werben 
fann, die eigene Sade einem Dritten zu überlaffen, fomit die Mög- 
licpleit feiten® des Berlegten, die Herftellung in den vorigen Stand 
noch anzubieten, vorhanden fein muß. Diefe Herftellung in den 
vorigen Stand bedeutet aber die Rückgabe alles dejfen, was jemand 
aus dem Btg. erhalten hat ($. 877 ibid.) in natura, nicht einen bloßen 
Erfag; — eine Unterfheidung, welche aud) aus der Anortnung des $. 1323 
ibid. ſich ergibt. i 

Entſch. v. 9. Juni 1871, Nr. 1230 (4195 ©.-.). Dem Lottocollectanten, 
welcher flatt ter angefagten andere Zahlen in die Driginallifte eintrug, fällt ein 
Verſchulden zur Laſt, das ihn nach 88. 1294, 1295, 1323 n. 1329 B. ©. 
zur Entfhädigung verpflichtet. Trägt der Setzer mit Schuld, da er der Vor— 
ſchrift des 8. 4 Lottopat. v. 13. März 1813 zuwider auf der Borlefung nicht 
beftand, fo hat er den Schaden nad $. 1304 ibid. mitzutragen, ü 
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Entſch. v. 23, März 1871, Nr. 1128 (4103 ©.-U.). Es if vom 
Bellagten zugeftanden, daß er die Urkunde, deren Erneuerung den Gegenftand 
des Proceſſes bildet und deren Inhalt von ihm nicht abgeläugnet wurde, dem 
Inhaber entriffen und vernichtet hat. Darin liegt offenbar ein Verſchulden des 
Bellagten, welches den Kläger berechtigt, nah 8. 130 a. ©. D. und $. 1323 
B. ©. die Zurädverfegung in den vorigen Stand, daher die Ausftelung einer 
neuen Urfunde zu verlangen. Die Frage, ob bie vom Beklagten vernichtete 
Urkunde rechtsgiltig war, resp. bie neu zu errichtende Urkunde rechtögiltig wäre, 
ift in dem vorliegenden Proceſſe nicht zu entſcheiden, weil dieß fein Gegenftand 
des Rlagebegehrens iſt. 

Entſch. v. 28. October 1870, Nr. 5312 (3931 ©.-U.). Die Klage auf 
Herausgabe von Bäumen, melde Kläger am Stamme faufte, mit der Bered- . 
tigung, fle zu fällen und aus dem Walde zu ſchaffen oder Zahlung des Werthes 
derfelden, ftellt fih ihrem Wefen nad zugleich als eine Eigenthumsflage im 
Sinne des $. 366 B. ©. dar und ift als ſolche durch die Erforderniffe der 
88. 369 u. 370 ibid. betingt, welche aber der Kläger nicht erfüllte; fie bezielt, 
foweit fle auf Zahlung geht, vie Erlangung des Werthes der vorenthaltenen 
Sadıen, fomit eine Entfhädigung (88. 1295, 1323, 1331 u. 1332 ibid.), 
mithin ſteht ihr die beklagterſeits nad) F. 1489 ibid. eingewendete Big. entgegen, 
da bie auf alle Entſchädigungsklagen gleichmäßig ſich beziehende Verjährungs⸗ 
vorſchrift biefes Paragraphen aud bei dem auf einen Kauf beruhenden Verhält- 
niß Anwendung hat, 

Entſch. v. 8. Juli 1869, Nr. 4303 (Sch. I). Die Feueraffecuranz- 
gefelfhaft hat dem Verfierten ten Werth aller in ber Polizze angegebenen 
Gegenſtände zu erfegen; und es bat nicht der Berficherte nach dem Brande bie 
Menge der zu Grunde gegangenen Gegenflände, fondern vielmehr die Gefell- 
ſchaft die behauptete Unrichtigkeit der Anzeige zu bemeifen. 

Entſch. v. 16. Februar 1869, Nr. 6981 (3430 ©.-U.). Die Verzicht⸗ 
leiftung auf ein ausgeübtes R. muß mittelft einer ausprüdlihen Erflärung er- 
folgen und fann aus ber bloßen Unterfertigung eines Vtgs., welcher eine Ver⸗ 
aichtleiftung ftillfehweigend enthält, nicht ‚abgeleitet werben. 

Entf. v. 11. October 1867, Nr. 7547 (2876 ©.-U.). Im alle der 
fpäter eintretenden Unmöglichkeit ber mit Urtheil auferlegten Leiftung, Tann für 
bie Entfhädigung nicht die Werthdifferenz; am Tage ber erfolglo® verſuchten 
Erecution ald Grundlage genommen werden. Dieler Tag ift nicht entſchei⸗ 
dend, weil deſſen Wahl für die Execution ein Zufall ift, welchen derjenige 
tragen muß, in vefien Vmgn. er fih ereignet hat ($. 1311 B. ©). Die 
Klaͤger haben nur das R. ($. 919 ibid.), den Erfa des Schadens zu fordern, 
welder ihnen dadurch zugefügt wurde, daß der Bellagte feiner Vertragspflicht 
zur gefeg- oder vertragsmäßig beftimmten Zeit nicht nachkam, weßhalb der Erfag 
nur nad jenen Verhäftniffen beurtheilt werben Tann, welche zu ter erwähnten 
Zeit beftanden haben. Dies ergibt fi ganz unzweifelhaft aus $. 1323 ibid. 
wornah, um den Erſatz bes verurfadhten Schadens zu leiſten, Alles in den 
vorigen Stand zurückverfetzt, ober wenn dieß nicht thunlih, der Schägungswerth 
vergütet werden muß. Die Lieferungsfrift wurde im Proceſſe nicht bezeichnet, 
muß aber jevenfals zur Zeit der Klage, worüber ver frühere Proceß geführt 
wurde, ſchon verftrichen gewefen fein, da fonft die Mläger damals kein Klagerecht 
gehabt hätten. Wenn z. B. der Klagstag ber beflimmte Lieferungstag geweſen 
wäre, fo würde nad) 8. 1323 ibid. als Entfhädigung der Schätungswerth der 
Ochſen von dieſem Tage nach Abzug des bedungenen Kaufpreife® berfelben zu 
zahlen fein. Auf die Preisdifferenz, die zur Zeit der verfuhten Erecution — 
beinahe 11 Monate nad dem letzterwaͤhnten Zeitpuntt — beftand, haben vie 
Kläger auch deßhalb Fein R, weil fie felbft durch die von ihnen veranlaßte Vers 
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zögerung der Execution dieſe Differenz, ober mindeſtens die Erhöhung derſelben 
herbeigeführt haben, ihre eigene Handlung aber dem Gegner nicht zum Nachtheil 
gereihen darf. 
Entfch. v. 28. November 1866, Nr. 10151 (2669 ©.-U.). Durch bie 
Mebertretung feiner Vertragspflicht hat Bellagter den Kläger offenbar Schaden 
. zugefügt, weil die Rechtzeitigleit der Leiftung bes die Alimentation bes Klägers 
bezwedenven Ausgedings eine weſentliche Bertragspfliht des Klägers bildete, 
dur deren Außerachtlaſſung der Kläger genöthigt wurde, den Unterhalt ſich 
anderwärts zu verfchaffen. Für dieſen Schaden ift Kläger nach $. 1295 B. ©. 
zur Erfatforberung berechtigt und feinem darauf in der That geftellten Anſpruch 
fteht der $. 919 ibid. nicht entgegen, weil er damit keineswegs die Aufhebung 

. des Auszugsvertrages begehrt hat, indem bie Urt ber Ausgedingsleiftung pro 
futuro nicht Gegenftand des Procefjes war und weil die Beftimmung des $. 919 
cit. wornad ber Promiffer unter der dort bezeichneten Boransfegung nur bie 
genaue Erfülung des Vtgs. und Erſatz fordern kann, nicht ausnahmslos 
gilt, vielmehr die im ©. beftimmten Fälle davon ausgenommen find und eben 
der $. 1295 ibid. einen folhen Ausnahmefall flatuirt. Der Erſatz eines ver- 
urfahten Schadens befteht nach $. 1323 darin, daß alles in den vorigen Stand 
verfegt oder — wenn dieß nicht thunlih ift — der Schägungswerty vergütet 
wird. Die Zurüdverfegung in den vorigen Stand: für die Leiftung der für 
den Unterhalt des Klägers in den Jahren 1863 und 1864 beftunmten Ausge⸗ 
dingsartikel zu der Hierzu feftgefegten und dem Zwede entſprechenden Zeit, ift feit 
dem Ablauf derfelben nicht mehr ausführbar: daher muß der Vetlagte den Werth 
der Objekte vergüten. 

Entf. v. 30. Jänner 1866, Nr. 110 (2374 ©.-U.). 8. 4708. ©. 
gilt nur für den veblihen Beſitzer. Der zweite Käufer, welcher von dem früher 
erfolgten Verlaufe wußte, muß als unredlicher Befiger betrachtet werben; ex, hat 
die Verlegung des Rs. des wahren Käufers für fi ausgebeutet, und ift daher 
ſowohl nach 88. 835, 346, 873, wie nach 88. 1295 u. 1323 ibid, zur Re- 
fitution zu verhalten. 

Entf. v. 19. September 1861, Nr. 5643 (1389 ©.-U.). Der Kläger, 
welder wegen ungerechtfertigter Beſchlagnahme auf Grund eines angeblichen 
Eingriffe in das Privilegium des Geflagten von demfelben Genugthuung fordert, 
hätte, um feinen Anfpruh nah 88. 1295 u. 1323 B. ©. zu begründen, 
dolus oder culpa auf Seite des Gellagten erweifen müflen. Über ver Umſtand, 
daß die Beſchlagnahme in dem Redtfertigungsprocefie nicht als gefeglih be» 
gründet erfannt wurde, genügt für ſich allein uoch nicht, um das R. zu einem 
Schadenerjag barauthun, weil der $. 47 des Priv. ©. demjenigen, ber ſich in 
feinem Privilegium für beeinträdtigt hält, das R. gibt, die Veihlagnahme der 
Maſchinen und Erzengniffe des vermeintlichen Rechtsverletzers zu begehren, daraus 
aber, daß jemand von feinem R. innerhalb ber gefeglihen Gräuze, alfo 
mit Beobachtung der vom ©. vorgefchriebenen Formalität Gebrauch macht, nad) 
8. 1305 B. ©. dem Anderen, wenn er auch einen Schaden erlitten hat, das R., 
den Erſatz desfelden zu fordern, nod nicht erwachſen ift. 

Entſch. v. 12. September 1861, Nr. 5626 (1386 ©.-U.) Der Ber- 
Käufer, welcher, ohne diefen Umftand zu kennen, einem über 30 Jahre alten ver⸗ 
heirateten Mann verkaufte und crebitirte, über ben die Vormundſchaft verlängert 
worden war, erleibet, indem ex bie verlaufte Sache übergab, ohne das Kauf- 
geld zu erhalten, an feinem Vmgn. einen Nachtheil ($. 1293 B. ©.) und der 
in feiner Handlungsfähigkeit Beſchränkte zöge, wenn er von jebweben Erſatze 
entbunden würde, indem er das Gelaufte behält, einen Gewinn. Unter biefer 
Umftänden ift der beflagte Käufer nach Analogie des $. 248 ibid. dem Klägen 
verantwortlich und mußte nach 88. 877, 1295, 1328 u. 1447 ibid. zur Zurüd. 
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ftellung der ihm übergebenen Sachen unbedingt, und falls dieß nicht möglich wäre, 
zur Erfagleiftung, jedoch nicht in ber vom Kläger angefprodenen Höhe (Kauf 
preis) vernrtheilt werden, weil des Kaufſchilling nicht bloß den wirklichen Werth 
der verlauften Sache, fonvern auch den bei jedem Kaufgeſchäfte erlaubten Gewinn 
des Berfäufers darftellt, der Bellagte aber, der nicht feine Eigenberechtigung 
liftigerweife poſitiv vorgegeben hat, nicht zu der in $. 866 ibid. auferlegten 
Genugthuung, fondern nur zum Erfag des Schadens, alfo zur Vergütung des 
durch den Eid des Klägers feftzuftellenden Schätungswerthes der Kaufgegen- 
fände verpflichtet if. 

Entf. v. 27. Auguft 1861, Nr. 5196 (1878 ©.-U.). Der Klage aus 
dem Bergleiche, wornach Bellagter, aus deſſen Verſchulden das Haus des Klägers 
abbrann, die zum Wiederaufbau des Haufes nöthigen Profeffioniften und Tag- 
[öhnerarbeiten fi zu zahlen verpflichtete, kann nicht entgegnet werden, daß, da 
der Aufbau noch nicht begonnen habe und die Arbeiter und Handwerker erſt nad) 
gelieferter Arbeit gemäß $. 1156 B. G. Lohn bekämen, das Begehren auf Zahlung 
eines durch Kunftverftändige zu ermittelnden Betrages verfräht fei, da nad) 
8. 1295 ibid. jedermann beredtigt ift, den Schadenerſatz fefort zu be— 
gehren, die im Bergleihe verfprodene Leiftung fi nur als Beftand- 
theil des Schadenerfages darftellt, welchen Kläger ohne Vergleich 
nad 88. 1295 u. 1323 ibid. im vollen Umfang fogleih anzufprehen 
beredhtigt wäre; ber erbobene Anfprud aber umfomweniger als ver- 
früht angefehen werben kann, ale der Schadenerſatz auch dann gebühren 
würde, wenn Kläger die Wiederherftellung des Hauſes ganz unterließe. 

Entfd. v. 22. November 1859, Nr. 12999 (912 &.-U.). Zwei Neali- 
täten waren irrthümlich den Egthrn. je der anderen Realität zugefchrieben. Die 
wahren Egthr. ber Heineren Realität unterliegen nun, die bisher von ihnen für 
die ihnen zugelchriebene größere Realität entrichteten Steuern weiter zu entrichten, 
fo daß es zu der (in Venetien normirt gewefenen) Fiscalverfteigerung ber größeren 
Realität kam. Bei diefer traten deren wahre Egthr. als Käufer auf, wurden 
aber von ben Steuerreftanten burd die Angabe, es handle fih um vie kleinere 
Realität und man wolle auf dem Wege ber Fiscalverfteigerung die Berichtigung 
der Anfchreibung erreichen, vom Mitbieten abgehalten, fo daß Letztere um einen 
Spottpreis die größere Realität erflanden. Die Klage auf Herausgabe dieſer 
von den wahren Egthen. befeflenen Realität wurde abgewiefen nad) $. 871 B. G., 
und weil die Bellagten von den Klägern durch die falſche Angabe mindeftens in 
eulpofer Weife befhäpigt worden find, ihnen daher nad 8. 1295 ibid. wider 
bie Kläger das R. auf Schadenerfag erwuchs, der aber nad) $. 1323 ibid. darin 
befteht, daß Alles in den vorigen Stand zurüdverfegt, mithin der ftattgehabte 
Verlauf als nichtig erklärt wird. 

Entſch. v. 23. November 1858 Nr. 9893 (668 G.-U.). Cs liegt nicht 
in der Willkür des Beihädigten, wenn eine Zurüdverfegung in den vorigen 
Stand noch möglich ift, die Sache, woran die Beſchädigung vorfiel, entweder 
zurüdzunehmen, ober ſelbe dem Befchädiger zu laflen; fondern ex ift zunächſt zur 
Annahme der Zurüdverfegung verbunden. 

Entf. v. 16. Juni 1857, Nr. 5492 (384 ©.-U.). Zum Erſatz bes 
Schadens, welchen der Miether dadurch erlitt, daß er die gemiethete Wohnung 
nicht bewohnen konnte, gehört auch der Erſatz der Koften für Abaptirung ber 
neuen Wohnung (88. 908, 919, 1293, 1323 B. ©.). 

Entſch. v. 11. März 1857, Nr. 1812 (309 ©.-U.). Nachdem beide 
Theile von dem Big. wornach ein Contrahent die BVerköftigung im Haufe 
des anderen erhalten, dagegen ein Capital demſelben weiter belaffen follte, ftill- 
ſchweigend abgegangen find, und das Capital eingeforbert wurde, fteht dem Con» 
trahenten, weldyer feinerfeits erfüht hatte, indem er bisher die Koft verabfolgte 
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dießfalls ein Erfaganfprudy zu, welder nah 88. 919—1323 B. ©. zu beur- 
theilen iſt und beflen Höhe daher durd den Schägungseid erwielen werben kann 
[? Zinfenäquivalent]. 

Entfd. v. 8. Mai 1855, Nr. 4325 (84 ©.-U., P. ©. 1069). Unter 
Schätungswerth verfteht mar das Aequivalent, welches dem Betrage gleichkommt, 
den fi ber Beſchädigte in feinem Gewerbe verdient haben würde. 


G. 1824 — gl. $. 1294; 17, 1296; 1297, 1881 ©. G.; Hirt. 288 9. 8.) 
8. 1324. In dem Falle eines aus böfer Abficht, oder aus einer auffallenden Sorglofigkeit 
verurfachten Schadens ift der Beſchädigte volle Genugthuung; in den übrigen Fällen aber nur 
die eigentliche Schabloshaltung zu fordern berechtiget. Hienach ift in den Fällen, wo im 
Geſetz der allgemeine Ausprud: Erfag vorkommt, zu beurteilen, welche Art des Erfages zu 
leiften fei. 
Siehe auch die Entsch.en bei $. 1823. 


Entſch. v. 1. April 1875, Nr. 3132 (©. Ztg. 1877, Nr. 71), Der 
Afterermiether haftet nicht für die durch Verſchulden des Bermiethers unmöglich 
geworbene Grfülung bes Afterbeftandvertrages. — Der Aftervermiether hat durch 
die von ihm wider den Vermiether mit Erfolg angeftrengte Klage auf Einräu- 
mung der Wohnung Alles gethan, um feiner Berpflichtung gegen den Aftermiether 
nachkommen zu können; es ift daher das gegen ihn gerichtete Begehren, welches 
auf die 88. 1293, 1301 u. 1824 B. ©. anftatt auf den bei dieſem Sadver- 
halt allein maßgebenden 8. 1105 geflügt warb, ganz verfehlt, da zwar Kläger, 
welchem der Gebraud der in Aftermiethe überlaffenen Localitäten für die Zeit 
bis 2. Jänner entzogen blieb, auf Erlaſſung eines verhäftnigmäßigen Theiles des 
Miethzinfes hätte dringen Können und er ohnedieß noch in der Lage ift, von 
diefem R. Gebrauch zu machen, indem er einen Theil des Aftermiethzinfes ſchuldet 
ir = auf Erfag eines ihm vom Beklagten nicht zugefügten Schavens An« 
prud Bat. 

Entſch. v. 21. Iänner 1874, Ne. 12663 (5230 ©.-U). Durch die 
Lieferung von privilegirten Sätteln feitens der Geklagten — wiemohl fie über 
Beftellung des Kriegsminifteriums erfolgte — ift ein widerrechtlicher Eingriff in 
das von dem Kläger erworbene Privilegium gemacht worden; es find daher die 
Geklagten zum Erfage des vom Kläger erlittenen Schadens und bes entgangenen 
Gewinnes nad den 88. 1294 u. 1324 B. ©. verpflichtet. Da gegenüber 
einem Privilegium, deffen Befchreibung offen gehalten ift, nah 8. 39 kaiſ. Pat. 
v. 15. Auguſt 1852, Nr. 184 R. ©. B., ſchon die erfte Nahabmung als ein 
Eingriff erfpeint, fo war es Sade ter Gellagten, als fie bie Lieferung der 
Sättel übernahmen, ſich zu überzeugen, daß bie ihnen übergebene Mufterzeichnung 
nit durch ein Privilegium geſchützt ſei. Den Umftand, daß das Kriegeminie 
flerium auf das Lieferungsangebot des Klägerd nicht einging, können die Ge- 
Magten dem klägeriſchen Begehren nicht wirkfam entgegenftellen; denn es befteht 
eben ber Privilegienfhug darin, daß derjenige, welcher eine nad} ber privilegirten 
Erfindung verfertigte Waare, entweder zum Weiterverfaufe oder zum eigenen Ge⸗ 
brauche, fei es durch birecten ober indirecten Bezug von dem Inhaber des 
Privilegiums erlangen will, demſelben zugleih die ver Erfindung zu Grunde 
liegende geiftige Arbeit bezahle. Wenn daher das Kriegsminifterium Sättel nach 
der Erfindung bes Klägers geliefert haben wollte, was bie Thatſache beweiſt, 
daß ſolche bei den Geklagten beflellt wurden, fo hätte, wenn Letztere bie Be 
ftellung ablehnten, das Rriegsminifterium fih an ben Kläger wenden ober auf 
die Erwerbung folder Sättel verzichten müſſen. Während nun im legteren Falle 
bie durch das Privilegium geſchützte Erfindung nicht beeinträchtigt worden wäre und 
ber Kläger durch die Benügung derſelben von Seite eines Dritten einen Schaben 
nit erlitten hätte, waren es die Geklagten, welde durch die Annahme und 
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Ausführung der Beftellung den widerrechtlichen Eingriff in die Re. des Klägers 
bewirkten und es ift als Bafls für die Entſchädigung nad Erwägung aller 
factifhen Umftänte, deren Würdigung im Schadenerfagprocefie dem Richter zu⸗ 
lebt, jener Betrag anzunehmen, welden ber Mäger ald Gewinn erzielt hätte, 
wenn ihm unter gleihen Bedingungen die Beflellung Übertragen worden wäre — 
fonft würde von einem Schavenerfage für die Verlegung des geiftigen Egths. 
der Erfindung faum je die Rede fein können, und es Könnte fid jeder Nachahmer bie 
gleihe Einwendung fihern, wenn er einen killigeren Preis als der Erfinder ftelt. 

Entf. v. 20. Februar 1872, Nr. 1456 (4884 ©.-U.). In ber briefe 
lihen Mitteilung des damals 21 Jahre alten Min. an ven Kläger, daß er 
das Handelögefhäft des Bruders übernommen habe, liegt eine argliflige Hand- 
lung; ver Kläger konnte fi bei ver örtlichen Entfernung über die Handlungs» 
fähigkeit des Beklagten mit ihm auf Erebit contrahirenden Min. füglid nicht er⸗ 
fundigen und mußte aus deſſen Angaben die Eigenberechtigung folgern. Der 
Beklagte ift daher nach 88. 248, 866 u. 1324 B. ©. zur vollen Genugthuung 
verpflichtet. . 

Entſch. v. 23. Februar 1871, Nr. 5738 (4064 ©.-U.). Der 8. 1324 
2. ©. enthält die Beſtimmung, daß nur in dem falle eines aus böfer Abficht 
ober aus einer auffallenden Sorglofigkeit verurſachten Schadens der Beſchaͤdigte volle 
Genugthuung, d. i. nach 8. 1323 ibid. den Erfag nicht une bes erlittenen 
Schadens, fondern auch des entgangenen Gewinnes, in den übrigen Fällen aber 
nur den Erſatz bes erlittenen Schadens, fondern auch des entgangenen Gewinnes, 
in- den Übrigen Fällen aber nur den Erſatz des erlittenen Schadens d. i. nur bie 
eigentlihe Schabloshaltung, zu fordern berechtigt fei, und daß hiernach in den Fällen, 
wo im ©. der allgegemeine Ausprud „Erjag” vorkommt, zu beurtheilen ift, welche 
Art des Erfages zu leiften fei. Während nun im $. 1120 ibid. ſeſtgeſetzt ift, daß bei 
einem freiwilligen Verlaufe des Beſtandſtückes der Beftandinhaber, weldyer, wenn fein 
R. nit in den Öffentlichen Büchern eingetragen ift, dem neuen Befiger aud vor 
Ablauf der vertragsmäßig beftimmten Beftandzeit weichen muß, berechtigt ifl, von 
dem Beftandgeber in Rüdficht auf den erlittenen Schaden und entgangenen Nutzen 
eine Genugthuung zu fordern; ift dagegen im 8. 1121 ibid. die Beftimmnng 
enthalten, daß bei einer nothwendigen gerichtlichen Veräußerung dem Beftand« 
nehmer, ver felbft in dem Falle, went fein R. als ein dingliches eingetragen 
ift, dem neuen Käufer weichen muß, in Nüdficht auf die Entſchädigung fein Vor⸗ 
zugsrecht vorbehalten bleibt. Der in dem letzteitirten Paragraphe gebrauchte 
generelle Ausdruck „Entihädigung”, welcher wohl dem Ausdrucke „Erſatz“ gleich⸗ 
zuachten iſt, enthält ale Unterarten die oben im 8. 1324 cit. erwähnten 
ſpeciellen Arten des Erſatzes, nämlich bie eigentliche Schadloshaltung und bie 
volle Genugthuung, und es iſt eben nad der Anordnung des $. 1324 in 
jedem fpeciellen Sale zu prüfen, ob der Schaden aus böfer Abſicht oder aus 
einer auffallenden Sorglofigleit oder ohne ſolche entftanden fei, um hiernach zu 
entſcheiden, ob volle Genugthuung oder bloße Schavloshaltung zu leiften fei. 
Bei einem freiwilligen Verlaufe entfält die Nothwendigkeit einer ſolchen Prüfung, 
weil das ®. ©. im $. 1120 dem Beſtandinhaber, wenn er vor Ablauf ber 
vertragsmäßig beftimmten Beftantzeit dem neuen Beſitzer weichen muß, das R. 
einräumt, von dem Beſtandgeber ohneweiterd volle Genugthuung zu fordern, 
was. wohl darin feinen rund hat, taß, wenn bei einem freiwilligen Verlaufe 
der Beftandgeber es unterlaſſen hat, bei Abſchließung des Kaufvertrages die 
nöthige Vorſorge zur Wahrung der Re. tes Beftanpnehmers zu treffen, eben in 
“einer ſolchen Unterlaffung mindeftens eine auffallende Sorglofigkeit Tiegt. Bei 
einem executiven Berlaufe des Beſtandſtückes muß dagegen die böfe Abſicht in 
jedem alle fpeciel nachgewieſen werden, wenn ber Beſtandnehmer and) den An- 
fpru auf Erfag des Geminnftentganges flellt. 
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Entſch. v. 14. December 1870, Nr. 5096 (3990 ©.-U.). Die Klage 
auf Genugthuung für durch ein Verbot zugefügten Schimpf und Schaven wurde 
gänzlich abgewiefen, weil die Frage, ob und in welchem Maße in Folge der Auf- 
bebung eines Verbots nad $. 291 a. ©. D. eine Pflicht zur Genugthuung für 
Schimpf und Schaden eintrete, nad $. 1324 B. ©. zu beuriheilen if; da 
Kläger eine Böswilligleit auf Seite des Bellngten nicht behauptet und eine aufr 
fallende Sorglofigleit vesfelben, woburd ihnen der aus dem mit Verbot belegten 
Geld erzielbare Gewinn entgangen wäre, gegen ben Wiberiprud des Bellagten 
nicht bewiefen haben, Kläger vielmehr in der Lage waren, felbft die mittlerweilige 
fruchtbringende Anlage des Depofitums zu veranlafien, weil weiteres betreffend 
den Erfag der Koften des Rechtfertigungoproceſſes befonders entfchieben worden 
ift; die Gebühr aber, welche die Kläger für die Verwahrung des (in Gemäß- 
heit des Syndicatserlenniniſſes) bei Gericht hinterlegten Gelves bei deſſen Aus- 
folgung zahlen mußten, nit als ein durd das Verbot verurfahter Schaden 
betradtet werben kann, und die Kläger felöft feinen wichtigen Schaden ober 
Schimpf, den fie durch dad gedachte Berfchulden des Beklagten erlitten hätten, 
dargethan haben. 

Entſch. v. 27. November 1867, Nr. 9701 (2933 ©.-U.). Die Klage des 
Siegerd im pelitorifhen Nechtöftreite gegen den im Befigförungsftreite ſiegreich 
gewefenen Gegner, welchem nad) 88. 887 u. 388 weſtgal. ©, DO. die Seque- 
ftration bewilligt worden war, auf Erfag bes ihm durch die Sequeftration zu⸗ 
gefügten Schadens ift nicht begründet; es mag die Sequeflration nad $. 387 
ober $. 888 ibid. verhängt worben fein. Nach $. 387 cit. ift vom Schaden⸗ 
erſatzanſpruch gegen den im Proceß unterliegenden Sequeftranten überhaupt nicht 
bie Rebe und was den $. 888 anbelangt, fo Tann der Gellagte zum Erſatz 
ded entgangenen Gewinnes bewegen nicht verurtheilt werben, weil ihm bös⸗ 
willige Procepführung gegen den Kläger im Sinne des $. 1324 8. ©. nicht 
zur Laſt fält, da ihm die gleihförmigen Entſch.en der I. und Il. Inftanz zur 

° Seite fliehen und die Sequeftration ihm von beiden Untergerichten bewilligt wurde, 
und weil andererfeits, wenn etwa der Sequeſter feine Pflichten nad $. 392 
weſtgal. ©. DO. irgendwie vernadläffigt hat, dem Beklagten dießfalls fein Ver⸗ 
ſchulden zur Laft gelegt werden und deßhalb dem Kläger ein Schadenerſatz⸗ 
anfprud umfominder zuftehen kann, als derſelbe nad 88. 392 u. 393 weftgal. 
G. D. auf die Verwaltung des Sequeſters Einfluß zu nehmen bereditigt war. 

Entſch. v. 18. September 1867, Nr. 6338 (2855 ©.-U.). Da ber 
Geklagte, dad dem Kläger abgetretene, durch den erfolgten Tob des Fiduciar⸗ 
erben in Kraft gelangte Erbrecht dadurch vereitelte, daß er basfelbe für feine 
Perſon geltend machte, ift der Kläger nah 88. 919, 932, 1294, 1295 u. 
1324 B. ©. berechtigt, Schadenerfag und volle Genugthuung zu fordern, 

Entf. v. 9. December 1858, Nr. 13228 (680 G.-U.). Im Balle 
einer Entehrung unter nicht erfülter Zufage der Ehe hat der Berführer nicht 
aud einen Erfag nad $. 1824 B. ©. wegen Verluſt der Ehre zu leiften, weil 
8. 1328 ibid., welder die Erfagleiftung des Schwängerers beftimmt, den Grund 
und die Art der Verführung nicht unterſcheidet und der nach 8. 1330 ibid. er» 
forderliche Beweis eines wirklich erfolgten Schavens aus dem Verlufte der Ehre 
nicht erbracht iſt. 


Zusbeſondere: 
1. bet verletzungen an dem Aörper; 
(& 1825 — vgl. $$. 18245 1904; 1418 8. ©.) 


8. 1925. Ber Jemanden an feinem Körper verlegt, beftreitet die Heiligungsloften des Ver⸗ 
Testen; erſetzt ihm den entgangenen, ober, wenn ber Beſchädigte zum Erwerb unfähig wird, 
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auch den Fünftig entgehenden Berdienft; und bezahlt ihm auf Verlangen überdieß ein ben 
erhobenen Umftänden angemefiened Schmerzengelv. 

Entf. v. 12. September 1879, Nr. 7370 (©. 9. 1879, Nr. 99). 
Nah 8. 1325 B. ©. ift die Entſchädigung wegen bes durch eine Förperliche 
Verlegung verurfachten Schadens nicht durch die ftrafgerichtlihe Berurtheilung 
bebingt; der Strafrichter hat Über Schuld und Strafe, der Eivilrichter, falls es 
nicht bereits von dem Erſteren gejchehen iſt, Über bie Entſchädigung zu ent 
fyeiden und wenn der Ausſpruch des Strafrichters, er finde den Schuldbeweis 
nicht erbracht, für die Entſchädigungsfrage präjndicirend wäre, fo könnte der 
8. 366 Str. P. D. nicht anordnen, daß, wenn der Befchulbigte nicht verurteilt 
wirb, der Privatbetheiligte mit feinen Entſchädigungsanſprüchen jeberzeit auf den 
Rechtsweg zu weifen fei. Die Erfülungs- und Haupteide, woburd nicht allein 
die Thatfache, daß die Geklagten den Kläger überfallen und mißhandelt haben, 
fondern auch die Höhe der angefprochenen Entfhädigungsbeträge erwiefen werben 
ſollen, find zufäffig. 

Entf. v. 2. Juni 1875, Nr. 4524 (6744 ©.-U.). Der $. 1320 
8. ©. flatuirt bloß die Verantwortlichkeit für die vernadläffigte Verwahrung 
eines Thieres; der Umfang diefer Verantwortlichkeit kann nur nad) $. 1325 ibid. 
beurtheilt werden, welcher beſtimmt, worin die Erfagpfliht im Kalle einer korper⸗ 
lichen Beſchaͤdigung befteht und anorbnet, daß dem Beſchädigten auch ein ven 
Umftänden angemeſſenes Schmerzengeld zu bezahlen ifl. Dem unmittelbaren Beſchä⸗ 
diger die Zahlung eines Schmerzengelves aufzulegen, denjenigen aber, dem eine 
Nacläffigkeit in der Verwahrung des befhädigenden Thieres zur Laſt fällt, da⸗ 
von lodzuzählen, würde der Haren Abſicht des Gs. widerſprechen, welche im 
8. 1325 cit. zu ben Bergütungen, zu benen eine erlittene körperliche Beſchädi⸗ 
gung berechtigt, auch dad Schmerzengeld rechnet, 

Entſch. v. 18. Jänner 1872, Nr. 4932 (4446 G.-U.). Bei Bemeffung 
des Schmerzengelves ifl auf den Grad der Berlegung, ihre Folgen und die ver« 
urfachten Schmerzen und da das Schmerzengeld den "Charakter einer Privat- 
ſtrafe nicht vertennen läßt, auch auf die Vermögensverhältnifle des Beſchädigers; 
dagegen auf das hohe Alter des Beſchädigten nur infofern Rückſicht zu nehmen, 
als nicht fi herausſtellt, daß verfelbe gleihwohl nod von kräftiger Eonftitution 
und überlegener Kraft war. Die Tüde des Angriffes und die Art der vom Be- 
ſchädigten genofjenen Erziehung üben dagegen keinen Einfluß auf die Bemeſſung 
des Schmerzengelves. 

Entf. v. 23. November 1871, Nr. 8532 (4335 ©.-U.). Nach 88. 1325 
u. 1338 B. ©. ift im Falle einer dur Verſchulden eines Dritten erfolgten 
Körperverlegung die ftrafgerichtlihe Berurtheilung desfelden nicht zur Bebingung 
feiner Pflicht, dem Beſchaͤdigten Schmerzengeld zu zahlen, gefett. 

Entſch. v. 20. Yuli 1871, Nr. 2866 (4231 ©.-U.). Da der vom Be- 
Hagten eingewendete Ausgleich nur eine Verſöhnung ber gegenfeitigen Gehäffig« 
keit herbeigeführt, die privatrechtlihen Anfprüche des Klägers aus dem Grunde 
ber erlittenen Mißhandlung aber keineswegs berührt hat, iſt derfelbe als ganz 
unentfcheidend zu betrachten, umfomehr, da auf Gebräuche, bier auf den Ges 
brand, wornach in der Ausföhnung gegen einander feindſelig gefinnter Perſonen 
der Verzicht auf vor derfelben geftellte Entſchädigungsanſprüche liegen fol, nad) 
8. 10 8. ©. kein Bedacht zu nehmen wäre [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 11. Mai 1871, Nr. 4937 (4166 ©.-U.). Der Gewinnt» 
entgang für eine örperverlegung kann in einer firirten Capitalſumme nicht ge⸗ 
fordert werben. 

Entſch. v. 1. Iuni 1870, Nr. 1403 (3804 ©.-U.). Wenn durch ein 
ſtrafgerichtliches Exkenntniß der Beſchädigte mit feinem Mehranſpruche an Privat- 
entfhävigung auf den Civilrechtsweg gewiefen wurbe, fo kann der Civilrichter 
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einen: höheren Betrag der Entſchädigung aud in dem Falle zuerkennen, wenn im 
Eivilprocefje keine anderen Thatſachen und Beweismittel beigebradt werben, als 
im Strafprocefie. 

Entf. v. 3. December 1868, Nr. 7623 (3638 ©.-U.). Bei einer 
leichten Verlegung kann der Geklagte zum Erfage der Auslagen für bie Bei« 
siehung eines zweiten Arztes nicht verpflichtet werben; — aud find bie Aus« 
lagen für die Berfaffung von ftrafgerichtlihen Anzeigen fein Gegenftand des 
Erfages [vgl. indeß 22. Hauptft. der Str. P. O. v. 23. Mai 1873]. 

Eutſch. v. 27. November 1867, Nr. 10867 (2935 ©.-U.). Der 8. 1825 
B. ©. fegt eine folde Beſchädigung voraus, wodurd eine Verlegung am Körper 
erfolgt ift und wo zugleih Koften aus Anlaß der Heilung erwachſen find, was 
nothwendigerweife vorausſetzt, daß bie Verlegung eine den Gefundheitszuftand 
benadhtheiligende fein müfle, in welchem Falle ver Erfag der Heilungstoften, dann 
des entgangenen Verdienſtes, endlich ein den Umftänden angemeſſenes Schmerzen- 
geld gefordert werden fann. Hieraus ergibt es fi, daß das Schmerzengelo 
nicht anläßlidy jeder geringfügigen Gewaltanwendung gegen eine Perſon gefordert 
werben kann. Da ‚gemäß bes Strafurtheiles der Beklagte der Uebertretung nad 
8. 496 Str. ©. für ſchuldig gehalten, biernad die Mißhandlung nidt einmal 
Merkmale zurüdgelafien haben konnte, indem bie Berurtheilung fonft nad einem 
anderen Paragraphe des Str. ©. hätte Play greifen müflen, war, zumal auch 
feine anderen Umflände erwiefen find, aus welchen fi) der Grad der von ber 
Klagerin erlittenen Schmerzen ermeſſen ließe, ver Anfprud auf ein Schmerzen 
geld abzumweifen. 3 

Entf. v. 30. October 1867, Nr. 9291 (2901 ©.-U.). Im Falle 
einer verbrederifchen Körperverlegung ift auch für indirecte Beſchädigungen bei Ber 
meflung des Schmerzengeldes Genugthuung zu ſchaffen. Daß bie erft 8 Jahre 
alte Klägerin durch bie Nothzüchtigung eine, wenn aud nur leichte, Verlegung er- 
halten hat, ift erwiefen und daß der von einem Erwachſenen an einem 
achtjährigen Mäpden'unternommene, mit Zuräüdlaffung ertennbarer 
Spuren vollgogene Beiſchlaf dem Kinde Schmerzen verurſacht haben 
müſſe, ift eine eben fo natärlihe, in der Entwidlung des menfd«- 
lien Körpers begründete Annahme, als e8 gewiß ift, daß in einem 
folgen Falle nit der Orad des körperlichen Leidens allein, fondern 
aud der Schaden, der fhon im Kindesalter zerftörten Unbeflediheit 
für die Beurtheilung des Anfprudes auf Schmerzengeld als maß- 
gebend angefehen werben muß. 

Entfd. v. 4. Jänner 1867, Nr. 11142 (2719 ©.-U.). Das flrafgericte 
liche Urtheil macht für alle in demſelben als erwiefen angenommenen Umftände 
nad 8. 1110. ©. D. vollftändigen gerihtsordnungsmäßigen Beweis, kann daher 
durch einen civilprocefjualen Gegenbeweis nicht entkräftet werden. Auf Grund 
des ſtrafgerichtlichen Urtheiles muß daher der nah $. 411 Str. ©. Berurtheilte 
auch zum Schavenerfag nad $. 1325 B. ©. verhalten werben. 

Entſch. v. 6. November 1866, Nr. 9591 (©. Zig. 1867, Nr. 19). 
Wenn von bem Mäger eine folhe ihm von dem Geklagten zugefügte Mißhand- 
lung erwiejen wird, daß daraus ein Anſpruch auf VBerdienftentzang und Heilunge= 
koſten erwächſt, fo iſt demſelben ein Schmerzengelv auch dann zuzufprechen, wenn 
ein befonderer Beweis darüber, die ftrafrechtlih als Ehrenbeleidigung qualificirte 
Mißhandlung fei eine ſchmerzhafte gewefen, nicht angeboten wurde. — [Worfpr. 
der Entfh. Nr. 10367 ex 1867.] 

Entf. v. 7. Auguft 1866, Nr. 5995 (©. H. 1866, Nr. 84). Wenn 
fÜh zur Zeit der Einbringung einer Klage auf Entſchädigung wegen beeinträdy- 
tigter Erwerbsfähigfeit in Folge einer zugefügten Verlegung die Art und Größe 
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der Beeinträchtigung nicht beftimmen läßt, fo kann der Kläger nicht unbedingt, 
fondern nur unter Vorbehalt einer neuen Klage abgewiefen werden. 

Entf. v. 26. April 1866, Nr. 3219 (2471 ©.-U.). Nach 8. 1325 
B. ©. gebührt ein Schmergengelo nur dem an feinem Körper Berlegten; für 
den Berluft der Ehre kann daher die Gejchwängerte ein ſolches nicht in Anſpruch 
nehmen (88. 1328 u. 1330 ibid.). 

Entf. v. 27. October 1863, Nr. 6937 (©. 9. 1864, Nr. 66). Der 
Umftand, daß der Strafrichter in der verübten Gewaltthat keine ftrafbare Hand: 
lung erfannte, ſchließt nicht ans, daß fie civilrechtlich als eine widerrechtliche, ein 
VBerſchulden begründende und ten Thäter zum Schabenerfage verpflichtende an- 
geſehen werbe. 

Entf. v. 1. April 1863, Nr. 2159 (1690 ©.-U.). Die Erſatzklage 
des $. 1325 B. ©. erfcheint durch Vorlage des wider den Geklagten erflojjenen 
ſtrafgerichtlichen Schulderkenntnifſes und Anerbietung des Erfüllungseides zu den 
einzelnen Erfaganfprühen genügend inftruirt. 

Entſch. v. 8. Mai 1855, Nr. 4325 (84 G.-U.; B. ©. 1072). Wenn 
der Verletzte durch die ihm zugefügte körperliche Verlegung unfähig wurde, ſich 
bei dem von ihm erlernte Gewerbe etwas zu verdienen, fo ift der Beſchädiger 
verpflichtet, ihm diefen künftig entgehenden Verdienſt zu erfegen. 

Entf. v. 9. December 1852, Nr. 12399 (P. S. 1070). Das Schmerzen- 
gelb, welches der an feinem Körper Beſchädigte von dem Beſchädiger anzuſprechen 
berechtigt ift, hat der Richter dem Betrage nach mit Nüdfiht auf die erhobenen 
Umftände nach feinem Ermefien feftzufegen umd dasfelbe ift dem Beſchädigten un- 
bedingt, ohne daß ein Schägungseid erforberlich wäre, zuzuſprechen. 


(8. 1828 — vgl. #8. 109 u. 115 8. ©.) 
2. 1386. Iſt die verlegte Perfon durch die Mißhandlung verunftaltet worden; jo muß, 


zumal, wenn fie weiblien Geſchlechtes ift, infofern auf diefen Umftand Rüdficht genonmen 
werben, al& ihr beſſeres Kortlommen dadurch verhindert werden kann. 


4. 1837 — vgl. 98. 1925 ; 191, 141—148, 166, 183, 164, 955, 1885; 549 8. ©.) 

8. 1329. Crfolgt aus einer körperlichen Berlegung der Tod, fo müffen wicht nur alle Koſten; 
ſondern auch der hinterlaffenen Frau und den Kindern bes Getödteten das, was ihnen dadurch 
entgangen ift, erfegt werben. 

Entf. v. 24. September 1874, Nr. 8511 (5477 G.U.). Der im 
8. 1327 B. ©. vorlommende Ausdruch „Kinder“ kann nad dem Wortlaute 
diefes Paragraphen in Verbindung mit anderen Geſetzſtellen nur auf die ehelichen 
Kinder des Getödteten bezogen werden. Denn nad $. 42 ibid. werden unter 
dem Namen „Rinder“ die Berwandten abfleigender Linie, unter „Familie“ vie 
Stammeltern mit ihren Nachkommen verftanden. Die Berbindung zwiſchen dieſen 
Berfonen Heißt Berwanptfhaft. Nah 8. 165 ibid. find aber die unehelichen 
Kinder von den Rechten der Familie und der Verwandiſchaft ausgeſchloſſen. Sie 
Uönnen daher als Yamiliengliever und als Verwandte des natürlichen Vaters 
nicht angefehen werden. Dort, wo im Gefege der Ausprud „Kinder“ ohne Beir 
fag vorlommt (3. B. 88. 681, 141—146, 148, 149, 154 u. a. ibid.), find 
damit in der Regel nur die unehelihen Kinder gemeint. 

Entſch. v. 39. Juli 1874, Nr. 7952 (5431 ©.-U.). Zu ben im Falle 
bes 8. 1327 B. ©. zu erſetzenden Koften gehören aud jene des nad) dem Ortö- 
gebrauche zur Leichenfeierlichteit mitgehörigen Todtenmahles. 

Entfd. v. 20. Mai 1863, Nr. 3378 (©. H. 1863, Nr. 42). Einem 
unehelichen Kinde ſtehen Entfhäpigungsanfprüche gegen denjenigen, welder ben 
Tod feiner Mutter verſchuldete, auch dann zu, wenn ber Bater zur Leiſtung der 
Alimentation fähig fein follte, 
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8. 1328. Ber eine Weibsperfon verführt, und mit ihr ein Kind zeugt, bezaplt die Koften 
der Entbindung und bes Wochenbettes, und erfüllt die Übrigen, in dem dritten Hauptftüde 
des erften Theiles feſtgeſetzten Vaterspflichten. In welden Fällen die Verführung zugleich 

als ein Verbrechen, oder als eine ſchwere Polizeiübertretung beftraft werde, enthält da® 
Strafgefeg. 

Entſch. v. 15. Mai 1878, Nr. 5018 (9. B. 1878, Nr. 32). Das 
Eheverfprechen ift gewiß eines ber wirkfamften Mittel zur Erreihung des Bei- 
ſchlafes mit einer Weibsperfon, alfo ficher im Ausdrucke, der Verführung im 
8. 1328 B. ©. umfomehr begriffen, als tie Nichtzuhaltung des Eheverſprechens 
nad 8. 506 Str. ©. eine Uebertretung bilvet. 

Entſch. v. 11. Februar 1874, Nr. 1286 (5263 ©.-U.). Durch die 
enge Berbindung der in der Aeußerung der Bellagten enthaltenen zwei Säge: 
daß Kläger der Vater ihres vor einem Jahre geborenen Kindes fei und daß fie 
an ihn Erſatzanſprüche zu ftellen habe, ift außer Zweifel gefegt, um was für 
Erfaganfprühe es fi handelt und auf welchem Titel fie beruhen, va es näm- 
lich Erſatzanſprüche find, die der Bellagten nad 8. 1328 B. ©. zufichen. Hier 
mit ift das R., deſſen ſich die Beklagte gerühmt hatte, auf genügende Art be 
zeichnet worben, um ald Grundlage der Aufforderungsklage zu dienen, 

Entf‘. v. 18. Juni 1873, Nr, 5941 (5010 ©.-U.). Der Auſpruch 
auf Entfgädigung wegen Verführung unterliegt der Triennalverjährung im Siune 
bed 8. 1489 8. G., denn mit Rüdfichtnahme auf die Einreihung der Beflim- 
mung des $. 1328 ibid. in das Capitel Über den Schabenerfag und auf bie 
Natur eined folhen Anſpruches nad dem Entftehungsgrunde vesfelben: Berfüh- 
rung zum außerehelihen Beiſchlafe, wobei der Berführer ſich eines Ehever⸗ 
ſprechens, das er unerfült ließ, als Mittel bebiente — muß dieſer Auſpruch 
jedenfalls als aus einer widerrechtlichen, das R. auf Schadenerſatz nad 8. 1294 
ibid. begründenden Handlung erwachſen, angejehen werben. 

Entf. v. 3. Iänner 1873, Nr. 12612 (4828 ©.-Uj. Der Mangel 

des Nachweiſes ber in Preußen geltenden Reciprocität fleht dem Eingehen auf 
bie Paternitätölage einer Preußin gegen einen Franzoſen nicht entgegen, da es 
keineswegs zweifelhaft ift, daß vor preußifchen Gerichten Oeſterreicher bei der 
Geltendmachung privatredtliher Anſprüche dem Inlänver gleihgehalten werben 
und baß eine auf die Kläger zutreffende Ausnahme jevenfalld vom Beflagten 
hätte bewiefen werben müſſen, deſſen Staatsbürgerfchaft ebenfo ganz gleichgiltig 
if, da bier nit die Hanblungsfähigkeit für Rechtsgeſchäfte, fondern ein Factum 
in Frage if, deflen gefegliche Folgen im $. 1328 8. ©. beftimmt find. — In 
dem Falle, wo eine Frauensperfon, ohne daß es aufer dem angeblichen Ehe— 
verſprechen einer Webertäubung ihres Sittlichkeitsgefühles bedürfle, zu einem 
außerehelihen Zufammenleben fih herbeiläßt, if eine Verführung wohl nicht 
anzunehmen. ö 

Entf. v. 4. Jänner 1871, Nr. 5654 (4004 ©.-N.) Was bie 
Koften der Entbindung und des Wochenbettes betrifft, fo ift die Er- 
fagforderung — ganz abgefehen davon, daß die Behauptung der Klä- 
gerin, vom Bellagten durch das Eheverfprehen verführt worden zu 
fein, bei der Minderjährigkeit des Letzteren und bei ber nad ihrer 
eigenen Angabe durch einen längeren Beitraum fortgefegten Bei- 
wohnung wenig Anfprud auf Glaubwürdigkeit mahen kann, als eine 
Entfhäpdigungdforderung burd bie vom Bellagten nad 8. 1489 B. ©, 
eingewenbete Triennalverjährung erloſchen. 

Entf. v. 4. Februar 1870, Nr. 12053 (8697 ©.-U.). Darin, daß 
der Gellagte, vor Geſtattung des Beiſchlafes gefragt, ob er die Klägerin heiraten 
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wolle, erwiebert hat: „was nicht ift, kann mod; werben; heiraten muß ih ohne 
dieß,“ liegt eine Verführung im Sinne bes 8. 1328 B. ©. [Schlußfolgerung]. 

Entid. v. 30. December 1868, Nr. 11751 (3199 ©.-U.). Die Ge 
fwängerte hat feinen Anſpruch auf Entfhädigung wegen Entehrung. Das Ber- 
ſprechen einer beflimmten Summe als Entſchädigung für die Entehrung ift daher 
fein Bergleih, fondern nad 88. 938, 940 u. 941 B. ©. eine zufolge 8. 948 
ibid. unverbindliche Schenkung. a 

Entf. v. 21. November 1867, Nr. 9376 (2927 ©.-U.). Nur wer eine 
Weibsperfon „verführt“, bat nad 8. 1328 B. ©. die Entbindungs- und Wochen⸗ 
betttoften zu bezahlen. Die Klägerin, welche nah Entfernung der Kellner und 
der übrigen Gäfte freiwillig mit dem Geflagten in dem Gaftzimmer allein blieb 
und fhon früher ein Kind außer der Ehe geboren hat, ift aber nicht „verführt“ 
worben. 

Entfd. v. 8. Jänner 1867, Nr. 11124 (2716 ©.-U,). Einer Ber- 
führten gebührt keine Entſchädigung wegen verlorner Ehre ober verminderter 
Ausfiht auf Verehelichung. 

Entſch. v. 26. April 1866, Nr. 3219 (2471 ©.-U.). Der unter nicht. 
erfüllter Zufage der Ehe Gefchwängerten kann die ganz allgemein wegen ber 
Schmerzen bei ber Entbindung, Verluftes ver Ehre und Erſchwerung ihres Fort 
tommens angefprochene Entfhädigung nicht zuerkannt werden; denn nach 8. 1325 
B. ©. gebührt ein Schmerzengeld nur dem an feinem Körper Berlegten, nad 
8. 1380 ibid. dem an feiner Ehre Gekränkten ein Erſatz nur, wenn ihm durch 
bie Ehrenbeleidigung ein wirllicher Schaden oder ein Gewinnftentgang verurfadht 
wurde, nicht auch fhon in dem Fall, wenn ein folder bloß mögli iſt. Das— 
felbe gilt aud) von bem etwa verminderten Fortlommen. Hierzu tritt noch bie 
Erwägung, daß der ausſchließlich von der Entſchädigung einer Berführten han- 
beinde $. 1328 ibid. die berfelden gebührende Schavloshaltung auf die Koften 
ber Entbindung und des Wochenbettes befchränft, welche Hier nicht oder höchſtens 
unter dem unftatthaften Titel des Schmerzengelve® begehrt worden iſt. 

Entid. v. 18. October 1865, Nr. 8765 (©. 5. 1866, Nr. 8). Die 
auf Baterfchaft klagende Partei hat die von ihr behauptete Verführung turd) 
den Geklagten, zur Begründung ihres Anfpruches auf den Erſatz der dboden, 
bettkoſten, zu erweiſen. 

Entſch. v. 10. December 1863, Nr. 8471 (1836 G.-U.). Wenn eine 
Srauensperfon durch das Berfprechen eines Entgeltes oder eines anderen materiellen 
Bortheiles zur Geftattung eines Beiſchlafes verleitet wurde, fo ift das keine Ver⸗ 
führung im Sinne des $. 1328 B. ©. 

Entfd. v. 5. Februar 1861, Nr. 968 (2065 ©.-U.). Die Aufforderungs- 
Hage des von der Gellagten als außerehelihen Vater ihrer Kinder Bezeichneten 
ift unbegründet, weil aus der Baterfhaft nur den Kindern Re, erwachſen, tem 
Geklagten aber über defien Re. nicht ewiges Stillſchweigen auferlegt werben Tann. 
Die nah 8. 1328 B. ©. der Berführten zuftehenden Re. auf Erfag der Ent- 
bindungs- und Wochenbettkoſten hat aber die Geflagte nicht behauptet. 

Entf. v. 24. Juli 1860, Nr. 8621 (©. Big. 1860, Nr. 117). In 
einem Strafurtheile wegen Verführung kann aud über die Vaterſchaft, die Ent- 
bindung®= und die Erhaltungstoften des Kindes entſchieden werben. 

Entfd. v. 28. September 1859, Nr. 7485 (875 ©.-U.). Die exceptio 
plurium concumbentium ift audy gegenüber einer zugleich auf Erfat der Wochen⸗ 
bett- und Entbindungskoſten gerichteten Paternitätöffage unftatthaft. — [Wprfpr. 
der Entfh. Nr. 9376 ex 1867.) 

Entf. v. 28. Auguft 1869, Nr. 7483 (846 G.⸗U.; P. ©. 1078). 
Eine verführte Weihsperfon, weldhe Mutter geworden, hat in Gemäßheit bes 
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8. 1328 ®. ©. keinen Anfprud auf Entfhävigung aus bem Grunde ber ver- 
Tornen Ehre oder ber verminderten Ausficht auf eine künftige Verehelichung. 

Entſch. v. 19. Apcil 1859, Ne. 4198 (773 ©.-U.). Eine ledige Franend- 
perfon, die von einem Manne, durd ein Eheverſprechen verleitet, den Beifchlaf 
geftatiet und in Folge deſſen Mutter wird, hat, wenn fie and fhon früher Mutter 
eines außerehelihen Kindes war, als Verführte Anſpruch auf die Entbindungs- 
und Wocenbettloften. [Aehnl. der Eutſch. Nr. ex 1859.) 

Entf. v. 9. December 1868, Nr. 13228 (680 G.U.; P. ©. 1081). 
Nah 8. 1328 B. ©. hat eine verführte Weibsperfon, wenn fie ein Kind zur 
Welt bringt, bloß den Anfprudh auf Erſatz der Koften der Entbindung und des 
Wochenbettes, ohne Rüdficht auf den Grad und die Art ber Verführung, jede 
an und für fi nod keinen Anfprud auf weitere Entſchädigung; denn wenn auch 
aus einer Ehrenkränlung ein Schaden entſtehen kann, der zu einer Erſatzklage 
Aulag gibt, fo wird hierzu na Inhalt des 8. 1330 ibid. der Beweis eines 
wirklich erfolgten, nicht aber eines bloß vermutheten und wahrſcheinlich bevor⸗ 
ſtehenden Schadens erfordert. 

Entf. v. 4. Yuni 1857, Nr. 3768 (371 ©.-U.; P. ©. 1076). Ber- 
führung iſt vorhanden, wenn bie Frauensperfon durch eine in ihr mittel Bor- 
fpiegelung u. dgl. von Seite des Mannes herbeigerufene Borfiellung und nur 
hierdurch zum Beifchlafe vermocht wurde. 

Entſch. v. 18. Mai 1857, Nr. 4499 (Manz'ihe Sig). Mit der 
Motivirung, daß 8. 1328 B. ©. fjämmtlihe Berpfliätungen, welde 
dem Berführer einer Weibsperfon, mit welcher er ein Kind erzeugt 
bat, obliegen, enthalte und ihm außer dieſen Feine weiteren aufer- 
legt werden können, daß tie verlorne Ehre nah 8. 303 ibid. un«- 
ſchätzbar iſt und die Klägerin in biefer Beziehung keinen wirklid er- 
littenen Schaden nachgewieſen hat — wurde die beanfpruchte Entſchädigung 
verfagt und eingetragen in's Judicateubuch Ar. 32: Eine verführte Weibs- 
perfon, welde Mutter geworben, hat in Gemäßheit des 8. 1328 ibid, 
feinen Anfprud auf Entſchädigung aus dem Grunde ber verlornen 
Ehre oder der verminderten Ausſicht auf eine künftige Berehelihung. 

Entſch. v. 20. December 1855, Ar. 12461 (56 ©.-U.; P. S. 1080). 
Der unter nicht erfühter Zufage der Ehe verführten und entehrten Frauenö- 
perfon gebührt außer dem Erjage der Wochenbett⸗ und Entbindungsfoften eine 
weitere Entfhävigung nad $. 1330 B. ©. nur in dem alle, wenn ihr dur 
diefe Ehrenbeleidigung ein wirfliher Schaden oder Entgang bed Gewinnes ver- 
urſacht worben if. 

Entf. v. 21. Juni 1854, Nr. 6261 (25 ©.-U.). Derjenige, welcher 
eine im ©. mit Strafe bedrohte Handlung begeht, hat aud die Verpflichtung, 
dem Beſchadigten volle Genugihuung zu leiften, und je nach den Umftänden ihm 
fogar den Werth der befonderen Vorliebe defien, was bemjelben entgangen ift 
oder beſchädigt wurde, zu erjegen (88. 1294, 1330, 1331, 1338 u. 1340 8. ©.). 
Diefer Grundſatz ift aud auf bie unter der nicht erfüllten Zufage der Ehe er- 
folgte Verführung und Entehrung einer Frauensperfon anzuwenden, da die An« 
ordnung des 1. Abſ. des $. 1328 ibid. feinem Sinne nad und mit Nüdficht 
auf den 2. Abj. vesfelben Paragraphen lediglich auf jene Fälle ſich bezieht, wo 
eine Verführung und Schwängerung erfolgte, nicht aber auf den, wo fie unter 
einem den Thatbefland eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizeiübertretung 
begrünbenden Nebenumftande ftattfindet. Wollte man im fraglihen Falle bie 
Erfatspflicht des Mannes auf die Geburtd- und Entbinbungstoflen deßhalb ein- 
ſchränken, weil bie Beftimmung des 8. 1328 cit. unbefhränft Iantet, fo müßte 
man venfelben Orundfag in allen anderen Fällen anwenden, gleichviel auf welche 
Weiſe die Verführung erfolgt, und wenngleih, um fie zu vollbringen, irgend 
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eine andere ber verfdiebenen in biefer Beziehung im Str. ©. vorgefehenen Hands 
lungen begangen worden wäre; dieſes wäre widerfinnig und es ift viemehr anzu- 
nehmen, daß der Gefeggeber im 2. Abſ. des erwähnten Paragraphen ſich aus- 
brüdiih auf die allgemeinen Grunbfäge über die aus flrafbaren Handlungen 
ent|pringende Berantwortlicgleit für den Fall bezog, daß folche ſtrafbare Hand⸗ 
lungen mit der Verführung zufammentreffen; — auch ift fein Grund vorhanden, 
zwiſchen den verſchiedenen firafbaren Handlungen zu dem Zwede einen Unterſchied 
zu machen, um die Verführung unter ber nicht erfolgten Zufage der Ehe ber 
Anwendung jener Grunpfäge zu entziehen. Bielmehr macht gerade ver Tert des 
8.251 II. Th. Str. ©. B. von 1803 (8. 506 Str. ©. von 1852) jedem Zweifel 
ein Ende, infofern dort ausdrücklich erflärt ift, daß im Falle der Berführung 
und Entehrung unter der nicht erfüllten Zufage der Ehe der Entehrten das R. 
auf Entfhädigung vorbehalten iſt; da num dort der Fall, dag aus biefer Ver- 
führung und Entehrung eine Schwãngerung entſtanden, nicht vorhergeſehen iſt, 
fo verſteht ſich's von ſelbſt, daß die in jenem Paragraphe vorgeſehene Verpflich- 
tung zur rg ganz unabhängig fei von der Anordnung des $. 1328 
3. ©. Es iſt daher Schadenerfag nicht bloß bezüglich der Krankheits- und 
Entbinvungstoften, fondern aud bezüglich des Nachtheiles zuzuerkennen, welcher 
mit dem Verluſte der Ehre durch die außerehelihe Mutterſchaft untrennbar ver 
bunden ift. — [Worfpr. den neueren Entſch.en.] 


2. an der yerfönlicen Freiheit; 


(8. 19889 — vgl 548; 870; 1295, 1828, 1825 ®. ©.: 85. 90, 91, 9, 881 868, 869, 871, 378, 
ren Sull 1918, Sr 118: 9 8.6. 0. 30, Deeemder 1667, 8. 16ER. 0. 0) 


8. 1329. Wer Jemanden dur gemwaltfame Entführung, durch Privat-Gefangennehmung, 

oder vorfäglic durch einen widerrechtlichen Arreft feiner Freiheit beraubt, ift verpflichtet, dem 

Berleigten die vorige Freiheil und volle Genugthuung zu verſchaffen. Kann er ihm bie Freiheit 

nicht mehr verfchaffen; fo muß er deffen Weise und Kindern, wie bei ber Tödtung, Erfag 
Teiften. 

Entſch. v. 27. Mai 1874 Nr. 3818 (6375 ©.-U.). Der Kläger hat 
nit einmal behauptet, daß er durch die gefänglihe Anhaltung einen 
Schaden erlitten oder eiuen Gewinn eingebüßt habe. Es kann ihm 
daher dafür nichts zugefprohen werden. Was er aber fonft nod . 
gemäß 8. 1329 B. ©. zur vollen Genugthuung fordern konnte, hat 
er nah Befchaffenheit der ihm zugefügten Beleidigung durch die 
gerihtlihe Beftrafung des Beklagten bereits erlangt. 

Entſch. v. 31. Mai 1854, Nr. 5450 (P. ©. 1082). Die Freiheit ift 
ein unfhägbares Gut, deſſen Entziehung eine Erftattung nicht zuläßt. 


3. au der Ehre; 


(8. 1880 — vl. 1206, 1086, 1809 D. B.; St. ©; 19 u. 89 vom - 
Rn Deeinber 16h, A 6. 6, 0.1. 1008) * — 


8. 1380. Wenn Jemandem durch Ehrenbeleidigungen ein wirklicher Schade oder Entgang 
des Gewinnes verurſacht worden iſt; fo iſt er berechtiget, Schadloshaltung oder volle Genug · 
thuung zu fordern. 

Siehe auch die Entsoh,en bei f. 1928. 


Entf. v. 29. Yuli 1875, Nr. 5621 (5815 ©.-U.) Wenn es auch 
richtig if, daß nad $. 283 Str. Pr. D. v. 9. 1853, unter deren Wirkfamteit _ 
Geklagter der an den Kläger begangenen Uebertretung der Chrenbeleivigung _ 
ſchuldig erfannt wurde, das Strafurtheil auch die Entſcheidung über die privat 
rechtlichen Anſprüche zu enthalten bat, fo ift diefe Vorſchrift doch nur unter der 
Borausfegung zu beobachten, daß überhaupt privatrechtliche Anfpräde im Strafe 
verfahren geltend gemacht wurden, unb Tann eine Unterlaſſung dieſer Geltend⸗ 
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madhung im Strafverfahren in keiner Weile dahin aufgefaßt werben, daß fie 
als eine ſtillſchweigende BVerzihtleiftung auf bie Geltendmachung and für bem 
Civilrechtsweg anzufehen ift [ogl. auch 88. 365—379 und 88. 380—395 
der neuen Str. Pr. D. v. 23. Mai 1873]. 

Eutſch. v. 26. April 1866, Nr. 3219 (2471 ©.-U.). Der unter nicht 
erfüllter Zufage der Ehe Gefhmwängerten lann die ganz allgemein wegen ber 
Schmerzen der Entbindung, Berluftes ver Ehre und Erfhwerung ihres Fort 
tommens angefprodhene Entiſchädigung nicht zuerkannt werben; benn nad) $. 1325 
B. ©. gebührt ein Schmerzengeld nur bem an feinem Körper Verletzten nad) 
8. 1380 ibid., ven an feiner Ehre Oekränkten ein Erfag nur, wenn ihm buch 
die Ehrenbeleidigung ein wirklicher Schaven und Gewinnftentgang verurfacht wurbe, 
nicht auch ſchon in dem Falle, wenn ein folder bloß möglich if. Dasfelbe gilt 
and von dem etwa verminderten Fortlommen. Hierzu tritt noch die Erwägung, 
daß der ausfhließlih von der Entfhäpigung einer Berführten hanbelnde $. 1328 
cit. die derfelben gebührende Schavloshaltung auf die Koften der Entbindung und 
des Wochenbettes beſchränkt, welche hier nicht oder höchftens unter dem unflatt» 
haften Titel des Schmerzengelves begehrt worden ift. 

Entf. v. 21. Juni 1854, Nr. 6261 (25 ©.-U.). Derjenige, welder 
eine im ©. mit Strafe bedrohte Handlung begeht, Hat aud bie Verpflichtung, 
dem Beſchädigten volle Genugthuung zu Teiften und je nad ben Umftänden ihm 
fogar ven Werth ber befonveren Vorliebe defien, was demſelben entgangen ift 
oder befhädigt wurde, gu erfegen ($$. 1294, 1330, 1331, 1338 u. 1340 
8. G.). Diefer Grundfag ift auch auf bie unter ber nicht erfüllten Zufage der 
Ehe erfolgte Verführung und Entehrung einer Frauensperfon anzuwenden, da 
die Anorbnung des 1. Abſ. des $. 1328 ibid, feinem Sinne nad und mit Rüd- 
fiht auf den 2. Abſ. desfelben Paragraphen lediglich auf jene Fälle ſich bezieht, 
wo eine Verführung und Schwängerung erfolgte, nicht aber auf den, wo fie 
unter einem den Thatbeftand eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizeiüber- 
tretung begründenden Nebenumſtande ftattfindet. Es ift daher auf Schabenerfag nicht 
bloß bezüglich der Krantheits- und Entbindungstoften, fondern auch bezüglich des 
Nachtheils zu erkennen, welcher mit dem Verluſte der Ehre durch die außerehe⸗ 
FH — untrennbar verbunden iſt. — Worſpr. den meiſten neueren 

tſch.en. 


4. an dem Vermögen; 
($. 1881 — vgl, 89. 1893, 1994 ©. ©.; Str. Br. O. und Str, G.) 
8. 1981. Wird Jemand an feinem Vermögen vorfäglich ober durch auffallende Sorglofigkeit 
eines Andern beſchädiget; ſo iſt er auch den entgangenen Gewinn; und wenn der Schade 
vermittelſt einer durch ein Strafgeſetz verbotenen Handlung, oder aus Muthwillen und 
Schadenfreude verurſacht worden iſt, den Werth der beſondern Vorliebe zu fordern berechtiget. 


Entſch. v. 9. März 1876, Nr. 13144 (6057 G.⸗U.). Wenn bereits 
im Strafverfahren bie fubfiviäre Haftung des Egthrs. der Plätte, melde in 
Folge nadjläffiger Führung des Steuermannes ein anderes Schiff beſchädigte, 
und zwar felbft bezüglich der wider den Steuermann verhängten Gelbftrafe von 
der politifhen Behörde (gemäß 8. 30 der Strompol.O. v. 21. Februar 1846, 
Nr. 44 9. ©. ©.) ausgeſprochen worden ift, faun von bem Civilrichter vie 
Haftung des Plätteneigenthlimers auch für den Gewinnentgang nit mehr in 
Frage geftellt werben. 
Entf. v. 17. October 1872, Nr. 7722 (4742 G.-U.). Dem Pächter 
. des Gafthaufes, deſſen Befiger gepfändet wurde, fteht wegen des Entganges ber 
Benägung eines Zimmers, in weldem gepfändete Effecten des Erecuten unter 
Sperre gehalten wurden, Fein Schadenerfaganfpruc gegen den Erecutionsführer 
zu, weil nad F. 1294 B. ©, ein folder Anſpruch nur dann begränbet if, 
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wenn ber Schaden durch eine widerrechtliche Handlung ober Unterlaflung ver 
urſacht wurde; ber bei ber Executionsvornahme nicht gegenwärtige Gellagte 
aber nur von feinem R. Gebrauch gemadt hat. War die Amtshanblung bes 
rer nicht correct, fo fand dagegen bie Beſchwerde offen [Schluß⸗ 
olgerung]. 

ea. v. 14. December 1870, Nr. 7737 (3991 ©.-U.). Ein über 
eine Beſitzſtörung ergangenes Proviforialertenntnig begründet für den Kläger nad, 
Umftänden ven rechtlichen Titel zum Schabenerfaganfprude. 

Entf. v. 28. Detober 1870, Nr. 5812 (3931 ©.-U.). Die Klage 
auf Herausgabe von Bäumen, welde Kläger am Stamme kaufte mit der Berech⸗ 
tigung, fie zu fällen und aus dem Walde zu fchaffen, oder Zahlung bes Werthes 
derſelben, ftelit fh ihrem Wefen nad zugleich als eine Eigenthumsklage in 
Sinne des 8. 366 B. ©. dar und ift als folhe durch die Erforderniſſe ter 
88. 369 u. 370 ibid. bebingt, welche aber der Kläger nicht erfüllte; fie bezielt, 
foweit fie auf Zahlung geht, die Erlangung des Wertes ber vorenthaltenen 
Sachen, fomit eine Entfhäbigung (98. 1295, 1323, 1331 u. 1832 ibid.), 
mithin fteht ihre die beffagterfeit8 nad $. 1489 ibid. eingewenbete Big. ent⸗ 
gegen, da die auf alle Entſchädigungsklagen gleichmäßig ſich beziehende Verjãh⸗ 
rungsvorſchrift dieſes Paragraphen auch bei dem auf einen Kauf beruhenden 

Berhältnig Anwendung hat. 

Eutid. v. 27. April 1869, Nr. 8603 (Sc. I). Zum Exfage eines 
durch eine ftrafbare Handlung nur mittelbar —8 Schadens gibt es keine 
Verpflichtung. 

Entſch. v. 1. Auguſt 1861, Nr. 4683 (Tribüne 1861, Nr. 207). Durch 
boshafte Unterlaffung der Verhinderung eines Verbrechens wird der Vorſchub⸗ 
leiſtende folidarifh zum Schabenerjage verpflichtet. 


(6. 1883 — vgl. 95. 305, 1828, 1984 ©. ©.) 
8. 1388. Der Schade, welder aus einem mindern Grabe bes Verfehen® ober ber Nach ⸗ 
laſſigkeit verurfacht worden ift, wird nad dem gemeinen Werthe, den bie Sache zur Zeit ber 
Beſchädigung Hatte, erſetzt. 


Inſonderheit durch Berzögerung der Zahlung. Verzogerungszinſe. 
— e Ks er dem — 8 m, gene ee 
sember — mob @ © ib. eo Din, Fin. Tin, 

Bog.en v. 26. Rovember 1856, 8. 31094 eg v» %. ehnarı 1887, a 41481.) 

8. 1838. Der Schade, weldgen der Schuldner feinem Gläubiger durch Berzögerung bet bes 
dungenen Zahlung des ſchuldigen Capitals zugefügt hat, wird durch die von dem Gefege 
beftimmten Zinfen vergütet ($. 995). 

Entf. v. 22. December 1875, Nr. 10084 (6952 on): Im Eigen« 
thumsrechte ift auch die Befugniß begriffen, jeden Anderen won dem Beſitze ber 
Sade auszuſchließen und die vorenthaltene Sache von Jedem zu fordern (8. 366 
8. ©.). Wird der Egthr. daran gehindert, fo ift, wenn nicht ein gefeglih be» 
dungener Ausnahmsfall eintritt, der Verleger ſchuldig, den Erſatz zu leiſten — 
‚ nämli& bie Sache in den vorigen Stand zurädzuverfegen, beziehungsweife deu 

Werth zu vergüten (8. 1323 ibid.). Zur Begründung biefes Anſpruches if 
keine weitere Borausfegung erforberlih. Den Umftand, daß bie getroffene Die- 
pofition mit Einwilligung des Egthrs. erfolgt fei, hat baher ber Gellagte zu 


en. 
Entfd. v. 9. BE Nr. 9771 (5932 G.-U.). Der ans einem 
irriger Weife als Darlehei’"bezeichneten Vtg., wornady die Geklagten 5 Stück 
Actien leihweife mit der Verpflichtung erhalten haben, fie binnen 6 Monaten in 
natura aurüdzuftellen, erhobene Anfprud auf Erfa ber für die Zeit ber mora 





— 
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ber Schulder berechneten bpercentigen Iutereſſen, Dividenden und Differenz der 
Curswerthe iſt im ©. begründet. Die angeſprochenen Erſätze find fein Ana⸗ 
der Verzugszinſen, ſondern betreffen das Erträgniß des geliehenen Gegen⸗ 
andes. 

Entſch. v. 26. Februar 1873, Nr. 1507 (4891 G.-U.). Wer eine 
BVertragspflicht verletzt, hat dem Berechtigten den dadurch zugegangenen Schaden 
zu erfegen und das Intereffe im weiteren Sinne dafür zu leiften. Folglich Tann 
ber Berechtigte forbern, daß ihm jene Bermögenspifferenz, welche durch die Preis- 
verminderung des Leiflungsgegenftandes zur Zeit ber wirklichen, gegenüber ber 
vertragemäßigen Leiftungsgeit, entfteht, ausgeglichen und jene Wermögensver- 
mehrung, welche er bei rechtzeitiger Leiftung nothiwendig zu erwarten gehabt hätte, 
erfegt werde. Diefes fowohl von dem B. ©. als dem H. ©. ausgefprodyene 
Schadenerſatzrecht wird bei Goldzahlungen in der Regel nur in ber Yorberumg 
des Erfages des entgangenen Gewinnes auftreten (8. 1838 B. ©.), allein ein 
weiteres Erſatzrecht wird baburd ‚nicht ausgeſchloſſen, ſondern ift daun begrüntet, 
wenn durch vie verfpätete Zahlung ber Gläubiger nicht dasfelbe dem Werthe 
nad enthält, was er zu fordern beredtigt war. — Wenn bemnad die zu zahlen- 
den Goldmünzen zur Zeit der wirklich erfolgenden Zahlung einen geringeren 
Werth haben, als fle am Tage der vertragsmäßig zu leiftende Zahlung hatten, 
fo erleidet der Kläger deßhalb, weil ihm die Zahlung verfpätet geleiftet wurde 
einen wirklichen vermögensrechtlichen Nachtheil und diefe Differenz muß ihm als 
wirklicher Schaden neben ben gefeglichen Berzugszinfen erfegt werben. Es kann 
fih dagegen nit auf $. 1333 ibid., noch auf das Hofd. v. 18. Jänner 1842, 
Nr. 592 I. ©. S., berufen werben; benn 8. 1333 B. ©. fett, abgefehen davon, 
daß ihm Art. 283 9. ©. entgegenfteht, voraus, daß nicht eine Werthsdifferenz 
des zu zahlenden Goldes zwifchen Berfall- und Zahlungszeit eintrat, das Hofd. 
aber findet nur auf Forderungen Anwendung, welche eine andere Sache als Geld 
zum Gegenſtande haben. 

Entfd. v. 7. November 1872, Nr. 9895 (4766 ©.-U.). Nah dem 
8. 685 B. ©. tönnen Vermächtniſſe in der Regel nad Einem Jahre vom Tobes- 
tage des Erblaſſers gefordert werden und biefem R. des Legatard entſpricht die 
Pfliht des Erben zur Zahlung nah Jahresfriſt. Da nun ber Bellagte 
innerhalb dieſer Verfallsfrift feine Verbindlichkeit nicht erfüllt hat, fo muß er, 
gleichviel ob der Legatar ibn darum gemahnt hat ober nicht, nad 88. 1333 
u. 1334 ibid. die Berzugszinfen zahlen, weil da, wo die Berfallszeit durch ©. 
oder Big. beftimmt ift, es einer befonderen Mahnung an den Verpflichteten nicht 
bebarf und der Bellagte zudem nicht in Abrede ftellte, daß er feine Verpflichtung 
in Betreff des Legates bes Klägers gekannt hat. 

Eniſch. v. 30. Nevember 1870, Nr. 10371 (5973 ©.-U.). Das Ueber 
einfommen, wornad der Schaden aus dem Verzugs ber Rüdzahlung eines ohne 
hin verzinslihen Darlehens nach einem befonderen, dem Börfenfpiel entlehnten Maß · 
ftabe (Eurspifferenz gewifler Werthpapiere) zu vergäten ift, fällt unter bie Sanction 
bes 8. 1336 B. ©. (Conventionalftrafe), Da das Uebereinlommen vor dem 
1. Yänner 1867 getroffen wurbe, ift der Anfprud auf diefe Conventionalftrafe 
abzuweifen; denn das die Zinfenbefhränkung (8. 995 ibid.) aufhebende ©. vom 
14. December 1868, Nr. 160 R. ©. B., wirkt glei) dem ©. v. 14. Juni 1868, 
Nr. 62 R. ©. B., auf vor Beginn feiner Wirkſamkeit errichtete Rechtsgeſchäfte 
nicht zurüd, Dem mit feiner Yorderung an Capital und höchſten vertrags- 
mäßigen Zinfen befriedigten Gläubiger fteht aber nad) 88. 995, 996, 1388 u. 
1386 und 8. 5 B. ©. kein weiterer Schabenerfaganfprud zu. 

Entfd. v. 19. Auguft 1869, Nr. 9049 (Sch. II). Eiſenbahngeſellſchaften 
tönnen nicht an ben Stationsorten, ſondern auch binficgtlid der von den Stationen 
abgeſchloſſenen Geſchäfte nur am Sige ihrer Directton, gellagt werben. , 
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Entſch. v. 4. Auguft 1868, Nr. 6286 (3104 ©.-U.). Wenn dem Oläu- 
biger in einem vor dem 1. Jänner 1867 gefällten Urtheile 4 Percent Verzugs- 
richtig Bertragd-) Zinfen vechtöfräftig zugefprochen find, lann berfelbe nach dieſem 
ee weber 4 nod weitere 6 Percent Verzugszinſen beanfpruden, weil 
feine Verzögerung im Sinne des 8. 1833 B. ©. vorliegt, fondern nur die Ver— 
flreihung einer urtheilgmäßigen Friſt mit der folge des Executionsrechtes für den 
Gläubiger [Schlußfolgerung]. Die Beſtimmung bes 8. 2, alinea 1 ©. vom 
14. December 1866, Nr. 160 R. ©. B., darf nad alinea 2 ibid. auf bereits 
rechtskräftig entſchiedene Angelegenheiten nicht angewenbet werben. 

Entf. v. 17. December 1867, Nr. 10470 (2948 ©.-U.). Die Ber- 
pflihtung des Verurtheilten zur Zahlung der gefeglichen Verzugszinfen und das 
Executionsrecht des Gläubigerd auch bezüglid; diefer Zinſen folgt, aud wenn im 
Urtheil dieß nicht befonders ausgebrüdt ift, ipso jure aus 88. 1833 u. 1334 
8 


Entf. v. 13. Februar 1867, Nr. 743 (©. Zig. 1867, Nr. 30). Wirb 
die Fäligfeit einer Schuld vom Eintritte eines Ereigniffes abhängig gemacht, fo 
laufen die Berzugszinfen von dem Tage, an weldem ver Gläubiger dem Schuldner 
den Eintritt des Ereignifjes bekannt gibt und ihn zur Zahlung aufforvert. 

Entf. v. 7. Auguft 1866, Nr. 5014 (2567 ©.-U.). Der ohne ihr 
Verſchulden geſchiedenen Gattin gebühren vom Tage der Klage an nicht nur bie 
Alimente, fondern aud von den fälligen Alimentationsraten die gefeglichen VBerzugs- 
zinfen, da von biefem Zeitpunfte an die Unterlaffung der, wenn auch damals nicht 
gerichtlich fixirten Alimentation, der Natur der Sache nach ein Nachtheil 
war, den die Klägerin an ihrem N. erlitt, und welcher nad) 88. 1333 u. 
1334 B. ©. ihr mittelft Entrichtung der Berzugsinfen von der gericht« 
lichen Einmahnung an gerechnet, der Geklagte zu erfegen ſchuldig if. 

Entſch. v. 28. November 1865, Nr. 9397 (©. H. 1866, Nr. 4), Der 
Anſpruch auf Verzugszinfen von in natura zu leiſtenden Sachen iſt ſelbſt dann 
unzuläffig, wenn das Begehren alternativ auf Zahlung in Geld geſtellt wird. 

Entfd. v. 20. Mai 1863, Nr. 3378 (©. 9. 1863, Nr. 42). Bei 
Forderungen, welche erft dur die Mahnung fällig werben, find, wenn nicht bie 
vorläufig gefhehene außergerichtliche Mahnung erwiefen ift, die Verzugszinſen 
erft vom Tage ter Zuftellung der Klage im Urtheile zuguerfennen. 

Entf. v. 4. Juni 1861, Nr. 3113 (1337 ©.-U). Die geſetzlichen 
Berzugszinfen genießen bei Executionen ober im Concurſe diefelben Prioritäts- 
rechte wie bie Hauptforberung jelbft. 

Entid. v. 4. Yuni 1861, Nr. 3111 (1366 ©.-U.). Die Yutereffen, 
welde in Gemäßheit der Min. Vog. v. 6. April 1856, 3. 50, von Gebühren 
aus Bermögensübertragungen im alle des Zahlungsverfäumniffes zu entrichten 
waren, find nit eine Strafe, fondern bilden gemäß 8.1338 B. ©. den Erſatz 
des dem Aerar durch Verzögerung der Zahlung der Gebühr zugefügten Schadens; 
fie machen das Zugehör der Hauptforderung aus, daher venjelben das gleiche 
Vorrecht mit der -Hauptferberung zulommt. 

Entid. v. 19. März 1861, Nr. 1982 (1286 G.-U.). Unter dem in 
8. 1333 8. ©. gebrauchten Ausprud „Kapital“ ift jede Forderung in Geld zu 
verftehen, fie mag aus einem Darlehen oder and einem anderen Rechtstitel — 
nur nicht aus dem der Zinſenverpflichtung, da Zinſen von Zinſen nie genommen 
werben dürfen ($. 998 B. ©. [Einfluß der ſeitherigen Aufhebung der Zinfen- 
befcyräntungen ?]) — herrühren. 

Entf. v. 13. October 1858, Nr. 10534 (P. ©. 1090). Der Wechſel⸗ 
inhaber ift, ungeachtet der unterlafienen Proteftintimation, berechtiget, von feinem 
Bormanne Berzugszinfen — zwar nidt vom Verfallstage des Wechſels, wohl 
aber vom Klagstage angefangen — zu begehren. 
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Entfd. v. 23. Februar 1858, Ar. 907 (514 &.-U.). Die fpeciell für Gelb- 
forderungen aufgeftellte Norm des 8. 1333 B. ©. flcht dem Zufprude eines 
Schadenerſatzes wegen Verzögerung einer nidt in Bargeld befichenden Leiflung 
durch Zahlung von Verzugszinfen nicht entgegen. Rad ber Bertragsurfunde 
ſteht es fefl, daß der Kläger dem Beklagten ven Gebrauch der Staats- 
obligationen nit unentgeltlih überlaffen wollte, da er hierfür einen 
Bergätungsbetrag von 420 Lire auf die im Big. feſtgeſetzte Gebrands- 
zeit fi bebungen und vom Bellagten aud wirklich erhalten hat. Wenn 
nun durch die Schuld des Letzteren die Zurüdftellung der Obligationen 
in der vertragsmäßigen Zeit nicht erfolgte; daburd ber Kläger an 
ver Benützung bderfelben verhindert wurde und fortan der Gefahr 
ausgelegt blieb, daß der Beklagte zu feinem Schaden über die Db- 
ligationen frei verfüge, fo gebührt ihm hierfür allerbinge eine Ber- 
gütung, deren Höhe mit Anwendung bes im Btg. von ben Parteien 
felbft dargebotenen Maßſtabes zu beflimmen war. 

Entſch. v. 9. Iuni 1857 Nr. 5224 (378 ©.-U.). Weber die An- 
ordnung des Hfd. v. 1. März 1809, Nr. 886 3. ©. ©. (Wechſelg. I 
Nr. 1737), über bie Berzugszinfen "bei bedungenem Berfallstage im 
Eoncurs, nod jene des Hfd. v. 4. Iuni 1824, Wr. 2012 9. G. ©. 
Beihfelg. I Nr. 1634), über die Anweifung der Eoncursmaffe zur 
verhältnißmäßigen Befriedigung der Gläubiger ändert das den 
Legteren aus dem ©. fließende R. (88. 995, 1333 B. ©.) von ber 
Concursmaffe ebenfowohl wie früher vom Schuldner die Berzugs- 
jiufen von dem Zage ber Einklagung ihrer Forderung an zu verlan- 
gen, ſobald das diefe Forderung zuertenende oder liqnibirenbe Urtheil 
diefelben als bereits befiehend und verfallen, und nicht anf einen 
beftimmten erft künftigen Zeitpunkt hingewiefen, anerkennt. 

Entf. v. 11. Februar 1857, Nr. 114 (293 ©.-U.). Gleich nad dem 
Tode ber Mutter hätte ihr Heiratsgut entweber ben Berechtigten zurückgeſtellt 
oder zu Gericht erlegt werben follen; von biefem Tage an genoß aljo ber gellagte 
Witwer den Ertrag, ohne dafür ein Entgelt zu geben, hörte auf bonse fidei 
detentor zu fein, und muß daher nad; übereinftimmender Anorbnung ber 88. 335, 
338, 1333 ©. ©. zur Zahlung ver 4 percentigen [6 percentigen] Berzugszinfen 
verurtheilt werden, 

Entſch. v. 16. April 1856, Nr. 3673 (191 ©.-U.). Bei Schuiden, 
hinſichtlich welden die fogleihe Zahlung verabrebet murbe, find die Berzugszinfen, 
weil der Ausdruck „ſogleich“ die Fixirung eines Termines nicht zuläßt, erſt vom 
Ru an zu entrichten. 

Entfd. v. 4. März 1856 Nr. 1063 (170 ©.-U.). Aehnl. der Eutſch. 
Nr. 1982 ex 1861. 

Entſch. v. 30. November 1855, Nr. 9990 (©. H.1866, Ar. 21). Der- 
jenige, welcher fi) weder ausdrücklich noch ftiljhweigend zur Anwendung einer 
befonderen Sorgfalt verpflichtet hat, bleibt bloß für die ſchuldbare Verzögerung 
bei Anwendung des gewöhnlihen Fleißes haftend. 

Entfd. v. 1. Auguft 1855, Rr. 7117 (117 ©; ®. ©. 1088). 
Wenn bei einem Kaufvertrage ber Kaufpreis erſt bei ber Uebergabe der Dee 
fauften Sache feftgefegt und bezahlt werben fol, beginnt die mora erft von der 
Zeit der erfolgten Uebergabe. 

— Entf. v. 15. Mai 1855, Nr. 4494 (P. ©. 1089). Bei Wechſeln, 
wobei eine Präfentation nicht vorgeſchrieben iſt, muß nicht der Schuldner den 
Wechſelbetrag dem Gläubiger überbringen, fondern biefer ift nad Art. 38, 
39, 40 u. 91 der W. O. verpflichtet, die Zahlung beim Schuldner abzuholen. 
Entf. v. 16. Jänner 1855, Nr. 18938 (61 ©.-U.). Ein Brief, in 


— 
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welden der Schuloner beflätigt, von bem Kläger ein Darlehen non & fl. erhalten 
zu haben und ſich verpflichtet, vasfelbe mit einem beftimmten Bercent zu verzinfen 
gegen Auffünbigung aber ——— — hat alle Merkmale einer Schuld⸗ 
urkunde im Sinne des $. 1001 B. © 

Entſch. v. 11. April 1854, Nr. 3486 (P. ©. 1086), Wenn ein ber 
dingtes Endurtheil gefält wird, fo gebühren die Verzögerungszinfen erſt von 
dem Momente der Erfüllung der feftgefegten Bedingung; wenn alſo auf einen 
Schägungseid erfannt wurde, erft von bem Lage, an welchem der Schägungseid 
abgelegt, oder an welchem entfhieden wurde, daß er für abgeſchworen zu halten fei. 

Entf. v. 3. Yuni 1852, Nr. 4187 (P. S. 1091). Bon einem erft 
nad Erbffnung bes Concurſes gegen den Schuldner verfallenen Eapitale gebühren 
dem Gläubiger vom Verfallstage an die Berzugszinfen. 

Entf‘. v. 22. December 1851, Nr. 9187 (PB. ©. 1092). Berzugs- 
zinſen von nad ber Koncurderöffuung fällig gewordenen Forderungen find zu« 
läffig. Die Behauptung, daß die Concursmaſſe deßhalb Teine mora treffe, 
weil die Concurseröffnung eine gefeglihe Suspenfion aller Zahlungen bewirke, 
iſt unrichtig. 

G. 1884 — vgl, bei $. 1393 und eingangs des Kaupifl. cit.) 
9 1834. Cine Verzögerung fällt einem Schuldner Überhaupt zur Laft, wenn er den burch 
Gefeg oder Vertrag beftimmten Zaplungstag nicht zubäft; oder wenn er in dem Balle, daß 
die Zahlungszeit nicht beftimmmt ift, nad dem Tage ber geſchehenen gerichtlichen oder außer- 
gerichtlichen Einmahnung fi nit mit dem Gläubiger abgefunden hat. 
Siehe auch die Entsch.en. bei $. 1333, 

Entf. v. 31. Jänner 1878, Nr. 14732 (©. H. 1878, Nr. 70). Eın 
zu frommen Zweden beftimmtes Legat muß nad 88. 685 u. 1334 B. ©., 
Hof. v. 12. Juli 1822, Nr. 1880 9. ©. S., und daſelbſt bezogenem Hoftzld. 
v. 27. Juni 1822 fammt gefeglihen Zinfen vom Tobestage des Erblaſſers an 
bezahlt werben. 

Entſch. v. 7. Juni 1876, Nr. 4498 (Manz'ſche Sig). Durch den Ein- 
tritt des Verfallstages des Wechſels allein ift der Wechſelſchuldner nod nicht in 
mora. Denn abgefehen davon, daß aus ber Vorſchrift des Art. 50 feine 
Bolgerung für die aufgeworfene Frage abgeleitet werden fann, indem 
derfelbe von Regreßanſprüchen des Wecfelinhabers gegen Dritte 
fprit, und die durch Proteftlevirung conftatirte Präfentation zur 
Zahlung vorausſetzt, bewirkt der Wechfelfhulpner durch die Zahlung 
allein die Erldfhung des Wechſels nit; und wenn er aud mit dem 
Berfallstage zur Zahlung verpflichtet ift, fo hat ergegen ben Wechſel⸗ 
inbaber das R., nicht nur wie bei der gemeinrehtlihen Forderung 
eine Onittung, fondern aud tie Rückgabe des Wechſels zu verlangen, 
und bevor diefer nit mit der Forderung auf Zahlung aud zur Rück— 
ſtellung besfelben fi bereit zeigt, was durch die Präfentation und 
in Ermanglung berfelben durch die Wechſelklage geihieht, ift zwar mit 
dem Eintritte der Berfallszeit die Zahlung fällig, aber der Wechſel⸗ 
ſchuldner daburd allein nicht zur Zahlung verpflichtet, und dieß um- 
foweniger bei dem auf Ordre geftellten Wedel, bei welden ber 
Schuldner ven Wechſelinhaber, bevor er fih als folder Legitimirt, 
gar nit fennt und deffen Zahlung überhaupt nur am Orte der Aus- 
ftellung oder des Domicils geleiftet werden muß. Mag der Art. 40 - 
der W. O. vad Art. 98, 5 aud auf eigene Wechſel Anwendung finden, 
fo würde dieſe Beftimmung für die Frage nur dann von Entfheidung 
fein, wenn baraus die Verpflihtung des Wechſelſchuldners zur De— 
ponirung der Wechſelſumme, wenn die Zahlung zur Berfallszeit nicht 
gefordert wird, abgeleitet werben könnte. - Allein der Art. 40 räumt 
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dem Wechſelſchuldner lediglich das R. zur gerihtlihen Hinterlegung 
feiner Schuld ein, legt ihm aber hierzu keineswegs bie Pflicht auf, 
und es kann, fo lange der Wechſelinhaber feinen Willen, die Zahlung 
zu fordern, nit durd bie Präfentation oder die Klage bekundet, 
von einer mora solvendi nicht die Rede fein, da mit ber Zahlung 
der Schuldner zugleid das R. auf eine Gegenleiftung, nämlid bie 
Rüdftellung des Wechſels erlangt. Es gilt daher der Grundſatz des 
8. 1334 B. ©.: „dies interpellat pro homine“ im gegebenen Yalle 
nit. — Mit diefer Motivirung wurde einzutragen befdloffen in's Sprud- 
repertorium Re. 87: Der Ausfteller eines trodenen Wechſels ift zur 
Zahlung von Berzugszinfen nit vom Verfallstage, fondern erſt von 
der Präfentation des Wechſele zur Zahlung, und in Ermanglung 
berfelben von der Zuftellung ber betreffenden Klage verpflichtet. 

Entſch. v. 14. April 1874, Nr. 2882 (5329 G.⸗U.). Im falle einer 
Srfagpfliht nah $. 1042 B. ©. Tönnen den Schuldner nur jene gefeglihen 
Folgen treffen, die aus der Nichtbefriebigung des Klägers nad erfelgter Ein⸗ 
mahnung der Forderung fi ergeben, weßhalb hier die im 2. Abſ. bed 8. 1334 
ibid, vorgefehenen Beftimmungen Anwendung finden. 

Entfd. v. 24. October 1872 Nr. 6531 (Manz’ihe Slg.), eingetragen 
in’® Spruchrepertorium Nr. 28: Die mora bes Bermächtnißſchulduers 
beginnt am gefeglihen Zahlungstage (8. 685 B. ©.) ohne Auffor- 
derung des Gläubigers zur Zahlung. 

Entſch. v. 11. December 1869, Nr. 8990 (Sch. IN). Berzugszinfen 
an dem Kaufpreife einer Waare find, wenn dießfalls kein befonderes Ueberein« 
tommen befteht, vom Tage der Uebergabe der Waaren (nicht erſt vom Rlagstage) 
an zuzufpredhen, dagegen in feinem Falle Verzugszinſen von biefen Zögerungszinfen. 

Entſch. v. 27. November 1867, Nr. 9701 (2933 ©.-U.). Der im 
8. ©, 3. B. in 88. 388, 824, 1334 anerkannte Örundfag, daß ber durch 
rechtstkräftiges Urtheil begründete Rechtoſpruch derart zurückwirke, daß das zuer⸗ 
kannte R. bereits zur Zeit ber Klageſtellung beſtand, berechtigt nicht zum An⸗ 
ſpruch eines Erſatzes von Schäden, welche durch den gerichtsordnungsmäßigen 
Gebrauch proceſſualer Re. ſeitens des gutgläubigen Gegners zugefügt worden 
wären. (Sequeſtration 88. 387, 888, 392, 393 weſtgal. ©. O., 8. 1324 B. ©.) 

Entfd. v. 13. Februar 1867, Nr. 743 (3742 ©.-U.). Die Klägerin 
war berechtigt, fobald fie ſich verehelicht hatte, wa® am 1. Auguft 1864 geſchah, 
von ber Geflagten das Darlehenscapital zu verlangen. Weil aber dieſe Ber 
fallszeit feine im voraus beftimmte, fondern eine zufällige war, hatte die Klägerin 
die Geklagte, unter Belanntgebung bes Ereignifies, von welchem bie Fälligkeit 
abbing, zur Zahlung zu mahnen, was fie erſt anfangs December 1864 that; es 
tritt daher die Verpflichtung der Geklagten zur Entrichtung der Zögerungszinfen 
erft mit 1. December 1864 ein (8. 1334 8. ©.), und können felbe umfoweniger 
v. 2. Auguft 1864 an zuerkannt werben, als gar nicht behauptet wurde, die Ge⸗ 
Hagte habe von der Verehelijung der Klägerin und dem bießfälligen Tage Kenntniß 
gehabt. War aber die Klägerin befugt, v. 1. December 1864 an 4 Percent 
Zinfen zu begehren, fo hat fie nicht nöthig gehabt, diefes ihr bereits erwachfene 
R. noch eigens fi vorzubehalten, ale fie im December 1864 der Gellagten 
nod einige Zeit zuwarten zu wollen erklärte. 

Entſch. v. 31. Mai 1864, Nr. 3658 (2704 ©.-U.). Bon einem Legate, 
welches nad) 8. 685 B. ©. ein Jahr nah bem Todestag des Teſtators ges 
zahlt werben fol, gebühren die Verzugäzinfen von bem ſonach fi ergebenven 
Zahlungstage an, nad} der Regel dies interpellat pro homime [Schlußfolgerung ?], 
zumal vorliegend durch die „a Conto des Legates“ erfolgte Zahlung der Beweis 
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erbracht ift, daß der Legatar nach jenem Zeitpunlte in der That bie Zahlung 
gefordert nnd der Erbe die Forderung im ganzen Umfang: anerkaunt hat. Aus 
der Beflätigung, „a Conto bed Legates* etwas erhoben zu haben, darf nicht ge 
folgert werden, daß die ganze Zahlung auf Abfchlag der Capitalsſchuld erfolgte, 
da unter „Legat“ fowohl das Capital als deſſen Accefforirung die Zinſen zu ver- 
ſtehen find und fomit nach 8. 1416 ibid. zunächſt die damaligen Morazinfen 
abzurechnen find. 

Entf. v. 12. Februar 1862, Nr. 150 (1481 G.⸗U.). Im Falle ver 
Bereicherungsklage gebühren Berzugszinfen erft von der Klagsanſtellung ab, weil 
— nah eingetretener Big. des Wechſelrechtes — für die Haupt- 
forderung weder durch Btg., noch durch das ©. ein beflimmter Zah: 
lungstag als feftgefegt erjheint, daher nah 8. 13834 B. ©. vie 
Berzugszinfen der Öläubigerin erft feit dem Tage ber gerichtlichen 
Einmahnung gebühren. 

Entfd. v. 24. December 1861, Nr. 7112 (1443 G.-U.). Es ift zu⸗ 
laͤſſig, mit der Klage auf Zahlung gleichzeitig die Auftündigung des Darlehens 
zu verbinden. Nur kann die Zahlung erfi 14 Tage nad) der verſtrichenen Kün⸗ 
digungsfriſt begehrt werben. 

Entfd. v. 12. September 1860, Nr. 10102 (1191 G.-U.). Nach 
8. 1334 B. G. fällt einem Schuloner eine Verzögerung zur Laft, wenn 
er den durch ©. oder Btg. beftimmten Zahlungstag nicht zuhält..... 
Nun if offenbar in der Abſicht der 88. 685, 686 u. 687 gelegen, bie 
Zahlungszeit eines Legates zu beftimmen, wenn der Erblaffer felbft 
es nit gethban bat und es tritt fomit bei frommen Bermädtniffen 
zu Folge $. 685 ibid. die Verfallszeit fogleich, d. i. mit dem Tode des 
Erblaffers, ein. Diefe Auslegung entſpricht nit nur der erklärten 
Abſicht des Gefengebers, fromme Vermächtniſſe vor anderen zu be— 
gänftigen und deren oft fogleih mit dem Tode des Erblaffers be= 
ginnende Erfüllung (3. B. jährlihe Lefung einer beftimmten Anzahl 
von Meffen) fiher zu ftellen, fondern ift and im Einklange mit an- 
deren gefeglihen Anoronungen, namentlih mit jenen des $. 813, 
ibid., wornach der Erbe bie nad verftrihener Frift zur Einberufung 
der Glänbiger mit deren, daher auch aller Legatare, Befriedigung 
innezubalten berechtigt if, felbf wenn Gläubiger und Bermädtniß- 
nehmer fohon ihre Befrienigung verlangt haben, und woburd bie 
im $. 635 ibid. feſtgefetzte ſogleiche Entrihtung der Regatare und 
deren Wirkſamkeit ganz, fogar bezüglich der Berzugszinfen, ver- 
eitelt werden könnte, wenn man nicht wenigftens legtere ben darin 
benannten Legataren zugeftehen würde. Nachdem ferner der oberfte 
Gerichtshof am 12. Yuli 1822, Nr. 1880 9. ©. ©., verordnet hat, nad) 
dem Hofd. v. 27. Yuli 1822 die erfien Behörden zu belehren, fo hat 
er aud die am SchIuffe desjelben ausgeſprochene Anfidt und An- 
ordnung gebilligt, daß bei frommen Bermädtniffen die Intereffen 
fhon vom Todestage des Erblaffers an zu vergäten feien, und es 
muß diefe Anfiht in Gemäßheit des Hofd. v. 29. December 1785, 
Nr. 509 in vorlommenden Fällen zur Geltung gebrat werben. Die 
Einftrenung, daß das Yuftizhofd. nur den Fiscalbehörben zur Dar» _ 
nadhadtung in die 9. ©. ©, aufgenommen worben fei, ift unge: 
rechtfertigt. 

Entſch. v. 12. September 1860, Nr. 10101 (1190 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 10102 ex 1860. 

Entf. v. 3. November 1858, Nr. 10955 (653 G.-U.; P. ©. 1094). 
Bei einem Kaufe anf Borg, ohne Feſtſetzung einer beſtimmten BZahlungsfrift, ift 
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die Einbringung der Klage auf Zahlung des Kaufſchillings als die, im $. 1334 
B. ©. angebeutete gerichtliche Einmahnung der Schuld anzufehen, und es gebühren 
daher dem Verkäufer die Berzugszinfen vom Tage der Einbringung ber Klage. 
Dieß gilt auch im Falle eines Koncurfes. 


Mer 10 St n. 2. ER MN ET IE ginn ion, FE 
93 9. ©. ; Hoftlb. v. 4. April 1897, Nr. 188 I, 
8. 1335. Hat der Gläubiger ohne gerichtliche Einmahnung die Zinfen bis auf den Betrag 
der Hauptſchuld fteigen laſſen; fo erlifht das Recht, von dem Capitale weitere Zinfen zu 
fordern, Bon dem Tage der erhobenen Klage können jedoch neuerdings Zinfen verlangt werben. 
Entſch. v. 24. December 1861, Nr. 7112 (1443 G.U.). Daß die 
Auffündigung und Einmahnung eines fhuldigen Capitald aud mit- 
telft einer die Kündigung enthaltenden Klage geſchehen könne, ergibt 
ſich nidt nur aus ber Natur ber Sade, fondern folgt auh aus 
88. 1334 u. 1335 B. ©., welche dießfalls theils nad) ihrem Wortlaute, 
iheils vermöge $. 7 ibid. ihre unzweifelhafte Anwendung finden. 


Bedingung des Wergütungsvertrages (Gonventionalfirafe). 

336 — vgl. 5. 912; 98. 881, 009 ©. G.; rüdfichtli; bes Wit! „Dog darf .... Überftel fe 
u Se Bioben ee er on. EHER 6.) — 
d. 42260. Die vertragſchließenden Theile können eine beſondere Uebereinkunft treffen, daß auf den 
Fall des entweder gar nicht, oder nicht auf gehörige Art, oder des zu ſpät erfüllten Berfprechen®, 
anftatt des zu vergütenden Nachtheiles ein beſtimmter Geld» oder anderer Betrag entrichtet werden 
ſolle ($. 912). (Doc) darf bei Darleihen der Betrag, worauf ber Richter erfennet, wegen verzögerter 
Zahlung die höchſten rechtlichen Zinfen nit Überfteigen.) In andern Fällen ift der Bergütungs- 
betrag, wenn er von dem Schuldner als übermäßig erwieſen wird, von dem Nichter, allenfalls nad 
Einvernehmung der Sadverfiändigen, zu mäßigen. Die Bezahlung des Vergütungsbetrages 
befreiet, außer dem Falle einer befonderen Verabredung, nicht von der Erfüllung des Vertrages. 

Biche das obeit. G, bei $. 993. 


Entſch. v. 30. Jänner 1878, Nr. 11583 (G. Ztg. 1878, Nr. 18). 
Die Vorausbeftimmung einer Conventionalftrafe befreit der Kläger nicht von dem 
Beweife des Schadens und des Verſchuldens. Die Eomventionalftrafe ift ihrer 
Natur nad) ein dem Betrage nad im vorhinein beftimmter Schabenerfag, wie 
ſich dieß aus ber Einreihung des $.-1336 B. ©. in dem Hauptftüde über 
Schadenerſatz und Genugthuung und weiters daraus ergibt, daß ber $. 1336 
cit. die Conventionalſtrafe einen Vergütungsbetrag des durch bie nicht genaue 
Erfüllung eines Verſprechens verurfahten Schadens nennt. Jeder Schabenerfag 
fett weiter8 einen durch Verſchulden verurfachten Schaden voraus. Der Kläger, 
der für die verzögerte Zahlung durch bie flipulicten Zinfen ſchadlos gehalten wird, 
bat aber weder einen erlittenen Schaden, noch ein Verſchulden der Geklagten er- 
wiefen, die ſich keineswegs zur Zahlung des Capitals zu einer beſtimmten Zeit ver⸗ 
pflichtet, ſondern bloß die Haftung für bie Richtigteit und Einbringlichtkeit, der 
cedirien Forderung auf ſich genommen haben, daher die geſetzlichen Bedingungen 
eines Schadenerſatzes im vorliegenden Falle gänzlich mangeln. 
Entſch. v. 4. Mai 1876, Nr. 788 (6130 ©.-U.). Die Beurtheilung 
des Anſpruches auf eine Conventionalſtrafe als Nebengebühr einer beſtimmten 
Hauptſchuld (88. 912 u. 1336 B. ©.) hängt von der Beurtheilung des Haupte 
geſchäftes ab. Da ber Kläger in dem gegebenen Falle die Zuerfennung ber ein⸗ 
geflagten Eonventienalftrafe auf Grund eines Wechfelgefhäftes in Bezug auf 
die Summe von 600 fl. verlangt, die Wechfelforberung c. 8, c. aber bereit6 im 
wechfelrechtlihen Wege eingelagt und bie Zahlungsauflage bei dem H. ©. for 
wohl über bie Hauptſchuld al® and über bie Nebengebühren erwirkt hat, kann 


U. heil. 30. Hauptſt Schabenerfaß. 85. 1835, 1336. 1043 


er nicht mehr im civilgerichtlichen Wege die Zuerkennung einer Nebengebühr diefer 
Wechſelforderung begehren (die vom H. ©. ihm aberfannt worden ift). 

Entf. v. 10. September 1875, Nr. 5101 (5848 ©.-U.). Der für 
ben Fall unterlaffener Verſtändigung des Commiſſionärs von einem ohne feine 
Vermittlung erfolgten Geſchäftsabſchluß bedungene Vergütungsbetrag muß, wenn 
bie Berftändigung wirklich unterblieben ift, ihm zugefproden werden. Die Ein- 
wendung bes Bellagten, daß ber klagende Kommiffionär nicht erwiefen habe, 
durch das Unterbleiben der Verſtändigung in der beftimmten Zeit einen Nach- 
theil überhaupt erlitten zu haben ($. 1336 B. ©.) ift nicht begründet, weil 
dem Kläger daran gelegen fein mußte, eheftens von dem Verkaufe der Realität 
in Kenntniß zu kommen, damit er einerfeits feine weiteren, nunmehr fruchtlofen 
Schritte zur Auffindung eines Käufers unternehme und anbererfeitd nicht die— 
jenigen, denen er die Realität als zu Verkauf ftehend anbiete, irreführe und hier 
durch den Credit feines Ugentiegefchäftes gefährde. Für biefe aus der Unfennt- 
niß von bem Verkaufe des Hauſes entftehende Gefährdung feiner Hutereffen, 
welhe an fich jhon einen Nachtheil bilvet, wenn auch im einzelnen Falle die 
Intereſſen nicht wirklich Schaden leiden, durfte der Kläger nach $. 1336 cit. 
allerdings fi einen Vergätungsbetrag bedingen. 

Ente v. 17. December 1874, Nr. 7524 (5570 ©.-U.). Eine Eon- 
ventionalftrafe von 2 fl. jede Woche, um welche die Lieferung von 10 Korez 
Beizen fpäter als bebungen erfolgt, ift übermäßig, weßhalb, da der Geklagte 
dieß rügte, biefelbe nah 8. 1336 B. ©. gemäßigt werben mußte; felbft der 
(von dem DO. 2%. ©. zuerlannte) Betrag von 1 fl. jede Woche ift nod über 
mäßig, nachdem das zu liefernde Weizenquantum ein geringes war, der Nach— 
theil daher, der dem Kläger aus der Nichtlieferung dieſes Fruchtquantums er- 
wachen konnte, unmöglich ein fo bebeutenver fein konnte; Kläger aber, wenn 
er wirflid einen bedeutenden Nachtheil in Folge der Nichtzuhaltung des Vtgs. 
duch den Belangten erlitten hätte, daran au ein Verſchulden trägt, weil ihn 
oblag, um dieſem bedeutenden Nachtheil vorzubengen, ſich das durch den Be— 
Iangten nicht gelieferte Weizenquantum anderwärts beizufhaffen, und, daß ihm 
dieß nicht möglich geweien, von ihm nicht erwiefen wurde. Die Conventional- 
ſtrafe wird daher anf 50 fr. per Woche herabgefekt. 

Entſch. v. 29. Jänner 1873, Nr. 607 (Manz’ihe Slg.). [Wortlaut:] 
Benn unter Entſchädigungsklagen im $. 1489 B. ©. nur folde verftanden wer- 
den Könnten, welche bloß auf ber Thatſache einer erlittenen Beſchädigung beruhen, 
fo müßte wohl die Klage auf Zahlung einer Conventicnalftrafe als nicht darunter 
begriffen angefeher werben, weil fie zunadit bon dem Beweiſe eines wirklich 
erlittenen Schadens und feines Umfanges unabhängig ift ſworſpr. der Entſch. 
Rr. 11583 ex 1878] und der Kläger bloß auf den Eintritt des Falles, für 
welchen die Eonventionalftrafe bedungen ift, fein Begehren zu ftügen braudt; 
allein wenn and in diefer Beziehung die Klage auf Zahlung der Conventionals 
ſtrafe als Eontractflage angefehen werden Tann, fo ift doch dieſe contractlich 
bedungene Zahlung im Sinne unferes Gs. als Entſchädigung anzufehen, die 
bezügliche Klage alfo dem Gegenftande nach immerhin zugleich eine Entſchädi- 
zungsllage. Daß das B. ©. die Eonventionalftrafe als eine Art ber Ent- 
chãdigung anfleht, geht nicht nur daraus hervor, baß bie Beftimmung des 
3. 3336 ibid. in das Hanptflüd vom Scadenerfage eingereiht wurde, ſondern 
uch daraus, daß fie bort ausdrücklich als ein Vergütungsvertrag bezeichnet wird, 
vobei doch nichts anderes ald der aus gar nicht oder nicht gehörig oder nicht recht⸗ 
eitig gefchehener Vertragserfüllung entipringende Nachtheil als Gegenftand der 
Bergütung gedacht fein faun. Wenn es dort heißt, daß bie Conventionalitrafe 
ınflatt des zu vergütenden Nachtheiles entrichtet wird, bient bieß nur zur weiteren 
Beftätigung, bag es fi wirklich um eine Art Entfhädigung handelt, bie nur 
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infofern etwas auderes als ber Erſatz des wirklichen Schadens und nur ein 
Surrogat desſelben iſt, als ſie in einem vorausbeſtimmten Pauſchalbetrage ge⸗ 
leiſtet wird, wodurch der Berechtigte der ziffermäßigen Nachweiſung feines Scha- 
dens enthoben und die Vertragserfüllung beſſer gefichert fein fol. Auch die im 
8. 1336 ibid. enthältene Hinweifung auf 8. 912 ibid. fprict dafür, ba das 
©. die Conventionalſtrafe ale eine Art der Entſchädigung anfehe, da auch im 
8. 912 ibid. des für den Fall der Nichterfüllung einer Verbindlichkeit bebun« 
genen Betrages im Zufanmenhange mit Schabenerfag und Intereſſe gedacht und 
im 8. 918 ibid. wieder auf das Haupiftüd vom Schavenerfage verwiefen wird. 
Käme es bei der Conventionalftrafe auf den Schaden gar nicht an, und würde 
es fi dabei rein um eine contractlich bebungene Zahlung handeln, fo -gäbe es 
für die im $. 1336 ibid. vorgefehene richterlihe Mäßigung des betungenen Ber- 
gütungsbetraged weder einen Maßſtab nod eine Berechtigung. Hiernach kam 
auch nicht gejagt werten, daß ber im $. 1489 ibid. bezeichnete Anfangspunft 
der Big. auf bie Conventionalftrafe nicht zutreffe, denn es wird ja tod auch bei 
der Conventionalftrafe ein mit der gar nicht oder nicht gehörig oder nicht recht- 
zeitig erfolgenden Vertragserfüllung verbundener Nachtheil vorausgefegt und es 
ift aud nicht richtig, daß der wohl nur in der von einem erft fpäteren Hervor- 
treten mit Entſchaͤdigungsanſprüchen zu beforgenden Unſicherheit und in ber 
Schwierigkeit einer fpäteren Beurtheilung des Schadens zu fuchende Grund der 
im 8. 1489 ibid. normirten kurzen Verjährungsfrift auf die Conventionalftrafe 
nit zutreffe, indem auch in diefer Beziehung jebem Paciscenten baran gelegen 
fein muß, mit ſolchen Anſprüchen nicht erft zu einer Zeit belangt zu werden, mo 
ſich die Orundlofigkeit oder Uebertriebenheit derſelben nicht mehr fo leicht nachweiſen 
läßt. Mit diefer Motivirung wurde einzutragen beſchloſſen in’s Spruchreperts⸗ 
rium Rr. 38: Die im $. 1489 ibid. beſtimmte VBerjährungszeit findet 
aud auf Klagen wegen Zahlung einer Eonventionalftrafe Anwendung. 

Entfd. v. 30. November 1870, Nr. 10371 (3975 ©.-U.). Das Ueberein- 
tommen, wornach der Schaden aus bem Verzuge der Rüdzahlung eines ohnehin 
verzinslichen Darlehens nad einem befondern dem Börfenfpiel entlehnten Maß- 
abe (Eurödifferenz gewiſſer Werthpapiere) zu vergäten ift, fällt unter die Sanc- 
tion des 8. 1386 B. ©. (Eonventionalftrafe), Da das Uebereintommen vor 
tem 1. Sänner 1867 getroffen wurde, ift der Anſpruch auf diefe Conventional- 
ftrafe abzuweifen; denn das bie Zinfenbefhräntung (8. 995 ibid.) aufhebenve 
©. v. 14. December 1866, Nr. 160 R. ©. B., wirkt glei dem ©. v. 14 Immi 
1868, Nr. 62 R. ©. B., auf vor Beginn feiner Wirkfamleit errichtete Rechts⸗ 
gefchäfte nicht zurüd. Dem mit feiner Forderung an Eapital”und höchſten ver« 
tragsmäßigen Zinfen befriebigten Gläubiger fteht aber nad) 88. 995, 996, 1333 
u. 1336 und $. 5 B. ©. kein weiterer Schadenerſatzanſpruch zu. 

Entſch. v. 5. Mai 1869, Nr. 2881 (3405 ©.-U.). Abmachungen, wor · 
nach einerfeitd die als „Darangabe* gezahlten x fl., im alle die eıfte Kauf⸗ 
ſchillingsrate bis zu einem gewiſſen Termine nicht bezahlt wärbe, als verfallen 
anzufehen feien und anbererjeitd ber Verkäufer für ven Ball, daß er den Big. 
nicht erfüllen follte, fih zur Zahlung bes zweifachen Berrages verpflichtete, haben 
die Natur des Angeldes (8. 908 B. ©.), nicht jene der Conventionalftrafe 
(8. 1336 ibid.). Dazu kommt, daß „Darangabe” nad dem Inder zum B. ©. 
gleihbeveutend mit „Angelo“ zu nehmen ift und fi aud unter keinem anderen 
al8 dem $. 908 ibid. fubfumiren läßt [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 30. October 1866, Nr. 9267 (2651 ©.-U.). Unter „Rad- 
theil* im 8. 1336 B. ©. if niht nur das damnum emergens zu verfichen, 
fondern man Tann bie Zahlung der Conventionalftrafe anfpregen, ohne den Rach⸗ 
weis eines durch bie Nichterfüllung des Btgs. erlittenen pofitiven Schadens ge= 
liefert zu haben. 
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Entfd. v. 10. Mai 1865, Nr. 3723 (2173 ©.-U.). Wenn bei tem 

Kaufe einer Liegenſchaft gleichzeitig ein Beſtandvertrag über diefelbe abgeſchloſſen 
wird, fo ift der für den Sal der Unpünkilichkeit in der Zahlung des Beftand- 
zinſes, der neben ver Auflöfung bed Beftanbvertrages bedungene Berluft des Rüd- 
laufrechtes als eine zweite Conventionalftrafe anzufehen, und diefe Bedingung 
als geſetzwidrig auszuſchließen. 
Entſch. v. 3. Jänner 1865, Nr. 10158 (2081 ©.-U.). Den auf Zah⸗ 
lung der Conventionalftrafe Beklagten trifft vie Beweislaft, daß der Big. erfüllt 
worben, oder daß aus irgend einem Grunde die ziffermäßige Feſtſetzung ber Ent 
ſchädigungsſumme nad) $. 1336 B. ©. unverbindlich fei. 

Entſch. v. 8. Juli 1862, Nr. 4187 (1539 ©.-U.). Zur Giltigkeit einer 
Adoption und Schenkung ift die fhriftlihe Errichtung des Vtgs. und zu feiner 
Wirkſamkeit in Betreff der Adoption die Genehmigung der vom ©. hierzu be 
tufenen Staatsbehörde nothwendig; das für den Fall des Rücktrittes von einem 
Big. beſtimmte Reugeld fett weſentlich den rechtlichen Beſtand des Btgs. felbft 
voraus. Da ſonach hier aber nur das von den Parteien vorläufig getroffene 
Uebereinfommen und gegenfeitige Verfprechen, ven Big. zu fließen, vorliegt, 
ift die von ihnen ftipulirte Summe nicht ald Reugeld im Sinne des $. 909 
8. ©., fondern als eine Conventionalftrafe zu qualificiren, welche vermöge ihrer 
wahren Natur nah $. 1336 ibid. in einer Entſchädigung befteht. Demnach 
unterlag die Klage auf Zahlung berfelben als eine Entſchädigungsklage der von 
ven Bellagten eingewenveten ZXriennalverjährung nad $. 1489 cit., die nad 
bem für die Errichtung des verabrebeten Btgs. feftgelegten Termine, fofort ihren 
Anfang nahm [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 13. Auguſt 1861, Nr. 5060 (1373 ©.-U.). Mangels einer 
Beſtimmung im B. ©. (und $. 902 ibid.) für den Fall, daß eine verabredete 
Zahlung auf einen Sonn- oder Feiertag fiele, muß nad $. 7 ibid. in Ana- 
logie des $. 382 a. ©. O. und Art. 92 W. O. angenommen werben, baß bie 
Zahlung dann auch noch am nächſten Werktage geleiftet werden lann [? Schluß- 
folgerung], mindeſtens muß in concreto auf den Urfprung der Schuld als eine 
durch Schuldſchein novirte Wechſelſchuld zurüdgefehen und erwogen werben, daß 
der Berluft der Zahlungstermine und die fofortige Fälligkeit der ganzen Schuld 
inihren Folgen einer unverhältnigmäßigen Eonventionalftrafe glei 
kämen, welde nad Analogie des 8. 1336 B. ©. vom Richter gemäßigt 
werben kann [?]. 

Entf. v. 26. Mai 1859, Nr. 5066 (P. S. 1097). Der Verpächter 
konn fih den Verfall ver vom Pächter beftellten Eaution für den Fall der 
Nigterfülung der Pachtverbindligkeiten von Seite des Päcterd bedingen, weil 
eine folde Verabredung nicht als eine dur den 8. 1371 B. ©. nur bei Dar- 
lehen und nicht aud beim Pachtvertrage für unerlaubt erllärte Bebingung, 
fondern nur als eine im $. 1336 ibid. vorgefehene Conventionalftrafe anzu 
fehen ift. ; 
$ Entid. v. 8. März 1858, Nr. 1382 (523 ©.-U.). Eine Berabrebung, 
welche einen unerlaubten Nebenertrag bei einem Gefchäfte (Darlehen, 88. 996 
u. 1336 8. ©.) bilvete, fann nicht als giltige® pactum de contrahendo im 
Sinne des $. 936 ibid. aufgefaßt werben. 

Entſch. v. 26. September 1855, Nr. 7450 (137 ©.-U.). Die cafla- 
toriſche Clauſel in einem Erbpachtvertrage kann als Feftfegung einer Conventional- 
ftrafe nicht angefehen werden (8$. 919, 1118 u. 1137 B. ©. [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 29. Auguft 1855, Nr. 6789 (128 ©.-U.). Die Refolutiv- 
claufeln, kraft deren Vtge. aufgelöſt werben, enthalten nicht die Bedingung einer 
Eonventionalftrafe im Sinne des 8. 1336 B. ©. 

Entfd. v. 28. März 1855, Nr. 1987 (76 ©.-U.; P. ©. 712). Die 
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Conventionalftrafe ift als eine für den Fall des entweder gar nicht, ober nicht 
auf gehörige rt, ober des zu fpät erfüllten Verſprechens vorhinein beſtimmte 
Entfhävigung des wiberfahrenen Nachtheiles anzufehen, und unterliegt daher, falls 
fie von dem Schulpner im Berhältniffe zu dem erfolgten Schaden für übermäßig 
erwiefen wird, der richterlihen Mäßigung. 

Entſch. v. 16. Jänner 1855, Nr. 13938 (61 G.-U.). Ein Brief, in 
weichem ver Schuldner beftätigt, von dem Kläger ein Darlehen von x fl. er- 
halten zu haben und ſich verpflichtet, dasfelbe mit einem beftimmten Bercente zu 
verzinfen, gegen Auftändigung aber er — hat alle Merkmale einer 
Schuldurkunde im Sinne des 8. 1001 B. 

Entſch. v. 3. November 1858, Nr. — (1 ©.-U.).. Der Schade aus 
ber Verzögerung der bebungenen Zahlung gibt nah 8. 1833 B. ©., veflen Be- 
Rimmung mit Hoflzlo. v. 18. Jänner 1842, Nr. 592 9. ©. ©, auf alle 
Borderungen in Geld ausgedehnt worden ift, fein R., bie Aufloſung bes Vtigs. 
zu fordern. Die Fälle, in welchen Btge. aufgehoben werden können, find stricti 
juris. Diefe Aufhebung der Willfär der Contrahenten überlafien, hieße bie 
Sicherheit des Verkehrs und Treue und Glauben in vemfelben gefährden. Ge- 
fegt aber auch, daß hier das Maß des Schabenerfages für die verzögerte Zah- 
lung in einer beftimmten Weife feſtgeſetzt werben follte, fo könnte dieſes doch 
nad der ausbrüdlichen Beftimmung des 8. 1836 B. ©., nicht durch die Zu⸗ 
laſſung der Auflöfung des Btgs., fondern nur durch die einfache Bezahlung einer 
Conventionalftrafe, die, falls fie zu hoch bemefien fein follte, ver Richter mäßigen 
muß, gefchehen. Die ausprädlihe Bedingung ber Aufhebung des Btge., melde 
der 8. 919 ibid. zuläßt, kann alfo nur in jenen tarativ aufgezählten, zu feinem 
Widerſpruch, zu feiner Ungerechtigkeit führenden Fällen gelten, wie fie in den 
88. 978, 1117, 1118, 1158, 1154, 1166, 1210 u. 1264 B. ©. vorgefehen 
find (Schlußfolgerung]. 


Berbindligkeit der Erben des Aeſchädigers. 
6. 1387 — vgl. 86. 581, 548, 1831, 1448 8. ©.) 
8. 1389. Die Verbindlichkeit zum Erſatze des Schadens, und des entgangenen Gewinnes, 
ober zur Entrihtung bed bebungenen Bergüitungsbetrages haftet auf bem Vermögen, und 
geht auf die Erben über. 


Westsmittel der Entfgädigung. 
ze 16 armer 16a, ee Fr Dr. Ha holt. 6 © 7 ——— 
d. 1838. Das Recht zum Schadenerſatze muß in der Regel, wie jedes andere Privatrecht, 
bei dem orbentlihen Richter angebracht werden. Hat der Beſchädiger zugleih ein Gtrafgefeg 
übertreten, fo trifft ihn auch die verhängte Strafe. Die Verhandlung Über den Gchabenerfag 
aber gehört aud in biefem Yale, infofern fie nicht durch bie Gtrafgefege dem Gtrafgerichte 
ober ber politifhen Behörde aufgetragen if, zu dem Civilgerichte. 

Entfd. tes Berw. Gh. v. 20. November 1878, Nr. 1841, (©. 9. 
1879, Nr. 7). Bon ber Regel des 8. 1838 B. ©., wornach Schabenerjag« 
anfprüche vor dem orbentlihen Richter anzubringen find, befteht feine Aus- 
nahme zu Gunften der Competenz eines Landesausſchuſſes in Bezug auf berlei 
Anfprühe an Gemeindefunctionäre oder Functionäre ber Armenfonbövermaltung 
einer Gemeinde. Das R. zum Schabenerfage muß nad $. 1838 ibid. in der 
Regel, wie jedes andere Privatrecht, bei dem orventlihen Richter angebracht 
werden. — In Bezug auf den vorliegenden. Fall befteht feine auf bemfelben 
paſſende, hiervon abweichende Vorſchrift. Namentlich können die das Berhältnig 
zwifchen dem Staate und feinen Dienern zum Borausfegung habenden Borfgrife 
ten, indbefondere das Hoftzld. v. 24. September 1841, pol. ©. ©. Br. 69, 
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©. 297, auf das Berhältnig zwifchen bem Armenfonde und dem geweſenen Ge- 
meindevorfteher eine Anwendung finden. Die Landes-D. für Tirol (R. ©. 8. 
ex 1861, ©. 121) verweifet im $. 32 in Betreff der Einflußnahme des 
Landesausſchuſſes in Gemeindefahen auf die befonderen Gemeindegefege. Die 
tirol. Gem. O. v. 9. Jänner 1866 (L. ©. B. Nr. 1) flatuirt eine Compe⸗ 
tenzausnahme binfihtlih der an einen Gemeindevorfteher geftellten Schabenerfag- 
forderungen nit. Wenn ver 8. 59 ibid. den Gemeindevorfteher für feine Amts- 
handlungen der Gemeinde verantwortlih erflärt, fo ift hiermit der Gemeinde 
ein allfälliger Schavenerfaganfpruh an ven Vorſteher gewahrt, nicht aber vie 
Judicatur Über den Anfprud eingeräumt. — Ebenſowenig ift dieß gefchehen in 
ben 88. 89 u. 95 ibid. und dem Landeögefege v. 11. November 1868, Nr. 51 
tirol. 2. ©. B. Da fonad fein Specialgefe befteht, welches eine Competenz 
bed Landesausſchuſſes, ven Beſchwerdeführer in den Erfag des ihm auferlegten 
Schadens zu verfällen, feftfegen würde und da auch weder durch ein befondered 
für die Armenfondöverwaltung in X erlaflenes Statut noch durch fpecielle ftif- 
teriſche Auordnung eine exceptionelle Einflußnahme des Landesausſchuſſes in der 
Sache erweislihermaßen begründet ift, fo Tann der eingangs angeführten Ge« 
fegesbeftimmung gemäß vorliegenden alles nur der ordentliche Richter zum Er⸗ 
tenntniffe berufen fein und mußte daher Die angefochtene Entſcheidung des tirol. 
Landesausſchuſſes als gefegwidrig aufgehoben werben. 

Entf. v. 2. Juni 1875, Nr. 4590 (5745 G.-U.). Der Kläger hat 
für feinen erfhofienen Haushund Schabenerfag nad 8. 1338 B. ©. begehrt, 
jedoch einen Umftand dafür, daß der von ihm zur Erfogleiftung belangte Jäger 
beim Erſchießen des Hundes ein Strafgefeg übertreten habe, felbft nicht behauptet; 
es hatten daher auf den vorliegenden Rechtsſtreit nicht die wegen eines Schaben- 
erſatzes den ſtrafgerichtlichen und politifhen Behörden eingeräumten Befugnifie, 
fondern die im 30. Hauptft., II. Theil 8. ©., normirten Grundfäge Anwendung 
zu finden, nad weldem bei dem ausdrücklichen Widerſpruche des Belangten die 
Deweisführung für ein zum Erſatze verpflichtendes Verſchulden des Geklagten im 
Sinne der 88. 1294, 1295 u. 1296 ibid. dem Kläger oblag. Mangels diefes 
Beweifes mußte fein Anſpruch abgewiefen werben. 

Entfc. v. 23. November 1871, Nr. 8632 (4335 ©.-U.). Auch im 
Galle einer durch ſtrafrechtlich verfolgte Handlung verfchuldeten Beſchädigung ift 
zur Begrünbung der Klage auf Schmerzengeld nicht nothwendig, daß der Be- 
Ichäpiger ſtrafrechtlich verurtheilt worben fei. 

Entid. v. 7. December 1869, Nr. 9941 (3592 ©.-U.). Ueber die Schaden⸗ 
erfagflage gegen einen Bifchof wegen widerrechtlicher Entfegung von der Pfründe find 
die Gerichte nicht competent [ogl. jedoch feitherige Aufhebung des Concordates ?]. 

Entf. v. 21. Juni 1854, Nr. 6261 (25 ©.-U.). Derjenige, welcher 
eine im ©. mit Strafe bevrohte Handlung begeht, hat aud die Verpflichtung, 
dem Beſchädigten volle Genugthuung zu leiften und je nah den Umftänben ihm 
fogar den Werth ver befonderen Vorliebe deſſen, was demſelben entgangen ift 
oder beſchädigt wurde, zu erfeßen (88. 1294, 1830, 1331, 1338 u. 1340 
2. ©). Diefer Orundfag ift auch auf die unter der nichterfülten Zufage ber 
Ehe erfolgte Verführung und Entehrung einer Frauensperſon anwendbar, da 
bie Anwendung des 1. Abf. des $. 1328 ibid. feinem Sinne nad und mit Rüd- 
fit auf den 2. Abſ. besfelben Paragraphes lediglich auf jene Fälle ſich bezieht, 
wo eine Verführung und Schwängerung erfolgte, nicht aber auf den, wo fie unter 
einem den Thatbeftand eines Verbrechens ober einer ſchweren Polizeiübertretung be» 
gründenden Nebenumftande ftattfindet. Es ift daher Schavenerfag nicht bloß bes 
zügli der Krankheits⸗ und Entbindungstoften, fondern auch des Nachtheils zuzu- 
erkennen, welcher mit dem Verlufte der Ehre durch bie außerehelihe Mutterſchaft 
untrennbar verbunden iſt. [Siehe hierüber weitere Entſch.en bei $. 1328 ibid.] 
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di. 1839 — vgl. Str. &. und polit. Vog.en.) 

8. 13839. Die körperlichen Berlegungen, bie widerrechtlichen Kränkungen ber Freipeit und 
die Ehrenbeleidigungen, werden, nad Beſchaffenheit der Umftände, entweder ald Verbrechen 
von dem Criminal · Gerichte, oder als ſchwere Polizei-Uebertretungen, unb wenn fie zu feiner 
diefer Claſſen gehören, als Vergehungen von der politifhen Obrigkeit unterfucht und beftraft. 

Entſch. v. 24. November 1857, Nr. 12236 (P. ©. 1099). Eine Ehren- 
beleivigung im Sinne des $. 1334 B. ©. ift aud dann vorhanden, wenn eine 
Partei, welche fih durch die Amtshandlung eines Beamten für beeinträchtigt hält, 
demfelben mündlich oder aud nur fhriftlih (in einem verfiegelten, an ihn ge- 
richteten Briefe) ehrenrührige Vorwürfe varüber macht. 


(8. 1340 — vgl. 8. 1883 8. @. unb bei 8. 1888 cit.) 
8. 1349. Diefe Behörden Haben in dem Yale, daß fi die Entigädigung unmittelbar be» 
flimmen läßt, foglei darüber nach den in diefem Hauptftüde ertheilten Borfhriften zu er⸗ 
tennen. Wenn aber der Erſatz des Schadens nicht unmittelbar beftimmt werben kaun, iſt in 
dem Erkenutniſſe Überhaupt auszudrücken, daß dem Beſchädigten die Entſchädigung im Wege 
Rechtens zu fuchen vorbehalten bleibe. Diefer Weg ift auch in Eriminal-Fällen dem Beſcha⸗ 
digten, und in anderen Fällen beiden Theilen dann vorbehalten, wenn fie mit der von ber 

Strafbehörde erfolgten Beftimmung des Erſatzes fi nicht befriedigen wollten. 

Entjd. v. 29. Mai 1874, Nr. 4370 (5377 ©.-U.). Wenn auch das 
Strafgericht ſich nicht beftimmt gefunden hat, über die Ungiltigfeit des durch bie 
flrafbare Handlung erzeugten Rechtöverhältnifies aus Rüdſicht auf die damit ver- 
Inäpften Anfprühe Dritter zu erkennen, fo liegt darin noch keineswegs eine An- 
erfennung der Giltigkeit des Rechtsgeſchäftes und wenn auch ber Strafrichter die 
Beſchädigte mit ihren Erfoganfpräden nicht ausdrüclich auf den Civilrechtsweg 
verwies, fo iſt Letztere hierdurch gemäß $. 1340 ®. ©. an der Betretung bed 
Civilrechtsweges nicht gehindert und Sache des Civilrichters iſt es, Über den ge⸗ 
ſtellten Klageanſpruch mit Rüdfiht auf die durch das ftrafgerichtlihe Erlenntnig 
erwiefene Fälſchung der gedachten Schuldurkunde nach den vorgelegenen Streit» 
verhandlungsacten und ohne Rüdfiht auf die den Civilrichter nicht bindenden 
Motive des Strafrichterd zu erkennen. 

Entf. v. 24. Yuli 1860, Nr. 7873 (1162 ©.-U.), Da aud bei 
ftrafgefeglih verpänten Handlungen bie civilrechtlichen Anſprüche, wenn der Etraf- 
richter darüber zu entfheiden nicht in der Rage, oder da der Beſchädigte mit dem 
Zugeſprochenen nicht zufrieden if, in den Wirkungskreis des Civilgerichtes ge⸗ 
bören (8. 1340 B. ©.), kann der Hanpteid aud über unerlaubte Handlungen 
aufgetragen werben. [? — Worſpr. den neueren Entſch.en.] 


(8. 1341 — vgl, Urt, IX Staatögrundgef. v. 21. en, Nr. 144 und G. v. 18, Juli 1872, Rr. 112 


8. 1841. Gegen das Berſchulden eines Richters beſchwört man fi bei ber höheren Behörde. 
Diefe unterfucht und beurteilt die Beſchwerde von Amtswegen. 
Siehe dab ©. v. 19. Juli 187%, im. VL. Bbe. der Mam'ſchen G. Sg. 

Entfd. v. 26. April 1871, Nr. 5083 (Sch. II). Durch die vorhanden 
geweſene Möglichkeit, den erlittenen Nachtheil durch Rechtsmittel und Beſchwerden 
abzuwenden, wird der Anſpruch auf Schadenerfag nicht verloren [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 3. Februar 1857, Nr. 719 (©. Ztg. 1857, Nr. 128). Der 
Staat hat für den von den Gerichtöbeamten und Gerichten in Ausübung ihres 
Amtes jemanden zugefügten Schaden zu haften. 
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Dritter Theil. 


Bon den gemeinfhaftlihen Beftimmungen ver 
Perfonen- und Sachen-Rechte. 


Erſtes Hauptſlück. 
Bon Befeſtigung der Rechte und Verbindlichkeiten. 


Inhalt: ee Se ber Rechte (8. 1342). Arten ber ‚Deekigung 
eines Rechtes (S. durch Verpflichtung eines Dritten (96 1 
1345); a) ale Bug 6 1346) und b) ald Mitfhulbner ($. 1347). — 
digungsburge ($. 1. Wer fi verbürgen könne (8. er Für welde 
Verbindungen (88. 1850 13521. Umfang ber Bürgfchaft 353 u. 1354). 
Wirkung (88. 13551362). Arten ber Erlöfchung ber Er (88. 1363 bie 
1367). 2. Din Pfandvertrag (8. 1368). Wirkung bes Pfandvertrages ($$. 1569 
u. 1370). Unerlaubte Bedingungen ($$. 1371 u. 1872). Auf welche Art in ber 
Regel Sicherſtellung zu Teiften ift ($$. 1373 u. 1374). 

Bal. ; 
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1875, Rr. 68, 9. 8 ®. 0.19. *5 u. 67 und $. 1 or is Sullıere, Re ER 88 Hofb. 

v. 19. September 1887, Nr. R0, hof — 2. Rovember 1890, Nr. 1718, v. 16, März 1821, Nr. 1747 und vom 

24. Dat j824, Nr. 2009 3.®.6.; Min. Big. v. 28. Juli 1859, Rr. 180, Fin. Min. Grl. v. 21. April 1849, 

Ar. 221 8.0.8. 5 Hoftlo. ©. 18. December 1848, pollt. ®. ©. 71. 8b. v. 80. Diärz ebenda 62. Vd. zc, 


Gemeinfhaftlige Beflimmungen der Reste. 
4. 1842 — v9. 9.168. 8.) 
8. 18342. Sowohl Perfonenrechte als Sachenrechte, und daraus entfpringende Verbindlichkeiten 
konnen gleihförmig befeftigt, umgeändert und aufgehoben werden. 

Entſch. v. 13. April 1860, Nr. 4087 (1116 ©.-U.). Aus 88. 1342 
u. 1343 8. ©. kann nicht gefolgert werben, daß die Bormerkung eines Pfand- 
echtes zur Sicerftellung der Beftanbredhte des Pächters auf dem Padhtgute 
zuläffig fei [Schlußfolgerung). 


Arten der Befelligung eines Rechtes. 
G. 1843 — vgl. 96. 205; 348, 1378, 1974 8. ©.) 
3. 1343, Die rehtlihen Arten der Sicherftellung einer Verbindlichkeit und der Befeftigung 
eines Rechtes, durch welche dem Berechtigten ein neues Recht eingeräumt wird, find: die Ver» 
% pflihtung eines Dritten für den Schuldner, und die Berpfändung. 


Entfd. v. 30. Yuli 1867, Nr. 6051 (2829 G.-U.). Mit Rüdfiht 
auf die acceflorifhe Natur des Biandvertrages, der neben dem Darlehen befteht, 
und nad $. 1343 B. ©. dem Gläubiger ein nened R. auf Befriedigung aus 
der Pfandfahe, einräumt, Tann neben ber unentgeltlichen Zurüchſtellung des 
Pfandes nach dem [aufgehobenen] 8. 485 Str. G. nur die Aufhebung bes Pfand- 
vertrages, nicht au jene bes Darlehensvertraged oder gar der Verluft bes 
Darlehens verſtanden werden [Schlußfolgerung]. 
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1. Durch Berpflichtung eines Dritten; 
(8. 1844 — vgl. N. 548; 88. 1846, 1847 0. 8.) 
8. 1344. Ein Dritter kann fi dem Gläubiger für den Schuldner auf breierlei Art ver- 
pflichten: einmal, wenn er mit Einwilligung des Gläubigers die Schuld als Alleinzahler 
übernimmt; bann wenn er der Verbinblichleit als Mitſchuldner beitritt; enplih, wenn er 
fi für die Befriedigung des Gläubigers auf ven Fall verbindet, daß der erfte Schulbner die 
Berbindlichkeit nicht erfülle. 


Entſch. v. 5. Jänner 1876, Nr. 10361 ex 1875 (G. H. 1879, Nr. 15). 
Die Bürgſchaft ift eine Befeftigung beftehender Re. und Verbindlichkeiten; das 
Verſprechen des Gellagten, fünftigen Salvoforderungen bes X an feinen Sohn 
als Bürge und Zahler beizutreten, kann daher, da zu biefer Zeit eine zu be= 
feftigende Forderung nod nicht beftand, nicht als Bürgfhaft im Sinne bes 
8. 1344 B. ©. angefehen werben, fondern muß nad $. 936 ibid. als Ver⸗ 
abredung, künftig einen Btg. ſchließen zu wollen, betrachtet werben und begründet 
baber, abgefehen davon, daß e8 nad dem aus ben Umftänden hervorleuchtenden 
Zwede nicht auf Wechfelforderungen angewendet werben Tann, nit die vom 
Kläger infinuirte Verbindlichkeit (Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 28. April 1875, Nr. 1997 (5700 G.-U.). Daraus, daß 
ver DBellagte den Schuldſchein des Hauptſchuldners als Bürge und Zahler unter 
ſchrieben bat, folgt nur, daß er einer vom Legteren als Hauptſchuldner über 
nommenen Berbindlihkeit im Sinne der 88. 1344 u. 1347 B. ©. als Mit- 
ſchuldner beigetreten ift, und da nah $. 1358 ibid. terjenige, der die Schuld 
eines Anderen bezahlt, in die Ne. des Gläubigers eintritt und befugt ift, von 
dem Schuldner ten Erfag ter bezahlten Schuld zu fordern, der Befriebigte aber 
zu biefem Ende dem Zahler alle vorhandenen Rechtsbehelfe und Sicherſiellungs⸗ 
mittel auszuliefern hat, fo wird es ſich im vorliegenden Falle zunähft um vie 
Frage handeln, ob die Schuld aus dem erften Schuldſcheine dem Hauptſchuldner 
gegenüber nody aufrecht beſtehe. Dieß ift aber nicht der Fall, denn duch Yus- 
ftellung eines neuen Schuldſcheines auf Grund gepflogener Verrechnung ift eine 
Novation allerdings eingetreten. Iſt aber das auf den erften Schuldſchein ge= 
gründete Schuldverhältniß dem Hauptſchuldner gegenüber durch Novation erlofchen 
und dadurch zugleich dasjenige Object, welches dem Beklagten im Falle der 
Zahlung nad $. 1358 ibid. abzutreten wäre, hinweggefallen, fo fann aud für 
den Beklagten als Mitſchuldner („Bürge und Zahler“) eine Verbinblicfeit mehr 
daraus abgeleitet werben; und wenn in bem zweiten Schuldſcheine angeführt 
wird, daß ber Bellagte aus dem Obligo bezüglich der alten Darlehensfhuld vom 
ganzen Betrage nicht entlafjen worden fei, ift dieſe Vereinbarung für den Be— 
klagten, der fi weder an der Berrehnung, noch an bem neuen Schuldſcheine 
irgendwie betheiligt hat, ohne jebe Rechtswirkung. 

Entſch. v. 19. Februar 1868, Nr. 1397 (2999 G.-U.). Der Umftand, daß 
fi jemand verpflichtet Habe, eine Forberung zu bezahlen, ift allerdings ein Gefchichts- 
umftand, und alſo Gegenſtand eines Zeugenbeweiſes; denn es ift barin die Uebernahme 
der Zahlung nad) 8. 1344 B. ©. enthalten, welche durch einen anderen Ausdrud nicht 
erHlärt werden kann. Der Titel der Forderung ift in dem cit. Paragraph gegeben. 

Entf. v. 1. Mai 1866, Nr. 3961 (2477 ©.-U.). Die pfandredit- 
liche Sicherſtellung eines eventuellen Regreßanſpruches ift unzuläffig [ſ. hierüber 
weitere Entſch.en bei 8. 449]. 

Entſch. v. 7. März 1860, Nr. 2624 (1101 ©.-U.), Die bloße Aeuße⸗ 
ung, „ber Gläubiger werde nichts verlieren, man werde ihm die Zahlung felbft 
bringen“ u. vergl. genügen noch nidt, um eine Zahlungopflicht nah 8. 1344 
2. ©. zu begründen. 

Entſch. v. 18. Mai 1858, Nr. 4423 (570 ©.-U.). Die Beftellung 
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einer Hypothek hebt die perfönliche Haftung nicht auf, ba der Pfandvertrag 
nur eine Sicherſtellung, nicht eine Novation begründet (8. 1368 u. ff. 2. ©.). 
Der Gläubiger hat zwar nad) $. 1392 ibid. das R., fi ohne Zuflimmung 
des Schuloners einen Anderen zu fubftitutiren, nicht aber umgelehrt der Schuldner 
(8. 1344 ibid.), Das Bermädhtnig der verpfändeten Sachen begründet fomit 
nur ein Rechtsverhältniß zwifhen dem Erben und dem Legatar, fann aber nicht 
den Gläubiger binden, welchem gegenüber nach wie vor bie Verlaſſenſchaft als 
Perſonalſchuldner (8. 466 ibid.) erſcheint. 


G. 1845 — vgl 2. Haupiſt. dieſes Theils und bei 9. 1344 ©. ©. cit.) 
8. 1345. Wenn Jemand mit Einwilligung bes Gläubigers bie ganze Schuld eines Andern 
übernimmt; fo gefchieht Leine Befeftigung, fondern eine Umänderung der Verbindlichkeit, 
- wovon in dem folgenden Hauptftüde gehandelt wird. 


Entfd. v. 30. December 1873, Nr. 12372 (6192 ©.-U.). Indem die 
Eiſenbahngeſellſchaft einem Unternehmer auf eigene Rechnung den Bau überträgt und 
diefer die Grundeinlöſung beforgt 2c., it die Geſellſchaft noch nicht der Verpflichtung 
zum Grfage der durch den Bahnbau den Grundbefigern zugefügten Schäden 
enthoben. Wäre e8 in ver Abfiht der geflagten Eifenbahngefellfhaft gelegen 
gewefen, fich durch das Uebereinfommen mit dem Baumeifter aud ihrer geſetz⸗ 
lien Entfhädigungspflicht gegenüber, dem Kläger und mit einer ben Leßteren 
bindenden Rechtswirluug zu entlebigen, fo hätte dieß in biefem Uebereintommen aus- 
drücklich vereinbart werden, und der Kläger dieſer Vereinbarung zuſtimmen müſſen 
(88. 1345, 1400, 1401 und 1402 ©. ©.). : 

Entfd. v. 25. Iuli 1873, Nr. 6985 (Manz'ſche Slg., 4667 ©.-U.). 
[Bortlaut:] Wenn jemand mit Einwilligung des Gläubigerd die Schuld eines 
Anderen als Alleinzahler übernimmt, fo gefchieht laut ver 88. 1344 u. 1345 
B. ©. keine Befeftigung, fondern eine Umänberung ber Verbindlichkeit. Der 
Alleinzahler tritt ald neuer Schuldner ein und der bisherige Schuloner wird 
dadurch von feiner Berbindligfeit frei. Unverfennbar ift aud) im vorliegenben 
Falle der Rechtsgrund der Verpflihtung der Gellagten ein ganz felbftftändiger; 
er liegt in dem von ihr zur Befreiung des Sohnes abgegebenen unbedingten 
Zahlungsverſprechen. Letzteres follte nach dem Zwed, bes Uebereinkommens, 
welches vor dem militärifhen Vorgeſetzten des Min. getroffen wurde, an 
die Stelle der Schuld des Genannten treten und felbe aufheben. Hiernach 
können Einwendungen, melde gegen die bisherige Forderung zuftanden, wider 
die neue nicht geltend gemacht werden. Was fpeciell den Einwand der Minder- 
jährigfeit des urfpränglihen Schuldners anbelangt, läßt fih die Legitimation 
bazu aus $. 1351 ibid. ſchon deßhalb nicht herleiten, weil biefer Paragraph 
vermöge feiner Stellung unter den die Bürgfchaft betreffenden Normen nur von 
der bürgfhaftlihen Uebernahme einer Schuld zu verftehen ift, die Geklagte aber 
— wie bereitö gezeigt — nicht als Bürge, fondern als Alleinzahlerin intercebirte, 
Wollte man übrigens ven 8. 1351 ibid. zugleih auf die Schulpäbernahme feitens 
des Alleinzahlers beziehen, fo müßte auch gegen Legteren die Beſtimmung des 

8.1352 ibid. Anwendung finden, da fein Grund abzufehen ift, warum, wenn ber 
Bürge, welder nur eine accefjorifhe Verbindlichkeit eingeht, dem Gläubiger bie 
Minverjährigkeit des Hauptſchuldners nicht entgegen fegen darf, der Alleinzahler 
bierzu berechtigt wäre, nachdem er doch als ſelbſtſtändiger Schuloner eine viel 
ftrengere Verbindlichkeit auf fid) genommen. Mit viefer Begründung wurde 
einzutragen beſchloſſen in’8 Sprudrepertorium Ar. 9. Die Uebernahme einer 
fremden Schuld — Erpromiffion (8. 1345 B. ©.) — ift ein Neue- 
rungsvertrag und können Einwendungen, welche dem früheren Schulb- 
ner zuftanden, von dem neuen Schuldner nicht geltend gemadt werden. 

Entf. v. 20. März 1872, Nr. 13436 (4528 ©.-U.), Wenn ein. 
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Dritter, fei e8 au ohne Einverſtändniß des Schuldners, gelegentlich eines &e- 
ihäftsabfhluffes mit dem Gläubiger die Schuld durch Einbeziehung in die Ab- 
rechnung (88. 1412 oder 1423 B. ©.) berictigt (Mbziehen der Schuldſumme 
von ber dem Dritten zugezahlten Darlehensvaluta), fo liegt feine Erpromiffion 
im Sinne des $. 1345 ibid. vor und Tann daher von Erforderniffen einer 
—— — 1400—1410 ibid.) nicht die Frage fein. 

Entſch. v. 20. Mai 1869, Nr. 5524 (3418 ©.-U.). Die ohne Yater- 

vention u —;X in einem "Raufvertrage duch den Käufer erfolgte Ueber 

nahme der Sagpoft auf Abrehnung vom Kauffdilling beredtigt den Gläubiger 
nicht, wider ten Käufer als feinen Perſonalſchuldner einzufchreiten. 

Entf. v. 19. December 1867, Nr. 8916 (2953 ©.-U.). Wenn aud) ver 
neue Egthr. einer unbeweglihen Sache nad) den 88. 443, 447 u. 466 B. ©. 
für die darauf eingetragenen Laften in der Negel nur mit der Pfandſache zu 
baften bat, fo darf doc diefe im G. ausgeſprochene befchränfte Haftung durch 
Big. erweitert werden, wie vorliegenden alles, wo ber Käufer der verpfändeten 
Liegenfchaften mit Zuftimmung des Verkäufers die für die Klägerin darauf ein«- 
getragene Schuld auf Rechnung des Kaufpreifes übernommen hat, weßhalb denn 
auch nicht die. vorhin citirten, fondern 8. 1345 ibid. und die im 2. Hauptſt., 
TU. Theil ibid. enthaltenen Vorſchriften über die Affignation, beziehentlich Ceſſion 
zur Anwendung zu bringen find. Die Einwilligung der Klägerin als Affigna- 
tarin, resp. Ceſſionarin zu der durch bie erwähnten Erllärungen des Käufers 
und Verkäufers feftgeftellten Umänderungen der Re. und Verbindlichkeiten wurde 
dur die Anftelung und den Inhalt ihrer Mage ſtillſchweigend ($. 863 ibid.) 
erklaͤrt und ertheilt, denn eine nachträgliche Einwilligung zu einer unvollftändigen Alfige 
nation ift nicht nur nicht unzuläffig, fondern vom ©. (88. 1402—1404 u. ff. ibid.) 
vorgefehen, übrigens durch fein ©. vorgeſchrieben, daß die Verftändigung des 
Affignatars gleichzeitig mit der zwiſchen dem Affignanten und dem Affignaten 
getroffenen Uebereinkunft, und zwar nur mittelft der Ießteren erfolgen müffe. Die 
rechtserzeugende Erklärung liegt hierbei gleichwohl im Vtg. felbft und keineswegs 
in der Klage, weldhe bloß die Einwilligung der Affignatarin zu der bereit durch 
den Btg. feftgeftellten unvollftändigen Aſſignation darthut. — [Wrfpr. der 
Entf. Nr. 5524 ex 18692.) 

Entf. v. 3. April 1867, Nr. 1386 (2769 ©.-U.). Die freiwillige 
Uebernahme der Schuld eines Dritten mit dem Beifage: „ohne irgend eine Ber- 
bindlichkeit in diefer Beziehung einzugehen,” macht ten Gläubiger des Klagerechtes 
nit verluftig. Die Erklärung des Interceventen, die Schuld zahlen zu wollen, 
„wenn er Geld haben werde,“ enthält nur eine conditio tacita, deren Erfüllung 
nit erwiefen zu werben braudt. Die Unterbrehung der Big. bezüglich, der 
älteren als dreijährigen Zinfen gegen den urſprünglichen Schuldner involvirt nicht 
zugleich eine interruptio praescriptionis gegen den Intercedenten. — Zur Er- 
promiffion genügt in jedem Falle die einfadhe Erklärung, da $. 1345 8. ©. 
nit wie $. 943 ibid. die Errichtung einer Urkunde fordert, 

a) als Bürge; 
(8. 1846 — vgl. 98. 1355, 1866; 868, 1800 8. @.) 
8. 1346. Ber fi zur Befriedigung des Gläubigers auf den Fall verpflichtet, daß ber erfte 
Schuldner die Verbindlichkeit nicht erfülle, voird ein Bürge, und das zwiſchen ihm und dem 
Gläubiger getroffene Uebereinkommen ein Blrgfcpaftövertrag genannt. Hier bleibt der erfte 
Schuldner noch immer ber Hauptſchuldner, und ber Bürge kommt nur als Nachſchuldner 
Hinzu. 

Entſch. v. 27. April 1871, Nr. 807 (4141 G.U.). Die auf die Frage: 
ob man jemand Waaren auf Erebit geben könne, ob Gefragter für ihn bürge 
und falls er nicht zahlen wärbe, die Schuld für ihn berichtigen würde? ertheilte 
Antwort: „das ift ein braver Mann, ich ſtehe für ihn,“ begründet eine Bürgſchaft. 
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Entfd. v. 27. October 1870, Nr. 8642 (3935 G.⸗U.). Dur einen 
Empfehlungsbrief mit der Bemerkung: „ich würde ihnen ven Darlehenawerber 
fonft nicht anempfehlen; thun fie es, ich ſtehe dafür,“ ohne daß der Name bes 
Schuldners und die Höhe des ihm zu leihenden Betrages angegeben wird, wird 
noch feine Haftung als Bürge begründet (88. 869, 1346, 1353 ®. ©.). 

Entid. v. 17. April 1866, Nr. 3429 (2457 ©.-U.) Durch Eeffion 
einer obne Beziehung auf eine beftimmte Perfon als Gläubiger verbürgten For⸗ 
derung erlifht nicht die Obligation des Bürgen. 

Entf. v. 13. Juni 1865, Nr. 4991 (G. tg. 1866, Nr. 34). Wenn 
ver Bürge ſich dem Gläubiger für den Schuldner derart verbürgt, daß er dem 
Gläubiger dann zahlen werde, wenn weder der Schuldner noch eine britte nicht 
verpflichtete Perfon zahlen werbe, und der fhulvige Betrag weder aus dem 
Bmgu. des Einen noch des Anderen hereingebracht werben kann; fo darf dem 
Slänbiger doch nicht zugemuthet werden, die Zahlungsunfähigfeit jener dritten 
Berfon früher nachzuweiſen. 

Entf. v. 10. November 1858, Nr. 12262 (658 ©.-U.). 8. 43 Yur. 
N. ift als Ausnahmebeftimmung firenge auszulegen; es darf daher der allge- 
meinen Regel des 8. 13 Yur. N. gegenüber aus 88. 1346 u. 902 8. ©. 
nicht gefolgert werben, daß der Bürge beim Gerichteftande des Hauptiſchuldners 
belangt werben lönne. 

Entf. v. 22. October 1856, Nr. 6975 (232 ©.-U.). Der Bürge 
wird durch die geleiftete Bürgſchaft an dem Verkaufe feiner Realitäten nicht ges 
bintert, und ber Gläubiger ift nicht beredhtigt, die Giltigkeit des Kaufvertrages 
wegen Simulation zwifden Käufer und Verkäufer anzufechten. 

Entſch. v. 4. December 1855, Nr. 9107 (143 G-U.; P. ©. 1108). 
Im Zweifel, ob fid jemand als Bürge oder als Solidarſchuldner verpflichtet 
babe, wird das erftere vermuthet. 

Entſch. v. 21. November 1851, Nr. 9083 (P. ©. 1106). Die zu 
Sunften eines Beamten für einen beflimmten Dienft, jedoch chne fonftige Be— 
ſchränkung geleiftere Caution Tann nicht zurüdgenommen werben, wenn ver Be— 
amte einen andern gleidhen oder höheren Dienft berfelben Kategorie erhält. 


b) als Aitſchuldner. 
(8. 1347 — vgl. 88. 888-896; 4. 899; 1358, 1425 ©. 6.) 
8. 134%. Wenn Jemand, ohne die den Bürgen gu flatten kommende Bedingung, einer Ver⸗ 
bindlichkeit als Mitſchuldner beitrlit; fo entfieht eine Gemeinſchaft mehrerer Mitſchuldner, 
deren rechtliche Folgen nah den in dem "Hauptftlide von Verträgen überhaupt gegebenen 
Borſchriften zu beurteilen find ($$. 888—896). 

Entſch. v. 8. Auguft 1878, Nr. 2398 (a. Jur. Ztg. 1379, Nr. 26). Die 
Ehegattin, welche den ihre ſolidariſche Mithaftung ausbrädenden Schuldſchein 
unterjchrieben hat, kann ſich ihrer Verbindlichkeit nad 88. 1347 u. 891 8. ©. 
auch dann nicht entſchlagen, wenn das Darlehen auch nur zu Handen ihres Ehe⸗ 
nannes zugezählt worden wäre, 

Entſch. v. 8. Mai 1878, Nr. 7708 (G. H. 1879, Nr. 1). Wer ſich 
olidaitſch zur Zahlung des Kaufſchillings für eine mündlich gekaufte Realität 
uitverpflichtet hat, wird von diefer Verpflichtung nach $. 1347 B. ©. nicht dadurch 
sefreit, daß bie Realität in das bücherliche Egih. des anderen Stäuferd übertragen 
vurde; es bleibt dem Mitverpflichteten überlafen, ſich dießfalls auseinanderzufegen. 

Entf. v. 28. April 1875, Nr. 1997 (5700 ©.-U.). Daraus, daß 
emand ſich auf dem Schuldſchein als Bürge und Zahler unterfhrieben hat, folgt 
m fich nur, daß er der Obligation des Hauptſchuldners im Sinne der 88.1344 
1. 1347 8. ©. beigetreten if. Durch ohne feine Intervention geſchehene No- 
»ation der Schuld wird daher der Bürge und Zahler liberirt. 
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Entf. v. 3. December 1872, Nr. 10456 (4798 ©.-U.). Bei dem 
Umſtande, als der Zweitgellagte an dem Darlehensgeſchäfte als Berwalter der 
Guter des Erfigeflagten theilnahm und das Darlehen zur Verwendung für biefe 
Güter beflimmt war, kann feiner Zufage, die Zahlung zu leiften, nur bie Deu⸗ 
tung gegeben werben, daß er bie Zahlung aus den Einkünften der von ihm ver⸗ 
walteten Güter leiften werde, nicht aber, daß er der Verbindlichkeit der Dar- 
lehensnehmer als Mitſchuldner beitrete, 

Entſch. v. 6. November 1867, Nr. 9714 (©. Ztg. 1868, Nr. 52). 
Ein Schreiben, in welchen einer Perfon die Bürgihaftsleiftung für die von ihr 
eingegangenen Schulven verfprodhen wird, Tann einer britten Perfon nicht ale 
Subftrat der Pfandrechtspränotation für diefer Perfon geliehenes Geld dienen. 

Entſch. v. 4. December 1855, Nr. 9107 (143 ©.-U.). Auf einer Rech⸗ 
nung, welche mit den Worten fließt: „der wahre und unmittelbare Schuloner 
ift alfo M (Gatte der Gellagten)" folgt die Unterfhrift des M und weiter unten 
fieht „B (Name der Geklagten), ich verpflichte mic, für obige Summe per x fl”. 
Aus diefer Urkunde wurde nur eine Bürgſchaftserklärung ber Sellagten gefolgert 
und ihr das beneficium ordinis zuerkannt, 


EntfGädigungsbürge. 
(6. 1848 — vgl. . 1959, 1868 9. ©.) 
8. 1348. Ber dem Bürgen auf den Fall, daß derſelbe durch feine Bürgfchaft zu Schaden 
kommen ſollte, Entſchädigung zufagt, heißt Entfhäbigungsbürge. 
Entf. v. 24. März 1870, Nr. 11303 (Sch. I). Bei der Entfhädi- 
gungsbürgfchaft muß der erlittene Nachtheil firenge bewieſen werben. 


Wer fi verbürgen Rönne. 


(8. 1349 - wol. u. 865-868 8. @.; 4. AL der Gtatuten bes heutigen Drbend u. 38. Juni 1840, Rr. 451 
3.6.6; 116. une ne. Börfe-D. 5° 


8. 1349. Fremde Berbindlichkeiten kann ohne Unterfcieb des Gefchlechte® Jedermann auf 
fi nehmen, dem die freie Verwaltung feines Vermögens zuſteht. 


Hür welde Berbindungen. 
G. 1650 — vgl. 9. 13836 ©. ©.) 
8. 1359. Eine Bürgfhaft ann niht nur Über Summen und Sachen, fondern auch über 
erlaubte Handlungen und Unterlaffungen in Beziehung auf den Bortheil oder Nachtheil, 
welcher aus denfelben für den Sichergefiellten entftehen Kann, geleiftet werben. 


(8. 1851 — dgl. 98. 870; 1852; 29, Sunı n. G.;$. —* uli 1877, Ar. 67 R. ©. B. für Galizien 
ur Hintanfaltung ) 


8. 1351. Berbindlichkeiten, — nie zu * RE haben, ober fon aufgehoben 
find, können weder übernommen, noch befräftiget werben. 


Entfd. v. 25. Juli 1877, Nr. 353 (©. Ztg. 1877, Nr. 84). Das 
im Schuldſcheine enthaltene Schulobelenntnig und unbedingte Zahlungsverfprechen 
tann nit als causa debendi angefehen werben, weil der Rechtsgrund nicht in 
dem Zahlungsverfpredden, fondern in der Anführung des Rechtsgeſchäftes, woraus 
die Zahlungeverbindlicjkeit entflanden ift, befteht (88. 1001, 1351, 1876 u. 
1431 B. ©.). 

Eutſch. v. 12. September 1873, Nr. 8032 (6080 ©.-U.). Die bei 
der Berlafjenfhaftsabhandlung von dem Notar felbftverftändlid in außeramtlicher 
Eigenſchaft der Erbsintereſſentin gemachte Erklärung, daß fie durch bie Ueber- 
nahme einer ihr auf Abſchlag ihres Erbtheiles angebotenen Forderung an C 
feinen Schaben erleiden werbe, ift ein freies, ernfllides und beftimmtes Garantie⸗ 
verſprechen, d. i. eine Zuſage, daß ſie durch die Uebernahme der im Iuventar 
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als Activpoſt verzeichneten Forderung von x fl. an C auf ihren Erbtheil eine 
Summe von gleicher Höhe effectiv erhält und daß Beflagter dafür, daß dieß der 
Fall fei, aufzulommen beabfihtigte. Ein derartiges Verfprehen kommt zwar ber 
Bürgfchaft infofern nahe, als das, was hiernach zu leiften ift, in der Zahlung 
beffen beftcht, was von dem Schuldner nicht zu erlangen war; es unterfcheibet 
fi) aber dennoch von ber Bürgſchaft, weil der Beklagte in kein acceflorifches 
Berhältnig zu Schuld des CO eintrat, indem ber wefentlihe Zweck des Rechts- 
gefchäftes nicht der war, daß Bellagter im Intereffe des C deſſen Verbindlichkeit 
übernehme, fondern vielmehr dahin ging, daß der die Forderung übernehmenden 
Nlägerin ein Erfag für dasjenige gefihert werke, was ihr eventuell bei dem 
Schuldner' O entgeht, für den Verluſt, den fie etwa burd die Uebernahme der 
Forderung erleiden würde, und bezüglich deſſen fie angefichte des mit dem Mit« 
erben über die Theilung ber Erbſchaft gefchloffenen Vergleiches an den Letzteren 
gemäß $. 1386 B. ©. ſich nicht regrefftren kann. Iſt demzufolge von einer 
Bekräftigung der Forderung an CO, von einer Befeftigung diefes Schuldverhält- 
niffe® feine Rebe, fo trifft auch die Berufung des beflagten Notars auf ven 
8. 1351 ibid. nicht zu und ebenfowenig der von dem Beklagten in ber Re— 
viſionsbeſchwerde citirte $. 887 ibid., da der Erbtheilungsvergleich nicht zwiſchen 
ihm und den Erben, fondern unter dieſen allein gefhloflen wurde. . 

Entſch. v. 5. Juni 1873, Nr. 5273 (4997 ©.-U.). Die von ber Be 
klagten vorgebrachte Einwendung der nicht erhaltenen Valuta des Wechſels nit 
Bezug auf welchen fie den Solidarfchuldſchein ausgeftellt hatte, ift entſcheidend, 
weil, falls der Erfigeflagte in der That die Wechſelvaluta nicht erhalten hat, 
eine Verbindlichkeit zur Zahlung derfelben auf feiner Seite nicht entflanden if, 
daher von der Bellagten auch nicht übernommen werben konnte ($. 1351 8. ©.), 
zumal in ber von ihr außgeftellten Erklärung eine Forderung als beftehend vor- 
ausgefegt ift und die Abſicht nicht dahin gerichtet war, daß eine Forderung da- 
durch erft gefchaffen werde. Es ift daher andy gleichgiftig, daß die urſprünglich 
wecielrechtlihe Forderung, wie in der Klage behauptet wird, in eine gemein» 
rechtliche verwandelt wurde; denn die Einwendung der nit empfangenen Valuta 
hätte auch im Wechfelprocefie nah Art. 82 W. O. mit Wirkung vorgebracht 
werben können, fowie fle der Beklagten in dem gegenwärtigen Rechtsſtreite un« 
zweifelhaft zufteht und trog der von ihr ausgeftellten fhriftlihen Erklärung, aus 
welcher der Klageanfpruc abgeleitet wird, nad bem Pat. v. 1. März 1787, 
Nr. 636 9. ©. ©., zuläffig ift. 

Entſch. v. 25. Juli 1872, Nr. 6985 (Manz’iche Slg.). 8. 1351 8. ©. 
ift nad) feiner Einreihung nur von bürgfchaftliher Uebernahme einer Schuld zu ver⸗ 
ſiehen; eine Einwendung ber Oroßjährigfeit des urfprünglichen Schuloners läßt 
fih alfo aus diefem Paragraph zu Gunften des Geklagten, welder als Allein- 
zahler intercedirte, nicht ableiten. Wollte man den 8. 1351 ibid. zugleich auf 
die Schulpäbernahme feitens des Alleinzahlers beziehen, fo müßte aud gegen 
Letzteren die Beſtimmung des $. 1352 ibid, Anwendung finden, da fein Grund 
abzufehen ift, warum, wenn ber Bürge, welcher nur eine acceflorifhe Verbind⸗ 
Tichleit eingeht, dem Gläubiger die Minderjährigfeit des Hauptſchuldners nicht 
entgegenfegen darf, der Alleinzahler hierzu berechtigt wäre, nachdem er bod als 
ſelbſtſtäudiger Schuloner eine viel firengere Verbindlichkeit auf fih genommen. 
[Siehe ven vollen Wortlant und Spruch Nr. 9 bei $. 1345.] 

Plenar- Entf. v. 7. October 1870, Nr.9653 (4408 .-U.). Da Vertrags⸗ 
verbindlicyfeiten der Min. nicht an und für ſich ungiltig find, fondern nad $. 865 
B. ©. durch die nachfolgende Genehmigung des gefeglihen Vertreters, umſomehr 
alfo durch die Anerkennung feitens des maj. Gewordenen felbft aufrecht erhalten 
werben fönnen; ift unter leßterer Vorausfegung, audy wer vor erreichter Großjährig⸗ 
keit einer Schuld als Solidarſchuldner beitrat, in solidum zur Zahlung verbunden, 
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Dem fteht auch 8. 1351 ibid. nicht entgegen, weil biefer Paragraph nicht bie 
Berbinblihfeiten des Bürgen und Zahlers, fondern jene des Hanptverpfliteten zum 
Gegenſtande Hat. 

Entfd. v. 5. November 1868, Nr. 7901 (Sc. I). Die Anerkennung 
einer Nichtſchuld (3. B. eines bereits verjährten Wechſels) begründet die Zah- 
kungspflicht. 

Entf. v. 13. Februar 1866, Nr. 1072 (2389 G.-U.). Auch gegen- 
über dem gutgläubigen Pfandgläubiger fintet die Einwendung des Nichtbeſtandes 
der Hypothekarforderung flatt, wenn ihm bei der Erwerbung des Afterpfandrechtes 
gegrüntete Bedenken wider ben Beſtand der Hypothekarforderung aufftogen müßten 
und ſemit 8. 469 B. ©. nicht anwendbar ift. [Bgl. aud die Entfd.en bei 
8. 469. ibid.] 

Entf. v. 14. September 1858, Nr. 8464 (614 ©.-U.). Wenn ber 
Schuldner die Forderung in der Ceſſion ausbrüdlich als beftehend anerfannt hat 
und an der Meblichfeit des Ceffionars bei Uebernahme ber Forderung nicht ge= 
gründete Zweifel beftehen, kann der Schuloner der Klage auf Zahlung nicht die 
Einwendung entgegenfegen, daß laut Strafurtheil jene Forderung fingirt war 
(88. 1351 u. 1396 8. ©.). 

Entf. v. 30. December 1853, Nr. 13102 (8 ©.-U.; P. ©. 1109). 
Die aus Anlaß einer außergerichtlihen Scheidung getroffenen vermögensrechtlichen 
Berabrebungen und insbefondere die Verbürgung hierfür find ungiltig. 


(8. 1868 — vgl. 8. 896; 98. 1861, 1355, 1868 ®. ©.) 

8. 1358. Wer fih für eine Perfon verbürgt, die ſich vermöge ihrer perſönlichen Eigenſchaft 
nicht verbinden kann, iſt, obſchon ihm diefe Eigenfchaft unbelannt war, gleich einem unge» 
theilten Mitſchuldner verpflichtet. 

Siehe auch die Entsch.en bei 9. 1851. 


Entf. v. 20. Auguft 1870, Nr. 7310 (3849 ©.-U.). Das Berſprechen 
tes Vaters, die von feinem min. Sohne contrahirte Darlehensfhuld zu bezahlen, 
ift verbindlih, da die perfönlihe Handlungsunfähigfeit des Schuldners 
ſchon mit Rüdfiht auf 8. 1352 B. ©. den Mitſchuldner von ber Soli«- 
darverpflichtung nicht befreit, 

Entſch. v. 23. Februar 1864, Nr. 1256 (1866 ©.-U.). Dur das 
Ausgleihsverfahren des Hauptſchuldners [feither befeitigtes ©. v. 17. December 
1862] wird die Obligation des Bürgen nicht aufgehoben ($$. 896, 1352, 1356 
u. 1358 8. ©.). 


Amfang der Bürgfhaft. 
(6 1858 — vgl. $$. 915; 918, 918 8. ©.) 

8. 1353. Die Bürgfchaft kann nicht weiter ausgedehnt werben, als fi der Bürge ausdrücktich 
erflärt hat. Wer fi für ein zinsbares Capital verbürgt, haftet nur für jene rüdflänbigen 
BZinfen, welche der Gläubiger noch nicht einzutreiben berechtigt war. 

Entf. v. 5. Jänner 1876, Nr. 10361 ex 1875 (©. 9. 1879, Nr. 15). 
Wollte man auch annehmen, daß durch die Mcceptation eines Wechſels ver Rechts- 
grund und Hauptgegenftand ber Forderung des Verkäufers nicht verändert würde 
und die aus der Waarenlieferung entftandene Verbindlichkeit des Käufers dem 
BVerfäufer gegenüber nicht als eine neue und andere anzufehen wäre, vielmehr 
die Ücceptation eines Wechfeld nad ihrer wahren VBeichaffenheit nur als Aus- 
ſtellung einer Schuldurkunde über die Salboforderung, durch welche ver Schuldner 
der Wechſelſtrenge unterworfen werden fol, aufgefaßt werben müfle, fo könnte 
bieß doch nicht auf ven der Salvojhuld, als Bürge und Zahler beigetretenen 
Dritten angewendet werben, da bie Bürgſchaft nach $. 1353 B. ©, nicht weiter 
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ausgedehnt werben kann, als fid der Bürge ausdrücklich erflärte, diefer daher bezüg⸗ 
lich feiner Einwenbungen nicht dem Wechfelrechte unterworfen werben und der ihm nach 
gemeinem R. zuftehenten Einwendungen verluftig gehen kann [Schlußfolgerung], 

Entfg. v. 17. Februar 1875, Nr. 1116 (8640 ©.-U.). $. 1353 8. ©, 
fpricht den Grundſatz aus, daß die Bürgfchaft nicht weiter ausgedehnt werten 
kann, als fich der Vürge ausprüdlih erflärt hat, und ta der vorliegende Bürg⸗ 
ſchaftsbrief der Geklagten eine Beftimmung über den Zahlungsort nicht enthält, 
fo fann aud nicht angenommen werben, daß die Geklagten die für fie offenbar 
läftigere Verpflichtung der Zahlung loco Prag auf fi genommen hätten, welde 
für den Hauptſchuldner durch die Annahme der Factura begründet fein fol, Die 
Incompetenzeinwendung erfcheint daher als entſcheidend [Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 27. October 1870, Nr. 8642 (3925 ©.-U.). Durd einen 
Empfangsbrief mit der Bemerkung: „ih wärbe ihnen die Darlehenewerber fonft 
nicht anempfehlen, thun fie es, ich ftehe dafür“, chne daß der Name des Schult- 
ners und bie Höhe des ihm zu leiftenden Betrages angtgeben wird, ift noch 
keine Haftung als Bürge begründet (88. 869, 1346, 1353 B. ©.). 

Entſch. v. 22. October 1861, Nr. 6827 (1405 ©.-U.). Durd tie 
Schuldanerkennung ſeitens des Hauptſchuldners wird die Big. aud der Bürgſchafts⸗ 
obligation unterbrochen. 

Entf. v. 15. März 1859, Nr. 2517 (751 ©.-U.) Die Haftung 
des Bürgen des Beſtandnehmers erftredt ſich nicht auf Verbindlichkeiten des Letz- 
teren au8 einem neuen Btg., als welcher die ſtillſchweigende Fortfegung des Be⸗ 
ſtandvertrages erfcheint, wenn ber Bürge diefem neuen Vtg. nicht beigetreten iſt. 

Entſch. v. 14. October 1857, Nr. 10446 (446 ©.-U.). Wenn jemand 
fi verbürgt hat, die Schuld eines Anderen and Eigenem zu bezahlen, fo ift er 
deßhalb noch nicht verpflichtet, die Zahlung in dem Drte zu leiften, in weldem 
der Hauptſchuldner zu zahlen verpflichtet gewefen wäre, fondern er fann nur anı 
Orte feines Wohnfiges zur Zahlung verhalten werben. 


@. 1854 — vgl. 8. 1846 ©. G.; 5. 368, 868 allg, 478, 479 gal., 468, 469 ital. &. D.) 
8. 1354. Bon der Einwendung, wodurch ein Schuldner nad Vorſchrift der Gefege die 
Beibehaltung eines Teiles feines Vermögens zu feinem Unterhalte zu fordern berechtigt ift, 
kann ber Bürge nit Gebrauch machen. 


Wirkung. 
@. 1386 — vgl. 16.5908, 1884 ©. @.) 

8. 1855. Der Bürge kann in der Regel erft dann belangt werben, wenn ber Hauptfhuldner 
auf des Glaͤubigers gerichtliche oder außergerichtlihe Eimmapnung feine Verbindlichkeit nicht 
erfüllt Hat. 

Entſch. v. 6. Juni 1872, Nr. 2311 (4627 ©.-U.). Dem auf Erloſchen⸗ 
fein der Burgſchaft wegen dreißigjähriger Big. Klagenden kann nicht der Beweis 
der Negation aufgebürdet werden bezüglich der in $. 1355 B. ©. ftatuirten 
Erforderniſſe; es genügt, daß durch den Grundbuchsauszug die Fortdauer der 
Haftung in dem urſprünglichen Zuſtande 30 Jahre hindurch bewieſen und im 
Grundbuch nicht erſichtlich iſt, daß eine Execution geführt worden wäre (88. 1478, 
1479 ibid.). 3 

Entjd. v. 7. März 1872, Nr. 2124 (4511 G.⸗U.). Wer fih nur 
für die Einbringlicleit einer Forderung verbürgt, Tann nicht fon, wenn der 
Haupiſchuldner auf gerichtliche oder außergerihtlihe Einmahnung feine Verbind⸗ 
lichkeit nicht erfüllt hat, fondern erft dann belangt werben, wenn der Rechtsbe⸗ 
fand und die Uneinbringlichleit der Forderung nachgewieſen ſind. 

Entf. v. 6. Auguft 1870, Nr. 77 (3843 G.⸗U.). Die Bürgſchaft 
beruht auf einer ſelbſtſtändigen BVertragsverpflihtung, die Haftung des Cedenten 
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auf dem gefeglichen Grundfage, daß niemand fih mit dem Schaben des Anderen 
bereihern dürfe (8. 1397 B. ©.), daß ver Veräußerer für die Beſchaffenheit 
der bintangegebenen Sache verantwortlich, fei, fie fällt daher unter die Kategorie 
ber Gemwährleiftungsverbindlicleit. Die Bedingungen ber entgegenftehenden Re. 
ſind effentiell verſchieden, wie fih aus der Vergleihung der 88. 1305 u. ff. und 
88. 1397 u. ff. ibid. ergibt. 

Entſch. v. 12. Februar 1862, Nr. 561 (1482 ©.-U.). Der Cedent, 
welder dem Ceffionar „als Bürge uud Zahler” haften zu wollen exrflärt hat, 
kann fih nicht auf $. 1355 B. ©. berufen; ſondern nad $. 1357 ibid. nady 
Belieben vor oder nah dem Hauptſchuldner um Zahlung belangt werben. 

Entf. v. 7. Yänner 1862, Nr. 11 (1450 ©.-U.). Unter „Hauptver- 
pflichteter“ ift nicht etwa derjenige, deſſen Interefle größer ift, ale jenes feiner 
Genofien, fondern der Hauptfhulpner im’ Gegenfage zu ben ſubſidiariſch Ber- 
pflichteten zu verftehen. 

Entfd. v. 1. Mai 1861, Nr. 2587 (1313 ©.-U.). Der gemeinrecht- 
lihe Bürge haftet aud für die Bereicherungsfchuld des Wechielacceptanten und 
ift zur Zahlung nad $$. 1355 u. 1356 B. ©. verhalten, wenn der Acceptant 
abwefend und deſſen Aufenthalt unbekaunt find. 

Entſch. v. 10. Jänner 1832, Nr. 598 (PB. S. 1110), Wenn ver 
Hauptſchuldner über vorausgegangene Einmahnung des Glänbigers feine Ber- 
bindlichkeit nicht erfüllt, Kann diefer feine Forderung und bie Bürgſchaft unmittel= 
bar gegen den VBürgen geltend maden, und ift nicht verpflichtet, dieſelbe zuerft 
gegen den Hauptſchuldner auszutragen und zu liquibiren. 


1866 — vgl. 98. 1368, bene Rn ze &., Art.81 W.D. unb $. 88, 85 
[05 vgl. 96. 1366, — . er a bes feither aufgeobenen 
8. 1356. Der Bürge zus aber, se wenn er fi ausdrücklich nur für ven Fall verbirgt Hat, 
daß der Hauptſchuldner gu zahlen unvermögend fei, zuerſt belangt werben, wenn ber Haupt» 
ſchuldner in Concurs verfallen, oder wenn er zur Zeit, als die Zahlung geleiftet werden follte, 
unbelannten Aufenthaltes, und ber Gläubiger Feiner Nacläffigkeit zu beſchuldigen ift. 


Entf. v. 18. April 1873, Nr. 2500 (4941 ©.-U) Mit R. wınde 
als erwiefen angenommen, daß Geklagter Bürgſchaft geleiftet hat, denn in ber 
Ausfage der Gattin des Klägers, daß Geflagter erflärt habe, für O „caviren und 
zahlen“ zu wollen, Liegt offenbar auch die Beſtätigung der nach der Ausjage des 
zweiten (unbedenklichen) Zeugen übernommenen Bürgfchaft, weil in ber über- 
nommenen Verbindlichkeit, als „Bürge und Zahler“ einzutreten, die Verbindliche 
keit des „Bürgen“ enthalten ift. Die Berufung auf $. 1356 B. ©., der von 
der Bürgſchaft handelt, Tann daher nicht ald Aenverung des Rechtsgrundes der 
Klage, womit die Verurtheilung des Gellagten als „Buͤrge und Zahler* begehrt 
wird, angefehen werden und ebenfowenig liegt eine gefegwidrige Abweichung von 
dem Klagebegehren vor, wenn das Obergericht den Gellagten nur als Bürgen 
zur Zahlung verurtheilt. 

Entjg. v. 4. November 1869, Nr. 8150 (2009 ©.-U.). Durch das 
Andgleihöverfahren des HauptfQulpners [either befeitigtes ©. v. 17. December 
1862] —— Obligation des Bürgen nicht aufgehoben ($$. 896; 1852, 1356, 
1358 3 

Fa ‘v. 23. Februar 1864, Nr. 1256 (1866 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 8150 ex 1869. 

Entfd. v. 16. October 1860, Nr. 12265 (1209 ©.-U.). Durch Gi- 
rirung eines Wechſels wird die Schuld zwar. befefligt aber nicht umgeänbert, es 
ift daher der Bürge und Zahler, wenn der Hauptſchuldner zahlungsunfähig ge= 
worden, gleihwohl nad 88. 1356 u. 1357 B. ©. zur Zahlung verpflichtet. 

Entſch. v. 6. Mai 1860, Nr. 3204 (©. H. 1862, Nr. 16). Die Be—⸗ 
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Rimmung, daß, im Falle der Hauptſchuldner in Concurs verfällt, der Bürge 
äuerft belangt werden Tann, gilt aud dann, wenn ber Gläubiger feine Forderung 
bei der Eoncurgmafle des Haupiſchuldners angemeltet hat. 


(6. 1857 — vgl. 6. 891; 45. 1866, 1205 ©. &.; 8. 1 @. v. 12. Juli 1872, Pr. 118 R. G. 8) 
8. 1258. Ber fih als Bürge und Zahler verpflichtet hat, haftet als ungetheilter Mit- 
ſchuldner für die ganze Schuld; es hängt von der Willkür des Gläubiger ab, ob er zuerſt 
den Hauptſchuldner, oder den Vürgen, ober beide zugleich belangen wolle ($. 891.) 


Entſch. v. 12. Februar 1862, Nr. 561 (1482 ©.-U.). Der Cedent, 
welder dem Ceffionar als „Bürge und Zahler“ haften zu wollen erklärt hat, 
kann fi nicht auf 8. 1355 B. ©. berufen, fondern nad $. 1357 ibid. nad 
Belieben vor oder nach dem Hauptfhuldner um Zahlung belangt werben. 

Entſch. v. 22. October 1861, Nr. 6827 (1405 G.-U.). Die Schuld⸗ 
anerfennung feiten® des Hauptſchuldners Tann nicht als eine Novation im Sinne 
bes 8. 1376 B. ©. angefehen werben. Nach den 88. 891, 1357, 1363 u. 
1364 ibid. haftet jeder Solidarſchuldner für das Ganze und zwar Einer für 
Ale und Ale für Einen derart, daß es dem Oläubiger ganz freifteht, zuerft den 
Hauptſchuldner over den Bürgen und Zahler zu belangen, und daß die Verbindlichkeit 
des Letzteren nur mit ber bes Erfteren erliſcht. Der binnen 3 Jahren nad dem 
Anerfennungsacte überreihten Klage wiber einen Mitverpflichteten fteht daher bie 
Einrebe der Big. nad $. 1480 ibid. nicht entgegen. 

Entfd. v. 12. December 1860, Nr. 12021 (1246 ©.-U.). Wenn ber 
Bürge und Zahler bei Vebernahme der Verbindlichkeit auf einen beftimmten 
Zahlungsfond Hingewiefen hat, Liegt darin im Zweifel noch eine Beſchränkung 
feiner Verpflichtung, es wäre denn der Beftand dieſes Fondes z. B. der Anfall 
einer Erbſchaft ausprüdlich zur Bebingung gemacht worden. 

Entfd. v. 16. Juni 1858, Nr. 6371 (580 ©.-U.; P. ©. 1112). Wenn 
ſich für den Hauptſchnldner ein Dritter als Bürge und Zahler verpflichtet, muß 
der Gläubiger zur Erwirkung des Berbotes nad $. 283 a. ©. D. auf die 
Güter des Hauptfchuloners nachweiſen, daß nicht nur biefer, fondern aud ber 
Bürge, rückſichtlich Solidarmitſchuldner, nicht hinlängliche Zahlungsmittel zu feiner 
Befriebigung befige. 

(8. 1868 — vgl. 98. 1041, 1042, 1429, 1498 ; 1431, 1485; 888-801; 1851, 1860, 1861, 1868 ©. @.) 
8. 1356. Wer bie Schuld eines Audern bezahlt, tritt in die Rechte des Gläubigers, und 
{ft befugt, von dem Schuldner den Erfag der bezahlten Schuld zu fordern. Zu diefem Ende 
ift der befriebigte Gläubiger verbunden, dem Zahler alle vorhandenen Rechtébehelfe und 
Gicerftellungsmittel außzuliefern. 

Entfd. v. 25. Jänner 1877, Nr. 9029 (©. Ztg. 1877, Nr. 25). Wird 
durch die Meiftbotvertbeilung eine Forberung getilgt, welche zugleich als Per—⸗ 
ſonalſchuld eines auf der verfteigerten Realität verfiherten Gläubigers auf deſſen 
Gütern haftet, fo können dieſem Gläubiger gegenüber bezüglich, feiner bei der 
Mafſe angemelveten Forderung vie nachfolgenden Gläubiger, foweit deſſen Per⸗ 
ſonalſchuld aus der Maſſe bezahlt wird, die Compenfation entzegenfegen (88. 13568, 
928, 931, 443, 1439, 1443 8. ©.). 

Entfd. v. 7. November 1876, Nr. 7271 (6272 ©.-U.). Nah ben 
88. 1858, 1037 u. 1042 B. ©. gebührt dem Bater, welder die Schulden 
feines Sohnes einlöfte, ver Erſatz der für ihn gemachten Auslagen, zumal 
bei der billigen Einlöfung der Schulden und bei dem Umſtande, als ber 
Beklagte dadurch von ber erfahrungsgemäß fehr läftigen Execution für eine fo 
beveutende Schulvenlaft befreit wurde, nicht zu zweifeln iſt, daß dieſe Einlöfung 
zum Haren und überwiegenden Vortheile des Beklagten gereichte. Eine Verzicht- 
feiftung des Klägers auf den Erſatz der ausgegebenen Summen, rüdfihtli eine 
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Schenkung zu folgern,. widerfpricht den geſetzlichen Orunbfägen über die Aus- 
legung der Vtge. (88. 914 u. 6 ibid.). Nach 88. 788 u. 791 ibid. endlich if 
dasjenige, was die Eltern zur Bezahlung der Schulven eines maj. Kindes verwendet 
haben, nit für eine Schenkung zu halten. 

Entf. v. 28. April 1875, Nr. 1997 (5700 ©.-U.). Daraus, daß ber 
Beklagte den Schulvfhein des Hauptihulpners als Bürge und Zahler unter» 
ſchrieben hat, folgt nur, daß er einer vom Letzteren als Hauptſchuldner übernommenen 
Berbindliggfeit im Sinne der 88. 1344 u. 1347 B. ©. als Mitſchuldner bei- 
getreten ift, und da nach 8. 1358 ibid. derjenige, der die Schuld eines Anderen 
bezahlt, in die Re. des Gläubigers eintritt und befugt ift, von dem Schulpner 
ben Erſatz der bezahlten Schuld zu fortern, der Befriedigte aber zu dieſem Ente 
dem Zahler alle vorhandenen Rechtsbehelfe und Sierftelungsmittel auszuliefern 
bat, fo wird es fih im vorliegenden Falle zunähft um die Frage handeln, ch 
die Schuld aus dem erften Schuldſcheine dem Hauptfchulpner gegenüber noch auf- 
recht befteht. Dieß ift aber nicht der Fall, denn durch Ausſiellung eines neuen 
Schuldſcheines auf Grund gepflogener Verrechnung ift eine Novation allerdings 
eingetreten. Iſt aber das auf dem erften Schulpfchein gegründete Schultver- 
bältniß dem Hauptſchuldner gegenüber durch Novatiou erlofhen und dadurch zur 
gleich dasjenige Object, welches dem Bellagten im alle ver Zahlung nad 
8. 1358 ibid. abzutreten wäre, binweggefallen, fo fann auch für ven Beklagten 
als Mitſchuldner („Bürge und Zahler”) keine Verbindlichkeit mehr daraus ab- 
geleitet werben; und wenn in dem zweiten Schuldſcheine angeführt wird, daß der 
Bellagte aus dem Obligo bezüglih ver alten Darlehensihuld von geringerem 
Betrage nicht entlafien worden fei, ift diefe Vereinbarung für den Bellagten, ber 
fih weder an der Berrehnung, nody an dem neuen Schuldſcheine irgendwie be 
theiligte, ohne jede Rechtswirkung. 

Entf. v. 6. October 1874, Nr. 7506 (5490 G.-U.). Der durch einen 
Dritten befriedigte Hypothekargläubiger if trotz vorbehaltslos erfolgter Annahme 
der von ihm ausgeftellten Quittung demſelben zur Ausfertigung einer Ceſſion 
verpflichtet. Der $. 1423 B. ©. ſchreibt nicht vor, dag der für einen Anderen 
Zahlende die Abtretung der gezahlten Forderung fi auebrüdiih vorbehalten 
müſſe. Auch nad geleifteter Zahlung kann der Zahler die Abtretung begehren, 
alfo auch nachdem er fon eine Quittung empfangen hat ($. 1426 ibid.) und 
es ift fehr gewagt, zu behaupten, daß der Zahler duch die Annahme der Quit- 
tung. „zweifellos“ zu erkennen gibt, daß er auf das R., die Ceſſion zu begehren, 
verzichtet habe. Denn ber 8. 863 ibid. erfordert für feine Anwendung eine ein- 
gehende VBerüdfihtigung aller begleitenden Umftände, aus welchen vorliegend ein 
ſolcher Verzicht nicht gefolgert werden kann. Beklagter erfheint im Grundbuche 
noch als Pfandgläubiger nnd feine Einwendung, vaß er befriedigt fei und nichts 
mehr abzutreten habe, ift unhaltbar, weil ber befriedigte Gläubiger verbunten 
if, dem Zahler alle vorhandenen Rechtsbehelfe und Sicerftellungsmittel auszu⸗ 
liefern ($. 1358 ibid.) und weil der Zahler felbft nad) geleifteter Zahlung, alfo 
nach vollftändiger Befriedigung des Gläubiger berechtigt ift, die Abtretung des 
demfelben zuftehenden R8. zu verlangen ($. 1423 ibid.). 

Entſch. v. 18. April 1872, Nr. .2598 (4579 G.⸗U.). Nachdem bie 
mit der eingelfagten Forderung belaftete Realität von dem Perſonalſchuldner 
grundbücherlich auf den Beklagten übergegangen ift, welcher mit ber Liegenfchaft 
nad 8. 443 8. ©. aud die darauf haltenden grundbücherlichen Laften über- 
nommen bat; kann er die Zahlung der eingeflagten, in jeder Hinfiht liquid ger 
ſtellten Forderung nicht verweigern. Der Umftand, daß fein Auctor als 
Berfonalfhulpner nur bedingt gegen Zurädceffion der cebirten 250 fl, 
jur Zahlung verurtheilt worden if, enthebt ven Beklagten als Hypo⸗ 
thefarfhulpner des Klägers nit von der Zahlungsflicht, weil jene 
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Gegenverbindligleit des Klägers nur dem Perſonalſchuldner zu 
flatten fommt, bei dem Pfandrechte des Klägers in dem Grundbuche 
niht angemerkt, und der Pfandſchuldner gegen ven Gläubiger über- 
haupt nur zu jenen Einwendungen beredtigt ift, bie aus der Hypo⸗ 
thet felbft, oder ans Berhältnifjfen entfpringen, welde die Erlöſchung 
des Pfandrechtes in ſich ſchließen. Einwendungen diefer Art ſtehen 
dem Bellagten niht zu Gebote. Er kann fid auf den $. 1358 ibid. 
nit bernfen, felbft wenn er berechtigt wäre, die Rüdabtretung der 
250 fl. zu fordern, weildiefes R. vie Zahlung ber eingeflagten Schul 
vorausjegt, die noch nicht erfolgt ifl. 

Entf. v. 27. September 1872, Nr. 8193 (4544 ©.-U.). Na ver 
Natur der Hypothekarklage geht das Begehren nicht auf Zahlung, fondern nur 
auf Herausgabe des Pfandſtückes zur Realifirung der Hägerifhen Forderung, diefe 
aber erfolgt eben durch Umwandlung des Pfandſtückes mittelft der eyecutiven Ber- 
fleigerung in Geld, und der Pfandgläubiger macht fih aus dem Exlöfe zuerft 
bezahlt, während der Heft dem Hypothekarſchuldner zujällt. Ob nun die Gellagten 
das Pfandſtück herausgeben oder vorziehen, die Pfandſchuld zur Befreiung von 
ber Hypothek bar abzuführen, immer erfolgt die Zahlung der mit Pfanb ger 
fiderten Schuld aus ihrem Vmgn., und nachdem der Verkäufer O den Gellagten 
feine Verpflihtungen gegen den Kläger an Zahlungsftatt des Kaufſchillings nicht 
überbunden hat, zahlen fie, wenn fie gegen die Klage unterliegen, in jedem alle 
eine fremde Schuld und haben das Regreßrecht gegen ihren Bormann auf das 
Ganze, was fie für ihn zahlen mußten. Es ermächt ihnen aber auch, da es fi 
vorliegend nicht um das R. eines zahlenden Hypothekarſchuldners gegen einen 
anderen Hypothelarſchuldner, fondern vielmehr um das R. gegen einen aus dem 
Titel der Gemährleiftung ($. 928 B. ©.) haftenden Perſonalſchuldner, der dem 
Kläger gegenüber jallervings zugleich Hypothekarſchuldner derſelben war, handelt, 
aus dem $. 1358 ibid. da® R., von dem SMäger die Auslieferung aller 
vorhandenen Behelfe und Sicerftellungsmittel zu verlangen. Nun hbafteten 
für die klägeriſche Forderung nad dem Umfange des Pfandredhtes die dem C 
gehörigen Realitäten niht nur für die Hälfte, fondern für die ganze Schuld, 
und wenn der Kläger die heutigen Geklagten zuerft belangt hätte, fo wäre 
er verpflichtet gewefen, ihnen die ihm gegen O bis zum Belange der von 
dem Gellagten getilgten Forderung zuftehenden Re. abzutreten, woburd fie nad) 
ber gegenwärtigen Sadlage und dem Ergebniffe der Execution lediglich mit 
7 fl. 35 fe. in’s Mitleid gezogen worden wären, währen fie jet, da ber Kläger 
dem O den Bezug der aus dem Berfteigerungserlöfe zu feiner Verfügung ge 
flaudenen Summe von 41 fl. 86 fr. geftattete, diefer aber fein Vmgn. mehr 
befigt, in ihrem Regreßrechte gegen venfelben um obigen Betrag benadhtheiligt 
find. Das Berfhulven, wodurch die heutigen Geklagten in Erholung ihres Er- 
Tages gegen ihren Bormann zu Schaden kommen, muß aber aud; nach Analogie 
ver 88. 1360 u. 1364 ibid. der Kläger vertreten, und können daher die Ge— 
Uagten die dadurch uneinbringlihd gewordene Summe der Klage entgegenhalten. 
Es mußte daher, da die Hypothelarflage eben nur die Realifirung einer For⸗ 
derung aus fremder Sache bezwedt, durch Abzug dieſes Betrages per 41 fl. 86 fr. 
von ber Pfandſchuld, resp. durch Reducirung derſelben auf 7 fl. 35 fr. das 
Nlagebegehren eingefhränft werden. 

Eutſch. v. 12. Juni 1871, Nr. 5844 (4205 ©.-U.). Der Legatar der 
verpfändeten Sache ift, nachdem er den Gläubiger befriebigte, berechtigt, fid bei 
den Erben zu vegreffiven; denn bei der Uebernahme einer verpfändeten Sache 
wirb in der Regel nur die Pfandlaft, nit auch bie Pfandſchuld übernommen 
(88. 443 u. 928 8. ©.), daher der Erbe Perſonalſchuldner der Forderung bleibt, 
für welche die vermachte Sache verpfändet ift, wenn ber Erblaſſer Perfonal- 
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ſchuldner derfelben gewefen ift; nad $. 1358 ibid. aber tritt derjenige, weldyer 
die Schuld eines Anderen zahlt, in die Re. des Gläubigers und ift befugt, 
von dem Schuldner den Erſatz des Gezahlten zu fortern. 

Entſch. v. 18. November 1868, Nr. 8872 (3167 8.1). Die Zu- 
läffigfeit der Bertretungsleiftung desjenigen, von welchem nach 88. 1358 u. 1423 
8. ©. die — feiner Anſprüche und Behelfe gefordert werden darf, kaun 
nah 5 49 weftgal. ©. D. nicht beftritten werben. 

Entf. v. 16. April 1868, 3. 2230 (Sch. I). Die Verlängerung ber 
Dauer einer Uctiengefelfhaft in Folge eines Beſchluſſes der Generalverfamm- 
lung, welcher vor dem in den Statuten hierzu beftimmten Zeitpunfte gefaßt wurbe, 
entbindet ven Bürgen eines Actionärs nicht feiner Verpflichtung zur Nachzahlung 
des noch aushaftenden Actiencapitals. — Der Gläubiger ift von dem Bürgen 
und Zahler auch dann berechtigt, Befriedigung zu verlangen, wenn er felbft nicht 
im Stande ift, vemfelben Rechtsbehelfe und Sicherſtellungsmittel auszuliefern. 

Entſch. v. 26., September 1867, Nr. 7447 (©. Big. 1867, Nr. 103). 
Demjenigen, der einen Wechſel aus Gefälligfeit acceptirt hat, fteht gegen ben 
dadurch Begünftigten ein Klagerecht auf Zahlung der Wechſelſumme erft dann zu, 
wenn er den Wechſel einlöfen mußte. 

Entf. v. 13. November 1866, Nr. 10209 (©. H. 1867, Nr. 8). 
Wenn eine Zahlungdauflage gegen ben Ucceptanten und Giranten eines Wechſels 
erlaffen wurde, ift der Girant, der den Wechſel einlöſt, nicht berechtigt, auf Grund 
der Zahlungsauflage die Execution gegen bem Acceptauten fortzufegen, weil er 
diefe Schuld als ſolidariſcher Mitſchuldner bezahlt hat, und über bie Berpflihtung 
des Acceptanten ihm gegenüber ein Spruch nicht vorliegt, der $. 1358 B. ©. 
aber hier feine Anwendung findet, weil der Girant feine eigene Schuld bezahlt Hat. 

Entjd. v. 6. Februar 1866, Nr. 504 (2381 ©.-U.). Da die Pfandleih- 
anftalt zu Venedig, angefihts der Schwierigkeit der Geltendmachung ihres per« 
fönlihen Anſpruches gegen den Verpfänder, fi des Erfages allenfallfigen Scha⸗ 
dens dadurch verfihert hat, daß fle in dem Dienftvertrage mit ihrem Schägmeifter 
denfelben als Principalverpflicgteten infomeit haftbar machte, als fie durch den 
Berlauf des Pfandes unter dem Schägungswerthe Einbuße erleiden ſollte, und ber 
nun klagende Schägmeifter vemgemäß im vorliegenden Falle ihr zum Exfa des 
Differenzbetrages, um welchen der Erlös hinter dem unter bem Schägwerthe ge⸗ 
gebenen Darlehen zurücblieb, verbunden ift, ohne aus dem Verſatzgeſchäft irgend 
einen Vortheil gezogen zu haben, fo gebührt ihm — die feinerfeits ver Anftalt geleiftete 
Zahlung vorausgefegt — nad) 8. 1358 B. ©. das R., den Erfa des Gezahlten 
von dem beflagten Empfänger des Darlehens zu forbern. Da die eingewendete 
BVerzichtleiftung der Pfandleihanftalt auf das perfönlihe Forderungsrecht nicht be⸗ 
wieſen, andererfeitd aber zugeftanden hat, daß Geklagter das Darlehen im ange 
führten Betrage gegen Verpfändung der Pretiofen empfangen habe, mußte die 
Berurtheilung auf Zahlung des Differenzbetrages erfolgen. 

Entſch. v. 28. Yuni 1865, Nr. 4979 (2211 ©.-U.). Die Klage des 
Hypothekarſchuldners, welder den Gläubiger gegen deflen Löfhungsgnittung bes 
friedigt hat, auf Ausftellung einer Eeffionsurkunde über die Forderung am ben 
nachträglich in Concurs gerathenen Perſonalſchuldner ift nicht begründet. Nach dem 
8. 1358 B. ©. ift der Kläger ferners berechtigt, vom befriebigten Gläubiger die 
Aushilfe aller vorhandenen Rechtsbehelfe und Sicherftellungsmittel zu fordern; auch 
darauf ift die Klage nicht gerichtet. Das Klagebegehren muß vielmehr zunäcft 
nur nach den 88. 1422 u. 1423 ibid. beartheilt werden, nad welden, wen 
der Gläubiger, fogar ohne Einwilligung des Schuldners, die Zahlung von einem 
Dritten annimmt, diefer Zahler berechtigt ift, felbft noch nach geleifteter Zah⸗ 
lung, die Abtretung des dem Gläubiger zuftehenden RS. zu fordern. Die Worte: 
felbft nach geleifteter Zahlung find jedoch keineswegs fo zu verſtehen, als oh 
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diefe Uebertretung zu jeder beliebigen künftigen Zeit, und wenn das Zahlungd- 
geſchäft au unter Umftänden und Vorausfegungen, die eine berlei Abtretung 
ausſchloſſen, bereits völlig beenbet war, nody immer vom Gläubiger gefordert 
werben könnte. Sobald: der zahlende Dritte fi) mit der intabulationsfähigen 
Quittung des Gläubiger8 bereits begnägt hat, hat er dem ihm nach den 88. 1422 
u. 1423 ibid. eingeräumten R. auedrüdlih oder durch concludente Handlung 
entfagt und Tann das bereits aufgegebene R., nachträglich die Abtretung zu 
fordern, nit mehr aufleben machen. Der Kläger kann ſich dießfalls nur mehr 
nad) $. 1358 ibid. an den Perſonalſchuldner, er nicht mehr nad) den 88. 1422 
u. 1423 cit. an ven früheren Gläubiger halten. 

Entſch. v. 23. Februar 1864, Nr. 1256 (1866 ©.-U.). Durd das 
Ausgleichsverfahren des Hauptſchuldners [jeither befeitigtes ©. v. 17. December 
1862] wird die Obligation des Bürgen nicht aufgehoben (88. 896, 1362, 1356 
u. 1358 3. ©.). 

Entf. v. 1. October 1862, Nr. 5607 (1566 ©.-U.). Nach den in 
den 88. 547, 548, 447, 461, 466 B. ©. enthaltenen allgemeinen Rechts⸗ 
vegeln und dem voraufgegangenen Urtheil im Proceß des Gläubigers gegen 
ben Erben und ven Legatar, deſſen legirte Realität nah Errichtung des Ver⸗ 
mãchtnifſes vom Erblafjer verpfändet worden war, wurde der Erftere zur Zah⸗ 
lung der auf der vermachten Sade baftenden Schuld als Perſonalſchuldner und 
der Lestere für ven Fall, daß jener feiner Verbindlichleit nicht nachkäme, zur 
Herausgabe des Legates zum Zwangeverkauf verpflichtet und Tonnte fi hiervon 
nur durch die Zahlung Ver Schuld des Erben befreien. Da er nun, anftatt 
diefen Ausweg einzufhlagen, ed zum Verkauf der Liegenfhaft fom« 
en ließ, jo fann er nad $. 1358 ibid. vom Erben nur den Erfag 
des wirklich erzielten, dem Gläubiger vesfelben gezahlten Verſtei— 
gerungserlöfes, nicht aber ben höheren Schägungswerth ber ver- 
kauften Sade fordern, weil fonft der Erbe einen Theil feiner Schuld 
zweimal zahlen müßte, da es feinem Zweifel unterliegt, daß der 
Glänbiger den durch den Feilbietungserlds nidt — Theil 
feiner Forderung noch immer vom Erben verlangen ka 

Entſch. v. 16. October 1861, Nr. 6492 (1402 G.-U.). Da maj. ge⸗ 
worbene Pupillen ihre Abfertigung nur von der Waifeneaffe zu erhalten haben, 
fo ift die unmittelbare Zahlung eines von der Waifencaffe elocirten Capitals an 
den maj. gewordenen Pupillen nicht ftatthaft. 

Entſch. v. 17. April 1860, Nr. 3987 (1817 ©.-U.). Der Dritte, 
welder für Rechnung des Cridatars eine privilegirte Forberung tilgte, tritt in 
die Stellung des Gläubigers wider die Concursmaſſe des Schuldners. 

Entf‘. v. 13. Mär; 1860, Nr. 2064 (1102 ©.-U.). Der Hypothekar⸗ 
ſchuldner, aus deſſen Realität der Hypothelargläubiger, wenngleich erft im Gra⸗ 
bationsverfahren zur Befriedigung gelangte, ift berechtigt, von biefem die Abtretung 
aller ihm gegen den Perſonalſchuldner zuftchenden Re. und Sigerftellungemittel 
zu verlangen. 

Eutſch. v. 18. Jänner 1860, Nr. 226 (1061 ©.-U.). Der Erſteher 
einer im Erecutionewege veränßerten Realität, welcher in Erfülung der Lici- 
tationabedingniffe einer Satzpoſt ganz oder theitweife berichtigte und dieſen ge⸗ 
zahlten Betrag löfchen ließ, genießt dann, wenn die Feilbietung annulict und bie 
Realität bei der neuen Licitation von einem Dritten erftanden wird, in Betreff 
des gezahlten, wenn auch an ihn nicht cedirten Betrages die gleiche grundbücher⸗ 
liche Priorität, mit jener, welche diefer Forderung vor der Loͤſchung zufam. 

Entf. v. 27. Juni 1859, Nr. 7291 (8232 ©.-U.). Der Dritte, wel» 
der nad 88. 1042, 1358 oder 1423 B. ©. Anfprüche erheben will, muß aus 
eigenem Vmgn. die Zahlung geleiftet haben. Es ift zur Geltendmachung der 
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Erfaganfprüce keineswegs unumgänglich nothwendig, daß die befriebigten Gläu— 
biger ihre Forderungen dem Zahler förmlich abtreten, denn die 88. 1358 u. 
1423 B. ©. beredtigen bloß denjenigen, welder für einen Anderen Zablung 
geleiftet hat, auf die Abtretung der Forderung gegen den befriebigten Gläubiger 
zu dringen, ohne jedoch eine ſolche Ceſſion zur Bedingung des Erſatzanſpruches 
- zu machen. 

Entf. v. 27. October 1858, Nr. 11224 (646 ©.-U.). Auch aus 8. 1858 
B. ©. läßt fi eine Berpflihtung des Vaters zum Erſatz der Berpflegungs- 
koften für fein ohne feine Zuftimmung bei einem Dritten lebendes Kind nicht 
ableiten. 

Entfd. v. 5. Mai 1857, Nr. 4279 (338 ©.-U.) Nicht das unehe⸗ 
liche Kind, weldes die Alimentation bereits erhalten hat, fondern nur jener, 
welcher ftatt des hierzu Verpflichteten fie geleiftet hat, ift nah $. 1358 B. ©. 
berechtigt, den Erfag der Alimentationstoften zu begehren. [Siehe auch Entſch.en 
bei 8. 1042 ibid.] 

"Entf. v. 16. Juli 1853, Nr. 5778 (P. ©. 1113). Der Erſatz, von 
welchem ber $. 1358 B. ©. ſpricht, ift fein Schadenerfag im geſetzlichen Sinne. 
Der Anſpruch darauf verjährt daher nicht in 3 Jahren, fondern, wie die For⸗ 
derung des Gläubigers felbft, nur in 30 Jahren, 


(8. 1859 — vgl. 6. 896; 85. 889, 891; 1358 ©. ©.) 
8. 1359. Haben für ven nämlihen ganzen Betrag mehrere Perfonen Bürgſchaft geleiftet; 
fo haftet jede für dem ganzen Betrag. Hat aber Eine von ihnen bie ganze Schuld abgetragen; 
fo gebührt ihr gleich dem Mitſchuldner (8.896) das Recht des Rüderfages gegen die übrigen. 


Entſch. v. 9. Mai 1877, Nr. 5287 (©, Ztg. 1879, Nr. 49). Bei 
der Meiftbotvertheilung ift bezüglich der Zumeifung einer ob mehreren Antheilen 
einer Realität folidarifch verfiherten Forderung nad Analogie der 8$. 1359 u. 
1360 8. ©. und 8.37 C. O. vorzugehen, daher ein bei einem Antheile nicht 
mehr zum Zuge gelangender Gläubiger auch ohne Rechtsabtretung nad $. 896 
8. ©. in die Re. und insbefondere auch das Pfandrecht des ihm vorgehenden 
Gläubiger auf den anderen Antheilen eintritt. [Siehe vießbezüglige weitere 
Entſch.en bei 88. 447 u. 896 ibid.] 


(4. 1860 — vgl. $. 1865; 98. 1208, 1868 ©. G.) 
8. 1360. Wenn dem Gläubiger vor, ober bei Leiftung der Bürgſchaft noch außer derſelben 
von dem Hauptſchuldner, oder einem Dritten ein Pfand gegeben wirb, fo ſteht ihm zwar 
nod immer frei, den Bürgen der Orbnung nad (8. 1355) zu Belangen; aber er if nicht 
befugt, zu deſſen Nachtheil fi des Pfandes zu begeben. 

Entfd. v. 7. Mai 1873, Nr. 4424 (4964 ©.-U.). Die wider ben 
Wechſelbürgen nah $. 63 €. O. angebrachte Bedeckungsklage ift abzumeifen, 
wenn dem um Concurderöffnung anſuchenden Gläubiger vom Hauptfchulpner hin- 
reichende Sicherheit geboten worden ift ($. 1360 B. ©.). 

Entſch. v. 27. September 1872, Nr. 8193 (4544 G.-U.). Wenn eim 
auf mehreren Realitäten verſchiedener Befiger verfiherter Hhpothefargläubiger 
einen der Hypothekarſchuldner ohne Entgelt feiner Haftung entläßt, haftet er den 
übrigen Hypothekarſchuldnern in Analogie der 88. 1360 u. 1364 B. ©. in- 
fofern, als Legteren hierdurch wirklich ein Regreßrecht entgeht. 


(4. 1361 — vgl. bei 68. 1859 u. 1860 B. G. it.) 
8. 1361. Hat ber Bürge oder Zahler den Gläubiger befriebigt, ohne fih mit dem Saupt · 
ſchuldner einzuverfichen; fo Tann diefer Alles gegen jene einwenden, was er gegen bew 
Gläubiger Hätte einwenden Können, 
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(4. 1862 — vgl. #6. 1848; 1358, 1861, 1399 ©. ©.) 


8. 1362. Der Bürge kann von dem Entfhäbigungsbürgen nur dann Entjhädigung ver» 
langen, wenn er fi den Schaden nicht durch fein eigenes Verſchulden zugezogen bat. 


Arten der Grlöfgung der Bürgſchaft. 
(6. 1868 — vgl. $. 896; 89. 1361, 1857; 1444, 1449; 1367, 1878, 1380, 1445 ®. ©.) 
8. 1363. Die Verbindlichkeit des Bürgen hört verhältnißmäßig mit der Verbindlichkeit des 
Squldners auf. Hat fi der Bürge nur auf eine gewiſſe Zeit verpflichtet, fo haftet er nur 
für diefen Zeitraum. Die Entlafjung eines Mitbürgen Fommt biefem zwar gegen den Gläu- 
biger, aber nicht gegen die übrigen Mitbürgen zu ftatten ($. 896). 

Entf‘. v. 6. Iuni 1877, Nr. 13165 (©. H. 1877, Nr. 105). Die 
Behauptung, daß die Beſtimmung einer kürzeren Haftungspflicht des Bürgen ans 
geficht8 der entgegenftehenden allgemeinen Beftimmungen über Big. unzuläffig fei, 
it nad) der ausdrücklichen Vorſchrift des $. 1363 B. ©. unrichtig. 

Entſch. v. 6. Auguft 1870, Nr. 77 (3843 ©.-U.). Die Haftung bes 
Cedenten ift von der Bürgfcaft weſentlich verſchieden. Die Bürgſchaft beruht 
auf einer felbftftändigen Vertragsverpflihtung, die Haftung des Cedenten auf dem 
geſetzlichen Grundfage, daß niemand fid) mit dem Schaden eines Anderen be— 
teihern dürfe (8. 1397 B. ©.), daß der Veräußerer für die Befchaffenheit der 
bintangegebenen Sache verantwortlidy fei, fie fällt daher unter die Kategorie der 
Gewäprleiftungsverbindlickeit. Die Bedingungen ber entgegenftehenven 
Re. find effentiell verfhieden, wie fih aus der Vergleihung der 
88. 1355 ff. u. 1397 fi. ibid. ergibt. Die Erlöſchung diefer Re. ift 
nicht minder an weſentlich abweihende Borausfegungen geknüpft 
(88. 1363 ff. u. 1398 ff. ibid.), insbefonders vie Bjg. ($$. 1479, 923 
u. 1489 ibid.). — Die Annahme, daß die getroffene Beftimmung, der Geflagte 
bafte für die Richtigkeit und Einbringlicgleit der Forderung, die Beſchränkungen 
der 88. 1398 ff. ibid. hinwegfallen made, ift daher infofern bedeutungslos, 
als es fi nicht um eine befhränkte oder unbejchränkte Haftung aus dem Titel 
der Ceſſien, fondern um ven Zitel der Bürgfhaft handelt [Schluffolgerung]. 

Entfd. v. 17. April 1866, Nr. 3429 (2457 ©.-U.). Die Aenderung 
in der Perſon des Gläubigers erſcheint nit unter den in ven 88. 1363 bis 
1367 B. ©. aufgezählten Erlöfhungsarten des Bürgſchaftsvertrages. 

Entſch. v. 4. November 1864, Nr. 8150 (2009 G.-U.). Die Eröffnung 
des beftandenen Ausgleichsverfahrens über den Hauptſchuldner begründet nicht Die im 
8.1356 B. ©. normirte Folge, wornach der Bürge zuerft belangt werden kann, 
wenn der Hauptfchuldner in Concurs verfällt, da das Vergleichsverfahren in 
feinen Redtswirkungen vom Concurfe weſentlich verſchieden ift, denn bei erſterem 
ift die Forderung des Gläubigers, foweit ſie bie vereinbarte Vergleichsquote 
üerfteigt, als erlofchen zu betrachten und muß hiernach zu Folge $. 1363 ibid. 
aud die Verbindlichkeit des Burgen auf die Vergleichsdividende beſchränkt werben. 

Entſch. v. 23. Februar 1864, Nr. 1256 (1866 G.-U.). Durd ben 
im Wege des [beftandenen) Ausgleihöverfahrens zu Stande gefommenen Aus- 
gleich wird der Bürge nicht liberirt. 

Entfd. v. 22. October 1861, Nr. 6827 (1405 G.U.). Die Schuld- 
anerkennung feitens des Hauptſchuldners fann nicht als eine Novation im Sinne des 
8.1376 ©. ©. angefehen werben. Nach den 88.891, 1357, 1363 u. 1364 idid. 
haftet jeder Solidarfhulpner für das Ganze und zwar Einer für Alle und Alle 
für Einen derart, daß es dem Gläubiger ganz freifteht, zuerft den Hauptſchuldner 
oder den Bürgen und Zahler zu belangen und daß die Verbindlichkeit des Letz- 
teren nur mit ber des Erſteren erliſcht. Der binnen 3 Jahren nach dem Aner- 
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kennungsacte überreichten Klage wider einen Mitverpflichteten ſteht daher bie 
Einrede der Big. nach 8. 1480 cit. nicht entgegen. 

Entfd. v. 15. März 1869, Nr. 2517 (751 G-U.; P. ©. 1117). Die 
Haftung des Bürgen für die Zahlung des Zinfes des Beſtandnehmers erlifcht, 
wenn dem Beftanpnehmer die Beſtandſache vom Beftandgeber aufgefündigt wurde, 
und derfelbe fpäter mit Einverſtändniß des Beſtandgebers die Miethe fortfett, 
ohne daß hierbei der Bürge intervenirte. 

Entſch. v. 12. Mai 1853, Nr. 3967 (P. ©. 1114). Der Bürge ift 
berechtigt, die Big. der Schuld einzuwenden, wenn aud der Hauptfhulbner bie- 
felbe einzuwenden unterlich. 


@. 1364 — vgl. 68. 904, 914; 881, 894, 1979, 1438; 1988, 1965 @. ©.) 

8. 1864. Durch ben Verlauf der Zeit, binnen welcher der Schuldner hätte zahlen follen, 
wirb der Bürge, wenn auch der Gläubiger auf die Befriedigung nicht gebrungen hat, noch 
nit von feiner Bürgſchaft befreit; allein er ift befugt, von dem Schuldner, wenn er mit 
deſſen Einwilligung Bürgfchaft geleiftet hat, zu verlangen, daß er ihm Sicherheit ver⸗ 
ſchaffe. Auch der Gläubiger ift bem Bürgen infoweit verantivortlich, als diefer wegen deſſen 

Saumfeligkeit in Eintreibung der Schuld an Erholung des Erfages zu Schaden kommt. 
Siehe auch die Entsch.en bei $. 1883. 

Entſch. v. 27. September 1872, Nr. 8193 (4544 ©.-U.). Die Hypo 
thekarllage geht nicht auf Zahlung, fondern nur auf Herausgabe des Pfand» 
ſtückes zur Realifirung der klägeriſchen Forderung, dieſe aber erfolgt eben durch 
Umwandlung des Pfandftüdes mittelft der erecutiven Verfteigerung in Geld, 
und der Pfandgläubiger macht fih aus dem Erlöſe zuerft bezahlt, während ver 
Reſt dem Hypothekarſchuldner zufält. Ob nun die Oellagten das Pfanpftüd 
herausgeben, oder vorziehen, die Pfandſchuld zur Befreiung von ber Hypothek 
bar abzuführen: immer erfolgt die Zahlung der mit Pfand gefiherten Schuld 
aus ihrem Bmgn., die Oellagten zahlten, wenn fie unterliegen, in jevem Falle 
eine fremde Schuld und haben das Regreßrecht gegen ihren Bormann auf das 
Ganze, was fie für ihn zahlen mußten. Es erwächſt ihnen aber au, ba es 
ſich vorliegend niht um das R. eines zahlenden Hypothekarſchuldners gegen 
einen anderen Hypothelarſchuldner, fondern vielmehr um das R., gegen einen 
zugleich aus dem Titel der Gewährleiftung ($. 928 B. ©.} haftenden Perſonal⸗ 
ſchuldner handelt, aus dem $. 1358 ibid. das R., die Auslieferung alter vor⸗ 
bandenen Behelfe zu verlangen. Nun bafteten für bie lägerifhe Forderung 
“ nad) dem Umfange des Pfandrechtes die dem Verkäufer C gehörigen Realitäten 
nit nur für die Hälfte, fondern für die ganze Schuld, und wenn ber Kläger 
bie heutigen Geklagten zuerft belangt hätte, fo wäre er verpflichtet gewefen, 
ihnen die ihm gegen C bis zum Belange ber von dem Gellagten getilgten 
Forderung zuftehenden Ne. abzutreten, während fie jegt, ba der Kläger dem nun— 
mehr vermögenslofen C ben Bezug der aus dem Verfteigerungserlöfe zu feiner 
Verfügung geftandenen Summe von x fl. geftattete, in ihrem Regreßrechte gegen 
benfelben um eben diefe Summe benadyiheiligt find. Das Verſchulden, wodurch 
die heutigen Geklagten in Erholung ihres Erfages gegen ihren Vormann zu 
Schaden kommen, muß aber aud nad Analogie der 88. 1360 u. 1364 ibid. 
ber Kläger vertreten, und Können daher die Geflagten die dadurch uneinbringlidy 
gewordene Summe ber Klage entgegenhalten. 

Entf. v. 4. Jänner 1871, 3. 12054 (Sch. ID). Das vom Aus- 
fteller und Acceptanten eines Wechſels gleichzeitig mit der Condicirung dieſes 
Wechſels geftellte Begehren auf Sicherſtellung für den Gall der Weiterbegebung 
des Acceptes ift unzuläffig. 

Entf. v. 12. October 1861, Nr. 6827 (1405 ©.U.). Nah ben 
88. 891, 1357, 1363 u. 1364 8. G. haftet jeder Solidarſchuldner für das 
Ganze und zwar Einer für Alle und Ale für Einen derart, daß es dem Gläu- 
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biger ganz frei fleht, zuerft den Hauptſchuldner oder ben Bürgen und Bahler 
zu belangen, und die Berbindlichfeit des Letzteren nur mit der des Erſteren erlifcht. 

Entf. v. 19. Juni 1852, Nr. 6075 (©. H. 1856, Nr. 110). Die 
vom Burgen bloß auf Grund der Schuld» und Bürgſchaftsurkunde auf Güter 
des Schuldners, für den er Bürgſchaft geleiftet, angefuchte Pränotation iſt, 
da der Gefuchfteller noch kein Forderungsrecht, fondern bloß eventuelle Anſprüche 
bat, unzuläffig. 


(8. 1865 — vgl, 66. 806; 1968, 1964 ©. G.; 9. 18 6. D. v. 25. December 1868, Rr. 1 R. G. B. f. 1860). 
8. 1365. Wenn gegen den Schuldner eine gegründete Belorgniß der Zahlungsunfäpigkeit 
ober der Entfernung aus den Erbländern, für welche dieſes Geſetzbuch vorgeſchrieben iſt, ein- 
teitt; fo fleht dem Blrgen das Recht zu, von dem Schuldner die Sicherftellung ber verblirgten 

> Schuld zu verlangen. 

Entſch.v. 17. Juni 1857, Nr. 5487 (391 ©.-U.). Sowie nach den 88. 1364 
u. 1365 B. ©. der Bürge befugt ift, nach Berlauf der Zeit, binnen welcher der 
Schuldner hätte zahlen follen, wenn aud der Gläubiger nod richt auf Be— 
felebigung gebrungen hat, oder überhaupt im alle, als gegen den Schuldner 
eine begrändete Beſorgniß der Zahlungsunfähigfeit eintritt, vom Letzteren Sicher 
ſtellung zu verlangen, wozu der Bürge fein R. im Falle des Widerfpruches wird 
richtig ſtellen laffen müfjen, ebenfo ann es aud dem "Magenden Mitſchuldner 
nicht verwehrt werden, das ihm nad 8. 896 ibid. zufommende Forberungs- 
recht auf Schadenerfag in dem allgemeinen Meldungstermine gegen die Concurs- 
maſſe des beflagten Correalſchuldners richtig zu ftellen, da ihm bevorſteht, in 
Bolge der ihm nad 8. 891 cit. obliegenven Correalverbindlichkeit auch den 
ben Mitſchuldner treffenden Schulvantheil dem Gläubiger zahlen zu müffen. 


ß @. 1366 — vgl. 88. 1368, 1964 8. ©.) 
8. 1366. Wenn das verbürgte Geſchäft beendigt ift; fo kann die Abrechnung und die Auf⸗ 
hebung der Bürgfchaft gefordert werden. 
Entf. v. 17. April 1866, Nr. 3429 (2457 ©.-U.). Die Aenderung 
in der Perfon des Gläubigers erfcheint feineswegs unter ven in den 88. 1363 
bis 1367 B. ©. aufgezählten Erlöfhungearten des Bürgſchaftsvertrages. 


(8. 1867 — vgl. 48. 548, 918; 18641866; 1478, 1479, 1488, 1497 ©. @.; Hof. v. 19. Geptember 1837, 
Ar. 29 I. @. ©.) 


8. 13623. ft der Bürgfchaftävertrag weder durch eine Hypothek, nod durch ein Fauſtpfand 

befeftiget; fo erlifcht er binnen drei Jahren nach dem Tode des Bürgen, wenn der Gläubiger 

in der Zwiſchenzeit unterlaffen hat, von dem Erben die verfallene Schuld gerichtlich oder 
außergerichtlich eingumahnen. 


2. Durch RYfandvertrag. 


G. 1868 — vgl 6, Hauptf, bed II. Theils. 96. 986; 449, 450, 451; 1348, 1851, 1862; 879 8. @.; 5.3 G. vom 
19. Juli 1877, Rr. 67 R. G. B.; bei $. 450 8. G.) 


8. 1368. Pfandvertrag Heißt derjenige Vertrag, woburd der Schuldner, oder ein Anderer 
anftatt feiner auf eine Sache dem Gläubiger das Pfandrecht wirklich einräumt, folglih ihm 
das bewegliche Pfandſtück übergibt, oder das unbewegliche durch die Pfandblicher verfchreibt. 

Der Vertrag, ein Pfand übergeben zu wollen, ift noch Fein Pfanbvertrag. 
Entfd. v. 20. Auguft 1878, Nr. 9052 (©. Ztg. 1879, Nr. 69). Die 
ibeellen Theile einer Realität find für die auf der ganzen Realität einverleibte 
Forderung ſolidariſch verhaftet, wenn auch in dem Pfandvertrage die Solidar- 
baftung nicht ausdrücklich bedungen ift (88. 457; 1368 u. 747 B. ©.). 
Entſch. v. 3. Juli 1872, Nr. 2332 (4649 ©-U.). Wenn der in ber 
Schuldurkunde angegebene Schuldtitel unrichtig ift, ift auch die Hypothek, welche 
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auf Grund diefer Urkunde beftellt wurde, ungiltig. Das perſönliche Forderungs⸗ 
recht bleibt dem Gläubiger vorbehalten. 

Entfd. v. 3. März 1870, Nr. 10984 (3736 ©.-U.). Die Klage ber 
Erben auf Herausgabe der bem geflagten Notar von ihrem Erbl. zur Bes 
ſtellung einer Dienftcaution gegebenen Obligationen ift nicht die Eigenthumsklage 
gegen den reblihen Befiger im Sinne der 88. 366 u. 372 B. ©., ſondern die 
perfönlihe Pfandklage nach 8. 1369 ibid.; dem Notar oblag daher ber Beweis, 
baß er Egthr. oder wenigſtens Befiger der Obligationen gewefen fei, welchen Beweis 
er jedoch nicht erbrachte. Der Erbl. der Kläger muß aber als Befiger der 
Obligationen angefehen werden, da er fie für den Notar ald Kaution erlegte, 
und fomit auf diefelben ein R. ausübte, das nah 88. 1349, 1368, 450 u. 
362 ibid. nur dem Egthr. oder deſſen Stellvertreter zuftehen ann. 

Enid. v. 1. October 1868, Nr. 6666 (3130 ©.-U.). Die Ueber 
gabe einer Rebensverficherung ohne Einräumung des Rs. bie Befriedigung wegen 

der gezahlten Prämien aus ber Polizze zu erlangen und ohne Beftimmung einer 
Friſt hierzu, ift fein Pfandvertrag (88. 1368 u. 447 B. ©.), fondern bloß Ein- 
räumung eines Retentionsrechtee. Ein folder Big. Tann aber Mangels geſetz⸗ 
licher Beftimmungen hierüber nur nach dem tießfälligen Mebereintommen beurtheilt 
werben. Der Bellagte war alfo, wenn eine foldhe Verpflichtung von ihm nicht 
übernommen wurde, feinegwegs zur Zahlung der. Prämien verpflichtet. 

Entſch. v. 18. Mai 1858, Nr. 4423 (570 G.-U.). Die Beftellung 
einer Hypothek hebt · die perſoönliche Haftung nicht auf, da der Pfandvertrag nur 
eine Sicherſiellung, nicht eine Novation begründet (8. 1368 u. ff. B. ©.). Der 
Gläubiger hat zwar nad $. 1392 ibid. das R., fi ohne Zuflimmung des 
Schuldners zu fubftituiren, nicht aber umgelehrt der Schulpner ($. 1344 ibid.). 
Das Vermächtniß der verpfändeten Sachen begründet fomit nur ein Recdtever- 
bältnig zwifhen den Erben und dem Legatar, kann aber nicht ven Gläubiger 
binden, welchen gegenüber nach wie vor die Bfchft, als Perſonalſchulden ($. 466 
ibid.) erſcheint. 

Entf. v. 9. December 1867, Nr. 11155 (482 ©.-U.). Die vom Kläger 
zu Handen des Gellagten erlegte Pachtcaution ift nah den Beflimmungen des 
8. 1368 B. ©. ein Pfand, welches zur Sicherftellung der vom Kläger im Pacht» 
vertrage übernommenen Verpflichtungen gegeben wurde. Das bießfällige Pacht- 
verhältniß ift aufgelöfl, und die aus biefem Vertragsverhältniß abgeleiteten gegen- 
feitigen Anſprüche find ausgeglichen, daher Geklagter nad) Erlöſchung dieſes Ber- 
bältnifjes und gegenfeitiger Ausgleihung der Anſprüche gemäß $. 1369 ibid. 
gehalten ift, das zu deren Sicherheit erhaltene Pfand zurüdzuftellen, indem in 
den erwähnten Urkunden nicht enthalten ift, daß auch bezüglich desfelben die dieß⸗ 
falls beftehenve gefetzliche Borfchrift des $. 1369 cit. angewendet werden muß. 
Da nun der Geklagte der auf dieſe gefegliche Vorſchrift geftügten Behauptung 
des Klägers die Einwendung entgegengefett, daß auch die Kaution einen Öegen- 
fand der Ausgleihung gebildet habe und eis werben fei, fo liegt ihm 
auch der Beweis hierüber ob. 


Wirkung des Pfandvertrages. 


(6. 1869 — vgl. v. Hauptft, bed II. Teils; 89. sowas; = 984; 484, 435, 447, 461, 469; 1358, 1865, 1358; 
ſo B. G. 


8. 1200. Was bei Verträgen Überhaupt Rechtens iſt, gilt auch bei dem Pfandvertrage; er 

ift zweiſeitig verbindli. Der Pfandnehmer muß das Handpfand wohl verwahren, und e6 

dem Berpfänder, fobald dieſer die Befriedigung Ieiftet, zurückgeben. Betrifft es eine Hypothek, 

fo muß der befriedigte Gläubiger den Verpfänder in den Stand fegen, bie Löfhung ber Bere 

bindlichkeit aus den Hypothekenbüchern bewirken zu Tönnen, Die mit bem Pfanbbefige ver- 

fnüpften Rechte und Werbindlickeiten des Pfandgebers und Pfanpnehmers find im fecheten 
Hanptftürfe des zweiten Theiles beſtimmt worden. 
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Entf. v. 28. Yänner 1879, Nr. 719 (G. H. 1879, Nr. 29). Der 
Gläubiger hat die Koften der Ausfertigung der Quittung an den Zahler und den 
Quittungsftempel zu befireiten (88. 1426, 1369 B. ©.). Soften, welche daher 
dem Gläubiger, nur wenn im Schulbfchein dieß ausdrücklich bedungen wäre, 
erjegt werden ($. 71 I a Geb. ©.). 

Entf. v. 4: Auguft 1874, Nr. 7998 (5434 G.⸗U.). Die Ausfolgung 
eines von einem Hhpothelargläubiger zum Zwede der Depurirung gemäß $. 1425 
B. ©. deponirten Betrages an einen Superpfanbgläubiger kann nad $. 1369 
ibid. nur gegen dem erfolgen, daß der Hypothekarſchuldner zugleich in den Stand 
gelegt werde, die Löſchung der Hhpothet bewirken zu Können. 

Entſch. v. 29. Mai 1874, Nr. 4370 (5377 ©.-U.). Durch die bloße 
Einverleibung ift das in die öffentlichen Bücher eingetragene R. nicht unbeftreit- 
bar geworben, fo lange die gefetsliche Berjährungsfrift nicht abgelaufen ift (88. 1467, 
1469 8. ©.; Hofb. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 I. ©. ©.) und ein ſolches 
N. kann nicht dadurch unanfechtbar geworden fein, daß es inzwifchen auf einen 
Dritten übertragen wurde, welder das Bertrauen in die öffentlihen Bücher für 
fi in Anfprug nimmt, Sobald ausgefproden wird, daß bie Forderung und 
das Pfandrecht hierfür niemals zu echt beftanden habe, kann auch der Eeiftonar 
ſolches für fih nicht im Anſpruch nehmen; die Borfchrift des $. 469 8. ©. 
insbeſondere findet hier feine Anwendung. 

- Entf. v. 7. November 1872, Nr. 10843 (4767 G.-U.). Nach 8. 1426 
B. ©. ift der Zahler berechtigt, von dem Befriedigten eine Quittung zu ver⸗ 
langen, und wenn e8 eine Hypothek betrifft, muß ber befriedigte Gläubiger ben 
Berpfänder in den Stand verfegen, die Löſchung aus den Hhpothefenbüchern 
(8. 1369 ibid.) bewirfen zu Finnen. Der auf Zahlung klagende außerbücher⸗ 
liche Uebernehmer der Forderung ift ſonach verpflichtet, die Bellagten, deren 
Realität trotz der Zahlung noch immer verhaftet bliebe, in die Lage zu bringen, 
die Löſchung des Pfandrechtes zu erwwirken, und konnte baher den Beklagten nur 
die gerichtliche Depofition aufgetragen werben (88. 455 u. 1425 ibid.). 

Entf. v. 12. October 1870, Nr. 11770 (3905 ©.-U.). Der Big. 
vom... ., womit der Bellagte bei Anftellung des Klägers als Bermalter 
feines Koblengefhäftes (Anfauf und Wieberverfauf von Braunkohle) von dem⸗ 
felben fi eine Caution von x fl. ausbedungen hat, ift in Betreff diefer 
Dienftcaution zweifellos ein Pfandvertrag. Nach 8. 1369 B. ©. ift der Pfand- 
nehmer zur Zurüdftellung der Pfandfahe an den Berpfänder nur dann vers 
pflichtet, wenn der Letztere die Verbindlichkeit, zu deren Sicherftellung das Pfand 
gegeben worben, erfüllt Hat. Nach Art. 3 des Vigs. hat der Beklagte bie ihm 
von dem Kläger in der That erlegte Dienftcaution „bei deſſen Austritt aus dem 
Dienft umd gehörigen Rechnung“ zurüdzugeben. Da ver Bellagte aber ausbrüd- 
lid) einwendete, daß die vom Kläger gelegten Monatsrehnungen von Urrichtig- 
feiten wimmelten und ſtets bemängelt wurden, was ber Kläger nicht abläugnete; 
ferner na den Normen des B. ©. von dem abtretenden Verwalter eine Ned" 
nung gelegt werden muß, und ba der Kläger felbft nicht einmal anführte, daß 
eine Schlußrehnung gelegt werben muß, und ba der Kläger felbft nicht einmal 
anführte, daß eine von ihm gelegte Rechnung beffagterfeits genehmigt worden fei, 
erfheint der Eintritt der für die Caution geftellten zweiten Bedingung „gehörige“ 
Rechnungslegung des Klägers zur Stunde nicht erwieſen. Es mußte daher bie 
Klage für dermalen abgemwiefen werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 1. October 1868, Nr. 6666 (3130 ©.-U.). Der Gläubiger, 
welchem eine Lebensverſicherungspolizze verpfändet wurbe, ift nicht verpflichtet, die 
zunächſt dem Egthr. der Polizze obliegende Zahlung der Prämie aus Eigenem 
zu leiften, fondern höchſtens dem Erfleren die Zahlung durch Ausfolgung der 
Polizze oder Borweifung derſelben bei der Anflalt zu ermöglichen; zumal Fälle 
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eintreten können, wo ungeadjtet ber pünktlichen Leiftung ber Prämie die Polizze 
ganz ober theilweife ihre Wirkfamfeit verliert und dann der Gläubiger nit nur 
ben Berlufte feines Pfandes, fondern and der von ihm beftrittenen Prämie aus⸗ 
geſetzt wäre. h 

Entf. v. 24. October 1867, Nr. 8654 (2894 G.⸗U.). Die Eompen- 
fation ber verzinslihen Padhtzinscantion mit der Pachtzinsforberung bes Ver- 
pächters an den Pächter if gegen deſſen Concursmaſſe zuläffig., Nach 8. 1440 
8. ©. in fine find nur eigenmädtig entlehnte oder in Verwahrung genommene 
Sagen kein Gegenftand der Compenfation; durd die Auflage der Berzinfung ber 
Gaution ift aber der Verpächter implieite ($. 301 ibid.) zu beven Verwendung 
beredtigt. Allerdings fchließt der Pfandvertrag über Mobilien (Hand 
pfand) einen Berwahrungsvertrag in ſich, wodurch der Empfänger 
weder Egth. noch Befig oder ein Gebrauchsrecht an der Sache erwirbt 
(88. 459, 1369, 958 ibid.); allein nah ber Maren Beftimmung des 
8. 959 ibid. hebt das Uebereinfommen, welches dem Uebernehmer 
einer verbraudten Sache den Gebrauch derfelben einräumt, die 
wefentliden Qualitäten des Verwahrungsvertrages anf und es ent- 
fteht in diefem Falle ein Darlehensvertrag (88. 459, 1372 ibid.). 

Entſch. v. 4. Auguft 1864, Nr. 5635 (3214 G.-U.). Die Einwendung 
bes Geklagten, daß er zur Reftitution des Pfandes vor Empfang ber durch das⸗ 
felbe verfiherten Darlchensfumme nach 8. 1369 B. ©. nicht verpflichtet war, 
if durd $. 469 ibid. entkräftet, wornach der Pfandgeber zur Zahlung feiner 
Schuld nur gegen gleichzeitigen Empfang des Pfandes verbunden ifl. Beide ge- 
feglihen Beftimmungen Können neben einander beftehen und der Kläger war baher 
nad dem ©. vollkommen berechtigt, die Reftitution des Pfandes gegen Zahlung 
feiner Schuld zu fordern, da nah $. 1052 ibid. bie erflärte Bereitwilligfeit 
zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit volftändig genügt. 

Entfd. v. 2. November 1858, Nr. 10625 (648 ©.-U.). Die Grund- 
eutlaftungsquote ift eine Grundlaſt, feine gewöhnliche Schuld, haftet ſchon aus 
dem ©. auf der Realität, genießt ein geſetzliches Vorrecht, und wird immer nur 
gegen den jeweiligen Befiger geltend gemacht, beziehungsweife aus ver Realität 
hereingebracht. 


G. 1870 — vgl. bei $. 1360 dit.) 
8. 1390. Der Handpfandnehmer ift verbunden, dem Pfanbgeber einen Pfandfhein auszu- 
ſtellen, und darin die unterfheidenden Keunzeichen des Pfandes zu beſchreiben. Auch Tönnen 
die wefentlihen Bedingungen des Pfandvertrages in dem Pfandſcheine angeführt werben. 


Anerlaubte Bedingungen. 
(8. 1871 — vgl. 86. 461, 9915 457, 688 ©. @.; 8. 1 ©. v. 19. Iuli 1877, Nr. 66 R. G. B. und beif. 461 cit.) 
8. 1304. Alle der Ratur des Pfand» und Darleipens-Bertrages entgegen ftehenden Bebin- 
gungen und Mebenverträge find ungiltig. Dahin gehören bie Berabredungen: daß nad ber 
Berfallsgeit ber Schuldforderung das Pfandftüd dem Gläubiger zufalle; daß er es nad Will⸗ 
tür, oder in einem ſchon im voraus beftimmten Preife veräußern, oder für ſich behalten könne; 
daß der Schuldner das Pfand niemals einlöfen; ober ein Liegendes Gut keinem Anderen ver- 
ſchreiben; ober daß ber Gläubiger nach der Berfallszeit die Veräußerung bes Pfandes nit 
verlangen bürfe, 

Entſch. v. 1. December 1863, Nr. 8582 (1834 ©.-U.). Berab- 
rebungen, welche der Natur des Hauptgeſchäftes entgegenftehen und nidtig find, 
ziehen deßhalb all-in keineswegs die Nichtigkeit des vtgs. auch in den anderen 
Puntten nad fih (8. 1371 B. ©.). 

Entf. v. 14, October 1862, Nr. 6201 (1575 ©.-U.). Die auf ber 
Realität einverleibten Veftimmungen in den Ehepacten, ba bie Eltern ber Braut im 
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einem unbeftinmten Zeitpunkte bie Realität um einen beflimmten Preis verlaufen 
werben, ift feine nah 8. 1371 B. ©. ungiltige Verabredung ($. 904 ibid). 

Entſch. v. 28. Februar 1860, Nr. 1862 (1094 ©.-U.). Die Auf- 
zählung unerlaubter Nebenverabrevungen in $. 1371 8. ©. ift nicht tarativ. Un« 
giltig iſt aud die Berzichtleiftung auf das dem Schuloner in $. 991 ibid. einge- 
räumte R., einen ald Darlehen gegebenen Privatſchuldſchein entweder zuritdzuftellen, 
oder den Schaden zu erfegen, deßgleichen die Hebernahme ver Verpflichtung, jedenfalls 
eine vorhinein beflimmte Geldſumme zu zahlen [P vgl. die dad Wucherpat. zc. 
aufhebenven Ge. bei 8. 991 cit.]. 

Entf. v. 26. Mai 1859, Nr. 5066 (©. H. 1859, Nr. 26). 8. 1371 
8. ©. handelt leviglih vom Pfand- und Darlehensvertrag; daſelbſt erwähnte 
Verabredungen find baher nicht ungiltig, wenn fie bei einem anderen Btg. vor« 
kommen; 3. ®. Cautiondverfall bei nicht pünktliher Bezahlung des Beſtandzinſes. 

Entſch. v. 9. März 1858, Nr. 1382 (©. Ztg. 1862, Nr. 131). Un- 
giltig iſt auch die Verpflichtung, bei nicht pünftliher Einhaltung der Zahlungs- 
termine dem Gläubiger ein Grundſtück um einen vorhinein beftimmten Preis 
zu verlaufen. ; 

Entſch. v. 8. Jänner 1857, Nr. 12782 (271 ©.-U.). Der dem Pfand- 
nehmer geftattete Verbrauch der als Pfand gegebenen Sache von Eeite des Em- 
pfängers zerflört die Natur des Pfandes 66 459, 1371 B. G.). Eben deß⸗ 
halb iſt die Verwahrung einer Summe als Pfand am dritten Drte, der gericht⸗ 
lie Erlag im Wedfelverfahren, die Deponirung barer Dienftcautionen in bem 
Staatsfhuldentilgungsfonde (nad dem Hofd. dv. 10. März 1837, Nr. 182 und vom 
14. Februar 1838, Nr. 286, dann vom 21. Dclober 1840, Nr. 470 I. ©. ©.) 
weſentlich verſchieden von der vem ficherzuftellenden Eontrahenten felbft zum Verbrauche 
behändigten Cautionsfumme. Im letzterem Falle entfteht lediglich vie vertrags⸗ 
mäßige Obligation des Empfängers, bei Auflöfung des Vtgs. dieſes Capital dem 
Eautionsleifter aber auch nur dann und infofern zurädzuftellen, als die Vertrags» 
anfprüce, für welde jene Summe ihm behänbigt war, befriedigt wurben. 


(8. 1878 — vgl. 9. 459 V. G., bei 9. 1971 cit.) 
8. 1372. Der Nebenvertrag, daß dem Gläubiger die Fruchtniejung der verpfändeten Sache 
äuftehen folle, ift ohne rechtliche Wirkung. Iſt dem Gläubiger der bloße Gebrauch eines be⸗ 
wegligen Pfanpftildes eingeräumt worden (8. 459), fo muß diefe Benügung auf eine bem 
Schuldner unſchädliche Art gefchehen. 

Entf. v. 24. October 1867, Nr. 8554 (2894 ©.-U.). Damit, daß 
ſchon bei der Hingabe der Kaution die Gpercentige Verzinfung bebungen wurde, 
iR ſchon urfprünglih ein Darlehensvertrag, nicht ein Verwahrungsvertrag zu 
Stande gelommen, und, da nad den 88. 459 u. 1372 B. ©. dem Gläubiger 
der Gebrauch des Handpfandes eingeräumt werben Tann, ber Beflimmung der 
Caution: für etwaige Beſchädigung der Pachtſache zu haften, nur die Wirkung 
‚beizulegen, daß der Berpächter, obgleich verpflichtet, die Eautionsfumme als ein 
ihm gegebenes Darlehen dem Caventen zurüdzuzahlen, zu feiner Sicerftellung 
berechtigt fein fol, feine etwaige Erfagforderung gegen den Pächter wegen Be— 
ſchaͤdigung des Pachtobjectes fi von dem zurüdzugahlenden Darlehensbetrage ab⸗ 
zurechnen. 

Entſch. v. 29. December 1858, Nr. 14740 (P. ©. 1122). Btge., 
wodurch dem Gläubiger flatt der Zinfen von einem Darlehen die Nußniegung 
einer dem Schuldner gehörigen Pfanprealität überlafien wird, find ungiltig, wenn 
auch der Nupniegungsvertrag unter dem Scheine eines Pachtvertrages abge 
ſchloſſen wird. k 

Entf. v. 8. Jänner 1857, Nr. 13782 (©. Ztg. 1857, Nr. 38). Aehnl. 
ber Entfh. Nr. 14740 ex 1868, 
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Auf welde Art in der Regel Sicherſtellung zu leiften if. 
($. 1373 — vgl [Bälle der —* der 8. ©]; Ru 287, 341, 348, 620, 692, 822, a 886, 890, 
1245, 1260, 1864, 1865, 1428 ®. © N R®. 8; 6 
1901, Ar. 1747 und Seite, v. & Bonnie 1 , Rt rs Kur ©; 2.18, Desende —— 0. ©: 
71. 8b. und Bun chende ©, &b. — Art KIV B . November 1858 ımb vo. 30. Mai 1858 
(Bunkm. Fat zum 8. 8 Mir Ungarn’ um Giebrnbürgen); gofb. o. 24, Bat 102 Sr. 3000 3.0.6) 


8. 1308. Wer verbunden if, eine Gicherftellung zu leiften, muß dieſe Verbindlichkeit durch 
ein Handpfand, oder durch eine Hypothek erfüllen. Mur in bem Falle, daß er ein Pfand zu 
geben außer Stande if, werden tauglihe Bürgen angenommen. 


Entf. v. 28. Mai 1874, Nr. 4852 (5376 G.-U.). Das im 8. 688 
8. ©. und $. 161 Abh.-Pat. begründete R. des Legatars, die Sicerftellung 
feines auf das Codicill geftügten Anfprucdes und zwar in Gemäßheit des 8.1373 
B. ©. aud durch Hypothecirung zu begehren, ift durch den 8. 36 ©. ©. und 
Art. IV. Einf. ©. hierzu nicht ausgefchloflen worden. 

Entfd. v. 7. Juni 1871, Nr. 6843 (4193 ©.-U.). Eine förmliche 
Sicerftellung nah Vorſchrift des 8. 1373 B. ©. darf als actorifhe 
Caution bei dem Borhandenfein hinreihender Mittel auf Seite des 
Klägers nicht gefordert werden, wenn nicht dem 8.406 a. G. O. eine 
bie Erlangung der Rehtahilfe zu fehr erfhwerende Auslegung ge- 
geben werben foll. 

Entfd. v. 23. Februar 1871, Nr. 8212 (4065 G.-U.). Nah 8. 520 
B. ©. kann der Egthr. von dem Gebrauchsberechtigten und von dem Frucht- 
nießer nur bei einer fid) äußernden Gefahr die Sicherftellung der Subftanz ver- 
langen, welde der Berpflichtete nah 8. 1373 ibid. durch Handpfand, Hypothek 
und wenn er ein Pfand zu geben außer Stande wäre, durch taugliche Bürgen 
leiften muß. Bei der Allgemeinheit diefer legteren Beflimmung kann der Frucht 
nießer auch in dem falle des 8. 520 ibid. nicht verurtheilt werben, bie ver⸗ 
langte Sicherheit durch Erlag einer Gelvcaution zu leiften. 

Entf. v. 13. Februar 1867, Nr. 1158 (2743 ©.-U.). Obwohl der 
8. 812 8. ©. und ber 8, 161 des Abh.-Pat. ven Bermähtnignehmern Sicher 
ftellung gegen den Erben einräumen, fo ift doch die Art der Sicherftellung in 
dem einen und in dem anderen alle verſchieden, indem nad $. 812 B. G. 
dem Erben der Beſitz des Nachlaſſes ganz entzogen, nah 8. 161 des Abh.- 
Pat. ihm nur die Verbindlichkeit zur gefeglihen Sicherſtellung (8. 1373 B. ©.) 
auferlegt wird. 

Entfd. v. 27. Februar 1866, Nr. 1728 (©. Big. 1867, Nr. 41). Ein 
zu einer Caution gewidmetes intabulirtes Capital ift nicht als verpfändet, fon 
dern als bedingt abgetreten anzufehen. 


G. 1874 — vgl. bei 9. 1873 cit.) 
8. 1374. Niemand ift ſchuldig, eine Sache, bie zur Sicherſtellung dienen fol, in einem 
höheren, als dem, bei Häufern auf die Hälfte, bei Grundftüden aber, und bei beweglichen 
Gütern auf zwei Drittheile der Schätzung beftimmten Werthe zum Pfande anzunehmen. 
Ber ein angemeffenes Bermögen befigt, und in der Provinz belangt werden kann, ift ein 
tanglicher Bürge, 

Entfd. v. 25. April 1876, Nr. 5070 (6116 G.⸗U.). Die im Exe⸗ 
cutioproceffe begehrte Execution zur Sicherſtellung kann nicht bewilligt werben, 
wenn ber beflagte Gefellfchafter nahweift, daß der Kläger in Actien ber Gefell- 
ſchaft, zum Tagescurs berechnet, genügende Sicherheit befige. Die officielle Curs⸗ 
notirung muß nad 8. 7 Yufl. Min. Vdg. v. 18. Juni 1859, Nr. 130 und 
$. 1374 8. ©. genügen und kann ber Kläger eine Wertherhebung durch gericht - 
liche Schätung hiernach nicht begehen, zumal dieſe Wertherhehung auf eine 
Schãtzung des Befiges der Actiengeſellſchaft hinausfäme, welche zu begehren ber 
Kläger in dieſem Stadium der Verhandlung wicht berechtigt if, 
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Entſch. v. 16. April 1872, Nr. 3806 (4575 G.⸗U.). Die Leiftung 
einer Caution Tann durch Erlag des Betrages in Barem oder in Papieren ge 
ſchehen, die den gleichen Werth haben und zu derlei Sicerftellungen — Pfand- 
beftellungen, Eautionen — nad den beftehenden G.en, d. i. nad den für An⸗ 
legung ber Gelder der Min. geltenden Normen geeignet find. 

Entſch. v. 10. December 1868, Nr. 12347 (Sch. D. Der Grund⸗ 
fleuerbetrag iſt der richtige Mafftab zur Werthbeftiimmung der Liegenfdaft. 

Entjd. v. 2. October 1866, Nr. 9013 (2626 ©.-U.). Nad dem Hpfo. 
v. 7. Mai 1839, Nr. 358 I. ©. ©., und der Jufl. Min. Bog. v. 18. Yuli 
1859, Nr. 130 R. ©. B., wird zur Bermeidung ber Execution zur Sicher⸗ 
ftellung nicht die firenge Nachweiſung einer pupilarmäßigen Sicherheit gefordert. 
Da nun für das Haus, weldes ald Hypothek der 10.000 fl. und 10.000 Thlr. 
fammt Rebengekühren dient, erft in jüngfter Zeit ein Kaufpreis von 24.200 fl. 
erzielt wurde, und Kläger felbft vor kurzem der fpäter eingetragenen Forderung 
von 10.000 Thlru. das Vorrecht einräumte, eine feither eingetretene Vermin⸗ 
derung des Werthes des Haufes aber nicht bargethan hat, erfcheint die Unzu- 
länglicpleit des bereits beftehenden Pfandrechtes im Sinne der obigen Ge. nidy: 
glaubwürdig. 

Entſch. v. 31. Jänner 1860, Nr. 952 (1074 ©.-U.). Der 8. 1374 
B. G. ift bei der Güternamhaftmachung nicht in Vetracht zu nehmen. 


Zweites Kanpfflück. 


Bon Mnänderung der Rechte und Berbindlichleiten. 


Inhalt: rn ber Rechte und — (8. em: 1. durch Novation 
(88. 1376—1879); 2. Bergleih (88. 1: Ungitget eines Ber- 
—* in Run t bes Gegenftandes (88. Kemer ober auberer Mängel 
8. 1 888); Umfang bes Bergleiches (3. 0; eh in Rüdfiht der 
Webenverbinstiglten (88. 1890 u. 1391); Eeffion ( ; GSegenftände 
ber Geffion (8. er Wirkung (88. 1894— 1396); fung bes Tedenten 
(8$. 139 weifun; —2 G. 14); R Br inbige Antveifung 
($. 1401); unvollftändige ($. 1: 


—— — ——— 2. u. 4. ae 4. 879 8. ®., allg. und Mil. Str. 


und B. — Kofb. v. 3. April 2% I. ©. er. v8 zu 62, 
Kae 5 © 16. April "18556 und — —*8 —8 iM Pr R. G. 8 ; veſe. 
v. 18. Mei 1765, Fr. 481 9. 


Ymänderung der Rechte und Berbindfihkeiten: 
(6. 1875 — vgl. eingangs bed Hauptfi, cit.) 
8. 1375. &6 Hängt von bem Willen des Glänbiger6 und des Schuldners ab, ihre gegen- 
feitigen willkürlichen Rechte und Berbindlichkeiten umzuändern. Die Umänderung kann ohne, 
oder mit Hinzukunft einer dritten Berfon, und zwar entweder eine neuen Gläubiger, oder 
eines neuen Schuldners geſchehen. 


Entſch. v. 24. Sänner 1872, Nr. 12143 (4452 ©.-U.). Zur Ent« 
ſtehung einer Novation wird, ba diefelße nad 88. 1375— 1377 B. ©. ein 
Neuerungsbertrag ift, die Einwilligung beider —— erfordert (88. 869, 1375 
ibid.). In der nad Zulaß des Art. 291 H. ©. vorgenommenen Binfencapi- 
talifirung Tann daher eine Novation nicht erfannt werben [ScHlußfolgerung]. 
Das aus tem früheren Erebitvertrage erworbene Pfandrecht ift daher nicht ver» 
loren gegangen. 
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Entfd. v. 13. Mai 1857, Nr. 4442 (349 ©.-l.). Die Abtretung 
von Forderungen zur Sicerftellung eines Schulobetrages mit der Ermächtigung, 
die Debitoren hiervon in Kenntniß zu fegen und unter genaner Veftimmung der 
Art und Weife, wie die eingehenden Beträge auf die Schuld in Abrechnung zu 
bringen feien, ift, wenn fie auch mit dem Beiſatze ‚erfolgte, dag durch „diefe 
Ceſſion, welche bloß aus dem Titel der Sicherſtellung erfolge, eine Novation 
nicht flattfinde“, dem Weſen des Geſchäftes nad gleihwohl eine wahre Eeffton 
pro solvendo (88. 1375, 1377 u. 1392 B. G.). [Schlußfolgerung.] 


1. Durch Xovation; 
(8. 1876 — vgl. 88. 059; 863868, 871, 878, 898, 1851, 18771379 8. ©.) 
3. 1306. Die Umänderung ohne Hinzukunft einer dritten Perfon findet ftatt, wenn der 
Rechtsgrund, oder wenn der Hauptgegenftand einer Forderung verwechſelt wird, folglih die 
alte Verbindlichkeit in eine neue übergeht. 


Entf. v. 6. September 1878, Nr. 6576 (©. Ztg. 1879, Nr. 87). 
Die Anerkennung einer berehneten Schulv und das Verſprechen, dieſelbe in einer 
beftimmten Friſt zu bezahlen, bilvet einen rechtlichen Berpflihtungsgrund und da⸗ 
ber and einen giltigen Rechtsgrund zur Klage aus biefer Anerkennung und dem 
gemachten Zahlungsverſprechen. 

ntſch. v. 25. Yuli 1877, Nr. 353 (©. Ztg. 1877, Nr. 84). Das 
im Schuldſchein enthaltene Schulvbelenntniß und unbebingte Zahlungsverfpredhen 
fann nicht als causs debendi angefehen werden, weil der Rechtsgrund nidt in 
dem Zahlungsverfprehen, fondern in der Anführung des Rechtsgeſchäftes, woraus 
die Zahlungsverbindlichkeit entftanden ift, beſteht (8$. 1001, 1351, 1376 m. 
1431 2. ©.). 

Entf. v. 1. Februar 1872, Nr. 15336 (4467 G.-U.). Mit der Meift- 
botvertheilung ift zwiſchen dem Erſteher und dem Gläubiger durch Vermittlung 
des Gerichtes ein neues Nechtsverhältniß entftanden und eine Novation im Sinne 
der 88. 1376 u. 1377 B. ©. eingetreten, indem bie Forderung in ausländifchen 
- Silbermünzen, einer Waare, mit einer Forderung in äfterr. Währung: alfo Bant- 
noten, verwechſelt worden iſt. Nah 8. 1380 ibid. iſt daher aud das Pfand⸗ 
recht für die frühere Forderung erlofhen und erftredt fi nur mehr auf die 
teluirte neue Forderung [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 9. Mai 1871, Nr. 512 (Sch. IV). Wenn zur Beridtigung 
eines beftehenden Gelddarlehens mit dem Schuldner ein Uebereinfommen dahin 
abgefchloffen wird, daß er dem Gläubiger ftatt der Nüdftelung des dargeliehenen 
Geldes, Getreideforten in beftimmter Menge, zu beftimmt berechneten Preifen 
und zu beftinmten Terminen zu liefern habe, fo Liegt in diefem Uebereintommen 
ein vollftändiger Neuerungsvertrag, und der Gläubiger ift im Falle des Nidht- 
zubalten® der Verbindlichkeit beredtigt, im Sinne des Urt. 357 9. ©. die 
Auflöfung dieſes Geſchäftes und Erſatz des erlittenen Schadens zu begehren. 

Entfh. v. 23. November 1870, Nr. 2919 (3962 G.-U.). Die Ause 
ftellung eines Wechſels über eine Schuld ift fein Neuerungsvertrag, fondern nur 
bie Anerkennung einer Schuld, begründet daher nicht die Pfandrechtserlöſchung. 
Auch in der Zufammenzählung und Agnoscirung mehrerer ſchuldigen Beiträge 
liegt noch keine Novation. 

Entſch. v. 12. Jänner 1869, Nr. 10524 (3241 G.-U.). Durch die 
Annahme eines an Zahlungsftatt für eine Buchforderung zugefendeten Wechſels 
wird noch Heine Novation begründet und Tann bei Nidteingang ber Wechſel⸗ 
fumme die Buchforderung gegen den Schuloner geltend gemacht werden. 

Entf. v. 5. November 1868, Nr. 6684 (3146 ©.-U.). Se ber 
Entf. Nr. 2919 ex 1870. 
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Entfd. v. 19. November 1867, Nr. 9246 (2919 ©.-U.). Durch Ac- 
ceptirung eines Wechſels über das empfangene Heiratögut ud Pränotirung diefes 
Wechſels wird eine Novation der Heiratögutsforberung begründet. 

Entf. v. 14. Augufi 1867, Nr. 7076 (©. H. 1867, Nr. 97). Schon 
die bloße Annahme von Wechſeln, welche der Schuloner dem Gläubiger auf eine 
Schuldſumme gegeben hat, begründet eine Novation. — [Worfpr. den meiften 
neueren Entfd.en.] 

Entfd. v. 5. October 1866, Nr. 7623 (©. Ztg. 1867, Nr. 42). Die 
Schuldanerkennung begründet bloß ein Beweismittel und feine Novation des vor 
ihr zwifchen dem Gläubiger und Schuldner beflandenen Rechtsverhältniſſes. 

Entf. v. 4. October 1866, Nr. 8701 (©. H. 1867, Nr. 1). Der Ein- 
wendung des Geflagten, baf Kläger ven Reftbetrag einer Contoſchuld, über welche 
ihm nachträglich ein Wechſel ausgeftellt und eingehänbigt wurde, im gemeinrecht ⸗ 
lichen Wege nicht geltend machen könne, kann nicht flattgegeben werben, weil die 
in 8. 1876 B. ©. bezeichneten Bedingungen eines Nenerungsvertrages nicht 
eingetreten find, die erfolgte Wechjelacceptation im Sinne des $. 1379 ibid. 
nur als Anerkennung der Schuld aus dem Kaufvertrage und Zuficherung der 
Zahlung angefehen werben Tann, dadurch aber Leine Umänderung bes Rechts⸗ 
grundes oder Verwechslung des Gegenftandes ber Forderung eintrat. 

Entf. v. 12. September 1866, Nr. 5736 (2608 G.-U.). Wenn über 
eine Wechfelforderung ein Rachlaßvertrag mit der Clauſel, daß bei Nicht 
einhaltımg der Friſt bie ganze Forderung wieder auflebe, geſchloſſen wird, ohne 
daß fi ausdrücklich das Wechſelrecht vorbehalten wird, fo hört die Forderung 
auf, eine wechſelrechtliche zu fein. 

Entſch. v. 12. October 1864, Nr. 7361 (1986 ©.-U.). Die Berein- 
barung anderer als der urfprüngligen Lieferungstermine und indbefondere die 
Prolongation ift fein Neuerungsvertrag (88. 1376—1379 B. ©.). 

Entſch. dv. 9. December 1869, Ar. 8286 (1611 G.⸗U.). Der Ber- 
gleich auf Schiedsrichter begründet feinen Neuerungsvertrag im Sinne des $. 1376 
3. ©. Durch einen ſolchen Bergleih wird das etwa ſchon in Mitte liegende 
gerichtliche Etkenntniß nicht ohne Weiteres annullirt, fondern deſſen Rechts⸗ 
wirffamfeit in ber Execution nur bis zu dem Zeitpunkte der Entſcheidung darüber 
fuspenvirt, ob an deſſen Stelle ein ſchiedsrichterlicher Spruch trete oder nicht. 

Entfd. v. 22. October 1861, Nr. 6827 (1405 ©.-U.) Die Schuld⸗ 
anerkennung feitens bes Hauptſchuldners kann nicht als eine Novation im Sinne 
des 8. 1376 B. ©. angefehen werden. Rad ven 88. 891, 1357, 1363 u. 
1364 ibid. haftet jeder Solidarſchuldner für das Ganze, und zwar Einer für 
Alle und Alle für Einen derart, daß es dem Gläubiger ganz freifteht, zuerft den 
Hauptſchuldner oder den Bürgen und Zahler zu belangen, daß die Verbindlichkeit 
bes Legteren nur mit der bed Erfteren erlifcht. Der binnen 3 Jahren nad dem 
Anertennungsacte überreichten lage wider einen Mitverpflichteten fteht daher 
bie Eintede der Big. nach $. 1480 ibid. nicht entgegen. 

Entſch. v. 24. April 1861, Nr. 2962 (1311 ©.-U.). Dur die für 
Contobuchforderungen von Seite des Schuldners dem Gläubiger gegebenen Wechfel⸗ 
aecepte und deren Annahme entfteht eine Novation, vermöge welcher bie Ver⸗ 
bindlichteit aufhört. Aehnl. ver Entfh. Nr. 7076 ex 1867. 

Entfd. v. 5. März 1861, Nr. 1491 (1280 ©.-U.). Der Klage auf 
Zahlung eines Kaufpreiſes nad Big. des zu deſſen Begleichung acceptirten Wed 
ſels muß flattgegeben werden, weil nad dem vom Gellagten acceptirten 
Wechſel die Baluta ansprüdlih aus einer Waarenlieferung entfprang 
und wenn aud durch die Acceptation des Wechſels und die hierdurch 
erfolgte Wenderung des Rechtsgrundes nad 88. 1376 u. 1377 ©. B. 
eine Novation eingetreten, und das Wehfelreht felbft verjährt ift, 


* 


1076 Allgemeines bärgerliches Geſetzbuch. 


doch nod der Art.83 W. OD. zu Gunften der Kläger erübrigt, welder 
vom Richter berüdfichtigt werden muß, da bie öfterr. a. ©. O. nit wie 
das römifhe R. die Beltendmahung der Forderungen von genan be= 
fimmten Arten der Klagen abhängig madıt, fondern der Richter von 
Amtöwegen auf R. und ©. zu fehen hat. 

Entſch. v. 16. October 1860, Nr. 12265 (1209 G.-U.). Durch Gi- 
rirung eines Wechſels ift die urfpränglihe Schuld befeftigt, aber nicht umge- 
ändert worden, denn hierdurch wurde weder bie Perfon des Gläubigers oder 
Schuldners, noch der Redtögrund oder Hauptgegenftand der Forderung ver- 
wechſelt ($. 1376 B. ©.), jondern e8 wurden dem urfpränglihen rechtsgiltigen 
Darlehens» und Bürgfhaftevertrage nur die wechſelrechtlichen Folgen beigefügt 
und diefe find in Bezug auf den Giranten, dann Bürgen und Zahler eben die 
felben No 81 W. OD.) 

Entſch. v. 16. November 1859, Nr. 12039 (909 G.⸗U.). Dadurch, 
dag fi die Verſicherungsgefellſchaft von den Verſicherten über die Affecuranz- 
prämie einen Wechſel ausftellen ließ, ift ein Neuerungsvertrag zu Stande ge- 
tommen, durch welden bie buch die Polizze begründete Forderung der Ber 
fiherungsprämie aufgehört hat und das biefen Legteren allenfalls zuſtehende 
Pfandrecht erloſchen if. 

Entſch. v. 22. September 1859, Nr. 10406 (P. ©. 1128). Eine Ur— 
kunde, worin der Schuloner beftätigt, daß er feinen Gläubiger, nachdem er fi 
mit ihm verrechnet hatte, einen Betrag fhuldig geworben ift, iſt als eine Ber- 
rechnung anzufehen, aus welcher eine unerfülte Verbindlichkeit, mithin eine noch 
offene Forderung refultirt, daher als ein liberatorifcher Neuerungsvertrag geeignet, 
den Rechtstitel einer Forderung abzugeben, fomit beweisträftig. 

Entfd. v. 15. Juni 1859, Nr. 5569 (P. ©. 1130). Wenn ed vom 
Wechfelgefhäfte duch ein fpäteres Uebereinkommen beider Theile wieder abge- 
kommen ift, wird durch dieſe nad $. 1377 8. ©. eingetretene Novation ver 
Wechſelvertrag aufgehoben, und ift daher die Einwendung der Novatian nad 
Art, 82 W. O. zuläffig. 

: Plenar-Entfd. v. 7. Jänner 1858, Nr. 10799 (497 ©.-U.). Die 

Anerkennung der rüdftändigen Zinfen durch den Schuloner, und fein Verſprechen, 
viefelben in beftimmter Frift zu zahlen, begründet eine Novation, indem aus 
diefem Rechtsgrunde, d. i. aus der Thatſache der Agnoscirung und der bamit 
verbundenen neuerlichen Berpflihtungserlärung — eine Schuld entfieht. Die 
urfprängliche Schuld verliert die Natur einer Zinſenſchuld, die rückſtändigen Zinfen 
werben dadurch capitalifirt, und verjähren fid daher gemäß $. 1478.80. ©. erft 
in 30, nit nad $. 1480 ibid. fon in 3 Jahren. 

Entf. v. 23. December 1856, Nr. 11961 (258 G.-U.; P. ©. 1124). 
Das richterlihe Urtheil begründet feine Novation. Denn zur Umänderung von 
R.en und BVerbindlichkeiten ift nach $. 1878 8. ©. der Wille der Parteica nöthig, 
welcher bei den Urteilen mangelt. 

Entf. v. 10. December 1856, Nr. 11878 (250 G.-U.; P. ©. 1132). 
Die Ausftellung eines Wechſels zur Begleihung der gemeinrechtlihen Forderung 
begründet allerdings eine Novation dieſer legteren, und das ber Forderung ein» 
geräumte Pfandrecht erlifcht. 

Entſch. v. 16. Yuli 1856, Nr. 1511 (210 ©.-U.; P. S. 1131). Die 
Girirung eines Wechſels zur Abtragung einer Buchſchuld begründet nicht eine 
Novation, fondern eine Vollmacht, woburd der Glänbiger ermädtigt wird, die 
Wechſelſchuld einzutreiben und den eingegangenen Betrag in Rechnung zu fegen; 
er ift aber auch beredtigt, ven Saldo gegen ven Schuloner, rückſichtlich Macht- 
geber einzuffagen. 

Entjd. v. 16. April 1856, Nr. 3673 (191 G.⸗U.; P. ©. 473)... Das 
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Verſprechen der Uebernahme einer neuen Verbindlichkeit Tann nur dann als rechts⸗ 
verbindlich betrachtet werden, wenn dasſelbe ausdrücklich und beftimmt erflärt 
worben, oder wenn dasfelbe aus dem Zufammenhange und aus den obwaltenden 
Umfländen deutlich zu entnehmen ift. 

Entſch. v. 4. März 1856, Nr. 1363 (170 G.-U.; P. ©. 1127). Wenn 
der Berkäufer oder Cedent einer Sache dem Käufer oder Eeffionar den bedungenen 
Kaufſchilling oder die Ablöfungsfumme auf eine beftimmte Zeit, binnen welder ver 
Legtere zu zahlen ſich verpflichtet, beläßt, jo hat ihm ber Erſtere den Kaufpreis 
oder Ablöfungsbetrag geborgt, und es nimmt der geborgte Geldbetrag die Natur 
eines Darlehens an. Die Üebergabe der Sache vertritt die Stelle der Zuzählung 
bes Darlchensbetrages. 

Entfd. v. 28. November 1855, Nr. 11329 (P. ©. 1125). Die Exe⸗ 
cution iſt die zwangsweiſe Ducdfegung eines rechtskräftig anerkannten Rs., durch 
letzteres bedingt, daher kein ſelbſtſtaäͤndiges in 30 Jahren verjährendes R. . 

Entfh. v. 26. Juni 1855, Nr. 4654 (104 ©.-U.; P. ©. 807). Bei 
einem Gelvdarlehen muß die Gelddarlehensvaluta bar geflofien fein, und bie 
Novation des Darlchenstiteld aus einem andern Rechtsgrunde kann, wenn der 
Schuldner nicht aus dem umgewandelten Geſchäfte die Valuta zugezählt erhalten 
bat, nicht bewirken, daß er die Valuta zu zahlen verpflichtet werde. Der Schuloner 
fann immer nur zum Rüderfage veffen verhalten werden, was ber Gegenftand 
des novirten Gefchäftee war. 

Entſch. v. ? (P. S. 1133). Aehnl. ver Entſch. Nr. 11878 ex 1856. 


(8. 1877 — vgl. Bei $. 1876 8. 6. ck.) 

8. 1337. Eine folhe Umänderung heißt Neuerungsvertrag (Movation). Vermöge dieſes 
Bertrages Hört die vorige Hauptverbindlichkeit auf, und bie neue nimmt zugleich ihren 
Anfang. 

Siehe auch die Entsch.en bei $. 1876. 

Entſch. v. 4. Juni 1878, Nr. 37 (I. B. 1878, Nr. 30). Wenn zur 
Begleihung einer Waarenſchuld ein Wechfel acceptirt wurde, kann der Schuloner 
über die Klage auf Zahlung des Kaufſchillings nur verlangen, daß ihm bei der - 
Zahlung der Wechſel zurüdgeftellt werde. Die bloße Ausftellung und Uebergabe 
eines Wechfelacceptes begründet an und für fi aud feine Novation; venn, 
wenngleich der Acceptant nah Art. 23 W. D. aus feinem Accepte wechſelmäßig 
haftet, fo fließt dieß den Fortbeſtand der civifrechtlihen Obligation neben ber 
wecjelrehtlihen Haftung nicht aus. Die Novation fegt nad $. 1376 B. ©. 
voraus, daß entweder der Rechtögrund oder der Hauptgegenftand ber Forberung 
verwechfelt wird. Um eine foldhe anzunehmen, müßte entweder eine ausdrückliche 
Erflärung der Parteien erfolgt fein, den Wechfel an Zahlungsftatt zu geben 
und zu nehmen, ober überhanpt bie frühere Verbindlichkeit aus dem Kaufgeſchäfte 
aufzuheben, oder es müßten wenigftens ſolche Umftände behauptet und erwieſen 
fein, aus welden die auf Tilgung der früheren Verbindlichkeit gerichtete Abſicht 
der Parteien entnommen werben könnie. Durd bie bloße Acceptirung des 
Wechſels über den Kaufſchillingsbetrag umterwirft fih der Acceptant lediglich 
ver Wechſelſtrenge, es wird dadurch lediglich eine Nebenbeflimmung des Kauf- 
vertrages geregelt, deren Feſtſtellung nad 8. 1379 ibid. eine Novation nicht 
begründet. Dieß ergibt fi aus Art. 82 W. D., wornad der geflagte Accep⸗ 
tant dem aus dem Accepte Magenden Verkäufer gegenüber beredtigt if, auf das 
Kaufgefhäft zurüdzugehen und ſich gegen den Wechſelanſpruch mit den aus dieſem 
Kaufgeſchäfte entnommenen Einwendungen zu ſchützen, was nicht zuläffig wäre, 
wenn dur die bloße Acceptirung des Wechfels für eine Waarenſchuld eine No- 

- vation begründet würde, weil durch biefe die worige Verbindlichkeit aufhört (8. 1377 
B. ©.). Der übergebene Wechſel ift daher lediglich als eine Schuldurkunde 
Niehl, bargl. Gefepb, ext. 69 
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zu betrachten, deren Zurüdftellung ver Zahlende nah 8. 1428 ibid. zu bes 
gehren berechtigt if. Der Umftand, daß der wechfelrechtlihe Anfpruch gegen 
den Hcceptanten bereitd verjährt ift, erfcheint für die Verpflichtung des Glänbi- 
gers zur Zurüdftellung der Schuldurkunde ohne Belang. Wenn aber der Wechjel 
etwa in Berluft gerathen fein follte, fo obliegt die Erwirkung des Amortifations- 
erfenntniffes nach $. 1428 ibid. dem Gläubiger [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 10. Februar 1876, Nr. 5766 (6025 ©.-U.). Durch bie 
Ausftellung des Wechſels ift in Bezug auf den zwiſchen ven Streittheilen münd- 
lich abgeſchloſſenen Darlehensvertrag eine Novation im Sinne des 8. 1377 8. ©. 
nicht zu Stande gefommen, indem dadurch weder der Rechtsgrund, noch ber 
Hauptgegenftand der Darlehensforberung verwechſelt, fondern lediglich die leichtere 
und ſchleunigere Realifirung des dargelichenen Capitalsbetrages bezwedt wurde, 
weßhalb auch hier von dem Erlöfchen der durch diefen mündlichen Vtg. begründe- 
ten Re., beziehungsweife der vom Belangten übernommenen Verbindlichkeit zur 
eventuellen Zahlung der den Gegenftand des Streites bildenden 2'/,percentigen 
Zinſen pro Monat im alle nicht pünktliher Einlöfung feine Rebe fein kann 
(8. 1378 ibid.), die Berufung auf den 8. 887 ibid. ift daher nicht am Plage, 
zumal es fih im dem vorliegenden Halle nit um einen auf den Wechſel ge- 
fügten Auſpruch hanbelt. 

Entjd. v. 16. Mai 1872, Nr. 3392 (Sch. IV). Das zwiſchen dem 
Wechfelgläubiger und dem Wechſelſchuldner getroffene Uebereintommen, wornach 
dem Letzteren die ratenweife Tilgung feiner Schuld zugeftanden wird, begründet 
einen Vergleich, in Folge deſſen der Wechſel feiner wechſelrechtlichen Kraft ver- 
luſtig wird. 

Entſch. v. 16. April 1872, Nr. 3693 (4574 ©.-U.). Ein Nenerungs- 
vertrag hebt bie frühere Verbindlichleit auf, und es eutſteht aus dem Ceffions- 
geſchäfte nur die Verbindlichkeit der Haftung für die Richtigkeit und Einbring- 
lichleit der Forderungen. Es Tann vom Neuerungdvertrage nicht abgegangen und 
die urfprängliche, mit vemfelben erloſchene Forderung geltend gemacht werben. 

Entſch. v. 22. Februar 1870, Nr. 1431 (3719 ©.-U.). Nach begonnener 
Execution auf Grund einer Zahlungsauflage machte der Schulpner die firafge 
richtliche Anzeige, ſchloß dann einen Vergleich, im firafgerichtlihen Urtheile 
wurde aud biefer für nichtig erklärt und die Forderung des Gläubigers als nur 
in einem noch geringeren Betrage beftehend erfannt. Die vom Oläubiger peto. des 
ſtrafgerichtlich als rechtobeſtändig ausgefprodenen Betrages begehrte Fortfegung 
der Execution wurde verwehrt, weil ber die Grundlage der bisherigen Execution 
bildende Zahlungsauftrag nah 88. 1377 u. 1380 8. ©. durch den gerichtlichen 
Vergleich aufgehoben, dieſer aber durch das Strafurtheil nichtig erklärt wurde; 
ftrafgerichtlicde Urtheile aber nur infofern erecutionsfähig find, als fie direct umd 
unbedingt eine Zahlung auferlegen, weßhalb vorliegend dem Schuldner das R. 
offen blieb, bei Geltendmachung der Forderung im ordentlihen Rechtswege alle 
ihm zu Gebote ftehenden Einwendungen vorzubringen. 

Entſch. v. 12. Jänner 1869, Nr. 10624 (3241 G.-U.). Eine Novation 
kann ohne firengen Beweis nicht angenommen werben. In der Girirung eines 
Wechſels ift daher eine Beftärkung, nicht die Tilgung der Buchſchuld zu fehen. 
[Aehnl. der Entſch. Nr. 87 ex 1878.] 

Entfd. v. 21. September 1859, Nr. 9682 (867 G.-U.). Iſt das bei 
ter freiwilligen Scheidung getroffene vermögensrechtliche Uebereinfommen annullirt 
worben, fo muß ber geſchiedenen Ehefrau die begehrte Alimentation durch Urtheil 
zuerkannt werben. 

Entf. v. 13. Mai 1857, Nr. 4442 (849 G.-U.). Die Abtretung 
von Forderungen zur Sicherſtellung eines Schulvbetrages mit der Ermächtigung, 
die Debitoren hiervon in Kenntniß zu fegen unb unter genauer Beſtimmung der 
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Art und Weile, wie bie eingehenden Beträge auf die Schuld in Abrechnung zu 
bringen feien, ift, wenn fie auch mit dem Beilage erfolgte, daß durch „diefe Ceffion, 
welde bloß aus dem Titel der Sicherſtellung erfolge, eine Novation nicht ftatt« 
finde”, dem Weſen des Geſchäftes nad, gleihwohl eine wahre Ceffion pro sol- 
vendo (88. 1375, 1377 u. 1392 ®. ©.). 


6. 1878 — vgl. 8.881; 1431 ®. @.) 

8 1328. Die mit der vorigen Hauptverbinblichfeit verknüpften Bürgſchafts⸗ Pfand- und 

anderen Rechte erlöſchen durch den Meuerungsvertrag, wenn bie Theilnehmer nit durch ein 
befonderes Einverftändniß hierüber etwas Anderes feftgefeit haben. 

Entf‘. v. 19. October 1870, Nr. 12293 (4409 ©.-U.). Durch ben 
mit dem Hypothekarſchuldner geſchloſſenen Vergleich auf Reluition des Ausgedings- 
rüdftandes von mehreren Jahren in Geld ift eine Novation der urfpränglicen 
Forderung hinſichtlich dieſes Rückſtandes bewirkt worden, daher das für die Haupte 
forderung erworbene Pfandrecht auf die durch die Novation wefentlic geänderte 
Forderung jenes Ausſtandes nicht ausgedehnt werben darf ($. 1378 B. ©.) und 
zwar umfomweniger, als dadurch bie unmittelbar auf die urſprüngliche Sagpoft 
folgenden Zabulargläubiger in ihrem Prioritätsrechte verlegt werden könnten. 

Entfd. v. 23. Mai 1870, Nr. 2919 (3962 G.-U.). Der Wechſel ift 
eine Urkunde, welche die Forderung und Schuld in fi trägt, dem Papiergelde 
jedoch nicht gleichzuftellen if. Wenn nad Art. 23 W. DO. der Xcceptant aud) 
dem Ausfteller wechſelmäßig haftet, fo liegt in biefem Rechtsſatze noch wicht bie 
Aufhebung des Fortbeſtandes ber civilrechtlihen Obligation neben ver wechſel⸗ 
vechtlichen, aus ber Form der Urkunde felbft entfpringenden Verhaftung, zumal 
gemäß Art. 82 ibid. der geflagte Acceptant dem aus dem Accepte Magenven 
Ausfteller gegenüber berechtigt erſcheint, auf das dem Wechjelzuge unterliegenbe 
Rechtsgeſchaft zurüdzugehen und ſich gegen ven Wecfelanfprucd mit der aus dem 
Rechtsgeſchäfte abgeleiteten Einrede zu fügen. Die Ausftellung des nicht be- 
gebenen Wechſels und deſſen Acceptation zur Dedung einer bereits beftehenven 
Schuld tft ſonach, infolange nicht eine ausbrüdliche Erklärung bes Ausftellers 
zur Annahme des Wechſels an Zahlungsftatt oder ein befonderes anf die Til- 
gung ber Verbindlichkeit aus dem unterliegenden Redhtögefhäfte durch das Accept 
gerichtetes Abkommen der Parteien erkennbar gemacht ift, gemäß 8. 1379 8. ©. 
fein Neuerungsvertrag. Dieß ergibt auch die Norm des Art. 83 W. O., welde 
dem Inhaber eines verjährten oder präjubicirten Wechjeld gegen den Ausfteller 
ober Acceptanten aus dem dem Wechſel unterliegenden Rechtsgeſchäfte, infofern 
fie ſich mit feinem Schaden bereichern würden, ein gemeinrechtliches Klagerecht ge- 
währt, was nicht möglich und denkbar wäre, wenn mit der Wechfelacceptation an 
fih fhon ein Neuerungsvertrag (novatio privativa) hervorgebracht würde, wozu 
nad $. 861 8. ©. eine übereinftinnende Willensmeinung erforderlid ift. Eben- 
fowenig liegt ein Nenerungsvertrag in der Zufammenzählung und Anerkennung 
ſchuldiger Beträge [Schlußfolgerung]. 

Entfh. v. 5. November 1868, Nr. 6584 (3146 ©.-U.) Durd bie 
Wechfelacceptation wird eine Novation des urſprünglichen Rechtsgeſchäftes nicht 
begründet. [Siehe divergente Entfd.en bei den vorhergehenden Paragraphen.] 

Entf. v. 4. November 1864, Nr. 8150 (2009 ©.-U.). Durch das 
[beftandene] Ausgleihsverfahren über da8 Vmgn. des Hauptſchuldners wird bie 
Obligation des Bürgen nicht berührt. 

Entfd. v. 15. October 1862, Nr. 6769 (3621 ©.-U.). Durch Er- 
richtung einer notariellen Urkunde über einen Miethzinsausftand, worin ber 
Miether, wenn die Zahlung des Rüdftanves binnen 3 Monaten nicht erfolgt 
fein würde, fih zur Zahlung von Zinfen in beftimmter Höhe verpflichtet, 
murbe eine Novation der Miethzinsfchuld nicht vorgenommen, und ift die in 
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8. 1378 B. ©. bezeichnete Rechtsfolge, ba der Miether vor Ablauf jener 
3 Monate ſtarb, jedenfalls nicht eingetreten. 

Entſch. v. 16. November 1859, Nr. 12039 (909 G.⸗U.). Dadurch, 
daß ſich die Affecuranz-Gefellfhaft „per saldo premj sicurtä® von 
X. einen Wechſel ausftellen ließ, ift offenbar ein Neuerungsvertiag 
zu Stande gelommen, durch welden die durd die Polizze begründete 
Forderung der Berfiherungsprämie aufgehört hat und das biefer 
Xegteren nad dem Cod. di Com. allfällig zuſtehende Pfandrecht anf 
das verfiherte Schiff erlofhen ift (88. 1376— 1378 B. ©.). Bei dem 
Wechſel ift aber der Cridat ar niht intervenirt, und die klagende 
Geſellſchaft vermochte ihre Behauptung, daß der Erivatar die For— 
derung aus dem Wechſel des X. übernommen habe, gegen den Wiper- 
ſpruch des Eoncursmaffevertreters nicht zu beweifen; demnach mußte 
da8 abweifende Urtheil der Banaltafel beftätigt werden. 


(6. 1379 — vgl 98. 1876-1878; 1368, 1360, 1366, 1865 ®. ©.) 
8. 1899. Die näheren Beftimmungen, wo, wann und wie eine ſchon vorhandene Verbind⸗ 
lichkeit erfüllt werden fol, und andere Nebenbeftimmungen, wodurch in Rüdfiht auf den 
Hauptgegenftand ober Rechtsgrund Feine Umänderung gefchieht, find ebenfowenig als ein 
Neuerungsvertrag anzufehen, als die bloße Außftellung eines neuen Schuldſcheines, ober einer 
anderen dahin gehörigen Urkunde, Auch kann eine folde Abänderung in den Mebenbeftim« 
mungen einem Dritten, welcher verfelben nicht beigegogen worden ift, Feine neue Laft auflegen. 
Im Zweifel wird die alte Berbindlichkeit nicht für aufgelöft gehalten, fo lange fie mit der 
neuen noch wohl beftehen kann. 

Entſch. v. 4. Iuni 1878, Nr. 87 (9. B. 1878, Nr. 30). Durch 
die bloße Acceptirung des Wechſels über den Kauffhillingsbetrag unterwirft ſich 
der Acceptant lediglich der Wechſelſtrenge, e8 wird dadurch lediglich eine Neben- 
beftimmung des Kaufvertrages geregelt, deren Feſtſtellung nah 8. 1379 B. ©. 
eine Novation nicht begründet. Dieß ergibt fih auh aus Art. 82 W. O. 

Entſch. v. 9. Mai 1878, Nr. 4785 (©. Zig. 1879, Nr. 60). Die 
mündlich fpäter (8. 887 B. ©.) zwifhen den Parteien vereinbarte Abänderung 
des ſchriftlich gefchloffenen früheren Kaufvertrages bei Uebergabe des Kaufobjectes 
ift ungeachtet der im ſchriftlichen Vtg. enthaltenen Feftfegung, daß derſelbe über- 
haupt und indbefondere mündlich nicht abgeändert werden bärfe, giltig (88. 902 
u. 1379 ibid,). 

Entf. v. 5. Auguſt 1875, Nr. 8365 (5827 G. U.). Der perfönliche 
Schuldner hat ein vechtliches Intereffe als Verkäufer der Hypothek, in Ber- 
teetung der Intereflen des Oläubigers die Zahlungsbedingungen zu regeln; bie 
bügerlihe Anmerkung der von ihm mit dem Gläubiger vereinbarten Zahlungs- 
mobalität nad} erfolgter bücherlicher Anmerkung der Einklagung ift, da dadurch 
keine Aenderung im Weſen des Pfandrechtes im Sinne des $. 1379 8. ©. 
bewirkt, fondern nur eine Nebenbeftimmung geregelt wird, nad 8. 20 ©. ©. 
nit unzuläffig, und der wenn auch bereitd aus dem Befige der Pfandjachen 
getretene Perſonalſchuldner fie zu begehren berechtigt. 

Entf. v. 23. November 1870, Nr. 2919 (3962 ©.-U.). Die Aus- 
fellung eines Wechſels über eine Schuld ift feine Novation; eine folde Liegt 
auch nit in der Zufammenrehnung und Anerkennung der Summe mehrerer 
Schuldpoſten. 

Entſch. v. 16. Juni 1870, Nr. 1082 (Sch. V.). Eine vom Accep⸗ 
tanten eines Wechſels ausgeſtellte Erklärung, worin für mehrere Wechſelforde⸗ 
rungen verſchiedener Verfallszeit die Zinſenverbindlichkeit, ſowie Zahlung des 
Capitals auf Verlangen feſtgeſetzt wird, begründet keine Novation der einzelnen 
Wechſelforderungen. 
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Entf. v. 5. November 1868, Nr. 6584 (8146 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 2919 ex 1870. 

Entſch. v. 6. Juni 1861, Nr. 3197 (©. 9. 1862, Nr. 17), Wenn 
ver Wechſelgläubiger fi mit feinem Wechſelſchuldner, an melden berfelbe außer 
ber Wechſelforderung nod anderweitige Forderungen aus anderen Redtstiteln 
zu flellen hat, auf einen in Raten zu zahlenden Gefammtbetrag vergleiht, fo 
iſt auch dadurch das Wechſelrecht ber in biefen Vergleich einbezogenen Wechſel⸗ 
forderungen erloſchen. 

Entfd. v. 13. Juli 1859, Nr. 7538 (P. ©. 1134), Durd einen 
Ausgleich zwifhen Schuldner und Gläubiger, wodurch dem Erfteren ein Theil 
feiner Wechſelſchuld nachgelafien und vie Bezahlung des Reſtes in Raten be 
dungen wurbe, wird an ber urſprünglichen Eigenfhaft der Schuld als einer 
Wechſelforderung nichs geändert, daher keine Novation begründet und der wechſel⸗ 
rechtliche Anfpruch des Gläubiger nicht aufgehoben. 

Entſch. v. 16. April 1856, Nr. 3673 (191 G.U.; P. ©. 1138). 
Das Berfprehen ber Uebernahme einer neuen Verbindlichkeit Tann nur dann 
als rechtsverbindlich betrachtet werben, wenn dasſelbe ausprüdlih und beſtimmt 
erflärt worden, ober wenn basfelbe aus dem Zufammenbhange und aus den ob» 
waltenden Umftänden veutlic zu entnehmen iſt. 


2. Vergleich. 
(8. 1380 — vgl. 88. 939, 1881, 1444; 861; 928, 928}; 1396 ©. ©.) N 
8. 1389. in Reuerungsvertrag, durch welchen ftreitige ober zweifelhafte Rechte bergeftalt 
beftimmt werben, daß jede Partei fich wechielfeitig etwas zu geben, au thun oder zu unter» 
laſſen verbindet, heißt Vergleich. Der Vergleich gehört zu den zweiſeitig verbindlichen Vers 
trägen, und wird nach eben denſelben Grundſätzen beurteilt, 


Entf. v. 23. September 1879 (©. H. 1879, Nr. 98). Eine Ber- 
einbarung zwifhen Parteien muß bezüglih der Wirkfamfeit nad der wahren 
Beſchaffenheit diefer Vereinbarung und nicht etwa nad ber von ben Parteien 
gegebenen Benennung geprüft werben (8. 914 B. ©.) und ba erfdeint die 
fragliche Vereinbarung, wornady die Parteien übereinfamen, zwei ihnen gemeinfant 
von ber Servitutenablöfungscommifflon zugewieſenen Waltäquivalente je aus- 
ſchließlich zu benügen, allerdings als Fein Bergleih im Sinne $. 1380 ibid. 
und aud nicht als Theilung einer gemeinfchaftlihen Sache im Sinne $. 846 
ibid., fondern vielmehr als ein eigentlicher Bertrag, deſſen Giltigkeit in ber Vor⸗ 
ſchrift der 88. 861 u. 883 ibid. begründet ift. 

Entfd. v. 17. October 1878, Nr. 8941 (©. Big. 1879, Nr. 78). 
Der Bergleih gehört nad dem Schlußſatze des $. 1380 B. ©. zu ben zwei- 
feitig verbindlichen Btg.en und wird nad eben benfelben Grunbfägen wie 
biefe beuriheilt. Der Umftand, ob der Vergleich gerichtlich oder außergerichtlich 
zu Stande gekommen ift, begründet im dieſer Beziehung einen Unterſchied nicht. 
Zu den wefentlihen Erforverniffen eines Vtgs. gehört nun, wie fih aus ber 
Beftimmung des $. 878 B. ©. zweifellos ergibt, die phyſiſche, ſowie bie recht- 
liche Möglicgfeit der Leiftung. Nun hat die Statthalterei in Böhmen als vie 
oberfle Forſtbehörde erklärt, daß das Abäften der Walnbäume auf der Wald- 
parzelle, wie ſolches in den Vergleiche bedungen worden, culturwidrig ift und 
nach den dießfalls beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften ſich als unzuläfftg darftellt. 
Der bezeichnete Vergleich hat alfo eine Handlung zum Gegenſtande, welche nad) 
dem Ausſpruche ber dafür maßgebenden Behörde unerlaubt erſcheint, und ift 
ſonach im Grunde bes 8. 878 ibid. ungiltig [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 25. April 1878, 3. 7934 (©. Big. 1878, Nr. 65). Aus 
dem Vergleiche, welcher zur Zeit, als ber ©ellagte ſich bereits in dem Beſitze 
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der Kuh befand, über den Nachlaß abgefchloffen worben ift, kann nit abge 
leitet werden, daß die Ansprüche der Klägerin aus der vom Beklagten gefchehenen 
Zueignung der Kuh erloſchen find, da berfelbe ganz im Gegentheile durch ven 
Bergleih anerkannt hat, daß ihm aus dem Nadlaffe außer dem Betrage von 
x fl. nichts gebührt. Nur bann, wenn beim Abichluffe des Vergleiches ber 
Werth der Kuh. in den Hinauszuzahlenden Betrag ausdrücklich eingerechnet 
worben wäre, würde der Anſpruch der Klägerin unbegründet fein [8. 13807]. 

Ent ſch. v. 20. April 1876, Nr. 998 (6103 ©.-U.). Nachdem bie 
Hagende Stadtgemeinde einen Propinationspachtvertrag geſchloſſen hatte, welchem 
Bellagter als Bürge und Kautionserleger beitrat, über beiderfeitiges gerichiliches 
Einſchreiten zunächſt ein gerichtliches Erkenntniß auf Auflöfung des Beftandver- 
bältnifjes erwirkt, dann aber ein Vtg. geſchloſſen wurde, wornad dem Pächter 
der Pachtung bie vertragsmäßige Dauer hindurch unter den früheren Bedingungen 
belafjen wurde, ift ber beflagte Intercevent von feiner Haftung nit befreit; 
denn ber zweite Btg. ift nur ein Vergleich im Sinne bes $. 1380 B. ©., worin 
die Parteien auf ihre gegenfeitigen Me. — der Gemeinde aus dem gerichtlichen 
Urtheile, des Pächters aus dem von ihm gegen fie angeftrengten Entſchädigungs⸗ 
procefje — verzichtet und der Pächter verſprochen hat, die früheren Padhtbe- 
dingniffe genau zu erfüllen. In diefen Vergleiche find nur die Ne. und Pflichten 
aus dem Pachtvertrage bekräftigt worden und ift daher die Bürgfchaft und fidei- 
juſſoriſche Eaution des Beklagten nad $. 1390 ibid. fortan bis zum Ausgange 
der Pachtzeit geblieben, umfomehr, als in dem Vergleiche von Auflaffung der 
felben feine Erwähnung geſchah. 

Entſch. v. 27. Yänner 1874, Nr. 107 (5231 G.U.). Wenn auch 
8. 170 B. ©. fagt, daß ein zwiſchen den Eltern des unehelihen Kindes über 
deſſen Verpflegung gefchlofjener Bergleih den R.en desſelben nicht nachtheilig fein 
tann, fo gilt dieß doc nicht für einem mit dem Kinde, d. h. mit deſſen gefeg- 
lichen Vertreter unter obervormundfhaftliher Genehmigung Über die Anfprüche 
bes Kindes an feinen unehelihen Vater geſchloſſenen Vergleich. Ein folder 
Vergleich hat die volle Rechtswirkung, welde F. 1380 ibid. einem anderen 
redlich abgeſchloſſenen Vergleiche beilegt; berfelbe Tann nur aus den Gründen 
ber 88. 1382—1389 ibid. angefochten werden, beren feiner im vorliegenden 
Falle eintritt. Wenn nah &. 1387 ibid. felbft der fpäter entbedte gänzliche 
Mangel eines Rechtes auf Seite eines der Paciscenten den redlich eingegangenen 
Vergleich nicht entlräften Tann, fo kann diefe Entkräftung umfoweniger durch 
Umftände herbeigeführt werben, die zeigen, daß von einer Seite zu wenig gefor- 
dert worden ift, welche Beſtimmung 8. 1386 ibid. ausdrücklich enthält. So- 
wie die Bormundihaft im Bergleihe den Fall vorgedadt hat, daß das Find 
nad) zurüdgelegtem 15. Lebensjahre noch nicht erwerböfähig fei, hätte fie auch 
für den Fall Vorforge treffen follen, als fid etwa die vereinbarte Alimentations- 
quote unter eintretenden Umftänven als unzureichend barftellen möchte. Die 
Möglichkeit einer künftigen Unzulänglickeit liegt außerdem fo nahe, daß Kläger 
auch nit auf $. 1389 ibid. fi berufen kann [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 25. October 1871, Nr. 7121 (4283 G.-U.). Der Klage 
der Toter gegen ihren Stiefvater auf Zahlung eines Betrages, welchen Legterer 
zur Ubfindung ihrer Anfprüde auf mütterlihes Erbtheil verſprochen hatte, 
wurbe ftattgegeben, obwohl die Ueberſchuldung des Nachlaſſes erwiefen ifl, weil 
eine Leiftung nur mit Rüdfiht auf die wenn auch beftrittenen und fpäter als 
illuſoriſch herausgeſtellten Anfprüce ver Klägerin verſprochen wurde, daher 
feine Schenkung, fonbern ein Vergleich vorliegt. 

Entfd. v. 5. März 1872, Nr. 1197 (Sch. IV). Der zwiſchen einer 
Eiſenbahngeſellſchaft und einem Grundbeſitzer geſchloſſene Vtg., womit Lebterer 
der Erſteren mit Umgehung ber Erpropriation ben zum Bahnbau nöthigen Grund 
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um eine frei vereinbarte Summe überläßt, hat bie rechtliche Natur eines Ver⸗ 
gleihe® und Tann wegen laesio enormis nicht angefodhten werben [?] 

Entſch. v. 22. Februar 1870, Nr. 1431 (3719 G.⸗U.J. Die ſtraf⸗ 
gerichtlichen Urtheile find im Civilrechtswege nur dann erecutionsfähig, wenn fie 
unbebingt eine unmittelbar an eine Perfon gerichtete Zahlungsauflage enthalten. 

Entjd. v. 2. October 1866, Nr. 8943 (©. Big. 1867, Nr. 9). 
Wer fi) buch einen gerihtlihen Vergleich verpflichtet hat, die Expenſen bes 
gegnerifhen Nechtöfreundes in bem verglichenen Betrage zu bezahlen, ift fpäter 
nicht mehr berechtigt, die gerichtliche Beftimmung biefer Expenfen zu begehren. 

Entf. v. 23. Februar 1864, Nr. 1256 (1866 ©.-U.). Der Anord- 
nung bes $. 24 Min. Bbg. v. 18. Mai 1859, Nr. 90 R. G. B., und $. 33 
Ausgleichögef. v. 17. December 1862, Nr. 97 R. ©. B., unbeſchadet ift doch 
der Ausgleich nicht vollfommen iventifch mit dem Vergleiche im Sinne bes 8. 1380 
8. ©., da in Ausgleihöverfahren nur das Rechtsverhältniß zwifchen dem Schulpner 
und feinen Gläubigern, nicht aber zwifchen Letzteren und britten Perfonen beſtimmt wird. 

Entf. v. 4. November 1863, Nr. 7942 (1827 ©.-U.), Der über 
das Anfuhen um Berichtigung der Gränzen zwifchen ben Nachbarn gefchloffene 
gerichtliche Vergleich ift, wie Über eine andere lage geſchloſſen zu betrachten 
(88. 850 u. 853 ®. ©.), alfo auch executionsfähig. 

Entf. v. 21. September 1859, Nr. 9682 (867 ©.-U.). Nach Analogie 
ber 88. 108 u. 117 B. ©. muß vorgegangen werben, wenn ber bei einver- 
ſtändlicher Scheidung gefchlofiene Vergleich fpäter annulirt wird. 

Entſch. v. 3. Novenber 1868, Nr. 11852 (655 G.U.). Da ber Bergleid, 
nad $. 1880 B. ©. zu den zweifeitig verbindlichen Btg.en gehörte, und nad) eben 
benfelben Grundfägen beurtheilt wird, genügt zu deſſen Abſchließung durch einen 
Bevollmächtigten eine befondere auf die Gattung des Geſchäftes lautende Vollmacht. 

Plenar-Entfd. v. 7. Jänner 1858, Nr. 10799 (497 ©.-U.). Durch 
die urkundliche Anerfennung der Zinfenrüdftände feitens des Schulvner® und 
fein Verſprechen, fie in beftimmter Zeit zu zahlen, ift eine Schuld aus biefem 
Rechtsgrund oder Titel (d. i. aus der Thatſache der Agnoscirung und der damit 
verbundenen nenerlihen Verpflihtungserflärung) entftanden. Daher hat die ur 
fprünglihe Schuld die Natur einer Zinfenfchuld verloren (8$. 998 u. 984 B. ©.); 
buch jenen Anerfennungsvertrag ift der Gegenftand und der Rechtsgrund der 
Obligation ein anderer geworben: was früher als Zins angeſprochen wurde, 
wird jegt als ein Capital gefordert und um biefe Forderung geltend zu machen, 
durfte nicht mehr auf den früheren Kechtötitel zurüdgegangen werden, fonbern 
der fpätere Vtg. und das hierbei abgegebene neue fpätere Verpflichtungserklären ift 
ber Rechtögrund der Klage. Diefer — ber gerichtlihe Vtg. — enthält demnach eıne 
wahre Novation im Sinne des $. 1386 ibid., er enthält aber aud einen Ber- 
gleich, folglich aud eine Novation im Sinne des $. 1380 ibid.; denn einer- 
feit8 hat der Gläubiger, welcher die Bezahlung der rüdftändigen Intereſſen 
ſogleich fordern konnte, fich dieſes Rs. durch die Einräumung einer Zahlungs⸗ 
friſt begeben, und anbererfeit8 auch der Schuldner dadurch, daß er bei ber 
Abrechnung ver Zinfenforverung, weldhe aus mehr ald 5 Annuitäten beſtand, 
bie Triennalverjährung nicht einwendete, fondern neuerdings die Bezahlung zu⸗ 
fagte, auf ein ihm zuftchendes R. verzichtet. 

Entſch. v. 29. October 1852, Nr. 11226 (P. ©. 1136). Der Bergleih 
beider Streittheile auf den Zengenbeweis dahin: daß diefer Beweis binnen 14 Tagen 
angetreten und fohin auf Grunblage der vießfälligen Zeugenausfagen ohne Er— 
ftattung einer Beweisſchrift und Beweiseinrede vom Gerichte ſogleich in merito 
erfaunt werde, ift zuläffig; bei der Entſcheidung if ſodann nur auf das Ergebniß 
der Zeugenausfagen, nicht aber andy auf andere Einwendungen bes Geklagten Ber 
dacht zu nehmen. 
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(8. 1881 — vgl. 9. 980 ©. G.; Bei z. 1880 cit) 


8. 1381. Wer dem Verpflichteten mit befien Einwilligung ein unftreitiges ober gweifel- 
haftes Recht unentgeltlich erläßt, macht eine Schenkung (8. 939). 

Entſch. dv. 5. April 1876, Nr. 11965 (6090 G.⸗U.). Wenngleidh im 
8. 1381 8. ©. ver unentgeltlihe-Schulverlaß für eine Schenkung erflärt wird, 
fo ift doch deſſen Hechtögiltigkeit nicht von den Borausfegungen des 8. 934 
ibid. abhängig. Durd die Entfagung wird nämlich kein neues Rechtsverhältniß 
geihaffen, fondern gemäß ven 88. 1411 u. 1444 ibid. eine bereits beſtehende 
Verbindlichkeit aufgehoben. Der Schulverlaß begründet daher feinen Rehtsan- 
ſpruch auf eine Leiſtung des Entfagenden, fondern lediglich bie Befreiung bes 
Schuldners von der Verbindlichkeit zur Zurädftelung befien, was ihm bereits 
früher übergeben wurde und er fhon im Beſitze hat, und e8 kann deßhalb bie 
Rechtswirkſamleit eines unentgeltlihen Schulverlafles, da in der Erflärung des 
Berzichtleiftenden fowohl der Titel als auch der Uebergabsact (8. 428 ibid.) 
enthalten ift, weder von einer Tradition ber erlaffenen Sache, nod von ber 
Ausfertigung einer fehriftlihen Urkunde abhängig gemadt werden. Dem fteht 
auch das ©. v. 25. Juli 1871, R. ©. B. Nr, 76 (über das Erforderniß 
notarieller Errichtung von Rechtsgeſchäften) nicht entgegen, weil in dem 8. 1, 
lit. d vesfelben eben nur ber Fall vorausgefept ifl, wo das bie Schenkung be- 
trefjende Vermögensobject nicht ſogleich übergeben, fondern bloß zugeſichert wird, 
bei dem Schulderlaſſe aber, wie gezeigt, die Tradition als bereits ftattgefunben 
angenommen werben muß [$. 883 ibid.]. 

Entf. v. 14. November 1871, Nr. 4934 (4315 ©.-U). $. 1381 

2. ©,, der bie unentgeltlihe Erlaffung einer Schuld mit Einwilligung des 
Schuldners für eine Schenkung erflärt, fordert ebenfomenig wie der 8. 1444 
ibid., der von der Aufhebung ber Verbindlichkeit durch Entfagung bed Gläu- 
bigerd auf fein N. zum Vortheil des Schuldners fpriht, für den Schulverlak 
ausdrüclich eine ſchriftliche Urkunde, 
. Entſch. v. 4.- Februar 1870, Nr. 10001 (3695 G.-U.). Zur Rechts⸗ 
wirffamfeit einer Schentung muß nad 8. 943 B. ©. entweder eine ſchriftliche 
Urkunde barüber errichtet werben, oder bie Uebergabe erfolgen. Die letztere faun 
auf irgend eine ber in den 88. 427 u. 428 ibid, angeführten Arten ber Ueber- 
gabe gefchehen. Erfolgt im Sinne des 8. 1381 eit. eine Schenkung dur ben 
Erlaß einer Forderung, über welche feine Urkunde befteht, fo ift eine andere 
Mebergabe als durch Erklärung gar nicht möglich. Durch die Erklärung, daß 
man feine Forderung unentgeltlich erläßt, erliſcht dieſe Forderung nad $. 1444 
ibid. Diefe Erklärung if daher zugleich aud eine Uebergabe und es ift fein 
gejegliher Grund für die Behauptung vorhanden, daß bie Erlaſſung der Schuld 
nur vom Schuldner, als Geflagten, in ber Einrede, nicht aber mittelft Klage 
auf deren Anerkennung geltend gemacht werben könne, welche Behauptung durch 
die Vorſchrift bes $. 178 a. ©. O. geradezu widerlegt wird. 

Entſch. v. 31. Juli 1861, Nr. 4928 (1862 ©.-U.). Aus den Worten 
bes $. 1381 B. ©., beziehungsweife $. 943 ibid., kann nur gefolgert werben, 
daß eine nicht fehriftlich gemachte Schenkung kein Klagerecht gewähre, und daher 
der Richter nicht in der Lage fei, das auf rund einer mündlihen Schenkung 
mittelft Klage angeſprochene R. dem Geſchenknehmer zuzuerlennen, wogegen 
bie aus einem Schulderlaß entflandene Befreiung von einer Verbindlichkeit mittelft 
Einwendung allerdings geltend gemacht werben fann und vom Richter berüd- 
fihtigt werden muß. Im Streite Über bie Klage auf Zahlung der erlaffenen 
Schuld ift daher 8. 1444 ibid. allerdings entſcheidend. 
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Angilfigkeit eines Wergleiges in Rückſicht des Gegenflandes; 


. 1982 — vgl. 83. 98, 116, 198, 134; 108, 117, 1264, 1286 ©. ©. und baß ben # 
a vol. 85 2 ed — laufgehobene] Ehegef. für aatho⸗ 


8. 1868. Cs gibt zweifelhafte Fälle, welche duch einen Vergleich nicht beigelegt werden 
dürfen. Dahin gehört der zwiſchen Epeleuten über die Giltigkeit ihrer Ehe entftandene Streit. 
Diefen Tann nur der durch das Geſetz beſtimmte Gerichtsſtand entſcheiden. 


(4. 1888 — vgl. $ 879, 3. 4; 1282; 29, Sauptſt. ©. ©.) 

8. 1368. Weber ven Inhalt einer legten Anordnung kann von deren Bekanntmachung Fein 
Bergleich errichtet werben. Die hierliber entftandene Wette wird nad) ben Grundfägen von 
Glückeverträgen beurteilt, 

Biehe die Entsch.en bei $, 879. 


(8. 1884 — vgl. 8. 878, 1356, 1386 ©. ©.; 6. 187, 468, 467, 487497, 608, 504, 506, 534, 625 allg., 479, 
736, 789, 760-767, 776, 777, 178, 789, 790 Mil. Str.) 
8. 1884. Vergleiche über Gefegübertretungen find nur in Hinficgt auf bie Privatgenug- 
thuung giftig; die gefegmäßige Unterfuhung und BVeftrafung kann dadurch bloß dann abge 
wendet werden, wenn bie Uebertretungen von ber Art find, daß bie Behörde nur auf Ver, 
langen ber Parteien ihr Amt zu handeln angewiefen ift. 


Entid. v. 19. März 1862, Nr. 696 (1499 ©.-U.). Kläger hatte 
einen ad hoc gejhägten Hausantheil dem Bellagten verkauft, bald darauf eine 
neue Schägung, welde ben nahezu boppelten Werth ergab, veranlaßt, und bewog 
den Gellagten durch Drohung mit der Strafanzeige wegen beträgerifher Um- 
triebe ꝛc. zur Acceptation eines Wechſels, wogegen er fi mit dem Mehranſpruche 
befriebigt erflärte und auf die Strafanzeige verzichtete. Bald darauf zeigte ſich, 
baß bei der zweiten Schägung bie Zinsfaffionen zweier Häufer verwechfelt worden 
waren und eine britte Schägung ergab einen Minderwerth gegenüber ber erſteren. 
Die wider die Wechſelklage wegen Furcht und Irrtum erhobene Einwendung wurde 
verworfen, benn [WBortlaut:] nad 8. 1385 8. G. kann ein Irrthum' in der Sache 
einen Vergleich nur infoweit ungiltig machen, als er die Wefenheit des Gegen- 
ſtandes betrifft. Dieß fann man aber hier nicht fagen: denn die Wefenheit der 
Sade war eben das vom Kläger behauptete und von bem Gellagten beftrittene 
zweifelhafte R. auf eine Entſchädigung wegen ungebährliher Verkürzung bei den 
obigen Verkaufsabſchluſſe. Wenn Geflagter fpäter die Annullirung ber zweiten 
und die Vornahme einer dritten Schägung erwirkte, deren Nefultat die erfte als 
richtig beftätigte, fo ergibt fih daraus für den Oellagten kein Anhaltspunkt, vie 
mit dem Kläger getroffene Ausgleihung wegen weſentlichen Irrthums anzufechten; 
denn abgejehen davon, daß dieſe neueſte Schägung für den Kläger nicht maß- 
gebend war, da er babei nicht intervenirte, fo war ja eben zur Zeit des Zu- 
ſtandekommens ber befagten Ausgleihung der Belangte nicht in ber Lage, Über 
den Unterfchied der Werthöbeftimmung eine Aufklärung zu geben, und daher die 
Vermuthung bes Klägers, daß bei ber Aufnahme ber erften Schägung von ber 
Segenfeite ein Vorgang veranlaßt worden fei, ber ihn berechtigen könnte, wegen 
ungebührliher Berfürzung Anfprühe auf Entſchädigung auch im ſtrafgerichtlichen 
Wege geltend zu machen ($. 1384 ibid.), nicht ungerechtfertigt. War ſchon bie 
damalige Anſchauung des Belangten eine irrige, fo war er ſelbſt an biefem Irr⸗ 
thume ſchuld und kann dem Kläger nicht beimeffen, daß er ihn in Irrthum ge= 
führt, oder einen feinerfeits vorhandenen Irrthum, der jenem erfennbar geweſen 
wäre, benügt habe (88. 871, 876 ibid.), — Was die Einwendung des er- 
Üittenen Zwanges aus bem 8. 870 ibid. betrifft, fo fann zwar die Drohung 
mit einer ſtrafgerichtlichen Anzeige unter gewiſſen Umftänden allerdings einen 
widerrechtlichen Zwang hervorrufen; allein folhe Umftände, welde fi aus ver 
Größe und Wahrfcheinlichkeit der Gefahr, dann aus der Leibes- und Gemüths⸗ 
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beihaffenheit der bebrohten Perfon ergeben müßten, find hier nicht nachgewieſen 
worden. 
oder anderer Mängel. 
6. 1385 — ogl. 33. 1890; 871-876, 878; 1887 ©. ©.) 
8. 1885. Cin Irrthum kann ben Bergleich nur infoweit ungiltig machen, als er die Weſenbeit 
der Perfon, oder des Gegenftandes betrifft. 

Entfd. v. 4. Yuli 1867, Nr. 4804 (©. 9. 1868, Nr. 25). Nidtig- 
keit eines gerichtlichen Bergleiches wegen Formgebrechens. 

Entid. v. 12. October 1864, Nr. 7850 (1987 ©.-U.). Die fpätere 
gerichtliche Scheidung ift auf ben bei der früheren einverflänblihen Scheidung 
getroffene Bergleih ohne Einfluß; denn weder nad dem Vergleich noch nad) dem 
©. if die fpätere gerichtlihe Scheidung als auflöfende Bedingung anzufehen. 
Auf einen den Vergleich ungiltig machenden Irrthum kann ſich der Kläger nad) 
ven 8$. 1385, 1387 u. 1389 ®. ©. auch nit berufen, weil nad ſdem zur 
Zeit des erften Vergleiches geltenden] $. 109 ibid. die der Eheſcheidung voraus⸗ 
gegangene Aufführung in keinem Falle Grund zur Scheidung wegen Verſchul⸗ 
den eines Ehetheiles geben konnte, da dem Kläger laut feiner eigenen Anführımgen 
das üble Benehmen der Gattin während des Zuſammenlebens befannt war und 
er im $. 6 ibid. des fpäteren Vergleiches derſelben in Bezug auf die Schei- 
bung dennoch Fein Verſchulden beimag, weil die Vorausfegung, die Gellagte werde 
ſich feine Scheidungsgründe künftig zu Schulven kommen laflen, nach den eigenen 
Anführungen des Klägers Über die Vergangenheit, zur Zeit bed Vergleichsab⸗ 
ſchluſſes beim Kläger kaum vorhanden fein konnte, aber auch in feinem Falle 
einen Irrthum im Sinne des $. 1385 ibid. darftellen würde. Die Einwendung 
des Klägers, daß die Geflagte, indem fie nach dem Vergleiche keine gute Anf- 
führung hatte, basjenige ihm gegenüber nicht geleiftet habe, was fie im Vergleiche 
als Pflicht übernommen habe, ift nicht ftihhältig, weil die Geflagte darin fi zu 
fünftiger guter Aufführung gar nicht verpflichtet hat. 

Entſch. v. 7. Mai 1863, Nr. 3022 (1709 G.-U.). Wenn beide Theile 
über bie von tem Beflagten geleiftete Zahlung fi) dahin verglichen haben, daß 
diefelben dann geleiftet werden müflen, wenn ein Zeuge bie maßgebenden Um- 
fände beftätige, der Zeuge aber fih an ven Vorfall nicht erinnern zu können 
erklärte, fo ift gleichwohl der Rechtsſtreit in Haupt und Nebenſache bereits ent- 
ſchieden. Ueber ven behaupteten weientlihen Irrthum, daß beide Parteien vor⸗ 
ausgeſetzt hätten, der Zeuge würde fi erinnern, kann nicht im Incidenzſtreite 
wegen Reaffumirung, fondern nur im ordentlichen Rechtswege entſchieden werden 
[Schlußfolgerung —: Veftätigung, da feine offenbare Gejegesverlegung vorliege]. 

Entſch. v. 3. Februar 1859, Nr. 1018 (720 ©.-U.; P. ©. 1137). 

‚ Die vom höheren Richter ausgeſprochene Ungiltigleit einer executiven Feilbietung 
begründet aud die Ungiltigfeit eines zwifchen dem Erſteher und Pächter der ere= 
quirten Realität bezüglich der Entfhädigung des Meiftbieters für bie nach ver 
Feilbietung vom Pächter bezogenen Früchte abgefchlofienen Vergleiches, und biefer 
ift daher berechtigt, vom Erſteher die Zurüdzahlung des bezahlten Entfhärigungs- 
betrage® zu verlangen, weil durch den gerichtlichen Vergleich das N. des Meift- 
bieters nicht in ein ftärkeres verwandelt werden konnte, da ber Pächter denfelben 
in ber irrigen Borausfegung einging, daß ber Yeilbietungdact nicht werbe annul- 
firt werben (8. 326 ®. ©.). 


(6. 1886 — vgl. 98. 869; 954, 985 ©. &.) 
8. 1386. Aus dem Grunde einer Verlegung über bie Hälfte kann ein redlich errichteter 
Bergleich nit angefochten werben. 
Entid. v. 21. Mai 1879, Nr. 4886 (©. tg. 1879, Nr. 78). Das 
Uebereinfommen, wornad ein Beſchaͤdigter einem andern, welder als Privat- 
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betheiligter, eventuell Subfiviarglänbiger im Strafrechtswege bie Berurtheilung des 
Schuldners wegen bes beibe Contrahenten benachtheiligenden Delictes aufzutreten 
und hierdurch ein Urtheil auf Erſatz ber ihnen beiden gugefügten Schäden zu 
erwirken verſprach — für im Intereſſe aller Betheiligten aufgewendete Mühe 
ein nah Maß des Erfolges fixirtes Honorar fih zu zahlen verpflichtet, enthält 
alle gejeglihen Merkmale eines rechtsgiltigen Rohnvertrages; der Anfpruch auf 
Zahlung des Honorars nad zu Stande gebrachten Erfolgen ift daher in 88. 1152 
u. 1156 8. ©. volllommen begründet. — Die Borausbeflimmung des Honorare 
mit 800 fl. hat die Natur eines Vergleiche. Dem gegenüber kann nach 8. 1386 
ibid. von einer Berlegung über die Hälfte umfomeniger die Rede fein, als bei 
der Ausfihtslofigfeit auf eine Zahlung bei den birecten Schulonern es für den 
Geklagten gewiß großen Werth hatte, wenn er anf einer anderen Seite vie Zah- 
fung feiner Forderung von 4027 fl. 27 Fr. erlangen konnte, wie er biefes ſelbſt 
dadurch zugibt, daß er erzählt, er habe dem Kläger 800 fl. verfproden, wenn 
er bewirkt, daß er durch bie Ehegattin des Angeflagten die Zahlung feiner ganzen 
Forderung befäme. Gegenüber der Erlangung einer beim directen Schuldner 
ausfichtölofen Forderung von 4027 fl. 27 kr. fann die Zufiherung von 800 fl. 
Lohn für die Bemühung auf biefen Fall der Erreihung der Vollyahlung, mag 
die gehabte Mühe eine große oder Heine geweſen fein, am ſich nicht jo geartet 
erfannt werben, daß bamit eine Verlegung über die Hälfte begangen würbe, 
da nicht ſowohl die damit verbundene Mühe, als das erzielte Ergebniß zum 
Maßftabe ver Entlohnung gemacht erfcheint, wie dieſes z. B. auch beim Finder 
lohn der Fall ift [Schlußfolgerung]. : 

Entf. v. 27. Jänner 1874, Nr. 107 (8231 &.-U.). Wenn nad 
$. 1387 8. ©. felbft der fpäter entvedte gänzlihe Mangel eines Rs. auf 
Seite eines der Pacidcenten ben redlich eingegangenen Vergleich nicht entfräften 
fan, fo kann diefe Entkräftung umfoweniger durch Umftände herbeigeführt werben, 
die zeigen, baß von einer Seite zu wenig gefordert worden ift, welche Beftim- 
mung $. 1386 ibid. aud ausbrüdlih enthält. Sowie die Vormundſchaft im 
Bergleihe ven Fall vorgedacht hat, daß das Kind nach zurückgelegtem 15. Lebens⸗ 
jahre noch nicht erwerbsfähig fei, hätte fie auch für den Fall Borforge treffen 
jollen, als ji etwa bie Alimentationdquote von 15 fl, unter eintretenden Um⸗ 
fänden als unzureichend varftellen möchte, 

Entſch. v. 12. September 1873, Nr. 8932 (6080 ©.-U.). Indem bie 
Nlägerin bei dem Erbtheilungsvertrage eine zweifelhafte Forderung auf Anmeifung 
hres Erbtheiles übernahm, riskirte fie die Gefahr eines Verluftes, wegen deſſen 
ie nad 8. 1386 B. ©. ſich nicht an den Miterben regreffiren konnte; die Er⸗ 
lärung bed beffagten Notare, daß fie bei biefer Forderungsübernahme keinen 
Schaden erleiden werde, er ftehe dafür gut, enthält daher ein Garantieverſprechen, 
verfchieden von der Bürgfchaft, und die Berufung des Letzteren auf $. 1351 ibid. 
rifft alfo nicht zu. 

Blenar-Entfd. v. 7. Jänner 1858, Nr. 10799 (497 ©.-U.). Durch 
sie urkundliche Anerkennung der Zinſenrückſtände feitens des Schuldners und fein 
Berfpredhen, in beftimmter Zeit fie zu zahlen, ift eine Schuld aus diefem Rechts- 
rund ober Titel (d. i. aus der Thatfahe der Agnoscirung und ber damit ver 
undenen neuerlihen Verpflihtungserflärung) entftanden. Daher hat die ur- 
prünglide Schuld die Natur einer Zinfenfhuld verloren (88. 995 u. 984 
3. ©.). Durd jenen Anerlennungsvertrag find der Gegenftand und der Rechts⸗ 
rund der Obligation andere geworden: was früher als Zins angeſprochen wurde, 
zird jetzt als ein Capital gefordert und um biefe Forberung geltend zu machen, 
urfte nicht mehr auf den früheren Rechtstitel zurüdgegangen werben, fondern 
er fpätere Btg. und das hierbei abgegebene neue (fpätere) Verpflichtungserllären 
? der Rechtsgrund ber Klage. Diefer (der gerichtliche) Big. enthält demnach 
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eine wahre Novation im Sinne des 8. 1386 ibid.; er enthält aber auch einen 
Vergleich, folglih auch eine Novation im Sinne des 8. 1380 ibid., denn einer- 
feitö bat der Gläubiger, welder die Bezahlung der rüdftänbigen Interefien fo- 
gleich fordern konnte, ſich dieſes Rs. durdy die, Einräunung einer Zahlungsfrift 
begeben, und andererſeits bat aud der Schulbner dadurch, daß er bei der Ab- 
rechnung der Zinfenforderung, melde aus mehr als fünf Annuitäten befand, bie 
Triennalverjährung nicht einwendete, fonbern neuerdings die Bezahlung zufagte, 
auf ein ihm zuftehendes R. verzichtet. 


@. 1887 — vgl. 98. 1380, 1886 ©. ©.) 

8. 1889. Ebenfowenig können neu gefundene Urkunden, wenn fie auch ben gänglichen 
Mangel eines Rechtes auf Seite einer Partei entbedten, einen redlich eingegangenen Vergleich 
entträften. 

Biehe auch die Entsch.on bei $$. 1385 u, 1886. 

Entfd. v. 3. October 1870, Nr. 12121 (3940 G.-U.). Der Ber- 
gleich des Erben mit den Geſchwiſtern des Erblaſſers über die Urt ver Aue- 
zahlung bes venfelben hinterlafienen „Pflichtiheils“ Tann — abgefehen baven, 
daß ein Irrthum des Erblafjerd in den Motiven nah 8. 572 8. ©. veflen an- 
ſcheinend beabſichtigte Verfügung nicht ungiltig machte und nad 8. 570 ibid. 
ein wefentliher Irrifum nicht vorläge — nach $. 1387 ibid. nicht angefodh- 
ten werben. ‚ 

i @. 1888 — ol. 9. 1885 8. @.) 

8. 13886. Ein offenbarer Rehnungsverftoß, ober ein fehler, welcher bei dem Abſchluffe 

eines Bergleiches in dem Summiren oder Abziehen begangen wird, ſchadet feinem ber ver- 
tragmachenden Theile, k 

Entſch. v. 16. November 1877, Nr. 1059 (©. Ztg. 1878, Nr. 80). 
Die Beflimmung des Art. 406 9. ©., daß der Empfänger die Zahlung nad 
Maßgabe des Frachtbriefes zu leiften hat, ſchließt nicht aus, daß ber Frächter 
die Mehrzahlung für eine irrthümlich zu nieder bemeffene Gebühr oder der Ber- 
fender den Exfa für eine zu hoch bemefiene Gebühr verlangen kann, weil ein 
unterlaufener Irrthum zu Folge $. 1431 B. ©. keiner Partei zum Nadıtheil 
gereihen und ein Rechnungsfehler nad $. 1388 ibid. keinem Theile ſchaden 
fann. Diefer Rechtsſatz findet im $. 53 Hand. Min. Vpg. v. 10. Juni 1874, 
Nr. 75 8. G. B., feinen entſprechenden Ausdruck. Unhaltbar ift die Einwen ⸗ 
bung des Geflagten, daß für den eingeflagten Mehrbetrag nur ber Abſender 
aufzulommen habe, weil nad Art. 406 H. ©. nur der Empfänger des Fracht- 
gutes zur Zahlung der Frachtgebühr verhalten werben kann, 

Entf. v. 3. November 1875, Nr. 12064 (©. Ztg. 1876, Nr. 71). 
Durd die VBorfhrift des 8. 205 a. ©. D. und das Hofd. v. 17. Juli 1787, 
Nr. 697 9. ©. S., ift nicht auch die Unftatthaftigkeit jeder Berichligung ver 
Eivesformel nad) ergangenem Urtheile, wenn der Gegner ſich widerfeßt, auege- 
ſprochen; viefelbe ift vielmehr im Hinblid auf die Beftimmungen des $. 1388 
B. ©. unzweifelhaft zuläffig, wenn die beantragte Wenverung das Wefen bes 
Proceſſes in der Rechtsfrage nicht berührt, fondern nur eine Berichtigung ber 
Berechnung ber eingeflagten Forderung ober eines anderen offenbaren Irrthumes 
bezwedt und durch biefelbe für ven Gegner fein Nachtheil herbeigeführt wirt. 
Es geht nicht an, zuzulaffen, daß materielle Re. wegen ver bloßen Form Scha- 
den leiden. 

Entf. v. 3. Yuli 1872, Nr. 2332 (4649 ©.-U.). Eine Forderung 
wird deßhalb nicht ungiltig, weil fie in der Schuld» und Pfandurkunde aus Irr- 
thum mit einem falſchen Titel bezeichnet wurde (88. 449 u. 1368 B. ©.). 
Die Aufführung des falfhen Titels in der Urkunde bereditigt alfo den Schuldner 
nicht, die giltige Forberung des Oläubigers zu befireiten, fonbern nur die Be ⸗ 


III. Theil. 2. Haupiſt. Umänd. d. Rechte m. Verbindlichteiten. 99. 18871389. 1089 


richtigung der Pfandurkunde Hinfichtlic des falſchen Schuldtitels zu verlangen 
(88. 871, 1388 u. 1487 ibid.). [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 25. Juni 1867, Nr. 5368 (2814 ©.-U.). Die Berichtigung 
eines Rechnungefehlers in der Eidesforniel fann mit Rückſicht auf $. 1388 B. ©. 
ſelbſt nach gefälltem Urtheil nicht verwehrt werben. 

Entfd. v. 17. Auguft 1854, Nr. 8295 (38 ©.-U.). Ein Schiedsſpruch, 
in welchem einige Uctiv- und Paffiovpoften verkehrt angefegt wurden, ift nicht 
ungiltig, ſondern in den irrigen Anſätzen zu berichtigen. 

Entf. v. 9. Auguft 1854, Nr. 7144 (36 G.-U.; P. ©. 1140). Ein 
Schiedoſpruch, bei welchem ein Rechnungsverftoß unterlief, kann allerdings von 
demjenigen Theile, der dadurch Schaden leidet, angefochten werben, da er die 
Natur eines Vergleiches an fi trägt, bei welchem das ©. eine ſolche Anfechtung 
geftettet. Auch ein bei ver Multiplication von im Bergleihe angegebenen Fac⸗ 
toren unterlaufener Fehler ſchadet feinem Theile. Die Berichtigung erfolgt durch 
Einftelung des richtig gerechneten Produktes. 


Umfang des Bergleiges. 
(4. 1889 — vgl. 98. 914, 916, 871, 876 ©. ©.) 
8. 1389. Ein Vergleich, welcher Über eine befondere Gtreitigkeit gefchloflen worden ift, 
erftvedt fih nicht auf andere Fälle. Selbſt allgemeine, auf alle Gtreitigleiten überhaupt 
lautende Vergleiche find auf ſolche Rechte nicht anwendbar, die gefliffentlih verheimlicht 
worden find, oder auf welche bie fich vergleichenden Parteien nicht denken Tonnten. 


Entfd. v. 27. Sänner 1874, Nr. 107 (5231 ©.-U.) Sowie bie 
Vormundſchaft im Bergleihe ven Hal vorgedacht, daß das Kind nach zurüdge- 
legtem 15. Lebensjahre noch nicht erwerbsfähig fei, hätte fie auch für ben Fall 
Borforge treffen follen, als fih etwa die Alimentationsquote von 15 fl. unter 
eintretenden Umftänven als unzureichend darftellen möchte, Die Möglichkeit einer 
Unzulänglicleit des Betrages von 15 fl. liegt außerdem fo nahe, daß Kläger 
auch nicht auf 8. 1389 B. ©. fich berufen und fagen kann, es handle ſich hier 
um ein R., auf welches bie ſich vergleichenden Parteien nicht denken Tonnten 
[Schlußfolgerung]. 

Ö Entfd. v. 12. October 1864, Nr. 7850 (1987 ©.-U.). Die fpätere 
gerichtliche Scheidung ift auf den bei der früheren einverftändlihen Scheidung 
getroffenen Bergleich ohne Einfluß; denn weder nach dem Vergleich, noch nad 
bem ©. ift die fpätere gerichtliche Scheidung als auflöfende Bedingung anzus 
fehen. Auf einen den Bergleih ungiltig madhenden Irrthum kann 
fi der Kläger nad den 88. 1385, 1387 u. 1389 B. ©. aud nit be- 
infen, weil nad [vem zur Zeit des exften Vergleiches geltenden] $. 109 
ibid. die der Eheſcheidung vorausgegangene Aufführung in feinem 
Galle Grund zur Scheidung wegen Berfhulden eines Ehetheiles 
geben konnte, da dem Kläger laut feiner eigenen Anführungen das 
üble Benehmen ber Gattin während des Zufammenlebens bekannt 
war, er im $. 6 ibid. bes fpäteren Vergleiches verfelben in Bezug auf 
die Scheidung dennoch kein Verſchulden beimaß, und die Borausfegung, die 
Oellagte werde fih feine Scheidungsgründe künftig zu Schulden kommen lafien, 
nad ben eigenen Anführungen des Klägers über die Vergangenheit zur Zeit des 
Vergleichsabſchluſſes beim Kläger kaum vorhanden geweſen fein; aber aud in 
keinem Falle einen Irrthum im Sinne des 8. 1385 ibid. barftellen könnte, 
Die Einwendung des Klägers, daß die Geklagte, indem ſie nah dem Ber- 
gleiche keine gute Aufführung hatte, dasjenige ihm gegenüber nicht geleiftet habe, 
was fie im Bergleihe als Pfliht übernommen habe, ift nicht ſtichhältig, weil 
bie Geklagte darin fih zu künftiger guter Aufführung gar nicht verpflichtet Hat. 
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Wirkung in Rückſicht der Hebenverbindligkeiten. 


@. 1390 — vgl. N. 1879, 1880; 1851, 1361; 1378 ©. G.) 
8. 1390. Pürgen und Pfänder, welche zur Sicherheit bes ganzen noch flreitigen Rechtes 
gegeben worben find, haften au für den Theil, der buch ben Vergleich beftimmt worden 
tft. Doc bleiben dem Bürgen und einem dritten Verpfänder, welche bem Vergleiche nicht 
beigeftimmt haben, alle Einwendungen gegen ben Gläubiger -vorbehalten, weiche ohne ge 
ſchloſſenen Vergleich der Forderung hätten entgegengefet werben können. 

Entf. v. 20. April 1876, Nr. 998 (6103 ©.-U.). Der von bem be= 
Hagten Bürgen und Pachtcautionserleger eingewendete neue Btg., wornad feine 
Haftung aus der Interceffion Beim urſprünglichen Vertragsabſchluſſe erloſchen fein 
fol, ift nur ein Vergleich im Sinne bes 8. 1380 B. ©., worin die Parteien 
auf ihre gegenfeitigen Re. — der Gemeinde aus dem gerichtlichen Urtheile, des 
Pächter aus dem von ihm gegen fie angefirengten Entfhädigungsprocefle — 
verzichtet und der Pächter verfproden hat, bie früheren Pachtbedingniſſe genau 
zu erfüllen. Im dieſem Vergleihe find nur die Re. und Pflichten aus dem 
Pachtvertrage bekräftigt worden und ift daher die Bürgſchaft und fideijuſſoriſche 
Eaution des Bellagten nach 8. 1390 ibid, fortan bis zum Ausgange der Badıt- 
zeit geblieben, umfomehr als in dem Vergleiche von Auflaflung derſelben keine 
Erwähnung geſchah. 

Entid. v. 4. November 1864, Nr. 8150 (2009 G.⸗U.). Ein im [be 
ſtandenen] Ausgleichöverfahren getroffener Ausgleich berührt die Rechtsverhältnifſe 
des Gläubigerd zu Dritten nicht; die Haftung des Bürgen und bes Solidar- 
ſchuldners bleiben unverändert. 


G. 1891 — val. 58. 886, 841, 842 ©. @.; 83. 270-274 allg, 850365 gal., 85. 849865 ital. &. D.) 
8. 1891. Der Vertrag, wodurd Parteien zur Entſcheidung ftreitiger Rechte einen Schiebs- 
richter beflellen, erhält feine Beftimmung in der Gerichtsordnung. 
Eiche die a. G. O. im VI. und XVI. Bbe. der Mam'ſchen G. 
Entf. v. 23. März 1875, Nr. 2961 (5665 ©.-U.). Compromifie 
und Schiedsſprüche gehören nicht zu jenen Arten von Rechtsgeſchäfteu, die nad 
ver im 8. 1 ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. B., enthaltenen tarativen 


Aufzählung dem Erforberniffe der notariellen Errichtung unterliegen. Es ift daher , 


die formelle Giltigfeit der dießfals vorgelegten Urkunden gemäß 8. 1391 8. ©. 
nur nad den 88. 359—365 weftgal. ©. D. zu prüfen, welden fie in Betreff 
der dort aufgeftellten Giltigkeitsbedingungen volllommen entſprechen. 

Entſch. v. 7. März 1871, Nr. 2575 (4083 ©.-U.). Da das Inſtitut 
der Schiedsrichter nah 8. 1391 ®. ©. privatredptlihen Charakter hat, iſt ber 
nad $. 271 a. ©. O. beftellte Schiedsrichter zwar verbunden, in Erfüllung feiner 
durch die Annahme des Amtes übernommenen Vertragspflicht bie Streitfache zu 
entſcheiden, aber Mangels einer befonderen Beftimmung in ver a. ©. DO. kann 
biefes vertragsmäßige R. der Parteien nur gleich jedem anderen Privatrechte auf 
dem ordentlichen Rechtswege geltend gemacht werden. 

Entſch. v. 4. März 1858, Nr. 1896 (Manz’ihe Slg.), eingetragen in's 
Indicatenbuch Ar. 26: Das pactum de compromittendo over die Ber- 
abredung, künftige aus einem Vtg. entfpringende Streitigleiten durch 
Schiedsrichter entfheiden zu laſſen, ift giltig und bie vor dem ordent- 
tigen Richter diefer Verabredung zuwider belangte Partei fann bamit 
die Einwendung bes nit gehörigen Gerichtsſtandes begründen. 

Entf. v. 18. November 1856, Nr. 10913 (B. ©. 1141). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 1896 ex 1858, Jud. B. Nr. 26. 
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(4. 1898.— vgl. N. 1875; 1868, 1428, tr} ae G.: 88. 814, 817, 318 allg., 418, 419, 
8 1398. Wenn eine Forderung von einer Perſon an bie andere übertragen, und von biefer 
angenommen wird, fo entfteht bie Umänderung des Nechtes mit Hinzukunft eines neuen 
Glaͤubigers. Eine ſolche Handlung heißt Abtretung (Eeffion), und kann mit oder ohne Ent- 
gelt gefchlofien werben, 

Entſch. v. 11. Yuli 1878, Nr. 7067 (Sur. Ztg. 1879, Nr. 26). Laut 
Hofd. v. 27. October 1797, Nr. 385 I. ©. ©., lönnen zwar bie Privatfor« 
derungen des Schuldners chne Nüdfiht auf ihre Liquibität zc. in Execution ges 
jogen werben; dieß ſetzt aber voraus, daß es fi um forderungen des Schulbners 
gegen Dritte handle, da durch die Veräußerung einer Forderung eine Ceſſion 
im Sinne des 8. 1392 B. ©. bewirkt wird, Die Erecutionsführung auf eine 
Forderung des Schuldners an den Executionsführer ift nichtig ($. 1436 ibid). 

Entſch. v. 25. October 1877, Nr. 3452 (©. Big. 1877, Nr. 104). 
Die Uebergabe eines oflefheines an Zahlungsftatt für eine Forderung bes 
Empfängers kann nicht als Ceſſion aufgefaßt werden. Da Bellagter feine Schuld 
an den Kläger dadurch zahlen wollte, daß er demfelben ſtatt baren Geldes ben 
Caſſeſchein an Zahlungsftatt gab und Leterer den Caſſeſchein annahm, fo ift ein 
entgeltlihes Gejhäft im Sinne des $. 1414 B. ©. abgeſchloſſen worden und 
bat ©ellagter nad $. 922 ibid. Gewähr zu leiften. Mit Nüdficht auf die ein⸗ 
getretene Concurderöffnung, wodurd die Forderung an die Gefellfhaft ſich als 
uneinbringlich darftelll, weil die Einbringung der Forderung im Wege der Erxe⸗ 
cution unthunlich if, erfcheint, da nicht dargethan ift, daß dem Kläger ein Ver⸗ 
ſchulden wegen der Uneinbringlicgleit des Caſſeſcheines zur Laft fällt, indem die 
Eincaffirung von ihm vor Ausbruch des Concurſes nicht bewerkftelligt werben 
konnte, die Erfagpflicht des Gellagten begründet. 

Entſch. v. 9. Iumi 1876, Nr. 2401 (6175 ©.-U.). Der in 8. 311 
B. ©. und in der Refolution v. 14. Juni 1784, Nr. 306 9. ©. ©., ausge⸗ 
ſprochene Grundfag, daß es dem Erecutionsführer freigeftellt fei, jene Güter des 
Erxecuten namhaft zu maden, aus welden er befriedigt werben, und ber weitere 
daraus ſich ergebende Grundfag, daß ihm, wenn er aus diefen Gütern nicht 
völlig befriedigt werben follte, unbenommen bleibe, andere Güter des Schuldners 
zu demſelben Zwecke zu bezeichnen und die Execution bis zu feiner gänzlicyen 
Befriedigung durchzuführen, muß auch bei der executiven Einantwortung von dem 
Schuldner gehörigen Privatforderungen zur Anwendung kommen, für welche Exe- 
eutionsart ſich dieß insbefondere aud aus ven 88. 317—319 a. ©. O. 
ergibt. Wenn nun aud anf die executive Einantwortung die über die Ceffion 
beftehenden Vorfriften des B. ©. angemenvet werden, fo fann dieß doch nur 
unter den bervorgehobenen, den bezogenen G.en und der Natur der Sache ente 
ſprechenden Beſchränkungen geſchehen und es kann demnach aud feinem Zweifel 
unterliegen, daß, wenn der Erecutionsführer aus diefen, ibm eingeantworteten 
Forderungen nicht befriedigt werben würde, er bie Execution auf ein anderes 
Vmgn. des Schuldners zu führen berechtigt wäre. Wird nun erivogen, daß ber 
Kläger die erfolgte Befriedigung des Bellagten durch die fraglichen Forderungen 
nicht dargethan hat, daß daher die executive Einantwortung berfelben, obgleich 
berzeit wegen nicht nachgewiefenen Bedingungen des $. 319 ibid. eine meitere 
Erecution unzuläffig erſcheint, die gänzlihe Erlöfhung des von dem Bellagten 
durch die Zahlungsauflage gegen den Kläger erworbenen Executionsrechtes zu 
bewirken nicht vermochte, fo ftellt fi das darauf gerichtete Begehren ald recht⸗ 
lich unbegründet bar. N 

Entfd. v. 17. December 1872, Nr. 12868 (4810 G.U.). Die Exe⸗ 
eution auf eine Forberung des Erecuten wider den Erecutionsführer buch Eine 
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antwortung iſt zuläffig und fleheu derſelben weder 88. 314—318 a. ©. O. 
no‘ 88. 1392 u. 1395 B. ©. entgegen. Auf jedes Vmgn. des Schulpners, 
infoweit nit eine ausbrüdliche gefeglihe Ausnahme befteht, kann die Erecution 
geführt werden. In Betreff allfälliger Gegenforberungen des Erecuten ift eine Aus · 
nahme nicht feftgefegt und felbftverftännlich auch nicht in ven 88. 316— 318 a. G. O. 
zu finden, weil dieſe Paragraphe nur für den gewöhnlichen Fall der Erecutione- 
führung auf eine Geldforderung, welche dem Erecuten wider eine britte Perſon 
zufteht, auf die einfchlägigen Grundſätze des materiellen Rechtes, weldhe dann im 
dem fpäter erfchienenen B. ©. ihren erfhöpfenden Ausorud fanden, hinweiſen, aber 
nicht ausfhließen, daß die Forderung des Erecuten, auf welche der Erecutions- 
fügrer zu feiner Befriedigung greifen will, auch eine von jenem wiber ihn ſelbſt 
erhobene Gegenforberung fein könne. Privatforberungen dee Erecuten können 
aber auf zweierlei Art in Erecution gezogen werben, nämlich entweder nad) 
8. 314 0. ©. D. durch Einantwortung und beziehungsweife Annahme an Zah- 
fungsftatt, over nad 8. 340 und Hofo. v. 27. October 1797, Nr. 385 
9. ©. ©., durch Pfändung und eilbietung uud wenn nad dem letztgedachten 
Gelege die Pfändung und Feilbietung einer Gegenforderung des Executen in 
keinerlei Weife ansgefhloffen erfheint, fann umfomeniger die executive Einant- 
wortung, welde für den Executen minder beſchwerlich if, als ausgefchloffen be= 
trachtet werden. — Worſpr. der Entf. Nr. 7067 ex 1878.] 

Entfd. v. 2. November 1870, Nr. 12927 (3935 G.U.). Die exe 
cutive Einantwortung bildet gemäß 8. 314 a. ©. O. uud 88. 1392—1414 
B. ©. eine zwangsweife Ceſſion, wogegen dem Ceſſus fein Recursrecht zufteht. 
Durd die Bewilligung derſelben wird über den Beſtand oder Nichtbeftaud der 
eingeantworteten Forberung nicht abgefprocdhen, keinesfalls werden (8. 1396 ibid.) 
durch die Einantwortung eined Fruchtnießungsrechtes, welche unter die Beftimmung 
bes $. 150 ibid. fält, die Ne. der Kinder berührt. 

Entf. v. 27. April 1870, Nr. 125 (Sch. III). Das Gericht, welchem 
eine Ceſſion zur Wiffenfhaftsnahme vorgelegt wurbe, ift nicht berechtigt, in bie 
Würdigung des Inhaltes derſelben ſich einzulaſſen. 

Entf. v. 1. April 1869, Nr. 3315 (3358 ©.-U.). Ein auf ein 
Depofitum erwirktes Verbot fteht der Ausfolgung desſelben an jenen Gläubiger, 
welcher die executive Einantwortung erwirkt hat, nicht entgegen. — Worſpr. der 
Entſch. Nr. 12927 ex 1870 ?.] 

Entfd. v. 15. März 1865, Nr. 1870 (2139 G.U.). Wenn $. 434 
B. ©. zur Intabulation eine über daß Erwerbsgeſchäft ſchriftlich er— 
richtete und von den Contrahenten gefertigte Urkunde fordert, fo gilt 
dieß bloß von den Fällen, wo der Btg. überhaupt nur fhriftlih zu 
Stande fommen kann. Allein weder ber Darlchensvertrag noch bie 
Ceffion gehören nach 88. 983 u. 1892 ibid. zu biefer Elafje von Btg. en, 
— fomit bedarf die zum Beweis der erfolgten Ceffion dem Uebernehmer aus- 
gefertigte Urkunde keineswegs, um intabulationsfähig zu fein, ber Mitfertigung 
des Ceffionars. 

Entf. v. 14. Februar 1865, Nr. 1069 (2119 ©.-U.). Aehnl. der 
Entfh. Nr. 1870 ex 1865. 

Entf. v. 3. März 1863, Nr. 1329 (1665 ©.-U.). Die Worte: „Ich 
überlaffe Ihnen von meinem mit X abgefchlofienen Lieferungsvertrage die Lie» 
ferung des Theilguantums per... .*, Können nur als eine theilweife Abtretung 
der Vertragsrechte verftanden werben, wenn aud zur Bereinfahung der Abwid- 
lung des Gefchäftes mit dem Käufer vom Eeventen an ven Ceffionar eine Boll 
macht ausgeftellt wurde. 

Eutſch. v. 17. Februar 1863, Nr. 882 (1653 ©.-U.). Dem Eeffionar 
iſt die Fortjegung ber vom Cedenten begonnenen Erecution, aud wenn der Erecut 
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von ber Ceſſion nicht verfländigt wurde, ohne Anſtand zu bewilligen. Dem 
Schuldner bleiben ſelbſtverſtändlich alle feine He. für ven Fall, als er die For⸗ 
berung des Cedenten bezahlt hätte, vorbehalten. 

Entf. v. 6. November 1861, Nr. 6842 (1413 ©.-U.). Die Es 
comptirung eines Wedhfels ftellt ſich — wenn dabei nicht wechſeimäßige Ver- 
pflihtungen übernommen werden — als Kauf des Wechſels rückſichtlich der 
Wechſelforderung dar und bedarf im Falle eines auf dem Wechſel befinblichen 
Giro in bianco feiner Vertragsurkunde. Der Berkäufer haftet daher nach 88. 922 
u. 932 B. G., und ba die Wechſelunterſchriften falſch find, ift ſonach der Käufer 
berechtigt, die Aufhebung des Vigs. zu fordern. 

Entfd. v. 24. Mai 1861, Nr. 3452 (1328 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 12927 ex 1870. 

Entf. v. 6. December 1859, Nr. 13817 (920 ©.-U.). Das Giro 
iſt weder eine Abtretung noch ein Kauf, fonbern ein Btg., woburd der Girant 
dem Giratar ben Wechſel entweder gegen bare Zahlung der ganzen Wedhfel- 
valuta, oder eined Theiles derjelben, gegen Wanren ober Abrechnung u. f. w. 
überläßt. 

Entf. v. 27. September 1859, Nr. 10997 (872 ©.-U.; P. ©. 1145). 
Dur die executive Cinantwortung einer nicht intabulirten Forderung an den 
Erecutionsführer im Sinne ber $$. 314 u. 319 a. G. D. und Zuftellung des 
Einantwortungsbefcheides an den Erecutionsführer, den Erecuten und den Schuloner 
des Letzteren wird eine Zahlung bewirkt und das Egth. der Forberung an ben 
Erfteren übertragen. 

Eutſch. v. 30. December 1858, Nr. 18468 (696 ©.-U.), Der Aus- 
druck im Urtheil, „Beklagter ift ſchuldig, die Obligation cefftonsweife zu über 
tragen," Tann weder nad dem allgemeinen gewöhnlichen, noch nad; dem geſetz⸗ 
lichen (88. 426, 1392 u. 1393 B. ©.) Sprachgebrauche anders gebeutet und ger 
nommen werben, als daß der Bellagte ſchuldig fei, der Klägerin die Obligation - 
und eine Ceffion über diefelbe zu übergeben. 

Entfd. v. 18. Mai 1858, Nr. 4423 (570 ©.-U.). Die Beſtellung 
der Hypothek hebt die perfönliche Haftung nicht auf, da der Pfanbvertrag nur 
eine Sicherſtellung, nicht eine Novation begründet (88. 1868 u. ff. ®. ©.). Der 
Stäubiger hat zwar nad 8. 1392 ibid. das R, fi ohne Zuftimmung des 
Schuldners zu fubflituiren, nicht aber umgelehrt der Schuloner ($. 1344 ibid.). 
Das Vermächtniß der verpfändeten Sachen begründet fomit nur ein Rechtsver⸗ 
hãltniß zwiſchen ven Exben und dem Legatar, kann aber nicht den Gläubiger 
binden, welchem gegenüber nach wie vor die Vſchft. als Perſonalſchuldner (8. 466 
ibid.) erſcheint. 

Entf. v. 23. März 1858, Nr. 2137 (534 G.-U.). Die Ceſſion einer 
mit Verbot belegten Forderung ift unzuläffig. 

Entf. v. 11. Auguft 1857, Nr. 7857 (425 G.-U.; P. ©. 1144), 
Die erecutive Einantwortung einer Schulpforberung nad $. 314 a. ©. D. ift 
als eine Ceffion anzufehen; wenn ber Exrecutionsführer wegen Uneinbringlic- 
feit derſelben auf andere Sachen des Erecuten die Execution führen will, fo 
muß er denmad bie Uneinbringlichkeit der eingeantworteten Forderung beieifen. 

Entf. v. 13. Mai 1857, Nr. 4442 (849 ©.-U.). Die Abtretung 
won Forderungen zur Sicherftellung eines Schulvbetrages mit der Ermächtigung, 
bie Debitoren hiervon in Kenntniß zu fegen und unter genauer Beſtimmung ber 
Art und Weife, wie bie eingehenden Beträge auf die Schuld in Abrechnung zu 
Sringen feien, ift, wenn fie and mit dem Beifage erfolgte, daß durch „diefe 
Gefftion, welche bloß aus dem Titel der-Sicherftellung erfolge, eine Novation nicht 
ſtatifinde,“ dem Wefen bes Geſchäftes nach gleihwohl eine wahre Eeffion pro 
solvendo (88. 1375, 1377 u. 1892 B. G.). [Schlußfolgerung.] 

Rich, bürgl. Gefehd. erl. 70 


1094 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


Entf. v. 4. März 1856, Nr. 1063 (170 ©.-U.). Wenn ber Ber- 
Käufer einer Sade, oder — was dasfelbe ift — der Cedent einer 
Forderung, dem Käufer, rädfihtlih Ceſſionar, den bedungenen 
Kaufſchilling oder Ablöſungsbetrag auf eine beſtimmte Zeit, binnen 
welcher der Letztere zu zahlen ſich verpflichtet, beläßt, nimmt derge- 
borgte Betrag die Natur eines Darlehens an; die Uebergabe der 
verlauften Sache, oder die Abtretung der die Forderung betreffen— 
deu Urkunden, wofür ver Kaufpreis oder Ablöfungsbetrag nad) $. 1062 
B. G. ſogleich zu entrichten war, vertritt die Stelle der Zuzählung 
der Darlehensvalute. 

Entſch. v. 16. Sinner 1855, Wr. 13938 (61 ©.-U.). Eine Urkunde, 
in welcher weber ber Betrag, uod der Titel der fraglichen Forderung angegeben 
ijt, Tann in feinem Falle als giltige Ceſſion angefehen werben. 

Entf. v. 29. Februar 1812, Nr. 272 (P. ©. 1142). Nur der Ee- 
dent iſt berechtigt, die ‚Echtheit der Ceſſion zu beftreiten. 


Gegenflände der Geffion. 
an, » end Pur ai, 1 Kemer bie a Hr wi Fu en 
8. 1383. ne Kae Rechte find ein Gegeuftanb ber Abtretung. Rechte, die der 
Berfon ankleben, folglich mit ige erlöfgen, können nicht abgetreten werden. Schuldſcheine, 
die auf ben Ueberbringer lauten, twerben ſchon durch Die Uehergabe abgetreten, und bebürfen 
nebft dem Befige keines andern Beweiſes der Abtretung, 

Eutſch. v. 21. März 1872, Nr. 11861 (4534 G.-U.). Nah 88. 427 
u. 1393 B. ©. unterliegt e8 feinem Zweifel, daß zur Uebertragung 
des Egths. einer abgetretenen Forderung eine Üebergabe und zwar 
auf eine der im $. 427 ibid. bezeichneten Arten au den Ceffinaar 
nothwendig ift. Beide 88. fordern, baß der Ceffionar oder Erwerber 
fein Egth. darthun und beweifen müffe, damit die Ceffion oder 
Uebergabe aud dritten Perfonen gegenüber wirkſam werde. Bis zur 
erfolgten Berftändigung der Betheiligten von der Ceſſion konnte 
diefelbe nur zwifgen dem Cedenten und Ceffionar eine Verbindlich- 
keit begründen, nad Außen hin blieb der Cedent ber Befiger der 
Forderung und es ift die Sade nit anders anzufehen, als wenn 
der Eeffionar dem Eedenten bie cedirten Forderungen anvertrant 
hätte (8. 1367 ibid.). Unter diefen Umfländen konnte der beflagte 
Erecntionsführer auf die, wenngleih dem Cedenten nicht mehr ge- 
hörige Forderung gegen bie Gemeinde gemäß 88. 367 u. 456 ibid. 
das Pfor. giltig erwerben und es ift einerlei, ob der Cedent ſelbſt 
ihm das Pfandrecht einräumte ober der Erecutionsridter ed dem— 
felben in Vertretung des Cedenten bewilligte und der Cedent diefe 
Erecutivmaßregel rechtskräftig werden ließ, ohne dem beflagten 
Erecutionsführer oder oem Gerichte anzuzeigen, daß das Pfandſtück 
nit mehr fein Egth. ifl. 

Entſch. v. 16. März 1869, Nr. 2928 (Sch. IV). Der Umfland, dag 
ein cebirtes R. am eine Bedingung geknüpft if, kann die Intabulation der Cef- 
fionsurkunde nicht hindern, da auch bedingte Ne. abgetreten werden können, und 
es felbftverftändlich ift, daß dem Ceſſionar feine anderen und mehreren Re. als 
dem Cedenten gebühren. 

Entf. v. 23. Februar 1869, Nr. 2037 (Sch. 1). Der Cedent haftet 
nicht, wenn bie cebirte Forderung erſt nad ber Ceffion uneinbringlih wurde, 

Entſch. v. 25. November 1868, Nr. 70653 (Sch. IH). Das der Ehe⸗ 
gattin ihrem Manne gegenüber, wenn auch im Grunde eineg Vtgs. zuſteheude 
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Erhaltungsrecht kaun im Sinne bes 8. 1393 B. ©. als ein bloß ber Perfon 
anklebendes ($. 81 ibid.) weber übertragen noch gerichtlich geſchätzt werben. 

Entfd. v. 3. März 1868, Nr. 641 (3005 ©.-U.). Da ber Erb 
laffer die Lebensverfiherungs -Polizze, fei e8 auch, daß er erft fpäter anderer 
Abfiht war, über bie Verwendung ber verfiherten Summe, nicht zu Gunſten 
feiner Braut, fondern auf den Weberbringer fielen ließ, erſcheint nad 88, 371 
u. 1393 B. ©. feine Verlaſſenſchaft, beziehungsweife der Depofitar, in deren 
Beſitz zur Todeszeit die Polizze fih befand, als Egthr. des BVerfiherungs- 
auſpruches. 

Eutſch. v. 29. Mai 1866, Nr. 4788 (©. Big. 1867, Nr. 66). Auch 
grundbücherliche Pfandrechtäbeftellungen für Forderungen in unbeftimmter Höhe 
Lönnen weiter übertragen und die bezüglichen Ceſſionsurkunden in die Grundbücher 
eingetragen werben. 

Entf. v. 7. September 1864, Nr. 5623 (1968 ©.-U.). Der Regreß- 
anfprudy eines Ceffionars an feinen Bormann kann einem fpäteren Ceſſionar giltig 
abgetreten werben, und unter dem Ausprude: „mit allen ihm zuftehenden R.en“ 
iſt dieſes R. mitenthalten. In der in der Ceffion enthaltenen Erklärung, daß 
Ceſſionar für die Einbringlicleit hafte, Liegt die Verbindlichkeit der Haftung für 
den ganzen Betrag, wenn auch nicht der volle Betrag als Ceſſionsvaluta em- 
pfongen wurbe. Das Regreßrecht nes Ceffionars hat nicht den Charafter einer 
Gewährleiftungs-, fondern den einer Entſchädigungsforderung. 

Entſch. v. 1. October 1861, Nr. 6314 (Manz'ſche Slg.). Der $. 1393 
2. ©. erflärt, daß alle veräußerlihen Re. ein Gegenfland der Ab- 
tretung find, es unterliegt daher feinem Zweifel, daß ein Wedfel 
aud ohne Indoſſament giltig eadirt werden fann. Wenn vie Wedfel- 
ordnung hiervon feine Erwähnung madt, fo ift dieß daraus erflär- 
bar, daß die gemeine Ceſſion des Wechſels fein Wechſelgeſchäft ift 
und deren Normirung daher aud nit in die W. O. gehört. Deß— 
halb entficht aud zmwifhen dem Cedenten und dem Ceffionar 
teine wechſelmäßige Verpflichtung; dargus jedoch kann keineswegs 
gefolgert werben, daß dem Ceffionar gegen die übrigen burd den 
Wechſel verpflichteten Perſonen, insbefondere gegen ben Acceptan— 
ten, fein Wechſelrecht zuſtehe, da doch das ©. ($. 1394 ibid.) aus- 
brädli erklärt, daß die Re. bes Ueberträgers in Rüdfiht auf die 
übertragene Forderung eben diefelben feien. Der Ceſſionar ift ge- 
wiß Stellvertreter des Cedenten und als folder berechtigt, die Zah- 
lungsauflage gegen den Acceptanten zu erwirten, obgleich ihm alle 
jene Einwendungen entgegengefegt werden fünnen, welde dem Ges 
denten entgegenftanden und obgleich der Cedent dem Cefjionar und 
deffen Rebtönahfolgern nur nah den Bedingungen des gemeinen 
RE. für die Richtigkeit der Wechſelforderung zu haften haben wird. 
In der ganzen ®, DO. findet fih feine einzige Stelle, welde 
beftimmt, daß Wechſelrechte nur durch Indoſſament übertragen wer- 
den fönnen, im Art. IW. OD. heißt es vielmehr, „ver Remittent faun 
die Wecfelrehte an einen Anderen durch Giro übertragen” Mit 
diefer Motivirung wurbe einzutragen beſchloſſen in’s Judicatenbuh Nr. 42: 
Wechſelrechte können nit bloß durch Indoſſament, fondern aud 
durch Cefjion, Erbseinantwortung, oder auf irgend eine andere zur 
Erwerbung des Egths. geeignete Art Übertragen werden und es fanu 
aud auf Grund eines wie oben erworbenen Wedfels die Zahlungs- 
auflage erlaffen. werben, falls nit in Gemäßheit des 8. 5 des Ber, 
fahrens in Wechſelſachen Bedenken obwalten. Der Cedent haftet aber 
dem Ceſſionar niht wehfelmäßig. 


70* 


1096 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


Entf. v. 28. December 1859, Nr. 13993 (938 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 6314 ex 1861, Jud. B. Nr. 42. 

Entf. v. 23. Februar 1859, Nr. 1741 (726 ©.-U.). Wenn aud nad 
der Poſt.⸗O. v. I. 1838 nur der Abjender und unter Umſtänden der Adreflat 
erſatzforderungsberechtigt find, kann es doch feinem Zweifel unterliegen, daß biefe 
nach $. 1393 B. ©. ihren Anſpruch jeden Augenblick einem Dritten abtreten konnten. 

Entf. v. 4. Juni 1857, Nr. 4472 (373 G.-U). Wenngleih die 
Sparcaffebüher Schuldſche ine auf ven Inhaber find, und bezüglich 
der Art der Uebertragung und Benützung im Verkehre der Norm bes 
8. 1393 B. ©. folgen; find fie do Gegenftand der Bindication, ba 
fie dur Nummern, Serien und Namen unterfhieden werben können; 
es kommt daher hier auf den Titel des Erwerbers an, welder dem 
durch den Diebftahl nicht beirrten Eigenthumsrechte des Klägers ent- 
gegenfteht, und auf die Anwendung jene Grundſätze, welde die 
88. 326, 367, 371 u. 373 ibid. über den guten Glauben und ben 
Vorrang des Titels aufftellen. 

Entjd. v. 24. März; 1857, Nr. 2160 (320 ©.-U.; P. ©. 1152). Das 
Regreßrecht eines Ceffionars an einen Cedenten ift fein unveräußerliches, der Perſon 
des Ceſſionars anklebendes R., es kann alfo auch weiter abgetreten werben. 

Entſch. v. 2. April 1852, Nr. 2443 (P. ©. 930). Die Eeffion Hinftig 
erſt wirkſam werdender Beftanpzinsraten ift wirkungslos, wenn legtere erft zu 
einer Zeit fällig werben, wo über das Vmgn. bes Cedenten bereits der Concurs 
ausgebrochen ift. 


Wirkung. 


(@. 1894 — vgl. 68. 1958, 1896, 1347—1809; 442 ©. G.; Art. 299 9. ©.) 
8. 1394. Die Rechte des Uebernehmers find mit den Rechten bes Ueberträgers in RKückficht 
auf die überlaffene Forderung eben dieſelben. 
‘ Siehe auch die Entsch.en bei $$. 1398 u. 1398. 

Entſch. v. 29. Mai 1878, Nr. 4079 (©. Ztg. 1879, Nr. 20). Der 
Kläger muß fih, da er bie eingellagte Forderung durch Eeffion er— 
worben hat, alle Einwendungen gefallen laſſen, welde die Schuldner 
dem Eedenten entgegenfegen können (88. 1394 u. 1896 B. G.). Das 
Pfandrecht beſteht nur injolange, als die Verbindlichkeit noch nicht 
erfüllt worden ift (88. 447 u.449 ibid.); da nun bie Zahlung vom Be- 
Magten behauptet wird, fo ift, falls diefe Tilgung der Schuld er- 
wiejen wird, aud dad Pfandrecht erlofhen und dieß umfomehr, als 
ber 8. 469 ibid. nur die Wahrung des Vertrauens auf die öffent« 
lihen Bücher bezwedt; im vorliegenden Falle aber der Kläger die 
Borderung zu Folge der Eeffionsurkunde im Wege der Schenkung er- 
worben hat. 

Entſch. v. 4. Jänner 1878, Nr. 12491 (©. Ztg. 1878, Nr. 23). Ce 
bent Hat in dem Kaufvertrage allerdings einen giltigen Titel zur Erwerbung bes 
Pfandrechtes für den ihm zugeftandenen Zinfenbezug; das Pfandrecht jedoch wurde 
von ihm nicht erworben, da hierzu die Einverleibung des Rs. auf die Zinfen 
erforderlich ift (88. 13—18 ©. ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 95 R. ©. B.), 
daß, im Falle die Einverleibung nur für das Capital erworben wurde, das 
Pfandrecht auch für die Zinfen gelte, wird im B. ©. nicht gefagt, und bie 
88. 14 u. 16 ©. ©. fliegen die Zuläffigkeit diefer Anfiht geradezu aus. Da 
nun Cedent wohl fein perfönlihes Forberungsreht an den Bellagten auf ben 
Kläger, nit aber ein Pfandrecht bezüglich der Zinfen übertragen Eonnte, fo kaum 
Legterer die Zahlung der Zinjen mit der Hypothekarklage gegen ven Beklagten 
nit erwirken ($. 1394 ©. B.). 
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Entfd. v. 12. December 1877, Nr. 14575 (©. Big. 1878, Nr. 77). 
Die Einwendung des Erecuten, daß ber die Execution fortjegenbe Ceſſionar einen 
richterlichen Spruch gegen ihn nicht erwirkt Habe, die Ceffion ohne feine Bei- 
ziehung erfolgt jei und er ben Geffionar nicht als redlichen Uebernehmer ber 
Forderung anfehe, ift unbegründet, da bie Re. des Ceffionars mit den R.en bes 
Eeventen rückſichtlich der übertragenen Forderung bie gleichen find (8. 1394 8. ©.), 
ba die Beiziehung des Ceſſus zur Ceffion nicht erforberlid ift, und bemfelben 
das R. der Oppofitionsflage auf Grund des $. 1395 ibid. unbenommen bleibt 
[Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 4. April 1877, Nr. 4095 (©. Ztg. 1877, Nr. 36). Der- 
jenige, dein eine executionsfähige Forderung feines Schuldners wider einen Dritten 
executiv eingeantwortet wurde, tritt fofort in die Erecutionsrechte feines Schuldners 
wider den Ceffus, welchem es anheimgeftellt bleibt, das allfällige Erlöſchen des gel- 
tend —— Executionsrechtes im vorgeſchriebenen Wege darzuthun (8. 1394 
B. 


9 

Entſch. v. 4. Jänner 1877, Nr. 10868 (©. Ztg. 1877, Nr. 19). Der 
zurückgeſchobene Haupteid kann von bei der Streitfadhe weder als Kläger noch 
als Bellagter betheiligten Perfonen, von dem Firmaführer, Buchhalter oder fon- 
fligen Sachwalter gefhworen werben. Da ber Ceffionar im Grunde als ein 
Bevollmächtigter des Cedenten erjcheint und in deſſen Namen vor Gericht tritt, 
da derfelbe ſomit als der Cedent ſelbſt anzuſehen ift, fohin durch den Eeffionar 
wenigftens im rechtlichen Sinne ſich ſtets im Proceſſe befindet, läßt fih für die 
Ausſchließung des Cedenten von ber Leiftung bes zurüdgefchobenen Haupteives 
ein hinreichender Grund nicht finden. 

Entfd. v. 5. Jänner 1876, Nr. 10861 (©. H. 1879, Nr. 15). Durch 
Girirung eines Über eine Waarenſchuld gegebenen Wechſels wurden wohl alle 
Re. aus dem betreffenden Wechjel, aber nicht auch ſolche Re. welche nicht in ver 
Wechſelurkunde liegen, übertragen, insbeſondere aljo nicht die Ne. gegen jenen, 
welder für die Zahlung der Waarenſchuld fih dem urſprünglichen Gläubiger 
(Berfäufer) verbürgt hat. 

Plenar-Entjd. v. 17. December 1873, ad Nr. 66 praes. (Manz’fche 
Sg). Bei Begründung des Iubicates Nr. 81 [fiehe bei $. 1042 8. ©.; und 
ben ganzen Wortlaut bei $. 1480 ibid.] wurde ausgefprodhen: Sollte aus- 
nahmsweife die Klage des Dritten fi auf die erfolgte Ceſſion der 
dem Rinde zuerkannten und fällig gewefenen Alimentationsbeiträge 
fügen, dann müßte immerhin gemäß $. 1394 ibid. hinfihtlih der 
feit mehr als 3 Yahren, vom Klagstage zurüdgerehnet, ſchuldig ge- 
bliebenen Raten der Einwenbung ber Triennalverjährung bes 8. 1480 
ibid. ftattgegeben werben. 

Entjd. v. 1. April 1873, Nr. 3263 (4925 G.⸗U.). Durch die ere- 
cutive Einantwortung ift der Executionsführer Rechtsnachfolge bed Erecuten ge- 
worden und, ba er ſonach gemäß 8. 1894 B. ©. deſſen Re. im vollen Umfange 
überlommen hat, ift er, falls die eingeantwortete Forderung durch rechtskräftiges 
Urtheil dem Executen bereit zuerfannt war, berechtigt, ohne neuerliche Klage diefe 
Forderung von dem dibitor cessus im Erecutionswege einzubringen, 

Entſch. v. 5. September 1871, Nr. 4077 (4258 ©.-U.). Die Clauſel 
im Alimentationgvertrag zwifchen gefcpieven lebenden Ehegatten, daß der An⸗ 
ſpruch der Gattin im Falle einer darauf geführten Execution erlöſche, ift zu⸗ 
Käfig; die Klage deſſen, welcher im Erxecutionswege die Alimentationsanfpräcde 
der Gatten erworben, auf Zahlung wider den Gatten, ift abzumeifen. Wenn 
aud der Mann nach 8. 91 B. ©. feiner Gattin den anftändigen Unterhalt zu 
verſchaffen hat, fo folgt daraus noch keineswegs, daß er auch zur Zahlung ihrer 
Schulden verpflichtet fei; e8 wird vielmehr immer feinem Ermeſſen überlaffen 
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bleiben, in welcher Urt er die im 8. 91 cit. gegründete Verbindlichkeit zu erfüllen 
gedenfe, und wenn er bie, wie fi zeigte, gegründete Beforgniß hatte, ob bie 
von ihm gewählte Art einer Wlimentenzahlung bem vorgefegten Zwecke wohl 
auch entfprehen werde, war es ihm unbenommen, dagegen ſchon vorhinein bie 
geeignete Vorkehrung zu treffen, durch welche der Kläger umfominder fi für be= 
einträchtigt halten kann, als feine Forberung gegen die Gattin bes. Beklagten 
exft nach der Errichtung des Wlimentationdvertrages entftanden ift und ihm ale 
Eeffionar nicht mehr He. als dem Cedenten zukommen ($. 1394 ibid.). 

Entſch. v. 11. Jänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©.-1.). Der Glaͤnbiger, 
welcher zur Zeit, als er die Bormerhung und fohin bie erecutive Einantwortung 
einer bücherlich für ven Exrecuten haftenden Hypothekarforderung erwirkte, von einer 
geſchehenen Abſchlagszahlung darauf nichts wußte, daher bona fide bie Forderung 
erwarb, hat die im Intereffe des Realcredites nothwendige Beftimmung bes 8. 469 
8. ©. für fih; er kann aber auch nicht als eine im juriftifchen Sinne mit dem 
urfprünglihen Gläubiger (dem Executen) ibentifhe Perfon angefehen werben, 
3. B. als Erbe, fondern ſchreitet als Gläubiger des früheren Gläubigerd kraft 
eigenen RE. ein. Die 88. 442, 1394 u. 1395 ibid. und 8. 314 a. ©. D. 
ftehen damit nicht im Widerſpruche, da fle nur bie perſönlichen Re. des Ueber- 
träger8 einer Forderung betreffen, während der $. 469 B. ©. fih auf bing- 
liche, in den öffentlichen Büchern eingetragene Re. bezieht, die aus einem onerofen 
Titel auf einen Dritten übergegangen find; und bie 88. 1443 u. 1500 ibid. 
und das Hofb. v. 27. März 1846, Nr. 951 I. ©. ©, werden dadurch fo 

"wenig fberfläffig, als die 88. 443, 444, 454, 468, 526, 928, 1070, 1120, 
1142, 1398, 1446, 1467, 1469 unb andere Stellen des B. ©., wo das ©. 
den Grundſatz ber Publicität der dffentlihen Bücher auf befondere Berhältnifie 
anwendet. 

Entf. v. 1. Juni 1870, Nr. 698 (3803 ©.-U.). Das Pfandrecht für 
eine — laut flrafgerichtlichen Urtheiles, wornad die Vertragsurkunde gefälicht 
war — vom Anfang an nicht beftanbene Forderung ift nichtig. Der ceffions- 
weife Uebernehmer Tann diefes Pfandrecht nicht geltend machen und 8. 469 B. ©. 
findet dieſen Fall keine Anwendung. 

Entſch. v. 10. December 1869, Nr. 10412 (8599 G.⸗U.). Auch der 
Aſſignatar, welchem ein Kaufſchilling als Zahlung angewieſen wurde, muß die 
ezceptio non impleti contractus gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht be 
weifen Tann, : daß der Affignant als Verkäufer dem Affignater als Käufer ben 
erkauften Gegenftand geliefert habe oder dazu bereit gewefen fei (88. 1393; 
1052 u. 1066 8. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 23. Februar 1869, Nr. 1271 (8307 ©.-U.). Die Löſchung 
einer in Kenntniß, daß die Forderung gelöſcht fei, erwirkten Pränotation auf 
dieſe bücherlich noch haftende Forderung ift zw bewilligen, weil nadı 88. 449, 
1394—1396 B. ©. das Pfandrecht ſtets auf eine giltige Forderung 
fih beziehen muß, die Re. des Uebernehmers einer Forderung aber 
diefelben find, wie jene bes Mebertrager® und dem Schuldner das 
NR. zufteht, felbft gegen einen redlichen Uebernehmer feine Einwen- 
dungen gegen bie Forderung anzubringen. 

Entſch. v. 11. Februar 1869, Nr. 12237 (8288 G.-U.). Die Bor 
fhrift des $. 1394 B. ©. hat auf grundbücherlich nicht gelöfchte Forderungen 
feine Anwendung. 

Entf&. v. 20. Mai 1868, Nr. 3591 (©. Ztg. 1868, Nr. 63). Der 
wenn aud redliche Ceffionar darf bie Liquidität der cebirten Forderung aus bem 
Grandbuchdertracte allein nicht beurtheilen, er ift vielmehr verpflichtet, die 
ganze dießfällige Urtundenſammlung [P] perſönlich einzufehen, da er fonft Ge⸗ 
fahr läuft, troß feiner Redlichleit Die cebirte Forderung zu verlieren ($. 1446 ©. ©.). 


bie DE 


PR OR 


II. Theil. 2. Hauptſt. Umänd. d. Rechte u. Verbindlichkeiten. $. 1394. 1099 


Entſch. v. 19. December 1867, Ar. 10663 (2955 ©.-U.). Rad 8. 1394 
B. ©. muß der Cefflonar die von dem Cedenten vor vollendeter Geiften ausgeftellte 
Quittung gegen fi gelten laſſen. Nur ber Eevent wäre, wenn ald Bertretungs- 
leiſter beigezogen, beredhtigt, die Echtheit der Quittung zu beftreiten. Bermöge 
dieſes BVerhältniffes und der Haftung des Eedenten gegenüber bem Ceffionar 
Tann wider die Quitiung weder ein Beweis durch den Cedenten als Zengen, noch 
ein irreferribler Haupteid zugelaflen werben, weil dadurch dem Schuldner die 
im Falle der Beiziehung des Cedenten als Bertreiungsleifter mögliche Rüd- 
ſchiebung des Eides auf venfelben vereitelt würde. Eine auf den Namen bed 
Ceſſionars umfhriebene Schpoft fann auf Grund einer ber der Uebertragung 
der Forderung vom Cedenten dem Ceſſus ausgeftellten Quittung gelöfcht werden. 

Entf. v. 20. März 1867, Nr. 1479 (2762 ©.-U.). Der Cejfionar 
des Verkäufers hat auch bezüglid der ein instramentum commune bildenden 
Berlaufsurkunde die Re. des Verkäufers ($. 1394 B. ©.). 

Entf. v. 30. October 1866, Nr. 9757 (2662 G.-U.). Auch der in 
das öffentliche Buch noch nicht eingetragene Ceffionar ift gegenüber dem zugleich 
im Befige der Hypothek befindlichen Perſonalſchuldner zur Fortfegung der von 
bem Cebenten erwirkten Immobilarerecution beredtigt (8. 1894 8. G.). Nur 
um dad Pfandreht an einem unbeweglihen Gute als dingliches Sachenrecht 
auch gegen jeden Dritten wirlſam zu maden, ift im {alle der eingetretenen 
Uenverung in der Perſon des Berechtigten erforderlih, daß der neue Gläubiger 
die Erwerbung bes Pfandrechtes mittelft Einverleibung der bie Uebertragung 
desfelben enthaltenden Urkunde nachweiſe. 

Entf. v. 22. Auguft 1865, Nr. 6582 (©. Big. 1866, Nr. 9). Dem Cej- 
fionar belafleter Satzpoſten fteht das R. zu, die Löfhung folder Satzpoſten zu 
begehren, zu deren Ertabulirung der Cedent verpflichtet war und welde Ber- 
pfuͤchtung auf die cedirten Satzpoſten vorgemerkt ift. 

Entf. v. 3. September 1863, Nr. 5427 (1782 G.U.). Der vom 
Eeffionar des urſprünglichen Gläubiger belangte Schuldner kann infofern er 
als Perſonalſchuldner belangt wird, nach 88. 1394, 1395 u. 1396 B. ©. 
dem Kläger die vor der Abtretung dem Cebenten geleiftete Zahlung entgegen- 
fegen, weil der Geflagte vorher unb bis zur Belanntgebung ber Abtretung zur 
Zahlung an den urſprünglichen Gläubiger vollkommen beredtigt war; mithin 
ift gegen ihn das Urtheil, aus welchem er für den berichtigten Theil der Schuld 
mit feiner Perfon oder dem übrigen Bmgn. — außer der Hypothek — haftend 
erfheinen würde, unzuläffig. Bezüglich der Hypothek kommt aber der 8. 469 
ibid. zur Anwendung, wenn nicht hervorfommt, daß der Kläger zur Zeit ber 
Abtretung wußte oder aus den Umfiänden fchließen mußte, es fei die abgetretene 
Forderung bereitS bezahlt, da fein ©. dem Ceſſionar eine vorläufige Anfrage 
beim Schuldner in Betreff der Nichtigkeit der Forderung auferlegt, femit bie 
Behauptung des Klägers, er habe die Forderung im Vertrauen auf die öffent 
lichen Bücher erworben, durch nichts entkräftet wird, 

Entſch. v. 17. Februar 1863, Mr. 882 (1653 G.⸗U.). Gegen bie 
Bortführung der dem Cedenten bewilligten Erecution durch den Ceffionar fann 
ſich der Schuloner nit darauf berufen, daß ihm die Geffion nicht befannt 
gegeben worden fei, .va ihm, wenn er etma bie Schuld nod dem Cedenten 
abgetragen hätte, feine Ne. ohnehin vorbehalten bleiben [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 12. Februar 1862, Nr. 150 (1481 ©.-U.). Bei der Ber 
reicherungsklage hat ber Kläger nicht nur die Bereicherung des Geklagten, fonbern 
aud feinen Schaden zu ermweifen, und Könnte daher im falle der unentgelllichen 
Uebernahme des diesfälligen Anſpruches gar nichts fordern. 

Entf. v. 3. October 1861, Nr. 6163 (1395 ©.-U.). Wehnlic der 
Entſch. Nr. 5427 ex 1863. 
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Entf. v. 1. October 1861, 3. 6314 (Manzihe Slg.), eingetragen 
in's Judicaienbuch Ar. 42: Wechſelrechte können nicht bloß dur Iu= 
boffament, fondern aud dur Eeffion, Erbseinantwortung, oder auf 
irgend eine andere zur Erwerbung bes Egths. geeignete Art über- 
tragen werben und es kann aud auf Grund eines wie oben erwor- 
benen Wechſels die Bahlungsauflage erlaffen werden, falls nit im 
Gemäßheit des 8. 5 des Bft. in Wechfelfahen Bedenken obwalten. 
Der Eedent haftet aber dem Ceſſionar nit wehfelmäßig. 

Entf. v. 28. December 1859, Nr. 138993 (938 G.⸗U.). Die An- 
ſchauung, daß dem gemeinrechtlichen Eeffionar einer Wechſelforderung ein Wechſel⸗ 
recht nicht zuſtehe und ihm alſo die Erlaſſung der Wechſelzahlungsauflage nicht 
bewilligt werben. könne, findet in dem ©. volle Begründung. Die W. DO. 
enthält Beftimmungen darüber, in welchen Fällen eine Verpflichtung nah Wechfel- 
recht entfteht, fie Inüpft die Erwerbung dieſes Wechſelrechtes an gewiſſe Formen, 
welche folgerecht, ſowie bei ber erſten Erwerbung, auch bei jeder weiteren 
Uebertragung beobachtet werden müflen, wenn von einer Verpflichtung nad) 
Wechſelrecht die Rede fein fol. Als Form der Ueberiragung eines Wechſels 
an einen anderen Wechjelgläubiger bezeichnet die W. DO. im Art. 9 das Inbofie- 
ment und führt fohin die Rechtsfolgen eines giltigen Indoſſaments in den 
Art. 10 u. 36 confequent durch. Ueber anders geartete Mebertragungen, nament« 
lich über gewöhnliche Ceffionen, enthält vie W. DO. keine Beftimmungen, es 
fehlt daher ein G., wornad ein gewöhnlicher Eeffionar feine Befriedigung nad) 
— forbern tönnte, 

Eniſch. v. 16. Auguft 1859, Nr. 9018 (843 G.-U.). Wenn bie For⸗ 
derung im Zeitpuntte der Ceffion bereit verjährt war, Tann fih ber Ceſſionar 
auf $. 1500 8. ©. nicht berufen. Durch Erbgang wird bie Big. nicht unterbrochen. 

Entf. v. 15. September 1858, Nr. 10255 (618 ©.-U.; P. ©. 1149). 
Die gefeglihe Beftimmung, „daß zur Anfhebung der Hypothek die Tilgung ver 
Schuld allein nit hinreiht, und daß das Hypothekargut fo lange verhaftet bleibt, 
bis die Schuldurkunde aus den öffentlichen Büchern gelöft iſt,“ findet auch auf 
Eeffionen Anwendung, fo daß dem Eeffionar, welcher eine, obgleich berichtigte, aber 
aus dem öffentlichen Buche noch nicht gelbſchte Forderung redlicherweiſe an fich 
bringt, nicht eingewenbet werben kann, baß bie Kt Forderung bereit® vor 
dem Abſchluſſe der Eeffion getilgt war (8. 469 B. ©.). 

.  Entfd. v. 14. September 1858, Nr. 8464 (614 ©.-U.; P. S. 1150). 
Die Eeffion einer ungiltigen Forderung ift giltig, wenn ber Eeffus in ber Ab⸗ 
tretungsurfunde gegenüber dem redlichen Ceſſionar die Forderung ausdrücklich 
als beſtehend anerfannt bat. 

Entfd. v. 23. März 1858, Nr. 2137 (529 G.⸗U.). Der Egthr. 
einer mit Verbot belegten Forderung Tann diefelbe nicht mehr giltig cebiren. 
Hat das gerichtliche Verbot die einftweilige Sicherſtellung des Gläu— 
bigers zum Zwed und ift nad 8. 379 weſtgal. (8. 287 allg.) ©. O. 
bem Dritten, in beffen Händen fih das mit Verbot belegte Gut 
befindet, bei eigener Dafürhaftung unterfagt, dasfelbe Jemanden 
auszufolgen, fo verfteht fih als natürlihe Folge auch von felbf, 
daß, fo lange das Verbot befteht, der Egthr. der damit belegten 
Sade ebenfowenig darüber verfügen, und daß es nicht in feine Will- 
für geftellt werben fann, das Berbot unwirkſam zu machen, ober 
dur freiwillige Abtretung feiner damit belegten Forderung an 
einen Dritten den Zwed des Gläubigers, fichergeftellt zu werben, 
zu vereiteln. s 

Entſch. v. 24. März 1857, Nr. 2160 (320 ©.-U.). Nur unveräußen 
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liche und nicht cedirbare Re. können ſtillſchweigend von der Ceſſion der Forderung 
auf welche fie ſich beziehen, ausgeſchloſſen ſein; das dem cebivenden Gläubiger 
zufommende Regreßrecht ift daher mit cebirt. 


(8. 1896 — vgl. 88. 1484, 1425 8. G. bei 1. 1894 cit.) 

8. 1395. Durch ben Abtretungsvertrag entfteht nur zwiſchen dem Weberträger (Eebent) 

und dem Webernehmer der Forderung (Ceffionar), nicht aber zwiſchen dem Legten und dem 

übernommenen Schuldner (Ceſſus) eine neue Verbindlichkeit. Daher tft ber Schuldner, fo 

lange ihm der Uebernehmer nicht bekannt wird, berechtigt, den erften Gläubiger zu bezahlen, 
ober fi fonft mit ihm abzufinden. 

Entid. v. 4. Sänner 1877, Nr. 10868 (©. Big. 1877, Nr. 19). 
Ein im Rechtsſtreite des Schuldners mit dem Ceffionar Leterem zurüdgefchobener 
Haupteid fann vom Eedenten felbft dann abgelegt werben, wenn der Cedent nicht 
als Vertretungsleifter an dem Nechtöftreite theilnahm, weil der Ceſſionar 
als —— des Cedenten erfcheint [procuratus in rem suam?]. 

Entſch. v. 9. Yuni 1876, Nr. 2401 (6175 &.-U.). Es iſt nicht 
richtig, daß die Wirkſamkeit der 88. 317—319 a. ©. D. durch die im ben 
88. 1395 — 1399 B. ©. enthaltenen Beftimmungen über die entgeltlihe 
Ceſſion aufgehoben wurde. Wenn auch auf bie executive Einantwortung ber 
dem Erecuten gehörigen Privatforberungen vie für die Ceſſion beftehenden Bor- 
ſchriften des B. ©. angewendet werden, fo fann dieß doch mur unter ben her⸗ 
vorgehobenen, den bezogenen Gefegen und ber Natur der Sache entfprechenben 
Beſchränkungen gefhehen, und es kann demnach auch feinem Zweifel unterliegen, 
daß, wenn der Executionsführer aus dieſen ihm eingeantworteten Forderungen 
nicht befriedigt werden würde, er die Execution anf ein anderes Vmgn. des 
Schuldners zu führen berechtigt wäre. 

Entfd. dv. 17. December 1872, Nr. 12818 (4810 ©.-U.). Die Ere 
cution auf eine Forderung des Erecuten wider ben Executionsführer durch exe» 
eutive Einantwortung ift nach ven 88. 314—318 a. ©. O. nit ausgeſchloſſen. 
Die Beftimmungen ber 88. 1392 u. 1395 B. G., wornach allerdings ver frei⸗ 
willigen Ceſſion die Hinzukunft eines neuen Gläubigers, alfo einer dritten Perfon 
wefentlih if, können aber auf die Fälle erecutiver Uebertragung, weldhe als 
ſolche eben durch die a. ©. D. geregelt werben, nicht in bem Sinne Anwendung 
finden, daß dur das B. ©. die Ge, Über die Art der Erecution eine Abän- 
berung erleiden würben. [Aehnl. d. Eutſch. Nr. 2401 ex 1876]. 

Entfd. v. 28. October 1870, Nr. 4697 (4410 G.-U.). Sobald durch 
Abſchluß des Ceſſionsvertrages zwiſchen dem Cedenten und Ceſſionar und Ueber- 
gabe der Forderungodocumente bie Forderung — hier ber Anſpruch auf Aus- 
folgung eines bei der Eifenbahn von einem Dritten zu erlegenden Nadnahmee 
betrages — in das Egth. des Geffionard übergegangen ift, kann durch executive 
Einantwortung bei dem Cedenten die Forderung nicht mehr von deſſen Gläubiger 
in Execution gezogen werben. Der Titel zur Erwerbung des Egths. ber For- 
derung lag in dem Eeffionsvertrage und die Erwerbung felbft na 8.427 8. ©. 
in ber Uebergabe der Urkunden. Daß zur Zeit diefer Uebergabe die Nach— 
nahme bei der Südbahn noch nicht erlegt war, lonnte die Abtretung nicht hindern, 
weil Schuloner fein R. an.dem von dem Dritten zu erlegenden Betrag auch 
vor dem Erlage wirkfam cediren, und überhaupt fhon vorhinein über die noch 
außftehende Forderung verfügen konnte. Ebenſowenig war zur Giltigfeit ver 
Eeffion die Verſtändigung des Ceſſus, der Bahngefelihaft, resp. ihres aus- 
zahlenden Organes erforderlih, da die Unterlaffung dieſer Verſtändigung nur 
bie im $. 1895 ibid. bezeichnete Folge gehabt hätte, 

Entſch. v. 19. Februar 1869, Nr. 448 (3304 ©.-U.), Die Ber 
fiherungsanftalt, welche nad ihren Statuten in alle Re. des von ihr Eutſchädigten 
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fuccebirt, ift nad $. 1395 B. ©. bereditigt, ben von ihr geleifteten Schadeuerſatz 
von jenen erfegt zu verlangen, welche an dem Schabenfeuer, wie durch bie Ver⸗ 
urtheilung wegen Webertretung gegen die Sicherheit des, Egthe. conftatirt iſt, 
Schuld tragen (88. 1042 u. 1295 ibid.). 

Entf. v. 6. Yuli 1866, Nr. 4611 (2517 G.⸗U.). Dur die nad 
8. 1314 a. ©. D. bewilligte Einantwortung und alfo mit dem Zeitpunkte ber 
Bewilligung [Datum des Beſcheides — ?] wird die Forderung ohne Intervention 
des Erecuten dem Erecutionsführer über fein Anfuchen, d, i. feine Erklärung, fie, fo= 
weit fie richtig und einbringlich ift, an Zahlungsftatt annehmen zu wollen, in fein Egth. 
übertragen. (Wortlaut:] Die Verftändigung des Erecuten und bes Schulbnere der 
eingeantworteten Forderung ift zur Vollftändigleit der gerichtlichen Einantwortung 
weber nothwendig noch vorgefchrieben. Diefe äußert ihre Wirfung analog ber 
freiwilligen Ceffion feitens des Forderungoberechtigten, von dem Zeitpunkte am, 
als fie durch richterlichen Beſcheid ausgefprohen wird. Die Berftändigung bier» 
von .an den Erecuten geſchieht Iebiglich zu bem Ende, bamit er wifle, daß er 
über die eingeantwortete Forderung nicht mehr verfügen, und die bezügliche Zah⸗ 
lung nicht mehr anrechnen kann; bann, bamit er allenfalls gegen ben Kinant- 
wortungsbefcheid, wie gegen jede andere Executionsverordnung ben Recurs er⸗ 
greifen könne, Die im $. 314 a. ©. O. vorgefhriebene Abnahme des Schuld- 
ſcheines oder Anmerkung auf vemfelben hat bloß den Zwed, dem Grecutionsführer 
das Beweismittel der eingeantworteten Forderung zu verfchaffen und zugleich dem 
Erecuten das Mittel zu benehmen, die eingeantwortete Forderung auf Orund bes 
Schuldſcheines einzutreiben. Diefe Vorſchrift entfällt aber ganz, wenn es fidy, 
wie vorliegend um eine Forderung handelt, über welche ein Schuldſchein gar nicht 
außgeftellt wurde. Die Verſtändigung des geweſenen Schuldners des Erecuten 
endlich if eine Borficht, welche in der Natur der Sache, dann in der ausdrück- 
lihen Anordnung des 8. 316 ibid. und in den 88. 1395 u. 1396 B. ©. ihre Be- 
gründung finde. Aus der Unterlaffung ber gerichtlichen Berfländigung jedoch kaun 
nicht gefolgert werben, daß bie etwa erfolgte Berichtigung der eingeantworteten 
Forderung an den Erecutionsführer deßhalb ungiltig und der Erecut berechtigt 
fei, ſich noch als Gläubiger anzufehen und die Zahlung zu fordern. Borliegenden 
Falles geſchah die Einantwortung 3 Tage vor Ausbruch des Concurfes, alfo 
zu einer Zeit, wo die Uebertragung der eingeantworteten Forberung mit voller 
Rechtöwirkjamleit nach Maßgabe der a. ©. D. gefchehen konnte. Die erft fpäter 
Rattgefundene Zuftellung derſelben an den Concursmafjevertreter hat nur bie 
Bolge, daß der Termin zur Ueberreihung des Recurfes von biefem Tage an 
läuft [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 18. Februar 1866, Nr. 1072 (2389 G.⸗U.). Die Einwen- 
dungen wider ben Beftand der Hypothekarforderung find auch wider den gutgläubigen 
Aterpfandgläubiger zuläffig. 

Entſch. v. 10. Mai 1864, Nr. 3001 (1915 G.U.). Die executive 
Anweifung des Gläubigerd auf eine Forderung des Schuldners wirkt erft ven 
dem Zeitpunfte der Verftänbigung des Affignanten ($. 1395 3. ©.). Durch in⸗ 
zwifchen erfolgte Eröffnung des Concurfes über das Vmgn. des Affignatare (Exe- 
cuten) wird daher der Erecutiondact vereitelt. — [Worfpr. der Entſch. Nr. 4611 
ex 1866. 

nk v. 26. Mai 1868, Nr. 3673 (1729 ©.-U.). Durch bie Unter 
fertigung der Ceffionsurtunde feitend des Ceſſus „ale Zeuge" wird die An- 
erfennung der Schuld begränet. 

Entſch. v. 28. November 1860, Nr. 11245 (1237 G. U.). Da nad 
vollzogener Ceſſion das Egth. der Forderung nicht mehr dem Cedenten zuſteht, 
tann durch die bei demfelben vorgenommene executive Pfändung ber Forderung 
das R. des Ceſſionars nicht mehr berührt werden. Ob bie Ceffion ver ober 
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nad) der Pfändung dem Schuldner notificirt wurde, if gleichgiltig; denn die Noti⸗ 
ficatton ift ohne Einfluß auf den vechtlihen Beſtand ver Ceffion und hat nad 
8. 1395 B. ©. nur die Folge, daß der Schulpner, fo lange ihm der Ueber 
nehmer oder Ceſſionar nicht bekannt wird, berechtigt ift, dem erften Gläubiger 
zu bezahlen, oder ſich fonft mit ihm abzufinben. 

Entfch. v. 28. März 1860, Nr. 2471 (1109 G. U.). Die nad) erfolgter, 
wenn and nod nicht intabulixter Ceffion erklärte Einwilligung bes Cedenten 
zur Löſchung ber Hypothek if wirkungslos. 

Entf. v. 7. September 1859, Nr. 9898 (856 ©.-U.). Der Eeffus 
if zu Einwendungen gegen bie ihm vom Cebenten hotificirte Eeffton nicht be 
rechtigt, weil biefelbe ihn zur Zahlung an den Ceſſionar verpflichtet (8. 1395 
83. ©.), ohne daß e8 einer Agnoscirung von feiner Seite bebürfte. 

Entfch. v. 29. Suli 1857, Nr. 7012 (421 ©.-U.). Auch bie öſterreichiſche 
Geſetzgebung ftellt ven Grundſatz auf, daß durch den Abtretungsvertrag zwifchen 
dem Webernehmer ber Forderung und bem übernommenen Schuloner eine neue 
Verbindlichkeit nicht entftehe, und daß daher ber Schuldner dem ihm befamnt 
gemachten Uebernehmer feine Einwendungen gegen die Worberung, fowie bem 
Ueberträger entgegenftellen kann (88. 1395, 1396 8. ©). Die Einwendung 
der Compenfation jedoch kann gegen eine einverleibte Forderung bem Geffionar 
nur dann entgegengefegt werben (1443 ibid.), wenn bie ©egenforberung Bei 
ber Forderung felbft eingetragen, oder dem Ceffionar bei Uebernehmung ber 
legteren bekannt gemacht worden ifl. 

Entſch. v. 4. März 1856, Nr. 1063 (170 G.-A.). Wenn der Ber- 
käufer einer Sade, oder — was dasſelbe ift — ber Eedent einer 
Forderung, dem Käufer rückſichtlich dem Eeffionar, den bebungenen 
Kaufſchilling oder Ablöfungsbetrag auf eine beftimmte Zeit, binnen 
welder ber legtere zu zahlen ſich verpflichtet, beläßt, ift der Betrag 
geborgt und nimmt bie Natur eines Darlehens an; bie Lebergabe 
der verlauften Sache, oder bie Abtretung ber die Forderung betref- 
fenden Urkunden, wofür der Kaufpreis oder Ablöfungsbetrag nad 
8. 1062 B. ©. fogleich zu entrihten war, vertreten bie Stelle der 
Zuzäylung der Darlehensvaluta, 


(&. 1806 — vgl. bei 8. 1898 eit.) 

8. 1396. Diefes kann der Schuldner nicht mehr, fobald ihm ber Uebernehmer bekannt 

geworben iftz allein es bleibt ihm das Recht, feine Einwendungen gegen die Forderung an⸗ 

subringen. Hat er die Forderung gegen ben redlichen Webernehmer für richtig erfaunt; fo ift 
er verbunden, benfelben als feinen Gläubiger zu befriedigen. 

Entſch. v. 30. October 1878, Nr. 6654 (9. B. 1879, Nr. 2). Ein 
überfejuldeter Landbaumeifter erflärte, um bie Strike ver Arbeiter bintanzubalten, 
in einer befonveren Urkunde dem Pelier, die Bauforderung „zum Zwecke ber Be- 
zahlung der Arbeiter“ abzutreten. Rad hiervon erfolgter Berftändigung an bie 
Bauherren (die jegigen Beklagten) wurde dieſen ein gerichtlicher Beſcheid zugeftellt, 
worin auch einer Geſellſchaft das erecntive Pfandrecht an ber forberung ded Bau- . 
meiſters bewilligt worden war. Ueber bie fonad angebrachte Klage des Paliers 
erlegten die Geklagten die von ihnen mit einem geringeren Betrage (677 fl. ftatt 
800 fl.) al® richtig anerfannte Forderung zu Gericht. Die Klage wurde abge 
wiefen aus nachſtehenden Gründen [Wortlaut:] Gellagte, welche ven Beftand 
einer Forderung über 800 fl. und beziehungsweile per 677 fl. 64 fr. zu Gunſten 
bes Baumeifterd nicht in Abrede ftellten, Haben vor Allem die Klagslegitimation 
beftritten. Diefe Einwendung iſt wicht begründet, denn der Baumeifter, welcher 
dem Kläger in diefem Proceſſe die, Vertretung deiftet, hat erklärt, daß er biefe 
Forderung an den Kläger abgetreten hat, und dieſe einen gerichtlichen Geſtänd ⸗ 
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niffe gleihlommenbe proceffuale Erklärung genügt vollftändig, da Gellagte nicht 
berechtigt find, das Redtöverhältuig dritter Perfonen in Bezug auf die Rechts⸗ 
wirkſamkeit deſſen Inhaltes in ven Kreis ihrer Erörterung zu ziehen, und «6 if 
auch nicht richtig, daß der Inhalt der Urkunde damit im Widerſpruche fteht, da 
darnach die Forderung per 800 fl. an den Kläger übertragen, ihm alſo eigen- 
thümlich überlaffen wurde und die klägeriſcherſeits darnach Üübernommene Ver⸗ 
pflichtung, theils feine Forderung damit. zu deden, theils bie Arbeitsleute auszu« 
zahlen, nur die Gegenleiftung zum Ausdrucke bringt, wobei, wie ſchon oben 
erwähnt, in gleicher Weife gilt, daß Gellagte gar nicht berechtigt find, biefe 
Rechtöverhältnifie ihrem Inhalte nach zu unterſuchen. Obſchon alfo, dem Gefagten 
zufolge, Mläger zur Klage legimitirt war, mußte er dennoch mit feiner Klage 
abgewiefen werben, denn Geklagte, einerfeits bei der erfolgten Verſtändigung von 
ber Uebertragung ber Forberung an ben Kläger gejeglih ($. 1396 ©. ©.) 
angewiefen, dem Kläger zu zahlen, wurden andererfeitö gerichtlich ſchon vor Ueber- 
teihung der Klage verftändige, daß der Gefellihaft X das erecutive Pfandrecht 
auf diefe Forderung bewilligt ward. Da nun Oellagte nicht berechtigt find, Aber 
die, die nämlihe Sache betreffenden Re. dritter Perfonen, melde zubem 
in jenem Proceſſe noch nicht volftändig als Parteien, rüdfihtlih Streittkeile, 
eingefehritten find, zu entſcheiden, fo ift das Begehren, daß Gellagte biefe For⸗ 
derung an fie auszuzahlen haben, im Geſetze nicht begründet, und da das Begehren 
nur darauf nnd nicht auf bem gerichtlichen Erlag gerichtet if, jo ift auch darauf 
nicht weiter einzugehen, inwiefern Geklagte durch ben geleifteten Erlag des Theile 
betrages per 677 fl. 64 kr. ihrer Verbindlichkeit überhaupt und vollftändig nach» 
gelommen find, 

Entſch. v. 6. September 1878, Nr. 6576 (©. Big. 1879, Nr. 87). 
Die Unertennung einer berehneten Schuld und das Verſprechen, 
biefelbe in einer beftimmten Frift zu bezahlen, bildet einen redt- 
lihen Berpflihtungsgrund zur Klage aus biefer Anerkennung und 
dem gemadten Zahlungsverfpreden. 

Entf. v. 29. Mai 1878, Nr. 4079 (©. Ztg. 1879, Nr. 70). Dur 
bie vom Perſonalſchuldner eingewendete und erwiefene Zahlung einer haftenden 
vom Ceffionar unentgeltli erworbenen Satzpoſt noch vor erfolgter Eeffion werden 
and die Mitſchuldner und die Hypothekarſchuldner befreit. 

Entfd. v. 2. December 1875, Nr. 7624 (©. Ztg. 1876, Nr. 12; 
5926 ©.-U.). Ob nun ein gezogenes Los dem Schuloner (deſſen als Zahlftelle 
namhaft gemachten Bevollmächtigten) oder einem Dritten (zur Escomptirung) 
übergeben wird: ſtets ift dabei als felbfiverflänblich vorausgefegt, daß biefes Los 
das echte Gewinnftlos fei und der Mebergeber hat hierfür infolange Gewähr zu 
leiften ($$. 922 u. 923 B. ©.), als er nicht beweift, daß der Uebernehmer auf 
die Gemwährleiftung verzichtet oder doch das Los als echt ausdrücklich anerkannt 
habe (88. 929 u. 1396 ibid.). Bon einem Verzicht auf bie Gemährleiftung 
oder einer folhen Anerkennung kann aber in concreto nit die Rebe fein, weil 
bei dem Gefchäftsabfchluffe felbft dad Los gar nicht vorgezeigt wurde. Da nun 
das Übergebene Los nachträglich als gefälfcht befunden worben iſt — eine Fäl- 
fung, die mit unbewaffnetem Auge nicht zu erfennen war — Tann ber lieber 
nehmer des Lofes die Aufhebung des geſchloſſenen Vtgs. fordern. Der Fall zur 
Anbringung einer condictio indebiti im Sinne des $. 1431 ibid. iſt nicht 
vorhanden, weil der unterlaufene Irrthum nicht ben Beſtand des Forberungs- 
rechtes, fondern dad Vertragsobject felbft, nämlich die Echtheit des Lofes, alfo 
eine weſentliche Eigenfchaft desſelben betrifft, und ein folder Irrthum nach den 
Vorſchriften Über die Gewährleiftung zu beurtheilen ift. 

Entf. v. 1. December 1875, Nr. 9675 (5924 G.-U.). Der debitor 
cessus, welcher dem Ceffionar ohne eine vor erfolgter Ceſſion geleiftete Abfchlager 
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zahlung einzuwenden, ben ganzen Forderungsbetrag zahlte, ift nicht berechtigt, 
das doppelt Gezahlte vom Cedenten zurüdzuforbern. Die zweite Zahlung wäre 
die Zahlung einer Nichtſchuld und würde ein Nüdforberungdrecht nur gegen ven 
Ceſſionar begründen. — Aus dem Titel einer widerrechtlichen Beſchädigung 
wurde nicht geflagt und Tann daher in bießbezügliche Erörterungen nicht einges 
gangen werben. 

Entſch. v. 4. Februar 1875, Nr. 12741 (5619 ©.-U.). Verpfändung 
und Pfändung eines fimulationshalber ausgeftellten unb übergebenen Wechſels 
find unwirkſam ($$. 367, 456, 1396 B. ©.). 

Entſch. v. 9. Jänner 1872, Nr. 9326 (4431 ©.-U.). Sobald ber 
Schuldner den Eeffionar als feinen Gläubiger anerkannt hat, ift er ihm zur 
Zahlung verpflichtet, und kann fi) wegen ber Anfprüche Dritter nicht durch gerichte 
tigen Exlag befreien. Gegen ſolche Anſprüche ift ihm der Eeffionar zur Gewähr- 
leiftung verpflichtet. 

Entſch. dv. 2. November 1870, Nr. 12927 (3985 ©.-U.). Der Res 
curs des Schuldners wider den Executionsbeſcheid, womit ber Fruchtgenuß an 
dem Vmgn. feiner Kinder einem Gläubiger eingeantwortet worden ift, wurde 
abgewiefen, weil durch ben recurrirten Beſcheid die Re. der (min.) Kinder zu 
Solge 8. 1396 3. ©. nicht berührt werben und das Gericht nicht berufen war, 
über den Beſtand oder Nichtbeſtand der einzuantworteten Forderung abzufprehen. 

Entſch. v. 1. Iumi 1870, Nr. 698 (3803 ©.-U.). Laut ftrafgerichtlichen 
Urtheils hat die cedirte Forderung, alfo aud das Pfanbredt für diefelbe nie 
zu R. beſtanden. Nad 88. 1393—1396 B. ©. ift daher dem Eeffionar aus 
der Eeifion diefer Forderung fein R. erwachſen; $. 469 ibid. aber fommt bier 
nicht in Betracht, weil er den Fall einer giltig beftandenen, jedoch getilgten 
Forderung betrifft. — Eine nachträgliche Anerkennung der Richtigkeit der For- 
derung, auf Grund welcher die Berurtheilung des debitor cessus erfolgen fünnte, 
muß beftimmt und ernftlich erklärt fein. 

Entfd. v. 5. November 1868, Nr. 7901 (3148 ©.-U,). Die Aner- 
tennung der Richtigkeit einer Nihtfhulb ift von Wirkung und verpflichtet ben 
Schuldner an ſich zur Zahlung (8. 1396 B. ©.). 

Entf. v. 13. Februar 1866, Nr. 1072 (2389 &.-U.), Wenn der Ce⸗ 
dent, fei e8 mit Wiflen, daß die Forderung nicht mehr zu R. beftehe, ſich ce» 
diren läßt oder hierbei in grober Fahrläſſigkeit den wahren Sachverhalt, obwohl 
er ihm bei einiger Aufmerkſamkeit hätte auffallen müſſen, nicht fannte, fo barf 
er aud auf das Vertrauen in das öffentliche Buch fi nicht berufen und es ent- 
fält daher bie im 8. 469 B. ©. bezüglich des dinglichen Charakters der Pfand⸗ 
forbderung normirte Ausnahme von dem Grundſatze bes $. 1396 ibid. 

Entf. v. 14. Juni 1865, Nr. 4830 (2202 ©.-U.). Es fteht jeder⸗ 
mann frei, fi zu mehr zu verpflichten, als er ſchuldig iſt, und da ber Kläger 
eben nur mit Rüdfiht auf die Schulvanerfennung und das Zahlungsverſprechen 
der Schuldner die Forderung als Ceſſionar übernommen und die Ceſſionsvaluta 
gezahlt Hat, fo kann die von ben Schulpnern wiſſentlich und freimillig anerkannte 
Berpflihtung hinterher nicht Damit angefochten werben, daß fie biefelbe nicht in 
biefem Umfange anzuerkennen gehabt hätten. Eine ſolche Schulvanertennung ift 
keineswegs ein bloßer Verzicht, am alleewenigften ein allgemeiner und unbes 
flimmter Verzicht auf Einwendungen, fondern es haben die Schuldner in ber 
Eeffion eine Verpflichtung, und zwar die beftimmte Verpflichtung übernommen, 
die im Betrag von x fl. anerfannte Solidarfhuld dem Kläger zu zahlen. Dax 
durch find fie vermöge 8. 1396 B. ©. ſchuldig geworden, ihn mit dem vollen 
Betrag und fo, wie fie ſich dem Eeventen verpflichtet hatten, zu befriedigen, wor⸗ 
ans fih, da bie anerkannte Schuld eine Solidarſchuld war, von felbft ergibt, 
daß eine neue Solivarverpflichtung in dem Ceffionsinftrument nicht nöthig war, 
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um den Kläger zu berechtigen, ſich wegen bed ganzen Schulobetrages ſowohl au 
den eines als an den anderen Schuldner zu halten, 

Entſch. v. 23. November 1864, Nr. 8663 (2091 ©.-M.) Im falle der Ceſ⸗ 
fion einer bereits ganz ober theilweife getilgten aber nicht gelöſchten Hypothekar⸗ 
forderung muß zwiſchen der Verbindlichkeit ner Perſonalſchulduer und Hhpothelar- 
ſchuldner unterfhieven werden, auch wenn der Perfonalfhuloner zugleich Hypo— 
thekarſchuldner ift. In letzterer Eigenschaft haftet ex vach $. 469 8. G. für 
die ganze Schuld, jedoch nur wit der Hypothek, in erflerer nach $. 1396 ibid. 
für den aufrecht beftehenden Theil der Forderung, jedoch wit feinem ganzen 
Vmgn. — Als redlicher Uebernehmer muß der Ceſſionar angefehen werden, ſo⸗ 
lange nicht das Gegentheil erwieſen iſt. 

Entſch. v. 19. October 1864, Nr. 7634 (1995 G.⸗U.). Die Bellagte 
widerſpricht die Echtheit ihrer Unterfhrift und ben Empfang des Geldes und 
behauptet, daß fie dieſe Einwendung auch dem Ceffionar des urfprängligen Gläu- 
bigers entgegenjegen könne, allein mit Unrecht, weil nad Hof. v. 29. Auguft 
1868, Nr. 1488 I. ©. S., ihr R. zur Beftreitung diefes ſeit mehr ald 3 Jahren 
im Grundbuche intabulirten Schuldſcheines erloſchen ift, zumal da ver. Kläger erft 
nah Ablauf diefer Berjährungszeit mittelft Ceſſion das Egth. ber eingetragenen 
Forderung im Vertrauen auf das Öffentlihe Buch erworben Bat, und daher fe- 
wohl, mas die Echtheit der Urkunde, als die angeblich nicht empfangene Baluta 
anbetrifft, dem Ceffionar gegenüber jene Grundfäge zur Anwendung kommen 
müffen, worauf die Auorbnung des 8. 1500 8. ©. und der a. 5. Entihl. vom 
14. März 1846 beruht. 

Entſch. v. 21. September 1864, Nr. 5854 (1976 G.-U.). Mit der 
dem Schuldner mitgetheilten Ceſſion erloſch ſowohl R. als Pflicht desſelben zur 
Zahlung an den Cedenten und biefer war zur Klage gegen ben Ceſſus nicht 
mehr legitimirt. Der Beitritt des Eeffionar® zum Proceß ändert nichts an ber 
Sade, denn der Schulpner hatte fi nur gegen ven, ber ihn befangte, nicht 
gegen den Ceffionar, zu vertbeivigen, welchem gegenüber ihm möglicher Weife 
befondere Einwendungen zu Gebote geflanden wären. Jedenfalls mußte der 
Richter fein Erkenntniß auf den Anfprud des wirklichen Klägers, d. i. des Ee- 
denten, befhränfen und durfte es nicht anf das Intereſſe des Ceſſionars aus» 
behnen, welcher fi ungehörigerweife in ben Proceß eingemengt und keinen, viel 
weniger einen proceßorbnungsmäßigen Rlagantrag gegen den Ceſſus geftellt hat. 
Ueber in ter Schlußrede vom Kläger erfolgte Anführung obigen Sadverhaltes 
war baher fein Rlagebegehren abzumeifen. 

Entf. v. 12. Jänner 1864, Nr. 197 (1851 ©.-U.). Sobald die bes 
klagte Verwaltung von der vem Kläger bewilligten Anweifung auf vie Taggelver 
feines bei ihr angeftellten Schuldners in gehöriger Weife verftändigt worden war, 
hatte fie die Verpflichtung, dafür, daß die Anmweifung zu voller Wirkfamfeit ge- 
lange, in der Art Sorge zu tragen, daß fie entweber den Betrag der Forderung 

‚des Klägers von den Taggeldern des Erecuten zurüdbehielt ober ben Leteren 
zur Hingabe besfelben an den Kläger anhielt. Sie kann ſich nit darauf bes 
rufen, daß der Schuldner nad ihren Einrichtungen berechtigt fei, feinen Lohn fi 
ſelbſt in Abzug zu bringen. 

Entſch. v. 3. September 1863, Nr. 5427 (1782 G.⸗U.). Aehol. ber 
Entſch. Nr. 8663 ax 1864. 

Entf. v. 7. September 1859, Rr. 10068 (857 G.⸗U.). .... Ob 
der Ceſſus den redlichen Uebernehmer einer Forderung, gegen tem ex fie für 
richtig erfannte und welden er zu Folge $. 1896 B. ©. als feinen Glaͤubiger 
— ohne alle Einwendungen gegen den bisherigen Jahaber ber Forderuug — 
befriedigen muß, nod) eine Forderung, die er zur Beit Dex Gefflon an den Ger 
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denten hatte, unb welche damals ſchon fällig war, von der er demnach wußte, 
daß er mit felber zur Verfallszeit der cebirten Forderung compenfiren lönne, in 
Gegenrechnung bringen bürfe, ift leineswegs fo zweifelhaft, um deßhalb die Com- 
penfation zweier Forderungen, die beide richtig, gleihartig und zu ber Zeit, wo 
die eine gefordert wird, aud fällig find, unzuläfftg zu erflären. Andernfalls 
aber ſtünde es im ber Madıt eine® Gläubiger, dem Schuloner die Compen⸗ 
fation ſtets dadurch zu vereiteln, baß er feine Forderung vor der Verfallgzeit 
einem Dritten abtritt, welder dann, weil zur Zeit der Ceſſion viefelbe noch nicht 
verfallen war, auch fpäter zur Verfallszeit die Compenfation nicht einwenben 
Könnte [?]. 

Entfd. v. 15. September 1858, Rr. 10255 (618 ©.-U.). Der 8. 469 
8. ©. beftimmt, daß zur Aufhebung der Hypothek bie Tilgung der Schuld allein 
nicht hinreiche, fondern das Hhpothefargut folange verhaftet bleibe, bis die Schuld- 
urkunde aus den öffentlichen Büchern gelöſcht ift; hieraus folgt, daß, wenn ein 
Dritter im Bertrauen auf die öffentlihen Bücher eine Superintabulation oder 
Superpränotation auf ber noch haftenden Hypothek erwirkt, er hierdurch das Pfand- 
recht wirklich erworben habe. Dieß gilt auch von dem Ceffionar, wenn er eine 
war berichtigte, aber aus dem Öffentlichen Buche nod nicht gelöſchte Forderung 
redlicher Weile an fi bringt. Diefem ftebt nicht entgegen, daß $. 1394 ibid. 
ausſpricht, es feien die Re. des Ueberträgers und des Uebernehmers diefelben; 
denn fowoßl durch dieſen Paragraph als durch die nachfolgenden 88. 1395 u. 
1396 ibid. find lediglich die perfünlihen Re. und Verbindlichkeiten des Cedenten, 
Ceffionass und Ceſſus beftimmt, während die dinglihen Re., welche für viefe 
Perſonen aus der Hypothek entflehen, nur nad dem Hauptftüd von dem Pfand- 
rechte beurtheift werben dürfen. 

Entf. v. 14. September 1858, Nr. 8464 (614 ©.-U.; P. ©. 1150). 
Wenn der Schuldner die Forderung in der Ceffion auedrücklich als beftehend an- 
erlannt bat und über bie Redlichkeit des Ceſſionars bei Nebernahme der Forderung 
gegrünpete Zweifel nicht beftehen, Tann der Schuldner der Klage auf Zahlung nicht 
bie Einwendung entgegenfegen, daß laut Strafurtheil jene Forderung fingirt ge- 
weien ift (88. 442, 1351 u. 1396 ®. ©.). 

Entſch. v. ? 7? (P. ©. 1151; Themis, neue Folge, Hft. 1). Im Falle 
ber erecntiven Beräußerung einer Tabularforberung Tann ber Schuloner auch 
Einwendungen wegen an den bisherigen Gläubiger erfolgter Abfhlagszahluugen 
wider den Erſteher anbringen [?]. 


Haftung des Gedenten. 


. 1897 — . 989, 946; 988 u. ff., 989, 1447; 1416; 1422 B. @.; Art, 299 9. G.; 4. 317, 816 
2 —— 16, io get, dor, 408 hal 6. 59 EPENU NEN 
8. 1309, Wer eine Forderung ohne Entgelt abtritt, alfo verſchenkt, haftet nicht weiter für 
dieſelbe. Kommt aber die Abtretung auf eine entgeltlihe Art zu Stande; fo haftet der 
Ueberträger dem Uebernehmer ſowohl für die Richtigkeit, als für die Einbringlichkeit der 
Forderung, jedoch nie für mehr, als er von dem Webernehmer erhalten hat. 


Entf. v. 21. November 1878, Nr. 2480 (Adv. Ztg. 1879, Nr. 15). 
Auf die Eeffion einer Wechſelforderung ift, wenn fie beiverfeits ein Handels⸗ 
gefhäft war, 8. 1397 B. ©. nicht anwendbar, weil auf felbe überhaupt nur bie 
Borfhriften des H. G. Anwendung finden [Art. 299 ibid.]. 

Entſch. v. 24. September 1878, Ar. 5153 (Adv. Big. 1879, Nr. 22)- 
Durd die Annahme der Caſſenſcheine flatt baren Geldes feitend des Klägers if 
zwifhen dieſem und dem Gellagten ein entgeltlihes Gefhäft im Sinne des 
$. 1514 8. ©. zu Stande gelommen, weldes fi als ein Eeffiond- eder Affig- 
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nationsgefhäft darſtellt, indem vie Caffenfcheine der Gefellihaft Z nicht ale 
Papiergeld, fondern nur als Urkunden über eine dem Geflagten an dieſe Gefell- 
ſchaft zuftehende Darlehensforderung betrachtet werben Können, und ber Geklagte 
durch die Ueberſendung dieſer Caſſenſcheine an den Kläger eben nur feine eigene 
daraus bervorgehende Forderung entgeltlih auf den Kläger übertragen hat. Es 
bat daher Geklagter, da eine rechtsbeſtändige, unzweifelhafte Erklärung bes Klä- 
gers, die Geſellſchaft Z als Alleinzahlerin anzunehmen, nicht vorliegt, bem Kläger 
nah 88. 1397 u. 1406 ibid. für die Richtigkeit und Einbringlichkeit ber 
übertragenen Forderung in jenem Betrage zu haften, in weldem ber Geklagte 
fie auf feine Schuld an den Kläger in Anfrehnung gebracht hat, 

Entfd. v. 25. Juni 1878, Nr. 6080 (G. Ztg. 1879, Nr. 95). Die 
Escomptirung einer faufmännifhen Unweifung ift weder eine Ajfignation, noch 
eine Eeffion; die Haftung im Falle der Nicpteinlöfung der Anweifung baher, ob- 
gleih das H. ©. und die Handelsgebräuche barüber nichts beftimmen, nicht nach 
88. 1397—1399 B. ©. zu beurtheilen, fendern nach den Grunbfägen der Ge- 
währleiftung. Der Einlöfer der Anweiſung ift, da dieſelbe nicht acceptirt, noch 
bonorirt wurde, fohin nah $8. 922—932 ibid. berechtigt, die Aufhebung bes 
Big. zu begehren. 

Entfd. v. 9. Juni 1876, Nr. 2401 (6175 G.-U.). Es ift nicht richtig, 
dag die Wirkfamfeit der 88. 317 u. 319 a. G. O. durch bie in den 88. 1395 
bis 1399 8. ©. enthaltenen Beftimmungen über die entgeltlihe Ceffion aufs 
gehoben wurde. Der Erecutionsführer ift, foweit er durch eine ihm eingeant- 
wortete Forderung des Schuldners nit Befriedigung findet, jederzeit berechtigt, 
auf fonftiges Vmgn. desſelben zu greifen. 

Entf. v. 10. Februar 1876, Nr. 12806 (6028 ©.-U.). Aus ber 
Schenkung „des Reſtes einer Forberung per 1000 fl.“ auf den Todesfall find 
bie Erben des Gefchentnehmers nur berechtigt, die unentgeltliche Ueberlaſſung ver 
gefchentten Suche von den Erben des Schenkers zu verlangen (8$. 705, 900 
u. 918 8. ©.), fowie der Geſchenkgeber andererſeits nad $. 1413 ibid. nicht 
verhalten ift, etwas anderes zu leiften. Die Forderung wurde durch den Ge— 
ſchenlgeber nach dem Tode des Beſchenkten eincaffirt, es if fohin am Todestage 
des Geſchenkgebers die Erfüllung des Vtgs., d. i. die Zahlung nad $. 1414 
ibid. unmöglid) geworben und Tann deſſen Erbe ſchon aus dem Grunde nicht 
verpflichtet werben, etwad anderes an Zahlungsftatt zu geben (im Sinne ber 
Klage die der Forderung gleihlommende BVarſumme zu bezahlen), weil in biefem 
Falle die Natur des urfprünglien Btgs. als eines umentgeltlihen Geſchäftes 
geändert würde und dieſe Bezahlung nad dem Schlußfage des 8. 1414 ibid. 
als entgeltlihes Gefchäft zu betrachten wäre, Hierzu kommt, daß ber Umfang 
ber Berbindlicleit des Geſchenkgebers durch den Auffhub ber Wirkung der 
Schenkung nit zu feinem, resp. feines Rechtsnachfolgers Nachtheil erweitert 
werben Tann, da ber Geſchenkgeber, wenn er bie Forderung inter vivos nicht 
erſt auf den Todesfall abgetreten hätte, nad $. 1397 ibid. weder für deren 
Richtigkeit noch Eindringlichfeit gehaftet hätte. Endlich würde dem Klagebegehren, 
felbft wenn dasſelbe aus dem Titel des Schavenerfages im Sinne der 88. 1293 
u. 1295 ibid. abgeleitet wäre, ber $. 1447 ibid. entgegenftehen, de nicht zu 
entnehmen ift, daß die Zahlung der Forberung begehrt ober vom Schuldner ans 
geboten wurde: es läßt ſich daher nicht behaupten, daß die Forberung aus Ber 
ſchulden des Geſchenkgebers dem Verkehre entzogen, resp. die Erfüllung ber Ber- 
bindlichkeit durch fein Verſchulden unmöglich gemacht wurde, und iſt fomit eine 
Verbindlichkeit des Erben des Geſchenkgebers, nach dem Untergange der geſchenk- 
ten Sache ven Werth derſelben zu vergüten, auch nicht in den 88. 1396 u. 
1447 ibid. begründet (Schlußfolgerung]. —* 
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Entſch. v. 27. Yuli 1875, Nr. 5468 (5808 ©.-U.). Das Wefen und 
die Giltigleit der Ceſſion find von der Zahlung einer Ceſſionsvaluta völlig un- 
abhängig, indem die Ceffion nad 8. 1397 B. ©. entgeltlih, wie auch unent- 
geltlih zu Stande kommen kann, und die Wirkungen der Eeffion dem übernom- 
menen Schuldner gegenüber biefelben find, die Ceſſion mag ganz unentgeltlich, 
oder gegen (Entgelt zu Stande kommen. Aus diefem Grunde, und weil felbft 
bei der entgeltlihen Ceſſion das Entgelt eben nicht immer in Zahlung einer 
Summe Geldes beftchen muß, aud für die Zahlung ein fpäterer Zeitpunft ver- 
einbart worden fein fan, ift der Umſtand, daß die Baluta nicht gezahlt worben 
fei, nicht hinreichend, um ein Scheingefhäft anzunehmen, alfo für die Entſcheidung 
jedenfalls gleichgiltig. . 

Entjd.v. 26. März 1874, Nr. 2684 (5313 ©.-U.). Ein zur Begleihung 
eines Saldo's übergebener Caſſenſchein kann nicht als Papiergeld, fondern nur als 
die Urkunde über eine dem Beklagten gegen die Bank zuftehende Darlchensforverung 
betrachtet werben und Bellagter hat mit der Uebergabe desfelben an ven Kläger 
demfelben nur dieſe Forderung (entgeltlih) cedirt. Ex haftet daher dem Kläger 
für die Richtigkeit und Einbringligfeit und zwar bis zum vollen Betrage von 
x fl, weil der Saldo auf dieſen Betrag fi belief (8$. 1397 u. 1408 
B. ©.) Mlein auch als Hingabe an Zahlungsftatt angefehen, würde das 
Geſchäft dieſelbe Folge haben, weil die datio in solutum ein entgeltliher Big. 
it (8. 1414 idid.), in welchem Bellagter ald Geber die Gewährleiſtung 
übernommen hätte. 

Entf. v. 16. April 1872, Nr. 3623 (4574 G.-U.). Indem Bellagter 
dem Kläger zur Vegleihung des eingeflagten und eines weiteren Guthabens zwei 
Forderungen von x fl. und y fl. abgetreten und Kläger diefelben an Zahlungs- 
ftatt angenommen hat, fo ift zwilhen Beiden in Anſehung ber flreitigen For⸗ 
derung ein Neuerungdvertrag zu Stande gelommen, vermöge deſſen nad $. 1377 
B. ©. die frühere Berbindligteit des Beklagten aufgehört hat. Aus dem Cef- 
ſiousgeſchaft aber entftand für Legteren nad $. 1397 ibid, nur die Verbindlich 
keit der Haftung für die Richtigkeit und Einbringlichkeit der cedirten Forderungen, 
und dem Kläger ſteht keineswegs dad R. zu, vom Neuerungsvertrage abgehend, 
feine wefprüngliche, durch denfelben erlofhene Forderung geltend zu machen. 

Entſch. v. 23. November 1871, Nr. 11681 (4336 ©.-U.). Kläger, 
weldhem eine Forderung cedirt wurde, worauf über Einfchreiten des Rechts⸗ 
feeundes des Ceventen das Pfandrecht für die Forderung, ob der Realität des 
Cefins zu Gunften des Cedenten vorgemerkt wurbe, fo daß ein Gläubiger des 
Cedenten die Erecution darauf führte und die Forberung in einem die Ceffions- 
valuta Überfteigenden Betrag veräußert wurde, hat Anfpruh auf Rüderfag 
ber Ceffionsvalute vom Cedenten, welder damit die Eeffionsvaluta zweimal er- 
hält. Allerdings haftet der Cedent nicht, wenn die urſprünglich einbringliche 
Forderung fpäter durd ein Berfehen des Ceſſionars uneinbringlich geworben ift 
(8. 1398 8. ©.); allein die zur Zeit der Abtretung aus dem Vmgn. des Ceſſus 
einbringliche Forderung wurde niemals uneinbringlid, vielmehr aus deſſen Vmgn. 
in ver That hereingebradht und fogar zum Vortheil des Cedenten realifirt. Ein 
Berfäumniß des Ceſſionars in der Hereinbringung ber cebirten Forderung liegt 
nicht vor, indem dieſelbe durch das vermeintlihe Verſäumniß des Ceffionars nicht 
uneinbringlich wurde, vielmehr trog folhem Berfäumnifie vom Schuldner herein 
gebracht werden konnte und aud wirklich hereingebradt wurde, und wenn fie 
dennoch für den Kläger uneinbringlich geworben ift, dad Verſchulden nur ben 
Beklagten trifft, der es darauf ankommen ließ, daß bie an ſich noch einbringliche 
Forderung auf dem Wege ber gegen ihn erwirkten Berfteigerung für den Kläger 
verloren ging. 

Entſch. v. 6. Auguſt 1870, Nr. 77 (3843 G.⸗U.). Die Haftung des 
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Eeventen ift von der Bürgſchaft weſentlich verſchieden. Die Bürgſchaft beruht 

‚auf einer felbfiftändigen Vertragsverpflihtung, bie Haftung des Cedenten auf dem 
gefeglihen Orundfage, daß niemand fih mit vem Schaden eines Anderen be⸗ 
reihern dürfe ($. 1397 B. ©.), daß der Veräußerer für die Befchaffenheit der 
Hintangegebenen Sache verantwortlicy fei, fie fällt daher unter die Kategorie der 
Gewährleiſtungsverbindlichkeit. Die Bedingungen ver entgegenftehenden Re. find 
efientiell verſchieden, wie fih aus der Vergleichung der 88. 1365 ff. u. 1397 ff. 
ibid. ergibt. Die Erlöfhung diefer Re. ift nicht minder an weſentlich abweichende 
Borausfegungen gefnüpft (88. 1363 ff. u. 1398 ff. ibid.), insbeſonders vie Big. 
(88. 1479, 923 u. 1489 ibid.). — Die Annahme des Klägers, daß die Aufe 
nahme der Beftimmung, der Gellagte Hafte für die Richtigkeit und Einbringlich« 
keit der Forderung, die Beſchränkungen der 8$. 1398 ff. ibid. Hinwegfallen mache, 
ift daher infofern beveutungslos, als es ſich nicht um eine bejchränfte oder unbe» 
ſchränkte Haftung aus dem Titel ver Ceſſion, ſondern um den Titel der Bürg⸗ 
ſchaft handelt [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 1. März 1870, Nr. 14038 (3728 G.-U.). Der Vorbehalt, 
für eine an Zahlungsftatt gegebene Forderung nicht haften zu wollen, exheifcht 
eine ausbrüdlihe Erklärung, zumal er eine Ausnahme von der Anordnung bes 
8. 1397 B. ©. bildet. 

Entfd. v. 23. November 1869, Nr. 12641 (Sch. I. Die Haftung 
des Cebenten gegenüber dem Ceffionar tritt nicht fofort ein, wenn die abgetretene 
Forderung nicht fällig if; — ſondern e8 liegt dem Ceſſionar auch ob, zu er- 
weifen, daß diefelbe nicht richtig oder nicht einbringlicy fei. 

Entf. v. 4. Mai 1869, Nr. 4701 (3401 ©.-U.). Die Uneinbringlidy- 
feit einer Forderung kann daraus, daß fie beim executiven Verkaufe der inzwifchen 
in dritte Hände übergangenen Pfandſache nicht vollftändig zum Zuge gelommen 
ift, mit Verläßlichleit nicht entnommen werben. 

Entſch. v. 23. Februar 1869, Nr. 2037 (3309 ©.-U.). Die Ein- 
bringlicpkeit der Forderung im Sinne des $. 1397 B. ©. bezieht fi auf den 
Zeitpuntt der Eeffion und nicht auf irgend einen beliebigen künftigen Zeitraum; 
der Cevent haftet daher dem Ceſſionar nur dafür, daß die abgetretene Forderung 
zur Zeit der Ceffion einbringlih war. 

Entſch. v. 7. September 1864, Nr. 5623 (1968 ©.-U.). Durch die 
Eeffion einer Forderung „nebft allen erworbenen R.en“ ift aud der Regrek- 
anfprud gegen den früheren Cedenten aus deſſen freiwillig übernommener Haf- 
tung für die Volleinbringlichkeit derfelben übertragen. — Im Falle einer frei- 
willig übernommenen Haftung für die Einbringlichkeit kommt es nicht weiter 
darauf an, wie groß die Ceffionsvaluta war, und ob ber Eeffionar ſich vurd die 
Einfiht des Grundbuches über die Einbringlickeit belehren konnte. Diefe Um- 
fände find nur im alle der bloß gefeglihen Haftung (8. 1397 B. ©.) ent« 
ſcheidend. 

Entſch. v. 4. März 1863, Nr. 1211 (1668 ©..U.). Die Haftung des 
Cedenten für die Nichtigkeit und Einbringlichkeit der cedirten Forderung -ift von 
der Gewährleiftungspfliht des $. 922 B. ©. verſchieden, und es gilt daher für 
fie nur die „gewöhnliche ordentliche Verjährungszeit“. 

ntſch. v. 6. November 1861, Nr. 6842 (1413 ©.-U.). Da ber ge- 
Hagte Verfäufer des mit Giro in bianco verfehenen, aber falſchen Wechſels anf 
dem Wechſel nicht erfcheint, kann eine wechſelrechtliche Verpflichtung desſelben 
nicht vermuthet werden. Es fann indeß nicht eingewendet werden, daß der Be- 
Hagte nach 88. 1392 u. 1397 8. ©. deßhalb ſchon abfolvirt werden müſſe, weil 
die Wedfelforderung in der Concursmaſſe des einzigen wirklichen Wedfelver- 
pflichteten liquidirt und deren Uneinbringlichkeit aus dieſer Maſſe niht nachge⸗ 
wiefen ſei; denn er haftet auch nach F. 922 ibid. dafür, daß ber Wechſel die 
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gewöhnlich dabei vorausgeſetzten Eigenfhaften habe, und aljo insbefondere, daß 
die daranf befindlichen Unterfchriften echt jeien. Das Begehren um Aufhebung des 
Vtgs. ift demnach in $. 932 ibid. begründet. 

Entſch. v. 27. September 1859, Nr. 6612 (Tribüne 1861, Nr. 21). 
Der Egthr. einer Forderung, welcher viefelbe nad Verfall auf entgeltlihe Art 
einem Dritten cebirt, haftet dem Uebernehmer für deren Einbringlichkeit infofern, 
als er (Cedent) nicht beweift, daß dieſe Forderung zur Zeit der Abtretung ein« 
bringlich gewefen, und nur durch ein Verfehen des Uebernehmers uneinbringlic) 
geworben ift. 

Entſch. v. 19. Mai 1859, Nr. 4285 (797 ©.-U.). Die Beftimmungen 
bes 8. 1397 B. ©. find auf wechſelrechtliche Giroverhältniffe nicht anwendbar. 

Entſch. v. 17. Mai 1859, Nr. 4323 (793 ©-U.; P. ©. 387), Wenn 
zwei Perfonen fi gegenfeitig Forderungen an Dritte cediven und dieſe For- 
derungen ſich als uneinbringlid barftellen, fo kann nicht der Eine von dem An- 
deren die Zahlung der cebirten Forderung, fondern nur die Nüdftellung ver be 
züglihen Documente verlangen mit Vorbehalt der Vergütung des ihm dur bie 
Schuld des Anderen erweislich entflandenen Schadens. 

Entfd. v. 16. Februar 1858, Nr. 8 (510 ©.-U). Wenn in ber 
Ceſſionsurkunde die Beftimmung enthalten iſt, daß der Cedent dem Eeffionar für 
die Einbringlickeit ver ganzen abgetretenen Forderung haftet, fo ift er felbft 
dann zur Zahlung des ganzen Betrages ver abgetretenen Yorberung verpflichtet, 
wenn die Ceffionsvaluta geringer war und die Realität wegen Mangel an Käu- 
fern weit unter dem Schäßungswerthe veräußert wurde. 

Entf‘. v. 29. Juli 1857, Nr. 7012 (421 ©.-U.). Die auf die 88. 1052 
u. 1062 B. ©. geftügte exceptio non ad impleti contractus fteht dem ver⸗ 
tragfchließenden Theile auch gegen ven Cefflonar des anderen Contrahenten zu 
(88. 1395 u. 1396 ibid.); $. 1443 ibid. ift auf diefen Fall nicht anwendbar. 
Die fraglihe Berechtigung fließt aus der Natur der gegenfeitigen Btge., und ift 
keineswegs ber $. 919 ibid. im Wege, weil ja nicht die Aufhebung des Vtgs., 
fondern eben die in demſelben der Zeitfolge nach beftimmte Erfüllung feiner Be- 
ſtimmungen vom Geflagten gefordert, resp. eingewendet wird. Klägers Affert, 
baß er Fein R. habe, feine Ceſſionsvaluta von dem Cedenten zurüd- 
zuforderu, und daher feine im Vertrauen auf die Öffentlihen Bücher 


— erworbene Forderung zu verlieren, Gefahr laufe, kann, ab« 
gefehen von der durch das ©. geregelten Haftung des Cedenten 
(8. 1397 ibid.)..... die Re. des Ceſſus nit berühren. 


Entſch. v. 24. März 1857, Nr. 2160 (320 ©.-U.; P. ©. 1152). 
Die dreijährige Big. des $. 1397 B. ©. beginnt von der Zeit, zu welder dem 
Ceſſionar die Fruchtloſigkeit feiner erecutiven Schritte gegem den Ceſſus ämtlich 
befannt gemacht worben ift. 

Entf. v. 21. October 1856, Nr. 10351 (231 ©.-U.). Die Präno- 
tation eventueller Regreßanfprüche des Eeffionars gegen den Cedenien ift unzuläffig. 

Entſch. v. 15. April 1856, Nr. 3050 (189 ©.-U.; P. ©. 1153). Der 
event haftet auch in dem alle der Uneinbringlicleit der cebirten Forderung, 
wenngleih die Ceſſionsvaluta nur in einer Forderung befteht. 

Entſch. v. 28. Auguft 1855, Nr. 7775 (127 G.⸗U.). Es wird nicht 
behauptet, daß der Kläger, indem er dem gellagten Advocaten die Expenfen zur 
Entlaffung feines Correfpondenten in Genua zahlte, irgend einen Vorteil da- 
gegen erlangt habe; man muß alfo annehmen, daß er duch diefe Zahlung bloß 
dem Gellagten, welher damals fein Vertreter war, eine Gefälligfeit, und gleich- 
zeitig feinem Correfpondenten, dem wirklihen Schuldner, eine Ehre erweifen 
wollte. Es ift alfo Mar, daß der Kläger ein unentgeltlihes Geſchäft einging, 
und man muß daher nad $. 915 B. ©. annehmen, daß er dabei bie Abficht 
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hatte, lieber die geringere, als die größere Laft auf fi zu nehmen. "Wenn 
nun aber nad) der im 8.1397 ibid. aufgeftellten Regel felbft bei der 
entgeltlihen Eeffion einer Forderung der Eedent für den Beſtand und 
die Einbringlifeit der Forderung haftet, fo muß dieß umfomehr in 
dem erwähnten Falle gelten, wo in Ermanglung irgend eines Be— 
weifes des Gegentheils anzunehmen ift, daß Kläger dem Bellagten 
feine Erpensnote nur mit dem Vorbehalte beglihen habe, dag ihm 
der entjprehende Betrag, wenn er ihn von dem wirkliden Schuldner 
nicht erlangen könne, von ihm felbft zurüderfegt werden würde. 

Entſch. v. 12. April 1854, Nr. 3215 (19 ©-U.; P. ©. 1156). Die 
Borfchrift des 8.1397 8. ©. enthält zwar feine abiolute, dad Rechtsverhältniß 
der Parteien unter allen Umftänven, alfo aud gegen ihren Willen normirenve 
Regel; fie muß aber folange angewendet werben; als der entgegenftchende Wille 
der Parteien nit ausdrücklich erklärt wurde, oder fih aus ſchlüſſigen Bande 
lungen derfelben ergibt. Wenn aud in einer Ceſſionsurkunde nur von der Haf- 
tung des Eeventen für die Richtigkeit der abgetretenen Forderung die Rede ift, 
fo haftet Letzterer doch aud für die Einbringlichkeit diefer Forderung, wofern 
diefe Haftungspflicht in der Urkunde nicht ausprüdlid, erlaſſen wurde, 


GC. 1898 — vgl. 68. 448, 928; 1811 ®. G.) 
3. 1898. Inſofern ber ebernehmer über die Einbringlichkeit der Forderung aus den äffent- 
lichen Pfandbüchern fi belehren konnte, gebührt ihm in Rüdficht der Uneinbringlichkeit Leine 
Entfhädigung. Auch für eine zur Zeit der Abtretung einbringlihe, und durd einen bloßen 
Zufall oder duch Verfehen des Webernehmers uneinbringlic gewordene Forberung haftet der 
Ueberträger nicht. 
Siehe auch die Entsch.en bei $. 1897. 

Entſch. v. 9. Juni 1876, Nr. 2401 (6175 G.U) Die Wirkſamleit 
ber 88. 317—319 a. ©. O. ift durch 88. 1395— 1399 B. ©. nicht aufge 
hoben worben [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 2. Mai 1876, Nr. 12583 (6123 ©.-U.) Die Zahlung 
mittelft mit dem Giro des Ueberträgers verfehenen Cafſeſcheines ift ein Ceſflons- 
geihäft, wobei der Gellagte, welder die Eaflejheine der Wiener Wechslerbanl 
an die klägeriſche Bank girirte, nah 8. 1397 B. ©. für die Richtigkeit und 
Einbringlicykeit der übertragenen Forderung haftet. Bon biefer Haftung ift ber 
Cedent nur dann befreit, wenn einer der in den 88. 1398 u. 1399 ibid. an- 
geführten Umftände eingetreten if. Daß aber ein folder vorhanden fei, hat der 
Geklagte, den dießfalls als Afjerenten der Beweis obliegt, uiht erwiefen. Der 
im $. 1398 (2. Sag) ibid. vorgefehene Fall ift nicht vorhanden. Es iſt nidt 
richtig, daß der bezügliche Caſſeſchein der Wiener Wechslerbank am 31. März 
1873, dem Tage der Abtretung, einbringlich war; derfelbe lautet auf breimonat- 
lihe Kündigung, war zur Zeit der Abtretung nicht gelündet, daher nicht fällig, 
mithin zu biefer Zeit nicht einbringli, wobei der Umftand, daß die klagende 
Bank den Eafjefhein an einen Dritten vielleicht hätte begeben können, umfo- 
weniger zu beachten ift, als ja dann die Bank dem Dritten für die Richtigkeit 
und Einbringlichleit zu haften hätte, und fie felbft wieder an dem Gellagten 
Negreß zu nehmen berechtigt geblieben wäre. Bei der Auffündigung des Kaffe 
ſcheines hat die klagende Bank fein Berfehen begangen, va der Caſſeſchein fchon 
am 2. April 1873 zur Rüdzahlung für den 2. Yuli gekündigt wurde. Aber 
aud darin, daß erft am 7. Juli der Caſſeſchein zur Zahlung präfentirt und die 
Zuhlung von der Wechslerbank wegen Zahlungseinftelung nicht geleiftet wurde, 
kann ein Berfehen ver klagenden Partei nicht gefunden werben; dieß würde nur 
denn der Fall fein, wenn nachgemiefen wäre, daß die Wiener Wechslerbank noch 
am 2., 3. und 4. Juli 1873 ihre Caflefheine voll eingelöft hat, welder Beweis 
nad $. 104 a. ©. D. dem Gellagten oblag, weil er eben ein Verſehen der 
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Klägerin behauptet, und nad) $. 1296 B. ©. vermuthet wird‘ daß ein Schaden 
ohne Berfhulden eines Anderen entftand. 

Entſch. v. 29. Mai -1874, Nr. 4370 (5377 G.U.). Das 2. ©. ſchützt 
das Vertrauen in die Öffentlichen Bücher (8. 1398 u. a.); aber durch die bloße 
Einverleibung in ‚das Öffentlihe Buch an fih ift eine Forderung noch nicht un= 
beftreitbar geworben und 8. 469 ibid. insbefondere findet auf den Yal nicht 
Anwendung, wenn die, wiewohl bona fide erworbene Forderung von Anfang an 
nit zu R. beſtand. 

Entſch. v. 23. November 1871, Nr. 11681 (4336 ©.-U.). Kläger, 
welchem eine Forderung cedirt wurbe, worauf über Einſchreiten des Rechtsfreundes 
des Eedenten das Pfandrecht für die Forderung ob der Realität des Cefius zu 
Gunſten des Cedenten erwirft worben ift, bat, da ein Dritter die Execution 
barauf führte und bie Forderung in einem bie effionevaluta überfteigenden Be⸗ 
trage veräußert wurde, Anfprud auf Rüderfag der Ceſſionsvaluta vom Ceventen. 
Ein Berfäumnig des Magenden Ceſſionars in der Hereinbringung ber cebirten 
Forderung liegt nicht vor, indem diefelbe durch das vermeintlihe Verſäumniß des 
Ceſſionars nit uneinbringlih wurde, vielmehr trog ſolchem Verſäumniſſe vom 
Schuldner hereingebracht werden konnte und auch wirklich hereingebradgt wurde, - 
und wenn fie dennoch für ven Kläger uneinbringlich geworven ift, das Verſchul⸗ 
den nur den Beklagten trifft, der es darauf ankommen ließ, daß die an fi 
noch einbringlihe Forderung auf dem Wege ber gegen ihn erwirkten Berfteigerung 
für den Kläger verloren ging. 

Entſch. v. 11. Jänner 1871, Nr. 15939 (4012 ©.-U.). Die 88. 443, 
444, 454, 468, 526, 928, 1070, 1120, 1142; 1398, 1446, 1467, 1469 
und andere Stellen des B. ©. ziehen je für befendere Verhältniſſe Confequenzen 
aus dem Orundfag der Publicität ver Öffentlihen Bücher. 

Entfd. v. 23. Februar 1869, Nr. 2037 (3309 ©.-U.)., Daß eine 
vor 5 Jahren um 3300 fl. verkaufte Realität gegenwärtig im Erecutionswege 
um 2400 fl. erftanden, wurbe, ift ein Zufall, melden ver Cedent der darauf 
pfandrechtlich fihergeftellten Forderung nach $. 1398 B. ©. nicht verantwortet. 
Da der Eeffionar, uachdem ihm gefagt worden war, es haften 2600 oder 2800 fl. 
auf der Realität, dennoch den Grundbuchsſtand einzufehen unterließ, machte -er 
ſich übrigens nach 8. 443 ibid. einer Nachläſſigkeit ſchuldig, wodurch er nad 
8. 1398 cit. den Entfhädigungsanfprud verloren hat. Der Anfpruh auf Er- 
fag des bei der Vertheilung nicht zum Zuge gelangten Theiles ver vom Ceſſus 
wneinbringlihen Forderung wider den Cedenten ift daher unbegründet. 

Entfd. v. 28. März 1866, Nr. 2469 (2431 ©.-U.). Der Geflagte 
bat laut der Ceſſionsurkunde ausprädlih erklärt, für die Nichtigkeit und Ein- 
bringlichkeit der cedirten Forderung volle Gewähr zu leiften, nnd da er bieß 
that, obwohl beiden Theilen der Laftenftand der verpfändeten Realität befannt 
war, Tann er bie, bezüglich des bloß aus dem ©. hergeleiteten Regreßrechtes des 
Eeffionard gegebene Vorſchrift des $. 1398 B. ©. für ſich nicht geltend machen. 
— Ebenfowenig fann die Einwendung, daß das Regreßrecht des Kläger gemäß 
8. 933 ibid. verjährt fei, berüdfihtigt werben, weil — abgefehen davon, ob 
überhaupt die ſechsmonatliche Berjährungszeit plaggreifen könne — felbft wenn dieß 
der Fall wäre, diefelbe doch gemäß $. 1478 cit. erft von bem Zeitpunfte an zu 
laufen beginnt, von weldhem an das R., um das es ſich handelt, an ſich hätte 
ausgeübt werben können, bier alfo erſt von der Zeit der Rechtskräftigwerdung 
der Meiftbotvertheilung über die verpfändete Realität. 

Entſch. v. 7. September 1864, Nr. 5623 (1968 G.U.). Die Ein- 
wendung, daß die Verbindlichkeit des Cedenten als Gemwährleiftungs- 
pflibt nad 88. 922 u. 933 B. ©. durch Big... . erloſchen fei, ver- 
dient feine Beachtung, weil das Regreßrecht bes Ceffionars nicht auf 
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die Gemwährleiftung gegründet, fondern nah dem Wortlante bes 
$. 1398 ibid. eine Entfhäpigungsforderung if, deren Big. nad 
8. 1349 ibid. erft mit dem Belanntwerden des Schadens für den 
Beſchädigten beginnt. 

Entfd. v. 4. März 1863, Nr. 1211 (1668 G.-U.). Der Anfprad 
auf Zurüdgabe ver Ceffionsvaluta wegen Uneinbringlichkeit der cedirten Forderung 
unterliegt nicht der ſechsmonatlichen Big. des $. 933 B. ©. ($. 1397 ibid.). 
Daß bei abgetretenen Forderungen die Vorfchriften über die Gemwährleiftung nicht 
maßgebend find, zeigt auch die Anventung im $. 1398 ibid., daß unter gemifien 
Umftänden dem Ceffionar keine Entſchädigung gebühre, wornach alfo hier ven 
einem R. auf Entihädigung die Rede ift, für defien Verjährungszeit ein anderer 
Maßſtab ($. 1489 ibid.) gilt. 

Entſch. v. 16. Februar 1858, Nr. 8 (510 GM). Da $. 139 
B. ©. von dem $. 1397 ibid. bei Tabularforderungen die Ausnahme malt, 
daß dem Uebernehmer in Rüdfiht auf die Uneinbringlichkeit feine Entfchäbigum 
gebühre, wenn er fi über die Einbringlichfeit der Forderung aus den öffent 
lihen Büchern belehren konnte, fo muß, da nach $. 914 ibid. Verträge fo auf 
zulegen find, daß fie von Wirkung feien, angenommen werden, dag fih de 
Kläger mit ber nad $. 1397 cit. fonft ganz überflüffigen Stipulation der Haftunk 
pfliht, durch die unbebingte Uebernahme ver Haftungsverbinblickeit gegen am 
dere Einwendungen, insbefonbere gegen jene bes $. 1398 ibid. fiherftellen welt, 
und der Geklagte die unbedingie Haftung für die Einbringlichkeit der Forderumg 
um fo mehr übernommen habe, als er für biefe Haftung noch insbefondere ein 
weitere Hypothek mit feinem Haufe geftellt hat. 

Entid. v. 24. März 1956, Nr. 2361 (175 G.-U.; P. ©. 1199). 
Der Cevent hat für bie Einbringlicfeit einer cebirten Hypothek im der Kerl 
nur dann zu haften, wenn ſich der Geffionar aus den öffentlichen Büchern über 
die Einbringlichkeit nicht belehren konnte. 

(8. 1399 — vgl. 88. 448, 928; 1311; 994, 986 ©, G.; Hofb, v. 27. Detober 1797, Nr. 885 und v. 13. Fe 
1785, Rr. 431 3. ©. ©.; 6. 50 Geb. ©. 0. 9. Februar 1880, Nr. 60 R. @. B.) 
8. 1399. Ein Berfehen viefer Art begeht der Hebernehmer, wenn er die Forderung zur del, 
als fie aufgefündigt werden kann, nicht auffünbigt; ober nad; verfallener Zahlungsfrift nift 
eintreibt; wenn er dem Schulbner nachfieht; wenn er die noch mögliche Sicherheit zu rehtet 
Zeit fi) gu verſchaffen verfäumt; oder die gerichtliche Execution zu betreiben unterläft. 
Siehe auch die Entsch,en bei $. 1898. x 

Entfd. v. 24. September 1878, Nr. 5153 (©. Zig. 1879, Nr. 87) 
Da der Gellagte zur Tilgung feiner Schuld an ben Mläger für den Beltz 
von x fl. flatt baren Geldes Caffenfcheine eingefendet und der Kläger biefelber 
wie der Geklagte aus dem Inhalte feines Schreibens folgert, angenommen hal, 
fo ift hieburd; zwiſchen beiden Theilen ein entgeltliches Geſchäft im Sinne bei 
8. 1414 8. ©. zu Stande gefommen, welches fih als ein Ceſſions- ober Ally 
nationsgeſchäft darftelit, indem die Caſſenſcheine der genannten Geſellſchaft mit 
als Papiergeld, fondern nur als Urkunden über eine dem Geklagten am dieſ 
Geſellſchaft zuſtehende Darlehensforderung betrachtet werden können und ber 6 
Mlagte durch die Ueberfenbung dieſer Caflenfcheine an den Kläger eben nur feirt 
eigene daraus hervorgehende Forderung auf eine entgeltliche Weife an Dt 
Kläger übertragen hat. Es hat daher Geklagter, da eine rechtsbeſtändige m 
zweifelhafte Erklärung des Klägers, die Gefellſchaft X, als Alleinzahferin amt 
nehmen, nicht vorliegt, dem Kläger nad) ven 88. 1397 u. 1406 ibid. für Dit 
Richtigkeit und Einbringlichfeit der übertragenen Forderungen in jenem Betrag 
zu baften, in welchem der Gellagte fie auf feine Schuld an ven Kläger u 
Aufrehnung gebracht hat. Ueber die Gefellfhaft X ift der. Concurs exöffnel 
worden zu einer Zeit, baf wenn Kläger auch allſogleich nad; Erhalt der Cafe 
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ſcheine dieſe der Geſellſchaft X in W. gekündigt hätte, ver Zeitpunkt: ver Fällig- 
keit mit Rüdfihtnahme auf die fünftägige Kündigungsfrift doch erft nad ber 
Eoncurseröffnung eingetreten wäre. Es kann demnach dem Stläger ein Berfehen 
im Sinne des $. 1399 ibid., weldes ihn des Regreßanſpruches verluftig machen 
Könnte, nicht zur Laſt gelegt und es müſſen vielmehr dieſe Caſſenſcheine als ſchon 
zur Zeit, wo der Fläger fie vom Geklagten an Zahlungsſtatt erhalten hat, 
uneinbringli angefehen werden. Wenn auch der Kläger diefe Caflenfcheine bei 
der Concursmaſſe der Geſellſchaft X angemeldet Hat und anzunehmen ift, daß 
biefelben wenigftend theilweife zur Zahlung gelangen werben, fo fteht dieſer 
Umftand dem auf Zahlung der Gefammtjumme gegen Ausfolgung der Caſſen- 
fheine gerichteten Klagsanſpruch nicht im Wege, da bei dem vereinbarten 
3percentigen Caflefconto, welches der Geklagte fi) auch abgerechnet hat, ver 
Geklagte zur fogleihen Barzahlung verpflichtet gewefen ift und dem Kläger eine 
Nahweifung der Uneinbringlichkeit nicht zur Pflicht gemadt werden fann, dem 
Geklagten aber eine größere als die urſprüngliche Pflicht nicht auferlegt wird, 
übrigens aber dem Geklagten vie auf die Caſſenſcheine entfalenden Quoten zu 
Gute kommen. : 

Entf. v. 30. October 1877, Nr. 7643 (©. Ztg. 1877, Nr. 98; 6599 
G.⸗U.). Wenn auch bezüglih einer auf der mehreren Miterben eigenthümlichen 
Nealität fichergeftellten Forderung eine vollftändige Affignation zu Stande fommt, 
und das dem Affignatar nad $. 1406 B. ©. gegen einen anderen Miterben als 
dem Aſſignaten zuftehende Forderungsrecht gemäß $. 1399 B. ©. erlöſche; 
ift dennoch nicht die Hypothek durch die Affignation erlofhen, weil --— abgefehen 
von der unrihtigen Behauptung, daß der. Schlußfa des $. 469 ibid. auf die 
Verfachbücher keine Anwendung habe — die Aifignation wohl eine Umänderung 
in der Perfon des Perſonalſchuldners, keineswegs aber eine Tilgung. der Schuld 
bewirkt, und daher das dem Aifignatar zuſtehende accefjorifhe Pfandrecht, wenn 
er hieranf nicht ausdrücklich verzichtet hat, oder die Hypothek gelöſcht worden 
iſt, unberührt bleibt. 

Entjd. v. 16. Februar 1858, Nr. 8 (G. H. 1861, Nr. 46). Im 
Falle einer ausprüdlihen Zufage des Cedenten haftet derſelbe auch dann für 
die Einbringlichleit der cedirten Forderung, wenn felbe bücherlich eingetragen ift 
(8. 928 B. ©.). 

Entſch. v. 11. Jänner 1855, Nr. 13115 (60 ©.-U.). Nur im Falle 
einer vollftändigen Affignation verliert der Affignatar fein Rlagereht gegen ben 
Alfignanten und bleibt auf jene Re. beſchränkt, welhe aus ver in 88. 1397 bis 
1399 3. ©. geregelten Haftung des Ceventen bezüglich des Beſtandes und ver 
Einbringlichfeit der Forderung fih ergeben. Durch eine Eingabe, worin die Be- 
ſitzer der Hypothek, welche zugleich die Affignaten find, von dem Aifignatar als 
„Schuloner“ bezeichnet werben, ift noch nicht erflärt, daß der Aifignatar fie ftatt 
des perſönlichen Schuldners als Zahler annehme. 

Entfd. v. 12. April 1854, Nr. 3215 (19 ©.-U.; P. ©. 1156). Damit 
ber Eeffionar wegen Uneinbringlicpkeit der abgetretenen Forderung feinen Regreß 
gegen den Cedenten nehmen könne, ift e8 nicht nöthig, daß Erſterer gegen den 
Schuldner das Erecutionsverfahren bi zur Güternamhaftmachung und der Entſch. 
hierüber burchführe, fondern es genügt, wenn bei dem Schuldner die von dem 
Eeffionar angefuchte Pfändung wegen Mangels an Dedung nicht vorgenommen 
werben konnte, 


4. Anweifung (Affignation). 
(4. 1400 — vgl. 88. 1845—1877; 1428; 1401, 1407 ©. ©.) 
8. 1400. Durch die Hinzukunft eines neuen Schuldners Tann eine Umänderung ber Ver, 
bindlichkeit entftepen, wenn der Schuldner an feine Stelle einen Dritten als Zahler ftellt, 
und den Gläubiger an ihn anweiſt. 
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Entf. v. 22. Jänner 1879, Nr. 12446 ex 1878 (9. B. 1879, Nr. 10). 
Wenn der Käufer einer Realität unter Anrechnung in den Kaufpreis eine anf 
dem Reale haftende Sagpoft zur Zahlung und Berzinfung übernimmt, fo ift er 
dem Gläubiger gegenüber bloß Hypothekar⸗ und nicht Perfonalfhuldner, da eine 
vollftändige Affignation nicht vorliegt. Damit eine vollfländige Alfignation zu 
Stande komme, ift nach 88. 1400 u. 14018. ©. nothwenbig, daß der Schulv- 
ner an feine Stelle einen Dritten als Zahler ftelt und den Gläubiger an ihn 
anmweift, daß ferner der angewiefene Gläubiger den ihm zum Zahler angewiefenen 
Dritten an Stelle de anweifenden Schuldners annimmt und der Aſſignat ein- 
willig. Im dem Kaufoertrage haben bie Geflagten als Käufer allerdings bie 
auf dem erfauften Grundftüde pfandrechtlich verfiherte Forderung des C auf Ab- 
ſchlag des Kaufſchillings zur Zahlung übernommen, wozu fie fhon aus dem G. 
(8. 443 8. ©.) verpflichtet waren; daß aber die Berfäufer und Perſonalſchuldner 
in diefem Raufvertrage, bei welchem C gar nicht intervenirte, diefelbe an die Geklagten 
als Zahler angewiefen hätte, ift in diefem Kaufvertrage nicht enthalten und auch fonf 
nicht nachgemwiefen. Noch weniger liegt aber eine Erflärung des C vor, die Geflagten 
an Stelle ver Verfäufer als Perſonalſchuldner anzunehmen und ift eine folde 
Erffärung ſelbſt auch in ber überreichten Mandatsklage — abgefehen davon, 
baß das Rechtsverhältniß, auf weldes die Klage ſich gründet, bereits 
bei Meberreihung der Klage vorhanden fein muß und nit erſt durch 
diefelbe gefhaffen werben kann — nicht enthalten, vielmehr ift dieſe Mage 
fowohl von Außen als in ihrem Begehren ausdrücklich gegen die Geklagten als 
Mäufer und Befiger der zur Hypothek dienenden Grundarea, fomit nicht gegen 
fie als Perſonalſchuldner gerichtet. 

Entf. v. 14. November 1878, Nr. 3662 (©. Big. 1879, Nr. 83). 
Das Verſprechen des Käufers, eine auf dem verkauften Haufe fihergeftellten For⸗ 
berung zu bezahlen, begründet eine Aſſignation (88. 1400 u. 1402 B. ©.). — 
— Denn der Geflagte eine Behauptung des Klägers nur als bedingt zugeftcht, 
geht es nicht an, diefe Behauptung als wahr anzunehmen und dem Beklagten 
den Beweis ber beigefegten Vebingung aufzubärden, weil Gellagter feinen bie 
rechtsverbindlichen Folgen begränbenden Willen nur unter der Voransfegung des 
Eintritte der von ihm, als allein ihn bindend bezeichneten Thatfache, von biefer 
Thatfache abgefehen aber gar nicht gefegt haben will. 

Entfh. vo. 30. October. 1878, Nr. 8187 (©. Big. 1879, Nr. 84). 
Eine auf Abrehnung des Kaufſchillings zur Zahlung Übernommene HYpothefar- 
ſchuld ift vom Käufer, wenn and) der Hhpothefbefiger aus dem Meiftboterlöfe 
ber fimulten für dieſelbe verhafteten Realität gezahlt wurde und nachfolgende 
Pfanvgläubiger leer ausgingen, auf Klage des Verkäufers der Realität an diefen 
zu zahlen (88. 1400, 1402, 1447 B. ©.) [Schlußfolgerung.] 

Entid. v. 5. Juni 1878, Nr. 240 (©. H. 1878, Nr. 100). Aehnl 
ber Entf. Nr. 12446 ex 1878. 

Entf. v. 12. December 1877, Nr. 11826 (©. Ztg. 1878, Nr. 68). 
Die in einem Kaufvertrage erfolgte Uebernahme der Schulden des Verkäufer 
feiten® des Käufers wirft bezüglich der Gläubiger des Erfteren als unvollſtändige 
Afignation, die duch Einbringung der Klage der Letzteren wider den Käufer zur 
vollftändigen wire (88. 1400, 1401, 1402 8. ©.). — [Worfpr. der Entſch. 
Nr. 12446 ex 1878.] 

Entf. v. 1. Februar 1876, Nr. 1018 (6009 ©.-U.) Im der Ev 
Märung bes Käufers, eine Hypothekarſchuld zur Selbftzahlung übernehmen zu 
wollen, liegt eine unvollftändige Affignation. Durd, Anbringung der Klage feitene 
bes Gläubigers und Aſſignatars wider den Affignaten (Käufer) als Berfonal- 
ſchuldner wird ſtillſchweigend (8. 863 B. ©.) vie Einwilligung zu biefer Um- 
Änderung ber Re. und Verbindlichkeiten ertheilt. Daft erft durch die Klage ſelbſt 
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die Affignation vellftändig wird, fteht dem nicht entgegen, weil die Verbindlich“ 
feit des Geklagten gleihwohl aus dem früheren Big. entfpringt. — [Wprfpr. ver 
Entf. Nr. 12446 ex 1878.] 

Entfd. v. 30. December 1874, Nr. 12372 (5192 ©.-U.). Indem bie 
Eifenbahngefelfchaft einem Unternehmer auf eigene Rechnung ven Bau überträgt 
und diefer die Grundeinlöfung beforgt zc., ift bie Geſellſchaft nod nicht der Ber- 
pflibtung zum Erſatze der durch ben Bahnbau den Grundbeſitzern zugefügten 
Schäden enthoben. Wäre es in ber Abſicht der geflagten Eifenbahngefellihaft 
gelegen gewefen, fi} durch das Uebereinkommen mit dem Baumeifter auch ihrer 
gefeglichen Entfhädigungspflicht gegenüber dem Kläger und mit ciner den Letztern 
bindenden Rechtswirkung zu entlebigen, fo hätte bieß in biefem Uebereinkommen 
ausbrüdlich vereinbart werden und ber Kläger diefer Vereinbarung zuflimmen 
müſſen (66. 1345, 1400, 1401 u. 1402 B. ©.). 

Entf. v. 20. März 1872, Nr. 13436 (4528 ©.-U.) Wenn ein 
Dritter, fei e8 auch ohne Einverſtändniß des Schuloners, gelegentlich eines Ge⸗ 
fhäftsabfchluffes mit dem Gläubiger die Schuld durch Einbeziehung in die Ab- 
tehnung (88. 1412 over 1423 B. ©.) berichtigt (Abzieben der Schuldſumme 
von der dem Dritten zugezählten Darlehensvaluta), fo liegt feine Erpromiffion 
im Sinne des 8. 1345 ibid. vor und fann daher über die Erforberniffe einer 
Affignation ($$. 1400—1402 ibid.) nicht die Frage fein. 

Euntſch. v. 16. Mai 1865, Nr. 3653 (2176 ©.-U.). Kläger hatte bie 
Aciven und Paffiven des D übernommen. Bor Berftändigung eines debitor 
cessus wurde demfelben das von einem Gläubiger des D erwirkte Verbot zuge- 
ſtellt. Die Klage auf Unwirkfamteit diefes Verbote wurde abgemwiefen, weil die 
Uebernahme ver Paſſiven als Entgelt für die Ceſſion der Activen eine nad 
88. 1400—1402 B. ©. zu beurtheilende Affignation ift, melde Mangels ber 
Zuftimmungserflärung des verbotserwirkenden Gläubigers unvollftändig und 
für ihn unverbindlich blieb; der debitor cesgus aber zur Zeit, da ihm das Ber- 
bot zugeftellt wurbe, noch immer in der Page war, an den D zu bezahlen. 

Entfd. v. 14. Mai 1858, Nr. 4806 (567 G.U.). In der Uebernahme 
der auf der Realität haftenden Schulden durch den Käufer Liegt eine Aſſignation 
im Sinne des $. 1400 B. ©. 


Bollſtändige Anmweifung; 
. 1409 — vgl. $6. 1406, 1407; 98. 1046, 1047; 1403, 1408, 1409; 881, 888; 1019, 1022 8. @.) 
8. 1401. Wenn der angewieſene Gläubiger (Affignatar) den ihm zum Zahlen angewieſenen 
Dritten (Affignaten) anftatt des anweiſenden Schuldners (Affignanten) annimmt, und ber 
Afignat einwilligt, fo ift die Anweiſung Affignation) vollftändig; der Affignatar Tann in 
der Regel (88. 1406 und 1407) bie Forderung gegen den Affignanten nicht mehr ftellen. 

Entid.. v. 10. Yuli 1879, Nr. 6724 (I. B. 1879, Nr. 40). Die im 
Raufvertrage ohne Zwifchentunft des Gläubigers (Klägers) erfolgte Uebernahme 
ter Sagpoft berechtigt den Gläubiger nicht, den Käufer als Perſonalſchuldner 
zu belangen. Der Geklagte hat [Wortlaut:] als Käufer feine weitere Verbind⸗ 
lifeit übernommen, als welcde ihm das ©. au ohne alle Verabredung ($. 443 
8. ©.) auferlegt, die auf der erfauften Realität haftenben, im öffentlichen Buche 
eingetragenen Laften zu übernehmen. Selbft in dieſem, zwiſchen dritten Berfonen 
ohne Intervention der SMägerin gefchloffenen Vtg. haben die Verkäufer bie 
Käufer nicht angewieſen, an ihrer ftatt die Forderung der Klägerin zu bezahlen, 
fie haben ihre perfönlihe Verpflichtung nit mit Zuftimmung des Käufers anf 
benfelben übertragen; es wurbe zwifchen ihnen nicht vereinbart, daß der Käufer 
Berfonalfhulpner der Klägerin werden und bie Berfäufer von ihrer perfönlichen 
Berbindlichkeit befreit fein follen. Es Tann daher überhaupt in biefem Vtg. eine 
Afignation nicht gefunden werben. Wollte man aber aud in dieſem Vtg. eine 


1118 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


ſolche erblicken, fo ift diefelbe eine unvollſtändige und nur für die vertragſchließenden 
Theile wirkfame geblieben. Denn eine Affignation ift ein Btg., ein folder aber 
kann ohne Berfpreden und deſſen Annahme nicht zu Stande kommen. Nun hat 
aber Kläger gar nicht behauptet, daß er von der Anmweifung des Geklagten von 
Seite der Berfäufer, die Schuld an ihn zu bezahlen, je in Kenntniß gefcgt wurde 
und ſich damit einverflanden erllärt habe, daher zwifchen ihm und ven Con— 
trahenten des Kaufvertrages ein Big. nicht zu Stande gefommen ifl. Die An- 
nahme, daß Kläger dur die Anftrengung ver gegenwärtigen Klage der Affig- 
nation zugeftimmt babe, hat feine Berechtigung, da die Einwilligung einen 
voraußgegangenen Antrag vorausfegt, und der erllärte Beitritt zu einem, 
zwiſchen dritten Perſonen geſchloſſenen Vtg. ohne deren Zuftimmung wirkungslos 
ift, e8 aber am allerwenigften angeht, daß Kläger, der durch die Aumeldung der 
derung bei der Liquidationstagfahrt ven Willen, fih an das Pfand zu halten, 
an den Tag gelegt hat, nun, nachdem fie leer audgegangen if, ven bloßen Hypo— 
thefarfchuldner durch den einfadyen Act der Rlagsanftrengung in einen Perſonal⸗ 
ſchuldner umwanble. 

Entfd. v. 30. April 1879, Nr. 3236 (9. B. 1879, Nr. 21). Eine 

“ vollftändige, den Aſſignanten befreiende Affignation fegt ein Uebereinfommen 
zwiſchen dem anweifenden Schultner und dem angemwiejenen Gläubiger voraus. 
Als ein ſolches kann es nicht angefehen werden, wenn der Aſſignat dem Affig- 
natar das Berfprechen ver Zahlung macht und dieſer fi damit einverftanden erklärt. 

Entſch. v. 22. Jänner 1879, Nr. 14246 ex 1878 (Adv. Ztg. 1879, 
Nr. 16). Dadurd, daß der Käufer einer Realität in dem ohne Intervention des 
betreffenden Gläubigers geſchloſſenen Kaufvertrag die Satzpoſt zur Zahlung auf 
Abſchlag des Kaufihilings übernimmt, wozu er fhon nad $. 443 B. ©. ver 
pflihtet wäre, find die Erforderniffe einer vollſtändigen Affignation nach den 
88. 1400 u. 1401 ibid. noch nicht gegeben, denn es ift in dem Saufvertrage 
nit enthalten, ‚daß bie Gläubiger vom Schuldner an ven Käufer als Zahler 
angewiefen werden, nod weniger ift der Käufer als nunmehriger Schulpner 
angenommen worben. Das Reditsverhältnig fann aber nicht erft durch die Klage 
gelhaffen werden, fondern muß fhon vor deren Ueberreihung vorhanden fein; 
weßhalb es unrichtig ift, daß eine unvollfländige Affignation nad) 8. 1402 ibid. 
vorliege, welde durch die Klage zur vollfländigen geworben wäre. [Aehnt. der 
Entf. Nr. 6724 ex 1879.] 

Entf. v. 21. November 1877, Nr. 10518 (6667 ©.-U.). Der von 
C mit feiner Ehegattin B geichloffene Kaufs- und Uebergabövertrag v. 8. Juni 
1876 kann zunächſt allerdings nur Re. und Verbindlichkeiten zwifden dem Con- 
trahenten begründen; infofern aber das Webereintommen ver Paciscenten die Re 
dritter Perfonen berührt, können auch dieſe legteren bei dem Vorhandenfein ber 
geſetzlichen Bedingungen auf ein ſolches Vertragsverhältniß ſich ftügen, weil dann 
eine Affignation vorliegt, welhe im Sinne des $. 1402 B. ©. bis zum Bei- 
teitte des angemwiefenen Gläubiger zwar eine unvollftändige, allein für die Kon- 
teahenten wirkſame geblieben ift. 

Entſch. v. 15. Februar 1877, Nr. 7929 (6378 G.⸗U.). Durch des 
Berfprehen des Gellagten, einen Schuloner zu rangiren und deſſen Schulden ans 
dem Erlöfe feiner Realitäten zu bezahlen, fam eine Affignation zu Stande, melde 
durd die Annahme des Klägers (eines Gläubigers) vollftändig wurde ($$. 1401 
v. 1406 B. ©). Der Kläger erlangte das R., von dem Bellagten als Eeffus 
die Zahlung zu begehren (8. 1408 ibid.), nachdem biefer feither die Liegenfchaft X 
verkauft, einen zur Bezahlung des Klägers hinreichenden Kaufpreis erzielt und 
mit dent Erlöfe mehrere Schulden beridhtigt hat. Daß ter Bellagte nur ver- 
ſprach, ven Kläger mit dem Erlöſe für vie Liegenfchaft (nicht aus eigenem Bmgn.) 
zu bezahlen, fteht der Zulafjung des Klagebegehrens ebenfowenig, als der Um 
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fand entgegen, daß der Kläger die Zahlung von dem Bellagten überhaupt, ohne 
Angabe des Fondes, verlangt, weil der Bellagte mit der Bollmadt aud 
die Berpflihtung, den Realitätenerlds der Verabredung gemäß zu 
verwenden, übernommen, daher zur Zahlung der Forderung des Klä- 
gers ſich verpflichtet hat und infofern der Cedent ihn als feinen 
Schuldner zur Bezahlung des Klägers anwies und er die Anweifung 
annahm, nicht bloß Mandatar geblieben, fondern angemwiefener und 
abgetretener Schuldner des Kläger geworden ift ($. 1408 ibid.), deu 
e8 gleichgiltig fein fann, mit welchem Fonde der Beklagte die über— 
nommene Berpflihtung erfüllt. Aus biefer Erwägung ift auch unentfcei- 
dend, ob der Beklagte noch einen Theil des Kaufpreifes in Händen, ober ob und 
wie er benfelben ſchon verwendet habe, zumal er venfelben jedenfalls ſchon ers 
halten und dem Kläger ſich verpflichtet Hat, deſſen Wechfelforverung aus den 
erften eingehenden Summen zu bezahlen. 

Entf. v. 18. Jänner 1877, Nr. 6477 (©. Ztg. 1877, Nr. 74). Das 
Uebereinkommen bei einen Gefhäftsverfaufe, daß ber Käufer die Verpflichtung 
übernimmt, den firivten Kauffgilling zuc Zahlung der bis zu einem beflimmten 
Tage entftandenen Gefhäftsfhulden des Verkäufers zu verwenden, berechtigt auch 
die nicht ſpeciell verftändigten Gläubiger fi) an den Käufer als ihren Schuloner 
zu wenden; ber Käufer hat dabei ald negotiorum gestor der Gläubiger ge 
handelt [2]. 


Entf. v. 1. Februar 1876, Nr. 1018 (6009. ©.-U.). Die burd den 


Käufer der Realität erfolgte Uebernahme einer Satpoft zur Selbftzahlung berech- 
tigt den Gläubiger, den Käufer als Perſonalſchuldner zu befangen, da die nad) 
den 88. 443, 447 u. 446 B. ©. beſchränkte Haftung des Ermwerbers einer 
unbewegliden Pfandſache durch Vtg. erweitert werden fann, und dieß in dem 
vorliegenden ale gejhehen if, mo Bellagter mit Zuflimmung des Verkäufers 
die auf dem verfauften Grundſtücke intabulirte Forderung des Klägers mit Ab» 
rechnung von dem Kaufſchilling zur Selbftzahlung übernommen bat. Es können 
fomit nicht mehr die cit. Ge., fondern müffen jene über Affignation, resp. Ceffion 
(88. 1400, 1401, 1408 ibid.) hier angewendet werden. Kläger hat ald Affignatar 


oder Ceſſionar durd die Anftelung der Klage ftilljhweigend feine Einwilligung ' 


zu der durd die Erflärungen des Käufers und Verkäufers bemirkten Umänderung 
der Re. und Berbinvlichleiten gegeben ($. 863 ibid.). Die Verpflichtung des 
Beklagten aber ift in dem Btg., nicht in der Thatſache der angebrachten Klage 
begründet, mit welder Kläger bloß feine Zuftimmung zu der durch den Big. 
bewirkten Affignation manifeftirt hat. Daß vor Anftellung der Klage die Affig- 
nation widerrufen worben fei, murbe nicht behauptet, — [Worfpr. der Entſch. 
Nr. 6724 ex 1879?) 

Entfd. v. 11. Juni 1874, Nr. 5232 (5395 ©.-U.). In ver Erklärung 
bes Klägers: Es fei ihm gleich, wer zahle, wenn C dieß thue, fo braude 
er (Kläger) den nunmehrigen Geflagten nit zu Magen, kann eine 
Alfignation, durch welche der heutige Geflagte aus der Zahlungsverbindlichkeit 
getreten wäre, ſchon deßhalb nicht erblidt werden, weil nicht vorliegt, daß ber 
heutige Geklagte als Affignant aufgetreten fei, wornach zu Folge $. 1492 B. ©. 
das Zahlungsverfprehen des C immer nur zwiſchen dieſem und dem Kläger 
wirkfam fein und die Annahme dieſes Berfprehend von Seite des Klägers nur 
den C verpflichten, nicht aber die Wirkung des $. 1401 ibid. haben fann, daß 
der Kläger die Forderung gegen den Geklagten nicht mehr ftellen könnte. 

Entf. v. 4. März 1874, Nr. 1532 (5287 ©.-U.). Daß Kläger die 
Alfignation der Bank B bei der Firma C angenommen habe, iſt gewiß; denn nicht 
nur unterließ er, die Nichtannahme verfelben der Affignantin B befannt zu geben 
($. 1405 B. ©.), fondern er begab fid vielmehr zum Aſſignaten, d. i. zur 
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Firma C, quittirte derfelben vorhinein den angewiefenen Betrag und belangte fie 

ſodann auf die Zahlung (wegen Nichtempfang) der quittirten Geldſumme. Diefe 
Handlungen laflen vernünftigerweife an feiner Annahme der Affignation nicht 
zweifein (8. 863 ibid.), tamit if aber das Gefhäft aus dem Rahmen eines 
bloßen Mandats des Ajfignanten (B) an den Affignaten (C) herausgetreten und 
in eine vollftändige Affignation (8. 1401 ibid übergangen.) Wenn nun auch die 
Firma C dem Kläger vie Onittung, ohne die Zahlung zu leiften, nur entlodt 
und Kläger von ter nicht empfangenen Zahlung die Banf B ſogleich verfländigt 
bat, fo waren dieſe Umſtände nicht geeignet, eine andere Beuriheilung des Rechte- 
verhältniſſes zu Gunften des Klägers herbeizuführen. 

Entfd. v. 22. November 1871, Nr. 6363 (4333 ©.-U.). Der erfte Erſteher 
ift dem klagenden Gläubiger, welcher aus dem Relicitationsmeiftbote die bücherlich 
nicht eingetragenen Berzugszinfen vom erften Erftehungstage ab nicht begehren 
fann, zur Zahlung diefer Zinfen verpflichtet, weil im Sinne bes 8. 338 a. ®. D. 
bie „auf Gefahr und Koften“ tes Erſtehers vollzogene Relicitation die Haftung 
desſelben dafür, taß der Betheiligte fo viel im Ganzen befomme, ols er bei voll- 
Rändiger Erfüllung ver Bebingniffe der erften Verfteigerung erhalten hätte, und 
außerdem den Erfag des weiteren, ans ver Nichterfüllung des erflen licitatorifchen 
Kaufes ihm entflandenen Schadens erlange, in ſich ſchließt. Die von Beklagten 
vorgebrachte Einwenbung, daß die Forderung des Klägers, weil auch mit tem 
Betrage des zweiten Meiftgebetes noch gebedt, von ihm bei der Bertheilung dieſes 
Meiftgebotes hätte geltend gemacht werden foller, ift ungegrünbet. Denn bie 
Bertheilung des Meiftgebotes auf eine im Erecutionswege verfteigerte Liegenſchaft 
darf nur jene Forderungen umfaffen, für melde die Liegenſchaft grundbücherlid 
verpfänder ift; daher fonnte die klägeriſche Forderung, welche Zinfen ven dem 
im Grundbuche als unverzinslich eingetragene Capital und won den Gerichtskoſten 
zum Gegenſtande hat, nicht auf das befagte Meiftgebot angewiejen werben 
[Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 14. October 1869, Nr. 7290 (3537 ©.-U.). Der Affignater 
iſt bezüglich der Erklärung der Annahme der Affignation nicht an bie Friſt bes 
8. 862 B. ©. gebunden. 

Entſch. v. 5. Auguft 1869, Nr. 7724 (Sc. I). Die Tilgung einer wechſel⸗ 
rechtigen Forderung durch eine gemeinſchaftliche Affignation ift gefeglih zuläffig. 

Entf. v. 5. December 1866, Nr. 10746 (©. Big. 1867, Nr. 21). 
Die Nihtbeantwortung der Aufforderung des Affignatars an ven Affignaten, bie 
Schuld des Aſſignanten zu bezahlen, Tann nicht die Stelle einer ausdrücklichen 
Annahme der Aſſignation von Seite des Affignatars vertreten. 

Entfd. v.6. März 1866, Nr. 1474 (2409 ©.-U.). Eine Affignation 
ift nad 8. 1401 B. ©, nur vorhanden, wenn der Ajfignat an die Stelle des 
anmeifenden Schuldners als Zahler aufzutreten hat. Wenn alfo bei Emiſſien 
einer Anleihe bloß beftimmt wurde, daß ein Bankhaus die Zahlungen leiften 
werde, erfcheint dieſes lediglich als domicilirt. Bei Privatlotteriennlehen ift vas 
Großhandlungshaus, auf defien Namen die Gefammtobligation audgeftellt if, 
lediglich als Vermittler zu betradyten, und ift nicht beredtigt, ohne den Beſit 
der Partinlobligationen nachzuweiſen, die fälligen Capitalsraten und Zinfen ein- 
zuflagen. 

Entſch. v. 7. Februar 1865, Nr. 939 (2113 ©.-U.). Daburd, daß ber 
Kläger den Beſcheid, wodurch ihm ein Betrag aus dem Meiftbote der für feine 
Forderung verpfänbet gewefenen Realität auf Abſchlag zugewiefen wurbe, in 
Rechtskraft erwachſen lieh, ift eine ſtillſchweigende Annahme diefer Zuweifung und 
fohin eine volfländige Affignation im Sinne des 8. 1401 B. ©. nicht erfolgt 
($. 863 ibid.); denn durch diefe Zuweifung wird nur ein Surrogat ber biß- 
berigen Hypothek bezeichnet. 
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Entſch. v. 6. Mai 1863, Nr. 1853 (1703 G.-U.). Die Annahme ber 
Aſſignation ſeitens des Affignatars gefhieht mit Rechtswirkung auch erſt durch 
die Klage, womit der Affignat als Perſonalſchuldner belangt wird. 

Entf. v. 9. März 1859, Nr. 2268 (747 ©.-U.). Die bei Abſchluß 
eines Kaufvertrages getroffene Vereinbarung, daß der Käufer eine Schuld des 
Berläuferd auf Abſchlag des Kaufihillings den Gläubiger bezahle, ift fein Mandat - 
im Sinne des 8. 1019 3. ©., fondern ein bis zum Beitritt des Aſſignatars 
unvollftändiger Anweifungsvertrag. j ö 

Entf. v. 14. Mai 1858, Nr. 4806 (567 ©.-U.). Im dem Kaufvertrag, 
mittelft deſſen die Geklagte in den Beſitz der hierin bezeichneten Realitäten gelangt 
ift, hat diefelbe die auf diefen Realitäten haftenden, ihr von dem Berläufer nam» 
baft gemachten Schulden, darunter aud die bermal eingellagte, im Wege ver 
Pränotation in die Grundbücher gelangte Forderung auf Adſchlag des bebun- 
genen Kaufſchillings übernommen, chne daß bezüglich der Richtigkeit dieſer Forderung 
oder fonftiger Einwendungen ein Vorbehalt gemacht worden wäre. Diefe Zumeifung | 
und Uebernahme ift nichts ald eine Affignation im Sinne des 8. 1400 2. ©,,| 
welde nunmehr dadurch, daß der Klaͤger die Zahlung diefer Forderung ven ! 
der Geklagten verlangt, im Sinne des $. 1401 ibid. eine vollfländige geworden | 
ift, indem die Geklagte ihre in dem verbücherten Kaufvertrage enthaltene Erklärung, ' 
die in Frage ſtehende Forderung auf Abſchlag des Kauffchillings zu übernehmen, 
mt widerrufen hat, und nicht widerrufen kann, folange fie fih auf Grund 
tiefes Btgs. im Beſitze ter befangenen Realitäten befindet. Es ift eine vorläufige 
befondere Rechtfertigung der dießfalls erwirkten Pränotation hier nicht nothwendig 
und die Gellagte mit R., ohne Rüdfiht auf ihre gegen die Liquipität der For— 
derung erhobene Einwendung, zur Zahlung verurtheilt worden. 

Entſch. v. 5. Juni 1855, Nr. 3990 (96 G.U.; P. S. 911). Durch 
die volftändige Anweifung von Beſtandzinſen erwirbt der Affignatar das Eigen- 
thumsrecht hierauf, wenn biefelben nicht früher von einem Hypothekargläubiger 
mit Sequefter belegt wurden, : 


unvolffländige. 
(8. 1408 — vgl. 86. 1401, 1406, 1407 8. @.) 
3. 1408. So lange biefe dreifahe Einwilligung nicht vorhanden ift, bleibt die Affignation 


unvollſtändig, und fie ift nur für diejenigen Theile wirkfam, die mit einander einverflanden 
find. 


Entf. v. 4. März 1879, Nr. 12943 (9. B. 1879, Nr. 27). A be 
hauptet in der Klage gegen feinen Vater B, daß bei feiner (des Klägers) Ber- 
ehelihung mit C im Jahre 1872 zwiſchen ihm und dem Gellagten B ein Ueber—⸗ 
eintommen bes Inhaltes zu Stande gelommen fei, daß dem B von dem Heiratd- 
gute der C per 3000 fl. ein Betrag per 2000 fl. ausgezahlt werven follte, 
wogegen ſich B verpflichtete, weil A einen väterlihen Erbtheil noch nit erhalten 
batte und B überdieß 2000 fl. von dem Heiratögute erhalten follte, den auf dem 
Haufe des A für die Eheleute D verficherten, mit 6 Percent verzinslichen, in 
acht gleichen jährlihen Raten & 500 fl. zahlbaren Kauſſchillingsreſt per 4000 fl. 
für A zu bezahlen. + Da jedoch B, welcher den Betrag per 2000 fl. von dem 
Heiratögute der C aud wirklich erhielt, ſich weigerte, jene 4000 fl. den Ehe- 
leuten D zu bezahlen und deßhalb A bemüffigt war, die vier 1871, 1872, 1873 
und 1874 fällig gewordenen Raten & 500 fl., in Summa per 2000 fl. nebft 
Zinfen den Eheleuten D felbft zu bezahlen, fo forderte er: 1. den Erfag für 
bie gezahlten Raten in Summa per 2000 fl. öfterr. Währ. nebft Zinfen und 
2. das Erkenntniß, daß B fhuldig fei, die Übrigen vier Kaufichillingsraten im 
Betrage per 2000 fl. nebft entfallenven Zinfen pro rata temporis et quanti 
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den Eheleuten D zu bezahlen und fo ven gefchloffenen Vertrag einzuhalten. — 
Diefem Begehren wurde gegen Haupteid über das Thatfächliche ſtattgegeben, denn 
dent Begehren des Erſatzes ad 1 Tann die Einwendung der Big. nad $. 1489 
B. ©. nicht entgegengefegt werben, da es fid) nicht um einen Schabenerfaß im 
Sinne des 30. Hauptft. des IH. Theils des B. G., fondern gemäß $. 1042 ibid. 
um den Erfaß eines für B gemachten Aufwandes handelt. Wenn auch ad 2 
die Eheleute D bisher ihre Einwilligung zur Annahme des ihnen zum Zahlen 
vom Kläger angewiefenen Geflagten, als neuen Schuldners, nicht gegeben haben, 
fo bleibt doch die unvollftändige Yifignation für ven Kläger und Geflagten, 
welde mit einander das Uebereinfommen getroffen haben, nah $. 1402 ibid. 
wirffam, und der Abweifungsgrund, daß die Einflagung von R.en, welche dritten 
Berfonen (hier die Eheleute D) zuftehen, ohne Nachweis des R8. zur Vertretung 
derfelben unzuläffig fei, erſcheint unhaltbar, da ja ber Kläger die Zahlung für 
ihn an die Eheleute D vom Öellagten begehrt, und zwar auf Grund einer ver- 
tragsmäßigen Zufiherung der Uebernahme der Schulv an die genanuten Eheleute. 

Entf. v. 22. Jänner 1879, Nr. 14246 ex 1878 (Av. Zig. 1879, 
Nr. 16). Dadurch, daß der Käufer einer Realität in den ohne Intervention dee 
betreffenden Gläubigers geſchloſſenen Kaufvertrag die Satzpoſt zur Zahlung auf 
Abſchlag des Kaufſchillings übernimmt, wozu er ſchon nad $. 443 B. ©. ver 
pflichtet wäre, find die Erforderniſſe einer vollftändigen Affignation nach ven 
88. 1400 u. 1401 ibid. noch nicht gegeben; denn es ift in dem Kaufvertrag 
nicht enthalten, daß die Oläubiger vom Schuldner an ven Käufer als Zahler 
angewiefen wurden, nod weniger ift der Käufer als nunmehriger Schuldner 
angenommen worben. Das Rechtsverbältniß kann aber nicht erft durch die Klage 
geihaffen werden, fondern muß ſchon wor deren Ueberreihung vorhanden fein; 
weßhalb es unrichtig iſt, daß eine unvollftändige Affignation nah $. 1402 ibid. 
vorliege, melde durch bie Klage zur vollftändigen geworben wäre. 

Entf. v. 19. December 1878, Nr. 11586 (9. B. 1879, Nr. 46). Im 
Falle einer unvollftändigen Affignation ift der Gläubiger und Pfandnehmer nidt 
verbunden, fih an Jenen zu halten, welcher ihm als Ceffionar des Pfandgebers 
(und Schuloners) befannt gegeben wurde. Das Begehren des Klägers, welcher ben 
Pfandſchein ſich cediren ließ, auf Rückſtellung der verpfändeten, vom Gläubiger über 
gegen den Schulpner erwickte Execution feilgebotenen Effecten gegen Zahlung der Dar- 
lehensſchuld ift unbegründet, weil [Wortlaut:] Kläger nit erwiefen hat, daß eine 
Affignation überhaupt ftattgefunden, daß Geflagter in die Affignation eingewilligt 
und ihn an Stelle des Affignanten als ihren Schuldner angenommen babe, weil 
nur in biefem legteren Falle die Geflagte ihre Forderung an den Affignanten nicht 
mehr ftellen könnte, fondern fid) hierwegen an den Kläger als Affignaten hätte halten 
möüffen (8. 1402 B. ©.). Lag aber eine vollftändige Affignation nit in Mitte, fe 
mußte der Gellagte noch immer den Pfanpgeber als Perſonalſchuldner betrachten, und 
der Umftand allein, daß er von der Ceſſion des Pfandſcheines mittelft des Notariats- 
actes ſchon früher Kenntnig erhielt, bat ihn durchaus nicht behindern können, 
fpäter wider denfelben auf Zahlung zu Hagen und die Befriedigung ber For⸗ 
derung aus dem beftellten Pfande zu fuhen ($$. 461 u. 466 ibid.). Denn das 
Pfandrecht ift ein dingliches R., welches ohne Rückſicht auf den Wechſel im der 
Perfon des Pfanpftüdseigenthümers ausgeübt wird und der Wechſel des Egthre. 
hätte bier nur die Folge, daß der nad) Vefriedigung ber Forderung etwa 
verbliebene Reſt des Licitationserlöfes niht an den früheren, fondern am 
den derzeitigen Egthr. auszufolgen wäre. Die Einlöjung des Pfandes zur Ber 
hütung der Feilbietung desfelben ift nur den Pfanpgläubigern bei unbeweglichen 
Gütern gefeglich vorbehalten und nur in dieſem Falle ift die gerichtliche Ver⸗ 
fländigung vorgefchrieben ($. 462 ibid. und $. 438 a. ©. D.). Wohl wäre das 
Klagebegehren auch ohne eine Affignation, jedoch nur in dem Falle gerechtfertigt, 
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wenn ber Kläger dargethan hätte, daß er noch zur redhten Zeit, nämlich noch vor 
dem Verkaufe der Pfandftüde den Geklagten die volle Zahlung der Forderung ange 
boten; Letzterer aber folhe anzunehmen verweigert habe, denn in diefem Falle 
bätte Geflagter bei dem fenad vorhandenen Einverflänbniffe des Schuldners 
vom Kläger die angebotene Zahlung annehmen und nad der durch Tilgung der 
Schuld erfolgten Erlöfhung des Pfandrechtes dem Kläger die Pfanpftüde als 
deren ausgewiefenen Egthr. zurüdftellen, oder, fall er ungeachtet deflen ohne 
geleglihen Grund die Pfandftüde erecutiv hätte veräußern laffen, dem Kläger 
deren nachgemiefenen Werth erfegen müſſen (88. 469, 1422 u. 1295 ibid.); 
diefes wurde jedoch vom Kläger nicht dargethan. 

Entſch. v. 25. Yuni 1878, Nr. 6030 (©. Ztg. 1879, Nr. 95). Die 
Escomptirung einer faufmännifhen Anmweifung ift weder eine Affignation, noch 
eine Ceſſion. Die Haftung im Falle der Nichteinlöſung der Anweifung daher, 
obgleich das H. ©. und der Handelsgebrauch darüber nichts beftinnmen, nicht 
nah 88. 1397— 1399 B. ©. zu beurtheilen, fondern nad) den Grundſätzen ver 
Gewährleiftung. Der Einlöfer der Anweiſung ift, da biefelbe nidyt acceptirt 
noch honorirt wurde, fohin nad 88. 922— 932 ibid. beredtigt, die Aufhebung 
des Vigs. zu begehrten. 

Entſch. v. 12. December 1877, Nr. 11826 (©. Ztg. 1878, Nr. 68). 
Die in einem Kaufvertvage erfolgte Uebernahme der Schulven des Verkäufers 
feiten® des Käufers wirft bezüglid; der Gläubiger des Erſteren als unvollſtändige 
Afignation, die durd Einbringung der Klage der Legteren wider den Säufer 
zur vollftändigen wird ($$. 1400, 1401 u. 1402 8. ©.). — Worſpr. ven 
neueren Entſch.en.] 

Entf. v. 30. December 1876, Nr. 12372 (5192 ©.:U.). Indem bie 
Eiſenbahngeſellſchaft einem Unternehmer auf eigene Rechnung den Bau übertrug 
und diefer die Grundeinlöfung beforgte 2c., ift die Geſellſchaft noch nicht ber 
Berpflihtung zum Erfage der dur den Bahnbau den Grundbeſitzern zugefügten 
Schäden enthoben. Lag es in der Abfiht der geklagten Eiſenbahngefellſchaft, 
ſich durch das Webereinfommen mit dem Unternehmer aud) ihrer gejeglihen Ent- 
Ihädigungspflicht gegenüber beim Kläger und mit einer den Leßteren bindenden 
Rechtswirkung zu entledigen, fo hätte dieß in dieſem Uebereinfommen ausdrücklich 
vereinbart werben und der Kläger diefer Vereinbarung zuftimmen müfjen (88. 1345, 
1400, 1401 u. 1402 8. ©.). 

Entſch. v. 20. März 1872, Nr. 13436 (4528 ©.-U.). Der Borgang, 
wornach ein Dritter den Schulobetrag des Beklagten fih bei Zuzählung eines 
Darlehens von demfelben Gläubiger in die Darlehensvaluta einredhnen ließ, ift 
keine Erpromiffion nah $. 1345 8. ©. Die Normen ber 88. 1400—1410 
ibid. find daher auf diefen Fall niht anwendbar. Die Darlehensfhuld des Be- 
Hagten ift vielmehr vollftändig getilgt, ob nun die Zahlung in natura oder durch 
Einrehnung erfolgte. Ob der Zahler hierbei mit oder ohne Auftrag des Be— 
Hagten hantelte, ift gleichgiltig, weil jedenfalls die Zahlung von dem Darlehens- 
nehmer geleiftet wurde (8. 1412 ibid.), fei e8 im Sinne des 8, 1423 ibid, 
ober als negotiorum gestor. 

Entf. v. 9. November 1871, Ne. 9955 (4313 ©.-U.). Die Ber 
mögensabtretung des Baterd an ein Kind (jegt Beflagter) unter Auftrag einer 
Leiftung zu Gunſten eines anderen indes (jet Mläger) nad erreichter Grof« 
jährigkeit ift rechtswirkſam und Beklagter zur aufgetragenen Leiſtung verpflichtet, 
da er ſich mit dem Btg. verpflichtet hatte, dem Kläger bei Erreihung ber Groß- 
jährigteit oder bei der Verehelihung die Sunme zu bezahlen, die Bedingung 
zur Bezahlung. beim Kläger längft eingetreten ift, und Kläger die Streitlegiti« 
motion und das R. von feinem vertragſchließenden Vater ableitet, weldyer aller- 


1124 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


dings berechtigt war, im Namen feines Sohnes günftige Vtge. zu ſchließen und 
dritte Perfonen rechtsgiltig zu verbinden, 

Entf. v. 8. März 1870, Nr. 14603 (3741 ©.-U.). In der Erhebung 
der Klage wider den Affignaten liegt zugleich vie erforderliche Annahmeerllärung 
des klagenden Aſſignatars. Die Klage ver Erben des Gläubiger, deſſen For- 
derung der Gefhäftsübernehmer des Schuldners demſelben fid verpflichtete zu bes 
richtigen, ift daher begründet; daß vie Erben nah 8. 918 B. ©. nit berechtigt 
feien, eine Affignation, welhe der erblafferiihe Gläubiger anzunehmen noch nicht 
erklärt hat, anzunehmen, ift unrichtig (8. 1404 ibid.). 

Entſch. v. 20. Mai 1869, Nr. 5524 (3418 ©.-U.). Die Uebernahme 
ber Bezahlung von Sagpoften feitens des Käufers auf Abſchlag des Kaufſchillings 
„zur Selbftzahlung“ berechtigt die Sagläubiger nicht, den Käufer aud als Per- 
ſonalſchuldner zu belangen. 

Entfd. v. 10. Jänner 1868, Nr. 10552 (2966 G.-U.). Der Gläubiger, 
deſſen pfandrechtlich fichergeftellte Forderung vom Käufer der Hypothek auf Ab- 
flag des Kaufſchillings zur Selbftzahlung übernommen wurde, ift berechtigt, den 
Käufer als Perſonalſchuldner zu belangen. Sein Beitritt zur Affiguation wird 


durch die Plage documentirt. — [Worfpr. der Entih. Nr. 5524 ex 1869.] — 


Die Verpflichtung des Käufers zur Bezahlung des Capitalwerthes der von ihm 
auf Rechnung des Kaufſchillings mit einem capitalifirten Werthe zur Zahlung 
übernommenen wiederkehrenden Leiftungen nad Beendigung derſelben ift felbfte 
verſtändlich [?]. 

Entf. v. 19. December 1867, Nr. 8916 (2953 G.-U.). Wenn auch 
der neue Egthr. einer unbeweglichen Sache nach ven 88. 443, 447 u. 460 
B. ©. für die darauf eingetragenen Laften in der Regel nur mit der Pfandfache 
zu haften hat, darf doch diefe im ©. ausgefprodene beſchränkte Haftung durch 
Big. erweitert werben, wie vorliegend der Käufer ber verpfänbeten Liegenſchaften 
mit Zuftimmung des Verkäufers vie für die Klägerin darauf eingetragene Schuld 
auf Rechnung des Kaufpreiſes übernommen hat; weßhalb denn aud nicht bie 
vorhin citirten, ſondern $. 1345 ibid. und die im 2. Haupiſt. IIL Thl. ibid. 
enthaltenen Vorſchriften über die Affignation (Eeffton) zur Anwendung kommen. 


. Die Einwilligung der Klägerin als Affignatarin (Ceffionarin) zu der durch Die 


erwähnten Erklärungen des Käufers und Verkäufers feitgeftellten Umänverung der 
Ne. und Verbindlichkeiten wurde durch die Anftellung der Klage ſtillſchweigend 
($. 863 ibid.) erklärt und ertheilt; denn eine nachträgliche Einwilligung zu einer 
unvolftändigen Affignation ift niht nur zuläffig, fondern vom ©. ($$. 1402 
bis 1404 u. ff. ibid.) vorgefehen; übrigens duch fein ©. vorgefchrieben, daß 
die Berftändigung des Aſſignatars gleichzeitig mit der zwiſchen dem Aſſignanten 
und dem Affignatar getroffenen Uebereinfunft oder nur mittelft ver Letzteren er⸗ 
folgen müffe. Die rechtserzeugende Erklärung liegt hierbei gleihwohl im Big. 
ſelbſt und keineswegs in der lage, welde bloß die Einwilligung der Affignatarin 
zu der bereit durch den Vtg. feftgeftellten unvollftänvigen Affignation darthut. 
Entſch. v. 5. December 1866, Nr. 10746 (2674 ©.-U.). Die fiill- 
ſchweigende Willenserflärung fegt nach $. 863 B. ©. folde Handlungen oder 
auch Unterlafjungen voraus, welche mit Ueberlegung aller Umftände keinen ver- 


‚ nünftigen Grund, an dem zu manifeſtirenden Willen zu zweifeln, übrig lafſen. 
’ Wenn num wirklich der Affignat dem klagenden Gläubiger ein Notiflcations- 


ſchreiben des Inhaltes, daß er dad Geſchäft des geflagten Affignanten mit allen 
Activen und Paffiven übernommen habe, zugeſendet und wenn wirklich Kläger diefes 
Schreiben aud erhalten hat, jo kann die Unterlafjung der Beantwortung bes- 
felden jedenfalls nicht als ein folder Act ängefehen werden, aus welchem noth⸗ 
wendig und zweifellos die Einwilligung des ‚Klägers rüdfichtlih der Schuld des 
Gellagten an defjen Stelle ven Affignaten ald Schuloner und Zahler anzunehmen, 
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gefolgert werben müßte. Da ja biefe Unterlaffung ebenfogut auch die Auslegung 
zuließe, daß er auf den in jener Anzeige enthaltenen Antrag, ihn anftatt bes 
Gellagten für die Schuld des Letzteren als Zahler anzunehmen, nicht eingehe, und 
durch jene Geſchäftsübertragung ſein Verhältniß zu ſeinem urſprünglichen Schuldner 


nicht geändert wiſſen wollte, worüber ſich ausdrüclich auszuſprechen ihm zwar 


freigeftanden, aber nicht obgelegen war. Daraus, daß Kläger nach Em— 
pfang de@ erwähnten Notificationsfhreibens ben Ajfignaten um die 
Berihtigung der Schuld des Gellagten angegangen habe, folgt gar 
nichts für die Beurtheilung der Frage, ob er ſich an den Affignaten 
balten mäffe. 

Entf. v. 10. Mai 1864, Nr. 3001 (1915 G.-U.). Da bie executive 
Anwerfung des Gläubiger auf die Forderung des Schuldners an einen Dritten, 
dem Ajfignaten vor dem Ausbruche des Concurfes über dad Vmgn. des Affignan- 
ten, an befien Stelle und für deſſen Rechnung die Bewilligung von Seite des 
Richters erfolgte, noch nicht befannt gemacht, alſo nidt zur thatſächlichen Aus— 
führung gebracht worden war, fomit eine unvollftändige Affignation ($. 1402 
8. ©.) geblieben ift — demnach der Ajfignat, fowie ein debitor cessus ($. 1395 
ibid.) noch bis zur Belanntgebung der Affignation, dem erften Gläubiger zu be— 
zahlen oder fonft fih mit ihm zu begleichen, vollberechtigt und dem Aſſignatar 
gegenüber außer aller perfönlichen Verbindlichkeit geftellt verblieb, und vom Augen- 
bfid des über das Vmgn. des Schuldners eröffneten Concurfes jede auf denfelben 
zurückwirkende thatſächliche Execution einer richterlihen Verfügung ausſchließlich 
dem Concurögerichte zuftend, ift die Klage wider den Dritten (ſſignaten) abzu⸗ 
weiſen auch $. 11 ber geltenden C. O.]. 

Entf. o. 5. Mai 1863, Nr. 1853 (©. Big. 1865, Nr. 70). Die 
Uebernahme von auf einer Realität fihergeftellten Schulden zur Zahlung auf 
Abſchlag des Kaufſchillings, ift eine Affignation, welche dadurch vollftändig wird, 
daß der Gläubiger die Zahlung von dem Käufer mittelft Klage forbert. Der 
Käufer kann die Schulvübernahme nicht widerrufen, folange ber Kaufvertrag im 
Grundbuche eingetragen ift und er die Realität auf Grund derſelben befigt. 

Entſch. v. 29. October 1862, Nr. 7164 (©. 9. 1863, Nr. 77 u. 78). 
Der Käufer einer Realität, welder a conto des Kaufſchillings eine auf berfelben 
haftende Satzpoſt zur Selbftzahlung übernimmt, übernimmt viefelbe mit allen 
ihren Vor⸗ und Nachtheilen; er hat daher auch im Falle, als fie eine ſolche 
war, welche ohne Zahlung im Wege des Edictalverfahrens zur Löſchung gebracht 
werben fann, dem Verkäufer für diefen ihm zu Gute kommenden Bortheil feinen 
Erſatz zu leiften. 

Entſch. v. 9. März 1859, Nr. 2268 (747 ©.-U.; P. ©. 1160). Der 
Affignatar, welder dem Anweifungsvertrage nicht beigetreten und fi aud von 
dem Affignanten das R., welches diefer hieraus gegen den Affignaten auf Befriedi⸗ 
gung des Aſſignatars erworben hatte, nicht abtreten ließ, Tann hierwegen gegen 
den Affignaten keine Re. ableiten. 

Entſch. v. 3. Februar 1859, Nr. 1108 (©. Ztg. 1859, Nr. 41). Aehnl. 
der Entf. Nr. 1853 ex 1863. 

Entſch. v. 14. Mai 1858, Nr. 4806 (©. Zig. 1861, Nr. 68). Aehnl. 
ber Entf. Nr. 1853 ex 1867. 

Entſch. v. 11. inner 1855, Nr. 13115 (60 G.-U.z P. ©. 1158). 
Der Affignatar verliert nur dann fein Klagerecht gegen den Ajfignaten, wenn er 
erflärt bat, daß er den Affignanten als Alleinſchuldner annehme, 


G. 1008 — vgl. u. 1409, 1014 ©. ©.) 
8. 1403. Hat der Anweifer einem Dritten, der ihm Nichts ſchuldig ift, die Zahlung auf 
getragen; fo fteht diefem frei, die Anmeifung anzunehmen oder nicht. Nimmt er fie nicht 
Wiehl, bürgl. Gefehb. erl. 12 
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an, fo kommit feine neue Verbindlichkeit zu Stande; nimmt er fie an, fo entfieht ein Bol- 
machtsvertrag zwiſchen ihm und dein Affignanten, aber noch fein Vertrag mit dem Aſſignatar. 

Entf‘. v. 8. März 1870, Pr. 14603 (3741 ©.-U.). Aus 88. 1402 
u. 1403 8. ©. läßt ſich nicht folgern, daß dem Affignatar fein Klagerecht gegen 
den Gellagten erwachfen wäre, wenn er nur durch britte Berlonen ohne Wiſſen 
bes Paciscenten, oder durch Zufall von dem Webereinfommen des Affignaten und 
Affignanten Kenntniß befommen hätte [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 18. Juni 1862, Nr. 2050 (1533 ©.-U.). Wenn der Affiguat, 
ohne dem Affignanten ſchuldig zu fein, die Affignation annimmt, fo entfteht nady 
8. 1403 B. ©. zwifchen ihnen ein Vollmachtsvertrag. Da der Affignatar (Kläger) 
von biefem Auftrage und deſſen Annahme verfländigt wurde, erwüchs ihm nad) 
8. 1019 ibid. das R., vom Affignatar ald Machthaber und Etellverireter ver 
bisherigen Schuldner Erfühung zu fordern. Da nun der Aſſignatar nicht auch 
den auf ihm gezogenen Wechfel acceptirte, fan nur aus dem Mandate das Redte- 
verhältnig beurtheilt werden; es ift daher entfheidend, daß der Affignatar erft 
nad Eröffnung des Concurfes über das Vmgn. des Affignanten die Zahlung von 
ben Ajfignatar begehrte. Zu diefer Zeit durfte der Legtere nach $. 1024 ibid. 
nicht mehr im Namen des Aſſignatars und nunmehrigen Crivatard bie Zahlung 
leiſten; fie im eigenen Namen und aus eigenem Bmgn. zu leiften war er aber 
niemals verpflichtet. 


@. 1404 — vgl. 88. 862; 1020-1024; 1401 ®. ©.) 

8. 1404. Der Affignant kann eine von dem Affignatar noch nicht angenommene Affignation 
widerrufen. In diefem Falle ift der Affignat aus der Vollmacht nicht mehr befugt; dem 
Affignatar die Zahlung zu leiften. 

Biehe auch die Entsch.en bei $$. 1408 u, 1408. 


Entſch. v. 8. März 1870, Nr. 14603 (3741 ©.-U.). Zu Folge 8. 1404 
8. ©. kann eine nur zwiſchen dem Affignanten und dem Äſſignaten vereinbarte 
Aſſignation von dem Aſſignatar — alfo auch von deſſen Erben — folange an- 
genommen werben, als fie vom Affignanten nicht widerrufen ift. 

Entſch. v. 14. October 1869, Nr. 7290 (3537 ©.-U.). Die Annahme 
der Affignation durch den Affignaten ift an feine Frift jebunden ($. 1404 B. ©.). 
Solange die Affignation nicht von dem Aſſignaten widerrufen ift, kann der Affig- 
natar feine Zuftimmung zur Affignation und zwar aud) durch bie Klage wiber 
den ee feloft erklären. [Siehe dießfals weitere Entſchen bei 88. 1400 
bis 1402. i 

Entſch. v. 19. December 1867, Nr. 8916 (2953 ©.-U.). Wenn aud 
der neue Egthr. einer unbeweglihen Sache nad ben 88. 443, 447 u. 460 
8. ©. für die darauf eingetragenen Laften in der Regel nur mit ver Pfandfade 
zu haften kat, fo darf doc diefe im ©. ausgeſprochene beſchraͤnkte Haftung durch 
Dig. erweitert werben. Die Einwilligung des Gläubigers als Affignatar wurde 
durch die Anftellung und den Inhalt der Klage ſtillſchweigend ($. 863 ibid.) 
erklärt. Eine folhe nachträgliche Zuftimmung ift ausbrädlih in 88. 1402 bis 
1404 u. ff. vorgejehen. 


& (8. 1405 — vgl, 98. 1401, 1408, 1404 ©. G.) 
8. 1405. Wil der Affignatar die erhaltene Anweiſung nit annehmen, oder wird dieſelbe 
von dem Affignaten nicht angenommen, ober kann fie dieſem feiner Abweſenheit wegen nicht 
vorgezeigt werben; fo muß ber Affignatar dem Affignanten ohne Verzug davon Nachricht 
geben, widrigenfalls haftet er dem Affignanten für die nachtheiligen Folgen. 
‚Entfd. v. 18. Juli 1879, Nr. 6724 (9. 8. 1879, Nr. 40). Die 
vertraͤgsmaͤßige Uebernahme der Satzpoſt if an und für. fi höchſtens eine un⸗ 
volftändige Affignation, wodurch der Käufer nody nicht Perfonaljhuldner wird. 


III. Theil. 2. Hauptſt. Umänd. d. Rechte u. Verbindlichkeiten. 83. 1404—1406. 1127 


Die Aſſignation Tann als Big. ohne Verſprechen und deſſen Annahme zwiichen 
den Sompaciscenten des Kaufvertrages und dem Satzgläubiger nit wirkſam 
werben. Die klagende Satgläubigerin behauptet, gar nicht von ber angeblichen 
Affignation verftländigt worden zu fein, kam alfo auch nicht in bie Rage, bie 
Afignation anzunehmen (8. 1405 B. G.). Durd die lage felbft ift diefe An« 
nahme nicht erfegt, da eine Einwilligung flet den vorausgegangenen Antrag 
voraußfegt, ber erflärte Beitritt zu einem zwiſchen Dritten gefchloflenen Vtg. 
aber ohne deren Zuftimmung wirkungslos if. Zudem hat die Klägerin duch 
bie Anmeldung bei der Fiquidirungstagfahrt ihren Willen fund gegeben, fih an 
das Pfand zu halten. 

Entf. v. 4. März 1874, Nr. 1532 (5287 ©.-U.).... Daß Kläger 
die Affignation der Bank B bei der Firma C angenommen habe, ifl ge» 
wiß; denn nit nur unterließ er, die Nihtannahme derjelben der 
Aflignantin B bekannt zu geben ($. 1405 B. ©.), ſondern er begab ſich 
vielmehr zum Affignaten, d. i. zur Firma O, quittirte derſelben vorhinein den an- 
gewiefenen Betrag und belangte fie ſodann auf die Zahlung (wegen Nichtempfang) 
. ber quittirten Geldſumme. 


(8. 1406 — vgl. 88.1897 u. 1899; 868, 1426, 1428; 1898 [7L 1414 ©. G.) 
8. 1406. Hat der Affignater und der Affignat die Anmweifung angenommen, letzterer leiftet 
aber die Zahlung nicht zur gehörigen Zeit; fo haftet der Affiguant dem Affignatar dafiir 
unter den nämlihen Beſchränkungen, unter melden der Cedent dem Uebernehmer für bie 
Richtigkeit und Einbringlichkeit der Forderung zu haften hat (88. 1397 und 1399). 

Entſch. v. 24. September 1878, Nr. 5153 (©. tg. 1879, Nr. 87). 
Da der Gellagte zur Tilgung feiner Schuld an den Kläger für den Betrag von 
x fl. flatt baren Geldes Caſſenſcheine eingefendet und der Kläger biefelben, wie 
ver Oeflagte aus dem Inhalte feines Schreibens folgert, angenommen hat, fo 
iſt zwifchen beiden heilen ein entgeltlihes Gefchäft im Sinne des $. 1414 B. ©. 
zu Stande gekommen, welches ſich als ein Cefftons- oder Affignationsgejchäft dar⸗ 
ſtellt, indem die Eafjenfcheine der genannten Geſellſchaft nur als Urkunden über dem 
Bellagten an biefelbe zuftehenden Darlehensforberungen betrachtet werben Können, 
und der Geflagte durch die Meberfendung dieſer Cafſenſcheine an ven Kläger eben 
nur feine eigene daraus hervorgehende Forderung auf eine entgeltliche Weife auf 
den Kläger übertragen bat. Es hat daher Geflagter, da eine rechtsbeſtändige 
unzweifelhafte Erklärung des Klägers, die Geſellſchaft X als Alleinzahlerin an- 
nehmen, nicht vorliegt, dem Kläger nach den 88. 1397 u. 1406 ibid. für bie 
Richtigkeit und Einbringlichleit der übertragenen Forderungen in jenem Betrage zu 
baften, in welchem der Geklagte fie auf feine Schuld am ven Kläger in Aufe 
tehnung gebracht hat. 

Entfd. v. 5. Juni 1878, Nr. 240 (©. Ztg. 1878, Nr. 100). Zur 
volftändigen Affignation, welche die Wirkung hat, daß ber Affignatar die For⸗ 
derung an den Affignaten in ber Regel nicht mehr ftellen kann, ift nah $. 1401 
B. ©. die Einwilligung aller drei Intervenienten, nämlich des Affignanten, des 
Alfignaten und des Affignatars geſetzlich vorgeſchrieben und beftimmt der nächſte 
8. 1402, daß, infolange dieſe dreifache Einwilligung nicht vorhanden ift, bie 
Afignation unvollſtändig bleibe und nur für diejenigen Theile wirkſam fei, die mit 
einander einverftanden find. Wiewohl [Wortlaut:] nun im vorliegenden Falle die 
Einwilligung des Affignanten und des Uffignaten auf Grund des Kaufvertrages zu 
Stande gelommen und zweifellos ift, fo hat doch Belangter die Einwilligung bes 
Aſſignatars nicht nachgewieſen, weßhalb auch die Affignation für den Letzteren 
unwirkſam und berfelbe allerdings berechtigt ift, wegen feiner Forberung an 
den Belangten als feinen Perſonalſchuldner fih zu halten. Zwar hat der be- 
langte Affignant ven, Verkauf der Hypothek an den Aſſignaten unter Vorlage bes 
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dießbezüglichen die Affignation entyaltenden Kaufvertrages dem Tarnower Kreis“ 
gerihte, welches die Oberauſſicht über die gläubiger'ſche Waifencafle führt, an⸗ 
gezeigt und Letzteres biefe Anzeige zur Kenntniß genommen, allein dieſes alles 
ſpricht noch keineswegs dafür, daß das Kreisgeriht in die Yifignation thatſächlich 
eingewilligt habe. Denn jede Einwilligung fett einen dießbezüglichen Antrag 
voraus. Belangter hat aber gar nicht erwiefen, daß feine Eingabe ven Antrag 
auf Genehmhaltung der Affignation enthielt, daher die bloße Kenntnißnahme 
dieſer Eingabe und des damit vorgelegten Kaufvertrages, welche aud zu anderen 
Zweden gefhehen konnte, den Schluß auf Annahme der Affignation nicht zu⸗ 
laſſen Mann und nicht zulaflen darf, zumal das Kreisgericht in Ermanglung eines 
ausbrüdlichen Antrages gar nicht in der Lage war, ſich hierüber auszuſprechen. 
Bon einer ſtillſchweigenden Einwilligung kann hier mohl nicht Die Rede fein, da 
das Kreisgericht in feinen Willensfundgebungen nicht als gewöhnliche Privat- 
partei, fondern als öffentliche Behörde anzufehen iſt, welche inftructionsmäßig an 
die Form ihrer Erledigung gebunden ift. Uebrigens kann auch daraus, daß das 
Kreisgericht dem Hypothekarſchuldner (Affignaten) bei verfelben Gelegenheit das 
Capital gekündigt und fpäter die Zinfen der gegenwärtigen Schuld von dem der- 
zeitigen Egthr. der Hypothek eingefordert hat, ebenfowenig auf die Genehm⸗ 
haltung der Affignation gefcloffen werben, da doch dem Gläubiger geſetzlich bie 
Wahl zufteht, fih entweder an den Perjonal- oder an ben Hypothelkarſchuldner 
zu halten, daher die obigen Acte den Schluß auf eine allfällige Entlaftung des 
Perſonalſchuldners aus der Verbindlichkeit durchaus nicht geftatten, 

Entfch. v. 30. October 1877, Nr. 7643 (©. Ztg. 1877, Nr. 98; 6599 
G.⸗U.). Wenn aud) die Affignation, wodurch einer der Miterben des Schuldners 
alleiniger Perſonalſchuldner werden follte, eine vollftändige, und das dem klagenden 
Gläubiger zuftehende Forderungsrecht gegen die anderen Miterben nad) 88. 1406 
u, 1399 8. ©. für erloſchen anzufehen wäre; fo iſt bennod nicht die Hypothel 
durch bie Affignation erlofhen, weil — abgefehen von ber unrichtigen Behaup- 
tung, daß der Schlußſatz des $. 469 ibid. auf die Verfachbücher keine Anwen 
bung hat — die Affignation wohl eine Umänderung in ber Perfon des Perfonal- 
ſchuldners, keineswegs aber eine Tilgung der Schuld bewirkt, und daher das dem 
Aſſignatar zuftehende acceflorifche Pfandrecht, wenn er hierauf nicht ausdrüdlich 
verzichtet hat, ober die Hypothek gelöfcht worden if, unberührt bleibt, 

Entfd. v. 20. März 1872, Nr. 13436 (4528 ©.-U.). Wenn ein 
Dritter ſich, fei e8 mit oder ohne Auftrag des Schuldners, in die Baluta eines 
vom felben Gläubiger ihm zuzuzählenden Darlehens den Betrag der Schuld ein- 
rechnen läßt, fo ift diefe Schuld durch Zahlung erloſchen ($. 1412 8. ©.), fei 
es im Sinne bes $. 1423 ibid., oder daß der Dritte als Gefchäftsführer ohne 
Auftrag handelte. Es liegt fonad Feine Erpromiffton vor (8. 1345 ©. ©.) 
und finden alfo au die 88. 1400—1410 ibid. Feine Anwendung. 

Entſch. v. 11. Jänner 1855, Nr. 13115 (60 ©.-U.). Der Aſſignatar 
verliert nur dann fein Klagerecht gegen den Affiguanten, wenn er erklärt bat, 
daß er den Affignatar als Wlleinfhulpner anneyme. Nur in dem Falle einer volle 
fländigen Unweifung, in welchem ber Aſſignatar den Angemwiefenen anflatt des 
Anweifenden als feinen Schuldner annimmt, und ber Angewiefene bareinwilligt, 
muß der Affignatar feine Anfprüche gegen den Affignanten auf jenen Umfang 
befhränfen, welden die $$. 1397 u. 1399 B. ©. ber Haftung des Cedenten 
bezüglich des Beftandes und der Einbringlicfeit der Forberung, vorzeichnen; ber 
Kläger aber hat fih an dem Btg., vermöge deſſen die Schulonerin ihren Söhnen 
die Zahlung ihrer Schuld auftrug, nicht beteiligt; es liegt aud feine Erklärung 
des Klägers vor, womit er diefe Anmweifung annahm. Es kann dieſe weder durch 
den Auszug aus dem Hypothekenbuche, noch burd bie Eingabe zum Zwede der 
Loſchung des auf den Realitäten ber Söhne einverleibten Pfandrechtes bewieſen 
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werden; denn wenn darin auch bie Söhne vom Kläger als Schuloner bezeichnet 
werben, fo waren fie dieſes ja in ber That als Beſitzer der Hypothek; — es 
Tann aber auch daraus noch nicht gefolgert werden, daß derſelbe fie ftatt der per- 
fönlihen Schulonerin als Zahler annahm. 


(8. 1407 — vgl. bei 8. 1406 cit.) 
8. 1409. Hat jedod der Affignatar den Affignanten als Alleinzahler anzunehnen fih aus- 
drücklich oder ſtillſchweigend dadurch erflärt, daß er feinen bisherigen Schuloner quittirt, oder 
ihm die Schuldurkunde ausgehändigt hat; fo wird der Affignant von aller Haftung gegen 
. ihm befreit. f 

Entf. v. 30. April 1879, Nr. 3236 (I. ®. 1879, Nr. 21). Nah 
88. 1400 u. 1401 B. ©. fett eime vollfländige Affignation vor Allem ein Ueber 
einfommen zwifhen dem anmweifenden Schuloner und dem anzuiweifenden Gläubiger 
voraus. Nun behauptet aber der Geklagte lediglich, fein Sohn habe dem Kläger 
mitgetheilt, ex fei von feinem Vater (dem Geflagten) angewieſen worben, deſſen 
Schuld an ven Kläger, womit Legterer einverflanden gewefen fei, zu bezahlen. 
In diefer einfeitigen Erklärung des Eohnes des Geflagten können aber felbft dann, 
wenn Kläger derfelben zugeftimmt hätte, noch keineswegs die geſetzlichen Erforderniſſe 
einer Aſſignation gefunden werden, am allerw nigften einer folden mit der Wir- 
fung, daß nunmehr der Sohn des Geklagten als der vom Kläger als Alleinzahler 
angenommene neue Schuloner zu betrachten und ber Geklagte fohin von jeder 
weiteren Haftung gegenüber vem Kläger befreit wäre, zumal weder einer ber im 
8. 1407 ibid. ausgeorüdten Fälle vorliegt, noch auch bie der erwähnten Er- 
Märung des Sohnes des Geklagten nachgefolgten Thatſachen eine Befreiung des 
Geklagten von feiner Zahlungspfliht erkennen lafien. Die vom Geflagten dem 
Kläger entgegengefeßte einzige Einwenbung, daß bie eingeflagte Forberung ihm 
gegenüber durch Affignation erloſchen fei, erweift ſich fomit als haltlos. 

Entf. v. 10. December 1869, Nr. 10412 (3599 G.-U.). Im Falle 
der von dem Aifignaten angenommenen Anweifung eines Kaufſchillings muß ver 
Affignatar fi) die exceptio non impleti contractus des Aifignaten gefallen laſſen. 
Diefe Anweifung ift für den Affignatar nur eine Ceſſion und begründet zwiſchen 
ihm und dem Affignaten dasſelbe Berhältnig, welhes zwiſchen dem Ceffionar 
und bem von der Abtretung verftändigten Ceſſus befteht (88. 1394; 1052 u. 
1066 8. ©.). [Schlußfolgerung.] . f 

Entfd. v. 18. Juni 1866, Nr. 2862 (©. 9. 1866, Nr. 57). Die 
Erklärung des Affignatars, den Affignaten als Schuloner und Zahler anzunehmen, 
genügt an fi noch nit, um ben Affignanten von aller Haftung gegen den Affig- 
natar zu befreien. 

Entſch. d. 18. April 1866, Nr. 2862 (2460 ©.-U.). Im Sinne des 
8. 1407 B. ©. genügt zur Befreiung des Verkäufers nicht, daß der Saggläubiger 


l 


fib einverflanden erklärt, den Käufer der Hypothek „auftatt des Verkäufers als 


Schuldner und Zahler anzunehmen“, fondern wäre hierzu eine ausbrüdfiche und 
beftimmte Erflärung des Gläubiger erforderlich, daß er den Berfäufer von jeder 
weiteren Verpflichtung entlaffe, und den Käufer als Alleinſchuldner annehmen 
wolle; — umfonehr, als der Gläubiger damit gemeint haben konnte, den Käufer 
als neuen Hypothekarſchuldner anzunehmen. 


(#. 1408 — vgl. 88. 1402, 1408; 1896 B. G.) 


8. 1408. Benn der Affignant feinem Schulpner als Affignaten die Zahlung nur in eben dem 

Maße, als er fie ihm zu leiſten ſchuldig war, aufträgt und den Affignatar an ihn zum Em» 

pfange anweift; fo gilt dem Affignatar die Affignation als eine Abtretungsurfunde, und es 

teitt zwiſchen ihm umd dem Affignaten eben das Verhältniß ein, welches zwiſchen dem Ueber» 

nehmer einer Forderung und dem Übernommenen Schuldner, dem der Mebernehmer befannt 
gemacht worden ift, ftattfindet. 
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Entſch. v. 10. Yuli 1879, Nr. 6724 (9. B. 1879, Nr. 40). Wollte 
manfaud; in einem Raufvertrage, womit ber Käufer nur die fhon im $. 443 B. ©. 
begründete Verbindlichkeit übernahm, die Sagpoft zu berichtigen, eine Affignation 
erbliden, fo ift diefelde eine unvollftändige und nur für die vertragſchließenden 
Theile wirkfame geblieben. Denn eine Affignation ift ein Vtg.; ein folder 
aber kann ohne Verſprechen und beſſen Annahme nicht zu Stande fommen. Nun 
hat aber Kläger gar nicht behauptet, daß er von ber Anmeifung bes Gellagten 
von Seite der Verkäufer, die Schuld an ihn zu bezahlen, je in Kenntniß geſetzt 
wurde und fid damit einverftanten erflärt habe, daher zwiihen ihm und ven 
Contrahenten des Kaufvertrages ein Big. nicht zu Stande gelommen if. Die 
Annahme, daß Kläger durd die Anftrengung der gegenwärtigen Klage der Affig- 
nation zugeftimmt habe, hat feine Berechtigung, da die Einwilligung einen vorans- 
gegangenen Antrag vorausfegt, und der erflärte Beitritt zu einem zwifcen 
dritten Perfonen gefchlofienen Btg. ohne deren Zuftimmung wirkungslos if. 

Entf. v. 15. Februar 1877, Nr. 7929 (6378 G.-⸗U.). Durch das 
Verfprehen des Gellagten, einen Schuldner zu rangiren und deſſen Schulden aus 
dem Erlöfe feiner Realitäten zu bezahlen, kam eine Affiguation zu Stande, welche 
durch die Annahme bes Klägers (eines Gläubigers) vollftändig wurde (88. 1401 
u. 1406 B. ©.). Der Mläger erlangte daB R., von dem Beklagten als Cefſus 
die Zahlung zu begehren ($. 1408 ibid.), nachdem biefer feither die Liegenſchaft X 
verkauft, einen zur Bezahlung des Klägers hinreichenden Kaufpreis erzielt und 
mit dem Erlöfe mehrere Schulven beridhtigt hat. Daß ter Bellagte nur ver- 
ſprach, den Kläger mit dem Erlöfe für die Liegenfchaft (nicht aus eigenem Bmgn.) 
zu bezahlen, fteht der Zulafiung des Klagebegehrens ebenfowenig, als ber Um- 
fand entgegen, daß ver Kläger die Zahlung von dem Beklagten überhaupt, ohne 
Angabe des Fondes, verlangt, weil der Bellagte mit ber Vollmacht aud die Ber- 
pflichtung, den Realitätenerlss der Verabredung gemäß zu verwenden, übernom- 
men, daher zur Zahlung des Klägers fich verpflichtet hat und igfofern der Cedent 
ihn als feinen Schuloner zur Bezahlung des Klägers anwies und er die Anwei- 
fung annahm, nicht bloß Mandatar geblieben, fondern angewiefener und abge⸗ 
tretener Schuldner des Klägers geworben ift (8. 1408 ibid.), dem es gleichgültig 
fein Tann, mit weldhem Fonde der Bellagte die übernommene Verpflichtung er- 
fünt. Aus diefer Erwägung ift auch unentſcheidend, ob ber Beklagte nod einen 
Theil des Kaufpreifes in Händen, oder ob und wie er denfelben ſchon verwendet 
habe, zumal er denfelben jedenfalls ſchon erhalten und dem Kläger ſich verpflichtet 
bat, defien Wechſelforderung aus den erſten eingehenden Summen zu bezahlen. 

Entſch. v. 1. Februar 1876, Nr. 1018 (6009 ©.-U.). Die durch ben 
Käufer der Realität erfolgte Mebernahme einer Satzpoſt zur Selbftzahlung berech⸗ 
tigt den Gläubiger, ven Käufer als Perſonalſchuldner zu belangen, ba die nad 
den 88. 443, 447 u. 446 B. ©. beſchränkte Haftung des Erwerbers einer 
unbeweglichen Pfandſache durch Big. erweitert werben lann und dieß in bem 
vorliegenden Falle geſchehen ift. Es Könnenfomit nicht mehr die cit. ©., fon- 
bern müſſen jene über Affignotion, resp. Ceffion (88. 1400, 1401, 1408 
ibid.) Play greifen. Kläger hat als Affignatar oder Geffionar durch die An« 
ſtellung der Klage ſtillſchweigend feine Einwilligung zu der durch die Erflärungen 
des Käufers und Verkäufers bewirkten Umänderung der Re. und Verbindlichkeiten 
gegeben (8. 863 ibid.); die Verpflichtung bes Beklagten aber iſt in dem Btg., 
nicht in der Thatjache der angebrachten Klage begründet, mit welcher Kläger "bloß 
feine Zuftimmung zu ber durch den Btg. bewirften Affignation manifeflirt hat. Daß 
vor Anftellung der Klage die Affignation widerrufen worben fei, wurde nicht be⸗ 
bauptet. [Siehe hierüber weitere Entſch.en bei 8. 1402 u. 1404.] 

Entſch. v. 26. März 1874 Nr. 2684 (5313 ©.-U.). Ein zur Begleihung 
eines Saldo's übergebener Caſſeſchein kann nicht als Papiergeld, fondern nur ale 
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die Urkunde über eine dem Bellagten gegen bie Bank zuflehende Darlehensforberung 
betrachtet werben und Beklagter hat mit der Uebergabe berfelben an den Kläger 
bemfelben nur dieſe Forderung (entgeftlih) cedirt. Er haftet daher bem Kläger 
für Richtigkeit und Einbringlichkeit und zwar bis zum vollen Betrage, auf welchen 
der Salve fidh belief (88. 1397, 1408 u. 1414 B. ©.). 

Entf. v. 7. November 1872, Nr. 10843 (4767 ©.-U.). Im Galle 
der Ueberweifung einer Hhpothelarforberung an Zahlungsftatt ift der Hypothekar⸗ 
ſchuldner berechtigt und verpflichtet, bis zur Ausftellung einer löſchungsfähigen 
Quittung den Schulpbetrag zu Gericht zu erlegen. 

Entſch. v. 13. Jänner 1870, Nr. 10412 (Sc. II). Die Ueberweifung 
eines Kaufſchillings begründet gegenüber dem angewiefenen Gläubiger (Aſſignatar) 
bloß eine gemeinrechtliche Ceffion. 

Entfd. v. 11. Iuli 1866, Nr. 5844 (G.⸗Ztg. 1867, Nr. 94). Die auf 
das Uebereinlommen der Gläubiger bei der Kauffchillingsvertheilung gegründete 
gerichtliche Unweifung des Erecutionsfäufers, den Kaufidilling einem Dritten zu 
bezahlen, ift eine vollfländige assignatio necessaria, bei welder der Aſſignant 
Erecut) vom Richter fubflituirt wird, der Affignat (Käufer), dem die Feilbietungs- 
bebingniffe befannt fein mußten, durch den Kauf feiner Einwilligung und der 
Aſſignatar durch Annahme des neuen Schuldners feine Zuftimmung zu erfennen gibt. 

Entfd. v. 3, Februar 1859, Nr. 1108 (721 ©.U.; P. ©. 1161). 
Wenn der Käufer einer Realität auf Abfchlag des Kaufſchillings eine ob ber 
Realität verfiherte Forderung zur Zahlung überniumt, jo Tann der Gläubiger 
unter Bertretungsleiftung des Verkäufers den Käufer als Perfonalfhuldner auf 
Bahlung der Forderung Hagen. Diefes R. kann and; wie jedes andere cebirt werben. 


G. 1409 — vgl. $. 1014; 85. 1009, 1012; 1401--1408, 1406; 1838 u. ff. ©. ©.) 
9. 1409. Wenn der Affignat über eine ſolche Affignation, die zugleich eine Eeffion in fi 
begreift, die Zahlung ohne Grund verweigert; oder wenn ein Affignat überhaupt, nachdem 
er dem Affignatar die Zahlung zugefagt hat, damit zögert; fo haftet er für bie Folgen. Hat 
er hingegen die auf fi genommene Zahlung in gehöriger Art, und in einem größeren Be 
trage, als er dem Affignanten ſchuldig war, geleiftet; fo gebührt ihm von diefem der Erſatz 
G. 1014). 

Entfh. v. 20. März 1872, Nr. 1346 (4528 ©.-U.). Der Borgang, 
wornad ein Dritter den Schulobetrag des Bellagten fi bei Zuzählung eines 
Darlehens von demſelben Gläubiger in die Darlehensvaluta einrechnen Tieß, ift 
feine Erpromiffton nad $. 1345 B. G. Die Normen der 88. 1400—1410 ibid. 
find daher auf diefen Fall nicht anwendbar. Die Darlehensfhuld des Beklagten 
ift vielmehr volftändig getilgt, ob num die Zahlung in natura oder durch Ein- 
rechnung erfolgt. Ob ver Zahler hierbei mit ober ohne Auftrag des Beklagten 
handelte, ift gleichgiltig, weil jedenfalls die Zahlung von dem Darlehensnehmer 
geleiftet wurde (8. 1412 ibid.), fei es im Sinne des $. 1423 ibid., over als 
negotiorum gestor. 

Entfd. v. 19. December 1867, Nr. 8916 (2953 &.-U.). Der Käufer, 
welcher eine Hypothekarſchuld auf Abſchlag des Kauffhillings zur Selbftzahlung 
übernimmt, haftet dem Gläubiger aud im Sinne des 8. 1409 B. ©. für die 
Zahlung als Perſonalſchuldner; es genügt daher, daß der Gläubiger durch Anftel- 
lung der Klage ihn als Perſonalſchuldner annimmt. 

G. 1410 — vgl. Art, 800-305 9. G.) 
8. 1410. Handelsleute halten fi in Rüdficgt der Anmweifungen an die befonderen, für fie 
„beftehenden Borfchriften. 
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Drittes Baupfflü. 
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1848, Pr. 1157 9. ©. ©.; fall. Big. o. 7. t 1886, Rr. 21, Müngertrag v. 24. Jänner 1867, Rr. 101, 


Bat. d. 19. September 1857, Nr. 169, Pat. o. 37, April 1858, Rr. 68, Min. Erl, v. 21. Mat 1859, Fr. 81, 
dann v. 28. April 1858, Nr. 65 und v, 10. Jänner 1859, Nr, 12 R. PA Em ig — 18. Juni 1867, Rr. 18%, 
©. v. 1. Juli 1868, Rr. 84 und Min. Bdg. v. 16. Juli 1868, Nr. 108; ©. v. 9. Härz 1870, Pr. 22, Fin. Min. 
Kunbm, v. 10. Jänner 1874, Ir. 2 R. @. B. — (Ausgleihs:) ©. v. 24. December 1887, RE RG. BD 1. 
1868; ®. v. #7. Yunt 1878, Nr. 64 u. 6b, (Banks) Mög. v. 97. Ypril 1859, Fr. 64, v. 80. Kuguft 1858, Rr. 131, 
p. 26. December 1858, Rr. 344, v. 29. April 1859, Nr. 68 u. 69 und G. d. 37. December 1862, Ar.2 R&B. 
f. 1868; ©. v. 5. Mai 1866, Rr. 61, v, 25. Muguft 1866, Rr. 101 und @. v. 97. Juni 1878, Rr. 66 R. @.®. 
— [0 Gingelned:] $. 16 Hypothelenbantftatuten vo. 20. Mär) 1866, Nr. 36, Vobencrebitanflalt v. 1. Jumi 1864 
Nr. 49, au Hppothelenbant v. 26. December 1864, Nr. 99; ©. v. 6. Februar 1869, Ar. 18, v. 19. Mai 1874, 
Ar. 70 und Min, Vog. v. 18. März 1860, Ar. 75 R. ©. B.; Hofljld. v. 17. Mai 1822, Ar. 1870 J. G. S.; 

Hoftrgsr. Bog. v. 7. Juni 1828, 3. 1744; — a. G. D., Borfgrift über Amortifation, insbeſondere G. G. x. 


Aufhebung der Rechte und Berbindligkeiten: 
G. 1411 — vgl. eingangs des Kauptft. [sub A] cit.) 

8. 1411. Rechte und Verbindlichkeiten fiehen in einem folden Zufammenhange, daß mit 
Erlöfgung des Rechtes die Verbindlichkeit, und mit Erlöfhung der letzteren das Recht auf 
gehoben wird. 

Entſch. v. 5. April 1876, Nr. 11965 (6090 ©.-U.). Wenngleih 8. 1381 
B. ©. ven unentgeltlihen Schulverlag für eine Schenkung erklärt, iſt doch deſſen 
Rectögiltigkeit nit von den Borausfegungen des 8. 943 ibid, abhängig. Durch 
die Entfagung wird fein neues Rechtsverhältniß geicaffen, fondern gemäß 88. 1411 
u. 1444 ibid. eine bereits beftehende Verbinblidyfeit aufgehoben. Der Schulb- 
erlag begründet daher feinen Rechtsanſpruch auf eine Leiſtung bes Entfagenven, 
fondern lediglich die Befreiung des Schuldners von der Verbindlichkeit, und es 
Tann deßhalb die Rechtswirkſamkeit eines unentgeltlihen Schulderlaſſes, da in 
der Erklärung des Berzichtleiftenden fomohl der Titel als aud der Uebergabsact 
($. 428 ibid.) enthalten ift, weder von einer Tradition der erlaflenen Sache, 
noch von der Ausfertigung einer fhriftlihen Urkunde abhängig gemacht werben. 
Dem ſteht auch F. 1 des ©. vom 25. Yuli 1871, Nr. 76 R. ©. B., nicht 
entgegen, weil bafelbft nur der Fall vorausgefegt iſt, wo das bie Schenkung 
betreffende Vermögensobject nicht fogleih übergeben, ſondern bloß zugefichert 
wird ($. 883 ibid.). . 


1. Durch die Zahlung. 
G. 1418 — vgl. $. 469; 88. 819, 861 B. G.; Art. 824—386 9. 8; f. 22 6. D.) 


8. 1418. Die Verbindlichkeit wird vorzüglich durch die Zahlung, das ift, durch die Leiftung 
deffen, was man zu leiften ſchuldig ift, aufgeläft ($. 469). 
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Entf. v. 16. Auguft 1878, Nr. 4337 (©. Ztg. 1879, Nr. 38). Da 
durch die erecutive Feilbietung eine Realität an den R.en ver hierauf verfiherten 
Tabulargläubiger, infoweit fie durch dem Meiftbot gevedt find, mit Nüdficht 
auf die S$. 443, 928 u. 1089 ®. G, dann $. 328 lit, ba. ©. O. nichts 
geändert wird, wenn nicht ausnahmsweiſe durch die Feilbietungsbedingnifje mit 
Einverſtändniß der betreffenden Gläubiger etwas anderes feitgefegt wurde, 
in den vorliegenden Ficitationsbebingniflen der Erſteher nur für die Einzahlung 
des Meiftbotes haftet und alle anderen nicht durch den Meiftbot gebedten und 
nicht auf denfelben gewiefenen Tabularlaften und Schulven gelöfht werben können, 
fomit feine von $. 328, lit. b ibid. abweihende Beftimmung, fohin aud feine 
Aenderung des den Ausnehmern nach den 88. 1412 u. 1413 8. ©. zuſtehenden 
NE. die Keiftung des für fie fichergeftellten Ausgebingnifies, infoweit es durch den 
Meiftbot gebedt if, in natura zu begehen, gefunden werden kann, und da der 
Erequent ald nachfolgender Tabulargläubiger nicht einmal berechtigt gewefen wäre, 
den Necurrenten nachtheilige Feilbietungsbedingniffe zu ftellen; bei ber Fiquie 
dirungöverhandlung aber weber ber aufrechte Beſtand, noch die Priorität des 
fraglichen Ansgebinges beftritten wurde und ebenfo ver gerichtlich erhobene 
Schägungswerth derfelben, fo wie die Höhe des hierfür ermittelten Bedeckungs⸗ 
capitale8 unbeanftändet geblieben ift; ba endlich für das Ausgedinge nad 
8. 457 B. ©. die erequirte Realität felbft und nicht bloß das Erträgniß ders 
felben als Pfand dient, findet auch hier die Vorfchrift des $. 34 Abſ. 2 der 
Concursordnung dv. 25. December 1868 analoge Anwendung. Die Ausnahme 
muß dem Erfteher in natura geleiftet werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 16. November 1877, Nr. 1059 (G. Ztg. 1878, Nr. 80). 
Die Beflimmung des Art. 406 H. ©., daß der Empfänger die Zahlung nad 
Maßgabe des Frachtbriefes zu zahlen hat, ſchließt nicht aus, daß der Frächter 
die Mehrzahlung für eine irrthümlich zu nieder bemefjene Gebühr oder der Ber- 
fender den Erfaß für eine zu body bemeffene Gebühr verlangen kann, weil ein 
unterlaufener Irrthum zu Folge 8. 1431 B. ©. feiner Partei zum Nachtheil ger 
reihen und ein Rechnungsfehler nah $. 1388 ibid. keinem Theile ſchaden kann. 
Diefer Rechtsſatz findet im $. 53 der Hand. Min. Vdg. v. 10. Juni 1874, 
N. 75 R. ©. B., feinen entſprechenden Ausprud. Unhaltbar ift die Ein- 
wendung, daß für den eingeflagten Mehrbetrag nur der Abſender aufzu- 
tommen babe, weil nad Art. 406 5. ©. nur ber Empfänger des Frachtgutes 
zur Zahlung der Frachtgebühr verhalten werden kann, und unrichtig ift ſonach 
au, daß die Beſchränkung auf die Zahlung der im Frachtbrief enthaltenen Ge- 
bühr aus den 88. 1412 u. 1413 ibid. hervorgeht, da der Empfänger ſich durch 
Annahme bes Frachtgutes nur zur Zahlung biefer Gebühr verpflichten wollte. 

Entſch. v. 17. October 1876, Nr. 8459 (6261 ©.-U.). Um die Oppo- 
ſitionsklage durchzuſetzen, mußten bie Kläger gegen den Widerfprud) des Bellagten 
beweifen, dag fie die Schuld tem Letzteren öder feinem zum Empfange geeigneten 
Machthaber gezahlt haben (88. 1412 u. 1424 B. G.). Nah ihrer eigenen 
Angabe hat das von ihnen eingeſchickte Geld weder der Belfagte, nod fein 
Machthaber, fendern der Sollicitator des Leteren übernommen, der es in feiner 
Tifhlade werwahrte, aus welder das Geld entwendet worden ifl. Da nun der 
Beklagte in Abrede ftellte, daß der Sollicitator ermächtigt war, für den Chef 
Gelder in Empfang zu nehmen, fo oblag den Klägern ber Beweis diefes Um— 
fandes, der aber durch bie von ben Klägern aufgeftellte auf die rechtliche Natur 
der Advocatie als eines öffentlichen Gefhäftes gegründete Vermuthung, daß bie 
in der Kanzlei eines Advocaten angeftellten Hilfsarbeiter von ihm zur Entgegen- 
nahme von Geſchäftsſachen während feiner Abweſenheit, ftillfhweigend bevoll- 
mädtigt feien, nicht entbehrlid wird, weil dieſe Bermuthung Feine geſetzliche ift 
(8. 105 a ©. D.). 
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Entf. v. 8. Februar 1876, Nr. 11542 (©. Zig. 1876, Nr. 24). 
Dur Annahme einer für die Buchſchuld übergebenen, mit Giro verfehenen Rimefle 
wirb biefe im Sinne der 88. 1412—1414 B. ©. ſaldirt und tritt an Stelle 
terfelben die Wechfelforverung. Der Gläubiger kann nad Urt. 83 die Bereiche 
rungsflage anftrengen, wenn der Wechfel verjährt if, in feinem Falle aber auf 
die urſprüngliche Schuld zurüdgreifen [fiehe weitere Entſch. hierüber bei 8. 1376]. 

Entf. v. 29. Mai 1873, Nr. 2692 (4987 ©.-U.). Das Factum bes 
vom Schuldner veranlaßten gerichtlichen Erlages der Schuld hat für fi allein 
nod nicht die Wirkung der Zahlung ($. 1412 B. ©.) und löſt die Verbindlichkeit 
infolange nicht auf, als nidt gemäß $. 1425 ibid. der Erlag vom Schuloner 
gerechtfertigt worden ift. Die Erörterung und Entfd. über die Rechtmäßigkeit des 
nicht vor der vorliegenden Klage, fondern erſt im Verlaufe dieſes Procefjes, und 
nicht im Ganzen, fondern nad) und nad in Theilbeträgen bewirken Erlages fann 
nicht im gegenwärtigen Streite, wobei es fi) lediglich um die Feftftellung ber Liqui⸗ 
dität der Forderung an fid handelt, zur Beurtheilung kommen, fondern muß in 
einer befonderen Ausführung zum Austrag gebracht werden. Bon diefem Standpunlte 
ans Tann der auf den gedachten Depofitenerlägen fi fußenden Einwendung ber 
nad) der Klage angeblich erfüllten Zahlungsverbinbligkeit feine Wirkung auf das 
in Streit gezogene R. zugeftanden und dießfalls vom Richter ein Ausſpruch nicht 
gefällt werben. 

Entf. v. 6. Mai 173, Nr. 2116 (Manz'ſche Slg.; 4957 ©.-U.). 
[Bortlaut]..... Durch $. 339 a. ©. D., dann die Hofbecrete vom 15. Jänner 
1787, Nr. 621 und 23. October 1794, Nr. 199 wird nur der unüberfchreit- 
bare Umfang der Haftung des licitatorifhen Erſtehers nad) der Ziffergröße des 
Kaufſchillings für das feilgebotene Gut bezeichnet, hierdurd aber an den For⸗ 
derungsrechien der betheiligten Tabulargläubiger bezüglich ihrer rechtlichen Be: 
ſchaffenheit, wie diefe durch den Inhalt der dießfälligen Tabularpoften erſichtlich 
gemacht ift, nichts modificirt. Insbeſondere wird in dem $. 328 ibid. durchs 
greifend der Grundſatz feftgehuften, daß der Meiftbietende die auf dem Gute 
baftenden Schulden, infoweit ber zu bietende Preis ſich erfireden wird, 
übernefmen müfle, womit wieder nur die äuferfte ziffermäßige Gränze der Haftung 
des licitatoriſchen Erftehers nad dem Maßſtabe des Kaufſchillings angegeben, 
dem Erſteher dagegen keine Berechtigung eingeräumt ift, die Befriedigung ber 
Tabulargläubiger auf eine andere Art zu vollziehen, als fie dieß nach dem Inhalte 
der ihre Forberungerechte nachweifenden Tabularpoften begehren können. Nur 
bei einer folden Auslegung der oben bezogenen gefeglihen Beitimmungen wird 
nit gegen die anderen allgemeinen Grundſätze verftoßen, daß der Hypothefar- 
gläubiger die volle Befriedigung gemäß feiner Rangordnung erhalte, alfo daß 
ihm die Zahlung aud in jener Weife geleiftet werde, wie er fie zu fordern und 
wie er hierfür das Pfandredt erworben hat, mithin auch nad dem im $. 1412 
8. ©. feftgeftelten Begriffe der Zahlung als die Leiftung deſſen, was man zu 
leiften ſchuldig iſt. Hieraus folgt aber, daß aud der licitatorifhe Käufer den 
auf den Meiftbot gewiefenen Gläubigern die Zahlung in jener Urt zu leiften 
babe, wenn wicht ausnahmsweiſe dur die Licitationsbedingungen mit Einver- 
ſtändniß der betheiligten Tabulargläubiger, deren Forderungen nicht bare Geld⸗ 
beträge find, etwas anderes feftgefegt wurde, weil fonft nad dem $. 1413 ibid. 
ber Gläubiger gegen feinen Willen nicht gezwungen werben fann, etwas anderes 
anzunehmen, ald ex zu fordern hat, durch die Vorfchriften der a. G. D. im Exe- 
eutionsverfahren und die darauf ſich beziehenden oben bezogenen Hofd. aber an 
den Beftimmungen des B. ©. nicht geändert werben konnte. Die Richtigkeit jener 
Auslegung, als dem Geifte und Fortſchritte der äfterr. Gefeggebung entſprechend, 
wird noch ferners durch die in den 86. 32 u. 34 der neuen C. O. enthaltenen 
Beftimmungen wefentlid unterftägt, da im $. 32 ibid. bezüglich der Dienſtbar⸗ 
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keiten ber au auf Ausgebinge analog anwendbare Grunbfag ausgefproden ift, 
daß fie als Laften des unbeweglichen Gutes, worauf fie haften, aufredt zu er⸗ 
halten und von dem neuen Erwerber zu übernehmen find, foweit hierdurd den 
vorhergehenden Hypothekarforderungen, fein Abbruch geſchieht, und nad dem $. 34 
den Anfprüden auf jährliche Renten (unter welden Begriff fib auch Ausgedinge 
reihen), Unterhaltsgelder und andere wieberfehrende Zahlungen nicht bloß dieſelbe 
Priorität gebührt, welche dem Bezugsrechte ſelbſt zutommt, fondern überdieß auch 
angeorbmet ift, daß, im Falle zur Bezahlung der rüdftändigen und laufenden 
Renten fein hinlängliher Dedungsfond aus dem Erlöfe bes verpfändeten Gutes 
übrig bleibt, der Bezugsberechtigte zuerft die Bezahlung der eine gleihe Priorität 
genießenden Rückſtände nnd dann die Ergänzung ber Leiftungen aus vem Capitale 
felbft, bis dasſelbe aufgezehrt if, fordern fann. — Hiermit wurde die Eintragung des 
nachfolgenden Rechtsfages in das Spruchrepertorium Rr. 49 beſchloſſen: Der Er- 
ſteher einer erecutiv feilgebotenen Realität hat ein hierauf haf— 
tendes. Ausgedinge au dann, wenn Über tie Art der Leiflung bes 
felben in den Feilbietungsbedingungen Beine fpecielle Beftimmung 
getroffen if, auf die durch die dießfällige Tabularpoft bezeichnete 
Beife in Natur zu leiften und ift der Umfang feiner Haftung be 
grängt duch die Zulänglichkeit des auf den Meiftbot gänzlid oder 
nur zum Theile gewiefenen für das Ausgebinge ermittelten Be 
dedungscapitales, i 

Entſch. v. 20. März 1872, Nr. 1346 (4528 ©.-U.). Der Borgang, 
wornach ein Dritter den Schulobetrag des Beklagten fi bei Zuzählung eines 
Darlehens von demſelben Gläubiger in die Darlehensvaluta einrechnen ließ, ift 
keine Expromiſſion nach 8.1345 B. ©. Die Normen der: 88. 1400— 1410 id. 
find daher auf diefen Fall nicht anwendbar. Die Darlehensfhuld des Beklagten 
ift vielmehr veAftändig getilgt, ob nun die Zahlung in natura oder durch Ein» 
rechnung erfolgte. Ob der Zahler hierbei mit oder ohne Auftrag des Bellagten 
handelte, ift gleihgiltig, weil jedenfalls die Zahlung von dem Darlehensnehmer 
geleiftet wurde (8. 1412 ibid.), fei es im Sinne des $. 1423 ibid., ober einer 
negotiorum gestio. 

Entf. v. 28. Mai 1869, Nr. 5171 (Sch. I). Die mündliche Ein- 
räumung des Pfandrechtes für eine neue Schulpforderung an Stelle einer früher 
ſchon getilgten, jedoch nicht gelöſchten Darlehensſchuld ift zuläffig. 

Entf. v. 4. März 1869, Nr. 1539 (3326 ©.-U.). Wenn auch Wechſel 
in vielen Beziehungen wie bares Geld angefehen und behandelt werben, fo ge⸗ 
ſchieht es nur in der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, daß fie feinerzeit auch, 
ihrem Inhalt gemäß, gegen Bargeld werben realiſirt werden; fie find daher noch 
nicht felbft bares Geld, und die Uebergabe eines Wechſels fann fomit ber Bar- 
zahlung, durch welche der eingeflagte Saldo zu beridtigen war, nicht gleid« 
gehalten werden. 

Entfd. v. 13. October 1868, Nr. 4379 (Not. Ztg. 1869). Die unter- 
laſſene Rüdftelung eines vom Wechſelſchuldner dem Wechſelgläubiger zugefenbeten, 
neuen Dedungswechſel, fann nicht ais Annahme des neuen Wechfeld an Zahlungs» 
Ratt der Wechſelſchuld angefehen werden. 

Entfd. v. 7. Mai 1867, Nr. 3799 (2792 ©.-U.). Die Mandatsklage 
auf Grund eines das Verſprechen der Rednungslegung bis zu einem beftimmten 
Zermine enthaltenden bei Gericht verwahrten Protofolles ift aufrecht zu erledigen, 
weil im $. 1 der Jufl. Min. Vdg. v. 18. Juli 1859, Nr. 130 R. G. B., 
mit Bezug auf die kaif. Dog. v. 21. Mai 1855, Nr. 95 R. ©. 3, 
eigentlih nur das für Notariatsurkunden beftimmte beſchleunigte 
Bf. auch auf die daſelbſt genannten anderen Urkunden ausgedehnt 
wurde, in legterer Berorpnung bie Erfüllung aller perfönlihen 
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Verbindlichkeiten den Gegenftand dieſes Verfahrens bildet, aud im 
8. 1412 B. ©. die Zahlung „als Leiftung deffen, was man zu leiften 
ſchuldig ift“, bezeichnet wird; weil ferner das bei Gericht in Abhand- 
lungsſachen aufgenommene Protokoll allerdings eine öffentlihe Ur- 
kunde ifl, das Original bafelbft erliegt und darin der Geklagte ganz 
deutlih zur Erftattung der Rechnung ſich verpflichtet hat. 

Entf. v. 6. März 1866, Nr. 1479 (2409 ©.-U.). Die Klage bes 
Bankhaufes, bei welchem die Rüdzahlung der verloften Titres eines Privatan- 
lehens über jevesmaligen vorherigen Erlag der nöthigen Summe feitens des An- 
leihers an die Inhaber der verloften Papiere erfolgen follte, auf Zahlung ver 
fäligen Capitalsrate ꝛc. ift verfehlt, denn der Geklagte ift nit die verlangten 
Summen dem Kläger ſchuldig, fondern er fol verpflichtet fein, dieſelben Beim 
Kläger zu erlegen (8. 1412 B. ©.). Es ift aber aud das Begehren auf Er- 
legung jener Summe zu obigem Zwede unbegründet. Denn nah bem Inhalte 
der Hauptfhulpverfchreibung Abf. 1 fol das Magende Handlungshaus die Zinfen 
und die zur Nüdzahlung verloften Beträge für den Gellagten an die Inhaber 
ver Partialobligationen auszahlen, die zu viefem Ende nöthigen Gelber fol ver 
Geklagte jebesmal in vorhinein bei dem klagenden Handlungshauſe bezahlen, 
richtiger erlegen, da es am Schluſſe des Abſatzes heißt: „daß dieſer Erlag bloß 
auf die Gefahr des Geklagten geſchieht,“ fo daß den Bartialbefigern nie ein 
Schaden erwachſen kann (wenn nämlich das Magende Handlungshaus feiner Ber- 
pflichtung nicht nachkommen, die erlegten Summen nicht an ben Beflger der 
Partialobligationen auszahlen ſollte). Das Magende Handlungshaus iſt aljo nur 
mu bes Gellagten in Bezug anf jene Auszahlung [Schlußfolgerung]. 

eber der Domicilat als folder, noch der Bevollmächtigte des Schuldners hat 
ein gefeglihes R., den Legteren auf Erlag der dem Gläubiger auszufolgenden 
Geldbeträge zu belangen. Immer fteht nun dem Gläubiger felbft das R. zu, 
von dem Schuldner die Zahlung dem Big. gemäß zu forbern.. Kläger ift aber 
weder felbft Gläubiger noch Vertreter desſelben. Die in der Hauptſchuldver⸗ 
fhreibung enthaltene Beftimmung über die Einfendung der verfallenen Eapitals- 
raten und Zinfenbeträge begründet kein felbftftändiges R. für das Oroßhandlunge- 
haus, fendern ift bloß eine der bebungenen Zahlungsmoalitäten. 

Entf. v. 1. September 1863, Nr. 5491 (1778 ©.-U.). Wenn gleich 
zu Folge $. 749 B. ©. jedes Pfandredt auf eine giltige Forderung 
fi bezieht und nah $. 1412 ibid. jede Verbindlichkeit durch bie 
Zahlung aufgelöfet wird, fo erflärt doch der 8. 469 cit. — welder 
im $. 1412 ibid. ausprädlich bezogen wird, — daß eine Hypothek nur 
ausnahmsweiſe dur die Tilgung der Schuld aufhört (obſchon da- 
burd offenbar dem Gläubiger gegenüber die Forderung erlofhen, 
alfo ungiltig geworben ift), fondern daß ein Hypothekargut fo lange 
verhaftet bleibt, bis die Schuldurfunte aus den öffentlihen Büchern 
gelöſcht if. Es beftand alfo auf der Realität der Kläger das Pfanpreht für 
eine Forderung bes erften Gläubigers und nunmehrigen Erecuten im vollen Be— 
trage, und die Mläger haben es nur ſich felbft zuzufchreiben, daß der beffagte 
Erecutionsführer das Pfand» und fohin Eigentfumsredht auf die ganze Summe 
erlangen konnte. 

Entf. v. 1. Februar 1865, Nr. 736 (©. H. 1865, Nr. 47). Bei der 
Einwendung der Zahlung einer Schuld genügt nicht der Beweis über ven an 
einen Dritten ertheilten Auftrag zur Bezahlung derfelben, fondern der Geklagte 
muß nachweiſen, daß fid fein Bevollmächtigter bei Zahlung ver Schuld des ihm 
von Geklagten ertheilten Auftrages auc entlebiget babe. x 

Entfd. v. 24. Februar 1863, Nr. 942 (1659 ©.-U.), Die Vorrechts- 
Mage der vachfolgenden Gläubiger wider Jenen, welchen vom befriebigten erften 
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Tabulargläubiger im Einverfländnig mit dem Schuldner die erſte Tabular- 
forderung cebirt wurbe, ift unbegründet; denn burd die nachträgliche Ausftellung 
der Eeffion, ftatt der früher andgeftellten Quittungen, wurden die Re. der nach— 
folgenden Tabulargläubiger nicht verkürzt, weil, infolange der Betrag nicht ge= 
löfcht war, für venfelben die Hypothek haften blieb (8. 469 B. ©.), und bie 
Löſchung zu fordern, dem Kläger nicht zuftand, dagegen die Zahlung mittelft 
Ceſſion zu leiften, eine im $. 1422 ibid. liegende Berechtigung des Schuldnere ift. 

Entſch. v. 3. October 1861, Nr. 6163 (1395 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 5491 ex 1863. 

Entſch. v. 15. September 1858, Nr. 10255 (618 ©.-U.). Aehnl. ber 
Entſch. Nr. 5491 ex 1863. 


Wie die Zahlung zu leiflen; 
(8. 1413 — vgl. 89. 1414, 1417, 1418, 1420 8. @. und eingang® dieſes Haupft. [sub B) cit.) 
8. 1413. Gegen feinen Willen kann weder der Gläubiger gezwungen werben, etiva® anderes 
anzunehmen, als er zu fordern bat, nod der Schuldner etwas anderes zu leiften, als er zu 
leiften verbunden ift. Diefes gilt auch von der Zeit, dem Orte und der Art, die Berbindlich⸗ 
keit zu erfüllen. 
Siehe auch die Entsch.en bei $. 1412. 


Entſch. v. 23. Mai 1878, Nr. 16547 (G. 9. 1878, Nr. 94). Im 
Sinne des Hofe. v. 15. Februar 1833, Nr. 2593 und da für die Zahlungs- 
pflicht des Erſtehers nur das rechtskräftige Meiftbotvertheilungserkenninig maß- 
gebend ift, wird die Verbindlichkeit, ein Darlehen in effectiver Silbermünze zurüd- 
zubezahlen, durch die rechtskräftige Anweifung eines dem Silberdarlehen gleichen 
Betrages in Noten nebft angemeldeten Agio (Curs vom Erftehungstage) auf den 
Meiftbot — aufgehoben. 

Entſch. v. 10. Februar 1876, Nr. 12806 (6028 ©.-U.). Die Erben 
des mit „dem Reſt einer Forderung zu 1000 fl.“ von X auf den Todesfall 
Beſchenkten find nach 88. 705, 900, 918 B. ©. nur berechtigt, die unentgelt- 
lie Ueberlafiung der geſchenkten Sache, d. i. ber Forderung zu verlangen; fowie 
der Gefchenfgeber und deſſen Rechtsnachſolger nad) 8. 1443 ibid. nicht gezwungen 
werben können, etwas anderes als eben die gefchenfte Sache zu leiften. Die 
Forderung wurde durch den Geſchenkgeber nad dem Tode der Beſchenkten ein⸗ 
caſſirt; es if fohin am Todestage des Geſchenkgebers die Erfüllung des Vigs., 
d. i. die Zahlung nah $. 1414 ibid. unmöglid) geworden und fann deſſen Erbe 
fon aus dem runde nicht verpflichtet werden, etwas Anderes an Zahlungs⸗ 
ſtatt zu geben (im Sinne der Klage die der Forderung gleihlommende Barfumme 
zu bezahlen), weil in diefem Falle die Natur des urfprünglicyen Vtgs. als eines 
unentgeltlihen Gejhäftes geändert würde und diefe Bezahlung nad vem Schluß- 
fage des $. 1414 ibid. als entgeltlihes Geſchäft zu betradten wäre. Hierzu 
kommt, daß der Umfang der Verbindlichkeit des Geſchenkgebers durch den Auf- 
fhub ter Wirkung der Schentung nicht zu feinem, resp. feines Rechtsnachfolgers 
Nachtheil erweitert werben kann, da der Gefchenfgeber, wenn er die Forderung 
inter vivos, nicht erſt auf ven Todesfall abgetreten hätte, nach $. 1397 ibid. 
weder für die Nichtigkeit noch für die Einbringlicgkeit der Forderung gehaftet 
haben würde. Endlich würde dem Slagebegehren, felbft wenn dasſelbe aus dem 
Titel des Schadenerfages im Sinne der 88. 1293 u. 1295 ibid. abgeleitet 
worben wäre, der $. 1447 ibid. entgegenftehen; es läßt fi daher nicht behaupten, 
daß die Forderung aus Berfhulven des Geſchenkgebers dem Verkehre entzogen, 
resp. die Erfülung der Verbindlichkeit durch fein Berfhulden unmöglich gemacht 
wurde, und ift femit eine Verbindlichkeit des Erben des Geſchenkgebers, nad 
dem Untergange ber gefebenkten Sache den Werth verfelben zu vergüten, auch nicht 
in ben 8$. 1396 u. 1447 ibid. begründet [Schlußfolgerung]. 
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Entf. v. 18. December 1870, Nr. 4683 (Sch. II). Wenn der Ber- 
Mufer für die an jemand verkaufte Waare ein Accept von Seite eines Dritten 
übernimmt, ift es bei erhobenem Widerfpruche nicht unbedingt anzunehmen, daß diefe 
Uebernahme als Zahlung des Kaufſchillings, oder bloß ale Sicerftellung für 
den Verkäufer zu betrachten ift. 

Entf. v. 26. Mai 1869, Nr. 771 (3423 ©.-U.), Durch die Aus- 
ſtellung eines Wechſels wurde das Forderungsrecht des klagenden Glänbigers nicht 
beirrt, weil die Verbindlichkeit de@ Klägers zur Zurückſtellung des Wechſels nad 
8. 1428 B. ©. erft ‚bei dem Empfang der Zahlung eintritt; durch Uebergabe 
des Wechfeld aber feine Zahlung bewirkt wird, 

Entſch. v. 28. November 1866, Nr. 10151 (2669 ©.-U.). Die Ein- 
wendung bed auf Leiftung des Geldwerthes der rüditändigen Ausnahmsgiebig · 
keiten Belangten, daß er nah $. 1313 B. ©. nur zu Naturalleiftungen verpflichtet 
fei, ift unbegründet und aud $. 919 ibid. fteht der Klageanfpruch nicht ent- 
gegen, weil Kläger damit nicht bie Aufhebung des Auszugövertrages begehrt 
bat, indem bie Art der Ausgedingsleiſtung pro futuro nicht Gegenftand des 
Proceſſes war und weil die Beſtimmung bes $. 919 ibid., wornach der Commiſſär 
unter ber bort bezeichneten Vorausfegung nur die genaue Erfüllung des Btge. 
und Erfag fordern Tann, nicht ausnahmslos gilt, vielmehr die im ©. beftimmten 
Fälle davon ausgenommen find und eben der 8. 1295 ibid. einen folhen Aus- 
nahmsfall ftatuirt. Der Erfag eines verurſachten Schadens befteht nach 8. 1323 
cit. darin, daß Alles in den vorigen Stand verfegt, oder — wenn dieß nicht thunlich 
iſt — der Schägungswertbh vergütet wird. Die Zurüdverfegung in den vorigen 
Stand: Leiftung zu der hierzu feflgefegten und dem Zwed entjprechenden Zeit, 
ift feit dem Ablauf derfelben nit mehr ausführbar; daher muß der Bellagte 
den Werth ber Objecte vergüten. 

Entjd. v. 5. November 1862, Nr. 6314 (1592 ©.-U.). Wenn bie 
Parteien fih dahin einigten, daß als Kaufpreis der von Sachverfländigen zu ber 
flimmende Schägungswerth gelten folle, und diefer ermiefenermaßen mit Rüdficht 
auf das Vorgeben des Käufers, daß er in Silbermünze zu zahlen habe, zu niedrig 
beftimmt wurde, jo braudt ber beſtimmte Kaufjhilling do nur in Banknoten 
bezahlt zu werben; nur bleibt dem Verkäufer fein Erſatzanſpruch vorbehalten. 

Entf. v. 30. October 1862, Nr. 7235 (1590 ©.-U.). , Das Ber- 
fprechen, eine Forderung, welche urfprünglih in Banknoten nad dem Nennwerthe 
zahlbar war, in ausländifcher Silbermünze zu bezahlen, iſt giltig, und der Schuld» 
ner muß entweder in jener Silbermünze oder nad dem Curswerthe berfelben zur 
Zahlungszeit in Banknoten die Zahlung leiften; denn dem Schuldner fland es 
frei, auf die Vegünftigung des Fin. Bin. Erl. vom 21. Mai 1848 zu verzichten. 

Entfd. v. 11. März 1862, Nr. 1273 (1492 ©.-U.). Beim Beftande 
bes Zwangscurfes ann aud die Zahlung eines Kaufſchillings nicht rechtswirk⸗ 
fam in Silbermünze bevungen werden, und ift jeder Verzicht auf die Begänfti- 
gungen des Pat. v. 2. Juni 1848, Nr. 1157 I. ©. ©., unwirkſam. 

Entſch. v. 17. December 1861, Nr. 7684 (©. H. 1862, Nr. 11). Bei 
dem Beftande des Zwangscurfes nach dem a. h. Pat. v. 2. Juni 1848, Nr. 1157 
I. ©. S., muß ſich außer dem Falle eines in Silbermünze gegebenen mb rüde 
zahlbaren Darlehens (laij. Pat. v. 7. Februar 1856, Nr. 21 R. ©. 8.) ver 
Gläubiger mit der Zahlung in Banknoten nad) dem Nennwerthe begnügen, wenn 
ex ſich dieſelbe aud in Silber oder in Banknoten nach dem jeweiligen Eure 
Rande ausdrücklich bedungen hätte. 

(8. 1416 — vgl. 98. 1876 ff.; 806; 668, 989; 1447 ®. ©.) 
8. 1414. Wird, weil der Gläubiger und der Schuldner einverftanden find, ober weil bie 
Zahlung ſelbſt unmöglich ift, etiwas anderes an Zahlungsftatt gegeben; fo tft die Handlung 
. als ein entgeliliches Geſchaft zu betrachten. 
Siehe auch als Entsch.en bei f. 1418 u. 1418. 
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Entf. v. 24. September 1878, Nr. 5153 (©. Ztg. 1879, Nr. 83; 
Adv. Ztg. 1879, Nr. 22). Indem Gellagter zur Tilgung feiner Schuld an 
den Kläger für den Betrag von x fl. ftatt baren Geldes Caffenſcheine eingefendet, 
und der Stläger biefelben, wie der Gellagte aus tem Inhalte feines Schreibens 
folgert, angenommen hat, ift zwiſchen beiden Theilen ein entgeltliches Gefchäft 
im Sinne des 8. 1414 B. ©. zu Stande gelommen, weldes ſich als ein 
Ceffions- oder Affignationsgefhäft darftelt, indem vie Caſſenſcheine der ges 
nannten Geſellſchaft nicht als Papiergelo, fondern nur als Urkunden über eine 
dem - Gellagten an dieſe Gefellfpaft zuftehende Darlchensforderung betrachtet 
werben lönnen und der Geklagte durch die Ueberfendung dieſer Caffenfcheine an 
den Kläger eben nur feine eigene, daraus hervorgehende Forderung auf eine ent⸗ 
geltlihe Weiſe auf den Kläger übertragen hat. Es hat daher Gellagter, da eine 
rechtöbeftändige unzweifelhafte Erklärung des Klägers, die Gefellihaft X als 
Alleinzahlerin anzunehmen, nit vorliegt, dem Kläger nad) den 88. 1397 u. 
1406 ibid. 

Entf. v. 6. December 1877, Nr. 3783 (6693 ©.-U.). [Wortlaut:] 
Obgleich der Eaffenihein an Ordre lautet und deßhalb nad Art. 301 9. ©. 
durch Indoſſament übertragbar war, ift deflen Uebertragung durch Indoſſament 
nad $. 1414 B. ©. als ein entgeltliches Gefchäft und als Abtretung einer 
Forderung nad den Grunbfägen ver 88. 1397—1399 ibid. über die Haftung 
des Cedenten, namentlich für die Einbringlichleit der Forderung zu beurtheilen. 
Den Kläger trifft fein Berfäumniß zeitlicher Auftündigung, weil fein Gefchäfts- 
teifender nah Art. 49 9. ©. zur Einziehung des baren Kaufpreifes: für die 
den Bellagten gelieferte Waare, aber nicht zur Annahme von etwas Anderem 
als Geld an Zahlungsftatt befugt war, daher die Zeit bis zur Uebergabe des 
Caſſeuſcheines durch denfelben an den Kläger, woburd erft die Uebertragung an 
dem Lepteren gefchehen ift, außer Betracht zu bleiben hat, und zwifchen biefem 
Zeitpuncte und dem nädjften Tage, an welchem der Kläger zur Kündigung fidh 
anſchidcte, ein fo Kurzer Zeitraum liegt, daß ihm eine Verzögerung ber Kündigung 
nicht zugefchrieben werben kann. Auch war der Kläger im R., ven Caſſenſchein 
bei der darin angegebenen Zahlftelle in Prag fündigen zu laflen, und iſt deß⸗ 
halb der Einwand, daß er den Schein. nit direct am Sitze der falliirten Bank, 
welche die Scheine ausgab und wo hodh am 14. Februar Zahlung zu erhalten 
war, kündigen ließ, ungegründet. Was endlich die Einwendung anbelangt, daß 
das Maß der Uneinbringlichkeit des Caſſenſcheines noch nicht feftftehe, da nicht 
abgefehen werben könne, wie viel die Concursmaſſe auf die Caſſenſcheine zahlen 
wird, fo kann Hierauf ſchon deßhalb feine Rückſicht genommen werden, weil Kläger 
wegen Mangel® des Indoſſaments zur Geltendmachung ver Forderung aus dem 
Saffen'geine nicht Tegitimirt ift (Art. 301 9. ©.) und weil, davon ganz abge» 
fehen, vermöge der Beflimmungen des Art. 281 H. ©. und des $. 1414 B. ©. 
die Zahlung von dem Beklagten unmittelbar, gegen Zurüdftellung des Caſſen⸗ 
ſcheines zu begehren ift [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 2. November 1877, Nr. 11306 (©. Ztg. 1878, Nr. 2). 
Dem Auf nachträgliche Beifegung des Namens des Ausftellerd und deſſen Giro 
in einem an Zahlungsftatt behändigten Accepte gerichteten Klagebegehren wurde 
ftattgegeben, weil der Wechfel ald Zahlung gegeben wurde umd in feiner gegen- 
wärtigen Form, in welchem dem Kläger die Legitimation fehlt, die Zahlung vom 
Acceptanten zu verlangen, werthlos ift — und in Erwägung, daß Bellagter ſich zur 
begehrten Ausfülung im Rechtsſtreite bereit erflärte, dieß jedoch von der unzu⸗ 
läffigen Beichräntung abhängig machte, feinem Giro die Worte „ohne Obligo* 
beizufügen. Die Frage über ven Werth des Regrefies ift bier nicht zu er- 
örtern; in Bezug auf allfällige Einwendungen des Acceptanten ift es jedod nicht 
gleihgiltig, ob der Wechjeleigenthümer ald Ausſteller oder als Giratar Hagt. 
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Entfd. v. 25. October 1877, Nr. 3452 (©. H. 1878, Nr. 22; 6597 
©.-U.). Die Uebergabe eines Caſſenſcheines zur Ausgleihung einer Forderung, welche 
ber Empfänger an den Uebergeber zu ftellen hat; ift als Uebergabe an Zahlunge« 
ſtatt und night als Ceſſion aufzufaffen und e8 haftet der Uebergeber vafür, dag der 
Caſſenſchein zu der in demfelben angegebenen Zeit eingelöft werden wird (88. 922, 
1392, 1414 B. G.). In Folge der eingetretenen Concurseröffnung, wodurch bie 
Forderung an vie Geſellſchaft, welche bie Caſſenſcheine ausgegeben hat, ſich als 
uneinbringlich darftellt, weil die Einbringung ver Forderung im Wege der Ere- 
eution unthunlid ift, erſcheint, da nicht dargeihan ift, daß dem Kläger ein Ber- 
ſchulden wegen der Uneinbringlichkeit des Caſſenſcheines zur Laft fällt, indem bie 
Eincaffirung von ihm vor Ausbrud des Concurfes nicht bewerkftelligt werben 
Konnte, die Erſatzpflicht des Gellagten begründet. 

Entfd. v. 5. April 1877, Nr. 11227 (9. B. 1877, Ne. 22). [Bortlaut:] 
Wenn ver Verkäufer für die verkaufte Waare anftatt der verabredeten Geldſumme 
Caſſenſcheine an Zahlungsftatt annimmt, fo begründet diefes Geſchäft einen Taufch, 
nicht aber eine Ceſſion oder eine Affignation durd den Käufer. Dadurch ift die 
Berbinvlicfeit der Zahlung der bezüglihen Facturen von Seite des Gellagten 
nad 8. 1414 B. ©. erfüllt. Wenn nun die Caffenfcheine fpäter, obgleich nur 
nad wenigen Tagen, bevor deren Kündigungszeit abgelaufen fein fonnte, ent- 
werthet wurden, jo trifft diefer mißliche Umftand nach $. 1311 ibid. die klägeriſche 
Firma, die vorbehaltlos die angeführten fünf Caſſenſcheine als Zahlung übernahm. 
Auch die VBorfäriften über die Gewährleiſtung Können die Tage der Mägerifchen 
Firma nicht günftiger für fle geftalten, denn fie kommen bei der vorausgefchidten 
Sachlage gar nicht in Betracht, weil der 8. 922 ibid. die Gewährleiftung des 
anderen Theiles dahin beftimmt, daß die Übergebene Sache bie dabei vorauß- 
geſetzten Eigenſchaften habe, und daß file der Natur des Gefchäftes ober der 
getroffenen Verabredung gemäß benügt und verwendet werben fann. Nun hat 
aber die Mägerifhe Firma die Caſſenſcheine als Comptantzahlung angenommen, 
bat fih flatt baren Geldes mit einem anderen Werihgegenftande, deſſen Eigen- 
ſchaften fie hinlänglich kannte, begnügt, wodurd der frühere Kaufvertrag in einen 
Tauſchvertrag überging. Die Berfhlimmerung an der übergebenen Sache — 
den Caſſenſcheinen — trat erft nad dem Zeitpunfte der Uebergabe ein; ber 
Nachtheil trifft daher die Mägerifche Firma. Auf den 8. 1397 ibid. über bie 
Haftung des Cedenten einer Forderung kann vorliegend fein Bedacht genommen 
werden, weil die Willensrichtung der Parteien nicht auf die Abtretung einer For- 

- derung gerichtet war, fondern auf Erfüllung einer Verbindlichkeit [Schlußfolgerung 
—? — morfpr. ven meiften anderen Entſchen.] 

Entfd.v. 26. März 1874, Nr. 2684 (5313 ©.-U.). Ein zur Begleihung 
eines Saldo’8 übergebener Caſſenſchein kann nicht als Papiergeld, fondern nur als 
die Urkunde über eine dem Bellagten gegen die Bank zuftehende Darlehensforberung 
betrachtet werben und Bellagter hat mit der Uebergabe desfelben an den Kläger 
demſelben nur diefe Forderung (entgeltlich) cedirt. Er haftet daher dem Kläger 
für feine Nichtigkeit und Einbringligfeit und zwar bis zum vollen Betrage von 
x fl., weil der Saldo des Klägers auf biefen Betrag fid belief (88. 1397 u. 
1408 3. ©.). Allein auch als Hingabe an Zahlungsftatt angefehen, wärbe das 
Geſchäft diefelbe Folge haben, weil die datio in solutum ein entgeltliher Btg. 
iR (8. 1414 idid.), in welchem Bellagter als Geber die Gewährleiſtung 
übernommen hätte. z 

Entf. v. 2. November 1870, Nr. 12927 (3935 ©.:U.). Die executive 
Einantwortung ftellt fih gemäß $. 314 a. ©. O. und 88. 1392, 1414 8. ©. 
als eine zwangsweile Eeffion dar, wogegen dem Ceſſus kein Recursrecht zufteht 
und wodurch deſſen nur im ordentlichen Rechtswege auszutragendes Obligationd« 
verhältnig nad 8. 1396 ibid, hierdurch nicht berührt wird, 
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Entfd. v. 1. April 1869, Nr. 3315 (3858 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 12927 ex 1870 [Schlußfolgerung]. 

Entf. v.4. März 1869, Nr. 1539 (3326 ©.-U.) Daß Wechſel 
in vielen Beziehungen wie bares Geld angefehen und behanbelt werben, ge- 
ſchieht nur in der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, daß fle feinerzeit auch, 
ihrem Inhalt gemäß, gegen Bargeld werden realifirt werben; fie find daher noch 


\ 


nicht felbft bares Geld und die Mebergabe eines Wechſels fann der Barzahlung, 


nicht gleichgehalten werben. Anders würde nur dann entſchieden werben können, 
wenn der Kläger ausprädfi oder auf unzweifelhafte Art ſtillſchweigend erklärt 
hätte, da8 Uccept als Bargeld anzunehmen. Wenn der Kläger das Accept mit 
dem Inboflament des Beklagten annahm, jo geihah es in der Vorausſetzung ber 
Einlöfung des Wechſels, und wenn er benfelben auch einklagte, fo war es eben ein 
Berfuh, auf viefem Wege zu feinem Gelde zu lommen, der aber durch die Ein. 
wenbungen des Ücceptan vereitelten worden ifl. Es kommt nicht vor, daß ber 
Mäger dem Bellagten quittirt oder ihn fonft feiner Zahlungspflicht entlaffen habe. 
Der 8. 1414 B. ©. tritt nicht in Anwendung, weil die Vorausfegungen des⸗ 
felben fehlen. 

Entſch. v. 12. Jänner 1869, Nr. 106524 (3241 ©.-.U.). Aehnl. ber 
Eniſch. Nr. 1539 ex 1869. \ 

Entf. v. 5. November 1868, Nr. 6684 (3146 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 1589 ex 1869. 

Entſch. v. 27. Februar 1866, Nr. 1556 (2400 ©.-U.). Die Einwen- 
dung ber Geklagten wider die Klage der Erben, daß ber Erbl. ihr bie frag. 
lihen Effecten für den Todesfall an Zahlungsſtatt überlafjen hat, ift begründet 
und die Gellagte mit feinem Tode Egth.in verfelben geworben, weil das Weber 
einfommen, welches turd die Erklärung des Erbl. und durch die in ber 
Uebernahme ber mit biefer Erklärung tradirten Sachen liegende Annahme zu 
Stande gefommen ift, ben Rechtslitel enthält und es einer neuen Uebergabe 
nicht bedurfte. War num die eventuelle Ueberlaffung ver Effecten eine entgelt- 
liche, fo kommt es weiterd gar nicht mehr baranf an, ob bie Forderung ber 
Bellagten dem Werthe derſelben völlig gleich kam, weil bie laesio ultra dimi- 
dium nit geltend gemacht wurbe, noch bei der geringen Differenz zwiſchen 
dem Betrage der Forverung und jenem des Schägungswerthes ber Mobilien 
geltend gemacht werden konnten. 

Entſch. v. 7. Mai 1862, Nr. 1916 (1514 ©.-U.). Da ber Gellagte 
ven Wechſel flatt Bezahlung dem Kläger übergab, mithin biefes Geſchäft hinſicht⸗ 
lid) feiner Rechtswirkungen nah F. 1414 B. ©, beurtheilt werden muß — ift 
ver Geklagte für dad an Zahlungsftatt Gegebene zur Gewährleiftung nad 
88. 922 u. 932 ibid. verpflichtet: Nachdem ber Wechfel nicht eingelöft wurde, war 
der Beklagte zur Zahlung gegen Aushändigung des Wechſels und Proteftes Mau- 
gels Zahlung zu verurtheilen. Der Gemährleiftungsanfpruc ift nicht verjährt, 


„weil er innerhalb 6 Monaten nach dem Berfallstage des Wechfels erhoben wurde. 


Entf. v. 17. April 1860, Nr. 4202 (1118 ©.-.U.). Dadurch, bag 
ber Schuldner die ihm an einen Dritten zuftehende Forderung mit der Haftung 
für die Richtigkeit und Einbringligkeit dem Gläubiger zur Begleihung feiner 
Forderung an ihn (den Eerenten) in’8 Eigenthum abtritt, wird noch feine Zahlung 
bewirkt und die frühere Schuld noch nicht getilgt; das von dem Ceffionar vor 
der Ausftellung der Cefflon anderweitig erwirkte Pfandrecht ift demnach durch 
die Cefflon nicht als erloſchen anzufehen. 


@ 1415 — vgl, 9. 1418 B. ©.) 


8. 1415. Der Gläubiger ift nit fuldig, die Zahlung einer Schulppoft theilweife, oder 
auf Abfchlag anzunehmen. Gind aber verſchiedene Poften zu zahlen; fo wird diejenige für 
Riehl, bürgl. Geſetb. exl. 7 


\ 
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abgetragen gehalten, welche ber Schuldner mit Einwilligung des Glaͤubigers tilgen zu wollen, 
fich auedrücklich erfläret Hat. 

Entſch. v. 20. November 1877, Nr. 3342 (©. Ztg. 1878, Nr. 86). 
Den Beklagten, welder die Zahlung einwendete, trifft, wenn der Kläger replicirt, 
es fei mit jener Zahlung eine andere Schuld berichtigt worden, die Laſt des Be- 
weifes, daß bie eingelegte Schuld bezahlt wurde, 

Entſch. v. 20. Yuni 1855, Nr. 5670 (103 ©). Wit dem Briefe 
v. 10. October 1853 überfandte der Geklagte den Klägern eine Tratte per 468 fl. 
mit der ausbrüdlihen Beftimmung, damit feine Schulopoft v. 25. Yuni, die laut 
Contocorrente aber in 468 fl. 20 fr. befland, ſammt Interefienvergätung zu 
begleichen. In dem zweiten vom 18. October 1853 beflätigen bie Kläger ben 
Empfang der Tratte und erflären, daB dieſe Rimefle angenommen und dem Be— 
Hagten, ohne die ihr von demfelben ausprüdlich gegebene Widmung im Geringften 
zu beanftänben, gut gefehrieben wurde. Es liegt in biefer Hanblungsweife nad 
8. 863 B. ©. mit Berüdfihtigung aller Umftände die ſtillſchweigende Willens. 
erMärung der Kläger, dag fie mit der Widmung, und daher mit ber vom Be— 
Magten beabfichtigten Tilgung feiner Schuld vom 25. Juni 1853 per 463 fl. 
30 kr., einverftanden waren. Bei diefer einverftänplih nad 8. 1415 ibid. er- 
folgten Tilgung der erwähnten Schulppoft Tann weder deren fpätere Fälligkeit, 
noch die Verfallszeit der Tratte, noch das mercantiliftifhe Retentionsrecht in 
Trage kommen. 

@ 116 — vgl. 9. 9916 B. 6.) 

8. 1416. Wird die Willendmeinung des Schuldners bezweifelt, oder von dem Gläubiger 
wider prochen; fo follen zuerft die Zinfen, dann das Capital, von mehreren Capitalien aber 
dasjenige, welches ſchon eingefordert, oder wenigften® fällig iſt, und nach diefem dasjenige, 
welches ſchuldig gu bleiben dem Schuldner am meiften beſchwerlich fällt, abgerechnet werden, 


Entſch. v. 9. Mai 1877, Nr. 3890 (6476 ©.-U.). Der Mläger, welcher 
eine Forderung einflagt, die Bellagter mit einer erwiefenen Zahlung berichtigt 
zu haben einwenbet, muß die Gegenbehauptung, daß mit jener Zahlung eine noch 
befhwerlihere Schuld des Bellagten an ihn getilgt worden fei: alfo daß eine 
folge beſchwerlichere Schuld beftanden habe, beweiſen. 

Eniſch. v. 19. April 1877, Nr. 6061 (9. 8. 1877, Nr. 31; 6456 ©.-U.). 
Die das Imterefie des zahlenden Schulpners unverkennbar begünftigende dispoſitive 
Beflimmung des $. 1416 8. ©., muß in allen Fällen, wo zwiſchen dem zahlen- 
den Schuldner und Empfangnehmer in Rüdfiht der Zahlungsanrehnung beim 
Borhandenfein mehrerer fäliger Schulopoften fein ausdrückliches Einverftändniß 
zu Stande gelommen ift, durchwegs zur Geltung gelangen, und zwar nicht nur 
da, wo ſeitens des Zahlenven dießfalls Feine Willensmeinung geäußert warb 
ober folde bezweifelt wird, fondern auch da, wo folhe vom Gläubiger zwar 
ausgeſprochen, diefe vom Zahler aber widerſprochen worden if. Die Anwen 
bung ber Beftimmung des 8. 1416 ibid, kann demnach nur buch ein anderes 
lautendes ausdrũckliches Uebereinlommen des Zahlers und Empfängers ausge» 
fhlofjen werben. Eine aus concludenten Handlungen des zahlenden Schuldners 
abgezogene, fomit bloß vermutbete entgegengefegte Willendmeinung besfelben 
fließt die Anwendung nicht aus, Es darf daher die behauptete ſtiliſchweigende 
Zuftimmung des Klägers zu der im Inhalte der darüber ausgeftellten Duittung 
bezeichnenden Berrechnungsart, welche erft nad) bewirkter Zahlungsleiftung erfolgte 
aus Annahme der Onittungen feitens des Belangten und aus ber Unterlafjung des 
Widerſpruches gegen den Quittungsinhalt erfhlofien werben fol, überhaupt nit 
in Betradt kommen. 

Entſch. v. 15. Februar 1876, Nr. 12771 ex 1875 (6030 G.V.). 
Da beim Acte der Zahlung von Seite der zahlenden Partei nicht ausdrücklich 
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gefagt wurde, woranf die Zahlung gefhah, fo findet ver $. 1416 B. ©. feine 
Anwendung, welcher beftimmt, daß, wenn bie Willensmeinung bes zahlenden 
Schuldners bezweifelt oder vom Gläubiger widerſprochen wird, die Zahlung zu« 
nächſt als auf die Zinfen und dann erft auf Abſchlag des Kapitals geſchehen 
anzufehen fei. Bon anderen Nebengebühren, insbefondere von Proceß- und 
Erecutiondtoften fpricht diefer Paragraph nicht; es fann daher die darin gege- 
bene fpeciele Beftimmung auf Procef- und Executionskoſten nicht ausgedehnt 
werben. Der nad Abzug ber Zinfen erübrigende Betrag der a Conto-Zahlung 
ift daher auf das Capital gezahlt und die Proceßkoſten zc. bleiben unberichtigt [?]. 

Entf‘. v. 8. October 1873, Nr. 8097 (5099 ©.-U.). Nach 88. 1231 
u. 1223 ®. ©. ift der Sohn, der feine Ausſtattung bereits erhalten hat, felbft 
nicht im Falle des Verluſtes, noch aus Anlaß feiner zweiten Ehe bereditigt, eine 
neue Ausftattung von dem Bater zu fordern. Wenn nun, biefer dem Kläger 
gelegentli der zweiten Verlobung ein zweites Mal 2000 fl. als Ausftattung 
zugefichert hat, fo war dieß ein Schenkungsverfprechen, deſſen Erfüllung, weil 
es nur mündlich gefchehen ift, nad $. 943 ibid. mittelft Klage nicht gefordert 
werben Tann. Da nun ber Kläger felbft gefteht, auf das erfte Ausſtattungs⸗ 
veriprechen 1000 fl. erhalten zu haben, und gegen den Widerſpruch des Bellagten 
nicht beiwiefen hat, daß die 1000 fl., melde er nachmals empfing, ihm vom 
Bater ausprüdlih auf das zweite Ausftattungsverfprechen gezahlt wurben, indem 
ex dieß vielmehr nur aus dem Umftanbe, daß die Zahlung der 1000 fl. in bie 
Zeit nad feiner Wieberverehelihung fiel, zu folgern verfudht, fo muß nad 
$. 1416 ibid. angenommen werben, daß der Bater die Zahlung auf die ihm be- 
ſchwerlichere Verbindlichkeit, alfo die zweite Zahlung auf dad — im ©egenfage 
zum zweiten Ausftattungsverfprehen — klagbare erfte Berfprechen Leiften wollte, 
welches mithin durch biefe Zahlung vollftändig erfüllt worden if. 

Entfd. v. 25. November 1869, Nr. 7199 (Sch. I). Die Beftimmungen 
bes 8. 1416 B. ©. find aud auf Wechſelforderungen anwendbar. Die unter- 
Taffene Quittirung eines bezahlten Wechfelbetrages auf dem Wechſel benimmt dem 
Schuldner nicht das R., die Zahlung fonftwie zu beweifen. 

Entſch. v. 25. Mai 1869, Nr. 5992 (Sch. I). Die Schuld eines Accep⸗ 
tanten ift eine beſchwerlichere al8 die eines im Regreßwege Berpflichteten, daher 
die gejeglihe Vermuthung dafür ſpricht, daß man fih eher eines Acceptes als 
einer Regreßverpflichtung entledigen will, 

Entfd. v. 4. Jänner 1866, Nr. 10946 (©. Big. 1866, Nr. 36). 
Der Vermächtnißſchuldner ift, fobald das Legat fällig ift, nämlih ein Jahr nach 
dem Tode des Erblaſſers, dasfelbe zu bezahlen ſchuldig, und wenn er eine Ab⸗ 
ſchlagszahlung auf das Legat im Allgemeinen geleiftet hat, fo find hiervon zu- 
exft die Intereffen in Abzug zu bringen, 

Entſch. v. 9. Auguſt 1865, Nr. 6443 (2250 G.-U.). Da der Beflagte 
gerabe an dem Verfallstage des Wechſels einen ber Wechſelſumme gleihlommenden 
Betrag gezahlt bat, muß angenommen werben, daß er nicht die offene Buchſchuld, 
fondern die Wechſelſchuld berichtigen wollte. Diefe Annahme müßte felbft bei be- 
zweifelter Willensmeiuung Plagreifen, weil die Wechſelſchuld jedenfalls vie be⸗ 
jchwerlichere · für den Schuldner iſt. — Wenn ver Geflagte die erfolgte Zahlung 
beweift, obliegt dem Kläger der Nachweis, daß durch jene Zahlung eine andere 
als bie — Schuld berichtiget worden ſei. [Aehnl. der Entſch. Nr. 3890 
ex 1877. 

Entf. v. 31. Mai 1864, Nr. 3658 (2704 ©.-U.). Bon einem Le- 
gate, welches nad) $. 6858. ©. ein Jahr nach dem Tobeötage des Teftamentars 
ezahlt werben fol, gebühren die Verzugszinſen von dem ſonach fich ergebenden 
Behlangstoge an nad) der Regel dies interpellat pro homine [Schlußfolgerung?], 
zumal vorliegend durch bie „a Conto des Legates“ erfolgte Zahlung der Beweis 

73* 


1144 Allgemeines bürgerfiches Geſetzbuch. 


erbracht ift, daß der Legatar nach jenem Zeitpunkte in ber That die Zahlung 
geforbert und der Erbe die Forderung im ganzen Umfange anerfannt hat. Aus 
ber Betätigung, „a Oonto bed Legates“ etwas erhoben zu haben, darf nicht ge⸗ 
folgert werben, daß die ganze Zahlung auf Abſchlag der Capitalsſchuld erfolgte 
da unter „Legat” jowohl das Kapital als deſſen Früchte, die Zinfen zu verftehen 
find und fomit nad 8. 1416 ibid. zunächſt die damaligen Zinfen abzurechnen find. 

Entf. v. 5. Juni 1861, Nr. 3234 (©. 9. 1862, Nr. 17), Wenn 
ber Schuldner dem Gläubiger einen Wedfelbetrag und außerbem eine Bnd- 
forberung ſchuldet, und demfelben zur Verfallszeit den Wechſelbetrag auh ohne 
ausdrückũche Beſtimmung einſchickt, muß bie Zahlung zunächſt auf die Wechſel⸗ 
ſchuld gerechnet werden, weil dieſe dem Schuldner beſchwerlicher erſcheint. 

Entf. v. 20. Juni 1855, Nr. 5670 (108 ©.-U; P. ©. 1162). 
8. 1416 B. ©. handelt nur von ſolchen Schulppoften, rüdfichtlih welcher 
vie Zahlungspfliht nicht freitig iſt. 

Entſch. v. 29. Jänner 1819, Nr. 463 (P. ©. 1163). Es ift ben 
Rechtagrundſãtzen angemefien, bag in bem Halle, wo das Bekenntniß einer em⸗ 
pfangenen Zahlung abgegeben worden ift, und derjenige, welcher bie Zahlung 
geleiftet hat, behauptet, daß felbe auf eine andere Schuldpoſt ſich beziehe, als 
auf welde ber Kläger fie angefprohen hat, feine Behauptung beweiſen müffe. 
— [Borfpr. den neueren Eniſch.en.] 


- wann; 
7 — vgl. 9. 904; 88. 862; TU; 908, 1884 a Soße, d. 238, December 1791, Rr. 234. 3. @. ©.; 


(141 

$. 16 Min. . 5. 20. 1856, Ar. 36; G.v. 37, duni 1878, Ar. 66 ſdſtert. ungat. Bank]; Wrt. 106 

Min. Grl, v. 1. Jumt 1864, Ar. 49 [Bobenerebitanftalt], $. 85 Min. rl, v. 26. December 1864 Nr. OR. 8.8. 
[bögm. Sypotheienbant) ec. 


x. 1413. Benn die Zahlungefriſt auf Feine Art beſtimmt iſt; fo tritt die Berbindlichkeit, 
die Schuld zu zahlen, erft mit dem Tage ein, an welchem die Einmahnung gefchehen ift (8. 908). 

Entf. v. 23. Immi 1875, Nr. 3716 (5770 ©.-U.). Cine „bis zum 
Tode (des Gläubiger) unverzinslihe und unauflündbare Schuld iſt mit bem 
Todestage des Gläubigers fällig und alfo an diefem Tage ohne vorgängige Ein- 
mahnung feinen Exben zu zahlen. 

Entfch. v. 21. April 1874, Nr. 3971 (5340 ©.-U.). Im der Klage» 
behanptung: Klägerin habe ein Darlehen auf unbeftimmte Zeit gegeben und 
fpäter die Zahlung eingemahnt, woburh vie Schuld nad 88. 1417 u. 904 
8. ©. fällig geworben fei, liegt zum Theile allerdings bie Anführung einer 
Thatſache (Hingabe des Darlehens), allein in dem Beifage der Hingabe auf un- 
beftimmte Zeit die Berneinung einer folhen, nämlich die Berneinung, daß für 
bie Zurüdftellung ein Termin bebungen wurde. Sie leitet aud die Fälligkeit 
der Schuld niht aus einer Verabredung Über die Zurüdzahlung, fondern in 
Ermanglung einer foldhen Uebereinkunft aus dem ©. und aus ber von ber 
Bellagten nicht geläugneten Thatfache der Einmahnung ab. Das R. der Klägerin, 
die Zurüdftellung zu fordern, hängt daher von feinem von ihr behaupteten und 
gegneriſcherſeits widerſprochenen Thatumftande ab; mithin kann ihr deßfalls auch 
fein Beweis auferlegt werden. Wenn nun bie Bellagte, dieſer Negation gegen- 
über, behauptet, es fei die Zeit für die Nüdzahlung in der Art verabrebet 
worben, daß fie bei Lebenszeit von ver Mlägerin nicht gefordert werben Tann, 
fo behauptet fie damit eine Thatfahe, wodurch das R. der Klägerin befchräntt 
worben fein fol, deren Beweis daher nah 8. 104 a. ©. D. ihr obliegt. 


118 — . 91, 148, (66, 705, 796; 889, 685, 1100, 1182, 1156, 1285, Hl 
wi RN "on, 00s; era, een, 86T ee $. 1418 u. 1417 83 — 
9. 1416. Ju gewiffen Fallen wird die Zahlungefriſt durch die Natur der Sache beſtimmt. 
Alimente werden wenigftens auf einen Monat voraus bezahlt. Stirbt der Berpflegte während 
dieſer Zeit; fo find deſſen Erben nicht ſchuldig, etwas von ber Borausbesahlung zurüd gu geben. 
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Entſch. v. 22. October 1873, Nr. 8543 (6111 ©.-U.). Die 88. 167 
u. 168 B. ©. gewähren dem unehelichen Kinde das R., bie Verpflegung zu⸗ 
nãchſt von feinem Vater zu forbern und verpflichten den Leteren, auch wenn das 
Kind bei der Mutter over bei dritten von ihr beftellten Perfonen in Pflege ift, 
die Koften zu beftreiten, wobei e8 den Eltern nad 8. 170 ibid. freifteht, fich 
über den Unterhalt, die Erziehung und Berforgung des Kindes mit einander zu 
vergleichen. Diefe Paragraphe ſprechen jedoch offenbar dem Kinde und der 
Mutter das R. zu, für die Zukunft die Verpflegung, beziehungsweife die DBe- 
ſtreitung der hierzu erforberlihen Koften zu verlangen. Wenn bie Mutter von 
diefem R. feinen Gebrauch macht, jo kann fie nicht ohne weiters anf $. 1042 
ibid. fi berufen, weil die Verpflegung eben nur für bie Zukunft, nicht für Die 
Vergangenheit nach den cit. Geſetzesſtellen vom Bater zu leiften if. Mochte 
nun der Gellagte durch die ganze oben erwähnte Zeit in ber Lage gewefen fein, 
bie Berpflegungstoften ganz ober zum Theile zu beftreiten, ober die Mittel Hiezu 
nicht befeflen haben, — in jevem Falle hat vie Mutter des Kindes, als fie bie 
Koften auf ſich nahm, eine nad) 8.166 ibid. ihr obliegende Verbindlichkeit erfüllt und 
für das, mas fie in Erfüllung ihrer Pflicht geleiftet hat, Tann fie feinen Erſatz 
begehren. Dieß gilt im gegenwärtigen Falle umfomehr, als ver Geklagte allen- 
fall8 im Stande geweſen wäre, wenigftens einen Beitrag zu den Berpflegungs- 
toften zu geben, wenn bie Mutter gleich nad der Geburt des Kindes feine 
Berpflihtung hierzu für die Zukunft mit einem monatlih im vorhinein nad 
8. 1418 ibid. zu leiftenden, vom Richter zu beflimmenden Betrage hätte fefts 
ſtellen laſſen, während fie dermal ein Capital begehrt, ohne darzuthun, daß ber 
Geklagte nad; feinen Bermögens- und Exrwerbsverhäftnifien, welche nad 8. 166 
ibid. zu berüdficgtigen find, bie Zahlung desſelben leiften könne. — [Woripr. 
ben neueren Entfh.en — ſiehe bei 8. 1042.) 

Entſch. v. 3. Jänmer 1873, Nr. 12812 (4828 ©.-U.). Aehul. der 
Entfh. Nr. 8543 ex 1873. 5 

Entſch. v. 16. März 1871, Nr. 10556 (4096 G.-U.). Durch 8. 1418 
3. ©., wornach Alimente wenigftens auf ein Monat voraus zu zahlen find, werben 
nur die Raten, im melden bie Schuld zu zahlen if, bezeichnet; ed ift daher 
unrihtig, daß bie Forderung der Alimente mit Beginn eines jeven Monats 
erſt euiſteht. Demnach handelt es fi bei der Alimentationsforberung nit um 
eine monatliche Rente im Sinne des $. 1480 ibid. und des Juſt. Min. Erl. 
v. 21. Yuli 1858, Nr. 105 R. ©. 2. in fine. Die auf 88. 167 u. 1042 
ibid. gegründete Alimentationdforberung verjährt weder nach 8. 1489 noch nad 
$. 1480 ibid. 

Entf. v. 24. Februar 1858, Nr. 1084 (517 ©.-U.). Wenn auch 
das R. des Kindes, Alimente zu begehren, nad) 8. 1481 B. ©. kein Gegenftand 
ver Big. ift, Tann nad der Natur dieſes Ausſpruches und der buch das ©. 
$. 1418 ibid.) beftimmten Voransbezahlung vesfelben bie Alimentation doch 
als ſolche für die Vergangenheit, in welder diefelbe von der auch ſubſidiariſch 
verpflichteten unehelihen Mutter (nad) $. 167 ibid.) ober von wem immer 
vereit® geleiftet morben ift, nicht geforbert werben, 


(8. 1419 — val. N. 1047, 1064, 11585; 1059, 1068; 1425 ©. G.) 
1449. Hat der Gläubiger gegögert, die Zahlung anzunehmen; fo fallen die wibrigen 
Folgen auf ihn. 
@. 1420 — vgl. $. 905; 88. 906, 907 ©. @.; bei 6. 1419 cit.) 
. 1420. Wenn ber Ort und bie Art der Leitung nicht beftimmt find; fo müffen die oben 


$. 905) aufgeftellten Vorſchriften angewendet werben. Zahlungen, die außer dem alle eines 
3ertrage® zu leiften find, iſt der Schuldner nur am Orte feines Wohnfiges abzuführen ſchuldig. 


Entf. v. 30. October 1877, Nr, 18084 (6606 ©.-U.). Wenn im 
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Big. — obgleich nur für bie Leiftung eines Theils in beflimmten Terminen — ein 
Erfüllungsort vereinbart, zugleich aber auch die jevesmalige fofortige Gegenleiftung 
bebungen ift, muß ber vereinbarte Erfüllungsort als forum contractus gelten. 

Entſch. v. 25. Februar 1869, Nr. 442 (3317 G. U.). Aus der Er⸗ 
Märung, die Zahlung eines Teiles ver Forderung in beflimmter Art zu leiſten 
pe nicht gefolgert werden, daß auch die Reſtzahlung in gleicher Weife be» 

immt fei. 

Entf. v. 20. April 1865, Nr. 2881 (2159 ©.-U.). Die Forderung, 
womit der Gläubiger die Ablehnung bes Zahlungsanbietens motivirt hatte, daß ihm 
das Geld in die Wohnung gebracht werden müffe, ift unbegründet, da $. 1420 
8. ©. die nicht vorfchreibt, und ed fih zudem um eine Wechſelſchuld handelt, 
rüdfichtlih welder nur der Wechfel den gejeglihen Zahlungsort angibt. 

Entf. v. 7. November 1860, Nr. 11137 (1222 G.-U.). Wenn ber 
vom Kläger angeführte Btg. — Zufendung durch Poſt — genau erwogen wird, 
fo ging deſſen Sinn offenbar dahin, zu beftimmen, daß ver Gellagte bie 
Wagre nicht in Gitſchin, und der Kläger die Zahlung nit in Kollin abzuholen 
babe, fondern daß der Erſtere in die Lage gefegt werbe, bie Waare in feinem 
Wohnorte zu übernehmen, der Kläger aber die Zahlung ebenfalls in feinem 
Wohnorte Gitfchin empfange. Der Oellagte wäre baher nah dieſem Dig. 
jedenfalls verpflichtet, die Verfügung zu treffen, baß der Kläger die Zahlung 
wirklich in Gitſchin eingehänvigt erhalte. Dem Abſchluß des Vigs. lag demnach 
offenbar die Abſicht beider Contrahenten zu Grunde, eine Ausnahme von ber 
in den 88. 905 u. 1420 B. ©. beftimmten gefeglichen Regel zu begründen, 
nach welder bewegliche Sachen am Orte des gemachten Verſprechens zu über⸗ 
geben und Zahlungen am Wohnorte des Schuldners zu leiften find. Der im 
5. und nit im 17. Hauptftüd des IL, Theils eingereihte 8. 469 ſpricht 
nur aus, daß überſchickte Sachen auch bann fon für übernommen gehalten 
werden, menn ber Uebernehmer die Ueberfchidungsart felbft beftimmt ober ge⸗ 
nehmigt hat. Diefe Anordnung fegt aber voraus, daß bie Sache aud ſchon 
wirklich abgeſendet worden fei. Cine folde Abſchickung, d. i. eine Aufgabe auf 
ber Poſt, wird aber vom Geklagten nicht behauptet. Es ſtellt fi daher ver 
8. 429 ibid. al® auf ben vorliegenden Hal durchaus nicht anwendbar bar, 
weil es ſich hier nicht um bie Trage, ob eine ſchon überſchickte Sache für über 
geben gehalten werben fol, Handelt. Es ift demnach nur der vom Kläger ange 
führte Vig. entſcheidend und die Competenz des Bezirksgerichtes Gitſchin zwei 
fellos fichergeftellt. £ 

von wein; 
(8. 1421 — vgl. 6. 865. 0. @.; 6. 14 des [aufgeh.] @B. v. 17. December 1969, Mr. 97 N. @. B.; bei 8.18 cit.) 
g. 1481. Auch eine Berfon, die fonft unfähig if, ipr Vermögen zu verwalten, Tann eine 
richtige und verfallene Schuld rechtmäßig abtrugen und fi ihrer Verbindlichkeit entlebigen. 
Hätte fie aber eine noch ungewiſſe, ober nicht verfollene Schuld abgetragen; fo iſt ihr Bor» 
mund oder Eurator berechtiget, das Bezahlte zurück zu fordern. 

Eutfd. v. 31. Jänner 1865, Nr. 728 (2106 ©.-U.). Wenn ber 
Bormund oder Kurator eine von feiner Pflegebefohlenen berichtigte, ungewiſſe 
Schuld zurädforbert, jo muß ver Kläger die Bedingung der Rüdforderung, daß 
nämlich die Forderung nicht zu R. beftand, ermeifen. 


(8. 1492 — vgl. 89. 1368; 1295; 1997, 1447; 1400-1402 8. ©.) 
8. 1482. Kann und will ein Dritter anftatt des Schuldners mit defien Einverftändniß nach 
Maß der eingegangenen Verbindlichkeit bezahlen; fo muß der Gläubiger die Bezahlung an- 
nehmen, und dem Zahler fein Recht abtreten; doch hat in biefem Falle der Gläubiger außer 
dem Falle eines Vetruges, weder für die Einbringlicleit, noch für die Richtigkeit der 
Forderung zu haften. 
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Entf. v. 19. December 1878, Nr. 11586 (9. B. 1879, Nr. 46). 
Im Falle einer unvollftändigen Affignation ift der Gläubiger und Pfanpnehmer 
nicht verbunven, fih an jenen zu halten, welcher ihm als Ceffionar des Pfand- 
gebers (des Schuldners) bekannt gegeben wurbe. Das Begehren bes Klägers, 
welder den Pfanbfchein ſich cediren ließ, auf Nüdftellung der verpfänveten (vom 
Oläubiger Über gegen den Schulbner erwirkte Execution feilgebotenen) Effecten 
gegen Zahlung ber Darlehensſchuld ift unbegründet, weil Kläger nicht erwieſen 
bat, daß eine Affignation überhaupt ftattgefunden, dag Gellagter [Wortlaut:] in 
die Affignation eingewilligt und ihn an Stelle des Ajfignanten als Schuloner an- 
genommen babe; weil nur im dieſem letzteren Falle der Oellagte bie Forberung 
an den Affignaten nicht mehr ftellen Tonnte, fondern ſich hierwegen an ven Kläger 
als Affignaten hätte halten müſſen (8. 1402 ®. G.). Lag aber eine voll- 
Rändige Affignation nit in Mitte, fo mußte ber Geklagte nod; immer ben 
Pfandgeber als Perſonalſchuldner betrachten, und der Umfland allein, daß er 
von der Ceffion des Pfandſcheines mittelft des Notariatsactes ſchon früher Kenntniß 
erhielt, bat ihn durchaus nicht behindern können, fpäter wieder venfelben auf 
Zahlung zu Magen und bie Befriedigung der orberung aus dem  beftellten 
Pfande zu ſuchen (8$. 461 u. 466 ibid.). Das Pfandredt iſt ein dingliches 
R., welches ohne Rüdfiht auf den Wechſel in der Perſon des Pfanpftüds- 
eigenthümer® ausgeübt wirb und ber Wechſel des Egthrs. hätte hier nur bie 
Folge, daß der nad Befriedigung der Forderung etwa verbliebene Reſt des 
Tieitationserlöfes nicht an ben früheren, fondern an ben derzeitigen Egthr. and- 
zufolgen wäre. Die Einlöfung des Pfandes zur Verhütung der Weilbietung 
vesjelben ift nur den Pfandgläubigern bei unbemeglihen Gütern geſetzlich vor= 
behalten und nur in diefem Falle ift die gerichtliche Verſtändigung vorgeſchrieben 
(8. 462 ibid. u. $. 438 ©. D.). Wohl wäre das Klagebegehren aud ohne 
eine Affignation, jedoch nur in dem alle gereditfertigt, wenn der Kläger bar- 
gethan hätte, daß er noch dur rechten Zeit, nämlich noch vor dem Verlaufe der 
Pfandftüde dem Geffagten die volle Zahlung ber Forderung ‚angeboten, Letzterer 
aber ſolche anzunehmen verweigert habe; denn in dieſem Falle hätte. Gellagter 
bei dem fonad vorhandenen Einverftänpniffe des Schuldners vom Kläger bie 
angebotene Zahlung annehmen, und nady der durch Tilgung ber Schuld erfolgten 
Erlöfhung des Pfandrechtes dem Kläger vie Pfanpftüde als deren ausgewiefenen 
Egthr. zurüdtellen oder falls er ungeachtet deſſen ohne geſetzlichen Grund bie 
Pfandftüce erecutiv hätte veräußern lafjen, dem Klaͤger deren nachgewiefenen Werth er- 
ſetzen müſſen (88.169, 1422 u. 1295 ibid.); dieſes wurde vom Kläger nicht bargethan. 

Entfd. v. 10. Juni 1873, Nr. 3572 (5000 ©.) Die ohne recht⸗ 
lihen Grund zurüdgemiefene Zahlung, resp. Ablöfung einer Schuld wird nad 
8. 1425 B. ©. durch den gerichtlichen Erlag erfegt und iſt baher der Gläubiger 
über Anlangen des Erlegers zur verweigerten Rechtsabtretung nad $. 1422 
ibib. anzubalten. 

Entſch. v. 18. Yuli 1872, Nr. 6212 (4661 ©.-U.). Der Gläubiger, 
welcher eine der ihm fimultan verpfändeten Realitäten im Erecutionswege exfteht, 
ift berechtigt (8. 1446 B. ©.), auf dieſe Hypothek zu verzichten und ſich ber 
Befriedigung aus den anderen ihm fimultan verpfändeten Realitäten vorzubehalten, 
8. 1422 ibid. fann nicht angewendet werben, weil vem Oläubiger, welcher die 
Hypothek ſelbſt erſteht, keineswegs bie Zahlung im Sinne des $. 1422 ibid. 
angeboten erſcheint. 

Entfd. v. 28. Juni 1865, Nr. 4979 (2211 ©.-U.). Die Klage des 
Hypothekarſchuldners, melden ver Gläubiger gegen deſſen Löſchungsquittung bes 
friebigt hat, auf Ansftellung einer Ceffionsurfunde über bie Forderung an ben 
Aare in — gerathenen Perſonalſchuldner iſt nicht begründet. Nach 
$. 1358 B. ©, iſt der Kläger ferners berechtigt, vom befriedigten Gläubiger 
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bie Aushilfe aller vorhandenen Rechtsbehelfe und Sicherftellungsmittel zu forbern; 
auch darauf ift die Klage nicht gerichtet. Das Mlagebegehren muß vielmehr zu⸗ 
nächſt nur nad 88. 1422 u. 1423 ibid. beurtheilt werben, nad welden, wenn 
der Gläubiger, fogar ohne Einwilligung des Schuldners, bie Zahlung von einem 
Dritten annimmt, diefer Zahler berechtigt ift, felbft noch nad} geleifleter Zahlung, 
die Abtretung des dem Gläubiger zuftehenden Re. au fordern. Sobald aber ber 
zahlende Dritte fih mit der intabulationsfähigen Duittung des Gläubigers ber 
reits begnügt bat, hat ex bem ihm nad ben 88. 1422 u. 1423 ibid. einge- 
räumten R. ausdrücklich oder duch concludente Handlung entfagt und Tann tas 
bereits aufgegebene R., nachträglich die Abtretung zu fordern, nicht mehr aufe 
leben maden. Der Kläger kann ſich dießfalls nur mehr nad) $. 1358 ibid. an 
den Perſonalſchuldner, aber nicht mehr nach ben SS. 1322 u. 1323 cit. an ben 
früheren Gläubiger halten. 

Entſch. v. 20. April 1865, Nr. 2881 (2159 &.-U.). Der Gläubiger 
bat ſelbſt in feinem Recurs gegen ben erfigerichtlihen Beſcheid angeführt, daß er 
vom Erecuten brieflih um Belanntgebung feiner ganzen orberung an Capital 
und Nebengebühren mit dem Beifage, daß ein Dritter diefelben bezahlen wolle, 
erſucht worden fei, allein diefe® Angebot nicht angenommen zu haben. Der ge= 
richtliche Erlag des Geldes ift fomit auf Grund des $. 1425 B. ©. geſchehen 
und muß die Rechtswirkung haben, daß die Fortfegung der Erecution einftweilen 
fuspendirt bleibt, zumal der Erecut — mas ſchon aus dem Zwede der Execution 
folgt — von der Execution volllommen befreit wird, ſobald er dem Erecutions- 
führer oder dem die Execution vollziehenden Richter ben Betrag der Schuld be— 
bhändigt. Die gleiche Wirkung muß aber auch das von einem Dritten mit Ein- 
willigung des Schuldners gemachte Angebot der Zahlung haben, da der $. 1422 
ibid. Har verorbnet, daß ber Gläubiger die Zahlung auch von einem Dritten 
annehmen muß. Die Forderung des Klägers, bag ihm bas Gelb in feine 
Wohnung gebracht werde — womit er feine Ablehnung des Zahlungsanbietens 
motivirt hatte — war unbegründet, da $. 1420 ibid. dieß nicht vorſchreibt und 
zudem es ſich um eine Wechſelſchuld Handelt, rückſichtlich welcher nur ver Wechſel 
den gefeglihen Zahlungsort angibt. Wegen der mit Ausfolgung des Depofitums 
verbundenen Koften, fowie überhaupt wegen des Gefammtbetrages der Forderung 
kann bei der anberaumten Tagfahrt verhandelt werben, Wenn fi hierbei ein 
Abgang zeigt, fo wäre damit ein Grund zur Bewilligung der Wiederaufnahme 
des Erecutiondverfahren gegeben; allein die bloße Siftirung desſelben ift buch 
bie jegt vorliegenden Thatſachen gerechtfertigt. 

Entſch. v. 24. Februar 1863, Nr. 942 (1659 ©.-U.). Cine bereits 
bezahlte aber noch nicht gelöſchte Sagpoft darf mit Einverftänpnig des Hypothel - 
befiger8 von dem Gläubiger weiter cebirt werben, und die nachfolgenden Glän- 
biger können die Priorität des Ceſſionars nicht beftreiten. Sie find nicht verkürzt 
(8. 469 8. ©.); ein R., die Löſchung zu fordern ftand ihnen nicht zu, wogegen 
die Zahlung durch Ceffion zu leiften, eine in 8. 1422 ibid. liegende Berechti⸗ 
gung des Schuldners ift. 

Entſch. v. 17. April 1860, Nr. 3987 (1117 G.⸗U.). Im Falle des 
8. 1422 B. ©. ift der Gläubiger verpflichtet, dem Zahler feine Re. abzutreten, 
woburd der Zahler auch im Falle eines Concurfes viefelben Vorrechte erlangt, 
welche der durch ihm berichtigten Forderung zuftanden. 

Entſch. v. 13. März 1860, Nr. 2064 (1102 ©.U.). Auch der vom 
executiven Erfteher der Hypothek befrievigte Sapgläubiger iſt verpflichtet, dem 
Erftcher alle Rechtsbehelfe gegen den Perſonalſchuldner auszuliefern. 

Entf. v. 18. Jänner 1860, Nr. 226 (1061 ©.-U.). Wenn ſich ber 
Gläubiger gegenüber dem Zahler eine abſichtliche Täufhung zu Schulden kommen 
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läßt, haftet er auch nach 8. 1397 B. ©. für die Richtigkeit und Einbringlichkeit 
ber abgetretenen Forderung (88. 1295 u. 1447 ibid.). 


. 1488 — vgl. 6. 468; 68. 1847, 1859, 1887, 1858, 1868, 1864; 1899, 1997; 1422 ©. @.) 
8. 1483. Ohne Einwilligung des Schuldners kann dem Gläubiger die Zahlung von einem 
Dritten in der Regel ($. 462) nicht anfgebrungen werben. Nimmt er fie aber an, fo ift der 
Zahler berechtigt, ſelbſt noch nach der geleifteten Zahlung, die Abtretung des dem Gläubiger" 

zuſtehenden Rechtes zu verlangen. 

Entf. v. 6. October 1874, Nr. 7506 (5490 ©.-U.). Der durch einen 
Dritten befriedigte HYypothefargläubiger ift troß vorbehaltlos erfolgter Annahme 
ber von ihm auegeftellten Duittung demſelben zur Ausfertigung einer Ceſſion ver 
pflichtet. [Wortlaut:] 8. 1423 B. ©. ſchreibt nicht vor, daß der für einen Anderen 
Zahlende die Abtretung ver gezahlten Forderung fih auedrüclich vorbehalten 
müfje. Auch nad) geleifteter Zahlung kann der Zahler die Abtretung begehren, 
alfo auch nachdem er jhon eine Quittung empfangen hat ($. 1426 ibid.), und 
es ift fehr gewagt, zu behaupten, daß der Zahler durd die Annahme der Quit⸗ 
tung „zweifellos“ zu erkennen gibt, daß er auf das R., die Eeffton zu begehren, 
verzichtet babe. 8. 863 ibid. erfordert für feine Anwendung eine einges 
hende Berüdfitigung aller begleitenden Umſtände, aus welchen vorliegend ein 
folher Verzicht nicht gefolgert werben kann. Bellagter erfheint im Grundbuche 
noch als Pfandgläubiger und feine Einwendung, daß er befriebigt fei und nichts 
mehr abzutreten habe, ift unhaltbar, weil ber befriedigte Gläubiger verbunden ift, 
dem Zahler alle vorhandenen Rechtsbehelfe und Sicherftellungsmittel auszuliefern 
(8. 1358 ibid.), und weil der Zahler ſelbſt nad geleifteter Zahlung, alfo nad 
vollftändiger Befriedigung des Glaubigers berechtigt ift, die Abtretung des dem⸗ 
felben zuftehenden R8. zu verlangen ($. 1423 ibid.). ; 

Plenar⸗Entſch. v. 17. December 1873, ad Nr. 66 praes. (Manz’ihe Slg.; 
85177 ©.-U.). Die Forderung des Erfages für geleiftete Alimentation eines Kine 
bes ift unter den 8. 1042 B. ©. zu fubfumiren. [Siehe das Judicat Nr. 81 bei 
8. 1042 und den weiteren Wortlaut der Entf. bei 88. 1479, 1480 u. 1489 
ibid.] Aus diefem Forderungstitel folgt aber zugleich, daß, nachdem 
die Anſprüche des Gefhäftsführers ohne Auftrag hinſichtlich ihrer 
Big. feiner erceptionellen Beftimmung unterworfen find; die allge» 
meine Norm des 8. 1479 ibid. maßgebend bleibt. — Die Argumente, 
welhe diefer Auffaffung entgegengefegt werden, beruhen auf der 
Gleichſtellung desjenigen, der flatt eines Anderen alimentirt, mit 
dem Dritten, der für den Schuldner die Zahlung an den Gläubiger 
leiftet. Dabei wird jebod ber Unterfhieb der Rechtsverhältniſſe in 
bem einen und dem anderen Falle überfehen. Der 8. 1042 ibid. 
fpriht von einem Aufwande, den jemand nad dem ©. hätte machen 
müffen, d. i. von einer nicht vertragsmäßigen, fonbern geſetzlichen 
Leiftung, bezüglich welcher es einer zuftimmenden Annahme von Seite 
desjenigen, zu deſſen VBortheil der Aufwand gemadht werben foll, 
nit erft bedarf, während der $. 1423 ibid. eine beftimmte, ſchon be= 
Rebeude Schuld und ein Uebereinlommen zwifhen dem Öläubiger 
und dem Zahlenden voransfegt. — Die Prämiffen für eine Ana- 
logie fehlen alfo gänzlid. 

Entſch. v. 10. Juni 1873, Nr. 3572 (5000 ©.-U.). Der Gläubiger, 
welder dem Ehemanne der Schuldnerin erflärte, zwar eine Quittung außftellen 
zu wollen, die Ausftellung einer Geffion aber zu verweigern, ift über ſonach er— 
folgten gerichtlichen Exlag der Schuld und lage auf Abtretung feiner Re. nad 
$. 1422 B. ©. dem Rlagebegehren gemäß zu verurtheilen. Die Anwendung 
bed 8. 1423 ibid. ift bier ganz und gar nicht am Plage. Der Beklagte war 
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volftändig bereit, die Zahlung vom Kläger mit Ausftellung einer Quittung an 
die Schulönerin anzunehmen; es war baher nicht der geringfte Anlaß zu geben, ihm 
bie Zahlung „aufzubringen“ ($. 1423 ibid.), wovon nur in dem Falle bie Rede 
fein tann, wo ein Widerfireben, bie Zahlung überhaupt anzunehmen, vorliegt. 
Der Widerftand des Bellagten war nur gegen das Begehren gerichtet, daß er 
dem Kläger die Forberung, welche biefer zahlen wollte, rechtsförmlich cedire. Ob 
nun der Beklagie zu dieſer Weigerung berechtigt war, ift eben von dem Richter 
zu entfcheiven und muß die frage verneinend beantwortet werben, weil, fobald 
der Gläubiger zue Annahme der Zahlung von einem Dritten bereit iſt, der Let- 
tere das R. hat, die Ceffion zu fordern. in Zweifel, ob die Schulonerin ba- 
mit einverftanden fei, daß ihr Ehemann die Schuld zahle, wurde von dem Be— 
klagten dem Angebote des Klägers nicht entgegengefegte. Es war aber zu einem 
folhen fein vernünftiger Grund vorhanden, nachdem Kläger als Ehemann der 
Schuldnerin (8. 1238 ibid.) und felbft nad den Grundſätzen der negotiorum 
gestio berufen geweſen if, zur Abwenbung der von dem Bellagten gegen bie 
Schuldnerin bereits eingeleiteten Realerecution als Zahler einzutreten. 

Entſch. v. 20. März 1872, Nr. 1346 (4528 ©.-U.). Der Borgang, 
wornad ein Dritter den Schuldbetrag des Beklagten fich bei Zuzählung eines 
Darlehens von demfelben Gläubiger in die Darlehensvaluta einrechnen ließ, ift 
feine Erpromiffion nad) 8. 1345 8. ©. Die Normen der 88. 1400—1410 ibid. 
find daher auf diefen Fal nicht anwendbar. Die Darlehensfhuld des Bellagten 
ift vielmehr volftändig getilgt, ob nun bie Zahlung in natura oder durch Ein- 
rechnung erfolgte. Ob ber Zahler hierbei mit oder ohne Auftrag de? Beklagten 
handelte, ift gleichgiltig, weil jedenfalls die Zahlung von bem Darlehensnehmer 
geleiftet wurde (8. 1412 ibid.), fei es im Sinne bes 8. 1423 ibid. ober als 
negotiorum gestor. 

Entſch. v. 18. November 1868, Nr. 8872 (3167 ©.-U.). Die Zu- 
läffigteit der BVertretungsleiftung besjenigen, von welhem nad ven 88. 1358 u. 
1423 8. ©. vie Abtretung feiner Anfprüche und Behelfe gefordert werben durfte, 
kann im Sinne des 8. 49 weſtgal. ©. DO. nicht beftritten werden; — ber Bei- 
tritt deöfelben als BVertretungsleifter des Klägers begründet feine unzuläffige 
Neuerung, wenn, damit nicht die Behauptung einer neuen Thatſache in ven Pro- 
ceß eingeführt wurde. 

Entfch. v. 14. Mai 1868, Nr. 3361 (3067 GM). Nur ber Hypo—⸗ 
thekarſchuldner ift, wenn er zahlt, die Löſchung zu begehren berechtigt, wogegen 
bie nachfolgenden Pfandgläubiger nah 8. 469 B. ©, die Ceffion einer noch 
nicht gelöſchten Sapforderung ſich gefallen laſſen mäffen, mag viefelbe in Folge 
ausbrüdlicher Bedingung oder in Folge der Beftimmung des $. 1423 ibid. ge- 
ſchehen fein. 

Entfd. v. 28. Juni 1865, Nr. 4979 (©. Ztg. 1865, Nr. 64). Aus 
den Worten des 8. 1423 B. G.: „felbft nad; geleifteter Zahlung“, kann nicht 
gefolgert werden, daß der Zahler aud nad einem bie Rechtsabtretung aus- 
fließenden Webereinfommen felbe wenn immer dennoch fordern könne. Sobald 
der Zahler mit dem Schuldner übereingelommen if, daß ihn Letzterer anders als 
in Folge Abtretung der Re. des Gläubigers befriebige und fi) mit der Löſchungs⸗ 
quittung des Gläubigers begnügt hat, ift bamit den ihm nach 88. 1422 n. 1423 
ibid. eingeräumten R.en entfagt (8. 863 ibid.), und es kann das bereit# auf 
gegebene R., die Abtretung zu forbern, in feinem alle aufleben. 

Entfd. v. 18. Jänner 1860, Nr. 226 (1061 ©.-U.). Hat der Er- 
fteher einer Realität den Licitation&bebingniffen gemäß eine Zahlung geleiftet 
und die Schuldpoſt löſchen laſſen, fo if, im alle der Licitationsact atnullirt 
wird, ber neue Erſteher den gelöſchten Betrag an den früheren Erſteher zu ber 
zahlen ſchuldig. 
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Entf. v. 27. Juni 1859, Nr. 7291 (822 G.U.). Hätte Mläger die 
feiner Gattin obliegenden Zahlungen aus feinem eigenen Vmgn. geleiftet, fo 
wäre er nad 88. 1042 u. 1358 B. ©. bereditigt, dafür Erfaß zu forbern. 
Es ift zur Geltendmahung der Erfaganfprüce Teineswegs unumgänglich noth- 
wendig, baß die befriebigten Gläubiger ihre Forderungen dem Zahler förmlich 
abtreten, denn bie 88. 1358 u. 1423 ibid. berechtigen bloß denjenigen, welcher 
für einen Unberen Zahlung geleiftet hat, auf die Abtretung ber Forberung gegen 
den befrienigten Gläubiger zu bringen, ohne jedoch eine folde Ceſſion zur Bes 
dingung bes Erfaganfprudes zu machen. 


an wen. 
Ge Tlan, gHnß ou 17. Mal’ 1829, 9m. 1470, 9, 0, &,7 Min. Bng, » 1a. En 1860, Dr 76 00, 0) 
8. 1484. Der Schulobetrag muß dem Gläubiger oder beffen zum Empfange geeigneten 
Machthaber, oder demjenigen geleiftet werben, den das Gericht als Eigenthümer ver Forderung 
anerkannt bat. Was Jemand an eine Perfon bezahlt Hat, die ihr Vermögen nicht felbft ver» 
walten darf, ift er infoweit wieder zu zahlen verbunden, als das Bezahlte nicht wirklich vor« 
handen, oder zum Nuten des Empfängers verwendet worden ift. 


Entf. v. 4. September 1879, Nr. 9459 (©. 9. 1879, Nr. 97). Das 
buch, daß ber Schulbner die erequirte Wedfelfumme per x fl. fammt Neben- 
gebühren zu Handen des Gerichtscommiſſärs erlegte, welcher fie fodann am 
nämlihen Tage bei Gericht beponirte, hat derſelbe als Schuloner feiner Ber- 
pflichtung dem Gläubiger gegenüber noch keineswegs Genüge gethan, indem nad) 
Inhalt der rechtskräftigen Zahlungsauflage und auch in Gemäßheit des 8. 1424 
B. ©. die Zahlung zu Handen des Gläubigers felbft zu leiften war. Die ge 
richtliche Hinterlegung der Schuld könnte jenen nur dann von feiner Verbindlich“ 
keit befreien, wenn im Sinne des $. 1425 ibid. erwiefen wäre, daß ber Erlag 
rechtmäßig gefchehen fei, was jedod der Schuldner durch feinen gerichtlichen Aus« 
ſpruch dargethan hat. Mit R. find daher dem Executionsführer die weiteren 
Binfen vom Tage des gerichtlichen Erlages jener Summe bis zum Tage, an 
welchem für ihn die Behebung des erlegten Geldes möglich war, zugeſprochen 
worden, weil nur dieſer legtere Tag als Zahlungstag angefehen werden Tann 
und da mit dem Gefuhe um Ausfolgung des Erlages nothwendige Koften ver« 
bunden find, die eben num der Erxecut veranlaßt hatte, fo erfcheint aud bie Zu- 
ſprechung derſelben gefeglih gerechtfertigt. 

Entſch. v. 14. October 1875, Nr. 8136 (5882 ©.-U.). [Wortlaut der be 
fätigten obergerihtlihen Motive:] Nach 8. 1424 8. ©. muß der Schuldbetrag in 
erfter Reihe dem Oläubiger geleiftet werden und der $. 1425 ibid. beflimmt im 
Allgemeinen, daß, wenn die Schuld aus wichtigen Gründen dem Gläubiger nicht 
bezahlt werben Tann, es dem Schuldner bevorfteht, Die abzutragende Sache bei 
Gericht zu hinterlegen. Der $. 455 ibid. behandelt fpeciell einen folhen wich⸗ 
tigen Orund, aus welchem die Zahlung an ven Oläubiger nicht erfolgen Tann, 
wenn nämlich die für die Forderung verpfändete Sache meiter verpfändet worden 
if. Auch in dieſer Gefegesftelle wird dem Schuldner das Regulativ gegeben, 
was er nämlich zu thun bat, um dießfalls feiner Verpflichtung gerecht zu werben. 
Er muß nämlich entweder zur Leiftung der Zahlung an den Öläubiger das Ein- 
verftändnig des Afterpfanbgläubigerd nachweifen, ober er muß die Schuld ges 
richtlich hinterlegen. Sobald eine Schuld überhaupt fällig ift, tritt an ven 
Schuldner die Verpflichtung der Zahlung heran; die beiden citirten Geſetzes- 
ftellen ertheilen nun dem Schuloner die Weifung, in welcher Art er in ben frag- 
lichen Falien feiner Verpflichtung gerecht werben muß, um ſich ſelbſt vor Schaden 
zu bewahren, und es involvirt dieß offenbar aber auch auf Seite des Gläubigers 
die Berechtigung, ohngeachtet der ber wirklichen Zahlung entgegenftehenden Hinder« 
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niſſe, wenn auch nicht die Zahlung im Sinne und gemäß $. 1424 ibid. direct 
an ihn ſelbſt, fo doch zu Handen eines Dritten Unbetheiligten, nämlich bes Ge⸗ 
richtes, durch Erlag der Schuld zu verlangen, Für die Richtigkeit diefer An⸗ 
ſchauung ſpricht nicht nur der Wortlaut der beiden Gefegeäftellen, ſondern auch 
bie Abſicht des Geſetzgebers, welche offenbar dahin ging, den Gläubiger in ber 
Geltendmachung feiner bereits fäligen Forderung nur infomeit und infolange zu 
beſchränken, als es die obwaltenden Intereſſen des Schuldners oder britter Per- 
fonen erheifhen. Durd den gerichtlichen Erlag der Schuld wird der Gläubiger 
in die Rage verfegt, bei dem Wegfalle des ber wirklichen Zahlung entgegen- 
geftandenen Hinderniffes feine bereits realiſirte Forderung fofort in Empfang zu 
nehmen. Die Anficht, baß der gerichtliche Erlag lediglich ein R. des Schuldners 
fei, ift ſonach eine verfehlte. 

Entſch. v. 3. September 1867, Nr. 7698 (2826 ©.-U.). Bon dem 
mit dem Verkaufe von Waaren betrauten Ladendiener kann nicht vermuthet wer- 
den, daß er aud zur Empfangnahme ver Zahlung befugt war. Der über bie 
efelgte, Zahlung an den Ladendiener angebotene Eid ift daher entſcheidend. 

Entf. v. 10. Yuli 1866, Nr. 3774 (2541 ®.-U.). Die während 
bes Amortifirungstermines erfolgte Eincaffirung ber Coupons und die Behebung 
einer nenen Conponferie hat nur die Folge, bag die Coupons, deren Amorti« 
firung eingeleitet, welde aber während des Edictaltermines bei ver Caſſe be- 
hoben worden find, nicht für amortifirt erflärt werden können, oder daß, wenn 
das Gericht in Unkenutnig ber mittlerweile erfolgten Auszahlung, vennod das 
Amortiſirungserkenutniß gefhöpft hat, dieſes hinfichtli der ſchou bezahlten Con« 
pons feine Wirkung mehr haben Tann, keineswegs aber wirb durch bie von einem 
dritten Inhaber bewirkte Auszahlung der Coupons das Amortifirungserfenntnig 
binfihtlid der Obligation felbft beirrt, fobald niemand viefelbe während be# 
Amortifirungstermines probucirt ober einen Anfprud bei Gericht erhoben hat, 
weil die auf Ueberbringer lautende Obligation und bie dazu gehörigen auf Ueber- 
bringer lautenden Coupons je für ſich felbftfländige Wertheffecten find, Bon ver 
mitgeflagten Donau-Dampfichiffahrtögefellfchaft aber die Auszahlung des Berlofungs- 
betrages per 525 fl. öfterr. Währung zu begehren, Tann ver Kläger nicht berechtigt 
erlannt werben, da bei dem Beftande des rechtskräftigen Amortifirungserkenntnifjes 
die mitgeflagte Gefellfchaft der mit dem Amortifirungserkenntnifle legitimirten Bes 
klagten ben auf die amortifirte Obligation entfallenden Verlofungsbetrag auszu- 
zahlen berechtigt und verpflichtet war, und über die bereits geleiftete Zahlung, auf 
bie bereitd für amortifirt, d. i. null und nichtig erklärte Obligation eine nod- 
malige ung zu leiften, mit R. verweigern konnte. 

&. dv. 1. Februar 1865, Nr. 586 (2108 G. U.). Nad ten Eei- 
Pe fteht den Berfonen, aus welder bie Verwaltung der „Brand- 
ſteuercaſſe“ zufammengefegt ift, das R. zu, Capitalien auszuleihen, anfzufüknben 
unb bereinzubringen. Hierin aber liegt nur ein diefen Berwaltern ertheiltes Man- 
dat, umd da nirgend eine entgegengefegte Beſtimmung getroffen wurde, fo find 
die Berwalter im Sinne der 88. 1009, 1010 u. 1029 B. ©. auch befugt, 
fih hierbei von Dritten vertreten zu laſſen. Es kann die Beftellung eines Ber 
treters feitens der Verwalter fohin nicht als eine nach 8. 1016 ibid. für die Braud⸗ 
ſteuercaſſe unverbindliche Ueberſchreitung ihrer Vollmacht angefehen werben. Die 
Zahlung an jenen Vertreter iſt fomit nah $. 1424 ibid. giltig. 

Entſch. v. 24. October 1855, Nr. 10537 (983 ©.-U.). Der Erfteher 
einer Realität Tann von dem Miether, welcher eine Miethzinsrate zur Zeit, da fie 
bereits fällig war, dem bisherigen Befiger entrichtet hat, dieſe nicht nochmals 
fordern, wenn er nicht beweift, daß dem Miether vor erfolgter Zahlung bet ere- 
eutive Berfauf befannt gemacht worden fei. $. 1102 B. ©. findet hier feine 
Anwendung, weil e3 ſich nur um eine Friftzahlung und nicht um bie Gläubiger, 
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fondern um den Erſteher handelt, der fi durch Beobachtung der Vorſicht des 
$. 1395 ibid. hätte fügen Können, fi daher bie allfälligen Folgen feiner Un- 
vorfichtigkeit ſelbſt zuzufchreiben hat. 

Entſch. v. 6. December 1851, Nr. 9891 u. 9892 (P. ©. 1164). Dem 
Vormunde eines Min. fann eine Zahlung anticipative nur auf die Gefahr 
hin geleiftet werben, daß ber Schuloner, wenn der Bormund zur Berfallszeit ber 
Forderung nicht mehr zur Verwaltung berechtigt wäre und das empfangene Geld 
nit für ben Mündel verwendet hätte, feine Schuld noch einmal bezahlen muß. 


Gerichtliche Sinterlegung der Schuld. 
Knut = a. a ne 5a ab. > + nun um, 
8. 1425. Rann eine Schuld ans dem Grunde, weil der Gläubiger unbelannt, abweſend, 
ober mit dem Ungebotenen unzufrieden ift, oder aus anderen wichtigen Gründen nicht be 
sahlet werben; fo ſteht dem Schuldner bevor, bie abzutragende Sache bei dem Gerichte zu 
hinterlegen; ober, wenn fie bazu nicht geeignet ift, die gerichtliche Einleitung zu deren Ber- 
wahrung anzufuhen. Jede diefer Handlungen, wenn fie rechtmäßig gefchehen und dem 
Gläubiger befannt gemacht worden ift, befreit den Schuldner von feiner Verbindlichkeit, und 
wälgt die Gefahr der geleifteten Sache auf ben Gläubiger. 
Biehe auch die Entsch.en bei 9. 1424 


Entſch. v. 16. Mai 1878, Nr. 11003 (©. Ztg. 1878, Nr. 58). Die Ge- 
klagten waren bis 15. Februar 1877, ale den Tag der Zuftellung der Zahlungsauflage, 
nicht in Säumniß, da die Zahlung früher von ihnen nicht gefordert worben ift und 
der Wechſelſchuldner nicht verpflichtet ift, ven Wedfelgläubiger auszuforfchen over 
die Zahlung dem ihm befannten Wechſelgläubiger entgegenzubringen. Noch am 
15. Februar nach Erhalt des Zahlungsauftrages trugen die Geklagten dem Mä- 
gerifhen Vertreter die Zahlung an und als biefer bie Annahme verweigerte, 
erlegten fie Tags darauf die Wecfelfumme. Hierzu waren fie beredtigt (8. 1425 
2. ©.), weil nad Art. 39 W. O. der Wechſelſchuldner nur gegen Aushän- 
bigung des quitlirten Wechſels zu zahlen verpflichtet iſt und dieß ihnen ver- 
weigert worben ifl. Die Geklagien find fomit dur Erlag von der Zahlungs- 
verpflihtung befreit. Kläger Tann feine Befrienigung durch Erwirkung der Erfolg. 
laflung des für ihn erlegten Betrages erlangen, ift aber nicht mehr berechtigt, 
bie Zahlung von den Geklagten zu fordern. Die Geflagten find demnach auch 
nicht verpflichtet, weitere Zinfen vom Erlagstage an zu zahlen, da fie nicht im 
Berzuge find. Defgleihen find fie auch nicht gehalten, die Koften der Klage zu 
erfegen, denn wenn der Gläubiger, anftatt die Zahlung außergerichtlich zu ver⸗ 
langen, es vorzieht, fogleid ven Klageweg zu betreten, fo find, wenn ber Geklagte 
zur Zahlung bereit war, die Koften zur Rechtsdurchſetzung nicht nothwendig, und 
der Kläger die Vergütung zu beanſpruchen zu Folge $. 24 ©. v. 16. Mai 1874, 
Nr. 69, R. ©. B. nicht beredtigt. 

Entf. v. 7. Februar 1878, Nr. 13762 (9.3. 1878, Nr. 23). Durch 
ben unter ven VBorausfegungen des 8. 1425 8. ©. erfolgten gerichtlichen Erlag 
der (auch reſtlichen) Schuldſumme wird der Schuldner von feiner Berbinplichkeit 
befreit und es genügt, daß der Erlag rechtmäßig gefhehen und dem Gläubiger 
belannt gemacht worden ift, ohne daß es hierzu eines befonderen Proceffes auf 
Rechtfertigung dieſes Erlages bedarf; der $. 1425 ibid. fordert keineswegs eine 
förmliche, durch ein gerichtliches Urtheil erfolgte Rechtfertigung eines gericht- 
lihen Erlages, um den Schuloner von feiner Verbindlichkeit zu befreien und 
dem gerichtlichen Erlage die Wirkung der Zahlung zu verleihen, fondern es 
ift hinreichend, wenn, gleihviel, ob ber Exleger oder der Gläubiger in einem 
Procefie, auf welchen ber deponirte Betrag Beziehung hat, als Kläger aufge 
treten ift, von dem Schuldner al Erleger dargeihan wird, daß er im Sinne des 
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8. 1425 ibid. zu dem gerichtlichen Erlage, um hiermit Zahlung zu leiften, be⸗ 
rechtigt geweſen ift. 

Entſch. v. 20. November 1877, Nr. 13714 (6664 G.-M.). Zur Er⸗ 
wirkung der Vormerkung des zur Ansübung des jus offerendi erfolgten Erlages, 
genügt nad 88. 9 u. 39 ©. ©. die Beibringung der Amtsurkunde über ben 
erfolgten gerichtlichen Erlag und wird bie Nechtfertigung desfelben nicht geforbert. 

Entſch. v. 14. November 1877, Nr. 4421 (©. Ztg. 1878, Nr. 91; 6651 
©.U.). Dem gerichtlichen Erlage kommt in Ermanglung einer rechtmäßigen Urfache für 
bie Hinterlegung die redtlihe Wirkung der Zahlung nit zu 8. 1425 B. ©.); 
als eine folde Urſache Tann weder ber Umftand gelten, daß ein Dritter einige 
der mitgefauften Einrihtungsfläde vor 10 Jahren pfandweiſe befchreiben lieh, 
nod die Behauptung biefes Dritten, daß einige der Einrihtungsftäde fein Egth. 
find, weil eine folde Behauptung keineswegs bie Erfagpflicht des Ber- 
Käufers begründet, vielmehr felbft die gerichtliche Geltennmadhung der Anfprüche 
von Seite dritter Berfonen gegen die Käufer nur die Verpflichtung der Verkäufer 
zur Vertretungsleiſtung ($. 931 ibid.) zur Folge hat, und bie Verpflichtung ber 
Berläufer zur Erfagleiftung erft dann eintritt, wenn ein Schaden wirklich zu⸗ 
gefügt wurde, 

Entſch. v. 31. Auguſt 1876, Nr. 9813 (6230 ©.-U.). Das Geridt 
bat jeben zur gerichtlichen Hinterlegung geeigneten Gegenftand, wenn darum ans 
gefuht wird, anzunehmen und das Depofitenamt zur Empfangnahme desſelben 
anzuweifen ($. 9 Dep.-Iuft. v. 28. Yuli 1856, Nr. 137 R. ©. 2.) und ver 
Wechſel ift nad 8. 5 ibid. zur Hinterlegung bei den gerichtlichen Depofttenämtern 
allerbings geeignet. Ob aber der Erlag gegründet fei und welche Folgen dere 
felbe nah fi ziehen könne, ift bei der Uebernahme des Depofits nicht zu 
beurtheilen. 

Entf. v. 21. Juni 1876, Nr. 5786 (6191 ©.-U.). Der Schulbner 
ift im alle des 8. 1425 nach eingeiretener Fälligfeit zum Erlage auch ber 
pflichtet: Der Einwurf des geffagten Banfhaufes, welches nad Berlofung einer 
Dbligation noch Coupons davon ausbezahlte, wofür dann die gleichen Beträge 
an Capital in Abrechnung gebracht wurden, gegen die Klage auf Erfag bes 
Schadens, es fei nicht abzufehen, in weldem Caufalnerus bie unterlaffene 
Deponirung bed auf bie fraglihen Obligationen entfallenen Capitalabetrages 
zu einem von dem Kläger erlittenen Schaden ftehen foll, findet feine Wider- 
legung in ber Betrachtung, daß einerfeits der Kläger deßhalb beſchädigt erſcheint, 
weil er eine als Verzinſung empfangene Zahlung fih nunmehr von dem Ear 
pitale abrechnen laſſen fol, mährend andererfeild der Gellagte, der während 
ber ganzen Zwifchenzeit das Capital des Klägers zu feiner Benügung hatte, 
durch den daraus gezogenen Nutzen fih mit dem Schaden des Klägers be 
veihern würde, und daß ber Geflagte, wenn er feiner Verpflichtung zum ge 
rihtlihen Erlage nachgekommen wäre, die dadurch im Sinne des $. 1425 ©. ©. 
geleiftete Zahlung der fraglichen Obligationen ohne Zweifel in feinen Büchern 
hätte eintragen müſſen, wodurch die Möglichkeit einer weiteren Zinfenzahlung 
für diefe Obligationen von ſelbſt entfallen und ver Kläger eben durch die Zu« 
rüdweifung der weiters noch zur Zahlung präfentirten Coupons in Kenntniß von 
der bereits eingetretenen Fälligkeit des Capitals gekommen wäre, 

Entf. v. 26. Mai 1876, Nr. 856 (©. Ztg. 1877, Nr. 91). Die 
Big. des Erfaganfpruches desjenigen, ber die Schuld eines Dritten zu bezahlen 
genöthigt war, beginnt mit dem Tage der Zahlung, nicht aber mit dem der Fällig- 
feit der bezahlten Forderung (88. 1042, 1425,.1479 B. ©.). 

Entjd. v. 28. December 1875, Nr. 10543 (©. Ztg. 1876, Nr. 75; 
5957 ©.-U.). Die Klage des Singularfucceffors auf Erlag des Betrages ver 
ihm übertragenen, dem Schuldner aber für die gute Verwaltung der Hypothel 
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als Caution verpfändeten Saßforberung wurde Mangel des Nachweiſes, daß 
das Cautionsband gelöft und hierdurch bie Forderung fällig geworben fei, nad 
88. 455, 904, 1425 ®. ©.; 39, 51 ©. ©. abgewieſen. 

Enid. v. 7. September 1875, Nr. 9633 (5846 ©.-U.). Die Trage, 
ob ein nad 8. 1425 B. ©. gefhehener Erlag rechtmäßig erfolgt fei, kann nur 
im ordentlichen Rechtswege entichieven werden (8. 2, Abſ. 7 Abh. Pat.). 

Entfd. v. 97. April 1875, Nr. 4612 (©. Big. 1877, Nr. 1). Nach 
ver Maren Vorſchrift des $. 1425 B. ©. bleibt, wenn bie Boransfegungen des⸗ 
felben eintreten, und insbefonders, wenn der Gläubiger die Sache nicht annehmen 
wil, es bem Schuldner unbenommen, aud bevor er zur Leiſtung verurtheilt 
wird, biefelbe im gerichtliche Verwahrung zu übergeben, oder aber ihre Ber- 
wahrung einzuleiten. Diefe Hinterlegung oder Verwahrung ift nicht auf eine 
Geldzahlung beſchränkt, fondern die Vorfchrift auf die Uebergabe einer Sache, 
welche eine Deponirung oder Verwahrung zuläßt, überhaupt anwendbar und bie 
mangelnde Angabe der Qualität und Quantität des gefhlagenen Holzes fleht der 
Bewilligung des Geſuches nicht entgegen, weil die bezügliche Feſtſtellung bei ber 
Uebergabe an ben Berwahrer ftatthaben wird, und nur jenes Holz, welches dem⸗ 
felben wirklich übergeben wird, als im Sinne des $. 1425 ibid. in Verwahrung 
genommen angefehen werben kann. 

Entfd. v. 4. Auguſt 1874, Nr. 7993 (5434 G.-U.). Die Ausfolgung 
eined von einem Orpoißetarfgufsner zum Zwede ber Depurirung gemäß $. 1425 
2. ©. deponirten Betrages an einen Superpfanbgläubiger kann nach 8. 1369 
ibid. nur gegen bem erfolgen, baß der Hypothekarſchuldner zugleich in ben 
Stand geſetzt werbe, die Löſchung der Hypotheken bewirken zu können. 

Entſch. v. 1. Juli 1874, Nr. 6282 (5406 ©.-U.). Die durd dad Ge- 
richt von Amtawegen verfügte Deponirung einer als Steuercaution dem Aerar 
übergebenen von einem Steuerbeamten veruntrenten Grundentlaſtungsobligation 
Mann dem Cautionderleger gegenüber als Zahlung nicht angefehen werben, weil 
biefe Deponirung nicht nad $. 1425 B. ©. erfolgte. 

Entf. vo. 20. Jänner 1874, Nr. 435 (6229 ©.-U.). Das dem 
Schuldner im $. 1425 B. ©. für gewifle Fälle eingeräumte R. des gericht» 
lichen Erlages feiner Schul ift in der Regel bei demjenigen Gerichte auszu ⸗ 
führen, welchem ber Erleger jeweils unterfteht. Da vorliegend bie Unzuftänbigteit 
bes 9. ©. in Wien, wo bie Norbbahngefellihaft nad ihrer Anführung die 
Bablung zu leiften, und wo fie ihre Hauptnieberlaffung hat, nicht offenbar (At. 

. ©.); die Frage ber Rechtmaͤßigkeit des Erlages aber nicht ſchon bei 
e Annahme besfelben vom Gerichte von Amtswegen zu entſcheiden iſt und ins⸗ 
befondere durch bie Vorſchrift des Art. 325 ibid. nad) dem zweiten See dieſes 
Artikels die Competenz nit beirrt wirb, wurde dem H. ©. Wien bie An- 
nahme des Erlages und die Berftändigung der Parteien aufgetragen. 

Entf. v. 13. September 1873, Nr. 9102 (5081 ©.-U.). Da bie 
Gänſe des Bellagten von den Klägern gepfänbet worben find und ba bie Letz⸗ 
teren ſchon in ihrer erften Eingabe bei Gericht dem Kläger die Rüdftellung ber 
Gänſe, weil fie das Pfandrecht auf diefelben nicht weiter ausüben wollen, ange» 
boten haben, berfelbe aber die Rücknahme verweigert hat, fo erfheint allerdings 
einer ver Fälle des 8. 1425 B. ©. vorhanden, in melden die gerichtliche Ein- 
leitung zur Verwahrung ber in Streite befangenen Sache verlangt werben kann. 
Denn fobald der Egthr. des Grundes und Bodens von feinem Pfandrechte auf 
bie gepfänbeten Biehftüde abläßt, wird er ſchuldig, die nad Auflaſſung bes 
Pfandrechtes noch in feiner Innehabung befindlichen Viehftüde dem Egthr. zurüd- 
zuftellen und wenn biefer die Rücknahme verweigert, die Verwahrung berfelden 
im Sinne des $. 1425 ibid. anzufuchen. 

Entſch. v. 14. Auguſt 1873, Nr. 7107 (5054 ©.-U.). Die Auszahlung 
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ber angebotenen Zahlung berechtigt ben Beklagten wohl zur gerichtlichen Depo- 
nirung, befreit ihn aber nicht von der Schuld. Der erſt nach ber Zahlunge- 
auflage geſchehene Erlag kann zu einer rechtlichen Einwendung gegen biejelbe 
nicht dienen. 

Entf. v. 29. Mai 1873, Nr. 2692 (4987 G.-U.). Die Einwendung 
der erloſchenen Zahlungsverbindlihkeit wirb nicht auf eine wirklich im "Sinne 
ber 88. 1412, 1426 B. ©. erfolgte Zahlung der Schuld, fonbern lediglich auf 
die Thatſache geftügt, daß der Vertreter bes Aerars der eingeflagten Forderung 
wegen behaupteter Verweigerung ber Annahme ber angebotenen Zahlung ad 
depositum des Gerichtes erlegt hat. Allein das Factum bes vom Schulbner 
veranlaßten wirklihen Erlages der Schuld hat für ſich allein noch nicht bie 
Wirkung der Zahlung ($. 1412 ibid.) und Iäft die Verbindlichkeit infolange 
niht auf, ald nicht gemäß $. 1425 ber Erlag vom Schuldner gerechtfertigt 
worben iſt. Die Erörterung und Entid. über Die Rechtmäßigkeit bes nicht vor 
der vorliegenden Klage, fondern erft im Verlaufe biefes Proceſſes, und nicht 
im Ganzen, fondern nad und nad in Theilbeträgen bemirkten Erlages kann 
nicht im gegenwärtigen Streite, wobei es fi lediglich um bie Feftftellung ber 
Liquidität der Forberung an ſich handelt, zur Veurtheilung kommen, fondern 
muß in einer befonderen Ausführung zum Austrag gebracht werden, Bon biefem 
Standpunkte aus Tann der auf ben gedachten Depofitenerlägen fi fußenden 
Einwendung der nach ber Klage angeblic, erfülten Zahlungsverbinblickeit feine 
Wirkung auf das in Streit gezogene R. zugeftanden und biegfalls vom Richter 
ein Ausſpruch nicht gefällt werben. 

Entfd. v. 19. März 1873, Nr. 2390 (4910 ©.-U.). Wenn ein 
Schuldner nad Zulaß bed $. 1425 B. ©, dem geſchuldeten Betrag erlegt, 
fungirt das den Erlag annehmende Gericht keineswegs als Gejhäfteführer des 
Glaͤubigers und vermittelt nicht die Uebernahme für Letzteren, fonbern handelt 
lediglich im Intereſſe des Schuldners, welcher des in’ jenem Paragraphen bes 
zeichneten Vortheiles fh verfihern will. So lange nicht ber Gläubiger den hintere 
legten Gegenftand ald Zahlung annehmen zu wollen erflärt oder ber Schuldner 
das Erkenntniß erwirkt, daß der Erlag rechtmäßig geſchehen fei, und fohin ale 
Zahlung zu gelten babe, bleibt das Depofitum Egth. des Schulbners. Da in 
ber vorliegenden Erecutionsfache keiner biefer Fälle eingetreten ift und es nicht 
angeht, ohne contradictorifches Bf. im Verorbnungswege barüber zu entſcheiden 
ob der Erlag ein redtmäßiger war und ob hierdurch das Erecutionsreht des 
Glaubigers erlofhen ift, fo kann dem Kläger das R. nicht abgefprodhen werben, 
auf die von dem beflagten Pupillen erlegte Barſchaft wie auf ein anderweitige® 
Bmgn. desſelben die Execution fortzuführen und ben Erſatz der bezüglichen 
Koften zu begehren. Hieran ändert aud ver Umſtand nichts, daß der Erlag ber 
Summe „zu Handen“ bes Klägers geſchah, weil bei richtiger Auffaffung bes 
8. 1425 ibid. dieſe Worte fo viel nur befagen, daß Kläger es ift, welchem 
die Erecuten die beponirte Summe offeriren. 

Entfd. v. 11. März 1878, Nr. 2218 (4901 ©.-U.). Die einfeitige 
Zurüdnahme einer während des Procefies freimillig bei Gericht hinterlegten Geld⸗ 
ſumme ift vor Austragung bes Etreites unzuläffig [Schlußfolgerung). 

Entfd. v. 10. December 1872, Nr. 12347 (4805 ©.-U.). Es unter 
liegt Teinem Zweifel, daß dem Schuloner wegen der feinerfeits unterbliebenen 
Zinfenzahlung ein Verzug zur Laft fällt, da bie Zinfen jedes Yahr abzuftatten 
waren ($. 997 8. ©.), mithin Schuldner, um in Mora zu verfallen, nicht erſt zur 
Zahlung verfelben gemahnt werden mußte. Er kann feine Saumfeligkeit nicht 
damit entfchuldigen, daß ihm ber Tod der zum Fruchtgenuß des Capitals berechtigten 
Eitern der Klägerin nicht beſonders befannt gegeben wurde, weil bie auf feiner 
Liegenſchaft pfandrechtlich haftende Verpflichtung zur Bahlung der Zinfen eine 
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unbebingte ift. Konnte er die Zahlung weder ven Eltern der Klägerin, ba fie 
geftorben waren, nod der Klägerin leiften, weil der Fruchtgenuß der Erſteren 
noch intabulirt ift, fo mußte er, um gegen den Vorwurf der Saumfal gefhügt . 
zu fein, die verfallenen Zinfen zur rechten Zeit nah $. 1425 ibid. bei dem 
Gerichte deponiven. Da er diefe Vorſicht unterließ, fo treffen ihm bie ſtipulirten 
Folgen feiner Saumfal: er muß nun aud das Capital zurädzahlen oder die 
Hereinbringung vesfelben aus ber Hypothek geftatten. tatt der Zahlung des 
Capitals und der Zinfen war ihm aber die gerichtliche Deponirung nad) $. 1425 
cit. aufzuerlegen, weil einerſeits die noch minderjährige Klägerin zur Empfang- 
nahme nicht berechtigt und andererſeits das Fruchtgenußrecht ihrer Eltern in dem 
Grundbuche noch nicht gelöſcht ift. 

Entſch. v. 7. November 1872, Nr. 10843 (4767 ©.-U.). Nach 8. 1426 
B. ©. ift der Zahler berechtigt, von dem DBefriedigten eine Quittung zu ver- 
langen, und wenn es eine Hypothek betrifft, muß der befrievigte Gläubiger den 
Berpfänder in ben Stand verfegen, die Löfhung aus den Hypothelbüchern 
(8. 1369 ibid.) bewirken zu können. Die auf Zahlung klagende außerbücherliche 
Uebernehmerin der Forderung ift verpflichtet, die Beklagten, deren Realität trotz 
ber Zahlung noch immer verhaftet bliebe, in die Lage zu bringen, die Löſchung 
des Pfandrechtes zu erwirken, daher mußte den Bellagten vorliegend bie gericht- 
liche Depofition aufgetragen werben (88. 455 u. 1452 ibid.). 

Entſch. v. 6. Auguft 1872, Nr. 8241 (4679 ©.-U.). Mangels grfolgter 
Einfegung oder Belanntgabe eines Bevollmächtigten des abweienden Vermiethers, 
war trog caflatorifher Clauſel der Miether weder verpflichtet, noch berechtigt, 
den am 1. Mai fälligen Zins ſchon an diefem Tage bei Gericht zu beponiren, 
denn ein gerichtlicher Erlag fann nad der geltenden Gerichtsinftruction nur in 
ben Bormittagsftunden geſchehen, währenn der Kläger den ganzen Tag gemwärtig 
fein mußte, daß der Zins bei ihm eingeforbert wurbe, mithin durd den vor» 
eiligen Erlag fi der Gelbmittel zur Erfüllung feiner Vertragspflicht entblößt 
hätte; er mußte aber ben Verlauf des ganzen Tages abwarten, aud um bie ge- 
feglihen Voransfegungen eines rechtmäßigen Erlages nah $. 1425 B. ©. com- 
ftatiren zu können. 

Entfd. v. 20. Juni 1872, Nr. 3612 (4638 ©.-U.). Der Zahler ift 
zwar nad) $. 1426 B. ©. berechtigt, von dem Befriedigten eine Onittung zu 
verlangen und wurde dieſes R. im vorliegeven Falle aud) ausbrädlic anerkannt. 
Wenn jebod die vom ©. dem Gläubiger auferlegte und hier insbeſondere über 
nommene Verpflihtung zur Ausſtellung der Quittung nicht erfüllt wird, ſteht 
dem Schuldner nad $. 1425 ibid. bevor, den Schulobetrag .bei Gericht gu 
erlegen. Nur in viefem Falle wird der Schuloner von feiner Verbindlichkeit be 
freit und fann die Execution gegen ihn nicht mehr geführt werben. 

Entf. x. 28, December 1871, Nr. 15181 (4377 ©.-U.). Die Fragen, 
ob die gerichtliche Hinterlegung, als eine rechtmäßige, den Schuloner von feiner 
Berbinvligfeit gegen den Öläubiger befreiende zu betrachten und ob ber Letztere 
einen größeren Betrag zu fordern berechtigt fei, find im orbentlihen Redtewege 
auszutragen. Der Schuldner ift nicht beredhtigt, die Ausfolgung des Depofitums 
an ven Verzicht des Gläubigers auf alle weiteren Anfprühe als Bedingung 
zu Inüpfen. 

Entf. v. 7. November 1871, Nr. 12319 (5203 ©.-U.). Wenn — 
wiewohl zur Abwendung einer Execution — der Erlag einer Geldſumme mit 
der Bitte erfolgt, im Depofitenbuche die Streitigfeit des erlegten Betrages anzu« 
merken, muß diefe Anmerkung bewilligt und eine Tagſatzung zur Erörterung 
der rechtlichen Wirkungen des Erlages angeordnet werben. 

Eutſch. v. 7. November 1871, Nr. 9076 (4299 ©.-U.). Auch der bücherlich 
noch nicht ausgezeichnete Ceſſionar ift zur Anftellung ver Hypothekarklage legi⸗ 

Richt, bürgl, Geiegb. erl. 714 
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timirt und ber Hypothekarſchuldner muß. ihm zur Zahlung veruriheilt werben, 
unbef&habet des ihm obliegenden Erlages, falls der Kläger eine löihungsfähige 
Quittung nit fo ausftellen konnte oder wollte. 

Entf. v. 15. Juni 1871, Nr. 3473 (4204 ©.-U.). Der Hagende Arzt 
mußte zur Zeit der Ausftellung der allegirten Note, daß feinerfeits jede ürzt« 
lie Dienftleiftung bei der Erblafferin ſchon aufgehört habe, und bezeichnete 
fiherlih mit Rüdfiht hierauf feine Note als Schlußrechnung, worin er nur mehr 
fein reſtliches Honorar für bie legten zwei Jahre mit 650 fl. zu fordern hatte, 
fowie er auch mit dem Schlußfage „für Alles als gänzlichen Abſchluß“ anf das 
Beftimmtefte zu verftehen gab, außer der in Rechnung gebrachten überhaupi gar 
feine andere Forderung mehr an bie Erblaflerin des Beklagten zu haben 
(88. 863, 915 B. ©.). Diefe vom Kläger felbft als Marimum feiner ärztlichen 
Defervitenferderung bezeichnete Summe von 650 fl. öfterr. Währ. hat Gellagter 
bem Kläger als Zahlung angeboten und auf befien Weigerung gerichtlich depo— 
niet; e8 fteht daher im Sinne des $. 1425 ibid. unabweislid feſt, daß Kläger 
für feine ärztlihen Leiftungen im reftlichen Betrage von 650 fl. von den Erben 
rehtögiltige Zahlung erlangt hat [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 28. Februar 1871, Nr. 2389 (4072 G.-U.). Durch die 
gerichtliche Annahme des Erlages nah 8. 1425 B. ©. iſt noch nicht ent» 
fhieden, daß derſelbe rechtmäßig gefchehen ſei, fondern bleibt den Parteien über- 
laſſen, darüber auf befonderem Wege zu unterhandeln. 

Entf. v. 15. Februar 1871, Nr. 1579 (4054 ©.-U.). Ein Depo- 
nirungsanfuchen einer Partei ift vom Gerichte nur dahin zu erledigen, ba der 
Gegner von dem Erlage verfländigt, in bie Entf. über bie Rechtswirkungen 
des Erlages und über anderweitige von dem Erleger geflellte Begehren aber hat 
ſich das Gericht bei Erledigung des Erlagsanbringens nicht einzulaffen. 

Entfd. v. 21. Juni 1870, Nr. 7208 (Sch. I). Die 88. 234, 455, 
890 u. 1425 B. ©. faflen nur das Verhältniß zwifhen Gläubiger wird 
Schuldner und eine Schuldforderung in's Ange. - 

Entf. v. 4. Jänner 1870, Nr. 15 (8644 ©.-U.). Durch die gericht- 
lihe Deponirung des ſchuldigen Betrages zur Sicherftellung des Gläubiger® wird 
dad Executionsrecht des Letzteren nicht beſchränkt. 

Entſch. v. 7. December 1869, Nr. 13953 (3595 &.-U.). Der Erlag 
bes ftreitigen Betrages hemmt für ſich allein die Execution nicht. 

Entſch. v. 24. November 1869, Nr. 13366 (5202 ©.-U.). In der 

gerihtligen Annahme eines auf Grund des 8. 1425 B. ©. erlegten Prämien- 
betrages kann umfoweniger eine Gefegesverlegung oder offenbare Ungerechtigkeit 
erkamt werben, als durch bie Annahme ber Entſch. über die Frage, ob ber 
bezügliche Lebensverſicherungsvertrag formirt werben könne, nicht vorgegriffen 
wurde und die Frage, ob der Erlag eine überflüffige Borfiht war, bei Erledi- 
gung des bezüglihen Geſuches nicht in Erwägung zu ziehen war. 
- Entſch. v. 10. Rovember 1869, Nr. 10010 (Sch. II). Bei hanbels- 
rechtlichen Inhaberpapieren ift ein Inboffament zur Uebertragung ber Forderung 
nicht nöthig und der Verluft des Inhaberpapieres fteht, wenn Gellagter nicht 
beweiſet, daß es ſchon vor Ueberreihung der Klage verloren war, der Klage 
auf Zahlung nicht entgegen, dem Schuloner bleibt es aber unbenommen, folenge 
ihm das definitive Amortifationserfenntniß nicht vorgewieſen werden kann, durch 
gerichtliche Deponirung feiner Verpflichtung zu genügen. 

Entſch. v. 16. Juni 1869, Nr. 6712 (3445 ©.-U.). Das Hofe. vom 
5. — 1791, Nr. 134 3. ©. S., iſt auch auf gerichtliche Depofiten an« 
wendbar. 

Entfd. v. 19. Jänner 1869, Nr. 97 (3250 ©.-U.). Der Verwahrer 
ift in ber Regel berechtigt, fi) ber weiteren Obforge zu entledigen und in bem 
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Falle von der Zurädflellung an die Hinterleger felbft entgegenftehenben Hinder- 
niflen bie gerichtliche Verwahrung des hierzu geeigneten Gegenflandes zu veran- 
laflen. Nachdem zwiſchen bem Hinterleger beim Landesgerichte Wien ein Streit 
anhängig geworben war, in weldem ber in ber fraglichen Urkunde enthaltene 
Vergleich zur Sprache fam und das Original berfelben im Intereſſe diefer Bar- 
teien bortfelbft zur Einficht erforberlih fein konnte, lag für das befagte Landes- 
gericht fein Grund vor, fi zur Ertheilung bes im 8.5 Min. Vog. v. 16. No- 
vember 1850, Nr. 441 R. ©. B., vorgejehenen Bermwahrungsauftrages für ins 
competent zu halten, oder die Hinterlegung beim Wiener Gerichtsdepoſitenamt 
als offenbar unzuläfftg zu erflären. Ob der Verwahrer durch fein Vorgehen 
feinen Pflichten gegen die Hinterleger volllommen gerecht worben fei ober nicht, 
würde zwiſchen ihnen beſonders auszutragen fein. 

Entf. v. 16. Juni 1868, Ar. 6027 (3080 ©.-U.). Das bei der um 
ben Bollzug der Execution erſuchten Realinftanz unter Deponirung des ganzen 
Schuldbetrages angebrachte Geſuch um Erecutionzfiftirung bis zum Ausgange des 
über die ftrafgerichtlihe Unzeige wegen Betruges einzuleitenden Vfs. ift abzuweifen, 
weil, fowie die Bewilligung aud die Einftellung ver Erecution dem Erkenntniß- 
gerichte zufteht; weil, hiervon abgefehen, der Gefuchfteller in feinem Siftirunge- 
gefuche nicht bargethan hat, daß die gegen den Erecutionsführer vorgebrachte Be⸗ 
ſchuldigung für eine zur Einleitung der ſtrafgerichtlichen Unterfuhung hinreichende 
Anzeigung zu halten ift (Hofb. v. 6. März 1821, Nr. 1743 9. ©. ©.), und 
weil der Schulopbetrag von ihm nicht zum Bwede der Ausfolgung an den Erxe: 
entionsführer, fordern gerade in ber Abſicht deponirt worden ift, um ihn bem 
Erecutionsführer nicht zukommen zu laflen, ſomit ber Erlag als ein dem Urtheil 
nachgefolgtes und die Erlöfhung des gegnerifchen Erecutionsredtes im Sinne 
bes Hofd. v. 22. Juni 1836, Nr. 145 9. ©. ©., herbeiführendes Factum 
nicht angefehen werben lann. 

Entſch. v. 20. März 1867, Nr. 1218 (®. H. 1867, Nr. 91). Bei 
gerichtlich depofitirten Gelobeträgen if in Vorrechtöftreitigfeiten immer nur jener 
Tag entſcheidend und als Tag der Uebergabe zu betrachten, an welchem die Zus 
lellung der gerichtlihen Verordnung an bie betreffende Caſſe erfolgt ift. 

Entfd. v. 31. Mai 1865, Nr. 4467 (©. Big. 1866, Pr. 6). Der 
nach aufgelöfter Geſellſchaft von einem Socius auf Zahlung belangte Geſell⸗ 
ſchaftsſchuldner ift verhalten, die ganze eingellagte Forberung ber Geſellſchaft für 
Rechnung aller ehemaligen Mitglieder verfelben gerichtlich zu erlegen. 

Entſch. v. 20. April 1865, Nr. 2881 (2159 ©.-U.). Der Gläubiger 
Sat felbft in feinem Recurs gegen ben (erſtgerichtlichen) Beſcheid angeführt, 
daß er vom Erecuten brieflih um Velanntgebung feiner ganzen Forderung an 
Capital und Nebengebühren mit dem Veifage, daß ein Dritter biefelben bezahlen 
wolle, erfucht worben fei, allein dieſes Ungebot nicht angenommen zu haben. Der 
gerichtlihe Erlag des Geldes ift fomit auf Grund des 8. 1425 B. ©. ge 
ſchehen und muß die Rechtswirkung haben, daß die Fortfegung der Execution 
einftweilen fuspendirt bleibt, zumal der Execut, was ſchon aus dem Zwede ber 
Execution folgt — von der Execution volllommen befreit wird, fobald er dem 
Ereeutionsführer oder bem die Erecution vollziehenden Richter den Betrag der 
Schuld behändigt. Die gleiche Wirkung muß aber auf das von einem Dritten 
mit Einwilligung des Schuloners gemachte Angebot der Zahlung haben, da ber 
.8. 1422 ibid. klar verorbnet, daß ber Gläubiger die Zahlung aud von einem 
Dritten annehmen muß. Die Forderung des Klägers, daß ihm das Gelb in 
feine Wohnung gebracht werde — womit er feine Ablehnung des Zahlungsan- 
bietens motivirt hatte — war unbegründet, ba $. 1420 ibid. dieß nicht vor- 
ſchreibt und zubem es fi um eine Wechſelſchuld handelt, rüdfichtlich welder nur 
der Wechſel den gefeglichen Zahlungsort angibt. Wegen der mit Ausfolgung 
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des Depofitumd verbundenen Koften, fowie überhaupt wegen des Gefammibetrages 
der Forderung kann bei der anberaumten Tagfahrt verhandelt werden. Wenn 
fi hierbei ein Abgang zeigt, fo wäre damit ein Grund zur Bewilligung der 
Wiederaufnahme des Executionsverfahrens gegeben; allein die bloße Siftirung 
besfelben ift durch die jegt vorliegenden Thatſachen gerechtfertigt. 

Entfd. v. 18. October 1864, Nr. 7664 (1993 ©.-U.). Aud dem 
Gläubiger, deſſen Forderung mit Superhaftungen belaftet ift, fleht das R. zu, 
die gerichtliche Hinterlegung feiner richtigen Forderung zu verlangen, und e8 ver» 
tritt in einem foldhen Falle der gerichtliche Depoſitenſchein die Stelle ver Löfhungs- 
fähigen Ouittung, welche der Gläubiger nicht auszuftellen vermag. 

Entſch. v. 9. September 1864, Nr. 6362 (2708 ©.-U.). Der auf 
Zahlung geflagte Schulpübernehmer if, da ber überweijende Schuloner gegen den 
Glaͤubiger mit einer Klage auftritt, in welder er den Beſtand der Forberung 
beftreitet, zur gerichtlihen Hinterlegung des Schulpbetrages berechtigt, weil der 
Anfprud des Klägers ſonach nicht als liquid angefehen werden kann, und nad 
dem vom Kläger felbft vorgelegten Schulvübernahmevertrag der dem Proceß bei« 
getretene überweifende Schuloner berechtigt ift, bei der Zahlung der Schuld an 
ihn zur Empfangnahme des Originalſchuldſcheines zu interveniren, Kläger aber 
den vorgebrachten Einwand des Bellagten durch die Vorlage des Originalſchuld⸗ 
ſcheines wirtfam hätte begegnen können, und fomit die verfügte einftweilige De- 
pofition auch in Hinblid auf die 88. 1428 u. 1425 B. ©. gerechtfertigt if. 

Entfd. v. 13. Jänner 1864, Nr. 131 (1853 ©.-1.). Dem auf Ueber- 
nahme und Erfüllung des Kaufvertrages Magenden Verkäufer Tann nad $. 1425 
B. ©. die Sequeftration des Kaufobjectes bewilligt werden, wenn aud Lie 
88. 292 u. 293 ©. D. auf diefen Fall keine Anwendung haben. 

Entſch. v. 25. November 1863, Nr. 8215 (Jur. Ztg. 1870). Ueber 
die aus dem erworbenen Pfandrechte zuftehenden Rechtsanſprüche darf nicht von 
Amtswegen, fondern muß im ordentlichen Rechtewege erfannt werben. 

Entid. v. 21. Juli 1863, Nr. 5282 (1762 ©.-U.). 8. 14258. G. 
ſchreibt nicht vor, daß die Perfon des Gläubigers und jene des Schuldners 
zweifellos fein mäflen, da fonft fein Belangter, um der Execution zur Sicher⸗ 
ftellung zu entgehen, zum gerichtlichen Crlage befugt wäre, indem er eben 
dabei behauptet, niht Schuloner zu fein; aud muß Denem, der zur Uebergabe 
einer Sache verpflichtet zu fein angibt, freiftehen, die Folgen der vermweigerten 
Uebernahme dadurch herbeigeführten Verzögerung und ſonſtigen Nachtheile durch 
den Erlag der Sache oder bie Einleitung ihrer Sequeſtration von fi abzuwälgen. 

Entſch. v. 15. Yuli 1863, Nr. 5004 (1760 ©.-U.). 8. 1425 8. ©. 
fegt den zweifellofen Beftand einer Schuld voraus, es Tann daher vor Aus- 
tragung des Streites über die entſprechende fpecielle, beftinnmte Verpflichtung des 
Sellagten dem Begehren auf Deponirung nicht flattgegeben werben. 

En.jd. v. 8. Yuli 1863, Nr. 4822 (1755 ©.-U.). Die Sequefterauf- 
ftellung für künftige Leiftungen ift nad $. 1425 B. ©. an und für fi unzu⸗ 
läffig, weil erft bei der Fälligwerbung beurtheilt werben kaun, ob die Bedingungen 
diefes Paragraphen vorliegen. 

Entjd. v. 2. Juni 1863, Nr. 3816 (1738 ©.-U.). Das Gericht iſt 
nicht berechtigt, in Parteifahen ven Erlag einer Geldſumme von Amtöwegen 
zurüdzumeifen, und ebenſowenig darf es fich Über das Erlagsgeſuch ohne An- 
börung des Gegners in die Enverledigung Über die Rechtmäßigkeit des Erlages 
einlaffen. 

Entid. v. 3. Mai 1863, Nr. 1474 (1667 G.⸗U.). Ueber das Gefud 
um gerichtliche Verwahrung eines Gegenſtandes, welhen der Gegner urtheiläge- 
mäß zu übernehmen hätte, auf deſſen Gefahr und Koften, ift zunächſt eine Tag- 
fagung auf lürzefte Zeit zur Bernehmung des Gegners anzuorbnen, behufs Feh- 
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flellung ver Movalitäten der Uebernahme und der Perfon des Verwahrers, in 
Anbetracht als bie Frage, ob ber Erlag im Sinne bes $. 1425 B. ©. ein 
tehtmäßiger ſei, nicht fofort entſchieden werten kann [Schlußfolgerung), und weil 
bie angeordnete Einvernahme dem in der Sade felbft geftellten Be- 
gehren nicht präjubicirt. 

Entſch. v. 13. November 1863, Nr. 7715 (1599 ©.-U.). Wenn ein 
Schuldner wegen Bezahlung der nämlichen Geldforderung von zwei verſchiedenen 
Klägern zugleich belangt wirb, fo befreit er ſich durch gerichtlichen Erlag ber ein. 
geflagten Forderung von feiner Zahlungsverbinblichteit gegen beide Kläger. 

Entſch. v. 5. November 1862, Nr. 6342 (1593 ©.-U.) Wenn ber 
Slänbiger felbft abweſend ift, Tann fih ber Schuldner von den Folgen der 
mora nur buch Zahlung an ben fpeciel zum Gelvdempfange bevollmädtigten 
Mandatar deöfelben ober durch gerichtliche Hinterlegung befreien. - 

Entfd. v. 25. September 1862, Nr. 6472 (1564 ©.-U.). Der Erlag 
einee Schuld vertritt die Stelle ver Zahlung nur dann, wenn er rechtmäßig ger 
ſchehen ift; ob dieß aber der Fall fei, muß, durd Erklärung des Gläubigers oder 
durch gerichtliches Erkenntniß nachgewieſen fein. Auf Orunvlage des bloßen Er⸗ 
lages Tann alſo umfoweniger vie Löſchung einer Tabularpoft flattfinden, weil 
die Tabularbehörbe zu einer Entf. über das Erlöfchen eines Rs. keineswegs 
berufen ift, und über Privatrechte nicht von Amtöwegen und ohne die Betheiligten 
zu hören, abgefprochen werben kann, 

Entf. v. 7. November 1860, Nr. 11330 (1223 ©.-U.). Ein gerit- 
liher Erlag hat überhaupt nur bann die Wirkung, melde die Leiflung an ben 
Berechtigten nad ſich zieht, wenn ver Erlag nad 8. 1425 B. ©. gerechtfertigt 
eriheint [Anwendung auf den Erlag des Kaufpreiſes feitens der Wieberfaufs- 
berechtigten]. 

Entjc. v. 30. Auguft 1860, Nr. 10342 (1186 ©.-U.). Nach rechts- 
kräftiger Erledigung über bie BVertheilung bes Meiftbotes Können diejenigen Hypo= 
thefarpoften, welhe aus dem Meiftbote zur Zahlung gelangen, nur auf Grund 
löſchungsfaͤhiger Quittungen gelöfcht werden, und es genägt die Depofitirung allein 
nit, um die Löſchung zu bewirken. 

Entſch. v. 24. Jänner 1860, Nr. 730 (1069 ©.-U.). Auf Urtheil ge» 
gründete Gegenforberungen ſinv wichtige Gründe zur Zahlung durch gerichtlichen 
Erlag im Sinne des $. 1425 B. ©. k 

Entf. v. 26. Yänner 1859, Nr. 264 (716 ©.-U.; P. ©. 1161). 
Der Egthr. einer mit einem Afterpfandrechte belafteten Sappoft kann gemäß 
$. 455 B. ©. die Bezahlung derfelben zu Gerichtshanden vom Hypothelar⸗ 
ſchuldner fordern und zwar aud noch in der Replik, weil hierin feine Wende» 
rung bes Klagebegehrens liegt. 

Entf‘. v. 7. December 1858, Nr. 10146 (677 ©.-U.) Der vom 
Ceſſionar geflagte Eefius kann bei nicht vollfländig erbrachtem Beweife der 
Ceſſion zur gerichtlichen Hinterlegung der Schuld verurtheilt werden. 

Entſch. v. 8. Yuli 1858, Nr. 7278 (592 G.-U). Der 8.445 B. ©. 
gibt nur die Art und Weife an, wie der Schuldner bei einer After- 
verpfändung mit der Zahlung der Schuld vorzugehen hat; keines— 
wegs aber liegt hierin für den Gläubiger das Verbot, daß er ohne 
andgewiefene Zufimmung der Afterpfand- oder Superfaßgläubiger 
die Zahlung nicht begehren fünne, zumal diefer Paragraph darauf 
binweift, daß der Schuldner feine Schuld gerihtlih hinterlegen 
mäffe, welches R. ihm überbieß aud der $. 1425 ibid. zugefteht. Der 
weiters erhobene Anftand, daß die Gellagten zu dem Erlage ber 
eingellagten Summe bei Gericht nicht verhalten werden können, weil 
hierauf das Klagebegehren nicht gerichtet war, kann gleichfalls nit 
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als begründet angefehen werben, weil in dem Begehren der Zahlung 
an die Concursmaffe bo fiherlih das Geringere, nämlich bes ge 
rihtlihen Erlages diefer Summe zu Hanben der Concursmaſſe, be- 
griffen ift. 

Entf. v. 24. März 1857, Nr. 1422 (318 G.-U.). Aehnl. ver Entſch. 
Nr. 7278 ex 1858. ; 

Entſch. v. 12. November 1856, Nr. 10998 (1006 G.⸗U.). Der Richter 
hat das Vorhandenſein der Bedingungen zum gerichtlichen Erlage nicht von Amts 
wegen zu prüfen —, jondern den Parteien zu überlaffen, hierüber im geeigneten 
zu verhandeln, 

Entſch. v. 24. Mai 1854, Nr. 5356 (23 ©.-U.; P. ©. 1167). Durch 
ben gerichtlichen Erlag des Mietbyinfes wird bie pfandiveife Sams ber Ein« 
tiptungsftäde- abgewenbet. 


— 


G. 1426 — vgl. 98. 1424, 1428 - 1480; 485, 469; 8986 ©. G.; 88. 111, 114, 116 181, 188, 185 
. “ m — * 


8. 1426. Der Zahler iſt in allen Fallen berechtiget, von dem Befriedigten eine Quittung, 
nämlich ein ſchriftliches Zeugniß der erfüllten Verbindlichkeit zu verlangen. In ber Quittung 
muß der Name bes Schuldners und des Gläubigers, fowie ber Ort, bie Zeit und der Gegen- 
ftand der getilgten Schuld ausgedrüdt, und fie muß von bem Gläubiger, oder defien Madıt- 
haber unterfchrieben werben. 
Siehe auch die Entsch,en bei $, 1428. 

Entf. v. 28. Jänner 1879, Nr. 719 (©. H. 1879, Nr. 29). Der 
Gläubiger Hat die Koften der Auöfertigung ber Quittung an ben Zahler und 
ben Quittungöftempel zu beftteiten (88. 1426 u. 1369 B. G.). — Koften, melde 
daher dem Gläubiger, nur wenn im Schuldſchein dieß ausdrüdlich bevungen wäre, 
erfegt werben ($. 71 Ia Geb. ©.). 

Entſch. dv. 6. October 1874, Nr. 7506 (5490 ©.-U.). Der dur einen 
Dritten befriebigte Hhpothelargläubiger ift trog vorbehaltlos erfolgter Annahme 
ber von ihm auögeftellten Quittung bemfelden zur Ausfertigung einer Ceſſion ver- 
pflihtet. Der $. 1423 B. ©. ſchreibt nicht vor, daß ber für einen Anderen 
Zahlende die Abtretung ber gezahlten Forderung ſich ausbrüdlih vorbehalten 
müſſe. Auch nad) geleifteter Zahlung kann der Zahler die Abtretung begehren, 
alfo auh nachdem er ſchon eine Onittung empfangen hat ($. 1426 ibid.), und 
es ift fehr gewagt, zu behaupten, daß ‚der Zahler durch die Annahme der Quit⸗ 
tung „zweifellos“ zu erkennen gibt, daß er auf das R., bie Eeffion zu begehren, 
verzichtet habe. Der $. 863 ibid. erfordert für feine Anwendung eine eingehende 
Berüdfihtigung aller begleitenden Umftände, aus melden vorliegend ein folder 
Berziht nicht gefolgert werden Tann. Bellagter erfcheint im Grundbuche noch 
als Pfandgläubiger, und feine Einwendung, daß er befriedigt fei und nichts mehr 
abzutreten habe, ift unhaltbar, weil ber befriedigte Gläubiger verbunden ifl, dem 
Zahler alle vorhandenen Rechtsbehelfe und Sicerftellungsmittel auszuliefern 
(8. 1358 ibid.), und weil der Zahler felbft nad geleifteter Zahlung, alfo nad 
vollftändiger Befriedigung des Gläubiger berechtigt ift, die Abtretung bed dem⸗ 
felben zuftehenden Rs. zu verlangen ($. 1423 ibid.). 

Entfch. v. 20. December 1871, Nr. 15008 (4371 ©.-U.). $. 887 
B. ©. ſetzt einen fehriftlihen Btg. voraus, wogegen eine Quittung fein Big., 
fondern nad) der ausdrücklichen Beſtimmung des $. 1426 ibid. nur ein ſchrift- 
liches Zeugniß der erfüllten Zahlungsverbindlichkeit if, daher bei Ausftellung von 
Quittungen getroffene Berabredungen, wenn fie auch mit der Ouittung nicht über- 
einflimmen, ihre Giltigleit nicht verlieren. 

Entſch. v. 2. Juni 1870, Nr. 5987 (3806 G.⸗U.). Die Klage des 
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außerbücerlihen Ceſſionars wider ben Hypothekarſchuldner ift abzuweiſen, ba 
Nläger das Pfandrecht noch nicht nad 8. 451 B. ©. erworben hat, daßjelbe 
folglich auch nicht geltend machen und der Vellagte zur Zahlung der eingellagten 
Pfandſchuld an ben Kläger nicht verhalten werben Tann, weil der Letztere nicht 
in ter Lage ift, ihm für die auf den Namen eines Dritten lautende Satzpoſt eine 
Bjchungsfägige Quittung ($. 1426 ibid.) auszuftellen. 

Entf. v. 28. September 1869, Nr. 11109 (Sch. D. Auf Grund ber 
Einantwortungsurkunde allein Tann der Erbe, welder noch nicht in den bucher⸗ 
lichen Beſitz der Berlaflenfchaftörealitäten, rüdfichtlich der in die Vſchft. gehörigen 
uns gelangt ift, feine giltige Löſchungserklärung ausftellen. 

ntſch. v. 10. Februar 1869, Nr. 1290 (3281 ©.-U.). Das ©. be— 
ae B. in $$. 435, 1001 u. 1426 B. ©. ausdrücklich die Fälle, in 
welden bie causa debendi angegeben fein muß, fordert aber deren Angaben 
nirgends ganz allgemein für jede Kategorie ber Urkunden ($$. 861, 869 u. 914 
ibid.). [Schlußfolgerung.] 

Entid. ©. 4. März 1868, Nr. 1925 (©. 9. 1868, Pr. 44). Die 
Ausftellung einer Quittung ift ein Factum, deflen Leiftung buch einen Dritten 
nicht bewerfftelligt werben Tann. 

Entf. v. 23. Yuli 1867, Nr. 6333 (2828 ©. „u.). Die Koſten des 
für die beſtandene Concursmaſſe behufs Ausſtellung einer Löſchungserklärung 
aufgeſtellten Curators treffen bie Geſuchſtellerin, weil die nachträgliche Löſchungs- 
erklärung durch die anſtaudsloſe Annahme der früheren unvollſtändigen Quittung 
von Seite der Zahlerin veranlaßt wurde, ſie daher die Folgen zu tragen hat, 
übrigens bie Beſtellung des curator ad aotum bloß im Intereſſe der Löfhungs- 
werberin erfolgte, dieſer fohin jedenfalls obliegt, die Koften vorzufgießen, vorbehalt- 
lich des eventuellen Regrefies an der Gegenpartei. 


6. 1487 — vgl. 8. 1416 8. ©.) 


8. 1429. Cine Quittung über da8 bezahlte Capital gründet die Vermuthung, daß auch bie 
Zinfen davon bezahlt worben feien. 


(8. 1428 — vgl. 98. 721; 1898 8. G.; 68. 108, 118 alg., 171, 187 gal,, 161, 177 ital @. ©.) 
8. 1426. Befist der Gläubiger von dem Schuldner einen Schuldſchein; fo if er nebft Aus⸗ 
ftelung einer Quittung verbunden, bdenfelben zurück zu geben, oder die allenfalls geleiftete 
Abfhlagszaplung auf dem Schuldſcheine ſelbſt abſchreiben zu laſſen. Der zurüd erhaltene 
Schuldſchein ohne Quittung gründet für den Schuldner die Terhtliche Bermuthung der ge- 
!eifteten Zahlung; er ſchließt aber den Gegenbeweis nicht aus. Iſt der Schuldſchein, welcher 
zurückgegeben werben fol, in Berluſt gerathen; fo iſt der Zahlende berechtiget, Sicherftellung 
su fordern, oder den Betrag gerichtlich zu Hinterlegen, und gu verlangen, daß der Gläubiger 
bie Tödtung des Schuldſcheines der Gerichtsorbnung gemäß bewirke. 


Entf. v. 10. April 1878, Nr. 4013 (©. 5.1879, Nr. 29). Bon 
der im 8. 1428 B. ©. begründeten Verpflichtung des Gläubigers, dem Schuldner 
die Documente zurüdzuftellen, kann der Vormund den Gläubiger feines Pupillen 
nicht entbinden, beziehungsweife nicht auf das gedachte R. verzichten. 

Entſch. v. 7. Rovember 1876, Nr. 7271 (6272 ©.-U.). Die Einlöfung 
der Wechſelſchulden des maj. Sohnes tur den Vater ift nicht für eine Schen- 
fung zu halten (88. 915; 788 u. 791 B. ©.); felbft wenn der nunmehr auf 
Erſatz klagende Bater bie Wechſel mit den Worten zurückgefiellt hätte: „Nimm 
dieſe Wechſel zum Andenken, ic bereue, daß ich ſie unnöthigerweiſe eingelöft 
und ein paar Taufend Gulden zum Fenfter hinausgeworfen habe,“ weil biefe Ge⸗ 
barung ebenfogut den Mißmuth des Vaters über das Mißlingen feiner Abficht 
bebenten konnte, den Sohn durch Befreiung desſelben von einer höchſt peinlichen 
a der Gläubiger zu einem thätigeren Leben zu bewegen (88. 914 u. 6 
ibid.). 
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Entf. v. 26. Auguft 1874, Nr. 6857 (5455 ©.-U). Nach bem 
8. 1428 B. ©. wird die Vermuthung der Zahlung nicht burd den bloßen 
Befig des Schuldſcheines, fondern dadurch begründet, daß ber in den Händen 
des Schuldners befindliche Schuldſchein demfelben von dem Gläubiger zurüdges 
flellt worben iſt. Diefe von dem Kläger geläugnete Thatfache hatte daher der 
Beklagte zu bemeifen, der aber ben Beweis dafür nicht einmal angeboten hat. 
Die Berufung auf die gegen biefe Beweispfliht des Bellagten angeführten 
88. 323, 324 u. 328 ibid. kann hier dem Beklagten nicht zum Vortheile ge» 
reichen, weil eben nad) dem $. 1428 ibid. der Beſitz des Schufpfcheines an ſich 
allein jene Vermuthung nod nicht begründet. 

Entf. v. 9. Jänner 1872, Nr. 9326 (4411 ©.-U.). Iſt die Olän- 
bigerfhaft einer Perſon in vollkommen gefegliher Weife feftgeftellt, fo kann ver 
Schuldner bloß deßhalb, weil aud von anderer Seite wegen ber nämlichen Fore 
derung gegen ihn der gerichtliche Anſpruch erhoben wurde, dem Gläubiger bie 
Zahlung nicht verweigern. 

Entf. v. 30. März 1871, Nr. 1804 (4116 ©.-U.). Im Falle der 
Unmögligfeit der vom Gläubiger dem Schuldner verfprodgenen Zurüdftellung der 
Schuldurkunde (Wechjel) wegen Vernichtung derſelben durch den Gläubiger ift 
Letzterer verpflichtet, die Amortifation auf eigene Koften zu bewirken. 

Entfd. v. 10. Juni 1869, Nr. 3566 (Sch. II). Der zurüdgeftellte 
Schuldſchein begründet nah $. 1428 3. ©. für den Schuldner die rechtliche 
Vermuthung der geleifteten Zahlung, und dieſe rechtliche Vermuthung ift für die 
Bertheilung der Beweislaft maßgebend. 

Entſch. v. 26. Mai 1869, Nr. 771 (3423 ©.-W.). Die Ausftellung 
eines Wechſels und deſſen Aushändigung an den Gläubiger begründen nicht bie 
Zahlung einer früher beſtandenen gemeinrehtlihen Forderung. 

Entf. v. 17. November 1868, Nr. 10697 (Sch. I). Für bie in der 
Zeit v. 23. Juni (Tag der Kundm. des Finanzgef. v. 20. Juni 1868) bie 
1. Yuli 1868 flattgefundenen Kaufgefchäfte über nicht convertirte öſterr. Staats- 
ſchuldverſchreibungen ift der Yulicoupen 1868 mit einem 2Opercentigen und nid 
einem Tpercentigen Abzug zu berechnen. 

Entſch. v. 21. Juli 1868, Nr. 4561 (3097 ©.-U.). Der Schuldner 
braudt fi, wenn er gezahlt hat, mit ber Quittung und Löſchung der Hypothek nicht 
zu begnügen, fondern ift nach dem Maren Wortlant des $. 1428 B. ©. berechtigt, 
aud den Schuldſchein zurädzufordern. Da nun aber das R. der Zuräd- 
forderung des Schulpfheines auf einen beflimmten Zeitraum, und 
insbefondere auf jenen bei Uebergabe der Quittung nit befhränft 
if; da ferner nit der Berechtigte verpflichtet ift, zu beweifen, dag 
das Forberungsreht durch Erfüllung der Verbindlichkeit noch nicht 
erloſchen if, fondern der Verpflichtete die bereits geſchehene Leiftung 
zu erweifen bat, fo muß dem Klagebegehren auf Rüdftellung des 
Schuldſcheines, eventuell deſſen Amortifirung ftattgegeben werben, 
wenn der Bellagte den von ibm angebotenen Beweis darüber, daß 
er den fraglihen Schulpfhein bereits zurüdgeftellt habe, nit her— 
ſtellt. Die Klägerin hat auch das Begehren eventuell auf Sicherftellung ge- 
richtet. Wenn aud dieſes R., Sierftellung zu fordern, im $. 1428 
ibid. principiell enthalten ift, fo kann doch der Urtheilsfprud fi 
nit darauf befhränfen, das Borhandenfein einer Pfliht im Principe 
auszufprehen; fondern e8 muß immer bie Anwendung der gefeglihen Verpflich- 
tung auf ben gegebenen Fall möglid fein. Hier hat aber die Klägerin nicht ausge 
fprochen, wofür Sicerftellung und in welher Höhe fie begehrt wird; dem bieß- 
fälligen Begehren kann alfo ſchon aus diefem Grunde nicht ftattgegeben werben 
(8. 248 0. ©. O. und Hof. v. 14. Juni 1784, Nr. 306 9. ©. ©). Es 
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fand verfelben frei, die Zahlung von der Bedingung der Sicherſtellung 
abhängig zu machen oder ven Schulpbetrag gerichtlich zu hinterlegen. 
Hat fie von diefen Befngniffen feinen Gebraud gemadt, fondern 
unbedingte Zahlung geleiftet, fo kann fie das Geſchehene nit mehr 
rüdgängig machen und das Gegebene nicht wieder zurüdnehmen, zu« . 
mal die gebotene Sicherſtellung in ihrer Wirkung auf ven Bellagten 
der zeitweiligen Nüdforberung einer gezahlten Nichtſchuld im Falle 
eines baren Öelderlages gleihläme, zu einer folden Forderung aber 
die Klägerin nad 88. 920 u. 1431 B. ©. nicht berechtigt if. Enplid 
ift es, nachdem die Schulpforbernng anf Grund der ausgeftellten 
Quittung von der Realität bereits grundbücherlich gelöfcht ift, zweifel- 
baft, ob überhaupt eine Sicherftellung noch nothwendig iſt. Diefes 
Eventualbegehren war daher abzuweiſen. 

Entſch. v. 18. September 1866, Nr. 8323 (©. 9. 1866, Nr. 85). 
Die Rechtskraft des Amortiſationserkenntniſſes hängt nicht von ber vorgefchrie« 
benen Beröffentlihung desſelben ab, und die Beftreitung besfelben im Recurs⸗ 
wege ift unzuläffig. 

Entf. v. 12. September 1866, Nr. 8265 (©. H. 1866, Nr. 98). 
Auf Grumblage einer von einem Tail. Amte ausgeftellten Löfchungserflärung Tann 
die Loſchung einer zu Gunften des k. k. Aerars im Allgemeinen lautenden grund⸗ 
bücherlichen Eintragung behufs Sicherftellung einer Cautivnsſumme für Lieferungs- 
geſchäfte aud dann nicht bewilligt werben, wenn ſich der Egthr. der Realität in 
dem Befige der Cautionsurkunde befindet, vemnad zu vermuthen if, er habe nur 
mit dem betreffenden Amte Lieferungsgeihäfte abgefchlofien und fei aus denſelben 
nicht mehr haftbar. 

Entf. v. 10. Yuli 1866, Nr. 3744 (2541 ©.-U.) Ein rechtskräftiges 
Amertifationserkenntnig Tann von dem, wenn audy reblihen Beſitzer der antortis 
firten Urkunde im Wege der Klage nicht angefochten werben. 

Entf. v. 9. September 1864, Nr. 6352 (1971 ©.-U.). Der gericht⸗ 
liche Erlag der Schuld durch ven Zahlungsübernehmer ift, nachdem über ben 
Rechtsbeſtand der Forderung zwifhen dem Gläubiger und urfpränglihen Schuldner 
der Nechtöftreit anhängig gewerten war... . ., aud deßhalb gerehtfertigt, 
weil Kläger dem vorgebradten Einwande des Bellagten burd die 
des Originalfhuldfheines wirkfam hätte begegnen können und fo- 
mit die einftweilige Depofition aud in Hinblid auf die 88. 1428 u. 
1425 B. ©. verfügt werden mußte. 

Entf. v. 24. Mai 1860, Nr. 5429 (1137 G.-U.). Wenn kein Schuld- 
ſchein vorhanden und der Gläubiger das Geld vom Schuldner in Empfaug nimmt, 
darauf aber behauptet, nicht die ganze Summe empfangen zu haben, fo liegt ihm 
ob, dieß zu beweifen. 

Entſch. v. 30. September 1856, Nr. 9445 (225 G.-U.). Die Amortie 
firung einer carta bianca ift unzuläffig. 


(8. 1429 — vgl. 68. 530, 1181, 1285; 514, 074, 954, 1100; 687, 1282, 1893; 1496 ©. ©.) 
8. 1429. Cine Ouittung, die der Gläubiger dem Schuldner fir eine abgetragene neuere 
Schuldpoſt ausgeftellt hat, beweifet zwar nicht, daß auch andere ältere Poften abgetragen 
worden feien; wenn e8 aber gewiſſe Gefälle, Renten, ober folhe Zahlungen betrifft, melde, 
wie Geld-, Grunde, Haus- oder Capitalszinfen, aus eben bemfelben Titel und zu einer ger 
wiſſen Zeit gefeiftet werden follen, fo wird vermuthet, daß derjenige, welcher fih mit der 
Quittung des letztverfallenen Termines ausweifet, auch die früher verfallenen berichtiget habe. 


(8. 1480 — vgl. 68. 1083; 1429 8. G.; 88. re ı21 ee —E 3 ‚gel 179, 181 ital. G. D.; Art. 324 bis 


8. 1439. Cbenfo wird von Handels⸗ und —— welche mit ihren Abnehmern 
(Kunden) zu gewiffen Friſten die Rechnungen abzuſchließen pflegen, vermuthet, daß ihnen, 
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wenn fie über bie Rechnung aus einer fpäteren Friſt quittirt haben, auch bie frühern Mede 
nungen begaplt feien, 
Entf. v. 15. December 1875, Rr. 11952 (©. 9. 1876, Rr. 64). 
Benn ein Bormund fällige Zinfen von einem feinem Pupillen gehörigen Eapitale 
. zu beheben berechtigt ift und fie behebt, fo wird das behobene Geld nit Egth. 
des Pupillen, fondern Egth. des Bormundes, welder damit nach Belieben verfügen 
kann. Selbſt in dem Falle, daß er über bie behobenen Binfen zu einer Rech⸗ 
nüngslegung verpflichtet wäre, ift er doch niemals ſchuldig, nachzuweiſen, daß er 
gerade jened Gelb, welches er als Zinfen erhielt, für feinen Mündel verwendet 
babe. Es Tann nicht dem minbeflen Zweifel umterliegen, baß bie Geklagte jeme 
Binfen, welche die Klägerin ihr als Vormünderin von dem ihrer min. Tochter 
ſchuldigen Capitale zu zahlen hatte, dazu verwenden konnte, um ihren Miethzins- 
rüdftand der Mlägerin zu zahlen. Hätte bie Mlägerin oder ihr Bevollmächtigter 
ber Geklagten bie fälligen Capitalszinfen bezahlt, fo hätte fie die Annahme ber 
Zahlung des rüdftändigen Miethzinſes von Seite der Geflagten gewiß deßhalb 
nicht. verweigern Fönnen, weil verfelbe mit dem Gelde geleiftet werben wollte, 
weldes fie ber Geklagten als Capitalszinfen ausgezahlt hatte, weßhalb dann mit 
Rüdfiht auf die ausprüdliche Willenserklärung ver Gellagten bezüglich des frag- 
lichen Miethzinsrüdftandes in ber ‚That eine gegenfeitige Aufhebung der Ver⸗ 
bindlichkeiten im Sinne des 8. 1430 B. ©. eingetreten if. 
Entf. v. 14. Juni 1871, Rr. 677 (4200 ©.-U.). Wider die im 
8. 1430 8. ©. begründete Vermuthung kann der Gegenbeweis wohl durch bem 
teferriblen, nicht aber durch den unrüchſchiebbaren Haupteid geführt werben. 


Zahlung einer Richtſchuld. 
(6. 1431 — upl. 96. 1489-1434, 1436, 1487; 98. 572, 901, 14185 915; 2, 1447 8. ©) 
8. 1431. Wenn Jemanden aus einem Irrthume, wäre es auch ein Kechtsirrthum, eine Sache 
ober eine Handlung geleiftet worden, wozu er gegen ben Leiftenden kein Recht hat; fo Taun 
in der Regel im erften Falle die Sache zurück gefordert, im zweiten aber ein bem verfchafften 
Nugen angemeffener Lohn verlangt werben, 

Entſch. v. 7. März 1878, Nr. 8248 (©. Zig. 1879, Nr. 23). Die 
Abweifung der Klage auf Zahlung von 100 fl, wofür von ben Gellagten eine 
unechte 100 fl.-Note gegeben wurde, weil der Beklagten dießfalls kein Verſchulden 
zur Laft gelegt werben Tann, ift nicht begründet, weil es fi nicht um einen 
Sctavenerfag handelt, vielmehr ein zwiſchen beiden Theilen gefchlofiener Tauſch - 
vertrag vorliegt (88. 1045 u. 1046 ©. ©.), daher die Beklagte verpflichtet war, 
bem Kläger eine echte Banknote zu geben ($. 1047 ibid.). Sie iſt zur Ge 
wäßrleiftung verpflichtet (88. 922 u. 923 ibid.) und muß baher bem Kläager 
Banknoten im Werthe von 100 fl. geben ($. 932 ibid.). Aber auch aus ben 
Beftimmungen der 88. 1431 u. 1435 ibid. ift die Klage begründet, weil, be 
bie dem Kläger gegebene Banknote per 100 fl. unecht ift, fie keinen rechtlichen 
Grund bat, die von ihm erhaltenen Banknoten im Betrage von 100 fl. zurüd- 
zubehalten. 

Entf. v. 16. November 1877, Nr. 1059 (G. Zig. 1878, Nr. 80). 
Die Beftimmung des Art. 406 9. ©., daß der Empfänger die Zahlung nad 
Maßgabe des Frachtbriefes zu zahlen hat, fließt nit aus, daß der Frächter 
die Mebrzahlung für eine irrthümlich zu nieder bemeſſene Gebühr oder der Ver- 
fender den Erſatz für eine zu body bemeflene Gebühr verlangen Tann, weil ein 
unterlaufener Irrthum zu Folge 8. 1431 B. ©. keiner Partei zum Nachteil 
gereihen und ein Rechnungsfehler nad 8. 1388 ibid. feinem Theile ſchaden 
Kann. Diefer Rechtsſatz findet in $. 53 der Hand. Min. Bog. v. 10. Iuni 1874, 
Nr. 75 R. ©. B., feinen entſprechenden Ausbrud, Unhaltbar ift die Einwen« 
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bung bes Geklagten, daß für ven eingellagten Mehrbetrag nur der Abfender 
aufzulommen habe, weil nad Art. 406 H. ©. nur der Empfänger des Fracht⸗ 
gutes zur Zahlung ber Frachtgebühr verhalten werben Tann. 

Entfg. v. 25. Juli 1877, Nr. 363 (©. Big. 1877, Nr. 84; 6597 

G.⸗U.). Das im Schulnfcein enthaltene Schuldbekenntniß und unbebingte Zah⸗ 
lungsverſprechen Tann nicht als causa debendi angeſehen werben, weil ber 
Rechtsgrund nicht in dem Zahlung verfprechen, fondern in der Anführung des 
Rechtsgeſchaftes, worans bie Be lunneverbiapliäteit entftanden ift, beſteht 
1351, 1376 u. 1431 ®. ©.). 

"Entfa. v. 1. Iumi 1877, Rr. 917 (©. H. 1877, Nr. 57; 6494 ©.-U.). 
Der Hypothelarſchuldner, welder die Verpflichtung zur Zahlung der auf den Zin⸗ 
fenbezug von dem ſchuldigen Eapitale für den Hypothekargläubiger entfallenden Ein- 
tommenfteuer übernommen hat, ift zum Rückerſatze diefer Einfommenftener im ganzen 
Betrage an den Hypothefargläubiger verpflichtet, weil fe für das ganze Jahr 
vorgejchrieben war, das Kapital vom Schuloner aber erſt innerhalb der erften 
Hälfte dieſes Jahres zurüdgezahlt wurbe, und es begründet die Zahlung eines 
höheren als des halbjährigen Ginkommenfteuerbetrage® an ven Gläubiger für 
na Schuldner kein R., die Leiflung des Mehrbetrages als Nichtſchuld zurüdzn- 
fordern. 

Entſch. v. 2. Mai 1877, Nr. 15441 (6468 ©.-U.). Im Falle bei 
aufeinanderfolgender Berpfändung berfelben Forderung (aus Verfehen des Mafje- 
verwalters) aus ber Concursmaſſe des Gläubigers (und Schuldners ber After 

pfandgläubiger) gefchehenen Befriedigung des fpäteren Afterpfandgläubigers und 
Befriedigung bed erſten Afterpfandgläubigers durch den Erben bes Hauptichuld- 
ners, deſſen Schuld hiernach zweimal gezahlt wurde; hat ber Erbe zunächſt nit 
einen Erſatzanſpruch an die Concursmafle, fondern die Rückforderungsklage nad 
$. 1431 B. ©. gegen den von der Concursmaſſe befriedigten ſpäteren Pfand- 
gläubiger unter Vertretungsleiftung der Concursmaſſe zu richten. 

Entf. v. 9. November 1876, Nr. 5591 (©. H. 1877, Nr. 19). Im 
der über Expenſeneinmahnung bei mittelft Poſtanweiſung effectuirter Zahlung 
angefügten Mittheilung, baß hiermit das vor vielen Jahren ſchon an einen 
Kanzleibebienfteten bezahlte Palmare zum zweiten Male in vermehrter Auflage 
folge und der Abfender die Betätigung jener bereits erfolgten Zahlung in Händen 
babe, Liegt feine Berühmung, weil der von dem Advocaten deßhalb geflagte Zahler 
fi nicht jenes Rs., welches ihm etwa nad) $. 1431 B. ©. hätte zuftehen können, 
gerühmt, vielmehr barauf verzichtet hat, und weil Gellagter, ſobald er fih 
nad) feiner, der Klage zum Grunde liegenden Erklärung bewußt war, das von 
ihm eingeforberte Palmare an ein Kanzleiindivivuum einmal gezahlt zu haben, 
bei der nun an den Kläger felbft veranlaßten nochmaligen Zahlung desſelben in 
feinem Irrthum befangen gewefen ift und folglih nad $. 1431 ibid. die Rüd- 
forderung nicht begründet wäre, Oellagter vielmehr bei dem Umftande, als er 
das, was er ſchon einmal gezahlt haben will, wiſſentlich noch ein zweites Mal 
zahlte, gemäß $. 1432 ibid. nichts mehr zurüdforbern Tann. 

Entf. v. 9. Auguft 1876, Nr. 8508 (6225 ©.-U.). Auf Grund einer 
a tergo bes Wechſels gegebenen Pfandredtseinverleibungsbewilligung Tann, weil 
ein folder Zufag der Natur des Wechſels widerfpricht, die Vormerkung des 
Pfandrechts nicht bewilligt werden ($$. 26, 35 u. 86 ©. ©.). 

Entſch. v. 4. April 1876, Nr. 3914 (6008. G.-U.). Die Pränotation 
auf Grund einer Pfandrechtseinräumung im Wechſel iſt zuläſſig. — Worſpr. ver 
Entſch. Nr. 8508 ex 1876.] 

Anm. Weitere zunächst die a. G. O., W. O. und das G. G. betreffenden 
Entsch.en konnten hier nicht Aufnahme finden. 
Entf. v. 2. December 1875, Nr. 7624 (5926 ©.-U.). Wenn irriger- 
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weife ein unechtes Los (Haupttreffer) edcomptirt wurde, liegt fein Fall zur Au 
bringung einer condictio indebiti im Sinne des $. 1431 B. ©. vor, weil der 
unterlaufene Irrtfum nicht den Beſtand des Forderungsrechtes, fondern das 
Bertragsobject felbft, nämlich die Echtheit des Loſes, ald eine weſentliche Eigen- 
ſchaft desfelben betrifft-und ein folder Irrthum nach den Borfchriften über die 
Gemährleiftung zu beurtheilen ift. 

Entf. v. 1. December 1875, Nr. 9675 (5924 G.-U.). Kläger gefteht 
zu, dem Bellagten 60 fl. ſchuldig geweſen zu fein, und behauptet, demſelben auf 
Abſchlag diefer Schuld 40 fl. bezahlt zu haben, die er and dem Grunde zurüd- 
fordert, weil er den ganzen Betrag per 60 fl. dem Ceſſionar des Bellagten, 
welchem diefe Forderung per 60 fl. im Jahre 1870 cebirt wurbe, bezahlt habe. 
Kläger hat daher die 40 fl. dem Beklagten als bem wirklichen Gläubiger, ale 
eine wahre und richtige Schuld gezahlt und wenn er benfelben Beitrag zum 
zweiten Male dem Ceffionar gezahlt hat, fo wäre bie zweite Zahlung die Zah- 
lung einer Nichtſchuld und vermöcte ein Nüdforberungsreht nur gegen den 
Ceſſionar zu begränden. 

Entf. v. 1. Mai 1872, Nr. 4002 (4593 ©.-U.). Wenn ber Schuloner, 
obwohl er wußte, dag er zum Abzug ber Einfommenfteuer nad $. 6 bes Pat. 
v. 10. October 1849, Nr. 412 R. ©. B., beredtigt fei, biefen Abzug zu 
machen unterließ, kann von ber Zahlung einer Nichtfhuld im Sinne des $. 1431 
B. ©. keine Rebe fein, ebenfowenig fteht ihm ein Erfaganfprudh nah $. 1042 
ibid. zu, weil er felbft zur Zahlung der Steuer verpflichtet war, daher feinen 
Aufwand gemacht hat, welchen dev Gläubiger hätte machen müſſen. 

Entſch. v. 18. April 1872, Nr. 14061 (4578 ©.-U). Wenn ber 
Beſitzer einer Obligation diefelbe für verloft hielt, und die einlöfende Bank 
biefen Irrthum theilte, war berfelbe, wenn auch ohne Abſicht, gleihwohl von 
dem Obligationsbefiger veranlaßt; es ift daher ein Dtg. gar nidt zu Stande 
gelommen und die Banf berechtigt; gegen Rüdftellung der Obligation den Geld⸗ 
betrag zurädzuforbern. 

Entſch. v. 14. September 1871, Nr. 6069 (4262 ©.-U.). Die ummittel- 
bar auf Ruckzahlung eines in Folge Contumatialurtheils gezahlten Betrages 
gerichtete Klage, welche ſich darauf flügt, daß am Tage der Erwirkung jenes 
Erkenntniſſes ein Ausgleich mit den früheren Klägern, jegt Bellagten getroffen 
worden fei, ift abzumweifen. Als condietio indebiti involvirt die Klage die An- 
fechtung eimer bereits vechtöfräftig entſchiedenen Sache und ift deßhalb umſo— 
weniger zuläffig, als die a. ©. O. felbft in dem Falle neu aufgefundener Beweife 
nicht die unmittelbare Geltendmachung derfelben, fonbdern nur die Klage auf 
Bewilligung der Geltendmadung, d. i. die Klage auf Reftitution geftattet, daher 
bier, wo e8 fi nicht um neue Beweismittel handelt, die Geltendmachung umter 
dem Vorwande der Rüdforderung einer gezahlten Nichtſchuld ſchon deßhalb und 
abgefehen davon, daß von einem Irrthum im Sinne des 8. 1431 B. ©. feine 
Rede ift, ausgefchloffen if. Der Rechtsgrund für eine Entfhädigungsferberung 
fehlt ebenfalls. Denn wenn die mündliche Mebereinfunft wirklich getroffen wurde, 
fo ift der angebliche Schade des Klägers aus der feinerfeits unterlaffenen Er- 
greifung des Rechtsmittels gegen das Contumaciafurtheil, mithin aus feiner 
eigenen Fahrläſſigkeit entftanden [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 3. November 1870, Nr. 12121 (3940 ©.-U.). Wider den 
Abhandlungsvergleih mit den Erben ift die condictio indebiti aud) dann um 
fatthaft, wenn bei dem Vergleiche der nunmehr lagende Erbe, oder fhon der Erb⸗ 
lafler in dem Rechtsirrthume ſich befand, daß ein Pflihttheil gebühre, während 
thatfählic ein folder nicht gebührte. Aus der erblafferiihen Verfügung geht 
hervor, daß der Erblaffer aud die anderen Erben irgendwie bebenten wollte 
(8. 572 8. ©)... . übrigens ift auf $. 570 ibid, Rüdfiht zu uehmen 
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und zu bevenken, daß dießfalls Feine bie Perfon des Honorirten oder die zuge» 
dachte Sache betreffender, d. i. fein weſentlicher Irrthum vorläge, und daß 
die nun zurädgeforberte Liegenfhaft den Bellagten in Folge eines 
Bergleiges überlaffen worden if, welder nah $. 1387 ibid. aud 
nicht bei gänzlihem Mangel eines Rs. auf Seite der einen Partei 
von der anderen umgefloßen werben Tann. 

Entſch. v. 17. November 1869, Nr. 10697 (3570 ©.-U.). [Wortlaut:] Es ift 
von beiden Streittheilen zugeftanden, daß beim Verlauf der Metalliquesobligationen 
im Nominalbetrage von 50,000 fl. von Seite des gellagten Wechslers an ven 
Kläger die vom 1. Jänner 1868 bis zum 26. Juni 1868 als dem Berkaufs- 
tage berechneten Interefien zu Gumften des Verkäufers mit einem Betrage von 
1186 fl. 75 kr., alfo nur mit einem Eintommenfleuerabzuge von 7 Percent in 
Anrechnung gebracht wurden. Daß aber der Kläger bei der Realifirung der von 
den gefauften Obligationen am 1. Juli 1868 fälligen Coupons nur einen Be 
trag von 1080 fl. öftere. Währ. erhielt, weil bei diefer Realifirung der Steuer- 
abzug nit mit 7 Percent, fondern nad dem ©. v. 20. Yuli 1868, Nr. 66 
R. ©. B. mit 20 Percent gemacht wurbe, fowie daß bie vom 1. Jänner bie 
26. Juni 1868 laufenden Interefien mit einem Steuerabzug von 20 Percent nur 
1026 fl. 67 fr. betragen würben. Nah $. 5 des am 23. Juni 1868 kunde 
gemadten und mit diefem Tage wirkfamen ©. v. 20. Juni 1868, Nr. 66 
R. ©. B., waren die vom Tage der Wirkfamkeit diefes G. von den zur Con⸗ 
vertirung beftimmten Staatsjhulven, alfo aud von den Metalliquesobligationen 
fälig werdenden Zinfen bis zur Durchführung der Convertirung in jenem Bes 
trage, welder von dem Betrage des neuen Schuldtitels nach Abzug einer 16per⸗ 
centigen Steuer entfällt, alfo nach diefem Maßſtabe mit einem Steuerabzug von 
20 Vercent auszubezahlen. Diefe Beſtimmung war am 26. Juni 1868, als 
dem Tage des Berfaufes ber erwähnten Metalliquesobligationen, bereits wirkſam, 
alfo ſowohl für den Verkäufer, als für den Käufer maßgebend. Wenn aber weiters 
berüdfictigt wird, baß in dem Schlußzettel das Maß des gemachten Steuer- 
abzugs gar nicht erſichtlich ift, und daß der Ankauf der Obligationen am 26. Juni 
1868, alfo nur drei Tage nad der Wirkſamkeit des ©. v. 26. Juni 1868 
erfolgte, fo kann auch zweifellos angenommen werten, daß, fowie der Gellagte 
fi für berechtigt hielt, den Steuerabzug nur per 7 Percent zu machen, aud 
ber Kläger nur in dem thatfählihen Irrthume. daß der Steuerabzug nach dem 
©. v. 20. Juni 1868 gemacht wurbe, oder in dem Rechtsirrthume, daß noch 
ber frühere Steuerabzug von 7 Percent maßgebend fei, ſich zu dieſem geringen 
Steuerabzuge eritanden habe, und der Kläger ift nab $. 1431 ibid. berechtigt, 
bie befagten 160 fl. als indebite gezahlt, zurädzuforbern. 

Entſch. v. 21. Juli 1868, Nr. 4561 (3097 ©.-U.). Wenn aud das 
R. des zahlenden Schuldners, Sicerftellung zu fordern, falls er den Schuldſchein 
nicht zuräderhalten fann, im $. 1428 B. ©. principiell enthalten ift, kann doch 
ber Urtheilsſpruch fi nicht darauf beſchränken, das Vorhandenſein einer Pflicht 
im Principe auszujpredhen, fondern es muß immer vie Anwendung ber geſetz⸗ 
lichen Berpflihtung auf den gegebenen Fall möglich fein (8. 248 a. ©. O. und 
Hofd. v. 14. Juni 1784, Nr. 306 I. ©. S.). Es fland der Klägerin frei, 
die Zahlung von ver Bedingung der Sicherftelung abhängig zu machen oder den 
Schuldbetrag gerichtlich zu hinterlegen. Hat fie von biefen Befugniffen feinen 
Gebraud; gemacht, fondern unbedingte Zahlung geleiftet, fo kann ſie das Ger 
ſchehene nicht mehr rüdgängig machen und das Gegebene nicht wieder zurüdnehmen, 
zumal bie gebotene Sicherftellung in ihrer Wirkung auf den Beklagten ber zeit» 
weiligen Nüdforderung einer gezahlten Nichtſchuld im Falle eines baren Geld⸗ 
erlages gleihkäme, zu einer folden Forderung aber vie Klägerin nad 88. 920 u. 
1431 B. ©. nicht beredhtigt ift, " 


1170 Allgemeines bärgerliches Geſetzbuch. 


Entf. v. 3. December 1867, Nr. 10310 (G. 9. 1868, Nr. 10). 
Der von dem Epeverlöbniffe zurücktretende Theil hat dem anderen aud die zur 
gemeinfhaftlihen Beftreitung des Haushaltes gegebenen Beträge zu erfegen. 

Entf. v. 27. Februar 1866, Nr. 1511 (2398 ©.-U.). Der Ueber 
gabsvertrag mit der Gattin ift diefer gegenüber nicht als ungiltig anzufehen, weil 
wider ben Gatten berfelben ein Strafurtheil für eine firafbare Begänftigung eines 
Släubiger8 erkannt wurde; denn was zu leiften geradezu uneriaubt ifl, kann 
nad $. 878 B. ©. kein Gegenftand eines giltigen Btgs. werden. Diefe Un- 
erlaubtheit muß eine unter allen Umftänben vorhandene fein. 

Entſch. v. 28. März 1864, Nr. 2163 (1887 ©.-IL). Der Bauherr, 
welcher mit dem Banmeifter für den Bau und alle dazu gehörigen Arbeiten eine 
Pauſchalſumme accorbirt und diefelbe bezahlt hat, Tann, wenn er hierauf wegen 
Bezahlung eines einzelnen, in jener Paufhalfumme mit einbegriffenen Objectes 
von dem Lieferanten belangt wurbe und hierüber basfelbe bezahlt hat, mit der 
condictio indebiti gegen den VBaumeifter auftreten, auch wenn dieſer beweiſen 
konnte, die Beiftellung des fraglichen Objectes einem britten Subcontrahenten 
überlaflen und basfelbe dieſem aud bezahlt zu haben. 

Entf. v. 12. März 1861, Nr. 1788 (1282 (G.-U.) Wenn das 
Strafurtheil eine Veruntreuung hinſichtlich einiger Facta nicht ais erwiefen an- 
nimmt, kann derjenige, welcher dem Beſchädigten alle aus den dem Beſchuldigten 
imputirten Bernntreuungen vefultivenden Beträge erſetzte, die nicht als verumtrent 
erwiefenen Beträge zurüdforbern. 

Entſch. v. 12. Juni 1860, Nr. 6534 (1148 ©.-M.). Daß der Irre 
thum ein entfhulbbarer fein müfle, ift im ©. nirgents ausgeſprochen. Der 
Käufer einer Flüffigkeit, welcher das offenbar mit derſelben erfaufte Gefäß dem 
Berfäufer zurüdgeftellt hat, Tann wegen unterlaufenen Irrtyums defien Wieder 
verabfolgung — nicht auch Erſatz — fordern (8. 1447 B. ©). 

Entfd. v. 8. Mai 1860, Nr. 4710 (1129 ©.-U.). Der vom Kläger 
gelieferte Nachweis einer von ihm bezahlten Nichtſchuld nöthigt ben Geflagten, 
zur Entkräftigung des Slageanfpruches auf Rüdvergütung bes indebite Bezahlten, 
jene Thatſachen zu erweiſen, aus welden die auf Grund eines aufrechten Titels 
erfolgte Zahlung refultirt, da die bloße Möglichkeit, daß dennoch eine giltige For 
berung befteht, den Gläubiger von der Beweislaft rüdfichtlic feiner Forderung 
nicht befreien Tann. 

Entf. v. 3. Februar 1859, Nr. 1018 (720 ©.-U.). Der Pächter, 
welcher in Folge eines unter ofjenbarer VBorausfegung der Giltigfeit des Feil⸗ 
bietungsacte mit dem Erſteher der Realität gefchlofienen Vergleiche dem Erſteher 
für im der Zwifchenperiode bezogenen Früchte x fl. bezahlte, ift, nachdem ber Feil- 
bietungsact inzwifchen nichtig erklärt wurde, berechtigt, dieſen Betrag zurüdzuforbern. 

Entſch. v. 22. Juni 1858, Nr. 6342 (585 ©.-U.). Richt der Beweg 
grund, der jemanben zur Einräumung eines Rs. beftimmte, kann bie condiotie 
indebiti nad) fi} ziehen, fondern nur das, was ohne Rechtsgrund ald eine Shul- 
abtragung gegeben wurbe, kaun ald Nichtſchuld zurückgefordert werben. 

Entſch. v. 3. September 1857, Nr. 7971 (431 G.⸗U.). Aehnl. ver 
Entſch. Nr. 1018 ex 1859. 

Entf. v. 15. Yuli 1857, Nr. 4924 (414 ©.-U.). Die condietio in- 
debiti kann nach Einlöfimg eines Wechjeld mit faljhem Indofſament nit am 
geftet werben. 


(8. 1489 — vgl. 4. 1601, 948, 967, 98, 1097, 1111, 1971, 1872; 1987; 1450 8. &) 


8 1488. Doc können Zahlungen einer verfährten, oder einer folden Schuld, welche nur 
ans Mangel der Förmlichkeiten ungiltig ift, oder zu deren Eintreibung das Geſetz bloß bad 
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Alagerecht verfagt, ebenſowenig gurüdgeforbert werben, als wenn Jemand eine Zahlung leiflet 
i von der er weiß, daß er fie nicht ſchuldig ift. 
Siehe auch die Entsch.en bei $. 1431. 


Entſch. v. 31. Juli 1879, Nr. 8562 (I. B. 1879, Nr. 43). Wenn 
bie Großeltern die Verpflegung der Enkel nicht in der Abſicht beftritten, im In- 
terefie eines Hierzu zunächft Verpflichteten zu handeln und alfo aus $. 1042 
2. ©. ihnen fein Anſpruch zukommt, fo kann ein folder Anſpruch auch nicht durch 
bie condictio indebiti oder aus fonft einem Rechtstitel begründet fein, weil dem 
bie Vorfchrift des 8. 1432 ibid. entgegenfteht (Schlußfolgerung]. 

Eatſch. v. 10. April 1873, Nr. 1845 (G. Zig. 1879, Nr. 32). Nach 
Abſchluß eines Waarenlaufvertrages gerieth der Acceptant des an Zahlungeftatt 
gegebenen Wechſels in Concurs; der Berfäufer zog die Waarenſendung zurück 
und liquibirte das als Zahlung erhaltene Accept bei der Concursmaſſe ded Ac- 
ceptanten, von weldem er mit einer Quote zur Befriedigung gelangte. Der Klage 
des geweſenen Cridatars auf Rüchzahlung der erhaltenen Quote wurde ftattge- 
geben, weil Bellagter (ver Verkäufer) die Waare an den Käufer nicht abgeliefert 
bat und fomit einen Kaufſchilling für viefelbe nicht verlangen Tann. Allerdings 
war Kläger and dem Accepte per x fl. wechſelrechtlich und ſomit verpflichtet, die 
Wechſelſumme zur Berfallszeit dem Beklagten zu zahlen, ohne daß er dem Bellagten 
hätte bie Einwenbung entgegenfegen können, welde dem Käufer wegen Nichtab⸗ 
lieferung der Waare zugeftanden wäre, und allerbingd wurde dem Bellagten bie 
Ausgleichsquote als eine wahre, ihm zuſtehende Schuldigkeit geleiftet. Aber die 
Beflimmung bes $. 1435 B. ©., nad welder ſelbſt die als wahre 
Stulpigkeit gegebenen Sachen zurüdgeforbert werben können, wenn 
der Rechtsgrund ihres Behaltens aufgehört hat, bezieht fih aud auf 
bezahlte Wechſelſchulden. Da nun Vellagter den Kanfpreis für bie Waare 
nicht verlangen Tann, fo kann er auch den gezahlten Kaufpreis ober das, was er 
für venfelben erhalten hat, nicht behalten. Die Einwendung, daß Kläger 
die Zahlung im Bewußtfein, fie nit ſchuldig zu fein, geleiftet habe, 
und fomit das Gezahlte nit zurädforbern könne ($. 1432 ibid.), ift 
unbegründet, weil Kläger, jelbft wenn er zur Zeit der Liquibhaltung 
der z fl. und der Auszahlung ber Ausgleichsguote gewußt hat, daß 
bie Waare zurüdgezogen worben ift, fi feiner Verbindlichkeit aus 
dem Wechfel nicht enthoben anfehen konnte, fo lange er nit durch 
ein gerichtliches Erkenntniß von der Verbindlichkeit befreit wer. 

Entf. v. 13. September 1877, Nr. 1104 (©. H. 1878, Nr. 86; 
6552 ©.-U.). Die Mehrzahlung von Zinfen über das einverleibte Ausmaß kann 
nad $. 1432 B. ©. nicht zurüdgeforbert werben, da ber Schuldner wußte, daß 
er zu biefer Zahlung nicht verpflichtet if, und fie freiwillig leiftete, 

Entf. v. 11. October 1876, Nr. 6222 (6259 ©.-U.). Der auf Rüd⸗ 
zahlung deſſen, was ihm in Folge umerlaubter Mebenverabrebungen bei einem 
Zwangsansgleich gegeben wurde, Geklagte kann fi) auch nicht auf $. 1432 8. © 
berufen; denn diefe Beſtimmung findet feine Anwendung auf Zahlungen, melde 
auf Grund eines ungiltigen Vigs. geleiftet wurden. Der Sinn diefer Befeges- 
ftelle gebt dahin, daß, wenn jemand eine Zahlung leiftet, von der er weiß, daß 
er fie nicht ſchuldig ift, eine Schenkung als vorhanden angenommen wird, welde 
mar nad ben dießfalls beſtehenden Borfchriften wiberruflih wäre; von einer 
Schenlung kann aber bei einer Leiftung, welche auf Grund eines ungiltigen Ges 
ſchäftes erfolgt, nicht geſprochen werben. Zudem haben die Kläger nicht frei- 
willig, fondern nur in Folge ber von bem britten Wechfelinhabern erwirkten, ger 
richtlihen Erlenntnifie gezahlt und mit ben dem Beklagten übergebenen Wechſeln 
ihm nur die betreffenden Schulddocumente audgeliefert, eine Zahlung aber bamit 
nicht geleiftet [Schlußfolgerung]. 
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Entf. v. 8. Mai 1867, Nr. 3238 (2795 ©.-U.). Der Oppofitione- 
Hage, geftügt auf den Nachweis der wider die Wechſelzahlungsauflage nicht ein- 
gewendeten nad erwirkter Erecution aber durch ftrafgerichtlihes Urtheil erkannten 
Falſchung der Wechſelunterſchrift wurde ftattgegeben, da der Civilrichter fein neues 
materielles Recht ſchafft, und nicht die Hilfe zur Durchführung eines nicht be 
flehenden R8. gewähren Tann, weßhalb die Unterlaffung der Einwenbung gegen 
bie a rale unentſcheidend fei (Hofd. v. 22. Juni 1836, Nr. 145 
3. 6 


el. v. 21. November 1866, Nr. 10309 (©. Big. 1867, Nr. 24). 
Die bei Ankauf eines Gewerbes über den Normalpreis als pretium affectionis 
geleiftete Summe kann nicht zurüdgeforbert werben. 

Entf. v. 5. Mai 1863, Nr. 2465 (1704 ©.-U.). Nach 8.458. ©. 
sieht ein Eheverlöbniß eine rechtliche Verbindlichkeit zur Leiftung deſſen, mas 
auf ven Fall des Rücktrittes bebungen worben iſt, nicht nah fih. Es 
handelt fi nun aber nicht um den Beftand einer ſchon vollzogenen Leiflung umb 
um die Zurüdforderung derfelben ($. 1432 B. ©.); denn vie Leiftung, welche 
vollzogen war, befteht vorliegend eben nur in ver Behändigung bes Bons als 
Pfand für die Erfüllung des Eheverfprehens, und indem die Kläger die Aus- 
folgung des Erlöfes des Pfandes, nämlich des auf den Bon eincaffirten Gelb» 
betrages, und zu biefem Ende die Einwilligung des Geklagten zur Ausfolgung 
anftreben, fordern fie vom Geklagten in der That nichts anderes, als die Ueber 
laſſung des Egths. der Gelvfumme, fomit die Erfüllung derjenigen Berbindlid- 
keit, welche ber Geklagte für den Fall des Rücktrittes vom Eheverſprechen zu- 
gefichert hat. 

Entſch. v. 14. Mai 1862, Nr. 2266 (1518 ©.-M.). Dem Begehren 
um Zurüderftattung einer Nichijqul⸗ kann die im 8. 1482 B. ©. vorgeſehene 
Einwendung einer vom Schuldner geleifteten Zahlung, von ber er weiß, daß er 
fie nicht ſchuldig iſt, nicht entgegengefegt werden, wenn es fih um die Ueber 
tretung eines aus Rüdficht für die öffentliche Ordnung erlafenen G. es handelt. 

Entfd. v. 18. Mai 1859, Nr. 5396 (794 ©.-U.). Wenn jemand einen 
Wechſel girirt, auf dem der Rome des Remittenten fehlt, und dann in Folge 
Aufforderung des Wechſelinhabers den Wechſel bezahlt, fo kann er die bezahlte 
Summe nicht zurädfordern, weil diefe Schuld nur aus Mangel der Förmlid- 
keiten ungiltig war. 

Entſch. v. 28. März 1859, Nr. 2496 (759 ©.-U.). Daraus, daß eine 
Zahlung, von der nah allen Umftänden wahrſcheinlicher if, daß fie als endgil- 
tige Befriedigung des Glaubigers geleiftet wurde, während fie nad) dem Grund ⸗ 
buchsſtande nur als Theilzahlung erſchiene, nicht als Zahlung einer Nichtſchuld 
erwieſen iſt (8. 1432 B. G.), darf nicht geſchloſſen werden, daß durch dieſe 
Zahlung im Sinne des $. 863 ibid. der Beſtand der Forderung anerkannt und 
mithin für den Reſt der einverleibten Forderung die Big. unterbroden fei. 

Entſch. v. 13. October 1857, Nr. 10361 (445 ©.-U.). Aus dem bbleh 
mündlich gefchlofienen Schentungsvertrage erwächft gemäß 8. 943 B. ©. kin 
Klagerecht, allein eine derlei mündliche Schenkung ir deßhalb nicht rechtlich 
wirkfam, ungıltig; wäre dieß der Hall, fo würde das ©. wohl, wie im 8. 1249 
ibid. beim Erbvertrag oder im $. 270 a. ©. D. beim Bergleih auf eirken 
Schiedsrichter erflärt haben, daß zur Giltigleit des Schentungsvertrages d 
ſchriftliche Errichtung nothwendig fei. Auch anderen Vig.en hat das ©. da 
Alagerecht verfagt, 3. B. Wetten (8. 1271 B. ©.), fie find aber deßhalb nicht 
ganz ungiltig, fondern haben allerdings rechtliche Wirkſamkeit ($. 1432 ibid.). 
Letzlere äußert fih nun bei einem mündlichen Erlaſſe der Schuld darin, daß der» 
felbe als Einwendung der Klage des Schenkenden auf Zahlung der Schuld ent- 
gegengefegt werden kaun [Schlußfolgerung]. 
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(4: 1438 — vgl. 1. 1488; 68. 152, 244, 288, 151, 246, 47; 1492 B. ©.) 
8. 1933. Diefe Borſchrift (9. 1432) kann aber auf den Fall, in welchem ein Pflegebefohlener, 
oder eine andere Perſon bezahlt hat, welche nicht frei über ihr Bermögen verfügen kann, 
nicht angewendet werben. & 


G. 1484 — vgl. 3. 706; 874; 1421; 1481 ®. ©.) 
8. 1434. Die Zurüdftelung des Bezahlten kann au dann begehrt werben, wenn bie 
Schuldforderung auf was immer für eine Art noch ungewiß ift, ober wenn fie noch von ber 
Erfüllung einer beigefegten Bedingung abhängt. Die Bezahlung einer richtigen und unbe 
dingten Schuld kann aber bewegen nicht aurlidgeforbert werden, weil die Zahlungefriſt noch 
nicht verfallen iſt. 

Entſch. v. 20. Juli 1876, Nr. 5512 (©. Ztg. 1878, Nr. 73). Das 
Begehren auf Herausgabe einer Partie Waaren, welche im Zuge ber.Unterhand- 
tung eines nicht zum Abſchluß gelangten Kaufes abgeliefert worben waren, ift 
(nad $. 961 ®. ©., mindeftens aber) nach $. 1434 ibid. begründet [Schluß- 
olgerung]. 

li, EP v. 31. Jänner 1865, Nr. 732 (2106 ©.-U). Es kann im 
Allgemeinen auch eine Perfon, bie fonft unfähig iſt, ihr Vmgn. zu verwalten, 
eine richtige Schuld rehtmäßig abtragen und ihr Vormund oder Eurator ift nur 
dann berechtigt, das Bezahlte zurückzufordern, wenn die berichtigte Schuld noch 
ungewiß war ($. 1421 B. ©.). Diefe Bedingung der Rückforderung hat bem- 
nad der Vormund oder Curator zu erweiſen, aljo im vorliegenden Falle der 
Kläger, welcher den von feinen Söhnen gezahlten Betrag für den neuen Dfen 
zurädforberte, den Umſtand, daß fein Sohn nicht, wie gefiagterjeits behauptet, 
den früheren Ofen ſchuldbarer Weife verborben, und fo nad) bem 2. Satze bes 
8. 248 ibid., der nicht glei dem 1. Sage das vollendete 20. Jahr zur Haf- 
tungepfliht eines Min. erfordert — eine Erfagpfliht ſich nicht zugezogen habe. 
Diefer Beweis wurbe nit angeboten, weßhalb Kläger mit R. fachfällig ge- 
werben if. 

@. 14385 — vgl. 98. 1247, 1265, 919, 965, 979, 980; 489; 1174 ®. @.) 

8. 1485. Muh Sachen, die al® eine wahre Schuldigkeit gegeben worden find, Kann der 
Geber von dem Empfänger zurüdfordern, wenn ber rechtliche Grund, fie zu behalten, aufs 
gehört Hat. 

Entſch. v. 10. April 1878, Nr. 1845 (G. Ztg. 1879, Nr. 32). Die 
Befimmung bes $. 1435 B. ©., nach welcher ſelbſt die als wahre Schulvigteit 
gegebenen Sachen zurüdgeforbert werben können, wenn ber Rechtegrund ihres 
Behaliens aufgehört hat, bezieht fih auch auf bezahlte Wechſelſchulden; da num 
Bellagter ven Kaufpreis für die Waare wegen Nichterfüllung feinerfeits nicht ver- 
langen kann, fo fann er auch den gezahlten Kaufpreis oder das, was er für die⸗ 
felben, resp. das dafür gegebene Accept erhalten hat, nicht behalten. 

Enfid. v. 27. März 1878, Nr. 1371 (©. Big. 1879, Nr. 29). Die 
im Schlußzettel vorlommende Bemerkung, daß Bellagter bis Ende Jänner hafte, 
bezeichnet die wegen der Uebergabe getroffene Vereinbarung, fie enthält jedoch 
feine Beſtimmung über das, was Rechtens fein fol, wenn die Uebernahme nicht 
rechtzeitig erfolgt. Hätte diefe Bemerkung bie Bedeutung, daß ber beflagte Ver⸗ 
Täufer nach Ablauf diefer Friſt nicht mehr gehalten fein foll, zu äbergeben (8. 919 
B. ©.), dann könnte Kläger allerdings nicht mehr die Erfülung des Vigs., 
nämlich die Uebergabe des Holzes verlangen; dennoch aber müßte Geklagter das 
KRaufgeld zurüdgeben, weil für deſſen Behalten ver rechtlihe Grund aufgehört 
haben würde (8. 1435 ibid.). : 

Entfd. v. 7. März 1878, Nr. 8248 (©. Big. 1879, Nr. 28). Wer 
beim Umwechſeln einer Banknote für die hingegebene falfche Note echte einge- 
tauſcht hatte, ift zur Gemwährleiftung ($$. 1045, 1046, 1047, 922, 923, 982 
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ibid.) verpflichtet; aber aud aus ben Beftimmungen der 88. 1431 u. 1435 
ibid. ift die Klage begründet, weil, da bie dem Kläger gegebene Banknote per 
x fl. unecht ift, Bellagter feinen rechtlichen Grund hat, bie von ihm erhaltenen 
Banknoten im gleichen Gefammibetrage zurüdzubehalten und demnach zur Rüd- 
ſtellung derſelben verpflichtet ift [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 2. November 1877, Nr. 7496 (G. Big. 1877, Nr. 101 u. 
102; 6622 ©.-U.). Kläger hatte nad Borausbezahlung des Miethzinfes für ein 
Quartal ohne Zurädlaffung von Effecten fi) entfernt, und keinerlei Verfügung über 
die Wohnung getroffen, melde fohin von dem Beklagten noch für vasfelbe Bier- 
teljahr anderwärt® vermietet wurde. Die Klage auf Rüdftelung des Miethzinfes 
wurde abgewiefen, weil Kläger den Miethzins zu zahlen verpflichtet war, baher 
bie Beftimmung des $. 1435 ®. ©. nicht zur Anwendung kommt, und weil 
fonftige Anfprüche, welche Kläger wegen der Weitervermiethung etwa ftellen Könnte, 
bei Verhandlung fiber biefe — nicht in Betracht kommen können. 

Entſch. v. 23. Auguſt 1876, Nr. 10146 (6228 ©.-U.). Wenn auch 
in Folge obergerichtlicher Entfh. das in I. Inſtanz bewilligt: Verbot nicht 
vechtöfräftig wurde, ift doch die Haftung der vom Kläger erlegten Berbotscaution 
bereits eingetreten und nicht burdy die obergerichtlihe Verbotsaufhebung entfallen, 
weil Bellagter berechtigt ift, fi aus der Caution des dur das, wenn aud nur 
in I. Inſtanz bemilligte Verbot, ihm vielleiht erwachſenen Schimpfes und Scha- 
dens zu erholen. &8 ift daher unrichtig, daß dem Beklagten im Sinne des 
8. 1435 B. ©. kein R. zuftehe, die Erfolglaffung der Caution zu hindern. 

Entf. v. 17. Mai 1876, Nr. 2713 (6147 ©.-U). Die Anführung 
des Klägerd, daß er dem Bellagten „aus Anlaß ver Licitation der Straßen- 
berftellung in X 700 fl. mit dem übergeben babe, daß dieſer Betrag ihm zuräd= 
zuftellen fei, wenn der Landesausfhuß den Zufhlag der Straßenherftellung an 
ihn (Kläger) als Exfteher nicht genehmigen follte*, ift zur Begründung der con- 
dietio sine causa Mangel dieſer Genehmigung nicht genügend. Denn aus 
dem angeführten Factum ift nicht der Rechtsgrund zu entnehmen, aus welchem 
anläßlich der Licitation dem Beklagten 700 fl. übergeben wurden und aus welchem 
diefer biefen Betrag hätte für ſich behalten follen, und doch ift die Angabe dieſes 
Rechtsgrundes im vorliegenden Falle, wo der Kläger ein Rückorderungsrecht 
geltend macht, weſentlich, ba hiernach beurtheilt werden muß, inwiefern der ge- 
Hagte Empfänger des Geldes ein R. daran erwarb, unb inwiefern er zur Rüde 
fiellung angehalten werden könne, in welch' letzterer Beziehung es namentlich 
darauf anlommt, ob die Vermögenszuwendung zu einem erlaubten Zwede oder 
aber unter Umftänden geſchah, unter denen das ©., insbefondere die Beftimmung 
bes 8. 1174 8. ©. das Rüdforverungsrecht verfügt. Es mar im gegebenen 
Falle um fo nothwendiger, den Rechtögrund jener Auszahlung von 700 fl. an 
den Bellagten in’s Klare zu ftellen, als die Bezugnahme auf eine Licitation von 
Straßenherftellungen die Deutung zuläßt, daß die Auszahlung den durch das 
Hofp. v. 6. Juni 1888, Nr. 277 I. ©. ©., ausdrücklich als unerlaubt er- 
Härten Zwed hatte, ven Bellagten daburd vom Mitbieten abzuhalten, in welchem 
Tale die Klage auf Rüdftellung des Gegebenen nach $. 1174 ibid. ganz unzu⸗ 
läfftg wäre. Das angebliche Verſprechen des Beklagten, das übernommene Gelb 
bei Nichtgenehmigung der Licitation zurüdzuzahlen, kann für fih allein, ſolauge 
der Rechtsgrund der Uebernahme nicht feftfteht, das Klagerecht nicht begründen 
[Sclußfolgerung]. 

Entſch. v. 15. September 1875, Nr. 6150 (5853 ©.-U.). Da nad 
8. 1062 8. ©. der Käufer nur ſchuldig if, den Kaufpreis bei Nebernahme des 
Kaufobjectes zu bezahlen, ferner nad) $. 1052 ibid. derjenige, der auf bie Ueber- 
gabe bringen will, bereit fein muß, feine eigene Verbindlichkeit zu erfüllen, fo if 
«6 offenbar, daß in Folge des dem gerichtlichen Vergleiche über die Erfüllung 
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des Kaufvertrages nachgefolgten Factums ber durch einen Pfanbgläubiger der 
Verkäufer berbeigeführten executiven Veräußerung des Kaufobjecte® und der da⸗ 
duch fär die -Öellagten eingetretenen Unmöglichkeit der Erfüllung des Bige., 
deren Executionsrecht erloſchen ift. Kläger erſcheint aber auch berechtigt, das⸗ 
jenige von den Geklagten zurüdzufordern, was er ihnen vom Kaufſchillinge be» 
reits bezahlt hat, weil, nachdem die Erfüllung des Vtgs. von Seite der Ge- 
klagten unmöglid geworden if, der rechtliche Grund, einen Theil des Kaufſchillings 
zu behalten, aufgehört hat ($. 1435 ibid.). 

Entſch. v. 6. Juni 1873, Nr. 4013 (4998 G.-U.). Ein Berfhulven 
der Klägerin darin zu finden, daß biefelbe ihre Pachtrechte auf dem Pachtobjecte 
nit grundbücherlich ficherftellen ließ und fie aus diefem Grunde nach $. 1304 
B. ©. die Hälfte des Schadens tragen zu laſſen, welcher ihr dadurch entfland, daß 
der Geklagte das Pachtobject während der Pachtdauer an eine dritte Perfon ver- 

- äußerte, mwürbe eine ganz ungerechifertigte Beſchränkung der im $. 1120 ibid. 
ausgefprochenen Regel fein, daß der Pächter berechtigt ift, vom Beſtandgeber in 
Rüdfiht auf den erlittenen Schaden und entgangenen Nugen volllomnene Ge- 
nugthuung zu fordern. Die Klägerin konnte im Bertrauen auf die Vertrags- 
treue des Belangten ganz wohl unterlaflen, von dem ihr eingeräumten Sicher⸗ 
ſtellungsmittel Gebrauch zu machen, ohne daß ihr defiwegen ein Verſchulden, ein 
Mangel ver gehörigen Aufmerkſamkeit zur Laft gelegt und daraus eine Prämie 
für den Vertragsbruch des Belangten gemacht werben könnte. Ganz uanwend- 
bar ift $. 1304 ibid, auf die Frage des Erfages jener 90 fl., welde der Be— 
langte als Pachtzins für die 3 legten Pachtjahre im voraus erhalten hat und 
nun dod zur Hälfte behielt, obwohl durch fein Verſchulden das Pachtobject 
der Klägerin 3 Jahre entzogen blieb; denn die 90 fl. gebühren der Klägerin 
nicht als Schadenerfag, fondern fie find von dem Geklagten deßhalb ihr zurüd« 
zuftellen, weil für ihn jever rechtliche Grund, fie zu behalten, aufgehört hat 
(8. 1435 ibid.). 

Entſch. v. 18. April 1873, Nr. 2678 (Manz'ſche Sig). Das Bor- 
gehen des Gellagten, welder, als er vie exfte Lieferung nicht auszuführen ver- 
mochte, nicht die mindefte Gewähr dafür anbot, daß er fpäterhin in der Lage 
fein werde, bie vertraggmäßigen Lieferungen zu leiſten, gewährte dem Kläger 
genägenden Anhaltspunft zu der Annahme, dag Geflagter überhaupt außer Stande 
fei, den Big. zu erfüllen, wornad der Kläger auch nicht weiter verpflichtet war, 
den Ausgang des Lieferungstermines abzuwarten. Wenn nun der Kläger be» 
rechtigt war, vom Big. abzugehen, fo erjcheint der Geklagte, da er das Angelo 
fernerhin ohne Rechtsgrund in Händen hatte, gemäß $. 1435 B. ©. verpflichtet, 
dasſelbe zurädzuftellen; der Geflagte ift aber auch nach $. 908 ibid. — ba aus 
feinem Verſchulden der Btg. nicht erfüllt wurde, indem es feine Sade war, 
Vorkehrungen zu treffen, damit er in der Lage fei, das zu liefernde Schnitt- 
‚materiale aud wirklich zu übergeben — ſchuldig, eine dem Betrage des Angelves 
gleihlommende Summe dem Kläger zu bezahlen und ift dieß als ein Schaben- 
erfag zu betrachten, welchen das ©. der ſchuldloſen Partei, ohne daß es ber 
Nachweiſung eines wirklich erlittenen Schadens bedarf, zuerfennt. [Siehe Spruch 
Ne. 48 bei $. 908.] 

Entf. v. 20. Juni 1872, Nr. 5971 (5206 G.⸗U.). Der Geklagte 
gefteht felöft zu, daß ihm an dem verkauften Antheile der der Realgemeinde ger. 
hörenden Wieſe kein ausſchließendes Eigenthumsrecht, fondern nur als Gemeinde- 
mitglied das Benützungsrecht zuſtand, er hat ſomit eine Sache verkauft, deren 
Egth. ihm nicht zuftand und deren Benügungsreht nur den Gemeinbemitgliedern 
won C zufteht; diefer Verkauf ift daher offenbar ungiltig und Gellagter muß nad 
$. 1435 ©. ©. ven Rauffhiling zurüditelen; tie Abweilung des Begehrens 
hätte die Folge, daß der Kläger weder das Kaufobject noch den Preis erhalten 
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tönnte, Geklagter aber den Kaufpreis behalten, und als Gemeindemitglied von C 
auch an der Benügung des von ihm verkauften Wiefenantheiles teilnehmen wärke. 
Entf. v. 8. October 1870, Nr. 7667 (3900 ©.-U.). Die Klage anf 
Nüdzahlung einer a Conto-Zahlung, welche vor erwirkter wechſelrechtlicher Zab- 
lungsauflage erfolgt iſt; da der Wechfelinhaber den Wechſel nah erwirkter 
Zahlungsauflage einem Dritten cevirt hat und Kläger diefem die ganze Wechfel- 
fumme zahlen mußte, ift begründet; bie exceptio res judicatae fleht dieſem Er⸗ 
tenntniß nicht entgegen; denn die Zahlungsauflage wurde nur rechtökräftig, weil 

Kläger damals feine Einwendung erhoben hatte. 

Entſch. v. 7. October 1870, Nr. 6417 (SG. U). Der NRahnahm- 
nehmer haftet dem Nachnahmgeber für den richtigen Eingang ber Nachnahme. 
Der Nachnahmgeber ift bei Vorhandenſein mehrerer mit Nachnahme belegter 
Ladungen beredtigt, auch ohne Einwilligung des Nahnahmnehmers die Rad 
nahme proportionaliter auf die verfchiedenen Ladungen zu vertheilen. 

Entjd. v. 9. Februar 1870, Nr. 8674 (3704 G.-U.). Die Mage auf 
Nüdftellung des im Einverftändniffe der Eontrahenten vom Kläger bei Abſchluß 
ber Kaufvertragspunktation dem Geklagten gezahlten Angelves, nachdem der Btg. 
nicht zum Abſchluſſe gelangte, ift nach $. 1435 B. ©. begründet, da der Geklagie 
feleft excipiendo geltend machte, daß das Angeld ven ihm bereits verrechnet 
worben fei und alfo zugegeben hat, daß er fein R. habe, felbes zu behalten, 

Entf‘. v. 9. März 1869, Nr. 1385 (3325 ©.-U.). Ob Kläger den 
Wechſel entgeltlich oder unentgeltlich erwarb, ift für bie Bereiherungsfiage um- 
entſcheidend (8. 353 B. ©.), und ebenfo gleihgiltig if, ob und welchen Schaden 
er außerdem noch erlitten habe; — allein zur Subſtantiirnng der Klage hätte 
der Kläger anführen müflen, dag der Beklagte bereichert fei umd in weldem 
Betrage (Art, 83 W. O.); er hätte demnach darthun müſſen, daß der Beklagte 
dem Acceptanten entweder Beine ober eine geringere Baluta, als der Beklagte 
feloft empfangen, übermacht babe, mithin um den ganzen oder um ven Mehr 
betrag der jelbft erhaltenen Baluta bereichert wurde; folglich denſelben ohne 
Rechtsgrund befige ($. 1435 8. ©.). Mangels diefes Beweiſes if die Klage 
abzuweiſen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 19. Februar 1869, Nr. 291 (3308 ©.-U.). Aehnl. der 
Entf. Nr. 8674 ex 1870. 

Entſch. v. 14. März 1867, Nr. 1522 (2759 ©.-U.). Es ift felöftoer- 
ſtaändlich, daß die Wettenden zur Bornahme der Thätigkeit, um deren Erfolg gemettet 
wird, verpflichtet find. Kein Theil ift daher berechtigt, das Wettgeld zurückzu⸗ 
fordern, wenn er dieſe Thätigleit nicht vorgenommen hat. 8. 1435 B. ©. trifft 
alfo hier nicht zu. 

3 Entf. v. 2. Auguft 1865, Nr. 6091 (2242 ©.-U.). Da pas Kaffee 
fhantgefchäft, deſſen Betrieb Gegenftand des Pachtes war, gar nicht eröffnet 
werben. konnte, fo erjceint der Vtg. anfgelöft und ber Kläger auch berechtigt, 
ben bereit bezahlten Pachtzins wieder zurädzufordern ($. 1104 B. G.); dem 
nad ber Natur der Sache war von beiden Theilen vorauszuſetzen, der Big. fei 
nur giltig, wenn Kläger die gepachtete Eonceffion aud ausüben tärfe. Nach 
8. 1435 ibid. lönnen aber aud Sachen, die als wahre Schuldigkeit gegeben 
worden find, zurüdgeforbert werben, wenn der rechtlihe Grund, fie zu behalten, 
aufgehört hat. 

Entſch. v. 23. März 1864, Nr. 2163 (1887 ©.-U.). Vermöge der 
vom Beklagten im Bauvertrage übernommenen Verpflichtung ſteht dem Kläger 
das R. zu, jeden Zahlungsanſpruch eines Dritten für Herftellungen, die Be- 
Hagter gegen die Baufhalfumme übernommen hat, an den Bellagten zu verweilen, 
mithin, wenn ein folder Forderungsberechtigter, weil für ihn der Banvertrag als 
res inter alios gesta feine Wirkung hat, dennoch den Kläger zur Zahlung ver 
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halten laſſen würde, wegen des Erſatzes ſich an den Beklagten zu halten, indem 
Kläger den ganzen Bauſchilling dem Beklagten nur in der Vorausſetzung aud- 
bezahlt hat, daß er dadurch jeder anderweitigen Zahlung für die vom Bellagten 
übernommenen Herftelungen enthoben fei ($. 1431 B. ©.), und für den Leg- 
teren, wenngleich er bie Zahlung bes Bauſchillings bona fide empfing, ber rechts 
lie Grund, das Empfangene zu behalten, aufhörte, fobald und foweit Kläger 
dann body wegen einer Zahlung, von der er duch die Entrihtung bed Bau- 
ſchillings an den Bellagten befreit fein follte, in Anſpruch genommen wurbe 
($. 1435 ibid.). Ein befonderes Verſchulden bes Bellagten hat Kläger nicht 
zu beweifen; es genügt, daß er das R. bat, von jenem die Zahlung aller Her- 
ftellungen zu verlangen oder fih erfegen zu laſſen. Es ift demnach ganz un⸗ 
entſcheidend, ob Beklagter Sachen, wegen beren Bezahlung Kläger in Anſpruch 
genommen wurde, einem Dritten bereits gezahlt habe, es war feine Sache, ba- 
für zu forgen, daß er felbft durch Bezahlung von Materialien zu Händen eines 
Profeffioniften, der fie ſchuldig blieb, nicht zu Schaden komme. 

Entfd. v. 17. April 1862, Nr. 1610 (1509 G.-U.). Wenn beide 
Theile ausdrücklich oder ftillfegweigend von dem Btg. abzugeben erklärt haben, 
fann das Angelo ex titulo condictionis sine causa zurüdgeforbert werben. — 
Die Mage auf das doppelte Angelo ift als eine ſolche ſtillſchweigende Erklärung 
zu betrachten. 

Entf. v. 29. Mai 1860, Nr. 6346 (1141 ©.-U.). Der Anfprud 
des Frachtaufgebers auf Rückerſtattung der Mehrzahlung, welche er gegenüber 
dem am gleihen Tage von der Geſellſchaftsdirection lundgemachten ermäßigten 
Tarife leiftete, indem ex in einer entfernten Station nad dem beftehenven Tarife 
bezahlte, ift in@befondere aud nicht im $. 1435 B. ©. begründet. 

Entfd. v. 25. Yänner 1859, Nr. 398 (2051 ©,-U.). Der Miether 
muß der Aftermiethpartei den von ihr empfangenen Aftermiethzins zurüderftatten; 
nachdem bdiefelbe über Anfuchen bes Hauseigenthümers belogirt, von den gemie- 
theten Rocalitäten feinen Gebraud machen fonnte (88. 922 u. 923 B. ©.). Die 
Aftermiethpartei verliert, wenngleich fie, von dem Hauseigenthümer belangt, nicht 
Vertretungsleiftung nad Vorfhrift der a. ©. O. begehrte, fondern nur außer- 
gerichtlich den Miether davon in Kenntniß ſetzte, nad 88. 931 u. 932 ibid. 
nod nicht das R., den vorausbezahlten Zins zurüdzufordern, umfomehr als bie 
Miether nicht behauptet, Einwendungen haben entgegenjegen zu fünnen. 

Entſch. v. 1. April 1857, Nr. 2596 (328 ©.-U.). Die im Prämien- 
gefhäft — einem Wettvertrage — vom Kläger bezahlte Summe bildet nicht den 
Preis der Wette, fondern das vom Kläger geleiftete Entgelt für bie vom Ge⸗ 
Magten übernowmene Verbindlichkeit, und ba Letzterer ſolche nicht erfüllt hat, fo 
hörte feinerfeit® der Rechtsgrund, die Summe zu behalten, offenbar auf, und der 
Kläger wurde nad 8. 1435 B. ©. berechtigt, diefelbe zurückzufordern. Da- 
gegen Tonnten dem Kläger die Intereſſen nach 8. 995 ibid. nur mit 4 Percent 
zuerkannt werden, weil das zwifchen den Streittheilen verhandelte Gefchäft kein 
eigentliches Handelsgeſchäft, ſondern eine bloße Wette war. 


G. 1486 — vgl. $$. 906, 907 8. @.) 
8. 1436. Bar Jemand verbunden, aus zwei Sachen nur Eine nah feiner Willkür zu 
geben, und hat er aus Irrthum beide gegeben, fo hängt es von ihm ab, bie eine oder bie 
andere zurück zu fordern, 


Entf. v. 11. Juli 1878, Nr. 7067 (ur. Ztg. 1879, Nr. 26). Die 
Erecutionsführung auf eine Forderung des Erecuten an ben Erecutionsführer 
feloft ift nichtig; denn durch die Veräußerung der Forderung wird eine Ceſſion 
bewirtt (8. 1892 B. ©.); durd die Veräußerung würde fi die Forderung mit 
jener des Erecutionsführers nad $. 1436 ibid. von felbft compenfiren. Es 


1178 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


bliebe bei dieſer Sachlage ganz in dem Belieben des Executionsführers, bie Fer 
derung um jeben Preis zu erfiehen. Der Erecutionsführer wirb daburch Eefftonz 
und Ceſſus in einer Perfon und ber Erfolg wäre nur ber, daß eventwel ww 
verhältnigmäßige Compenfation der beiberfeitigen Forderungen vereitelt würde 
Es iſt daher die fragliche Forderung des Erecuten an den Erecutionsfährer al 
eine im Verkaufe befindliche Sache, deren Feilbietung dem Letzteren im Gimme 
ber 88. 447, 548 u. 461 ibid. geftattet werben könnte, nicht anzufchen. 


(8. 1437 — vgl. 66. 329-382, 836, 836; 829; 1431; 1447 8. @.) 
8. 1489. Der Empfänger einer bezahlten Nichtſchuld wirb al® ein rebliger ober unreblihe 
Befiger angefehen; je nachdem er den Irrthum des Gebers gewußt hat, oder aus beu Um: 
fländen vermuthen mußte, oder nicht. 
Siehe auch die Entsch,en bei 98. 1431 u. 1455. 


Entſch. v. 13. Jänner 1875, Nr. 13443 (5599 ©.-U.). Der Kläger, 
welcher auf Actien einer zu gründenden Gefelljhaft eine Anzahlung Ieiftete, bat, 
da die Emiffion unterblieb, Anſpruch auf Rüdzahlung der Summe. Diefer An 
ſpruch ift in $. 1437 B. ©. gegründet; ber Beweis des angeführten That: 
beſtandes trifft jedoch den Kläger; niht dem Bellagten kann die Beweielaß 
aufgebürbet werden, daß er einen Rechtsgrund, bie a Summe zu behalten, 
noch babe [Schlußfolgerung]. 


2. Gompenfation. 


(8. 1438 — vgl. 98. 1441-1448; 1431, 1483; 1191, an * G.; Hofb. v. 15, Jänner 1787, Mi.m uns 5 Ma 


8. 1438. Wenn Forderungen gegenfeitig zufammentreffen, die richtig, gleichartig, und fe 
beſchaffen find, daß eine Sache, die dem Einen als Gläubiger gebührt, von diefem auch al 
Schuldner dem Andern entrichtet werden kann; fo entfteht, inſoweit bie Forderungen fit 
gegen einander ausgleichen, eine gegenfeitige Aufhebung der Verbindlichkeiten (Compenſatien, 
welche ſchon für ſich die gegenfeitige Zahlung bewirket. 

Entſch. v. 6. September 1878, Nr. 6641 (©. Big. 1879, Nr. 87) 
Wo das B. ©. felbft, wie im $. 1153 ein MRüdbehaltungsrecht auspräd- 
lich noch geftattet, iſt dieß als Ausnahmsfall ſtrenge auszulegen und auf andere 
Fälle nicht auszudehnen. $. 1154 ibid. normirt hinſichtlich einer Erfagforverung 
wegen nicht rechtzeitiger Vertragserfüllung lein Retentionsrecht und es Tann and 
auf den $. 1153 ibid. ſich dieſerwegen nicht bezogen werben. Die beiden Para⸗ 
graphe ftehen keineswegs in untrennbarem Zufammenhange, Der Gellagte hat, 
da ihm die beftellte Arbeit geliefert wurde, nad $. 1956 ibid. dem Kläger ben 
Lohn zu entrichten, weil feine dem ageanfpruce entgegengeftellten Gegenfer⸗ 
berungen nicht ans Mängeln des Werkes, fondern aus den burd) nicht rechtzeitige 
Ablieferung der Arbeit entftandenen Schaden hergeleitet werden. Sollten aber 
dieſe vom Geklagten auf mehr als 300 fl. bezifferten Gegenforderungen in dieſen 
Rechtsſtreite Berüdfichtigung finden, fo wäre bieg nur im Wege der Compe— 
fation zuläffig. Allein die eingewendeten Schadensbeträge konnten in dieſes 
Rechtsſtreite nicht für richtig und liquid anerfannt werben, weil Bellagter vas 
Intereffe an der rechtzeitigen Lieferung angefichts der im Gutachten vom ven 
Sachverſtändigen präjubicirten Vorausfegung und barauf bafırten Annahme, ba | 
er täglich auf der eingerichteten Mühle 12 Metzen gemahlt hätte, nicht nachwies. 
Sonach erſcheint im Sinne des $. 1438 ibid. eine Compenfation unzuläffig. 

Entſch. v. 11. Yuli 1878, Nr. 6067 (©. 9. 1879, Nr. 1). Eine 
Vorberung, welche der Erecut gegen den Erequenten zu ftellen bat, Tann von 
ben Letzteren ſchon deßhalb nicht in Erecution gezogen werben, weil die For⸗ 
derung des Executen, infoferne diefelbe durch richterliches Urtheil als Liquid er- 
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tannt würde, ſich von ſelbſt und bis zu ihrer Höhe mit der Forberung des 
heutigen Erequenten compenſiren würbe ($. 1438 ibid.). 

Entſch. v. 5. Jänner 1878, Nr. 9692 (©. Zig. 1878, Nr. 28 u. 29). 
[Bortlaut ver beftätigten obergerichtlihen Motive:] Der Ausorud „im Falle 
ber Zufäffigleit der Compenfation“ in einem Dtg., worin bie Höhe des Cef- 
fionsentgeltes von der Zuläffigkeit der Compenſation der cedirten Forderung mit 
der Schuld des Ceſſionars an den Schuldner abhängig gemacht wird, ift nad 
der gewöhnlichen Bedeutung ber Worte anfzufafien, nämlich nicht etwa in dem 
Sinne und in dem Falle, als die Eompenfation factifh geichehen wäre, fon- 
bern vielmehr in dem Sinne, daß alle Vorausſetzungen zuiveffen müſſen, von 
welchen die Zuläffigleit der Eompenfation nad den Beflimmungen des B. © 
und der €. O. abhängig ift, fo zwar, daß ber Geklagte, wenn es nur in 
feinem Willen gelegen gewefen wäre, im concreten Falle die cebirten For⸗ 
berungen mit einer ber Wiener Wechslerbank gegen ihn aus bem Contocor- 
vente zuftehenben Forderung hätte compenſiren können. Zu den Vorausſetzungen 
oder Bebingungen ber Zuläffigfeit der Compenfation gehört vor Allem das 
wirkliche, nicht bloß behanptete ober vermeinte Zufammentreffen von gegenfei- 
tigen Forberungen, die richtig und fo beſchaffen find, daß eine Sade (bier 
eine Geldſumme), bie vem Beklagten auf Grund der Ceifion als Gläubiger ge- 
bührte, von ihm auch als wirklihen Schulvner an die Wiener Wechslerbant 
hätte entrichtet werden Können. Die bloße Erklärung des Bellagten, daß er 
Schuldner der Wiener Wechslerbant fei, die er in der vorliegenden Urkunde vor⸗ 
behaltlos abgab, genügt nicht, bie concrere Möglichkeit der Compenſation zu be 
gründen nnd den Mangel ver Borausfegung einer wirklichen Forderung der 
Wiener Wechslerbant an ihn zu erfegen. Die Bedingung, „im Falle ver Zu- 
läffigfeit der Compenfation" umfaßt alle Fälle ver Znläffigkeit, der concreten 
Möglichkeit der Compenſation, weßhalb dem Kläger ver Beweis des Umflanves 
obgelegen wäre, daß irgend eine Voransfegung oder Bedingung der Zuläffigfeit 
der Compenfation duch Big. ausgefchloffen worden fei. Durch die Erklärung 
bes Beklagten, daß er Schuloner der Wiener Wechslerbank fei, iſt aber noch 
nicht erwiefen, daß er die Eompenfationsvaluta zu bezahlen, aud für ben Fall 
verfprechen wollte und verfprodhen habe, wenn feine Annahme, ex fei Schuldner 
der Wiener Wechslerbank, fih nicht erwahrt. Dem zu Folge lag dem Släger 
vor Allem ob, den Eintritt der Bedingung, an melde das Verſprechen, die Com⸗ 
penfationsvaluta zu zahlen, gefnüpft war, zu erweiſen, nämlid ben Beweis zu 
liefern, daß ber Geklagte zur Zeit der Ceſſion wirklich eine fo beichaffene Schuld 
an die Wiener Wechslerbank hatte, daß die Möglichkeit gegeben war, biefelbe 
mit der cedirten Forberung zu compenfiren. Da nun ber Kläger biefe Bedingung 
nicht erwiefen hat, fo war die lage auf Zahlung des ganzen der Compenfation 
anterliegenden Betrages der cebirten Forderung ſchon aus diefem Grunde allein 
abzuweiſen. 

Entſch. v. 2. November 1877, Nr. 3629 (©. Ztg. 1877, Nr. 97; 6619 
G.⸗U.). Die Behauptung: — die Beftimmung ber Hofd. v. 15. Jänner 1787, 
Nr. 620u. 621 8. G. S., fei durd die 88. 1438 u. 1439 B. ©. nicht aufge 
hoben, und es fönne fomit die Compenfation nur mittelft Klage und nicht mittelft 
Einwendung geltend gemacht werden, weil fonft ver Kläger um eine Rede verkürzt 
und bes Rs., in ber Duplit den Hanpteid aufzutragen, verluftig würde — ill 
ierig, da dad B. ©. die Compenfation als Aufhebung von Verbindlichkeiten be» 
zeichnet, und ihr dadurch bie rechtliche Natur einer Einwendung gegeben hat. 

Entf. v. 21. October 1875, Nr. 7024 (5888 ©.-U.). — 
Nach 8. 57, lit. e der Zur. N. v. 20. November 1852, Nr. 261 R. ©. B. 
gehören Streitigkeiten aus Wechſelgeſchäften in den Wirkungstreis des H. Gerichte 
und diefe gefeglihe Beſtimmung befteht noch gegenwärtig in Wirkſamkeit, indem 
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ber 8. 41 Einf. ©. zum H. ©. ven 8. 57 Jur. N. nur mit ausdrücklicher 
Ausnahme der Beftimmungen über Wechielftreitigfeiten außer Kraft gefett hat, 
da nun bie von ben Beklagten zur Compenfation geltend gemachten Gegen- 
forderungen auf Wechſel geftägt, von der Mlägerin aber mit ſolchen Einwen- 
dungen beftritten wurden, in Folge welcher die Beklagten den. Rechtöbeftand bes 
ihnen gegen bie Klägerin zufiehenden Wechſelrechtes zu beweifen haben werben, 
fo wäre e8 den Beklagten obgelegen, ihre Wechſelforderungen gegen bie Klägerin 
bei dem hierzu berufenen H. Gerichte geltend zu machen, und erft anf Grundlage 
eines von bemfelben erwirkten Erkenntniſſes über die Richtigkeit ihrer Forderungen 
hätten fie in dem von ber Klägerin anhängig gemachten gemeinrechtlichen Pro- 
eefie die Einwendung der Compenfation mit Erfolg erheben können, weil nad 
88. 1438 u. 1439 8. ©. zwiſchen einer richtigen und nicht richtigen Forderung 
die Compenfation nicht ftattfindet, die von der Klägerin beftrittene Gegenforberung 
der Bellagten aber infolange als eine nicht richtige betradjtet werben muß, als fie 
nicht von dem competenten H. Gerichte für richtig .erfannt worden ift und, fowie 
- Wechfelforderungen nad 8. 23 Yur. N. im Wege einer Widerklage nicht ver 
einem anderen, als dem hierzu berufenen befonverem Kaufalgerichtöftande geltend 
gemacht werben bürfen, basfelbe aud von der Einwendung ber Compenſation, 
welche nur die Stelle einer Widerklage vertritt, zu gelten bat. 
Entf. v. 27. Juli 1875, Nr. 5468 (5808 ©.-U.). Wenn der $. 878 
8. ©. beftimmt, daß, was unerlaubt ift, nicht Gegenftanb eines giftigen Btgs. 
werben Tann, und ber 8. 879 ibid. einige ungiltige Btge. aufzählt, fo ift damit 
die Zahl der von dem ©. unerlaubten Geſchäfte wohl nicht erſchöpft, aber eben- 
fowenig dem richterlichen Ermeflen überlafien, melde Btge. als unerlaubt anzu» 
fehen feien. Dieß auf den vorliegenden Fall, nämlich die Ceffion der gegen 
eine Concursmaſſe zuftehenden Forderung und deren Geltennmadhung im Wege 
ber Compenfation wider die Maffe angewendet, find die 88. 20 u. 21 €. O. 
maßgebend, welche biefe Eompenfation geftatten und nur dann ausihliegen, wenn 
die Gegenforderung an den Gemeinſchuldner, mit welcher eine vor der Coucurs- 
eröffnung beftandene Schuld an den Gemeinfchuloner compenfirt werben wollte, 
erſt nad) der Concurseröffnung entftanden, oder erft nad biefer im Wege ber 
Abtretung. von einem Dritten erworben worden if, welcher Fall hier nicht ein- 
teitt. Beide Untergerihte anerkennen, daß bie gegenfeitigen Forderungen gemäß 
8. 1438 B. ©. zur Compenfation geeignet feien, und finden den Grund zur 
Ausſchließung der legteren nur in dem von der geflagten Concursmaſſe einge- 
wenbeten Umftande, daß die Ceſſionen zum Scheine ausgeftellt ſeien. Eigentlich 
wurde aber von dem Eoncursmafjeverwalter ein Scheingefhäft nicht eingemenbet, 
weil er nicht angegeben, welches Geſchäft unter dem Scheine der Eeffion ver- 
borgen fein follte. Die. Beftreitung der Beweiskraft der Eeffionsurkunpen, deren 
Echtheit nicht angefochten wurde, iit ohne Wirkung, weil fie zu jenen Urkunden 
gehören, welche in der Abfiht ausgeftelt wurden, um dem Inhaber auch gegen 
Dritte als Beweismittel zu dienen, und darum, die Echtheit vorausgeſetzt, auch 
gegen diefe beweisftäftig find. Die Frage der Giltigfeit der Ceſſionen ift nad 
dem oben Gefagten zu bejahen, da fle gegen ein ©. nicht verftogen. Es find 
aber auch die Thatumftände, in welden die Untergerichte ben Charakter eines 
Scheingeſchäftes außgeprägt finden, und worüber fle den Beweis der Concurs- 
maffe zulaflen, nicht geeignet, ven Ausſpruch der Ungiltigfeit der Ceffion zu be 
gründen. Das Weſen und die Giltigfeit der Ceſſion ift von ber Zahlung einer 
Cefftonsvaluta völig unabhängig, indem die Ceſſion nah 8. 1897 ibid. entgelt« 
lich, wie aud unentgeltlich zu Stande fommen kann und bie Wirkungen ver 
Eeffion dem übernommenen Schuldner gegenüber biefelben find, bie Cefflon mag 
ganz unentgeltlich oder gegen Entgelt zu Stande gekommen fein. Ebenſowenig 
kann in der Abſicht bei Mebernahme der Worberungen, fi von Zahlung der 
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eigenen Schuld an die Concursmaſſe zu befreien, etwas Verfängliches gefunden 
werben. Dasfelbe gilt von der Vereinbarung auf Theilung ber Differenz zwi⸗ 
ſchen dem Betrage der Einlagen und der bei Vertheilung der Erivamafie darauf 
entfallenden Gläubigerquote, da die Eontrahenten in ver Beftimmung der Eeffions- 
valuta gefeglich nicht befhränft waren und mit jener Vereinbarung nur eine Ber- 
minderung der durch die Concurserbffnung über das Vmgn. der geflagten Caſſe 
erlittenen Beſchädigung angeftrebt hätten. — Es find fomit die gefeglihen Vor— 
ausfegungen vorhanden, unter welhen die geltend gemachte Compenfation unbe 
bingt al® eingetreten anzuerkennen ift. 

Entfd. v. 1. Juni 1875, Nr. 4841 (5739 G.-U.). Die Eompenfation 
mit einer erft nach erfolgter Abrechnung zurüdzuerftattenden Caution gegen eine 
Wech ſelforderung der Concursmaffe ift unzuläffig nah 8. 21 €. O. und weil 
die Eautionaforderung in dem Concurfe der Klägerin zwar mit dem Betrage von 
x fl. als liquid anerkannt worden ift, allein erft die Maffevertgeilung zeigen 
muß, nit welchem Quotienten dieſe Sorberung zur Befrievigung zu gelangen hat 
und daher ſchon wegen vermaliger Unbeftimmtheit dieſes Quotienten die Compen-. 
fation der eingeffagten Wechfelforberung mit dieſer Gegenforberung nad} $. 1438 
8. ©. muß ftattfinden können. 

Entfd. v. 30. März 1871, Nr. 1205 (4115 GM). Die Compen- 
fation der Erſatzanſprüche der Mutter eines unehelichen Kindes für die Ver— 
pflegung beöfelben gegenüber dem gerichtlich zur Anerkennung ber Vaterſchaft 
nicht Verurtheilten, ſondern nur im Taufbuche als ſolchen erſichtlichen außerehe⸗ 
lichen Vater mit einer liquiden, durch Mandatsklage geltend gemachten Darlehens⸗ 
fern desjelben ift zuläffig. 

Entfd. v. 11. Februar 1869, Nr. 701 (Sch. D. Die von der Aus- 
gleichsmaſſe des Gläubiger eingeflagte Forderung ift mit einer zur Zeit ber 
Eröffnung des [beftandenen] Ausgleichsverfahrens nod nicht fähigen Gegen- 
forberung des Schuldners nicht compenfirbar. [Bgl. bezüglich diefer und weiteren 
Entjd.en die C. D. v. 25. December 1868.] 

Entf. v. 8. Jänner 1867, Nr. 11170 (Not. Big. 1867, Nr. 13). 
Die Compenfation einer bei der Ausgleichsmaſſe angemelveten, liquid anerfannten, 
aber noch nicht fälligen Forderung Tann nicht in ihrem ganzen, ohne Rüdficht 
auf die hierauf entfallende Quote bezifferten Betrage gegen eine Gegenforberung 
ber Ausgleihsmaffe flattfinden, 

Entfd. v. 7. November 1866, Nr. 8178 (©. 9. 1867, Nr. 83). 
Eine liquide Forderung aus Anlaß der Mühewaltung kann mit einer nicht 
liquiden Gegenforderung aus Anlaß des verurfachten Schadens bei diefer Mühe- 
waltung nit compenfirt werben. 

Entfd. v. 6. Juni 1866, Nr. 5072 (3624 G.-U.). Die Einwenbung 
des Rottocollectanten, welder für eigene Rechnung auf Credit mitfpielte, gegen 
die Klage der Finanzprocuratur auf Erfag der Abgänge, daß er bie gleiche 
Sefammtfumme auf Credit gefegt habe, diefer Betrag aber von ihm nad) 
8.5, 8 Lottopat. v: 13. März 1813 (pol. ©. ©. Nr. 27) und 8. 1271 8. ©. 
nicht gefordert werben dürfe, daß alfo das Aerar venfelben Betrag, für melden 
ex als Lottocollectant hafte, ihm als Spieler wieber zurädzahlen müßte, ift unbe 
gründet, weil eine Compenfation beider Anſprüche wegen deren Ungleichartigkeit 
nad $$. 1438 u. 1439 ibid. nicht geltend gemacht werben kann. 

Entf. v. 12. April 1866, Nr. 2021 (G. H. 1866, Nr. 49), Die 
Compenfation ver — — eines Geſellſchafters gegen die Gläubiger der 
a iſt zuläffig. 

ntſch. v. 7. Februar 1866, Nr. 952 (©. Ztg. 1867, Nr. 59). Auch 
im ee fann gegen eingellagte Forderungen der Mafje die Compen⸗ 
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ſation nur mit ſolchen Gegeuforderungen geltend gemacht werben, die zur Zeit 
der eingebrachten Klage ſchon fällig waren. ; 

Eutſch. v. 16. November 1865, Nr. 8749 (©. Ztg. 1866, Nr. 15). 
Die Anmeldung des Rs., die nad) 8. 1438 B. ©. eingetretene Compenfation 
der Gegenforberung in der Einrebe, gegen bie etwa von ber Concursmaſſe an- 
zuftrengende lage anzubringen, ift in ber [früheren] €. O. nirgends vor- 
gejchrieben. - 

Entfd. v. 24. Auguft 1865, Nr. 6487 (2264 ©.-U.). Unter dem Aus- 
brude „richtige Forderung“ verftcht man eine folge, bie auf einem giltigen 
Rechtsgrunde beruht, aljo zu R, befteht, wenu ihr Rechtsbeſtand auch beftritten 
wird und zu erweifen ift. Es fteht fonad dem Compenfirenden zur Darthuung 
ber Richtigkeit feiner behaupteten Gegenforverung auch der Gebrauch aller ge- 
vihtöorduungsmäßigen Beweismittel offen. 

Entfd. v. 3. Mai 1865, Nr. 2504 (©. H. 1865, Nr. 74). Die 
Eompenfation einer an die Sequeftrationsmaffe abzuführenden Schuld mit einer 
vor Eintritt ber Sequeftration entftandenen Forderung bes Schuloners für ge- 
lieferte Waaren findet nicht ftatt. Der Sequefter darf, ſelbſt im Falle, als der 
Schuldner die Befriedigung einer an ihn zu ftellenden Schuldforderung zugefagt 
hätte,’ diefelbe nicht befriedigen, wenn bie Sequeftration nicht auch fpecie hierzu 
beftellt wurde. 

Entf. v. 1. Yuli 1864, Nr. 4682 (1939 ©.-U.). Eine zur Zeit ber 
Eröffnung des Concurfes oder des [beflandenen] Ausgleichsverfahrens über das 
Vmgn. des Schuldneré nod nicht fällig geweſene Forderung eignet ſich nicht 
zur Compenfation mit einer ber Maffe zuftehenden Gegenforberung [vgl. aud, 
fowie bezüglich der weiteren Entſch.en· die 88. 20, 21 E. O. v. 25. December 
1868, Nr. 1 R. G. 2. für 1869]. 

Entſch. v. 27. Mai 1862, Nr. 6952 (1525 ©.-U.), Die Wirkſamkeit 
eines vechtökräftigen Urtheiles Tann nur durch erwiefene nachfolgende Thatſachen 
entfräftet werden (Hofo. v. 22. Juni 1836, Nr. 145 9. ©. ©.). Um baher 
bie Eompenfation geltend machen zu können, muß ber fragliche als folder Um- 
fand erwiefen fein. : 

- Entf‘. v. 22. Februar 1860, Nr. 1142 (1087 G.⸗U.). Der Redts- 
begriff der Compenfation wird durch das B. ©. normirt, und 8. 29 ber [frä- 
heren] €. D., welcher über die Geltendmachung der Compenfation übereinftim- 
mende Anordnungen mit dem $. 62 der gleichzeitig erſchienenen a. ©. D. enthalten 
mußte, hat durch den in 8. 1438 B. ©. aufgeftellten Rechtöbegriff ver Eom- 
penfation eine wefentliche Aenderung erhalten, indem die im $. 1439 ibid. 
vorfommende Beziehung auf die a. ©. O. im Concurdverfahren nur von 
der u der rechtzeitigen Anmeldung ber Forderung verftanden mer« 
den kann. ® 

Entf. v. 7. September 1859, Nr. 10068 (857 ©. U.; P. ©. 1192). 
Zu den Bedingungen ber Compenfation gehört nicht, daß aud die Forberumg 
besjenigen, der bie Compenjation einwendet, fähig fein muß, und es iſt bie 
Eompenfationsfähigkeit nach dem Zeitpumkte zu beurtheilen, wo bie Eompenfation 
geltend gemacht wird. 

Entf. v. 7. Yuni 1859, Nr. 6387 (804 ©.-U.; P. ©. 1182). Der 
Bormund Tann von feinem maj. gewordenen Mündel die Bezahlung einer für 
ihn gemachten baren Auslage nicht ohne Weiteres forbern, fondern er muß 
felbe vorerft in die Schlußrechnung einftellen, nad; deren Liquidation ſich ergeben 
wird, ob und mweldes Guthaben ihm aus der ganzen Verwaltung bes Pupillar⸗ 
vermögens zuftehe. 

Entfd. v. 14. April 1859, Nr. 3311 (770 ©.-U.; P. ©. 1179). Die 
Eompenfation ift eine Zahlung, fo daß die zu verſchiedenen Zeitperioven entflan. 
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denen Gegenforberungen als mit dem Zeitpumtte bezahlt angefehen werben müſſen, 
wo Forderung und Gegenforderung zuſammentrifft. 

Entſch. v. 5. April 1859, Nr. 3666 (765 ©.-U.; P. ©. 1187). Die 
Eompenfation gegen eine Eoncursmaffe Tann auch bezüglich einer vor Ausbruch 
des Concurfes noch nicht fälligen Gegenforderung geltend gemacht werben. 

Entſch. v. 4. Jänner 1859, Nr. 14947 (699 G.-U.). Dadurch, daß 
ber Gläubiger eine nnverzindlihe in Raten rüdzahlbare Schuld an feinen 
Schuldner anerfannte, leiftete er noch nicht Berzicht auf die Einwendung ber 
Compenſation. 

Entſch. v. 28. October 1857, Nr. 10902 (459 ©.-U.; P. ©. 1181). 
Auf eine ftreitige Gegenforderung kann feine Execution geführt werben. 

Entſch. v. 16. September 1857, Nr. 9149 (1035 ©.-U.). Wen ber 
Srundbefiger dem Ausgedinger flatt des Ausgedinges die vollſtändige Verpflegung 
gibt und biefer die Verpflegung ftilfehweigend annimmt, fo Tann ber 8. 1438 
B. ©. angewendet werden. 

"Entf. v. 10. Februar 1857, Nr. 840 (291 G.U.; P. ©. 1178), 
Benn der. Gläubiger dem Schuldner gleichfalls ein verzinsliches Eapital ſchuldet, 
fo findet bis zum Klagetage fortwährend ein Verhäliniß der Gegenrechnung bee 
züglich der Verzinfung der Forderung und Gegenforberung ftatt, und es wird 
daher durch, auf diefe Art — mittelft Compenfation — vom Schuldner geleiftete 
Zinfenzahlung von feinem Capitale, foweit ihr Betrag reiht, nad 8. 1438 
3. ©, jhon an und für fid — als ob die bare Zahlung erfolgt wäre — 
im gleihen Betrage die Zahlung ber Zinfen von dem Capitale des Gläubigers, 
unb zwar nach ver natürlichen Orbnung zuerft die Zahlung des älteren Zinfen- 
rüdftandes bewirkt, } 

Entf‘. v. 17. September 1852, Nr. 8540 (P. ©. 1185). Die Bor 
fhrift des 8. 29 C. O., infofern felbe den Verluſt des Compenfationsrechtes 
wegen unterlaffener Anmeldung der Forderung ausfpricht, ift durch den $. 1438 
B. ©. aufgehoben worden. i 


(6. 1489 — vgl. 1896, 1897, 1406, 1421, 1434 [„ridjt 5 1481, 1488, 1488 ©. &.; 88. 30 u. 61 C. D. 
a et. &, 6. 1, 1800) z 


8. 1439. Zwiſchen einer richtigen und nicht richtigen, ſowie zwiſchen einer fälligen umb 
noch nicht fähigen Forderung findet die Eompenfation nicht ftatt. Inwiefern gegen eine 
Concursmaſſe die Compenfation ftattfinde, wird in der Gerichtsordnung beftimmt. 

Biehe auch die Entsch,en bei $. 1488. 


Entf. v. 25. Jänner 1877, Nr. 9029 (©. Ztg. 1877, Nr. 25; 6364 
G.U.). Wird durch die Meifibotvertheilung eine Forderung getilgt, welche zugleich 
als Perſonalſchuld eines auf der verfteigerten Realität verficherten Glänbigers auf 

- deflen Gütern haftet, jo können diefem Gläubiger gegenüber bezüglich feiner bei 
der Maſſe angemelveten Forderung die nachfolgenden Gläubiger, foweit deflen 
Perſonalſchuld aus der Maſſe bezahlt wird, die Eompenfation entgegenfegen 
(88. 928, 931, 443, 1358, 1439, 1443 B. ©.). 

Entſch. v. 22. Yuli 1875, Nr. 6825 (5806 ©.-U.). Die Klage des 
Entleiherd auf vollftändige Auszahlung der in einem intabulirten Schuldſcheine 
als zugezählt angeführten Darlehensfumme wurde flattgegeben; denn bie For⸗ 
derung des Klägers ift längft verfallen, Hingegen die Forderung des DBellagten, 
nämlid der Anſpruch auf die Zurückzahlung des von ihm gegebenen Darlehens 
noch nit fällig, da er weber das Darlehen in Gemäßheit des Schulpfcheines 
balbjährig aufgefünvigt, no von dem im Schuldſcheine eingeränmten R., das 
Capital wegen eingetretener Saumfeligleit in Entrichtung der Intereſſen ohne 
Aufkündigung zurädzufordern, Gebrauch gemacht hat. Es kann daher der Um⸗ 
ftand, daß bei Gelegenheit der von einem Dritten auf die dem Bellagten für 
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das · gegebene Darlehen als Hypothek beftellte Realität geführten Erecution ſich 
Herausftellte, daß der Feilbietungserlds durch das Vorrecht geniekende For- 
derungen erfhöpft ward, das R. des Beklagten, den bisher zurüdbehaltenen 
Theilbetrag der im Schulvfceine als zugezählt aufgeführten Darlehensſumme 
bem Pu: vorzuenthalten, nicht begründen. 

Entfd. v. 2. Iuli 1867, Rr. 5043 (©. 8. 1867, Nr. 98). Die 
bloße Eintragung auf eine wedhsfelrechtlice Gegenforberung des Glãubigers in 
fein Handelsbuch genügt nicht, um die Compenſation derſelben mit einer For- 
derung des Gemeinſchuldners im [beftandenen] Ausgleihsverfahren mit Wirkung 
anſprechen zu Können, es ift vielmehr dieſes Compenfationsrecht überbieß rechte 
zeitig mut befonderer Klage geltend zu machen. 

Entſch. v. 3. Mai 1865, Nr. 2504 (©. Ztg. 1865, Nr. 81). Der 
von einem Sequefter eingeflagten Forderung kann nicht eine Öegenforberung bes 
Geklagten an ben Egthr. des fequeftrirten Umgns. compensando eingewenbet 
werben. 

Entſch. v. 15. Mai 1861, Nr. 3538 (©. Ztg. 1861, Nr. 116). Das 
Geſetz macht in ven 88. 1435 u. 1439 B. ©. keineswegs die Beringung, 
daß die zur Compenfation geeignete Forderung gleichzeitig, ober and vor ber 
eingeflagten Forderung fällig fei; die Compenfation kann daher aud dann giltig 
eingewendet werben, wenn bie Gegenforberung erft nachträglich fällig wurde. 

Entf. v. 22. Februar 1860, Nr. 1142 (1087 ©.-U.). Hat ein Gläu- 
biger feine vor Eröffnung des Eoncurfes fällige Forderung bei der Concursmaſſe 
in der vierten Elaffe [Eoncursgläubiger] angemelvet, und ift fie in diefer Forderung 
liquidirt worden, fo fann er, wenn er in der Folge von der Concursmaſſe auf 
Zahlung geflagt wird, den ganzen Betrag feiner Forberung (nit bloß die 
Quote, welde ihm bei der Repartition nad feiner Stellung in ber. vierten 
Klaſſe zufallen würde), compensando entgegenfegen, obgleich er das Compen- 
ſationsrecht nicht anmelbete [ogl. au die neue C. D.). 

Entſch. v. 6. Juli 1859, Nr. 7622 (828 ©-U.; P. ©. 1193). Der 
Ceſſus Tann gegen den Eeffionar die Compenfation feiner Gegenforberung am 
den Eedenten nicht geltend maden, wenn bie Nichtigkeit biefer Forberung zur 
- Zeit der Ceſſion noch von der Ablegung eines Erfülungseibes durch den Gläu⸗ 

biger abhängig war. 

Entſch. v. 30. December 1856, Nr. 10344 (264 G.-U.). Die Eom- 
penfation einer Waarenlaufſchillingaforderung mit einer, Miethzinsforderung, be⸗ 
züglich deren der Rechtsſtreit anhängig ift, kann nit augelaffen werben, weil bie 
legte Forderung offenbar illiquid ift. 

Entfd. v. 28. März 1856, Nr. 2485 (176 ©.-U.; P. ©. 934). 
Zweifelhafte Forderungen können gegenüber einer liquiden Forderung fein Gegen- 
ſtand der Compenfation fein. 

Entſch. v. 29. December 1858, Nr. 13039 (P. ©. 1191). Wenn der 
Geklagte die Richtigkeit der eingeffagten Forderung gefteht, berfelben aber die 
Compenfation mit einer Gegenforderung entgegenftellt , deren Richtigkeit nicht 
fogleid (in eontinenti), fonbern erft mittelft einer weitläufigen Deweisführung 
bargethan werben Tann, fo darf ber Richter eine ſolche Gegenforderung nicht 
als geeignet betrachten, mit ber richtigen Forberung des Klägers compenfirt 
zu werben. 

Entſch. v. 12. Auguft 1820, Nr. 4467 (P. ©. 1188). Nur gleichartige 
und ganz liquide Forderungen können fi compenficen; als liquid kann aber nicht 
aud jene Forderung angefehen werden, bie erſt durch das nachfolgende Urtheil 
Kiquidirt werden Tann, weil dann jede Forderung bahin gehören würde, 
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G. 1440 — vgl. #9. 1191, 1812; 1418, 14885 1449, 1448 ©. @. und dei 5. 1488, 1439 cit.) 
8. 1449. Ebenſo laſſen fi Forderungen, welche ungleichartige, oder beftimmte und unbe- 
ſtimmte Sachen zum Gegenftande haben, gegen einander nicht aufheben. @igenmächtig ent- 
zogene, entiehnte oder in Verwahrung genommene Stüde find überhaupt kein Gegenftand 
der Eompenfation, 


Entſch. v. 24. October 1867, Nr. 8554 (2894 G.-U.). Die Eonı- 
penfation der verzinslichen Pachtzinscaution mit der Pachtzinsforderung bes Ber- 
pächters an den Pächter ift gegen deſſen Concursmaſſe zuläffig. Nach 8. 1440 
®. ©. in fine find nur eigenmädhtig entlehnte oder in Verwahrung genommene 
Sachen kein Gegenftand der Compenfation, aber durch die Auflage der Ber 
zinſung der Caution ift der Verpächter implicite (8. 301 ibid.)-zu ber Ber- 
wenbung beredtigt. Allerdings fließt der Pfandvertrag über Mobi— 
lien ($auftpfand) einen Verwahrungsvertrag in ſich, woburd ber 
Empfänger weder Egth. nod Befig oder ein Gebraudsreht an der 
Sade erwirbt (88. 459, 1369, 958 ibid.); allein nad der Maren Be- 
ftimmung bes $. 959 ibid. hebt das Uebereintommen, welches dem 
Uebernehmer einer verbrauhten Sache ven Gebrauch derſelben ein- 
räumt, die wejentlihen Oualitäten des Berwahrungsvertrages auf 
und es entftcht in diefem Falle ein Darlehenovertrag (88. 459, 


1872 ibid.). 


@. 141 — vgl, 898, 1488; 547; 1861, 1868; 889, 891 B. &.; Art. 131 H. @.; 6. 58 Genoſſer . 
— barj p α νν x 3 ae) 


B. 4444. Ein Schuldner kann feinem Gtäubiger dasjenige nicht in Aufrechnung bringen, 

was diefer einem Dritten und der Dritte bem Schuldner zu zahlen hat. Gelbft eine Summe, 

die Jemand an eine Gtaatscafje zu fordern hat, kann gegen eine Zahlung, die er an eine 
andere Staatscaſſe leiften muß, nicht abgerechnet werben. 


Entfch. v. 3. März 1868, Nr. 1261 (©. H. 1868, Nr. 39). Nach 
Erhalt der Factura ift eine Compenfation der Schuld des Beftellerd ver Waare 
mit einer Forderung an ben Handlungsbevollmädtigten nicht zuläffig. 


G 1442 — vgl, B. 1894, 1896; 1488 ©. ©.) 
8. 1448. Wenn eine Borderung allmälig auf Mehrere Übertragen wirb; fo kann der 
Schuldner zwar die Forderung, welche er zur Zeit der Abtretung an ben erften Inhaber 
derfelben Hatte, forwie au jene, die ihm gegen den legten Inhaber zufteht, in Abrechnung 
bringen; nicht aber auch diejenige, welde ihm an einen der Zwifcheninhaber zuſtand. 


Entſch. v. 31. Iänner 1872, Nr. 9585 (4459 G.-U.). Der perſön⸗ 
liche Erfaganfpruch, welcher dem beklagten Käufer aus der für den Verkäufer als 
Perſonalſchuldner eines Pfandgläubigers geleifteten Zahlung gegen den Berfäufer 
nach ben 88. 1422, 1423 u. 1358 B. ©. zufteht, ift laut ber Quittung 
feines Gläubiger erft am 3. Juni 1863 entftanden, eignet fi daher nicht zur 
Compenjation gegen die ſchon am 20. Mai 1863 dem Kläger abgetretene Kaufe 
ſchilliugsreſtforderung, weil im Sinne des 8. 1442 ibid. dem Ceſſionar bie 
erft nad der Eeffion entftandene Gegenforverung bes Ceſſus an den Cedenten 
zur Compenfation nicht entgegengefegt werben Tann. ? 

Entf. v. 9. Auguft 1870, Nr. 7880 (3844 G.-U.). Dem Fiscus ſteht 
nad Hofo. v. 18. September 1786, Nr. 577 9. ©. S., das R. zu, an der 
von ihm zu Gericht erlegten Schuld trog mittlerweile erfolgter Eefflon der For⸗ 
derung das proviforifhe Pfandrecht wegen einer Forderung an den Cedenten zu 
erwirten und im Halle nachgewieſener Liquivität der fichergeftellten Forderung 
nach 8. 1442 B. ©. mit vemfelben die urtheilsmäßige Schuld an ben Cedenten 
zu compenfiren. 

Entſch. v. 7. Mai 1867, Nr. 800 (©. Ztg. 1867, Nr. 51). Wegen 
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rüdftändiger Staatögebühren kann im Wege der Pränotation nur von demjenigen, 
der die Gebühr gezahlt hat, und gegen denjenigen, deſſen Zahlungspflicht nicht 
duch privatrechtliche Uebereintunft ausgeſchloſſen if, Regreß ergriffen werden. 

Entfd. v. 7. September 1859, Rr. 10068 (857 ©.-U.). Es ift nach 
88. 1338—1440 u. 1442 B. ©. nicht erforderlich, daß die fällige Forderung 
des Schuldners mit der fälligen Forderung des erften Inhabers zuſammen- 
traf. Daß beide Forderungen auch fhon fällig fein müffen, ift weber im $. 1438, 
noch im $. 1439 ibid. vorgefchrieben, die Eigenſchaft der Fälligkeit in erfterem 
gar nicht erwähnt und in legterem nur gejagt, daß zwifchen einer fälligen und 
nod nicht fälligen Forderung tie Compenfation nit ftattfinde. Abgeſehen davon, 
daß das Berbot des $. 1439 ibid., richtige und nicht richtige, fällige und nicht 
fälige Forderungen zu compenfiren, offenbar nur zu Gunſten bed Beſitzers ber 
richtigen und fälligen Forderung gemacht ift, indem ihm fein R., die gegenthei- 
lige Forderung zu beflreiten und feine Schuld nicht vor der Verfallszeit zu be⸗ 
richtigen, nicht einfeitig entzogen werben kann; abgefehen alſo davon, daß, wenn 
eine nicht fällige oder nit richtige Forderung gegen ihn geltend gemacht werden 
wollte, er auf fein R., letztere zu beftreiten und ber erfteren bie Einwendung, 
daß der Zahlungstermin noch nicht gelommen fei, entgegenzufegen, verzichten und 
auf jeine richtige und fällige Gegenforderung allein oder im Bereine mit obigen 
Einwendungen ſich berufen Yönnte, fo ift die Compenfationsfähigkeit einer For« 
derung doch nad) dem Zeitpunkte zu beurtheilen, wo die Compenfation geltend 
gemadt wird. f - 

@. 1448 — ogl. 8.489 8. 6.) 
8. 1443. Gegen eine ben öffentlichen Büchern einverleibte Forderung kann bie Einwendung 
der Eompenfation einem Ceſſionar nur dann entgegengefegt werden, wenn die Gegenforderung 
ebenfalls und zwar bei der Forderung felbft eingetragen, oder dem Ceffionar bei der Ueber 
nehmung der legteren bekannt gemacht worden iſt. 

Entſch. v. 25. Jänner 1877, Nr. 9029 (©. Ztg. 1877, Nr. 25; 6364 
G.⸗U.). Wird durch die Meiftbotvertheilung eine Forderung getilgt, welche zugleich 
als Perſonalſchuld eines auf der verfteigerten Realität verfiherten Gläubiger® anf 
deſſen Gütern haftet, fo können diefem Gläubiger gegenüber bezüglich feiner bei 
der Maffe angemeldeten Forderung die nachfolgenden Gläubiger, foweit befien 
Perfonalfhuld aus der Maffe bezahlt wird, die Compenfation entgegenfegen 
(88. 928, 931, 443, 1358, 1439, 1443 B. ©.). 

Plenar-Entfd. v. 18. Februar 1873, Nr. 1523 (4880 G. U.). Eine 
mit dem urfpränglichen Oläubiger gepflogenen Verrechnung, welhe im Grund- 
buche nicht erſichtlich if, Tann dem gutgläubigen Eeffionar nur infofern entgegnet 
werben, daß die Schuldner bezüglich des compenfationsweifen eingewendeten Be- 
trages en als Perſonalſchuldner zur Zahlung verhalten werben bürfen (88. 469, 
1443 8. ©.). 

Entjd. v. 11. Iänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©.-U.). Die in ben 
zwei legten Süßen des 8. 469 B. ©. ausgeſprochene Rechtsregel, wornadh zur 
Aufgebung der Hypothek die Tilgung der Schuld allein nicht hinreiht und die 
Pfandſache bis zur büderlihen Loͤſchung der Schuldurkunde verhaftet bleibt, if 
zur Erhaltung des Vertrauens is die Öffentlihen Bücher unbedingt nothwendig 
und findet volle Anwendung, weil der Kläger zur Zeit, als er die Pränotation 
auf die noch intabulirte Forderung des Beklagten und fohin deren erecutive Einamt« 
wortung erteirkte, noch nicht gewußt hat, daß davon etwas gezahlt war, ihm über- 
haupt eine Unredlichkeit nicht zur Laſt gelegt werben kann und er nicht als eine 
in juriſtiſchem Sinne mit dem Executen identiſche Perfon, z. B. als fein Exbe, 
fondern ald Gläubiger desfelben kraft eigenen Rs. einfchreitet. -Die 88. 442, 
1394 u. 1395 ibid. und $. 314 a. G. D. fliehen damit nicht im Wider- 
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ſpruche, da fie nur die perfänlihen We. des Ueberträgers einer Forderung be- 
treffen, während der 8.469 8. G. fi auf dingliche, in den öfjentlihen Büchern 
eingetragene Re. bezieht, bie vorliegend aus einem onerofen Titel auf einen 
Dritten . übergegangen find; und bie 88. 1443 m. 1500 ibid. und das Hfd. 
v. 27. März 1846, Nr. 951 9. ©. S. werden dadurch fo wenig überflüffig, 
ais die 88. 443, 444, 454, 468, 526, 928, 1070, 1120, 1142, 1398, 1446, 
1467, 1469 und andere Stellen des B. G., wo das Gef. den Grundfat ber 
Bublieität der öffentlichen Bücher anf befondere Berhältniffe anwendet. 

Entfd. v. 31. Mai 1865, Nr. 4486 (2196 G.⸗U.). [Wortlaut] Be 
ſteht nah 8. 469 8. ©. das Pfandrecht ungeachtet der getilgten Forderung 
uch immer aufrecht, fo iſt aud bie Erwirkung eines fterpfandes zuläffig, und 
fo lange die Löſchung der Forderung nicht erfolgt, haftet der Egthr. nad) $. 454 
ibid. aud) für die fuperintabulirten Forderungen. Das Rechieverhältniß eines 
Aterpfandglänbigers ift zwar von jenem eines Ceſſionars verſchieden, allein auch 
beim Cefflonar, der eine bücherliche Forderung übernommen hat, erhält ber 
Orundfag, daß niemand mehr Re. Übertragen Tann, als er felbft hat, aus ber 
Fürforge ben öffentlichen Büchern allgemeines Zutrauen zu verfchaffen, die im 
8. 469 cit. außgebrüdte Beſchränkung, und wenn ber $. 1443 ibid. beftimmt, 
daß dem Ceſſionar die Einwendung ber bücherlich nicht erſichtlichen Compenſatiou 
nicht entgegengefegt werden kann, fo berechtigt dieß feineswegs zu der Folgerung, 
daß dem Eeſſionar jede anderweitige, obgleich nicht erfichtlihe Erlöſchung der 
Forderung entgegengeſetzt werben fan, vielmehr wäre ber Schluß weit begründeter, 
daß das, was von ber Erlöſchung ber Forderung durch Compenfation gilt, auch 
von jeder anderen Erlbſchung der Forderung, und insbefondere jener durch Zahlung 
gelten muß. Damit jedoch der Ceſſionar oder Afterpfandgläubiger nach 8. 469 
ibid. Re, auf eine zwar ſchon getilgte, jebod im öffentlichen Buche nod nicht 
gelöfchte Forderung erlange, ift es nothwendig, daß er im Vertrauen auf die 
Öffentlichen Bücher, fomit im guten Olauben, daß die Forderung nod aufrecht 
beftehe, gehandelt habe, da die im 8.469 cit. gefegte Ausnahme von der Regel, 
daß mit Tilgung der Schuld and das Pfandreht aufhört, nicht weiter gehen 
Tann, als der Zwed, ver biefer Ausnahme zum Grunde liegt, nämlich die Er⸗ 
haltung des Vertrauens auf die Öffentlihen Bücher. Nun wurde vorliegend 
der Vergleich in die Bffentlichen Bücher eingetragen und obgleich diefe Eintragung 
nicht zum Zwede ver Löſchung des getilgten Forberungsbetrages, ſondern zur 
Erwirkung des executiven Pfandrechtes für den Ueberreft erfolgte, fo war doch 
ſchon aus dem Grundbuche vie Löſchung des Forderungsbetrages erſichtlich; daher 
rũckſichtlich deſſen die Afterpfandgläubiger nicht mehr als im guten Glauben 
befindlid angefehen werben können. 

Entfd. v. 3. October 1861, Nr. 6163 (1395 ©.-U.). Wenn die vor⸗ 
geblihe Zahlung einer Hypothekarſchuld bei der abgetretenen Forderung nicht 
erfichtlich gemacht worden ift, eziftirt eine folhe Zahlung für den Eeffionar nicht. 


3. Entfagung. 
(8. 1444 — vgl. $$. 253, 808, 1008; 989, 943, 1380, 1831; 863, 386, 444, 445, 487, 594; 1449 B. ©.) 
3. 1444. In allen Fällen, im welden der Gläubiger berechtigt iſt, ſich feines Rechtes zu 


begeben, Tann er demfelben auch zum Bortheile feines Schuldners entfagen und hieburch die 
Berbindlichkeit des Schuldners aufheben. 


Entſch. v. 29. März 1878, Nr. 15419 (©. Big. 1879, Nr. 88), 
Der unenigeltlihe Schulderlaß bebarf, um mit Erfolg geltend gemacht zu werben, 
nicht der urlunblihen Begründung; — da Schenkungen, wo bie unentgeltlich über 
Taflene Sache im weiteren Sinne ($. 938 B. ©.) ſich zu einer Uebergabe gar 
nicht eignet und wo zwiſchen Verſprechen und Erfüllung desſelben — wirkliche 
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Uebergabe — eine Unterſcheidung gar nicht Platz greift, außerhalb der Beſtimmungen 
bes $. 943 ibid. fallen; und weil eine Schenkung, welche im Aufgeben eines 
RE. zum Vortheile des Beſchenkten befteht, eben dadurch perfect wird, daß der 
Act, welcher das Aufgeben. des R. bewirkt, vorgenommen wird. Der im $. 1444 
ibid. normirte, wenngleich blog mündlich abgeſchloſſene Erlaßvertrag enthält daher 
fofort und unmittelbar jene in dem Untergange des Forderungsrechtes beftehende 
Wirkung; es findet fomit bezüglich der Giltigleit des Erlaßvertrages die Be⸗ 
fimmung des 8. 1 ©. v. 25. Yuli 1871, Nr. 76, 8. ©. DB. keine 
Anwendung. \ 

Entſch. v. 26. Mai 1876, Nr. 1662 (6161 G.⸗-U.). Wenn ans ber 
Erklaärung des. Erbl. zu entnehmen if, daß er jenen Theil der Schuld, 
welcher zur Zeit feines Todes noch aushaften wird, nicht erſt dann geſchenlt hat, 
wenn er gefterben fein wird, fonbern damit bie bis dahin aushaftende Schuld 
fofort und ohne weitere, fomit ſchon bei Lebzeiten der Bellagten erlafien hat 
und nur ber Betrag ziffermäßig unbeftimmt geblieben ift, fo war der 8. 1444 
8. ©. in Anwendung zu bringen und es erjheint die Befreiung der Beklagten 
von jedweder Verbindlichkeit, welche fie fonft nad) ihrem eigenen Zugeftänpnifle 
treffen würde, von dem Beweiſe jener Erklärung, deren aud für ihn bindende 
Kraft der Kläger nicht in Abrede ftellte, abhängig. 

Entf. v. 5. April 1876, Nr. 11965 (6090 ©.-U.). Wenngleich im 
$. 1381 3. ©. ver unentgeltlihe Schulderlaß für eine Schenkung erflärt wird, 
fo ift doch deſſen Rechtsgiltigkeit nit von den Borandfegungen des 8. 943 
ibid, abhängig. Durch die Entfagung wird nämlich Tein neues Rechtsverhältniß 
geihaffen, fondern gemäß 88. 1411 u. 1444 ibid. eine bereits beftehenve 
Berbinplicpleit aufgehoben. Der Schulverlaß begründet daher Leinen Rechtsan⸗ 
ſpruch auf eine Leiftung des Entfagenden, fondern lediglich die Befreiung des 
Schuldners von der Verbindlichkeit zur Zuräditellung deſſen, was ihm bereits 
früher übergeben wurde, und er ſchon im Befige bat, und es kann deßhalb bie 
Rechtswirkſamkeit eines unentgeltlihen Schulderlaſſes, da in der Erklärung des 
Berzichtleiftenden fowohl der Titel, als auch der Uebergabsact ($. 428 ibid.) 
enthalten ift, weder von einer Tradition der erlaflenen Sade, noch von ver 
Ausfertigung einer fehriftlichen Urkunde abhängig gemacht werben. Dem ſteht 
aud das ©. v. 25. Juli 1871 R. G. B. Nr. 76, (über das Erforderniß notarieller 
Errichtung von Rechtsgeſchäften), nicht entgegen, weil in bem $. 9, lit. d desſ. ©. 
eben nur der Fall vorausgefegt ift, wo das bie Schenkung betreffende Ber- 
mögensobject nicht fogleich übergeben, fondern bloß zugefichert wird, bei bem 
Schulderlaſſe aber, wie gezeigt, die Tradition al® bereit6 flattgefunden ange- 
nommen werben muß; (— $. 883 ibid.). 

Entſch. v. 8. Auguſt 1872, Nr. 7577 (Manz'ſche Slg.; 4682 G.U.). 
8. 943 B. ©. handelt nur von dem obligatoriſchen Schenkungsver- 
fpregen, von einem Btg., bei welchem das den Öegenftand der Schen- 
tung bildende Bermögensobject nur zugefihert, niht auch fofort 
übergeben wird. Hingegen fallen Schenkungen, wo die unentgeltlid 
überlaffene Sahe im weiteren Sinne ($. 938 ibid.) fih zu einer 
Uebergabe überhaupt nit eignet, und wo zwifchen Verſprechen und 
Erfüllung desſelben — wirkliche Uebergabe (vgl. 8.1045 ibid.) — 
eine Unterfheidung gar nit Play greift, außerhalb der Beftimmung 
bes 8. 943 ibid. — Eine Schenkung, die im Aufgeben eines Re. 
zum Bortheile des Befchenkten befteht, wird eben dadurch perfect, 
daß der Act vorgenommen wird, ber das Aufgeben des Rechtes be- 
wirft, weßhalb aud der Erlaßvertrag ($. 1444 ibid.), wenngleid 
bloß mündlich abgeſchloſſen, fofort und unmittelbar jene in dem 
Untergang bes Forderungsrechtes beftehende Wirkung äußert, welde 
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mit diefem Btg. beabſichtigt if. Mit biefer Motivirung wurde einzu- 
teagen beſchloſſen in's Sprucpreperterium Rr. 15: Der unentgeltlihe Schuld» 
erlaß ($. 1444 ibid.) bedarf, um mit Erfolg gerichtlich geltend ge— 
macht zu werben, nit der urlundlihen Begründung. 

Entf. v. 15. December 1871, Nr. 8423 (4363 G.-U.). Die Ein- 
wendung des Schuldners, daß der Magbar auftrefende Gläubiger ihm verfprochen 
habe, die eingellagte Forderung zu erlafien, wenn er einen Dritten berebet haben 
wird, ihm (dem Gläubiger) fein ganzes Vmgn. Iegtwillig zu vermaden, kann 
nur dann berüdfictigt werben, wenn erwiefen wirb, daß der beabfichtigte Erfolg 
gerabe durch diefe Einwirkung des Schuldners hervorgerufen worden ift. 

Entſch. v. 14. November 1871, Nr. 4934 (4315 ©.-U.). $. 1381 
8. ©., der bie ‚unentgeltliche Erloffung einer Schuld mit Einwilligung des 
Schuldners für eine Schenkung erflärt, fordert ebenfowenig, wie 8. 1444 
ibid., der von der Verbindlichkeit durch Entfagung des Gläubigerd auf fein R. 
zum Bortheil des Schuloners fpridt, für den Schulverlag ausdrüclich eine ſchrift⸗ 
liche Urkunde. 

Entf. v. 20. Juli 1871, Nr. 1681 (4229 ©.-U.) Die Erklärung 
des Schuldners, die quittirte Schuld nicht bezahlt zu haben, genügt nicht um 
gegen bie vorgewiefene Quittung ben Beftand der Forderung zu erweilen. Hierzu 
müßte das Geftänpniß vorliegen, daß die Forderung noch nicht gelilgt fei, weil 
der Forderungsberechtigte (Exbl. des Klägers) über die Forberung in einer 
Beife verfügt Haben Tonnte, daß der Schuldner (Erbl. des Gellagten) von 
der Schuld befreit wurde, ohne gezahlt zu haben (8. 1446 B. ©.). 

Entſch. v. 9. December 1870, Nr. 12417 (3983 G.-U.). Ein münd- 
licher ſchenkungsweiſer Schulverlag ift unwirtſam ($. 943 B. ©.). [8$. 1381, 
1444 ibid.? — Vereingelt.] 

Entf. v. 4. Februar 1870, Nr. 10001 (3695 ©.-U.). Zur Rechte 
wirkſamkeit einer Schenkung muß nad 8. 943 B. ©. entweder eine Urkunde 
errichtet werben oder die Uebergabe erfolgen ($8. 427, 428 ibid.). Bei dem 
ſchenkungsweiſen Schulverlag ($. 1381 ibid.) ift eine andere Uebergabe als 
dur Erklärung gar nicht möglich. Die Erklärung, durch welche nach F. 1444 
ibid. die Forderung erliſcht, iſt daher zugleich auch eine Uebergabe. — Der 
Schulderlaß kann nach 8. 178 a. G. O. auch mittelſt Klage auf Anerkennung 
geltend gemacht werden. 

Entſch. v. 6. Mai 1868, Nr. 2147 (3061 ©.-U.). Der mündliche 
Vtg., in welchem die Mutter eines unehelihen Kindes dem Vater desſelben bie 
Zahlung der urtheilgmäßigen Alimente erließ, bedarf weder der Zuftimmung des 
Vormundes nod der vormundfhaftsgerichtlihen Genehmigung zu feiner Giltigkeit, 
weil dadurch das Kind in feinem Re, vom Vater die Verpflegung zu fordern, 
nicht beeinträchtigt werben konnte. — Diefer Erlaß, obgleih eine Schen- 
tung, erheifht zur Klagbarkeit auch nicht die Errihtung einer Ur- 
tunde, weil der 8. 943 3. ©. eine Schenkung vorausfegt, welde 
burd die Uebergabe der geſchenkten Sade realifirt wird; bei ber 
Berzidtleiftung anf ein R. aber bie Uebergabe wegfällt, weßhalb 
8. 1444 ibid. die Berbindligfcit des Schuldners durch die Ent- 
fagung des Berechtigten für anfgehoben erklärt, ohne den Berzidht 
an eine beflimmte Form zu Inüpfen. 

Entf. v. 31. Juli 1861, Nr. 4928 (1362 ©.-U.). Aus den Worten 
des 8. 1381 B. G., beziehungsweiſe 8. 943 ibid. kann nur gefolgert werden, 
daß eine nicht fehriftlich gemachte Schenkung kein Klagerecht gewähre, und daher 
ver Richter nicht in der Tage fei, dad auf Grund einer münblihen Schenkung 
mittelft Klage angeſprochene R. dem Geſchenknehmer zuzuertennen, wogegen bie 
aus einem Squlderlaß entftandene Befreiung von einer Verbindlichkeit mittelft 
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Einwendung allertings geltend gemacht werden Tann und vom Richter berüdfi- 
tigt werden muß. Im Streite.über die lage auf Zahlung der erlafienen Schuld 
ift daher 8. 1444 ibid. allerdings entſcheidend. 

Eniſch. v. 13. October 1857, Nr. 10361 (445 ©.-U.; P. ©. 1196). 
Aus einer, wenngleih nur minbligen Verzichtleiſtung erwãchſt vom dadurch bes 
günftigten Schulduer das volle R., feinen, durd die Entſagung des Glaͤubigers 
geregelten Beſitzſtand excipiendo zu wahren, da er im Acte der Erllärung des 
Lesteren, fowohl ven Titel als die Uebergabe des gefchentten Objectes im Sinne 
des 8. 428 B. ©. zugleich erreicht hat, und es geht nicht an, ihn mit einem 
Geſchenkgeber zu verwechſeln, der aus einem münblihen Schenkungsvertrage ohne 
irgend welche Uebergabe Hagbar werben wollte. 

Entf. v. 26. September 1854, Nr. 9717 (P. ©. 571). Der unent- 
geltliche, bloß mündliche Nachlaß einer Schuld ift ungiltig, und entbindet den 
Schuldner nit von der Zahlungeverbindlichkeit. 

Entfe. v. 30. Auguſt 1828, Nr. 8676 (P. ©. 178). Durch Einhän- 
digung der Schuldſcheine werden die bießbezüglichen ie nicht geſchenlt 
(88. 427, 1444 B. ©. 2.) 


4. Bereinigung. 
(8. 1445 — vgl. 98. 808, 812; 96. 467, 469511858, 1368 ©. G.) 
8 1245. So oft auf was immer für eine Art das Hecht mit der Verbindlichkeit in Einer 
Perſon vereinigt wird, erlöſchen beide; außer, wenn es dem Gläubiger noch frei ſteht, eine 
Abfonderung feiner Rechte zu verlangen ($$. 808 und 810), ober wenn Verhältnifie von gang 
verſchiedener Art eintreten. Daher wird durch die Nachfolge des Schuldners in die Berlafjen- 
ſchaft feines Gläubiger, in den Rechten der Erbiaftsgläubiger, der Miterben oder der 
Regatare, und durch die Beerbung bes Schuldners und Bürgen in den Rechten des Eläubigers 
nicht geändert, 

Entf‘. v. 13. Yuli 1870, Nr. 8314 (3830 ©.-U.). Bon einer Eon- 
folivation im Sinne des $. 1445 B. ©. kann nidt die Rede fein, weil dem 
Beklagten in dem Schiebsfpruch die Zahlung an fi felbk und aus Eignenem 
als eine Übernommene Schuld des Klägers und nur im Namen und in Ber- 
tretung des Klägers aufgelegt wurde; folange biefe Schuld nicht bezahlt oder 
vom Beklagten ihm dafür quittirt if, er noch immer der eigentliche Schuldner ver- 
bleibt, mithin dur den Schiedsſpruch das unbeftreitbare R. erworben bat, bes 
hufs feiner Befreiung von der möglicherweiſe auf einen Dritten, gegen welchen 
er buch den Schiedsſpruch nicht gefhägt if, Übergehenden Forderung das Pfand- 
recht für diefen gegen ven Beklagten ihm zuftehenden Anſpruch nad 88. 447 
u. 450 ibid. und $. 426 weftgal. ©. O. und nad bem erwähnten Abfag des 
Schiedsſpruches im Erecutionswege zu erwirlen. 

Entf. v. 19. December 1855, Nr. 9549 (146 G. U.). Dem Erben, 
welder mit der Rechtswohlthat des Inventare und der Gläubigerconvocation an« 
trat, bleiben nah 88. 802, 812 u. 1445 B. ©. alle Re., welde ihm wider 
die Vſchft. unabhängig von feiner Eigenfhaft als Erbe zuftehen. Mag auch die 
Klägerin als Erbin anderen Gläubigern des Erbl. gegenüber in Haftung ftehen, 
fo können dieſe zwar mit einer Klage gegen fie auftreten, allein fie fönnen feine 
Einwendung dagegen erheben, daß ihr dasjenige ausgezahlt wird, mas ihr die 
Vſchft. wirklich fhuldig ift, befonderd da angenommen werben muß, daß d 
Aufnahme des Inventard die Abfonderung der Verlaſſenſchaftsmaſſe vom mg. 
der Erben vollzogen wurbe, 

Entf. v. 11. September 1852, Nr. 9237 (P. ©. 1198). Ber So- 
lidarverkundene, deſſen Antheil nicht näher beftimmt ward, ift, wenn er an die 
Stelle des Berechtigten tritt, nicht befugt, im Namen dieſes Letzteren feinen eigenem, 
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mit den Antheilen der übrigen Mitverpflichteten gleich großen Antheil anzuſprechen, 
weil hier die Confolibation eintritt. 


(8. 1446 — vgl. 8. 409, 626 8. G. und bei $. 1445 cit.) 
5 1446. Rechte und Berbindlichkeiten, welche den öffentlihen Büchern einverleibt find, 
werden durch die Bereinigung in Einer Perfon nicht aufgehoben, Bis bie Löfhung ans den 
öffentliden Büchern erfolgt ift (88. 469 und 526). 


Eutſch. v. 9. Juli 1878, Nr. 3697 (©. Ztg. 1879, Nr. 100). Der 
Afterpfandgläubiger und rfteher einer ihm verpfändeten Hhpothelarforberung 
muß dem Ceſſionar, welder fie mittlerweile erwarb un) deſſen mala fides er nicht 
erwieſen bat, weichen, wenn die grundbücherliche Anmerdung der Erecutionsführung 
unterblieben ift (8. 72 ©. G.). Die Eonfolivation Tann nit eingemenbet 
werben, ba nad 8. 469 B. ©. ein Hhpothelargut folange verhaftet bleibt, bis 
die Schulvurkunde aus dem öffentlichen Buche gelöfcht ift, und nach 8. 1446 
ibid. Re. und Berbindlichleiten, welche den öffentlichen Büchern einverleibt find, 
durch die Vereinigung in einer Perſon nicht aufgehoben werden, inſolange nicht 
die Loͤſchung erfolgt ift, die Sorberung per x fl. aber zur Zeit ver Eeffion nod für D 
Bir unb tie vollzogene executive Feilbietung nicht angemerkt war. 

Entſch. v. 12. Juni 1878, Nr. 6293 (©. H. 1879, Nr. 9). Der 
executive Erſteher einer Realität it verpflichtet, den burd die Loſchun⸗ des für 
die Widerlage haftenden Pfandrechtes frei gewordenen Kaufſchilling zu bezahlen, 
ſobald diteſes Pfandrecht wegen Conſolidation in der Perſon des Executen der 
Vorſchrif des 8. 1446 B. ©. gemäß gelöſcht worden iſt, weil es ſich nicht um 
die Vertheilung und Zuweiſung der Widerlage, ſondern um bie nachträgliche Ver⸗ 
theilung und Zumeifung jenes Kaufichillingstheilbetrages handelt, welcher bei der 
Kaufſchillingsvertheilung füe diefe Widerlage verwahrt wurde und nunmehr durch 
vie erfolgte bücherliche Loͤſchung des für diefe Widerlage haftenden Pfandrechtes 
frei geworben ift, zur Bezahlung des Meiftbotes aber der Exfteher ſowohl nad 
dem ©. ald nad) der ertheilten Einantwortungsurkunde, infoweit nicht ex ein 
Einvernehmen mit den zugewiefenen Gläubigern getroffen hat, verpflichtet iſt. 

Entſch. v. 5. April 1876, Nr. 11965 (6090 ©.-U.). Wenngleih im 
8.1381 8. ©. ber unentgeltlihe Schulderlaß für eine Schenkung erklärt wird, 
fo ift doch defien Rechtogiltigkeit nicht von den Voransfegungen des 8. 943 
ibid. abhängig. Durch die Entfagung wird nämlic fein neues Redtöverhältnig 
geſchaffen, ſondern gemäß der 88. 1411 u. 1444 ibid. eine bereits beftehende 
Verbindlichkeit aufgehoben. Der Schulverlag begründet daher keinen Rechtsan⸗ 
ſpruch anf eine Leiftung des Entſagenden, fonbern lediglich die Befreiung bes 
Schuldners von der Verbindlichkeit zur Zurüdftellung deſſen, was ihm bereits 
früher übergeben wurde und er fhon im Befige bat, und es Tann deßhalb vie 
Rehtöwirkfamleit eines unentgeltlihen Schulderlafjes, da in der Erflärung des 
Berzichtleiftenden fowohl der Titel als andy ber Mebergabsact ($. 428 ibid.) 
enthalten ifl, weder von einer Trabition der erlaflenen Sache, noch "von ber 
Ausfertigung einer fhriftlihen Urkunde abhängig gemacht werben. Dem ſteht 
auf dad ©. v. 25. Juli 1871, Nr. 76 R. ©. B. (über das Erforderniß 
notarieller Errichtung von Rechtögefhäften) nicht entgegen, weil in dem $. 1, 
Hit. d desfelben eben nur der Fall vorandgefegt iſt, wo das bie Schenkung be= 
treffende Vermögensobject nicht fogleich übergeben, ſondern bloß zugeſichert wird, 
bei dem Sculverlafie aber, wie gezeigt, die Tradition als bereits flattgefunden 
angenommen werben muß (— 8. 883 B. ©.). 

Entf. v. 18. Juli 1872, Nr. 6212 (4661 ©.-U.). Der Oläubiger, 
welder eine der ihm fimulten verpfänbeten Realitäten im Erecutionswege exfteht, 
ift beredtigt (8. 1446 B. ©.), auf diefe Hypothek zu verzichten und fi) die Be- 
friedigung aus den anderen ihm fimultan verpfändeten Realitäten vorzubehalten. 
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8. 1422 ibid. fann nicht angewendet werben, weil dem Gläubiger, welder die 
Hypothek felbft erfteht, keineswegs die Zahlung im Sinne des $. 1422 ibid. 
— erſcheint. 

Entſch. v. 11. Jänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©: -U.). 88. 443, 444, 
454, 468, 526, 928, 1070, 1120, 1142; 1398, 1446, 1467, 1469 und 
andere Stellen bes B. ©. ziehen je für befondere Berhättniffe, Eonfequenzen 
aus dem Grundfag der Publicität der öffentlichen Bücher. 

Entſch. v. 4. Auguft 1870, Nr. 9024 (3842 G. U.). Auch im Falle 
der Beerbung des Hypothekargläubigers durch einen der Correalſchuldner beſteht 
die Forderung und die Hypothek fort; nur der den Gläubiger beerbende Schuldner 
könnte aus dem Rechtsgrunde der Conſolidation, der nur in feiner Perſon ein- 
en ift, die Löſchung begehren; nicht der Mitſchuldner (SB. 469; 896; 1446 

8. ©.). [Schlußfolgerung.] 

Entf. v. 4. November 1869, Ar. 8088 (8557 G.U.). Sowohl für 
eine lünftige Forderung als für eine nicht mehr beftehende Forderung Tann nad 
dem ©. ungeachtet der Vorſchrift ded 8. 449 B. ©. das Pfandrecht beftchen. 
Da nad 88. 469 u. 1446 ibid. der Schuldner die bezahlte Forderung 
fih cediren laffen und die ihm felbft cedirte Forderuyg mit oder 
ohne Pfandrecht einem Anderen abtreten fann, fo ifl ebenfomenig 
einzufehen, warum bie Hebertragung des Pfandrechts für bie nicht 
gelöfhte und nod nicht quittirte Forderung nicht unmittelbar von Seite 
des noch intabulirten Öläubigers auf den neuen Gläubiger follte ge- 
[chen können, wenn der Tabularfhuldner, der alte und der neue 
Gläubiger damit einverftanden find. Boftlocirte Gläubiger haben 
kein R., eine bereits gezahlte, vorausgehende Tabularpofi zur Lö⸗ 
fung zu bringen, oder einem folden Uebereintommen entgegenzu- 
treten. Sie haben bei der Erwerbung ihres Pfandrechtes das auf 
ber Sache haftende ältere Pfandrecht gefehen und im gegenwärtigen 
Valle liegt nicht einmal vor, wann ber Kläger von der theilweifen 
Zahlung der Forderung der Beklagten Kenntnig erhalten yabe. Die 
nachfolgenden Gläubiger können fi daher auch nit beklagen, daß 
fie dur ein Uebereinlommen, wie das in Rede ftehende, in einem 
R. verlegt wurden, 

Entf. v. 20. Mai 1868, Nr. 3591 (8070 SU.) Die Regel des 
$. 1446 B. ©. gilt nicht außnahmslos. Der Eefflonar ift verpflichtet, bei Ber⸗ 
luſt feines, wenn auch reblicherweife erworbenen Anſpruches nit bloß das Grund- 
buch felbft, fondern die ganze dießfällige Urkundenſammlung einzufehen und ſich 
von ea ber cebirten Forberung ftrengftens zu überzeugen (8. 1394 
ibid.) [?) 

Entf. v. 13. Auguſt 1867, Nr. 6604 (2837 -u). Das zur Sicher: 
ſtellung der Rente eines Dritten auf eine Realität pfanpweife einverleibte Be⸗ 
vedungstapital ift Teine, ein felbftftänbiges Rechtsobject bildende Satzpoſt, ſoudern 
nur ein zu Ounften des Rentenbezugsberechtigten ber freien Berfügung bes Egthrs 
entzogener Theil des Realitätenwerihes, daher nach Erlöſchen des Rentenbezuges 
nicht dem früheren Egthr. der Realität auszuzahlen, ſondern wie der ganze Meiſt⸗ 
bot zur Befriedigung der Pfandgläubiger zu verwenden. 

Entſch. v. 10. Jänner 1860, Nr. 14398 (1051 ©.-U.). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 8088 ex 1869. 


5. Autergang der Sache. 
(8. 1447 — vgl. 96. 878, 1295, 1811; 1481, 1437 8. ©.) 


8. 1447. Der zufällige gänzliche Untergang einer beftimmten Sache hebt alle Verbindlich 
keit, feldft die, den Werth derſelben zu vergüten, auf. Diefer Grundfag gilt auch für Yie- 
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imigen Bälle, in welchen die Erfüllung der Berbinblichleit, ober die Zahlung einer Schuld 

durch eınen andern Zufall unmöglich wird. In jedem Falle muß aber ber Schulbner "das, 

was er, um die Verbindlicgkeit in Erfüllung zu bringen, erhalten hat, zwar gleich einem 

redlichen Beſitzer, jedoch auf ſolche Art zurückſtellen oder vergüten, daß er aus dem Schaden 
des Andern keinen Gewinn ziehet. 


Entſch. v. 20. October 1878, Nr. 8187 (©. Ztg. 1879, Nr. 84). Eine 
auf Abrehnung des Kauffcillings zur Zahlung übernommene Hypothekarſchuld 
iR vom Käufer, wenn aud der Hypothekbeſfißer aus dem Mkeiftboterlöfe der 
fimultan für dieſelbe verhafteten Realität gezahlt wurde und nachfolgende Pfand- 
gläubiger Leer audgingen, auf Klage des Verkäufers der Realität an biefen zu 
zahlen. Nachdem der Gläubiger nicht von den Gellagten und aus den von ihnen 
gefauften Grundſtücken, ſondern aus dem Meiftbot des erecutiv veräußerten 
Haufes des Verkäufers, folglich aus dem Vmgn. des Letzteren befriebigt und ge= 
zahlt worben ift, befteht für den Geflagten fein Grund mehr, ven eingeflagten 
Betrag als Kauffillingsreft dem Verkäufer (beziehungsmweife dem Kläger und 
befien Geffionar) bei Aushändigung der Ba bes Oläubigers vor⸗ 
zuenthalten (8. 1447 B. ©.). 

Entſch. v. 26. Juli 1876, Nr. 6270 (6214 ©.-U.). Der Umftand, daß bie 
Actiengeſellſchaft, zu welcher Kläger dem Geflagten die Eoncefflon gegen die Zu- 
fage überließ, daß Bellagter ihm (dem Kläger) die Generalfecretärsftelle mit x fl. 
Gehalt für einige Zeit unauffündbar verfchaffe — beichloffen hat, dieſe Stelle 
überhaupt nicht zu befegen und die Geſellſchaft aufzulöfen, begründet allerdings 
nad $. 1447 3. ©. die Abweifung des auf Verſchaffung dieſer Stelle ge- 
richteten Theiles des Klagebegehrens, ändert aber nichts an der Haftung des Be— 
Hogten für die uriprünglic nicht unmöglihe, allein unerfüllt gebliebene Zufiche- 
tung ber ©eneralfecretäräftelle in der Richtung des von ihm zu leiftenden Er- 
fages, auf melden das im zweiten Punkte geftellte Begehren geht (88. 878, 
881 ibid.). 

Entf. v. 10. Februar 1876, Nr. 12806 (6028 ©.-U.). Die Erhen 
des mit dem „Reſt einer Forderung per 1000 fl.“ an X auf ben Todesfall 
Befchentten, find nah 88. 705, 900 u. 918 B. ©. nur beredhtigt, die unent- 
geltliche Ueberlaflung der geſchenlten Sache, d. i. der Forderung zu verlangen; 
fowie ver Geſchenkgeber und deſſen Rechtsnachfolger nach $. 1443 ibid. nicht ge- 
zwungen werben fönnen, etwas anderes als eben die gefchenkte Sache zu leiften. 
Die Forderung wurde durd den Geſchenkgeber nad dem Tode des Beſchenkten 
eincaffirt, es ift fohin am Todestage des Geſchenlgebers die Erfüllung des Vtgs., 
d. i. die Zahlung nad $. 1414 ibid. unmöglid und kann defien Erbe ſchon aus 
dem Grunde nicht verpflichtet werden, etwas anderes an Zahlungsftatt zu geben 
(im Sinne der Klage die ber Forderung gleihlommende Barſumme zu bezahlen), 
weil in biefem Halle die Natur des urſprünglichen Vigs. als eines unentgeltlichen 
Geſchäftes geändert würde und diefe Bezahlung nad dem Schlußfage des 8. 1414 
ibid. als entgeltlihes Gefhäft zu betradten wäre. Hierzu kommt, daß der Um» 
faug der Berbinlichleit des Geſchenkgebers durch den Aufihub ber Birkung ber 
Schenkung nicht zu feinem, resp. feines Rechtsnachfolgers Nachtheil erweitert wer- 
den fann, da ber Gefchenfgeber, wenn er die Forderung inter vivos nicht erft 
auf den Todesfall abgetreten hätte, nad 8. 1397 ibid. weder für bie Richtigkeit 
noch Einbringlichkeit ber Forderung gehaftet hätte. Endlich würde dem Slagebegehren, 
ſelbſt wenn dasſelbe aus dem Titel des Schabenerjages im Sinne der $$. 1293 
u. 1295 ibid. abgeleitet worden wäre, ver $. 1447 ibid. entgegenftehen, da nicht zu 
entnehmen ift, ob die Zahlung der Forderung begehrt oder ihm vom Schuldner an- 
geboten wurde: es läßt fich daher nicht behaupten, daß die Forderung aus Ver— 
ſchulden des Geſchenlgebers dem Verkehre entzogen, resp. die Erfüllung der Ver— 


1194 Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch. 


bindlichkeit durch fein Verſchulden unmöglich gemacht wurbe, und ift ſomit eine 
Verbindlichkeit des Erben des Geſchenkgebers, nad) dem Untergange der gefchent- 
ten Sade den Werth vderfelben zu vergüten, aud nidt in den 88. 1396 m. 
1447 ibid. begründet (Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 13. Yänner 1875, Nr. 13443 (5599 ©.-U.). Ein Ueber 
einfonmen, woburd no nicht emittirte Actien einer erft zu gründenden Gefell- 
ſchaſt verkauft, und ein Betrag, fei es als Reugeld, Angelo oder Anzahlung, ger 
geben wird, ift nicht fchon aus dem Grunde von Anfang an rechtsunwirkſam, 
weil Vtge. nur über Sachen gefchlofjen werben können, die im Verkehre ftehen 
(obergerihtliches, dem Stlagebegehren nad $8. 878 u. 1447 B. ©. flattgeben- 
des Urtheil), fondern ftellt fid ai® ein unter der Bedingung, daß die Gejell- 
ſchaft in's Xeben treten und jene Actien in Verkehr kommen, gefchlofiener Kauf⸗ 
vertrag bar; es kommt baher darauf an, ob wirklich ein Betrag ald Angelo mit 
dem bedingten Verfprechen der Rückſtellung gegeben wurbe, in welchem Falle der 
Bellagte wegen des Nichteintritte® der Bedingung (Nichtzuſtandekommen der Ge 
ſellſchaft) zur Rückſtellung verpflichtet ift, während [Schlußfolgerung) andernfalls 
der Big. als ein Glüdsvertrag ($. 1276 ibid.) fid darftellen würde. 

Ent ſch. v. 30. November 1871, Nr. 6446 (4342 ©.-U.). Die Ein- 
wenbung des von dem Ceffionar eines Benedictinerordenspriefterd und Pfarrers 
auf Anerkennung einer Darlehensſchuld Gellagten, daß ber Priefter wegen des 
abgelegten Gelübdes der Armuth einen rechtsgiltigen Darlehensvertrag nicht ab 
fließen konnte, if... . . aud deßhalb unbegründet, weil Beklagter nicht be 
rechtigt wäre, das an den Priefter gegebene Darlehen zurüdzubehalten, resp. bie 
Nichtigkeit der Darlehensſchuld zu beftreiten, da niemand mit dem Scaben 
eined Anderen fi bereichern darf (88. 877 u. 1447 B. ©.), mas aber hier 
jedenfalls gefchehen würde, es mag nun ber Kläger ober deſſen Bormann, der 
Ordensprieſter oder endlich deſſen Ordensſtift der eigentliche Beſchädigte fein 
[Sclußfolgerung]. 

Entſch. v. 15. Februar 1870, Nr. 12751 (3713 G.U.). Der Eon 
trahent, welcher unter Verſchweigung der über ihn verhängten Euratel Effecten 
aufte, ift auch im Sinne der 88. 877 u. 1447 B. ©. zur NRüdftellung ver- 
felden in unverfehrtem Zuftande eventuell Schadenerſatz ($. 1295 ibid.) ver 
pflichtet, weil er wegen Ungiltigleit des Geſchäftes nicht bereditigt war, über 
diefe Effecten irgendwie zu disponiren [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 28. April 1869, Nr. 3228 (3396 ©-U.). Wird bie recht 
zeitige Uebergabe eines Beſtandobjectes ohne Verſchulden des Beftandgebert 
unmöglih, fo Tann overfelbe zur Erfüllung des wenngleih aufrecht beſtehenden 
Vtgs. nicht verhalten werben, 

Entſch. v. 10. März 1869, Nr. 2282 (3332 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 12751 ex 1870 [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 30. Yuli 1867, Nr. 6051 (2829 G.-U.). Die Anorbnung, 
baß der Pfandnehmer aud fein Forberungsrecht aus dem Darlehensvertrage ver- 
liert, ift in [dem aufgehobenen] $. 485 Str. ©. nicht enthalten und darf daraus 
umfoweniger abgeleitet werben, als eine ſolche Ableitung gerabezu gegen 8. 1447 
2. ©. verſtoßen würde. 

Entſch. v. 26. Jänner 1858, Nr. 475 (504 ©.U.; P. ©. 1200). 
Der Richter muß, wenn das Klagebegehren volllommen rechtlich begründet if, 
demfelben entſprechend erfennen, ohne darauf Rüdficht zu nehmen, ob und im 
wieweit das Urtheil exequirbar fein werbe, indem es ausfchließlih dem Kläger 
überlaffen bleibt, die ihm aus dem Urtheile erwachſenden Re. im geeigneten Wege 
geltend zu machen. 





1.XH. 8. Hptfl. Aufbeb. d. Rechte zc. 36. 1448—1450; 4. Hptſt. Bjy. n. Erfigung. 1195 
6. God. 


(8. 1448 — vgl. 68. 581, 547, 918; 529, 966, 1098, 1070, 1071, 1074, 1208; 891, 832, 918, 965 ®. @.) 


8. 1448. Durch den Zod erlöfchen nur ſolche Rechte und Berbinplichkeiten welche auf die 
Perfon eingefpräntt find, oder die blo) perfönlicde Handlungen des Werftorbenen betreffen, 


Entfd. v. 10. Februar 1876, Nr. 11685 (G. Zig. 1876, Nr. 83). 
Die auf. eine beſtimmte Zeit eingeräumte Servitut bed Fruchtgenußes erliſcht 
durch den Tod des Fruchtgenußberechtigten, felbft wenn die Ausübung des RE. 
von ihm bei Lebenszeit einem Dritten übertragen wurde, und ber Tod vor Ab- 
lauf desjenigen Zeitraumes eingetreten ift, auf welchen der Fruchtgenuß einge- 
räumt worden war ($$. 478, 485, 528, 529, 531, 1448 B. ©.). [Schluß- 
folgerung.] 

Entfd. v. 21. April 1870, Nr. 1 (3781 G.U.). Ein Naturalauss 
geding (Ausnahme) gilt einem Dritten gegenüber in der Regel als bis zum 
Tode des Bezugsberechtigten fortbeftehend, und kann dieſer Dritte auf Grund 
einer anderen Erlöfhungsart außer dem Falle befonderer Feſtſetzung feine Re. 
geltend machen. 

Entfd. v. 8. September 1856, Nr. 8328 (P. ©. 1201). Die in 
einem gerichtlichen Vergleiche gemachte Zufiherung eines täglihen Unterhaltes 
für bie geſchiedene Ehegattin fann nicht ohne Weiteres. auf die Lebensdauer der 
Chegattin und über die Lebensdauer des Ehegatten hinaus verftanden, daher im 
Gall des Todes des Gatten auf Grund verfelden gegen die Erben des Gatten 
die Erecution nicht ertheilt werben. 


7. — der Zeit. 
@. 1449 — vgl. 98. 608, 705; 468, 827, 908; 1943; 85. 155—169, 201, 269, 413, 869, 936, m, en, 
988, 1075, 1088, 1084, 1097, m, 1a r% * ; » Em 234; —— MR C. O. d. 25, December 1868, Rr. 


8. 1449. Rechte und a — auch durch den Verlauf der Zeit, worauf 

fie dur einen letzten Willen, Vertrag, richterlihen Ausſpruch, oder durch das Geſetz beſchränkt 

find. Auf welde Art fie durch die von dem Gefege beftimmte Verjährung aufgehoben werben, 
wird in dem folgenden Hauptftüde feſtgeſetzt. 


Bon der Einfehung in den vorigen Staud. 
($. 1450 — nl. 85 520, 904, 1221, 1810, 1836 8. ©.) 
8. 1450. Die blirgerlihen Gefege, nach welchen widerrechtliche Handlungen und Geſchäfte, 
wenn die Verjäßrung nicht im Wege ſteht, unmittelbar beftritten werden können, geftatten 
keine Einfegung in ben vorigen Stand. Die zum gerihtlihen Verfahren gehörigen Bälle der 
Einjegung in den vorigen Stand find in der Gerichtsordnung beftimmt. 

Entf. v. 3. November 1853, Nr. 10022 (1 ©.-U.). Jeder rechts⸗ 
wibrige Act fann nad $. 1450 B. ©. unmittelbar angefochten werden [Schluß- 
felgerungl. 


Biertes Hanpfflück. 


Bon der Verjährung und Erfigung. 


Inhalt: — (8. 1451). Erfitu (8. 1452). Wer verjähren und erben ann 
(8. 1453). Gegen wen ($. 1454). Welche Gegenflände (88. 1455—1459). Er- 
Federn zur Erfigung: 1 Beſitz ($. 1460), und zwar a) ein vedhtmäßiger 
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(88. 1461 u. 1462); b) redlicher (6. 1468); 0) echter (6. 1464). 2. Berlauf 
ber Zeit (8. 1465). Erfigungszeit: ordentliche (66. 1466—1471); außerordent⸗ 
liche (88. 1472— 1485). Außerorbentliche fürzere — — (88. 1486 bie 
1492). Einrechnung der Verjährumgszeit bes Vorfahrers ($. 1493). Hemmung 
ber Berjährung (88. 1494— 1496). Unterbrehung der Berjährun; # (8. 1497). 
Wirkung der Erfigung ober Verjährung ($$. 1498—1501). Entſagung ober 
Berlängerung ber Berkährung (8. 1502). 


83. — gauptit, Be A u. IT. oa und Ginteitung, bes B. Ss: _ Fr 3 un se M. 130 men: 
Geb Nr, 50 und 


ng Nr. 404°9. ©. v 
1819, Fr. "ser Er * zu Deioder —S Nr. 9. & ar En. Erl. v. 19 mie 1853, $ 1a 


a nd Juſt. Min, Erl, v. 21. Juli 1868, Nr. 105 R. G. B Si v. 21. —— en Ar. 207 unb vom 


uguft 1836, Rr. 161 3. ©. S.; Bin. Bbg. v. 16. "Jänner 1860, Nr. 21, ©. v. 28. März 1875, Ar. 48 
And Fin. Bin. Ct. vo. 29, Dei 1875, Nr. 85 R. @. 8. — Hoftjld. v. 10, Sr 1889, N. 3, Sat, Tom 
27. Jänner 1840, Nr. 4d4; ©. v. 25 Juli 1867, Rr. 101, 0. 1. Bei 1000, 3 Ar. ss; — Sof. 3. Jänner 
1006, Nr. 1540 3. ©. ©.; ©. v. 27. April 1873, Nr. 67, dv. 9. April 1 . 70, d. =. ‚Sin — 

Nr. 99, Fin. Min, Ol. v. 29. Mai 1875, 8.2289 und Min. eng. 2-18 —— — Kr. 130 8. 
Tabularge., %8,8.D, ——— einzelner Banten. — 6. — Pe er 

Gebühren zc. v. 18. März 1878, Ar. 31 R @. 
Berjäßrung. 


G. 1451 — 98. 1449; 1498, 1494, 1497, 1501; 1478, 1493; $$. 927, 1232; 1469 ©. ©.) 
8. 1451. Die Verjährung iſt der Berluft eines echtes, weldes während der vom Gelege 
beftimmten Zeit nicht ausgeübt worden ift. 

Entſch. v. 15. Juni 1875, Nr. 3764 (5755 G.⸗U.). Wer eine inta- 
bulirte Forderung, nachdem fie bereits verjährt ift, ſich cediren läßt, kann fi 
auf das Vertrauen in die Öffentlichen Bücher nicht berufen, Cedent mußte im 
gegebenen Falle aus dem öffentlichen Buche aud erſehen, daß die Forderuug 
mehr als 30 Yahre vor der Ceſſion bereits fällig war, daß fomit von dieſem 
Tage an das R., die Zahlung zu forbern, bereitd ausgeübt werben’ konnte, und 
demnach, wenn feither von biefem R. kein Gebraudy gemadt worden ift, das 
R., die Zahlung zu fordern, nad 88. 1451 u. 1479 B. ©. erlofchen ſei. 

Entf. v. 30. September 1863, Nr. 6297 (1805 G.-U.). Nach der 
Juſt. Min. Vdog. v. 21. Yuli 1858, Nr. 105 R. ©. B., unterliegt die dem 
Gläubiger zuerkannte Forderung von künftig verfallenden Zinfen zwar unter 
allen Umftänden (niht nur in dem Ball, wo ver Richter die Verpflihtung des 
Bellagten zur Entrihtung der erft verfallenden Intereflen ausgeſprochen, alfo 
nur einen Präjudicialausfprud gethan hat, fondern ebenfo in dem Fall, wo das 
Urtheil den Bellagten auf die Zahlung der fünftigen Raten nad Eintritt ihrer 
Fälligkeit geradezu condemnirt) der Triennalverjährung des $. 1480 B. ©., weil 
jene Vdg. nad den Eingangsworten nur eine Gefeeserläuterung zur Befeitigung 
vorgefommener Zweifel ift und daher nicht ven Zweck hat, die Grundſätze des 
3. ©. über die Vjg. abzuändern; aus eben diefem Orunde aber verjähren derlei 
Zinfen binnen 3 Jahren nur dann, wenn innerhalb dieſer Frift der Gläubiger 
von feinem Erecutiondrechte keinen Gebraud gemacht hat, weil nad $. 1451 ibid. 
die Big. dur die Ausübung des Rs. — bier des Erecutionsrehtes — außges 
ſchloſſen wird [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 5. März 1862, Nr. 970 (1491 ©.-U.). Die nah Jahren 
beftimmte Verjährungszeit if nad) dem Gregorianifchen Kalender zu berechnen, 
nit nach der Vorfchrift des $. 902 B. ©. 

Entſch. v. 24. September 1855, Nr. 17903 (P. ©. 1295). Die 
Big. erftredt fi nicht auf den Verluft einer Einwendung, die fih auf ein, wenn 
auch ſchon erlofchenes R. gründet. 

Entſch. v. 4. September 1855, Nr. 7452 (130 ©.-U.). Die Big. if 
laut 8. 1451 B. ©. nur der Verluſt eines Re, das während bes vom ©. 
beftimmten Zeitraumes nicht ausgeübt wird, und erfiredt fih nit auf den 


Berluft einer Einwendung, die fi auf ein, wenn auch fon erloſchenes 
R. gründet, 





IL. Theil. 4. Hauptft. Verjährung und Erfigung. 89. 1451, 1453. 1197 


Erfigung. 
(8. 1458 — vgl. bei $. 1461 cit.) 
8. 1452. Wird das verjährte Recht vermöge bes geſetzlichen Befiges zugleig auf Jemand 
Andern übertragen; fo heißt es ein erfeflenes Recht, und die Erwerbungsart, Erfigung. 

Entf. v. 12. September 1860, Nr. 10191 (1193 ©.-U.). Das ftrei- 
tige Getreidedeputat ift durch einen Zeitraum von mehr ale 70 Jahren entrichtet 
worden. Die Eule in H ſteht alfo unzweifelhaft im Befige des fraglichen 
Bezugsrechtes; diefer Befig if rechtmäßig, redlich und echt, und es ift fomit für 
bie Schule in H nad) ven 88. 1452, 1460 u; ff. B. ©. die Erfigung dieſes 
RE. längft eingetreten. 


Wer verjäßren und erfißen Raun. 


(8. 1458 — vgl. 88. 18, 355, 366; 26, 33; 356, 856; 68. 310, 1460 8. ©.) 
5. 1458. ever, der fonft gu erwerben fähig ift, kann auch ein Eigenthum oder andere 
Rechte durch Erfigung erwerben. 


Entſch. v. 17. Yänner 1878, Nr. 6427 (©. Zig. 1878, Nr. 75). 
[Erfigbarkeit des Mentenbezugerehtes:] Nah den 88. 1455, 1456, 1459, 
1471; 311 u. 313 8. ©. fann es feinem Zweifel unterliegen, daß aud an - 
Ren und nit nur am körperlichen Sachen ein Befig ausgeübt werden kann; 

“ nachdem jedoch die Erfigung einen durch die Erſitzungszeit feftgefegten Beſitz vor- 
ausfegt, kann ſelbſtverſtändlich an folhen R.en, welche durch ihre einmalige Aus- 
übung confumirt werben, und an welden daher ein Beſitz nicht möglich iſt, eine 
Erfigung nicht ftattfinden. Beſteht aber das in Anfprud) genommene R. eben 
in dem R. auf die einzelnen wiederkehrenden Leiftungen, fo ift auch an einem 
ſolchen R. nah unferem B. ©, 88. 1453 u. 1471 ein Befig und 
daher Erfigung möglich. Es hat aber auch in der Klage der Kläger den 
Bezug dieſer Zahlung feit unvordenklicher Zeit behauptet, und wenn aud bie 
Geklagte vie Leiftung feit unvorvenkliher Zeit widerſprach, hat’ fie doch zu= 
gegeben, daß biefelbe feit vielen Jahren erfolgte, und muß angenommen werben, 
daß dieſelbe fhon feit vem Jahre 1807 bis zum Jahre 1823, und von da an, 
da das Gegentheil von der Gellagten nicht behauptet oder diefer Umfland in 
Abrede geftelt ward, wieber erfolgte. Es muß daher der Beſitz jedenfas feit 
dem Jahre 1807 angenommen werden, und es würde die Erſitzung nad Abſ. VI 
des Kunde. Pat. zum B. ©. nad den alten G.en zu beurtheilen fein. In 
Deutſchtirol beftand damals die Ferdinand'ſche Landes O. v. 17. September 
1602 in Wirkſamkeit und es kann nad Bud II, Titel 51, Abſ. 6 derfelben 
nicht bezweifelt werden, daß auch eine Erfigung an Zins, für welche felbft unter 
Abwefenden ver Befig des Bezuges durch AO Jahre auch ohne Titel genügte, 
möglidy war, da unter dem Ausprude „Zins“ nad) der Terminologie der Landes: D., 
wie aus dem B. ©., Titel 54, Buch III hervorgeht, nicht nur Grundzinfe, 
fondern auch Capitaldzinfe verſtauden wurden, auf weldye Umflände, aud ohne 
daß fie von der Partei geltend gemacht wurden, Rüdfit genommen werden muß, 
weil die Anwendung des Gs. auf den bezogenen Fall Sache des Richters ift. 
Es war daher die Erfigung des jährlichen Bezugsrechtes von 60 fl. tirol. Währ. 
aud dann vollendet, wenn man annehmen wollte, daß diefelben als Zins eines 
rädzahlbaren Darlehens gefordert werben. 


Gegen wen. 
(8. 1454 — vgl. 88. 1494, 1472, 1475; 85. 20; 1405, 1496; 1472, 1475 8. ©.) 


8. 1454. Die Berjährung und Erfigung kann gegen alle Privatperfonen, welche ihre Rechte 
feloft auszuüben fähig find, ftattfinden. Gegen Mündel und Pflegebefoplene; gegen Kirchen, 
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Gemeinden und andere moralifhe Körper; gegen Verwalter bes öffentlicgen Vermögens und 
gegen diejenigen, welde ohne ihr Berſchulden abwefend find, wird fie nur unter ben unten 
(88. 1494, 1472 und 1475) folgenden Befchränfungen geftattet. 


Welche Gegenflände. 
G. 1455 — vgl. $5. 1460, 1469 8. G.; $. 43 Bat. v. 5. Juli 1858, Ar. 190 R. ©. 8.) 
8. 1455. Was fi) erwerben läßt, ann auch erfefien werden. Baden hingegen, welche 
man vermöge ihrer weſentlichen Befchaffenpeit, oder vermöge der Geſetze nicht befigen kann; 
ferner Sachen und Rechte, welche ſchlechterdings unveräußerlih find, find kein Gegenftand 
der Erfigung. 


Entf. v. 22. September 1875, Nr. 10280 (5861 GM.) Die Ein- 
wendung, daß eine Erfigung von Kirchenbänuken im Sinne des B. ©. bei ben 
weltlichen Gerichten nicht geltend gemacht werben könne und demnach eine darauf 
geſtützte Klage nah $. 1 Yur. N. abzuweifen fei, ift ungegränbet; weil weber 
die Erwerbung des in Frage kommenden Rs. an einem von bem Rechtsvor⸗ 
fahren errichteten Kirchenſtuhle, noch deſſen Beſitz zu den inneren Angelegenheiten 
der autonomen kirchlichen Verwaltung gehören, der Gegenftand des Streites bem 
privatrechtlichen Verkehre und der civifgerichtlihen Competenz durch kein ©. emt- 

* zogen, daher die Unzuftändigkeit ver Gerichte nicht offenbar if. 

Entfd. v. 21. October 1874, Nr. 8901 (9.8. 1877, Nr. 11; 5510 &.-U.). 
Das Finanzpatent vom Jahre 1811 iſt in jenen an Baiern abgetretenen Gebietß- 
theilen, welde erſt 1816 wieder an Defterreich zurüdgefallen find, unwirkſam. 
Die Erfigbarkeit des Rs. von einen unauffündbaren Capitale die Zinjen in 
einer beftimmten Währung zu fordern, ann, da dieſes R. unbeftritten an Dritte 
abgetreten ober veräußert werben barf, und von ben zur Erfitung tauglichen 
Saden und R.en im 8. 1455 B. ©. nicht ausgefdloffen ift, keinem Zweifel 
unterliegen. 

Entſch. v. 3. November 1871, Nr. 7269 (4297 G.⸗U.). Die Erfigung 
eines phyſiſchen Haustheiles ift unzuläffig; denn die Erwerbung des Egths. durch 
Erfigung wird nur perfect, wenn bei Berlauf der Ufucapionszeit die Sahe noch 
im Berfehre ftcht (88. 878 u. 1455 B. ©). Die Min, Brg. v. 27. De 
cember 1856, Nr. ı R. ©. ®. ex 1857, verbietet aber die Zerflädlung ver 
Häufer nach materiellen Beſtandtheilen [vgl. auch das feitherige ©. v. 30. März 
1879, Nr. 508. ©. 8]. 

{ Entfd. v. 12. Auguft 1863, Nr. 5081 (1769 ©.-U.). Das R., von 
dem jeweiligen Befiger einer Realität eine gewiſſe Leiflung zu fordern, kann 
durch Erfigung erworben werden. [Aehnl. der Entſch. Nr. 8901 ex 1874.) 

Entjd. v. 14. Jänner 1863, Nr. 163 (1641 ©.-U.). Weber durch 
einen Btg., noch durch Erſitzung kann das Egth. eines den [nah damaligem 
Stande der Gefeggebung] untrennbaren Beſtandtheil einer Ruſticalwirthſchaft 
bildenden Grundſtüdes erworben werden, folange nicht die nothwendige gefegliche 
Bedingung — die politifche Abtrennungsbewilligung — dazutritt. 

Entf. v. 19. Mai 1858, Nr. 4348 (573 G.-U.). Der Anfprud auf 
Erfag für die durch Tieferlegung einer Straße erfolgte Beſchädigung eines Haufes 
iſt unbegründet: [Wortlaut der beftehenden oberg. Motive] Nad ven unter 
einander zufammenhängenden Beftimmungen der 88. 287 u. 288 B. ©. bilden 
bie inneren Straßen oder Gaffen einer Stabt, welche zum öffentlichen Gebrauche 
und in&befondere zum Gebrauche der Bewohner der Stadt dienen, ein Ge 
meindegut. Daraus, daß die Straßen der Stadt ein Gemeindegut bilden, folgt 
nad) der ausdrücklichen Beftimmung des 8. 311 ibid,, daß fie, folange fie 
Straßen find, nicht Gegenftand eines redilihen Verkehrs fein können und bag 
fie nicht erfeflen werden können, wie übrigens im $. 1455 cit. deutlich ausge 
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ſprochen iſt. Sie find alfo ein vollkommen freies Egth. der Gemeinde. Dare 
aus folgt, daß die Gemeindevertretung über dieſe Straßen volllommen frei ver- 
fügen kann (8. 362 ibid.) und daß, da niemand Ne. an denſelben erfigen kann 
($. 1455 ibid.), aud niemand das R. hat, fi dent Gebraude, den die Ge— 
meindevertretungen von ihnen maden, zu wiberfegen, noch durch denfelben, 
was immer feine Folgen feien, in feinen R.en verlegt werden kann, — endlich 
daß die Gemeinbevertretung, da fie nur von ihrem R. innerhalb ver redht- 
lien Schranlen Gebrauch macht, den für einen Anderen etwa daraus erwach⸗ 
ſenden Schaden nicht zu verantworten hat (8. 1305 ibid.). 

Entſch. v. 22. April 1857, Nr. 2079 (331 ©.-U.; P. ©. 1203). Der 
einem aus öffentlichen Rückſichten eingeführten Ge. zumiderlaufende Tabularbefit 
Tann feine Erfigung begründen. 
ee en en ar are ey 2. ner 10i8, 
5. 1456. Aus diefem Grunde können weder die dem Staatsoberhaupte als foldem allein 
sulommenden Rechte, 4. B. dad Recht, Zölle anzulegen, Münzen zu prägen, Steuern aus. 
zuſchreiben, und andere Hoheitsrechte (Negalien) durch Erfigung erworben, noch die biefen 

Rechten entfprehenden Schulbigkeiten verjährt werben. 

Entſch. v. 17. Jänner 1878, Nr. 6427 (©. Ztg. 1878, Nr. 75). 
Rah den 88. 1455, 1456, 1459, 1471, 311 u. 313 B. ©. kann e8 feinem 
Zweifel unterliegen, daß aud an R.en und nidt nur an Förperlihen Sachen 
ein Befitz ausgeübt werden kann; nachdem jebod die Erfigung einen durch bie 
Crfigungszeit fortgefegten Befig vorausfegt, kann ſelbſtverſtändlich an folden R.en, 
welche durch ihre einmalige Ausübung confumirt werden, und an melden daher 
ein Beſitz nicht möglich if, eine Erfigung nicht ftattfinden. Beſteht aber das 
in Anſpruch genommene R. eben in dem Re. auf die einzelnen wieberfehrenden 
Leiftungen, fo ift aud an einem folhen Re. nach unferem B. ©. nad 88. 1453 
u. 1471 ein Beſitz und daher aud eine Erfigung möglid. 

Entfd.en v. 16. December 1857, Nr. 10273 und v. 17. December 
1857, Nr. 11422 u. 11423 (488 ©.-U.), Das neue Berggef. v. 23. Mai 
1854, Nr. 146 R. ©. B., fagt im Art. III, „baß an den in älteren 
Berggef.en enthaltenen Beftimmungenüber daslandesfürftlihe Hoheitd- 
recht hinfihtlih der Waldungen m. ſ. w. nichts geäntert wird.” Auf 
diefe Weife bleiben Re, weldhe den Befigern von Berg- und Hütten- 
werten oder anderen Perfonen aus Bigen., aus Berleihungen nad ven 
älteren Bergwerksgeſetzen oder aus anterweitigen rehtögiltigen Titeln 
auf den Befig oder die Benägung von Waldungen oder Walpiheilen, 
auf Forftfervituten, auf die Bergmweiden u. f. w. zukommen, und fos 
fern fie nicht durch fonft erfloffene Verfügungen inzwijhen Aende— 
ınngen erlitten haben, von biefem ©. unberührt. Hiernach mäffen 
vie im Kammergutsbezirke Idria gelegenen, unter der AXominiftration 
bed Bergamts und in beffem Bezirke befindlichen Waldungen („Res 
fervatwälder") als Hoheitswaldungen angefehen werden, mögen fie 
mit dem Bergbaue daſelbſt in Folge Belehnung an ven Landesfürften 
von Krain von dem römischen Kaifer gelangt, oder in Folge des Ho- 
heitsrechtes erft fpäter eingezogen worben fein, und es frägt fid, 
ba das B. ©. fhon im Kundm. Pat. die politifhden und Cameral- 
geſetze aufreht erhalten hat und im 8. 1457 ibid. nur die dem Staats— 
oberhaupte nicht ausſchließend vorbehaltenen Re. (mas aber bei ben 
Hoheitsregalmaldungen ver Fall ifl) der Big. von AO Jahren unter- 
wirft, ob bier überhaupt die Erfigung foher Waldungen, fei es der 
Proprietät, fei es nur bem Gebrauche nach Play greife? Da von dem 
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8. ©. bei der Regierung — wie Nicolaus von Bedmann in feinem 
Werke: Idea juris statutarii et consuetudinarii stiriaci Graecii, 
1680, p. 354 anführt — der Orundfag befand, daß die regalia 
majora gar feiner, bie regalia minora aber der 100-jährigen Prä- 
feription unterlagen, fo kann heute, infofern es fid um eine Ser⸗ 
vitutserwerbung durch Erfigung vor dem B. G. handelt, ſchon wegen 
Mangels des dießfälligen Beweifes davon feine Rede fein, weil für 
die Erwerbung der Servitut durch Erfißung keine fürzere Bräfcrip- 
tionszeit beftand, als für die Erfigung der Proprietät felbf. 


(8. 1457 — vgl. 6. 1472 B. @.; bei 8. 1456 cit) 
8. 1459. Undere dem Staatsoberhaupte zulommende, doc nicht ausfchließlih vorbehaltene 
Rechte, 3. B. auf Waldungen, Jagden, Fiſchereien u. dgl. können zwar überhaupt von andern 
Staateblirgern, doch nur binnen einem längern, als dem gewöhnlichen Zeittaume ($. 1472) 
erfefien werben. 
Siehe auch die Entsch.en bei $. 1456. 


Entfd. v. 23. Mai 1855, Nr. 4695 (91 ©.-U.). Refervatwälder 
( Cameralherrſchaft Idria) Können nicht erſeſſen werden. Schon nah den früheren 
G.en waren Wälder, bie der Landesfürft ald Regale beſaß, fein Gegenſtand der 
Erwerbung der Unterthanen auf einem anderen Wege, als dem der landesfürſt- 
lihen Verleihung ober eines Privilegiums; fie waren fomit von ber Erfigung 
dem Lanbesfürften gegenüber ausgejchloffen. Die Fortdauer diefes, durch ein 
eigenes Kammergutswaldamt bewahrten Hoheitsrechtes erhellt au aus bem 
Kundm. Pat. zum B. G., wodurch die die Privatrechte beſchränkenden, befon- 
deren politifhen und Cameralgef. aufrecht erhalten wurben, erhellt aus dem 
8. 20 8. ©., wornach diefes ©. nur auf folde Rechtsgeſchäfte des Landes- 
fürften Anwendung bat, die aus einer Erwerbung besfelben nad; dem Privat» 
rechte zu beurtheilen find, wohin Regalien nicht gehören, aus ven 88. 1472 m. 
1475 ibid., weld’ Iegterer Paragraph hier die Big. ausfchließt, weil die vem 
Landesfürften hier als Regale zuftehenden Waldungen durch fpecielle Ge. ihm 
wirklich vorbehalten find. Der Fortbeftand dieſes Regales ift endlich nod klar 
audgefproden im Hofd. v. 15. April 1847, Nr. 1057 I. ©. ©., im Depu- 
rationsgeſ. v. 5. Juli 1853, $. 2, Nr. 130 R. ©. B., und im neueften 
Berggef. Art. IV v. 23. Mai 1854, Nr. 146 R. ©. B. 


(8. 1458 — vgl. $$. 183, 196200; 533; 318, 859, 1432; 1396, 1458, 1478; 68. 365, 356, 1466, 1468; 447, 
450, 456, 461, 1869, 1455, 1483; 321, 322, 350, 1467; 480, 1469, 1470 8. &.; 6. 48 Pat. 2. 5. Juli 1868, 
Ar 1308. 8. 8) 

8. 1456. Die Rechte eines Ehegatten, eines Vaters, eines Kindes und andere Perfonen- 
rechte find kein Gegenftand der Erfigung. Dod kommt denjenigen, welche dergleichen Rechte 
redlicher Weite ausüben, die ſchuldloſe Unwiſſenheit zur einftweiligen Behauptung und Aus- 
Übung ihrer vermeinten Rechte zu flatten. 


(8. 1459 — vgl. 88. 318, 351; 1456, 1481 B. ©.) 
8. 1459. Die Rechte eines Menfhen über feine Handlungen und über fein Eigentum, 
3. B. eine Waare da oder dort zu kaufen, feine Wicfen oder fein Waffer zu benugen, unter- 
liegen, außer dem alle, daß das Geſetz mit der binnen einem Zeitraume uuterlafienen Aus- 
Übung ausdrücklich den Verluft derfelben verfnüpfet, keiner Berjährung. Hat aber eine Berfen 
der andern die Ausübung eines folden Rechtes unterfagt, oder fie daran verhindert; fo fängt 
der Befitz des Unfagungsrechtes von Seite der Einen gegen die Freiheit ber Andern von 
dem Augenblide an, als fi biefe den Verbote oder der Verhinderung gefüget hat, und es 
wird dadurch, wenn alle Übrige Erfordernifie eintreffen, die Verjährung oder die Erfigung 
bewirket (88. 313 und 351). 


Entfd. v. 28. Juni 1876, Nr. 5013 (6195 ©.-U.). Es handelt fi 
offenbar um zwei aneinanderftogende Häufer und ein Verhältniß, vermöge deſſen 
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die Erhöhung [Wortlaut:] des Haufe des Bellagten und Anbringung von Fenfter- 
Öffnungen in der erhöhten nördlichen Mauer dem R. des Nachbars, fein an« 
ſtoßendes Haus in gleicher Weife zu erhöhen, nämlich feine fünlihe Hausmauer 
anſtoßend an des Gegners Norbmauer aufzuführen, nicht präjubiciren konnte. 
Bon dem Bellagten wurde das R. zu biefer Erhöhung auch nicht beftritten und 
nur aus dem Umftande, daß in feinen Lictöffnungen feit mehr ald 30 Jahren 
die Winterfenfter und Yaloufien in der Art angebracht find, daß fie fih nad 
außen öffnen und aud) geöffnet wurden, gefolgert, daß das vou ihm erfeflene 
R., an diefem "Oeffnen dur den Neubau nicht verhindert zu werben, von dem 
Kläger infofern vefpectirt werden müſſe, als zwar es demſelben freiftehe, bie 
Dauer vor viefen Fenſtern aufzuführen, jedoch nur auf eine Entfernung, welde 
das Deffnen wie biöher ermöglicht. Allein, wenn unbeftritten ift, dag die Er⸗ 
hõohung des Haufes des Klägers an allen anderen Stellen in ver Weife erfolgen 
Tann, daß es als angebaut fi darftellt, fo würde biefem Vorbehalte auch da⸗ 
durch genügt, daß an biefen Stellen Niſchen angebradht werben, die zwar den 
Feuſtern Licht und Luft abjperren, aber das Deffnen wie bisher geſtatten. Nach 
dieſem Sachverhalte konnte der Vormann des Bellagten, al® er die Scheide 
mauer feine® an das Haus des Klägers anftogenden Haufes niit dem Bewußt⸗ 
fein, daß dem Legteren das gleiche R. zuftehe, erhöhte und in felber demungeachtet 
Üenfteröffnungen anbrachte, biefe Borkehrung nur als eine precäre, als eine nur 
infolange zweddienlie betrachten, als die Erhöhung des Nachbarhauſes nicht 
eintreten werde und kann aus bem Umftande, daß biefe Wenfteröffnungen mit 
nah außen fi öffnenden Verſchluß verfehen wurden, nicht auf die Abſicht ges 
ſchloſſen werden, hierdurd ein zum Erfigen geeignetes, jedoch illuforifhes R. zum 
Befige diefer Art des Deffnens zu erwerben. 

Entf. v. 29. Mai 1873, Nr. 5175 (4988 ©.-U.). Der Kläger fügt 
feinen Einfpruh gegen den projectirten Bau des Gellagten auf feinen angeb« 
lichen 30jährigen Veflg des Rs., feine beiden Fenfter im vierten Stod gegen 
das nachbarliche Dad zu Öffnen, aus denſelben Wäſche herauszuhängen und 
dur fie Licht und Luft in die Räume eintreten zu laſſen. Es geht daher feine 
Behauptung nicht nur dahin, daß er bis jegt durch dieſe fFenfter Richt und Luft 
genoß, weil ihn der Nachbar nicht daran hinderte, woraus ihm allerdings 
nod fein Rechtsbeſitz erwachſen konnte; fondern aud dahin, daß er durch das 
Deffnen ver Fenfter und das Aushängen von Wäſche die Ruftfäule des Geklagten 
mit deſſen ſtillſchweigender Geftattung benüßte, eine Thatfache, die nach 8. 313 
3. ©. zur Erwerbung eines Rechtsbeſitzes ber entſprechenden Dienſtbarkeit ger 
eignet erfheint. — [WBorfpr. der Entih. Nr. 5013 ex 1876. — 8. 14599.] 

-  Entfd. v. 22. Februar 1871, Nr, 8836 (4059 ©.-U.). Die vom 
klagenden Grundnachbar behauptete Erfigung des Rs. auf Beftand und Erhaltung 
eines von dem Bellagten feit AO Jahren auf der Gränze beider Grundſtücke er- 
haltenen Zaunes hat nicht flattgefunden. In dem bloßen Beftande der Ein- 
friedung — einen fonftigen Titel hat derſelbe aber nicht angeführt — ift ein 
Erwerbstitel für die lage nicht zu erfehen; dadurch fonnte dem Kläger das R., 
den Fortbeftand desſelben zu fordern, nicht erwachſen, meil der unbefchränfte 
Egthr. nach $. 362 B. ©. berechtigt ift, feine Sache nad Willfür zu benügen 
oder unbenügt zu laſſen und aud zu zerflören, und weil dieſes Befugniß nad 
8. 1459 ibid. feiner Vjg. unterliegt, wenn nicht von anderer Seite eine Unter: 
ſagung erfolgt, der ſich der Berechtigte fügt. Kläger hätte, da der Beklagte jede 
Berpflihtung zur Inftandhaltung des Zaunes abläugnete, die Beſchränkung des 
Egths. desjelben, die Erwerbung und Exiftenz feines Unterfagungsrechtes beweifen 
zmüflen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 23. November 1870, Nr. 13806 (968 ©.-U.). Die über- 
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nommene Verpflichtung, die Verfaufsläden an Sonn» und Feiertagen Nachmittags 
geiperrt zu halten, ift nad) 88. 313, 361 u. 1459 B. ©. zuläjfig. 

Entſch. v. 27. Februar 1867, Nr. 1010 (2748 G.-U.). Die 30jährige 
Ausübung des Fenſterrechtes kann erſt dann als Erfigung desfelben gelten, wenn 
diefe Ausübung durch dieſe Zeit, trog der Unterfagung feiten® des Egthrs. er⸗ 
folgte. Diefe Erfigung beginnt mit dem Zeitpunfte der Unterfagung. 

Entſch. v. 18. Mai 1859, Nr. 5518 (795 ©.-U.). Das von einer 
Herrſchaft zu Gunften ihres Bräuhaufes behauptete R., kraft deſſen ein benach⸗ 
barter Ort beſchränkt ift, nur aljährlih in ver Zeit vom 1. März bis Ende 
Auguſt eine beftimmte Onantität Bier gegen Entrihtung von x fl. per Gebräu 
an die Herrfhaft erzeugen zu dürfen, verjährt in 3 Iahren. Wenn aud im 
8. 351 B. ©. die Friſt, innerhalb welder die Klage zur Erhaltung des Befiges 
eingebracht werben muß, nicht beftimmt ift, verjährt do nah 8. 1488 ibid. 
felbft das R. der Dienftbarkeit, wenn fid) ber verpflichtete Theil der Ausübung 
ber Servitut wiberfegt, innerhalb 3 Jahren und nad 8. 1459 ibid. fängt der 
Befig des Unterſagungsrechtes ſogar in dem Augenblicke an, wo ſich der andere 
Theil dem Verbote ober der Verhinderung gefügt hat. ; 


Erforderniffe zur Erfigung: 1. Reſttz. 
(8. 1460 — vgl. 98. 309, 816, 826, 845; 88. 820; 14811464; 1465; 1477, 1497 B. ©.) 
8. 1460. Zur Erfigung wird nebft der Fähigkeit der Perfon und des Gegenſtandes erfor- 
dert: daß Jemand die Sache oder das Recht, die auf diefe Art erworben werben follen, wirkte 
lich befige; daß fein Befig rechtmäßig, redlich und echt fei, und duch die ganze von dem 
Geſetze beftimmte Zeit fortgefegt werde ($$. 309, 316, 326 und 845). 

Entf. dv. 21. October 1874, Nr. 8901 (5510 ©.-U.). Auch das R., 
jährlich Zinfen von einer hypothecirten Schuld in einer beftimmten Währung zu 
verlangen, Tann erfeflen werben; denn ohne Zweifel Tann das R. auf Zinfen, 
und zwar in einer beftimmten Währung an dritte Perfonen abgetreten, alfo ver- 
äußert werden und ift auch nicht von den zur Erfigung tauglihen R.en im 
8. 1455 B. ©. ausgeſchloſſen. Die Leiftung der Zinfen in Conventionsmünze 
durch und für die Zeit von 1823—1870 ift von dem Geklagten eingeſtanden. 
Mäger hat ein von der oberften Yuflizftelle gefhöpftes Erkenntniß und die An- 
erfennung bed Vorbefigers des Geklagten für fi, befindet ſich daher im aller- 
beften Glauben, und hat das wohlermorbene, auf einem entgeltlihen Titel beruhende 
R., die Zinfen in Conventionsmünze zu forbern, nad) $. 1460 ibid. erfeflen, 
ohne daß es fid) die Reduction nach 8. 5 der Tail. Vog. v. 27. April 1858, 
Nr. 63 R. ©. B. gefallen zu lafien braudt. — Die Iandtäflihe Anmerkung 
it nad) 88. 20 bu. 60 ©. ©. v. 25. Yuli 1871, Nr. 95 R. ©. 8. zu- 
Kffig [Schlußfolgerung). 

Entf. v. 30. Auguft 1872, Nr. 3248 (4696 ©.-U.). Auch die foge- 
nannte „Mefiengiebigkeit" Tann Gegenftand einer Erfigung fein. Die Geltend- 
madung der 3Ojährigen Erfigung fegt -jevod voraus, daß bie beireffende Kirche 
nod im Beſitze diefes Rs. fei, während vorliegend weit über 3 Jahre lang das 
als Mefiengiebigfeit in Anfprud genommene jährliche Getreidequantum nicht mehr 
geliefert worden ift. 

Entſch. v. 23. Februar 1871, Nr. 10117 (4066 ©.-U.). Die noch 
nicht vollendete Erfigung der Rlagfervitut wird durch Vereinigung beider Grunb« 
Rüde unter demfelben Egthr. unterbrodhen, kann aber nad Aufhören diefer Ber- 
einigung vollendet werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 2. März 1870, Nr. 2 (1732 ©.-U.). Da die Mäger gar 
nit eine von ihnen, durch Fortfegung des Beſitzes ihrer Vorfahren, ſondern 
eine durch diefe felbft vollendete Erfigung geltend machen wollen, fo kommt es 
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auf eine Zurechnung der Befigeözeiten nicht an. Aus eben biefem Grunde kommt 
es auch nicht darauf an, ob jemand zu der Zeit, wo er eine bereitd vorhandene 
Erfigung zur Geltung bringen will, noch im Beſitze fei; fondern nur derjenige, 
welcher erſt erfigen will, muß zufolge $. 1460 B. ©. das fraglihe R. wirt 
lich und durch die vom ©. beftimmte Zeit befigen. Hat aber jemand eine 
Servitut durch Erfigung oder in anderer Weife erworben, den Beſitz jedoch ver- 
toren, fo wird er, aud wenn er benfelben nicht fogleih im Wege der Befit- 
förung eingeflagt hat, dadurch feines Rs. felbft nicht verluftig, fondern trifft ihn 
nur die nachtheilige Folge, daß er nun dem ordentlichen Rechtsweg betreten muß. 

Entſch. v. 2. Yuli 1869, Nr. 5801 (3464 ©.-U.). Die Grundbe⸗ 
dingung zur Geltendmachung des Servitutsrechtes ift die Benügung oder der Ber 
fig der Serpitut. 

Plenar-Entfd. v. 23. September 1868, Nr. 4711 (3124 ©.-U.). 
Das R. zur Geltendmadung der Unechtheit eines Teftamentes verjährt erſt im 
30 Jahren; denn die Klage ift in einem folden Falle nicht gegen dasjenige, 
was der Erblafier für feinen legten Willen erflärt hat; fondern gegen ein Mach⸗ 
werk gerichtet. Auch in den Beſtimmungen, wornad jede Erfigung rechtmäßigen, 
redlichen und echten Beſitz vorausfegt ($. 1460 B. G.), und der Angabe eines 
tehtmäßigen Titels nur derjenige nicht bedarf, der die Erfigung auf einen Zeit 
raum von 30 Jahren ftügt, felbft in biefem Halle aber die erwiefene Unredlich⸗ 
keit des Befiges die Erfigung ausfchließt (8. 1477 ibid.), finden ſich unzweifel- 
hafte Anhaltspunkte dafür, daß die Anfechtung eines gefälfchten oder unterſchobenen 
legten Willensactes, der ſchon urfprünglid feine Giltigleit at und niemanden 
einen Rechtsanſpruch und einen giltigen Titel gewähren kann, nicht an die fürzere, 
nur dreijährige Verjährungszeit des $. 1487 ibid, gebunden fein könne, hierfür 
vielmehr die ordentliche ZOjährige zu gelten babe, wie denn auch nach 8. 823 
cit. die Erbſchafisllage der Regel nach Überhaupt fo lange ftattfindet, als pas 
R. nicht verjährt iſt. 

Plenar⸗Entſch. v. 28. Yuli 1868, Nr. 4731 (Manz'ſche Slg.). Der 
8. 1487 B. ©. fegt voraus, daß der wirklich vom Erblaſſer herrührende Auf- 
fag wegen innerer oder äußerer Gfbrechen angefochten worden. Ein Auffag, 
welder als von einem Verftorbenen herrührend, jedod bloß ausge» 
gegeben wird, von biefem aber nidt herrührt, fondern ihm unter« 
fhoben und ein falsum ift — kann überhaupt in Bezug auf die 
Berfon, welde als ihr Autor ausgegeben wird, nit eine legte Wil« 
lenserllärung diefer Perfon genannt werden; es eriftirt vielmehr in 
diefem Falle gar keine legte Willenserklärung; die erhobene Klage 
if in einem folden Falle nicht gegen dasjenige, was ber Erblafjer 
als feinen legten Willen erflärt hat, fondern vielmehr gegen ein 
Machwerk gerichtet, weldes der legte Wille des Berftorbenen nicht 
ift; auf das klagbare Auftreten gegen eine derlei Unterfdiehung paßt 
auch der vom ©. gebraugte Ausdruck „Umftogen“ nicht, infoferne 
diefer Ausprud feinem Begriffe nah etwas wirklich Vorhandenes 
und Beſtehendes vorausfegt, während hier ein umzuftoßender legter 
Wille gar nicht befteht. Aus den 88. 1460 u. 1477 ibid. ergibt fi 
übrigens aud, daß die Anfechtung eines gefälfchten oder unter- 
ſchobenen legten Willensactes, welder ſchon urfprünglic keine ©il- 
tigteit haben, für niemanden einen Rechtsanſpruch begründen und 
keinen giltigen Titel gewähren kann — nidt an bie im $. 1487 ibid. 
beftimmte fürzere, b.i. nur jährige Berjährungszeit gebunden fein 
könne, daß hierfür vielmehr die ordentlihe 30jährige VBerjährungs- 
zeit zu gelten habe. Mit diefer Motivirung wurde einzutragen beſchloſſen 
in's Iudicatenbuch Ar. 67: Die Beſtimmung des $. 1487 3. ©., daß das 
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R., eine Erklärung des legten Willens umzuftoßen, binnen 3 Jahren 
geltend gemacht werden müffe und nah Berlauf diefer Zeit verjährt 
fei — kann nicht aud auf den Fall angewendet werden, in weldem 
die Unterfhiebung und Fälſchung eines legten Willens behauptet wird, 

Entfd. v. 28. October 1863, Nr. 6564 (1821 ©.-U.). Dem Kläger, 
welcher das Egth. einer Sagpoft aus dem Grunde beanfprudt, weil diefelbe aus 
Darlehen und Vorſchüſſen herrührte, welche er aus feinem Vmgn. gegeben hat, 
kann weder in dem alle, wenn mit feiner Zuftimmung die Anlegung biefer 
‚Gelder auf den Namen des Oellagten erfolgte, noch und umfoweniger, wenn 
Letzterer ohne Wiflen und Willen des Klägers die Schulddocumente über die aus 
deflen Vmgn. gegebenen Darlehen auf feinen Namen ausgefertigt und zur bücher 
lichen Eintragung gebradt hat, die Erfigung nad) $. 1460 B. ©. eingemenbet 
werben. 

Entf. v. 4. Auguſt 1857, Nr. 7570 (1027 ©.-U.). Der Beweis der 
Unechtheit einer feit mehr als 3 Jahren in's Grundbuch eingelragenen Urkunde 
ift zuläffig. Denn wird erprobt, daß die Urkunde unecht ift, daß fomit der in 
derfelben ausgedrückten Schulpforderung der rechtmäßige Titel abgehe, fo ift auch 
die vom Kläger behauptete Erfigung nicht ‚eingetreten. Zur ordentlichen Er⸗ 
figung, wie folhe der Kläger behauptet, ift nämlich nebft den Übrigen Erforder- 
niffen, insbefondere nad $. 1460 B. ©. ver rechtmäßige Beſitz erforderlih. Die 
außerordentliche Erſitzungszeit aber ift nit verftrihen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 16. Auguft 1855, Mr. 1727 (P. ©. 1205). Aus dem Um- 
ftande, daR jemand durch die Erfigungszeit von dem fogenannten Einforftungs- 
tedite, d. i. von dem R. Gebraud macht, aus einem Walde das für feinen Haus- 
und Wirthſchaftsbedarf möthige Holz zu beziehen, kann eine Erfigung bes Wald⸗ 
eigenthums nicht abgeleitet werden. 


und zwar a) ein rechtmäßiger, 

G. 1461 — dgl. $$. 816-819; 381, 483, 449; 425; 98. 416; 436, 842; 1188, 1198, 1215, 1271, 1412 9. ©.) 
8. 1461. Jeder Befig, der fih auf einen ſolchen Zitel gründet, welder zur Uebernahme 
des Eigenthumes, wenu folhes dem Uebergeber gehührt hätte, hinlänglich geweſen wäre, if 
rechtmäßig und zur Erfigung hinreichend. Dergleichen find 3. B. das Bermädtniß, die 

Schenkung, da Darleipen, der Rauf und Verlauf, ber Tauſch, die Zahlung u. ſ. w. 

Entfd. v. 7. Auguſt 1872, Nr. 6482 (4680 G.-U.). In Folge Auf- 
hebung ber Ehepacten, wegen aus beiberfeitigem Verſchulden erfannter Eheſcheidung 
(8. 1264 B. ©.), müßte der geflagte Ehemann ſchuldig erfannt werden, bie als 
Heiratsgut der Gattin erhaltenen beiden Wirthſchaften ver Lepteren zurückzugeben 
(8.1229ibid.). Diefe Verpflichtung fann dadurch nicht alterirt werben, baß ber Öeflagte, 
wie er behauptet, die das Heiratögut bildenden Realitäten während feines Beſitzes 
meliorirt und überhaupt in Folge dieſes Befiges mehrfältigen Aufwand gemacht, und 
auch verſchiedene Paſſiven berichtigt habe, da biefe Anſprüche ihn nicht berechtigen, 
ber Klägerin die Rüdftellung der Realitäten vorzuenthalten. Bon einer Exfisung 
des Egihs. Tann auf Seite des Geklagten auch feine Rebe fein, ba er bie 
Realitäten nur auf Grund des Vigs., nicht als Egthr., fondern nur als Fracht 
nießer befeflen hat und befigen konnte ($. 1228 ibid.), daher eine Erfigung des 
Egths. wegen Abgangs der Erforberniffe der SS. 1461—1463 ibid., fowie im 
Hinblick auf 8. 1495 ibid. Hier gar nicht möglich war. 

Entfd. v. 6. October 1857, Nr. 8830 (441 ©.-U.). Wenn der Erbl 
bei Lebzeiten Grund und Boden an feine Erben vertheilt, weldyer diefen nach feinem 
Tode auch wirflid aus dem Titel des Erbrechtes verblieb, fo kann nicht einge 
wendet werden, baß bie Erben bloß praecario modo in den Beſitz gelangt feien, 
für welche ihnen vielmehr in dem Erbgang ein giltiger Titel erwuchs ver bisher 
widerruflihe Befig verwandelte fi in einen unwiderruflichen, 
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Entf. v. 11. Juni 1856, Nr. 4845 (994 ©.-U.), Auf Orund einer 
bedingten Intabulation ift die Erfigung unftatthaft, weil vor Eintritt der Bes 
dingung der terminus a quo fehlt. 

(6. 1462 — vgl. 88. 865, 870; 876; 547; 819 8. ©.) 
8. 1468. Berpfändete, geliehene, in Berwahrung, oder zur Fruchtnießung gegebene Sachen, 
tönnen von Gläubigern, Entlehnern und Berwahrern oder Fruchtnießern, aus Mangel eines 
tehtmäßigen Titels, niemals erfefen werden. Ihre Erben ftellen die Erblaffer vor, und 
haben nicht mehr Titel ale diefelben. Nur dem dritten rechtmäßigen Befiger kann die Exr- 
figungsgeit zu flatten kommen. 

Entſch. v. 9. December 1870, Nr. 12418 (3984 ©.-U.). Zum Beweiſe 
bes Eigenthumserwerbes durch Erfigung genügt nicht die Angabe, dag man die 
angefprogene Sache durch mehr als 30 Jahre im Naturalbefig habe; und ift 
hierzu im Hinblid auf die Beſtimmung des 8. 1462 B. ©. weſentlich, daß der 
Erfigungswerber anführe, wie er in den Befig gelangt fei. Die bloße Auftragung 
des Haupteides über Thatſachen und Dauer des Befiges ift unzuläffig. 

Entſch. v. 16. Auguft 1859, Nr. 9018 (843 G.-U.). Gegenüber ver 
Einwentung der Big. kann fih der Erbe des Gläubigers nicht auf 8. 1500 
3. ©. berufen; weil der Erbe nad 88. 547 u. 1462 ibid. den Erbl. vorſtellt, 
nicht mehr Titel als diefer hat; die Big. aber ſchon gegenüber dem Erbl. vol⸗ 
Iendet, ſonach die Forderung erloſchen war und auf den Erben nicht übergehen, 
weder durch Einantwortung, noch durch Einverleibung feines Erbrechtes wieder 
aufleben konnte. 

b) redlicher geſitz; 
(6. 1468 — vgl $. 1498; 66. 338, 1407 8. @.) 

8. 1463. Der Befig muß redlich fein. Die Unredlichkeit des vorigen Beſitzers hindert aber 
einen redlichen Nachfolger oder Erben nicht, die Erfigung von dem Tage feines VBefiges an- 
zufangen ($. 1493). 

Entf. v. 24. Juli 1860, Nr. 7873 (1162 ©.-U.). Der Unfehtung 
des Schiedsſpruches wegen Simulation fteht die eingetretene Tabularerfigung 
nicht entgegen, weil die behauptete Scheinhanblung ein ſtrafgeſetzlich verpöntes 
Geſchäft [Wucher] wäre, daher falls das Klagefactum erwiejen wird, der Be⸗ 
Hagte als unredlicher Beſitzer erſchiene. 

Entſch. v. 6. October 1859, Nr. 9761 (883 ©.-U.). Aehnl. der Entfch. 
Nr. 7873 ex 1860. 

Entſch. v. 8. April 1856, Nr. 2981 (184 ©.-U.). Die heutige Ge- 
Hagte hat mit Klage vom 25. October 1849, vor Ablauf ihrer Erfigungszeit 
von 3 Fahren, den heutigen Kläger auf Bezahlung ver x fl. aus dem Schuld⸗ 
briefe vom 30. November 1847 belangt, und ed wurde mit dem rechtskräftigen 
Urtheile vom 6. Februar 1852 ausgeiprohen, daß das in biefem Schuldbrief 
beftätigte Darlehenscapital nicht zugezählt, und Kläger ſolches zu bezahlen nicht 
ſchuldig ſei. Diefes Urtheil muß auf den Tag ver Klage, d. i. den 25. October 
1849 zurüdbezogen, alfo bezüglich feiner Wirkungen ald am 25. October 1849 
ergangen angefehen werben. Der vor Ablauf von 2 Jahren a dato feiner In- 
tabulation ais Darlehensſchuldbrief gerichtlich für ungiltig erflärte Schuldbrief 
haftet alfo für die angeblihe Darlehensgläubigerin indebite; ein Pfandrecht fann 
aber nur für eine giltige Forderung beftchen. Die Gellagte mußte auch wilfen, 
daß fie ein Darlehen der Ausftellerin jenes Schulvbriefes nicht zugezäplt habe; 
fie kann daher aud nur als eine unredliche oder unechte Pfanpbefigerin ange 
jeden werden, konnte den Pfandbeſitz durch Erfigung nicht erwerben und hatte 

‚dom 25. October 1849 an feinen rechtmäßigen Titel mehr zur Fortfegung ver 
‚Erfigung. If aber von ihrer Seite die Erfigung wegen Mangels der gejet- 
Uchen Erforderniffe binnen 3 Jahren nicht eingetreten, jo fann aud) von einer 
Big. des Löſchungsrechtes ihres Gegners nicht die Rede fein. 
Niehl, bürgl. Beieb. er. 77 
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(8. 1464 — vgl. 88. 345; 470. 8.) 

8. 1464. Der Befig muß auch echt fein. Wenn Jemand fi einer Sache mit Gewalt 
oder Lift bemächtigt, ober in den VBefig heimlich einſchleicht, oder eine Sache nur bittweife 
befigt; fo kanu weder er felbft, noch können feine Erben biefelbe verjähren. 

Entf. v. 23. October 1872, Nr. 5633 (Manzʒ'ſche Slg.; 4745 G.-U.). 
Die gefeglihe Bermuthung ftreitet für die Freiheit des Egthe.; wer 
eine Beſchränkung desſelben durch ein an der fremden Sache ihn zu=- 
ſtehendes 8. behauptet, muß diefe Beſchränkung, resp. bie Erwer- 
bung bes angeblihen Rs. beweifen. Wenn der 8. 523 B. ©. den 
Kläger verpflichtet, die Anmaßung ber Servitut an feiner Sade zu 
beweifen, fo ift diefe Anordnung nur bahin auszulegen, daß er bie 
Thatfahe der Störung feines Egths. dur bie vom Gegner bean- 
ſpruchte Servitut darthun muß; fie Tann aber nicht in dem Sinne ver- 
fanden werden, als ob der Kläger au den Beweis zu liefern hätte, 
daß dem Beklagten die Servitut rechtlich nicht zufteht. Der Legtere 
kann fich deßfalls aud nit auf den 8. 323 ibid. berufen, weil durch 
dieſen Paragraph der Befiger nur gegen die Aufforderung geſchützt 
wird, als Kläger einen giltigen Titel feines Befiges nachzuweiſen, 
welder Fall Hier, wo der Bellagte von dem Egthr., defjen Titel 
ſtärker iſt, belangt wird, nit eintritt. [Siehe hierüber auch vie Entſch.en 
bei 8. 523.] Aus ver Beweisaufnahme ergibt fi weiters, daß die Wafler- 
leitung vom Bellagten und dem Vorfahren im Befige feines Grunpftädes nie- 
mals als ein R. fondern gegen beliebigen Widerruf von Seite des 
Befigers des Pilchgrundes ausgeübt wurde und daher die Erfigung 
ber Servitut wegen Unechtheit des Befiges ($. 1464 ibid.) nit ein - 
getreten fei. Mit dieſer Motivirung wurbe einzutragen beſchloſſen in’s Spruch- 
repertorium Ar. 27: Im Falle der negatorifhen Servitutsklage hat 
der Bellagte das rechtliche Dafein der Dienftbarkeit und niht der 
Kläger die Freiheit feines Egths. zu beweifen, 

Entſch. v. 12. September 1860, Nr. 10191 (1193 ©.-M.). Das ftreitige 
Getreidedeputat ift duch einen Zeitraum von mehr als 70 Jahren entrichtet 
worden. Die Schule in H fleht alfo unzweifelhaft im Beſitze bes fraglichen 
Bezugsrechtes. Diefer Beſitz ift rechtmäßig, redlich und echt, und es ift fomit 
für die Schule in H nad ven 8$. 1452, 1460 u. fi. 8. ©. bie Erfigung 
dieſes Rs. Längft eingetreten. Daß das fragliche Deputat nur als bloße Gnade, 
nur bittweife zugeftanden, nicht als Schulvigfeit geforbert und geleiftet worven 
fei, ift unrichtig; denn der ermähnte Bezug iſt von dem Erzſtifte Salzburg 
weder unentgeltlich, noch nad Belieben widerruflich zugeftanden worden, fon- 
dern der Schullehrer Hat dagegen ausdrüclich die DVerpflihtung des unent- 
geltlichen Unterrichtes armer Kinder übernommen. Wenn auch das Deputat ur 
fpränglic nur auf 3 Dahre zugefichert wurde, fo hat doch der Schullehrer von 
H dasſelbe während dieſer Zeit nicht bloß precario modo, fondern kraft feines 
Vertragsrechtes bezogen, und durch den aud nach Ablauf diefer Zeit durch weit 
mehr als 30 Jahren ununterbroden fortgefegten Bezug und durch Die auch ihrer 
ſeits erfolgte Gegenleiftung iſt die Schule von H in den Beſitz bes fortvanern- 
den Bezugsrechtes bezüglich des fraglichen Getreidedeputats gelangt (8. 313 ibid.) 
und dieſer Befig ift baher feineswegs ein unechter im Sinne der $8. 345 m. 
1464 ibid. Bon biefer Verpflichtung können bie Kläger fi) dadurch, daß gegen 
wärtig nad; Aufhebung des Unterthandverbanves die Getreideeindienung aufgehört 
bat, nicht als befreit anfehen, wenn es auch nachgewieſen wäre, daß in der Ber- 
gangeneit das Deputat bes Schullehrers gewöhnlich aus jenem Getreide entrichtet 
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wurde, das von ben Unterthanen als Eindienung entrichtet worden war, weil 
hierdurch noch nicht nachgewieſen wäre, daß der Schullehrer nur aus dieſem Ge- 
treide feine Befriedigung erlangen Könnte und fie nur aus felbem zu erhalten hatte. 


2. Verlauf der Zeit. 
(8. 1465 — vgl. 88. 1478; 908, 908, 1463; 1466, 1472; 1455; 392, 418 8. ©.) 
8. 1465. Zur Erfigung und Verjährung ift auch der in dem Gefee vorgefchriebene Ver⸗ 
lauf der Zeit nothwendig. Außer dem durch die Geſetze für einige befonbere Fälle feftgefegten 
Beitraume wird bier das in allen librigen Fällen zur Erfigung oder Verjährung nöthige 
Zeitmaß überhaupt beftimmt. Es kommt dabei fowohl auf die Berſchiedenheit der Rechte 
und der Sachen, als der Perfonen an. 

Entſch. v. 10. April 1874, Nr. 2458 (5326 ©.-U.). Die nad $. 1465 
u. 1498 B. ©. zu beurtheilende Frage des Waſſerbezugsrechtes aus einem 
Waſſerwerk und bed damit verbundenen Rs., Theile des Waſſerwerkes zu betreten, 
unterliegt der Competenz ber Gerichte. 8. 88 ©. v. 28. Auguft 1870, 
Nr. 712. ©. Bl. für Böhmen ift hier nicht anwendbar. Wenn gleich nad; den 
88. 75 u. 102 des citirten Landesgeſ. e8 außer Frage ift, daß alle Angelegen- 
beiten, die fih auf Benügung, Leitung und Abwehr der Gemäffer nach dieſem 
©. beziehen, ia den Wirkungdfreis der politifchen Behörde fallen und daß felbft 
die Ausübung bereits erworbener Privatrechte und das Vf. fi nady eben dieſem 
©. zu richten haben, fo kann doch dadurch die Competenz des Richters in dem 
vorliegenden Falle nicht beirrt werden, in welden im Mechtömege eben nur über 
den Beftand und Umfang der Servitut, wie fie nad der Behauptung der Rlä- 
gerin erfefjen wurbe, nicht aber Über die fernere Ausübung derfelben zu erkennen 
ift, daher in legterer Hinfiht der Wirkungskreis der Verwaltungsbehörbe voll- 
kommen gewahrt bleibt und das Einſchreiten derfelben zur Wahrung etwaiger 
Öffentlicher Rückſichten durch den richterlichen Spruch nicht behindert fein kann. 


Erfitungszeit: ordentlide; 
G. 1466 — ugl. 6. 1467 8. G. und bei 8. 1465 cit.) 
8. 1460. Daß Eigenthumsrecht, defien Gegenftand eine bewegliche Sache iſt, wird buch 
einen dreijährigen rechtlichen Beſitz erfeflen. 

Entſch. v. 19. October 1864, Nr. 7634 (1995 G.-U.). Dem Ceffionar 
einer mehr als 3 Jahre in den öffentlichen Büchern einverleibten Schuldfor⸗ 
derung kann weber die Einwendung, daß die Schuldurkunde ein Falfificat, noch 
jene, daß bie Zuzählung der Darlehendvaluta nicht erfolgt fei, entgegengefett 
werben. 

No 1487 — vgl. 822, 1498; 1493 ®. @.; Hofb. v. 4 Junt 1819, Rr. 1567, v. 24. Drtober 1816, Rr. 1291 
und Hofb. v. 29. Auguft 1818, Ar. FEN Min. Exl. v. 22. Mpril 1854, Rr. 101 und @. @. ». 25. Juli 
1871, Rt. 06 8. @. ©.) 
8. 1467. Bon unbeweglihen Sachen erfigt derjenige, auf deſſen Namen fie den öffentlichen 
Büchern einverleibt find, das volle Richt gegen allen Widerſpruch ebenfalle durch Berlauf 
von drei Jahren, Die Gränzen der Erfigung werden nach dem Maße des eingetragenen 
Befiges beurteilt. 

Entf. v. 29. Mai 1878, Nr. 4079 (©. Ztg. 1879, Nr. 70). Die 
von dem Perſonalſchuldner erhobene Einwendung der an den Eebenten erfolgten 
Zahlung einer noch nicht bücherlich gelöſchten vom Ceſſionar unentgeltlich erwor⸗ 
benen Hypothekarforderung wirkt auch für die Hypothekarſchuldner (88. 1394 u. 
1896 3. ©.); denn das Pfandrecht beſteht nur, infolange die Verbindlichkeit 
nit erfüllt worden ift (88. 447 u. 449 ibid.); 8. 469 ibid. aber bezwedt bloß 
die Wahrung des Vertrauens in die Öffentlichen Bücher, Tann daher in biefem 
Tale, nachdem Kläger Iaut Ceffionsurkunde die Forderung durch Schenkung er- 
halten hat, nit Anwendung finven. 

Entf. v. 11. April 1877, Nr. 14912 (6450 ©.» De Der Beſitzer 
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eines Kellers, wovon ein Theil unter der dem Nachbar bücherlich zugefchriebenen 
Parzelle liegt, kann fi nad 8. 1467 8. ©. auf die Zjährige- Erfigimg eines 
Egths. oder Servitutsrechtes bezüglich jenes Theiles nicht berufen. 

Entſch. v. 28. Auguft 1874, Nr. 8012 (5460 ©.-U.). Die Klage 
wider den Hypothefarfhulpner, welder bie Einverleibung einer laut Rrafgericht- 
lihen Urtheil® vom Perſonalſchuldner gefälfhten Pfanbbeftellungsurtunde über 
3 Jahre unangefodten ließ, wurde entgegen dem ihm flattgebenven auf 88. 447, 
1461 u. 1467 B. ©.”geftügten obergerichtlichen Erlenntniſſe abgewiefen; denn 
die Thatſache allein, dag die falfche Urkunde feit mehr als 3 Jahren in bie 
öffentlichen Bücher eingetragen if, vermag die Zahlungspflicht des Geklagten nicht 
zu begründen, weil das Pfandrecht als ein bloß acceſſoriſches R. für ſich allein 
eine Forderung nicht begründen kann, vielmehr der Pfanvvertrag gemäß 8. 1343 
ibid. nur eine rechtliche Art ber Sicerftellung einer zu R. beſtehenden Berbind« 
lichkeit und der Befeſtigung eines exiftenten Rs. ift und weil das Pfandrecht 
nah 8. 449 ibid. immer eine giltige Forderung voraußfegt. 

Entfd. v. 5. Juni 1873, Nr. 5273 (4997 G.-U.). Die Einwendung 
der nicht empfangenen Baluta iſt trog der ausgeftellten fhriftlihen Erflärung, 
aus welcher der Klageanſpruch abgeleitet wird, nad dem Pat. v. 1. März 1787, 
Nr. 636 I. ©. ©., zuläffig. Der Umſtaud, daß biefe Erklärung ſchon vor 
5 Jahren bei der Liegenfchaft der Beklagten grundbücherlich einverleibt, mithin 
die zur Beftreitung der Giltigkeit diefer Urkunde im Hofd. v. 29. Auguſt 1818, 
Nr. 1488 I. ©. ©., feftgefegte Zjährige Friſt bereits verſtrichen if, flieht der 
Beklagten nicht entgegen, weil es ſich nicht um die Giltigkeit ihrer Erklärung 
handelt, fondern die Einwendung berfelben gegen den Inhalt der Erklärung ge= 
richtet if. Die Bellagte hat zum Beweife des Nichtempfanges ber Valuta dem 
Haupteid aufgetragen und bie Klägerin venfelden angenommen. Auf diefen Eid 
durfte erfannt werden, weil das ©. den Haupteid gegen einen Urkundenbeweis 
nicht aueſchließt. 

Entjd. v. 11. Yänner 1871, Nr. 15239 (4012 ©.-U.). Die 88. 443, 
444, 454, 468, 526, 928, 1070, 1120, 1142; 1398, 1446, 1467, 1469 
und andere Stellen des B. ©. ziehen je für befondere Verhältnifie, Eonfequenzen 
aus dem Orundfage der Publicität der Öffentlichen Bücher. 

Entf. v. 11. März 1869, Nr. 1407 (3339 G.-U.). Bei einverleibten 
Darlebensforverungen erlifht die exceptio non numeratae pecunise binnen 
3 Jahren vom Zeitpunfte der Eintragung der Urkunde in die Grundbücher. In 
der Zahlung der vertragsmäßigen Zinfen vom ganzen Capitalsbetrage liegt die 
Anerkennung der Richtigkeit der Vertragshöhe durch concludente Handlungen. 

Entf. v. 29. October 1868, Nr. 6861 (SE. II). Die bona fide 
erworbene, wenngleich nod nit 3 Jahre im Grundbuche ſtehende Hypothek iſt 
unanfechtbar. 

Entſch. v. 16. Mai 1866, Nr. 4260 (G. H. 1867, Nr. 6). Auch bei 
folhen Schuldurkunden, welhe über 3 Jahre in den Grundbüchern einverleibt 
erſcheinen, ift der Beweis Über die Echtheit der Unterſchrift zuläffig. 

Entſch. dv. 7. Februar 1866, Nr. 342 (2383 ©.-U.). Die Berufung 
auf den 8. 1467 B. ©., durch welde ber Kläger ſchon vermöge feines mehr 
als Zjährigen grundbücherlichen Beſitzes des ftreitigen Gartens diefen Beſitz gegen 
jeden Widerfprud von Seite eines Dritten gefhüßt glaubt, ift ſchon darum nicht 
am Plage, weil es fih nach der Einwendung bes Gellagten eben darum handelt, 
baß der Garten vom Kläger jelbft, und zwar noch durch einen vor feiner Ein- 
tragung unternommenen Act den Beſitzvorfahren des Beklagten zum Egth. über- 
laſſen worden fei, der Kläger fohin wiflen mußte, daß der fpäter im feinen 
grundbücherlichen Beſitz gefommene Garten einem Anderen zugehöre und er ſich 
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daher auch nicht auf die Erſitzung nad 8. 1467 ibid. berufen konnte, weil ein 
unreblier Befig nah 8. 1477 ibid. jede Erfigung ausſchließt. 

Entf‘. v. 28. October 1863, Nr. 6564 (1821 ©.-U.). Der Rlage 
der Erbin des Mandanten auf Uebergabe der Hupothelarforberungen, weil biefe 
mit dem Gelde des Mandanten auf den Namen des geflagten Mandatars von 
Legterem erwirkt worben feien, fteht bie nady 8. 1467 B. ©. und Hof. vom 
29. Auguft 1818, Nr. 14887 9. ©. ©. Abf. 4 eingewendete Triennalver- 
jährung nicht entgegen, weil Klägerin (resp. deren Erbl.), fals die Aulegung dieſer 
Gelder auf Namen des Geflagten mit Wiffen und Zuſtimmung geſchehen ift, 
nad Hofo. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 9. ©. ©., innerhalb der geſetz⸗ 
lien Frift die Giltigkeit der für den Beklagten intabulirten Urkınden zu bes 
ftreiten und auf Loſchung derfelben zu Magen, unter diefer Vorausſetzung feinen 
Grund hatte. Wenn aber Gellagter gegen ihren Willen die Schuldurkunden auf 
fi) ausftellen und intabuliven ließ, fo kann nod weniger davon die Rebe fein, 
daß er durch den Zjährigen unangefochtenen büderlihen Beſitz nad) 8. 1460 
B. ©. das Egth. an jenen Forderungen erfefien habe. 

Entid. v. 16. Februar 1858, Nr. 1033 (512 G.-U.; P. ©. 1216). 
Die über 3 Jahre beftehende Intabulation des Pfandrechtes für eine Forderung 
kann nad dem 4. Abſ. des Hof. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 9. G. ©., 
nur durch eine anzubringenbe orbentlihe lage; durch einen bloßen Recurs aber 
nicht mehr beftritten werben [vgl. indeß bezüglich dieſer und der folgenden Entſch.en 
das nene ©. ©.]. 

Entf. v. 4. Auguft 1857, Nr. 7570 (1027 ©.-U.; P. ©. 1215). 
Der Zjährige Tabularbefig begründet die rechtliche Vermuthung der Giltigkeit 
der einverleibten Forderung, läßt aber den Gegenbeweis zu, welder dem Schuld⸗ 
ner obliegt. 

Entfd. v. 11. Iımi 1856, Nr. 4845 (994 ©.-U.). Die Erfigung 
kann nicht auf Grund einer bebingten Intabulation erfolgen, denn es fehlt in 
foldem Falle der terminus a quo ber geltend gemachten Erſitzung — zu deren 
Beginn zweifelsohne die Eintragung des Btg8. in die Öffentlichen Bücher, fo 
lange der Btg. durch Eintritt der Bedingung nicht Giltigkeit erlangt hatte, allein 
nicht genügen Tann. Für die Kläger genügte es, den Eintritt der Bedingungen 
zu negiven und dem Oellagten wäre es obgelegen, die Erfüllung diefer von ihm 
zu effectuirenden Bedingungen zu bemeifen. 

Entſch. v. 8. April 1856, Nr. 3981 (184 G.-U.). Die beiden Hofe. 
v. 29. Auguft 1818 u. 4. Iuni 1819 ftehen mit den 88. 1467, 1469 u. 1478 
2. ©. im Zufammenhange; fie find eine Folgerung aus diefen Beftimmungen 
des B. ©., daß der Zjährige, auf einem rechtmäßigen Titel beruhende, redliche 
und echte Tabularbeſitz die Erfigung des eingetragenen Rs. begründe, daß alfo 
bei einem folhen Befige und nach vollendeter Erfigung eine Beſtreitung des ein- 
getragenen Titel8 nicht mehr zuläffig fei, weil mit der vollendeten Erfigung von 
Seite des Berechtigten der Wiverfprucd dagegen erlofchen fei; daß alfo der durch 
die eingetragene Urkunde ſich verlegt Erachtende die Löfhung diefer Urkunde vor 
Berlauf ver Erfigungszeit gegen ten Berechtigten anzuſuchen, fomit zu Magen habe. 
Es iſt dadurch, daß der gewöhnliche Weg der Klage angegeben ift, nicht ausge— 
ſchlofſen, daß die fragliche Urkunde dem daraus Berechtigten gegenüber, wenn 
aud nit der Verpflichtete, fondern der Berechtigte als Kläger vor Ablauf feiner 
Erfigungszett auftritt, als eine unwirffame oder ungiltige erflärt werben fan, 
ober daß ein biefen Ausſpruch enthaltendes,. wenngleich nach 3 Jahren ergangenes, 
oder auf die nor Ablauf von 3 Zahren eingebradhte Klage des intabulirten Gläu- 
biger® ſich beziehendes Urtheil nicht geeignet fei, die Erfigung für ben Einge⸗ 
tragenen auszuſchließen. Da mit dem rechtöfräftigen Urtheile erfter Inftanz vom 
6. Februar 1852 ausgeſprochen worden if, daß das in biefem Schuldbriefe be⸗ 
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flätigte Darlehenscapital nicht zugezählt wurbe, haftet der Schuldbrief für bie an- 
geblihe Darlehensgläubigerin indebite. Die Geklagte hatte vom 25. October 
1849 an keinen rechtmäßigen Titel mehr zur Fortfegung der Erfigung. - Daß aber 
der Befiger einer Realität, worauf Poften indebite haften, deren Löſchung zu 
erlangen berechtigt fei, kann nicht bezweifelt werden, wenn auch das Heft. v. 
20. November 1818, Nr. 1519 I. ©. ©., nicht beſtünde. [BgL das feither er⸗ 
floffene ©. ©.]. ! 

Entfd. v. 25. Mai 1855, Nr. 7366 (P. ©. 745). Ein durch richter⸗ 
liches Verſehen ertheiltes Pfandrecht auf eine unbeweglihe Sade kann, wenn 
die geſetzliche Unzuläffigkeit desfelben ans ven Öffentlihen Büchern erhellt, auch 
für die Rechtsnachfolger bona fides nicht begründen, und iſt die Berufung auf 
eine Zjährige Erfigung in einem folhen Falle unzuläffig. 

Entfd. v. 28. Februar 1851, Nr. 81 (P. ©. 1210). Die Klage auf 
Löſchung eines intabulirten Schuldſcheines Tann nad Ablauf ver in dem Hofe. 
v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 9. ©. S., feſtgeſetzten Friſt von 3 Jahren, 
vom Tage der Eintragung des Schuldſcheines in bie öffentlihen Bücher an ger 
rechnet, nicht mehr aus dem Grunde erhoben werben, daß bie Zuzählung ver 
Darlehensvaluta nicht erfolgt fei. 

Entſch. v. 15. Februar 1851, Nr. 292 (PB. ©. 1209). Der Geflagte 
fann dem Kläger, welcher im Vertrauen auf bie dffentlihen Bücher eine verhypo⸗ 
theeirte Forderung an ſich gebracht hat, nah 3 Jahren, vom Tage ber erfolgten 
Einverleibung an gerechnet, die Unechtheit der einverleibten Urkunde weder im 
Wege der Einwendung, noch durch eigene Löſchungsklage entgegenfegen. 

Entf. v. 30. Juni 1849, Nr. 2602 (P. ©. 1212). Dur den 3jäß- 
rigen Tabularbefig wird nur das dingliche Pfandrecht, nicht aber auch das per 
fönliche Forderungsrecht, und zwar auch nicht bei einer cedirten Schuldforberumg 
erſeſſen; das Pfandrecht ift aber gemäß 8. 449 B. ©, unwirkſam, wenn tie 
Ungiltigfeit der Forderung erwieſen ift. 

Entfd. v. 7. Yuli 1835, Nr. 3442 (P. ©. 1211), Das R. des 
Schuloners, gegen die Nechtögiltigkeit einer Tabularforderung Einwendung zu 
maden, verjährt nad 8. 1457 B. ©. binnen 8 Yahren nady der Einver- 
leibung ber Forderung, außer er könnte vie mala fides von Seite des Glän- 
bigerd nad $. 1464 ibid. nachweiſen. 

Entſch. v. ? ? (P. ©, 1208). Wenn jemand einem Dritten eine Realität 
ſchenkt und dieſer ſich hierauf an die Gewähr ſchreiben läßt, fo können bie ver 
fürzten Oläubiger des Gefchentgebers gemäß F. 1467 B. ©. und Hoſd. vom 
Nr. 1488, gegen den Gefchentnehmer nad einem Zjährigen bücherlichen Beſitz 
die verſchenkte Realität nicht mehr zurückfordern. 


(4. 1468 — vgl. 86. 339, 1478; 1498, 1500; 813, 815 8. @.; Hofd. v. 24. Drtober 1816, Nr. 1361 J. @. €.) 

8. 1468. Wo noch keine ordentlichen öffentlichen Bücher eingeführt find, und die Eriverbung 

unbewegliger Sachen aus ven Gerichtsacten und andern Urkunden zu erweifen ift, oder wenn 

die Sache auf den Namen desjenigen, der die Beſitzrechte darüber ausübt, nicht eingetragen 
ift, wird die Erfigung erft nad) dreißig Jahren vollendet, 


Entf. v. 2. Juli 1869, Nr. 5801 (3464 G.-U.). Der Befignad- 
folger von herrſchenden Grundſtücken, welcher bie außerbücherliche Erfigung einer 
Servitut geltend machen will, muß felbft nod im Befige der Ausübung gewefen 
fein. Wenn feine Vorgänger in früheren Jahren die Servitut gegm den Be 
Magten in der That erfefien hätten, blieb das R., dazu body nur ein R. welches 
auf den Kläger nicht überging, weil einerfeits auf ihn perſönlich dasſelbe nicht 
Übertragen wurbe und andererfeitd feine Vorgänger den Beſitz des RS. duch 
Nichtunterſaguug der Störung aufgegeben hatten, als fie dem Kläger jene Reali« 
täten veräußerten, fo baf ber bereits aufgegebene Beſitz auf ihn nicht übergehen konute. 


II. Theil. 4. Hauptſt. Berläprung und Erfisung. 88. 1468, 1469, 1211 


— Der 8. 1493 9. ©. läßt feinen Zweifel, daß derjenige, welcher die Er⸗ 
filgungszeit feines Vorgängers einrehnen will, felbft im Beſitz fein muß. Be- 
klagter hat 6 Jahre vor Anftellung der Klage einen Weingarten angelegt, wo 
vormald Weg und Wiefe gegangen fein follten, und hat hiermit biefelben that- 
ſächlich ohne Einſprache aufgehoben; feine Liegenfhaft ift laut Grundbuchsſervitut 
frei, und wenn fie es einige Zeit factiſch nicht gewefen wäre, fo hatte Beklagter 
jene Servitutsfreiheit nah $. 1469 ibid. bereitd längft erfeflen und war bie 
Servitut des Klägers nad) 8. 1488 ibid. längft verjährt, als er in ven Befitz 
des angeblichen herrſchenden Gutes trat. Da fomit Kläger niemals, weder 
mittelbar noch unmittelbar in den Beſitz der angefprochenen Servitut gelommen 
ift, fo konnte er fie auch nicht erſitzen. 

Entf. v. 18. Juli 1865, Nr. 5956 (©. Big. 1866, Nr. 101). Zur 
Erweifung der Erfigung des Egths. gegen den intabulirten Beſitzer ift die Dar⸗ 
thuung a erforderlich, die ausſchließlich dem Egthr. zukommen 
(8. 312 B. G.). 

Entſch. v. 22. Februar 1865, Nr. 1907. Aehnl. der Entſch. Nr. 5956 
ex 1865. 

Entf. v. 9. December 1857, Nr. 12573 (484 ©.-U.; P. ©. 1217). 
Das Egth. unbewegliher Sachen, das in ben dffentlihen Büchern nicht einge 
tragen ift, kann aud gegen die begünftigten Perfonen durch den Beſitz von 
40 Jahren erworben werben (8. 1472 B. ©.), und biefer Erfigung gegenüber 
flieht die Big. des einverleibien Rs., weil die Einverleibing nur ein Mittel, 
die Ausübung des Rs. zu fihern, nicht aber die Ausübung ſelbſt if. Es kann 
daher audy demjenigen, der dur bie Eintragung im Öffentlichen Buche das aus- 
ſchließende Befitzrecht hat (8. 322 idid.), von dem, welcher im unzweifelhaften 
phyſiſchen Beflge der Sache ift, deren Abtretung er fordert, die durch Vjg. jenes 
Beſitzrechtes rüdſichtlich durch die Erfigung von Geite des Beklagten erfolgte Er⸗ 
werbung im Wege der Einwendung entgegengeftellt werben. 


(8. 1469 — vgl. 68. 1466, 1468; 318 8, @.; $. 43 Pat. v. 5. Juli 1883, Nr. 130 R. G. 8.) 

8. 1469. Dienftbarkeiten und andere auf frembem Boden ausgeübte befonbere Rechte werben, 
wie das Eigenthumerecht, von demjenigen, auf deſſen Namen fie den öffentlihen Büchern 
einverleibt find, binnen drei Jahren erfeffen. 

Siehe auch die Entsch.en bei $. 1468, 


Entſch. v. 15. September 1876, Nr. 3542 (6237 ©.-U.). Wenn bie 
Echtheit der einer Pfandrechtseinverleibung zu Grunde liegenden Urkunde — 
wiewohl nad) Ablauf von 3 Jahren — beftritten wird, muß auf ben biekfalls 
belfagterfeits angebotenen Beweis erkannt werben. Allerdings Tann die Nicht 
exrbringung des Beweiſes der Zuftellung des Intabulationsbeſcheides vom Jahre 
1867 an die Bellagte das durch die Iutabulirung erworbene R. des Klägers 
nicht beeinträdtigen (8. 5 Hofd. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 I. ©. ©. 
unb 8. 125 ©. ©). Allein die grunbbüderlihe Erfigung des klägeriſchen 
Rs. nad) 8.1469 B. ©. ift weder gerichtlich zuerkannt ($. 1498 ibid.) nod 
find die Erforberniffe derfelben (88. 1460—1464 ibid.), rechtlich dargethan worben; 
vielmehr beftreitet die Beklagte das Borhandenfein diefer Erforderniſſe, nament- 
Lich die Echtheit der der Intabulirung zu Grunde liegenden Erklärung, was ihr 
immerhalb ver geſetzlichen Berjährungszeit von 30 Jahren’ freifteht (8. 1479 
ibid., 8. 4 Hof. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 I. ©. ©. und $. 62 ©. ©.). 

Entſch. v. 28. December 1875, Nr. 5145 (5955 ©.-U.). Die von 
den beiden erften Inſtanzen wegen ber entgegenſtehenden Tabularerfigung nad 
8. 1469 B. ©. abgewieſene Löihungsllage des Hypothekarſchuldners wider bie 
Afterpfandgläubiger, da das zu Grunde liegende Gejhäft mit dem Hauptſchuldner 
ein Scheingeſchäft fei, wurde auch in letter Inftanz, jedoch deßhalb abgewiefen, weil 
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die Klage nicht allein gegen die Erben des Hauptſchuldners, ſondern auch gegen 
die Afterpfandgläubiger gerichtet iſt. Da ſich aber bie Klage auf einen von dem 
Kläger und dem Hauptſchuldner geſchloſſenen, vorgeblihen Sceinvertrag, fomit 
auf ein Verhältnig fügt, welches zwijchen dem Kläger und dem mitbelangten 
Aftergläubigern nicht obwaltet, fo Tann gegen dieſe Letzteren, die ihre Pfandrechte 
im Vertrauen auf die Affentlihen Bücher erworben haben, auf Löſchung nicht er⸗ 
fannt werben, weil der Kläger gegen biefelben ſich auf die im $. 63 ©. ©. bezeich- 
nete Art nicht fihergeftellt hat uud nicht behauptet, daß fie fih binfihtlih der 
Giltigfeit der von ihm beftrittenen Einverleibung nicht im guten Glauben befanden. 

Entſch. v. 11. Februar 1870, Nr. 9332 (3710 G.-U.). Wenn auch der 
Beftellungsvertrag zweifelhaft läßt, ob eine Servitut, welche an fi eine Grund⸗ 
bienftbarfeit iſt, nur als perfönliche eingeräumt worben fei, fo fann dem Rechts⸗ 
nachfolger des erften Servitutsberechtigten, welchem eine Zeit hindurch die fernere 
Ausükung nur precario modo geftättet worden fein foll, nicht eingemendet werben, 
daß er nad 88. 1469 u. 1470 8. ©, nur in 30 Jahren die Servitut erfefien hätte, 
weil nad 8. 479 ibid., fo lange nicht das Gegentheil bewiefen ift, angenommen 
werden muß, daß ber Vefiter des dienenden Grundes, indem er dem gefeßlichen 
Berfreter des min. Nachfolgers den Bezug des Waſſers und die Leiſtung des ent- 
ſprechenden Beitrages zur VBrunnenreparatur geftattete, das gruudbücherlich einge» 
teagene Waflerbezugsrecht als ein auch diefem Nachfolger zuftehendes R. aner- 
kannt habe. 

Entſch. v. 6. October 1859, Nr. 9761 (883 ©.-U.). Auch zur Ex 
figung nad F. 1469 B. ©. iſt die Redlichkeit des Beſitzers erforderlich. 


(8. 1470 — vgl. bei 8. 1460 cit.) 
8. 1490. Wo nod Feine ordentlichen äffentlihen Bücher beftehen oder ein ſolches Recht 
denſelben nicht einverleibt ift, kaun es der redliche Inhaber erſt nach dreißig Jahren erfigen. 


Entid. v. 13. Februar 1878, Nr. 1919 (©. Big. 1879, Nr. 55). 
Bei einer 3Ojährigen Erfigung der Fahrrechtes kann das Erforbernig der Nach⸗ 
weifung richt fo weit ausgedehnt werben, daß die Zeugen die Ausübung für jedes 
einzelne Jahr beftätigen müſſen. 

Entf. v. 28. Juni 1876, Nr. 5013 (6195 G.-U.). Zur Erwerkung 
ber servitus non altius tollendi wäre nöthig gewefen, daß ter Bellagte und fein 
Beſitzvorgänger dem Kläger das Höherbauen unterfagt, der Lettere dem Verbote 
ſich gefügt habe und daß der 30jährige unveränderte Zuftand feines Haufes die 
Folge der Beachtung dieſes Verbotes fei (88. 313 u. 1470 B. ©.); und zur 
Erwerbung ber affirmativen Servitut der Benützung der Luftfäule des Klägers 
zum Deffnen der Fenſter genügte nicht die einfache Thatſache des Deffnens ver 
Fenſter von Seite des Beflagten, fondern e8 mußte die Geflattung des Klägers 
binzutreten, al8 welche aber fein bloßes Schweigen nicht qualificirt werben kann 
S$- 863 u 1459 ibid.). [Schlußfolgerung.] Bon dem Beflagten wurde das 

. zur Erhöhung nicht beftritten. Allein, wenn unbeftritten ift, daß bie Er« 
höhung des Haufe des Klägers an allen anderen Stellen in der Weife erfolgen 
kann, daß es al8 angebaut ſich barftellt, fo würde diefem Vorbehalte des Be— 
klagten auch dadurd genügt, daß am biefen Stellen Niſchen angebracht werden, 
bie zwar den Fenſtern Licht und Luft abfperren, aber das Deffnen wie bisher 
geftatten. Nach diefem Sachverhalte Tonnte der Vormann des Bellagten, als 
er die Scheivemauer feines an das Haus des Klägers anſtoßenden Haufes mit 
dem Bewußtfein, daß dem Regteren das gleiche R. zuftehe, erhöhte und in felber 
bemungeadhtet Fenfteröffnungen anbrachte, diefe Vorkehrung nur als eine precäre, 
als eine nur infolange zwedbienliche betrachten, als die Erhöhung des Nachbar 
hauſes nicht eintreten werde, und kann aus dem Umftande, daß biefe Fenſter⸗ 
Öffnungen mit nach außen ſich öffnendem Verſchluß verfeyen wurden, nicht auf 
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die Abficht geſchloſſen werben, hierdurch ein zum Erſitzen geeignetes, jedoch illu- 
ſoriſches R. zum Befige diefer Art des Deffnens zu erwerben. 

Entfd. v. 19. November 1868, Nr. 10341 (3169 G.-U.). Gegenüber 
dem Singularfuccefior auf dem dienenden Grunde kann die außerbüderliche 
Servitutserfigung nicht geltend gemacht werben; benn das aus Erfigung oder 
Big. erworbene R. kann denjenigen, welder nod vor beffen Intabulation eine 
Sade oder ein R. im Vertrauen auf die öffentlichen Bücher an ſich gebracht 
bat, zu keinem Nachtheile gereihen (8. 1500 B. G.). Da nun Kläger bie 
Liegenfchaft, bei welder die Servitut des Fahrweges nicht eingetragen ift, im 
Bertrauen auf die öffentlichen Bücher erworben hat, und auch nicht vorliegt, daß 
er bei Uebernahme der Realität von dem factifhen Beftande der Dienftbarfeit 
Kenntniß haben oder mit Anwendung der erforderlihen Aufmerffamteit ſich ver⸗ 
ſchaffen konnte; kann die gegen feinen Tabularauctor vom Bellagten begonnene 
und auch vollendete Erfigung gegen den Kläger nicht fortgefegt noch geltend ge= 
macht werben ($. 1500 ibid.). 

Entf. v. 10. Jänner 1868, Nr. 11539 (G. H. 1868, Nr. 30). Zur 
Erwerbung einer Dienftbarkeit durch Erfigung muß die Duldung von dem Egthr. 
bes belafteten Grundes als ein R., als eine Schulvigfeit gefordert, und dieſes Be⸗ 
fugniß durch die Verjährungszeit von Seite des Anfpruchftellers ausgeübt werden. 

Entf. v. 7. Mai 1863, Nr. 3023 (1709 ©.-U.). Der Beweis ber 
30jährigen Benütung eines Grundes ſchützt den Gellagten gegen das im ver 
Vindicationsklage geftellte Begehren auf Ausfchliegung von jeder Benügung des⸗ 
felben Grundes. 

Entfd. v. 6. März 1860, Nr. 2275 (1098 G.-U.). Das von ber 
Hagenden Gemeinde behauptete Servitutsreht, den von der Gemeinde jeweilig 
anzuſchaffenden Gemeindeftier aljährlib von Anfang Jänner bis Bartholomäus 
der Reihe nad) einem der Befiger der Häufer gegen das Entgelt von 41), fr. 
C. M. für jede von den ©emeindemitglievern ausgetriebene Kuh in Stall und 
Butter einzuftellen, trägt tie Merkmale eıner, wenn auch nicht vollfommen nor⸗ 
malen, doc’ nad 88. 479 u. 482 B. ©. wegen der beigefügten Anomalien 
nicht abfolut verwerfliben Servitut an ſich und erfcheint als eine bleibende Laft 
liegender Güter an ſich ebenfomohl zur Einverleibung als mit Rüdficht auf ven 
verbrieften Urfprung und die behauptete Ausübung nad) 88. 1470, 1471 u. 
1477 ibid. zur Erwerbung durch Erfigung geeignet. 

Entf. v. 3. December 1856, Nr. 10617 (244 ©.-U.). Kläger beruft 
ſich auf den ſchon im früheren Proceſſe geltend gemachten Umftanb, daß er und 
feine Vorfahren im Befige des Hammers X bereit® feit mehr als 30 Jahren 
das bezeichnete Servitutsrecht, Über den Hofraum des Haufes Nr. 100 zu dem 
Hammer X zu gehen und mit Schieblarren zu fahren, offen und ungeflört aus» 
geübt haben, und bringt aud die Ausfagen der hierüber zum ewigen Gedächtniß 
bereit8 abgehörten Zeugen bei. Durch diefen zur Erwahrung feines Rs. ange- 
führten Thatumftaud macht Kläger unzweidentig nichts anderes als die Erfigung 
des fraglihen Servitutsrechtes geltend, wenn er auch bes Wortes „Erfigung“ 
nicht ausdrücklich fid) bedient. Da num ber fraglice Umftand durch die erwähnte 
Zeugenausfage als erwiefen ſich darftelt, jo muß dem Kläger das angeſprochene 
N. auf Grund der Erfigung nad den 88. 480, 1470, 1477, 1493 u. 1498 
B. ©. zuerfannt werben. 

Entfd. v. 11. Mai 1856, Nr. 1472 (196 ©.-U.; PB. ©. 308). Eine 
Feldſervitut kann, wenn fie den Öffentlichen Büchern nicht einverleibt if, nur nad) 
8. 1470 8. ©. erfefien werben, 


(8. 1471 — vgl. 88. 1469, 1470; 808, 318, 851; 1497 8. ©.) 


8. 1471. Bel Reiten, die felten ausgelibt werden können, 3.8. bei dem Rechte, eine Pfründe 
zu vergeben, ober Jemanden bei Herftelung einer Brüde zum Beitrage anzuhalten, muß 
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derjenige, welcher die Erfiyung behauptet, nebft einem Berlaufe vom dreißig Jahren, zugleich 
erweifen, daß der Fall zur Ausübung binnen biefer Zeit wenigftens dreimal fi ergeben, 
und er jedes Mal diefes Recht ausgelibt habe. 


Entſch. v. 17. Jänner 1878, Nr. 6427 (©. Ztg. 1878, Nr. 75). Nah 
ben 88. 1455, 1456, 1459, 1471; 311 n. 818 B. ©. kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß auch an R.en und nicht nur an körperlichen Sachen ein Befik 
ausgeübt werden könne; nachdem jedoch die Erfigung einen durch bie Erfigungs- 
zeit feftgefegten Befig vorausfegt, Tann felbfiverftänblih an ſolchen R.en, welche 
durch ihre einmalige Ausübung confumirt werben, und an melden baher ein 
Befitz nicht möglich if, eine Erfigung nicht flattfinden. Beſteht aber das in 
Anſpruch genommene R eben in dem R. auf die einzelnen wieberfehrenven 
Leiftungen, fo ift auch an einem folden R. nach unferem B. ©., 88. 1453 
u. 1471, ein Beſitz und daher auch eine Erfigung möglih. Es hat aber nun 
in der lage der Kläger den Bezug diefer Zahlung feit unvordenklicher Zeit ber 
hauptet, und wenn aud die Geklagie die Leiftung feit unvorbenfliher Zeit wiber- 
ſprach, hat fie doch zugegeben, daß diefelbe feit vielen Jahren erfolgte; dem erwie 
fenen Sadjverhalte nad) muß angenommen werden, daß biefelbe ſchon feit dem Dahre 
1807 bis zum Jahre 1823, und von da an, ba das Gegentheil von der Geklagten 
nicht behauptet oder diefer Umftand in Abrede geftellt ward, wieber erfolgte. Es 
muß daher der Beſitz jeenfalls feit dem Jahre 1807 angenommen werden, und &# 
würde bie Erfigung nach Abf. VI des Kundm. Pat. zum B. ©. nah dem alten 
©.en zu beurtheilen fein. In Deutſchtirol beftand damals die Ferdinand' ſche Landes- 
Odg. v. 17. September 1602 in Wirkſamkeit und es kann nah Buch II, Titel 51, 
Abf. 6 derfelben nicht bezweifelt werden, daß auch eine Erfigung an Zins, für 
welche ſelbſt unter Abweſenden der Befig bes Bezuges burd 40 Jahre andy aha 
Titel genügte, möglih war, ba unter dem Ausprude „Zins“ nad) der Termine 
Iogie der Landes-Odg., wie aus dem B. ©., Titel 54, Buch II, hervorgeht, nick 
nur Örundzinfe, ſondern auch Capitalszinje verftanden wurden, auf welde Um 
fände, auch ohne daß fie von ber Partei geltend gemadt wurden, Rüdficht ge 
nommen werden muß, weil bie Anwendung des Go. auf den bezogemen Fel 
Sade des Richters if. Es war daher die Erfigung bes jährlihen Bezugt⸗ 
echtes von 60 fl. tirol. W. auch dann vollendet, wenn man annehmen wollte, 
daß diefelben als Zins eines rüdzahlbaren Darlehens gefordert werben. 

Entſch. v. 2. September 1863, Nr. 6018 (1779 ©.-U) Da im vor- 
liegenden Falle feit dem Jahre 1808, wo bie erſte Unterfagung und bie der- 
felben entſprechende Unterlaffung geſchah, bis zum Jahre 1861 mehr als 30 Jahre 
verftrichen find, während diefer Zeit ber Fall zur Ausübung ver von den Klägern 
für ihr Haus in Anfprud) genommene servitus non altius tollendi fich wech 
zweimal, im Ganzen alfo wirklich dreimal ergeben hat und biefes R. von ven 
Befigern des herrſchenden Haufes Nr. X jedesmal ausgeübt wurde, jo muß am- 
erkannt werben, daß die Beſitzer biefes Haufes das erwähnte Unterfagungsredkt, 
beziehungsweife bie Dienftbarleit erfeflen haben. Unbegrünet ift die Einwenbzumg, 
daß bie Erfigung durch den im Jahre 1826 eingetretenen Anlauf des biememisen 
Hanfes Nr. Y von Seite der Beklagten unterbroden, bie Erfigung daher micht 
vollendet wurde. Denn Veränderungen von was immer für einer Art im Be 
fige des herrſchenden oder dienftbaren Grundes begründen nach $8. 1493 m 
1497 3. ©. keine Unterbrehung der Erſitzung, und infoferne der Gellagte Die 
Unterbrehung derfelben von Seite der Befiger des Haufes Nr. X darin 
will, daß die fraglihe Dienftbarkeit auf dem Haufe Nr. Y nicht einverleibt ir, 
feine Eltern dieſes Haus im Jahre 1826 aber erkauft haben, ohne daB Nie 
Dienftdarkeit aus dem öffentlichen Buche erſichtlich geweſen wäre, uuß entgegner 

werben, daß nad $. 1470 ibid. auch noch nicht in bie Öffentlihen Büher ein. 
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getragene Re. von bem reblihen Inhaber binnen 30 Jahren erjeflen werben, 
und derjenige, weldher eine Sache von einem rechtmäßigen und reblihen Befiger 
reblih übernimmt, nad 8. 1493 cit. bie Erfigungszeit feines Vorfohrers mit 
einzurechnen bereditigt iſt, was auf die Kläger volllommen zutrifft; daß ferner 
die Bellagten von dem 8. 1501 ibid. feinen Gebraud; gemacht, vielmehr gleich 
nah Erkaufung des Haufes Nr. Y das in Rede ftehende Unterſagungsrecht des 
Befigers von Nr. X ſowohl ansprüdlich als thatfächlich anerkannt haben. Es 
if demnach ber Zeitraum ber hier maßgebenden 80jährigen Erfigung nicht erft 
vom Jahre 1826, fondern ſchon vom Jahre 1808 als in Lauf gelommen, und 
fohin im Jahre 1838 als beendet anzunehmen. Die drei Gebraudsfälle des 
Unterfagungsredtes waren ſchon bis zum Jahre 1826 eingetreten, es brauchten 
feit dem Jahre 1826 feine weiteren einzutreten, find auch wirklich nicht einge» 
treten, und die biß zum Jahre 1826 eingetretenen und von Seite der Befiger 
des Haufes Nr. X ansgeübten Gebrauchsfälle äußern ihre Wirkung bis auf bie 
gegenwärtige Zeit, weil der Geklagte ſelbſt nicht einmal behauptet, daß ſich in 
der ganzen Zwiſchenzeit feit dem Jahre 1826 auch nur ein Fall der Ausübung 
des Unterfagungsrechtes ergeben, von welchem der Befiger des Haufes Nr. X 
keinen Gebrauch gemacht oder wo ber Beſitzer des Haufes Nr. Y fi ber Aus- 
Übung diefes Rs. mit Erfolg widerfett hätte. Der Oellagte felbft endlich kann 
ſich auf den $. 1500 ibid. nicht berufen, weil er das Haus Nr. Y nicht ge⸗ 
kauft, oder fonft entgeltlic erworben, fondern von feinen Eltern ererbt hat. 


anßerordentlige. 


(& 1472 — vgl. 88. 287, 289, 1466, 1467; 88. 20; 1473—1478; 14661471 8. @.; Fin. Min. Erl. v. 19. Sep⸗ 
tember 1858, Rr. 14421 unb Hofb. u. 19. October 1838, Pr.-00 I. &. ©.) 


8. 1492. Gegen den Fiecus, das iſt: gegen die Beriyalter der Stantögüter und des Staatd- 
vermögen, infoweit die Verjährung Play greift (88. 287, 289, 1456 und 1457), ferner gegen 
die Verwalter der Güter der Kirchen, Gemeinden und anderer erlaubten Körper, reicht die 
gemeine orbentlihe Erfigungsgeit nicht zu. Der Befig beweglicher Sachen, fowie auch der 
Befig der unbeweglichen, oder der barauf ausgelibten Dienftbarfeiten und anderer Rechte, 
wenn fie auf den Namen des Befigers den öffentlichen Büchern einverleist find, muß durch 
ſechs Jahre fortgefegt werden. Rechte folder Art, die auf ven Namen des Befiger® in bie 
öffentlichen Bücher nicht einverleibt find, und alle Übrige Rechte laſſen fi) gegen den Fiscus 
und bie hier angeführten begünſtigten Perfonen nur durch den Beſitz von vierzig Jahren 
eriverben. 

Entf. v. 22. März 1877, Nr. 11097 (6420 ©.-U.). Zur Erfigung 
bes Eigenthumsrechtes an (1809er Naturallieferungs-) Obligationen, die auf ben 
Namen einer Gemeinde lauten, gegen biefe Gemeinde iſt ein Zeitraum von 
40 Jahren erforberlid. ö 

Entf‘. v. 15. März 1876, Nr. 11481 (6061 ©.-U.). Zeugen, bie 
im Ülter von 48 Jahren und darunter ftehen, find ſchon hiernach nicht geeignet, 
durch ihre Ausſagen einen Beweis über Erfigung gegen Gemeinden herzuftellen. 

Entfd. v. 31. Juli 1872, Nr. 7792 (Manz’ihe Slg.; 4674 ©.-U.). 
Gegen die negatorifhe Servitutsklage vertheibigte ſich der Beklagte mit der Ein- 
rede ber durch einen Servitutsbefig von 30 Jahren und 4 Monaten vollendeten Er- 
figung der Dienftbarkeit. Bon biefer Vefigzeit fielen 24 Jahre in bie Zeit, als 
Das Haus des Klägers noch Egth. der — nach 8. 1472 B. ©. begünftigten — 
Gemeinde X war, die es dem Kläger verkauft hat, und nur ber Reſt fällt in 
die Zeit feines Egths. Mit Abänderung des Wrtheiles, welches der Erfigungs- 
einrebe ftattgab, hat das Obergericht entſchieden, daß bie Erfigung zur Zeit 
der angebradten Klage noch nicht vollendet war, mithin dem Klagebegehren ftatt- 
zugeben fei, weil das im $. 1472 ibid. der Gemeinde eingeräumte 
Brivilegium, ihrem Succeffor, dem Kläger, weder vollftändig zu 
Gute fommen, nod gänzlih vorenthalten werben bürfe, jondern 
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nah bem Berhältniß von 40 Jahren (Erfigungszeit gegen privie 
legirte Berfonen) zu 30 Jahren (Erfigungszeit gegen nicht privi« 
legirte Berfonen) für bie 24 Jahre, durch melde ber Bellagte bie 
Servitut noch gegen die Gemeinde ausgeübt hat, demſelben 18 Jahre 
Beſitzzeit angurehnen feien, wornach auch mit Hinzufügung der 
6 Jahre und 4 Monate, durch welde der Bellagte die Servitut 
gegen ben Kläger befaß, die Ufncapion von 30 Jahren eben nicht 
vollendet war. Letzteres Urtheil wurde in der Erwägung beftätigt, baß man 
andernfalls auf das Abfurbum käme, bag bie Erfigung, welde gegen 
ben privilegirten Anctor erſt in 10 Jahren und 1 Tag vollendet fein 
würde, gegen ben nicht privilegirten Nachfolger, welder bie Sade 
am legten Tage ber 3Ojährigen Zeit bes Befiges feines Gegners 
an fid gebradt hat, in einem Tage vollendet wäre — und hiermit einzu- 
tragen beſchloſſen in's Spruchrepertorium Mr. 12: In dem Falle, wo es 
ſich gegen den nad 8. 1472 ibid. nicht begänftigten Rechtsnachfolger 
einer Perfon, welher jene Begänftigung zu ftatten fam, für ven Ufu- 
capienten um bie Einrehnung ber Zeit feines noch gegen ben Bor- 
mann außgeübten Befiges handelt, ift diefelbe mit jenem Quotien- 
ten in Anfchlag zu bringen, ber dem Verhältniß der Erfigungszeit 
gegen privilegirte Perfonen zur Erfigungszeit gegen nidt Privi- 
legirte entfpridt. 

Entfd. v. 9. Juni 1869, Nr. 6391 (3435 G.⸗U.). Der Erſteher 
einer feilgebotenen Liegenfhaft muß bie bücherlich darauf haftenden Gervituten 
übernehmen, ungeachtet ber ihm ertheilten gerichtlichen Ermächtigung zur Löfhung 
aller intabulirten Paſſiven. 

Entf. v. 15. Juli 1868, Nr. 4779 (1759 G.U.). Die Klage ber 
(politifhen) Gemeinde wider die Urhausbejiger (Healgemeinde) auf Anerkennung 
des Weiderechtes an ber Hutweide ber Beklagten für ſämmtliche Infafien 
wurde über bergeftellten Beweis, daß die Weide ausſchließlich durch die Ber 
Magten feit 40 Jahren benügt worben ift, abgewieſen, weil fonad die Gemeinde 
in ihrem dermaligen, auch die Domintcaliften und Häusler einſchließenden Umfange 
niemals im Befige und Genuß der fraglihen Grundſtücke geweſen iſt, demnach 
gegen bie Beklagten auch nicht das vermuthete Egth. daran im Sinne des $. 372 
2. ©. auf Grund eines ſtärkeren Beſitzrechtes; vielmehr die Beflagten — wenn 
bie Gemeinde in ihrem heutigen Beſtande jemals Befig oder Eigenthumsanſpruch 
barauf gehabt hätte — dagegen das ausſchließliche Befig-, Benugungs- und 
Eigenthumsrecht durch Ufucapion nah 88. 1472 u. 1493 ibid. erworben haben. 
Was das Weiderecht ſpeciell anbetrifft, fo wurde zwar von ben Bellagten felbft 
bie zeitweilige Zulaſſung der Dominicaliften und Häusler zur Mitbenügung der 
Weiden, allein mit dem Beifag zugegeben, daß biefe Geftattung immer nur gegen 
Leiftung eines Entgelts erfolgt fei. Hiermit allein kann bie Gemeinde in ihrem 
bermaligen Umfange, d. h. mit Einfluß der Dominicaliften und Häusler, das 
von ihr aus dem behaupteten, jedoch umerwiefenen ſtärkeren Befigredht am ben 
Ruſticalwirthſchaften hergeleitete R. zur Weide nicht begründen; da® davon ver- 
ſchiedene R. der Dominicaliften und Häusler, ihr Vieh auf den Hutweiden gegen 
das erwähnte Entgelt weiden zu laſſen, wurde aber mit der Klage gar nidt in 
Anfpruh genommen. 

Entf‘. v. 12. November 1861, Nr. 7026 (1415 ©.-U.). Der 8. 1472 
B. ©. gewährt dem Fiscus die längere Frift von 40 Jahren nicht in feiner 
Perſon, fondern nur in der fpeciellen Eigenfhaft als Verwalter und Verteidiger 
ber Güter und Re. bes Staates; wenn er daher nicht im biefer Eigenſchaft, 
fondern bloß als Rechtsnachfolger eines Privaten auftritt, Läuft aud ihm gegen- 
über nur die ordentliche Berjährungszeit. 
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Entſch. v. 6. October 1859, Nr. 11029 (885 ©.-U.). Die Big. des 
Klagerechtes des Aerars, für deſſen eventuelle Forderungen wiver den Steuer- 
pächter das Pfandrecht einverleibt ift, beginnt nicht ſchon mit dem Aufhören des 
Pactverhältnifjes zu laufen, fondern erſt mit dem Zeitpunkte, da die verpfändete 
Forderung von bem Befteller ber Hypothek auf einen anderen Egthr. Übergegangen 
if; weil in conereto art. 2240 et 2259 Code Napoldon zur Anwendung 
kommen, nady welden ein Ereigniß, das die Vig. auf Seite des Hauptſchuldners 
unterbricht, hinreicht, um die Big. aud feitens des Mitſchuldners zu unter« 
brechen. Der ſonach erft von dem Tage des Beſitzwechſels zu meflende Zeit« 
raum von 40 Jahren des 8. 1472 3. ©. ift noch nicht abgelaufen. — Durch 
dad Anhängigwerden bed abminiftrativen Rechnungsproceſſes wird nah dem 
ital. ©. v. 22. März 1804 und dem öſterr. Pat. v. 18. April 1816 bie Big. 
ebenfo wie durch einen Proceß vor dem Civilrichter unterbrochen. 

Entf. v. 9. December 1857, Nr. 12573 (484 G.-U.). Das Egth. 
unbewegliger Saden, das in den Öffentlihen Büchern eingetragen 
if, Tann aud) gegen die begünftigten Perfonen durch ben Befig von 
40 Jahren erworben werben ($. 1472 B. ©.), und dieſer Erfigung 
fteht die Big. des einverleibten RS. gegenüber, weil die Einverlei« 
bung nur ein Mittel, die Ausübung bes Rs. zu fihern, nit aber 
die Ausübung ſelbſt if. Es kann daher aud demjenigen, ber burd 
die Eintragung im dffentlihen Bude das ausſchließende Beſitzrecht 
bat ($. 322 ibid.), von dem, weldher im unzweifelhaften phyſiſchen 
Beſitze der Sade iſt, deren Abtretung der Intabulirte fordert, bie 
durch Big. jenes Beſitzrechtes, rüdfihtlih durch die Erfigung von 
Seite bes Gellagten erfolgte Erwerbung im Wege der Einwendung 
entgegengeftellt werben. 

Entfd. v. 10. December 1853, Nr. 12571 (962 ©.-U.; P. ©. 1224). 
Die Big. nad den 88. 1480, 1487 u. 1489 B. ©. tritt auch gegen den Fiscus 
und andere privilegirte Körperſchaften ein, und ift hierzu die doppelte Verjährungs⸗ 
frift von 6 m. 2 Dahren nicht erforderlich. 

Entſch. v. 12. Mai 1853, Nr. 3967 (P. ©. 1226). Rüdfihtli ver 
im 8. 1472 B. ©. aufgeführten, in Anfehung der Erfigung begünfligten Per- 
fonen wird in jenen Fällen, in welden das B. ©. eine kürzere Verjährungsfriſt 
von 3 ober 1 Jahre anorbnet, zur Big. ihrer Anfprüde die doppelte Verjährungs- 
feift, mithin 6 ober 2 HYahre erfordert. 

Entid. v. 20. März 1838, Nr. 1075 (Manz’ihe Slg.). Eingetragen 
in's Judicatenbuch Mr. 18: Die in den 88. 1480 u. 1489 8. ©. feflge- 
feste Sjäprige Verjährungsfrift Läuft aud) gegen ben Fiscus und bie 
übrigen in dem 8. 1472 ibid. erwähnten privilegirten Körperſchaften. 


(8. 1475 — vgl. $$. 338, 1497; 1498 #8. ©.) 
8. 1438. Ber mit einer von dem Geſetze in Anfehung der Verjährungszeit begünftigten 
BPerfon in Gemeinſchaft fieht, dem kommt die nämlihe Begünftigung zu Statten. Begünſti⸗ 
gungen der längeren Berjährungsfrift haben auch gegen andere, darin ebenfalls begünftigte 
BVerfonen ipre Wirkung. 


Entf. v. 22. März 1877, Nr. 11097 (6420 ©.-U.). Auch für bie 
Erfigung zweier Gemeinden gegen einander gelten die im 8. 1472 B. ©. nor- 
mirten längeren Zeiträume. 


@. 1474 — 2gl. H. 11855 146614715 1474, 1477, 1478 ©. ©.) 


8. 1484. Die Eigenfhaft eines Familien⸗Fideicommiſſes, eines Erbpacht- und Erbsinsgutes 
seht nur durch einen frei eigentplimlichen Beflg von vierzig Jahren verloren, 
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. 1475 — vgl. 98. 21, 876 ; 1454, 1496; 1468, 1470, 1478 8. @.) 
8. 1433. Der Aufenthalt des Eigentgümer® außer ber Provinz, in welder fih bie Sache 
befindet, fleht der ordentlichen Erfigung und Verjährung infoweit entgegen, daß die Zeit 
einer willfürlihen und ſchuldloſen Abwefenheit, nur zur Hälfte, folglih Ein Jahr nur für 
feh8 Monate gerechnet wird. Doch fol auf kurze Zeiträume der Abtvefenheit, welche durch 
Kein volles Jahr ununterbrochen gedauert haben, nicht Bedacht genommen, und überhaupt 
die Zeit nie weiter als bis auf dreißig Jahre zufammen ausgebehnt werden. Schuldbare 
Abweſenheit genießt feine Ausnahme von ber orbentlihen Verjährungszeit. 


Entf. v. 23. Juni 1868, Nr. 4166 (3084 ©.-U.). Die Vig. des 
Anſpruches auf Pflicttheilsergänzung beginnt auch gegen Abweſende mit der 
orbnungsmäßigen Teſtamentskundmachung durch das Abhandlungsgeriht zu laufen 
(8. 62 bh. Pat). — Aus dem Maren Wortlaute des 8. 1475 B. ©. 
ift zu entnehmen, daß bie in demfelben enthaltene Beſtimmung nur 
auf die Fälle der orbentlihen, nicht aber auf die der auferordent- 
lihen in den 88. 1487—1492 ibid. behandelten Big. anwendbar ift, 

Entfd. v. 23. Mai 1855, Nr. 4695 (91 ©.-U.). Reſervatwälder 
(Cameralherrſchaft Ioria) fönnen nicht erfefien werden. Schon nad den früheren 
G.en waren Wälder, die ber Landesfärft als Regale beſaß, kein Gegenſtand der 
Erwerbung der Untertyanen auf einem anderen Wege, als dem der landesfürft« 
lichen Verleihung oder eines Privilegiums; fle waren fomit von ber Erfigung 
dem Landesfürften gegenüber ausgejhloffen. Die Fortdauer diefes, durch eim 
eigenes Kammergut⸗ Waldamt bewahrten Hoheitsrechtes erhellt auch aus dem 
Kundm. Pat. zum B. ©, wodurch bie, die Privatrechte befchränfenden, ber 
fonderen potitiihen und Cameralgefe. aufrecht erhalten wurden; erhellt aus dem 
8. 20 ibid., wornach diefes G. nur anf folhe Rechtsgeſchäfte des Landes 
fürften Anwendung hat, die aus einer Erwerbung desſelben nad dem Privat 
rechte zu beurtheilen find, wohin Regalien nicht gehören; aus den $$. 1472 u. 
1475 ibid., wel’ leterer Paragraph vorliegend die Big. ausſchließt, weil bie 
dem Landesfürften hier als Regale zuftehenden Waldungen durch fpecielle Ge. ihm 
wirklich vorbehalten find. Der Fortbeſtand dieſes Regales ift endlich noch Har 
ausgeſprochen im Hoſd. v. 15. April 1847, Nr. 1057 J. ©. J., im Depu⸗ 
rationdgef. v. 5. Juli 1853, 8.2, Nr. 130 R. G. B., und im neueſten Berg 
gef. Art. IV. v. 23. Mai 1854, Nr. 146 R. ©. 8. 


(4. 1476 — vgl, 9. 1478; 1474; 1468, 1498, 1497 ©. ©.) 
8. 1436. Auch derjenige, welder eine bewegliche Sache unmittelbar von einem unechten 


oder von einem unreblihen Befiger an ſich gebracht hat, oder feinen Bormanın anzugeben 
nicht vermag, muß den Berlauf der fonft ordentlichen Erfigungszeit doppelt abwarten. 


(8. 1477 — vgl. U. 8323, 869, 378; 1460, 1408; 1498 ©. ©.) 

8. 1499. Ber die Erfigung auf einen Zeitraum von breißig oder vierzig Jahren füge 
bebarf keiner Angabe des rechtmäßigen Titels. Die gegen ihn erwieſene Unredlichkeit des 
Befitzes fließt aber au in diefem längeren Zeitraume die Erfigung aus. 

Entfd. dv. 22. März 1877, Nr. 11097 (6420 ©.-U.). Die Stadt 
gemeinde, welche aus der Zeit der abminiftrativen Bereinigung mit einer Rahbar- 
gemeinde auf legtere lautende (Naturalleiftungs-) Obligationen in Verwahrung 
bat, kann die Erfigung derſelben nit geltend machen. 

Entſch. v. 23. Iuni 1875, Nr. 5576 (5771 ©.-U.). Das noch fo 
lange Beftehen des Zuftandes, daß an eine fremde Mauer ein Gebänve ohne 
Abſchlußwand, gegen dieſe Mauer aber aud ohne conftructive Benügung ber 
fremden Mauer angebaut wurde und bleibt, ift nicht genügend zur Erfigung 
eines Servitutsrechts für den Beſitzer des Anbaues. [Wortlaut:] Dig erſte 
Bedingung der Gervitutserfigung ift der Beſitz. Da nah 8. 812 B. ©. 


II. Theil. 4. Hauptſt. Verjährung und Erfigung. 88. 1475—1477. 1219 


der Beflg von R.en buch ben Gebraud derſelben im eigenen Namen er- 
langt, der Gebraud eines RS. an fremden Sachen aber nad $. 313 ibid. 
dadurch gemacht wirb, daß jemand bie einem Anderen gehörige Sache mit befien 
Geſtatiung zu feinem Nugen anwendet (pofitive Servitut), oder daß jemand auf 
fremides Verbot das, was er fonft zu thun befugt wäre, unterläßt (negative Ser- 
vitut), fo if zu erwägen, in welder Weiſe der Gellagte und feine Vorbefiger 
den in der Klage näher bezeichneten Theil der Maner des Wanghaufes zu ihrem 
Bortheile angewendet haben. In thatfächliher Beziehung fteht feft, daß der Kram⸗ 
Inden mit dem Mauerfragmente in gar feinem Zufammenhange fteht, und daß 
zwiſchen beiden einfach; das Verhältnig der Nachbarſchaft befteht. Daß ber Ge- 
ilagte oder beflen Vorbefiger bie in Rebe fichende Mauer je in pofitiver Weiſe 
benügt, über diefelbe je irgend eine Macht ausgeübt oder an derſelben irgend eine 
Veränderung vorgenommen haben, überhaupt, daß diefe Mauer ihnen in anderer 
Weiſe als durch ihre einfache Eriſtenz nüglich geworben fei, wurde von bem Ger 
Hogten nicht behauptet. So wenig ein bloß factifher Zuſtand einen Beſitz zu 
begränben vermag, ebenfowenig lann ber zufällige Nugen, den eine fremde Sache 
jemanden bringt, als eine Anwendung biefer Sade zum eigenen Bortheile ange 
fehen werden. Da jeve Dienftbarfeit eine Befhränkung bes freien Egths. einer 
Sache in fih fliegt, da ferner bei pofitiven Servituten der Egthr. nach 8.472 
ibid. verbunden ift, zum Bortheile eines Anderen in Rüdfict feiner Sache etwas 
zu bulben, ober, wie fi $. 482 ibid. ausdrüdt, einem Anderen die Ausübung 
eine® RE. zu geftatten, da endlich bei Haußfervituten ber Berechtigte befugt ift, 
etwas auf dem Grunde feines Nachbars vorzunehmen, was diefer dulden muß, 
fo können nur folhe Handlungen als die Anwendung einer fremden Sache zum 
eigenen Bortheile im Sinne bed $. 313 ibid. angefehen werben, welde ein 
Machtverhältnig über diefelbe offenbaren, durch melde eine Veränderung in der 
fremben Sache hervorgebtacht, ein in die Sinne falender Einfluß auf biefelbe 
gebt wird — Hanhlungen, welde der Egthr. zur Wahrung feines freien Egths. 
hindern Könnte und durfte. Alles dieſes tritt aber dann nicht ein, wenn, wie 
vorliegend, der Egthr. nicht beſchränkt wird, feine Sache nur zufälligen Nugen 
gewährt, die Anmaßung eines Rs. daran ſich nicht manifeflirt, und ein Anlaß für 
den Egihr., fein Egth. geltend zu maden, gar nicht eintritt, da er ja nicht bes 
rechtigt ift, von dem Befiger des Anbanes die Herftellung einer Abſchlußmauer 
fordern. 

3 Entf. v. 26. Yımi 1873, Nr. 3001 (5019 G.⸗U.). Nach der Defi- 
nition der 88. 472 u. 477 B. ©. iſt das zugeftandenermaßen durch mehr ale 
30 Jahre von der Klägerin, wenn aud gegen Entgelt ansgeübte R. (von dem 
durch eine Wiefe des Gutes fließenden Bade das Wafler für die Stabtbewohner 
gegen Zahlung jährliher 8 fl. abzuleiten), die Gervitut der Waflerleitung, da 
alle Begriffsmomente diefer Dienftbarkeit hier zutreffen. Die klagende Gemeinde 
iſt alfo im 3Ojährigen Vefige der Servitut, da zu der auf einen fo langen Be⸗ 
fig geftügten Ufucapion nad $. 1477 ibid. die Angabe eines rechtmäßigen Titels 
nicht erforbert wird. 

Eutſch. v. 20. April 1871, Nr. 1603 (4184 G.⸗-U.). Durch den er 
bradgten Beweis, daß bie Infaflen des Hägerifhen Hanfes eine Gangihäre feit 
mehr al 30 Jahren zum Durchgang durch das Nachbarhaus benügt haben, if 
die Erfigung der Servitut des Durchgangs erwiefen (F. 492 B. ©). Da 
nun die Angabe eines rechtmäßigen Titels im Falle des 8. 1477 ibid., gar nicht 
gefordert, übrigens die Rechtmäßigkeit des Befiges nad 8. 323 ibid. bis zu dem 
bier nicht gelieferten Beweis des Gegentheiles vermuthet wird, die Unredlichkeit 
des Beſitzes von ven Bellagten nicht behauptet, deſſen Echtheit aber beflätigt 
worden iſt, wornad der Durchgang ſtets auf eine Art bemugt wurde, daß 
er auf Seite der Mühle Nr. 39 beobachtet werben mußte, wovon aud nur 
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ein Blick auf den Mägerifhen Situationsplan überzeugt, die Befiger häufigft Die 
durchgehenden Perfonen jahen und dabei mit ihnen verkehrten, übrıgens auch in 
biefer Richtung dem Bellagten der Beweis obgelegen wäre, daß er over feine 
Befigoorfahren fih der Ausübung der Servitut widerfegt haben, da ferner bie 
Kläger berechtigt find, die Erfigungszeit ihrer Vorfahren ſich einzuredhnen ($. 1493 
ibid.), — haben fie das beftrittene Dienſtbarkeitsrecht erſeſſen [Schlußfolgerung]. 

Plenar⸗Entſch. v. 23. September 1868, Nr. 4731 (3124 ©. -U.). 
Die Beftimmungen der 88. 1460 u. 1477 8. ©. find unzweifelhaft Anhalts- 
punkte dafür, daß die Anfechtung eines gefälfhten oder unterfhobenen letztwilligen 
Actes nicht an die kürzere bloß jährige Berjährungszeit des 8. 1487 ibid. ge⸗ 
bunden fein fann ($. 823 ibid.). 

Entid. v. 28. Juli 1868, Nr. 4731 (Manz'ſche Slg.), eingetragen in’s 
Judicatenbuch Rr. 67: Die Beftimmung des 8. 1487 B. ©., daß das 
R., eine Erklärung bes legten Willens umzuftoßen, binnen 3 Jahren 
geltend gemadt werden müffe und nah Verlauf biefer Zeit verjährt 
fei, — kann nidt aud auf ven Fall angenommen werben, in weldhem 
bie Unterfhiebung und Fälſchung eines legten Willens behauptet wird. 

Entfd. v. 30. Jänner 1866, Nr. 110 (2374 ©. -U.) 8. 440 
8. ©. fegt voraus, daß derjenige, welcher die Eintragung früher im Grundbuche 
erwirkt hat, ed auf redliche Weiſe gethan habe, und es kann die Anwendung 
biefe® Paragraphen in Verbindung mit ben allgemein giltigen Grundſätzen über 
Befig und Egth., die in den vorangehenden Hauptflüden des B. ©. enthalten 
find, nur dem reblichen Beſitzer zugeftanden werden. Denn ber unreblihe Bes 
figer, „weldher weiß over aus den Umftänden vermuthen muß, daß bie in feinem 
Befige befindlihe Sade einem Anderen zugehöre" ($. 326 ibid.), kann jederzeit 
auf Abtretung des Befiges, auf Herftellung ber vorigen Lage belangt werben 
und ift dazu zu verhalten (88. 385, 346 u. 373 ibid.), wogegen ihn felbft nicht 
die Big. zu fhügen vermag ($. 1477 cit.). 

Entf. v. 7. Februar 1866, Nr. 342 (2383 ©.-U.). Die Berufung 
auf den $. 1467 B. ©., durch weldjen der Kläger ſchon vermöge feines mehr 
als Zjährigen grundbälgrerlicjen Beſitzes des fireitigen Gartens diefen Befig gegen 
jeden Wiverfprud von Seite eines Dritten gefhügt glaubt, ift fhon darum nicht 
am Plage, weil es fi nad der Einmendung des Gellagten eben darum han 
delt, daß der Garten vom Kläger ſelbſt, und zwar noch durd einen vor feiner 
Eintragung unternommenen Act den Befigvorfahren des Bellagten zum Egth. 
überlaffen worden fei, der Kläger fohin willen mußte, daß der fpäter in feinem 
grundbücherlichen Befig gelommene Garten einen Anderen zugehöre und er fih 
daher aud nicht auf die Erfigung nad 8. 1467 ibid. berufen fonnte, weil ein 
unrechtlicher Beſitz nah 8. 1477 ibid. jede Erfigung ausſchließt. 

Entf. v. 4. Yuli 1865, Nr. 4978 (©. Ztg. 1866, Nr. 32). Zur 
Erfigung eines Servitutsrechtes in Folge einer ZOjührigen Benützung vesfelben 
bedarf es nicht der Angabe des rechtmäßigen Titels diefer Benützung. 

Entf. v. 29. December 1864, Nr. 7175 (2039 ©.-U.). Die Unecht⸗ 
heit des Befiges fließt die Erfigung auch bei ver 3Ojährigen Beſitzdauer and. 
Die Unechtheit des Befiges der Fahrwegſervitut wird ſchon dadurch begrändet, 
daß der Beſitzer des herrſchenden Orunpftüdes den Befiger des dienenden Grunde 
ſtückes während der 30jährigen Befigpauer auch nur ein paarmal um bie Er⸗ 
laubniß des Fahrens Über des letzteren Grundſtück gebeten hat. Der revlihe 
Beſitznachfolger kann fi auf die Erfigungszeit feiner Befigvorfahren berufen. 

Entfd. v. 31. Iuli 1862, Nr. 4982 (1546 ©.-U.). Nah 8. 1477 
DB. ©. obliegt dem Negatorienlläger der Beweis, daß der Befig des Gellagten 
unreblid oder unecht fei. 

Entfd. v. 6. Mär; 1860, Nr. 2275 (1098 G.⸗U.). Das von ber 
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Hagenden Gemeinbe behauptete Servitutsrecht, den von ber Gemeinde jeweilig 
anzufhaffenden Gemeindeftier alljährlih von Anfang Jänner bis Bartholomäus 
der Reihe nad} einem ber Befiger ver Häufer gegen das Eutgelt von 4!/, kr. C. M. 
für jede von den ©emeindemitgliedern ausgetriebene Kuh in Stall und Futter 
einzuftellen, trägt die Merkmale einer, wenn aud nicht volllommen normalen, 
doch nad 88. 479 u. 482 B. ©. wegen der beigefügten Anomalien nicht abs 
ſolut verwerflichen Servitut an ſich, ebenfowohl zur Einverleibung als mit Rüd- 
fiht auf den erbrieften Urfprung und die behauptete Ausübung nach 88. 1470, 
1471 u. 1477 ibid. zur Ermerbung durch Erſitzung geeignet. 

Entſch. v. 23. December 1856, Nr. 10828 (257 ©.-U.). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 4982 ex 1862. 

Entſch. v. 11. Mai 1856, Ne. 1472 (196 ©.-U.). Der Gellagte be» 
barf, da er die Erfigung auf einen Zeitraum von 30 Jahren ſtützt, nach 8. 1477 
B. ©. keiner Angabe des rechtlichen Titels, und es wäre die procefjualifche Pflicht 
de8 Kläger gewefen, die Unredlichkeit des Beſitzes des Gellagten zu beweifen. 
Da er jevod einen folden Beweis nicht angeboten hat, muß ber Beflg des Rs. 
.... 08 von dem Geklagten durch Erfigung erworben betrachtet werden, indem 
er nad 8. 1493 ibid. die Erfigungszeit feines Vorgängers einzurechnen ber 
fugt if. 

Berjäßrungszeit: ordentlige; 

G. 1478 — vgl. 1449, 1451; 1479—1483, 1486, 1489, 1490; 1494-1496; 868; 536, 838; 1456; 1600 8, ©.) 
8. 1438. Inſofern jede Erfigung eine Verjährung in fich begreift, werden beide mit den 
vorgefchriebenen Erfordernifien in Einem Zeitraume vollendet. Zur eigentlihen Verjährung 


aber ift der bloße Nichtgebrauch eines Rechtes, das an fi fon hätte ausgeübt werben können, 
durch dreißig Jahre Hinlänglich. 


Entſch. v. 27. Auguft 1879, Nr. 4722 (9. B. 1879, Nr. 44), Der 
Sa, daß die grundbücherlich durchgeführte Ceſſion einer einverleibten Satzpoſt 
bie Big. unterbredhe, und daß dem Schulpner die Big. erft von der Zeit der 
Eeffion von Neuem zu laufen beginnt, enthält feine offenbare Ungerechtigkeit. 

Entſch. v. 23. Jänner 1879, Nr. 123117 (©. Big. 1879, Nr. 58). 
Dis nicht über die den Beſtimmungen des Grundentlaftungepat. v. 5. Juli 18583, 
Nr. 130 R. ©. B., unterliegenden Re. das Erkenntniß der Grundlaftenablö« 
ſungs· und Regulirungs:Landescommiffton in Rechtskraft erwuchs, kann die Klage 
auf die Bezüge aus dieſen R.en nicht angeftellt werden und die Big. derfelben 
alfo nicht beginnen (8. 1478 B. ©.). Die von der genannten Landescommif 
fion zuertannten Re. haften zwar aud ohne büderlihe Einverleibung auf der 
betreffenden Realität; der jeweilige Befiger haftet aber dann nur für die wäh⸗ 
rend feines Beſitzes fällig gewordenen Bezüge (8. 443 ibid.). 

Entf. v. 28. Juni 1877, Nr. 11895 (©. H. 1878, Mr. 66). Die 
Big. einer zur Dienftescaution beftimmten pfandrechtlich fichergeftellten Summe 
beginnt erft mit dem Tage des aufgehobenen Cautionsverbandes, d. i. mit ber 
erfolgten Ertheilung des Abfolutoriums, beziehungsmweife der Genehmigung ber 
legten Rechnung. 

Entid. v. 26. Mai 1876, Nr. 856 (©. H. 1877, Nr. 10; 6160 ©.-U.). 
Die Big. eines Regreßanſpruches beginnt nicht mit bem Tage der Zuerkennung 
des bezüzlihen Ms., das zum Regreſſe Anlaß gab, fonbern mit dem Tage der 
Berlegung dieſes Rs. Erſt von dieſem Zeitpunkte an konnte Kläger feine Klage⸗ 
rechte als eine felbftftändige Forderung geltend machen, und erft von viefem Zeit- 
punfte an kann daher der Lauf der eingemendeten Bjg. berechnet werden und be 
feit diefem Zeitpunfte die im $. 1479 B. ©. normirte 30jährige Periode bis 
zum Tage der Ueberreihung der Klage noch bei weitem nicht abgelaufen ift, fo 
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kann von einer Vig. dieſes Klagerehted und Abweifung der Klage aus dem 
Grunde der Big. feine Rede fein. 

Entf. v. 9. December 1875, Nr. 9771 (5932 ©.-U.). Nach 8. 1478 
3. ©. beginnt die Bjg., fobald die objective Möglichkeit der Redtsausübung vor⸗ 
handen ift. 

Entf. v.19. Mai 1874, Nr. 4817 (5367 ©.-U.). 8. 1478 B. G. enthält 
fein Hindernig der Anwendung des 8. 1497 ibid., wornach burd eine nicht ge» 
börig fortgefegte oder eine durch rechtskräftigen Spruch unftatthaft erklärte Klage 
die Big. als nicht unterbroden anzufehen ift. Eine Klage aber, die wegen Jucompe⸗ 
tenz zurüdgemiefen wird, muß gewiß als angebracht gelten. Es ift Sade des 
Klagers, über die vorgebrachte Incompetenzeinwendung von ber Klage zurädzu- 
treten und eine neue rechtzeitig zu überreihen; und kann fi nicht darauf be 
rufen werben, daß dad R. wegen der bei dem ıincompetenten Gerichte auhängigen 
Klage nicht habe ausgeübt werben könuen. Das gilt auch, wenn der Termin 
zur Klageanftellung aus einem Geſchäfte durch Vtg. feitgefegt worden ift. 

i Entf. v. 27. November 1873, Nr. 9872 (5157 G.U.). Die wider 
eine Entfädigungsflage erhobene Einwendung der Triennalverjährung bes $. 1489 
B. ©. wurde abgemiefen; denn, wenngleich feit dem Tage der körperlichen Ber- 
legung und auch feit jenem des ben Kläger auf den — verweiſenden 
Urtheiles des Strafgerichtes bis zur Anſtellung feiner Klage mehr als 3 Yahre 
verſtrichen find, fo darf doc nicht unberückſichtigt bleiben, daß ‚gerade der Be 
Hagte die Wiederaufnahme des Strafverfahrens begehrt hat und mit feinem 
Geſuche erft am 29. Mai 1869 abgewieſen, folglih der Strafproceß erft an 
biefem Tage envgiltig entſchieden worden ift; daß Kläger nicht im der Rage war, 
eine Eniſchädigungsklage mit Ausfiht auf Erfolg früher anzubringen, indem ihm 
in dem Civilprocefie die Anhängigkeit der Sache bei dem Strafgerichte entgegen- 
gefegt worden wäre, und daß zur Big. vorausgefegt wird, dag das N. an fi 
fon hätte ausgeübt werden können ($. 1478 ibid.), was nad dem Gefagten 
bier offenbar nicht der Fall war, zumal die Entf. des Strafrichters hätte ab 
gewartet werden müſſen. 

Entſch. v. 1. Juli 1873, Nr. 6565 (5023 ©.-U.). Im Sinne der 
Vog. v. 21. Juli 1858, Nr. 105 unterliegen jene Forberungen, welde zu Folge 
der Beftimmungen des B. ©. in fürzerer als in der allgemeinen Frift ($. 1478 
ibid.) verjähren, dennod der orbentlihen Big. in dem Falle, wenn fie mit einem 
rechtskräftigen Urtheile zuerlannt oder fonft in einem Vergleiche oder in einem 
erecutionsfähigen Vtg. anerfannt wurden, während der Zjährigen im $. 1480 
ibid. vorgefehenen Big. neuerdings die Forderungen von der erwähnten Beſchaffen⸗ 
heit unterliegen, wenn biefelben erſt nad der Rechtskraft des Urtheiles fällig 
werben. In dem vorliegenden Falle könute daher wohl die nad dem Urtheile 
v. 28. Jänner 1847 bis auf 3 Jahre vom Schägungsgefuhe 1872 zurüdge 
rechnet verfallenen, jedoch nicht aud bie feit dem Tage der Zuftellung der Klage, 
d. i. feit dem 3. Juli 1842 bis zum 28. Jänner 1847, dem Tage der Urtheil® 
fälung, reif gemworbenen Interefien als verjährt erkannt werben; der Einräumung 
der Pfandrechtspriorität für diefe Zinfen fteht $. 17 ©. ©. nicht entgegen, in- 
dem biefer Paragraph das Vorrecht bes Capıtald allerdings den rüdfländigen 
Zinfen von 3 Jahren vorbehält, allein dieſes Vorrecht in Betreff ver vorerwähnten 
Intereſſen, welche eine bereits liquide, für ſich beftehende und das Pfandrecht feit 
dem Tage der grundbücherlichen Eintragung genießende Forderung bilden, wiht 
ausſchließt. 

Entſch. v. 26. Juli 1872, Nr. 6862 (©. H. 1877, Nr. 39; 6729 ©.-U.). 
Die peremtorifhe Einwendung der Big. aus dem $. 1480 B. ©. kaun im vor⸗ 
liegenden Falle nicht als begründet angefehen werden, meil die eingellagten durch 
die freisämtliche Verfügung eingeftellten Dienftbezüge des Klägers als ſtädtiſchen 
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Beamten nad ben damals beftandenen Vorſchriften und bis zur fpäter erſt er⸗ 
folgten Autonomie der beffagten Commune und der Wirkſamkeit des Gs. vom 
31. December 1867, Nr. 144 R. ©. B., Urt. 15, vor Gericht nicht verfolgt 
und die Big. daher var dieſem Zeitpunkte wegen bamaliger Unmöglichkeit ber 
Klageanſtrengung nicht beginnen konnte ($. 1478 ibid.), feither aber bis zur 
ausgetragenen Klage nicht vollendet war. 

Entſch. v. 6. Juni 1872, Nr. 2311 (4627 ©.-U.). Der Rage auf 
durch Big. eingetretene Erlöſchung einer Pfandbeftellung wurde flattgegeben. Die 
Einwendung, Kläger habe zu beweifen, daß von dem einverleibten R. die ganze 
Berjährungdzeit hindurdy fein Gebrauch gemacht wurde, iſt unrichtig; denn ſchon das 
Fortdauern der Haftung lant Grundbuchsextractes in ihrem urjpränglihen Zu⸗ 
Rande beweift, daß von dem Pfandrechte kein Gebrauch gemacht worden ift, weil 
fonft die Erecntion, d. i. die einzige Geltendmachung des Pfandrechtes, im Grund- 
buche erfichtlic fein müßte, — gauz. abgefehen davon, daß die Negative (ver 
Nichtgebrauch) Überhaupt nicht Gegenſtand einer Beweisführung ift, wie 3. B. 
der Schuldner fi nit mit der Einwendung ſchützen könnte, daß fein auf die 
Zahlung Magender Gläubiger die Nichtzahlung nicht bewielen habe. -— Das 
Legtere gilt auch von ver Einwendung, daß ver Löſchungskläger hätte bemeifen 
möäflen, es fei die fragliche Forderung fhon zur Zeit des von ihm behaupteten 
Beginnens der Big. fällig geweſen. Denn ber Inhalt des grundbücherlichen 
Eintrages läßt nicht entnehmen, daß die verbürgte Forderung damals nod nicht 
fähig war, und wenn Bellagter dem Kläger den Beweis aufbürden will, daß 
diefelbe vor mehr als 30 Jahren ſchon fällig geweſen fei, fo ift dieß nicht nur 
eine verkehrte Anmwenbung ber procefjualiihen Beweisregeln, fondern es beruht 
eben wieder darauf, daß dem Kläger zugemuthet wird, zu beweifen, daß dem 
beflagten Gläubiger niht® im Wege fland, von bem Pfandrechte Gebraud zu 
maden, — eine Zumuthung, vie dis in ihre legten Folgen durchgeführt, kaum 
jemals die Möglichteit übrig laſſen würbe, die Erlöſchung eines R6. wegen nad 
ben 88. 1478 u. 1479 B. ©. eingetretener Vig. auszufpreden. 

Entid. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 ©.-U.). Die Behauptung 
des Klägers, bag die im 8. 933 B. ©. flatuirte 6Gmonatliche Frift erſt von der 
Zeit an laufe, in welcher dem Käufer ver Mangel bekannt geworden ift, wird 
damit widerlegt, daß vie Friſt des $. 933 ibid. feine eigentliche Berjährungs- 
frift, fondern eine Prächufiofrift iſt, auf melde daher die Vorſchrift des 8. 1489 
ibid, Aber die Hemmung des Laufes der Big. von Entſchädigungsklagen keine 
Anwendung findet. 

Entf. v. 6. März 1872, Nr. 15049 (4507 ©.-U.). Die Big. für Klagen 
aus Btg.en mit Min. beginnt erft mit dem Tage, an welchem ver Vtg. von 
dem uratelgerichte genehmigt, mithin für den Min. erſt verbinblid) worden ift. 

Entf. v. 4. Jänner 1872, Nr. 11401 (4427 ©.-U.). Die Boraus- 
feßung des 8. 1478 B. ©., daß das R. habe ausgeübt werden können, trifft 
im alle des Legates nit zu, wenn ber Legatar vor dem Anfalle nicht ver- 
ſtändigt worden if. — Wer die Big. geltend macht, hat zu beweifen, daß die 
Borausfegung des 8. 1478 cit. zutreffe. 

Entſch. v. 3. November 1868, Nr. 10106 (3144 G.-U.). Die Frift 
von 6 Monaten, innerhalb welcher nad $. 933 B. ©. die Gewährleifiung bei 
fonftiger Erlbſchung des Rs. zu fordern ift, fängt mit dem Zeitpunfte der Ueber 
gabe der Sachen an. Der $. 933 ibid. geht offenbar von der Anſicht aus, 
daß bei beweglichen Sachen tie Frift von 6 Monaten, bei Immobilien jene von 
3 Jahren genügt, um die vorhandenen Mängel wahrzunehmen und die daraus’ 
erwadyjenden Anſprüche mittelft Sage geltend zu machen und deßhalb will das 
©. alle fpäteren Rechtsführungez aus dem bejagten Titel ausgeſchloſſen wiffen, 
Dem wäre es aber ganz entgegen, wenn man bie Friſt zur Gewährleiftungsflage 
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erſt von dem Zeitpunkte an berechnen wäre, in weldhem ber Empfänger ber Sache 
dur den Gebrauch derjelben von ihren Mängeln Kenntniß erlangt. 

Entfd..v. 27. Mär; 1868, Nr. 1842 (3026 ©.-U.). Bei der Klage 
auf Loſchung einer einverleibten Forderung bat Kläger lediglich zu beweifen, daß 
innerhalb 30 Jahren ein Forderungsrecht nicht geltend gemadt wurde; zu be» 
weifen, daß dieß aus einem rechtlichen Hinverungsgrunde nicht geſchah, ift 
Sade des Gellagten. 

Entf. v. 12. März 1868, Nr. 1398 (3014 G.-U.). Nah den Be- 
flimmungen des Bat. v. 18. April 1784, Nr. 279 9. ©. S., des Hoft. 
v. 21. September 1797, Nr. 3229 und der Bub. Bog. v. 21. April 
1826, Nr. 8837 können bie ben gewefenen Untertbanen gegen bie 
Herrſchaft als folde, ohne Rüdjiht auf die Perſon des Beſitzers 
zugeſtandenen Re. durd Big. nicht erlöfhen und es kann ſich ſonach 
der Belangte auf bie Erfigung nicht berufen. Aud die in der Min. 
Borg. dv. 28. Juli 1856, Nr. 141 R. ©. B., enthaltene Frift zur An« 
meldung der Untersthansforberungen findet nad 88. 18 u. 25 diefer 
Vorſchrift auf Klagen wegen Örundentziehung feine Anwendung. 

Entfd. v. 12. Februar 1868, Nr. 832 (2994 G.-U.). Die Unfenntniß 
des Berechtigten von dem ihm zuftehenden R. ſteht dem Begiune ver Big. nicht 
im Wege, weil nah $. 1478 9. ©. nur die objective und nicht die fubjective 
Möglichkeit der Redtsausübung in Betracht fommt und bie Unfenutniß eines 
Rechtsanſpruches im 8. 1494 ibid. nit als eine Urfahe der Hemmung der 
Big. angefeyen wird, insbefondere dann nicht, wenn der Nichtgebraudh bes Rs. 
eingewenbet if, da nad $. 1479 ibid. durch 30jährige Nichtausübung alle Re. 
gegen Dritte fhon an und für ſich erlöſchen. 

Entſch. v. 28. März 1866, Nr. 2469 (2431 ©.-U.). Der Gellagte 
bat laut der Ceffionsurtunde ausprüdlih erklärt, für die Richtigkeit und Ein⸗ 
bringlichkeit der cedirten Forderung volle Gewähr zu leiften, und da er dieß that, 
obwohl beiden Theilen der Laftenftand der verpfändeten Realität belannt war, 
fann er die, bezüglich des bloß aus bem ©. hergeleiteten Regreßrechtes des Ceſ⸗ 
ſionars gegebene Borfchrift des $. 1398 B. G. für ſich nicht geltend machen. 
— Ebenſowenig kann die Einwendung, daß das Regreßrecht des Klägers gemäß 
8. 933 ibid. verjährt fei, berädfichtigt werden, weil, abgejehen davon, ob über- 
haupt die Gmonatlihe Berjährungszeit Plag greifen könne — ſelbſt wenn dieß 
ber Fall wäre, diefelbe doch gemäß 8. 1478 cit. erſt von dem Zeitpunfte an 
zu laufen beginnt, von weldem an das R., um bad es fidh handelt, an ſich 
hätte ausgeübt werben können, hier alfo erſt von ber Zeit der Rechtekräftig- 
werbung der Meiftbotvertheilung über die verpfändete Realität. 

Entf. v. 2. Mai 1865, Nr. 3538 (2167 ©.-U.), Wenn für vie 
Bezahlung einer Forderung feine beftimmte Friſt feftgefegt ift, muß fie ſofort 
geleiftet werden, und verjährt alfo nad) 8. 1479 B. ©. in 30 Jahren. Die im 
$. 1494 ibid. normirte Hemmung der Big. if eine Ausnahme von ben über 
den Lauf der Big. als Regel feftgefegten Beftimmungen und muß daher firenge 
ausgelegt werden. Durd den $. 1494 ibid. werden nämlich in biefer Richtung 
bloß folhen Perfonen, welche aus Mangel ihrer Geifteskräfte ihre Re. zu ver 
walten unfähig find, wie den Pupillen, Wahn. und Blöpfinnigen, in Bezug auf 
ben Beginn und die Vollendung der Big. und Erfigung gegen dieſelben gewiſſe 
Begünftigungen eingeräunt; auf diefe hat aber derjenige feinen Anſpruch, weldem 
nicht wegen Mangel feiner Geiftesträfte, fondern bloß wegen feines unbelannten 
Aufenthaltes ein Curator beftellt worden ift und von welchem nicht einmal hei 
vorkommt, feit wann er abweſend if. 

Entfd. v. 5. März 1862, Nr. 970 (1491 ©.-U.). Die zum Eintritte 
ber Big. erforderliche Anzahl von Jahren ift nady dem Gregorianiſchen Kalender 
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zu bemefien, nad welchem man ſich gewöhnli richtet, da er das Jahr aftco- 
nomiſch richtig anzeigt, während 8. 902 B. ©. vermöge einer Fiction eine Summe 
von Quoten angibt, welche bei ihrer Multiplication ein nicht ganz genaues Pro- 
duct ergeben ($. 902 ibid.). 

Entid. dv. 10. Juli 1861, Nr. 4785 (1865 G.-U.). Die Klage wegen 
pflihtwidriger Schenfung ift nur eine lage auf Ergänzung des da- 
durch ganz oder nur zum Theil entzogenen Pflihttheiles und wird 
glei diefer gegen die Rechtsnachfolger des Schenkenden, mögen fie 
nun Erben, Legatare oder Beſchenkte fein, gerichtet: fie. muß alfo 
nad 8$. 1478 u. 1487 B. ©, binnen 3 Jahren von dem Zeitpunfte 
an überreicht werden, in welchem das R. auf den Pflichttheil geltend 
gemadt werben konnte, d. i. in welchem es dem Notherben möglich 
wurde, fih von ber erlittenen Verkürzung im Pflittheile zu über- 
zeugen. Diefer Zeitpunlt mar aber gelommen, fobald die Größe 
des Nahlaffes aus dem Überreichten eidesftättigen Bermögensbe— 
Lenntniffe erfehen werden konnte. — Es ließe fih aud ſchwer er— 
klären, warum der burd die legtwillige Verfügung in feinem Pflicht- 
theile Verkürzte nur 3 Jahre, und ber Andere, welder die Verkürzung 
durch eine Schenkung unter Lebenden erlitt, 30 Jahre Zeit haben 
foll, um fein R. geltend zu maden. 

Entf. v. 7. Mai 1861, Nr. 2165 (G. H. 1862, Nr. 28), Die Ber- 
jährungszeit bezüglich des Rs. zur VBeftreitung eines mündlichen Teftamentes be⸗ 
ginnt fogleih nad der Todfalldaufnahme, wenn bei derfelben hervorlömmt, daß 
der Erbl mit Hinterlafiuug eines mündlichen Teftamentes geftorben fei. 

Entf. v. 25. Yuli 1860, Nr. 5590 (1164 G.⸗-U.). Der Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruch beginnt nicht mit dem Tage tes anhängig gewordenen Evictione- 
proceſſes zu verjähren, ſondern deſſen Vjg. läuft erſt von dem Tage ber Rechts⸗ 
kraft des in dieſem Proceſſe gefällten Urtheiles, wenn auch die Vertretungsleiſtung 
im Evictionsproceſſe nicht begehrt worden iſt. 

Entſch. v. 12. Juni 1860, Nr. 6624 (1148 G.-U.) Wenn bie Friſt des 
8. 983 8. ©., welche vom Empfange der Waare zu rechnen fommt, abgelaufen ift, 
Bann die Gewährleiftung aud nicht durch Einwentung mehr geltend gemacht werben. 

Entf. v. 22. Februar 1860, Nr. 1727 (1089 ©.-U.). Die Rüd- 
flände der Erziehungs» und Berpflegungsraten verjähren nicht innerhalb 3 Jahren 
nad $. 1480 B. ©., weil fie von dritten Perfonen für ven faumfeligen Vater 
vorgeſchoſſen wurden, und ihr Erſatz als ein für den Gellagten von der Klägerin 
gemachter Aufwand, den er nad dem ©. (8. 167 ibid.) felbft hätte machen 
müffen, nad) $. 1042 ibid. zu leiften ift, wobei nur bie BOjährige Berjährungs- 
zeit gilt, und es im vorliegenden Rechtsſtreite überdieß gleichgiltig ift, ob der 
Erſatz für die Vergangenheit von ber unehelihen Mutter behalten oder ihrem 
Kinde überlaffen wird. [Siehe weitere Entſch.en hierüber bei $. 1042.] 

Entſch. v. 16. Februar 1860, Nr. 951 (1085 ©.-U.). Der Hhpothelar- 
ſchuldner Tann nicht in Betreff der auf feiner Realität haftenden Darlehensſchuld 
die Z0jährige Big. geltend machen, wenn bie Fälligkeit des Darlehens von einer 
vorausgegangenen, beiden Theilen zuftehenden Aufkündigung abhängig gemacht, 
diefe Auflündigung nicht nachgewiefen wurde, und menn ferner dem Gläubiger 
vom Perſonalſchuldner die Zinfen regelmäßig bezahlt wurden; denn in dieſem 
Falle kann nidt behauptet werben, daß der Gläubiger von feinem R., das an 
fich Hätte ausgeht werben können, feinen Gebraud machte, 

Entfd. v. 26. November 1856, Nr. 11497 (1009 ©.-U.). Auch ein 
legixter Fruchtgenuß erliſcht durch Zjährigen Nichtgebrauch. Dem fleht nicht ent⸗ 
gegen, daß die in Frage ftehende Dienftbarkeit mittelft eines legten Willens .an- 
georbnet wurde, weil es bei ber Big. einer Dienftbarkeit nicht darauf ankommt, 
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aus welchem Rechtstitel dieſelbe entſtanden, und weil 8. 1488 B. ©. ohne alle 
Rüdfiht auf die einzelnen Rechtstitel eine Zjährige Berjährungsfrift für Dienft- 
barkeiten feftfegt. Die Anfiht, daß der fragliche Fruchtgenuß vie Natur eines 
Bermächtniffes angenommen habe, ein teftamentarifd eingeantwortetes R. begründe 
und als foldes erft einer 30jährigen Big. unterliege, ift daher unbegründet. 

Entfd. v. 8. November 1859, Nr. 12375 (904 ©.-U.; P. ©. 1239). 
Die Big. tritt nicht ein, wenn es dem Berechtigten wegen Mangel ber nöthigen Be— 
belfe nicht möglich war, während der Berjährungsfrift fein R. geltend zu maden. 

Entf. v. 16. Auguſt 1859, Nr. 8864 (842 ©.-U.). Die Big. ver 
Hypothefarflage, die fi auf eine betagte Darlehensforderung bezieht, beginnt 
erſt mit der eingetretenen Fälligkeit der Forderung zu laufen. 

Entfd. v. 22. Yuli 1859, Nr. 6964 (818 ©.-U.; P. ©. 1236). Die 
Zinfen von einem Xabularcapitale verjähren nicht in 8 Yahren, wenn fefl- 
gefet wurde, daß biefelben bis zum Eintritte einer aufſchiebenden Bedingung 
zum Capitale geſchlagen werben follen, und diefe Bedingung erft nah 3 Jahren 
eintritt, daher die Zinfen bis dorthin nicht als rüdftändige im Sinne des 
8. 1480 8. ©. anzujehen find; die Bjg. beginnt vielmehr erft von dem Tage, 
mit welchem das R. auf den Bezug der Zinfen vom Berechtigten ausgeübt 
werben konnte, d. i. vom Tage des Eintrittes der Bedingung. 

Entfd. v. 16. März 1859, Nr. 2860 (P. ©. 1233). Die Big. des 
Vorzugsrechtes der Vermögensübertragungsgebühren Läuft niht vom Tage des 
ausfertigenden Zahlungsauftrages, fondern beginnt mit dem Zeitpunfte, an 
weldhem die Gebühr hätte gezahlt werben follen, 

Entſch. v. 21. December 1858, Nr. 14119 (688 ©.-U.). Die Klage 
auf Zahlung der „Interefien" von den in Geld berechneten, ber Klägerin bishin 
vorenthaltenen Pflichttheilen, betrifft nicht Zinfen im eigentlihen Sinne des 
Wortes, fondern die in Geld veranfchlagten natürlichen Früchte der Vſchft., 
welche den Notherben im Verhältniß ber Pflichttheite nad) $. 786 B. ©. und 
a. h. Entſchl. v. 30. Jänner 1847, Nr. 1051 9. ©. ©., gebühren. For 
derungen diefer Art find Fein Gegenftand der im $. 1480 ibid. normirten Big., 
weil durch fie der Befiger und Verwalter der Vſchft. den Notherben nicht zu 
einer periodiſch wiederkehrenden Leiftung, ſondern zum theilweifen Erſatz (in na- 
tura oder in Geld) deſſen verpflichtet wird, was er als immerhin periodifch wieber- 
kehrende Nugungen des Naclafjes bezogen hat. 

Entf. v. 24. November 1858, Nr. 11794 (670 ©.:U.). Im Laufe 
des Eigenthumsprocefies wurde von dem Belangten die freitige Realität weiters 
verkauft. Mehr als 30 Jahre fpäter, aber nicht ganz 30 Jahre nach Zuftellung 
des Urtheiles der legten Inftanz belangten die Erben der erften Kläger die gegen- 
wärtigen Befiger. Die Klage wurde abgewiefen, weil bie inzwiſchen vollendete 
Erfigung ver heutigen gutgläubigen Erwerber nah 8. 1478 B. ©. die Big. 
des RS. der Kläger nach fi gezogen hat. Der erwähnte frühere Proceß und 
deſſen Endurtheil find als ven heutigen Geklagten gegenüber res inter alios acta 
zur Unterbrehung weder der Big. noch der Erfigung geeignet (8. 1493 B. ©. 
und art. 2244 Code Napoleon). 

Entfd. v. 20. October 1858, Nr. 11919 (640 &.-U.; P. ©. 749). 
Zur Big. ift der bloße Nichtgebrauch eines Rs., das an ſich ſchon hätte ausge- 
übt werden können, hinlänglich, d. h. es muß die rechtliche Möglichkeit, das R. 
auszuüben, vorhanden gewefen fein. 

Entfd. v. 14. Mai 1858, Nr. 3197 (565 &.-U.; P. S. 1238). Die 
3ojährige Frift, binnen welder eine Erbſchafisklage nad $. 1478 8. ©. bei 
fonftiger Big. anzuftrengen ift, läuft vom Tage des Erbanfallcs ($. 536 ibid.), 
und ihr Lauf wird nur aus den in den 88. 1494— 1497 ibid. angeführten 
Gründen gehemmt oder unterbrochen. 
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Entf. v. 15. Yuli 1857, Nr. 6113 (416 ©.-U.). Wenn der Käufer 
es lange hindurch unterläßt, feine Re. aus dem Kaufvertrage gegen den Erben 
bes Berkäufers geltend zu machen umb diefe im Befitze ber verfauften Realität 
verblieben find, ohne von dem Raufvertrage, der mit ihrem Erb. geſchloſſen war, 
Kenntniß erlangt zu haben, fo beginnt gegen fie die Big. der Klage wegen Ber- 
legung über die Hälfte jedenfalls erft von dem Zeitpunfte an zu laufen, da fie — 
in conereto durch die Aufforderung zur Räumung — von dem Verlaufe, und 
der Abficht des Käufers, feine Re. geltend zu machen, in Kenntniß kommen, 

Entf. v. 8. April 1856, Nr. 2981 (184 ©.-U.). Die beiden Hofd. 
v. 29. Auguft 1818 und 4. Juni 1819 ſtehen mit den 88. 1467, 1469 u. 
1478 8. ©. im Zufammenhange; fie find eine Folgerung aus diefen Beſtim⸗ 
mungen des Gefegbuches, daß ber Zjährige, auf einen rechtmäßigen Titel be= 
ruhende redliche und echte Tabularbeſitz bie Erfigung bes eingetragenen Rs. be- 
gründe, daß alfo bei einem folhen Beflge und nad vollendeter Erfigung eine 
Beftreitung des eingetragenen Titels nicht mehr zuläffig fei, weil mit der vollen- 
beten Erfigung von Seite des Berechtigten der Widerfpruch dagegen erloſchen 
fei; daß alfo der durch bie eingetragene Urkunde ſich verlegt erachtende bie 
Löſchung diefer Urkunde vor Verlauf der Erfigungszeit gegen den Berechtigten an- 
zuſuchen, fomit zu Magen habe. Es ift dadurch, daß der gewöhnliche Weg ber 
Klage angegeben ift, nicht ausgeſchloſſen, daß die fraglihe Urkunde dem daraus 
Berechtigten gegenüber, wenn audy nicht der Berpflichtete, fondern ber Berechtigte 
als Kläger vor Ablauf feiner Erfigungszeit auftritt, ald eine unwirkfame oder 
ungiltige erklärt werben Tönne, oder daß ein biefen Ausſpruch enthaltendes, 
wenngleih nah 3 Jahren ergangenes, aber auf die vor Ablauf von 3 Jahren 
eingebrachte Klage des intabulirten Gläubiger ſich beziehenbes Urtheil nicht ge- 
eignet fei, bie Erfigung für ven Eingetragenen auszuſchließen. Da mit bem 
rechtskräftigen Urtheile I. Inflanz v. 6. Februar 1852 andgefprodhen worden ift, 
daß das in biefem Schulpbriefe beftätigte Darlehenscaptial micht zugezählt wurde, 
haftet der Schuldbrief für die angebliche Darlchensgläubigerin indebite. Die 
Geklagte hatte v. 25. Detober 1849 an keinen rechtmäßigen Titel mehr zur 
Hortfegung der Erſitzung. Daß aber der Befiger einer Realität, worauf Poften 
indebite haften, veren Löihung zu verlangen berechtigt fei, fann nicht bezweifelt 
werben, wenn aud das Hofd. v. 20. November 1818, Nr. 1519 9. ©. ©, 
nicht beftünde [ogl. das feither erlafiene G. ©.]. . 

Entf. v. 4. März 1856, Nr. 977 (169 ©.-U.). Der lage auf Lö— 
fung des Pfandrechtes für pie Caution eines vor mehr als 30 Jahren beendeten 
Pachtvertrages Tann bie Unterbrechung durch eine Erfagflage, welche feit mehr 
als 20 Jahren fallen gelafien blieb, nicht eingewendet werben, wenn auch in Folge 
erſt nach Zuftellung der Löſchungsklage erwirkter Reaflumirung des Erſatzproceſſes 
auf Erfäge erkannt wurde, weil diefe nachgefolgte Thatfache das nad 88. 1478 
bis 1499 B. ©, bereits erwachſene R. nit mehr nehmen konnte [?]. 

Entfd. v. 7. November 1855, Nr. 10924 (P. ©. 1232). Bei einem 
Ausgedinge, deſſen Zahlung halbjährig, nad Ablauf eines jeven halben Jahres 
bebungen wurde, beginnt die Big. erſt nad Ablauf des betreffenden Semeſters, 
weil die Forderung erft dann fällig wird, und früher nicht eingeflagt werden kann. 

Entf. v. 12. April 1854, Nr. 2685 (18 ©.-U.; P. ©. 1237). Die 
Dig. ber Re. bes Fiscus gegen Berrehnungsbeamte beginnt mit dem Tage, an 
weldem deren Verwaltung endet. 

Entfd. v. 25. September 1852, Nr. 8877 (Manz'ſche Slg.), eingetragen 
in's Judicatenbuch Rr. 16: Die Sjährige Big. nad 8. 1480 8. ©. findet 
auch auf vermadte jährlige Beiträge zur Gründung geiftliher Bene- 
ficien, zur Meffenlefung, zur Erhaltung ber Kirchen, Schulen und 
anderer gemeinnügiger Anftalten u. dgl. Anwendung. 
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@. 1479 — vgl. 88.1478; 1485, 1487—1408 8. G.; 98.118—191 allg. &.@. v. 25. Juli 1871, Nr. 95R. 8.8.) 
8. 1499. Alle Rechte gegen einen Dritten, fie mögen den öffentlihen Büchern einverleibt 
fein oder nicht, erlöſchen alfo in der Regel längſtens durch einen dreißigjährigen Nichtgebrauch, 
oder durch ein fo lange Zeit beobachtetes Stillſchweigen. 
Biehe auch die Entsch.en bei 8. 1478. 


Entf. v. 27. Anguft 1879, Nr. 4722 (3. 8. 1879, Nr. 44). Der Ans- 
ſpruch, daß die bücherlich durchgeführte Ceſſion die Big. der Satpoft unterbrecdhe 
und bie Big. nun erft vom Neuen beginne, enthält keine offenbare Ungerechtigkeit. 

Entf. v. 16. Mai 1878, Nr. 15598 (©. ig. 1879, Nr. 54). Zur 
fung der Frage, ob das Pfandrecht durch Big. erloſchen fei, kann das nur für 
die Ränder, wo das Grundbuch oder Landtafelſyſtem in Kraft beftand, gegebene 
Hofd. v. 15. März 1784, Nr. 262 I. ©. ©., weldes die Einrihtung des 
Verfachbuches nicht berüdfichtigt, allerdings nicht herangezogen werden. Wohl 
aber hat aud die Vorſchrift des F. 469 B. ©., infofern es fih um ein Pfand« 
recht handelt, welches zur Eintragung in dad Verfachbud erworben wurde, und 
deßgleichen au 8. 451 ibid. in dem Sinne für Tirol Geltung, daß das Pfand- 
recht auf unbeweglihe Güter und durch Verfahung erworben wird und der Be— 
fig fo lange dauert, als das Pfandrecht nicht durch die Berfahung einer Quittung 
oder einer anderen Löſchungsurkunde gelöſcht wird. Beim Pfandrecht handelt es 
fich einerfeitd um den Beſitz der Pfandſache zur Sicherung des eventuellen Bes 
friedigungsrechtes, welches fih beim Yauftpfande durch die Innehabung, bei ber 
Hypoihek durch den Beftand ver Eintragung in bie Öffentlihen Bücher äußert 
— und andererfeits um die Realifirung des Pfandrechts durd die Hypothekar⸗ 
Mage. Hierdurch unterſcheidet es fih von den R.en des $. 1479 ibid., welde 
eine an Ausübung vorausfegen und bei denen ber Nichtgebrauch 
während der Verjährimgezeit der Erlöfhung des Rs. felbft und zugleich feiner 
dinglihen Eigenfhaft zur Felge bat, ebenfo wie bie Big. einer durd Pfand ver- 
fiherten Forderung den Pfandſchuldner zur Anbringung ver Loͤſchungsllage be⸗ 
rechtigt. Eine Erſitzung der Freiheit vom Pfande kann nicht eintreten, infolange 
die Forderung befteht und eine Loͤſchung nicht erfolgt iſt; ſomit ift das Pfand⸗ 
recht an und für fi unverjährbar; wie dieß in 8. 1483 ibid. vom Fauſtpfande 
ausbrädlich gefagt if. Die Klageberjährung könnte erſt mit der Fälligkeit der 
Forderung beginnen. Die bedungene vierteljährige Kündigung ift aber nicht er⸗ 
folgt. Eine Erfigung der Freiheit ber Hypothek von ber Pfanvlaft fand nicht 
flatt, weil die Zinfen regelmäßig bezahlt worden find ($. 449 ibid.). 

Entf. v. 15. September 1876, Nr. 3542 (6237 ©.-U.). Wenn bie 
Echtheit der einer Pfandredtseinverleibung zu Orunbe liegenden Urkunde — 
wiewohl nad Ablauf von 3 Jahren — beftritten wird, muß auf den biekfalle 
beflagterfeits angebotenen Beweis erkannt werden. Allerdings kann die Nichte 
erbringung des Beweiſes der Zuftellung des Intabulationsbefheides vom Yahre 
1867 an bie Bellagte das dur bie Intabulirung erworbene R. des Klägers 
nicht beeinträchtigen (8. 5 Hof. v. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 I. ©. ©. 
und $. 125 ©. ©.). Allein die grundbücherliche Erfigung des Mägerifchen Rs. 
nah 8. 1469 B. ©. ift weder gerichtlich zuerfannt (F. 1498 ibid.), noch find 
bie Erfordernifſe verfelben (88. 1460—1464 ibid.) rechtlich dargethan worden; 
vielmehr beftreitet die Bellagte das Vorhandenſein biefer Erfordernifle, nament ⸗ 
lid die Echtheit der der Intabulirung zu Grunde liegenden Erflärung, was iht 
innerhalb der gefeglihen Berjährungszeit von 30 Yahren —— (8. 1479 
ibid.; 8. 4 Hofd. v. 29. Auguſt 1818, Nr. 1488 u. 8. 62 ©, 

’ Enıfd. v. 26. Mai’ 1876, Nr. 856 (©. Big. 1877, —* 9). Die 
Big. des Erſatzanſpruches desjenigen, der die Schuld eines Dritten zu bezahlen 
genöthigt war, beginnt mit dem Tage ber Zahlung, nicht aber mit dem ver 
Falligkeit ver bezahlten Forderung (88. 1042, 1425, 1479 B. ©.). 
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Entf. v. 15. Juni 1875, Nr. 3764 (5755 G.⸗U.). Wer eine inta- 
bufirte Forderung, nachdem fie bereits verjährt ift, ſich cediren läßt, kann ſich 
auf das Vertrauen im die Öffentlichen Bücher nicht berufen. Cedent mußte im 
gegebenen Falle aus den öffentlichen Büchern auch erfehen, daß bie Forberung 
mehr als 30 Jahre vor der Ceffion bereits fällig war, daß Jomit von dieſem 
Tage an das R., die Zahlung zu fordern, bereits ausgeübt werben konnte, und 
demnach — wenn feither von diefem R. kein Gebraud; gemacht worben ift — 
das R., bie Zahlung zu fordern, nah SS. 1451 u. 1479 B. ©. erloſchen fei. 
Sobald er aber aus dem Öffentlichen Buche die eingetretene Vig. der Forderung 
erſehen konnte, Tann er die nun unter der entgegengefegten Vorausſetzung nad 
8. 1500 ibid. zuftehende Einwendung nicht mit Erfolg geltend machen. 

Entjd. v. 11. März 1874, Nr. 1803 (5294 G.-U.). Zur Big. einer 
Sagpoft ift nicht genügend, daß diefelbe bereits buch 30 Jahre 
haftet, fondern es ift nad 8. 1479 B. ©. aud noch der 30 jährige 
Nihtgebraud oder ein dur fo lange Zeit beohadtetes Stillfhwei- 
gen erforderlid, d. i. daß während diefes Zeitraumes ber Gläubiger 
weder die Zahlung des Capitald noch der Intereffen gefordert habe. 
Daß diefes legtere Erforderniß eingetreten fei, ift aus dem öffent 
lien Bude leineswegs zu erfehen, es ift deßhalb unrichtig, daß dem 
Kläger, als er im Ceffionswege (1873) die eingellagte Forderung 
an ſich bradte, bie eingetretene Big. berfelben aus dem öffentlihen 
Bude befannt fein mußte, vielmehr konnte ber Kläger allerdings 
den aufrechten Beftand der Satzforderung vorausfegen, ba auf bie 
urfprünglihe Forderung erſt im Jahre 1847 eine Theilzahlung er- 
folgte, und beidem reftlihen Betrage die Anmerkung einer Löſchungs⸗ 
Mage in Gemäßheit des Hof. v. 27. März 1846, Nr. 951 9. ©. ©, 
von den Befigern ber Pfandſache mit erwirkt wurde. Demgemäß 
kommt dem Kläger die Beftimmung des 8. 1500 B. ©. und des Hofb. 
v. 27. März 1846, Nr. 951 9. ©. ©., allerdings zu flatten. 

Entf. v. 17. December 1873, Nr. 66 praes. (Manzihe Slg.; 5177 
G.⸗U.). Die Aimentenerfagforderung der außerehelihen Kindesmutter gegen ben 
außerehelihen Vater unterliegt nur ber orbentlihen Big. des 8. 1479 3. ©. 
[Siehe Judicat Nr. 81 und Begründung bei $. 1480 B. G.] 

Entf, v. 14. Mai 1873, Nr, 4675 (4973 ©.-U.). Dem auf Grund 
des Todtenſcheines der Ausnehmerin angeftellten Gefuche um Löfhung des Pfand- 
rechtes für ein mit der Ausnahme verbundenes Begräbnißgeld wurde ftattgegeben, 
da nad $. 549 B. ©. für die Begräbnißfoften zunächſt der Nachlaß des Ver⸗ 
florbenen haftet, daher aus der grundbücherlichen Sicherſtellung eines Begräbniß⸗ 
gelves für die Ausnehmerin nur teren Bſchft., nicht aber der beim Begräbniß 
fungirende Seelforger forderungsberechtigt würbe, im vorliegenden Falle aber mit 
NRüdfiht auf $. 1479 ibid. diefelbe Bermuthung der eingetretenen Bjg. des An« 
ſpruches Play greift, welche unter Beachtung des $. 1480 ibid. dem 2. Abf. des 
8. 34 ©. ©. zu Grunde liegt und auch wegen ber Verbindung des Begräbniß- 
geldes mit dem flipulirten Ausgebinge bie. analoge Anwendung des 8. 34 ©. ©. 
gerechtfertigt erfcheint. 

Entid. v. 8. März 1871, Nr. 9958 (4084 ©.-U.). Wenn von bem 
belafteten Reale ein Theil abgetrennt wurbe, fo wird bie Big. gegenüber bem 
Befiger des Trennftüdes, durch die Leiftung ſeitens des Beſitzers des Haupt⸗ 
gutes unterbroden. Nah 8. 457 8. ©. erftredt fih das Pfandrecht auf alle 
Tpeile des Pfandobjected und der Kirchenzine ift bis jegt thatſächlich bei dem 
ganzen, fowohl für den nicht beflagten ais auch für den beklagten Schuldner 
vorgefchriebenen Weingarten grundbücherlich ausgezeichnet. Das weientlihe Er⸗ 
forderniß der Big. ift nad F. 1479 ibid. der Nichtgebraud des verjährbaren 
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NE.; dieſes Erforderniß iſt aber nicht vorhanden, wenn in Betracht gezogen wird, 
daß der Kirchenzins bi8 X... . von dem Beſitzer der abgetrennten Gründe 
entrichtet wurde, das Kirchenamt daher, folange tie Zahlung von diefer Seite 
ftattfand, feinen Anlaß hatte, diefelbe auch von dem Befiger des Haufes ale des 
zweiten Beſtaudtheiles der Hypothek zu verlangen. Hat nun bie Kichencafje den 
Zins bis zum obgedachten Zeitpunfte wirklich bezogen, fomit das Forderungsredit 
nit außer Acht gelafien, fo wurde baburd, daß fie die Zahlung bloß von dem 
Befiger des einen Theiles des Pfandgutes annahm, felbe an ihrem R. gegen 
den Befiger bed anderen Theile® nad $. 1482 ibid. nicht beſchränkt: Die Be 
ſchräukung müßte durch Erwerbung oder Erfigung des Unterfagungs- oder Hin- 
derungsrechtes bewirkt werben, was nicht nachgewieſen wurde; von ber Big. des 
Forberungsrechtes kann ſonach feine Rede fein. 

Entfd. v. 6. Auguft 1870, Nr. 77 (8843 ©.-U.). Die Haftung bes 
Cedenten ift von der Bürgfchaft weſentlich verſchieden. Die Bürgfhaft beruht 
auf einer felbfiftändigen Bertragsverpflihtung, die Haftung des Cedenten auf dem 
gefeglihen Grundfage, daß niemand ſich mit dem Schaden eines Anderen fid 
bereichern dürfe ($. 1397 B. ©.), daß ber Veräußerer für die Beſchaffenheit 
der hintangegebenen Sache verantwortlich fei, fie fällt daher unter die Kategorie 
ber Gemwährleiftungsverbindlichkeit. Die Bedingungen der entgegenftehenden Be. 
find effentiell verſchieden, wie fih aus der Vergleihung der 88. 1355 ff. m. 
1397 ff. ibid. ergibt. Die Erlöfhung dieſer Re. ift nicht minder an weſent⸗ 
lich abweichende Borausfegungen gefnüpft (88. 1363 ff. u. 1398 u. ff. ibid.), 
insbeſonders die Big. (88. 1479, 923, 1489 ibid.), — Die Annahıne des 
Mägers, daß die Aufnahme der Beftimmung, der Gellagte hafte für die Richtig- 
keit und Einbringligkeit der Forderung, die Beſchränkungen ber 88. 1398 ff. 
binwegfallen machen, ift daher infofern bebeutungslos, als es fi nit um eine 
befchränfte oder unbeſchränkte Haftung aus dem Titel der Ceſſion, fondern um 
den Titel der Burgſchaft handelt [Schluffolgerung). 

Entf. v. 23. Juli 1868, Nr. 5778 (3100 G.-U.). [WBortlaut:] Das 
Ausgedinge darf nicht nah ben für Servituten geltenden Principien behandelt 
werben; benn während durch bie Dienftbarkeit der Egthr. der dienenden Sache 
nur zur Duldung und Unterlafjung und niemals zu einem Thun verpflichtet ift 
(88. 472 u. 482 8. ©.), befteht daS Ausgeringe wefentlih in dem R. auf be 
ftimmte Leiftungen, und daburd, daß es — wie meiftens und and) hier ber Fall 
it — auch noch auf alleinige oder Mitbenägung gewiſſer Localitäten geht, bie 
ber Verpflichtete zu geftatten hat, wird das Ausgebing noch nicht zu einer Ser- 
vitut, weil dem feine andere Eigenſchaft: der Anſpruch auf beftimmte Leiſtungen, 
geradezu entgegenfteht. Ebenſowenig ift es zuläffig. dem auf die Benügung von 
Localitäten gerichteten Theil der Ausgedingsſtipulation davon auszuſcheiden und 
wegen feiner Aehnlichkeit mit einer perfönlihen Servitut als ſolche und nad) den 
Regeln der Dienftbarfeit, alfo nad) anderen Orundfägen zu behandeln, als welde 
für das Ausgeding gelten. Es darf daher die erft nah 3 Jahren angebrachte 
Klage nicht mit Anwendung tes $. 1488 ibid. als verjährt betrachtet werden, 
ba fie vielmehr nur der 30jährigen Vig. nah 8. 1479 ibid. unterliegt. 

Entfd. v. 13. Mär} 1867, Nr. 1856 (2756 ©.-U.). Gegen die Klage 
auf Erfag beftrittener Alimente findet die Einwendung der Triennafverjährung 
nicht flatt, weil es ſich hier nicht um einen Erſatz aus dem Rechtsgrund, einer 
Beſchädigung, fondern um ben Erſatz eines vom Kläger beftrittenen Aufwandes 
handelt, welden nad) dem ©. der Beklagte jelbft hätte machen müſſen, ein folder 
Anſpruch aber nur der allgemeinen Big. unterliegt. 

Entſch. v. 1. Februar 1865, Nr. 804 (2110 ©.-U.). Aehnl. der Eutſch. 


Nr. 1856 ex 1867. 
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Entfd. v. 16. Auguft 1859, Nr. 8864 (842 G.-U.). Die Vig. der 
Hypothekarklage, die ſich anf eine betagte Darlehensforderung bezieht, beginnt erft 
mit der eingetretenen Fälligkeit der Forderung. 

Entf. v. 2. März 1859, Nr. 2049 (2054 ©.-U.), Aehnl. der Entſch. 
Nr. 1356 ex 1867. 

Entfd. v. 3. März 1358, Nr. 1969 (3616 ©.-U.). Die Klage gegen 
die Concursmaſſe eined infolvent gewordenen Mitſchuldners auf, Liquidhaltung 
ver Darlehendforderung und deren Berfegung in die zweite Gläubigerclaſſe mit 
dem Pfandrechte an der einen im Egth. diefes Mitſchuldners verbliebenen und 
in die Concursmaſſe gefallenen Liegenfchaft, welcher der Erwerber der anderen, im 
gegenwärtigen Procefie verfangenen Pfandſache fremd geblieben, Tonnte einen Ein- 
fluß weder auf die rechtlihe Stellung feiner Perfon, da er nicht perfönlicher 
Schuldner ift, nody auf das rechtliche Verhältniß der in feinem Befi befindlichen 
Pfandſache ausüben, gegen melche die befagte lage nicht gerichtet war. Demnach 
war vorliegend zur Zeit der gegen den heutigen Pfanpbefiger angeftellten Hypothekar⸗ 
Mage die 30- und aud die AOjährige Vijg. derjelben bereits vollendet, mag man 
nun den Anfang ber Big. auf den Zeitpunft der Bfandverfchreibung, resp. ber 
Fälligkeit der Darlehensfhuld oder aber auf den fpäteren Zeitpunkt der voll- 
zogenen Infeription in das Hypothekenbuch fegen (Art. 2262 Code Napolson 
und 88. 1479 u. 1485 B. ©.). 

Entf. v. 16. Iuni 1857, Nr. 4762 (353 ©.-U.; P. S. 1222). Auch 
auf die Big. des Rs., dem dienenden Grundftüde ein anderes zu fubftituiren, ift 
ber $. 1479 8. ©. anwendbar. 

Entid. v. 4. Februar 1857, Nr. 705 (1013 ©.-U.; P. ©. 1258). Vom 
Standpunkte des öfterr. Rs. kann nit verlannt werden, daß 8. 1488 
8. ©., welder anordnet, daß bie Big. dem Gläubiger, ber das Pfand 
in Händen hat, nicht eingewendet werden könne, eine Ausnahme zu 
Gunſten des Faufipfandes feftftellt und fo die Regel des $. 1479 ibid. 
beftätigt, daß das Pfandrecht an eine unbeweglihe Sade, wie jebes 
andere R., durch den Nihtgebraud während 30 Jahren verjährt. 


(&. 1480 — vgl 66. 818, 1980; 1144, us, 1466; 1199, 11m, 1186; 680, 1984, 1835; 1485; 1497 ©. G.; 
eingangs be Hauptſt. 
8. 1489. Forderungen von rückſtändigen jährlichen Abgaben, Zinſen, Renten ober Dienſt⸗ 
leiftungen erlöfhen in brei Jahren; das Recht felbft wird durch einen Nichtgebrauch von 
dreißig Jahren verjährt. 
Siehe auch die Entsch.en bei $. 1497. 


Entſch. v. 19. September 1878, Nr. 4886 (©. Ztg. 1879, Nr. 80). 
Die im 8. 1480 B. ©. aufgeführten Fälle find nicht tarativ anfgeführt. Die 
ratio legis des $. 1480 ibid. geht dahin, leichtfinnige Schuldner vor Ruin zu 
bewahren, e8 ihnen zu erfhweren, monatlich oder jährlich widerkehrende Leiſtungen 
anwachſen zu laſſen, bis fie diefelben ohne Uufopferang des Stammvermögens 
nicht mehr tilgen fönnen. Alle dieſe Momente treffen bei Lohnanſprüchen voll- 
fländig zu. Darans folgt, daß fie ebenfo, wie die im $. 1480 ibid. aufgenom- 
menen Fälle der Zjährigen Big. unterliegen. Für dieſe Nechtsanfhauung fpricht 
auch das Hofkzld. v. 10. April 1839, Nr. 355 J. ©. S. Im diefem ift im 
Intereſſe des Dienfigefindes eine Ausnahme von ber Beſtimmung des $. 1480 
ibid. dahin gemacht, daß der Kohn desſelben der Zjährigen Big. nicht unterliegt; 
tiefe Ausnahme ift offenbar zum Schuge des Dienftgefindes gegeben, weil das» 
felbe, zumeift auf tieferer Bildungsftufe ftehend, zu wenig Einſicht oder Willens» 
fraft hat, ſich durch rechtzeitige Geltendmachung feiner Lohnanſprüche vor Ver 
luften zu bewahren. Diefe Beftimmung wäre gar nicht nöthig gewefen, wenn bie 
Lohnanſprüche überhaupt nicht nach 3 Fahren verjähren wärben; fie ift daher eine 
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Ausnahme von ber allgemeinen Regel und ift nur auf das Dienfigefinde zu be= 
ſchränken. Nach diefem Hefd. tritt weiters 3 Jahre von oder Fälligfeit des Lohnes 
an die gefeglihe Vermuthung der geleifteten Zahlung ein, wenn der Gläubiger 
nicht zu ermweifen vermag, daß bie Zahlung nicht gefchehen fei. Würden num bie 
Lohnanſprüche folder Perſonen, die nit zum Dienfigefinde gehören, nicht auf | 
Grund des 8 1480 ibid. nah 3 Yahren verjähren, jo wärben biefelben, weil | 
bei ihnen die erwähnte gefeglihe Vermuthung nicht nach 3 Yahren eintritt, in 
einer beſſeren Loge fi befinden, als das Dienfigefinde; dieß fleht aber im offen- 
baren Widerſpruche mit der Tendenz des zum Beften des Dienfigefindes erlaf 
fenen obigen Hof. 

Entfd. v. 2. November 1877, Nr. 11582 (©. Ztg. 1878, Mr. 6; 
66235 ©.-U.). Die Uebernahme einer Perſon in Verpflegung und Erziehung gegen 
ein vertragsmäßig feftgeftelltes Entgelt begrünvet feine Dienftleiftung im Sime 
des 8. 1151 B. ©. und $. 1480 ibid. kommt hier umfoweniger in Anwenbung, 
als nicht die Forderung einer rüdftändigen jährlichen Dienftleiftung der Gegem 
fand der Klage ift. 

Entſch. v. 20. Februar 1877, Nr. 691 (G. H. 1877, Nr. 60; 6381 
®.-U). Die Big. der Zinfen bes intabulirten Capitals wird auch — eine 
noch gegen den Vorbeſitzer eingebrachte (und zu deſſen Verurtheilung gediehene) 
Klage unterbrochen; bie Unterlaſſung der Klagsanmerkung hatte nur die Folge, 
daß das Über jene Klage erflofiene Urtheil gegen den nunmehrigen Gellagten nicht 


exequirber war. 

Entfd. v. 2. März 1876, Nr. 12619 (6069 ©.-U.). Auch bezäglih 
der Alimente pro praeterito ift die Erfaßpfliht des außerehelihen Vaters iz 
88. 167 u. 1042 B. ©. redtlih begründet und die von ihm angemeldete 
Triennalverjährung nad $. 1480 ibid, findet bier, wo es fih um den Unter 
halt feines Kindes und ben Erſatz des von auberer Seite dafür gemachten Anf- 
wandes handelt, nicht ftatt ($. 1481 ibid.). 

Entfd. v. 25. Jänner 1876, Nr. 724 (6993 ©.-U.). Die auf 8. 1480 
2. ©. und Juſt. Min. Erl. v. 21. Yuli 18658, Nr. 105 R. ©. B., geflägte 
Einwendung, daß das Erecutionsrecht bezüglich der älteren Zinfen duch Big 
erlofhen fei, enthält die Behauptung der Erlöfhung durd ein dem Urtheile nad» 
gefolgtes Factum; fie gehört daher gemäß Hofd. v. 22. Juni 1836, Nr. 145 

9. ©. S., auf einen befonderen Rechteweg und Tann im Recnremege nicht ber 
in "werben, 

Entfd. v. 9. December 1875, Nr. 9771 (5932 ©.-U.). Die Ban- 
theilung der redhtlihen Natur eines Vtgs. gehört in das Reſſort des Richters. 
Die Vereinbarung, wornad Kläger 5 Stüd Norbbahnactien gegen bem gelichen 
hat, daß diefelben ihm in 6 Monaten zurüdzuftellen feien, und, da Gellagter 
diefer Verbindlichkeit nicht nadhgelommen war, beflimmt wurde, in welder Weiſe 
ec den Kläger zu entſchädigen habe, ift nicht als Darlehensvertrag zu bemrtheilen. 
Die durch die Nichterfüllung des gegebenen Verſprechens, bie gelichenen Kor 
bahnactien binnen 6 Monaten zurüdzuftellen, entgangenen Zinfen und Dividenden, 
fowie bie Eursbifferenz find ein Theil des durch den Bertragsbruch zugefägter 
Schadens und es fünnen daher die Vorfchriften über die Big. jährlich wicder 
kehrender Leiftungen auf dieſe Zinfen und Dividenden nicht angewendet werden, 
zumal ber 8. 1480 B. ©. von Reiftungen fpridt, bie dem Verpflichteten obs 
liegen, diefe Zinfen und Dividenden aber nicht vom Bellagten, fonderm von der 
Nordbahngefelfchaft zu leiften waren. 

Entf. v. 16. December 1874, Nr. 8493 (5664 ©.-U.). 8. 1483 
8. ©. beſtimmt, daß, folange der Gläubiger das Pfand in Händen hat, ihm die 
unterlaffene Ausübung des Pfandrechtes nicht eingewendet und das Pfandrecht 
nicht verjährt werben fann. Bei Anwendung dieſes G. auf den vorliegenden 
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Ball. ergibt fih, daß die Abweifung ber eingeflagten Erfagforderungen wegen ein. 
getretener Vig., nah 88. 1480 u. 1111 ibid. nicht gerechtfertigt if, weil dieſe 
Forderungen durd die vom Beklagten geleiftete Caution gededt find, denfelben 
daher kraft ber eingangs bezogenen Geſetzesvorſchrift die Einwendung der Big. 
entgegengefegt werden kann. 

Blenar-Entfd. v. 17. December 1873 ad Nr. 66 praes. (Manz’iche, 
&tg.; 5177 ©.-U.). Bei der Über befondere durch das Yuftizminifterium über- 
mittelte Eingabe von dem Präfivium gemäß a. h. Eutſchl. v. 7. Auguft 1872 
angeorbneten Berathung wurde die Beantwortung ber allgemeinen Frage, ob Ali« 
mentationsrüdftandsforderungen der kürzeren Verjährungszeit des $. 1480 B. ©. 
oder ber allgemeinen Verjährungszeit unterliegen, auf ein engeres Gebiet be= 
grängt, indem nah Ausſcheidung der fälle, in welchen der Alimentationsberech⸗ 
tigte ſelbſt 1. unter gleichzeitiger Erwirkung des Erkenntniſſes auf Anerkennung 
der Alimentationspfliht Alimentenrüdftände einklagt (für welchen Fall der Rechts⸗ 
grundfaß: nemo pro praeterito alitur citirt wurde), 2. in melden der 
Alimentationsberechtigte felbft die durch ein früher erflofienes Erkenntniß pro 
futuro zugefprodenen, fälligen Alimente begehrt (für welchen Fall die die kürzere 
Berjährungsfrift des $. 1480 ibid. normirende Juſt. Min. Vog. v. 21. Yuli 
1858, Nr. 105 R. ©. B., bezogen wurde), nur jene Fälle hauptfählic in Be- 
tracht gezogen wurden, in welchen britte Berfonen (nicht der Alimentationsberech⸗ 
tigte felbft), ſei es nun a) zum Behufe gleichzeitiger Erwirlung des zur Alimen- 
tationspfliht condemnirenden Erkenntniffes, fei es b) nah Schöpfung eines ſolchen 
Erkenntnifſes Alimentenrüdflände begehren. Für diefe fpeciellen Fälle wurde nun 
bemerkt: Begehrt in der Paternitätsllage cumnlativ die Mutter oder der Bormund 
oder eine dritte Perfon für fi das Entgelt jener Alimente, welde der gellagte 
Bater des unehelihen Kindes bis nun nicht geleiftet, die aber der Mitkläger bem 
Kinde verabreicht hat, fo taucht zunächſt die Frage auf, ob hiermit vie Verpflegung, 
oder eine Eutſchädigung, oder Erſatz der Auslagen des Geſchäftsführers ohne 
Anftrag gefordert wird. 

Segen die Annahme, es werde and von jenem Mitkläger nichts anderes 
als ein Alimentenanfprudy erhoben, ſpricht fhon die Erwägung, daß das R. auf 
Berpflegung durch den unehelihen Vater nach unferem B. ©. niht aus dem 
Delicte der Zeugung, fondern aus dem natürlihen Verwandtſchafteverhältniſſe 
entjpringt, alfo ein höchſt perfönlices ift, und von niemand Anderem geltend 
gemacht werben kann. 

. Eine Entfhäpigungeforderung ift im obigen Klagebegehren gleichfalls nicht 
zu erfennen, weil bie Nichterfüllung der Vaterpfliht bloß die Re. des Kindes 
verlegt und mit der Thatſache, daß num ein Anderer bie Verpflegung übernom- 
men, in feinem unmittelbaren Zufammenhange fteht, daher ein widerrechtlicher 
Schade des Alimentirenden und fohin eine Verbindlichkeit zu deſſen Eutſchädigung 
im Sinne der Vorſchriften des XXX. Hauptſt. B. ©. nit vorliegt. 

So ergibt fih denn von felbft die Subfumtion jenes Anſpruches unter 
ven 8. 1042 ibid. Es handelt fih eben um Vergütung eines für einen Anderen 
geleifteten Aufwandes, den biefer nah dem ©. hätte machen müſſen. 

Aus diefem Forberungstitel folgt aber zugleich, daß, nachdem bie Anſprüche 
des Gefhäftsführers ohne Auftrag binfichtlich ihrer Big. keiner erceptionellen 
Beſtimmung unterworfen find, die allgemeine Norm des 8. 1479 ibid. maß- 
gebend bleibt. 

Die Argumente, welche dieſer Auffaffung entgegengefegt werben, beruhen 
auf der Gleichſtellung resjenigen, der flatt eines Anderen alimentirt, mit bem 
Dritten, ber für den Schulpner die Zahlung an ben Gläubiger leiſtet. Dabei 
wird jedoch der Unterſchied der Rechtsverhältnifie in dem einen und dem anderen 
Galle überfehen. Der 8. 1042 ibid, fpricht von einem Aufwande, den jemand nad) 
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dem ©. hätte machen müflen, d. i. von einer nicht vertragsmäßigen, ſondern gefeb- 
lichen Leiftung, bezüglich welcher e8 einer zufiimmenden Annahme von Seite dee- 
jenigen, zu deſſen Vortheil ver Aufwand gemacht werden will, nit erft bedarf, 
während ber $. 1423 ibid. eine keftimmte ſchon beftehende Schuld und em 
Uebereinfommen zwifhen dem Gläubiger und dem Zahlenden vorausjeßt. 

Die Prämiffen für eine Analogie fehlen alſo gänzlid. Soll die Alimen- 
tationspfliht des umehelihen Vaters überhaupt erſt zur Anerfennung gelangen 
und das Maß der Suftentation, die das Kind für die Vergangenheit nidyt mucht 
verlangen kann, pro futuro feitgefegt werden, fo ift e® allzu gewagt, va® num 
erfließende Urtheil zu der Fiction zu benügen, als ob damals, als die Mutter 
oder fonft jemand aus eigenen Mitteln den Kindesunterhaft beforgte, eine Schult 
des Vaters in dem betreffenden Koflenbetrage an das Kind, resp. befien Vor⸗ 
mundſchaft mit deren Einwilligung gezahlt und von ber legteren die entfprechenbe 
Forderung dem Zahler abgetreten worben wäre. 

Weil aber dem Anfpruhe des alimentirenden Dritten der Titel bes 
8. 1402 ibid. zu Grunde zu legen if, geht es nicht an, vemfelben für Die Zeit 
der von ihm beftrittenen Verpflegung ohne weitere eben fo viel Jahresquoten 
ber ex post urtheilmäßig fizirten Beitragsſchuldigkeit des Baters zuzuerkennen. 

Der $. 1042 ibid. darf nicht für ſich allein, fondern muß im Zufanımen- 
bange mit den übrigen Beflimmungen über vie Gefhäftsführung ohne Auftrag 
in's Auge gefaßt werden. Die allgemeinen Bebingungen, von melden das R. 
bed negotiorum gestor auf Erfag feiner Verwendungen abhängt, d. i. Die Ab- 
fiht, für einen Anderen und in deſſen Intereſſe zu handeln, fomie die Ange 
meſſenheit des gemachten Aufwandes zu den Berhältniſſen des Gefchäftsherrn 
müffen aud im falle des $. 1042 ibid. vorhanden fein. 

Derfelbe fagt nicht, wer einen Aufwand macht, den ein Anderer nach dem 
©. felbft hätte maden müſſen u. |. w., fondern wer für einen Anderem einen 
Aufwand macht .... bat das R., ven Erſatz zu fordern. 

Wenn daher die Mutter, welche im Sinne ber 88. 166, 167 u. 171 ibid, 
bie Berbindlichkeit zur Berpflegung des unehelihen indes — obzwar wur in 
zweiter Linie — trifft, e8 Jahre lang aus Eigenem verpflegte, ohne den Bater 
bei deſſen bekannten Aufenthalt je um die Alimentation oder den Erſatz des 
hierauf Außsgelegten angegangen zu haben, wenn ihr fpeciell die Bermögensver 
hältniſſe des Vaters nicht fremd waren, dann wirb man wohl annehmen dürfen, 
daß für den Unterhalt des Kindes aus mäütterliher Zuneigung oder eigenem 
Pflihtgefühl geforgt wurde, und die Abficht, ſtatt des Vaters einzutreten, niemals 
vorkanden geweſen fei. Das Nämliche könnte auch von nahen Verwandten der 
Mutter gelten, welde ſich unter ähnlichen Umftänden ver Verpflegung bes Kindes 
unterzogen. 

Hat ein Fremder den Unterhalt beftritten, laſſen aber die Berhältuifie 
unzweideutig entnehmen, daß er gar nicht die Intention haben Ionnte, wegen ber 
betreffenden Auslagen einen Anſpruch zu erheben, fo kann gleichfalls der Charakter 
einer Geſchäftsführung negirt werden. Hierher gehören ferner die Fälle, wer 
ein vom Vater angebotener feinen Bermögenskräften entſprechender Almen 
tationsbeitrag ausgeſchlagen wurde. 

Unbedingt endlich wird derjenige, welcher Erſatz ber geleiſteten Alimente 
begehrt, darzuthun haben, daß der gewährte Unterhalt zur Zeit feiner Verab⸗ 
reihung dem Vmgn. des Vaters angemefien war. Nur einen folhen Aufwaud 
hätte der Letztere ſelbſt machen müſſen, und find daher die Verpflegungsbeiträge, 
welde der Richter jegt erft zur Weitererhaltung des Kindes auferlegt, keines⸗ 
wegse an und für ſich zugleich das Maß jenes Erfages, melder für bie bis⸗ 
herigen Verwendungen gebührt. 

Bei richtiger Anwendung biefer Grundſabe, von welchen der oberſte Ge⸗ 
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richtshof theilweife in feinen Entfh.en v. 29. März 1864, 3. 1911 und v. 6. Fe 
bruar 1867, 3. 891 ſſiehe die cit. und weiteren Entidh.en bei 88. 166, 167 
1042 B. ©.] ausgegangen ift, würde ver Vorwurf, daß die Spruchpraxis den 
unehelihen Vater mit einer ungerechtjertigten Härte behandelt, nicht mehr Bes 
deutung haben, wie überhaupt die Klagen über allzulange Verjährungsfriften. 

Es erübrigt nur noch des Unterſchiedes zu erwähnen, der in jenen Fällen 
bervortritt, wo die Verpflegung des Kindes durch einen Dritten zu einer Zeit 
geihah, als bie Alimentationsverbindlichkeit des jegigen Gellagten, fowie vie 
Höhe der periodifhen Verpflegsbeiträge ſchon durch Urtheil feftgeftellt war. Hier 
läßt fi allerdings die einzelne fällig gewordene Rate in ihrer Eigenſchaft einer 
urtheilmäßigen Yorberung als Object der Eeffion an einen Dritten denken. Da 
aber der Legtere in den feltenften Fällen ſich darauf berufen dürfte, daß er die 
periodiſchen Alimentenbeträge jeweilig bezahlt und die Vormundſchaft des Kindes 
ihm. hierfür diefe Ratenforberungen abgetreten hat, weil zumeift eben nur Erſatz 
defien, was man auf den Unterhalt verwendet, Gegenftand der im eigenen Namen 
nit cessionario nomine eingebradten Klage ift, fo alterirt der Umſtand der 
voransgegangenen Firirung der Suftentationsbeiträge die oben entwidelten Grund⸗ 
fäge über den Erſatzanſpruch der alimentivenden Dritten nit und übt bloß in- 
fofern Einfluß, als der Umfang des Aufwandes, den ber Gellagte hätte machen 
müffen, weil bereits feftgeftellt, im jegigen Procefje keines Nachweiſes mehr bebarf. 

Sollte aber ausnahmsweife die Klage des Dritten fih auf bie erfolgte 
Ceſſion der den Finde zuerfannten und fällig geweſenen Alimentationsbeiträge 
fügen, dann müßte immerhiu mit Rüdfiht auf das Geſagte und gemäß $. 1394 
ibid. Hinfichtlih der feit mehr ald drei Jahren vom Klagstage zurüdgerechnet, 
ſchuldig gebliebenen Raten der Einwendung der Triennalverjährung bes 8. 1480 ibid. 
fattgegeben werben. 

Es wurde fomit die Eintragung nachſtehender Rechtsfäge beſchloſſen in’s 
Judicatenbuch Ar. 81: a) Die von der außerehelihen Mutter oder 
von einer dritten Perſon, welde das außerehelih geborne Rind 
während der Zeit, da es ſich felbft zu erhalten unvermögend war, 
verpflegte, an den Erzeuger desſelben gefellte Forderung auf Er» 
fag der bezüglihen Unterhaltskoſten ift nad den Örundfägen bes 
Eivilrehtes in Angelegenheiten fremder Gefhäftsführung und ins— 
befondere des 8. 1042 ibid. zu beurtheilen und unterliegt demnach 
nur ber ordentlihen Big. nad 8. 1479 ibid. und nit der von ben 
88. 1480 ober 1489 ibid. vorgefehenen kürzeren Vjg.; b) Forberungen 
auf Leiftung von durch legtwillige Erflärung, Btg., Bergleih oder 
rihterlihen Ausfpruh zur Verpflegung eines außerehelih gebor- 
nen Kindes dem Erzeuger besfelben oder deffen Erben auferlegten, 
beflimmten, periodifh, im Jahres- oder kürzeren Raten zu beric- 
tigenden Geld- oder Naturalienbeiträgen unterliegen ber vom 
8. 1480 ibid. vorgefehenen kürzeren Big. 

Entf. v. 28. October 1873, Nr. 10191 (5115 ©.-U.). Die im be 
dingten Endurtheil zugefprodenen vor der Eipesleiftung verfallenen Zinfen ver- 
jähren erft in 30 Jahren. Für die fpäter verfallenden Zinfen läuft die Zjäh- 
rige Berjährungszeit von dem Tage ber ohne ausgewielenes Hemmniß fiflirten 
Execution; denn in Folge der Siftirung kann in der bishin geführten Execution 
feine Hemmung ober Unterbredhung ber Big. bezüglich der feit der Vollſtreckbarkeit 
des Urtheils neuerlich verfallenen Zinfen erfehen werden. 

Entf. v. 1. Juli 1873, Nr. 6565 (5023 G.-U.). Im Sinne ber 
Bbg. v. 21. Juli 1858, Nr. 105 R. G. B. unterliegen jene Forderungen, welche zu 
Folge der Beftimmungen des B. ©. in kürzerer als in der allgemeinen Friſt 
(8. 1478 ibid.) verjähren, dennoch der ordentlichen Big. in dem Falle, wenn fie 


1286 Allgemeines bürgerliche® Geſetzbuch. 


mit einem rechtskrãſtigen Urtheile zuerfannt oder fonft in einem Vergleiche oder 
in einem erecutionefähigen Big. anerkannt wurden, während ber Zjährigen im 
8. 1480 ibid. vorgefehenen Bjg. neuerdings bie Forderungen von ber erwähnten 
Beſchaffenheit unterliegen, wenn biefelden erft nad der Rechtskraft des Urtheile 
fällig werden. Im dem vorliegenden Falle konnten daher wohl die nad dem 
Urtbeile v. 28. Jänner 1847 bis auf 3 Jahre vom Schägungsgefuhe 1872 
zurüdgerednet verfallenen, jedoch nicht auch die feit dem Tage der Zuftellung der 
Klage, d. i. ſeit dem 3. Juli 1842 bis zum 28. Jänner 1847, dem Tage ber 
Urtheilsfällung, reif gewordenen Imterefien als verjährt erfannt werden. Der 
Einräumung ber Pfandredtepriorität für diefe Zinfen fleht 8. 17 ©. ©. nicht 
entgegen, indem viefer Paragraph das Vorrecht des Eapitald allerdings ven 
rüdjtändigen Zinfen von 3 Jahren vorbehält, allein dieſes Vorrecht in Betreff 
ber vorerwähnten Iutereflen, welche eine bereits liquide, für ſich beftehende und 
das Pfandrecht feit dem Tage der grundbücherlichen Eintragung genießende For⸗ 
derung bilden, nit ausſchließt. 

Entſch. v. 26. Februar 1873, Nr. 1666 (4893 ©.-U.). Die Ende 
1867 verfallene Pachtzinsforderung iſt Ende 1870 durd Big. nah $. 1480 
B. ©. erlofhen, da die Klägerin nicht angeführt, noch weniger bewiefen bat, 
bag in den Jahren 1868 bie 1870 ihrerfeits zur Hereinbringung dieſes Pacht⸗ 
‚zinfes etwas geſchehen fei. 

Entf. v. 6. November 1872, Nr. 10428 (4764 ©.-U.). Im $. 1487 
8. ©. if der ungerecht enterbte oder ganz oder zum Theile Übergegangene, 
nicht aud der im Teſtamente mit dem vollen Pflichttheile bedachte Notherbe ge 
meint, und nur auf dem erfleren bezieht fid bie dort ftatnirte kürzere Verjährung 
friſt. Das auf Grund des Teflamentes geltend gemachte Pfuͤchttheilsrecht der 
Klägerin unterliegt daher nicht diefer, fondern der allgemeinen, dreijährigen 
Big. Das R. des Notherben auf die Früchte, beziehungsweife Zinfen des Pflicht 
theiles unterliegt der ZTriennalverjährung des $. 1480 ibid. [Schlußfolgerung). 

Entſch. v. 26. Juli 1872, Nr. 6862 (©. 5. 1877, Nr. 39; 6729 
G.⸗U.). Die peremtorifhe Einwendung der Big. aus dem $. 1480 B. ©. kann 
im vorliegenden alle nicht als begründet angejehen werden, weil die eingellagten 
durch die Freisämtlihe Verfügung eingeftellten Dienfibezüge des Klägers ale 
ſtädtiſchen Beamten nach den damals beftandenen Borfchriften und bis zur fpäter 
erſt erfolgten Autonomie der beflagten Commune und der Wirkfamteit des ©. 
v. 31. December 1867, Nr. 144 R. ©. B., Urt. 15, vor Gericht nicht 
verfolgt und die Vig. daher vor dieſem Zeitpunkte wegen damaliger Unwöglich- 
teit der Klageanftrengung nicht beginnen konnte (8. 1478 ibid.), jeither aber bie 
zur ausgetragenen Klage nicht vollendet war. 

Entf‘. v. 25. Yuli 1872, 3. 7209 (Manz’fhe Slg.), eingetragen in’6 
Spruchrepertorium Ar. 11: Die Klage des Nutznießers gegen den Egthr. 
auf Herausgabe oder den Erſatz der von dem Legteren bezogenen, 
vor mehr als 3 Jahren abgereiften Natnralfrädte unterliegt nicht 
der Big. des 8. 1489 B. ©. 

Entf. v. 14. März 1872, Nr. 14272 (4519 ©.-U.). Unter ven im 
8. 1480 erwähnten Forderungen von Dienflleiftungen, welche binnen 3 Jahren 
erlöſchen, find die rüdftändigen Dienftleiftungen felbft, nicht aber das Entgelt für 
biefelben zu verftehen. 

Entſch. v. 29. Februar 1872, Nr. 1376 (4500 ©.-U.). Raten einer 
Leibrente, deren Verfalldtag erft nach dem Beginne der von der Triennalverjährung 
nicht mehr getroffenen Zeitperiode eintrat, gebühren dem Leibrentenbezugsberech- 
tigten im vollen Betrage. 

Entſch. v. 4. Yänner 1872, Nr. 11401 (4437 G.-U.). Der 8. 1480 
2. ©. if auf den Fall nicht anwendbar, wo es fi nicht um einzelne Jahres- 





IM. Zeil. 4. Haupifl. Verjährung und Erfitzung. $. 1480. 1237 


raten eines ſchon in das Leben getretenen Annuitätenlegates, ſondern erſt um bie 
Realiſirung eines folden, bisher ganz unerfült gebliebenen Vermächtniſſes handelt, 
da das R. Led Legatars nach ber Hegel des $. 1479 ibid. erfi in 30 Yahren 
verjährt und aud in biefer Friſt nur unter der Boransfegung, daß es an ſich 
hätte ausgeübt werden lönnen (8. 1478 ibid.). 

Entfd. v. 80. März 1871, Nr. 1205 (4115 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 66 praes. ex 1873; YJudicat Nr. 81. 

Entſch. v. 29. Mär 1871, Nr. 2926 (4106 ©.-U.). Die Verjährungs- 

frit des $. 1480 B. ©. bezieht ſich nicht auf Gelpforderungen, welche von 
Dienſtleiſtungen herrühren, ſondern nur auf Forderungen, welche in Dienſt⸗ 
leiſtungen beſtehen. 
Entſch. v. 16. März 1871, Nr. 10566 ex 1870 (4096 G.⸗U.). Die 
im $. 1480 8. ©. beftimmte dreijährige Big. findet auf die einem umehelichen 
Kinde gegen deſſen Erzeuger urtheilemäßig zugeſprochenen Alimentationsraten 
keine Anwendung. - 

Entſch. v. 24. Jänner 1871, Nr. 805 (4032 ©.-U.). Nach ber Ber 
ordnung des f. k. Yuflizminifteriums v. 21. Juli 1858, Nr. 105 R. ©. 2. 
unterliegen auch bereits urtheilemäßig zugeſprochene Binfen, wenn es fih nicht 
um die Zahlung bloß verfallener, fondern um das Zuerkenntniß künftig verfal- 
lender Zinfen handelt, der im $. 1480 B. ©. ausgebrüdien Big.-Fals, wenn 
Execution nicht rechtzeitig angefuht wird, das Bedenken einer folden bie 
Big. aus dem Inhalte des Grecutiondgefuches hervorgeht, hat der Executiond- 
richter bei ber Erledigung des Executionsgeſuches darauf Bedacht zu nehmen. 
Der Proceßentfheidung über ven Beſtand der erwähnten Big. und der etwa er⸗ 
folgten Unterbrechung derſelben wirb badurdy aber nicht vorgegriffen. 

Entf. v. 21. December 1869, Nr. 14844 (Sch. II). Gerichtlich ver- 
glichene und fammt dem Capitale fihergeftellte Interefien find aud in einem mehr 
als Zjährigen Reftbetrage bei dem Meiſtbotveriheilungserkenntniſſe zu berückſichtigen. 

Entſch. v. 28. September 1869, Nr. 11000 (Sc. I). Die Einwendung 
ber Big. der Zinfen kann aud im Erecutionswege geltend gemacht werben. Eine 
Zahlung anf Rechnung der rüdftändigen Intereflen ift im Zweifel auf Rechnung 
der nicht verjährten Zinfen als erfolgt anzufehen. Durch eine Zahlung auf Rechnung 
der rädftändigen Zinfen wird im Falle der nachträglich erhobenen Einwendung 
der Big. ber Verlauf der Zinfenverjährung nur für die 3 dem Zahlungstage 
— Jahre unterbrochen. 

Eutſch. v. 12. Mai 1869, Nr. 4799 (Sch. I). Wird die behauptete 
Nichtzahlung eines mehr als 3 Jahre rückſtändigen Liedlohnes widerſprochen, ſo 
hat der Kläger die Nichtzahlung zu beweiſen. 

Eutfd. v. 7. Yänner 1869, Nr. 12206 (3235 ©.-U.). Der Rüderlag 
einer auöbrüdlid in Gemäßheit der Juft. Din. Vdg. v. 21. Juli 1858, Nr. 105 
R. ©. B., zur Unterbrechung der Big. angeftellten Klage auf Zahlung urtheils- 
mäßig pro futuro zuerfannter Zinfen ift unzuläffig nah Hofo. v. 15. Jänner 1787, 
Nr. 621 9. ©. ©., lit. a und die exceptio rei judicatae offenbar unge» 
gründet. 

Entfd. v. 15. December 1868, Nr. 12170 (8192 ©). Bei Ber 
rechnung der Bjährigen Berjährungsfrift der Zinfen einer grundbücherlich fiher- 
geftelten Forderung ift, falls die Hypothek erecutiv veräußert wurde, nad 
88. 1480 u. 1451 B. ©. der Tag diefer Veräußerung zu Grunde zu legen. 

Entf‘. v. 31. März 1868, Nr. 3054 (©. 5. 1868, Ar. 54). Die 
dreijährige Verjährungsfeift für Interefien beginnt nicht mit dem Zeitpunfte, von 
welchem an die Iuterefien laufen, fonvern erft mit dem Zeitpunfte der Fällig⸗ 
keit. derfelben. 

Entf. v.4. Sänner 1867, Nr. 11201 (2720 ©.-U.). Bei 

Wiehl, burgl. Geiepd. erl. 


x 





1238 ullgemeines brgerfiches Geſetzbuch. 


einer Mäflergebähr von 1000 fl. jährlich, fo lange der Bellagte das ihm durch 
den Klaͤger verfhaffte Spebitiontgefchäft fortführen wird, betrifft ihrer Natur 
nad) eine jährliche Rente und unterliegt baber der Big. des 8. 1480 B. ©. 

Entid. v. 20. Iali 1865, Nr. 5067 (®.-U. 1866, Nr. 71). 8. 1480 
8. ©. findet aud anf rüdftändige Leiftungen von urtheilemäßig zuerlannten 
Unterhaltungebeiträgen und Leibrenten Anwendung. — Die Einwendung der 
erft nad dem Urtheile begonnene Big. folher einzelner Raten Tann auch im 
Executionszuge mit Wirkung erhoben werben. 

Entfd. v. 1. Febrmar 1865, Nr. 804 (©.-U. 1865, Nr. 67). Die 
Forderung für die von der Mutter eines unehelichen Kindes oder einem Dritten 
beftrittenen Berpflegungstoften verjährt nicht in 3, fondern in 30 Jahren. 

Entſch. v. 17. Yänner 1865, Nr. 341 (2098 ©. 9.) 8. 1480 2. ©. 
bat hier feine Anwendung, demn der gellagten Braucommune fand es frei, Ge⸗ 
bräue zu machen oder nicht, und im legteren Fall war, wenn bieß aud noch fo 
lang gedauert hätte, gar fein Ohmgeld zu entrichten. Das R. auf das Ohmgelb 
beburfte daher bezüglich jedes einzelnen Betrages des befonderen Factums eines 
gemachten Gehräues zu feiner Entftehung, jedes Gchrän begründet erſt bem recht⸗ 
lihen Titel zu dem Ohmgeldabetrage. 8. 1480 ibid. handelt won ſolchen 
jährlichen Leiftungen, welden ein nud derfelbe fortpaunernde Titel 
zu Örunde liegt. Der Receß für fi allein gibt aber ven Kläger noch feinen 
ſolchen Titel; diefer entftebt erfl buch den im Belieben ver geflagten Comnsume 
lebenden Gebraud von dem ihr darin eingeräumten Re. des Bierbranens; dieſes 
Ohmgeld bat baher eine von jährlichen Abgaben, Zinfen, Renten oder Dienf- 
leiftungen wefentlih verfhiehene Natur, und kann fomit unter die Ausnahme- 
beftimmungen des $. 1480 ibid. nicht eingexeiht werben, indem aud ber 
Umftand, daß die Zahlungefrift nah Jahren feftgefegt if, an biefer 
Berjbiedenheit der rehtlihen Natur des Ohmgeldes gegenüber dem 
Leiſtungen des 8. 1480 cit. nichts ändert. 

Entſch. v. 7. December 1864, Mr. 9288 (2026 G. N.). Wenn ein 
Rechtsſtreit um das R. auf periodiſche Leiftungen geführt wird, jo hindert biefer 
Fer den Beginn der Big. des Auſpruches auf die einzelnen periodiſchen 

eiftungen. 

Entſch. v. 29. Mär; 1864, 3. 1911 (1889 G.⸗-U.). Aehnl. d. Eutſch. 
Nr. 804 ex 1866. 

Entfd. v. 16. November 1863, Nr. 8171 (1831 ©.) Nur For 
derungen auf rüdfländige Dienftleiftungen, nicht aber rädfländige Forderungen 
aus Dienfleiftungen verjähren fon binnen 3 Jahren. Aehnl. der Entf. 
Nr. 2926 ex 1871.] 

Entſch. v. 30. September 1863, Nr. 6297 (1805 ©.-U.). Nach ber 
Juſt. Min. Vog. v. 21. Yuli 1858, Nr. 105 R. ©. B., unterliegt die bem 
Släubiger zuerkaunte Forderung ben künftig verfallenden Zinfen zwar unter 
allen Umftänden (nit nur in dem Falle, wo ber Richter die Verpflichtung des 
Bellagten zur Entrichtung her erſt verfallenden Interefien ausgeſprochen, alle 
nur einen Präjudicalausfpruc gethan hat, fondern eben fo in dem Fall, wo dad 
Urtkeil den Beklagten auf die Zahlung der Hinftigen Natem nad Eintritt ihrer 
Falligkeit geradezu condemmirt) ber Triennalverjährung bes 8. 1480 B. G., weil 
jene Bdg. nah den Kingangsworten nur eine Öejegeserläuterung zur Befeitigung 
* vorgefommener Zweifel if, und daher nicht den Zweck hat, die Grunpfäge de& 
B. ©. über pie Big. abzuändern; aus eben biefem Grunde aber verjähren derlei 
Zinfen binnen 3 Jahren nur dann, wenn innerhalb diefer Frift der Gläubiger 
von feinem Executionarecht keinen Gebrauch gemadt hat, weil nach $. 1451 ibid. 
die Big. duch die Ausübung des Rs. — hier des Executionsrechtes — ante 
geihloffen wird [Schiußfolgerung]. 
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Entſch. v. 22. October 1861, Nr. 6827 (1405 G.⸗U.). Die Schuld- 
anerfennung feitens des Hauptſchuldner kann nicht als eine Novation im Sinne 
des 8. 1376 B. ©. angefehen werden. Rad den 88. 891, 1357, 1868 u, 
1364 ibid. haftet jeder Solidarſchuldner für das Ganze, unt zwar Einer für 
Alle und Alle für Einen derart, daß es dem Gläubiger ganz frei fleht, zuerft 
den Haupiſchuldner oder den Bürger und Zahler zu belangen, daß die Verbind⸗ 
lichleit des Legteren nur mit der des Grfteren erliſcht. Der binnen 3 Jahren 
nach dem Anerkennungsacte überreihten Klage wider einen Mitverpflichteten fteht 
daher die Einrede der Big. nad) $. 1480 ibid. wicht entgegen. 

Entſch. v. 20. Rovember 1860, Nr. 10859 (1234 ©.-U.) Die For⸗ 
derung ber verfallenen durch Urtheil zuerlannten jährlichen Alimentationsraten 
verjährt nah $. 1480 B. ©. in 3 Jahren, weil fie wie Zinfen uud Raten 
ſtets von gleichem Betrage ift und immer dem nämlichen jährlich wiederlehrenden 
Verfallstag hat. 

Plenar⸗Entſch. v. 24. October 1860, Nr. 8823 (1214 ©.-U.). Die 
wider die Alimentenerfagflage vom Bellagten auf Grund ver 88. 1480 u, 
1489 B. ©. vorgebrachte Einwendimg der Big. kann durch den Inhalt jener 
Varagraphen nicht für gerechtfertigt gehalten werben; denn der Anſpruch auf 
Erfag der fraglichen Alimentationstoften von der Mutter des Kindes als Ver- 
gätung eines dem Bellagten obgelegenen Aufwandes ift durch $. 1042 ibid. 
rechtlich begründet und weder der Begriff der im $. 1489 ibid. erwähnten 
Eutſchãdigungellage, noch der eine jährlihe Rente nah $. 1480 ibid. hat 
darauf eine Anwendung. Die Unterfheidung ber Alimentationstoften der legten 
3 Zahre von der Klage zurück von den älteren if daher ungeſetzlich. 

Entſch. v. 20. Oftober 1860, Rt. 10854 (©. Ztg. 1861, Nr. 20). 
Die vom Bater eines unehelichen Kindes zu leiftenben jährlichen Erziehungsbei⸗ 
träge unterliegen der Big. nad $. 1480 3. G., und es ift auf die Einflagung 
und Execntion berfelden die Juſt.Min.⸗Vdg. v. 21. Yuli 1858, Nr. 105, 
R. ©. B. anzuwenden, da bie gedachten Leiflungen, wie Zinfen und Renten, 
ſtets von gleihem Betrage find und immer den nämlichen jährlich wiederkehrenden 
Verfallstag haben. 

Entf. v. 12. September 1860, Nr. 10154 (1192 ©.-U.). Der 8. 1480 
2. ©. fest voraus, daß ſchon ein R. und eine Berpflihtung zu regelmäßig 
wiederkehrenden Leiftungen beftehe; mo aber das nicht der Fall ift, der Oläubiger 
daher zu den beflimmten Zeiten nod gar nichts fordern fann, tritt aud die Big. 
nicht ein. 

Entf. v. 30. Auguft 1860, Nr. 8828 (1184 G.-M.). Ein Vergleich, 
in welchem mehr als Zjährige Zinfen anerkannt wurben, iſt, ſelbſt wenn er exe⸗ 
cutiv intabulirt ift, im Wale der Kaufſchillingsvertheilung bezüglich des Ueber⸗ 
maßes an Zinfen rechtsunwirkſam. 

Entſch. v. 22. Februar 1860, Nr. 1727 (1089 ©.-U.). Der 8. 1480 
2. ©. Yat keine Anwendung auf jene Rüdftände von Verpflegungsraten, die für 
den Verpflichteten von dritten Perfonen vorgeſchoſſen werden und als ein für 
benfelben gemachter Aufwand zu betrachten find; hier kann nur die 3Ojährige 
Berjährungsfrift gelten. i i 

Entf. v. 22. November 1859, Nr. 12779 (911 ©.-U.). Die Triennal- 
verjährung der Zinfenzahlung, welche von dem beflagten Mitſchuldner einge- 
wendet if, wurde durch die inzwifchen erfolgten Theilzahlungen des andern Mit 
ſchuldners nicht unterbrochen, weil darin feine Anerfennung jeiten® des Gellagten 
lag, zumal feit vielen Jahren die Zinfen flet6 pro rata von den Schuldnern 
bezahlt wurden. s 

Entſch. v. 22. Yuni 1859, Nr. 6964 (818. ©.-U.). Die fraglichen 
Intereflen waren keineswegs rüdftändige, wie fie im 8. 1480 B. ©. bezeichnet 


79% 
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find, welche ſchon Hätten eingefordert werben fönmen, indem fie nach der auf ber 
Realität des Gellagten einverleibten Einantwortungsurkunde v. 22. April 1850 
fo lange, bis ein zweiter Caplan in X eingefeßt fei oder der Kläger fie bend⸗ 
tigen wirb, dem Gapitale zuzuſchlagen find, der Schuloner alfo nicht verpflichtet 
war, fie zu zahlen, ſondern fie als neues Capital auf der Kenlität behalten 
tonnte, demgemäß die Hägerifhe Caplansſtiftung nicht berechtigt erſchien, dieſe 
Intereffen zu fordern. Die Einwendung der Big. nad) 8. 1480 ibid. ift daher 
unbegründet. 

Entf. v. 6. April 1859, Nr. 3585 (767 ©.-U.). Die Forderung bes 
Gaminfegers an rüdftändigem mit jährlih x fl. vereinbarten Lohn für Raud- 
fangfehrerarbeiten (8. 1161 u. 1168 B. ©.) verjährt nicht in 3 Jahren, ba 
ſchon nah dem Sprudgebraude der geforderte Rauch fangkehrerlohn 
fi nit unter die im $. 1480 ibid. aufgezählten Leifungen als: 
Abgaben, Zinfen, Renten fubfumiren läßt, und aud in rechtlicher 
Beziehung im Falle des 8. 1480 cit. das R. auf berlei wieder 
tehrende Forderungen felbfiftändig beftehen und daher einen fort 
während wirkfamen Titel haben muß, während im gegenwärtigen 
Salle das Forderungsrecht erft durch bie Leiftung der bedungenen 
Arbeit begründet wird. 

Entſch. v. 2. März 1859, Nr. 2049 (2054 ©.-1.). Auch aus bem 
Geſichtspunkte, daß bie Alimente als Renten anzufehen find und fohin mach 
8. 1480 ®. ©. verjähren, könnte dieſe kürzere Verjährungszeit nicht Play 
greifen, wenn nicht die Zahlung ber einzelnen Alimentationsraten , fondern bie 
Bergütung ber für 14 Jahre beftrittenen Berpflegstoften "begehrt wird, wodurch 
fich die Klage als eine actio de in rem verso darftellt. 

Entſch. v. 22. Februar 1859, 3. 1677 (733 ©.-U.; P. ©. 866). 
Aehnl. der Entſch. Nr. 1727 ex 1860. 

Entfd. v. 21. December 1858, Nr. 14119 (688 G.-U.). Die Klage 
auf Zahlung ber Intereffen von ben in Geld berechneten, ber. Klägerin bisher 
vorenthaltenen Pflichttheilen, betrifft nicht Zinfen im eigentlihen Sinne bes 
Wortes, fondern die in Geld veranfchlagten natürlihen Früchte der Bfdft., 
welche den Notherben im Berhältnig der Pflichttheile nad 8. 786 B. ©. und 
a. h. Entfhl. v. 30. Jänner 1847, Nr. 1051 9. ©. ©., gebühren. 8. 1480 
ibid. findet alfo hier feine Anwendung, weil ber VBefiger der Vſchft. nur zum 
theilweifen Grſatz (in natura ‘ober Geld) deſſen verpflichtet wird, was er als 
immerhin periodiſch wiederlehrende Nugungen des Nachlaffes bezog. Aber auch 
nad $. 1480 cit. wäre das Klagerecht erlofhen; denn die Möglichkeit, es aus- 
zuüben, hing von ber gerichtlichen Inventur und Schägung bes Nachlaſſes ab, 
feit deren Vollendung noch nidt 3 Jahre verftrihen find. Die verfpätete Auf 
nahme biefer Acte fällt aber den Notherben nicht zur Laft, weil ihrerfeits durch 
die Klage auf Inventariftrung Alles gefhehen if, wad an ihnen Ing, um bie 
Borbebingungen ihrer jegigen Klage zu ſchaffen. 

Entf. v. 10. November 1858, Nr. 12537 (659 G.-U.). Die als 
Entgelt für Ueberlafjung eines Geſchäftes verfprodhene monatlihe Leiftung eines 
beftimmten Geldbetrages, folange der Uebernehmer das Geſchäft betreiben werte, 
beinhaltet eine in regelmäßigen Perioden wieberfehrende Rente, welde ohne 
Zweifel in der Elaffe der im $. 1480 B. ©. bezeichneten Leiftungen enthalten iſt. 

Entfd. v. 7. Yänner 1858, Nr. 10799 (497 ©.-U.; P. ©. 1262). 
Sieht man aufden Geift und Zwed der im 8. 1480 8, G. enthaltenen 
Norm, fo erfheint, als ihr zu Grunde liegend, die Abfiht: leicht⸗ 
finnige Schuldner vor Ruin zu bewahren, welde die Binfen, die 
fie ohne Schwierigkeit jährli zu bezahlen im Stande wären, immer 
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mehr anwachſen laffen, Bis fie endlich ohne Aufopferung ihres Stamm» 
vermögens die au nit mehr tilgen konnten, 

Entſch. v. 6. Mai 1867, Nr. 4340 (341 ©.-U.; P. ©. 1245). Der 
Naturalauszug if ar eine jährlihe Naturalleiftung im ’ Sinne des $. 1480 
B. ©. anzufehen, 

Entſch. v. 28. November 1855, Nr. 11626 (142 ©.-U.; P. ©. 1247). 
Der 8. 1480 B. G. begieht fih auf alle jäprlihen Leiftungen, "ohne zu untere 
feiden, ob dieſelben von einem Eapitale abhängen oder nicht, wie deutlich dar⸗ 
aus hervorgeht, daß auch jährliche Abgaben und Dienftleiftungen im Allgemeinen 
mit aufgezäpft find; es ift alfo gleichgiltig, ob das R. auf die Leiſtung durch 
einen Big. oder durd ein Vermächtniß begründet wird, ba dieſes an dem Vor⸗ 
Bandenfein des Grundes des Gs. nichts ändert, weldes aus Rüdfihten des 
Öffentlichen Wohles für alle jährlichen Leiftungen die kürzere Berjährungsfrift 
anfftellen wollte. 

Entih. d. 18. April 1855, Nr. 2369 (79 ©.-U.; P. ©. 1280). Die 
jãhrliche Remuneration für die Vermögensverwaltung verjährt nicht nach 3 Jahren, 
da nicht der Lohn für Dienftleiftungen, fondern das R. auf Dienflleiftungen ver 
Sjährigen Big. unterliegt. 

Entfd. v. 8. November 1854, Nr. 11410 (46 G.-U.). Die Verpfle- 
gung ber Klägerin in ben erften 19 Lebensjahren von Seite der Eltern des 
Sellagten war eine Schenkung. Wenn num dem Ofläubiger das, was fein 
Schnldner ihm ſchuldig if, von einem Dritten gefchenft wird, fo wird die Ver⸗ 
bindlichkeit des Schuldners nicht aufgehoben. Die befprodene Verbindlichkeit des 
Sellagten ift aber aud nicht durch Big. erloſchen, weil die in dem Perſonen⸗ 
rechte begründeten Verbindlichkeiten, namentlich jene, den Kindern den unentbehr« 
lichen Unterhalt zu verſchaffen, nicht verjährt werben könnte (8. 1481 B. ©.) [P]; 
bie ans dem $. 1480 ibid. hergeholte Einwendung der Big. wider die Alimen- 
tationsflage ift ungegränbet, weil die Geflagte noch min. ift, daher bie allenfalls 
angefangene Big. nie früher als binnen 2 Jahren nad erreichter Bolljährigfeit 
hätte vollendet werden fännen (8. 1494 ibid.) [P]. 

Entſch. v. 25. Juli 1854, Nr. 7828 (966 ©.-U.). Das Legat einer 
jährlichen Zahlung begründet für ten Erben eine jährliche — für den 
Legatar alfo eine Renie, und verjährt ſomit nach F. 1480 B. 

Entſch. v. 21. März 1854, Nr. 2686 (15 ©.-U.; P. 8 "1255). Die 
vom Egecuten während der Egecutionsführung erhobene Einwendung der Big. 
der auf mehr als 3 Yahre zurüdreihenden Zinfen ift mittelft Beſcheides und 
nicht durch Urtheil zu erledigen, weil es dem Richter unbenommen bleibt, bie 
Exrecution nur in dem Umfange zu bewilligen, welchen er gerechtfertigt findet, 
und fein Grund beftcht, eine neue Verhandlung und bie Bällung eines neuen 
Urtheiles anzuwenden. 

Eutſch. v. 10. December 1853, Nr. 12571 (962 ©.-U.; P. ©. 1924). 
Die Rüdflände eines auf einer Realität haftenden Meſſenlegates unterliegen 
allervinge der Big. nad 8. 1480 B. ©., denn das ©. bat zwar in ben 
88. 1472 n. 1485 ibid. bie fowohl zur Erfigung als zur Big. feſtgeſetzte all- 
gemeine Frift von 80 Jahren dem Fiscus und anderen privilegirten Körper» 
fchaften gegenüber ausuahmsweiſe auf 40 Jahre ausgedehnt, jedoch bei ven be- 
ſtimmten fürzeren Berjährungsfriften diefe Ausnahme und VBegünftigung nicht 
wiederholt; Ausnahmen und Privilegien dürfen aber nicht ausgebehnt werden. 

Entſch. v. 12. Auguft 1853, Nr. 8041 (P. ©. 62). Das R. eines un⸗ 
ehelichen Kindes, von feinem Vater bie Verpflegung zu verlangen, fann bezüglich 
einzelner Unterhaltungsraten allerding® verjähren. 

Entf. v. 31. März 1863, Nr. 2407 (Manzʒ'ſche Sig). Cingetragen 
in's Indicatenbuch Ar. 15: Der $. 1480 3.'©. findet and auf rüd- 
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fändige in Jahres» oder kürzeren Friften zu entrichtende Leiſtun gen 
von fortwährenden oder lebenslänglihen Renten, insbefondere Le ib- 
venten und Unterhaltsbeträgen, Anwendung. 

Entf. v. 23. December 1852, Nr. 12805 (P. ©. 1248). Die im 
8. 1480 B. ©. feftgefegte kürzere Berjährungsfrift von 3 Jahren findet auch 
auf das Bermächtniß einer jährlichen Tebenslänglihen Leiftung Anwendung. 

Entſch. v. 25. September 1852, Nr. 8877 (954 G.-U.; P. ©. 1243). 
Eingetragen in's Judicatenbuch Ar. 16: Die Zjährige Big. des 8. 1480 
3. ©. findet auch auf vermadte jährlihe Beiträge zur Gründung 
geifiliher Beneficien, zwr Meffelefung, zur Erhaltung ver Kirchen, 
Säulen und anderer gemeinnüßiger Anftalten u. dgl. Anwendung. 

Entf. v. 20. December 1851, 3. 11061 (P. ©. 1246). Achul. der 
Entf. Nr. 11061 ex 1851. i 

Entf. v. 24. October 1851, Ar. 9070 (P. ©. 1240 u. 1298). Wenn 
jemand eime ihm ‘auf Lebensdauer zugedachte jährliche Rente durch 30 Jahre 
nicht erhebt ober einmahnt, fo erlifht durch dieſen Nichtgebrauch nicht nur fein 
R. auf die rückſtändigen Raten, fondern fein Bezugsreht überhaupt. 

F Entf. v. 29. November 1847, Nr. 2879 (P. ©. 1242). Aehnl. der 
Entſch. Nr. 8877 ex 1852. 

Entſch. v. 20. März 1838, Nr. 1075 (Manz’ihe Slg.). Eingetragen 
in's Jubicatenbuh Nr. 18: Die in den 88. 1480, 1487 u. 1489 B. ©. 
feftgefegte Zjährige VBerjährungsfrift läuft aud gegen den Fiscue 
altes übrigen in dem 8. 1472 ibid. erwähnten privilegirten Körper» 
ſchaften. 

Entſch. v. 22 (G. H. 1861, Nr. 55). Die Einwendung ber Big. älterer 
als Zjähriger Intereſſenrückſtände eines intabulirten Capitals kann bei Meiſtbot 
vertheilungen auch von den nachfolgenden Satzgläubigern mit Wirkung geltend 
gemacht werden. 

Entſch. v.?? (P. ©. 1258). Der neue Hypothekarbeſitzer ift zur Ein⸗ 
wendung ber Big. der mehr als Zjährigen Zinfen felbft dann berechtigt, wenn 
der frühere Befiger und Perſonalſchuldner diefelben als liquid anerkannt hat. 


Ausnahmen. 
(8. 148} — vgl. $. 1459; 9. 17; 898, 850 ff.; 1208; 1479 ©. ©.) 
8. 1481. Die in dem Familien- und überhaupt im dem Perfonenrechte gegründeten Ber 
bindlichteiten, 3. ®. den Kindern ben unentbehrlihen Unterhalt gu verſchaffen, ſowie diejenigen, 
welche dem oben ($. 1459) angeführten Rechte, mit feinem Eigenthum frei zu falten, zu 
fagen, 3. ®. die Verbinbligkeit, die Theilung einer gemeinfchaftlihen Sache oder die Grüne 
beftimmung vornehmen gu laflen, Lönuen nicht verjährt werden. 

Entfd. v. 2. März 1876, Nr. 12619 (6052 ©.-U.). Auch bezüglich 
der Alimente pro praeterito ift die Erfagpfliht des außerehelihen Baters in 
88. 167 u. 1042 3. ©. rechtlich begründet und bie von ihm angemelvete 
Triennalverjährung nah $. 1480 ibid. findet bier, wo es fid um ben Unter 
halt feines Kindes und den Erſatz des von anderer Seite dafür gemachten Auf 
wandes handelt, nicht ſtatt (8. 1481 ibid.). [Siehe weitere Entſch en hierüber 
bei 88. 1480 u. 1042 ibid.] 

Entf. v. 24. Februar 1858, Nr. 1684 (517 ©.:U.) Wenn auch 
das R. des Kindes, Alimentation zu begehren, nad $. 1481 B. ©. kein Gegem- 
Rand der Big. ift, fann nad der Natur dieſes Anſpruches und ber durch das 
©. ($. 1418 ibid,) befiimmten Borausbezahlung desfelben die Alimentation doch 
als ſalche für die Vergangenheit, in welder dieſelbe von der aud ſubſidiariſch 
verpflichteten Mutter (nady 8. 167 ibid.) oder von wem immer geleiftet worden 
if, nicht gefordert werben, 
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Eutſch. v. 6. October 1857, Nr. 8830 (441 ©.-U.; P. ©. 1256). 
Wenn den Erben der Nachlaß ohne Theilung zum gemeinſchaftlichen Egth. ein- 
geantwortet wird, fo Tann jeder Theil auch nah Ablauf von 30 Jahren bie 
Teilung ber Erbſchaft verlangen, jedoch ift jenes Vmgn. nicht einzubeziehen, 
welches der Erblaſſer ſchon vor feinem Tode unter die Erben vertheilte und in 
tefien Beſitze ſich Diefelben über 30 Jahre befanden. 

Entf. v. 29. Jänner 1856, Nr. 9497 (157 ©.-U.; P. ©. 1257). 
Nach Auflsſung des gemeinfhaftlihen Familienweſens bleiben nur mehr Vermögens» 
rechte übrig, auf diefe ift aber der $. 1481 B. ©. nicht anwendbar. 


108 — vgl 4. 351; 98. 498, 1488 ©. ©.) 


B- 1468. Auf gleiche Weife wird derjenige, welcher ein Recht auf einem fremden Grunde 
in Anfehung des Ganzen oder auf verfchiebene beliebige Arten ausüben konnte, bloß dadurch, 
daß er es durch noch fo lange Zeit nur auf einem Theile des rundes oder nur auf eine 
beftimmte Weife ausübte, in feinem Rechte nicht eingeſchränkt, fondern die Beſchränkung muß 
durch Erwerbung oder durch Erfigung des Unterfagungs- ober Hinderungsrechtes bewirkt 
werden ($. 851). Eben biefes ift auch auf den Fall anzuwenden, wenn jemand ein gegen 
alle Mitglieder einer Gemeinde zuſtehendes Recht bieher nur gegen gewiſſe Mitglieder derſelben 
ı ausgeübt Hat. 


Entſch. v. 8. März 1871, Nr. 9958 (4084 G.-U) Wenn von bem 
belafteten Reale ein Theil abgetrennt wurde, fo wird bie Vig. gegenüber dem 
Befige des Trennftüdes durch die Leiftung feitens des Beſitzers des Hauptgutes 
unterbrochen. Nach 8. 457 B. ©. erftredt fi das Pfandrecht auf alle Theile 
des Pfandobjectes und der Kirchenzins iſt bie jetzt thatſächlich bei dem ganzen, 
fowohl für den nicht beflagten, als aud für dem bellagten Schuloner vorge⸗ 
ſchriebenen Weingarten grundbücherlic ausgezeichnet. Das weientlihe Erfordernig 
ber Big. ift na $. 1479 ibid. der Nichtgebraudy des verjährbaren Rs.; dieſes 
Erfordernig ift aber nicht vorhanden, wenn in Betracht gezogen wird, daß ber 
Kirchenzins bis ...... von bem Beſitzer ber abgetrennten Gründe entrichtet 
wurde, dad Kirchenamt daher, folange die Zahlung von biefer Seite ftattfand, 
feinen Anlaß hatte, viefelbe auch von bem Beſitzer des Hauſes als des zweiten 
Beftandtheiles der Hypothek zu verlangen. Hat nun die Kirchencaſſe den Zins 
bio zum obgebachten Zeitpuntte wirklich bezogen, fomit das Forderungsrecht nicht 
außer Acht gelaffen, jo wurde dadurch, daß fie die Zahlung bloß ven dem Be- 
figer des Einen Theile des Pfandrechtes annahm, felbe an ihrem R. gegen ven 
Befiger des anderen Theiles nad) $. 1482 ibid. nicht beſchränkt; die Beichrän- 
tung mußte durch Erwerbung oder Erfigung des Unterfagungsd- oder Hinderungs- 
rechtes bewirkt werden, was nicht nadhgewiefen wurbe; von ber Big. des For⸗ 
derungsrechtes kann ſonach feine Rede fein. k 

Entfd. v. 31. Jänner 1871, Nr. 14026 (4040 ©.-U.). Wenn ein 
liegendes Gut in mehrere, als befondere Tabularkörper ausgezeichnete Antheile 
getrennt wird, fo wird die Big. der hierauf fimultan intabulirten Hypothekar⸗ 
laften gegen vie Beflger aller Antheile gehemmt, wenn aud nur gegen ven Be— 
ſitzer eines ſolchen Antheiles vor Ablauf ber Verjährungszeit die Klage einge- 
bracht oder aud nur von dem Befiger eines folden Antheiles das Hypothelarrecht 
durch Leiflung der betreffenden Verbindlichkeit anerfannt wird, wenngleich 
gegen die Beflger der Übrigen Autheile eine Klage dießfalls durch die ganze Ber- 
jährungsgeit nicht eingebracht worden ift, und fie auch durch dieſe ganze Zeit bie 
fraglichen Leiſtungen uicht erfüllt haben. 


(8. 1488 — vgl. 98. 449, 466; abe, 461, 469; 1478; 1499 ©. ©.) 


8. 1488. So lange der Gläubiger das Pfand in Händen hat, kann ihm bie unterlafiene 
Ausübung des Pfandrechtes nicht eingewenbet und das Pfandrecht wicht verjäprt werben. Auch 
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das Net des Schulpners, fein Pfand einzulöfen, bleibt unverjährt. Juſofern aber die For⸗ 
derung den Werth des Pfandes überſteigt, Tann fie inzwiſchen durch Verjährung erläfchen. 

Entfd. v. 16. December 1874, Nr. 8493 (8564 G.-U.). Der 8. 1483 
8. ©. befiimmt, daß, folange der Gläubiger das Pfand in Händen 
bat, ihm die unterlaffene Ausübung des Pfanpredtes nicht einge— 
wendet und das Pfandrecht nicht verjährt werden kann. Bei An— 
wendung dieſes Gs. anf den vorliegenden Fall ergibt fid, daß Die 
Abweifung der eingeflagten Erfagforberungen wegen eingetretener 
Big. nad) 88. 1111 m. 1480 ibid. nicht gerechtfertigt ift, weil diefe For- 
derungen dur die vom Bellagten geleiftete Kaution gebedt find, 
denfelben daher kraft der eingangs bejogenen Geſetzesvorſchrift Die 
Einwendung der Big. nit entgegengefegt werben kann. 

Entf. v. 4. Februar 1857, Nr. 705 (1013 G. U.). Bom Stand- 
punkte des öfterr. Rs. kann nicht verlannt werden, daß 8. 1483 B. G., 
welder anordnet, daß die Big. dem Gläubiger, der bas Pfand in 
Händen hat, nit eingemenbet werden könne, eine Ausnahme zu 
Sunften des Fauſtpfandes feftftellt und fo die Regel des 8. 1479 ibid. 
betätigt, daß das Pfandrecht an einer unbewegliden Sade, wie 
jedes andere R., burd den Nichtgebrauch während 30 Jahren verjährt. 


G. 1484 — vel. 6 1471; 68. 1478, 1497 0. ©) 

9. 1484. Zur Verjährung folder Rechte, die nur felten ausgeübt werden können, wird 
rfordert, daß während ber Berjäprungsgeit von breißig Jahren von brei Gelegenheiten, ein 
ſolches Recht auszuüben, ein Gebrauch gemacht worden fei (8. 1471). 

Entfd. des Berw. Gh. v. 28. Mai 1879, 3.991 (G. H. 1879, 
Nr. 66). Die Beflimmungen des B. ©. über bie Big. fünnen nur anf das 
bürgerlide R. (8. 1 ibid.) und außerdem nur dert angewendet werben, mo 
beren Anwendbarkeit dur beſtehende Vorſchriften für zuläſſig erflärt ift, wie 
bieß 3. B. in dem ©. v. 18. März 1878, Nr. 31 R. ©. B., betreffend die 
Big. der birecten Steuern, der Maßen- und Freifhurfgebühren, der Verzehrungs⸗ 
ftener, Tagen, Stempel und unmittelbaren Gebühren, zutrifft; auf die grundfäg- 
lie Verpflibtung ber einzelnen Staatsbürger oder ganzer Gemeinden, zu ben 
Öffentlichen Laften beizutragen, die Beftimmungen über Erlöfhung der Re. und 
ber dieſen R.en entfprehenden Schuldigkeiten durd Big. finden fie aber feine 
Anwendung. Es Tann insbefondere nicht behauptet werden, daß der 8. 1484 
ibid. in Verbindung mit 8. 1471 ibid. und ben dert angeführten Beifpielen 
andere als privatredtlide, dag er Berhäftnifie öffentlichen Rs. in's Auge ge- 
faßt habe. 

(6. 1485 — vgl. 6. 1472; 68. 1473; 1480, 1486, 1487, 14R9 8. ©.) 
9. 1485. Im Rüdfiht der in dem $. 1473 begünftigten Perfonen werben, wie zur Erfigung, 
alfo auch zur Verjährung, vierzig Jahre erfordert, 

Entf. v. 11. I&aner 1860, Nr. 14811 (1055 ©.-U.). Nach 88. 1478, 
1479 u. 1485 B. ©. erlöſchen alle Re., folglih aud das Erbrecht durd den 
30- resp. AOjährigen Nichtgebrauch. 

Eutfd. v. 3. März 1858, Nr. 1969 (3616 ©.-U.). Die Klage gegen 
die Concursmaſſe eines infoloent gewordenen Mitſchuldners auf Liquidhaltusg 
der Darlehensforderung und deren Berfegung in die zweite Gläubigerclaſſe mit 
dem Pfandrechte an der einen im Egth. dieſes Mitſchuldners verbliebenen und in 
die Concuromaſſe gefallenen Liegenſchaft, welcher der Erwerber der andern, im 
gegenwärtigen Proceſſe verfangenen Pfandſache fremd geblieben, konnte einen 
Einfluß weder auf die rechtliche Stellung feiner Perſon, da er nicht perfänticher 
Schuldner ift, noch auf. das rechtliche Verhältniß der in feinem Befige befind« 
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lichen Pfaudſache ausüben, ‘gegen melde bie befagte Klage nicht gerichtet war. 
Demnad) war zur Zeit der gegen den heutigen Pfanbbefiger angeftellten Hypo⸗ 
thelarklage die 30» und auch 40jährige Big. derfelben bereits vollendet, mag man 
nun den Anfang der Big. auf den Zeitpunkt der Pfandverfchreibung, resp. ber 
Fälligkeit der Darlehene ſchuld ober aber auf den fpäteren Zeitpunkt der voll⸗ 
zogenen Inſcription in das Seen fegen (art. 2262 Code Napoldon 
und 88. 1479 u. 1485 ®. 

Entfd. v. 10. ee 1853, Nr. 12571 (962 ©.-U.). Die age 
auf Zahlung der Rückſtände von einem Meflenlegate verjährt nad $. 1480 B. ©. 
in 3 Dahren, denn das ©. fegt in den 88. 1472 u. 1485 ibid. fowohl zur 
Erfigung als zur Big. die allgemeine Frift von 30 Jahren dem Fiscus und 
anderen privilegirten Körperfchaften gegenüber, ausnahmsweiſe auf 40 Jahre feft, 
wiederholt jedoch bei den beſtimmten kürzeren Verjährungsfriften diefe Ausnahme 
und Begünfiigung nidt; Ausnahmen und Privilegien dürfen aber nicht ausgedehnt 
werben. 


Anßerordentlih Rürzere Berjäßrungszeit. 
(8. 1486 — vgl. $. 1465; 88. 14871492 8. ©.) 

3. 1486. Die allgemeine Regel, daß ein Hecht wegen des Nichtgebraudhes erſt nad Berlauf 
von breißig oder vierzig Jahren verloren gehe, ift nur auf diejenigen Fälle anwendbar, für 
welche das Geſetz nicht ſchon einen kürzeren Zeitraum ausgemeflen hat (8. 1465). 

(8. 1487 — vgl. N. 1986 „Umftoßen“; 552; 553-601, 778; 774776, 951; 948, 949; 984; SAL; en 

1479; 1480 8. &.; 1. 28 @. o. 95. Juli 1887, Rr. 101; &. 0.1. Mai 1869, Ar. 58 R R.6.®% 
8. 1487. Die Rechte, eine Erflärung des legten Willens umzuftoßen; ben —— oder 
deſſen Ergänzung zu fordern; eine Schenkung wegen Undankbarkeit des Beſchenkten zu wider⸗ 
rufen; einen entgeltlihen Vertrag wegen Berletzung über die Hälfte aufzuheben: oder die vor⸗ 
genommene Theilung eines gemeinfchaftlichen Gutes zu beftreiten; und bie Yorberung wegen 
einer bei dem Bertrage unterlaufenen Furcht, oder eine® Irrthumes, wobei fi der andere 
vertragmachende Theil keiner Lift ſchuldig gemacht Hat, müſſen binnen drei Jahren geltend 
gemacht werben. Nach Verlauf diefer Zeit find fie verjährt. 

Entf. v. 25. Yuni 1878, Nr. 4060 (I. B. 1879, Nr. 33). Da 
ber Beklagte vem Begehren um Ungiltigkeit eines in Krakau zur Zeit der Giltigkeit des 
franzöſiſchen Re. dafelbft errichteten Teftamentes die Einwenpung der Big. nad) 
8. 1487 B. ©. entgegenfegt, war in Anbetracht, daß das B. ©. in Folge 
der Min. Bog. v. 29. Juni 1855, Nr. 117 R. ©. B., im Rrataner Gebiete 
am 29. September 1855 in Wirkfamfeit getreten ift und zur Zeit dieſes Pro- 
ceſſes ſchon Geſetzeskraft hatte, die Frage zu erwägen: ob Belangter berechtigt war, 
die nach öſterr. ©. viel fürzere und ihm günftigere Big. für fi in Anſpruch zu 
nehmen, und im bejahenden Falle, von welchem Zeitpunfte dieſer Big. für die Streit- 
theile zu laufen begann, Wortlaut:] Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß 
das Einf. Pat. zum 8. ©. v. 1. Yuni 1811 bier analoge Anwendung zu finden 
bat, und da nad Urt. VI diefes Pat. der Belangte auf die fürzere, vom Tage 
der Wirkjamfeit des B. ©. im Krafauer Gebiete zu rechnende Big. nach öſterr. 
©. fih zu berufen allerdings berechtigt ift, fo ift es Mar, daß, nachdem im vor» 
liegenden Halle die Big. nad der Beftimmung bes art. 2251 Code Napoleon, 
da feiner ber in den art. 2252 — 2259 ibid, vorgefehenen Ausnahmefäle hier 
vorkommt, bereit® zur Zeit des Code Napoléon zu laufen begonnen hat, folde 
nah Ablauf von 3 Jahren, vom Tage der Einführung des B. ©. im Groß- 
berzogthume Krafau, d. i. mit dem 29. September 1858, daher Tängft vor 
Ueberreihung ver Alage vollendet worden iſt. Angefichts defien kann fomohl der 
zwar an fi ganz richtige Umftand, daß die Zjährige Big. dee $. 1487 ibid. 
vom Zage der Kundmachung des legten Willens zu rechnen ift, als aud ber 
weitere Umfland, ob und wann Klägerin von ber Exiſtenz der fraglichen letzi⸗ 
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willigen Anorbnung Kenutniß erhielt, gar nicht mehr in Betracht fommmen, weil 
biefe beiden Umftände, welche leviglich nur auf bie Firirung des Zeitpuntes, von 
welchem ver Beginn der Big. zu rechnen ift, Bezug haben, mir Rüdficht auf die 
bier nach den Beflimmungen des Gs. unbebingt bereits begonnene Big. völlig 
gleihgiltig fein müffen, zumal bie zur Zeit des Todes ihres Waters bereitd maj. 
und zu gefeglicien Handlungen befähigte Klägerin 28 Jahre verftreihen ließ. 
ohne ihr gefegliches Erbrecht auf den väterlihen Nadlaß geltend zu maden, da 
doch diefelbe ungehindert hiervon Gebrauch machen konnte. Ebenſowenig kaun 
es aud in Betracht fommen, daß in neuefter Zeit auf Anregung ber Mlägerin 
die Nachlaßabhandlung nad; ihrem im Jahre 1844 verflorbenen Bater nad) den 
Vorſchriften des Abh. Bat. eingeleitet wurde; and braucht es hier nicht erwogen 
zu werden, ob diefe Nachlaßabhandlung, angefihts ver Borfchrift des art. 1004 
Code Napolson, wornach pflichttheilsberechtigte Erben in den Befig der Erbihaft 
von KRechtswegen eintreten, ohne daß fie hierzu einer befonderen Legitimation 
oder behördlichen Antorifation bedürftig wären, zeitgemäß und nothwendig war, 
ba es doch feinem Zweifel unterliegen fann, daß, wenn aud der Belangte die 
Nachlaßabhandlung nad; feinem Vater fi) gefallen ließ, oder ſolche fid gefallen 
laſſen mußte, hierdurch die dermalige Streitfrage zu feinen Ungunften nod nicht 
gelöft wurde, da doch die Nachlaßabhandlung und während berfelben erfolgte 
Kundmadung des legten Willens auf feine durch Vig. bereits früher erworbenen 
Re. Leinen nachtheiligen Einfluß üben darf. Dem VBorbefagten gemäß iſt daher 
das Klagebegehren geſetzlich unbegründet. 

Entſch. v. 2. October 1877, Nr. 693 (6564 ©.-U). Das R. zur 
Klageerhebung wird durch keine gefegliche Borfchrift an das Vorhandenſein einer 
bereit8 thatfählich gewordenen Redtsverlegung gefnüpft. Wenn ber Kläger mır 
überhaupt ein rechtliches Interefie daran bat, daß ſchon jest ein concretes, mög« 
lihem Streit ausgeſetztes Rechtöverhältuig durch Urtheil feftgeftellt werbe, lann 
ex die Entfch. herbeiführen und die Zuläffigfeit folder Klagen, die nicht auf eine 
Leiſtung oder Unterlaflung, fondern zunächſt bloß auf eine Anerkennung oder 
Aberkennung gerichtet find, ergibt fid unter Anderem aud aus den 88. 438, 
439, 453, 1487 u. 1499 B. ©. 3 

Entſch. v. 11. Mai 1876, Nr. 723 (6138 G.-U.). Die Sjährige Ber 
jährungszeit ift während der Zeit vom Tode des klageberechtigten Erbl. bis zum 
Zage der Einantwortung feines Nachlaſſes nicht gehemmt, weil den klagenden 
Erben als Rechtsnachfoigern des Erbl. ein anderer als ein Zjähriger Termin 
vom Tage der Errichtung des Vtgs. zur Unfehtung vesfelben wegen lacsio 
ultra dimidium nad 8. 1487 B. ©. nicht zu ftatten fommt und die Vered» 
nung des Sjährigen Berjährungstermined von bem Tage des erlafienen Einant- 
wortungsbecretes an, auf einer willfürlihen, der Herleitung ihres dießfälligen 
NE. von dem Erbl. nicht entſprechenden Annahme beruht. 

Entid. v. 23. März 1876, Nr. 14259 (6070 ©.-U.). Die Triemmel- 
verjährung des Anfpruches eines in einem münblihen Teſtamente übergangenen 
— beginnt erſt von der Zeit der Kundmachung dieſes legten Willens 
zu laufen, 

» Entf. v. 3. April 1873, Nr. 8030 (Manz'ſche Sig. [Sprudrepertorium 
Nr. 46]; 4923 ©.-U.). Die Zuläffigfeit von Klagen, die nicht auf eine Leiftung 
ober Unterlafjung, fondern zunächft bloß auf eine Anerlennung oder Aberlenuung 
_ find, ergibt fih ans ben SE. 138,” 489, 453, 1866, 1487 u. 1499 


Entf. v. 6. November 1872, Nr. 10493 (4764 G.-U.) Im 8. 1487 
B. ©. ift der ungerecht enterbte oder ganz oder zum Theile übergegangene, nicht 
auch ber im Teſtamente mit dem vollen Pflichttheile bedachte Notherbe gemeint, 
und nur auf den Erfteren bezieht ſich die dort ſtatuirte kürzere Verjährungsfrift. 
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Das auf Grund bes Teftamentes geltend gemachte Pflichttheilreht ber Mlägerin 
unterliegt daher nicht diefer, fondern der allgemeinen 3Ojährigen Big. Das R. 
bed Notherben auf die Früchte, beziehungsweife Zinfen des Pflichtiheiles unter- 
liegt der Zriennalverjährung des $. 1480 ibid. [Schlußfolgerung]. 

Entfd. v. 8. Juli 1872, Mr. 2332 (4649 ©.-U.). Die Aufführung 
eines falſchen Titels in der Urkunde berechtigt den Schuldner nicht, bie giltige 
Forderung bes Gläubigers zu beftreiten, fondern nur bie Berichtigung der 
Pfandurkunde hinſichtlich des falſchen Schuldtitels zu verlangen (88. 871, 1888, 
1487 8. ©.) [Schlußfolgerung.] 5 

Entſch. dv. 24. October 1871, Nr. 18010 (4282 G. U.). Das Tefta- 
ment wird nic ſchon durch einfachen Widerſpruch, fondern erft durch den Nach⸗ 
weiß der Ungiltigfeit beftritten, was auf dem orbentlihen Rechtswege und zwar 
von Seite ber Inteftaterben, welche bie Ungiltigleit und Unechtheit behaupten 
(8. 104 a. ©. DO. und 8. 1487 B. ©.), umfomehe zu gefhehen hat, als ihr 
Erbrecht erſt nach der Ungiltigerflärung des Teflamentes eintritt. 

Entſch. v. 14. Iuni 1871, Nr. #77 (4200 ©.-U.). 8. 1487 8. ©. 
fegt nad feinem Wortlaute und Geifte eine dur Vig. entftandene For⸗ 
berung voraus, wovon hier feine Rede fein kann, da ber Irrthum nur darin 
gelegen fein würde, daß die Firma im Folge falfcher Berechnung ober eines 
anderen Ueberfehens, zur Zeit der Salvirung der fpäteren Factoren die früheren 
Rechnungen für voll beglichen gehalten hat, obſchon fie in der Wirklichkeit es 
noch nit waren. Ein folder Irrthum des Berechtigten und bie dadurch veran- 
laßte Verzögerung der Cintreibung der Forderung begründen nicht die Big. der⸗ 
felben im Sinne des $. 1487 ibid. 

Entſch. v. 20. April 1869, Nr. 1741 (3381 ©.-U.). Die Frage, ob 
in die vom Erbl. teſtamentariſch getroffene Anordnung ber Einrechnung in ben 
Pflihttheil und die von den Beklagten in dem Pflichttheilgausweife vorgenommene 
Einrehnung eine den Motherben zur Aufforderungsklage berechtigende Rechte- 
berũhmung enthalte, Tann bei richtiger Auffoflung des Gs. nicht bejaht werden, 
weil es nah 8. 776 B. ©. Saqhe des verkürzten Notherben if, den vollen 
Pflichttheil zu fordern, und derfelbe nad 8. 1487 ibid. biefe Forberung binuen 
3 Jahren bei fonfliger Big. geltend maden muß, weil felbftverfländlich der« 
jenige, welder eine gar nicht oder nicht vollſtändig anerfannte Forderung bes 
hauptet, nicht feinen Schuldner auffordern fann, darauf zu Magen, daß die For 
derung gar nicht oder nur in einem geringen Betrage beftehe, ſondern umgefehrt 
bie Forderung in dem von ihm behaupteten Umfange einzuflagen hat; weil ferners 
in dem Falle, als der eine Theil eine Forderung behauptet, deren Beftand ver 
andere Theil nur in geringerm Umfange zugibt, und noch fein Theil die gericht» 
liche Anerkennung feiner Behauptung erwirkt hat, der Gläubiger und wicht ber 
Schuldner als Kläger auftreten muß, und vielmehr der Schuldner zu einer Anf« 
forderungsllage gegen den einer größeren Forderung fid, rühmenden Gläubiger 
berechtigt wäre, 

Entſch. v. 14. April.1869, Nr. 3482 (3375 G.-U.). Daß die Big. 
bes Beftreitungsrechtes wegen eines bei dem Vtg. unterlaufenen Irrthums erſt 
mit dem Zeitpunfte beginnt, in weldem bem zur Beftreitung Berechtigten der 
Irrthum befanat wurde ımd er in die Lage kam, dieſes R. auszuüben, ergibt 
ſich aus den allgemeinen Rechtögrundfägen und aus der Analogie bed $. 1489 8. ©. 

Entf. v. 20. Jänner 1869, Nr. 517 (3258 ©.-U.). Da ver Pflicht 
theil feinem inneren Wefen nad) und gemäß 88. 729, 775, 776 u. 1487 8. ©. 
nur in einem perfönlihen Anſpruch des Berechtigten gegen den eigentlichen Erben 
befteht, und nad dem Hofd. v. 31. Jänner 1844, Nr. 781 9. ©. ©. weder 
eine bewegliche nod eine unbewegliche Sache, fonbern nur deren Schägunge- 
wertb, alfo Bargeld zum Gegenftand hat, folglich ein bloßes Forderungerecht ift, 
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kann für eine Forberung gegen ben Pflicgttheildberechtigten niemals bie Einverlei- 
bung des Pfandrechtes auf eine Nachlaßrealität erwirkt werden [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 23. September 1868, Nr. 4731 (8124 ©.-U.). Die Anfed- 
tung eines gefälſchten oder unterfhobenen legten Willensactes, der fon urfpräng- 
ih feine Giltigfeit hat, und Niemanden einen Rechtsanſpruch und einen gültigen 
Titel gewähren kaun, ift nicht an bie kürzere, nur Zjährige VBerjährungszeit des 
8. 1787 B. ©. gebunden, es hat hierfür vielmehr die 3Ojährige zu gelten, wie 
denn aud nad 8. 823 ibid. die Erbſchaftellage der Regel nad fo lange flatt- 
findet, als das R. nit verjährt if. 

Plenar⸗Entſch. v. 28. Yuli 1868, Nr. 4731 N Stg.). Der 
eigentlihe Sinn ber Worte des 8. 1488 B. ©: „Das R, eine Er- 
MHärung des legten Willens umzuſtoßen,“ gebt dahin, daß bier eine 
legte Willenserklärung, melde ber legte Wille- eines Erbl. wohl 
wirklich ift, und welde nur wegen innerer oder äußerer Gebrechen ange 
fochten werben fann, vorausgefegt wird. Ein letzter Willensauffag 
aber, welder als von einem Berflorbenen herrührenn, ansgegeben 
wird, von biefem aber nicht herrührt, fondern ihm unterihoben 
und ein falsum ift — kann überhanpt in Bezug auf die Berfon, 
welhe als ihr Autor ausgegeben wird, nicht eine legte Willens- 
erflärung dieſer Perſon genannt werden; es eriftirt vielmehr in 
biefem Falle gar keine legte Willenserklärung; die erhobene Klage 
ift in einem ſolchen Falle nicht gegen dasjenige, was ber Erblaffer 
als feinen legten Willen erflärt hat, fondern vielmehr gegen ein 
Machwerk gerichtet, welches der legte Wille des VBerftorbenen nicht 
if; auf das klagbare — gegen eine derlei Unterſchiebung paßt 
auch der vom ©. gebrauchte Ausdruck „Umſtoßen“ nicht, inſoferne 
dieſer Ausdruck ſeinem Begriffe nach etwas wirklich Vorhandenes 
und Beſtehendes vorausſetzt, während hier ein umzuſtoßender letzter 
Wille gar nicht beſteht. Aus den 88. 1460 n. 1477 ibid. ergibt ſich 
übrigens and, daß die Anfehtung eines gefälfhten oder unter- 
ſchobenen legten Willensactes, welder fhon urfpränglid keine Bil- 
tigteit haben, für niemanden einen Rehtsanfprud begründen und 
feinen giltigen Titel gewähren fann — nit an bie im 8. 1487 ibid. 
beftimmte kürzere, b.i. uur Bjährige Berjährungszeit gebunden fein 
könne, daß hierfür vielmehr die ordentlide BOjährige Berjährunge- 
zeit zu gelten babe. Mit diefer Motivirung wurde einzutragen befdlofien 
ine Indiratenbuch Nr. 67: Die Beftimmung bes 8. 1487 B. G., daß das 
R., eine Erflärung des legten Willens umzuftoßen, binnen 2 Jahren 
geltend gemadt werden müffe und nad Berlanf dieſer Zeit verjährt 
fei — fann nit aud auf den Fall angewendet werben, in weldem 
die Unterfhiebung und Fälſchung eines legten Willens behauptet wird. 

Entſch. v. 23. Juni 1868, Nr. 1166 (3084 ©. «U.). Aus dem Maren 
Wortlaute des 8. 1475 B. ©. ift zu emtuehmen, daß berfelbe nur auf bie 
Bälle der ordentlichen, nicht aber auf die der außerordentlichen in ven 8. 1487— 
1492 ibid. behandelten Big. Anwendung findet. 

Entf. v. 11. März 1868, Nr. 938 (3012 ©.-U.). Um bie Beſchrän⸗ 
tung der fiveicommiffarifhen Subflitution auf das den Pflichttheil überſteigende 
Bmgn. geltend zu machen, bedarf es nicht der Ungiltigerffärung oder Umflogung 
des Teſtamentes im Sinne der 88. 601 u. 1487 B. G.; es entfällt nur eine 
fpecielle Verfügung beöfelben nach dem Maren Ansſpruch bes ©. nnd wird bie 
Subftitutionsanorbnung bes Erbl. mit den G.en über das Notherbenrecht in Ein- 
ang gebradt. Der Notherbe konnte daher auf bie im 8. 1487 ibid. normirte 
Big. des Rs., das Teſtament anzufechten oder den Pflichttheil zu fordern, ſich 
nicht berufen. 
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Entf. v. 24. Jänner 1866, Nr. 10992 (2371 ©.-U.). Das in der Klage 
anf Ungiltigfeit des Teſtamentes geftellte Eventualbegehren auf Ergänzung des 
Pflichttheiles ift zuläffig, weil, um der Big. des 8. 1489 B. ©. vorzubeugen, 
nothwendig. ; : 

Entſch. v. 16. März 1864, Nr. 1851 (1883 ©.-U.). Daß die Laft des 
Beweiſes jener Thatſache, aus welcher fi die Ungiltigleit ver Iegtwilligen An- 
orbnung ergäbe, dem gejeglichen Erben obliegt, erhellt aus $. 104 G. O., 
8. 1487 B. ©. und $. 126 Abh.-Pat., da ein legter Wille nicht ſchon durch 
den einfahen Widerſpruch, fondern erſt durch den Nachweis. feiner Ungiltigleit 
angefochten wird. 

Entf. v. 21. Yuli 1863, Nr. 4764 (1761 ©-U.) Im Falle des 
Unterganges beider vertauſchten Saden während des Procefies über die War- 
zungsflage beginnt die Big. für die Nachklage auf Erfag für die unmöglich 
gewordene Leiftung von dem Zeitpunfte der Belanntgabe des Unterganges der zu 
leiften gewejenen Saden durch den Gegner. 

Plenar⸗Entſch. v. 7. Jänner 1869, Nr. 6708 (Manzihe Slg.), 
eingetragen in's Jubicatenbuh Nr. 45: Die Auordnung des 8. 1487 
DB. ©., wornad das R., den Pflihttheil, oder deffen Ergänzung zu 
fordern, binnen 3 Jahren bei ſonſtiger Big. geltend gemadt werden 
muß, findet aud in dem im $. 951 ibid. gejegten Falle, wenn näm- 
lid der hierin bezeichnete Notherbe fih durch eine Schenkung unter 
Lebenden in feinem Pflichttheile verlegt hält, Anwendung. 

Entjd. v. 10. Yuli 1861, Nr. 4785 (1355 ©.-U.). Die Klage 
wegen pflihtwidriger Schenkung iſt nur eine Klage auf Ergänzung 
des dadurch ganz oder zum Theil entzogenen Pflichttheils und 
wirb gleih biefer gegen bie Rechtönahfolger des Schenkenden, 
mögen fie nun Erben, Legatare oder Beſchenkte fein, gerichtet; fie 
muß aljo nad den 88. 1478 m. 1487 B. ©. binnen 3 Jahren von dem 
Zeitpuntte an überreicht werben, in welchem das R. auf den Pflicht. 
theil geltend gemadt werden konnte, d. i. in welchem es den Noth⸗ 
erben möglid wurde, jid von ber erlittenen Berfürzung im Pflicht. 
theile zu überzeugen. Diefer Zeitpunkt war aber gelommen, fobald 
die Größe des Nadlaffes aus dem Überreihten eidesſtätigen Ber- 
mögensbelenntniffe erjehen werben konnte. Es ließe fih auch ſchwer 
ertläsen, warum ber durch die legtwillige Berfügung in feinem 
Bfligttheile Berlürzte nur 3 Jahre, und der Andere, welder die 
Bertürzung durch eine Schenkung unter Lebenden erlitt, 80 Jahre 
Zeit haben foll, um fein R. geltend zu maden. 

Entſch. v. 7. Mai 1861, Nr. 2185 (©. 9. 1862, Nr. 98). Bei der 
Einwendung der Big. hat der Mläger das etwaige Hemmniß ihres Beginnes zu 
beweifen; auch ein nicht publicirtes Teftament kaun nur binnen 3 Jahren nad) 
ber Todfalldaufnahme angefochten werden. 

Plenar⸗Entſch. v. 30. Jänner 1861, Nr. 876 (Manz’ihe Sig); ein- 
getragen in's Jubicatenbuh Mr. 36: Gorderungsredte, zu beren Mag. 
baren Verfolgung durch das ©. eine Frift unter Androhung ber Er- 
Löfchung derfelben feftgefegt if, fönnen nah Ablauf diefer Frift auch 
im Wege der Einwendung nicht geltend gemacht werden. 

Entfd. v. 12. Mai 1858, Nr. 4758 (563 ©.-U.; P. ©. 384). Der- 
jenige, der aus einem von dem Erbl. nicht unterfchriebenen Theile eines Teſta⸗ 
mentes troß dieſes Mangels Re. für ſich ableiten will, muß biefelben mittelft 
einer Klage geltend machen, keineswegs aber liegt es dem Gegentheile ob, bie 
Ungittigteitsertlärung dieſes Teftamentötheiles zu verlangen; biefer fann demnach 
and) nah Ablauf von. 3 Fahren im Wege der Einwendung ben gedachten Mangel 
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ber Form des Teſtamentes geltend machen, wenn er auf Grundlage dieſes letzteren 
belangt wird. 

Entf. v. 11. December 1867, Ar. 12439 (486 ©.-U.). Es ift wohl 
zu unterf&eiden zwiſchen den Beziehungen mehrerer Perfonen, welche ans ver⸗ 
fehiedenen Erbtiteln auf ein Erbrecht und auf die Erbſchaft rechnen, und wo ba- 
ber einige derfelben die beftehenve legtwillige Erklärung anfechten müffen, und den 
Beziehungen zwifchen den Erben und den einfachen Legataren, welche in gewifler 
Hinfiht den Gläubigern der Verlaſſenſchaftsmaſſe gleihgeftellt find, und bezüglich 
deren eine einfache Berfländigung genügt, welde fie in den Stand fest, felbft 
das Legat von ben Erben einzufordern und einzuflagen (88. 812 u. 817 B. ©.). 
Es Tonnte daher der Magende Legatar bem gellagten Erben gegenüber ſich nicht 
auf die Big. des $. 1487 ibid. deßhalb berufen, weil der Geflagte mirht binnen 
3 Jahren die Klage auf Anerkennung der Ungiltigfeit des Teflaments eingebracht 
hatte, da die Möglichkeit der Anfechtung dieſes Teſtaments, welche er vorläufig 
im Df. außer Streitfahen vorbrachte, fi für den Erben im Wege des flreitigen 
Bfs. erſt von dem Augenblicke an ergab, wo ber Kläger trog jener Anfechtung 
den Anfprud auf Auszahlung jenes Legates durch feine Klage geltend machte. 

Plenar-Entjd. v. 30. September 1857, Nr. 8363 (Manz'ſche Slg.), 
eingetragen in's Indicatenbuch Ar. 29: Die Vorſchrift des 8. 14878. ©, 

wornach das R., eine Erklärung des legten Willens umzuftoßen, 
binnen 3 Jahren bei fonftiger Big. geltend gemadht werden muß, 
findet au in Bezug auf Erbverträge und auf Schenkungen auf den 
Todesfall Anwendung. 

Entſch. v. 15. Yuli 1857, Nr. 6113 (416 ©.-U). Wenn ver Käufer 
es lange hindurch unterläßt, feine Re. aus dem Saufvertrage gegen bie (Erben 
des Verkäufers geltend zu machen und biefe im Beſitze der verkauften Realität 
verblieben find, ohne von dem Kaufvertrage, wer mit ihrem Erbl. gefchlofien 
wurde, eine Kenntniß erlangt zu haben, fo beginnt gegen fie die Big. der Klage 
wegen Berlegung über die Hälfte jedenfalls erſt von ber Zeit an zum laufen, 
da fie, in eonereto durch die Aufforderung zur Räumung, von bem Verlaufe 
und ber Abſicht des Käufers, feine Re. geltend zu machen, in Kenntniß ge 
langt find. 

Gntſch. v. 4. Sepiember 1855, Nr. 7452 (130 ©.-.U.). Die Eimmen- 
bung der Ungiltigleit einer letztwilligen Anordnung ift unverjährbar, denn nad 
8. 1451 B. ©. ift die Big. nur der Berluft eines Rs., welches während ber 
gefeglichen Zeit nicht ausgeübt wurde; fie erftredt fi aber nicht auch anf ben 
Berluft einer Einwenbung. 

Entfd. v. 11. Yuni 1852, Nr. 5513 (P. ©. 1960). Die im 8. 1487 
DB. ©. feftgefegte Sjährige Berjährungsfrift für Forderungen wegen eimes bei 
einem Big. unterlaufenen Irrthumes findet auf die Rüdforderung &iner aus Irr 
thum bezahlten Nichtſchuld feine Anwendung, fondern die Klage verjährt erfl 
binnen 30 Jahren. 

Blenar-Entfd. v. 20. März 1838, Nr. 1075 (Manz’ihe Sig.), einge 
tragen in’s Judicaſenbuch Ar. 18: Die in den 88. 1487 u. 1489 ©. ©. 
fehgefeste Zjährige Berjährungsfrift läuft au gegen ben Bisent 
und die äbrigen in dem 8. 1472 ibid. erwähnten privilegirten Kär- 
perſchafteu. 

(8. 1488 — vgl. u 1479, 1485; 1408; 14975 525 ©. ©) 
B: 1488. Das Recht der Dienftbarkeit wird durd den Nichtgebrauch verjäßrt, wenn Fi 
der verpflichtete Theil der Ausübung der Gervitut widerfegt, und ber Berechtigte durch deri 
aufeinander folgende Jahre ſein Recht nicht geltend gemacht hat. 


Entſch. v. 2. Juli 1869, Nr. 6801 (8464 G.-U.). Der 8. 1403 8.6. 
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lãßt keinen Zweifel zu, baß derjenige, welcher bie Erfigungszeit feines Vorgängers 
einzechnen will, felbft im Befig fein muß. Bellagter hat 6 Jahre vor Anftel« 
lung der Klage einen Weingarten angelegt, wo vormals Weg und Wiefe ge 
gangen fein follen, und hat diefelben hiermit thatfählih ohne Einſprache aufge 
hoben; feine Liegenjchaft if laut Grundbuchsſervitut frei, und wenn fle es einige 
Zeit factifh nicht gewefen wäre, fo hatte Bellagter jene Servitutöfreiheit nad 
8. 1469 ibid. bereits längſt erfefien und mar die Servitut des Klägers nad 
8. 1488 ibid. Tängft verjährt, als er in den Befig des angeblichen herrſchenden 
Gutes trat. Da fomit Kläger niemals, weder mittelbar noch unmittelbar in den 
Befig der angefprodhenen Servitut gelommen ift, fo konnte er fie auch nicht er» 
ſihen und er fann auch nicht den Beflg feiner Vorgänger geltend machen, welder 
zur Zeit, als ihm das Gut übergeben wurde, nit mehr beftanden hat. 

Entſch. v. 23. Juli 1868, Nr. 5778 (3100 ©.-U.). [Wortlaut:] Das 
Ausgedinge darf niht nad den für Servituten geltenden Principien behandelt 
werben; denn währe dur bie Dienftbarkeit der Egthr. der dienenden Sache 
nur zur Duldung und Unterlaffung, und niemals zu einem Thun verpflichtet ift 
(88. 472 u. 482 B. ©.), beftcht das Ausgeding wefentlih in dem R. auf be- 
limmte Leiftungen, und badurd, daß es — wie meiſtens und auch bier der Fall 
iR — auch noch auf alleinige oder Mitbenägung gewifler Localitäten geht, bie 
der Berpflichtete zu geftatten hat, wird das Ausgedinge noch nicht zu einer Ser- 
vitut, weil dem feine andere Eigenſchaft: der Anfprub auf beflimmte Leiflungen, 
geradezu entgegenfteht. Ebenſowenig ift es zuläfftg, den auf die Benützung von 
Localitãten gerichteten Theil der Ausgedingsftipulation davon auszuſcheiden und 
wegen feiner Achnlicfeit mit einer perſönlichen Servitut als ſolche und nad) den 
Kegeln der Dienfibarkeit, alfo nad anderen Grundfägen zu behandeln, als melde 
für "das Ausgebing gelten. Es darf daher die erft nah 3 DJahren angebrachte 
Mage nicht mit Anwendung bes $. 1488 ibid. al® verjährt betrachtet werben, . 
da fie vielmehr nur der 3Ojährigen Big. nah 8. 1479 ibid. unterliegt. 

Entf. v. 23. Juni 1868, Nr. 4166 (3084 ©.-U.). Aus dem Maren 
Wortlaute des 8. 1435 B. ©. ift zu entnehmen, daß die in demfelben enthaltene 
Beſtimmung nur auf die Fälle der orbentlihen, nit aber auf bie der außer⸗ 
ordentlichen, in den 88. 1487 und 1492 ibid. behandelte Big. anwendbar iſt. 

Entid. v. 18. Mai 1859, Nr. 5518 (795 ®.-U.). Das von einer 
Herrſchaft zu Gnnften ihres Bräuhauſes behauptete R., kraft deſſen ein benad- 
barter Ort beihräntt ift, nur alljährlich in der Zeit vom 1. März bis Ende 
Auguft eine beſtimmte Ouantität Bier gegen Entrichtung von x fl. an bie 
Herrſchaft erzengen zu bürfen, ift ein Unterfagungsredt. Wenn aud im 8. 851 
B. ©. die Friſt, innerhalb welcher bie Klage zur Erhaltung des Beſitzes ein- 
gebracht werden muß, nicht beftimmt ift, verjährt doch mach $. 1488 ibid. ſelbſt 
das R. der Dienftbarkeit, wenn ſich der verpflichtete Theil der Ansübung der 
Servitut widerfegt, innerhalb 3 Jahren und nad) $. 1459 ibid. fängt der Befitz 
bes Unterfagnngsrechtes fogar in dem Augenblide an, in welhem ſich der andere 
Theil dem Verbote oder ber Verhinderung gefügt hat. 

Entfd. v. 16. December 1857, Nr. 10273 (488 G. U.). Aud die 
bloße Weigerung des Verpflichteten, die Servitut ferner ausüben zu laffen, bei ber 
es der Berechtigte bewenden läßt, genügt zur Big. durch Nichtgebrauch. 

Entſch. v. 26. November 1856, Rr. 11497 (1009 ©.-U.). Aud ein 
legirter Fruchtgenuß erlischt durch Zjährigen Nichtgebrauch. Dem fteht nicht ent» 
gegen, daß die in Frage flehende Dienftbarkeit mittelft eines legten Willens an⸗ 
geordnet wurde, weil es bei der Big. einer Dienftbarfeit nicht darauf ankommt, 
aus welchem Rechtstitel dieſelbe entftanden und mweil 8. 1488 B. ©. ohne alle 
NRädficgt auf die einzelnen Rechtstitel eine 3Ojährige Berjährungsfrift für Dienft- 
barkeiten feſiſetzt. Die Anfiht, daß der fragliche Fruchtgenuß bie Natur eines 
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Bermäctnifies angenommen habe, ein teſtamentariſch eingeantwortete® R. begründbe 
und als ſoiches erſt einer ZOjäprigen Big. unterliege, ift daher unbegränvet. 

Entfd. v. 23. September 1856, Nr. 5052 (1003 ©.-U.). Bon einer 
Big. des Servitutsrehtes durch Nichtgebrauch kanu nur dann die Rebe fein, 
wenn dem Berechtigten die Ausübung unterfagt wurde und er ſich einer ſolchen 
Unterfagung gefügt hat. Wer die Big. duch Nichtgebraudy behauptet, hat daher 
diefe Vorausſetzungen zu erweifen. 


(6. 1489 — vgl 86. 1295, 1824; 1041—1048, 881, 383 8. ©.) 
8. 1469. eve Entſchädigungéklage erliſcht nad drei Jahren von ber Zeit au, zu welcher 
der Schaden dem Beſchädigten bekannt wurde. Iſt ihm der Schaden nicht bekannt worden, 
oder ift derfelbe aus einem Verbrechen entftanden, fo verjährt fih ba® Klagereht nur nad 
dreißig Jahren. 

Entf. v. 4. März 1879, Nr. 12943 (9. ©. 1879, Nr. 27). For⸗ 
derungen auf Erfag eines gemachten Aufwandes, welde im $. 1092 8. ©. ber 
grünvet find, unterliegen nicht der Big. nad $. 1489 ibid. welder nur einen 
Schadenerſatz im Sinne des 30 Haupifls. des IL Theil ibid. betrifft. 

Entſch. v. 20. December 1877, Nr. 9771 (©. 9. 1878, Nr. 65). 
Die Streitführung wegen Zurüdftellung einer Sache hemmt nicht den Lauf der 
Big. beirefis der Nugungen von diefer Sache. Es unterliegt bei der Beftim- 
mung des $. 1489 B. ©. und bei der ſeitens des Belangten ausdrücklich ein- 
gewenteten Big. keinem Zweifel, daß, nachdem der Kläger unterlafien hat, mit 
ber Klage auf Rüdftellung feines Egths. zugleich den Erfag der Nutungen und 
des Schadens zu begehren und Beides erfi jpäter einllagte, fein Anſpruch, infor 
fern er eine frühere Zeit als die legten 3 Jahre bes unreblihen Befiges bes 
Gellagten umfaßt, erloſchen if. 

Entf. v. 1. Februar 1877, Nr. 9937 (6370 ©.-U.). Die aus ber 
Ücceptation und Uebergabe eine Wechfeld angeblidy zur Unterftägung des Ueber- 
nehmers, ferner durch die erzwungene Einlöfung des Acceptes dem Acceptanten 
erwachſen fein follende Forderung gegen den Begänftigten, verjährt jedenfalls in 
3 Yahren, mag nun in dem Borgange ein Darlehen over eine Schenkung er» 
fehen werben können; denn daß der Acceptant und nunmehriger Kläger den im 
Wechſel acceptirten Betrag bezahlen mußte, ift eine gefeglihe Folge der Wechſel⸗ 
acceptation und wenn er geltend maden will, daß er damit die Schuld eines 
Anderen gezahlt habe und deßhalb von dem Belangten ven Erſatz des gezahlten 
Betrage® nad SS. 1042 u. 1858 B. ©. anfprechen könne, fo ift dieß ganz 
unbegründet, weil er nur feine eigene Schuld gezahlt hat, die er buch fein 
Accept übernommen hatte. Wohl hätte der Kläger einen Schavenerfag nad 
88. 1293 u. 1295 ibid. unter der Vorausſetzung begehren können, daß ber 
Belangte ſich verpfligtete, den Wechſel zur Berfallszeit einzulöfen, nachdem 
aber feit dem Eutſtehen dieſes Anſpruches bis zur Klageanftellung mehr als 
3 Yahre verſtrichen find, war feine Forderung, ſoweit fie den Darlehensbetrag 
überfteigt, durch die von dem Bellagten nad 8. 1489 ibid. eingemenvete Big. 
erloſchen. 
Entſch. v. 2. Juni 1875, Nr. 2069 (5743 G.⸗U.). Die auf den ver 
tragsmäßigen Anfprud um !/, bes Ernteergebniſſes geftügte Klage auf Zah 
lung des Wequivalentes der in natura nicht mehr möglichen Leiftung, if keine 
Eniſchãdigungsklage, auf melde $. 1489 B. ©. anwendbar wäre, weil biefer 
Paragraph vor Allem einen Schaden im Sinne des Gs. vorausfegt, dieſe Bor- 
ausjegungen aber der Einwendung des Gellagten nicht zur Seite fichen. Was 
aber die Klägerin einklagt, wird nicht aus dem Titel einer erlittenen Beſchädi⸗ 
gung, fondern auf Grund eines mit dem Oellagten geſchloſſenen Btgs. begehrt, 
und wenn fie auch nicht die Uebergabe des dritten Theiles der fraglichen Ernte 
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ſelbſt fordert, fo begehrt fie doch im Sinne bes 8. 306 a. ©. D. den erweis⸗ 
lihen Werth dieſer legteren, ein Begehren, welches immerhin zuläffig if, wenn, 
wie im gegebenen Falle, die Sache felbft nicht mehr vorhanden war. Eine der⸗ 
artige Klage darf nicht mit der im $. 1489 ibid. normirten Entſchädigungsklage 
verwechfelt werden; ſie verjährt nicht in 3 Jahren, fondern in ber allgemeinen 
Berjährumgszeit. 

Entid. v. 7. April 1875, Nr. 1456 (5682 ©.-U.). Die in $. 1489 
B. ©. feftgefegte Zeit der Big. des Erfaganfprudges ex delicto kommt nicht 
fon mit dem Zeitpunkt der zugefügten Verlegung in Lauf, weil zu deſſen Geltend- 
machung unbedingt auch noch bie Kenntniß der Höhe des Schadens erforderlich 
iſt, die aber der —* wohl uimdglich ſchon bamals erlangt haben konnie, indem 
der Betrag des Schadens ſowohl in Bezug auf das Schmerzengeld, als auch 
rüdfihtlih der Barauslagen des Beſchaädigten offenbar von ber Beſchaffenheit 


und Dauer feines duch bie erlittene körperliche Mißhandlung herbeigeführten ' 


Unwohljeins abhängig war, deſſen vollfländige Befeitigung erft abgewartet werben 
mußte. Im falle des durchgeführten Strafprocefies beginnt die vjg. der Erſatz ⸗ 
anfpräde erſt mit ver Nechtökraft des Strafurtheiles zu laufen. 

Plenar⸗Entſch. v. 17. December 1873, ad Nr. 66 praes. (Manz'ſche 
Slg.; 5177 ©.-U.) [fiehe den vollen Wortlaut bei $. 1480 B. ©.], eim 
getragen in's Judicatenbuch Nr. 81: a) Die von der außerehelidhen 
Mutter oder von einer dritten Perfon, welde das außerehelid 
geborne Kind während ber Zeit, da es fi ſelbſt zu erhalten un« 
vermögend war, verpflegte, an den Erzeuger desjelben geftellte For«- 
derung auf Erfag der bezüglichen Unterhaltsfoften if nad) ven Grunde 
fügen des Civilrehtes in Angelegenheiten fremder Gejhäftsführung 
und insbefondere des $. 1042 B. ©. zu beurtheilen und unterliegt 
demnadh nur ber orbentliden Vjg. nad 8. 1479 ibid, und nicht der 
vom $. 1480 ibid. vorgefehenen kürzeren Big. b) Forberungen auf 
Leiftung von durch legtwillige Erklärung, Btg., Bergleid oder ride 
terlihen Ausſpruch zur Verpflegung eines außerehelih gebornen 
Kindes dem Erzeuger desfelben oder deffen Erben auferlegten, be⸗ 
fimmten, periodifh in Jahres- oder kürzeren Raten zu beridtigen- 
den Geld» oder Naturalienbeiträgen unterliegen der vom $. 1480 
ibid. vorgefehenen kürzeren Big. 

Entſch. v. 27. November 1873, Nr. 9872 (5157 ©.-U.). Die wider 
eine Entfhädigungsffage erhobene Einwenbung der Triennalverjährung des $. 1489 
murbe abgewiejen; denn wenngleich feit dem Tage der körperlichen Verlegung und 
auch feit jenem bed den Kläger auf den Rechtsweg verweifenden Urtheiles des 
Strafgerigtes bis zur Anftellung feiner Klage mehr als 3 Jahre verftrichen 
find, jo darf doch nicht unberüdfichtigt bleiben, daß gerade ber Beklagte bie 
Wiederaufnahme des Strafverfahrens begehrt Hat und mit feinem Geſuche erft 


am 29. Mai 1869 abgewiefen, folglih der Strafproceß erft an biefem Tage | 
endgiltig entſchieden worden ift [?]; daß Kläger nicht in ber Rage mar, eine Ente 


ſchädigungsklage mit Ausfiht auf Erfolg früher anzubringen, indem ihm in dem 
Eivilproceffe die Anhängigfeit der Sache bei dem Strafgerichte entgegengefeßt 
worden wäre, und daß zur Big. vorauegelegt wird, dag das R. an fi ſchon 
hätte ausgeübt werben Fönnen ($. 1478 ibid.), was nad dem Gefagten hier 
offenbar nicht der Kal war, zumal die Entf. des Strafrichterd hätte abgewartet 
werden müſſen. 

Entſch. v. 18. Yuni 1873, Nr. 65941 (5010 ©.-U.). Der Anſpruch 
auf Entfhärigung wegen Verführung unterliegt der Triennalverjährung im Sinne 
des 8. 1489 8, ©. Denn mit Rüdfihtnahme auf die Einreihung der Be 
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ſtimmung des $. 1323 ibid. in das Capitel über den Schavenerfag und auf 
die Natur eines folhen Anſpruches nad dem Eutſtehungsgrunde vesfelben, da 
der Berführer ſich eines Eheverſprechens, das er unerfühlt ließ, ald Mittel be 
diente, muß diefer Anfpruc jedenfalls, als durch eine widerrechtliche, das R. auf 
Schadenerſatz -begründende Handlung entflanden angefchen werten. 
Entf. v. 29. Jänner 1873, Nr. 607 (Manz'ſche Slg.; 4861 ©.-U.). 
Die im $. 1336 B. ©. enthaltene Hinweifung auf 8. 912 ibid. ſpricht dafür, 
daß dad ©, die Eonventionalftrafe als eine Art der Entſchädigung anfehe, be 
auch im $. 912 ibid. des für den Fall der Nichterfüllung einer Verbindlichkeit 
bedungenen Betrages im Zufammenhange mit Scabenerfag und Yuterefie ge⸗ 
dacht und im $. 913 ibid. wieder auf das Hauptſtück vom Schadenerſatze ver« 
wiefen wird. Käme es bei der Conventionalftrafe auf ven Schaben gar nicht 
an, und würde es ſich babei rein um eine contractlich bevungene Zahlung Kane 
bein, fo gäbe e8 für die im $. 1336 ibid. vorgefehene vichterlihe Mäßigung 
des bebungenen Bergütungsbetrageö weder einen Maßſtab noch eine Berechtigung. 
Hiernad dann auch nicht gefagt werden, daß ber im $. 1489 ibid. bezeichnete 
Anfangspunft ver Big. auf die Conventionalfirafe nicht zutreffe; denn es wirb 
ja dod auch bei der Conventionalftrafe ein mit der gar nicht oder nicht gehörig 
oder nicht rechtzeitig erfolgenden Bertragserfüllung verbundener Nachtheil vorause 
gejeßt, und es ift auch nicht richtig, daß ber wohl nur in der von einem erſt 
fpäteren Herbortreten mit Entſchädigungsanſprüchen zu beforgenden Unficherheit 
und in der Schwierigfeit einer fpäteren Beurtheilung des Schadens zu ſuchende 
Grund der im $. 1489 ibid. normirten kurzen Berjährungsfrift auf die Con» 
ventionalftrafe nicht zutreffe, indem aud im diefer Beziehung jedem Paciecenten 
daran gelegen fein muß, mit folhen Anfprücen nicht erft zu einer Zeit belangt 
zu werden, wo ſich die Grundloſigkeit oder Uebertrigbenheit verfelben nicht mehr 
fo leicht nachweifen läßt. Mit diefer Motivirung wurde einzutragen beſchlofſen 
in's Sprudrepertorium Ar 38: Die im 8. 1489 ibid. beflimmte Ber- 
jährungszeit findet aud auf Klagen wegen Zahlung einer Eonven- 
tionalftrafe Anwendung. [Siehe vollen Wortlaut bei $. 1336 B. ©.] 
Entſch. v. 25. Juli 1872, Nr. 7564 (Manz'ſche Sig.). Nach dem Bes 
gehren des Klägers follte die Beklagte in Erfüllung des Kaufvertrages, womit 
‚er derfelden mehrere Liegenſchaften unter Vorbehalt des Iebenslänglihen halben 
Fruchtgenußes an einem Weingarten verfauft hatte verurtheilt merben, ihm 
die Hälfte des von der Bellagten durch 12 Jahre bezogenen Ertrages, d. i. 
22 Halbftartin Wein in natura herauszugeben, widrigenfalls der Kläger berechtigt 
wäre, das Hequivalent im Betrage von 240 fl. im Erecutionswege von ihr 
einzutreiben. Vom Obergeriht wurde dieſes Rlagebegehren im vollen Umfange 
zugelaffen und die Einwendung der Zriennalverjährung nad beiden Richtungen 
aus folgenden Gründen verworfen. Die Forderungen bes Kläger haben nicht 
bie Ratur von Forderungen an rüdfländigen jährlihen Abgaben, Binfen, Renten, 
Dienftleiftungen (8. 1480 B. ©.), da er nit ben Erſatz für rüdfländige Lei⸗ 
flungen aus dem Bmgn. der Beklagten, fondern nur die Herausgabe deſſen fordert, 
was bie Legtere widerrechtlich bezogen und was ihr niemals gebührt hat. Allein 
auch ver 8. 1489 ibid. kann hier feine Anwendung finden, weil derſelbe eine 
Entſchädigungsklage und vor Allen einen Schaden im Sinne des Gs. voraus⸗ 
ſetzt, welche Borausfegungen bier nicht eintreten. Weber die Reviſionsbeſchwerde 
ber Beflagten, worin fie die Big. nah $. 1489 ibid. nenerlih geltend machte, 
weil der Titel .des Klägers nur auf Erfag des durch Verhinderung dem Ufus 
fructuar zugefügten Schadens ſich ftäge, fomit die Natur der nach dem cit. Bara- 
graphe in 3 Jahren verjährenden Entſchäͤdigungsklage habe, — hat der oberfte 
Gerichtshof das Urtheil des Oberlandesgerichtes and deſſen Gründen beflätigt und zu- 
glei einzutragen beſchlofſen in's Gprudrepertorium Mr. 11: Die Klage des 
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SFruchtnießers gegen den Egthr. auf. Herausgabe oder den Erſatz der 
von dem Letzteren bezogenen, vor mehr als 3 Jahren abgereiften 
Raturalfrüchte unterliegt niht der Big. des 8. 1489 ibid. 

Entf. v. 13. März 1872, Nr. 8291 (4514 G.-U.). Die Behauptung 
dee Klägers, daß die im $. 933 B. ©. ſtatuirte 6Gmonatliche Frift erſt von ber 
Zeit an laufe, in welder dem Käufer der Mangel befannt geworden ift, wird 
damit widerlegt, daß bie Friſt des 8. 933 ibid. Feine eigentlihe Verjährungs⸗ 
frift, fondern eine Präclufivfriſt if, auf welche daher die Vorfchrift des 8. 1489 
ibid. fiber die Hemmung des Laufes der Big. von Entſchädigungsklagen feine 
Anwendung findet. 

Entſch. v. 1. Februar 1872, Nr. 10176 (4466 ©.-U.). Der Beklagte 
hat eben dadurch, daß er — wie die Motive bes ſtrafgerichtlichen Urtheiles 
fagen — dem Mäger und anderen Perfonen, mit denen er Geſchäfte machte, die 
Berhängung der Euratel verfhwieg, diefelben verleitet, fi mit ihm in Gefchäfts- 
verbindung einzulaffen, und fein Curator, der ihn im dem Proceffe vertrat, ver- 
mochte feinen Umftand anzuführen, aus weldhem der Kläger einen Zweifel an 
zeflen Eigenberechtigung hätte ſchöpfen müſſen. Der Beklagte ift daher nad 
8. 866 B. ©. dem Kläger zum Erſatz des Betrages verpflichtet, den Lebterer 
zur Einlöfung der Wechſel ausgeben mußte, nachdem der Bellagte die Wechſel, 
sum fid) darauf Geld zu verfchaffen, erhalten und in der That weiter begeben 
bat. Die Einwendung der Big. nad $. 1489 ibid, ift nicht flatthaft, weil der 
Bellagte, laut der Motive des ftrafgerihtlihen Urtheiles, in ber Unterſuchung 
Die Forderung des Klägers nicht beftritten hat (8. 1497 ibid.) und von dem 
Zeitpunkte der Rechtskraft des freifprechenden Urtheiles bis zur Anftellung der 
Klage 3 Jahre verflofien find. 

Entid. v. 5. December 1871, Nr. 13958 (4345 ©.-U.). Die im zweiten 
Satze des 8. 1489 B. ©. ftatuirte längere Verjährungszeit lommt dem Ber 
ſchaͤdigten nur in feinem Rechtsverhältniſſe zum Verbrecher ſelbſt, nicht aber auch 
dem Dritten gegenüber zu ftatten, der an vem Verbrechen nicht teilgenommen hat. 

—Entfd. v. 31. Mai 1871, Nr. 6676 (4185 ©.-U.). Der Big, wor⸗ 
nad ein Hutweibepächter gegen ein beftimmtes Entgelt ſich verpflichtet, das Vieh 
des anderen Kontrahenten auf der Weide mit meiden zu laffen, es durch feine 
Leute zu beauffihtigen und Yeimzutreiben, ift als ein entgeltliher Big. über 
Dienftleiftungen aufzufafien, für welde der weder durch die Verabredung, noch 
durch ein ©. feftgefegte Lohn im Sinne des 8. 1152 B. ©. vom Richter bes 
ſtimmt werden fol. Die angeblihe Zufage, für die Weide zahlen zu wollen, 
was Kläger verlange, ift im Hinblide auf den cit. $. 1152 ibid. unerheblich; die 
angeftellte Klage auf Zahlung des Entgeltes ift keine Schadenerſatzkiage, weß⸗ 
halb fie der im $. 1489 ibid. normirten Bjg. nicht unterliegt [Schlußfolgerung]. 

Eutſch. v. 30. März 1871, Nr. 1205 (4115 ©.-U.). Aehnl. der Entſch. 
Nr. 66 praes. ex 1873 (Judicat Mr. 81). 

Entf. v. 20. Iänner 1870, Wr. 14937 (8677 ©.-U.). Der Ans 
forud des Berpflegers des vaterlofen unehelihen Kindes auf Erfag der Alimen⸗ 
tationdfoften gegen die Mutter unterliegt nicht ver Triennalverjährung des 8. 1489 
B. ©., weil es fih bier nicht um eine Entſchädigung im Sinne des $. 1293 
Ibid., fondern um einen Erſatz des gemachten Aufwandes nad $. 1042 ibid. 

anbelt. 

1 Entf. v. 18. November 1869, Nr. 8151 (Sch. II). Die Geltend- 
madung einer Eutfhädigungsforderung im Compenfationswege als Cinwendung 
hemmt infoweit die Entfhädigungeforderung den Compenfationabetrag überfchreitet, 
wie Big. im Sinne des $. 1469 B. ©. auch dann nicht, wenn der Compen- 
farion flattgegeben wird, 
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Entſch. v. 14. April 1869, Nr. 3482 (8375 ©.-U.). Die Big. des 
Beſtreitungsrechtes megen eines bei dem Dig. unterlaufenen Irrthums beginnt 
erft mit dem Zeitpunkte, in welchem dem zur Beftreitung Berechtigten der Irr⸗ 
thum bekannt wurde, wab er in Die Lage kam, dieſes R. auszuüben; dieß ergibt 
fih a den allgemeinen Rechtsgrundſätzen und der Unalogie des 8. 1489 
B. 


Entſch. v. 23. Juni 1868, Nr. 4166 (3084 ©.-U.). Aus dem Haren 
Wortlaute des $. 1475 B. ©. ift zu entnehmen, daß berfelbe nur auf die Fälle 
der ordentlichen, nicht auf die ber außerorbentlihen in 88. 1487—1492 ibid. bes 
handelten Big. Anwendung findet. 

Entf. v. 13. März 1867, Nr. 1356 (2756 ©.-U.). Gegen die Klage 
auf Erſatz beftrittener Alimente findet die Einwenbung der Triennalverjährung 
nicht flatt, weil es fi Hier nicht um einen Erſatz aus dem Redtögrund einer 
Beſchaͤdigung, fondern um den Erſatz eines vom Kläger beftrittenen Aufwandes 
handelt, welchen nach dem ©. ber Beklagte felbft hätte machen mäflen, ein folder 
Anſpruch aber nur der allgemeinen Big. unterliegt. 

Entſch. v. 10. April 1866, Mr. 2839 (2448 ©.-U.). Die Mage nad 
Art. 83 W. D. aus dem Titel der Bereicherung wegen nicht erfolgter Zuräd- 
ſtellung des Gegebenen kann umfoweniger als eine Entfhädigungsklage angejchen 
werben, als die im 8. 1293 B. G. aufgeftellte Begriffsbeftimmung des Schapens 
auf die eingeflagte Forderung durchaus nicht anwendbar iſt. 

Entf. v. 29. März 1864, Nr. 1911 (1889 G.⸗U.). Die Klage des 
Kindes wider den anßerehelihen Vater auf Erfag der Alimente pro praeterito 
mterliegt nit der Big. nach 88. 1480 u. 1489 8. ©. i 

Entſch. v. 26. Mai 1863, Nr. 3221 (1726 ©.-U.). Die in einem 
Strafurtheile bereit ausgeſprochene Verpflihtung zur Leiftung der Entſchädigung 
ann im Civilrechtswege nicht mehr angefochten werben, und bie Civilllage wegen 
Liguidirung eines folhen Erfaganfpruches kann durd bie ganze orbentlihe Ber- 
jährungszeit angeftellt werden. 

Entjd. v. 6. März 1863, Nr. 1211 (1668 ©.-U.). Der Anſpruch auf 
Surüdgabe der Eeffionsvaluta wegen Uneinbringlichkeit der cedirten Forberung 
unterliegt nicht ber ſechsmonatlichen Big. des 8. 933 B. ©. (8. 1397 ibid.). 
Daß bei abgetretenen Forderungen bie Borfchriften über bie Gemährleiftung nidt 
maßgebend find, zeigt aud die Andeutung im 8. 1398 ibid., dag unter gewiffen 
Umftänden dem Ceſſionar feine Entſchädigung gebähre, wornach alfo hier von 
einem R. anf Entſchädigung die Rede ift, für deſſen Verjährungszeit ein anderer 
Mafftab (9. 1489 ibid.) gilt. 

Entſch. v. 8. Juli 1862, Nr. 4187 (1639 (G.-NU.). Die Klage auf 
Zahlung des für den Fall des Rüdtrittes von dem auf Schliegung des Adop- 
tiond- und Schenkungövertrages gerichteten Uebereinkommen bebungenen „Reu- 
geldes“ ift ungegründet, weil ein Adoptions⸗ und Schenfungsvertrag nur fchrift- 
lich geſchleſſen werben kaun, daher kein Reugeld (8. 909 B. G.), welches ven 
rechtlichen Beftand des Btgs. ſelbſt vorausſetzt; ſondern ein in concreto aber nad 
8. 1489 ibid. begehrter Conventionalſtrafeanſpruch vorliegt ($. 1336 ibid.). 
ſSchlußfolgerung.] 

Entſch. v. 19. Juni 1861,- Nr. 3896 (G. H 1862, Mr. 17). Die 
Klage, die der Wedjfeleigenthiimer nad) Art. 83 W. D. gegen den Acceptanten 
aus dem Titel der Vereiherung wegen nicht erfolgter Zurüdftellung des Gege ⸗ 
benen anftrengt, ift feine Enıfhäpigungsflage nach $. 1489 8. ©., fondern faun 
innerhalb der orbentlihen Berjährungsfrift angebracht werden. 

Plenar-Entſch. v. 24. October 1860, Nr. 8823 (1214 ©.-U.). Die wider 
bie Alimentenerfagflage vom Bellagten auf Grund der 88. 1480 u. 1489 B. ©, 
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eingebracdhte Einwendung der Big. kann buch den Inhalt jener Paragraphen 
nicht für gerechtfertigt gehalten werten; denn ber Anfprud auf Erfa der frag« 
lichen Alimentationskoften von der Mutter des Kindes als Vergütung eined dem 
Beklagten obgelegenen Aufwandes ift durch $. 1042 ibid. rechtlich begründet und 
weber ber Begriff der im 8. 1489 ibid. erwähnten Entfhävigungsflage, nod der 
einer jährlihen Rente nach 8. 1480 ibid. hat darauf Anwendung. Die Unter- 
feidung der Alimentationskoflen der legten 8 Jahre von der Klage zuräd von 
ben Älteren, ift daher ungeſetzlich. 

Eutſch. v. 32. Februar 1860, Nr. 1727 (1089 ©.-U) Wenn ein 
Dritter für den fanmfeligen unehelihen Vater die Verpflegungs- und Erziehungs« 
taten vorgefchoffen hat, und daher dem Dritten nah $. 1042 8. ©. vom Vater 
Erſatz geleiftet werden muß, fo verjährt biefer Anfpruc nicht in 3, fondern erft 
in 30 Jahren. ; 

Entſch. v. 3. September 1859, Nr. 5847 (©. $. 1862, Rr. 17). 
Der Aufpruh auf Erfag der Alimentationstofen, welder von ber Mutter des 
unehelihen Kindes als Vergütung des dem Vater obliegenden Aufwandes ger 
flelt wird, unterliegt biefer Anſpruch weder ber Big. des $. 1489, noch der des 
8. 1480 8. ©. 

- Entf. v. 15. Juni 1859, Nr. 5681 (809 G.-U.). Die Klage auf 
Entgelt für Arbeiten, welche auf Anmeifung eines fein Mandat offenbar über 
fhreitenden Bevollmächtigten verrichtet wurben, ift als Entſchädigungsklage ber 
Triennalverjährung bes 8. 1489 B. ©. unterworfen [Schlußfolgerung] , als 
Lohnklage aber nad 88. 863 u. 1152 ibid. unhaltbar, weil Kläger nah dem 
a Sachverhalte die Mehrarbeiten miffentlih auf eigene Gefahr ges 
eiftet hat. \ 

Entſch. v. 22. Februar 1859, Nr. 1577 (733 ©.-U.). Aehnl. ber 
Entf. Nr, 8823 ex 1860. 

Entid. v. 4. Februar 1857, Nr. 495 (287 ©.- U). Die Klage ber 
buch den neuen Lauf des Fluſſes Beſchädigten auf Zuweiſung des verlaflenen 
Flußbettes iſt keine der Triennalverjährung ded 8. 1489 B. ©. .unterliegende 
Entſchädiguugsllage, fondern eine auf den in 88. 409 u. 410 ibid. begründeten 
Titel geftügte Eigenthumsklage. 

Entſch. v. 14. October 1856, Nr. 9849, (226 ©.-U.; PB. ©. 1267), 
Eine Klage, mit welcher die Vergütung einer von dem Kläger für ven Geklagten 
geleiftete Zahlung verlangt wird, ift nicht eine Entfhädigungsffage im Sinne des 
8. 1298 B. ©., da ber Begriff des Schadens nicht vorhanden ift, und es kann 
einer folhen Klage nicht die Zjährige, fondern nur die 3Ojährige Big. entgegen- 
gejegt werden ($. 1042 ibid.). 

Entf. v. 13. Auguft 1856, Nr. 7699 (215 ©.-U.; P. ©. 783). 
8. 967 B. ©. fpriht nur von dem Schaden, welchen ber Hinterleger dem Ver- 
wahrer zu erfegen hat, und verorbnet in dieſer Beziehung, daß bie wechſelſeitigen 
Forderungen binnen 30 Tagen von der Zeit der Zurädftellung anzubringen find. 
Handelt es fich aber um den Schaden, welhen der einem Verwahrer in $. 970 
ibid. gleihgeftellte Frächter dem Hinterleger wegen einer geftohlenen, alſo nicht 
zurüdgeftellten Waare zu leiften hat, fo kann von einem Anfange der Dig. von 
ber Zeit der Zurüditellung keine Rede fein. Der 8. 970 ibid. bezieht ſich viel- 
mehr ausdrucklich auf den im 30. Hanptft. von dem R. des Schavenerfages ent⸗ 
haltenen 8. 1316 ibid., verweifet daher die Haftung bes Frächters auf bie 
Grundfäge über den Schabenerfat. Zu biefen gehört andy der 8. 1489 ibid., 
gemäß welchem eine Entjhädigungsflage erft nach 3 Jahren von der Zeit an 
erliſcht, zu mwelder der Schaden dem Beſchädigten befannt wurde. 

Entſch. v. 16. Iuli 1853, Nr. 5778 (8724 G.-U.). Kläger hat eine 
Zahlung geleiftet, welhe dem Bellagten als feinem Befigvorgänger oblag. Da» 
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durch trat er in bie Re. des gezahlten Gläubigers und ift beredtigt, von dem 
Bellagten den Erfag der für ihn bezahlten Schuld zu fordern ($. 1358 9. ©.). 
Diefer Erfag iſt alfo nicht ein Schadenerſatz im gefeglihen Sinne und die For- 
derung desſelben unterliegt daher nidyt der Triennalverjährung nach 8. 1489 ibid., 
fondern der ordentlichen BOjährigen Big. 

Plenar-Entfd. v. 14. April 1853, Nr. 3412 (Manz’ihe Slg.), eim- 
getragen in’ Judicatenbuch Mr. 17: Aud die Klage wegen Liquidirung 
des bereits durch ein firafrechtlihes (jedod nit wegen eines Ber- 
bredens ergangenes) Urtheil dem Befhädigten im Allgemeinen zu- 
erfannten Schadens unterliegt der im 8. 1489 B. ©. feftgefesten 
Sjährigen Verjährungszeit, und dieſe läuft von dem Tage der Zu⸗ 
ſtellung des Strafurtheiles an den Beſchädigten. Die im $. 1489, 
Abſ. 2 ibid. enthaltene Ausnahme kann auf andere firafbare Hand- 
lungen, außer Verbrechen, niht ansgebehnt werben. 

Entfd. v. 11. März 1853, Nr. 2424 (PB. ©. 1266). Die Mage auf 
Erfüllung eines Vtgs. ift keinenfalls als eine Entfhävigungsflage anzufehen, und 
jährt daher erſt in 30, nicht ſchon in 3 Jahren, 

Plenar-Entfd. v. 20. März 1838, Nr. 1838 (Manz'ſche Slg.), einge 
tragen in’8 Judicatenbuch Ar. 18: Die in den SS. 1480, 1487 u.1489 8. ©. 
feftgefegte jährige Verjährungsfriſt läuft aud gegen den Fiscus 
und die übrigen in bem $. 1472 ibid. erwähnten privilegirten Körper- 


ſchaften. 

Eatſch. vp. 27 G. ©. 1269). Die Klage auf Entſchädigung wegen er- 
littener Erpropriation ift nur auf Erlangung des Preifes für einen erzwungenen 
Berlauf gerichtet; fle darf mit den im 8. 1489 B. ©. erwähnten Entſchädi⸗ 
gungsflagen nicht verwechfelt werben und unterliegt baher nur der ordentlichen Big. 


(8. 1490 — vgl. 48. 1889, 1489 ©. &.; 95. 830 allg., 183 MiL Str. ©.) 
8. 1490. lagen über Injurien, bie lediglich in Beſchimpfungen durch Worte, Schriften 
oder Geberben beftehen, können nach Verlauf Eine® Jahres nicht mehr erhoben werben. Be 
ſteht aber die Beleidigung in Thätlichkeiten; fo dauert ba® Klagerecht auf Genugtfuung durch 
drei Jahre, 


1431 — vgl. 98. 1 91, 901, 20.008, 1076, 1088, 1084 1141, 1990, 1821; 99. 156-180, 088, 
986, 967, 988, joor, nn, ee 570 Geb. @.; & 130 Bat. 6. v. 97. Jänner 1840, Rr. 04 I. @. 
u. a. m. 


d. 1491. Einige Rechte find von den Geſetzen anf eine noch kürzere Zeit eingeſchränkt. 
HSieräber kommen die Borfäriften an den Orten, wo biefe Rechte abgehandelt werben, vor. 


G. 1498 — vgl Urt. 77-80 @. D. v. 25. Jänner 1850, Nr. 51 R. ©. 8.) 
8. 1492. Wie lange das Wecfelrecht einem Wechfelbriefe zu Statten kommt, ift in ber 
Wechſelordnung beftimmt. 

Entſch. v. 10. Februar 1876, Nr. 477 (6029 ©.-U.), Es beflimmt 
ber 8. 449 B. ©. allerdings, dag das Pfandreht fih immer nur auf eine 
giltige Forderung beziehe, allein es ift ein ganz unridtiger Schluß, daß durch 
bie Big. des Wedjelrechtes des Bellagten fein Forderungsrecht ‚überhaupt auf 
gehört habe; denn wenn auch der Bellagte die Wechſelforderung im wechſelrecht⸗ 
lien Vf. wegen der eingetretenen Big. des Wechjelrechtes nicht mehr formalifiren 
fann, fo ſpricht dod der Art. 83 W. O. Mar aus, daß ber We chſelverpflichtete 
dem Inhaber des Wechſels ſoweit verantwortlich bleibe, als dieſer mit deſſen 
Schaden fich bereichern würde; es beſteht daher das Forderungsrecht des Be 
langten in dieſer Richtung and darauf bezieht ſich unbeſtreitbar das ihm von dem 
Kläger ertheilte Pfandrecht durch Intabulation im Laſtenſtande feiner Realität. 
Bei dieſer Sachlage iſt die Abweiſung des Loſchungs ⸗Klagebegehrens umſomehr 
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begründet, als fi durchwegs mit Grund nicht behaupten läßt, daß bie Intas 
bulationsbewilligung ſich nur ‚anf die im Wechſelrechtswege zu realificende Wechfel- 
fumme, und nicht überhaupt auf das Forderungsrecht bes Belangten in bem 
Belaufe des Betrages non x fl. bezogen habe. f 

Entſch. v. 28. Juni 1868, Nr. 4166 (3084 ©.-U.). Aus dem Haren 
Wortlaute des 8. 1475 B. ©. ift zu entnehmen, daß berfelbe nur auf die Fälle 
der orbentlihen, nicht aber auf die der außerorbentlichen in 88. 1487—1493 
ibid. behandelten Big. Anwendung findet. 

Entfd. v. 20. April 1864, Nr. 2836 (©. 9. 1864, Mr. 84). Ein 
vor der Wirkſamleit ver W. D. fällig gemorbener Wedel, und zwar aud ein 
fremder, verjährt in Jahr und Tag nach der Verfallszeit. 


Einrehuung der Werjährungszeit des Vorfahrers. 
(8. 1498 — vgl. 8. 1468; #8. 1460, 1477 ©. @.) 2 
5 1498. Ber eine Sache von einem rechtmäßigen und redlichen Beſitzer redlich übernimmt, 
der ift als Nachfolger berechtigt, die Erfigungszeit feines Borfahrers mit einzurechnen (8.1468). 
Eben dieſes gilt auch von der Berjäßrungszeit. Bei einer Erfigung von breißig ober vierzig 
Jahren findet biefe Einrechnung aud ohne einen rechtmäßigen Titel, und bei der eigentlihen 
Verjährung ſelbſt ohne guten Glauben, oder ſchuldloſe Unwiffenpeit ftatt. 


Entfd. v. 29. Mai 1878, Nr. 4079 (©. Big. 1879, Nr. 70). Die 
von dem Perſonalſchuldner erhobene Eiumendung der an ben Cebenten erfolgten 
Zahlung einer noch nicht bücherlich gelöfcten, vom Ceſſionar unentgeltlih erwor⸗ 
benen Hypothefarforberung, wirkt aud für die Hypothekarſchuldner (58. 1894 u. 
1396 B. ©.); denn das Pfandrecht befteht nur, infolange bie Verbindlichkeit nicht 
erfült worden ift (SS. 447 u. 449 ibid.); 8. 469 cit. aber bezwedt bloß die 
Wahrung des Vertrauens in die öffentlichen Bücher, kaun daher in dieſem Falle, 
nachdem Kläger laut Gefflonsurkunde die Forderung durch Schenkung erhalte 
bat, nit Anwendung finden. : 

Entſch. v. 1. Auguft 1877, Nr. 9490 (©. Ztg. 1877, Nr. 83). Die 
Ucte, durch melde der Befigvorfahrer fi in den thatſächlichen Beflg des ge 
förten Rs. gefegt hatte, gelten aud für den Beſitznachfolger (88. 1493 B. ©. 
8. 5 poss. summ.). 

Entſch. v. 8. Mai 1877, Nr. 1742 (G. H. 1877, Nr. 86). Nur ber 
ausgewiefene Rechtsnehmer des früheren Befigers ift berechtigt, feine Befigperiode 
in die Erfigungszeit einzurechnen. 

Entf. v. 11. Mai 1871, Nr. 3001 (4164 ©.-U). Wenn der neue 
Erwerber einer Liegenſchaft vom Beftehen einer Wienftbarfeit auf derfelben bei 
der Erwerbung außerbücherlich Kenntnig hatte, befindet er ſich nicht mehr im 
guten Glauben. 

“ Entf. v. 20. April 1871, Nr. 1603 (4134 ©.-U.). Durch den er 
brachten Beweis, daß bie Infaflen des klägeriſchen Hauſes eine Gangthüre feit 
mehr als 30 Jahren zum Durchgang durch das Nachbarhaus benügt haben, ift 
die Erfigung der Servitut de8 Durchgangs erwiefen ($. 492 B. G.). Da nun 
die Angabe eines rechtmäßigen Titel im alle des $. 1477 ibid. gar nicht ge⸗ 
fordert, übrigens die Rechtmäßigkeit des Befiges nad 8. 323 ibid. bis zu dem 
bier nicht gelieferten Beweis des Gegentheiles vermuthet wird, bie Unrebligfeit 
des Befiged von ben Beklagten nicht behauptet, deſſen Echtheit aber.beftätigt 
worden iſt, wornady der Durchgang ſiets auf eine Art benugt wurde, daß er auf 
Seite der Mühle Nr. 39 beobadıtet werden mußte, — wovon auch nur ein 
Blid auf den Hägerifhen Situationsplan überzeugt, bie Beftger ver Mühle häufigft 
die durchgehenden Perfonen fahen und dabei mit ihnen verkehrten, übrigens auch 
in biefer Richtung dem Bellagten der Beweiß obgelegen wäre, daß er ober feine 
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Beſitzvorfahrer ſich der Ausübung der Servitut widerſetzt haben, da ferner bie 
Kläger berechtigt find, die Erfigungszeit ihrer Vorfahrer ſich einzurechnen (S. 1493 
ibid.); haben fie das beftrittene Dienftbarkeitsrecht erſeſſen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 2. März 1870, Nr. 2 (3732 ©.-U.). Wenn die Erfigumg 
(Big.) fon von den Vorfahren vollendet worden ift, kommt es auf eine Zu⸗ 
rehnung und alfo auf den Beſitz ver Rechtsnachfolger gar nit mehr an mb 
es genügt, daß fle das erworbene R. nicht wieder verloren haben. 

Eutſch. v. 2. Yuli 1869, Nr. 5801 (3464 ©.-U.) Der 8. 1498 B. G. 
läßt keinen Zweifel zu, daß derjenige, welder die Erfigungszeit feines Borgän- 
gers einrechnen will, felbft im Beflg fein muß. Bellagter hat 6 Jahre vor Au- 
flellung der lage einen Weingarten angelegt, wo vormald Weg und Dieſe 
gegangen fein follen, und hat biefelben hiermit thatfählih ohne Einſprache auf 
gehoben; feine Liegenfhaft iſt laut Grundbuchsſervitut frei, und wenn fie es 
einige Zeit factifch nicht gewefen wäre, fo hatte Beklagter jene Servitutfreiheit 
nad) 8. 1469 ibid. bereit® längft erfeflen und war bie Seroitut des Klägers 
nad $. 1488 ibid. längft verjährt, als er in ben Beſitz bed angeblichen 
herrſchenden Gutes trat. Da fomit Mäger niemals, weder mittelbar oder ums» 
mittelbar in den Beſitz ber angefprodenen Servitut gelommen if, konnte ex 
fie auch nicht erfigen, und er kann auch nicht ven Befig feiner Vorgänger geltend 
machen, welcher zur Zeit der Uebergabe nicht mehr beftanden hat. 

Entf. dv. 19. Jänner 1869, Nr. 12272 (3249 ©.-U.). Die nament- 
liche Anführung aller während der gefeglihen Erfigungszeit nadhgefolgten Bor» 
befiger des Eigenthumsanſprechers und die Angabe ihrer fpeciellen Befigdamer 
ift bei der Erfigung von 40 Yahren nicht erforderlich. 

Entf. v. 2. September 1868, Nr. 6013 (1779 ©.-U.). Da im vor 
"fiegenben Falle feit dem Jahre 1808, mo vie erfte Unterfagung und bie ber« 
felben entſprechende Unterlafjung geſchah, bis zum Jahre 1861 mehr ald 30 Jahre 
verftrihen find, während dieſer Zeit der Fall zur Ausübung der von den Klägern 
für ihr Haus in Anſpruch genommene servitus non altius tollendi ſich noch 
zweimal, im Ganzen alfo wirflid dreimal ergeben hat, und dieſes R. von bem 
Befigern des herrſchenden Haufes Nr. x jedesmal ausgeübt wurde, fo muß aner- 
kannt werben, daß die Beſitzer dieſes Hauſes das erwähnte Unterfagungsredt, 
beziehungsmeife die Dienftbarfeit erfeflen haben. Unbegründet ift die Einwendung, 
daß die Erfigung durch ben im Jahre 1826 eingetretenen Anlauf des vienen- 
den Hanfes Nr. y von Seite ver Beklagten unterbrodhen, daher nicht vollendet 
wurde. Denn BVeränderungen von mas immer für einer Art im Beſitze 
bes herrſchenden ober dienftbaren rundes begründen nad 88. 1493 m. 
1497 3. ©. feine Unterbrehung der Erfigung, und infofern ber Geklagte bie 
Unterbrechung derſelben von Seite der Befiger des Haufes Nr. x darin finden 
will, daß die fragliche Dienftbarkeit auf dem Haufe Nr. y nicht einverleikt 
ift, feine Eltern aber dieſes Haus im Jahre 1826 erfauft haben, ohne daß 
die Dienfibarkeit aus dem öffentlichen Bude erſichtlich geweſen wäre, muß ent- 
gegnet werden, daß nah $. 1470 ibid. auch noch nicht in die öffentlichen 
Bücher eingetragene Re. von bem reblihen Inhaber binnen 30 Jahren er 
feffen werden, und derjenige, welcher eine Sache von einem redhtmäßigen red» 
lichen Beſitzer redlich übernimmt, nad) $. 1493 ibid. die Erfigungdzeit feines 
Vorfahrers mit einzurechnen berechtigt ift, was auf die Kläger volllommen zu 
trifft; daß ferner die Beklagten von bem 8. 1500 ibid. feinen Gebrauch gemalt, 
vielmehr gleich nad Erkaufung des Haufes Nr. y das in Rebe ftehende Unter 
fagungsrecht des Beflgers von Nr. x ſowohl ausdrücklich als thatſächlich ann 
kannt haben. Es ift demnad ver Zeitraum der hier maßgebenden 31jährigen 
Erfigung nicht erſt vom Jahre 1826, fondern ſchon vom Jahre 1808 als in 

Lauf gefommen, und fohin im Jahre 1838 als beendet anzunehmen. 
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Entf. v. 26. Mai 1863, Nr. 2609 (1725 ©.-U.). Der Fall des 
8. 1500 fließt die Einrechenbarkeit der Erfigungs- (oder Vjgs.⸗) Zeit der Vor⸗ 
fahrer aus. 

Entſch. v. 24. November 1858, Nr. 11794 (670 ©.-U.). Im Laufe 
des Eigenthumsprocefies wurbe von dem Belangten die flreitige Realität meiter 
verkauft. Mehr ale 30 Jahre fpäter, aber nicht ganz 30 Jahre nad Zuftellung 
des Urtheil® der letzten Inftanz belangten tie Erben ver erften Kläger die gegen« 
wärtigen Befiger. Die Klage wurde abgewiefen, weil bie inzwiſchen vollenbete 
Erfigung der heutigen gutgläubigen Erwerber nah $. 1478 B. ©. die Big. 
bes 98. der Kläger nad) fi) gezogen hat. Der erwähnte frühere Proceß und 
deſſen Enburtheil find als den heutigen Geklagten gegenüber res inter alios acta 
zur Unterbrehung weder der Big. nod der Erfigung geeignet (8. 1493 B. ©. 
und Art. 2244 Code Napoleon), 

Entfch. v. 27. September 1856, Nr. 6504 (224 G.-U.). Aehnl. d. 
Entſch. Nr. 2609 ex 1863. 

Entfd. v. 11. Mai 1856, Nr. 1472 (196 ©.-U.). Auf die außer 
bucherliche Big. durch Zurehnung nah 8. 1493 B. ©. muß NRüdfiht genom- 
men werben, wenn über deren Einwendung der Kläger es unterläßt, ſich auf das 
Bertrauen in das öffentliche Buch zu berufen, weil letzteres die Behanptung einer 
Thatſache im fich begreift, welde vom Richter nicht fupplirt werben barf. 


Hemmung der Verjährung. 
G. 1496 — vgl. 33. 278, 283, 567, 568; 1473 ©. ©.) 
3. 1494. Gegen folde Perſonen, welche ans Mangel ihrer Geifteskräfte ipre Rechte ſelbſt 
su verwalten unfähig find, wie gegen Pupillen, Wahn» oder Blöpfinnige, Tann die Erfigungs- 
oder Berjährungszeit, dafern diefen Perfonen Keine geſetzlichen Vertreter beftellt find, nicht 
anfangen. Die einmal angefangene Erfigungs- oder Verfährungszeit läuft zwar fort; fie 
Tan aber nie früher, al® binnen zwei Jahren nad den gehobenen Hinderniffen vollendet 
werben. 

Entſch. v. 23. Mai 1878, Nr. 4877 (G. Ztg. 1878, Nr. 60). Die 
Big. fann zwar gegen einen bevormunbeten Min. zu laufen beginnen, vollendet 
wird biefelbe aber erft binnen 2 Jahren nach erreichter Großjährigleit bes 
Leßteren ($. 1494 B. ©.). 

Entf. v. 13. Februar 1878, Nr. 1919 (©. Ztg 1879, Nr. 55). Bei 
einer 3O0jährigen Erfigung der Servitut des Fahrrechtes kann das Erfordernig 
der Nachweiſung nicht fo weit ausgedehnt werden, daß die Zeugen für jedes 
einzelne der 80 Jahre die von ihnen wahrgenommene Ausübung des Yahrens 
beflätigen; bie Unredlichkeit des Beſitzes bes Fahrrechtes ift nicht dargethan und 
der Angabe eines rechtmäßigen Titeld bedarf es bei der 30jährigen Erfigung 
nicht. Auch der Umftand, daß einer der Miteigenthümer min. if, fteht ber 
Erſitzung nicht entgegen, weil zur Zeit, als biefer Miteigenthämer wurde, 
die Seroitut bereit8 erworben war, zubem der Min, ſtetö in der Perſon 
feines Vaters einen gefeglihen Vertreter hatte und daher der Lauf 
der Erfigung niht gehemmt wurde ($. 1494 B. 8.) 

Entf. v. 19. April 1871, Nr. 12040 (4131 ©.-U) War aud bie 
vom Bellagten übernommene Verbindlichkeit zur Zeit der Ausftellung des Schuld- 
fcheines rechtsunwirkſam, fo Tonnte fie nach eingetretener Eigenberechtigung des⸗ 
felben dur feine ausdrückliche oder ftilfhweigende Anerkennung convalidirt 
werden. Als eine ſtillſchweigende Anerkennung aber ift e8 nad dem Hof. vom 
29. Auguft 1818, Nr. 1488 9. ©. ©. und $. 1494 B. ©. anzufehen, wenn 
der Beklagte nad erreichter Großiährigkeit unterlafien hat, bie Giltigkeit der auf 
feiner Liegenſchaft verfiherten Forderung zu beſtreiten. 
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Entf. v. 12. Februar 1868, Nr. 832 (2994 ©.-U.). Die Unkenntniß 
des Berechtigten an ben ihm zuftehenden Re. fteht dem Beginn der Big. nicht 
im Wege, weil nah 8. 1478 B. ©. nur die objective und nicht die fubjective 
Möglichkeit der Rechtsausübung in ‚Betracht fommt und die Unkenntniß eines 
Rechtsanfpruches im 8. 1494 ibid. nicht als eine Urfade ber Hemmung ber 
Big. angefehen wird, insbefondere dann nicht, wenn der Zjährige Nichtgebrauch 
des Rs. eingewenvet ifl, da nad) 8. 1479 ibid. durch 80jahrige Nichtansübung 
alle Re. gegen Dritte fhon an und für ſich erldſchen. 

Entf. v. 2. Mai 1865, Nr. 8538 (2167 G.. U.). Wenn für die Bezahlung 
einer Forderung Feine beftimmte Frift feftgelegt iſt, muß fie fofort geleiftet werben, 
und verjährt alfo nach 8. 1479 B. ©. in 30 Jahren. Die im 8. 1494 ibid,, note 
mirte Hemmung der Big. ift eine Ausnahme von den über den Lauf ber Big. 
als Regel feftgefegten Beftimmungen und muß daher ſtrenge ausgelegt werben. 
Durch den $. 1494 ibid. werben nämlid in diefer Richtung bloß folden Ber» 
fonen, welche aus Mangel ihrer Geifteskräfte ihre Re. zu verwalten unfähig . 
find, wie den Pupillen, Wahn⸗ und Blövfinnigen, in Bezug auf den Beginn und 
bie Vollendung ver Big. und Erfigung gegen biefelbe gewifie Begünftigungen 
eingeräumt; auf biefe bat aber derjenige feinen Auſpruch, welden nicht wur 
Mangels feiner Geiftesfräfte, fondern bloß wegen feines unbefannten Aufent» 
haltes ein Curator beftellt worden ift, und von welchen nicht einmal hervorkommt, 
feit wann er abwefend ift. 

Entf. v. 14. October 1868, Nr. 6848 (1813 ©.-U.). Da der rüd- 
ſtändige Darlchenszinfen einflagende Min, ftets einen gefeglihen 
Vertreter hatte, Tonnte nad) 8. 1494 B. ©. die Big. gegen ihn niht nur 
beginnen, fondern, weil ein Hinderniß ihres Anfangs niemals be 
ftanden bat, in der gefeglihen Zeitvon 3 Fahren auch vollendetwerben. 

Entſch. v. 24. März 1863, Nr. 1611 (1684 ©.-U.). Unter Hinderniffen 
im Sinne des $. 1494 8. ©. ift nicht das Hinderniß der felbfiftändigen Ausübung 
des Klagerechtes, fondern nur der Mangel eines gefeglichen Vertreters zu verftchen. 

Plenar-Entfd. v. 14. Mai 1858, Nr. 8197 (Many'ſche Slg.), ein- 
getragen in's Judicatenbuch Nr. 18: Die 3Ojährige Frift, binnen welder eine 
Erbfaftsflage nah $. 1478 8. ©. bei fonftiger Big. anzuftrengen ift, läuft 
vom Tage des Erbanfalls (8. 536 ibid.) und ihr Lauf wird nur ans dem in 
ten 88. 1494— 1497 ibid. angeführten Gründen gehemmt oder unterbroden. 

Entf. v. 15. Yuli 1857, Nr. 6113 (416 ©.-U.). Unter ben im 
8. 1494 B. ©. erwähnten Hinderniffen ift nicht das der Min., ſondern nur der 
Mangel eines gefeglihen Bertreters zu verfichen [Schlußfelgerung]. 

Entfd. v. 8. November 1854, Nr. 11410 (46 ©.-U.). Die aus bem 
8. 1480 B. ©. hergeholte Einwendung ber Pig. wider die Alimentationeflage 
ift unbegründet, weil die Geklagte noch min. ift, daher bie allenfalld angefangene 
Big. nie früher als binnen 2 Jahren nach erreichter Volljährigkeit hätte vol⸗ 
lendet werben können (8. 1494 ibid.). [?] 

Entf. v. 6. Februar 1845, Nr. 3589 (P. ©. 1272). Die Erfigungs- 
oder Berjährungszeit kann gegen die im $. 1494 B. ©. angeführten Perfonen, 
welche aus Mangel der Geiftesfräfte ihre Ne. felbft zu verwalten unfäbig find, 
auch, während fie noch unter Vormundſchaft oder Euratel ftehen, vollendet werben, 
wenn ihnen gefegliche Vertreter beftellt find. 


(8. 1695 — vgl. 88.178, 188; 1678; 1494 ©. @.) 

8. 1498. Much zwiſchen Ehegatten, dann zwiſchen Kindern ober Pflegebefohlenen, und 

ihren Eltern oder Bormündern Tann, fo lange erftere in ehelicher Berbindung, legtere munter 

elterlicher oder vormundfchaftlicher Gewalt ftehen, die Erfigung ober Berjährung weder ange 
fangen noch fortgefegt werden. 
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Entſch. v. 7. Unguft 1872, Nr. 6482 (4680 ©.-U.). In Folge Auf 
hebung ber Ehepacte, wegen aus beiderfeitigem Verſchulden erfannter Eheſcheidung 
(8. 1264 B. ©.) müßte der geflagte Ehemann ſchuldig erkannt werden, bie ald 
Heiratögut der Gattin erhaltenen beiden Wirthſchaften der letzteren zurüdzugeben 
(8. 1229 ibid.). Diefe Verpflichtung kann dadurch nicht alterirt werden, daß 
der Geklagte, wie er behanptet, die das Heiratögut bildenden Realitäten während 
feines Befiges meliorirt und Aberhanps in Folge diefes Beſitzes mehrfältigen Auf- 
wand gemacht, und auch verfchienene Paſſiven berichtigt habe, da ihm zwar freie 
fteht, die im geeigneten Wege geltend zu machen, viele Anſprüche iym aber nicht 
berechtigten, der Klägerin die Rücſtellung der Realitäten vorzuenthalten. Bon einer 
Erſihung des Egths. kann auf Eeite des Geklagten auch Feine Rede fein, ba er 
die Realitäten nur auf Grund des Bigs. nicht als Egthr., ſondern nur als 
Fruchtnießer beſeſſen hat und befigen konnte, 8. 1228 ibid., daher eine Exfigung 
des Egths. wegen Abganges der Erforderniſſe der 88. 1461—1463 ibid,, fowie 
im Hinbfid auf 8. 1495 ibid. hier gar nicht möglich war. 


(8. 1496 — vgl. 56. 1476; 1497 ©. ©.) 
8. 1496, Durch Abweſenheit in Eivil- oder Kriegsdienſten, oder durch gänzlichen Stillſtand 
ver Rechtepflege, 3. B. in Pefl- oder Kriegäzeiten, wird nit nur der Anfang, fondern fo 
lange dieß Hinderniß dauert, auch die Fortſetzung der Erfigung oder Verjährung gehemmt. 


Anterdreung der Verjährung. 


G. 1497 — vgl u. 8685 1341; 1460; 1482 ©. G.; Son. dv. 30. Jänner 1819, Nr. 1546 + ®.©.; vom 

3. Bei 18:3, 3. 9161; 9.15 ©. do. 17. December 1968, Nr. 97; 96. 13-19 G. u. 37. 1878, Rr. 67, 

und v. 9. April 1878, Rr, 7OR. @. 8. #8. 74, 75; Att. 80. D.; 6.8 6.D.; ©. v. 28. M 1875, Rr. 49 

208; Sin. Gi. 0 4 Burma Ines, D. ereıe; Bm 3 ii α . ©. und Fin 
) 


8. 1499. Die Erfigung fowohl, ale die Verjährung wird unterbrochen, wenn derjenige, 

welcher fi auf dieſelbe berufen will, vor dem Verlaufe der Verjährungszeit entweder aus« 

drũcklich oder ſtillſchweigend das Recht des Andern anerfannt hat; oder wenn er von bem 

Verechtigten belangt, und die Klage durch einen rehtökräftigen Spruch für unftatthaft erflärt; 
fo ift die Verjägrung für ununterbrochen zu halten. 


Blenar-Entfd. v. 18. November 1879, Nr. 11623 (©. Ztg. 1879, 
Nr. 102). Wenn der 8.1 des Hoftzld. v. 14. Februar 1840, Nr. 409, 
3.6.6. beftimmt, daß die länger ale 3 Jahre aushaftenden Steuer 
tädflände nur ein den Hypothelargläubigern nachſtehendes Pfand 
tet genießen follen ($. 31, 3. 3 €. O.), fo kann einer Erecutions⸗ 
führung feiten® des Aerars auf das bezäglihe Out behufs Herein- 
bringung von Stenerrüdfiänden nur die Rehtswirlung eingeräumt 
werden, daß dem Aerar auch bie länger als 3 Jahre aushaftenden 
Stenerrülftände in ber Reihe des erwirkten Pfandrechtes, daher 
vor den etwa nachfolgenden Tabulargläubigern aus dem Meift« 
bote zugumweifen find. Diefer Erecutionsführung aber vie Wirkung 
beilegen zu wollen, daß dadurch aud für ältere als zjährige Steuer« 
tüdflände die Priorität des gefeglihen Pfandrehtes vor allen Ta-, 
bularglänbigern gewahrt werde, erfheint unzuläffig. Denn bie 
Hofde. v. 16. September 1825, Nr. 2123, 1. September 1826, Nr. 2219 
und v. 4. November 1831, Nr. 2533 9. ©. ©., befhränten das den 
Realfieuern vor allen anderen aus Privatrehtstiteln entiprin- 
genden Forderungen eingeräumte Vorrecht ausdrücklich nur auf 
jährige Rüdftände und wärbe nun dem feitens des Aerare zur Ein- 
bringung bes Steuerrüdftandes auf die Realität erwirkten egecu«, 
tiven Pfandregte, mit Berufung auf die im 8. 1497 B. ©. ent- 
baltene Beftimmung, die oben gedachte Wirkung eingeräumt werben, 
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fo möchte Hierburd ein von der Geſetzgebung im Intereffe des Real 
eredites ausprädlih nur für eine beſchränkte Zeitbaner eingeräumtes 
Brivilegium über diefe Zeit hinaus ausgedehnt werben, was der 
Tendenz bes ©8. geradezu entgegen wäre. Die in ben 88. 13 u. 14 
des Fin. Din. Erl. v. 8. Mai 1850, Nr. 181, 8. G. B. enthaltene Bes 
Rimmung ftellt ſich als eine fpecielle, nur vie Uebertragungsgebühren 
betreffende Ausnahmsvorfcrift dar,eund läßt ſchon deßhalb eine aus⸗ 
dehnende analoge Anwendung auf andere Fälle nit zu. Webrigens 
hat die hier vorliegende Rechtsfrage ihre Löſnug im gefeglihen Wege 
nidt nur im 8. 31, 3. 1C. D. v. 25. December 1868, fondern 
auch bereits in dem mit der Bdg. des fleiermärlifhen Buberniums 
v. 30. September 1825, 3. 24255, fundgemadten Hofkzld. v. 10. Se" 
tember 1825, 3. 2821, gefunden, worin im Einverfländniffe mit der 
k. k. oberften Fuſtizſtelle erflärt wurde, daß die Frage, ob — wenn 
von einem Eontribuenten bie Steuerzahlung von Zeit zu Zeit be 
trieben worden if, ohne daß fie erfolgte, oder wenn ihm Termine 
sugeflanden wurden — das privilegirte Hypothekarrecht auch auf 
einen längeren Seitraum als von 3 Jahren wirken köonne, fi nicht 
bejahend beantworten laſſe, weil das privilegirte, anf einen 3jäh- 
tigen Steuerrückſtand befhränkte Hypothekarrecht mit der Big. keine 
Verbindung hat und fih nur dadurd wirkſam zeigt, daß bie dffent- 
lihe Verwaltung ihre Anfprüde auf einen 3jährigen Gteuerbetrag 
vor allen anderen auf dem Gute verſicherten Verbindlichkeiten geltend 
madt, daß der Umftand, ob der Rüdftand betrieben, erecutirt und 
bod nicht eingebragt ward, oder ob Zahlungsfriften bewilligt wur- 
den, in biefen Berbältniffen nichts ändert, vielmehr jede Rücfſicht 
baranf Unzukömmlichkeiten aller Art zur Folge haben würde, nu» 
daß das privilegirte Hhypothefarreht nur die Summe eines Sjährigen 
Nüdftandes fihert, oder mit anderen Worten, daß für den Betrag 
einer Bjährigen Steuer die Staatsverwaltung vurch ein VBorznge- 
recht gededt ifl, für den Betrag, der diefe Summe überfteigt, aber 
feinen Borzug genießt, fondern in gleihem Berhältniffe mit Pri- 
daten ſteht, welche Forderungen zu ftellen haben. Mit diefer Motivirung 
wurde einjutragen befchlofien in's Judicatenbuch Nr. 105: Rah den nod in 
Wirkfamkeit beſtehenden Hofd. v. 16. September 1825, Nr. 2133, 
1. September 1826, Nr. 2219, 4. November 1881, Nr. 2533 nnd 
14. Febrnar 1840, Nr. 409 9. ©. S., fowie nad 8. 31, 1 ED, 
genießen bei einer Meiftbotvertheilung ein Vorrecht vor allen Hype 
thelarforbernngen nur folde Steuerrüdflände, welde uiht länger 
als 3 Jahre vom Tage aushaften, an welden die Realität bei der 
erecntiven Feilbietung veräußert würde. 
Plenar-Entfd. v. 18. November 1879, Nr. 11398 (G. Ztg. 1879, 
Nr. 102), eingetragen in's Iubicatenbud Ar. 106: Wenn für Zinfen ei. s 
‚ Intabulirten Kapitals das ereeutive Pfandrecht bücherlich eingetragen 
if, fo flieht der Zuweifung bderfelben bei ber Meiftbotvertheilung, 
aud wenn e8 fid um mehr als 3jährige bis zum Erftehungstage räd- 
ſtändige Zinfen handelt, der 8. 38 €. O. und der $. 17 ©. ©. nit 
im Wege; allein ſolche ältere Zinsrädftänne, ſelbſt wenn das Pfand- 
recht für diefelben ad Numerum oder per juxta des Capitals ein- 
getragen ifl, Fönne immer nur in der Rangorbnung, in welder das 
Pfandrecht für diefelben erworben wurde, aus bem Meiftbote zuge 
wiefen werden. 
Entfd. v. 27. Auguft 1879, Ar. 4722 (9. B. 1879, Nr. 44), De 


Ä 
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Sag, daß bie grunbbücherlich durchgeführte Ceſſion einer einverleibten Satzpoſt 
die Big. unterbrehe und daß dem Schuldner die Big. erft von der Zeit ber 
Eeffion von Nenem zu laufen beginnt, enthält keine offenbare Ungerechtigkeit. 

Entf. v. 19. September 1878, Nr. 4886 (©. Ztg. 1879, Nr. 80). 
Die behauptete Unterbrehung der Big. dadurch, daß Geklagter feine Forderung 
anertannt habe (8. 1497 B. ©.), inbem ex dem Kläger die Prüfung der von 
ihm gelegten Rechnungen und bie Bezahlung feiner Forderung zugelagt habe, ift 
nicht begründet. Denn felbft diefer Behauptung zufolge wurde die Zahlung erft 
nad Prüfung der Rechnung zugefihert, fomit von einer Suspenſivbedingung ab« 
Hängig gemacht, welde noch nicht eingetreten ift. Der Kläger muß vielmehr 
vorerſt die Genehmigung oder Bemänglung feiner Rechnung fordern und erft 
nach endgiltiger Erledigung ber Rechnung und nah Maßgabe des Rechnungs- 
xefaltates Tann er das Begehren auf Zahlung des Lohnes ftellen, 

Entf. v. 9. Mai 1878, Nr. 14682 (©. Ztg. 1879, Nr. 77). Die 
durch die Klagebehändigung eingetretene Unterbrehung ber Big. eines wechſel⸗ 
mäßigen Auſpruches verliert ihre Wirkung nicht, wenngleich das wechſelrechtliche 
Bf. nit gehörig fortgefegt wird. Der Umſtand, daß die Verhandlung durch 
längere Zeit in suspenso blieb, vermag an ber vorliegenden wechſelrechtlichen 
Berpflihtung der Geklagten nicht zu ändern, weil der Art. 80 W. D. Har 
beftimmt, daß die Big. (Art. 77—79 ibid.) durch die Behändigung der Klage 
unterbrochen, daß nämlich eine bereits angefangene Big. in ihren Rechtswirkungen 
vernichtet, fomit nicht fortgefegt wird. Da nah Abſ. VII des Kundm. Pat. zum 
DB. ©. die Vorſchriften diefes ©8. nur dann in Anwendung kommen, wenn bie 
Handels⸗ und Wechſelrechte keine beſondere Beftimmung treffen, in der W. O. 
aber im Art. 80 eine ſolche Beſtimmung enthalten iſt, ſo kann von der An⸗ 
wendung des 8. 1497 B. G., inſofern dieſer auch die gehörige Fortſetzung der 
Berhandlung verlangt, nicht die Rede fein. Die Unterbrechung der Big. iſt im 
Wechſelrechte Teineswegs von diefer Fortjegung der Verhandlung abhängig, da 
dieſes Erforberniß in die W. D. nicht aufgenommen worden ifl. Dazu kommt, 
dag im Wechſelverfahren in der Regel das Bf. mit ber Erlaſſung des Zahlungs- 
auftrages gefchloffen ift und eine Fortfegung ver Verhandlung nur dann eintritt, 
wenn Einwendungen eingebradht werben. Uebrigens fand es beiden Theilen frei, 
die Berhandlung zu reafjumiren und die Unterlafjung der Reaſſumirung kommt 
einer einverflännliben Prolongation der Unterbrehung gleih. Der Zulaſſung der 
Einwendung der Vig. fteht aber auch der $. 7 ter Berorbnung vom 25. Jänner 
1850, Nr. 52, R. ©. B. entgegen, nad welchem „alle* Einwendungen binnen 
3 Tagen einzubringen find; zu diefem können aber nur folde gerechnet werben, 
welde damals ſchon beftanden; erft fpäter entſtehende Einwendungen können nidt 
in Berüdfihtigung gezogen werden [Schlußfolgerung]. 

Entſch. v. 13. November 1877, Nr. 7189 (©. Ztg. 1879, Nr. 5). 
In dem Erſuchen des Geflagten ihm das Fahren zu geftaiten, liegt deſſen An- 
ertennung, daß Kläger das fahren zu unterfagen berechtigt fei und ift daher 
durch dieſes Erjuchen die Erfigung des Fahrrechtes unterbrochen. 

Entfd. v. 2. November 1877, Nr. 11582 (6625 ©.-U.). Die For⸗ 
derung des Entgeltes aus der vertragsmäßigen Uebernahme eines Kindes in die 
Berpflegung unterliegt, da es ſich nicht um eine rüdftändige jährliche Dienftleiftung 
handelt, nidt der Big. des $. 1480 B. ©. 

Entfd. v. 15. März 1877, Nr. 6616 (©. Big. 1878, Mr. 433; 6485 
G.⸗U.). Vermöge der Vorſchriften der Hofd. v. 15. April und 16. September 
1825, 8. 2089 u, 2182, 1. September 1826, 3. 2219, 14. November 1831, 
8. 2533 und 14. Februar 1840, 3. 409 fteht dem Aerar in ben fällen der 
egecntinen Veräußerung von Liegenjchaften das gejeglihe Borzugsrecht gegenüber 
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dem Hypothekarglãubiger nur für tie Stenerrüdftände von 3 Jahren vom Tage 
ber executiven Feilbietung zurüdgerechnet, zu. Das vom f. k. Aerar für Kltere 
Steuerrüdftänne über die erwähnten 3 Jahre hinaus erwirkte Pfandrecht be—⸗ 
fit die Wirkung nicht, das gefegliche Vorzugsrecht auch auf jene älteren Stener- 
rüdftände auszubehnen, fonbern verſetzt einzig und allein das k. k. Aerar in Be- 
zug auf die älteren Steuerrüdftände in bie Lage und ig bie Vortheile der übrigen 
Hypothelargläubiger, für welche bei der Verteilung des Kaufſchillings der Zeit- 
punkt des erlangten Pfandrechtes nady dem Stande ber öffentlichen Bücher ent- 
fepeidet, was Alles noch beutliher aus ben im ber Min. Bdg. v. 13. Des 
cember 1852, 3. 256 enthaltenen Beſtimmungen zu erfehen if. Vorliegend 
handelt «8 fi nicht um eine erlangte und bis zu ihrem Ende gehörig fortge- 
fegte Egecntion des k. f. Aerars in Folge des Erecutionsbeſcheides vom Jahre 
1872, fondern um eine Egecutionsführung, welde erft 1875 von dritten Per- 
fonen in Gang gefegt worden ift, weßhalb das Vorzugsrecht des LE. Aerars 
auf die legten 3 Yahre beſchränkt blieb und daher keineswegs auf die Jahre 
1869, 1870 u. 1871 ausgedehnt werben konnte. [Aehnl. der Entf. Mr. 11623 
ex 1879, Jubicat Nr. 105.] 

Entf. v. 20. Februar 1877, Nr. 691 (6381 ©.) Die Triennal- 
verjährung der Zinfen einer Sagpoft wird aud durch die im Grundbuche nicht 
angemerkte erfolgreihe Einklagung gegen ben früheren Befiger ber Hypothek 
unterbrogen. Die Unterlaffung der Anmerkung hindert nur die Bollfiredbarfeit 
des Urtheils wider ven gegenwärtigen Beſitzer. 

Entf. v. 18. Jänner 1876, Nr. 520 (5988 ©.-U.). Rah 8. 1497 
3. ©. und den per analogiam anwendbaren Beftimmungen des 8. 14 ©. 
v. 8. Mai 1850, Nr. 181 8. G. B., kann von einer Big. des Borrechtes der 
Grundſteuer vor ben auf der Reuerbaren Sade intabulirten Forderungen Beine 
Rede fein, wenn dasſelbe innerhalb der 3 Jahre, für melde es geſetzlich einge 
räumt if, im Grecutionswege durch Intabnlation anf dem Reuerpflichtigen Objecte 
geltend gemacht und die Erecution gehörig fortgefegt wird. — Worſpr. der 
Entf. Rr. 11623 ex 1879, Judicat Nr. 46.)] 

Entfd. v. 15. Ium 1875, Nr. 3764 (5755 ©.-U.). Sobald aus dem 
Öffentlichen Buche erfehen werden konnte, daß die Pfandforderung feit 30 Jahren 
bereitö ausgeübt werben konnte und daher, wenn inzwifhen von dem R., bie 
Zahlung zu fordern, fein Gebrauch gemacht wurde, verjährt ift, Tann fi der 
Erwerber der Forderung auf $. 1500 8. ©. nidyt mehr berufen. 

Entſch. v. 7. April 1875, Nr. 1456 (5682 ©.-U.). Nah 8. 1497 
2. ©. wird die Big. unterbrochen, wenn der zur Eutſchädigung Berpflichtete 
von dem Berechtigten belangt und die Klage gehörig fortgefegt wird. Daß 
unter biefem Belangen und unter dem Ausorude Klage nur das Belangen und 
bie Klage im orbentlihen Rechtswege vor dem Civilrichter zu verſtehen fei, if 
weber in dem Wortlaute, noch in dem Sinne des 8. 1497 ibid, begrändel. 
Denn auch die Erflattung der Anzeige von der erlittenen Körperlihen Mißhand⸗ 
fung bei dem Strafrichter mit dem Begehren, den Thäter zur Strafe zu ziehen 
und zum Erſatze des verfhuldeten Schadens zu verhalten, ift ein Belangen und 
eine Klage, und da in Fällen, wo die Beihädigung dur eine nach dem G. 
ftrafbare Handlung zugefügt wurde, mithin die Geltendmachung des Entſchädi⸗ 
gungsaniprudyes gegen eine beftimmte Perfon von der Zurechnung diefer firafe 
baren Handlung abhängt, einerfeits zu dem Erkenntniſſe über die Schuld des 
Angellagien nur der Strafrichter berufen ift und andererfeits der Entfhänigunges 
anfpruh vor dem Urtheile des Strafrichters nad Hofd. v. 6. März 1821, 
Nr. 1743 I. ©. S., bei dem Civilrichter gar nicht angebracht werben darf, fe 
unterliegt es wohl feinem Zweifel, daß die Big. im Sinne bes 8. 1497 8.6. 
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ebenfo burh das Belangen und bie Klage vor dem Strafrichter unterbrodhen 
wird, und daß, ba bie gehörige Fortſetzung ber gefeglihen Amtshanblung auf 
eine bei dem Strafrichter angebrachte Klage nicht Sache des Klägers, fondern 
die Pflicht des Strafrichters ift, bie feit der bei ihm angebrachten lage bis zur 
Schöpfung feines Urteils, beziehungsweife bis zum Eintritte und Bekanmwerden 
der Rechtekraft des Letzteren verſtrichene Zeit, in die Big. nicht mitgerechnet 
werben kam. 

Entfd. v. 5. Juni 1874, Mr. 2385 (9. ©. 1878, Nr. 15). Die An 
bringung und Fortfegung ber Klage bei einem Gerichte, welches laut rechtokräf⸗ 
tigen Urtheiles als incompetent zur Entſch. über die Klage erflärt wird, begründet 
feine Unterbrehung der Klagsverjährung (8. 1497 B. ©.). 

Entſch. v. 19. Mei 1874, Nr. 4817 (6367 ©.-U.). Eine Klage, die 
auf vie gegnerifhe Einwendung der Gerichtöunzuftändigkeit zurädgewiefen wird, 
kann wohl nicht gehörig fortgefegt werden im Sinne des $. 1497 B. ©. und 
muß vielmehr als gar nicht angebracht gelten. Nachdem bie belangte Geſellſchaft 
gegen die erfte Klage fhon am 9. Yuni 1870 die Incompetenzeinrede vorgebradht 
hatte, war dem Kläger Zeit und Gelegenheit gegeben, von jener Klage zurückzu⸗ 
treten, um fie fpäteftens am 80. April 1871 bei dem zuftändigen Gerichte zu 
erneuern. Der 8. 1478 ibid. (non valenti.agere) enthält fein Hinderniß ber 
Anwendung des 8. 1497 ibid. Wenn aber Kläger ftatt deſſen es vorzog, auf 
die Verhandlung über die vorgefhügte Einwendung der Incompetenz ſich einzu- 
laſſen, fo muß er, nachdem derſelben ftattgegeben worden ift, es fich ſelbſt zu⸗ 
ſchreiben, daß ihm inzwiſchen der vertragsmäßige Termin zur Auſtellung (Ex- 
neuerung) der Klage bei dem competenten Gerichte verftrihen iſt. a 

Entf. v. 27. November 1873, Nr. 9872 (5157 ©.-U.). Die wider 
eine Entfhäpigungsflage erhobene Einwendung der Triennalverjährung des 
8. 1489 8. ©. wurde abgewiefen; denn wenngleich feit dem Tage der korper⸗ 
lichen Berlegung und auch feit jenem des den Kläger auf den Rechteweg ver- 
weifenven Urtheiles des Strafgerichtes bis zur Anftellung feiner Klage mehr als 
3 Jahre verſtrichen find, fo darf doch nicht unberüdfichtigt bleiben, daß gerade 
der Bellagte die Wiederaufnahme des Strafverfahrens begehrt hat. und mit feinem 
Geſuche erſt am 29. Mai 1869 abgemwiefen, folglih der Strafproceß erſt an 
diefem Tage endgiltig entſchieden worden ift; daß Kläger nicht in ver Rage war, 
eine Entihädigungsflage mit Ausſicht anf Erfolg früher anzubringen, indem ihm 
in dem Civilproceſſe die Anhängigleit der Sache bei dem Strafgerichte entgegen« 
gejegt worden wäre, und daß zur Dig. voransgefegt wird, daß das R. an ſich 
ſchon hätte ausgeübt werden können ($. 1478 ibid.), wa® nad dem Geſagten 
bier offenbar nicht der Hal war, zumal die Entſch. des Strafrichters hätte ab» 
gewartet werben müflen. 

Entſch. v. 28. October 1873, Nr. 10191 (5115 ©.-U.). Die im ber 
dingten Endurtheil zugefprochenen vor ber Eidesleiſtung verfallenen Zinfen ver» 
jähren erft in 30 Jahren. Für die fpäter verfallenden Zinfen läuft die 8jährige 
Berjährungszeit von dem Tage der ohne ausgewiefenes Hemmniß fiftirten Erecus 
tion; denn in Folge der Siftirung fann in der bisher geführten Execution feine 
Hemmung ober Unterbrebung der Vig., bezüglich der feit der Vollſtreckbarkeit des 
Urtheiles neuerlich verfallenen Zinfen erfehen werden. 

Entfd. v. 26. Februar 1873, Nr. 1666 (4893 ©.-U.). Die Ende 
1867 verfallene Pachtzinsforderung ift Ende 1870 durd Big. nad) 8. 1480 
®. ©. erloſchen, da die Klägerin nicht angeführt, noch weniger bewiefen hat, 
daß in den Yahren 1868—1870 ihrerfeitß zur Hereinbringung dieſes Pacht- 
zinfes etwas gefchehen fei. Die Behauptung, daß bie Big. nah 8. 1497 ibid. 
duch die Anerkennung des Bellagten unterbrochen wurde, ift unbegründet. Denn 
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um diefe Wirkung zu haben, muß die Anerkennung vor dem Ablaufe der Ber- 
jährungszeit erfolgt fein, während fie hier fpäter flattfand. Zudem enthält die Er⸗ 
Märung, diefe Schuld wird für liquid erfannt und die Zahlung verweigert, offen- 
bar nicht die Anerkennung, daß die Forderung richtig fei, fondern nur die An« 
erfennung, daß fie urſprünglich, nämlich im Jahre 1867, richtig war, und bie 
Berneinung, daß fie noch zu R. beftche. Das vom Beklagten im April 1871 
dem Gemeindevorflande überreihte Gefuh um Nachſicht des Pachtzinsrüchſtandes 
enthält nur die Behauptung, daß Beklagter ven Zinsrüdftand nicht mehr ſchuldig 
fei, den ihm der vorige Gemeindevorſtand bereits nachgefehen habe, keineswegs 
aber die förmliche Anerkennung, daß die Schuld noch beftehe; es Tann daher 
daraus wohl nicht gefolgert werden, baf er damit auf die Einwendung der Big. 
Verzicht geleiftet habe. 

Entſch. v. 4. April 1872, Nr. 1398 (4555 ©.-l.). Mit dem Ueber- 
ſchreiten der für eine Satzſchrift des Klägers beftimmten Friſt verbindet das G. 
nirgends die Rechtsfolge, daß der Kläger als auf die Fortfegung des Proceſſes 
verzichtend oder von der Klage ablafjend anzufehen if, fondern die Refolution 
v. 14. Juni 1784, Nr. 306 9. ©. S., beflimmt nur in lit. b, baß die ver- 
fpätete Satzſchrift nicht mehr anzunehmen fei, wenn der Gegner inzwijchen bie 
Inrotulirung der Acten begehrt bat. Bis dahin ift ber Kläger aud nach ver» 
ſtrichener Frift berechtigt, die Satzſchrift anzubringen, wie wenn ex ſich die Friſt 
offen gehalten hätte. So lange ihm biefes R. zulommt und ber Gegner durch 
fein Schweigen es ihm zugefteht, kann davon feine Rede fein, daß der Kläger, in- 
dem er die Replik erft nad Ablauf der durd ein eigenes Friſtgeſuch erwirkten 
Friſt anbringt, die Klage nicht gehörig fortgefegt habe. Eine folde Annahme 
iſt umfoweniger gegründet, ald wenn der Kläger die Replik gar nicht anbringt 
und der Bellagte die Inrotulirung erwirft, über die Klage vennod in merito 
entf&hieden werden muß, mithin das ©. ſelbſt in dieſem Falle den Rüdıritt von 
ber Klage nicht annimmt, folglich nicht gefagt werden kann, daß biefelbe nicht 
ordentlich fortgefegt wurde. Solange alfo die in Verhandlung gefegte Klage 
von dem Kläger in einer Rechtslage erhalten wird, zu Folge welcher von dem Richter 
in merito darüber erkannt werden muß, mithin fo lange der Kläger weder von 
der Klage abfteht, nod die Suspendirung der Verhandlung bewirkt, erfcheint bie 
Mage als ordentlich fortgefegt. 

Entf. v. 1. Februar 1872, Nr. 10176 (4466 G.-U.). Der Beklagte 
hat eben dadurch, daß er, wie die Motive des firafgerichtlichen Urtheiles fagen, bem 
Kläger und anderen Perfonen, mit denen er Geſchäfte machte, die Berhängung 
ber Euratel verfhwieg, dieſelben verleitet, fi mit ihm in Gefchäftswerbindung 
einzulaffen, und fein Curator, der ihn in dem Procefje vertrat, vermochte keinen 
Umftand anzuführen, aus weldem ver Kläger einen Zweifel an deſſen Eigenbe 
rechtigung hätte ſchöpfen müflen. Der Bellagte ift daher nah $. 866 B. ©. 
dem Kläger zum Erſatz des Betrages verpflichtet, den Letzterer zur Einlöfung der 
Wechfel ausgeben mußte, nachdem der Beklagte die Wechſel, um fi darauf Gelb 
zu verfhaffen, erhalten und in der That meiter begeben hat. Die Einwendung 
der Big. nad $. 1489 B. ©. iſt nicht flatthaft, weil der Beklagte laut ber 
Motive des ftrafgerihtlihen Urtheiles in der Unterfuhung die Forderung des 
Klägers nicht beftritten hat (F. 1497 ibid.) und von dem Zeitpuntte der Rechte 
kraft des freiſprechenden Urtheiles bis zur Anftellung der Klage 3 Jahre night 
verflofien find. 

Entſch. v. 22. Februar 1871, Nr. 8562 (4058 ©.-U.). Durch das bei 
ber Eeffion vom Ceſſus dem Ceffionar gegebene Verſprechen, die (bereits ver» 
jährte) Schuld zu bezahlen, wird die Big. unterbrochen [?] und ift deren Geltend⸗ 
madung ausgeſchloſſen. 





IM. Zeil. 4 Haupıf, Verjährung und PR 8. 1497. 1269 


Entſch. v. 18. October 1870, Nr. 1063 (3907 &-U.). In der An- 
führung der Klage, daß die Forderungen die Berjährungszeit hin— 
durch nicht geltend gemacht wurden, liegt nicht die Behauptung, fon- 
dern die Berneinung eines Factums, und darum oblag dem Kläger 
nach $. 104 a. ©. DO. dafür Fein weiterer Beweis. Die Big. ift eins 
getreten, fobald fie redtlich beginnen fonnte und eine Unterbredung 
derfelben oder eine Hemmung nicht erwiefen wird. Die Unterbrehung 
fegt eine pofitive Thatfahe voraus ($. 1497 B. ©.); fie könnte nur 
Gegenftand der Einwendung fein und es obliegt demnach ber be- 
klagten Partei, eine folde Thatſache zu beweiſen. Es ift daher zwar 
allerdings rihtig, daß das mehr als 30jährige Heften einer Satz⸗ 
forderung für fi allein nod nicht berechtigt, die Poſt als erloſchen 
zu betrachten, weil die Möglichkeit vorhanden ift, daß entweder die 
Forderung an fih nod nicht geltend gemacht werden konnte oder fonft 
eine Hemmung oder eine Unterbrechung bex Big. eintrat. Deßhalb 
kann aud eine ſolche Satzpoſt nicht ſchon auf daß einfache Geſuch des 
Befigers der Pfandſache gelöfht werben, wer aber, wenn auf Lö- 
ſchung gellagt wurde, etwas zu beweifen habe, ift nah den Bor- 
fgriften ver a. ©. O. zu beurtheilen. [Bgl. aud das neue G. ©.] 

Entfd. v. 17. März 1870, Nr. 1632 (3753 ©.-U.). Dadurch, daß 
bei einer Meiftbotvertheilung eine veraltete Sagpoft für Liquid befunden und 
bezahlt wurde, wird die Big. nicht unterbroden. 

Entf. v. 10. Februar 1870, Nr. 1189 (3708 ©.-U.). Durd bie 
Anerkennung bes Schuldners wird nicht nur nach $. 1497 B. ©. die Big. unter« 
brochen, fonbern nad) dem Grundfage des 8. 1501 ibid., „baß auf bie Bjg. ohne Ein- 
wendung der Parteien (d. i. des Schuldners) von Amiswegen kein Bedacht zu neh ⸗ 
men iſt,“ felbft die vollendete Vig. wieder vernichtet, zumal die Anerkennung des 
Schulduers fogar als das gerade Oegentheil einer folden Einwendung, als bie nad 
8. 863 ibid. zweifellofe Berzightleiftung auf diefelbe angefehen werden muß, wornach 
auch die dem Öläubiger des feine Forderung anerfennenden Schuldners in der Rang- 
ordnung nachſtehenden Sapgläubiger fi der rechtlichen Wirkung biefer Aner- 
tennung unterwerfen müffen, da ber vworangehende Tabulargläubiger nicht ger 
aöthigt werben fann, auf das durch die Anerkennung feines Schuloner® erworbene 
R. zu Gunſten der fpäteren Pfandgläubiger zu verzichten. Da der Erecntiond 
führer durch das Anbringen des Schägungsgefudes die Klage gegen ven Schuldner 
fortſetzte, können nur jene Intereſſen als verjährt betrachtet werden, welche länger 
als 8 Yahre, von feinem Gefnde zurückgerechnet, ausſtanden. 

Entf. v. 18. März 1868, Nr. 1263 (©. 9. 1868, Nr. 39). Auf 
die wechſelrechtliche Big. if die Verfügung des 8. 1497 8. ©., daß zur Unter 
bredung der Big. die eingebradte Klage gehörig fortgefett werden muſſe, nicht 
anwendbar. 

Entſch. v. 12. Februar 1868, Nr. 832 (©. H. 1868, Nr. 50). Die 
Untenntnig des Berechtigten von dem ihm zuſtehenden R. ift kein Grund der 
Hemmung ver Big. 

Entf. x. 21. November 1867, Nr. 8557 (©. Zig. 1868, Nr. 25). 
Die Zuftellung gerichtliher Erledigungen durd die Poſt ift gefegmäßig und rechts⸗ 
wirkſam. Die verfuchte Zuftellung einer Klage wird, wenngleich über Verweigerung 
der Annahme Seitens des Gellagten die Zuftellung erſt nah der Berjährungs- 
zeit durch die Localgerichtsbehörde erfolgte, in Hinfiht auf die Big. dennoch der 
unmittelbaren wirklichen Behändigung gleichgehalten. 

Entf. v. 31. October 1867, Nr. 8163 (2904 &.-1.). Daß bie Ein- 
antwortung der Satzpoſt an bie Klägerin im Verlaßabhandlungswege und bie 
Intabuletion diefes Einantwortungsvecretes im Sinne des 8. 1497 8. ©. als 

Niehl, bürgl, Belek. ex. 8 


1270 Wigemeirtts burgerliches Geſetzbuch. 


eine Unterbrechung der Big. nicht betrachtet werden Tann, iſt wohl unzweifelhaft, 
da diefelbe weder als eine Klage, noch ald eine Anerkennung des Rs. von Seite 
der Schuldnerin gelten Tann; legteres deßhalb nicht, weil burdy die Uebertragung 
der Sappoft an die Erben eine Anforderung an die Schulbner nicht geftellt 
wurde, diefe gegen bie Uebertragung Überhaupt nod gar nichts einwenden Tonnten, 
zumal damals die Forderung nod nicht verjährt war. 

Entf. v. 8. Jänner 1867, Nr. 11422 (©. Zig. 1867, Ar. 32). Die 
Eröffnung des Eoncurfes über den Wechſelſchuldner und Ausfchreibung des An- 
meldungstermines hat feinen Einfluß auf die Big. des Wechſels. 

Entſch. v. 1. Auguft 1865, Nr. 6232 (©. 9. 1866, Nr. 16). Zur 
Unterbrehung ver Big. der Zinfen genügt nicht die außergerichtlihe Einmah- 
nung, fondern es wird aud erfordert, daß bie Anerkennung ber Zinfen, mag 
Forderung und Einmahnung gerihtlih oder außergerichtlich geſchehen fein, 
ftatifinde. 

— Entſch. v. 20. Juni 1865, Nr. 5067 (2205 G.⸗U.). Im Urtheil zu⸗ 
erkannten Alimentationsraten pro futuro unterliegen ber 8jährigen Big. Sa 
Folge der Unterbredjung diefer Big. durch das Geſuch einer erecutiven Pfandrechts- 
einverleibung beginnt aber die Big. nur von dem Zeitpunfte der Erledigung 
des Gefuches ab zu laufen, und unterliegen bie pfandrechtlich fichergeftellten Raten 
nur der ZOjährigen Big. 

Entſch. v. 22. Februar 1865, Nr. 1378 (2126 G.-U,). Durch die nad 
eingetretener Big. erfolgte Anerkennung wurde bie eingewendete Big. ber For⸗ 
derung nidt im Sinne des $. 1497 8. ©. unterbrochen. Die Anerfennung und 
das Zahlungsverfprehen des Beklagten Tann ale ein Verzicht auf die Häufige 
Einreve ſchon vollendeter Big. nicht angefehen werden, weil der Sat eine folde 
Verzichtleiſtung nicht enthält, Erklärungen, womit eine Partei Re. unentgeltlich 
aufgibt, nit in einer für dieſelbe läftigen Weife ausgelegt werden dürfen (8. 915 
ibid.), und dad Verſprechen bes Bellagten, fowie es vom Kläger angeführt wurde, 
keineswegs fo beftimmt lautet, daß es aud auf die Rüdftände aus den früheren 
Iahren bezogen werben muß. 

Entſch. v. 14. October 1863, Nr. 10107 (©. H. 1864, Nr. 14). Die 
Big. urtheilgmäßig zuerkannter Zinfen wird durch jeden eingeleiteten Executions - 
ſchritt, mag derfelbe auch nicht die Zahlung zur Folge gehabt haben, unterbrochen, 

Entf. v. 30. September 1868, Nr. 6297 (1805 ©.-U.). Nach der 
Juſt. Min. Vog. v. 21. Yuli 1858, Nr. 105 R. ©. B., unterliegt die dem 
Gläubiger zuerkannte Forderung bon künftig verfallenden Zinfen zwar unter 
allen Umftänden (nicht nur in dem alle, wo der Richter die Verpflichtung des 
Bellagten zur Entrihtung ber erft verfallenden Iuterefien ansgefproden, alfo nur 
einen Präjudicialausfpruc gethan hat, ſondern ebenfo in dem falle, wo das lir 
theil des Beklagten auf die Zahlung der künftigen Raten nad Eintritt ihrer 
Fälligkeit geradezu conbemnirt) der Zrienualverjährung des 8. 1480 B. ©, 
weil jene Vdg. nach den Eingangsworten nur eine Gefeßerläuterung zur Beſeiti 
gung vorgefommener Zweifel ift und daher nicht ben Zwei hat, die Brundfäge 
des B. über die Big. abzuänvern; aus eben biefem Grunde aber verjähren 
derlei Zinſen binnen 3 Jahren nur dann, wenn innerhalb diefer Frift der Gläm 
biger von feinem Erecutiondrecht einen Gebrauch gemacht hat, weil nad) 8. 1451 
ibid. die Big. durch die Ausübung des Rs. — hier des Executionsrechtes — 
ausgefchloffen wird [Schlußfolgerungl. Da nun der Bellagte, che 3 Dahre 
feit dem Tage der eingetretenen Executionsfähigleit des gegen feinen Schuldner 
erwirkten Urtheils verftrigen waren, die Epecutionsführung gegen denſelben bes 
gonnen und ohne Unterbrehung bis zur Schulvhaft fortgefegt hat, von dieſen 
legten Erecutionsſchritt aber bi zum Zwangsverkauf der Pfandſache 3 Jahre noch 
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nicht verftrichen find, kaun von einer Big. ber feit dem Urtheil verfallenen In- 
terefien feine Rebe fein. 

Entf. v. 26. Mai 1863, Nr. 3221 (1726 ©.-U.). Sobald durch 
ſtrafgerichtliches Urtheil die Erfagpflicht rechtokräftig feftgeftellt if, handelt es ſich 
nicht mehr um die Anftellung einer binnen 3 Jahren verjährenden Entſchädigungs⸗ 
Mage, fondern bloß um Liquidirung der im Allgemeinen bereits zugefprochenen 
Eniſchãdigung, alfe um eine Liquidirungsllage, auf welde, fireng genommen, ber 
8. 1489 B. ©. feine Anwendung findet. Wollte man aber aud die Klage als 
eine Entfhäbigungsftage betrachten, fo konnte die Zjährige Berjährungszeit doch 
erſt vom Tage der erfolgten Zuftellung des Strafurtheil® an den Beklagten ab 

“ berechnet werden und wäre fomit zur Zeit ber angeftellien lage noch nicht ver« 
fleihen gewefen. — Auch iſt es nicht richtig, daß dem Kläger ſchon zur Zeit der 
Beſchädigung der Schabe befannt war, nod daß‘ feinerfeitd das Streitverfahren 
nicht gehörig fortgefegt wurde, ba ber Beklagte unterließ, von ber Berfäumung 
des Termines zur Schlußfchrift gegen den Kläger nad) 88. 315 u. 528 weftgal. 
G. D. Gebrauch zu machen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 16, December 1862, Nr. 7486 (1614 G.-U.). Die Big. 
wird auch durch die in einem Vergleiche ausgeſprochene Anerkennung ımterbrochen. 
Der Umftand allein, daß ber Bergleih, da er bie erforderliche be= 
bördlihe Genehmigung nit erhielt, hinfällig wurde, Tonnte bie 
rehtlihe Wirkung der erfolgten Anerfennung nicht aufheben. 

Entſch. v. 2. September 1862, Nr. 5021 (1555 ©.-U.). Die Big. 
ber über 3 Jahre ausftändigen Steuern und Orunbentlaftungs-Entfhädigungd- 
raten wird durd die verhängte Militär und Mobiligrerecution, fowie durch bie 
erwirkte executive Intabulation des Rüdftandes auf der betreffenden Realität aller 
dings unterbroden. 

Entf. v. 29. Jänner 1862, Nr. 363 (1471 G.⸗U.). Durch den Bor- 
behalt einer neuen Klage im Urtheil wird nur der exceptio res judicatae vorget 
beugt, nicht aber der Fortfchritt der Big. gehemmt, weil e8 nicht in ber Mach» 
des Richters Liegt, den gejeglichen Verjährungstermin zu erweitern, 

Entf. v. 22. October 1861, Nr. 6827 (1405 ©.-U.). Durch Aner- 
kennung der Schuld feitens des Hauptſchuldners wird die Big. aud für den 
DBürgen unterbrochen. i 

Entfh. v. 31. Jänner 1860, Nr. 11588 (Tribüne 1861, Nr. 59). 

Wenn eine vor dem Verlaufe der Berjährungsfrift eingebrachte Klage durch eine 
rechtsträftige Entſch. für unftatihaft erklärt wird, ift die Big. für ununterbrochen 
u halten. 
: Entf. v. 22. November 1859, Nr. 12779 (911 ©.-U). Die Triennal 
verjährung ber Zinfenzahlung, welde von dem beflagten Mitſchuldner eingewenbet 
if, wurde durch die inzwiſchen erfolgten Theilzahlungen des Mitfchulpners nicht 
unterbroden, weil darin feine Anerkennung feitens des Gellagten lag, zumal feit 
vielen Jahren die Zinfen ſtets pro rata von den Schuldnern bezahlt wurden. 

Entid. v. 12. November 1859, Nr. 10501 (©. H. 1860, Nr. 17). 
Ein gerichtliches Geftänpnig in einem anderen Procefie ift ohne Rechtewirkſam ⸗ 
keit und unterbricht den Lauf ber Big. nicht. 

Entfd. v. 8. November 1859, Nr. 12386 (905 ©.-U.; P. S. 1287). 
Die gehörige Bortfegung der Klage befteht in der Vermeidung einer jeden un» 
nöthigen Verzögerung des Nectöflreites von Seite des Klägers, widrigens feine 
Unthätigfeit den Eintritt der zur Zeit der angeftellten Klage noch nicht vollendeten 
Big. ohne Rüdfiht auf die Klageanftelung herbeiführen fol. 

Entſch. v. 4. November 1859, Nr. 10393 (900 ©.-M.; P. ©. 1279). 
Der im Appellationdzuge fachfälig gewordene Obfieger in 1. Inftanz lann im 
Revifionswege die Einwendung der Zinfenverjährung nicht mehr geltend machen. 
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Entfd. v. 20. October 1859, Nr. 11096 (894 G.-U.). Die außer 
gerichtliche Einmahnung, welche von dem Gemahnten unbeantwortet blieb, ift nicht 
geeignet, die Big. zu unterbrechen. 

Entf. v. 6. October 1859, Nr. 11029 (885 ©.-U.), Durch Einlei- 
tung eines abminiftrativen Rechnungsproceſſes wird die Big. unterbroden. 

Entf. v. 28. März 1859, Nr. 2486 (759 ©.-U.; ®. ©, 1278). 
Es ift zwar richtig, daß in der Theilzaplung einer Schuld die Anerkennung ber 
ganzen Forderung liegt, e8 muß jedoch erfitlic oder aus den Rebenumfländen 
zu entnehmen fein, daß die Zahlung eine Theilzahlung fei, nämlih auf Abſchlag 
einer beftehenden, mehr betragenden Schuld gemacht wurbe. 

Entſch. v. 24. November 1868, Nr. 12921 (673 ©.-U.). Durd die 
während des Liegenbleibens des Proceſſes geleifteten Abſchlagszahlungen, feit 
welchen bis zur Reaffumirung noch nicht 3 Jahre verfloffen find, ift die Big. 
unterbrochen worden. 

Entfd. v. 26. Mai 1858, Nr. 4984 (©. Ztg. 1858, Nr. 39). Nach 
8. 1497 B. ©. wird die Big. nur dann unterbroden, wenn berjenige, welcher 
ſich auf diefelbe berufen will, von dem Berechtigten gerichtlich belangt und bie 
Rage gehörig fortgefegt wird; es genügt folglich die Anftellung der lage hierzu 
nicht, fondern müſſen das Verfahren gehörig fortgefegt und die Proceßſchriften in 
ben vom ©. beftimmten, durch Frifterweiterungsgefuhe in Lauf erhaltenen Ter⸗ 
minen angebradht werden, weil fonft die im $. 1497 ibid. feftgefegte Bebingung 
zwedio® und ohne jeve Wirkung wäre, die Möglichkeit des Nichteintritts ber- 
ſelben ganz und gar ausgefchloflen bliebe. Da vorliegend ber Kläger, nachdem 
ber Gegner die Einrede erftattet hatte, bis zur Ueberreihung der Replik, ohme 
inzwifchen irgend eine Proceßhandlung zu unternehmen, 8 Jahre, mithin durch 
eigene Schuld einen Zeitraum verftreichen ließ, binnen welchem fein Klageanſpruch 
zweimal verjähren konnte, war bie darauf geftüßte Berjährungseinrebe im der 
Daplit volftändig begründet, — [Wbrfpr. der Entf. Nr. 1398 ex 1872]. 

Plenar⸗Entſch. v. 14. Mai 1858, Nr. 3197 (Manz'ſche Slg.), einge 
tragen in's Indicatenbuch Ar. 18: Die SOjährige Frift, binnen welder 
eine Erbſchaftsklage nah $. 1478 B. ©. bei fonftiger Big. auzu⸗ 
ftrengen ift, läuft vom Tage des Erbanfalls (8. 536 ibid.) uud ihr 
Lauf wird nur aus den in ben 88. 1494— 1497 ibid. angeführten 
Sründen gehemmt und unterbroden. 

Entf. v. 80. September 1857, Nr. 8363 (1037 ©.-U.). Erflärungen, 
welche die Parteien im Abhandlungsverfahren über ihre Abfichten angeben, find nadı 
ber Haren Borfchrift des 8. 1497 B. ©. nicht geeignet, die Big. zu unterbrechen 

Entf. v. 4. Februar 1857, Nr. 705 (1013 ©.-U.). Durch die Unter 
brechung der Big. gegen ben Perſonalſchuldner wird nit andy bie Big. gegen 
ben Hypothekarſchuldner unterbrochen. 

Entſch. v. 26. November 1856, Nr. 11321 (240 ©.-U.). Wirb von 
bem Berechtigten eine Klage zwar gegen ben Perfowalfpulpner, nicht aber gegen 
den Hypothekarbeſitzer gerichtet, fo wird dadurch wohl die Big. gegen ben Üxfleren, 
nicht aber gegen den Letzteren unterbrochen. 

Entfd. v. 24. September 1856, Nr. 6319 (223 .-U.; P. ©. 1286). 
Wenn ein Tabulargläubiger die Erecution nur bis zur Schägung führt, unb 
weiter deßhalb nicht vorgeht, weil ein anderer Pfandgläubiger die executive Feil⸗ 
bietung derfelben Realität erwirkte, fo find im Falle der Eröffnung des Eoncurfes 
über das Vmgn. des Schuloners nur die feit 3 Jahren vor der Concurseröffuung 
rüdftändigen Zinſen vom Capital desſelben in die zweite Claſſe zu verfegen, weil 
er dad Capital nicht unausgefegt eingeflagt hat. 

Entf. v. 11. Mai 1856, Mr. 1472 (196 ©.-U,; P. ©. 1280). Die 
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Erſttzu ng wirb nicht durch Beſchwerden bei den politifchen Behörden, fondern nur 
durch die Einbringung einer gerihtlihen Klage unterbrochen. 

Entf. v. 4. März 1856, Nr. 979 (169 ©.-U.; P. ©. 1288). Die 
Big. wird nur durch eine gehörig fortgefegte, d. i. bis zur Schöpfung eines 
rechtöfräftigen Urtheiles durchgeführte Klage unterbrochen. 

Entfd. v. 24. October 1851, Nr. 9485 (951 ©.-U.; P. ©. 1289). 
Die Vorſchrift des Hofd. v. 13. Februar 1795, lit. 1, Nr. 217 9. ©. ©,, 
baß bei Rüdftellung einer Satzſchrift zur Verbefferung eines unterlaufenen Feh- 
lers die Frift, binnen welcher fie verbeflert wieder einzureichen iſt, beſtimmt werben 
muß, ift auf Klagen nur infofern anwendbar, als biefelben binnen einer durch 
die Gerichtsordnung oder in Gemäßheit derſelben, durch den Richter beftimmten 
Friſt zu überreichen waren. Auf die allenfalls in Folge der Rückſtellung ein 
tretende Big. ift dabei Feine Rüdfiht zu nehmen. ; 

Entſch. v. 2. Mai 1851, Nr. 3405 (B. ©. 1288). Die Zahlung ber 
Binfen ift al8 eine die Big. unterbrechende ſtillſchweigende Anerkennung des Be- 
Rondes der Darlehensforderung anzufehen. Die Anmeldung einer Darlehens- 
forderung bei ber Verlaſſenſchaftsabhandlung nad dem verflorbenen Schuldner 
unterbricht die Big. nicht, wenn ber Gläubiger nicht eine förmliche Klage über 
reiht und gehörig fortgefett bat. 

Entfd. v. 23. Jänner 1830, Nr. 6941 (PB. ©, 1277). Eine auch 
bereit8 verjährte Forderung Tann, wenn fie fpäter ausbrüdlih anerfannt und zu 
zahlen verſprochen wird, mit Erfolg und ohne dur die Einwendung der Big., 
auf welde durch die fpätere Anerkennung und das Zahlungsverfpredhen ſchon 
verzichtet worben, befeitiget zu werben, eingellagt werben, 

Entfd. v. 8. Juni 1820, Nr. 1819 (P. ©. 1276). Die Anerkennung 
ber Capitalsſchuld hindert den Schuldner nicht, die Big. der rüdftändigen Zinfen 
einzuwenden. 


Wirkung der Grfigung oder Berjäßrung. 
C. 1498 — sgl. 88. 1500, 1501 8. @,) 
8. 1498. Wer eine Sache oder ein Recht erfeflen hat, kann gegen den bisherigen Zigen- 
thfimer bei dem Gerichte die Zuerkennung des Eigenthumes anſuchen, und das zuerkannte 
Recht, wofern es einen Gegenſtand der öffentlichen Bücher ausmacht, den Ieteren einver- 
Teiben Laffen. 

Entf. v. 15. September 1876, Nr. 3542 (6237 ©.-U.). Allerdings 
fann die Nichterbringung des Beweiſes der Zuftellung des Intabulationsbefcheides 
das durd die Intabulirung erworbene R. des Klägers nicht beeinträchtigen ($. 5 
Hofo. dv. 29. Auguft 1818, Nr. 1488 I. ©. ©. und $. 125 ©. ©.). Allein 
die grundbücerliche Erſitzung des Hägerifhen Rs. nad) $. 1469 8. ©. ift weder 
gerichtlich zuerfannt (8. 1498 ibid.), noch find die Erforderniſſe verfelben (88. 1460 
bis 1464 ibid.) rechtlich dargethan worden; vielmehr beftreitet die Bellagte das 
Borbandenfein diefer Erforderniſſe, namentlich die Echtheit der der Intabulirung 
zu Grunde liegenden Erflärung, was ihr innerhalb der gefeglihen Verjährungs- 
zeit von 30 Jahren freifteht (8. 1479 ibid., 8. 4 Hofd. v. 29. Auguft 1818, 
Nr. 1488 I. ©. ©. und 8. 62 ©. ©). 

Entf. v. 4. Jänner 1865, Nr. 12 (2085 G.-U.). Die Abweifung 
einer Klage enthält noch eine Zuerkennung eines Rs. an den Beklagten, Wil 
der Beklagte gegen ben Kläger fein erfefienes Meſſenbezugsrecht einverleiben laſſen, 
fo muß er fih nad 8. 1498 B. ©. benchmen. 

Entf. v. 5. Mai 1858, Nr. 3156 (556 ©.-U.). Es unterliegt mit 
Rädfiht auf 88. 823 u. 1498 B. ©. Teinem Zweifel, daß es in Bezug auf 
unbeweglihe Sachen nebft dem bücherlichen Befige and einen factifchen geben 
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kann, und daß beide rechtmäßig und redlich, oder unrechtmäßig und umredlich 
fein, daher zu R. beftchen können ober nicht. 


G. 1499 — vgl. 99. 1488; 850, 469, 5365; 1501 ©. @.) 
8. 1499. uf gleihe Urt kann nad) Berlauf der Verjährung der Berpflichtete die Lifchung 
feiner in den öffentlihen Büchern eingetragenen Verbindlichkeit, oder bie Nictigerflärung 
des dem Berechtigten bisher zugeſtandenen Rechtes und ber darliber außgeflellten Urkunden 
erwirfen. 

Entſch. v. 10. Februar 1876, Nr. 477 (6029 G.-U.). Wenn and) der 
Bellagte die Wechſelforderung im wechſelrechtlichen Verfahren wegen der einge 
tretenen Vjz. des Wechſelrechtes nicht mehr formalifiren kann, fpriht doch 
Art. 83 W. D. Mar aus, daß der Wechjelverpflichtete dem Inhaber des Wed 
feld foweit verantwortlich, bleibe, als dieſer fih mit defien Schaden bereichern 
würde; es beſteht daher das Forderungsrecht des Belangten in diefer Richtung 
und darauf bezieht fich unftreitig das ihm von dem Kläger ertheilte Pfandrecht 
durch Intabulation im Laftenftande feiner Realität. Bei diefer Sachlage ift bie 
Abweifung des Löfhungsklagebegehrens umfomehr begründet, als fi mit Ormub 

‚nicht behaupten läßt, daß die Sntabulationsbewilligung fih nur auf die im 
Wechſelrechtswege zu realificende Wechſelſumme, und nicht überhaupt auf das 
Forderungsrecht des Belangten bezogen babe. 

Entfd. v. 3. April 1873, Nr. 3030 (Manz’ihe Sig.; 4928 ©.-U.). 
Die Zuläffigkeit folder Lagen, die nit anf eine Leiftung oder Uuterlafjung, 
fondern zunädft bloß auf eine Anerkennung oder Aberfennung gerichtet find, er⸗ 
gibt fih aus 88. 138, 439, 453, 1366, 1487 u. 1499 B. ©.; mit diefer und 
weiterer Motivirung wurde einzutragen beſchloſſen in's Gprudreperierium 
Ar. 96: Das R. zur Klageerhebung ift nicht Durch eine vorausdge- 
gangene Rechtsverletzung bedingt und es Tann and) bei lediglich 
drohendem Streite die urtheilsmäßige Feſtſtellung eines concreten 
Nehtöverhältniffes verlangt werben. 

Eutſch. v. 16. Mai 1865, Nr. 4096 (2178 ©.-U.). Die Anſicht, daß 
fih der Berpflichtete von feiner Verbindlichkeit im Falle der eingetretenen Big. 
derfelben nur durch eine Loſchungsklage zu befreien vermöge, iſt ganz unrichtig. Er 
fans nad 8. 1499 B. ©. diefen Weg einſchlagen, er muß es aber nidt; es 
it ihm vielmehr unbenommen, vie Klage des Berechtigten auf Erfüllung ber 
Verbindlichkeit abzuwarten und ſich gegen dieſelbe nad $. 1501 ibid. mit der 
Eintebe ber Big. zu fhügen. 

Entf. v. 2. Mai 1865, Nr. 3538 (2187 GM). Es iſt unrictig, 
daß fi der Verpflictete von feiner Verbindlichleit im Yale ihrer Big. nur 
durch eine Löſchungeklage zu befreien vermag, da er biefes nad) 8. 1499 B. ©. 
wohl thun kann, aber nicht jedenfalls thun muß und es ihm ganz unbenommen 
ift, die Klage des Berechtigten auf Erfüllung der Verbindlichkeit abzuwarten und 
ſich gegen diefelbe mit der Einwendung der Big. zu fhüten. 

Entſch. v. 4. März 1856, Nr. 977 (169 ©.-U.). Das nah den 
88. 1478 u. 1499 B. ©, mit dem Verlauf ber Berjährungefrift dem Kläger 
bereits erwachſene und mit gegenwärtiger Klage geltend gemachte R., die Löfhung 
feiner in dem öffentlichen Buche eingetragenen Verbindlichkeit und Nichtigerflärung 
des dem Gegentheile bisher zugeftandenen R. zu erwirken, konnte ihn weder 
dur bie erft nach diefer lage angeſuchte Reaſſumirung der Acteninrotulirung 
im früheren Proceffe, noch durch die in Folge deſſen feither erwirkten Urtheile 
benommen werben, 

Entfd. v. 3. Juni 1853, Nr. 5414 (P. ©. 1254). Die Big. älterer 
als Zjähriger Rüdftände von Intereffen eines grundbücherlich verfigerten Capitalt 
Tann von dem Berpflichteten nicht bloß als Einwendung, fondern auch auf Grund 
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des 8. 1499 8. ©. mittelft einer Klage auf Löfchung dieſer Intereflenrädftände 
geltend gemacht werben. ; 


(6. 1500 — vgl . 1498, 1489 ©. D.; GHofb. v. 27. März 1846, Ar. 81 J. O. ©.) 

8. 1500. Das aus der Erfigung oder Verjährung erworbene Recht kann aber demjenigen, 
welcher im Vertrauen auf die öffentlichen Bücher noch vor der Einverleibung desfelben eine 
Sache oder ein Recht an ſich gebracht hat, zu keinem Nachtheile gereichen. 

Entſch. v. 12. Jänner 1876, Nr. 10807 (5983 ©.-U.). $. 1500 B. G. 
ſchützt nur ein durch die Umflände gerechtfertigtes Bertrauen auf die öffentlichen 
Bücher und es Tann berjenige darauf ſich nicht berufen, welcher auf feine Ange» 
legenheiten fo wenig Aufmerkſamkeit verwendet, daß er nicht ficht, was fonft 
jedermann fihtbar wird und zwar ohne Unterſchied, ob dieſe Sorglofigkeit ihm 
ſelbſt und unmittelbar, oder ben von ihm beftellten Auffichtsorganen zur Xaft fällt. 

Entfd. v. 15. Juni 1875, Nr. 3764 (5755 ©.-U.). Wer eine intabulirte 
Forderung, nachdem fie bereits verjährt ift, ſich cebiren läßt, Tann ſich auf das 
Bertrauen in die Öffentlichen Bücher nicht berufen. Cedent müßte im gegebenen 
Falle aus den Öffentlichen Büchern auch erfehen, daß die Forderung mehr ale 
30 Jahre vor der Ceſſion bereits fällig war, daß fomit von biefem Tage an 
das R., die Zahlung zu fordern, bereits ausgeübt werben fonnte, und demnach 
— wenn feither von diefem R. kein Gebrauch gemacht worden iſt — das R., 
die Zahlung zu fordern nad 88. 1451 m. 1479 B. ©. erloſchen fei. Sobald 
er aber aus dem öffentlichen Buche die eingetretene Big. der Forderung erfehen 
konnte, Tann er die nur unter der entgegengefeßten Borausfegung nach $. 150 ibid. 
zuſtehende Einwendung nicht mit Erfolg geltend machen. 

Entſch. v. 11. März 1874, Nr. 1803 (5294 G.-U.). Zur Big. 
einer Sagpoft if nicht genügend, daß biefelbe bereits durch 30 Jahre 
haftet, ſondern es ift nad 8. 1479 B. ©. auch nod ber 30jährige Nicht» 
gebrauch oder ein durch fo lange Zeit beobadtetes Stillfhweigen 
erforberlih, d. i. daß während dieſes Zeitraumes ber Gläubiger 
weber bie Zahlung bes Eapitals, noch der Intereffen gefordert habe, 
Daß diefes letztere Erforderniß eingetreten fei, ift aus dem äffent- 
lihen Bude keineswegs zu erfehen; es ift deßhalb unridtig, daß 
dem Kläger, als ex im Ceffionswege (1873) die eingeflagte For« 
derung an ſich bradte, die eingeiretene Big. derfelben aus dem 
öffentlihen Bunde bekannt fein mußte; vielmehr konnte der Kläger 
allerdings den anfrehten Beftand der Sagforderung vorausfegen, 
ba auf die urfpränglidhe Forderung erſt im Jahre 1847 eine Theil» 
zahlung erfolgte und bei dem reftlihen Betrage die Anmerkung einer 
Löfhungsllage in Gemäßheit des Hofd. v. 27. März 1846, Nr. 951 
3.6. ©., von den Befigern ber Pfandſache nicht erwirkt wurbe. Dem- 
gemäß kommt bem Kläger die Beflimmung des $. 1500 ibid. und bes 
Hofd. v. 97. März 1846, Nr. 951 9. ©. S., allerdings zu flatten. 

Entfd. v. 26. Juni 1873, Nr. 8001 (5019 ©.-U.). Nach der Defi- 
nition der 88. 472 u. 477 B. ©. ift das zugeflandenermaßen durch mehr als 
80 Jahre von der Klägerin, wenn audy gegen Entgelt ausgeübte R. (von bem 
durch eine Wiefe des Gutes fließenden Bade das Wafler für die Stadtbewohner 
gegen Zahlung jährlicher 8 fl. abzuleiten) die Servitut der Wafferleitung, ba 
alle Begrifjemomente dieſer Dienftbarkeit hier zutreffen. Die Magende Gemeinde 
ift alfo im 30jährigen Beflge der Servitut. Da zu ber auf einen fo langen Beſitz 
geſtützten Ufucapion nah 8. 1477 ibid. die Ungabe eines rechtmäßigen Titels 
nicht erfordert wird, würde fie die Dienftbarleit erfefien haben, wenn das dienende 
But während ihrer Befigzeit immer in verfelben Hand gewejen wäre. Da jedoch 
diefe Borausfegung nit eintritt, muß das Gewicht der vom Beklagten aus dem 
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8. 1500 ibid. hergeholten Einwendungen geprüft werben. Aus feinen An 
führungen gebt nun hervor, daß er bei dem Kaufe des Gutes auf bie unter der 
Biefe laufende Waflerleitung der Gemeinde aufmerffam gemadt wurde und fi 
ſelbſt durd den Augenfchein davon Überzeugte. Wo aber der Augenſchein dem 
Beftand der Dienftbarkeit offenbar zeigt, fann ber Erwerber des dienenden Gute 
durch das Öffentliche Buch nicht mehr getäufcht werben, und das bloße Vertrauen 
auf das Öffentliche Buch Tann ihm nicht mehr den Glauben aufbringen, daß bie 
fihtbar beftchende Servitut nicht exiſtire, bei einer augenfälligen Servitut Tann 
ſelbſt die ausdrücklich gegebene Verſicherung des Vorbeſitzers, daß tie Liegen 
ſchaft fervitutfrei fei, nicht in's Gewicht fallen und höchſtens bei dem Anſpruch 
auf Gewährleiftung in Betracht kommen [Schlußfolgerung]. 

Entf. v. 30. Auguft 1872, Nr. 3248 (4696 ©.-U.). Daß die frag 
lie Meflengiebigfeit nicht in dem öffentlihen Me. begründet fei, wurde .... 
ausgeführt. Als eine privatrechtliche Forderung aber Tann fie nur durch die Ein- 
tragung in dem Laftenftande eines Grumbflüdes die Natur eines dinglichen RE. 
oder einer Reallaſt erlangen. Bis dahin ift fle ihrer Natur nah nur ein per 
fünlihes R. Unter diefen Verbältniffen konnte in der Anfidt ber 
Untergeridte, die nad den 88. 443 u. 1500 B. ®. den rechtlichen 
Anfpruh der Kirche auf den Fortbezug der bis 1857 ihr entrichteten, 
feither aber von dem Kläger als neuem Befiger des Gutes X ver 
weigerten Gibigfeit, ungeadtet ber früheren, durd 80 Jahre fort« 
gelegten Abftattung, als nicht begründet erkannten, eine Gefeh- 
wibrigfeit oder offenbare Ungerechtigkeit niht gefunden werden. 

Entfd. v. 13. Auguft 1872, Nr. 8315 (4684 ©.-U.). Wem die Bor 
munbf&aftsverlängerung im Grundbuche nicht angemerkt ift, fann auch demjenigen, 
welcher über Pfanpbeftellung feitene des maj. Curanden die Hypothek erwirbt, 
deffen Handlungsunfähigkeit nicht eingewendet werben, denn das G., welches das 
Nichteinſehen des Bffentlichen Buches im 8. 443 B. ©. mit ſchweren folgen 
begleitet, da8 Vertrauen in dasſelbe im 8. 1500 ibid. fügt und im $. 20 
®. ©. die Berufung auf die Unfenntnig der Anmerkung der Minderjährige 
keit, Euratel, Verlängerung ber väterlichen und vormundſchaftlichen Gewalt auf 
fließt, mithin die Berufung auf eine folde Anmerkung fanctionirt, läßt unmöge 
lich eine Auslegung zu, wornad der Grundbuchsſtand zum Nachtheil desjenigen, 
der im Bertrauen auf das Grundbud handelte, interpretirt werben 
[Schlußfolgerung). . 

Entf. v. 11. Mat 1871, Nr. 3001 (4164 ©.-U.). Es kann die Cie 
wendung des $. 1500 B. ©. demjenigen, weicher eine Dienftbarfeit an einer 
Liegenſchaft erteffen hat, von dem neuen Egthr. der Riegenfchaft, der fie noch vor 
der Eintragung der Servitut erworben bat, dann nicht entgegengefetst werden, 
wenn er zur Zeit ber Erwerbung des dienenden Gutes von dem factifhen Ber 
ſtehen der Dienftbarfeit duch den Augenſchein Kenntniß hatte, oder bei Ynwer 
dung der erforderlichen Aufmerkfamteit ſich Kenntniß davon verfchaffen fonnte. 
Das Legtere tritt hier ein; denn e8 handelt fich um eine Parzelle des Beklagten, bie 
auf zwei Seiten von jenen des Klägers, auf den anderen Seiten von fremden 
Aedern begränzt, Bugang und Zufuhr eben nur über die Mägerifchen Parzellen 
hat. Demgemäß konnte Mläger bei und vor Erwerbung mit einiger Aufmerffamteit 
fih von der Benugung der Parzellen des Beklagten Überzeugen, da ex fon bei 
30 Jahre in X fid befindet, die dortigen nachbarlihen Wirtbichaftsverhäftnifle 
tennen mußte. Zudem ergab fih, daß er volle 4 Jahre hindurch won ber fer 
tifhen Ausübung der Servitut Kenntniß hatte und, ohne von dem F. 1500 Ibid. 
Gebrauch zu machen, diefelbe geftattete, 

Entf. v. 20. April 1871, Ne. 1608 (4134 ©.-U.). Wer bei den 
Kaufe einer Realität auf ven Beftand einer Thüre aus dem Nachbarhauſe an 
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merlfam gemacht wurde, lann fih wider die Behauptung der Servitut bes 
Durchgangs nit auf 8. 1500 B. ©. berufen. 

Entf. v. 3. Februar 1871, Nr. 10940 (4044 ©.-U.). Der Kläger 
beruft fih and auf den $. 1500 B. ©. mit Unrecht, weil es fi hier nicht 
um eine zur Zeit der Ermerbung der Mühle durch ihn bereits vollendete Er⸗ 
figung handelt, ſondern er das Egih. der Mühle zu einer Zeit erwarb, wo es 
ihm noch möglich gewefen wäre, bie Vollendung der Erfigung durch das Verbot 
bes Durchganges zu verhindern und nmöthigenfal® auf dem Proceßwege bie 
Freiheit feines Egths. zur Anerfennung zu bringen. [?] 

Entſch. v. 18. October 1870, Mr. 3877 (3908 ©.-.). 8. 1500 B. ©. 
ift auf offenbare Servituten nicht anwendbar. 

Entjd. v. 2. März 1870, Nr. 2 (8732 ©.U.). Wer bei Erwerbung 
einer Realität an der Ausäbung fremder Re. darauf Kenntnig Hatte, Tann fid 
auf 8. 1500 B. ©. nicht berufen. 

Entf. 0.19. Novemter 1868, Nr. 10341 (3169 &.-U.). Gegenüber dem 
Singularfucceffor. auf dem dienenden Grunde, Tann die außerbücherliche Servi⸗ 
tutserfigung nicht geltend gemacht werben; bean das aus Erfigung oder Big. 
erworbene R. kann demjenigen, welcher noch vor defien Imtabulatien eine Sade 
oder ein R. im Vertrauen auf bie dffentlihen Bücher an fi gebradt hat, zu 
keinem Nachtheile gereiche (8. 1500 B. ©.). Da num Mläger die Liegenfchaft, 
bei welcher bie Servitut des Fahrweges nicht eingetragen ift, im Vertrauen auf 
die Öffentliben Bäder erworben hat, und andy nicht vorliegt, daß er bei Ueber⸗ 
nahme der Realitäs von dem factifhen Beſtande der Dienftbarkeit Kenntniß haben 
oder mit Anwendung der erforberlihen Aufmerffamteit ſich verjhaffen konnte, 
ann bie gegen feinen Tabularanctor vom Bellagten begonnene und auch voll 
endete Erfigung gegen dem Kläger nicht fortgefegt, noch geltend gemacht werden 
(8. 1500 ibid). 

Entſch. v. 8. Jänner 1868, Nr. 10572 (2962 ©.-U.). Der neue Er⸗ 
werber, welder von der begonnenen Erfigung Kenntniß batte, kann fih wider die 
gegen ihn vollendete Erfigung nicht auf 8. 1500 ®. ©. berufen, weil die Bes 
ſtimmung des 8. 1500 ibid. nur bezwedt, den reblihen Erwerber (Singular- 
fueceflor), welber eine unbeweglihe Sache im Vertrauen auf das Bffentlihe Bud 
als freies, umbelaftetes Egth. an fich gebracht hat, vor dem Nachtheil zu be⸗ 
wahren, der für ihn entflände, wenn ein durch Erfigung oder Big. erworbenes, 
in das Bffemmlihe Bub nod nicht eingetragenes R., mithin ein bloß perfnlicher 
Anſpruch gegen ihn geltenb gemacht werben wollte; die Vorausſetzung und ber 
Zwed diefer Vorſchrift aber dann nicht eintritt, wenn es fih um die Kortfegung 
einer bereit® begonnenen Erfigung gegen den wenen Erwerber hanbelt, welcher 
von ber biöherigen Ausübung des R6., deſſen Erfigung in Frage fleht, Kenntniß 
bat, weil er in einem ſolchen Falle vermöge biefer Kenntniß vie Erfigung zu 
unterbrehen in der Lage if. 

Entſch. v. 4. December 1867, Nr. 9802 (©. 9. 1863, Nr. 25). Eine 
Sagpoft Tann in ihrem ganzen Betrage gegen den Satzgläubiger in Erecution 
gezogen, gerichtlich veräußert und erftanden werben, fobald ſich aus dem öffent⸗ 
lihen Bude nicht ergibt, daß fie ganz ober theilweile an einen Anderen abge 
treten, ganz oder theilmelfe in Folge einer geleifteten Zahlung wirklich gelbſcht 
worben fei (8: 469). 

Entfd.v. 31. Detober 1867, Nr. 8163 (2904 ©.-U.). Auf ven 8.1500 B. G. 
kann ſich Klägerin nicht berufen, da fie nur als Erbin in den Beflg der nun 
verjährten Sagpoft gelangt if. 

Entf, v. 19. October 1864, Nr. 7684 (1995 ©.-U.). Da der Kläger 
erſt nach Ablauf diefer Berjährungszeit mittelft Ceſſion das Egth. der einge- 
tragenen Forderung im Vertrauen auf das dffentlihe Buch erworben hat, müflen 
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ſowohl, was bie Echtheit der Urkunde, als die angeblich nicht empfangene Balıta 
anbeteifft, dem Ceffionar gegenüber jene Grundfäge zur Anwendung fommen, 
worauf bie Anorbuung des $. 1500 B. ©. und ber a. h. Eutjchliehung 
vom 14. Mär; 1846 beruht. 

Entſch. v. 2. September 1868, Nr. 6018 (1779 ©.U.). Unbegründe 
ift die Einwendung, daß die Erfigung der Servitut durch den im Jahre 1826 
eingetretenen Anlauf des bienenten Hauſes Nr. y von Seite der Bellagten 
unterbroden, bie Erfigung daher nicht vollendet wurde. Deun Veränderungen 

‚von was immer für einer Urt im Beſitze des herrſchenden oder bienflbaren 
rundes begründen nad ben 88. 1493 u. 1497 B. ©. keine Unterbredung 
ber Erfigung, und infofern der Geklagte die Unterbrediung derſelben von Geite 
der Befiger des Haufes Nr. x darin finden will, daß die fragliche Dienſibar⸗ 
keit auf dem Haufe Nr. y nicht eimverleibt if, feine Ektern dieſes Hans im 
Jahre 1826 aber erfauft haben, ohne daß die Dienftbarleit aus dem Öffentlichen 
Bude erfichtlic gewefen wäre, muß entgegnet werben, daß nad $. 1470 ibid. 
aud noch nicht in die dffentlihen Bücher eingetragene Me. von dem reblicen 
Inhaber binnen 30 Yahren erfeflen werben, und verjenige, welcher eine Sache 
von einem rechtmäßigen und redlichen Beſitzer redlich übernimmt, nad) 8. 1493 cit. 
bie Erfigumgszeit feines Vorfahrers mit einzurechnen berechtigt ifl, was auf die 
Mläger velltommen zutrifft; daß ferner die Bellagten von dem 8. 1500 ibid. 
keinen Gebrauch gemacht, vielmehr gleich nad Erlaufung des Haufes Nr. y 
das in Rede ſtehende Unterfagungsredht des Beflgers von Rr. x fowohl and 
srüdlic als thatſächlich anerfannt haben. Es iſt / demnach der Zeitraum ber bier 
maßgebenden 3Ojährigen Erfigung uicht erft vom Jahre 1826, fonbern (neh 
der Actenlage) jhon vom Jahre 1808 als in Lauf gelommen und fohin im Jahre 
1838 als beendet anzunehmen. Der Gellagte felbft enblih Tann fich auf ben 
8. 1500 ibid. nicht berufen, weil er das Haus Nr. y nicht gelauft, oder font 
entgeltlich erworben," fondern von feinen Eltern ererbt hat. 

Entf. v. 26. Mai 1862, Nr. 2609 (1725 ©.-U.). Der Gall’ det 
8. 1500 8. ©. fliegt die Einrecheubarkeit der Erfigungs- (oder Bijg.6-) Zeit 
der -Borfahren aus. 

Entjd. v. 18. Februar 1862, Nr. 967 (1486 &.-U.). Wenn ber wit 
der actio negatoria Belangte gegen den auf die Bffentlichen Bücher, im welden 
die Servitut nicht eingetragen ift, ſich berufenden Kläger mit der Einmendung 
der Erfigung auflommen will, muß er die Offenbarkeit der Servitut nachweiſen 

Entjd. v. 16. Anguft 1869, Nr. 9018 (847 ©.-U.). Gegenüber ver 
Einwendung der Big. kann fi der Erbe des Glaubigers nicht auf 8. 1500 B. ©. 
berufen, weil der Erbe nah SB. 547 m. 1462 ibid. ven Erbl. vorftellt und vicht 
mehr Titel ale diefer hat; die Big. aber ſchon gegenüber dem Erbl. vollendel, 
ſonach die Forderung erlofhen war und auf den Erben nicht übergehen, weder 
durch Cinantwortung, nod dur Einverleibung feines Erbrechtes wieder anf 
leben lonnte. 

Entf. v. 27. September 1856, Nr. 66504 (224 ©.-U.) Wie ber 
oberfte Gerichtshof ſchon mehrfältig erfannt hat, kann die Einwendung dei 
8. 1500 B. ©. vemjenigen, welder eine Dienftbarkeit auf einem unbeweglichen 
Gute erfeflen hat, vom dem neuen Egthr. diefes Gutes, welder vasjelbe weh 
bor. der Einverleibung des befefienen Dienftbarleitsrechtes am ſich gebracht hat, 
dann nicht entgegengejeit werben, wenn Letzterer zur Beit ber Erwerbung bed 
dienenden Gutes von dem wirklichen factifhen Beſiande der Dienftbarfeit barh 
den Augenfchein Kenntniß hatte oder fi bei Anwendung der erforderlichen Anf- 
merkfamfeit davon überzeugen konnte. Diefes letztere trat in bem vorliegender 
Galle offenbar ein, denn es handelte ſich hier nm eine unter der Einfahrt eh 
Haufes befindliche, in ein fremdes Haus, und rüdfichtlidh im ein dort be findliches 
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Gewölbe führende Eingangstblire, welche Kläger, ale Käufer des Hanfee, bei 
einiger Aufmerkſamkeit bei oder vor Anfihbringung der Hunsantheile bemerfen 
lonnte, und ſobald er fie bemerkte, auch Anlaß finden mußte, fi über die Be— 
fugniß feines Nachbars zu einer derartigen Benügung feines Egths. Aufklärung 
zu verfhaffen, daher von einem im Vertrauen auf bie öffentlichen Buücher er- 
ar Kaufe bezüglich, diefer Servitut feine Rebe fein kann. 

Entfd. v. 5. Auguſt 1856, Nr. 5004 (213 ©.-l.). Aehnl. d. Entſch. 
Nr. 3877 ex 1870. 

Entſch. v. 11. Mei 1856, Nr. 1472 (196 ©.-U.). Der. 8. 1600 B. ©. 
feßt bei der Beflimmung, daß das aus der Erfigung erworbene R. demjenigen, 
ber nod vor der Cinverleibung dieſes Rs. eine Sache gelauft bat, zu feinem 
Vachtheile gereichen könne, dentlich und beſtimmt voraus, daß der Käufer ven 
Kauf im Bertrauen auf die öffentlichen Bücher geſchloſſen habe. Daß der Klaͤger 
aber das Gut im bloßen Vertrauen auf die öffentlichen Bücher gelauft hat, 
wäre die Behauptung eine Thatſache. Der Richter kann alfo diefe von der Partei 
nicht erhobene Einwendung nit von Amtswegen in Betracht ziehen. 

Entſch. v. 27. März 1856, Nr. 1937 (174 ©.-U.). Wenn aud) ber 
abgeführte Zeugenbeweis bie langjährige Benügung des Geh» und Fahrweges 
über den fraglichen Plag zu dem Haufe x von Seite der Befiger und Bes 
wohner des Letzteren darthut, fo bleibt der Fall doch von der Art, daß hier ber 
8. 1500 8. ©. zur wahren Anwendung kommt; denn eine, wenngleich ſchon 
erfeflene Servitut fann wider ben Bartienlarnachfolger in dem Egth. des Gutes, 
an welchem fie bisher ausgeübt wurde, wenn bie Cinverleibung nicht ſchon vor 
der Befiganfchreibung des Nachfolgers angefucht wurbe, und das Vertrauen des 
Legteren auf die Öffentlihen Bücher im Sinne bes 8. 1500 ibid. begründet 
war, nicht geltend gemacht werden; nun mußte aber die eigene Wahrnehmung 
des Gellagten, daß, Kläger Fuß · und Fahrweg auf jenem Raume ausübten, ihn 
leineswegs von dem Bellande eines Servitutörechtes überführen, zumal er gleich- 
zeitig wahrnahm, baß bem Mäger auch fonftige Zugänge blieben; er konnte e8 alfo 
als precarium mit Rüdfiht auf den von feinem Beflgvorgänger auch nur als 
Weg benügten freien Platz anſehen, und hat, indem er, an ven Beſitz gelangt, 
eine andere Benũtzung unternahm, klar ausgeſprochen, daß er eine Servitut nicht 
anerkennen und weilere Benügung nicht dulden wolle Worſpr. den neueren 
Entſch.en. ?] 

Entſch. v. 2. September 1853, Nr. 7495 (©. Zig. 1854, Nr. 4 u. b.) 
Die Einwendung bes $. 1500 B. ©. Tann demjenigen, welder eine Dienfl- 
barkeit auf ein unbeweglihes Gut erfeflen hat, von dem neuen Egthr. dieſes 
Gutes, welder vasjelbe noch vor der Einverleibung des erſeſſenen Dienſtbar⸗ 
keitsrechtes an ſich gebradt bat, dann nicht entgegengefegt werben, wenn Letzterer 
zur Zeit der Erwerbung bes dienenden Gutes von dem wirklichen, factijchen Be- 
Rande der Dienfibarfeit durch den Augenſchein Kenntniß hatte, oder ſich bei An- 
wendung ber erforderlichen Aufmerkſamkeit davon überzeugen konute. 

Entſch. v. 10. December 1852, Nr. 1786 (P. ©. 304). Wenn jemand 
eine Dienftbarkeit auf einem unbeweglichen Gute, ohne daß fie in den öffent⸗ 
lihen Büchern eingetragen ift, erfeflen hat, kann ex dieſe Erfigung gegen den» 
jenigen nicht geltend machen, welcher die fragliche Realität im Vertrauen auf die 
Öffentlichen Bücher an fi gebracht hat, fobald ſich diefer vor Ablauf der Ver⸗ 
jährungsfrift, vom Zeitpunfte feiner Beſtherwerbung an gerechnet, ber Ausübung 
jenes Rs. widerſetzte. 

Entſch. v. 18. October 1851, 3. 8983. (P. ©. 306 u. 307). Aehnl. 
der Eutſch. Nr. 7495 ex 1858. 
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(8 1801 — vel. 8. 1488 B. @.; Zuß. Min, Big. 0. 18, Zell 1869, Nr. 180 R. 6.8.) 
S 1501. Huf die Berjäprung iſt, ohne Einwendung ber Parteien von Amtewegen kein 
Bedacht zu nehmen, 

Entf. v. 10. Februar 1870, Nr. 1189 (3708 ©.-U.). Durch bie 
Anerkennung des Schuldners wirb niht nur nah 8. 1497 B. ©. die Big. 
unterbrochen, fonbern nad) dem Grundſatze de $. 1501 ibid., „daß auf bie Big. 
ohne Einwendung der Parteien (d. 1. des Schuldners) von Amtöwegen kein Be- 
dacht zu nehmen if,“ felbft die vollendete Big. wieber vernichtet, zumal bie An« 
erfennung bes Schuldners fogar als das gerade Gegentheil einer folchen Ein- 
wenbung, al® bie nach 8. 863 ibid. zweifellofe Verzictleiftung auf biefelbe 
angefehen werden muß, wornach aud bie dem Gläubiger des feine Forderung 
anertennenden Schuloner® in der Rangordnung nachſtehenden Satzgläubiger fi 
der rechtlichen Wirkung diefer Anerkennung unterwerfen müflen. 

Entfd. v. 29. Jänner 1867, Nr. 627 (©. Zig., Nr. 27). Die nener- 
liche Zuſtellung einer wechſelrechtlichen Zahlungsauflage kann wegen inzwifchen 
eingetretener Big. ber Wechfelforberung von Amtöwegen nicht verweigert werben. 
er weitere Entfch.en dießſalls Können, als zunächft die W. O. betreffend, 

ter nicht Aufnahme finden.] 

Entſch. v. 16. Mai 1865, Nr. 4096 (2178 &.-U.). Die Anſicht, dag 
fih der Verpflichtete von feiner Verbindlichkeit im Fall der eingetretenen Big. 
berfelben nur durd eine Löſchungsklage zu befreien vermöge, ift ganz unrichtig. 
Er kann nad 8. 1499 8. ©. diefen Weg einihlagen, er muß es aber nicht; e8 
iſt ihm vielmehr unbenommen, die Klage des Berechtigten auf Erfüllung ber 
Berbindlichkeit abzuwarten und fich gegen biefelbe nad 8. 1801 ibid. mit ber 
Einreve ver Big. zu fügen. 

Entid. v. 26. Mai 1859, Nr. 5066 (©. 9. 1859, Nr. 26). Die Big. 
kann mit Rechtswirkung felbft beim fhriftlichen Verfahren auch in der legten 
Schrift eingewendet werden, und der Richter muß fie berüdfichtigen, wenn mur 
die factifhe Orundlage, wovon diefelbe abhängt, feinem Zweifel unterliegt. 

Entf. v. 12. Mai 1858, Nr. 4753 (563 ©.-U.). Das R. des Erben, die 
Ungiltigkeit eines Teftamentes im Wege der Einwendung geltend zu machen, 
verjährt nicht in 3 Jahren. 

Entſch. v. 11. December 1857, Nr. 12439 (486 ©.-U.). Aehnl. der 
Entih. Nr. 4753 ex 1858. £ 

Eutſch. v. 24. September 1855, Nr. 17903 (P. 6. 1195). Die Big. 
ift laut 8. 1451 B. ©. nur der VBerluft eines R6., da® während des vom ©. 
befiimmten Zeitraumes nicht ausgeßbt wird, und erftredt fi nicht auch anf den 
Berluft einer Ginwendung, bie fih anf ein, wenn aud ſchon erloſchenes R. 
gründet. 

Entf. v. 25. Anguft 1853, Nr. 7652 (P. S. 1293). Die Erlbſchung 
ber Beweiskraft des Handeld- oder Gewerbsbuches ift nicht nach den G.en der 
Big. materieller Re. zu beurtheilen, und muß baher von dem Richter von Amte- 
wegen berüdfichtigt werben. 

Entſch. dv. 22. Iuli 1862, 8. 5898 (P. S. 936 u. 1994). Aehnl 
ber Entih. Nr. 5066 ex 1859. 


Entfagung oder Verlängerung der Werjäßrung. 
(6. 1503 — vgl. V. 1458, 1601 ©. ©.) 
8. 1508. Der Berjäprung kann weder im voraus entfagt, noch Tann eine längere Ber 
jäprungsfrift, als durch bie Geſetze beftimmt if, bebungen werben. 
Entfd. v. 21. September 1869, Nr. 7751 (Not. Zig. 1870), Der 
Beifag: „IH erfläre für immer auch ohne Proteft auf dieſen Wechſel per 74 fl 
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in Obligo zu bleiben,“ Tann in Beziehung auf die Big. der Regreßrechte feine 
rechtliche Wirkung haben, weil berfelbe in biefer Ausvehnung eine im voraus 
geihehene Entfogung auf die Geltendmahung der Big. enthalten wärbe, daher 
nad $. 1502 B. ©. rechtsunwirkſam if. 

Entſch. v. 3. November 1868, Nr. 10201 (3145 ©.-U.). Die vor 
Gericht erfolgte Anerkennung der Schuld aus einem verjährten Wedel kann 
durch bie nachträgliche Einwendung der Big. nicht rechtsunwirkſam gemacht werden. 

Entf. v. 12. September 1867, Nr. 6821 (©. H. 1867, Nr. 91). 
8. 1502 B. ©. findet auch im Wechſelrechte Anwendung. 

Entſch. v. 8. Juni 1862, Nr. 4713 (©. 9. 1863, Nr. 63). Aehnl. ver 
Entf. Nr. 6321 ax 1867. 

Entſch. v. 12. Jänner 1859, Nr. 14558 (P. ©. 1299). Aus ber 
Vorſchrift der 88. 1451, 1478 m. 1479 B. ©. if zu folgern, daß jener, 
welcher die Big. einwendet, fih nur auf den Verlauf ver gefeglihen Zeit 
zu berufen nöthig bat, und fein Gegner den Beweis üser bie Unterbrehung 
der Big. führen muß. 

Eutſch. v. 24. October 1851, Nr. 9070 (P. ©. 1240 u. 1298), Dem 
Berechtigten, welcher bie Behauptung des Nichtgebrauches feines Rs. während 
ber Berjährungszeit entkräften will, liegt der Beweis ob, dag er während biefer 
Zeit von feinem R. Gebrauch gemacht habe und dadurch bie Big. unterbrochen fei. 


boueat Google 





[Authentiſches] 


Alphabefifces Regifer 


über ben 
Anhalt der drei Thrile 
’ bes 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
für 
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Entid. v. 5. Mai 1869, Nr. 2881 (3405 ©.-U.). Auch das alphabetiſche 
Kegifter zum B. ©. hat Geſetzeskraft [Schlußfolgerung]. 
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Alphabetiſches Regiſter. 


——— f. Umänderung, Aufhe- 


Angaben. Staatsanflagen, Steuern, 
auch VBeränderungsge ühren. 
Abneigung, unüberwinblie, wann fie ein 
Grund zur Trennung ber Ehe bei nicht 
re aa Religionsverwanbten 
ei, u 
—— ſ. Compenſation, Ab⸗ 
5 czahlung. 
ägend. 1. Sir gung, 
tagsjahlungen , inwiefern fie ſtatt⸗ 
finden, und auf welche Schuld fie abzn- 
rechnen find, 1415 u. 1416. 
Ab ficht, erklärte, bes Erblafiers bei einem Nach⸗ 
laſſe, was fie für eine Wirkung habe 711. 
— ber vertragmachenden heile, inwiefern 
dh bie gitigleit bes Bertrages Ein- 
u ab: e, 90 1. 
— böfe, zu haben, worin fie beſtehe, 1294. 
— Folge berfelben, 1324. 
Abfolutorium, f. Urkunde. 
Abſonderung bes Bermögens ber Ehegatten 
im Falle eines Concurſes, einer Scheibung, 
Trennung, aber Richterflärung ber Ehe, 
f. Ehepacte. 
Abfonderungsredt bei einem Nachlaſſe, 812. 
Abfteigende Linie, f. Descenbenten. 
Abtretung einer Bupillarforberung fan von 
dem Vormunde nicht eigenmächtig ge 
ſchehen. 238. 
— einer Forderung, worin fie beſtehe, 1392. 
— Gegenftände berjelben. 1393, 
— Birkung, ——— 5 
— Haftung bes Ucberträgers ber Forberung, 
1897—1399. 


Niehl. bzgl. Geſetb. erl. 


Abtretung. Auenahme bei einer nothwen- 
digen Abtretung, 1422 u. 1428, 

— inwiefern gegen ben Uebernehmer einer 

iorberum, Be Compenſationsrecht flatt- 
de, 14: 

— Ein Regtsfreund Tann eine ihm anver- 
De Srzeitfache fich gültig nicht abtreten 
laſſen. 879. 

ee fliehen unter befonberem Schutze 
ber Geſetze, 21. 

— wann ber Tod abweſender ober vermißter 
Berfonen vermuthet werbe, 24. 

— wann bie längere Abwejenbeit bes Ehe- 
gatten ein Grund fei, bie Ehe für anfe 
gelöft zu halten, 112—114, |. Todes- 
ertlärung. 

— wann bie dem Abwefenden zuftehende 
näterlice Gewalt anfer WWirkjamteit 
tomme, 176. 

— von ber Provinz Abwefende, zu welcher 
der Minderjährige der Gerichtsbarleit 
nach gehört, find zu deſſen Bormunb oder 
Eurator nicht zu beftellen, 194, 281. 

_ — ihnen ein Curator gegeben werde, 


— wann unter Abweſenden die Uebergabe 
vollzogen fei, 429. 

— mann ein Abweſender das Berſprechen an- 
nehmen müffe, 862. 

— wie einem abmwelenden Gläubiger bie 
Schuld abgetragen werben könne, 1425. 

ke bes Beſitzes hebt ben Beſitz 
nicht auf, 

— bed —E inwiefern fie zur 1 
richtlichen Hinterlegung der Schüld be 
rechtige, 1425. 

82 
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Abmwefenheit, was fie in Rüdfiht ber Berjäh- 
rung für eine Wirkung habe, 1475 u. 1476. 

— Wirkung ber Abwelenheit des Haupt- 
—— in Rückſicht der Bürgen, 1356 
nv. 365. 

Abzug, ob urd inwiefern ein Abzu, 
Bermädtnifien fattfinde, 690-693. 

— geſetzliche Abzüge aus einer Berlaflen- 
haft zu Öffentlichen Anftalten, 694. 

Acatholiten, ſ. Nichtkatholiſche chriſt⸗ 
liche Religionsverwandte. 

Acceptation, |. Annahme. 

Acceiſion, |. Zuwachs. 

Accessorlum, |. Zugebör, Zuwache. 

Activa, |. Horberung. 

Actus merae facultatis, |. Jura. 

Aderescendi jus, |. Zumadsredt. 

Addictio in diem, |. Käufer, beiferer. 

Adel kommt ber Eyegattin und ben ehelichen 
Kindern zu, 92 u 146. 

— nit and) den unehelichen, 165. 

— oder ben Wahifinbern ohne beſondere 
lanbesfürftliche Bewilligung, 182. 

Adjuncetio, |. Zumwad®. 

Adoption, f.AnnehmunganKinbesfatt. 

Advitalitãtsrecht, |. Ehepacte. 

Advorcat, ſ. Rehtsfreund, Bevoll- 
mädtigung. 

Affect, |. Sinnenverwirrung. 

Afterbeftand, Aftermiethe; ber Befanb- 
nehmer ift in ber Megel beredhtiget, bie 
Sage in Afterbeftand zu geben, 1098. 

— Aftermierbe; inwiefern ber Afterbe- 
ſtandnebmer für deu Zius hafte, 1101. 

Afterpfand, Erwerbung besjelben, 454 u. 


— Haftung bei ber Beflellung, 460, ſ. 
Bfandredt. 

Agenten, 1. Sefhäftsführer, Bevoll⸗ 
mäcdtigung. 

— contraetus, ſ. Glüdever⸗ 
träge. 

Alle für Einen, und Einer fir Ale, |. Cor⸗ 

eiueinpahler fast 
einzahler, f. Zahler. 

—— f. Unterhalt. 

Alluvion |. Anipülen. 

Alter der Kindheit, Unmünbigfeit, Minber- 
jährigfeit und Volljährigkeit, 21. 

— in weldem Alıer ber Tod eines Ber- 
mißten vermuchet werde, 24. 

— das Ater ber Ehegatten iſt in das Traunngs- 
budy einzutragen, 80. 

— erforderliche, zur Schließung eines Che 
vertröges, 48, 

— zur Religions ober Staudeswahl, 140 
n. 


— bie zu welden das Kind im alle einer 
Scheidung oder Trennung ber Mutter zu 
überlaflen if, 142, 

— von 60 Jahren entihulbigt von einer 
Bormunbfhaft eder Euratel, 196 u. 281. 

— Einfluß bes Alters des Kindes auf bie 

— väterlihe Gewalt, 189 u. folg. 172—175. 
auf ai Annahme au Kindesfatt, 180 
a. 181, 


von 














Abwefenheit — Annahme. 


Alter auf die Bormunbfchaft, 187. 

— auf bie @iltigfeit ber Berpfligtung eine® 
Minderjährigen, 247 u. 148, 

— und bie Erlangung ber Altersnachfidht, 252. 

— auf die Befignehmnug, 310. 

— Erflärung des letzten Willens, 569. 

— und Zeugenigaft bei derfelben, 591 u 597. 

— auf Schließung eines Vertrages, 865. 

eltern, |. Eltern. 

Alveus derelietus, f. Waſſerbett. 

Amortifirung eines Schuldſcheines, Fall, 
in welchem fie verlangt werben fan, 1428. 

Amt, dffentliches, begründet die Staatehürger- 
ſchafi, 29. 

— entfbulbigt von der Bormunbichaft und 
Euratel, 195 u. 381. 

— dom Amte zu entfernen, und als unfähig 
3 ein Frayl —— isn bie 

rauungsbücher nicht nach gejeßlicher Bor» 
ſchrift führen, 121. e 

— mas zum Antritt eines Amtes gegeben 
worden, wirb in den Pflicht und geſetz⸗ 
lichen Erbtheil eingerechnet, 73870. 

— mer fi zn einem Amte befennt, das ber 
fonderen Kunfifleiß forbert, muß ben Man⸗ 
gel desſelben vertreten, 1299, |. Dieuf. 

Amtswegen, waun bie Ungiltigleit einer 
Ehe zu unterfuchen, 94. 

— das Gericht hat don Amtswegen einen 
Bormund zu beftellen, 190. 

— ober al8 untauglich zu entlafjen, 244— 256, 

Li dient zur Entſcheidung ber Nechts- 

ue, 7. 

Anatocismus, |. Zinjen. 

— bes legten Willens, ſ. Auf⸗ 

ebung. 

Anerkenntniß der abgehetenen Schuld ver- 

« —7* zur Dablung, 1396. 

mfallstag des Grbrechtes und Bermächt- 
nıfles, 545, 684 u. 708, 

Anfang ber Wirkſamkeit bes allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches vom 1. Januar 
1812, f. Kunbmadhungspatent. 

— —— —e— 

— was ben Anfang ber ung bemme, 
1494—1496, . — 

Angabe des unehelichen Vaters in das Ge 
durtebuch, wann fie einen vollſtändigen 
ge 164. 

— des Befigtitel® Tann in ber Regel mi 
gefordert werben, 323—825. — 

Angeborne Rechte, ſ. Perſonen recht e. 

Mngeld, Begeifl und Wirkung besielßen, 
ws 


Angelobung des Bormunbes, worin fie be 
jebe, und wann fie nachgejehen wwerbe, 205. 

— des Mitvormundee, 212, 

Anleihen, |. Darleiben. 

Annahme bes Berlprechens bewirkt einen 
Vertrag, 861. 

_ gun zur Annahme eines Berfpredgens, 


— ob während biefer Friſt das Recht der 
Annahme auf den Erben Übergehe, 918. 

— melde Berfoner: unfähig find, ein Ber 
ſprechen anzunehmen, 865, 


Annahme — Aufhebung. 


Annahme wie, wenn Einer von mehreren 
Beriprechern eben diefelbe Sache annimmt, 
ober wenn Mehrere fie von Einem Ber- 
{preher annehmen. 888—896. 

— an Kinbesftatt, 179. 

— Erfordernifle derfelben, 180 u. 181, 

— daran entipringende Rechte, 182 n. 188, 

— inwiefern fie anders beftimmt werben 
Können, 184. 

— Erlöſchung derielben, 185, ſ. Wahl⸗ 
eltern, Wahlkinder. 

Unordaung, letztwillige, ſ. Erklärung 
des legten Willens. 

Anrechnung zum Pflichttheile, 787—789. 

— oder zum Erbtheile bei der geſetzlichen 
Erbfolge, 790—794, |. auch Compen- 
fotion. 

Anfäffigkeit, ſ. Wohn ſitz. 

Anſchlag, wenn eine Pachtung nad einem 

nichlage geſchloſſen worben, welche Laften 
der Pächter übernehme, 1099. 

Anfhwenmung, |. Anipiülen. 

Anipülen, das angeipülte Erdreich gehört 
dem Uferbefiger, 411. 

Anſuchen derjenigen, welche durch bie mit 
einem SHinberniffe geſchloſſene Ehe ge- 
tränfet werten, um Ungiltigerflärung ber 
be, wann es abzuwarten, 94. 

Antihretifher Vertrag, inwiefern er giltig, 
449 u. 1874, |. Nebenverträge. 

Untretung der Eibſchaſt, |. Beſitzneh⸗ 
mung ber Erbſchaft. 

— eines Gewerbes, wann es bie Staats⸗ 
bürgerfchaft verſchaffe, 29. 

Unvertroutes Gut, ob es wieber einem 
britten Befiger vindicirt werben lönne, 867. 

Anwachs, |. Zuwachs. 

Anwalt, ſ. Bevollmächtigung. 

Anwärter von Fideicommiffen, |. Fidei⸗ 
commiß. 

Unweifung, wie fie geſchehe, 1400. 

— maun fie vollſtändig, ober unvollftändig, 
1401 n. 1402. 

— Birkung ber Anweilung vor unb nad 
der Annahme des Angewiefenen, ober bes 
Zugewieienen, 1403—1409. 

— Ausnabme bei Handelsleuten, 1410. 
Anwendung ber Geſetze auf die Rechtofälle, 
wie fle gemacht werden müfle, 6-8. 
Unzeige eines Ehehinderniſſes, wo fie ge- 

jcheben fol, 70. 

— ber wirklich abgeichloffenen Ehe bat ber 
GStellveitreter des orbentlihen Pfarrers 
bemfelben zu machen, 82. 

— über bie Wiebernereinigung gelchiebener 
Gatten, 11V. 

— zur Beiellung eines Vormundes, 189. 
— bes Mißbrauches ber väterlichen oder vor⸗ 
mundſchaftlichen Gewalt, 178 u. 217. 

— eines Fundes, 889898. 

— von Ungrüdsfällen, wie fie zu einem 
Nachlafſe von dem Pächter geſchehen 
müfle, 1108, 

— oder warn von bem Webernehmer eines 
Stüd Biebes zur Begrünbungber@ewähr- 
feiftung, 926. 
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Appertinens, |. Zugebör. 

Arbeit, Beftelung und Vollbringung einer 
Arbeit gegen einen ausbrüdlid oder ſtill⸗ 
ſchweigend bebungenen Lohn, |. Dienft- 
leiftungen. 

_ — gehbren zuben fhägbaren Sachen, 


Arbeitsleute haben auf einen von ihnen 
aufillig gefundenen Schatz Auſpruch, 401. 

Armenanftalten, ſ. Stiftungen. 

Armuth, |. Dürftigkeit. 

Arreft, widerrechtlich bewirkter, |. Ber- 
legung. 

Arrha, ſ. Rngeld. 

Art der Erfüllung eines teſtamentariſchen 
Auftrages, inwiefern fie verändert werben 
önne, 710, 

— ber Erfüllung bes Vertrages; Borichriften 
hierüber, 902—907 n 919, }. Zahlung. 

Arzt, kann für bie Uebernehmung ber Eur 
1 feine beftimmte Belohnung bedingen, 

9 


— vermittelt ber Aerzte if das Unvermögen 
zur ebelihen Pflicht, 100. 

— die Rechtmäßigfeit einer früheren ober 
fpäteren Geburt, 157. 

— wie aud ber Wahn- und Bldbfinn, 273. 

— bie Heilung berjelben, 288. 

_ 2 bie heitere Zwiſchenzeit, 567 zu er⸗ 

ben. 

— Auf Aerzte find die Vorſchriften über Dienk- 
leiftungen anzuwenden, 1163, |. Dienft- 
leiſtungen, —— ——— 

Ascendenten und Descendenten können ſich 
wechſelſeitig nicht ehelichen, 65. 

— deren Erbfolge, 735 m. folg. |. El⸗ 
tern, Großeltern, Kinder. 

en f. Berfiderungsvertrag. 

Affignation, f. Aumeifung. 

echte eines fremden Baumes, inwiefern fie 
ber Angränzer abſchneiden ober benützen 
tönne, 422. 

Aestimatoriuseoftractus, j.Berlanfs- 
auftrag. 

Auction, |. Beilbietung. 

Aufbewahrung, |. Berwahrung. 

Aufenthalt, unbelannter, bes Hauptihufbnere 
gibt das Recht, fogleih ben Bürgen an« 
zugeben, 1356. 

Aufforderung hat in ber Regel gegen ben 
Befiger oder Inhaber einer Sache nicht 
flatt, 323325. 

Aufgebot ver Ehe ni in ber Berfün- 
biyung ber bevorftebenden Ehe, 70, 

— wie es gefchehen mülfe, 7I—74. 

— wie bavon biepenfirt werbenkönne, 83— 88, 

— inwiefern bie Unterlaffung desielven bie 
Ehe ungiltig made, 74 u. 92, ſ. auch 
FJudenſchaft. 

Aufhaͤngen oder Aufſtellen, gefährliches, 
einer Sache, wozu es berechtige, 1318 
n 1319. E 

Aufhebung ber ehelichen Gemeinfchaft kann 
nicht Sigenmäcig eſchehen, 98, 1. Ehe⸗ 
trennung; Eheſcheibung, Ungile 
tigerflärung 
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Auffag zur Erklärung bes letzten Willent, 
581—683, |. d. Wort. 

— über die Hauptpunkte eines Bertrages, 
inmiefern er verbinde, 885. 

Au ir, f. Obforge. 

Auffteigende Linie, f. Ascenbenten. 

Aufſtellen, |. Aufbängen. 

Auftrag bed Erblaſſers bei einem Rachlafle, 
709— 712, |. auch Bevollmädtigung. 

Aufwand, mothwenbiger, nüblicher, oder 
zum Bergnügen, inwiefern er einem red» 
lien ober uureblichen Befiger zu erſetzen, 
831— 336 

— ober bem finder, 391—396. 

— und Retter einer Sache, 403. 

— zur Erhaltung einer Servitut, von wem 
er zu tragen, 483 u. 487 u. ff. 

— auf ein Fibeicommiß, 641, 

— auf eine Erbſchaft 690 u. 824. 

— auf ein gemeinfcaftlihes Eigenthum, 837. 

_ ag Anderen, f. Berwenbung; 

efig. 

— inwiefern jemand ans einem Auftrage, 
aus einer Gemeinſchaft, ans einem Ber- 
trage, ober anderem bejonderen Rechts⸗ 
verhältniffe ben Aufwand zurüdzuforbern 
berechtigt fei, muß bei ben befonberen 
Arten dieſer Rectsgeichäfte machgefehen 
werben. 

— zur Kindererziehung, |. Erziehung. 

— zur Begräbniß, |. Begräbnißlofen. 

Ausbefjerungen, |. Reparaturen. 

Ausbeute vom Bergwerte, gehört bem Frucht⸗ 
nießer, 511, 

Ausbrüde. Wer fih undentliher Ausbräde 
zur Bevortbeilung bedient, leitet Geung- 
tbuung. 869. 

Aenferung, eine undeutliche. wirb bei zwei · 
feitig verbindlichen Verträgen zum Rad 
theile besjenigen erfläret, ber fich ber- 
felven bebient, 915, ſ. Willeuser 
klärung. 

Ausgabe, ß Aufwand. 

— ** eines Buches, u fie ——— 
einlommen mit dem Verleger hen 
dürfe, 1167— 1169. — 

Auslagen, ſ. Aufwand. 

Ausländer, ſ. Fremde. 

Auslegungsregeln bei Geſetzen, 6—8. 

— Servituten, 484, 

— Bermächtnifſen, 655 u. ff. 

— Subſtitutionen, 614 u. 916, 

— Berträgen, 914—916, 

Ausreißer, ob fie zu erben fähig, beRimmen 
die politischen Geſetze, 544 u. 770. 

Ausficht, Servitut derfelben, 488, 

Ausiprüde, richterlihe, haben feine afl- 
gemein verbiudliche Kraft, 12. 

Austattung, e wirb in ben Erb- und 
Pflichttbeil eingerechnet, 788-7190. 

— inwiefern die Eltern zur Ausſtattung des 
Sohnes oder Enkels verbunden find, 1231. 

Ausſteuer, ſ. Heiratögut. 

Austritt eines Mitgliebes aus einer Ge 
meinſchaft, 830. 

— oder Geſellſchaft, 1205—1214. 


Aufhebung bes legten Willens und zwar: 
1) durch Errichtung einer anderen Anorb- 
nung, eines Teflamentes, 713, 

— oder Copdicillee, 714 u. 715. 

— ungeadptet ber früher erklärten Unabäuber- 
lichteit, 716. 

— 2) durch Widerruf, 717 u. 718, 

— 8) einen ansbrüdlichen, 719 u. 720, 

— b) ſtillſchweigenden, 721—723, 

— 0) oder vermutheten, 724 u. 725. 

— 3) durch Entjagung ber Erben, 726. 

— Ber die Aufhebung eines Bertrages aus 
Mangel der Einwilligung verlangt, muß 
aud allen Vortheil zurlidfieflen, 877. 

— Welche Mängel einer Sade bie Aufhe- 
bung eines Vertrages begrünben, 932. 

— eine ältere Verbindlichkeit ift nicht für 
aufgehoben zu halten, fo lange fie mit 
der neueren noch beftehen kann, 1379. 

— Die Beendigung eines verbärgten Ger 
ſchäftes berechtiget bie Abrechnung und Auf- 
bebung ber Bürgfchaßs zu verlangen, 1866. 

— ber Rechte und Berbindligkeiten IIL Theil. 
3. Hauptſt. 

— Bie Rechte und Verbiublileiten über- 
haupt erlöfchen, 1411, 

— befonbere Arten: 1) die Zahlung, 1412, 

— wie die Zahlung zu leiften, 1418—1416. 

— wann? 1417—1420. 

— von wen? 1421—1423, 

— an wen? 1424. 

— gerichtliche Hinterlegung ber Schuld, 1425. 

— Quittungen, 1426—1430, 

— Zahlung einer Nichtſchuld, 1431—1487, 

— 2) Eompenfation, 1438—1448, 

— 3) Entfoguug, 1444, 

_ Bl Bereinigung, — u. 1446, 

— 5) Untergang ber Sade, 1447, 

— 6) Tob, 1a. 

— 7) Berlauf ber Zeit, 1449. 

— Ob eine Einfegung iu ben vorigen Stans 
Rattftube, 1450, 

Aufkündigung einer Bolmadt, inwiefern 
fie geihehen könne, 1020 u. 1021. 

— vr —— wann fie geſchehen müſſe, 

— ober vor ber Zeit geſchehen Lönne, 
1117-119. 5 ; 

Auflage eines Buches, neue, ob fie ohne 
Einmiligung des Berfaflers geſchehen 
dürfe, 1167—1169, ſ. auch Staats- 
auflagen. 

Auflöfuug des Epebanbes, |. Epetren- 
nuug. 

— Die fih bei Aufldfung einer Gemein, 
ſchaft in der Theilung ber gemeinfchafte 
lichen Sache zu benehmen, 841—849, 
f. auch Aufhebung, Erlöfgung. 

—— ſ. Fieiß. 















Aufopferung einer Sache für einen Anderen, 
. Verwendung. 

Aufrechnung, ſ. Compenſation. 

Aufſandung, das iſt die Bewilligung bes 
Eigenthümers zur Einverleibung in das 
Meeng Bud, inwiefern fle nothwenbig, 


Austrodnung — Befchwerbe. 


Austrodnung bes Gewäflers verändert bie 
Rechte des Eigentbüimers nicht, 408, 
Auswanderer, eigenmächtige, verlieren bie 

Staatsbürgerfchaft, 82. 
— bie Ausübung ber väterlihen Gewalt, 176. 
— ob fie zu erben fähig, beftimmen bie po- 
litiſchen Geſetze. 544 u. 770. - 
Auswärtige, |. Brembde. 
Autor, ſ. Dienfleiftungen. 


Boltenrecht, f. Dienſtbarkeiten. 
Bankerott. ſ. Conenrö. — 
Barfhaft, was darnuter verflanben werde, 


— Pflicht des Vormundes in Anfehung ber- 
felben, 230, f. Gelb. 

Bau, wann die Aufführung einer Nieber- 
reißung eines Gebäubes von bem benadh- 
borten Befiger verbindert, 310—342. 

— ober wegen Gefahr des Einfturzes Gicher- 
ſtellung —— werben könne, 843, 

— mit, fremden Materialien auf eigenem 
Grunde, 417. 

— mit eigenen Materialien anf frembem 
Grunde, 418, 

— mit fremden Materialien auf frembem 
Srumbe, 410, f. Banführung, Repa- 
raturen. 

Banerngüter, wie fie vermittelft Bertrages 
erworben werben fünnen, 433 n. 431, 

— geieglihe Erbfolge in Rüdficht berfelben, 
win durch die politiichen Geſetze beftimmt, 

Banernftand unterliegt in Rüdficht ber Bor- 

— mundfchaft der Euratel, 284. 
und ber gefeglichen Erbfolge, 661; be 
fonberen pelittichen Geſetzen. 

Banführung, inwiefern fie dem Frucht 
nießer obliege, 514—516. > 

— ober dem Pächter, 1096. 

— inwiefern fie zur früheren Anffünbigung 
ber Miethe berechtige, 1118 u. 1119, 
ſ. auf Ban. 

Baum, woraus befien Eigenthum zwiſchen An ⸗ 
grängern beurtheilt werde, 421, |. Aeſt e. 

Beamte, |. Amt. 

Bebingung, Begriff, 696. 

— bei ber Ehe, ob fie biefelbe ungiltig 
machen Tönne, 59. 

— bei einem letzten Willen, 696—712, f. 
Einfhräntung bes legten Willene, 

— bei einem Erbvertrage, 1251. 

— bei Berträgen, wann und was fie für 
eine Wirkung habe, 898—990, |. Neben- 
verträge. 

Befeftigung ver Rechte und Verbindlichkeiten. 
Davon banbelt des HI. Theils 1. Haupiſt. 

— Rechtliche Arten berfelben: 1) Berpfiich⸗ 
tung eines Dritten, 1343 u. 1348, 

— a3) als Mitſchuldner, oder b) als Bürge, 
1846 u 1347, |. Bürge. 

2 Pfandvertrag, 1368—1374, ſ. biefes 
ort, 
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Befreiungen ber Gefanbten, öffentlichen Ge⸗ 
ichäftsträger und ber in ibren Dienften 
ſtehenden Perſonen, 88, ſ. Nachſicht, 
Privilegien, Entfagung, Be— 
günftigte. 

Befrudhtung. Für die Befruchtung eines 
Tpieres it man ohne Bertrag feinen Lohn 
ſchuldig, 406, 

Begegnung, eine anflänbige, ift wechſelſeitige 
Pflicht der Ehegatten, 90. 

Begräbnißkoften haftenanf ber@xbichaft,549. 

— müffen von dem Käufer der Erbſchaft 
getragen werben, 1280. 

Begünftigte Berfonen in Rüdficht ber Ber- 
jährungszeit, 1454, 1472 u. 1458. 

— wer mit ihnen in Gemeinſchaft ſteht, ger 
nießt die nämliche Begänftigung, 1473. 

— legte Anorbnungen, 697—600. 

Behältnif, was ed, wenn es vermacht wird, 
in fi begreife, 675— 677. 

Behörde, f. Obrigkeit, Richter, Ge- 
richt, Kreisamt, Landesftelle. 

Beleidigung, |. Verlegung. a 

Belohnung; ber Vormund hat auf eine 
Belohnung Anſpruch, 266 u. 267. . 

— ber Vertrag über eine Belohnung für bie 
Unterhandlung eines Ghevertrages; für 
bie Uebernehmung eines Procefles ober 
einer Eur, if ungiltig, 879. 

— bes Finders, 391—893, 

— ober Retters einer fremben Sache, 403. 
— des Erben, wenn bie Erbſchaft durch die 
Bermädtniffe erſchoͤpft if, 690. ß 
— eine Belohnung if nur inſofern eine 
Schenkung, ale ber Belohnte fein Klage» 

recht gehabt hat, 940 u. 941. 

— der Berwabrer hat im ber Regel darauf 
keinen Anfprud, 969. 

— wann einem Bevollmädtigten eine Ber 
lobnung gebühze, 1004 u. 1163, f. auch 
Lohn 


bn. 
Benefleium cedendarum actionum, 
ſ. Bürge. 
mpetentiae, |. &ompetenz, Unter» 


balt. 

— divisionis, f. Bürge, Theilung. 

— inventaril, |. Beſitzuehmung ber 
Erbſchaft. 

— ordinis, |. Bürge. 

Benennung ober Belreibung, unrichtige, 
macht die Verfügung des Erblafjers nicht 
ungiltig, 571, ſ. any Ernennung. 

Benügung ber Erbſchaft, ſ. Erbser- 
tlärung. 

Bergwerksantheil, |. Anz, Ausbeute. 

Berhäbigung. Quellen und Arten ber Ber 
ſchädigung, 1294 m. 1385 u fi. 
f. Schabe und Schabenerfaß. 

Beſchimpfung, ſ. Injurien. 

Beſchraͤnkungen bes Eigenthumes heben 
deſſen Vollſtändigkeit nit auf, 358 u. 
364, f. Einſhräntung. 

Befchreibung, |. Inventarium. 

Beichwerde wegen Kränlung der Rechte fauu 

gejeglihen Behörde an- 


jeder vor ber 
Bringen, 19. 


. 
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Beſchwerde — 


Beſchwerde bes Bormunbes gegen bie Bor- 
mundidaftsbebörbe, 268. - 

— gegen das Berſchniden eines Richters ift 
bei der höneren Behörbeongubringen, 1314. 

Bert ———— in dem IL Theil das 

1: upt| 

— Erwecbuͤng bes Befides; welche Perſonen 
derſelben fäbig, 310. 

— Gegenftände des Beſitzes, 311. 

— Arten der Erwerbung bes Befige® von 
törperlihen, bewegliden ober unbeweg- 
ligen, und von unlörperiihen Sachen, | — 
312 u 313. 

— unmittelbare und mittelbare Erwerbungs- 
art bı6 Befiges, 314. 

— mie viel burd die eine ober andere in 
Befig genommen werbe, 815. 

— rehtmäßıger; nurechtmäßiger Beſitz, 816. 

— Haupititel des rechtmäßigen Befiges, 317. 
— ber bloße Inhaber bat no keinen Titel 
u kann ihn nicht eigenmächtig erlangen. 


— nob ben Sand feiner Gewahrfame ver- 
wedleln, 319. 

— Birkung desrehtmäßigen Befigtitele, 820. 

— Erforderung zum wirklichen Beſitzrechte, 
321 u. 822. 

— ber Befiger lann in ber Regel zur Aus- 
werfung bes Titels nicht aufgefordert 
werben, 822—825. 

— rebliger; unrebliher Beflger, 826. 

— wie ein Mitbefiger zum unretlihen ober 
unrecptmäßigen Befiger werde, 827. 

— Eniſcheidung über die Redlichleit des Be- 
figes, 828. 

— Fortdauer bes Beflyes; Rechte bes red⸗ 
ligen Befigers in Rüdfiht ber Subftanz 
der Sache, 329. 

— ber Nutungen, 330. 

— des Aufwanres, 831 u. 832. 

— und bes Raufpreifee, 833. 

— ob bem Befiger IR Zurückhaltungsrecht 
——— 834 n 471. 

—— des unredlichen Beſitzere, 


— Belurtpelung ber Reblichleit bes Befiges 
einer @emeinde, 887. 
— inwiefern durch eine Klage ber Befig un. 
redlich werde, 338. 

— Recht des Befigers bei Störung feines 
Befites, 339. 

— instefonbere burg Aufführung oder 
Niederreißung eines Gebäudes, 344— 342. 

— ober durch Gefahr des Einſturzee, 343. 

— Rechtsmittel zur Erhaltung bes —— 
ſtandes bei dringender Gefahr, 844. 

— gegen einen mechten Vefiger, 345 n. 846. 

— ober beim peiſel über bie Echtheit bes 
Beſitzes, 3 

— Berwahrungsmittel bes Jnhabers einer 
Sache gegen mehrere zufammentrefiende 
Befigwerber, 348. 

— Erlöihen des Beſitzes, a) Fürperlicder 


Sachen, 349. 
— b) ber in bie öffentlichen Bücher eingeira- 
genen, 860. 





Beftanbnehmer. 


'Beflg, c) uub enbeier Rechte, 861. 

— Einfhräntung, 86 2. 

— was die Abläugnung des Beſitzes, ber 
fälihlih vorgegebene ober aufgegebene 
Befig einer fireitigen Bade für Yolgen 
Ye fig ziehe, BTE—BTE, |. Eigen- 
thum. 

— welcher Beſitz zur Erſitzung notbwendig 
fei, 1460—1464, ſ. Berihrung. 

Befiger unterſcheidet fih vom bloßen Im _ 
baber, 809. 

im Zweifel gebührt dem Befiger ber Bor» 
zug, 824 u. 374. 

— wann ber rediche Bee fogleiih das 
Eigenifum erwerbe, 86 
— jeber redliche —*— de ——* 
ra zu fein vermuthet, 360, 

Beli 

Befiper — ſ. Zuei vun 

Benberföfgung | 8 f. fie ” 

Befignehmung ber —8 Hiervon han- 
deit das 15. Hauptſi. bes II heile. 

— Bebingungen zur rechtlichen Befignehmung 
ber Erbſchaft, 797 u 798. 

— Ausweifung des Redtstitele; Erbeer⸗ 
ttärung. 739 u. 800. 

— Bırkung_ber unbebingten unb_ber bes 
dingten Erbserliärung, 801 u. 802. 

— Beredtiguug zur bedingten oder umbe 
dingten Antretung oder Ausfchlagung ber 
Erbſchaft, 803— 808. 

— Rechtliche Vorkehrungen vor Ginsutwor- 
tung ber Grbfdaft: a) Verwaltung ber 
Beriaſſenſchaft, 810. 

— b) Sicernellung ober Befriebigung ber 
Gläubiger, 811. 

— 0) Abfonderung ber Berlafjenichaft vor 
bem Vermögen bes Erben, 812. 

— d) Einberufung der Gläubiger, 818. 

— Birtung der Ginberufung ober Unter 
laffung derſelben, 814 n. —E 

— e) Aueweiſung über bie &rfüden, 
legten Willens, entweber von bem 
mentsegecutor, 816. 

— oder bem Erben, 817 n. 818. 

— wann bie Erbſchaft einzuantwerten, 819. 

— Haftung der gemeinichaftliden Erben 
gegen die Berlaflenfchaftegläubiger unb 

egataren ohne Gebrauch der rechtlichen 
Wohlthat des Iaventariums, 820 u. B21. 
— ——— — ber Glãubiger bes Erben, 


— oꝛſneni. lagen, 828. 

— Wirkung berielben, 824. 

— burg die Nachlolge des Schulbners in 
die Berlffenkyaft feines Öliubigers wird 
in dem Rechte der GErbiceiteglänbiger, 
ber Miterben ober Legataren nichts ger 
ändert, 1445. 

— bie Erbichaftsantretung bes Erben gilt 
auch für den Käufer der Exbfchaft, uud 
umgelebrt, 1282. 

Beftallung. Auf bielelbe find bie Bor 
ſchrijſten von Dienfleitungen anzuwenden, 
1163, f. Dienfleifiungen. 

Beftandnehmer muß in der Regel dem 


Befand- Erbpacht· und Exsjinsverträge — Bevollmachtigung. 
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— Beſtandſtückes weichen, 1120 |Beftands, Erbpacht⸗ und Erbzinsver⸗ 


2. 
Beftands, Erbpachte und Erbzinsver⸗ 
träge. Davon handelt in bem II. Theile 
dos 25. Haupift. 

Bin des Beftanbvertrages, 1090, 

1. Mieth- und Padıtvertrag, 1091. 
Erfordernifle, 1092 u. 1093. 

Wirkung, 1094. 

wie daẽ periönliche Recht des Befund» 
nebmers zu einem dinglihen werbe, 1095. 


Ueberlaflung, 
1096—1098. 
2) Laften, 1099. 
8) Zins, 1100—1102. 

ins in Früchten, 1109. 

älle und Bedingungen einer Erlaſſung 
des Zinſes, 1104—1108. 
4) Zurüditellung, 11091111. 
5) Auftöfung bee Beitanbvertrages: 
a) durch Untergang ber Sade, 1112. 
b) Verlauf der Zeit, 1113. F 
wenn keine ausbrüdlihe oder ſtillſchwei ⸗ 
genbe Erneuerung geſchieht, 1114 und 
1118. 
o) Auftündiguug, ordentliche, 1116. 
außerordentliche, wann ber Beftaubnehmer 
hierzu berechtiget fei, 1117. 
wann ber Beftanbgeber, 1118 u. 1119. 
d) Veräußerung ber Sache, 1120 u. 1121. 
Einen Pahtvertrag kann ber Bormunb 
ohne gerichtliche Genehmigung nicht ab» 
ſchließen, 283. 
11. Erbpacht; Begriff von bemfelben, 1122, 
IN. Exbzinsvertrag, 1128. 
wie ber Zweifel zu heben, ob ein Nu⸗ 
tzungseigeuthum ein Erbpacht ⸗ ober ein 
Erhzinsgnt fei, 1124. 
IV. Botenzins, 1125. 
Ermerbung des nutzbaren Eigenthumes, 
1126. 
Gemeinſchaftliche Rechte bes Obers und 
Nugungseigenthümers, 1127 u. 1128, 
befondere Rechte nnd Pflichten des Ober⸗ 
eigenthümere, 1129. 
1) in Rüdfiht der — Bearbei- 
tung und Veränderungen des Gutes, 1130, 
2) des Erbziuſes, 1131. 
waın der Erbzine zu entrichten, 1182. 
wann eine Erlaflung flattfinde, 1133 
u 1134. 
Recht bei verzdgerter Entrichtung bes 
Zinfee, 1135 u. 1136. 
3) ber Laften und Berbeflerungen, 1137 
u. 1138, - 
Rechte und Verbindlichkeiten des Nutnnge- 
eigentbämers überhaupt, 1139. 
.insbefondere: 1) in Rüdfiht ber Ber- 
äußerung. 1140—1142. 


Erhaltung, Beulltzung, 


It 1111 


11 


wechſelſeitige Rechte, 1) in Hinſicht auf) Befimmte Sache. 


träge, Crlöihung bes Nuhungseigen» 
thumes, 1148—1150. 

Beftelite, öffentliche, müflen das ihnen auf 
getragene Geſchaͤft Übernehmen, oder ohne 

ögerung ablehnen, 1003. 

— fie Tönnen einen aud nit ausbrädtich 
bebungenen Lohn forbern, 1104. 

Beftellung einer Arbeit, eines Werkes ober 
Geſchäfies. |. Dienfleifiungen; Be- 


En mädtigung, 

ermãchtniß berjelben 

60, GH 0 Cr  verklben, 

Beftimmung. Die Verſchiedenheit ber Be⸗ 
fimmungen bes Berſprechens und ber 
Annahme macht ben Vertrag ungiltig, 869. 

— Gemeinfaftlihe Befimmungen ber 
Perionen- und Sachenrechte find: bie 
Befeftigung, Umänberung und Aufhebung 
derſelben, 1342. Davon xbandelt ber 
ganze Ill. Theil dieſes Geſetzbuches. 

Betrug zur Erſchleichung, Verhinberung ober 
Unterbrüdung eines ſetzten Willens macht 
bes Erbrechtes unwürbig, 542. 

— beretiget * Enterbung, 770. 

— bei Berträgen, |. LiR, Irrthum, 
Schade. 

Beurtheilung eines Rechtsfalles, |. Ent- 

8 rt — - 

eute iſt nah bem Kriegegeſetzen zu beur⸗ 

theilen, 402. en 

Bevollmaͤchtigung unb andere Arten ber 
Sefwäjtsführung in bem 22. Haupif, 
bes 11. Theile. 

— Berollmägtigungsvertrag, 1002, 

— Pflichtmäßige Erklärung Öffentlicher Be⸗ 
Reiten über die Annahme des Auftrages, 

— Eintheiluug ber Bevollmächtigung in eine 
mnentgeltlihe oder entgeltfiche, 1004. 

— müundliche ober ſchriftliche, 1005. 

— allgemeine oder befonbere, gerichtliche ober 
au etliche, 1006. 

— unumſchränkte ober beſchränkte, 1007. 

— Geſchäfie, welche einer beſouberen Voll⸗ 
macht bedürfen, 1008. 

— Rechte und Verbindlichkeiten des Gewalt ⸗ 
babers, 1009—1013. 

— bes Gewaltgebers, 1014—1016. 

— in Rüuckſicht eines Dritten, 1017—1019. 

_ &uftöfung bes Vertrages durch ben Wider» 
ruf, 1020. 

— bie Auffündigung, 1021. 

— burd den Zob, 1022 u. 1028. 

— ober Eoncurs, 1024. 

— inwiefern bie Verbindlichkeit fortbanere, 
1025 u. 1026. 

— ſtill ſchweigende Bevollmãchtigung 
Dienſtperſonen, 1027—1033, 


der 


— 2) in Rücſicht eines gefundenen Schatzee | — gerisutiche ab geiegliche Bevollmächti⸗ 


IR der Verminderung ber Subſtanz, 
148. 

— 8) ber Laflen, 1144. 

— 4) bes Gewährbriefes, 1145. 

— Rechte aus dem Bodenzinje, 1147, 


— füh 

_ häftsführung ohne Auftrag, 1085. 
— im Notbfalle, 1036. = 

— ober zum Ruten bes Anbern, 10837—1089. 
— gegen den Willen bes Andern, 1040. 
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Bevollmaͤchtigung, Berwenbung einer Sache 
zum Ruben bes Anbern, 1041—1044. 
— inwiefern eine Bevollmächtigung zur 
Schließung einer Ehe ftartfinde, 76. 

— wann der VBerwahrungevertrag zu einer 

Bevollmädtigung werde, 960. 

Beweggrund, was er bei Erklärung eines 
legten Willens, 572. 

— oder bei Schließung eines Bertrages für 
eine Wirkung babe, 901, f. Abſicht. 

Bewegliche Sachen. Begriff, 293. 

— Soden. Das einem Pupillen zufallende 
bewegliche Vermögen ift in ber Regel df- 
feutlich feil zu bieten, 231. 

— Rechte find indgemein ale bewegliche Sachen 
anzufeben unb eben fo vorgemerkte For⸗ 
derungen, 298 ı. 288, 

— fie fieben mit der Perfon bes Eigeuthü⸗ 
iners unter gleichen Geſetzen, 800. 

— wie man fie in Beſitz erhält, 312 u. 322, 

— und bei ber Eigenthumskiage bezeichnen 
muß, 870. 

— in benfelben Tann bis auf ben zweiten 
am fideicommiſſariſch ſubſtituirt werden, 


— fie find an dem Orte bes gemachten Ver⸗ 
Iprechene zu übergeben, 905 u. 1420. 
— binnen welder Zeit bei denſelben bie 
Bahn gefordert werben fünne, 

3 


— in welder Zeit das Eigenthum berfelben 
exfeffen werde, 1466. 

Beyſchlaf, ſ. Beiwohnung. 

Beytrage, inwiefern die Glieder einer Ge⸗ 
fellfyaft zu einem mehreren Beitrage ver⸗ 
balten werben können, 1189, 

Beymwohnung, unehelihe; warn fie die Va⸗ 
ierſchaft zu einem unehelichen Kiude be- 
weife, 168, 

Bienenfhwärme, inwiefern fie ein Gegen- 
fand der Zneignung find, 384. 

Bilanz, inwiefern fie von einer ordentlichen 
Rechnungslegung befreie, 230 n. 1200, 
Billigkeit. Rädfiht darauf in Befimmung 

der Anzahl des Triebviehes. 500, 

— zur Beflimmung der ber Willfür vorbe- 

baltenen Erfüllungszeit eines Verſprechens, 


des von einem 


— oder zur Ausmeffun 
i Banden Schabener- 


Bernunftlofen zu lei 
fages, 1310, 

Bitte, der dadurch erſchlichene Beſitz ift ein 
unedter, 345. 

Bittleihen, ohne Beſtimmung einer Daner, 
* willkürlich zurückgenommen werben, 


974. 
Blinde find unfähige Zeugen bei letzten An⸗ 
orbnungen, 591, 
Blindthäre, warn fie an ber gemeinfchaft- 
lichen Daner angebracht werben dürfe, 855. 
Blödfiunige, welce fo genannt werden, 21. 
— töunen feine giltige Ehe ſchliehen, 48, 
— fiehen unter Enratel, 270, |. Bernunfte 
lofe, Bflegebefohlene. 
Bintfhande, inwiefern fie bes Erbrechtes 
unfähig made, 543. Y 


Bevollmãchtignug — Bürge. 


IE SNIIR: f. Berwanpte 
t. 


art 

Bodenzind, Erklärung besielben, 1125. 

_ — ſich das Recht darauf erſtrecke, 
1147. 

—— —— iR ein Gegenſtand des 
Seerechtes, 1292. 

Borg, wenn ber Berläufer die Sache obne 
das Raufgeld verabfolgt; fo iſt der Kuuf 
auf Borg geſchleſſen nnd das Eigenthum 
gebt auf den Käufer, 1063. 

— Dienfigeter und Familieubäupter find 
nicht verbunden, das, was von ihren 
Dienftperfonen ober anderen Hansgenofe 
fen ohne Auftrag ober ein beflebendes 
Einihreibbud in ihrem Namen auf Borg 
genommen wird, zu bezahlen, 1032 u. 

Borgen, |. Darleihensvertrag. 

Brandſchade, |. Keuerihabe 

Brautgefenfe Tonnen bei, ohne Berichul- 
deu bes Gebers nicht erfolgter Ehe zuräd- 
genommen werben, 1247, 

Brautperfonen, wo fie zu verfünbigen, 71 

72 


u. 72. 

— fie müflen miter Strafe forgen, daß bie 
Verkündigung gehörig” vorgenommen 
werde, 74. 

— und bürfen obne Beibringang ber var 
geſchriebenen Zeuguiffe nicht getramet 
werben, 78. 

— fönnen fi über bie Berweigerung ber 
Trauung befchweren, 79. s 
— follen die Nahfiht eines Ehehinbernifies 
in ber Regel ſelbſt auſuchen, 84, ſ. auch 

Indenfdaft. 

Bruder, kann bie Abtretung ber Bormund- 
ſchaft über feinen Bruder verlangen, 259, 
Geſchwiſter. 

Buch, dem Ueberbringer bes darch Eimer⸗ 
flandniß beſtehenden Einſchreibbuches iR 
man beredhtiget, Waaren zn borgen, 1033. 

Buchverlag. Vertrag hierüber, |. Dienf- 
leiftungen. 

Bücher, dffentliche, erft durch Eintragung in 
diefelben erhält man ten rechtmäßigen 
Beſitz eines binglihen echtes auf umbe- 
wegtihe Sachen, 321, 322, u. 431 bis 
443, 445. 

— und verliert ihn mur burd bie ihung, 
414, |. Einverleibung und Bormer- 
tung, au Geburts-, Trauungd- 


büder. 

Büchernachdruck, if ein Gegenſtend ber 
politiihen Gejeßgebung, 1171. 

Bürge, wer fo heiße, 1346. 

— Entfhäbigungebürge, 1348. 

— wer ſich verbürgen könne, 1849. 

— für welde Verbindlichleiten, 1350—1352. 

— Umfang der Bürgidaft, 1353 m. 13%. 

— Birkung, Rechte des Bürgen: a) in Wäd- 
ficht ber — Ein mahnnng, 1356. 

— Ausnahmen, 1 u. 1857. 

— b) des Rüderfoges von bem Schuldner, 
1858 u. 1361. 

— 0) von dem Miütbürgen, 1869. 


Bürge — Erebitspapiere. 


Bürge, Wirkung, Rechte bes Bürgen: d) in 
Rüdficht der Bfandficherheit, 1360. 

— o) bes Entihädiguugsbärgen, 1862. 

— wer ein taugliher Bürge fei, 1374, 

— Arten ber Erlöihung der Bürgfchaft, 
1363—1367. 

— ob bie Bürgihaft durch einen Nenerungs- 
vertrag erldſche, 1873. 

— burd die Beerbung be& Schuldners und 
Bürgen wirb in den Rechten des Gläu⸗ 
biger& nichts geändert, 1445. 

— inwiefetn der Bürge fr den Vergleich 
„Über die Schuld hal, 13%. 

Bürger, |. Staatsbürger. 

Bürgerliches Gefep, |. Geiles. 

Bürgerlies Recht, deffen Erklärung, 1, 
1. Recht, Geſetzbuſch. 

Bürgerrecht, ſ. Sta atebürgerſchaft. 

Vĩrãſafiarertres worin er beſtehe, 1846, 
rge. 


Caducitãt, .Erbloſig keit. 

Gomerolgegenftände, |. Gegenſtände. 

Someralgüter lönnen nur in der aufer- 
ordentlichen Berjährungszeit von ſechs oder 
von vierzig Jahren verjährt werben, 1472. 

Capital, ein mit Sicherheit anliegendes, 
kaun der Bormund nicht eigenmächtig aufe 
kündigen, 233, 

— * für ſich allein in Empfang nehmen, 


— er muß für bie vortheilhafte Berwenbnng 
bes eingehenden forgen, 235. 
— iſt ohne Gefahr ten Eitern von bem 
Bormunde nit anfzufündigen, 236. 
— and) folde Eapitalien, bie auf unbeweg- 
lichen Gütern in einer anderen Provinz 
bafıen, gehören zur vormundſchaftlichen 
Gerigptebarkeit, 227. 

— ber Fruchtuießer eines Capitals kann nur 
bie Ziufen forbern, 510. 

— ber Bürge gines zinsbaren Capitals, in- 
wiefern er für bie Binfen hafte, 1353, 
f. auch gorberung, Hauptſtamm. 

Caſſen, |. Staat scalfe. 

Causa, ſ. Nebengebühren. 

Saution, ſ. Siherftellung. 

Gebent, Ceifion, |. Abtretung. 

Ehrift, die legte Anorbnung besfelben kann 
jener, ber fih zur riftlihen Religion 
nicht befennt, nicht bezeugen, 593. 

— Cbhriſten dürfen mit Nichtchriſten keine 
Ebe fließen, 64. 

— ber Abfall vom Chriftenthume iſt eine 
Enterbungeurfache, 768 u. 769, 

Gitation, |. Edicte, 

Eodicill, was es fei, 553, |. Erklärung 
des legten Willene. 

Gollation, ſ. Anrehnung. 

Commixtio, f. Bereinigung. . 

Commodatum, commodans, commoda- 
tarius, |. Leihvertrag. 

Compenfation, inwiefern, mit welcher Wir- 
kung, bei welden Forderungen ſie fatt- 
finde, 1438—1440 u. 1443, 
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Sompenfation, zwiſchen welchem Gläubiger 
und Schuldner fie Ratıfinde, 1414 u. 1442, 

— das Eompenfationsredt ſchützt nicht von 
ve äditelung eine Beſtan dſtückes, 


Competenz, die Rechtswohlthat der Com⸗ 
petenz bes Hauptſchuldners kommt dem 
Bürgen nicht zu flatten, 1354. 

— Eompetenzredht des Schentgebere, 947. 
Sompofitionen, mufltalifhe; Vertrag über 
deren Auflage, f. Dienfleiftungen. 
Goncurs, Über das Vermögen ded Maht- 
gebers oder Machtbabers enbiget bie Be- 

vollmãchtigung, «024. 

— wer in Eoncurs verfällt, kann von ber 

Grmerbogefetjgaft ausgefchloffen werden, 


— nad Ausbruch besfelben macht bie Ber 
flätigung bes Ehemannes von dem Em- 
pfange bes Heiratögutes wider die Oläu- 
biger feinen Beweis, 1226 

— über das Vermögen eines Ehegatten hebt 
bie Güte'gemeinichaft auf und gründet 
die Theilung des Vermögens wie bei bem 
Tode, 1262, 

— über das Vermögen bes Ehemannes gibt 
Anſpruch auf ben Wittwengebalt, 1260. 

— Über das Vermögen ber Ehegaitin läßt 
die Ehepacte unverändert, 1261, 

— bes Hauptihuldners beſtimmt den Bür- 
gen bas Recht ber Orbnung ber Eine 
mabnung, 1566. 

— das Vorzugsredht im Eoncnrefällen und 
inwiefern gegen eine Concursmaſſe die 
Compenfation ftattfinde, beflimmt bas 
Berfabren in Eoncırefällen, 470, 1438 
a. 1439. 

Donate cauga data, causa non sechta, 
1018. 

— ex turpi vel injusta causa, 1174. 

— indebiti, ſ. Zahlung. 

— sine causa, 1435. 

— ex lege, |. Geſetz. 

Confaslo, ſ. Bereinigung. 

Constitatam debiti alieni, 1349, f. 
Fremde Berbinbligkeiten. 

— possessorium, j.Beränderung bes Be⸗ 
ſitzrechtes. 

Contract, |. Vertrag. 

Eonventionalfttrafe, ſ. 
betrag. 

Gorporationen, ſ. Gemeinben. 

Gorrealität der Erben, 520, 820 u. 821. 

— mehrerer Schulbner, 891. 

— mehrerer Berechtigten, 892. F 

— Wirkung ber Zahlung ober Befreiung im 
Falle der Eorrealität, 893I— 896. 

— in einer Handlungsgeſellſchaft wirb fie 
vermuthet, 1203. 

— aus wiberredtlihen Handlungen, 1302. 

Ereditiren ber Waaren au Yuhrleute oder 
Dienfiperfonen, 1031—1033, ſ. auch 
Darleibensvertrag. 

Grebitspapiere, welche das baare Gelb 
vertreten, gehören zur Varſchaft, 680. 


Bergütungs- 
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Grebitspapiere, Bffentlihe, welde bie 
Stelle des Gelbes im Unlaufe vertreten, 
gehören zur Barſchaft, 680, f. Obli- 
gationen, Öffentliche, Papiergeld. 

Grida, [. Concure. 

Culpa, |. Berieben, Sorgloſigkeit. 

Gultur, |. Wirthſchaft obe ir ieb. 

Curatel, |. Eurator. 

Curator wirb zur Beforgung ber Angelegen- 
heiten derjenigen beftellt, welche dielelben 
aus einem anderen Grunde, als jenem 
ber Deinberfäbrigteit feibft zu bejörgen 
unfähig find, 188, 269. 

— Unterſchied vom Bormunbe, 188, 

— Fälle ber Beſtellung eines Curatore, 113, 

21, 270—279, 690, 811. 

— Art ber Beftellung, 280. 


— —— — von der Curatel, 281. 
— Rechte und Verbindlichkeiten ber Eura- 
toren, 282. 


— Endigung ber Curatel, 283. 

— Zur Beriretung des Fideicommiſſes iſt 
ein Curator zu beſtellen, 630, 

— wer unter Euratel gefegt wirb, kanu von 
einer Erwerbsgeſeliſchaft ausgeichloffen 
werben, 1210, |. Pflegebefohlene 


Daqhtraufenrecht, ſ. Dienſtbarkeiten. 
Damine, Waſſerwerke. 
Darangabe, f: Angeib. 


Entf. v. 5. Mai 1869, Nr. 2381 
(8405 ©.-U.). Wenn in einem Bertrage 
der Ausprud „ Darangabe“ gebraucht wird, 
welcher in dem Inder zum B. ©. als 
gleichbedeutend mit, Angeld“ bezeichnet iſt, 
muß im Zweifel die Vereinbarung eines 
Angeldes darunter verſtanden werden. 
Schlußfolgerung). 


Darbietung der Zahlung, ſ. Hinterle⸗ 
gung. 

Darlehensvertrag, II. Theil. 21. Haupt. 

— Beguff, 983. 

— Arien besielden, 984, 

_ — * * ber Waren 
— a) in Hingenber inze ober Papiergeld, 
986-980 iz 

— b) in Schulpfheinen, 990 u. 991. 

— Darlehen in anderen verbrauchbaren Ge- 
genfänben, 992. 

— girte, 993—1000. 

— Form bes Squldſcheines, 1001. 

Datio in solutum, |. Geben. 

Dotirung. Ob fie in einer legten Willens⸗ 
erlärung nothwendig ? 578. 

Depofitum, | Berwahrungevertrag. 

Descendenten und Ascendenten dürfen fi 
wech eljertig nicht ebelihen, 65. 

— beren Erbfolge, 732—834 u. 752—755, 
f. Eltern, Großeltern, Kinder. 

Deferteur, f. Ausreißer. 

Deteriorationen, |. Schabe. 


Erebitspapiere — 


Dienfibarfeiten. 


Dienft. Dur Abweſenheit in Einil- ober 
Kriegedienften wird ber Anfang und die 
Kortiegung ber Erfigung und Verjährung 
gehemmt, 1496. 

— inwiefern ein Minberjähriger fih zu 
Dienften verbingen, und über ba, was 
erim Dienfte erwirbt, frei verfügen Tönne, 
246, |. Amt, Dieuftleiungen. 

Dienftbarleiten (Servituten) find der Ge⸗ 
genſtand bes 7. Hauptſt. bes II. Theile. 

— Begriff von dem Rechte ber Dienfbar- 
feit, 478. F 

— Eiutheilung in Gruuddienſtbarkeiten und 
perfönliche, 473. i 

— in gr und Hanebienfiberkeiten, 474. 

— gewöhnliche Arten ber Hausbienfibar- 
feiten, 475 u. 476. 

— vorzlgfice Felddienſtbarleiten, 477. 

— rtanberp önlichen Dienfbarfeiten, 478, 

— unregelmäßige ober Scheindienſtbarkei⸗ 
ten, 479. ß. B 

— Erwerbung bes Rechtes ber Dienfbarkeit, 
Erwerbungstitel, 480. 

— Erwerbungsart, 481. r 

— Rehtsverhälnig bei ben Dienfbarkeiten: 
Allgemeine Boricriften, 482—486. 

— Anwendung auf das Recht, eine Leſt, 
einen Ballen auf frembem Grunde ım 
baben, ober den Raud) durchzuführen, 487. 

— auf das Fenſterrecht, 488. 

— Recht der Dachtraufe, 488. 

— Abtretung bes Regenwafiers, 490 u. 49. 

— Reät des Fußſteiges, Viehtriebes und 

ahrweges, 492 - 495. 

— Kecht, Waſſer zu ſchöpfen, 496. 

— Recht der Waſferleitung. 497. 

— Weiderecht, 408. 

— gejeglihe Beſimmung: a) über bie Gate 
tung bes Triebviebes. 499. 

— b) deffen Anzahl, 500. 

— c) Triftzeit, 501. 

— d) Art bes Genußes. 502. $ 

— Anwendung auf andere Pienfbarleiten, 


508. x 

— Grundbienkbarkeiten kommen allen Theil 
habern des gemeinſchaftligen berrihen- 
den Grundes zu ſtatien, 844. 

— perfönlihe Dienftbarkeiten insbefonbere: 
1) das Recht des Gebraudes, 501. 

— Beimmung in Rüdficht der Nutzungen, 
605 u. 506. 

_ en SI 

— und ber Laften, 5 . 

— 2) Die Fruchtnießung. 509-580, |. 
Srucdtnieß ung. 

— 3) Dienftbarkeit ber Wohnung, 521 u. 522. 

— Klagerecht in Rüdficht ber Dienfber- 
keiten, 523. A ‘ 

— Eridöfhung der Dienftbarleiten im ag. 
emeinen, 524. * 

— mebeſondere: a) durch ben Untergeng 
des berrihenden ober dienſtbaren Grus 


Den, en I — 

— ur Bereinigung, 526. 

— durch ———— der Beftelung, 
527 u. 528. 


. 


Dienfibarleiten — Ehe. 
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Dienſtbarkeiten, Erldſchung ber periön- | Dritter. Ob ein von einem Dritten durch 


lien Servituten, 529. 

— bie Dienftbarkeiten werden von demjeni⸗ 
gen, anf befien Nomen fie eingetragen 
Ir binnen brei; fonft binnen breißig 

jahren eriefien, 1469 u. 1470. 

— das Recht ber Dienftbarfeit erliſcht durch 
‚eine Verjährung von drei Jahren, 1488. 

Dienftgeber, inwiefern fie für die in ihrem 
Namen von Dienfiperfonen oder Haus- 
genofjen vorgenommenen Geſchäfte ver- 
pflichtet find, 3027—1033. 

— ihr Rechteverhältniß zu bem Gefinde 
wirb in ber beſonders beRehenden Dienft- 
orbnung beftimmt, 1172. 

Dienftleiftungen gehören zu ben ſchätzbaren 
Sachen, 303. 

— entgeltiihe Berträge, bierüber im 26. 
Haupifl. des II. Theile. 

— 1) Lobnvertrag, 1161. 

— fullſchweigender Lohnvertrag, 1152. 

— Rechte aus dem Lohnvertrage: a) insbe ⸗ 
fondere bei wefentlihen Mängeln, 1153. 

— b) bei Berzögerungeu, 1151. 

— c) Verhinderung ber Ausführung‘, 1155. 

— dı auf Bezahlung ober Vorſchuß des Loh- 


nes, 1156. 

— 0) bei Sertärung des Werkes, 1157. 

— wann bie Befellung in einen Kaufver- 
trag übergebe, 1158 u. 1159. 


— Erlöfhung des Lohuvertrages, 1160— 
1162. R 


— Ausdehnung dieſer Borfchriften 
Rechttsfreunde, Aerzte u. dgl., 1168. 

— 2) Berlagevertrag, 1164. 

echte und Pflichten zwiſchen dem Ber- 
faffer und Berleger: a) in Rüdfict der 

genauen Erfüuung der Verabredung, 1465 

a 3 

— b) einer nenen Auflage, ober Ausgabe, 
1167—1169. - 

— c) im alle ber vorgefchriebenen Bear⸗ 
beitungsart, 1170. 

— NAusbehnung auf Laudkarten, topographi» 
Ihe Zeihnungen und muſikaliſche Com⸗ 
pofitionen, Nahbrud, 1171. 

— 8) Bertrag zwiſchen Dienftherren und bem 
Sefinde, 1172. 

— untenaunte entgeltliche Verträge über 
Dienfte, 1173 u. 1174. 

Dienftperfonen, welche bei einem Vermacht⸗ 
nıffe zu verfteben feien, 683. 

— inwiefern fie ihre Dienftgeber verbindlich 
macen fönnen, 1027—1033. 

— inwiefern man für ihr Verfchulden ver- 
antwortlich fei, 1314—1818, |. Dienf- 
leiungen. 

Dingen, |. Dieufleiftungen. 

—R Rechte, |. Rechte. 

Dispenfation, | Nachſicht; Privilegien. 

Documente, |. Urkunden. 

Dolus malus, ſ. Abjicht, böfe; Lift. 

Domänen, gegen beren Berwaltung läuft 
nur eine außerordentliche Berjahrung, 1472. 

Des, i. Heirategut. 

Dotalitia pacta, j. Ehepacte. 


auf 


Furcht oder Irrthum bewirkter Vertrag 
denfelben ungiltig made, 875. 

— ob man für einen Dritten veripreden 
ober annehmen könne, 881. 

— Eine Erbſchaft oder ein Bermäctniß einer 
britten noch lebeuden Berfon ift kein Gegen» 
fland eines giltigen Bertrages, 879. 

— inwiefern er fir einen anberen zahlen fönne, 
1422 u. 1423, 

Drol ung, ſ. Surgt 

Dürftigkeit. Die Kinder find ihre in Dürf- 
tigkeit verfallenen Eltern zu erhalten ver- 
bunden, 154. 

— bes Geſchenkgebers, inwielern fie ein 
Recht gegen den Beſchenkten gebe, 947, 
1. hilflos. 


Edicte werben erlaffen, bei boshafter Ver⸗ 
loflung eines Ehegatten, 115. 

— bei Berlängerung der väterlichen ober vor» 
mundfcaftlihen Gewalt, 172, 251. 

— bei einer Wahn- oder Blödfinne- ober 
BProbigalitätserltärung, 273, 

— bei einer Todeserflärung, 113, 277. 

— bei nefundenen Saden. 390, 397. 

— ber Erbe kann bie Erlaffung berfelten zur 
Srjertangben Odulbenpanbet verlangen, 


— Wirkung einer ſolchen Einberufung, 814. 

— Folge der unterlaflenen Borfiht, 815. 

Ehe. - Bon dem Cherechte handelt das 

2. Hauptft. dee I. Theile. 

Begriff der Ehe, 44. 

und des Eheverlöbnifies, 45. 

Rechtliche Wirkung des NRüdtrittes vom 

Eheverlöpnifle, 46. 

Regel über die Fähigkeit zur Schließung 

einer Ehe, 47. 

Hindernifle der Ehe, I. aus Abgang: 

a) des Vermögens zur Einwilligung bei 

Minderjährigen nnd anderen Pflegebe⸗ 

fohlenen, 48—53. 

ober Militirperfonen, 64. Er 

— b) aus Mangel der wirklichen Einwillie 
ung, 65—59. 

— U. aus gang bes Bermögens zum 

Zwede; 

a) bes phyfiſchen Vermögens, 60, 

b) des fittligen Vermögens, wegen Ber- 

urtheilung zu einer ſchweren Criminal ⸗ 

firafe, 61. 

wegen Ehebandes, 62. 

Weihe oder Gelübdee, 63. 

Religionsverſchiedenheit, 64. 

Berwanbtidaft, 65. 

Schwägerichaft, 66. 

Evebruches, 67. 

oder Gattenmordes, 68. 

III. aus Abgaug der welentlichen Feierlich · 

feiten; ſolche find: a) das WUufgebot, 

69—74 


— b) bie Teiertiche Erklärung der Einwillie 
gung, 75—82. 
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Ehe — Ehemann. 


ee, Dispenfation von Ehehinbernifien, | Ehegatten: im Zweifel mwirb vermuthet, 


— Wirkung ber giltigen Ebe; Rechte und 
Berbindlicleiten ber Ehegaiten, 89. 

— — 90. 

— befondere bes Ehemannes, 91. 

— ber Ehegattin, 92. 


daß ber Erwerb von dem Mamne her- 
rübre, 1287. 
— nnd daß ihm bie Gattin bie Verwaltung 
ihres Vermögens anvertrauet babe, 1238. 
— ohne Rechnungelegung bes Mannes Über 
die bezogenen Nutungen, 1289. 


— Aufbebung ber ehelichen Gemeinſchaft, 93.| — oder ber Fran Über bie bem Manme ab- 


— I. ſcheinbare, durch Erklärung der ur- 
ſprünglichen Ungiltigfeit, y4—102. 

— 11. wirkliche Aufhebung: a) zeitlihe Schei⸗ 
bang, 103—110. 

— b) gänzlige Trennung, 111—122. 

— Ausnahme der Judenſchaft. 128. 

— 3), . NRüdficht ber Ehehinderniffe, 124 bis 


— b) ber Berfünbigung, 126. 

— c) der Trauung, 127—131. 

— d) ber Scheidung, 132. 

— 0) der Trennung, 133—136. 

— weun eine Tochter ohne, ober gegen ben 
Willen der Eltern fi) verehelichet, und 
das Gericht die Urfache ber Mißbilligung 
begrindet finder; fo hat fie keinen Aus 
ſpruch auf ein Heirotsgut, 1242. 

— der Ötreit Über bie Giltigleit ber Ehe 
iR fein Orgenfanb eines giltigen Ver⸗ 
gleiches, 1382, f. Ehepacte. 

©heaufgebot, |. Aufgebot. 

Eheband if bei katholiſchen Perſonen un. 
auflöstih, 111. 

— iſt ein Hinberniß, eine andere Ehe einzu- 
geben, 62, 94. 

Eheberedungen over Berabrebungen, |. Ehe- 


 pacte 

Chebruch, inwiefern er von bem Erbrechte 
ausichließe, 548, 770. A 

— inwiefern er ein Ehehinderniß fei, 67, 
94, 119, 

— if ein Grund zur Scheidung, 109. 

— und bei Nichtkatholiſchen aud zur Tren⸗ 
nung, 115 u. 116, 1,5 on. 186, 

— bemeift noch feine uneheliche Geburt, 158. 

Ehe⸗Contract, ſ. Ehe, Ehepacte. 

Ehe-Dispenfation, Nach ſicht. 

Ehe⸗Erk ärumg, feierliche, wie fie geſchehen 
mäfle, 75—79. 

— bleibenber Beweis berfelben, 80—82. 

— fie if, wenn von einem bei Schließung 
der Ehe beftanbenen Hinderniffe Die Nach- 

t ertheilt wird, am wiederholen, 88, 

. auch Inpdenidaft. 

Ehegatten: ihre Rechte und Pflichten, wor- 
ans fie zu beftimmen, 89. 

— ihre vorzüglichften Perſonenrechte, 90—92. 

— getrennte, mit welcher Vorſicht und Be- 
chränkung fie ſich wieder vereinigen, ober 
wieber verebelichen bürfen, 118—12). 

— über ihre Sacenredhte, | Ehepacte. 

— Beſetzliches Erbrecht derfelben, 757759. 

— fie haben kein Recht auf einen Pflicht⸗ 
iheil, aber auf den mangeluden anſtän⸗ 
digen Unterhalt, 796. 

— jeder Ehegatte hat über fein vor ober 
während ber Ehe erworbenes Bermögen 
das volle Eigenthumerecht, 1337. 


etretene, aber von ihr ſelbſt bezogene 
ruchtniegung, 1240. 

— Beihräntung bieler Rechte bei Gefabr 
eines Nachtbeiles oder ber ſchlechten Ber- 
mwaltung, 1241. 

— Wirkung bes Conenrſes über das Ber- 
mögen eines Ghegatten in Rüdficht ber 
&bepacte, 1260—1262. 

— zwifhen Ehegatten bat, fo lange fie im 
der ebelihen Berbinbung leben, keine Er- 
fitung ober Berjäbrung flatt, 1495. 

— ber Ehegatte bee Erben oder Legıtars if 
fein giltiger Zeuge bes Nadlafies, 504; 
ſ. Ebepacte, Eheiheibung, Eher 
trennnng, Ebeungiltigteit. 

Ehegattin; ihre befonberen Perſoneurechte 
und Pflichten, 91 u. 92. 

— ihr gebührt au während bes Streites 
über bie Abfonderung bes Vermögens 
bei einer Trennung ober Scheidung ber 
anftändige Unterhalt, 117. 

— bie getrennte, wann fie fid wieber ver- 
ehelichen könne, 120 u. 121. 

— ber über das Vermögen ber Chegatiin 
verhängte Concurs bebt die Gütergemein- 
ſchaft auf und gründet die Theilung wie 
bei dem Tode, 1262, f. auch Ehe» 
gatten, Ebepacte, Erbfolge, 
Mutter, Pflichttheil, Witwe. 

Ehehindernifie aus Abgang bes pbyfliden 
oder vechtlihen Bermögens zur Einwilli⸗ 
gung, . 

— aus Mangel der wahren Einwilligung, 

9. 


— des phyfiſchen ober ſittlichen Bermögene 
zum Zwecke, 60—68. 

— aus Abgang ber wefentlichen Keierfichkeiten, 
69—82. 


— ober wegen Beranfaffung zur Trennung 
ber Ehe, 119; f. auch Iudenichaft. 
— NVachſicht der Ehehinderniffe, ſ. Rahficht. 
— Die Ehehinderniffe forbern einen ſtreugen 

Beweis, 99 u. fl. 
— bie Hebung berieben macht bie Kinder 
zu ehelichen, 160. 
Eheliche Geburt, |. Geburt. 
Ehelicherklaͤrung unehelicher Kinder, j.Legi- 
timation. 
Ehelofigfeit, inwiefern jemand durch I 
Willen dazu verpflichtet werben Fünne, 700. 
Ehemann, befien beioudere Perfonenredte 
und Pflihten als Haupt ber Familie, 91. 
— laun bie Curatel feiner Frau aufprechen, 


260. 
— was er feiner Krau zum Buße geuchen, 


wird für geſcheult gehalten, 124 


Ehemann — Ehevertrag. 


mann, wa® ber Über bas Bermögen bes 
Shemannes verhängte Coucurs in Rüd- 
fiht der Ehepacte wirkte, 1260—1262, 
ſ. auy Ehegatten. - 

esYarte über das Bermögen, II. Theil, 
28, Hauptſt. 

Begriff ber Ehepacte und Gegenſtäude 
berftten, 1217. 

1) Heiratsgut, 1218. 

befien Befimmung von ber Braut, 1219. 
ober ihren Eltern entweberfreimwillig, 1220. 
ober gerichtlich, 1221. 

gerechte ürſachen der Weigerung, 1232 
n. 1223, 


— mie bie bei ber Scheidun; 
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Epefdeidung, ans welchen Gründen, 109. 
— wie fie fi wieber vereinigen ober aber» 


mal fcheiden Fönuen, 110. 

vorfallenden 
Streitigkeiten über das Vermögen unb 
ben Unterhalt ber Kinber zn beenbigen, 103. 


— wie bie Erziehung der Kinder nad ber 


Scheidu b i, 142, f. 
S ge 7 ” eſorgen fei ſ. auch 


— Wirkung der Scheidung in Auſehung der 


Ehepacte, ſ. Ehepacte. 


m: f. Zraunng. 


etrennung beißt die gänzliche Auflöfun 
bes ee 62, $. ea 


Bermuthuug, aus weffen Vermögen das | — wie fie bei fatholifchen Perfonen geſchehen 
Heiratsgut gegeben worben, 1224. Tonne, 111. 

Bedingung, Uebergabe und Beweis ber-| — inwiefern durch Tobeserflärung, 112—114. 
felben, 1225 u. 1226. — wie bei Nichtkatholiſchen, 115 u. 116, 
Gegenſtaud bes Seirattantes und Recht ſ. ang Iudenfdaft. 

bes Ehemannes und ber Ebefran in Rüd- | — wie die bei ber Trennung vorfallenden 
fiht berfelben, 1227—1229, Streitigkeiten über ba6 Vermögen und 
Borforge für die Gicerftellung bes ben Unterhalt ber Kinder zu beenbigen, 
Heiratögutes, 1245. 117. 

2) Wiberlage, 1230, — auf welde Art bie Wiebervereinigung vor⸗ 
ob ber Bräutigam ober deſſen Eltern zu zunehmen, 118. 

einer Widerlage, ober letztere zu einer |— mit welcher Beſchränkung bie getrennten 


Ausftettung verbunden find, 1281. 
Sicderfiellung ber Wiberlage, 1245, 

3) Morgengabe; die veriprodhene wirb 
In den erſten brei Jahren übergeben zu 
iein vermuthet, 1232. 

4) Gütergemeinichaft, 1233, 

Birkung berfelden insgemein, 1234u.1235. 
usbeſoudere, wenn fte in bie öffentlichen 
Bücher eingetragen worben, 1286. 

;) Verwaltung und Nugniegung bes ur- 
prünglicyen oder erworbenen Vermögens, 
.237—1241. 

;), Witwengehalt, 1242—1244. 
Biherfieflung bes Witwengehaltes, 1245. 
Schenkungen unter Ehegatten, 1246 n. 


oechſelſeitige Teftamente, 1248, 
Erbverträge. Crforberniffe zur Giltig- 
eit bes Erbvertrages, 1249 m. 1250. 
zorſchrift Über bie eingeridten Bebin- 
ungen, 1251. 

Birfung bes Erbvertrages, 1252 u. 1258. 
drloſchung besfelben, 1254. 
jruchtnießung auf den Todesfall (Advie 
alitätsrecht), 1255—1258, 

tinfinbichaft, 1259. 

Ibfonberung bes Bermögens in dem Falle: 
) eines Koncurfee, 1260-1262. 

) einer freiwilligen, 1263. 

ber8) einer gerichtlichen Scheidung, 1264. 
) ber Nicptigertlärung, 1268. 

er Trennung ber Ehe, 1266. 

rechte, |. Ehe, Ehepacte. 
ſcheidung heißt bie Sonderung der Ehe⸗ 
arten vom Tiſche und Bette ohne Auf- 
fung ber Ehe, 93. 

ie fie mit beiderfeitiger Einwilligung 
eichehen fünne, 103-106. 

or ohne Einwilligung bes anderen Theiles, 


Ehegatten zu einer auberen © reiten 
fnnen, 119 u. 120. MM 


— bie Trennung iſt im Trauungsbuche an- 


zumerken, 122, 


— wie bie Erziehung ber Kinder nach ge- 


treunter Ehe zu beforgen, 142. 


— Birkung ber Trennung in Rüdfiht der 


Ehepacte, |. Ehepacte. 


Eheungültigkeit; inwiefern fie von Amte- 


wegen, oder nur auf Anſuchen zu untere 
ſuchen, 94 


— welcher Ehegatte bie Giltigkeit der Ehe 


beftreiten könne, 95 nu. 96. 


— von weldem Gerichte unb mit welder 


Borſicht die Ungiltigleit zu unterfuchen 
und zu beurtbeilen fei, 97—102. 


— bie Ungiltigerflärung iR im Trauungs- 


buche anzumerfen, 122. 


— Rechte der Kinder aus einer zwar ungil- 


tigen, aber aus ſchuldloſer Unwiffenheit 
eines Gatten geichloffenen Ehe, 160. 


— Folge ber —— re in Hinfiht 


auf die Ehepacte, ſ. Ehepacte. 


— ber Streit Über die Eheungiltigkeit if 


kein Gegenftanb eines Bergleiches, 1382, 
f. aud Ehehinderniß, Ehetrennung. 
everfündigung, |. Aufgebot. 
euelötnif, ob und inwiefern es eine 
rechtliche Wirkung babe, 45 u. 46, f. auch 
Brantgefchente. 


Ehe, vermeintlich giltige, ſ. Legitima- 


tion. 


— Kinder aus einer vermeintlich gültigen Ehe 


find als eheliche anzuſehen, 1 


Eheverſprechen, ſ. Eheverldbniß. 
Ehevertrag, was für die Unterhandlung 


desfelben bebungen wird, ift ungiltig, 879. 
von bem Vertrage ber Verlobten ober 


— ber@hegatten über ihr Bermödgen, ſ. Ehe, 


Ehepacte. 
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Ehe, zweite, |. Wieberverehelihung. 
Ehrbarkeit, j. Sitten. 
Ehrenverlegungen, |. Berlegungen. 
Eid, ift von Verlobten bei Nachſicht aller 
drei Verlündigungen abzulegen, 86 u. 87. 

— ber Ehegatten, bie Ungıltigleit der Ehe 
zu betbenern, ift nicht zuläſſig. 99. 

— einen Eid im Namen eines Anderen an⸗ 
unehmen, aufzutragen ober zurüdzu- 
chieben, forbert eine befoubere Bollmacht, 
1008. 

Eigenhändig geichriebener letter Wide be- 
darf Feiner anderen eierlichkeit, 678. 
Eigenſchaften; inwiefern der Mangel ober 
bie faͤlſchliche Beilegung ber Eigenichaften 
einer Sache die Gewaͤhrleiſtung grünte, 

922, 923 0. 990. 

Eigenthum der Kinder if, was ſie auf ge- 
fegmäßıge Art ermerben. Dem Bater 
gebübrt vermöge räterliher Gewalt nur 
die Verwaltung besielben, 149— 151. 

— volfländiges und unvollfändiges, Ober» 
eigenyam und Nugungseigenthyum, 357 
n. 868, 


— Arten bes letzteren, 859 u. 860, |. Erb- 
padhtvertrag; Erbzinsvertrag, 
Bodenzind, getheiltes Eigen- 
thum, Eigenthumeredt. 

Gigenthümer, |. Eigeuthum. 

Eigenthumsflage. Verwahrung eines bloßen 
Inbabers gegen die Eigenthumsklage, 475. 

— geſetzliche Folge: a) der Abläugnung bes 
Befiges, 3:6. 

— b) bes fälfchlich vorgegebenen, 377. 

— ober c) bes aufgegebenen Beſitzes ber 
flreitigen Sache, 878. 

— was dem Eigentblimerzu erftatten fet, 379, 

— wie dae Eigeuthum erworben werde, |. 
Erwerbung des Eigenthumes. 

— Eilb'chung des Eigentvumsrechtes, 444. 

— das Eigenthumsrecht beweglicher Sachen 
wird ordentlicher Weiſe binnen drei Jahren 
erſeſſen, 1466. 

— ebenſo unbeweglicher Sache von jenem, 
auf defien Namen fie ben öffentliden 
Büchern einverleibt find, 1467. 

— fonit erſt in breißig Jahren, 1468, 
1472—1477, |. Berjährnung. 

— ſ. Eigent bum. 

Eigenthumsrecht, davon handelt das 
2. Hauptſt. des II. Theile, 

— Begriff des Eigenthumes im \objectiven 
Sinne, 853, 

— im fubjectiven, 854, 

— objective und fubjective Möglichteit ber 
Erwertung des Eigenthumen, 355 n. 356. 

— vollſtändiges und unvollfändiges Eigen- 
thum, 357 u. 858. 

— Arten des letzteren 359 u. 360. 

— Miteigentyum, 861, 

— Rechte des Eigenthämers, 362. 

— Beſchränkung derfeiben, 863—865. 

— Sagen aus dem Gigenthumsrechte, 
1) eigentliche Eigentyumsllage, 366. 

— gegen welchen Befiger fie nit ftattfinbe, 
867 u. 868. 


Ehe — Einſturz. 


Eigenthumsrecht, was dem KU be⸗ 
ur obliege, 369871. — 

— 2) Eigenthnmeflage, aus dem rechilich 
vermutheten Eigenttume, 872—874. 
Einantwortung der Erbſchaft, ſ. Beſitz⸗ 

nehmung ber Erdſchaft. 

Einbringlichkeit ber Forderung; inwiefern 
ber Cedeni für dieſelde hafte, 1397—1399. 

Eindringen in den Beſitz macht denſelben 
zu einem unechten, 845. 

Einer für Alle und Ale für Einen, f. 
Correalität, 

Eingebrachtes, bie in ein Wobngebände 
eingebrachten Fahrniſſe find für den Mieth⸗ 
zinẽ ſtiuſchweigend verpfänbet, 1101, |. 
Chepacte. 

Cinkindſchaft, Begriff, und ob fie giltig 
fei, 1259. 

Einkommen, |. Bermögen. 

Einlöfungdredgt gebührt den eingetragenen 
Släubigern vor ber Meilbietung bes 
Bianbes,, 462. & 

Einmahnung, ihr Einfluß auf bie Zah» 
lungszeit, 1417. 

— auf Verzögerungsziufen, 1334. 

— anf die Bürgidaft, 1855. 

— anf bie Berfährung, 1497. 

Einrechnung der Berjäprungszeit bes Bor- 
fabrere, 1498, f. on Anrehunng; 
ECompenfation, 

Einfeitig verbindliche Verträge: Begriff, 864. 

— bei benfelben wird vermuthet, baß ber 
Berpflichtete ſich ehe Die geringere alß die 

ſgwerere Laſt auflegen wollte, 915. 

Einfhränfung bes Iekten Willens; baven 
handelt das 12. Hauptfl. bes Il. Theile. 

— Recht bes Erblafiers zur Einſchräukung 
des legten Wiuens, 695. 

— Arten ber Einſchränkung; I Bebin- 
gung, 6%. 

— Vorſchriften: a) über unverſtändliche, 697. 

— b) unmöglihe oder unerlaubte, 698. 

— ce) mögliche und erlanbte Bedingungen, 699. 

— d) Bedingung ber Nichtverehe ichung 700. 

— 0) wenn bie Bebingung bei bem Leben 
des GErblaflere erfüllt worben, 701. 

— ob die Bedingung and auf bie Nachbe⸗ 
rufenen ausjubehnen fei, 702. 

— Birtung einer möglihen aufſchiebenden 
Bedingung, 708. 

— 11. Zeitpunft, 704— 706. 

— Redteverhältniß bei einer Bedingung 
ober einem Zeitpunkte zwiſchen ber ber 
daten unb ihr machfoigenden Perſon, 
In. ai Mag. 109_3 21 

— II, Auftrag, 709—712, |. Aufhebung. 

Einſchreibbuch |. Bud. 8 . 

Einſehung in den vorigen Stand wird von 
er bürgerlichen Geſetzen nicht gefattet, 

Einftandörcht kommt dem Dbereigenthäc 
mer ohne amedrüdlige Bedingung nicht 
au, 1140 u. 1141, |. auch Berfanfs 


et. 
Einßur,, Gefahr drohender, eines Gebludes 
1. Ban. 


Eintragung — Entgeltliche Verträge. 


Eintragung in bie Bfientfihen Bücher ge- 
ſchieht durch die Einverleibung oder Vor⸗ 
mertung, 481—489 n. 446. 

Einverleibung in bie Bffentlihen Bücher 
if bei unbeweglichen Sachen zur Ermer- 
bung bes Eigenthumes und anderer ding 
Tiden Rechte nothwenbig, 431439, 445, 
446, 1498—1500. 

— Borſchriſt bei einer Colliſion mehrerer 
Einverleibungen, 440. 

— Folgen der Einverleibung, 441-448. 

orm, 246. 

— inwiefern gegen eine einverleibte Schulb 
eine Eompenjation ftattfinde, 1448. 

— einverieibte Rechte und Verbindlichkeiten 
werben durch bie Bereinigung bes Ylän- 
bigere und Schuldners in einer Perfon 
nit aufgehoben, bie die Loſchung er⸗ 
folgt iR, 1446. 

— in welder Zeit fie erſeſſen werben, 1761 
bis 1774, 2 

Einwendung, Verzicht anf biefelte, muß 
befimmt 1ein, 937. 

— Die Einwendungen bes Schulduers gegen 
den Gläubiger, inwiefern fie auch gegen 
den Zahler der Schuld ftattfinden, 1361. 

— ober gegen den Geljionar, 1396. 

— bie Einwenbung der Verjährung muß von 
der Partei gemachl werben, 1501, f. auch 
Gemwährleifung. 

Cinwilligung gründet einen Vertrag, 861. 

— des Bertreiere iR in der Hegel zu ver- 
bindlichen Gefchäften eines Heart 


leuen nothwendig, 49—5l, 244248, 
282, 806, Bes bs. 

— wie fie zur Giltigfeit eines Vertrages 
befchaffen fein muß, 865—877. 

— insbejonbere bei dem Ehevertrage, 48 bie 
59, du. fl. 

— wieweit dadurch ein Vertrag aufgelöft 
werben Lönne, 920. 

— bie Einwilligung bes Obereigenthümers 
iR zur Veräußerung bed Nugungseigen- 
thumes nicht nothwendig, 1140. 

Eltern, darunter werben ın ber Regel alle 
Berwandten in ber anffleigenden Linie 
verflanben, 42. 

— Bon den Rechten zwiſchen Eltern 
und Kindern handelt das 3. Hauptſt. 
des 1. Theils. Uriprung des Rechts ⸗ 
verhättnifies. 1. zwüden ehelichen Eitern 
und Kindern, 137. 

— geieglihe Beitimmung ber ehelichen Ge⸗ 

urt, 138. 

— gemeinſchaftliche Rechte unb Pflichten ber 

tern in Rüdfiht ber Erziehung ber 

— Rinder, 139. 

— ber Religion, 140. 

— des Unterhaltes, 141—143. 

— ber Leitung, 144. 

— der Anffiht und Züchtigung, 145. 

— befondere Rechte des 

— Gewalt, 147. 


— Folgen derſelben, 148—154, f. väter- 


lige Gewalt. 


— 1. Rehtsverhäitniß zwiſchen unehelichen 
























jater@, väterliche 
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- Eltern und Kindern; nähere Beftimmung 
der unehelihen Kinder, 155—159. 

Eltern, Legitimation der unehelichen Kinder, 
160—162, f. Legitimation. 

— Beweis von ber Baterihaft zu einem 
unebelihen Kinde, 163 u. 164. 

— Beſchaffeuheit des Rechtsverhältniſſes zwi⸗ 
ſchen unehelichen Eltern unb Kindern, 
165 u. 166. 

— befondere Rechte des unebelihen Vaters 
und ber Mutter, 157—170. 

— Die Verbindlichkeit der Verpflegung geht 
auch auf die Erben der Eltern Über, N 1. 

— Erldſchung bes Redtsverhäitniffes in Be⸗ 

Te at a de: 

11. Dem Redtsverhättnige zwiſchen El⸗ 
tern und Kindern, aualoge Berbinbungen: 

1) Annehmuug an Kindesftatt, 

179—185, f. bieles Wort. 

2) Uedernahme in bie Pflege, 186, ſ. 

Bflegetinder. 

— Den Eltern ift das ben Waiſen gehörige 
Sansgeräth aus freier Hand zu überiaſſeu, 
231. 

— auch das Pupillarcapital ohne wahrfhein- 
liche Gefahr nicht aufzulündigen, 286. 
— geleglichee Erbrecht der ehelihen Eltern, 

35 u. 737. 


— der Eltern von unehelichen, legitimirten, 
oder Wabltindern, 756. 

— Pflichtiheil der Eltern, 766-795, f. 
pfligitheil. 

— pflicht der Eltern zur Beſtellung eines 
Heiratsgutes, 1220— 1225. 

— nnd einer Ansftattung, 1231. 

— Die Eltern der Erben oder Legatars find 
keine giltigen Zeugen bes Raglaſſes, 594. 

— Zwifgen ben Eltern und Kindern bat, 
folange diefe unter ber väterlihen Gewalt 
Reben, feine Cıfigung oder Verjährung 
ſtait, 14%, ſ. auch Einkinbſchaft. 
Erziehung, Großeltern, Kinber, 
Mutter, Bater,väterlihe Gewalt. 

Emancipation, |. Entlaſſung. 

Endzwed, |. Adficht. 

Enfel, deren gefeglihe Erbfolge, 732—734, 
1. Kinder, Bflinttheil, 

Enterbung. Crforderniffe einer rechtmäßigen 
Euterbung, 768—773. R 

— Der Enterbte wird bei Ausmeffung des 
Priatipeiie ale uicht exiſtirend betrachtet, 

6 


— BWibderruf ber Enterbung, 772. 
— Rechtsmittel bes Euterbten, ober in bem 
»fligtiheile verkürzten Notherben, 775. _ 
— Dem rechtmoͤßig Enterbten gebührt doch 
immer ber nothwendige Unterhalt, 95. 
Entfernung, beſorgliche, des Schultners, 
aus den Erbländern, wozu fie den Büre 
gen berechtige, 1363. e 
Gntführung, wann fie bie Ehe ungiltig 
made, ü6 u. 94, ſ. Beriegung. 
Entgang des Gewinnes, |. Gewinn. 
Sntgeltlihe Bertiäge; Begriff, 864 ſ. 
sweijeitig verbinblide. 
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Entgeltlige Oegenfänbe agntoetuicer Ber⸗ 
träge und Geigäfte, 9 

— bei bemfelben hat bie Serährleitung und | — 
Schadlos haltung wegen Verkürzung über | — 
die Hälfte flatt, 923936. 

— fie fordern eine befondere Vollmacht, 1008. 

Eutlafung aus ber väterlichen Gewalt, 174| — 


_ r ——— 253—263. 

— eines Mitbürgen tommt biejem gegen bie 
übrigen uicht zu Ratten, 1363. 

Gutlehner, |. Leibvertrag. 

Entfagung der teffamentariihen Erben, was 
fie wirte, 726, f. Zuwa che recht, 
Nacherbeu. 

— Die Entfagung zu Guuften eines Cor⸗ 
realſchuldners kann den Übrigen nicht 
zum Nachtheile gereihen, 896. 

— eine unentgetitiße Sutiagung forbert eine 
befonbere Vollmacht, 1008, 

— eine vorläufige ‚Entlagung auf die Ver⸗ 
jährung if ungiltig, 147 

— des Redts, warn, mit weldher Wirkuug 
fie Ratıfinde, 1444, |. Berzicht. 

Entfhädigung, |. Säabenerjag, Ge⸗ 
wabrleiſtung. 

Gntfhäbigungsbürge, Begriff, 1848. 

— inwiefern er haſte, 1862, 

Gutiheidung. Die Eutſcheidung eines 
Rechisfales if im Srmanglung eines 
Geſetzes aue ben ac echtsgrund⸗ 
ſãtzen herzuholen, 7, |. Ausfprüäde, 
richterliche. 

Entſchuldigung von der Vormuudſchaft und 

uratel, aus welchen Gründen, 191 bis 
195, 281. 

— wann unb wo fie anzubringen, 201. 

— Folgen der Unterlafjung, 202 u. 208. 

Equipage, was barunter zu berfiehen, 679. 

Erbanfoll, Zeitpunkt besielben, 586 u. 703. 

Grbantsetung, 1. Erbserklärung. 

Erbe, Begrifi, 532. 

— inwiefern Ein ober mehrere Erben in bie 
Rechte und Berbindlichkeiten bes Erb⸗ 
laſſers eintreten, 547550. 

— ber Erbe muß von dem Erblaffer un. 
mittelbar ernannt werden, 564. 

— ein Erbe fan, ſowie feine Bamilie, den 
ihm zugebachten Nachlaß wicht bezeugen, 


— * —— kann nur der Ehegatte 
ſein, 602. 


— inwiefern teſtamentariſchen Erben, unge⸗ 


achtet su Erbvertrages, ein Erbrecht 
zuftebe, 63° 

— inwiefern ben gefeglihen Erben, 727 bie 
728 u. 1258, |. Ehepacte. 

— Gläubiger bes Erben Mnnen noch vor 
der Ginantwortung bie Sicherſtellung in 
ber Verlaſſenſchaft verlangen, 822. 

— bie Rechte und Berbindlichkeiten aus Ber» 
trägen geben in ber Regel auf bie Erben 
über, 918. 

— Auenahmen bei einem no 


nicht ange» 
nommenen Beriprechen, 918. 


Entgeltliche Gegenftände — Erbfolge. 


Erbe, bei in Friſten abzureichenben Schen⸗ 
Tuugen, 965. 
bei ber Bevoimädhtigung, 1020 
bei dem Rechte bes 
— und Rüdverlaufes, 1071. 
— beim Borlaufsrechte, 1073. 
inwiefern bei bem Lohnvertrage, 1162. 
— bem Berlagevertrage, 1169. 

_ * Geſeiſchaftsvertrage, 1207—1209, 
— Erben des Mannes können bie eheliche 
Geburt eines Kindes befireiten, 150. 

— ber Eltern haben bie Berbinblickeit, de⸗ 
ren uneheliche Kinder zu verpflegen und 
au verforgen, 171. 

— 0b bie Erben eines Verpflegten bag Bor- 
ausbezablte erieen müflen, 1418. 

— bie reblihen Erben eines unredlichen Ber 
Apeıs tönuen bie Erſitzung anfaugen, 


— * welde Erben das Recht einer je 
ſonlichen Dienſtbarkeit fih erſtrecke 

— Erben haften für den eisen, 

— Erbe, wenn er verſchuldet if, was für 
Rechte defien Gläubigern auf das ange» 
Ki een juftehen, 822. 
auge k Ragerb erben. 

Er! Fr Überhaupt, 688. 

— nad ——— Zeitpunkte fie zu beurthei 
len, 545 u. 5 

— wer bes — unfähig ober zu 
würdig fei, 540544. 

Grhfolge gefetzliche, ift ber Gegeuftand des 
13. Hauptf. des Il. Theile. 

_ Säle der gefeglihen Erbfolge, 727 m. 


— Borigrift für ben Fall bes verkürzten 
Pflichttheiles, 729. 

— Belelihe Erben find: L bie Verwandten 
aus einer ehelichen Abſtammung, 730. 

— erbfähige Linien berjelben, 731. 

— 1. Linie: die eheliden Kinder, nämlich 
die Söhne und Töchter und ihre Nach⸗ 
tmmlinge, 732—734. 

— 2. Linie: die ehelihen Eltern unb ihre 
Nachtömmiinge, T85—737. 

— 3, Linie: bie Großeltern und" ihre Nach⸗ 
tömmlinge, 738—74U. 

— 4. Linie: bie Urgroßeltern and ihre Rad» 
kömmlinge, 741—743, 

— 5. Linie; bie zweiten Urgeoßeltern and 
ihre Rahfömmlinge, TA. 

— 6, Linie: die beiten Ungroßeltern zab 
ihre Nachlommenſchaft, 7 750. 

_ ie der entfernteren Verwand⸗ 

— 1 geſeſliches Erbrecht Iegitimirter Kin- 
der, 752 u. 753. 

— IIL der unchelien Kinder, 744. 
— IV. der Wahifinder, 755. 

— V. Erbrecht der Eltern in Rüdfiht der 
752— 151 erwähnten Kinder, 756. 

— u gekegtißee Erbrecht bee Epegatten, 


fen, 1070. 


— im Falle des Abvitali u 
Rechtes, 1: 


Erbfolge — Erbzinsverträg. 


Erbfolge, im Falle ber Ehetreunung, 1266, 
— erbloie Beriaffenſchaft, 760. 

— Abweihungen von der allgemeinen Erb⸗ 
folgeorbnung, 761. 

— Erbfolge in Fibeicommiffen, 619—626. 

_ —— zum Erbtbeile bei ber geſetz ⸗ 
licheu Exbiolge, 790 - 794. 

Erblaſſer, inwiefern die Verletzung besfelben 
ober feiner Familie des Erbrechtes un. 
würdig made, 540542. 

— Recht bes Erblaflers, feinen legten Wil⸗ 
len einzufchränfen, zu verändern und auf- 
anbeben, |. Ein foräntung, Aufhe⸗ 


bung. 

Srblofigfeit, waun fie eintrete unb wem 
die Berlaffenfchaft aufalle, 760. 

Erbpacht ift eine Art des Befandvertrages, 
ſ. Befandvertrag. 

— ob ber Fibeicommißinhaber einen Erb⸗ 
pacht eingeben tönue, 683 u. 634. 

— wann bie Cigenfhaft eines Erbpacht⸗ 
gutes verjährt werde, 1474. 

Erbpachtzins, |. Beftanbvertrag. 

Erbrecht, II. Theil, 8. Hauptftlüd, Begriff 
einer — 531, 

— und Erbſchaft, 532, 

— Titel zum Erbrechte, 533 u. 534. 

_ Unterfaieh, zwifgen Erbſchaft und Ber- 
mädtniß, . 

— Fa bes Erbanfalle, 536 u. 537. 

— Fähigkeit zu erben, 5388 n. 539. 

— ürſachen der Unfäbigteit, 540-544. 

— Nah welchem Zeitpunkte bie Fähigkeit 
zu benrtbeilen, 515 u. 546, 

— Wirkung ber Annahıne ber Erbfcaft, 
6547—550. 


— Berziht anf das Erbrecht, 551. 

— lebertragung bes Erbrechtes, 809. 

Erbſchaft. Begriff von einer Erbſchaft, 532. 

— eine bereitö angefallene geht auf die Er⸗ 
ben über, 536 u. 537. 

— wie fie dor ber Aunahme zu betrachten 
fei, 547. 

— wie fie zu theilen, wenn nur Ein ober 
wenu mehrere Erben ohne ober mit Be- 
fimmung der Theile eingefegt find, 558 
bie 559. 

— Hann von bem Erben nicht eigenmädhtig 
in Befig genommen werben, 797 u. fi.; 
Beiignehmung der Erbfdaft. 

— Die Erbigaft einer dritten noch lebenden 
Perſon ift kein Gegenſtand eines giltigen 
Bertrages, 879. 

— wer einem Minderjährigen eine Erbicaft 
binterläßt, kann barüber einen Curator 
ernennen, 197. 

— eine Erbſchaft kann von dem Bormunde 
aur mit Genehmigung des vormund- 
ſchaftlichen Gerichte® ausgefhlagen oder 
unbedingt angenommen werben, 233. 

— die unbebingte Annabme oder Ausihla- 
gung einer Eibſchaft fordert eine beſon⸗ 
dere Vollmacht, 1008. 

Erbfhaftsantretung, |. Befignehmung 
der Eroſchaft. 


Biest, büsgl, Geiep. el. 
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Grbfaftsbenägung, |. Exrbserllä- 
run 
Gröfgnftsginantwortung, f. Bejitzueh⸗ 


mung der Erdſchaft. 

Erbfhaftsgläubiger müflen für ihre Ber 

friedigung oder Gicherftelluug ſelbſt for« 
en, und können es nod vor Antretung 
er Erbſchaft, 811. 

— fie können die —— der Erbſchaft 
vou dem Vermögen bes Erben vor ber 
Einantwortung verlangen, 812. 

— die Nachfolge des Schuldners in bie Ber- 
laſſeuſchaft feines Gläubigers ändert ihre 
Nechte nicht, 1445, 

— können fih aud an ben Käufer ber Erb- 
ſchaft halten, 1282. 

Erbſchaftskauf. Inwiefern er ein Glüds- 
vertrag, 1278. 

— Rechte und Berbindlicleiten aus dem⸗ 
—95 1278- 1283. 

Erbſchaftsklagen, deren Beſchaffenheit und 
Wirkung, 823 u. 824. 

Erbſchaftsſchuldner. Ihre Rechte werben 

durch einen Verkauf ber Erbſchaft nicht 

« —5 — — 

rböeinantwortung, |. Beſitznehmun 
der Srbfchaft. x : 

Grböerklärung, fie muß ausbrädlich ge- 
ſchehen, 709. 

— fie iſt unbedingt ober mit Vorbehalt der 
Rechtswohlthat bes Inventarinms, 800. 

_ — ber eiuen und ber anderen, 801 


u. 802. 

— Berechtigung zur bebingten ober uube- 
dingten Antretang ober Ansfchlagung ber 
Erbſchaft, 803 806. 

— bie Erbserklaäͤrung kann nicht widerrufen 
werben, 806. 

— Folge, wenn mehrere Erben in ber Er⸗ 
Närung nicht übereinfimmen, 807. 

— der tejtamentariihe Erde muß entweber 
fi aus dem Teftamente zum Erben er- 
täten, ober bie Erbſchaft ausihlagen, 


808. 

— ber Erbe überträgt die angefalleue Erb⸗ 
ſchaft aud vor ber Eıbserllärung auf 
feine Erben, 809. 

— nad der Erbserffärung ift ihm in ber 
Regel die Bejorgung und Benügung ber 
Berlaflenfchaft zu übeclaffen, 810. 

— Erbserfläcung im Namen eines Anberen, 
oder Entfagung ber Eıbfchaft forbert eine 
befondere Bolmadt, 1008. 

Erbtheil. Wer einen in Beziebung auf 
das Ganze teflimmten Erdibeil erhält, 
ift als Erbe zu betrachten, 532. 

— wie die Erbtheile auszumeljen, 554—568, 
f. auh Erbfolge, gefeglice. 

Erbverträge find nur unter Epegatten giltig, 
602, ſ. Ebepacte. 

Erbzins |. Zinsbefandvertrag. 

Erbzinsgut. Die Eigenſchaft desielden gebt 
nur durd einen frei eigenthämlichen Be⸗ 
fi von vierzig Jahren verloren, 1474. 

Erbzinsvertrag ift eine Art bes Beſtaud⸗ 
vertrages, f. Beflaubvertrag- 
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Grfiliung des Verizages; nach felber lon⸗ 
nen bie Parteien von bem Bertrage auch 
mit wechſe lſeitiger Einwilligung nicht abe 
geben, 920. ä ER 

— zur Grfülung einer Werbinblickleit am 
einem beftimmten Tage kommt dem Ber- 
pflichteten ber ganze Tag zu ftatten, 903. 

— ob tie näheren Befimmungen ber Er- 
fülung als ein Neuerungevertrag zu be- 
irachten, 1379. h 

— die Erfüllung einer Berbinbligleit kann 
eigenmädtig möcht abgeändert Werben, 
1414, f. Bahlung, Zeit, Ort, Art 
ter Erfüllung, Nichterfüllung. 

Erklärung bes Willene überhanpt Tann 
—— ich oder ſtillſchweigend geſchehen, 


— wie ſie zur Giltigkeit eines Vertrages 
beſchaffen fein müſſe, 869—876. 

— feierliche, der Einwilligung zur Ehe iR 
weſentlich, 69 u. 94. 

— wie fie geſchehen foll, 75-79. 

— Erklärung des Geſetzgebers von einem 
Geſetze, welche eng fie babe, 8. 

— der Volljährigkeit, |. Öroßjährigfeit. 

— Wie durch bloße Erflärung eine Ueber 
abe geſcheben Fönne, 428. 
— des legten Willens, davon handelt bes 
U. Theile 9. Haupiſi., Begriff, 652. 
— Grforberniffe: innere Form bei Zefla- 
menten, bie Erbseinfegung ; bei Gobi- 
cillen: anbere Berfügungen. 553. 

— Zutheilung der Erhſchaft, 564568, |. 
Erbſchaft. 

— welche Erben als Eine Perſon betrachtet 
werden, 669. 

— Recht des Zuwachſes, 560-568. 

— Bie die Erklärung beſchaffen fein müſſe, 
564 u. 565. - 

— Urſachen der Unfähigkeit zutefiiven:1)Man- 
gel an Befonnenpeit, 666 u. 567. 

— 2) Prodigalitätserlärung, inwiefern, 568. 

— 8) unteifes Alter, 569. 

— 4) weientliher Itrthum, 570—572, 

— 5) Orbensgelübbe, 673. 

— 6) ſchwere Eriminalftrafe, 574. 

— Nah welchem Zeitpuncte die Giltigleit 

ber Mnorbnung au beurtheilen fei, 575 

u. 576. 

— Aeußere Form ber Erflärung des letzten 
Willene, En 

— 1) ber außergerichtlichen ſchriftlichen, 578 
bie 584. 


— 2) der außergerichtlichen mündlichen, 585 
u. 586. 


— 3) der zerichtlichen, 687—590. 
— Unfähige Zeugen bei letzten Anordnu— 
— EN 
— non den begünftigten legten Anorbuuugen, 
97—600. 
— Ungiltigteit ber, in förmlichen detten An- 
orbungen, 601, 


— ob Erbverträge giltig find, 602, 
— wer ben Grblaffer zur Erklärung bes 


Erfullung — Erziehung 


letzten Willens gezwungen, betrüglich wem 
leitet, ober baxan verhindert, oder felbe 
unterbrädt hat, ift unfähig zu erten, 542. 

Erklärung des Ichten Willens, inwieweit 
ber Inhalt einer legten Willenseriärung 
ber .Gegenfland eines Vergleiches feim 
tönne, 1383, 

— das Recht, die Erklärung bes legten 
Willens umzuſtoßen, erliiht binnen drei 
Jahren, 1487, |. Cinfhräntung, Auf⸗ 
hebung bes letzten Willens. Zefa- 
ment. 

Erlaß, . Entfagung, Zins. 

Erlaubte Geſellſchaften, ’ Geſellſchaften. 

Erlaſaung des vãterlichen Gewalt, 172 bie 


— ber Vormundſchaft und Curatel, 249 bu 
260 u. 283. 

— bes Befites, 849 — 352, 

— de8 Eigenthumsrechtes, 444. 

— des Pfaudredtes, 467—469. 

— ber Dienftbarteiten, 524—529. 

— ber Rechte uud Veibiudlichkeiten über 
haupt, f. Yufbebung, Zeitraum, 


ri. 

— Ertöihung eines innerhalb bes beſtimm⸗ 
ten Zeitraumes nit angenommenen Ber- 
ſprechene, 862. 

— ber Verträge überbanpt, 917—920. 

— ber Bürgſchaft, 1363—1367. 

— Erlöfhung bes Pfaudrechtes ift noch keine 
Erlöfhung der Forderung, 467. 

Ernennung bes Crben fan wicht einem 
Dritten Äberlaffen werben, 564. 

Erneuerung bes Beftandes, mie fie Ril- 
ſchweigend geſchehe, 1114 u. 1115 

Errungenschaft, i. Erwerb. 

she des Scadens, |. Schabe. 

Er f. Berjährung. 

ſ. Pa 

fhaft, |. Gemeinjgaft 


Erwerbung. Der Erwerb während ber 
She wird von dem Manne herzurühren 
vermutbet, 1287. 

— bem Übegatten gebührt alles, was er 
während ber he erworben hat, 1237. 

— allgemeine Yähigkeiten, Rechie zu er» 
werben, 18. 

— bie Gattin muß bem Maune in ber Er⸗ 
werbung beifteben, 92. 

— ein Recht, deſſen Ermerbung an einen ge» 
wiffen Tag gebunden if, wird mit bem 
UAnfange des es erworben, 903. 

— des Befiges, |. veſitz. 

— des &igenthumes erjerbert einen rechte 
mäßigen Titel, und eine mittelbare oder 
wumittelbare Grwerbsart, 880, In» 
weigung, Zuwads, Uebergabe, 
Einverleibung Grbregt,Bcr- 

ährung. 

Erftgeburt, f Brimogenitur. 

Grzjichung if bie Sorge für das Leben, bie 
Geſundheit, den anflänbigen Unterhalt, 
und bie lörpexliche aud geiftige Wasbil 
bung eines Kindes, 139, 


Ergiehung 


— 1 velcher Religion bie Kinder verichie- 
dener Refigionagenoflen zw erziehen find, 
beftimmen bie politiihen Gelege, 140, 

— ber Bater faun fein unmündiges Kinb 

einem beliebigen Stande erziehen, 148. 
== “u Inder bes Erzsehungsgejcäftes während 
er Ehe, 141. 

— oder nah 5 Scheibung unb Trennung 
bezielben, 142 u. 143. 

— ber Aufwand anf bie Erziehung lann aus 
sm. Bermögen bes Kindes beftritten, 

— aber ex Tone in ber Felge nicht zurück⸗ 
geforbert werben, 154. 6; 

— der unehelicken Kinder, wem fie zußehe, 
166—171. 

— Yebermann kanu bie Bernarpläffigung ber 
Erziehung ober beu Mißbrauch ber näter- 
lichen Gewalt zur Anhilfe dem Gerichte 
angeigen, 178, 

— für die Grfehung eines Waiſen muß ber 
Bormund Sorge tragen, 216. 

— und biefelbe ift zunädft ber Mutter an- 
auvertrauen, 218. 

— Bas das Bermächtniß ber Erziehung in 

ich begreife, 672 u. 678. 

Goictionsleitung, |. Gewährleiftung. 

Greeutor, f. Boliyieher. 
xpromiſſion, h abler, Anmweifung. 

& abulirung, |. Löſchung. 


Fabrik. Anieguug derfelten oder Theiinahme 
daran begründet ohne anfäffigleit nicht 
die Staatoburgerſchaft, 81. 

— kann ber Vormund ohne gerichtliche Ge- 
nehmigung weder anfangen, noch fort 
fegen ober aufheben, 2 

Fabrikanten gebühren = ER Hanbels- 

eigärte ſechs nom Hundert ale geſetzliche 
infen, 995. 

Fackoren. Auf fie find die Vorſchriſten in 
Hinſicht auf den Vertrag über Dienf- 
leiftungen anzuwenden, 1168, |. Dienft- 
leißungen. 

Fähigkeit, Die, eines Staatsbürgers zu einem, 
obglexh außer dem Gtaatögebiete anter- 
nommenen Rechtsgeſchäfte iſt Pay den 
Stasisgefegen zu beurtbeilen, 4. 

— Fähigfeit zu erwerben überhaupt, 18. 

_ — zur Erwerbung des Beſitzes, 

— des Cigenthumes, 365 u. 856. 

— bes Erorechtes, 538—5 16. 

— Bew ber Gröiheil bes Unfähigen zufalle, 

560—562. 


— Fepiateu zur Schließung eines Vertrages, 


— Lifiges Vergeben berfelben, wann es zur 
Geruaihunng verbinde, 866. 

— Fähigkeit zur Erfiyung und Verjährung, 
20R, I. an keit, 

Saprwegreit, I . Dienfbarteiten. 


deindſqaft. 
Erziehung liegt beiden ehelichen Eiterm ob, | Billig. 
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wifchen einer fälligen uab noch 

nicht Fer Onrberung hat keine Com⸗ 
penfation fett, 1439. 

— Ob die Zahlung einer noch nicht fälligen 
Schuld zurädgeforbert werbenfüne, 1 

Balliment, |. Goncurs. 

dalſches Borgeben, f. Borgeben. 

Familie. So heißen die Stammeltern mit 
ibren Radlommen, 40. 

— bie einer Familie berlichene Dienfbarfeit 
"ind Ach auf alle Mitglicber derſeiben, 


mil! ideicommiß, |. Fibeicommiß. 
amilien:Rame ber Berlobten iR im Rufe 
gebote —e ſ 70. 

— ber Ehegatten, ihrer Eltern, ber Zeugen 
unb bes Seelſorgero ift in das Tranuıngs- 
buch einzutragen, 80, |. Namen. 

Bomilien:Redgte werben überhaupt in bem 

2 m 8. Daupiſt. bes I. Theile ab» 

ehanbelt, 
ie übrigen befomberen Rechte ber Mit» 
glieber werben bei den verſchiedenen 

Nechtsnerbältuifien, mens: fie ihnen zu- 

tommen, angeführt, 43. 

— bes Baters kommen ben ehelichen Kindern 
au, 146. 

— nicht auch ben unehelidgen, 165. 

— Wahlkinder behalten ihre vorigen Familien» 
rechte, 182 u. 188, 

— weiche aus einer ungiltigen Ehe exgengten 
Kinder von befomderen Familienrechten 
ausgeſchloſſen find, 160. 

— die Legitimation durch Begünſigung bes 
Sanberfärken hat auf bie Kamilienglieber 
der Eltern keinen Einfluß, 162. 

— Sie unterliegen ber Erfigung und Ber- 
Ahrung nicht, 1458 u. 1481. 

Bamilien-Stiftungen und andere gemein. 
ſchafiliche Güter Ha Rechte berfelben wer- 
ben nad) ben Grundſätzen vonder Gemein- 
ſchaft des Sigen jenthums behaubelt, 849, 

nt tniffe gründen Perfonen- 


— 6ie ae aus ber Che, 44. 


ra . Hanbpfand. 
ehler, |. Mi ngel. 
— Welche Bermögensrüde eines 


Minberj rigen jeil zu bietem, 281. 

— Die öffentliche Feilbietung fihert vor ber 
Eigenthumeklage, 867. 

— mad bei einer gerichtlichen 
us Berfauferegt” für eine Wirkung ner 
10% 

— eines. fanbe®, maß babei zu beobachten, 
461—363, 

— bie gerichtliche Feilbietung fehließt bie Be- 
ſchwerde einer Berlürzung über bie Hälfte 
des Werthes aus, 9: 

— fie kann von jebem Tpeilmehemer an einer 

emeizthaftlichen Sache verlaugt werben, 
40, 843, 1915. 

Seindfhaft mit Rem Minderjährigen ober 
Euranden, oder beren Eltern ſchlieht won 
der Bormundſchaft ober Curatel aus, 199 


u. 281. 
83* 
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Feindſchaft — Forderungen. 


Zeindſchaft, unverſbhnliche, zwiſchen Ehe Biene gegen ihn, als Verwalter der Staat 


leuten, |. Abneigung. 

Feld mit fremdem Samen befäet, ober mit 
fremden Pflanzen beſetzt, 420—422. 
per [A ——— 

Fan . Dienfbarleiten. 

eft. Was erd«, mauere, miete und nagel- 

feft, iR ein Zugehör, 297. 

Beuerfgaben gibt Auſpruch anf Erlaffung 
bes Beftenbzinfes, 1104—1108. 

Beyerlicgleiten, weientiihe, bei Schließung 
einer Ehe, 69 u. 

— bei Erklärungen eines legten Willens, 
577-600 u. 1249. 


—— — Gamilienſideicommiß). Bes |. 


griff, 
— — ber Fibdeicommiſſe, 619 u. 


_ Sebfotge in felben, 621 —626. 

— Bedingungen iur Errichtung eines Fidei⸗ 
commiſſes, 62 

— Widerruf ber Errichtung, 628. 

— allgemeine Borfchrift Über die Rechte ber 
Anwärter und des Inhabers bes Fidei⸗ 
commiffes, 629. 

— beiondere Rechte ber Anwärter, 630. 

— uneingeſchränkte Rechte bes Inhabers, 631. 

— eingeigräufte Rechte: g? jur Berzihtung 
und Berpfänbung, 682. 

— b) Berwandlung, Bertuufhung ober Erb» 
verpachtung, 633 n. 634. 

— c) zur Berfhuldung, 685. 

_ ne des zu verſchuldenden Dritt- 
theile 

— u, des Werthes des Fipeicommißgutes, 


— Art ber Rüdzablung, 688 u. 639. 

— —— des Zegfolgere für die Schul⸗ 
en 

_ Zheitung ve rate bes letzten Jahres, 


— ieng und ——— bes Fideicom · 
miſſes, 644 u. 645. 

— uUnierſchied eines Fideicommiffes von Stif- 
tungen, 646. 


güter und bee Staatönermögens hat nur 
bie außerorbentliche Verjährung von feche, 
Ar von vierzig Jahren flatt, 1472, 
Zleiß, was ein, außer der Verpflegung feiner 
Eltern fiehendes Kind durch feinen Fleiß 
srmicht, darüber kanu es frei en, 


— unb fid verpflichten, 246. 

— Ein Bormund und Curator zus das 
Vermögen bes Pflegebefoblenen ale ein 
fleißiger Haußvater verwalten, 228. 

— die Untelafjung eines folhen Grabes * 

leigee, welcher bei ungewöhnlichen 

eiten angewenbet werben faun, ıR Bi 
Hanbiungen, woraus eine Berkürzung 
fremder Rechte eutſteht, ein Berichen, 
und gründet das Recht zum Schaben- 
erſatze, 1297 u. 1298, 

— Jene, die fih zu einem Amte, Gewerbe, 
Handwerfe oder zu einer Kunf Öfentiid 
befennen, oder ohne Roth freiwillig ein 
Geſchäft, das befonberen Sunhkeib forbert, 
übernehmen, müflen deu angel des⸗ 
felden vertreten, 1289. 

Sluß. Gewalt des un woburdp ein 
Erdreich angelegt wird, |. Zuwa chs. 
— Infel anf iftaren ä jen find bem 

Staate vorbehalten, 407, 

— Inwiefern Werke an Fläffen angelegt 

werden bürfen, 413. 


Flußbefeftigung gegen Ueberſchwemmung, 
Btufbet, verlafſenes, wem e8 gebdet, 409 
u. . 


Stüffig. Zu einem Vermäctniffe fläffiger 
Es sachen gehören auch die Gefäße, 674 
ond, ij. Ha uptſtamm. 
orderungen, felbft — gehõren zu 
den beweglichen Sachen. 
— ber Bormnad kann — obne 
geistige Genehmigung nicht abtreten, 


— bie Eigenſchaft eines Fideicommifles geht | — er muß ben unfiheren Sicher heit ver 


nur duich einen frei eigenthümlichen Beſitz 
von vierzig Jebren verieren, 1474. 
‚Sidelcommiflarifige Subfitution, [.Racd- 
erben 
Fides bona, f. Rebligleit. 
—— ee f. Gegenfänbe, 
inden. Vorſchriften über bie Verbindlich. 
keiten und Rechte eines Finders oder 
mehrerer Dlitfinder, 888-401. Bol. 
r Schatz und Rettung. 
Birma, das Red, biefelde zu führen, begreift 
eine Boumadıt ber Mitglieder in fid, 
1028, 1201. 
eng e in einem Teiche eins file unbewegliche 
achen zu halten, 295. 


Fiſcherei —— Werte dürfen .. eigen» 
rn werden, 413, ſ. Zu⸗ 


fchaffen, oder fie eintreiben, 236. 
_ Daunen and ſymboliſch übergeben werben, 


_ ra uod feinen Titel.zum Pfandrechte, 


— nur einverleibte Korberun; en schen auf 
ben Erwerber ber Bade 

— Die eine Forderung yore —* — 
663—668. 


— wie bie vermachte Rinfgmeigend wider 
rufen — 724 u. * k 

— beren Entrihtung ben Erben an! 
wirb, 548 u. 54 68, — 

— bie anf einer Sache baften, mäffen ſtete 
vertreten werben, 928. 

— Haftung bes Gedenten für bie Ridktigkeit 
But einbringlicteit der Forderung, 1397 

ie 


EIN r bat bie Pertbeibigung ber Ehe | — beuen ba Alagerecht verfagt iR, 1271 


zu übernehmen, 97 u. 


. Forderungen. — Fußſteigrecht. 


Forderungen, bie Zahlung folder Forde⸗ 
zungen kann nicht zurüdgeforbert werten, 
1432 u. 1433, : 

— werben überhaupt in breißig Jahren ver- 
jähret, 1479, |. Zahlung, Gläubiger. 

Form innere und äußere, zur gültigen Er- 
Närung eines legten Willens, ſ. Erklä⸗ 
zun 328 letzten Willens, 

— ber träge, 883— 887, 

— Eine aus Mangel ber Formlichkeiten un- 
giltige Schuld Tann, wenn fie bezahlt ift, 
nicht wieber zurädgeforbert werden, 1432 
a. 1438, f. aud Feierlichkeiten. 

Frachtgũter bauen auch ſymboliſch über 

eben werben, 427. 

— —3— für die übernommenen, 970 u. 

Frauensperfonen Tönnen in der Regel feine 
Bormundidaft ober Euratel Übernehmen, 
192— 281. 

— find in ber Regel unfähige Beugen tei 
legten Anordnungen, 591 u. 597. 

— tönnen glei bem männlichen Geſchlechte 
Bärgicaft feiften, 1849. 

— ee ang, |. Berletzuug. 
eiftehende Gaden, 287. 

— wie fie erworben werben, 481. 

Sremde, wie fie die Staatsbürgerſchaft er- 
werben, 29—81. 

— fie genichen in der Regel gleiche Rechte 
mit ben Gtaatöbürgern, 88. 

— nad welchen Gefegen ihre perfönlidhe 

-Bähigfeit und bie von ihnen unternom- 
mienen Rechtege chane beurtheilt werden, 


— Borſicht bei Verehelichung frember Min⸗ 
derjaͤhrigen, 61. 

— Einwobnern frember Staaten iſt keine 
Bormundftaft ober Enratel aufzutragen, 
102 u. 281. 

Bremde Handlungen. Für felbe it man 
in der Regel mit veranwortlich, 1313 


u. fl 
Fremde Sache. Inwiefern fie vermacht, 652. 
— verpfändet, 456. 

— ober veränfiert werben Tünne, 386868. 

— Gemwäbrleiftung dafür, 923 u. 945. 

— Triatz und Belohnung für deren Rettung, 
403, 1036—1044. 

Sremde Berbindlichkeiten fann ohne Unter- 
ſchied des Geichlechtes jedermann anf fich 
nehmen, dem bie freie Verwaltung feines 
Bermögens zuftebt, 1849. 

Friſt. Bon einem Vermächtniſſe in wiebere 
tebrenben Friften, 687. 

— Schenkungen in wieberfehrenden Friſten 
geben nicht auf bie Erben, 956, |. Zeit- 
raum. 

Früchte, inwiefern fie für eine unbeweglide 
Sache zu balten, 296. 

— —— dem redlichen Beſitzer gehören, 880 


a 

— natürliche find ein Zuwachs, 406. 

— bie auf dem Pachtguſe befindlichen Früchte 
find für den Pachtzins ſtillſchweigend ver- 
pfändet, 1101. 
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Früchte und Nugungen, wie fie am Enbe 
ber Fruchtnießung zu tbeifen, 519. 

— gehören dem Wideicommißinhaber, 631. 

— inwiefern er fle verpfänden idune, 632: 

— wenn ein im Beziehung anf bie ganze 
Nugung beſtimmier Theil ber Früchte 
für die Nutzung bebungen wird, fo ent» 
ſtebt ein Geſellſchaftovertrag, 1103. 

Fruchtnießung if eine perſduliche Dienſt⸗ 
barkeit, 478. 


— Begriff berfelben, 509. 

— inwiefern verbrandbare Sachen ein Gegen⸗ 
flanb ber Fruchtnießung find, 510. 

— Recht bes Fruchtnießere anf beu vollen 
Ertrag, 511. . 

— Berbindlidleit des Fruchtnießers: a) in 
Rüdfiht der Lafen, 512. 

— b) der Erbaltung ber Sache, 513. 

— c) in Rüdfiht der Getäube, E14—516. 

— inwiefern der Fruchtnießer die Berbeſſe⸗ 
rungstoften fordern fönne, 517. 

— Beweismittel über die wecelieitigen For⸗ 
derungen bes Fruchtnießers nnd Eigen» 
tbümers, 618. 

— Zutheilung ber Nutımgen bei Erlöfhung 
der Fruchtnießung, 519. 

— inwiefern ber Fruchtmießer zur Sicher⸗ 
flelumg verbunden, 620. 

— Frustnießung eines Wohugebäubes, 521 
u. 52% 


. 522, 

— bem Erben gebührt bie Fruchtnießung der 
Erbſchaft noch vor der Einantwortung, 810. 

— dem Manne gebührt bie Fruchtnießung 
des in unverbrauchbaren Sachen beleben» 
den Heiratsgutes, 1228. 

— bie bem Manne von ber Fran in ihrem 
übrigen Bermögen zugeftandene, aber von 
ir ſelbſt begogene Frucht nießung verbindet 
fie zu feiner Rechnungelegung, 1240. 

— unter Ehegatten auf ben Todeefall, 1255 
bie ig $ — 

— die zur Fruchtnießung gegebene Sache 
kann vou dem muchtnichee eder befien 
Erben nicht erieflen werben, 1462. 

— bie dem Bater vermachte Fruchtnießung 
des Vermögens feines Kindes beretiger 
die Gtänbiger nicht, ſämmtliche Einkünfte 
zum Abbruche ber Kinder in Beſchlag zu 
nehmen, 150, |. Dienfibarleiten, 

Buhrleute baften für die Kracht gleich einem 

jerwahrer, 970. 
_ a in Rüdficht ihrer Dienftperfonen, 


— fie find nit berechtiget, ben Werth der 
ihnen anvertrauten Güter zu beziehen, 
ober Gelb baranf anzuleiben, 1031. 

Fungibilis res, j.BerbraudhbareSade. 

Zurdt, ob fie eine gegründete, muß ans 
den Umfländen beurtbeilt werden, 55. 

— wann fie die Ehe ungiltig made, 65 u. 95. 

— ——— Betrag überhaupt, 870, 874 
a. 875, 

— bie Forderung wegen einer bei dem Ber- 
trage Unterfaufenen uugeredhien Furdt 
erlüht binyen brei YJabren, 1487. 

dußſteigrechẽ J. Diernſtbarteiten. 
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Golizien. Das für Galizien gegebene bürger- 
liche Geſetzbuch wird burd das allgemeine 
bürgerliche Geſetzbuch aufer Kraft geſetzt, 
ſ. Sunbmadhungspatent. 

Santhandinung, |. Concurs. 

Saftwirthe haften für das, was bie anf 
genommenen Reijenden in das Gafhaus 

ebracht haben, gleich einem Werwahrer, 
70 u. 1816, 

Sattenmord, |. Morb. 

Gattung. Bermädtniß einer Sache von ge» 
wifler Gatınng, |. Bermädtniß. 

Gebäude. Zugebör besfelben, 297, |. San, 
Bauführung, Haus. 

Geben an Zablungefatt kaun in ber Regel 
nur mit @inwiligumg bes Gläubigers 

eſchehen, und iſt ein entgeltliches Ge⸗ 
chäft, 1413 m. 1414. 

Gebrauch. Was zum anhaltenden Gebrauche 
eines Ganzen beftimmt ift, if ein Zu- 
gebör besfeiben, 297. . 

— bed Rechtes; wer von feinem echte inner 
den rechtlichen Schranken Gebrauch macht, 
if für ben darans entfpeingenden Nach⸗ 
theil nicht verantwortlich, 1308. 

— Ueber ba6, was einem münbigen Kinde 
zum Gebranche überlafien wird, kana es 
frei verfügen, 151. 

Gebräude, 1. Gewohnheiten. 

GSebrauchsrecht, |. Dienfibarkeiten. 

Gebrechen. Leibesgebrechen, inwiefern fie 
eine Sceibungenzjache, 109. 

— Leibes- ober Gemüthägebredhen, welche 
zur Verwaltung ber Grihäfte untauglich 
madın, verlängern bie viterliche Gewalt, 


— ober bie Bormunbicaft, 251. 

— fordern bie Beftellung eines Curators, 
269, 278 u. 275. 

— fließen von ber Bormunbfdaft und 
ee u a 

— welche bie irungsfähigkeit benehmen, 
566 u. 567. . 

— ober die Fähigkeit ber Zengenſchaft bei 
legten Anorbnunngen, 591, ſ. Mängel. 

Geburt. Sie gibt dem Kinde eines öfer- 
reichiſchen Staatsblirgers bie GStaarsbür- 
gerichaft, 28. 

_ ehetian, welche für eine ſolche zu halten, 


— wer fie beftteiten Anne, wann mb mie, 
156—159. 

— unebeliche, 155, |. Kinder, nnebeliche, 
Legitimation. 

Geburtsbug. Wann bie Einichreibung bes 
väterlichen Ramens bie Baterfchaft des 
unehelichen Kindes beweife, 164. 

Gefahr, inwiefern fie bei einem Tauſchver⸗ 
trage vor ber Uebergabe ber Befiter trage, 
1048 n. 1049. 

— oder bei einem Kaufe ber Berfäufer, 1064. 

— mer fie bei einer gerichtlich hinterlegten 
Schuld trage, 1425. 


Galizien — Gelbfrafen. 


Gefahr, Uebernahme berielben gegen einen ger 
vwifien Preis, f. Berfigerungsser- 
trag, Sicherſtellung. 

Sefalligkeit, |. Bitte, Bittleihen. 

——— eigenmädtige, [-Ber- 

egung. 

Gegenrehuung, |. Compenfation. 

Segeuftand. © Unmöglie und lner- 

mbte if kein Gegenfland eines giltigen 
geichloflenen Vertrages, 878. 

— Gegenflände entgeitlicher Verträge, 921. 

— wenn ber Gegenkaub eines gefchloflenen 
Bertrages vor ber lebergabe verboten 
wirb, it ber Vertrag ale nicht 
anzujeben, 880, |. Leifßung, 
Baare. 

— Die über politiſche, Cameral⸗ ober Finanz 
gegenfänbe kund gemachten, wie Privel- 
tete beichräufenden ober näher befim- 
menden Berorbnungen bleiben, obſchon 
im dem bürgerlichen @feigbusche nicht ans» 
brüdiih baranf fig bezogen wärbe, im 
ibrer Kraft, |. Sunbmahnngepatent. 

Geheime Mitglieder eimer Hanblungegejell- 
haft, inwiefern fie haften, 1204. 

Gehorfam find die Kinder den Eltern unb 
Die alien dem Bormunde fchufbig, 144 
a. 217. 

Geiftesverwirrung, |. Sinnenverwir- 


ron 
Beiflide inwiefern fie vom ber Ehe ans- 
geichloflen, 63 u. 94. 
— ober fih von einer Bormunbfihaft ober 
Suront entſchuldigen tönnen, 196 und 


— bie geſetzliche Erhi in die Berleflen- 
Ichaft geiſtlicher Perſonen wirb im ben 
politiſchen Seichen beſtimmt, 761. 

— Geiflihe © pen ober beren @fteber, 
ob fie erbfähig, beffimmen die politiſchen 
Berorbnungen, 539, f auch Drbens- 
perfonen. 

Geld, bares, wie es von dem Bormunbe 
zu verwenden, 280. 

— inwiefern es ein Gegenfland ber Eigen- 
thumellage fein loune, 371. 

— ober ber Fruchtuießung, 510, 

— ober Gelbeewertb im Namen eines Au⸗ 
deren zu erheben, forbert eine befeubere 
Bollmarht, 1008. 

— inwiefern Gelb ber Gegenftand eines 
Tauſchvertrages fein könne, 1046. 

— der Ranfpreis muß in barem Geide ber 
ſtehen, 1056. 

— in der Regel auch ber Mitih- und Pacht⸗ 
zins, 1092. 

— das Legat einer Summe Geldes menf ent» 
richtet werben, ohne Rüdficht, ob bares 
Se in ber Beriaffenfdyaft vorkanbem, 

Gelddarlehen, ſ. Darlehensvertra 

— ob fie auf den Erben . 

eben, 548. 

— damit find Rabbiner, welche Die Zramunge- 
bücher nicht orbentlich führen, zu befegen, 
131, |. Bergütungsbetrag, 


ertehr, 


Gelbfüde — 


Seldfäde, |. Mänziort 
Belbza sahlangen. De boranf fih beziehen. 


= Über das zum Umlaufe und zur 
gemeinen Landes. (Wiener-) Währung 


echte und Berbinbficleiten find nad | — bes Recht, bie vo 


befimmte Geld, bereits erlaſſenen Batente| — Die Verbindlichkeit zur Theilun 


vom 20. Bebruar 1811, ober nach ben 

uoch zu erlaffenden beſonderen Geſetzen 

und nur bei deren Ermanglung nach ben 

allgemeinen — des Geſetzbuches 

zu — . KQundmachunge⸗ 
patent. 

Selübbe, —8 der Shetofigkeit find ein 
Chehinderniß, 63 u. 

Gemein. Das gemeine est wird burh| — 
das B. ©. außer Kraft gejeht, j. Kund- 
machungepatent. 

Semeinden, inwiefern Re muter einer ber 
ſonderen Berforge Reben, beimmen bie 
politifhen Gefege, 21 u. 27, 

— wornach berjelben reblicyer ober nured⸗ 
licher Vefig beurtbeilet werbe, 887. 

— wie lange ihnen das Recht einer Dienk- 
barfeit zußebe, 529. 

— inwiefern fie und ihre Glieder einen Ber- 
trag ſchließen können, ift aus ihrer Ber- 
fafung nnd ben politifcpen Geſetzen zu 
entnehmen, 867, 

— wann eine ihnen verwilligte perjönliche 
Servitut ober die won ihnen ausgefellten 
ober übernommenen Bollmachten erlöfchen, 
529 u. 1028. 

— Ausnahmen, ber Gemeinden in Rüdficht 
ber Berjährung, 1472 u. 1886, 

— ein gegen alle Mitglieder einer Gemeinde 
suRändiges Reit wirb dadurch, daß es 
nur gegen gewiſſe Mitglieder bisher aus- 
gelibt worben, nicht verjährt, 1482, f. 
Seſeliſchafi, Statuten. 

—— — und Gemeindevermoͤgen, 

Begriff, 288. 


— gegen bie Verwalter desſelben läuft nur 
die außerorbentlidhe Berjährungszeit, 1472 
u. 1485, f. Out. 

Gemeindevorftel ‚er, bie weltlichen und = 
lichen follen für bie nötbige Beſte 
“ne — oder Curators Gore 

agen, 

Gemeufgaft bes Eigenthumes unb 
anderer bingliher echte, II. Theil. 
16. Haupiſt. 

— — —* Urſprung einer Gemeinſchaft, 


— —— Rechte der Theilhaber, 
— —* des Theilhabers anf ſeinen Antheil, 
&29— 832. 


— Rechte der Theilhaber in ber gemein« 
afilichen Sache: 
— 23) 2) In Küdpgt des Hauptſtammes, 833 


_ der Nugungen und Laften, 839 1.840. 
— 0) der Theilung, 841819. 

— Üruenerung der Gränzen, 860-853. 

— vermutbete Gemeinichaft, 854858. 

— bes Eigenthums vereinigter Saden, 415. 


Gerãihſchaften. 1807 
i eines Baumes den 
a 


nommene Theilung 
eines —— Gutes zu beſirei⸗ 
ten, erlift binnen drei Jahren, 1487. 

einer 
gemeinfgaftlien Sache iR unverjährbar, 


— der Güter. Bertrag bieräber, IL TH. 
27. Hauptfl. 
— ege einer Erwerbsgeſellſchaft, Be⸗ 


—— 1176 u. 1177. 
Form der Errichtung, 1178 m. 1179. 
— von den Vorſchriften Über eine allgemeine 
©ütergemeinfcpaft, 1180, |. Epepacte. 
— Birtmg bes Vertrages und des wirk⸗ 
lien Beitrages, 1181. 
— Hauptfamm, 1182 m. 1183. 
— Rechte und Pflichten ber Mitglieder: 
1) Beitrag zum Hauptſtamme, 1184. 
— 2) Mitwirkung, 1185— 1187. 
— 3) Entieidungber Angelegenheiten, 1188. 
— 4) Nahfhuß zum Hanptftamme, 1189. 
_ DI Dei der anvertrauten Geſchäfte, 
— 6) Haftung für dem Schaden, 119E. 
— 9 erneluns bes Gewinnes, 1192 bie 


— Bertheilung des Verluſtes, 1197. 

— 9) Rechnungelegung, 1188- 1200. 

— —— gegen Nichtmitgtieder, 1201 
18 

— Auflöfang der Gefelligeft, 1205—1214. 

— — der gemeinſchaftlichen Sache, 


— ——— auf Handlungsegeſellſchaften, 


Gemeinſchaftliche Bereihtigung oder Bere 
bindlichkeit, 888—890. 

— wenn mebrere Perfonen eine thellbare 
Sade jemanden zugleich verſprechen oder 
von ihm annehmen; fo wird fomobl die 
Borberung ala bie s bie Schuß verhältnigmäßig- 
getheilt, 889. 

— anders verhält es . bei einer untheil- 
baren Sache, 890, |. auch Eorrealität. 

— Beftimmungen der Berionen- und Saden- 
rechte, davon hanbelt ber ganze 111. Theil. 

— Rechte in Beziehung auf das gemeinfchaft- 
liche Eigentbum, uud andere dingliche 

Rechte, |. Gemeinſchaft bes Eigen- 
tbums, Gemeinfgaft der Güter. 

Semüthögebrehen, |. Gebrechen. 

Genoſſenſchaft, ſ. S em ein den. 

Genugthuung, volle, unterſcheidet fih von 
der Schadl D8haltung, wann bie eine oder 
bie andere zu leiften, 1823 u. 1324. 

Genus, |. Gattung. 

Geräthfhaften, die Wirthichaftegeräthichaf- 
ten find für unbeweglihe a zu hal 
ten, 

— und aãſchwei— end für ben Padhtzine 
verpfändet, 1101. 
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Gericht. Jenes, bei welchem bie Verhaub⸗ 
tung über bie Ungiltigkeit ober Tren⸗ 
nung einer Ehe vorgeht, muß bie Anzeige 
zur Bemerkung im Traunngsbnde machen 
122, f. vormundſchaftliches Ge- 


richt. 

Gerichtlich. Verträge lonnen in ber Regel 
gerichtlich ober anfergerichtlich gelloffen 
werben, 883. 

— Ausnabme bei der Adoption, 181. 

— Inwiefern bei Uebernahme in bie Pflege. 


Gerichtsbarkeit. Der Vormund fleht in 
vorninndſchaftlichen Angelegenheiten unter 
dem vormundfdaftlihen Gerichte, 200. 

Gefammtfade. Darunter verfieht man 
einen Inbegriff von mehreren befonberen 
Sachen, die mit einem gemeinicaftlichen 
Namen belegt, unb daher ale ein Ganzes 
betrachtet werben, 802. 

— Tann aud ſymboliſch übergeben werben, 427. 
add re ibre und ber in ihren Dienften 
tebenten Perfonen, Befreiung, 88. 
Gefchaͤfte, aufgetragene, müflen öffentliche 

Beftellte entweder übernehmen, oder eine 


Verzögerung ablehnen, 10083, 


Gericht — Geſetzbuch, bürgerl, 


Geſchwiſter, die Geſchwißer bes Erben ober 
Legatars find Feine gültigen Zeugen bes 
Nacılafiee, 594. 

— Erbfo'ge der Geſchwiſter, ſ. Erbfolge, 


efeglide. 

sc haft, welche Rechte erlautten Ge⸗ 
feufchaften und ihren Mityliebern üter- 
haupt zufommen, 26. 

— ihre Degünftigung in Rädfiht ber Er⸗ 
figung und Verjährung, 1472 u. 1485. 

— unerlaubte find redhtsumfähig, 26. 

— Gefelliaften zur Berforgung ber Mite 
glieder oder ihrer Familien, |. Ver ſor⸗ 

ungsanftalten und Gemeinden. 

Geſellſchaftseigenthum, Geſellſchaftliche 
Güter, |. Genreinigaft des Eigen⸗ 
thumes, Gemeinſchaft ber Güter. 

Geſellſchaftsvertrͤge im Namen eimes 
Dritten zu errichten, forbert eine befon- 
dere Vollmacht, 1008. 

— zum Erwerb, f. Gemeinſchaft ber 
Güter. 

Geſetz, bürgerlies. Bon bürgerlichen Ge» 
jegen überhanpt hantelt bie Einleitung. 
Begriff bes bürgerlichen Rechtes, 1. 

— — der Wir kiamke it der Geſetze, 2n.3, 


— BSeſchafte, die einer beſonderen Vollmacht — Umfang bes Geſetzes, 4. 


bebilrfen, 1008. 

— oder bei einer Vormundſchaft bie gericht- 
lihe Genehmigung, 238. 

— inwiefern Dienfiherren für bie von ihren 
Dienfiperfonen geführten Geſchäfte zu 
baften haben, 1027—1083. 


— Geſetze wirken nicht zurüd, 5. 

— Auslegung bes Geſchhes, 6—8. 

— Dauer des Geſetzes, 9. 

— Andere Arten ber Borfäriften, «le: 
a) Gemwohnbeiten 10. 

— b) Provinzialſtatuten, 11. 


— Gewagte Beidäfte, |. Blüdsnerträge,|— 0) richterliche Ausſprüche, 12. 
f. auch Bevollmädtigung, Dienf-|— d) Privilegien, 13. 


leifinngen. 
Geſchaͤftsfuͤhrer, Tffenic beftellte, haften 


— Welche Berfonen unter einem befonberen 
Schutze der Geſetze ſtehen, 21. 


wegen unierlaſſener Erkläruug ber Ueber⸗ — nad welchen Geſetzen die perſdnliche 


nahme ober Ablehnung des Auftrages, 
*1003 


— wer ohne Noth freiwillig ein Gelhäft, 
dae beionderen Kunfifleiß fordert, über 
nimmt, muß den Mangel besfeiben ver- 

. treten, 1299. 

— ein Gefhäftsführer im Notbfalle iſt in 
der Regel für jenen Schaden, ben er 
nit verhütet, nicht beraniwortlic, 1812, 

Gefhäftsführung obne Auftrag. Die Bor- 
Ichriften hierüber find in 1085—1040, f. 
Bevollmädtigungsvertrag. 

s.igäfnräger, Öffentliche, |. Gefanbte. 

Geſchenke. Gewalthaber find nit berech⸗ 
tigt, ohne Witten des Machtgebers in 
Rüdfiht auf bie Gefhäftsverwaltung von 
einem Dritten Geſchenke anzunehmen. 
Die erhaltenen werben zur Armencaffe 
eingezogen, 1013, |. Shentung. 

Geſchlecht hat keinen Einfluß auf die ©il- 
tigleit der Burgſchaft, 1349. 

80 meide, ſ. Shmud und Bug. 
Geſchwiſter und deren Kinder türfen fi 
wechfelfeitig nicht ehelichen, 65 a. 94, 

— Ausnabme ber Zubdenfchaft, 125. 

— auf mit ben Gefhwiftern der Eltern 
Sur un giltige Ehe geſchloſſen wer- 
en, 65. 


Fähigkeit ber Fremden umb ibre Rechts 
geihäfte zu beurtbeilen, 34—87. 

— das Gele gibt in mehreren Fäden um- 
mittelbar ein Recht zur Grwerbung bes 
Beſitzes, 317. 

— Eigenthums, 724. 

— Pfandrechtes 449. 

— Erbrechtes, 538. 

— und perlönlihe Sachenrechte, So u. 860, 
ſ. Berjährung, Unterbaft, Bfand«- 
recht, geſetzliches, Erd folge, ge- 
feglice, ſ. auch Geſetzbuch. 

Gefehybuch, bürgerliches. Das B. G. vom 
1. Funi 1811 fommt mit 1. Säuner 1812 
zur Anwendung, f. 
patent. 

— Dadnurch wird das gemeine Recht, ber 
am 1. Rovember 1786 kundgemachte erfie 
Theil des B G., das für Galizien kundge⸗ 
madte 8. ®. fammt allen auf die de 
genflände dieſes algemeinen bürgerlichen 
Rechtes fi beziebenden Geſetzen und 
Gewohnheiten außer Wirkfamteit gefeht, 
f. Rundmadhungspatent. 

— Es bat auf bie vorbergegangenen Hand» 
tungen und auf bie nach den früheren Ge⸗ 
ſetzen bereits erworbenen Rechte feinen 
Einfinß, ebend. 


Kundmahungs 


Geſetzbuch, bürgerl. 


— Großeltern. 1309 


eſefors. pargerliches. Haupttheile des-| Sewohnheiten haben nur inſofern Ge⸗ 


jelben, 

Seflnde , deſſen Rechteverhältnig zu bem 
Dienftherrn wirb in ber beſonders be- 
ftebenden Dienftorbnung beflimmt, 1172, 
1. Dienfiperionen. 

Geſtändniß der Ehegatten macht über bie 
Ungiltigfeit ber Ebe keinen Beweis, 99. 

Geſundheit, gefährdete, ift ein Grund zur 
Scheidung, 109. 

— und zwiſchen Nichtkatholiſchen and zur 
Trennung ber Ehe, 115. 

Gewährbriefe, aus beufelben find bie 
Rechte des Ober⸗ und Nutzeigenthümers 
au beurtbeifen, 1128. 

Gewährleiftung. Hülle derſelben, 922—930. 

— Bedingung, 931. 

— Birtung, 932. 

— Erlöfhung berfelben, 933. 

Gemahrfam unterſcheibet fih vom Beſitze, 


Gewalt des Ehemannes, 91. 

— bes Baters, |. väterlihe Gewalt. 

— ber Mutter, |. Mutter. 

— Gewalt als Zwang betrachtet, |. Furcht. 

— Tann bei dringender Gefahr mit Gewalt 
abgementet werben, 844. 

— ber durch Gewalt erlangte Befig ift ein 
unedhter, 345. 

Gewaltgeber, Gewalthaber, f. Bevoll⸗ 
mädtigung. 

Gewerb, warn es bie Staatsbürgerſchaft 
begrände, 29. 

— ein Gewerb fann ber Bormund obne ge- 
richtlihe Genehmigung für die Wailen 
weber anfangen, noch fortjegen ober auf- 
beben, 233. 

— burd bie Geftattung besielden von ber 
Behörde wird ber Minderjährige für 
großlährig erffärt, 252. 

— inwiefern bie Erwerbung einer Sache 
vor einem Gewerbrmanne gegen bie 
Eigenthumellage fihere, 367. 

— mas zum Antritte eines Gewerbes ge 
geben worden, wirb in bem Pflicht» oder 
geisbtigen Erbtheil eingerechnet, 778616 


— inwiefern ber Eigenthümer besfelten für 
die von feinen Dienftperfonen geführten 
Geſchäfte hafte, 1027—1033. 

— mer fi öffentlich zu einem Gewerbe be- 
kennt, das befonderen Kunfifleiß fordert, 
muß ben Mangel beefelben vertreten, 


1299. 

Gewerbſchaft, ſ. Gemeinſchaft ber 
Güter 

Sewerbsleute, ob ihre den Abnehmern aus 
eftellten neneflen Quittungen die Zah⸗ 
ung einer früher verfallenen Schuld ver- 
mutben laſſen, 1430, |. Gewerb. 

Gewicht, feibt wird nad bem Orte ber 
Uebergabe beflimmt, 905, |. Ueberga be. 

Gewinn, wie er unter ben Geſellſchafta⸗ 
gliedern zu vertheilen, 1192 u. ff. 

— der Entgang besfelben unterſcheidet fich 
vom Schaden, 1293, 1823 u. 1824. 


feßestraft, als ſich bie Geſetze baranf be» 
rufen, 10. 

— Die Gewohnheit ober ber Gebrauch be- 
Nimmt die Art, einen Fund kund zu 
maden, 889 u. 890. 

— bie Triftzeit, 501. 

Gießen aus einer Wohnung, wodurch je 
manb beſchädigt wird, haftet ber Be- 
wohner, 1318. 

Gläubiger. Die Bertürzung berfelben be 
rechtiget zum Widerruf ber Schenkung, 


958. 

— Recht berfelben, wenn fie durch denLeib⸗ 
reutenvertrag ihres Schuldners zu Scha- 
ben fommen. 1286, f. au Darleipen e⸗ 
vertrag, Erfüllung, Forderung, 
BZablung. 

— eined Fide ieommiſſee, 642. 

— des Erben, welde Rechte ihnen auf das 
angefallene Exrbvermögen ihres Schuld⸗ 
ners zuſtehen, 822. 

— einer Berlaſſenſchaft können tor einge⸗ 
brachter Erbserllärung ihre Anſprüche 

jeltend machen, 811 u. 812. 

— berſelben Ginberufung zur Darthuung 
ibrer orberung, 813 u. 815. 

Glücksvertrage. II. Theil. 29. Haupt. 

— Begriff eines Glüdsvertrages, 1267. 

— bei felben findet das Rechtsmittel wegen 
Berfüczung über die Hälfte nicht flatt, 


— Arten der Glädsverträge, 1269. 

— 1) die Wette, 1270 u. 1271. 

— 2) das Spiel, 1272. 

— 8) das Los, 1278. 

— Gtaatslorterien find nit ua ben Vor» 
ſchriften über die Wette und das Spiel 
zu beurtheilen, 1274. 

— 4) der Hoffnungsfauf, 1275 u. 1276. 

— insbefondere eines Kuzes, 1277. 

— oder einer Erbſchaft, 1278—1283. 

— 5) Leibrente, 1284— 1286. 

_ 5 geleütgahfige Berforgungsanftalten, 


— D Berfiherungevertrag, 1288—1291. 
— 8) Bobmerei- und See-Affecuranzen, 1292. 
old, was das Bermädtniß desſelben in 
ſich enthalte, 679. 
— * Verwandtſchaft, ſ. Ber wandt⸗ 
aft. 
— Bis in welchen Grad fideicommiſſariſch 
fubflituirt werden dürfe, 612 u. 627. 
Graͤnzen bei Theilungen, wie fie beutlich zu 
madıen, 845. 

— Erneuerung der Gränzen, wann und mie 
fie vorzunehmen, &50. 

— Streitigfeiten über Gräuzen, wie fie ab» 
zutbun, 851—858. 

— Gränzpläge, Scheibewänbe und Mauern, 
Inwiefern fie gemeinichaftlih find, 854 

8 858, 

Großelte ‚eben in der Regel auch nnter 
bem Ba Eltern — 42. 

— ihre BEL, gen für den Umterhatt der Culel 


NET » forgen, 148, 
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Großeltern, ihre Pflichten, und ein Htinats- 
gut zu. beftellen, 1220. 

— ober eine Ansftattung, 1231. 

— gefetliches Erbrecht derjelben, 738—740. 

Großjährigkeit, fie wird mit bem zurüd- 
gelegten 24. Jabre erlangt, 21. 

— mit ihr erlifcht in der Regel bie väter» 
Nic, — und bie Vormundſchaft, 171 


u. 251. 

— Großjährige, bie für ſich allein feine gile 
tige Berbindlichkeit eingehen Wunen, ber 
bürfen au zur Ehe der Einwilligung 
ihres Bertretere, 49, |. Nachſicht. 

Großmutter, die väterliche, ift eine geſetz ⸗ 
lihe Bormänberin, 196. 

— erhält aber einen Mitvormund, 211, f. 
Mitvormuud, Großeltern. 

Großvater, er ift ein geſetzlicher Vormnud 
des Entels, 198, |. Großeltern. 

Grundbüder, |. Bücher, öffentliche. 

Grunddienftbarkeiten, |. Dienfkbar- 


keit. 

Grunbgersitigkeiten gehören zu bem un⸗ 
beweglichen Bermögen, 298. 

Grundherren. Die Rechte zwiſchen Ihnen 
und dem Guteunterthanen find ane der 
Berfaflung jeder Provinz und ben poli- 
tiſchen Geſetzen zu entnehmen, 1146. 

Grundpfand, worin es beficbe, 448, ſ. 
Pfandrecht und Pfandvertrag. 

Grundſtücke, Zugehör derſelben, 295 1. 296. 

— Die Inhabung eines Grundftüdes ohne 
Anfälfigleit begründet nicht die Staais⸗ 
bürgerſchaft, 31. 

Gut, unbewegliches, bewegliches, ſ. biefe 
Wörter. 

— Staats-, Brivat-, Bffentlices, 
Gemeindegut, 287 n. 288. 

— Borſchriften hierüber, 290. 

— ſ. auch Landgut, Grund ſtücke. 

Gütergemeinſchaft, ſ. Gemeinſchaft 
des Eigenthums, Gemein— 
ſchaft der Güter. 

— Unter Ehegatten ſetzt fie einen Bertrag 
voraus, und zugleich, wenn fie fih nur 
auf da® gegenwärtige oder nur anf das 
ünfiige Vermögen bezieht, eine orbeut- 
liche Beſchreibung, 1233. Y R 

— Birfung biefer Gemeinfhaft insgemein, 
1284 u. 1286. 

— insbeſondere aber, wenn fie in bie öffent- 
lichen Bücher eingetragen if, 1236. 

Gutöherren, |. Orundherren. 

Outsunterthanen, |. Grundherren. 


Handels⸗ und Wecqhſelgeſchäfte werben 
nach den befonderen Handels- und Wechfel« 
gelegen, infofern fie von ben Borichriften 
des B. ©. abweiden, beurtheilt, ſ. 
Rundmahungspateut. 








Großeltern — Hauspaltung, 


Hanbelsiente. Den Gankeie 
leuten gebühren aus einem Hambinngs- 
 gejehlige 


jefchäfte ſechs vom Hundert 
Sinken, 95. 

— 05 ihre den Kunden ausgeflelte neuere 
Quittung bie Zahlung einer früher ver- 
falenen Schuld vermuthen laſſe, 1430. 

— Gie halten fih in Rüdfit der Aumeir 
fangen an bie beionderen für fie bee 
benden Borfchriften, 1410. 

— Inwiefern fie für die von ihren Dienf- 
perfonen geführten Geſchäfte haften, 1027 
bie 1033, |. Gewerbömann. 

andfeſte, j. Gewährebriefe. 
andlung (mit Waeren) begrüudet ohne 
Anfälfgfeit nicht die Staatsbůrgerichaft,81. 

— ber Vormund kann für feinen Pupillen, 
ohne Genehmhaltung des Berichtes, we ⸗ 
der eine Handlung aufangen, noch fort- 
ſetzen, noch aufgeben, 233, 

— flat einer orbentlihen Rechnungslegung 
darüber fann er bie Bilanz vorlegen, 239, 

— durch Geflattung des Betriebes einer 
Handlung wird ber Minderjäßrige für 
voujährig ertlärt, 252. 

Handlungen, Verträge, unbenennte, über 
dieſelben, wornach fie überhaupt zu be⸗ 
untbeilen, 1173 ı. 1174, 

-_ ee ober a oe & 
zum Schabenerfate werpflichten, 1306 
110,1. 19131818, x 

— erlaubte, inwiefern fie ber Gegeußeus 

$ Kne neh Fr Behri 

andlungsbiener, tor uud junge, 
— er ben Dienſtherren — 
1027—1083. 


Handlungsgefeßfäaft, ſ. Gemeiufgaft 


er Süter, und insbefondere, 1179, 
1203, 1204, 1207, 1214—1216. 
andpfand, was es fei, 448, f. Pſand. 
andwerk, |. Gewerb. 
andzeihen, wenn es bie Stelle ber Un⸗ 
terichrift dertrete, 580 u. 886. 
auptfade, |. Zugehör, Zuwade. 
auptftamm einer Geielliceft, 1182. 
— mem er geböre, 1183 m. 1198. 
— Beitrag zu bemfelben, 1184. 
— Rachſchuß, 1189. 
— Bertheilung des Berlufes, 1197. 
— ber Subfaug, 1215, |. Gewmeinfgaft 
der es bab anl 
aus, defſſen Inbabung ohne Anſäſſigken 
s grüubet wicht bie Staatstürgerfcheft, 81. 
— Bugebör eines Haufes, 297, |. Ba. 
Heuedieufibarfeiten, ſ. Dienfkber- 
eiten. 
ansgenoſſen, befoldete, ſind Feine giftigen 
® Er eu der leiten Anortnung, 694, 
— inwiefern man für das Verſchulden ber 
Hausgenofien verantwortlich, 1318. 
Haushaltung, inwiefern fie bee Maune 
und inmiejern fie ber Frau zulomme. 
1m. 

— wenn fie einem jwanzigläfrigen Gobue 
von bem Vater verflattet wird, fo femmt 
er aus ber Gewalt, 174. 


Hausrat — Irrtham. 


Hansrath, was barunter zu verfiehen, 674, 
— Handgeräthe eines Minderjährigen kann 
den Eltern und Diterten um ben gericht- 
ie Schätmugspreie überlaflen werben, 


Hebamme dient zur Erhebung bes Unver⸗ 

möÖgenE zur ehelichen Pflicht, 100. 
eden, |. Zäune. 3 

Heimfall. Inwiefern ein Obereigenthfimer 
das heimgefallene But au andere zu äber- 
taffen verbunden fet, beilimmen bie po- 
litiſchen Berorbuungen, 1149, |. auch 
Erbiofigkeit. 

Heimlich, wer fi heimlich in ben Beſitz 
infeleicht , it ein unechter Beſitzer, 


Heiratögut. Begrifl, 1218. 

— wie ein unbelltmmt vermachtes Heirats⸗ 
gut näher zu _befiimmen, 689--671. 

— vird in ben Pflicht» und geſetzlichen Erb. 
theil eingerechnet, 788 u. 790, f. Ehe» 


pacte. N 

Helratövertrag, |. Ehevertrag, Ehe- 
pacte 

Hemmung ter Verjährimg, wodurch fie ge- 
ſchehe, 1494—1496. 

errenlofe Saden, |. Freiſtehende. 

errſchaft, f. Dienfigeber. 

ilfe, eigenmächtige, nuterzieht der Berant- 
wortlichkeit, 19. 

Hilflos, in Notherbe, ber ben Erbfafler 
im Rothſtande hilflos gelaffen hat, kann 
enterbt werben, 768 u. 769. 

Hinderniß der Ehe, f. Ehehinderniß. 

— ber Ausübung der väterlichen Gewalt, 
176, |. Berhindernng. 

Hinterlegung, ſ. Berwahrungsver- 
trag. 

— gerkdiriäe, einer Schuld, warn und mit 
weider Wirkung fie fattfinde, 1425. 
Hoffuungskanf, wann ber Kauf fünftiger 

Erträgniffe für einen orbentlihen Kauf. 
vertrag, und wann er für einen Glüde- 
vertrag zu halten fei, 1275 n. 1276. 

Bgl. Rur, Erbfaftstanf. 

a Eee? ob nnd inwiefern fie eriel- 
jen oder verjährt werben köunen, 1456, 
1457, 1472 u. 1485. 

Holz, 
enatnieher, 51 — 
— dad Servitntorecht des Holzichlages iſt 

nach ben Grundſätzen des Weiderechtes 
u benrtheilen, 503. 
Holographum, |. Eigenbändig. 
Honorarium, |. Belohnung. 


Hypothek, worin fie beftebe, 448, |. Pfand» 
redt. 


Hypothelarforberungen,, inwiefern bem 
Uebernehmer derſelden eine Entſchädigung 
gebübre, 1398. 

— bie Binfen berjenigen, welde anf ber 


bas fortmäßig geihlagene, gehört dem 
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Iılata et inveeta; ſ. Gingebradtes. 
Inbegriff von Saden, ſ. Geſammtſache. 
Indebitum, Nichtſchulb, |. Zahlung. 
Inhaber unterſcheidet ſich von dem Beſitzer, 


— hat Teinen Titel zum Beſitze, 318 n. 819. 

— mie der Inhaber gegen mehrere Beſitz⸗ 
werber ſich verwahren könne, 381 

— wie der Inhaber oder Befiger einer Sache 
in fremden Namen ſich gegen bie Eigen- 
thumsHage fügen fönne, 375,1. Beſitz. 

Injurien, thärliche, werben in brei, audere 
in Einem Jahre verjährt, 1490, |. Ber- 
leßungen. 

Inländer, |. Staatsbärger, Staat“ 
bürgeridaft. : \ 

— Böunen von ben nächſten Uferbefigern 
oceupirt werben, 407 n. 408. ' 
Arge fe Urkunden, Redtebe- 

elfe 

SIntabulation, |. Einverleibung. 

Intercessio, |. Verpflichtung. 

Intereffe begreift Alles, was anderen daran 
liegt, daß die Verbindlichkeit nicht gehde 
rig erfüllt worben if, 912. 

— beffen Eriat, 913. 

Jutereſſen, |. Zinfen. 

Interpretation, |. Auslegung. 

Inteftat-Erbfolge, . Erbfolge, geſetzliche. 

Inventarium (Inventur) heißt ein Ber» 
zeichniß aller zu einem Inbegriffe gehö⸗ 
tigen Sachen, 233, 

— IR über das Pupillarvermögen zu er» 
richten, 223— 226. 

— wie auch Über ein zur Fruchtnießung ges 
jebenes Gnt, 518. 

— bei Erreihung eines Fibeicommiffes, 627. 

— bei ame bedingten Erbserflärung , 802 
u 


— wie auch anf — deſſen, dem ein 
Pflichubeil gebührt, 804. 

— bei Schließung einer partiellen Güterge- 
meinfchaft, 1178. 

— die in Behand genommene Sache muß 
dem Zuventarium gemäß zurlcgefeit 
werden, 1109 u. 1110, 

— die Juventur ſchützt bie Erben gegen bie 
BVerlafienihaftsgläubiger und Xegatare, 
daß fie über die Kräfte des Erbvermdgene 
nicht zu haften haben, 802, 820 u. 821. 

Irrthum, wann er bie Ehe ungiltig mache, 
57—59 u. 9. 

— ober eine letzte Anorbuung, 670—572. 

— ober einen Vertrag überhaupt, 870 - 876. 

— insbefondere einen Vergleich, 1385. 


bienftbaren Sache haften, muß ber Frucht ⸗ — die Forderung wegen eines bei einem 


nießer tragen, 512. 
he ſ. Büder, öffent 
iche. 


Vertrage unterlaufenen Frrthums erliſcht 
binnen drei Jahren, 1487, f. Zahlung 
einer Nichtſchulb aus Irrthum. 
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Sopd, 1. f. Thierfan 
Sabr | im ud dem — ein Zeitranın von 
en, 902, |. Alter, Verjäh⸗ 

en ie 

Zuden Können mit Chriften keine giltige 
Eh: einsehen , 64 0.9, |. Nigt- 
Hriften 

Judenſchaft. Ausnahme berelben von dem 
gemeinen Eberedhte, 123, 

— und zwar in Rüdfiht ber Chehinber- 
niffe, 124 u. 125. 

— des Aufgebotes, 126. 

— ber feierlichen Erklärung und Tronung, 
127-131. 

— ber Scheidung, 132. 

— ober Zrennung ber Ehe, 183—136, |. 
and Religion, 

Jura merae facultatis unterliegen nicht 
der Verjährung, 1459, 1481 u. 1482, 
Juwelen ber Bflegebefoblenen tommen in 

gerichtliche Berwahrung, 229. 
— das in ber Regel unter Inmwelen zu ver- 
fieben, 678, ſ. Shmud. 


Raten, Spige. 
Kaften, |. Behältniß. 

Rotholifäe. Zeilen jatholiſchen Berfonen 
wirb die Ehe nur buch den Tod aufge 
löſt, und ebenfo, wenn nur ein Theil zur 
Zeit der geſchloſſenen Ehe ber katheliſchen 
eligion Jugethan war, 111, ſ. Nidt- 
tatholiich. 

Kauf ım 2 eines Anderen forbert eine 
befondere Bollmadıt, 1008. 

— Rauf bright Mierbe, 1120 u. 1121. 

— wann bie Beſtellung einer Arbeit für 
einen Kauf zu halten, 1158, vgl. Hoff-| 
nongetauf, Ersihaftstanf, 
Kanfvertrag. 

Käufer, befferer, wann bie vn ung 
eine® befieren Käufers für eine auficie- 
veube oder auflöfende zu af 1083 n. 

— Zeitraum jur Ausübung biefes Borbe- 
baltes, ebend. 

— wer für einen befieren Känfer zu haften, 
und was im een der Aufloſung des 
Vertrages u leiſten fei, 1086. 

36 ſ. 

Kaufmann, ſ. 

Kaufpreis, I. Preis. 

Kaufvertrag wirb abgehandelt im 24. 
* Hanpıft. des II, Theile. 

— Begriffes Kaufe trages, 1058. 

— Eıforberniffe desſelben, 1054. 

— der Kaufpreis muß: a) in barem Gelbe 
beftehen, 1055. 

— b) beflimmt, 1056, 1058, und 

— 0) nit geiegwib: rg fein, 1059 n. 1060. 

— Pflichten bes Berlänfers, 1061. 

— unb bes Känfere, 1062 u. 1063, 


Yagb — Rinder. 


Kaufvertrag, Gefahr und Ruben bes Kauf 
genftondes, 1064, 
RE einergebofften Sache, 1065. 
— allgemeiner Borfprift, 1066. 
Belonbere Bu nase Nebenverträge eines 
un 
_ — mit —X bes Wiederlaufes, 
— —— mit Venebelt bes Rüdverlanfer, 


— Barkihatı des Berlanfsrechtes, 1072, 


— Kauf anf bie Probe, 1080-1082. 

— Berlauf mit Vorbehalt eines befleren 
Käufere, 1083— 1085. 

— Berfaufsauftrog, 1086—1088. 

— gerichtlicher Berkauf wird — 
nach ber Gerichteordnung beurtheilt, 1089. 

— mann bie Beſtellung einer Arbeit für 
einen. gu zu halten, 1158, |. Glücke⸗ 
verträge 

Kerker. Die zum ſchwerſten ober ſchweren 
Lerler Berurtheilten koönnen während ber 
Strafzeit feine giftige Ehe eingehen, 61. 

— ” werben von einem Curator vertreten, 

Kinder, dem Alter nach (infentes) beißen 
die, welche das Aebenie Jahr noch nit 
zurückgelegt haben, 21. 

— Sie Reben unter bem befonberen Schuhe 
ber Gelege, eben d. 

— ungeborne werben zu ihrem Vortheile 
für geboren gehalten, 22. 

— und erbalten zu dem Ende einen En 
zator, 274. 

— todtgeborne aber nie für empfangene, 22. 
— im Zweifel werben fie lebendig geberen 
u fein vermntbet, 23. 

— find unfähig, eine Sache in Beſitz zu 
nehmen , 310. 

— ein Beriprehen zu machen ober anjı- 
nehmen, 865. 

— inwiefern ber von ihnen verurjechte 
Schade zu erjegen fei, 1308—1310, f. 
Urmänbige, Minderjährige. 

— fiber), bierunter verfieht man in ber 
egel alle Verwandte in der abReigenben 
Linie, 42. 

— Ausnabme, 681. 

— bie Kinder eines Öflerreihilhen Staate- 
bürger® erlangen mg die Geburt bie 
Staatsbürgeridaft, 28. 

_ m haben Anſpruch auf einen Pflichte 
thei 
—— welche dafür zu achten, 188 m. 
160-161. 


— über deren Rechte und Pflichten gegen 
die Eltern, f. Eltern, Bater, dä 
terlihe Gewalt. 

— Sie erlangen ben Namen ihres Baters, 
fein Woppen, bie Familien und Standes 
Cie daben Anfprab anf ch Seireit- 

— Sie haben Anſpruch an 
gut —* eine Ausfattung, 1220 1223 


Kinder — Kreisamt. 


Kinder, Recht der Rinber in Rüdfict der, 
ber Mutter von bem Vater zugeflandenen 
chtnießung des Vermögens, wenn fie 
elbe abtreten will, oder fid wieder ver- 
ehelidt, 1257. 
— In welchem Alter ihnen bie Religionss 
und Stanbeswahl zufomme, 140 u. 148. 
— Bas fie erwerben, if ihr @igenthum, 149. 
— In welden Fälen fie frei baräber ver» 
fügen Pag ch verpflichten können, 151 
a. 152, 


— (überi), fie find ihre bärftigen Eltern 
aufändlg zu erhalten verbunden, 154. 

_ uns * ehelichen —— 

r fie N 

—* u — erichte zu ſorgen, 1 

— jene, von denen es zweife ob 
fie nicht” ane der voriges au Bang 
worden, ift ein Curator zu beflellen, 121. 

— Die Obforge über fünf Kinder eniſchul⸗ 
bigt von der Bormundihaft und En 
tatel, 195, 281. 

— —— J — Erbrecht der ehelichen Kinder, 


— inwiefern fie eine Schenlung ber Eltern 
beftteiten idunen, 951. 

— eheli erklärte, |. Legitimation. 

— Kinder, welche durch Hebung des Ehe 
binberniffes, durch ſchuldioſe Unwifleu- 
heit eines Ghegatten ober durch bie nachs 
—— mon worben, genießen 

er Regel gleiche te mit den ehe⸗ 
ißen, 160 u.’161. = — 

— Sbenſo jene, welche auf Anſuchen der 
Eitern, zn dem Ende durch Begünſtigung 
* Landesfürſten legitimirt worden find, 

— Erbrecdt derſelben, 752. u. 758. 

— naggeborne, inwiefern fi den letzten 
Willen entfräften, 779 n. 780. 

— macgeborne Rinder bes Geſchenkgebers 
haben in der Regel kein Recht, bie 
Scheukung zu widerrufen, 954. 

— welde in bie Pflege genommen werben, 
4 Kr etinbet, F 

— uneheliche, we Ir zu achten, 
ee che bafür zu achten, 


— fie babeu nicht gleiche Rechte mit ben 

— ehelichen, er * 

— Nur der Dann kanu die ehelihe Geburt 
des Kindes innerhalb 3 Monıten be 
ftreiten, 156. 

— ober bie beeinträchtigten Erben, 159. 

_ mie der Beweis zu führen, 157 n. 


1 
— feb haben ben Geſchlechtonamen der Mutter, 


— unb erhalten einen Bormund, 166. 
— haben das Recht, von ihren Eltern und 
beren Erben eine angemeſſene Berpfle⸗ 
ung, Erziehung und Berſorgung zu for 
ern, 16,— 171. 

iberi), fie bedürfen zu ihrem Fortkommen 
einer Regitimation, 102. 
— Ber für den Vater eines nuehelichen 

Kundes zu halten, 163 u. 164. 
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Kinder, geſetzliches Erbrecht der nuehelichen, 
54, f. Legitimation. 

— aus einer vermeintlich 
inwiefern ihuen gleiche 
ehelichen zulemmen, 160. 

Geſetzliches Erbrecht ber Iegitimirten Kin- 
der, 162 u. 758, 

— der Wablkinder, 755. 

— Recht ber Kinder, wenn ihnen durch einen 
Leibrentenvertrag ber Eltern ber Unter 
halt entzogen wirb, 1286. 

— Zwiſchen Eltern und Kindern läuft wäh. 
rend ber elterlichen Gewalt keine Berjäh- 
rung, 1495. 

— bie Kinder bes Erben ober Legstars find 
keine giltigen Zengen bes Nachiaſſes, 594. 

Kindesrechte find fein Gegenftand der Er- 

ung ober Verjährung, 1458, 1481,1495, 
. Kinder, 

Kindesftattannehmung, |. Anne hmung 
an Kiudesflatt. 

Kirdengüter; gegen bie Bertwalter derſelben 
läuft nur Dieaußerorbentlihe Berjährungs- 
zeit, 1472, 1486. 

Klage, bie zugeflellte, macht ben reblichen Be⸗ 

ger zu einem unreblichen, . 

— unterbrigt die Berjährung, 1497. 

Die zuftändigen Klagen ans dem Ber- 
fonenregte müffen aus ben verſchie⸗ 

denen Arten bes letzteren entnommen 
werben. Jusbeſondere aus bem Ehe⸗ 
rechte, aus den Rechten zwilchen Eltern 
und Kindern, bann den Bormän- 
beru und Enratoren und ben Pflege» 
befohlenen. 

— bie binglihen Klagen vermöge eines 
Sahentehtes aus dem Beige, 
339— 317, 372, 

_ un dem Eigeuthumsredte, 366 bis 


— aus bem Pfandrechte, 461—466. 

— ans bemServitutsverbältniffe, 528. 

— aus dem Erbrechte, 823. 

— bie per dulihen aus dem Geſetze, aus den 
verſchiedenen Arten der Berträge und 
dem Rechte des Schabenerfagen. 

Kloftergeiftlie, f. Orbensperjonen. 

Körper, |. Geſellſchaften; Gemeinden 
und Berleßung, körperliche, 

Körperlihe Sachen, 23. 

Koft, was tarunter . verſtehen, 672 u. 673. 

Koftbarkeiten der Bflegebefohlenen fommen 
in gerichtliche Verwahrung, 229. 

Koften, |. Aufwand; auch Begräbniß- 
toften, Erziehung. - 

Krankheit, eine anftedende iR ein Grund 
die Einwilligung bes Vertreters zur Ehe 
zu verfagen, 68. - - 

— eines Sıüd Biehes, wauun fie Die Gewähr. 
feiftung gründe, 9241—927. 

Kränkungen, ſchwere, find ein Grund zur 
Scheidung, 109. 

Kreisamt. Hierzu oder zur Lanbeöfelle ges 
hört die Beſchwerde Über die verweigerte 
Trauung, 79. 


gi Itigen&be, 
echte mit den 
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Kreisamt. Waun es bie Nachficht bes Auf · 
ebotes ertheilen Tune, 8b u. 86. 
— Bon bemfelben haben die Juden die Be- 
wiligung zur Ehe zu erwirten, 124. 
Krieg, wanu bie ſchwere Verwundung in 
demielben ben Tod des Vermißten ver- 
muthen laſſe, 24. 

_ —— desſelben auf bie Verjährung, 
4 


1496. 

Kriegsfgäden. Deren Bertheilung wirb 
nach befonderen Borichriften von den po⸗ 
litiſchen Behörben beftimmt, 1044. 

Kriegsunfall gibt Aniprug auf Erlaſſung 
bes Beſtandziuſes, 1104—1109, 1183 u. 
1134. 

Kundgemachte Mitglieber einer Hanblungs- 
gelelfchaft, wiefern fle haften, 1204. 

— die Auildfung einer Handlungsgefelichaft 
1 ‚Jümie deren Errichtung Fund zu machen, 

Kundmachung dieſes B. ©. mittelft des dem- 
ſelben vorgelegten Patentes. Ein Geſetz ver» 
bindet in der Regel gleich nach ber Kund⸗ 
madung, 2 u. 3, |. Edict. 

Künftig. Ob künftige Exrträgniffe der Gegen · 
fand eines Kaufe ober Glückvertroges 
find, 1275 u. 1276, f. Berabrebung 
eines künftigen Vertrages, 

Kunft. Ber ſich öffenılih zu einer Kuuſt 
befennt, bie beſonderen Kunffleiß fordert, 
muß ben Diangel besjelbenvertreten, 199. 

Künftler, gebungene, werben nach den Bor- 
ſchriften vom Lohnvertrage beurtheilt, 1163. 

———— ſ. Aunſt, Sachver⸗ 

ändiger. 

Kupferſtichverlag, ſ. Dienflleiftungen. 

Kur, der Kauf deeſelben iſt ein Gllicköver⸗ 
trag, 1277. 


Lade, f. Bebältniß. 
Ladenbiener, |. Handlungsbiener. 
Laesio enormis, | Berfürzung. 
Laudesabgaben, t. Abgaben. 
Landesfürft, |. Oberhaupt des Staates; 
Legitimation; Annebmung an 
Kindesfatt. Bideicommiß. 
Landesgefege, |. Statnten. 
Landesherr, inwiefern fein Bermögen ale 
ein Privatgut zu betrachten, 289. 
Landesfielle. Zu ihrem Wirkungskreife ge⸗ 
bört bie Bewilligung, eine Ehe witteiſt 
eine® Stelvertreters zu ſchließen, 76 
— Die Beldmerbe über verweigerte Trau⸗ 
ung, 78. 
— Die Nadſicht von Ehehindernifien, 88—87. 
— Die Behärigung ber Annahme an Kindes 
att, 181. 

— ihr if die Enibedung eines Schatzes an⸗ 
zuzeigen, 398. 
Landesverfaffung. Darauf ift Rüdicht 

za nehmen bei Beräuderungsgebühren, 


Kreidamt — Leibengebredhen. 


Sanbesverfeffung, Befimmung bes Bee 
bältniffe zwiſchen Gutsbefigem und 
Unterthauen, 1146. 

Senbout, deften —— oder ee * 
nügung gibt nicht die Steaseb [| 
31, |. Srundfäde 

Sandmann, Kasse: S 

Laudkarten⸗Berlag, |. Dienpleifiungen. 

Baudreht. Zu demielben gehört die Ber- 
baublung über bie Wug’itigerMärung oder 
Trennung einer Ehe, 97—103, 112—115, 
134 u. 135, 

Laudtafel, ſ. Büger, öffentliche, Einver- 
leibung, Bormertung, 

Laften, eingetragene, müfſen vom bem Ueber⸗ 
nehmer des Gutee geizagen werben, 448. 

— Die einem Erben anferiegten geben im 
der Regel aud auf bie Witerben unb 
Nacherben über, 563, 606. 

— müfjen von dem Fruchtnießer uud Fidei⸗ 
cemmißinhaber getragen werben, 512,631. 

— waun die Berheimlihung oder Berläug- 
nu. nn bie Gewährfeifung nad 

siehe, 923. 

—2 Verträge, |. Zweifeitig verbind⸗ 
iche. 

Loftregt, |. Dienfibarteiten. 

Raftthiere, wann beren Erf ober 
Tod bie Gewährleiftung grände, ff. 

Tee 1. Berönberungsge- 

ten 

Läugnen, wer ben Beſitz einer Sache ver 
Herichi abläugnet, muß ben Befig abtreten, 


876. 

Leben, deſſen Gefährbung iR ein Grund zur 
&peigeibung, 109. 

— und bei Nitlatholifhen zur Trennung, 
115 m 116, f. au Berlegung, 
Leibrente, Zobeserfläzung. 

Lebensdauer. Eine jährliche Entrichtung 
auf die Lebensdauer iR der Gegenfandb 
einer Leibrente, 1284 

Lebenswandel, unerbentlicher, iR ein Grumb, 
die Einwilligung bed Vertreters zur Ehe 
zu verfagen, 53. 

— mann er ein Grund zur Scheibnug, 109. 

— ober zur Enterbung, 768 u, 769. 

Legat, Legater, Legiren, j. Ber- 
mädtniß. 

graitime, %. Pflitrbeil. 

gitimation unehelicher Kinder durch He 
bung des Ehehindernifles ader die ſchnid⸗ 
lofe Unwiſſenbeit, :60. 

— durch bie nachfolgende Ehe ber Eltern, 161. 

— durch Begünftigung bes fandesfürften, 162. 

— inwiefern fie eine gel ürpfslge ben 
gründe, 752 u. 753, 756, |. Kinder. 

chen. Davon wird in dem beſondens ber 
lebenden Lehensrechte gehandelt, 858. 

— ſ. Beränderungsge- 

ren. 

Lehrjunge, inwiefern ex ben Dienſtherra 
verbinde, 1027— 1083, 

Seibeigenfäaft wird in biefen ändern nicht 

jattet, 16. 

Leibeögebredgen, |. Geb regen. 


Leisgebing — Militärperfonen. 


Leibgebing, b. 1. die Fruchtnießumg bee Ehe- 

arten auf ben Tobesfall, |. Ehepacte. 

Leibrente. Begriff, 1284. 

— Daner berfelben, 1285. 

— ob ber Leibrentenvertrag don ben Glän- 
bigern oder Kindern beftritten werben 
Tonne, 1286. 

Leibwäfde, |. Wälde. 

Leihen in Geld oder anderen verbrauchbaren 
Sasen, |. Darlehen. 

Seibpertrag tommt vor im 20. Hanpifl. 
des 11. Theile. 

— Begriff des Leibvertrages, 971. 

— Rechte uud Pflichten bes Entlehners: 
1) in Rädfiht des Gebrauches, 972. 

— 2) ter Zurlüdfellung, 973—977. 

— B) der Veihädigung, 978— 980. 

— 4) in Rüdfiht der Erhaitungetoften, 981. 

— —— ber wedgfelfeitigen Klagen, 


— Bie der Berwahrungsverttag in einen 
Leihvertrag übergehe, 969. 

— eine entlehnte Sache in fein Gegenſtand 
ber Kompenfation, 1440. 

— fie fann aber weder von tem Üntlehner, 
noch befien Erben erfeffen werben, 1462. 

Beiftung. Die Möglicpkeit berjelben iſt ein 
wefentlihee Erforderniß eines giltigen 
Bertrager, 878, 

Letzter Wille, ſ. Erklärung bes legten 
Willens. 

Lichtrecht, |. Dienftbarteiten, 

Lieferanten, auf fie find die Vorſchriften 
Üder Dienfleiftungen anzuwenden, 1168, 
f. Dienkleitungen. 

Linien ber Verwaudtſchaft und Schwäger⸗ 
ſchaft, 41. 

— ber geſetzlichen Erbfolge, 730 n. fi. 

— Nüdfiht auf diefelbe bei der Erbfolge 
in Familienfideicommifien, f. Bidei- 
eommiß. 

Liquid, |. Richtig. 

Si — erſchlichene Beſitz iſt un. 

* 


ech 

Kitiges Borgeben ber Fähigleit zur Schlie- 
Kung eines Bertrages verbindet zur@enug- 
ihnung, 866. 

— und eben jo liſtiger Gebrauch unbentlicher 
Ausbrüde oder Scheinhandlungen, 869. 

— f. Betrug. 

— Ber durch if einen Bertrag bewirkt, 
ober durch unmöglihe Zufagen täuſcht 
leiſtet für bie nadıtheiligen Folgen Genug- 
thuuug, 874, 878. 

Litis denuntiatio, |. Gewährfei- 
fung. 

Locatie, conducetie operarum vel 
operis, |. Dienftleikungen. 

Lecatio, eonduetio rei, ij. Beſtaud⸗ 
vertrag. 

Lohn, gegebener, in Rädfigt einer unmdg- 
lien oder unerlaubten Handlung, ob er 
— werben konne, 1174, |. Be» 

ohnu 


ng. 
Sopnvertrag, |. Dienfleißungen. 


1315 


208 ift ein Mittel, Streitigkeiten bei Thei- 
lungen vorzubengen, 885, 841. 
— uud melden Regeln. es zu beurteilen, 


1 
Löfchgeräthe find ein Bugehör bes Gebäu- 
bee, 29' 


ee, 297. 

Loͤſchung aus den Öffentlichen Büchern hebt 
den Beſitz auf, 850. 

— ift zur Erlöſchuug ber einnerleibten Rechte 
uolbmenbig, 444, 469, 526, 1446, 1499, 


Lotterie, |. Staatslotterien. 

Luernm cessans, |. Entgang. 
Luftraum, der über einem ©ebäube befind⸗ 
liche, if ein Zugehör besfelben, 297. 

— bie über demſelben hängenden Aeſte lönnen 
abgeſchnitten ober benügt werben, 422. 


Magtgeber, Machthaber, |. Bevoll⸗ 
mädtigung. 

Mädler, inwieweit für fie bei Darleihnngen 
Vortheile bebungen werben bürfen, 996, 

— melden Lohn fie fih ſelbſt bebingen 
dürfen, und wie fie bei einer Theilnahme 
am Wucher zu beftafen, beſtimmt bas 
Wuchergeſetz, 1000. 

Mojorat. Begriff besfelben und Bermu- 
tbung vor dem Geniorate, 620 u. 919. 

Mojorennität, |. Boltjährigkeit. 

Mandatum, ſ. Bevollmädtigung. 

Mängel einer Sache, inwiefern fie die Ge- 
wäbhrleiftung begründen, 923— 932. 

— oder den Rüdtritt von bem Lohuvertrage, 
1153, ſ. Gebreden. 

Marktpreis, darunter wird ber mittlere ber 
Zeit und des Ortes, wann und wo ber 
Kerttag gerhlofien werben, verflanden, 
105 


Markungen, |. Gränzen. 

Maß, ſeides wird nach dem Orte ber Ueber» 
gabe beftimmt, 905, |. Uebergabe. 

— der Schenkungen, 944, 947, 950-954. 

Materialien, die nur zur Ausbeflerang einer 
fremden Sade verwendet werben, fallen 
ben. Eigenthümer ber Haupiſache zu, 
4 

— zum Baue, |. Bau, |. au Stoff. 

Mauern ber Benachbarten, inwiefern fie 
gemeinſchaftlich find, 864 868. 

Meliorotionen, |. Aufwand, nühzlicher. 

Meubeln, J. Mobilien. 

Miethe, if eine Art des Beſtandvertrages, 
f. Beflandvertrag. 

— Über Berferiigung eines Werkes oder 
Dienfleiftung, |. biefes Wort. 

Miethgeld, |. Bine. 

Bieth und Pachtpreis, |. Zins. : 

Militärperfonen lönnen nur mit Einwillie 
gung —* Vorgeſetzien ſich verehelichen, 


— dutůg dienende, Tunen eine Bormund⸗ 
ſchaft oder Curaiel ablehnen, 195, WEL. 


D 


1316 Mititärfland — Mühlen. 


Militärftand. Für denſelben und bie zum | Mitbürgen haften Ale für Einen, und Einer 
Militärkörper gehörigen Berfonen beſtehen für Ale, 1359. x 
anfer dem B. G. noch beſondere auf das Pri⸗ | — bie Entiaſſuug eines Miübärgen lommt 
vairecht ſich beziehende, zu beobadıtenbe dieſem gegen bie Übrigen Mitbürgen nicht 
Vorſchriften, ſ.Lundmachungspatent. Pa et A 

Militär:Zeftamente, bie Begünftigung ber- eigenthum, |. Eigentbum. — 
ſeiden ift in deu Militärgefegen — Miterben kann vas Hantgeräth bes Waifen 
600. = ben Säätungtpreit überlaflen wer» 

en, 231. 

— Theilnug der Erbſchaft unter biefelben, 
555—559. 

— Zuwachs unter ihnen, 560-563. 

— inwiefern fie für die Erbſchaftelaſten haf- 
ten, 550, 820 u. 821. 

— Die Nachfolge des Schulbners in bie Ber- 
laſſenſchaft feines Stänbigers ändert iu 
ihren Rechten nichts, 1416. 

Mitgabe, ſ. Heiratsgut. 

Mitgenofjen bei einer @emeinfchaft ber Güter. 
Ueber ihre Rechte, |. Gemeinſchaft. 

Mitgift, ſ. Heirategnt. 

Mitglänbiger, wie ihr Recht beſchaffen, wenn 
die Sache theilbar, und wie, wenu fie une 
theilbar if, 888, 890, |. Eorreafität. 

Mitglieder bei einer Gemeinſchaft der Güter, 
Leber ihre Rechte, |. Gemeinidaft. 

— Rechte der Mitglieder einer Geſellſchaft 
überhaupt, 26. 

— eines geiftlihen Ordens, |. Orbeusper- 


fonen. 
Mitfhuldige, Inwiefern fie zum Scheben- 
erfage verbunden find, 1801—1304. 
Mitſchuldner, wie fie zahlen mäffen, wenn 
die Sache theilbar, und wie, wenn fie 
untbeilbar if, 888, 890, f. auch Cor⸗ 
realität. 

— Berpflintung ale Mitihuldner, ihre Bir- 
tung, 1347. 

Mitvormund, welcher der Mutter oder Groß- 
mutter beigegeben wird, 211. 

— dichten und Rechte besjelben, 212—215, 


— & iR, wenn bie Bormlnberin anetritt, 
5 Kegel als Bormund zu beſtellen, 

















ee beißen die, welche das 

24, Fahr ihres Lebens nod nicht zurück⸗ 

gelegt haben. Sie ſtehen unter bem be» 
fonderen Schuße der Gefeke, 21. 

— Sie bebürfen zur Che die Einwilligung 
ibrer Vertreter und nad) Umfländen auch 
jener des Gerichtee, 49—53, 95 u. 96. 

— inwiefern ein minberjäbriger Ehegatte zur 
Scheibung ber Einwilligung feines Ber- 
treiero bebirfe, 106. 

— Linder können Über das, was fie durch 
Fleiß außer der Verpflegung der Eitern 
erwerben, frei verfügen, 151. 

— inwiefern eine minderjährige Tochter durch 
die Verebelihung unter bie Gewalt bes 
Mannes tomme, 175. 

— fliehen unter der Gewalt bes Vaters, |. 
väterlige Gewalt. 

— oder unter ber Bormundichaft, 187, ſ. Bor⸗ 
munbfdaft. 

— fie find unfähig, zur Vormundſchaft und 
Euratel, 191, 281. 

_ Binnen ſich night ſelbſt gerichtlich vertreten, 


— können zwar ohne vormundicdaftliche Ein- 
willigung erwerben, aber nicht veränßern 
ober fi verbinden, 244. 

— Ausnahmen, 246—248. 

— Gie werben durch Rachſicht bes Alters 
oder Antritt eines Hanbel® oder Gewerbes 
für großjährig erflärt, 252. 

— Die Ertlärung der Großjährigkeit kann 
aus gerechten Urfachen auf längere Zeit 
hinausgefegt werden, 251. 

— Fäle, in melden bem Minderjährigen 
außer dem Bormunde auch noch ein Eura- 
tor —2— un Hit u. 272. fähig 

— inwiefern Minderjäprige zu teſtiren fä 
find, 569. 2 

— ober zur Zeugenſchaft bei legten Anord⸗ 
nungen, 591, 597. 

— inwiefern fle einen Bertrag ſchließen Lün- 
nen, 860 u. 866. 

— ihre Begünfigung in Rüdfiht ber Ber- 
jäbrung, 1494 u. 1495. |. Pilege- 
befoplene, Bormunbideft. 

Mifbrand der väterliden oder vormund- 
ſchaſtlichen Gewalt berechtiget zur Ber 
jchwerde, 178, 217. 

Mifhandlungen, ſchwere, find ein Grund 
zur Scheidung, 109. 

— und bei nichtietholiſchen chriſtlichen Reli- 

ionsverwandten aud zur Trennung ber 
Ebe, 115 u. 116, |. au Verlegung. 

Mißwachs, inwieweit er Anſpruch auf Er- 
Tafluug bes Beftandzinfes gebe, 1104, 1108. 

Mitberedtigte, |. Gemeinſchaftlich. 


16. 
Mobiliorvermögen, |. Sachen, beweg⸗ 


liche. 

Mobilien (Meubeln), was darunter zu dere 
fteben, 674. 

Modus, |. Auftrag. 

Möglikeit. Wenn die Erfühung einer Ber- 
bindligteit nah Möglicfeit oder Tyum- 
lichteit verſprochen worden, befimmt ber 
Richter den Zeitpunft nach Biligkeit, 904. 

Monat if nach dem Gefege ein Zeitraum 
von dreißig Tagen, 902. 

Mönd, |. Orbensperfouen. 

Mora, |. Berzdgerung. 

Mord bes Ehegatten, inwiefern er bie Ehe 
mit dem anderen Ehegatten verfindere, 
68, 94, & auch Töbtung. 

Morgengabe, Begriff, 1232. 

— Bermurbung ihrer Entrihtung, ebenb. 

Mühlen hindernbe Werke bürfen nicht eigen- 
mädfig angelegt werben, 413. 


Muhme — 


Namen, 1817 


Ime, mit_berfelben Tann Feine giftige | Mutter unehelicher Kinder, ihr Reht vorzlig- 
e 


geieteffen werben, 65. 

del, f. Minderjährige. 

ndigkeit wird nach zurüdgelegtem 14. Jahre 
erreicht, 21. 

Inwieweit den Mündigen eine Standes⸗ 
mahı zuftebe, 148, 

Sin münbdiges Kind kann Über bie durch 
Fleiß erworbenen oder ibm zum Gebrauche 
— Sachen frei verfügen, 151, 


ndlid. Leute Willenserfiärungen und 
Bertraͤge können mündlich ober jchriftlich 
exrichtet werben, 577, 883. 

Ob mänblihe Berabrebuugen zu einer 
vorgeblihen Abänderung ober Ergänzung 
aus ſchriftlichen Urkunde dienen können, 


nze, Darlehen in Hingenber Münze über- 
jyaupt, 986. 

nzforten, diefelben werben nad bem 
Drte ber Uebergabe beftimmt, 905, f. 
Hebergabe, 

Darlehen in befiimmten Münzforten, wie 
:9 zurädzuzahlen, 987—989. 

thwille. Wenn jemand ben anderen aus 
Muthwillen an Vermögen beſchädiget hat, 
o if der außerordentliche Preis zu er- 
ießen, 1331. 

tter ehelicher Kinder. Sie forgt vor- 
üglich für Die Pflege des Körpers und 
die Gefunbheit der Kinder, 141. 

nad} geſchie dener ober aufgeföfter Ehe auch 
ür die Erziehung der Kinder mäunlichen 
Beſchlechtes bis zum fünften, bes meib- 
ichen bis zum achten Jahre des Kindes⸗ 
ılters, 142, 

ind wenn ber Bater flirbt, ober mittel» 
08 iR, für den Unterhalt und bie Er- 
iehung, 143, f. au Eltern und Kinder. 
Ein von ibr begangener Ehebrud ober 
hre Behauptung, daß das Kind unehelich 
dr macht barüber nod feinen Beweis, 
die Mutter Tann zwar keinen Vormund, 
ıber einen Gurator bes von ihr dem 
Blake binterlafjenen Vermögens beftellen, 
197. 

Sie ift eine gefepliche Vormünbertn, 198, 
nuß nicht ongeloben, 205 u. 206. 
hält aber einen Mitvormund, 211, ſ. 
Mitvormunb. 

and muß ihre Wieberverebelihung wegen 
Zortjegung ber Bormundfchaft bem Gerichte 
ınzeigen, 255. 


Sie kann bie Abtretung ber Vormund⸗ 


ichaft verlangen, 259. 

In Ermanglung des Baters ift ihre Ein- 
willigung zur Adoption bes minderjährie 
gen Kindes nothwenbig, 181. 
unehelicher Kinder; ihre Angaben bes 
ane helichen Baters macht noch feinen Be- 
meis, 164. 


Re theilt dem Kinde ihren Gefchlechts- | R: 


namen mit, 165. 
uehl, Bürgl. @efegb. erl. 


lich die Erziehung, und im Abgange des 
Batere die Verpflegung bes Einves au 
167-171, f. auch Eltern, Kinder 
und Wahlmutter. 

Mutuum, |. Darlehensvertrag. 


MW acbarn. Rechte berfelben zur Ernenerung 
der Gränzen, und aus ber vermutheten 
Gemeinidaft, 850—858. 

Nachdruck eines Werkes; hierüber befichen 
poluiſche Vorſchriften, 1171. 

Nacherben, von dieſen haudelt das 10. Hauptſt. 
bes II. Theile. 

— Gemeine Subflitntion, 604.607. 

— Sibeicommiflariihe, 608. 

— inwiefern bie Eltern ihren Kindern fub- 
Rituiren bürfen, 609. 

— fillipmeigende flbeicommifjerifhe Sub⸗ 
fitutton, 610. R 

— Einfhränlung derfelben, 611 n. 612. 

— Rehte der Erben bei einer fideicommif- 
farifhen Subftitution, 613. 

— Anslegung einer Subfitution, 614. 

— Eırlöfhungsarten der gemeinen und fidei- 
commiſſariſchen Subfitution, 615—617. 

— Db eine Bedingung aud auf den Nad- 
erben ober Nachberufenen auszubehnen fei, 
702, f. Fideie ommiß. 

Nachfolger, inwiefern er bie Verjährung 
anfangen ober bie von dem Borfabrer 
angefangene fortfegen öune, 1468, 1467, 
1493, |. Erbe. 

Nachgeborne Linder, ob fle zum Wiberrufe 
einer Schenkung bereditiget, 954. 

— Ihr Recht im Falle einer Uebergehung 
im legten Willen, 778780, |. Kinder. 

Nachkommenſchaft, fie erhält zum Schntze 
ber für fie befimmten Rechte einen Eura- 
tor, 274, |. Fideicommiß. . 

Raglas in — — en 

ermädtniß, Zins, Entfegung. 

Radläffigkeit, |. Beriehen. 

Rahfhuldner if der Bürge in Rüdficht 
2 genen Schuldners als Hanptihulbner, 


1346. 

Rachſicht von Ehehinderniſſen, wie fie an- 
yulnden und zu ertheilen, 83-87. 

— Wirkung berielben, 88. 

— zur Schließung einer nenen Ehe vor bem 
geſetzlichen Zeitraume, 120. 

— des minberjährigen Alter, wann, wie, 
und mit welder Wirkung fie ertheilt wer» 
den fönne, 252. 

Rachſtellungen, dem Leben oder ber Ge⸗ 
ſundheit der Ehegatten gefährliche, find 
ein Grund zur Scheidung, 109. 

— umb bei nichtfatholiihen chriſtlichen Rer 
ligioneverwandten zur Trennung ber Che, 
115 u. 116. 

Nahrung, f. Unterhalt. 

amen, bie Frau führt ben Namen des 

Ehemannes, 92, 


84 


1818 


Ramen, bie ehelichen Kinder führen ben 
Namen bed Baters, 146. 

— bie unehelihen den Geidlehtsnamen 
der Mutter, 165. 

— bie Wahlfinder den Namen des Wahl. 
vaters ober ben Geichlehtsnamen ber 
Wahlmutter, 182, 

Ramensunterfertiger, ein fremder, inwie ⸗ 
fern er anlälfig, 580, 886. 

— —— ſind ein Benahs, 405. 

Rom ‚ekimmungen bet Berträgen, 897 
ie 913, 

Rebengebühren, worin fie beftehen, und 
inwieweit fie geforbert werben Yönneh, 
912 u. 918. 

rg ſchädliches, einer Geſellſchaft, 
darf von dem Mitgliede nicht unternom⸗ 
men werben, 1186. j 

Rebenfahen. Begriff derſelben, 294. 

— fie find ein Zugehör, ebend., f. Neben. 


gebüure n. : 

Rebenverbindlikeiten aus Verträgen, |. 
Nebengebühren. ? 

Rebenverträge eines Kaufvertrages, 1067. 

_ —— — eines Pfandvertrages, 1371 
a. B 

Negotiorum gestio, ſ. Geſchäftoflh⸗ 
rung. H 

Reuerungsvertrag. Begriff und Wirkung 
besjelben, 1377 u. 1878. 

— Nebenbeftimmungen ohne Neuerung, 1379. 

— Ein Correalihnitner kann durch Eingehung 
läfigerer Bedingungen ben übrigen keinen 
‚Nachıtbeil zuzieben, 894. 

Nichtchriſten dürfen mit Chriſten keine Ehe 
Toliegen, 64, 94. 

— lönnen ben legten Willen eines Chriſten 
nicht bezeugen, 593. 

Nichterfüllung des Vertrages berechtiget ben 
anderen Theil noch nicht zur Aufhebung 
‚besfelben, 919, . 

Nichtgebrauch eines Rechtes hebt in ber 

egel den Beſitz besjelben nicht anf, 351. 

Nichtkatholiſch. Drt des Aufgebotes nicht- 

"Tatpofiler Geiftliber Religionsgenofien, 


l. 
— Zulaſſige Beiziehung bes Paſtors zur 
rauung mit einer katholiſchen Perſon, 77. 
— Urſachen ber Ehetrennungen bei Richt⸗ 
Ratholifhen und ihre Wirkung, 115122, 
f. Religion, Judenſchaft. 
Nichtſchuld, ſ. Zahlung. 
Fießbrauch, . Fruchtuleßung. 
Ronnen, ſ. Ordensperfonen. 
Rotherben, welche Perfonen zu benfelben 
gehören, 762—764, |. Pflicht theil. 
— gegen einen Erbvertrag bleiben ihnen ihre 
Rechte vorbehalten, 1254. 
Rothfall, |. Geihäftsführung. 
Rothftand, |. Hilflos. 
Rothiwehr, die Weberfcpreitung berfelben macht 
verantwortlich, 19. 5 
Rovation, |. Ernenerungsvertrag. 
Novi operis nunclatio, |. Bau. 
Nulität, ſ. Ungiltigkeit. 
Rugnießung, f. Frucht nießung. 


Namen — Dbforge, 


Rupungen. Rechte und Pflichten bes_reb- 
ihen und umeblichen Befiyers in Rüd- 
fit derſelben, 330— 336. 

— bes Gebranhäberehtigten, 504—508, 

— und bes Fruchtnießere, 509-512. 

— wen fie vor ber Uebergabe bei einem 
Tauſche oder Kanfe gebühren, 1050, 1064. 

— Im Galle der Zurückſſtellung aus dem 
Wieberverfaufe, Rüdverlaufe oder Bor- 
bebalte eines befleren Käufers beben fie 
fi gegen die ‚Binfen des Kaufpreifes auf, 
1068, 1071, 1086. 

— Inwiefern fie dem Bermäctnißuehmer zu- 
fteben, 686. 

— mie fie bei einer gemeinfcaftlihen Sache 
zu tbeilen, 389 u. 840, 

— Tünftige, für einen Preis bebungen, ob 

" fie" der Gegenftaub eines Kauf- ober 
—— find, 1275 u. 1276, |. 
rüdte. 

Rupungseigenthum ſteht dem Inhaber eines 

a au, 629, ſ. Eigentpum, 
Beſtandvertrag. 
Rugungere gt ſ. Eigenthum, Ge- 
rauchsrecht, Bopnung, Fragt» 
nießung, Reihvertrag, Geſt aud⸗ 
vertrag. 


Obereigenthum, ſ. Eig euthum, Be⸗ 
ſtan dvertrag. Das Obereigenthum 
eines Fideicommiſſes ſteht dem Juhaber 
und Anmärtern desſelben zu, 629. 

Oberfläche, Recht darauf, ſ. Bodenzins. 

Obergericht. Durch dieſes iſt die Bewil- 
tigung zur Tobeserllärung eines Chegat- 
ten, um fi wieber zu berehelichen, ber 
bean Schlußfaſſung zu unterziehen, 


— An basfelbe geht der Recurs wiber eine 
Berfügung des unteren Gerichtes, 268. 
Oberhaupt des Staates. Die auf befien 
Privat-Eigenthum oder auf bie in bem 
bürgerlichen" Rechte gegründeten Erwer ⸗ 
bungsarten ſich beziehenben Rechtegeihäfte 
find von ber Gerichtebehärbe zu beu- 

theilen, 20. 

— Ob und inwiefern bie bemfelben zukom⸗ 
menben Rechte erfeffen ober verjährt werr 
den fönnen, 1456 u. 1457, 1472, 1485, 

Dbervormund, Obervormunbfdaft, |. 
Bormundihaft, vormundidaft- 
lides Gericht. 

Oblatio debiti, . Hinterlegung. 

Dhligationen, Öffentliche find ein Gegen 
ſtand des Gelddarleihens, 986. 

— mie ein ſolches Darleihen zu zahlen, 990, 
f. Shuldverfhreibungen. f 
Ddrigkeiten, politiſche, mäflen bie gericht⸗ 
liche Anzeige zur erforderlichen Beßeluug 
eines Boımunbes ober Curators mehen, 

189, f. Orteobrigfeit. 

Obforge über fünf Kinder eutfchnibigt von 

einer Vormundſchaft, 195. 


Obforge — Pfandrecht. 1319 


Obſorge die Vernachläſſigung einer pflicht- 
mäßigen Obſorge verbindet zum Erſatze 
des daran entiprungenen Schadens, 1309, 

f. Berwahrung vertrag. 

Demmpation, f. Zueignung. 

Ontel (Obeim), mit drinfeiden kann keine 
gittige Ehe geſchloſſen werben, 65. 

Drdensperfonen , inwiefern fie feine giftige 
Ehe eingehen können, 63, 94. 

— find von ber Uebernebmung einer Bor 
— oder Curatel ansgeichloffen, 

2, 281. 

— inwiefern fie zu teſtiren unfähig, 578. 

— oder zur Zengenichaft bei ietzten Auord⸗ 
nungen, 591—597. 

Ort. Die Beirüdung besfelben in einen 
legten Willen ift micht weſentlich, 578. 

— ber Erfüllung eines Vertrages, ober einer 
anderen Verbindlichkeit. Borſchriften hier- 
über, 902, 905, 919, 1420, |. Zah⸗ 


lung. 
Drtsobäigkeit lann bei beflätigter naher 
Zodesgefahr das Aufgebot erlaflen, 86. 
— bat die Judenehen zu verfänbigen, 126. 
— ihr Amtim Falle eines Zunbes, 389-394. 


Perfonenrehte. Sie beziehen ſich tbeils 
anf perſbuliche Eigenicaften und Bers 
bãimiſſe, tteils gründen fie fi in dem 
—— 16. 

— 1. ans dem allgemeinen. Charakter ber 
Perſönlichkeit. Angeborne. Rechte, 16, 

— Rechtliche Vermuthung berfelben, 17. 

_ Sihigteit zu erwerhligen Rechten, 18. 

— Berfolgung ber Rechte, 19—23. 

— Il. auẽ ber befonderen perjönlichen Eigen- 
Schaft des Alters oder mangelnden Ber- 
ſtandesgebrauches, 21—29. 

— I. aus dem Berhältniffe der Abweſen⸗ 
heit, 24 u. 25. 

— IV. einer moralifchen Ben 26 u. 27. 

— V. ans bem Berhältniffe der Staatsbür- 
erichaft, 28. A 

— Vie die Staatsbürgerſchaft erworben 
werbe, 29— 31. 

— wie fie verloren werbe, 32. 

— Rechie der Fremden, 33—38, |. grembe. 

— VI. aus dem Religioneverhättuiffe, 89. 

— VII. aus dem Familienverbältniffe, Fa⸗ 
mitte, Berwandtihaft und Schwägerſchaft, 
40-43, . Gamiliegredte, 

— wie jene eines Ehegatten, Vaters, Kin- 
bes find fein. Gegenftand der Erfigung 
ober Berjäbrung, 1358, 1481. 

— gemeinihaftlihe Befimmungen ber Ber- 
open. und Sachenrechte find: bie Be⸗ 
fefigung, Umänderuug und Aufhebung, 
1342, 


Perfönlige Dienftbarfeiten, |. Dienf- 






















Pastungen Können von bem Bormunbe 
sin eigenmächtig abgefchloffen werben, 


Pachtvertrag ift eine Art bes Beſtandver⸗ 
trages, |. Beftaubvertrag. barfeiten. 

Papiergeld, wie ein Darleihen in bem-| Perfönlie Rechte, weiche auf bie Perſon 
elven zu zahlen, beftimmen bejonbere eingeiepräntt find, Tönnen nicht übertragen 
Borichriften, 886, |. auch Erebits- werden, 442 u. 531. 

Papiere ertinenzftüde, j. Bugehdr. 2 

Partialzehlungen, |. Abihlagazah- Weit. Wo dieſe Belt oder eine ähnliche ans 

lungen y ſtelende Seuche, berridt, kaun eine bes 

Paullana actio, |. Olänbiger. günftigte legte Anordnung errichtet were 

Pauſch und Bogen, ob bei einer ſolchen den, 597, ſ. auch Seude. 2 
Veränferung die Gewährleiftung flatt- | Pfand, was es jei, 447, |. Pfandrecht, 
finde, 930, Piandvertrag. A 

— inwiefern bei berfelben ber Webernehmer | — Dejien Einfluß auf das Binfenmaß, 994, 
die Gefahr trage, 1049, 1064. ber Gläubiger Tann fi) des Bfandeg zum 

— bei einer Pachtung in Pauſch und Bogen! Nachtheile des Bürgen nicht begeben, 
übernimmt der Pächter alle Laften außer 1860. r x 
ben Hypothekarlaſten, 1099. — inwiefern es für den Bergleich ver Schul 

— Rauf einer Erbſchaft in Pauſch und bafte, 1390. Ä 
Bogen, |. Erbſchaftokanf. — 05 es verjefjen ober verjährt werben 

erlen, f. Juwelen. tönne, 1462, 1483. 
erjon. Jeder Menſch im Staate if als Pfandgläubiger, ſ. ag ä 
eine Perfon zu betrachten, 16. _  |— Er lann zum Rachtbeife bes Bütrgen fi 

— Ein Jrithum in der Perfon macht bie des Pfandrechts nicht begeben, 1360. 
Ehe ungiltig, 67. pfandrecht. Hiervon handelt das 6. Hauptſt. 

— inwiefern eine Anorbnung bes letzten des 1I. Theile. & 

Willens, 570 u. 571. — Begriff vom Pfand und Pfandredhte, 447. 

— ober einen Vertrag überhaupt, 873—885. | — Arten bes Piandes: Hauptpfand ober 

— moraliſche. Die einer moraliihen Per- Grunbpfand, Hypothek, 448. 
fon verliepene Dienfbarteit dauert fo|— Titel des Pfandrechtes, 449 u. 460. 
lange, als dieſe Perſon befteht, 529, ſ. — Erwerbungsart des Piandrechtes, a) durch 
Perſonenrechte, Gejellidaft, törperlie Webergabe, b) durch Eintra- 
Gemeinden. gung in die öffentlichen Bilder, 451. 

Perſoneurechte, 307; bavon Handelt bas|— c) durch ſymboliſche Uebergabe, 452, 

1. Hauptfl. des J. Theile, — d) durd die Bemerkung, 453. 
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1320. Pfandrecht 


— Präfumtionen. 


Pfanbreät, a Rellung eines Afterpfanbes, Miepebeieene inwiefern fie bei ber Ber- 


_ Dee bes  Blanbreifie auf Die Sache eines 
Dritten, 456. 

— Dbjectiver Umfang des Pfandrechtes, 457. 

— Rechte und Berbinblijleiten bes Pfand- 
gläubigers: a) bei Entdedung eines un. 
zureihenben Pfanbes, 458. 

— b) vor bem Berfalle uns c) nad dem 
Berfalle ber Forderung, 4 

— Erlöfhung bes Pfandrechtes, 467-469. 

_ ” .ı durch einen Neuernngevertrag, 
1378. 

— das Borzugsrecht ber Pfanbgläubiger beim 
Ausbrude eines Koncurfes beftimmt bie 
Gerihtsorbnuug, 470. 

— Ob ein Reten onsredt ſtatt babe, 471. 

— gerihtlihes, befimmt bie Gerichte- 
örbnung, 450. 

— gefeglides, bes Beftandgebers, Ver⸗ 
miethere ober Berpäctere iu Rüdficht 
des Binfes, 1101, 

_ 2 ber Legatar das Pfanbredt erwerbe, 


— Ob das Pfandrecht ober das Recht bas 
Blend einzulöfen, verjährt werben könne, 


anbfäein, worin er beftebe, 1370. 
fandvertrag, worin er beftehe, 1378. 
— des ſelben, 1369 u. 1870. 
unerlaubte Bedingun en, 1871 u. 1872. 
— in welchem Berhältnifie das zur Sicher⸗ 
ſtellung anzunehmende Pfan 
dor derang ftehen mäffe, 1874, ſ. Pfaud · 


regt. 

Pfändung, inwiefern bie Brivatpfändung 
eines beihäbigenden Biehes flatt habe, 
1321 u. 1322. 

Pfarrbezirk, Pfarrkirche, iſt der Ort bes 
Aufgebotes der Ehen unb ber feierlichen 
Erklärung der Einwilligung, 7182. 

farrer, |. Seelforger. 
ferbe, wann deren Erkrankung oder Tod 
die Gewährleiftung gründe, 925 n. ff. 

Pflanzen, inwiefern e6 einen Zuwachs be 
wirte, 420-422 

Pflege, Die Förperliche, ber Kinder Tiegt haupt · 
fachlich der Mutter ob, 141. 

Pflegebefohlene heißen foldhe, welche wegen 

ſtinderjührigkeit oder aus einem anderen 
Gebrechen ihre — — nicht ſelbſt 
beſorgen können, 

— Sie Können ohne Einwitfkung bes Ber 
treters feine giltige Ehe fließen, 49, 
A4—%,. 


— Inwiefern fie zur Saeibung der Ein. 
willigung des vertreters bebürf 

— oter zur Schließung eines Bertrages 
überhaupt, 865. 


begünfiget werben, 1494 u. 

gi 495, Ye auch Minderjährige, Bor» 
mund, Eurator. 

Pflegeeltern haben keinen ae anf ben 
—* ber vᷣlegeloſten, 186, |. Pflege⸗ 

inber. 

Pflegekinder, haben nicht gleiche Rechte mit 
ben Wahlkindern; ihre Rechte werben 
genauer durch den Vertrag beftimmt, 186. 

Pflicht, ebeliche, ir die Ehegatten ſich zu 
Teiften fulbig, 90 3 

Pflichttheil u. Anrechnung in den Vflicht· 
oder Erbtheil. Davon Handelt bas 14. 
Haupif. des II. Theile. 

— Beiden Perionen als Notherben ein 
Pflichttheil gebühre, 762—764. 

— in welchem Betrage, 755 nu. 766. 

— unter was für Bedingungen, 767. 

— Erforderniffe einer rechtmäßigen Enter⸗ 
bung, 768—773, |. Enterbung. 

— Bie der Bflichttheil au hinterlafien, 774. 

— Rechtemitiel bes Motherben: a) bei einer 
wiberrechtlichen Enterbung ober Berkür- 

ung in bem Pflichttheile, 775. 
Be bei ute gänzlihen Webergehung, 776 
is 7 

— Be = Eutrichtung bes Erb⸗ ober 
Pflichtiheils beizutragen habe, 783. 

— Art der Ausmellung und Berechnung bes 
Pflichttheiles, 784— 786. 


mit der] — Anrehuung zum Pfliqtttheile, 787—789, 


— ober zum Erbtheile bei ber geſetzlichen 
Erbfolge, 790—794. 

— Anſpruch des Notherben auf den neth- 
wenbdigen, 795. 

— und bes Ghegatten auf ben anflänbigen 
Unterhalt, 796. 

— Ben’ ein Pflihttheil gebührt, fan bie 
Srißtung eines Inventariums verlangen, 


— wie auch bie Abfonberung ber Erbfdeft 
von dem Vermögen des Erben, 812. 

— Inwiefern die Verkürzung bes Pflit- 
theils bie Abflämmlinge zum Widerrufe 
der Schenkung beredhtige, 1 u. 952. 

— Das Recht, den Pflichtiheil oder deſſen 
Due. zu fordern, exlifcht binnen 

ahr! 


en, 
Prigtmibrig e hate ober. Erklarnag 
des legien Bits, — — 
lanken, ſ. Zäune. 
oliganiie gefegwibrig, 62. 
RE] poenae nomine re- 
Auftrag. 


Poena. 
lictam, 


jen, 106. | Politiſche Gegeuflänbe, nach welchen Vor⸗ 


— fie zu beurtheilen, ſ. Gegen⸗ 


— Inwiefern ein von ihnen geſchloſſener PR RB Sauttpen, Berſendungs⸗ 


Ehevertrag giltig ſei, 1260. 
— inwiefern fie giltig zablen, 1421. 
— oder die Zahlung annehmen Können, 1424. 


— Sie können aud die wiſſentlich geſchehene 
einer Nichtſchuld ober unllag- 


Zahlun; 


baren Forderung zurüdverlangen, 1488. 


anftalten. 

Posthumas, |. Kinder, nachgeborne. 
äjudicaten, f. Ausiprüde. 
rälegat, f. Boransvermädtuik 
ränotation. |. Bormerkung. 
räfumtionen, f Bermuthungen, 


Praeteritio. 


Praeteritio, ſ. Uebergehnug. 

Erecarium. ſ. Bittleiben. 

Preis. Worin er beſtehe, 304. 

— orbentlier und gemeiner, außerorbent- 
licher, der befonderen Vorliebe, 305. 

— welcher bei Schägungen zur Kichtſchnur 
zu nehmen, 306. 

— Fälle, in welden ber außerordentliche 
Preis zu eriegen, 855, 378 n. 1331. 

— Der Preis if ſelbſt dem reblichen Befiger 
* dem Gigenthümer nicht zu erſetzen, 

3. 


— Ranfpreis, ſ. Kauf. 

— Unter Marktpreis wird ber mittlere 
der Zeit und bes Ortes, wann und wo 
der Dertrag geilcfen worben iſt, ver⸗ 
ſtanden, 1058, |. Berfürzung. 

Pretium affeetionis, f. Preis, 

Primogenitur,, Begriff und Vermuthung 
derſeĩben, 619 u. 620. 

zivatgut, |. Gut. 

rivatpfänbung, f. Bfänbung. 
rivatrecht, |. Recht, bürgerliches. 

rivatfchuldverfcpreibungen, inwiefern fie 
bei Darlehen flatt baren Geldes gege- 
ben merden fönnen, 991. 

$rivilegien find in ber Regel glei andern 
Rechten zu beurtheilen, 13. 

Privilegirte letzte Anorbuungen, ſ. Be⸗ 

Anl igt e. 

— Berfonen, |. Begünftigte. 

Probe, Kauf auf die Probe, 1080. 

— Wirkung dieſes Borbebaltes, 1081 n.1082. 

Protimiseos jus, |. Wiederlauf. 

Provinzialgefege, Statuten. 

Prozeß, ein wirkiiher ober bevorſtehender, 
mit dem a oder Enranden 
fließt von deſſen Vormundſchaft ber 
Euratel aus, 193 u. 181. 

— Ein zwiſchen dem Vormunbe nnd feinen 
Euranden, ober zwifchen mehreren feiner 
Curanden, erſt entflandener, fordert bie 
BeRelung eines Curators, 272. 

— ohne gerichtliche Genehmigung kann ber 
Bormund denfelben nicht vergleichen, 233. 

— Einen Proceß im Namen eines Anberen 
anbängig zu machen, fordert eine beſon⸗ 
dere Vollmacht, 1088, f. Streitſache, 
Rechts freund. 

Publiciana actio. Eigenthumsklage aus 
dem rechtlich vermutheten Cigenihume, 
372-374. 

Punktation if ein Aufiat über bie Haupt: 
punfte eines Vertrages, inwiefern fie 
Rechte und Verbindlichkeiten gründe, 886 


a. 986. 
upillen, f. Minderjährige. 
— — Sicherheit, ſ. Sicher⸗ 
eit. 
Pupillarſubſtitution gilt nur als eine fidei⸗ 
commillarifche, . 
Yu, was darunter zu verftehen, 678. 
— was ber Mann ber Frau zum Pub ge- 
geben, wirb für geſchenkt gehalten, 1247, 


— Rechte. 1321 


Quarta falcidia und trebelliana findet 
nit mehr flatt, 690 n. 698 u. ff. 
— des Rechtes, ſ. Geſetz, blrger- 

liches, 

Quittung, ihre Form, 1426. 

— fie befreiet ben Aſſiguanten von aller Haf- 
tung, 1407. 

— Die Borficht fordert, biefelbe nebſt ber 
Zurüdftelung des Schuldſchein es zu ver⸗ 
langen 1428. 

— ob eine —— Aber das Capital bie 
gehlung ber Zinfen, unb bie neuere 

uittung die Zahlung einer früher ver⸗ 
fallenen Schuid vermuthen lafſe, 1427, 
1429 u. 1430. 

Quota litis kann von dem Rechtefreunde 

giltig nicht bebungen werben, 879. 


Mabbiner ober judiſche Religionelehrer, wie 
fie die Traunng ber Iuben vorzunehmen 
und in das Zraunngsbud einzutragen 
haben, 127—129, 

— —— Strafe der Unterlaffung, 180 
n. 


— Zengniß, welches die jüdiſchen Ehegatten, 
bie ha Icheiben wollen, beibriugen müffen, 


Rofende und Wahnfinnige, welche fo ge- 
nannt werben, 21, |. Bernunftloje, 
BPflegebefohlene. 

a iR in der Regel nur für jenen 

daden verantiwortlid, den er wiflentlich 
vernrfacht bat. Eine Ausnahme if bei 
Sachverfländigen gegen Belohnung, 1300. 

Rauch. Das Recht, benfelben auf fremdem 
Ban durchzuführen, |. Dienfibar- 
eiten. \ 

Raum für die Dienfibarleit des Fußſteiges, 
Viehtriebes und Yahrweges, 495, 

Redmungelegung, er das Vermögen ber 

inder, 150. 

— über Vormundſchaft ober Euratel, |. Bor- 
mundſchaft. 

— fiber die Berwaltung eines anderen frem- 
den oder gemeinigaftlihen Gutes, 837, 
1012, 1039, 1198—1200. 

Rechnungsverſtoß kaun weder dem Bor 
munde, noch dem Minderjährigen zum 

— Nachtheile gereihen, 242. 
ſchabei keinem ber Bertrag machenden 
Theile, 1388. 

Recht, bürgerliches, was man barunter ver- 


ehe, 1. 

— Haupttheife desſelben, 14. 

Rechte, überhaupt. Saupteintheilung in Ber- 
onen- und Sachenrechte, 15. 

— und ber letzteren in dingliche und Here 
ſonliche Sacheurechte, 807. 

— Arten der dinglichen, 808. 


— Quellen der perſönlichen, 859, 
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Nechte gehören im der Keger zu den beweg⸗ 
liden Sachen, 298. 
_ ns bes Befiges von einem Rechte, 
ig 
— hingfice, werben in ber.Xe, ser! af duxch 
ie Uebergabe erworben, 4: 
— in unbeweglichen Sagen, inebefonbere 
erſt duch Eintragung in bie Öffentlichen 
Bücher, und gen, erſt durch Br Löſchung 


verloren, 321, 431—445. 
_ Gemernfgafiige £ Gefimmungen ber Ber- 
fonen- und Sachenrechte find bie Befe⸗ 


Rigung, Umänberung und ‚Aufhebung 
derfelben, 1342. 
— gemeinichaftlie, |. Gemeinfbaftlig. 
— mie Rechte exldiden, f. Aufhebun 
— bie felten ansgeäbt werben Tonnen, wie fie 
exieflen ober verjährt werben, 1471, 1484. 
— Die Perſonenrechte und. bie Rechte eines 
Menſchen über feine Handlungen und 
über fein Eigenrbum unterliegen an ſich, 
bloß der unterlaffenen Ausübung wegen, 
keiner Verjährung, 1458, 1459, 1481 u. 
1482, |. Perſonenrechte, Saden- 
ehe, Erwerbung, Geſellſchaft, 


Reätsbefefigung, 1. © 
Behtsbehelfs — ea Er einer 


fremden Schuld auageliefert werben, 1358. 

—“ zweifelhafte, ſ. Rechte grund⸗ 

läge, Auafprüde. 

Rechtöfrennd kann für die Webernehmun, 
eines Proceſſes ſich nichts bebingen, n er 
a ihm —— Streitſache an fi 

en, 879. 

— anf fein Kecteverbätnib mit dem Clien⸗ 
ten find die Vorſchriften Über Kr 
Teifinngen anzuwenden, 1168, Dien 
leiftungen. 

NRechtogebrauch, wie er gemacht werde, 318. 

— Ber von feinen Rechten inner ben recht⸗ 
lihen Schranken Gebrauch macht, iſt für 
den daraus enilprin, kaben Nacht heil 
uicht verantwortlich, 1 

Rechtsgrund, |. Titel. 

Rehtsgrundfäge, bie natürlichen, finb eine 
Hilfsquelle zu Entigeibungen, 7. 

Rechtsmittel zur Entihäbigung muß im ber 

egel — über andere Privatrechte 
ve dem orbentlihen Richter angebracht 
werben, 1338. 

Fechtsquellen, |. Geſetz, bürgerlichen. 
Redhtöftreiti keit, 1. Broceß. 

Redtstitel, 1. Titel. 

ee töunmwiffenheit entſchuldigt nicht, 2. 

— ſ. Vermuthun⸗— 


gegſ ebohlthat des Inventariums, 802. 

Necurs, wann ihu der Bormund ergreifen 
tönne, 268. 

egIDHerla nee Gemwährleiftung. 

Reblier Bei 

— Die Reblich * er "Befigers wird ver⸗ 
mutbet, 828, f. Berik. 

NRedligjkeit der Meinung. Ihr Einfluß auf 
bie Abjhliegung einer ungiltigen Ehe, 160. 


Rechte — Richter. 


Redlichkeit auf bie Seflbreite, 329 u. ff. 
— anf das Finden, 393. 
— ben Zumwade, — 
— die —— bes Eigenthums, 
n. 
— — und Berjãhrung. 1463 


Regalin 1. Hoheiterechte. 
—3 — ſ. Oberhanpt. 
ehren tina 1. Dienſt barkeit. 
ke öffentliche, f. Bücher, dffent- 


Begreß der redlichen Mitglieder einer Ge⸗ 
meinde gegen bie nuredſichen, 337. 

— ber ee gas einander, 296. 

— ber Mitbürgen 

— ber Theilnehmer on einer Beſchädigung, 
1302, |. anh Gewährleiftung. 

Neifende. Ihre Rechte gegen Gaſtwirthe, 
Schiffer oder Fuhrleute wegen erfittenen 
Schadens, 970 u. 1316. 

Religion hat auf ben Genuß ‚ber Privat 
rechte feinen Einfluß, 39. 

— inwiefern bie Religioneperkhiebenbeit ein 
Ehrhinderniß. 64. 
— in welchem Alter einem Kinhe bie Keli- 
ionsmwabl zuftebe, beftimmen bie pelit- 
Pen Borfariften, 140, |. Buben; Ka- 
tholilche, Nichttar holikhe, 
— ber Uebertritt eines nichtlatholifchen Ebe⸗ 
gatten zur fatholifhen Religion benimmt 
dem saberen nicht das Redt zur Xrep 
nung, 

— jener eines j jübifgen Shegatten zur chriſt · 
aoc Religion Iöfet die She wit uf, 


eiginsigeer, f. Seelforger, Rab- 

iner. 

Renten, jährliche, Können auf alle Nachfol⸗ 
ger übertragen werben, 530. 

Reparaturen, inwiefern fie bei einer Ser⸗ 
vitut der Berechtigte, 483. 
— insbefondere ber Gehrauchsberedhtigte ober 
Ar Senätnieper zu beforgen Zer 508, 

— ber Bermietber unb Berpäcter, 1096. 

— inwiefern fie ber Miethmann zuzulaſſen 
verbunben ſei, 1118 n. 1119. 

— Reparatur ber gemeinſchaftlichen Scheide⸗ 
mäube, 856. 

Res merae facaltatis, |. Inra. 

Restitutlo in integrum, ſ. Einfegung. 

Retentionsrecht, ob es flattfinde, 471. 

Retorfion, f. Wiedervergeltung. 

Retract, |. Wiederlanf. 

Beier Fenditionie pactum, |. Bieber- 
au 

Rettung einer fremben Bade gibt ein Recht 
zum Grfage drs Aufwanbes umb einem 
verhältnigmäßigen Lohne, 403, 1096, 
10410... 


ar Begriff und Wirkung besfefben, 


Siißter, OR gegen das Berſchulden 
besfelben, 1341. 


Richterliche — 


Richterliche Verfügungen Naben nie bie 
Kraft eines Gefeges. 12. 

Wichtig. Nur eine richtige Sorbernng iſt 
ber —— einer Compenſation, 1438 
n. h 

Rigtigfeit ber Forderung, für diefelbe hafe 
tet ber ebent, 1897. 

Rindvich, wann deſſen Erkrankung ober 
Tod bie Gewährleitung gründe, 925 


u. ff. 

Aömifhes Kecht, |. Bemeines. 

NRüderfag, |. Regreß. 

Rüdkauf, |. Wiederlauf. 

Aädftände, die auf einer Sache haften, 
müffen ſiets vertreten werden, 928. 

— von Abgaben, Zinien, Renten ober Dienft- 
leiftungen, wann fie verjäbrt werben, 1480. 

Aücktritt vom Cheverlöbniffe, deſſen Wir- 
fung, 45 u. 46. 

— vom Berfprechen von der Annahme, in» 
wiefern er zuläffig, 862, 865 u. 918. 

— Od er einfeitig wegen ber von dem an⸗ 
deren Theile nichterfülten Verbindlichkeit, 
ober nad ber — des Bertrages 
wechfelfeitiger Einwilligung flattfinde, 


919 n. 920. 
ATTRtEn On Borſchriften hierüber, 
1071. 


Sage. Bom Sachenrechte handelt ber ganze 
zweite Theil; deſſen Ginleitung aber: 
von Saden nnd von ihrer rechtlichen 
Eintbeilung. —A von Sache im recht⸗ 
lichen Sinne, 286. 

— Bubjective Eintbeilung ber Sachen nad) 
ber Berfchiebenbeit des Subjectes, bem 
fie gehören, 286. 

— Greiftehende Sachen, Öffentliches Out und 
Staatsvermögen, 287. 

— Gemeinbegut, Gemeinbevermögen, 288. 

— Privatgut bes Laubesfürften, 289. 

— Allgemeine Borjriften in Rüdfiht auf 
dieſe verſchiedenen Arten ber @äter, 290. 

— Objective Eintheilung ber Sachen nad 
dem Unterfchiebe ihrer Beſchaffenbeit, 291. 

— Körperlihe und umtörperlihe Soden, 292. 

— bemeglihe nnd unbewegliche, 293. 

— BZugehör überhaupt, 294. 

— insbeionbere bei Grundſtücken, Teichen, 
295 u. 296. 

— und Gebänden, 297. 

— Rechte find insgemein als bewegliche 
Sachen anzuſehen, 298. 

— auch bie vorgemerlten Forderungen, 299. 

— Nach welchen Geſetzen die nnbeweglichen, 
und nach welchen die beweglichen Sachen 
zu beurtheilen find, 300. $ 

— Verbrauchbare und unverbraudhbare Sa- 
chen, 801. . 

— Gefammtfadhe (universitas rerum), 802, 

— Ehägbare und unſchätzbare Sachen, 303, 

— Moßftab ber gerichtlichen Schäßung, 304. 

— eee und außerordentlicher Preis, 
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Sache, welcher bei gerichtlichen Schäungen 
zur Richtichunr zu nehmen, 306. 

— Begriffe vom dinglichen und perſönlichen 
Sachenrechte, 807. r 

— dingliche Sachenrechte insbefonbere, 308. 

— Fremde, ſ. dieſes Wort. 

— kluftige, inwiefern deren Verkauf zu ben 
Gludẽvertrãgen gehöre, 1275 u. 1276. 

— fleeitige, wer fie veräußert, um bem Klä⸗ 
ger feine Rebe und Antwort zn geben, 
muß fie zurädverfchaffen ober den anfer- 
orbentlichen Werth erfeben, 378. 

— freiftebende und verlaffene Sachen find 
ein Gegenftanb der Deccupation, 382 n. 


Schaden. 


— verlorne Sachen, ſ. Binder. 

Soden in Pauſch und Bogen, ſ. Pauſch 
und Bogen. 

Sadenredte, dingliche, perſonliche, 307. 

rten ber Dinglihen, 308. 

— Quellen der perfönlihen, 859. 

— Gemeinfhaftlide Befimmungen ber Ber- 
fonen- und Sachenrechte find bie Befe- 
Rioung, Umänderung und Aufhebung, 


Sadverftändige Tiefern ben Beweis bes 
Unvermögen® zur ehelichen Pflicht, 100. 

— ber unebelihen Geburt, 157 u. 158%, 

— des Wahn. und Bflöhfinnes, 273, 283 
u. 567. 

— und ber zum Gewährleiftung berechtigen» 
ben Biehfranfheiten, 926. 

— fie find au dann verantwortli, wenn 
je gegen Belohnung in Angelegenheiten 
ihrer Kunft oder Wiſſenſchaft aus Ber- 
ſehen einen nachtheiligen Rath ertheilen, 
1300, f. auch Kunft. 

Sachwalter, |. Curator, Bevollmäd- 
tigter. 

Sien, inwiefern es einen Zuwachs bemwirke, 
420. 


Sagungen einzelner Provinzen oder Landes» 
bezirle, |. Statuten. 

Schafe, warn deren Erkrankung oder Tod 
die Gewährleiftung gründe, 926 u. ff. 

Schaden. Worin ber Schaden beftehe, und 
wie er fih vom Entgange bes Gewinnes 
unterſcheide, 1293. N 

— Quellen, woraus er entipringt, 1294, 

— Auch ein Minderjähriger ift für ben durch 
fein Verſchulden verurfagten Schaden 
verantwortlich, 248. 

— Bon ber Haftung ber Bormünder ober 
Euratoren’ und des vormundſchaftlichen 
Gerichtes für den Schaden bes Pflege- 
befohlenen, 202, 208, 210, 264 u. 265, 
282, |. Vormundſchaft. 

— den Erfa des Schadens kann auch jener 
anſprechen, ber zum Rüdtritte vom Ebe⸗ 
verlöbniffe oder zur Ungiltigerflärung ber 
Che kun gegründete Urſache gegeben hat, 

u. 102. 

— Bon ber Haftung eines unredlichen Be- 
figers, 336. 

— wegen bes vorgegebenen ober aufgegebenen 
Vefigers einer ftreitigen Sache, 377 u. 378, 
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Schaden wegen Verfolgung eines Thieres, 

ea: L. ae M RT 
abenerfags und Genugthuungsrcht, 
IL beit. 9. Daupiſt. 

— Bon der Berbindlichteit zum Schaden⸗ 
1) vom Schaden aus Berſchulden, 


— Ob und inwiefern ein Verſchulden ver- 
muthet werbe, 1296—1298. 

— insbefondere: a) bei Sachverfländigen, 
1299 n. 1800, 
— ober b) mehreren Theilnehmern, 1801 

z bis 1304. 

— 2) durch Gebrand bes Rechtes, 1305. 

— 8) aus einer ſchuldloſen oder unwilllür- 
lichen Handlung, 1306—1310. 

_ p) —8 Zufal, 1311 u. 1312, f. 3u- 

e. 


— 5) durch fremde Handlungen, 1313. 

— Ausnahme in Rüdfigt ber Dienfiperfonen, 
1314—1316, 

— bei Berfentungsanftalten, 1317. 

— ober bem Herabfallen, Werfen und Gießen, 
1318 u. 1319. 

— 6) durch ein Thier, 1320—1322, 

— Arten des Schabenerfages, 1823 u. 1324. 

— insbefonbere: 1) bei Berleßungen am Kör⸗ 
u 1325—1328, 

— 2) an der perfönlichen Freiheit, 1829. 

— 8) an ber hre, 1330. 

— Pe re Beulen 1832. 

— infonberheit durch Verzögerung ber Zah⸗ 
tung, 1333— 1335. 

— Bebingung des Bergütungsbetrages (Ton- 
ventionalfirafe), 1336. 

— Berbindlicleit der Erben bes Beſchädi⸗ 
ers, 1337, 

— Rechtsmittel ber Cutſchädigung a) bei bem 
Civilgerichte, 1338. 

_ ser, 9) bei bem Strafgerichte, 1389 m. 


— ober 0) bei ber höheren Behörbe, 1341. 

— wann es verjährt werde, 1489, ſ. auch 
Gewährleifung. 

Schadenfreude. Wenn jemanb ben An- 
deren aus Schabenfreube am Bermögen 
beſchãdiget hat, fo ift ber außerordentliche 
Preis zu eriegen, 1381. 

Gäabloshaltung unterſcheidet fi von ber 
Senugihuung; wann die eine ober bie 
andere & leiften, 1323 u. 1324. 

Schatz. Begriff davon, 398. 

— Berbindlicteit zur Anzeige, ebenb. 

_ Fheifung des Schatzes, 399401, 1148, 

4 


— Auf denfelben hat ber Fruchtnießer feinen 
Aniprud, 511. 

Schaͤtzbare Saden, 308. 

Schaͤhung bes Woilenvermögens, wann und 
wie fie vorzunehmen, 222—226. 

— gerichtliche müflen nad einer beftimmten 
Summe Geldes geicheben, und in ber 
Regel nach dem gemeinen Breife, 803—806. 

— zur Befimmung des Pflicttheiles Tann 
zwar eine Schägung, aber nicht bie Zeile 
bietung verlangt werben, 784, 


Schaben — Schiffer. 


Scheidebrief der Iuben, wann umd wie er 
gegeben werden fönne, 133—136. 

Scheidewãnde, inwiefern fie gemeinſcheftlich 
find, 854—858. 

Scheidung ber Ehegatten, ſ. Ehefcheibung. 

Scheinhandlang. Wer ſich berfelben bei 
einem Bertrage zur Bevortheilung bebient, 
leiftet Gennathunng, 869. 

Sayeinverabrebungen, wie fie zu exffären, 

ı 


Schenkungen werben abgehandelt im 18. 
Haupıfl. bes II. Theils 

— Begriff ber Gchenkung, 938. 

— immiefern eine Berziptleiftung eine Shen 
tung fei, 939 u. 1381. 

— belobnende Schentung, 940 u. 2. 

— wechſelſeitige Schenkungen, 97. 

— Form, 943, 

— und Maß einer Schenkung, 944. 

— inwiefern ber Geber für bas Geſchenlte 
bafte, 845 u. 1897. 

— Unwiderruflidleit ber Schentungen, 96. 

— Ausnahme: 1) wegen Duͤrftigkeit, 97. 

— 2) Undantes, 948 u. 919. 

_ 3) pertirzung des ſchuldigen Unterhaltet, 


— 4). des Pflichttheiles. 951 u. 958. 
— 5) ber Gläubiger, 953. . 
— rg nachgeborner Kinder, inmieferz, 


— welche Schenfungen auf bie Erben wit 
übergeben, 966. 

— Scheukung anf den Todesfall, 6. 

— werben in ben Pflichte und geſetzlichen 
Erbtbeil nicht eingerechnet, 791. R 

— fie fordern eine beſondere Bolmacht, 1008. 

— Bus ein verlobter Theil bem anderen, 
ober auch ein Dritter bem einen ober 
anderen Theile in Rüdfiht anf bie künfe 
tige Ehe ſcheult, kann bei nicht erfolgter 
Ehe widerrufen werben, 1437. 

— zwiſchen Ehegatten werben nad) ben all- 
gemeinen Grundfägen von Schenkungen 

eurtheilt, 1146. 

— was ber Mann feiner Frau zum Pate ge⸗ 
geben, wird für gefchentt angefeben, 1247. 

— Das Recht, eine Schenkung wegen Us- 
danfbarkeit zu widerrufen, erliſcht binnen 
3 Zabren, 1480. 

Sciedsmann, Schiedsrichter. Die Br 
Rimmung deeſelben ift ein Mittel, Rrei 
tige Theilungsfälle auszugleigen, 95, 
841 u. 842. 

— fie forbert eine befondere Bollmadit, 1008. 

— ber Bertrag über Beftellung eines Schied⸗⸗ 
richters erhält feine Beſtiimmung im ber 
Gerihtsorbunng, 1391. 

Schiff, wenn deffen Sceiterung ben Tab 
eines Vermißten vermuthen laffe, 3. 
Schiffahrt, anf derfelben kann eine begdw 
Migte —— errichtet werben, 597 

bis B 

— die Schiffahrt binbernbe Werke därfen 
eigenmädtig nicht angelegt werben, 418. 

Sgifer baften für bie Fracht gleid) einem 

Berwahrer, 970, 1816, |. Scifihert. 


Schiffherr — Seegefahren. 


Schiffherr, inwiefern er ffir bie von feinen 
Dienfiperfonen geführten Geſchäfte hafte, 
1027— 1081. i 

Schloß, mas bie Verlegung besfelben an 
einer binterlegten Sache für eine Folge 
babe, 966, 

Schlußrechnung hat ber Sormund nach ge- 


eudigter Bormunbfchaft zu übergeben, 262, & 


Schmerzengelb wegenkörperlicher Berleung, 
1. Berfegung, körperliche. 

Schmuck, was darunter zu verfieben, 678. 

— ber von bem Ehemanue feiner Gattin 
gegebene Schmud wird nicht für gelehnt, 
fonbern filr geſchenkt angeſehen, 1247. 

Scranf, |. Behältniß. 

Schreiber eines letzten Willens Tann Zeuge 
fein, 581. 

— aber nit in Rüdfiht des ihm ſelbſt, 
dem Gbegatten, den Kintern, Eltern, 
Geſchwiſtern oder in eben dem Grabe 
verihwägerten Berfonen zugedachten Nach · 
Taflee, 595. 

Schrift if zur Giltigkeit eines Vertrages in 
der Regel nicht erforderlich, 883 u. 884. 

— wohl aber bei Schenkungen ohne Ueber 

abe, 943. 

— Die eine ſchriftliche Urkunde über ein 
Darleipen um einen Beweis zn maden, 
gefertiget fein müſſe, beftimmt bie Gerichts« 
orbnung, 1001. 

— Form der Unterfertigung einer ſchriftlichen 
Urkunde, wann ber Ausfteller fie zu unter- 
fertigen nicht wermag, 580, 886. 

Schriftlich. ——— tznnen in der Regel 
ſchriftlich ober dlich geſchloſſen wer⸗ 
ben, 888. 

— Ausnahme bei der Schenfung, 943. 

— ober wenn ausbrädlih ein fchriftficher 
Vertrag verabrebet morben, 884. 

— bod verbindet and ſchon eine Punktatiou 
der Hauptpunfte, 885. 

— und flatt ber des Schreibens unfähigen 
Bartei kann ein anderer unter Beiziebung 
eines zweiten zu unterfertigen, 886. 

— inwiefern bei Ichriftlichen Verträgen auf 
mündliche Berabrebungen Bedacht zu neh ⸗ 
men, 887. 

— Form einer ſchriftlichen, außergerichtlichen 
5* zichuichen legten Auorbnung, 578 

is 

Schriftſteller. Bon dem Vertrage desſelben 
mit dem Verleger, ſ. Dienſtleiſtungen. 

Schuld (culpa) als ein Verſeben betrachtet, 
J. Verſeben, Verſchul den (debitum) 
als die einer Forderung entſprechende Ber- 
bindlichkeit betrachtet, f. Forderung, 
Zahlung, Eompenfation, Anf— 
bebung. 

— Schulden, beträchtliche, eines Minber- 
jährigen find ein Grund, bie häterlice 
Gewalt zu verlängern, 173. 

— das bare Geld eines Minderjährigen if 
von bem Bormunbe vorzüglih zur Til- 
gung der Schulden zu verwenden, 230. 
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Schuld, bie für ein großjäßeigen Kind bezahlt 
worben, werben in ben Pflicht und ges 
katigen Erbtheil eingerechnet, 788 u. 

A 


Schuldbrief, |. Schuldſch ein. 
Scäuldforberung, |. Surberung, 
Schuldigkeit zur Grfühung ber Verträge, 

f. Erfüllung. 

chuldpoſt, ob fie theilweile anzunehmen 

unb wie fie einzurechnen, 1415 u. 1416. 

— ob die Ouittung über eine frühere Schuld» 
poft die Bezahlung einer älteren beweife, 
1429 u. 1430. 

Schuldſcheine Form derſelben zur Herftel- 
lung einee vollfländigen Beweiſes, 1001. 

— bie, der Waiſen werben in gerichtliche 
Berwabrung genommen, 229. 

— bie auf jeden Ueberbringer lauten, find 
kein Gegenftand ber Eigenihumsllage, 371. 

— und werben ſchon durch bie Uebergabe 
abgetreten, 1383. 

— mann fie unter bem Bermächtniffe des 
Bebältnifies mitbegriffen, 677. 

— öffentliche Schuldſheine find ein Gegen- 
ftand des Darleihens, 985, 991. 

— mie fie zurädzuzahlen, 990. 

— bie Ausfielluug eines neuen Schuldſcheines 
ift fein Neuerungsvertrag, 1379. 

— ber, iſt bei der Zahlung zurüchzuverlan⸗ 
gm 1428. 

— beflen Beſitz ohne Onittung läßt die Zah⸗ 
fung vermutben, ebenb. 

Sauldverfreibung, f. Schuldſcheine, 
Öffentliche, ſ. Ereditspapiere, 

Schuß ber Gefete, welchen Berfonen er ins⸗ 
beionbere [verliehen werde, 21 u. 22, 
f. Bormuudfhaft, Euratel, Ber- 

äbrung. 

Schwagerſchaft, worin fie beftehe, 40. 

— Berehnung ber Grabe derfelben, 41. 

— Inwiefern fie ein Ehehinberniß, 66 u. 94. 

— Ausuabme in Rüdfiht der Juden, 125. 

— Inwiefern die Schwägerſchaft von der 

eugenſchaft bei legten Gnordnungen aus 
ichließe, 594. 

Schwangerſchaft der Braut, wann fie bie 
Ehe ungitrig mocht, 85, 94 n. 121. 

— einer Witwe ober geirennten Chegattin, 
inwiefern fie die Schließung einer neuen 
Ehe bemme, 120 u. 121. 

— ber ſchwanger hinterlafjenen Witwe ge- 
bührt, bis nah Berlauf von 6 Wochen 
nah ber Entbindung, die gewöhnliche 
Verpflegung aus der Verlaflenfchaft, 1243. 

— Recht der verführten Geſchwängerten, 1328. 

Schweine, wann deren Erkrankung oder Tod 
die Gemäbrleiftung gründe, 925 u. ff. 

Selaverei wirb in biefen Ländern nicht ge⸗ 
ſtaitet, 16. - 

Serundogenitur, wann fie mit der Primo⸗ 
genitur vereiniget werbe, 625. 

Seegefahren. Die darauf fi beziebenden 
Rechtöverhältniſſe find ein Gegenfland ber 
ee 1292, [. au Schiff, Schiffe 
ahrt. 
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Seel ſorger. Ihre Pflichten bei dem Amf⸗ 
gebote ber Ehen, bei Dispenfen, Trau⸗ 
ungen und Scheibungen, 70-78, 80—82, 
84, 87 m. 88, 10% u. 107,01. Ehe, 
Rabbiner, Trauungébücher. 

Seitenverwandte, wie ner ihnen bie Grabe 
au berechnen, 41. 

_ melde fi nicht ehelichen bärfen, 65 u. 


Selbſthilfe und Ueberſchreitung der Noth- 
mei: iR in ber Kegel widerrechtlich, 19 
u. 344. 

Selten. Bon Rechten, bie nur felten aus⸗ 
geübt werben können, |. Rechte. 

Geniorat. Begriff besfelben, 619. 

— ob es vermuthet werbe, 620. 


Separationis jus, j. Abfonderungs- 


tet. 

Seguefter iſt ber Berwahrer einer in An- 
ſpruch genommenen Sache, und bat über- 
banpt die Rechte und Pflichten eines Ber- 
maßrere aus bem Beiwahrungsvertrage, 
968. 

Seqneftration bei Befigfireitigleiten, 847 
u. 348, 

— eines Pfanbes wegen einer anderen For⸗ 
derung, 471, 

— wegen terzögerter Entrihtung bes Erb⸗ 
ober Erbpachtzinf:s, 1185 n. 1136, 

Serviana vel quasi Serviana aetio, |. 
Pfandrecht. 

Servituten, |. Dienſtbarkeiten. 

Seuche gibt Anſpruch auf Erlaffung bes 
Beflandzinfes, 1104—1108, 1138 und 
1134, |. auch Peſt. 

Sicherheit, gelegmäßige, einer Pupillarfor- 
berung, wann fie vorhanden fei, 280. 
Sich erſtellung. Der Bormund if in ber 
Regel zur Sicherſtellung bes Bermögens 
ber Pflegebefohienen nicht verbunden, 237. 

— er muß aber für die Sicherſtellung ber 
Gorberungen besfelben forgen, 286. 

— wegen Flbrung ober Nieberreifung eines 
Werkes ober wegen brohenden Einfturzes, 
341—343, gm — 

— Auch der chtnießer und Bebrande- 
berechtigte einer Sache iſt in ber Regel 
zur Sicherſtellung micht verpflichtet, 520. 

— > der fi atar bie Sicherſtellung forbern 

une, 688. 

— bie Sicherſtellung einer Berbinblichleit ge⸗ 
ſchieht durch Farigtang eines Dritten 
für den Schuldner oder durch Verpfän⸗ 
dung. 1348. 

— welche Art ver Sicherſtellung im ber Regel 
zu leiften, 1378, 

— bie Sicerftellungsmittel und Rechtsbehelfe 
möüffen dem Zahler einer fremben Schuld 
aufgeliefert werben, 1358. 

Giegel. Was deſſen Berfegung an ber hinter 
legten Sache wirle, 966. 

Siegelung iR weber bei einem ſchriftlichen 

flamente, 578 u. 579. 

— nod bei einem jcriftli zu errichtenden 

Bertrage nothwendig, 884. 


Seelſorger — Stabtbücher. 


Silber, was das Vermächtniß desſelben in 
ſich enthalte, 679. 

Sinnenverwirrung, eine vorübergehende, 
befreit nur Info vom Schabenerfage, 
als fie nicht Durch Verſchulden entftanden 
it, 1806—1310, |. Bernunftlofe 

Sitten. Was ben guten Sitten wiberftreitet, 
iſt für unerlaubt zu halten, 26. 

— Heat, f. Lebenswandel, unordent⸗ 

er. 


— ——— ſ. Gemeinſchaft der 

ter. 

Sohn. Ob er durch Führung einer eigenen 

aushultung aus ber wäterlihen Gewalt 

trete, 174, 

— bat Anfpruc auf eine Ausfatinug. 1231, 
f. Linder, 

Soldaten, |. Militärperfonen. 

Solennitäten, f. Feierſlichkeiten. 

Solidarverbindligkeit, |. Eorrealität. 

Sorglofigfeit, eine anffallende, des Beihü- 
digers berechtigt nicht bloß zur Schadlos⸗ 
Bertung, fonbern au zur Genugthrung, 


Specialvolmadt, in welden Flllen fie 
nothwendig, 1008. . 

Specie, |. beftimmte Gate. 

Sperre, gerichtliche, zur Sicherſlellung bes 
Baifenvermögens, 222 u. 228. 

Spiele, inwiefern fie erfatıbt und verbint- 
lich, 1272, 1482 u. 1433, 

— Ausnahme von Staatelotterien, 1274. 

Spigen gebören nicht zur Wälde, 679. 

Sponfalien, f. Ehdeverlöbniß. 

Sprache. Diejenigen, welche die Sprache 
bes Erblaffere nicht verfieben, find. un- 
fäbige Zeugen feiner Anorbuung, 591. 

& rad f. Ausfprüde. 

Staatsauflagen, die aus einer Berlaflen- 
ſchaft zu Öffentlichen Anftelten zu ent 
richten find, müflen nad ben politifchen 
Berorbuungen beurtheifet werben, 694. 

Staatsbürger, inwiefern fie aud) anfer bem 
Staate den Staatsgefegen unterliegen, 4. 

Staotsbürgerfihaft gibt den vollen Ge- 
nuß ber bürgerlichen Rechte, 28. 

— tie fie erworben werde, 2r—80, 

— Berluft_berfelben, 32. 

Staatscaffe. Die Schuld an eine Staate- 
eaffe kann mit ber Forderung am eine 
andere nicht compenfirt werben, 1441. 

Staatsgebiet, inwiefern bie Bürger and 
außer dem Gtaatsgebirte den Gtantegte 
fegen unterliegen, 4. 

Staatslotterien find nach ben kundgemmd- 
ten Planen zu beurtbeilen, 1274. 

Stoatsoberhaupt, [. Oberhaupt. 

Staatöpapiere, |. Erebitspupiere. 

Staatövermögen, was man barunter ver- 
ſtehe, 287. 

— inwiefern es nad dem Privatrechte zu 
beurtbeilen, 290. 

_ insbeionbexe in Rüdfiht der Berjährung, 


Stadtbüger, ſ. Büdser, öfentlie, Ein« 
verleibung, Bormerlung 


Stamm — Teil, 


Stamm. Nach demſelben wird bas Eigen. 
thum eines "Baumes beurtheilet, 421. 

Stommvermögen, |. HSauptflamm. 

Stand der Berfonen, |. Berfonenredt. 

— ber Serlobten ift im dem Aufgebote an- 
zuführen, 70. 5 

— ber Ghegatten, ihrer Eltern und ber 
Traunngegeugen indem Trauungsbuche. 80. 

Btandesrechie des Mannes gebühren ber 
Frau, 92, 

- ben ehelichen Kindern, 146. 

- bem Wahikinde abeliger Wahleltern aber 
Au mit Bewilligung des Landesfürften, 
182, 

- inwiefern ben legitimirten, 160—162. 

tandeömahl, wann fie dem Kinde zuftehe, 


Standreht findet nicht flatt, 388, f. 

„Rettung. 

itatuten einzelner Provinzen ober Laudes⸗ 

bezirle, inwiefern fie Geſetzeskraft haben, 11. 

'terbetag eınes für tobt Grkjärten iſt jener 
ber Zobeserflärung anzunehmen, 278, 

terbiehen, ſ. eränberungs- 
gebühren. 

teuern. Das Recht, Steuern auszuſchrei⸗ 
ben oder Zölle anzulegen, unterliegt feiner 
Berläbrung, 1456. 

tiefelteen dürfen ihre Etieflinder nicht 
ebelichen, 66. 

ul: eines Fideicommiſſes, 619—628. 

iftungen, worin fie beſtehen, und nad 
melden Borſchriften fie behandelt merben, 
4 


illſtand der Rechtspflege bemmt und 
unterbridt bie Verjährung, 1496. 
illſchweigen. Ein mit Siillſchweigen in 
ber legten Wıllenserffärung übergan⸗ 
gener Notherbe, was ex für Rechte habe, 
776, 780— 782, 

Ufmeigenbe Einwilligung, Begriff, 


Erneuerung bes Beftandvertrages, 1115. 
mmenmebrheit, inwiefern fle tei einer 
demeinichaft des Eigenthums ftatifinde, 
33—842, 1188. 

ff. Bann der Arbeiter für bie Maugel- 
ıftigket desſelben hafte, 1157. 

ung bes Befiges, wozu fie berechtige, 


ıfe. Wenn ein Beſchädigter zugleich ein 
ıtrafgeieg übertreten hat, fo trifft ihn 
ich die verhängte Strafe, 1338. 
ertrags⸗ ober Conventionalſtrafe, ſ. Ve r- 
itung&beirag. “ 
Flinge, welche keine giltige Ehe ein. 
ben können, 61, 9. 
ınn ihnen ein Eurator beftellt werde, 
9, ſ. Berbreger. 
tige Sade. Sie if ein Gegenftanb 
—— , 963. Ar 
e ber Veräußerung einer fireitigen 
e, 378. 8 2 
fade. Ein Rechtefreund Tann Die 
anvertraute Streitſache nicht an ſich 
1, 879. 
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Gtumme find unfähige Zengen bei letzten 
Anordnuugen, 591, ſ. Taubkumme. 

Subſtitution, ſ. Nach er ben, bei Bermädht- 
n.fien, 662. 

Succeffion, |. Erbfolge. 

Superlicies, |. Dberfiiße. 

Superpränotation, |. Afterpfanb, Ein- 
verleibung, Bormerkung. 

Symbolifcge Uebergabe. Wie unb bei wel⸗ 
am Gegenſtänden fie Rattfinde, 427 u. 


Synagoge. In biefer find die Judenehen 
zu verkünbigen, 126. 
Syndicatsbeſchwerde, ſ. Beſchwerde. 


Toabularmaͤßige Urkunde, ſ. Urkunde. 

Tag, an welchen eine Che geſchloſſen wird, 
iR in das Trauungsbuc einzutragen, 80. 

— Anfalls- und Zahlungstag bei einem Ber- 
mãchtniſſe, 6BI—6RT, f. Zeitpunkt. 

—.ein, if nadı den Gelegen ein Zeitraum 
von 24 Stunden, 902. 

— wie er bei Erwerbung eines Rechtes ober 
ber Erfüllung einer Verbindlichkeit zu er⸗ 

. Mären, 903. |. Sterbetag. 

Taube, find unfähige Zeugen .bei Tegten An⸗ 

orbnungen, 591 





Taubftumme, wann ihnen ein Eurator bes 
ftelt werde, 275. | 

Taufbuch, |. Geburtobu ch. 

Taufch iſi der Gegenſtand des 23. Hauptſt. 
des 11. Theils. 

— Begriff des Tauſches, 1045 u. 1046. 

— Reine und Pflichten der Tauſchenden, 
4047. 

— insbefondere in Rädfiht ber Gefahr, 
1048 u. 1049. 

— und ber Nugungen von ber, Uebergabe, 
1050—1052. 

Tage. Der Berlauf Über die Tare gründet 
eine Beihwerbe bei ber politifhen Be- 
börde, 109. ; 

Zermin, |. Tag, Zeit, ge 

Kerminzahlung. Ob bei Terminszahlungen 
die fpätere die frühere beweife, 1429 u. 
1430, |. anialagssehlung, 

Teftament, II. Theil. 9. Hanptft. 

— Begriff vom Telamente, 558, |. Er- 
Härung bes legten Willens. 

_ peieitegintes, 6597—600. 

— Inwiefern ein früheres Teſtameut durch 
ein jpäteres aufgehoben, 713. 

— wie es widerrufen, 717725. 

— ober durch Verlegung ber Urkunde ums 

" giftig werde, 721—723, |. Aufhebung 
bes legten Willens. 

Teftamente, wedjielfeitige, werben nur ben 
Ehegatten geftattet, und find wiberruflid, 
583 u. 1248, } 

Zeftamentserecutor, |. Bollzieher. 

Teſtiren, |. Erflärung des legten Willens. 

Theil der Erbſchaft, wanu er als ein Erbe 
zeit ober ala ein Vermãchtniß anzufehen, 

u. 535, f. Erbtheil, 
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Theilbare Sache, wie fie mehreren Mite 
gläubigern ‚oder von mehreren Mitſchuld⸗ 
nern ju leiften, 888 u. 889, ſ. auch 
Eorrealität. 

Theilhaber oder Theilnehmer an einer 
jemeinfcaftlihen Sache. Weber ihre 

echte, |. Gemeinſchaft. 

— eines Rechtes ober einer Berbinblichkeit, 

f. Gemeinfchaftlich. 

— Unbelannten Tbeilnehmern an einer Sache 
wird ein Eurator aufgeficht, 276. 

— inwiefern Theilnehmer zum Schabener- 
fage verbunden find, 1301—1304. 

Theilung, ob fie bei einer Correalität flatt- 
finde, |. Eorrealität, 

Theilung. Ob unter Mitbürgen, 1859. 

— einer KErbſchaft unter mehrere_eingefehte 
Erben, 557—563, ſ. auch Ertfolge, 
geſetzliche. 

— einer gemeinſchaftlichen Sache, ober bes 
Gewinues und Berluftes, wie fie geſchehen 
möüffe, 839849, 1192--1197 u. 1215. 

— bas Recht fie zu fordern, fanı nicht ver- 
jätrt werben, 1481. 

Theilzahlungen, |. Abfhlagszahlun- 


en. 

Shen, zahmes ober zahmgemachtes iſt fein 
Gegenftand der Zueignung, 384. ; 

— die Nutungen ans einem Thiere find ein 
Zuwachs. 405 u. 406. 5 

— inwiefern man für ben von einem Thiere 
verurfadhten Schaden verantwortlich ſei, 
1320—1322, f. Bieh. 

Thierfang, inwiefern er eine Art ber Bus 
eiguung, 383 u. 884. r 

— doe Servitutsreht des Thierfanges ride 
tet ſich nach den Grunbfägen des Weibe- 
rechtes, 503,5. Zueignung. 

Thunlichkeit |. Möglichteit. 

Titel, rehtmäßiger, 316 u. 317. 

— Wirkung desjelben, 320. 

— ob ber Titel bes Beſitzers auezuweiſen, 
323—325. j 

— ber bloße Titel gibt feinen Beſitz, 320. 

— nod ein Eigenthum, 425. 

— noch ein anderes bingliches Recht, 445. 

— ber Beflgtitel if ein ſchwächerer oder 
— Wirkung dieſes Unterſchiedes, 

— zum Eigenthume, 380, 881 u. 424. 

— zum Pfandrechte, 449. 

— zum Serpitut, 450. 

— jum Erdrechte, 533 u. 584. 

— inwiefern er zur Verjährung nothwendig, 
1460, 1477 n. 1493. 

Tochter, von wem fie im Falle einer Schei⸗ 
bung oder Trennung zu erziehen, 142. 

— inwiefern fie durch Berehelihung aus ber 
väterlihen Gewalt komme, 175. 

— hat in ber Regel Auſpruch auf ein Hei⸗ 
ratsgut, 1220—1224. 

Tod, wann jener eines Bermißten vermu⸗ 
thet werde, 24. 

— im Zweifel, welde von mehreren ber 
florbenen Berfonen zuerft verftorben, wirb 
vermuthet, daß ſie zugleich verftorben find, 


Theilbare — Uebergabe. 


25, f. auch Todeserklärnug, Tib- 

ung. 

Tod ber, iſt eine Erfdfchungsart ber Bormund · 
ſchafi, 249. 

— ber perfönlihen Servitut, 629. 

— ber Bollmadt, 1022. 

— bes vorbebaltenen Wieberlaufes, 1070. 

— ober Rüdverfaufes, 1071. 

— bes Borkaufsrechtes, 1074. 

— inwiefern bes Lohnvertrages, 1162. 

— Berlagsvertrages, 1169. 

_ ober, Beielicjaftävertraget, 1207-1209 
u. . 


— inwiefern bur ben Tod bie Rechte und 
— — überhaupt erldſchen, 

— ber, eines Viehes, wann er bie Gewähr 
feiftung gründe, 924 - 927. 

Todeserflärung, wann fie ſtattfinde, 24. 

— wie fie gefbehen müfle, 277., 

— ihre Wirkung. 278. 

— ob fie zur Egtiegung einer neuen Che 
berechtige, 112—114. 

Todesfall, Schenkungen auf ben Toberfel, 
ob fie als ein Bermãchtniß oder ale ein 
Bertrag zu betrachten, 956. 

Tobesgeführ eines verlobten Theile be- 
reptiget auch bie Ortsobrigleii, bas Auf- 
gebot gänzlich uachzuſeben, 86. 

— mann fie die Tobeserllärung eines Ber 
mißten begründe, 21. 

Zobtgeborne, |. Kinder. 

Tödtung, wie ber daraus beſchädigten Fa⸗ 
milie Crfag zu leiften, 1827. 

Zrabition, |. Uebergabe. 

Zractate, f. Unterbanblung. 

—— — ſ. — voriat fe 

rauung, wie und mit wel 13 
geiaehen fol, 75—82. 

— moon und wie fie zu wieberhofen, 88, |. 
auch Judenſchafi. 

Trauungsbücher, worüber und wie fie & 
führt werden follen, 80-82, 88, 123, 
128—131. 

Trennung ber Che, f. Ehetrennun 

Treue, wechſelſeitige, in eine vorzůgliche 
ara: ber Ehegatten, 90. 

Treulofigkeit eines veriragmachenden Their 
les berechtiget im ber Regel ben Anderen 
nicht, von dem Bertrage abzugeben, 919. 

Xriebvieh, |. Dienftbarleiten. 

Zriftzeit, 1. Dienfibarleiten. 

Xrödelvertrng, f. AUETSRARRTEEEL 

Trunkenheit madt unfähig zu tefliren, 

ſ. Sinnenverwirrung. 


U bergabe. Bon ber Erwerbung des Ei⸗ 
genthume durch Webergabe handelt das 
5. Hauptſt. des I1. Theile. 

_ A iR eine mittelbare Erwerbungtart. 
423. 

— Rechtlicher Titel derjelben, 423. 

— ber bloße Titel gibt noch fein Eigenthum, 
noch eim anderes dingliches Recht, 43. 


— nebergabe — 


uebergabe. Arten ber Uebergabe: I. Bei 
beweglichen Sachen. 

— a) bie körperliche Uebergabe, 426. 

_ 2 durch Zeichen, 427, 

— 0) burd bloße Erklärung, 428, 

— warn überſchickte Sacheu für übergeben 
u halten, 429. 

— Beige einer Veräußerung ohne und mit 
der Uebergabe, 480. 

— II. Uebergabe unbewegliher Sachen durch 
die Einverleibung bes ECrwerbungegeſchäf⸗ 
tes, 431. 

— Erfordernifle hierzu, 432. 

— insbefonbere: a) bei einer Erwerbung 
buch Verträge, 438485 

— b) durch Urteil oder andere gerichtliche Ur⸗ 
tunden, 436. 

— c) durch Bermädtniß, 437. 

— Bebingte Aufzeihuung ober Bormerkung, 
435 39, 


n. 439. 
— Borſchrift über bie Eollifion der Eintra⸗ 


ungen, 440. 

— Folge der Einverleibung: a) in Rüdficht 
des Befites, 441. 

— b) in Rüdfiht der bamit verbundenen 


Rechte, 442, und 

— ce) ber Laften, 443. 

— Erlöfhung des Eigenthumerechtes, 444. 

— Ausbehnung dieſer Vorichriften auf an- 
dere dingliche Rechte, 445. 

— Art der Einverfeibung, 446. 

— mo unbewegliche und wo bewegliche Sa- 
hen zu fibergeben, 905 u. 1420. 

— an mehrere Perfonen, welcher fie das Be» 
fitzrech· gebe, 822. 

— an wen fie: von bem Inhaber bei meh- 
teren Vefigwerbern geichehen foll, 348. 

— der Erdſchaft in rechtlichen Beſitz, |. Be⸗ 
fitznehmung ber Erbſchaft. 

Webergehung eines Notherben, mas fie für 
eine Folge habe, 776—782 u. 1254. 

— dem redhrmäßig Übergangenen Notherben 
gebührt doch ber norkiwenbige Unterhalt, 


Weberlegungsfrift. Sie geht anf ben Er- 
ben über, 809. & 

ueberſchwemmung ändert bie Rechte bes 

Eigenthümers nicht, 408. 

jibt ein Recht auf bas verlaffene Waffer- 

bett, 409. 
— gibt Anfpru auf Erlaffung bes Beftand» 
jinfes, 1104—1108, 1138 u. 1184. 
Weberfendung einer. Sache, wenn fie für 
eine Uebergabe zu balten, 429, |. and 
Berfendungsanfalten. 

Rebeiaene: Die Ueberſetzungen bes B. 
©. find nad dem beutihen Terte zu be- 
urtheiten, |. Kundbmahungspatent. 

Uebertretungen bes Strafgeleges verbinden 
zum Crfage und zur Strafe, 1338. 

— inwiefern fie ein Gegenftand eines Ber- 
leiches fein können, 1884. 

— Sie Uebertretung eines Bertrages berech⸗ 
tiget ben anderen Theil noch nidt zur 
Aufpebung besjelben, 919. 


Unehelich. 1829 


uUebertritt von einer Religion zur anderen, 
f. Religion. 

Ufer. Nferbefiger haben ein Recht auf bie 

Infeln, das verlaffene Wafjerbett und an- 

eſetzte Erdreich, 407—412. 

ee fie neue Werte anlegen bür- 

en, . 

Umänderung ber Rechte und Verbindlich⸗ 
keiten, II. Theil. 2. Haupt. 

— Bie fie geſchehe, 1875. 

— 1) burdh einen Neuerungsvertrag (Nor 
vation), 1376—1379, 

— 2) Bergleich, 1380 u. 1381. 

— Ungiltigteit eines Bergleihes in Rüd- 
fiht des Gegenftandes, 1382— 1884, 

— ober anderer Dlängel, 1385—1388. 

— Umfang tes Bergleiches, 1389. 

— Birlung in Rüdfiht der Nebenverbind- 
lichkeiten, 1390. 

— 2 Eeifion, 1392. 

— Gegenftände der Ceſſton, 1398, 

— Birtung, 1894—13%. 

— Haftung bes Cedenten, 1897—1399. 

— 4) Anweifung, 1400 

— vonänbige oder uuvollſtändige, 1401 u. 


— Wirkung der Anweifung, 14083—1409. 

— Ausnahme ber Handelsleute, 1410, 

Umſchaffung, |. —— 

Unbekannter, wie einem unbelaunten @län- 
biger bie Schuld abgetragen werben 
tönne, 1425. 

Unbeftimmt. Aus einer ganz unbeſtimmten 
Ertlärung entfiebt fein Vertrag, 869, 

Unbewegliche Sachen. Begriff, 298. 

— BZugehör derſelben, 294—2%7. \ 

— melde Rechte als unbeweglihe Sachen 
anzufehen, 298. 

— wer jene eines Minderjährigen zu inven- 
tiren und zu ſchätzen habe, 225—227. 

— wann und wie fie vom Bormunbe ver⸗ 
äußert werben können, 232. 

— fie unterliegen ben Geſetzen bes Ortes, 
worin fie liegen, 300. 

— nnd werben bort übergeben, 905. 

_ HH man fie in Beſitz nimmt, 312 m. 

— dingliche Rechte, biefelben werben nur 
duch Eintragung in bie Bffentlihen Bi« 
her erworben, und gehen erſt durch bie 
ehihung verloren, 321 u. 322, 431 bis 
4 


— Gaden. In denfelden kann nur im er» 
ſten Grabe fubftituirt werben, 612. 

— Bie lange bei beufelden die Gewährlei⸗ 

flung verlangt werben könne, 933, 

eitraum zu ihrer Verjährung, 1467 u. 

1468, |. @inverleibung. 

Undanf, ſchwerer, berechtigt zum Wieber- 
rufe der Schenkung, 948 u. 949, 

Undeutlihe Aeuferung. Diefelbe wird in 
weiſeitig verbinblihen Verträgen zum 
Nachtheile besjenigen erllärt, ber fi 
ibrer bebiente, 915. 

Unehelid, f. Kinder. 
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Unentgeltlihe Berträge. Begriff 864, |. 
Einfeitig verbindlice. 

Unerlaubt. Was unerlaubt ift, kanu fein’ 
Gegenftand eines Vertrages fein, 878, |. 
aub Bedingung, Gefelligaften, 
©itten; Birträge. 

Unfähigkeit, eine giltige Ehe zu fchließen, 
f. Ehehinderniffe, Unvermögen. 
— zur Bormundfgaft und Enratei, 191 bis 

194 u. 281. 

— Berfonen, welche unfähig find, ihre Au⸗ 
gelegenheiten felbft zu bejorgen, und nicht 
unter väterliher Gewalt fieben, erhalten 
einen Bormunb ober Eurator, 187. 

— tönnen keine Vormundſchaft oder Euratel 
übernehmen, 191 n 281. 

— aud jene nicht; melde zu einer anflin- 
bigen Erziehung des Waifen unfähig find, 
191 


— zur Schließung eines Vertrages, 865, 


. Fähigkeit. 

— Belorgte Zahlungsunfähigkeit bes Haupt» 
ſchuidners, wozu fie ben Blirgen derech⸗ 
tige, 1865, S. auch Eorrealität. 

Unfälle, |. Zufälle 

Unförmlide letzte Anorbnungen, ob fie une 
giltig find, 601. 

Ungeborne, ſ. Kinder, Nachko mmen⸗ 


chaft. 

Ungetheilte Hand ober nngetbeiles Recht, 
umb ungetheilte Berbinblichleit Mehrerer, 
f. Correalität. 

Nngiltigfeit der Ehe, ſ. Eheungiltig« 

eit. 

— einer Erflärung des legten Willens, f. 
Erklärung bes letzten Willens. 

— ber Berträge, |. Berträge. 

Unglüdsfälle, |. Zufälle 

Universitas rerum, |. Geſammtſache. 

Unkatholiſch, |. Nichtkatholiſch. 

Unkoͤrperliche Sachen. Begriff, 292. 

Unmoͤgliche oder unerlaubte Bedingungen 
bei rer Willenserlärungen maden, 
wenn fie anfihiebend find, die Anord⸗ 

"mung nugiltig; und wenn fie auflöfend 
find, werben fie für nicht beigejegt ger 
achtet, 698, 

— Bas unmöglich oder unerlaubt if, faun 
kein Gegenfland eines giltigen Bertrages 
werben, 878, &82, 897 u. 898. 

Unmöglidkeit ber Seifung, bie aufätig ein. 
tretende hebt die Verbindlichkeit auf, 1447. 

Unmündige heißen bie, welche das vier- 
jehmte jahr noch. nicht zurüdgelegt haben, 
2 


— fie tönnen feine Ehe ſchließen, 48. 

— — eine Sache in Befig nehmen, 

— fie find nufäßi; teftiren, 569. 

Unfhägbare Saden, 308. 

Unterbrehung ber Verjährung, wodurch fie 

geſchebe, 1497. 

Unterdrüdung des letzten Willens macht 
des Erbrechtes unfähig, 542. 

Unterferfigung, ſ. Unterfgrift, Siege 
ung. 


Unenbgeltlihe — Unverbrauchbare. 


Untergang bes herrſchenden ober bienfba- 
ren Grundes hebt bie Dieufbarkeit wicht 
für immer auf, 526. 

— ber zufällige, der Sache heit alle Ber 
Ban fie zu Teiften auf, 1447, f. 

efabr. 


br. 
‚Unterhalt. Begriff, 672. 


— ber Ehemann iſt feiner Ehegattin den an- 
Rändıgen Unterhalt ſchuldig, 91. 

— Ühegatten, bie fih ſcheiden wolen, mäf- 
fen in Abſicht auf Unterhalt einverſtanden 
fein, 105 u. 106. 

— dafür ift auch während bes Gtreites über 
bie Trennung zu forgen, 117. - 

— bie Eitern find ihren Kindern, fo fange 

je fi nicht ſelbſt ernähren Tönnen, den 

nterhalt ſchuldig, 130, 141—143, 150 
a. 166-171. ; 

_ a ihren ern — 

— Beſtimm Unterhaltes allen, 
210-201. 

— vom Bermädtniffe des Unterhalies, 672, 
673 u. 691. 

— ber nothwendige Unterhalt gebührt auch 
dem vom Bflicttheile ausgeſchloſſenen 
Notherben, 735. 

— dem überfebenden Ehegatten gebührt ber 
— enflänbige Unterheit, 796. 

— bie Verkürzung bes Uaterhaltes berech⸗ 
!iget zum Widerrufe ber Schenkung, 950 
u. 954. 

— GEinwenbung ber Beibehaltung bes noth⸗ 
wendigen Unterhaltes: davon kann ber 
Bürge im Namen 'ves Schulbuers feinen 
Gebrauch maden, 1354. 

— ber, ift auf einen Monat voraus zu bee 
aohlen, ohne Erflattung von bem Erben, 


Unterhandlung grünbet noch feine Bertrage» 
verbinblihleit, 861, f. Punktatiom, 
Berabrebung. 

— Ein Vertrag, wodnrch etwas für bie Une 
terhanblung eines Ehenertrage® bebungen 
wird, ift ungiltig , 879, |. Auffag- 

Unterlafjung, widerrechtliche, einer Haub⸗ 
lung, ober ber gehörigen Aufmerfiamfeit, 
oder bes gebörigen Fleißes "werpflidtet 
um Erſatze des Schadens, 1295— 128. 

Unterpfand, |. Pfand. 

Unterfagungsrecht, wie ber Befit besfeiben 
erworben, 313. 

— unb wie es erfeflen werde, 1459. 

Unterfhrift, fie it weſentilich bei einer 
ſchriſtlichen von einem Anberen geſchriebe⸗ 
nen legten Anordnung, 578 u. 587. 

— ober bei einem gemäß ber Berabredung 
ſchriftlich errichteten Vertrage , 884. 

— wie die Unterfohrift durch einen Dritten 
geſchehen könne, 680, 886. 

Untertban, ſ. Bürger. 

Untheilbare Sade, wie fie mebreren Mit- 
glänvigern oder von mehreren Mitfhulb- 
nern zu entriäten, 888890, f. and 
Eorrealität, 

Unserbranhbare Sadıen, 301. 





Unvermögen — Veräußerung. 


Unvermögen 
Pflicht 
ſei, 60 m 

— wie es zu 


a ber ehelichen 


* lefern es Ehehinderniß 
"erheben, 99101, ſ. Unfäpig- 


teit. 

Unver ſtaͤndliche Bedingungen find in einem 
—— — für nicht beigeſetzt zu ach⸗ 
ten, . 

— eine unverſtändliche Erlärung ber Ein- 
willigung in einen Bertrag macht den⸗ 
felben ungiltig, 869. 

Unvollbärtige, |. Minberjährige. 

Unmiberruffic. Schenkungen find in ber 
Regel unmiberruflih, 946. 

— Ausnabmen, 947—956. 

Unwiſſenheit ber Geſetze entſchuldigt nicht, 2. 

Unwärbige nnd Unfähige bes Erbrechies, 
340-646 


Urgroßeltern. Geſetzliches Erbrecht ber- 
feiden, 741—750. 

Urkunde ift einem Bormunbe bet feiner Be 
ftelung, 206 u. 212. 

— und Entlafjung auszuftellen, 262. 

— eines Waifen find gerichtli zu verwah⸗ 
ren, 229. 

— (tabularmäßige) zu Einverfeibung in das 
Aseeg Buch geeignete Urkunden, 434 
a. fl 

— gemeinfchaftlidhe, werben bei dem älteften 
Eheittaber niebergelegt, Die übrigen er 
halten Abfchriften, 844— 849. 

— nen gefundene, ob fie ben Bergleih un. 
ütig machen können, 1887. 

Urfade, f. Beweggrund, Abſicht. 

Urtheile, ſ. Ausiprücde, richterliche. 

Usueaplo, ſ. Berjährung.' 

Usurpatio. usucapionis, f Hemmung, 
Unterbredung. 

Usus fruetus, |. $rudtnießung 

— servitus, |. Dienfibarkeiten. 


Velnte, f. Bährnng. 

Bater, burh Annehmang an Kinbesftatt, 
ſ. Wahlvater. 

— ehelicher? welcher dafür zu achten ſei, 
138 u. 156—158. 

— Belondere Rechte und Pflichten desſelben 
für den Unterhalt der Kinder zu forgen, 
141 u. 142, 

— er teilt den Kindern feinen Namen und 
die Standesrechte mit, 146. 

— er hat bie väterlihe Gewalt, .147. 

— Folgen berfelben, |. väterlihe Ger 
malt. 

— kanu feinem Kinde einen Bormunb ober 
Mitvormund ernennen, 196 u. 211. 

— oder jemanden von der Vormundſchaft 
ausſchließen, 193. 

— wann und tie bie eheliche Baterfchaft ber 
firitten werben könne, 146—159. 

— Bater unehelicher Kinder, wer bafür 
zn achten — u. 1 k x 

— er if 00 ih zur Verpflegung bes 
Kindes verbunden, 166 u. 167. 
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Bater, wenn aber das Kind bei der Mutter 
Gefahr lauft, auch zur Sorge für die Er- 
siehung, 168 u. 169. 

— nur infoweit es hierzu nothwenbig iſt, 
tommt ibm eine Gewalt zu, 166. 

— Batersiete find kein Gegenfland ber Er- 
figung ober Verjährung, 1458 u. 1481. 

nn e Bemalt, werin fie überhaupt 

eſtehe, 147. 

— indbefonbere in Rüdfiht ber Schliegun; 
der Ehe, 40-54. Mr 2 

— ber Stanbeswahl, 148, 

— des Bermögene, 149—151. 

— ober ber Berpflicgtungen der Kinder, 162. 

— fie verpflichtet die Kinder zu vertreten, 
ebeub, 

— Ueber bie unehelihen Kinder hat bie 
igentfihe näterlihe Gewalt nicht flatt, 


= wie die väterfihe Gewalt erlbſche, 172 bis 


— fie kann aber an gerechten Urſachen über 
die Volljährigkeit foridanern, 172. 

— oder vor felber fi enbigen, 174, 

— ihre Ausübung kann gehemmt, 176. 

— ober fie kann bem Vater ganz entzogen 
San der Kinder Mißb 

— nt in jegen beu rau 
der Gewalt, 178. 

— der Wahlvater übernimmt bie väterliche 
Gewalt, 188. 

— und nad Auflöfung bes Wahlverhält⸗ 
niſſes fälit fie auf den ehelichen Vater 
zurück, 186. 

Baterſchaft zu einem. unehelichen Kinde, 
Bermuthung und Beweis hierüber, 163 
u e 

Venla aetatis, |. Nachſicht. 

Berabrebung über einen künftigen Bertrog, 
wann fie verbindlich fei, 936, fiche 
Bunktation. 

Beränbderung bes Beſitzrechtes in eine bloße 
Iuhabung im Namen eines Anderen, 319. 

— ber Umftände. Ihr Einfluß auf Berab- 
redungen künftiger Besträge, 936, |. Um⸗ 
änderung. 

Veränberungsgebühren, 2ehenwaare und 
Sterblehen, inwieferu fie bem Obereigen- 
thümer gebähren, 1142, 

Beranlaſſung, fıäftige, ber Ehetrennung 
ift ein Ehehiuderniß, 119. 

Berantwortung ber Vormundes, Curators 
Awe ber Bormunbfcaftsbehörde, 255 u. 

64. 

Berorbeitung, |. Bereinigung. 

Beräußerung ber anvertrauten Pupillar⸗ 
fahen ann von dem Vormunde nicht 
eigenmädtig vorgenommen werden, 232 
u. 28; 


— Au der Minderjährige kann in der Re⸗ 
gel von dem Seinigen nichts veräußern, 
214, 216 u. 247. 

— Ber eine frembe Sache in feinem eige⸗ 
nen Namen veräußert, kaum fie, wenn er 
iu der Folge Cigenthämer wird, nicht zu⸗ 
rädforbern, 866. 
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Beränßerung, bie Veräußerung bricht ben 
Beſtaudverirag, 1120 u. 1121. 

— fie ſteht dem Nußungseigentbümer ohne 
Einwilligung des Obereigenthümers zu, 
1440. 

— die Veräußerung im Namen eines An 
beren fordert eine bejoubere Vollmacht, 
1008. 

Berbeflerungen, fe Aufwand, nüglicer. 

Berbindlichkeiten. Wer feine Verbindlich- 
feit nicht erfüllt, muß beweilen, daß es 
ohne fein Berſchulden geſchehe, 1298. 

— Arten, die Verbindlichkeiten zu befeftigen, 
nmjuändern oder aufzuheben, 1843 

— Für welde Berbindlicpleiten Bürgichaft 
geleiftet werden könne, 1350-1352. 

— gemeinfchaftlice, |. Gemeinſchaftlich, 
aub Erfüllung, Berpflihtung. 
Verbot eines Gegenftandes vor ber Ueber» 

gabe macht ben Vertrag ungittig, 860. 

— zu veräußern fließt das Recht zu ter 
Riren nicht aus, 610. 

— zu tefliren iſt eine fibeicommiffarifche 
Subftitution, e be nd., |. auh Ehe hin. 
derniß, Unerlaubt. 

Berbotsredt, |. Unferfogungsreit. 

Berbrauchbare Sachen, 301. 

— inwiefern fie ein Gegenſtand der Frucht⸗ 
nießung oder des Gebrauches, 510. 

— und bes Darleihene, 988. 

Berbrechen hindern die Eiwerbung ber 
——— 29. 

— find die Gründe zur Scheidung, 109. 

— oder bei nichtlatholifchen chriſtlichen Reli⸗ 
geortorrmanbien auch zur Zrennung ber 

he, 115 u. 116. 

— mwonn zur Enterbung, 768 n. 769. 

— ein, welde das Zutrauen verlieren macht, 
ſchließt von der Erwerbungsgefellichaft 
aus, 1210, |. Uebertretungen. 

Berbrecher, welche feine giltige Ehe fchlie- 
Ben können, 61 u. 9. 

— burh Berurtbeilung zu einer längeren 
als einjährigen Gefängnißftrafe kommt 
—— — Gewalt außer Wirkſamkeit, 

— werben von ber Bormundſchaft und Cu⸗ 
ratel auegeſchloſſen, 191 u. 281. 

— inwiefern fie zu teftiren unfähig, 574. 

— ober zur Zeugenſchaft bei legten Anorb- 

mungen, 592. 

— inwieweit fie Verträge ſchließen können, 
behiammt das Strafgelet Über Verbrechen, 


— ein, Tann wegen verlornen Zutranens 
von ber Grwerbögefellfhaft ansgeihloflen 
werben, 1210. 

— wer einem befannten Verbrecher Aufenthalt 
gibt, inwiefern er für ben von bemfelben 
veturſachten Schaden verantwortlich ſei, 
1314 u. 1315. 

Berdingen, f. Dienftleikungen. 

Berehelihung einer Staatebirgerin mit 
einem Ausländer zieht den Berluft der 
Staatsbürgerihaft nach fi, 32. 

— einer Minderjährigen, ob fie bie häter- 


Beräuferung — Verjährung. 


liche Gewalt ober bie Bormunbideft 
endige, 176 u. 260. 

Berehelihung ber Eitern eines unehelicen 
Kindes bewirkt befien Legitimation, 161. 

— Bedinyung der Riatverehelihung, 700, 
ſ. auch Ehe. 

Bereinigung, inwiefern fie ein Zuwache ei, 

—41). 

— des bienfibaren und herrſchenden Gutes 
in Einer Perſon hebt die Dienftbarkeit 
nicht für immer anf, 526. a 

— des Rechtes und ber Berbinblichfeit im 
Einer Berfon bewirkt die Exlöfchung, 1445 
u. 1446, |. au Wiebervereinigung. 

Berfaffer eines Werkes. Bon dem age 
desjelben mit dem Berleger, |. Dienf- 
leiftungem 

Berfolgung ber Rechte wird jebermam, 
jelbft gegen das Staatsoberhaupt gefattet, 
19 u. 


® en für einzelne Fälle ober Ber- 
ne pin nr —E 


2. 

Verführung einer Weibsperfon zur Unzucht 
verpflichtet zur Schabioshaltung, 1328. 

Bergebung, ſ. Berzeibung. 

Bergleie), worin er befiche, 1380. 

— Unterſchied von ber Schenkung, 1381. 

— Ungiltigfeit eines Bergleiches in Rädficht 
des Gegenſtaubes. 1382—1384. 

— ober anderer Mängel, 1385—1888. 

— Umfang des Vergleiche, 1389. ” 

— Birkung in Rädficht der Rebenverbinb- 
lipteiten, 1890. 

— ber Bormund fann eigenmädtig leinen 
Bergleih ſoließen, 233. 

— einen Bergleid im Namen eines Anderen 
zu treffen, fordert eine bejonbere Boll⸗ 
madt, 1008. 

— bei Streitigkeiten ber Chegatten über bie 
Abfonderung des Bermögens ift vorläufig 
ein Vergleich zu verfuchen, 117 u. 1264. 

Bergütung, |. Aufwand, Schaben. 

Bergütungsbetrag. Bebingung besfelben, 
inwiefern fie gelte, 1336. 

Berhegung zur Cpetrennung iR ein Ehe 
hinderniß, 119. i = 

Berhinderung an ber Erflärung bes legten 

illens Ichließt vom Erbrechte aus, 542. 

Berjährungund Erfipung. III. Thl. 4. Optſt. 

— Begriff der Verjährung, 1451. 

— Begriff ber Exfigung, 1452. 

— Ber verjähren und eıfigen könne, 1453. 

— gegen wen, 1454. 

— melde Gegenflände, 1454—1459. 
even zur Erſitzung: 1) Beſid, 

1460. > & 

— und zwar a) ein reditmäßiger, 1461 u. 
1462. 


— b) rebficyer, 1468. 

— 6) echter, 1464. 

— 2) Verlauf der Zeit, 1465. 

— Erſitzungsrecht, orbentliche, &) bei bemeg- 
lichen, 1466. 

_ Di bet undeweglihen Gaden, 1467 u. 











, Berlührung — Bermägtniß. 
Verjährung unb Erfigung. und e) baranf 


fi bezieheuden Rechten, 1469 u. 1170. 

— d) bei felten ausäblichen Rechten, 1471. 

— außerordeutliche, 14142 — 1477. 

— Berjährungszeit, ordentliche, 1478—1480. 

— Ausnahmen, 1481—1485. 

— Außerordentliche kürzere Berjihrnngegeit, 
1436—1492. 

— Ginvehuung der Berjhrungszeit bee Bor- 
fahrer, 1493, 

— Hemmung ber Verjährung, 1491-1496. 

— Unterbredung ber Berjährung, 1497. 

— Werkung der Erſitung ober Verjährung, 
1498— 1501. 

— Entiogung ober Verlängerung ber Ber- 
jihrung, 1502. 

— nad welchem Geſetze eine ſchon tor der 
Wirlſamkeit des allgemeinen bürgerlichen 
Geſebuches augefangene Grfigung eder 
Verjährung zu” tenriheilen, |. Kunt- 
madungspatent. 

— Eine verjührte Schuld lann, weun je 
dennoch bezahlt worden, nicht zurüdge- 
forbeıt werben, 1482 n. 1483. 

Berjährungszeit, ſ. Verjährung. 

Berkauf, To Ranfvertrag. 

Berkaufsauftrag. Begriff und Wirkung 
beefelben, 10861089. 

Berkehr. Was im Verlebr ficht, iſt ein 
Gegenſtand der Schähung, 808. 

— bes Beſttzes, 311. 

— bes Eigenthumes, 855. 

— des Biandrechten, 448. 

— eines Bermädtnifien, 653. 

— eine® Vertrages, 878 u. 880. 

Berfündignng ber Ehe, |. Aufgebot. 

Verkürzung über bie Hälfte des Wertbes 
gibt ein Kecht, Die Aufhebung des Ver⸗ 
trages au fordern, 934, 

— auch wenn bie Beſtimmung bes Preiſes 
einem Dritten überlaffen worden, 1060. 

— Ausnahmen, 835. 

— insbefonbere bei Glüdbverträgen, 1268, 

— oder bei einem Vergleiche, 1386. 

— Berlirzung des Unterhaftes, bes Pflicht- 
theiles, oder ber Öläubiger, inwiefern fle 
ten Widerruf ber GSchenfug begründe, 
950— 954. 

— Das Recht, ‘den Vertrag wegen Berkür- 
zung über bie Hälfte des Werthes auf» 
zuheben, erlifcht birzen drei Jahren, 1487. 

Berlag eines Bucher, ober von Landkarten, 
topographifhen Zeichnungen ober mufifa» 
liſchen Compofitionen, f. Dienftlei- 
Rungen. 

Berlagsbetrag, |. Dienflleifungen. 

Berlaſſen einer Sache, heißt, derjelben un 

bedingt ſich begeben, 862. 

— Der Ei geuthüner laun feine Sache ver- 
loffen, ebe u d. 

— Dieß iſt aber nicht zu vermuthen, 388, 
ſ. Sachen, verlaſſene. 

Berlaſſenſchaft, was fie fei, 531, f. Erb- 

t. 


recht. 
— Wenn fie nicht zureicht, alle Olünbiger 
Niehl, burgerl. Geſetb. erl. 
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und Legatare zu beſriedigen, was zu thun 
fei, 691 u. 692. 

Berlaffenfpaft, Beiträge, geſetzliche, aus 
derſelben zu öffentlichen Anfalten, 694. 

— de Verlaſſenſchaft, wem fie zufalle, 
6 


v. 
— Inte ſtatverlaſſenſchaft, ſ. Erbfolge, ge- 


ſedtiche 

Berlaſſenſchaftsabhandlung, ſ. Beſitz⸗ 
nebmuug ber Erbſcha 

BU AIR ESSENET, f. Olinbiger 
einer Verlaffenichaft. 

Verlaffung, boshafte, bes Ehegatten, iſt 
ein Grund zur Scelpuug, 109, 


— oder bei Rihtkarhelifcen and zur Tren- 


mung ber Ehe, 115 n. 116, . 
Berlauf der Zeit, |. Zeitverlanf. 
Berläumbung, |. Berlegung. 

Berlener, f. Dienfleifuugen. 

Berleiher, |. Leihoertrag. 

Berlegung über bie Hälite bes Werthes, 
f. Berfürzung. 

— bes Grblaffers oder feiner Familie, wann 
fie bes Erbrechtes unwürdig made, 540 
bie 542. 

— uud zur Euterbung beredtige, 770. 

— am Körper, am Lebeu, an ber perſön⸗ 
lien Sreibeit, an der Ehre, am Ber- 
mögen, wie ber baraus entſtandene Schade 
zu erfegen, 1825—1835, |. Schaben- 


erfag. 

Biere f. Eheverlöbniß, Brautper- 

onen. 

Berlorne Saden, |. Finden. 

Berluft der Staatsbürgerfcaft, 82. 

— ber viterlihen Gewalt, 172—128. 

— einer Sade, wann er ben Beſih erlöſchen 
amade, 319 u, 352, 

— Berluf des Pfandes zieht noch wicht ben 
Berluſt ber Forderuug nad ſich, 459 u. 
467, |. auch Eriäfhuug. 

Bermädtniß, was es fei,.unb wie es ſich 
von einer Erbſchaſt unterſcheide, 535. 

— Bon Bermädtniffen handelt bas 11. Hptf. 
bes U. Theiles. 

— Bon wen, wie, und wen Überhanpt legirt, 
647 u. 648. 

— wer mit Entrichtung oder Austheilung 
eines Bermäctniffes beſchwert werben 
könne, 649—651. 

— Gupfitution bei Bermächtniſſen, 652. 

_ Gegenflände eines Bermädtniffes, 653 


n. 

— allgemeine Auslegungsregein bei ®ermächt- 
niſſen. 655. 

— befoudere Vorſchriften Über das Vermächt · 
niß: a) von Sachen einer gewiſſen Gat⸗ 
tung, 656659, 

— b) das Bermächtniß einer beſtimmten 
Sache, 660 u. 661. 

— c) einer fremden Sade, 602. 

— d) einer Korderung, 663—663, 

— e) bes Heiratsgutes, 669671. 

_ * bes Uuterhaltes, ber Erziehung ober 

of, 672 u. 673. 
— g) der Mobilien, des Hausrathes, 674. 


85 
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Bermätniß, h) eines Behãliniſſes, 675 bie 
_ D der Juwelen, des Schmudes und Puter, 


— k) bes Goldes ober Silbere, ber Wäfche, 
Equipage, 679. 

— 1) ber Barfchaft, 680. 

— m) über die Benennung Kinder, 681. 

— n) Verwandte, 682, 

— 0) Dienftperfonen, 683. 

— Anfalstag bei Bermädtniffen, 684. 

_ Di fogteig das Eigenihum erworben mwerbe, 
ebend. 

— Bahlungstag, 685—687. 

— Recht bes gegatare jur Sicherſtellung, 688. 

_ an ein erledigtes Bermädtniß zufale, 

— Recht des Erben, wenn bie Laflen bie 
Maſſe erfhöpfen, 690 u. 691. 

— ober gar überfteigen, 692 ı. 693. 

— Bon ben geſetzlichen Beiträgen zu dffent⸗ 
lichen Anftalten, 694. 


Bermädiniß — Bernunftlofe. 


Bermuthung bes gleichzeitigen Todes Meh⸗ 
verer, wenn ber Zeitpunkt zweifelhaft, 25. 

— ber Giltigfeit der Ehe, 99. 

— ber ehelichen ober unehelichen Geburt, 
138, 165 u. 156. 

_ u Baterfchaft zu einem unehelichen Kinbe, 


— für bie Bereinigung ber Bormundidaft 
mit ber tefament: na Guratel, 209. 

— des Sterbetages eines Berjchollenen, 273. 

— eines giltigen Befigtitele, 823. 

— und ber Reblichleit des Beſitzes, 323. 

— ber Erwerbsunfähigteit, 366. 

— bes vollfländigen Eigenthums, 360 u. 372. 

— von der Beidaffenheit einer zur Frucht⸗ 
niegung übergetenen Eade, 518, 

— über bie Berufung ber Erben zur Frucht ⸗ 
nießung, 529. 

— eines wiberrufeuen Legatee, 724 nu. 72%. 
des „ggmeinfgaftligen Eigenthums, 854 
u. 857. 


— bei erfranlten ober umgefalenen Bieb, 


— Wie ein Bermädtniß aufgehoben oder | — Schweinen, Rindvieh, Pferden, 924— 927. 


wiberrufen werde, ſ. Aufhebung tes 
Tegten Willens, 

— Inwiefern bie Bermägtniffe, ungeachtet 
ber Enterbung ober Uebergehung beftehen, 
ober bie Bermächtnignehmer zur vollftän- 
digen Entrigtung des Pflichttheiles bei- 
tragen milſſen, 778 n. 783. 

— Bermägtniffe werben in ben Pflichttheil 
eingerechnet, 787. 

— Das Bermädtniß einer britten noch Teben- 
ben Berfon kann nicht veräußert werben, 


Bermädtnißnehmer. Begriff, 685. 

— Er unb deſſen familie fanıt den ihm zn. 
jedachten Nachlaß nicht bezeugen, 594, 
. Bermägtniß. 

— Er kann bie Abfonberung ber Verlaſſen⸗ 
fchaft von dem Vermögen dee Erben ver- 
langen, 812. 


— in Rüdfiht des Augeldes, 908. 

— bei Zurüdftellung eines Pachtgutee, 1110. 

— ber Correalität in einer Hanblungsgejell- 
ſchaſt, 1203. 

_ ae die Entrichtung der Morgengabe, 
1232. 


— ben Erwerb von dem Ghemaune, 1237. 

— über das Berſchulden. 1296 u. 1297. 

— bie Gränzen ber Bollmadıt, 1029, 1080 
n. 1088, 

— bie von bem Beſtaudnehmer übernom- 
menen Unglüdsfälle, 1106. 

— über ben Umftand, ob tie BeRellung 
A — ein Kauf- ober Lohnverirag 
ei, . 

— im Zweifel, welde ans mehreren Schuld- 
polen bezahlt worben, 1415 u. 1416. 

_ ve bie mit bem Capital bezahlten Zinfen, 


— und fh and an den Käufer der Erbichaft | — über die Zahlung einer Schuld aus bem 


halten, 1282, 

— fein Recht wird durch die Nadjfolge bes 
Schuldners in die Verlaſſenſchafi bes 
Glänbigers nicht geändert, 1445. 

Bermengung, |. Bereinigung. 

mil ung, |. Vereinigung. 

Bermißte, |. Abwefende. 

Bermögen, bewegliches, unbewegliches, |. 
Sade. 

— Staatabermägen, Gemeinbevermägen, was 
es heiße, 287 u. 289, 

— Ob das ganze gegenwärtige unb künftige 
Zermögen giltig verichentt werde, 944. 
— Bon ber Berwaltung bes Bermögens ber 
Kinder ober Minderjährigen, f. biefe 

Wörter. 

Bermögensabfonderung, f. Abfonbe- 
zung. 

Bermögensverlegungen, |. Berletung. 

Bermuthung, gefetliche, ber angebornen 
Rechte, 17. 

— bes Lebens einer Geburt, 23, 

— bes Tobes eines Vermißten, 24 


Beſitze des Schuibfcheiner, 142°. 

— oder über die Zablung einer älteren Schuld» 
poft aus der Abtragung einer jlugeren, 
1429 u. 1430. 

Bernunftlofe ſtehen unter befonderem Schutze 
der Gelee, 21. 

— find unfähig, eine Ehe zu ſchließen, 48. 

— bie väterlihe Gewalt fortzufegen, 176. 

— eine Bormundfgaft oder Euratel zu führen, 
191 n. 281. 

— fie ſtehen ſelbſt unter Euratel, 270. 

— tie bie Enratel über felbe eriöiche, 283. 

— Sie find unfähig, einen Beſitz zu erwer- 
ben, 810. 

— zu tefliren, 566 n. 567. 

_ zus eugenſchaft bei legten Anorbnumgen, 


— Ind unfähig, einen Bert.ag zu fchfießen, 


— ihre Begünftigung in Rüdfiht der Ber- 
jährung, 1494, 

— Wie die einem Bernunſtloſen gemachte 
Subfitutien erldſche, 616, 


un 


Vernunfiloſe 


Bernunftloſe, inwiefern ber von ihnen ge- 
machte Schaden zu erfeten fei, 1308— 1310. 

Berordnungen, |. Verfügungen, Ger 
fee, Statuten. 

Berpfändung einer fremden Sache, inwie- 
fern fie giltig, 456. a 

— inwiefern fie einem Kideicommißinhaber 
zuſtehe, 632, |. Pfand. 

Berpflegung, |. Unterhalt. 

Berpflihtung. Minderjährige Lönnen ohne 
Einwilligung des Baters oder Bormunbee 
in ber Regel keine giftige Verpflichtung 
eingeben, 152, 244— 248, 

— Die Verpflichtung eines Dritten für ben 
Schulduer als Alleinzahler, oder ale Mit- 
ſchuldner, ober als Bürge, if eine vecht- 
18° Art der Sicherſtellung, 1343 und 

— mer fie auf fi nehmen könne, 1349. 


Berfhlimmerungen, |. Schade. 
Berfcollene, f. Abwefenbe. 
Berſchulden, inwiefern ein Fibeicommiß ver 


ſchuͤldet werben bürfe, 635. 

— Bie ein febr verſchuideter Notherbe ent 
erbt werben Lönne, 773. 

— (Culpa), worin e8 teflehe, 1291, ſ. 
Scabenerfaß. 

— Auch ein Minderjühriger haftet für fein 
Berihutben, 248. 

Berſchwender heißen im Geſetze biejenigen, 
welche als folde von dem Gerichte für un« 
fähig, ihr Vermögen zu verwalten, öffent. 
li erllärt worden find, 21. 

— Wer als ein Berſchwender zu erklären 
ſei, 273. 

— er erhält einen Eurator, ebend. 

— warn biefe Euratel aufhöre, 283. 

— Ueber zur Verſchwendung geneigte Kinder 
wird bie väterlide Gewalt oder bie Bor- 
mnudſchaft fortgefegt, 173, 251. 

— wird ber Bater als Verſchwender erklärt, 
fo wird ein Vormuund den Kindern be- 
Reit, 176. 

_ Ds ein Berfchwenber zu tefliven fähig, 


— Ob er feinen letzten Willen wiberrufen 
töune, 718. £ 

— Intviefern verſchwenderiſche Notherben ent- 
erbt werben dürfen, 773. 

— Iumiefern ein Berſchwender einen Bere 
trag fließen köune, 865 u. 866. 

— ber gerichnlich erflärte VBerſchwender kanu 
von der Erwerbögefellichaft ausgeſchloſſen 
werten, 1210, 

— ber Ehemann ift beredhrigt, feine Gattin 
unter ben gefetlichen Vorfichten als Ber» 
ſchweuderin erllären zu laſſen, 1241. 

Berfehen, worin ee beftche, 1294 u. 1297. 

— Folge des dadurch verurſachten Schaben®, 
1295, 1323 u. 1324, ſ. Schade nerſatz. 

Berfendungsanftalten, öffentliche, inwie- 
fern fie für den Schaden hafıen, dieß be- 
Rimmen die befonderen Vorſchriften, 1317. 

VBerfigerungsvertrag. Gegenſtände besiel- 
ben und bie Daraus entfpringenden Rechte, 
1289— 1291. 


— Bertrag. 1335 


Verfiherungsvertrag. Die Vorſchriften 
über bie Seeaffeenranzen fin in ben 
Seegeſetzen enthalten, 192. 

Versio in rem, |. Verweudung. 

Berforgung, |. Unterhalt. B 

Berforgungsanftalten, geſellſchaftlich find 
nach ber Berfaflung der Geſellſchaft zu 
keurtheilen, 1287. 

Berſprechen, worin es beftebt, 861. 3 

— Friſt zurAnnahme eines Beriprechens, 82. 

— Welche Perfonen unfähig find, zu ver» 
ſprechen, 865—868. 

— Inwiefern man für einen Dritten ver⸗ 
ſprechen könne, 881. 5 R 

— mie, wenn unmögliche und mögliche Dinge 
zugleich verſprochen worben, 882. 

— mie, wenn Mehrere eine theilbare ober 
untheilbare Sache zugleich verſprechen, 
oder fi verſprechen laſſen, —896, 
f. auch Vertrag, Annahme bes Ber- 
fpredene. 2 

Berftandlofe, ſ. Bernunftlofe, 

Verfteigerung, |. Geilbietung. 

—— — f. Berletzungen, körper⸗ 
liche. 

Bertauſchung von Fibeicommißgrundſtücken, 
wie fie ftattfinde, 633 u. 634 ſ. Tauſch. 

Bertheidiguug der Ebe bei einer bevor⸗ 
ſtebenden Ungittigerttärung ober Trennung 
berfelben, 97, 114 u. 115. 

Bertrag. Bon Verträgen überhaupt handelt 
das 17. Hanptft. bes Il. Theile. R 

— Ein Vertrag gibt einen rechtmäßigen Zitel 
zur Erwerbung dinglicher Sachenrechte; 
bes Befiyes, 317. 

— des Eigenthums, 424. 

— des Pfandrechtes, 449. 

— ber Dienſtbarkeit, 400. 

— und des Erbrechtes zwiſchen Ehegatten, 
602, 1249. 

— Er gründet zunächſt ein perſönliches Sachen⸗ 
rechi, 859. 

— Begtiff von einem Vertrage, 861. 

_ geh zur Annahme eines Verſprechens, 862. 

— Eintheilung be: Verträge in ausbrüdliche 
und ſtillſchweigende, 863. 

— in ein» ober zweileitig verbindliche, 864. 
— Erforberniffe eines giltigen Bertrages: 
1) Fähigkeit der Perſouen, 865368. 

— 2) wahre Einwilligung, 869. i 

— inwiefern Zwang, Irrthum ober Li den 
Vertrag ungiftig mache, 870—877. 

— 3) Mögtigpleit der Leitungen, 878—882. 

— Unerlanbte und nugiltige Verträge ins⸗ 
beiondere, 879, 986, 991, 993, 998, 
1056, 1174, 1196, 120%, 1259, 1270 
bis 1273, 1291, 1371, 1372, 1382 bis 
1385 ı. 1502. 

— für Andere, 881. 

— Form ber Verträge, 883. 

— inebefondere von ſchriftlichen Verträgen 
unb der Bunftation, 884—837. 

— gemeinichaftlihe Verbindlichkeit ober Be⸗ 
sechtigung, 888— 390. 

— Eorrealität mehrerer Schulbner, 891. 

— oder mehrerer Glänbiger, 892, 
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Bertrag. Wirkung ber Zahlung ber Brfrel- 
ung um Galle der Eorrealirät, FII— RW, 

— Nebenkeftimmungen dei B.rirägen: I) Ber 
dingungen, 8&97—#99. 

— 2) Bewegarund, 900 u. 901. 

_ Mg Bei, Dit und Art dir Erfülluug, 


— 3 Augeld, 908. 
— 5) Rengeld, 9-91. 
— 6) Nebengebübren, 912 n. 913. 
_ Ausiegungsregeii tei Verträgen, 914 bie 
16 


— Bon ber Erldoſchuug ber Verträge, 917 
tie 920, 


— Gegenfläube entgeltlicher Verträge und 
Geihäfte, 921. 

— Allgemeine Belimmungen em'geltfider 
Berträge: 1) Grwäßrleiftung, e ber» 
felben, 322-930. 

— Bedingung, 931. 

— Birkung der Gewäbrleiftung, 932. 

_ Eu bes Rechtes der Gewährlei- 
ſtung, 98; 

— 2) Ehadloshaltung wegen Verkürzung über 
die Häite im Wertbe, 931 u. 936. 

—- Bon ber Verabredung eines künftigen 
Vertrages, 936. 

— Bom Verzicht anf Ginmwendnngen, 987, 
f. Nebenverträge. 

— Die Vertragsrechte und Verbiudlichkeiten 
geben in der Regel auf den Erben über, 


918. 

— ee ſtehen unter dem Werte: 

rben. 

— Das Berſchulden durch Uebertretung einer 
— —— begründet die Verbindlich⸗ 
teit zum Schabenerfag, 1295, ſ. Scha⸗ 
denerfat. 

Bertreter. Der Mann ift ein gefehficher 
Bertreter feiner Frau, 91. 

— feine minderjährigen Kinder, 162. 

— ber Bormund feiner Pflegebefohlenen, 248. 

Bertretungsleiftung, wann fie zur Gewähr- 
leiftung zu verlangen. folge ber Unter- 
laffung, 931. 

Berunftaltung, f. Verletzung. 
Berwahrungsvertrag ift ber Gegenfland 
bes 19. Hanpıfl. vn 1. Theile. ” 

— Begriff desſeiben, 957 m. 958, 

— wann er in einen Darlehens ober Leih- 
vertrag, 959. 

— ober in eine Bevollmächtignug ü.bergebe, 


980. 
— Rechte und Pflichten tes Berwahrere, 
961—966, 


— und des Hinterlegere, 967. 

— Gequefter, 968. 

— Ob bem Bermahrer ein Lohn getüßre, 969. 

— Gaftwirthe, Schiffer, Fuhrleute haften 

lei einem Berwahrer, 970. 

— Berwahrungsrüde find kein Gegenſtaud 
der Eompenfation, 1440. 

— fie fönnen von bem Verwahrer und deſſen 
Erben nicht verjäbrt werben, 1462, 

Verwalter eines gemeinfcaftlihen Gutes 


Berirag — Verzicht. 


bat bie Rechte nud Pflichten eines Madt- 
babeı®, 837 u. 838. 

Bermalter. Der Bater iR geſehlicher Ber- 
Bel bes Bermögens feiner Kinber, 149 
». 150. 

— Sormünder und Curatoren des Vermõgens 
ibrer Fflegebefohlenen, 18. 

— Wie mehrere Bormüuder das Vermögen 
verwalten follen, 210. 

Berwaltung fremder Güter, f. väter- 
lidhe Gewalt, Bormunbfdaft, 
Berollmägtignug, Freiwillige, 
Geſchäfteführnug, Lohnvertrag, 
Ehepacte. R 

Berwandlung eines Fibeicommißgute® in 
ein Capital, ob fie flatıhabe, 633 m. 631. 

Berwandte eines Minberjührigen find vor- 
züglich berechtiget, die Bernadhläffigung 
oder ben Mißbrauch ber viterilhen oder 
vormuundſchafilichen @rwalt anzuzeigen, 
178 u. 217. 

— fie find verbunden, für die Beſlellungen 
eines Bormundes oder Eurators zu for- 
gen, 189. 

— bie nädften, männlichen Geſchlechtes, find 
geſetziiche Vermünder, 198. 

— ——— auf die Mitvormundſchaft, 
2 


— und Abtretung per Vormnndſchaft, 250. 

— find um die Verpflegung bed mitteltefen 
Waiſen anzugehen, 221. 

— find wegen Fortfetzung der Bormund- 
ſchaft oder Erth.iluug der Nadficht des 
Alters zu vernehmen, 251 u. 252. 

— welche bei einem Bermähtniffe für Ber- 
wandte zu verſtehen find, 682. 

— welchen eiu geſetzliches Erbrecht znſtehe, 
730 751. 

Berwandtſchaft, worin fie beftehe, 40. 

— Berehuung der Grabe berfelben, 41. 

— in me weit fie ein Ehthinderuiß, 65 
u 9. . 

— Ausnahme in Rüdjicht der Juden, 125. 

— Welde Berwanttihaft mt bem Erben 
ober Legatar von der Zengenichaft über 
eine fette Anordnung ausihließe, 94. 

— Uneheliche Kinder find von beu Rechten 
der Bermanbticaft ausgeſchloſſen. 165. 

Verwendung einer Sade zum Rugem eines 
Anderen, uwiefern fie ein Recht begrũude. 

8 en Törpert de 

erwunbung, |. Berlegung, loͤrperl de. 

Berzeihniß. Iuventarinm. 

Berzeihung bes Erblaſſers hebt bie Unwär- 
digkeit des Erben auf, 540. 

Berzit anf das Erbrecht, 551. 

— Dem ber Erbtheil bes Berzichtenden ju- 
falle, 660-662. 

— Inwiefern ber Juhaber eines Fibeicom- 
miflee auf basfelbe Verzicht thun könne, 

— deng Einwendungen muß beſtimmt 
ein, 

— wann ber Berjicht eine Schenkung ſei 
ober nicht, 939 u. 1581. E 


Berzicht — Vormundſchaſt. 


Berzicht. Unentgelnlicher Verzicht auf Rechte 
im Namen eines Anderen zu errichten, 
forbert eine beſondere Vollmacht, 1008. 

— Anf das Recht ber Berjährung fana man 
im voraus nicht Verzicht leiften, 1501. 

Berzögerung der Zahlung eines Capitals, 
wann fie eintvete, nub was fie wirle, 
1388 —1336. : des Slandig 

— Folge ter Verzögerung bes Slsubigere 
E Annabıne der Zahlung, 1419 u. 1425. 

Berzögerungszinfen. Begriff und Maß 
berieiben, 1883 u. 1335. 

Bieh. Das Wirthſchaftovieh iR ein Zugehör 
des Grundee, 296. 

— anf welches Bich fih das Weiderecht er- 
firede, 499 n. 500. 

— wann befien Erkraukung oder Teb bie 
Gewãhrleiftung gründe, 3219238. 

— das, auf dem Padhtgute it ſtillfchweigend 
für ben Pachtzins verpfänbet, 1401. 

— Rechte des Grundbrfigers. bei einenı ihm 
von einem fremden Biche verurſachten 
Schaben, 1321 u. 1822. |. Thier. 

Bichfeude, |. Een ce. 

Siehiriebsrecht, |. Dienftbarkeiten. ' 

Bielmännerei und Bielweiberei iR geich- 
wibrig, 62 u. 94. 

Biertheil, falcidiſcher ober trebellianifcher, 
findet nicht ſtatt, 690 u. 698 u. fi. 

— ein reiner Viertheil der Berlafj.nihaft 
bleilt ungeachtet eine® Erbvertrages zur 
freien fetten Anorbnung vorbehalten, 1253. 

Binbication, |. Eigenthumsllage. 

Vis fluminis, |. Zuwade, 

Bollbürtige, I. Großjährigleit. 

Volljährigkeit, |. Großijährigkeit. 

Bollmacht. Begriff berjeiben, 1005. 

— allgemeine und befontere, 1006. 

— unbeihräufte und befchränfte, 1007. 

— Geidäfte, die einer bejouberen Vollmacht 
bedürfen, 1008. 

— insbejonbere bie Einwilligung zur Che, 76. 

— der Widerruf macht die nachgefolgte Er- 
tlãrung der Einwilligung zur Ehe un 
giltig, ebeud. 

— Die geheime Vollmacht hat auf die Rechte 
des Dritten feinen Einfluß, 1017, 

— Inner ven Gränzen ber Vollmacht kom⸗ 
men die Rechte und Verbindlichkeiten auf 
den Madıtgeber, 10171019. 

— Eridſchung der Bollmacht durd deu Wir 
derruf, Tod oder Concure. 1020-1026. 

— ſtiuſchweigende, 10271083, 

— gerictlie und gefetzliche, 1034,-1. Be» 
volfmädtigung. 

Bollzieher des legten Willene, deſſen Pflich⸗ 
ten, 816 u. 817. 

Borausbezahlung ber Zinfen, bei einem 
Darlehen, inwiefern ftattfinde, 996. 

_ —— — kann Wbnngen werben, 


— des Witwengehalter, ber Leibrente und 
des Unterhaltes iſt pflichtmäßig, 1242, 
1285, 1418. 

Borausgabe wird Im Zweifel für ein Angeld, 
nicht für ein Rengeld geachtet, - 10. 
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Borausvermädtniß filr einen Erben, 648. 

Borbehalt der Wahl bei einem Bertraye, 
wenn er vereitelt wird, 907. 

— bes Wieberlaufes, 1068— 1070. 

— des Rüdverfaufes, 1071. 

— des Vorkaufsrehtee, 1073— 1077. 

— der Probe, 10%0— 1082. 

— der eines befleren Käufers, 1083— 1085. 

Borgeben, liſtiges, ber Faͤhigkeit zur Schlie- 
fung eines Vertrages, warn es zur Ge⸗ 
ungthunng verbintet, 866. 

— falſchliches des Beſitzes verbindet zum 
Schadenerſatze, 377. 

— waun es bie Gewährleiſtung gründet, 
923, 929 u. 930. 

Borbanden. Für eine veränßerte Sache, 
Die nicht mehr vorhanden ift, muß Ge⸗ 
wãhr geleiftet werben, 923. 

Borkaufsrecht. Begriff desſelben, 1072. 

— 8 ift in ter Kegel ein perlönfiches, 1073. 

— und nnüberiragbares Recht, 1074, 

_ Arltraum zur Ausfibung, 1075. 

— Wirkung besfelben bei einer gerichtlichen 
Feilbletung, 1076. 

— Bebingung zur Ausübung biefes Rechtes, 
1077— 1019. 

— Auf das Borlaufsredht hat ein Obereigen- 
thümer ohne ausdrüdlicge Bedingung kei 
nen Aufprud, 1140 u. 1141. 

Borladung, f. Edicte. 

Bormerkung in bie. öffentlichen Bücher, 
was fle ſei: Erforderniß nnd Wirkung, 
438, 439 n. 445. 

Bormund, |. Bormundigaft, Mit vor⸗ 
mund, 

Bormundſchaft. Bon. ber Vormundſchaft 
uud Euratel handelt das 4. Hanptit. des 
1. Teils, 

— Beſtimmung d.r Vormnudſchaft und Cu- 
—— 

— Un ied zwiſchen der Vormundſchaft 
und Enratel, 188. J 

— 1. Bon der Bormuunbſchaft. Ver⸗ 
anlaſſung zur Beſtellung der elben, 189. 

— wer den Vormund zunächſt beſtelle, 190. 

— uothwendige Entſchädiguug von einer 
Vormundſchaft überhaupt, 191 u. 192. 

— ron einer beftimmten, 193 n. 195. 

— freiwillige Ent. huibigungegrünbe, 194. 

— Arten ber Bernfung zur Bormundigaft: 
1) teſtamentariſche, 196 u. 197. 

— 2) geſetzliche 193. 

— 5) gerichtliche, 199. 5 

— Form, ber wirklichen Beſtellung bes Bor- 
munbes, 200. 

— Form, bie Beſtellung abzulehuen, 201. 

— Berantwortlidkeit des Vormundes und 
bes Gerichtes in Rüdficht diefes Gegen⸗ 
flandes, 202 u. 203, 

— Antritt berfelten, 204. 

— Angelobung des Bormnuber, 205. 

— Urkunde hierüber, 206. 

— Bührung der Vormundſcaft, vorläufige 
gerigitige Borſicht hierüber, 207 m. 
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Vormundſchaſt — Vormnudſchafiliches Gericht. 


Bormundſchaft. Bereinigung ber vorınnnbs —— e) durch wirlliche Votjãh⸗ 


—— 


ſchaftlichen Hauptpflichlen (ber Erziehung 


rigfeit, 251 


and Bermögensverwaltung) in einer Pers |— d) durch die vermiit? iſt ertbeilter Nach⸗ 


fen, 209 u. 210. 

Unterflügung einer Vormünderin durch 

einen Mitvormund, 211. 

Pflihten und Rechte tes Mitvormundes, 

212—215. 

befonbere Pflichten und Rechte bes Bor- 

mundes: a) in Rüdficgt ber Erziehung 

der Perfon, 216. 

eutſprecheude Berbinblicpkeiten des Pflege» 

befohlenen, 217. 

Wer zunächft die Erziehung beforge, 213 

Beſtimmung der Ouantität und ber 

Quellen der Erzichungstofen, 219— 221. 

Pfligten des Vormuudes: 
b) in Rüdfiht der Vermögensverwaltung, 
Setorihung ı und Sicherfielung tes Ber- 
mögens, 2 

durch bie Sperre und Inventur, 223. 

dann turd bie Schäßung bes unbeweg · 
lichen Vermögens entweder unmittelbar 

von bem vormundſchaftlichen Gerichte, 224, 


- u vermittelft der Nealtehörbe, 225 ı. 
- Wohin das bewegliche Vermögen gehöre, 


227. 
Algemeine Vorſchriften in Rüdficht auf 
bie Bermögensvermaltung, 228, 


- Befoubere Borfcriften: a) in Sinfit | — 


ber unmittelbaren Bermögensverwaltung, 
inlenderheit in Rüdficht der Koftbareiten, 


— se baren Geldes, 230. 


- bes Übrigen beweglichen Vermögens, 231. 
- in Rüdfiht des unbeweglichen, 232, 1219 


u. 1% 


- bei vorzufehrenben wigtigen Beränbe- | _ 


rungen, 233. 


- bei Einpebung der Capitalien, 234. 


- bei weiterer Berwenbun 


berjelben, 289. 


En jur Sierftelungunbebe er Forderungen, 


' 
{ 


236 u. 1245. 
Caution, 237. 
— zur Rehunngelegung, 


D Bei ber Rechnungslegung, 239. 


Ort, 240. 


- und Art ber Rechnungserlebigung, 241 


u. 242 

Befonbere Borfgriften für ben Vormund 
bei ber mittelbaren Vermögeusverwal · 
tung, d. i. bei Erwerbungen ober Ver⸗ 
pflihtungen bes Bflegebefohlenen. Ju⸗ 
fonberheit bei Vertretungen, 248, 

* ——— des Pflegebefohlenen, 244 


. 2 
Bei einer Eheſcheidung, 106. 
ober Annahme au Kinbesfatt, 181. 
In welchen Fällen ber Minderjährige 
ohne Einwilligung des Vormundes ver- 
bunden werbe, 246—248. 
Endigung berfelben: a) durch den Tod, 249. 
b) nach gehobenen Hinberniflen ber Aus- 
Übung ber väterlihen @ewalt, 250. 


— 1. Bon ber Euratel. 


as rehtli angenommene Bolljährigkeit, 


— Ss N bie ämtfiche ober augeſuchte Ent 


laſſung des Vormundes, 253, 


_ Hüte ber ämtiicen Enitaffung, 354 bie 


_ Alle der vom Vormunde rechtlich ange 


fuchten Entloffung, 257 u. 258, 


— Fälle der von Anberen rechtlich angefucdh- 


uns Eutlaſſung des Bormundes, 39 u. 


— Bedingungen zur rechtlichen Cntlaffung 


des Bormumndes: a) gewöhnlicher Zeit 
yuult, 261, 8 3 


— b) Scqlußrechnung; e) Uebergabe bes 


Bermögeus, 263. 


— Haftung bes Vormuudes aus frembem 


Verſchuiden, 564. 


— Subfidiariibe Haftung des vormund⸗ 


ſchaftlichen Gerichtes, 265. 


— —— des Vormundes: a) jährliche, 


— * d) beim Austritie, 267. 
— Redtöniirtel des Bormunbes bei Be- 


ſchwerden, 168. 

Begriff ber 
Euratel, 269. 

Falle der Curatel, 270. 


— 3) für Minderjährige, 271 u. 272. 
— b) für Bahn und Blöbfinnige, 273. 
— ober c) Verſchwender, ebenb. 

— dı) für Ungeborne, 274. 

— e) für Taubſtumme, 275. 

— f) für Abweſende, 276—278.- 


8 für Sträflinge, 279. 
eftellung ber Enratel, 280. 


— VTutſchuldigungsurſachen, 281. 

— Führung der Euratel, 282. 

— Erldichung berfelben, 283. 

— NAnenahmen in Rüdfiht bes Bauernflaa- 


des, 284. 


Bormundfhaftsbehörde, |. Bormund- 


ſchaftliches Gericht. 


Bormunbfäaftsbuh, wie es zu führen, 
Bormundfchaftliches Gericht if dasjenige, 


unter beflen Gerichtsbarkeit der Hinder- 
jährige lebt, 189. 


— es forgt von Amtswegen für die BeRel- 


fung eines Bormundes, 189, 190, 199 


. 209. 
— bat bie Tanglichfeit und Eutſchu 
m ie Tauglichkeit un id: Be 


gründe zu beurtbeilen, 191—1 
203. 


_ Bemfeben wird jeber Vormund unter 


worfen, 2 


— ift für einen wiffentfich untauglichen der» 


antwortlid, 202. 
— 68 ertheilt ben Auftrag 3 zur Uebernehwung 
der Bormundicaft, 204. 


— nimmt bie Angelobung "auf, und ertheift 


hierüber eine Urluude, 206 u. 206. 


Bormundicaftlihes Geriht — 


Bormundfigaftlic es Gericht forgt, daß aus 
mehreren Bormünbern nur Einer bie Er- 
ziebung und Hauptfühinng der Geſchäfte 
übernehme, 210. 

_ —— die Unterhaftungsfoften, 219, 
231 

— erſorſcht das Pupillarvermögen durch 
Spar, Inventur und Schägung, 222 bie 

2. 

— wocht Über alle Zweige ber vormund⸗ 
ſchafilichen Verwaltung und eniſcheidet in 
allen wichtigeren Angelegenheiten, worliber 
der Bormund die Genehmigung einholen 
muß, 216, 231—235, 

— übernimmt und eılediget die Rechnungen, 
238—241, 262. 

— 68 Tann einem Minderjährigen nad) 
aurüdgelegtem swanzigfen Jahre den 
reinen Weberfhuß der Cinkünfte über- 
laflen, 247. 

_ Benrthei die Entlaffung bes Vormundes, 
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Wahikinder heißen diejenigen, melde an 
indesftatt angenommen werten, 179. 

— geletliches Erbrecht berfelten, 755. 

Bahlmutter, Wahlvater heißen biejeni« 
gen, welche eine Berfon an Kindesftatt an⸗ 
neben, 179. 

— über ihre, fowie über ber Wahltkinder 
Rechte und Pflichten, |. Annebmung 
an Kindesjlatt. 

BWahnfinnige, ſ. Bernunftlofe, Pilege- 
befohlene 

Währung, in welcher ein Darlehen gegeben 
werben tönue, umd in welcher dasfelbe 
ober bie Zinſen davon zu bezahlen, 
f Darlehensvertrag, Geldzah- 
Inngen. 

—— Minderjährige 

Waiſenbuch, ſ. — 

Wandelpoͤn, Reugeld. 

Wandſchranke, inwiefern ſie in einer ge⸗ 
meinſchaftlichen Mauer angebracht werten 
tönnen, 855. 


Wette. 


— kaun bie Fortfegung der Bormunbfhaft Wappen, deren werben bie Ehegattin, 92. 


nach ber Großjährigkeit anordnen, 251. 
— oder bie Nachſicht des Alters ertbeilen, 252. 
_ Baftet aushilfsweife für bie Verwaltung, 


— akt über bie dem —— gebüh- 
rende Belohnung, 266 u. 267. 

— über die wedjleljeitigen Beſchwerden bes 
Bormundes nud des Minderjährigen, 
217, 268. 

— und führt über bie Tupifiarangefegen- 
heiten ein Waiſenbuch, 207 u. 


— 68 forgt auch für bie — wie für| We 


die ee 269 u. 283, f. aud 
Bormunbidaft. 
— boſer, zu ſchaden, worin er beſtehe, 


— Beigenefißen, a2an. 1824,[.Schaben- 


serien, fe Gefege, Statuten, 
Berfügungen. 
Borfäuß. ann ec bei Beſtellun 
Arbeit verlangt werden könne, 11 
Sortheil, entgangener, f. Entgang. 
Borzugsredht der Gläubiger wirb in bem 
Kerlairn über Concnrsfälle befiimmt, 


einer 


Waaren, wenn fie bei Darlehen flatt baren 
Geldes gegeben worben, wie bie Tilgung 
— — 891. 
Waarenlager kann auch ſymboliſch über 
geben a 427. 
Bungefhäfte, | . Glüdeverträge. 
bei einem Veriprechen das anf meh ⸗ 
— Arten erfüllet werden lann, ftebt 
dem Berpflichteten zu. 906. 
— mie, wenn die in einen Vertrage zuge⸗ 
Randene Wabl vereitelt wird, 907. 
Wahleltern. Begrifi, 170. 
— En ihnen ein geſetzüches Erbrecht zuſtehe, 





— und bie ehelichen Kinder theilhaft, 146. 
-— fie gründen die Bermuthung des Eigen» 
thumes einer Sache, 854. 
Wälche wirbuicht zur Kleidung gerechnet, 679. 
Waſſer. Das Recht, dasſelbe zu leiten oder 
zu ſchöpfen, ſ. Dienftbarkeiten. 
Waflerbeit, das verlaflene, wem es gehöre, 
409 u. 410. 
Waſſerwerke, deren Führung bebarf ber 
Sersitiguug der politifchen Bebörde, 413. 
Wech eigen fte, 1. Haudelsgeſchäfte. 
chſelrecht, wann e8 verjährt werbe, ber 
Rimmt die Wechſelordunng, 1492. 
Wechſelſeitige Schenkungen, inwiefern fte 
ar unentgeltlihen Verträgen beizuzählen, 


Weg: ober Fahrwegrecht, |. Dienſtbar⸗ 
teiten. 

Weib, |. Ehegattin. 

Beiblide Rackemmenfgaft bat in ber Regel 
anf Fideicommiffe keinen Aniprud), 266. 

Beibsperfonen, f. Granensperfonen. 

Beiderecht, ſ. Dientbarkeiten. 

Weihe, inwiefern fie ein Ehehinderniß, 63, 94. 

Weißzeug, |. Wäſche. 

Beltgei lie tönuen zur Webernehmung 
einer Vormundſchaft nicht angehalten wer« 
den, 195, f. auch Geiftlidhe. 

Bert. Auffübenng, ober Nieberreißung eines 
Werles, |. Gebäube. 

— Bollbringung eines Werkes gegen einen 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend bedungenen 
Lohn, ſ. Dienſtleiſtung en. 

Werth. Wie der Wertb eier zu verſchul⸗ 
denden oder zu vertauſchenden Fideicom ⸗ 
miſſes zu beftinnmen fei, 637. 

— Bertürzung über die Hälfte desſelben gibt 
ein Recht zum Scabenerfage, 934 u. 
935, f. Preis, Berlürzung. 

Bette. Begriff, 2270. 

— Sie kann and Über ben unbefannten In 
halt einer letziwilligen Erklärung einge 
gangen werben, 1333. 
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Wette, der Preis einer Weite kann ẽ nicht 
eingeliagt, aber ber bezahlte nicht zurüd ⸗ 
gefordert werden, 1273, 1482 m. 1438. 

Widerlage wird zur Vermehrung Les Hei⸗ 
ratsgutes verſpro hen, |. Ehepacte. 

Widerruf der Bollmadı zur Che, was er 
wirke, 76. 

— des legten Willens, f. Aufhebung. 

— Semunlielee eines Vermächtniffes, 724 
u I. . 

— ber Eıbserllärung, ob er ſtatifiude, 806. 

— eines Fideicommiſſes, 806. 

— des od nicht angenonumenen Berfpre- 

— dene, 862. 

— der Schenlungen, 916—956. 

_ Bee eolmank, inwiefern ex Rattfinbe, 
1020. 

— ober einer Affiguation, 1404. - 

Wicdereinfepung, |. @infegung. 

Wiederkauf. Des Recht zu bemieisen ver- 
nüöge des Vorbehaltes, ‚worin c# beflche, 


— Erjeg ber Verſchlimmerungen und Ber, 
befjerungen, 1069. 3 

— in welchen Gegeuſtänden und unter wel- 
hen Beſchränkungen dieſes Recht flatt- 
fiuden föune, 110, 

BWiederverehelihung. Geſetzliche Vorſichten 
ra * —5 er 

— Folge in Ridfict einer ber Frau von 

_ dem anne binterlafienen Sruchenießung, 

Witdervergeltung gegen Frembe, inwiefern 
fie Rattfinde, 35. 

Wild in einem Walde iR für eine unbeweg- 
tie Sache zu halten, 296, |. Jagd. 
Bilde, |. Willkür, Erklärung, Ein 
fhränltung und Anfbebung des 
legten Willens, bavon handelt das 9, u. 

12. Saupit. bes ilL- Theile. 

Billenserklärungft eine ausprüdtige ober 
ſtillichweigende, 863. 

— der Inhalt ber legten Willenserlidrung 
in vor ber Belanntmachung fein Gegen- 

and eines 'giltigen Vergleches, 1883. 

Billlür, Bann aus einem Bertrage, befien 
Erfüllungszeit der Willkür vorbehalten 
worben, gefordert werben könne, 804. 

— ber Dangel derſelben fpricht in der Regel 
frei vom Schabenerſatze, 1306. 

— ob Handlungen ber n Willür ber 
Verjährung unterliegen, 1469. 

Wirthe, |. Gaſtwirthe. 

Wirthſchaftobetrieb. -Das Getreide, Holz, 
Bieh, die Werkjeuge, Geräthſchaften zu 
demſelben, find ein Zugehör, 286. 

irthſchaftsgerathſchafien find für ben 
Pachtzine ftilihweigend verpfändet, 1101. 

Witthum, |. Witwengebalt. 

ur sliäer Unterhalt, |. Witweng e⸗ 

alt. 

Witwe oder Witwer müffen, nm zur Tran⸗ 
uug zugelaffen zu werben, bie Auflöfung 
der vorigen Ehe beweilen, 62. 

— binnen melden Zeit eine Wiewe fid) wie- 
ber verehelichen Fune, 120 u, 181. 


Bette — Zahler. 


Witwe. Die Witwe Hat noch durch ſecht 
Boden nad dem. Tode des Mannee, und 
wenu fie ſchwauger it, bis nad Berlauf 
von ſechs Wochen nach ihrer Enteinbung, 
bie Berpflegung; jebach ohne miütlerwei- 
ligen Wirwengehalt, 1243. 

BWitwencafle, [.Berforguugeankalten. 

Witwengehalt. Begriff bavon. Wann und 
wie lange er ber Witwe gebühre, 1212 
bie 1241. 

— Borſicht über defien Sichetſtelang. 1245. 

— in Falle eines über ven Manu rerhingten 
Cencurſes kaun im der Regel ber Wit- 
wengehalt angeſprochen werben, 1260. 

Bitwenftand, inwiefern er zur Bebingung 
des Radjlafles gemacht werben Fönne, 700. 

Wohl, das allgemeine, berechtiget tie Ab- 
treiumg bes Privsteigentfums gegen 
Schablospaltung zu serunge, 865. 

Wohlthätige Verträge, |. Einfeitig ber- 
binblice. 

Wohlthätigkeit, |. Schenkungen. 

Wohnort ver Berlobten if im der Berlin- 
Digung und bem Trauungebucde anzu“ 
führen, 70, 0. 

— nud ift bir Ort ber Be.tündigung, und 
ber Zahlung, 11420. 

— ter feierligen Erllãärnug ber ehelichen 
Verbindung, 71, 82, 

Wohnfl. wann er bie Staatebürgerſchaft 
bewirte, 29. 

— bie perfönliche Fihigkeit wird nach ben 
Geſetzen des Wohnfiges, und ohne Dielen, 
tes Geburtsortes beurtheilet, Bi. 

— die Ehegattin if fchuldig, dem Wohnſitze 
bes Mannes zn folgen, 92. 

Wohnung als Dienfibartent betragtet, was 

e in fi begreife, 621 m 582, 
. Dienitbarkeiten. 

Wucher in Geldbarlefen wirb nad bem 

befonberen beſtehenden Wuchergefege be» 
belt, 1000. 

Wundarzi dient zum Beweile über bas 
Uuermögen zur ehelichen Pflicht, 100, 
1. auch Sach derſtaändige. 

— aaa Siig beikagen — 
nichts gilti » 

— auf —* — die Borſchriften von Dieuf- 
leiftuugen anzuwenden, 1163, |. DienR- 
leifungen. 

Wurzeln begründen den Zuwachs buch 
Pflanzung, 420. 

— eines fremben-Baumet laun ber Gemb- 
eigesitpänzer aus jeinem Boden reißen, 422. 


Bine, Heden, Plaulen, Manern und aubere 
dergieichen Scheidewaͤude zwiſchen Nahe 
baru werben für ein gemeinichaftliches 
Out augejchen, 854. 

Bahler. Ber ſich ale Alleinzahler für einen 
Dritten mit Ginwilligung bes Glänbi- 
bigers verpflichtet, bewirkt eine Mmäne 
derung: ber Berbinbfigkeit, 1345, 1407, 
f. Anweifung, 


Zahler — Zeitraum. 1341 


Iahler. Wer fih ars Bürge und Zahler 
— ftet als ein ungetheilter 

Miiſchuldner, 1357. > 

— ber Zahler einer fremben Schuld tıitt in 
die Nechte des Gläubigers, doch muß er 
zu feiner Sicherheit erjt ben Daupiſchuld ⸗ 
ner vernehmen, 1868, 1361. 

Zahlung, worin fie beflche, 1412. 

— pie (A zu leiflen, und ob etwas Anderes 
au Zahlumgsflatt gegeben, 1413 u. 1414. 

— ober theilweile bezahlt werben Lönne, und 
was bei biejer Zahlungsart zu vermu- 
then, 1416 u. 1416. 

— Zeit ber Leitung, 1417. 5 

— gekglige Verimmung ber Zahlungefrif, 


— folge der verzdgerten Annahme, 1419. 

I Wire yahlen Tnze, ob and) ein Pf 

— zahlen Fönne, ob auch ein Pflege- 
befohlener, 1421. 

— imwiefern auch ein Dritter, 1422 u. 1423. 

— An wen bezahlt werben köune, 1424. 

— bem Bormunde Tann ohne geridtliche 
Genehmigung ein Capital mit Sicher⸗ 
heit nicht bezahlt werden, 234 

— mit welcher Borſicht die Zahlung einem 

fanbgtäubiger, im falle einer weiteren 
erpfänbung zu leiften fei, 455. 

— ob der Schuldner — ſei, dem Ce⸗ 

* die Zahlung zu leiſten, 1895 m. 


— inwiefern ein Affignat bie Zahlung zu 
leiſten verpflichtet, 1403— 1409. 

— Gerichtliche Abtragung der Schulb, warn, 
wie ſie gefi Wer önne, und mit welcher 
Wirkang, 1425, 

— Recht des Zahlers, eine Onittung und 
ben Schnlbſchein zu verlangen, 1426. 

— imiefern dadurch eine Vermnihung ober 
ein ® weiß der Zahlung gegründet werbe, 
1427—1430. 

— einer Nichtſchuld ans Irrthum lann zu⸗ 
rüdgeforbert werben, 1431—1436. 

— wie ber Empfänger zu behandeln, 1437. 

— einer Hypothelarſchuid macht ohne 23 
fung das Gut nicht frei, 469, 

— Berzögerte Bahfung, ſJ. Berzögerung. 

— auf Abichlag, |. Abfchlagszahiungen. 

— Bon ber Zahlung aus einem Dar- 
leipensvertrage, f. dieſes Wort, 
fe auch Geldzahlnung. 

Sahlungs att, ablung. 

Behlungstag des Bermägtniffce, 685—687. 

Bahlungsunfähigkeit, |. Unfähigkeit. 

Beiden, wie Dura biefelben eine Uebergabe 

eſchehen Fönne, 427 u. 452, 

Beihnungen, opographifige, Bertrag hier⸗ 
über, ſ. Dienft einunge n. 

Zeit der Erfüllung bes Vertrages. Vor⸗ 
ſchriften hierüber, 902—904, vgl. Zab⸗ 
lung, ag, Monat, Jahr, Zeit- 
ranın. : 

Beitpunft des Anfanges der Verbindlichkeit 
eines Gefeges überhaupt, 3. 

— dieſes Geſetzbuches inebeſondere if in 
dem Rundmadhungspatente beſtimmt. 
Niehl. bilrgl. @efehb. erl. 



















Beitpunft der Rieberfegung einer Bormund- 


ſchaft, 261. 


— bes Erbaufalles und ber Erbfähigkeit, 


645 u. 546. 
— bie Beirädung desſelben in einem legten 
De if nicht notwendig, aber räthlich, 


= Ba Bla Et 
ingebachte Recht eingeſchränket hat 
was er ie, 201-708. . 

— au —— bes Erbzinſes 1132. 

Zeitraum ber Anfälfigkeit „je Erwerbung 
der Staatöbürgerichaft, 29. 

— bed Wohnfites zur Befimmung bes Auf- 
gebotgortes, 72. 

— zus Wieberholung bes Wufgebotes wegen 
unterbtiebener Ebeihließung, 73. 

— zur Anzeige ber Trauung an ben Pfarrer 
von bem entfernten Stellvertreter des« 
jelben, 82. 

— zur Beſtreitung einer ungiltigen Ehe, 96. 
— zur Erforfhung eines zweifelhaften Un- 
vermögen zur ehelichen Pflicht, 101. 

— zur Beftimmung ber boshaften Berlaffung 

6 Ghegatten, 115. 

— zur erlaubten Eingehung einer neuen Ehe, 
120 und 121. 

— zur Tobeserflärung, 24, 113 u. 114, 277. 

— zum Berfuge, jübifche Ehegatten von ber 

rennung abzubringen, 134, 

— ber vie —— — i es 

— zur Beſtreitung ber ehelichen Geburt 
— — Bel 2 

— mit ber unehe wohnung zum 
Beweiſe ber Baterfchaft, 163. Er 

— binnen welchem bie väterlihe Gewalt 
megen, * en heit Fr ah ale an 

er ung zur ngn! aje außer 
Birkfamteit Roc, 176: 

— ber Abwefenheit zur Ausfchliegung von 
einer Bormundfcaft, 194. 

— zur Ablehnung der Bormunbidaft, 201. 

_ u &esung ber Vormnudſchaftorechnung, 


— um Anſpruche der Verwandten auf bie 
Abtretung ber Bormunbjgaft, 258 u. 


259. 
— . Zneignnng zahm gemachter Thiere, 
— zur Belanntmachung eines Fundes, 889. 


— und zur Grmerbung, eines Rechtes anf 
denſelben. 891 u. 892. ; 

— zur Zurüdforberung eines mit Gewalt 
abgeriffenen Exbtheilee, 412. 

— zur Rechtfertigung einer Bormerkung, 439. 

— des ruhigen Beflges zur Beftimmung ber 
Art des Weiderechtes, 498. 

— ber —5 — begünftigter letzter Anord⸗ 
mungen, 599. 

— zur Entrihteng der Vermächtniſſe, 655. 

— jur Annahme eines Berſprechens, 862. 

— zur Ausübung bes Rechtes aus einer 
Berabrebung, künftig einen Vertrag zu 
fließen, 936. . 

— —— — zu verlangen, 924 tis 
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Beitraum, zur Entihäbigungsliage aus 
dem Berwahrungsvertrage, 387. 

— zu ten mechielieitigen Klagen zwiſchen 
dem Berleiher und dem Entlehner, 982. 

— IM —— des Vorkaufrechtes, 1075, 


— de Rechtes aus bem Kaufe auf Probe, 
1082. . 


— und ans bem Verlaufe mit Vorbehalt 
eines befleren Käufers, 1084. 

— zur Einklagung bes Aufwandes wider 
den Beftanbgeber, 1097. 

— einer ſtillſchweigenden Erneuerung bes 
Mieth- ober Bachtvertrages, 1115. 

— zur Enıfhädi ugefiage wider den Be 

tanbnehmer, 1111. 

— ber Auffünbigung eines Mieth- ober Badht- 
vertrages, 1116. 

— zur Ausübung bes von dem Obereigene 
1hümer bedungenen Borlanfes oder Ein- 
flandrechtes, 1141. 

— zur Erwerbung bes Rechtes bes Ober 
Sigentpümere anf Beränderungsgebühren, 

— zur Anzeige eines vermöge Verſicherungs 
vertrages zu erieenden Schabens, 1290. 

— zur Begründung ber Bermuthung von 
geiäehenereifungber Worgengate, 1232. 

— zur erforderlichen Anzeige einer derſicherten 
Gefatr, 1200. 

— zur Anbringung ber Schabensllage nach 
einer Bichpfänbung, 1321. 

— ber Erlöfhung ber Bürgfcaft, 1868 m. 
1367, |. Berjährung. 

Beitungsblätter, |. Ebicte. R 

Beitverlauf, inwiefern ex bie Dienſtbarleit 
aufpebe, 27 u. 528. 

— Ian Schuld, ob er ben Bürgen befreie, 

— inwieweit dadurch Rechte unb Verbind- 
lichkeiten aufgehoben, verjährt ober er- 
jefien werben, 1449, |. Zeitraum, 

erjährung. 

— inwiefern durch Verlauf ber Zeit das 
Pfanbrecht erlöfce, 468. 

engen. Ihre Gegenwart if bei Schließung 

einer Ehe nothwenbig, 75. 


— ebenfo kei legten MWillenserfiärungen, | 35 
579—598. 


Zuelgnung. 
gegen Zinfen vertheilen inne, 633 m. 


Bin, der Mieth- und Pachtzins muß in ber 
Hegel ebenjo beihaffen fein, wie ber 
Kaufpreis, on 

— wann er zu entrichten, 1100, 1102, 1132. 

— geſetzliches Pfaudrecht in Rüdfidt bes- 
jeiben, 1101. 

— — die Vorausbezahlung giltig ſei, 


—— 
— t zur laſſur s Zi 
oder Rn Theile, — Aber 
— GSaumieligleit in der Entrihtang bes 
Biufe, was fie wirle, 1118, 1135 m. 


Binfen von einem Capital, dae auf einer 
zur Sruchtuießung beftiumten Sache haftet, 
muß ber Fruchtnießer Überuchmen, 512. 

— von einem zum Gebrauche oder Fruvi⸗ 
uießung beflmmien Capital gebüpren dem 
Beredtigten, 510. 

— Maß der rechtlichen ‚Bertvagszinfen, 993 
u . 

— Zeit ber Eutrihtung, 997. 


— fie dürfen Höchkens anf ein halbes Jahr 


vorhiyein abgezogen werben, ebenb. 

— NE Ver pefeblicen, 995. 

— Binfen von Zinfen bürfen nicht genemmen 
werben, 995. 

— find in gleicher Währnug mit bem Gelb- 
capital zu enirihten, 999. 

— die Weberfchreitung des erlaubten Zinfen- 
maßes iſt ein Gegenfland bes Üucher- 
geſetzes, 1000. 

— wenn ber Gläubiger ohme gerichtliche Ein⸗ 
mahnung bie Zimfen bis anf ben Betrag 
der Hauptfchuld fleigen Täßt, fo erfifcht 
das Redt, von dem Capital weitere Zin⸗ 
fen zu forbern, 1835. 

— — der Bürge für die Zinfen hafte 


1353, 
— ob die Bahfun, terer Zinfen die Ab- 
tragung ber La ven bemweife, 1429, 
f. Berzögerungsziufen. 
Binfenvertrag. Begrifi, 984, |. Zinfen. 
Bögerung, |. Berzögerung. 
6, |. Steuern. 
Büdtigungsredht der Eitern, 145. 


— zur Unterfertigung einer Ginverleibungs- | — des Boımundes, 217. 


urfunde, 434. 
_ mnfäbige bei fetten Auorbunngen, 591 bie 


Sueiguung. Davon hantelt das 3. Hanpil. 
bes Il. Theile. 
— Begriff ber Bucignung, 381. 


— Beiträge nnen in ber Regel mit, ober | — Gegenflänbe, 38 


ohne Zengen gefchloflen werben, 88. 
— Ausnahme bei dem Erbvertrage, 1249. 
— Inwiefern zwei Zeugen bie Stelle ber 
Unterfchrift vertreten, 580 u. 886. 
Seugniffe, welde vor ber Trauung beizu- 
bringen, 78. 
_ FR zur Scheibung, 104, 106, 107, 188, 


Sins, deſſen forttauernde Entrihtung ber 
weifet noch feine Theilung bes @igen- 
tbumes, 860. 

— ob ber Fideicommißinhaber Grunbftüde 


— rien der Zueigming: I. der Thierfaug. 
Wem ba Recht zu Tagen oder zu filden 
qußehe, befimmeu bie politiſchen Geſehe, 


— zahme oder zahın gemachte Thiere find 
kein Gegenftanb ber Queiguung, 381. 
— ebenfowenig die dem Staate vorbehaltenen 

unterirdiſchen Erzeugniffe, 385. 
—ıI zus Fiuden verlaflemer Sagen, 386 


u. 387. 
— bie Bente if ein Gegenfland ber Kriegs⸗ 
geiege, 402, |. Finden und Schatz. 





i 
i 


Zuſatte — Zweifeitig. 


Zufälle. Juwieſern ie Beſitzer für den 
Zufall hafte, 335, 33 

— mann ber Saubgiänbiier, 460. 

_ s erordeuiliche geben Anſpruch auf Er- 

laffung des Beftanbzinfes, 1104—1108, 

1133 u. 1134, 

— inwiefern ber Gewalthaber einen Eirſatz 
zufälligen Schadens forbern Fönne, 

— ber bloße Zufall trifft denjenigen, in|— 
beflen en oder Berfon er fi er- 

eignet betr I 

— f Gefahr, — 


Sugebör, was es fei, 29 
— bei SrunbRden, Teichen, 


— nnd Gebãuden, 297. 
Bulaffung, |. Unterlaffung. 
Boraeltungereqht, ſ. Retentions- 


Surädfenerung einer bezahlten Nichtſchuld. 


ahlu 
Bufage, 1,Bcrfpregen Aunohme bes 
Ber! pre: 
Sumade, So fange —— nicht abgeſon · 
dert, it er ein Zugebör, 294. 
— Bon ber Erwerbung des Gigentbums 
buch Zuwache handelt das 4. Hanpıf. 
des Il. Theile. 
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Buwadjs. Begriff von Zumade, 401. 

— I. natürlicher: a) Raturproducte, 406. 

— b) Werfen der Tpiere, 405 u. 406. 

— c) Infeln, 407 u. 408, 

— d) verlaflenes Waſſerbett, 409 u. 410. 

— e) Anipälen, 411 

— f) abgerifienen Sind Landes, 412. 

— I. tünßticger Zuwachs burh Berarbei- 
tung ober — 4H—41b, 
ingbefondere durch © 

— IL vermiſchter, 22012. 

Buwedsrcht des Teflameutserben, 560 bis 


Be Bermägtuißnehmer, 689. 
_ 1 gebührt dem Käufer einer Erbſchaft, 


Swang zur Erklärung des Iehten Willens 
fließt von dem Erbrechte aus, 612. 

— wann er an. Vertrag ungiltig made, 
870, ah, — cht. 

Swed, 

Bei 9* didaten ſ. Regtsgrund- 


— ne die eätteit des Beſitzes, ſ. Be- 
1-00 dh Bermutbung. 
swf a verdindiiche Berträge, Beyrifj,861. 
— Bei benfelben wirb eine undentiche Yeus 
ßerung zum Nachtheile desjenigen erlärt, 
der fi ihrer bediente, 915, 


7 


in: 
a) 








